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Die Verfassung des Deutschen Reiches. 


Einleitung. 


A 


| Wenn auch das Deutsche Reich seit dem Westfälischen Frieden durch 
die Erweiterung der Territorialhoheit zur Souverainetät immer mehr seiner 
Auflösung entgegenging, so konnte doch von einer „Deutschen Frage‘, so 
lange das Reich bestand, nicht eigentlich die Rede sein; die Existenz der 


„Deutschen Frage“ beginnt vielmehr formell mit dem Erlöschen der Existenz 


des Deutschen Reichs und der 6. August 1806, an welchem Tage Kaiser 
Franz II. die Deutsche Kaiserwürde niederlegte, kann gewissermassen als der 
Geburtstag der Deutschen Frage angesehen werden, vorausgesetzt nur, dass 
man. dabei festhält, wie die Schwäche der Reichsgewalt während des letzten 
Jahrhunderts eine tiefe Trauer um den Untergang des Reichs und ein ernstes 


- Streben nach Wiederaufrichtung desselben nicht aufkommen liess. Dazu 


kamen die Napoleonischen Siege, welche jeden Gedanken an Deutsches 
Nationalgefühl im Keime ersticken mussten. 
Aber schon aus der Vorbereitungszeit der Freiheitskriege tritt uns der 


nationale Gedanke entgegen und bereits in der Proklamation von Kalisch 


(13./25. März 1813) verkündeten die Monarchen von Preussen und Russland 
die „Wiedergeburt des ehrwürdigen Deutschen Reichs“. Im ersten Pariser 
Frieden (30. Mai 1814) erhält die Deutsche Frage gewissermassen ihre 


offizielle Anerkennung durch die Diplomatie und wenn man will, so kann 


man sagen, schon in jenem Friedensvertrage sei ihr der Bundestaat als 
‘ das Ziel vorgezeichnet, dem sie entgegenzuführen sei. (Art. VI. „Les etats 


de l’Allemagne seront independants et unis par un lien federatif.‘) 
Auf dem Wiener Kongress konstituirte sich sodann eine allgemeine 


- Konferenz der Bevollmächtigten aller Deutschen Staaten zur Berathung über 


die Verfassung Deutschlands und am 10. Juni 1815 wurde die Deutsche 


- Bundesakte unterzeichnet, welche in Verbindung mit der Wiener Schluss- 
_ akte vom 15. Mai 1820 das Grundgesetz des Deutschen Bundes bildete. 
- Deutschland war somit nicht als Bundesstaat, sondern als Staatenbund, oder, 
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3 wie die Schlussakte wörtlich sagt, als „völkerrechtlicher Verein der 


- Deutschen souveränen Fürsten und freien Städte“ konstituirt. 

Die Wirksamkeit dieses Deutschen Bundes wurde am 12. Juli 1848 
unterbrochen — an welchem Tage das Organ desselben, die Deutsche Bundes- 
Versammlung zu Frankfurt a. M. ihre verfassungsmässigen Befugnisse und 
‚Verpflichtungen auf den Reichsverweser übertrug und erklärte, dass sie „ihre 
 Thätigkeit als beendet ansehe‘. 
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Das Sedal der Bewogung: von 1848 ist zu en Hakan als 
dass an dieser Stelle näher auf jene Zeit einzugehen wäre, Wohl brachte 
die National-Versammlung eine „Verfassung des Deutschen Reichs“ 
(28. März 1849) zu Stande und erwählte Friedrieh Wilhelm IV. zum Kaiser. 
Wohl hatten 29 Deutsche Staaten die Beschlüsse der National-Versammlung 
in Betreff der Verfassung anerkannt, aber die grösseren und wichtigeren Staaten, 
Oesterreich, Baiern, Sachsen und ne waren nicht darunter: (die Oester- 
reichische Regierung erliess bereits am 5. April 1849 ein Reskript, durch 
welches die Öes sterreichischen Abgeor alen von Frankfurt abberufen wurden). 
König Friedrich Wilhelm IV. lehnte die ihm angetragene Kaiserwürde am 
28. April 1840 ab. Die National-Versammlung beschritt den Weg der Re- 
volution; am 14. Mai 1849 erklärte die Preussische Regierung das Mandat 
‚der Preussischen Abeeordneten zur National-Versammlung für erloschen, und 
im Juni 1849 erfolgte die Vertreibung des Rumpfparlaments aus Stuttgart. 

Preussen machte nunmehr einen Versuch, die Deutsche Frage durch 
Vereinbarung mit den Regierungen zu lösen, aber das Drei- Königs- 
bündniss vom 26. Mai 1849, zu welchem Baiern und Württemberg nicht 
beitreten zu wollen am 8. bezw. 26. September 1849 erklärten, von dem 
Hannover am 25. Februar 1850 und Sachsen zu gleicher Zeit (formell erst 
am 25. Mai) abfiel, entbehrte jeder Aussicht, dass durch dasselbe die Deutsche 
Frage im friedlichen Wege gelöst werde. Trotz dieser geringen Aussichten 
wurde : das Unionsparlament zu Erfurt am 20. März 1850 eröffnet, und 
der vom'9. bis 16. Mai zu Berlin tagende Fürsten-Kongress beschloss die 
Einsetzung eines bis zum 15. Juli dauernden Provisoriums; aber schon hatte 
Oesterreich durch Zirkulardepesche vom 16. April die Plenarversammlung der 
Bundesolieder auf den 10. Mai nach Frankfurt a. M. berufen, welche am 
T. August 1850 die Rekonstituirung des engeren Rathes der Bundes-Versamm- 
lung beschloss. 

An Preussen trat nunmehr die Frage heran, ob es Oesterreich mit den 
Waffen in der Hand gegenübertreten wolle: die Politik des Friedens trug den 
‚Sieg‘ davon und die Punktatiönen von Olmütbz wurden am 29. November 
1850 geschlossen. Oesterreich hatte in Verbindung mit den Deutschen Mittel- 
staaten den Sieg errungen, alle Anstrengungen, welche seit 1348 in der 
Deutschen Frage gemacht, waren vergeblich gewesen, und die Geschichte 
Deutschlands war in das Fahrwasser des Bundestags zurückgeführt, welchem 
Preussen, nachdem die Dresdener Konferenz (23. Dezember 1850) frucht- 
los verlaufen, am 12. Mai 1851 wieder beitrat. | 

Im politischen Leben Deutschlands tritt nunmehr eine allgemeine 
Stagnation ein; es beginnt die vielgepriesene Periode der Pflege der mate- 
riellen Interessen; das Deutsche Nationalbewusstsein wird als angeblicher 
Idealismus bei Seite geschoben; ein grosser Theil der konservativen Partei 
in Preussen betrachtete Deutsch-nationale Gesinnung als fast identisch mit 
revolutionär und widmete dem s. g. Legitimitätsprinzip eine Verehrung, die 
fast an Idolatrie grenzte. Diese Stagnation dauerte bis zur Einsetzung des 
s. g. Ministeriums der neuen Aera in Preussen. Durch diesen Akt 
wurden die Blicke wieder auf Preussen gerichtet, und es erfolgte die Bildung 
des s. g. Nationalvereins, welcher im Volke Propaganda für die Kilhrerschgi 
Preussens in Deutschland machte. & 

Hier ist auch zu erwähnen der Ihaknigeh Französisch - Öestorreichianhe - 
Krieg, welcher die Möglichkeit .der Aufrichtung eines nationalen Staates aus 
der Vielstaaterei heraus praktisch darthat, und in dem ne 
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Reform-Vorschläge Osterreichs. Krieg 1864. — Einleitung. 5 


Italienischen Königreiche zugleich auf den etwaigen Alliirten gegen Oesterreich 
hinwies. Dieser Krieg hatte für Deutschland ausserdem die Bedeutung, dass 
er die absolute Unzulänglichkeit der Deutschen Wehrverfassung klarstellte. 
Die Preussische Regierung vollzog mit Rücksicht auf diese Thatsache 
die bekannte Armee-Reorganisation, aus welcher der Konflikt zwischen Ihr 
und dem Abgeordnetenhause hervorging. Der Deutsche Nationalverein lenkte 
nunmehr in das Fahrwasser antipreussischer Politik ein, und als durch 
den Tod des Königs von Dänemark (15. November 1863) die Schleswig-Hol- 
steinische Frage wieder eröffnet wurde, stand er keinen Augenblick an, die 


_ Augustenburgische Fahne, d. h. die Fahne des Partikularismus, aufzuziehen. 


Bevor jedoch dieses Ereigniss eintrat, hatte Oesterreich einen Versuch 
zur Lösung der Deutschen Frage in seinem Sinne durch . Berufung des 
Fürstentages nach Frankfurt a. M. gemacht (3. Juli 1363). Der Fürsten- 
tag wurde in Abwesenheit des Königs von Preussen am 16. August 1863 
eröffnet und berieth über das von Oesterreich vorgelegte Reformprojekt, gegen 


welches Preussen am 22. September seinen ausdrücklichen Widerspruch 


erklärte. 

Die hierbei zu Tage getretene Spannung zwischen Oesterreich und 
Preussen wurde durch den schon oben erwähnten Tod des Königs von Däne- 
mark wieder, gemildert. Seit langer Zeit zum ersten Male schien es, als 
werde der Dualismus zwischen Oesterreich und Preussen in eine Verstän- 
dieung der beiden Deutschen Grossmächte übergehen. Mag auch diese zu jener 
Zeit der gemeinsamen Aktion Preussens und Oesterreichs viel gehegte Er- 
wartung einer weniger sanguinischen Auffassung der Verhältnisse von vorn- 
herein als sehr utopistisch erschienen sein, unbestritten war die damalige 
Allianz zwischen Oesterreich und Preussen ein eminent vortheilhafter Schach- 


zug serade in dieser Schleswig-Holsteinischen Frage, deren Europäischer 


Karakter mit Recht nicht in Zweifel gezogen werden konnte. Diese Allıanz 
hielt die auf Grund des Londoner Protokolls nicht ganz unberechtigte Ein- 
mischung des Auslandes von uns fern und der Wiener Friede vom 
3. Oktober 1864 enthielt die völlige Durchführung des Deutschen Gedankens 
in der Schleswig -Holsteinischen Frage. 

Oesterreich und Preussen waren nach diesem Frieden in den gemtein- 
schaftlichen Besitz Schleswig-Holsteins gelangt, ein Verhältniss, aus welchem 
rasch neue Differenzen sich entwickeln mussten. Oesterreich, welches an der 
Fortdauer dieses isolirten Besitzstandes kein direktes Interesse hatte, drängte 
auf die rasche Herstellung einer Schleswig-Holsteinischen Souverainetät, von 
vornherein gewiss, durch Schaffung eines neuen Partikular-Staates in Nord- 
Deutschland seine, Oesterreichs Interressen am besten zu fördern und die 
Interessen Preussens am empfindlichsten zu schädigen. Preussen erklärte sich 
zwar für bereit, die Gründung einer neuen Souveränetät in den Elbherzog- 
thümern zuzulassen und über die Person des neuen Souverains mit Oester- 
reich sich zu verständigen, aber es forderte die Herstellung einer organischen 
Verbindung zwischen der Preussischen und der Schleswig - Holsteinischen 
Wehrkraft und einen bestimmenden Einfluss bezüglich des Nordostsee-Kanals 
und des Post- und Telegraphenwesens (Preussische Depesche vom 22. Fe- 
bruar 1865). | 

Diese zwischen den beiden Grossmächten Deutschlands auf’s Neue ent- 


“standene Missstimmung wurde durch die Uebereinkunft von Gastein 


(14. August 1865) vorläufig beseitigt. Aber auch diese Uebereinkunft, deren 
wesentliche Bestimmung dahin ging, dass die Ausübung der durch den 
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Wiener Frieden gemeinsam erworbenen Rechte, unbeschadet der 


Bezug auf Schleswig auf den König‘ von Preussen und in Bezug auf Holstein 
auf den Kaiser von Oesterreich übergehen sollte — auch diese Uebereinkunft 


trug nur den Karakter eines Provisoriums, konnte mithin die Differenzen 


der beiden Mächte zwar vertagen, aber nicht schlichten. 

Dieser nur provisorische Karakter der Konvention von Gastein trat so- 
fort zu Tage, als die Oesterreichische Regierung in Holstein der Agitation 
zu Gunsten des Herzogs von Augustenburg Vorschub leistete, Preussischer- 
seits wurde namentlich die Duldung der sogenannten Massenversammlung der 
Augustenburgischen Partei in Altona als Beschwerdepunkt aufgestellt, und es 
entspann sich über diese Haltung Oesterreichs in den Monaten Januar und 
Februar zwischen beiden Mächten ein Depeschenwechsel, der als ein gereizter 
karakterisirt werden darf. ER 

Bereits am 6. März 1866 that Oesterreich bei den Deutschen Höfen 
Schritte, durch welche für alle Eventualitäten die Deutschen Regierungen für 
die Kriegsbereitschaft des 7., 8., 9. und 10. Armeekorps gewonnen werden 
sollten. Preussischerseits erfolgte durch Depesche vom 24. März 1866 ein 
ähnlicher Schritt. s 

Nunmehr schritt Preussen zur Stellung der Deutschen Frage, indem es 
in der Bundestags-Sitzung vom 9. April 1866 einen Antrag auf Bundesreform 
einbrachte, über dessen Inhalt und Schicksal das Nähere weiter unten erörtert 
werden wird. 


Bleiben wir vorläufig bei der immer schärfer auftretenden Kriegsfrage 


zwischen Preussen und Oesterreich stehen, so legten beide Mächte sich gegen- 
seitig geheime Rüstungen zur Last. Am 18. April beantragte Oesterreich 
eine beiderseitige Abrüstung, welche Preussicherseits am 21. desselben Mo- 
nats angenommen worden. Für kurze Zeit schöpfte man wiederum Hoffnung 


auf eine friedliche Lösung der Dinge: aber bereits am 26. April trat eine 


neue Verwickelung dadurch ein, dass Oesterreich die Entscheidung über die 
Schleswig-Holsteinische Frage dem Deutschen Bunde übertragen wollte, ein 
Vorschlag, der von Preussen am 7. Mai 1866, als dem Wiener Frieden und 
der ‚Gasteiner Uebereinkunft widersprechend abgelehnt wurde, 

Dazu kam, dass Oesterreich durch eine Depesche des Grafen Mensdorff 
an den Grafen Karolyi vom 26. April 1866 erklärte, dass es zwar bereit sei, 
selbst dem Anscheine einer Truppenkonzentration gegen Preussen ein Ende 
zu machen, dass es aber Italien gegenüber seine Italienische Armee auf 
den Kriegsfuss setzen müsse. 

Hierauf erklärte Preussen (Depesche vom 30. April 1866), dass, dafern 
nicht die gesammte Oesterreichische Armee auf den Friedensfuss gebracht 
werde, es für Preussen unthunlich sei, „der nächsten Zukunft, in welcher 
ihm wichtige und folgenschwere Verhandlungen mit Oesterreich bevorstünden, 
anders als unter Festhaltung des Gleichgewichts in der Kriegsbereitschaft 


beider Mächte entgegenzugehen.“ Oesterreich sprach sodann durch Depesche 


vom 4. Mai 1866 aus, dass es „Angesichts dieser Erklärung die Verhand- 


lungen über eine gleichzeitige Zurücknahme der beiderseits angeordneten 


militärischen Vorbereitungen für erschöpft halten müsse.“ 


Nachdem die Lage somit von Tage zu Tage drohender geworden, for- 


derten die Grossmächte Frankreich, England und Russland unterm 28. Mai 
1866 zur Beschickung von Friedenskonferenzen in Paris auf, als deren 


Zweck bezeichnet wurde, auf diplomatischem Wege „die Elbherzogthümer- 


Fortdauer 
dieser Rechte beider Mächte an der Gesammtheit beider ‚Herzogthümer, in 
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frage, die des Italienischen Streites und endlich. die der Bundesreform zu 
lösen, soweit sie nämlich das Europäische Gleichgewicht berühren könnten.“ 
Während Preussen diesen Voschlag pure annahm, verlangte der Wiener Hof, 
„dass im Voraus von den -Berathungen der Konferenz jeder Plan einer 
Gebietserweiterung oder eines Machtzuwachses für eine der betheiligten 
Mächte ausgeschlossen werde;“ in Folge dieses Verlangens gaben die ver- 
mittelnden Grossmächte die Konferenz äls von vornherein nutzlos auf. 

Am 1. Juni 1866 erklärte Oesterreich in der Bundes-Versammlung, dass 
die Kaiserliche Regierung „ihre Bemühuugen, einen definitiven bundesgemässen 
Abschluss der Herzogthümerfrage durch ein Einverständniss mit Preussen vor- 
zubereiten, für jetzt als vereitelt betrachte, und dass sie in dieser gemein- 
samen Deutschen Angelegenheit alles Weitere den Entschliessungen des Bundes 
anheimstelle, und dass dem Statthalter in Holstein Vollmacht zur Einberufung 
der Holsteinischen Ständeversammlung ertheilt sei.“ 

Die Preussische Regierung erblickte in dem ersten Theile dieser Erklä- 
rung den Rücktritt von der Gasteiner Uebereinkunft, hielt demgemäss den 
Kaiser von Oesterreich allein nicht für berechtigt, die Holsteinischen Stände 
zu berufen, und liess am 7. Mai von Schleswig aus Truppen in Holstein 
einrücken, worauf die Oesterreichischen Truppen das Herzogthum räumten. 

In der Sitzung der Bundes-Versammlung vom 11. Juni 1866 stellte 
Oesterreich den Antrag auf Mobilisirung des Bundesheeres; am 12. Juni 
erhielt der Preussische Gesandte in Wien seine Pässe, am 14. Juni nahm 
die Mehrheit der Bundes-Versammlung (Oesterreich, Baiern, Sachsen, Württem- 
berg, Hannover, Grossherzogthum Hessen, Kurhessen, Nassau und die sechs- 
zehnte Kurie (Lichtenstein, Reuss u. s. w.) die Oesterreichischen Anträge in 
der Hauptsache an, worauf Preussen den Bund für gebrochen erklärte und 
gleichzeitig die Grundzüge einer neuen Einigung vorlegte. 

Am 15. Juni folgten die Sommationen an Sachsen, Hannover und Kur- 
hessen, in welcher Preussen ein Bündniss auf Grund unbewafineter Neutrali- 
tät mit der Bedingung der Berufung eines Deutschen Parlaments anbot — 
welches Anerbieten von den genannten drei Staaten abgelehnt wurde. 

Es begann der Deutsche Krieg. 

Greifen wir nunmehr wieder ein wenig zurück, so haben wir bei der 
schon erwähnten Sitzung der Bundes-Versammlung vom 9. April 1866 zu 
verweilen, weil an diesem Tage zum ‘ersten Male seit langer Zeit Preussen 
in der Deutschen Frage selbstständig vorging. Denn in dieser zwölften 
Sitzung der Deutschen Bundes-Versammlung vom 9. April 1866 stellte 
Preussen folgenden Antrag: 


„Hohe Bundes-Versammlung wolle beschliessen: 
eine aus direktem Stimmrecht der ganzen Nation hervorgehende Versammlung 


“ für einen noch näher zn bestimmenden Tag einzuberufen, um die Vorlagen der 


Deutschen Regierungen über eine Reform der Bundes-Verfassung entgegenzu- 
nehmen und zu berathen; 

in der Zwischenzeit aber, bis zum Zusammentritt derselben durch Verständ- 
digung der Regierungen unter einander diese Vorlagen festzustellen.“ 


In der Sitzung des zur Berathung dieses Antrags eingesetzten Bundes- 
tags-Ausschusses vom 11. Mai 1866 präzisirte der Preussische Gesandte die 
Punkte, auf welche die Reform sich beschränken könne, indem er als solche 
hervorhob: . 

1. Einfügung einer periodisch einzuberufenden National-Vertretung in 

den Organismus des Bundes; 


Be BeolchsVorfaung: Be 


2. Kompetenz der Bundes-Gesetzgebung nach Massgabe des Art. 64. 
der Wiener Schlussakte bezüglich der dort unter der Kategorie 
„gemeinnützige Anordnungen“ zusammengefassten Materien, als 
7. B. Münz-, Mass- und Gewichts-Wesen, Zivilprozess - Ordnung, 
Patent-Gesetzgebung, Wechselrecht u. s. w.; | 

9. Erstreckung der Kompetenz auf die Regulirung des Verkehrs- 
wesens, als Land-, Wasser-, Eisenbahn-Strassen, Telegraphie, Post- 
wesen, Fluss- und sonstige Wasser-Zölle; 

4. Entwickelung des Art. XVII. der Bundesakte, insbesondere bezüg- 
lich der Fragen über Freizügigkeit, allgemeines Deutsches Heimaths- 
recht, Auswanderung u. s. w.; 

. Gemeinsame -Zoll- und Handels-Gesetzgebung; | 

. Gemeinsamer Schutz des Deutschen Handels im Auslande, also 
Regulirung einer konsularischen Vertretung von Gesammt-Deutsch- 

land, gemeinschaftlicher Schutz der Deutschen Schifffahrt und ihrer 
Flagge zur See; 

1. Gründung einer Deutschen Kriegsmarine nebst Kriegshäfen und 
Küstenvertheidigungs-Werken ; = 

8. Revision der Bundes-Kriegsverfassung. 

Nachdem jedoch dieser Antrag am Bunde, wie die Preussische Zir- 
kulardepesche vom 10. Juni 1866 sagt, „trotz der Mabnung, welche im 
Ernste der Verhältnisse lag, den im Interesse des Friedens dringend ge- 
wünschten Erfolg nicht gehabt, der bisherige Gang der Verhandlungen 
vielmehr kaum hoffen liess, dass im Neunerausschuss, in welehem der In- 
halt der Reformvorschläge berathen ward, der Antrag noch eine rechtzeitige 
Erledigung finden werde“, wandte sich Preussen durch die erwähnte Zir- 
kulardepesche vom 10. Juni unmittelbar an die Deutschen Regierungen und 
legte ihnen die „Grundzüge zu einer neuen Bundes-Verfassung“ mit der 
Bitte vor, sie einer sorgfältigen Erwägung zu unterziehen und sich zugleich 
über die Frage schlüssig zu werden, „ob sie eventuell,@wenn in der 
Zwischenzeit bei der drohenden Kriegsgefahr die bisherigen Bundesverhält- 
nisse sich lösen sollten, einem auf der Basis dieser Modifikationen des alten 
Bundesvertrages neu zu errichtenden Bunde beizutreten geneigt sein würden.“ 

Am 14. Juni 1866 beschloss jedoch die durch zwölf Regierungen her- 
gestellte Mehrheit der Bundes-Versammlung auf den Antrag Oesterreichs, 
ihre Streitkräfte auf den Kriegsfuss zu stellen, worauf der Preussische 
Bundesgesandte die Erklärung abgab, „dass Preussen den bisherigen Bundes- 
vertrag für gebrochen und deshalb nicht mehr verbindlich ansehe, den- 
selben vielmehr als erloschen betrachten und behandeln werde.“ *) Zugleich 
legte jedoch der Gesandte jene obenerwähnten „Grundzüge einer neuen, 
den Zeitverhältnissen entsprechenden Einigung“ vor und erklärte sich 
Namens seiner Regierung bereit, „auf den alten, durch eine solche Reform 
modifizirten Grundlagen einen neuen Bund mit denjenigen Deutschen Re- 
gierungen zu schliessen, welche ihr dazu die Hand reiehen wollten.“ 

Mittelst identischer Noten vom 16. Juni 1866 wurden folgende Staaten: 
Mecklenburg - Schwerin, Sachsen -Weimar-Eisenach, Mecklenburg - Strelitz, 
Oldenburg, Braunschweig, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Koburg-Gotha, An- 


m DO 


*) Man sehe den Wortlaut der Erklärung bei Glaser, Archiv des Nordd. Bundes, 
8. 27. ff. — Bezüglich der Haltung Frankreichs zu den Preussischen Bundes-Reform- 
Vorschlägen sei besonders auf die im Koller Archiv Bd. Y. mitgetheilte reiche Sammlung 
von Aktenstücken Französischer Diplomaten verwiesen, 
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R halt, Schwarzburg-Sondershausen, Sehwarzburg-Rudolstadt, Waldeck, Reuss 


ältere und Reuss jüngere Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe-Detmold, Lübeck, 
Bremen und Hamburg zur Bingehung eines Bündnisses auf den Grundlagen 
eingeladen, welche mit einem baldigst zu berufenden Parlamente zu ver- 
einbaren sein würden; ferner ihre Truppen auf den Kriegsfuss zu setzen 
und dieselben dem Könige von Preussen zur Verfügung zu halten; drittens 
an der Einberufung des Parlaments Theil zu nehmen, sobald diese von 
Preussen erfolge, wogegen ihnen Preussischerseits die Zusage ertheilt 
wurde, dass, im Falle dieser Einladung entsprochen werde, „den genannten 
Staaten die Unabhängigkeit uud Integrität der Gebiete nach Massgabe 
der Grundzüge einer neuen Bundes-Verfassung vom 10. Juni 1566 von 
Sr. Majestät dem Könige werde gewährleistet werden.“ 

Zwei der eingeladeneu Staaten, Sachsen - Meiningen und Reuss ältere 
Linie, lehnten die Einladung Preussens ab; mit den übrigen Staaten trat 
die Bundes-Genossenschaft ins Leben, welche durch den Abschluss des 
Bündniss-Vertrages vom 18. August ihren vertragsmässigen Ausdruck 
erhielt. 

Dieser Vertrag lantet wie folgt: 


Um der auf Grundlage der Preussischen identischen Noten vom 16. ‚Juni 1866 in's 
Leben getretenen Bundes-Genossenschaft zwischen Preussen, Mecklenburg-Schwerin, Sachsen- 
Weimar, Mecklenburg - Strelitz, Oldenburg, Braunschweig, Sachsen - Altenbnrg, Sachsen- 
Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Sondershausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Waldeck, 
Reuss jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen ınd Hamburg einen 
vertragsmässigen Ausdruck zu geben, haben die verbündeten Staaten den Abschluss eines 
Bündniss-Vertrages beschlossen und zu diesem Zwecke mit Vollmacht versehen. 


(Folgen die Namen der einzelnen Bevollmächtigten; vergl. unten.) 


Art. I. Die Regierungen von Preussen, Sachsen-Weimar, Oldenburg, Braunschweig, 
Sachsen-Altenburg, Sachsen-Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Sondershausen, Schwarz- 
burg -Rudolstadt, Waldeck, Reuss jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe, Lübeck, 
Bremen und Hamburg schliessen ein Offensiv- und Defensiv-Bündniss zur Erhaltung der 
Unabhängigkeit und Integrität, sowie der inneren und äusseren Sicherheit ihrer Staaten, 
und treten sofort zur gemeinschaftlichen Vertheidigung ihres Besitzstandes ein, welchen 
sie sich gegenseitig durch dieses Bündniss garantiren, 


Art. II. Die Zwecke des Bündnisses sollen definitiv durch eine Bundes-Verfassung 
auf der Basis der Preussischen Grundzüge vom 10. Juni 1866 sichergestellt werden, unter 
Mitwirkung eines gemeinschaftlich zu berufenden Parlaments. 


Art. III. Alle zwischen den Verbündeten bestehenden‘Verträge und Uebereinkünfte 
bleiben in Kraft, soweit sie nicht durch gegenwärtiges Bündniss ausdrücklich modifizirt 
werden. 


Art. IV. Die Truppen der Verbündeten stehen unter dem Oberbefehl Seiner Majestät 
des Königs von Preussen. Die Leistungen während des Krieges werden durch besondere 
Verabredungen geregelt. 


Art. V. Die verbündeten Regierungen werden gleichzeitig mit Preussen die auf 
Grund des Reichs-Wahlgesetzes vom 12. April 1849 vorzunehmenden Wahlen der Abgeord- 
neten zum Parlament anordnen und Letzteres gemeinschaftlich mit Preussen einberufen. 
Zugleich werden sie Bevollmächtigte nach Berlin senden, um nach Massgabe der Grund- 
züge vom 10. Juni d. J., den Bundes-Verfassungs-Entwurf festzustellen, welcher dem Parla- 
ment zur Berathung und Vereinbarung vorgelegt werden soll. 


Art. VI. Die Dauer des Bündnisses ist bis zum Abschluss des neuen Bundesverhält- 
nisses, eventuell auf ein Jahr festgesetzt, wenn der neue Bund nicht vor Ablauf eines 
Jahres geschlossen sein sollte. 


Art. VII. Der vorstehende Bündniss-Vertrag soll ratifizirt und die Ratifikations- 
Urkunden sobald als möglich, spätestens aber innerhalb dreier Wochen, vom Datum des 
‚Abschlusses an, in Berlin ausgewechselt werden, 
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Zu Urkund dessen haben sämmtliche Bevollmächtigte den gegenwärtigen Bundes- 
Vertrag unterzeichnet und untersiegelt. N 


So geschehen Berlin, den 18. August 1866. 


(L. 8.) gez. v. Bismarck, (L. 8.) gez. Graf Beust. 

(L. 8.) gez. v. Rössing (L. 8.) gez. F. v. Löhneysen. 
(L. 8.) gez. v. Seebach. (L. 8.) gez. L. Klapp. 

(L. 8.) gez. v. Lauer. (L; 8.) gez. v. Oheimb. 


(b. 8.) gez. Geffcken. 


Die hier vorbehaltene Ratifikation ist bekanntlich am 8. bez. am 10. September in 
Berlin erfolgt. 

Aus dieser, theilweise den Ereignissen schon vorgreifenden Darstellung 
ergiebt sich, dass wir in den Preussischen Grundzügen vom 10. Mai 1866. 
den eigentlichen Ursprung der früheren Norddeutschen Bundes-Verfassung 
und der aus dieser entstandenen gegenwärtigen Deutschen Reichs-Verfassung 
zu finden haben. Dieselben lauten wörtlich wie folgt: 


Art. I.. Das Bundesgebiet besteht aus denjenigen Staaten, welche bisher dem Bunde 
angehört haben, mit Ausnahme der Kaiserlich Oesterreichischen und Königlich Niederlän- 
dischen Landestheile, = 

Art. II, Die gesetzgebende Gewalt des Bundes wird auf denjenigen Gebieten, welche 
derselben zugewiesen sind, von dem Bundestaxe in Gemeinschaft mit einer periodisch zu 
berufenden Nationalvertretung ausgeübt. Zur Gültigkeit der Beschlüsse ist die Ueber- 
einstimmung der Mehrheit des Bundestages mit der Mehrheit der Volksvertretung erfor- 
derlich und ausreichend. | 

Art. IH. Die Umgestaltung des Bundestages ist unter den Bundesregierungen und 
mit dem nach dem Preussischen Antrage vom 9. April zu berufenden Parlamente zu ver- 
einbaren. So lange bis dies geschehen sein wird, bleibt das Stimmverhältniss, welches 
für die Mitglieder des Bundes auf dem bisherigen Bundestage gültig war, in Kraft. | 

Art. IV. Die National-Versammlung geht aus direkten Wahlen hervor, welche nach 
den Bestimmungen des Reichs-Wahlgesetzes vom 12. April 1849 vorzunehmen sind. 

Art. V, Die Bundesstaaten bilden ein gemeinsames uud einheitliches Zoll- und Han- 
dels-Gebiet, in welchem die Errichtung von Freihäfen vorbehalten bleibt. : 

Art. VI. Der Gesetzgebung und Oberaufsicht der Bundesgewalt unterliegen die 
nachstehenden Angelegenheiten: = 
die Zoll- und Handels-Gesetzgebung; | 
die Ordnung des Mass-, Münz- und Gewichts-Systems, nebst Feststellung der 
Grundsätze über die Emission von fundirtem und unfundirtem Papiergelde; | 
die allgemeinen Bestimmungen über das Bankwesen; | 

| 


die Erfindungs-Patente; 

der Schutz des geistigen Bigenthums; N 

die Bestimmungen über die Freizügigkeit, Heimaths- und Ansiedelungs-Verhält- 

nisse, den Gewerbebetrieb, die Kolonisation und Auswanderung nach ausserdeut- 

schen Ländern; | 

7. Organisation eines gemeinsamen Schutzes des Deutschen Handels im Auslande, 
| 


eye 


der Deutschen Schiffahrt“ und ihrer Flaggen zur See und Anordnung gemein- 
samer konsularischer Vertretung, welche vom Bunde ausgestattet wird; ; 

‚8. das gesammte Deutsche Eisenbahnwesen im Interesse der Landesvertheidigung 
und des allgemeinen Verkehrs; 

9. der Schiffahrtsbetrieb auf den, mehreren Staaten gemeinsamen Wasserstrassen, 
sowie die Fluss- und sonstigen Wasser-Zölle; 

10. das Post- und Telegraphen-Wesen; 

. 11. die gemeinsame Zivilprozess-Ordnung und das gemeinsame Konkursverfahren. 

Art. VII. Die Bundesgewalt hat das Recht, Krieg zu erklären und Frieden, sowie 
Bündnisse und Verträge zu schliessen, ‘in völkerrechtlicher Vertretung des Bundes Ge- 
sandte zu ernennen und zu einpfangen. 

Die Kriegserklärung hat bei feindlicher Invasion des Bundesgebietes oder bei krieger- 
ischem Angriff auf seine Küsten unter allen Umständen zu erfolgen, in den übrigen 
Fällen ist zur Kriegserklärung die Zustimmung der Souveräne von mindestens zwei Drit- 
theilen der Bevölkerung des Bundesgebietes erforderlich. 


N % 


orddeutschen Staaten — Einleitung. 00... 11 


Art. VIII... Die Kriegsmarine des Bundes mit den erforderlichen Hafen- und Schiff- 
" fahrts-Anlagen wird nach folgenden Grundsätzen errichtet: 

5 Die Kriegsmarine der Nord- und Ostsee ist eine einheitliche unter Preussischem 
 Öberbefehl. 

“ Bei Ernennung der Offiziere und Beamten konkurriren die Küstenstaaten auf Grund 
| besonderer Vereinbarungen. 

Der Kieler und der Jade-Hafen werden Bundes-Kriegshäfen. 

- Als Massstab der Beiträge zur Gründung und Erhaltung der Kriegsmarine und der 
damit zusammenhängenden Anstalten dient im Allgemeinen die Bevölkerung unter Ge- 
stellung eines Präzipuums zu Lasten der Uferstaaten und Hansestädte nach Massgabe 
des Lastengehalts der Handelsmarinen der einzelnen Staaten. 

\ Ein Bundesmarine-Budget wird nach diesen Grundsätzen vereinbart. 

Das Anwerben der Matrosen und Mannschaften für die Bundes-Kriegsmarine wird 
durch ein Gesetz geregelt, welches zugleich die Verpflichtung für jeden einzelnen Ufer- 
staat feststellt, für Deckung des Bedarfs pro rata des Lastengehalts der Handelsmarine 
 aufzukommen. Durch dasselbe Gesetz wird der Massstab festgestellt, nach welchem die 
'  Mannschaftsgestellungen für die Marine auf diejenigen des Landheeres des Bundes in 

Abzug gebracht werden. 

Art. IX. Die Landmacht des Bundes wird in zwei Bundesheere eingetheilt, die Nord- 
Armee und die Süd-Armee. 

In Krieg und Frieden ist Seine Majestät der König von Preussen Bundes-Oberfeld- 
herr der Nord-Armee, Seine Majestät der König von Baiern Bundes-Oberfeldherr der 

- Süd-Armee. 

Jeder der beiden Bundes-Oberfeldherren hat das Recht und die Pflicht, dafür Sorge 

zu tragen, dass innerhalb der von ihm befehligten Armee die bundesbeschlussmässigen 
Kontingente vollzählig und kriegstüchtig vorhanden sind, und dass die nothwendige Ein- 
heit in der Organisation, Formation, in Bewaffnung und Kommando, in der Ausbildung 
(der Mannschaften. sowie in der Qualifikation der Offiziere hergestellt wird. 

Das Recht, unter Voraussetzung übereinstimmender Vorbildung bis zur Grenze des 
Kontingents die Offiziere zu ernennen, steht jeder Regierung zu; diejenigen Kommandos, 
unter welchen mehr als ein Kontingent steht, besetzt der Oberfeldherr. 

Dieselben müssen auch im Frieden jederzeit besetzt und in Funktion sein, nach 
Massgabe der Heereseintheilung, wie sie bisher in der Preussischen resp. Baierischen 

- Armee stattfindet, so dass mindestens für je 4 Bataillone 1 Regiments-Kommandeur, für 
höchstens 3 Regimenter 1 Brigade-Kommandeur, für jede 2 Brigaden 1 Divisionär und 
für jedes Korps der Bundes-Armee der kommandirende General jederzeit in Funktion ist. 

Der Oberfeldherr hat das Recht, in den nach seiner Ueberzeugung dringenden 
_ Fällen, die kriegsbereite Aufstellung jedes Theiles der von ihm befehligten Bundes- 

Armee innerhalb des Gebietes der letzteren, vorbehaltlich späterer Genehmigung durch 
Bundesbeschluss, anzuordnen, und verpflichten sich die Bundesregierungen, eine solche 
Anordnung in Betreff ihrer Kontingente unverzüglich auszuführen. 

Für jedes der Bundesheere wird ein gemeinschaftliches, mit der National-Vertretung 
zu vereinbarendes Militär-Budget für Feldarmee und Festungswesen, aus Matrikular-Bei- 
trägen der zu dem betreffenden Heere ihre Truppen stellenden Regierungen gebildet. 
Die Höhe der Matrikular-Beiträge richtet sich nach der Bevölkerung der betreffenden 
Staaten. 

Die Verwaltung jedes der beiden Bundes-Militär-Budgets wird unter Leitung des 

“ Oberfeldherrn von einem, aus Vertretern der beitragenden Regierungen gebildeten Bundes- 
 Kriegsrath geführt, und hat der National-Vertretung jährlich Rechnung abzulegen. 

Jede Regierung leistet selbst die Auslagen für die von ihr gestellten Truppen, vor- 
- behaltlich gemeinsamer Abrechnung nach Massgabe der Beitragspflicht. 

Ersparnisse an dem Militär-Budget, mögen sie an den Gesammtausgaben, oder an 
denen für die einzelnen Kontingente gemacht werden, fallen unter keinen Umständen der 
- einzelnen Regierung, welche sie macht, sondern dem für jede der beiden Bundes-Armeen 

gemeinsamen Bundes -Kriegsschatz zu. Die Kontrole des letzteren steht der National- 
Vertretung zu. 
vn Art. X. Die Beziehungen des Bundes zu den Deutschen Landestheilen des Oester- 
 reichischen Kaiserstaates werden nach erfolgter Vereinbarung über dieselben mit dem zu- 
3 nächst einzuberufenden Parlamente durch besondere Verträge geregelt werden. 
“ 


Der Vollständigkeit wegen sei bier noch erwähnt, dass die am 14. Juni 
- 1866 materiell aufgelöste Deutsche Bundes-Versammlung am 24. August 
1866 auch formell zu existiren aufgehört hat, nachdem sie seit dem 2. August 
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1866 durch Austritt des Badischen Gesandten beschlussuufäbig geworden. 
Nach Preussens Austritt folgten die einzelnen Staaten diesem Beispiele 
durch Erklärung ihres Austritts in nachstehender Folge: am 21. Juni 
Oldenburg und Lippe; am 23. Sachsen - Altenburg; am 25. Anhalt, 
Schwarzburg-Sondershausen, Waldeck; am 29. Schwarzburg- Rudolstadt, 
Schaumburg-Lippe, Hamburg, Bremen, Lübeck; am 1. Juli Sachsen- 
Koburg-Gotha, Reuss Jüngere Linie, Mecklenburg; am 5. Sachsen-Weimar; 
am 26. Sachsen-Meiningen; am 2. August Baden; am 4. August Braun- 
schweig.*) 

Der Ausgang des Deutschen Krieges des Jahres 1866 ist bekannt, und 
es würde nun sofort auf die Friedensschlüsse als Entwickelungsmomente 
für die Verfassung einzugehen sein, wenn nicht bei den Nikolsburger Präli- 
minarien vom 26. Juli 1866 deshalb zu verweilen wäre, weil nur bezüg- 
lich dieser, nicht aber bezüglich des Prager Friedens vom 23. August 1866 
eine Anerkennung in den zwischen Preussen mit den einzelnen Deutschen 
Regierungen abgeschlossenen Friedensverträgen stattgefunden hat. Und 
zwar gilt dies nicht nur für die vor, sondern auch für die nach dem 
Prager Frieden erfolgten Friedensschlüsse, namentlich auch für den mit 
Hessen am 3. September 1869 abgeschlossenen Vertrag, woselbst es, 
mut. mutand. gleichlautend wie in den übrigen Friedensverträgen in Art. XIII 
wörtlich heisst, wie folgt: 

„Se. Königl, Hoheit der Grossherzog von Hessen und bei Rhein etc. erkennt 
die Bestimmungen des zwischen Preussen und Oesterreich zu Nikolsburg am 
26. Juli 1866 abgeschlossenen Präliminarien-Vertrages an und tritt denselben, 
soweit sie die Zukunft Deutschlands betreffen, auch Seinerseits bei.“ 


Die Nikolsburger Präliminarien**) enthalten folgende, für die Ent- 
stehung der Verfassung wichtigen Bestimmungen: 


Art. 2. Seine Majestät der Kaiser von Oesterreich erkennt die Auflösung des bis- 
herigen Deutschen Bundes an, nnd giebt seine Zustimmung zu einer neuen Gestaltung 
Deutschlands ohne Betheiligung des Oesterreichischen Kaiserstaates, Ebenso verspricht 
Seine Majestät, das engere Bundesverhältniss anzuerkennen, welches Seine Majestät der 
König von Preussen nördlich von der Linie des Mains begründen wird, und erklärt sich 
damit einverstanlen, dass die südlich von dieser Linie gelegenen Deutschen Staaten in 
einen Verein zusammentreten, dessen nationale Verbindung mit dem Norddeutschen Bunde 
der näheren Verständigung zwischen Beiden vorbehalten bleibt. | 

Art. 3. Seine Majestät der Kaiser von Oesterreich überträgt auf Seine Majestät 


den König von Preussen alle Seine im Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864 erworbenen 
Rechte auf die Herzogthümer Holstein und Schleswig mit der Massgabe, dass die Be- 


völkerungen der nördlichen Distrikte von Schleswig. wenn sie durch freie Abstimmung 
den Wunsch zu erkennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werden, an Dänemark ab- 
getreten werden sollen. 
Art. 5. Auf den Wunsch Seiner Majestät des Kaisers von Oesterreich erklärt Seine 
Majestät der König von Preussen sich bereit, bei den bevorstehenden Veränderungen in 
Deutschland den gegenwärtigen Territorialbestand des Königreichs Sachsen in seinem bis- 
herigen Umfange bestehen zu lassen, indem Er sich dagegen vorbehält, den Beitrag 
Sachsens zu den Kriegskosten und die künftige Stellung des Königreichs Sachsen inner- 


halb des Norddeutschen Bundes durch einen mit Seiner Majestät dem Könige von Sachsen | 


abzuschliessenden besonderen Friedensvertrag näher zu regeln. 

Dagegen verspricht Seine Majestät der Kaiser von Oesterreich, die von Seiner 
Majestät dem Könige von Preussen in Norddeutschland herzustellenden neuen Einrichtungen 
einschliesslich der Territorial-Veränderungen anzuerkennen. 


*) Man vergleiche Schulze Einleitung in das Dentsche Staatsrecht, 8. 399, 


“") Abgedruckt bei Glaser, Archiv des Nordd. B,, 8. 9. 
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Diese Bestimmungen sind zwar wörtlich in den Prager Frieden vom 
23. August 1866*) aufgenonmen, und zwar Art. 2 der Präliminarien als 
Art. A des Prager Friedens, Art. 3 der Prä). als Art. 5 des Pr. Fr. und 
Art. 5 der Präl. als Art. 6 des Pr. Fr., jedoch hat Art. 2 der Prälimi- 


‘narien als Art. 4 des Prager Friedens den Zusatz erhalten: 


„und der (nämlich der Südbund) eine internationale unab- 
hängige Existenz haben wird‘, 
welcher Zusatz, wie schon hervorgehoben, durch keinen der zwischen 
Preussen und den übrigen Deutschen Regierungen, namentlich auch nicht 


‘dureh die mit den Staaten Baiern, Württemberg, Baden und Hessen ab- 
geschlossenen Friedensverträge anerkannt ist. 


Was die Friedenssehlüsse Preussens mit den übrigen Deutschen Re- 
sierungen betrifft**), so sind dieselben abgeschlossen mit: Württemberg 
am 13. August 1866; Baden am 17. August; Baiern am 22. August; 
Hessen am 3. September; Reuss ältere Linie am 20. September; Sachsen- 
Meiningen am 8. Oktober; Königreich Sachsen am 21. Oktober. 

Somit war also durch die allseitige Anerkennung der Nikolsburger 
Präliminarien, bezw. durch die Reproduktion derselben im Prager Frieden 
festgestellt die Auflösung des früheren Deutschen Bundes und die Neu- 
gestaltung Deutschlands ohne Oesterreich. Von Oesterreich war die An- 
erkennung des Norddeutschen Bundes (nördlich vom Main) versprochen 
und bezüglich der Süddeutschen Staaten zugelassen („der Kaiser erklärt 
sich damit einverstanden“), dass die Süddeutschen Staaten „in einen Verein 
zusammentreten, dessen nationale Verbindung mit dem Norddeutschen Bunde 
der näheren Verständigung mit demselben vorbehalten bleibe“. 

Zwischen Oesterreich und Preussen allein war sodann dureh den 
Prager Frieden festgestellt, dass der etwaige Südbund („der Verein der 
südlich von der Mainlinie gelegenen Deutsehen Staaten“) „eine internatio- 
nale, unabhängige Existenz haben werde“, — eine Vereinbarung, die ohne 
Folgen bleiben musste, weil die Voraussetzung derselben, der Südbund, 
zwischen den Süddeutschen Regierungen nicht zu Stande gekommen ist. 

Weiter erkannte Oesterreich die Territorial-Veränderungen an. 

Diese Territoritorial-Veränderungen beruhen tbeils auf Friedensschlüssen, 
theils auf der Depossedirung (debellatio) der Souveräneläten von Hannover, 
Kurhessen, Nassau und Frankfurt. 

Zu den ersteren gehört in erster Linie die Einverleibung der Herzog- 
thümer Schleswig und Holstein in Preussen, welche theils auf dem Wiener 
Frieden vom 30. Oktober 1864, theils auf der durch Art. 5 des Prager 
Friedens erfolgten Zession der Oesterreichischen Rechte beruht. Einige Hol- 
steinische Bezirke wurden dem Grossherzog von Oldenburg abgetreten. Die Ver- 
bindung Lauenburgs mit der Preussischen Krone datirt bereits vom 11. Aug. 
1865. Hierher gehört ferner die Abtretung Baierischer Bezirke (Art. XIV 
des Friedens mit Baiern vom 22. August 1866); sodann die Abtretung der 
Landgrafschaft Hessen-Homburg, sowie verschiedener Gebietstheile Ober- 


 hessens an Preussen nebst den andererseits von Preussen an Hessen ab- 


getretenen vormals Kurhessischen, Nassauischen und Frankfurtischen Ge- 
bietstheilen (Art. 14 und 15 des Vertrages mit Hessen vom 3. Sept. 1866). 


*) Glaser a. a. O. 8. 38. 
- **) Abgedruckt bei Glaser a. a. O0. 8. 35—74. 
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Die Einverleibung des vormaligen Königreichs Hannover, des Kur- | 
fürstenthums Hessen, des Herzogthums Nassau und der Freien Stadt Frauk- 
furt erfolgte durch Königl. Patente.*) | | = 
Auf jenen Friedensverträgen, insoweit sie Landabtretungen entbalten, 

und auf diesen Patenten basirt daher die neuere territoriale Abgrenzung 

der im Art. 1 der Verfassung des Norddeutschen Bundes aufgeführten 

Staaten, aus derien das Bundesgebiet besteht. | 

Die Friedensverträge haben aber für die Entstehungsgeschichte der 

Verfassung noch die weitere Bedeutung, dass durch dieselben Reuss ältere 

Linie, Sachsen-Meiningen, Königreich Sachsen und Grossherzogthum Hessen : 

für die Provinz Oberhessen dem schon oben mitgetheilten Bundesvertrage 

vom 18. August 1866 beitraten. = 
Die beiden Mecklenburg endlich, welche an dem Vertragsabschlusse 
vom 18. August nicht betheiligt sind, schlossen am 21. August 1866 mit 

Preussen einen gleichlautenden, jedoch dahin modifizirten Vertrag ab, dass 
= sie bezüglich der Art. 2 und 5 ihre definitive Zustimmung von der Geneh- 
= migung der Landstände abhängig machten. | 

Nachdem somit für die Norddeutschen Regierungen eine Grundlage 
der Neugestaltung Deutschlands geschaffen worden, erübrigte zunächst die 
Zustimmung der Einzellandtage zu dem Reichtags-Wahlgesetze. 

Dieser Reichstag sollte nach den Intentionen der Regierungen die Ver- 
fassung des Norddeutschen Bundes mit den Regierungen „vereinbaren“, 
so dass also eine nachträgliche Genehmigung der Verfassung durch die 
Einzellandtage nicht erforderlich gewesen sein würde. Nachdem jedoch 
das Preussische Abgeordnetenhaus beschlossen, dass der Reichstag nur zur 
„Berathung“, nicht aber zur „Vereinbarung“ der Verfassung berufen werden 
solle, wurde diese Beschränkung der Kompetenz des Reichstages allseitig 
adoptirt.**) 

Das nächste Vorbereitungsstadium für die Verfassung datirt vom 
15. Dezember 1866, an welchem Tage die Bevollmächtigten der 22 ver- 
bündeten Regierungen betreffs Feststellung des von der Preussischen Re- 
gierung vorgelegten Verfassungs-Entwurfs zusammentraten. Die erste förm- 
liche Sitzung fand am 18. Januar 1867, die zweite am 28, Januar, die 
dritte und letzte am 7. Februar 1867 statt, in welcher sämmtliche Bevoll- 
mächtigte unter beziehendlicher Hinweisung auf die in dem Schlussproto- 
koll niedergelegten Erklärungen sich dahin verständigten, 

„dass der Entwurf der in = 
1. dem Bündnissvertrage vom 18. resp. 21. Aususk vw} 
Art. Hund V, 
\ 2. dem Friedensvertrage zwischen Preussen und Hessen vom 
3. Sept. v. J. Art. XIII und XIV, nz 
3. dem Friedensvertrage zwischen Preussen und Reuss ält. L- 
vom 26. Sept. y..d. Art. IL | 
4. dem Friedensvertrage zwischen Preussen und Sachsen - Mei- 
) 


ningen-Hildburghausen vom 8. Okt. v. J. Aıt. r | 
. dem Friedensvertrage zwischen Preussen und Sachsen vom 


x 


21..Okt. v. J. Art. II, 


") Abgedruckt bei Glaser a. a. 0. 8. 75. | 
”*) Die sämmtlichen Wahlgesetze nebst Ausführungs-Verordnungen, von denen sich 
einige ziemlich weit von dem Reichs-Wahlgesetze des Jahres 1849 entfernen, sind abgedruckt 
. bei Glaser, Heft 2. 8, 19-66. : 
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vorgesehenen Bundes-Verfassung durch die Vorlage, welche die 
Königl. Preussische Regierung am 15. Dezember v. J. der Konfe- 
renz gemacht habe, und deren Abänderungen, welche in den An- 
nexen des gegenwärtigen Protokolles und des Protokolles vom 
28. v. M. verzeichnet seien, nunmehr unter Hohen verbündeten 
Regierungen festgestellt sei, und solcher Gestalt dem am 24. d.M. 
zusammentretenden Reichstage vorgelegt werden solle.“ (Akten- 
stücke S. 21, 22.)*) 
Wenige Tage nach dem Schlusse dieser Konferenzen, am 12. Februar 
1867, fanden in den Staaten des Norddeutschen Bundes die Wahlen zum 
Reichstage statt, und am 24. Februar wurde der durch Patent des Königs 
von Preussen vom 13. Februar**) zusammenberufene Reichstag zu Berlin 
durch folgende Thronrede des Königs von Preussen eröffnet: 


Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des Norddeutschen 
Bundes! 


Es ist ein erhebender Augenblick, in welchem Ich in Ihre Mitte trete; mächtige 
Ereignisse haben ihn herbeigeführt, grosse Hoffnungen knüpfen sich an denselben. Dass 
es Mir vergönnt ist, in Gemeinschaft mit einer Versammlung, wie sie seit Jahrhunderten 
keinen Deutschen Fürsten umgeben hat, diesen Hoffnungen Ausdruck zu geben, dafür 
danke Ich der göttlichen Vorsehung, welche Deutschland dem von seinem Volke ersehnten 
Ziele auf Wegen zuführt, die wir nicht wählen oder voraussehen. Im Vertrauen auf 
diese Führung werden wir jenes Ziel um so früher erreichen, je klarer wir die Ursachen, 
welche uns und unsere Vorfahren von demselben entfernt haben, im Rückblick auf die 
Geschichte Deutschlands erkennen. 

Einst mächtig, gross und geehrt, weil einig und von starken Händen geleitet, sank 
das Deutsche Reich nicht ohne Mitschuld von Haupt und Gliedern in Zerrissenheit und 
Ohnmacht. Des Gewichtes im Rathe Europa’s, des Einflusses auf die eigenen Geschicke 
beraubt, ward Deutschland zur Wahlstatt der Kämpfe fremder Mächte, für welche es das 
"Blut seiner Kinder, die Schlachtfelder und die Kampfpreise hergab. 

Niemals aber hat die Sehnsucht des Deutschen Volkes nach seinen verlorenen Gütern 
aufgehört, und die Geschichte unserer Zeit ist erfüllt von den Bestrebungen, Deutschland 
und dem Deutschen Volke die Grösse seiner Vergangenheit wieder zu erringen. 

Wenn diese Bestrebungeu bisher nicht zum Ziele geführt, wenn sie die Zerrissenheit, 
anstatt sie zu heilen, nur gesteigert haben, weil man sich durch Hoffnungen oder Er- 
innerungen über den Werth der Gegenwart, durch Ideale über die Bedeutung der That- 


*) Bezüglich der Protokolle dieser Konferenzen darf im Allgemeinen bemerkt werden, 
dass sie für die Interpretation der Verfassung nur ein sehr geringes Material bieten, 
welches an betreffender Stelle hervorgehoben werden wird. Der Entwurf der Preussischen 

"Regierung ist niemals veröffentlicht worden. 

**) Die Konferenz hatte am 18. Januar 1867 folgenden Antrag Preussens zum Be- 
schluss erhoben: 

In Erwägung, dass die wünschenswerthe Förderung des Verfassungswerkes 
eine einheitliche Vertretung der Hohen verbündeten Regierungen gegenüber der 
gemeinschaftlich einzuberufenden Volksvertretung erheischt, übertragen die in 
der Konferenz vereinigten Bevollmächtigten der Krone Preussens ad hoc die in 
den Artikeln 14 und 25 des von der Krone Preussens vorgelegten Verfassungs- 
Entwurfs: 

Art. 14. Dem Präsidium steht es zu, den Bundesrath und den Reichs- 
tag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu schliessen — 

Art. 25. Die Legislatur-Periode des Reichstages dauert drei Jahre. Zur 
Auflösung des Reichstages während derselben ist ein Beschluss des Bundes- 
rathes unter Zustimmung des Präsidiums erforderlich — 

bezeichnen, dem Präsidium sowohl wie dem Bundesrathe eingeräumten Be- 
fugnisse, soweit sich dieselben auf den Reichstag beziehen, und ermächtigen die 
Krone Preussen, dem Reichstage den Verfassungs-Entwurf, über den die verbün- 
deten Regierungen sich geeinigt haben werden, vorzulegen und für dessen Ver- 
3 tretung dem Reichstage gegenüber Sorge zu treffen. 


sachen täuschen liess, so erkennen wir daraus die Nothwendigkeit, die Einigung des 
Deutschen Volkes an der Hand der Thatsachen zu suchen und nicht wieder das Erreich- 
bare dem Wünschenswerthen zu opfern. EP 

In diesem Sinne haben die verbündeten Regierungen im Anschlusse an gewohnte 

frühere Verhältnisse sich über eine Anzahl bestimmter und begrenzter, aber praktisch 
bedeutsamer Einrichtungen verständigt, welche ebenso im Bereiche der unmittelbaren 
Möglichkeit, wie des zweifellosen Bedürfnisses liegen. % 
Der Ihnen vorzulegende Verfassungs-Entwurf muthet der Selbstständigkeit der Einzel- 
staaten zu Gunsten der Gesammtheit nur diejenigen Opfer zu, welche unentbehrlich sind, 
5 um den Frieden zu schützen, die Sicherheit des Bundesgebietes und die Entwickelung der 
we Wohlfahrt seiner Bawohner zu gewährleisten. 
nz Meinen Hohen Verbündeten habe Ich für die Bereitwilligkeit zu danken, mit welcher 
sie den Bedürfnissen des gemeinsamen Vaterlandes entgegen gekommen sind. Ich spreche 
diesen Dank in dem Bewusstsein aus, dass Ich zu derselben Hingebung für das Ge- 
sammtwohl De:tschlands auch dann bereit gewesen sein würde, wenn die Vorsehung Mich 
nicht an die Spitze des mächtigsten und aus diesem Grunde zur Leitung des Gemein- 
wesens berufenen Bundesstaates gestellt hätte. Als Erbe der Preussischen Krone aber 
fühle Ich Mich stark in dem Bewusstsein, dass alle Erfolge Preussens zugleich Stufen 
zur Wiederherstellung und Erhöhung der Deutschen Macht und Ehre geworden sind. 

Ungeachtet des allgemeinen Entgegenkommens, und ‚obschon die gewaltigen Ereig- 
nisse des letzten Jahres die Unenthehrlichkeit einer Neubildung der Deutschen Verfassung 
zu allseitiger Ueberzeugung gebracht und die Gemüther für die Annahme derselben 
empfänglicher gemacht hatten, als sie früher waren und später vielleicht wiederum sein 
würden, haben wir doch in den Verhandlungen von Neuem die Schwere der Aufcabe 
empfunden, eine volle Uebereinstimmung zwischen so vielen unabhängigen Regierungen 
zu erzielen, welche bei ihren Zugeständnissen obenein die Stimmungen ihrer Landstände 
zu beachten haben. 

Je mehr Sie, meine Herren, Sich diese Schwierigkeiten vergegenwärtigen, um so vor- 
sichtiger werden Sie, davon bin Ich überzeugt, bei Prüfung des Verfassungs-Entwurfes die 
schwerwiegende Verantwortung für die Gefahren im Auge behalten, welche für die fried- 
liche und gesetzmässige Durchführung des begonnenen Werkes entstehen könnten, wenn 
das für die jetzige Vorlage hergestellte Einverständniss der Regierungen für die vom 
Reichstage begehrten Aenderungen nicht wieder gewonnen würde. Heute kommt es vor 
Allem darauf an, den günstigen Moment zur Errichtung des Gebäudes nicht zu ver- 
säumen; der vollendetere Ausbau desselben kann alsdann getrost dem ferneren vereinten 
Wirken der Deutschen Fürsten und Volksstämme überlassen bleiben. 

Die Ordnung der nationalen Beziehungen des Norddeutschen Bundes zu unseren 
Landsleuten im Süden des Main ist durch die Friedensschlüsse des vergangenen Jahres 
dem freien Uebereinkommen beider Theile anheimgestellt. Zur Herbeiführung dieses Bin- 
verständnisses wird unsere Hand den Süddeutschen Brüdern offen und entgegenkommend 
dargereicht werden, sobald der Norddeutsche Bund in Feststellung seiner Verfassung 
weit genug vorgeschritten sein wird, um zur Abschliessung von Verträgen befähigt 
zu sein. SE 
Die Erhaltung des Zollvereins, die gemeinsame Pflege der Volkswirthschaft, die ge- 
meinsame Verbürgung für die Sicherheit des Deutschen Gebietes werden Grundbedin- 
gungen der Verständigung bilden, welche voraussichtlich von beiden Theilen angestrebt 
werden, = 

Wie die Richtung des Deutschen Geistes im Allgemeinen dem Frieden und seinen 
Arbeiten zugewandt ist, so wird die Bundesgenossenschaft der Deutschen Staaten wesent- 
lich einen defensiven Karakter tragen. Keine feindliche Tendenz gegen unsere Nach- 
baren, kein Streben nach Eroberung hat die Deutsche Bewegung der letzten Jahrzehnte 
getragen, sondern lediglich das Bedürfniss, den weiten Gebieten von den Alpen bis zum 
Meere die Grundbedingungen des staatlichen Gedeihens zu gewähren, welche ihnen der 
Entwickelungsgang früherer Jahrhunderte verkümmert hat. Nur zur Abwehr, nicht zum 
Angriff einigen sich die Deutschen Stämme, und dass ihre Verbrüderung auch von ihren 
Nachbarvölkern in diesem Sinne aufgefasst wird, beweist die wohlwollende Haltung der _ 
mächtigsten Europäischen Staaten, welche ohne Besorgniss und ohne Missgunst Deutsch- 
land von denselben Vortheilen eines grossen staatlichen Gemeinwesens Besitz ergreifen 
sehen, deren sie sich ihrerseits bereits seit Jahrhunderten erfreuen. Nur von uns, von 
unserer Einigkeit, von unserer Vaterlandsliebe hängt es daher in diesem Augenblicke ab, 
dem gesammten Deutschland die Bürgschaften einer Zukunft zu sichern, in welcher es, 
frei von der Gefahr, wieder in Zerrissenheit und Ohnmacht zu verfallen, nach eigener 
Selbstbestimmung seine verfassungsmässige Entwickelung und seine Wohlfahrt pflegen 
und in dem Rathe der Völker seinen friedliebenden Beruf zu erfüllen vermag. Er 
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Ich hege das Vertrauen zu Gott, dass die Nachwelt im Rückblick auf unsere ge- 
meinsamen Arbeiten nicht sagen werde, die Erfahrungen der früheren misslungenen Ver- 
suche seien ohne Nutzen für das Deutsche Volk geblieben, dass vielmehr unsere Kinder 
mit Dank auf diesen Reichstag als den Begründer der Deutschen Einheit, Freiheit und 
‘Macht zurückblicken werden. 

Meine Herren! Ganz Deutschland, auch über die Grenzen unseres Bundes hinaus, 
harrt der Entscheidungen, die hier getroffen werden sollen. 

Möge durch unser gemeinsames Werk der Traum von Jahrhunderten, das Sehnen und 
Ringen der jüngsten Geschlechter der Erfüllung entgegengeführt werden. 

Im Namen aller verbündeten Regierungen, im Namen Deutschlands fordere Ich Sie 
vertrauensvoll auf: helfen Sie uns, die grosse nationale Arbeit rasch nnd sicher durch- 
führen. 

Der Segen Gottes aber, an welchem Alles gelegen ist, begleite und fördere das vater- 

 ländische Werk! 


Am 25. Februar 1867 hielt der Reichstag unter dem Alterspräsidium 
des Abgeordneten v. Franckenberg-Ludwigsdorf seine erste Sitzung und er- 
wählte am 2. März in der fünften Sitzung den Abg. Dr. Simson zum Prä- 
sidenten, den Abg. Herzog v. Ujest zum ersten und den Abg. v. Bennigsen 
zum zweiten Vizepräsidenten. In der sechsten Sitzung vom 4. März 
brachte der Präsident der Bundes-Kommissarien, Graf Bismarck-Schönhausen, 
den Entwurf der Verfassung ein, bezüglich dessen die Vorberathung im 
sanzen Hause beschlossen wurde. In der neunten Sitzung vom 9. März 
wurde die allgemeine Diskussion eröffnet und in der zwölften Sitzung vom 
13. März geschlossen, worauf in der vierzehuten Sitzung vom 18. März 
die Spezial-Diskussion eröffnet und in der 32. Sitzung am 10. April beendet 
wurde. Ueber den aus dieser „Vorberathung“ hervorgegangenen Entwurf 
begann am 15. April in der 33. Sitzung die Schlussberathung, welche in 

der 34. Sitzung am 16. April mit Annahme der Verfassung bei nament- 
licher Abstimmung mit 230 gegen 53 Stimmen erfolgte.*) 

In der 35. und letzten Sitzung vom 17. April 1867 verlas der Prä- 
-sident der Bundes-Kommissarien das Protokoll über eine Sitzung der Re- 
‚gierungs-Bevollmächtigten vom 16. April 1867, ausweislich dessen die Kom- 
missare „einstimmig darin waren, den Verfassungs-Entwurf, wie er aus der 
Schlussberathung des Reichstages hervorgegangen, anzunehmen“, und den 
Vorsitzenden ersuchten, „davon den Reichstag in Kenntniss zu setzen 
mit der Hinzufügung, dass die Hohen verbündeten Regierungen die Bundes- 
Verfassung in dieser Gestalt nach Massgabe der in den einzelnen Ländern 
bestehenden Verfassungen zur gesetzlichen Geltung bringen würden.“ 

Nach Verlesung dieses Protokolles gab der Präsident der Bundes- 
Kommissarien folgende Erklärung ab: | 
| „In Folge dessen erkläre ich, auf Grund der Machtvollkom- 

menheit, welche die verbündeten Regierungen Seiner Majestät dem 
Könige von Preussen übertragen haben, und auf Grund der Voll- 
macht, welche Seine Majestät mir zu diesem Behufe ertbeilt hat, 


#*) Mit „Nein“ stimmten die Abgeordneten: Ausfeldl. Baumbach. Bebel. Becker 
(Dortmund). Bockelmann. v. Bothmer. Bouness. v. Chlapowski. v. Czartoriski. Do- 
- nimierski. Duncker (Berlin). Eichholz. Erxleben. Evans. v. Graeve. Groote. Haber- 
‘ korn. Freiherr v. Hammerstein (Hannover). Heubner. Freiherr v. Hilgers. Holzmann. 
v. Jackowski. Jensen. Kantak. v. Mallinckrodt. Zur Megede. Minckwitz. Motty. 
-v. Münchhausen. v. Niegolewski. Oehmichen. Pilaski, Freiherr v. Proff-Irnich. Rei- 
chensperger. Richter. v. Rössing. Rohden. Rückert. Runge. Schaffrath. Schrader. 
-Schraps. Schulze. Szuldrzinski. Trip. v. Wächter. Waldeck. Wegner. Weygold. 
' Wigard. Wiggers (Berlin). Windthorst. Winckelmann, (St. B. 1867. 8. 729.) 
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18  Reichs-Verfassung. — Thronrede bei Sc luss des Pre assische 
die Verfassung des Norddeutschen Bundes, sowie sie aus der Be: 
rathung des Reichstages hervorgegangen ist, für angenommen, 
durch die zu dem Norddeutschen Bunde verbündeten Regierungen.“ 
(St. B. 1867. 8. 731.) 

Am 17. April erfolgte der Schluss des Reichstages durch folgende 

Thronrede des Königs von Preussen: x. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des Norddeutschen 
Bundes! 


Mit dem Gefühle aufrichtiger Genugthuung sehe Ich Sie am Schlusse Ihrer wichtigen 
Thätigkeit wiederum um Mich versammelt. 

Die Hoffnungen, die Ich jüngst von dieser Stelle zugleich im Namen der verbündeten 
Regierungen ausgesprochen habe, sind seitdem durch Sie in Erfüllung gebracht. 

Mit patriotischem Ernste haben Sie die Grösse Ihrer Aufgabe erfasst, mit freier 
Selbstbeherrschung die gemeinsamen Ziele im Auge behalten. Darum ist es uns gelungen, 
auf sicherem Grunde ein Verfassungswerk aufzurichten, dessen weitere Entwickelung wir 
mit Zuversicht der Zukunft überlassen können. 

Die Bundesgewalt ist mit den Befugnissen ausgestattet, welche für die Wohlfahrt 
und die Macht des Bundes unentbehrlich, aber auch ausreichend sind, — den Einzelstaaten 
ist, unter Verbürgung ihrer Zukunft durch die Gesammtheit des Bundes die freie Be- 
wegung auf allen den Gebieten verblieben, auf welchen die Mannigfaltigkeit und Selbst- 
ständigkeit der Entwickelung zulässig und erspriesslich ist. Der Volksvertretung ist die- 
jenige Mitwirkung an der Verwirklichung der grossen nationalen Aufgäben gesichert, 
welche dem Geiste der bestehenden Landes-Verfassungen und dem Bedürfniss der Regie- 
rungen entspricht, ihre Thätigkeit von dem Einverständnisse des Deutschen Volkes getragen 
zu sehen. ; 

Wir Alle, die wir zum Zustandekommen des nationalen Werkes mitgewirkt, die ver-. 
bündeten Regierungen, ebenso wie die Volksvertretung, haben bereitwillig Opfer. unserer 
Ansichten, unserer Wünsche gebracht; wir durften es in der Ueberzeugung thun, dass 
diese Opfer für Deutschland gebracht sind und dass unsere Einigung derselben- 
werth war. 

In diesem allseitigen Entgegenkommen, in der Ausgleichung und Ueberwindung der 
Gegensätze ist zugleich die Bürgschaft für die weitere fruchtbringende Entwickelung des 
Bundes gewonnen, mit dessen Abschluss auch die Hoffnungen, welche uns mit unseren 
Brüdern in Süddeutschland gemeinsam sind, ihrer Erfüllung näher gerückt werden. Die 
Zeit ist herbeigekommen, wo unser Deutsches Vaterland durch seine Gesammtkraft seinen 
Frieden, sein Recht und seine Würde zu vertreten im Stande ist. 

Das nationale Selbstbewustsein, welches im Reichstage zu erhebendem Ausdruck ge- 
langt ist, hat in allen Gauen des Deutschen Vaterlandes kräftigen Wiederhall gefunden. 
Nicht minder aber ist ganz Deutschland in seinen Regierungen und in seinem Volke 
darüber einig, dass die wiedergewonnene nationale Macht vor Allem ihre Bedeutung in 
der Sicherstellung des Friedens zu bewähren hat. 

Geehrte Herren! Das grosse Werk, an welchem mitzuwirken wir von der Vorsehung 
gewürdigt sind, geht seiner Vollendung entgegen. Die Volksvertretungen der einzelnen 
Staaten werden dem, was Sie in Gemeinschaft mit den Regierungen geschaffen haben, 
ihre verfassungsmäsige Anerkennung nicht versagen. Derselbe Geist, welcher die Auf- 
gabe hier gelingen liess, wird auch dort die Berathungen leiten. 

So darf denn der erste Reichstag des Norddeutschen Bundes von seiner Thätigkeit 
mit dem erhebenden Bewusstsein scheiden, dass der Dank des Vaterlandes ihn begleitet 
und dass das Werk, welches er aufgerichtet hat, sich unter Gottes Beistand segenbringend. 
entwickeln wird für uns und für künftige Geschlechter. | 

Gott aber wolle uns Alle und unser theures Vaterland segnen! 


Auf den Schluss des Reichstages folgte die Vorlage der aus den Be- 
rathungen des Reichstages hervorgegangenen Verfassung an die Einzel- 
landtage, und wurde die Verfassung, nachdem die Landtage dieselbe ge- 
nehmigt“*) in der Zeit zwischen dem 21. und 27. Juni 1867 in allen 


“) Die Zustimmung des Preussischen Abgeordnetenhauses erfolgte am 8. u. 21. Mai 
I mit 227 gegen 93 Stimmen, die des Herrenhauses am 1. und 24. Juni 1867 ein- 
stimmig. = 
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Verhältnis zu den Süddeutschen Staaten. — Einleitung. I / 19 


Bundesländern von den betreffenden Regierungen mit der Bestimmung 
publizirt, dass sie am 1. Juli 1867 in Kraft treten solle.) 
Wenden wir uns nunmehr zu dem Verhältnisse Norddeutschlands mit 
den Süddeutschen Staaten, so ist schon hervorgehoben, dass diese Staaten 
in den mit Preussen abgeschlossenen Friedensverträgen die Nikolsburger 
Präliminarien vom 26. Juli 1866 anerkannt hatten und denselben, soweit 
sie die Zukunft Deutschland betreffen, beigetreten waren. Gleichzeitig mit 
dem Friedensvertrage hatten jedoch Württemberg, Baden und Baiern am 
13., bezw. 17., bezw. 22. August 1866 mit Preussen materiell identische 
Bundesverträge (Schutz- und Trutz-Bündnisse) abgeschlossen, kraft welcher 
die Kontrahenten sich gegenseitig die Integrität ihres bezüglichen Gebietes 
garantirten und sich verpflichteten, im Falle eines Krieges ihre volle Kriegs- 
macht zu diesem Zwecke einander zur Verfügung zu stellen; auch über- 
trugen die Süddeutschen Souveräne den Oberbefehl über ihre Truppen für 
den Kriegsfall auf den König von Preussen.”*) Diese vertragsmässig 
vorerst geheim zu haltenden Verträge wurden, als Frankreich die bekannte 
Luxemburger Angelegenheit einfädelte,***) am 19. März 1867 veröffentlicht. 
Auch mit dem Grossherzogthum Hessen bezüglich seiner jenseits des 
Maines gelegenen Gebiete wurde ein Schutz- und Trutz-Bündniss, jedoch 
erst am 11. April 1867, abgeschlossen. 
War auf diese Weise die militärische Einheit Deutschlands für den 
'Fall eines Krieges sichergestellt, so erübrigte noch die Rekonstruktion des 
Zollvereins, bezüglich deren in den zwischen den Süddeutschen Staaten 


"und Preussen abgeschlossenen Friedensverträgen festgestellt war, was folgt: 


„Die hohen Kontrahenten werden unmittelbar nach Abschluss des Friedens 
wegen Regelung der Zollvereins-Verhältnisse in Verhandlung treten. Einstweilen 
sollen der Zollvereins-Vertrag vom 16. Mai 1865 und die mit ihm in Verbin- 
dung stehenden Vereinbarungen, welche durch den Ausbruch des Krieges ausser 
Wirksamkeit gesetzt sind, vom Tage des Austausches der Ratifikationen des 
gegenwärtigen Vertrages an, mit der Massgabe wieder in Kraft treten, dass 
jedem der Hohen Kontrahenten vorbehalten bleibt, dieselben nach einer Auf- 
kündigung von sechs Monaten ausser Wirksamkeit zu setzen.“ f) 


Die Rekonstruktion des Zollvereins musste nothwendig, nachdem’ die 
‚Staaten des Norddeutschen Bundes durch die Verfassung zu einem einheit- 
lichen Gebiete in Zoll- und Handels-Sachen geworden, auf anderen Grund- 
lagen als bisher erfolgen. 

Bereits am 4. Juni 1867. kam zwischen Preussen, Baiern, Württem- 
berg, Baden und Hessen eine Konvention zu Stande, nach welcher der 
‚Zollverein unter Erstreckung der Gemeinschaft auf die Besteuerung des Salzes 
und des Tabacks und unter Hinwegfall des Präzipuums in der Weise fort- 
gesetzt werden sollte, dass der erneuerte Zollverein Organe erhalten werde, 
welche denjenigen des Norddeutschen Bundes entsprächen. 

Die zur Feststellung des neuen Vertrages auf Grundlage dieser Kon- 
ventionen berufene Konferenz trat am 28. Juni 1867 zusammen und be- 
reits am 8. Juli d. J. wurde der Vertrag zwischen dem Norddeutschen 


*) Abgedruckt bei Glaser a. a. ©. Heft 4. 8. 117 fl. 
**) Abgedruckt bei Koller, Archiv des Norddeutschen Bundes u. des Zollvereins, I. 
8. 1040 ff. 
> ***) Man sehe sämtliche diplomatische Aktenstücke darüber bei Koller a. a. O. 
8. 1055—1113. 
+) Wortlaut des in den bez. Friedensverträgen identischen ATOLL 
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Bunde, Baiern, Württemberg, Baden und die Fortdader des Zoll. 
und Handels- „Vertrages betreffend, unterzeichnet. *) | 
Die der Verfassung des Norddeutschen: Bundes nachgebildeten Organe 
waren das der Krone Preussen zustehende Präsidium des” ‚Zollverein, deı 
Zollbundesrath und das Zollparlament. " 

Dieser neue Zollvereins-Vertrag stiess, während er in Baden von beide 
Kammern einstimmig. (19. und 22. Okt. 1867), in Hessen von der ersten 
Kammer (20. August) gleichfalls einstimmig, in der zweiten Kammeı 
(17. August) mit 31 gegen 5 Stimmen angenommen wurde, in Baiern und 
Württemberg auf starken Widerstand. 

Nachdem die Baierische Abgeordnetenkammer den Vertrag mit 117 
segen 17 Stimmen (2. bis 23. Okt. 1867) angenommen, genehmigte die 
Kammer der Reichsräthe denselben nur unter der Bedingung, dass Baiern 
sein bisheriges Jiberum veto behalte, — eine Bedingung, die Preussischer- 
seits abgelehnt werden musste. 

In Württemberg hatte man die oben erwähnten Schutz- und Trutz-Bünd- 
nisse mit der Abstimmung über den Zollverein in Verbindung gebracht, 
und die staatsrechtliche Kommission der Abgeordnetenkammer hatte nicht 
pur Ablehnung des Allianzvertrages beantragt, sondern auch sich dahin 
ausgesprochen, dass die Uehertragung des Oberbefehls auf den König von 
Preussen eine Verfassungsänderung enthalte und daher in beiden Kammern 
nur mit zweidrittel Majorität beschlossen werden könne, zu deren Erlan- 
gung keine Aussicht vorhanden war.”*) 

Mit Rücksicht hierauf genehmigte der Reichstag des Norddeutschen 
Bundes den Vertrag nur unter der Bedingung, dass die rechtliche Ver- 
bindlichkeit der Sehutz- und Trutz-Bündnisse nicht in Frage gestellt werde, 
und dass das Präsidium ermächtigt werde, im Falle dass der Vertrag nicht 
mit allen Staaten zu Stande käme, die demnach nöthig werdenden Aende- 
rungen festzustellen.***) | 

In Folge dessen erhielten die Preussischen Gesandten in München und 
Stuttgart Auftrag, den Zollvereins-Vertrag bis zum 31. Oktober zu kündigen, 
„wenn bis dahin die Annahme des neuen Zollvereins-Vertrages vom 8. Juli 
nicht sichergestellt und nicht jeder Zweifel an der Aufrechterhaltung der 
ohne Vorbehalt ratifizirten Bündnisse beseitigt werde.“ 7) 

Nunmehr beschlossen die Württembergischen Kammern, dass zur Ge- 
nehmigung der Schutz- und Trutz-Bündnisse einfache Majorität genüge; die 
Abgeordnetenkammer genehmigte die Schutz- und Trutz-Bündnisse am 
31. Oktober 1867 mit 58 gegen 32, die Kammer der Standesherren am 
4 November mit 26 gegen 6 Stimmen; die Zollvereins-Verträge wurden von 
der zweiten Kammer am 31. Oktober mit 73 gegen 16 Stimmen, und von 
der ersten Kammer am 4 November einstimmig genehmigt. 

Jetzt gab auch die Baierische Kammer der Reichsräthe ihren Wider- 
stand gegen den Zollvertrag auf und genehmigte denselben am 31. Oktober 
mit 35 gegen 13 Stimmen. 

Bei der Ratifikation des Vertrages am 6. November 1867 erklärten 
Baden, Baiern und Württemberg schliesslich, dass von ihren Regierungen 


, Abgedruckt und erläutert bei Koller, Archiv I. S. 818—852. 

"") Thudichum, Verfassungsrecht des Nordd. Bundes 8. 44, 
***) Man sehe die Resolution bei Koller a. a. 0. 

4) Thudichum a. a. ©. S. 46. 


taaten. Mission Taufkirchen. — Einleitung. Dat 


f 
ie rechtliche Verbindlichkeit der Bündnissverträge nicht in Frage gestellt 
verde. 

Zwischen den Beginn und die Beendigung dieser Verhandlungen über 
lic Rekonstruktion des Zollvereins fällt die sogenannte Mission Tauff- 
irchen an den Wiener Hof, welche an dieser Stelle umsomehr zu er- 
vähnen ist, als die Verhandlungen der Hessischen Kammer am 20. Dez. 
(870 über diesen Zwischenfall einiges hellere Licht verbreitet haben. 

Etwa ein halbes Jahr vor Beginn der Zollvereins-Verhandlungen, am« 
{9. Januar 1867, sah Fürst Hohenlohe als Baierischer Minister- 
Präsident sieh veranlasst, der dortigen Abgeordnetenkammer sein Pro- 
sramm über die Deutsche Frage vorzulegen. Dieses Programm bezeich- 
nete als „Zielpunkt der Baierischen Politik“: „die Erhaltung Deutschlands, 
Rinigung der Gesammtzahl der Deutschen Stämme und, soweit dies nicht 
möglich, der grösseren Zahl derselben zu einem Bunde, geschützt nach 
Aussen durch eine kräftige Zentralgewalt und im Innern dureh eine parla- 
mentarische Verfassung, unter gleichzeitiger Wahrung der Integrität des 
Staates und der Krone Baiern“; erklärte jedoch zugleich, dass dieses 
Ziel „jetzt und unmittelbar nicht zu erreichen sei“, weil Preussen die 
Mainlinie anerkannt habe, mithin jeden Versuch der Süddeutschen Staaten 
auf Eintritt in den Norddeutschen Bund zurückweisen müsse; woraus folge, 
dass die Regierung „nicht versuchen könne, über die Vereinigung Baierns 
it dem Norddeutschen Bunde in Verhandlungen zu treten“. 

Fürst Hohenlohe formulirte sodann vier Negativen: kein „bedingungs- 
loser“ Eintritt in den Nordbund wegen dessen Hinneigung zum Einheits- 
staate; kein Südwestdeutscher Bund unter dem Protektorate einer nicht- 
deutschen Macht; kein Verfassungsbündniss Siiddeutscher Staaten unter 
Führung Oesterreichs; kein in sich abgeschlossener Südwestdeutscher 
Bundesstaat. 

Dagegen formulirte Fürst Hohenlohe die Nothwendigkeit einer Allianz 
mit Preussen, indem er wörtlich erklärte: 


Der Grossstaat, an welchen sich Baiern anzuschliessen und als dessen 
Bundesgenosse es im Falle eines Krieges gegen das Ausland sich offen zu 
erklären hat, ist Preussen. Diese Bundesgenossenschaft, die in der Aufgabe 
der Baierischen Regierung liegt, bringt es mit sich, dass Baiern gegen be- 
stimmte Garantie der Sonveränetät des Königs sich im Falle eines Krieges 
gegen das Ausland der Führung Preussens unterstelle; sie bringt es mit sich, 
dass das Baierische Heer in einer Art und Weise organisirt wird, die eine ge- 
meinschaftliche Kriegführung ermöglicht. 


Unter Berücksichtigung des Umstandes, dass diese Allianz durch die 
Schutz- und Trutz-Bündnisse, die freilich zu jener Zeit noch nieht ver- 
öffentlicht waren, bereits Realität war, lief also der positive Inhalt des Pro- 
gramms — abgesehen von dem entfernten „Zielpunkte“ — auf Erhaltung 
des status quo hinaus. 

Die Mission Tauffkirchen,*) welche während der Zeit der Luxem- 
burger Frage stattfand, dokumentirt nun eine Abweichung von diesem 
Programm. Ihr Inhalt war folgender: Vereinigung der Süddeutschen 
Staaten zu einem möglichst starken, festen Bunde und Errichtung eines 
'Staatenbundes zwischen der Norddeutschen und der Süddeutschen Föde- 


*) Man sehe die Aktenstücke darüber bei Koller, Archiv I. 8. 1045 ff. 
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ration; gleichzeitig Abschluss einer völkerrechtlichen Allianz zwischen 
diesem Staatenbunde und Oesterreich. | | A 

Graf Tauffkirchen führte sich, wie der Oesterreichische Reichskanzler 
in einer Depesche an den Grafen Wimpfen in Berlin vom 19. April 1867 
sagt, bei dem Grafen Beust nicht nur 'als Beauftragter der Baierischen Re- 
gierung, sondern auch als Ueberbringer wichtiger Vorschläge Preussens 
ein, und der Preussische Gesandte in Wien unterstützte die Vorschläge des 
» Grafen. 

.. Der Oesterreichische Reichskanzler glaubte jedoch diese Vorschläge, 
bei denen es sich u. A. auch um eine Garantie der Deutschen Provinzen 
Oesterreichs und eine wenigstens temporäre Garantie für dessen nicht- 
deutsche Provinzen handelte, nicht annehmen zu sollen. Br 

In einer Depesche an den Gesandten in München vom 15. Mai — 
also nach Abschluss des Luxemburger Vertrages — sagte Graf Beust 
wörtlich: 

„Ich habe dem Grafen Bray — Baierischem Gesandten in Wien — erklärt, 
‘ dass Rücksichten der Opportunität sehr wohl die Regierung Seiner Majestät 
vorläufig bestimmen können, solche Thatsachen — Schutz- und Trutz-Bündnisse 
— zu ignoriren, und dass diese Regierung gern auch den Deutschen Sympa- 
thien, welche sie sich bewahrt-hat, Einfluss auf ihr Verhalten gestattet, so 
lange sie nicht die Interessen des eigenen Reiches für gefährdet halten muss. 
Das Verlangen dagegen, dass das Kaiserl. Kabinet den Allianzverträgen, welche 
es bis jetzt stillschweigend hingenommen hat, und selbst noch weitergehenden 
Verletzungen des Prager Friedens seine Zustimmung ertheilen solle, dieses Ver- 
langen habe ich unumwunden als unerfüllbar bezeichnet, und darauf hin- 
gewiesen, dass Oesterreich in seiner Lage vielmehr sich sorgfältig hüten müsse, 
irgendwie durch Wort oder That sich des Rechtes zu begeben, auf die Ver- 
fügungen des Prager Friedens zu gelegener Zeit sich zu berufen.“ *) 


In der Hessischen Abgeordnetenkammer (Sitzung vom 20. Oktober 
1870) hat nun’ der Abgeordnete Freiherr v. Gagern über die damaligen 
Verhandlungen nähere Aufschlüsse gegeben,**) nach welchen Baiern und 
Württemberg über ihre nationalen Beziehungen zum Norddeutschen Bunde 
eine Uebereinkunft — sog. Baierisch-Württembergische Ministerial-Erklärung 
vom 6. Mai 1867 — abgeschlossen hatten, zu welcher von beiden Staaten 
‚der Beitritt Badens und Hessens erstrebt wurde. Bei diesem auf der Grund- 
lage des alten Bundestages zwischen dem Nordbunde und den Süddeutschen 
Staaten abzuschliessenden Staatenbunde war von einem Organismus zu 
gemeinsamer Gesetzgebung, von einem Gesammt-Parlamente abgesehen; 
jeder Schritt zur Einigung über geistige oder materielle Interessen setzte 
nach Herrn v. Gagern’s Darstellung zwischen dem Norddeutschen Bunde 
und den einzelnen Süddeutschen Staaten eine besondere Vereinbarung. 
voraus. 

Ueber das weitere Schicksal dieses Projektes erfahren wir durch Herrn 
v. Gagern Folgendes: 


„Diese Uebereinkunft war damals auch der Hessischen Regierung mit der Einladung 
zum Beitritt mitgetheilt worden. Aber kurze Zeit, nachdem dies geschehen war, und ehe 
noch die Hessische Regierung über eine Rückäusserung schlüssig geworden war, trat ein 
enues Ereigniss ein, welches das Projekt begrub. Die Herren Minister der Süddeutschen 
Staaten wurden nach Berlin eingeladen, um dort die Grundbedingungen für den Abschluss 


*) Koller, Archiv I. 8. 1049 £. 
“*) Protokoll zu den Verhandlungen der Zweiten Kammer, Bd. VI. Nr. 84. $. 32 fi. 
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lines neuen Zollvereins von Seiten Preussens entgegenzunehmen. Jene Baierisch -Württem- 
lergische Vereinbarung, offiziell „Ministerial-Erklärung“* genannt, von der ich gesprochen, 
’ar vielleicht in der Voraussetzung erfolgt, dass die Preussische Regierung damals durch 
‚en Luxemburg’schen Konflikt sich in Verlegenheit befinde, dass Preussen nach Allianzen 
uche. Unter diesen Umständen, bei solcher unterstellter Verlegenheit Preussens, glaubten 
“elleicht Baiern und Württemberg wohlfeilen Kaufs über die Stipulationen des Prager 
?riedens, welche eine nationale Verbindung zwischen dem Norddeutschen Bunde und den 
Süddeutschen Staaten in Aussicht stellten, hinwegkommen und, gegen Zusage ihres Bünd- 
isses für den eventuellen Kriegsfall, Preussen zu der Konzession bezüglich der Grund- 
age jener Uebereinkunft bestimmen zu können. Auch scheint Preussen dazu einige. Hoff- 
ung eröffnet zu haben. Es ergab sich aus den Vorverhandlungen mit ihm die bekannte 
ınd viel besprochene Mission des Grafen Tauffkirchen, der, mit den Grundzügen zu jener 
Zaierisch-Württembergischen Uebereinkunft in dem Portefeuille, sich von Berlin nach 
Wien besab, um dort, zunächst zwar im Auftrage Baierns, aber auch im gleichzeitigen 
Auftrage Preussens, welches den Preussischen Gesandten in Wien angewiesen hatte, die 
Bestrebungen des Grafen Tauffkirchen zu unterstützen, für ein Bündniss zugleich zwischen 
Preussen und Oestreich zu wirken. Die Verlegenheiten jedoch, die man Baierischer Seits 
bei Preussen unterstellte, wurden beseitigt und gerade die Vorschläge über die Rekon- 
struktion des Zollvereins, welche in Berlin gemacht wurden, zeigten, dass bezüglich der 
Grundlagen der nationalen Verbindung des Norddeutschen Bundes zu den Süddeutschen 
Staaten, die Anschauungen Preussens andere seien, als die von Baiern und Württemberg 
während jener Frage der Luxemburgischen Differenz bei ihm unterstellten. Die Preussi- 
sche Regierung — Sie wissen das — kündigte nunmehr an, dass die Süddeutschen 
Staaten, welche nicht die Vorschläge zur Rekonstruktion des Zollvereins und was damit 
inkl. des Zollparlaments in Verbindung stehe, annehmen wollten, den Zollverein für ihnen 
gektindigt ansehen könnten. Baiern glaubte sich nicht in der Lage, einem Ausschluss 
aus dem Zollverein sich aussetzen zu dürfen. Indem es seine Zustimmung zu den Pro- 
positionen Preussens gab, änderte sich die bisher von ihm und Württemberg bezüglich 
‘der nationalen Verbindung mit dem Norddeutschen Bunde befolgte Politik. Schon bei 
jener Zusammenkunft der Minister in Berlin, welche die Rekonstruktion des Zollvereins 
zum Zweck hatte, gab, wenn ich recht unterrichtet bin, Fürst Hohenlohe, der Minister 
der Auswärtigen Angelegenheiten von Baiern, das Projekt als obsolet, als durch neuere 
'Phatsachen überwunden und unmöglich geworden, auf, welches er kaum erst mit Württem- 
berg verabredet gehabt hatte.“ 


Im Jahre 1868 sodann, „als das erste Zollparlament zusammentreten 
sollte, von dessen vermuthetem Geiste man in Bezug auf die nationale 
Einigung weitgehende Vorschläge erwartete“ — befürchtete? —, äusserte 
die Hessische Regierung gegen Baiern den Wunsch, dasselbe möge die 
Initiative ergreifen, um eine nationale Einigung mit dem Norddeutschen 
Bunde auf anderer Basis zu Stande zu bringen, als diejenige gewesen, von 
weleher die Bairisch-Württembergische Verabredung des Jahres 1867 aus- 
gegangen. Mit Besprechung dieser Angelegenheiten wurde Hessischerseits 
der Freiherr®v. Gagern beauftragt und er sagt, die Art, in der seine Er- 
öffnungen aufgenommen seien, habe bewiesen, dass die Schwierigkeiten, 
welche im Innern Baiern’s entgegen gestanden, ausserordentlich gross gewesen 
und dass „der hochherzige Entschluss und die Hingabe an das grosse 
"Deutschland, welche der König von Baiern jetzt bethätige, damals nicht 
voraus zu sehen gewesen sei“. 

Herr v. Gagern hat sodann die Ansichten seiner Regierung näher ent- 
"wiekelt. Er hat festgehalten an den zwei ersten Sätzen der Baierisch- 
Württembergischen Ministerial-Erklärung, „dass eine vorherige Einigung 
der Siidwestdeutschen Staaten über die Basis, auf welcher sie mit dem 
"Norddeutschen Bunde verhandeln wollten, geboten sei,“ und „dass einem 
" Bundesvertrage, welcher in der Ausdehnung der bestehenden Norddeutschen 
-Bundes-Verfassung auf die Südstaaten bestehen würde, die Zustimmung zu 
“verweigern sei“. 

& Baiern sollte dagegen die Initiative zu den erforderlichen Abände- 


} 
j 


. tungen ergreifen und der Hessische Vertrauensmann, Herr v, Gagern 
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‚ schlug 
folgende Abänderungen vor: ; | 


1. Aufhebung des Art. 60 der Norddeutschen Verfassung und Herab- 
setzung der Friedens-Präsenzstärke auf '/s pCt. der Bevölkerung. 


2. Entwickelung des föderalistischen Elements durch eine Revision 
der Preussischen Verfassung (S. 39 des Protokolls) in der 
Richtung, dass der Schwerpunkt der Regierung und Verwaltung 
(d. h. der Preussischen) in die Provinzial-Landtage gelest würde 
und nicht mehr in den Gesammt- oder General-Landtagen liege. 

3. Zweikammer->System für die Reichsvertretung. 


Der Preussischen Regierung gegenüber hat Hessen einen Antrag auf 
Aufnahme auch seiner transmainischen Gebietstheile in den Norddeutschen 
Bund niemals gestellt. 

Dagegen ist allgemein bekannt, dass die Badische Regierung bereit 
war, den Eintritt in den Norddeutschen Bund auch isolirt zu vollziehen. 
Diese Bereitwilligkeit kam u. A. auch in der Sitzung des Reichstags des 
Norddeutschen Bundes vom 24. Februar 1870 zur Verhandlung, als deı 
Reichstag in die dritte Berathung über den mit Baden abgeschlossenen 
Jurisdiktions- Vertrag eintrat. 

Zu diesem Vertrage hatte der Abg. Lasker eine Resolution beantragt, 
in welcher erklärt werden sollte: 


„Der Reichstag spricht den unablässigen nationalen Bestrebungen, in denen 
Regierung und Volk des Grossherzogthums vereinigt sind, seine dankende An- 
erkennung aus; der Reichstag erkennt in diesen Bestrebungen den lebhaften 
Ausdruck der nationalen Zusammengehörigkeit und nimmt mit freudiger 
Genugthuung den möglichst ungesäumten Anschluss an den be- 
stehenden Bund als Ziel desselben wahr.“ *) 


In der über diesen Antrag entstandenen Debatte gab der Bundes- 
kanzler Graf Bismarck folgende Erklärung ab: | 


Ich würde, wenn mir jetzt die Eröffnung von Karlsruhe käme, das Präsi- 
dium möge die Aufnahme Badens in den Norddeutschen Bund beantragen, 
diesen Antrag im Interesse des Bundes und im Interesse des Grossherzogthums 
Baden als intempestiv rebus sic stantibus ablehnen und würde sagen: wir 
werden Euch den Zeitpunkt kennzeichnen, wo uns das im Gesammt- Interesse 
Deutschlands, im Interesse der Politik, die wir bisher, ich kann wohl sagen, 
nicht ohne Erfolg durchgeführt haben, angemessen erscheint (a. a. O. 8. 8) 


. 


Da die Gründe für diese ablehnende Erklärung bezüglich der richtigen 
Erkenntniss der Politik Norddeutschlands gegen Süddeutschland in hohem 
Grade wesentlich sind, so sollen dieselben hier wenigstens skizzirt werden. 
In erster Linie war es der Gedanke, dass das nationalgesinnte Baden in seiner 

- Stellung unter den Südstaaten vortheilhafter für den nationalen Gedanken 
sei, als nach seinem isolirten Eintritt in den Bund. Sodann befürchtete 
der Bundeskanzler, dass durch die Aufnahme Badens in den Bund die 
Freiheit der Entschliessung des letzteren in Bezug auf die künftige Bildung 
des Zolivereins nicht mehr stattfinden würde, wenigstens würde man in 
Süddeutschland nicht mehr an diese Freiheit glauben, insofern nämlich 
Baden als Bundesglied für alle Zeit auch Zollvereinsmitglied sei, und daher 


*) 5. Verhandl. des Reichstags vom 24. Februar 1870 betr. den Anschluss Badens 
an den Nordd. Bund. Berlin 1870. Verlag von Fr. Kortkampf. es | 
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Inmittelbare Folgen des Krieges von 1866. — Einleitung. | | | 95 
immer auf das Schwerste geschädigt werden würde, falls man den Aus- 
‚chluss der übrigen Südstaaten aus dem Zollverein beschliessen sollte. *) 


Soviel wird über die Bestrebungen, das Werk der nationalen Einigung 
-on 1866 weiter zu führen oder zu ergänzen, genügen; diese Bestrebungen 
1aben ein praktisches Resultat nicht gehabt, Mit der Rekonstruktion des 
Zollvereins sind wir bei dem Endpunkte der Wirkungen des Jahres 1866 
angelangt. 


Als unmittelbare Wirkungen der Umwälzung des Jahres 1866 ergiebt 
sich also Folgendes: 


1. Auflösung des Deutschen Bundes und definitives Ausscheiden- des 
Oesterreichischen Kaiserstaates aus Deutschland. 


Diesen Austritt Oesterreichs aus Deutschland darf man vom politischen 
Standpunkte aus als die unerlässliche Voraussetzung einer Neukonstituirung 
Deutschlands überhaupt betraebten. In diesem Punkte liegt der eigentliche 
Kampfpreis, den Preussen durch semen Sieg über Oesterreich im Jahre 
1866 gewonnen hat, und deshalb, weil der Austritt Oesterreichs die Vor- 
bedingung der Reform Deutschlands überhaupt war, und weil derselbe nur 
mit Waffengewalt von dem besiegten Oesterreich zu erlangen war, deshalb 
fehlt es dem Deutschen Kriege des Jahres 1866 auf Preussischer Seite 
nicht an jener justa causa, welche jeder Krieg haben muss, um als gerecht- 


fertigt zu gelten. 


Eine sehr einfache Erwägung genügt, um. die Nothwendigkeit des 
Ausscheidens einer der beiden Grossmächte für die Einigung Deutschlands 


klar zu stellen. Wo es sich um Einigung, um die Zusammenfassung aus- 


einanderstrebender Kräfte handelt, da versteht es sich von selbst, dass die 
wichtigste Frage für den Beginn dieser Unternehmung die ist, welchem 
(persönlichen oder staatlichen) Individuum die zu schaffenden Zentralkräfte 
übertragen werden sollen. So lange diese Frage zweifelhaft bleibt, so 
lange kann das Unternehmen selbst überhaupt nicht in Angriff genommen 
werden. Da nun, so lange die beiden Grossmächte Oesterreich und 
Preussen in Deutschland neben einander standen, diese Frage fortwährend, 
wie die Erfahrung gelehrt hat, unentschieden blieb und bleiben musste, so 
steht erfahrungsmässig fest, dass die Einigung Deutschlands überhaupt nieht 
eher in Angriff genommen werden konnte, bis eine dieser beiden auf der 


"Wahl stehenden Mächte — Preussen oder Oesterreich — auf die Führer- 


schaft in Deutschland Verzicht geleistet hatte. (Der Gedanke einer durch 
die Mittelstaaten auszuübenden Mitführerschaft beruhte ebenfalls nur auf 
dem bestehenden Dualismus zwischen Oesterreich und Preussen.) Da nun 
ebenfalls erfahrungsmässig feststand, dass keine dieser beiden Mächte frei- 


willig auf ihre Stellung in Deutschland Verzieht leisten würde, so blieb nur - 


der durch Krieg zu erzwingende Verzicht einer der beiden Mächte übrig. 
Der Krieg des Jahres 1866 hat diese Frage zu Gunsten Preussens ent- 


‚schieden; und mit dem Augenblick des Austritts Oesterreichs war die Vor- 
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*) Und diese Möglichkeit, durch den Zollverein auf den Süden zu wirken, hat sich 
bei der Abstimmung über die Verträge in der Baierischen Abgeordnetenkammer abermals 


"bewährt, denn es war ein Hauptargument der Fürsprecher der Verträge, dass sie die 


Frage aufwarfen, ob Deutschland mit Baiern den Zollverein fortsetzen werde, wenn dieses 


“dem Deutschen Reiche nicht beitrete. 
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frage der Deutschen Einigung definitiv dahin entschieden, dass die Zentral- 
‚kräfte des neuen Deutschlands an Preussen zu übertragen Seien.’ 


2. Die Konstituirung des Norddeutschen Bundes 


ist die zweite unmittelbare Wirkung des Deutschen Krieges von 1866. Sie 
enthielt die Herstellung der Deutschen Einheit, beschränkt auf die Deutschen 
Staaten nördlich des Mains. es 

Diese Trennung Deutschlands durch die Mainlinie ist bekanntermassen 
ein Punkt, gegen welchen die Gegner der Preussischen Politik die leb- 
haftesten Angriffe gerichtet und insofern nieht ohne Grund gerichtet haben, 
als der Ausschluss der Süddeutschen Staaten die Unfertigkeit des neuen 
Deutschlands, die Nichtvollendung des Baues der Deutschen Einheit offen 
und klar dokumentirte. | 

Ob es mit Rücksicht auf die auswärtigen Verhältnisse im Jahre 1866 
thunlich gewesen wäre, statt des Norddeutschen, schon damals einen die 
Südstaaten mitumfassenden Deutschen Bundesstaat zu gründen, dass ist eine 
Frage, die gegenwärtig ihr Hauptinteresse verloren hat. Und ebenso steht 
es mit der anderen, früher vielfach erörterten Frage ‚ ob es räthlich ge- 
wesen wäre, die Süddeutschen Staaten durch die mit ihnen abzuschliessenden 
Friedensverträge zum Eintritt in den Bund zu nöthigen. Denn nachdem 
der Eintritt jetzt freiwillig erfolgt ist, kann es gegenwärtig nicht mehr von 
wesentlichem Interesse sein, zu erörtern, ob ein etwa vier Jahre früher 
erzwungener Eintritt dieser Staaten nützlich gewesen wäre, um so weniger, 
als gegenwärtig feststeht, dass der nicht erzwungene Beitritt der Süd- 
staaten für das Werk der Deutschen Einigung wenigstens nicht schädlich 
gewesen ist. | 4 | 

Do viel werden selbst die Gegner der Preussischen Politik zugeben 
müssen, dass Preussischerseits gegen die Südstaaten im Jahre 1866 und 
seit demselben mit der thunlichsten Rücksicht verfahren ist und dass man 
Preussischerseits mit Sorgfalt Alles vermieden hat, was diese Staaten die 
Lage des Besiegten, in welcher sie sich thatsächlich 1866 befanden, hätte 
fühlen lassen können. Wenn nun dessen ungeachtet und obgleich das siegreiche 
Preussen die Südstaaten aus dem Kriege des Jahres 1866 zu einer Selbst- 
ständigkeit hat hervorgehen lassen, wie diese Staaten solche früher nie 


besessen hatten — weder als Glieder des Deutschen Reichs, noch als Mit- 
glieder des Rheinbundes, noch als Theilnehmer des alten Deutschen 
Bundes — wenn, sagen wir, trotz dieser äussersten Mässigung Preussens 


in Baiern und in Württemberg und in einem Theile Badens grundsätzlich 
Preussen feindliche Parteien nicht nur entstehen, sondern sogar innerhalb 
' der gewählten Abgeordnetenkammern (in Baiern und Würtemberg) zur 
Herrschaft gelangen konnten, so liegt die Annahme nahe, dass diese Par- 
‘ teien die Volksstimmung gegen Preussen in noch stärkerem Maasse erregt 
haben würden, wenn Preussen die Selbstständigkeit der Südstaaten, statt 
dieselbe sorgfältig zu schonen, direkt angetastet und zwangsweise auf den 
Eintritt in den Bund hingewirkt hätte. Ob unter dieser Voraussetzung 
das Nationalgefühl des Volks in derselben Weise siegreich zum Durch- 
bruch gekommen wäre, wie wir dies beim Beginn und im Verlauf des 
Deutsch -Französischen Krieges gesehen haben, das ist eine mindestens 
zweifelbafte Frage — und in der Zweifellaftigkeit dieser Frage liegt die 
beste Rechtfertigung der von Preussen bezüglich der Südstaaten ein- 
gehaltenen Politik der Mässigung. 


| rekonstruirte Zoll- 
verein 


Iilden die Sehlussglieder in der Kette der Wirkungen, welche auf den 
Krieg von 1866 als Ursache zurück weisen. 


ze 


Statt einer staatlichen Verbindung wurde der Süden mit dem Norden 
ediglich durch Verträge verbunden. Was innerhalb des Norddeutschen 
3undes Theil der Verfassung war, Zolleinheit u. s. w., und militairische 
/öinheit nach Aussen, erschien bezüglich der Südstaaten nur in der Form 
Iron Verträgen. 


| Auch die Verfassung des Norddeutschen Bundes erkannte das rein 
Irertragsmässige Verhältniss der Süddeutschen Staaten zum Norddeutschen 
Bunde an, indem sie im letzten Artikel der Verfassung (Art. 79) be- 
stimmte: . 


„Die Beziehungen des Bundes zu den Süddeutschen Staaten werden sofort 
nach Feststellung der Verfassung des Norddeutschen Bundes durch besondere 


dem Reichstage zur Genehmigung vorzulegende Verträge geregelt werden.“ 
% 


Zugleich aber wahrte die Verfassung das Recht der Süddeutschen 
Staaten auf Eintritt in den Bund, indem sie im Schlusssatze des Artikels 
hinzusetzte, wie folgt: 


„Der Eintritt der Süddeutschen Staaten oder eines derselben in den Bund 
erfolgt auf den Vorschlag des Bundes-Präsidiums im Wege der Bundes-Gesetz- 
gebung.* 


| Das sind die Gesammtwirkungen, welche der Deutsche Krieg des 
Jahres 1866 auf die Gestaltung Deutschlands geübt hat. Das Werk der 
Deutschen Einigung konnte demnach allerdings als ein noch nicht voll- 
endetes karakterisirt werden; indessen liegt in diesem Urtheil nur dann 
PER Vorwurf, wenn man der oben entwickelten Ansicht, dass der zwangs- 
weise bewirkte Zutritt der Südstaaten’ ein politischer Fehler gewesen sein 
würde, nicht beitritt. Sobald man dagegen diese Ansicht theilt, wird man 
‘sich nur noch die Frage vorzulegen haben, ob durch die drei oben dar- 
‚gelegten Wirkungen des Jahres 1866 der noch ungelöste Theil der Deut- 
‚schen Frage in ein sicheres Bett mit einem bestimmten Ziele geleitet war, 
‘oder nicht, mit andern Worten, ob durch die Verfassung des Norddeutschen 
‚Bundes der Kıystallisationspunkt definitiv gegeben war, an den sich in 
fernerer oder kürzerer Zukunft Süddeutschland anschliessen musste, oder 
‘ob die Süddeutschen Staaten in der Lage waren, aus sich selbst heraus 
‚entweder ein eigenes Zentrum zu bilden, oder mit anderen Staaten als dem 
Norddeutschen Bunde sich zu verbinden, oder in ihrer nach 1866 ein- 
getretenen isolirten Selbstständigkeit dauernd zu verharren. 


Die erste dieser drei Möglichkeiten schien durch den im Prager 
Frieden erwähnten Südbund gegeben zu sein; und diese Möglichkeit wurde 
allerdings eine Zeit lang als die Herstellung der Deutschen Einheit bedrohend 
von vielen Seiten angesehen. Allein schon geraume Zeit vor dem Aus- 
"bruch des Deutsch-Französischen Krieges stand die ‚faktische Unmösgliebkeit 
dieses sogenannten Südbundes fest und mithin durfte dieser von der Ver- 
einigung mit dem Norden abführende Weg als verschlossen betrachtet 
werden. 
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Es blieb die Möglichkeit einer Verbindung der Südstaaten mit anderen 
Staaten als dem Nordbunde. Mit Frankreich (Rheinbund), der Schweiz oder 
Oesterreich. ern | a 

Bezüglich dieser drei Kombinationen würde von vornherein darauf 
aufmerksam zu machen sein, dass jede derselben eine Verletzung des 
Prager Friedens gewesen sein würde, was namentlich wegen der Kom- 
bination einer Vereinigung mit Oesterreich in das Gewicht fällt. 

Der Kombination einer nationalen Verbindung mit der Schweiz würde 
theils die neutrale Stellung der Schweiz, theils die republikanische Verfassung 
dieses Landes entgegengestanden haben, und was die Wiederbelebung der 
Rheinbundsideen betrifft, so darf behauptet werden, dass sie gegenüber der 
Kraft, welche das Nationalgefühl gewonnen, eine Unmöglichkeit genannt 
werden konnte. 

Allen drei Kombinationen standen endlich der Zollvertrag und nament- 
lich die Schutz- und Trutz-Bündnisse gegenüber, von denen man gegen- 
wärtig nicht mehr sagen wird, dass sie nur ein papierenes Dasein gehabt 
hätten. 

So würde also schlimmsten Falls immer nur die Fortdauer der 1866 
gegründeten provisorischen Selbstständigkeit der Südstaaten, beschränkt 
durch den Zollvertrag und die Schutz- und Trutz-Bündnisse, übrig geblieben 
sein, d. h. im schlimmsten Falle würde für Deutschland eine Situation 
verlängert sein, welche, was die Stärke nach Aussen betrifft, günstiger 
und im Uebrigen nicht ungünstiger war, als die Lage der Dinge vor 1866. 
Sobald die Südstaaten das Bedürfniss eines Verlassens des status quo 
empfanden und realisiren wollten, blieb ihnen thatsächlich kein anderer 
Schritt, als eine Anrährung an den Norddeutschen Bund. 

Die Frage, welche oben gestellt wurde, muss also nunmehr dahin 
beantwortet werden, dass durch die Einwirkungen des Deutschen Krieges 
die Deutsche Frage zum Theil (für die Staaten nördlich des Mains) gelöst 
und für den anderen Theil (für die Staaten südlich des Mains) ihr ein 
bestimmtes unabänderliches Ziel gesteckt war, von dem — abgesehen von 
den unberechenbaren Ausgängen eines Krieges — eine Abweichung nicht 
möglich war. 

Es ist dies vielleicht das höchste Lob, welches der Deutschen Politik 
des Fürsten Bismarck gezollt werden kann, selbst dann, wenn man der 
Ansicht ist, dass ohne den Zwischenfall des Deutsch-Französischen Krieges 
die trennende Mainlinie noch lange Zeit als solche bestanden haben würde. 

Dank jenem Zwischenfall des Deutseh-Französischen Krieges, Dank den 
grossartigen Waffenerfolgen der Deutschen Heere, Dank dem Deutschen 
Sinne einerseits der Deutschen Fürsten und Freien Städte und andererseits 
des Deutschen Volkes sind wir gegenwärtig in der Lage, die trennende 
Mainlinie als der Vergangenheit anheimgefallen anschen und mit jener 
weiteren Entwickelung des Deutschen Einigungswerkes uns beschäftigen zu 
dürfen, welches formell vom September des Jahres 1870 datirt, während 
materiell schon in den, Tagen des August, als die ersten Siegesnachrichten 
die Begeisterung des Deutschen Volkes entflammten, immer allgemeiner 
die Ueberzeugung sich verbreitete, dass die Einheit, welche in der Heceres- 
leitung so glorreich sich bethätigt, dem Deutschen Volke dauernd zu 
Theil werden müsse. > ' 

Do reiite die Sonne der Deutschen Siege rasch die noch rückständige 
Ernte des Jahres 1866. | 


ı 
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_ Verweilen wir einen Augenblick bei diesem Gedanken, der nieht un- 
richtig ist für die Gestaltung des neuen Deutschland. 

| Mit dem Abschluss der oben einzeln aufgeführten Wirkungen des 
Jeutschen Krieges im Jahre 1865 waren für die Preussisch-Deutsche Politik 
\en Siidstaaten gegenüber an sich zwei Wege als möglich gegeben. Man 
sonnte Preussischerseits entweder eine mehr oder weniger starke Pression 
uf die Südstaaten üben, um sie zum Eintritt in den Norddeutschen Bund 
u drängen, oder man konnte in dieser Beziehung sich jeder Aktion ent- 
ıalten, indem man von der Zeit eine allmälige Versöhnung der Gemüther 
sywartete, um in später Stunde lieber einen freiwilligen, statt früher einen 
nehr oder weniger unfreiwilligen Bundesgenossen zu gewinnen. Auch 
Arüinde der auswärtigen Politik konnten für diese Enthaltung den Süd- 
staaten gegentiber sprechen und haben jedenfalls dafür gesprochen, wie 
man aus den im V. Bande des Archivs gesammelten Aktenstücken er- 
sehen kann. 

| Die Preussische Regierung hat bekanntlich diese Politik der Ent- 
haltung ihrerseits adoptirt und der Erfolg hat diesen Entschluss gerecht- 
fertigt. 

Diese von 1866 bis 1870 befolgte Politik musste im letztgedachten Jahre, 
nachdem die Süddeutschen Staaten an der Seite des Norddeutschen Bundes 
sekämpft und gesiegt hatten, mit Nothwendigkeit zu der Konsequenz 
führen, dass nach Eintritt in den Krieg Preussischerseits dieselbe Ent- 
haltung beobachtet wurde, welche vor dem Kriege massgebend gewesen. 
Den Zwang, mit welchem man die Besiegten des Jahres 1866 verschont 
‚hatte, konnte man unmöglich anwenden gegen die an Norddeutschlands 
‘Seite siegenden Bundesgenossen des Jahres 1870. Mithin mussten die Vor- 
‚schläge zu einer Verbindung der Sidstaaten .mit dem Nordbunde von Süd- 
‚deutscher Seite ausgehen. Und da es die Süddeutschen Staaten waren, 
welche für das Allgemeine an ihrer Selbstständigkeit Opfer zu bringen 
"hatten, und da diese Staaten diese Opfer freiwillig brachten, so verstand 
sich von selbst, dass man Norddeutscherseits ihnen alle mit dem Wohle 
des Ganzen irgend wie vereinbarlichen Konzessionen zu machen hatte. 

Das sind nicht etwa Argumente eines tibermässig subtilen Anstands- 
gefühls, von dem man vielleicht sagen dürfte, es habe in der Politik keine 
Stelle,-sondern es sind Argumente, wie sie aus den realen Verhältnissen, 
nach welehen wir, mit selbstständigen Staaten verbündet, in den Krieg 
gezogen sind, von selbst sich ergeben; und deshalb haben diese Argu- 
mente bei Beurtheilung der Abweichungen der jetzigen Deutschen Reichs- 

Verfassung von der früheren Verfassung des Norddeutschen Bundes einen 
Anpruch auf Beachtung. 

Betrachten wir nun die Entstehungs-Geschiehte der Deutschen Reichs- 
Verfassung näher, so gebührt der Königl. Baierischen Regierung in dieser 
Beziehung die Ehre der Initiative. 

Der Präsident des Reichs- (Bundes-) Kanzleramtes, Staats- 
minister Delbrück, hat in der sechsten Sitzung des Reichstages des 
"Norddeutschen Bundes vom 5. Dezember 1870 über Beginn und Verlauf 
der Verhandlungen folgende Aufschlüsse gegeben, die wir nach dem steno- 
"graphischen Bericht (S. 67 ff.) an dieser Stelle wörtlich reproduziren: 

„Die Königl. Baierische Regierung gab im Laufe des September (1870) dem Bundes- 


_ präsidium zu erkennen, dass die Entwickelung der politischen Verhältnisse Deutschlands, 
wie sie durch die kriegerischen Ereignisse herbeigeführt sei, nach ihrer Ueberzeugung es 


bedinge, von dem Boden der völkerrechtlichen Verträge, welche bisher die Süddeutschen 
Staaten mit dem Norddeutschen Bunde verbanden, ab- und zu einem Verfassungsbündnisse 
überzugehen. Sie verband mit dieser Mittheilung den Ausdruck des Wunsches, mit einem 
Bevollmächtigten des Präsidiums über die Vorschläge in Besprechung zu treten, welche 
sie zur Ausführung ihres Gedankens vorbereitet hatte. Das Präsidium beeilte sich, diesem 
Wunsche zu entsprechen, und es wurde mir der Befehl zu Theil, mich zu diesem Zwecke 
nach München zu begeben. Der Zweck war nicht eine Verhandlung, sondern eine An- 
hörung der Vorschläge, die von der Königl. Baierischen Regierung vorbereitet waren, 
eine Besprechung dieser Vorschläge aus der Kenntniss der Verhältnisse heraus, die mir 
meiner Stellung nach beiwohnte; die einzige Instruktion, welche ich erhielt, war die, mich 
jeder Aeusserung zu enthalten, welche gedeutet werden konnte, als ob das Präsidium im 
jetzigen Momente gesonnen sei, auf die freien Entschliessungen eines treuen nnd bewährten 
Alliirten auch nur den entferntesten Druck auszuüben. a, 

Die Besprechungen in München fanden statt und wurden wesentlich «efördert da- 
durch, dass die Königlich Württembergische Regierung durch eines ihrer Mitglieder an 
diesen Besprechungen Theil nahm. Während das Ergebniss dieser Besprechungen der 
Erwägung des Bundespräsidiums unterlag, wurde von Stuttgart aus der Wunsch aus- 
gesprochen, die in München eingeleiteten Besprechungen in Versailles fortzusetzen und zu 
ergänzen, zu ergänzen namentlich nach der militärischen Seite hin, indem der Königlich, 
Württembergische Vertreter in München nicht in der Lage gewesen war, sich über diesen 
vorzugsweise wichtigen Theil der Verfassung weiter, als in einigen allgemeinen Andeu- 
tungen zu äussern. Gleichzeitig mit dieser Anregung erfolgte der offizielle Antrag Ba- 
dens auf Eintritt in den Norddeutschen Bund. Das Präsidium konnte nicht zögern, diesen 
Anregungen zu entsprechen, und sowohl die Königlich Württembergische, als die Gross- 
herzoglich Badische Regierung zur Entsendung von Bevollmächtigten nach Versailles ein- 
zuladen. Es gab gleichzeitig davon nach München Nachricht, indem es zur Wahl stellte, 


‚entweder ebenfalls in Versailles die Münchener Besprechungen fortzusetzen, oder wenn es 


vorgezogen werden sollte, das Ergebniss der Verhandlungen mit den anderen dort vertretenen 
Deutschen Staaten abzuwarten, um sodann die Verhandlungen in München wieder aufzu-- 
nehmen. Endlich erklärte auch die Grossherzoglich Hessische Regierung ihren Entschluss, 
mit dem südlichen Theil ihres Gebietes in den Bund einzutreten, und so geschah es, 
dass in der zweiten Hälfte des Oktobers Vertreter der sämmtlichen Süddeutschen Staaten 
in Versailles zusammentraten, um über die Gründung eines Deutschen Bundes zu verhan- 
deln. Die Verhandlungen mit Württemberg, mit Baden und mit Hessen führten sehr 
bald zu der Ueberzeugung, dass es ohne grosse Schwierigkeiten gelingen werde, auf 
Grundlage der Verfassung des Norddeutschen Bundes zu einer Verständigung zu gelangen; 
die Verhandlungen mit Baiern boten anfangs grössere Schwierigkeiten, und es war auf 
den eigenen Wunsch der Königlich Baierischen Bevollmächtigten, dass zunächst die Ver- 
handlungen mit den drei anderen Süddeutschen Staaten fortgesetzt wurden. Die Königl. 
Baierischen Bevollmächtigten fühlten das Bedürfniss, nicht ihrerseits durch die sich dar- 
bietenden Schwierigkeiten den Abschluss mit den anderen Staaten zu verzögern. So kam 
es, das gegen Mitte des November die Verständigung mit den drei anderen Süddeutschen 
Staaten zum Abschluss gekommen war. Ein unvorhergesehener Zufall verhinderte . es, 
dass gleich am 15. November Württemberg an der mit ihm bereits in allen Haupt- 
punkten festgesetzten Verständigung Theil nahm. Es wurde deshalb zunächst mit Baden 


und mit Hessen abgeschlossen. Während dem wurden die Verhandlungen mit Baiern 


wieder aufgenommen oder fortgesetzt; sie führten rascher als es anfangs erwartet werden 
‚durfte, zum Abschluss, der in dem Vertrage vom 23” November vorliegt. Am 25. No- 


'vember erfolgte alsdann auf Grund der in Versailles bereits festgestellten Verständigung 


der Abschluss mit Württemberg.“*) - 


“ Aus dieser Darstellung ergiebt sich, dass die Verfassung, wie sie aus- 
den Verhandlungen mit den Süddeutschen Staaten hervorgegangen, nicht 
in der Gestalt eines einheitlichen Werkes erscheinen konnte; dieselbe 
bestand vielmehr aus einer Anzahl von Verträgen, nämlich aus: | 
l. einem Vertrage zwischen dem Bundespräsidium einerseits un 
‘Baden und Hessen andererseits d. d. Versailles, den 15. November 


*) Das Nähere über die Entstehung der einzelnen Verträge wolle man aus der 
Darstellung der Kammerverhandlungen in Baden, Württemberg und Baiern ersehen. 


Le Een 2 ee 


RER NE IE I SE Be eh BR IBEN 7 e En Kir" de 

‘ Pe BREITES. I EN er ee . . u WESER, R d: d , ae Ton. 

rträge mit den Südd. Staaten. — Einleitung. u En 
PT a u 


1870, nebst Verfassung des Deutschen Bundes (Aktenstücke Nr. 6 
pag. 3); | 

2. einem Vertrage zwischen dem Bundespräsidium, Baden und Hessen 
einerseits und Württemberg andererseits d. d. Berlin, den 25. No- 
vember 1870, durch welchen letzterer Staat der sub 1 gedachten 
Verfassung unter Modifikationen beitritt; einem Sehlussprotokolle 
vom gleichen Tage und einer Militärkonvention d. d. Versailles, 
und Berlin 21./25. November 1870 (Aktenstück Nr. 9 pag. 35 1); 


und 


3. einem Vertrage zwischen dem Bundespräsidium und Baiern d. d. 
Versailles 23. November 1870 nebst Schlussprotokoll vom gleichen 
Tage (Aktenstück Nr. 12 pag. 37 ff). 

Die ad 1 gedachten Verträge wurden dem Reichstage des Nord- 
'eutschen Bundes in seiner ersten Sitzung am 24. November 1870, die 
d 2 gedachten in der dritten Sitzung am 28. November vorgelegt. Die 
rste Berathung über sämmtliche Verträge erfolgte in der sechsten und 
iebenten Sitzung am 5. und 6. Dezember; die zweite Berathung in der 
ehten und neunten Sitzung am 7. und 8 Dezember; die dritte Berathung 
n der zehnten Sitzung am 9. Dezember. 

Die in den Verträgen festgestellte Verfassung erforderte jedoch bereits 
wei Abänderungen in Folge des Umstandes, dass Seine Majestät der König 
ron Baiern am 3. Dezember 1870 Seiner Majestät dem Könige von Preussen 
lurch Seine Königliche Hoheit dem Prinzen Luitpold von Baiern die An- 
rahıne der Deutschen Kaiserwürde angetragen hatte, welche Thatsache 
‚om Staatsminister Delbrück in der sechsten Sitzung am 5. Dezember 1570 . 
lem Reichstage mitgetheilt wurde. Mit Rücksicht hierauf beantragte der 
Bundesrath in der elften Sitzung am 10. Dezember bezügliche Aenderungen 
les Wortlautes der Verfassung, welche in der elften und zwölften Sitzung 
»enehmigt wurden. 

Demnach setzte sich die Verfassungs-Vorlage zusammen aus jenen sub 
| bis 3 gedachten Verträgen in Verbindung mit diesen Abänderungs- 
anträgen des Bundesrathes. 

In weleher Weise nun dieser Verfassungs-Entwurf der kontrahirenden 
Regierungen. die Zustimmung der parlamentarischen Körper erlangen solle, 
darüber konnte ein begründeter Zweifel nicht wohl bestehen. 

Was zuvörderst die Frage der Kompetenz des Reichstags des Nord- 
deutschen Bundes betrifft, so steht nach dem oben mitgetheilten Wortlaute 
des Art. 79 dieser Verfassung fest, dass für den Eintritt der Süddeutschen 
Staaten oder eines derselben in den Bund „der Weg der Bundes-Gesetz- 
gebung“ massgebend ist, dass also ein übereinstimmender Beschluss der 
einfachen Majorität im Bundesrath und Reichstag zum Eintritt dieser 
Staaten genügend ist, dafern das Bundespräsidium nur einen bezüglichen 
Vorschlag macht. 

Aus den Verhandlungen des konstituirenden Reichstages geht sodann 
zweifellos hervor, dass dies Alinea 2 des Art. 79 direkt den Umstand im 
Auge gehabt hat, dass bei einem solchen Eintritt der Süddeutschen Staaten 
erhebliche Verfassungsänderungen erforderlich sein würden, welche man 
durch diesen Artikel von der sonst für Verfassungsänderungen dureh Art. 78 
vorgeschriebenen erschwerenden Form der Zweidrittelmehrheit im Bundes- 
rathe entbinden wollte. 
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Dieses Alinea 2 des Art. 79 beruht nämlich auf ‚einem Autrage de 
Abgeordneten Lasker und Miquel (Aktenstücke Nr. 98, 175 8. 76). Un 
einer der Antragsteller, der Abgeordnete Miguel, hat bei der Diskussio: 
des betreffenden Artikels (zweiunddreissigste Sitzung vom 10. April) aus 
drücklieh erklärt, dass sein Antrag für diesen Fall die nothwendigen Ver 
tassungsänderungen erleichtern wolle. 

Derselbe erklärte wörtlich, was folgt: 


»„... Wir sagen weiter, dass der Eintritt erfolgen solle im Wege de 
Bundes-Gesetzgebung. Wir wollen damit einigermassen für den vor 
liegenden Fall die Schwierigkeiten, die in jeder Verfassungsänderung liegen 
erleichtern; wir wollen die Formen mildern, die da nöthig sind für diesen An 
trag. Zwar verkennen wir keinen Augenblick, dass sehr wesentliche Aende 
rungen dieser Verfassung nothwendig werden, wenn die Süddeutschen Staateı 
eintreten; wir gerade glauben allerdings mit dem Herrn Abgeordneten Bebel 
dass in diesem Falle die Garantien, welche der Preussische Staat in der vor. 
liegenden Bundesverfassung erhalten hat, in keiner Weise genügen; wir glauben 
dass nach vielen anderen Richtungen die Verfassung, wie wir sie hier berather 
haben, ungenügend sein würde in dem Augenblick, wo ganz Deutschland sict 
vereinigte. Aber wir wollen diese Veränderungen lediglich in den leichterer 
Formen der Gesetzgebung ermöglichen, wo die einfache Mehrheit des Bundes: 
rathes, die einfache Mehrheit des Reichstages genügen würde.“ 


(Sten. Ber. $. 683.) 


Hiernach dürfte die Kompetenz von Bundesrath und Reichstag des 
Norddeutschen Bundes selbst für den Fall zweifellos sein, wenn die Aende- 
rungen, welche die Norddeutsche Verfassung erfahren, so weitgehend 
wären, dass man (was thatsächlich nieht zutrifft) materiell von eineı 
„neuen Verfassung“ reden könnte, denn formell würde dieselbe immei 
unter den Begriff „Verfassungsänderung“ fallen. / 

Uehrigens mag bemerkt werden, dass im Bundesrathe ausweislich dei 
Aktenstücke die Zustimmung zu den Verträgen ad 1 einstimmig, zu den 
ad 2 und 3 aber mit der nach Art. 78 der Norddeutschen Verfassung er- 
 forderlichen Majorität erfolgt ist. ; N 

Was andererseits die Siddeutschen Staaten betrifft, so kann auch 
darüber nicht füglich gezweifelt werden, dass die Ständekammern dieser 
Staaten die kompetenten Körper waren, deren Zustimmung eingeholt 
werden musste. 

Die Rechtskontinuität erscheint auf diesem Wege als in jeder Be- 
ziebung gewahrt und wenn gleichwohl von einem kleinen Theile der 
Presse die Einberufung eines konstituirenden Parlamentes gefordert wurde, 
so geschah dies weniger aus Rechtsgründen, als in der Absicht, um auf 
diesem Wege diejenigen sogenannten Konzessionen aus den Verfassungs- 
verträgen zu entfernen, welche die Lage der Dinge den Stddeutschen 
Staaten gemacht hat, da in. einem konstituirenden Parlamente von ganz 
Deutschland die Süddeutschen selbstverständlich in der Minorität gewesen 
wären. 

Es ist hier jedoch noch auf einen besonderen Punkt einzugehen, 
welchen man hervorgehoben hat, um die Inkompetenz des ersten Nord- 
deutschen Reichstages, welcher im Dezember v. J. über die Verfassungs- 
verträge beschlossen hat, zu begründen. 

Bekamntlich bestimmt Art. 24 der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes, dass die Legislaturperiode des Reiehstages 3 Jahre dauert. Da 
‚der erste Norddeutsche Reichstag am 31. August 1867 gewählt wurde, so 
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rürde die Legislatur-Periode desselben am 31. August 1870 abgelaufen 
ein, und es hätten während des Krieges die Wahlen für den zweiten 
teichstag vorgenommen werden müssen, wenn nicht das Gesetz vom 
ıl. Juli 1870, betreffend eine zusätzliche Bestimmung zum ersten Satz 
les Art. 24. der Verfassung des Norddeutschen Bundes, bestimmt hätte, 
vas folgt: 


„Einziger Artikel. Die Legislatur-Periode des am 31. August 1867 ge- 
wählten Reichstages wird für die Dauer des gegenwärtigen Krieges mit Frank- 
reich, jedoch nicht über den 31. Dezember 1870 hinaus, verlängert.“ *) 


Trotz dieses Gesetzes wurde Seitens der Fortschrittspartei die Be- 
ıauptung der Inkompetenz des Reichstages aufgestellt und in der siebenten 
Sitzung am 6. Dezember der Antrag gestellt: 


„Der Reichstag wolle beschliessen, die verbündeten Regierungen aufzufordern, 
diejenigen Schritte zu thun, welche den Süddeutschen Regierungen und ver- 
fassungsmässig dem Reichstage des Norddeutschen Bundes gegenüber erforder- 
lich sind, um die Deutsche Verfassung einem, nach dem Wahlgesetze zum Zoll- 
parlament gewählten, gemeinsamen Reichstage zur Vereinbarung mit den 
Deutschen Regierungen vorzulegen.“ 


Der Antrag wurde abgelehnt (Sten. Ber. S. 108). 


Was nun den Einwand der Inkompetenz betrifft, so greift derselbe 
‚ewissermassen zurück auf die Entstehung jenes Gesetzes vom 21. Juli 
1870. Obgleich dieses Gesetz fast einstimmig angenommen wurde, so 
ehlte es doch schon damals nicht an Stimmen, welche das Gesetz als eine 
‚ewissermassen exorbitante Massregel bezeichneten. (Man vergleiche die 
ei Koller a. a. O. mitgetheilten Auslassungen der Abgeordneten v. Hover- 
)eck und v. Kirchmann.) 


Da die staatsrechtliche Frage bez. dieses Gesetzes, auf welchem die 
Xompetenz des Reichstags beruht, bei der Diskussion desselben kaum 
jerührt ist, so wird ein etwas näheres Eingehen auf die Sache hier er- 
orderlich sein. 

Die Einwendungen, welche die Minorität gegen das Gesetz seiner 
eit erhob, betonten lediglich das Aussergewöhnliche der Massregel; sie 
prachen gewissermassen das durch die Massregel erregte Gefühl aus. 
Am Deutlichsten wurde diese Anschauung der Sache vielleicht durch 
olgende Auslassung des Abgeordneten Schulze ausgedrückt, der jedoch 
selbst für das Gesetz stimmte: 


„Es ist und bleibt“ — so sagte der betreffende Abgeordnete — „im öffent- 
lichen wie im Privatleben für Jeden, der in einem Mandats-Verhältnisse steht, 
etwas ganz Absonderliches, über alle Rechtsprinzipien Hinausgehendes, 
wenn er auf Nichts anderes gestützt als sein Mandat, seinen Mandanten seines 
Rechts beraubt, über dieses Mandat anderweit zu befinden.“ 


Diese Worte „etwas ganz Absonderliches* bezeichnen die Situation 
sehr treffend; es scheint allerdings im hohen Grade „absonderlich“, dass 
ein Reichstag, welcher nur auf drei Jahre gewählt ist, sich selbst sein 
Mandat soll verlängern können; es scheint diese Verlängerung des Man- 
lats auf den ersten Blick eine Verletzung des Rechts der Wähler zu sein, 
alle drei Jahre einen neuen Abgeordneten wählen zu dürfen. 


*) Vergl. Koller, Archiv Band V. S. 39. ff. 
Archiv VI. Reichs-Verfassung. 3 
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Allein dieses und ähnliche Bedenken sind nicht di chen® 
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Grundlagen der — Gesetzmässigkeit eines Gesetzes. 
Die Frage ist vielmehr lediglich die: Konnte dies Gesetz formell 
erlassen werden ? 5 “m 


Und die Antwort lautet: Da nach Art. 78. Veränderungen der Ver- \ 
fassung im Wege der Gesetzgebung erfolgen können, falls der Bundesrath ! 
mit einer Mehrheit von zwei Drittel der vertretenen Stimmen zustimmt; 
da die Bestimmung über die Dauer der Legislatur-Periode eine Verfassungs-\ 
Bestimmung ist, so kann die letztere auf dem für Verfassungs-Aenderungen 
vorgeschriebenem Wege abgeändert werden. | . 

Nun hat man entgegnet: Zwar kann die Verfassung abgeändert 
werden, aber eine Abänderung liegt nur dann vor, wenn ein Prinzip auf- \ 
gestellt wird, welches für die Zukunft als Regel gelten soll, demnach ent- 
hält dies Gesetz keine Verfassungs-Aenderung, es ist eine „Ausnahme- | 
Massregel“. 

Aber diese Deduktion enthält eine fehlerhafte Verengung des Begriffs \ 
der Verfassungs-Aenderung. Wo Verfassungs-Aenderungen, weil Ausnahmen N: 
. nicht vorbehalten, schlechthin zulässig sind, da ist jede Veränderung, also “ 
auch eine transitorische, zulässig, weil im majus das minus enthalten ist. 

Was schliesslich das sogenannte Recht der Wähler anlangt, alle drei N 
Jahre Neuwahlen vorzunehmen, so verhält es sich mit diesem Rechte, wie . 
mit allen übrigen Rechten, dass sie nämlich nur so lange bestehen „als! 
ein Gesetz sie nicht aufhebt, bezw. abändert. 'B 


Die legislativen Gewalten haben unbestrittenermassen das Recht, das 
Wahlgesetz und durch dasselbe das Wahlrecht der Wähler zu ändern; ab- 
strakt genommen haben sie das Recht, durch ein Gesetz das bestehende Hi 
Wahlrecht und dadurch jedes Wahlrecht anzuheben; sie haben vermöge | 
des Rechtes zu Verfassungs-Aenderungen in abstraeto die Befugniss, die Ver- / 
tretung des Volkes im Bunde aufzuheben, und folglich müssen sie- auch \ 
das Recht haben, die Vornahme von Neuwahlen zeitweilig zu suspen- 
diren. 

Diese Unbeschränktheit der gesetzgebenden Gewalt kann durch Eır- 
schwerung der Verfassungs-Aenderungen beschränkt werden — Nothwendig- | 


EN 


keit eines ad hoc gewählten Parlaments, direkte Abstimmung des Volkes 
neben der Parlaments-Abstimmung u. s. w. —; wo aber derartige Erschwe- | 
rungen nicht bestehen, da hat man nicht das Recht, die formelle Gesetz- 
mässigkeit eines Gesetzes wegen seines materiellen Inhalts anzuzweifeln. 

Steht nun also das Gesetz vom 21. Juli 1870 als geltendes Recht 
fest, so ergiebt sich auf den ersten Blick, dass durch dasselbe der volle 
Inhalt aller Kompetenzen des Reichstages bis zum 31. Dezember 1870 
ohne Ausnahme prolongirt ist, also auch die Kompetenz zu Verfassungs- 
Aenderungen nach Art. 78, und zu Aufnahme der Süddeutschen Staaten / 
nach Art. 79. | 

In richtiger Würdigung seiner zweifellosen Kompetenz lehnte daher 
‚ der Reichstag des Norddeutschen Bundes, wie oben schon erwähnt, den 
Präjudizial-Antrag der Fortschrittspartei ab. Die erste Berathung der Ver- 
träge fand in der sechsten und siebenten Sitzung am 5. und 6. Dezember '% 
statt; in der achten und neunten Sitzung am 7. und 8. Dezember fand die 
zweite Berathung, und in der zehnten Sitzung am 9. Dezember die dritte 
Berathung und die Abstimmung über die drei vorliegenden Verträge statt. | 
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a Die beiden ersten Verträge mit Hessen und Baden und der Vertrag 
- mit Württemberg wurden nach. Seite 161. des Sten. Ber. genehmigt gegen 
vier oder fünf Stimmen; über den Vertrag mit Baiern fand namentliche 
Abstimmung statt, welche ergab, dass von 227. Mitgliedern mit Ja: 195, 
mit Nein: 32 gestimmt haben. | 
Mit Nein haben nach S. 164. der Sten. Ber. gestimmt: 
Bebel. Cornely. Deutz. Duncker. Dr. Ewald. Fritzsche. Dr. Fühling. Hagen. 
- Harkort. Hasenclever. Hausmann. Dr. Henneberg. Heubner. Dr. Hirsch. Freiherr 
v. Hoverbeck. Dr. Leistner. Liebknecht. Dr. Löwe. v. Mallinkrodt.  Mende. 


Dr. Müller (Görlitz). Richter. Riedel. Runge. Schraps. Schuze, Dr. Schweitzer. 
Wachenhusen. Dr. Wigard. Wiggers (Berlin). Dr. Wiggers (Rostock). Dr. Windthorst. 


Der grössere Theil der Fortschrittspartei hat gegen den Vertrag mit 
Baiern gestimmt, weil er die sogenannten Konzessionen an den Partikula- 
rismus nicht billigen zu dürfen glaubte. 

In der elften und zwölften Sitzung vom 10. Dezember fand die Be- 
rathung und Abstimmung über die oben bereits erwähnten, vom Bundesrathe 
eingebrachten beiden Abänderungen der Bundes- „Verfassung statt. Die na- 
mentliche Abstimmung ergab, dass von 194. abstimmenden Mitgliedern mit 
Ja gestimmt haben: 188, mit Nein; 6. 

Es stimmten mit Nein: 


Bebel. Fritzsche.. Hasenclever. Liebknecht. Mende. Dr. Schweitzer. 


Es erübrigte nunmehr noch die Zustimmung der Süddeutschen Stände- 
kammern. Von vornherein am wenigsten zweifelhaft war die Abstimmung 
in Hessen und in Baden. Dort, in Hessen ertheilte die Abgeordneten- 
kammer ihre Zustimmung zu dem Vertrage am 20. Dezember 1870. mit 
70. gegen 3. Stimmen, und am 29. desselben Monats trat die Erste Kammer 
diesem Beschlusse einstimmig bei. 

Aus den Verhandlungen Zweiter Kammer ist hervorzuheben, dass nach 
einer Erklärung des Minister-Präsidenten v. Dalwigk die Hessischen Bevoll- 
mächtigten für die Errichtung eines Oberhauses in Versailles ihren Einfluss 
geltend gemacht haben. Wörtlich setzte jener Minister hinzu: 


„Es war denselben natürlich nicht möglich, eine desfallsige Bedingung zu 
stellen. (Dies bezieht sich darauf, dass im Jahre 1865 die Hessische Re- 
gierung das ÖOberhaus als Bedingung bei ihren Verhandlungen mit Baiern 
aufgestellt hat — siehe oben.) “Wir haben aber nicht unterlassen , unsere 
Ansichten und Wünsche dem Herın Bundeskanzler schriftlich mitzutheilen, und 
ich habe die Hoffnung, dass ‚dieser unser Antrag nicht begraben sein wird.‘ 
(Protokoll zu den Verhandl. IL. Kammer Bd. VI. 8. 44.) 


In Baden wurden die Verfassungs-Verträge nebst einer mit Preussen 
abgeschlossenen Militär-Konvention, kraft welcher der Grossherzog seine 
- Kriegsherrlichkeit an den König von Preussen abtritt, der Zweiten Kammer 
am 10. Dezember 1870. zur Genehmigung vorgelegt. 
2. Ueber den Gang der gepflogenen Verhandlungen (man ver- 
gleiche oben die Darstellung des Staatsministers Delbrück im Reichstage 
des Norddeutschen Bundes) gab der Badische Staatsminister Dr. Jolly 
folgenden Ueberblick: 


3 „Nach den ersten Erfolgen der Deutschen Waffen machten wir am 2. September die 

erste Mittheilung an den Bundeskanzler über die Ziele, deren Erreichung uns als wün- 

-  schenswerth schien. Wir bezeichneten als unsere wesentlichen Wünsche zwei Punkte: 

‚vor Allem die Sicherstellung der Deutschen, besonders der Süddeutschen Grenzen; er 
“ 3” 


) 


glaube, dass er hiermit im Sinne und Interesse dieses Landes gehandelt habe. Auf uns habe 
ja beständig derDruck gelastet, dass unsere Fluren unmittelbar unter denKanonen des Feindes 
lagen, dass eine schmachvolle Grenze uns das friedliche Aufathmen unmöglich machte. So kann 
ich rühmend sagen, dass das friedfertige Streben eines Süddeutschen Staates, nicht 
Ländergier, den ersten Anstoss zur Erweiterung der Deutschen Westgrenzen gab. Natür- 
lich wollten wir dabei nicht Erweiterung des partikularen Gebietes, sondern einen Zu- 
wachs der allgemeinen Deutschen Macht, und es wird nach Allem, was mir bekannt ist, 
wenn wir den Krieg glücklich zu Ende geführt haben, das betreffende Gebiet Deutsches 
Reichsland werden. 

Die zweite von uns angeregte Frage war die Konstituirung Deutschlands. Wir be- 
zeichneten bei unserer ersten Mittlieilung als naturgemässen Weg der Deutschen Einigung, 
dass man sich von Seiten der einzelnen Süddeutschen Staaten mit dem Norddeutschen 
Bunde vereinbaren solle. Dadurch allein konnte die Rechtskontinuität gewahrt werden, 
dadurch allein wird der Norddeutschen Bundes-Verfassung genügt. Wir theilten zugleich 
mit, wir seien damit einverstanden, dass die politische Zentralgewalt des Deutschen 
Bundes gestärkt werde, indessen seien wir auch zum Eintritt ın den Bund, wie er jetzt 
sei, bereit. 

Wir stellen im Verlaufe der Verhandlungen, welche in Folge der schlechten Kom- 
munikation sich hinauszogen, am 2. Oktober den direkten Antrag auf einfache Aufnahme 
in den Norddeutschen Bund, und fügten nur bei, dass wir, wenn die anderen Süddeutschen 
Staaten bei ihrem Eintritt den Vorbehalt der Getränke-Steuer machten, denselben eben- 
falls annehmen. Zwar würden die finanziellen Resultate, wenn diese Steuer Bundes-Steuer 
würde, ziemlich dieselben sein, indem wir an der Branntwein-Steuer gewinnen würden, 
was wir an der Bier-Steuer verlieren. Indessen würden dadurch volkswirthschaftliche 
Nachtheile für die Verhältnisse unserer kleinen Brennereien eintreten. Den Versuch, auf 
eine Stärkung der Zentralgewalt hinzuwirken, haben wir am 2. Oktober fallen lassen, 
weil wir uns überzeugt hatten, dass derselbe aussichtslos werde. Wir bereuen aucl: nicht, - 
dass wir dies thaten; denn unter allen Menschen, die ich über die Bundes-Verfassung ge- 
sprochen, haben fast alle verschiedene Bedenken und Wünsche über diese Verfassung aus- 
gesprochen, aber diese gingen nach allen Richtungen auseinander; es hat daher der 
geniale Gründer dieses Werkes mit Recht alle prinzipiellen Aenderungen der Verfassung 
vorerst abgelehnt. 

Zwar sind dann später — nach dem 2. Oktober — auch an dem Badischen Ver- 
trage einige Modifikationen gemacht worden; aber diese Aenderungen sind nicht durch 
uns veranlasst, sondern durch die Annahme, dass Württemberg gleichzeitig mit uns (Baden 
und Hessen) unterschreiben werde, woran. dieser Staat damals augenblicklich durch einen 
Zufall verhindert wurde. Was diese Aenderungen betrifft, so sind die Bestimmungen be- 
züglich der Post eigentlich gar keine solchen. Dass die Gesetzgebung über Presse und 
Vereine Bundessache ward, ist, so viel ich weiss, durch die Württembergische Regierung 
veranlasst worden;”) diese Bestimmung gehört offenbar in die Verfassung eines durch 
gemeinen Sprache verbundenen Volkes. Dass die Kriegserklärung an die Zustimmung des 
Bundesrathes geknüpft werde, sei seiner Ansicht nach keine Verbesserung und auch 
nicht durch Baden veranlasst. Die Erschwerung der Verfassungs-Aenderung endlich sei 
wohl gerechtfertigt, indem den Mittelstaaten ein grösaeres Gewicht hier zukommen müsse; 
drei Viertel der Stimmen dagegen als Erforderniss für Verfassungs-Aenderungen sei ihm 
bereits zu viel gewesen, er glaube, dass die weitere Erschwerung durch das Erforderniss 
von 14 Stimmen nicht auf die Dauer haltbar sei. Es sei aber dies die Bedingung eines 
Vertrages. Wenn dieser im Ganzen entspreche, so könne man ihn wegen einer einzelnen 
Bestimmung nicht fallen lassen. ; 

Noch mehr gelte dies natürlich von den zu Gnnsten der anderen Süddeutschen 
Staaten gemachten Vorbehalten, er möchte diese Bestimmungen nicht Konzessionen 
nennen; nach seiner Ansicht haben die einzelnen Staaten Deutschlands aus solchen 
Sonderrechten nie Vortheile gehabt, sondern nur selbst darunter gelitten; er würde sie, 
wenn sie ihm angeboten würden, als etwas Schlechteres zurückweisen. Aber wie die 


*) Dem hat in der Württembergischen Abgeordnetenkammer der Justiz- 
Minister Mittnacht insoweit widersprochen, als er erklärte, die Württembergische Re- 
gierung nehme zwar die Mitverantwortlichkeit für die Zuweisung der Bestimmungen über 
das Press- und Vereinswesen an die Bundes-Gesetzgebung in dem Badisch-Hessischen Ver- 
trage, wo sie sich zunächst finde, unbedingt auf sich; zwar die Ehre oder Beschuldigung, 
die ihnen (den Ministern) anderwärts zugewiesen worden, dass sie die alleinigen Urheber 
jener Ausdehnung seien, müssten sie der Wahrheit gemäss ablehnen, aber zur Miturheber- 
schaft sich zu bekennen, nehmen sie keinen Anstand. (Verhandlungen der Württemberg. 
Kammer der Abgeordneten. 8. 65.) | 


. über Annahme der Reichs-Verfassung. Aal 
- Dinge lagen habe man sich nur darüber verständigen können, Dabei sei hervorzuheben, 
dass von der partikularistischen Seite mehr nachgegeben wurde, als von Seite der Zentral- 
ewalt. Es seien immerhin Errungenschaften, von denen man sich vor zwei Jahren noch 
niehts hätte träumen lassen, und sie seien dadurch vollendet, dass sämmitliche Deutschen 
Staaten als Reich unter einem Kaiser auch gegenüber Aussen einheitlich dastehen. Die 
Logik der Dinge werde aus diesem Kaiserreich die nothwendigen Konsequenzen schon 
ziehen. Er sei in dieser Beziehung ganz mit einer Aeusserung einverstanden, die Graf 
Bismarck ihm gegenüber gethan: Es müsste in Deutschland eine ganz abnorme Wendung 
eintreten, wenn nicht auf lange Jahre hinaus der Drang nach Einheit weit über den 
partikularen Zug obwalten würde. 

Bezüglich der Militär-Konvention habe man freiere Hand in der Gestaltung dieser 
Verhältnisse gehabt. Er bringe hier vor Allem den bewundernden Dank dem edlen 
Landesfürsten dar, der sich am meisten um dieses Werk bemühte, das Niemand im 
Lande ausser ihm schwerere Opfer auferlege. Die Geschichte wird ihm das nie vergessen. 
Die Konvention ermögliche, den Militär-Aufwand, der sich durch den Eintritt in den Bund 
etwas erhöhen werde, auf den möglichst geringen Stand herabzudrücken. Doch sei dieser 
finanzielle Standpunkt nicht entscheidend, sondern der politische, dass gerade in der 
Heeres-Organisation die nationale Einheit durchgeführt werden müsse. Wenn man heute 
der sich aufopfernden Badischen Truppen gedenke, werde man im Gefühle des Dankes 
ihnen keine neuen Opfer auferlegen wollen; daher habe man die Unbequemlichkeiten des 
Ueberganges zu erleichtern gesucht; ein reicher Lohn aber werde es für diese Truppen 
sein, dem ersten Heere Europa’s anzugehören. 

Natürlich werde mit der Militär-Konvention auch das Kriegs-Ministerium wegfallen. 
Auch über den Wegfall des Ministeriums der Auswärtigen Angelegenheiten und der Ge- 
sandtschaften sei er im Wesentlichen mit dem Berichterstatter einverstanden, weniger 
aus finanziellen als aus politischen Rücksichten. Baden wolle eben keine Sonderpolitik 
machen und beanspruche keine Organe zu deren Ausführung. Bei alledem bleiben aber 
eine Anzahl Angelegenheiten, so die Bundes-Verhältnisse, für die als innere Fragen ein 
besonderes Ressort bestehen müsse. In einer Reihe von Verhältnissen müsse noch ferner- 
hin der Badische Staat sich selbst vertreten, z. B. bezüglich der Eisenbahnen, endlich 
bleibe ihm die Vertretung von Privat-Angelegenheiten im Auslande. In letzterer Beziehung 
habe der Bundes-Kanzler versprochen, durch die Bundes-Organe zu sorgen; indessen müsse 
zur Vermittelung dieser Dinge mit dem Bunde immer noch eine Zentralstelle in Baden 
Eine Gesandtschaft ferner, die in Berlin, müsse jedenfalls weiter fungiren, ja sie 
erhalte sogar grössere Wichtigkeit, durch den Eintritt in den Bund. Auch darüber, dass 
die Annahme der Verträge eine Aenderung der Verfassung nach sich ziehen müsse, sei 
er mit dem Herrn Berichterstatter einverstanden; er glaube, die ganze Verfassung müsse 
umgearbeitet werden; aber ehe man daran gehe, müsse man über den neuen Zustand 
Erfahrungen gesammelt haben. Redner spricht schliesslich die Hoffnung aus, dass dieser 
Vertrag, welcher den grössten Fortschritt Deutschlands seit unendlich langer Zeit dar- 
stellt, einstimmig angenommen werde. Die Deutsche Nation habe den Krieg geführt, um 
sich dauernden Frieden und ungestörte Entwickelung zu verschaffen, so hoffe er, dass 
die letztere wenigstens sich noch vor Ende dieses Jahres zum Segen des Vaterlandes 
vollziehe.‘ 


Seitens der Katholischen Volkspartei gab der Abg. Baumstark 
folgende Erklärung ab: 

„Was die Verträge betreffe, so gefallen sie ihm nicht, formell weil sie blos diploma- 

tisch gemacht, materiell weil er manche Volksrechte vermisse, so das Zweikammersystem, 

| so einen allgemeinen Rechtszustand der katholischen Religion. Aber abgesehen von diesen 

- Mängeln, treten wir dem Vertragswerke bei, weil unsere Partei mit den gegebenen Ver- 

| hältnissen rechnen kounte, weil sie loyal dem Deutschen Reiche angehören will. Von 

diesem Standpunkte gehe seine Partei auch aus bei Beurtheilung der Militär-Konvention, 
- obgleich sie mit einzelnen Bestimmungen nicht einverstanden sei.“ 


Nachdem die Diskussion geschlossen, genehmigte die Badische Ab- 
‚geordneten-Kammer die Verträge in namentlicher Abstimmung einstimmig 
und die Militär-Konvention mit allen gegen die eine Stimme des Abg. 
Kayser, während v. Feder über die Konvention der Abstimmung sich 
enthielt. 
= Die Erste Kammer verhandelte am 19. Dezember 1870 über die Ver- 

träge #nd die Konvention und genehmigte dieselben mit allen gegen zwei 
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OR Verhandlungen der Württembergischen Kammern 


Stimmen (Freiherr v. Gemmingen und Graf v. Leiningen-Billigheim). Hin- ° 
sichtlich der Entstehung der Verträge sind folgende Erklärungen des 2 
Ministerial-Präsidenten v. Freydorf zu bemerken: E 


„Nachdem Artikel 11 der Verfassung zu einer Kriegs-Erklärung die Zustimmung des 
Bundesrathes erfordere, habe sich das Bedürfniss und der Wunsch geltend gemacht, 
dass der Bundesrath in irgend einer Weise über den Gang der politischen Angelegen- 
heiten und der diplomatischen Verhandlungen im Laufenden erhalten werde, um sich 
über die Frage von Krieg und Frieden mit Kenntniss der Verhältnisse schlüssig machen 
zu können. Der zu diesem Zwecke in dem Baierischen Vertrage geschaffene, aus den 
drei Königreichen gebildete Ausschuss hätte nach der bisherigen Uebung des Bundes- 
rathes auch ohne ausdrückliche Bestimmung der Verfassung geschaffen und beliebig ver- 
stärkt werden können. Uebrigens seien durch die Uebereinkunft aller Betheiligten noch 
in letzter Stunde in den politischen Ausschuss noch zwei Wahlstimmen eingefügt worden, 
und werde diese Bestimmung in die neue Redaktion der Reichs-Verfassung aufgenommen 
werden. : 

Der Art. 78, wonach vierzehn Stimmen des Bundesrathes jede Verfassungs-Aenderung 
hindern könnten, sei eine Konzession gegen weitergehende Ansprüche Baierns, welches, 
wenn er recht unterrichtet sei, in vorgängigen Verhandlungen für sich ein Veto gegen 
Verfassungs-Aenderungen verlangt habe.‘‘) 
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In Württemberg hatten während des Krieges Neuwahlen statt- 
gefunden, deren Ergebniss im Gegensatz zu den letzten Wahlen dem An- 
schlusse an den Norddeutschen Bund entschieden günstig ausgefallen war. 
In der Abgeordneten-Kammer begannen die Verhandlungen über die Ver- 
träge in der Sitzung am 22. Dezember, woselbst über den historischen 
Hergang der Justiz-Minister v. Mittnacht folgende Erklärung abgab: 


„Die Württembergische Regierung hat, nach erlangter Ueberzeugung von der Noth- 
wendigkeit einer Neugestaltung der Deutschen Verhältnisse im Sinne bundesstaatlicher 
Binigung, in eingehender Berathung in den Tagen vom 7. bis 10. September d. J. unter 
Durchgehung und Prüfung der einzelnen Artikel der Norddeutschen Bundes-Verfassung be- 
stimmte Ansichten sich gebildet über Grundlagen und Details einer solchen Einigung. 

Am 14. September wurde der Königl. Regierung aus München berichtet, dass die 
Königl. Baierische Staatsregierung, welche, so viel ich weiss, eine Königl. Sächsische 
Denkschrift erhalten hatte, in förmlicher Weise Preussen gegenüber den Wunsch aus- 
gesprochen habe, in Unterhandlung wegen Abschliessung eines. Verfassungs-Bündnisses zu 
treten. Nachdem wir weiter in Erfahrung gebracht hatten, dass der Präsident des Nord- 
deutschen Bundeskanzler-Amtes beauftragt worden, sich nach München zu begeben und dort 
die Eröffnungen und Vorschläge der Baierischen Regierung entgegen zu nehmen und zu 
erörtern, hat auch Württemberg in förmlicher Weise Preussen und Baiern gegenüber den 
Wunsch ausgedrückt, an Unterhandlungen über die Deutsche Frage und insbesondere an 
den- Münchener Konferenzen theilzunehmen. 

Am 21. Dezember traf Minister Delbrück in München ein; an demselben Tage 
gelangte hierher eine Einladung der Baierischen an die Württembergische Regierung, 
sich in München vertreten zu lassen, und reiste ein Bevollmächtigter der Württember- 
gischen Regierung nach München ab. In den Münchener Konferenzen, welchen allseitig 
im Gegensatz zu eigentlichen Unterhandlungen die Bedeutung vertraulicher Besprechungen 
gewahrt wurde, war es insbesondere das in seiner Gesammtheit versammelte Königl. 
Baierische Staats-Ministerium, welches mit bestimmten Anschauungen und Vorschlägen, 
die sodann Gegenstand allseitiger Besprechungen und Rrörterungen wurden, hervorgetreten 
ist. Als Leitfaden bei den Münchener Besprechungen diente die Norddeutsche Bundes- 
Verfassung, nachdem der Norddeutsche Abgesandte erklärt hatte, dass die Königlich 
Preussische Regierung noch keinen Grund gefunden habe, die Frage in nähere Erwägung 
zu ziehen, ob mit der Gründung eines allgemeinen Deutschen Bundes eine Aenderung des 
zwischen den Staaten des Norddeutschen Bundes bestehenden Verfassungs-Verhältnisses zu 
verbinden sei, daher er, der Norddeutsche Abgesandte, eine solche Aenderung nicht vor- 
auszusetzen habe. 


*) Die im Texte mitgetheilten Erklärungen der Badischen Minister u. s, w. sind 
in Ermangelung stenographischer Berichte der amtlichen „Karlsruher Zeitung“ ent- 
nommen. oe 
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Mit einer Aufzeichnung über die Münchener Besprechungen, bei welchen ich als 

 Württembergischer Bevollmächtigter selbstverständlich über den militairischen Theil mich 

nicht näher äussern konnte, reiste, ich glaube am 28. September, Minister Delbrück 
nach Berlin zurück, von wo er bald in das Hauptquartier nach Frankreich berufen 
wurde. 

Die Münchener Besprechungen hatten auf die Württembergische Regierung den Ein- 
druck gemacht, dass die schliessliche Erreichung des Zieles auf annehmbaren Grundlagen 
gelingen werde. 

Es hat hierauf in einer offiziellen Kundgebung vom 9. Oktober das Ministerium über 
seinen Standpunkt in der Deutschen Frage sich ausgesprochen, und dass es das gethan, 

hat es, was ich einem Ausspruch vom Baierischen Ministertisch gegenüber zu bemerken 
habe, niemals bereut. 

Die Verhandlungen längere Zeit hinauszuziehen, nachdem die ersten Schritte gethan 
waren, schien in keiner Weise räthlich zu sein, und deshalb hat die Württembergische 
Regierung einen Anlass benutzt, nach Versailles die Erklärung gelangen zu lassen, dass 
ihr die baldige Einleitung wirklicher Unterhandlungen erwünscht wäre. Wir gingen dabei 
von der Annahme aus, dass sämmtliche Süddeutsche Staaten eingeladen werden, Be- 
vollmächtigte nach Versailles zu senden, was auch wirklich geschehen ist. Baiern aller- 
dings war anheimgegeben, entweder nach Versailles zu gehen, oder die Verhandlungen 
in München fortzusetzen. Die Württembergische Regierung liess in München ihren drin- 
genden Wunsch erklären, das Ersteres geschehe, und es haben wirklich in den Tagen vom 
19. bis 23. Oktober Bevollmächtigte von Baiern, Württemberg, Baden nnd Hessen den 
Weg nach Versailles gemacht. Der Sächsische Minister v. Friesen befand sich unter 
‘den Bevollmächtigten des Norddeutschen Bundes. 

In Versailles wurden gemäss dem Vorschlage des Bnndeskanzlers zunächst wieder 
Vorverhandlungen gepflogen, und zwar mit jedem Staate gesondert. Ueber die militä- 
rischen Verhältnisse besprachen sich je die Kriegs-Minister; der Präsident des Bundes- 
kanzler-Amtes und je die Zivil-Bevollmächtigten der Süddeutschen Staaten verhandelten über 
den nichtmilitärischen Theil. 

- UVeber die Verhandlungen Baierns hörte man bald, dass sie insbesondere in Absicht 
auf den militärischen Theil ziemlich aussichtslos sein sollten. 

Am 6. November fand beim Präsidenten des Bundeskanzler-Amtes ein erster gemein- 
schaftlicher Zusammentritt der Zivil-Bevollmächtigten von Württemberg, Baden und Hessen 
statt. Der Präsident des Bundeskanzler-Amtes eröffnete, dass zum Bedauern der Preussi- 
schen Regierung es nicht möglich gewesen sei, auch die Baierischen Bevollmächtigten 
einzuladen, erheblicher Schwierigkeiten wegen, die sich bei den Verhandlungen mit ihnen 
ergeben haben; übrigens, fügte der Präsident des Bundeskanzler-Amtes bei, haben die 
Königl. Baierischen Bevollmächtigten selbst schriftlich den ausdrücklichen Wunsch aus- 
gesprochen, es möchten jener Schwierigkeiten ungeachtet die Unterhandlungen mit den 
übrigen Süddeutschen Staaten, also ohne Baiern, fortgesetzt werden. Das Ergebniss der 
Konferenz vom 6. November war die Verfassung, welche dem Hessisch-Badischen Vertrag 
beiliest, vorbehaltlich noch der besonderen Festsetzung für Württemberg in Absicht auf 
das Post- und Telegraphenwesen. 

In der Woche vom 6. bis 12. November wurde sodann auch die Württembergische 
Militär-Konvention festgestellt, und nach zwei Unterredungen der Württembergischen Be- 
vollmächtigten mit dem Bundeskanzler erübrigten für Württemberg nur noch einige Re- 
daktionen und Entschliessungen wegen Annahme einiger Norddeutschen Bundes-Gesetze in 
Württemberg. Dann waren die Württembergischen Bevollmächtigten in der Lage abzu- 
schliessen, allerdings ohne zu wissen, ob und unter welchen Bedingungen Baiern nach- 
folgen werde. Einen solchen Schritt für sich allein zu thun, waren die Württembergischen 
Bevollmächtigten nach den obwaltenden Umständen nicht in der Lage. Wir reisten daher 
am 13. November zur Vortrags-Erstattung nach Stuttgart mit der bestimmten Absicht, in 
thunlichster Bälde nach Versailles zurückzukehren. Kaum hier angelangt aber traf uns 
die telegraphische Mittheilung aus Versailles, es sei nicht thunlich gewesen, die Berufung des 
Norddeutschen Reichstages noch weiter zu verschieben, weshalb am 15. November mit 
Baden und Hessen in der vereinbarten Weise abgeschlossen sei; würden die Württember- 

- gischen Bevollmächtigten unmittelbar nach Berlin reisen, wohin auch der Präsident des 
Norddeutschen Bundeskanzler-Amtes sich zu begeben veranlasst sei, so könne der Abschluss 
in Berlin erfolgen. 

® Am 20. November reisten wir nach Berlin ab mit der Ermächtigung, auf der in 
Versailles gewonnenen Grundlage abzuschliessen. Die Schluss-Redaktionen, die Ausferti- 
gungen kosteten immer noch einige Tage, auch war die Württembergische Militär-Konven- 
tion erst am 21. November in Versailles vom Kriegs-Minister v. Roon unterzeichnet und 
erst am 22. November dort zur Post gegeben worden, es konnte deshalb der Württem- 
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bergische Vertrag nicht vor dem 25. November unterzeichnet werden, nachdem am 


in der Frühe aus Versailles telegraphisch nach Berlin die Nachricht gelangt war, dass 


die Uebereinkunft mit Baiern am 23. November abgeschlossen worden sei, “ 


Zu dem Baierischen Vertrag hatten selbstverständlich auch die übrigen Süddeutschen ' 
Staaten ihre Zustimmung zu geben; dies geschah nach einigen vorausgegangenen Ver- 


handlungen am 8. Dezember. 


Am 9, Dezember endlich wurde noch abgeschlossen eine Vereinbarung über die Auf- 
nahme der Namen „Kaiser und Reich“ in den Eingang und in Artikel 11. der Verfassung. - 


Diese Vereinbarung hatte ihren äusseren Anlass erhalten durch einen vom Grossherzoglich 
Sächsischen Bevollmächtigten im Norddeutschen Bundesrathe gestellten, übrigens anders 


gefassten Antrag; ein schriftlicher Akt über diese Vereinbarung ist nicht aufgenommen 2 


worden.“ (Verhandlungen der Württembergischen Kammer der Abgeordneten, 8. 20 ff.) 


In der Sitzung vom 23. Dezember 1870. erfolgte die Abstimmung, 


indem die Kammer folgende Anträge der Fünfzehner - Kommission ge- 
nehmigte: : 


„I. Die Kammer wolle mit Umgehung einer artikelweisen Berathung folgenden Ver- 
trägen und Aktenstücken im Ganzen und in dem Sinn ihre Zustimmung geben, dass die 
Wirksamkeit dieses Beschlusses von dem definitiven Zustandekommen der unter Ziffer II 
und Ill aufgeführten Verträgen unabhängig ist, nämlich: 


1. dem Vertrage zwischen dem bisherigen Norddeutschen Bunde, Baden und Hessen 


einerseits, und Württemberg andererseits, d. d. Berlin den 25. November 1870; 3 
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2. dem Schlussprotokoll zwischen den oben genanten Staaten d. d. Berlin den | 


25. November 1870; 


3. der Militär-Konvention zwischen dem Norddeutschen Bunde und Württemberg 


ua Versailles den 21. November 1870, 
Berlin den 25. November 1870; 

4. dem Vertrag zwischen dem Norddeutschen Bunde, Baden und Hessen für seine 
südlich vom Maine gelegenen Landestheile, d. d. Versailles den 15. No- 
vember 1870; 

5. der diesem Vertrage beiliegenden Verfassung des Deutschen Bundes, 

II. Die Kammer wolle mit Umgehung einer artikelweisen Berathung folgenden Ver- 
trägen im Ganzen ihre Zustimmung ertheilen: 

1. dem Vertrag zwischen dem Norddeutschen Bunde und Baiern, d. d, Versailles 
den 23.. November 1870; 

2. dem Schlussprotokoll zwischen denselben Staaten vom gleichen Tage; 

3. dem Vertrag zwischen dem Norddeutschen Bunde, Baiern, Württemberg, Baden 
und Hessen, d. d. Berlin den 8, Dezember 1870. 

. Hl. Die Kammer wolle den im Einverständniss mit den Regierungen von Württem- 
berg, Baiern, Baden und Hessen vom Bundesrathe und Reichstage des Norddeutschen 
Bundes angenommenen Aenderungen der Verfassung des Deutschen Bundes ihre Zustim- 
mung geben, wonach der Deutsche Bund den Namen „„Deutsches Reich“*, der König 
von Preussen, welchem das Präsidium des Bundes zusteht, den Namen „„Deutscher 
Kaiser“* führen wird. 

IV. Die Kammer wolle der K. Staatsregierung gegenüber die rechtliche Ueberzeugung 
und Vorraussetzung aussprechen, dass das Ministerium für die den Vertretern Württem- 
bergs im Bundesrath zu ertheilenden Instruktionen, beziehungsweise für deren amtliche 
' Thätigkeit, in Gemässheit der 88. 51. und 52. der Verfassung und der damit im Zusam- 
menhang stehenden weiteren Bestimmungen verantwortlich 81.) 

V. Die Kammer wolle an die K. Staatsregierung die Bitte richten, die in Folge des 
Eintritts Württembergs in den Deutschen Bund und sonstwie möglichen Vereinfachungen 
und Ersparnisse im Staatshaushalte mit thunlichster Beschleunigung einzuleiten; 

.  desgleichen einen Gesetz-Entwurf, über die längst als nothwendig anerkannte Steuer- 
Reform baldmöglichst einbringen zu lassen.“ 


*) Die hier erwähnten Verfassungs-Paragraphen lauten wie folgt: 

$ 51. Alle von dem Könige ausgehenden Verfügungen, welche die Staatsverwaltung 
betreffen, müssen von dem Departements-Minister oder Chef kontrasignirt sein, welcher 
dadurch für ihren. Inhalt verantwortlich wird. 

$ 52. Ausserdem ist jeder Departements-Minister oder Chef für dasjenige verant- 
wortlich, was er für sich verfügt, oder was ihm vermöge des ihm zugewiesenen Geschäfts- 
kreises zu thun oder zu verfügen obliegt. _ 
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Der Antrag sub I. wurde in namentlicher Abstimmung mit 74, gegen 
14. Stimmen angenommen. Mit Nein stimmten: 


5 Bayrhammer. Mohl. Egelhaaf. Hopf. Maier v. Tettnang. Retter. Völmle. Probst. 
‚Schwarz. Oesterlen. Küble. Gutheinz. Nübel. Uhl. 


Antrag H. wurde mit 76. gegen 12. Stimmen angenommen. Mit Nein 
stimmten die ad I. namhaft gemachten Abgeordneten ausser Oesterlen und 
Nübel, welche mit „Ja“ stimmten. 

Antrag Il. wurde mit 81. gegen 7. Stimmen angenommen. Mit Nein 
‚stimmten: 


- Mohl. Egelhaaf, Hopf. Retter. Probst. Küble. Gutheinz. 


Ä Unmittelbar nach der Abstimmung wurde dem Präsidenten eine moti- 
 virte Abstimmung übergeben, deren Verlesung erfolgte; dieselbe lautet: 


„Motivirte Abstimmung. 


„Die Herstellung der politischen Einigung der Deutschen Nation ist längst das Ziel 
unserer Bestrebungen gewesen; auch unser Wunsch ist, dass die grossen Ereignisse der 
Gegenwart in der Gründung eines neuen Deutschen Reiches ihren Abschluss finden mögen. 
Wenn wir gleichwohl der Mehrheit der Kammer die Verantwortung überlassen 
haben, hiezu durch Annahme der Regierungs-Vorlage mitzuwirken, so hat uns hauptsäch- 
lich folgende Erwägung geleitet: 


1. Die von den Regierungen beliebte Behandlungsweise des Deutschen Verfassungs- 
werkes nöthigt die Volksvertretung, das Ergebniss der Verhandlungen der Regierungen 
unter sich einfach entweder anzunehmen oder abzulehnen; sie versetzt die Volksvertretungen 
in eine Zwangslage, gegen welche wir eben so, wie gegen die von der Mehrheit der 
Kammer gutgeheissene geschäftliche Behandlung der Vorlage im Interesse eines wahren 
Konstitutionalismus durch unsere Abstimmung protestiren zu müssen glauben. 

2. Die Verfassung des neuen Deutschen Reichs gewährt den Süddeutschen Regie- 
rungen partikularistische Konzessionen welchen wir wahrhaft föderative Einrichtungen, 
insbesondere die Einrichtung eines den Fortbestand der berechtigten Selbstständigkeit 
der Einzelstaaten sichernden Staatenhauses weit vorziehen würden; sie enthält keine 
Gewährleistung der Grundrechtt des Deutschen Volks und gefährdet die Entwickelung 
des konstitutionellen Lebens in Deutschland, indem sie dem Reichstag keine verantwort- 
liche Reichsregierung entgegenstellt und das Recht der Votirung des Budgets und der 
Steuerverwilligung namentlich in Bezug auf das Militärwesen nur in sehr beschränkter 
Weise einräumt. 

3. Wenn wir auch nach Annahme der neuen Reichs- Verfassung uns auf den Boden 
derselben zu stellen und auf demselben für eine Verbesserung ihrer Mängel im Geiste der 
Freiheit zu wirken entschlossen sind, so lässt uns der Umstand, dass der Reichstag die 
nöthigen konstitutionellen Gerechtsame entbehrt, kaum die Hoffnung eines Erfolgs solcher 
Bestrebungen festhalten. Ohne dass sie dem Reichstage zu Statten kommen, vermögen 
wir nicht auf die wichtigsten in Württemberg mühselig errungenen althergebrachten und 

in der Landes-Verfassung gewährleisteten landständischen Rechte zu verzichten. 

Gutheinz, Küble, Völmle, Maier v. Tettnang, Egelhaaf, Bayrhammer, 
Schwarz, Nübel, Uhl, Retter.“ 


| Die Erste Kammer beschloss die Genehmigung der Verträge am 
29. Dezember 1870. mit 26. gegen 3. Stimmen. 

A Somit war die im Vertrage mit Württemberg Art. 3. stipulirte Ratifi- 
 kationsfrist gewahrt‘ und am 31. Dezember 1870. publizirte das Bundes- 
- Gesetzblatt die neue Deutsche Verfassung nebst den Verträgen mit Baden 
und Hessen und dem Beitritts-Vertrage Württembergs. 

Was dagegen Baiern betrifft, so hatte die dortige Reichsraths-Kammer 
die Verträge zwar am 30. Dezember 1870. angenommen, die Abgeordneten- 
kammer aber, obwohl ihr die Verträge Hehe am 15. Dezember vorgelegt 
waren, begann die Berathung derselben erst am 11. Januar 1871. und der 
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Gare der Dekalten ergab von Tage zu I deut ir über denä 
Ausgang derselben absolute Ungewissheit herrschte, mithin der Fall einer 
Auflösung der Abgeordneten-Kammer und die aus derselben resultirende 
längere Verzögerung der definitiven Entscheidung in Rechnung gezogen 
werden musste. 

Der König von Preussen erliess daher, augenscheinlich geleitet 
von der Ueberzeugung, dass er über eine so wichtige Angelegenheit die 
Kundgebung seines Willens nicht länger verzögern könne, unter dem 
18. Januar 1871 eine Proklamation an das Deutsche Volk, in welcher er. 
die Annahme der Deutschen Kaiserwürde verkündete, Die Free 


lautet, wie folgt: 

„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preussen, verkünden hiermit: 
Nachdem die Deutschen Fürsten und Freien Städte den einmüthigen Ruf an Uns ge-° 
richtet haben, mit Herstellung des Deutschen Reiches die seit mehr denn 60. Jahren 
ruhende Kaiserwürde zu erneuern und zu übernehmen, und nachdem in der Verfassung‘ 
des Deutschen Bundes die entsprechenden Bestimmungen vorhergesehen sind, bekunden 
Wir hiermit, dass Wir es als Pflicht gegen das sesammte Vaterland betrachten, diesem 
Rufe der verbündeten Deutschen Fürsten und Freien Städte Folge zu leisten und ie 
Deutsche Kaiserwürde anzunehmen. 

Demgemäss werden Wir und Unsere Nachfolger in der Krone Preussens fortan den“ 
Kaisertitel in allen Unseren Beziehungen und Angelegenheiten des Deutschen Reiches 
führen, und hoffen zu Gott, dass es der Deutschen Nation gegeben sein werde, unter dem 
Wahrzeichen ihrer alten Herrlichkeit das Vaterland einer segensreichen Zukunft entgegen 
zu führen. 

Wir übernehmen die Kaiserliche Würde in dem Bewusstsein der Pflicht, in Deut- 
scher Treue, die Rechte des Reiches und seiner Glieder zu schützen, den Frieden zu 
wahren, die Unabhängigkeit Deutschlands zu stützen und die Kraft des Volkes zu stärken. 

Wir nehmen sie an in der Hoffnung, dass es dem Deutschen Volke vergönnt el 
werde, den Lohn seiner heissen und opferwilligen Kämpfe in dauerndem Frieden und 
innerhalb der Grenzen zu geniessen, welche dem Vaterlande die seit Jahrhunderten ent- ; 
behrte Sicherheit gegen erneute Angriffe Frankreichs gewähren werden. E 

Uns aber und Unseren Nachfolgern in der Kaiserkrone wolle Gott verleihen, allzeit 
Mehrer des Deutschen Reiches zu sein, nicht in kriegerischen Eroberungen, sondern in 3 
den Werken des Friedens auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Ge- 
sittung!, i 


Eine an den Kronprinzen von Preussen unter dem gleichen Tage er- 
lassene Verfügung bestimmt, was folgt: : 


„Nachdem Ich durch Meine Proklamation an das Deutsche Volk vom heutigen Tage 
Meinen Entschluss kund gegeben, die Deutsche Kaiserwürde für Mich und Meine Nach- : 
folger an der Krone Preussen anzunehmen, finde Ich Mich bewogen, Eurer Königlichen 
Hoheit die dem neuen Verhältniss entspechende Würde: Kronprinz des Deutschen 
Reiches mit dem Prädikate: Kaiserliche Hoheit mit der Massgabe beizulegen, dass 
diesen Bezeichnungen die ferner beizubehaltenden Benennungen Kronprinz von Preussen 
und resp. Königliche Hoheit nachzustellen sind. Zugleich bestimme Ich, dass diese 
Würde und das damit verbundene Prädikat auch auf jeden küuftigen 'Thronfolger an der E 
Preussischen Krone ohne Weiteres übergehe. 

Die Bekanntmachung der vorstehenden Verleihung wird in geeigneter Weise erfolgen. 

Versailles, den 18. Januar 1871. Wilhelm. 
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Beschäftigen wir uns nunmehr mit dem Verlaufe der Verhandlungen ' 
der Kammer in Baiern — die Ratifikationsfrist für den: Vertrag hatte 
die erforderliche Erstreckung erhalten — so ist schon oben erwähnt, dass 
die Kammer der Reichsräthe den Verträgen am 30. Dezember 1870. und 
zwar mit allen gegen drei Stimmen ihre Zustimmung ertheilt hatte. Unter 
den für die Verträge stimmenden Mitgliedern der Reichsraths-Kammer be- 
fanden sich auch Prinz Ludwig und Hörzos Karl Theodor von Baiern. 


} 
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Dieses Votum zweier Prinzen des Königlichen Hauses, in Verbindung 
mit der Thatsache, dass die Initiative zur Uebertragung des Kaisertitels 
auf den König von Preussen von dem Könige von Baiern ausgegangen 
war, musste jeden Zweifel über die Stellung des Königs und seiner Re- 
sierung zu den Verträgen von vorn herein ausschliessen. Trotzdem wurde 
aus der patriotischen Partei der Versuch gemacht, die Behauptung auf- 
zustellen, der König selbst wünsche die Verwerfung der Verträge durch 
die Kammern. Augenscheinlich um einer derartigen Irreleitung der öffent- 
lichen Meinung entgegenzutreten, sah sich König Ludwig veranlasst, sowohl 
dem Baierischen Minister v. Lutz wegen seiner energischen und geschickten 
Vertretung der Verträge in der Kammer seine Befriedigung auszudrücken, 
als auch dem Erzbischof von München-Freisingen persönlich dafür zu 
danken, dass derselbe als Reichsrath für die Verträge gestimmt habe, auch 
ihn zu ersuchen, seinen Einfluss für die Annahme der Verträge zu 
verwenden. 

Bei der Zusammensetzung der Zweiten Kammer kann nicht bezweifelt 
werden, dass dies Verhalten des Königs Ludwig ein wesentlicher Faktor 
für das Endresultat der Abstimmung in der Baierischen Zweiten Kammer 
gewesen ist. Denn in ‚dieser Kammer, welehe im Anfange des Jahres 
1870. ihre politische Wirksamkeit begann, hatte die sogenannte „patriotische 
Partei“ die Mehrheit, deren Antagonismus gegen Preussen und den Nord- 
deutschen Bund als allgemein bekannte Thatsacke bezeichnet werden darf. 
Wir erinnern in dieser Beziehung an die Verhandlungen der Baierischen 
Kammer über den Eintritt in den Krieg gegen Frankreich welche im 
V. Bande des Archivs nach dem Wortlaute der stenographischen Berichte 
genau wiedergegeben sind. Nur dem Umstande, dass damals ein Theil 
‚der Patrioten dem Deutschen Nationalgefühle über den Parteibestrebungen 
‚den Vorrang eingeräumt hatte, war es zu danken, dass die Baierische 
Zweite Kammer am 1. Juli 1870. die Kredite bewilligte, die für die Theil- 
nahme Baierns am Kriege erforderlich waren. Da gegenwärtig aber, weil 
die Annahme der Verträge eine Abänderung der Baierischen Verfassung 
enthielt, eine Mehrheit von zwei Drittel der Stimmen erforderlich war, 
so lag es auf der Hand, in wie hohem Grade die Zustimmung der Kammer 
zu den Verträgen zweifelhaft sein musste. 

Am 13. Dezember 1870. erfolgte, wie schon oben bemerkt, die Vorlage 
der Verträge und am 14. desselben Monats gab der Justiz-Minister 
v. Lutz folgende Erklärung über die Entstehungs-Geschichte derselben: 
| „Wenige Tagenachher, als diesesHausdem vonSeinerMajestät unserm allergnädigsten 
Könige und Herrn hochgeschwungenen Banner folgend, sich entschlossen hatte, die an- 
gelobte Vertragstreue zu halten, reihten sich aneinander die denkwürdigen Schlachten von 
Weissenburg, Wörth, Saarbrücken, Metz und Sedan, in denen die Waffenbrüderschaft der 
Deutschen Heere mit theuer erkauften und in edlem Wettstreite errungenen Siegen be- 
‚kräftigt wurde. Die Deutschen Grenzen waren damit gesichert und die Deutschen Lande 
von grenzenlosem Jammer und unsäglichem Elend für immer befreit. Aufathmete jedes 
Deutschen Brust und heisse Dankesgebete entquollen unseren Herzen. Aber mächtiger 
noch als die Freude über die Abwehr des Feindes von Heerd und Hof, mächtiger als die 
"Genugthuung über den errungenen Waffenruhm entfaltete sich der Gedanke, dass wir alle 
‚diese Herrlichkeit und Ehre der Einigkeit des Deutschen Volkes verdanken, entfaltete sich 
‚die Ueberzeugung, dass diese Einheit nie mehr auseinander fallen dürfe, mächtiger noch 
‚entfaltete sich die Deutsche Idee. 

In dieser Zeit reifte bei der Königlichen Staatsregierung der Gedanke, dass der Ver- 
such, ein einiges Deutschland unter einer einheitlichen Verfassung wieder herzustellen, 
"nicht länger mehr verschoben werden dürfe. Meine Herren! Erblicken Sie in dem, was 
‚ich soeben sagte, nicht etwa das Zugeständniss, dass die Königliche Staatsregierung in 
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diesem Augenblicke zum Erstenmale Dentsch en häkter "Nein! h b 
auf die Thronrede, in welcher auch unsererseits bereits die Bereitwilligkeit zum Abschlus 
eines Deutschen Verfassungs-Bündnisses ausgesprochen worden ist. Erblicken Sie in dei 
Umstande, dass wir in der eben erwähnten Zeit zum Entschlusse gelangten, die Deutsch 
Frage in die Hand zu nehmen, auch nicht das Zugeständniss, dass wir bis dahin ver 
kappte Nationalliberale gewesen wären, welche nur in diesem Augenblicke zugreifen zi 
dürfen vermeinten, um gegen alle bisherigen Zusicherungen nun doch zu dem Ziele A 
gelangen, welches dieser Partei vor Allem anzustreben gegeben war. Nein! Nach wi 
vor war unsere Absicht und unsere Auffassung die, dass Deutschland nicht für alle Zeil 
in einzelne Theile zerfallen sein könne, und dass die Zeit, von welcher ich eben zu spreche 
die Ehre hatte, die rechte, die einzige Zeit sei, in welcher diese Gestaltung in entsprechende 
Weise, entsprechend nach jeder Richtung, von uns geschaffen werden könne. Die Kg! 
Staatsregierung ergriff die Initiative für die Gestaltung Deutschlands. Es ist dieses vo 
kompetenter Seite an denkwürdigem Orte zugestanden worden. Wir rechten nicht mit de 
Redner, der die Initiative dem Volke vindizirte. Ich glaube, wir überheben uns nich! 
wenn wir in Bezug auf die Deutsche Politik behaupten, dass wir uns Eins wissen mit de 
Volke, dessen Geschicke wir bis zu dieser Stunde zu leiten berufen gewesen sind. Wi 
erblicken in dieser Uebereinstimmung der K. Staatsregierung mit den. Anschauungen de 
Volkes über die Deutsche Frage nicht eine Schwächung unseres Standpunktes; im Gegen 
theil eine Stärkung unserer Position war es, wenn wir genügenden Anlass hatten, 
glauben, dass die Richtung, welche wir verfolgen zu müssen glaubten, auch im Volke be 
reits tiefe Wurzeln geschlagen habe. Unter allen Umständen lassen wir uns genüge 
mit dem Bewusstsein, unter den Deutschen Regierungen die erste gewesen zu sein, wele 
es versuchte, die Deutsche Idee vom Gebiete der theoretischen Erörterungen auf das Ge 
biet der Thatsachen hinüber zu führen. | 

Soll ich nun, meine Herren, den Standpunkt, welchen die K. Staatsregierung ein 
nommen hatte, noch rechtfertigen? Fast scheint es mir, als würde mit dem Versuch 
einer solchen Rechtfertigung etwas Schlimmeres gethan, als dass etwas Ueberflüssiges ge 
schiebt. Für die linke Seite des Hauses ist ein solcher Versuch ganz gewiss unnöthig 
dort walten im Gegentheile ganz andere Empfindungen ob, wir wissen es, als Bedenklich 
keiten darüber, dass ein Versuch des Zusammenschlusses zwischen Süd- und Norddeutsch 
land gemacht wurde. Aber ich bin überzeugt, dass auch die rechte Seite des Hauses ein 
Rechtfertigung unseres Verfahrens und unseres Standpunktes nicht bedarf. Ich wüs sst 
in der That nicht, was wir noch zur Stütze unserer Stellung hätten wünschen sollen, al 
das von einer grossen Zahl der Mitglieder von der rechten Seite des Hauses hier aufge 
stellte Programm , an dessen Spitze der Satz, worauf es vor Allem ankommt, mit klare 
und nicht misszuverstehenden Worten stand, dass der Zusammenschluss Deutschlands i 
einem Verfassungs-Bündniss wünschenswerth und nöthig sei. 

Nur für den Fall, dass sich in irgend einem Herzen noch Zweifel regen sollten 
lassen Sie uns einen Rückblick auf die Vergangenheit Bayerns werfen, 

Viele Jahrhunderte hindurch hatte Bayern — von der Zeit an, da man seinen Name 
zum Erstenmale genannt hatte — einen Theil des Deutschen Reiches gebildet. Von ] 
hat es Leid und Freud mit Deutschland getheilt; seine Geschichte war so eng, als di 
irgend eines anderen Deutschen Gebietes mit der des Deutschen Volkes verbunden, und al 
das Deutsche Reich zerfallen, als die Zeit des ersten Napoleon vorüber war, in welche 
Baiern zum Königreiche erhoben worden ist, jene Zeit, die gleichwohl Niemand eine Zei 
der freien Selbstbestimmung für Baiern nennen wird, wenn es auch nicht mehr dem Kaise 
untergeben und nicht mehr Einem Reiche eingefügt gewesen ist, da dachte Nieman 
daran, aus Baiern einen international ganz unabhängigen Staat zu machen, Nieman 
dachte daran, bei der Gestaltung des projektirten Deutschen Bundes einfach von Baier 
abzusehen. Auch nach dieser Zeit war Baiern trotz unbezweifelter Souveränetät d 
Dispositionen untergeben, welche nach der damals bestehenden Verfassung die Gemei 
samkeit über Deutschland zu treffen berufen gewesen ist. 

Erst das Jahr 1866. hat, nachdem die Unhaltbarkeit des bisherigen Zustandes nach 
gewiesen war und noch Niemahd in der Lage gewesen ist, einen annehmbaren Vorschla 
darüber zu machen, wie sich die Sache in der Folge gestalten sollte, Baiern eine völlig 
Unabhängigkeit von verfassungsmässigen Verbindungen mit den übrigen Deutschen Staate 
und eine völlig unabhängige internationale Stellung gebracht. Aber auch diese Wandlun 
vollzog sich, darüber ist kein Zweifel, nicht etwa in der Weise, dass es irgend Jeman 
beabsichtigt hätte, es sollte so werden und nicht anders. Nur die Unreife der Verhält 
nisse hat zu diesem völlig unabhängigen internationalen Standpunkt geführt. Nieman 
war im Zweifel‘ darüber, "ich wenigstens habe mich von jeher zu der Ansicht bekann 
dass die erste grosse Krisis dem im Jahre 1866. geschaffenen Zustande ein Ende mache 

werde. Die Ungewissheit bestand nur, meines Erachtens, darüber, wie dieses ‚geschehel 


„N 


Annahme der Reichs-Verfassung. warb 


- über 


rerde, ob mit entsprechender Schonung unserer berechtigten Eigenthümlichkeiten, ob da- 
urch, dass das Geschick über den Namen Baiern hinweggehe. Aber trotz dieser unab- 
ängigen Stellung waren und blieben die Beziehungen Baierns zum übrigen Deutschland 
o eng, dass selbst Oesterreich und Frankreich, welche doch das dringendste Interesse ge- 
abt hätten, alle Verbindungen zu lösen, ich will nicht sagen, es nicht wagten, es aber 
icht für angemessen hielten, von solchen Verbindungen gänzlich abzusehen. 

Schon in dem Prager Frieden finden Sie schüchterne Versuche angedeutet, wie mit 
(chonung derjenigen Interessen, die Oesterreich und Frankreich zu wahren sich berufen 
laubten, dennoch eine Verbindung Süddeutschlands und Baierns mit dem übrigen Deutsch- 
and hergestellt werden könnte. So eng waren und blieben die Beziehungen Baierns zu 
lem übrigen Deutschland, dass in dem Augenblicke, in welchem der alte Bund auseinander- 
jel, an dessen Stelle die Allianz-Verträge traten, die uns, in politischer Beziehung, enge 
nit Norddeutschland und den übrigen Deutschen Staaten in Verbindung brachten, und 
lass an die Stelle der alten Beziehungen auf wirthschaftlichem Gebiete der neu formulirte 
ollverein trat, welcher uns bereits zu dem Anfange eines verfassungsinässigen Zusammen- 
chlusses mit dem übrigen Deutschland führte. 

Meine Herren, ich denke mir, es kann Niemand behaupten, dass uns die Allianz- 
Verträge und der Zollverein eine grössere und wahrere Unabhängigkeit gesichert hätten, 
ls dies bei einem verfassungsmässigen Bündnisse der Fall ist. 

Der wesentliche Unterschied zwischen Beiden besteht darin, dass wir mit den Allianz- 
Verträgen die Politik, die man anderwärts zu machen für gut fand, einfach unsererseits 
ıcceptiren mussten, während wir jetzt fortwährend in der Lage sein werden, die gewichtige 
timme Baierns in der Ordnung der Deutschen Verhältnisse zur rechten Zeit auf red- 
ichem und ehrlichen Wege und, ich denke mir, nicht ohne Erfolg zu verwerthen. 

Meine Herren! In Deutschland haben die Parteien seit Jahren gestritten, wie das 
Vaterland geeinigt, wie seine Neugestaltung gefördert werden sollte. Man hat viel 
darüber gestritten, ob die Oesterreichischen Deutschen auch bei uns eine Stelle finden 
dürften, müssten, ob nicht. Darüber habe ich Niemand streiten hören ob in einem 
Deutschen Bunde Baiern sein soll. 

Meine Herren! Solche Erwägungen und die fest begründete Ueberzeugung, dass, wie 
:ch bereits zu bemerken die Ehre gehabt habe, jetzt die Zeit sei, um mit Wahrung aller 
berechtigten Interessen das Ziel zu erreichen, das wir früher oder später erreichen mussten, 
diese Ueberzeugung hat die Baierische Staatsregierung zu der von mir bereits erwähnten 
Initiative veranlasst. Auch wenn Sie nüchterner als wir es gethan haben, die Lage der 
Dinge betrachten, werden sie zu dem Schlusse kommen, dass die Stellung, welche wir 
eingenommen haben, die allein richtige war, und dass wir auf dem rechten Wege gewesen 
sind. Betrachten Sie die Lage der Dinge mit dem nüchternsten und kältesten Blicke, so 
werden Sie, auch wenn es allen ihren Empfindungen widerspricht, zu dem Schlusse kommen, 
dass Baiern gezwungen war, den Versuch einer Neugestaltung Deutschlands zu machen, 
ja, dass es in einer Zwangslage war. Nicht als ob von Seite der Deutschen Grossmacht, 
init der wir transigirt haben, irgend ein Zwang geübt worden wäre. Nein! Auch mit 
den Behauptungen über diesen Punkt im Norddeutschen Parlamente hat es seine Richtig- 
keit. In den loyalsten Worten hat man uns zu widerholten Malen bestätigt, wir würden 
von keiner Seite einen Zwang zur Eröffnung und Weiterführung der Verhandlungen über 
die Neugestaltung Deutschlands zu erleiden haben, ja nicht einmal Vorschläge bat man 
uns gemacht, um, wie es in den betreffenden Eröffnungen heisst, nicht unsere Empfindungen 
zu verletzen. Schätzen Sie diese Loyalität so gering als Ihnen gut dünkt, indem »ie 
sagen, man wusste auch von der anderen Seite, wie weit die Möglichkeit reichte, in 
Baiern eine vollständig isolirte Stellung zu bewahren, so steht doch die T'hatsache fest, 
dass man einen Zwang nie geübt hat. Und dennoch waren wir gezwungen, mit dem 
Norddeutschen Bunde in Verhandlungen einzutreten, denn wir wussten mit Bestimmheit, 
dass, wenn Baiern auch nicht dem Bunde sich anschliesst, dieses von Seiten Württembergs, 
Badens und Hessens doch geschehen würde. 

"Und mit diesem Augenblicke war für uns, mindestens für eine unserer schönsten 
Provinzen die Möglichkeit einer gedeihlichen Existenz ausserhalb des Bundes ein für alle- 
mal beseitigt. Ich denke mir auf wirthschaftlicheın Gebiete wäre in kürzester Zeit auch 
für das übrige Deutschland die Unmöglichkeit einer isolirten Existenz eingetreten. Sie 
‘wissen, in welchem Masse wir des Zollvereins bedürfen. Mindestens und spätestens die 
Zeit, in welcher die Zollvereins-Verträge zu erneuern gewesen wären, würde uns die Noth- 
'wendigkeit, ohne Bedingung dem Bunde beizutreten, auferlegt haben. In diesem Sinne 
spreche ich von einer Zwangslage Baierns. 

Meine Herren! Die Sibyllinischen Bücher sind ein abgedroschenes Beispiel, und doch 
habe ich in meinem Leben keinen Fall gesehen, in welchem die Moral der alten Sage 
‘von diesen Büchern besser am Platze gewesen wäre, als gerade jetzt. Darf ich Sie denn 
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nicht daran zurückerinnern dass Preussen im Jahre 1866 bei Lösung des alten er 
Vorschläge gemacht hat, die den Eigenthümlichkeiten der einzelnen Staaten noch eit 
wesentlich freieres Feld liessen, als später die Norddeutsche Bundes-Verfassung? Jem 
Propositionen hat man zurückgewiesen. Sie gingen ja viel zu weit! Sie entfernten sich 
von dem alten Deutschen Bunde in einer Weise, dass man sich in Süddeutschland mit 
diesen Propositionen unmöglich vertragen konnte! Aus dem, was ich inzwischen erlebt 
habe — ich kann Ihnen dieses nicht mit Schwarz auf Weiss nachweisen, aber ich bitte 
Sie, glauben Sie es mir — habe ich die Ueberzeugung geschöpft, dass, wenn wir vor der 
grossen Krisis, und bevor die Nation und dasjenige, was die Nation that, so hoch stand, 
wie in der letzten Zeit, das Anerbieten gemacht hätten, uns mit dem Norddeutschen 
Bunde abzufinden, dass, sage ich, die Bedingungen, welche damals zu erlangen gewesen 
wären, noch ein ganz anderes Bild geboten hätten, als der Vertrag, den wir "Ihnen heute 
vorlegen. 
Jetzt sind wir wieder an dem Punkte, uns entscheiden zu müssen; wir haben uns 
wieder über Bedingungen schlüssig zu machen — weisen Sie sie nicht zurück! Zum zweite n 
Male werden auch diese Bedingungen von keinem Reichstage, von keiner Bundes-Regierung 
bewilligt. Sagen Sie mir nicht, was man bisweilen hört: Wir wollen diese Bedingungen 
nicht; wir wollen, wenn denn doch Baiern zu Grunde gehen soll, mit Ehren zu Grunde 
gehen; sagen Sie mir nicht, wir wollen lieber annektirt sein. Ich betrachte diese Aeusse- 
rungen lediglich als vorläufige Aeusserungen des Unmuthes über eine Lage, von der ich 
recht wohl fühle, dass sie für Mehrere in diesem Hause peinlich ist. e: 
Lassen Sie mich nun noch der Empfindungen der Grossdeutschen gedenken. Ich 
thue dieses sehr gerne, meine Herren, weil ich bis in die neueste Zeit zu den Gross 
deutschen gehört habe und dem Herzen nach noch ein Grossdeutscher bin. Den Schmerz 
der Herren, die ein Deutschland jetzt werden sehen gegen ihre Wünsche, begreife ich 
wohl. Ich wünschte auch, es wären alle Deutschen Brüder im Bunde vereiniget, den wir 
zu schliessen im Begriffe sind. Es sind nicht blos Sympathien allein, die mir diese 
Worte in den Mund legen, es sind sehr reale Erwägungen. Ich fühle sehr wohl, was es 
heisst, Deutschland mit einer Mehrzahl kleinerer Staaten und Einer Grossmacht zu rekon- 
struiren; ich erkenne sehr wohl die Gefahren, die für die einzelnen Staaten in dieser 
Verbindung liegen könnten. Aber, meine Herren, mit der Politik der Grossdeutschen hat 
meines Erachtens das Jahr 1866. aufgeräumt. — Das Gebiet der Thatsachen, auf dem 
man ‘sich bei Handhabung der Politik bewegen muss, schliesst die Politik der Gross* 
deutschen, meiner Ansicht nach, für's Erste und bis vielleicht auch für diese wieder 
glücklichere Zeiten kommen, aus. Jetzt nützt es nichts mehr, meine Herren, der Gross- 
deutschen Idee nachzuhängen. Einer Wittwe, meine Herren, steht die nie endende Trauer 
um den verlornen Gatten, um das Ideal ihres Lebens, sehr wohl an; den Regierungen 
und Völkern ist ein solches Trauern über ein verlorenes Ideal nicht vergönnt; Regierungen 
und Völker müssen von der Bahre eines verlornen Ideals weg den Blick zum Leben 
kehren, und das haben wir gethan, 
"Sie kennen nunmehr, meine Herren, die Motive, die uns in die Lage brachten, Ver- 
handlungen anzuknüpfen. Es geschah, wie Sie wissen, dadurch, dass wir der Preussische L 
Regierung gegenüber den Wunsch aussprachen, es möchte ein Abgeordneter derselben 
hieher kommen, um mit ihm die Lage der Dinge zu besprechen und einen Boden dafür 
zu gewinnen, wie dann die Verhandlungen weiter zu pflegen seien. 
Meine Herren! Dieser Einladung hat man bereitwilligst entsprochen und der Prö- 
sident des Bundeskanzler-Amtes, Staatsminister Delbrück, hat sich hierher begeben. Die 
Besprechungen, welche wir mit ihm hatten, wurden unter "dem Eindrucke gepflogen, den 
man in Süddeutschland, namentlich (zur rechten Seite des Hauses gewendet) auf Ihrer 
Seite, meine Herren, bezüglich des Norddeutschen Bundes hatte; sie wurden gepfloge 
unter der Befürchtung, dass die dermalige Gestaltung des Norddeutschen Bundes el 
zuviel unifizirende und wenig föderative Elemente enthielte. Wir eolaubten in dieser 
Bundes-Verfassung, so wie sie lag, sei der berechtigte Partikularismus, von dem man heute 
noch nicht viel sprechen darf, der aber, wie ich überzeugt bin, sehr bald zu grösserer 
Ehre kommen wird, nicht hinreichend sewährleistet. Die Verl handlungen wurden gepflogen 
unter dem Dindvucke der aus dem Hauptquartiere kommenden ausserordentlich freund- 
lichen Mittheilungen, die wir vielleicht zu unsern Gunsten etwas zu weit ausgelegt hatten; 
sie wurden gepflogen unter der Voraussetzung, dass wenn man ganz Deutschland in einen 
Bund vereinigen könne, es wohl zu erreichen sei, dass der Norddeutsche Bund in wesent- 
liehen Beziehungen umgestaltet werden könnte: sie wurden gepflogen endlich unter 
dem Gedanken, "dass es vorerst unsere Aufgabe sei, die Lage kennen zu lernen, und 
dass es in diesem Stadium nicht gerathen sei, seinen allerletzten Gedanken sogleich aus- 
zusprechen, 
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Die Propositionen, die wir damals gemacht haben, meine.Herren, stehen hinter 
lem Vertrage, der nunmehr zu Ihrer Genehmigung vorliegt, weit zurück. An den Be- 
sprechungen mit dem Herrn Staatsminister Delbrück hat Württemberg Antheil genom- 
men und hat vielfach unsern Standpunkt getheilt. Auch Württemberg hat einen weniger 
weit gehenden Standpunkt hier eingenommen, als in den späteren Verhandlungen zu 
Versailles. 

“ Unser Grundgedanke war der, es solle und müsse ein lebensfähiger Bund geschlossen 
werden, ein Bund, der mehr Thätigkeit und Wirksamkeit zu entfalten im Stande wäre, 
als dieses bei dem alten Deutschen Bunde der Fall war; dass diesem Bunde somit alles 
Nöthige abgetreten werden müsse, Alles aber, was nicht absolut zur Herstellung der 
Einigkeit erforderlich sei, den einzelnen Staaten belassen werden könne. 

Ich mache kein Hehl daraus, meine Herren, ich habe damals geglaubt, man dürfte 
die Kompetenz des Bundes in Bezug auf die Justiz-Gesetzgebung bei Weitem nicht in dem 
Masse anerkennen, wie es später in dem Vertrage geschehen ist. Und wenn ich diesen 
Standpunkt eingenommen habe, so darf ich mich auf das Beispiel anderer Föderationen 
berufen, die in der That in Bezug auf die Zusammenfassung der nationalen Kräfte nicht 
weniger leisten, als wir vielleicht zu leisten im Stande sein werden, und doch auch auf 
dem Gebiete nicht so weit unifizirend vorgegangen sind, als die Deutsche Bundes-Ver- 
fassung dieses thut. Ich erinnere in dieser Beziehung an Amerika, an die Schweiz. In 
dem Standpunkte, den ich in dieser Beziehung eingenommen habe, wurde ich — ich 
werde wohl nicht missverstanden, wenn ich diese Ausdrücke gebrauche — von Patrioten 
Baierns und Baierischen Staatsmännern ernstlichst unterstützt. Wir haben damals auch 
noch mit ganz entschiedenem Gewichte die Unmöglichkeit betont, ein so hohes Militär- 
Budget für das Land zu übernehmen, wie es die Norddeutsche Bundes-Verfassung den ein- 
zelnen Staaten auflest. Wir verzweifelten damals nicht an der Möglichkeit, die Militär- 
last nicht etwa für uns allein — denn das hielt ich für meinen Theil für absolut 
unmöglich — aber für ganz Deutschland abzumindern, wenn der neue Bund ge- 
schaffen wäre. 

Auf unsere hiesigen Propositionen, an deren Mittheilung, wie es scheint, das hohe 
Haus kaum noch Interesse hat, wurde uns von Preussen zunächst eine Mittheilung nicht, 
und zwar um deswillen nicht, weil früher, als es möglich war, dass uns eine Erwiderung 
zuging, von Seiten Württembergs im Hauptquartiere der Antrag gestellt worden ist, 
nunmehr die Verhandlungen in Versailles wieder aufzunehmen und dort mündlich zu 
Ende zu führen. Darauf hin, meine Herren, wurde auch die Baierische Regierung ein- 
geladen, soferne es ihr zusagte, nach Versailles Abgeordnete zu senden, um dort an den 
Verhandlungen Theil zu nehmen. Man liess es uns aber doch auch frei, wenn wir es 
vorzögen, die Rückkehr des Herrn Staatsminister Delbrück hierher abzuwarten. 

Wir glaubten, dass es richtiger wäre, gemeinschaftlich mit den andern Staaten vor- 
zugehen und so wurde der Beschluss gefasst, einen Theil der Staatsregierung nach Ver- 
sailles zu weiteren Verhandlungen abzuordnen. Dort trat alsbald gegen die von uns 
gehesten Erwartungen eine Trennung der Verhandlungen ein. Nicht allein dass der 
Bundeskanzler den Vorschlag machte, es sollte Staatsminister Delbrück zunächst mit 
den Abgeordneten der einzelnen Staaten die Angelegenheit durchsprechen, sondern auch 
in der Weise ward eine Trennung vorgenommen, dass man die sogenannten zivilen 
Angelegenheiten, wenn Sie mir den Ausdruck gestatten, von den militärischen abge- 
trennt hat. 

Es wurde im Reichstage gesagt, Baiern habe die Trennung der Verhandlungen 

gewünscht, Nun ja, meine Herren, dieses ist insofern auch richtig, als von den Baieri- 
schen Vertretern bei einer Gelegenheit geäussert wurde, wir hätten die Absicht und den 
Wunsch nicht, störend in die Verhandlungen mit den übrigen Staaten einzugreifen und 
den Abschluss derselben zu verhindern. 
Sie erlassen es mir, meine Herren, nun noch auf die weiteren Einzelnheiten des 
Verhandlungsstadiums einzugehen. Manches davon entzieht sich jetzt, wo, wie ich glaube, 
ein gedeihliches Ende erzielt ist, der Mittheilung und der Oeffentlichkeit; nur soviel darf 
ich noch beifügen, dass die Bewegung, welche durch die Presse ging, von der auch wir 
"aus mehrfachen Mittheilungen zu Versailles Kenntniss bekamen und deren Inhalt dahin 
ging, dass mit uns nichts zu erzielen sei und der Abbruch der Verhandlungen mit uns 
bevorstehe, auch uns in hohem Grade überrascht hat. 

Wir wussten von einem solchen Stande der Dinge nichts. 

Nachdem mit den übrigen Staaten die Verträge theils abgeschlossen, theils dem Ab- 
"schlusse nahe gebracht waren, sind auch mit uns die Verhandlungen rasch zu Ende ge- 
führt worden. Die Verträge, die dabei abgeschlossen wurden, sind nun folgende: 

; Wie bereits erwähnt, ist der wesentlichste Inhalt unserer Abmachungen. in dem 
Hauptvertrage enthalten. Daran schliesst sich ein Schlussprotokoll mit einigen inter- 
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pretativen und ergänzenden Bestimmungen an, und endlich ein Beitrittsprotokoll d. 
Berlin den 8.’ Dezember. | = 2 

Nachdem die Verträge mit den verschiedenen Staaten einzeln abgeschlossen waren, 
konnte natürlich ein Ganzes nur dadurch erzielt werden, dass der Norddeutsche Bund und 
die übrigen Süd- und Südwestdeutschen Staaten unsrem Vertrage und umgekehrt wir den 
mit diesen abgeschlossenen Verträgen beitraten. Lediglich das enthält das Beitritts-Pro- 
tokoll, von dem ich eben gesprochen habe. Sie erinnern sich aber vielleicht aus Mit- 
theilungen in den öffentlichen Blättern, dass in dem Schlussprotokoll sich die Bemerkung 
findet, es sei die Berichtigung von Irrthümern vorbehalten. Ich bin Ihnen eine Auf- 
klärung über diese auffallende Bestimmung schuldig und werde sie später bei Besprechung 
der Einzelheiten geben. ä 

Endlich kommt noch in Betracht ein Amendement, welches zur Fassung des Haupt- 
vertrags bezüglich der Bestimmung über die Einführung der im Norddeutschen Icon 


bereits erlassenen Gesetze in den neuen Bundes-Gebieten mit Zustimmung der Baierischen 
Regierung von Seiten des Reichstags beliebt wurde, und ein zweites Amendement über 
die Fassung unseres Vorbehaltes wegen der Sozial-Gesetzgebung im Schlussprotokoll, und 
endlich kommen in Betracht diejenigen Modifikationen, welche die Bundes-Verfassung an 
zwei Stellen zu erleiden hat, nachdem auf Anregung unseres allergnädigsten Königs und 
Herrn der Beschluss gefasst wurde, dass der König von Preussen als Präsident des Bundes 
den Titel „Deutscher Kaiser“ zu führen habe, und das Bundes-Gebiet den Namen Deutsched 
Reich“ erhalten soll. E 

Wenn Sie mir es gestatten, dass ich von den Einzelnheiten noch etwas sage, so ni 
ich darauf hin, dass in dem Hauptvertrage, der in sechs Abtheilungen zerfällt, unter 
Ziffer 1. der Abschluss des Bundes erwähnt ist, und unter Ziffer 2. ausgesprochen wird, 
dass die bisherige Norddeutsche Bundes-Verfassung mit einer Mehrzahl von Aenderungen 
auch die Verfissung des mit Bayern abgeschlossenen Bundes sein soll. In diesem zweiten 
Absatz sind nun diejenigen Modifikationen aufgenommen worden, welche für alle Staaten 
gleichmässig Geltung haben werden, bezüglich deren es also ganz am Platz ist, dass sie 
in dem allen Staaten gemeinschaftliehen Theile der Verfassungs-Urkunde ihre Stelle finden. 

Die Modifikationen der Bundes-Verfassung, welche hier aufgenommen sind, sind zum. 
Theil Konsequenzen von der Thatsache, dass das Bundes-Gebiet erweitert wird, theils auch 
Konsequenzen der Thatsache, dass der Zollverein nunmehr aufgehört, ein für sich selbst 
bestehendes verfassungsmässiges Gebilde zu sein und sich in das übrige Verfassungs-Gebiet 
einreiht, theils auch sind es Modifikationen der Verfassung, auf denen die den Vertrag’ 
schliessenden Staaten bestehen zu müssen glaubten. Rechnen Sie dahin die veränderte 
Fassung, die man dem Art. 7 gegeben hat, und welche die Aufgabe hat, die Stellung 
des Bundesraths in präziserer Weise zu fixiren, als dies bisher in der Norddeutschen Bun- 
des-Verfassung geschehen ist; dahin gehört ferner die Aenderung des Art. 8, insofern ei \ 
neuer Ausschuss für die Diplomatie geschaffen worden ist. : 

Meine Herren! Dieser Ausschuss hat vielfach Anfechtung gefunden, und ich bekenne 
Ihnen, ich habe eigentlich nicht begriffen, weshalb man sich diesem Institute gegenüber 
so feindselig verhalten zu müssen glaubt. Ist es wirklich etwas Unberechtigtes, dass die 
Deutschen Staaten, die in einem Bunde zusammengefasst sind, auch mindestens Kenntniss 
davon haben wollen, wie sich die Politik gestaltet, welche sie schliesslich in ihren Kon- 
sequenzen mittragen müssen, die Politik, die zu Kriegen führen kann, welche wir mit 
unserem Gut und Blut mitzuführen berufen sind? Sicherlich nicht! Es handelt sich 
hier nicht um eine Maschine zum Intriguiren, sondern lediglich darum, dass die Bundes- 
Regierung den Bundes-Mitgliedern in Aufrichtigkeit Rechenschaft gebe über ihre Bezie- 
hnngen zum Ausland und dass diejenigen Bundes-Glieder, welche nicht in der Lage sein 
können, aktiv theilzunehmen an der Handhabung der Politik, doch auch in die Lage 
versetzt werden, ihren Empfindungen rechtzeitig Ausdruck zu verleihen. Dass der erste 
Deutsche Staat nicht im Ausschusse vertreten ist, das ist lediglich eine Konsequenz der 
Aufgabe, welche man dem Ausschusse gesetzt hat. Der Ausschuss soll Mittheilungen 
entgegen nehmen. Von wem? Gerade von der Bundes-Regierung. Er soll Ansichten 
mittheilen. Zu welchem Zweck? Damit die Bundes-Regierung sie kennen lernt. Er soll 
aber nicht störend eingreifen, und Beschlüsse zu fassen hat der Ausschuss nach unserem 
Vertrage nicht. Ob dieser Ausschuss eine Bedeutung erlangt, wird davon abhängen, ob 
wir in der Lage sein werden, die entsprechenden Männer in diesen Ausschuss abzuordnen. 
Sind die Mitglieder .dieses Ausschusses so, dass ihre Ansichten Werth haben, dass der 
Träger der Deutschen Politik es nicht leichten Kaufes wagen darf, über die geäusserten 
Ansichten hinwegzugehen, dann, meine Herren, wird dieser Ausschuss eine wesentliche. 
Bedeutung haben. Wenn nicht, dann mag das eintreten, was der Abg Windhorst in 
Berlin gesagt hat, dass der Ausschuss die Depeschen um einige Tage früher zu lesen 
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bekommt, als sie dem ganzen Publikum in den Zeitungen vorgelegt werden. 
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Die veränderte Fassung des Art. 11, wornach zur Kriegserklärung die Zustimmung 
des Bundesrathes nothwendig ist, bedarf in diesem Hause einer Rechtfertigung nicht. 

Im dritten Abschnitte des Vertrags sind diejenigen Bestimmungen enthalten, welche 
zunächst für das Verhältniss zwischen dem Bunde und Baiern allein massgebend sind. 
Hier finden Sie zuerst, dass wir die Kompetenz des Bundes bezüglich der Gesetzgebung 
über das Heimaths- und Niederlassungswesen für Baiern nicht anerkannt haben. Auch 
dieser Vorbehalt, von dem ich glaube, dass er hier recht verstanden wird, hat mannig- 
fache Anfechtung erfahren. Ich denke mir, wir sind hier auf einem berechtigten parti- 
kularistischen Standpunkte, und zwar um so mehr, als ich gewiss nichts Unberechtigtes 
ausspreche und Niemanden verletze,, wenn ich sage, dass man darüber, ob die Nord- 
deutsche Sozial-Gesetzgebung wirklich gelungen ist, noch vielerwärts sehr verschiedener 
Meinung ist. 

Ebenso haben wir das Aufsichtsrecht und die Gesetzgebung des Bundes über das 
Eisenbahnwesen nur in beschränkter Weise anerkannt ‚ desgleichen über das Post- und 
Telegraphenwesen. In diesem Punkte sind wir einerseits nicht zu weit gegangen, und 
andrerseits denke ich mir, haben wir doch der Gemeinsamkeit mit unserem Zugeständnisse 
reichlich genügt; denn die Grundlagen für die entsprechende Ausbeutung der betreffen- 
den Verkehrs-Institute haben wir mit dem übrigen Deutschland fortan gemein. 

Dass das Bundes-Wahlgesetz sofort auch auf uns ausgedehnt wird, ist, glaube ich, 
eine selbstverständliche Bestimmung, und desgleichen unser Vorbehalt bezüglich einer 
selbstständigen Verwaltung des Post- und Telegraphenwesens, selbstverständlich inso- 
fern, als diese Bestimmungen hier keiner weiteren Rechtfertigung bedürfen. 

Ich komme zu einigen Bemerkungen über das Bundes-Kriegswesen. 

M.H.! Man hat dem Vertrage den Vorwurf gemacht, es seien beim Abschluss der 
Versailler Verhandlungen die Rechte der Krone so weit als irgend thunlich gewahrt, die 
Rechte des Volkes aber bei Seite gesetzt worden. M. H.! Ich fühle es sehr wohl, wie 
viel an diesen Vorwürfen in Beziehung auf das Kapitel, von dem ich eben zu sprechen 
begonnen habe, begründet ist. Allerdings sind manche berechtigte Wünsche in Beziehung 
auf diesen Punkt beim Abschluss des Vertrages nicht berücksichtigt worden. Aber, m. 
H., folgende Gründe sind es, die uns trotz Allem und Allem zum Abschlusse der hierauf 
bezüglichen Vertrags-Bestimmungen veranlasst haben. 

Das Eine ist, wir haben uns überzeugt, für den Norddeutschen Bund und mehr noch: 
auch für den durch Hessen, Baden und Württemberg erweiterten Bund ist es für die 
nächste Zukunft absolut unmöglich, eine Abminderung der Militärlast zu erreichen. 
Wenn wir also keine Steigerung der Militärlast wollten, so blieb uns nur das Eine 
übrig, Nein zu sagen zu dem ganzen Vertrag, und das glaubten wir — gedenken Sie 
gütigst meiner Erörterung über die geographische und politische Stellung Baierns — nicht 
thun zu dürfen ; das schien uns unmöglich. 

Das Zweite ist: In einem Bunde kann nicht ein Theil in Beziehung auf die Last , die 
man mit Aufopferung von Gut und Blut bezeichnet, besser gestellt werden als ein anderer 
Theil, es müssen alle Theile die gleiche Last auf den Schultern tragen. Es ist ein absolut 
unzulässiger Standpunkt, dass Baiern den Uebrigen gegenüber gesagt hätte: Wir sind ein 
bedeutender Staat, ihr müsst froh sein, uns in eure Mitte zu bekommen, aber wenn es 
zum Zahlen und zum Tragen von Lasten kommt, dann wollen wir ein Privilegium. 

Den Standpunkt konnten wir nicht vertreten, und hätten wir es versucht, so hätte es 
zu keinem Resultate geführt. Die Steigerung dieser Last, die übrigens, ich darf Ihnen 
das, m. H., nicht verschweigen,, umsoweniger abzuwenden war, als die Stellung, die 
dieses Haus zum Militär-Budget bei unseren Berathungen im Sommer eingenommen hatte, 
unsere Lage ausserordentlich erschwert hat, die Steigerung der Last ist nur eine vorüber- 
gehende. Es ist nicht davon die Rede, dass dem Volke das Recht genommen ist, über 
die Bestimmung der Militärlast mitzusprechen, mitzurathen und mitzubeschliessen. 

Nein, m. H.,im Gegentheile, die Bestrebungen, welche Ihren, wie ich glaube, zu weit 
gehenden Anträgen zu Grunde liegen, diese Bestrebungen werden an einem andern Orte 
im Vereine mit den Abgeordneten des ganzen übrigen Deutschen Volkes, wie ich nicht 
zweifle, neu aufgenommen werden, und dort wird es am Platze sein, dass auch die 
Baierische Stimme diesen Lasten gegenüber sich erhebe. Damit das Recht hiezu dem 
Baierischen Volke nicht verkürzt werde, war es absolut unumgänglich, mindestens die 
Feststellung des Gesammt-Budgets dem Reichstag zu übertragen, denn natürlich nur 
unter dieser Voraussetzung allein ist es zu erreichen, dass die Baierischen Abgeordneten 
ihr Wort und ihre Stimme in dem Reichsrath auch bezüglich des Militär-Budgets in die 
Wagschaale werfen. Wer weiss, ob es nicht möglich gewesen wäre — ich glaube es 
nicht — aber wer weiss, ob es nicht möglich gewesen wäre, mit gewissen Vorbehalten 
die Feststellung des Budgets überhaupt dem Baierischen Landtage zu vindiziren. Aber 
als natürliche Folge davon hätte das anerkannt werden müssen, dass die Baierischen Ab- 
geordneten bei der Festsetzung des Budgets im Reichstage dann nicht mitzusprechen 
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haben; gleichwohl aber hätten wir die Grundlage für unser Budget von der Reichs-Ge- 
setzgebung her empfangen und es wäre somit die Stimme, die dem Baierischen Volke bei 
Festsetzung des Militär- Budgets gebührt, vollständig ungehört verhallt. Im Uebrigen 
glaube ich von den Bestimmungen über das Kriegswesen nur sagen zu dürfen, dass sie 
in gebührender Weise der Stellung Rechnung tragen, welche Baiern einmal hat. Wir 
haben nicht Ursache, zu beklagen, wie es an einer andern Stelle geschehen ist, dass sich 
ein Staat von der Grösse und Bedeutung Baierns in Deutschland entwickelt hat, und ich 
denke mir, es wird auf Grund der Bestimmungen, die hier getroffen worden sind, möglich 
werden, das fortzuerhalten, was geschaffen ist und was sich in glänzendster Weise be- 
währt hat, nämlich dass die Baierische Armee ebenbürtig neben unseren Deutschen Waffen- 
brüdern steht. 

Die weiteren Absätze enthalten Uebergangsbestimmungen in dem ‚Sinne, dass das 
neue Budget erst im Jahre 1372 beginnt, in dem Sinne, dass die Separatstellung, die man 
ar einzelnen Staaten zugestanden hat, nur mit deren Zustimmung abgeändert werden 

arl, u :8, W. : 

Das Schluss-Protokoll enthält, wie ich bereits zu bemerken die Ehre gehabt habe, 
interpretative Bestimmungen bezüglich der Gesetzgebung über Heimaths- und Nieder- 
lassungswesen und über das Staatsbürgerrecht und die zur Aufrechterhaltung unserer 
Gesetzgebung auf diesem Gebiete nothwendigen Staatsverträge, ferner einen Vorbehalt 
bezüglich des Immobiliar-Versicherungswesens, weiter emen Vorbehalt über die Betheili- 
gung an dem Zustandekommen eines allgemeinen Deutschen Zivilprozess-Gesetzbuches — 
ein Vorbehalt, von dem ich gestehe, dass er sich wahrscheinlich von selbst verstanden 
hätte, und endlich mehrere andere interpretative Bestimmungen, welche das richtige Ver- 
ständniss der Verfassung betreffen, und schliesslich noch einige Bestimmungen, welche 
über die diplomatische Stellung Baiern’s zu den übrigen Staaten das Nöthige ordnen. 

Auch in Bezug auf das Militär und auf die Festungen sind einige Zusätze aufgenom- 
men worden. 

Ich habe nun, indem ich vom Hauptvertrage und vom Schluss-Protokoll Abschied 
nehme, nur noch eine Interpretation zu besprechen, die man unserem Vertrage gegeben 
hat. Es ist aufgefallen, dass der Vertrag mit Württemberg die Bestimmung enthält, es 
sollten Ersparungen auf dem Gebiete des Militär-Etats der Staatskasse anheimfalien, und 
dass sich in dem Baierischen Vertrage eine solche Bestimmung nicht findet. Ich habe 
Ihnen dieses aufzuklären: Die Bestimmung wurde nicht aufgenommen, weil sie sich ganz 
von selbst versteht, für uns ganz von selbst versteht und vielleicht nicht in demselben 
Masse für Württemberg. Ich bin auch überzeugt, dass wenn der erste Zorn darüber ver- 
raucht ist, dass Baiern eine selbstständigere Stellung hat, als den anderen Staaten einge- 
räumt ist, auch von den anderen Staaten die Interpretation nicht wird festgehalten wer- 
den wollen, welche man unserem Vertrage in dieser Beziehung bisher an manchen Orten 
gegeben hat. Sind wir erst einmal wirklich im Bunde vereint, so wird auch eine ver- 
nünftige Auslegung unseres Vertrages Platz greifen, und diese kann gar keine andere 
sein, als dass die Württemberg ausdrücklich zugestandene Bestimmung bei uns selbst- 
verständlich ist. Wie das, m. H.? Wenn ein Budget festgesetzt ist und man eine ge- 
wisse Summe für ein Ressort bewilligt hat, so hat das den Sinn, dass abgesehen vielleicht 
von einzelnen Ausgaben, die gesetzlich gemacht werden müssen, die Regierung hiemit 
das Recht erhält, die Summe auszugeben; es ist aber, glaube ich, noch Niemand ein- 
gefallen zu sagen, dass die Regierung auch die verfluchte Schuldigkeit hat, den letzten 
Heller der für dieses Ressort bestimmten Summe zu verwenden. Eine solehe Auslegung 
wäre geradezu unvernünftig und wenn man Baiern zumuthen wollte, den letzten Heller 
seines Militär-Etats auszugeben, so würde das nichts anderes sein, als wenn man mit 
einer Art von Ranküne zu Baiern sagte: weil du eine eigene Stellung eingenommen hast, 
so wirst du dadurch gestraft, dass du äussersten Falls ganz unnöthige und widersinnige 
Ausgaben machen musst, um dein Geld an den Mann zu bringen. So haben die Pazis- 
zenten den Vertrag nicht gedacht. Auch in der Norddeutschen Bundes-Verfassung ist 
mit keiner Silbe gesagt, dass Ersparungen gemacht werden dürfen; vielmehr hat man das 
als ganz selbstverständlich vorausgesetzt, dass es bei einer sparsamen Verwaltung recht 
wohl möglich sein wird, trotz der Erfüllung des Bundeszweckes Ersparungen zu erzielen. 
Aber man hat es dort für nothwendig erachtet, zu sagen, wo die Ersparungen hinkom- 
men, wenn sich solche ergeben. Man hat die Zentralkasse dazu bestimmt, weil man nicht 
dazu verführen wollte, dass in den einzelnen Staaten am Militär-Etat abgezwickt würde 
und die militärischen Interessen durch Vernachlässigung der Ausbildung oder Ausrüs- 
tung der Truppen u. s. w. geschädigt werden, nur um ein Paar Tausend Gulden für an- 
dere Zwecke dabei zu ersparen. Uns gegenüber wird man dieselbe vernünftige Aus- 
legung gelten lassen, wie jedem anderen Staate gegenüber, nämlich dass wir nicht ge- 
zwungen sind, widersinnige Ausgaben zu machen, und dass bei uns Ersparungen in thesi 
‘so gut möglich sind als in andern Staaten des Bundes. Und wenn man uns fragt: diese 
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Ersparungen, wo kommen sie hin? so sage ich einfach, sie bleiben da, wo sie sind, weil 
bei uns der Satz fehlt, dass das, was das Militär weniger kostet als veranschlagt ist, ein- 
geliefert werden muss in die Zentralkasse. Dieser Satz ist ausdrücklich unter denen auf- 
geführt, welche auf Baiern keine Anwendung zu finden haben. 

Es hat ein Abgeordneter gesagt, es wäre fremdes Geld, worüber wir verfügen. 
Darauf sage ich : mit Nichten, was wir auf die Armee verwenden, ist nicht mehr fremdes 
Geld als in Sachsen, Württemberg und überall; ja sogar nicht einmal in dem Maasse 
fremdes Geld wie dort, denn in unserem Vertrage steht geschrieben, dass Baiern seiner 
Verpflichtung genügt dadurch, dass es die Kosten seiner Armee selbst aufbringt und be- 
streitet. Ich bin also gar nicht bange über die Auslegung unseres Vertrages in dieser 
Beziehung, wenn wir nur erst Ersparungen haben. Darüber aber bitte ich, sich keine 
allzu grossen Illusionen zu machen; wenn wir, wie feststeht, unseren Bundespflichten ge- 
nügen müssen, so wird es sich immerhin nur um minder relevante Beträge handeln; 
Millionen einzusparen wird nicht gelingen. 

Das Beitritts-Protokoll zum Versailler Vertrag habe ich bereits erwähnt und es liegt 
mir nur noch ob, von dem Artikel über die Berichtigung der Irrthümer zu sprechen. 

M.H.! Die Verhandlungen mit den übrigen Deutschen Staaten hat Preussischerseits 
der Staatsminister Delbrück geführt; ihn rief aber, noch ehe unsere Besprechungen 
zum Schlusse gediehen waren, die Verpflichtung, sich mit dem Reichstage zu beschäf- 
tigen, von Versailles ab. Seine Excellenz der Herr Bundeskanzler übernahm es, mit uns 
zu transigiren. Wir kannten nun wohl alle Bestimmungen, welche mit den übrigen Staa- 
ten vereinbart waren, ihrem Inhalte nach, aber als wir daran gingen, die Vertrags-Be- 
stimmungen zu konzipiren, zeigte es sich, dass die Wortfassung der mit den anderen 
Staaten abgeschlossenen Verträge in Versailles nicht zu haben war. Nur die Gefälligkeit 
unserer Herren Kollegen aus Baden hat mich in die Lage versetzt, den Vertrag in Bezug 
auf die Ziff. II annähernd vollständig niederzuschreiben. Wir konnten uns aber doch 
nicht verhehlen, dass voraussichtlich die Fassung einzelner Artikel schliesslich mit den 
andern Staaten anders festgestellt worden sein könnte, als uns bekannt gewesen. Dieser 
Umstand hat zu dem erwähnten Vorbehalte geführt, dass einer nochmaligen Revision 
der Redaktion in Berlin die Berichtigung von Irrthümern vorbehalten werde, und in der 
That zu solchen Berichtigungen ist Anlass vorhanden gewesen. Es ist dem Hause auch 
die Zusammenstellung dieser Berichtigungen übergeben worden; sie sind nicht von Er- 
heblichkeit und ich will das hohe Haus nicht mit Aufzählung derselben aufhalten. Es 
sind dann noch zwei Aenderungen des Wortlautes der Verfassung zu erwähnen. 

In dem Artikel, welcher von Zusammensetzung des Deutschen Parlaments handelt, 
war nach der ursprünglichen Abrede mit den Süddeutschen Staaten ausgesprochen ge- 
wesen, dass das für den Norddeutschen Bund erlassene Wahlgesetz mit der Einführung 
der neuen Verfassung auf das ganze Bundesgebiet Anwendung finden sollte, eine Bestim- 
mung, die meines Erachtens ganz unentbehrlich ist. Später hielt man es für richtiger, 
in dem betreffenden Artikel der Bundes-Verfassung davon nicht zu sprechen, sondern in 
dem Schlussartikel über die Einführung von Bundes-Gesetzen in dem neuen Bundesge- 
biete zu sagen, dass unter den Gesetzen, die sofort eingeführt werden, auch das Wahl- 
Gesetz sich befinde. Davon haben wir erst später Kenntniss bekommen und musste des- 
halb die Fassung etwas geändert werden. Insoweit ist die Aenderung, von der ich 
sprach, in den berichtigten Irrthümern bereits aufgezählt, der Reichsrath hat aber für gut 
befunden, für die schliessliche Gestaltung des Artikels 79, wie sie jetzt für uns nothwen- 
dig wird, eine Redaktions-Veränderung vorzuschlagen und diese ist so unwesentlich, dass 
es in der That allen Betheiligten geschienen hat, dass ein Widerstreit dagegen nicht der 
Mühe lohnt. Die zweite Redaktions-Veränderung betrifft den zweiten Absatz des Schluss- 
Protokolls über die Gesetzgebungs- Befugniss des Bundes über das Staatsbürgerrecht. 
Es hatter! sich nämlich schon hier Zweifel darüber erhoben, was mit der Gesetzgebungs- 
Befugniss des Bundes über diesen Gegenstand gemeint sei; wir unsererseits hielten -dafür, 
dass das Gesetzgebungsrecht des Bundes sich nicht auf eine förmliche Korrektur der 
Einzel-Verfassungen erstrecken dürfe und wir wollten mit der Ablehnung des Ausdruckes 
„Staatsbürgerrecht“ eine so weit gehende Kompetenz beseitigt wissen. Die hierauf ge- 
gebenen Aufklärungen hatten wir nun dahin verstanden, dass auch im Norddeutschen 
Bunde etwas Aehnliches gar nicht beabsichtigt sei, und so entstand die Fassung des 
Schluss-Protokolls, wie sie in dem ursprünglichen Abdruck vorgelegt ist. 

Im Reichstage hat man daran Anstand genommen. Man wollte dort allerdings diese 
weit gehende Kompetenz für die übrigen Staaten des Deutschen Bundes aufrecht erhal- 
ten, oder doch der Aufrechterhaltung dieser Kompetenz nicht präjudizirt wissen und hat 
deshalb eine Fassung vorgeschlagen , welche dem entspricht und zugleich unseren Stand- 
punkt vollkömmen wahrt. Auch diesen Modifikationen glaubte ich in keiner Weise mich 
widersetzen zu sollen. 

Endlich habe ich noch zwei Modifikationen zu erwähnen, welche an der Bundes-Ver- 
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fassung vorzunehmen sind. Davon betrifft die eine den Eingang; die andere den Art. 11 
der Bundes-Verfassung. Es handelt sich hier darum, dem Vorschlage unseres allergnä- 
digsten Königs und Herrn Ausdruck zu geben, und auszusprechen, dass der Bund, nicht 
wie ursprünglich in Aussicht genommen war, „Deutscher Bund“, sondern „Deutsches 
Reich“ heisst und dass dem König von Preussen in seiner Eigenschaft als Bundes-Präsi- 
aent der Titel „Deutscher Kaiser“ zukommt. 

Nun noch einige persönliche Bemerkungen. 

Man hat unsere Abmachungen sehr herbe kritisirt. Wir haben kein Recht uns dar- 
über zu beklagen. Das Werk.gehört der Oeffentlichkeit an und muss sich alle Kritik 
gefallen lassen, aber man hat seinen Verdruss über den Partikularismus, dem wir uns 
noch hingegeben haben und von dem ich glaube, dass er durch den Partikularismus an- 
derer Deutscher Völkerstämme noch um ein Beträchtliches übertroffen werden wird — 
vielleicht überzeugen wir uns bald davon, m. H., — man hat dem Unmuth darüber, dass 
mancher rechtgläubige Nationalpolitiker an der Erfüllung seiner Wünsche noch etwas 
entbehren muss, wenn die Verträge angenommen werden, durch Angriffe auf die Per- 
sonen der Unterhändler Luft gemacht; es hat ein Redner gesagt: der Geist, der ein 
grosses Prinzip dem andern gegenüberstellt, der etwa eine grosse Idee des Partikularis- 
mus formulirt, der fehle unseren Abmachungen; die Minister hätten überall nur für ihre 
besonderen Departements gesorgt, um zu Hause selbstständig zu sein. M. H., was der 
Herr Redner gesagt hat, muss wohl sehr wahr sein; denn der Herr Redner hat es nicht 
allein gesagt. Abgesehen von seinem Kollegen, der sich in ähnlicher Weise über die 
Herrschsucht und Vorurtheile der Baierischen Minister, der Baierischen Militär- und Zivil- 
Bureaukratie erging, hat Aehnliches, wenn ich in Versailles richtig bedient worden bin, 
ein anderer bedeutender Mann gesagt, aber freilich in einer viel früheren Zeit, in einer 
Zeit, wo ein solch’ herbes Urtheil vielleicht mehr thatsächliche Unterlagen hatte, in dem 
ersten Stadium der Verhandlung. Eine solche Uebereinstimmung der Meinungen, m. H., 
müssen wir vielleicht als Beleg für die Richtigkeit des abgegebenen Urtheils ansehen. 
Denn das wird doch Niemand glauben, was man sich mitunter erzählt, dass Parteien oder 
einzelne aus den Parteien irgend woher Ordres darüber bekommen, wie sie sprechen 
sollen; daran glaube ich nicht. Und dennoch, m. H., muss ich den Vorwurf, den man 
uns gemacht hat, ablehnen; er trifft uns nicht. Wo ist denn die Selbstständigkeit, die 
sich der Minister des Aeussern gewahrt hat? Die Deutsche Politik wird auch nach 
unserem Vertrage von Deutschland gemacht und nur darauf haben wir bestanden, worauf 
wir, wie ich glaube, das Recht haben zu bestehen, dass man die Deutsche Politik nicht 
immer und ewig einfach uns über den Kopf hinweg macht. Wo ist denn die Selbststän- 
digkeit des Herrn Kriegsministers? Sein Budget wird ihm in der Hauptsache von der 
Reichs-Regierung zugesendet. Wenn er erfüllt gewesen wäre von dem Streben, selbst- 
ständig und möglichst wenig behelligt zu sein, dann — verzeihen Sie meine Aufrichtig- 
keit — würde er auch die Detailberathungen nicht in dieses Haus, sondern in den Reichs- 
tag verlegt haben. Denn dass es dort leichter geht, als hier gewöhnlich, wissen Sie alle 
recht gut. 

Endlich, wo ist denn meine Selbstständigkeit, die Selbstständigkeit des Justizmi- 
nisters? Ich habe nicht einen Federstrich vor den Justizministern des übrigen Deutschen 
Reiches mir vorbehalten, m. H., nicht aus Zwang, sondern weil ich fühle und weiss, was 
es um ein gemeines Deutsches Recht ist und weil ich es nicht wagen mag, mit den Kräf- 
ten, die dem einzelnen Staate zu Gebote stehen, auf dem Gebiete der Gesetzgebung 
Konkurrenz zu machen der ganzen Wissenschaft des Deutschen Vaterlandes. Ich denke, 
es wäre billig gewesen, mit solchen Vorwürfen uns, die wir schon manches ertragen ha- 
ben, zu verschonen. 

M. H., man hat uns die Qualität von Staatsmännern abgestritten. Ich vermag die 
Härte dieses Urtheils zu tragen, einmal, weil ich nie gegeizt habe nach diesem mir nicht 
gebührenden Titel, und dann, weil dieses Urtheil nicht aus kompetentem Munde kommt; 
aber ich erwähne dies lediglich deshalb, um daran die Bemerkung zu knüpfen, dass unser 
Streben in Versailles nicht dahin ging, ruhmredige Prädikate uns zu erwerben, sondern 
dahin, fest zu unserer Ueberzeugung zu stehen und ein gutes Gewissen davonzutragen, 
und das, m. H. — ich sage es mit Stolz — ist uns gelungen. 

Viele Vorwürfe hat sich die Regierung dadurch zugezogen, weil wir nicht gesprochen 
hätten. Wir hatten ja gesprochen! In der Thronrede war deutlich zu lesen, dass die 
Regierung einer nationalen Einigung nicht abhold ist und auch ein Zweites ist deutlich 


zu lesen, dass wir eine nationale Einigung nicht um jeden Preis machen. u 
Etwas Anderes hätten wir trotz aller Sollizitationen nicht zu erklären vermocht und 
selbst, m. H., wenn wir mit der Absicht nach Versailles gegangen wären — und auch die 


Thatsache, dass wir nach Versailles gingen, ist ein Sprechen — selbst wenn”wir mit der 
Absicht hingegangen wären, um jeden Preis ein Deutsches Reich zu erreichen, würde 
man uns nicht haben zumuthen können, dass wir im vornehinein dies sagen. Wer wird 
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denn, wenn er ein Haus zu kaufen gedenkt , aller Welt sagen, dass er dieses Haus haben 
muss und wenn der letzte Heller darauf ginge! In einem anderen Staate hat man ge- 
sprochen und wenn ich nicht ganz schlecht nnterrichtet bin, so hat man in dem anderen 
Staate eingesehen, dass man mindestens ebenso klug gethan hätte, wenn man nicht ge- 
sprochen hätte. Aus dem betreffenden Artikel hat Jeder das Seine und Jeder zu viel 
für den Gegner herausgelesen. Bisher war die Entscheidung bei uns und wir waren im 
Rechte, wenn wir die Entscheidung uns bisher vorbehielten. Ich meines Theils erkläre, 
dass ich mir die Handhabung dieses Rechtes — nein! dieser Pflicht — nicht durch 
Adressen und ähnliche Dinge verkümmern lasse. Ueberhaupt ist es mit den Adressen 
und Demonstrationen bei uns nachgerade dahin gekommen, dass mir scheint, das Mittel 
ist verbraucht. Man kann die Politik nun einmal nicht von der Gasse machen; Sie können 
vor keiner Regierung Achtung haben, die heute der, morgen jener Adresse nachgiebt. 
Was soll es heissen, wenn die Regierung heute auf eine Adresse ein Schulgesetz vor- 
legen, morgen auf eine andere Adresse es wieder zurückziehen, heute den Präsidenten 
eines hohen Kollegiums absetzen, morgen wieder für Rom eintreten soll? Diese Stellung 
können Sie keiner Regierung zumuthen und ich denke es darf keine Regierung eine 
solche Stellung sich aufdringen lassen. 

Jetzt, jetzt seht die Entscheidung bei Ihnen; die Entscheidung sage ich, m. H., 
aber ich füge bei, nicht die Wahl — glauben Sie nicht, dass ich mit diesem Ausdrucke 
einen Eingriff in die Kompetenz der Kammer machen will, o nein! Sie können „Ja“ sagen, 
Sie können „Nein“ sagen, dennoch sage ich, Sie haben die Entscheidung, nicht die 
Wahl; Sie haben die Entscheidung in dem Sinne, wie der Richter die Entscheidung in 
einem Rechtsfalle hat: das was Sie für Recht erkannt haben, müssen sie aussprechen, es 
bleibt Ihnen keine Wahl und ich habe die Ueberzeugung — prüfen Sie die Lage Baierns, 
prüfen Sie die Verträge ruhig — und Sie werden zu dem Satze kommen, den ich hiemit 
ausspreche — ich wiederhole, nicht in der Absicht, um irgend ein Recht zu beeinträch- 
tigen — Sie müssen die Verträge annehmen.“ 


Die Kammer erwählte hierauf einen Ausschuss zur Vorberathung der 
Verträge, bestehend aus den Abg. Dr. Ruland (Vorsitzender), Urämer, 
Dr. Marquardt Barth, Freytag, Greil, Freiherr v. Hafenbrädel, Hauck, 
Dr. Jörg, G. F. Kolb, Dr. Krätzer, Louis, Dr. Anton Schmidt, Dr. Schüt- 
tiger, Engelbert, Weiss, Dr. Kurz (Schriftführer). 

Schon die Zusammensetzung dieses Ausschusses, von dessen Mitgliedern 
nur die drei Dr. Barth, Crämer und Louis für die Verträge waren, konnte 
als ein schlechtes Prognostikon betrachtet werden. | 

Der Ausschuss erwählte zuvörderst eine Subkommission, bestehend aus 
Dr. Barth, Freitag und Dr. Kurz, um eine Zusammenstellung der Regie- 
rungsvorlage und der Nordd. Bundesakte abzufassen; sodann ernannte er mit 
11 Stimmen den Dr. Jörg zum Referenten. (Sitzungsprot. v. 16. Dez. 1870.) 

Das Referat des Dr. Jörg datirt v. 23. Dez. 1870 und beantragt: 

„Die Kammer wolle den vorgelegten Bündniss-Verträgen zwischen Baiern und dem 

Norddeutschen Bunde ihre Zustimmung versagen ; 
) ir Kammer wolle aber an Se. Majestät den König die ehrfurchtvollste Bitte 
richten : 

- Allerhöchst Anordnung treffen zu wollen, dass die Verhandlungen mit der Regie- 
rung des Norddeutschen Bundes von Neuen aufzunehmen seien, zu dem Zweck, damit 
auf Grund der inneren Ausbildung des Allianz-Vertrages und der Ausdehnung jener 
verfassungsmässigen Verbindung, welche durch den Zollvereins-Vertrag bereits be- 
steht, auf andere Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse ein weiterer Bund mit 
dem engeren des künftigen Deutschen Reiches abgeschlossen werde.“ 

Das Referat beschäftigt sich in seinem ersten Theile mit einer Kritik der 
Haltung der Baierischen Regierung und will in derselben statt der 2 Stadien, 
welche Minister von Lutz unterscheidet, deren 3 erkennen. 

Als das erste Stadium bezeichnet Referent diejenigen Anschauungen, 
welche die Staats-Regierung bei Eintritt in den Krieg in Bezug auf die Zu- 
kunft Baierns gehegt habe und bezieht sich in dieser Beziehung auf eine Er- 
klärung des Staatsminister Grafen Bray, nach welcher es selbstverständlich 
sei, dass Baiern 
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„seine Bedingungen stellen würde“, 
und als solche Bedingungen benannt habe, 
„neben dem vollen Ersatze der Kriegskosten, 
1) dass der Zoll-Verein als unkündbar zu erklären sei; 
2) dass der Allianz-Vertrag einer näheren Interpretation bedürfe, denn 
es zeige sich nun allerdings, dass derselbe deutungsfähig sei.“ 
„Offenbar“ — so sagt das Referat — „lag damals die Ahnung, dass die opfervolle 
Beihilfe Baierns zu dein Deutschen Kriege die Mediatisirung unseres Landes zur Folge 
haben müsse oder auch nur könnte, noch sehr fern und ausserhalb aller Voraus- 
setzungen der Königlichen Staats-Regierung.“ — (Beilage CV. zum Sten. Ber. S. 79.) 

Dieser Anschauung soll nun auch in dem vom Referenten ausgemittelten 
„zweiten Stadium, wo die Verhandlungen mit der Präsidialmacht des 
Norddeutschen Bundes thatsächlich ihren Anfang nahmen, noch immer der 
gebührende Einfluss gewahrt sein.“ 

Das Referat bezieht sich in dieser Hinsicht auf die Mittheilungen des 
Minister von Lutz (man sehe oben), nach welchen die Regierung in der Nord- 
bund-Verfassung den „berechtigten Partikularismus“ nicht hinreichend ge- 
währleistet gesehen habe und von der Voraussetzung ausgegangen sei, „dass 
der Norddeutsche Bund in wesentlichen Beziehungen umgestaltet werden 
könnte“ — Aeusserungen, aus denen Referent folgert, dass dieses einge- 
standenermassen bei den jetzt vorliegenden Verträgen nicht geschehen sei! 
Schliesslich beruft sich das Referat auf die Aeusserungen des Ministers, dass 
die Propositionen, die damals (im September) gemacht seien, „hinter dem Ver- 
trage, der nun zur Genehmigung vorliege, weit zurückstehen.*“ 

Bezüglich des „dritten Stadiums“ sagt das Referat wörtlich: 

„Aus dieser Darlegung ergiebt sich zunächst die Folgerung, dass die Vertreter der 
k. Staats-Regierung im dritten Stadium bei dem Abschlusse der Verhandlungen im 


Monate November, zugegeben haben, was ihnen noch im Monate September zuzugeben 
unmöglich schien. Acht Tage hielten sie es für unthunlich, dass die Krone und die 


Landes- Vertretung so ausgedehnte und unberechenbare Opfer an ihren Rechten 


bringe, wie dieselben in dem Versailler Vertrage vom 23. November gebracht worden 
sind. Im Monate September beharrte die k. Staats-Regierung noch bei dem selbst 
von dem Ministerium des Herrn Fürsten von Hohenlohe festgehaltenen Axiom, dass 
der Nordbund eine „entschiedene Hinneigung zum Einheitsstaate“ bekunde, und daher 
„an den Eintritt Baierns in diesen Bund, ohne Aenderung der Verfassung desselben in 
wesentlichen Beziehungen, nicht gedacht werden könne“; aber schon im Monate No- 
vember erklärte die k. Staats-Regierung den Eintritt Baierns ohne die conditio sine 
qua non verfassungsmässiger Garantien gegen die Entwickelung des Bundes zum 
Einheitsstaate. 

Auf diesen Punkt legt Referent das schwerste Gewicht. Wesentliche Aenderungen 
der Nordbund-Verfassung, wodurch der entschiedenen Hinneigung derselben zum 
Einheitsstaate die Spitze abgebrochen wäre, sind nicht erreicht, und den einzelnen 
Kontrahenten sind nur Ausnahmen zugestanden, zum Theil, und namentlich in Steuer- 
fragen, mehreren Staaten, zum Theil für Baiern allein.“ (Beilage CV. S. 80.) 


Hierauf beschäftigt sich der Referent mit der von dem Minister v. Lutz 
hervorgehobenen „Zwangslage“, deren Vorliegen in Abrede gestellt wird, er- 
örtert sodann die Abänderungen, welche die Norddeutsche Verfassung durch 
die Verträge erfahren hat und gelangt zu dem Schlusse, dass die „entschie- 
dene Hinneigung dieser Verfassung zum Einheitsstaate in den vorliegenden 
"Verträgen in allen wesentlichen Beziehungen unverändert geblieben sei.“ 
O1 881, | 

Aulerdin wurde vom Referenten die Geldfrage hervorgehoben und 

. bereits am 16. Dez. (also vor Abstattung des Referats) an das Finanz-Mi- 
nisterium das Ansuchen gestellt um Mittheilung einer amtlichen Berechnung 
über den Einfluss, welchen die Verträge auf die finanzielle Lage Baierns und 
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beziehungsweise auf das Budget des Landes in Einnahmen und Ausgaben 
ausüben würden. Diesem Ansuchen ist seitens des Finanz - Ministeriums 
unterm 19. Dez. 1870 entsprochen und lautet die bezügliche Antwort, wıe 
folgt: 


„Das unterfertigte Königl. Staats-Ministerium der Finanzen beehrt sich im Be- 
nehmen mit den übrigen Königl. Staats-Ministerien auf das schätzbarste jenseitige 
Schreiben vom 17. 1. Mts. im genannten Betreffe ergebenst zu erwidern, dass über 
den Einfluss, welchen die zwischen Baiern und dem Norddeutschen Bunde abge- 
schlossenen Bündniss-Verträge auf die finanzielle Lage Baierns und beziehungsweise 
auf das Budget des Landes in Einnahmen und Ausgaben ausüben würden, die ge- 
wünschte amtliche Berechnung in dem Sinne, dass dieselbe durchweg als in den ein- 
zelnen Ziffern feststehend betrachtet werden könne, um deswillen nicht wohl aufge- 
stellt zu werden vermöge, weil dieselbe in mehrfacher Beziehung von der erst der 
Zukunft anheimfallenden Festsetzung des Bundes-Haushalts-Etats pro 1872 und fol- 
gende Jahre abhängt. E 

Insoweit jedoch das Material aus den Bundes-Verträgen und aus dem im Bundes- 
Gesetzblatt des Norddeutschen Bundes vom Jahre 1570, Nr. 22 bekannt gemachten 
Haushalts-Etat für das Jahr 1871 gezogen werden kann, werden nachstehend die An- 
schauungen ergebenst mitgetheilt, welche sich mit Zugrundlage der in dem erwähnten 
Material aufgeführten Ausgaben und Einnahmen bezüglich der betreffenden Baierischen 
Beiträge ergeben. BY 

Den Hauptgegenstand der Ausgaben bildet der ordentliche Etat für die Militär- 
Verwaltung, für welchen sich nach Massgabe der Bevölkerungszahl vom Jahre 1867 
zu 4,824,421 Seelen bei einem Friedens-Präsenzstande von I Prozent, sohin von 
48,244 Mann zu je 225 Thaler oder je 393 fl. 45 kr. für Baiern ein Aufwand von 
10,854,900 Thaler oder 18,996,075 Gulden ergeben wird. 

Um die Last richtig zu würdigen, welche mit dieser Summe dem Lande auferlegt 
wird, muss besonders betont werden, dass aus derselben nicht nur jene Bedürfnisse 
der Armee zu bestreiten sind, welche bisher als laufender Etat behandelt wurden, 
sondern auch die seither aus dem Reichs-Reservefond vergüteten Getreidepreis- 
Differenzen, sowie eine Reihe von ausserordentlichen Militär-Bedürfnissen, für welche 
bei der Unzulänglichkeit der laufenden Militär-Dotation seit Jahren spezielle Militär- 
Kredite bewilligt wurden, die, soweit sie durch Anlehen aufzubringen waren, die 
Zinsenlast des Staates fortdauernd vermehrten. 

Zieht man diesen Gesammtaufwand für die Armee in Berechnung, so ergibt sich 
nach den Willigungen der ablaufenden IX. Finanz-Periode 1868—1869 für je Ein Jahr 
derselben als Bedarf 
a) ordentlicher Etat N RE N PEN; 

b) Vergütung der Getreide-Preisdifferenz mit durchschnittlich . 

e) die Hälfte des nach Gesetz vom 16. Mai 1868 bewilligten ausser- 
ordentlichen Kredits von 2,580,340 fl., sohin für ein Jahr. . . .  1,290,170 fl. 
daher ausschliesslich des hier nicht in Ansatz gebrachten ausser- 
ordentlichen Kredits für die Neubewaffnung eine Gesammtsumme 


von 17,426,910 fl. 


14,957,824 Al. 
1,178,916 Ai. 


Im Vergleiche dieser Willigung mit dem künftigen 
Armee Budget yon’. 2. :...0°. 1.7. BER ENLN Ä 18,996,075 fl. 
wird sich demzufolge ein Mehraufwand von . . 2 2 2.2.20.20...1,569,165 fl. 
herausstellen. 

Was die weiteren gemeinschaftlichen Bundes-Ausgaben betrifft, zu welchen von 
Seite Baierns konkurrirt werden muss, so betragen die fortlaufenden Ausgaben nach 
dem Bundes- Haushalts- Etat pro 1871 mit Ausnahme der dort vorgetragenen Aus- 
gaben für die Bundes-Schuld des Norddeutschen Bundes, hinsichtlich welcher noch 
besondere Auseinandersetzung nöthig werden wird, in den einzelnen Posten für Bun- 
des-Kanzleramt, Bundesrath, Reichstag, auswärtiges Amt, Bundes-Konsulate, Ma- 
rine-Verwaltung, Bundes-Rechnungshof und Bundes -Oberhandelsgericht zusammen 
5,253,223 Thaler, wornach sich mit Zugrundlegung der für Berechnung von Matrikular- 
Beiträgen massgebenden Seelenzahl des ganzen künftigen Bundes und derjenigen 
Baierns für letzteres ein Beitrag von 657,054 Thaler oder 1,149,845 Gulden ergeben 
würde. Die gemäss Ziffer VIII des Schluss-Protokolles vom 23. November 1870 zu 
Gunsten Baierns in Anrechnung kommende Vergütung für den diplomatischen Dienst 
wurde hier noch nicht in Ansatz gebracht, da die Festsetzung ihrer Grösse der wei- 
teren Vereinbarung vorbehalten ist. 

Bei vorstehender Berechnung wurden, wie bereits bemerkt, lediglich die fort- 
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laufenden, also immer wiederkehrenden Ausgaben in Ansatz gebracht, zu welchen 
Baiern beizutragen haben wird. Dagegen sind die einmaligen und ausserordentlichen 
Ausgaben ausser Ansatz geblieben und zwar diejenigen für Post- und Telegraphen- 
Verwaltung, weil dieselben Baiern ohnedies nicht berühren, diejenigen für Militär- 
und Marine-Verwaltung zu 248,924 Thaler und beziehungsweise 4,403,460 Thaler um 
deswillen, weil vorerst kein Anlass zu der Annahme besteht, dass diese Ausgaben 
auch in den nächsten Jahren wiederkehren werden, jedenfalls aber kein Anhaltspunkt 
dafür vorliegt, in welchem Betrage dies der Fall sein würde, und weil, wenn sich 
solche Ausgaben wirklich ergeben sollten, zu erwarten steht, dass sie für die nächsten 
Jahre aus der in Aussicht stehenden Kriegskosten-Entschädigung gedeckt werden 
können. 

Was nun die Einnahmen des Baierischen Budgets betrifft, so tritt in dieser Be- 
ziehung keine materielle Aenderung ein, da die Zölle, die Rübenzucker-Steuer, die 
Salz- und Tabak-Steuer schon bisher nach Verhältniss der Bevölkerungszahl unter 
den Zollvereins-Staaten getheilt worden sind, und dieselben, wenn sie auch künftig- 
hin zur Vereinnahmung in die Bundeskasse gehören, dort doch in dem ganz gleich 
bleibenden Verhältnisse für Baiern in Anrechnung gebracht werden müssen. In dieser 
Beziehung wird die eintretende Veränderung eine vorwiegend rechnerische sein. 

Dagegen kann sich aber im Verlaufe der nächsten Jahre der oben veranschlagte 
Mehraufwand noch dadurch wesentlich verringern, dass im künftigen Bundes-Budget 
Ausgabs-Ermässigungen erzielt, die bestehenden Einnahmen in ihrem Ertrage erhöht 
oder neue Einnahms-Quellen geschaffen werden, in Folge dessen sodann die Matri- 
kular-Beiträge Baierns zur Bestreitung der gemeinschaftlichen Bundes-Ausgaben in 
entsprechendem Maasse sich verringern würden. 

Bei den gegenwärtigen Auseinandersetzungen wurde übrigens von jenen günstigen 
Einwirkungen vollständig abgesehen, welche für den Baierischen Staats-Haushalt im 
Allgemeinen eintreten müssten, wenn eine Kriegs-Entschädigung in dem Maasse flüssig 
würde, wie sie nach den gegebenen Verhältnissen zu erwarten steht. 

Hiebei benützt der ergebenst Unterzeichnete mit Vergnügen auch diesen Anlass 
zur erneuten Versicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung. 

München, den 19. Dezember 1870. (gez.) von Pfretzschner. 

(Beilage CV. 8. 82 ff.) 


Unter dem 31. Dez. 1870 erstatteten die Ausschuss- Mitglieder Marg. 


Barth, Orämer und Louis ein Minoritäts-Gutachten, in welchem sie die Be- 
hauptungen des Referenten zu widerlegen suchten und die Annahme der 
Verträge beantragten (Beil. OV. 8. 84 ff.), wogegen der Referent einen’ 
„Nachtrag“ unterm 3. Jan. 1871 (©. I. 88 ff.) einbrachte, dem ein finanzieller 
Exkurs des Abg. G. Fr. Kolb beigegeben wurde, nach welchem durch die 
Zustimmung zu den Verträgen im günstigsten Falle eine Steuererhöhung 
um 901/, Proz. und im ungünstigsten Falle eine solche um 1468/,, Proz. ein- 
treten werde; ja in dem gleichzeitig veröffentlichten „Bedenken“ bezüglich 
der oben mitgetheilten amtlichen Rechnung fasste Herr Kolb das Gesammt- 
Ergebniss folgendermassen zusammen: 


„Erfolgt Baierns Eintritt in den Nord-Bund, so wird sich das Budget in nachhaltiger 
Weise voraussichtlich nicht herstellen lassen ohne Vermehrung des aufzubringenden 
Bedarfes um eine Summe , welche von 90 Prozenten Steuerbeischläge nicht sehr weit 
entfernt sein dürfte, und dies zwar bei der Voraussetzung des Erlangens einer Kriegs- 
Entschädigung, welche nicht nur den gesammten wirklichen Kriegsaufwand der Staats- 
kasse deckt, sondern auch ein vollständiges Aequivalent für die Invaliden-Pensionen, 
Wittwen- und Waisen-Unterstützungen etc. gewährt. Sollte dagegen diese Entschädi- 
gung nicht zu erlangen sein, dann würden die Steuerbeischläge wohl auf 150 Prozent 
anwäachsen, d. h. es würden für jeden Gulden bisheriger Steuer deren 
inskünftige dritthalb Gulden zu entrichten sein. Man kann einige Jahre lang 
künstliche Ersparungen an den Etats vornehmen, um den Uebergang weniger er- 
schreckend zu machen, der Bedarf wird sich später aber doch einstellen, zum Theil 
in vergrössertem Betrage. Man kann ebenso einen Theil des Mehraufwandes durch 
Einführung neuer indirekter Abgaben einbringen, — bezahlt müssen die Sum- 
men aber vom Volke immerhin werden, gleichviel ob durch direkte oder indirekte 
Steuern. Die Vergrösserung der Lasten bleibt die gleiche.“ (Beilage V. S. 96 ff.*) 


*, Auf diese Bedenken hat der Kgl. Baierische Staatsminister, Kammer-Sitzung vom 
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Der Ausschuss genehmigte in seiner Sitzung vom 29. Dez. 1870 den 
oben mitgetheilten Antrag des Referenten betreffs der Versagung der Zu- 
stimmung zu den Verträgen mit 12 gegen 3 Stinmmen (Barth, Crämer, Louis) ; 
betreffs der anderweitigen Verhandlungen mit dem Nord-Bunde mit 10 gegen 
5 Stimmen. 

Der erste Kammer-Präsident Dr. v. Weis stellte folgenden Antrag: 


„Der Ausschuss wolle der Kammer vorschlagen, vor Beschlussfassung über die ihr 
vorgelegten Verträge an Seine Majestät den König in einer Adresse die aller- 
ehrfurehtsvollste Bitte zu richten, Allerhöchstdieselben wollen geruhen, bei Seiner 
Majestät dem Könige von Preussen die Wiederaufnahme der Verhandlungen 
über Gründung eines Deutschen Bundes zu dem Zwecke zu erwirken, damit die vor- 
gelegten Bündniss-Verträge in den nachverzeichneten Punkten abgeändert beziehungs- 
weise erläutert werden: 

1) In Art. 11. der Verfassung wolle durch einen Zusatz bestimmt werden, dass von 
beabsichtigten Friedensschlüssen, Bündnissen und andern Verträgen mit fremden 
Staaten, zu deren Abschluss die Zustimmung des Bundesraths nicht erforderlich ist, 
dem Bundesrathe oder doch wenigstens dem Ausschusse für die auswärtigen Ange- 
legenheiten so rechtzeitig Mittheilung zu machen sei, dass sowohl dieser Ausschuss 

‚als auch der Bundesrath seibst ihre etwaigen Bedenken und Wünsche noch vor Ab- 
schluss des betreffenden Vertrags dem Präsidium des Bundes mittheilen können. 

2) Zu Art. 59 wolle durch einen Zusatz oder durch eine Erläuterung ausgesprochen 
werden, dass zur Kosten-Ersparung und in Rücksicht auf die Bedürfnisse der Land- 
wirthschaft und Industrie Beurlaubungen auch der in den ersten drei Jahren der Wehr- 
pflicht stehenden Angehörigen des Heeres so weit zulässig sind, als dies unbeschadet 
der militärischen Ausbildung geschehen kann. 

3) Art. 60. wolle in der Art abgeändert werden, dass vom 1. Januar 1872 an ent- 
weder dem Reichstage das Recht eingeräumt wird, für jedes Jahr die Zahl der wirk- 
lich auszuhebenden Wehrpflichtigen festzusetzen, oder die Friedens-Präsenzstärke 
auf 3/, Proz. der Bevölkerung von 1867 herabgesetzt wird. 

4) Im Abschnitt IH. $. 5. des Vertrages zwischen Baiern und dem Präsidenten des 

Norddeutschen Bundes wolle Ziffer II. gestrichen und statt dessen festgesetzt werden: 

a) dass Baiern sein Kontingent vollzählig und kriegstüchtig, sowie die dazu gehörigen 
Einrichtungen in zweckentsprechendem Stande zu erhalten hat; 

b) dass ihm für Bestreitung der Kosten und Lasten seines Kriegswesens sowie des 
Unterhalts der auf seinem Gebiete belegenen festen Plätze und sonstigen Fortifika- 
tionen aus der Bundeskasse eine Vergütung zu leisten ist, welche sich im Verhält- 
niss der Kopfstärke seines Kontingents nach Massgabe der im Militär-Etat des 
Bundes für die übrigen Theile des Bundes-Heeres ausgesetzten Summe bemisst; 

c) dass ihm, falls später weitere Festungen oder Fortifikationen auf seinem Gebiete 
angelegt werden sollten, für deren Unterhaltung eine weitere, dem betreffenden 
Aufwande entsprechende Vergütigung aus der Bundes-Kasse zu leisten ist; 

d) dass die Verausgabung der nach lit. b. und ce. aus der Bundes-Kasse an Baiern zu 
vergütenden Beträge nach Massgabe der hierüber im Baierischen Budget zu treffen- 
den Bestimmungen zu erfolgen hat. 

5) In Abschnitt IIL., $. 5., Ziff. IIL., Abs. 2. wolle das Wort „Gebühren“ gestrichen 
werden. 

6) Art 75. der Verfassung wolle gestrichen und bezüglich der Verfolgung und Ab- 
urtheilung der hier erwähnten Unternehmungen das Erforderliche einem später zu er- 
lassenden Bundes-Gesetze vorbehalten, dabei aber schon hier bestimmt werden, dass 
das Verfahren öffentlich und mündlich sein und die Entscheidung der Thatfrage Ge- 
schworenen übertragen werden muss, bei deren Auswahl weder die Organe der Bun- 
des-Regierung noch die Regierungen der einzelnen Bundes-Staaten irgend einen Ein- 
fluss haben dürfen. ; 

7) Abschnitt V. des Baierischen Vertrags wolle dahin erläutert werden, dass in 
den hier erwähnten Fällen dann , wenn es sich um Angelegenheiten handelt, bezüglich 
welcher nach der Verfassung des betreffenden Bundes-Staates die Zustimmung der 
Kammern des Landtags erforderlich ist, die Zustimmung der Regierung des berech- 
tigten Bundes-Staates nicht genügt, sondern ausserdem auch die verfassungsmässige 
Zustimmung der Kammern des Landtags erhohlt werden muss, und dass Gleiches auch 


11. Januar 1871, geantwortet, indem er seine Berechnung aufrecht erhielt. (StB... 
123 ff.) Hierauf duplizirte Abg. Kolb in der Sitzung vom 12. Januar und der Minister 
triplizirte sofort. (St. B. S. 133 ff.) 
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dann gilt, wenn die Zuständigkeit des Bundes auf Angelegenheiten ausgedehnt wer- 
den soll, welche ihm durch die Bundes-Verfassung nicht übertragen sind. 


Nach dem Sitzungs-Protokoll (Beilage CV. S. 102) erklärten sich die 
anwesenden Staats-Minister folgendermassen : 

Graf v. Bray: Er könne sich auf die Stellung zum Adress-Antrag nur persönlich 
äussern. Es sei für sich selbst klar, dass die vertragsschliessenden Regierungs-Or- 
gane nicht in neue Verhandlungen eintreten könnten. 

v. Lutz schliesst sich dem Vorredner an. Es sei die letzte Kraft aufgeboten wor- 
den, um das zu erreichen, was in dem vorliegenden Antrage vorgeschlagen sei, aber 
vergebens. 

Das k. Handschreiben sei ohne seine Veranlassung in die Oeffentlichkeit gekommen.*) 


Die unterm 11. Januar (72. Sitzung) begonnene Berathung der Kam- 
mer der Abgeordneten wurde erst in der Sitzung vom 20. Jan. (81. Sitzung) 
beendet. In der Sitzung vom 11. (St. B. der Kammer der Abg. 1870/71. 
IV. Band, S. 108 ff.) erhielt zunächst der Referent der Ausschuss-Majorität 
Dr. Jörg das Wort, welcher in Gemässheit seines im Auszuge mitgetheil- 
ten Referates die Verwerfung der Verträge beantragte. Für die Verträge 
sprach sodann der Referent der Minorität des Ausschusses Dr. M. Barth; 
gegen die gleichfalls schon erwähnte Denkschrift des Abg. Kolb sprach der 
Staats-Minister v. Pfretzschner, auf welchen Abg. Ruland gegen die 
Verträge folgte. In der 72. Sitzung vom 12. Januar (S. 133 ff.) folgte zu- 
nächst die finanzielle Diskussion zwischen dem Abg. Kolb und dem Mi- 
nister v. Pfretzschner; sodann sprachen für die Verträge die Abgg. Dres. 
Gerstner, Sepp und Völk. Der Referent ergriff am Schlusse der 
Sitzung das Wort und es entspann sich zwischen ihm und dem Abg. Völk 
eine kurze Diskussion über die Bedeutung des Art. 5 (nach welchem in Be- 
zug auf Gesetzes-Vorschläge über das Militärwesen u. s. w. die Stinnme des 
Präsidiums den Ausschlag giebt, wenn sie sich für die Aufrechterhaltung der 
bestehenden Einrichtungen ausspricht) in Bezug auf den s. g. „eisernen Mili- 
tär-Etat“. In der 74. Sitzung v. 13. Jan. (S. 163) erhielt zunächst Abg. v. 
Schauss für die Verträge das Wort; nach einer kurzen Entgegnung des Re- 
ferenten erhob sich Abg. Gürster gleichfalls für die Verträge, im gleichen 
Sinne sprach Abg. Stengler und Graf v. Fugger-Blumenthal: Nach 
einigen unwesentlichen persönlichen Bemerkungen ergriff der K. Staats-Mi- 
nisterGraf v.Bray-Steinberg das Wort, welcher u. A. erklärt, dass durch 
den Zutritt Süddeutschlands das föderative Element gestärkt worden sei und 
dem Einheitsstaate entgegengewirkt werde. Am Schlusse wies Redner auf die 
wesentliche Verschiedenheit der jetzigen Bewegung von der revolutionären 
des Jahres 1848 hin. Sodann sprach Abg. v. Hörmann für die Verträge. 
Derselbe berührte gleichfalls die Bedeutung des Art. 5. und interpretirte 
denselben dahin, dass das Veto, welches die Regierungen gegenüber jedem 
vom Reichstage genehmigten Gesetz-Entwurfe haben, in diesem einzelnen 


*) Nämlich das Handschreiben an den Minister v. Lutz, bezüglich dessen Abg. Jörg 
geäussert hatte: 

„Die vorgeschlagene Form einer Adresse habe er früher selbst in Erwägung gezogen, 
und es habe dieser Gedanke seinem monarchischen Gefühle wohlgethan, allein seit 8 Tage 
habe sich die Lage verändert, es sei auf die den Verträgen abgeneigten Abgeordneten 
eine der konstitutionellen Freiheit abträgliche Pression geschehen, es sei auch inzwischen 
das durch alle Blätter veröffentlichte K. Schreiben an den Minister Hrn. v. Lutz erfolgt. 
Durch eine Adresse könne jetzt die Kammer in Opposition mit diesen Thatsachen ge- 
rathen. Zu den Verträgen „Nein“ zu sagen, hätten wir ein gutes Recht; durch dieses 
a apheue man von einem mangelhaft unterrichteten König an einen besser zu unter- 
richtenden.“ 
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Falle nicht durch die Majorität der Regierungen, sondern durch die Krone 
Preussen allein ausgeübt werde. Eine Ausdehnung dieses Vetos über die 
sonstigen von der Verfassung gezogenen Grenzen sei darin nicht enthalten. 
Die einzige Gesetzes-Vorlage, die einem derartigen Veto unterliegen könne, 
sei die Frage der Organisation der Reichs-Armee. Hier sei im Art. 60. aus- 
drücklich vorbehalten , dass die bestehende Organisation fortbestehen solle, 
bis ein neues Gesetz zu Stande komme. Gegen dies neue Organisations- 
Gesetz, wenn es in einer der Preussischen Regierung unannehmbar scheinen- 
den Form vom Reichstage angenommen werde, könne das Veto ausgeübt 
werden. 

Auf Baiern speziell übergehend bemerkt Redner wörtlich: 

„Allein bei Etats-Gesetzen, bei dem Militär-Budget bleibt ja kein altes Gesetz in 
Geltung, wenn kein neues zu Stande kommt. Hier würde also die Ausübung des 
Veto von Seiten der Preussischen Regierung lediglich den Zustand zur Folge haben, 
dass kein Gesetz da ist, also einen ungesetzlichen Zustand. Dass wir durch diesen 
ungesetzlichen Zustand in Baiern gar nicht berührt werden können, zeigt die Ziff. II. 
unseres Vertrages, der uns eine ganz selbstständige Thätigkeit im Militär, nur nach 
Massgabe der im sonstigen Deutschen Reiche gesetzlich zu Stande 
gekommenen Grundlagen, vorbehält.“ (S. B. S. 181.) 

Sodann sprachen noch die Abgg. Grabner und Herz für die Ver- 
träge. In der 75. Sitzung vom 14. Januar sprach zunächst Abg. Greil 
gegen die Verträge. Nach einer persönlichen Diskussion mit dem Kriegs- 
Minister Pranckh sprachen nochmals die Abgg. Gerstner und v. Schlör. 
Der Letztere berührte die Frage der Kompetenz-Erweiterungen und sprach 
die Ansicht aus, es könne auf dem Wege der Initiative eine Gesetzes-V orlage 
eingebracht werden, welche die Baierische Regierung hindere, ihre Zustim- 
mung zu einer Abänderung der Reichs-Verfassung zu geben, ohne die Lan- 
des-Vertretung zuvor gehört zu haben. Hierauf erwiderte der Abg. Greil, 
an der Einbringung eines solchen Initiativ- Antrages werde die Baierische 
Kammer gehindert durch Art. 2. der Bundes-Verfassung, durch welchen 
Art. 2. ein solches initiative gegebenes Gesetz durch die Bundes-Gesetzge- 
bung in jedem Augenblick wieder ausser Kraft gesetzt werden könne. 
Sodann sprachen die Abgeordn. Kolb und Schleich gegen, Freiherr 
v. Stauffenberg für die Verträge. Derselbe beschäftigte sich gleichfalls 
mit dem Vetorechte und erklärte, dasselbe könne nur die Entstehung eines 
neuen Gesetzes hindern, nicht aber bewirken, dass das, was nicht Gesetz sei, 
Gesetz werde. Was den s. g. eisernen Militär-Etat, der bis 31. Dezem- 
ber 1871 dauere, betreffe, so finde auf denselben Art. 5. nicht Anwen- 
dung; der Art. 62. aber, nach,welchem, falls ein Gesetz über die Friedens- 
Präsenzstärke nicht zu Stande komme, die Beiträge von den einzelnen 
Staaten fortzuzahlen seien, finde nach Ziffer III., $. 5., Nr. 2. des Baierischen 
Vertrags auf Baiern keine Anwendung. Baiern sei verpflichtet, die Ge- 
sammtsumme nach Verhältniss der Kopfstärke für das ordentliche Militär- 
Budget seinem künftigen Militär-Budget zu Grunde zu legen. Das ausser- 
ordentliche Budget werde nicht im Norddeutschen Reichstage, sondern 
im Baierischen Landtage festgestellt. Eine weitere Aufgabe des Baierischen 
Landtages sei die Spezialisirung des Budgets. Der Norddeutsche Reichstag 
setze nur im Allgemeinen die Budgetsumme fest, die Spezialisirung des Bai- 
erischen Budgets aber erfolge nicht im Reichstage. Da ferner Art. 67, nach 
welchem „Ersparnisse am Militär-Etat unter keinen Umständen einer ein- 
zelnen Regierung, sondern stets der Bundes-Kasse zufallen“ auf Baiern nicht 
Anwendung finde, so fielen die Ersparnisse am Baierischen Etat Baiern zu. 
Komme für das Reich ein Etat-Gesetz nicht zu Stande, so sei Baiern seiner 
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Verpflichtung vollständig enthoben. Hierauf ergriff der Referent das 
Wort, der mit Abg. v. Stauffenberg in eine Diskussion eintrat, an der 
sich auch Abg. Kolb betheiligte. Sodann sprach Dr. Huttler für die 
Verträge. Fernere Reden wurden gehalten von den Abgg. Franken- 
berger, Wülfert, Kolb, v. Schlör und in der 79. und 80. Sitzung vom 
19. Januar (bez. 20. Januar) von Kolb, Triller, Wiesnet, worauf Graf 
Bray (Minister) das Verhältniss zu Oesterreich berührte. Dann folgten Re- 
den der Abg. v. Hafenbrädl, Lerzer, Frhr. v. Freiberg, Dr. Neu- 
mayer, Hohenadel, Sellner, Dr. Pfahler, Fischer (Augsburg), 
worauf abermals der Referent das Wort ergriff, dem die Abgg. Karl 
Schmidt, Föckerer und Berger folgten. 

In der 81. Sitzung vom 21. Januar erhielt der Abg. Mahr das Wort, 
welcher in einer längeren Rede mehreren der für die Verträge auftretenden 
Abgeordneten Gesinnungswechsel vorwarf und folgendermassen schloss: 


„Aber die Zeiten haben sich geändert und die Verhältnisse, und Sie, meine Herren, 
mit ihnen, wir nicht. Wir sind mit eben der Entschiedenheit für ein freies födera- 
tives Deutschland, aber nicht für einen Einheitsstaat, nicht für den Militärstaat 
Preussen im Hintergrunde mit der russischen Knute. Ich habe schon einmal ange- 
deutet, dass ich die Germania nicht in die Militär-Kasernen eingesperrt haben wolle, 
wo man ihr das Blut abzapft und das betone ich wieder. 

Wenn nun diese Herren, die damals so schön, so echt deutsch gesprochen haben, 
Jetzt sagen: „Spazieren Sie nur herein, meine Herren, in den militärischen Grossstaat 
Preussen, alleweil ist der Anfang der Bayerischen Glückseligkeit“, dann sagen wir 
en „Pretiosa, hier, wir folgen dir“, sondern: „Weich’ von mir, Satan!“ (St. B. 

. 352.) 


Der II. Präsident „protestirte gegen diese die Würde der Kammer ver- 
letzende Aeusserung“ ; Abg. Mahr „verwahrte sich dagegen, Jemand zu nahe 
getreten zu sein, es sei das bloss ein Bibelspruch und eine Anwendung des- 
selben“. Der Präsident erklärte, der Abg. Mahr habe das Wort nicht mehr 
und brachte einen soeben eingegangenen Antrag des Abg. Rudolph Weiss 
auf Schluss der Diskussion zur Abstimmung, welcher Antrag angenommen 
wurde. 

Nachdem der Referent der Minorität Herr Dr. M. Barth auf das Wort 
verzichtet, erhielt dasselbe der Kriegs-Minister Frhr. v. Pranckh, dessen 
Rede hier mit Auslassung des auf seine Person und die Folge eines vernei- 
nenden Votums der Kammer sich beziehenden Schlusses nach dem steno- 
graphischen Bericht S. 253 ff. mitgetheilt wird: 


„ich willdem H. Referenten von meiner Seite aus darüber Aufklärung geben, 
wie die Staats-Regierung dazu gekommen ist, in ihren politischen Handlungen zwei- 
mal eine Wandlung durchzumachen. Wir sind im den Krieg von 1870 eingetreten, 
weil wir es für eine Ehrensache gehalten haben, weil wir es als eine Pflichttreue in 
Folge der Verträge gehalten haben, und weil wir glaubten, dass es in unserm In- 
teresse gelegen sei. Die Enthüllungen, die seit jener Zeit stattgefunden, haben die 
Richtigkeit unserer Politik dargethan. Wären wir nicht in den Krieg eingetreten, so 
würden wir wahrscheinlich heute schon nicht mehr existiren. Unser Eintritt in den 
Krieg und der der andern Südstaaten hat für diesen Krieg, wenn ich mich so aus- 
drücken darf, die politische und militärische Einheit unter Preussens Führung hervor- 
gerufen. Gleich der Beginn des Krieges hat gezeigt, welche Kraft, welche Wucht die 
vereinigten deutschen Kräfte zu äussern im Stande sind. Es zeigten dies die Siege 
von Weissenburg und Wörth, und schon nach diesem glorreichen Anfang wurde es 
Jedem klar, wie gross die Kraft des deutschen Volkes ist, wenn es geeinigt sein 
wird. Es stiegen schon damals die Wogen ziemlich hoch hinsichtlich des Wunsches 
einer dauernden Einigung. Dieses Verlangen war nicht nur in fortschrittlichen 
und nationalliberalen Kreisen, sondern auch in den patriotischen und allerpartikularis- 
tischsten Kreisen rege. Dieser Drang erreichte seinen Höhepunkt nach der Katastrophe 
von Sedan, als die eine Hälfte des französischen Heeres vernichtet war, die andere 
Hälfte in Metz eingeschlossen ihrer Vernichtung harrte. 
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Die Staats-Regierung durfte sich nun wohl dieser Bewegung nicht verschliessen, 
und sie hatte in Erwägung zu ziehen, wie sie sich dieser Bewegung gegenüber ver- 
halten wolle. Wenn sich die sehr geehrten Herren meiner Aeusserung am 19. Juli 
erinnern wollen, so sagte ich schon damals, dass die nationale Idee vorhanden, dass 
sie mächtig vorhanden sei, dass man nicht vor ihr die Augen verschliessen dürfe, man 
müsse sie beherrschen und dürfe sieh nicht von ihr überstürzen lassen. Die Staats- 
Regierung trat nun darüber in Berathung: Soll sie diese Bewegung beherrschen, um- 
fassen, oder soll sie ganz einfach abwarten, was nun kommen werde? Ich glaube, die 
Staats-Regierung hätte ihre Pflicht verletzt, sie hätte sich weder der grossen Zeit, 
noch ihrer Pflichten gerecht gezeigt, wenn sie nicht gesucht hätte, diese Bewegung in 
ein richtiges Geleise zu bringen. Präzis gefasst befand sich die Staats-Regierung den 
Fragen gegenüber: Sollen wir entweder absolut auf unserer vollen, unabhängigen 
Selbstständigkeit verharren, oder sollen wir dem Verlangen nach einer dauernden 
Einigung auf einer Grundlage, wobei noch die Existenz des Baierischen Staats und 
ein grosses Recht von Selbstständigkeit überhaupt möglich ist, entsprechen ? 

Die Regierung entschloss sich zur letzteren Alternative. Nachdem die Regierung 
die Grundlage hierfür geschaffen hatte, ergriff sie konsequent mit ihrem Beschlusse 
auch die Initiative, und es fanden die Berathungen im Beisein des Preuss. Staats- 
Ministers Delbrück hierselbst statt. Diese Berathung hatte wenig Aenderung in der 
vom Gesammt-Ministerium geschaffenen Grundlage zur Folge gehabt, nur das Eine 
wurde mit Entschiedenheit klar, dass der Nordbund in keinem Falle zu wesentlichen 
Aenderungen der Verfassung sich herbeilasse. Die Folge war, dass die Staats- 
Regierung glaubte, ein weiteres nationales Bündniss anstreben zu sollen. 

Diese Grundlage fand auch die Bestätigung unseres Königs. Es ist das, glaube 
ich, was ich hier soeben dargelegt habe, die erste Wandlung. 

Es kamen die Berathungen zu Versailles. Man hat uns zum Vorwurfe gemacht, 
dass die Staats-Regierung in diese Berathung eingetreten sei während des Krieges, 
dass sie in Verhandlung eingetreten sei in Frankreich, und nicht den Frieden abge- 
wartet und hier im Heimathlande verhandelt habe. Es hat dieser Vorwurf etwas für 
sieh; aber es sind nicht die Baierischen Minister, die Baierische Staats-Regierung 
gewesen, welche die Verhandlung in Versailles verlangt haben, gewiss nicht. Es 
haben in Versailles Verhandlungen stattgefunden zwischen dem Nordbund und den 
übrigen Südstaaten. Wir erhielten Kenntniss von diesen Verhandlungen. Es war 
uns freigestellt, Theil zu nehmen oder wegzubleiben und zu warten. Nun frage ich: 
Konnte das zweifelhaft sein, ob wir an den Verhandlungen in Versailles Theil nehmen, 
oder ob wir diese Verhandlungen ihren Gang gehen lassen und dann hier für uns ver- 
handeln sollten? Ich sage: Wir haben das Richtige gethan, da wir in Versailles ver- 
handelten. 

Nun, m. H., komme ich zur zweiten Wandlung. Wenn ich den H. Majori- 
täts-Referenten recht verstehe, habe ich denselben dahin aufzufassen: Die Staats- 
Regierung ist mit der Absicht eines weiteren Bundes hingegangen, sie kommt zurück 
mit dem Eintritte in den Bund überhaupt. Nun, m. H., wir haben also in Versailles 
auf der Grundlage, wie wir sie in München festgestellt hatten, verhandelt. Anfäng- 
lich war das Ergebniss unserer Verhandlungen ein sehr zweifelhaftes. Die Festigkeit 
des Nordbundes wollte nicht verlassen werden auf der einen Seite, auf der andern 
Seite sahen wir, wir können nicht ganz ausserhalb des Bundes bleiben, wenn wir nicht 
unsere Interessen schädigen wollen. Es wurde auch an die Möglichkeit gedacht, ein 
internationales Bündniss abzuschliessen. Auch das hielten wir unseren Verhältnissen 
nicht angemessen. Wir suchten daher Boden zu gewinnen, solche Aenderungen in die 
Nordbunds-Verfassung einzuführen, welche unsern Eintritt ermöglichen, und gleich- 
zeitig diejenigen Rechte uns vorzubehalten und vorausgeben zu lassen, auf welche 
wir vermöge unserer Leistungen Anspruch haben. Diese Grundlage und diese Art 
und Weise der Verhandlungen führte zum Ziele, und, m. H., um namentlich das her- 
vorzuheben, dass wir in.dieser ganzen Sache keinem Drucke unterlagen, dass wir voll- 
ständig frei verhandelt haben, ist Ihnen hiefür das Wort des Grafen Bismarck ein 
Beweis, welches zugleich seine eigene Stellung in diesen Verhandlungen bezeichnet. 
Er sagte zu uns bei Beginn der Verhandlungen im zweiten Stadium: „Wir wollen kein 
verstimmtes Baiern im Bunde, ein freiwilliges, kein verstimmtes.“ Das war die 
Grundlage, der rothe Faden, wenn ich mich so ausdrücken darf, welcher durch unsere 
Verhandlungen ging. Das ist unsere zweite Wandlung gewesen. 

“ M.H., das Ergebniss unserer Verhandlungen liegt Ihnen nun vor. Es enthält 
unseren Eintritt in den Deutschen Bund. Es erfordert dieser Eintritt Opfer; er er- 
fordert Opfer an der Souveränität unsers Monarchen, er erfordert Opfer an den 
Rechten dieses Hauses, er erfordert Opfer vom Volke. 

M.H.! Es lässt sich nicht läugnen, wenn wir überhaupt in ein Bundes-Verhältniss 


“ 
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eintreten wollen, so sind Opfer unabweisbare Konsequenzen; will man diese Konse- 
quenzen nicht tragen, so muss jedes Bundes-Verhältniss absolut abgelehnt werden. 
Das Eine oder das Andere, aber je nachdem die Wahl getroffen wird, alle Konse- 
quenzen getragen! 

M. H.! Wenn der $. 1. unserer Verfassung, welcher von der Souveränität Baierns 


. spricht, in der Zeit des früheren Deutschen Bundes eine Wahrheit war, so ist er es 


auch jetzt noch; es kommt nicht darauf an, wie der frühere Deutsche Bund praktisch 
zur Geltung gebracht wurde, sondern wie er nach der Verfassung gelten sollte. 

Es giebt keinen Bund, wo nicht die einzelnen Staaten irgend welche Rechte an die 
Gesammtheit abtreten müssen. Ich sage an die Gesammtheit; denn wenn auch der 
Bund eine Spitze, eine starke Spitze hat, so ist das doch immer nur die Mittelperson 
der Gesammtheit; anders vermag ich die Sache nicht aufzufassen. 

- Unter den Opfern, welche unsere Landes-Vertretung zu bringen hat, stehen wohl 
in erster Reihe die viel besprochenen Leistungen für die Armee. M.H., glauben Sie 
mir, ob wir diese Bündniss-Verträge, wie sie jetzt vorliegen, ob wir einen früher be- 
absichtigten weiteren Bund, ob wir ein internationales Bündniss eingehen, oder ob wir 
endlich selbstständig bleiben wollen: ganz einerlei — diese Leistungen werden Ihnen 
niemals erspart werden können. Es wird — ich gestehe esIhnen ganz offen (und dies ist 
Ja das Hauptergebniss dieses Krieges) wenn man von der Gesinnung der Armee sprechen 


will, diese Gesinnung sich dahin aussprechen: Die Baierische Armee kann nun und 


nimmermehr auch nur um ein Haar weniger gut sein als die übrige Deutsche Armee. 
Ich behaupte ferner: Sie werden niemals einen Kriegs-Minister aus der Armee finden, 
der etwas anderes wollen dürfte und könnte. Das ist es, was die Gesinnung der 
Armee ausdrückt, nicht aber das, dass sich die Armee in irgend welche politische 
Meinungs-Aeusserungen einlassen wollte. Dazu ist die Armee — darf ich sagen — 
zu gut, zu fest und zu korrekt; aber jene Gesinnung, von der ich gesprochen habe, ist 
ihr geblieben und bleibt ihr. 

Auch bei einem internationalen Bündniss, habe ich gesagt, würden Ihnen diese 
Leistungen nicht erspart. Wir haben auch dieses Stadium in Versailles durchlaufen, 
und die erste Grundlage für ein solches Bündniss wäre gewesen: Die Gleichheit der 
Armee in Bezug auf Grösse und Güte; ohne dieses wäre eine Vereinbarung nicht 
möglich gewesen. 

Es ist viel gesprochen worden über die ordentlichen Leistungen, über. das soge- 
nannte eiserne Budget mit 225 Thalern pro Kopf der Friedens-Präsenzstärke, und es 
ist auch viel gesprochen worden über die ausserordentlichen Leistungen. M. H.! 
Diese künftigen regelmässigen Leistungen, dieses Pauschale von 225 Thalern hin- 
nehmen zu müssen, ohne darüber berathen zu können, das ist — ich gestehe es — das 
Härteste, was dieses Haus hinnehmen wird; denn darüber ist, soferne ein Bundes- 
Etatsgesetz zu Stande kommt, durch die Bundes-Verfassung entschieden. Doch muss 
man berücksichtigen, dass in dieses Pauschale von 225 Thalern manche bisherigen 
Leistungen, welche durch ausserordentliche Kredite bewilligt waren, eingerechnet 
Sind; so z. B. die Kosten für überzählige Kadres, die sogenannten Getreidepreise- 
Differenzen und Ausrüstungs-Bedürfnisse. M. H., die Berechnung, die der H. Fi- 
nanz-Minister Namens des K. Staats-Minist. Ihnen vorgelegt hat, ist richtig. 
Glauben Sie, dass wir im Stande wären, Ihnen eine Scheinrechnung vorzulegen, so 
dass man uns seinerzeit sagen könnte: Ihr habt uns düpirt? Das werden Sie keinem 
von uns zumuthen ! 

Anlangend die ausserordentlichen Leistungen, so kann ich freilich nicht sagen, es 
wird künftig in keiner Weise eine ausserordentliche Kreditforderung an Sie ge- 
bracht werden; ich kann hier nur zweierlei bemerken: Für's erste, dass im Nord- 
deutschen Bunde seit der Geltung dieser gesetzlichen Bestimmung kein ausserordent- 
licher Kredit bewilligt wurde ; dass der Preuss. Kriegs-Minister oder der Norddeutsche 
Kriegs-Minister mit diesem Pauschale alle Ausgaben decken und gleichwohl die 
Armee auf kompletem Stande erhalten musste, mochte es’ sich noch so schwer thun. 
Ich glaube, ich kann mit Bestimmtheit versichern, dass noch keine ausserordentliche 
Bewilligung stattgefunden hat. 

Gleichwohl ist es denkbar, dass ausserordentliche Kredite verlangt werden müssen, 
z. B. wenn wir in die Lage kämen, in der wir Gottlob nicht mehr sind, die ganze 
Armee mit einer neuen Bewaffnung versehen zu müssen. Eine solche neue Bewaff- 
nung kömmt, wie Sie wissen, für Baiern in runder Summe auf 5 Millionen, und müsste 
man die Nothwendigkeit einer solchen neuen Ausrüstung anerkennen, so müsste man 
einen ausserordentlichen Kredit bewilligen, denn man könnte dem Kriegs-Minister 
nicht zumuthen, diese Kosten innerhalb des Ordinariums zu bestreiten. Es hat der 
Abg. Greil einen praktischen Fall ähnlicher Art aus Hessen angeführt. Das kann 
aber deshalb für die Ablehnung der Verträge nicht durchschlagend sein, weil ja die 
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Verfassung dafür bürgt, dass niemals eine derartige Forderung über den ordentlichen 
Etat an Sie gelangen kann, welche nicht Sie zu bewilligen oder abzulehnen das Recht 
hätten. 

Ich muss ferner noch auf andere Kosten kommen, denen wir uns wohl nicht ent- 
schlagen können. Es sind die Kosten für die Bundes-Verwaltung, künftighin für die 
Reichs-Verwaltung, woran wir Theil zu nehmen haben; es sind ferner die Kosten, 
welche wir zu tragen haben für die Deutsche Marine. Ich glaube, diese beiden Lei- 
stungen sprechen ganz für sich selbst. Sind wir Bundesmitglieder, so ist es nicht mehr 
als natürlich, dass wir auch unseren Antheil an der Bundes-Verwaltung, nachdem 
wir ja auch mit ausüben und mit thätig sind, tragen. Von der Marine, m. H., ge- 
niessen wir alle jene Vortheile, welche eine Deutsche Marine seinerzeit bieten wird; 
folglich ist es vollständige Konsequenz, dass wir uns auch der uns treffenden Geld- 
leistungen nicht weigern. 

Die Bundesfestungen endlich! Ja, m. H., glauben Sie nur ja nicht, dass jetzt der 
Deutsche Bund jedes Jahr eine neue Festung baut. Auch dieses Verhältniss ist um 
kein Haar anders, als jenes im früheren Deutschen Bunde. Die Festungen Ulm und 
Rastatt sind vollständig in derselben Weise gebaut, wie jetzt vorgesehen ist, nämlich 
durch Matrikular-Beiträge der Bundesstaaten. Es handelt sich jedoch um solche 
Festungen, welche im Interesse des Bundes nothwendig sind, für die Gesammt-Ver- 
theidigung absolut bestehen müssen , deren Vortheil und Nutzen ja auch uns zu Theil 
wird, weshalb auch wir, gleich wie jeder andere Bundesstaat zu den Kosten beitragen 
müssen. Glauben Sie ja nicht, m. H., dass diese Bestimmung irgend etwas Anderes 
ist Vai was schon bestanden hat, und dass man ihr eine grössere Tragweite geben 
wird. 

Aber nun die ganze Frage der Mehrleistung zusammengefasst, man mag sie be- 
dauern und ich bedauere sie auch ; aber Einen Gesichtspunkt bitte ich nicht aus dem 
Auge zu verlieren! Sind wir Mitglieder dieses Bundes, dann können wir nun und 
nimmermehr verlangen, allein weniger als alle Anderen zu bezahlen. Mit dem Eintritt 
in den Bund müssen wir eben auch diese Konsequenz auf uns nehmen. Und, m.H,., 
könnten wir denn ein solches Verlangen überhaupt stellen? Ist denn unser Land we- 
niger im Stande, diese Lasten zu tragen, als irgend eines der anderen Bundesländer? 
Ganz gewiss nicht. Das ist nach meinem Dafürhalten das Entscheidende in der Frage, 
das Durchschlagende, dass wir das Gleiche leisten, wie unsere Bundesgenossen. 

M.H.! Ich komme auf den vielbesprochenen Artikel 60. in Verbindung mit dem 
Artikel 5.. Ich muss versichern, m. H., dass ich an der Fassung dieses streitigen Ar- 
tikels eigentlich schuld bin, und wissen Sie, m. H., was meine Absicht dabei war? 
Gerade durch diese Fassung die Rechte dieses Hauses zu wahren. Ich sagte mir: 
Wenigstens das muss ich in diesem Hause wahren, wenn überhaupt diese Verträge 
sollten Eingang finden können. Ich bin nicht im Stande, und wenn ich im Stande 
wäre, so wäre es überflüssig, auf die Ausführungen, welche bereits in dieser Be- 
ziehung gegeben worden sind, zurückzukommen; aber ich wundere mich, dass man 
diese Artikel so bekämpfte, worin doch Ihre Rechte auf das Wesentlichste gewahrt 
worden sind. 

Ein Wort, m. H., über den Fahneneid'! Nicht allein hier in diesem Hause, sondern 
auch ausserhalb desselben ist diese Bestimmung einer sehr schweren Kritik unter- 
worfen worden. Und ich gestehe, dass ich darüber sehr erstaunt bin. Ich bitte, hier 
bei dieser Frage zwei Dinge auseinander zu halten: Die Bestimmung der Verpflich- 
tung zum Gehorsam gegen den Oberfeldherrn im Kriege an und für sich, und ihre 
Aufnahme in den Fahneneid. Die Bestimmung an und für sich liegt so in der Natur 
der Sache, ist so nothwendig, dass ich selbst einem Laien gegenüber kein Wort dar- 
über zu verlieren brauche. Der Gehorsam gegen den Oberfeldherrn ist eine Sache 
für sich. Der Schwerpunkt des Fahneneides liegt in dem Schwur der Treue gegen 
dem Monarchen, darüber kann ja kein Zweifel sein. Treue dem Könige von Baiern! 
Kollidirt denn nun die Verpflichtung zum Gehorsame gegen den Bundesfeldherrn mit 
der Pflicht der Treue gegen den Monarchen? Ich glaube ganz gewiss nicht. Wenn 
nun hier eine Kollission ganz undenkbar ist, was will denn gegen die Aufnahme ein- 
gewendet werden, nachdem das Eine nicht beeinträchtiget, das Andere eine Noth- 
wendigkeit an sich ist? M. H.! Muss ich denn darauf hinweisen, dass wir dasselbe 
Verhältniss im alten Deutschen Bunde auch hatten? Aber das entscheidet doch ge- 
wiss nicht, ob der Soldat schon im Momente der Leistung des Fahneneides dauernd 
für seine ganze Dienstpflicht, oder erst im Momente des Ausbruches des Krieges jene 
Verpflichtung des Gehorsams gegen den Oberfeldherrn übernimmt! Finden Sie hier, 
m. H., einen essentiellen Unterschied? Offenbar keinen. Diese letzte Art und Weise 
der Verpflichtung bestand unter dem früheren Deutschen Bunde. M.H.! Ich will 
auch nicht auf die Schwüre hinweisen, die im Jahre 1849 zu leisten waren. Ich bin 
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gewiss eifersüchtig auf unsere Sonderrechte! Sie kennen mich Alle, namentlich was 
derlei Rechte meines Souveräns betrifft. Ich konnte aber hierin eine Beeinträchtigung 
en nicht finden; hätte ich dies gefunden, so würde ich versucht haben, es zu 
hindern. 

Wenn es sich darum gehandelt hätte, überhaupt eine neue Grundlage, eine neue 
Verfassung zu schaffen, hätte man darüber hinweggehen können; wir hatten aber über 
die Annahme oder die Nichtannahme einer schon für die anderen Bundesstaaten 
geltenden Bestimmung zu verhandeln; das ändert die Sachlage. M. H., wir haben 
auf unserm Banner Ehrlichkeit und Treue geschrieben, und wir wollen selbst nicht 
den Schein eines Zweifels aufkommen lassen, und darum haben wir diese Bestimmung 
nicht abgelehnt.“ 3 


Sodann ergriff Staats-Minister v. Lutz das Wort, aus dessen Rede wir 


Dasjenige wiedergeben, was für die Interpretation der Verfassung erheblich. 


„Was den ersten Punkt betrifft, so wäre nichts natürlicher und nichts wünschens- 
werther gewesen, als dass, wenn und soweit man von einer zu weit gehenden Kompe- 
tenz des Bundes sprechen kann, die Kompetenz des Bundes für das ganze Bundesge- 
biet und für alle betheiligten Staaten reducirt worden wäre. Das, m. H., hätte die 
wünschenswerthe Einigung herbeigeführt und das Missliche einer verschiedenartig 
gestalteten Kompetenz ferne gehalten. Das aber war nicht zu erreichen. Mir scheint 
jedoch, dass dem Bedürfnisse nach Verengerung einer zu weit gehenden Kompetenz 
auch dann genügt wird, wenn nur für die einzelnen hieran interessirten Staaten diese 
Reduktion erfolgt, freilich unter einer Voraussetzung, dass nämlich diese Einzeln- 
staaten das entsprechende Gebiet in angemessener Weise zu kultiviren, stark und 
kräftig genug sind, was zweifellos bezüglich Baierns der Fall ist, wie nach den Er- 
Örterungen, die Sie gehört haben, kaum mehr bezweifelt werden kann. Nun erwägen 
Sie, m. H., was man Ihnen in Bezug auf die Behauptung, dass die Norddeutsche Bun- 
des-Verfassung einem allzu grossen Unitarismus huldige, hervorgehoben hat. 

Wenn ich recht unterrichtet bin, ist die Kompetenzfrage sehr vielfach hiebei ven- 
tilirt worden. Man hat es als etwas sehr Schmerzliches betrachtet, dass die Bundes- 
Verfassung so viele Anhaltspunkte bietet, um in die Verwaltung der Eisenbahnen der 
Einzelnstaaten einzugreifen, dass man den Einzelnstaaten über das Tarifwesen, über 
die Anordnung der Züge von Bundeswegen Vorschriften machen kann. Es hat ausser- 
ordentlichen Eindruck gemacht, dass die Verwaltung des Telegraphenwesens an die 
Gesammtheit hat abgetreten werden müssen, dass es bezüglich der Verwaltung des 
Postwesens in ähnlicher Weise gehalten wurde, und ich erinnere mich sehr wohl , wie 
es als etwas sehr Schmerzliches bezeichnet wurde, dass die Fürsten der Einzelnstaaten 
sich die Beamten für das Telegraphen- und Postwesen in den einflussreichen Stellen 
von einem anderen Souverän müssen ernennen lassen. Man hat es als sehr empfind- 
lich angesehen, dass die Ernennung der Kommandeure und Offiziere in so weit gehen- 
dem Maasse der Zuständigkeit des Landesherrn entzogen worden ist; man hat es als 
etwas Bedenkliches angesehen, dass die Landtage der Einzelnstaaten über das Mili- 
tär-Budget überhaupt nicht mehr mitzusprechen haben; es ist, wenn auch vielleicht 
nicht in diesem Hause, als etwas sehr Empfindliches betrachtet worden, dass das Ge- 
sandtschaftsrecht in so weit gehendem Maasse restringirt worden ist; man hat es als 
etwas sehr Bedenkliches und Weitgehendes betrachtet, dass beim Besteuerungswesen 
der Einzelnstaaten tiefe Eingriffe durch die Bundes-Verfassung gemacht worden sind; 
man hat es als etwas sehr Empfindliches betrachtet, dass das Heimathswesen und ähn- 
liche Dinge auch nicht mehr nach dem Bedürfnisse der Einzelnstaaten, sondern nach 
den Intentionen der Gesammtheit geregelt werden sollen. Sehen Sie, m. H., in 
diesem ganzen langen Register ist die Kompetenz des Bundes für Baiern beseitigt, 
und die Sonderstellung, die Baiern in allen diesen Richtungen einnimmt, ist durch ein 
Veto gewahrt, dessen Wirksamkeit nur nach unserem eigenen Willen hinwesfallen 
kann. Für uns liegt die Sache demnach so, als wäre der Artikel 4. in allen diesen 
Punkten geändert worden. 

Was zweitens die Frage betrifft, ob das föderative Element in entsprechender 
Weise gewahrt worden sei, so gestehe ich Ihnen sehr gerne zu, unsere Wünsche sind 
in der Richtung weiter gegangen, als jetzt die Verträge lauten. Aber wenn wir auch 
nicht Alles erreicht haben, was wir wünschten, so darfich doch wohl sagen, es sind 
auch hier wesentliche Aenderungen herbeigeführt worden. Ich erinnere Sie an die 
wesentliche Aenderung des Stimmen-Verhältnisses, dem sich Preussen gefügt hat, an 
die anderweitige Regelung der Kompetenz des Bundesrathes, an die Beschränkungen, 
die bezüglich des Rechtes, Krieg zu erklären, durch Betheiligung des Bundesrathes 
eingetreten sind, an den Ausschuss für die auswärtigen Angelegenheiten, mit welchem 
uns mindestens die Möglichkeit geboten wird, anzuregen und zu dämpfen, an die Be- 
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stimmung über die Bundes-Exekution, und vor Allem an die Bestimmung über die 
Verfassungs-Aenderungen, in welcher einer verhältnissmässig kleinen Zahl von Stim- 
men ein Veto zugestanden worden ist. Dieser letzte Punkt ist meines Erachtens der 
erheblichste unter allen. Der H. Referent scheint zwar auch diesem Punkte ein be- 
sonderes Gewicht nicht beizulegen, indem er sich auf meine Aeusserung bezieht, dass 
„erst der erste Zorn verraucht sein müsse“. Nun, m. H., ich glaube der Zorn wird sehr 
bald verraucht sein, denn es werden wohl auch die anderen Staaten keine Thoren sein 
und in ihrem eigenen Fleische wüthen; ihr eigenes Interesse wird sie nöthigen, mit. 
uns Hand in Hand zu gehen. Mn 

Nach dem, was auch in dieser Richtung erreicht ist, darf man meiner Ueberzeu- 
gung nach nicht mehr sagen, dass die Bundes-Verfassung die Selbstständigkeit des 
Landes gefährde, vor Allem dann nicht, wenn man das Gewicht Baierns so hoch an- 
schlägt, wie dies in dieser Versammlung geschehen ist; denn dieses Gewicht wird sich 
auch in Beziehung auf die Wirksamkeit des füderativen Prinzipes ganz gewaltig gel- 
tend machen, und dieses Gewicht wird unterstützt sein durch den Partikularismus, 
den es auch anderswo giebt, und von dem meines Erachtens der H. Abg. Neumair 
mit Recht gesprochen hat, wenn auch in anderem Sinne. 

Der H. Abg. Greil hat auf die Bedeutung Baierns kein so grosses Gewicht legen 
zu müssen geglaubt, wie ich es thue; er meint, die 24 Patrioten aus Baiern, die etwa 
im Reichstag sitzen würden, und die 3 oder 4 aus Württemberg, die 3 aus Baden und 
Hessen würden nicht viel Einfluss zu üben vermögen. M. H.! Es sind vielfach 
Aeusserungen Bismarcks zitirt worden, ich vermöchte auch eine zu zitiren, wonach er 
das Gewicht der Baierischen Patrioten im Reichstage viel höher anschlägt als Sie. 
M. H.! Im Norddeutschen Reichstage und im Verkehre mit den Ministern aus anderen 
Staaten ist uns vorgeworfen worden, dass wir für Baiern viel zu viel in Anspruch ge- 
nommen, dass wir dem Partikularismus viel zu weitgehende Konzessionen errungen 
hätten. Sie kennen die Angriffe, welche gegen uns erhoben worden sind; auch von 
der linken Seite des Hauses sind ähnliche Bedenken laut geworden, und sagen Sie 
nicht, dass das nur vorgeblendet sei. Nein, m. H.! DerH. Referent hat zu wie- 
derholten Malen betont, dass er selbst glaube, es sei den National-Liberalen auch in 
diesem Hause mit der Beanstandung der Verträge bitter Ernst. Und doch sagt man 
hier, wir hätten zu wenig für das föderative Prinzip und für die Selbstständigkeit 
Baierns erreicht! Ich glaube, die Wahrheit liegt in der Mitte; die Anfechtung der 
Verträge von beiden Seiten ist für mich ein trifftiger Beruhigungsgrund, ist für mich 
ein Grund mehr für die Ansicht, dass das, was der H. Referent von einer Mediatisi- 
rung Baierns gesprochen hat, lediglich ein Ausfluss einer höchst pessimistischen Auf- 
fassung ist. 

Gesetzt aber, m. H., wir hätten uns bei der Frage, ob und wie vielan die Gesammt- 
heit abgetreten werden müsse, und durch welche Bestimmungen wir uns bezüglich der 
Selbstständigkeit für beruhigt halten dürfen, von der nationalen Idee ungebührlich 
weit bestimmen lassen : dann, m. H., glaube ich, ist uns das begegnet, wovon Niemand 
in diesem Hause und ausserhalb desselben vollständig frei geblieben ist. Selbst der 
H. Referent hat sich davon nicht freigehalten; nicht sowohl der Inhalt des Pro- 
srammes, das im September von ihm unterzeichnet wurde, und das den immerhin 
werthvollen Satz enthält, es sei eine nationale Einigung wünschenswerth, als vielmehr 
die Thatsache an sich, dass man sich zur Besprechung der Frage versammelt hat, die 
Thatsache schon, dass man ein solches Programm aufstellen zu müssen glaubte, ist 
meines Erachtens ein überzeugender Beleg dafür, dass selbst diese Herren von dem 
nationalen Gedanken nicht unbeherrscht geblieben sind. Diese Thatsache gewinnt an 
Bedeutung, wenn ich auf die Aeusserung des H. Referenten hinweise, in welcher 
er von der Gefährlichkeit eines Bundes der kleinen Staaten mit einer einzigen grüös- 
seren Macht spricht. Was uns geschah in einem soichen Falle, das ist, glaube ich, 
dem Vaterlande zum Heile geschehen, es ist dadurch der rechte Augenblick zur Vor- 
nahme dessen wahrgenommen worden, was uns die nationäle Bewegung im Verlaufe 
der Dinge wahrscheinlich, ja gewiss unter viel ungünstigeren Bedingungen zu thun 
in Bälde gezwungen haben würde. Würden wir uns nicht in dem Masse von dem na- 
tionalen Gedanken haben leiten lassen, die Baierische Geschichte würde bald von 
einer versäumten Gelegenheit mehr Akt genommen haben. Wir waren im Rechte, 
wenn wir das bis dahin vielleicht gerechtfertigte Verfahren der Grossdeutschen nicht 
ferner fortgesetzt haben; auch die Grossdeutschen haben eine Deutsche Einigkeit ge- 
wollt, aber nicht ohne Oesterreich ; die Ereignisse haben das unmöglich gemacht. Jetzt 
wollen wir nicht wieder sagen, wir wollen eine Deutsche Einigung, aber nicht so, wie 
sie uns jetzt geboten wird; denn bald wird sie uns nicht mehr unter diesen Bedingun- 
gen geboten werden. Wir sind, m. H., wir, die wir von dem nationalen Gedanken 
beeinflusst waren, von dem betroffen worden, wovon seibst Diejenigen nicht frei ge- 
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blieben sind’, welche gegen die Verträge stimmen zu müssen glauben. Denn, m. H., 
es ist eine auffallende T'hatache, dass Niemand es über's Herz bringt, zu sagen, er 
wolle die Deutsche Einigung nicht. Gesetzt aber, es wäre immer noch etwas uner- 
klärlich in unserer Haltung: Ist es wirklich so schwer, das richtige Motiv zu finden? 
Ich sollte meinen, Alles in Allem betrachtet können Sie höchstens sagen, dass die Re- 
gierung noch im September die wahre Sachlage nicht durchschaut hat, dass sie noch 
im September der Meinung war, die auch ihr als wünschenswerth sich darstellende 
Einigung sei noch unter anderen Bedingungen zu erreichen, während sie nach wenigen 
Wochen zur Ueberzeugung gebracht wurde, dass das nicht der Fall sei. Wenn dem 
nun so ist, was folgt daraus? doch nichts anderes, als dass wir uns höchstens zu lange 
über das, was möglich ist, geirrt haben. Es folgt aber nicht, dass wir von nun an be- 
rechtigt gewesen wären, anders zu handeln, als die Zeitverhältnisse uns zur Pflicht 
machen. Wenn wir zu der Ueberzeugung gelangt sind, dass die Deutsche Einigung 
unter keinen anderen Bedingungen als unter den jetzt vorliegenden zu erreichen sei, 
und dass die Deutsche Einigung uns unentbehrlich sei, mussten wir auch die Verträge 
abschliessen. Dagegen hätten wir uns so wenig wie Sie mit der Ausflucht retten 
können, dass wir bis vor Kurzem der Meinung waren, die Sache sei auf einem andern 
Wege zu machen... .“ 


„M. H.! Das Militärwesen hat eine grosse Rolle gespielt; kurz die rechtliche An- 
schauung der Regierung in dieser Frage zu kennzeichnen, halte ich für meine Pflicht. 
Ich betone: die rechtliche Anschauung, denn was sich Alles thatsächlich in Zukunft 
entwickeln wird, darüber kann ich und wohl auch Niemand von uns Aufschluss geben. 
Wir werden dabei unsere Schuldigkeit thun, aber wir haben nur ein gewisses Mass 
von Stimmen zu verwerthen. Was die rechtliche Seite der Sache betrifft, so hat die 
Regierung keinen Zweifel darüber: das Gesetz, weiches das so vielfach genannte ei- 
serne Militärbudget geschaffen, hat rechtlich zu existiren aufgehört mit dem letzten | 
Tage dieses Jahres, und das Veto in Art. 5 der Bundes-Verfassung ist kein Mittel, um | 
diesem Gesetze eine längere Existenz zu verschaffen. Mit dem Veto kann man das | 
erhalten, wasist, nichts Neues schaffen. Erhalten, was ist, heisst aber hier, das Ge- 
setz erhalten vom ersten bis zum letzten Artikel, also noch mit dem Artikel, der be- 
stimmt, dass es nur bis zum 31. Dezbr. 1871 gilt und mit dem 31. Dezbr. 1871 zu exi- 
stiren aufhört. Ich muss aber ferner auch den Satz betonen, dass in der Baierischen 
Abmachung die Verpflichtung im Falle des Niehtzustandekommens eines Etatsgesetzes 
jährlich 225 Thaler per Mann der Friedenspräsenzstärke und so viel Mal als Ein Pro- 
zent der Bevölkerung ausmacht zu bezahlen, nirgends enthalten ist. Ich glaube, die 
Folgerungen, die daraus gezogen werden müssen, begründen, wenn wirklich, was ich 
nicht glaube, ein Etatsgesetz nicht zuStande kommt, für diesen Fall das Eintreten des 
vollen Budgetrechtes der Baierischen Kammer. 

Vom Fahneneide hat der H. Kriegsminister bereits gesprochen, nur eine Be- 
merkung darf ich vielleicht beifügen. Man hat gesagt, es sei ein unerträgliches Miss- 
trauen gegen Baierns König, dass man die Pflicht des Gehorsams für den Bundesfeld- 
herrn schon im Frieden in den Fahneneid aufnimmt. Der H. Kriegsminister hat 
Ihnen bereits gesagt: Würde es sich darum gehandelt haben, diese Bestimmung neu 
zu schaffen, so würde Niemand darauf verfallen sein, es wäre wenigstens Niemand von 
uns darauf eingegangen. Aber es war anders. Nachdem die betreffende Bestimmung 
in den Verträgen mit den andern Staaten schon enthalten war, handelte es sich um die 
Beseitigung derselben. Haben Sie denn, m. H., daran gedacht, dass, indem man das 
Misstrauen gegen den König von Baiern so arg betont, man sich damit zugleich in eine 
ganz schiefe Stellung zu den Oberhäuptern der andern Deutschen Staaten setzt, und 
haben Sie denn nicht daran gedacht, dass man mit der ängstlichen Abwehr einer sol- 
chen ganz selbstverständlichen Verpflichtung Misstrauen darüber erweckt, ob wir denn 
wirklich im Falle der Noth zu unsern Pflichten stehen wollen ** a 


Nachdem sodann Seitens des Ministeriums erklärt worden, dass dasselbe 
sich „der Art der Vorlage anschliesse, welche durch das Minoritäts-Gutach- 
ten erfolgt sei* (St. B. S. 373), legte Dr. Huttler im Namen seiner politi- 
schen Freunde folgende Erklärung auf den Tisch des Hauses nieder: 


„Wir unterzeichnete Mitglieder der patriotischen Fraktion der Kammer der Ab- 
geordneten halten eine bundesstaatliche Einigung Deutschlands für- dringend noth- 
wendig. 

Diese bundesstaatliche Einigung sollte aber nach unserer Ueberzeugung in Wirk- 
lichkeit auf dem Föderativ-Prinzipe beruhen, wobei die Selbstständigkeit der einzelnen 

. Staaten möglichst gewahrt zu bleiben vermöchte. 
Wir haben darum von jeher uns gegen einen Eintritt in den Norddeutschen Bund 
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erklärt, wenn dessen Verfassung nicht in einer Weise geändert werde, welche seine 
Entwiekelung zum Einheitsstaate und dadurch eine Zentralisirung verhütet, die der 
deutschen Geschichte, dem deutschen Wesen und den deutschen Interessen entgegen 
ist. Eine solche Zentralisation würde nothwendig die unserer Kulturstufe ent- 
sprechende freiheitliche Entwickelung und hiedurch die Wohlfahrt und den inneren 
Frieden und schliesslich erfahrungsgemäss auch die Macht nach Aussen gefährden. 

Wir stehen damit vollkommen im Einklange mit den in der Thronrede Seiner 
Majestät vom 17. Januar 1870 niedergelegten Grundanschauungen über die Wie- 
derherstellung einer nationalen Verbindung der Deutschen Staaten. 

Einerseits waren wir daher bereit, auf die Machtvollkommenheit des Baierischen 
Staates und die Rechte des Baierischen Volkes insoweit zu verzichten, als es das ge- 
meinsame Interesse des Ganzen unbedingt erfordert, und wollten wir gerne die Hand 
bieten zu gemeinsamer Regelung aller derjenigen Verhältnisse, welche eine solche im 
Interesse der Gesammtheit nothwendig erscheinen lassen; 

andererseits dagegen wollten wir, dass der Krone dasjenige Mass freier Selbstbe- 
stimmung gewahrt bleibe, welches mit der bundesstaatlichen Einigung vereinbarlich 
ist, dass der gemeinsamen Deutschen Volksvertretung die erforderlichen konstitu- 
tionellen Garantien gewährt und dass zu grosse Belastungen des Volkes vermieden 
werden. 

Diesen hier dargelegten Grundsätzen entsprechen allerdings die vorliegenden Ver- 
träge nur in unvollkommenem Masse. 

Ein wahres Föderativ-Verhältniss unter diesen schon ihrer Macht und Grösse nach 
so ungleichen Staaten ist durch die Uebermacht der Präsidialgewalt und das ihr gerade 
in den wichtigsten Fragen eingeräumte Veto, dann durch die Unbilligkeit des Stim- 
menverhältnisses mehr oder minder illusorisch gemacht: 

die Gefahr des Einheitsstaates ist nicht vermieden ; 

die Militärhoheit Baierns ist mehr als nöthig geschmälert ; 

die Militärlast ist für jetzt nicht nur nieht vermindert, sondern bedeutend erhöht; 

wichtige Rechte der Krone und des Landes sind nicht der Bundes-Regierung und 
der Deutschen Volksvertretung, sondern der Krone Preussen übergeben ; 

endlich sind durch den Mangel eines verantwortlichen Bundes-Ministeriums, sowie 
den in der Diätenlosigkeit liegenden hohen Zensus der Abgeordneten zum Reichstage 
die Bürgschaften für den Bestand und die Entwickelung der bürgerlichen Freiheit ge- 
schmälert und verkümmert. 

Obwohl nun aber die vorliegenden Verträge, für deren Abänderung zur Zeit eine 
Hoffnung nicht besteht, zu diesen berechtigten und begründeten Bedenken gegen ihre 
Annahme uns Veranlassung geben, haben wir Unterzeichnete nach gewissenhafter 
Prüfung und Ueberlegung uns dennoch entschlossen, denselben um der Lage willen, 
in der sich unser Baierisches Vaterland befindet, unsere Zustimmung nicht zu ver- 
sagen. Wir möchten die Verantwortung für die weit grösseren Uebelstände, die aus 
der Verwerfung der Verträge für Baiern hervorgehen müssten, nicht zu theilen. 

Eine Ausschliessung und Isolirung Baierns von dem Deutschen Gesammtkörper 
und seiner Vertretung bei den bevorstehenden grossen innern Fragen käme gleich der 
Unterbindung der Lebensadern des Baierischen Volksstammes auf materiellem wie 
geistigem Gebiete; sie würde die Lasten des Volkes, statt sie zu mindern, erhöhen 
und würde bei eintretenden weitern Kriegsfällen geradewegs Baiern seinem Unter- 
gange entgegenführen. 

Die berechtigte Sehnsucht des ganzen Deutschen Volkes nach seiner gesammtstaat- 
lichen Einigung theilend, schliessen wir fest und treu an dasselbe uns an. Wir wollen 
dem Feinde des Vaterlandes keine Ritze und Spalte bieten, um seine Hebel zu neuer 
Trennung und Zerklüftung einzusetzen, durch innere Zerrissenheit nicht Anlass zur 
Verlängerung des nationalen Krieges geben, an die Stelle des zersetzenden Partei- 
kampfes im Innern Baierns, so viel an uns liegt, die segensvolle bürgerliche Eintracht 
zurück führen. 

Wir erwarten aber von der königlichen Baierischen Staats-Regierung, dass sie ihre 
künftige Stellung und Thätigkeit im Bundesrathe des Deutschen Reiches dazu_be- 
nützen werde, um im Vereine mit der Deutschen Volksvertretung denjenigen Keim 
einer wahrhaft föderativen Bundes-Verfassung zu pflegen und vor schädlichen Ein- 
flüssen zu schützen, von dem wir wünschen, dass er von Neuem tiefe Wurzeln im 
Deutschen Volksieben fasse und zu einem mächtigen Baume Deutscher Stärke und 
Einheit heranwachse, unter dessen Schirm und Schutz die Deutschen Stämme in Frei- 
heit und Eintracht sich zu sammeln vermögen.“ 


München, den 21. Januar 1871. 
(Folgen die Unterschriften.) 
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Bei der nun folgenden Abstimmung wurde folgender Antrag der Mi- 
norität des Ausschusses angenommen: - 

„Es sei zum Vollzug: 

1) des Bündniss-Vertrages zwischen Baiern und dem Norddeutschen Bunde d.d. Ver- 
sailles, 23. November 1870 und der darin enthaltenen Verfassung ; 

2) des Schluss-Protokolles zu diesem Vertrage vom nämlichen Tage; 

3) der Vereinbarung zwischen Baiern, dem Norddeutschen Bunde, Württemberg, Ba- 
den und Hessen d. d. Berlin, den 8. Dezember 1870; 

4) der mit Zustimmung der betheiligten Regierungen in III. $. 8. des Haupt-Vertrages 
laut der Note des k. Staats-Ministerium des Aeussern vom 13. Dezember 1870 ge- 
troffenen Aenderung; 

5) der nach derselben in II des Schluss-Protokolles getroffenen Aenderung, und. 

6) den im Betreff von Kaiser und Reich im Eingange der Bundes-Verfassung und im 
Art. 11, Abs. 1. nach derselben Note getroffenen Aenderungen, 

soweit dadurch der verfassungsmässige Wirkungskreis des Landtages berührt wird, 

die Zustimmung zu ertheilen.“ | 


Mit „Ja“ stimmten die Herren: | 

1) Adler, Dr., 2) Alwens, 3) Aschenauer, 4). Bach, 5) Bätz, 6) Barth, Dr. Karl, 
7) Barth, Dr. Marqu., 8) Bichler, 9) Borger, 10) Brand, 11) Brandenburg, 12) Crämer, 
13) Croissant, 14) Dingler, 15) Dürrschmidt, 16) Eckart, 17) Edel, Dr., 18) Eder, 19) Exter, 
20) Fischer, 21) Fleischmann, 22) Föckerer, 23) Frank, Jos., 24) Frankenburger, Dr., 
25) Freyberg, Frhr. v., 26) Frickhinger, 27) Fries, 28) Fugger-Blumenthai, Graf v., 
29) Gärtner, 30) Gelbert, 31) Gerstner, Dr., 32) Golsen, 33) Grabner, 34) Grainer, 35) Grie- 
ninger, 36} Gschwender, 37) Gürster, 38) Hafenmair, 39) Heinle, 40) Herz, 41) Hocheder, 
42) Hörmann, v., 43) Hofmann, 44) Hohenadel, 45) Hutschenreuther, 46) Huttler, Dr., 
47) Jacob, 48) Jordan, 49) Kastner, Jos. Ant., 50) Kastner, Wilhelm, 51) Knorr, 52) Kolb, 
Georg, 53) Kraussold, 54) Kühlmann, 55) Lampert, 56) Langguth, 57) Levi, 58) Leyerer, 
59) Lotz, 60) Louis, 61).-Makowiezka, Dr., 62) Maier, Frz. X., 63) Marquardsen, Dr., 
64) Meixner, v., 65) Miller, v., 66) Oertel, 67) Ostermann, 68) Ponschab, 69) Prestele, 
70) Radspieler, 71) Ritter, 72) Rothaas, 73) Sauer, 74) Schauss, Dr. v., 75) Schleich, Dr., 
76) Schlör, v., 77) Schmidt, Karl, 78) Schmidt, Wilh., 79) Schmiedel, 80) Sellner, Ernst, 
81) Senestrey, 82) Sepp, Dr., 83) Seybold, 84) Sittig, 85) Sörgel, 86) Stahl, 87) Stauffen- 
berg, Frhr. v., 88) Stenglein, 89) Stockbauer, 90) Strauss, 91) Thomass, 92) Tillmann, 
93) Trendel, 94) Völk, Dr., 95) Wagner, 96) Wand, 97) Weigand, 98) Weiss, Rudolph, 
99) Welzhofer, 100) Wülfert, 101) Zill, 102) der dirigirende Präsident Dr. v. Weis. 


Mit „Nein“ stimmten die Herren: 


1) Bayer, 2) Benz, 3) Brück], 4) Burger, 5) Frank, Alois, 6) Freytag, 7) Fuchs, Frhr. 
v., 8) Gerauer, 9) Greil, 10) Häring, 11) Hafenbrädl, Alois Frhr. v., 12) Hafenbrädl, Frz. 
X. Frhr. v., 13) Hauck, 14) Henning, 15) Hilgenrainer, 16) Höchstetter, 17) Hofstetter, 
18) Kolb, Gg. Friedr., 19) Krätzer, Dr., 20) Kurz, Dr., 21) Lauerer, 22) Leiseder, 23) Ler- 
zer, 24) Lindner, Dr., 25) Mahr, 26) Mayer, Georg, 27) Neumaier, Dr., 28) Pfahler, Dr., 
29) Röckl, 30) Ruland, Dr., 31) Russwurm, 32) Schieferer, 33) Schmid, Dr. Anton, 
34) Schmid, Franz Xaver, 35) Schmidbauer, 36) Schmidkonz, 37) Schüttinger, Dr, 38) Se- 
delmayr, 39) Seinsheim-Grünbach, Graf v., 40) Söllner, Jos., 41) Triller, 42) Weber, 
43) Weimer, 44) Wiesnet, 45) Winklhofer, 46) Zu-Rhein, Frhr, v., 47) Ow, Frhr. v., D. 
Sekretär, 48) Jörg, Dr. , I. Sekretär. 


Hierauf verkündete der I. Präsident das Resultat in folgender Weise: 


„Es haben 150 Abgeordnete abgestimmt, also um die Beobachtung der in Titel X, 
$. 7 der Verfassungs-Urkunde vorgeschriebenen Formen zu konstatiren, mehr als 3/4 
der Kammermitglieder. Mit „Ja“ haben gestimmt 102, mit „Nein“ 48. Es haben also 
mehr als ?2/; der Abstimmenden den Verträgen die Zustimmung ertheilt. Der Antrag 
der k. Staatsregierung ist mithin mit der in der angeführten Verfassungs-Bestimmung 
geforderten Majorität angenommen.“ 


Der I. Präsident sprach sodann folgende Worte, welche mit einem 
„Hoch“ auf den König von Baiern schlossen : 


„M. H.! Durch diesen Beschluss ist das Deutsche Einigungswerk vollendet und 
auch Baiern in das neugegründete Deutsche Reich eingetreten. Geloben wir uns in 
dieser ernsten Stunde, mit treuer Hingebung und mit Vaterlandsliebe im besten Sinne 
des Wortes.an all’ dem mitzuarbeiten, was für des gesammten Vaterlandes Wohl ge- 
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fordert wird. Thun wir dieses, dann wird uns auch der Segen des Himmels nicht fehlen 
und wir können uns dem Vertrauen hingeben, dass der Baum, der jetzt gepflanzt ist, 
in kurzer Zeit feste Wurzeln schlagen und reiche Früchte bringen wird. Zu den Früch- 
ten, die dieser Baum uns gewiss bald bringen wird, rechne ich vor Allem einen für die 
Deutsche Nation ehrenvollen Frieden und die Herstellung der Eintracht nicht nur 
unter den Deutschen Regierungen, sondern auch unter den Deutschen Stämmen und 
innerhalb der Deutschen Stämme unter den bis jetzt sich bekämpfenden Parteien. 
(Bravo!) — 

Vergessen wir aber bei dem, was wir dem Gesammtvaterlande schuldig sind, auch 
nicht unser engeres Vaterland Baiern. E 

Ihm bleibt immer noch eine grosse Aufgabe, und indem Sie diese fördern, fördern 
Sie zugleich das Wohl Deutschlands, denn vom Wohlergehen der einzelnen Staaten, 
aus denen das Deutsche Reich jetzt besteht, hängt die Wohlfahrt auch des Ganzen ab. 
Nur wenn die einzelnen Staaten blühen, nur dann können sie der Gesammtheit das 
leisten, was im Interesse des Ganzen nöthig ist.“ 


An diese Darstellung der Verhandlungen über die Verträge im Nord- 
deutschen Reichstage und in den süddeutschen Kammern reiht sich füglich 
eine allgemeine Bemerkung: 

Bei allen diesen Abstimmungen in den verschiedenen Repräsentativkör- 
pern Deutschlands ist ein Umstand allseitig anerkannt, welcher für die Beur- 
theilung dieser Abstimmungen nicht ohne Bedeutung ist, der Umstand näm- 
lich, dass den von der Regierungen nach langen Verhandlungen und unter der 
seltenen Gunst der Zeit zum Abschluss gebrachten Verträge entweder anzu- 
nehmen oder abzulehnen waren, dass aber die dritte an sich mögliche Kombi- 
nation der Amendirung der Verträge durch die Umstände als ausgeschlossen 
betrachtet werden musste. 

Man darf aber noch einen Schritt weiter gehen und wird anerkennen 
müssen, dass es auch mit der Möglichkeit, die Verträge abzulehnen, prak- 
tisch in gewisser Beziehung eigenthümlich bestellt war. Zwar nicht für 
diejenigen Parteien, denen, wie den Baierischen Patrioten, die partikulari- 
stische Richtung ihres Strebens gestattete, sich als Gegner der Einigung 
Deutschlands zu manifestiren, wohl aber war die Ablehnung der Verträge 
denjenigen Parteien wesentlich erschwert, welche einerseits die Einigung 
Deutschlands als Folge dieses Krieges unbedingt auf ihr Programm gesetzt 
hatten, andererseits aber die Modalitäten nicht billigten, unter denen nach 
den Verträgen diese Einigung sich vollziehen sollte. 

In dieser Beziehung wird man dem Abgeordneten Schulze (Berlin) das 
Gehör nicht versagen können, wenn er vom Standpunkte der Fortschritts- 
partei sich folgendermassen vernehmen liess: 


„Es ist hervorgehoben worden, wir seien gestellt vor die Verfassung wie vor einen 
Handelsvertrag: ja oder nein zu sagen und weiter Nichts! da sind vertragsmässige 
Abmachungen, und rührt man die an dem kleinsten Titelchen, so entbindet man den 
andern Kontrahenten von seiner Pflicht, sich noch weiter an die Abmachungen zu 
halten. Gestern ist nun namentlich gegen diese Auffassung, die ich und meine politi- 
schen Freunde markirt haben, von jener Seite (rechts) geltend gemacht worden: das 
sei nicht richtig, man könne ja nicht bloss ein Ja, sondern man könne auch ein Nein 
in dieser Sache abgeben. Das ist allerdings nicht zu bestreiten; freilich können wir 
das uns auch denken, Einige von uns werden es auch thun. 

Aber, m. H., diese Art, die Würde unseres parlamentarischen Körpers in der uns 
zugetheilten Position zu retten, scheint mir doch sehr bedenklich, und eine Verschie- 
bung der grossen Frage, die uns vorliegt. Diese Frage, mit der wir uns zu beschäfti- 
sen hat zwei Seiten, das bitte ich doch zu bedenken! Die eine Seite ist die Eini- 
gung Deutschlands, die will Jedermann, die fordert unser Volk von der Beendi- 
gung dieses Krieges, darüber ist Jedermann einig. Die zweite Seite der Frage aber 
sind die Modalitäten, unter denen sich diese Einigung zu vollziehen 
hat. Das, was wir an der Stelle, die uns angewiesen ist, auszusetzen haben, !ormulirt 
sich aber dahin: Die Regierungen allein nehmen die Dinge in die Hand, bringen uns 
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das, was sie allein fertig gebracht haben, vor und sagen nur: Hier die Einigung 
Deutschlands, aber nur unter den und den Bedingungen: verwerft Ihr von diesen Mo- 
dalitäten nur ein Titelchen, dann bekommt Ihr gar Nichts, dann solit Ihr auch die 
Einigung nicht haben.“ . . (St. B. S. 153.) 


Insoweit also hier dargethan werden soll, dass die Art und Weise der 
Vorlage der Verfassungs-Verträge gewissen Parteien die Ablehnung derselben 
erschwere, obwohl sie mit den Modalitäten der Verfassung nicht einverstanden 
seien, insofern ist diese Auseinandersetzung unbestreitbar, und sie erhält 
eine praktische Illustration durch die Schlusserklärung des Abg. Schulze, 
welche lautet: | 

„Ich habe nur noch Ihnen zu dokumentiren, dass wir selbst uns gar nicht frei von 
dem Drucke fühlen, der durch die Art der Vorlagen auf dieses Haus dadurch geübt 
wird, dass, indem wir die Modalitäten der jetzigen Verträge verwerfen, uns die Ge- 
sSammteinigung Deutschlands in die Ferne gerückt wird. Indem wir, wie ich sagte, 
uns selber nicht frei von diesem Drucke fühlen, habe ich Ihnen zu erklären in meinem 
und vieler Freunde Namen: wir wollen, so schwer es uns wird, bis zur Annahme der 
Verträge mit Baden, Südhessen und Württemberg gehen, aber der Baie- 
rische Vertrag mit seinem Gegensatz: Hie Kaiser, hie Deutschland, 
den nehmen wir nicht an.“ 


Wenn man nun aber einen Schritt weiter gegangen ist und in dieser 
Situation eine Verletzung der Würde des parlamentarischen Körpers hat finden 
wollen — wie solches-auch von dem Abg. Schulze ausgesprochen —, so ver- 
gisst man, was den Reichstag des Norddeutschen Bundes betrifft, vollständig, 
dass die in den Verträgen enthaltene neue Verfassung Deutschlands lediglich 
die bestehende Verfassung des Norddeutschen Bundes mit gewissen Abände- 
rungen ıst. 

Da nun notorischermassen der weit überwiegende Theil dieser Verfas- 
sung lediglich bestehen geblieben ist, so ergiebt sich sofort,. dass die obige 
Klage über verletzte Würde des Norddeutschen Reichstags zum grössten 
Theile hinfällig ist, da die Würde dieses Parlaments unmöglich deshalb ver- 
letzt sein kann, weil seine eigene bestehende Verfassung ohne Abänderung 
auf die Südstaaten ausgedehnt werden soll. 

Die obige Klage würde sich also nur beziehen können auf die Abände- 
rungen, welche die alte Norddeutsche Verfassung erlitten hat. 

Diese Abänderungen sind aber theils lediglich formell und aus dem Hin- 
zutritt neuer Staaten sich von selbst ergebende, theils sind sie allerdings ma- 
terieller, aber doch solcher Natur, dass sie entweder, soweit sie auf das Ganze 
sich beziehen, den Grundkarakter der bestehenden Verfassung nicht wesent- 
lich verändern, oder aber sie treten als Ausnahmen für einen bestimmten 
zutretenden Staat auf, suspendiren also zwar einen gewissen Theil der Ver- 
fassung für den betreffenden Staat, lassen dieselbe aber für die übrigen Staa- 
ten und namentlich für die des Nordbundes intakt bestehen. 

Bezüglich dieser letzteren Ausnahmen ist also die Frage lediglich die: 
Ist es vorzuziehen, dass der und der Südstaat in die Gemeinschaft Deutsch- 
lands eintritt, in gewissen Punkten jedoch der Einheit nicht so völlig unter- 
worfen wird wie die übrigen Staaten, — oder will man, um diese Konzessionen 
nicht zu machen, den betreffenden Südstaat lieber gänzlich ausserhalb der 
Verfassung sehen? 

Für die Beurtheilung dieser Frage aber wird massgebend sein, was oben 
über die Stellung der Südstaaten zu der Einigung Deutschlands auf Grund 
ihrer Theilnalime als Bundesgenossen in einem siegreichen Kriege gesagt ist. 

Völlig erledigt werden die Klagen des Abg. Schulze und seiner Freunde 
allerdings erst durch eine historische Vergleichung: Als im Jahre 1848 die 
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Revolution die Einheit Deutschlands herstellen wollte, da wurde für die 
Frankfurter National-Versammlung die Eigenschaft eines „verfassung 
gebenden“ Parlamentes beansprucht, dessen Erzeugniss von den Deutschen 
Fürsten pure anzunehmen sei. 

Nachdem der revolutionäre Weg nicht zum Ziele geführt, hat die preus- 
sische Regierung die Herstellung der deutschen Einheit in die Hand genom- 
men, und hat sowohl im Jahre 1866 die Staaten des künftigen Nordbundes, 
als auch während des deutsch-französischen Krieges die süddeutschen Staaten 
mit dem Nordbunde durch Verträge über die Gestaltung der künftigen Ver- 
fassung Deutschlands geeinigt. 

Bezüglich der Verfassung des Norddeutschen Bundes haben die verbün- 
deten Regierungen den Beschlüssen des s. g. konstituirenden Reichstages, 
wie bekannt, die weitestgehende Berücksichtigung geschenkt; dass man 
diese vor kaum vier Jahren erst vereinbarte Verfassung nicht bereits im Jahre 
1870 wesentlich umgestalten würde, verstand sich wohl von selbst. Den Ver- 
trägen gegenüber mussten also die verschiedenen Repräsentativkörper noth- 
wendigerweise in zweiter Linie stehen; was aber dıe „Würde“ betrifft, so 
vergleiche man die Stellung, welche im Jahre 1848 ‘die deutschen Fürsten 
dem Verfassungs-Elaborate der National-Versammlung gegenüber einnehmen 
sollten mit derjenigen Stellung, welche der konstituirende Reichstag für den 
Norddeutschen Bund im Jahre 1866, oder welche zur Zeit des deutsch-fran- 
zösischen Krieges der Reichstag des Norddeutschen Bundes, beziehungsweise 
die Landtage der Südstaaten den Verfassungs - Verträgen der deutschen 

- Fürsten gegenüber eingenommen haben. 

Was endlich im Allgemeinen hier zur Erscheinung und Entscheidung 
gekommen, das ist nichts Anderes, als Bewahrheitung des bekannten Ge- 
setzes, nach welchem die handelnden Kräfte, auch die zumeist bestim- 
menden sind. 


Kehren wir zu dem geschichtlichen Hergange zurück, so dürftenunmehr 
das deutsche Einigungswerk materiell als vollendet angesehen werden, die 
formelle Feststellung der Verfassung blieb dem ersten Deutschen Reichs- 
tage vorbehalten, welcher am 21. März 1871 zu Berlin eröffnet wurde. 

Schon in der ausserordentlichen Session des Reichstages des Norddeut- 
schen Bundes im Ausgange des Jahres 1870 war Seitens des Bundesrathes 
ausgesprochen worden, dass eine Redaktion der in 3 Verträgen getrennt ent- 
haltenen Verfassung des Deutschen Reiches beabsichtigt werde, und be- 
reits am Eröffnungstage des ersten deutschen Reichstags ging demselben der 
Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Verfassung des Deutschen Reiches zu. 

Der Gesetzentwurf beabsichtigte, wie die Motive desselben ausdrücklich 
sagen, „materielle Veränderungen nicht“ und beschränkte sich auf eine ein- 
heitliche Redaktion des in den Vertrags-Dokumenten zerstreuten Verfassungs- 
rechtes nebst Durchführung der früher nur in zwei Stellen der Verfassung 
genehmigten Begriffe von Kaiser und Reich. An diesem Karakter des Ge- 
setzes wird auch der Umstand nichts ändern, dass durch die Vorlage der „Aus- 
schuss des Bundesrathes für auswärtige Angelegenheiten“ um zweiMitglieder 
verstärkt worden ist. 

Die Thronrede, durch welche Sr. Majestät der Kaiser und König diese 
I. Legislatur-Periode des Deutschen Reichstages am 21. März 1871 im weissen 
Saale des Königl. Schlosses in Berlin eröffnete, hatte folgenden Wortlaut: 
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Geehrte Herren! 

„Wenn Ich nach dem glorreichen, aber schweren Kampfe, den Deutschland für seine 
Unabhängigkeit siegreich geführt hat, zum ersten Male den Deutschen Reichstag um 
Mich versammelt sehe, so drängt es Mich vor Allem, Meinem demüthigen Danke gegen 
Gott Ausdruck zu geben für die weltgeschichtlichen Erfolge, mit denen seine Gnade 
die treue Eintracht der Deutschen Bundesgenossen, den Heldenmuth und die Manns- 
zucht unserer Heere und die opferfreudige Hingebung des Deutschen Volkes ge- 
segnet hat. 

Wir haben erreicht, was seit der Zeit unserer Väter für Deutschland erstrebt 
wurde : die Einheit und deren organische Gestaltung, die Sicherung unserer Grenzen, 
die Unabhängigkeit unserer nationalen Rechtsentwickelung. 

Das Bewusstsein seiner Einheit war in dem Deutschen Volke, wenn auch verhüllt, 
doch stets lebendig; es hat seine Hülle gesprengt in der Begeisterung, mit welcher die 
gesammte Nation sich zur Vertheidigung des bedrohten Vaterlandes erhob und in un- 
vertilgbarer Schrift auf den Schlachtfeldern Frankreichs ihren Willen verzeichnete, 
ein einiges Volk zu sein und zu bleiben. 

Der Geist, welcher in dem Deutschen Volke lebt und seine Bildung und Gesittung 
durchdringt, nicht minder die Verfassung des Reiches und seine Heeres-Einrichtungen, 
bewahren Deutschland in Mitten seiner Erfolge vor jeder Versuchung zum Miss- 
brauche seiner durch seine Einigung gewonnenen Kraft. Die Achtung, welche 
Deutschland für seine eigene Selbstständigkeit in Anspruch nimmt, zollt es bereit- 
willig der Unabhängigkeit aller anderen Staaten und Völker, der schwachen, wie der 
starken. Das neue Deutschland, wie es aus der Feuerprobe des gegenwärtigen Krieges 
hervorgegangen ist, wird ein zuverlässiger Bürge des europäischen Friedens sein, weil 
es stark und selbstbewusst genug ist, um sich die Ordnung seiner eigenen Angelegen- 

eiten als sein ausschliessliches, aber auch ausreichendes und zufriedenstellendes 
Erbtheil zu bewahren. 

Es hat Mir zur besonderen Genugthuung gereicht, in diesem Geiste des Friedens 
in Mitten des schweren Krieges, den wir führten, die Stimme Deutschlands bei den 
Verhandlungen geltend zu machen, welche auf der durch die vermittelnden Bestre- ° 
bungen Meines Auswärtigen Amtes herbeigeführten Konferenz in London ihren be- 
friedigenden Abschluss gefunden haben. 

Der ehrenvolle Beruf des ersten Deutschen Reichstages wird es zunächst sein, die 
Wunden nach Möglichkeit zu heilen, welche der Krieg geschlagen hat, und den Dank 
des Vaterlandes Denen zu bethätigen, welche den Sieg mit ihrem Blut und Leben be- 
zahlt haben ; gleichzeitig werden Sie, geehrte Herren, die Arbeiten beginnen, durch 
welche die Organe des Deutschen Reiches zur Erfüllung der Aufgabe zusammen- 
wirken, welche die Verfassung Ihnen stellt: „zum Schutze des in Deutschland gültigen 
Rechtes und zur Pflege der Wohlfahrt des Deutschen Volkes.“ 

Die Vorarbeiten für die regelmässige Gesetzgebung haben leider durch den Krieg 
Verzögerungen und Unterbrechungen erlitten; die Vorlagen, welche Ihnen zugehen 
werden, leiten sich daher unmittelbar aus der neuen Gestaltung Deutschlands ab. 

Die in den einzelnen Verträgen vom November vorigen Jahres zerstreuten Ver- 
fassungs-Bestimmungen sollen in einer neuen Redaktion der Reichs-Verfassung ihre 
geordnete Zusammenstellung und ihren gleichmässigen Ausdruck finden. Die Be- 
theiligung der einzelnen Bundesstaaten an den laufenden Ausgaben des Reiches be- 
darf der gesetzlichen Regelung. Für die von der königlich Baierischen Regierung 
beabsichtigte Einführung Norddeutscher Gesetze in Baiern wird Ihre Mitwirkung in 
Anspruch genommen werden. Die Verfügung über die von Frankreich zu leistende 
Kriegs - Entschädigung wird nach Massgabe der Bedürfnisse des Reiches und der 
berechtigten Ansprüche seiner Mitglieder mit Ihrer Zustimmung getroffen, und die 
Rechenschaft über die zur Kriegführung verwendeten Mittel Ihnen so schleunig vor- 
gelegt werden, als es die Umstände gestatten. 

Die Lage der für Deutschland rückerworbenen Gebiete wird eine Reihe von Mass- 
regeln erheischen, für welche durch die Reichs-Gesetzgebung die Grundlagen zu 
schaffen sind. Ein Gesetz über die Pensionen der Offiziere und Soldaten und über 
die Unterstützung ihrer Hinterbliebenen soll für das gesammte Deutsche Heer die An- 
sprüche gleichmässig regeln, welche der gleichen Hingebung für das Vaterland an den 
Dank der Nation zustehen. | 

Geehrte Herren, möge die Wiederherstellung des Deutschen Reiches für die 
Deutsche Nation auch nach Innen das Wahrzeichen neuer Grösse sein; möge dem 
Deutschen Reichskriege, den wir so ruhmreich geführt, ein nicht minder glorreicher 
Reichsfrieden folgen, und möge die Aufgabe des Deutschen Volkes fortan darin be- 


. schlossen sein, sich in dem Wettkampfe um die Güter des Friedens als Sieger zu er- 


weisen. — Das walte Gott!“ 


Beantwortung derselben. 73 


Auf den Antrag der Abgeordneten v. Bennigsen, v. Blanckenburg, 
v. Denzin und Genossen (Drucksachen Nr. 11, S. 61) beschloss der Reichs- 
tag, diese Thronrede durch eine Adresse zu beantworten. Ein Verbesserungs- 
Antrag zu jenem Adressentwurf war von den Abgeordneten Dr. Reichen- 
sperger (Crefeld), Probst und A. Freytag (Drucksachen Nr. 17, 8. 73) einge- 
gangen. Die Berathung und Beschlussfassung über diese Adresse fand in 
der 7. Sitzung vom 30. März 1871 statt. Da der „Verbesserungs-Antrag“ 
als erste offizielle Lebensäusserung der Zentrumsfraktion anzusehen ist, so 
wird es erforderlich sein, nicht nur den Wortlaut der vom Reichstage ange- 
nommenen Adresse zu reproduziren, sondern auch die wesentlichen Ab- 
weichungen des vom Zentrum eingereichten Gegenentwurfs anzugeben. Der 
Wortlaut der Adresse, wie solche durch namentliche Abstimmung mit 243 
gegen 63 Stimmen angenommen worden, ist folgender: 


Allerdurchlaucehtigster, Grossmächtigster Kaiser, Allergnädigster 
Kaiser und Herr! 


„Durch Gottes gnädige Fügung ist es Ew. Majestät und der einmüthigen Nation ge- 
lungen, die Sehnsucht der Vorfahren und die Hoffnung der Mitlebenden zu erfüllen. 
Auf festeren Grundlagen als je, ist das Deutsche Reich wieder aufgerichtet und die 
Nation ist entschlossen, es zu erhalten in der Fülle seiner Kraft, es fortzuentwickeln 
auf den Bahnen der Freiheit und des Friedens. 

- Wollen Ew. Majestät den Dank entgegennehmen, welchen die gesammte Nation 
dem erhabenen Feldherrn, dem Heldenmuth und der Hingebung des Deutschen Heeres 
schuldet, den Dank für die gewaltigen Thaten, denen es beschieden war, nicht allein 
die gegenwärtige Gefahr abzuwenden, sondern auch die Zukunft vor der Wiederkehr 
gleicher Gefahren zu schützen. Denn mehr noch als die erlittenen Niederlagen wird 
die jetzt starke Befestigung unserer Grenzen den Nachbarn zur Vorsicht mässigen. 

Die schweren Drangsale, welche iiber die Noth des’ Krieges hinaus Frankreich 
heute erduldet, bekräftigen die oft, doch niemals straflos verkannte Wahrheit, dass 
in dem Verbande der zivilisirten Völker selbst die mächtigste Nation nur in der weisen 
Beschränkung auf die volle Entfaltung ihres inneren Wesens vor schweren Verwir- 
rungen gesichert bleibt. 

Auch Deutschland hat einst, indem die Herrscher den Ueberlieferungen eines 
fremdländischen Ursprunges folgten, durch Einmischung in das Leben anderer Na- 
tionen die Keime des Verfalles empfangen. Das neue Reich ist dem selbsteigenen 
Geiste des Volkes entsprungen, welches, nur zur Abwehr gerüstet, unwandelbar den 
Werken des Friedens ergeben ist. In Verkehr mit fremden Völkern fordert Deutsch- 
land für seine Bürger nieht mehr, als die Achtung, welche Recht und Sitte gewähr- 
leisten und gönnt, unbeirrt durch Abneigung oder Zuneigung, jeder Nation die Wege 
zur Einheit, jedem Staate die beste Form seiner Gestaltung nach eigener Weise zu 
finden. Die Tage der Einmischung in das innere Leben anderer Völker werden, so 
hoffen wir, unter keinem Vorwande und in keiner Form wiederkehren. 

Ew. Majestät folgen wir mit freudiger Zustimmung zu den dringenden Aufgaben, 
welche der beendete Krieg, und zu den dauernden Aufgaben, welche die Verfassung 
des Reiches uns stellt. Alle unsere Kräfte werden zuerst dem hohen Berufe gewidmet 
sein, die Wunden zu heilen, welche der Krieg geschlagen hat, und die Pflicht des 
Vaterlandes zu erfüllen gegen diejenigen, welche Leben oder Gesundheit für seinen 
Schutz geopfert haben. 

Allen Vorlagen werden wir unsere aufmerskame Mitthätigkeit zuwenden. Es 
überrascht nicht, dass der Krieg die Vorarbeiten der regelmässigen Gesetzgebung 
verzögert hat, und vermindert nicht unsere Hoffnung, dass die Gesetzgebung des 
Reiches sich eben so fruchtbar erweisen wird, wie die Gesetzgebung des Norddeut- 
schen Bundes. Die umfangreiche Einführung Norddeutscher Gesetze in den Süd- 
staaten erhöht unser Vertrauen zu dem harmonischen Zusammenwirken aller Glieder 
des Reiches, auch der Organe, welche berufen sind, die einzelnen Staaten zu vertreten. 

Mit Genugthuung vernehmen wir, dass aus der Kriegs-Entschädigung zunächst das 
Bedürfniss des Reiches, sodann die berechtigten Ansprüche seiner Mitglieder befrie- 
digt werden sollen. 

Für das Wohl der für Deutschland zurückerworbenen Gebiete ist das Deutsche 
Volk mit den wärmsten Gefühlen brüderlicher Theilnahme erfüllt. Die schönsten 
Denkmäler Deutscher Kultur und Deutschen Volkslebens erinnern an Deutsche Ver- 
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sangenheit in Elsass und Lothringen. Lange Entfremdung hat manche Spuren eines 
reichen Jahrtausends Deutscher Geschichte verwischt, doch unsere Sprache und Sitte 
sind der Mehrzahl des Volkes noch unverloren. Mögen Gesetzgebung und Verwaltung 
zusammenwirken, an diese Beziehungen überall anzuknüpfen, das Wiedererwachen 
des Deutschen Geistes zu unterstützen und in der Versöhnung der Gemüther die Bande 
zu stärken, welche die herrlichen Provinzen mit dem übrigen Deutschland wieder ver- 
einigen. In diesem Geiste werden wir uns den Arbeiten widmen, welche die Grund- 
lagen der neuen Ordnung schaffen oder vorbereiten sollen. 

Kaiserliche Majestät! Der Zufriedenheit Deutschlands, der Sicherheit Europas hat 
die Einheit des Deutschen Reiches gefehlt. Jetzt ist die 'Einheit errungen und das 
Reich unter dem Schutze seines Kaisers, unter der Herrschaft seiner Verfassung und 
der Gesetze sicher gestellt. Jetzt kennt Deutschland keinen höheren Wunsch, als im 
Wettkampf um die Güter der Freiheit und des Friedens den Sieg zu erringen. 

Ew. Kaiserlichen Majestät 

allerunterthänigste treugehorsamste 
Der Deutsche Reichstag.“ 


Die mit Ueberreichung der Adresse beauftragte Deputation wurde von 
Sr. Majestät dem Kaiser am 2. April 1871 empfangen. Nach Verlesung und 
Ueberreichung der Adresse hat der Kaiser in freier Rede auf-dieselbe erwidert, 
und die Deputation hat versucht, den Wortlaut der Kaiserlichen Antwort zu 
fixiren. Das aus diesem Versuche hervorgegangene Schriftstück gelangte in 
der 10. Sitzung am 3. April zur Verlesung und lautet, wie folgt: 


„Ich habe die verlesene Adresse mit herzlichem Dank entgegengenommen. Ich 
freue Mich der Gesinnungen,, welchen der Reichstag in derselben Ausdruck gegeben 
hat; sie beweist, dass die Worte Meiner 'Thronrede durchaus richtig ergriffen worden 
sind. 

Wohl ist dem Heldenmuthe der Deutschen Heere, die Mir zu führen vergönnt war, 
und ihren unvergleichlichen Thaten Dank zu zollen, vor Allem aber der göttlichen 
Vorsehung, deren Fingef man bei jedem Schritt so deutlich erkennen konnte. Wir 
wollen uns bestreben, stets so zu handeln, dass ihr Schutz auch ferner uns nicht fehle. 

Der Reichstag hat der Niederlage Frankreichs gedacht, das auch jetzt noch, nach- 
dem es mit uns Frieden geschlossen, in Konvulsionen liegt. Darin zeigt sich die Folge 
der seit achtzig Jahren immerwährenden Revolution, die Alles bis auf die Dynastie 
entwurzelt hat, und auf deren Wegen es kein Ende giebt. Das soll auch uns eine 
Warnung sein, deren es aber bei den von dem Reichstage kundgegebenen Gesinnungen 
nicht bedarf. 

Wohl ist in den dem Deutschen Reiche zurückgewonnenen Ländern die Deutsche 
Voiksthümlichkeit nicht zerstört, aber doch in der That sehr verwischt; wir dürfen 
darum keine zu rasche Wandlung erwarten, sondern müssen Geduld und Nachsicht 
üben. Es wäre ja nicht einmal wüünschenswerth und gut, wenn Völker bei einem 
solchen Scheiden aus dem bisherigen Zusammenhange gleichgültig blieben. Durch 
Milde werden wir die Deutsche Gesinnung in den in Rede stehenden Ländern all- 
mählich wieder erwecken; erfreuliche Spuren davon beginnen schon jetzt sich zu 
zeigen. 

Mögen denn die Vertreter des Deutschen Reiches in treuer Pflichterfüllung fort- 
arbeiten, damit das neue Deutsche Reich den Erwartungen entspreche, die die Welt 
davon hegt. Mir bei Meinen vorgerückten Jahren wird es nur noch vergönnt sein, an 
dem Grundbau thätig zu sein; aber ich vertraue, dass Meine Nachfolger in gleichem 
Sinne und mit gleicher Innigkeit und Herzlichkeit daran fortbauen werden. 

Ich bitte Sie, Meine Worte und Meinen Dank dem Deutschen Reichstage mitzu- 
theilen.“ 


Zum Schluss hat der Kaiser die Deputation mit den Worten verab- 
schiedet: 

„Möge der Baum fest einwurzeln und Früchte tragen.“ (St. B. S. 111.) 

Was nun den vom Zentrum eingebrachten Gegenentwurf betrifft, so 
weicht derselbe, wie auch der Urheber des Entwurfs, Abg. v. Bennigsen, an- 
erkannt hat, mit Ausnahme des Satzes 4 wesentlich von dem Inhalte der an- 
genommenen Adresse nicht ab. Die Adresse selbst ist aus einer Besprechung 
sämmtlicher Parteien des Hauses hervorgegangen ; jedoch ist die Einigung an 
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der Aufnahme des 4. Satzes, welcher das Prinzip der Nichtintervention aus- 
spricht, gescheitert. 

Demgemäss fehlt in dem Entwurfe des Zentrums der ganze Satz 4; der 
Gegenentwurf vermeidet ferner der „umfangreichen Einführung norddeut- 
scher Gesetze“ Erwähnung zn thun und betont im Schlusssatze statt der 
„Einheit“ — die „Erhaltung altbegründeter, berechtigter Besonderheiten der 
einzelnen Stämme“. Aus der Debatte, namentlich aus den Reden der dem 
Zentrum angehörenden Abgeordneten Reichensperger, v. Kettelerund Windt- 
horst ist der Grund des Widerstandes gegen den Satz 4 der Adresse deutlich 
ersichtlich. Man erachtete eine Intervention des Deutschen Reiches zu Gun- 
sten der päpstlichen Souveränetät, sei es eine moralische oder eine materielle, 
durchaus für zulässig. Ziemlich unzweideutig sind in dieser Beziehung die 
Worte des Abg. Reichensperger, welche bezüglich eines „Heereszuges über 
die Alpen“ — „einen absoluten Riegel nicht vorgeschoben haben“ wollten. 


Kehren wir zu der Berathung der Verfassung zurück, so begann dieselbe 
in der 4. Sitzung am 27. März, aus welcher, abgesehen von der Erklärung 
des Staatsministers Delbrück über die Natur der Vorlage, nur zu bemerken 
ist, dass der Abg. Schulze (Delitzsch) Namens seiner Partei aussprach: Wenn 
dieselbe zur Redaktion des entschieden bestehenden Rechtes nichts zu sagen 
habe, wenn sie dieses bestehende Verfassungsrecht durchaus als den Punkt 
anerkenne, von dem bei allen Arbeiten auszugehen sei, so behalte sich die 
Partei doch vor, in dem weiteren Verlaufe der Arbeiten des Hauses ihrerseits 
mit denjenigen Anträgen hervorzutreten, um die Verfassung nach der frei- 
heitlichen Richtung hin zu vervollständigen. (St. B. 8. 22.) 

Die zweite Berathung fand in der 9. und 10. Sitzung am 1. bez. 3. April 
statt. Während die überwiegende Mehrheit des Hauses, der Intention der 
Vorlage entsprechend, die Berathung auf den redaktionellen Theil beschränkte, 
war Seitens des Abg. Reichensperger ein Antrag auf Aufnahme gewisser 
„Grundrechte“, und zwar in Bezug auf Press-, Vereins-, Bekenntniss-Freiheit 
und Selbständigkeit der Kirchen eingebracht, welcher durch einen Nebenantrag 
des Abg. Sonnemann erweitert worden war; diese sämmtlichen Anträge wur- 
den abgelehnt. Dieselben sind nur deshalb an dieser Stelle erwähnt wor- 
den, weil sie für die Entwicklung und Stellung der Zentrumsfraktion von 
besonderer Bedeutung sind. Die sonstigen Anträge und Beschlüsse finden 
ihre Berücksichtigung bei den Artikeln, zu denen sie gestellt bez. gefasst 
worden sind. 

In der 15. Sitzung vom 14. April fand die dritte Berathung statt, in 
welcher die einzelnen Verfassungs-Artikel und hierauf das Gesetz betr. die 
Verfassung des Deutschen Reiches, das s. g. Promulgations-Gesetz mit allen 
- gegen 7 oder 8 Stimmen angenommen wurde. 

Die Verfassung nebst diesem Gesetze ist am 16. April 1871 im „Bundes- 
Gesetzblatt des Deutschen Bundes“ von 1871, Nr. 16 (S. 63 ff.), ausgegeben 
am 20. April ej. a. publizirt worden. 


Die geschichtliche Entwickelung Deutschlands, wie sie sich auf Grund 
des deutschen Volkskarakters vollzogen hat, ergiebt als nothwendige Ver- 
fassungsform den Bundesstaat, welcher zwischen dem einfachen Staate und 
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* dem Staatenbunde die mittlere Stellung einnimmt. Der Einheitsstaat wider- 
strebt dem der Nation eigenthümlichen Individualisirungstriebe, und der 
Staatenbund hat sich durch die Misserfolge des alten Deutschen Bundes als 
völlig ungenügend für das Einheitsbedürfniss Deutschlands erwiesen. | 

Aus dieser Nothwendigkeit der bundesstaatlichen Form erklärt sich die 
Lebhaftigkeit der zwischen den Gegnern und den Freunden der gegenwärtigen 
Deutschen Verfassung darüber geführten Kontroverse, ob diese Verfassung 
den bundesstaatlichen Karakter verwirkliche, ob sie nicht vielmehr dem 
Karakter des Staatenbundes sich zuneige, oder ob sie nicht Elemente in sich 
berge, welche zum Einheitsstaate drängen müssten ? | 

Setzen wir diese dritte Alternative vorläufig bei Seite und beschäftigen 
wir uns mit den beiden ersten Alternativen, ob „Staatenbund“ oder „Bundes- 
staat“, so muss man, um diese Frage entscheiden zu können, zuerst sich klar 
machen, welches der substantielle Unterschied zwischen jenen beiden 
Formen ist. Gemeinsam ist beiden Formen der Gegensatz zum einfachen 
Staat, also die Mehrheit der im Bunde vereinigten Staaten. Den Unter- 
schied zwischen den beiden möglichen Formen des Bundes aber drückt die 
Sprache mit seltener Klarheit vermöge der Wortformen ‚‚Staatenbund‘“ und 
„Bundesstaat“ aus, indem der erstere Ausdruck nichts weiter als das Bestehen 
eines „Bundes verschiedener Staaten“, der letztere aber das Bestehen einer 
Bundes-Staatsgewaltausdrückt. Ueberall, wo wir eine der Einheits- 
Staatsgewalt analoge Bundes-Staatsgewalt finden, werden wir das wesentliche 
Kriterium des Bundesstaates als vorhanden anzunehmen haben. Diese Bundes- 
Staatsgewalt manifestirt sich nun, wie die Einheits-Staatsgewalt, dadurch, dass 
der Wille des Staates, ohne Mittelglied, unmittelbar durch Verkündigung 
wirksan wird, indem er dadurch sofort die Unterthanen ergreift und zum 
Gehorsam verpflichtet. Die Verfassung des Norddeutschen Bundes sowohl 
wie die des Deutschen Reichs setzt diese unmittelbare W irkung des Willens 
der Bundes-Staatsgewalt auf die Unterthanen durch Verkündigung ausdrück- 
lich in Art. 17 fest und folglich enthält sie jenes wesentliche Kriterium des 
Bundesstaates, welches denselben vom Staatenbunde unterscheidet. Denn 
es giebt weder „Unterthanen“ des Staatenbundes, noch ergreift der von dem 
Staatenbunde gefasste Beschluss (sein Wille) unmittelbar die Nation, viel- 
mehr beginnt .die Verpflichtung erst damit, dass die verschiedenen Einzelstaa- 
ten den Beschluss des Bundesstaats als ihren Willen, als Landes-Gesetz ver- 
künden. | 

Und falls es auffallend erscheinen sollte, dass hier die Frage, ob „Bundes- 
staat“? ob „Staatenbund“? an das Vorhandensein eines einzigen einfachen 
Yaktums geknüpft wird, so möge in das Gedächtniss zurückgerufen werden, 
dass auch die Frage, ob Republik? ob Monarchie? sich knüpft an ein einziges, 
einfaches Faktum, und dass die Begriffe Bundesstaat und Staatenbund ebenso 
einfacher Natur sind, wie die Begriffe Republik und Monarchie. Von der 
Einfachheit dieser Begriffe entfernt man sich, sobald man in das Detail der 
Verschiedenheit der Arten eingeht (ob absolute? ständische? konstitutionelle? 
parlamentarische u. s. w. Monarchie? ob demokratische? ob aristokratische 
u. s. w. Republik?). Selbst die absolute Monarchie ist in verschiedenen 
Staaten durchaus nicht ein und dieselbe, aber der Begriff Monarchie ist allent- 
halben derselbe; so kann es auch verschiedene Arten des Bundesstaates 
geben, die aber alle jenes, den Bundesstaat vom Staatenbunde unterscheidende 
Merkmal gemeinsam haben. 

Diese Andeutungen sollen zugleich auf die Fehler der in den Lehrbüchern 
des Staatsrechts aufgestellten sogenannten bundesstaatlichen Theorie hinwei- 
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sen. Dieselbe ist (naturgemäss) abstrahirt aus den beiden bestehenden republi- 
kanischen Bundesstaaten Nordamerika und der Schweiz, allenfalls unter 
Berücksichtigung der niemals praktisch gewordenen Deutschen Reichs-Ver- 
fassung von 1849. Demgemäss hat diese Theorie in sich aufgenommen ein 
grosses Detail der amerikanischen und schweizerischen Verfassung, ohne ge- 
nau zu unterscheiden, zwischen dem was Inhalt einer bundesstaatlichen Ver- 
fassung sein muss und dem, was Inhalt derselben sein kann. 

Wenn z. B. Zachariae, Deutsches Staats- und Bundesrecht, I. S. 94 
(Aufl. 2.) als wesentliches Merkmal des Bundesstaates. eine nach „eigenem, 
freien Willen herrschende“ Gewalt hinstellt und dabei anführt, dass die 
Mitglieder dieser Gewalt „nicht an Instruktion gebunden sein dürfen“, so 
darf er sich dafür allerdings auf die schweizerische und nordamerikanische 
Verfassung berufen; man kann auch zugeben, dass diese Bestimmung im 
republikanischen Bundesstaate vernünftig und nothwendig sei; daraus 
folgt aber nicht, dass sie auch für den monarchischen Bundesstaat passe. In 
der Schweiz wie in Amerika ist die Gesammtheit der Bürger jeden Kantons 
oder Einzelstaates Inhaber der Kantonal-Souverainetät und folglich ist die 
Gesammtheit der Bürger sämmtlicher Kantone oder Einzelstaaten (d. i. 
die Summe aller Kantonal-Souverainetäten) auch Inhaber der Bundes-Sou- 
verainetät und übt diese Bundes-Souverainetät gerade so wie die Kantonal- 
Souverainetät durch Wahl von Repräsentanten, bei welchen (ganz wie bei 
den Repräsentativkörpern in monarchischen Staaten) die Ertheilung von In- 
struktionen mit Recht ausgeschlossen ist. 

Sehen wir in Deutschland von den drei freien Städten ab, so sind hier 
die Fürsten Inhaber der Souverainetät der Einzelstaaten; soll nun nach 
Analogie der Schweiz und Amerika’s die Summe aller Einzel-Souverainetäten 
Inhaber der Bundes-Souverainetät sein, so blieb nur zweierlei übrig: Ent- 
weder man umging die „Instruktion“ und liess die Fürsten persönlich den 
Bundesrath bilden — die Unthunlichkeit dieses Verfahrens ist offenbar — 
oder man schlug den Weg der Reichs-Verfassung ein, dann musste man auf 
der Instruktion beharren, weil man nur so zu dem Resultat gelangt, dass die 
Summe der Einzel-Souverainetäten die Bundes-Souverainetät bildet. 

Hier hat also die Anwendung desin der Schweiz und Amerika geltenden 
Prinzips zu völlig anderen Resultaten führen müssen, weil der Bundesstaat 
dort republikanisch, hier monarchisch ist. 

Und wenn der genannte Lehrer des Staatsrechts a. a. Orte erklärt, es 
widerstreite dem Karakter des Bundesstaates, wenn derselbe seine Kompetenz 
. der Gesetzgebung erweitern könne, indem diese Befugniss die „Sanktionirung 
des Ueberganges zum einfachen Staate“ enthalte, so erscheint die letztere Be- 
hauptung als eine vollständig unerwiesene. Nur ein verkehrter Gebrauch 
dieser Befugniss könnte diese Behauptung rechtfertigen. 

Uebrigens gestattensowohl dienordamerikanische wie die schweizerische 
Bundes-Verfassung Aenderungen der Verfassung, jedoch knüpfen sie dieselben 
an erschwerende Bedingungen, was die Deutsche Reichs-Verfassung bekannt- 
lich auch thut. Der Unterschied besteht also nur in dem Masse der Er- 
schwerung und dieses kann unmöglich so wichtig sein, dass an dieser Stelle 
und wegen dieser Frage der Karakter „Bundesstaat“ anfinge oder aufhörte. 

Nur dann, wenn man behaupten will, dass eine Aenderung der Ver- 
fassung bez. Erweiterung der Kompetenz abhänge von der einstimmigen 
Billigung der gesetzgebenden Faktoren aller Einzelstaaten, nur dann kann 
man aus dieser Frage eine Grenzlinie des Bundesstaats gewinnen. Dann 
würde aber weder Amerika noch die Schweiz ein Bundesstaat sein; selbst die 
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Deutsche Reichs- Verfassung von 1849 würde wegen ihres $. 63 nicht die 
Verfassung eines Bundesstaates sein. 

Aehnliches gilt von der Nothwendigkeit eines „Staatenhauses“ nach 
Analogie des amerikanischen Senats. Der amerikanische Senat besteht be- 
kanntlich aus zwei Senatoren von jedem Staate, welche von dem gesetzgeben- 
den Körper desselben gewählt werden; mithin ist er der Repräsentant der 
Souverainetät der Einzelstaaten, welche die Senatoren ernennt. Die Analogie 
ergiebt für Deutschland die Ernennung der Mitglieder des Bundesrathes, als 
derjenigen Institution, die bei uns dem Senat Amerika’s entspricht, durch die 
Fürsten, weil diese in Deutschland die Repräsentanten der Souverainetät der 
Einzelstaaten sind. | 

Die Nothwendigkeit einer Institution, welche die Selbstständigkeit der 
Einzelstaaten wahrt, ist für den Bundesstaat zweifellos; aber die Art der 
Herstellung dieser Institution ist durch das „bundesstaatliche Prinzip“ nicht 
ein für allemal fixirt durch die Art, wie in Amerika der Senat und in der 
Schweiz der Ständerath hergestellt wird. 

Endlich ‚die Institution der Bundesgewalt selbst. In Amerika, wie in 
der Schweiz ist sie völlig und grundsätzlich losgelöst von den Kantonal-Ge- 
walten, indem sie unabhängig und eigenartig gebildet über denselben sich 
aus eigener Kraft aufbaut. Sie kann dies dort und erscheint trotzdem als un- 
mittelbarer Ausfluss der Souverainetät, weil in diesen republikanischen 
Staaten die Souverainetät bei dem gesammten Volke ist und daher die von 
diesem direkt oder indirekt ernannte Bundesgewalt als die Repräsentantin 
dieses souverainen ganzen Volkes sich darstellt. Dies ist der innere Grund, 
weshalb sich alle Kantonal-Gewalt ohne Weiteres der Bundes-Gewalt unter- 
wirft, weil jene nur auf einem Bruchtheile der Souverainetät des ganzen 
Volkes (also dem Willen der Mehrheit eines einzelnen Kantons), diese, die 
Bundesgewalt aber, auf der Ganzheit der Volks-Souverainetät (auf dem 
Willen der Mehrheit aller zum Bunde vereinigten Kantone) beruht. Nach 
aussen erscheint das Verhältniss in der Thatsache, dass die einzelnen Kantone 
oder die Einzelstaaten, mögen sie auch an Ausdehnung und Bevölkerungs- 
ziffer nicht mathematisch gleich sein, in ihrem politischen Gewichte weder 
auf Grund der geschichtlichen Vergangenheit, noch nach den gegenwärtigen 

Umständen wesentlich von einander differiren. Deshalb ist es — beiläufig 
bemerkt — auch zulässig und richtig, dass sowohl zum amerikanischen 
Senate als zum schweizerischen Ständerath jeder Staat, bez. jeder Kanton 
eine gleiche Anzahl von Repräsentanten abordnet. 

In Deutschland dagegen bilden die thatsächlichen Verhältnisse den voll- 
kommenen Gegensatz. Umfang und Einwohnerzahl der einzelnen Staaten 
bieten die denkbar stärksten Verschiedenheiten und das politische Gewicht 
differirt sowohl mit Rücksicht auf die Vergangenheit als auf diegegenwärtigen 
Verhältnisse auf das Wesentlichste. Theoretisch kann man zwar behaupten, 
Souverainetät und Souverainetät sei idehtisch und unabhängig von der 
Machtstellung der betreffenden Staaten — wer sich an derartig abstrakten 
Sätzen erfreut, mag diese Freude geniessen — der Versuch, diese Theorie 
durch die Praxis zu beweisen, hat den alten Deutschen Bund gesprengt und 
die Souverainetäten von Hannover, Kurhessen und Nassau vernichtet. Nur 
einem Gebote der Nothwendigkeit, die niemals unvernünftig ist, folgt daher 
die Deutsche Reichs-Verfassung, als sie das Präsidium im Bunde unlöslich 
mit der Krone Preussen verband. Nur diese Verbindung sichert in Deutsch- 
land jenen in der Schweiz und Amerika aus andern Gründen sich ergebenden 
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Zustand, dass alle Einzelstaaten-Gewalt ohne Weiteres der Bundes-Gewalt 
sich unterwirft. | 

(Um Missverständnisse zu vermeiden, sei ausdrücklich bemerkt, dass 
Verfasser hier an einen physischen Zwang Seitens der Bundes-Gewalt höch- 
stens in thesi denkt, für die Praxis hat er vielmehr den moralischen Eindruck 
der aus der hier berührten Konstruktion der Bundesgewalt von selbst 
folgenden Thatsache im Auge, dass der Staat Preussen sich stets dem Willen 
der Bundesgewalt unterwerfen muss. Andererseits-hat er die Gefahr im 
Auge, die für eine mit der Krone Preussen nicht verbundene Bundesgewalt 
aus dem Widerstande dieses Staates mit Nothwendigkeit hätte entstehen 
können und entstehen müssen.) 

Soweit vorgeschritten, dass man die Nothwendigkeit der Uebertragung 
des Bundes-Präsidiums auf die Krone Preussen erfasste, lagen für die weitere 
Konstruktion der Bundes- oder Reichs-Gewalt an sich zwei, wenn man will, 
drei Wege offen. 

Man konnte entweder nach Analogie des amerikanischen Präsidiums und 
nach dem Vorgang der Deutschen Reichs-Verfassung von 1849 die Reichsge- 
walt einheitlich organisiren, indem man sie auf den König von Preussen als 
Deutschen Kaiser übertrug, der dieselbe durch ein verantwortliches Reichs- 
Ministerium auszuüben haben würde. Daneben der Reichstag, gebildet aus 
einem Staaten- und einem Volkshause. 

Es ist wohl zu beachten, dass diese Konstruktion der Reichsgewalt äusser- 
lich die genaue Kopie der amerikanischen Verfassung ist; und man hat in 
dieser Thatsache eine Garantie für die Vortrefflichkeit der Konstruktion 
finden wollen, insofern dieselbe in Amerika den Beweis geliefert habe, dass 
mit ihr das Wohl des Bundesstaates sich verwirklichen lasse. Und in der 
That — sieht man von der Sezession der Südstaaten ab — hat diese Ver- 
fassung die rechts und links liegenden Klippen, sowohl die Gefahr des Ein- 
heitsstaates, als auch die des Ueberwucherns des Partikularismus und das aus 
demselben hervorgehende Auseinanderfallen der Union vermieden und so den 
Staat in der richtigen Mitte des Bundesstaates erhalten. 


Nun ist aber klar, dass man diese günstige Wirkung nicht der äusseren 
Konstruktion der Nebeneinanderstellung von Kongress (Repräsentanten- 
haus und Senat) und Präsidium, sondern der inneren Gestaltung des Ver- 
hältnisses des Kongresses zum Präsidenten verdankt. Diese innere Ge- 
staltung ist selbstverständlicherweise republikanisch; die gesammte, durch 
die Verfassung verliehene gesetzgebende Gewalt ist, wie Art. 1. der amerika- 
nischen Verfassung vorschreibt, dem Kongress verliehen und der auf 4 Jahre 
gewählte, nach Sect. 4 der Verfassung unter Umständen absetzbare Präsident 
hat lediglich die ausübende Gewalt und ein sehr verklausulirtes Suspensiv- 
Veto,welches sofort unwirksam wird, wenn Repräsentanten und Senatin zwei- 
ter Berathung die vom Präsidenten beanstandete Bill mit zwei Drittel Mehr- 
heit genehmigen. Der Präsident hat namentlich nicht das Recht der selbst- 
ständigen Aemterbesetzung, sondern bedarf dazu der Einwilligung des Senats. 


Diese Bestimmungen sind allerdings sehr geeignet, die Gefahren des 
Einheitsstaates, oder die Gefahr der allmäligen Absorption der einzelstaat- 
lichen Souveränetät zu verhindern — aber diese Bestimmungen sind repu- 
blikanischer Natur, und Deutschland ist nach Geschichte und Gegen- 
wart keine Republik, hat vielmehr seine Eigenart der konstitutionellen 
Monarchie dahin ausgebildet, dass die Gesammtheit der Souverainetät bei den 
Fürsten ist und nur die Ausübung des Theils der Souverainetät, den man 
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„gesetzgebende Gewalt“ nennt, gebunden ist an die Zustimmung der 
Repräsentativkörper. | = 

Dieser Stellung der deutschen Monarchie muss mit Nothwendigkeit 
auch die Stellung der Reichs-Souverainetät entsprechen; der Versuch, sie 
republikanisch zu gestalten, muss scheitern, weil er der historischen Ent- 
wickelung widerspricht. Konstruirt man aber nunmehr nach deutsch- 
monarchischen Grundsätzen innerlich die Beziehungen jener Gewalten, die 
man äusserlich in Amerika vorfindet, d. h. macht man aus dem auf 4 Jahre 
gewählten, absetzbaren amerikanischen Präsidenten, deran der gesetzgebenden 
Gewalt keinen Antheil hat, der die höheren Aemter nicht selbstständig be- 
setzen darf, macht man aus diesem Präsidenten einen deutschen erblichen 
Monarchen, dem die Gesammtheit der Souverainetät gebührt, und der nur in 
Bezug auf die gesetzgebende Gewalt an die Zustimmung des Reichstags ge- 
bunden ist, ist endlich dieser Monarch zugleich der Souverain Preussens, — 
dann schafft man nicht mehr einen Bundesstaat, sondern einen Einheitsstaat, 
dem gegenüber die Einzelstaaten nur als Provinzen mit gemässer Selbst- 
ständigkeit erscheinen, — eine Konstruktion, mit der weder die deutschen 
Regierungen, noch die deutschen Stämme sich befreunden würden. 

- So sehen wir denn schon den Entwurf der ‚Verfassung des Deutschen 
Reiches auf Grund des sog. Drei-König-Bündnisses sich von der einheit- 
lichen Konstruktion abwenden und festsetzen ($. 65 f£.), dass die Reichs- 
regierung von einem „Reichsvorstande“, dessen Würde mit der Krone 
Preussen verbunden, „an der Spitze eines Fürsten-Kollegiums geführt“ 
werden solle. Dieses Fürsten- Kollegium sollte aus 6 Stimmen bestehen, 
je eine sollte Preussen und Baiern haben, die anderen 4 Stimmen aber 
sollten auf bestimmte Staaten-Gruppen vertheilt und von bestimmten Staaten 
geführt werden. Ein näheres Eingehen auf diese, zum Theil etwas künst- 
liche Organisation ist an dieser Stelle nicht erforderlich; es genügt für den 
Zweck dieser Darstellung darauf aufmerksam zu machen, dass einerseits der 
Versuch, die Unions-Verfassung in Deutschland zu kopiren, in eine revolu- 
tionäre Periode fällt, die, um ein Wort Friedrich Wilhelm IV von Preussen 
zu zitiren, vergessen hatte, dass es „in Deutschland Fürsten giebt“; und dass 
andererseits dieses politische Streben in demselben Augenblick verlassen 
wird, in welchem das Deutsche Fürstenthum seine, durch die Revolution 
wesentlich beeinträchtigte Stellung wieder einzunehmen beginnt. Daraus 
ergiebt sich, dass jene Konstruktion der Bundes-Gewalt, welche durch die 
Frankfurter Reichs-Verfassung eine grosse Popularität gewonnen hatte, für 
Deutschland ungeeignet ist, weil dieselbe den realen Verhältnissen in Bezug 
auf Souverainetät, der nun einmal durch die Geschichte gegebenen Stellung. 
der Deutschen Fürsten widersprechen und dieselbe beeinträchtigen würde. 
In jenem Umstande tritt der Fehler der Einführung dieses Systems in 
Deutschland, in diesem letzteren Umstande, in der Beeinträchtigung der 
Stellung des Fürsten, die- Gefahr für ein gedeihliches Funktioniren des 
Bundesstaates zu Tage. 

Der Fehler würde einer der grössten gewesen sein, die gedacht werden 
können, denn für die Politik steht Widerspruch mit den gegebenen recht- 
lichen und thatsächlichen Verhältnissen völlig der Naturwidrigkeit gleich; 
nicht minder gross würde die Gefahr gewesen sein, der man den neu ge- 
schaffenen Bundesstaat ausgesetzt haben würde, wenn man ihm von vorn 
herein die Träger der Einzel-Souverainetät, d. h. die einflussreichsten und 
schwerstwiegenden Potenzen zu unversöhnlichen Gegnern geschaffen hätte, 
die fortan, weil sie für die erlittenen Einbussen nicht den mindesten Ersatz 


Organisation und Ausübung der Reichs-Gewalt. s1 


empfangen, ihre Hauptthätigkeit in Hemmen und Hindern der Entwicklung 
des Bundesstaates vereinigen, günstigsten Falles passiv sich verhalten, kaum 
jemals aber als wirkliche Genossen des Bundes für denselben thätig sein 
würden. 

Nun hat man zwar innerhalb derjenigen politischen Parteien, welche 
nach Massgabe der Frankfurter Verfassung organisiren wollten, die vor- 
stehend geschilderten Schwierigkeiten keineswegs völlig verkannt; allein 
man glaubte denselben ein bedeutendes Gewicht nicht beilegen zu müssen, 
weil man mit der Annahme sich schmeichelte, dass der Widerstand der 
Fürsten, oder der Einzel-Regierungen ‚zur Genüge paralysirt werde durch 
die Gunst, welche „das Volk“ dem geeinigten Deutschland entgegenbringe. 
Diese, so glaubte man, werde die Repräsentativ - Körper sowohl des 
Deutschen Reichesals auch die der Einzelstaaten in solcher Weise zusammen- 
setzen, dass es den Regierungen nicht möglich sein werde, dasjenige, was man 
„partikularistische Politik“ nennt, mit Erfolg zu betreiben. Heutzutage dürfte 
eine so optimistische Anschauung der Dinge bereits veraltet sein. Einmal ist 
es mit der „Begeisterung“ bei politischen Dingen überhaupt eigenthümlich 
bestellt; und keinesfalls darf man von derselben erwarten, dass sie für ruhige, 
nüchterne Zeiten, welche doch die Regel bilden, in bestimmender Weise 
vorhalten werde. Sodann kann auch die Reichs-Gewalt mit dem ihr zur Seite 
stehenden Reichstage in Konflikte gerathen, durch welche die Volksthüm- 
lichkeit der Reichs-Gewalt, wenn nicht in allen, doch in zahlreichen und 
weiten Kreisen beeinträchtigt wird; endlich giebt es in den bedeutenderen 
Deutschen Staaten überall eine partikularistische Partei; und gerade auf die 
Haltung dieser Partei werden partikularistische Regierungen von bedeuten- 
dem Einflusse sein, wie andererseits Niemand verkennen wird, dass die Be- 
deutung der partikularistischen Parteien sehr wesentlich gesteigert werden 
muss, sobald dieselben in ihrer Landes-Regierung einen Bundesgenossen finden. 
Aber nicht nur der Sache des Bundesstaates gefährlich würde die nur wider- 
willig erfolgte Unterordnung der Einzel-Staaten sein ; geradezu demoralisirende 
Wirkungen müsste es weithin üben, wenn die Einzel-Regierungen unter 
durchsichtiger Hülle gegen die nämliche Gewalt intriguiren wollten, der sie 
öffentlich sich untergeordnet haben. Es wird in dieser Beziehung die vor- 
stehend gegebene Andeutung genügen und kaum nöthig sein, der eigen- 
thümlich-schwierigen Lage aller Derjenigen beispielsweise zu erwähnen, 
welche, obgleich in irgend einem Abhängigkeits-Verhältnisse zu einer „parti- 
kularistischen“ Regierung stehend, deshalb ihrer nationalen Pflichten nicht 
minder eingedenk bleiben wollten. 

Hält man nun Dasjenige zusammen, was hier soeben vorgetragen, so 
wird man zugeben, dass eine rein äusserliche, nur widerwillig vollzogene 
Unterordnung einzelner, oder aller Regierungen unter die Bundes-Gewalt 
Kalamitäten zu erzeugen geeignet ist, die es schliesslich sogar zweifelhaft 
erscheinen lassen, ob die Stifung des Bundesstaates nicht besser unterblieben 
wäre; und da, wie soeben gezeigt worden, die Organisation der Bundes- 
Gewalt nach Massgabe der Frankfurter Reichs-Verfassung kaum etwas Besseres 
als eine solche widerwillige Unterordnung zur Folge gehabt haben würde, so 
darf als nachgewiesen angesehen werden, dass diese Art der Organisation der 
Bundes-Gewalt für Deutschland nicht brauchbar gewesen sein würde. 

Unter solchen Umständen hätte es vielleicht nahe gelegen, auf diejenige 
Organisation zurückzugreifen, welche der Bundes-Gewalt in der Drei-Königs- 
Verfassung gegeben war. Allein, von staatsrechtlichen Erwägungen vorläufig 
abgesehen, ein Politiker von der Stärke des Fürsten Bismarck war nicht im 
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Stande, einen solchen Fehler lediglich einer falschen Art von Geschichts- 
Kontinuität zu Liebe zu begehen. So populär, wie wir schon einmal gesagt, 
die Frankfurter Reichs-Verfassung bei gewissen Parteien war, so unpopulär 
ist von jeher die s. g. Drei-Königs-Verfassung gewesen. Durch einen Rück- 
griff auf diese Verfassung, oder auf wesentliche, eigenartige Bestimmungen 
derselben würde man kaum etwas Anderes erzielt haben, als dass sich eine 
wirkliche Agitation für Annahme der Frankfurter Verfassung gebildet hätte. 
Dann aber ist nicht zu übersehen, dass die Organisation der Reichs-Gewalt 
in der Drei-Königs-Verfassung, so richtig der Gedanke des Zusammen- 
hangs der Bundes-Souverainetät mit den Einzel-Souverainetäten auch ist, 
im Uebrigen den Vorwurf verdient, theils gekünstelt und schwerfällig, theils 
für unsere Zeit bereits veraltet zu sein. In erster Beziehung würde die 
Konkurrenz zwischen Fürsten-Kollegium, Staaten- und Volks-Haus, denen 
gemeinsam die Gesetzgebung übertragen werden sollte, eine Reibung erzeugt 
haben, deren Stärke das Zustandekommen von Gesetzen sehr in Frage ge- 
stellt haben dürfte. Und da nun die Herstellung eines Deutschen National- 
Staates wesentlich deshalb nothwendig geworden, um auf den zahlreichen 
Gebieten der Bundes-Gesetzgebungs- Kompetenz einheitliches Recht zu 
schaffen, so würde einer der Hauptzwecke des National-Staates eine wesent- 
liche Hinderung erfahren haben, wenn man den falschen Rückgriff auf die 
Drei-Königs-Verfassung gethan hätte. Dann aber vergesse man nicht, dass 
durch die Organisation der Drei-Königs-Verfassung wie ein rother Faden 
der Gedanke sich durchzieht, dass die Deutschen Mittel-Staaten eine be- 
sonders bevorzugte Stellung innerhalb des neuzuschaffenden Deutschlands 
einnehmen sollten. Diese Kombination, an und für sich schon in hohem 
Grade bedenklich, kann nach dem Jahre 1866, d. h. nach dem Eingang der 
Souverainetäten von Hannover, Kurhessen und Nassau und nach der wesent- 
lichen Machterweiterung, die Preussen gewonnen, nicht mehr als lebens- 
fähig betrachtet werden. | 

Die Politik des Fürsten Bismarck hat bei der Neugestaltung Deutschlands 
im Jahre 1866 — denn vorerst sprechen wir nur von dieser — in höchst 
genialer Weise an die Vergangenheit angeknüpft, ohne eine der Gefahren zu 
laufen, welche als drohend anzusehen gewesen sein würden, wenn man zu 
einem Rückgriff, sei es auf die Frankfurter Reichs-Verfassung, sei es auf die 
Drei-Königs-V erfassung, seine Zuflucht genommen hätte. Stand die Führer- 
schaft Preussens fest, welche im Norddeutschen Bunde mit dem bescheidenen 
Titel „Bundes-Präsidium“ sich begnügte, so hatte man dadurch für Deutsch- 
land ein Novum geschaffen, welches mit der bisherigen geschichtlichen Ent- 
wicklung nicht in direktem Zusammenhange stand. Für das zu schaffende 
Parlament des Reiches griff die Preussische Politik vorurtheilsfrei auf das 
Jahr 1848 zurück und scheute sich nicht, das allgemeine, gleiche und direkte 
Wahlrecht mit geheimer Stimmabgabe zu gewähren. So war dem Deutschen 
Reichstage dieselbe Form und Bildungsweise wie dem Parlamente der Pauls- 
kirche geworden, d. h. der Reichstag trat ebenbürtig der höchsten parlamen- 
tarischen Entwicklung an die Seite, welche Deutschland kennt. Nun galt 
es jener Institution die passende Form zu geben, in welcher, bez. durch 
welche die Deutschen Einzel-Souverainetäten den ihnen gebührenden An- 
theil an der Bundes-Souverainetät üben würden. Seit länger als 50 Jahren 
war den Deutschen Regierungen bei Beschlussfassungen über Bundessachen 
die Stimmvertheilung geläufig, welche für das Plenum des früheren 
Deutschen Bundes galt; musste beim Reichstag die Anknüpfung an die Ver- 
gangenheit mehr idealer Natur sein, weil es nur kurze Zeit, vor Jahren ein- 


Der Bundesrath. 83 


mal, ein Deutsches Parlament gegeben hatte; hier, für den Bundesrath 
nahm man die materielle Abmessnng des Einflusses, welche in der Stimm- 
Vertheilung enthalten, aus der Vergangenheit in die neue Zeit mit hinüber. 
Niemand konnte Einwendungen dagegen erheben, dass Preussen die Stimmen 
der einverleibten Staaten von Hannover, Kurhessen,, Holstein, Nassau und 
Frankfurt a. M. sich beilegte; die Stimmen dieser Staaten belaufen sich auf 
13, so dass Preussen mit den eigenen Stimmen im früheren Plenum (4) im 
Bundesrathe 17 Stimmen führt; Baiern hat im „Reiche“ 2 Stimmen mehr 
erhalten, als es im „Bunde“ (4) besessen, also 6; Sachsen und Württemberg 
führen je 4, Hessen und Baden je 3, Mecklenburg-Schwerin und Braun- 
schweig je 2, alle übrigen Staaten je 1 Stimme; im Ganzen sind im Bundes- 
rathe 58 Stimmen abzugeben. Der Reichstag aber besteht aus 397 Abgeord- 
neten, von denen 235 auf Preussen entfallen. 

Die ebenso schwierige als undankbare und Eifersucht leicht entzündende 
Frage einer, der Stellung nach allen Seiten entsprechenden Stimmver- 
theilung war auf diese Weise, durch Anknüpfung an das Bestehende rasch 
gelöst, und zwar dergestalt, dass die Bundesgenossen Preussens sich gewiss 
nicht beklagen konnten, da Preussen, wenn man dessen Einwohnerzahl mit 
derjenigen deranderen Deutschen Staaten vergleicht, trotz seiner 17 Stimmen 
nicht diejenige Summe des Einflusses empfangen hat, welche ihm nach Ver- 
hältniss zu gebühren scheint. 

Und in der That hat es denn auch nicht an Stimmen gefehlt, welche 
sich tadelnd darüber ausgelassen haben, dass die Vormacht Deutschlands im 
Bundesrathe so leicht majorisirt werden könne. Hierbei scheint jedoch 
übersehen zu sein, dass in Bezug auf die wichtigsten Abstimmungen im 
Bundesrathe, wenn es um Ausübung der gesetzgebenden Gewalt sich 
handelt, neben dem Bundesrathe der Reichstag steht, in welchem die in 
Preussen gewählten Abgeordneten, wie bereits erwähnt, die Majorität haben. 
Ist also im Bundesrathe gegen Preussens Stimmen ein Gesetz- Entwurf an- 
genommen, so haben die Preussischen Abgeordneten es in der Hand, diesen 
Vorschlag abzulehnen. Dies nämliche Veto zu Gunsten des bestehenden Zu- 
standes hat natürlich die Majorität im Bundesrathe. Die absolute Majorität 
bei 58 Stimmen beträgt 30; also, um das Verhältniss der Preussischen Stim- 
men klar zu stellen: diese, die Stimmen Preussens 17 + 13 anderen Stimmen 
— 30, gegen 28; oder aber 30 nicht Preussische Stimmen gegen 17 Preus- 
sische und 11 nicht Preussische Stimmen. Man sieht, die Gefahr der Majori- 
sirung Preussens ist nicht so schlimm, da es diesem ersten Staate in der 
Regel nicht schwer fallen wird, sich die Unterstützung von 13 Stimmen zu 
erwerben. ' 

Hieran schliesst jedoch noch eine politische Erwägung. In der Aw 
und Weise, wie die Geschäfte im Bundesrath behandelt werden, ernten wir 
die besten Früchte jener Politik der Mässigung, welche unter der Leitung 
des Fürsten Bismarck seit dem Jahre 1866 in der Deutschen Frage beobachtet 
ist. Diese Politik der Mässigung beherrschte die Friedensschlüsse nach dem 
Deutschen Kriege des Jahres 1866; sie beherrschte den von Preussen ein- 
gebrachten Entwurf der Verfassung des Norddeutschen Bundes; sie be- 
herrschte das Verhalten des Nord-Bundes zu den Süd-Staaten bis zum 
Französischen Kriege und endlich beherrschte sie die mit den Süddeutschen 
Staaten abgeschlossenen Verfassungs-Verträge. Was die Deutschen Fürsten 
an Souverainetäts-Rechten über ihr Land eingebüsst haben, dafür haben sie 
reichen Ersatz erhalten durch ihre Stellung im Bundesrathe, der sie zu 
Mitbeherrschern über ganz Deutschland, auch über Preussen macht. Und 
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deshalb darf man sich den Bundesrath nicht als eine Arena vorstellen, in 
der sich Feinde bekämpfen und durch die Majorität von 30 resp. 28 Stimmen 
abwechselnd Siege erringen oder Niederlagen erleiden. Das würde allerdings 
die Folge einer, von der beobachteten Mässigung abweichenden Pressions- 
Politik gewesen sein, welche uns widerwillige Bundesglieder erworben 
haben würde. 


Diese reine Arithmetik von 30 resp. 28 ist nur das letzte Aushülfsmittel 
im Falle der Noth. Im Allgemeinen und regelmässig kann sich die Legislativ- 
Gewalt eines Bundesstaates auf so schwache Majoritäten nicht stützen; sie 
bedarf zwar nicht der Einstimmigkeit, aber doch der von der Einstimmigkeit 
nicht allzu weit sich entfernenden starken Majoritäten, und Ihatsachen — 
z. B. die zwei Drittel-Mehrheit bei Beschlussfassung über den vom König- 
reich Sachsen vorgeschlagenen obersten Handels-Gerichtshof oder bei Ge- 
legenheit der Erweiterung der Reichs- Gesetzgebungs- Kompetenz auf das 
gesammte Zivilrecht — beweisen, dass im Bundesrathe solche Majoritäten 
zu erzielen sind. Diese wichtige Seite der praktischen Handhabung der Ver- 
fassung im Bundesrathe hat auch Fürst Bismarck selbst in einer seiner Reden 
bezeugt. 


Freilich kann man dem gegenüber sagen, diese Art und Weise der Ge- 
schäftsbehandlung im Bundesrathe sei eine lediglich thatsächliche, und da 
sie also nicht eine auf gesetzlicher (Verfassungs-) Vorschrift beruhende seı, 
so könne Niemand dafür bürgen, dass nicht über kurz oder lang ein ganz 
anderes Verfahren eintreten werde; eine ständige Koalition der Mittelstaaten 
u. Ss. w. im partikularistischen Sinne sei jederzeit möglich und auf diese 
Weise könne die Legislativ-Gewalt des Bundes völlig lahmgelegt werden. 

Es ist schon erwähnt, dass es sich hier nicht um rein staatsrechtliche 
Fragen, sondern mindestens um staatsrechtlich-politische Fragen handelt, bei 
denen es bekanntlich eben so leicht ist, Möglichkeiten aufzustellen, als es 
schwierig ist, allen Möglichkeiten entgegenzutreten. Vielleicht ist hier ein 
Beispiel an seiner Stelle. Es ist heutzutage in England zweifellos Grundsatz, 
dass ein Ministerium, welches im Unterhause die Majorität nicht hat, allen- 
falls nach vorangegangenem einmaligen Appell an die Wähler, abtreten, und 
ein neues Ministerium aus der Unterhaus-Mehrheit gebildet werden muss. 
Gleichwohl giebt es kein Gesetz, welches diesen Grundsatz feststellte; er 
hat sich entwickelt aus den Machtverhältnissen, in denen das Unterhaus zum 
Öberhause und zur Krone steht. Der Grundsatz beruht nicht auf Gesetz, 
sondern auf Thatsachen, hat nichtsdestoweniger dieselben Rechte, als wenn 
er auf Gesetz beruhte und kann erst in dem Augenblick fraglich werden, wo 
die Thatsache der Macht des Unterhauses schwindet. 


Gerade so beruht die erspriessliche Art der Geschäftsbehandlung im 
Bundesrathe, deren Bestehen Fürst Bismarck bezeugt, auf Thatsachen und 
zwar — nach menschlicher Berechnung — auf dauernden Thatsachen, also 
auf solchen, welche auch die Dauer jener erspriesslichen Art der Geschäfts- 
behandlung verbürgen. Solche Thatsachen, welche die theoretisch mögliche 
Koalition einzelner Staaten im partikularistischen Sinne praktisch unmöglich 
machen, sind: | 


1. Der Einfluss des Reichstages. So lange der Reichstag, hervorgegangen 
unmittelbar aus der denkbar freiesten und allgemeinsten Wahl des 
Deutschen Volkes, seiner Majorität nach bundesstaatlich (im Gegensatz 
zum Partikularismus) gesinnt ist, wird es für die Mittel-Staaten politisch 
unmöglich sein, eine partikularistische Koalition zu bilden, weil ihnen 
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unter dieser Voraussetzung jeder Halt, jeder Stützpunkt fehlen würde,» 
dessen sie gegen die überwiegende Macht des leitenden Staates (Preussen) 
unter allen Umständen bedürfen. Eine solche partikularistische Koalition 
ist nur möglich, falls sie von der Mehrheit des Volkes unterstützt würde. 
. Der Abschluss einer solchen partikularistischen Koalition würde den 
Fortbestand der betreffenden Staaten bedrohen. Es liegt in der Natur 
der Sache, dass im Reichstage das Streben nach Kräftigung des Zentrums 
vorherrscht, während der Bundesrath, in seiner Eigenschaft eines 
Staaten-Hauses des Deutschen Reiches, für die Erhaltung der verfassungs- 
mässigen Selbstständigkeit der Peripherie wirkt. In dem Augenblick, in 
welchem durch eine partikularistische Koalition die Mehrheit des Bundes- 
rathes nicht mehr auf die Erhaltung der verfassungsmässigen 
Selbstständigkeit sich beschränken, sondern die Lahmlegung der Zentral- 
kräfte zum Zielpunkt ihrer Thätigkeit machen würde, müsste die Minder- 
heit im Bundesrathe, welche mit Preussen zusammenginge, die Zentrali- 
sirangs-Richtung des Reichstages unterstützen, wodurch der Fortbestand 
der Selbstständigkeit der Einzelstaaten in Frage gestellt wäre. 
. Eine partikularistische Koalition würde den Bestand des Bundesstaates 
mit der Zeit in Frage stellen, und doch ist die Erhaltung desselben die 
stärkste Garantie für den Fortbestand der Einzelstaaten. Der Bundes- 
rath gewährt beides, die Kraft des Zentrums und die Selbstständigkeit 
der Peripherie. Wollte die Peripherie den Bundesstaat durch partikula- 
ristische Koalition faktisch aufheben, so würde sie dadurch die im 
Preussischen Staate vorhandenen Zentralkräfte Deutschlands doch nicht 
vernichten, aber es würde klargestellt sein, dass diese Kräfte für Deutsch- 
land nur in der Form des Einheitsstaates wirksam sein könnten. 
. Aus alledem ergiebt sich, dass das eigene Interesse die einzelnen Staaten 
darauf hinweist, den Bundes-Rath nicht als einen Kampfplatz gegen 
Preussen zu missbrauchen, sondern denselben zu einer Stätte einträcht- 
licher, gemeinschaftlicher Arbeit zu weihen, damit Kraft des Zentrums 
und Selbstständigkeit der Peripherie neben einander bestehen können. 
. Und wie die Bethätigung bundesfreundlicher Gesinnung im Interesse der 
Deutschen Mittel- und Klein-Staaten liegt, wie ehrliche Hingabe an den 
Gedanken des Bundes-Staates als die beste Sicherung ihrer Existenz er- 
scheint, so ist andererseits Preussen den Einzelstaaten gegenüber die 
Bethätigung derselben Gesinnung schuldig. Keine Ueberhebung, kein 
Prahlen mit der grösseren Macht, kein moralischer Zwang. Und wiederum, 
was hier als Preussen’s Pflicht bezeichnet worden, das erscheint anderer- 
seits als Preussen’s Nutzen. Die bundesfreundliche Haltung der Peri- 
pherie dauert so lange, wie die bundesfreundliche Haltung des Zentrums 
dauert und umgekehrt. Lenkt das Zentrum in den Weg des einfachen 
Staates, so wird die Peripherie partikularistisch, geberdet sich die 
Peripherie partikularistisch, so treibt sie das Zentrum zur Anstrebung des 
einfachen Staates, der doch weder für Preussen, noch für Deutschland 
ein Glück wäre. 

Thatsachen und das eigene Interesse also verhüten jene Gefahren, 


welche man theoretisch als möglich aufgestellt hat. 


In diametralem Gegensatze zu Denjenigen, welche der Verfassung den 


bundesstaatlichen Karakter abstreiten,, in derselben vielmehr nur ein „Bünd- 
niss selbstständiger Regierungen“ sehen (Abg. Duncker-Berlin. St. B. 
S. 174 ff.) ; eine selbstständige Zentral-Gewalt vermissen und die Vormackt 


, 
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‘Preussen durch fortwährende Majorisirungen im Bundesrathe unter das 
Joch des Partikularismus gebeugt sehen, — in diametralen Gegensatz hierzu 
steht eine andere Gruppe von Gegnern der Verfassung, welche derselben 
vorwirft, an Stelle des bundesstaatlichen, den Karakter des einfachen Staates 
an sich zu tragen, oder doch „alle Keime des Einheits-Staates“ in sich zu 
bergen, welche, durch die Gunst des übermächtigen Preussens gereift, die 
Reste der Partikular-Souverainetät in näherer, oder fernerer Zeit ersticken 
würden. Auf demselben Boden der Anschauung bewegen sich Diejenigen, 
welche voraussagen, dass durch fortgesetzte Erweiterungen der Reichs- 
Gesetzgebungs- Kompetenz der Kreis, innerhalb dessen die Partikular- 
Souverainetät zu wirken berufen sei, allmälig so eingeengt werden würde, 
dass eines Tages die Kantonal-Kompetenz völlig von der Reichs-Kompetenz 
absorbirt sein werde. 

Während man also dort der Verfassung den Vorwurf macht, sie sei nur 
staatenbundlich und erreiche den Bundesstaat nicht, klagt man hier, die 
Verfassung habe den Bundesstaat bereits überschritten und besitze entweder 
schon den Karakter des einfachen Staates, oder sei doch im Begriff und jeder- 
zeit in der Lage, in einen solchen „Einheits-Staat“ überzugehen. 

Wo Jenen für die nationale Einigung zu wenig gethan zu sein scheint, 
klagen Diese, es sei viel mehr, als gut und nothwendig, geschehen; Diese 
sehen im Deutschen Reiche das Grab der, dem National-Karakter eigenen 
Autonomie, Jene fürchten Gefahren aus der starken Stellung, welche die 
Verfassung auch dem kleinsten Staate gewährt; über „Cäsarismus“, „Milita- 
rismus“ „straffe Zentralisation“ klagen die Einen, während die Anderen gerade 
eine stärkere Zentral-Gewalt zur Bewältigung des „Partikularismus* (denn 
so heisst auf dieser Seite, was auf jener Seite „berechtigte Stammes-Autono- 
mie“ genannt zu werden pflegt) verlangen. 

Denen gegenüber, welche in der Verfassung noch nicht einmal den 
Bundesstaat erreicht finden wollten, haben wir das entscheidende Moment 
in unserer Verfassung nachgewiesen und zugleich gezeigt, weshalb die 
Bundes- oder Reichs-Souverainetät im Allgemeinen für Deutschland von der 
Partikular-Souverainetät nicht losgelöst werden konnte, dass aber die Stellung 
der Vormacht im Bundesrathe thatsächlich eine weit stärkere ist, als Die- 
jenigen glauben, die über „Majorisirung* Befürchtungen hegen. 

Dieselbe Berücksichtigung sind wir nunmehr auch Denen schuldig, 
welche in der Verfassung „bereits“ den „Einheits-Staat“, wenn nicht ver- 
wirklicht, doch angebahnt sehen. Wenn die Verfassung einen solchen Inhalt 
in der That hätte, so würde dieselbe eines schweren Fehlers theilhaftig sein ; 
das müssen selbst Diejenigen anerkennen, welche die Vorstellung eines, 
ganz Deutschland umfassenden einfachen Staates für das richtige Endziel der 
nationalen Einigungs-Bestrebungen halten. Denn, wenn man selbst dies zu- 
zugeben geneigt sein sollte, so wird man doch auf der anderen Seite nicht in 
Abrede stellen können, dass der Tag noch in weiter Ferne liegt, an welchem 
jenes angebliche Endziel erreicht sein dürfte. Für die Gegenwart und für 
eine lange, lange Zeit über dieselbe hinaus leistet die Einigung, welche durch 
einen Bundesstaat verwirklicht wird, allen vorhandenen Einigungs-Bedürf- 
nissen durchaus Genüge; die Einheit des einfachen Staates würde diese Be- 
dürfnisse weit überschreiten und von der Mehrzahl keineswegs willkommen 
geheissen werden. Zwar vermag Niemand zu wissen, und Verfasser Dieses 
fühlt sich gewiss nicht berufen, vorherzuwissen, wie man nach Verlauf von 
50—100 Jahren über diese Dinge in Deutschland denkt, nur so viel kann 
schon heute gesagt werden, dass eine Beseitigung der Partikular-Souveraine- 
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täten auch in ferner Zukunft durchaus unwahrscheinlich sein dürfte, solange 
dieselben, wie schon einmal hervorgehoben, nur nicht auf den unglücklichen 
Gedanken verfallen, die verfassungsmässige Einheit und deren naturgemässe 
Entwicklung in Frage zu stellen, im Uebrigen aber, als Regierungen, und 
namentlich in Bezug auf das weite Gebiet der Verwaltung, fortfahren , gegen 
ihre Unterthanen ihre Pflichten zu erfüllen. 

An dieser Stelle ist auf jenen wesentlichen Unterschied aufmerksam zu 
machen, welcher zwischen dem Verlauf der Italienischen und der Deutschen 
Einheits-Bewegung stattgefunden hat und, wie man wohl hinzusetzen darf, 
stattfinden musste. Die Einheit Italiens erforderte schon wegen des roma- 
nischen Volks-Karakters die nach französischem Muster arbeitende Zentrali- 
sation des einfachen Staates; die Italienischen Fürsten Mittel-Italiens aber 
konnten ihre Kronen nicht bewahren, weil sie in Italien Fremdlinge waren 
und, wären sie in ihre Länder zurückgekehrt, kaum etwas Anderes als eine 
fortwährende Drohung der Wiederkehr der (Oesterreichischen) Fremdherr- 
schaft dargestellt haben würden; die Situation des Königs von Neapel aber, 
den man vielleicht als Italiener ansehen konnte, war eine so eigenthümliche, 
dass derselbe selbst dann auf Erhaltung seines Thrones keine Hoffnung ge- 
habt haben dürfte, wenn auch die Grösse seines Königreichs Neapel im Ver- 
hältniss zu dem übrigen Italien nicht als eine fortdauernde Gefahr für die 
Sicherheit und den Bestand dieses jungen Reiches erschienen sein würde. 

Die Deutschen Mittel- und Klein-Staaten haben niemals auch nur an- 
nähernd in einem so ungünstigen Verhältnisse zu ihren Unterthanen gestanden 
wie notorischermassen die Italienischen Fürsten; von einem feindlichen, an 
Fremdherrschaft nur erinnernden Verhältnisse konnte durchaus keine Rede 
sein; ihre Regiernng war im Allgemeinen wohlwollend; nichts weniger als 
despotisch, und sie hatten es verstanden, die Liebe und Anhänglichkeit ihrer 
Unterthanen sich zu erwerben und werden jetzt um so sicherer im Besitze 
dieser werthvollsten Unterthanen-Gaben bleiben, als jetzt der einzig wesent-' 
liche Differenz-Punkt zwischen den Fürsten und ihren Unterthanen, der 
wegen der Opfer, die der Deutschen Einheit zu bringen, durch Darbringung 
dieser Opfer definitiv aus dem Wege geräumt ist. Dabei ist es karakteristisch, 
dass gerade diejenigen drei Deutschen Fürsten, welche wegen ihrer unver- 
söhnlichen Feindschaft gegen die Führerschaft Preussens in Deutschland im 
Jahre 1866 ihre Throne verloren haben, unter den Deutschen Fürsten zu- 
gleich diejenigen gewesen sind, welche wegen ihrer absolutistischen Ge- 
sinnung vielfach mit ihrem Lande im Konflikt sich befunden haben: der 
frühere König Georg von Hannover, der frühere Kurfürst von Hessen und 
der frühere Herzog Adolf von Nassau. 

Nach dem Vorstehenden wird man wohl nicht zu viel sagen, wenn man 
die Ansicht ausspricht, dass Diejenigen aus dem Rahmen der politischen 
Gegenwart hinaustreten, welche die Herstellung eines einfachen Staates 
Deutschland für eine Aufgabe der Politik erachten. Auf der anderen Seite 
“täuschen sich über den wahren Karakter der Reichs-Verfassung Diejenigen, 
welche in derselben den „Einheits-Staat“ angebahnt sehen. 

Eines der vornehmlichsten Argumente für diese irrige Ansicht besteht 
in dem Hinweise auf Gebiet, Einwohnerzahl und Machtstellung Preussens 
im Vergleich zu der — wie man sagt — Schwäche seiner Bundes-Genossen. 
‘Aber jene Machtstellung ist eine durch die Geschichte gegebene Thatsache, 
die, nachdem man dieselbe im Jahre 1866 zu beseitigen nicht vermocht hat 
— die bekannte Theorie von der Nothwendigkeit der Zerlegung Preussens 
(Rede des Fürsten Bismarck, St. B. 1868 S. 404), — nunmehr doch als That- 
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sache anerkannt werden muss, die feststeht. Stünde sie zugleich der Mög- 
lichkeit des Bundesstaates hindernd im Wege, so würde das trotz alledem 
bestehende “Einheitsbedürfniss allerdings auf den Wegen des Königreichs 
Italien seine Befriedigung haben suchen müssen. Aber Preussen, von dem 
gewiss Niemand erwartet haben wird, dass es sich selbst zerstückele, um die 
richtigste Konstruktion des Deutschen Bundes-Staates zu ermöglichen, 
Preussen selbst hat ja sein thatsächliches Uebergewicht staatsrechtlich so viel 
wie möglich abgeschwächt, indem es im Bundesrathe, wie Oben hervorgehoben, 
eine Stimmen-Vertheilung zugelassen hat, vermöge deren diese Macht, die, 
wenn nach der Einwohnerzahl gerechnet würde, stets die Majorität hätte, 
wenigstens majorisirt werden kann! So ist also die unbedingte Herrschaft 
Preussens in Deutschland nur ein Erzeugniss der Einbildungskraft; dass die 
Preussische Stimme regelmässig in der Majorität und nur seltensten Falles 
in der Minorität sein wird, entspricht lediglich den thatsächlichen Verhält- 
nissen. Man braucht sich nur die Einwohner Preussens in kleine Staaten von 
je 1 Million Einwohner mit gleichen Lebens- und Rechts-Bedürfnissen zerlegt 
zu denken, so würden die Stimmen dieser Staaten, wenn sie, wie anzunehmen, 
zusammenhielten,, eine kompakte Majorität bilden, gegen welche Niemand 
aufkommen könnte. Jetzt, wo statt der Zerstückelung in einige 20 Klein- 
Staaten durch Zusammenfügung in Einen Staat die Machtbedeutung eine 
viel stärkere ist, begnügt sich Preussen mit einer starken Minderheit — ist 
das nicht ungefähr der Gegensatz von Streben nach Alleinherrschaft? 

Ebenso unhaltbar ist, was man mit dem Worte „Militarismus“ bezeichnet. 
Weil der Bundes-Staat im Gegensatze zum Staaten-Bunde, wie schon die 
Wortform zeigt, ein „Staat“ ist, eine Staats-Gewalt darstellt, weil das Staats- 
Oberhaupt stets den Oberbefehl über das Heer führt, so ist es an sich selbst- 
verständlich, dass auch das Bundes-Oberhaupt den Oberbefehl über das 
Bundesheer führt. So bestimmen es auch die sonstigen bundesstaatlichen 
Verfassungen, und diese Bestimmung ist um so natürlicher, man könnte 
sagen selbstverständlicher, als gerade der Mangel eines einheitlichen militäri- 
schen Oberbefehls in Deutschland einer der Hauptgründe zur Stiftung des 
Norddeutschen Bundes gewesen ist, — wie ja die Entstehung der Staaten- 
bünde in der Regel zurückzuführen ist auf die Erkenntniss von der Noth- 
wendigkeit eines stärkeren Schutzes gegen das Ausland, den man, wenn der 
einfache Staat zu schwach, in der Verbindung mit anderen Staaten sucht, 
aber nur finden wird, wenn die Wehrkraft des Bundes in einheitlicher Zu- 
sammenfassung der Wehrkraft einfacher Staaten nicht nachsteht. 

Der Hauptangriff, welcher jedoch von der s. g. partikularistischen Seite 
gegen die Verfassung des Reiches gerichtet wird, betrifft die Bestimmungen 
derselben über denjenigen Theil der Verfassungs-Aenderungen, welche Er- 
weiterungen der Kompetenz der Reichs - Gesetzgebung enthalten würden. 
Hier erklärt der eine Theil: Da das Reich seine Kompetenz selbst erweitern 
kann, so ist dasselbe kein Bundesstaat, sondern verkappter Einheitsstaat ; 
und der andere Theil sagt: Weil das Reich ein Bundesstaat ist und Einheits- 
staat auch nicht sub die sein will, so kann die Reichs-Verfassung nicht fest- 
setzen, dass das Reich seine Kompetenz sich selbst erweitern könne. 

Wenn wir diese Frage wegen der Kompetenz an dieser Stelle und 
nicht in den Anmerkungen zu den betreffenden Verfassungs- Paragraphen 
behandeln, so geschieht dies, weil wir der Frage eine gründlichere Erörterung 
zu schulden glauben, als derselben in den Anmerkungen gewidmet werden 
könnte. 


Die Kompetenz der Reichs-Gewalt. 89 


Die Frage wegen der Kompetenz der Bundes- (Reichs-; Gewalt wird mit 
Recht als die wichtigste unter allen den Fragen betrachtet, welche durch die 
Bundes- Verfassung zu regeln sind. Von der richtigen Beantwortung der 
Kompetenzfrage hängt die Zukunft des Bundesstaates ab, und so einfach die 
theoretische Beantwortung dieser Frage ist, so schwierig kann im konkreten 
Falle die Festsetzung der Kompetenzgrenze sein. Die allgemeine Regel wird 
naturgemäss etwa folgendermassen lauten: Alle Angelegenheiten, welche in 
vollkommen genügender Weise durch die einzelnen Staaten (Kantone) geregelt 
werden können, gehören zur Kompetenz dieser einzelnen Staaten; alle An- 
gelegenheiten aber, welche die Gesammtheit betreffen, welche daher in ge- 
nügender Weise nur gemeinsam geregelt werden können, müssen zur Kom- 
petenz des gemeinsamen Bundesstaates gehören. 

Auf der Thatsache, dass es solche gemeinsame Angelegenheiten giebt, 
und dass diese Angelegenheiten von den einzelnen Staaten nicht so geordnet 
werden können, wie es das Interesse und die Wohlfahrt der Gesammtheit 
und der Einzelnen erheischt — hierauf beruht in letzter Instanz die Berech- 
tigung des Bundesstaates überhaupt, und deshalb wird man in allen bundes- 
staatlichen Verfassungen eine möglichst detaillirte Aufzählung dieser Ange- 
legenheiten finden, welche durch die Verfassung der Gesetzgebung und Be- 
aufsichtigung der Bundesgewalt überwiesen und der Disposition der Einzel- 
staaten entweder vollständig entzogen oder nurin der beschränkten Weise 
überlassen werden, dass bei Konkurrenz der Bundesgewalt mit der Gewalt des 
Einzelstaates in dieser Angelegenheit die erstere und ihre Gesetze, Verord- 
nungen u. s. w. der letzterwähnten vorgeht. 

So die „Verfassung der Vereinigten Staaten von Nordamerika“ in Art.1., 
Sekt. S ff.; so die „Schweizerische Bundes-Verfassung“ in den Artikeln VII 
bis XXXVI; so der s. g. „Siebzehn- Männer-Entwurf eines Deutschen 
Reichs- Grundgesetzes“ in Art. II (abgedruckt bei Glaser, Archiv des Nord- 
deutschen Bundes I, S. 137); so die „Deutsche Reichs-Verfassung“ vom 28. 
März 1849 in dem über die Reichsgewalt handelnden Abschnitt IL(ebendaselbst 
S. 2); so dies. g. „Dreikönigs-Verfassung“ (auf Grund des Bündnisses vom 
26. Mai 1849) ebenfalls in Abschnitt II (ebendaselbst S. 112); so in den 
„Preussischen Grundzügen vom 10. Juni 1866“, Art. IV (oben 8. 14); in 
dem hieraus hervorgegangenen Entwurfe der „Verfassung des Norddeutschen 
Bundes“; in der vom konstituirenden Reichstage genehmigten Verfassung 
und in der „Verfassung des Deutschen Reichs“, Art. 4. 

Diese allen Bundes-Verfassungen und Entwürfen derselben gemeinsame 
Praxis beweist, dass man das Bedürfniss empfunden hat, den Umfang der 
Kompetenz des Bundes, die Grenze der Kompetenz möglichst scharf zu be- 
stimmen; und die Regel, welche aus diesem übereinstimmenden Verfahren 
bei Festsetzung der Verfassung abzuleiten ist, dürfte diese sein: Damit die 
Bundesgewalt für eine bestimmte Angelegenheit kompetent sei, ist es noth- 
wendig, dass durch die Verfassung die betreffende Angelegenheit der Kompe- 
tenz des Bundes zugewiesen sei; im andern Falle gehört die Angelegenheit 
zur Kompetenz der Einzelstaaten. Negativ ausgedrückt lautet die Regel so: 
Ein allgemeiner Satz, wie z. B. „Alle gemeinsamen Angelegenheiten gehören 
zur Kompetenz des Bundes“ ist zur Begründung der Kompetenz im einzelnen 
Falle nicht tauglich. Man hätte nämlich, statt die einzelnen Angelegenhei- 
ten, welche der Bundes- Kompetenz überwiesen sein sollen, einzeln und 
ziffermässig herzuzählen, möglicherweise an einem allgemeinen Satz, wie den 
obigen zur Bestimmung der Kompetenz sich genügen lassen, und für jeden 
einzelnen Fall, in welchem die Bundesgewalt thätig werden wollte, der Be- 
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schlussfassung der Organe der Bundesgewalt es überlassen können, ob die 
betreffende Angelegenheit zu den „gemeinsamen“ gehöre oder nicht. 

Theoretisch würde dieser Weg gerade so viel Berechtigung haben, wie 
der andree. Denn die ziffermässige Aufzählung der der Bundesgewalt über- 
wiesenen Angelegenheiten z. B. im Art. 4 unserer Verfassung beruht auf 
nichts Anderem als einem übereinstimmenden Mehrheits- Beschlusse von 
Bundesrath und Reichstag, dass diese hier aufgezählten Angelegenheiten die 
Summe der gemeinsamen Angelegenheiten sind; theoretisch wäre man eben- 
sowohl berechtigt gewesen, in jedem einzelnen Falle Bundesrath und Reichs- 
tag darüber entscheiden zu lassen, ob die in der Gesetzes- Vorlage behandelte 
Angelegenheit eine gemeinsame sei, oder nicht; diese Frage würde dann die 
bei jeder Gesetzes- Vorlage wiederkehrende Vorfrage sein, von welcher der 
Eintritt in die Berathung abhängig wäre. Die Entscheidung in jedem ein- 
zelnen Falle würde schliesslich dieselbe Berechtigung haben, wie die ein für 
allemal festgestellte Entscheidung, dass die 16 Nummern des Artikels 4 die 
Summe der zur Zeit gemeinsamen Angelegenheiten bilden. 

Praktisch würde jedoch ein derartiger Weg zu den grössten Unzukömm- 
lichkeiten führen ; jede planmässige Gesetzgebung sowohl des Bundes, als der 
Einzelstaaten würde auf diesem Wege unmöglich gemacht, während bei ver- 
fassungsmässiger, detaillirter Feststellung der Kompetenz sowohl die Gesetz- 
gebung des Bundes, als auch die der Einzelstaaten planmässig verfahren kön- 
nen, ohne befürchten zu müssen, dass eine Angelegenheit, die man bis- 
her als zur Kompetenz der Einzelstaaten gehörend betrachtete, plötzlich der 
Bundes-Kompetenz überwiesen, oder umgekehrt, derselben entzogen werde. 
Mithin ist die bei allen Bundes-Verfassungen beobachtete Erscheinung, dass 
die zur Bundes-Kompetenz gehörenden Angelegenheiten einzeln genau aufge- 
zählt werden, nicht eine zufällige; und die Verfassung des Norddeutschen 
Bundes wie des Deutschen Reiches hat sehr wohlgethan, dem Beispiele älterer 
Bundes-Verfassungen in dieser Beziehung zu folgen. Eine Entscheidung über 
die Kompetenz von Fall zu Fall würde endlich diese ernste Frage zu einem 
guten Theile dem wechselnden Spiele der s. g. öffentlichen Meinung über- 
antworten. Herrschten in einem bestimmten Zeitraum die Kräfte der Peri- 
pherie vor, so würde die Thätigkeit der Bundesgewalt fast lahm gelegt wer- 
den, herrschten die Kräfte des Zentrums vor, so würde der Bundesstaat 
einer übermässigen Zentralisirung anheimfallen. 

Die scharfe Bestimmung der Kompetenz also, wie wir solche in Art. 4 
finden, ist eine eminent praktische Massregel, von welcher der ruhige und 
planmässige Fortschritt der Gesetzgebung zum guten Theile abhängt, eine 
Massregel, durch welche ausserdem die Parteileidenschaft, die für und gegen 
einen einzelnen Gesetzgebungs-Fall sich leicht entzündet, von der Bundes-Ge- 
setzgebung möglichst ferngehalten wird. Aber, so hohen Werth wir auf 
diese scharfe Bestimmung der Kompetenz legen, ein eigenthümliches Merk- 
mal der Bundes - Verfassung ist sie nicht; ein Bundesstaat würde auch vor- 
handen sein, wenn die Kompetenz nur durch einen allgemeinen Satz bestimmt 
wäre, aber allerdings ein Bundesstaat mit einer bedenklichen Zukunft. 

Selbst wenn man aber anerkennen wollte, es sei durch die Natur des 
Bundesstaates geboten, dass die zur Kompetenz desselben gehörenden gemein- 
samen Angelegenheiten einzeln in der Weise des Art. 4 aufgezählt würden, 
so ist damit für die Zahl dieser Angelegenheiten, und für den aus der grossen 
oder geringen Zahl folgenden Umfang der Bundes- Kompetenz noch Nichts 
gewonnen. Ob es 15 Ziffern wie in der Norddeutschen, ob 16 wie in der 
Reichs - Verfassung — das entscheidet sich lediglich nach dem mit der Zeit 
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wechselnden Urtheile über den Umfang des Begriffs „gemeinsame Ange- 
legenheiten“; im Norddeutschen Bunde gehörte das Press- und Vereinswesen 
nicht zu der Bundes- Kompetenz, gegenwärtig gehört dasselbe zur Reichs- 
Kompetenz. Giebt man also auch zu, dass detaillirte Bestimmungen über die 
Kompetenz ein Essentiale des Bundesstaates seien, dass also jede Bundes- Ver- 
fassung solche detaillirte Bestimmungen enthalten müsse, so bleibt die Frage 
wegen der Aenderungen dieser Kompetenz - Bestimmungen doch völlig frei; 
nur dass eine Vergleichung der verschiedenen Bundes-Verfassungen ergiebt: 
einmal, dass der Umfang der Kompetenz der Bundesgewalt in Deutschland 
ein anderer ist, wie in der Schweiz und in der Schweiz ein anderer wie in 
Amerika, und zweitens, dass alle diese drei Bundes-Verfassungen besondere 
Bestimmungen über die „Abänderung der Verfassung“ und damit auch über 
die Aenderungen in Betreff der Kompetenz-Begrenzung getroffen haben. 
Aus dieser Erfahrung ergiebt sich erstens, dass im Wesen des Bundesstaates 
eine von vornherein bestimmte Grenze der Kompetenz der Bundes-Gewalt 
nicht enthalten ist und zweitens, dass die Regulirung dieser Kompetenz durch 
die Verfassung nicht als unabänderlich angesehen wird. 

Die Bestimmungen, welche die Bundes- Verfassungen über die Kompe- 
tenz der Bundesgewalt enthalten, können abgeändert werden und unterschei- 
den sich also in dieser Beziehung nicht von den sonstigen Bestimmungen der 
Verfassung. Wir werden also zunächst die Bestimmungen der verschiedenen 
bundesstaatlichen Verfassungen über die Abänderung der Verfassung zusam- 
menstellen, da in diesen Worten die Abänderungen der Kompetenzgrenzen 
enthalten sind: 


1. Die Nord-Amerikanische Verfassung bestimmt in Art. V: 


„Wenn zwei Drittheile beider Häuser es für nöthig finden, soll der Kongress Ver- 
besserungen dieser Verfassung vorschlagen; oder wenn die gesetzgebenden Körper 
von zwei Drittheilen der verschiedenen Staaten darauf antragen, soll er eine Ver- 
sammlung berufen, um Verbesserungen vorzuschlagen, die in jedem Falle zu allen 
Absichten, als Theile dieser Verfassung gelten sollen, wenn sie von den gesetz- 
gebenden Körpern von drei Viertheilen der verschiedenen Staaten, oder durch Ver- 
sammlungen von drei Viertheilen auf eine oder die andere Art, wie es der Kongress 
vorschlagen mag, genehmigt werden.“ 


%. Die Schweizerische Verfassung bestimmt in den Art. 116 und 117: 


„Wenn eine Abtheilung der Bundesversammlung die Revision (der Bundes-Ver- 
fassung, die nach Art. 114 und 115 jederzeit auf dem Wege der Bundes-Gesetzgebung 
geschehen kann) beschliesst und die andere nicht zustimmt, oder wenn 1000 stimm- 
berechtigte Schweizerbürger die Revision der Bundes-Verfassung verlangen und die 
beiden Räthe die Revision ablehnen, so muss im einen wie im anderen Falle die 
Frage, ob eine Revision stattfinden soll oder nicht, dem Schweizerischen Volke zur 
Abstimmung vorgelegt werden. Sofern in einem dieser Fälle die Mehrheit der 
stimmenden Schweizerbürger über die Frage sich bejahend ausspricht, so sind beide 
Räthe aufzulösen und neue zu wählen, um die Revision zur Hand zu nehmen. 

Die revidirte Bundes-Verfassung tritt in Kraft, wenn sie von der Mehrheit der 
stimmenden Schweizerbürger und von der Mehrheit der Kantone angenommen ist.“ 


3. Der s. g. Siebzehn-Männer-Entwurf bestimmte in $. 29: 


„Zu Abänderungen des Reichs-Grundgesetzes ist die Uebereinstimmung des Reichs- 
tages mit dem Reichs-Oberhaupte, in jedem Hause (der Reichstag sollte aus einem 
Ober- und einem Unterhause bestehen) die Anwesenheit von wenigstens Dreiviertel 
der Mitglieder und einer Stimmenmehrheit von wenigstens Dreiviertel der Anwesenden 
erforderlich.“ 


4. Die Deutsche Reichs-Verfassung von 1849 bestimmte: 


Abschn. II, Art. XII. $. 63. Die Reichsgewalt ist befugt, wenn sie im Gesammt- 
Interesse Deutschlands gemeinsame Einrichtungen und Massregeln nothwendig findet, 
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die zur Begründung derselben erforderlichen Gesetze in den für die Veränderung der 
Verfassung vorgeschriebenen Formen zu erlassen. | 

Abschn. VI, Art. III. $. 96. Abänderungen in der Reichs-Verfassung können 
nur durch einen Beschluss beider Häuser und mit Zustimmung des Reichs-Oberhauptes 
erfolgen. Zu einem solchen Beschlusse, bedarf es in jedem der beiden Häuser: 1. der 
Anwesenheit von wenigstens zwei Dritteln der Mitglieder; 2. zweier Abstimmungen, 
zwischen welchen ein Zeitraum von wenigstens acht Tagen liegen muss; 3. einer 
Stimmenmehrheit von wenigstens zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder bei jeder 
der beiden Abstimmungen.“ 


5. Die s. g. Drei-Königs-Verfassung sagt im $. 94: 

„Abänderungen in der Reichs-Verfassung können nur durch einen Beschluss beider 
Häuser und mit Zustimmung sowohl des Reichsvorstandes als des Fürsten-Kollegiums 
erfolgen.“ (Im Uebrigen wie in $. 96 der Reichs-Verfassung von 49). 

So verschiedenartig auch die für Verfassungs-Aenderungen festgesetzten 

Formen sind, ein Unterschied zwischen Aenderung der Kompetenz und Aen- 
derung der übrigen Verfassungs- Bestimmungen besteht nirgends. Auf dem 
vorgeschriebenen Wege kann jeder $ der Verfassung, mithin auch der, welcher 
die Grenze der Kompetenz feststellt, abgeändert werden. Allerdings ist die 
Verfassungs-Aenderung als solche in einigen der zitirten Verfassungs-Urkun- 
den an sehr erschwerende, in anderen an leichter erfüllbare Bedingungen ge- 
knüpft; jedoch diese erschwerenden Formen für Verfassungs - Aenderungen 
sind durchaus nicht als Eigenthümlichkeiten , oder gar als Essentialien einer 
Bundesstaats-Verfassung anzusehen, da ähnliche erschwerende Formen auch 
für die Aenderungen der Verfassungen einfacher Staaten sich finden. Nament- 
lich pflegen die Verfassungen älteren Datums die Verfassungs- Aenderungen 
sehr zu erschweren, während die aus neuerer Zeit stammenden Verfassungen 
geringeren Werth auf diese erschwerenden Formen zu legen scheinen. Was 
aber besonders hervorgehoben zu werden verdient, ist, dass diese sämmtlichen 
bundesstaatlichen Verfassungen weit entfernt von dem Gedanken sind, dass 
diejenigen Verfassungs- Bestimmungen, welche die Kompetenz der Bundes- 
gewalt regeln, in irgend einer Weise anders behandelt werden müssten, als 
die übrigen Theile der Verfassung. Auch die Festsetzungen über die Bundes- 
Kompetenz gelten diesen sämmtlichen Verfassungen in formeller und in 
materieller Beziehung als Verfassungs- Bestimmungen; deshalb werden 
sie, in Bezug auf eine etwaige Abänderung verfassungsmässig in der Weise 
behandelt, dass eine Majorıtät entscheidet. Keine einzige dieser Verfas- 
sungen aber betrachtet dıe Bestimmungen über die Kompetenz als ausserhalb 
der Verfassung, und daher den Vorschriften über Verfassungs- Aenderungen 
entzogene Vertrags- Bestimmungen, zu deren Abänderung ein einstim- 
miger Beschluss der den Bundesvertrag kontrahirenden Staaten (ihrer gesetz- 
gebenden Gewalten) erforderlich wäre. 


Nach dieser allgemeinen Betrachtung kann auf die Bestimmungen der 
Verfassung des Norddeutschen Bundes und der des Deutschen Reiches über- 
gegangen werden. Es hat sich nämlich über die Frage, ob der Norddeutsche 
Bund verfassungsmässig berechtigt sei, auf dem Wege der Verfassungs-Aen- 
derungen seine Kompetenz zu erweitern, eine eigene Literatur gebildet; hier 
mögen genannt werden: 


1. Kompetenz-Kompetenz? Leipzig bei Veit & Co. 1869. . 
2. Die Kompetenz des Norddeutschen Bundes aus Artikel 78 der Bundes-Verfassung. 
Von einem Mitgliede des konstituirenden Reichstages. Berlin bei Springer. 1870. 
3. Die Verfassungs-Aenderung nach Art. 78 der Norddeutschen Bundes-Verfassung von 
Staatsrath Dr. Zachariae. Braunschweig bei Vieweg. 1869. 
4. Replik zur „Kompetenz-Kompetenz ?“ von Dr. Hugo Böhlau, Prof. der Rechtswissen- 
‘schaft. Weimar bei Böhlau. 1870. ; 
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Es haben ferner über diese Frage im Preussischen Herrenhause, in dem 
Mecklenburgischen Landtage und in der Ersten Kammer des Königreichs 
Sachsen Verhandlungen stattgefunden, und seit Emanation der Verfassung 
des Deutschen Reiches hat diese Frage noch eine besondere Unterabtheilung 
dahin erhalten, ob eventuell auf dem Wege der Verfassungs- Aenderungen auch 
die s. g. Reservatrechte der Süddeutschen Staaten abgeändert, bez. aufge- 
hoben werden könnten. Namentlich über diesen Theil der Frage haben die 
Baierische und die Württembergische Abgeordneten-Kammer Verhandlungen 
geführt, auf welche demnächst zurückzukommen sein wird. Die Kompetenz 
des Deutschen Reiches ist in folgender Schrift erörtert: 


Zur Frage von der Reichs-Kompetenz gegenüber dem Unfehlbarkeits-Dogma von 
Staatsrath Zachariä. Braunschweig bei Vieweg, 1871. 


Zrar richtigen Beurtheilung der Frage wird zuvörderst eine genaue Dar- 
stellung der historischen Entwicklung des Reichsrechts in Bezug auf Kompe- 
tenz und Verfassungs-Aenderungen erforderlich sein. 


1. Der Eingang (die s. g. Arenga) der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes lautet: 


„Seine Majestät der König von Preussen, Seine Majestät der König von 
Sachsen... . (folgen die übrigen Bundesfürsten und Senate) schliessen einen 
ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebietes und des innerhalb desselben 
gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des Deutschen Volkes. 
Dieser Bund wird den Namen des Norddeutschen führen und wird nach- 
stehende Verfassung haben. 


2. Nachdem Artikel 1 dieser Verfassung die das Bundesgebiet aus- 
machenden Staaten aufgezählt, beginnt Art. 2 unter der allgemeinen, die Ar- 
tikel 2 bis 5 umfassenden Ueberschrift: „II. Bundes-Gesetzgebung“ folgen- 
dermassen: 

„Innerhalb dieses Bundes-Gebietes übt der Bund das Recht der Gesetzgebung nach 
Massgabe des Inhalts dieser Verfassung und mit der Wirkung aus, dass die Bundes- 
Gesetze den Landes-Gesetzen vorgehen.“ 

3. Der Artikel 4 zählt die „Angelegenheiten“ auf, welche „der Beauf- 
sichtigung Seitens des Bundes und der Gesetzgebung desselben unterliegen“. 

Zu diesem Artikel wurden verschiedene Anträge gestellt, welche be- 
zweckten die Zahl der, wie soeben gesagt, dem Bunde überwiesenen Ange- 
legenheiten zu vermehren. Diese Anträge haben für die gegenwärtige Er- 
örterung keine Bedeutung. Der Vollständigkeit wegen mag folgender Antrag 
des Abg. Zacharıä hier jedoch erwähnt werden; er wollte, dass der Eingang 
des Artikels lauten sollte: 

„Ausser den der Bundesgewalt in dieser Verfassung besonders zugewiesenen An- 
gelegenheiten unterliegen der Beaufsichtigung des Bundes und der Gesetzgebung des- 
selben die nachstehenden Angelegenheiten“: 

Der Antragsteller erklärte, dass es sich „nur um eine Redaktionssache 
handle“, die jedoch deshalb nicht ganz ohne Bedeutung sei, weil die Auf- 
zählung des Art. 4 keine vollständige sei, da in anderen Artikeln der Ver- 
fassung Angelegenheiten der Bundes- Gesetzgebung überwiesen würden, 
(z. B. Finanz - Angelegenheiten , Streitigkeiten) die im Art. 4 nicht erwähnt 
seien. Der Antrag wurde gleichwohl abgelehnt. 

Wichtiger sind für unsere Frage die Anträge, welche der Abg. Groote 
einerseits und der Abg. Miquel andererseits gestellt haben. Der erstere, Abg. 
Groote, beantragte folgenden Zusatz: 
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„Auch andere Angelegenheiten des Gesammtinteresses kann derselbe (nämlich der 
(Gesammtstaat) zu gemeinsamen erheben. Die Landesvertretungen können hiergegen 
nur mit einer Mehrheit wirksamen Widerspruch einlegen, die wenigstens zwei Dritt- 
theile der Bevölkerung des ganzen Bundesgebietes repräsentirt.“ 


Der Antrag des Abg. Miquel lautete folgendermassen : 


„Der Bund ist befugt, im Wege der Gesetzgebung, auch solche Einrichtungen zu 
treffen und Massregeln anzuordnen, welche auf andere als die in Art. 4 bezeichneten 
Gegenstände sich beziehen, wenn dieselben im Gesammt-Interesse nothwendig werden. 
Der Erlass solcher Gesetze ist an die für Verfassungs-Veränderungen vorgeschriebene 
Form gebunden.“ 


Auch dieser Antrag wurde abgelehnt, und diese Ablehnung wird von 
den Gegnern der Kompetenz- Erweiterungen für ihre Ansicht benutzt. Es 
lässt sich jedoch leicht nachweisen, dass diese Argumentation eine voll- 
kommen falsche ist. Der Antrag Miquel’s ist materiell identisch mit dem In- 
halte des $. 63 der Frankfurter Reichs-Verfassung. Bezüglich dieses hat aller- 
dings Zachariä im „Deutschen Staats- und Bundesrecht“ I. $. 27 (2. Auflage) 
die Ansicht ausgesprochen „die vorbehaltene Selbständigkeit der Einzelstaaten 
werde durch diese allgemeine Bestimmung illusorisch gemacht“. Wegen der 
Indentität des Miquel’schen Antrags mit dem $. 63 der Frankfurter Verfas- 
sung könnte man dies Urtheil auf den Miquel’schen Antrag übertragen und 
aus der Verwerfung desselben schliessen, die Majorität des Reichstages habe 
die Selbständigkeit der Einzelstaaten etwa nach Massgabe der Zachariä’schen 
. Doktrin über Bundesstaaten garantiren wollen. - 

Aber die Gegner der verfassungsmässigen Kompetenz- Erweiterung legen 
dem Miqu£l’schen Antrage eine Tragweite bei, welche derselbe nach den. 
Worten des Antragstellers durchaus nicht hat. In der zur Empfehlung des 
Antrags gehaltenen Rede (St.-B.-S. 316 ff.) führte der Antragsteller zu- 
erst wörtlich Folgendes aus: 

„Es giebt keine Schranken in diesem Verfassungs-Entwurf gegenüber der Befugniss 
der Verfassungs-Aenderung. Nirgends ist gesagt, dass über eine bestimmte Grenze 
hinaus die Verfassung nicht geändert werden könne, und mein Antrag bezweckt nichts 
weiter, als eine Lücke, die zwischen der einfachen Gesetzgebung innerhalb der Kompe- 


tenz des Bundes und zwischen der unbegrenzten Befugniss der Verfassungs-Aenderung 
besteht, — diese Lücke auszufüllen.“ 


Demnach erklärt also der Antragsteller, Alles, was sein Antrag enthalte 
könne materiell schon nach den Bestimmungen des Entwurfs über Verfas- 
sungs-Aenderungen ins Werk gesetzt werden. Also hatte der Antrag ledig- 
lich den Zweck, für gewisse — sagen wir, Kompetenz-Erweiterungen neben 
der Verfassungs- Aenderung noch einen anderen Weg offen zu halten. Des- 
halb sagt der Antragsteller weiter: 

„Wer kann denn behaupten, dass jede Massregel und jede Einrichtung, die ein 
Staat trifft, nothwendig in die Verfassung gehört? Wer muss nicht zugeben, dass 


wir, wenn wir uns in der Weise bänden, jede in Zukunft zu beschliessende Massregel 
in die Verfassung hineinzubringen, damit zu wahren Absurditäten kämen“ 


Als Beispiel führt Antragsteller die Gründung eines National- Museums 
an und schliesst folgendermassen : 


„Wenn der Antrag nicht aufgenommen wird, so werden diese Massregeln und Ein- 
richtungen in Zukunft, wenn sie nothwendig werden, einfach im Wege der Verfassungs- 
Aenderung getroffen werden, während sie jetzt möglich sind durch meinen Antrag im 
Wege der Gesetzgebung, wenn auch mit der vorsichtigeren Form der Verfassungs- 

“ Aenderung. Es wird dadurch auch bewirkt, dass das Parlament selbst hier auf 
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derartige Gesetze antragen kann, dass man derartigen Anträgen nicht sofort entgegen- 
‚setzen kann, man könne dies nicht eher zulassen, als bis eine Verfassungs-Äende- 
rung dazwischen getreten ist.“ 


Der Abg.Wagen er (konservativ)erklärte, gegen den Antrag zu stimmen, 
einmal, weil er wünsche, die Verfassung überhaupt möglichst ohne Amende- 
ments angenommen zu sehen, zweitens weil ihm ein so allgemeiner Antrag 
auf Verfassungsänderung erscheine, als ob man das, was man eben be- 
schlossen habe (die Kompetenzgrenze) wiederum in blanco in Frage stelle. 
Dann erklärte Wagener wörtlich: 


„Wir haben die Verfassungs-Befugniss zur Abänderung der Verfassung, wir 
brauchen sie uns nicht durch Amendements beizulegen und ich glaube, es ist ein 
Irrthum von dem H. Antragsteller, wenn er meint, dass zwischen einer Verfassungs- 
Aenderung und dem, was er uns hier vorschlägt, irgend ein sachlicher und durch- 
greifender Unterschied vorhanden ist.“ 


Weiter verwies Redner auf die Praxis des Preussischen Abgeordnetenhauses, 
in welchem, wenn Gesetze gegeben seien, von denen anzunehmen, dass sie 
mit Bestimmungen der Verfassung in Widerspruch ständen, diese Gesetze 
votirt seien mit der Massgabe, dass nach den vorgeschriebenen 21 Tagen (Form 
für Abänderung der Preussischen Verfassung) eine nochmalige Lesung des 
Gesetzes vorgenommen sei; eine spezielle Abänderung des betreffenden Ar- 
tikels der Verfassung sei nur in einem Falle beliebt worden. Weil also 
zwischen Verfassungs- Aenderung und Gesetzgebung in den Formen und Mo- 
dalitäten der Verfassungs - Aenderung ein sachlich durchgreifender Unter- 
schied nicht vorhanden sei, deshalb bitte er um Ablehnung des Antrags. 


„Kommen diese neuen Dinge, m. H., dann bietet die Verfassungs-Urkunde einen 
vollkommen ausreichenden und, wie mir scheint, durchaus nicht schwerfälligen 
ng um diese Dinge durchaus nach den Wünschen des Reichstags erledigen zu 

Önnen.“ 


Nachdem die Abg. Bethusy-Huc und v. Vincke-Hagen gleich- 
falls ausgesprochen hatten, dass auf dem Wege der Verfassungs-Aenderung 
das erreicht werden könne, was der Miqu&l’sche Antrag bezwecke, er- 
griff der Bundes-Kommissar Legationsrath Hoffmann das Wort und 
äusserte sich wörtlich folgendermassen : 


„Es scheint mir, dass der Antrag des H. Abg. Miqu&l gewissermassen ein Gegen- 
stück bildet zu dem Antrage, welcher zu Artikel 2 von dem Abg. Dr Zachariae 
gestellt worden war und welchen die hohe Versammlung nicht angenommen hat. 
Während in dem Antrage von Zachariae gesagt worden war, dass alle Rechte, 
welche nicht der Bundesgewalt ausdrücklich übertragen seien, den Einzelstaaten ver- 
bleiben, wird hier gesagt, dass alle Rechte, die nicht der Bundesgewalt jetzt schon 
ausdrücklich eingeräumt sind, ihr für die Zukunft auf dem Wege der Verfassungs- 
Aenderung eingeräumt werden können. Man hat damals zu dem Antrage von 
Zachariae bemerkt: entweder bedeute derselbe nichts oder er bedeute den Partiku- 
larismus; ich glaube, dass man mit demselben Recht von dem Antrag des Abg. 
Miquölsagen kann: entweder bedeutet derselbe nichts oder er bedeutet die Zentra- 
lisation. Ein Bedürfniss, weitere Materien als die im Artikel 4 genannten auf dem 
Wege der Bundes-Gesetzgebung zu regeln, kann sich im Laufe der Zeit allerdings 
herausstellen ; aber wenn dies Bedürfniss wirklich dringend ist, wird sich auch wohl die 
Zweidrittel-Majorität im Bundesrath finden, welche nöthig ist, um die gesetzgeberische 
Thätigkeit des Bundes auf solche Materien auszudehnen. Dass dann die Verfassungs- 
Urkunde selbst jedesmal durch Aufnahme des betreffenden Gegenstandes in den 
Artikel 4 erst amendirt werden müsste, scheint mir doch eine zu formale Auffassung 
der Sache zu sein. Man wird im Eingang des betreffenden Gesetzes darauf Bezug 
nehmen können, dass dasselbe eine Verfassungs-Aenderung enthalte und dass die 
hierbei nöthigen Formen gewahrt seien. Man wird das Gesetz erlassen können, ohne 
dass man deshalb in die Verfassungs-Urkunde selbst eine Aenderung des Textes 

‘ hineinträgt. Ein wirkliches Bedürfniss liegt dem Mique&l’sehen Antrag nicht zu 
Grund, es kann dieser Antrag also nur so weit eine Bedeutung haben, dass einstweilen 
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in die Verfassung eine Tendenz hineingelegt werden soll, von der ich schon vorhin 
"warnend gesprochen habe. Ich bitte daher das Haus dringend, diesen Antrag zu ver- 
werfen.“ 
4. Zum Artikel 5 hatte der H. Abg. Zachariae folgenden Antrag 
gestellt: 


„Die Bundesgewalt wird innerhalb der durch diese Verfassung gesteckten Grenze 
durch die verfassungsmässigen Organe derselben ausgeübt: die Bundes-Gesetzgebung 
insbesondere nach Massgabe des Inhalts dieser Verfassung durch die übereinstimmende 
Beschlussfassung des Bundesrathes und des Reichstages.“ 

„Innerhalb dieses Bundesgebietes übt der Bund das Recht der Gesetzgebung nach 
Massgabe des Inhalts dieser Verfassung und mit der Wirkung aus, dass die Bundes- 
Gesetze den Landes-Gesetzen vorgehen.“ 


In der 12. Sitzung des konstituirenden Reichstages am 18. März 1867 
beantragte der Abg. Zachariae, statt der Ueberschrift „Bundes-Gesetz- 
gebung“ zu sagen „Bundesgewalt“, den Art. 2 hier zu streichen und statt 
desselben zu bestimmen: ; 


„Die Bundesgewalt wird durch die ihr in dieser Verfassung zugewiesenen Kompe- 
 tenzen beschränkt und begrenzt. Die im Bunde begriffenen Staaten behalten ihre 
Selbstständigkeit, soweit sie nicht durch diese Verfassung beschränkt ist; sie haben 
alle staatlichen Hoheiten und Rechte, soweit sie nicht der Bundesgewalt übertragen 
sind.“ 


Dieser Antrag wurde abgelehnt, und zwar lässt sich, was bei Ab- 
lehnungen nicht immer der Fall, bezüglich dieses Antrages konstatiren , aus 
welchen Gründen die Ablehnung erfolgt ist. Für den Antrag wurden nur 
wenige Stimmen abgegeben. (Erklärung des Präsidenten. St. B. 8. 243.) 
Gegen den Antrag stimmten auchsg. Partikularisten, und zwar, weil, wie H. 
Haberkorn sagte, weil der Antrag „selbstverständlich* und mithin überflüssig 
sei. Der Abg. Wagner von der konservativen Partei war der Ansicht, der 
Antrag nütze nichts und fügte hinzu: 

„Wenn der Antragsteller Etwas erreichen will, dann muss er noch einen Schritt 
weiter gehen und als Zusatz noch seinem Antrage die Bestimmung hinzufügen, dass 
nun aber auch durch die Bundes-Gesetzgebung selbst an diesem einmal etablirten Ver- 
hältniss der Bundesgewalt zu der Souverainetät, zu den Befugnissen und der Au- 
tonomie der einzelnen Staaten nichts mehr geändert werden dürfe. M. H. ! wenn diese 
Bestimmung nicht hinzugefügt wird, wenn die Bundes-Gesetzgebung in ihrer Aktion 
unbeschränkt bleibt, kann ich meinerseits einen praktischen Nutzen in einer solchen 
theoretischen Feststellung nicht finden, da ja die Gesetzgebung des Bundes in jedem 
Augenblicke sich in der Lage befindet, auf dem ihr vorgezeichneten Wege das Ver- 
hältniss zu ändern und eine Entwicklung desselben herbeizuführen, welche der H. 
Antragsteller durch diesen Antrag hat vermeiden wollen.“ 

Die Abg. Ellissen und Miquel von der nationalliberalen Partei 
befürchteten aber, dass in dem Zachariae’schen Antrage vielleicht doch jene 
„Einengung der Entwicklung“ gefunden werden könne, von welcher H. 
Wagener, wie eram Schlusse sagte, nicht wünschte, dass man sich schon 
heute mit derselben beschäftige. Darf man nun annehmen, dass die kon- 
servative und nationalliberale Partei in Gemässheit der von ihren Rednern 
aufgestellten Gesichtspunkte gestimmt haben — dass die Fortschritts-Partei 
nicht für die Partikular-Staaten sich engagirte, ist bekannt, — so wissen 
wir, dass die Majorität den Antrag wenigstens eventuell deshalb abgelehnt 
hat, weil sie nicht wollte, dass die Kompetenz der verfassungsmässigen Wei- 
terentwicklung entzogen werde. Ä 

Gegen einen dem Antragsteller ausserdem noch dabei gemachten Ein- 
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wurf, dass sein Antrag überflüssig wäre, weil man ja auf dem Boden des 
Vertrags stehe, antwortete H. Zachariae die oft zitirten Worte: 


„Da, wo die Verfassung anfängt, hört der Vertrag auf.“ 


Der Antrag wurde, wie gesagt, abgelehnt, die Abg. Grumbrecht und 
v. Vincke-Hagen bezeichneten den Antrag als inhaltslos, welcher Ansicht 
sich auch der Graf Bismarck anschloss. Der Abg. Herbig aus Sachsen 
und der Abg. v. Erxleben aus Hannover befürworteten den Antrag, weil 
siein demselben einen Schutz gegen den „Einheits-Staat“ zu erkennen glaub- 
ten. Bemerkenswerth ist, dass selbst v. Erxleben (Partikularist) sich da- 
hin aussprach, er sei nicht der Meinung seiner Freunde, dass die Verlas- 
sung stationär gemacht werde, im Gegentheil müsse dieselbe nach den Be- 
dürfnissen und Verhältnissen sich ändern, aber nicht auf dem leichten Wege 
der Gesetzgebung, sondern auf demjenigen Wege, welcher in dem Ent- 
wurf angedeutet, wenn auch nicht klar ausgesprochen sei. Es sei für den 
Bundesrath die Zustimmung von ?/, Majorität zu Verfassungs-Aenderungen 
bestimmt, für den Reichstag sei gar nichts gesagt.“ (St. B. 8. 323.) 


5. Der Artikel 7 (Abschnitt III, Bundesrath) des Entwurfes der 


Verfassung lautete: 


„Jedes Mitglied des Bundes kann so viel Bevollmächtigte zum Bundesrathe er- 
nennen, wie es Stimmen hat; doch kann die Gesammtheit der zuständigen Stimmen 
nur einheitlich abgegeben werden. Nicht vertretene, oder nicht instruirte Stimmen 
werden nicht gezählt. 

Jedes Bundesglied ist befugt, Vorschläge zu machen und in Vortrag zu bringen, 
und das Präsidium ist verpflichtet, dieselben der Berathung zu übergeben. Die Be- 
schlussfassung erfolgt mit einfacher Mehrheit, mit Ausnahme von Beschlüssen 
überVerfassungs-Veränderungen, welche ?/;derStimmenerfordern. 
Bei Stimmengleichheit giebt die Präsidialstimme den Ausschlag.“ 


Das ist diejenige Bestimmung des Entwurfes, auf welche sich die mit- 
getheilten Aeusserungen des Bundes-Kommissars, Legationsrath Hoffmann, 
der Abg. Wagner, Bethusy-Huc, v. Vincke-Hagen, Miquel, 
v. Erxleben beziehen; und es verdient hervorgehoben zu werden, dass im 
konstituirenden Reichstage niemals eine Stimme laut geworden ist, welche 
erklärt hätte, dass diese Worte des Entwurfes auf Kompetenz-Erweiterungen 
nicht zu beziehen seien. Selbst der Partikularist v. Erxleben erkennt es an, 
dass dies der Weg sei, auf welchem bewirkt werde, dass die Verfassung nach 
den Bedürfnissen und Verhältnissen sich ändere; alle Anträge Zachariae’s, 
welche den Argwohn erwecken, sie könnten zum Zweck haben, die Kompe- 
tenz des Bundes definitiv in die Schranken einzuengen, welche die Verfas- 
sung namentlich im Art. 4 zieht, werde abgelehnt; von den verschieden- 
sten Seiten wird es als vollkommen zweifellos hingestellt, dass auf dem Wege 
der Verfassungs-Aenderungen auch Kompetenz-Erweiterungen bewirkt wer- 
den könnten — dem wird nie und nirgends mit Entschiedenheit und bestimmt 
widersprochen *) — man darf also wohl schliessen, dass sowohl der Bundes- 
rath als auch die überwiegende Majorität des konstituirenden Reichstags der 
Ansicht gewesen sind und den Willen gehabt haben, dass Erweiterungen der 
Kompetenz auf dem Wege der Verfassungs-Aenderung herzustellen seien. 

Der mitgetheilte Artikel des Entwurfs wurde in der 19. Sitzung des 
konstituirenden Reichstages auf Antrag des Abg. Lasker in der Weise geän- 
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dert, dass die gesperrt gedruckten Worte : „mit Ausnahme — erfordern“ hier 
gestrichen und untrennbar mit dieser Beschlussfassung an den Schluss der 
Verfassung als Art. 78 Folgendes gesetzt wurde: | 


„XIV. Allgemeine Bestimmung. Art. 78. Veränderungen der Verfassung erfolgen 
im Wege der Gesetzgebung, jedoch ist zu denselben im Bundesrathe eine Mehrheit 
von 2/3 der vertretenen Stimmen erforderlich.“ z 


Der Abg. Kratz hatte beantragt, dass auch im Reichstage eine Mehr- 
heit von ?/, der in gesetzlicher Zahl anwesenden Stimmen erforderlich sein 
solle. Der Abg. Lasker erklärte, sein Amendement sei mehr als eine 
Redaktions- Aenderung; er habe dasselbe gestellt, um „zwei mögliche 
Missverständnisse der Interpretation zu beseitigen“, einmal das (übrigens 
schon durch den Grafen Bismarck beseitigte), als habe der Bundesrath allein 
über Verfassungs-Aenderungen zu bestimmen und zweitens ein aus Art. 23 
herzuleitendes. Dort heisst es nämlich: 


„Der Reichstag hat das Recht Gesetze innerhalb der Kompetenz des Bundes vor- 
zuschlagen.“ 


Nun könnte man daraus folgern, dass der Reichstag Verfassungs- 
Aenderungen nicht zum Gegenstand seines Initiativrechts nehmen könne; 
diese Interpretation wollte der Antragsteller ausschliessen. i 

Dass im konstituirenden Reichstage selbst die Partikularisten der Meinung 
gewesen sind, und der Meinung Ausdruck gegeben haben, dass Kompetenz- 
Erweiterungen auf dem Wege der Verfassungs-Aenderungen herzustellen 
seien, beweist eine zur Unterstützung des Kratz’schen Antrages gehaltene 
Rede des Abg. Windthorst. Obgleich der Redner die Erfahrung an- 
erkannte, dass durch solche Formen bestehende Verfassungen nur eine geringe 
Sicherung erhalten, hielt er es doch für wichtig, dass stets klar gehalten werde, 
ob eine Verfassungs-Aenderung beschlossen werde, oder ob es sich um ein 
gewöhnliches Gesetz handle. An diesen Satz schloss sich wörtlich Folgendes: 


„Gerade die Unsicherheit in der Kompetenz der Reichsgewalt und der Reichs- 
Gesetzgebung gegenüber der Gewalt der Einzelstaaten und der Gesetzgebung der 
Einzelstaaten, die dem Reichstage eingeräumte Initiative machen es meines Erachtens 
durchaus erforderlich, dass es stets klar und bestimmt zum Bewusstsein kommt, wenn 
eine Abänderung der Verfassung beschlossen wird. Sehr häufigwerden in den einzelnen 
Gesetzesvorlagen Bestimmungen enthalten sein, von denen man nicht gleich weiss, 
ob sie Aenderungen der Verfassung enthalten oder nicht und in solchen Fällen ist es 
wichtig, durch die Hinstellung solcher Formen die Nothwendigkeit zu begründen, 
Klarheit in der angegebenen Richtung herbeizuführen. Dennoch würde ich vielleicht 
gar nicht für den Antrag gestimmt haben, aber es ist hier im Hause ein Antrag meines 
Landsmannes Miqu6l berathen und zu meiner Freude abgelehnt, welcher nichts weniger 
eigentlich wollte, als die Kompetenz des Reichstages und der Reichsgewalt über alle 
Gebiete des Staatslebens auszudehnen. Ich bin freilich der Meinung, dass, mögen wir 
uns drehen und wenden, wie mir wollen, wir nicht läugnen können: der Einheitsstaat 
ist in der Verfassung gegeben. Es ist alles andere darin nur Beiwerk. Inzwischen lege 
ich doch auf dieses Beiwerk noch einiges Gewicht und zur Sicherung dieser Dinge und 
der noch bestehenden Einzelstaaten wünscheich, dass man die Verfassungs-Aenderung 
nicht so leicht beschliessen könne, vielleicht wird dadurch diese gewaltige Strömung 
nicht sowohl zur Einigung, als zur Einheit Deutschlands einigermassen eingedämmt. 
Das ist der hauptsächliche Grund, weshalb ich mich für den Antrag Kratz erkläre und 
Sie bitte, für denselben zu stimmen.“ 


Die ausdrückliche Hervorhebung der „Unsicherheit der Kompetenz der 
Reichsgewalt und der Reichs - Gesetzgebung, gegenüber der Gewalt der 
Einzelstaaten und der Gesetzgebung derselben“, und die ausgesprochene 
Hoffnung, dass durch möglichste Erschwerung der Verfassungs-Aenderung 
der Bestand der Einzelstaaten gesichert werde — das Alles hat nur dann 
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einen Sinn, wenn der Redner der Ansicht war, dass durch Verfässungs- 
Aenderungen, Erweiterungen der, wie er (bereits 1867) sagt, „BReichs“- 
Kompetenz und demgemäss Schmälerungen der Territorial-Kompetenz her- 
beigeführt werden könnten. Wäre die Kompetenz nach der damaligen An- 
sicht des Redners von den Verfassungs-Aenderungen ausgeschlossen gewesen, 
so wäre es vom partikularistischen Standpunkte völlig gleichgültig gewe- 
sen, ob Verfassungs-Aenderungen erleichtert, oder erschwert werden sollten. 
Die Kompetenz des Reiches blieb für immer in ihre einmal gezogenen 
Grenze gebannt; die Kompetenz der Territorial-Souveränetät war für im- 
mer unantastbar; von einer Gefährdung dieser Territorial- Kompetenz und 
einem Schutze gegen diese Gefahr durch Erschwerung der Verfassungs-Aen- 
derungen konnte also H. Windthorst nur reden unter der Voraussetzung, 
dass durch Verfassungs-Aenderungen die Reichs-Kompetenz erweitert wer- 
den könne. 
Aus den Verhandlungen des Reichstages ergiebt sich unbestreitbar, 

1. dass sowohl vom Tische der Bundes-Kommissäre, als auch von Reichs- 
tags-Mitgliedern der verschiedensten Parteien bei der Berathung der 
hier einschlagenden Artikel des Entwurfes ganz klar und unzweideutig 
ausgesprochen ist, dass auf dem Wege der Verfassungs-Aenderungen die 
Kompetenz des Bundes erweitert werden könne und 
dass dieser Ansicht von keiner Seite ein Widerspruch entgegengestellt ist, 
indem die völlig vereinzelt stehende, abweichende Ansicht des Absg. 
Twesten bei anderer Gelegenheit, theils in der Berathung über Art. 3, 
theils zur Unterstützung seines Antrages „im Artikel 4 als neue Num- 
mer 15 „das Militärwesen und die Kriegsmarine“ einzuschalten — aus- 
gesprochen und hier sofort vom Präsidenten der Bundes-Kommissäre wi- 
derlegt worden ist. 

Die Sache liegt so: Der Entwurf zählte unter Artikel 4 „das Militär- 
wesen und die Kriegsmarine des Bundes“ nicht auf; Abg. Twesten beantragte, 
die Insertion dieser Worte, um eine, nach seiner Meinung, bestehende 
„Lücke auszufüllen“. Dann sagte H. Twesten wörtlich: 

„M. H.! es kommt also nur daraufan, eine Lücke auszufüllen, und ich muss nur 
bei dieser Gelegenheit noch gegen einige Aeusserungen Verwahrung einlegen, welche 
heute und gestern über das Verhältniss der Kompetenz des Reichstages gefallen sind. 


Gestern bemerkte der H. Finanz-Minister von der Heydt bei Gelegenheit der direkten 
und indirekten Steuern, das sei eine vorläufige Bestimmung, die künftig im Wege 
der Gesetzgebung abgeändert werden könne, und ähnlich meinte heute H. von Vincke 
bei der vorigen Verhandlung, künftig würde man gewisse Grundsätze im Wege der 
Gesetzgebung feststellen können, auch wenn hier kein Vorbehalt gemacht würde. 
Dies glaube ich durchaus zurück weisen zu müssen und gerade im Interesse der kleinen 
Staaten. Es ist ein allgemeiner rechtlicher Grundsatz, geltend im Privatrecht wie im 
Staatsrecht, Niemand kann sich selbst seine Kompetenz erweitern. Eine Kompetenz, 
die nicht durch die Verfassung dem Bundesrath und dem Reichstag beigelegt wird, können 
sich diese Körperschaften niemals später selbst beilegen, wenn es nicht ausdrücklich 
vorbehalten wird, dass dies im Wege einer Verfassungs-Aenderung geschehen kann 
und das würde ich doch für höchst bedenklich halten, denn das wäre allerdings der 
Weg, durch welchen im Wege Rechtens geradezu die kleineren Staaten mediatisirt 
werden könnten. Ich weiss nicht, ob die Herren Vertreter der Bundesregierungen sich 
dem unterwerfen wollen. Willman das aber nicht, so muss man den Grundsatz fest- 
halten: der Reichstag und der Bundesrath werden sich künftig nie eine Kompetenz 
beilegen können, die ihnen nicht im Wege der Verfassung ausdrücklich zugewiesen 
ist und deshalb meine ich, dass wir hier diese Lücke unmöglich bestehen lassen 
konnten, dass es nothwendig war, die Gesetzgebung über Militär und Marine aus- 
drücklich dem Reichstag und dem Bundesrath zuzuweisen“. 


z 


Also schon der Preussische Bundes- Kommissar, Minister von der 
Heydt hatte die Kompetenz-Erweiterung als in der Verfassungs-Aenderung 
7* 
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begriffen anerkannt; Graf Bismarck that dasselbe, indem er zwar seine. 
Zustimmung zu dem Antrage aussprach, zugleich aber wörtlich sagte: 

„In Bezug auf diesen Gegenstand erlauben Sie mir, nur hervorzuheben, dass die 
Bundes-Kommissare bei ihren Berathungen diesen wichtigen Gegenstand nicht etwa 
zufällig übersehen oder vergessen haben, sondern dass sie Erwägungen stattgaben, 
nach welchen sie einen solchen Zusatz wenn nicht hier überhaupt entbehrlich, doch 
als für jetzt entbehrlich ansahen“. 


Hiermit bezeugte Graf Bismarck, dass die Bundes-Kommissare nicht 
der Ansicht des Abg. Twesten gewesen sind, dass sein Zusatz, wenn er 
nicht bei Berathung der Verfassung inserirt sei, später niemals in die Ver- 
fassung aufgenommen werden könne. Sie nahmen den Zusatz nicht auf, 
weil sie denselben als „für jetzt entbehrlich“ erachteten ; ihnen schwebte 
also die Möglichkeit vor, dass dieser Zusatz, der eine Kompetenz-Erweiterung 
enthält, später nothwendig werden könne; wenn sie den Zusatz gleich- 
wohl nicht aufnahmen, so musste ihnen ein (verfassungsmässiger) Weg be- 
kannt sein, auf welchem die Unterlassung reparirt werden könne; dieser 
Weg ist augenscheinlich derselbe, den H. ‘von der Heydt bezüglich der 
Steuern erwähnte, der Weg der Verfassungs- Aenderung durch einfache 
Mehrheit im Reichstage und 2, Mehrheit im Bundesrathe. Der Einwurf, 
der Bundesrath habe möglicherweise an eine vertragsmässige, also 
Stimmeneinheit erfordernde Kompetenz-Erweiterung gedacht, ist völlig hin- 
fällig, denn ausweislich des ersten Protokolles über die Sitzung der Bevoll- 
mächtigten vom 18. Januar 1867 war die Konferenz der Bevollmächtigten 
„berufen zur Berathung und Feststellung der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes“, hatte sich also nur mit dieser Verfassung zu beschäftigen; konnte 
also ihr Urtheil über die Nothwendigkeit oder Entbehrlichkeit dieser oder 
jener Verfassungs- Bestimmung nur durch verfassungsgemässe, nicht aber 
durch ausserhalb der Verfassungs-Sphäre liegende Erwägungen bestimmen 
lassen, und ganz gewiss nicht durch solche, welche auf die völlig vage 
Möglichkeit des Abschlusses eines neuen Vertrages sich hätte stützen müssen. 

In völliger Uebereinstimmung mit diesen T'hatsachen befinden sich 
Form und Inhalt der massgebenden Verfassungs- Artikel; und die Inter- 
pretation wird sich auf folgende Sätze beschränken können: 

In der „Arenga“ wird zwischen den Norddeutschen Staaten „ein ewiger 
Bund zum Schutze des Bundesgebietes und des innerhalb desselben gültigen 
Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des Deutschen Volkes geschlossen“ ; 
„dieser Bund“ — heisst es weiter — „wird den Namen des Norddeutschen 
führen und wird nachstehende Verfassung haben“: 

„Nachstehende Verfassung“ besteht aus 79 Artikeln in XV Abschnitten. 
Der XIV. Abschnitt trägt die Ueberschrift „Allgemeine Bestimmungen“. 
„Allgemeine Bestimmungen“ sind solche Bestimmungen, welche „allgemein“ 
auf die Verfassung, also auf jeden einzelnen Theil jener „nachstehenden Ver- 
fassung“ anwendbar sind. Der einzige Art. des XIV. Abschnittes ist Art. 
78, welcher bestimmt, dass „Veränderungen der Verfassung im Wege der 
Gesetzgebung erfolgen, jedoch zu derselben im Bundesrathe eine Mehrheit 
von ?/, der vertretenen Stimmen erforderlich seien“. Der Art. 4 „der Ver- 
fassung“ welcher die Angelegenheiten aufzählt, die der Beaufsichtigung Seitens 
des Bundes und der Gesetzgebung desselben unterliegen, ist ein, von den 
sonstigen. Artikeln sich nicht unterscheidender Theil „der Verfassung“ und 
kann daher nach Massgabe der „allgemeinen Bestimmungen“ des Art. 78 Ab- 
schnitt XIV abgeändert werden, sowohl in erweiternder Weise (Kompe- 


tenz-Erweiterung), als in einengender Weise 'Kompetenz-Verengung). 
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Diese Interpretation ist von einer um so zweifellosere Richtigkeit, als sie 
vollkommen in Uebereinstimmung steht mit der oben konstatirten Thatsache 
aus den Verhandlungen des konstituirenden Reichstages. 

Alle Gründe, welche die Gegner der verfassungsmässigen Kompetenz- 
Erweiterung aus der angeblichen Natur des Bundesstaates hergeleitet haben, 
sind völlig werthlos, denn einmal hat sich die Verfassung des Norddeutschen 
Bundes durchaus nicht die Aufgabe gestellt, die „Natur des Bundesstaates“ 
darzustellen, oder die „bundesstaatliche Theorie“ zu verwirklichen ‚ und an- 
dererseits ist durch eine Vergleichung der übrigen bundesstaatlichen Ver- 
fassungen wenigtens so viel festgestellt, dass sie sämmtlich eine Erweiterung 
der Kompetenz zulassen, ohne deshalb das Erforderniss eines neuen Ver- 
trages und mit diesem das Erforderniss der Stimmeneinheit aufzustellen. 
Eines der denkbar schwächsten Argumente ist ferner die Ausbeutung des vom 
Abg. Twesten entwickelten Gedankens, welcher in der oben erwähnten 
Schrift „Kompetenz - Kompetenz“ mit den Worten figurirt und als Beweis 
gegen die verfassungsmässige Kompetenz-Erweiterung aufgeführt wird: „Die 
Kompetenz - Kompetenz ist unmöglich.“ Wäre das der Fall, weshalb der 
Streit gegen diese „Unmöglichkeit“? Das Unmögliche kann niemals wirk- 

lich werden. 

Scheinbar etwas mehr Gewicht hat die Behauptung, ein Bundesstaat mit 
dem Rechte der Kompetenz-Erweiterung sei der „Einheitsstaat sub die“; die 
Kontrahenten hätten aber keinen bedingten Einheitsstaat, sondern einen 
Bundesstaat gewollt, folglich könne die Kompetenz-Kompetenz nicht vorhan- 
den sein. 

Dies Argument leidet aber an dem gewichtigen Fehler, dass es von einer 
falschen Voraussetzung ausgeht. Der Bundesstaat mit dem Rechte der Kom- 
petenz-Erweiterung kann unter Umständen zum „Einheitsstaat“ führen — 
das ist das Maximum dessen, was zugegeben werden kann; aber die Noth- 
wendigkeit, dass der Bundesstaat diesen Ausgang habe, liegt nicht vor; nicht 
einmal die Wahrscheinlichkeit, da von den vorhandenen Stimmen im Bun- 
desrathe 14 genügen, um diese Möglichkeit zu verhindern, und sich gar nicht 
absehen lässt, aus welchen Gründen die Vertreter der Territorial-Souveraine- 
tät, die nach Instruktion stimmen, von einer Art Wuth besessen sein soll- 
ten, diese Souverainetät zu vernichten. 

Endlich ist auch noch darauf aufmerksam zu machen, dass die „Schlies- 
sung eines ewigen Bundes“ in der Arenga nicht Theil der „nachstehenden 
Verfassung“ ist; dass also dieser „ewige Bund“, der gleichzeitig eine Garantie 
des Territorial-Bestandes und also des Bestandes irgend einer Souverainetät 
enthält, nicht unter die Bestimmung des Art. 78 fällt, dass also das, was die 
Gegner den „Einheitsstaat“ nennen, d. 1. die Aufrichtung eines „einfachen 
Staates Deutschland“ an Stelle des Bundesstaates auf verfassungsmässigem 
Wege nicht erfolgen kann. Zuzugeben ist, dass in thesi auf dem Wege der 
Kompetenz-Erweiterung die Souverainetät der Einzelstaaten von der Bundesge- 
walt bis auf ein Minimum, welches zur Existenz der Souverainetät erforderlich, 
aufgesogen werden kann; in praxi ist diese theoretische Möglichkeit sehr un- 
wahrscheinlich, falls nicht die Einzel- Souverainetäten von einem unwider- 
stehlichem Drange, unterzugehen, erfüllt werden. Vergeblich ist auch das 
Bemühen, aus einzelnen Sätzen der zur Eröffnung und Schliessung des kon- 
stituirenden Reichstags gehaltenen 'Thronreden, Argumente gegen die Kom- 
petenz-Erweiterung herzuleiten; der Wortlaut dieser Thronreden ist in der 
Einleitung mitgetheilt und es ergiebt sich aus denselben, dass sie viel zu all- 
gemein gehalten sind, um in ihnen eine entscheidende Quelle für die Inter- 
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pretation eines zwar wichtigen, aber immerhin einzelnen Verfassungs- Ar- 
tikels finden zu wollen. Ya | 
Die einschlagenden Bestimmungen sind auch an sich so vollkommen klar 
und unzweideutig, dass sie den berechtigten Anspruch erheben können, ledig- 
lich aus sich selbst interpretirt zu werden und dass auf sie die alte Interpre- 
tationsregel angewandt werde: Quum in verbis nulla ambiguitas non potest 
admitti voluntatis quaestio. | | 
Sonach haben wir uns nur mit dem einzigen Einwande zu beschäftigen, 
welcher der obigen Interpretation von dem Verfasser „Kompetenz - Kompe- 
tenz“ entgegengestellt ist. Es behauptet nämlich der Professor Hugo Böhlau 
in „Kompetenz-Kompetenz*: etz 


„In der Arenga bedeutet „Verfassung“: „Verfassungs-Urkunde‘, im Artikel 78 steht: 
„Verfassung“ in der eigentlichen Bedeutung des Wortes.“ 


Er behauptet weiter, dass Kompetenz-Bestimmungen materiell nicht zur 
„Verfassung“ gehörten, ebensowenig, wie Art. 79, welcher in der Verfassung 
des Norddeutschen Bundes) über die Beziehungen zu Süddeutschland han- 
delt, und fragt an, ob auch Art. 79, der doch gewiss zu „nachstehender 
Verfassung“ der Arenga gehöre, nach Art. 78 abgeändert werden könne? 
Dies sei nicht die Meinung gewesen; deshalb sei diese Bestimmung hinter 
Art. 78 gestellt; also bedeute „Verfassung“ in Art. 78 einen Theil der Ver- 
fassungs - Urkunde, nämlich die Art. 1—-77. Der Gesetzgeber hätte also, 
wenn er die Absicht gehabt, im Art. 78 auszusprechen, dass sämmtliche vor- 
anstehende Artikel geändert werden könnten, dies deutlich in der Weise aus- 
drücken müssen, dass er gesetzt hätte: „Abänderungen der Art. 1—-77.* 
Weil statt dessen im Art. 78 nur von „Veränderungen der Verfassung“ ge- 
redet werde, so — meint unser Verfasser — „spreche der Artikel es recht 
deutlich aus, dass nicht der ganze Inhalt der Art. 1—-77 Verfassung sei“; 
zumal wenn man erwäge, dass es nun einmal Sitte — wiewohl Unsitte — sei, 
Kompetenz-Bestimmungen in die Verfassungs-Urkunden aufzunehmen, ob- 
wohl die Kompetenz nicht Bestandtheil der Verfassung sei. 2% 

Zuzugeben ist dieser Deduktion zuvörderst, dass der Ausdruck „Ver- 
jassung“ nicht selten auch für „Verfassungs- Urkunde“ etwa in derselben 
Weise gebraucht wird, wie Jemand wohl sagt, er habe „seinen Mieths- 
Kontrakt verloren oder verlegt“ und damit sagen will, die Urkunde, 
welche über den Vertrag aufgenommen, sei verloren oder verlegt. An und 
für sich wäre es also nicht unmöglich, dass der Gesetzgeber unter „Ver- 
fassung“ — „Verfassungs-Urkunde“ verstanden hätte. Unwahrscheinlich 
ist dagegen bereits, dass der Gesetzgeber, wie der Verfasser von „Kompetenz- 
Kompetenz“ annimmt, in einem und demselben Gesetze dasselbe Wort 
„Vertassung“ bald in seiner eigentlichen Bedeutung, bald uneigentlich für 
„verfassungs-Urkunde“ gebraucht haben soll, da man doch eine derartige 
Zweideutigkeit leicht durch Gebrauch der Worte in ihrer eigentlichen Be- 
deutung vermeiden kann. 


Schlimmer ist für die in Rede stehende Interpretation der Ausfall des 
Versuchs, in der Arenga nun für das Wort „Verfassung“ dasjenige zu setzen, 
was nach H. Böhlau eigentlich gesetzt sein sollte, nämlich das Wort „Ver- 
fassungs-Urkunde“. Dann würden wir lesen statt: „Dieser Bund wird den 
Namen des Norddeutschen führen und wird nachstehende Verfassung haben“ 
— statt dessen würden wir lesen: „Dieser Bund wird... nachstehende 
Verfassungs-Urkunde haben“ —, in der That ein hübscher Gedanke, 
den Bund als Urkunden - Besitzer in die Welt einzuführen. Dies genügt 
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eigentlich für unseren Zweck; denn durch die Ausführung der Böhlau’schen 
Konjektur ist sofort deren Unzulässigkeit nachgewiesen; es istirrig, dass in 
der Arenga unter „Verfassung“ — „Verfassungs-Urkunde“* verstanden werde, 
vielmehr bedeutet hier wie in Art. 78 „Verfassung“ eben „Verfassung“. 

Wenn möglich noch entschiedenere Zurückweisung erfährt die Böhlau’- 
sche Interpretation, sobald man auf die eigentliche Bedeutung der Unter- 
scheidung zwischen „Verfassung“ einerseits und „Verfassungs- Urkunde“ 
andererseits etwas näher eingeht. Die Aufstellung dieses Unterschiedes, von 
konservativen Staats-Rechtslehrern vornehmlich ausgehend, hatte den Zweck 
jener Ueberschätzung entgegenzuwirken, mit welcher vielfach die (für 
Deutschland) meist in dem Jahre 1848 erlassenen Verfassungen betrachtet 
wurden. Man erinnerte sich an England und sagte: Dasselbe besitzt gewiss 
eine „Verfassung“, entbehrt aber einer „Verfassungs-Urkunde“, die man in 
Deutschland fast als etwas Sakrosanktes behandelt; man lebte in Preussen 
und war sich bewusst, dass auch in der absoluten Monarchie eine „Ver- 
fassung“, wenn auch keine „Verfassungs- Urkunde“ vorhanden gewesen. 
Man prüfte nunmehr das „Blatt Papier“, die „Verfassungs-Urkunde“ darauf, 
ob dieselbe das gesammte Verfassungs-Recht enthalte, d. h. ob die Ver- 
fassungs-Urkunde neben den neu eingeführten Sätzen der konstitutionellen 
Monarchie zugleich eine vollständige Kodifikation des noch geltenden älteren 
Verfassungs-Rechtes enthalte; und da man in der Verfassungs-Urkunde diese 
vollständige Kodifikation nicht fand, so gelangte man zu dem Satze, dass in 
der „Verfassungs-Urkunde“ nicht die „gesammte Verfassung“ enthalten sei. 
Bei der Aufstellung dieses Unterschiedes ging also dieMeinung dahin, dass auch 
jenseits der Verfassungs-Urkundenoch Verfassungs-Recht vorhanden sei, nicht 
aber war man zu behaupten gewillt, dass Dasjenige, was innerhalb der „Ver- 
fassungs- Urkunde“ nicht, oder nicht durchaus „Verfassungs-Recht“ sei. 
Zugleich ersieht man hieraus, dass die ganze Unterscheidung zwischen 
„Verfassung“ und „Verfassungs- Urkunde“ nur bezüglich eines älteren 
Staates von Bedeutung, der bereits eine Geschichte hinter sich hat und auf 
natürlichem Wege entstanden ist. Des künstlich erzeugten Bundesstaates ge- 
sammtes Verfassungs- Recht war bei seiner Gründung ohne Zweifel voll- 
ständig In der „Verfassungs-Urkunde“ enthalten, welche daher für diesen Fall 
durchaus identisch ist mit „Verfassung“. 

Dass ein Theoretiker, obgleich er anerkennt, dass es keine Bundes- 
Staats- Verfassung giebt, die nicht Bestimmungen über die Kompetenz 
enthielte, dies regelmässige Vorkommniss gleichwohl kurzweg für eine Un- 
sitte erklärt, einfach deshalb, weil er diesen Bestimmungen nicht die Qualität 
von Verfassungs-, sondern von Vertrags-Bestimmungen, die nur einstimmig 
abzuändern, zuerkennt, beweist nur auf’s Neue, wie schwierig es ist, Theorie 
und Praxis zu vereinen. Bezüglich dieses Punktes aber können wir im All- 
‚gemeinen auf das verweisen, was oben über die Behandlung dieses Gegen- 
standes in den verschiedenen Bundes-Staats-Verfassungen gesagt worden ist. 
Indem die Vereinbarungen über die Kompetenz aus dem Bündniss-Vertrage 
in die Bundes-Verfassung übergehen, werden sie Theile‘ der letzteren und 
unterliegen den für die Verfassungssätze massgebenden Bestimmungen: 
„Wo die Verfassung anfängt, hört der Vertrag auf“. 

Nachdem die Verfassung des Norddeutschen Bundes promulgirt worden, 
und der Reichstag in seine regelmässigen Legislatur - Perioden eingetreten, 
begann alsbald, namentlich die nationalliberale Partei mit Anträgen auf Er- 
weiterung der Bundes-Kompetenz hervorzutreten, und zwar war es die Nr. 
13 des Art. 4, durch welche die Kompetenz der Bundes-Gesetzgebung aus- 
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gesprochen wurde nur bezüglich des gerichtlichen Verfahrens, des Strafrechts, 
des Obligationen-, Handels- und Wechselrechtes, während nach den wieder- 
holten Anträgen der nationalliberalen Partei die Kompetenz sich erstrecken 
sollte auf das gesammte Zivilrecht. Jetzt erst liessen sich, was im konstitui- 
renden Reichstage niemals mit Bestimmtheit geschehen (man vergleiche oben), 
sowohl von partikularistischer, wie auch von konservativer Seite Stimmen 
vernehmen, welche die Zulässigkeit der Kompetenz-Erweiterungen auf dem 
Wege der Verfassungs-Abänderungen zu bestreiten versuchten. In erster 
Linie bestritt man, dass die Initiative des Reichstages auch für Gesetzes-V or- 
schläge gelte, die eine Kompetenz-Erweiterung involvirten, und zwar wegen 
des Art. 23 der Verfassung, welcher sagt: 


„Der Reichstag hat das Recht, innerhalb der Kompetenz des Bundes Ge- 
setze vorzuschlagen.“ 


Folglich, so deduzirte man, dürfe der Reichstag wenigstens Gesetze nicht. 
vorschlagen, die ausserhalb der Kompetenz gelegen. Gegen diese Behaup- 
‚ tung ist das Erforderliche bereits oben bei Erwähnung des Lasker’schen An- 
trages gesagt; hier mag nur hinzugesetzt werden, dass, wenn ein Antrag- 
steller ausdrücklich erklärt, er beabsichtige durch seinen Antrag die oder die 
bestimmte Wirkung, aus der ohne jeden Widerspruch gegen diese Folge ge- 
schehenen Annahme jenes Antrages geschlossen werden muss, die Majorität 
des Reichstages wolle ebenfalls die vom Antragsteller gewollte Wirkung. In 
diesem Falle hatte der Antragsteller ausdrücklich erklärt, er wolle durch 
seinen Antrag (cf. oben) das Missverständniss ausschliessen, als verwehre 
Art. 23 den Gebrauch der Initiative des Reichstages bei Kompetenz-Erwei- 
terungen; folglich hat auch die Reichstags-Mehrheit dies Missverständniss 
ausschliessen wollen, und die verbündeten Regierungen müssen als mit 
dieser Absicht einverstanden angenommen werden, weil sie ohne Widerspruch 
gegen die Motive des Lasker’schen Amendements der fraglichen Abänderung 
der Verfassungs-Vorlage ihre Zustimmung ertheilt haben. 


Aber man ging partikularistischer Seits noch einen Schritt weiter, indem 
man z. B. selbst den von der Königl. Sächsischen Regierung eingebrachten 
Antrag auf Errichtung eines obersten Handels-Gerichtshofes deshalb für un- 
zulässig erklärte, weil derselbe eine V erfassungs-Veränderung enthalte. 


Allein trotz der zweifellosen Richtigkeit dieser Ansicht, dass es sich bei 
diesem Gesetzes-Vorschlage um eine Kompetenz-Erweiterung handle, fand 
der Antrag doch die Majorität im Reichstage und die (damals genügende) ?/; 
Mehrheit im Bundesrathe; ward als Gesetz publizirt und liefert somit das 
erste und wichtigste Präcedens für die korrekte Haltung der Bundes-Organe 
in dieser Frage. Partikularistischerseits machte man daher den Versuch, den 
Kampf auf ein anderes Feld, in die Territorial-Landtage zu verlegen. So 
ward im Preussischen Herrenhause ein Antrag eingebracht, durch welchen 
im Wesentlichen ausgesprochen werden sollte, dass zu jeder ferneren Er- 
weiterung der Bundes-Kompetenz die Genehmigung der Landtage einzuholen 
sei. Das Herrenhaus ging über diesen Antrag zwar zur Tages-Ordnung über; 
gleichwohl wurde sowohl im Sächsischen , wie im Mecklenburgischen Land- 
tage über ähnliche Anträge verhandelt. Die Preussische Regierung aber und 
das Abgeordnetenhaus stellten sich nunmehr in unzweideutiger Weise auf 
den Standpunkt der Zulässigkeit der Kompetenz-Erweiterungen auf dem für 
Verfassnngs-Aenderungen vorgeschriebenen Wege. In der Ihat, wenn die 
Verfassung nicht vorgesehen hätte, dass Kompetenz-Erweiterungen auf ver- 
fassungsmässigem Wege, lediglich durch die Gesetzgebung des Bundes einge- 
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führt werden können; wenn mithin statt des verfassungsmässigen lediglich 
der Vertragsweg zu diesem Ziele führte, dann würde es allerdings durchaus 
richtig sein, dass für eine Erweiterung der Kompetenz nicht etwa die Zu- 
stimmung sämmtlicher im Bundesrathe vertretenen Souveränetäts - Träger 
genüge, sondern dass auch die Zustimmung aller Territorial-Landtage (Erster 
und Zweiter Kammern) nothwendig sein würde. Die unverhältnissmässige 
Weitläufigkeit eines derartigen Verfahrens und dessen muthmassliche Aus- 
sichtslosigkeit — denn es würde sehr unwahrscheinlich sein, dass in Zeiten 
der Ruhe nicht wenigstens irgend eine Erste, oder Zweite Kammer ver- 
neinend votiren sollte — dies Verhältniss lässt mit ziemlicher Sicherheit 
darauf schliessen, dass man in der Verfassung sich einen Weg eröffnet haben 
werde, auf welchem man mit Sicherheit zum Ziele der Kompetenz-Erweiterung 
gelangen könne. Denn die Kompetenz-Erweiterung, die Möglichkeit, die- 
selbe ohne unüberwindlich scheinende Schwierigkeiten durchsetzen zu können, 
ist nicht nur die unerlässliche Voraussetzung der Entwicklungsfähigkeit des 
Bundes, sie ist zugleich die beste Sicherung der Dauer des bundesstaatlichen 
Verhältnisses und der Vermeidung jener Gefahr, welche man mit dem Worte 
„Einheits-Staat“ zu bezeichnen pflegt. Wäre es in die Hand eines einzigen 
Kleinstaates, einer einzigen Landtags - Kammer eines Kleinstaates gelegt, 
die Gesetzgebung des Reiches für alle Zeiten auf die 16 Nummern des Art. 4 
festzunageln; würde dieser Zustand dem formellen Rechte des Reiches ent- 
sprechen in einer Zeit, die vielleicht gebieterisch die Erstreckung der Ge- 
meinschaft auf andere Punkte erheischt, so würde dieser formelle Rechts- 
zustand wahrscheinlich eine ähnliche Katastrophe erzeugen, wie über den 
ehemaligen Deutschen Bund seiner Zeit hereingebrochen ist. Damit ist 
keineswegs gesagt, dass eine häufige Anwendung der verfassungsmässig 
möglichen Kompetenz-Erweiterung nützlich, oder wünschenswerth sei; 
gewiss ist das nicht der Fall; man mag in dieser Beziehung sehr vorsichtig, 
man mag vielleicht gut thun, eine geraume Zeit hindurch stabil zu sein, nur 
soll man nicht von Rechtswegen zu fortdauernder Stabilität genöthigt sein. 

Das Vorgehen einzelner Landtage gegen Kompetenz-Erweiterungen des 
Norddeutschen Bundes ist indessen so wenig von Erfolg gewesen, dass der 
mehrerwähnte Art. 4 der Norddeutschen Bundes-Verfassung heute sogar 
um eine ganze Ziffer vermehrt worden ist, nachdem nämlich Bundesrath 
und Reichstag die s. g. Verfassungs- Verträge mit den Südstaaten ange- 
nommen, durch welche die Kompetenz der Gesetzgebung auf die Presse und 
das Vereinswesen ausgedehnt worden ist. 

Eine nicht unwesentlich veränderte Gestalt hat jedoch unsere Frage ange- 
nommen, seitdem an die Stelle der Verfassung des Norddeutschen Bundes 
die des Deutschen Reiches getreten ist. Der massgebende Art. 78 hat jetzt 
folgenden Wortlaut: 

Veränderungen der Verfassung erfolgen im Wege der Gesetzgebung. Sie gelten 
als abgelehnt, wenn sie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen sich haben. 
Diejenigen Vorschriften der Reichs- Verfassung, durch welche bestimmte Rechte 


einzelner Bundesstaaten in deren Verhältniss zur Gesammtheit festgestellt sind, 
können nur mit Zustimmung des betreffenden Bundesstaates abgeändert werden. 


Durch diese Fassung des Art. 78 sind nun auch die letzten Bedenken 
hinweggeräumt, welche der hier vertretenen Ansicht etwa noch entgegen 
stehen sollten. Denn einmal ist zu bedenken, dass man bei Abschluss der 
Versailler Verträge Nichts gethan hat, um die Kompetenz-Erweiterungen 
dem Art. 78 zu entziehen, obgleich Jedermann bekannt sein musste, dass die 


Mehrheit des Reichstages der Ansicht huldigte, dass auf dem Wege des Aıt. 


_ 
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78 auch Kompetenz-Erweiterungen zulässig seien. Zweitens nöthigt die 
Aufstellung der Ausnahme in al. 2 zu dem Schlusse, dass in allen übrigen 
Fällen die Erfüllung der Voraussetzung des al. 1 genügt. Diese Gründe 
haben selbst Zachariae, der zu den Gegnern der Kompetenz-Kompetenz in 
der Verfassung des Norddeutschen Bundes gehörte, bewogen, für die Reichs- 
Verfassung die Zulässigkeit von Kompetenz-Erweiterungen unumwunden 
anzuerkennen. | 

Zachariae, Zur Frage von der Reichs-Kompetenz gegenüber dem Unfehlbarkeits- 

Dogma. Braunschweig bei Vieweg. 8. 53 ff. 

Die Norddeutsche Bundes-Verfassung forderte für Verfassungs-Aende- 
rungen bekanntlich eine ?/, Mehrheit im Bundesrathe; durch die mit. 
Hessen, Württemberg und Baden vereinbarte Verfassung wurde diese Mehr- 
heit auf eine solche von /, erhöht, — eine Abänderung, welche insofern 
auch dem Preussischen Interesse entsprach, als durch dieselbe dieser Staat 
mit seinen 17 Stimmen es stets in der Hand gehabt haben würde, jede Ver- 
fassungs-Veränderung abzulehnen. Die jetzt in der Verfassung enthaltene 
Majoritätszahl verdankt ihre Aufnahme dem Verlangen Baierns, von dessen 
Ertüllung dieser Staat das Zugeständniss abhängig machte, dass der Reichs- 
gewalt das Recht der Kompetenz-Erweiterung zustehe. / 

Erklärung des Staatsministers Delbrück: „Es war von Seiten Baierns gegen 
die 3/4-Majorität in der Beschränkung auf gewisse Angelegenheiten keine Einwendung 
erhoben. Es wurde dagegen in Bezug auf Verfassungs- Veränderungen, die eine ge- 
wisse Qualifikation hatten, namentlich in Bezug auf den Artikel 4 von Baiern ein Veto 
in Anspruch genommen. Es gehörte dieser Punkt zu den schwierigsten Fragen, die 
überhaupt in der ganzen Verhandlung mit Baiern zu erledigen waren. Dass man von 
der 3/,-Majorität, die auf der einen Seite festgehalten wurde, sich herbeiliess, zu einem 
Veto von 14 Stimmen, das wurde bewilligt, indem man auf der anderen Seite das ab- 
re bp Baierns für gewisse Verfassungs- Aenderungen aufgab.“ (St. B. 1870. 

Erklärung des Württembergischen Ministers v..Mitnacht: „Im Uebrigen gehen 
nun alle kontrahirenden Theile davon aus, dass unter den Veränderungen der Ver- 
fassung, die der jetzige Art. 78 der Bundes-Verfassung erwähnt, auch Kompetenz-Er- 
weiterungen zu verstehen sind.“ (Protokoll über die Sitzung der Württembergischen 
Abgeordneten-Kammer vom 23. Dezember 1870. 8. 45.) 

Neue praktische Bestätigung dieses Anerkenntnisses ist in den Kompe- 
tenz-Erweiterungen zu finden, welche die Nr. 9 und 13 des Art. 4 durch 
die Gesetze vom 3. Mai 1873 (R.-G.-Bl. S. 47) und vom 20 Dezember 1873 
(R.-G.-Bl. S. 379) erfahren haben. Durch ersteres Gesetz wurde die 
Kompetenz auf „die Seeschifffahrts-Zeichen (Leuchtfeuer, Tonnen, Baaken. 
und sonstige Tagesmarken)* ausgedehnt, durch das zweiterwähnte Gesetz 
vom 20. Dezember 1873 aber ist an die Stelle des früheren Wortlautes: „Der 
Beaufsichtigung Seitens des Reiches und’der Gesetzgebung desselben unter- 
liegen: .... 13, die gemeinsame Gesetzgebung über das Obligationen-, 
Straf-, Handels-, und Wechselrecht und das gerichtliche Verfahren“ 
folgende, die Kompetenz wesentlich ausdehnende Fassung getreten: „...13, 
die gemeinsame Gesetzgebung über das gesammte bürgerliche Recht, 
das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren“. 

Hiernach dürfen wir sagen: Theorie und Praxis stimmen darin überein, 
dass auf dem im Art. 78 al. 1 der Reichs-Verfassung angegebenen Wege der 
Verfassungs-Aenderungen auch Erweiterungen der Kompetenz der Reichs- 
Gesetzgebung herbeigeführt werden können. 

Ist somit die ursprüngliche Frage zu Gunsten des Reiches und der Ent- 
wicklungsfähigkeit desselben entschieden, so ist eine neue Frage, welche 
bereits in den Landtagen Baierns und Württembergs sehr lebhafte Debatten 
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verursacht hat, entstanden, deren Inhalt sich kurz dahin angeben lässt, ob 
zu solchen Verfassungs- Aenderungen, durch welche der Verzicht auf ein 
s. g. Reservatrecht, oder die Schmälerung eines solchen bewirkt werden soll, 
nur die Regierung des das Recht aufgebenden Süddeutschen Staates im 
Bundesrathe ihre Zustimmung zu ertheilen hat, oder ob auch die Zustim- 
mung des Landtages des betreffenden Staates eingeholt werden muss? In 
derselben Weise, in welcher früher, wie oben hervorgehoben, die Forderung 
aufgestellt wurde, dass zu jeder Erweiterung der Kompetenz der Bundes- 
Gewalt, die natürlich auf der anderen Seite als Schmälerung der noch be- 
stehenden 'Territorial-Gewalt erscheint, ausser der Zustimmung aller Regie- 
rungen, auch die aller Landtage (weil alle von der Rechtsminderung getroffen) 
einzuholen sei, so wird jetzt behauptet, dass der Verzicht der Regierung auf 
ein dem betreffenden Staate eingeräumtes Reservatrecht nicht genüge, viel- 
mehr, wenn ein gültiger Verzicht zu Stande kommen solle, die Zustimmung 
des Landtages hinzutreten müsse, da — umes so auszudrücken — die 
Regierung nur unter Zustimmung des Landtages über Landesrechte ver- 
fügen könne. 

Da diese Frage, wenn man es als eine im Laufe der Zeit zu beseitigende 
Unregelmässigkeit ansieht, dass nicht alle Deutsche Staaten der Reichs- 
Gewalt gleichmässig unterworfen sind, da diese Frage für die ruhige Ent- 
wicklung des Reiches gegenwärtig unstreitig die wichtigste ist, so wird zu- 
vörderst nothwendig sein, darüber thunlichst Gewissheit sich zu verschaffen, 
welche Rechte unter die Kategorie der „Reservatrechte“ d.h. zu den „ver- 
fassungsmässigen Sonderrechten einzelner Staaten im Verhältniss zur Ge- 
sammtheit“ zu zählen sind. | 

Hierzu wird in erster Linie die Entstehung von al. 2 Art. 78 festzu- 
stellen sein. Die betreffende Bestimmung findet sich nicht in der zuerst 
zwischen dem Norddeutschen Bunde einer- und Baden und Hessen anderer- 
seits vereinbarten Verfassung, woselbst Art. 78 vielmehr nur ausal. I be- 
steht. Dagegen findet sich in dem „Protokoll“ zu dieser Vereinbarung vom 
15. Novembar 1870 wörtlich, was folgt: 

„8, zu Artikel 78 der Verfassung wurde allseitig als selbstverständlich angesehen, 
dass diejenigen Vorschriften der Verfassung, durch welche bestimmte Rechte ein- 
zelner Bundesstaaten in deren Verhältniss zur Gesammtheit festgestellt sind, nur mit 
Zustimmung des berechtigten Bundesstaates abgeändert werden können.“ 

Auch in dem Vertrage mit Baiern wird sub $. 25 nur festgesetzt, dass 
Art. 78 lauten solle wie al. 1 dieses Artikels in der Reichs- Verfassung jetzt 
lautet; von dem Zusatze eines zweiten Absatzes ist im Vertrage nicht die 
Rede. Dagegen findet sich sub Ziffer V, was folgt: 

„Diejenigen Vorschriften der Verfassung, durch welche bestimmte Rechte ein- 
zelner Bundesstaaten in deren Verhältniss zur Gesammtheit festgestellt sind, ins- 
besondere, soviel Baiern angeht, die unter Ziffer III dieses Ver- 
tragesaufgeführten Bestimmungen können nur mit Zustimmung des berech- 
tigten Bundesstaates abgeändert werden. 

Endlich wird in dem Protokolle zum Vertrage mit Württemberg vom 
25. November 1870 bemerkt, dass die im Protokolle vom 15. November zum 
Badisch- Hessischen Vertrage „getroffene Verabredung zu Art. 78 der Ver- 
fassung auch auf Württemberg Anwendung finde“. 


Demgemäss ist al. 2 Art. 78 erst gelegentlich der Redaktion der Ver- 
fassung zum integrirenden Theile derselben geworden, und zwar ist, nach 
einer Erklärung des Baierischen Ministers v. Lutz im Reichstage, der Um- 
stand, dass diebetreffende Bestimmung in dem eigentlichen 
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Baierischen Vertrags-Instrumente (nicht lediglich im ‚Schluss- 
Protokolle; sich findet, die Veranlassung dafür gewesen, dass 
diese Bestimmung, dem ursprünglichen Entwurfe entgegen, in die Re- 
daktion der Verfassung aufgenommen ist.“ (St.-B. 8. 161.) 

Diese Erklärung lässt leider an Deutlichkeit viel zu wünschen übrig; 
kann jedoch kaum anders als dahin verstanden werden, dass die Vertrags- 
Bestimmung in Verfassungs-Bestimmung umgewandelt sei, weil man 
nicht gewollt, dass eine, für das Reich so wesentliche Bestimmung, trotz ihrer 
unmittelbaren Wirkung auf die Verfassung, ausserhalb derselben stehe und 
die Vertragsnatur (im Gegensatz zur Verfassungsnatur) bewahre. 

Die oben durch den Druck hervorgehobenen Worte der Bestimmung des 
Baierischen Vertrages sind, wohl wegen ihrer speziell Baierischen Natur in 
die Verfassung nicht übergegangen; gleichwohl sind sie ein Anhaltspunkt 
für die Beantwortung der Frage, welche Rechte in die Kategorie der hier be- 
handelten „Reservatrechte* gehören. Da eine andere offizielle Erklärung 
über Das, was unter „bestimmten Rechten einzelner Bundesstaaten im Ver- 
hältniss zur Gesammtheit“ verstanden werden soll, nicht vorliegt, so wird 
man sich damit begnügen müssen, zu sagen: Bezüglich Baierns werden als 
„Reservatrechte“ die sub Ziffer III des Baierischen Vertrages eingeräumten 
Rechte verstanden; bezüglich der anderen Südstaaten aber wird man die, 
diesen Baierischen analogen Rechte als Reservatrechte zu betrachten haben. 

Soviel über die Natur der Reservatrechte; das Nähere ist aus der Ver- 
gleichung der Bestimmungen sub Ziffer III des Baierischen Vertrages zu er- 
sehen. 

Was nun die staatsrechtliche Streitfrage betrifft, so wird von der parti- 
kularistischen Seite in Baiern und Württemberg unter Bezugnahme auf al. 2 
Art. 78 folgendermassen deduzirt: Hier ist bestimmt, dass Reservatrechte 
„nur mit Zustimmung des berechtigten Bundesstaates“ abge- 
ändert werden können; die Baierische oder Württembergische Regierung 
allein, oder deren Vertreter im Bundesrathe ist nicht „der berechtigte Bundes- 
staat“ , dieser wird nur vertreten durch Regierung und Landtag; ausserdem 
erfordert die Baierische oder Württembergische Verfassung, dass zu jeder 
Minderung der Landesrechte die Zustimmung des Landtages — theilweise 
sogar mit der für Verfassungs- Aenderungen vorgeschriebenen Mehrheit — 
erfolge, folglich muss sowohl nach der Reichs-, als auch nach der Landes- 
Verfassung, damit in rechtsgültiger Weise eine Aenderung von Revervat- 
rechten erfolgen könne, ausser der Regierung auch der Landtag des berech- 
tigten Bundesstaates seine Zustimmung ertheilen. 

Dem gegenüber wird nachzuweisen sein, dass unter der in alınea 2 
Art. 78 der Verfassung geforderten „Zustimmung des berechtigten 
Bundesstaates“ lediglich Zustimmung des Vertreters des berechtigten 
Bundesstaates im Bundesrathe zu verstehen ist. 

Hierfür spricht in erster Linie die oberwähnte Erklärung des Baierischen 
Ministers von Lutz, die man vergleichen wolle. Jetzt tritt die Bestimmung 
in alinea 2 Art. 78 nicht mehr als Vertrags-, sondern als Verfassungs- Bestim- 
mung auf. Als Vertrags- Bestimmung könnte ihr Inhalt vielleicht derartig 
sein, dass auch die Zustimmung des Landtags erforderlich erscheinen durfte ;*) 


*) Jedoch ist wohl zu beachten, dass die Bestimmung in al.2 im Badisch-Hessischen 
Protokoll als eine „selbstverständliche“, d.h. eine solche, welche auch ohne aus- 
drückliche Formulirung gelten würde vermöge der Abstraktion, dass ein soeben gewähr- 
tes jus singulare nicht ohne Zustimmung des Berechtigten aufgehoben werden könne. 
Durch die ausdrückliche Formulirung ist das Wesen des Satzes nicht geändert; wenn 
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nachdem aber absichtlich die Vertrags- in eine Verfassungs-Bestimmung umge- 
wandelt worden, ist es für den Inhalt derselben von Wichtigkeit, dass das 
Reich verfassungsmässig mit den einzelnen Bundesstaaten nur durch deren 
Vertreter im Bundesrathe in Berührung kommt, dass also die Verfassung, 
wenn sie von der Zustimmung eines Bundesstaates redet, nur die vom Ver- 
treter desselben im Bundesrathe abzugebende Zustimmung im Auge haben 
kann, nicht aber einen vollkommen ausserhalb der Sphäre des Reichs stehen- 
den Beschluss von Regierung und Landtag. 

Aber der erforderliche Nachweis lässt sich in geradezu zwingender Weise 
führen. Sobald nämlich dargethan wird, dass die Reichs - Verfassung in an- 
deren Artikeln, welche dem Art. 78 vorangehen, den Ausdruck „Stimme 
eines Bundesstaates“ und ähnliche Ausdrücke in unzweifelhafter Weise für 
„Stimme des Vertreters eines Bundesstaates im Bundesrathe“ gebraucht, dann 
ist nachgewiesen, dass unter demselben Ausdruck in Art. 78 ebenfalls die Zu- 
stimmung des Vertreters des berechtigten Bundesstaates im Bundesrathe ver- 
standen Ist. 

Dieser Beweis ist nunmehr zu führen. Der Artikel 6 der Ver- 
fassung lautet im Eingange: 


„Der Bundesrath besteht aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes, unter 
welchen die Stimmführung sich in der Weise vertheilt, dass Preussen mit den ehema- 
ligen Stimmen von Hannover, Kurhessen, Holstein, Nassau und Frankfurt 17 Stimmen 
führt, Baiern 6 Stimmen u. s. w.“ 

Dieser Artikel redet also von den „Stimmen, die Preussen, 
Baiern u.s. w. führen“, d. h. von den „Stimmen der Bundesstaaten“! versteht 
aber unter diesen Stimmen lediglich die Stimmen der Vertreter etc. im Bun- 
desrathe. Noch deutlicher tritt dies hervor in Art. 7, Schlusssatz; derselbe 
lautet: 

„Bei der Beschlussfassung über eine Angelegenheit, welche nach den Bestimmungen 
dieser Verfassung nicht dem ganzen Reiche gemeinschaftlich ist, werden die Stim- 
men nur derjenigen Bundesstaaten gezählt, welchen die Angelegenheit ge- 
meinschaftlich ist.“ 

Da dieser Art. 7 zum Abschnitt III der Verfassung gehört, welcher vom 
„Dundesrathe“ handelt, so steht fest, dass „Stimmen der Bundesstaaten“ 
gleichbedeutend ist mit Stimmen der Vertreter der Bundesstaaten im Bundes- 
rathe. In demselben Sinne wird in Art. 8 gesagt, in bestimmten Ausschüssen 
habe ein bestimmter Staat eine Stimme. 

Da nun anzunehmen ist, dass in einem und demselben Gesetze derselbe 
Wortausdruck immer dieselbe Bedeutung hat, so ist anzunehmen, dass „Zu- 
stimmung des berechtigten Bundesstaates“ in Art. 78 alinea 2 in demselben 
Sinne wie Stimmen der Bundesstaaten in den Art. 6, 7 und 8 gebraucht sei 
und also Zustimmung des Vertreters im Bundesrathe bedeute. 

Zu demselben Resultate gelangt man, wenn man erwägt, dass alinea 2 
des Art. 78 alinea 1 vorangeht und lautet: 

„Veränderungen der Verfassung erfolgen im Wege der Gesetzgebung. Sie gelten 
als abgelehnt, wenn sie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen sich haben.“ 

Mit diesem Satze steht al. 2 in engster Verbindung; beide Sätze handeln 
von Verfassungs-Aenderung; al. I schreibt die allgemeine Regel vor, dass sie 


aber die ausdrückliche Formulirung unterlassen wäre, — würde dann wohl Jemand auch 
auf den Gedanken gekommen sein, es müsse der Landtag zur Aufgabe eines Reservat- 
rechtes seine Zustimmung ertheilen, obgleich von dieser Zustimmung selbst, geschweige 
von ihrer Modalität kein Wort gesagt worden?! 
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im Wege der Gesetzgebung erfolgen und abgelehnt sind, wenn sie im Bun- 
desrathe 14 Stimmen gegen sich haben. Al. 2 giebt die Ausnahmeregel für 
Reservatrechte in der Weise, dass zu der allgemeinen Vorschrift von al. 1 
-— dem Wege der Gesetzgebung und der Mehrheit im Bundesrathe — noch 
das besondere Erforderniss der Zustimmung des berechtigten Bundesstaates 
hinzutritt. Kann unter diesen Umständen Jemand annehmen, dass die „Zu- 
stimmung“ in al. 2 durchaus anderer Natur sein könnte wie die Abgabe der 
14 Stimmen im Bundesrathe’? 

Endlich darf nicht ausser Acht gelassen werden, dass Art. 78 unter. der 
Ueberschrift „Allgemeine Bestimmungen“ den XIV. Abschnitt bildet, dass 
hier also gewiss nicht der richtige Ort gewesen wäre, um in die Verfassung 
eine Singularität einzuführen. | 

Genau zu demselben Resultate gelangt auf einem anderen Wege Thu- 
dichum in seinen Erläuterungen zur Reichs - Verfassung, welche abgedruckt 
‚sind in v. Holtzendorfi’s „Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und 
Rechtspflege des Deutschen Reichs, Jahrgang I“ (Leipzig bei Duncker und 
Humblodt). Der Baierische Vertrag (Abschnitt III $. 7) spricht nämlich 
aus, dass die in den vorausgehenden $$. 1—6 enthaltenen Bestimmungen „als 
ein integrirender Bestandtheil der Bundes- Verfassung zu betrachten seien“. 
Der Zweck dieser Bestimmung kann nicht wohl ein anderer gewesen sein, 
als festzustellen, dass jene Sonderrechte mit dem Zustandekommen der Ver- 
fassung die Natur vertragsmässiger Bestimmungen nicht länger be- 
wahren, sondern die verfassungsmässiger Bestimmungen annehmen 
würden; dass mithin auch hinsichtlich dieser Bestimmungen Baiern dem 
Reiche nicht mehr als souverainer Staat, sondern als Bundesglied gegenüber- 
stehen und bei etwaigen Abänderungen der hier fraglichen Bestimmungen 
nur in der Weise mitzuwirken haben werde, wie dasselbe (nämlich Baiern) 
innerhalb der Reichs- Verfassung überhaupt gleich den übrigen Staaten zu 
wirken berufen : nämlich durch Abstimmung seiner Abgeordneten im Reichs- 
tage und seiner Bevollmächtigten im Bundesrathe. 

Auch v. Rönne „Das Verfassungsrecht des Deutschen Reichs“ (Leipzig 
bei Brockhaus) billigt die hier vertretene Ansicht, indem er (Seite 45 cit.) 
erklärt: 

„Darüber kann kein Bedenken obwalten , dass im Verhältnisse des Reiches zu dem 
berechtigten Einzelstaate, welcher zu einer Aufhebung oder Abänderung seines Son- 
derrechtes seine Zustimmung ertheilt, die Erklärung dieses Staates für ausreichend zu 
erachten ist.“ | 

Der genannte Schriftsteller verweist die Frage, ob das im Bundesrathe 
abgegebene Votum der Zustimmung des Landtages bedurft hätte, in die 
Landesvertretungen, da das Sonder - Verfassungsrecht darüber zu entscheiden 
habe, ob das Ministerium durch sein im Bundesrathe ohne Zustimmung des 
Landtages abgegebenes Votum sich verantwortlich gemacht habe; zugleich 
wird jedoch hervorgehoben, dass jenes im Bundesrathe einmal abgegebene 
Votum nicht wieder rückgängig gemacht werden könne. 

Gleichfalls auf dem Boden dieser Ansicht steht Emil Riedel, Königl. 
Baierischer Ober-Regierungsrath „in seinem Werke „Die Reichs - Verfassung 
vom 16. April 1871 (Nördlingen, Beck’sche Buchhandlung) ; wenigstens wird 
daselbst (Seite 164) anerkannt, dass die Zustimmung im Bundesrathe „for- 
mell genüge* — ein Ausdruck der augenscheinlich dieselbe Bedeutung hat, 
wie v. Rönne’s-Ausspruch, dass diese Art der Zustimmung „im Verhältnisse 
des Reiches zu dem berechtigten Bundesstaate genüge“. Andererseits er- 
klärt Hr. Riedel für „selbstverständlich, dass die Bundesraths - Bevollmäch- 
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tigten“ (? — soll wohl heissen: die Ministerien, durch welche die Bundesraths- 
Bevollmächtigten bezüglich ihres Votums instruirt werden? —) „des be- 
treffenden Staates vorher die Zustimmung derjenigen Faktoren erholen, welche 
nach dem speziellen Landesrechte über das Aufgeben positiver Rechte des 
Staates zu beschliessen haben“. N 

Die hier erörterte Frage wurde in der ausserordentlichen Session des 
Norddeutschen Reichstages bei Berathung der Ziffer 8 des Protokolls  be- 
treffend die Vereinbarung zwischen dem Norddeutschen Bunde, Baden und 
Hessen u. s. w. d. d. Versailles den 15. November 1870 von dem Abg. 
Lasker (St. B. 8. 133) zuerst angeregt und zwar folgendermassen : 

„Ich habe“ — sagte Herr Lasker — „bereits in den allgemeinen Worten zu den Ver- 
trägen meine Ansicht ausgedrückt, dass unter dieser Zustimmung nur verstanden wer- 
den kann, die Stimme des berechtigten Staatesim Bundesrathe, so dassein Rück- 
griff auf die legislativen Faktoren des besonderen Staates nicht mehr nothwendig ist. 
Die Sache scheint mir aber so ausserordentlich wichtig, dass ich die Frage an den 
Herrn Präsidenten des Bundeskanzler - Amtes richte, ob erin der Lage ist, uns eine 
authentische Interpretation über den Willen der Vertragsschliesser zu geben, oder 
mindestens auszudrücken, was er selber darunter verstanden hat. Wir werden kaum 
umhin können, in irgend einer Weise zu erklären, sofern das Hohe Haus damit einver- 
standen ist, dass wir, als ein Theil derjenigen Faktoren, welche die Verfassung zu 
Stande bringen, unter dieser Bestimmung verstehen: »die Stimme des berechtigten 
Staates im Bundesrathe“. Diese Interpretation wird unbestrittene Geltung erlangen, 
wenn kein gleichberechtigter Faktor gegen sie Widerspruch erhebt. Um aber zu 
wissen, ob ein solcher Dissens gegenwärtig vorliegen mag, erlaube ich mir, den Herrn 
Präsidenten des Bundeskanzler - Amtes um Auskunft zu bitten.“ 

Die auf diese Anfrage Seitens des Staatsministers Delbrück ertheilte 
Antwort hat folgenden Wortlaut: 

„Eine authentische Interpretation kann ich hier nicht geben; ich kann nur sagen, 
dass ich unter dieser „Zustimmung“ nichts anderes verstanden habe, als die Zustim- 
mung im Bundesrathe und dass mir eine entgegenstehende Auffassung nicht be- 
kannt.geworden ist.“ (St. B. S. 134.) 

Im weiteren Verlaufe der Debatte erklärte Abg. Freiherr von Hover- 
beck die von dem Staatsminister Delbrück gegebene Interpretation für selbst- 
verständlich, beantragte jedoch, der Ziffer 8 des Vertrages die Genehmigung 
zu versagen, weil die Sonderrechte hinreichend bereits durch die Erschwe- 
rung der Verfassungs-Aenderungen geschützt seien; dieser Antrag ward ab- 
gelehnt. Ein Widerspruch gegem die Interpretation des Staatsministers 
Delbrück machte sich nicht bemerkbar: nur verdient Erwähnung, dass in 
der vorhergehenden Sitzung (vom 6. Dezember 1870 St. B. S. 105) der 
Abg. v. Brauchitsch-Elbing die Ansicht ausgesprochen hatte, „dass, da 
jetzt die einzelnen Süddeutschen Landesvertretungen zu dem Vorbehalte 
jener Rechte ihre Zustimmung geben müssen, wiederum dieselben Landes- 
vertretungen Ihre Zustimmung ertheilen müssten, wenn diese Rechte in einem 
einzelnen Lande wieder fortfallen sollten. * 


Das Irrige dieser Ansicht liegt auf der Hand; die Mehrheit des Reichs- 
tages, welche am folgenden Tage, nach der Erklärung Delbrück’s, des Unter- 
händlers mit den Südstaaten, die Ziffer 8 des Protokolls genehmigte — Theil 
der Verfassung (al. 2 des Art. 78) wurde die Bestimmung erst, wie oben 
erwähnt, durch die „Redaktion“ —, und zwar ohne der Delbrück’schen Er- 
klärung zu widersprechen, hat sich augenscheinlich mit dieser Interpretation 
einverstanden erklärt. | 

Diese Erklärung des Präsidenten des Reichskanzler- Amtes nebst der un- 
zweifelhaften Thatsache, dass der Reichstag des Norddeutschen Bundes in 
seiner überwiegenden Mehrheit, al. 1 des Art. 78 als auch auf Kompetenz- 
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Erweiterungen sich beziehend und al. 2 in der Ueberzeugung angenommen 
hat, dass zur Abänderung eines Reservatrechtes nicht die Zustimmung des 
Landtages des berechtigten Staates erforderlich sei, sondern dass die Zustim- 
mung des Vertreters dieses Staates im Bundesrathe genüge — selbst der Ab- 
geordnete Windthorst, welcher unermüdlich die Ansicht bekämpft, dass der 
Art. 78 der Verfassung des Norddeutschen Bundes auch für Kompe- 
tenz-Erweiterungen massgebend sei, hat bei Berathung der Verträgeanerkannt, 
dass nunmehr Art. 78 auch auf Erweiterungen der Kompetenz sich erstrecke*) 
— alle diese Erklärungen, bez. Thatsachen waren bereits abgegeben, bez. 
vollzogen und also bekannt, als die Landtage von Württemberg und Baiern 
ihrerseits in die Berathung der Verträge eintraten. (In Hessen und Baden 
ist man speziell auf die Bedeutung des Art. 78 nicht eingegangen.) Bekannt 
war nicht minder, dass der Bundesrath des Norddeutschen Bundes, von.dessen 
Tische Minister Delbrück die fragliche Erklärung abgegeben, die Sache nicht 
anders, wie der Reichstag auffasse. Da nun die Verträge in den Süddeutschen 
Kammern angenommen sind, ohne dass ein Protest, oder eine Rechtsverwah- 
rung gegen die bekannte Anschauung des einen vertragenden Theils erhoben 
worden, so muss angenommen werden, dass auch die Südstaaten (Regierung 
und Landtag derselben) bezüglich des Art. 78 auf demselben Standpunkt wie 
der Norddeutsche Bund sich gestellt haben. 

Die Berathungen der Württembergischen Abgeordnetenkammer 
wurden durch ein, vom Abg. Hölder erstattetes Referat eingeleitet; im 
$. 10 desselben wurde hervorgehoben, dass die Mitglieder des Bundesrathes 
„der Regierung ihres Staates, und wiederum die Minister der betreffenden 
Staaten für ihre den Vertretern im Bundesrathe ertheilten Weisungen den 
zuständigen Organen dieses Staates verantwortlich seien“. Diese Verantwort- 
lichkeit — so ist weiter ausgeführt worden — bestehe für Württemberg ins- 
besondere auch gegenüber der Volksvertretung, und die $$. 51 und 52 der 
Verfassungs-Urkunde würden unmittelbare Anwendung zu finden haben. 
Auch zu den Zeiten des Bundestages sei stets der Grundsatz festgehalten und 
anerkannt worden, dass der zuständige Minister für die den Bundestags- 


*) Es war in der Generaldebatte über die Verträge vom 5. Dezember 1870, in welcher 
Herr Windthorst das Wort ergriff und bezüglich des Art. 78, der in der damals vorge- 
legten Verfassung lediglich aus al. 1 bestand, sich folgendermassen vernehmen liess: 

„Hier wird gerade die Kompetenz des Bundes ganz entschieden und schwerwiegend 
ausgedehnt. Sie wird zunächst und vor Allem ausgedehnt in Art. 78 selbst. Die Worte 
werden nicht verändert, aber nach der historischen Entwicklung, nachdem man den Streit 
über die Auslegung dieses Artikels gehabt hat, und nachdem man nunmehr auf Grund 
dieses Artikels die Verfassung ändert, ja die Kompetenz auf Presse und Vereinswesen 
ausdehnt, bekommt allerdings der Artikel 78 eine Interpretation, wie die ist, die Viele 
bisher schon haben annehmen wollen, die ich aber für unzulässig halte. Komme ich nun- 
mehr zu dem Inhalte, so ist mir vor Allem bedenklich die erweiterte Ausdehnung des 
Begriffs einer Verfassungsänderung, wie sie jetzt für den Artikel 78 gegeben werden wird, 
wenn diese Verfassung zurecht kommt. Ist der Art. 78 so zu verstehen, wie er, wenn die 
Verfassungen zu Stande kommen, wie sie uns vorgelegt worden, allerdings wohl wird zu 
verstehen sein, dann ist unzweifelhaft die Mediatisirung aller deutschen Staaten ausge- 
sprochen, auch die Mediatisirung des mächtigsten Staates, Preussens, denn essteht 
bei den Bundesautoritäten ihre Kompetenz auszudehnen, unter den Vor- 
aussetzungen, die im $. 78 jetzt gegeben sind.“ 

Man sieht, Das, was Herr Windthorst über die „historische Entwicklung“ und nament- 
lich darüber sagt, dass man trotz des jahrelangen Streites über den Inhalt des Wortlautes 
des Art. 78 diesen Wortlaut nicht geändert hat und zugleich Kompetenz - Erweiterungen 
vornimmt, — dies stimmt im Wesentlichen mit dem überein, was Staatsrath Zachariae 
in seiner obgedachten Schrift dafür anführt, ‘dass Art. 78 der jetzigen Reichs- 
Verfassung (im Gegensatze zur früheren Norddeutschen Bundes- Verfassung) 
auf Kompetenz - Erweiterungen sich bezieht. 
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Gesandten ertheilten Weisungen verantwortlich sei. Es werde deshalb ein 
‚Antrag vorgelegt werden, durch welchen dieser Grundsatz ausgesprochen und 
festgestellt werde. 

Speziell mit den Reservatrechten beschäftigt sich das Referat im $. 15. 
Nachdem daselbst die Kontroverse aufgestellt, ob einseitige Zustimmung der 
Regierung genüge, oder ob letztere die Einwilligung der Ständeversamm- 
lung einzuholen habe, heisst es wörtlich, wie folgt: 

„In den Verträgen ist eine Bestimmung hierüber nicht enthalten; es kann uns aber 
nicht zustehen, denselben einseitig eine authentische Auslegung zu geben. Da nun 
verschiedene Ansichten hierüber möglich sind, und da solche im Sinne der einseitigen 
Befugniss der Regierung im Norddeutschen Reichstage ausgesprochen wurden, so 
wollten wir nicht unterlassen, der Ständeversammlung für den künftigen praktischen 
Fall das Recht der Auslegung ihrerseits.hiermit ausdrücklich zu wahren.“ 

In Uebereinstimmung mit den Ausführungen dieses Referates beantragte 
die Fünfzehner - Kommission sub IV: 

„Die Kammer wolle der Königl. Staatsregierung gegenüber die rechtliche Ueber- 
zeugung und Voraussetzung aussprechen, dass das Ministerium für die den Vertretern 
Württembergs im Bundesrath zu ertheilenden Instruktionen, beziehungsweise für deren 
amtliche Thätigkeit in Gemässheit der $$. 51 und 52 der Verfassung und der damit in 
Zusammenhang stehenden weiteren Bestimmungen verantwortlich ist.“ 

Der Justizminister v. Mittnacht erkannte hiernächst für sich und seine 
Kollegen als richtig an, dass das Ministerium „für die Art, wie die Stimme 
Württembergs im Bundesrathe abgegeben werde, verantwortlich sei, und dass 
die Bestimmungen der Württembergischen Landes-Verfassung über Verant- 
wortlichkeit der Minister Anwendung finden auf ihr Verhältniss zum Bundes- 
rathe, auf ihre Wirksamkeit in demselben.“ Hinsichtlich der „Wahrung des 
Rechtes der Auslegung für die Ständeversammlung“ beschränkte sich der 
Minister auf folgende Bemerkung: 

„Ich habe keinen Anlass, einer solchen Wahrung entgegenzutreten. Es versteht 


sich von selbst, dass damit auch der Regierung das Recht der Auslegung, wenn der 
Fall einmal praktisch wird, vorbehalten ist.“ 


In derselben Sitzung fand der Minister später zu der schon erwähnten 
Erklärung Anlass, dass „nunmehr alle kontrahirenden Theile davon ausgin- 
gen, dass unter den Veränderungen der Verfassung, die der jetzige Art. 78 
erwähne, auch Kompetenz-Erweiterungen zu verstehen seien“. 

Schliesslich ertheilte die Kammer dem oben mitgetheilten Antrage sub IV 
einstimmig ihre Zustimmung. ; 

In der Kammer der Standesherren wurde Art. 78 von dem Refe- 
renten der Ausschussminderheit, Freiherrn von Neurath berührt — zur Zeit 
des Referates lautete al. 1 noch dahin, dass zu Verfassungs-Aenderungen °/, der 
Stimmen im Bundesrathe erforderlich seien — und namentlich geäussert, der 
„Bundesvertrag selbst gewähre die Mittel, ohne formelle Rechtsverletzung 
Jenen (nämlich den verbündeten Staaten) auch den Rest-der Hoheitsrechte, 
der ihnen vorerst noch belassen, völlig zu entziehen.“ 

Bezüglich des im Wortlaute mitgetheilten Beschlusses der Abgeordneten- 
kammer sub IV trat die Kammer der Standesherren demselben zwar bei, 
jedoch unter der Bemerkung: 

„Dass die Kammer der Standesherren mit der hier ausgesprochenen Voraussetzung 
jedenfalls nicht den Sinn verbinde, als ob die Königliche Regierung schlechthin ver- 
hindert sein solle, auch ohne besondere Zustimmung der Württembergischen Stände 
innerhalb der der Reichs-Gesetzgebung überhaupt zukommenden Zuständigkeit solchen 


Reichs-Gesetzen im Bundesrathe zustimmen zu. lassen, welche ein in Württemberg be- 
stehendes Gesetz abändern.“ 
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Der Referent der Abgeordnetenkammer (Hölder) beantragte in der 
Sitzung vom 29. Dezember 1870 diesem Beschlusse zuzustimmen, da es selbst- 
verständlich sei, „dass die Zustimmung einer Regierung im Bundesrathe nicht 
wieder davon abhängig gemacht werden könne, dass vorher die Ständever- 
sammlung des betreffenden Staates die Regierung ermächtigt habe, ihre Zu- 
stimmung zu einem solchen neuen Reichsgesetze zu ertheilen, sofern dadurch 
die Gesetze dieses Staates abgeändert würden“. Nachdem hierauf der Abg. 
Oesterlen der Ansicht Ausdruck verliehen, dass in der Erklärung der Kammer 
der Standesherren vermuthlich gesagt werden solle, „dass, wo es sich um den 
Erlass eines Gesetzes handele, welches nicht innerhalb der nach den Ver- 
trägen der Reichs-Gesetzgebung zukommenden Kompetenz erlassen werde, son- 
dern eine Ausdehnung der vertragsmässigen Kompetenz involvire, allerdings 
die Zustimmung der Organe der Landes-Gesetzgebung des Einzelstaates noth- 
wendig sei“ , trat Justizminister v. Mittnacht, welcher der Beschlussfassung 
der Ersten Kammer beigewohnt, dieser Auffassung entgegen und erklärte, 
den Beschluss dahin zu verstehen, dass die Kammer der Standesherren sagen 
wolle: 

„Die Minister sind verfassungsmässig verantwortlich für ihre Thätigkeit, für ihre 

_ Wirksamkeit im Bundesrathe, aber es trifft sie selbstverständlich keine gesetzliche 
Verantwortlichkeit, wenn sie die Württembergischen Bevollmächtigten im Bundesrathe 
anweisen, der Abänderung Württembergischer Landes-Gesetze durch die Reichs-Ge- 
setzgebung zuzustimmen, vorausgesetzt natürlich, dass die Reichs-Gesetzgebung in 
der betreffenden Materie überhaupt zuständig ist.“ 

Hierauf erklärte der Referent, dass es wohl keinem Zweifel unterliege, 
dass zu der Reichs-Gesetzgebung auch die Reichs-Gesetze gehörten, welche 
künftig etwa eine Abänderung der Bundesverfassung zum Gegenstande haben 
würden. Wolle die Regierung im Bundesrathe einer solchen Abänderung 
ihre Zustimmung geben, so sei sie nicht gehalten, vorher die Zustimmung der 
Württembergischen Ständeversammlung einzuholen. „Fine weitere Frage sei 
aber die, ob, wenn es sich um die Verzichtleistung auf ein spezielles Zuge- 
ständniss handele, welches Württemberg in den Verträgen gemacht worden 
sei, ein solcher Verzicht -von der Regierung einseitig ausgesprochen werden 
könne oder dürfe.“ 

„In dieser Beziehung haben wir in unserem Bericht ausgesprochen, dass die Frage 
für den praktischen Fall offen gehalten werden müsse, dass wir der Auslegung, welche 
bis dahin die Ständeversammlung für geboten hält, nicht vorgreifen wollen. Diesen 
Vorbehalt sind wir nieht gemeint, damit zurückzunehmen, dass wir ihnen empfehlen, 
der Bemerkung beizutreten, welche die Kammer der Standesherren zu unserem Be- 
schluss Ziffer IV gemacht hat.“ 

Unmittelbar auf diese Erklärung des Referenten folgte die Abstimmung, 
in welcher der fragliche Beschluss der Kammer der Standesherren mit grosser 
Mehrheit angenommen wurde. 

Zu diesen Vorgängen in dem Württembergischen Landtage genügen 
folgende Bemerkungen : Ein Vorbehalt ist von dem Landtage nur bezüglich 
der Verantwortlichkeit des Ministeriums für die Instruktion gemacht worden, 
nach welcher im Bundesrathe die Württembergischen Stimmen abgegeben 
werden. Diese Verantwortlichkeit, soweit sie besteht, hat mit der Eigenart 
der Reservatrechte nichts zu thun, ist vielmehr in Bezug auf jede Abstim- 
mung dieselbe, mag sie einen wie immer gearteten Gegenstand betreffen. 

Bezüglich der Frage, in welcher Weise auf ein Reservatrecht gültig ver- 
zichtet werde, liegt, wie in der Schlusserklärung des Referenten Hölder aus- 
drücklich gesagt wird, lediglich ein Ausspruch des Berichtes des Aus- 
schusses vor; eine Abstimmung über die „Wahrung der Auslegung“ hat in 
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der Kammer der Abgeordneten nicht stattgefunden ; in der Reichsrathskammer 
ist von dieser „Wahrung“ nicht die Rede gewesen. Wollte man aber auch 
annehmen, die Kammer der Abgeordneten sei der „Wahrung“ des Referates 
beigetreten, so würde dies, wiederum nach der Schlusserklärung des Refe- 
renten, keine andere Bedeutung haben, als die, dass die Kammer bei der An- 
nahme des Verfassungs- Vertrages bezüglich unserer Streitfrage eine selbststän- 
dige Meinung nicht gehabt und die Bestimmung über die Reservatrechte an- 
genommen hat, obgleich sie nicht wusste, ob eine Abänderung derselben auf 
diesem, oder auf jenem Wege zu erfolgen habe. Hierdurch und durch die 
Erklärung, die Kammer behalte ihre Ansicht über die Bedeutung der be- 
treffenden Bestimmung sich vor, kann natürlich die richtige Interpretation 
keinen Augenblick beeinträchtigt werden. Da endlich dem „Vorbehalte der 
Auslegung“ des Referates ein gleicher Vorbehalt Seitens der Regierung gegen- 
übersteht, so würde es schlimmsten Falles um eine nicht gelöste Streitfrage 
zwischen der Württembergischen Regierung und der Württembergischen 
Abgeordnetenkammer sich handeln, welche für die zur Interpretation der 
Verfassung berufenen Organe, für Bundesrath und Reichstag ohne Bedeu- 
tung ist, nachdem die Verfassungsverträge die Zustimmung des Württem- 
bergischen Staates durch dessen Organe erhalten haben. 


Was die Verhandlungen des Baierischen Landtages betrifft, so wird 
unsere Frage, natürlich im Zusammenhange mit al. 1 des Art. 78, zuerst in 
dem’ vom ÄAbg. Jörg Namens der Majorität des „Ausschusses für die Bündniss- 
verträge zwischen Baiern und dem Norddeutschen Bunde“ am 23. Dezember 
1870 erstatteten „Berichte“ (Verhandlungen der Baierischen Kammer der 
Abgeordneten. 1870. Beil.-Bd. IV. No. OV. S. 52) behandelt. Daselbst 


sagt der Referent der Majorität des Ausschusses wörtlich, was folgt: 


„Ein schweres Präjudiz ergiebt sich für diekonstitutionellen Rechte der Einzelländer 
aus einer fast befremdenden Lücke, welche bei dem Art. 78 und beziehungsweise in 
der Deklaration bezüglich der besonderen Rechte im Verhältnisse einzelner Bundes- 
staaten, insbesondere Baierns, zur Gesammtheit, in die Augen fällt. 

Die letztgedachten Bestimmungen (Ziffer III des Hauptvertrages) können nur mit 
Zustimmung der „berechtigten Bundesstaaten“ abgeändert werden: so sagt die Dekla- 
ration. Eine Mehrheit von fünf und vierzig der im Bundesrath vertretenen Stimmen 
fordert Art. 78 zur Genehmigung von Verfassungsänderungen. Allein nirgends ist 
festgestellt, ob und wie weit die fraglichen Voten der Bundesrathsmitglieder an die 
Zustimmung der gesetzgebenden Faktoren der Einzelländer gebunden sein sollen oder 
nicht. 

Augenscheinlich liegt hier eine Lebensfrage für das Recht der Baierischen Landes- 
vertretung vor, von welchem Rechte ohnehin nur spärliche Reste übrig bleiben würden. 
Eine ausdrückliche Festsetzung über das Verhältniss der Bundesraths - Beschlüsse zu 
den konstitutionellen Rechten der Einzelländer wäre aber um so mehr erforderlich ge- 
wesen, als vor wenig mehr als einem Jahre sowohl im Preussischen Abgeordnetenhause 
als im Preussischen Herrenhause die Bundes- und resp. Preussische Regierung sich 
für eine Auffassung und Interpretation des früheren Art. 78 entschieden hat, welche 
das konstitutionelle Recht der Einzelländer dem Belieben der im Bundesrathe vertre- 
tenen Regierungen, der eigenen sowohl als der fremden, wehrlos preisgeben würde. 
Und zwar hat sich diese Interpretation im grellsten Widerspruche zu der bei der ersten 
Berathung der Verfassung im Norddeutschen Reichstag von Seite des Referenten resp. 
der Kommission konstatirten Auffassung geltend gemacht.“ 


Sodann kommt in Betracht eine in der Sitzung des „Ausschusses zur 
Vorberathung des von der Staatsregierung vorgelegten Verfassungsvertrages“ 
vom 28. Dezember 1870 durch den Staatsminister v. Lutz ertheilte Auskunft 
bezüglich der Kompetenz; dieselbe lautet: | 

„Die Möglichkeit der Verfassungs-Aenderung und Entwicklung aus sich selbst soll 


von den einzelnen Bundesstaaten nicht gehindert werden, es ist aber kein Zweifel, dass 
S*+ 
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die Baierische Regierung dem Landtage für ihre Stimmführung im Bundesrathe ver- 
. antwortlich bleibt.“ A. a. O. S. 100. 


Hierauf entgegnete Abg. Jörg (der Referent der Mehrheit) : 


„in Art. 78 liege das Hauptmerkmal des zerreibenden Karakters dieses Vertrages. 
Bei Berathung der Norddeutschen Bundesverfassung habe der Referent Twesten als 
selbstverständlich angenommen, dass die einzelnen Landesvertretungen zu Verfassungs- 
änderungen zustimmen müssten. Die Preussische Regierung habe sich auf einen ent- 
gegengesetzten Standpunkt gestellt. Die Erklärung des Herrn Ministers v. Lutz sei 
kein Trost, denn die Landeskammern würden dann ständig vor vollendete Thatsachen 
gestellt sein.“ 


Auf diese Bedenken erwiderte Herr v. Lutz lediglich, was folgt: 


„Diese Frage habe die schwersten Bedenken bereitet, allein es musste dazu „Ja“ 
gesagt werden, wenn die Verträge zum Abschlusse kommen sollten. Das Baierischer- 
seits verlangte Veto sei abgelehnt worden. Der Trost gegen den korrosiven Karakter 
dieser Bestimmung liege in der Lebenskraft des Partikularismus, in dem deutschen 
Karakter. 


In einer am 29. Dezember 1870 abgehaltenen Ausschusssitzung erklärte 
der Abg. Marg. Barth (Referent der die Annahme der Verträge empfeh- 
lenden Minderheit des Ausschusses) Abänderungen der Verfassung (Art. 78) 
„für Fragen des inneren Staatsrechts; man werde im Bundesrathe nicht 
fragen, warum der Bevollmächtigte so oder so stimme, sondern nur darnach, 
wieerstimme; das „warum“ müsse durch ein Sondergesetz geordnet werden.“ 
(A. a. 0.8. 103.) Staatsminister v. Lutz erwiderte hierauf: 


„Das innere Staatsrecht gestatte allerdings eine gesetzliche Regelung der Instruk- 
tion des Baierischen Vertreters im Bundesrathe.“ 


Dieselbe Ansicht, dass es eine Frage des inneren Staatsrechtes sei, in- 
wieweit die Regierung bei ihren Abstimmungen im Bundesrathe an die Mit- 
wirkung des Landtages gebunden sei, wird auch im Referate der Ausschuss- 
minderheit ausgesprochen; bei dieser Gelegenheit wird gleichzeitig Folgendes 
behauptet: 


„Uebrigens hat die Kgl. Staatsregierung im Ausschusse anerkannt, dass sie Aen- 
derungen in der Verfassung des Nordd. Bundes oder Modifikationen der Baiern bewil- 
ligten Sonderrechte, wodurch die Kompetenz des Bundes erweitert würde, ohne 
Verletzung ihrer Verpflichtungen gegen das Land ihre Zustimmung nicht geben könne, 
wenn nicht zuvor der Baierische Landtag sein Einverständniss erklärt habe; will der 
Landtag die Staatsregierung zur Einhaltung dieser anerkannten Verpflichtung auch 
noch formell nöthigen, so muss er eben die Initiative dazu ergreifen, dass dieser Ge- 
genstand durch ein Landesgesetz geordnet werde.“ (A. a. O. 8. 86.) 


Indessen wird diese Annahme bereits in dem „Nachtrage“ zu dem Refe- 
rate des Abg. Jörg vom 3. Januar 1871 (a. a. O. S. 89) als irrig bezeichnet; 
es heisst in dieser Beziehung wörtlich: 


„Nachdem bei den Ausschussverhandlungen sich herausgestellt hat, dass die in dem 
Referat 5. 82 geäusserten Besorgnisse bezügl. der in Preussen offiziell gewordenen 
Interpretation des Art. 78 nur allzubegründet sind, indem die Kgl. Staatsregierung die 
Auffassung des Bundeskanzler-Amtes konstatirt hat, dass allerdings der Bundes-Ver- 
fassung die Fähigkeit verbleiben müsse, sich aus sich selbst herauszubilden : sucht 
das Minoritätsgutachten über dieses schwere Präjudiz für die konstitutionellen Rechte 
der Einzelstaaten zu beruhigen. — Das Minoritätsgutachten weist 1. darauf hin, dass 
die Kgl. Staatsreg. für ihre Voten im Bundesrath in Bezug auf Verfassungs -Aende- 
rungen oder in Bezug auf die uns bewilligten Sonderrechte sich dem Baierischen Land- 
tag gegenüber verantwortlich fühlen würde. (Von einer vorherigen Erholung dieser 
Zustimmung war aber meines Wissens im Ausschuss die Rede nicht.) 2. könne ja die 
Kgl. Staatsregierung durch ein Landesgesetz in dieser Beziehung auch formell gebunden 
werden. — Referent hat von einer Interpretation des Art. 78 gesprochen , welche 
das konstitutionelle Recht der Einzelländer dem Belieben der im Bundesrath vertretenen 
Regierungen, „der eigenen sowohl, als der fremden“, wehrlos preisgeben würde. 
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Die im Minoritätsgutachten aufgeführten Trostgründe sind nicht geeignet, über die 
Besorgniss vor künftigen Konflikten auch nur in ersterer Beziehung zu beruhigen, 
wobei selbst dahingestellt bleiben mag, ob und in wie weit die Aufstellung des Mino- 
ritätsgutachtens Stich zu halten vermag vor dem Rechtssätz, dass Reichs-Gesetze den 
Landes-Gesetzen vorgehen.“ 


Endlich hat im Ausschuss noch Dr. Freitag (ultramontan) ausdrücklich 
erklärt, auch Art. 78 sei abänderungsfähig. 

Den Ausschuss-Verhandlungen über unsere Kontroverse ist deshalb eine 
ziemlich ausführliche Darstellung gewidmet, weil aus denselben unwiderleg- 
lich hervorgeht, dass der Führer der patriotischen Partei, welche nach An- 
nahme der Verträge einerseits die Befugniss zu Kompetenz-Erweiterungen 
auf dem Wege der Verfassungs-Aenderungen bestreitet, und andererseits 
prätendirt, dass zu Abänderungen von Reservatrechten die Zustimmung des 
Landtages des berechtigten Staates erforderlich sei, vor Annahme der Ver- 
träge das Gegentheil als den wahren Inhalt des Art. 78 proklamirt hat. 

Und diesem "Beispiele des Führers ist die Partei durchaus gefolgt, wie 
die Verhandlungen in der Abgeordnetenkammer darthun. Andererseits ist 
den Freunden der Verträge der Vorwurf gemacht, sie hätten dem Art. 78 
eine einschränkende Interpretation gegeben,. namentlich sei dies von dem Re- 
ferenten der Ausschuss - Minderheit, Herrn Marquardt Barth geschehen, 
welcher in der That seine im Referate (cfr. oben) entwickelte Auffassung 
auch in der 2. Kammer geltend gemacht hat durch die Erklärung, er habe 
die Auslassungen des Justizministers im Ausschusse so verstanden, dass die 
Minister sich für verpflichtet hielten, ehe sie den Bevollmächtigten im Bun- 
desrathe zu einem zustimmenden Votum in Bezug auf eine Kompetenz-Er- 
weiterung ermächtigten, den Landtag zuvor zu hören. (St. B. B. IV. 8.118.) 
Im Uebrigen erklärte der Referent der Minderheit wörtlich: 

„Der H. Ref. meint nämlich, es hätte in der Verfassung bestimmt werden sollen, 
dass Verfassungs-Aenderungen nur gemacht werden könnten mit Zustimmung der 
sämmtlichen Gesetzgebungs-Faktoren in allen einzelnen Ländern. Es ist nicht üblich 
in Föderativ-Staaten mit Repräsentativ-Verfassung, wenn man einmal die Möglichkeit 
von Verfassungs-Aenderungen, wie es hier in Art. 78 geschieht, überhaupt zugiebt, eine 
solche Formalität den einzelnen Bevollmächtigten zum Bundesrath aufzulegen, ja es 
ist das auch eine Sache der Unmöglichkeit. Damit aber ist durchaus nicht gesagt, dass 
Sie nicht die Baierische Regierung binden können, ihre Bevollmächtigten zum Bundes- 
rathe der Art zu instruiren, dass dabei die Rechte des Landtags gewahrt bleiben; denn 
das erkenne ich an, ein Recht hat der Baierische Landtag, darum gefragt zu werden, 
wenn es sich um eine Verfassungs-Aenderung handelt, wenigstens wenn eine Aus- 
dehnung der Kompetenz des Bundes statuirt werden will.“ 

Auf diese Aeusserung ist später grosses Gewicht gelegt; gleichwohl ist 
die im Schlusssatz enthaltene „Anerkennung“ einigermassen zweideutig wegen 
des unmittelbar Vorangehenden. Statt aus dieser Aeusserung zu folgern, der 
Redner habe erklärt, nach den bestehenden Gesetzen sei es Rechtens, dass 
der Baierische Landtag zu einer Ausdehnung der Reichs-Kompetenz seine 
Zustimmung geben müsse, damit dieselbe (überhaupt? oder nur in Baiern?) 
Rechtens werde, liegt nach Massgabe des Zusammenhanges folgende Inter- 
pretation viel näher: Zuerst stellt der Redner den vorhandenen Gesetzen ent- 
sprechend das bestehende Recht (negativ) dahin fest, dass bei Verfassungs- 
Aenderungen nicht die Zustimmung der sämmtlichen Gesetzes-Faktoren in den 
einzelnen Ländern erforderlich sei. Das ist des Redners Ansicht de lege 
lata. Sodann spricht er de lege ferenda und sagt: Man kann in Baiern ein 
Gesetz machen, durch welches die Regierung an die Zustimmung des Land- 
tages gebunden wird, hiernächst rechtfertigt er diesen gesetzgeberischen Ge- 
danken dadurch, dass er sagt: „Denn der Baierische Landtag hat ein Recht, 
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gefragt zu werden“. Dieses „Recht“ kann nicht ein bereits bestehendes, d. h. 
in Gesetzen anerkanntes, oder verliehenes sein, dasselbe muss vielmehr die 
Eigenschaft eines „Naturrechtes“ haben, welches durch das zu erlassende Ge- 
setz als bindend in das reale Leben eingeführt werden soll: Denn, wenn .der 
Redner hätte sagen wollen, der Baierische Landtag habe schon jetzt die Be- 
fugniss u. s. w., so würde nach seiner Ansicht die Regierung ja bereits ge- 
bunden sein, mithin ein neues Gesetz, durch das sie gebunden werden 
solle, ganz überflüssig sein. 

Wenn also später Seitens der partikularistischen Partei behauptet worden, 
diese Erklärung des Referenten der Minderheit sei von wesentlichem Einflusse 
auf diejenigen Abgeordneten gewesen, welche bei der Beschlussfassung über 
die Verfassungs-Verträge von der partikularistischen Partei sich getrennt und 
für die Annahme der Verträge gestimmt hätten, so steht nunmehr fest, dass 
diese, angeblich so einflussreiche Erklärung mindestens in hohem Grade un- 
bestimmt gewesen ist. 

Dazu kommt, dass von anderen Freunden der Verträge das Recht der 
Kompetenz - Erweiterungen sehr entschieden betont worden ist, u. A. vom 
Abg. v. Schlör, welcher, wie bereits oben hervorgehoben, ebenfalls auf den 
Erlass eines Baierischen Gesetzes hingewiesen hat, durch welches die Regie- 
rung zu hindern sei, einer Erweiterung der Reichs-Kompetenz ohne Geneh- 
migung des Landtages zuzustimmen; derselbe Abgeordnete aber hat unmittel- 
bar bevor er dies Auskunftsmittel berührt, wörtlich gesagt: 


„Es ist wahr, dass die Gesammtheit, — der Bund — nicht um die Legitimation zu 
fragen hat für den einzelnen Minister, der eine Stimme abgiebt für eine Kompetenz- 
Erweiterung.“ (St. B. S. 198.) 


Regierungsseitig ist in der Kammer eine spezielle Erklärung über Art. 78 


nicht erfolgt. 

Will man sich nun auf denjenigen Standpunkt stellen, welcher für die 
— kurz gesagt — „partikularistische“ Auffassung der günstigste, so wird man 
über die Verhandlungen der zweiten Kammer sagen müssen: Es sind beide 
Auffassungen hinsichtlich des Art. 78 in der Kammer, bez. im Ausschusse 
derselben zu Worte gekommen; Seitens des Ministeriums hat man sich auf 
die Erklärung beschränkt, dass die Regierung für die Stimmabgabe im Bun- 
desrathe in Betreff von Kompetenz-Erweiterungen oder Reseryatrechten dem 
Landtage verantwortlich sei; folglich präjudiziren die Verhandlungen der 
Baierischen Zweiten Kammer der richtigen Interpretation in keiner Weise, 
da durchaus nicht nachgewiesen werden kann, dass die Mehrheit, welche die 
Verträge genehmigt hat, von der Ansicht ausgegangen sei, die „partikula- 
ristische“ Auffassung des Art. 78 sei die richtige. 

In der Kammer der Reichsräthe ist die Bedeutung des Art. 78 Gegen- 
stand der Erörterung nicht gewesen. 

Bei dieser Lage der Sache, wie sie sich aus den vorangehenden Mitthei- 


lungen über die Verhandlungen des Reichstages und der Süddeutschen Kam- 
mern bezüglich der Tragweite des Art. 78, namentlich Absatz 2 ergiebt, 


konnte es nicht wohl ausbleiben, dass über kurz oder lang die beiden sich ge- 
. genüberstehenden Ansichten mit einander in Konflikt gerathen mussten. Dies 
geschah in der Sitzung des Reichstages vom 20. November 1871 bei der Bera- 
thung des Gesetzentwurfes, betreffend die Einführung des Norddeutschen Bun- 
des- Gesetzes vom 9. November 1867 über die Verpflichtung zum Kriegsdienst in 
Baiern. Gegen die Annahme dieses Gesetzentwurfes trat nämlich der Abg. 
Dr. Greilaufund behauptete, dass nach Massgabe der Ziffer III. $. 5 Nr. 1 
bez. des $. 8 Nr. V des Baierischen Vertrages die Militair - Gesetzgebung in 
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die Kategorie der Reservatrechte gehöre, welche letztere nach Art. 78 al. 2 
nur „mit Zustimmung des berechtigten Bundesstaates“ abgeändert werden 
könnten. Da nun der „berechtigte Bundesstaat“ hier aus dem Könige von 
Baiern und der Ersten und Zweiten Baierischen Kammer bestehe, so hätte 
die Zustimmung auch der beiden letztgenannten Gesetzgebungs-Faktoren für 
Baiern eingeholt werden müssen, dä nur durch die Uebereinstimmung aller drei 
Faktoren ein in Baiern bestehendes Gesetz aufgehoben werden könne. Dieser 
Ausführung trat der Bevollmächtigte zum Bundesrathe, K. Baierischer Staats- 
Min. v. Lutz, sofort entgegen. Derselbe bestritt, dass durch die Annahme 
des zur Berathung stehenden Gesetzentwurfes ein Baierisches Reservatrecht 
verletzt werde und gab bezüglich des vom Abg. Greil behaupteten Erforder- 
nisses der Zustimmung des Baierischen Landtages folgende Erklärung ab: 


„Dem gegenüber habe ich zu erklären, dass die Baierische Regierung diese Auf- 
fassung nicht hat, und ich meines Orts, ich bin berechtigt, dies auszusprechen, nach- 
dem ich bei Abfassung der Verträge einigermassen betheiligt gewesen, ich kann noch 
beifügen, dass es auch niemals die Absicht der Kontrahenten gewesen ist, den be- 
treffenden Bestimmungen eine solche Bedeutung unterzulegen. Hier beim Bunde wird 
der Staat Baiern vertreten durch diejenigen Mitglieder des Bundesraths, die Se. Ma- 
jestät der König dahin abordnet, und ich kann nicht annehmen, dass der Reichstag 
irgendwelche Ursache hätte, weiter zurückzugehen, und nach den Quellen und nach 
dem Modus zu fragen, aus welchen für die Mitglieder des Bundesraths ihre Vollmachten 
entsprossen sind. Ich erachte deshalb, dass der Reichstag berechtigt wäre, einen Ver- 
zicht auf ein besonderes Recht Baierns dann als rite abgegeben zu betrachten, wenn 
nur die Mitglieder des Bundesraths, die von Baiern abgeordnet sind, zu diesem Ver- 
zichte sich bekennen. Ich könnte mir auch gar keine Form denken, in welcher irgend 
eine andere Auffassung, insbesondere die Auffassung des H. Abg. Greil praktisch 
durchgeführt werden könnte; von dem Verkehr zwischen dem Reichstag und den ein- 
zelnen Landtagen, der hierzu nöthig wäre, vermag ich mir einerseits ein Bild absolut 
nicht zu machen. — Der H. Abg. hat es beklagt, dass man, obgleich der Baierische 
Landtag kürzlich versammelt gewesen, dennoch demselben eine Vorlage wegen des 
Wehrgesetzes nicht gemacht habe. Nun ich denke, aus den bisherigen Erklärungen 
geht der Grund hierfür deutlich genug hervor. Wir haben keine Vorlage gemacht, 
weil wir der Meinung sind, dass wir weder die Pflicht, noch das Recht haben, in dieser 
Frage ein Votum des Baierischen Landtages zu provoziren.“ (St. B. S. 380.) 


Diese Namens der Baierischen Regierung abgegebene Erklärung veran- 
lasste die Einbringung des s. g. Schüttinger’'schen Initiativ-Antrages, über 
welchen in der Baierischen Zweiten Kammer am 16. Dezember 1871 eine vor- 
läufige Verhandlung stattfand. Der Antrag lautete in seinen wesentlichen 
Bestimmungen ursprünglich wie folgt: 

$. 1. „In allen Fällen, in welchen der Bundesrath über Abänderungen der Kompe- 
tenz der Verfassung des Deutschen Reiches oder über Zusätze zu derselben, oder über 
diejenigen Vorschriften dieser Verfassung beschliesst, durch welche bestimmte Rechte 
Baierns indessen Verhältnisszur Gesammtheit festgestellt werden, sind die Baierischen 


Vertreter im Bundesrathe bezüglich ihrer dortabzugebenden Erklärungen an die Zustim- 
mung der Kammer der Reichsräthe und der Kammer der Abgeordneten gebunden. 


$. 2. Bevor diese Zustimmung der beiden Kammern des Landtags erfolgt ist, haben 
die Vertreter im Bundesrathe alle Anträge, welche sich auf die in Ziff. 1 bezeichneten 
Abänderungen beziehen, abzulehnen. 


8. 3. Die Baierischen Staatsminister sind für die Beobachtung dieses Gesetzes nach 
Tit. X. $$. 4 bis 6 der Verfassungs-Urkunde und nach dem Gesetze vom 4. Juni 1848 
„die Verantwortlichkeit der Minister betr.“ haftbar.“ 

Die weitgehende Tendenz dieses Antrages wurde durch den Schlusssatz 
der „Motive“ unverholen dahin ausgesprochen, „dass jede ohne Einwilligung 
der Landesvertretung abgegebene Zustimmung der Baierischen Vertreter im 
Bundesrathe zu Beschlüssen, welche eine Erweiterung der Bundes-K ompetenz 
oder eine Beschränkung der Sonderrechte Baierns betreffen, für den Baieri- 
schen Staat als unverbindlich zu erachten wären“. 
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In der schon erwähnten Sitzung der Baierischen Kammer vom 16. De- 
zember 1871 wiederholte der Staatsminister von Lutz den Inhalt seiner oben 
mitgetheilten Erklärung aus der Reichstagssitzung vom 20. November 1871 
und fügte, was für die Entstehungs-Geschichte und die Interpretation unseres 
Artikels von Wichtigkeit, Folgendes hinzu: 


„Sie erinnern sich, dass früher im Nordd. Bunde eine Kontroverse darüber bestanden 
hat, ob zur Kompetenz-Erweiterung jeder einzelne Landtag wieder zustimmen müsse. . 
Es war nicht einmal, sondern zehn- und zwanzigmal bei den Verhandlungen in Ver- 
sailles davon die Rede, dass diese Kontroverse aus der Welt geschafft werden müsse, 
und nicht die Baierische Vertretung allein, sondern auch die Vertreter aller anderen 
Staaten konnten sich schliesslich der Ueberzeugung nicht entziehen, dass es für die 
Folge nicht mehr auf die alte Kontroverse ankommen könne, sondern dass diese be- 
seitigt werden müsse und zwar in dem Sinne, dass das Reich kraft seiner Legislative 
berechtigt sei, auf Grund der Abstimmungen im Bundesrathe und Reichstage, wo das 
Volk ja auch vertreten ist, über Verfassungs -Aenderungen und in Sonderheit auch 
über Kompetenz-Erweiterungen zu beschliessen.“ 


Der „Initiativ-Antrag“ erhielt in der Sitzung vom 16. Dezember eine ge- 
nügende Unterstützung und wurde an einen Ausschuss verwiesen, dessen 
Mehrheit die Annahme des Antrags empfahl, jedoch mit der Modifikation, 
dass es im $. 1 statt: „Abänderungen der Kompetenz der Verfassung des 
Deutschen Reiches“ heissen solle: „Abänderungen der Verfassung des 
Deutschen Reiches (Art. 78, Abs. I. der Deutschen Reichs-Verfassung).“ (Bei- 
lage XXX VIII. Seite 175.) Diese hochwichtige Erweiterung des ursprüng- 
‚lichen Antrages wurde vom Referenten, Abg. Sedlmayer, später auf ein 
Versehen zurückgeführt, es seien die ausgefallenen Worte „der Kompetenz“ 
hinter „Abänderungen“ wieder einzuschalten. Die Berathung und Beschluss- 
fassung fand in den Sitzungen vom 8. u. 9. Februar 1872 statt. Der Abge- 
ordnete Dr. Huttler brachte einen „Modifikations-Antrag“ ein, welchem 
die Urheber des ursprünglichen Antrages ausweislich einer von Dr. Barth 
abgegebenen Erklärung (St. B. pro 1871/72 B. I. S. 462) sich angeschlossen 
haben. Zufolge dieses Antrages sollte $. 1 die folgende Fassung erhalten: 


„In allen Fällen, in welchen der Bundesrath über Erweiterung der Kompetenz der 
Verfassung des Deutschen Reiches beschliesst, soweit hierdurch die verfas- 
sungsmässigenLandesrechte Baiernsoderdiein Art. 78 Abs. 2derD. 
R.-V. Baierngewahrten Reservatrechte eine Aenderung erleiden, sind 
die Baierischen Vertreter im Bundesrathe bezüglich ihrer dortabzugebenden Erklärungen 
an die Zustimmung der Kammer der Reichsräthe und der Kammer der Abgeordneten 
gebunden.“ 


Der Antragsteller erkannte übrigens an, dass „von Bundesrath und Reichs- 
tag nach der Verfassung rite gefasste Beschlüsse auch in Bezug auf Verfas- 
sungs-Aenderung giltiges Reichsrecht nicht nur für das übrige Reich, sondern 
auch für Baiern werden, wenn auch der Vertreter Baierns im Bundesrath ohne 
Zustimmung des Baierischen Landtags gehandelt habe, dass durch die Landes- 
Gesetzgebung und auch durch die Erhebung des Initiativ-Antrages zum Ge- 
setz nichts geändert werde, sondern dass durch letzteres nur die inneren 
Baierischen Verhältnisse geregelt und somit die Verantwortlichkeit der Mini- 
ster für die Stimmabgabe im Einverständnisse mit dem Landtage fixirt werde.“ 
Auch in den Debatten über diese Anträge wahrte der Staatsminister von 
Lutz in unzweideutiger Weise den Standpunkt, dass „im Art. 78 den Or- 
ganen des Reichs bereits das Recht zugestanden sei, Verfassungs-Aenderun- 
gen zu beschliessen und zu statuiren unter Beobachtung der entsprechenden 
Normen über die Stimmenzählung, auch wenn es sich um Verfassungs-Aen- 
derungen mit Kompetenz- Erweiterungen und um Reservatrechte handle.“ 
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(St. B. S. 491.) Bezüglich des inneren Staatsrechtes leitet der Minister 
hieraus mit Recht den Schluss ab, dass durch Annahme der Verfassung für 
das Reich die Baierische Landes-Verfassung bereits dahin abgeändert sei, dass 
das Reich auch eine Erweiterung oder Abänderung der ihm zugestandenen 
Befugnisse beschliessen könne. Nachdem der Rechtsstandpunkt in dieser 
Weise gewahrt worden, gab der Minister die für die thatsächliche Behandlung 
der Reservatrechte nicht unwichtige Erklärung ab, „es werde keinen ver- 
nünftigen Menschen geben, der es unternehme, auf Reservatrechte in Berlin 
zu verzichten, ohne sich der Zustimmung der Kammern vorher versichert zu 
haben“. Der Staatsminister Grafv. Hegnenberg-Dux warnte vor 
der Annahme des Antrages, weil durch dieselbe Baiern im Reiche und im 
Bundesrathe isolirt werden würde. | 

Die Abstimmung erfolgte zunächst über den Modifikations-Antrag des 
Dr. Huttler; für denselben wurden 76, gegen denselben 72 Stimmen abgege- 
ben; da eine 2/, Mehrheit erforderlich, diese aber nicht erzielt, so war der An- 
trag abgelehnt ; der Ausschuss-Antrag erlangte nur 73 Stimmen; gegen den- 
selben wurden 75 Stimmen abgegeben und zwar waren es die Abgeordneten 
Dr. Huttler, Graf von Seinsbach-Grunbach und Dr. Sepp, welche, 
nachdem sie für den Huttler’schen Modifikations-Antrag gestimmt, Ihre 
Stimmen gegen den Ausschuss-Antrag abgaben. 

Fast gleichzeitig fanden ähnliche Verhandlungen in der Württember- 
gischen Zweiten Kammer statt; in ähnlicher Weise, wie die Verhandlungen 
in der Baierischen Kammer, hervorgerufen durch eine Aeusserung des Würt- 
tembergischen Staatsministers von Mittnacht in der Sitzung des Reichs- 
tages vom 22. November 1871, welche Aeusserung in ihrem materiellen In- 
halte mit der schon oben wörtlich mitgetheilten Erklärung des Baierischen 
Ministers von Lutz übereinstimmte. Der Württembergischen Zweiten Kam- 
mer wurde daher von den Abgeordneten Oesterlen, Probst und Genossen 
folgender Antrag unterbreitet; 

„Hohe Kammer wolle beschliessen: 


I. das verfassungsmässige Recht der Stände auf Zustimmung zu Abänderung des 
Vertrages vom 25. November 1870 zu verwahren und demzufolge 


II. der K. Staatsregierung zu erklären: 

1) dass die Kammer eine ohne ständische Zustimmung beschlossene Abänderung 
jenes Vertrags für den Württembergischen Staat als verpflichtend nicht zu er- 
kennen vermöchte ; 

2) dass durch einseitige Zustimmung zur Abänderung oder Aufhebung des Ver- 
trags vom 25. November 1870 die dafür verantwortlichen Regierungs-Organe 
einer Verletzung der Landesverfassung sich schuldig machen würden.“ 


Im Laufe der Debatten wurde von dem Abgeordneten von Sick und 
Genossen folgender Antrag gestellt: 


„Es wolle Hohe Kammer in Erwägung 

1) dass der K. Staatsregierung das Recht zusteht, Abstimmungen im Bundesrath 
im Sinne des Art. 78 Abs. 1 der Reichsverfassung ohne Zustimmung der Landes- 
vertretung vorzunehmen; 

2) dass gegenüber der K. Staatsregierung hinsichtlich der im Art. 2 des Vertrages 
vom 25. November 1870 Württemberg vorbehaltenen Rechte die Erwartung aus- 
zusprechen ist, es werde von ihr mit dem etwaigen Verzichte auf eines oder meh- 
rere dieser Rechte nur in Uebereinstimmung mit der Landesvertretung vorge- 
gangen werden, 

über den Antrag des Herrn Oesterlen und Gen. zur Tagesordnung übergehen ; und 

3) an die K. Staatsregierung die Bitte richten, bei der Ständeversammlung ein Ge- 

setz über Verantwortlichkeit der Minister in Bälde einzubringen.“ 


Endlich war von der Kommission mit allen gegen eine Stimme beantragt 
worden: 


192 Reichs-Verhandlungen. — Einleitung. — Verhandlungen der 


„es wolle die Kammer, in Erwägung 

1) dass der K. Regierung das Recht zusteht, Abstimmungen im ‘Bundesrath im 
Sinne des Abs. 1 u. 2. des Art. 78 der Reichsverfassung ohne Zustimmung der 
Landesvertretung vorzunehmen ; 

2) dass vermöge der für Württemberg verbindlichen Kraft der Reichs-Verfassung 
durch eine derartige Abstimmung auch eine Bestimmung der Landes-Verfassung 
nicht verletzt werden kann, 

über den Antrag desAbg.Oesterlen und Genossen zur Tages-Ordnung übergehen.“ 


Die Verhandlungen über diese Anträge fanden am 7. und 8. Februar 
1872 statt. Im Laufe derselben gab der Minister von Mittnacht „nach 
stattgehabter Vernehmung des K. Geheimen Rathes Namens der K. Staats- 
regierung mit höchster Genehmigung Sr. Majestät des Königs die Erklärung 
ab, dass nach der Ansicht und rechtlichen Auffassung der K. Staatsregierung 
unter Zustimmung des berechtigten Bundesstaates (Art. 78, Abs. 2 der Reichs- 
Verfassung) zu verstehen ist: „die Zustimmung der Bevollmächtigten im Bun- 
desrathe“. (Verhandl. der Württemb. Kammer der Abgeordneten 8. 1385.) 


Das Resultat der Abstimmung war folgendes: Zunächst lehnte die Kam- 
mer den Antragv. Sick in den beiden ersten Absätzen mit 73 gegen 16 Stim- 
men ab; nahm sodann den Antrag der Kommission mit 60 gegen 29 Stimmen 
und schliesslich den dritten Absatz des Antrages vonSick (wegen baldiger 
Vorlegung eines Minister-V erantwortlichkeits-Gesetzes) mit 80 gegen 9 Stim- 
men an. 


Was die Debatte betrifft, so liefert die Rede des Ministers von Mitt- 
nacht sehr werthvolle Beiträge zur Entstehungs-Geschichte des Art. 78 in 
seiner gegenwärtigen Fassung. Der wesentliche Inhalt dieser Darstellung 
(Verhandl. 1. c. 1381 ff.) ist folgender: Die Bestimmung des Art. 78 der Ver- 
fassung des Norddeutschen Bundes, wonach Veränderungen der durch Ver- 
trag entstandenen Bundes-Verfassung nicht im Wege des Vertrags sondern im 
Wege der Bundes-Gesetzgebung in ihrer gewöhnlichen Funktion erfolgen 
sollten, mit der einzigen Erschwerung des Erfordernisses der Zweidrittel- 
Mehrheit im Bundesrathe, diese Bestimmung der Norddeutschen Bundes- 
Verfassung gab „bei der Prüfung ihrer Annehmbarkeit für die Süddeutschen 
Staaten zu den erheblichsten Bedenken Anlass“, und das Württembergische 
Ministerium war bereits im September 1870 der Ansicht, dass an die Stelle 
einer Zweidrittel- Mehrheit im Bundesrathe für Verfassungs- Aenderungen 
mindestens eine Dreiviertel-Mehrheit gesetzt werden müsse; dass unter Um- 
ständen auch eine qualifizirte Mehrheit im Reichstage verlangt werden könnte. 
„Bibenso war man aber auch der Ansicht, dass, wenn diese Konzession zu er- 
reichen wäre, dann Kompetenz-Veränderungen von dem Wege der Bundes- 
Gesetzgebung nicht wohl werden ausgeschlossen werden können.“ Der Mi- 
nister berührt dann in seiner Darstellung die bekannte, oben ausführlich be- 
sprochene Kontroverse wegen der s. g. Kompetenz-Kompetenz und hebt her- 
vor, dass im Jahre 1869 der Reichstag, die Preussische Regierung und das 
Preussische Abgeordnetenhaus zu dieser Frage dahin Stellung genommen 
hätten, dass unter Veränderungen der Verfassung Veränderungen der Kom- 
petenz allerdings auch begriffen seien. Aus diesen Thatsachen habe sich, wie 
der Minister ausführt, die Unmöglichkeit ergeben, im Herbst des Jahres 1870 
nicht bloss an die Stelle der Zweidrittel-Mehrheit im Bundesrathe für Verfas- 
sungs-Aenderungen eine Dreiviertel-Mehrheit zu setzen, sondern auch die‘ 
Preussische Regierung und den Reichstag zu vermögen, das Vertrags- 
prinzip für Kompetenz-Veränderungen anzuerkennen, „entgegen dem all- 
gemeinen Wortlaute des Artikels 78 der Verfassung des Norddeutschen Bun- 
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des, und entgegen der Auslegung, welche die obengenannten Faktoren eben 
erst dieser Verfassungs-Bestimmung gegeben hatten“. Die Richtigkeit dieser 
Ansicht, dass es im höchsten Grade unwahrscheinlich sein musste, die Preus- 
sische Regierung für diesen s. g. Vertrags-Standpunkt zu gewinnen, kann 
kaum verkannt werden; Herr v. Mittnacht schliesst diesen Theil seiner 
Darstellung mit der Erklärung, dass er im September 1870 zu den Münchener 
Besprechungen gegangen sei mit der Intention und der Instruktion, an die 
Stelle der Zweidrittel-Mehrheit im Bundesrathe bei Verfassungs-Aenderungen 
mindestens eine Dreiviertel-Mehrheitzu bringen, aber „auch in der Erwartung, 
dass alsdann Kompetenz-Veränderungen von dem Wege der Bundes-Gesetz- 
gebung nicht werden ausgenommen werden.“ 


Zu Artikel 78 der Norddeutschen Bundes-Verfassung — so erfahren wir 
von Herrn v. Mittnacht weiter — hatte die Baierische Regierung erklärt, 
„dass ihr — von anderen Faktoren’und anderen Regierungen ist in der be- 
treffenden Formulirung nicht die Rede — dass ihr erstens bezüglich aller eine 
Erweiterung der Bundes-Kompetenz, und zweitens aller das Stimmrecht, so- 
wie die Sonderstellung Baierns betreffenden Verfassungs-Aenderungen ein 
Veto eingeräumt werde“. Da die Einräumung eines derartigen Veto’s an jede 
einzelne Regierung undurchsetzbar und unmöglich, ein bloss baierisches 
Veto aber „sehr eigenthümlich“, so hat der Vertreter Württembergs schon 
damals den Standpunkt eingenommen, „dass er ein gemeinsames Veto 
für Verfassungs-Aenderungen Seitens einiger weniger Bundesglieder befür- 
wortet hat und davon ausgegangen ist, dass Verfassungs - Aenderungen 
durch den Widerspruch einer zu bestimmenden kleineren Zahl von Stimmen 
sollten verhindert werden können“. Bei den Unterhandlungen zwischen 
Württemberg und dem Norddeutschen Bunde hat Herr v. Mittnacht zu 
Art. 4 die Aufnahme einer Bestimmung angeregt, dass Kompetenz-Erweite- 
rungen im einzelnen Fall unter Wahrung der für Verfassungs-Aende- 
rungen vorgeschriebenen Formen (nach Analogie des $. 63 der Reichs-Ver- 
fassung von 1849) zugelassen werden sollten; allein in einer Konferenz, die 
am 6. November 1870 zu Versailles in der Wohnung des Staatsministers 
Delbrück zwischen den Bevollmächtigten des Nordbundes, Württembergs, 
Badens und Hessens stattgefunden, fand dieser Vorschlag keine Billigung; 
darin aber „waren sämmtliche Theilnehmer der Konferenz einverstanden und 
haben es auch ausgesprochen, dass unter Verfassungs-Aenderungen auch 
Kompetenz-Veränderungen zu verstehen seien“. Nachdem dies bereits zu 
Art. 4 verhandelt worden, wurde der Konferenz zum Art. 78 vorgeschlagen, 
dass Veränderungen der Verfassung als abgelehnt gelten sollten, wenn sie im 
Bundesrathe 15 Stimmen gegen sich haben. Der Württembergische Bevoll- 
mächtigte drang jedoch am folgenden Tage an massgebender Stelle mit der 
Anschauung durch, dass das Erforderniss einer Dreiviertel- Mehrheit aufge- 
stellt werde. Bei diesen Erörterungen — so trägt Herr v. Mittnacht den 
weiteren Verlauf der Sache vor — „wurde auch von einer Seite gefragt, wie 
es sich denn verhalte mit den jura singulorum einzelner Bundesglieder!“ 


„Der Staatsminister Delbrück erklärte sofort, dass er es doch als ganz selbstver- 
ständlich erachten müsse, dass, wenn heute einem Bundesgliede besondere Rechte, 
jura singulorum, eingeräumt werden, diese nicht morgen von einer Mehrheit ihm 
wieder genommen werden könnten; es bedürfe also einer Festsetzung hierüber gar 
nicht. Es wurde gegen die Anregung ferner geltend gemacht, dass es ausserordentlich 
schwierig sein werde, zu bestimmen, was denn Reservatrechte, was jura singulorum 
seien, dass es schwer sein werde, eine entsprechende Formulirung zu finden. Die 
Freunde des Gedankens meinten dagegen, es könne nichts schaden, etwas, was man 
von allen Seiten als selbstverständlich betrachte, in einem Protokoll zu konstatiren, 
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und sie machten sich auch anheischig, eine Formulirung zu entwerfen. Sie haben eine 
solche entworfen und dieselbe ist übergegangen in das Schlussprotokoll zu dem Vertrag 
zwischen dem Norddeutschen Bund, Baden und Hessen vom 15. November 1870. Von 
einer Zustimmung der Landesvertretung war, soviel ich weiss, überhaupt 
nichtdie Rede. Es war insbesondere auch nicht die Rede von derselben, als die 
betreffende Bestimmung des Schlussprotokolls zwischen dem Norddeutschen Bund, 
Baden und Hessen vom 15. November am 25. November 1870 übergegangen ist in das 
Schlussprotokoll zwischen dem Norddeutschen Bund und Württemberg.“ 


Endlich hat der Minister noch darauf aufmerksam gemacht, dass, als im 
Februar 1871 dem Bundesrathe der Entwurf einer neuen Redaktion der 
Reichsverfassung vorgelegt sei, von den Bevollmächtigten, die in Versailles 
unterhandelt, im Bundesrath sich zusammengefunden hätten die Staatsminister 
Delbrück, v. Lutz,:w. Rrieses, Jolly, v. Freydorf, Hofmann 
und Mittnacht. Damals sei die Bestimmung der Schlussprotokolle wegen 
der Reservatrechte relevirt, weil der, später auch angenommene, Antrag ge- 
stellt war, dass die fragliche Bestimmung aus den Schlussprotokollen heraus 
in den Text der Verfassung aufgenommen werden solle. Dies sei ein Viertel- 
jahr nach der Delbrück schen Erklärung im Reichstage (cfr. oben) gesche- 
hen; es sei gegen diese Erklärung kein Widerspruch erhoben, woraus zu 
schliessen, dass die Unterhändler in Versailles „das Erforderniss einer Zu- 
stimmung der Landes-Vertretungen nicht als selbstverständlich betrachtet . 
haben“. | | 

Bemerkt mag endlich als eine Art Praezedenzfall noch werden, dass durch 
das am 1. Januar 1872 in Württemberg in Kraft getretene Reichsgesetz über 
das Postwesen des Deutschen Reiches vom 28. Oktober 1871 der Postzwang 
in Betreff der mehr als zweimal wöchentlich erscheinenden politischen Zei- 
tungen auf Württemberg ausgedehnt, mithin der Post ein solches „Vorrecht 
beigelegt“ worden ist, dessen Ausdehnung auf Württemberg nach Nummer 3 
des Protokolls vom 25. November 1870 von der „Zustimmung Württembergs“ 
abhängen sollte. Gleichwohl ist es Niemandem eingefallen, die Zustimmung 
des Württembergischen Landtages einzuholen. | | 

Vorstehende Darstellung der Geschichte der Kontroverse wird für voll- 
ständig gelten können, auch wenn es, da es sich um Reservatrechte handelt, un- 
terlassen wird, aufähnlicheVerhandlungen einzugehen, welchein Sachsen statt- 
gefunden haben ; nicht minder kann es übergangen werden, dassnoch im Laufe 
der Reichstags-Session im Winter 1874 Abgeordnete aus Baiern die partikulari- 
stische Ansicht über Reservatrechte verlautbart haben. Es genügt vollständig, 
dass durch die Zeugnisse namentlich der Staatsminister Delbrück, v. Lutz 
u. Mittnacht erwiesen ist, dass bei den Verhandlungen über die Verfas- 
sungs-Verträge die Kontrahenten in den Verfassungs-Entwürfen bez. in den 
Verträgen haben ausdrücken wollen, 1. dass unter Art. 78 der Reichs-Ver- 
fassung alle Arten der Verfassungs-Aenderungen, also auch die der Kompe- 
tenz-Erweiterungen fallen, u. dass 2. bezüglich der besonderen Verfassungs- 
Aenderungen, welche Reservatrechte betreffen, ausnahmsweise erforderlich 
sein soll die Zustimmung des Vertreters des berechtigten Staates im Bundes- 
rathe. Dieser Willensrichtung der Vertrags-Unterhändler entspricht wie 
oben nachgewiesen, der Wort-Ausdruck in vollem Umfange. 

Die Verhandlungen, welche bezüglich dieser Verträge im Reichstage, 
beziehungsweise in den Süddeutschen Landtagen geführt sind, bestätigen zum 
Theil die Richtigkeit der hier vertretenen Interpretation, oder stehen zum 
anderen Theile derselben wenigstens nicht entgegen. 

Lediglich Bestätigung der richtigen Interpretation liefern auch die spä- 
teren Verhandlungen ; die Erklärungen der Süddeutschen Minister sind durch- 
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aus korrekt; dasselbe gilt von der Stellung, welche die Württembergische 
Zweite Kammer zu der Frage eingenommen hat, und selbst in der Zweiten 
Kammer Baiern’s ist es nicht zu der Annahme eines in die Rechtssphäre des 
Reiches übergreifenden Antrages gekommen. 

Genau genommen hat es diese Erörterung lediglich mit dem Reichsrechte 
zu thun; bei dem engen Zusammenhange aber, in welchen diese Frage mit 
dem „inneren Staatsrechte“ der einzelnen Bundesstaaten gebracht worden, 
dürften folgende Bemerkungen am Platze sein: 

Wer die hier vertretene Ansicht über den Inhalt des Art. 78 der Ver- 
fassung als richtig anerkennt, der muss auch nach Massgabe der Bestimmung, 
dass Reichs- den Landes-Gesetzen vorgehen, sich zu dem Anerkenntniss ent- 
schliessen, dass alle diejenigen Vorschriften der Landes-Verfassungen, durch 
_ welche der Regierung untersagt wird, ohne Zustimmung des Landtages Re- 
gierungsrechte abzutreten, insoweit aufgehoben sind, als sie der Rechtsgültig- 
keit eines von dem Vertreter im Bundesrathe ausgesprochenen Verzichtes auf 
Reservatrechte im Wege stehen. Denn es kann nach Landesrecht einer Re- 
gierung nicht verboten sein, was ihr nach Reichsrecht erlaubt ist. Das in 
der Landes-Verfassung enthaltene Verbot zessirt, soweit es sich um eine Lizenz 
handelt, welche die Reichs-Verfassung gewährt. Das s. g. innere Staatsrecht 
der Landes-Verfassungen kann hier nur in sofern in Frage kommen, als es 
sich um die Minister-Verantwortlichkeit handelt. Wenn nachder Landes-Ver- 
fassung die Minister dem Landtage gegenüber eine Verantwortlichkeit haben, 
welche auch die Art und Weise der Führung der Stimmen im Bundestage be- 
greift, — so — sind die Minister natürlich auch für die im Bundesrathe ertheilte 
Zrastimmung zu einer Abänderung eines Reservatrechtes verantwortlich, aber, 
wohl verstanden, nicht in einer besonderen, so zu sagen „reservatrechtsmässi- 
gen“ Weise, sondern lediglich in der allgemeinen Weise, wie sie überhaupt 
für die Stimmführung im Bundesrathe verantwortlich sind. | 

Ein positives Gesetz, welches die Regierung verpflichten würde, vor der 
Abstimmung über gewisse Angelegenheiten im Bundesrathe die Zustimmung 
des Landtages zu der intendirten Abstimmung einzuholen, würde völlig wir- 
kungslos bleiben und sollte es auch die Klausel enthalten, dass ein mit Ver- 
letzung dieses Landes-Gesetzes erlassenes Reichs-Gesetz für den betreffenden 
Bundesstaat nicht rechtsverbindlich sei ; ja.ein solches Gesetz würde sogar, weil 
es im Widerspruch zu der „vorgehenden“ Reichs-Verfassung erlassen, nichtig 
sein. Gleichwohl kann materiell etwa derselbe Effekt, den dieses Gesetz er- 
zielen sollte und nicht erzielen kann, auf dem Wege der Minister-Verant- 
wortlichkeit erreicht werden. Die Minister-Verantwortlichkeit, soweit sie 
hier in Frage kommt, hat den Zweck, zu hindern, dass über wichtige Ange- 
legenheiten von der Regierung in einer Weise verfügt werde, welche mit 
dem Willen des Landtages im Widerspruch steht. Bei unserem konkreten 
Falle, der Stimmführung im Bundesrathe, übt also die Verantwortlichkeit auf 
die Regierung einen moralischen Druck in der Richtung aus, dass die Regie- 
rung mit ihrer Stimmführung im Bundesrathe bei wichtigen Fragen nicht 
in Widerspruch zu den Intentionen der Landtags-Mehrheit tritt, und demnach, 
wenn über diese Intentionen Zweifel herrscht, auf irgend eine Weise (sei es 
durch Interpellation, Petition u. s. w.) bezüglich der Wünsche des Landtags 
Gewissheit verschafft wird, bevor die Abstimmung erfolgt. Eine Rechts- 
pflicht aber, den Willen des Landtags vorher zu.erkunden, oder denselben 
auszuführen, kann nichtbestehen ; eshandelt sich hier nicht um den strafrecht- 
lichen, sondern um den moralischen Theil der Minister-Verantwortlichkeit. 
Deshalb würde auch die Folge eines dem im Obigen vorausgesetzten entgegen- 
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stehenden Verhaltens nicht die Erhebung einer Minister-Anklage, sondern 
etwa der Beschluss eines Misstrauensvotum’s, einer Beschwerde an den Sou- 
verain u. s. w. sein. 

Weil nun der Verzicht auf ein Reservatrecht in der Regel zu den wichti- 
gen Dingen gehört, welche eine konstitutionelle Regierung nicht gegen den 
Willen des Landtages erledigt, so wird materiell regelmässig die Sache sich 
so gestalten, dass ein Reservatrecht nicht anders als unter Billigung des Land- 
tages, sei es stillschweigender, oder ausdrücklicher, aufgegeben wird. 

Um vollständige Klarheit darüber zu gewinnen, dass die Reichs-Ver- 
fassung in der That mit sich selbst in Widerspruch gerathen und etwas Wider- 
sinniges vorschreiben würde, falls Al. 2 des Art. 78 den Inhalt hätte, dass 
bei einer Abänderung von Reservatrechten die Zustimmung des Vertreters des 
berechtigten Staates im Bundesrathe nicht genüge, sondern derselben die Zu- 
stimmung des Landtages des berechtigten Staates hinzutreten oder gar voran- 
gehen müsse, — um diese Ueberzeugung zu gewinnen, muss man etwas näher 
auf die Tragweite des ersten Absatzes unseres Artikels eingehen. Dieser erste 
Absatz, welcher jede Art der Verfassungs-Aenderungen (mit Ausnahme der 
Aenderung von Reservatrechten, für welche eben Absatz 2 massgebend) be- 
greift, ist offenbar viel wichtiger und kann für die Erhaltung eines gewissen 
Umfanges der Partikular- Gesetzgebung unter Umständen viel gefährlicher 
werden, als die Aufhebung sämmtlicher Reservatrechte dies jemals vermöchte. 
Wenn also die Verfassungs-Aenderungen aus Absatz 2 unter das Veto der 
Landtage gestellt wären, so hätte dasselbe bei den Verfassungs-Aenderungen 
aus Absatz 1 der Fall sein müssen ; wer also den Autoren der Reichs-Ver- 
fassung nicht alle und jede Logik absprechen will, der muss aus der 'That- 
sache, dass die Verfassungs-Aenderungen aus Absatz 1 der Zustimmung der 
Landtage nicht bedürfen, den Schluss ziehen, dass auch die minder wichtigen 
und minder umfangreichen Verfassungs-Aenderungen aus Absatz 2 ohne Zu- 
stimmung der Landtage vorgenommen werden können. 

Diese Deduktion wird man als richtig anerkennen müssen, und es er- 
übrigt nur noch, kurz zu zeigen, dass in der [hat Absatz1 für die Selbststän- 
digkeit der Territorial - Gesetzgebung viel wichtiger ist, als Absatz 2. Nun, 
Absatz 2 beschäftigt sich, wie bekannt, lediglich mit dens.g. Reservatrechten, 
d. h. mit solchen Materien, über welche die Gesetzgebung an das Reich von 
allen Deutschen Staaten mit alleiniger Ausnahme des (um kurz zu sein) „Re- 
servatrechts-Staates“ bereits abgetreten ist. Hieraus folgt, dass die Materien 
der Reservatrechte in der That gemeinsame sind und der gemeinsamen Gesetz- 
gebung übertragen werden können, ohne dass dadurch, wie die Erfahrung 
bei den Staaten des ehemaligen Norddeutschen Bundes beweiset, der Bestand 
eines angemessenen Umfangs der Kantonal-Souverainetät aufgehoben würde. 
Hier also handelt essich um eine Erweiterung der Gesetzgebungs-Kompetenz 
des Reiches, die durch den Vorgang der anderen Deutschen Staaten nahe ge- 
legt und zugleich genau begrenzt ist. Absatz 1 aber, welcher (im Allgemei- 
nen) Kompetenz-Erweiterungen schlechthin zulässt, begreift fast das gesammte 
Gebiet, über welches sich die gesetzgebende Gewalt überhaupt erstrecken 
kann, soweit dieselbe nicht bereits verfassungsmässig auf das Reich überge- 
gangen ist. Es ist oben anerkannt worden, dass durch diese unbeschränkte 
Befugnissder Kompetenz-Erweiterung die gesetzgebende Gewalt der Territo- 
rialstaaten bis auf ein Minimum von der Reichs-Gesetzgebung aufgesogen wer- 
den könne; ist diesrichtig, so liegt die in thesi mögliche Gefahr für die Selbst- 
ständigkeit der Einzelstaaten viel mehr im ersten und viel weniger (richtiger: 
&ar nicht) im zweiten Absatz unseres Artikels. Sollte also durch Aufstellung 
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des Erfordernisses der Zustimmung der Landtage die Verwirklichung der 
Gefahr erschwert werden, so musste das Hinderniss, wie schon hervorgeho- 
ben, den Verfassungs-Aenderungen aus al. 1 in erster Linie entgegengestellt 
werden ; da dies nicht geschehen, so ist auch nicht anzunehmen,dass man die 
Landtags-Zustimmung zu der Aenderung der Reservatrechte gefordert habe. 

Abgesehen von einem Widerspruch zur Reichs-Verfassung würde es 
demnach auch durchaus verkehrt sein, durch Landes-Gesetz die Regierung zur 
Einholung der ständischen Genehmigung in den Fällen der Abänderung von 
Reservatrechten anzuhalten, dagegen freien Spielraum zu gestatten bei allen 
Kompetenz- Erweiterungen aus dem ersten Absatze unseres Artikels. Die 
Minister-Verantwortlichkeit aber, soweit sie hier überhaupt in Frage kommt, 
begreift alle Abstimmungen über wichtige Dinge und bezieht sich unter dieser 
Voraussetzung genau in derselben Weise auf die Abänderung von Reservat- 
rechten bez. den Verzicht auf dieselben, wie auf die Zustimmung zu allen 
übrigen (allgemeinen) Erweiterungen der Kompetenz der Reichs-Gesetzgebung. 


Die eingehende Darlegung der Befugniss des Reiches zu Kompetenz- 
Erweiterungen jeder Art auf dem von der Verfassung vorgeschriebenen Wege 
war erforderlich theils, weil diese Befugniss von den Parteien der Peripherie 
bestritten worden, theils wegen der grossen Bedeutung, welche dieser Befug- 
niss mit Recht beigelegt wird. Diejenigen, welche aus der Entstehungs- 
Geschichte der Verfassung in dieselbe den Vertragsstandpunkt hineintragen 
möchten und verlangen, dass, wie jeder einzelne Bundesstaat (d. h. dessen 
Regierung und dessen Landtag) der Feststellung der verfassungsmässigen 
Kompetenz seiner Zeit zugestimmt habe, .so müsse auch in Zukunft bei jeder 
Abänderung dieser Feststellung, damit dieselbe Gesetz werde, jeder einzelne 
Bundesstaat seine Zustimmung ertheilen, — die Verwirklichung dieses Ge- 
dankens, jedem, auch dem kleinsten Deutschen Staate ein Veto gegen jede 
Fortentwickelung des Reiches zu gestatten, würde den Todeskeim des jungen 
Reiches enthalten haben und, wenn ernst gemeint und beobachtet, die Wieder- 
holung des Jahres 1866 in Aussicht gestellt haben. Denn man darf sich da- 
rüber nicht täuschen, dass es unmöglich ist, den Umfang des Einheits-Bedürf- 
nisses eines Volkes ein für alle Mal in einer die Zukunft bindenden Weise zu 
bestimmen. Namentlich in unserer rasch lebenden Zeit wird zu verschiedenen 
Zeiten der Umfang dieses Bedürfnisses verschieden sein, und die dauernde 
Befriedigung mit der Herstellung des Bundesstaates wird von der Fähigkeit 
desselben abhängen, diesem wechselnden Bedürfnisse gegenüber eine gewisse 
Elastizität zu entwickeln. In der That ist viel mehr als die von den Partiku- 
laristen gehegte Besorgniss um die Selbstständigkeit der Einzelstaaten das ent- 
gegengesetzte Bedenken berechtigt, ob nicht durch die von der Reichs-Ver- 
fassung (im Gegensatze zu der Verfassung des Norddeutschen Bundes) ein- 
geführte Erschwerung der Verfassungs-Aenderungen die vorhandene Elasti- 
zität zu sehr beeinträchtigt sei? Dieses Bedenken hat auch bei Berathung der 
Verfassungs-Verträge im Norddeutschen Reichstage vielfach Ausdruck er- 
halten ; die Erfahrung hat dasselbe bisher nicht bestätigt, und man wird auch 
mit der neuen Bestimmung über die für Verfassungs-Aenderungen im Bun- 
desrathe erforderliche Mehrheit sich auf die Dauer befreunden können, falls 
dauernd nach denjenigen Grundsätzen gehandelt wird, welche der K. Würt- 
tembergische Minister v. Mittnacht in der mehrerwähnten Sitzung der 
Württembergischen Zweiten Kammer vom 8. Februar 1872 ausgesprochen 
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hat. Diese von Herrn v. Mittnacht entwickelten Grundsätze sind so rich- 
tig, dass dieselben hier im Wortlaute folgen mögen ; der Minister sprach am 
8. Februar sich folgendermassen aus: 


„Wenn eine überwiegende Mehrheit des Deutschen Reichstags und wenn die Regie- 
rung des weitaus grössten und bedeutendsten Staates zusammen eine Verfassungs- 
Aenderung durchzusetzen entschlossen sind, so spricht fürwahr eine grosse Wahrschein- 
lichkeit dafür, dass diese Veränderuug mit der Zeit auch durchgesetzt werden wird. 
Und, meine Herren, daseinerkleinerenZahlvon Bundesgliederneinge- 
räumte Veto für Verfassungs-Aenderungenhatindem vorausgesetz- 
ten Falle praktisch nur mehr die übrigens gar nicht zu unterschätzende Be- 
deutung,Vorschlägen zuVerfassungs-Aenderungeninsolange Wider- 
standleisten zu können, bisdiebetreffende Frage nach allen Rich- 
tungenundSeitengründlicherörtertund geprüftist, undbis ein be- 
stimmtes gereiftes.-Urtheil einer wirklichen öffentlichen Meinung 
Deutschlands überdiefragliche Verfassungs-Aenderung Sich ge- 
bildet hat. Fällt dann aber dieses Urtheil zu Gunsten des Vorschlags einer Verfas- 
sungs-Aenderung aus, dann wird es gewiss einer kleineren Zahl von Bundesgliedern 
ausserordentlich schwer werden, den Gang der Deutschen Verfassungs-Entwickelung 
aufzuhalten, es mögen nun die Regierungen für sich allein oder es mögen dieselben in 
Verbindung mit den Landes-Vertretungen ein Veto einlegen wollen.“ 


"Andererseits ist diese für einen Bundesstaat bisher nicht gebräuchliche 
Erleichterung der Verfassungs- und Kompetenz-Aenderungen das bedeutungs- 
volle Korrelat der füreinen Bundesstaat bisher wiederum nicht gebräuchlichen 
Konstruirung des Trägers der Bundes-Souverainetät, wie solche der Bundes- 
rath darstellt. Erinnern jene Bestimmungen über Verfassungs-Aenderungen 
mehr an den einfachen als an den Bundesstaat, so hat diese Bildung des Trä- 
gers der Bundes-Souverainetät aus der Summe der Träger der Partikular-Sou- 
verainetäten mehr vom Staatenverbande als vom Bundesstaate; wie anderer- 
seits wiederum die Uebertragung bestimmter Souverainetäts-Rechte auf den 
Kaiser an die einheitliche Natur des Trägers der Souverainetät eines einfachen 
Staates erinnert. Diese Mischung von Elementen des einfachen Staates mit 
denen des Staatenbundes, das naturgemässe Ergebniss derDeutschen Geschichte, 
welcher diese beiden Staatsformen geläufig, ergiebt die zwischen den beiden 
entgegengesetzten Formen in der Mitte liegende: den Bundesstaat; die Aus- 
sonderung bestimmter Souverainetäts-Rechte und Uebertragung derselben auf 
den Kaiser beseitigt endlich die Gefahr, welche in der Konstruktion des 
‚Bundesrathes, als eines Kollegiums, erkannt werden musste — was der ener- 
gischen, straffen, rasch sich entschliessenden Leitung bedarf, konnte in Eine 
Hand, in die des Kaisers gelegt werden, während das Kollegium des Bundes- 
rathes sich für alle diejenigen Angelegenheiten eignet, welche der sorg- 
fältigen Erwägung bedürfen. Hier trifft zusammen die Summe der höchsten 
politischen Intelligenz aus Deutschland, die gereifte Erfahrung und die Kennt- 
niss der Entwicklung, welche die der Reichs-Gesetzgebung unterstellten Ma- 
terien in jedem einzelnen Bundesstaate genommen haben, je nachdem dieser 
oder jener Grundsatz, auf sie Anwendung gefunden hat. Die einzelnen 
Staaten Deutschlands sind somit gewissermassen die Versuchsfelder für die 
Reichs-Gesetzgebung gewesen. Hier sind auch die „dauernden Ausschüsse“ 
zu erwähnen, welche der Bundesrath nach Artikel 8 der Reichs-Verfassung 
aus seiner Mitte bildet; diese Ausschüsse: 1. für das Landheer und die Fe- 
stungen; 2. für das Seewesen ; 3. für Zoll- und Steuerwesen ; 4. für Handel 
und Verkehr; 5. für Eisenbahnen, Post und Telegraphen; 6. für Justiz- 
wesen; 7. für Rechnungswesen — diese Ausschüsse haben die Funktionen 
der Minister zu versehen ; selbstverständlich kann aber von einer Verant- 
wortlichkeit dieser Ausschüsse dem Reichstage gegenüber nicht die Rede 
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sein; der einzig verantwortliche Beamte des Reiches ist vielmehr der Reichs- 
kanzler, welcher, vom Kaiser ernannt, den Vorsitz im Bundesrathe führt, 
die Geschäfte leitet und durch Gegenzeichnung der im Namen des Reiches 
erlassenen Anordnungen und Verfügungen des Kaisers die Verantwortlichkeit 
übernimmt. 

Dass der Bundesrath thatsächlich im Deutschen Reiche auch Dasjenige 
leistet, was unter anderen Verhältnissen ein „Staaten-“ oder „Oberhaus“ 
leisten würde, ist schon hervorgehoben worden; nur kann hieraus niemals 
geschlossen werden, dass der Bundesrath deshalb dem Reichstage, dem „Un- 
terhause“ koordinirt sei; die rechtliche Stellung des Bundesrathes dem Reichs- 
tage gegenüber bleibt immer die eines Trägers der Bundes-Souverainetät. Es 
muss nach den Verhandlungen des konstituirenden Reichstages vielmehr le- 
diglich als ein verfehlter Versuch der Linken bezeichnet werden, dem Bun- 
desrathe die im Verfassungs-Entwurfe beigelegte regierende Stellung aus- 
zumerzen und denselben einfach zu einem Faktor der gesetzgebenden Ge- 
walt zu machen. Dies ist u. A. von dem Abgeordneten R&e- Hamburg 
ausdrücklich anerkannt worden, indem derselbe bei der Diskussion von Art. 8 
des Verfassungs-Entwurfes äusserte: 

„Insoweit der Bundesrath bloss eine gesetzgebende Gewalt haben soll, sind wir 
auch auf der linken Seite des Hauses allgemein mit dem Verfassungs-Entwurfe ein- 
verstanden. Wir betrachten in diesem Falle den Bundesrath als das Oberhaus, hier 
den Reichstag als das Unterhaus. ... Aber es ist eine Täuschung, wenn man sagen 
wollte, es ginge ganz klar aus dieser Verfassung hervor, dass der Bundesrath nicht 
auch einen Theil der Exekutive habe.“ (St. B. S. 356.) 

Während die linke Seite des Reichstages den Artikel 8 gestrichen wis- 
sen wollte, weil dieselbe namentlich in den „dauernden Ausschüssen“ Organe 
der Exekutive sah, wurde Seitens der Nationalliberalen der Antheil des Bun- 
desrathes an der Exekutive und Verwaltung zugebilligt. Es geschah dies 
durch eine Erklärung des Abg. v. Bennigsen-Lehe-Dorum, in welcher 
es heisst: k 

„Man muss sich meiner Meinung nach an dieser Stelle schon vollkommen klar 
machen, ob man den Bundesrath von allem Antheil an der Exekutive entkleiden will, 
oder nicht; die Linke des Hauses, welche für den Bundesrath nur einen Antheil an 
den legislativen Befugnissen haben will, muss allerdings sich dafür entscheiden, dass 
schon an dieser Stelle die Ausschüsse, welche nicht bloss für die Legislative, sondern 
auch für die Exekutive vorbereitend arbeiten sollen, gestrichen werden. Ich und 
meinepolitischen Freunde, wir können soweit nicht gehen, wir glauben, dass, 
wenn wir diesen Antheil des Bundesrathes an der Verwaltung und der Exekutive ganz 
ausmerzen, dadurch der Entwurf... einen erheblich anderen Karakter erhalten würde, 
und wir halten es nicht für ausführbar, der Vorlage einen so wesentlich anderen Ka- 
rakter durch den Beschluss des Reichstages zu geben.“ (St. B. 8.357.) 

Das Recht des Bundesrathes, Verordnungen zur Ausführung der Reichs- 
Gesetze zu erlassen, ist übrigens durch Nr. 2, Art. 7 der Reichs-Verfassung 
ausdrücklich anerkannt und erleidet nur insofern eine Ausnahme, als „durch 
das Reichs-Gesetz etwas Anderes bestimmt ist“, d. h. das Verordnungsrecht 
einem anderen Faktor übertragen worden ist; nicht minder beschliesst der 
Bundesrath über „Mängel, welche bei der Ausführung der Reichs-Gesetze, 
oder der erlassenen Verordnungen und Einrichtungen hervortreten“ (Nr. 3 
eod.); endlich hat der Bundesrath nach Art. 76 auch richterliche Gewalt bei 
Streitigkeiten nicht privatrechtlicher Natur zwischen verschiedenen Bundes- 
staaten. Die Souverainetät des Bundesrathes ist also nach allen Richtungen 
hin ın Bezug auf Legislative, Exekutive und richterliche Gewalt rechtlich 
und thatsächlich vorhanden und, wie oben schon hervorgehoben , nur in so- 
fern eigenthümlich beschränkt, als für bestimmte Angelegenheiten nicht der 
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Bundesrath, sondern der Kaiser als Träger der Reichs-Souverainetät erscheint 
(namentlich dem Auslande gegenüber in der völkerrechtlichen Vertretung des 
Reiches, bei Kriegs-Erklärungen, Friedens- und sonstigen Vertragsschlüssen ; 
ferner in Bezug auf die Land- und Seemacht; das Post- und Telegraphen- 
wesen; der Ernennung des Reichskanzlers und der Reichsbeamten; sodann 
mit Rücksicht auf das dem Kaiser verfassungsmässig zustehende absolute 
Veto gegen die Abänderung der Gesetze und Verordnungen in Betreff des 
Militärwesens, der Kriegsmarine, der Zölle und der im Art. 35 der Verfas- 
sung gedachten Verbrauchssteuern ; ferner in Bezug auf das neben dem Ver- 
ordnungsrechte des Bundesrathes stehende Verordnungsrecht des Kaisers 
(Art. 17) und endlich in Bezug auf das dem Kaiser ausnahmsweise vorbehal- 
tene ausschliessliche Verordnungsrecht rücksichtlich der Post- und Tele- 
graphen- Verwaltung, des Militärwesens und der Kriegsmarine (Art. 50, 53, 
63) u. Ss. w. 

Es fragt sich nunmehr, in welcher Weise oder durch welche Organe tritt 
diese theils kollegialische, theils einheitliche Souverainetät mit den ihr unter- 
geordneten Personen und Dingen in Berührung, oder m. a. W. in welcher 
Weise wird das Ministerium gebildet, und wie steht es mit der Verantwort- 
lichkeit für die Regierungshandlungen? Gehen wir in dieser Beziehung zu- 
nächst historisch zu Werke, so finden wir, abgesehen von den „dauernden 
Ausschüssen“ des Bundesrathes, im Entwurfe der Verfassung des Norddeut- 
schen Bundes lediglich bestimmt, was folgt: 

„Art. 12. Das Präsidium ernennt den Bundeskanzler, welcher im Bundesrathe 
den Vorsitz führt und die Geschäfte leitet.“ 

„Art.18. Dem Präsidium steht die Ausführung und Verkündigung der Bundes-Ge- 
setze und die Ueberwachung der Ausführung derselben zu. Die hiernach von dem 


Präsidium ausgehenden Anordnungen werden im Namen des Bundes erlassen und von 
dem Reichskanzler mitunterzeichnet.“ 


In der aus den Berathungen des konstituirenden Reichstages hervorge- 
gangenen Verfassung des Norddeutschen Bundes ist Art. 12 fortgefallen ; 
der Inhalt dieses Artikels findet sich materiell im Art. 15; derselbe lautet: 

„Der Vorsitz im Bundesratbe und die Leitung der Geschäfte steht dem Bundes- 
kanzler zu, welcher vom Präsidium zu ernennen ist. Derselbe kann sich durch jedes 
andere Mitglied des Bundesrathes vermöge schriftlicher Substitution vertreten lassen.“ 

Aus dem Artikel 18 des Entwurfs ist in Artikel 17 der Verfassung der 
erste Satz unverändert übergegangen; der zweite Satz aber lautet folgender- 
massen: | 

„Die Anordnungen und Verfügungen des Bundespräsidii werden im Namen des 
Bundes erlassen und bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung 
des Bundeskanzlers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit über- 
nimmt.“ 

Diese Bestimmungen sind im Wesentlichen unverändert in die Reichs- 
Verfassung übergegangen ; nur dass statt „Bundeskanzler, Bundes-Präsidium, 
Bund, Bundes-Gesetze“ in der Reichs-Verfassung „Reichskanzler, Kaiser, 
Reich, Reichs-Gesetze“ zu lesen ist; demnach ist hier lediglich festzustellen, 
inwiefern die Fassung der betreffenden Artikel der Verfassung des Nord- 
deutschen Bundes von der Fassung in dem Entwurfe sich unterscheidet. Dass 
Artikel 12 des Entwurfs fortgefallen, ist ohne materielle Bedeutung, da der 
Inhalt des ausgefallenen Artikels, wie schon erwähnt, an einer anderen Stelle 
(Art. 15) aufgenommen ist. Als einziger materieller Unterschied bleibt also 
hier nur Folgendes hervorzuheben: Während im Art. 18 des Entwurfs nur 
bestimmt war, dass dem Präsidium die Ausführung und Verkündigung der 
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Bundes-Gesetze und die Ueberwachung der Ausführung derselben zustehe 
und „diehiernach von dem Präsidium ausgehenden Anordnungen im Na- 
men des Bundes erlassen und von dem Reichskanzler mitunter- 
zeichnet werden“, wird jetzt, in der Verfassung die Gültigkeit der An- 
ordnungen und Verfügungen des Bundes-Präsidiums schlechthin und ganz 
allgemein abhängig gemacht von der Gegenzeichnung des Reichskanzlers 
und ausdrücklich gesagt, dass der letztere durch dieGegenzeichnung die Ver- 
antwortlichkeit übernimmt. 

Es kann darüber gestritten werden, ob durch die gegenwärtige Fassung 
in der That eine materielle Aenderung des Entwurfs bewirkt worden ist, in- 
sofern man nämlich sagen könnte, in den Worten des Entwurfs: „Die An- 
ordnungen des Bundespräsidi werden vom Bundeskanzler mitun- 
terzeichnet“, sei ebensowohl wie in den Worten der Verfassung die 
Nothwendigkeit der Mitunterzeichnung ausgesprochen, und folglich sei 
auch ausgesprochen, dass die Gültigkeit der Anordnungen von der Mitunter- 
zeichnung abhänge, da die Unterlassung der Erfüllung eines absoluten Ge- 
botes eben den Gegensatz der Gültigkeit, die Ungültigkeit, oder Nichtigkeit 
zur Folge habe. Weiter kann ıman sagen, dass auch der Entwurf dem Kanzler 
in Folge der Mitunterzeichnung die Verantwortlichkeit auferlegt habe, zwar 
nicht ausdrücklich, aber stillschweigend, insofern nämlich das Gebot der 
Gegenzeichnung gar keinen Sinn habe, wenn nicht durch dieselbe die Ver- 
antwortlichkeit übernommen werde. Jedenfalls ist aber zuzugeben, dass 
Uurch die hier fraglichen Abänderungen des Entwurfs das, was der letztere 
vielleicht, oder wahrscheinlich implicite enthalten hat, in unzweideutiger 
Weise festgestellt ist, nämlich die Nothwendigkeit der Gegenzeichnung der 
Anordnungen, damit dieselben gültig, und die Verantwortlichkeit des 
Kanzlers. 

Aus der Entstehungs-Geschichte ist an dieser Stelle hervorzuheben: Der 
Abgeordnete von Bennigsen hatte ursprünglich folgende Fassung bean- 
tragt: 

„Die Anordnungen des Bundes-Präsidiums werden im Namen des Bundes erlassen 
und bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Bundeskanzlers, oder 
eines der vom Präsidium ernannten Vorstände der einzelnen Ver- 
waltungszweige, welche dadurch die Verantwortlichkeit übernehmen“. 

Mit diesem Antrage stand in Verbindung ein Amendement, welches der- 
selbe Abgeördnete zum (ausgefallenen) Art. 12 des Entwurfs gestellt hatte, 
demzufolge gedachter Artikel lauten sollte: 

„Das Bundes-Präsidium ernennt den Bundeskanzler, welcher im Bundesrathe den 
Vorsitz führt und die Geschäfte leitet, ferner die Vorstände der einzelnen 
Verwaltungszweige, welche nach dem Inhalte dieser Verfassung 
zur Kompetenz des Präsidii gehören.“ 

Etwa in derselben Richtung bewegte sich ein Antrag des Abgeordneten 
Lasker, nach welchem das Bundes-Präsidium berechtigt sein sollte, „für 
einzelne Zweige der Verwaltung besondere Kommissarien zu ernennen, welche 
nach Massgabe des erhaltenen Auftrages den Bundeskanzler vertreten soll- 
ten und für den Bund zu vereidigen seien“. 

Zum Verständniss dieser aus dem Schoosse der nationalliberalen Partei 
hervorgegangenen Anträge ist zu erwähnen, dass bereits zu Art. 11 des Ent- 
wurfs Anträge auf Errichtung eines wirklichen Bundes-Ministeriums einge- 
bracht und abgelehnt waren; so von den Abgeordneten Ausfeld und 
Schulze, nach deren Vorschlage das Bundes-Präsidium „die vollziehende 
Gewalt in Bundes-Angelegenheiten nach Massgabe der Verfassung durch 
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verantwortliche Minister ausüben“, und „die Gültigkeit aller Regierungs- 
akte des Bundes-Präsidiums von der Gegenzeichnung mindestens eines Mi- 
nisters abhängen sollte, welcher die Verantwortung für den betreffenden 
Akt dem Bundesrathe und dem Reichstage gegenüber trage“. Verantwort- 
liche Bundesminister dem Reichstage gegenüber forderte auch ein. Antrag 
der Abgeordneten Erxleben, Jensen und Zachariae (Drucksachen 
Nr. 30). 

Diese theils von der Fortschrittspartei, theils von den damals s. g. Parti- 
kularisten eingebrachten Anträge entfernten sich von dem Inhalte des Ent- 
wurfs am weitesten, indem sie in denselben eine völlig neue Organisation, 
das verantwortliche -Minister-Kollegium tragen wollten; nach Ablehnung der- 
selben handelte es sich zunächst um den ursprünglichen Antrag von Ben- 
nigsen, welcher dem Verfassungs-Entwurfe immerhin etwas näher stand, 
sich aber insofern wesentlich von demselben entfernte, als neben den Einen, 
allein verantwortlichen Bundeskanzler noch andere verantwortliche Personen 
treten sollten, nämlich die vom Präsidium zu ernennenden Vorstände der ein- 
zelnen Verwaltungszweige. Diese Vorstände würden entweder innerhalb des 
Bundesrathes stehen, d.h. einzelne der von Preussen in den Bundesrath ge- 
sandten Kommissare würden zugleich Verwaltungschefs geworden sein; oder 
sie würden ausserhalb des Bundesrathes stehen. 

Beiden Alternativen setzte der Fürst Bismarck den entschiedensten Wi- 
derstand entgegen und sprach unzweideutig aus, dass die Konstituirung des 
Norddeutschen Bundes scheitern würde, falls der Reichstag diesem Theile 
des von Bennigsen’schen Amendements zustimmen sollte. (St. B. 8. 376, 
377.) Der Antragsteller zog daher den gesperrt gedruckten Theil seines An- 
trags, welcher von den Verwaltungs-Vorständen handelt, zurück; der so 
modifizirte Antrag bildet nunmehr den zweiten Satz unseres Artikels. Es ist 
jedoch zu erwähnen, dass der Abg. von Bennigsen beantragt hatte, dem 
Artikel noch folgenden dritten Satz hinzuzufügen : 

„Durch ein besonderes Gesetz werden die Verantwortlichkeit und das zur Geltend- 

machung derselben einzuhaltende Verfahren geregelt.“ 

Dieser Antrag wurde abgelehnt, augenscheinlich deshalb, weil die ver- 
fassungsmässige Verantwortlichkeit des Kanzlers eine moralische, nicht aber 
eine juristische ist. So hat auch der Abg. Gneist (St. B. S. 371 ff.), aus- 
gehend von dem Gedanken, dass man eine Verfassung nicht mit der recht- 
lichen Verantwortlichkeit der Minister anfangen, sondern dieselbe mit den 
dazu gehörigen Gesetzen erst als fertig abschliessen könne durch die 
Sanktion der rechtlichen Verantwortlichkeit (also nachdem das noch fehlende 
Verwaltungsrecht durch eine Reihe von Reichs-Gesetzen geschaffen) — von 
diesem Gedanken ausgehend sagte G neist, indem er die Absicht kund gab, 
für die gegenwärtige Fassung des Artikels zu stimmen, am Schlusse seiner 
soeben zitirten Rede: \ 

„Ich finde nicht, dass die Minister-Verantwortlichkeit in dieser erst entstehenden 

Gesetzgebungsgewalt, in dieser erst entstehenden Vollziehungsgewalt eine Stelle 
finden könnte, wo man sie zum Schutze eines schon bestehenden Systems der Bundes-Ge- 
setzgebung ansetzen könnte. Das einzig Zulässige ist die Forderung, die bestimmten 
Organe der Staatsgewalt zu bezeichnen, die dem Parlamentskörper über Akte der 
Exekutive Rede und Antwort zu geben haben. In jedem geordneten Staatswesen ist 
es erforderlich, die Kontrasignaturen der Minister, die Gegenzeichnung einer bestimm- 
ten Person, gesetzlich festzustellen, als die Adresse für Beschwerden, namentlich Lan- 
desbeschwerden... Es ist damit allerdings auch die Person bezeichnet, welche in 
Zukunft rechtlich und politisch verantwortlich werden wird, rechtlich, wenn 


“ unsere Gesetzgebung darnach sein wird, politisch, wenn unsere Macht darnach 
sein wird.“ 
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Auf Grund dieser Verantwortlichkeit werden also Interpellationen und 
Beschwerden über Massregeln der Exekutive an den Kanzler zu richten sein, 
wird der Reichstag ein Misstrauensvotum gegen den Kanzler aussprechen 
und eventuell mit einer Beschwerde über die Massregeln desselben an den 
Kaiser sich wenden können. Die Verantwortlichkeit, welche demnach im 
Reiche besteht, unterscheidet sich materiell nicht von der thatsächlichen Ver- 
antwortlichkeit z. B. der Preussischen Minister, insofern nämlich die in der 
Preussischen Verfassung allerdings im Prinzipe aufgestellte rechtliche Ver- 
antwortlichkeit der erforderlichen Ausführung durch ein Gesetz, betr. die 
Minister-Verantwortlichkeit und das Verfahren bei Ministeranklagen ent- 
behrt. Der thatsächliche Unterschied beschränkt sich vielmehr darauf, dass 
es im Reiche nur eine verantwortliche Person giebt, während in Preussen 
und den anderen Staaten ein Minister-Kollegium vorhanden ist und den ein- 
zelnen Verwaltungszweigen Ressort-Minister vorgesetzt sind, welche die 
Verantwortlichkeit innerhalb ihres Ressorts speziell zu tragen haben. Dieses 
Institut des Minister-Kollegiums findet sich bekanntlich, abgesehen von ganz 
kleinen, in allen Staaten und wird deshalb vielfach als ein nothwendiges 
Requisit eines geordneten Staatswesens betrachtet. Hieraus erklärt sich wohl 
am einfachsten das fortgesetzte Bestreben sehr verschiedener Parteien, dies 
allgemein verbreitete Institut verantwortlicher Ressort-Minister auch auf den 
Norddeutschen Bund zu übertragen. Im konstituirenden Reichstage wurde, 
wie bereits hervorgehoben, das verantwortliche Bundes-Ministerium von der 
Fortschrittspartei und auch von den s. g. Partikularisten gefordert; die na- 
tionalliberale Partei verfolgte ebenfalls schon damals das materiell etwa gleiche 
Ziel, wenn auch in einer anderen, dem Verfassungs-Entwurfe weniger ent- 
gegengesetzten Form. Die hierher gehörigen Anträge wurden zwar abgelehnt, 
aber der Erfolg hat den Beweis geliefert, dass wenigstens ein Theil dieser 
ablehnenden Majorität sein Votum nicht sowohl aus der Ueberzeugung von 
der Unthunlichkeit eines Bundes-Ministeriums geschöpft, sondern vielmehr 
zu diesem ablehnenden Votum nur deshalb sich entschlossen hat, um das Zu- 
standekommen der Verfassung des Norddeutschen Bundes nicht zu hindern. 
Bereits im Jahre 1869 stossen wir nämlich auf einen Antrag Twesten- (na- 
tionalliberal}) Graf Münster (freikonservativ), welcher dahin ging, den 
Bundeskanzler aufzufordern, 

„für die zur Kompetenz des Bundes gehörigen Angelegenheiten eine ge- 
ordnete Aufsicht und Verwaltung durch verantwortliche Bundes-Mini- 
sterien, namentlich für auswärtige Angelegenheiten, Finanzen, Krieg, 
Marine, Handel- und Verkehrswesen im Wege der Gesetzgebung herbei- 
zuführen“. 

Dieser Antrag wurde vom Reichstage des Norddeutschen Bundes in na- 
mentlicher Abstimmung am 16. April 1869 mit 111 gegen 100 Stimmen an- 
genommen, trotz des entschiedenen Widerspruchs sowohl des Bundeskanzlers, 
als auch verschiedener Mitglieder des Bundesrathes. Zeugt diese Thatsache 
von der weiten Verbreitung der Ansicht, dass ein Minister-Kollegium für ein 
geordnetes Staatswesen unerlässlich sei, so muss aus dem beharrlichen Wi- 
derstande, welchen der andere Faktor der Gesetzgebung, der Bundesrath 
allen Anträgen dieser Art entgegengesetzt hat, nothwendigerweise der Schluss 
gezogen werden, dass im Wesen des Norddeutschen Bundes und nicht min- 
der in dem des Deutschen Reiches gewisse Momente vorhanden sein müssen, 
welche dasjenige, was in allen anderen Staaten, auch in anderen Bundes- 
staaten besteht, für Deutschland ausnahmsweise als unthunlich erscheinen 
lassen. Dies ist in der That der Fall, und selbst ein beträchtlicher Theil 
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derjenigen Abgeordneten, welche dem obgedachten Twesten-Münster’- 
schen Antrage zugestimmt, haben dies mehr oder minder entschieden aner- 
kannt. Da die vorliegende Erörterung nicht den Zweck verfolgt, eine Kri- 
tik der Reichs-Verfassung zu liefern , sondern die Aufgabe einer Darstellung 
des gegebenen Verfassungsrechtes sich gestellt hat, so muss die hier zu be- 
handelnde Frage einfach dahin gestellt werden, ob mit den Grundlagen der 
bestehenden Verfassung die Einführung eines Minister-Kollegiums verein- 
barlıch ist, oder ob an den Grundlagen der Verfassung selbst geändert 
werden müsste, um innerhalb der letzteren das Bundes-Ministerium als eine 
lebensfähige Institution erscheinen zu lassen ? 

Zu den Grundlagen der Verfassung gehört wohl unbestrittenermassen 
die Organisation der Bundes-, oder Reichs-Souverainetät, welche, wie oben 
bereits ausgeführt, derartig gestaltet ist, dassin der Regel als Träger der Bun- 
des-Souverainetät die im Bundesrathe enthaltene Summe der Einzel-Souve- 
rainetäten erscheint, und nur bezüglich bestimmter Zweige die Souveraine- 
tät bei dem Bundes-Präsidium, dem Kaiser ist. Weil demnach die Sphäre 
des Bundesrathes die eines Ober- oder Fürstenhauses weit überschreitet ; weil 
der Bundesrath nicht nur Gesetzgebung, sondern auch Exekutive hat; 
weil im Bundesrathe jede Einzel-Souverainetät ihren verhältnissmässigen 
Antheil an der Reichs-Regierung ausübt, deshalb ist für ein vom Kaiser zu 
ernennendes Bundes-Ministerium kein Raum vorhanden. Man müsste die 
verfassungsmässige Exekutive des Bundesrathes beseitigen, dem Bundes- 
Präsidium, dem Kaiser die gesammte ausübende Gewalt übertragen, — dann 
würde natürlich der Bildung eines Bundes - Ministerii ein Hinderniss nicht 
mehr im Wege stehen, aber es wäre dann der Grundkarakter des Reiches 
geändert worden. Wollte man dagegen ein Bundes-Ministerium einführen 
und die verfassungsmässige Exekutive des Bundesrathes unberührt lassen, 
so würde den Bundesministern keine andere Thätigkeit zufallen,, als die von 
den Ausschüssen des Bundesrathes beschlossenen Ausführungs- Verordnungen 
— auszuführen! Von einer Verantwortlichkeit dieser Ressort-Minister 
würde aber kaum die Rede sein können, denn unmöglich kann doch ein Mi- 
nister für Verordnungen verantwortlich sein, die nicht er selbst erlassen oder 
gebilligt hat, sondern die von anderen Personen (den Mitgliedern der Aus- 
schüsse des Bundesrathes) herrühren. Nur insoweit für gewisse Zweige die 
Souverainetät ausschliesslich bei dem Kaiser ist, nur insoweit wäre die 
Möglichkeit von Ressort-Ministern nicht ausgeschlossen ; dies ist voll und ganz 
nur bezüglich der Auswärtigen Angelegenheiten und der Marine der Fall; 
diese beiden Ministerien sind aber bereits von Preussen ab- und auf das Reich 
übernommen worden. 

Freilich giebt es in thesi für die Verantwortlichkeit eines Ministeriums 
noch einen etwas weiteren Raum. Bekanntlich hat der Bundeskanzler die 
Verantwortlichkeit für alle Handlungen des Bundes-Präsidiums (ledig- 
lich hierauf erstreckt sich die verfassungsmässige Verantwortlichkeit); dieser 
Raum der Verantwortlichkeit liesse sich an sich unter verschiedene Minister 
vertheilen, welche man sich als Kollegen des Kanzlers denken könnte. Ob 
innerhalb dieses Raumes Platz für die erspriessliche Thätigkeit ist — der 
Fürst Bismarck bezeichnete diesen Raum als „die schmale Basis der 
Verantwortlichkeit für die Handlungen des Präsidiums“ — das würde die 
Frage sein. Und wenn diese Frage mit Rücksicht auf die Bedeutung der 
Präsidialthätigkeit bejaht werden könnte — wie im Gegensatz zu dem Fürsten 
Bismarck der Abg. Lasker (Session 1869. St. B. S. 409) thut, wenn er 
sagt: „Das Bundes-Präsidium hat das Tarifwesen zu überwachen, das Tele- 
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graphenwesen, über Krieg und Frieden zu entscheiden, Verträge mit frem- 
den Staaten vorzubereiten und abzuschliessen, das Konsulatwesen zu über- 
wachen ; es hat die gesammte finanzielle Bundes -Verwaltung zu führen (für 
welche die Entlastung sowohl vom Bundesrathe wie vom Reichstage gefordert 
werden kann, so dass also eine Theilnahme an diesen Geschäften gar nicht. 
denkbar ist); es hat die Initiative bei allen Militär-Gesetzen, für welche die 
Verfassung den Schwerpunkt in das Bundes-Präsidium verlegt; es hat da- 
rüber zu entscheiden, wann der Reichstag, wann der Bundesrath berufen, 
eröffnet, vertagt, oder geschlossen werden soll; es hat die Bundes-Beamten 
zu ernennen , oder zu beaufsichtigen ; es hat in schleunigen Fällen die Bun- 
des-Exekutive zu verfügen, — und vor allem liegt ihm ob, die gesammte 
Staats-Verwaltung und die Beaufsichtigung aller Gesetze“ — wenn mit Rück- 
sicht auf diese Aufzählung der Geschäfte des Bundes-Präsidiums die Frage 
bejaht werden möchte, ob mehrere Ressort-Minister in diesen Geschäften hin- 
reichende Gelegenheit zur Entfaltung einer wahren Ministerthätigkeit finden 
würden, so bleibt doch Folgendes zu berücksichtigen : Abgesehen von den 
Geschäften des Auswärtigen Amtes und des Marine-Ministeriums, welche auf 
den Bund bereits übernommen sind, handelt es sich bei jener Aufzählung der 
Präsidialbefugnisse fast niemals um ganze Zweige der Exekutive, die dem 
Präsidium übertragen wären, sondern um Einzelnheiten verschiedener solcher 
Zweige; für diese Einzelnheiten Minister ernennen, für die Masse der an- 
deren Geschäfte aber die Exekutive des Bundesrathes bestehen lassen, würde 
Zwiespalt in die Verwaltung tragen und häufige Kollisionen erzeugen. Dann 
aber wirft sich die praktisch sehr wichtige Frage auf, ob dadurch, dass man 
dem Bundeskanzler gleichberechtigte Kollegen giebt, nicht nothwendig eine 
Hemmung für die rasche Erledigung der Geschäfte entstehen müsste! Frei- 
lich hat der Abg. Lasker in richtiger Würdigung dieser Gefahr sich dahin 
ausgesprochen, dass der Bundeskanzler den anderen Ministern gegenüber die 
Stellung eines Englischen Premier- Minister haben müsse. Undallerdings wenn 
es möglich wäre, aus dem Auslande das Institut der Englischen Premier-Mi- 
nisterschaft zu importiren, so möchte auf diesem Wege die Gefahr einer Hem- 
mung der Verwaltung beseitigt werden können; allein diese Möglichkeit wird 
nicht ohne Grund bestritten. Die Stellung der Ressort-Minister zum Minister- 
Präsidenten ist in Deutschland nun einmal herkömmlicher Weise eine freie; 
und es liegt die Annahme nahe, dass durch Verleihung des Ministertitels An- 
sprüche geweckt werden könnten, welche die Stellung des Bundeskanzlers 
als eines obersten Chefs beeinträchtigten. Dies ist auch die Ansicht des 
Fürsten Bismarck, welcher ganz entschieden erklärte, man habe in ihm 
„keinen Bundeskanzler, der einen Kollegen akzeptire“ (Session 1869. St. B. 
S. 401) und ferner: „Im Bundeskanzler-Amte sind die Einrichtungen gerade 
so, wie sie der Herr Vorredner (Lasker) zu erhalten wünscht; es fehlen bloss 
einige Ministertitel, und damit würde ich gar nicht so sehr ängstlich sein, so- 
bald nur die einheitliche Leitung durch die Ansprüche, die sich an diese 
Titel knüpfen, nicht zersplittert wird.“ (St. B. eod. 8. 411.) 

Sieht man hiernach von dem Gedanken ab, auf‘ der „schmalen Basis 
der Verantwortlichkeit für die Handlungen des Bundes- Präsidiums“ dem 
Bundeskanzler Ministerkollegen zu geben, bleibt mithin nur der Gedanke 
übrig, für die gesammte Reichs-Verwaltung Bundes-Minister zu ernennen, 
so erübrigt hier noch der Nachweis, dass diejenigen, welche durch Anträge 
diesen Gedanken zu verwirklichen sich bemüht haben, wohl sich bewusst ge- 
wesen sind, dass die Verwirklichung ihrer Bestrebungen die dem Bundes- 
rathe verfassungsmässig gebührende Exekutive elidiren würde. 
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In unzweideutigster Weise trat dies hervor bei dem oben schon erwähn- 
ten, im konstituirenden Reichstage zu Art. 11 gestellten Antrage Ausfeld- 
Schulze, dessen erster Satz folgendermassen lautete: 

„Das Bundes-Präsidium übt die vollziehende Gewalt in Bundes- Angelegenheiten 

nach Massgabe dieser Verfassung durch verantwortliche Minister aus.“ 

Was sodann die Verhandlung über den Antrag Twesten-Graf Mün- 
ster im Jahre 1869 betrifft, so bediente sich der erstgenannte Antragsteller 
zur Empfehlung des Antrages des Mittels, dass er dasjenige, was eine Folge 
der Annahme des Antrages hätte sein müssen, als schon vorhanden voraus- 
setzte, — die Nicht-Exekutive des Bundesrathes. 

„Ich kann nur wiederholen , der Bundesrath ist keine Exekutiv-Behörde, sondern 


wesentlich ein Faktor der Gesetzgebung. Nur in wenigen, bestimmten Fällen ist die 


Exekutive verpflichtet, den Bundesrath und seine Ausschüsse vor ihrer Entscheidung 

zu hören. In noch wenigeren einzelnen Fällen ist sie an die Zustimmung des Bundes- 
rathes gebunden.“ (Session 1869. St. B. $. 389.) 

Dass diese Ansicht irrig,, ist bereits nachgewiesen und wird später noch 

näher dargelegt werden. Aber unter der Voraussetzung des Herrn Twesten, 

doch nur unter dieser Voraussetzung konnte derselbe allerdings sagen , „die 


Stellung des Bundesrathes werde durch die Einführung von verantwortlichen. 


Ministern neben dem Bundeskanzler in keiner Weise berührt“. Wenn der 
Bundesrath nur ein Minimum von Exekutive hat, so ist es einerlei, ob dies 
Minimum entweder dem Bundesrathe entzogen wird, oder dem Bundes- 
Ministerium entzogen bleibt! 

Während der eine Antragsteller den Widerspruch zwischen einem Grund- 
satze der Verfassung und dem Antrage auf Errichtung eines Bundes-Mini- 
steriums zu verschleiern suchte, legte der andere Antragsteller, Graf Mün- 
ster diesen Widerspruch in seiner ganzen Schärfe dar, indem er die Hoff- 
nung aussprach, die Annahme des Antrags werde „zu einer Revision der 
Verfassung führen“ (St. B. eod. S. 392); „die Spitze des Bundesstaates 
müsse monarchisch sein, woraus dann das Bundes-Ministerium ganz von 
selbst folgen werde.“ 

Der Abg. Graf Bethusy-Huc erklärte ferner geradezu: 

„Dass die Stellung des Bufldesrathes durch ein Reichs-Ministerium alterirt wird, 
dass die Souverainetät der einzelnen Staaten quodam modo mediatisirt wird, liegt auf 
der Hand.“ (St. B. eod. S. 399.) 

In ähnlicher Weise äusserte sich der Abg. Schulze; und der Abg. 
Lasker bedauerte es, dass viele der Dinge, von denen er und seine Freunde 
im konstituirenden Reichstage geglaubt, sie würden vom Bundeskanzler 
wahrgenommen werden, wie sich jetzt. ergebe, von den Ausschüssen des Bun- 
desrathes wahrgenommen würden ; — aus welcher Aeusserung ebenfalls folgt, 
dass nach der Ansicht des Abg. Lasker durch die Einsetzung eines Bundes- 
Ministeriums die Sphäre des Bundesrathes wesentlich eingeengt werden 
würde. 

Diese Zeugnisse werden genügen; wenn daher die hier vertretene An- 
sicht richtig ist, dass im Bundesrathe die Einzel-Souverainetäten mitre- 
gieren (abgeschen von den — um den Ausdruck einmal zu gebrauchen — 
kaiserlichen Reservatrechten) , so steht es fest, dass die Errichtung eines 
Bundes-Ministeriums, weil dasselbe den Theil des Regierungsrechtes, den 
man Exekutive nennt, an sich ziehen würde, dem Fundamentalsatze der Ver- 
fassung über die Vertheilung der Reichs-Souverainetät widerspricht. In 
diesem Sinne wird es zu verstehen sein, wenn Fürst Bismarck den mehr- 
erwähnten Twesten-Graf Münster ’schen Antrag wegen Einführung 
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eines verantwortlichen Minister-Kollegiums zwar als formell zulässig aner- 
kannte, denselben materiell aber mit einem im Kongress der Vereinigten 
Staaten einzubringenden Antrag auf Errichtung der Monarchie in eine Linie 
stellte: Beide Anträge würden das Wesen der Verfassung aufheben und ein 
neues einführen. 

Dies genügt für den dieser Darstellung bestimmten Kreis; was die prak- 
tische Seite der Sache betrifft, so wird man sich auf Folgendes beschränken 
dürfen: Je entschiedener in dem Bundesrathe und seinen Funktionen der 
töderative Karakter sich geltend macht, desto nothwendiger ist als Gegenge- 
wicht dieser kollegialisch geordneten Regierungsgewalt des Bundesrathes die 
Erhaltung des einheitlichen Karakters der Regierungsgewalt des Bundes- 
Präsidiums, des Kaisers. Die in der Einen Person des Reichskanzlers kon- 
zentrirte Exekutive auseinandertheilen in einzelne Minister-Ressorts, und 
aus diesen Ressorts-Ministern wiederum eine kollegialische Regierungsgewalt 
konstruiren, würde nothwendigerweise die Energie und den einheitlichen 
Willen des Theils der Exekutive beeinträchtigen, welcher dem Kaiser des- 
halb übertragen worden ist, weil die betreffenden Materien einer einheit- 
lichen und energischen Leitung nicht entbehren können. Gerade im In- 
teresse der Kräfte des Zentrums scheint es daher ausgeschlossen, dass dem 
Reichskanzler gleichberechtigte Ministerkollegen zur Seite stehen. Dabei 
versteht es sich jedoch von selbst, dass es unter dem Reichskanzler, zwar 
nicht dem Namen, wohl aber der Sache nach Fach-Ministerien geben muss. 
Diese sind in der That vorhanden, theils im Reichskanzler-Amte, theils iu 
den obersten Reichs- Aemtern, und es versteht sich von selbst, dass die vor- 
handene Zahl dieser obersten Reichs-Aemter nach Bedürfniss vermehrt wer- 
den kann und vermehrt werden muss; wie man gegenwärtig, nachdem das 
Reichs-Eisenbahn-Amt erst eine verhältnissmässig kurze Zeit fungirt hat, die 
Errichtung eines Reichs-Justiz-Amtes fordert. Und ebenso versteht es sich 
von selbst, dass jede Organisation zulässig ist, welche dazu dient, diese dem 
Reichskanzler untergeordneten obersten Reichs- Aemter einheitlich zusam- 
ınenzufassen, und durch eine Mittelsperson den amtlichen Verkehr zwischen 
dem Reichskanzler und den grossen Reichs-Aemtern zu dirigiren. In wie 
fern eine derartige Organisation bereits jetzt nothwendig, und ob der Zweck 
in der [hat am sichersten in der von der freikonservativen Partei unlängst 
empfohlenen Organisation eines General-Sekretariates nach früher hannover- 
schem Vorbilde zu erreichen, — das sind Fragen, welche hier nur angedeutet 
werden können, da deren Erörterung jenseits der Grenzen dieser Darstellung 
liegen würde. 

Gehen wir nunmehr auf den Geschäfts- und Verantwortlichkeits-Kreis 
des Reichskanzlers näher ein, so muss genau unterschieden werden, zwischen 
den Funktionen, welche der Reichskanzler innerhalb des Reiches als Be- 
amter des Bundes-Präsidiums (des Kaisers) und denen, welche er als Ver- 
treter des Preussischen Staates ausübt. Daneben wird Rücksicht zu neh- 
men sein auch auf diejenigen Funktionen, welche dieselbe Person innerhalb 
des Preussischen Staates übt. Dies letztere Verhältniss, mit dem wir uns 
zuerst beschäftigen, weil dasselbe als die Grundlage der in den Kreis des 
Reiches fallenden Funktionen anzusehen, ist in thesi allerdings nur ein that- 
sächliches. Denn da an keinem Orte vorgeschrieben ist, dass der Reichs- 
kanzler zugleich Preussischer Staatsminister, oder gar Preussischer Minister- 
Präsident sein müsse, so ist es in thesi allerdings zulässig, zum Reichskanzler 
Er ausserhalb des Preussischen Ministeriums stehende Persönlichkeit zu er- 
wählen. 
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Nicht minder ist es in thesi zulässig, die Führung der Preussischen Stim- 
men im Bundesrathe nıcht dem Reichskanzler, sondern einem der von 
Preussen abgeordneten Bundeskommissare zu übertragen, denn diese Stimm- 
führung steht dem Reichskanzler nicht als solchem zu; diese Stimmführung 
Preussens unterscheidet sich zwar im Gewicht, nicht aber im Wesen von der 
Stimmführung anderer Staaten; nicht der Kaiser als Oberhaupt des Reiches, 
sondern der König von Preussen als Bundesfürst ernennt die Preussischen 
Kommissare zum Bundesrathe und unter denselben auch denjenigen, welcher 
die (nur einheitlich abzugebenden) Stimmen Preussens führt und zu diesem 
Zweck von der Preussischen Regierung instruirt wird. Derjenige Reichs- 
kanzler, welcher .nicht zugleich Preussischer Minister wäre, würde auch 
schwerlich die Preussischen Stimmen führen, und in diesem Falle würde das 
Amt des Reichskanzlers ganz rein, ohne jede Beimischung erscheinen. Aller- 
dings würde sich dann die eigenthümliche Konsequenz ergeben, dass der Vor- 
sitzende des Bundesrathes, der Leiter der Geschäfte (Art. 15 der Verfassung) 
an den Abstimmungen selbst nicht würde theilnehmen können, da das Bun- 
des-Präsidium als solches im Bundesrathe Stimmen nicht führt. Dieser „ab- 
strakte“ Reichskanzler würde mithin fast ohne Einfluss auf die Reichs-Gesetz- 
gebung sein (nur wo „dem Kaiser“ ein besonderes Veto übertragen ist, würde 
wenigstens eine Spur von Einfluss erscheinen); im Uebrigen würde ihm die 
Verantwortung für denjenigen Theil der Exekutive zufallen, welcher dem 
Kaiser (als Bundes-Präsidium) überwiesen ist. 

Der Gedanke an die Verwirklichung eines solchen Verhältnisses, welches 
hier als in thesi zulässig dargestellt worden, liegt gewiss Jedem fern; es 
' musste aber diese theoretische Möglichkeit hervorgehoben werden, um die, 
selbst von namhaften Politikern nicht selten vermischten Funktionen des 
Preussischen Ministers, des Preussischen Bundesraths-Kommissarius, welcher 
die Stimmen führt, und endlich des Reichskanzlers scharf auseinander zu 
halten, was im Allgemeinen und im Besonderen deshalb nothwendig ist, weil 
nach Massgabe der Verschiedenheit dieser Funktionen sowohl die Verant- 
wortlichkeit selbst, als auch die Körperschaften, gegenüber denen die Ver- 
antwortlichkeit zu tragen, durchaus verschieden sind. 

Gehen wir zuerst auf die Stellung des Reichskanzlers im Preussischen _ 
Ministerium ein, so besteht wohl darüber kaum ein Zweifel, dass der Reichs- 
kanzler zugleich Präsident des Preussischen Staats-Ministeriums sein müsse. 
Oder, wenn man diese Nothwendigkeit mit Hinweis auf die Thatsache be- 
streiten möchte, dass der Fürst Bismarck nach Niederlegung des Präsi- 
diums über das Preussische Ministerium und nach Uebergang desselben auf 
den Grafen Roon nach wie vor Reichskanzler geblieben sei, so wird man 
sich vielleicht korrekter ausdrücken, wenn man sagt: Der thatsächliche Lei- 
ter des Preussischen Ministeriums und der Reichskanzler müssen eine und 
dieselbe Person bleiben. Dieser „leitende Minister“ braucht nicht nothwen- 
dig Präsident des Staats-Ministeriums zu sein, in welcher Beziehung man sich 
z. B. des Ministeriums der s. g. neuen Äera unter der Präsidentschaft des 
Fürsten von Hohenzollern erinnern wolle; der „leitende“ Minister war 
wohl der Minister ohne Portefeuille von Auerswald. Die Nothwendigkeit 
des Zusammentreffens beider Aemter folgt wiederum aus der Art und Weise, 
wie die Bundesgewalt konstruirt ist. Wäre dieselbe, von den Territorial- 
Souverainetäten losgelöset, über dieselben gestellt, in der Weise etwa, wie 
nach der Reichs-Verfassung von 1849 die Reichsgewalt konstruirt werden 
sollte, so würde das Zusammentreffen der (um kurz zu sein) Preussischen 
Minister-Präsidentschaft mit dem Amte des Reichskanzlers in Einer Person 
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nicht nur nicht nothwendig, sondern sogar unthunlich sein. Jetzt, wo die 
Summe aller Einzel-Souverainetäten, im Bundesrathe vereinigt, Träger des 
grösseren Theils der Reichs-Souverainetät ist, muss auch derjenige Theil der 
Souverainetät, welcher dem Kaiser zugefallen, betrachtet werden als über- 
tragen an den Träger der Souverainetät des Preussischen Staates. Korrekter, 
als die Reichs-Vertassung drückte den Sachverhalt die Verfassung des Nord- 
deutschen Bundes aus, wenn sie im Art. 11 festsetzte: 


„Das Präsidium des Bundes’steht der Krone Preussen zu.“ 


Der gegenwärtige Wortlaut des Art. 11 trägt eine veränderte Fassung, 
welche sich aber lediglich auf die Nothwendigkeit zurückführt, den Begriff 
„Deutscher Kaiser“ aufzunehmen; materiell soll Dasselbe gesagt werden, 
was die Verfassung des Norddeutschen Bundes bestimmte, wenn es jetzt 
lautet: 

„Das Präsidium des Bundes steht dem Könige von Preussen zu, welcher den 
Namen Deutscher Kaiser führt.“ 

Nicht zufällig trifft die Würde des Deutschen Kaisers mit derjenigen 
des Königs von Preussen zusammen ; ebensowenig ist eine künstliche Son- 
derung des Deutschen Kaisers von dem Könige von Preussen beabsichtigt; 
in und wegen seiner Eigenschaft als König von Preussen ist der jedesmalige 
Träger der Krone Preussen Deutscher Kaiser. Diesem Verhältnisse ent- 
spricht es durchaus, wenn zum Reichskanzler kein Geringerer ernannt wird, 
als der Chef der Preussischen Staatsregierung. Diese Doppelstellung des 
Reichskanzlers bietet die beste Bürgschaft gegen die Entstehung von Kolli- 
sionen zwischen Preussen und dem Reiche und sichert zugleich die Kraft des 
Preussischen Staates für die Interessen des Reiches. Wie nothwendig es ist, 
dass durch den Reichskanzler eine fortdauernde Verbindung zwischen 
Preussen und dem Reiche unterhalten werde, geht am deutlichsten daraus 
hervor, dass die Instruktion des die Stimmen Preussens führenden Kom- 
missars zum Bundesrathe, wenigstens in allen wichtigen Dingen durch Be- 
schlussfassung des Preussischen Staats-Ministeriums festgestellt wird. 

Aus der ganzen Konstruktion unseres Bundesstaates folgt mit Nothwen- 
digkeit, dass der Einfluss, welchen die einzelnen Staaten im Reiche ausüben, 
abhängt von dem Gewichte, das den betreffenden Staaten nach Massgabe 
ihrer Bedeutung (ihrer Grösse und Einwohnerzahl) durch die Verfassung 
zugebilligt ist. Die stimmführenden Bundesraths - Kommissare Baierns, 
Württembergs und Sachsens haben im Bundesrathe grösseren Einfluss als die 
Kommissare der Kleinstaaten ; den stärksten Einfluss hat Preussen und dem- 
gemäss der die Stimmen Preussens führende Kommissar zum Bundesrathe. 
Nun mag man zugeben, dass der „abstrakte Reichskanzler“, d. h. der Kanzler 
als reiner Präsidial-Beamter, wenn er weder die Preussischen Stimmen führte, 
noch leitender Minister Preussens wäre, nicht ohne jeglichen Einfluss im 
Bundesrathe sein würde, so viel steht aber auf der anderen Seite fest, dass 
ein in sich gefestigter, dauernder und nicht vorzugsweise von der Persönlichkeit 
des jeweiligen Kanzlers abhängender Einfluss nur dann gesichert ist, wenn 
der Kanzler zugleich über die Preussischen Stimmen verfügt. Im anderen 
Falle würde er in gewisser Beziehung dem Kommissar des kleinsten Staates 
nachstehen; dem Führer der Preussischen Stimmen aber in jeder Hinsicht 
unterliegen. Dass aus einer solchen Rollenvertheilung leicht Kollisionen 
zwischen Preussen und dem Bundes-Präsidium entstehen könnten, ist schon 
erwähnt; zwar wird man sagen, durch vorgängige Verständigung, welche ja 
auch gegenwärtig im Preussischen Ministerium erfolgen müsse, würde solchen 
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Kollisionen sich vorbeugen lassen; allein die Frage bleibt, unter welcher 
Voraussetzung eine solche Verständigung die grösseren Chancen hat, unter 
Voraussetzung des gegenwärtig thatsächlichen Verhältnisses, wenn der 
Reichskanzler zugleich Minister-Präsident ist, oder wenn dies nicht der-Fall. 
Unter den jetzigen Verhältnissen wird die Uebereinstimmung zwischen den 
Preussischen Ministerkollegen des Reichskanzlers und diesem selbst in der- 
selben Weise erzielt, wie überall bei spezifisch Preussischen Angelegenheiten 
ein übereinstimmender Beschluss des Ministerrathes zu Stande gebracht wird. 
Die Instruktion des Führers der Preussischen Stimmen ist ein Internum des 
Ministerrathes und die Gefahr, dass zwischen dem leitenden Minister und 
seinen Kollegen eine Differenz entstehe, liegt bei der Instruktion der Preussi- 
schen Bundesraths-Stimmen um nichts näher, als bei der Beschlussfassung 
über irgend einen anderen Gegenstand. Ist das Ministerium in der That 
solidarisch, wie als Regel anzunehmen, so liegt in dem gewohnten Kollegial- 
verhältniss bereits eine ziemlich sichere Bürgschaft für die Erzielung der 
Uebereinstimmung. Wenn dagegen der Reichskanzler völlig ausserhalb des 
Preussischen Ministerrathes stände, und man gleichwohl als nothwendig be- 
trachtete, dass die Preussischen Stimmen nicht in einer, den Ansichten des 
Reichskanzlers entgegöngesetzten Weise abgegeben werden dürften, so würde 
es um eine Verständigung zwischen zwei von einander völlig getrennten Be- 
hörden sich handeln, die, vermöge ihrer eigenthümlichen Stellung zu einan- 
der, nur zu leicht der Versuchung verfallen könnten, mit einander zu rivali- 
siren. Die Stellung des Reichskanzlers ist gewissermassen die vornehmere; 
der Kanzler steht über den Regierungen der Einzelstaaten, also auch über 
der Preussischen Regierung; aber die Stellung dieser letzteren ist kräftiger, 
von allem Uebrigen abgesehen, weil sie im Bundesrathe über 17 Stimmen, 
der Reichskanzler aber nicht über eine Stimme verfügt. Wenn nun über 
eine wichtige Frage Meinungsverschiedenheit obwaltet zwischen diesen bei- 
den, so eigenthümlich situirten Behörden, so ist die Gefahr drohend, dass 
beide an dem betreffenden Fall das Gewicht ihrer Stellung erproben wollen, 
woraus, wenn in der Ihat keine Einigung erzielt wird, zunächst die Frage 
entsteht, ob das zeitweilige Preussische Ministerium, oder der zeitweilige 
Reichskanzler seine Demission zu geben hat, — eine Frage, die sich schliess- 
lich dahin zuspitzen würde, ob das Preussische Ministerium auf die Besetzung 
des Reichskanzlerpostens, oder ob dieser auf die Zusammensetzung des Preussi- 
schen Ministeriums einen entscheidenden Einfluss haben müsse? 

Es würde ein Leichtes sein, die Konsequenzen einer Trennung zwischen 
Reichskanzler und Preussischem Ministerium weiter auszumalen; allein das 
Vorstehende wird genügen, um die Unmöglichkeit der Verwirklichung dieses 
Gedankens darzuthun. Alle diese Schwierigkeiten werden vermieden, wenn 
der oberste Beamte des Kaisers und der oberste Beamte des Königs von 
Preussen eine Person bilden. Darüber nun, wie das Verhältniss zwischen 
dem Preussischen Ministerium und dem Reichskanzler praktisch sich ge- 
staltet, werden wir den Reichskanzler Fürst Bismarck selbst hören. Zum 
Verständniss der von demselben gegebenen Erläuterungen muss jedoch be- 
merkt werden, dass zur Zeit des konstituirenden Reichstages das Ministerium 
der Auswärtigen Angelegenheiten noch nicht auf den Norddeutschen Bund 
übernommen war, weshalb Bismarck wiederholt betont, dass die Instruk- 
tion des Bundeskanzlers durch den Minister der Auswärtigen Angelegen- 
heiten erfolge und daher der Bundeskanzler selbst dieses Ministerium inne 
haben müsse. Die erste, in dieser Beziehung abgegebene Erklärung erfolgte 
bei Berathung des Art. 12 der Verfassung des Norddeutschen Bundes (St. 
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B. S. 376) und wird erst durch spätere Erklärung in das rechte Licht ge- 
setzt. In jener ersten Erklärung hiess es wörtlich: 


„Es ist Sache des Bundeskanzlers, oder des ihm vorgesetzten *) Ministers des Aus- 
wärtigen, sich mit seinen Kollegen, den Preussischen Ministern in derjenigen Fühlung 
zu erhalten, dass er in erheblichen politischen Fragen weiss, wie weit er im Bundes- 
rathe gehen kann, ohne dass er der Unterstützung des Preussischen Gesammt-Mini- 
steriums, zu dem er gehört, verlustig geht. Aber die Instruktion des Bundeskanzlers 
kann meines Erachtens- nur vom Preussischen Minister der Auswärtigen Angelegen- 
heiten ausgehen, oder der letztere muss selbst der Bundeskanzler sein... Ich würde 
mich ausser Stande fühlen, auf dieses ganze Werk einzugehen und dabei Preuss. Aus- 
wärtiger Minister zu bleiben, wennich nicht sicher wäre, dass die Instruktion des Bundes- 
kanzlers zu meinem Ressort als Auswärtiger Minister gehörte und nicht erst Gegen- 
stand kollegialischer Abstimmung zwischen meinen Kollegen und mir zu sein hätte. 
Ich würde nur dem Könige über diese Instruktion Vortrag zu halten haben und Sr. 
Majestät darüber verantwortlich werden, was ja nicht ausschliesst, dass ich selbst 
wissen muss, wie weit ich in dieser Richtung gehen kann, ohne die allgemeine Ueber- 
einstimmung mit meinen übrigen Kollegen zu verlieren.“ 


„Dieses Prinzip“, — so wird zum Gegenstande der Debatte (es handelte 
sich um den oben bereits erörterten von Bennigsen’schen Antrag über 
Verantwortlichkeit der obersten Chefs gewisser Verwaltungszweige) welter 
erörtert — dieses „Prinzip, dass die Preussische Stimm-Abgabe innerhalb des 
Bundesrathes allein von dem Auswärtigen Minister abhänge“, werde alterirt, 
wenn durch die Annahme des Antrages die Preussische Regierung genöthigt 
würde, ihr Stimmrecht gewissermassen kollegialisch auszuüben. Bei der 
Debatte über Art. 15 kam Fürst Bismarck auf seine Aeusserung, dass er als 
Preussischer Minister der Auswärtigen Angelegenheiten darauf bestehen 
müsse, entweder selbst der Bundeskanzler zu sein, oder dass die Instruk- 
tion des Bundeskanzlers ausschliesslich von ihm abhänge**), zurück und 
ergänzte dieselbe in folgender Weise: 


„Wenn ich diese ausschliessliche Berechtigung in dem Sinne missbrauchen wollte, 
dass meine gleich mir verantwortlichen und auf die Verfassung beeideten Preussischen 
Kollegen mir sagten: „Da können wir nicht folgen“, dann würde ich, da es unmöglich 
ist, dass ich demselben König und Herın, der mich als Preussischen Minister ernennt, 
in meiner Eigenschaft als Instruktor des Bundeskanzlers oder als Bundeskanzler den 
Gehorsam aufkündigte — ich würde mich entweder der Majorität meiner Kollegen im 
Preussischen Ministerium zu fügen haben bei meinen Instruktionen an den Bundes- 
kanzler, oder ich würde nach anderen Kollegen suchen müssen, die die Verantwortlich- 
keit für das Verhalten des Bundeskanzlers mit übernehmen. Dass in wichtigen 
Angelegenheiten, z. B. bei neuen Gesetzen die Preussische Stimme 
im Bundesratheabgegeben würde, ohne dieübrigen in Preussen ver- 
antwortlichen Ressortchefszu fragen, ist nicht denkbar; ja die letz- 
teren würden, wenn nicht direkt, doch jedenfalls durch ihre Untergebenen, durch 
höhere Beamte ihres Ressorts im Bundesrathe vertreten sein und würden auf die For- 
mulirung des Preussischen Votums durch diese ihre Organe ihren Einfluss üben können. 
Hier könnte ich mir als Auswärtiger Minister nicht gefallen lassen , dass nun diese mit 
dem Bundeskanzler zusammensitzenden Ressortchefs oder — auf diesen Unterschied 
kommt es mir nicht an — ausserhalb des Bundesrathes sich befindenden Vertreter des 
Ressortchefs auch mit dem Rechte einer verantwortlichen Kontrasignatur ausgestattet 
würden und dem Bundeskanzler sagen könnten: Diesem Votum stimmen wir nicht 
bei, denn es ist mit unserer persönlichen Verantwortlichkeit nicht verträglich. Die 
Austragung des Streites über solche Fragen muss innerhalb des Preussischen 


*) Dies „vorgesetzt“ kann sich nur auf diejenige, dem Kanzler-Amte als solchem 
fremde Führung der Stimmen im Bundesrathe beziehen, bez. welcher die Instruktion 
durch den Minister des Auswärtigen erfolgt. 

.. **) Zu jener Zeit gab es noch keinen Bundeskanzler, und man fasste nicht allgemein 
die Stellung des Kanzlers als die Erste in Deutschland auf, wie daraus hervorgeht, dass 
vielfach erwartet wurde, es werde diese Stellung nicht dem ersten Staatsmanne Deutsch- 
lands, sondern einem anderen Diplomaten übertragen werden. 
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Ministeriums, wie es jetzt da ist, und muss ausserhalb der Enceinte des Bundes- 
rathes stattfinden.“ (St. B. S. 393.) 

Es wird dann weiter ausgeführt, wie aus diesem Verhältnisse keineswegs 
folge, dass die gesetzliche Gültigkeit der Bundes-Gesetze noch einer beson- 
deren Zustimmung bedürfe, sondern dieselben würden, nach der Art ihres 
Zustandekommens im Bundesrathe von der Verantwortlichkeit getragen sein, 
welche das Preussische Ministerium dem Landtage gegenüber habe, denn es 
sei undenkbar, dass das Verhalten des Bundeskanzlers dauernd und in wichti- 
gen Fragen des Einverständnisses mit den Preussischen Ministerien entbehren 
könne. Als einzige Ausnahme wird nur der Fall statuirt, dass Preussen im 
Bundesrathe überstimmt worden und auch im Reichstage in der Minorität 
geblieben sei; in diesem Falle komıne möglicherweise ein Bundes-Gesetz zu 
Stande, hinsichtlich welches das Preussische Ministerium die Verantwortlich- 
keit abzulehnen geneigt sei, jedoch bleibe dem Ministerium, falls es sich 
nicht fügen wolle, übrig, durch das Bundes-Präsidium eine Auflösung des 
Reichstages zu extrahiren. 

Mit dieser Auseinandersetzung muss noch dasjenige zusammengehalten 
werden, was im Jahre 1869 — also nachdem das Amt des Bundeskanzlers in 
die praktische Thätigkeit schon seit geraumer Zeit eingetreten — bei der Be- 
rathung über den Twesten-Graf Münster’schen Antrag wegen Errich- 
tung eines Bundes-Ministeriums der nunmehrige Bundeskanzler Fürst Bis- 
marck über denselben Gegenstand verlautbart hat. 

„Der Bundeskanzler ist nur Präsidial-Beamter. Er hat die Verantwortung für alle 
Handlungen des Bundes-Präsidiums. Seine Mitwirkung bei der Legislative ist... 
gleich Null. In der Legislative wirke ich nur als Preussischer Bevollmächtigter mit 
und führe dort die Preussischen Stimmen. Das könnte aber eben so gut in der Hand 
eines Anderen liegen. Es wäre das vielleicht zweckmässiger, um die Stellung des 
Bundeskanzlers reiner abzugrenzen. Diese Preussischen Stimmen werden 
unter Verantwortung des Preussischen Ministeriums abgegeben. 
DielInstruktion des Preussischen Bevollmächtigten wird beschlos- 
senin dem Preussischen Ministerium, ebenso wie die des Sächsischen Be- 
vollmächtigten in dem Sächsischen Ministerium; letztere geht aus von Sr. Majetät dem 
Könige von Sachsen, und die meine in letzter Instanz nicht von dem Prä- 
sidium des Bundes, sondern von Sr. Majestät dem Könige von 
Preussen.“ 

Diese letzte Erklärung ist in eine so durchsichtige Form gekleidet, dass 
durch dieselbe alle Zweifel, welche trotz der früheren Erklärungen noch ge- 
blieben, als beseitigt anzusehen sind. Höchstens könnte noch gegen die hier 
vertretene Ansicht, dass der „leitende“ Preussische Minister zugleich Bundes- 
kanzler sein müsse, auf die in den beiden ersten Erklärungen stark betonte 
Nothwendigkeit, dass der Minister des Auswärtigen Bundeskanzler sein 
- müsse, Bezug genommen werden. Allein es ist nachweisbar, dass der Fürst 
Bismarck durch diese Erklärung nichts anderes hat aussprechen wollen, 
als dass der Bundeskanzler und der Preussische Minister-Präsident (in dem 
Sinne, dass dieser der leitende Minister regelmässig ist) ein und dieselbe 
Person sein müssten. Bei Berathung des Gesetzes, betreffend die Feststellung 
des Haushalts-Etats des Norddeutschen Bundes für das Jahr 1868 nämlich 
waren einige Resolutionen eingebracht worden (Koller, Archiv des Nord- 
deutschen Bundes. I. S. 687), bezüglich welcher der Bundeskanzler eine Er- 
klärung abgab. In dieser Erklärung wurde ausgesprochen, einmal, dass der 
Bundeskanzler zweifellos der einzige verantwortliche Beamte der Bundes- 
Verwaltung sei; dass die Verwaltung der Post- und Telegraphen von dem 
Preussischen Handelsministerium in nächster Zeit getrennt und, insofern sie 
Bundessache sei, auf das Bundeskanzler-Amt übergehen, derjenige Theil 
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dieser Verwaltung aber, welcher Preussisch bleibe, um die Einheit der 
Preussischen Verwaltung nicht zu zerreissen, demjenigen Preussischen Be- 
amten unterstellt werde, welcher zugleich Bundeskanzler sei, nämlich 
dem Minister-Präsidenten. Diese Aeusserung, welche als feststehend an- 
nimmt, dass ein und dieselbe Person Bundeskanzler und Preussischer Mi- 
nister-Präsident sei, würde vielleicht schon genügen; es folgt aber eine noch 
viel deutlichere Erklärung, indem der Bundeskanzler wörtlich sich folgender- 
massen vernehmen liess: 

„Ich habe mich schon auf dem konstituirenden Reichstage dahin ausgesprochen, 
dass, nachdem dem Bundeskanzler die Verantwortlichkeit, und zwar die alleinige 
ministerielle Verantwortlichkeit für den ganzen Umfang der Geschäfte beigelegt wor- 
den war, meines Erachtens nur der Preussische Minister-Präsident Bundeskanzler sein 


könne, weil diesem sein Amt an sich einen stärkeren Einfluss im Preussischen 
Ministerium verleiht.“ (Koller a. a. ©. S. 668.) 


Aus dieser Motivirung lässt sich entnehmen, dass auch FürstBismarck, 
wenn einmal nicht der Minister-Präsident, sondern ein anderer Minister im 
Preussischen Ministerium den „stärkeren Einfluss“ ausüben sollte, der An- 
sicht sein würde, dass dieser letztgedachte Minister und nicht der Minister- 
Präsident das Amt des Reichskanzlers führen müsste. Als thatsächlicher 
Beweis kann hierfür jene kurze Periode angeführt werden, ın welcher Graf 
Roon als Minister-Präsident fungirte. Auch innerhalb dieser Periode durfte 
man gewiss den Fürsten Bismarck als denjenigen Preussischen Minister 
bezeichnen , welcher den stärkeren Einfluss im Preussischen Ministerium zu 
üben vermochte; materiell konnte es daher nicht als früheren Erklärungen 
widersprechend betrachtet werden, dass der Fürst Kanzler blieb, obwohl er 
nicht mehr Minister-Präsident war. Doch dieser Punkt ist nebensächlich ; 
besonders betont muss aber werden, wie aus der Vergleichung dieser verschie- 
denen Erklärungen sich ergiebt, dass derjenige Mann, welcher als Urheber 
unserer Verfassung und als Bundeskanzler gewiss eine Autorität für die Frage 
wegen der Natur des Bundeskanzler-Amtes ist, unbedingt daran festhält, 
dass der Kanzler nicht Bundesminister, sondern ausschliesslich Präsidial-Be- 
amter ist, und dass die in seiner Person zusammentreffenden anderen Funk- 
tionen, von denen oben des Näheren die Rede gewesen ist, auf den Umfang 
der Funktionen des Bundeskanzler-Amtes einen erweiternden Einfluss nicht 
ausüben. 

Die Auseinanderhaltung dieser verschiedenen Funktionen ist deshalb 
von so erheblicher Bedeutung, weil erst auf dieser Grundlage die Frage we- 
gen der Verantwortlichkeit richtig beantwortet werden kann. Diejenige Ver- 
antwortlichkeit nämlich, welche in der Reichs-Verfassung begründet worden, 
kann sich nicht weiter erstrecken, als das (abstrakte und unvermischte) Amt 
des Reichskanzlers selbst sich erstreckt, also lediglich auf die Handlungen 
des Bundes-Präsidiums, für welche der Kanzler durch die Gegenzeichnung 
die Verantwortlichkeit übernimmt. 

Völlig ausserhalb des Kreises dieser Verantwortlichkeit liegen dagegen 
die Beschlüsse des Bundesrathes. Der Reichskanzler kann für dieselben 
nicht verantwortlich sein — ganz abgesehen davon, dass es sich um Be- 
schlüsse eines Kollegiums handelt, in welchem der Kanzler überstimmt sein 
könnte —, weil er in seiner Eigenschaft als Reichskanzler an diesen Be- 
schlüssen keinen Antheil und, falls er persönlich die Preussischen Stimmen 
abgegeben, dies nicht in seiner Eigenschaft als Reichskanzler, sondern als 
Preussischer Kommissar zum Bundesrath gethan hat. Nicht verantwortlich 
sind ferner die Mitglieder des Bundesrathes, weil dieselben nach Instruk- 
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tionen stimmen, an welche sie gebunden sind. Zu reden wäre hier höch- 
stens von einer Verantwortlichkeit der Bundesraths-Mitglieder ihren Regie- 
rungen gegenüber für die Einhaltung der ertheilten Instruktion. Diese Ver- 
antwortlichkeit ist aber nicht die hier allein in Frage kommende politische, 
sondern es würde sich handeln lediglich um die Verantwortlichkeit des Man- 
datars gegen seinen Auftraggeber. Wenn gleichwohl dies umfangreiche Ge- 
biet nicht ohne Verantwortung bleiben kann, so muss man in Bezug auf die 
letztere zurückgreifen auf Diejenigen, deren ausführende Werkzeuge die 
Mitglieder des Bundesrathes sind, auf Diejenigen, welche die Instruktionen 
für die Mitglieder des Bundesrathes ertheilen, d. h. auf die Ministerien der 
einzelnen Staaten, in welchen die Instruktionen für die Kommissare des Bun- 
desrathes beschlossen werden, beziehungsweise auf denjenigen Minister (es 
wird dies regelmässsig der Minister des Auswärtigen sein), welchem diese In- 
struktions-Ertheilung in minder wichtigen Dingen ressortmässig zufällt. Nicht 
für den Ausfall der Abstimmungen des Bundesrathes — denn dieser liegt nicht 
in der Hand einer einzelnen Regierung — aber für denjenigen Antheil, welchen 
die einzelne Regierung an diesem Ergebnisse der Abstimmung hat, d. h. für 
die den Kommissaren zum Bundesrathe ertheilte Instruktion ist das, die In- 
struktion ertheilende Ministerium, bez. der instruirende Minister verant- 
wortlich in derselben Weise, wie die Minister landesverfassungsmässig bisher 
für ihre Handlungen verantwortlich gewesen sind. 

Als dieser Gedanke von dem Fürsten Bismarck in der Form, „dass 
die Verantwortlichkeit der Preussischen Minister genau dieselbe bleibe wie 
vorher“, bei Berathung des Art. 15 der Verfassung des Norddeutschen Bun- 
des zuerst ausgesprochen wurde (St. B. S. 393), damals erregte diese Erklä- 
rung das grösste Aufsehen. Selbst ein Politiker wie der Abg. Lasker war 
von derselben derartig überrascht, dass er aussprach, seine Ansichten über 
den Verfassungs-Entwurf seien durch diese Erklärung „vollständig ins Dunkel 
gerathen“, und doch enthält dieselbe Nichts, was nicht die lediglich logische 
Konsequenz der Konstruktion der Bundes-Souverainetät wäre. Im Bundes- 
rathe üben die Staaten Deutschlands, durch ihre Regierungen vertreten, den 
durch die Verfassung ihnen zugemessenen Antheil an der Bundes-Souveraine- 
tät aus. Das Resultat jeder Abstimmung im Bundesrathe, der Beschluss der 
Mehrheit desselben repräsentirt unstreitig eine in das Gebiet des Reiches 
fallende Handlung ; wenn der Ausdruck gestattet ist: eine Reichs-Hand- 
lung ; aber die Abstimmung jedes einzelnen Staates ist nicht Reichs-, son- 
dern kann nie etwas anderes sein, als eine Einzelstaats- Handlung, für 
welche dem Reiche gegenüber eine Verantwortung nicht möglich ist, wohl 
aber, wie für andere Staatshandlungen, dem betreffenden Lande gegenüber, 
vor dessen Organe, dem Landtage. | | 

Dies gilt in Bezug auf die Instruktion für den Vertreter Baierns oder 
Sachsens in derselben Weise, wie für den stimmführenden Vertreter Preussens. 
Es ist oben auseinandergesetzt worden,.aus welchen Gründen nothwendig 
sei, dass die Führung der Preussischen Stimmen dem Reichskanzler über- 
tragen werde; aber dadurch, dass dies geschieht, wird jene Führung der 
Preussischen Stimmen nicht zu einer Amtsthätigkeit des Kanzlers; der 
Kanzler, der die Preussischen Stimmen führt, handelt als Preussischer Be- 
vollmächtigter nach den Instruktionen des Preussischen Ministeriums in der- 
selben Weise, wie der Baierische Bevollmächtigte nach den Instruktionen des 
Baierischen, der Sächsische nach den Instruktionen des Sächsischen Mini- 
steriums handelt u. s. w. Insoweit die Instruktion für den Bevollmächtigten 
zum Bundesrathe, wie bei allen erheblichen Angelegenheiten, im Preussi- 


Stimmabgabe der Bundesraths-Bevollmächtigten. 145 


schen oder Sächsischen Ministerium festgestellt worden, ist das Preussische 
Ministerium dem Preussischen, das Sächsische Ministerium dem Sächsischen 
Landtage verantwortlich. Ist in minder erheblichen Angelegenheiten die 
Instruktion lediglich durch einen Ressortminister erfolgt, so würde diesem 
die besondere Verantwortlichkeit obliegen. Da die stimmführenden Mitglie- 
der des Bundesrathes thatsächlich Minister-Portefeuilles zu vertreten pflegen, 
so bildet der instruirende Minister mit dem zu instruirenden Bundesraths- 
Bevollmächtigten vielfach ein und dieselbe Person; dies ändert aber an der 
richtigen Vertheilung der Verantwortlichkeit nichts: dieselbe Persönlichkeit, 
welche als Kommissar zum Bundesrathe unverantwortlich, ist als Minister 
dem Landtage verantwortlich. Am deutlichsten tritt dies natürlich beim 
Reichskanzler zu Tage, der, als solcher, für die Geschäfte des Bundes-Präsi- 
diums dem Reichstage verantwortlich; als stimmführender Bevollmächtigter 
Preussens zum Bundesrathe von jeder politischen Verantwortlichkeit frei: 
dagegen dem Preussischen Landtage ‘nach Massgabe der Preussischen Ver- 
fassung verantwortlich ist entweder in Gemeinschaft mit seinen Preussischen 
Ministerkollegen, falls die ihm als Bundes- Kommissar ertheilte Instruktion im 
Ministerrathe festgestellt ist, oder für seine Person besonders, wenn er bei min- 
der wichtigen Dingen in seiner Eigenschaft als Preussischer auswärtiger Mi- 
nister selbst die Instruktion für den Bundesraths-Kommissar ertheilt hat. 

Die im Vorstehenden geschilderte Vertheilung der Verantwortlich- 
keit macht, wie nicht geleugnet werden kann, dem ersten Blick leicht den 
Eindruck des Küntlichen ; doch dürfte der Schein in dieser Beziehung 
stärker als die Wirklichkeit sein. Ist nämlich die Konstruktion der Reichs- 
Souverainetät im Bundesrathe nicht ein künstlich Gemachtes, sondern die 
Konsequenz der historisch gegebenen Entwicklung der Deutschen Verhält- 
nisse, so wird der Vorwurf der Künstelei, welchen man diesem sachlichen 
Auseinanderhalten solcher Funktionen, die persönlich zusammenfallen, öfters 
gemacht hat, viel von seiner Schwere verlieren, da diese Verantwortlichkeit, 
die bald dem Reichstage, bald den Landtagen sich zuwendet, wiederum 
nichts anderes ist, als die Konsequenz der eigenartigen Konstruktion der 
Bundes (Reichs)-Souverainetät. 

Von grösserer Bedeutung würde der Vorwurf sein, dass durch den Be- 
stand einer ministeriellen Verantwortlichkeit für die Instruktion an die Bun- 
desraths-Bevollmächtigten den Landtagen gegenüber, diesen letzteren zu 
Einmischungen in die Angelegenheiten des Reiches Anlass geboten werde. 
Diese Meinung beruht jedoch auf einem Irrthume. Hier ist zu wiederholen, 
was oben schon gesagt worden: Das Resultat der Abstimmungen im Bundes- 
rathe ist ausschliesslich Reichssache, um welche die Landtage sich nicht zu 
kümmern haben; die einzelnen Abstimmungen aber, durch deren 
Addition bez. Subtraktion der Beschluss des Bundesrathes bewerkstelligt 
wird, sind Landessachen. Nur in Bezug auf solche einzelne Abstim- 
mungen einer bestimmten Regierung kann von einer Verantwortlichkeit dem 
Landtage gegenüber die Rede sein; das Ergebniss dieser Verhältnisse wird 
sich also darauf beschränken, dass die Abstimmungen der einzelnen Staaten 
im Bundesrathe in einem gewissen Masse durch die Landtage beeinflusst 
werden. Wer nun der Ansicht sein sollte, dass hierin eine unzulässige Einwir- 
kung auf die Bundes-Angelegenheiten zu Tage trete, der wird darauf auf- 
merksam zu machen sein, dass Dasjenige, was hier getadelt wird, nichts An- 
deres ist, als eine durch die Eigenthümlichkeit des Bundesstaates bedingte 
Erscheinung. In demselben wirken Kräfte und Interessen der Peripherie 
mit denen des Zentrums zusammen, und unter Umständen wirken dieselben 
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auch gegen einander. Die Realität dieser beiden Gewichte „Peripherie“ und 
„Zentrum“ kommt nicht zufällig, sondern nothwendig in jedem Bundesstaate 
zur Geltung, und deshalb ist es jeder Bundes-Verfassung eigen, dass neben 
den Organen des Zentrums ein Organ der Peripherie wirksam ist. Was in 
dieser Beziehung für die Vereinigten Staaten von Nordamerika der Senat, für 
die Schweizerische Eidgenossenschaft der Ständerath ist, was nach der Reichs- 
Verfassung von 1849 das Staatenhaus sein sollte, das ist gewissermassen für 
das Deutsche Reich der Gegenwart der Bundesrath. Nicht völlig, sondern 
nur gewissermassen; insofern nämlich, als nicht in den Beschlüssen , wohl 
aber in den Abstimmungen der einzelnen Staaten neben den allgemeinen 
Reichs-Interessen auch die speziellen Landes-Interessen zum Ausdruck kom- 
men, respektive für diese Abstimmungen mitmassgebend sind. Dies ist keine 
unzulässige, sondern eine berechtigte Einwirkung der Peripherie-Interessen. 
Wenn es sich z. B. um den Erlass irgend eines Reichs-Gesetzes handelt, so 
werden die einzelnen im Bundesrathe vertretenen Regierungen in erster 
Linie sich die Frage zu beantworten haben, ob der auf diesen bestimmten 
Grundsätzen beruhende Gesetz-Entwurf dem Gesammt-Interesse entspreche; 
wenn sie diese Frage bejaht haben, dann wird jede einzelne Regierung 
noch die andere Frage sich vorlegen dürfen, ob dieser, im Allgemeinen zu 
billigende Gesetz-Entwurf etwa besondere, ihrem speziellen Staate eigen- 
thümliche Interessen verletze:; und wenn eine solche Verletzung der Spezial- 
Interessen des einzelnen Landes in Aussicht steht, dann wird man es in der 
Regel der betreffenden Regierung nicht verargen können, wenn sie einem 
derartigen Gesetz-Entwurfe ihre Stimme versagt. In derselben Richtung 
wird sich auch der Einfluss zu bewegen haben, welchen kraft der mini- 
steriellen Verantwortlichkeit die Landtage auf die Abstimmungen ihrer Re- 
gierungen im Bundesrathe auszuüben vermögen. Was die Landtage zu for- 
dern berechtigt sind, beschränkt sich darauf, dass das Stimmrecht im Bundes- 
rathe zur Förderung, oder richtiger negativ ausgedrückt, nicht zur Schädi- 
gung der speziellen Landes-Interessen verwerthet werde. Es ist oben be- 
reits hervorgehoben worden, dass die Mittel, durch welche die hier fragliche 
Verantwortlichkeit realisirt werde, wesentlich in der Ertheilung eines Miss- 
trauens - Votums oder einer an den Landesherrn wider das Ministerium zu 
richtenden Beschwerde bestehen würden. Beide, sowohl das Misstrauens- 
Votum, wie die Beschwerde an den Landesherrn werden kaum anders als 
durch die Behauptung begründet werden können, dass das Ministerium durch 
seine im Bundesrathe ertheilte, oder verweigerte Zustimmung zu diesem be- 
stimmten Entwurfe die Interessen des Landes verletzt habe. Dies ist der 
Fall, in welchem die Verantwortlichkeit für die Instruktion der Stimmen im 
Bundesrathe Platz zu greifen hat; und in solcher, richtigen Weise geübt, 
wird man im Reichs-Interesse keinen Grund haben, über den Fortbestand 
der ministeriellen Verantwortlichkeit für solche Regierungshandlungen sich 
zu beschweren, welche durch Instruktion der Stimmen im Bundesrathe aus- 
geübt werden. 

Völlig jenseits der Grenze des den Landtagen rechtlich zukommenden 
Einflusses auf die Abstimmungen ihrer Regierungen im Bundesrathe liegen 
jedoch jene, namentlich in der Baierischen Abgeordneten-Kammer wieder- 
holten Versuche, der Regierung eine einseitige Interpretation der Vorschriften 
der Reichs-Verfassung aufzunöthigen,, oder gar über die Gültigkeit rite er- 
lassener Reichs- Gesetze ein entscheidendes Votum abzugeben. Ein der- 
-artiger Missbrauch hat nur den Erfolg, dass in immer weiteren Kreisen der 
Gedanke Raum gewinnt, es dürfe, oder müsse den Landtagen jede Diskussion 
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über Reichs-Angelegenheiten und jede Beschlussfassung über das Verhalten 
ihrer Regierung im Bundesrathe entzogen oder untersagt werden. Gewiss 
geht dieser Gedanke zu weit, aber die Thatsache, dass derselbe auftauchen 
konnte, beweist nur auf’s Neue die Richtigkeit der schon einmal gemachten 
Bemerkung, dass der ungehinderte und unbehelligte Fortbestand aller den 
Interessen der Peripherie eingeräumten Zuständigkeiten thatsächlich in letzter 
Instanz von der Gebrauchsweise dieser Zuständigkeiten abhängen wird: Zu 
Agitations- oder Kampfesmitteln gegen das Reich missbraucht, wird man 
bald nach Beseitigung der den partikularen Interessen gemachten Konzes- 
sionen trachten. 


Es würde dieser Einleitung, wenngleich sich dieselbe lediglich mit der 
Darstellung einiger besonders wichtiger Materien des Reichs-V erfassungs- 
rechtes beschäftigt, doch vielleicht der Vorwurf der Unvollständigkeit ge- 
macht werden, wenn nicht zum Schlusse auch der Reichstag in den Kreis 
dieser Betrachtungen hineingezogen würde. Was die Zusammensetzung des- 
selben auf Grund des allgemeinen gleichen direkten Wahlrechts mit geheimer 
Abstimmung betrifft, so sind die Gründe, welche zur Annahme dieses Wahl- 
systems geführt haben, bereits dargelegt worden; in Betreff der Kompetenz 
unterscheiden sich die Befugnisse des Reichstags nicht wesentlich von Dem, 
was im Allgemeinen in dieser Beziehung in Deutschland üblich ist: das 
Nähere hierüber wird im Kommentar zu den einzelnen Verfassungs-Artikeln 
dargelegt werden; und es braucht an dieser Stelle nur kurz hervorgehoben zu 
werden, dass die Reichstags-Abgeordneten nach Art. 29 der Verfassung „Ver- 
treter des ganzen Volkes“ nicht aber Vertreter des speziellen Staates sind, in 
welchem sie gewählt worden. Der Reichstag gehört also wie das Bundes- 
Präsidium ausschliesslich in die Kategorie der Zent ral-Organe. 

Indem alle speziellen Erörterungen dem eigentlichen Kommentar vorbe- 
halten bleiben, soll an dieser Stelle einmal die bisher beobachtete Wirkung 
des adoptirten Wah lsystems und hiernächst die Thätigkeit der Parteien 
im Reichstage einer wenn auch kurzen Betrachtung unterstellt werden. 

So zahlreich auch die grundsätzlichen Gegner des allgemeinen gleichen 
Wahlrechts in Deutschland waren — und es verdient hervorgehoben zu wer- 
den, dass zu diesen grundsätzlichen Gegnern nicht nur die konservative 
Partei, sondern auch ein grosser Theil der liberalen Partei zu rechnen ist —, 
so ist doch bei der Beschlussfassung über das Wahlrecht ein thatsächlicher 
Widerstand nicht hervorgetreten ; vielmehr haben sich die Gegner des Sy- 
stems darauf beschränkt, ihrer grundsätzlichen Gegnerschaft Ausdruck zu ge- 
ben, keineswegs aber den Versuch gemacht, ein anderes System an die Stelle 
des von den verbündeten Regierungen vorgeschlagenen zu setzen. Der Grund 
dieser mit Rücksicht auf den Parteistandpunkt eigenthümlichen Behandlungs- 
weise der wichtigen Frage lag zum Theil in der schon oben hervorgehobenen 
verhältnissmässigen Nothwendigkeit, auf dasjenige System zurückzugreifen, 
nach welchem seiner Zeit im Jahre 1848 die National- Versammlung gewählt wor- 
den war. Es traten indessen andere Momente hinzu: Einmal sagte man, na- 
mentlich auf Seiten der Liberalen : Wenn die Regierungen dies demokratischste 
aller Wahlsysteme vorschlagen, so können wir unmöglich demselben entgegen- 
treten; wir würden sonst das Odium einer, gewissermassen reaktionairen 
Richtung auf uns laden; in den Kreisen der Konservativen aber ging man 
theils von der Ansicht aus, da die Regierungen das allgemeine gleiche Wahl- 
recht augenscheinlich nicht für eine staatsgefährliche Institution hielten, so 
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werde es mit dieser Gefahr thatsächlich wohl nicht so viel auf sich haben, 
wie von Theoretikern oft behauptet worden; anderentheils aber glaubte man 
mit dem in Preussen geltenden zwar allgemeinen, aber nach Massgabe der 
Steuerleistungen ungleichen Wahlsystem so schlechte (nämlich vom kon- 
servativen Standpunkte aus) Erfahrungen gemacht zu haben, dass man be- 
sondere Gefahren von dem gleichen Wahlrechte nicht mehr besorgen zu 
müssen glaubte. Sodann kamen die Erfahrungen hinzu, welche man in 
Frankreich mit diesem Wahlrechte gemacht, woselbst die Regierung Napo- 
leon III. das von der Republik beseitigte allgemeine gleiche Wahlrecht wie- 
der eingeführt hatte und mit demselben, wie man damals zu sagen pflegte, 
„vortrefflich ausgekommen“ war. Zu diesen Erwägungen gesellte sich noch 
die, dass man, wenn man das vorgeschlagene System ablehne, befürch- 
ten müsse, über ein anderes, an die Stelle zu setzendes werde keine Verstän- 
digung zu erzielen sein. Der herrschenden Ansicht war endlich ein sehr 
präziser Ausdruck durch den Fürsten Bismarck dahin gegeben worden, 
„dass im Ganzen jedes Wahl- Gesetz unter denselben äusseren Umständen 
und Einflüssen ziemlich gleiche Resultate gebe“. (Konstituirender Reichs- 
tag. 1867. 8. 429.) Dieser Satz, für regelmässige Verhältnisse durchaus 
richtig, bewährte sich bei den Wahlen anfänglich durchaus, so dass man, 
wenn man die Partei-Verhältnisse der aus den Wahlen zum Preussischen Ab- 
geordnetenhause hervorgegangenen Abgeordneten mit denen der Reichstags- 
Abgeordneten verglich, dort wie hier die Parteien etwa in der gleichen Stärke 
vorfand. Den einzigen bemerkenswerthen Unterschied fand man darin, dass 
im Reichstage einige wenige Mitglieder den sozialdemokratischen Platz neh- 
men konnten, während denselben die Thore des Preussischen Abgeordneten- 
hauses nach wie vor verschlossen blieben. In dieser Erscheinung fand man 
jedoch nicht nur keinen Grund zu Besorgnissen , sondern man erachtete es 
für nützlich, dass auch diese Partei den Boden der parlamentarischen Kämpfe 
betrete. ' ne 
Einen wesentlichen Umschwung hat jedoch das Urtheil über die Be- 
deutung des allgemeinen gleichen Wahlrechts seit der Bildung der s. g. Zen- 
trums- Fraktion, der ultramontanen Partei, namentlich aber seit den Wahlen 
zu dem jetzt (im Jahre 1874) tagenden Reichstage erfahren, in welchem die 
Zahl der ultramontanen Abgeordneten eine sehr beträchtliche, und die Zahl 
der sozialdemokratischen Abgeordneten eine schon bemerkenswerthe ist. In 
höherem Grade aber hat die Thatsache, dass in vielen Wahlkreisen die Mi- _ 
norität der Sozial-Demokraten eine sehr starke gewesen, die Besorgniss ge- 
weckt, es möchte, bei dem bisher beobachteten starken Wachsthum dieser 
Partei und bei dem unzweifelhaften Einflusse derselben auf die Massen, über 
kurz oder lang dahin kommen, dass diese Partei im Reichstage einen gewissen 
Einfluss, in fernerer Zeit vielleicht sogar eine entscheidende Stellung gewinne. 
Hat doch selbst der bekannte Historiker Heinrich v. Sybel unlängst öflent- 
lich ausgesprochen, dass in der Rheinprovinz das Bürgerthum durch die 
von den Ultramontanen und von den Sozial-Demokraten über die Massen ge- 
übte Herrschkraft bereits mundtodt gemacht, und dass daher eine Einschrän- 
kung des bisher unbeschränkten Wahlrechts zur unerlässlichen Nothwendig- 
keit geworden sei. 
Indessen, so richtig es auch ist, dass das für den Reichstag adoptirte 
Wahlsystem grundsätzlich ein fehlerhaftes ist, insofern dasselbe nämlich auf 
dem, schon durch den oberflächlichsten Einblick in die Natur des Menschen 
-widerlegten Gedanken der Gleichheitder Menschen beruht; so richtig 
es ferner auch ist, dass das allgemeine gleiche Wahlrecht für Deutschland 
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thatsächlich falsch ist, weil, trotz Schulzwang u. s. w., wir zur Zeit noch weit 
entfernt davon sind, dass man von einem ausreichend hohen allgemein er- 
reichten Minimal-Niveau der Bildung reden könnte, in welchem eine Ga- 
rantie für ausreichende politische Einsicht zu finden wäre; so widersinnig 
es für die reine Betrachtung erscheint, dass die Auswahl der zu legislativer 
Thätigkeit berufenen Männer in die Hand der nicht intelligenten Masse gelegt 
wird; — trotz alledem muss bezweifelt werden, dass es politisch ausführbar 
sei, das einmal verliehene allgemeine gleiche Wahlrecht wieder zu entziehen, 
oder in wirksamer Weise zu beschränken. In Betreff des Zensus wird man 
gewiss dem beistimmen müssen, was der Fürst Bismarck bei Berathung der 
Artikel 20 u. 21 der Verfassung geäussert hat, indem er sagte: 
„Willkürlichkeit und Härte liegt in jedem Zensus, eine Härte, die da am fühlbar- 
sten wird, wo dieser Zensus abreisst, wo die Ausschliessung beginnt; wir können es 
dem Ausgeschlossenen gegenüber doch wirklich schwer motiviren, dass er deshalb, 
weil er nicht dieselbe Steuerguote, wie sein Nachbar, zahlt — und er würde sie gern 
zahlen, denn sie bedingt ein grösseres Vermögen, das hat er aber nicht — er gerade 
Helot und politisch todt in diesem Staatswesen sein solle. Diese Argumentation fin- 
det überall an jeder Stelle Anwendung, wo eben die Reihe Derer, die politisch be- 
rechtigt sein sollen, abgebrochen wird.“ (St. B. 1. e. $. 429.) 

Was hier vom Steuer-Zensus gesagt worden, gilt gewiss auch vom Bil- 
dungs-Zensus, dessen möglichst hohes Mass in der Regel Jeder gern besitzen 
möchte, und keineswegs immer durch eigene Schuld nicht besitzt. Und es 
versteht sich von selbst, dass der Zensus, welcher eingeführt wird, nach- 
dem vorher das Wahlrecht ohne Zensus bestanden, mit einer besonders hefti- 
gen Erbitterung aufgenommen werden wird. Doch es würde auch Dieses zu 
tragen und zu überstehen sein, wie es in anderen Zeiten und Staaten getragen 
und überstanden ist, wenn es sich bei uns nicht um Wahlen zu einem ver- 
hältnissmässig jungen Bundesstaate handelte. Unter diesen Umständen be- 
steht gewissermasen naturgemäss eine Art von Konkurrenz zwischen dem 
Reiche einer- und den Einzelstaaten andererseits, welche sich, wenn der 
Ausdruck nicht missverstanden wird, um die Sympathie der Bürger dreht. 
Die Sympathie aller durch Zensus vom Reichs-Wahlrechte Ausgeschlossenen 
würde dem Reiche sofort verloren gehen und, im feindlichen Gegensatze zu 
dem letzteren, für den Partikularismus desjenigen Staates gewonnen werden, 
welcher entweder gar keinen Zensus, oder doch einen minder hohen als das 
Reich besitzen würde. Die Minimal-Voraussetzung eines Zensus für die 
Reichstagswahlen würde also sein, dass ein gleich hoher Zensus für alle 
Landtagswahlen in Deutschland eingeführt würde ; unter dieser Voraussetzung 
würde wenigstens nicht nothwendig die dem Reiche verlorene Sympathie auf 
die partikularistische Seite sich schlagen. Wie die Dinge jetzt liegen — 
denn dem Reiche steht eine Einwirkung auf die Landtags- Wahlgesetze nicht 
zu — würde die Sympathie der vom Reichs-Wahlrecht Ansgeschlossenen den 
partikularistischen Bestrebungen fast nothwendig sich zuwenden; würde aber 
der für die Reichstags-Wahlen eingeführte Zensus zugleich für alle Landtags- 
Wahlen eingeführt, so würde dieSympüthie der ausgeschlossenen Klassen für 
das Reich zwar ebenfalls verloren gehen; dieselben würden aber nicht zum 
Partikularismus übergehen, sondern sowohl in Bezug auf das Reich, wie in 
Bezug auf die Partikularstaaten theils eine indifferente, theils eine feindliche 
Gesinnung annehmen. 

Diese Gründe scheinen an sich genügend, um die Einführung eines 
Zensus für das Reichs-Wahlrecht unthunlich erscheinen zu lassen. Es fragt 
sich aber, ob man durch Festhalten am allgemeinen gleichen Wahlrechte sich 
vVicht der Gefahr aussetze, die Entscheidung in die Hände gefährlicher Par- 
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teien zu geben; es fragt sich, ob jener oben erwähnte Satz seine Geltung de- 
finitiv verloren habe, „dass unter gleichen äusseren Verhältnissen die ver- 
schiedenartigsten Wahlsysteme gleichartige Resultate erzeugen ’* 

Dieser Satz ist an und für sich ganz richtig, aber seine Geltung hängt, wie 
die aller Regeln, von dem Bestande regelmässiger Verhältnisse ab. So lange 
wirklich politische Parteien sich ausschliesslich gegenüberstehen, so lange 
wird die Regel herrschen; sobald aber unter dem Deckmantel der Politik 
nichtpolitische Interessen zur Geltung gebracht werden sollen, seien die- 
selben religiöser, konfessioneller oder sozialer Natur, wird die Regel eine 
Ausnahme erleiden, weil die Massen, bei denen nach dem allgemeinen 
gleichen Wahlrechte formell die Entscheidung liegt, ihre Macht zu Gunsten 
jenes besonderen, nichtpolitischen Interesses verwerthen werden, während 
die besitzenden Klassen dem Einfiusse eines derartigen Interesses im All- 
gemeinen weniger zugänglich sind. Damit soll nicht gesagt sein, dass die 
besitzenden Klassen durch besondere Uneigennützigkeit sich vor der Masse 
auszeichneten; es ist aber eine durchaus natürliche Folge des Unterschiedes 
der sozialen Situation, dass die besitzenden Klassen ihre nichtpolitischen 
Interessen unabhängig vom Staate auf dem Wege der s. g. Selbsthülfe im 
Allgemeinen befriedigen können, während die nichtbesitzenden Klassen eine 
Förderung ihrer wahren, oder vermeintlichen Interessen, eine Verbesserung 
ihres zum Theil wirklichen, zum Theil vermeintlichen Nothstandes von 
Aussen, namentlich vom Staate erwarten. 

Diese — „Parteibildungen“ dürfen sie streng genommen nicht genannt 
werden — diese Verbindungen zu einem bestimmten, den Augenblick besonders 
interessirenden Zweck sind zu verschiedenen Zeiten entstanden ; aber so ver- 
schiedenartig auch die Ziele gewesen sein mögen, welche durch diese Ver- 
bindungen ad hoc angestrebt worden, stets ist die regelmässige Arbeit der 
politischen Parteien durch solche, dem Bedürfnisse des Augenblicks dienende 
Verbindungen gestört worden ; diese Störungen sind dann nicht selten statt 
als vorübergehende und ausnahmsweise als dauernde und regelmässige Wirkun- 
gen des bestehenden Wahlsystems aufgefasst, welches man irrigerweise für 
jene Störungen verantwortlich gemacht und wegen dieser angeblich störenden 
Wirkungen als fehlerhaft verurtheilt hat, 

Die Anti-Korngesetz- , oder die Reform-Liga in England gehören aus 
Einglands Geschichte zu diesen zeitweiligen Verbindungen; gewissermassen 
kann man hierher auch die Verbindung der liberalen Parteien Preussens 
unter dem Namen der „Fortschritts-Partei“ rechnen, insofern das thatsäch- 
liche Streben dieser Verbindung auf ein bestimmtes einfaches Ziel gerichtet 
war, mag man als solches nun den Sturz des Ministeriums Bismarck , oder 
die Rückgängigmachung der Armee-Organisation, oder die Wiederherstellung 
des Budgetrechtes betrachten. Gewissermassen gehört hierher auch die an- 
gestrebte Gründung einer Grundbesitzer-Partei; völlig in die Kategorie 
dieser unregelmässigen Verbindungen gehört aber die s. g. Zentrums- Partei 
(die Partei der Ultramontanen) und die sozialdemokratische Arbeiter-Partei. 
Beide Parteien haben miteinander gemeinsam, dass sie statt allgemein-politi- 
scher Ziele die Befriedigung besonderer Interessen bestimmter Kategorien 
sich zur Aufgabe gestellt haben; beiden ist ferner gemeinsam, dass ihnen be- 
sonders wirksame Mittel der Beeinflussung der V olksmassen zu Gebote stehen; 
endlich ist beiden gemeinsam, dass sie nicht nach ihren Programmen, sondern 
nach ihrer durch Thhatsachen konstatirten Thätigkeit beurtheilt werden 
müssen. 

Dieser letzte Umstand, welcher es rechtfertigt, dass hier auf einen 
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Abdruck von Parteiprogrammen verzichtet wird, mag kurz nachgewiesen 
werden durch Bezugnahme auf das im Juni 1871 vom Vorstande des Zen- 
trums veröffentlichte und von den Mitgliedern desselben v. Savigny, Windt- 
horst, v. Mallinkrodt, Probst, Reichensperger (Olpe) , Fürst zu Löwenstein, 
Freitag unterzeichnete Programm der Zentrums-Fraktion, in welchem ledig- 
lich erklärt wird, — 1. dass der Grundkarakter des Reiches als eines Bundes- 
staates gewahrt, demgemäss den Bestrebungen, welche auf eine Aenderung 
des föderativen Karakters der Reichs-Verfassung abzielen, entgegengewirkt, 
und von der Selbstständigkeit und Selbstthätigkeit der einzelnen Staaten in 
allen inneren Angelegenheiten nicht mehr geopfert werden solle, als das 
Interesse des Ganzen unabweislich fordere; — 2. dass das moralische und ma- 
terielle Wohl aller Volksklassen nach Kräften zu fördern, für die bürgerliche 
und religiöse Freiheit aller Angehörigen des Reiches die verfassungsmässige 
Feststellung von Garantien zu erstreben und insbesondere das Recht der 
Religions-Gesellschaften gegen Eingriffe der Gesetzgebungen zu schützen sei. 

Ein derartiges Programm, das wird man zugeben müssen, könnte so 
ziemlich von Jedermann unterschrieben werden; wenn es gleichwohl fest- 
steht, dass die Zentrums-Fraktion sehr eigenartige, von den Bestrebungen 
anderer Parteien weit abliegende Ziele verfolgt, so ist wohl nachgewiesen, 
dass das „Programm“ über Karakter und Zweck dieser Verbindung so gut 
wie keinen Aufschluss gewährt. 

Aehnliches ist in gewisser Beziehung von dem Programm der Sozial- 
Demokraten zu sagen. Schon der Name ist geeignet, insofern zu Missver- 
ständnissen zu führen, als aus demselben geschlossen werden könnte, dass 
die Partei einen aus sozialen und politischen Elementen gemischten Karakter 
besitze. Nach ihrer thatsächlichen Wirksamkeit wird man aber nicht irren, 
wenn man in der sozialdemokratischen Partei eine lediglich soziale Partei 
erblickt, die nur nebenbei auch als eine radikale politische Partei sich gerirt. 

Das Ziel der Zentrums-Fraktion besteht augenscheinlich in der Unter- 
werfung des Staates unter die Autorität der Römisch-Katholischen Kirche; 
das Ziel der Sozial-Demokraten aber liegt in der Unterwerfung des Staates 
unter die Herrschaft der arbeitenden Klassen, um nach erfolgter Etablirung 
dieser Herrschaft die im Staatsverbande befindlichen Mittel zu einer Ver- 
besserung der Lage der arbeitenden Klassen zu verwerthen. 

Beiden Parteien stehen unleugbar sehr wirksame Mittel zu Gebote, um 
auf die Massen einzuwirken ; die Voraussetzungen dieses Einflusses sind für 
die Partei der Ultramontanen andere, wie für die Partei der Sozial-Demokraten. 
Der Einfluss der letzteren Partei hat zur ersten unerlässlichen Voraussetzung, 
dass die arbeitenden Klassen mit ihrer sozialen Lage unzufrieden sind. So 
weit diese Unzufriedenheit die Folge einer wirklich ungenügenden Situation 
ist, liegt theils dem Staate, theils der Gesellschaft, theils den bei der Arbeits- 
leistung unmittelbar betheiligten Individuen die Pflicht ob, für die Herstel- 
lung gesunder Verhältnisse, welche den vernünftigen Anforderungen der 

Arbeiter entsprechen, Sorge zu tragen. Zum anderen, und vielleicht grössten 
Theile ist aber diese Unzufriedenheit, d. h. die Quelle des Einflusses der 
sozialdemokratischen Partei, eine Folge der sozialdemokratischen Agitation, 
welche auch die bestgeordneten Verhältnisse als menschenunwürdige schildert 
und als Gegensatz die Verhältnisse, wie solche im sozialen Arbeiterstaate sich 
gestalten würden, mit den glänzendsten , blendendsten Farben malt. Soweit 
diese Agitation die Schranken des Gesetzes überschreitet, muss ihr natur- 
gemäss mit allen gesetzlichen Mitteln entgegengetreten werden; das Haupt- 
augenmerk wird aber darauf zu richten sein, die Arbeiter der Gegenwart 
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durch That und Wort von der Unmöglichkeit der Verwirklichung der sozial- 
demokr. Verheissungen zu überzeugen, die heranwachsende Generation aber 
durch bessere Erziehung,umfassendere Bildung und längeren Besuch der Bil- 
dungs-Anstalten gegen die verführerische Sprache der Sozial-Demokratie zu 
stählen. Wie es denn im Allgemeinen selbstverständlich ist, dass ein Staat, 
welcher der Masse den Zutritt zur Wahlurne gewährt, diese Masse in ihrer 
Jugend zwingen muss, ein gewisses Mass von Bildung und Kenntnissen 
sich anzueignen. Damit sind zwar nicht alle Gefahren des Massen-Wahlrechtes, 
wohl aber einige der bedenklichsten Konsequenzen desselben beseitigt. 
Anders liegt die Sache, wenn man den Gründen nachgeht, auf denen 
der Einfluss der ultramontanen Partei auf die Massen beruht. Freilich, soweit 
es hier um denjenigen Einfluss auf die katholische Arbeiterbevölkerung sich 
handelt, welchen die Kirche durch Hinweis auf ihre angebliche soziale Mis- 
sion sich erwirbt, soweit gilt etwa dasselbe, was soeben bezüglich des Ein- 
flusses der Sozial- Demokraten gesagt worden ist. Abgesehen aber von 
dieser, wenn der Ausdruck gestattet ist, Seitenlinie der ultramontanen 
Agitation, muss man bei dem dermaligen Bildungsstande der Masse des 
katholischen Volkes füglich in Zweifel ziehen, dass dasselbe für die eigent- 
lichen Ziele der ultramontanen Bewegung, für die Unterordnung des Staates 
unter die Gewalt der römischen Kirche Verständniss, oder Sympathie be- 
sitze. Und da auch, abgesehen von der sozialen Nebenlinie, nicht be- 
hauptet werden kann, dass das eigene materielle Interesse bei der Masse 
der katholischen Bevölkerung in ähnlicher Weise in’s Spiel komme, wie 
gegenüber der sozialdemokratischen Partei bei der Masse der arbeitenden 
Klassen, so kann zur Erklärung des thatsächlich bestehenden Einflusses der 
ultramontanen Partei bei den Massen des katholischen Volkes nur auf die 
Gewöhnung des letzteren verwiesen werden, dem, den ultramontanen Be- 
strebungen günstigen Klerus einen weit über die Grenzen des kirchlich- 
religiösen Gebietes sich erstreckenden Einfluss einzuräumen. In der That 
ist zum Theil durch thatsächliche Belege nachgewiesen, zum Theil muss aus 
den Wahlerfolgen der Ultramontanen geschlossen werden, dass ein beträcht- 
licher Theil der katholischen Bevölkerung den Geistlichen der katholischen 
Kirche ein unbedingtes Vertrauen entgegenbringt; den Rathschlägen und 
Anordnungen derselben auch in nichtreligiösen Dingen Folge leistet und 
demgemäss bei der allgemeinen Wahl auf Anweisung und nach dem Beispiele 
seiner Pfarrer für die ultramontanen Kandidaten die Stimmen abgiebt. Der 
Einfluss der Ultramontanen beruht also erstlich auf der Hingabe der Mehr- 
zahl der katholischen Geistlichen an die ultramontane Sache und würde so- 
fort verschwinden, wenn es gelänge, den Klerus, namentlich den unmittel- 
bar mit der Bevölkerung in Berührung stehenden Theil des Klerus, von der 
ultramontanen Weltanschauung zu emanzipiren. Das zweite Mittel zur Be- 
schränkung des abnormen Einflusses der Ultramontanen auf das Volk liegt 
in der Emanzipation des katholischen Volkes von den katholischen Geist- 
lichen. Auch hier wird im Wesentlichen auf eine bessere Schulbildung zu- 
rückzugreifen sein; doch ist in dieser Beziehung eine nicht unbedeutende 
Gefahr zu signalisiren. Wer nicht grundsätzlicher Gegner des kirchlichen 
Lebens ist, der wird nicht wünschen können, dass die berechtigte Autorität 
der Kirche und ihrer Organe geschmälert, oder gar vernichtet werde. Auch 
wenn man durch die Angriffe, welche die Kirche in neuerer Zeit gegen die 
Staatsgewalt verübt hat, sich genöthigt sieht, der Kirche jede Herrschaft 
über die Schule oder innerhalb derselben zu entziehen, so wird man doch 
der Kirche nicht das Recht nehmen können, für den religiösen Unterricht 
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der Jugend zu sorgen. Es kann nicht in der Absicht liegen, das heran- 
wachsende Geschlecht mit Hass oder Misstrauen gegen die Kirche zu er- 
füllen ; da es aber nothwendig ist, frühzeitig vor der Einräumung eines 
übermässigen Einflusses an die kirchlichen Organe zu warnen, eventuell der 
Uebung solchen Einflusses entgegenzutreten, so wird es in manchen Fällen 
kaum ausbleiben, dass, wo die Absicht nur auf Hinderung übermässigen 
Einflusses gerichtet gewesen, der Erfolg in Vernichtung jeden, auch des 
berechtigten und heilsamen Einflusses besteht. Aus dieser Betrachtug er- 
giebt sich der fast unlösbare Zusammenhang des einen mit dem anderen Mittel 
zur Beseitigung des abnormen Einflusses der Ultramontanen auf die Massen 
des katholischen Volkes. Gelingt es, an die Stelle ultramontaner, national- 
gesinnnte Geistliche zu setzen, so ist die Warnung vor übermässigem Einfluss 
dieser Geistlichen theils überflüssig, theils ungefährlich; gelingt dies aber 
nicht, verharrt der Klerus in seiner ultramontanen Tendenz, steht er den 
nationalen Interessen theils gleichgültig, theils feindlich gegenüber, muss also 
der Einfluss dieser Geistlichen unter allen Umständen aufallen den Gebieten 
gebrochen werden, welche nicht rein religiöser Natur, so kann es nicht feh- 
len, dass dem religiösen Leben überhaupt Abbruch geschieht. Die Schuld 
an diesem Erfolge, den der Staat nicht will, trägt die Kirche, welche über 
den Staat die Herrschaft sich anmassen wollte und bei diesem Streben we- 
nigstens einen Theil des ihr gebührenden Einflusses verlieren wird, — zu 
ihrem Schaden; zum Schaden der Gesellschaft und der Individuen; zum 
Schaden endlich auch des Staates, der in der Entfremdung seiner Bürger 
von dem kirchlichen Leben gewiss keinen Gewinn für sich erblicken kann. 

Die vorstehende Erörterung hatte namentlich den Zweck, zu zeigen, 
dass es gegen die bedenklichen Resultate, welche das allgemeine gleiche 
Wahlrecht bei uns zu Tage gefördert hat, seitdem die abnormen Verbindun- 
gen der Ultramontanen und der Sozial-Demokraten bestehen, besondere Mittel 
giebt, deren Anwendung das Gebiet der Abnormitäten wesentlich einschrän- 
ken und die Ergebnisse des allgemeinen Wahlrechts in die rationelle Bahn 
zurückleiten wird. Freilich nur unter einer Voraussetzung, welche bisher 
nicht in genügender Weise zu ihrem Recht gelangt ist. Wir haben im Ein- 
gange dieser Erörterung anerkannt, dass die Gleichheit des Wahlrechtes 
in thesi auf der falschen Annahme der Gleichheit, oder richtiger gesagt, auf 
der Annahme des Vorhandenseins eines Durchschnittsmasses politischer Ein- 
sicht beruhe. Dies Durchschnittsmass besteht leider thatsächlich nicht; 
vielmehr befindet sich die überwiegende Masse der Wähler weit unter dem 
angenommenen Niveau. Soweit hat die Wage schon an sich durch die that- 
sächlichen Verhältnisse eine nur allzustarke Neigung nach der Seite der 
unter dem Niveau stehenden Masse sich zu senken. Die Zahl der auf dem 
Niveau stehenden Wähler ist zu klein, um der Masse unter dem Niveau das 
Gleichgewicht zu halten. Dies Gleichgewicht kann aber, wenigstens an- 
nähernd erreicht werden, wenn die über dem Niveau stehende Minderzahl 
der Wähler allenihrzu Gebote stehenden Einfluss bei den Wahlen 
in die Wagschale wirft. Dass die Ausübung des Wahlrechts von allen den, 
auf und über dem Niveau stehenden Wählern unerlässliche Pflicht ist, ver- 
steht sich von selbst. Aber damit ist nur ein Minimum gethan; worauf es 
ankommt, ist dies, dass der natürliche Einfluss, den das falsche Gesetz der 
Gleichheit künstlich ignorirt, thatsächlich sich Geltung verschafft: Der ener- 
gischen Agitation, welche die abnormen Vereinigungen ad hoc, die un- 
eigentlichen Parteien bei den Massen treiben, muss eine verdoppelte 
Energie der eigentlichen, ewig gewesenen, und ewig sein werdenden 


154 Reichs-Verfassung. — Einleitung. 


politischen Parteien entgegentreten. Nur wenn diese selbstverständliche 
Voraussetzung des allgemeinen gleichen Wahlrechtes erfüllt worden, und 
gleichwohl dauernd irrationelle Resultate bei den Wahlen sich ergeben wür- 
den — dann erst würde man von der Nothwendigkeit einer Veränderung des 
Wahlsystems zu reden das Recht haben. Bis auf den heutigen Tag haben 
die intelligenteren Wählerklassen sogar die erste Pflicht der allgemeinen Be- 
theiligung bei den Wahlen vielfach verabsäumt; von einer energischen Asi- 
tation aber, die nur entfernt mit Dem sich messen könnte, was Ultramontane 
und Sozial-Demokraten geleistet haben, ist nur in sehr vereinzelten Fällen die 
Rede gewesen; etwa wenn ein unmittelbarer Sieg der sozialdemokratischen 
Partei vor der Thüre stand. Die wirklichen politischen Parteien, und vor- 
nehmlich die zur Leitung berufenen Mittelparteien der Liberalen und Kon- 
servativen (im Gegensatze zu Radikalen und Absolutisten oder Reaktionären) 
müssen endlich zu der Erkenntniss gelangen, dass es, um mit Erfolg bei den 
Wahlen zu wirken, nicht genügt, wenn etwa vier Wochen vor dem Wahl- 
tage einige Versammlungen abgehalten und einige Wahlprogramme kolpor- 
tirt werden; sondern dass eine Partei als lebens- und wirkungsfähige nur 
durch fortgesetzte, dauernde Thätigkeit sich erhalten kann. 

Das gesammte politische Leben, namentlich das moderne, beruht wesent- 
lich auf der stetigen Arbeit der politischen Parteien; fehlt dieses, wie kann 
man glauben, dass es je der einen oder der anderen Partei gelingen werde, 
auf die Leitung der Staatsgeschäfte einen wirklichen Einfluss zu üben? Der 
konstitutionelle Apparat bleibt eine leere Maschine, wenn die politischen 
Parteien, die bewegenden Kräfte des politischen Lebens der wirksamen Le- 
bens-Aeusserung, der stetigen Arbeit sich enthalten. 

Es hat eine Zeit gegeben, in welcher vielfach das Auftreten der politi- 
schen Parteien als eine krankhafte Erscheinung angesehen wurde; von der 
Erkenntniss der Nothwendigkeit oder Nützlichkeit der politischen Parteien 
war man weit entfernt; und gerade in den gebildeten Kreisen war vielfach 
die Ansicht verbreitet, durch den Eintritt in eine politische Partei werde 
lediglich die Beschränktheit, die Einseitigkeit gefördert; der beste Ruhm 
eines politischen Mannes bestehe darin, über den Parteien zu stehen und an 
seiner eigenen unbefangenen Einsicht die Berechtigung oder Nicht-Berechti- 
gung dieser oder jener politischen Forderung zu messen. Ja es hat sogar 
Organe der Publizistik gegeben, und giebt deren noch heute, welche sich 
berühmen, über den Parteien zu stehen und lediglich „den gesunden 
Menschenverstand“ als Richter über politische Dinge zu respektiren. 

Die Nichtigkeit jener Klagen und der Irrthum dieses Gedankens hätte 
jedoch sofort erkannt werden müssen, wenn man sich einmal die Mühe ge- 
geben, die politischen Parteien historisch zu betrachten. Es ist das Verdienst 
Friedrich Rohmer’s („Die vier Parteien. Zürich und Frauenfeld. Verlag von 
Beyel. 1844.“), das Wesen der politischen Parteien, ihre Unterschiede und 
ihre Wirksamkeit im politischen Leben auf natürliche Gründe zurückgeführt 
und den Gedanken für immer wissenschaftlich vernichtet zu haben, welcher 
im Entstehen und Wirken der politischen Partei ein Spiel der Willkür ent- 
decken wollte, das ebensowohl nicht hätte in die Erscheinung treten können, 
wie es thatsächlich in die Erscheinung getreten ist. Der Grundgedanke des 
Rohmer’schen Systems ist später auch in das Bluntschli-Brater’sche Staats-, 
wörterbuch übergegangen und neuerdings von Bluntschli selbst auf die Par- 
teien der Gegenwart angewendet worden. Der Gedanke nämlich, als ob die 
Bildung der — wie hier gleich gesagt werden mag — konstanten poli- 
tischen Parteien ein Akt willkürlichen Beliebens sei, aber vielleicht zum 
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Wohle des Ganzen besser nicht vollzogen wäre, dieser Gedanke erweist sich 
durch die historische Betrachtung sofort als nichtig. Es erscheinen nämlich 
die vier Parteien des Radikalismus, des Liberalismus, des Konservatismus 
und des Absolutismus ihrem Wesen nach gleichartig zu allen Zeiten bei allen 
Völkern, sobald dieselben in den Kreis des politischen Lebens eintreten. 
Wird der Staat mit Recht als die höchste Aeusserung des Menschengeistes 
in der Zeitlichkeit betrachtet, zu dessen Erkenntniss zurückgegriffen werden 
muss auf die Erkenntniss des Menschen selbst, so muss zur Erkenntniss des 
Staatslebens zurückgegriffen werden auf die Entwicklung des Menschen. 
Als die bewegenden Kräfte des Staatslebens erscheinen die politischen Par- 
teien, deren Ursprung demnach auf die Entwicklung des Menschen zurück- 
zuführen ist, auf die Lebensstufen des menschlichen Geistes, welche in den 
Lebensaltern (Kind, Jüngling (juvenis, junger Mann im römischen Sinne), 
Mann (bestandener Mann) und Greis sich darstellen. „Die Entwicklung 
selbst“, sagt Rohmer treffend, „wie sie in der Aufeinanderfolge der verschie- 
denen Stufen sich abspinnt, ist die Geschichte; die Stufen aber, als selbst- 
. ständige Gestaltungen für sich und neben einander stehend, sind die Par- 
teien“. | 

Mit dieser Erkenntniss, dass das Leben der Staaten analog dem Leben 
der Individuen seine Kindheits-, Jünglings-, Mannes- und Greisen-Periode 
besitzt, wäre freilich für die Erkenntniss des Karakters der Parteien noch 
nicht viel gewonnen; es muss hinzutreten, dass der Karakter der Parteien, 
als einer Vielheit von Menschen, zurückgeführt wird auf die regelmässigen 
Karakter-Unterschiede, auf die Hauptunterschiede, welche bei Vielheiten von 
Menschen zur Erscheinung kommen. Hier liegt eine Verwechselung nahe, 
vor der gewarnt werden muss: Jeder Mensch durchläuft zwar bei ausreichen- 
der Lebensdauer jene obgedachten Alterstufen und dieselben sind wohl ge- 
eignet, die Aeusserungen des ursprünglichen Individual-Karakters zu modifi- 
ziren; aber der ursprüngliche Karakter ist gegeben. Es giebt Menschen, 
die mit dem Karakter des Knaben geboren, ihr Leben lang an Geist und 
Karakter Knaben bleiben; andere haben einen Jünglings-, andere einen 
Mannes-, andere einen greisenhaften Karakter, mögen sie auch noch im 
Alter der Kindheit stehen. Als prägnante Beispiele mögen genannt werden: 
Alkibiades, Perikles, Caesar, Augustus. In den vier Entwicklungsstufen 
lassen sich jene vier konstanten politischen Parteien erkennen, in welche 
die Menschen nach ihren aus dem Karakter sich ergebenden Tendenzen sich 
einreihen. 

Ohne Erfahrung; widersprechend um des Widerspruchs willen; nach 
Abwechslung und Neuem begierig; trotz vielfach liebenswürdiger Seiten 
doch auch unduldsam und nicht selten grausam; ohne Respekt vor den 
Ihatsachen nach dem letzten Grunde der Dinge forschend und dieselben 
verachtend, wenn jener nicht zu finden; durchaus in den Banden der Ab- 
straktion befangen ; jeden Gedanken auf die äusserste Spitze treibend (Konse- 
quenz); nach Idolen jagend ; aber — und darin liegt die Berechtigung dieses 
Karakters — stark in der Kritik, weil dieselbe rücksichtslos geübt wird, — 
das ist im Wesentlichen der Karakter des Knaben und auch der des Radi- 
kalismus. 

Der Karakter des Jünglings ist dem Idealen zugewandt; die Darstellung 
des schönen Menschenthums sein Ziel; des Zusammenhangs mit der realen 
Welt zwar sich bewusst, aber noch nicht, oder doch nicht eng gebunden an 
die Realitäten , selbst in der Regel frei, strebt er nach der Freiheit aller In- 
dividuen; Gedanke und That sind ihm eins; was als wahr und gut im Geiste 
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erkannt, soll Realität gewinnen; Theorie und Praxis fallen zusammen; und 
die Unreife der Zeit gilt nicht als Hinderniss für die Verwirklichung des 
Ideals. Dies im Wesentlichen der Karakter des juvenis und auch der Ka- 
rakter des Liberalismus, der den Idealstaat anstrebt. 

Der bestandene Mann, mitten im Leben stehend, durch Besitz, Beruf 
und Familie mit den realen Dingen auf das Engste verbunden, repräsentirt 
naturgemäss das Gesetz der Erhaltung, die wohl und scharf vom Stillstand 
zu unterscheiden ist. Schafft der jüngere Mann vorzugsweise das Neue, so 
richtet sich die Thätigkeit des älteren Mannes mehr auf die Verbesserung 
des Gegebenen, die Wiederherstellung (Restauration) des Brauchbaren, was 
die Vergangenheit bietet, wenn der ungestüme Drang nach Neuem darüber 
hinweggeschritten ist. Das Erreichbare ist ihm zugleich das Wünschens- 
werthe; der Widerstand, den die realen Dinge dem Ideal entgegenstellen, 
verpflichtet ihn vielfach zur Beschränkung seines Strebens und er akzeptirt 
das Gute, ohne sich dasselbe durch Sehnsucht nach dem fernliegenden 
Besseren verkümmern zu lassen. Der Freiheit des Individuums tritt hier die 
Freiheit des Ganzen, die Ordnung gegenüber und der schärfere Akzent wird 
auf die Pflichten des Individuums gelegt, während der jüngere Mann dessen 
Rechte mehr, oft ausschliesslich betont. Spielt hier das organisch Eigen- 
thümliche, die geistige und körperliche Individualität, die entscheidende 
Rolle, so legt der ältere Mann das Schwergewicht auf das organisch Er- 
erbte, die Race und den Besitz, welche das traditionelle Recht vermitteln. 
Das ist im Allgemeinen der Karakter des „bestandenen Mannes“, welcher 
dem Karakter des Konservatismus entspricht. 

Der Karakter des Greises entspricht dem Karakter der vierten Partei, 
die wir die absolute, oder reaktionäre an sich nennen. Jeder Neuerung feind- 
lich; ohne Verständniss für den von allen Seiten herandringenden Fort- 
schritt; das Recht relativer Wahrheit verachtend; sich selbst den Besitz ab- 
soluter Wahrheit zuschreibend; unwiderstehlich getrieben, das dem Alter ge- 
bührende Ansehen als Herrschaft über die Menschen geltend zu machen; je- 
doch unfähig, mit ihnen, diein der Gegenwart leben, sich zu verständigen ; zu 
eigener Schöpfung untauglich bleibt dem greisenhaften Karakter nichts übrig, 
als entweder der Stillstand ,-oder die grundsätzliche Reaktion. Das eigent- 
liche Gebiet des Greises sind die Formen, die ihm über das Wesen gehen: 
Fertigkeit in Geschäften; Kunst der Repräsentation; konventionelle Grund- 
sätze; formelles Recht; Diplomatie der Intrigue; als Ideal der Formenstaat 
des Bourbonischen Absolutismus; als Rechtfertigung dieser absoluten (vom 
Wesen der Dinge gelösten) Herrschaft, die natürlich der Souverain nur 
scheinbar, thatsächlich aber die „Kamarilla“ übt, der Gedanke einer unmit- 
telbaren Einsetzung der Herrschaft durch Gott, wie solche von den Jesuiten _ 
(den vollendetsten Absolutisten) für den Inhaber des Heiligen Stuhles prä- 
tendirt wird. 

Herrscht im Staate des Radikalismus die alles organische Leben vernich- 
tende Abstraktion, so herrscht im Staate der vierten Partei die lebenslose 
Form; im Staate des Liberalismus waltet das Recht des Individuums, in dem 
des Konservatismus das historische Recht der Race vor. 

Mag man diese Darstellung, die nothwendigerweise eine gedrängte sein 
musste, im Einzelnen bemängeln ; dem Zwecke der ganzen Erörterung würde 
schon genügt sein, wenn man aus derselben den Irrthum der landläufigen 
Idee erkennen würde, dass die politische Welt in lediglich zwei Heerlager, 
in links und rechts, liberal und konservativ, getheilt sei. Dieser vielver- 
breitete Gedanke ist die Quelle verhängnissvoller Irrthümer, die nur ver- 
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stopft werden kann, wenn man zu der Erkenntniss gelangt, dass Radikalis- 
mus und Absolutismus (in dem hier angegebenem Wortverstande) dem 
Liberalismus, beziehungsweise dem Konservatismus als durchaus selbststän- 
dige Parteien gegenüberstehen. Der weitverbreitete Irrthum, dass der Radi- 
kalismus nur quantitativ vom Liberalismus unterschieden sei, dass die Radi- 
kalen nichts Anderes seien, als konsequente Liberalen, wie auf der anderen 
Seite die äusserste Rechte nichts anderes sei, als die Konsequenz des Konserva- 
tismus, — dieser vielverbreitete Irrthum hat wesentlich zwei Ursachen, eine 
allgemeine und eine, unserem Deutschen Vaterlande eigenthümliche. Die 
allgemeine Ursache liegt darin, dass der Radikalismus, um sich leichteren 
Eingang zu verschaffen , mit Vorliebe und Nachdruck sich selbst als konse- 
quenter, als „wahrer Liberalismus“ darstellt; wie andererseits die reaktionäre 
Partei sich mit Vorliebe den Namen „konservativ“ beilegt, oder wohl gar sich 
als die eigentliche, nach „konservativen Grundsätzen“ handelnde Partei dar- 
stellt. Ein weiterer Grund zur Täuschung über die wahre Natur der Par- 
teien liegt in den allerdings nicht seltenen Alliancen des Liberalismus mit 
dem Radikalismus einerseits und des Konservatismus mit dem Absolutismus 
andererseits. Wenn irgendwo das Prinzip des Absolutismus zur Herrschaft 
gelangt, und jede freie Regung, mithin die radikale Partei gleichmässig 
mit der liberalen unterdrückt, so ist das Ziel beider Parteien naturgemäss 
gemeinsam auf die Beseitigung dieser absoluten Gewaltherrschaft gerichtet; 
Radikalismus und Liberalismus gehen dann Hand in Hand, und, je nach der 
Belegenheit der Sache, enthält sich der Radikalismus jedes Widerspruchs 
gegen lediglich liberale Kundgebungen , oder umgekehrt duldet es der Li- 
beralismus, dass unter seiner Fahne radikale Grundsätze verbreitet werden, 
um eine möglichst zahlreiche Partei gegen das herrschende System zu ver- 
einigen. In revolutionären Zeiten ist es andererseits wiederum erklärlich, 
wenn sich Konservative und Absolutisten zu gemeinsamer Reaktion verbin- 
den. Durch diese Alliancen wird der Irrthum von der wesentlichen Identität 
der radikalen mit der liberalen Partei, beziehungsweise der konservativen mit 
der absolutistischen Partei bedeutend unterstützt. Was das Resultat dieser 
Alliancen betrifft, so wird das nächste Ziel ja bekanntlich nicht selten er- 
erreicht; den wahren Vortheil aber ziehen in der Regel die extrematischen 
Parteien; der Radikalismus, wenn es ihm gelingt, mit Hülfe des Liberalis- 
mus eine absolutistische Gewaltherrschaft zu stürzen, pflegt in der bewegten 
revolutionären Zeit in der Regel die Herrschaft an sich zu reissen; und an- 
dererseits folgt auf die nothwendige Restauration des Konservatismus gegen 
eine revolutionäre Epoche nicht selten die über ihr Ziel hinausschiessende 
eigentliche Reaktion der Absolutisten. | 

Für Deutschland aber besteht noch ein besonderer Grund, welcher we- 
sentlich dazu beigetragen hat, den Irrthum zu befördern, dass liberal und 
radıkal dem Wesen nach identisch und höchstens quantitativ von einander 
unterschieden seien. Um diesen Grund richtig zu würdigen, muss man sich 
in die Zeiten vor 1848 zurückversetzen. Damals war in den beiden Deutschen 
Grossstaaten den politischen Parteien jede Entfaltung praktisch-politi- 
scher Thätigkeit so gut wie entzogen; sie konnten lediglich durch Schrift 
und Wort, belehrend und kritisirend wirken. Die Kritik aber, welche, ledig- 
lich theoretisirend, niemals durch die realen Dinge Mass oder Ziel gesetzt 
erhält, neigt naturgemäss zum Radikalismus ; ist doch die Konsequenz, welche 
in der praktischen Politik so häufig als schwerster Fehler erscheint, auf dem 
Gebiete der Theorie als logische Schärfe ein Vorzug! So musste sich ganz 
naturgemäss ereignen, dass ein grosser Theil unserer Deutschen Liberalen, 
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vielleicht ohne sich dessen bewusst zu sein, mit radikalen Anschauungen, 
Ideen und Tendenzen infiltrirt wurde; und erst nach 1848, als die Parteien 
zu praktischer Thätigkeit berufen wurden, musste der Deutsche Liberalis- 
mus allmälig auf seine selbstständige, vom Radikalismus unterschiedene Stel- 
lung sich besinnen. Dieses Zurückkehren in das eigene Haus wurde natür- 
lich von den radikalen Organen theils als Schwäche, theils als Abfall von 
den „liberalen Wahrheiten“ gebrandmarkt; und so haben auch diese Verhält- 
nisse wesentlich zur Verbreitung von falschen Ansichten über das Verhält- 
niss des Radikalismus zum Liberalismus beigetragen. 

Nicht minder eigenthümlich lagen die Verhältnisse auf der anderen Seite. 
In den Mittel- und Kleinstaaten Deutschlands ist es zur Bildung einer wirklich 
konservativen Partei kaum jemals gekommen, in Preussen aber, wo bis zum 
Jahre 1848 eine absolute Regierung bestand, war zu einer eigentlichen kon- 
servativen Parteibildung kein Anlass geboten; oder, wenn man will, die 
konservative Partei befand sich bis zu diesem Jahre in einer Art von laten- 
tem Zustande; höchstens gelangte sie in sofern zugewissen Lebens- Aeusserun- 
gen, als in der Presse den liberalen Forderungen nach Einführung liberaler 
Institutionen, namentlich nach Gewährung einer konstitutionellen Verfassung 
Widerspruch entgegengestellt wurde. Eigentlich geboren wurde aber die 
konservative Partei in Preussen erst durch die revolutionäre Bewegung des 
Jahres 1848. Aber natürlich vereinigten sich in dieser antirevolutionären 
Partei alle Elemente, welche die revolutionären Zustände beseitigt wissen 
wollten; einerlei, ob sie an dieser Beseitigung sich genügen lassen und her- 
nach in den angebahnten konstitutionellen Verhältnissen wirken, oder ob sie 
die Anbahnung dieser Verhältnisse selbst rückgängig machen würden. 

Die liberale Partei gelangte rascher zu einer äusserlichen Scheidung von 
den radikalen Elementen, theils durch ihre Betheiligung an der Unions-Ver- 
fassung {Gothaer !), theils durch ihre Annahme des oktroyirten Drei-Klassen- 
wahlsystems, welchem gegenüber die Demokratie bekanntlich die Parole der 
Wahlenthaltung ausgegeben hatte. Durch die Konstituirung der „Fort- 
schritts-Partei“, welche fast die gesammte Opposition gegen das Ministerium 
Bismarck (Budget-Konflikt) vereinigte, kam nachmals eine, für die richtige 
Würdigung des Liberalismus sehr hinderliche Alliance mit den radikalen 
Elementen zu Stande, welche jedoch im Jahre 1866 durch Gründung der na- 
tional-liberaien Partei gelöst worden ist. 

Was die konservative Partei betrifft, so hatte es seit 1866 den Anschein, als 
wäre die absolutistische oder reaktionäre Partei völlig aus der Welt verschwun- 
den; allmälig machten sich jedoch im Herrenhause gewisse Strömungen be- 
merkbar, welche wohl geeignet waren, diesen Irrthum zu berichtigen. Die 
Bildung der freikonservativen Partei darf als ein bedeutsames Moment be- 
zeichnet werden, durch welches ein Theil der wirklich konservativen Partei 
auch äusserlich von der Gemeinschaft mit der äussersten Rechten sich gelöst 
hat. Die nächste Zukunft hat diesen Schritt, der anfangs nicht überall 
richtig gewürdigt worden, durchaus gerechtfertigt, insofern durch denselben 
die Mitglieder der freikonservativen Partei der Unannehmlichkeit überhoben 
worden sind, auch nur zeitweilig mit den Alliirten des Ultramontanismus in 
einer Partei vereinigt zu sein. Durch die Haltung, welche sogenannte Mit- 
glieder der konservativen Partei im Abgeordneten- und im Herrenhause den 
kirchenpolitischen Dingen gegenüber beobachtet haben, hat sich jetzt die 
s. g. Partei der Altkonservativen (Kreuzzeitungs-Partei) als die auf eigenen 
Füssen stehende äusserste Rechte, die absolutistisch-reaktionäre Partei von 
der wirklich konservativen Partei losgelöst. Diese letztere besteht gegen- 
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wärtig aus der freikonservativen und aus der Neuen konservativen Partei, — 
eine Scheidung, welche durch innere Gründe schwerlich auf die Länge ge- 
rechtfertigt werden dürfte. 

Die Betrachtung über die politischen Parteien, welche hier angestellt 
worden, beruht auf der Thatsache, dass die mehrerwähnten vier politischen 
Parteien zu allen Zeiten des politischen Lebens existirt haben; es wird also 
die Nothwendigkeit dieser vier Parteien anerkannt, und damit ist ausge- 
schlossen der Gedanke, als könne eine dieser Parteien ein absolutes Uebel 
sein. Sie sind dieses so wenig, dass selbst die Parteien, denen Verfasser am 
Enntschiedensten gegenübersteht, als nützlich anerkannt werden, dafern sie 
ihren natürlichen Wirkungskreis nicht überschreiten. Nach der hier gege- 
benen Darstellung des Partei-Karakters versteht sich, dass die politische Aktion 
nur den beiden männlichen Parteien, dem Liberalismus und dem Konserva- 
tismus gebührt, während der Radikalismus seine heilsame Aufgabe durch 
Kritik, der Absolutismus aber durch Berathung vermöge seiner geschäftlichen 
Fertigkeit erfüllt. Diese Vertheilung der Thätigkeit beruht, wie gesagt, im 
Wesen der Parteien; der knabenhafte Karakter ist zu Jung, der greisen- 
hafte zu alt für politische Handlung; der Radikalismus lebt in der Zukunft, 
der Absolutismus in der Vergangenheit; die Gegenwart fällt den männlichen 
Parteien zu; dem jüngeren Manne als dem Repräsentanten der erzeugenden, 
dem älteren Manne als dem Repräsentanten der erhaltenden Kräfte, jenem 
als dem Vertreter der Individualrechte gegen das Ganze, diesem als dem Ver- 
treter der Rechte des Ganzen gegen das Individuum ; jenem als dem Ver- 
pilanzer des Ideals in das Leben, diesem, als dem Einfüger des idealen 
Neuen in die gegebenen, alten Verhältnisse. Beide Parteien sind gleich noth- 
wendig; die eine dient als Ergänzung der anderen; ihr Ringen verhindert 
einerseits durch den Widerstand des Konservatismus, dass der Drang nach 
Neuem sich überstürze und, den Zusammenhang mit dem Gegebenen ver- 
lierend, in Radikalismus umschlage, andererseits durch den vorwärts. streben- 
den Drang des Liberalismus, dass die Verhältnisse durch Stillstand in den 
Zustand der Erstarrung gerathen, der befruchtenden Kraft des Idealen 
verlustig gehen und das Gesetz der Erhaltung ausarte in Reaktion. Ne- 
ben diesem Ringen der beiden Mittelparteien findet ein nur zeitweilig ruhen- 
der Kampf gegen die extrematischen Parteien statt, der unter Umständen 
eine Suspension des Kampfes zwischen Konservatismus und Liberalismus 
nothwendig macht; denn es versteht sich, dass die extrematischen Parteien 
mit der ihnen gebührenden Rolle nicht zufrieden sind, dass der Radikalismus 
fortwährend agitiren und der Absolutismus beharrlich intriguiren wird. Be- 
züglich dieses Kampfes gegen die Extreme ist es eine feine Bemerkung 
Rohmer’s, dass die beste Rollenvertheilung sei, wenn der Konservatismus die 
reaktionäre und der Liberalismus die radikale Partei im Zaum halte. Ge- 
schieht dies, so wird es dem Radikalismus bei seiner Niederlage so wenig ge- 
lingen, als Opfer der „Reaktion“ sich darzustellen, wie es der reaktionären 
Partei glücken wird, ihre Niederlage als den Beginn einer „Umsturzperiode“ 
zu denunziren. 

Kaum bemerkt zu werden braucht, dass die Parteien, namentlich die 
Mittelparteien hier so dargestellt sind, wie sie ihrem Wesen nach sein sollten, 
in der Wirklichkeit aber nur unter günstigen Umständen in ihrer Blüthe- 
zeit sind. Es beruht dies zum Theil darauf, dass die Natur die Karaktere 
der Individuen, welche schliesslich für den Karakter der von ihnen gebilde- 
ten Parteien massgebend sind, nur ausnahmsweise in voller Reinheit dar- 
stellt; zum anderen Theil aber muss hervorgehoben werden, dass die Partei 
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des jüngeren Mannes sowohl Karaktere,, die dem Knabenalter, als auch Ka- 
raktere, die dem älteren Mannesalter nahe stehen, enthält, wie andererseits 
die Partei des bestandenen Mannes anhebt, mit der Ueberschreitung des 
Jünglingsalters und am Beginn des Greisenalters zu Ende geht; im Berüh- 
rungspunkte beider ist der Höhepunkt, in den an den äussersten Grenzen lie- 
genden Punkten der niedrigste Punkt der Karakterdarstellung gegeben. Hier 
wird die Grenze vielfach unsicher; der äusserste linke Flügel des Liberalis- 
mus enthält radikale, der äusserste rechte Flügel des Konservatismus reak- 
tionäre Elemente; die Vollendung liegt dort, wo Liberalismus und Konserva- 
tismus sich gegenseitig berühren, im männlich werdenden Jünglingskarakter 
einerseits, und im Karakter des Mannes, dem noch der jugendliche Impuls 
nicht mangelt; denn der Liberalismus ist mehr ‘aktiv, der Konservatismus 
mehr passiv geartet. 

Wenn wir aber nunmehr auf Grund dieser Darstellung der Parteien die 
Zusammensetzung des Reichstages des Norddeutschen Bundes wie des Deut- 
schen Reiches betrachten, so ergiebt sich in erster Linie das befriedigende 
Resultat, dass bei den Beschlüssen des Reichstages der Schwerpunkt bisher 
immer bei denjenigen beiden Parteien gewesen ist, denen nach der voran- 
gehenden Darstellung die Leitung gebührt, bei der konservativen und libe- 
ralen Partei; während die extrematischen Parteien in der Minorität sich be- 
funden haben. Allerdings hat die Stärke der konservativen Partei bei den 
letzten Reichstagswahlen in bedenklich scheinender Weise abgenommen. 
Allein der Grund für diese Erscheinung ist in erster Linie in dem das An- 
sehen der Parteı nothwendig erschütternden Umstande zu suchen, dass eine 
nicht unbeträchtliche Anzahl von Abgeordneten, die als Vertreter der eigent- 
lich konservativen Partei gewählt worden waren, plötzlich und in über- 
raschender Weise bei Gelegenheit der kirchenpolitischen Debatten als Ange- 
hörige der extremen Rechten sich entpuppten. Dadurch musste bei den 
Wählern fast mit Nothwendigkeit der Gedanke Eingang finden, die kon- 
servative Partei sei ihrem Wesen nach identisch mit dieser absolutistisch- 
reaktionären Partei; und da die Wähler diese Partei, und namentlich deren 
Kirchenpolitik zu unterstützen durchaus abgeneigt waren, so kann es kaum 
auffallend erscheinen, wenn sie sich, unmittelbar nach jenem überraschenden 
Ereignisse, von der konservativen Partei ab- und der liberalen Partei zuge- 
wendet haben. Hier ist jedenfalls eine wenigstens theilweise Rückkehr der 
Wähler zu der konservativen Partei zu erwarten, sobald die nunmehr auch 
äusserlich vollzogene Scheidung zwischen dieser und der Partei der Ultra’s 
von den Wählern als eine wirkliche und ehrlich gemeinte erkannt sein wird. 

Ferner muss berücksichtigt werden, dass durch die Bildung des Deutschen 
Reiches an Stelle des Norddeutschen Bundes die Deutschen Südstaaten eine 
Vertretung im Reichstage erlangt haben, wodurch die liberale Partei eine 
wesentliche Verstärkung erhalten hat, da, wie bereits erwähnt, in den Deut- 
schen Mittelstaaten eine eigentlich konservative Partei kaum besteht. 

Sodann muss erwogen werden, dass es im neugebildeten Reiche während 
der ersten Jahre der Dauer desselben um eine sehr wichtige und sehr zahl- 
reiche Gebiete umfassende Neu-Gesetzgebung vornehmlich sich handelt. Das 
Reich ist wesentlich deshalb gebildet, um an Stelle der Vielheit der Parti- 
kular-Gesetzgebungen eine einheitliche Deutsche Gesetzgebung zu setzen. 
Dabei ist es durchaus irrelevant, ob dieser, oder jener, oder ob die Mehrheit, 
oder ob sämmtliche Deutsche Staaten für sich betrachtet das Bedürfniss einer 
neuen Gesetzgebung auf diesem oder jenem Gebiete empfinden, oder ob sie 
im Gegentheil für sich mit dem bestehenden Rechte völlig zufrieden sind. 
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"Trotz dieses letzteren Umstandes wird die Reichs-Gesetzgebung die Regelung 
der betreffenden Materie in die Hand nehmen, weil an Stelle einer Vielheit, 
vielleicht noch so vorzüglicher Gesetze die Einheit der Gesetzgebung treten 
soll. Wir haben also hier den Fall einer grundsätzlichen Gesetzgebung, 
wenn man will einer Gesetzgebung um ihrer selbst willen vor 
uns. Diese Art der Gesetzgebung widerstrebt an sich dem konservativen 
Grundsatze der Erhaltung, nach welchem die Berechtigung der Neu-Gesetzge- 
bung abhängt von einem wirklich nach Befriedigung drängendem sachlichen 
Bedürfnisse ; oder mit anderen Worten : Der Konservative schreitet zur Neu- 
Gesetzgebung nicht aus theoretischen Gründen, sondern erst dann, wenn die 
vorhandene Gesetzgebung nicht mehr im Stande ist, die ihr untergeordneten 
Verhältnisse zu beherrschen. Nun fehlt zwar der konservativen Partei kei- 
neswegs das Verständniss für die Ausnahme-Situation des Reiches; und wir 
wüssten uns nicht zu erinnern, dass wegen jenes hervorgehobenen legisla- 
tiven Prinzips die Konservativen im Reichstage einer Inangriffnahme irgend 
einer Reichs-Gesetzgebung Widerstand entgegengesetzt hätten; gleichwohl 
wird man nicht leugnen können, dass für diese gewissermassen grundsätz- 
liche Neu-Gesetzgebung der Liberalismus an und für sich mehr Talent, oder 
mehr Geneigtheit als der Konservatismus besitzt. 

Alle diese Umstände zusammengenommen, dürften die Schwächung der 
konservativen Partei bei den letzten Wahlen in einer Weise erklären, welche 
der Aussicht auf eine Wiedererstarkung derselben nicht präjudizirt. Eine 
besondere Betrachtung erfordern jedoch die Fälle, in welchen Wahlsitze 
theils der konservativen, theils der liberalen Partei in den Besitz der Ultra- 
montanen übergegangen sind. Es ist diese Parteibildung im Allgemeinen 
bereits oben besprochen und als eine regelwidrige Vereinigung ad hoc, zum 
Zweck der Unterwerfung des Staates unter die römisch-katholische Kirchen- 
gewalt, dargestellt worden. Es entsteht jedoch die Frage, ob diese Partei sich 
unter eine der mehrgedachten vier Grundparteien unterordnen lasse? Dies 

‚ist offenbar nicht ohne Weiteres thunlich, wenn man die Partei als eine po- 
litische betrachtet. Unter den Abgeordneten derselben treffen wir Männer, 
welche vor Bildung der Zentrumspartei theils der konservativen, theils der 
liberalen Partei, wenn nicht immer formell, so doch thatsächlich angehört 
haben; ein grosser Theil der Wähler dieser Partei hat früher im Sinne der 
konservativen Partei gewählt, oder ist doch mit der letzteren bei den Wahlen 
Hand in Hand gegangen; die Partei rühmt sich bekanntlich auf der einen 
Seite, die festeste Stütze der Autorität zu sein; andererseits stimmt sie ge- 
meinschaftlich mit radikalen , oder sehr weit nach links gehenden Elementen 
des Liberalismus; neuerdings hat dieselbe gar dem ganzen modernen Staats- 
leben den Krieg erklärt, und nicht unterlassen, in sozialer Beziehung eine 
Sprache zu führen, welche viele Aehnlichkeit mit der Sprache der Sozial- 
Demokraten besitzt; ja es wird die Lösung der sozialen Frage durch die rö- 
misch-katholische Kirche geradezu in Aussicht gestellt, und thatsächlich sind 
von derselben katholische Gesellen- und Arbeiter-Vereine gegründet wor- 
den, welche offenbar sozialistische Ziele verfolgen. Gleichzeitig tritt die 
Partei, namentlich in den Deutschen Südstaaten (in Baiern als „patriotische 
Partei“) als partikularistische Partei auf; vindizirt sich das alleinige Recht 
auf den Namen einer konservativen Partei und erklärt den Liberalismus für 
die auszurottende Wurzel alles Uebels. Daneben geht, namentlich in Baiern, 
eine offenbare Verbindung mit radikalen (demokratischen) Elementen her; 
von der vielfach behaupteten Alliance der „schwarzen“ mit der „rothen Inter- 
nationale* ganz zu schweigen. Aus so zahlreichen und starken Wider- 

Archiv des Deutschen Reichs. Bd. 1. (VI.) 11 


162 Reichs-Verfassung. — Einleitung. 


sprüchen ergiebt sich die Unmöglichkeit, die Partei als politische Partei zu * 
karakterisiren, und es liegt deshalb der Zweifel an der Qualität der ultra- 
montanen Partei als einer politischen nahe. Völlig einfach erscheint dagegen 
die Sache, wenn man die Partei als eine kirchliche betrachtet. Es muss 
nämlich hervorgehoben werden, dass dieselben Parteien, welche auf poli- 
tischem Gebiete thätig sind, auch innerhalb der Kirche sich finden; 
nur wird man vor dem Irrthume sich zu hüten haben, als müssten die kirch- 
lichen Parteien mit den politischen, oder in Bezug auf die in den Persönlich- 
keiten zusammenfallen. Diese Annahme ist schon deshalb ausgeschlossen, weil 
es anerkanntermassen Individuen ohne das für die Religion erforderliche Organ, 
Individuen ohne religiöses, oder kirchliches Bedürfniss giebt, welche nicht 
nothwendig kirchenfeindlich wirken oder gesinnt sind, sondern vielfach der 
Religion, oder der Kirche gegenüber sich einfach indifferent verhalten, mit- 
hin in eine kirchliche Partei sich nicht einreihen lassen. Abgesehen aber 
von dieser persönlichen Seite der Sache giebt es ebensowohl wie politischen 
auch kirchlichen Radikalismus, Liberalismus, Konservatismus und Absolu- 
tismus. Als die Radikalen wird man anzusehen haben Diejenigen, welche 
die Religion, bez. die Kirche dem Gesetze der Abstraktion unterordnen und 
nicht anstehen, das nach Jahrtausenden zählende Christenthum, bez. dessen 
Organe, die Kirchen einfach über den Haufen zu werfen, wie z. B. inner- 
halb des Protestantismus die Freien Gemeinden und innerhalb des Katholi- 
zismus die Deutsch-Katholiken ; auch die Sektirer (Luthers „Schwarmgeister“) 
sind hierher zu rechnen; als kirchlich Liberale wird man die gemässigten 
Rationalisten, auf protestantischem Gebiete etwa die Anhänger des Protestan- 
ten-Vereins, auf katholischem etwa die Alt-Katholiken, als Konservative im 
Protestantismus die positiven Unionisten, im Katholizismus etwa die s. g. 
Staats-Katholiken ansehen dürfen; am schärfsten ausgeprägt aber ist die 
Partei des kirchlichen Absolutismus: die Buchstabengläubigen, die Ultra- 
Konfessionalisten des Protestantismus und die Verfechter des päpstlichen 
Absolutismus auf katholischem Gebiete, eben unsere Partei der Ultramon- 
tanen, von Alters her und am Hervorragendsten durch den in „Fertigkeit, 
Formenwesen und konventioneller Moral“ hervorleuchtenden Jesuitismus. 
Die unbedingte Herrschaft, die absolute Monarchie des Papstes (nicht, wie 
die Ultramontanen behaupten, durch die Unfehlbarkeit des päpstlichen Lehr- 
amtes ein jahrhundertalter Glaubenssatz, wohl aber das jahrhundertalte Ziel 
einer bestimmten kirchlichen Richtung, Partei oder Schule), die „Krönung 
dieses Gebäudes“ der absoluten Monarchie des Papstes ist innerhalb der 
Kirche durch die Verkündigung des Vatikanischen Dogmas vollzogen wor- 
den; die absolute Herrschaft des Papstes über die christliche Welt aber soll 
als nothwendige Ergänzung des kirchlichen Absolutismus nunmehr begründet 
werden. Denn die kirchliche Despotie ist vorläufig nur eine auf die Frei- 
willigkeit der Unterwerfung gegründete Macht; Diözesen, Kirchengemein- 
den und Individuen haben es nach der regelmässigen Stellung der Staatsge- 
walt zur Kirche in den meisten Staaten gegenwärtig jeden Augenblick in der 
Hand, der päpstlichen Absolutie sich zu entziehen; es genügt ihr Wille, 
dieser Gewalt sich nicht zu unterwerfen und sie sind ihr nicht unterworfen, 
denn die weltlichen Gewalten, die Staats-Regierungen halten es im Allge- 
meinen nicht mehr für ihre Schuldigkeit, die aufrührerischen Unterthanen 
des Papstes zu ihrer Pflicht zurück zu führen. Insofern steht die päpstliche 
Absolutie auf schwachen Füssen und deshalb ist es eine naturgemässe Auf- 
gabe der kirchlich-absolutistischen Partei, des Ultramontanismus, 
die weltlichen Gewalten unter die Herrschaft des von Gott eingesetzten 
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Papst-Königs zu beugen, welcher seine kirchliche Allgewalt erst dann zum 
Heile der Kirche voll und ganz und mit sicherer Wirkung ausüben kann, 
wenn nicht nur der weltliche Arm der Obrigkeiten ihm bedingungslos zur 
Verfügung steht, sondern wenn zugleich er es ist, von dem alle weltliche 
Gewalt in letzter Instanz das Gesetz empfängt, wenn das Gesetz, die Richt- 
schnur des weltlichen Lebens in Bezug auf Verbindlichkeit abhängt von der 
Sanktion des Oberhauptes der Kirche, oder doch, was vorläufig genügt, ausser 
Kraft gesetzt werden kann durch einen Ausspruch des unfehlbaren Papstes. 

Nun wird die widerspruchsvolle Erscheinung des Ultramontanismus auf 

politischem Gebiete völlig erklärt; die Einheit des Partei-Karakters ist vor- 
handen, wenn man die Partei richtig als das auffasst, was sie ist, als eine 
kirchliche Partei, wenn man will, als den kirchlichen Legitimismus; ihre 
wechselnde Erscheinung auf politischem Gebiete ist nur Mittel zum Zweck; 
sie tritt hier politisch, dort politisch radikal, hier liberal und dort kon- 
servativ auf, sie erscheint, wenn zweckdienlich, gleichzeitig in den verschie- 
densten politischen Farben, um ihre kirchliche Aufgabe zu lösen, um die so- 
eben vollendete Papst-Absolutie mit der noch fehlenden weltlichen Macht 
auszurüsten. Nur von diesem Betrachtungs-Standpunkte gewinnt auch der 
internationale Karakter des Ultramontanismus die ausreichende Erklärung. 
Denn trotz der wesentlichen Identität der vier Grundparteien beschränkt sich 
doch die Thätigkeit der politischen Parteien eines Landes regelmässig auf 
dieses Land selbst; und was dieser Bemerkung etwa durch Bezugnahme auf 
die früher viel betonte s. g. Solidarität der konservativen Interessen, oder auf 
die ebenfalls früher viel behauptete und viel bestrittene revolutionäre Propa- 
ganda entgegengestellt werden könnte, reicht doch nicht entfernt an diese 
fast völlige Einheit der ultramontanen Partei der verschiedenen Länder. 
Dieser internationale Karakter der Partei ist aber völlig erklärt, sobald man 
die Universalität des Zieles im Auge behält, welches die kirchlich-absolu- 
‘ tistische Partei durch ihre Thätigkeit auf dem politischen Gebiete zu er- 
reichen strebt. Der Ultramontanismus aller Länder ist bei dem Siege der 
ultramontanen Partei in jedem einzelnen Lande interessirt, weil jeder solcher 
Sieg ein Schritt zu dem gemeinsamen Ziele ist. In diesem internationalen 
Karakter liegt ein Theil der Stärke der Partei, insofern die Kräfte des ge- 
sammten Ultramontanismus wenigstens bis zu einem gewissen Masse auf 
dem wichtigsten Kampfplatze konzentrirt werden können. Andererseits liegt 
aber hier auch die schwache Seite des Ultramontanismus. Die Indifferenz 
gegen die nationalen Unterschiede lässt diese Partei, namentlich in einem 
Lande, dessen Nationalitätsgefühl besonders lebhaft, in den Augen der auf 
nationalem Boden stehenden Parteien fast in dem Lichte eines auswärtigen 
"Feindes erscheinen und vermittelt die Alliance sich gegenüberstehender Par- 
teien zur Bekämpfung der anti-, oder doch nicht nationalen Partei. 

Eine andere Frage betrifft die Dauer dieser — wie gesagt — irregulären 
Partei. Die Partei selbst, als kirchlich-absolutistische Partei, hat gewiss be- 
gründete Aussicht auf Dauer; es fragt sich aber, wie lange diese kirchliche 
Partei, oder richtiger, eine beträchtliche Anzahl der Mitglieder dieser kirch- 
lichen Partei geneigt sein werden, auf politischem Gebiete thätig zu sein, 
d. h. wie lange man im Ernst und thatsächlich das Ziel anstreben wird, Roms 
Oberherrschaft über die weltlichen Gewalten zu begründen. Die Geschichte 
lehrt uns, dass diese Bestrebungen streng genommen, niemals gänzlich auf- 
gegeben sind, und dass ein gewisser Kampf um eine gewisse Herrschaft der 
Kirche über weltliches Gebiet von Seiten des Ultramontanismus immer, wenn 
auch nicht überall geführt worden ist. Aber die Dimensionen, welche dieser 
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Kampf gegenwärtig angenommen und die Betheiligung der Massen sind 
aussergewöhnliche Erscheinungen, welche schwerlich Aussicht auf, Dauer 
haben. In einzelnen rein, oder fast rein katholischen Ländern kann es der 
ultramontanen Partei vermöge des parlamentarischen Systems und des allge- 
meinen Stimmrechtes allerdings gelingen, sich in den Besitz der Regierungs- 
Gewalt zu setzen und, so lange sie denselben behauptet, wenn nicht formell, 
doch materiell die Dinge so zu gestalten, dass die eigentliche Entscheidung 
über die wichtigsten Staats-Angelegenheiten in der Hand derKirche liegt. In 
Ländern aber, in welchen neben der katholischen andere Konfessionen eine 
bedeutende Stellung einnehmen, oder gar, wie in Deutschland, die über- 
wiegende Mehrheit besitzen, gehört die Erreichung des ultramontanen Kampf- 
zieles in das Gebiet des Unmöglichen. Auf die Dauer wird die katholische 
Bevölkerung dieser Wahrheit nicht unzugänglich bleiben und mit der Er- 
kenntniss derselben sich darauf zurückbesinnen, dass Kirche und Politik zwei 
von einander getrennte Gebiete sind, und dass es ein naturwidriger Zustand 
ist, wenn eine kirchliche Partei den ganzen politischen Einfluss der Katho- 
liken an ein nicht erreichbares Ziel der Kirchen-Politik verschwendet. Dann 
wird die überwiegende Mehrzahl der Angehörigen der römisch - katholischen 
Konfession gleich den Angehörigen der anderen Bekenntnisse sich wieder in 
die natürlichen politischen Parteien einreihen, und die extra-ordinäre Thätig- 
keit der ultramontanen Partei auf politischem Gebiete wird, wenn nicht gänz- 
lich verschwinden , doch auf ein bescheidenes Mass herabgemindert: werden, 
in welchem man nicht mehr eine Gefahr für die Nation erkennen wird. Die 
bestehen bleibende kirchlich -absolutistische Partei wird dann ihr Bestreben 
darauf richten, den in der römischen Kirche seit dem Vatikanischen Konzil 
eingeführten Absolutismus gegen seine Widersacher zu vertheidigen. Man 
wird sich daran gewöhnen, an dem freiwillig gezollten Gehorsam gegen den 
absoluten Kirchen-Monarchen sich genügen zu lassen und es nicht mehr für 
nöthig erachten, dass die Kirche vermöge der ihr zur Exekutive dienenden 
weltlichen Gewalt über die Ungehorsamen triumphire. Sehr bezeichnend, 
und die Richtigkeit der hier vertretenen Lehre von dem Wesen der Parteien 
bestätigend ist übrigens das sofortige Sich- Finden dieser absolutistischen 
Partei innerhalb der römischen Kirche und jener ultra-orthodoxen Partei in 
der evangelischen Kirche, welche ziemlich regelmässig auch in den Personen 
mit der ultra-konservativen (legitimistisch-absolutistischen) Partei („Kreuz- 
zeitungs-Partei“) zusammenzufallen pflegt. Weshalb dieses letztere bei uns 
in der Regel der Fall ist, braucht hier nicht erörtert zu werden; es genügt, 
auf die Thatsache aufmerksam zu machen, als einen Beleg für die Richtig- 
keit der Lehre von den Parteien. 

So gewiss es nun vorausgesagt werden darf, dass auf die Dauer die Wäh-” 
lerschaft römisch- katholischer Konfession nicht in diesem gegenwärtigen 
Zustande beharrt, durch welchen, wie oben schon gesagt, ihr ganzer politi- 
scher Einfluss wegen des Strebens nach etwas Unmöglichem verschwendet 
wird — es bedarf ja wohl keines Beweises, dass im Deutschen Reich ledig- 
lich schon aus dem Grunde der Majoritäts- Verhältnisse die Herrschaft der 
ultramontanen Partei, d. h. die Uebertragung der Entscheidung über die 
wichtigsten Fragen des politischen Lebens auf das Oberhaupt der römischen 
Kirche eine pure Unmöglichkeit ist — so entstehen doch in der Zwischen- 
zeit, so lange das politische Wahlrecht in dieser zweck- und sinnwidrigen 
Weise, statt für politische, für kirchliche Ziele ausgeübt wird , höchst eigen- 
thümliche, und in gewisser Beziehung nicht unbedenkliche Verhältnisse, 
welchen, wie oben bereits ausgeführt worden, nur durch energische Thätig- 
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keit der wirklichen politischen Parteien gesteuert werden kann, wenn nicht 
zu Ausnahme-Massregeln gegriffen werden soll, die unter allen Umständen 
besser unterbleiben. Die gegenwärtige Zeit, in welcher die ultramontane 
Partei auf der letzten Versammlung des Vereins Deutscher Katholiken dem 
modernen Staate geradezu den Krieg erklärt hat, in welcher die sozialdemo- 
kratische Partei der bestehenden Gesellschafts-Ordnung jede Berechtigung. 
ab- und sich das Recht, dieselbe umstürzen , offen zu-spricht; in welcher die 
Reste des Partikularismus,: wenn möglich in Alliance mit dem Ultramontanis- 
mus, die Rechts-Existenz des Deutschen Reiches in Frage stellen und die 
Entstehung desselben als einen Akt der Vergewaltigung karakterisiren ; in 
welcher endlich an unseren Grenzen in den Polen, Dänen und Elsass-Lothrin- 
gern offenkundige Feinde des Deutschen Reiches leben, die Niemanden 
darüber zweifelhaft lassen, wessen sich Deutschland im Falle der Gefahr von 
ihnen zu versehen haben würde, — diese gegenwärtige Zeit, welche gleich- 
wohl jene sämmtlichen offenen und geheimen Feinde Deutschlands mit dem 
für alle gleichen politischen Wahlrechte beschenkt hat, legt den wirklichen 
politischen Parteien, welchen naturgemäss ein nationaler Karakter beiwohnt, 
neben der mehrerwähnten Pflicht der wirklichen dauernden Arbeit gegen die 
destruktiven Tendenzen der anti-nationalen Parteien auch eine gewisse Re- 
serve auf. Den anti-nationalen Parteien gegenüber bilden sich naturgemäss 
Alliancen der nationalen Parteien; es entstehen mit Nothwendigkeit liberal- 
konservative, oder konservativ-liberale Parteien, oder es nehmen die Regie- 
rungen einen derartig gemischten s. g. Koalitions-Karakter an. Die Reserve 
aber, welche den nationalen Parteien eben dieser Karakter auflegt, besteht 
einestheils darin, dass sie ihre Kräfte nicht im Kampfe gegen einander er- 
schöpfen , sondern nöthigenfalls verbunden, dem gemeinsamen Gegner sich 
gegenüberstellen, anderentheils aber darin, dass die Gegenwart nicht dar- 
nach angethan ist, um die Partei-Tendenzen bis in ihre äussersten Konse- 
quenzen zu verfolgen. Das Deutsche Reich würde durch ein Abweichen 
von diesen Grundsätzen zwar nicht vernichtet, oder in seinen Grundfesten 
erschüttert werden; aber das Ansehen und die Bedeutung des Deutschen 
Reichstages hängt allerdings davon ab, dass in dieser schweren Zeit des 
Uebergangs im Reichstage eine feste, zuverlässige Majorität die Leitung be- 
sitzt, mit welcher in Uebereinstimmung regiert werden kann. Bis jetzt hat 
der aus allgemeinen gleichen Wahlen hervorgegangene Reichstag trotz der 
sich häufenden Schwierigkeiten allen billigen Erwartungen durchaus ent- 
sprochen und die vielfachen Bedenken, welche gegen das Wahlsystem laut 
geworden, nicht bestätigt ; unstreitig ist aber die Situation aus den oben dar- 
gelegten Gründen heute weit schwieriger, als z. B. im Jahre 1867, und die 
nachfolgenden Zahlen-Zusammenstellungen werden beweisen, wie dringend 
durch die Thatsachen die politischen Parteien an ihre Pflicht gemahnt werden.*) 
Es wählte in der Provinz Preussen: 1) der Regierungs-Bezirk Königsberg 

zum Konstituirenden Reichstag 1867: (K. R, 67) 7 K., 1 W. (Prinz Friedrich Karl) 


1 Z., 1 unbestimmt; zur Legislatur-Periode 1867/1870 (L.-P. 67/70): 9K., 12.; zur 
Legislatur-Periode 1870/1873 (L.-P. 70/73):6 K., 1 N.-L., 1 F., 1 W., 1 2.; zur Legis- 


*) Die folgenden Zahlen sind dem von Fr. Kortkampf bearbeiteten und in dessen Ver- 
lage im Februar 1874 erschienenen »Handbuche für den Deutschen Reichstag, Theil II«, 
entnommen; der Verf. des Handb. ist bei Aufstellung der Tabelle davon ausgegangen, 
dass die frei-konservative Partei in die Deutsche Reichspartei, die bundesstaatlich-kon- 
stitutionelle Fraktion und die freie Vereinigung aber in die liberale Reichspartei über- 
gegangen sind. Im Uebrigen bedeutet: P = Pole, F = Fortschritt, Z = Zentrum, 
K = Konservative, N.-L. = national-liberal, D. R. = Deutsche Reichspartei, S-D. = 
en encelat, W = Wilde. »Unbestimmt« und »Wilde« sind als gleichbedeutend an- 
zusehen. 
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latur-Periode 1874/77 (L.-P. 74/77): 2 K.,3 N.-L., 2F., 1W., 22.; 2) der Regie- 
vungs-Bezirk Gumbinnen: K.-R. 67: 7 K.; L.-P. 67/70: 6 K., 1 W. (Prinz 
Albrecht von Preussen); L.-P. 70/73: 4K., 3F.; L.-P. 74/77: 1K., 6F.; 3) der Re- 
gierungs-Bezirk Danzig: K.-R. 67: 2 K., 1!unbestimmt, 2 P.; L.-P, 67/70: 
2:K., 1 N.-L.,:2 P:; L,-Pi 20/732 KK, 1 N Sb) 2P.;7L-BRUN Tan 
2 P.; 4) der Regierungs-Bezirk Marienwerder: K.-R. 67:3 K., 3 N.-L., 
2 P:;::L.-B: 67/70;,2K, E.DUR., AN.-L,1P.; E-P, 70/723: 2R,.1D 2 735 
ı P.; L.-P. 74/77: 2K., AN.-L., 2P. Es wählte in der Provinz Brandenburg: 1) die: 
Stadt Berlin zum K.-R. 67: 1N.-L., 5F., für die drei folgenden Legislatur-Perio- 
den: 6 F.; 2) der Regierungs-Bezirk Potsdam: K.-R. 67: 7K., 2D.R., 
ı N.-L.; L.-P. 67/70: 6K., 2D. R., 2. W.; L.-P..70/73:5K., 1D.R., 2W., 2EF.; 
L.-P. 74/77: 1K., 3D. R., 1F.,5.N.-L.; 3) der Regierungs-Bezirk Frank- 
furta.d. O.:K.-R. 67:6K., 4N.-L.; L.-P. 67/70: 8K., 2N.-L.; L.-P. 70/73:6K., 
2N.-L., 2D. R.; L.-P. 74/77: 2K., TN.-L., 1 F. Es wählte in der Provinz Pommern: 
1) der Regierungs - Bezirk Stettin: K.-R. 67: AK., 3 N.-L.; L.-P. 67/70: 
4K., 3N.-L;;. L.-P. 70/73:5. KL: LHR}, 1 Bsocb.-P. 7A SARS D DEE 
2) der Regierungs-Bezirk Köslin: K.-R. 67:5K.; ebenso in den folgenden Le- 
gislatur-Perioden; 3) der Regierungs-Bezirk Stralsund: K.-R. 67: 1 N.-L., 
1 L.-R,; L.-P: 67/70: 1°D. R., VRSED-B. 10/73: 2DUR! LI -RamNZern 
ı N.-L. Es wählte 4) die Provinz Posen: 1) der Regierungs-Bezirk Posen: K.R. 
67: PS-EN-L, 1ER, 1D. R;. L-B:67/105:6 BP, ıb-R; DER 3 2 
L.-P. 70/73::7 P., :D.R., 2N.-L.; L.-P. 74/77: 8B,1D.R., IN, 2derR2- 
gierungs-Bezirk Bromberg: K.-R. 67: 2L.-R., 2 P., 1IN.-L.; L.-P. 67/70: 
TU-R, 2PTITKSIF:L-PRR TI: TPIIK AND, DPI TI Zn 
1K. Es wählte 5) die Provinz Schlesien: und zwar 1) der Reg.-Bezirk Breslau: 
R. 67:2 K.,3D. Ry, &L--R.,3.N;-L.,2 F.;L-P, 6 / wa RS DRS EL, 
2 N.-L,2F.; L.-P. 70/73:2K.,5D.R.,1N.-L,3F.,22:; L-B 7077 IE 522 
R.,2N.-L.,3 F., 2Z.; 2) der Regierungs-Bezirk Oppeln: K.-R. 67:9D.R., 
ıN.-L., 2 W.; L.-P. 67/70: 8 D.-R., 1 W., 2N.-L., 1KS Z-P. W323 DE 1 
-L., 1K., 3Z.; L.-P. 74/77: 4D.R., 8 Z.; der Regierungs-Bezirk Lieg- 
nitz: K.-R.67:4K.,3L,.-Ri 3N.-L.; L.-P: 67/10:5K., 2L.-R.,2N-ESIDR/ESE: 
3 D.R,AN.-L.,1:E.; Li-P. 1497:4K ,ıDR,. cn 1 72, 773° 


SS 


zZ 


K.-R. 67:2K.,3D.R., 2 N.-L., 1 W. (Pürst Bismarck); L.-P: 67/70: 3K., ID.R., 
1 L.-R., 3N.-L.; L.-P. 70/73:2 K., 1 D. R.,.2.L.-R., 3 N.-L.; L.-P. 74/70: IDIR 
5N.-L., 2 W.; der Regierungs-Bezirk Merseburg: K.-R. 67:5K., 1L.-R 
2:N.-L.;. L.-P. 67/10: 4.K:, 3 N.-L,, LE.;. L.-P. 70/73. 3.K,, #0, EL IR SG 
14/77: 1D.R., 5N.-L., 2F.;, 3) im Regierungs-Bezirk Erfurt: K.-R. 67 
ID.R,; 1ıN-L,1EF: L-P.BVUR0- TR: IDR; BR. 70T a 
L.-P. 74/77:2 D.-R., IN.-L., 1Z. Es wählte 7) die Provinz Schleswig-Holstein: K.-R.. 
67:5 L.-R. (Augustenburger), 2 W., 2D. R.; L.-P. 67/10: 4 L.-R.,2W.,1D.R., 2 
F::. L.-P..70/73:.1.2..-R.,2W, 1ADR,ARF,1iN-L; L-R AT Do 
4N.-L.,28.-D. Es wählte 8) die Provinz Hannover : K.-R.67: 8N.-L.,1K., 7L 
(Welfen), L.-P. 67/70: I3’N.-L. -2E.R, !D R, IW.. 22, EP: 
2:D .«R:,4 W., 4725. EP 77233 NEL. ED, BR, WA ZEIT ES e 
vinz Westfalen: 1) Regierungs-Bezirk Münster: K.-R. 67: 3 L 
P. 67/70: 2Z., 1 F., 1 Unbestimmt; L.-P. 70/73: 4Z.; L.-P. 74/7 
gierungs-Bezirk Minden: K.-R. 67: 2Z., 3K.; L.-P. 67/70: 2K,., 
R.TL.-R. LP, 70/778: 2 KR, 1 DR, 222 LP! WE IN 2 
3)Regierungs-Bezirk Arnsberg: K.-R. 67:2K., 2D. R., 1L.-R., Fe 
12.52 1.-Ps67/70.:1 D. RS 4 F},22;1.W L.-P..70/73::1DoR, BEER 3 E 
L.-B: 67/0,3. N-L, IK, IE, 1W.; L-R. 0/3: 1K,3E. In I 72 2 
: 74/77: 2N.-L., 2 F., 1W., 1Z.,; 2)der Regierungs-Bezirk Kassel: K.-R. 


R., 3 NaL.5 D.-P. 67/70: LD>R)1NAL,3ZI IWW. LP.1008 52 NE IK, 


’ 


32.; L.-P. 74/77: 2 N.-L.,4Z.; 4) im Regierungs-Bezirk Trier: zum Konst. 
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Reichst. 1867: 3D.R.,1K.,1Z., 1W.: L.-P. 67/70:2D.R., 1Z.,1W., 2N.-L.; 
L.-P10/13 952 DE R., 32, DW. L.-P. 740751 D/RFA ZH N-L; 005% im BRe- 
gierungs-Bezirk Aachen: Konst. Reichst. 1867: 2 D.R., 2W., 1 F.; L.-P. 
BEIN: DE I KEEN -L.. 1,2.,.1 Unbestimmter'; EEPh71073 24,24: EL. R-; 
L.-P. 74/77: 5Z. Es wurde gewählt 12) in den Fürstenthümern Hohenzollern für den 
Konst.-Reichst. und die L.-P. 67/70 und 70/73: 1L. R., L.-P. 74/77: 1Z. Es wur- 
den gewählt im Königreiche Baiern, und zwar 1) in Ober-Baiern: für die L.-P. 
70/73: 2 L.-R., 1 N.-L.,5Z.; L.-P. 74/77: 1 N.-L., 7Z.; 2)in Nieder-Baiern: 
L.-P. 70/73:2 L. R., 4Z.; L.-P. 74/77:62.; 3) in der Pfalz: L.-P. 70/73:5 N.-L., 
IL.R.; L.-P. 74/77: 4 N.-L., 2 F.; 4) in Oberpfalz u. Regensburg: L.-P. 
70/73 und 74/77:5Z.: 5)in Oberfranken: L.-P. 70/73: 2L.-R., IN.-L., 1 F., 
t 25; L-P.74/77: 2 N. -L., 2 2.,.12W.;..6)in-Mittelfranken: L.-P. 70/73: 3;F‘, 
2N.-L., 1L.R.; L.-P. 74/77: 3 F., 2 N.-L., 12.; 7%) in Unterfranken und 
Aschaffenburg: L.-P. 70/73:2 L.R., 2F., 22Z.; L.-P. 74/77: 6Z.; 8) inSchwa- 
ben und Neuburg: L.-P. 70/73: AL. R., 1Z., 1W.; L.-P. 74/77: 5Z., 1N.-L. 
Es wurden gewählt im Königreich Sachsen zum Konst. Reichst. 1867: SF., 8L. R., 
2:D. R., 1K,,28.-D., 1:W.; L.-P. 67/70 :8F.,3 L,R.,1.D.R.,2K., 58.-D., 4N.- 
Ber DES BD L.B., 28-Dr 7 N-L.4W.: 1.-P. 74/77: 3 8.,58D, BR, 
6 8.-D., 5 N.-L., 3 W., 1 Unbestimmter. Es wurden gewählt im Königreich Württem- 
berg für die L.-P. 70/73: 11 N.-L., 2D.R., 2W., 2Z.; L.-P. 74/77: 8N.-L., 4D.R., 
1ıW.,3Z.,1F. Es wurden gewählt im Grossherzogthum Baden zur L.-P. 70/73: 10 
N.-L.,,1D.R., 1L.R., 22.; L.-P. 74/77: 11N.-L., 1D. R., 2Z. Es wurden ge- 
wählt im Grossherzogthum Hessen, nördlich des Main’s, zum Konst. Reichst. 1867: 1D. 
R., iL.-R., 1N.-L.; L.-P. 67/70:1D.R., 1L.R., 1N.-L.; im ganzen Lande zur 
L.-P. 70/73:1D.R.,1L. R.,7N.-L.; L.-P. 74/77: 7N.-L.; 12.,1W. Es wurden 
gewählt im Grossherzogthum Mecklenburg-Schwerin zum Konst. Reichst. 1867: 4N.-L., 
NEE BETEN FL; W.1:K,3:1L,HP.270/ 73: N -LichE.; L.-B. 714/777 4 
N.-L., 2F. Es wurden gewählt im Grossherzogthum Sachsen zum Konst. Reichst. 
TED NER WEST EPSON EL WD.SP. 70/737 3 N - Le LP. 14/77: 
3N.-L. Es wurde gewählt bei sämmtlichen vier Wahlakten im Grossherzogthum 
Mecklenburg-Schwerin: I N.-L. Es wurde gewählt im Grossherzogthum Oldenburg zum 
Konst. Reichst. 1867: 2 N.-L., 1 L.R.: L.-P. 67/70: 1N.-L., 1 F., 1Z.; L.-P. 70/73: 
2N.-L., 1Z. L.-P. 74/77: 2 N.-L., 1Z. Es wurden gewählt in den Herzogthümern: 
Braunschweig K. R. 1867: 3 N.-L.; ebenso für die folgenden 3 Legisl.-Per.; Sachsen- 
Meiningen: bei sämmtl. vier Wahlakten: 2 N.-L.; Sachsen-Altenburg: bei sämmtl. vier 
Wahlakten : 1 N.-L.; Sachsen-Koburg-Gotha zum Konst. Reichst. 1867: 1 N.-L., 1 F.; 
L.-P. 67/70: 1N.-L.;1F., L.-P. 70/73: 2 N.-L.; L.-P. 74/77: ıN.-L., 4F. Anhalt: in 
sämmtl. vier Wahlakten: 2 N.-L. Lauenburg: in sämmtl. vier Wahlakten: 1 N.-L. 
Es wurden gewählt in den Fürstenthümern Schwarzburg-Rudolstadt zum Konst. Reichst. 
1867: I N.-L.; L.-P. 67/70: 1 N.-L.; L.-P. 70/73: 1 F. Schwarzburg-Sondershausen 
zum Konst. Reichst. 1867 und der L.-P. 67/70: 1 N.-L.; L.-P. 70/73 und 74/77 1 F.; 
Waldeck: in sämmtl. vier Wahlakten: 1 N.-L.; Reuss, ältere Liniel, zum Konst. 
Reichst. 1867: 1,N.-L.; L.-P. 67/70: 1 N.-L.; L.-P. 10/73: ıK.; L.-P. 74/77: 1 F. 
Reuss, jüngere Linie, zum Konst. Reichst. 1867 und der L.-P. 67/70 und 70/73: 
1 N.-L.; L.-P. 74/77: 1 F.; $Schaumburg-Lippe: in sämmtl. vier Wahlakten: i N.-L.: 
Lippe: Konst. Reichst. 1867: 1K.; L.-P. 67/70, 70/73 und 74/77: 1F. Es wurden 
gewählt in den Freien Reichsstädten: Lübeck: in sämmtl. vier Wahlakten: 1 N.-L.; 
Bremen: desgleichen; Hamburg zum Konst. Reichst. 1867: 2N.-L., 1F.; L.-P. 67/70: 
ENZEIER CHI TNEDD-P 0008: TOP}, 1N.-L,, EDERS ESP ANGE EN 
Es wurden gewählt im Reichslande Elsass-Lothringen pro 1874/1877: 9 Z., 6 Angehörige 
der Französischen Protest-Partei. 
Das Gesammt-Resultat dieser Wahlen in den einzelnen Ländern des Deutschen 
Reiches ergiebt etwa Folgendes: Es wurden gewählt: 
1) Wilde: in den Konst. Reichst. : 27; die erste: Legis.-Per.: 22; die zweite: 18; 
die dritte: 15. 
2) ler in den Konst. Reichst. : 13; die erste Legis.-Per. : 11; die zweite: 13; die 
ritte : 14. 
3)Zentrum: in den Konst. Reichst. : 14; die erste Legis.-Per. : 19; die zweite: 67; 
die dritte: 94. 
4) Konservative: in den Konst. Reichst. : 63; die erste Leg.-Per. : 67 ; die zweite: 
53; die dritte: 21. 
5) Deutsche Reichspartei: in den Konst. Reichst. : 39; die erste Leg.-Per. 35; 
die zweite: 35; die dritte: 31. 
6)Liberale Reichspartei: in den Konst. Reichst. : 38; die erste Leg.-Per.: 20; 
die zweite: 30; die dritte: 0. 
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7) National-Liberale: in den Konst. Reichst. : 80; die erste Leg.-Per.: 83; die 

zweite: 118; die dritte: 149. 

8) Fortschritts-Partei: in den Konst. Reichst. : 21; die erste Leg.-Per.: 31; die 

zweite: 46; die dritte: 49. 

9)Sozial-Demokraten: in den Konst. Reichst.: 2; die erste Leg.-Per.: 9; die 
zweite: 2; die dritte: 9. | | 

Zu dieser Zusammenstellung ist zu bemerken, dass in derselben die im 
Reichslande Elsass- Lothringen gewählten Abgeordneten nicht mitgezählt 
worden sind ; anderenfalls würde sich die Zahl der dem Zentrum angehören- 
den Abgeordneten für die laufende Legislatur-Periode von 94 auf 103 er- 
höhen, und es hätte als besondere Rubrik für die laufende Legaslatur-Periode 
der s. g. Französischen Protest-Partei gedacht werden müssen, welche 6 Mit- 
glieder zählen würde. 

Mittlerweile hat das Statistische Amt eine sehr beachtenswerthe und 
gründliche Arbeit über die Wahlen zur zweiten Legislatur-Periode des Deut- 
schen Reichstages veröffentlicht. Leider sieht Verfasser sich genöthigt, auf 
die Mittheilung verhältnissmässig weniger Notizen aus dieser Statistik sich 
zu beschränken. 

Was zunächst die Wahlbetheiligung betrifft, so haben 5,288,203 
Wähler von ihrem Wahlrechte Gebrauch gemacht, d. h. 62,1 Prozent der in 
die Listen aufgenommenen Wähler. In den verschiedenen Staaten war die 
Betheiligung an den Wahlen sehr verschieden; so betheiligten sich bei den 
Wahlen z. B. in Schwarzburg-Rudolstadt nur 34,7 Prozent (dies ist der nie- 
drigste Satz, auf welchen unmittelbar die Hauptstadt des Deutschen Reiches 
Berlin mit 36,3 Prozent folgt), während in Schwaben 84,4 Prozent der in die 
Listen Aufgenommenen von ihrem Wahlrechte Gebrauch gemacht haben. 

Bemerkens- und beachtenswerth ist ferner, dass diejenigen Wahlkreise, 
in welchen weniger als die Hälfte der Wähler gestimmt, regelmässig min- 
destens zu drei Viertheilen von Angehörigen der evangelischen Konfession 
bevölkert waren, während überall da, wo die der römisch-katholischen Kon- 
tession Angehörigen an Zahl die Angehörigen der anderen Konfessionen 
überwiegen, ausnahmslos eine stärkere, als die durchschnittliche Betheiligung 
an. der. Wahl stattgefunden hat. 

Der Hervorhebung ist es nicht minder werth, dass die grossen Städte, 
welche eigene Wahlkreise bilden, obgleich die Ausübung des Wahlrechtes 
‘hier mit weit geringerer Mühe und Zeitverlust verbunden ist, als in den länd- 
lichen Kreisen, dennoch im Vergleich mit diesen letzteren in der Regel der 
Vorwurf der Vernachlässigung im Gebrauche des Wahlrechtes trifft. Wäh- 
‚rend, wie oben schon hervorgehoben worden, durchschnittlich 62,1 Prozent 
der in die Listen Aufgenommenen das Wahlrecht realiter verwerthet hat, er- 
giebt sich, dass in Königsberg nur:30,4, in Magdeburg 35,3, in Hamburg 
42,5, in Breslau 42,9, in Dresden 44,6, in Leipzig 57,3 Prozent an der Ab- 
stimmung Theil genommen haben. Aachen, Frankfurt a. M. und München 
nähern sich dem Durchschnittssatze, welcher von Stettin mit 62,5, von Lü- 
beck mit 64,0, von Elberfeld-Barmen (Sozial-Demokratie!) mit 64,3, von 
Danzig mit 65,0, von Köln mit 66,5, von Bremen mit 67,9 und von Han- 
nover (Welfen!) mit 71,5 Prozent überschritten wird. Von Berlin war schon 
oben die Rede; als ein Beispicl fast skandalöser Ausserachtlassung des Wahl- 
rechtes mag aber noch angeführt werden, dass im 5. und 6. Berliner Wahl- 
kreise bei der ersten Wahl nur 27,2 bez. 29,1 Prozent der Berechtigten an 
der Wahlurne erschienen ist! 

.. Wenn im Grossen und Ganzen sich herausstellt, dass im Jahre 1874 von 
den Wahlberechtigten 11,1 Prozent mehr, als bei den Wahlen zur ersten Le- 
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gislatur-Periode sich betheiligt hat, so kann man es vorläufig dahin gestellt 
sein lassen, wie gross der Antheil der klerikalen und der sozial-demokratischen 
Agitation, bez. der durch die letztere geweckten Gegen-Asgitation an dieser 
Verstärkung der Wahlbetheiligung gewesen ist; die Thatsache, dass durch- 
schnittlich nur 61,1 Prozent der Berechtigten das Recht gebraucht, dass 
also mehr als 1/, der Wahlberechtigten, trotz der leichten Art der Ausübung, 
von dem Wahlrechte keinen Gebrauch gemacht hat, beweist zahlenmässig 
die Berechtigtigung des Vorwurfs, welcher den Parteien im Laufe dieser Er- 
örterung gemacht worden ist. Die Zahl der Nichtwähler ist eine so starke, 
dass von einem regelmässigen Funktioniren des allgemeinen gleichen 
Wahlrechtes unter diesen Verhältnissen kaum noch zu reden ist. Es ist be- 
veits anerkannt worden, dass dieses Wahlsystem vom theoretischen Stand- 
punkte sich kaum vertheidigen lässt; es mag auch zugegeben werden, dass 
dasselbe an und für sich gewisse schädliche Wirkungen zur nothwendigen 
Folge habe, so viel aber steht fest, dass dieser Zustand der allerverkehrteste 
ist, wenn das Wichtigste der politischen Rechte, das Wahlrecht, während 
dasselbe, vom Gleichheits-Standpunkte ausgehend, auf die allgemeine Be- 
theiligung berechnet ist, nur von einem Theile der Wähler benützt wird. 
Auch ein falsches Prinzip kann noch günstige Resultate haben, falls dasselbe 
nur richtig, in Konsequenz oder Uebereinstimmung seiner selbst zur Anwen- 
dung gebracht wird; aber auch das richtigste Prinzip muss im Laufe der Zeit 
fehlerhafte Wirkungen erzeugen, wenn es im Widerspruche seiner selbst zur 
Ausführung gelangt. Die Pflicht der Parteien, welche sich rühmen,, für das 
Deutsche Reich thätig zu sein, ist es daher , mit Aufgebot aller Kräfte dahin 
zu wirken, dass das allgemeine gleiche Wahlrecht in Zukunft wirklich allge- 
mein und in den verschiedenen Bundesstaaten und Wahlkreisen gleichmässig 
zur Anwendung gelange. Dabei muss es auch gleichgültig sein, ob das in 
Rede stehende Wahlsystem mit den Prinzipien der Partei in Uebereinstim- 
mung oder zu denselben im Widerspruch steht; denn einmal ist dieses Wahl- 
system das gesetzliche, und zweitens ist es thatsächlich so gut wie unmöglich, 
diesem Wahlsysteme ein anderes zu substituiren. 

Von besonderem Interesse sind die Angaben, welche die amtliche Stati- 
stik über die Zahl der in bestimmter Parteirichtung abgegebenen Stimmen 
der Wähler macht.. Vorauszuschicken ist, dass gültige Stimmzettel im 
Ganzen 5,259,155 abgegeben worden sind. Von diesen sind 68,4 Prozent 
oder 3,594,792 Stimmen auf gewählte Abgeordnete gefallen. Hält man dies 
mit dem über die Betheiligung der Wahl Gesagten zusammen, so ergiebt 
sich, dass die Abgeordneten von 42,2 Prozent der in die Listen aufgenom- 
menen Wähler gewählt worden sind, — was man allerdings, wenn man 
wollte, vielleicht in gewissem Sinne eine Minoritätswahl nennen könnte. 
Dies soll aber durchaus nicht im Sinne einer Herabsetzung der Bedeutung 
des gegenwärtigen Reichstages gesagt sein; es ist vielmehr ein bekanntes 
Uebel des gebräuchlichen Wahlmodus nach Wahlkreisen, nicht selten dahin zu 
führen, dass statt der Mehrheit die Minderheit die Abgeordneten ernennt. Sehen 
wir hiervon ab, so giebt uns die amtliche Statistik an, dass auf die gewählten 
Abgeordneten vereinigt worden sind in vier Kreisen 70—30 Prozent der 
Stimmen der Wahlberechtigten ; in 35 Kreisen 60—70 Prozent; ‚in 69 Krei- 
sen 50—60 Prozent; in 101 Kreisen 40-50 Prozent; in 115 Kreisen 30—40 
Prozent; in 67 Kreisen 20—30 Prozent; in 6 Kreisen unter 20 Prozent. 
Diese auf gewählte Abgeordneten gefallenen 3,594,792 Stimmen nach der 
Partei-Stellung der Gewählten vertheilt, liefern folgende Tabelle *): 


*) Die Benennung der Parteien harmonirt nicht völlig mit den Namen, welche das 


= 
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Partei. Zahl der Abgeordneten: Zahl der Stimmen: 
Nationgk-hberab sis aslels ts BB 2 sa se 
Zentrum 1. Dane Seo at erieNn 
Förtschritts-Pärtei.. » 32 004... , >49 sr st 307,219 
Deutsche Reichs-Partei . . . Bel 261,496 
Konmsewauvesi seh 136,861 
Bolenamnna: yalıkBrrsa on aan; 142,914 
Sozial-Demokraten. . . . ., RER BE? 80,893 
Protest+Partel: aa Ka A 76,559. 
Partikularisten » 3 wu eass, ER 35,067 
Liberale Reichs-Partei . . . Ba 26,675 
Volks<bartei 0 tl I Ich st 7,185 

Summa: 397 3,594,792. 


Mit dieser Tabelle muss verglichen werden eine zweite, welche nicht 
nur die mit Erfolg, sondern die für Kandidaten der fraglichen Parteien über- 
haupt abgegebenen Stimmen berücksichtigt; dies ist die zweite Tabelle: 


Partei: Zahl der Stimmen: 
National-liberal . . ....°.°0.1,616,440 
Zentrum! wi Sara Hasen m0.1,504,904 
Fortschritts-Partei 4 a3 I.% 479,151 
Deutsche Reichs-Partei. . . 360,977 
Konservative Ku as u 3755144 
Polentisw nal, WrignE 199,273 
Sozial-Demokraten . . . . 339,738 
Protest-Partersi2s 7 „sog, 78,616 
Partikularisten Der. th 127,402 
Liberale Reichs-Partei . . . 56,015 
Volk--Partei®iin ga, 23,908 
Unbestimmt 37,519 


Summa: 5,259,156. 

Aus der Vergleichung dieser beiden Tabellen ergiebt sich u. A. die Zahl 
der Stimmen, welche für die einzelnen Parteien ohne praktischen Erfolg ab- 
gegeben sind, mit welcher der Partei-Kandidat und die Partei in der Minori- 
tät geblieben ist. Abgesehen von den Sozial-Demokraten,- von denen immer 
eine beträchtliche Anzahl in einer Art politischer Diaspora leben wird, ist 
am merkwürdigsten das ungleiche Geschick, von welchem in dieser Beziehung 
die Deutsche Reichspartei (Frei-Konservative) einerseits und andererseits die 
konservative Partei betroffen worden ist. Während für die konservativen 
Kandidaten mehr Stimmen als für die Kandidaten der Deutschen Reichs- 
partei abgegeben worden sind (375,117 gegen 360,977), ist die erstere nur 
durch 22 Abgeordnete, die letztere aber durch 33 Abgeordnete vertreten, 
weil die erstere mit 238,256, die letztere aber nur mit 99,481 Stimmen in 
der Minorität geblieben ist. \ 

Es liegt die Versuchung nahe, auf Grund dieser zweiten Tabelle das 
Stärkeverhältniss der verschiedenen Parteien festzustellen ; allein hier muss 
auf die Nothwendigkeit aufmerksam gemacht werden, von den Zahlen der 
Statistik nur einen diskreten Gebrauch zu machen. Diese Zahlen sind werth- 
voll für die Beurtheilung dieses Stärkeverhältnisses, aber keineswegs darf 


Kortkampf’sche »Handbuch« anwendet, weil das letztere, wie oben $. 165 angegeben, 
identische Partei-Namen für sämmtl. Legislatur-Perioden geschaffen hat, für die neuen 
Parteien, welche nach kurzem Bestehen durch Anschluss ihrer Mitglieder mit anderen 
älteren sich verschmolzen haben. 
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ihnen, oder gar ihnen allein in dieser Beziehung ein entscheidendes Gewicht 
beigelegt werden. Von Wahl-Kompromissen, wie solche namentlich der 
klerikalen und sozial-demokratischen Partei gegenüber stattgefunden haben, 
ganz abgesehen, hängt die Betheiligung der Zahl der Parteimitglieder theils 
von der Natur dieser Parteien, theils von der Art und Weise der Wahl-Agi- 
tation, theils von der vorhandenen oder mangelnden Aussicht auf Erfolg ab. 
Es liegt in der Natur der Sache, dass die extrematischen Parteien, wie na- 
mentlich die klerikale und die sozial-demokratische massenhafter als die Mit- 
telparteien , oft „bis auf den letzten Mann“ an der Wahl sich betheiligen; 
ebenso wird die liberale Partei, als die mehr aktive, stärker an der Wahl 
Theil nehmen, als die mehr passive konservative Partei. Dies ist sogar durch 
die vorliegende Statistik selbst ziffermässig bestätigt worden. Dass die ge- 
schickte, oder ungeschickte, die rührige, oder lässige Betreibung der Wahl- 
Agitation günstig, bez. ungünstig auf die Betheiligung an der Wahl wirkt, 
ist ebenso selbstverständlich, wie die gleichmässige Wirkung der Aussicht 
auf Erfolg oder Niederlage. Auch bezüglich dieses letzteren Momentes lassen 
sich der amtlichen Statistik recht interessante Zahlenangaben entnehmen; 
jedoch von dem ersteren Momente können die Zahlen der Statistik direkt 
nicht reden. In der hier vorliegenden Tabelle ist aber und konnte auch 
keines dieser für die Betheiligung an der Wahl hochwichtigen Momente be- 
rücksichtigt werden; deshalb muss es aber auch als unzulässig erscheinen, 
aus den Zahlen dieser Tabelle das Stärkeverhältniss der Parteien abstrahiren 
zu wollen. 

Von besonderem Interesse ist die folgende Tabelle, welche die letztenReichs- 
tagswahlen mit den Ergebnissen der Wahlen der ersten Legislatur-Periode 
des Deutschen Reichstages vergleicht; die Tabelle giebt den Gewinn bez. 
den Verlust an Abgeordneten und Stimmen an, welchen die verschiedenen 
Parteien im Vergleich mit den Wahlergebnissen zur ersten Legislatur-Periode 
errungen, bez. erlitten haben: 


Partei: Abgeordnete: Stimmen: 
National-liberl. . » ..4+28 . 22.22... 409,329 
Kentzums er se aamathete 2A 1 wie n46 2 AR 
Fortschritts-Parti. . . + 4 ... 0... 0.4 130,103 
Deutsche Reichs-Partei ...— 4. . u... 6,288 
Konservative ah 2 eu nat RAR 
Dale eu hir terre — 22,956 
Sozial-Demokraten. . . + 7 218,950 
Protest-Partei ea) Lt a7 Dr an ER ee 
Partikularısten.. a bee eh ae ner 15 
Liberale Reichs-Partei . — 26 — 209,846 
rl h a a er er Ele 
Unbestimmte . . . et ..— 38,095. 


Um nun endlich genau zu wissen, welcher Partei der Verlust, den an- 
dere Parteien erlitten, zu gute gekommen ist, muss man folgende Angaben 
berücksichtigen: In Preussen hat verloren die konservative Partei 35 Ab- 
geordnete, die Deutsche Reichspartei 7, der Partikularismus 4; es haben ge- 
wonnen die Nationalliberalen 33, die Fortschrittspartei 6, die Sozial-Demo- 
kraten 3, das Zentrum 12, die Polen 1 Abgeordneten. In Baiern hat ver- 
loren die liberale Reichspartei 13, die Fortschrittspartei 1; diese Mandate 
sindsämmtlich dem Zentrum zugefallen. InSachsen verloren die 
liberale Reichspartei 5, die Nationalliberalen 1, die Fortschrittspartei 4Mandate; 
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gewonnen haben die Konservativen 1, die Deutsche Reichspartei 5, die So- 
zialdemokraten 4. In Württemberg verloren die Nationalliberalen 3, die 
Unbestimmten 1, es gewann die Deutsche Reichspartei 1, die Fortschritts- 
partei 1 und das Zentrum 2 Sitze. Abgesehen von Elsass-Lothringen ver- 
loren in den übrigen Staaten die Konservativen 1, die Deutsche Reichs- 
partei 1, die liberale Reichspartei 2 Mandate; es gewannen die National- 
liberalen 1, die Fortschrittspartei 2, das Zentrum 1. | 

Das Bedenkliche dieser Wahlergebnisse liegt in den starken Verlusten 
der konservativen und in dem übermässigen Anwachsen jener beiden extrema- 
tischen Parteien, von denen die eine ihrem wahren Wesen nach eine kirch- 
liche Partei ist, während die Thätigkeit der anderen weit mehr auf dem so- 
zialen, als auf dem politischen Gebiete liegt. Weil diese beiden Parteien 
sich nicht einreihen lassen unter die vier Parteien , welche zu allen Zeiten 
und überall das politische Leben begleitet haben, deshalb fehlt denselben, 
wie bereits oben entwickelt worden, der Karakter der Dauer. Gleichwohl 
sind dieselben für die Gegenwart, in welcher wir leben, sehr bedenkliche 
Erscheinungen: Die eine Partei vermisst sich des Umsturzes der gesammten 
gesellschaftlichen Ordnung, die andere erklärt dem Staate, dem Träger der 
Kultur, offenen Krieg, indem sie als Parole für eine Masse von Menschen, 
für eine Partei jenes Wort ausgiebt: „Man muss Gott mehr gehorchen als den 
Menschen“ — ein Wort, das nur dem Gewissen des einzelnen Menschen an- 
heimgegeben werden kann, in dem Falle aber wie offene Empörung gegen 
das Gesetz klingt, wenn einer Masse von Menschen ein Mensch oder eine 
bestimmte Kategorie von Menschen verkündet, was „Gott im Gegensatze zu 
den Staats-Gesetzen wolle“. ! 

Zum Schluss aber kann an dieser Stelle nur wiederholt an die Pflicht der 
politischen Parteien, namentlich der beiden Mittelparteien: „konservativ und 
liberal“ zu ernster Arbeit auf dem politischen Gebiete erinnert werden. Nach- 
dem man hundert und tausendmal die Nothwendigkeit eines einigen Deutsch- 
lands und eines Deutschen Parlamentes bewiesen und resolvirt hat ;‚ nachdem 
nun beide, das Deutsche Reich und das Deutsche Parlament, in die Wirk- 
lichkeit getreten, da erscheint es als die selbstverständliche Pflicht der poli- 
tischen Parteien, dass sie, die in dem Parlamente ihren Einfluss zu üben ha- 
ben, an sich es nicht fehlen lassen. Nur unter der Disziplin der politischen 
Mittel-Parteien, welche den in’s Ungemessene schweifenden Aspirationen des 
Individuums Schranken ziehen, kann eine Betheiligung des Volkes an der 
Gesetzgebung durch gewählte Abgeordnete überhaupt thunlich sein. Des- 
halb werden diese Parteien dafür sorgen müssen, die Wahlen zu organisiren 
oder richtiger zu diszipliniren , nämlich innerhalb der Grenzen des Politisch- 
Möglichen und der Achtung vor den Gesetzen des Reiches. 


Die Verfassung des Deutschen Reiches 
vom 16. April 1871. 


Vorbemerkung. 


In der folgenden Bearbeitung der Reichs-Verfassung ist der Text derselben 
mit Korpus-Lettern gedruckt; Abweichungen des Textes von dem Entwurfe 
der Verfassung des Norddeutschen Bundes (in Folge der Verhand- 
lungen des konstituirenden Reichstags von 1867) sind durch Gebrauch von 
Kursiv-Schrift, Abweichungen von dem Wortlaute der Verfassung 
des Norddeutschen Bundes selbst (in Folge der Verfassungs- Verträge 
mit den Süddeutschen Staaten) sind durch fette Schrift, diejenigen Ab- 
änderungen aber, welche Folge der Redaktion des Reichs-Verfassungs- 
Gesetzes, oder späterer Gesetze, sind durch gesperrte Schrift angezeigt. 

Unmittelbar an jeden Verfassungs-Artikel schliessen sich die Anmerkungen, 
in welchen zunächst die Entstehungs-Geschichte des Textes dargelegt, der ab- 
weichende Wortlaut des Entwurfs und die gestellten Amendements u. s. w. mit- 
getheilt werden. Dieser historische Theil der Anmerkungen unterscheidet 
sich durch Verwendung der Bourgeois-Schrift, während der übrige Tbeil der An- 
merkungen, die eigentliche Interpretation enthaltend, in Petit-Schrift gesetzt ist. 


Seine Majestät der König von Preussen im Namen des Norddeutschen 
Bundes, Seine Majestät der König von Baiern, Seine Majestät der König von 
Württemberg, Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Baden und Seine 
Königliche Hoheit der Grossherzog von Hessen und bei Rhein für die südlich 
vom Main belegenen Theile des Grossherzogthums Hessen, schliessen einen 
ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebietes und des innerhalb desselben 
gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des Deutschen Volkes. 
Dieser Bund wird den Namen Deutsches Reich führen und wird nachstehende 


Verfassung 
haben. 
In der Verfassung des Norddeutschen Bundes lautet die Arenga 
wie folgt: 


Seine Majestät der König von Preussen, Seine Majestät der König 
von Sachsen, Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von 
Mecklenburg-Schwerin, Seine Königl. Hoheit der Grossherzog 
von Sachsen-Weimar-Eisenach, Seine Königl. Hoheit der 
Grossherzog von Mecklenburg-Strelitz, Seine Königl. Hoheit 
der Grossherzog von Oldenburg, Seine Hoheit der Herzog von 
Braunschweig - Lüneburg, Seine Hoheit der Herzog von 
Sachsen-Meiningen und Hildburghausen, Seine Hoheit der 
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Herzog zu Sachsen-Altenburg, Seine Hoheit der Herzog zu 
Sachsen-Koburg und Gotha, Seine Hoheit der Herzog von An- 
halt, Seine Durchlaucht der Fürst zu Schwarzburg-Rudolstadt, 
Seine Durchlaucht der Fürst zu Schwarzburg-Sondershausen, 
Seine Durchlaucht der Fürst zu Waldeck und Pyrmont, Ihre 
Durchlaucht die Fürstin Reuss älterer Linie, Seine Durch- 
laucht der Fürst Reuss jüngerer Linie, Seine Durchlaucht der 
Fürst von Schaumburg-Lippe, Seine Durchlaucht der Fürst zur 
Lippe, der Senat der freien Hanse-Stadt Lübeck, der Senat der 
freien Hanse-Stadt Bremen, der Senat der freien Hanse-Stadt 
Hamburg, jeder für den gesammten Umfang ihres Staatsge- 
bietes, und Seine Königl. Hoheit der Grossherzog von Hessen und bei Rhein, 
für die nördlich vom Rhein belegenen Theile des Grossherzogthums Hessen, 
schliessen u. s. w. Dieser Bund wird den Namen des Norddeutschen führen 
u. s. w. wie im Text. 


Amendements zum Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen Bundes: 
‚Antrag Scherer: nach dem Worte »nachstehende« und vor dem Worte 
»Verfassung« einzuschalten, was folgt: 
»in Uebereinstimmung mit der zum ersten Norddeutschen Reichstage be- 
rufenen Gesammt-Vertretung der Bevölkerung der Norddeutschen Bundes- 
staaten festgestellte«. 

Dieser Antrag ging von der Erwägung aus, dass »ohne diesen Zusatz Zweifel 
darüber bleiben könnten, ob die Verfassung von den 22 Regierungen einfach ver- 
liehen werde, oder ob sie das Werk einer Vereinbarung sei, und dass sogar der 
Zweifel abgeleitet werden könne, ob, wenn die 22 Regierungen geneigt seien, die 
Einigkeit ihres Bundes um ein Beträchtliches abzukürzen, damit nicht auch die 
Verfassung fiele, denn wenn es auch in der Verfassung hiesse, auf welchem Wege 
Abänderungen zu Stande kommen, so setzen diese doch die Existenz des Bundes 
voraus«. (St. B. 1867, S. 690.) 

Da der Antrag abgelehnt ist und in der Debatte sich nur die Bemerkung 
des Abg. Twesten findet, er verachte es nicht für nothwendig, dass diese Notiz 
als eine historische Thatsache in der Uebersicht der Verfassung erwähnt werde«, 
so kann angenommen werden, dass die vom Antragsteller geäusserten Zweifel 
von dem konstituirenden Reichstage nicht getheilt sind. Rechtlich kann auch die 
»Schliessung eines ewigen Bundes« nie anders, als im Gegensatze zu einem 
zeitweiligen Bunde stehend gedeutet werden, daher enthielt dieser Wortausdruck 
schon die Beseitigung des Zweifels des Antragstellers. Erledigt ist der Zweifel 
überdem durch die Publikation der B.-V. im Bundes - Gesetzbl. Nr. 1 vom 
26. Juli 1867, woselbst es heisst: Wir Wilhelm etc. Nachdem die Verfassung 
etc. von Uns, Seiner Majestät dem Könige von Sachsen u. s. w. mit dem zu diesem 
Zwecke berufenen Reichstage vereinbart worden, ist dieselbe in dem ganzen 
Umfange des Norddeutschen Bundesgebietes wie folgt: (Es folgt der Inhalt der 
Bundes-Verfassung) unter dem 25. Juni d. J. verkündet und hat am 1. Juli d. J. 
die Gesetzeskraft erlangt. 


Was die Abweichungen der Reichs-Verfassung von der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes betrifft, so erscheint es lediglich als Folge der Vertretung des Norddeutschen 
Bundes durch das Präsidium desselben, wenn hier nicht, wie in der Verfassung des 
Norddeutschen Bundes die sämmtlichen Mitglieder desselben als Kontrahenten ange- 
führt sind. Der Norddeutsche Bund, welcher den vewigen Bund« der Glieder desselben 
repräsentirt, hat Verträge mit den Fürsten der Deutschen Südstaaten geschlossen, aus 
welchen die Verfassung des*Reiches hervorgegangen ist. Der »ewige Bund« des Ein- 
gangs der Verfassung des Norddeutschen Bundes besteht in dem »ewigen Bunde« des Ein- 
gangs der Verfassung des Deutschen Reiches fort, und zwar erweitert. 
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Die Worte der Bundes-Verfassung »jeder für den gesammten Umfang ihres Staats- 
gebietes«, welche in der Reichs-Verfassung fehlen, bildeten in der Verfassung des Nord- 
deutschen Bundes lediglich einen Gegensatz zu dem Grossherzog von Hessen und bei 
Rhein, welcher nicht mit dem »gesammten Umfange seines Staatsgebietes«, sondern nur 
mit dem nördlichen Theile desselben dem Bunde beigetreten war. Formell tritt der 
Grossherzog von Hessen auch dem Reiche wiederum nur mit einem Theile seines Staats- 
gebietes bei; da er aber hiedurch , materiell, mit dem gesammten Umfange seines Staats- 
gebietes beigetreten ist, so war der in der Verfassung des Norddeutschen Bundes noch 
vorhandene Gegensatz weggefallen und demgemäss konnten auch jene Worte, welche 
dem Gegensatz Ausdruck gegeben, fortfallen. Aus dem Fortfall der Worte: »jeder mit 
dem gesammten u. 8. w.« darf also nicht geschlossen werden, dass gegenwärtig nicht 
der »gesammte Umfang des Staatsgebietes« in dem Bundes-Verhältniss engagirt sei; 
aus der Thatsache, dass der König von Preussen u. s. w., der König von Baiern u. s. w. 
ohne weiteren Zusatz den »ewigen Bund« abgeschlossen und damit alle Bundesstaaten 
viceversa ihre Souveränetät im bestehenden Umfange sich garantiren, folgt ohne Weiteres, 
dass jede Souveränetät mit dem gesammten Umfange ihres Staatsgebietes dem Bunde 
beigetreten ist. 

Die dritte Abweichung besteht darin, dass an die'Stelle des Namens »Norddeut- 
scher Bund« die Bezeichnung »Deutsches Reich« getreten ist. Hierüber ist zu- 
nächst Folgendes zu bemerken : In der »Verfassung des Deutschen Bundes«, welche dem 
Protokoll, »betreffend Vereinbarung zwischen dem Norddeutschen Bunde, Baden und 
Hessen über Gründung des Deutschen Bundes und Annahme der Bundes-Verfassung« vom 
15. November 1870 zu Grunde gelegt worden (abgedruckt im Bundes-Gesetzblatt Nr. 51 
vom Jahre 1870), findet sich bereits als Name des Bundes angegegeben : »Deutsches Reich«; 
dieser Verfassung ist Württemberg beigetreten. Während es nun im Vertrage mit Ba- 
den und Hessen heisst: 


»Nachdem Seine Majestät der König v. Preussen im Namen u. s.w. 8.K.H. der 
der Grossherzog von Baden, und 8. K. H. der Grossherzog von Hessen n. s. w. über- 
eingekommen sind, über die Gründung eines Deutschen Bundes in Verhandlung zu 
treten u. 8. w. u. 8. w., sind diese Bevollmächtigten in Versailles zusammengetreten 
und haben sich u. s. w. über die anliegende Verfassnng des Deutschen Bundes ver- 
ständigt« — 

lautet der bezügliche Passus im V ertrage mit Baiern wie folgt: 


»Seine Majestät der König von Preussen im Namen u. s. w. und $. Maj. der König 
von Baiern haben in der Absicht, die Sicherheit des Deutschen Gebietes zu gewähr- 
leisten, dem Deutschen Rechte eine gedeihliche Entwickelung zu sichern und die Wohl- 
fahrt des Deutschen Volkes zu pflegen, beschlossen, über Gründung eines Bundes 
zu verhandeln und zu diesem Behufe zu Bevollmächtigten ernannt u. s. w. Die Bevoll- 
mächtigten u. s. w. haben sich u. s. w. über nachstehende Vertrags-Bestimmungen 
geeinigt: I. Die Staaten des Norddeutschen Bundes und das Königreich Baiern 
schliessen einen ewigen Bund, welchem das Grossherzogthum Baden und das Gross- 
herzogthum Hessen für dessen südlich vom Main belegenes Staatsgebiet beigetreten 
sind und zu welchem der Beitritt desKönigreichs Württemberg in Aussicht seht. Dieser 
Bund heisst der Deutsche Bund. II. Die Verfassung des Deutschen Bundes ist die 
des Norddeutschen Bundes, jedoch mit folgenden Abänderungen. III. Der Artikel I 
der Norddeutschen Bundes-Verfassung wird künftig lauten, wie folgt u. s. w.« 

Hieraus hätte geschlossen werden können, dass die Einleitung zur Norddeutschen 
Bundes-Verfassung nicht in den Vertrag mit Baiern übergegangen sei, diese Annahme 
ist jedoch durch eine ausdrückliche Erklärung des Staatsministers Delbrück beseitigt 
worden, dahin gehend, dass »es die Absicht gewesen sei, unter der Verfassung des 
Bundes, wie sie hier inNr. IT im Eingange allegirt worden, nicht bloss die einzelnen Ver- 
fassungs-Artikel sondern auch den Eingang zu begreifen.« 


Die Annahme des Namens »Deutsches Reich« an Stelle der Bezeichnung »Deutscher 
Bund« steht in untrennbarer Verbindung mit dem Kaisertitel und ist materiell zurückzu- 
führen auf ein Schreiben des Königs von Baiern an die Deutschen Souveräne vom 
3/4. Dezember 1870, welches lautet wie folgt: 


»Die von Preussens Heldenkönig siegreich geführten Deutschen Stämme, in Sprache 
und Sitte, Wissenschaft und Kunst seit Jahrhunderten vereint, feiern nunmehr auch 
eine Waffenbrüderschaft, welche von der Machtstellung eines vereinigten Deutschlands 
glänzendes Zeugniss giebt. Beseelt von dem Streben an dieser werdenden Einigung 
Deutschlands nach Kräften mitzuwirken, habe ich nicht gesäumt, deshalb mit dem 
Bundeskanzler-Amte des Norddeutschen Bundes in Verhandluug zu treten. Dieselben 
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sind jüngst in Versailles zum Abschluss gediehen. Nach dem Beitritte Süddeutsch- 


lands zum Deutschen Verfassungs-Bündnisse werden die Sr. Majestät dem Könige von 
Preussen übertragenen Präsidialrechte über alle Deutschen Staaten sich erstrecken. 
Ich habe mich zu deren Vereinigung in Einer Hand in der Ueberzeugung bereit erklärt, 
dass dadurch den Gesammt-Interessen des Deutschen Vaterlandes und seiner verbün- 
deten Fürsten entsprochen werde, zugleich aber in dem Vertrauen, dass die dem 
Bundes-Präsidium nach der Verfassung zustehenden Rechte durch Wiederherstellung 
eines Deutschen Reiches und der Deutschen Kaiserwürde als Rechte bezeichnet 
werden, welche Seine Majestät der König von Preussen im Namen des gesammten 
Deutschen Vaterlandes auf Grund der Einigung seiner Fürsten ausübt. In Würdigung 
der Wichtigkeit dieser Sache wende ich mich an den p. p. mit dem Vorschlage in Ge- 
meinschaft mit mir bei Seiner Majestät dem Könige von Preussen in Anregung zu 
bringen, dass die Ausübung der Bundes-Präsidialrechte mit Einführung des Titels eines 
»Deutschen Kaisers« verbunden werde. Es ist mir ein erhebender Gedanke, dass ich 
mich durch meine Stellung in Deutschland und durch die Geschichte meines Landes 
berufen fühlen kann, zur Krönung des Deutschen Einigungswerkes den ersten Schritt 
gethan zu haben und gebe mich der freudigen Hoffnung hin, dass Eu. p. p., meinem 
Vorgehen Ihre freundliche Zustimmung ertheilen werden.« 


Nachdem die Deutschen Souveräne diesem Vorschlage beigetreten und der König von 
Preussen die Annahme der Kaiserlichen Würde erklärt, — wie solches zum Theil bereits 
dargestellt worden ist, zum Theil später dargestellt werden wird —, legte der Bundesrath 
des Norddeutschen Bundes im Einverständniss mit den Süddeutschen Regierungen dem 
Reichstage folgende Abänderung der Verfassung vor: 


»Im Eingang ist an Stelle der Worte »Dieser Bund wird den Namen Deutscher 
Bund führen«, zu setzen : »Dieser Bund wird den Namen Deutsches Reich führen.« 
Dieser Antrag des Bundesratheswurde angenommen. Man beschränkte sich zur Zeit 
darauf, die beiden Momente im Schreiben des Königs von Baiern an denjenigen beiden 
Stellen der Verfassung zum Ausdruck zu bringen, welche dafür die prägnantesten, den 
Begriff »Deutsches Reich« da, wo zuerst von dem Namen des neugeschlossenen Bundes 
die Rede ist, den Begriff »Deutscher Kaiser« aber an der Stelle, welche die Präsidial- 
Stellung der Krone Preussen bezeichnet. Bei der Revision der Verfassung hat man 
später Gelegenheit gefunden, auch an vielen anderen Stellen das Wort Bund (bez. 
Bundes-Präsidium) durch Reich (bez. Kaiser) zu ersetzen, und die Durchführung dieser 
bisher nur in zwei Stellen eingeführten Begriffe ist nach einer Erklärung des Staatsmi- 
nisters Delbrück (Sitzung vom 27. März 1871. St. B. S. 22) einer der Hauptzwecke der 
Verfassungs-Revision gewesen. Dieser Aufgabe hat man jedoch nichtin der Weise zu ge- 
nügen gesucht, dass man grundsätzlich überall da, wo das Wort »Bund« vorzufinden, 
»Reich« gesetzt hätte; vielmehr ist der Begriff »Bund« der Verfassung auch in ihrer 
jetzigen Gestalt geläufig, wie z. B. die Art. 1u. 2 vom Bundes-, nicht aber vom 
»Reichsgebiete« reden. Jene erstere Ansicht wurde von der Fortschrittspartei (Rede 
des Abg. Dunker-Berlin. St. B. I. Session des Deutschen Reichtags, S. 94) vertreten, 
welcher geradezu den Antrag stellte, dass die Ueberschrift der No. I statt »Bundes- 
gebiet« lauten solle: »Reichsgebiet«, indem er deduzirte, dass, »nachdem in der Ein- 
leitung gesagt worden, der geschlossene Bund solle den Namen Deutsches Reich führen, 
an all’ den Stellen, wo fernerhin in der Verfassung vom Bunde die Rede sei, in konse- 
quenter Weise dieser Ausdruck Bunddurch den Ausdruck »Reich«ersetzt werden müsse.« 
Wie aus Erklärungen, welche der Fürst - Reichkanzler in derselben 
Sitzung abgegeben, hervorgeht, so ist die Wahl der Ausdrücke »Reich« und »Bund«in 
der dem Reichstage vorgelegten Redaktion der Verfassung keineswegs eine zufällige 
gewesen. Dass beide Ausdrücke zulässig, wurde aus den Worten des Eingangs: 
»Dieser Bund wird den Namen Deutsches Reich führen« gefolgert; — »es ist« — 80 
liess sich der Reichskanzler wörtlich vernehmen — »also eine Fortdauer des Bundes- 
verhältnisses als Grundlage gedacht«. Weiter wurde anerkannt, dass die Fragen nicht 
eine wesentliche prinzipielle, sondern nur eine sprachliche Bedeutung haben und als 
Motive für die jedesmal getroffene Wahl der Gedanke bezeichnet, dass man den Aus- 
druck »Reich« nur da zu gebrauchen habe, wo von einem Inbegriffe derjenigen staat- 
lichen und hoheitlichen Attribute die Rede sei, welche auf die Gesammtheit übertragen 
worden, dass man hingegen dem Ausdrucke »Bund« dort seine Anwendung zu belassen 
habe, wo mehr die Rechte der einzelnen Staaten, der Bundesglieder in den Vorder- 
grund treten. Da die hier hervorgehobene Unterscheidung bei den Worten »Reichs- 
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gebiet«, bez. »Bundesgebiet« sich nur in geringem Grade fühlbar macht, da man auch 
vielleicht sagen könnte, dass gerade nach der soeben gegebenen Motivirung in diesem 
Falle »Reichsgebiet« im Gegensatze zu den einzeln aufgeführten Gebieten der verbiin- 
deten Staaten vor »Bundesgebiet« den Vorzug verdiene, so erklärte der Reichskanzler 
weiter, man habe geglaubt, dass auch hier, weil die Souveränetät, die Landeshoheit, 
die Territorialhoheit bei den einzelnen Staaten verblieben sei, bei Bezeichnung des Ge- 
sammt-Gebietes der Begriff des Bundes-Verhältnisses in den Vordergrund zu stellen sei. 
Von einer gewissen, auch prinzipiellen Wichtigkeit ist die Beibehaltung des Aus- 
druckes »Bundesrath « statt »Reichsrath«, worauf später zurückgekommen werden wird. 
Bezüglich der Nicht-Anwendung des Wortes »Reichsgebietes« ist man übrigens nicht 
ganz konsequent gewesen, da im Art. 48 der Verfassung von dem»Gebiete des Deut- 
schen Reiches« geredet wird. Der Reichstag hat sich in dieser Beziehung überall 
der Redaktion des Bundesrathes angeschlossen, jedoch ist aus dieser Haltung des 
Reichstages ein sicherer Schluss auf die Motive derselben nicht zu ziehen, da neben 
den von dem Reichskanzler entwickelten Gründen für die Abstimmung entscheidend 
gewesen sein kann, sowohl die von dem letzteren gleichfalls gegebene Erklärung, dass 
es »den verbündeten Regierungen willkommen sein würde, wenn der Reichstag die ent- 
gegenstehenden Bedenken überwinden und sich die Auffassung der Regierung aneignen 
wollte«, als auch die Erwägung, dass in dem Stadium der Verfassungs-Revision es sich 
lediglich um die Beseitigung gewisser formeller Mängel handle, jede materielle Aen- 
derung aber ausgeschlossen sei, — ein Moment, auf welches nach den Worten des Abg. 
Lasker von vielen Seiten des Hauses besonders Gewicht gelegt worden ist. 


Gültiges Recht. Die Worte der Einleitung in denen gesagt wird, es sei ein 
ewiger Bund geschlossen zum Schutze des innerhalb des Bundesgebietes »gültigen 
Rechtes«haben eine Kontroverse hervorgerufen, welche bereits mehrfach praktisch ge- 
worden ist. Es ist nämlich die Behauptung aufgestellt worden (namentlich von dem Abg. 
Wiggers-Rostock, St. B. I, Sess. 1871, S. 94), der Ausdruck »gültiges Recht« sei, 
offenbar gesagt im Gegensatze zu dem »faktisch bestehenden Recht«; »die rechtlich 
bestehenden Verfassungen und Gesetze sollten im Gegensatze zu den faktisch be- 
stehenden geschützt werden«. Diese Interpretation kann als richtig nicht anerkannt 
werden ; vielmehr ist der Ausdruck »gültig« in der Einleitung als synonym mit » gel- 
tend«, »in Geltung oder Uebung stehend« gebraucht worden. Diese Interpretation hat 
den Vorzug, dass sie die nächstliegende ist, während jene auf künstlichem Wege sich erst 
einen nicht ausgedrückten Gegensatz schafft und hernach auf dieser selbstgeschaffenen 
Grundlage zu dem Satze »rechtlich bestehend« gelangt. Erwägt man ferner, dass der 
in Rede stehende Passus wörtlich bereits in dem Entwurfe der Verfassung des Nord- 
deutschen Bundes sich findet, mithin von den verbündeten Regierungen selbst formulirt 
worden ist, so müsste man, um zu der hier verworfenen Interpretation zu gelangen, an- 
nehmen, dass mindestens die Mehrheit dieser Regierungen der Ansicht gewesen sei, 
wenigstens in einem der verbündeten Staaten beständen Verfassungen , oder, allge- 
gemeiner ausgedrückt, Gesetze, welche der rechtlichen Grundlage entbehren. Man 
wird zugeben, dass diese Annahme schon im höchsten Grade unwahrscheinlich ist: 
diese Unwahrscheinlichkeit gestaltet sich aber fast zur Unmöglichkeit, wenn man er- 
wägt, dass diese verbündeten Regierungen dem zu schaffenden Bunde eine fast unbe- 
grenzte Kompetenz zur Einmischung in den Rechts- und Verfassungs-Zustand der ein- 
zelnen Staaten eingeräumt haben würden, falls sie als Gegensatz zum zu schützenden 
gültigen Rechte das zu beseitigende faktisch bestehende Recht gedacht hätten. Denn 
. man darf nicht vergessen, dass in mehreren Deutschen Staaten s. g. Oktroyirungen von 

Verfassungen stattgefunden haben, welche nebst allen auf denselben beruhenden spä- 
teren Gesetzen eine starke Zentralgewalt, wenn sie lüstern nach Einmischung in die 
Verfassungs-Verhältnisse der Einzelstaaten sein sollte, gewissermassen nach Belieben 
oder nach politischen Erwägungen für ungültig erklären könnte. Selbst die Ver- 
fassung des Königreichs Preussen beruht bekanntlich auf einer Öktroyirung, und wenn 
auch die demokratische Partei diese Verfassung seit Jahren als zu Recht bestehend an- 
erkennt, so hat sie dieselbe doch Jahrelang für lediglich faktisch bestehend und der 
Rechtsgültigkeit entbehrend vielfach erklärt; das Verlassen dieses Standpunktes aber 
ist seiner Zeit lediglich auf Grund politischer Erwägungen erfolgt. Ja, während des s. g. 
Budget-Konfliktes, mithin vor nicht allzulanger Zeit hat Ferdinand Lasalle noch mehr- 
fach öffentlich auf die Ungültigkeit der Preussischen Verfassung sich berufen. Erhellt 
hieraus die Wichtigkeit und der kaum zu berechnende Umfang, welchen die Worte 
» Schutz des gültigen Rechtes« durch die fragliche Interpretation gewinnen würden, so 
heisst es dem Gesetzgeber Unrecht thun, wenn man annehmen wollte, er habe eine so 
erhebliche Bestimmung über die Kompetenz an einem ungeeigneten Orte — die 
richtige Stelle würde Artikel 3 gewesen sein — und mit mangelhaftem Wortaus- 
drucke getroffen. Mit dem hier entwickelten Gedankengange steht in Uebereinstim- 
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mung eine von demBundeskanzler gelegentlich der Debatte über Mecklenburgische 
Petitionen in der Sitzung vom 12. Mai 1869 gehaltenen Rede, in welcher es u. A. heisst: 
»Es erfüllt mich, weil ich aufrichtig an der konstitutionellen Entwiekelung und an ihrer 
Stätigkeit im gesammten Vaterlande hänge, stets mit einem gewissen Unbehagen, wenn 
über eine faktisch bestehende Verfassung eine Untersuchung in Betreff ihrer Legitimität 
angestellt wird.« Redner erwähnt dann auch die Oktroyirungen in Deutschland und 
sagt: »Wenn wir da hineinsteigen wollen, so erschüttern wir die Fundamente unserer 
Rechtszustände in einer Weise, welche unserer Entwickelung nicht förderlich ist.« 
(St. B. 8. 950). Praktisch wurde die Frage bereits im Jahre 1869 dadurch, dass aus 
Mecklenburg Petitionen an den Reichstag ergangen waren, welche bezweckten, dass 
der Bundesrath die Kompetenz des s. g. Freienwalder Schiedsgerichtes, zur Fällung 
eines Urtheils in der Mecklenburgischen Verfassungs-Angelegenheit (d. i. die Grundlage 
der wieder eingeführten ständischen Verfassung) prüfe und demgemäss weiter verfahre. 
Diese Petitionen wurden vom Reichstage dem Bundesrathe überwiesen, welcher jedoch 
die Petenten abwies und in den Erwägungsgründen aussprach, dass die fragliche Ver- 
fassung »zur Zeit der Errichtung des Norddeutschen Bundes in anerkannter Wirksam- 
keit gestanden habe und dass deshalb das in dieser Verfassung sich gründende Recht 
als das gültige Verfassungsrecht im Sinne des Eingangs der Bundes-Verfassung ange- 
sehen werden müsse.« 


Was den Werth und die Bedeutung eines solchen Einganges überhaupt be- 
trifft — Aehnliches findet sich auch in der Verfassung der Vereinigten Staaten von Nord- 
Amerika und der Schweizerischen Bundes-Verfassung —, so muss man festhalten, dass hier 
nur in ganz allgemeiner Weise die Ziele des geschlossenen Bundesstaates angegeben wer- 
den ;derselbeist gewissermassen eine kurze Anredean daseigene Volk undanandereVölker. 
Irgend eine besondere Kompetenz kann in dieser allgemeinen Weise keineswegs begründet 
werden, eine solche muss vielmehr in der Verfassung selbst in bestimmter Weise beigelegt 
worden sein. Eher schon könnte man sagen, die im Allgemeinen ausgesprochenen Zwecke 
des Bundes enthielten eine Schranke der Kompetenz ; wollte man dies theoretisch zu- 
geben, so würde praktisch wenig dadurch gewonnen werden, da, was weder zum Schutze 
des Bundesgebietes, noch des innerhalb desselben gültigen Rechtes geschieht, unter allen 
Umständen als »zur Pflege der Wohlfahrt des Deutschen Voikes« geschehen dargestellt 
werden kann. Eine besondere praktische Bedeutung hat man noch in Folgendem finden 
wollen: Wenn es sich um eine Materie handele, welche nicht zur Kompetenz des Reiches 
gehöre; wenn daher (man vergleiche die Einleitung) der Reichstag durch Artikel 23 der 
Verfassung an Ausübung seines Initiativrechts gehindert sei, so könne derselbe doch 
auf dem Wege der Interpellation oder Resolution den Anstoss dazu geben, dass diese 
Materie zur Reichssache gemacht werde, dafern dies nothwendig sei wegen des in der 
Einleitung versprochenen Schutzes des Bundesgebietes, oder des gültigen Rechtes oder 
zur Pflege der Wohlfahrt des Volkes. Diese Ansicht ist namentlich aufgestellt worden 
von Zachariä in Betreff der religiösen Streitigkeiten. Es scheint diese Ansicht nur für 
Diejenigen von Bedeutung zu sein, welche die in der Einleitung zurückgewiesene Meinung 
 hegen, dass der Reichstag nicht kompetent sei, Verfassungs-Aenderungen vorzuschlagen, 
weil er nach Art. 23 nur innerhalb der Kompetenz des Reiches Gesetze vorschlagen dürfe. 
Auf einem Umwege wird in dieser Weise dem Reichstage Dasjenige praktisch wieder- 
gegeben, was man demselben theoretisch genommen hat. Denn da, wie schon hervor- 
gehoben, die hier fraglichen Worte der Einleitung jeder, auch der weitesten Ausdehnung 
fähig sind, so giebt man dem Reichstage thatsächlich das Recht, über jeden beliebigen 
Gegenstand zu interpelliren. Und da es praktisch von ziemlich gleicher Wirksamkeit 
sein wird, ob der Reichstag dem Bundesrathe einen förmlichen Gesetz-Entwurf vorlegt, 
oder ob er eine Resolution fasst, welche alle wesentlichen Bestimmungen des ge- 
wünschten Gesetzes enthält, so ist es nach dieser Ansicht im praktischen Resultate 
einerlei, ob der Reichstag auch bei Verfassungs-Aenderungen das Initiativrecht besitzt, 
oder entbehrt. T'heoretisch würde aber selbst in dieser Abschwächung dem Eingange 
eine Bedeutung beigelegt werden, welche demselben kaum zukommen dürfte. 2 


Dagegen ist es, wie bereits in der Einleitung hervorgehoben, von erheblicher Wich- 
tigkeit, dass es die Einleitung und nicht die »nachstehende Verfassung « ist, welche die 
Schliessung des ewigen Bundes enthält, insofern nämlich der Bestand der einzelnen ver- 
bündeten Staaten dadurch gesichert und der Einwirkung der Verfassungs-Aenderungen 
entzogen ist. 

An dieser Stelle ist auch das Verhältniss zu beleuchten, in welchem das Deutsche 
Reich zu dem Norddeutschen Bunde steht; ob dieser untergegangen, oder in dem 
Deutschen Reiche aufgegangen, oder ob das Deutsche Reich als die neue Form anzusehen 
-ist, in welcher der Norddeutsche Bund weiterlebt. Diese letzterwähnte Anschauung 

dürfte die richtige sein. Dafür spricht, dass alle Momente, durch welche sich die Ver- 
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fassung des Deutschen Reiches von derjenigen des Norddeutschen Bundes unterscheidet, 
in die letztere anfgenommen sind auf dem Wege der Verfassungs-Aenderung und ferner, 
dass die Süddeutschen Staaten nach Massgabe des Artikels 79 der Bundes-Verfassung 
in den Bund eingetreten sind. Damit stimmt durchaus überein eine Erklärung des 
Bundesraths-Bevollmächtigten, Präsidenten des Bundes -Oberhandelsgerichtes 
Dr. Pape (St. B. 1870, S. 73), in welcher gesagt wird, dass der »Eintritt der Süddeutschen 
Staaten in den Norddeutschen Bund und die Ausdehnung des letzteren auf jene Staaten 
nicht als die Stiftung eines neuen Bundes ..... gelten darf.« Endlich ist hinzuweisen auf 
deu mit Baiern abgeschlossenen Vertrag, welchem die anderen Südstaaten beigetreten 
sind, dessen in dieser Anmerkung bereits mitgetheilter Eingang ausdrücklich besagt, 
dass Baiern dem Norddeutschen Bunde beitrete. Dieselbe Ansicht ist von 
verschiedenen Rednern der konservativen, freikonservativen und nationalliberalen Partei 
in der Sitzung vom 5. Dezember 1870, als über diese Frage debattirt, vertreten worden. 
Nur die Fortschrittspartei suchte darzuthun, dass die Art. 78 und 79 hier nicht anwendbar 
seien. Die Redner dieser Partei bestritten die Anwendung der fraglichen Paragraphen, 
wie auch die Kompetenz des über seine Mandats-Periode kraft Gesetzes tagenden Reichs- 
tages (man vergleiche die Einleitung), um die Einberufung eines abermaligen Konsti- 
tuirenden Reichstages zu erzielen und hatten den Antrag gestellt: 

»Der Reichstag wolle beschliessen, die verbündeten Regierungen aufzufordern, 
diejenigen Schritte zu thun, welche den Süddeutschen Regierungen und verfassungs- 
mässig dem Reichstag des Norddeutschen Bundes gegenüber erforderlich seien, um die 
Deutsche Verfassung einem, nach den Wahl-Gesetzen zum Zoll-Parlamente gewählten, 
gemeinsamen Reichstage zur Vereinbarung mit den Deutschen Regierungen vorzulegen.« 

Dieser Antrag wurde mit erheblicher Mehrheit abgelehnt.« 


I. Bundesgebiet. 


Artikel 1. Das Bundesgebiet besteht aus den Staaten: Preussen mit 
Lauenburg, Baiern, Sachsen, Württemberg, Baden, Hessen, Mecklenburg- 
Schwerin, Sachsen-Weimar, Mecklenburg-Strelitz, Oldenburg, Braunschweig, 
Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg, Sachsen-Koburg-Gotha, Anhalt, 
Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-Sondershausen, Waldeck, Reuss 
ältere Linie, Reuss jüngere Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe, Lübeck, Bre- 
men und Hamburg. 


In der Verfassung des Norddeutschen Bundes fehlen die Worte: Baiern, Würt- 
temberg, Baden, Hessen ; das Wort: »und« vor »Hamburg«, auf welches letztere 
Wort folgt: »und aus den nördlich vom Main belegenen Theilen 
des Grossherzogthums Hessen«. 

Diese Abweichungen sind das Ergebniss des Aufhörens der s. g. »Mainlinie«, 
des Eintritts der Staaten Baiern, Württemberg , Baden und der südlich vom Main 
belegenen Theile des Grossherzogthums Hessen in den Norddeutschen Bund, 


Amendements zum Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes: 
1. Antrag v. Bockum-Dolffs, die Worte»mit Lauenburg« zu streichen. 
2. Antrag Ahlmann und Kryger, am Schlusse des Artikels hinzuzufügen : 
»Zum Bundesgebiete nicht gehörig sind diejenigen Distrikte des Herzog- 
thums Schleswig, deren Bevölkerung das Recht der freien Abstimmung über 
ihre Zugehörigkeit vertragsmässig gewährt ist.« 
. Antrag v. Carlowitz, dem Antrage zuzufügen: 
»sämmtliche Bundesglieder verpflichten sich gegenseitig dahin, dass sie eine 
etwaige freiwillige Abtretung ihrer, auf einem Bundesgebiete haftenden Souve- 
12* 
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ränetätsrechte, ohne Zustimmung der Gesammtheit nur zu Gunsten eines Mit- 

verbündeten vornehmen wollen«. 

4. Unter-Antrag Ahlmann und Kryger, nach diesen Worten hinzuzufügen: 
»obiger Verpflichtung sind überhoben diejenigen Bundesglieder, die bereits 
über die Abtretungen von Territorien an auswärtige Souveräne vertragsmässige 
Pflichten übernommen haben«. 

Die sämmtlichen Anträge wurden abgelehnt, auch der in der Schluss-Be- 
rathung gestellte 

5. Antrag Ahlmann und Kryger, dem Artikel 1 hinzuzufügen: 

»Soweit durch bestehende Verträge eine Aenderung der Grenzen bedingt 
ist, verpflichten sich die verbündeten Regierungen, das hierzu Erforderliche 
ohne Verzug zu bewerkstelligen.« 

Ferner wurde zu diesem Artikel im Reichstage eine als Beilage zum Proto- 
koll genommene Erklärung Seitens der Polnischen Abgeordneten von dem 
Abg. Kantak abgegeben, dahin, 

»dass die durch den vorliegenden Verfassungs-Entwurf in Aussicht genommene 

Inkorporation der ehemals Polnischen Landestheile Preussens in den Nord- 

deutschen Bund eine Verletzung der politischen und nationalen Rechte der 

Polen involvire, welche ihnen sowohl nach göttlichem und natürlichem Rechte 

zustehen, als auch durch positive Staats-Verträge garantirt sind, — und dass 

sie (die Unterzeichner der Erklärung) hierdurch feierlich Protest einlegen ge- 
gen die Kompetenz des Reichstages, durch einseitigen Beschluss internationale 

Verträge umzustossen und die ehemals Polnischen Landestheile Preussens in 

den Norddeutschen Bund einzuverleiben.« 

Endlich wurde bei der Berathung der Redaktion der Reichs-Ver- 
fassung gestellt und abgelehnt 

6. Antrag Duncker: 

»statt der Ueberschrift »Bundesgebiet« zu setzen »Reichsgebiet«. (Man ver- 

gleiche die Anmerkung zu der Einleitung.) 

Zu Antrag 1 ist zu bemerken, dass die Abstimmung über denselben nur verneinend 
ausfallen konnte, da das Herzogthum Lauenburg dem Preussischen Staate nicht einver- 
leibt war und bis zum heutigen Tage nicht einverleibt worden ist; jedoch wird für Lauen- 
burg eine besondere Stimme im Bundesrathe nicht geführt; in dem Reichstage ist das- 
selbe durch einen Abgeordneten vertreten. Die Anträge 2, 4 u. 5 der Abgeordneten 
Ahlmann und Kryger beziehen sich.auf den Artikel 5 des Prager Friedens. Ganz abge- 
sehen davon, wie man über die in jenem Artikel berührte »freie Abstimmung« denkt und 
selbst dann, wenn man in dieser Beziehung die offenbar irrigen Anschauungen der Däni- 
schen Partei in Nordschleswig theilen sollte, so folgt doch aus der zukünftigen Möglich- 
keit, selbst aus der künftigen Nothwendigkeit einer Rückzession gewisser Nordschles- 
wigscher Distrikte an Dänemark für die Gegenwart keinesweges ein Hinderniss gegen 
den Eintritt in den Bund. Gegenwärtig bilden diese Distrikte zweifellos einen Theil des. 
Preussischen Staatsgebietes und folglich treten sie mit dem Staate Preussen in den Bund ein. 
Würde die gegenwärtig nur mögliche Rückzession Thatsache, so würden jene Distrikte mit. 
demselben Augenblicke, in welchem sie aufhörten, Theile des Preussischen Staatsge- 
bietes zu sein, auch aufhören, einen Theil des Bundesgebietes zu bilden. Nur in Einer Be- 
ziehung ist eine Aenderung eingetreten: Vor dem Eintritte Preussens in den Bund, oder 
wenn gewisse Nordschleswigsche Distrikte von dem Eintritt in den Bund ausgenommen 
worden wären, so würde zu der etwaigen Abtretung an Dänemark eine Transaktion dieses 


Staates mit Preussen genügt haben; jetzt kann verfassungsmässig eine solche Abtretung 
nicht ohne Zustimmung des Reiches erfolgen. 


Zu Antrag 3 des Abgeordneten vonCarlowitz ist zu bemerken, dass derselbe 

aus der Wiener Schluss-Akte v. 15. Mai entnommen ist, deren Art. VI lautet wie folgt: 
»Der Bund ist nach seiner ursprünglichen Bestimmung auf die gegenwärtig daran 
theilnehmenden Staaten beschränkt. Die Aufnahme eines neuen Mitgliedes kann nur 
statt haben, wenn die Gesammtheit der Bundesglieder solche mit dem bestehenden 

. Verhältniss vereinbar und dem Vortheile des Ganzen angemessen findet. Verände- 
rungen in dem gegenwärtigen Besitzstande der Bundesglieder können keine Verände- 
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rungen in den Rechten und Verpflichtungen derselben in Bezug auf den Bund, ohne 
ausdrückliche Zustimmung der Gesammtheit bewirken. Eine freiwillige Abtretung auf 
einem Bundesgebiet haftender Souveränetäts-Rechte kann ohne solche Zustimmung nur 
zu Gunsten eines Mitverbündeten geschehen.« 

Die Nichtannahme des v. Carlowitz’schen Antrages darf nicht dahin gedeutet wer- 
den, als ob die Abtretung der Souveränetät an Nichtverbündete oder Verbündete frei 
stehe. Im Gegentheil folgt aus dem Eintritt der Souveräne mit ihrem gesammten 
Staatsgebiete und der in dem Vertrage enthaltenen gegenseitigen Garantie von Sou- 
veränetät und Staatsgebiet, dass eine Abtreturg der Souveränetät nur mit Zustimmung 
sämmtlicher Bundesstaaten zulässig ist. (Dieser Meinung ist auch v. Martiz, »Betrach- 
tungen über die Verf. des Nordd. Bundes« und der Bundeskanzler v. Bismarck. 
Stenographischer Bericht über die Sitzung des Preussischen Abgeordnetenhauses vom 
11. Dezember 1867.) Nicht hieher gehören diejenigen Abtretungen, welche in be- 
schränktem Umfange in Folge s. g. Grenzregulirungen erfolgen. Auch bildet ders. g. 
Accessions-Vertrag zwischen Preussen und Waldeck vom 18. Juli 1867 keine Ausnahme, 
weil die Regierung des Fürsten in dessen Namen fortgeführt wird. 

Dieselbe Ansicht vertritt Meyer, Grundzüge des Norddeutschen Bundes - Rechtes 
8. 46, 47. Abweichend hiervon vertritt Thudichum, Verfassungs-Recht des Nord- 
deutschen Bundes S. 61 die Ansicht, dass zunächst zu unterscheiden sei, ob es um eine 
ganze, bez. theilweise Abtretung der Souveränetät zu Gunsten eines in-, oder ausser- 
halb des Reichs - Gebietes befindlichen Staates sich handele. Im ersteren Falle sei zu- 
lässig sowohl 
a) die Abtretung eines Theiles des Staats-Gebietes, als 
b) die ne einzelner Hoheits-Rechte über den ganzen Staat, oder einzelner Theile 

esselben ; 

c) die Uebertragung der gesammten Regierungs-Gewalt an einen Bundes-Fürsten in der 
Form der Personal-Union, endlich 

d) auch die Abtretung in der Form der Real-Union, nur, dass in diesem Falle die Stimme 
des einverleibten Staates im Bundesrathe fortfalle. 

Schliesslich wird auch die Theilung eines in mehrere selbstständige Bundes- 
Staaten in thesi für zulässig erklärt, unter der Modifikation jedoch, dass nur einer der 
neu entstandenen Staaten zur Führung der Stimme im Bundesrathe berechtigt sei. Wenn 
Jedoch eine Abtretung vom Staats-Gebiet, oder Hoheits-Rechte an einen ausserhalb 
des Bundes stehenden Staat erfolge, so sei die Real- Union (wegen ihres Widerspruchs 
mit dem Bundeszweck) unzulässig; dagegen würde die Personal- Union auch in diesem 
Falle, einerlei, ob durch Erfolge, Staatsvertrag, oder Volkswahl vermittelt, als zulässig 
anerkannt werden müssen. Diese Ansicht wird auch vertreten durch vonRönne. Das 
Verfassungs-Recht des Deutschen Reiches $. 36, 37, woselbst ausserdem noch die Auf- 
nahme neuer Mitglieder lediglich an die Form der Verfassungs- Aenderungen geknüpft 
wird. Was endlich den Fall betrifft, dass einem der Bundesglieder ein ausserhalb des 
Reichs liegender Staat zufallen sollte, so bemerkt v. Rönne nur, dass dieser neuerworbene 
Staat nicht ohne Weiteres als dem Reiche einverleibt angesehen werden dürfte; die Zu- 
lässigkeit des Erwerbes einer Souveränetät ausserhalb!des Reichs-Gebietes wird hiernach 
als selbstverständlich vorausgesetzt. 

Von einem durchaus andern Standpunkte werden die einschlagenden Fragen erörtert 
durch Robert von Mohl, in dessen »Deutschem Reichs-Staatsrecht«. Derselbe geht von 
der Thatsache aus, dass sowohl bei Schliessung des Norddeutschen Bundes, als auch bei 
der Konstituirung des Reichs alle Mitglieder mit der Gesammtheit ihrer Regierungen bei- 
getreten seien und keines ausserhalb des Reichs-Gebietes einen Landbesitz gehabt habe, 
durch welchen Zustand das Reich ein »rein abgeschlossenes Ganzes« bilde. Diese »Bil- 
dung einer selbständigen, in sich abgeschlossenen Gesammtmacht sei der ganze Zweck 
der Neugestaltung Deutschlands gewesen« und derselbe werde gefährdet sowohl durch 
den Uebergang eines Deutschen Gebietes an einen fremden Regenten, als auch durch 
Erwerb von ausserhalb des Reichs liegendem Gebiete durch einen Bundesfürsten. Da 
nun in dieser Beziehung weder eine positive gesetzliche Vorschrift bestehe, noch die 
Bundesfürsten bis jetzt den Grundsatz anerkannt hätten, welcher die hier drohenden 
Gefahren beseitige, so bleibe nur die Frage offen, ob aus dem Wesen des Reiches die 
logisch- zwingende Nothwendigkeit der Forderung der Unzulässigkeit der Verbindung 
eines Bundesstaates mit einem fremden Gebiete gefolgert werden könne? Verfasser be- 
‚Jaht diese Frage, da nur dadurch, dass alle Mitglieder mit ihrem ganzen Gebiete und aus- 
schliesslich Deutsche Fürsten in den Bund aufgenommen seien, ermöglicht und gesichert 
werde, dass die Erfüllung der Aufgaben des Bundes (ef. arenga) nur im deutschen Sinne 
und Interesse sich vollziehe. Verfasser weisst darauf hin, dass um dieses rein nationalen 
Karakters des Bundesstaates und der einheitlichen Leitung desselben das grosse Opfer 
der Ausscheidung Oesterreichs für nöthig erachtet worden; dass man um dieser Ziele 
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willen nicht nur auf grössere Macht verzichtet, sondern sogar die Gefahr eines Feindes 

im Rücken übernommen habe. Mit dieser »Grundlage alles Seins und Handelns« würde 

es im geraden Widerspruch stehen, wenn nachträglich fremde Interessen in den natio- 

nälen Bund eindrängen; der um das nationale Leben gezogene Wall würde in diesem 

Falle durchbrochen werden, was das Reich weder schuldig zu dulden, noch Jemand be- 

se sei zuthun. Deshalb müssten selbst privatrechtliche (Erb-) Ansprüche zurück- 

stehen. 
Hiernach scheint also v. Mohl auch in Ermangelung einer positiven Vorschrift der 

Ansicht zu sein, dass die Vereinigung eines Bundeslandes mit einem fremden 

Staatsgebiete unzulässig sei, einerlei ob durch Personal- oder Reäl-Union. Dagegen 

erachtet er im Wege der Verfassungs - Aenderungen sowohl die Aufnahme eines, einem 

Bundesfürsten zufallenden Gebietes, als auch die Aufnahme eines ganzen Staates in das 

Reich für zulässig. | 

Abgesehen von diesen beiden letzteren Punkten dürfte der v. Mohl’schen Erörterung 
im Allgemeinen beizutreten sein, und bleibt nur zu bedauern, dass aus dem Wortlaute 
nicht mit absoluter Gewissheit zu ersehen ist, ob v. Mohl den aus den Thatsachen so 
klar abstrahirten Satz schon jetzt als Rechtssatz anerkennt oder nur aussprechen will, 
dass das Reich auch in demFalle, dass ein entsprechendes Gesetz nicht zu Stande komme, 
eintretenden Falls nach Massgabe jenes Satzes handeln möge. Die Stellung des Ver- 
fassers zu dieser Kontroverse ist bereits kurz angedeutet worden; es ist indessen noch 

Folgendes zu bemerken: 

1. Aus der Ewigkeit des geschlossenen Bundes folgt, wie allgemein anerkannt wird, dass 
keinem Bundesgliede der Austritt aus dem Bunde freistehe. Ein solcher würde 
in thesi nur zulässig sein unter Zustimmung jedes einzelnen Bundesgliedes und, da 
gleichzeitig der Artikel über das Reichs-Gebiet abgeändert werden müsste, des Reichs- 
tages. 

2. Da der »ewige Bund« zugleich eine Garantie der im Bunde begriffenen Staaten enthält, 
und da dieselben in ihrem zur Zeit des Bundesschlusses gegebenen Umfange dem Bunde 
beigetreten sind (wie schon Oben hervorgehoben »mitdem gesammten Staatsgebiete«, 
weil z. B. Preussen, oder Baiern schlechthin, ohne jeden Zusatz den gesammten Um- 
fang z. B. Preussens, oder Baierıns bedeutet) , so hat jeder einzelne Staat den An- 
spruch auf Erhaltung nicht nur seines, sondern auch aller anderen 
Staatsgebiete. Dies ergiebt sich daraus, das der Bund in der Weise, wie der- 
selbe geschlossen worden, nicht geschiossen sein würde, wenn das Staatsgebiet der 
einzelnen Staaten einen anderen, als den bei Abschluss des Bundes vorhandenen Um- 
fang gehabt hätte. Dieser Behauptung wird mit Grund nicht widersprochen werden 
können gerade in Hinblick auf die wichtigsten Bestimmungen, die Zahl der Stimmen 
im Bundes-Rathe, die Zahl der Reiehstags-Abgeordneten und namentlich die Stellung. 
des Königs von Preussen als Deutscher Kaiser. Wenn man behauptet, — und wer 
Abtretungen an einen andern Bundesfürsten zulässt, muss konsequent auch Dieses. 
behaupten —, dass eine Theilung eines Bundesstaates in beliebig viele neue Staaten 
zulässig sei, so würde, angenommen, es ereignete sich, dass das Königreich Preussen 
in zwanzig neue Staaten getheilt würde, die Würde eines Deutschen Kaisers dem 
Souverän eines dieser zwanzig neuen Staaten, möchte derselbe auch den Namen 
»Preussen« führen, thatsächlich nicht im Mindesten ziemen, und wenn diese Theilung 
schon zur Zeit der Bundes- oder Reichs-Gründung bestanden hätte, so würde gewiss. 
Niemand auf den Gedanken gekommen sein, das Präsidium des Norddeutschen Bun- 
des, oder die Kaiserkrone auf den Souverän Preussens zu übertragen. Auch bezüg- 
lich der Stimmen im Bundesrathe gilt Aehnliches; aber noch mehr: Das Gewicht, 
welches die Preussischen, Sächsischen, Baierischen Stimmen im Bundesrathe aus- 
üben, ist nicht ein bloss arithmetisches;; man denke sich, z.B. die Bairischen Stimmen 
geführt von einem, durch Theilung auf 100,000 Seelen herabgedrückten Baiern und 
die Bedeutung dieser Stimmen wird, abgesehen von jenem äussersten Falle des Be- 
schlussfassens lediglich durch Stimmenzählung, eine ganz andere sein, wie bei dem 
gegenwärtigen Umfange des Baierischen Staatsgebietes. Jedes einzelne Bundesglied 
kann behaupten, dass es den Beitritt zum Bunde, wie er geschlossen, abgelehnt haben: 
würde, wenn die Kräfte-Vertheilung eine wesentlich andere gewesen wäre, wie solche 
bei Schliessung des Bundes war. Jedes einzelne Bundesglied hat deshalb auf die Er-- 
haltung der Gebiete der einzelnen Staaten ein wohlerworbenes Recht, das nur durch 
Zustimmung jedes einzelnen Bundesgliedes aufgegeben werden kann. Es muss also- 
behauptet werden, dass — von Grenz-Regulirungen abgesehen — eine Abtretung von 
Land und Leuten, oder eine Staatstheilung, weil mit dem abgeschlossenen »vewigen 
Bunde« im Widerspruch stehend, unzulässig sei. 

8. Dasselbe gilt von der Abtretung derganzenSouveränetätan einen anderen. 
Bundesfürsten ; einerlei ob es um Personal- oder Real-Union sich handelt. Denn 


n 
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auch im ersteren Falle wird der Erfolg der sein, dass die in der Hand eines Regenten 
vereinigten Stimmen zweier Staaten bei wichtigen Dingen, in denen das Interesse des 
betreffenden Regenten engagirt ist, nur nach einer Richtung hin abgegeben werden. 
Man braucht z. B. nur an den Fall zu denken, dass durch Personal-Unionen die Zahl 
von vierzehn Stimmen in eine Hand vereinigt wären, so würde der einheitliche Wille 
eines einzelnen Fürsten befähigt sein, jede Verfassungs-Aenderung auszuschliessen, 
während der innere Grund jener Bestimmung doch darin liegt, dass eine solche Ver- 
fassungs-Aenderung, welche die verschiedenen Interessen einer Mehrheit von Einzel- 
willen gegen sich vereinigt, bedenklich sei. 


. Anders steht es jedoch mit den Erbfällen. Dieselbe Rechtsanschauung, welche zu 


der Annahme führt , dass jedes einzelne Bundesglied einen Anspruch auf Erhaltung 
des status quo des Gebiets-Umfanges der einzelnen Bundesstaaten habe, wird auch 
diejenigen Rechte anerkennen müssen, welche bezüglich dieser Staatsgebiete beim 
Abschluss des Bundes vorhanden waren, also auch die bestehende Erbfolge, möge die- 
selbe auf Verwandtschaft, oder auf Vertrag beruhen. Dagegen wird man nach dem 
Vorausgeschickten annehmen müssen, dass nach dem Abschluss des Bundes neue 
Erbverträge nicht mehr zulässig sind, dafern dieselben den Gebiets-Umfang eines Bun- 
desstaates alteriren, oder einen der letzteren mit einem anderen Bundesstaate ver- 
einigen soliten. 

Die vorstehende Erörterung bezieht sich auf ganze oder theilweise Abtretungen 


innerhalb des Reichs - Gebietes; betrachten wir nunmehr die Fälle, in denen es sich 
um Gebiete ausserhalb des Reiches handelt. 


5. 


6. 


T. 


Der Fall, dass einem Bundesfürsten ein ausserhalb des Reiches lie- 
sendes Gebiet zufällt. Die Erwerbung eines solchen Gebietes ist mit der Stel- 
lung eines Bundesfürsten an sich nicht zu vereinbaren. Die den Bund schliessenden 
Souveränetäten konnten bei Uebernahme der Garantie den Umfang der übernommenen 
Pflichten wenigstens in der Weise übersehen, dass sie niemals zu Leistungen heran- 
gezogen werden konnten, welche nicht einem nationalen Interesse zu Gute kommen 
mussten, oder wenigstens nur für solche darzubringen sein würden. Wenn nun eines 
der Bundesglieder zugleich Souverän eines ausserhalb des Reiches liegenden Gebietes 
würde, so wird Niemand leugnen können, dass eine derartige Vergrösserung des Ge- 
bietes eines Bundes-Souveräns durchaus nicht immer einen Macht-Zuwachs repräsen- 
tirt, sondern in vielen Fällen wenigstens dann eine Macht-Minderung, wenn das be- 
treffende Gebiet in dem Deutschen Reiche völlig fremde Interessen verwickelt ist. 
Man braucht in dieser Beziehung nur an das Fürstenthum Neufchatel zu erinnern, 
durch dessen Personal-Union mit Preussen dies letztere leicht in eine Verwicklung 
von grosser Tragweite hätte gezogen werden können, obgleich seine, Preussen’s eigene 
Interessen dabei nicht engagirt waren. Nun kann man zwar sagen, dass das Deutsche 
Reich um den ausser seiner Grenzen liegenden Besitz eines seiner Glieder rechtlich 
sich nicht zu kümmern habe ; allein man darf bei Beurtheilung eines politischen Ver- 
trages — und es handelt sich hier lediglich um Ableitungen aus dem »ewigen Bunde« 
—. nicht ausschliesslich die rechtlichen, sondern man muss auch die politischen Ge- 
sichtspunkte in’s Auge fassen. Nun wird Niemand leugnen können, dass wenn nicht 
auf rechtlichem, doch auf politischem Wege durch einen solchen ausserhalb des Reiches 
liegenden Besitz das Reich und folglich jeder demselben zugehörige Staat in Ver- 
wicklungen gezogen und zu Leistungen genöthigt werden kann, die bei Abschluss des 
Bundes als ausgeschlossen betrachtet werden mussten. Es würde sich hier also han- 
deln um die Vergrösserung der durch die Schliessung des Bundes übernommenen 
Last; und wiederum kann sehr wohl von den einzelnen Bundesgliedern behauptet 
werden, dass sie einem solchen Bunde, dessen einzelne Glieder an nichtnationalen 
Interessen partizipirten, niemals beigetreten sein werden. (Ueber Aufnahme des 
Staatsgebietes in das Reich sehe man unten.) Nach diesen Grundsätzen würde der 
Bundesfürst für seine Person auf das angefallene Gebiet verzichten müssen, falls nicht 
jedes einzelne Bundesglied mit dem Erwerbe desselben sich einverstanden erklärt. 
Der Fall, dass ein fremder Souverän die Souveränetät über einen 
Bundesstaat erwerben sollte, muss aus denselben Gründen in noch stärkerem 
Masse für unzulässig erachtet werden. 

Eine Erweiterung des Bundes-Gebietes, sei es in der Weise, dass ein 
ausserhalb des Reiches liegendes angefallenes Gebiet, oder dass ein ganzer Staat in 
das Reich aufgenommen würde, steht ebenfalls dem »vewigen Bunde« entgegen ; erfor- 
dert daher ausser der Zustimmung des Reichstages auch noch die Zustimmung jedes 
einzelnen Bundesgliedes. 


8.0b Erbfälle auch in dieser Kategorie eine Ausnahme bilden, die Beantwortung 


dieser Frage hängt lediglich davon ab, ob man die v. Mohl’sche Ansicht über die Un- 
vereinbarlichkeit der Fälle dieser Kategorie mit dem Wesen und Zwecke des Reiches 
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theilt, oder verwirft. Im ersteren Falle wird man sagen: Beim Eintritt in den Bund 
muss jeder einzelne Souverän sich gegenständlich machen, dass mit der Qualität eines 

 Bundesfürsten die Souveränetät über fremde Gebiete, oder Länder unvereinbarlich 
sei; und fremde Dynastien, welche Erb-Ansprüche auf Deutsche Gebiete besitzen, 
werden sich mit der Thatsache zu versöhnen haben, dass nach Deutschem Staats- 
Recht der Besitz einer nichtdeutschen Souveränetät den Erwerb einer Souveränetät 
über Deutsche Bundesstaaten ausschliesst. Wer dagegen diese Ansicht, nach 
welchem der Privatrecht-Anspruch dem Staatswohl zu weichen hat, nicht theilt, wird 
über die Erbfälle dieser Kategorie nicht anders urtheilen können als über die der 
ersten Kategorie, indem er diese bestehenden Erbberechtigungen als ein onus ansieht, 
ohne welches die Deutsche Souveränetät dem Bunde nicht beitreten konnte. 


Ausser den durch den Prager Frieden aus Deutschland ausgeschiedenen Oesterrei- 
chischen Staaten sind von den Staaten des ehemaligen Deutschen Bundes dem Deutschen 
Reiche nicht beigetreten Luxemburg und Limburg, über welche das Erforderliche im 
Bande I. des Archivs des Norddeutschen Bundes nachzusehen ist, und das Fürstenthum 
Lichtenstein, mit welchem ein eigentlicher Frieden, obwohl dasselbe im Jahre 1866 mit 
Preussen im Kriege gewesen, nicht abgeschlossen wordenist. Der,Kriegszustand kann je- 
doch durch den Abschluss des Zollvertrages mit Oesterreich, in welchem Lichtenstein 
auf Oesterreichischer Seite als Mitkontrahent erscheint, als beseitiget angesehen werden. . 
Jedenfalls dürfte zweifellos sein, dass das Fürstenthum Lichtenstein nach Auflösung 
ehemaligen Deutschen Bundes als durchaus unbeschränkt souveräner Staat anzu- 
sehen ist. 


Dagegen hat das Bundesgebiet eine Erweiterung erfahren durch den Beitritt der zum 
»Deutschen Bunde« nicht gehörenden Preussischen Landestheile, durch das Herzogthum 
Schleswig, welches gleichfalls nicht zum Bunde gehörte, und durch die Reichslande 
Elsass und Lothringen, welche von Frankreich an Deutschland abgetreten (Friedens- 
Präliminarien d. d. 26. Februar 1871 Artikel 1; Friedensschluss d. d. Frankfurt 10. Mai 
1871, Art.1; Zusatz-Artikel zum Friedens-Traktat Nr. 3), mit dem Deutschen Reiche durch 
Gesetz vom 9. Juni 1871 $. 1 »für immer vereinigt sind.«*) | 


Die Verfassung des Deutschen Reiches sollte nach $. 2 in Elsass-Lothringen am 
1. Januar 1873 in Wirksamkeit treten; jedoch ist dieser Termin später bis zum 1. Januar 
1874 hinausgeschoben worden. Gleichzeitig wurde bestimmt, dass durch Verordnung des 
Kaisers mit Zustimmung des Bundesrathes einzelne Theile der Verfassung schon früher 
eingeführt werden könnten, dass aber die erforderlichen Aenderungen und Ergänzungen der 
Verfassung der Zustimmung des Reichstages bedürfen; Artikel 3 der Verfassung wurde 
sofort in Wirksamkeit gesetzt. Nach $. 3 des Gesetzes betreffend »die Vereinigung von 
Elsass und Lothringen mit dem Deutschen Reiche vom 9. Juni 1871« (Reichs-Gesetzblatt 
Nr. 25, ausgegeben Berlin am 14. Juni 1871) übt in Elsass und Lothringen der Kaiser 
die Staatsgewalt aus, welche bis zum Eintritt der Wirksamkeit der Reichs-Ver- 
fassung bei Ausübung der Gesetzgebung an die Zustimmung des Bundesrathes und bei 
der Aufnahme von Anleihen oder Uebernahme von Garantien für Elsass und Lothringen, 
durch welche irgend eine Belastung des Reiches herbeigeführt wird, auch an die Zustim- 
mung des Reichstages gebunden war. Diesem letzteren war für diese Zeit über die er- 
lassenen Gesetze und allgemeinen Anordnungen und über den Fortgang der Verwaltung 
Jährlich Mittheilung zumachen. Seit Einführung der Reichs-Verfassung steht »bis zu ander- 
weiter Regelung durch Reichs-Gesetz« das Recht der Gesetzgebung auch in den der Reichs- 
Gesetzgebung in den Bundesstaaten nicht unterliegenden Angelegenheiten dem Reiche 
zu. Die Anordnungen und Verfügungen des Kaisers bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
(egenzeichnung des Reichskanzlers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt. 


Vor Einführung der Verfassung waltete also in Elsass und Lothringen eine Diktatur 
des Kaisers ob, ähnlich derjenigen, welche nach der Einverleibung der im Jahre 1866 
neu erworbenen Preussischen Provinzen in den Provinzen Hannover, Hessen-Nassau und 
Schleswig-Holstein der König von Preussen geübt hat, von derselben sich unterseheidend 
durch die im Obigen angegebenen Modifikationen. Seit Einführung der Reichs-Verfassung 
liegen diese Dinge so: In allen denjenigen Angelegenheiten , welche zur Kompetenz des 
Reiches gehören, stehen Elsass und Lothringen den übrigen verbündeten Staaten (ohne Re- 
servatrechte) gleich; was aber die ausserhalb dieser Kompetenz liegende Angelegenheit 
betrifft, so übt der Kaiser, mit Ausnahme der Gesetzgebenden Gewalt, alle Souveränetäts- 
rechte eines Landesherren aus; als verantworlicher Minister fungirt der jedesmalige Reichs- 
kanzler ; die Gesetzgebung in den hier fraglichen Angelegenheiten (d. h. in den nicht zur 


*), Vergl. Archiv. Bd. V, 3. Thl., S. 6 ff. und unten in Anlage. 
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Kompetenz des Reiches gehörenden) steht »dem Reiche zu« d.h. sie wird ausgeübt nach 
Artikel 5 der Reichs-Verfassung durch den Bundesrath und den Reichstag, deren überein- 
stimmende Mehrheitsbeschlüsse zu jedem Gesetze erforderlich sind. Während die übrigen 
Bestimmungen, namentlich die Uebertragung der Staatsgewalt auf den Kaiser und die 
Funktionirung des jedesmaligen Reichskanzlers als verantwortlichen Ministers des Trägers 
dieser Staatsgewalt den Karakter eines Definitivums hat, mithin sowohl die Einverlei- 
bung Elsass-Lothringen’s in einen der verbündeten Staaten, als auch die Kreirung einer 
neuen Dynastie über Elsass und Lothringen zu den definitiv aufgegebenen Gedanken 
gehört, hat die Uebertragung der Landes-Gesetzgebung (im Gegensatze zur Reichs- 
Gesetzgebung) auf die gesetzgebenden Faktoren des Reiches durch den Wortlaut des Ge- 
setzes selbst (»bis zu anderweitiger Regelung durch Reichs-Gesetz«) einen gewissermassen 
provisorischen Karakter erhalten. Es scheint nämlich durch diese Worte der Gedanke hin- 
durch, dass man der Zukunft nicht präjudiziren will, vielleicht sogar der Gedanke, dass 
man schon gegenwärtig eine andere Ordnung des Verhältnisses kenne, deren Realisirung 
zwar in der Gegenwart nicht, wohl aber in einer bezüglich ihres Eintrittes nicht näher zu 
präzisirenden Zukunft möglich sei. Es kann nämlich nicht in Abrede gestellt werden, 
dass die Uebertragung der Territorial-Gesetzgebung über Elsass und Lothringen sowohl 
im Allgemeinen, als auch im Hinblick auf die Verhältnisse in den anderen Deutschen 
Staaten eine Anomalie ist. In jener Beziehung kann man fragen und bezweifeln, ob dem 
Bundesrathe und gar dem in ganz Deutschland gewählten Reichstage die erforderliche 
Kenntniss der lokalen Verhältnisse in Elsass-Lothringen beiwohne, in der anderen Be- 
ziehung aber wird man es vielleicht inkonsequent nennen, dass man nicht nach dem 
Muster der anderen Deutschen Staaten die gesetzgebende Gewalt bezüglich der inneren 
Angelegenheiten zwischem dem Träger der Souveränetät, dem Kaiser und einem Elsass- 
lothringischen Landtage getheilt habe, welcher letztere für diese Angelegenheiten gewiss 
ein grösseres Interesse und eine gründlichere Kenntniss der einschlagenden Verhältnisse 
in sich vereinigen würde als der Deutsche Reichstag. Diejenigen nun, welche mit der 
gegenwärtigen Ordnung unzufrieden sind, werden die Einführung dieses Systems jener 
Zeit vorbehalten wollen, in welcher die Elsass-Lothringer definitiv auf eine Rückkehr zu 
Frankreich verzichtet und mit der Thatsache sich versöhnt haben werden, dass sie wieder 
zu Deutschland zurückgekehrt sind. Trotz alledem wird aber der Zweifel aufgeworfen 
werden müssen, ob man gut daran thun werde, durch solche, wie die vorstehend ange- 
deuteten Massnahmen möglicherweise einen bisher unbekannten neuen Partikularismus, 
einen Elsass-Lothringischen, zu schaffen, und ob es, falls die gegenwärtigen Bestimmungen 
über die gesetzgebende Gewalt betreffs der internen Angelegenheiten von Elsass-Loth- 
ringen Nachtheile für dieses Reichsland zur Folge haben sollten, nicht vortheilhafter sein 
würde, den für die Selbstverwaltung sich eignenden Theil der internen Staats-Gesetz- 
gebung auf provinzielle Organe zu übertragen. 

Besondere Erwähnung verdient es, dass für Elsass-Lothringen Stimmen im Bundes- 
rathe nicht geführt werden. 


II. Reichs-Gesetzgebung. 


Artikel 2. Innerhalb dieses Bundesgebietes übt das Reich das Recht 
der Gesetzgebung nach Massgabe des Inhalts dieser Verfassung und mit der 
Wirkung aus, dass die Reichs-Gesetze den Landes-Gesetzen vorgehen. Die 
Reichs-Gesetze erhalten ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung 
von Reichs wegen, welche vermittelst eines Reichs-Gesetzblattes geschieht. 
Sofern nicht in dem publizirten Gesetze ein anderer Anfangstermin seiner 
verbindlichen Kraft bestimmt ist, beginnt die letztere mit dem vierzehnten 
Tage nach dem Ablauf desjenigen Tages, an welchem das betreffende Stück 
des Reichs-Gesetzblattes in Berlin ausgegeben worden ist. 


An Stelle der Worte: »Reich«, »Reichs-Gesetze«, Reichs-Gesetzblatt« 
u. 8. w. heisst es in der Verfassung des Norddeutschen Bundes: »Bund«, 
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»Bundes- Gesetze, Bundes-Gesetzblatt« u. s.w. Das»Bundes-Gesetz- 
blatt des Norddeutschen Bundes« wurde durch Verordnung v. 26. Juli 
1867 eingeführt. (Man vergleiche Koller, Archiv des Norddeutschen Bundes, 
Bd. 1., S. 871.) Im Jahrgang 1871 tragen die Nummern 4—18 den Titel »Bun- 
des-Gesetzblatt des Deutschen Bundes«; mit der Nr, 19 ist der Titel in »Reichs- 
Gesetzblatt« umgeändert. 


Amendements zum Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes: 
1. Antrag Zachariä: anstatt der Ueberschrift »Bundes-Gesetzgebung« 
die Ueberschrift »Bundesgewalt« zu geben. 
%. Antrag Zachariä, dem Artikel folgende Fassung zu geben: 

»Die Bundesgewalt wird durch die ihr in dieser Verfassung zugewiesene 
Kompetenz ausgeübt und begrenzt. Die im Bunde begriffenen Staaten behal- 
ten ihre Selbständigkeit, soweit sie nicht durch diese Verfassung beschränkt 
ist; sie haben alle staatlichen Hoheiten und Rechte, soweit sie nicht der Bun- 
desgewalt ausdrücklich übertragen sind.« | 

3. Antrag Zachariä: den Art. 3 (unter Herübernahme des Inhalts von Art. 2 
des Entwurfs) zu fassen: 

»Die Bundesgewalt wird durch die verfassungsmässigen Organe derselben 
ausgeübt; die Bundes-Gesetzgebung insbesondere nach Massgabe des Inhalts 
dieser Verfassung, durch die übereinstimmende Beschlussfassung des Bundes- 
rathes und des Reichstages. 

Die verfassungsmässigen Bundes-Gesetze gehen den Landes-Gesetzen vor 
und erhalten ihre verbindliche Kraft durch u. s. w. (wie Art. 2 bis zum 
Schluss) .« 


Antrag 1. Die vorgeschlagene Veränderung der Ueberschrift der Nr. II in »Bundes- 
gewalt« statt »Bundes-Gesetzgebung« würde insofern korrekter gewesen sein, als die 
No. IL in der That nicht nur von der Gesetzgebung, sondern auch vom Aufsichtsrecht und 
der Exekutive handelt. Ob aber für die vorliegende Verfassung der Ausdruck »Bundes- 
gewalt«passend sei, kann um deswillen bezweifelt werden, weil es, wie in der Ein- 
leitung ausführlich auseinander gesetzt worden, eine von der Territorial-Gewalt losgelöste, 
selbständig über der letzteren stehende Bundesgewalt nicht giebt. 


Der Sinn des Artikels 2 stimmt, was die Gesetzgebung betrifft, völlig mit dem überein, 
was der Antrag Zachariä wörtlich sagt, denn es versteht sich nach dem Artikel von 
selbst, dass die Gesetzgebung des Bundes »durch die ihr in dieser Verfassung zuge- 
wiesenen Kompetenzen bestimmt ist«; auch die übrigen Sätze des Zachariä’schen Antrags 
sind an sich selbstverständlich. Mit Recht wurde jedoch in der Debatte (St. B. 1867, 
$. 233 ff.) hervorgehoben, dass der Antrag vielleicht mehr sagen wollte, als er zu sagen 
scheine. Bei der bekannten Stellung, welche der Antragsteller zu der Frage, ob die 
Kompetenz :des Bundes durch Abänderung der Verfassung geändert werden könne, zur 
Zeit der Debatte über den Entwurf der Verfassung des Norddeutschen Bundes einge- 
nommen hat, durfte die Annahme gerechtfertigt sein, dass durch den Antrag beabsichtigt 
werde, die Kompetenz ein für alle Mal auf dasjenige Mass zu beschränken, welches ihr 
durch den damaligen Entwurf gesetzt worden, und Kompetenz-Erweiterungen an die Zu- 
stimmung sämmtlicher Bundes-Regierungen und ihrer Landtage zu knüpfen. Das Nähere 
über diese Frage ist in der Einleitung erörtert; übrigens ist zu bemerken, dass der An- 
tragsteller bei dieser Gelegenheit den Satz ausgesprochen hat: »Da, wo die Verfassung 
anfängt, hört der Vertrag auf« (St. 1867, S. 240). 

Die Wichtigkeit der Bestimmung, dass die Reichs-Gesetze den Landes-Gesetzen vor- 
gehen, ist im Allgemeinen schon in der Einleitung hervorgehoben worden; speziell ist 
hier nur zu bemerken, dass auch die Verfassungen der einzelnen Staaten völlig unter die 
Kategorie »Landes-Gesetze« fallen; dass also vom Tage der verbindlichen Kraft der Ver- 
fassung an gerechnet, das gesammte in den einzelnen Staaten bestehende Recht nur in 
soweit in Kraft verblieben ist, als dasselbe mit der Reichs-Verfassung übereinstimmt; auf- 
gehoben sind, was die Vergangenheit betrifft, alle diejenigen Bestimmungen, welche der 
Reichs-Verfassung widersprechen, oder mit derselben und deren thatsächlicher Wirk- 
samkeit nicht im Einklang stehen. Deshalb kann der Reichs-Gesetzgebung gegenüber nie- 
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mals das Landesrecht, irgend ein Landes-Gesetz, oder eine Bestimmung der Landes-Ver- 
fassung angerufen werden ; und sollte z.B. durch eine Bestimmung der Landes-Verfassung 
dieVornahme irgend eines Aktes verboten, oder an die Zustimmung der Landes-Vertretung 
sebunden sein, so sind diese Beschränkungen, dafern der betreffende Akt in das Gebiet 
der Reichs-Kompetenz fällt, hinfällig geworden, wenn die Reichs-Verfassung dieVornahme 
des betreffenden Aktes entweder pure gestattet, oder an andere Bedingungen, wie die 
Landes- Verfassung knüpft. Ebenso wie demnach durch die Verfassung das gesammte 
Landesrecht dahin abgeändert worden ist, dass dasselbe mit den Bestimmungen der’Reichs- 
Verfassung in Einklang steht, ebenso wirkt auch jedes andere Reichs-Gesetz; dasselbe hebt 
stillschweigend, ohne dass eine ausdrückliche Aufhebung erforderlich wäre, alle bis- 
herigen Bestimmungen des Landesrechtes auf, welche mit dem betreffenden Reichs-Gesetze 
in Widerspruch, oder mit demselben nicht in Einklang stehen. Diese Wirkung der Reichs- 
Gesetzgebung lässtsich theils auf den höheren Standpunkt der Reichs-Gesetzgebung zurück- 
führen: sie lässt sich aber, wenn man die Sache richtig betrachtet, auch völlig durch den 
alten Rechts-Grundsatz erklären, dass das später erlassene Gesetz dem früher erlassenen 
derogirt. Was nämlich, vom Standpunkte des einzelnen Staates aus betrachtet, den 
gegenwärtigen Zustand der Gesetzgebung betrifft, so ist derselbe folgender: Für alle An- 
gelegenheiten, welche nicht unter die Kompetenz des Reiches fallen, sind die gesetz- 
gebenden Faktoren: der Landesherr und die Landes-Vertretung;; für alle zur Kompetenz 
des Reiches gehörenden Angelegenheiten fungiren als gesetzgebende Faktoren: Bundes- 
rath und Reichstag. Nun bedarf es, für die Vergangenheit, lediglich der Anwendung 
jenes bekannten Rechts-Grundsatzes, dass das neuere Gesetz dem älteren derogirt, um zu 
dem Schlusse zu gelangen, dass ganz in derselben Weise, wie das neuere Landes-Gesetz 
auch das neuere Reichs-Gesetz, insofern es nämlich für den einzelnen Staat auch Landesrecht 
wird, den älteren Landes-Gesetzen vorgeht. Also für das bei Emanation der Reichs-Verfas- 
sung, oder bei Emanation jedes einzelnen Reichs-Gesetzesschon vorhandene Landesrecht 
liegt in dem Satze, dass die Reichs-Gesetze den Landes-Gesetzen vorgehen nichts Neues, 
Eigenthümliches, zu dessen Rechtfertigung man sich auf die höhere Natur der Quelle der 
Reichs-Gesetze gegenüber der Natur der Quelle der Landes-Gesetze zu berufen hätte. An- 
ders steht es jedoch in Bezug auf die nach Publikation der Reichs-Verfassung, oder der ein- 
zelnen Reichs-Gesetze erlassenen Landes-Gesetze. Stünden sich die beiden Quellen, aus 
denen das Reichs-Gesetz, beziehungsweise das Landes-Gesetz hervorgeht, gleich, so würde 
das spätere Landes-Gesetzauch dem früher erlassenen Reichs-Gesetze derogiren. Hier zeigt 
sich die höhere Natur der Quellen des Reichs-Rechtes in der überwältigenden Stellung, 
welche den Reichs-Gesetzen gegenüber denLandes-Gesetzen durch den Artikel 2 der Reichs- 
Verfassung eingeräumt worden ist, denn die Bestimmung, »dass die Reichs-Gesetze den 
Landes-Gesetzen vorgehen«, unterordnet alle in Zukunft zu erlassenden Landes-Gesetze 
nicht nur den später zu erlassenden (dieses wäre nur natürliche Folge jenes obgedachten 
alten, selbstverständlichen Rechts-Grundsatzes) , sondern auch den früher bereits erlassenen 
Reichs-Gesetzen, zu welchen auch die Reichs-Verfassung gehört. Da die Reichs-Gesetze 
ganz allgemein den Landes-Gesetzen, ohne Rücksicht auf den früheren oder späteren Er- 
lass jener oder dieser, vorgehen, so darf keine Bestimmung eines Landes-Gesetzes irgend 
einer Bestimmung irgend eines früher oder später erlassenen Reichs-Gesetzes widersprechen 
und jede in einem Landes-Gesetze enthaltene Bestimmung, welche in Widerspruch zu 
irgend einem Reichs-Gesetze steht, ist als nicht vorhanden, als ipso jure nichtig anzusehen. 
Da nun die verbindliche Kraft der Reichs-Gesetze, mithin auch die Kraft, den wider- 
sprechenden Landes-Gesetzen zu derogiren unmittelbar durch die Verkündigung von 
Reichswegen im Reichs-Gesetzblatt entsteht, so bedarf es hierzu weder einer Publikation 
in einem Landes-Gesetzblatte, noch einer Mittheilung der Landes-Regierungen über die 
durch das betreffende Reichs-Gesetz aufgehobenen, oder abgeänderten Theile des bisherigen 
Landesrechtes. Wenn gleichwohl derartige Veröffentlichungen durch die Landes-Regie- 
rungen vorgenommen zu werden pflegen, so können derartige Publikationen zwar als 
dankenswerthe Bemühungen, um den jeweiligen Zustand des gültigen Rechtes thunlichst 
festzustellen und zu allgemeiner Kenntniss zu bringen, anerkannt werden; aber eine Ver- 
bindliche Kraft aus sich selbst kommt ihnen nicht zu. Insofern sie völlig und nach jeder 
Richtung hin den Umfang der derogirenden Kraft des betreffenden Reichs-Gesetzes richtig 
darstellen, insofern sind sie gültig, aber lediglich deshalb, weil sie mitdem Reichs-Gesetze 
übereinstimmen; sobald dies jedoch nicht der Fall ist, d. h. sobald entweder unter der Zahl 
der aufgezählten ausser Kraft gesetzten bisherigen landesgesetzlichen Bestimmungen eine 
Lücke sich befindet, oder sobald eine Bestimmung, die nach richtiger Interpretation 
durch das Reichs-Gesetz aufgehoben worden, irrigerweise als nicht aufgehoben, sondern 
noch in Kraft stehend bezeichnet worden ist; — insofern also die Publikation mit dem 
wahren Inhalte des Reichs-Gesetzes nicht in Uebereinstimmung steht, insofern ist die 
Publikation ohne jede verbindlicheKraft. Denn den Landes-Regierungen steht wohl eine 
gewissermassen gutachtliche Publikation über die derogirende Wirksamkeit eines Reichs- 
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Gesetzes zu, keineswegs aber das Recht einer authentischen Interpretation. Weder für 
das Volk, welches unmittelbar von dem ordnungsmässig publizirten Reichs-Gesetze er- 
griffen wird, noch für die Gerichte, oder sonstigen Behörden, die das Reichs-Gesetz seinem 
wahren Inhalte nach anzuwenden haben, kann durch eine derartige Publikation, oder 
Verordnung eine Abschwächung der Folgen eines Reichs-Gesetzes irgend welcher Art 
bewirkt werden. 


Aus dieser durch die Publikation im Reichs-Gesetzblatte unmittelbar folgenden ver- 
bindlichen Kraft und der Wirkung, den Landes-Gesetzen zu derogiren, folgt weiter 
dass den Gerichten einer Kognition darüber, ob das Reichs-Gesetz wegen Ueberschreitung 
der Reichs-Kompetenz ungültig sei, nicht zustehen kann. Wenn Hiersemenzel, Ver- 
fassungs- und Verwaltungs-Recht des Nordd. Bundes Band 1, S. 282 gleichwohl diese 
Kognition für die Gerichte in Anspruch nimmt, so übersieht er, dass die bekannte Kon- 
troverse, ob in konstitutionellen Staaten der Richter die Gesetze auf die thatsächlich er- 
folgte verfassungsmässige Zustimmung der Landes-Vertretung zu prüfen habe, wesentlich 
anders liegt als die von ihm beanspruchte Kognition der Gerichte darüber, ob die gesetz- 
gebende Gewalt des Bundes überhaupt zum Erlass des fraglichen Gesetzes berechtigt ge- 
wesen sei; denn jene Kontroverse bezieht sich auf eineFormfrage, während es sich hier 
um eine materielle Frage handelt. Der hier dargelegten Ansicht entspricht auch die 
bisherige Praxis, welche selbst bei solchen Gesetzen, die eine Verfassungs-Aenderung ent- 
halten, die Thatsache, dass das Gesetz mit der erforderlichen Stimmenmehrheit im Bundes- 
rathe angenommen sei, in der Publikation des Gesetzes nicht erwähnt. Dagegen wird 
allerdings die Frage, ob die verfassungsmässige Zustimmung des Reichstages thatsäch- 
lich erfolgt sei, nach Massgabe der Stellung zu entscheiden sein, welche die Gerichte zu 
dieser bekannten Kontroverse einnehmen, dafern man nicht der Ansicht ist, dass auch 
diese Kontroverse durch die Bestimmung des Art. 2, Satz 2 abgeschnitten und zu Un- 
gunsten der richterlichen Kognition entschieden sei. Richtig ist, dass Absatz 3 Art. 106 
ee Be eehen Verfassung für diese Frage auch für Preussische Gerichte nicht entschei- 

end ist. 


Dass in der aus der Publikation von Reichswegen unmittelbar folgenden verbind- 
lichen Kraft der Reichs-Gesetze, in dem Ausschlusse jeder Zwischen-Instanz zwischen ge- 
setzgebendem Reiche und dem Gesetze Gehorsam schuldenden Volke das eigentliche 
Kriterium einer wirklich souveränen Staats- oder Reichs-Gewalt, hier vor Allem das 
Kriterium des Bundesstaates im Gegensatze zum Staatenbunde (in welchem statt der un- 
mittelbaren Ergreifung des Volks eine Verkündigung des Bundeswillens durch die Einzel- 
Souveränetäten erforderlich ist, die verbindliche Kraft also nicht auf die Bundes-Sou- 
veränetät über das ganze Volk, sondern auf die Landes-Souveränetät über einen Theil 
des Volkes in jedem einzelnen Staate sich stützt), — dass in diesem Artikel gerade das 
Gewicht liegt, welches die zwischen Staatenbund und Bundesstaat schwankende Wage 
dem letzteren zuwendet, darüber ist in der Einleitung, auf welche hier verwiesen werden 
kann, ausführlicher verhandelt worden. 


Der Tag, mit welchem die verbindliche Kraft der Reichs-Gesetze regelmässig, in 
Ermangelung anderer, dem betreffenden Gesetze selbst vorbehaltener Bestimmungen, 
beginnt, ist genügend deutlich durch den Wortlaut des letzten Satzes des Artikels 2 
bestimmt worden. Erstreckungen dieses Termins finden sich namentlich bei solchen 
Gesetzen, welche umfassender Vorarbeiten bedürfen, z. B. dem Münzgesetze; Ab- 
kürzungen mussten vorbehalten werden für die, schleunige Erledigung heischenden 
Gesetze, namentlich bei Nothständen, Krieg u. dergl. Gewissermassen eine Ausnahme 
von der Regel bilden die s. g. Konsular-Jurisdiktions-Bezirked. h. diejenigen 
Länder, in welchen die Konsuln Deutschlands über die Angehörigen des Reiches eine 
Gerichtsbarkeit haben. Für diese Länder tritt die verbindliche Kraft der Reichsgesetze 
erst ein, nachdem 6 Monate seit dem Tage der Verkündung im Reichs-Gesetzblatte ver- 
flossen sind. ($. 24 des Gesetzes vom 8. November 1867, betr. die Organisation der Bundes- 
konsulate. S. unten S. 1141 dieses Bandes.) 


Artikel 3. Für ganz Deutschland besteht ein gemeinsames Indigenat 
mit der Wirkung, dass der Angehörige (Unterthan, Staatsbürger) eines jeden 
Bundesstaates in jedem anderen Bundesstaate als Inländer zu behandeln 
und demgemäss zum festen Wohnsitz, zum Gewerbe-Betrieb, zu öffentlichen 
Aemtern, zur Erwerbung von Grundstücken, zur Erlangung des Staatsbür- 
gerrechtes und zum Genusse aller sonstigen bürgerlichen Rechte unter den- 
selben Voraussetzungen wie der Einheimische, auch in Betreff der Rechts- 
verfolgung und des Rechtsschutzes demselben gleich zu behandeln ist. 
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Kein Deutscher darf in der Ausübung dieser Befugniss durch die Obrig- 
keit seiner Heimath, oder durch die Obrigkeit eines anderen Bundesstaates 
beschränkt werden. 

Diejenigen Bestimmungen, welche die Armen-Versorgung und die Auf- 
nahme in den lokalen Gemeinde-Verband betreffen, werden durch den im 
ersten Absatz ausgesprochenen Grundsatz nicht berührt. 

Ebenso bleiben bis auf Weiteres die Verträge in Kraft, welche zwischen 
den einzelnen Bundesstaaten in Beziehung auf die Uebernahme von Auszu- 
weisenden, die Verpflegung erkrankter und die Beerdigung verstorbener 
Staats-Angehöriger bestehen. 

Hinsichtlich der Erfüllung der Militärpflicht im Verhältniss zu dem Hei- 
mathlande wird im Wege der Bundes-Gesetzgebung das Nöthige geordnet 
werden. 

Dem Auslande gegenüber haben alle Deutschen gleichmässig Anspruch 
auf den Bundesschutz. 


In dem Entwurf der Verfassung des Norddeutschen Bundes beginnt Absatz 1 mit 

den Worten: | 
»Fürdenganzen Umfang des Bundesgebietes« besteht u. s. w.; 
Absatz 2: »In der Ausübung dieser Befugniss darf der Bun- 
des-Angehörige weder durch die Obrigkeit seiner Heimath, noch durch 
u. s. w.« Die durch die Verfassungs-Verträge herbeigeführten Veränderungen 
sind die naturgemässe Folge der Erweiterung des Norddeutschen Bundes zu einem 

Deutschen Reiche. 


Amendements zum Entwurf der Verfassung des Nordd. Bundes. 


1. Antrag Bouness-Schulze: Der Reichstag wolle beschliessen : 
»den Art. 3 des Verfassungs-Entwurfs in Gemässheit des $. 16 der Geschäfts- 
Ordnung an eine Kommission von 21 Mitgliedern mit dem Auftrage zu ver- 
weisen, für die Angehörigen der Bundesstaaten, wie in der Reichs-Verfassung 
vom 28. März 1849 und in vielen Landes-Verfassungen geschehen ist, die 
wesentlichsten Grundrechte aufzustellen, welche durch die Bundes-Ver- 
fassung zu gewährleisten sind.« (Aktenstück, Nr. 16, I.) 

2. Antrag Wiggers: Der Reichstag wolle beschliessen : »Hinter Art. 3 des 
Entwurfes der Verfassung des Norddeutschen Bundes einzuschalten: 

»In jedem Bundesstaate wird die Gesetzgebung und die Feststellung des Bud- 
gets unter Mitwirkung einer aus Wahlen hervorgegangenen Volksvertretung 
geübt.« (Aktenstück, Nr. 16, II., 1.) 

3. Unter-Antrag Dr. Schaffrath zu vorstehendem Antrag 2: Der Reichstag 
wolle beschliessen : 

1) vor dem Worte »Mitwirkung« einzuschalten: »beschliessender«; 

2) die Worte vaus Wahlen hervorgegangen« abzulehnen und dafür am Schlusse, 

nach dem Worte: »geübt«, hinzusetzen : 
»von welcher wenigstens die Hälfte, oder, wenn sie aus zwei Kammern be- 
steht, wenigstens eine Kammer aus Wahlen hervorgehen muss.« (Akten- 
stück, Nr. 24.) 
4. Antrag Wiggers: Der Reichstag wolle beschliessen: »Hinter Art. 3 des 
Entwurfes der Verfassung des Norddeutschen Bundes einzuschalten : 
»In keinem Bundesstaate darf der Genuss der bürgerlichen und staatsbürger- 
lichen Rechte durch das religiöse Bekenntniss bedingt oder beschränkt wer- 
den. (Aktenstück, Nr. 16, II., 2.) 
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5. Unter-Antrag Rohden: Der Reichstag wolle 
für den Fall der Ablehnung des Amendements Schrader (8.) in dessen Ar- 
tikel 5 beschliessen: 
das Amendement des Abg. M. Wiggers und Genossen (4.) in folgender 
Fassung anzunehmen: 

»Jeder Angehörige eines der verbündeten Staaten ist im ganzen Umfange 
derselben unbeschränkt in der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Uebung 
seiner Religion. — Durch das religiöse Bekenntniss wird der Genuss der bür- 
gerlichen und staatsbürgerlichen Rechte weder bedingt noch beschränkt. — 
Den staatsbürgerlichen Pflichten darf dasselbe keinen Abbruch thun.« (Druck- 
sachen, Nr. 22, II.) 

6. Antrag Kitz: Der Reichstag wolle beschliessen : Anstatt des Art. 3 folgende 
Bestimmung anzunehmen: 

»Artikel 3. Jeder Angehörige eines Bundesstaates hat das Bundes-Bür- 
gerrecht. Die ihm kraft dessen zustehenden Rechte kann er in jedem Bundes- 
staate ausüben. Dem Auslande gegenüber haben alle Bundes-Angehörige 
gleichmässig Anspruch auf den Bundesschutz. 

Jeder Bundes-Angehörige hat unter denselben Voraussetzungen wie der 
Einheimische das Recht, in jedem anderen Bundesstaate seinen Aufenthalt und | 
Wohnsitz zu nehmen, Liegenschaften jeder Art zu erwerben und darüber zu ' 
verfügen , jeden Nahrungszweig zu betreiben, das Gemeinde-Bürgerrecht zu | 
gewinnen und zu Öffentlichen Aemtern zugelassen zu werden. \ 

Der Bundes-Gesetzgebung bleibt es vorbehalten, nähere Bedingungen für | 
den Aufenthalt und Wohnsitz durch ein Heimaths-Gesetz, solche für den Ge- ; 
werbe-Betrieb durch eine Gewerbe-Ordnung für das ganze Bundesgebiet fest- { 
zusetzen. 

Kein Bundesstaat darf zwischen seinen Angehörigen und andern Bundes- 
Bürgern einen Unterschied im bürgerlichen, peinlichen und Prozessrechte 
machen, welcher die Letzteren als Ausländer zurücksetzt. | 

Die Verträge, welche zwischen den einzelnen Bundesstaaten in Beziehung 
aufArmen-Versorgung, auf die Uebernahme von Auszuweisenden, die Verpfle- 
gung erkrankter und die Beerdigung verstorbener Staats-Angehöriger bestehen, 
bleiben bis auf Weiteres in Kraft. 

Hinsichtlich der Erfüllung der Militärpflicht im Verhältnisse zu dem Hei- 
mathlande wird in Wege der Bundes-Gesetzgebung das Nöthige geordnet wer- 
den. Eventuell 

7. 1) statt »Indigenat« zu sagen: »Bundes-Bürgerrecht«, und 
2) die Worte: »zur Erlangung des Staats-Bürgerrechts« zu streichen ..« 
(Aktenstück, Nr. 18.) 
8. Antrag Schrader: Der Reichstag wolle beschliessen : 
auf Art. 3 des Verfassungs-Entwurfes nachstehende Bestimmungen folgen zu 
lassen: 

Artikel 4. Die persönliche Freiheit ist gewährleistet. Die Bedingungen 
und Formen, unter welchen eine Beschränkung derselben, insbesondere eine 
Verhaftung zulässig ist, werden durch Gesetz bestimmt. 

Die Wohnung ist unverletzlich. Das Eindringen in dieselbe und Haus- 
suchungen , sowie die Beschlagnahme von Briefen und Papieren sind nur in 
den durch Gesetz zu bestimmenden Fällen und Formen gestattet. 

Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. Ausnahme- 
Gerichte und ausserordentliche Kommissionen sind unstatthaft. 

Strafen können nur in Gemässheit des Gesetzes angedroht und verhängt 
werden. 
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Artikeld. Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung 
zu Religions-Gesellschaften und der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen 
Religions-Uebung wird gewährleistet. Der Genuss der bürgerlichen und 
staatsbürgerlichen Rechte ist unabhängig von dem religiösen Bekenntnisse. 
Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung 
der Religions-Freiheit kein Abbruch geschehen. 

Die Religions-Gesellschaften,, sowie die geistlichen Gesellschaften , welche 
keine Korporationsrechte haben, können diese Rechte nur durch besondere 
Gesetze erlangen. 

Die christliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des Staates, 
welche mit der Religions-Uebung im Zusammenhange stehen, unbeschadet der 
im ersten Absatz dieses Artikels gewährleisteten Religions-Freiheit, zum Grunde 
gelegt. 

Die verschiedenen christlichen Kirchen, sowie alle anderen Religions-Ge- 
sellschaften ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selbständig und blei- 
ben im Besitz und Genuss der für ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohlthätig- 
keits-Zwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds. 

Der Verkehr der Religions-Gesellschaften mit ihren Oberen ist ungehindert. 
Die Bekanntmachung kirchlicher Anordnungen ist nur denjenigen Beschrän- 
kungen unterworfen, welchen alle übrigen Veröffentlichungen unterliegen. 

Artikel6. Jeder Bundes-Angehörige hat das Recht, durch Wort, 
Schrift, Druck und bildliche Darstellung seine Meinung frei zu äussern. Die 
Zensur darf nicht eingeführt werden; die sonstigen die Pressfreiheit betreffen- 
den Bestimmungen werden im Wege der Bundes-Gesetzgebung erlassen. 

Alle Bundes-Angehörigen sind berechtigt, sich ohne vorgängige obrigkeit- 
liche Erlaubniss friedlich und ohne Waffen in geschlossenen Räumen zu ver- 
sammeln. 

Artikel 7. Alle Bundes-Angehörigen haben das Recht, sich zu solchen 
Zwecken , welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Gesellschaften zu 
vereinigen. 

Das Gesetz regelt, insbesondere zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit, die Ausübung dieses Rechtes. 

Politische Vereine können Beschränkungen und vorübergehenden Verboten 
im Wege der Gesetzgebung unterworfen werden. 

Artikel8. Das Brief-Geheimniss ist unverletzlich. Die bei strafge- 
richtlichen Untersuchungen und in Kriegsfällen nothwendigen Beschränkungen 
sind durch die Gesetzgebung festzustellen.« (Aktenstück, Nr. 19.) 

. Unter-Antrag Ausfeld-Duncker: Zu den vorstehenden Abänderungs-Ver- 
trägen Art. 6 u. 7 von Schrader und Genossen : Der Reichstag wolle, für den 
Fall der Ablehnung vorstehenden Antrages 1 beschliessen: 
in dem Entwurfe der Bundes-Verfassung Abschnitt II. (Bundes-Gesetzgebung) 
zwischen die Artikel 3 und 4 folgenden Artikel einzufügen: 

»Art. 4. Die Angehörigen der Bundesstaaten haben das Recht, durch Wort, 
Schrift, Druck und bildliche Darstellung ihre Meinung frei zu äussern. 

Die Pressfreiheit darf unter keinen Umständen und in keiner Weise durch 
vorbeugende Massregeln, namentlich Zensur, Konzessionen , Sicherheits-Be- 
stellungen, Zeitungs-Steuer,, Beschränkungen der Druckereien und des Buch- 
handels, Post-Verbote oder andere Hemmungen des freien Verkehrs beschränkt, 
suspendirt oder aufgehoben werden. 

Ueber Pressvergehen , welche von Amtswegen verfolgt werden, wird durch 
Schwurgerichte geurtheilt. 

Die Angehörigen der Bundesstaaten haben das Recht, sich friedlich und 
ohne Waffen zu versammeln. Einer besonderen Erlaubniss oder vorgängigen 
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Anzeige bedarf es nicht. Volks-Versammlungen unter freiem Himmel können 
bei dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit verboten 
werden. 

Die Angehörigen der Bundesstaaten haben das Recht, Vereine zu bilden. 
Dieses Recht soll durch keine vorbeugende Massregel beschränkt werden. 

Die entgegenstehenden Bestimmungen der einzelnen Landes-Gesetze wer- 
den hiermit aufgehoben. (Aktenstück, Nr. 26.) 


Antrag Scherer, Hosius: Der Reichstag wolle beschliessen, in Artikel 3 
folgenden Zusatz aufzunehmen: 

»Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, die Vereinigung zu Religions- 
Gesellschaften und der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Religions- 
Uebungen wird jedem Angehörigen eines der Norddeutschen Bundesstaaten 
gewährleistet. 

Der Genuss der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte ist unabhängig 
von dem religiösen Bekenntnisse. 

Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung 
der Religions-Freiheit kein Abbruch geschehen.« (Aktenstück, Nr. 22, I., 1.) 


Antrag Baumstark: Der Reichstag wolle beschliessen : 

1) im Artikel 3, Absatz 3 die Worte: »und die Aufnahme in den lo- 
kalen Gemeinde-Verband« zu streichen, und 

2. im Artikel 4, Nr. 1 statt der Worte: »soweit diese Gegenstände 
nicht schon durch den Art. 3 dieser Verfassung erledigt 
sind« zu setzen: 
»unbeschadet der Feststellungen im Art. 3, Abs. 1, 2 und 
3 dieser Verfassunge«. (Aktenstück, Nr. 22, I., 2.) 


Antrag L. Schrader: Der Reichstag wolle beschliessen: Dem Artikel 3, Ab- 
satz 2 den Zusatz zu geben: 

»Den nichtdeutschen Volksstämmen auf dem Gebiete des Norddeutschen 
Bundes ist ihre Nationalität, insbesondere die Gleichberechtigung ihrer Sprache 
innerhalb des nationalen Gebietes derselben gewährleistet.« (Aktenstück, 
NT. 25: | 
Antrag Be Der Reichstag wolle beschliessen: in Artikel 3 nach den 
Worten: »als Inländer zu behandeln und demgemäss« die Worte einzuschalten : 

»zur Ausübung des Wahlrechts für den Norddeutschen Bund und zu freiwilli- 


' gem Eintritt in jeden Truppentheil des Bundesheeres.«..... (zuzulassen.) 


14. 


15. 
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(Aktenstück, Nr. 28, 57.) 
Antrag Graf v. Bethusy-Huc: Der Reichstag wolle beschliessen: anstatt 
des Artikels 3 folgende Bestimmung anzunehmen: se 

»Art. 3. Für den ganzen Umfang des Bundesgebietes besteht ein gemein- 
sames Indigenat nach Massgabe der darüber im Wege der Bundes- Gesetz- 
gebung zu erlassenden Bestimmungen.« (Aktenstück, Nr. 29, 59.) 

Antrag Groote: Der Reichstag wolle beschliessen : in Alinea 1 zu Artikel 3 
hinzuzufügen : . 

»Ausser den im Artikel 4 angegebenen Gegenständen liegt dem Gesammt- 
staate auch insbesondere die Feststellung gemeinsamer Grundrechte für das 
Gesammtgebiet ob.« (Drucksachen, Nr. 28, 56, Nr. 15, IV.) 

Von den vorstehenden Anträgen wurden zurückgezogen die Nummern 6, 10, 
13, 14; Nr. 10 wurde vom Abg. v. Mallinkrodt wieder aufgenommen ; die 


Uhrigeh Antrade wurden abgelehnt. 


Bei Berathung des Vertrags mit Baden und Hessen. wurde ge- 


stellt 
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16. Antrag Wiegand: Der Reichstag wolle beschliessen : 
»in einem Zusatze die Grundrechte des Deutschen Volks zu gewährleisten«. 


17. Antrag Wiggers: Der Reichstag wolle beschliessen: Hinter Artikel 3 fol- 
genden neuen Artikel einzuschalten: 

»In jedem Bundesstaate muss eine aus Wahlen der Bevölkerung hervor- 
gehende Vertretung bestehen, deren Zustimmung bei jedem Landes-Gesetze 
und bei der Feststellung des Staatshaushalts erforderlich ist.« 

Der Antrag 16 wurde abgelehnt; bezüglich des Antrages 17 aber folgende 
von dem Abg. v. Hennig eingebrachte Resolution mit grosser Majorität ange- 
nommen: 

»In Erwägung, dass es sich empfiehlt, die Aufgabe des Reichstages in seiner 
gegenwärtigen Session auf die Feststellung derjenigen Punkte der Bundes-Ver- 
fassung zu beschränken, welche durch den Hinzutritt der Süddeutschen Staa- 
ten eines Zusatzes, oder einer Abänderung bedürfen; über den Antrag Wiggers 
zur Tages-Ordnung überzugehen.« 


Endlich wurde bei der Redaktion der Reichs-Verfas sung gestellt: 
18. Antrag Reichensperger: Statt des 2. Absatzes zu setzen: 

»Die Pressfreiheit darf unter keinen Umständen und in keiner Weise durch 
vorbeugende Massregeln, namentlich der Zensur, Sicherheits-Bestellungen, 
Staats-Auflagen, Beschränkungen der Druckereien oder des Buchhandels, Post- 
Verbot oder andere Hemmungen des freien Verkehrs beschränkt, suspendirt, 
oder aufgehoben werden «; 

und sodann folgen zu lassen: 

»Art. 4. Vergehen, welche durch Wort, Schrift, Druck oder bildliche 
Darstellungen begangen werden, sind nach den Allgemeinen Strafgesetzen zu 
bestrafen. 

Art. 5. Alle Deutschen sind berechtigt, ohne vorgängige Erlaubniss fried- 
lich und ohne Waffen sich in geschlossenen Räumen zu versammeln. 

Diese Bestimmung bezieht sich nicht auf Versammlungen unter freiem 
Himmel, welche auch in Bezug auf vorgängige obrigkeitliche Erlaubniss der 
Verfügung des Gesetzes unterworfen sind. 

Art. 6. Alle Deutschen haben das Recht, sich zu solchen Zwecken, 
welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Gesellschaften zu vereinigen. 

Das Gesetz regelt, insbesondere zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit, die Ausübung des in diesem und dem vorstehenden Artikel ge- 
währleisteten Rechtes. 

Politische Vereine können Beschränkungen und vorübergehenden Verboten 
im Wege der Gesetzgebung unterworfen werden. 

Art. 7. Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung zu 
Religions-Gesellschaften und der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen 
Religions-Uebung wird gewährleistet. Der Genuss der bürgerlichen und staats- 
bürgerlichen Rechte ist unabhängig von dem religiösen Bekenntnis. Den 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung der 
Religions-Freiheit kein Abbruch geschehen. 

Art. 8. Die evangelische und die römisch-katholische Kirche, sowie jede 
andere Religions-Gesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selb- 
ständig und bleibt im Besitz und Genuss der für ihre Kultus-, Unterrichts- 
und Wohlthätigkeits-Zwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds«. 

| (Drucksachen, Nr. 12.) 


19. Unter-Antrag Sonnemann: zu vorstehendem Antrage: 
Den Art. 4 durch folgenden Passus zu ersetzen: 
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»Ueber Pressvergehen, welche von Amtswegen verfolgt werden, wird durch 
Schwurgerichte geurtheilt. « 
Den Art. 5 folgendermassen zu fassen: 
»Die Deutschen haben das Recht, sich friedlich und ohne Waffen zu ver- 
sammeln; einer besonderen Erlaubniss bedarf es nicht.«, 
Den Art. 6 folgendermassen zu fassen: | 
»Die Deutschen haben das Recht, Vereine zu bilden. Dieses Recht soll 
durch keine vorbeugende Massregel beschränkt werden«. (Drucksachen, Nr. 24.) 

20. Antrag GrafRenard: »In Erwägung, dass dem Reichstage zur Zeit nur der 
Entwurf zur Redaktion einer Verfassungs-Urkunde auf Grund der Verträge 
vorgelegt ist, die jüngst zur Gründung des Reiches in seiner dermaligen Ge- 
staltung geführt haben; 

in Erwägung, dass der Antrag Reichensperger zur Verfassung tiefgreifende 
Zusätze vorschlägt, welche den Gegenstand einer materiellen Verfassungs-Re- 
vision bilden und somit die formelle Feststellung des Verfassungsrechts ge- 
fährden ; | 

in fernerer Erwägung, !dass eine reichsverfassungsmässige Gewährleistung 
des Vereinsrechtes, des Rechtes der freien Meinungs-Aeusserung durch die 
Presse, sowie der Unabhängigkeit und der Freiheit des religiösen Bekennt- 
nisses zwar von hervorragender staatlicher und nationaler Bedeutung sind, dass 
jedoch die beantragten Verfassungs-Bestimmungen in ihrer Allgemeinheit un- 
genügend erscheinen, das angestrebte Ziel zu sichern ; 

in endlicher Erwägung, dass dem weiteren Ausbau der Reichs-Verfassung 
vorbehalten bleibt, eine befriedigende Regelung der Beziehungen zwischen 
Staat und’ Kirche herbeizuführen, 
beschliesst der Reichstag, über den Antrag Reichensperger zur Tages-Ord- 
nung überzugehen«. (Drucksachen, Nr. 23.) 

21. Antrag Schulze: »In Erwägung, dass es erst nach redaktioneller Feststellung 
des geltenden Verfassungsrechtes Aufgabe des Reichstags sein kann, aber auch 
sein wird, den Ausbau der Reichs-Verfassung in freiheitlicher Richtung in An- 
griff zu nehmen; 

dass die in dem bezeichneten Verfassungs-Antrage aufgestellten Grund- 
rechte in ihrer Unvollständigkeit weder dem Rechtsbewusstsein, noch den Be- 
dürfnissen des Deutschen Volkes entsprechen, 
beschliesst der Reichstag, über den Verbesserungs-Antrag Reichensperger zur 
Tages-Ordnung überzugehenc«. 

Sämmtliche Anträge wurden abgelehnt, der des Abgeordneten Reichensperger 
(Nr. 17), über welchen namentliche Abstimmung stattfand, mit 223 gegen 59 
Stimmen. | 

Der erste Satz des Reichensperger’schen Antrages: »Die Pressfreiheit darf« 
bis »aufgehoben werden«, stimmt überein mit $. 143, Abs. 2 der Deutschen 
Reichs-Verfassung vom 28. März 1849; der Art. 4 dieses Antrages mit Art. 28 
der Preussischen Verfassung; Art. 5, mit Art. 29; Art. 6 mit Art. 12; Art. 8 
mit Art. 15 der Preussischen Verfassung. Von dem Sonnemann’schen Unter- 
Antrage ist Art. 4,dem $. 143, Abs. 3; Art. 5 dem $. 161 und Art. 6 dem $. 162 
der Deutschen Reichs-Verfassung vom 28. März 1849 entnommen. 

Die Anträge 1, 4, 5, 8, 9, 10, 15, 16, 18 und 19 beschäftigen sich mit der 
Einführung von s. g. Grundrechten weiteren oder engeren Umfangs; der Antrag 
2, 4 und 18 hat nach seiner Motivirung lediglich Bezug fauf Mecklenburgische 
Verhältnisse; der dazu gestellte Unter-Antrag 3 hat wohl die Existenz einer kon- 
-stitutionellen Verfassung nach deutsch-rechtlichen Begriffen zu einem allgemeinen 
Erforderniss für alle verbündete Staaten machen wollen, da, nach den Schilderun- 


Zu Art. 3. ‚Erörterungen über die Abänderungs-Anträge. 195 


gen des Abg. Hausmann, wenigstens in gewisser Beziehung ähnliche Verhältnisse 
wie in Mecklenburg, auch in Lippe obwalten. Der Antrag 12 ist eins. g. Na- 
tionalitäts-Antrag, welcher die Existenz der zum Reiche gehörigen Stämme nicht- 
deutscher Nationalität zu sichern und der Germanisirung derselben einen Riegel 
vorzuschieben sucht; mit dem Gegenstande des Entwurfs, dem gemeinsamen In- 
digenat beschäftigen sich nur die Anträge 6, 7, 11, 13 und 14. 


Zul, 4,5, 8, 9, 10, 15, 16. 
Ueber den Werth s. g. Grundrechte sind die Meinungen bekanntlich getheilt. 
Richtig bemerkt Schulze, »Einleitung in das Deutsche Staatswesen« $. 436: 


»Als ein Mangel wurde vielfach das Fehlen der sog. Grundrechte hervorgehoben, 
vom praktischen Standpunkte gewiss mit Unrecht. Waren doch dieselben für fünf 
Sechstel der Bundes-Bevölkerung durch die Preussische Verfassung hinreichend fest- 
gestellt und genossen doch auch die Angehörigen der meisten übrigen Staaten in ihren 
Verfassungen ähnliche Garantien, welche durch den Eintritt in den Nord- 
deutschen Bund unberührt blieben.« 


Für die Folge steht es bei der Reichs-Gesetzgebung, in wie weit sie dafür sorgen wird, 
dass durch die von ihr zu erlassenden Gesetze diese Grundrechte nicht alterirt werden. 
Der einzige Erfolg, den eine Aufnahme der s. g. Grundrechte in die Verfassung zu be- 
wirken vermocht hätte, würde der gewesen sein, dass ein dieselbe etwa alterirendes Spe- 
zial-Gesetz an die Form der Verfassungs-Aenderung gebunden gewesen wäre, d.h. dass im 
Bundesrathe nach der Norddeutschen Verfassung 2/3 Stimmen sich für, nach der Reichs- 
Verfassung nicht 14 Stimmen sich gegen das Gesetz aussprechen müssten, bez. dürften. 


Zu Antrag 18 und 19. 

Man wird wohl der Zentrums-Partei, aus deren Mitte die Anträge auf Grundrechte 
bezüglich der Presse, des Vereinsrechts und der Religions-Freiheit bei Berathung der 
Redaktion der Verfassung hervorgegangen sind, nicht Unrecht thun, wenn man annimmt, 
dass die Verfolgung der Partei-Interessen das leitende Motiv zur Stellung dieser An- 
träge gewesen; umsomehr, als selbst die Fortschritts- Partei, der eine grundsätzliche 
Vorliebe für Grundrechte eigen ist, wie aus dem Antrag des Abgeordneten Schulze 
(Nr. 2) zu ersehen ist, das Stadium der Verfassungs - Redaktion als ungeeignet für die 
Einfügung von Grundrechten anerkannt hat. Wenn man die Stellung. dieser Anträge 
in diesem Stadium der Verfassungs-Entwicklung durch den Hinweis darauf hat 
rechtfertigen wollen, dass die Reichs-Verfassung, abweichend von der Verfassung des 
Norddeutschen Bundes die Press-Angelegenheiten und das Vereinswesen der Kompetenz 
der Reichs-Gesetzgebung unterworfen habe und es deshalb erforderlich sei, in der Ver- 
fassung dafür zu sorgen, dass die in Aussicht stehende Gesetzgebung über diese Materien 
gewisse Grundsätze nicht verletze, so kehrt dadurch die Frage nach dem Werthe von 
Grundrechten in ihrer allgemeinen und eigentlichen Form lediglich wieder. Man wird 
nämlich unterscheiden müssen zwischen denjenigen s. g. Grundrechten, welche ein Bundes- 
staat und denjenigen, welche ein einfacher Staat aufstellen soll. Dass es an sich m ög- 
lich ist, durch die Verfassung eines Bundesstaates eine Reihe von Grundsätzen aufzu- 
stellen, welche durch die Gesetzgebung der einzelnen zum Bunde gehörigen Staaten nicht 
verletzt, vielmehr respektirt werden muss, ist richtig; fraglich bleibt es aber, ob es 
namentlich für Deutschland, dessen endliche Gestaltung zum Bundesstaate so überaus 
schwierig gewesen, einen Vortheil gebracht haben würde, in ähnlicher Weise wie 
die Verfassung der Vereinigten Staaten von Nordamerika eine Reihe von Normen auf- 
zustellen, welche nothwendigerweise zu Einmischung der Zentralgewalt auch in den- 
Jenigen Theil der Gesetzgebung führen muss, welcher der Einzel-Souveränetät ver- 
blieben und an das Reich nicht abgetreten ist. Die Grundrechte der Frankfurter Reichs- 
Verfassung enthalten z. B. im Art. VI allgemeine Normen über das Unterrichts- und 
Erziehungswesen; würde man auch diesen Theil der Grundrechte in die gegenwär- 
tige Verfassung des Deutschen Reiches aufgenommen haben, so würde dem Reiche 
ein Aufsichtsrecht und die aus demselben nothwendig folgende Befugniss zur Ein- 
mischung in die Unterrichts-Verhältnisse der einzelnen Staaten eingeräumt worden sein, 
obgleich doch das Unterrichts- und Erziehungswesen nicht zu denjenigen Angelegenheiten 
gehört, für welche das Reich eigentlich kompetent ist. Die Gesetzgebung über jene Ma- 
terien und die Exekutive bezüglich derselben stünde den Einzelstaaten zu, aber das Reich 
würde Anlass finden können, dieses oder jenes Gesetz, diese oder jene Verordnung zu 
beanstanden, zu rektifiziren, weil — ob mit Recht oder Unrecht ist gleichgültig — das 
Reich der Ansicht ist, die von Reichswegen erlassenen allgemeinen Normen {Grundrechte) 

‚seien durch dieses Gesetz, oder Jene Verordnung verletzt, oder nicht, oder nicht ge- 
13* 
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nügend gewahrt. Es bedarf nur einer weiteren Verfolgung dieses Ideenganges, und man 
wird sich alsbald eine ganze Reihe von Konflikten zwischen Reich und Einzelstaat gegen- 
ständlich machen, wohlverstanden auf solchen Gebieten, welche der Lande s- Gesetz- 
gebung verblieben sind, auf deren Alleinbesitz naturgemäss die Landes-Souveränetät be- 
sonders eifersüchtig ist, deren »Invasion« durch Verfügungen des Reiches besonders em- 
pfindlich berühren würde. Alle diese zahlreichen Gelegenheiten zu Konflikten werden 
vermieden, wenn die Reichs-Verfassung sich darauf beschränke für die der Reichs-Geseiz- 
gebung unterstellten Angelegenheiten zu sorgen. Dies würde nun allerdings zutreffen, 
bei Grundrechten bezüglich des Press- und Vereinswesens, insofern dieses jetzt der 
Kompetenz der Reichs-Gesetzgebung unterworfen ist. Hier stellt sich die Frage wegen 
der Grundrechte etwa so, wie für den einfachen Staat, der bei der Aufstellung solcher 
allgemeinen Grundsätze gewiss ist, dass er selbst diese letzteren anwenden wird, weil der 
Umfang seiner Gesetzgebung ungetheilt ihm selbst angehört. Die s. g. religiösen Grund- 
rechte würden schon nicht in diese Kategorie gehören, weil die von jenen betroffenen 
Angelegenheiten nicht zur Kompetenz des Reiches gehören. Für den Bundesstaat müssen 
also die Grundrechte in zwei Kategorien getheilt werden: eine Kategorie, welche sich 
auf Angelegenheiten und Verhältnisse bezieht, die der Kompetenz der Gesetzgebung 
des Bundes nicht unterstellt worden und aus den obenentwickelten Gründen wenigstens 
für Deutschland nicht förderlich sind; und eine zweite Kategorie, welche sich auf An- 
gelegenheiten und Verhältnisse bezieht, die der Kompetenz der Gesetzgebung des Bundes 
unterstellt worden sind. Diese letztere Kategorie trifft, was ihre Wirkung betrifft, mit 
der ersten Kategorie so lange überein, bis das Reich von der ihm überwiesenen Kompe- 
tenz thatsächlich Gebrauch gemacht hat. Von dem Augenblicke an, in welchem das 
Reichs-Press-, beziehungsweise das Reichs-Vereinsgesetz in Gemässheit der in den Grund- 
rechten aufgestellten allgemeinen Grundsätze zu Stande gekommen und publizirt worden 
ist, ruht das Grundrecht als solches; dasselbe ist praktisch abgelöst durch das Spezial- 
Gesetz, welches das Grundrecht verwirklicht. Welche Wirkung hat demnach ein Grund- 
recht der zweiten Kategorie überhaupt? Es nöthigt die Reichs-Gesetzgebung, falls sie 
nicht eine Verfassungs-Aenderung vornehmen will, für alle Ewigkeit denin dem Grundrecht 
ausgesprochenen Gedanken als richtig, allein richtig anzuerkennen und demnach durch 
das Gesetz zu verwirklichen. Ob es derartige Gedanken giebt, mag dahin gestellt bleiben, 
so viel aber steht fest, dieselben gesetzgebenden Faktoren, denen man das Zutrauen 
schenkt, dass sie einen bestimmten Gedanken als Grundrecht in die Verfassung auf- 
nehmen werden, selbstverständlich, weil sie den betreffenden Gedanken für durchaus. 
richtig u. s. w. anerkennen, dieselben gesetzgebenden Faktoren verdienen auch das Zu- 
trauen, dass sie den als richtig und heilsam wirkend erkannten Gedanken durch ihr Spe- 
zial-Gesetz verwirklichen. Insofern ist die Formulirung des Gedankens als Grundrecht: 
überflüssig. Sollte aber der Fall eintreten, dass derselbe Gedanke, der früher für uner- 
lässlich, für absolut heilsam wirkend anerkannt worden, umgekehrt für irrig, oder als. 
absolut, oder als relativ schädlich wirkend erkannt werden sollte, dann wird man sich 
auch versichert halten dürfen, dass die gesetzgebenden Faktoren vor einer, nunmehr 
nothwendig gewordenen Aenderung der Verfassung nicht zurückscheuen werden; thun 
diese Gesetzgeber der Zukunft doch genau Dasselbe, was man von den Gesetzgebern der 
Gegenwart verlangt, dass sie durch ihre Gesetze dem Wahren und heilsam Wirkenden, 
wie es von ihrer Zeit erkannt wird, zur Verwirklichung verhelfen. In diesem Falle ist 
das »Grundrecht« unwirksam, denn es hat nicht zu hindern vermocht, dass der in ihm 
niedergelegte Gedanke ausser Thätigkeit versetzt werde. Erwägt man schliesslich, dass 
für Veränderungen unserer Verfassung genügt, wenn im Reichstage die einfache Majorität 
für und im Bundesrathe nicht eine stärkere Minorität als 13 Stimmen gegen die Verände- 
rung sich erklärt, so kann von einem besonderen Schutze des freiheitlichen Gedankens 
durch dessen Formulirung als Grundrecht der Verfassung kaum geredet werden. Denn 
es liegt in der Natur der Sache, dass im Allgemeinen die Regierungen leichter für ge- 
wisse Schranken der durch Grundrechte in der Regel als unbeschränkt hingestellten Frei- 
heiten stimmen, als die Abgeordneten ; wenn also unter diesen die Mehrheit für Beschrän- 
kung grundrechtlicher Freiheiten sich ausspricht, so ist regelmässig kaum anzunehmen, 
dass mehr als 13 Stimmen im Bundesrathe gegen den Beschluss der Mehrheit des Reichs- 
tages abgegeben werden. Den Erfolg also, den man in der Regel von Grundrechten er- 
wartet, dass die in denselben garantirten Freiheiten niemals eine Beschränkung erfahren 
würden, diesen Haupterfolg würden Grundrechte in der Verfassung des Deutschen Reiches 
wahrscheinlich nicht gewähren, wenigstens nicht in erheblich stärkerem Masse, als durch 
Verwirklichung des freiheitlichen Gedankens vermittelst eines Spezial-Gesetzes. Um 
diesen Erfolg wenigstens in thesi zu verwirklichen, müsste man sich entschliessen, die 
Grundrechte von jeder gesetzlichen Modifikation auszunehmen, also festzusetzen, dass 
dieselben für alle Zeiten bestehen und durch kein späteres Gesetz abgeändert, oder be- 
schränkt werden dürften. Eine derartige Bestimmung würde jedoch die erheblichsten Be- 
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denken gegen sich haben ; vor Allem deshalb, weil Gesetze, die Unabänderlichkeit sich 
beilegen, mit der, dem Wechsel und der Umbildung unterworfenen Natur der irdischen 
Dinge im Allgemeinen und der politischen Einrichtungen im Besonderen nothwendiger- 
weise über kurz oder lang in Konflikt gerathen und, da eine Veränderung auf gesetz- 
lichem Wege durch das Gesetz selbst ausgeschlossen, eine solche auf nicht gesetzlichem 
Wege erleiden würden. 


Zuden Anträgen 2u. 18 ist das Erforderliche bereits bemerkt worden; 


Zu den Anträgen 6, 7,11, 13,u.14. Antrag 6 ist zum grössten Theil, insofern der- 
selbe den Entwurf ändert, dem Abschnitt VI, Art. I der Verfassung des Deutschen Reiches 
vom 28. März 1849 entnommen. Bezüglich dieser sämmtlichen Anträge genügt die Be- 
merkung, dass sie weitere Konsequenzen des gemeinsamen Indigenates ziehen wollten, 
als die Vorlage; diesem Gedanken wurde Seitens der Bundes-Kommissare namentlich ent- 
gegengehalten, dass esbei der grossen Verschiedenheit der Sozial-Gesetzgebung schon sehr 
schwierig gewesen sei, den Inhalt dieses Artikels durchzusetzen und dass durch eine Er- 
weiterung der Ideen der Vorlage die erzielte Einigung der Regierungen erschüttert zu 
werden drohe. 

Das im Artikel 3 gewährte »gemeinsame Indigenat« ist vielfach nicht ohne 
einen gewissen Spott als das»einzige Grundrecht der Verfassung des Norddeutschen Bundes« 
bezeichnet, dasselbe verdient aber diesen Namen, oder eine besondere Auszeichnung in 
der That sowohl durch die unmittelbare Wirkung, als noch vielmehr dadurch, dass dasselbe 
die Grundlage der Freizügigkeit, der Gewerbe-Freiheit, der Aufhebung des Passzwangs, 
der Aufhebung der polizeilichen Ehe-Beschränkungen u. s. w. geworden ist. Durch die 
Gesetze, welche in Bezug auf die letzterwähnten Angelegenheiten und einige andere er- 
lassen sind, hat der Umfang der in dem Indigenat enthaltenen Rechte eine wesentliche 
Erweiterung erfahren. 


1. Ueber die Entstehung oder denErwerb des »gemeinsamen Indigenates« 
spricht sich zwar der Artikel 3 nicht unmittelbar aus; dennoch geht aus demselben her- 
vor, dass die Quelle des »gemeinsamen« in dem »besonderen« Indigenat, in dem Verhält- 
nisse der »Angehörigkeit, Unterthänigkeit, Staatsbürger-Qualität«zu einem der verbündeten 
Staaten zu finden ist. Man muss Preussischer, oder Württembergischer, oder Sächsischer 
u. s. w. Staatsbürger sein, um im Besitze des »gemeinsamen Indigenates« und in dem 
Genusse der aus demselben resultirenden Rechte zu sein. Es giebt also schon nach diesem 
Artikel kein für sich allein bestehendes Reichs- oder Bundes-Bürgerrecht, welches man 
erwerben könnte ohne zugleich in irgend einem der verbündeten Staaten das Staatsbürger- 
recht zu besitzen, oder als Ausländer dasselbe erworben zu haben. Schon hieraus ergiebt 
sich die Nothwendigkeit eines besonderen Gesetzes über die Entstehung bez. Beendigung 
der Reichs-Angehörigkeit, da die letztere sonst möglicherweise nach eben so viel verschie- 
denen, sich einander widerstreitenden Grundsätzen erworben oder verloren gehen Konnte, 
wie es verbündete Staaten mit verschiedenen Gesetzgebungen gab. Diesem Zustande ist 
abgeholfen worden durch das, in sämmtlichen Deutschen Staaten geltende Gesetz vom 
1. Juni 1870überdieErwerbung’und den Verlust derBundes- und Staats- 
Angehörigkeit (dies Gesetz gilt in Baiern durch Gesetz vom 22. April 1871, seit dem 
13. Mai desselben Jahres; in den übrigen Staaten seit 1. Januar 1871).*) Dieses Gesetz 
hat den im Art. 3 bereits enthaltenen Grundsatz über die Entstehung der Bundes-Ange- 
hörigkeit aus einer speziellen Staats-Angehörigkeit beibehalten, indem es im $. 1 wörtlich 
bestimmt: »Die Bundes-Angehörigkeit wird durch die Staats-Angehörigkeit in einem 
Bundesstaate erworben und erlischt mit deren Verlust.« Wie die Bundes-Angehörigkeit 
ohne Weiteres aus dem Besitze oder Erwerbe der »Staats-Angehörigkeit in einem Bundes- 
staate«, d. h. in einem der zum Deutschen Reiche gehörenden Staaten erworben wird, so 
erlischt dieselbe ohne Weiteres in dem Augenblicke, wo Jemand in keinem dieser Staaten 
eine Staats-Angehörigkeit mehr besitzt. Da der Erwerb und Verlust der Staats-Änge- 
hörigkeit durch das Gesetz einheitlich geregelt ist, ist auch der Erwerb und Verlust 
der Bundes-Angehörigkeit einheitlich geregelt und erfolgt der erstere nach $. 2 nur: 

1. durch Abstammung, insofern durch die Geburt, auch wenn dieselbe im Auslande er- 
folgt, eheliche Kinder eines Deutschen die Staats-Angehörigkeit des Vaters, uneheliche 
Kinder einer Deutschen die der Mutter; 

2. durch Legitimation, inFolge deren, falls sie den gesetzlichen Bestimmungen ge- 
mäss erfolgt, das uneheliche Kind eines Deutschen, dessen Mutter nicht die Staats- 
Angehörigkeit des Vaters besitzt, die Staats-Angehörigkeit des Vaters erwirbt; 

3. durch Verheirathung, insofern die Ehefrau, die sich mit einem Deutschen ver- 
heirathet, die Staats-Angehörigkeit des Mannes erwirbt; 

4. durch Aufnahme bei einem Bundes- Angehörigen und 


*) Das Gesetz ist enthalten im Archiv d. Nordd. Bundes, Bd. IV., S. 880 ff. 
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5. durch Naturalisation bei einem Ausländer. | 

Es ist ausdrücklich bestimmt, dass durch die Adoption für sich allein das Staats- 
bürgerrecht nicht erworben wird. Der Verleihung der Staats-Angehörigkeit steht gleich 
die mindestens von einer höheren Verwaltungs-Behörde eines Bundesstaates vollzogene 
oder bestätigte Bestallung für einen in den unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienst 
oder in den Kirchen-, Schul- oder Kommunal-Dienst Aufgenommenen. Wird ein Aus- 
länder im Bundesdienst angestellt, so erwirbt derselbe die Staats-Angehörigkeit in dem- 

'jenigen Bundesstaate, in welchem er seinen Dienst-Wohnsitz hat. Die Verleihung er- 
streckt sich auf die Ehefrau und die in väterlicher Gewalt stehendenKinder. Durch den 
Wohnsitz allein wird die Staats-Angehörigkeit nicht begründet. Die Aufnahme-Urkunde 
ist auf Antrag jedem Angehörigen eines anderen Bundesstaates zu ertheilen, welcher 
nachweist, dass er in dem Bundesstaate, in welchem er die Aufnahme nachsucht, sich 
niedergelassen d. h. ein Unterkommen im Sinne des $. 1 des Freizügigkeits-Gesetzes er- 
worben hat, sofern kein Grund vorliegt, welcher nach den $$. 2—5 des zitirten Gesetzes 
vom 1. November 1867 (cf. Koller, Archiv des Norddeutschen Bundes I S. 48 ff.) die Ab- 
weisung eines Neuanziehenden, oder die Versagung der Fortsetzung des Aufenthaltes 
rechtfertigt; mit anderen Worten: der die Aufnahme Nachsuchende darf keinen polizei- 
lichen Aufenthalts-Beschränkungen unterliegen, noch wegen Landstreicherei, oder wieder- 
holten Bettelns innerhalb der letzten 12 Monate bestraft worden sein; es darf ihm von 
der betreffenden Gemeinde nicht nachgewiesen werden, dass er sich und seiner Familie 
durch seine Kräfte den nothdürftigen Lebensunterhalt nicht verschaffen kann, event. den- 
selben weder aus eigenem Vermögen noch durch einen dazu verpflichteten Verwandten 
beschafft, endlich darf sich weder vor Erwerb des Unterstützungs-Wohnsitzes die 
Nothwendigkeit Öffentl. Unterstützung offenbaren, noch darf die Gemeinde nachweisen, 
dass die Unterstützung aus anderen Gründen als wegen vorübergehender Arbeits- 
Unfähigkeit nothwendig geworden ist. 

Der Verlust des gemeinsamen Indigenates kann in Gemässheit der im Obigen ent- 
wickelten Grundsätze nicht für sich selbst, nicht selbständig erfolgen ; gerade so, wie der 
Besitz einer bestimmten Staats-Angehörigkeit nothwendige Voraussetzung des Besitzes 
der Reichs- oder Bundes-Angehörigkeit ist, so kann auch die letztere nicht anders ver- 
loren gehen, als vermittelst des Verlustes der Staats- Angehörigkeit. In demselben Augen- 
blicke, in welchem ein Individuum die Staats-Angehörigkeit in einem der Bundesstaaten 
nicht mehr besitzt, erlischt auch seine Reichs- oder Bundes-Angehörigkeit, das gemein- 
same Indigenat. Die Staats-Ang&hörigkeit und mit derselben die Bundes-Angehörigkeit 
(die letztere natürlich nur dann, wenn mit dem Verluste der einen Deutschen nicht zu- 
gleich der Erwerb einer anderen Deutschen Staats-Angehörigkeit verbunden ist) geht 
nach $. 13 des zitirten Gesetzes verloren: * 

1. durch Entlassung auf Antrag, welche urkundlich durch eine höhere Verwaltungs- 
Behörde des Heimaths-Staates ertheilt wird und jedem Deutschen ertheilt werden muss, 
dafern er den Erwerb der Staats-Angehörigkeit in einem anderen Bundesstaate nach- 
weist, ohne solchen Nachweis aber nicht ertheilt werden darf: 

a. Wehrpflichtigen innerhalb des 17. bis 25. Lebensjahres, bevor dieselben ein Zeug- 
niss der Kreisersatz-Kommission darüber beigebracht haben, dass sie die Entlassung 
nicht bloss in der Absicht suchen, um sich der Kriegsdienst-Pflicht zu entziehen ; 

b. zum stehenden Heere, oder zur Flotte gehörenden Militärpersonen, Offizieren des Be- 
urlaubtenstandes und Beamten, bevor sie aus dem Dienst entlassen sind ; 

c. den Reservisten des stehenden Heeres, der Flotte, der Land- und See-Wehr, die nicht 
als Ofüziere angestellt sind, nach der Einberufung zum aktiven Dienst. 

Da aus anderen, als den hier angeführten Gründen die »Entlassung« in Friedens- 
zeiten (für Krieg und Kriegsgefahr sind besondere Anordnungen dem Kaiser vorbe- 
halten) nicht verweigert werden darf, so ist in dem Gesetze die s. g.»Auswanderungs- 
Freiheit« garantirt; jedoch wird die Entlassung unwirksam und der Entlassene wird 
von seinen Staats- und Reichs-Bürgerpflichten nicht frei, wenn derselbe nicht binnen 
6 Monaten vom Tage der Aushändigung der Entlassungs-Urkunde an seinen Wohnsitz 
wirklich ausserhalb des Bundesgebietes verlegt, oder die Staats-Angehörigkeit in einem 
anderen Bundesstaate erwirbt, — Bestimmungen, durch welche Schein-Auswanderungen 
(man erinnere sich der nach der Schweiz auswandernden Kinder Frankfurter Bürger, 

vieler Vorkommnisse im nördlichen Schleswig und Elsass-Lothringen) thunlichst ge- 

hindert werden; | 

2. durchAusspruch der Behörde. Eskönnenim Auslande sich aufhaltende Deutsche 

ihrer Staats-Angehörigkeit verlustig erklärt werden und verlieren in Folge dessen ipso 

Jure die Bundes- Angehörigkeit, wenn sie bei Krieg oder Kriegsgefahr einer durch 

den Kaiser angeordneten Aufforderung zur Rückkehr nicht in der vorgeschriebenen 

Frist genügen ($. 201. e.); 

3, durch zehnjährigen, von dem Zeitpunkte des Austrittes aus dem Bundesgebiete, 
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oder von dem Zeitpunkte des Ablaufes des Reisepapieres oder Heimathsscheines lau- 
fende, durch Eintragung in die Matrikel eines Bundes-Konsulates ($. 12 des Ges. v. 
8. November 1866, betr. die Organisation der Bundes-Konsulate. Koller, Archiv des 
Nordd.Bds. I,S. 104 u. 8.1136 d.Bds.) nicht unterbrochenen Aufenthalt im 
Auslande. Dieser Verlust trifft auch die Ehefrau und die bei dem Vater sich auf- 
haltenden, unter dessen väterlicher Gewalt stehenden minderjährigen Kinder; eine 
Herabsetzung der zehnjährigen auf eine fünfjährige Frist durch Staatsvertrag ist zu- 
lässig (man vergleiche den Staatsvertrag mit Nordamerika vom 22. Februar 1868. 
Koller, Archiv II., S. 592). Ausnahmsweise kann Denjenigen, welche durch Ab- 
wesenheit ihre Staats-Angehörigkeit verloren haben, dieselbe in dem früheren Hei- 
mathsstaate wieder verliehen werden, ohne dass sie in demselben sich niederlassen ; 
kehren sie in das Bundesgebiet zurück, so erwerben sie die Staats-Angehörigkeit in 
dem Staate ihrer Niederlassung durch eine von der höheren Verwaltungs-Behörde er- 
theilte Aufnahme-Urkunde, die auf Nachsuchen ertheilt werden muss; 

4. durch eine den gesetzlichen Bestimmungen gemässe Legitimation eines unehe- 
liehen Kindes, wenn der Vater einem anderen Staate als die Mutter angehört; 

5. durch Verheirathung einer Deutschen mit einem Angehörigen eines anderen Bun- 
desstaates, oder mit einem Ausländer. 

Ausser dem Falle sub 2 kann durch einen Beschluss der Zentral-Behörde des Heimaths- 
staates der Verlust der Staats-Angehörigkeit herbeigeführt werden, wenn ein Deutscher, 
nachdem derselbe ohne Erlaubniss seiner Regierung in fremde Staatsdienste getreten ist, 
einer ausdrücklichen Aufforderung zum Austritt binnen einer zu bestimmenden Frist nicht 
Folge leistet. 

Richtig bemerkt Riedel. »In Verfassungs- Urkunde vom 16. April 1871« u. s. w. 
S. 269 (Nördlingen, Beck’sche Buchhandl.): dass hier »nur von Diensten bei ausländi- 
schen« d. h. nicht zum Reiche gehörenden »Staaten die Rede sei«. Dies dürfte auch da- 
raus folgen, dass der$. 23, welcher unmittelbar an denjenigen Paragraphen sich anschliesst, 
der die fragl. Bestimmung enthält, wörtlich folgendermassen lautet: »Wenn ein Deut- 
scher mit Erlaubniss seiner Regierung« (Gegensatz zum Eingang des $. 22: »Tritt ein 
Deutscher ohne Erlaubniss seiner Regierung«) bei einer fremden Macht dient, so ver- 
bleibt ihm seine Staats-Angehörigkeit.« 


2. Anlangenddie Personen, denen das »gemeinsame Indigenat« und die mit 
demselben verbundenen Rechte Artikel 3 gewährleistet sind, so waren es zur Zeit 
des Norddeutschen Bundes sämmtliche Angehörige der zum Norddeutschen Bunde, 
jetzt sind es sämmtliche Angehörige der zum Deutschen Reiche gehörenden Staaten. 
Dass aber Art. 3 ohne Weiteres, wie Hiersemenzel, »Verfassungs- und Verwaltungs- 
recht« S. 283 will, auch auf juristische Personen zu beziehen sei, dürfte mehr als 
zweifelhaft sein, da die den Wortausdruck »Angehörige eines Bundesstaates« erklärenden 
Worte »Unterthanen, Staatsbürger« doch nur gezwungener Weise auf juristische Per- 
sonen bezogen werden können; auch stimmt diese erweiternde Interpretation durchaus 
nicht überein mit derjenigen Erläuterung, welche im konstituirenden Reichstage der - 
Bundes-Kommissar von Savigny in den Worten abgegeben hat: 


»Der Artikel 3 in Bezug auf das Indigenat enthält eine Reihe von grossen Fort- 
schritten auf dem Gebiete der Zusammengehörigkeit in Norddeutschland; er hat die 
Schlagbäume für dieMenschen hinweggeräumt, sowie schon früher die Zollschranken 
für Waaren hinweggeräumt wurden; er hat gewissermassen theilhaftig gemacht sämmt- 
liche Einwohner des Norddeutschen Gebietes aller der grossen und ausschliesslichen 
Privilegien, deren sich bisher nur die standesherrlichen Familien auf Grund der alten 
Bundes-Verfassung erfreuten u. s. w.« (St. B. S. 251.) 


Ausserdem steht der Hiersemenzel’schen Interpretation Folgendes entgegen : Die juri- 
stischen Personen sind entweder solche, denen wegen besonderer Eigenschaft, ohne dass 
es eines Spezial-Gesetzes oder Privilegiums bedürfte, durch das im einzelnen Staat geltende 
Recht die Qualität einer juristischen Person zusteht, oder solche, welche diese Qualität 
erst durch ein besonderes Staats-Gesetz, oder Privileg erlangen. Die erstere Art der ju- 
ristischen Personen , wie Stadt- oder Dorf-Gemeinden, Kirchen u. s. w. sind durch ihre 
Natur an einen gewissen Ort gefesselt und sind schon deshalb für die Mehrzahl der im 
Artikel 3 angegebenen Wirkungen des gemeinsamen Indigenats völlig unfähig, bezüglich 
der durch Privileg, oder Spezial-Gesetz künstlich geschaffenen s. g. juristischen Personen 
dürfte regelmässig dasselbe gelten; doch wird es auch solche geben, die vielleicht für 
fähig zu erachten wären, sich von Ort zu Ort tragen. Aber sowohl für diese, wie auch 
für alle übrigen juristischen Personen ist festzuhalten, dass sie künstliche Erzeugnisse 
entweder des allgemeinen Rechts-Systems, oder eines Spezial-Aktes der Gesetzgebung sind, 
welche beide die Grenzen ihrer Kraft in den Grenzen desjenigen Staatsgebietes finden, in 
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welchem sie erschaffen sind. Diesen Erzeugnissen des partikularen Rechtes, bez. der 
partikularen Gesetzgebung, oder des partikularen Privilegs ein » gemeinsames Indigenat« 
mit der Wirkung zuerkennen, dass sie bezüglich der im Texte des Artikels näher be- 
zeichneten Angelegenheiten »wie Inländer« -zu behandeln seien, würde, da zur Zeit der 
Konstituirung des Norddeutschen Bundes derjenige Theil des Rechts-Systems, welcher 
von der Entstehung der juristischen Personen handelt, der Bundes-Gesetzgebung überall 
nicht überwiesen war (cf. Art. 4, Nr. 13 der Verfassung des Norddeutschen Bundes), nichts 
Anderes besagen, als dass jeder einzelne Staat seine besonderen, von denen der anderen 
vielleicht und unter Umständen gewiss sehr abweichenden Grundsätze über die Ent- 
stehung juristischer Personen über seine Grenzen hinaus in alle übrigen Bundesstaaten 
trage, dass mithin alle diejenigen Gesammtheiten, welche ein Partikularstaat als Juristische 
Personen anerkennt, oder konstituirt hat, als solche auch von allen übrigen Staaten aner- 
kannt werden müssen und dann soweit es möglich »als Inländer« zu behandeln seien bei 
der Wahl des festen Wohnsitzes u. s. w. Auf diese Weise könnte es sich ereignen, dass 
ein Staat, welcher die s. g. piae causae vielleicht durch Gesetz von der Erwerbung juri- 
stischer Persönlichkeit ausgeschlossen hätte, genöthigt würde, die im Nachbarstaate 
als juristische Personen anerkannten piae causae zu den Befugnissen, von denen Art. 3 
redet zuzulassen. Man würde nämlich irren, wollte man annehmen, dass nach der Hierse- 
menzel'schen Interpretation die Sache so belegen wäre, dass der Staat, in welchen ein- 
gewandert wird, die Frage, ob er eine juristische Person vor sich habe, prüfen und nach 
seinen Rechtssätzen über juristische Personen entscheiden dürfe und erst im Bejahungs- 
falle gehalten sei, die juristische Person zuzulassen zu diesem und jenem. Nein, so- 
bald man unter »Angehörigen eines Bundesstaates« im Sinne des Artikels 3 auch Juri- 
stische Personen versteht, müssen die aus jedem der anderen Staaten kommenden als 
solche angesehen, als Inländer (wohl wie »inländische juristische Personen«) be- 
handelt und demgemäss zum festen Wohnsitz ete. zugelassen werden. Hierin liegt, so- 
lange nicht von der jetzt vorhandenen Kompetenz zur Gesetzgebung über das gesammte 
bürgerliche Recht von Reichswegen Gebrauch gemacht ist, das Bedenkliche dieser Inter- 
pretation,, gewiss aber auch der Nachweis, dass zur Zeit der Konstituirung des Nord- 
deutschen Bundes der Wille des Gesetzgebers unmöglich auf ein solches Resultat ge- 
richtet gewesen sein kann. 


3. Umfangderim»gemeinsamenIndigenate« enthaltenenRechte. Hier 
ist zunächst der Gedanke zurückzuweisen, als sei in den Worten des ersten Absatzes: und 
demgemäss zum festen Wohnsitz u. s. w. wie der Einheimische zuzulassen, auch in Be- 
treff der Rechtsverfolgung und des Rechtsschutzes demselben gleich zu behandeln ist« 
nur eine Exemplifikation der Wirkungen wenn nicht des » gemeinsamen Indigenates«, so 
doch des Grundsatzes enthalten, dass »der Angehörige eines jeden Bundesstaates in Jedem 
anderen Bundesstaate als Inländer zu behandeln ist.« Dass diese Ansicht irrig, dass viel- 
mehr der Artikel 3 sich die Aufgabe gestellt hat, diejenigen Wirkungen, welche nach 
dem Willen des Gesetzgebers aus dem aufgestellten Grundsatze des »gemeinsamen Indi- 
genats« folgen sollen, genau zu präzisiren; andere, weitergehende Wirkungen aber, 
welche aus dem fraglichen Grundsatze an sich mit Recht gefolgert werden könnten, 
wenigstens zur Zeit-auszuschliessen, das geht theils aus der Formulirung des Artikels 
selbst, theils und ganz unzweifelhaft aus denjenigen Erläuterungen hervor, welche der 
Bundes-Kommissar, damalige Legationsrath Hofmann »auch im Namen der 
übrigen Bundes-Kommissarien« zu dem Artikel 3 in der Sitzung des konstituirenden 
Reichstages am 19. März 1867 (St. B. $. 244) abgegeben hat. Nachdem derselbe näm- 
lich, — was übrigens auch aus dem zweiten Protokoll über die Sitzung der Konferenz zur 
Berathung und Feststellung der Verfassung des Norddeutschen Bundes vom 28. Januar 
1567, bez. aus der Anlage zu diesem Protokoll (Aktenstück No. 10, S. 19 u. 20) hervor- 
geht —, hervorgehoben, dass Artikel 3 in den, dem Reichstage vorgelegten Entwurf nicht 
in derjenigen Fassung übergegangen sei, wie er ursprünglich in dem von der Preussischen 
Regierung den anderen Bundesregierungen vorgelegten Entwurfe enthalten gewesen, viel- 
mehr in seiner jetzigen Fassung das Produkt der Berathung der schon erwähnten Kon- 
ferenz und einer derjenigen Artikel sei, die am meisten Schwierigkeiten bei der Fest- 
stellung dargeboten, weil man einerseits zwar in dem Prinzipe, dem Grundgedanken des 
Entwurfs darüber einverstanden gewesen, dass die Beschränkungen, welche bisher die 
Landesgrenzen in Bezug auf den Verkehr der Personen dargeboten, in demselben 
Masse beseitigt und beschränkt werden müssten, wie man die Landesgrenzen für den 
Verkehr der Güter, für kommerziellen und industriellen Verkehr allmälig besei- 
tigt habe, andererseits jedoch habe bekennen müssen, dass, wenn man dieses Prinzip 
unbedingtundohnenähere Präzisirung seiner praktischen Folgen in den 
Verfassungs-Entwurf aufnehmen wolle, dadurch sehr tief in die Gesetzgebung und in die 
Verwaltungs-Grundsätze einzelner Staaten eingegriffen werden würde, dass man nament- 
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lich die kommunalen Verhältnissein einer Weise dadurch alteriren würde ‚ welche 
zu den grössten Missständen Veranlassung geben könnte, dass ferner die bestehenden 
Einrichtungen für die Armenpflege, sowie die Art und Weise, wie die Militär- 
pflicht dem Heimathlande gegenüber zu erfüllen sei, vollständig in Frage gestellt werden 
würden, und eine wahre Verwirrung hinsichtlich der Behandlung dieser Gegenstände in 
der Verwaltung der einzelnen Staaten eintreten müsste, gab der Bundes-Kommissar als 
Ergebniss dieser Erwägungen pro und contra wörtlich folgende Erklärung ab: 

»Man kam deshalb zu der Ueberzeugung, dass man zwar das Prinzip vollständig 
klar und fest hinstellen, auf der anderen Seite zugleich aber die praktischen Wirkungen 
dieses Prinzips in einer Weise näher bestimmen müsse, dass die angedeuteten Nach- 
theile nicht zu befürchten sind. Aus diesem Bestreben ist die jetzige Fassung des 
Ihnen vorgelegten Artikels 3 hervorgegangen. Man hat den Grundsatz ausgesprochen, 
dass es im Norddeutschen Bunde keinen deutschen Ausländer giebt, man hat aber zu- 
gleich die Wirkung dieses Grundsatzes in Beziehung auf die einzelnen Zweige der Ver- 
waltung und der Gesetzgebung näher formulirt.« 

Hiernach lässt sich also der Umfang der durch den Artikel 3 unmittelbar gewährten 
Rechte folgendermassen formuliren : Ohne Wirkung ist der Art. 3 zunächst auf die Be- 
stimmungen über Armen-Versorgung und Aufnahme in den lokalen Gemeinde-Verband; 
soweit die Gesetzgebung der einzelnen Staaten in diesen Beziehungen einen Unterschied 
macht zwischen Inländern u. s. g. Deutschen Ausländern, soweit kann der letztere trotz 
des gemeinsamen Indigenats in diesen Beziehungen anders behandelt werden als der In- 
länder; aus der Unanwendbarkeit des Art. 3 auf die Bestimmungen über die Armenpflege 
folgte zugleich die Aufrechterhaltung der in Absatz 4 erwähnten Verträge, nämlich des 
Gothaer vom 15. Juli 1851, betr. gegenseitige Uebernahme der Ausgewiesenen nebst den 
zu diesem Vertrage gehörigen Protokollen aus den Jahren 1851, 1854 und 1858; ferner 
die Uebereinkunft vom 11. Juli 1853, betreffend Verpflegung erkrankter und Beerdigung 
verstorbener gegenseitiger Unterthanen. Ferner blieb unberührt die Ableistung der Militär- 
pflicht im Verhältnisse zu dem Heimathlande. Dieses sind die durch ausdrückliche Be- 
stimmung des Artikels 13 von den Konsequenzen des gemeinsamen Indigenates ausge- 
schlossenen Gebiete. Was im Uebrigen die positiven Wirkungen des gemeinsamen In- 
digenates betrifft, so muss man sich zunächst vergegenwärtigen, dass es gemeinsame 
Bestimmungen über den Erwerb des festen Wohnsitzes, den Gewerbe-Betrieb, die Erwer- 
bung von Grundstücken nicht gab, zum Theile auch heute noch nicht giebt; der Artikel 3 
lässt alle Eigenthümlichkeiten der Landes-Gesetzgebung bestehen ; während in dem einen 
Lande Zunftzwang herrschte, bestand in dem anderen mehr oder weniger vollständig Ge- 
werbefreiheit; hier bestand Freizügigkeit, dort der Gegensatz derselben u. s. w. Da man 
nun ausser Stande war, eine gemeinsame Ordnung dieser Verhältnisse nach gleichen Grund- 
sätzen zu improvisiren, folglich die Verschiedenheit der bezüglichen Gesetzgebung in den 
verschiedenen Einzelstaaten, wenigstens zur Zeit als gegeben annehmen musste, so kann 
es nur als nothwendige Konsequenz der thatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse ange- 
sehen werden, wenn der Artikel 3 nicht gegen die bestehende Gesetzgebung in den Einzel- 
staaten, sondern nur gegen die verschiedenartige Behandlung der Personen sich wendet, 
je nachdem dieselben Inländer, oder »Deutsche Ausländer« sind; diese verschiedenartige 
Behandlung der Personen wird auf den Gebieten, auf welche Art. 3 überhaupt Anwendung 
findet, aufgehoben; ist die Erwerbung von Grundstücken, oder die Erwerbung des Staats- 
bürgerrechts in dem einen Lande starken Beschränkungen allgemein, d.h. für Inländer 
unterworfen, so unterliegt auch der aus einem anderen Bundesstaate Einwandernde den - 
selben starken Beschränkungen, aber nicht stärkeren, als die Inländer! ist die 
Erwerbung von Grundstücken in einem anderen Staate völlig unbeschränkt, so geniesst 
der aus einem anderen Bundesstaate Einwandernde derselben Freiheit, wie die Inländer 
u.8. w. Dies der Grundsatz. 

Im Einzelnen ist Folgendes zu bemerken: Wenn bestimmt wird, es sei »der Ange- 
hörige eines jeden Bundesstaates zu öffentlichen Aemtern, wie der Einheimische 
zuzulassen«, so kann dies in Gemässheit der bestehenden Gesetzgebung aller Einzel- 
Staaten, nach welchen auch der Inländer, auch nach Erfüllung der Bedingungen und 
nach beigebrachtem Nachweis der Qualifikation für die Verleihung eines öffentlichen 
Amtes, kein Recht auf Verleihung eines Amtes hat, wiederum nur heissen, dass zwischen 
Inländern und Deutschen Ausländern kein Unterschied gemacht, d. h. dass Niemandem 
nur deshalb die Uebertragung eines öffentlichen Amtes versagt werden darf, weil er nicht 
dem betreffenden, sondern einem andern Bundesstaate angehört. Welche Aemter zu den 
»Öffentlichen « gehören , darüber entscheiden die Gesetze desjenigen Staates, in welchem 
das Amt erworben werden soll; eventuell werden hieher auch dies. g. mittelbaren Staats- 
Aemter im Gemeindedienst, auch die Advokatur, das Notariat u. s. w. zu rechnen sein. 
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(Man vergleiche Thudichum, »Verfassungsrecht des Norddeutschen Bundes«, Tübingen 
bei Laup). Wenn es ferner heisst, der Angehörige eines jeden Bundesstaates sei zur Er- 
langung des Staatsbürgerrechtes wie der Einheimische zuzulassen, so ist daran 
zu erinnern, dass einer der gestellten Anträge darauf gerichtet war, diese Worte zu 
streichen. In Folge dessen theilte der Bundes-Kommissar Geh. Rath Hofmann 
die Motive für die Inserirung dieser Worte mit; dieselben lauten: 


»Die Aufnahme dieser Worte beruht auf der Erwägung, dass es, der Natur der 
Sache nach, einen Unterschied giebt zwischen Staats-Angehörigkeit, welche 
jedem Unterthanen , also auch z. B. Minderjährigen, Frauen zukommt, und zwischen 
Staatsbürgerrecht, d. h. der Fähigkeit zur Ausübung aller staatsbürgerlichen 
Rechte, namentlich auch des aktiven und passiven Wahlrechts. Es sind in einer Reihe 
Deutscher Verfassungen für diese Fähigkeit zur Ausübung aller politischen Rechte, 
für das Staatsbürgerrechtim engeren Sinne besondere Voraussetzungen auch 
den Inländern gegenüber gegeben, und es war deshalb nur konsequent, wenn man in 
dem Artikel 3 auch die Erlangung des Staatsbürgerrechtes in der Weise aufnahm, dass 
der Angehörige eines Deutschen Bundesstaates in jedem anderen Bundesstaate zur Er- 
langung des Staatsbürgerrechts unter denselben Voraussetzungen wie der Einheimische, 
und unter Uebernahme derselben Verpflichtungen, wie sie z. B. in Beziehung auf Be- 
steuerung und in Beziehung auf Militärpflicht für die Staats-Angehörigen bestehen, 
zugelassen werden soll.« 


Es ist zu bemerken, dass der Artikel 3 dem Anziehenden nicht das Staatsbürger- 
recht, sondern nur die Erlangung desselben garantirt, dass also nach dem Artikel 3 
jeder aus einem Bundesstaate Einwandernde diejenigen Bedingungen zu erfüllen hat, 
welche der Staat, in welchem er das (politische) Staatsbürgerrecht erwerben will, für den 
Erwerb dieses Rechtes vorschreibt; wenn aber diese Bedingungen erfüllt sind, so kann 
ihm das Staatsbürgerrecht nicht verweigert werden. Wenn ferner gesagt wird, dass der 
Angehörige eines jeden Bundesstaates zur Erlangung des Staatsbürgerrechtes und zum 
Genussealler sonstigen bürgerlichen Rechte wie der Einheimische zuzulassen 
ist, so ergiebt sich die Interpretation des Ausdrucks »bürgerliche Rechte« aus dem Gegen- 
satze »Staatsbürgerrechte«, d.h. »bürgerliche Rechte« sind Rechte nicht politischer 
Natur; und »alle bürgerlichen Rechte« ist die Gesammtheit der Rechte, über welche 
das » bürgerliche Recht«, das »Privatrecht«, der »code eivile« u. s. w. disponirt. Wenn 
endlich bestimmt wird, dass jeder Angehörige eines Bundesstaates in jedem anderen 
Bundesstaate »auch in Betreff der Rechtsverfolgung und des Rechts- 
sehutzes dem Einheimischen gleich zu behandeln sei«, so ist dadurch garantirt, dass er 
aller Mittel, welche ein Staat seinen Angehörigen zur Verfolgung von Rechts - Ansprüchen 
gewährt, und desselben umfassenden Rechtsschutzes geniessen soll, wie die Angehörigen 
selbst, zugleich aber auch, dass er von allen den lästigen, den Ausländer dem Inländer 
gegenüber schlechter stellenden Auflagen befreit sein soll, welche die Gesetzgebung des 
Staates Ausländern bei der Rechtsverfolgung, oder bei der Handhabung des Rechts- 
schutzes auferlegt. Wenn z.B. bestimmt ist, dass Ausländer bei Rechtsstreiten besondere 
Kautionen zu bestellen, oder dass ihnen die Rechtshülfe gegen Inländer entweder gar nicht, 
oder nur unter besonderen, lästigen, oder beschränkenden Voraussetzungen gewährt 
werde, oder dass sie höhere Gebühren, oder Sporteln als die Inländer zu entrichten haben 
u. 8. w., so fallen alle diese Bestimmungen den Angehörigen eines der verbündeten Staaten 
gegenüber fort. Der letzte Absatz garantirt allen Deutschen dem Auslande gegenüber 
gleichmässig den Schutz des Reiches, woraus sich ergiebt, dass dieser Schutz auch in 
dem Falle »gleichmässig«, d. h. voll und ganz zu gewähren ist, wenn der betreffende 
Deutsche einem Staate angehört, welcher bei der betreffenden ausländischen Macht 
eine besondere Vertretung unterhält. Unzulässig würde also sein, den betreffenden 
Deutschen in solchem Falle zuvor auf die Hülfe des besonderen Gesandten seines »engeren 
Vaterlandes« zu verweisen, oder gar den Schutz des Reiches davon abhängig zu machen, 
dass die Thätigkeit des besonderen Gesandten ohne Erfolg geblieben sei. 

In dem Obigen ist der Zustand dargestellt worden, welcher unmittelbar und 
lediglich aus dem Artikel 3 der Verfassung sich ergiebt. Niemand wird ver- 
kennen, dass dieser, durch den Art. 3 geschaffene Zustand dem früher bestehenden 
gegenüber als eine wesentliche Verbesserung erscheint; auf der anderen Seite konnte aber 
Niemandem verborgen bleiben, dass zur Verwirklichung des im Eingange aufgestellten 
Prinzips, wie dies ja auch aus den von Seiten der Bundes-Kommissare im Reichstage ab- 

‘gegebenen Erläuterungen hervorgeht, ein fernerer Schritt unerlässlich sei. Für einen 
Bundesstaat genügt es nicht, dass der Angehörige eines jeden der verbündeten Staaten 
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in jedem anderen Staate wie ein Einheimischer, also bezüglich der hier fraglichen Ge- 
biete, in welchen man die Grundlagen der Existenz eines zivilisirten Staatsbürgers findet, 
bei jeder Ueberschreitung der Territorial-Grenze nach den verschiedensten, nicht selten im 
diametralen Gegensatze zu einander stehenden Rechts-Grundsätzen behandelt werde, 
sondern es war und ist, wenigstens bezüglich der Mehrzahl der Gebiete des Artikels 3 
erforderlich, dass ein und dieselben Rechts-Grundsätze innerhalb der verschie- 
‚denen einzelnen Staaten von Reichswegen herrschen und zur Anwendung gebracht wer- 
den. Erst nach Lösung dieser Aufgabe erhält das Prinzip des gemeinsamen Indigenats 
seine volle und ganze Wirkung und hört auf, in seiner Wirkung’dem Indigenate eines 
Engländers oder Franzosen nachzustehen. Eines dieser Gesetze, dasjenige über den 
Erwerb der Bundes- und Staats-Angehörigkeit ist schon Oben, als über den Erwerb und 
Verlust des gemeinsamen Indigenates gehandelt, eingehend berücksichtigt worden; aus 
diesem Gesetze ist hier lediglich noch zu erwähnen, dass die Naturalisation von 
Ausländern, d.h. von solchen Personen, die in keinem der verbündeten Staaten eine 
Staats- Angehörigkeit besitzen (über solche Deutsche, welche durch Abwesenheit die 
Staats-Angehörigkeit und mit derselben die Bundes-Angehörigkeit verloren haben, ist 
das Nöthige bereits bemerkt), niemals als ein Recht gefordert werden kann, dass vielmehr 
die Naturalisation nach $. 8 des in Frage stehenden Gesetzes nur dann ertheilt werden 
darf, wenn der Ausländer 
a. nach den Gesetzen seiner bisherigen Heimath dispositionsfähig ist, oder der Mangel 
der Dispositions-Fähigkeit durch die Zustimmung des Vaters, Vormundes oder Ku- 
rators ersetzt wird; 
. einen unbescholtenen Lebenswandel geführt hat; 
. an dem Orte der intendirten Niederlassung mindestens ein Unterkommen findet; 
. an diesem Orte nach den daselbst bestehenden Verhältnissen sich und seine Ange- 
hörigen zu ernähren im Stande ist. 
Ueber b., e. und d. ist vor Ertheilung der Naturalisations-Urkunde die Gemeinde, 
oder der betreffende Armen-Verband zu hören. Nach dem Wortlaute des zitirten Para- 
graphen: »Die Naturalisations-Urkunde darf Ausländern nur dann ertheilt werden, wenn 
sie u. 8. w.« folgt zunächst, dass die Naturalisation auch trotz der Erfüllung der obge- 
dachten Bedingungen verweigert werden kann; ferner dass sie ohne Angabe von Grün- 
den verweigert werden kann; und aus all’ Diesem ergiebt sich, dass der einzelne Teerri- 
torialstaat das Recht hat, Zahl und Umfang der im $. 8 gestellten Bedingungen zu ver- 
mehren, beziehungsweise zu verschärfen, da derjenige, welcher zu einer Genehmigung 
irgend welcher Art niemals verpflichtet; zur Versagung derselben vielmehr schlechthin 
berechtigt ist, auch berechtigt sein muss, selbständig gewisse Bedingungen aufzustellen, 
an welche er die Genehmigung eines Gesuches knüpfen will. (Dieselbe Meinung vertritt 
A Riedel in seiner schon zitirten Schrift S. 200 mit besonderer Bezugnahme auf 
aiern.) 


Die Nothwendigkeit einer gemeinsamen Gesetzgebung zur vollen 
Verwirklichung des im Artikel 3aufgestellten Prinzipes ergab sich aber 
für die Praxis der Gerichte und der Verwaltung um so unzweifelhafter, als aus dem Ar- 
etkel 3 eine beträchtliche Anzahl wichtiger Kontroversen in kurzer Zeit entstanden war, 
bizüglich welcher der Ausschuss des Bundesrathes für Justizwesen unterm 
12. Dezember 1868 sich folgendermassen ausgesprochen hat: 


»Werden diese Streitfragen näher geprüft, so tritt klar zu Tage, dass sie eine an- 
gemessene und erschöpfende Lösung nur durch diejenigen neuen Bundes-Gesetze finden 
können, welche die Bundes-Verfassung an anderen Stellen in Aussicht stellt. ... Der 
erwähnte Grundsatz hat die Streitfrage zum grössten Theil nur deshalb hervorgerufen, 
weil jene in nicht ferner Zeit zu erwartenden Gesetze gegenwärtig noch fehlen. Diese 
neuen Gesetze allein sind... . geeignet, in befriedigender Weise die Lücken auszufüllen, 
welche ein so tief eingreifender neuer allgemeiner Grundsatz wie der im ersten Absatz 
des Art. 3 enthaltene, nothwendig erzeugen musste, und in welchem fast die aus- 
schliessliche Quelle der Streitfragen zu suchen ist.« 


Schliesslich sprach der Ausschuss für Justizwesen sich dahin aus, dass es sich nicht 
empfehle, die aus Art. 3 entstandenen Streitfragen unabhängig und getrennt von den im 
Artikel 4 vorbehaltenen Gesetzen über die Gewährung der Rechtshülfe und über die Be- 
gründung eines einheitlichen Prozess-, Straf- und Obligationen-Rechtes zu entscheiden, 
dass dagegen das Bedürfniss anzuerkennen sei, vor Begründung dieses einheitlichen 
Rechtes die Gewährung der Rechtshülfe im Wege eines Bundes - Gesetzes einst- 
weilen zu regeln. (Vergl. Koller, Archiv des Norddeutschen Bundes I. S. 1222 ff.) 


Was nun diese Streitfragen betrifft, so mag nur kurz hervorgehoben werden, 


n.o oO 
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dass zwar die überwiegende Mehrzahl der Gerichte richtigermassen in der Vorschrift des 
Absatzes 1 des Artikels 3 einen mit sofortiger Gesetzeskraft ausgestatteten 
Rechtsgrundsatz erkennt, durch welchen entgegenstehende Vorschriften der Landes- 
Gesetzgebung beseitigt worden sind, dass aber andererseits allerdings einige Gerichte 
dem Artikel diese Wirkung nicht zugesprochen, demselben vielmehr nur die Bedeu- 
tungeinesder künftigen Gesetzgebung zuGrundezu legenden Prinzips 
beigelegt haben, durch welches die bestehenden Landes-Gesetze unberührtgeblieben seien. 
Das Irrige dieser Ansicht geht theils aus der Formulirung des Artikels selbst, theils aus 
den Erläuterungen der Bundes-Kommissare klar hervor. 

Die Mehrzahl der Schwierigkeiten ist auf dem Gebiete des Prozess-Rechtes, 
theils des Straf-, theils des Zivil-Prozesses entstanden, und die Gesammtheit 
derselben wird vollständig erst durch die Emanation der Gesetze über die Zivil- und 
Strafprozess-Ordnung des Deutschen Reiches erledigt werden. Die hierher gehörenden 
Vorschriften der Landes- Zivil-Prozess- Ordnungen sind theilweise schon oben als Bei- 
spiele angeführt worden; so, dass in der Eigenschaft des Ausländers ein besonderer 
Arrestgrund erblickt wird!; dass derselbe als solcher zu Kautionen verpflichtet wird; 
dass ferner zum Nachtheil der Ausländer besondere Gerichtsstände anerkannt werden ; 
dann die wichtige Bestimmung: dass ein im Auslande eröffneter Konkurs von dem ein- 
heimischen Gerichte gänzlich, oder zum Theil ignorirt wird. Ferner gehören hieher die 
Bestimmungen verschiedener Landes-Strafprozess- Ordnungen, welche die Ausländer 
im Vergleich mit den Inländern dadurch benachtheiligen, dass nur gegen erstere der Ge- 
richtsstand des temporären Aufenthaltes anerkannt wird, dass ein verdächtiger Ausländer 
stets zu verhaften ist, oder Kaution zu stellen hat; endlich der allgemeine Uebelstand, 
dass die Bundes-Angehörigen während ihres Aufenthaltes in anderen Bundesstaaten hin- 
sichtlich der Handhabung der Prozess-Gesetze überall in einer schlimmeren Lage als die 
Inländer sich befinden. Nun geht die richtige Interpretation zwar dahin, dass alle den Aus- 
länder als solchen, dem Inländer gegenüber, benachtheiligenden Vorschriften für Bundes- 
Angehörige als aufgehoben anzusehen sind; allein theils ist diese Konsequenz von manchen 
Gerichten nicht gezogen worden; theils lässt sich die letzterwähnte thatsächliche Benach- 
theiligung des »Deutschen Ausländers« durch Anwendung des Artikels 3 nicht beseitigen; 
endlich aber haben jene Bestimmungen des Prozessrechtes ihre ausreichende Rechtfer- 
tigung (und hierausresultirtnicht selten die mehr als zulässig beschränkte Anwendung des 
Artikels 3) in dem Umstande, dass auf dem Gebiete des Zivil-Prozesses die Rechtsverfol- 
gung gegen Bundes-Angehörige, die nicht zugleich Landes-Angehörige sind, thatsäch- 
lich und rechtlich grösseren Schwierigkeiten unterliegt, als die gegen Inländer im engeren 
Sinne, und dass ferner Rechtshülfe entweder gar nicht, oder in nicht ausreichender Weise, 
oder erst nach besonderen Anstrengungen von einem Staate dem anderen geleistet wird; 
auf dem Gebiete des Strafrechts aber stehen die s. g. internationalen Grundsätze im 
Wege, nach welchen die Staats-Angehörigen, die im Auslande sich strafbar gemacht 
haben, in der Regel weder ausgeliefert, noch die im Auslande gegen sie verhängten 
Strafen vollstreckt werden. Hieraus wird der innige Zusammenhang erhellen, welcher 
zwischen dem Artikel 3 und dem im ganzen Reiche geltenden Gesetze vom 21. Juni 
1869, betr. die Gewährung derRechtshülfe*) besteht; dasselbe handelt im ersten 
Abschnitte von der Rechtshülfe in bürgerlichen Rechtsstreiten, im zweiten Abschnitte 
von der Rechtshülfe in Strafsachen und enthält im dritten Abschnitte allgemeine Bestim- 
mungen. Dem Gesetze darf nachgerühmt werden, dass es, was Rechtshülfe in Zivil- 
Prozessen betrifft, für das ganze Deutsche Reich einen Zustand geschaffen hat, welcher 
selbst im s. g. Einheitsstaate nicht einheitlicher geordnet sein kann. 

Anlangend die bürgerlichen Rechtsstreite, so haben die Gerichte des Reiches, auf 
Requisition von Gericht zu Gericht, sich gegenseitig Rechtshülfe zu leisten, und macht 
es keinen Unterschied, ob das ersuchende, oder das ersuchte Gericht, demselben Bundes- 
staate, oder ob sie verschiedenen Bundesstaaten angehören; auch darf das ersuchte Ge- 
richt die Rechtshülfe selbst dann nicht verweigern, wenn es die Zuständigkeit des er- 
suchenden Gerichtes nicht für begründet hält. ($. 1 und 2.) 

Insoweit nach dem Prozessrechte einzelner Bundesstaaten (namentlich die Provinzen 
Rheinland und Hannover), in welchen der Grundsatz gilt, dass'fdie Richter in Prozessen 
thunlichst auf rein richterliche Handlungen beschränkt sind (die Requisition also nicht von 
den Gerichten, sondern von anderen Personen bewirkt wird), enthalten die $$. 3—6 und 12 
die erforderlichen Bestimmungen. 

Eine im Wege der Rechtshülfe zu bewirkende Zwangs-Vollstreckung erfolgt nach 
den am Orte der Vollstreckung geltenden Vorschriften. ($. 7) 

Das in einem Bundesstaate eröffnete Konkurs-Verfahren (Falliment, Debit-Verfahren, 
konkursmässige Einleitung u. s. w.) äussert in Bezug auf das zur Konkurs-Masse gehörige 


*, Das Gesetz ist abgedruckt im Archiv des Nordd. Bundes, Bd. III., S. 820 ff. 
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Vermögen seine Wirkungen in dem gesammten Bundesgebiete ; namentlich in Bezug auf die 
Beschränkungen, welche die Verfügungs- und Verwaltungs-Rechte des Gemeinschuldners 
a erleiden und in Bezug auf den Uebergang dieser Rechte auf die Gläubiger- 
schaft. ($. 13.) 

Auf Ersuchen des Konkurs-Gerichtes oder auf Antrag des Konkurs-Vertreters ist 
das in einem Staats- oder Rechts- Gebiete befindliche Vermögen des Gemeinschuldners 
vom Richter der belegenen Sache nach dem daselbst geltenden Konkurs-Verfahren zu 
inventarisiren und zur Konkurs-Masse abzuliefern. ($. 14.) 

Ist eine bürgerliche Rechts-Streitigkeit in einem Bundesstaate rechtshängig ge- 
worden, oder rechtskräftig entschieden, so kann die Rechtshängigkeit, oder die Rechtskraft 
er jedem Gerichte desselben, oder eines anderen Bundesstaates geltend gemacht wer- 

en. ($. 19.) 

Die Rechtshülfe in Strafsachen ist nicht mit derselben Konsequenz durch- 
geführt worden wie die Rechtshülfe in Zivilsachen; und selbst nachdem das materielle 
Strafrecht durch das Straf-Gesetzbuch für den Norddeutschen Bund vom 
11. Juni 1870, bez. durch das Reichs-Strafgesetzbuch vom 15. Mai 1871*) ein ge- 
meinsames geworden, sind doch nur diejenigen Ausnahmen von der Regel des $. 20, der 
sogleich erwähnt werden wird, hinweggefallen, welche bereits im Gesetze über die Rechts- 
hülfe selbst durch $. 25 als mit dem Erlass eines gemeinsamen Straf-Gesetzbuches hin- 
wegfallend bezeichnet worden sind. Obgleich nämlich nach $. 3 des Straf-Gesetzbuches 
die Strafgesetze des Reichs auf alle im Gebiete desselben begangenen strafbaren Hand- 
lungen Anwendung finden, auch wenn der Thäter ein Ausländer ist, und obgleich nach 
$. Sleg. eit. unter Ausland im Sinne des Gesetzes nur ein nicht zum Reiche gehöriges 
Gebiet zu verstehen ist, hat man die Rechtshülfe in Strafsachen doch nicht weiter 
ausgedehnt, als durch das Gesetz vom 21. Juni 1869 geschehen. Dies geht aus den 
Motiven zu $. 19 des Straf-Gesetzbuches, welcher bestimmt, dass ein Deutscher einer 
ausländischen Regierung zur Verfolgung, oder Bestrafung nicht überliefert werden darf, 
unzweideutig hervor, indem es daselbst heisst: 


»Soweit bisher die Frage der Auslieferung eigener Unterthanen zwischen den 
einzelnenBundesstaaten entstehen konnte, ist dieselbe durch das Bundes-Gesetz, 
betreffend die Gewährung gegenseitiger Rechtshülfe vom 21. Juni 1869 vorläufig ent- 
schieden. Die weiteren Bestimmungen hierüber bleiben der gemein- 
samen Strafprozess-Ordnung vorbehalten. 


Bis zum Erlass dieses letztgedachten Gesetzes gilt die Regel des $.20 des Gesetzes 
betr. die Gewährung der Rechtshülfe folgendermassen : 


»Die Gerichte eines Bundesstaates haben in Strafsachen den Gerichten der anderen 
Bundesstaaten auf Requisition dieselbe Rechtshülfe zu leisten, wie den Gerichten des 
eigenen Staates, insoweit sich nicht aus den $$. 21—33 ein Anderes ergiebt.« 


Es muss nun unterschieden werden zwischen Auslieferung von Personen, die wegen 
strafbarer Handlungen verfolgt werden, bez. verurtheilt sind und zwischen Vollstreckung 
der Straf-Urtheile des einen Bundesstaates in und durch einen anderen Bundesstaat. 
Während die letztere nur ausnahmsweise bei geringfügigen Delikten erfolgt, wird die 
erstere nach $. 21 grundsätzlich dem Staate des fori delicti commissi zugestanden, und 
zwar in der Weise, dass die Gerichte eines Bundesstaates verpflichtet sind, Personen, 
welche von den Gerichten eines anderen Bundesstaates wegen einer strafbaren Hand- 
lung verfolgt werden, oder verurtheilt sind, diesen Gerichten auszuliefern, wenn die 
strafbare Handlung, wegen welcher die Auslieferung beantragt wird, in dem Gebiete 
des Bundesstaates verübt ist, welchem das ersuchende Gericht angehört; bei Press- 
delikten wird angenommen, dass die strafbare Handlung an dem Orte verübt sei, an 
welchem das Press-Erzeugniss erschienen ist. Diese Verpflichtung erstreckt sich auf die 
Auslieferung der Theilnehmer, einschliesslich der intellektuellen Urheber, der Gehülfen 
und derjenigen Begünstiger, welche die Begünstigung vor der That zugesagt haben, auch 
dann, wenn die denselben zur Last fallenden Handlungen nicht in dem Gebiete des Staates 
begangen sind, in welchem das ersuchende Gericht sich befindet, und es finden diese 
sämmtlichen Bestimmungen auch in dem Falle Anwendung, dass die auszuliefernde Person 
demjenigen Staate angehört, dessen Gericht um die Auslieferung ersucht wird; dem 
foro delieti commissi sind mithin auch die eigenen Unterthanen in der Regel auszuliefern. 
Jedoch zessirt die Auslieferung, wenn für das fragliche Delikt in dem ersuchten Staate 
ein Gerichtsstand begründet ist (z. B. forum apprehensionis, forum domicilii ete.) und 
wenn zugleich hier das Straf-Verfahren früher anhängig geworden ist, als in dem (kurz) 
ersuchenden Staate; und wenn im ersteren Staate die auszuliefernde Person wegen 


*) S, diese im Archiv des Nordd. Bundes, Bd. IV., S. 69 ff. 
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einer anderen strafbaren Handlung in Untersuchung oder Strafhaft sich befindet, sokann 

bis nach Erledigung dieser die Auslieferung abgelehnt werden. Bis zum Erlass eines ge- 

meinsamen Straf - Gesetzbuches (— wie aus dem im Reichstage erstatteten Berichte des 

Referenten der Kommission, die das Gesetz bearbeitet hat, hervorgeht, fallen diese 

Ausnahmen der Auslieferungspflicht mit dem [bekanntlich inzwischen erfolgten] Erlasse 

des gemeinsamen Straf-Gesetzbuches nicht ohne Weiteres fort; diese scheinbare Irregu- 

larität rechtfertigt sich in Bezug auf die Nummer 1 durch den Mangel eines Gesetzes, 
welches die gleichartige Vollstreckung der Freiheits-Strafen in allen einzelnen Bundes- 
staaten sichert! —) zessirt die Auslieferung dann, wenn es sich: 

1. um ein politisches Verbrechen, oder Vergehen, oder um ein Pressdelikt handelt, 

2. wenn die Handlung in dem ersuchten Staate nicht mit Strafe bedroht, oder die Straf- 
Volistreckung durch Verjährung ausgeschlossen ist; 

3. wenn die Handlung nach den Gesetzen des Staates, dem das ersüuchende Gericht an- 
gehört, mit Todesstrafe, oder mit körperlicher Züchtigung bedroht ist, während die 
Anwendung dieser Strafen nach den Gesetzen desıStaates ausgeschlossen ist, in dessen 
Gebiete der Auszuliefernde sich befindet. 

In den sämmtlichen Ausnahmefällen (1—3) kann die Auslieferung nicht abgelehnt wer- 
den, wenn während des Aufenthalts in dem @ebiete des Staates, dem das ersuchende Ge- 
richt angehört, dem Angeschuldigten der Beschluss der Eröffnung der Untersuchung bereits 
mitgetheilt, persönlich zugestellt, oder er als Angeschuldigter über die That verhört, oder 
zum Zweck der Einleitung der Untersuchung in Haft genommen war. Findet in denFällen 
1—3 eine Auslieferung nicht statt, so muss wegen der Handlung in dem Staate, in welchem 
der Angeschuldigtesich befindet, gegen ihn eine Untersuchung eröffnet werden; bei No. 1 
Jedoch nur auf Antrag der zuständigen Behörde des Staates, in welchem die Handlung 
begangen ist. Bei der Untersuchung und Aburtheilung wird die Handlung so angesehen, 
als sei sie im Gebiete des Bundesstaates begangen, dem das untersuchende Gericht an- 
gehört, doch kommt eine geringere Strafandrohung in den Gesetzen des Staates des be- 
gangenen Verbrechens dem Angeschuldigten zu statten. Was das Verfahren beim An- 
trag auf Auslieferung betrifft, so ist dem Antrage eine Ausfertigung des Haftbefehls oder 
des rechtskräftigen Strafurtheils beizufügen. In dringenden Fällen kann unter Vorbehalt 
der Nachbringung des Haftbefehls die einstweilige Verhaftung auf dem schleunigsten, 
auch auf telegraphischem Wege bewirkt werden. Die Nacheile in das Gebiet des benach- 
barten Bundesstaates ist im $. 30 unmittelbar nach verübter That, oder nachdem die Ver- 
dächtigen betroffen sind, gestattet; die nacheilenden Sicherheits- Beamten dürfen die 
Verdächtigen festnehmen, die Festgenommenen sind unverzüglich an die nächste Ge- 
richts- oder Polizei-Behörde des Bundesstaates abzuliefern, in welchem sie ergriffen wor- 
den. Jeder Bundesstaat ist verpflichtet, die Durchführung von Personen und Gegen- 
ständen durch sein Staats-Gebiet zum Behuf der Ueberlieferung an einen anderen Bundes- 
Staat zu gestatten. — Was sodann die Vollstreckung der in einem Bundesstaate er- 
gangenen Strafurtheile durch die Gerichte eines anderen Bundesstaates betrifft, so findet 
dieselbe nur statt, wenn die strafbare Handlung, wegen welcher die Strafe erkannt ist, 
im Gebiete des Bundesstaates verübt ist, in welchen sich das ersuchende Gericht befindet, 
— also wie die Auslieferung, so wird auch die Straf -Vollstreekung nur dem forum oder 
richtiger der eivitas delieti commissi gegenüber gewährt und wenn ausserdem die Strafe 
entweder nur eine Vermögens-Strafe oder eine Freiheits-Strafe ist, welche 6 Wochen nicht 
überschreitet. Wenn die Verpflichtung zur Vollstreckung einer Freiheits-Strafe be- 
gründet ist, so fällt die Verpflichtung zur Auslieferung zum Zweck der Straf-Vollstreekung 
fort. Wenn ausgeliefert wird, so darf die Untersuchung, oder Straf -Vollstreckung auf 
andere Handlungen, oder Strafen als diejenigen, wegen welcher die Auslieferung erfolgt 
war, nicht erstreckt werden. Ist gegen eine Person von den Gerichten der eivitas delieti 
commissi eine Untersuchung eingeleitet, so findet, falls die Verpflichtung zur Ausliefe- 
rung nicht ausgeschlossen war, gegen diese Person wegen derselben strafbaren Handlung 
in einem anderen Bundesstaate eine Untersuchung nicht statt. Soweit nach den Landes- 
Gesetzen die Requisition zu den Geschäften der Staatsanwaltschaft gehört, gilt bezüglich 
der Requisitionen dieser Beamten dasselbe , was bez. der gerichtlichen Requisitionen be- 
stimmt worden ist, aber eine Verhaftung, Haussuchung , Beschlagnahme, Auslieferung, 
oder Straf-Vollstreckung erfordert stets einen gerichtlichen Beschluss. — 

Der»Dritte Abschn.« enthält die allgem. Bestimmungen, welche für die Rechtshülfe 
sowohl inZivil-, als auch in Strafsachen gelten. Hiernach findet die Rechtshülfe überhaupt 
nicht statt, wenn die Vornahme der beantragten Handlung nicht zu dem Geschäftskreise des 
ersuchten Gerichtes gehört, oder wenn eine Handlung beantragt wird, deren Vornahme nach 
dem für dieses Gericht geltenden Rechte verboten ist, z. B. es wird die eidliche Ver- 
nehmung einer Person beantragt, die nach den Gesetzen des ersuchten Gerichtes zur eid- 
liehen Aussage unfähig ist. Ueber Zulässigkeit der Gewährung und der Verweigerung 
der Rechtshülfe wird ausschliesslich von den Gerichten des Staates, dem das ersuchte Ge- 
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richt angehört, im geordneten Instanzengange entschieden. Bei Anwendung der 
Zivil- und Straf-Prozessgesetze, welche Vorschriften zum Nachtheile 
der Ausländer enthalten, sowie der Gesetze, welche sich aufden Kon- 
kursderAusländerbeziehen, istjederDeutschealsInländeranzusehen. 
Insoweit nach Vorschriften der Gesetze Zustellungen an Personen, welche im 
Auslande wohnen, odersich aufhalten, an die Staatsanwaltschaft mit derselben 
Wirkung, wie an diese Person selbst erfolgen, istdas Bundesgebietals Aus- 
land nicht anzusehen. (8. 39.) Dieser Paragraph, welcher die Nachtheile, die den 
Ausländer nach den Prozess- Gesetzen treffen, für die Angehörigen des Reiches besei- 
tigen, ist durch das Gesetz vom 22. April 1571, betreffend die Einführung 
NorddeutscherBundes-GesetzeinBaiern*) dahin erweitert worden, dass für die 
Anwendung derjenigen Vorschriften der Baierischen Zivil-Prozess-Ordnung, welche den 
Gerichtsstand, oder die Personalhaft betreffen, oder überhaupt auf der Annahme beruhen, 
dass die Rechts-VerfolgungimAuslande die Geltendmachung einesAusspruches erschweren, 
gleichfalls das gesammte Gebiet des Deutschen Reiches als Inland zu betrachten ist. 

Als naturgemässe Konsequenz der Beseitigung der Nachtheile des Ausländers be- 
stimmt $. 40, dass jeder Deutsche, dafern er nicht zu den Personen gehört, die nach 
dem Rechte ihres Wohnsitzes nicht verbunden sind, persönlich vor Gericht zu erscheinen, 
oder in der betreffenden Sache Zeugniss abzulegen, verpflichtet ist, auf Anordnung des 
Zivil- oder Strafgerichts vor demselben zum Zwecke seiner Vernehmung als Zeuge zu er- 
scheinen, auch wenn er einem anderen Bundesstaate angehört. Im letzteren Falle ist seine 
Vorladung bei dem Gerichte seines Wohnsitzes zu beantragen, und der Zeuge ist befugt, 
vorschussweise Entschädigung für Zeitverlust und Reisekosten zu fordern. Ueber In- 
Jurien-Sachen vergleiche man die $$. 41 u. 42. Die Kosten der Rechtshülfe trägt die er- 
suchende Behörde; ist eine zahlungspflichtige Person nicht vorhanden, oder ist die pflich- 
tige Person insolvent, so erfolgt die Rechtshülfe kosten- und gebühren-frei; die baaren 
Auslagen, durch Auslieferung, oder Straf-Vollstreckung erwachsen, sind jedoch der er- 
suchten Behörde zu erstatten. Ist ein Gesuch um Rechtshülfe an eine nicht zuständige 
Behörde gerichtet, so hat diese das Gesuch an eine zuständige abzugeben. Der $. 45 
enthält Bestimmungen über bereits anhängige Sachen. Der $. 46 endlich bestimmt, dass 
die zwischen einzelnen Bundesstaaten über Leistung der Rechtshülfeabgeschlossenen 
Verträge insoweit inKraftbleiben, alssie mitgegenwärtigem Gesetze 
nichtin Widerspruch stehen. Dieselben können also auf dem Gebiete der Rechts- 
hülfe niemals weniger, als das vorstehende Gesetz, wohl aber mehr leisten. 

Durch dieses Gesetz ist sowohl in Betreff der Rechts-Verfolgung, 'als auch in Betreff 
des Rechts-Schutzes die Bestimmung des Artikels 3 mehr als seither gesichert; auch 
sind durch dasselbe für die Reichs-Angehörigen die Nachtheile beseitigt, welche die 
Prozess - Gesetzgebung der verschiedenen Staaten an die Eigenschaft eines Auslän- 
ders knüpfte, namentlich aber sind auch die in dieser Beziehung noch bestehenden 
Zweifel, welche sich auf die mangelnde Rechtshülfe stützen, beseitigt worden; es sind 
aber noch andere, wichtige Gesetze erlassen, durch welche die im Art. 3 gewährten Kon- 
Sequenzen des gemeinsamen Indigenates theils sicher gestellt, theils erweitert worden 
sind. Nicht mit Unrecht werden gefolgert, dass in der Zulassung zum festen 
Wohnsitz unter denselben Voraussetzungen wie der Einheimische auch die Befug- 
niss zum vorübergehenden Aufenthalte an jedem Orte des Bundesgebietes 
gleich den Einheimischen enthalten sei; fraglich aber blieb, ob die Praxis demnächst diese 
Interpretation anerkennen werde; unbedingt gesetzliche Kraft bei dieser Befugniss zum 
vorübergehenden Aufenthalte (Reise-Freiheit) erst durch das Gesetz vom 12. Oktober 
1867 über das Passwesen erhalten. (cf. Koller, Archiv d. Nordd. Bundes I. S. 16 ff.) 

Nach diesem Gesetz bedürfen Bundes-Angehörige zum Ausgange aus dem Bundes- 
gebiete, zur Rückkehr in dasselbe keines Reisepapiers; d. h. Aufenthalt und Reisen im 
Bundesgebiete u. s. w. steht jedem frei. Nur für besondere Fälle (Krieg, Unruhen) kann 
die Passpflichtigkeit durch Anordnung des Kaisers vorübergehend eingeführt werden. 
($. 9.) Unter Aufhebung aller dem Gesetze entgegenstehenden Bestimmungen sind in 
Kraft gelassen die Bestimmungen über Zwangspässe und Reiserouten (auch Ausländer 
sind von der Passpflicht befreit), sowie über die Kontrole von anziehenden Personen und 
der Fremden an ihrem Aufenthalts-Orte;; jedoch dürfen zu letzterem Zweck Aufenthalts- 
karten weder eingeführt, noch wo sie bestehen, beibehalten werden. 

Das Recht, an jedemOrte des Bundesgebietes sich dauernd aufzu- 
halten, sich niederzulassen, welches der Art: 3 im Allgemeinen garantirt, ist näher prä- 
- zisirt und durch die Beschlüsse des Reichstages auch auf gewisse Grundsätze der ge- 
werblichen Freizügigkeit ausgedehnt worden durch das Gesetz vom1. November 


*) Siehe dieses unten. 


208 Reichs-Verfassung. II. Reichs-Gesetzgebung. Zu Art. 3. 


1867 über die Freizügigkeit. (cf. Koller a. a. O. S. 4 u. ff.) Derselbe gewährt im 

$. 1 »jedem Bundes-Angehörigem das Recht, im Bundesgebiete 

1. an jedem Orte sich aufzuhalten oder niederzulassen, wo er eine eigene Wohnung, 
oder ein Unterkommen (d. h. minime eine Schlafstelle) sich zu verschaffen im Stande 
ist; 

2. an jedem Orte Grundeigenthum zu erwerben ; 

3. umherziehend oder an dem Orte des Aufenthaltes, Gewerbe aller Art zu betreiben, 
unter den für Einheimische geltenden gesetzlichen Bestimmungen.« 

Aufenthalt und Niederlassung sind demnach von der Schranke der Territorial- 
Gesetzgebung »unter denselben Voraussetzungen wie der Einheimische« befreit; für den 
Gewerbe-Betrieb liess das Gesetz diese Schranke bestehen. In der Ausübung jener Befug- 
nisse soll der Bundes- Angehörige, von den Ausnahmen des Gesetzes abgesehen, durch 
keine Behörde gehindert, oder beschränkt werden; namentlich darf keinem Bundes- 
Angehörigen um des Glaubens-Bekenntnisses willen, oder wegen fehlender Staats- oder 
Gemeinde-Angehörigkeit der Aufenthalt, die Niederlassung, der Gewerbe-Betrieb, oder 
der Erwerb von Grundeigenthum verweigert werden. Die Bundes-Angehörigkeit, d. h. 
die Voraussetzung der hier garantirten Rechte ist selbstverständlich auf Verlangen nach- 
zuweisen durch die Angehörigkeit in einem bestimmten Einzelstaate. 

Die gesetzlichen Ausnahmen der Freizügigkeit sind bereits bei dem Gesetze über 
die Erwerbungen den Verlass der Bundes- und Staats-Angehörigkeit erwähnt. Als be- 
sondere spätere gesetzliche Beschränkung der Freizügigkeit ist das gegen die Mit- 
glieder des Jesuiten- und verwandter Orden gerichtete Gesetz vom 
4. Juli 1872 zu betrachten. Besondere Erwähnung verdient der $. 12, welcher lautet: 


»Die polizeiliche Ausweisung Bundes- Angehöriger aus dem Orte ihres dauernden, 
oder vorübergehenden Aufenthaltes in anderen als durch dieses Gesetz vorgesehenen 
Fällen, ist unzulässig. Im Uebrigen werden die Bestimmungen über die Fremdenpolizei 
durch dieses Gesetz nicht berührt.« 


Bezüglich dieser Ausnahmen ($. 3) ist zu bemerken: Soweit auf Grund gesetzlicher Be- 
Stimmungen den wegen gewisser Verbrechen, oder zu gewissen Strafen verurtheilten Per- 
sonen Aufenthalts-Beschränkungen durch die Polizei auferlegt werden können (Ortsver- 
weisung, oder Konfination), bewendet es hierbei, und es folgt nothwendig, dass bestrafte 
Personen, welche in ihrem Heimathlande Ortsbeschränkungen unterliegen, von diesen in 
einem anderen Bundesstaate nicht frei sind. Ferner kann Bettlern und Landstreichern, 
wie oben bei dem Gesetze über den Erwerb der Staats- Angehörigkeit näher angeführt 
worden, der Aufenthalt in jedem andern Bundesstaate verweigert werden. Dort ist auch 
angegeben, in welchen Fällen den Gemeinden ein Einspruchsrecht gegen eine Niederlassung 
zusteht und aus welchen Gründen, die Fortsetzung des Aufenthalts untersagt werden 
kann. ($. Au. 5.) 

Der Artikel 3 bestimmt, dass der Angehörige eines Bundesstaates in jedem andern 
Bundesstaate zum Gewerbe-Betrieb unter denselben Voraussetzungen wie 
der Einheimische zugelassenist, und der $. 1 des Freizügigkeits-Gesetzes vom 
1. November 1867 garantirt ausdrücklich jedem Bundes-Angehörigen dies Recht, in jedem 
Bundesstaate, unter den gesetzlichen Bedingungen. Bis hierher hat die Gesetzgebung 
des Bundes die Grenze des Artikels 3, die Schonung der Territorial-Gesetzgebung bezüg- 
lich des Gewerbe-Betriebes nicht überschritten. Anders stand es mit den gesetzgebenden 
Faktoren; die Mehrheit des Reichstages hielt es von vorn herein für nothwendig , dass 
an die Stelle der Verschiedenheit der Territorialgewerbe-Gesetzgebung eine einheitliche 
Kodifikation des Gewerberechts auf der Grundlage geschlossen. In den Motiven zum 
Freizügigkeits-Gesetze wurde bereits anerkannt, dass es wünschenswerth gewesen sei, 
wenn das Gesetz auch die gewerbliche Freizügigkeit hätte umfassen können, und bei Be- 
rathung dieses Gesetzes im Reichstage stellte der Präsident des Bundeskanzler-Amtes 
in Aussicht, dass der Theil der Gewerbe-Gesetzgebung der sich mit der im Staats-Interesse 
für nothwendig erachteten Beschränkungen der Gewerbe-Freiheit beschäftigen, im Wege 
der Bundes-Gesetzgebung hoffentlich bald erledigen werde. Ja später wurde Namens des 
Bundeskanzlers im Reichstage die Erklärung abgegeben, dass in der nächsten Session 
eine auf der Grundlage der Gewerbe-Freiheit beruhende Gewerbe-Ordnung für den Nord- 
deutschen Bund werde vorgelegt werden, — ein Versprechen, welches am 7. April 1867 
erfüllt wurde. (Man sehe diesen Entwurf nebst Motiven bei Koller, Archiv des Nord- 
deutschen Bundes II. 8.177 ff.) Wegen Meinungs-Verschiedenheit in der mit der Bericht- 
erstattung beauftragten Kommission des Reichstages gelangte diese Vorlage nicht zur 
Verhandlung; aus den Anträgen der Abgeordneten Lasker und Miquel ging sodann 
das s.g. Nothgewerbe-Gesetz vom 8. Juli1868 (Koller, a.a. 0. 8.164 ff.) über den Betrieb 
der stehenden Gewerbe hervor, welches durch die am 1. Oktober 1868 erlassene Gewerbe- 
Ordnung für den Norddeutschen Bund wieder ausser Kraft gesetzt worden ist. Diese 
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Gewerbe-Ordnung ist, wie schon hervorgehoben eine Kodifikation, welche — von spe- 
ziellen Vorbehalten für die Landes-Gesetzgebung abgesehen, an Stelle der Verschiedenheit 
der Territorial-Gesetzgebung das gemeinsame Recht darstellt. So weit wollte der Bun- 
desrath anfangs nicht gehen; dies ergiebt sich aus der schon berührten Erklärung des 
Präsidenten des Bundeskanzler - Amtes bei Berathung des Freizügigkeits - Gesetzes 
nach welcher nur der Theil des Gewerberechtes, der mit den im Staats-Interesse 
für nöthig erachteten Beschränkungen des Gewerbe -Betriebes sich beschäftigt, durch 
die Bundes-Gesetzgebung erledigt, während der andere, die auf Privatrechtstiteln 
beruhenden Beschränkungen des Gewerbe-Betriebes betreffende Theil des Gewerberechts 
(Zwangs- und Bannrechte, Rechte zur Ertheilung gewerblicher Konzessionen und Er- 
hebung von Abgaben) der Territorial-Gesetzgebung überlassen werden sollte. 
Dieser Gedanke wurde noch im Entwurfe von 1868 festgehalten; im Entwurfe des Jahres 
1869 ist dieser Gedanke einer Theilung des Gewerberechtes aufgegeben, und nunmehr 
beruht zwischen Bundesrath und Reichstag Einverständniss über den Karakter der 
Kodifikation , als einer das Gesammt- Gewerberecht umfassenden Gesetzgebung. Dies 
einheitliche Gewerbe-Recht beruht auf dem Grundsatze der Gewerbe-Freiheit. 


Jedermann (also auch ein Bundes-Ausländer) kann — abgesehen von den durch das 
Gesetz nach $. 12 nicht berührten Beschränkungen in Betreff des Gewerbe- Betriebes 
für Personen des Soldaten- und Beamten-Standes und deren Angehörigen — an jedem 
Orte jedes Gewerbe treiben, soweit nicht die Bundes-Gesetzgebung selbst Ausnahmen 
oder Beschränkungen vorschreibt oder solche zulässt. ($. 1.) Dadurch sind alle von der 
Territorial- Gesetzgebung vorgeschriebenen oder zugelassenen Ausnahmen oder Beschrän- 
kungen aufgehoben, falls nicht die Gewerbe-Ordnung selbst solche Ausnahmen oder Be- 
schränkungen ausdrücklich zulässt. Die Unterscheidung zwischen Stadt und Land ist 
aufgehoben; der gleichzeitige Betrieb verschiedener Gewerbe, sowie desselben Gewerbes 
in verschiedenen Werkstätten ist gestattet; eine Beschränkung der Handwerker auf den 
Vertrieb selbstverfertigter Waaren findet nicht statt; den Zünften und Kaufmannschaf- 
ten steht ein Ausschliessungsrecht nicht zu; dagegen bleiben unberührt diejenigen Be- 
schränkungen einzelner Gewerbe, welche auf den Zoll-, Steuer- und Post-Gesetzen (ziB. 
Branntweinbereitung) beruhen. Gänzlich ausgenommen von den Bestimmungen der Ge- 
werbe-Ordnung sind nach $. 6 das Unterrichtswesen, die Advokatur, das Notariat, die 
Geschäfte der Auswanderungs-Unternehmer und Auswanderungs-Agenten, Versicherungs- 
Unternehmer (nicht Agenten $. 14), die Eisenbahn - Unternehmungen , der Vertrieb von 
Lotterie-Loosen, die Befugniss zum Halten öffentlicher Fähren und die Rechts-Verhält- 
nisse der Schiffs-Mannschaften auf den Seeschiffen. Bezüglich dieser Thätigkeiten hat 
die Gewerbe-Ordnung Nichts am bestehenden Rechte geändert. Grundsätzlich sind gleich- 
falls folgende Berufszweige von den Bestimmungen der Gewerbe-Ordnung ausgenommen, 
doch werden sie durch dieselben in Einzelnheiten berührt : das Bergwesen, die Fischerei, 
die Heilkunde, die Errichtung und Verlegung von Apotheken, der Verkauf von Arznei. 
Mitteln. 


Frauen und Männer stehen in Betreff des Gewerbe - Betriebes einander gleich; vom 
Besitze des Bürgerrechts soll die Zulassung zum Gewerbe-Betrieb niemals abhängig ge- 
macht werden; jedoch kann nach Ablauf von drei Jahren der Gewerbtreibende zur 
Erwerbung des Bürgerrechtes angehalten werden. ($. 13.) Aufgehoben sind vom 1. Jan.1873 
an alle ausschliesslichen Gewerbe-Berechtigungen, die meisten Zwangs- und Bannrechte 
mit Ausnahme der Abdeckerei-Berechtigungen, die Berechtigung, Konzessionen zu ge- 
werblichen Anlagen oder Betrieben zu ertheilen, diedem Fiskus, Korporationen, Instituten, 
oder einzelnen Berechtigten zustehen, alle Abgaben, welche für den Betrieb eines Ge- 
werbes entrichtet werden, sowie die Berechtigung , dergleichen aufzulegen, vorbehaltlich 
der an den Staat oder die Gemeinde zu zahlenden Gewerbesteuern. ($. 7.) Ueber die Ab- 
lösung der nicht aufgehobenen Zwangs- und Bannrechte disponirt $. 9. Eine Neu- 
erwerbung der aufgehobenen, oder für ablüsbar erklärten ausschliesslichen Gewerbe- 
Berechtigungen, oder Zwangs- und Bannrechte ist unstatthaft; ebensowenig dürfen 
Realgewerbe-Berechtigungen neu begründet werden. Soviel von den allgemeinen 
Bestimmungen. 


Im speziellen Theile zerfällt der Gewerbe-Betrieb in den »stehenden« und den »im 
Umherziehen«; ausserdem werden besondere Bestimmungen über den »Marktverkehr« 
getroffen. 


Die einzige Bedingung, an welche der stehende Gewerbe-Betrieb geknüpft worden, 
ist die Pflicht, mit dem Anfange desselben davon gleichzeitig der zuständigen Behörde des 
Orts Anzeige zu machen; eine Anzeige des Lokals, in welchem der Betrieb geschieht, 
ist bei Eröffnung desselben und am Tage des etwaigen Lokalwechsels nur den, nicht mehr 
konzessionspflichtigen, Pressgewerben auferlegt; Feuerversicherungs-Agenten haben bei 
Uebernahme und spätestens $ Tage nach Aufhören der Agentur bei der zuständigen Be- 
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hörde Anzeige zu machen. Dies sind die Grundsätze für den stehenden Gewerbe-Be- 
trieb; ausnahmsweise ist eine Konzession, eine»besondere Genehmigun%« erforder- 
lich und zwar 1. für gewisse Anlagen, die mit gewissen Gefahren, oder Be- 
lästigungen des Publikums verbunden sind; dieselben sind im $. 16 aufgeführt; die 
besondere Genehmigung dieser Art ist sachlich, erstreckt sich lediglich auf die in der 
Anlage etwa liegenden Nachtheile und Gefahren für das Publikum, hat aber mit der 
Persönlichkeit der Gewerbtreibenden, deren Zuverlässigkeit u. s. w. nichts zuthun; neben 
dem $. 16 sind zu beachten $$. 23 u. 24. (Hierher gehören : Schiesspulver-Fabriken, Talg- 
Schmelzereien u. dergl. m.) Auch bei den nicht namentlich aufgeführten Anlagen ist die 
‚allgemeine baupolizeiliche Genehmigung durch die Gewerbe - Ordnung nicht aufgehoben. 


Eine besondere Genehmigung ist zweitens erforderlich für bestimmte Ge- 
werbtreibende; diese ist persönlicher Natur. 


Hier ist zu unterscheiden zwischen Gewerben, bei denen die Genehmigung nur auf 
Grund eines Fähigkeits- Nachweises ertheilt wird, solchen, bei denen kein Fähigkeits- 
Nachweis, sondern nur verlangt wird, dass nicht Thatsachen vorliegen, welche die Un- 
zuverlässigkeit des Nachsuchenden in Bezug auf den Gewerbe-Betrieb darthun, und 
‘endlich solchen Gewerben, deren Betrieb Personen untersagt werden kann, die wegen 
bestimmter Handlungen bestraft sind. Eine Konzession auf Grund eines Befähigungs- 
nachweises (Approbation) ist nothwendig für Apotheker und solche Personen, die sich 
Aerzte (Wund-, Augen-, Zahn-, Thier-Aerzte, Geburtshelfer) nennen (im Uebrigen ist die 
Ausübung der Heilkunst frei), für Hebeammen, See-Schiffer, See-Steuerleute und Lootsen. 
Die Approbation der Aerzte und Schiffer etc. gilt für das ganze Bundesgebiet. Das Ge- 
werbe der Markscheider kann durch die Landes- Gesetzgebung unter Prüfung gestellt 
werden. Die sub 2 erwähnte Konzession (kurz ausgedrückt: Keine Unzuverlässig- 
keit) ist erforderlich für die Unternehmer von Privat-Kranken-, Privat-Entbindungs-, 
Privat-Irren- Anstalten und für Schauspiel- Unternehmer. Durch die Landes- Gesetze 
kann das Erforderniss besonderer Genehmigungiausgedehnt werden auf den Gifthandel, 
das Lootsen-Gewerbe und die Markscheider. 

Wegen Begehung bestimmter strafbarer Handlungen ist eine Unter- 
sagung zulässig 

1. bei gewerbsmässiger Ertheilung von Tanz-, Turn- und Schwimm - Unterricht wider 
Diejenigen, die wegen Verbrechen, oder Vergehen gegen die Sittlichkeit bestraft sind; 

2. der Handel mit gebrauchten Kleidern, Betten und Wäsche der Art, mit altem Metall, 
oder Metallbruch (Trödel), Garnabfällen, Dräumen von Seide, Wolle, Baumwolle oder 
Leinen; endlich kann das Geschäft eines Pfandleihers Denjenigen untersagt werden, 
welche wegen aus Gewinnsucht begangener Vergehen, oder Verbrechen wider das 
Eigenthum bestraft worden sind; 

3. das Geschäft eines Gesinde - Vermiethers kann Denen untersagt werden, bei welchen 
der Grund ad 1, oder der ad 2 zutrifft. 


Eigenthiümlich ist nach dem Reichs-Gewerberecht dasSchank gewerbegestellt; das- 
selbe bedarf der Erlaubniss, die nur dann zu verweigern ist, wenn Thatsachen die An- 
nahme rechtfertigen, dass das Gewerbe zur Völlerei, zur Förderung verbotenen Spiels 
oder der Unsittlichkeit missbraucht werde; oder wenn die Beschaffenheit, oder die Lage 
des Betriebslokals (z. B. in unmittelbarer Nähe einer Fabrik) den polizeilichen Anfor- 
derungen nicht genügt; auch kann die Landes-Gesetzgebung die Erlaubniss von dem Be- 
dürfniss-Nachweise abhängig machen. Hierher gehört auch das Gewerbe des fliegenden 
Buchhändlers, welcher die Erlaubniss der Orts- Behörde bedarf und ausserdem, gleich 
dem Hausirer, stets einen Legitimations-Schein mit sich zu führen hat. Die Gründe für 
Versagung der Erlaubniss sind dieselben wie für Verweigerung des Legitimations-Schei- 
‚nes bei Hausirern. 

Alle Beschränkungen des früheren Rechtes in Bezug auf das Halten von Gesellen, 
Gehülfen und Arbeitern jeder Art sind aufgehoben, und von der Befugniss, Lehrlinge 
zu halten sind nur diejenigen Personen ausgeschlossen, welchen, wegen nichtpolitischer 
Verbrechen, oder Vergehen der Vollgenuss der staatsbürgerlichen Ehrenrechte entzogen 
ist, während der Dauer der Interdiktion, und für immer Diejenigen, welche wegen 
Diebstahls oder Betrugs rechtskräftig verurtheilt worden sind. Sodann ist $. 42 besonders 
hier hervorzuheben, nach welchem jeder, zum stehenden «ewerbe-Betrieb an irgend einem 
Orte Befugte auch in jedem andern Orte des Bundes-Gebietes sein Gewerbe betreiben 
kann, falls es sich nicht um solche Thätigkeiten handelt, welche Titel III. ausdrücklich 
als Hausir - Betrieb qualifizirt; in der Betreibung eines stehenden Gewerbes liegt ferner 
die Befugniss, durch Reisende ausserhalb des Niederlassungs-Ortes Waaren aufzukaufen 
und Bestellungen auf Waaren zu suchen; jedoch ist ein Legitimations-Schein, bez. eine 
“ Zollvereins-Legitimations-Karte erforderlich. Der Titel II. über den »stehenden Gewerbe- 
Betrieb« schliesst mit der Generalklausel, dass 
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»wegen überwiegender Nachtheile und Gefahren für das Gemeinwohl die fernere Be- 
nutzung einer jeden gewerblichen Anlage durch die höhere Verwaltungs-Behörde zu 
jeder Zeit untersagt werden kann; doch muss dem Besitzer alsdann für den erweis- 
lichen Schaden Ersatz geleistet werden; gegen die untersagende Verfügung ist der 
Rekurs zulässig; wegen der Entschädigung steht der Rechtsweg offen.« 


Der Titel III. der Gewerbe-Ordnung, welcher von dem»Gewerbe-Betrieb im Um- 
herziehen«*) handelt, enthält wiederum eine Sicherung der Konsequenzen des gemein- 
samen Indigenates. Während früher die polizeilicheErlaubniss zur Ausübung des Hausir- 
Gewerbes höchstens für das betreffende Staatsgebiet, in Preussen nur für den betreffenden 
Regierungs-Bezirk, Gültigkeit hatte, gilt jetzt in Gemässheit des Artikels3 der entgegen- 
gesetzte Grundsatz: die ertheilte polizeiliche Genehmigung reicht regelmässig für das 
gesammte Bundesgebiet aus; doch hat der Gewerbtreibende, wenngleich er durch seinen 
Gewerbe-Schein für jeden Bundesstaat legitimirt ist, in allen Bundesstaaten, in welchen 
er den Betrieb thatsächlich ausübt, die Gewerbe -Steuer zu entrichten. Es folgt dies 
schon einfach aus der Thatsache, dass die Gewerbe-Ordnung das Steuerwesen nicht 
berührt. Da nun regelmässig in den einzelnen Staaten der Gewerbe-Betrieb im Umher- 
ziehen ohne Zahlung der Gewerbe-Steuer nicht, oder doch nur bei Meidung hoher Steuer- 
Strafe ausgeübt werden darf; meistens auch vorgeschrieben sein wird, dass der Gewerb- 
treibende die Steuer-Quittung für das laufende Jahr stets bei sich zu führen habe, mithin 
derselbe, um sein Gewerbe ungehindert und ohne Steuer- Strafe ausüben zu können, die 
Steuerquittung durch Zahlung der Steuer mit demselben Eifer, wie seinen Legitimations- 
Schein sich verschaffen muss, so tritt die Wirkung dieses Scheines auf das ganze Bundes- 
Gebiet praktisch nicht immer klar zu Tage. Der Hausirer, welcher sein Gewerbe z. B. 
in zwölf Staaten betreibt, muss zunächst den Legitimations-Schein von seiner höheren 
Verwaltungs-Behörde, hiernächst die Steuer - Quittung von der Steuer - Behörde seines 
Heimaths - Staates und sodann noch eilf Steuer - Quittungen der eilf anderen Staaten sich 
verschaffen ; viel einfacher würde sich die Sache offenbar gestalten, wenn die Gewerbe- 
Steuer zur Reichs- Steuer erhoben würde; es bedürfte in diesem Falle jährlich nur einer 
einmaligen Steuer-Zahlung, und der Gewerbtreibende würde neben dem Legitimations- 
Scheine nur eine einzige Steuer-Quittung, von einer Steuer-Behörde des Reiches aus- 
gestellt, mit sich zu führen haben. In der That lässt sich, hiervon abgesehen, auch nicht 
in Abrede stellen, dass die Gewerbe - Steuer, nachdem völlige gewerbliche Freizügigkeit 
herrscht, zu einer Landes-Steuer sich nicht mehr eignet. 

Aus dem, was über den stehenden Gewerbe-Betrieb gesagt worden, muss hier noch- 
mals wiederholt werden, dass die Gewerbe - Ordnung davon ausgeht, die Ausübung des 
Gewerbe-Betriebes ausserhalb des Wohnortes eines zum stehenden Betriebe Zugelassenen 
als Ausfluss dieser Zulassung zu betrachten; deshalb werden den Bestimmungen über den 
Betrieb im Umherziehen nur diejenigen Betriebs - Formen unterworfen, die ausdrücklich 
als Gewerbe- Betrieb im Umherziehen bezeichnet sind ; ferner ist der Hausir - Handel auf 
alle Waaren ausgedehnt, die nicht besonders ausgenommen sind. Die Beschränkungen, 
oder Kontrolen, mit welchen die Gewerbe-Ordnung diese grundsätzliche Freiheit umgiebt, 
fliessen aus dem Interesse der Sitten-, Sicherheits- und Sanitäts-Polizei. Demgemäss 
sind vom An- und Verkaufim Umherziehen ausgenommen: 

1. Geistige Getränke; 2. gebrauchte Kleider und Betten; Garn-Abfälle, Enden 
und Dräumen von Seide, Wolle, Leinen, oder Baumwolle, Bruchgold und Bruch- 
silber; 3. Spielkarten, Lotterie-Loose, Staats- und sonstige Werth-Papiere , Schiess- 
pulver, Feuerwerks-Körper und andere explosive Stoffe; 4. Arznei-Mittel, Gifte und 
giftige Stoffe. 

Der Bundesrath ist befugt, soweit ein Bedürfniss obwaltet, anzuordnen, dass die 
Erlaubniss zum Verkauf, oder Ankauf der einzelnen angeschlossenen Gegenstände er- 
theilt werde. Auch kann der Bundesrath, und in dringenden Fällen der Reichskanzier, 
nach Einvernehmen mit dem Ausschuss für Handel und Verkehr, wegen der öffentlichen 
Sicherheit, oder Gesundheit anordnen, dass auch andere Gegenstände innerhalb einer be- 
stimmten Frist nicht im Umherziehen feilgeboten oder angekauft werden dürfen. ($. 56.) 
Als Gewerbtreibender im Umherziehen wird angesehen und bedarf als solcher (abgesehen 
vom Ausfluss des Gewerbe - Betriebs im Umherziehen aus einem stehenden Betriebe und 
abgesehen von den Bestimmungen über den Markt-Verkehr) eines Legitimations-Scheines, 
wer ausserhalb seines Wohnortes, ohne Begründung einer gewerblichen Niederlassung 
und ohne vorgängige Bestellung in eigener Person: 

1. Waaren irgend einer Art feilbieten, 

2. Waaren bei anderen Personen als bei Kaufleuten, oder an anderen Orten, als in 
offenen Verkaufstellen, zum Wiederverkauf ankaufen, 

3. Waaren- Bestellungen aufsuchen, oder 

4. gewerbliche oder künstlerische Leistungen oder Schau-Stellungen, bei welchen ein 
höheres wissenschaftliches, oder Kunst-Interesse nicht obwaltet, feilbieten will. ($.55.) 


*) Vgl. Jacobi, Gewerbe-Betrieb im Umherziehen. Berlin, Kortkampf. 
14* 
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Der Legitimations-Schein darf einem Bundes- Angehörigen, welcher innerhalb des 
Bundes-@ebietes einen festen Wohnsitz besitzt und das 21. Lebensjahr überschritten hat, 
vorbehaltlich besonderer Bestimmungen über die sub 4 karakterisirte Art des Gewerbe- 
Betriebes im Umherziehen, nur dann versagt werden, wenn er 


1. mit einer abschreckenden, oder ansteckenden Krankheit behaftet ist; oder 

2. wegen strafbarer Handlungen aus Gewinnsucht, gegen das Eigenthum, gegen die Sitt- 
lichkeit, wegen vorsätzlicher Angriffe auf das Leben oder die Gesundheit eines 
Menschen, wegen vorsätzlicher Brandstiftung, wegen Zuwiderhandlungen gegen Ver- 
bote oder Sicherungs-Massregeln, betreffend Einführung oder Verbreitung anstecken- 
der Krankheiten oder Vieh- Seuchen, zu Gefängniss von mindestens sechs Wochen, 
oder zwar zu einer geringeren Strafe verurtheilt, aber in der Ausübung der bürger- 
lichen Ehrenrechte beschränkt worden ist, innerhalb zweier Jahre nach erfolgter Ver- 
urtheilung und im Falle der Gefängniss-Strafe nach verbüsstem Gefängniss; oder 

3. unter Polizei-Aufsicht steht, oder wegen gewohnheitsmässiger Arbeitsscheu, Bettelei, 
Landstreicherei, Trunksucht übel berüchtigt ist. 


Dem Nachsuchenden ist innerhalb 14 Tagen der Legitimations- Schein zu ertheilen, 
oder unter Angabe des gesetzlichen Hinderungsgrundes schriftlich zu versagen, gegen 
welche letztgedachte Verfügung der Rekurs zusteht. Auch Ausländern kann der Gewerbe- 
Betrieb im Umherziehen gestattet werden; die erforderlichen Bestimmungen sind vom 
Bundesrathe zu erlassen. ($. 57.) Hier ist auch einer Ausnahme des Grundsatzes zu ge- 
denken, nach welchem jeder Legitimations-Schein für das ganze Bundes-Gebiet gilt; die- 
selbe betrifft die wandernden Musikanten, Schausteller, Marktschreier u. s. w., welche, 
ausser dem Legitimations-Scheine, der sich auf den Bezirk der den Schein ertheilenden 
höheren Verwaltungs-Behörde beschränkt, und versagt wird, sobald einer den Verhält- 
nissen des Bezirks entsprechenden Anzahl von Personen ein Schein bereits ertheilt worden, 
der vorhergehenden Erlaubniss der Behörde des Ortes bedürfen, an welchem sie ihre 
Leistungen produziren wollen. Umherziehenden Schauspieler -Gesellschaften wird der 
Legitimations-Schein nur dann ertheilt, wenn der Unternehmer die sub 32 (im Titel vom 
stehenden Betrieb) gedachte Erlaubniss besitzt, welche ertheilt wird, wenn nicht That- 
sachen die Unzuverlässigkeit des Nachsuchenden in Bezug auf das betreffende Gewerbe 
darthun. ($. 59.) Während der Ausübung des Hausir-Gewerbes muss der Inhaber den 
Legitimations-Schein stets bei sich führen und auf Erfordern der zuständigen Behörde 
vorzeigen, event. den Betrieb einstweilen einstellen. Von geringen Ausnahmen abgesehen 
($. 58) darf der Gewerbe -Betrieb im Umherziehen nicht durch Stellvertreter ausgeübt 
werden; die Mitführung von Begleitern muss im Legitimations-Schein ausdrücklich ge- 
nehmigt sein, und darf nur unter denselben Voraussetzungen und Formen verweigert 
werden, welche für die Versagung der Ertheilung des Legitimations-Scheines gelten; für 
Kinder unter 14 Jahren wird diese Genehmigung nicht ertheilt. 

Der TitelIV. der Reichs-Gewerbe-Ordnung handelt vom Marktverkehr und er- 
klärt denselben als frei für Jeden (eine Ausnahme in Betreff gewisser Waaren enthält 
$. 64 nach Orts-Gewohnheit) , verbietet die Belastung des Marktverkehrs mit anderen als 
solchen Abgaben, welche eine Vergütung für Raum, Buden, oder Geräthschaften bilden 
und untersagt die Zulassung eines Unterschiedes zwischen Einheimischen und Fremden. 
Die Ortspolizei-Behörde kann im Einverständniss mit der Gemeinde-Behörde eine Markt- 
Ordnung erlassen, welche jedoch die Freiheit des Markt-Verkehrs nicht alteriren darf. 


Titel V. handelt von. den Taxen und hebt dieselben in Konsequenz des adoptirten 
Prinzipes der freien Konkurrenz grundsätzlich auf; auch für Aerzte, bezüglich deren 
Bezahlung nur in Ermangelung einer Vereinbarung für streitige Fälle von der Zentral- 
Behörde eine Taxe festgesetzt werden kann. Bei solchen Gewerbtreibenden, welche nach 
$. 36 beeidigt werden können (Feldmesser, Auktionatoren u. s. w.), sind Taxen nach wie 
vor zulässig, können auch neu eingeführt werden ; ebenso bezüglich derjenigen Schorn- 
steinfeger, denen Kehr-Bezirke ausschliesslich zugewiesen sind. Die wahren Ausnahmen 
von dem Grundsatze der freien Vereinbarung liegen im $. 76, welcher der Ortspolizei- 
Behörde gestattet, in Uebereinstimmung mit der Gemeinde- Behörde für Lohnbediente 
und ähnliche Personen und für das s. g. öffentliche Fuhrwesen Taxen aufzustellen ; die Er- 
mässigung dieser Taxen bleibt den:fraglichen Gewerbtreibenden jedoch vorbehalten. 


Titel VI. handelt von den Innungen, in welche einzutreten unter keiner Be- 
dingung mehr Voraussetzung irgend eines Gewerbe-Betriebes ist, dagegen muss die 
Innung jeden Gewerks- Genossen aufnehmen, falls nicht Verlust der bürgerlichen Ehre, 
oder Untersagung der bürgerlichen Ehrenrechte auf Zeit, oder Konkurs vorliegt. Im 
Uebrigen hat der Eintretende die Bedingungen des Statuts zu.erfüllen; von der in dem- 
selben etwa vorgeschriebenen Prüfung ist jedoch Derjenige frei, welcher seit einem Jahre 
das betreffende Gewerbe selbständig betreibt, auch soll die Prüfung nur auf den Nach- 
weis der Befähigung zur selbständigen Ausübung der gewöhnlichen Arbeiten des 
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Gewerbes sich richten; auch über die Höhe des Eintrittsgeldes sind Bestimmungen ge- 
troffen. ($. 86.) Ein etwaiger Auflösungs-Beschluss bedarf der Genehmigung der höheren 
Verwaltungs-Behörde; das Vermögen der Innung muss denjenigen Zwecken gesichert 
bleiben, für welche dasselbe bestimmt war; eine Vertheilung des hiernach verbleibenden 
Rein-Vermögens unter die zeitigen Mitglieder kann nur insoweit beschlossen werden, als 
dasselbe aus Beiträgen dieser Mitglieder entstanden ist. Der Rest des Vermögens fällt 
in Ermangelung anderer ausdrücklicher statutarischer, oder gesetzlicher Bestimmung der 
Gemeinde zur Benutzung für gewerbliche Zwecke zu. Ein Ausschluss aus der Innung 
ist unzulässig; nur vom Stimm- und von den Ehren-Rechten der Innung können Die- 
jenigen ausgeschlossen werden, denen der Eintritt versagt werden darf. Die Bildung 
neuer Innungen ist nach Massgabe der $$. 97”—104 zulässig. 


Der Titel VI beschäftigt sich mit den Verhältnissen der Gehülfen, Ge- 
sellen, Lehrlinge und Fabrik-Arbeiter;*) die Festsetzung dieser Verhältnisse 
ist nach $. 105 »Gegenstand freier Uebereinkunft«; zum Arbeiten an Sonn- und Festtagen 
ist jedoch, vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung in Dringlichkeitsfällen, Niemand 
verpflichtet. Der. landesgesetzlich zuständigen Behörde liegt die Sorge dafür ob, dass 
bei Beschäftigung der Lehrlinge auf Gesundheit und Sittlichkeit Rücksicht genommen 
und den, Schul- und Religions - Unterrichtes noch bedürfenden Lehrlingen Zeit dazu ge- 
lassen werde. Durch Orts-Statut können Gesellen, Gehülfen und Lehrlinge unter 
18 Jahren, oder einzelne Klassen derselben zum Besuche einer Fortbildungs - Schule des 
Orts, Arbeits- und Lehrherrn aber zur Gewährung der erforderlichen Zeit verpflichtet 
werden. Nach $. 107 ist jeder Gewerbe - Unternehmer auf seine Kosten zur Herstellung 
und Einrichtung derjenigen Einrichtungen verbunden, welche unter Berücksichtigung der 
Besonderheit des Gewerbe - Betriebes und der Betriebsstätte zu thunlichster Sicherung 
der Arbeiter gegen Gefahr für Leben und Gesundheit nothwendig sind. 

Dieser Paragraph (107) hat eine wesentliche Ergänzung durch das Gesetz v.7. Juni 
1871, betreffend die Verbindlichkeit zum Schaden-Ersatz für die beim 
Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerkenu.s. w. herbeigeführten Töd- 
tungenund Körper-Verletzungen (R.-G.-B. 1871, S. 207, Nr. 652) erhalten, da 
dasselbe nicht nur auf Bergwerke, sondern auch auf Steinbrüche, Gräbereien und Fabriken 
sich bezieht.**) Nach dem $. 2 dieses Gesetze$ haftet Derjenige, welcher ein Bergwerk, 
einen Steinbruch, eine Gräberei (Grube), oder eine Fabrik betreibt, wenn ein Bevoll- 
mächtigter, oder ein Repräsentant, oder eine zur Leitung oder Beaufsichtigung des Be- 
triebes oder der Arbeiter angenommene Person durch ein Verschulden in Ausführung der 
Dienst-Verrichtungen den Tod oder die Körper-Verletzung eines Menschen herbeigeführt 
hat, für den dadurch entstandenen Schaden, dessen Ersatz zu leisten ist 

1.im Falle der Tödtung durch Ersatz der Kur- und Beerdigungs-Kosten, sowie des 
aus der Erwerbs-Unfähigkeit oder Minderung während der Krankheit entstandenen 
Vermögens-Nachtheils.. Wenn der Getödtete einem Anderen Unterhalt zu gewähren 
gesetzlich verpflichtet war (also namentlich hinterlassene Frau und Kinder), so kann 
dieser insoweit Ersatz fordern, als ihm durch den Todesfall der Unterhalt entzogen 
worden ist; 

2. im Falle einer Körperverletzung durch Ersatz der Heilungskosten, sowie des Ver- 
mögens-Nachtheils, welchen der Verletzte durch eine, in Folge der Verletzung einge- 
tretene zeitweise, oder dauernde Erwerbs-Unfähigkeit, oder Minderung erleidet. 


War der Getödtete gegen Unfall versichert, so ist die Leistung der Versicherungs- 
Kasse auf die nach dem Gesetz ihm zukommende Entschädigung einzurechnen, wenn die 
Mitleistung des Betriebs - Unternehmers an die Versicherungs - Anstalt nicht unter !/3 der 
Gesammtleistung beträgt. Alle Verträge, oder Reglements, durch welche Betriebs-Unter- 
nehmer die Anwendung dieser Regel zu ihrem Vortheil im Voraus ausschliessen oder be- 
schränken möchten, sind nichtig, und Vertrags - Bestimmungen, welche dieser Vorschrift 
entgegen stehen, haben keine rechtliche Gültigkeit. Abgesehen von den landesgesetzlichen 
Vorschriften über den Beweis durch Eid, sowie über die Beweiskraft öffentlicher Urkun- 
den und gerichtlicher Geständnisse urtheilt das Gericht nach moralischer Ueberzeugung. 
Als Ersatz für den zukünftigen Unterhalt ist in der Regel eine Rente zu bewilligen, deren 
Aufhebung oder Minderung der Ersatzpflichtige, deren Erhöhung oder Wiedergewährung 
der Verletzte fordern kann, wenn die Verhältnisse, welche für die Feststellung u. s. w. 
der Rente massgebend gewesen, sich wesentlich geändert haben. Die Forderungen auf 
Schaden-Ersatz verjähren in zwei Jahren vom Tage des Unfalles an; gegen Denjenigen, 
welchem der Getödtete Unterhalt zu gewähren hatte, beginnt die Verjährung mit dem 


*, Vergl. zu diesem Titel die S. 1042 ff. dieses Bandes mitgetheilten »Materialien 
zur Fortbildung der Gewerbe-Ordnung.« 
**, Vergl. unten S. 1501 ff. den Kommentar zu diesem Gesetze. 
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Todestage und läuft auch gegen Minderjährige und diesen Gleichgestellte mit Ausschluss 
der Restitution. Die Bestimmungen der Landes - Gesetze, welche wegen anderer als der 
hier berührten Fälle für den beim Betriebe erfolgten Tod oder Körper- Verletzung 
Schaden-Ersatz zusprechen, bleiben im Allgemeinen unberührt ; unverändert bleiben die- 
jenigen Landes-Gesetze, welche dem Beschädigten einen höheren Ersatz-Anspruch ge- 
währen. (Man vergleiche $. 9.) Das Gesetz wegen Errichtung eines Obersten Gerichts- 
hofes für Handelssachen und dessen Ergänzungen sind auf diejenigen bürgerlichen 
Rechtsstreite ausgedehnt worden, welche in Klage oder Widerklage um Ansprüche aus 
diesem Haftpflicht-Gesetze, oder den im $. 9 erwähnten Landes-Gesetzen geführt werden. 


Für die aus dem Arbeiter-Verhältnisse entstehenden Streitigkeiten 
zwischen den Prinzipalen und ihren Gehülfen u. s. w. sind kompetent die für diese An- 
gelegenheiten eingesetzten besonderen Behörden, in Ermangelung derselben die Ge- 
meinde-Behörde, gegen deren Entscheidung binnen 10 Tagen die Berufung auf den 
Rechtsweg ohne Suspensiv-Effekt zulässig ist. An Stelle der bestehenden besonderen 
Behörden kann die Entscheidung durch Orts-Statut auf Schieds- Gerichte übertragen 
werden, welche durch die Gemeinde-Behörde unter gleichmässiger Betheiligung von 
- Arbeitgebern und Nehmern zu bilden sind. Bezüglich der Gesellen und Gehülfen ver- 
ordnet $. 109, dass dieselben verpflichtet sind, den Anordnungen der Arbeitgeber in 
Beziehung auf die ihnen übertragenen Arbeiten und auf die häuslichen Einrichtungen 
Folge zu leisten haben, zu häuslichen Arbeiten aber nicht verpflichtet sind; die Be- 
stimmung des Entwurfs, nach welcher die Gesellen u. s. w. verpflichtet sein sollten, dem 
»Arbeitgeber Achtung zu erweisen«, wurde gestrichen. In Ermangelung anderer Verein- 
barung besteht nach $. 110 eine 14tägige Kündigungsfrist: aus welchen besonderen Grün- 
den Gesellen und Gehülfen ohne vorausgegangene Kündigung entlassen werden, bez. 
ihrerseits die Arbeit verlassen können, darüber bestimmen die $$. 111 und 112. Der 
$. 113 hebt die gesetzliche Verpflichtung zur Führung von Arbeitsbüchern auf, gewährt 
aber den Gesellen das Recht, ein Zeugniss über Art und Dauer ihrer Beschäftigung und, 
wenn sie wollen, über ihre Führung zu fordern; eine Wander-Verpflichtung findet nicht 
statt. Als Lehrling ist Jeder zu betrachten, welcher bei einem Lehrherrn zur Er- 
lernung eines Gewerbes in Arbeit tritt, ohne Unterschied, ob die Erlernung gegen Lehr- 
geld, oder unentgeltliche Hülfsleistung stattfindet, oder ob für die Arbeit Lohn gezahlt 
wird. Gewisse Personen (wegen Diebstahls, oder Betrugs Bestrafte, Diejenigen, welchen 
wegen nicht politischer Verbrechen oder Vergehen der Vollgenuss der bürgerlichen Ehren- 
rechte untersagt ist, während der Dauer der Interdiktion) sind von der Befugniss, Lehr- 
linge unter 18 Jahren zu halten, ausgeschlossen; die Entlassung trotzdem angenommener 
Lehrlinge kann erzwungen werden. Der Lehrling ist der väterlichen Zucht des Lehr- 
herrn unterworfen, welcher ihn gehörig auszubilden, ihm die hierzu erforderliche Zeit 
durch andere Dienstleistungen nicht zu entziehen und ihn zur Arbeitsamkeit und guten 
Sitten anzuhalten hat. Aus denselben Gründen, welche zur Entlassung der Gesellen ohne 
Aufkündigung berechtigen, können auch die Lehrlinge vor Ablauf der Lehrzeit entlassen 
werden; das Lehrgeld ist in Ermangelung besonderer Verabredung für die bereits abge- 
laufene Zeit zu entrichten ; umgekehrt kann das Verhältniss wider den Willen des Lehr- 
herrn bei gröblicher Vernachlässigung seiner Pflicht, oder Missbrauch des Zuchtrechts 
aufgehoben werden, oder wenn der Lehrling zu einem anderen Gewerbe, oder Beruf über- 
geht; über das Schicksal des Lehrgeldes disponiren die $$. 120 ff. Die vorstehenden Be- 
stimmungen finden (ausser der durch Orts-Statut festzusetzenden Verpflichtung zum 
Besuch einer Fortbildungs-Schule bezüglich der Lehrlinge ) auf die Gehülfen und Lehr- 
linge der Apotheker und Kaufleute, imgleichen der Werkmeister in Fabriken, keine 
Anwendung; bezüglich ihrer bewendet es bei den bisherigen Bestimmungen. Dagegen 
finden die obigen Bestimmungen bez. der Gesellen und Gehülfen auf die Fabrik- 
Arbeiter Anwendung. 

Besondere Bestimmungen enthält das Gesetz über Kinder-Arbeit und über 
jugendliche Arbeiter d. h. solche, die das 14. Lebensjahr, aber nicht das sech- 
zehnte zurückgelegt haben. Bezüglich der Kinder bestimmt $. 118, dass die unter 
zwölf Jahren zu einer regelmässigen Beschäftigung in Fabriken nicht zugelassen werden 
dürfen, und vor vollendetem vierzehnten, also zwischen dem zwölften und vierzehnten 
Lebensjahre nur dann, wenn sie täglich einen mindestens dreistündigen Schul-Unterricht 
in einer von einer höheren Verwaltungs - Behörde genehmigten Schule erhalten; ihre Be- 
schäftigung darf sechs Stunden täglich nicht überschreiten. Jugendliche Arbeiter sollen 
nicht über zehn Stunden täglich beschäftigt werden: die Zentralbehörde kann auch für 
diese Kategorie die Arbeitszeit auf sechs Stunden herabsetzen,, wenn dieselben nach den 
bestehenden Schul-Einrichtungen des betreffenden Staates schulpflichtig sind. Umgekehrt 
kann die Orts-Behörde eine Verlängerung dieser Arbeitszeiten um höchstens eine Stunde 
und auf höchstens vier Wochen dann gestatten, wenn Natur- Ereignisse oder Unglücks- 
fälle den regelmässigen Geschäfts- Betrieb der Fabrik unterbrochen und ein vermehrtes 
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Arbeits- Bedürfniss herbeigeführt haben. Nach $. 129 muss den jugendlichen Arbeitern 
Vor- und Nachmittags eine Pause von einer halben Stunde und Mittags eine ganze Frei- 
stunde und zwar jedesmal auch Bewegung in freier Luft gewährt werden; diese zwei 
Stunden Pause werden neben der zehnstündigen Arbeitszeit gewährt; die Arbeitsstunden 
dürfen nicht vor 5!/a Uhr Morgens beginnen und nicht über S!/, Uhr Abends dauern, 
an Sonn- und Feiertagen, sowie während der vom ordentlichen Seelsorger für den 
Katechumenen- und Konfirmanden- Unterricht bestimmten Stunden dürfen jugendliche 
Arbeiter nicht beschäftigt werden. Zur Sicherung der Ausführung dieser s. g. Fabrik- 
Gesetzgebung bestimmt $. 130, dass Derjenige, wer »jugendliche Arbeiter« in einer 
Fabrik zu regelmässiger Beschäftigung annehmen will, davon zuvor der Ortspolizei- 
Behörde Anzeige zu machen und demnächst über die jugendlichen Arbeiter eine Liste zu 
führen hat, welche deren Namen, Alter, Wohnort, Eltern, Ein- und Austritt aus der 
Fabrik enthält, in dem Arbeitslokal auszuliegen und den Schul- und Polizei - Behörden 
auf Verlangen in Abschrift vorzulegen ist. Die Zahl dieser Arbeiter ist der Orts - Polizei 
halbjährlich anzuzeigen. Die Annahme darf nicht erfolgen , bevor der Vater oder Vor- 
mund dem Arbeitgeber ein Arbeits-Buch eingehändigt hat, über dessen Beschaffenheit 
zum Zweck der Kontrole $. 131 nähere Bestimmungen enthält; dasselbe ist vom Arbeit- 
seber zu verwahren und der Behörde auf Verlangen vorzulegen. Insoweit die Aufsicht 
über die Ausführung dieser Bestimmungen über die Kinderarbeit eigenen Beamten 
(s. g. Fabrik-Inspektoren) übertragen ist, stehen denselben bei Ausübung ihres Amtes 
die amtlichen Befugnisse der Orts-Polizei, namentlich das Recht zu jederzeitiger Revision 
der Fabriken zu, welche die Arbeitgeber zu jeder Zeit, namentlich auch in der Nacht, 
während die Anstalten im Betriebe sind, zu gestatten haben. (In Preussen giebt es 
bereits seit dem Jahre 1853 in einzelnen Gegenden Fabrik-Inspektoren.) 

Der $. 134 verpflichtet die Fabrik-Inhaber, sowie die mit Ganz-, oder Halb-Fabrikaten 
Handeltreibenden die Arbeitslöhne in baarem Gelde auszuzahlen, verbietet dass. g. 
Trucksystem d. h. das Kreditiren von Waaren durch die Arbeitgeber an Arbeitnehmer, 
gestattet jedoch, dass den Arbeitern Wohnung, Feuerungs-Bedarf, Landnutzung, regel- 
mässige Beköstigung, Arzneien, ärztliche Hülfe, sowie Werkzeuge und Stoffe zu den von 
ihnen anzufertigenden Fabrikaten unter Anrechnung bei der Lohnzahlung verabreicht 
werden; $. 135 enthält Bestimmungen gegen die Umgehung dieser Vorschriften, und 
$. 137 dehnt den Begriff »Arbeiter« inBezug auf $. 134 aus auf Diejenigen, welche ausser- 
halb der Fabrikstätten die zum Gewerbe-Betrieb nöthigen Ganz- oder Halb-Fabrikate 
anfertigen, oder an die Fabrik-Inhaber absetzen, ohne den Verkauf dieser Waaren an 
Konsumenten als Gewerbe zu betreiben. Ist den obigen Vorschriften zuwider eine Lohn- 
Forderung anders als durch Baarzahlung berichtigt, so kann jeder Zeit die Zahlung in 
baarem Gelde verlangt werden, ohne dass aus dem an Zahlungsstatt Gegebenen eine Ein- 
rede zulässig ist. Dieses fällt, soweit es beim Empfänger noch vorhanden, oder dieser 
daraus bereichert ist, derjenigen Kranken - oder Hülfs- u. s. w. Kasse der Wohnorts- 
Gemeinde des Arbeiters zu, welche für diejenige Arbeiter-Klasse, der er selbst angehört, 
besteht. Diesen Bestimmungen zuwi:clerlaufende Verträge sind nach 8. 138 nichtig, wie 
auch solche, zwischen den Fabrik -Inhabern und den Arbeitern über die Entnahme der 
Bedürfnisse der letzteren aus bestimmten Verkaufs- Stellen, sowie überhaupt über die 
Verwendung des Lohnes zu anderen Zwecken, als zur Verbesserung der Lage der 
Arbeiter und ihrer Familien, abgeschlossene Verträge. Trotzdem von den Fabrikanten 
und den durch $. 135 ihnen gleichgestellten Personen (wie Familien-Mitglieder, Gehülfen, 
Faktoren u. s. w.) kreditirte Waaren können weder eingeklagt, noch angerechnet werden; 
diese Forderungen fallen den soeben erwähnten Kassen zu. 


Der Titel VII. handelt über die gewerblichen Hülfs-Kassen. Die durch 
Orts- Statut, oder Anordnung der Verwaltungs -Behörde bestehende Verpflichtung zum 
Beitritt zu solchen Kassen ist für selbständige Gewerbetreibende aufgehoben. Die Lan- 
des-Gesetze über die Kranken-, Hülfs- und Sterbe-Kassen für Gesellen, Gehülfen und 
Fabrik - Arbeiter bleiben bis zum Erlass eines Reichs - Gesetzes über diese Materie in 
Kraft; jedoch wird die durch Orts-Statut, oder Anordnung der Verwaltungs-Behörde be- 
gründete Pflicht der Gehülfen u. s. w., einer bestimmten Kranken - u. s. w. Kasse (Ss. g. 
‚Zwangs-Beitritt zu einer 8. g. Zwangs-Kasse) für Diejenigen aufgehoben, welche nach- 
weisen, dass sie einer andern Kranken-, Hülfs- oder Sterbe-Kasse (s. g. »freie Kassen«) 
angehören. 

Da das Gesetz über die Art dieser anderen Kasse Nichts bestimmt, so ist aus 
dieser Bestimmung eine die sozialen Verhältnisse wesentlich berührende 'Streitfrage 
entstanden. 

Nachdem früher mehrere Preussische Gerichte entschieden hatten, dass der Nachweis 
des Beitritts zu jeder beliebigen freien Kasse von der Verpflichtung des Beitritts zur s. g. 
Zwangs-Kasse befreie, geht gegenwärtig die Praxis der Gerichte und der Verwaltung dahin, 
dass diese Wirkung nur an den Beitritt zu einer vom Staate anerkannten Kasse geknüpft 
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sei. Die eine, wie die andere Meinung dürfte zu weit gehen. In Ermangelung jedes 
anderen Anhaltspunktes wird man hier die ratio legis als Interpretations-Mittel anwenden 
dürfen, welche offenbar dahin geht, dass Derjenige, welcher für sich und seine Familie in 
Bezug auf Krankheit, Tod u. s. w. bereits freiwillig durch Beitrags- Zahlungen an eine 
Sterbe- u. s. w. Kasse gesorgt hat, zu derselben Sorge, bez. Leistung an eine andere 
Kasse nicht nochmals gezwungen werden darf; aber nicht jede Leistung an jede Kasse 
involvirt die Thatsache, dass in Bezug auf die hier fraglichen Unglücksfälle nun wirklich 
Vorsorge getroffen ist. Dies kann, bei der bekannten Knappheit der Sterbe-, Kranken- 
und Hülfs-Gelder, welche die s. g. Zwangs-Kassen in der Regel leisten, nur dann ange- 
nommen werden, wenn durch freiwillige Beiträge etwa, oder mindestens eine gleiche 
Summe bei einer solventen Kasse versichert ist. 

Die Solvenz wird in der Regel bei den nach vorangegangener Prüfung staatlich ge- 
nehmigten Kassen als vorhanden anzunehmen sein, ist im Uebrigen aber quaestio facti und 
nöthigenfalls Gegenstand eines Beweis-Verfahrens. Hiernach würde also die Leistung an 
die Zwangs-Kasse immer dann zessiren, wenn ein genügendes Sterbe-, oder Kranken-, 
oder Hülfs-Geld, für dessen Höhe die Sterbe- u. s. w. Gelder, welche die Zwangs-Kassen 
durchschnittlich zu zahlen pflegen, einen Anhaltspunkt geben können, bei einer anderen 
solventen Kasse versichert worden ist; nicht aber scheint es erforderlich, dass diese 
andere Kasse staatlich anerkannt sei. Ebensowenig aber wird man diese befreiende 
Wirkung schlechthin an den Beitritt zu jeder beliebigen Kasse knüpfen können, welche, 
vielleicht nur zu dem Zweck gegründet, um von den vielfach als lästig empfundenen 
Kassen-Beiträgen zu befreien, die denkbar grössten Unterstützungs-Gelder bei den denk- 
bar kleinsten Beiträgen zwar versprechen könnte, aber von vornherein in der Absicht, 
niemals zu leisten, sondern um ihre Mitglieder der kommunalen Armenpflege zu über- 
antworten. Denn man darfnicht übersehen, dass die Ordnung dieser Kassen-Verhältnisse, 
namentlich bei bestehender Freizügigkeit, Gewerbe-Freiheit u. s. w. von höchster Wichtig- 
keit auch für die kommunalen Verhältnisse, namentlich für die Armenpflege- Pflicht der 
Gemeinden ist. Mit Recht hatte deshalb der Reichstag schon bei Berathung des $. 141 
der Gewerbe-Ordnung eine Resolution wegen Vorlage eines Gesetzes, betreffend Normativ- 
Bedingungen für die Errichtung von Kranken- u. s. w. Kassen für Gehülfen u. s. w. 
und die Beitrags- und Beitrittspflicht der Arbeitgeber angenommen; doch ist der ge- 
wünschte Entwurf bis jetzt nicht vorgelegt worden. Jedenfalls wird der demnächstige 
Gesetz- Entwurf sich auch mit der Frage der Invaliden-Kassen d. h. einer Kasse, die 
Pensionen gewährt für die nicht unter das Haftpflicht-Gesetz fallenden Unfälle und ausser- 
dem für die durch allmälige Abnutzung der Arbeitskraft eintretende Invalidität (Alters- 
Versorgung) zu beschäftigen; ferner wird man sich über die schwierige Frage zu ent- 
scheiden haben, ob der Beitritt zu diesen Kassen obligatorisch, oder frei sein soll, oder 
ob man den Zwang nur in Ermangelung des freiwilligen Beitritts zu der Kasse einzu- 
führen habe. 


Titel IX. der Gewerbe-Ordnung bestimmt über Orts-Statuten, denen die lokale 
Ordnung von mancherlei gewerblichen Verhältnissen überlassen worden, dass dieselben 
die ihnen durch das Gesetz überwiesenen Gegenstände mit verbindlicher Kraft ordnen, 
nach Anhörung betheiligter Gewerbtreibender auf Grund eines Gemeinde - Beschlusses 
abgefasst werden und der Genehmigung der höheren Verwaltungs-Behörde bedürfen, 
welche befugt ist, solche Statuten, die mit den Gesetzen in Widerspruch stehen, ausser 
Kraft zu setzen. : 


TitelX.. handelt von den Straf-Bestimmungen und stellt zunächst den Grund- 
satz auf, dass die Berechtigung zum Gewerbe - Betriebe — abgesehen von dem Falle des 
$. 15, d. h. wenn ein der besonderen Genehmigung bedürfendes Gewerbe ohne diese 
Genehmigung begonnen worden, und dem Falle des $. 35, d. h. wenn es sich um solche 
Gewerbe handelt, deren Betrieb wegen gewisser Bestrafungen den von denselben be- 
troffenen Personen untersagt werden darf, — weder durch richterliche, noch durch 
administrative Entscheidungen entzogen werden kann; nur die auf Steuer-Gesetzen be- 
ruhenden Ausnahmen bleiben bestehen, so lange die Gesetze bestehen bleiben. In wie 
fern, abgesehen von den Entziehungen des Betriebs auf Grund der Gewerbe-Ordnung, 
Zuwiderhandlungen der Gewerbtreibenden gegen ihre Berufspflichten ausser den in der 
Gewerbe-Ordnung erwähnten Fällen einer Strafe unterliegen, ist nach den darüber be- 
stehenden Gesetzen zu entscheiden ; jedoch sind aufgehoben die Straf-Androhungen gegen 
Medizinal- Personen wegen Nichtleistung ärztlicher Hülfe. Ueber die einzelnen Straf- 
Bestimmungen ist auf das Gesetz zu verweisen; besondere Hervorhebung verdient aber 
der $. 152, welcher die Koalitions-Freiheitin der Weise begründet hat, dass der- 
selbe »alle Verbote und Straf-Bestimmungen gegen Gewerbtreibende, gewerbliche Ge- 
hülfen, Gesellen oder Fabrik - Arbeiter wegen Verabredungen und Vereinigungen zum 
Behufe der Erlangung günstigerer Lohn- und Arbeits-Bedingungen insbesondere mittelst 
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Einstellung der Arbeit oder Entlassung der Arbeiter aufgehoben« hat. Alinea 2 stellt 
jedoch jedem Theilnehmer die Rückkehr von solchen Vereinigungen frei und entzieht 
den betreffenden Verabredungen die Klagbarkeit oder die Qualität einer Einrede. Aus 
den Verhandlungen geht hervor, dass dieser Paragraph auf solche Klassen von Arbeitern, 
mit welchen die Gewerbe-Ordnung sich nicht beschäftigt (z. B. ländliche Arbeiter) nicht 
anwendbar ist. 

Aus den Schluss-Bestimmungen ist hervorzuheben, dass die Fabrik - Gesetz- 
gebung in Betreff der Kinder- Arbeit u. s. w. auch auf die Besitzer bez. Arbeiter von 
Bergwerken, Aufbereitungs-Anstalten, unterirdisch betriebenen Brüchen und Gruben sich 
bezieht; auch sind diejenigen Bestimmungen aufgehoben, welche die bezeichneten Arbeiter 
wegen groben Ungehorsams, beharrlicher Widersetzlichkeit oder wegen verlassener Arbeit 
mit Strafe bedrohen. Unter Landes-Gesetzen sind nach $. 155 auch die verfassungs- und 
gesetzmässig erlassenen Verordnungen verstanden. Welche Behörde unter der verschie- 
denen Bezeichnung höhere, untere Verwaltungs-Behörde u.s. w. zu verstehen sei, ist von 
der Zentral-Behörde der einzelnen Staaten bekannt gemacht worden. 

Die weitgreifenden Bestimmungen dieser Gewerbe-Ordnung bilden das in allen Bun- 
des-Staaten gleiche Recht der Angehörigen des Reichs; die Landes-Gesetze gelten nur 
hinsichtlich der ihnen ausdrücklich zugewiesenen Theile des Gewerberechts und können 
nur über solche disponiren ; selbstverständlich müssen dieselben im Einklang stehen mit 
dem Grundsatze des Artikels 3. 


Der Abs. 3 des Art. 5 der Verfassung, insoweit nach demselben diejenigen Bestim- 
mungen, welche die Armen-Versorgung betreffen, durch den im ersten Absatz aus- 
gesprochenen Grundsatz nicht berührt werden sollten, kann durch das Gesetz vom 
6. Juni 1870 über den Unterstützungs-Wohnsitz*) als aufgehoben betrachtet 
werden, ebenso der Absatz 4, welcher den Gothaer und Eisenacher Vertrag u. s. w. auf- 
recht erhält; diese Bestimmungen haben nur noch für Baiern Gültigkeit (man sehe unten), 
insofern das Gesetz über den Unterstützungs-W ohnsitz in diesem Staate nicht eingeführt 
ist. Der Vorbehalt, welcher wegen der Armen- Versorgung in der Verfassung gemacht 
worden, musste, jemehr die Konsequenzen des Artikels 3 zur Geltung kamen, desto 
unhaltbarer werden. Nachdem durch die Spezial- Gesetzgebung des Reichs, namentlich 
durch die Grundsätze der Freizügigkeit und der Gewerbe-Freiheit die Schranken gefallen 
waren, welche der Aus- und Einwanderung von einem Deutschen Staate in den andern 
bisher Widerstand geleistet, oder dieselbe doch erschwert hatten ; nachdem also der Fall 
immer häufiger werden musste, dass ein Bundes- Angehöriger in einem Bundesstaate, 
der nicht sein Heimathsstaat, in Armuth gerathen konnte, durfte der durch den Absatz 3 
der Verfassung noch aufrecht erhaltene Zustand nicht dauern, dass gerade hülfs- 
bedürftige Bundes-Angehörige nicht wie Inländer behandelt wurden, während man sie in 
Gemässheit der Verfassung als Inländer behandelte, so lange sie der Unterstützung nicht 
bedürftig. Auch musste der jetzt aufgehobene $. 7 des Freizügigkeits- Gesetzes unter 
den verschiedenen Staaten grosse Ungleichheit erzeugen; die Gemeinden derjenigen 
Staaten, welche durch einen, eine bestimmte Zeit fortgesetzten Aufenthalt das Heimaths- 
recht, den Unterstützungs-Wohnsitz niemals erwerben liessen, konnten sich eines aus 
einem anderen Bundesstaate Eingewanderten,, nachdem derselbe während der Zeit seines 
Erwerbs zu den Gemeinde- und Staatslasten kontribuirt, entledigen und denselben einer 
ihm völlig fremd gewordenen Heimaths-Gemeinde überantworten, während die Gemeinden 
derjenigen Staaten, die eine Ersitzung des Unterstützungs- Wohnsitzes anerkennen, den 
verarmten Eingewanderten auf ihre Armenpflege zu nehmen genöthigt waren. Diese 
beiden sich entgegenstehenden Prinzipien, das Heimaths-Prinzip, welches den Verarmten, 
mag er noch so lange Zeit abwesend gewesen sein, im Falle der Verarmung an die 
Heimaths-Gemeinde zurück dirigirt, und das andere der Beweglichkeit der Gegenwart 
weit mehr entsprechende, welches diejenige Gemeinde für pflegepflichtig hält, in welcher 
der Verarmte während der letzten Jahre sich niedergelassen hatte, die Herrschaft dieser 
beiden einander widersprechenden Prinzipien muss nothwendig zu fortwährenden Kol- 
lisionen, Weiterungen, Hartherzigkeiten u. s. w. führen. Deshalb ergab sich die Noth- 
wendigkeit auch bezüglich der Armenpflege dem Artikel 3 seine volle Geltung zu ver- 
schaffen und, noch einen Schritt weiter gehend, gemeinsames Recht zu schaffen. 

Gleich der $. 1 stellt das Prinzip der Gleichberechtigung der Bundes-Angehörigen an 
Hin apiize, indem er bestimmt, dass »jeder Bundes-Angehörige in jedem Bundes-Staate 
in Bezug 
a) auf die Art und das Mass der im Falle der Hülfs-Bedürftigkeit zu gewährenden Unter- 

stützung, 


*) Vergleiche den Kommentar zu diesem Gesetz in Koller, Archiv des Nordd. Bundes, 
B. IV. S. 520 ff. 
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b) auf den Erwerb und Verlust des Unterstützungs-Wohnsitzes 
als Inländer zu behandeln ist. 

Als Organe der öffentlichen Unterstützung fungiren Orts- und Landarmen-Verbände. 
Die ersteren können aus mehreren Gemeinden-, bez. Guts-Bezirken bestehen; jedes 
Grundstück ist einem Ortsarmen - Verbande zuzuweisen. Ist kein Ortsarmen - Verband 
zur Unterstützung verpflichtet (Landarme) so tritt der Landarmen-Verband ein ; derselbe 
besteht entweder aus einem ganzen Staate, oder der (grössere) Staat bildet mehre 
räumlich abgegrenzte Landarmen-Verbände. Die Armen-Verbände dürfen nicht an ein 
bestimmtes Glaubens-Bekenntniss gebunden sein. Die Einrichtung der Armen-Verbände, 
die Bestimmung über die Modalität der öffentlichen Unterstützung, die Beschaffung der 
Mittel ist Sache der Landes-Gesetzgebung. 

Es giebt drei Arten des Erwerbs des Unterstützungs-Wohnsitzes: 

i. Aufenthalt, 2. Verehelichung, 3. Abstammung. 

1. Aufenthalt. »Wer innerhalb eines Ortsarmen-Verbandes nach zurückgelegtem 
24. Lebensjahre zwei Jahre lang ununterbrochen seinen gewöhnlichen Aufenthalt nimmt, 
erwirbt dadurch in demselben den Unterstützungs-Wohnsitz.« ($. 10.) Diese Frist läuft 
von dem Tage, an welchem der Aufenthalt begonnen ist; bei Gesinde, Arbeitern u. s. w., 
bezüglich welcher der Tag des Anzuges an festgesetzten Terminen stattfindet, beginnt die 
Frist mit diesem Termin, sofern nicht zwischen diesem und dem wirklichen Anfangstage 
ein Zeitraum von 7 Tagen liegt. Der Eintritt in eine Kranken- oder ähnliche Anstalt gilt 
nicht als Beginn ; und wenn der Aufenthalt unter Umständen begonnen wird, durch welche 
die Annahme der freien Selbstbestimmung bei der Wahl des Aufenthalts- Ortes ausge- 
schlossen wird (Gefangene, Soldaten), so beginnt der Lauf der Frist erst mit dem Tage 
des Aufhörens dieser Umstände; treten solche Umstände erst nach Beginn des Aufent- 
haltes ein, so ruht die Frist. Eine freiwillige Entfernung gilt nicht als Unterbrechung des 
Aufenthaltes, wenn aus den Umständen, unter denen sie erfolgt, die Absicht der Bei- 
behaltung des Aufenthaltes erfolgt. Die Frist ruht während der Dauer einer, von einem 
Armen-Verbande geleisteten Öffentlichen Unterstützung und wird unterbrochen an dem 
Tage, an welchem auf Grund des 8. 5 des Freizügigkeits-Gesetzes von dem Armen-Ver- 
bande ein Antrag auf Anerkennung der Uebernahmepflicht des Hülfsbedürftigen an den 
betreffenden Armen-Verband, oder die vorgesetzte Behörde eines der betheiligten Armen- 
Verbände abgesandt ist. Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn der Antrag nicht 
innerhalb zweier Monate weiter verfolgt, oder wenn derselbe erfolglos geblieben ist. 

2. Durch Verehelichung; und zwar vom Tage der Eheschliessung an erwirbt 
die Ehefrau den Unterstützungs- Wohnsitz des Mannes; Geschiedene oder Wittwen be- 
halten denselben, bis sie ihn nach $. 22 verloren oder einen neuen durch Aufenthalt er- 
worben haben. Ausnahmsweise gilt die Ehefrau in Betreff des Erwerbes und Verlustes 
des Unterstützungs- Wohnsitzes als selbständig, auch während der Ehe, während bös- 
williger Verlassung durch den Ehemann, ferner während oder wenn und so lange sie 
während der Dauer der Haft des Ehemannes, oder in Folge dessen ausdrücklicher Ein - 
willigung, oder kraft der nach den Landes -Gesetzen ihr zustehenden Befugniss vom 
Ehemanne getrennt und ohne dessen Beihülfe sich ernährt. 

3. Abstammung. KEheliche und diesen gleichgestellte Kinder theilen (vom Falle 
der Scheidung abgesehen) den Unterstützungs- Wohnsitz des Vaters, bis sie denselben 
nach Vorschrift des $. 22, Nr.2,$$. 23—27 verloren, oder einen andern durch Aufenthalt er- 
worben haben. Sie behalten ihn auch nach des Vaters Tode; doch theilen sie nach Auf- 
lösung der Ehe durch des Vaters Tod den Unterstützungs-Wohnsitz der Mutter, wie vorher 
den des Vaters; dasselbe gilt im Falle der Selbständigkeit der Frau, wenn die Kinder bei 
der Trennung der Mutter gefolgt sind; oder wenn bei der Ehescheidung der Mutter die 
Erziehung der Kinder zusteht. Uneheliche Kinder theilen den Unterstützungs-Wohnsitz 
der Mutter in demselben Umfange wie eheliche den des Vaters. 

Der Verlust des Unterstützungs-Sitzes tritt ein durch 1. Erwerbung eines 
anderweitigen, 2. zweijährige ununterbrochene Abwesenheit nach zurückgelegtem 
24. Lebensjahre. ($. 22.) Bezüglich dieser Frist, ihres Laufes, der Ausnahmen von dieser 
Regel, des Ruhens und der Unterbrechung gilt mut. mutand. das über diese Materie unter 
der Abtheilung »Erwerb« Gesagte. ($$. 23, 24, 25, 27.) Die Anstellung, oder Versetzung 
eines Geistlichen, Lehrers, öffentlichen oder Privat- Beamten, sowie einer nicht blos 
zur Erfüllung der Militärpflicht im Bundes-Heere oder der Marine dienenden Militärperson 
gilt nicht als ein die freie Selbstbestimmung bei der Wahl des Aufenthalts- Ortes aus- 
schliessender Umstand. ($. 26.) 

Die $%. 28—33 inklusive bestimmen über Pflichten und Rechte der Armen- 
Verbände. 

Zur Unterstützung jedes hülfsbedürftigen Deutschen ist zunächst und vorbehaltlich 
der Rechte gegen den verpflichteten derjenige Armen- Verband verbunden, in dessen 
Bezirk der Betreffende beim Eintritt der Hülfs- Bedürftigkeit sich befindet. Bei Er- 
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krankungen von Gesinde, Gesellen, Lehrlingen am Orte ihres Dienst- Verhältnisses hat 

der Ortsarmen - Verband die erforderliche Kur- und Verpflegung zu gewähren. Ein An- 

spruch auf Kosten - Ersatz oder Uebernahme des Hülfs-Bedürftigen gegen einen anderen 

Armen-Verband entsteht nur bei Dauer der Krankenpflege über sechs Wochen und für 

die diese Frist überschreitende Zeit; dem an sich verpflichteten Armen -Verbande ist 

sieben Tage vor Ablauf der sechs Wochen von der Erkrankung Nachricht zu geben, 
widrigenfalls erst für den, von dem siebenten Tage nach dem Eingang der Nachricht be- 
sinnenden Zeitraum ein Ersatz gefordert werden kann. Schwangerschaft ist an sich nicht 

Erkrankung im Sinne dieser Bestimmung. ($. 29.) Abgesehen vom Falle des $. 29 ist 

zur Erstattung der Unterstützungs-Kosten verpflichtet: 

a) wenn der Unterstützte einen Unterstützungs - Wohnsitz hat: der Ortsarmen - Verband 
des letzteren; 

b) wenn nicht: der Landarmen-Verband, innerhalb dessen die Hilfs - Bedürftigkeit ein- 
getreten; oder, wenn Jemand hülfsbedürftig aus einer Straf-, Kranken - u. s. w. An- 
stalt entlassen ist: derjenige Landarmen-Verband, aus welchem die Einlieferung in 
die Anstalt erfolgt ist. 

Die Höhe der zu erstattenden Kosten richtet sich nach dem ortsüblichen Mass der 
öffentlichen Unterstützungen ; die allgemeinen Kosten der Armen-Anstalten und besondere 
Gebühren festnumerirter Armen- Aerzte dürfen nicht angerechnet werden. Für Ver- 
pflegungs-Sätze in Kranken-, oder Armen-Häuser u. dergl. kann in jedem Bundes-Staate 
gleichmässig, oder bezirksweise ein Tarif veröffentlicht werden, dessen Sätze die Ersatz- 
Forderung nicht zu überschreiten hat. ($. 30.) Der nach $. 30 ersatzpflichtige Armen- 
Verband ist zur Uebernahme eines hülfsbedürftigen Deutschen verpflichtet, wenn die 
Unterstützung aus anderen Gründen als wegen vorübergehender Arbeits-Unfähigkeit ($. 5 
des Freizügigkeits-Gesetzes) nothwendig geworden. ($. 31.) Der hiernach zur Uebernahme 
verpflichtete Verband kann (vorbehältlich der $$. 55 und 56) auf seine Kosten die Ueber- 
führung in seine unmittelbare Fürsorge verlangen. Unterbleibt gleichwohl, oder verzögert 
sich durch Schuld des vorläufig verpflichteten Verbandes diese Ueberführung, so verwirkt 
dieser letztere dadurch für die Folgezeit, bez. für die Zeit der Verzögerung den Anspruch 
auf Kostenersatz. ($. 32.) Muss ein landarmer Deutscher auf Verlangen ausländischer 
Staats-Behörden aus dem Auslande übernommen werden, und ist bei oder nach der Ueber- 
nahme Hülfs-Bedürftigkeit vorhanden, so liegt die Erstattung der Unterstützungs-Kosten, 
bez. die Uebernahme demjenigen Bundesstaate ob, in welchem der Hülfs-Bedürftige seinen 
letzten Unterstützungs-Wohnsitz hatte; der betreffende Bundesstaat kann durch Landes- 
Gesetzgebung diese Pflicht auf seine Armen-Verbände übertragen. 

Die $$. 34-59 des Unterstützungs- Wohnsitz - Gesetzes bestimmen über das Ver- 
fahren in Streitsachen der Armen-Verbände. Jeder Ortsarmen- Verband, 
der einen Hülfs- Bedürftigen, welcher innerhalb desselben seinen Unterstützungs- Wohn- 
sitz nicht hat, unterstützen muss, hat nach sorgfältiger Vernehmung des Hülfs-Be- 
dürftigen über dessen Verhältnisse den Anspruch auf Kosten-Ersatz binnen sechs Monaten 
bei dem vermeintlich verpflichteten Armen-Verbande zur Anerkennung anzumelden Ist 
der verpflichtete Verband nieht zu ermitteln, so hat binnen gleicher Frist die Anmeldung 
zur Wahrung des Anspruchs bei der zuständigen vorgesetzten Behörde zu erfolgen. In 
der Benachrichtigung ist ausdrücklich zu bemerken, ob der unterstützende Armen-Verband 
nach 8. 5 des Freizügigkeits-Gesetzes zur Untersagung der Fortsetzung des Aufenthaltes 
sich für berechtigt hält und von diesem Rechte Gebrauch machen will. ($. 34.) Antwortet 
der in Anspruch genommene Verband nicht vierzehn Tage nach Empfang der Anzeige zu- 
stimmend, so gilt dies als Ablehnung. Jeder Armen-Verband hat das Recht, selbständig 
und unmittelbar seine Ansprüche gegen einen anderen nach Massgabe dieses Gesetzes zu 
verfolgen. Dieselben werden, wenn die streitenden Verbände einem Bundesstaate ange- 
hören, nach Massgabe der Landes-Gesetze entschieden ; andernfalls kommen die Bestim- 
mungen der $8. 38—51 zur Anwendung. Auf Antrag des vorläufig unterstützenden Ver- 
bandes wird gegen den auf Kostenersatz, bez. Uebernahme vergeblich in Anspruch 
genommenen Verband im Verwaltungswege durch diejenige Spruch-Behörde entschieden, 
welche dem angesprochenen Verbande vorgesetzt ist. Zuständigkeit, Instanzengang und 
Verfahren regelt, vorbehaltlich der Bestimmung dieses Gesetzes, die Landes-Gesetzgebung. 
Die zuständigen Landes-Behörden sind zur Veranlassung von Untersuchungen an Ort und 
Stelle und zur Beweis-Erhebung befugt und entscheiden schriftlich unter Angabe von 
Gründen; die Verpflichtung des angesprochenen Verbandes zur Uebernahme muss aus- 
drücklich ausgesprochen werden. Sind Organisation und örtliche Abgrenzung der Armen- 
Verbände Gegenstand des Streites, so bewendet es bei der Entscheidung der höchsten 
Landes-Instanz ; im Uebrigen findet gegen deren Entscheidung Berufung an das Bundes- 
Amt für das Heimathwesen statt. 

Das Bundes-Amt für das Heimathwesen ist eine kollegiale, ständige Behörde mit dem 
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Sitze Berlin; besteht aus einem Vorsitzenden und mindestens vier Mitgliedern, welche 
auf Vorschlag des Bundesrathes vom Kaiser auf Lebenszeit ernannt werden. Der Vor- 
sitzende und mindestens die Hälfte der Mitglieder müssen die Qualifikation zum höheren 
Richteramte im Staate ihrer Angehörigkeit besitzen. (Betreffs der Rechts- Verhältnisse 
dieser Beamten ($. 43) sehe man das Erforderliche später unter Reichs- Beamten.) Bei 
Jeder Definitiv-Entscheidung müssen mindestens drei Mitglieder anwesend sein, von 
denen mindestens Eins die Richter-Qualität haben muss. Die Zahl der bei Fassung eines 
Beschlusses betheiligten Mitglieder muss ungerade sein, event. führt das zuletzt ernannte, 
in omnem eventum das nach der Geburt jüngere nur eine berathende Stimme. Der Ge- 
schäftsgang ist durch ein Regulativ geordnet. Die Berufung an das Bundes-Amt ist, bei 
vierzehntägiger präklusivischer Frist von der Behändigung der angefochtenen Ent- 
scheidung, bei der Behörde, gegen deren Entscheidung sie gerichtet, schriftlich anzu- 
melden ; die Angabe der Beschwerden und die Rechtfertigung der Berufung kann entweder 
mit der Anmeldung, oder innerhalb vier Wochen nach diesem Termine derselben Behörde 
eingereicht werden. Die beizufügenden Duplikate sämmtlicher Schriftsätze und Anlagen 
werden von der zuständigen Behörde der Gegenpartei zur schriftlichen, binnen vier 
Wochen nach der Behändigung einzureichenden Gegenerklärung zugefertigt, nach Ab- 
lauf welcher Frist die Behörde sämmtliche Verhandlungen nebst ihren Akten dem 
Bundes-Amte vorlegt; von diesem für nöthig erachtete Aufklärungen sind unter Ver- 
mittelung der zuständigen Landes- Behörde vorzunehmen. Die Entscheidung erfolgt 
gebührenfrei, endgültig, öffentlich nach Ladung und Anhörung der Parteien; das Erkennt- 
niss wird mit Gründen schriftlich durch Vermittlung des judicium, a quo den Parteien zu- 
gefertigt. ($.51.) Vorbehaltlich der von Reichswegen erfolgenden Regelung der Kompetenz 
des Bundes- Amtes kann die Landes-Gesetzgebung bestimmen, dass die Vorschriften 
33 —51,56, Absatz 2, dieses Gesetzes auch für die Streitsachen zwischen Armen - Ver- 
bänden des betreffenden Bundesstaates in Wirksamkeit treten sollen. Ueber die Exekution 
der Entscheidung ordnet $. 53 an, dass die der ersten Instanz, ausgenommen der Fall des 
$. 57, sofort vollstreckbar ist. Im Uebrigen findet die Exekution statt auf Grund und in 
den Grenzen eines vom angesprochenen Verbande ausgestellten Anerkenntnisses ($. 55) 
und auf Grund der endgültigen Entscheidung durch die zuständige Behörde erster Instanz, 
bei welcher sie unter Beifügung der bez. Urkunden zu beantragen ist. Die vorläufig voll- 
streckte Entscheidung erster Instanz ist, wenn sie endgültig wieder aufgehoben ist, nebst 
ihren Folgen rückgängig zu machen durch die zur Entscheidung in erster Instanz zu- 
ständige Behörde desjenigen Armen-Verbandes, welcher die Vollstreckung der Exekution 
erwirkt hatte. ($. 54.) 

Die zur vorläufigen Unterstützung bez. Uebernahme verpflichteten Verbände können die 
thatsächliche Vollstreckung der Ausweisung ($. 5 Freizügigk.-Ges.) durch eine Vereinigung 
unter sich, betreffend das Verbleiben des Auszuweisenden im bisherigen Aufenthaltsorte, 
gegen einen von Seiten des letztgedachten Verbandes zu leistenden Unterstützungs- Bei- 
trag dauernd oder zeitweise ausschliessen. Auf Antrag haben die Behörden erster 
Instanz zum Zweck der Herstellung einer solchen Einigung vermittelnd einzuschreiten. 
Ist die Einigung urkundlich in Form eines Anerkenntnisses festgestellt ($. 53) so findet 
aus derselben Exekution statt. ($. 55.) Ist die Ausweisung mit Gefahr für Leib und Leben 
des Auszuweisenden oder seiner Familie verbunden, oder ist die Erwerbs- Unfähigkeit 
durch eine im Bundes-Kriegsdienste, oder bei Gelegenheit einer That der persönlichen 
Selbst-Aufopferung erlittene Verwundung oder Erkrankung herbeigeführt, oder involvirt 
die Wegweisung erhebliche Härten, oder Nachtheile, so kann auch in Ermangelung der 
Einigung das Verbleiben des Auszuweisenden in dem Aufenthaltsorte gegen Feststellung 
eines vom verpflichteten Verbande zu zahlenden Unterstützungs-Betrages durch die in 
erster Instanz zuständige Behörde des Ortsarmen-Verbandes des Aufenthalts-Ortes ange- 
ordnet werden. ($. 56, Absatz 1.) Gegen diese Anordnung, von welcher der Grundsatz 
cessante causa cessat effeetus gilt, steht vierzehn Tage nach der Entscheidung beiden 
Theilen die Berufung zu. Dieselbe erfolgt, wenn die streitenden Theile einem und dem- 
selben Bundesstaate angehören, an das Bundes-Amt, dessen Entscheidung definitiv ist. 
($. 56, Absatz 2.} Dasselbe gilt, wenn der Antrag des verpflichteten Verbandes auf Er- 
lass einer solchen Anordnung zurückgewiesen ist. ($. 56, Absatz 3.) Die Vollstreckbar- 
keit der Entscheidung erster Instanz bleibt ausgesetzt, so lange das Verfahren nach &. 55 
oder 56 schwebt. ($. 57.) Wird der Auszuweisende transportirt, so sind die Transport- 
Kosten vom verpflichteten Verbande zu tragen. Entsteht über Nothwendigkeit, oder Art 
des Transportes Streit, so entscheidet endgültig die in erster Instanz in der Hauptsache 
zuständige Behörde des Armen - Verbandes des Aufenthalts- Ortes. Ist ein Armen-Ver- 
band ganz oder theilweise zur Zahlung der ihm endgültig auferlegten Kosten unfähig, so 
hat der Bundes-Staat, dem er angehört, einzutreten. 

Usber die öffentliche Unterstützung hülfsbedürftiger Ausländer 
bestimmt $. 60, dass dieselbe vorläufig von dem Ortsarmen- Verbande des Aufenthalts 
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beim Eintritt der Bedürftigkeit zu leisten und dass zur Erstattung dieser Kosten, bez. 
Uebernahme derjenige Bundesstaat verpflichtet ist, welchem der Ortsarmen - Verband der 
vorläufigen Verpflichtung angehört; diese Verpflichtung kann durch Landes-Gesetz auf 
die Armen-Verbände übertragen werden. 


Da dies Gesetz Rechte und Verbindlichkeiten nur zwischen den zur Gewährung 
öffentlicher Unterstützung verpflichteten Verbänden begründet, so werden die auf andern 
Titeln (Familie, Dienst-Verhältniss, Vertrag, Stiftung u. 8. w.) beruhenden Unterstützungs- 
Pflichten durch dies Gesetz nicht berührt, und jeder Armen-Verband, der nach Vorschrift 
dieses Gesetzes einen Hülfs-Bedürftigen unterstützt hat, ist berechtigt von den aus be- 
sonderen Titeln Verpflichteten in demselben Masse, wie der Hülfs-Bedürftige Leistungen 
fordern konnte, Ersatz zu fordern, und darf hiergegen der Einwand, dass der unter- 
stützende Armen-Verband von einem anderen Armen-Verbande Ersatz zu fordern habe, 
nicht aufgestellt werden. Verwaltungs- und Polizei-Behörden sind den Armen-Verbänden 
behufs Ermittelung der Heimaths-u. s. w. Verhältnisse des Bedürftigen Beistand 
schuldig. Das Eintreten der Fristen wegen Erwerb und Verlust des Unterstützungs- 
Wohnsitzes ($. 10 und 22) kann durch Vertrag, oder Verzicht der betheiligten Behörden, 
oder Personen nicht ausgeschlossen werden. 


Der $. 65 setzt als Zeitpunkt der Geltung des Gesetzes den 1. Juli 1871 fest, nach 
welchem Tage die bis dahin gültigen Vorschriften über die durch das gegenwärtige Gesetz 
geregelten Rechts-Verhältnisse nur insoweit noch Anwendung finden, als es sich um die 
Feststellung des Unterstützungs- Wohnsitzes für die Zeit vor dem 1. Juli 1871 handelt. 
Als besondere Bestimmungen sind hervorzuheben: 

1. Diejenigen Deutschen, welche am 30. Juni 1871 innerhalb des Bundes-Gebietes ein 
Heimaths-Recht besitzen, haben am 1. Juli 1871 den Unterstützungs- Wohnsitz in 
demjenigen Ortsarmen-Verbande, welchem der Heimaths-Ort angehört. 

2. Diejenigen Deutschen, welche am 30. Juni 1871 innerhalb des Bundes-Gebietes einen 
Unterstützungs- Wohnsitz haben, besitzen denselben am 1. Juli 1871 mit den Folgen 
und Massgaben dieses Gesetzes, einerlei, ob die Erwerbungs-Voraussetzungen andere 
waren, oder nicht. 

3. Wo und soweit ein Heimaths-Recht, oder ein Unterstützungs-Wohnsitz durch blossen 
Aufenthalt nicht erworben, durch blosse Abwesenheit nicht verloren werden konnte, 
beginnt der Lauf der zweijährigen Frist für Erwerb und Verlust mit 1. Juli 1871, 

4. Wo bisher für Erwerb oder Verlust die nämliche,, oder eine längere als die durch 
dieses Gesetz vorgeschriebene Frist galt, kommt bei Berechnung der letzteren die vor 
dem 1. Juli 1871 abgelaufene Zeitdauer zur Anwendung. 

5. Wo bisher eine kürzere, als die durch dies Gesetz vorgeschriebene Frist bestand, gilt, 
sofern die kürzere Frist vor dem 1. Juli 1871 abgelaufen war, die Wirkung des Ab- 
laufs als eingetreten, auch wenn die Entscheidung hierüber erst nach dem 1. Juli 1871 
erfolgt. War die kürzere Frist am 1. Juli 1871 noch nicht abgelaufen, so bedarf es 
der durch dieses Gesetz vorgeschriebenen Frist, jedoch unter Anrechnung der vor dem 
1. Juli 1871 abgelaufenen Zeitdauer. 

6. Das durch dies Gesetz vorgeschriebene Verfahren kommt nach $. 37 zur Anwendung 
bei den nach dem 30. Juni 1871 anhängig gemachten Streitsache der Armen-Verbände. 


In Hessen südlich des Mains ist das Gesetz als Bundes-Gesetz eingeführt vom 1. Juli 
1871 an; in Württemberg und Baden laut Gesetz vom 8. November 1871 in Kraft ge- 
treten als Reichs- Gesetz am 1. Januar 1873. An Stelle der im $. 65 getroffenen Zeit- 
Bestimmungen des 1. Juni 1871 und 30. Juli 1871 treten für beide Länder der 1. Januar 
1873 und der 31. Dezember 1872. 


Mit der Niederlegung der die Personen betreffenden Schranken, wie solche in Folge 
des Artikels 3 der Verfassung erfolgt, musste fast selbstverständlicher Weise ein Missstand 
verbunden sein, der, unter Umständen, geeignet sein konnte, den Gebrauch der Nieder- 
lassungs-Freiheit in gewisser Beziehung zu bekümmern. Es war dies der Missstand der 
Doppel-Besteuerung, welchem Diejenigen vielfach anheimfallen mussten, welche in 
mehreren Staaten eine Niederlassung neu vollzogen hatten, sei es, dass sie die bisherige 
Staats- Angehörigkeit beibehalten, oder eine neue erworben. Da es, was die direkten 
Steuern, namentlich die Einkommen -Steuer,, betrifft, bei der Einschätzung irrelevant zu 
sein pflegt, ob das Einkommen aus einem fremden, oder ob dasselbe aus dem besteuernden 
Staate fliesst; da die Partikular-Gesetzgebung bisher auch nicht Veranlassung genommen 
hatte, einen Steuerbefreiungs-Grund nur der Thatsache zu gestatten, dass das zu besteu- 
ernde Einkommen auch zu den Steuern eines anderen Staates beitrage, so wird man als 
ein Verdienst des Reichstages anerkennen müssen, dass derselbe unablässig auf den Erlass 
eines Gesetzes zur Beseitigung dieses, mit den gegenwärtigen Verhältnissen Deutschlands 
nicht mehr verträglichen Missstandes hingearbeitet hat. Diesen Bestrebungen ist der 
Erlass des Gesetzes vom 13. Mai 1870 wegen Beseitigung der Doppel- 
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Besteuerung*) zu verdanken, nach welchem ein Deutscher zu den direkten Staats- 
Steuern nur in dem Bundesstaate seines Wohnortes herangezogen werden kann, welcher 
im Sinne dieses Gesetzes an demjenigen Orte als vorhanden angenommen wird, »an wel- 
chem Jemand eine Wohnung unter Umständen inne hat, die auf die Absicht der dauernden 
Beibehaltung einer solchen schliessen lässt. Wenn der Bundes-Angehörige in keinem 
Bundesstaate eine Wohnung hat, so darf er nur in dem Bundesstaate seines Aufent- 
haltes; wenn er in seinem Heimathsstaate und ausserdem in anderen Bundesstaaten 
einen Wohnsitz hat, nur in dem ersteren zu den direkten Staats- Steuern herangezogen 
werden. In Bundes- oder Staats-Dienst Stehende dürfen in dem Bundesstaate ihres 
dienstlichen Wohnsitzes besteuert werden. Grund-Besitz und Gewerbe-Betrieb und das 
hieraus fliessende Einkommen darf nur von dem Bundesstaate, in welchem der Grund- 
Besitz liegt, oder das Gewerbe betrieben wird, Gehalt, Pension und Wartegeld der Zivil- 
Beamten und Militär-Personen, oder der Hinterbliebenen, aus der Kasse eines Bundes- 
staates fliessend, darf nur in dem die Zahlung leistenden Bundesstaate besteuert werden. 
Nach ausdrücklicher Vorschrift des $. 5 ändert dies Gesetz Nichts an den Wirkungen, wel- 
che Wohnsitz, oder Aufenthalt ausserhalb des Reiches auf die Steuerpflichtigkeit eines 
Deutschen üben. 

Der Abs. 5 des Art. 3 der Verfassung schob die Einführung der militärischen 
Freizügigkeit d.h. die Einführung des Grundsatzes, dass jeder Militärpflichtige seiner 
Dienstpflicht im Bundesstaate seines Wohnsitzes genügen könne und nicht genöthigt sei, 
zu diesem Zweck in seinen Heimathsstaat zurück zu kehren — eine augenscheinliche 
Konsequenz der Grundsätze des Artikels 3 — bis zum Erlass eines bezüglichen Reichs- 
Gesetzes hinaus. Durch das Gesetz vom 9. November 1867, betreffend die 
Verpflichtung zum Kriegsdienst** $. 17 ist dieser Vorbehalt des5. Ab- 
satzes nunmehr erledigt, und zwar in der Weise, dass jeder Deutsche zur Erfüllung 
seiner Militärpflicht in demjenigen Bundesstaate herangezogen wird, in welchem er zur 
Zeit des Eintritts des militärpflichtigen Alters ($. 6 leg. eit.) seinen Wohnsitz hat, oder 
in welchen er vor erfolgter endgültiger Entscheidung über seine aktive Dienstpflicht ver- 
zieht. Den Freiwilligen ($. 10, 11 leg. cit.) steht die Wahl des Truppentheils innerhalb 
des Reiches frei. Reserve und Landwehr-Mannschaften treten beim Verziehen von einem 
Staate in den anderen zur Reserve bez. Landwehr des letzteren über. 

Wie das Freizügigkeits-Gesetz als nothwendige Konsequenz des gemeinsamen Indi- 
genates, so erscheint als nothwendige Konsequenz der Freizügigkeit, mittelbar also auch 
als Konsequenz des Art. 3 der Verfassung das Gesetz v. 4. Mai 1868 über die Auf- 
hebung der polizeilichen Beschränkungen der Ehe-Schliessungen.***) 
Die Motive zu dem Entwurfe dieses Gesetzes sprechen diesen Gedanken durch folgende 
Worte aus: »Die persönliche Freizügigkeit entbehrt so lange einen wesentlichen Theil 
ihres Werthes, als sie nicht in dem Rechte, am Orte der Niederlassung eine Ehe zu 
schliessen, ihre weitere Entwicklung und ihren Abschluss firdet. Die der Niederlassung 
gezogenen Schranken sind durch das Gesetz vom 1. November 1867 innerhalb des ganzen 
Bundes-Gebietes hinweggeräumt, dagegen das Recht, durch Eingehen einer Ehe eine 
Familie zu gründen, ist noch vielfach aus polizeilichen Rücksichten beschränkte 

Dieses Gesetz berührt schon nach seinem Titel nicht die eigentlich zivilrechtlichen 
Ehe- Hindernisse, welche zur Zeit des Erlasses nach Artikel 4 No. 13 nicht unter die 
Kompetenz der Bundes-Gesetzgebung gehörten, sondern beseitigt vorzugsweise nur das 
über diese zivilrechtlichen Ehe-Hindernisse hinaus vielfach bestehende Erforderniss einer 
besonderen obrigkeitlichen Genehmigung bez. der vorgängigen Erwerbung des Bürger- 
rechtes. Nach diesem Gesetze bedürfen Bundes- Angehörige zur Eingehung einer Ehe 
weder des Besitzes, noch des Erwerbes einer Gemeinde-Angehörigkeit, oder des Einwohner- 
Rechtes, noch der Genehmigung der Gemeinde, der Guts-Herrschaft, des Armen-Verban- 
des, oder der Obrigkeit. Es darf ferner keine Beschränkung bestehen wegen Mangels 
eines die Grossjährigkeit überschreitenden Alters, einer Wohnung, eines Vermögens, 
oder Erwerbes, oder wegen erlittener Bestrafung, bösen Rufes, vorhandener oder zu be- 
firchtender Verarmung, bezogener Unterstützung, oder »aus anderen polizeilichen Gründen.« 
Auch darf von der ortsfremden Braut ein Zuzugsgeld oder sonstige Abgabe nicht erhoben 
werden. Gleichzeitig sind aufgehoben die polizeilichen Beschränkungen, welche in An- 
sehung der Ehen zwischen Juden oder für die Angehörigen einzelner bürgerlicher Berufs- 
Stände (Gesellen u. s. w.) bestehen. Das Erforderniss der Genehmigung der Eheschlies- 
sung der Militär-Personen, Beamten, Geistlichen und Lehrer durch die Vorgesetzten wird 
hierdurch nicht berührt. Die für Geistliche und Zivilstands-Beamte bestehenden Verbote 


*) Vergl. den Kommentar zu diesem Gesetze in Koller, Archiv des Nordd. Bundes, 
»B.AV.894I1. 

**) Vergl. in Koller, Archiv ete., B. I. S. 121 ft. 
***) Vergl. den Kommentar in Koller, Archiv, B. III. S. 129 ft. 
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der Eheschliessung ohne obrigkeitliche Bescheinigung rektifiziren sich demgemäss ($. 3). 

Dass die Bundes- Angehörigen in jedem Bundesstaate als Einheimische zu behandeln 
sind spricht $. 4 negativ durch die Vorschrift aus, dass die landesgesetzlichen Bestim- 

en über die Zulassung von Ausländern auf Bundes- Angehörige nicht Anwendung 
nden. 

In Bezug auf die im Art. 3 der Verf. garantirte Zulassung zu Öffentlichen 
Aemtern, zur Erlangung des Staatsbürgerrechtes undzum Genussealler son- 
stigen bürgerlichen Rechte ist von erheblicher Bedeutung das Gesetz vom 
3. Juli 1869, betreffend die Gleichberechtigung der Konfessionen in 
bürgerlicher und staatsbürgerlicher Beziehung*;) (Bundes-Gesetz-Blatt 1869, 
S. 292), durch dessen einzigen Artikel alle (landesgesetzlich) noch bestehenden, aus der 
Verschiedenheit des religiösen Bekenntnisses hergeleiteten Beschränkungen der bürger- 
lichen und staatsbürgerlichen Rechte aufgehoben sind, namentlich die Befähigung zur 
Theilnahme an der Gemeinde- und Landes- Vertretung und zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter als unabhängig vom religiösen Bekenntniss erklärt worden ist. — Man kann dies 
Gesetz als eine Vervollständigung des letzten Absatzes des $. 1 des Freizügigkeits- Ge- 
setzes ansehen, durch welchen die Gleichberechtigung der Konfessionen in Bezug auf 
Aufenthalt, Niederlassung, Gewerbe-Betrieb und Erwerb von Grund und Boden herge- 
stellt worden war. Das Gesetz selbst lässt sich auf eine Resolution zurückführen, welche 
bei Ueberweisung einer Petition der Juden- Gemeinde in Mecklenburg - Schwerin an den 
Bundeskanzler in der Session 1867 in der 27. Sitzung des Reichstages angenommen (c#. 
Koller, Archiv I, S. 7) und in der Session 1868 wiederholt worden ist; das vorliegende 
'Gesetz ist aus der Initiative des Reichtages (Sitzung vom 2. und 5. Juni 1869) hervor- 
gegangen und bezieht sich nicht auf die Eides-Leistung der Israeliten, obgleich im Jahre 
1868 vom Reichstage beschlossen, dass für die Eide der Israeliten eine Form festzustellen 
sei, welche der Gleichberechtigung der Konfessionen entspreche; auch greift dasselbe in die 
eigentlich kirchlichen Verhältnisse nicht ein. So auch Riedel, Die Reichs-Verfassungs- 
Urkunde u. s. w. S. 247. Wenn derselbe aber sagt: Hierher, d. h. zu den durch das 
Gesetz nicht berührten Punkten gehören z. B. »die durch die Zivilgesetze einzelner Staa- 
ten anerkannten kirchenrechtlichen Ehe-Hindermisse« und sich für diese Ansicht u. A. 
darauf beruft, dass die kirchlichen Verhältnisse bis jetzt überhaupt nicht Gegenstand der 
Gesetzgebungs-Befugniss des Bundes seien, so ist das letztere zwar richtig, aber dieser 
Satz verliert die Kraft eines Argumentes dadurch, dass die »durch die Zivilgesetze ein- 
zelner Staaten anerkannten kirchenrechtlichen Ehe-Hindernisse«, durch diese Anerken- 
“nung, oder Aufnahme in das bürgerliche Recht auch den Karakter zivilrechtlicher Ehe- 
Hindernisse erhalten haben; folglich könnte auch das hier und da noch bestehende Verbot 
der Ehe zwischen Juden und Christen als eine »aus der Verschiedenheit des religiösen 
Bekenntnisses hergeleitete Beschränkung der bürgerlichen Rechte« angesehen und somit 
als durch das Gesetz aufgehoben betrachtet werden. Hiergegen würde man sich zwar 
mit Erfolg darauf berufen können, dass zur Zeit des Erlasses dieses Gesetzes die Kom- 
petenz der Bundes- Gesetzgebung auf denjenigen Theil des bürgerlichen Rechtes sich be- 
schränkt habe, welcher das »Obligationen-Recht« bildet; allein es giebt bekanntlich 
Rechtsiehrer, welche den Ehe-Vertrag unter das Obligationen - Recht stellen, unter wel- 
cher Voraussetzung allerdings der Einwand der Inkompetenz der Bundes-Gesetzgebung 
selbst für die frühere Zeit hinfällig sein würde. Somit würde man anerkennen müssen, 
dass es mindestens zweifelhaft sei, ob nicht das Ehe-Hinderniss zwischen Juden und 
Christen durch das in Rede stehende Gesetz gleichfalls beseitigt sei, wenn nicht aus der 
Thatsache, dass innerhalb derselben Legislatur-Periode, nämlich am 16. Juni 1868 der 
Reichstag einen auf Aufhebung des Verbotes der Ehe zwischen Juden und Christen ge- 
richteten Antrag abgelehnt hat, geschlossen werden müsste, dass es, da überhaupt 
exemplizirt worden, nothwendig gewesen sein würde, die Beseitigung dieses Ehe-Hinder- 
nisses im Gesetze ausdrücklich hervorzuheben, wenn dieselbe als Wille des Gesetzgebers 
erscheinen solle. Da das nicht geschehen, und da die Ablehnung des gedachten Antrags 
im Jahre 1868, wie auch Thudichum, »Das Verfassungs-Recht des: Norddeutschen 
Bundes« S. 521 hervorhebt, deshalb erfolgt ist, »um nicht Zweifel über die Berechtigung 
der Bundes-Gesetzgebung zu einer solehen Massregel anzuregen und so die ganze Reform 
aufzuhalten«, so ist allerdings anzunehmen, dass das Verbot der Ehe zwischen Juden 
und Christen, soweit dasselbe landesgesetzlich noch besteht, durch das hier fragliche Ge- 
setz nicht aufgehoben sei. 

Herangezogen können zu dem Artikel 3 der Verfassung noch werden Bestimmungen 
des Wahl-Gesetzes für den Reichstag,**) namentlich einzelne die des $. 1, nach 


*) Abgedruckt in diesem Bande Archiv, S. 1089 f. 
an Nu dasselbe in Koller, Archiv, B. III. S. 856 ff. u. in dies. Bande Arch. 8. 215 
un W2r.H; 
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welchem jeder Deutsche über 25 Jahre Wähler »vin dem Bundesstaate ist, in welchem er 

seinen Wohnsitz hat«; und dass, wer das Wahlrecht in einem Wahl-Bezirke ausüben 

will, in demselben, oder, bei Theilung der Gemeinde mehrere Wahl-Bezirke, in einem 
derselben zur Zeit der Wahl seinen Wohnsitz haben muss ; andererseits die allgemeine 

Bedingung des passiven Wahlrechtes, dass der Erwählte »einem zum Reiche gehörigen 

Staate seit mindestens einem Jahre angehört haben muss.« 

Aus dieser Darstellung wird die Fülle der im Artikel 3 enthaltenen Rechte sich er- 
geben; soweit einzelne Konsequenzen des gemeinsamen Indigenates durch Gesetz- 
gebung von Seiten des Reiches näher bestimmt sind, soweit hat jeder Bundes-Angehörige 
in jedem Bundesstaate das Recht, nach dem für alle Bundes- Angehörigen gleichen 
Reichsrechte behandelt zu werden ; soweit dies nicht geschehen, beschränkt sich sein An- 
spruch darauf »wie ein Einheimischer« behandelt zu werden. 

In Betreff des Reichsrechtes bestehen für Baiern folgende Ausnahmen: 

1) das Gesetz über den Unterstützungs- Wohnsitz hat in Baiern keine Geltung; die Ab- 
sätze 3 und 4 des Artikels 3 der Verfassung bleiben daher Baiern gegenüber mass- 
gebend, namentlich auch die für die sonstigen Theile des Reichs fortgefallene Gültig- 
keit des Gothaer und Eisenacher Vertrags. 

2) En das Gesetz über die Aufhebung der polizeilichen Ehe-Beschränkungen gilt nicht 

ür Baiern. 


Auszug aus dem Bairischen Vertrag (integrirender Theil der Verfassung). 

II. $.ı. Das Recht der Handhabung der Aufsicht Seitens des Bundes 
über die Heimaths- und Niederlassungs - Verhältnisse und dessen Recht der 
Gesetzgebung über diesen Gegenstand erstreckt sich nicht auf das Königreich 
Baiern. 

Auszug aus dem Schluss-Protokoll vom 23. November 1871. 


I. Es wurde auf Anregung des königlichen Bairischen Bevollmächtig- 
ten von Seite des königlich Preussischen Bevollmächtigten anerkannt, dass, 
nachdem sich das Gesetzgebungsrecht des Bundes bezüglich der Heimaths- 
und Niederlassungs-Verhältnisse auf das Königreich Baiern nicht erstreckt, 
die Bundes-Legislative auch nicht zuständig sei, das Vereheliehungs-Wesen 
mit verbindlicher Kraft für Baiern zu regeln, und dass also das für den Nord- 
deutschen Bund erlassene Gesetz vom 4. Mai 1868, die Aufhebung der poli- 
zeilichen Beschränkungen der Eheschliessungen betreffend, jedenfalls nicht 
zu denjenigen Gesetzen gehört, deren Wirksamkeit auf Baiern ausgedehnt 
werden könnte. 

I. Von Seiten der königlich Preussischen Bevollmächtigen wurde 
anerkannt, dass unter der Gesetzgebung des Bundes über Staatsbürgerrecht 
nur das Recht verstanden werden solle, die Bundes- und Staats-An- 
gehörigkeit zu regeln und den Grundsatz der politischen Gleichberechtigung 
durchzuführen, dass sich im Uebrigen diese Legislative nicht auf die Frage 
erstrecken solle, unter welchen Voraussetzungen Jemand zur Ausübung 
politischer Rechte in einem einzelnen Staate befugt sei. 


Statt „verstanden werden solle« hiess es im Schluss-Protokolle ur- 
sprünglich: »zu verstehen sei« und statt vers treckenn solle« war gesetzt: 
»erstrecke«. 

Nachdem Abgeordneter Lasker darauf aufmerksam gemacht, dass in Folge 
dieser Ausdrücke der Interpretation der Bairischen Regierung rückwirkende Kraft 
beizulegen sein würde, und der Staats-Minister Delbrück zugegeben, dass diese 
Auffassung nach dem Wortlaute möglich, gleichzeitig aber erklärt hatte, dass es 
durchaus nicht in der Absicht gelegen habe, durch die Interpretation rückwirkende 
Kraft auf bereits erlassene Bundes-Gesetze zu üben (St.-B. 1870, S. 170), wurde 
Ziffer II. vom Reichstage des Norddeutschen Bundes abgelehnt, in der dritten Be- 
rathung jedoch in der obigen Fassung, welche auf einem Antrage des Abgeordneten 
Blanckenburg beruht, genehmigt. 
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III. Die unterzeichneten Bevollmächtigten kamen dahin überein, dass 
in Anbetracht der unter Ziffer 1 statuirten Ausnahme von der Bundes-Legis- 
lative der Gothaer Vertrag vom 15. Juli 1851 wegen gegenseitiger Ueber- 
nahme der Ausgewiesenen und Heimathlosen, dann die s. g. Eisenacher 
Konvention vom 11. Mai 1853 *)wegen Verpflegung erkrankter und Beerdigung 
verstorbener Unterthanen für das Verhältniss Baierns zu dem übrigen Bun- 
des-Gebiete fortdauernde Geltung haben sollten. 


Aus der Entstehungs- Geschichte dieser Ausnahme-Bestimmungen wurde im 
Reichstage des Norddeutschen Bundes vom Staats-Minister Delbrück mitgetheilt, 
dass man den grössten Werth darauf gelegt habe, in Bezug auf diese wichtige 
Materie eine Ausnahme von der Gesetzgebung und Beaufsichtigung des Reiches 
Baiern nicht zuzugestehen ; dass aber Baiern auf derselben bestanden sei, weil 
ein grosser Theil der Bairischen Bevölkerung den durch die neue Sozial- Gesetz- 
gebung (vollständig mitgetheilt, beiKoller, Archiv I., S. 927—947) herbeigeführ- 
ten Bruch der früheren Verhältnisse nur mit Widerstreben ertragen habe und 
nun sich nicht entschliessen würde, noch einen Schritt weiter zu gehen und sofort 
die Gesetzgebung des Norddeutschen Bundes sich anzueignen. — Der Minister 
v. Lutz hat in der Bairischen Zweiten Kammer ausserdem ausgesprochen, dass man 
darüber, ob die Norddeutsche Sozial-Gesetzgebung wirklich gelungen, noch vieler- 
wärts sehr verschiedener Meinung sei. 


Was zunächst den allgemeinen Karakter dieser Vorbehalte betrifft, so wird man die 
Ausnahme des $. 1, Ziffer III des Vertrags in Gemässheit der Ziffer V als Reservat- 
Recht aufzufassen haben. Hiermit stimmt auch überein eine Erklärung des Ministers 
v. Lutz in der Bairischen Abgeordneten-Kammer, in welcher derselbe nach Aufzählung 
einer Reihe von Ausnahmen zu Gunsten Baierns, darunter auch »das Heimathwesen 
und ähnliche Dinge«, sagt, die Sonderstellung , die Baiern in allen diesen Dingen ein- 
nehme, sei durch ein Veto gewahrt, dessen Wirksamkeit nur nach dem eigenen Ermessen 
hinwegfallen könne. Als Reservatrecht erscheint also der Ausschluss der Reichs-Kom- 
petenz in Betreff der Heimaths- und Niederlassungs-Verhältnisse. Ob dasselbe gelte von 
der im Schluss-Protokolle anerkannten Schlussfolgerung, dass, nachdem das Gesetz- 
gebungsrecht des Reiches bezüglich Heimath und Niederlassung auf Baiern sich nicht 
erstrecke, nunmehr auch die Reichs-Legislative nicht zuständig sei, das Verehelichungs- 
wesen für Baiern zu regeln, — ob in dieser Allgemeinheit ein Reservatrecht vorhanden 
sei, kann bezweifelt werden — dagegen wird wegen der Wortfassung dieser Nummer 1 
am Ende anzuerkennen sein, dass die Ausdehnung des Gesetzes vom 4. Mai 1868 auf 
Baiern nur mit dessen Zustimmung erfolgen könnte. Ganz entschieden liegt aber ein 
Reservatrechts-Fall nicht vor in der Nr. II des Schluss-Protokolls. Denn hier liegt ledig- 
lich die Interpretation eines Ausdrucks der Verfassung — Kompetenz zur Gesetzgebung 
über »Staatsbürgerrecht« vor, allerdings eine authentische, da dieselbe von den Faktoren 
der Bundes-Gesetzgebung angenommen ist ; dieselbe kann durch einen Mehrheits-Beschluss 
derselben Faktoren wieder beseitigt werden. (Gegen die Annahme eines Reseryat-Rech- 
tes spricht sich auch Riedel, Die Reichs-Verfassungs-Urkunde S$. 93 aus.) Diese Inter- 
pretation hat jedoch nur Baiern gegenüber Gültigkeit; nur Baiern ist berechtigt, auf die- 
selbe sich zu berufen. Dies ergiebt sich aus der Oekonomie des mit Baiern abgeschlos- 
senen Vertrages; derselbe zählt nämlich sub Ziffer II diej enigen Abänderungen der Ver- 
fassung des Norddeutschen Bundes auf, welche auf alle Staaten Anwendung finden. Im 
Gegensatz hierzu beginnt Ziffer III mit den Worten: »Die vorstehend festgestellte Ver- 
fassung des Deutschen Bundes erleidet hinsichtlich ihrer Anwendung auf 
das Königreich Baiern nachfolgende Beschränkungen: $. 1u. s. w. wie 
oben; da nun im Protokoll die Interpretation in Ziffer II enthalten, welcher Ziffer I, die 
sich bereits mit einem Gegenstande der Ziffer III des Vertrags beschäftigt, vorangeht, 
so kann nur angenommen werden, dass es sich auch hier, bei der Interpretation des Be- 
griffs »Staatsbürger - Recht«, lediglich um eine Beschränkung gegenüber Baiern handelt. 
Hiermit stimmt auch eine in der Bairischen Abgeordneten- Kammer vom Staats- Minister 
v. Lutz abgegebene Erklärung überein. Diese Erklärung bezieht sich auf die Aenderung, 
welche Ziffer II des Protokolls im Reichstage des Norddeutschen Bundes erfahren hat. 


*) 8. d. in Koller, Archiv, B. I. S. 61 fi. 
Archiv des Deutschen Reichs. Bd. I. (VI.) 15 
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Hiernach haben die Baierischen Minister dafür gehalten, »dass das Gesetzgebungsrecht des 
Bundes über Staatsbürgerrecht sich nicht auf eine förmliche Korrektur der Einzel-Ver- 
fassungen erstrecken könne, und wollten mit der Ablehnung des Ausdrucks »Staatsbürger- 
recht« eine soweit gehende Kompetenz beseitigt wissen. Bairischerseits glaubte man auch 
annehmen zu dürfen, dass im Norddeutschen Bunde Aehnliches gar nicht beabsichtigt sei, 
und in diesem Gedanken sei die ursprüngliche Fassung der Nummer I entstanden. Im 
Reichstage habe man daran Anstoss genommen und habe dort diese weitgehende Kom- 
petenz für die übrigen Staaten des Deutschen Bundes aufrecht erhalten, oder doch der 
Aufrechterhaltung dieser Kompetenz nicht präjudizirt wissen wollen und deshalb eine 
Fassung vorgeschlagen, welche dieser Intention (des Reichstags) entspreche und zugleich 
den Baierischen Standpunkt völlig wahre.« 


Der Ausdruck, die Bundes-Legislative sei nicht zuständig, »das Verehelichungs- 
wesen mit verbindlicher Kraft für Baiern zu regeln«, ist in hohem Grade unbestimmt; 
indessen muss sowohl aus der Thatsache, dass dieser Satz als Schlussfolgerung aus 
der Nichterstreckung der Gesetzgebungs-Kompetenz des Bundös be- 
züglich der Heimaths- und Niederlassungs-Verhältnisse auf Baiern, auf- 
tritt, wie auch aus der anderen Thatsache, dass nun wiederum aus diesem durch 
Schlussfolgerung gewonnenen Satze weiter und zwarlediglich dahin ge- 
schlossen wird, dass»also« das Gesetz über die Aufhebung der polizei- 
lichen Ehehindernisse auf Baiern nicht ausgedehnt werden könne, — aus diesen 
beiden Thatsachen hat die Interpretation das Material für die Bedeutung des vieldeutigen 
Ausdrucks »Verehelichungswesen« zu gewinnen, und man wird nicht fehl greifen, wenn 
man der Ansicht ist, es handele sich hier lediglich um die Aufrechterhaltung 
einer Anzahl polizeilicher Schranken der Verehelichungsfreiheit, 
welche näher oder ferner mit den Heimaths- und Niederlassungs-Verhält- 
nissen in Verbindung stehen. Die eigentliche Gesetzgebung über 
das Eherecht, die Form des Ehevertrages u. s. w. ist hier unter 
»Verehelichungswesen« jedenfalls nicht zu verstehen. 


In der That kennt denn auch das Baierische Gesetz über Heimath, Verehelichuug und 
Aufenthalt vom 16. April 1868 eine Anzahl solcher Beschränkungen. Vor Allem darf 
(Art. 33, 34) bei Strafe (event. zeitweiliger) bürgerlicher Ungültigkeit keine Ehe ge- 
schlossen werden, wenn nicht die zuständige Behörde darüber ein Zeugniss ausstellt, dass 
gegen die Ehe kein im gegenwärtigen Gesetz begründetes Hinderniss bestehe; die Aus- 
stellung dieses Zeugnisses ist bedingt durch einige durchaus unbedenkliche Erfordernisse, 
aber auch durch das Nichtbestehen eines gemeindlichen Einspruchs. Es kann nämlich 
nach Art. 36 die Heimaths-Gemeinde des Mannes gegen die Ausstellung des Verehelichungs- 
Zeugnisses Einspruch erheben: 

1. wenn der Mann wegen Verbrechens oder Vergehens verurtheilt ist und sich über die 
Erledigung der Strafe nicht ausweisen kann ; 

‘2, a und so lange derselbe wegen Verbrechens oder Vergehens sich in Untersuchung 
befindet; 

3. wenn derselbe in den drei vorangehenden Jahren Öffentliche Armen-Unterstützung 
beansprucht oder erhalten hat; 

4. wenn und so lange sich derselbe mit den der Gemeinde- oder Armen-Kasse seiner 
Heimath-Gemeinde gegenüber ihm obliegenden Leistungen im Rückstande befindet; 

5. wenn und so lange derselbe unter Kuratel steht. 

Die Konservirung dieser polizeilichen oder, wenn man will, gemeindlichen Ehe- 
beschränkungen, denen möglicherweise noch andere hinzugefügt werden könnten, ist als 
der eigentliche Zweck der stipulirten Nichtzuständigkeit der Reichs-Legislative, das»Ver- 
ehelichungswesen mit verbindlicher Kraft für Baiern zu regeln«, anzusehen; weiter geht 
die Tragweite der Ausnahme nicht, keinenfalls kann aus derselben geschlossen werden, 
dass die dem Reiche zustehende gemeinsame Gesetzgebung über das »gesammte bürger- 
liche Recht« in Bezug auf Baiern sich nicht erstrecke auf denjenigen Theil des bürger- 
lichen Rechtes, welchen man mit dem Worte: »Eherecht« bezeichnet. 


Artikel 4. Der Beaufsichtigung Seitens des Reiches und der Gesetz- 
gebung desselben unterliegen die nachstehenden: 

i. die Bestimmungen über Freizügigkeit, Heimaths- und Niederlassungs- 
Verhältnisse, Staatsbürgerrecht, Passwesen und Fremden-Polizei und über 
den Gewerbe-Betrieb, einschliesslich des Versicherungswesens, soweit 
diese Gegenstände nicht schon durch den Artikel 3 dieser Ver- 
fassung erledigt sind, in Baiern jedoch mit Ausschluss der Heimaths- und 
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Nisderlassungs - Verhältnisse, desgleichen über die Kolonisation und die 
Auswanderung nach ausserdeutschen Ländern : 


. die Zoll- und Handels- Gesetzgebung und die für die Zwecke des Reichs 


zu verwendenden Steuern; 


3. die Ordnung des Mass-, Münz- und Gewichts- Systems, nebst Fest- 


1 Otı> 


10. 


11 
12. 
13. 


14. 
15. 
16. 


stellung der Grundsätze über die Emission von fundirtem und unfundirtem 
Papiergelde; 


. die allgemeinen Bestimmungen über das Bankwesen ; 

. die Erfindungs-Patente; 

. der Schutz des geistigen Eigenthums; 

. Organisation eines gemeinsamen Schutzes des Deutschen Handels im 


Auslande, der Deutschen Schifffahrt und ihrer Flagge zur See und An- 
ordnung gemeinsamer konsularischer Vertretung, welche vom Reiche 
ausgestattet wird; 


. das Eisenbahnwesen in Baiern vorbehaltlich der Bestimmung in Artikel 46, 


und die Herstellung von Land- und Weasserstrassen im Interesse der 
Landesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs; 


. der Flösserer- und Schifffahrts-Betrieb auf den mehreren Staaten gemein- 


samen Wasserstrassen und der Zustand der letzteren, sowie die Fluss- 
und sonstigen Wasser -Zölle; desgleichen die Seeschifffahrts - Zeichen 
(Leuchtfeuer, Tonnen, Baaken und sonstigen Tagesmarken) ; 

das Post- und Telegraphenwesen, jedoch in Baiern und Württemberg nur 
nach Massgabe der Bestimmung im Artikel 52; 


. Bestimmungen über die wechselseitige Vollstreckung von Erkenntnissen 


in Zivilsachen und Erledigung von Requisitionen überhaupt, 

sowie über die Beglaubigung von öffentlichen Urkunden; 

die gemeinsame Gesetzgebung über das gesammte bürgerliche Recht, das 
Strafrecht und das gerichtliche Verfahren ; 

das Militärwesen des Reichs und die Kriegsmarine ; 

Massregeln der Medizinal- und Veterinär-Polizei. 

Die Bestimmungen über die Presse und das Vereinswesen. 


I. Im Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen Bundes 


sub 1 fehlten die Worte: Staatsbürgerrecht, Passwesen und 
Fremdenpolizei; die Insertion des ersten Wortes beruht auf einem An- 
trage des Abg. v. Hammerstein; die der beiden anderen Worte auf einem 
Antrage des Abg. Michaelis; 


sub 2 hiess es im Entwurf: »die für Bundeszwecke zu verwendenden in- 
direkten Steuern ;« die Streichung dieses Wortes sindirekten« beruht auf 
einem sowohl von dem Abg. Braun- Wiesbaden, als auch von dem Abg. 
Baumstark gestellten Antrage: 

sub 8 fehlten die Worte: »und die Herstellung von Land- und 
Wasser-Strassen,« deren Aufnahme in den Text Folge eines vom Abg. 
Graf Eulenburg gestellten Antrags ist; 


sub 9 fehlte das Wort: »Flösserei«, dessen Insertion vom Abg. Baum- 
stark beantragt worden ist; 


sub1l3 lautete der Entwurf: »DiegemeinsameZivil-Prozessordnung 


und das gemeinsame Konkursverfahren, Wechsel- und Handels- 

recht«; auf Antrag des Abg. Lasker erhielt im Texte der Verfassung des 

Norddeutschen Bundes die Nr. 13 folgende Fassung: 

»Die gemeinsame Gesetzgebung über das Obligationsrecht, 
15% 
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Strafrecht, Händels- und Wechselrecht und das gerichtliche Ver- 
fahren.« 

Die Aufnahme der Nr. 14 und 15, welche beide dem Entwurfe 
fehlten, wurde von dem Abg. Twesten, bez. Graf Schwerin-Putzar 
beantragt. 


I. In der Verfassung des Norddeutschen Bundes fehlte 
Nr. 16 deren Aufnahme eine Folge der Verträge, und zwar bereits des mit 
Baden und Hessen abgeschlossenen Vertrags ist. 


II. Die Verfassung des Deutschen Bundes (nach Massgabe der Verträge) ist von 
der des Norddeutschen Bundes textuell nicht weiter abgewichen; dagegen 
hat dieRedaktion der Verfassung, deren Ergebniss die gegenwärtige Reichs- 
Verfassung ist, folgende Veränderungen herbeigeführt: 

L. überall, wo jetzt das Wort »Reich« sich befindet, war früher »Bund« 
zu lesen; 

3. Die Einfügung der Spezialrechte Baierns in Nr. 1 und 2, und 
der Baierns und Württembergs in Nr. 10 war den früheren Texten 
fremd und ist eine Translation aus den Verträgen in den Text in Folge der 
Redaktion. 

Wegen der Insertion zu Nr. 1 ist das Erforderliche bereits in den An- 
merkungen zum Artikel 3 bemerkt worden. Anlangend die Insertion : 

8. Das Eisenbahnwesen, in Baiern vorbehaltlich der Bestimmung 
in Artikel 46, und | 

10. Das Post- und Telegraphenwesen, jedoch in Baiern und Württem- 
berg vorbehaltlich der Bestimmung im Artikel 52, so kommen 
hier zunächst folgende Auszüge aus den Verträgen in Betracht: 


Satz 2 des $. 1 der Ziffer III des Bairischen Vertrags: 

»Das Recht des Bundes auf die Handhabung der Aufsicht und Gesetz- 
gebung über das Eisenbahnwesen, dann über das Post- und Telegraphen- 
wesen erstreckt sich auf das Königreich Baiern nur nach Massgabe der in 
den $$. 3 und 4 enthaltenen Bestimmungen. 


$. 3. Die Artikel 42 bis einschliesslich 46 der Bundes-Verfassung sind 
auf das Königreich Baiern nicht anwendbar. 

Dem Bunde steht jedoch auch dem Königreich Baiern gegenüber das 
Recht zu, im Wege der Gesetzgebung einheitliche Normen für die Konstruk- 
tion und Ausrüstung der für die Landesvertheidigung wichtigen Eisenbahnen 
aufzustellen. 


$.4. Die Artikel 48 bis einschliesslich 52 der Bundes-Verfassung finden 
auf das Königreich Baiern keine Anwendung. Das Königreich Baiern behält 
die freie und selbständige Verwaltung seines Post- und Telegraphenwesens. 

Dem Bunde steht jedoch auch für das Königreich Baiern die Gesetz- 
gebung über die Vorrechte der Post und Telegraphie, über die rechtlichen 
Verhältnisse beider Anstalten zum Publikum, über die Portofreiheiten und 
das Posttaxwesen , soweit beide letztere nicht lediglich den inneren Verkehr 
in Baiern betreffen, sowie unter gleicher Beschränkung die Feststellung der 
Gebühren für die telegraphische Korrespondenz, endlich die Regelung des 
Post- und Telegraphen-Verkehrs mit dem Auslande zu. 

An den zur Bundeskasse fliessenden Einnahmen des Post- und Tele- 
sraphenwesens hat Baiern keinen Antheil. 

Artikel 2 Nr. 4Ades Württembergischen Vertrags. 
An Stelle des im VIII. Abschnitt der Verfassung (über das Post- und 
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Telegraphenwesen) enthaltenen gelten für Württemberg folgende Be- 
stimmungen: 

»Dem Bunde ausschliesslich steht die Gesetzgebung über die Vorrechte 
der Post und Telegraphie u. s. w. wie im $. 4 des Bairischen Vertrags, nur 
das es statt der Worte: »soweit beide — Baiern betreffen« lautet: 
»jedoch ausschliesslich der reglementarischen und Tarifbe- 
stimmungen für den internen Verkehrinnerhalb Württemberg 
sowie unter u. s. w. Korrespondenz zu. 

Ebenso steht dem Bunde die Regelung des Post- und Telegraphen-Ver- 
kehrs mit dem Auslande zu, ausgenommen den eigenen unmittelbaren Ver- 
kehr Württembergs mit seinen dem Deutschen Bunde nicht angehörenden 
Nachbarstaaten, wegen dessen Regelung es bei der Bestimmung im Art. 49 
des Postvertrags vom 23. November 1867 bewendet*). 

An den zur Bundeskasse fliessenden Einnahmen des Post- und Tele- 
graphenwesens hat Württemberg keinen Theil.« 


Demgemäss heisst es im Artikel 46 der Reichs-Verfassung Ab- 
satz 2: »Die vorstehend, sowie in den Artikeln 42 bis 45 getroffenen Be- 
stimmungen sind auf Baiern nicht anwendbar.« Und im Absatz 3 der Verfassung 
ist aus $. 3 des Baierischen Vertrags hinübergenommen: »Dem Reiche steht 
jedoch auch Baiern gegenüber das Recht zu u. s. w., w. O.« 

Bezüglich der Baierisch-Württembergischen Sonderstellung wegen 
des Post- und Telegraphenwesens enthält Artikel52 der Reichs-Verfassung 
Absatz 1 Folgendes: 

»Die Bestimmungen in den vorstehenden Artikeln 48 bis 51 finden auf Baiern 
und Württemberg keine Anwendung. An ihrer Stelle gelten für beide Bundes- 
staaten folgende Bestimmungen. In den nun folgenden Absätzen 2, 3 und 4 des 
Artikels 52 der Verfassung hat der Oben mitgetheilte Wortlaut des zweiten Ab- 
satzes der Nr. 4 des Artikels 2 des Württembergischen Vertrags mit ent- 
sprechender Einschaltung des Wortes »Baiern«, sonst mit der einzigen Aenderung 
Aufnahme gefunden, dass es statt »Bund«, »Bundeskasse« heisst: »Reich«, 
»Reichskasse«. 


IV. In der Verfassung des Deutschen Reiches 


sub 9 fehlten die Schlussworte: »desgleichen die Seeschifffahrts- 
Zeichen (Leuchtfeuer, Tonnen, Baaken und sonstige Tages- 
marken);« die Insertion dieser Worte beruht auf dem Reichs-Gesetz vom 
3. März 1873, als dessen geistiger Urheber der Abg. Grumbrecht anzu- 
geben ist. 


sub 13 hatte die in dieser Nummer dem Reiche übertragene Kompetenz 
keinen weitern Umfang als die Kompetenz des Norddeutschen Bundes; 
der Text der Nr. 13 der Verfassung des Norddeutschen Bundes war unver- 
ändert in die Verfassung des Reiches übergegangen und lautete wie unter I 
sub 13 angegeben ist. Die Abänderung des Textes, durch welche die bisher 
auf einzelne Theile des bürgerlichen Rechts (das Obligationsrecht, Handels- 
und Wechselrecht) beschränkte Kompetenz auf das vgesammte bürger- 
liche Recht« ausgedehnt worden, beruht auf dem Reichs-Gesetze vom 
20. Dezember 1873, durch welches die langjährigen Bestrebungen nament- 
lich der national-liberalen Partei endlich mit Erfolg gekrönt worden sind. 


Abgelehnte, bez. zurückgezogene Amendements zum Eutwurfe der 
De sone des Norddeutschen Bundes. 


4) Man; vergleiche Koller, Archiv I, S. 647. 
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. Zum Eingange des Artikels. 


1. Antrag Zachariae; dem ersten Absatze folgende Fassung zu geben: 
»Ausser den der Bundesgewalt in dieser Verfassuug besonders zugewiesenen 
Angelegenheiten unterliegen der Beaufsichtigung des Bundes und der Gesetz-. 
gebung desselben die nachstehenden Angelegenheiten.«(Drucksachen Nr. 22). 
Der Antrag, vom Antragsteller als Redaktionssache bezeichnet, wurde nur 
durch die Anführung motivirt, dass die Aufzählung des Art. 4 keineswegs 
eine vollständige sei, so weise Art. 35 dem Bunde Gesetzgebungsrecht in 
Finanzsachen zu u. s. w. 


Zu Nr. 1: 

2. Antrag Baumstark. statt der Worte »soweit diese’Gegenstände« 
bis verledigt sind« zu sagen; sunbeschadet der Feststellung in 
Art. 3, Abs. I, 2und 3 dieser Verfassung«. (Drucksachen Nr. 22.) 

3.Antrag Baumstark: die Worte »desgleichen über die Koloni- 
sation« bis vausserdeutschen Ländern« aus dieser Nummer zu ent- 
fernen und aus denselben eine besondere Nummer zu bilden, wie folgt: 
»Die Kolonisation und die Auswanderung nach ausser- 
deutschen Ländern«. (Drucksachen Nr. 22.) 

4.Antrag Baumstark: hinter »Freizügigkeit« zu setzen: »Passwesen«. 
(Drucksachen Nr. 22.) 


Zu Nr. 3. 

5. Antrag Baumstark: statt »Mass-, Münz- und Gewichts-System« zu 
sagen: »Münz-, Mass- und Gewichts-System«. (Drucksachen Nr. 16.) 

6. Antrag Bumerı Die Worte »Feststelluug der Grundsätze 
über Emission von fundirtem und unfundirtem Papiergelde«. 
hier zu streichen und dieselben sub Ziffer 4 zu inseriren. (Drucksachen 
Nr.-22;) 


ZU NE. 81 

7.Antrag Michaelis: Die Worte »im Interesse der Landes-Ver- 
theidigung und des allgemeinen Verkehrs« zu streichen. (Druck- 
sachen Nr. 31.) 


Au Nv.i9. 


8. Antrag Grumbrecht: Nr. 9 zu fassen wie folgt: 
»Der Schifffahrts-Betrieb und die Flösserei auf den mehreren Staaten 
gemeinsamen Wasserstrassen und der Zustand der letzteren, die Fluss- und 
sonstigen Wasser-Zölle, die Anstalten für die Seeschifffahrt 
(Häfen, Seetonnen, Leuchtthürme, das Lootsenwesen, das 
Fahrwasseru. s. w.).« (Drucksachen Nr. 16.) 

9. Unterantrag Evans: zuzusetzen: »sowie derFischfangzurSee.« (St.B. 
8.1280). 


Zu>NT. 13. 
10. Antrag Miquel: zu setzen: 
Die gemeinsame Gesetzgebung über das bürgerliche Recht, das Strafrecht 
und das gerichtliche Verfahren. (Drucksachen Nr. 29.) 
11. Antrag Schwarze: hinter »Handelsrecht« zu inseriren »Obligations- 
recht!« 781. B.,;8.291). 


‚12. Antrag Schwarze: »Die Nr. 11, 12 und 13 des Artikels 4 unter der 


Ueberschrift: »Der Gesetzgebung des Bundes unterliegen ferner« zu einem 
besonderen Artikel 4b zu machen«. (St. B., S. 315). 
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VI. Zu Nr. 14. 


13. 


14. 


15. 


LTE 


24, 


Antrag Braun- Wiesbaden: als neue Nummer hinzuzufügen: 

»Die Feststellung der Befugnisse, welche kein Bundesstaat in Bezug auf 
Press-, Vereins- und Versammlungsrecht, sowie in Bezug auf die sonstigen 
persönlichen und staatsbürgerlichen Rechte seinen Angehörigen vorenthalten 
darf.« (Drucksachen Nr. 16.) 

Unterantrag Kratz: den Eingang der neuen Ziffer (des vorstehenden An- 
trags) folgendermassen zu fassen: 

»Die Feststellung der Befugnisse, welche kein Bundesstaat in Bezug auf 
die Freiheit des religiösen Bekenntnisses und der Religions-Ausübung, auf 
Press- u. s. w. wie vorstehend.« (St. B., S. 300.) 

(Dieser Antrag ist materiell und mit Ausnahme der Einfügung der Worte 
»Recht und« zwischen »der« und »Befugniss« auch formell identisch mit 
einem in der Schlussberathung selbständig gestellten Antrag Kratz. Druck- 
sachen Nr. 118.) 

Unterantrag von Bockum-Dolffs: dem Antrage sub Nr. 13 zuzusetzen: 
»und welche den in den einzelnen Staaten bestehenden Grundrechten nicht 
derogiren dürfen.« (St. B., S. 300.) 

Antrag Schaffrath: als besondere Nummer hinzuzufügen: 

»14. Das Militär- und Marinewesen.« 

»15. Die Abänderung und Auslegung dieser Verfassung.« 


. Antrag Schaffrath: am Schluss hinzuzufügen: 


»Das Bundes-Finanzwesen.« 


. Antrag Prosch: hinzuzufügen: 


»Die Bestimmungen über die staatsbürgerlichen und bürgerlichen Rechte 
der Israeliten.« 


. Antrag Baumstark: hinzuzufügen: 


»Massregeln im Interesse des Gesammtwohls für die Gesundheit der 
Menschen und Thiere.« 


21. Antrag Groote: hinzuzufügen: 


»Die Gesetzgebung bezieht sich auch auf die Organisation des Heeres und 
der Landwehr und die für das Militär erforderlichen Gesetzes-Bestimmungen. 
Ausser der eigentlichen Gesetzgebung steht dem gesetzgebenden Körper 
die Bewilligung der jährlichen Stärke des Heeres und der Marine, sowie 
die Feststellung des ganzen, auch auf letztere sich beziehenden und sowohl 
Einnahmen wie Ausgaben umfassenden Staatshaushalts zu. 

Diese Bewilligung und Feststellung erfolgt unter Zusammentritt beider 
Häuser durch gemeinsamen Beschluss.« 


‚Antrag Wachenhusen: als Nr. 16 hinzuzufügen: 


»Die Feststellung der Befugniss, welche jeder Bundesstaat in Bezug auf 
Press-, Vereins- und Versammlungsrecht, sowie in Bezug auf die sonstigen 
persönlichen und staatsbürgerlichen Rechte seiner Angehörigen Bun er 
gewähren muss.« 


. Antrag Groote: zuzusetzen: 


»Auch andere Angelegenheiten des Gesammt-Interesses kann derselbe 
(nämlich der Gesammtstaat) zu gemeinsamen erheben. Die Landes-Ver- 
tretungen können hiergegen nur mit einer Mehrheit wirksamen Wider- 
spruch erheben, die wenigstens Zweidritttheile der Bevölkerung des ganzen 
Bundesgebiets repräsentiren.« 

Antrag Mique&l: zwischen Art. 4 und 5 als neuen Artikel einzuschieben: 
»Der Bund ist befugt, im Wege der Gesetzgebung auch solche Einrichtungen 
zu treffen und Massregeln anzuordnen, welche auf andere als die in Art. 4 
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bezeichneten Gegenstände sich beziehen, wenn dieselben im Gesammt- 
interesse nothwendig werden. Der Erlass solcher Gesetze ist an die für 
Verfassungs-Aenderungen vorgeschriebene Form gebunden. « 


Amendements zu dem Artikel 4 der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes aus der Session des Jahres 1869. 


1.,Au ıNx..9: 
1. Antrag Grumbrecht: der Nr. 9 folgenden Zusatz zu geben: 

»Desgleichen die Anstalten für die Seeschifffahrt, Schifffahrts-Zeichen (Leucht- 
thürme, Leuchtschiffe, Seetonnen, das Lootsenwesen u. s. w.).« [Druck- 
sachen Nr. 35.) 
Dieser Antrag wurde in folgender Fassung: 
Der Nr. 9 des Artikels 4 beizufügen: 
»Desgleichen folgende Anstalten für die Seeschifffahrt : Schifffahrts-Zeichen 
(Leuchtfeuer, Tonnen, Baken nnd sonstige Tagesmarken) und das 
Lootsenwesen.« 
vom Reichstage in der Sitzung vom 20. Mai 1869 angenommen. 


11. Zu Nr. 15. 
2. Antrag Miquel-Lasker: die gesammte Nummer in der Weise zu ändern, 
dass dieselbe laute: | 
»Die gemeinsame Gesetzgebung über das gesammte bürgerliche Recht, das 
Strafrecht und das gerichtliche Verfahren, einschliesslich der Gerichts- 
Organisation.« 
Auch dieser Antrag wurde vom Reichstage angenommen. 


Amendement zu dem Entwurfe der Verfassung des Deutschen Bundes, 
bei Berathung des Vertrags mit Baden und Hessen. 


I. Zu (der neuen) Nr. 16. 
1. Antrag Duncker: dieser Nummer hinzuzusetzen: 
»Hierbei sind folgende Grundsätze massgebend: 
Die Pressfreiheit darf durch keinerlei vorbeugende Massregeln oder Hemmungen 
des Verkehrs beschränkt werden. 
Das Recht, sich friedlich und ohne Waffen in geschlossenen Räumen zu ver- 
sammeln, sowie das Recht Vereine zu bilden, darf von einer vorgängigen Er- 
laubniss nicht abhängig gemacht werden.« 
Dieser Antrag wurde abgelehnt. 


Zu den abgelehnten Anträgen. 
Die Anträge 1—6 sind theils redaktioneller Natur, theils in sich vollkommen klar. 


Antrag 7 würde durch Streichung der Worte: 

»im Interesse der Landes-Vertheidigung und des allgemeinen Verkehrs« 
auch diejenigen Eisenbahnen der Kompetenz unterstellt haben, welche weder der Landes- 
Vertheidigung, noch dem allgemeinen sondern nur dem Lokal-Verkehr dienen. 
Das Motiv des Antrags ist in der Befürchtung des Antragsstellers zu finden, dass nach 
der Fassung des Entwurfs später Zweifel darüber entstehen könnten, ob der Bund zum 
Erlass eines allgemeinen Eisenbahn-Gesetzes auf dem gewöhnlichen Wege der Gesetz- 
gebung befugt sei (St. B. S. 277), nachdem der Bundes-Kommissar, Staatsminister 
Grafzultzenplitz die Erklärung abgegeben 

»dass für die Handhabung des gesammten Eisenbahn-Verkehrs die Fassung des Ent- 

wurfs genügen werde,« 
zog der Antragsteller den Antrag unter Vorbehalt des Zurückkommens auf den Inhalt 
‘ bei Berathung des Abschnitts »Eisenbahnwesen« zurück. 


Antrag$. Der grösste Theil dieses Antrages ist, wie oben hervorgehoben , durch 
Gesetz vom 3. März 1873 in die Verfassung aufgenommen. : 


Antrag 9ist durch das Gesetz vom 20. Dezember 1873 erledigt. 
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Antrag 12 wird bei Interpretation des ersten Absatzes berücksichtigt werden. 


Antrag 13, 14 bezweckten eine Art vorbehaltener Grundrechte, oder s. g. Minimal- 
Grundrechte, und Antrag 15 beabsichtigte bez. der in den Einzelstaaten wegen der 
Materien der Anträge bestehenden Grundsätze den Satz aufzuheben, kraft dessen die 
Reichs-Gesetze den Landes-Gesetzen vorgehen. Antrag 13 und 14 wurden bei namentlicher 
Abstimmung mit 130 gegen 128 Stimmen abgelehnt. 


Antrag 17. Der Antrag:ist zum Theil durch die Annahme des Twesten’schen 
Antrags erledigt; über das »Bundes-Finanzwesen« finden sich die erforderlichen Be- 
stimmungen an einem anderen Orte. 


Antrag 23 beabsichtigte;die Erweiterung der Kompetenz des Bundes an eine limitirte 
Zustimmung der Landes-Vertretungen zu binden. 


Antrag 24 ist bereits in der Einleitung besprochen ; derselbe ist fast wörtlich der 
Reichs-Verfassung von 1849 entnommen. 


Anmerkungen zum Text. — I. Zum Eingang. 
1. Beginn des Aufsichtsrechts. 


Für die Interpretation des Eingangs ist die Ablehnung des Antrags Schwarze 
(Nr. 12) von besonderer Erheblichkeit. Es heisst im Text: 


»Der Beaufsichtigung Seitens des Reiches und der Gesetzgebung desselben 

unterliegen nachfolgende Gegenstände« 
Aus der (an sich ungewöhnlichen) Voranstellung des Wortes »Beaufsichtigung« vor »Ge- 
setzgebung« ergiebt sich, dass die »Beaufsichtigung«, wenigstens im Allgemeinen, nicht 
gebunden ist an eine schon vorangegangene Gesetzgebung; die »Beaufsichtigung« tritt 
hier nicht im Gefolge der »Gesetzgebung« sondern durchaus selbständig auf, woraus folgt, 
dass die Handhabung der Aufsicht über die hier aufgezählten Gegenstände wenigstens 
nicht grundsätzlich dadurch bedingt ist, dass das Reich in Bezug auf den fraglichen 
Gegenstand bereits gesetzgeberisch thätig gewesen sei. 


Diese Konsequenz wurde vom Abg. Schwarze (St. B. S. 113), als derselbe seinen 
Antrag rechtfertigte, nach welchem die Gegenstände der Nummern 11, 12, 13 und vielleicht 
6 in einem besonderen Artikel lediglich unter der Ueberschrift: »Der Gesetzgebung 
des Bundes unterliegen folgende Gegenstände«, zusammengefasst werden sollten, nicht 
nur anerkannt, sondern auch bezüglich bestimmter Gegenstände, wie das Post-, Tele- 
graphen-, Eisenbahnwesen u. s. w., als durchaus richtig zugegeben. 


Gleichwohl ging der Antrag des Abg. Schwarze, durch welchen die Gegenstände der 
Nummern 11, 12,13, 6 für alle Zeit, also auch nachdem die Reichs-Gesetzgebung diese 
Materien gesetzgeberisch geordnet, der Beaufsichtigung des Reiches entzogen sein würden, 
weit über das Ziel der Erwägungen des Antrages hinaus. Ob dies Absicht gewesen, ist 
zweifelhaft; (der Antragsteller sagte z. B.: 

auch bei der Landes-Vertheidigung »sei es wohl begreiflich, dass, ehe noch die Bundes- 
Gesetzgebung mit diesen Materien sich beschäftige, eine Beaufsichtigung in diesem 
Interesse schon eintreten könne«, 


und fuhr dann fort: 
»aber immerhin erlaube ich mir das zu wiederholen: es ist diese Beaufsichtigung 
geradezu unmöglich bei den Fragen der Justizgesetz-Gebung..«) 


Strikt genommen bedeutet »diese Beaufsichtigung« diejenige Beaufsichtigung,, nur von 
welcher Redner soeben gesprochen, die Beaufsichtigung vor der Gesetzgebung; aber der 
Antrag ging entschieden weiter. 


Die dem Antrag Schwarze widersprechenden Redner Abg. Twesten und Freiherr 
zu Rabenau begnügten sich dabei, es für nothwendig oder selbstverständlich zu er- 
klären, dass der Bund die »Ausführung der Bundes-Gesetzgebung zu beaufsichtigen und 
für ihre Durchführung Sorge zu tragen habe.« — Hierdurch wird jedoch der eigentliche 
Kern der Sache nicht getroffen; durch die Ablehnung des Schwarze’schen Äntrages, 
namentlich aber dadurch, dass der Abgeordnete Schwarze die Konsequenz der Wort- 
stellung im Texte klar dargelegt hat, ist für die Interpretation der sichere Standpunkt 
gewonnen, dass, wie bereits oben gesagt, die Ausübung des Aufsichtsrechtes Seitens des 
Reiches nicht grundsätzlich an eine vorangehende Gesetzgebung des Reiches über den 
fraglichen Gegenstand gebunden ist. 


Nachdem dieser Satz feststeht, kann und muss allerdings zugegeben werden, dass 
die Uebung des Aufsichtsrechtes nach der Verschiedenartigkeit der Materien eine ver- 
schiedene sein wird, auch in Bezug auf die Frage, ob das Aufsichtsrecht über eine be- 
stimmte Materie bereits vor der gemeinsamen Gesetzgebung thatsächlich auszuüben sei, 
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oder ob diese Ausübung erst nach dem Erlass eines Reichs-Gesetzes einzutreten habe. 

Unbedingt wird man zunächst anerkennen, dass die Ausübung des Aufsichtsrechts auch 

schon vor Eintritt der Reichs-Gesetzgebung bei allen denjenigen Materien zulässig sei, 

welche der unmittelbaren Verwaltung (Rede des Abg. Twesten. St. B. 8. 315) 

des Reiches (wie Post-, Telegraphenwesen) überwiesen sind ; aber man wird einen Schritt 

weiter gehen müssen; auch bei solchen Gegenständen, welche zwar nicht der unmittel- 
baren Verwaltung des Reiches überwiesen sind, bei denen jedoch die Exekutive, die Ver- 
waltung von erheblicher Bedeutung ist, wie z. B. bei dem Eisenbahnwesen, wird das Reich 
die Beaufsichtigung thatsächlich schon zu einer Zeit eintreten lassen dürfen, ja eintreten 
lassen müssen, bevor ein die Materie ordnendes Reichs-Gesetz, z. B. ein allgemeines 
Eisenbahn-Gesetz, erlassen ist. Aehnlich wird es sich verhalten mit den Gegenständen 
der Nr. 15, »Massregeln der Medizinal- und Veterinär-Polizeic. Bezüglich dieses Gegen- 
standes wird man gewiss nicht behaupten wollen, dass beim Ausbruch einer gemein- 
sefährlichen Seuche das Reich unthätig bleiben müsse, wenn nicht zuvor ein Reichs- 

(esetz über Seuchen erlassen sei. 

Es scheint übrigens für die Beantwortung der Frage, ob die Ausübung des Aufsichts- 
rechtes an den Erlass eines die Materie regelnden Reichs-Gesetzes gebunden, oder schon 
vor Erlass eines solchen Reichs- Gesetzes zulässig sei, in dem Wortausdruck, durch 
welchen in den einzelnen Nummern die verschiedenen Materien der Beaufsichtigung und 
der Gesetzgebung des Reichs überwiesen sind, ein genügender Anhaltspunkt gegeben zu 
sein. Wenn man z. B. die Nr. 15 und die Nr. 13 jedesmal in Verbindung mit dem für 
alle einzelnen Nummern geltenden Eingang des Artikels zusammenstellt, so erhält man 
folgende zwei Sätze: 

1. »Der Beaufsichtigung Seitens des Reiches und der Gesetzgebung desselben unterliegen 
Massregeln der Medizinal- und Veterinär-Polizei.« 

2. »Der Beaufsichtigung Seitens des Reiches und der Gesetzgebung desselben unterliegen 
die gemeinsame Gesetzgebung über das gesammte bürgerliche Recht, das Strafrecht 
und das gerichtliche Verfahren.« 

Sieht man von der Gesetzgebung, über deren Beginn ein Zweifel nicht existirt, ab, so 
sind im Satz 1 der Beaufsichtigung des Reichs überwiesen: Massregeln der Medi- 
zinal- und Veterinär-Polizei; in Satz 2 ist der Beaufsichtigung des Reiches über- 
wiesen: die gemeinsame Gesetzgebung über das bürgerliche Recht u. s. w. Im 
Falle des Satzes 2 kann die Beaufsichtigung Seitens des Reichs nach dem klaren Wort- 
laute der Verfassung nicht früher beginnen, als bis die gemeinsame Gesetzgebung vor- 
handen ist, weil vor diesem Zeitpunkte der der Aufsicht überwiesene Gegenstand noch 
gar nicht vorhanden ist; anders beim ersten Satze; Massregeln der Medizinal- und 
Veterinär-Polizei existiren in jedem Deutschen Staate und wirken, jenachdem, nützlich oder 
schädlich, sind genügend oder ungenügend, richtig oder falsch, ganz unabhängig von dem 
Erlass eines Reichs-Gesetzes, betreffend Massregeln der Medizinal-Polizei; da sie der 
'selbständigen) Beaufsichtigung Seitens des Reiches durch den Wortlaut der Verfassung 
überwiesen sind, so ist in diesem Falle die Uebung des Aufsichtsrechtes nieht bedingt 
durch vorangehende Thätigkeit der Gesetzgebung. Nach Analogie des Satzes 2 sind ge- 
fasst und also bezüglich des Beginns des Aufsichtsrechtes nach Massgabe dieser Analogie 
zu beurtheilen die Nummern: 


1,2 (NB. eine Beaufsichtigung der »für Zwecke des Reichs zu verwendenden Steuern« 
setzt ein Gesetz deshalb voraus, weil Steuern ohne gesetzliche Grundlage nicht existiren), 
3,4, 7, 11, 12 und 13. Die Analogie des Satzes 1 und deren Folge trifft zu bei den 
Nummern: 8, 9, 10, 14 und 15. 

Nicht unter die hier gemachte Unterscheidung fallen die Nummern 5 und 6; nämlich: 
»Der Beaufsichtigung u. s. w. unterliegen: 5. die Erfindungs-Patente;; 6. der Schutz des 
geistigen Eigenthums.« Der Zweifel bezüglich der Nummer 5 lässt sich heben, wenn man 
aus der vorangehenden Nummer: 

»4. die allgemeinen Bestimmungen über das Bankwesen«, 
die Worte : »die allgemeinen Bestimmungen über«, in der Nr. 5: »die Erfindungs-Patente« 
supplirt;, falls dies zulässig, fällt Nr. 4 unter die Analogie des Satzes 2. Indessen dürfte 
diese Interpretation kaum zutreffend sein, da auch hinsichtlich der Erfindungs-Patente 
und des Schutzes des geistigen Eigenthumes die Ausübung des Reichs-Aufsichtsrechtes 
schon vor Erlass eines Gesetzes über die fraglichen Materien nicht nur denkbar ist, 
sondern auch durchaus vernünftig und nützlich sein würde, nicht nur dem Auslande 
gegenüber, sondern auch in Bezug auf die innern Verhältnisse. So würde es auch vor 
dem Erlass eines gemeinsamen Gesetzes über Erfindungs-Patente, vermöge des Aufsichts- 
rechtes zulässig sein, dass das Reich von den einzelnen Staaten ein Register über die von: 
denselben ertheilten Patente zum Zweck der Veröffentlichung einforderte. 
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2. Inhalt des Aufsichtsrechtes. 


Da dem Reiche die Beaufsichtigung über die Materien der einzelnen Ziffern des 
Artikels ohne jede Einschränkung, also schlechthin zuerkannt worden ist, so ist anzu- 
nehmen, dass dieses »Aufsichtsrecht Seitens des Reichs« im allgemeinen sich nicht unter- 
scheidet von dem in jeder Staatsgewalt enthaltenen Rechte der Aufsicht. Da jedoch 
eine Anzahl von Staatsrechtslehrern zwischen der oberaufsehenden und der vollziehen- 
den Gewalt unterscheiden, und nur aus der letzteren das Recht, Verordnungen zu erlassen, 
ableiten, so mag hier im Allgemeinen bemerkt werden, dass es nicht zweifelhaft sein 
kann, es sei unter dem, dem Reiche durch den Eingang des Artikel 4 verliehenen Auf- 
siehtsrechte auch die vollziehende Gewalt einbegriffen. Dass dies der Fall, und dass in 
der »Aufsicht« des Artikels 4 in der That das Recht, Verordnungen zu erlassen, enthalten 
ist, ergiebt sich aus dem Umstande, dass in den oben angeführten Fällen dem Reiche die 
Aufsicht über die gemeinsame Gesetzgebung übertragen worden ist, dass also in diesen 
Fällen die Aufsicht vornehmlich gerade darin besteht, darüber zu wachen, bez. dafür zu 
sorgen, dass die gemeinsamen Gesetze wirklich in Vollzug gesetzt und richtig gehandhabt 
werden. Will man z.B mitZachariae, »Deutsches Staats- und Bundesrecht« II. S. 197, 
die »vollziehende Gewalt« karakterisiren als das Recht, bez. die Pflicht der Staatsgewalt, 

»alles Dasjenige zu verwirklichen und ins Leben zu rufen, was nach den Gesetzen, 

oder den Bedürfnissen zufolge geschehen muss«, 
so wird man das Aufsichtsrecht des Reiches als Exekutive gerade in der Ueber- 
weisung theils der gemeinsamen Gesetzgebung, theils bestimmter Materien wieder finden. 
Dabei versteht es sich jedoch von selbst, dass die Aufsicht, welche durch Artikel 4 dem 
Reiche beigelegt ist, auch als »Aufsicht im engeren, oder eigentlichen Sinne« sich quali- 
fizirt, mithin das Recht und die Pflicht enthält, von Allem, was die Gegenstände des 
Artikels 4 betrifft, Kenntniss zu nehmen, um dadurch »alles dem Reiche Nützliche zu 
fördern, das Schädliche dagegen zu entfernen« (Zachariae a. a. O. S. 194). Dass übrigens 
in dem Aufsichtsrechte zugleich das Recht der Exekutive, Verordnungen zu erlassen, 
enthalten ist, liegt in der Natur der Sache. Denn wenn das Reich vermöge des Aufsichts- 
rechts u. A. berechtigt ist, die Ausführung der Reichs-Gesetze zu überwachen, unrichtige 
Massnahmen der Einzel-Regierungen in Betreff der Ausführung von Reichs-Gesetzen als 
unrichtig zu karakterisiren und festzustellen, in welcher anderen, richtigen Weise die 
Ausführung zu bewerkstelligen sei, so kann es füglich einem Zweifel nicht unterliegen, 
dass das Reich diese Anweisung oder Verordnung zu richtiger Ausführung der Reichs- 
Gesetze auch schon früher, bevor der Fall einer irrigen Massnahme vorliegt, erlassen 
kann. Von diesem Rechte, Verordnungen zu erlassen, ist theils in der Einleitung bereits 
die Rede gewesen, theils wird dasselbe bei dem mit dem Bundesrathe und der kaiser- 
lichen Gewalt sich beschäftigenden Titeln der Verfassung ausführlicher behandelt werden. 


Bezüglich derjenigen Ziffern des Artikels 4, durch welche der Aufsicht Seitens 
des Reiches die gemeinsame Gesetzgebung über eine Reihe von 
Materien überwiesen wird, handelt es sich um die Ueberwachung der Ausführung 
dieser Gesetze nicht nur im Allgemeinen, sondern auch in besonderen Einzelfällen. Um 
die Ausführung im Allgemeinen zu überwachen, ist zuvörderst Kenntnissnahme der in 
den Einzelstaaten erlassenen Ausführungs-Verordnungen erforderlich, woraus sich das 
Recht des Reiches ergiebt, von den verbündeten Regierungen die Einsendung dieser 
Verordnungen und überhaupt Auskunft über alle diejenigen Angelegenheiten zu ver- 
langen, welche mit der Ausführung der Reichs - Gesetze in Verbindung stehen. Nun 
könnte jedoch der Fall eintreten, dass diese Auskunft nicht, oder nicht in genügender 
Weise, oder nicht mit der erforderlichen Raschheit ertheilt würde; oder es können Fälle 
vorliegen, in welchen die zur Ausübung des verfassungsmässigen Aufsichtsrechtes er- 
forderliche Kenntniss der Verhältnisse (die sich ja nicht allein auf Verordnungen, sondern 
auch auf Gegenstände und deren Zustand, z. B. bei Eisenbahn-Angelegenheiten erstrecken 
können), nicht durch schriftliche Berichte, sondern nur durch eigene sinnliche Wahr- 
nehmungen (Augenschein) erworben werden kann; deshalb muss in dem, dem Reiche 
überwiesenen Aufsichtsrechte auch die im Aufsichtsrechte der Staatsgewalt in einem 
einfachen Staate unzweifelhaft enthaltene Befugniss (cf. Zachariae a. a. O0. 8. 193), Be- 
vollmächtigte zur Vornahme von Visitationen abzuschicken,, enthalten sein. Und da die 
Kenntniss von thatsächlichen Verhältnissen in vielen Fällen nur durch Vernehmung von 
Auskunftspersonen erworben werden kann, so ergiebt sich weiter, dass nicht nur die 
einzelnen Regierungen, sondern auch die Reichsbürger dem Reiche gegenüber die Pflicht 
haben, über ihre Wahrnehmungen Zeugniss abzulegen, welcher Pflicht auf Seiten des 
Reiches das Recht entspricht, derartiges Zeugniss zu begehren. 

Wo es sich um einzelne Fälle falscher Anwendung der Reichs - Gesetze handelt, 
welche in der Regel durch Beschwerden der betroffenen Personen zur Kenntniss des 
Reiches gelangen werden, steht der vollen Wirkung des Aufsichtsrechtes,, wie solches in 
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einfachen Staaten bei Beschwerden eines Staatsbürgers an das Staats- Oberhaupt sich 
geltend macht, auch hier um so weniger ein Hinderniss entgegen, als sowohl Artikel 7 
der Verfassung unter Nr. 3 dem Bundesrath die Beschlussfassung über 
»Mängel, welche bei der Ausführung der Reichs-Gesetze und den zur Ausführung der 
letzteren angeordneten allgemeinen Verwaltungs -Vorschriften und Einrichtungen 
hervortreten«, 
ausdrücklich überträgt, als auch Artikel 17 der Verfassung die Bestimmung enthält, 
dass »dem Kaiser die Ueberwachung der Ausführung der Reichs-Gesetze zusteht«. 
Ueber das bezüglich derartiger, von Privatpersonen an den Kaiser, bez. an den 
Bundesrath gerichteter Beschwerden zu beobachtende Verfahren enthält die Verfassung 
zwar keine ausdrücklichen Bestimmungen, es liegt jedoch in diesem Mangel besonderer 
Bestimmungen nicht sowohl ein widersprechendes, als vielmehr ein bestätigendes Argu- 
ment für die Annahme, dass die Wirkung der in Folge solcher Beschwerden erlassenen 
Verfügungen des Kaisers sich im Allgemeinen nicht unterscheide von den in analogen 
Fällen erlassenen Verfügungen des Oberhauptes über einen einfachen Staat. — Die all- 
gemeinen Grundsätze sind in dieser Beziehung auch für das Reich massgebend; als 
einzelne Fälle der Anwendung dieser Grundsätze hebt v. Rönne, »Verfassungsrecht des 
Deutschen Reiches« $. 48 richtig hervor, dass der Kaiser, wenn die Beschwerde be- 
gründet, berechtigt und verpflichtet sei, die Abstellung derselben zu veranlassen, und dass 
auch schon vor definitiver Entscheidung der Beschwerden die vorläufige Aussetzung der 
Ausführung veranlasst und der Vollzug der angefochtenen Verfügung bis zur definitiven 
Entscheidung sistirt werden könne. Dass, wie v. Rönne weiter hervorhebt (und sich 
dafür auf St. B. 1869 Bd. III, Aktenstück Nr. 155, S. 520 beruft), die blosse Anmeldung 
der Erhebung einer Beschwerde an den Kaiser keinen Suspensiv-Effekt habe, ist durchaus 
selbstverständlich, auch bei Beschwerden an das Oberhaupt eines einfachen Staates, da 
durch die Annahme eines solchen Suspensiv -Effektes die Möglichkeit einer geordneten 
Verwaltung, die u. A. bekanntlich auch darauf beruht, dass selbst den instanzmässigen 
Rekursen häufig der Suspensiv-Effekt entzogen ist, völlig in Frage gestellt werden würde. 


Allgemeine Voraussetzung der Ausübung des Aufsichtsrechtes 
Seitens des Reiches ist natürlicherweise, dass es sich um einen Gegenstand handeln muss, 
welcher zur Kompetenz des Reiches überhaupt gehört und mithin der Aufsicht desselben 
durch die Verfassung überwiesen ist. 

Als besondere Beschränkungen des Aufsichtsrechtes (und auch der 
Gesetzgebung) des Reiches sind die theils zu Gunsten Baierns bez. Württembergs in den 
Text der Verfassung aus den Verträgen übergegangenen Vorbehalte zu betrachten, welche 
bereits oben erwähnt sind. 

Weitere Unterschiede in der Ausübung des Aufsichtsrechts ergeben 
sich naturgemäss, insofern es einerseits um solche Gegenstände, bezüglich welcher dem 
Reiche die ausschliessliche Gesetzgebung, und andererseits um solche sich handelt, 
bezüglich welcher die Gesetzgebung des Reiches mit dem Gesetzgebungsrechte der 
einzelnen Staaten konkurrirt ; besonders intensiv wird sich endlich das Aufsichtsrecht des 
Reiches bei denjenigen Gegenständen gestalten, welche der direkten Verwaltung des 
Reiches unterstellt sind : das Post- und Telegraphenwesen, das Militär- und Marinewesen, 
die gemeinsamen Zölle und Verbrauchssteuern, Reichs-Anleihen und Garantien, endlich 
das Eisenbahnwesen,, insofern das Reich von der demselben zustehenden Befugniss Ge- 
brauch macht, für Rechnung des Reiches Eisenbahnen anzulegen. 


Bezüglich des Beginnes des Aufsichtsrechtes, welches nach der oben vor- 
getragenen Ansicht in denjenigen Fällen, in welchen die gemeinsame Gesetzgebung dem 
Reiche überwiesen worden, bedingt ist durch die Emanation des betreffenden Gesetzes, 
stellt Thudichum, »Verfassungsrecht des Norddeutschen Bundes« $. 241 (und nach 
ihm v. Rönne, »Das Verfassungsrecht des Deutschen Reiches« S. 48) die Ansicht auf, 
dass die Reichsgewalt in denjenigen Angelegenheiten, welche der Artikel 4 der Verfassung 
aufzählt, auch wenn die Reichs-Gesetzgebung sich noch nicht mit ihrer Regelung befasst 
habe, eine »Oberaufsicht« üben könne. Beide Schriftsteller berufen sich für diese Ansicht 
auf die $S. 315 des Sten. Berichtes über die Verhandlungen des konstituirenden Reichs- 
tages; v. Rönne speziell auf die»Bemerkungen des Reichstags-Abgeordneten Twesten«. 
Thatsächlich enthält nun aber die S. 315 des St. B. ausser den schon oben mitgetheilten 
Bemerkungen des Abg. Dr. Schwarze, welcher das Aufsichtsrecht beschränken wollte, 
und einigen, auf einen völlig anderen Gegenstand bezüglichen Bemerkungen des Abg. 
Zachariae, nur zwei kurze Reden der Abg. Twesten und v. Rabenau, in welchen, 
wie gleichfalls oben schon bemerkt worden, lediglich die Nothwendigkeit dargelegt 

‚ist, dass der Bund das Recht haben müsse, die Ausführung der Bundes-Gesetz- 
gebung zu beaufsichtigen. Von einem Aufsichtsrechte vor der Thätigkeit der 
Bundes- Gesetzgebung, wie solches in diesem Kommentar überall aber auch nur da an- 


” 
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erkannt worden, wo nicht die gemeinsame Gesetzgebung sondern eine Materie selbst der 
Beaufsichtigung und Gesetzgebung überwiesen worden, istauf der zitirten $. 315 nicht mit 
einem einzigen Worte die Rede. Freilich ist der Umfang der »Oberaufsicht«, welche von 
beiden Schriftstellern dem Reichen der hier fraglichen Beziehung beigelegt wird, nur gering, 
indem beide das Recht der »Oberaufsicht« für diese Fälle dahin erläutern, dass die Reichs- 
gewalt von den Einzelstaaten Auskunft begehren, namentlich auch statistische Mitthei- 
lungen, sowie durch Absendung eigener Kommissare unmittelbar Kenntniss nehmen lassen 
könne. Diese Befugnisse mag man der Reichsgewalt gern zugestehen, und es lassen sich 
dieselben im einzelnen Falle sehr leicht ableiten aus jedem Beschlusse, dass über einen 
bestimmten Gegenstand ein Gesetzentwurf vorgelegt werden möge: denn durch jeden 
solchen Beschluss werden jene Befugnisse, als unerlässliche Voraussetzungen der Aus- 
führung des Beschlusses gewissermassen stillschweigend ertheilt; man kann vielleicht 
auch sagen: Dadurch, dass die Verfassung diese bestimmten Materien der Reichs-Gesetz- 
gebung überwiesen, hat sie dem Reiche auch diese Befugnisse ertheilt, welche für die 
vernünftige Arbeit der Gesetzgebung in vielen Fällen nicht nur wünschenswerth, son- 
dern sogar nothwendig ist, — das Alles mag zugegeben werden; nur aus einem noch 
nicht existirenden »Ober-Aufsichtsrechte« kann man diese Befugnisse nicht ableiten. Be- 
merkt zu werden verdient übrigens, dass die Verfassung nicht von »O beraufsicht«, son- 
dern von »Aufsicht« schlechthin spricht, was um deswillen nicht ohne Erheblichkeit, 
weil von Manchen der Aufsichts-Instanz eine weit intensivere Thätigkeit zugestanden, 
als der Oberaufsichts-Instanz eingeräumt wird. 


Was sodann die Gesetzgebuug betrifft, so ist zu unterscheiden, ob dem Reiche 
die ausschliessliche Gesetzgebung zusteht, oder ob bezüglich der einzelnen Materien die 
Gesetzgebung der Einzelstaaten konkurrirt. Die Wirkung dieses Unterschiedes besteht 
darin, dass im ersteren Falle von dem Augenblicke der Emanation der Verfassung die 
Einzelstaaten das Recht der Gesetzgebung über die der Reichs-Gesetzgebung ausschliess- 
lich zugewiesenen Materien verloren haben, während sie im zweiten Falle das Recht der 
Gesetzgebung über die einzelnen Materien erst dann verlieren, nachdem das Reich von 
seiner gesetzgeberischen Befugniss Gebrauch gemacht hat; der Verlust der gesetz- 
geberischen Gewalt der Einzelstaaten folgt auf diesen Gebieten aus dem Satze, dass ein 
Reichs-Gesetz durch ein Landes-Gesetz nicht abgeändert werden kann; sobald 
daher irgend eine in sich abgeschlossene Materie der Gesetzgebung durch ein Reichs- 
Gesetz erschöpfend geregelt ist, oder sobald feststeht, dass nach der Intention der Ge- 
setzgebungs-Faktoren des Reiches eine bestimmte Materie durch ein bestimmtes Gesetz 
vollständig hat erledigt werden sollen, hört die gesetzgeberische Befugniss der Einzel- 
staaten in Bezug auf diese Materie auf. So lange das Reich von seiner Gesetzgebungs- 
Kompetenz keinen Gebrauch macht, so lange bleibt selbstverständlicherweise das vor- 
handene Landesrecht bestehen; nicht minder ist es klar, dass während dieser Zeit die 
Einzelstaaten die von der Reichs-Gesetzgebung noch nicht thatsächlich erfassten Materien 
durch neue Gesetze regeln können, da in der Regel erst durch das thatsächliche Eintreten 
der Reichs-Gesetzgebung, nicht aber schon durch die in der Verfassung erfolgte Ueber- 
weisung dieser Materien an die Reichs- Gesetzgebung das den Einzelstaaten zustehende 
Gesetzgebungsrecht ausgeschlossen wird. Uebrigens ist dieser Satz — man könnte fast 
sagen: überflüssigerweise — noch ausdrücklich in dem Schlussprotokolle zum 
Baierischen Vertrage vom 23. November 1870 Nr. VI folgendermassen als richtig 
anerkannt worden: 


»Als unbestritten wurde von dem Königlich Preussischen Bevollmächtigten 
zugegeben, dass selbst bezüglich der der Bundes-Legislative zugewiesenen 
Gegenstände, die in den einzelnen Staaten geltenden Gesetze und Verordnungen 
insolange in Kraft bleiben und auf dem bisherigen Wege der Einzel- Gesetz- 
gebung abgeändert werden können, bis eine bindende Norm vom Bunde aus- 
gegangen ist.« 


Als Ausnahmen dieser Regel erscheinen jene schon oben erwähnten Materien, be- 
züglich welcher dem Reiche ein ausschliessliches Recht der Gesetzgebung 
zusteht; hier giebt die Natur der Sache folgende Unterscheidung an die Hand: 

1. Selbstverständlich ist dieses ausschliessliche Recht der Gesetzgebung, insofern es 
sich um Gesetze handelt, deren Gegenstand das Reich selbst ist; hierher 
gehören alle Gesetze über Aenderung der Verfassung, ferner über die Bedürfnisse 
des Reiches als solchen, sei es, dass es sich um den Geldaufwand für das Reich 
und die Reichs-Behörden, beziehungsweise die Beschaffung dieses Geldes handelt — 
also die Gesetzgebung über das Reichs- Finanzwesen im vollsten Umfange (Gesetze 
über den Haushalt des Reichs, über Anleihen, Verwaltung der Reichsschuld), über 
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die Zölle und Konsumtions-Steuern von inländischem Tabak, Bier, Branntwein (diese 
beiden ausschliesslich Baierns und Württembergs), Salz und Zucker, die Gesetz- 
gebung über sonstige direkte oder indirekte Reichssteuern ; sei es dass es sich um die 
Kreirung von Reichs-Behörden oder Instituten handelt. In allen diesen Fällen (mit 
Ausnahme der aus dem früheren Zollverein herübergenommenen) handelt es sich um 
Gegenstände der Gesetzgebung, welche erst durch die Entstehung des Reiches (bez. 
Norddeutschen Bundes) und lediglich seinetwegen entstanden sind; diese Gegen- 
stände der Reichs-Gesetzgebung, welche niemals zu den Gesetzgebungs-Kompetenzen 
eines einzelnen Deutschen Staates gehört, mussten mit der Entstehung des Reiches 
auf dieses ausschliesslich übergehen. 
2. Anders liegt es mit der zweiten Kategorie der der Reichs-Gesetzgebung ausschliesslich 

überwiesenen Materien; dieselben: ? 

a) das Post- und Telegraphenwesen; 

b) das Konsulatwesen; 

ce) das Kriegswesen; 

d) der innere und auswärtige Handel, dessen gemeinsamer Schutz dem Auslande gegen- 

über, die Organisation der Deutschen Seeschifffahrt und ihrer Flagge, 

alle diese, der ausschliesslichen Gesetzgebung des Reiches unterstellten Gegenstände 
unterscheiden sich von denjenigen Gegenständen, bezüglich welcher die gesetz- 
geberische Befugniss der Einzelstaaten bis zur thatsächlichen Ausübung des Gesetz- 
gebungsrechtes desReiches mit konkurrirt, nur dadurch, dass bei ihnen die Qualifikation 
der Gemeinsamkeit, und die daher rührende Nothwendigkeit, sofort ausschliesslich 
in die Hände des Reiches überzugehen, stärker als bei den anderen Gegenständen des 
Artikels hervortritt. 


Zur Nr. 1 des Artikels 4. 

Ausser dem schon oben erwähnten Vorbehalte zu Gunsten Baierns besteht noch 
ein solcher in Betreff des Versicherungswesens. Schlussprotokollzum Ver- 
trage mit Baiern vom 23. November 1870, Nr. IV. 

»Als vertragsmässige Bestimmung wurde in Anbetracht der in Baiern be- 
stehenden besonderen Verhältnisse bezüglich des Immobiliar-Versicherungswesens 
und des engen Zusammenhanges derselben mit dem Hypothekar-Kreditwesen 
festgestellt, dass, wenn sich die Gesetzgebung des Bundes mit dem Immobiliar- 
Versicherungswesen befassen soll, die vom Bunde zu erlassenden gesetzlichen 
Bestimmungen in Baiern nur mit Zustimmung der Baierischen Regierung 
Geltung erlangen können.« 


Artikel 4. Nr. 1. 


Nr. 1. Freizügigkeit, Heimaths- und Niederlassungs-Ver- 
hältnisse, Staatsbürgerrecht, Passwesen und Fremdenpolizei, 
Gewerbe-Betrieb, Versicherungswesen, Kolonisation und Aus- 
wanderung nach Ausserdeutschen Ländern. 


In Betreff des Wortes »Kolonisation« ist einer im konstituirenden Reichstage ab- 
gegebenen Erklärung des Bundes-Kommissars, Geheimrath v. Savigny, zu:er- 
wähnen, nach welcher man bei Aufstellung dieses Wortes »vorläufig nur an die Errichtung 
von Flotten-Stationen gedacht habe«; dass aber dadurch nicht ausgeschlossen sei, dass 
die Gesetzgebung sich später mit Kolonisationsfragen beschäftigen könne (St. B., S. 271). 

Auf Grund dieser Nr. 1. sind folgende Gesetze und Verordnungen *) erlassen: 


*) Die Aufzählung der Verordnungen musste sich im Allgemeinen auf die im»Bundes«- 
bez. »Reichs-Gesetzblatte«, oder in dem seit dem Jahre 1873 erscheinenden»Zentralblatte für 
das Deutsche Reich« publizirten beschränken, und unter diesen konnten nur die wichti- 
geren berücksichtigt werden; unerwähnt mussten namentlich diejenigen bleiben, welche 
theils nur die technische Seite eines bestimmten Dienstzweiges im Auge haben, theils auf 
nur vorübergehende Verhältnisse sich beziehen. 

Bezügl. der Band- und Seitenzahl der im Archiv des Norddeutschen Bundes Bd.1, 
‘'Ia bis V wiedergegebenen, in der Uebersicht zu Art. 4, 1—16 genannten Gesetze, Verord- 
nungen etc. verweisen wir auf das chronologische und alphabetische General-Register zu 
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1. Gesetz vom 12. Oktober 1867 über das Passwesen (B.-G.-Bl., S. 33). 


2. Gesetz vom 1. November 1867 über die Freizügigkeit (B.-G.-Bl., S. 55). 
Na) a vom 4. Juli 1872, betr. den Orden der Gesellschaft Jesu (R.-G:-B. 
. 253). 
a) Bekanntmachung vom 5. Juli 1872, betr. die Ausführung des Gesetzes sub 
2,2 (R.-G.-B., S. 254). 
B) Bekanntmachung vom 20. Mai 1873, betr. die Ausführung des Gesetzes 
sub 2, a {R.-G.-B., 8. 109). | 
y) Bekanntmachung vom 20. Mai 1873, betr. denselben Gegenstand (Zentral- 
blatt, S. 159). 

b) Gesetz vom 8. Januar 1873, betr. die Einführung des Reichs-Gesetzes 
über die Freizügigkeit und des Reichs-Gesetzes über die Erwerbung und den 
Verlust der Staats-Angehörigkeit vom 1. Juni 1870 in Elsass-Lothrin- 
gen (R.-G.-B., S. 51). 

3. Gesetz vom 8. Juli 1868, betr. den Betrieb der stehenden Gewerbe (B.-G.-B., 
S. 406). Aufgehoben durch 
4. BERSEBSORSFUnE für den Norddeutschen Bund vom 21. Juni 1869 (B.-G.-Bl., 
. 245), 
Dieselbe gilt nach Gesetz vom 10. November 1871 seit dem 1. Januar 1872 
in Baden und Württemberg (R.-G.-B. 1871, S. 382); nach Gesetz vom 12. Juli 
1872 auch in Baiern {R.-G.-B. 1572, S. 170). 

a) Bekanntmachung vom 25. September 1869, betr. die Prüfung der Aerzte, 
Thierärzte, Zahnärzte u. Apotheker (B.-G.-Bl., S. 635). 

b) Bekanntmachung vom 9. Dezember 1869, betr. die Entbindung von den im 
$. 29 der Gew.-Ord. vorgeschriebenen ärztlichen Prüfungen (B.-G.-Bl., 8. 687). 

c) Bekanntmachung vom 9. Dezember 1869, betr. die bei der Universität Giessen 
bestehende Veterinär-Anstalt und die bei der polytechnischen Schule zu 
u nn >1E bestehende pharmazeutische Fachschule (B.-G.-Bl., 

.. 688). 

d) Bekanntmachung vom 17. April 1872, betr. die Approbationen für Thier- 
ärzte und die Prüfung der Kandidaten der Thierheilkunde und der 
Pharmazie aus Württemberg, sowie den Besuch der polytechnischen Schule 
zu Stuttgart und Karlsruhe (B.-G.-Bl., S. 161). 

e) Bekanntmachung vom 28. Juni 1872, betr. die Prüfung der Aerzte, Zahn- 
ärzte, Thierärzte und Apotheker (B.-G.-B., 8. 243). 

f) Bekanntmachung vom 19. Juli 1872, betr. die Approbationen für Aerzte, 
Zahnärzte. Thierärzte und Apotheker (B.-G.-Bl., 8. 351). 

g) Bekanntmachung vom 9. März 1873, betr. die Prüfung Württembergischer 
Wundärzte Zentralblatt für das Deutsche Reich, S$. 74). 

h) Re vom 15. Juli 1873, betr. die Prüfung der Apotheker (B.- 

.-B., 8. 299). 

i) Bekanntmachung vom 18. Juli 1873, betr. die Prüfung derApotheker [(Zentral- 

blatt für das Deutsche Reich, 8. 254). 
a) Bekanntmachung vom 5. März 1875, betr. denselben Gegenstand {R.-G.- 
B., S. 174, u. Zentralbl. S. 167). 
Durch diese Bekanntmachung sind die früheren, unter a, c, f,g, h, i, genann- 
ten Erlasse über die Apotheker-Prüfungen aufgehoben. 

k) Bekanntmachung vom 1. Juni 1872, betr. die Pharmacopoea Germanica etc. 
(B.-G.-Bl., S. 172); theilweise abgeändert durch Beschluss des Bundesraths vom 
2. Juli 1873 (Zentralblatt, S. 213 und R.-G.-B., S. 200). 

l) Bekanntmachung vom 25. September 1869,’ betr. die Prüfung der Seeschiffer 
und Seesteuerleute auf Deutschen Kauffahrtei-Schiffen (B.-G.-B., S. 660). 
m) Bekanntmachung vom 30. Mai 1870, betr. denselben Gegenstand (B.-G.-B., 8.314). 
n) Bekanntmachung vom 21. Dezbr. 18574, betr. Zulassung ehemaliger Offi- 
ziere etc. der Kaiserl. Marine als Seeschiffer ete. ete. auf Deutschen Kauf- 

fahrtei-Schiffen (Zentralbl. 1875, S. 51). 

o) Bekanntmachung vom 19. Juni 1875, betr. Umtausch der vor dem I. Mai 1870 

en Zeugnisse über Befähigung als Seeschiffer ete. ete. (Zentralbl. 
. 365). 


p) Bekanntmachung vom 25. Juni 1875, betr. Gleichstellung der Seefahrtszeit 


diesen Bänden, sowie in Betreff der im vorliegenden Bande enthaltenen Gesetze etc. auf 
die chronologischen Register zu diesem. 
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der jetzigen Ober-Matrosen mit der Seefahrtszeit der ehemaligen Matro- 
senl. und Il. Klasse der Kaiserl. Marine (Zentralbl. S. 376). 

q) Bekanntmachung vom 17. Januar 1871, betr. die Ausstellung von Legiti- 
mations-Scheinen zum Gewerbe-BetriebimUmherziehen für Aus- 
länder (B.-G.-Bl., S. 111). 

r) Bekanntmachung vom 31. Dezember 1871, betr. die Ausstellung von Legitima- 
tions-Scheinen zum Gewerbe-Betrieb im Umherziehen (R.-G.-B., 
1873, 8.2). | 

s) Bekanntmachung vom 6. Januar 1873, betr. die Ausstellung von Legiti- 
mations-Scheinen zum@Gewerbe-Betrieb im Umherziehen an ÄAus- 
länder (Zentralblatt S. 2). 

t) Bekanntmachung vom 29. Mai 1871, betr. allgemeine polizeiliche Bestimmungen 
über die Anlegung von Dampfkesseln (B.-G.-B., S. 122). 

u) Verordnung vom 25. März 1872, betr. den Verkehr mit Apothekerwaaren 
(B.-G.-B., S. 85). Aufgehoben durch 
a) Le le vom 4. Januar 1875, betr. denselben Gegenstand (R.-G.-B. 

0% 

v) a a 12. Juni 1872, betr. die Einführung der Gewerbe-Ordnungin 
Baiern unddie Abänderung einiger Strafbestimmungen der Gewerbe- 
Ordnung (B.-G.-B., S. 209). 

w) Gesetz vom 15. Juli 1872, betr. die Einführung des $. 29 der Gewerbe-Ord- 
nung in Elsass-Lothringen (B.-G.-B., $. 350). 

x) Bekanntmachung einer Vereinbarung mit Italien, betr. die Zulassung 
Deutscher Aktien-Gesellschaften zum Gewerbe-Betriebe in Ita- 
lien (Zentralblatt S. 288). 

a) Bekanntmachung vom 7. Dezember 1873, betr. eine analoge Vereinbarung 
mit Belgien (Zentralblatt, S. 380). 

3) Bekanntmachung vom 18. April 1874, betr. eine analoge Vereinbarung 
mit Grossbritanien (Zentralblatt, S. 143). 

y) Bekanntmachung vom 20. Juli 1873, betr. eine Abänderung des Verzeich- 
nisses der gewerblichen Anlagen, welche einer besonderen Ge- 
nehmigung bedürfen (R.-G.-B., $. 299). 

z) Gesetz vom 2. März 1874, betr. die einer besonderen Genehmigung bediür- 
fenden Anlagen (R.-G.-B., S. 19). 

. Gesetz vom 4. Mai 1868 über die Aufhebung der polizeilichen Beschränkungen 
der Eheschliessung (B.-G.-Bl., S. 159). Ist in Baiern nicht eingeführt. 


b. Gesetz vom 3. Juli 1869 betr. die Gleichberechtigung der Konfessionen in bürger- 

licher und staatsbürgerlicher Beziehung (R.-G.-Bl., S. 292). 

Gesetz vom 4. Mai 1870 betr. die Eheschliessung und die Beurkundung des 

Personenstandes von Bundes-Angehörigen im Auslande*) (B.-G.-Bl., S. 599). 

a) Gesetz vom 8. Febr. 1875, betr. Einführung dieses Ges. in Elsass-Lothrin- 
gen (R.-G.-B., S. 69). 

b) Uebereinkunft vom 3. Dezbr. 1874 mitItalien, betr. gegenseitigen Verzicht auf 
Beibringung von Trau-Erlaubniss-Scheinen (Zentralbl. 1875, 8. 155). 

. Gesetz vom 13. Mai 1870 wegen Beseitigung der Doppelbesteuerung (B.-G.-Bl., 

S. 119). 


. Gesetz vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und 
Staats-Angehörigkeit (B.-G.-Bl., S. 355) ; 
modifizirt durch das Gesetz vom 22. April 1871, betr. die Einführung Norddeut- 
scher Bundes-Gesetze in Baiern $. 9 (B.-G.-Bl., S. 87). 
a) Gesetz vom 21. Juli 1870, betr. die Wirksamkeit der $$. 17 und 20 des vorstehenden 
Gesetzes (B.-G.-Bl., S. 498). 
b) 8.29 des Gesetzes vom 22. April 1871, betr. die Einführung Norddeutscher 
Bundes-Gesetze in Baiern (R.-G.-B., S. 87). 
c) Gesetz vom 8. Januar 1873, betr. die Einführung des vorstehenden Ge- 
setzes vom 1. Juni 1870 in Elsass-Lothringen (R.-G.-B., S. 51). 


10. Gesetz vom 6. Juni 1870 über den Unterstützungs-Wohnsitz (R.-G.-Bl. S. 360). 
Dieses Gesetz gilt nicht für Baiern. **) 


or 


-1 


[0 #) 


Ne) 


*) Reichs-Gesetze vom 6. Febr. 1875, betr. Beurkundung des Personenstandes etc. 
etc., und vom 17. Febr. 1875, betr. das Alter der Grossjährigkeit, s. u. Nr. 13 des Art. 4. 
.A.6 und’. 
**) Von besonderem Werthe für die Interpretation dieser Gesetze sind die im »Zentral- 
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a) Gesetz vom 8. November 1871, betr. die Einführung des vorstehenden Ge- 
setzes in Württemberg und Baden (R.-G.-B., $S. 391). 

b) Bekanntmachung vom 6. Januar 1873, betr. das Regulativ zur Ordnung des 
Geschäftsganges bei dem Bundes-Amte für das Heimathswesen 
(Zentralblatt, 8. 4). 

11. Bundesraths-Beschluss, nach welchem seit dem Jahre 1868 zur Ueber- 
wachung des Auswanderungswesens ein Bundes-Kommissarius bestellt ist, 
der als Reichs-Beamter den Titel »Reichs-Kommissarius für Ueberwa- 
chung des Auswanderungswesens« führt und seinen Aufenthalt abwechselnd 
in Hamburg und Bremen zu nehmen hat. *) 


Zu der Nr. 2 des Artikels 4. 
Zur Entstehungs-Geschichte dieser Ziffer. 


Nach einer vom Bundes-Kommissar, Geheimrath Hofmann, im kon- 
stituirenden Reichstage abgegebenen Erklärung hat diese Ziffer 2 in dem von 
Preussen ursprünglich vorgelegten »Entwurfe einer Verfassung des Norddeutschen 
Bundes« nur folgendermassen gelautet: »Die Zoll- und Handels-Gesetz- 
gebung«. Bei Durchberathung des Entwurfs kam man jedoch zu der Ansicht, 
dass, da im damaligen Artikel 32 gewisse indirekte Steuern als Gegenstand der 
Bundes-Gesetzgebung genannt seien, diese Steuern der voliständigen Aufzählung 
halber auch in der Position 2 des Artikels 4 zu erwähnen seien (St. B., S. 274). 
Durch die Annahme des Antrages, dass das im Entwurfe enthaltene Wort »in- 
direkten« vor »Steuern« gestrichen werde, ist daher die Grenze der Gesetz- 
gebungs-Befugniss des Reiches auf diesem Gebiete sehr beträchtlich ausgedehnt 
worden. 


Nr.2. Zoll- und Handels-Gesetzgebung und die für Zwecke des 
Reiches zu verwendenden Steuern. 


I. Zoll- und Handelswesen. 


1. Zoll- und Handels-Vertrag vom 8. Juli 1867 mit Baiern, Württemberg, Baden 

und Hessen (B.-G.-Bl., S. 81). 
a) Erlass vom 16. November 1867, betr. die Vebertragung des Vorsitzesim 
Bundesrathe desZollvereins auf den Bundeskanzler (B.-G.-B., 8.9). 
b) Bekanntmachung vom 18. November 1868, betr. die Ausführung des Arti- 
kels6 des vorstehenden Vertrages (B.-G.-B, S. 518). 
c) Gesetz vom 1. Juli 1869, betr. dieSicherung derZollvereinsgrenze in den 
u Zollverein ausgeschlossenen Hamburgischen Gebietstheilen (B.-G.-B., 
. 370). 

2. Gesetz vom 23. Oktober 1867, betr. die Aufhebung der Eingangs-Abgabe von 
Rindvieh und Hammeln auf derGrenzlinie von Burg auf Fehmarn (B.-G.-B., S. 53). 
a) Verordnung vom 2. November 1867, betr. die Ausführung des vorstehenden 

Gesetzes (B.-G.-B., S. 15). 

3. Gesetz vom 18. Mai 1868, wegen Abänderung einzelner Bestimmungen der Zollord- 
nung und der Zoll-Strafgesetzgebung {B.-G.-B. S. 225). 

4. Gesetz vom 25. Mai 1868, betr. den Vereins-Zolltarif vom 1. Juli 1865 (B.-G.-B. 
S. 316). 

5. Vereins-Zoll-Gesetz vom 1. Juli 1869 (B.-G.-Bl., S. 317). 

a) Gesetz vom 17. Mai 1870, betr. die Abänderung des Vereins-Zolltarifs 
vom 1. Juli 1865 (B.-G.-Bl., S. 123). | 

b) Bekanntmachung vom 23. Mai 1870, betr. die neue Redaktion des Vereins- 
Zolltarifs (B.-G.-B., S. 143). 

c) Gesetz vom 7. Juli 1873, betr. die Abänderung des Vereins-Zolltarifs (R.-G.-B. 
S. 241). 


blatt für das Deutsche Reich« mitgetheilten Entscheidungen des Bundes-Amtes für Hei- 
mathswesen. 

**) Handbuch für das Preussische Herrenhaus, herausgegeben von Metzler. Dritte 
Ausgabe. Seite 104 und 105. —S. a. diesen Bd. Archiv, Abthl. III, S. 932 unten. 
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d) Bekanntmachung vom 12. Juli 1873, betr. die neue Redaktion des Zoll- 
tarifs (R.-G.-B., 8. 244). 

e) Gesetz vom 17. Juli 1871, betr. die Einführung des Artikels 33 der Reichs- 
Verfassung in Elsass-Lothringen (R.-G.-B., S. 325). 

f} Verordnung vom 19. August 1871, betr. das vorstehende Gesetz (R.-G.-B,, 
SE DIOR 

g) Verordnung vom 30. August 1871, betr. dasselbe Gesetz (R.-G.-B., S. 329). 

h) Bekanntmachung vom 26. August 1872, betr. die Bezeichnung der Haupt- 
Zollämter in Lübeck, Hamburg und Bremen. 

i) Bekanntmachung im Zentralblatt 1874, S. 76, nach welcher die bisherigen »Bevoll- 
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mächtigten des Zollvereins den Titel: »Reichs-Bevollmächtigte für Zölle 


und Steuern« führen. (Ein Verzeichniss S. 128.) 


Ferner gehören hierher: 
. Schifffahrts-Vertrag vom 14. Oktober 1867 zwischen dem Norddeutschen Bunde und 
dem Königreich Italien (B.-G.-B., S. 315). 
. Freundschafts-, Handels- und Schifffahrts-Vertrag vom 31. Oktober 1867 mit der 
Republik Liberia (B.-G.-B., 8. 167). 
. Handels- und Zoll-Vertrag vom 9. März 1868 zwischen dem Zollvereinu. Oester- 
reich (B.-G.-B., 8. 239). 


.Handels- und Schifffahrts-Vertrag vom 30. März 1868 mit Spanien (B.-G.-B. 


319322): 
a) Bekanntmachung vom 16. Juli 1868, betr. den unter dem 24. Juni 1868 zu dem 
vorstehenden Vertrage unterzeichneten Zusatzakt (B.-G.-B. S. 464). 


10. Handels- und Schifffahrts-Vertrag vom 8. Juli 1868 mit dem Kirchenstaate 


11. 


(B.-G.-B., 8. 408). 

Freundschafts-, Handels- u. Schifffahrts-Vertrag vom 20. Februar 1869 mit Japan 

(B.-G.-B. 1870, 8. 1). 

a) Bekanntmachung vom 20. Dezember 1869, betr. die Bestimmungen, unter 
denen der Handel mit Japan getrieben werden soll (B.-G.-B. 1870, 
S. 25). 


12. Handels- und Zoll-Vertrag vom 13. Mai 1869 mit der Schweiz (B.-G.-B,., 


S. 603). 


13. Freundschafts-, Handels- und Schifffahrts-Vertrag vom 28. August 1869 mit den 


Vereinigten Staaten von Mexiko (B.-G.-B. 1870, 8. 625). 


14. Freundschafts-, Handels- und Schifffahrts-Vertrag vom 13. Juni 1870 mit der 


Republik Salvador (R.-G.-B. 1872, S. 377). 


15. Zusatz-Konvention vom 11. Dezember 1871 zu dem Friedens-Vertrage mit Frank -- 


reich, Art. 17, wegen Erneuerung des Art. 23 des mit Frankreich am 2. August 

1562 abgeschlossenen Handels-Vertrages bis zum Jahre 1877 {R.-G.-B. 1872, $. 17). 

a) Zusätzliche Uebereinkunft vom 11. Oktober 1871 zum Friedens-Vertrage 
mit Frankreich (R.-G.-B., S. 363). 

b) Deklaration vom 8. Oktober 1873 des Artikels 11 der zusätzlichen Ueber- 
einkunft vom u. s. w. wie bei 1 (R.-G.-B., S. 365). 


16. Handels- und Schifffahrts-Vertrag vom 2. März 1872 zwischen Deutschland und 


1 


1 


2 


Ei 


Portugal (R.-G.-B., S. 254). | 
7. Freundschafts-, Handels- u. Schifffahrts-Vertrag vom 11. Juni 1873 mit Persien 
(R.-G.-B., 8. 351). 


II. Verbrauch-Steuern. 


A. Salz-Steuer. 
. Gesetz vom 12. Oktober 1367, betr. Erhebung einer Abzabe vom Salz (B.-G.-Bl., 
S. 41). 
. Uebereinkunft wegen desselben Gegenstandes vom 8. Mai 1867 (B.-G.-Bl. $. 49). 
a) Gesetz vom 17. Juli 1871, die Einführung des vorstehenden Gesetzes 
in Elsass-Lothringen (G.-B. f. E.-L., 8. 37). 
b) A lung vom 2. Aug. 1871, betr. denselben Gegenstand (G.-B.£. 
E.1..0.243\, 


B. Tabaks-Steuer. 


. Gesetz vom 26. Mai 1868, betr. die Besteuerung des Tabaks (B:-G.-B., S. 319). 
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a) Bundesraths-Beschluss vom 10. Febr. 1875, betr, die Steuer-Rückvergütung 
für ausgeführten Tabak (Zentralbl., S. 171). 


©. Branntwein-Steuer. 


1. Gesetz vom 4. Mai 1868, betr. die Erhebung einer Abgabe von der Branntwein- 
Bereitung in den Hohenzollerischen Landen (B.-G.-Bl., S. 151). 
a) Gesetz vom 15. November 1874, betr. die Abgabe von der Branntwein- 
Bereitung in den Hohenzollerischen Landen (R.-G.-B., 8. 133). 


3, Gesetz vom 8. Juli 1868, betr. die Besteuerung des Branntweins (B.-G.-Bl., S. 384). 

a) Gesetz vom 8. Juli 1868, betr. die subsidiarische Haftung des Brenne- 

rei-Unternehmers für Zuwiderhandlungen gegen die Branntwein-Steuer-Gesetz- 
gebung durch Verwalter, Gehülfen und Hausgenossen (B.-G.-B., 8. 404). 

b) Verordnung vom 29. Juli 1868, betr. die Einführung des Gesetzes wegen Be- 
steuerung des Braumalzes vom 4. Juli 1868 (s. unten) und des sub Nr. 2 benann- 
ten Gesetzes in Mecklenburg, Lauenburg, Lübeck und Preussischen und Ham- 
burgischen Gebietstheilen (B.-G.-B., S. 465). 

c) Verordnung vom 19. Oktober 1868, betr. die Einführung der sub 2,b ge- 
er Gesetze in Preussische und Hamburgische Gebietstheile (B.-G.-B., 

. 513). | 

d) Verordnung vom 5. Juni 1869, betr. die Einführung derselben Gesetze in 
der Hamburgischen Voigtei Moorwärder und in einem Theile der Preussischen 
Insel Wilhelmsburg (B.-G.-B., S. 251). 

e) Bekanntmachung vom 18. Juli 1872, betr. die Umrechnung der Uebergangs- 
Abgaben von Bier, Branntwein und geschrotenem Malz, bez. die 
Steuervergütungen bei der Ausführung nach Massgabe der pp. eingeführten metri- 
Bon ee (R.-G.-B., S. 298. cf. die Druckfehler - Berichtigung auf S. 376 des 

-G.-B.). 

f) Gesetz vom 16. Mai 1873, betr. die Besteuerung des Branntweins in 
Elsass-Lothringen (R.-G.-B., S. 111). 

g) Vertrag vom 9. April 1868 zwischen dem Norddeutschen Bunde und dem 
Grossherzogthum Hessen, betr. die Besteuerung des Branntweins 
und Biers in dem nicht zum Norddeutschen Bunde gehörigen Theile des Gross- 
herzogthums Hessen (B.-G.-B., S. 466). 

h) Gesetz vom 16. November 1874, betr. die Besteuerung des Branntweins 
in Gebietstheilen, welche in die Zollgrenze eingeschlossen wer- 
den (R.-G.-B., S. 134). 

a) Bundesraths-Beschluss vom 15. Juni 1875, betr. gewisse Steuerfreiheiten etc. 
etc. (Zentralbl., S. 376). 


D. Bier-Steuer. 
1. Gesetz vom 4. Juli 1868, betr. die Besteuerung des Braumalzes in verschiedenen 
zum Norddeutschen Bunde gehörenden Staaten und Gebietstheilen (B.-G.-B.,S. 384). 
a) Gesetz vomS8. Juli 1868, betr. die subsidiarische Haftung des Brauerei-Unternehmers 
für Zuwiderhandlungen gegen die Braumalz-Steuer-Gesetze durch Verwalter, Ge- 
werbsgehülfen und Hausgenossen (B.-G.-B., S. 403). 
b. c. d. e. f. Man sehe die Verordnungen sub C, 2, b, c, d und e, auch den Vertrag sub g. 


2. Gesetz vom 31. Mai 1872 wegen Erhebung der Brausteuer (R.-G.-B., 8. 153). 
Dieses Gesetz gilt für das innerhalb der Zolllinie liegende Reichsgebiet mit Ausschluss 
der Königreiche Baiern und Württemberg, des Grossherzogthums Baden, Elsass- 
Lothringen, des Grossherzoglich Sächsischen Vordergerichts Ostheim und des Herzog- 
lich Sachsen-Koburg-Gothaischen Amtes Königsberg, und hebt (mit einer Ausnahme 
im $. 22,I) alle gesetzlichen Vorschriften auf, welche über die Besteuerung des Biers 
und Essigs, des Malzes und der Malzsurrogate im Geltungsbereiche des Gesetzes be- 
stehen. Besondere Vorbehalte für Sachsen-Meiningen, Sachsen-Koburg-Gotha und 
Reuss ä. L., auch bezüglich der Abgaben-Erhebung von Kommunen und Korpora- 
tionen sehe man im $. 44). 

a) Bundesraths-Beschluss vom 20. Febr. 1875, betr. Entrichtung der Brau- 
steuerim Wege der Vermahlungs-Steuer (Zentralbl., S. 180). 


E. Zucker-Steuer. 
1. Gesetz vom 26. Juni 1869, betr. die Besteuerung des Zuckers (B.-G.-Bl., S. 282). 
a) Verordnung vom 7. August 1846, betr. die Besteuerung des im Inlande er- 
zeugten Rübenzuckers (Preussische Gesetzsammlung 8. 335). 
b) Gesetz vom 2. Mai 1870 wegen Abänderung des Gesetzes die Besteu- 
erung des im Inlande erzeugten Rübenzuckers (B.-G.-Bl., 8. 311). 
16* 
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c) Gesetz vom 17. Juli 1871, betr. Einführung des Gesetzes über die Besteue- 
rung des Zuckers in Elsass-Lothringen (G.-B. f. Elsass-Lothr. $. 37). 
d) Bekanntmachung vom 2. August 1871, betr. das vorstehende Gesetz (G.-B. 

f. Els.-Lothr. S. 243). 


Nr. 3. Mass-, Münz- und Gewichts-System, Emission von fundir- 
tem und unfundirtem Papiergeld. 


1. Mass- und Gewichts-Ordnung des Norddeutschen Bundes vom 17. August 1868 
(B.-G.-B. 8. 473). Dieselbe gilt in ganz Deutschland; in Baiern nach Gesetz vom 
26. November 1871. 

a) Bekanntmachung vom 16. Februar 1869, betr. die Errichtung einer Normal- 

Eichungs-Kommission zu Berlin (B.-G.-B., S. 46). 

b) Eich-Ordnung für den Norddeutschen Bund vom 16. Juli 1869 (B.-G.-B. Be- 

sondere Beilage zu Nr. 32, S. 1). Instruktion vom 10. Dezember 1869. 

a) Eichgebühren-Taxe für den Norddeutschen Bund vom 12. Dezember 1869 
(B.-G.-B. Beilage zu Nr. 40, 8.D. 

B) Bekanntmachung vom 6. Dezbr. 1869, betr. die äussersten Grenzen der im öf- 
fentlichen Verkehr noch zu duldenden Abweichungen der Masse, Ge- 
ie und Waagen von der absoluten Richtigkeit (B.-G.-B., 

. 698). 
Im Abschnitt B abgeändert durch: 

38) Bekanntmachung vom 25. Juli 1875, betr. Abänderung der Vorschrif- 
ten über die im Verkehr zulässige Fehlergrenze beizylindrischen 
Hohlmassen (Zentralbl., S. 436). 

y) Bekanntmachung vom 23. Februar 1870, betr. die vom 1. Januar 1872 ab unzu- 
lässigen älteren Gewichte (B.-G.-B. Beilage zu Nr. 2, S.]). 

6) Erster Nachtrag zur Eich-Ordnung vom 30. Juni 1870 (B.-G.-B. 1870. 
Beilage zu Nr. 29, 8. IV). 

e) Erster Nachtrag zur Eichgebiihren-Taxe vom 30. Juni 1870 (B.-G.-B. 
Beilage zu Nr. 29, 8. V). 

©) Bekanntmachung vom 15. Februar 1871, betr. die Vorschriften tiber Eichung 
und Stempelung von Massen und Messwerkzeugen für Brenn- 
materialien, sowie für Kalk und andere Mineralprodukte (B.-G.-B. Beilage 
zu Nr. 11). 

n) Bekanntmachung vom 16. August 1871, betr. die bei Massen und Messwerk- 
zeugen für Brennmaterialien etc. und bei Hökerwaagen noch zu dul- 
denden Abweichungen von der absoluten Richtigkeit (R.-G.-B., $. 328). 

9) Nachträge zur Eich-Ordnung und zur Eichgebühren-Taxe vom 
6. Mai 1871 (R.-G.-B., Beilage zu Nr. 23). 

ı) Anweisung vom 6. Mai 1871, betr. die Medizinal-@ewichte (B.-G.-B. Bei- 
lage zu Nr. 23). 

x) Nachträge vom 31. Januar 1872 zur Eich-Ordnung und zum Erlas& vom 
15. Februar 1871 [b, e] (R.-G.-B. Beilage zu Nr. 12, I, II). 

ı) Bekanntmachung vom 31. Januar 1871, betr. die Vorschriften über die Eichung 
une der Goldmünz-Gewichte (R.-G.-B. Beilage zu Nr. 12, 

. UI-V]). 

#) Bekanntmachung vom 10. März 1872, betr. die Vorschriften über die Eichung 
und Stempelung der Messapparate für Flüssigkeiten (R.-G.-B. 
Beilage zu Nr. 12, S. VI—X). 

») Bekanntmachung vom 1. Mai 1872, betr. die Anwendung von Präzisions- 
A elek in den Offizinen der Apotheken (R.-G.-B. Beilage zu Nr. 14; 

SB; 

&) Bekanntmachung vom 17. Juni 1875, betr. die in Apotheken zulässigen 
Waagen (Zentralbl., S. 374). 

0) Bekanntmachung vom 25. Juni 1872, betr. die Vorschriften über die Zulassung 
von Federwaagen zur Eichung und Stempelung und zur AÄnwen- 
dung beim Wägen von Eisenbahn-Passagier-Gepäck (R.-G.-B. 
Beilage zu Nr. 26, 8. I—-V). | 

rn) Nachträge zur Eich-Ordnung vom 25. Juni 1872 und zu der Bekannt- 

machung vom 15. Februar 1871 [b,e] {R.-G.-B. Beilage zu Nr. 26, $. VI-VIM. 

p) Bekanntmachung vom 14. Dezember 1872, betr. die bei Goldmünzen, bei 
Messapparaten für Flüssigkeiten und bei Federwaagen für Eisen- 
bahn-Passagier-Gepäck im Öffentl. Verkehr im Gebiete des Deutschen 
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Reiches mit Ausschluss Baierns noch zu duldenden Abweichungen von 
der absoluten Richtigkeit (Zentralblatt 1873, S. 3). 

co) Zusatz vom 20. Dezember 1872 zur Instruktion VI. Nr. 33 vom 10. Dezember 1869 
(Zentralblatt 1873, S. 25). 

x) Nachträge vom 28. bez. 30. Juni 1873 zur Eich-Ordnung und zur Eich- 
sebühren-Taxe (Zentralblatt, S. 215). 

v) Nachtrag (Vlter) vom 3. März 1874 zur Eich-Ordnung, nebst Zusatz zur 
Instruktion vom 10. Dezember 1869 (Zentralblatt, S. 167). 

») Bekanntmachung vom 30. April 1874, betr. Vorschriften wegen der eichamtlichen 
Ermittlung und Beglaubigung des Gewichts leerer Fasskörper beim Ex- 
port von Branntwein (Zentralblatt, S. 167). | 

c) Gesetz vom 10. März 1870, wegen Ergänzung der Mass- und Gewichts- 
Ordnung für den Norddeutschen Bund vom 17. August 1868 (B.-G.-B., 8. 46). 

d) Gesetz vom 26. November 1871, betr. die Einführung der Mass- und Ge- 
wichts-Ordnung in Baiern (R.-G.-B., S. 397). 

e) Gesetz vom 7. Dezember 1873, betr. die Abänderung der Mass- und Ge- 
wichts-Ordnung (R.-G.-B., S. 377). 

f) Gesetz vom 19. Dezemb. 1874, betr. Einführung der Mass- und Gewichts- 
Ordnung in Elsass-Lothringen (R.-G.-B. 1875, S. 1). 

g) Bekanntmachung vom 15. Mai 1875, betr. Einführung der Eich-Ordnung 
ete. und der Eichgebühren-Taxe etc., nebst allen abändernden etc. Be- 
stimmungen in Elsass-Lothringen (G.-B. f. Elsass-Lothr., S. 81). 

h) Bekanntmachung vom 24. Dezbr. 1874, betr. Neuaufstellung der Eichgebüh- 
ren-Taxe (Zentralbl. 1875, S. 83). 

o) Eichgebühren-Taxe v. 24. Dezemb. 1874 (Zentralbl. 1875, S. 94). 


2. Gesetz vom 4. Dezember 1871, betr. die Ausprägung von Reichs- Goldmünzen 
(R.-G.-B., 8,1404). 


3. Münz-Gesetz vom 9. Juli 1873 (R.-G.-B., S. 233). 


a) Bekanntmachung vom 6. Dezember 1873, betr. die Ausserkurssetzung der 
Landes-Goldmünzen und der landesgesetzlich den inländischen Münzen gleich- 
gestellten ausländischen Goldmünzen (R.-G.-B., S. 377). 

b) Bekanntmachung vom 22. Januar 1874, betr. das Verbot des Umlaufs der 
österreichischen und ungarischen Ein- und Zweiguldenstücke und 
VS niederländischen Ein- und Zweieinhalb-Guldenstücke (R.-G.- 
B. 8.12). 

c) Bekanntmachung vom 7. März 1874, betr. die Ausserkurssetzung der Kro- 
nenthaler, sowie der Münzen des Konventionsfusses (R.-G.-B., S. 21). 

d) Gesetz vom 20. April 1874, wegen Abänderung des Artikels 15 des Münz- 
gesetzes vom 9. Juli 1872 (R.-G.-B., S. 35). 

e) Bekanntmachung vom 29. Juni 1874, betr. das Verbot des Umlaufs aller nieder- 
ländischen Halbguldenstücke, sowie der österreichischen und un- 
garischen Viertelguldenstücke (R.-G.-B. S. 111). 

f) Bekanntmachung vom 2. Juli 1874, betr. die Ausserkurssetzung der Zwei- 
guldenstücke süddeutscher Währung (R.-G.-B. 8. 111). 

g) Bekanntmachung vom 16. Oktober 1874, betr. das Verbot des Umlaufs der fin- 
nischen Silbermünzen (R.-G.-B. 8. 126). 

h) Gesetz vom 15. November 1874, betr. die Einführung der Reichs-Münz- 
gesetze (2und 3) in Elsass-Lothringen (R.-G.-B., S. 131). 

i) Verordnung vom 31. Dezemb. 1874, betr. Einführung der Reichsmark- 
Rechnung in Elsass-Lothringen (G.-B. f. Elsass-Lothr. 1875, S. 8). 

k) Bekanntmachung vom 19. Dezember 1874, betr. die Ausserkurssetzung ver- 
schiedener Landes-Silber- und Kupfermünzen (R.-G.-B. S. 149). 

l) Bekanntmachung vom 19. Dezember 1874, betr. das Verbot des Umlaufs frem- 
der Silber- und Kupfermünzen (R.-G.-B. 8. 152). 

m) Allerh. Erlass vom 17. Febr. 1875, betr. einheitliche Benamung der 
Reichs-Goldmünzen (R.-G.-B., S. 72). 

n) Bekanntmachung vom 26. Febr. 1875, betr. das Verbot des Umlaufs polnischer 
ein Drittel- und ein Sechstel-Talara-Stücke (R.-G.-B., S. 134). 

0) Bekanntmachung vom 7. Juni 1875, betr. Ausserkurssetzung der Halb- 
guldenstücke süddeutscher Währung, sowie der vor dem Jahre 1753 ge- 
prägten 30- und 15-Kreuzerstücke deutschen Gepräges (R.-G.-Bl., S. 247). 

p) Verordnung vom 1. Juli 1875, betr. Einziehung der Doppelthaler deutschen Geprä- 
ges, der Dreieinhalb-Guldenstücke südd. Währung und der, auf Zwölftheilung des 
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Groschens beruhenden Dreipfennigstücke deutschen Gepräges (Armee - Verordn.- 
BI, 8. 149). 
4. Gesetz vom 16. Juni 1870 über die Ausgabe von Papiergeld (B.-G.-Bl., S. 507). 

a) Gesetz vom 28. September 1871, betr. die Aufhebung des gesetzlichen 
Kurses der Noten der Bank von Frankreich (G.-B. für Elsass - Lothr. 
S. 345). 

b) Gesetz vom 7. Januar 1872, betr. das Verbot der Zahlungsleistung mittelst 
ausländischen Papiergeldes, ausserdeutschen Banknoten und ähnl. Werthzeichen, 
mit Ausnahme bis auf Weiteres der Noten der Bank von Frankreich über 50 Frances 
und darüber (G.-B. f. Els.-Lothr., S. 59). 


5. Gesetz vom 21. Juli 1870, betr. die Gründung öffentlicher Darlehnskassen und die 
Ausgabe von Darlehns-Kassenscheinen (B.-G.-B., S. 499). (Dies Gesetz gilt nur 
innerhalb des ehemaligen Norddeutschen Bundes.) 

6. Gesetz vom 30. April 1874, betr. die Ausgabe von Reichs-Kassenscheinen (R.-G.-B. 
S. 40). 

a) Bekanntmachung vom 24. Dezember 1874, betr. Beschreibung der nach dem 
vorstehenden Gesetze auszugebenden Reichs-Kassenscheine (Zentralblatt 
1875., 8. 48). / 


Nr.4. Bankwesen. 


1. Gesetz vom 27. März 1870 über die Ausgabe von Banknoten (B.-@.-Bl. 0) 
Nach $. 6 sollte die Wirksamkeit dieses Gesetzes am 1. Juli 1872 erlöschen. 
a) Gesetz vom 16. Juni 1872, betr. Verlängerung der Wirksamkeit des Ge- 
setzes Nr. 1 {R.-G.-Bl., S. 169). Die Wirksamkeit des Gesetzes wurde bis zum 
30. Juni 1873 verlängert. 
b) Gesetz vom 30. Juni 1873, betr. denselben Gegenstand (B.-G.-Bl., 8. 159). 
Die Wirksamkeit des Gesetzes wurde bis zum 31. Dezember 1874 verlängert. 
c) Gesetz vom 21. Dezember 1874, betr. die Ausgabe von Banknoten (R.- 
GEBR: 103). 
2. Bank-Gesetz vom 14. März 1875 (R.-G.-B., S. 177). 
a)StatutderReichsbank. Vom 21. Mai 1875 (R.-G,-B., S. 203). 
b) Vertrag zwischen Preussen und dem Deutschen Reiche über Abtretung der 
Preuss. Bank an das Deutsche Reich. Vom17. u. 18. Mai 1875 (R.-G.-B., 
S. 215). | 


. 


Nr.5. Die Erfindungs-Patente.*) 
Vgl. Art. 21 des Zollvereins-Vertrages vom 8. Juli 1867 (B.-G.-B., 8. 103). 


a. Gesetz vom 13. November 1873, betr. die Erfindungs-Patente und die Fabrik - 
und Handelszeichen in Elsass-Lothringen (G.-B. f. Els.-Lothr., S. 774). 
aa) Verordnung vom 13. November 1873, betr. das vorstehende Gesetz (Ebendas. 

SU75), 


Nr. 6. Schutz des geistigen Eigenthums. 


1. Gesetz vom 11. Juni 1870, betr. das Urheberrecht von Schriftwerken, Abbildungen, 

musikalischen Kompositionen und dramatischen Werken (B.-G.-Bl., S. 339). 

a) Instruktion vom 12. Dezember 1870, betr. die Zusammensetzung und den Geschäfts- 
betrieb der Sachverständigen-Vereine (B.-G.-B., S. 696). 

b) $. 11 des Gesetzes vom 22. April 1871, betr. Einführung Norddeutscher Bundes- 
Gesetze in Baiern lässt den Art. 68 des Bairischen Gesetzes vom 28. Juni 1865, 
betr. den Schutz des Urheberrechtes von literarischen Erzeugnissen und Werken 
der Kunst in Geltung, und beseitigt nicht den, im Bundes-Gesetze nieht berührten 
Schutz von Erzeugnissen der bildenden Künste. 

a) Art. 18 der Zusatz-Konvention vom 11. Dezember 1871 zu dem Friedens-Vertrage 
mit Frankreich führt für die Beziehungen zwischen Frankreich und Elsass-Loth- 
ringen die Literar-Konvention zwischen Frankreich und Baiern vom 24. März 
1865 ein (R.-G.-B. 1872, 8.7). 

c) Gesetz vom 27. März 1873, betr. die Einführung des Gesetzes sub 1 in 
Elsass-Lothringen (R.-G.-B., S. 42). \ 
Hierher gehören ferner folgende Verträge: 


*) Man vergl. m Betreff’ des Ges. über Markenschutz unten »zu Art. 13« unter 6. 
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2. Vebereinkunft vom 12. Mai 1869 zwischen dem Norddeutschen Bunde und Italien 
wegen gegenseitigen Schutzes der Rechte an literarischen Erzeugnissen 
und Werken der Kunst (B.-G.-B., S. 624). 


3. Uebereinkunft vom 13. Mai 1869 mit der Schweiz wegen des gleichen Gegenstandes 
(B.-G.-B., 8. 624). 
a) Bekanntmachung vom 19. September 1873, betr. Ausdehnung des Vertrages 
sub 2 auf das Verhältniss zwischen Elsass-Lothringen und der Schweiz 
(G.-B. f. Els.-Lothr., S. 252). 


Nr. 7. Gemeinsamer Schutz des Deutschen Handels im Auslande, der Deut- 
schen Schifffahrt und ihrer Flagge zur See und Anordnung gemeinsamer Konsula- 
rischer Vertretung.”) 


A. Schifffahrt.**) 


I, Gesetz vom 25. Oktober 1867, betr. die Nationalität der Kauffahrtei-Schiffe und 

ihre Befugniss zur Führung der Bundesflagge (B.-G.-B., S. 35). 
Theilweise abgeändert durch: 
a) Gesetz vom 28. Juni 1873, betr. die Registrirung und die Bezeichnungder 

Kauffahrtei-Schiffe (R.-G.-B., S. 184). 

0) er} vom 13. November 1873, betr. denselben Gegenstand (R.- 

.-B., 8. 367). 
b) Verordnung vom 25. Oktober 1867, betr. die Bundesflagge für Kauffahrtei- 

Schiffe (B.-G.-B., S. 39). 

«) Verordnung vom 23. Dezember 1871, betr. der Verhütung des Zusammen- 
stossens der Schiffe auf hoher See (R.-G.-B., 8. 475). 

c) Bekanntmachung vom 5. Juli 1872, betr. die Schiffsvermessungs-Ordnung. 

RG SB RS. 970). 

a) Anweisung für die Deutschen Schiffsregister-Behörden vom 5. Januar 1873, betr. 
die Eintragung der nach der vorstehenden Schiffsvermessungs-Ordnung ermit- 
telten Vermessungs - Ergebnisse in die Schiffszertifikat-Formulare 
(Zentralblatt, S. 156). 

8) Ernennung zweier »Inspektoren zur Beaufsichtigung des Schiffs- 
Vermessungswesens im Deutschen Reiche«, eines für die Ost- und 
eines für die Nordseehäfen (Zentralblatt vom 7. Februar 1873, 8. 35). 

+) Bekanntmachung vom 13. Mai 1873, betr. die in den Seeuferstaaten fungirenden 
Schiffsregister-Behörden (Zentralblatt, S. 155). Nebst Druckfehler-Be- 
richtigung, S. 198. 

6) Anweisung vom 13. Februar 1874 für die Deutschen Schiffsregister-Behörden, 
wegen Bezeichnung der Ladungsfähigkeit der im Auslande erworbe- 
nen, im Inlande noch nicht vermessenen deutschen Schiffe in den Schiffsregi- 
stern und Schiffszertifikaten (Zentralblatt, S. 223). 

e) Bekanntmachung vom 8. Juli 1874, betr. die für Fahrten durch den Suezkanal 
zulässige anderweite Schiffsvermessung (Zentralblatt, S. 282). 

£) Bestimmungen vom 21. Dezember 1872, betr. die Anerkennung der in dä- 
nischen, Öösterreichisch-ungarischen und nordamerikanischen 
Schiffspapieren enthaltenen Vermessungs-Angaben in deutschen 
Häfen (Zentralblatt 1873, S. 163). 

££) Nachtrag dazu (Zentralbl. 1875, S. 324). 

n) Bestimmungen vom 2. Oktober 1873, über die Anerkennung der in franzö- 
sischen und britischen Schiffspapieren enthaltenen Vermessungs- 
Angaben in deutschen Häfen (Zentralblatt, S. 316). 

%) Bestimmungen vom 25. August 1874, über die Anerkennung der in italieni- 
schen Schiffspapieren enthaltenen Vermessungs-Angaben (Zen- 
tralblatt, 8.1323) 


2. Seemanns-Ordnung vom 27. Dezember 1872 (R.-G.-B., 8. 409). 


*) Die oben angeführten, die Schifffahrt betreffenden Gesetze sind in Abth. V, 
S. 1123 ff. des vorliegenden Bande Archivs enthalten. 

**) Ein Theil des hier aufgeführten, auf die Schifffahrt bezüglichen Gesetze kann auch 
als Abänderung des Deutschen Handels-Gesetzbuches angesehen werden; jedoch basiren 
diese Gesetze sämmtlich auf dem Gesetze vom 25. Oktober 1867, betr. die Nationalität der 
Kauffahrtei-Schiffe; deshalb sind dieselben als Modifikationen, bez. Ausführungen dieses 
Grundgesetzes zusammengestellt. 


% 
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a) Bekanntmachung vom 22. Februar 1873, betr. den Tarif der Kosten, welche 
für dieMusterungs-Verhandlungen von denSeemanns-Aemtern 
innerhalb des Bundesgebietes zu erheben sind (Zentralblatt, S. 62). 

ß) Bekanntmachung vom 5. Oktober 1874, betr. ein Verzeichniss der See- 
manns-Aemter und der ihnen vorgesetzten Landes-Behörden (Zen- 
tralblatt, 8. 376). 

Abgeändert durch: 
BB) Bekanntmachung vom 9. Mai 1875 (Zentralbl., S. 317). 
e) Gesetz vom 27. Dezember 1872, betr. die Verpflichtung deutscher Kauf- 

fahrtei-Schiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute (R.-G.-B.,S. 432). 

f) Bekanntmachung eines Verzeichnisses der Kommissionen für die Prü- 

fungen der Seeschiffer für grosse Fahrt (Zentralblatt 1874, S. 251, 

nebst Nachträgen, S. 385 und 432). 

g) Bekanntmachung des Reichskanzlers, betr. Ernennung dreier Inspektoren 
zur Beaufsichtigung des Steuermanns- und Schiffer-Prüfungs- 
wesens im Deutschen Reiche: (Zentralblatt 1874, 8. 314). *) 


3. Strandungs-Ordnung vom 17. Mai 1874 (R.-G.B., S. 73). 
. Gesetz vom 9. Januar 1875, betr. die Deutsche Seewarte (R.-G.B., S. 11). 


5. Bekanntmachung vom 31. Jan. 1875, betr. die Noth- und Lootsen-Ordnung für 
Schiffe auf See und auf den Küsten-Gewässern (Zentralbl., S. 124). 


6. Schifffahrts-Verträge sehe man unter II, 3 ff. 


B. Konsulatwesen. **) 


1. Gesetz vom 8. November 1867, betr. die Organisation der Bundes-Konsulate sowie 
Amtsrechte und Pflichten derselben (B.-G.-B., 8. 137). Theilweise abgeändert durch 
a) Gesetz vom 22. April 1871, betr. die Einführung Norddeutscher Bundes- 

Gesetze in Baiern, $ 3. 

b) Preussisches Gesetz vom 29. Juni 1865, betr. die Gerichtsbarkeit der Kon- 
suln, nebst Tarif vom 24. Oktober 1865. 

c) Bekanntmachung vom 15. März 1868, betr. den provisorischen Gebühren- 
tarif für die Konsuln des Norddeutschen Bundes (B.-G.-B., S. 21). Diese 
Bekanntmachung ist aufgehoben und ersetzt durch: 

d) Gesetz vom 1. Juli 1872, betr. die Gebühren und Kosten bei den Konsula- 
ten des Deutschen Reiches (R.-G.-B., 8. 245). 

e) Allgemeine Dienst-Instruktion vom 6. Juni 1871 für die Konsuln des Deut- 
schen Reiches (Archiv d. Deutschen Reiches, Bd. I, S. 1169 £.). 

f} Nachtrag vom 22. Februar 1873, zu vorstehender Instruktion (Ebenda). 

g) Gesetz vom 30. März 1874, betr. die Einschränkung der Gerichtsbarkeit 
der Deutschen Konsuln in Egypten (R.-G.-B., 8. 23). 


Ferner gehören hierher: ***) 

2.Konsular-Konvention vom 21. Dezember 1868 zwischen dem Norddeutschen 
Bunde und Italien (B.-G.-B., 1869. S. 113). | 
a) Konsular-Vertrag vom 7. Februar 1872 zwischen dem Deutschen Reich und Ita- 

lien (R.-G.-B., 8. 134). 

3. Konsular-Konvention vom 22. Februar 1870 zwischen dem Norddeutschen 
Bunde und Spanien (B.-G.-B., S. 99). 

a) Konsular-Konvention vom 12. Januar 1872 zwischen Deutschland und Spa- 
nien (R.-G.-B., S. 211). 

4. Konsular-Konvention vom 11. Dezember 1871 zwischen Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika, nebst Schlussprotokoll vom 29. April 
1872 (R.-G.-B. 1872, S. 95). 

5. Deklaration vom 11. Januar 1872, betr. die Ausdehnung der zwischen Preussen und 
den Niederlanden am 16. Juni 1856 abgeschlossenen Konsular-Konvention auf 
die Konsuln des Deutschen Reiches in den Niederländischen Kolonien (R.- 
G.-B., 8. 67). 

6. Konvention vom 12. Novbr. u. 31. Oktober 1875 über die Regulirung von Hin- 
terlassenschaften zwischen dem Deutschen Reiche und Russland (R.-G.-B., 
1875, 8. 134). 


> 


* Ueber die Prüfungen der Schiffer u. s. w. vergleiche man L,4, k.u.l. 
**) Die bezügl. Gesetze u. s. w. sind unten, in Abtheil. V. S. 1121 ff. abgedruckt. 
***) Vgl. die Konsular-Konventionen im Arch. Bd. IV. : 
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7. Konsular-Vertrag vom 8. Dezbr. u. 26. Novbr. 1874 zwischen dem Deutschen 
Reiche und Russland (R.-G.-B. 1875, 8. 145). 


Nr.8. Eisenbahnwesen, Land- und Wasser-Strassen. 


A. Eisenbahnwesen. 


1. Bekanntmachung vom 3. Juni 1870, betr. das Bahnpolizei-Reglement für die 
Eisenbahnen im Norddeutschen Bunde (B.-G.-B., S. 461). Abgeändert durch 
a) Bekanntmachung vom 29. Dezember 1871, betr. die Abänderung und Aus- 
dehnung der vorstehenden Bekanntmachung (R.-G.-B. 1872., S. 34). 
Nr. 1 und 1a sind aufgehoben und ersetzt durch: 


2. Bekanntmachung vom 4. Januar 1875, betr. das Bahnpolizei-Reglement für die 
Eisenbahnen Deutschlands (Zentralblatt S. 67). 


3. Bekanntmachung vom 10. Juni 1870, betr. das Betriebs-Reglement für die 
Eisenbahnen im Norddeutschen Bunde (B.-G.-B., S. 419). 


a) Bekanntmachung vom 22. Dezember 1871, betr. Abänderungen des Betriebs- 
reglements und Ausdehnung des »Betriebs-Reglements für die Eisen- 
bahnen Deutschlands«, auf die Eisenbahnen in Württemberg, Baden, Hessen, 
Sieh des Mains und Elsass- Lothringen (R.-G.-B., S. 473). (Gilt nicht für 

aiern.) 
a) Bekanntmachung vom 5. August 1872, betr. Abänderungen des Betriebs- 
Reglements für die Eisenbahnen Deutschlands (R.-G.-B., S. 360). 

b) Bekanntmachung vom 16. April 1875, betr. das Bahnpolizei-Reglement und die 
Signal-Ordnung v. 4. Januar 1875 (G.-B. f. Elsass-Lothr., S. 65). (Betreff. Einfüh- 
rung derselben in E.-L.) 

Nr. 3, 3a und 3a a sind aufgehoben und ersetzt durch: 
4. Bekanntmachung vom 11. Mai 1874, betr. das Betriebs-Reglement für die Eisen- 
bahnen Deutschlands (R.-G.-B., S. 84) und 

a) Bekanntmachung vom 14. Mai 1874, betr. denselben Gegenstand (Zentral- 
blatt, 8.179). 

b) Bekanntmachung vom 11. Januar 1875, betr. die Ausführung des $. 64 des 
Betriebs-Reglements (Zentralblatt, S. 108). 

5. Gesetz vom 27. Juni 1873, betr. die Errichtung eines Reichs-Eisenbahn-Amtes 

(R.-G.-B., S. 164). | 

a) Bekanntmachung vom 4. Januar 1874, betr. das Regulativ zur Ordnung des Ge- 
schäftsganges bei dem durch Richter verstärkten Reichs-Eisenbahn-Amte 
(Zentralblatt, S. 27). 

b) Gesetz vom 1. Mai 1874, betr. Erwerbung eines Dienstgebäudes für das 
Reichs-Eisenbahn-Amt (R.-G.-B., 8. 39). 

c) Bekanntmachung vom 13. November 1874, betr. die Publikation der Eisen- 
bahn-Fahrpläne (Zentralblatt, S. 426). 

d) Bekanntmachung vom 15. November 1874, betr. die Beschwerdebücher (Zen- 
tralblatt, S. 427). 

e) Bekanntmachung vom 18. Dezember 1874, betr. Ausrufe der Stations-Namen 
(Zentralblatt 1875, S. 45). 

f} Bekanntmachung vom 29. Dezember 1974, betr. Tarif-Erhöhungen (Zentral- 
blatt 1875, 8. 79). 

g) Bekanntmachung vom 31. Dezember 1874, betr. Vermehrung der direkten 
Expeditionen (Zentralblatt 1875, 8. 79). 

h) Bekanntmachung vom 4. Januar 1875, betr. die Signal-Ordnung für die Eisen- 
bahnen Deutschlands (Zentralblatt, S. 73). 

Vgl. oben unter 3a, ß, b. 

i) Bekanntmachung von 8. April1875. Ambulante Kontrole über die Ausübung 
des Betriebs-Dienstes bei Eisenbahnen (Zentralbl., S. 289). 

k) Bekanntmachung vom 13. April 1875, betr. Beförderung von Thieren auf den 
Eisenbahnen (Zentralbl., S. 296). 

1) Bekanntmachung vom 6. Mai 1875, betr. Form und Ausstattung der Tarife 
(Zentraibl., S. 319). 

m) Bekanntmachung vom 9. Mai 1875, betr. Anwendung englischer Weichen 
ete. etc. (Zentralbl., S. 324). 

n) Bekanntmachung vom 18. Mai 1875, betr. Uebersicht der Anforderungen etc. 
bei definitiver Anstellung der Eisenbahn-Betriebs-Beamten. 

o) Bekanntmachung vom 14. Mai 1875, betr. Neigungszeiger (Zentralbl., 8. 357). 
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p) Bekanntmachung vom 31. Mai 1875, betr. Interkommunikations-Signale 
zwischen Passagieren und Zugpersonal (Zentralbl., $. 382). 


. Gesetz vom 11. Dezember 1871, betr. Einführung des Abschnittes III der 


Reichs-Verfassung (Eisenbahnwesen) in Elsass-Lothringen (R.-G.-B.,S. 444). 

a) Gesetz vom 14. Juni 1871, betr. die Beschaffung von Betriebsmitteln für 
die Eisenbahnen in Elsass-Lothringen (R.-G.-B., S. 253). 

b) Allerhöchster Erlass vom 9. Dezember 1871, betr. Errichtung einer Kaiser- 
lichen General-Direktion der Eisenbahnen in Elsass- Lothringen 
(R.-G.-B., S. 480). 

a) Verordnung vom 27. Februar 1872, betr. die Kautionen der, bei der Verwal- 
tung der Reichs-Eisenbahnen in Elsass-Lothringen angestellten Be- 
. amten (R.-G.-B. S. 59). 

c) Gesetz vom 22. November 1871, betr. den ausserordentlichen Geldbedarf für die 
Reichs-Eisenbahnen in Elsass-Lothringen (R.-G.-B., 8. 396). 

d) Gesetz vom 15. Juni 1872, betr. denselben Gegenstand (R.-G.-B., S. 209). 

e) Gesetz vom 18. Juni 1873, betr. denselben Gegenstand (R.-G.-B., S. 143). 

f) Gesetz vom 15. Juli 1872, betr. die Uebernahme der Verwaltung der Wil- 
helm-Luxemburg-Eisenbahnen nebst Uebereinkunft vom 11. Juli 1879. 
BR.2E.-B,,-8. 339). 

g) Uebereinkunft vom 11. Juli 1873 zwischen Deutschland und Belgien, betr. den 
Betrieb des auf belgischem Gebiete liegenden Theils der Wilhelm-Luxem- 
burg Eisenbahnen (R.-G.-B., S. 339). 


Ferner gehören hierher: 


. Gesetz vom 31. Mai 1870, betr. die St. Gotthard-Eisenbahn (B.-6.-B,, 8. 312). 


Aufgehoben und ersetzt durch: 


. Gesetz vom 2. November 1871, betr. die St. Gotthard-Eisenbahn (R.-G.-B., 


S. 375). ' 
a) Uebereinkunft vom 28. Oktober 1871, zwischen Deutschland, Italien und 


der Schweiz, betr. Herstellung und Subventionirung einer Eisenbahn über de 
St. Gotthard (R.-G.-B. 8. 376). a | 3 


. Uebereinkunft vom 8. Juli 1871 zwischen dem Deutschen Reiche und Russland 


wegen Herstellung einer Eisenbahn von Lycek nach Brest-Litewsk 


IR. -G.-B..:1872,°8. 28). 


10. 


11 


12 


Uebereinkünfte zwischen dem Deutschen Reiche und den Niederlanden, betr. die 

Herstellung einer Eisenbahn: 

a) von Boxtel über Gennep nach Cleve und Weselv. 18. August 1871 
(Ba B24872, 8,99). 
Uebereinkunft vom 13. Nov. 1874, betr. Abänderung der vorstehenden Ueber- 
einkunft (R.-G.-B. 1875, S. 120). 

b) Wr nach Nieuwe Schaus, vom 3. Juni 1874 (R.-G.-B. 1875, 

c) Zwischen München-Gladbach und Antwerpen, vom 13. Nov. 1874 (R.-G.- 
B. 1875, 8. 112). 

d) von Enschede über Gronau und Ochtrup zum Anschluss an die Preuss. 
en vom Rheine nach Münster, vom 12. Mai 1864 (R.-G.-B. 1875, 


. Vertrag vom 21. Mai 1872 zwischen dem Deutschen Reiche und Oesterreich-Un- 


garn wegen Herstellung einer Eisenbahn zwischen Görlitz und Reichenbe 
(R.-G.-B., 8. 353). nberg 


. Vertrag vom 21. Mai 1872 zwischen dem Deutschen Reiche und Oesterreich-Un- 


garn wegen Herstellung einer Eisenbahn zwischen Leobschütz und Jägerndorf 
und zwischen Neisse und Olberseldorf (R.-G.-B., 8. 362). 


13. Gesetz vom 5. November 1874, betr. die Disziplinar-Kammer für die Beamten 


14. 


der Reichs-Eisenbahn - Verwaltung, welche im Ausland hnen 
(R.-G.-B., 8. 128). 5 e wohnen 


Verordnung vom 5. Juli 1875, betr. Tagegelder, Fuhr- und Umzugs-Kosten 
Mer der Reichs-Eisenbahn- und der Post-Verwaltung (R.-G.- 


Nr. 9. Flösserei und Schifffahrts-Betrieb auf den mehren Staaten 


Zu Art. 4. Uebersicht der zu Ziffer 9, 10 ergangenen Gesetze. 251 


gemeinsamen Wasserstrassen, der Zustand der letztern, sowie die 
Fluss- und Wasserzölle; desgleichen die Seeschifffahrts-Zeichen.*) 


1. Gesetz vom 1. Juni 1870 über die Abgaben von der Flösserei (B.-G.-B., S. 312). 
Theilweise abgeändert durch: 


2. Gesetz vom 22. April 1871, betr. die Einführung Norddeutscher Bundes-Gesetze in 
Baiern, 88. 8, 12 (B.-G.-B., 8.89). 
a) Verordnung vom 1. Juni 1870, betr. die Ausführung des vorstehenden Ge- 
setzes (B.-G.-B., S. 314). 
b) ae vom 19. Februar 1871, betr. denselben Gegenstand (B.-G.-B., 
31): 
c) Due vom 13. Februar 1874, betr. denselben Gegenstand (R.-G.-B. 
.14). 


3. Gesetz vom 11. Juni 1870, wegen Aufhebung der Elbzölle (B.-G.-B., S. 416). 
a) Vertrag vom 22. Juni 1870 zwischen dem Norddeutschen Bunde und Oester- 
reich, betr. denselben Gegenstand /B.-G.-B., 8. 417). 


4. Gesetz vom 29. Januar 1873, betr. die Aufhebung der Abgaben der Binnenschiff- 
fahrt in Elsass-Lothringen (R.-G.-B., S. 59). 


Nr. 10. Das Post- und Telegraphenwesen. 


A. Das Postwesen. 


1. Gesetz vom 2. November 1867 über das Postwesen des Norddeutschen Bundes 

(B.-G.-B., 8. 65). 

a) Präsidial-Erlass vom 18. Dezember 1867, betr. die Verwaltung des Post- und 
Telegraphenwesens (B.-G.-B., S8. 328). 

b) Präsidial-Erlass vom 10. Juni 1868, betr. die Aufhebung der Ober-Post- 
Direktion in Stralsund und die Vereinigung des Geschäftskreises derselben 
mit demjenigen der Ober-Post-Direktion in Stettin (B.-G.-B., S. 341). 

c) Präsidial-Erlass vom 25. November1868, betr. die Abzweigung der Post-Ver- 
waltungs-Geschäfte für dieLanddrosteien Aurich und Osnabrück 
von derOÖber-Post-Direktion zu Hannover und Zulegung derselben 
zu der ÖOberpost-Direktion in Oldenburg (B.-G.-B., 8. 567). 

d) Präsidial-Erlass vom 24. April 1869, betr. die Aufhebung der Ober-Post- 
Direktion in Minden, die Ueberweisung der Post-Verwaltungs- 
Geschäfte für den Regierungs-Bezirk Minden und die Fürstenthü- 
mer Schaumburg-Lippe und Lippe an die Ober-Post-Direktion in 
Münster und Uebertragung der Post-Verwaltungs-Geschäfte für 
die Fürstenthümer Waldeck und Pyrmont an die Ober-Post-Direk- 
tion in Kassel (B.-G.-B., S. 129). 

e) Gesetz vom 5. Juni 1869, betr. die Portofreiheiten im Gebiete des Norddeut- 
schen Bundes (B.-G.-B., S. 141). 

a) Gesetz vom 29. Mai 1872, betr. die Einführung des vorstehenden Gesetzes im 
Verkehr mit Baiern und Württemberg (R.-G.-B., 8. 167). 

f) Verordnung vom 29. Juni 1869, betr. die Kautionen der bei den Verwaltungen 
der Post, der Telegraphen und des Eisenbahnwesens angestellten Beamten (B.- 
G.-B., 8. 285). (Gehört streng genommen nicht hierher.) 

a) Verordnung vom 14. Juli 1871, betr. die Aenderung einiger in der vorstehen- 
den Verordnung über die Kautionen der Postbeamten enthaltenen Bestimmungen 
(R.-G.-B., S. 316). 

8) Verordnung vom 12. Juli 1873, betr. die Beschaffung der Kautionen der Post- 
und Telegraphen-Beamten (R.-G.-B., S. 298). 

y) Verordnung v. 5. Juli 1875, betr. Tagegelder ete., s. u. A. 14 oben. 

g) Präsidial-Erlass vom 22. September 1869, betr. die Aufhebung der Ober-Post- 
Direktion in Bromberg und Vereinigung ihres Geschäfts-Kreises mit dem 
der Ober-Post-Direktion in Posen (B.-G.-B., 8. 659). 

h) Bekanntmachung vom 29. August 1870, betr. dieportopflichtige Korrespon- 
denz zwischen Behörden verschiedener Bundesstaaten (B.-G.-B., 


S. 514). 
a) Bekanntmachung vom 17. April 1872, betr. denselben Gegenstand (R.- 
G.-B., 8. 108). 


#) Vergl. Verordnung vom 31. Jan. 1875 oben unter Art. 4, Nr. 7, Ziffer 5. 
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ß) Bekanntmachung vom 8. Juli 1873, betr. denselben Gegenstand (R.-G.-B., 
3. 232). 
y) Bekanntmachung vom 31. Oktober 1873, betr. die portopflichtige Korrespondenz 
N den Behörden des Reichs und Oesterreich-Ungarn (R.-G.-B., 
. 366). 

i) Präsidial-Erlass vom 28. Dezember 1870, betr. die Aufh ebung der Ober-Post- 
Direktion in Aachen und die Vereinigung mit der Ober-Post-Direk- 
tion in Köln (B.-G.-B. 1871, 8. 1). 

k) Allerhöchster Erlass vom 14. März 1871, betr. die Abzweigung der Post- 
Verwaltungs-Geschäfte für einige Gebietstheile der Provinz Hannover von 
der Ober-Post-Direktion in Hannover und Zulegung zu der Ober- Post - Direktion 
inBraunschweig (B.-G.-B., S. 86). 

I) Allerhöchster Erlass vom 1. April 1871, betr. das Rangverhältniss der Post- 
räthe und Ober-Posträthe (R.-G.-B., S. 103). 


2. Gesetz vom 28. Oktober 1872 über das Postwesen des Deutschen Reiches (R.- 

G.-B., S. 347). 

a) Allerhöchste Ordre vom 22. November 1871, betr. die Errichtung einiger 
Ober-Post-Direktionen (R.-G.-B., S. 472). 

b) Post-Reglement vom 30. November 1871 (Post-Amts-Blatt Nr. 62). 

a) Abänderung desselben vom 2. März 1873 (Zentralblatt, S. 78). 

B) Fernere Abänderung des Post-Reglements vom 27. Juni 1873 (Zentral- 
blatt, $. 229). 

y) Fernere Abänderungen des Post-Reglements vom 25. Dezember 1873 {Zentral- 
blatt 1874, 8. 11). 

6) Bekanntmachung vom 15. Januar 1873, betr. die Versiegelung der Briefe 
mit Werthangabe (Zentralblatt, 8. 24). 

€) Bekanntmachung vom 31. Januar 1873, betr. grössere Beweglichkeit des A uf- 
sichts- undKontrol-Apparats der Postverwaltung (Zentralblatt, S. 43). 

C) Bekanntmachung vom 13. März 1873, betr. Behandlung der mit dem Vermerk 
»Sofort zum Protest« versehenen Postmandate (Zentralblatt, 8. 107). 
£{) Bekanntmachung vom 3. März 1873, betr. Ausführung vorstehender 

»Abänderungen« (Zentralblatt, 8. 118). 

n) Bekanntmachung vom 15. Mai 1873, betr. nähere Bezeichnung des Schuldners 

3 Uebermittelung der auf Postmandate eingezogenen Beträge (Zentralblatt 
6); 

%) Bekanntmachung vom 15. September 1873, betr. Verkauf von Postkarten mit 
bezahlter Rückantwort (Zentralblatt, S. 308). 

ı) Bekanntmachung vom 10. Oktober 1873, betr. Kontrole der Post-Anstalten ber 
die Versteuerung der vom Auslande unter Band eingehenden steuer- 
pflichtigen Zeitungen (Zentralblatt, $. 339). 

%) Bekanntmachung vom 14. Oktober 1873, betr. Postmandate mit dem Vermerk 
»Sofort zum Protest« (Zentralblatt, S. 339). 

2) B lnaenunz vom 21. Oktober 1873, betr. Postmandate (Zentralblatt 

. 340). 

u) Bekanntmachung vom 16. November 1873, betr. Einführung von Post- 
packet-Adressen (Zentralblatt, S. 367). 

v) Bekanntmachung vom 12. August 1874, betr. Postmandate an Adressaten, 
über deren Vermögen Konkurs ausgebrochen ist (Zentralblatt, S. 317). 

&) Bekanntmachung vom 30. Jan. 1875, betr. Postwerthzeichen in Reichs- 
mark-Währung (Zentralbl., 8. 118). 

0) Bekanntmachung vom 3. Febr. 1875, betr. Bücherpost (a.a. 0. 136). 

r) Bekanntmachung vom 10. Febr. 1875, betr. Vorausbezahlung der Bestell- 
gebühr für frankirte Postsendungen (a. a. O., 8. 137). 

p) Bekanntmachung vom 19. März, betr. unzulässige Verwendung aus Brief- 
en ausgeschnittene Franko-Stempel für Frankirung (a. a. O., 

257). 

s) Bekanntmachung vom 23. April 1875, betr. Versendung von Waaren-Pro- 
ben (a. a. O., S. 308). 

t) Bekanntmachung vom 22. Mai 1875, betr. Versendung offener Geschäfts- 
karten (a.a.0.,S. 345). 

c) Gesetz vom 20. Juni 1872, betr. die Verwendung des Ueberschusses aus 
der Verwaltung der französischen Landesposten durch die Deutsche Reichs- 
post-Verwaltung während des Krieges gegen Frankreich in den Jahren 1870 und 
1871.(R. GB 8 23) 

d) Allerhöchster Erlass vom 29. August 1872, betr. die Kaiser-Wilhelm-Stif- 
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3. 


ine für die Angehörigen der Deutschen Reichs-Postverwaltung (R.-G.-B., 

. 978). 

e) Allerhöchster Erlass vom 5. März 1873, betr. die Errichtung einer Ober-Post- 
Direktion in Hamburg und die Abgrenzung der Bezirke einiger anderer 
OÖber-Post-Direktionen (R.-G.-B., 8. 53). 

f) Allerhöchster Erlass vom 4. Dezember 1873, betr. die Einrichtung einer Ober- 
Post-Direktion in Bremen (R.-G.-B., S. 378). 

g) Erlass vom 12. Juni 1874, betr. die Abänderung des Bezirksumfangs der 
a nn seelozen in Koblenz, Frankfurt a/M., Kassel u. Erfurt (R.-G.- 

S78u103:) 


. Gesetz vom 4. November 1867 über das Post-Taxwesen im Gebiete des Norddeut- 


schen Bundes (B.-G.-B., 8. 75). 


. Gesetz vom 28. Oktober 1872 über das Post-Taxwesen im Gebiete des Deutschen 


Reiches (R.-G.-B., S. 358). 
a) Gesetz vom 17. Mai 1873, betr. einige Abänderungen des vorstehenden 
Gesetzes (R.-G.-B., S. 107). 
a) Gesetz vom 8. Febr. 1875, betr. Einführung obigen Gesetzes in Elsass-Lo- 
thringen (R.-G.-Bl., S. 69). 
b) Gesetz vom 3. November 1874, betr. Abänderung des vorstehenden Ge- 
setzes (R.-G.-B., 8. 127). 


. Post-Ordnung vom 18. Dezbr. 1874 (Zentralbl. 1875, S. 6). 


a) Erläuterungen zur neuen Post-Ordnung (a. a. O., S. 41). 
b) Bekanntmachung vom 1S. Dezbr. 1874, betr. Umrechnung der Postporto- 
Tarifein Reichsmark-Währung (a. a. 0., S. 44). 


B. Telegraphenwesen. 


. Telegraphen-Ordnung vom Dezember 1868 (Koller, Archiv des Norddeutschen 


Bundes. 1. S. 1213). 


. Gesetz vom 16. Mai 1869, betr. die Einführung von Telegraphen -Freimarken 


(B.-G.-B., 8. 377). 

a) Bekanntmachung vom 10. Juli 1869, betr. denselben Gegenstand. 

b) Instruktion vom 15. Juli 1869, betr. denselben Gegenstand. 

c) Gesetz vom 3. Febr. 1875, betr. Einführung desselben Gesetzes in Elsass- 
Lothringen {R.-G.-Bl., S. 69). 


. Erlass vom 16. Mai 1870, betr. die Aufhebung der Telegraphen-Direktion 


in Schwerin und die Vereinigung des Geschäfts-Kreises derselben mit dem- 
jenigen der Telegraphen-Direktion in Hamburg (B.-G.-B., 8. 274). 


. Allerhöchster Erlass vom 21. Dezember 1871, betr. die Telegraphen-Direktio- 


nen in Karlsruhe und Strassburg i.E. (R.-G.-B., 1872, 8.1). 


. Allerhöchster Erlass vom 27. Dezember 1871, betr. den Rang der Telegraphen- 


Direktoren (R.-G.-B. 1872, 8.7). 


. Telegraphen-Ordnung für das Deutsche Reich vom 21. Juni 1872 (R.-G.-B. 


8.213). 
a) Bekanntmachung vom 28. April 1873, betr. Abänderung einzelner Bestim- 
mungen der Telegraphen-Ordnung (Zentralblatt, S. 150). 


. Reglement vom 11. Mai 1873, betr. die Benutzung des innerhalb des Deutschen 


Reichs-Telegraphen-Gebietes gelegenen Eisenbahn-Telegraphen zur Beförde- 
rung solcher Depeschen, welche nicht den Eisenbahndienst betreffen (Zentralblatt, 
S. 177). 

Hierher gehören auch: 


die Post-Verträge zwischen dem Norddeutschen Bunde und 
T: 
2. 


Baiern, Württemberg und Baden vom 23. November 1867 (B.-G.-B., S. 41). 

dem Norddeutschen Bunde, Baiern, Württemberg und Baden einerseits und dem 

Kaiserthum Oesterreich andererseits vom 23. November 1867 (B.-G.-B., 8. 69). 

und dem Kaiserthum Oesterreich vom 30. November 1867, betr. die geschlossenen 

Posttransite (B.-G.-B., S. 97). 

a) Post-Vertrag zwischen Deutschland und der österreich-ungarischenMonar- 
chie vom 7. Mai 1872 (R.-G.-B. 1873, 8.1). 


.und Luxemburg vom 23. November 1867 (B.-G.-B., S. 191). 


a) ee zwischen Deutschland und Luxemburg vom 19. Juni 1872. (R.-G.-B., 
. 338). 
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5. und Norwegen vom 17. Februar 1868 (B.-G.-B., 8. 117). 
6. und den Vereinigten Staaten von Nordamerika vom 21. Oktober 1867, betr. 
'Vervollkommnung des Postdienstes (B.-G.-B., 8. 245). 
a) Additional-Vertrag vom 7./23. April 1870 (B.-G.-B., 8. 594). 
b) Additional-Vertrag vom 14. Mai (31. März) 1871 (R.-G.-B., S. 245). 
7. und Belgien vom 26. März 1868, betr. den Austausch von kleinen Packeten u. s. w. 
B.-G,B. 8 205), 
8. und Belgien vom 29. Mai 1868 (B.-G.-B., 8. 343). 
a) Additional-Vertrag vom 22. November 1874 (R.-G.-B. 1875, 8. 12). 
9. und Dänemark vom 7/8. April 1868 (B.-G.-B., 8. 157). 
10. und Schweden vom 23/24. Februar 1869 (B.-G.-B., S. 73). 
a) 1. Additional-Vertrag | vom 20. März 1870, bez. 25. Mai 1873 (R.-G.-B., 
b) 2. Additional-Vertrag S. 87, bez. 8. 198). : 
11. dem Norddeutschen Bunde, Baiern, Württemberg und Baden einerseits und der 
Schweiz andererseits vom 11. April 1868 (B.-G.-B., S. 481). 
12. Se en-Vertrag mit Luxemburg vom 25/28. Mai 1868 (B.-G.-B., 
13. dem Norddeutschen Bunde, Baiern, Württemberg und Baden einerseits und Italien 
andererseits, vom 10. November 1868 (B.-G.-B. 1869. S. 55). 
14. und dem Kirchenstaate vom 22. April 1869 (B.-G.-B. 8. 169). 
15. und den Niederlanden vom 1. September 1868 (B.-G.-B. 1870. S. 547). 
16. dem General-Postamte des Norddeutschen Bundes und dem General-Postamte des 
Vereinigten Königreichs von Grossbritannien und Irland (B.-G.-B. 8. 565). 


Ferner die Post-Verträge zwischen Deutschland 

17. und Frankreich vom 14. Februar 1872 (R.-G.-B., S. 111). 

18. und Spanien vom 19. April 1872 (R.-G.-B., 8. 137). 

19. und Russland vom 26/14. Mai 1872 (Additional-Vertrag zu dem Post-Vertrage 
vom 22/10. August 1865, R.-G.-B., 8. 238). 

20. und Luxemburg vom 19. Mai 1872 (R.-G.-B. 8. 338). 

21. und der Österreichisch-ungarischen Monarchie vom 7. Mai 1872 (R.- 
G.-B. 3813. 8.11, 

22. und Portugal vom 9. Mai 1872 (R.-G.-B. 1873, 8. 9). 

23. und Italien vom 11. Mai 1873 (R.-G.-B., S. 222). 

24. und Brasilien vom 30. September 1873 (R.-G.-B. 1874, S. 85). 

25. und Chili vom 22. März 1874 (R.-G.-B. 1875, S. 88). 

26. und Peru vom 11. Juni 1874 (R.-G.-B. 1875, S. 161). 

27. Vertrag vom 9. Oktober 1875, betr. die Gründung eines allgemeinen Post-Ver- 
eins zwischen Deutschland, Oesterreich-Ungarn, Belgien, Dänemark, Egypten, 
Spanien, den Vereinigten Staaten von Amerika, Frankreich , Grossbritanien, Grie- 
chenland, Italien, Luxemburg, Norwegen, Niederland, Portugal, Rumänien, Russ- 
land, Serbien, Schweden, der Schweiz und der Türkei (R.-G.-B. 1875, S. 223). 

a) Bekanntmachung vom 26. Juni 1875, betr. Postversendungs-Verkehrin- 
nerhalb desallgemeinen Post-Vereins (Zentralbl., S. 380). 


Nr. 11. Wechselseitige Vollstreckung von Erkenntnissen in 
Zivilsachen und Erledigung von Requisitionen. 


1: re vom 21. Juni 1869, betr. die Gewährung der Rechtshülfe (B.-G.-B., 
. 305). 

a) Vertrag vom 14. Januar 18:0 zwischen dem Norddeutschen Bunde und dem Gross- 
herzogthum Baden wegen Gewährung wechselseitiger Rechtshülfe 
B.20-B.,'8. 61). 

b) Vertrag vom 18. März 1870 mit dem Grossherzogthum Hessen, betr. denselben 
Gegenstand (B.-G.-B., 8. 607). 

a) Protokoll zum vorstehenden Vertrage (B.-G.-B. S. 617). 

c) Mit einer Modifikation in Baiern eingeführt durch 8. 6 des Gesetzes vom 22. April 
1871 IR--G.-B., 3. 87). 

d) Gesetz vom 11. Dezember 1871, betr. die Ausdehnung der Wirksamkeit vorstehen- 
den Gesetzes auf Elsass-Lothringen (R.-G.-B. 8. 445). 
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Hierher gehören ferner: 

3, Vertrag zwischen Preussen und anderen Staaten des Deutschen Bundes einerseits und 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika andererseits wegen der in ge- 
wissen Fällen zu gewährenden Auslieferung der vor der Justiz flüchtiger Verbrecher 
vom 16. Juli 1852 (Koller, Archiv des Norddeutschen Bundes II., S. 614), welches 
durch Artikel 3 des Vertrages zwischen dem Norddeutschen Bunde und den Vereinig- 
ten Staaten von Nordamerika, betr. die Staats-Angehörigkeit u. s.w. vom 22. Februar 
1868 auf den Norddeutschen Bund ausgedehnt worden ist. 

3. Auslieferungs-Vertrag zwischen dem Norddeutschen Bunde und Belgien vom 
9. Februar 1870 (B.-G.-B. 8. 53). 

4. Auslieferungs-Vertrag zwischen dem Deutschen Reiche und Italien vom 
31. Oktober 1871 (R.-G.-B., 8. 446). 

5. Auslieferungs-Vertrag zwischen dem Deutschen Reiche und Grossbritanien 
vom 14. Mai 1872 (R.-G.-B. S. 229). 

a) Bekanntmachungen, betr. diejenigen Weisungen, welche zu beachten sind, wenn es 
sich um vorläufige Festnahme eines Verbrechers in England han- 
delt (Zentralbl. 1874, $. 201. 1875, $. 439). 

6. Vertrag zwischen Deutschland und der Schweiz wegen gegenseitiger Auslieferung 

der Verbrecher vom 24. Januar 1874 (R.-G.-B., S. 113). 


Nr. 13.%) Das gesammte bürgerliche Recht, das Strafrechtund 
das gerichtliche Verfahren. 


A. Das bürgerliche Recht. 

1. Gesetz vom 14. November 1867, betr. die vertragsmässigen Zinsen (B.-G.-B., 8. 
159). (Gilt nicht in Baiern.) 

2. Gesetz vom 4. Juli 1868, betr. die privatrechtl. Stellung der Erwerbs- und Wirth- 
schafts-Genossenschaften (B.-G.-B., S. 415). 

a) Gesetz vom 19. Mai 1871, betr. die Deklarationdes $. 1 des vorstehenden 

Gesetzes (R.-G.-B., S. 101). 

b) Gesetz vom 23. Juni 1873, betr. Einführung des vorstehenden Gesetzes 

in Baiern (R.-G.-B., S. 146). 

Gilt nach Gesetz vom 12. Juli 1872 seit 1. Oktober desselben Jahres in El- 
sass-Lothringen. 

3. Gesetz vom 5. Juni 1869, betr. die Einführung der Allgemeinen Deutschen Wech- 
sel-Ordnung, der Nürnberger Novellen und des Allgemeinen Deutschen Han- 
dels-Gesetzbuches (B.-G.-B., S. 379). 

a) Gesetz vom 10. Juni 1869, betr. die Wechselstempel-Steuer im Norddeut- 

schen Bunde (B.-G.-B., 8. 193). 

a) Bekanntmachung vom 13. Dezember 1869, betr. die Ausführung des vor- 
stehenden Gesetzes (B.-G.-B., S. 691). 

8) Bekanntmachung vom 13. Dezember 1869, betr. den Debit der Bundes- 
Stempelmarken und gestempelten Blankets zur Entrichtung der Wech- 
selstempel-Steuer, sowie das Verfahren zur Erstattung verdorbener Stempelmar- 
ken u. Ss. w. (B.-G.-B., 8. 695). 

x) Bekanntmachung vom 21. Februar 1870, betr. den Debit von Bundes-Stem- 
pelmarken und gestempelter Blankets zur Entrichtung der Wechselstempel- 
Steuer zum Betrage von 22!/, Sgr. (B.-G.-B., 8. 36). 

ö) Bekanntmachung vom 30. Dezember 1870, betr. die Einführung der Wech- 
selstempel-Steuer in die Hohenzoller’schen Lande (B.-G.-B., S. 666). 

s) Bekanntmachung vom 23. Juni 1871 zur Ausführung des Gesetzes, betr. die 
Wechselstempel-Steuer (R.-G.-B., S. 267). 

£) Bekanntmachung vom 11. August 1871, betr. die Ausgabe der Reichs- 
Stempelmarken und gestempelter Blankets zur Entrichtung der Wechsel- 
stempel-Steuer (R.-G.-B., S. 326). 

7) Bekanntmachung v. 11. Juni1873, betr. die Abänderungder Vorschriften 
über Verwendung der Wechselstempel-Marken (R.-G.-B., S. 295). 

%) Bekanntmachung vom 1. Dezember 1874, betr. die Ausgabe von Reichs- 
Stempelmarken und gestempelter Blankets zur Entrichtung der Wechsel- 
stempel-Steuer (R.-G.-B., S. 148). 


*, Zu Nr. 12 »Beglaubigung von öffentlichen Urkunden« ist z. Z. ein Gesetz etc. nicht 
ergangen. 
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b) Gesetz vom 11. Juni 1870, betr. die Kommandit-Gesellschaften und die 

Aktien-Gesellschaften (B.-G.-B., 8. 375). 

a) $. 10. des Gesetzes vom! 22. April 1871, betr. die Einführung Norddeutscher 
Bundes-Gesetze in Baiern. 

c) Gesetz vom 19. Januar 1872, betr. "die Einführung der Gesetze sub 3 und 3D in 

Elsass-Lothringen. 

d) Gesetz vom 12. Juni 1869, betr. die Errichtung eines obersten Gerichtshofes 
für Handelssachen (B.-G.-B., S. 404). *) 

«) Verordnung vom 22. Juni 1870, betr. die Ausführung des vorstehenden 
Gesetzes (B.-G.-B., S. 418). 

B) $.5 des Gesetzes vom 22. April 1871, betr. die Einführung Norddeutscher 
Bundes-Gesetze in Baiern. 

y) Gesetz vom 14. Juni 1871, betr. die Bestellung des Bundes-Oberhandels- 
gerichts zum obersten Gerichtshofe für Elsass-Lothringen 
(R.-G.-B., 8. 315). 

6) Gesetz vom 19. Mai 1873, betr. die dem Reichs-OÖberhandelsgerichte 
(Plenarbeschluss vom 2. September 1871) gegen Rechtsanwalte und Advokaten 
zustehenden Disziplinar-Befugnisse (R.-G.-B., S. 60). 


e) Seemanns-Ordnung ; 
f) Strandungs-Ordnung cf. oben unter Nr. 7. B. Ziff. 2, 3. 


4. Gesetz vom 1. Juni 1871, betr. die Verbindlichkeit zum Schadenersatz für 
die beim Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken etc. herbeigeführten Töd- 
tungen und Körperverletzungen (R.-G.-B., S. 207). 

5. Aa vom 8. Juni 1871, betr. die Inhaber-Papiere mit Prämien (R.-6.-B., 

210% 
a) Bekanntmachung vom 14. Juni 1871, betr. die Vorschriften zur Ausführung 
des vorstehenden Gesetzes (R.-G.-B., S. 255). 
a) Bekanntmachung vom 1. Juli 1871, betr. die Ergänzung der Vorschriften 
dervorstehenden Bekanntmachung (R.-G.-B,, S8. 304). 
aa) Bekanntmachung vom 4. Dezember 1871, betr. die Abänderung der unter 
dem 1. Julid. J. erlassenen ergänzenden Vorschriften der vor- 
stehenden Bekanntmachung (R.-G.-B., S. 408.) 
b) Gesetz vom 27. Jan. 1872, betr. Einführung des vorstehenden Gesetzes 
in Elsass-Lothringen. 
a) Bekanntmachung vom 27. Januar 1872, betr. die Vorsehriften zur Aus- 
führung des Gesetzes sub. 


5. Gesetz vom 12. Mai 1873, betr. das Aufgebot und die Am'ortisation verlorener 


oder vernichteter Schuldurkunden des Norddeutschen Bundes und des Deut- 
schen Reiches (R.-G. B., $. 91). seen | 
a) Gesetz vom 8. Febr. 1875, betr. Einführung des Ges. v. 12. Mai 1873 in El- 
sass-Lothringen (R.-6.-B., 8. 69). 
6. Gesetz vom 30. November 1874 über den Markenschutz (R.-G--B., S. 143), 


Hierdurch sind zum Theil aufgehoben das oben zu Nr. 5 des Art. 4 unter 2 auf- 


geführte Gesetz nebst Verordnung dazu, beide vom 13. Nov. 1873, für Elsass- 


Lothringen. 
a) Bekanntmachung der Bestimmungen zur Ausführung des Gesetzes über 
Markenschutz. Vom 8. Febr. 1875 (Zentralbl., $. 123). 


b) Bekanntmachung vom 8. Febr. 1875, betr. Kosten der Bekanntmachung der Ein- 


tragung und Löschung eines Waarenzeichens (Zentralbl., S. 131). 
Hierher gehören: 

c) Bekanntmachung vom 11. Juli 1872, betr. den mit der Regierung der Vereinigten 
Königreiche Schweden und Norwegen vereinbarten gegenseitigen 
Schutz der Waaren-Bezeichnungen (R.-G.-B., S. 293). 

[Man vergleiche auch die Konsular-Konventionen z. B. mit den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika vom 11. Dezember 1871, Art. 17 
(R.-G.-B. 1872, S. 106); die Handels-Verträge z. B. mit Portugal vom 
2. März 1872, Art. 10 (R.-G.-B., $S. 250).] 


%) Nach dem zur Zeit des Erlasses dieses Gesetzes noch bestehendem Wortlaute der‘ 


Nr. 13 ist dieses Gesetz an dieser Stelle anzuführen als Mittel zur Erhaltung der durch das 
Gesetz sub 3 geschaffenen Einheit auf dem Gebiete des Handels- und Wechselrechtes. 
-:Die durch verschiedene Gesetze allmälig eingetretene Ausdehnung der Kompetenz dieses 
Gerichtshofes bleibt hier unberücksichtigt. 
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d) Bekanntmachung vom 18. August 1873, betr. die Uebereinkunft mit Russland 
wegen gegenseitigenSchutzesderWaaren-Bezeichnungen.(R.-G.-B.S.337.) 
e) Deklaration des Art. 6 des Handels-Vertr. mit Grossbritannien v.30. Mai 
1865. Vom 14. April 1875. (R.-G.-B., S. 199.) (Schutz der Waarenzeichen ete. betr. 
f) Bekanntmachung vom 20. April 1875, betr. den Schutz Deutscher Waarenzeichen, 
Firmenete. in Italien. (R.-G.-B., S. 200.) 
g) Uebereinkunft vom 20. Aug. 1875 mit Oesterreich-Ungarn wegen gegenseiti- 
gen Markenschutzes. (R.-G.-B., S. 259.) 
7. Gesetz vom 8. Februar 1875, betr. die Beurkundung des Personenstandes und die 
Eheschliessung. (R.-G.-B., S. 23.) 
a) Ausführungs-Verordnung desBundesrathesv.22.Junil875 (Zentralbl.,S.386). 
8. Gesetz vom 17. Februar 1875, betr. das Alter der Grossjährigkeit (R.-G.-B.,S. 71). 


B. Das Strafrecht. 


l. Gesetz vom 1. Juli 1868, betr. die Schliessung und Beschränkung der öffentl. 
' Spielbanken (B.-G.-B., S. 367). (Gilt nicht für Baden.) 


2. Strafgesetzbuch für den Norddeutschen Bund v. 31. Mai 1870 (B.-G.-B., S. 197). 
a) Einführungs-Gesetz zu vorstehendem Gesetze vom 31. Mai 1870 (B.-G.-B., 
S. 195). 


3. Gesetz v. 15. Mai 1871, betr. die Redaktion des Strafgesetzbuches für den Nordd. 
Bund als Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich (R.-G.-B., S. 127). 
a) Einführungs-Gesetz vom 30. August 1871 für Elsass-Lothringen. 

b) Gesetz vom 10. Dezember 1871, betr. die Ergänzung des Strafgesetzbuches 
für das Deutsche Reich (R.-G.-B., 8. 442). 

c) Verordnung vom 23. Dezember 1871, betr. Verhütung des Zusammenstossens 
der Schiffe auf See (R.-G.-B., S. 475). 


4, Gesetz vom 4. Mai 1874, betr. die Verhinderung der unbefugten Ausübung von 
Kirchen-Aemtern (R.-G.-B., 8. 43). 


C. Das gerichtliche Verfahren. 


1. Gesetz vom 29. Mai 1868, betr. die Aufhebung der{Schuldhaft (B.-G.-B., S. 237), 

2. Gesetz vom 21. Juni 1869, betr. die Beschlagnahme des Arbeits- und Dienstloh- 
nes (B.-G.-B., S. 242). 

3. Gesetz vom 21. Juni 1870, betr. die zu Gunsten der Militär-Personen eintretende 
Einstellung des Zivilprozess-Verfahrens (B.-G.-B., S. 493). (Nur für den Nord- 
deutschen Bund.) 


4. Gesetz vom 23. Dezember 1874, betr. die geschäftl. Behandlung der Entwürfe 
eines Gerichtsverfassungs-Gesetzes, eine Strafprozess-Ordnung und einer 
Zivilprozess-Ordnung, sowie der dazu gehörigen Einführungs-Gesetze (R.- 
G.-B., S. 153). 


Nr. 14. Militärwesen des Bunddes und die Kriegsmarine. 


f; ee vom 9. November 1867, betr. die Verpflichtung zum Kriegsdienste (B.-G.: 
Basar), 
a) Militär-Ersatz-Instruktion fürden Norddeutschen Bund vom 26. März 
1868 (Koller, Archiv des Norddeutschen Bundes, I. S. 464). 
«) Verordnung vom 26. März 1868, betr. Ausführung der Militär-Ersatz-In- 
struktion (Koller, Archiv I, S. 459). 
8) für Militär-Aerzte vom 19. Dezember 1867 (Koller, Archiv I., 
. 651). 
+) Verordnung vom 2. November 1871, betr. Einführung der Militär-Ersatz- 
Instruktion in Baden (Armee-Verordnungsblatt, S. 302). 
ö) Verordnung vom 26. März 1872, betr. Einführung in Elsass-Lothringen 
(Arm.-Ver.-B., S. 129). 
<) Verordnung vom 31. Dezember 1872, betr. Organisation der Ersatzbehör- 
den in Württemberg (Arm.-Ver.-B., 1873. 8. 9). 
(Ueber Abänderungen einzelner Bestimmungen der Ersatz-Instruktion ist das 
Nähere im Armee-Verordnungsblatt nachzusehen.) 
£) Bekanntmachung vom 2. September 1868, betr. diehöheren Lehranstalten, 
welche zur Ausstellung gültiger Zeugnisse über die wissenschaftl. Qua- 
lifikation zum einjährig freiwilligen Militärdienst berechtigt sind 
B.SChEB. 94977, 
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n) Bekanntmachung des zweiten Verzeichnissesu.s. w., vom 10. März 1869 
(B.-G.-B., 8. 47). 

%) Bekanntmachung des dritten Verzeichnisses, v. 14. April 1870 (B.-G.-B.,S. 79). 

ı) Bekanntmachung zu dem dritten Verzeichnisse, vom 3. Mai 1870 (B.-G.-B., 


S. 120). 

x) Bekanntmachung des vierten Verzeichnisses, vom 24. Sept. 1870 (B.-G.-B., 
S. 517). 

\) Bekanntmachung des fünften Verzeichnisses, vom 28. März 1874 (R.-G.-B., 
S. 59). 


p) Bekanntmachung vom 28. März 1871, betr. diejenigen Gymnasien, welche 
hinsichtlich ihrer vom Unterricht in der griechischen Sprache dispensirten 
Schüler zu dem im $. 154. Nr. 2e der Militär-Ersatz-Instruktion be- 
zeichneten Lehranstalten gehören (R.-G.-B., S. 62). 

») Bekanntmachung des sechsten Verzeichnisses vom 14. September 1871. (R.-G.- 
B..'S. 335). 

0) Bekanntmachung vom 14. September 1871, betr. diejenigen Gymnasien 
u.8. w. (R.-G.-B., 8. 336). 

n) Bekanntmachung des siebenten Verzeichnisses, vom 3. März 1872 (R.-G.-B., 
S. 62). 

p) Bekanntmachung vom 3. März 1872, betr. diejenigen Gymnasien, welche 
u. 8. w. (R.-@.-B.. S. 65). 

Y) en des achten Verzeichnisses, vom 21. September 1872 (R.-G.- 
B., 8. 401). 

b) Bekanntmachung vom 21. September 1872, betr. diejenigen Gymnasien 
u. 8. w. (R.-G.-B., S. 404). 

s) a eacung des neunten Verzeichnisses, vom 29. November 1872 /R.-G.- 
B., S. 405). 

co) Bekanntmachung vom 22. Januar1873, betr. die künftige Veröffentlichung 
der Verzeichnisse (R.-G.-B., S. 38). 

r) Fernere Verzeichnisse im Zentralblatt pro 1873, S. 7, 38, 45, 50, 63, 111, 299, 
300, 310., von 1874, 8. 54, 71, 87, 113, 159, 346, 352, von 1875, 8. 201, 271. 
aa) Bekanntmachung vom 11. Mai 1875, betr. Vollständiges Verzeichniss der 

höheren Bürgerschulen etc. ete. (Armee-Verordn.-Bl., $. 100). 

wo) Bekanntmachung vom 25. Oktober 1873, betr. den einjährig freiwilligen 
Dienstals Mediziner (Zentralblatt, S. 334). 
aa) Freiwilligendienst der Theologen, S. 294. 

BP) Erlass vom 21. Juni 1870, betr. Zurückstellung der in Russland 
lebenden Norddeutschen Militärpflichtigen bis zu dem in ihrem dritten 
Konkurrenzjahre stattfindenden Departements-Ersatzgeschäfte (Armee-Ver- 
ordnungs-blatt Nr. 11). Erweitert und modifizirt dureh: 

yy) Bekanntmachung vom 6. Januar 1873, betr. die Ausdehnung vorstehen- 
den Erlasses auf alle im Inneren Russlands lebende militärpflichtige 
Deutsche (Zentralblatt, S. 16). 

6°) Bekanntmachung vom 21. Oktober 1873, betr. den einjährig freiwilli- 
gen Militärdienst der Mediziner (Zentralblatt, S. 329). 

b) Deutsche Wehr-Ordnung vom 28. September 1875. (Zentralbl., S. 534 ff.) 
Durch die Wehr-Ordnung sind alle entgegenstenenden Bestimmungen, insbesondere 
die Mil.-Ers.-Instr. v. 26. März 1868, aufgehoben; dieselbe gilt für ganz Deutsch- 
land ausser Baiern. Für Baiern wird die W.-O. nach Massgabe des Vertr. vom 
23. Nov. 1870 vom König von Baiern erlassen ; jedoch sind die für B. bestehenden 
neLl Sungen soweit erwähnt, als die Gemeinschaft der milit. Beziehungen dies er- 
ordert. 

2. Instruktion für Militär-Aerzte zur Untersuchung der Dienstbrauchbarkeit oder 
Unbrauchbarkeit Militärpflichtiger, sowie zur Beurtheilung der Invalidität im Dienst 
N 8 versorgungsberechtigter Soldaten vom 9. Dezember 1868 (Koller, Ar- 
ehiv I., S. 651). 


3. Instruktion für die Marine-Aerzte vom 5. November 1860. 


4. Bekanntmachung vom 19. Dezember 1867, betr. die Formel des Fahneneides fir 
diejenigen Militärpflichtigen, welche ihrer Dienstpflicht nicht bei einem 
Truppentheile des Bundesstaates genügen, dem sie angehören (Koller, Ar- 
chiv L, S. 678). 

5. Vertrag vom 25. Mai 1869 zwischen dem Norddeutschen Bunde und dem Gross- 
herzogthum Baden, betr. Einführung der gegenseitigen militärischen Frei- 
zügigkeit (B.-G.-B., 8. 675). i 
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6. 


10. 


11. 


Gesetz vom 24. November 1871 über die Einführung des @esetzes des Nord 
deutschen Bundes, betr. die Verpflichtung zum Kriegsdienste, vom 9. No- 
vember 1868, in Baiern (R.-G.-B., 8. 472). 


, Gesetz vom 9. Dezember 1871, betr. die Friedens-Präsenzstärke des Deutschen 


Heeres und die Ausgaben für die Verwaltung desselben für die Jahre 1872, 1873 
und 1874 (R.-G.-B., 8. 411). 


, Gesetz vom 23. Januar 1872, betr. die Einführung von Bestimmungen über 


das Reichskriegswesen in Elsass-Lothringen (R.-G.-B.. S. 31). 


‚ Reichs-Militär-Gesetz vom 2. Mai 1874 (R.-G.-B., 8. 45). 


Bis zur Publikation der Ausführungs-Verordnungen zu diesem Gesetze bleiben 
alle bestehenden Verordnungen, namentlich auch die Militär - Ersatz -Instruktion 
vom 26. März 1868 und die Verordnung vom 5. September 1867 über die Organisa- 
tion der Landwehr-Behörden mit denjenigen Modifikationen in Kraft, die aus dem 
Gesetze selbst sich ergeben. (S. oben 1b. »Wehr-Ordnung«.) 


Gesetz vom 12. Febr. 1875 über den Landsturm. (R.-G.-B., S. 63). 
a) Verordnung (Preussische) vom 31. Oktober 1861 über die Ergänzung der Offi- 
ziere des stehenden Heeres. 
Abgeändert in den 88. 3. und 11. durch: 


a) Verordnung vom 20. Oktober 1874 (Armee-Verordnungsblatt, S. 216). 

8) Verordnung (Preussische) vom 16. Juni 1864 über die Ergänzung des 

+) See-Offizierkorps. 

6) Bundes-Präsidial-Verordnung vom 5. September 1867, betr. die Organisation 
der Landwehr-Behörden und die Dienstverhältnisse der Mann- 
schaften des Beurlaubtenstandes. 

e) Bundes-Präsidial-Verordnung vom 4. Juli 1868, betr. die Dienstverhält- 
nisse der Offiziere des Beurlaubtenstandes. 

Gesetz vom 15. Febr. 1875, betr. Ausübung militärischer Kontrole über Perso- 

nen des Beurlaubtenstandes. (R.-G.-B., 8. 65.) 


D. Militär-Strafrecht. 


. Verordnung vom 29. Dezember 1867, betr. die Einführung des Preussischen Mili- 


tär-Strafrechts im ganzen Bundesgebiete (B.-G.-B., S. 185). 

a) Strafgesetzbuch für das Preussische Heer vom 3. April 1845 (Koller, Archiv I., 
S. 144). Dasselbe besteht aus einem strafrechtlichen und einem strafprozessrecht- 
lichen Theile. 


a) Klassifikation der Militär-Personen nach ihren Dienst- und Rang- 
verhältnissen (Koller, 1. c., S. 218). 
B) Vorschriften über die Feststellung des Thatbestandes verübter Ver- 
brechen (Koller, 1. e., S. 224). 
y) Strafprozesskosten-Taxe (Koller, 1. c., S. 230). 
ö) Allerhöchster Erlass vom 6. Mai 1848, betr. die Abschaffung der Strafe der 
körperlichen Züchtigung (Roller, 1. e., S. 231). 
e) Gesetz vom 11. März 1850, betr. die gegen Deserteure etc. zu verhängende 
Geldbusse (Koller, 1. e., S. 232). 
£) Gesetz vom 15. April 1852, die Abänderung mehrerer Bestimmungen in den 
Militär-Strafgesetzen betr. (Koller, 1. e., 8. 232). 
a4) Verordnung vom 18. Mai 1852, betr. die Ausführung des vorstehenden 
Gesetzes (Koller, I. ce, 8. 2535). 
88) Zirkular-Schreiben vom 8. Juli 1852, betr, die wegen Aufruhrs zu verhän- 
gende Freiheitsstrafe (Koller, 1. c., 8. 238). 
n) Allerhöchste Ordre vom 9. Dezember 1852, betr. die Einführung der Kriegs- 
Artikel (Koller, 1. ce, S. 238). 
aa) Kriegs- Artikel (Koller, 1. c., 8. 239). 
%) ARUSERRE IE Verordnung vom 20. Juli 1843 über die Ehrengerichte (Koller, 
l. e., 8. 246). 
aa) Kabinets-Ordre vom 13. November 1856 zu vorstehender Verordnung 
(Koller, 1. e., 8. 254). 5 
ı) Allerhöchste Verordnung vom 20. Juli 1843, betr. das Verfahren der Ehren- 
gerichte bei Untersuchung der zwischen Offizieren vorfallenden Streitigkeiten 
(Koller, 1. c., S. 255). 
aa) Kabinets-Ordre vom 17. März 1859 zu vorstehender Verordnung 
(Koller, 1. c., S. 259). 


1or 
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x) Allerhöchste Verordnung vom 27. September 1845, betr. die Bestrafung des 
Zweikampfes (Koller, 1. e., S. 261). 

Hierzu vergleiche man die Sammlung von Verordnungen, Erlassen, Zirkular- 
schreiben u. s. w., welche das Strafgesetzbuch ergänzen, erläutern oder abän- 
dern bei Koller, 1. e., 8. 262—400. Besonders hervorzuheben sind: 

-ı?) Verordnung vom 10. April 1849 über die Disziplinar-Bestrafung in der 
Marine (Koller, 1. ce., 8. 272). | 
u) Gesetz vom 4. Juni 1852 über den Belagerungszustand (Koller, 1. e., 
Sı. 20), 

2. Verordnung vom 21. Juli 1867 über die Disziplinar-Bestrafung in der Armee 
(Armee-Verordnungsblatt, S. 103, Koller, 1. c., S. 379). 

3. Verordnung vom 24. November 1871, betr. die Einführung des Preussischen Mili- 
tär-Strafrechts in Baden (R.-G.-B., 8. 401). 

4. Militär-Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich vom 20. Juni 1872 {R.-G.-B., 
S. 174). | 
a) Einführungs- Gesetz zu demselben vom 22. Juni 1872 (R.-G.-B., S. 173). 

Durch dieses Gesetz sind alle Militär-Strafgesetze, soweit sie materielles Straf- 
recht zum Gegenstande haben, aufgehoben, ausser den Vorschriften über die Be- 
strafung der von Landgensdarmen begangenen strafbaren Handlungen und der Vor- 
schriften über die Bestrafung der Fahnenflüchtigen im Kontumazial-Verfahren 
(88. 108 und 109 Theil I. des Preussischen Militär-Strafgesetzbuches). Dagegen 
sind in Kraft geblieben die auf das formelle Strafrecht, den Strafprozess, sich be- 
ziehenden Vorschriften. In Preussen und denjenigen Ländern, in denen die Preus- 
sischen Gesetze eingeführt sind, gilt daher die den zweiten Theil des sub 1a. ge- 
dachten Preussischen Militär-Strafgesetzbuches bildende Militär - Strafprozess- 
Ordnung, nebst Anhange. (Ueber die Verwaltung der niederen Gerichtsbarkeit 
vergleiche man: Solms, Strafrecht und Strafprozess für Heer und Marine des 
Deutschen Reichs, 8. 202. Berlin, Fr. Kortkampf.) In Baiern gilt die Militär- 
Strafgerichts-Ordnung vom 29. April 1869, modifizirt durch die Gesetze vom 28. 
April und 27. September 1872; in Württemberg gilt die Militär-Strafgerichts- 
Ordnung vom 20. Juli 1818. 

b) Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 31. Oktober 1872, betr. die Einführung neuer 
Kriegs-Artikel für das Heer (Armee-Verordnungsblatt, S. 323). : 

c) Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 23. November 1872, Einführung neuer 
a el für die Marine (Beilage zu Nr. 22. des Marine-Verordnungs- 

lattes). ! 

d) Allerhöchste Verordnung vom 31. Oktober 1872, betr. Disziplinar-Straford- 
nungen für das Heer. (Durch diese Bestimmungen werden alle widersprechen- 
den Bestimmungen aufgehoben.) 

e) Allerhöchste Verordnung vom 23. November 1872, betr. Disziplinar-Straf- 
ordnungen für dieMarine. (Die Verordnung vom 10. April 1849 1, a, x ist 
aufgehoben.) 

f) Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 5. Oktober 1872, betr. Modifikationdes $. 
172, Theil U, des Straf-Gesetzbuches für das preussische Heer. 

«) Durch Kabinets-Ordre vom 24. Dezember 1872 auf die Marine erstreckt. 

g) Vorläuüge Vorschriften vom 26. September 1872 über die Vollstreekung der 
Freiheits-Strafen im Heere (Armee-Verordnungsblatt; S. 289). 

h) Dessgleichen vom 12. Oktober 1872 in der Kaiserlichen Marine (Marine-Ver- 
ordnungsblatt, S. 211). 

i) Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 23. November 1872, betr. die Vollstreckung 
von Arrest-Strafen auf den in Dienst gestellten Schiffen der Kaiserl. Marine 
(Mar.-Verordn.-Bl., Nr. 22, Beilage). 

k) Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 2. Mai 1873, betr. das Militär-Strafvoll- 
streckungs-Reglement. (Hiernach ist die Verordnung sub g aufgehoben.) 

l) Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 6. März 1873, betr. Vorschriften über den 
Dienstweg und dieBehandlung von Beschwerden der Militär-Personen 
des Heeres und der Marine, sowie der Zivil-Beamten der Militär- und Marine-Ver- 
waltung (Armee-Verordnungsblatt, S. 73). 

m) Allerhöchster Erlass vom 2. Mai 1874, betr. Verordnung über die Ehren gerichte 

der Offiziere im Preussischen Heere. 
NB. Die sub 1, a, d und k angeführten Verordnungen über Ehrengerichte haben 
Geltung erlangt in allen Staaten, in denen die Preussischen Militär-Gesetze ein- 
‚eführt sind.) 

n) Bekanntmachung vom 22. März 1875, betr. Vollstreekung der auf die bür- 
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in 


w 


gerl. Behörden übergehenden, milit.-gerichtl. erkannten Freiheits- 
Strafen (Armee-Verordn.-Bl., S. 73). 


E. Pension und sonstige Rechte der Militär-Personen. 


Verordnung vom 7. November 1867, betr. Einführung Preussischer Militär- 

Gesetze im ganzen Bundesgebiete (B.-G.-B., S. 125). 

a) Gesetz vom 27. Februar 1850, betr. die Unterstützung der bedürftigen Fa- 
milien zum Dienst einberufener Reserve- und Landwehr-Mannschaften 
(Koller, 1. c., S. 440). 

b) Gesetz vom 6. Juli 1865, betr. die Versorgung der Militär-Invaliden 
vom Oberfeuerwerker, Feldwebel und Wachtmeister abwärts, sowie die Unter- 
stützung der Wittwen der im Kriege gebliebenen Militär-Personen desselben 
Ranges (Koller, 1. e., S. 450). 

c) Gesetz vom 16. Oktober 1866, betr. 1. die Pensions-Erhöhung für die im 
Kriege invalid gewordenen, sowie für die durch derartigen Militärdienst 
verstümmelten oder erblindeten Offiziere der Linie und Landwehr und die 
oberen Militär-Beamten; 2. die Unterstützung der Wittwen und 
Ben r der im Kriege gebliebenen Militär-Personen desselben Ranges (Koller, 
l. e., 8. 455.) 

d) Gesetz vom 9. Februar 1567, betr. die Erweiterung mehrerer Bestimmun- 
gen der sub b und c erwähnten Gesetze (Koller, 1. e., S. 457). 


. Gesetz vom 8. April 1868, betr. die Unterstützung der bedürftigen Familien zum 


Dienste einberufener Mannschaften der Ersatz-Reserve (B.-G.-B., S. 38). 
a) Gesetz vom 22. November 1871, betr. Einführung vorstehenden Gesetzes 
inBaden (R.-G.-B., 8. 399). 


. Bekanntmachung vom 14. November 1869, betr. die Einführung der Preussischen 


Normen über Zivil-Versorgung u. s. w. der Militär-Personen im ganzen Gebiete 

des Norddeutschen Bundes (Armee-Verordnungsblatt, S. 199). 

a) Bekanntmachung vom 1. Juni 1875, betr. Bestimmungen für den Eintritt und 
die Beförderung in der Staats-Eisenbahn-Verwaltung (Armee- Ver- 
ordn.-Bl., S. 109). 


. Gesetz vom 4. Dezember 1871, betr. den Ersatz der den bedürftigen Familien zum 


Dienste einberufener Reserve- und Landwehr-Mannschaften gewährten, oder noch zu 
gewährenden gesetzlichen Unterstützungen (R.-G.-B., S. 407). 


. Gesetz vom 22 Juni 1871, betr. die Gewährung von Beihülfen an Angehörige der 


Reserve und Landwehr (R.-G.-B., S. 271). 


. Gesetz vom 27. Juni 1871, betr. die Pensionirung und Versorgung der Militär- 


Personen des Reichsheeres und der Kaiserl. Marine, sowie die Bewilligungen für die 

Hinterbliebenen solcher Personen (R.-G.-B., S. 173). 

a) Gesetz vom 4. April 1874, betr. einige Abänderungen und Ergänzungen 
des Gesetzes sub. 5 (R.-G.-B., 8. 31). 

a) Bekanntmachung vom 22. Febr. 1875, betr. Ausführung der $$. 101 bis 108 des 
Mil.-Pens.-Ges. v. 27. Juni 1871 und der $$. 15, 16 und 22 der Novelle vom 
4. April 1874 (Zentralbl., S. 142). 

b) Instruktion vom 11. Oktober 1870, betr. das Verfahren bei Anmeldung und 
Prüfung der Versorgungs-Ansprüche invalider Soldaten vom Oberfeuer- 
werker u. s. w. abwärts. 

ec) Ausführungs-Bestimmungen vom 18. August 1871 zu dem Gesetze sub 4. 
vom 27. Juli 1871 (Armee-Verordnungsblatt, S. 207). 

d) Bekanntmachung vom 16. Juli 1871, betr. Pensionsfortbezug verabschie- 
deter, im Reichs-, Staats- oder Kommunal-Dienst verwendeter Offiziere (Ar- 
mee-Verordnungsblatt, S. 63). 

e) Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 18. Mai 1871, betr. Anrechnung des Feld- 
zuges gegen Frankreich von 1870/71. 

f) Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 18. Mai 1871, betr. die Anrechnung der Zeit 
französischer Gefangenschaft während des Feldzuges gegen Frankreich 
von 1870/71 als Dienstzeit. 

g) Erlass vom 18. Oktober 1871, betr. Ausführungs-Bestimmungen zu dem 
Gesetze sub 6. 

a) Gesetz vom 8. Febr. 1875, betr. Einführung des Ges. v. 27. Juni 1871 in El- 
sass-Lothringen (R.-G.-B., 8. 69). 


. Gesetz vom 23. Mai 1873, betr. die Gründung und Verwaltung des Reichs-Invaliden- 


fonds (R.-G.-B., S. 117). 
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a) Bekanntmachung vom 11. Juni 1874, betr. die Geschäftsanweisung für die 
Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds (R.-G.-B., 8. 104). 

b) Verordnung vom 6. Juli 1874, betr. die Kautionen der bei dem Auswärtigen 
Amte, bei der Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds und im Bureau des 
Reichstages angestellten Beamten (B.-G.-B., S. 109). 


8, Gesetz vom 14. Juni 1873, betr. die Ausgaben für die Jahre 1873 und 1874 zur Ver- 
besserung der Lage der Unteroffiziere (B.-G.-B., S. 139). 


9. Verordnung vom 22. Dezember 1868, betr. die Einführung der in Preussen geltenden 
Vorschriften über die Heranziehung der Militär-Personen zu Kommunal-Auflagen 
im ganzen Reichsgebiete (B.-G.-B., S. 571). 

a) Verordnung vom 23. September 1867, betr. die Heranziehung der Staats- 
dienerzuden Kommunal-Auflagen in den neu erworbenen Landestheilen 
'Koller, Bd.I, S. 840). 

10. Gesetz vom 30. Juni1873, betr. die Bewilligung von Wohnungsgeld-Zuschüssen an 
die Offiziere und Aerzte des Reichsheeres und der Kaiserl. Marine, sowie an die 
Reichs-Beamten (R.-G.-B., S. 166). 

Vergl. bezügl. der Rechte der Militär- und Marine-Beamten das Gesetz vom 
31. März 1873, betr. die Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten (R.-G@.-B., 
61). 

a) Verordnung vom 30. Juni 1873, betr. die Klassifikationder Reichs-Beam- 
ten nach Massgabe des Tarifs zu dem vorstehenden Gesetze sub. 10 (R.-G.-B., 
S. 169). 

a) Verordnung vom 3. Februar 1874, betr. die Ergänzung dervorstehenden 
Klassifikation. 

b) Verordnung vom 2. Nov. 1874, über Urlaub der Reichs-Beamten und deren 
Stellvertretung (Armee-Verordn.-Bl., S. 127). 

ce) Verordnung vom 21. Juni 1875 über Tagegelder ete. etc. der Keichs- 
Beamten (R.-G.-B., S. 249). 

11. Allerhöchster Erlass vom 20. Mai 1871, betr. die Stiftung einer Kriegsdenkmünze 
für die Feldzüge 1870 und 1871 (B.-G.-B., S. 111). 

a) Allerhöchster Erlass vom 22. Mai 1871, betr. die Verleihung des Anspruchs auf die 
Kriegsdenkmünze für Nichtkombattanten, an die nach dem Statut nicht 
bereehtigten Offiziere, Aerzte, Beamten und Mannschaften der Deutschen Armeen 
und der Marine (R.-G.-B., 8. 113). 

p) Allerhöchster Erlass vom 22. Mai 1871, betr. die Verleihung des Anspruches auf 
die KriegsdenkmünzeanNichtkombattanten, an Hof- und Zivil-Staats- 
beamte, an Angestellte der Privat-Eisenbahn-Gesellschaften, an die Johanniter- u. 
Maltheser-Ritter (R.-G.-B., S. 113). 

c) Gesetz vom 24. Mai !871, betr. die Bestreitung der Kosten für die Anfer- 
tigung der Kriegsdenkmünze aus Reichsfonds (R.-G.-B., S. 103). 

d) Allerhöchster Erlass vom 16. März 1872, betr. die Verleihung der Kriegs- 
d nn e für Kombattanten, an Offiziere, Aerzte u. s. w. der Marine (R.- 
G.-B., S. 84). 

Endlich kann hierher gerechnet werden: 

12. Gesetz vom 14. Juni 1868, betr. die Bewilligung von lebenslänglichen Pensionen 
und Unterstützungen an Offiziere und obere Militär-Beamte der vormaligen Schles- 
wig - Holsteinischen Armee, sowie an deren Wittwen und Waisen (B.-G.-B., 
8. 335). 


13. Gesetz vom 3. März 1870, betr. die Bewilligung von lebenslänglichen Pensionen und 
Unterstützungen an Militär-Personen der Unterklassen der vormaligen Schleswig- 
Holsteinischen Armee, sowie an deren Wittwen und Waisen (B.-G.-B., 8. 39.) 


F. Quartier-, Vorspann-, Natural-Beköstigungs-, Kriegs-Leistungen. 


1. Verordnung vom 7. November 1867, betr. die Einführung preussischer Militär- 
Gesetze im ganzen Bundesgebiete (B.-G.-B., S. 125). Anderweit durch diese Verord- 
nung eingeführte Gesetze: 


AA. betr. Quartier-Leistung. 


a) Allgemeines Regulativ vom 17. März 1810 über das Servis- und Einquartie- 
rungs-Wesen nebst Ergänzungen, nämlich 

o) dem$.10 zu aundb des Gesetzes vom 30. Mai 1820 über die Einrichtung des 

Abgabenwesens; ER 

8) der Kabinets-Ordre vom 21. August 1821, betr. die Vergütung für Verabrei- 
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chung eines Naturalquartiers an die nachanderen Garnisons-Orten versetzt 
werdenden Offiziere; 
y) der Kabinets-Ordre vom 18. Juli 1834, betr. die Modifikation der Vorschrif- 
ten in Nr. 20. des Allgemeinen Regulativs sub a; 
ö)dem Allerhöchsten Erlasse vom 7. Mai 1857. (Sämmtlich abgedruckt bei 
Koller, Archiv I., S. 401, 402, 403 ff.) 
Im widersprechenden Theile aufgehoben durch 


2. Gesetz vom 25. Juni 1868, betr. die Quartierleistung für die bewaffnete Macht 

während des Friedenszustandes (B.-G.-B., 8. 523). 

a) Instruktion vom 25. Juni 1868 zur Ausführung des vorstehenden Ge- 
setzes (B.-G.-B. 1869, S. 1). Versetzungen bestimmter Ortschaften in andere 
Servisklassen werden durch » Allerhöchsten Erlass« angeordnet, z. B. Allerh. Erl. 
vom 26. April 1869 (B.-G.-B., S. 130) u. s. w. 

a) Allerhöchster Erlass vom 3. September 1870, betr. die Abänderung des $. 15 
der Instruktion sub 2, a. 

b) Gesetz vom 22. November 1871, betr. die Einführung des Gesetzes des 
Norddeutschen Bundes sub 2in Baden (R.-G.-B., S. 400). 

€) vom 9. Febr. 1875, betr. Einführung des Ges. sub 2in Baiern (R.-G.- 
B., 8.41). 

d) Fe Ren 9. Febr. 1875, betr. Einführung des Ges. sub 2 in Württemberg (R.- 

SRESmaRN 


BB. Preussisches Gesetz, betr. Vorspann-Leistung. 


a) Edikt vom 28. Oktober 1810 wegen Aufhebung des Vorspanns nebst: 

a) dem Regulativ vom 29. Mai 1816 wegen der Verpflichtung zur Vorspann- 
Leistung; 

8) der Kabinets-Ordre vom 5. Januar 1820, betr. die Bestimmung, welche Offi- 
zierspferde zur Vorspann-Leistung nicht verpflichtet sein sollen ; 

x) der Kabinets-Ordre vom 14. Juli 1831, betr. die Deklaration des $. 3 des 
wegen der Verpflichtung zur Vorspann-Leistung erlassenen Regulativs sub a, a 
hinsichtlich der Luxuspferde; 

6) der Verordnung vom 10. Mai 1844, betr. die Verpflichtung der Militär-Vor- 
spannpflichtigen zur Gestellung von Reitpferden (Sämmtlich bei Koller, 
Archiv I., S. 427). 

Hierher zu zählen ist ferner: 

e) Bekanntmachung vom 17. Juni 1875, betr. Regelung der Friedens-Eisen- 
bahn-Transporte (Armee-Verordn.-Bl., S. 131). . 


©. betr. Verpflegung. 


a) Edikt vom 30. Oktober 1810 über die Aufhebung der Natural-, Fourage- und 
Stroh-Lieferung (Koller, 1. c., S. 430) nebst 
a) der $$. 23, 24, 25, 30, 32, 33, 77, 80, 81, 82 und 164 des Reglements vom 30. 
Mai 1853 über die Naturalverpflegung der Truppen im Frieden (B.-G.- 
B. 1867, S. 128). 
b) Gesetz vom 13. Febr. 1875 über Natural-Leistungen für die bewaffnete Macht 
im Frieden (R.-G.-B., S. 52). 
a) Bekanntmachung vom 20. August 1875, betr. Vergütungssätze für Vor- 
spann. 
8) Bekanntmachung vom 28. Mai 1875, betr. Vergütungssätze für Natural- 
Verpflegung (Zentralbl., S. 341). 
y) Bekanntmachung des Kriegsministers vom 3. Juni 1875, betr. Abänderung 
der $$. 30, 81, 83 des Reglem. v. 30. Mai 1853 und vorläufige Ausführung 
des Ges. v. 13. Febr. 1875 (Armee-Verordn.-Bl., S. 116). 
ö) Bundesraths-Beschluss vom 15. Juni 1875, betr. Vergütungssätze für gelei- 
steten Vorspann (a. a. O., S. 170). 


D. betr. Kriegs-Leistungen. 


a) Gesetz vom 11. Mai 1851, wegen der Kriegsleistung und deren Vergütung. 

«) Verordnung vom 25. Februar 1834 über das Verfahren bei eintretender Mobil- 
machung der Armee zur Herbeischaffung der Pferde durch Land- 
lieferung; 

B) Gesetz vom 12. September 1855, betr. eine Abänderung der Verordnung sub 
D,a,«. (Sämmtlich Koller, 1. e., S. 442.) 


Im widersprechenden Theile aufgehoben durch 
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3. Gesetz vom 13. Juni 1873 über die Kriegsleistungen (R.-G.-B., 8. 129). 
a) Bekanntmachung vom 19. April 1875, betr. Gewährung des Servises beim 
Eintritt des Kriegs-Zustandes (Armee-Verordn.-Bl., S. 89). 


4, Gesetz vom 23. Februar 1874, betr. Gewährung von nachträglichen Vergütungen 
für Kriegsleistungen der Gemeinden /R.-G.-B., 8. 17). 


E. Festungen. 


1. Verordnung vom 7. November 1867, betr. Einführung Preussischer Militär- 

Gesetze. 

a) Regulativ vom 10. September 1828 über das Verfahren bei baulichen An- 
lagen oder sonstigen Veränderungen der Erdoberfläche innerhalb der nächsten 
Umgebungen der Festungen (Koller, 1. c., S. 431). Aufgehoben durch 

2. Gesetz vom 21. Dezember 1871, betr. die Beschränkungen des Grundeigenthums 

in der Umgebung von Festungen (R.-G.-B., S. 458). 

a) Gesetz vom 21. Februar 1872, betr. Einführung des vorstehenden Ge- 
setzes sub 2inElsass-Lothringen (R.-G.-B., S. 56). 

b) Bekanntmachung vom 26. Februar 1872, betr. die Erweiterung der Festungs- 
anlagen von Metz und Strassburg (R.-G.-B., S. 56). 

c) Bekanntmachung vom 1. Februar 1873, betr. die Erweiterung von Festungs- 
anlagen (R.-G.-B., S. 39). 

d) Bekanntmachung vom 27. März 1873, betr. denselben Gegenstand (R.-G.-B., 
S. 56). 

e) Gesetz vom 14. Febr. 1875, betr. Erweiterung der Umwallungen von Strass- 
burg (R.-G.-B., S. 62). 

5. Gesetz vom 30. Mai 1873, betr. die Geldmittel zur Umgestaltung und Ausrüstung 

von Deutschen Festungen (R.-G.-G., S. 123). 


Nr. 15. Massregeln der Medizinal- und Veterinär-Polizei. 


1. Gesetz vom 9. April 1869, betr. Massregeln gegen die Rinderpest (B.-G.-B., 
S. 105). 
a) Allerhöchster Erlass vom 26. Mai 1869, betr. Genehmigung der Instruktion zur 
Ausführung des vorstehenden Gesetzes (B.-G.-B, S. 149). 
b) Gesetz vom 2. November 1871, betr. Einführung des Gesetzes subl1 in Baiern 
und Württemberg (R.-G.-B., S. 372). 
c) Gesetz vom 11. Dezember 1871, betr. Einführung des Gesetzessub 1 in Elsass- 
Lothringen (Gesetzblatt f. Els.-Lothr., S. 403). | 
d) Allerhöchster Erlass vom 9. Juni 1873, betr. die revidirte Instruktion zum 
Gesetze sub 1 (R.-G.-B., S. 147). 
a) Bekanntmachung vom 8. Juni 1873, betr. Einführung der revidirten Instruktion 
in Elsass-Lothringen (Gesetzblatt f. Els.-Lothr., S. 170). 
2. Verordnung vom 11. Februar 1873, betr. das Verbot der Einfuhr von Reben zum 
Verpflanzen (R.-G.-B., S. 43). 
3) Verordnung vom 26. Febr. 1875, betr. Verbot der Einfuhr von Kartoffeln aus 
Amerika (R.-G.-B., 8. 135). 
4. u vom 6. März 1875, betr. Massregeln gegen die Reblaus-Krankheit (R.-G.- 
B., 8. 175). 
3, Impfgesetz vom 8. April 1874 (R.-G.-B., 8. 31). 
a) Bundesraths-Beschluss vom 16. Oktbr. 1874, Formulare für Impf-Scheine und 
Impf-Listen betr. (Archiv, Bd. I, S. 1675). | 
b) Bekanntmachung vom 23. April 1875, betr. Abänderung der Impf-Listen für 
Soldaten-Kinder (Armee-Verordn.-Bl., S. 93). 
Hierher kann auch gerechnet werden 


4, Vebereinkunft vom 11. Dezember 1873 zwischen dem Deutschen Reiche und den 
Niederlanden, betr. die gegenseitige Zulassung. der inden Grenzgemeinden 
wohnhaften Aerzte, Wundärzte und Hebammen zur Ausübung der Praxis 
(R.-G.-B., 1874, 8. 99). 


Nr. 16. Die Bestimmungen über die Presse und das Vereins- 
wesen. 


1. Gesetz vom 7. Mai 1874 über die Presse (R.-G.-B., S. 65). 
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Artikel 5. Die Reichs-Gesetzgebung wird ausgeübt durch den Bun- 
desrath und den Reichstag. Die Uebereinstimmung der Mehrheits-Beschlüsse 
beider Versammlungen ist zu einem Reichs-Gesetze erforderlich und aus- 
reichend. 

Bei Gesetzes-Vorschlägen über das Militürwesen, die Kriegsmarine, 
und die im Artikel 35 bezeichneten Abgaben giebt, wenn ım Bun- 
desrathe eine Meinungs- Verschiedenheit stattfindet, die Stimme des Präsidiums 
den Ausschlag, wenn sie sich für die Aufrechterhaltung der bestehenden 
Einrichtungen ausspricht. 


In dem Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen Bundes hiess es statt 
»Reichs - Gesetzgebung« »Reichs- Gesetze«e — »Bundes- Gesetzge- 
bung« »Bundes-Gesetze«. Diese Aenderung beruht auf der Redaktion 
der Reichs-Verfassung. Ferner fehlte Absatz 2. Die Insertion dieses zwei- 
ten Absatzes, jedoch mit Ausschluss der Worte: »und die im Arti- 
kel 35 bezeichneten Gegenstände« und unter Insertion des 
Wortes »und« hinter »Militärwesen« beruht auf einem untrennbaren An- 
trage des Reichstags-Abgeordneten Twesten: 
a) die Ziffer 14 des Artikels 4 zu fassen: 
14. das Militärwesen des Bundes und die Kriegsmarine. 

b) als Alinea 2 des Artikels 4 (oder sonst an geeigneter Stelle) beizufügen : 
»Bei Gesetzes-Vorschlägen über das Militär-Wesen und die Kriegsmarine 
giebt, wenn im Bundesrathe u. s. w. wie im Texte«. 


In der Verfassung des Norddeutschen Bundes fehlten die Worte: »und 
die im Artikel 35 bezeichneten Abgaben«; die Insertion dieser 
Worte beruht auf dem Verfassungs-Vertrage mit Baiern I, $. 3, in welchem dem 
zweiten Absatz ausdrücklich die gegenwärtige Gestalt gegeben worden ist. Eine 
materiell identische Bestimmung war in der Verfassung des Norddeutschen Bundes 
im Schlussabsatze des Artikels 37 enthalten. 


‘ Amendements zum Entwurfe der Verfassung des Norddeut- 
schen Bundes: 
1. Antrag Zachariae: An Stelle der Vorlage zu setzen, was folgt: 

»Die Bundesgewalt wird durch die verfassungsmässigen Organe derselben 
ausgeübt, die Bundes-Gesetzgebung insbesondere nach Massgabe des Inhalts 
dieser Verfassung durch die übereinstimmende Beschlussfassung des Bundes- 
rathes und des Reichstags«. (Nr. 31 der Drucksachen.) 

(Der Antrag ward abgelehnt.) 

Vom Antragsteller wurde die Annahme des Antrages als unerlässlich bezeich- 
net, falls man wirklich eine bundesstaatliche Verfassung gründen wolle; als nütz- 
lich ferner insofern, dass durch Vermeidung des Ausdrucks: Beschlussfassung 
bei den Versammlungen das Präjudiz fortfalle, welches in diesem letzteren Wort- 
ausdrucke gegen die Kreirung eines Oberhauses enthalten sei. Von anderer Seite, 
namentlich auch vom Fürsten Bismarck wurde der Antrag in die Kategorie 
derjenigen gezählt, »die praktisch durchaus inhaltlos« seien. (St.-B., S. 324.) 

Als Faktoren der gesetzgebenden Gewalt werden in Abs. 1 des Artikels 
5 der Bundesrath und der Reichstag aufgestellt, und der zweite Satz dieses ersten Ab- 
satzes zieht aus dieser Bestimmung die logische Konsequenz, dass zu einem Reichs-Ge- 
setze die Uebereinstimmung der Mehrheitsbeschlüsse beider Versammlungen erforderlich 
sei; indem hinzugesetzt wird, dass diese Uebereinstimmung der Mehrheitsbeschlüsse zu- 
gleich »ausreichend« sei, wird das Prinzip der absoluten Majorität aufgestellt; dasselbe 
gilt ohne Ausnahme für den Reichstag; bezüglich des Bundesrathes besteht die Ausnahme, 


dass diejenigen Gesetze, welche Verfassungs-Aenderungen enthalten, als abgelehnt gel- 
ten, wenn sie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen sich haben, und dass endlich die beson- 
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deren Verfassungs-Aenderungs-Gesetze, welche in der Verfassung gewährte Reservat- 
Rechte (abändernd) betreffen, ausserdem der »Zustimmung des berechtigten Bundesstaa- 
tes« (d.h. nach dem in der »Einleitung« geführten Nachweis: der Zustimmung des Vertre- 
ters des berechtigten Staates im Bundesrathe) bedürfen. In welcher Weise die zu einem 
Reichs-Gesetze erforderlichen Mehrheitsbeschlüsse des Bundesrathes und des Reichs- 
tages und deren Uebereinstimmung zu Stande gebracht werden, darüber bestimmt theils 
die Verfassung, theils die Geschäfts-Ordnung dieser beiden Versammlungen, welche an 
dem geeigneten Orte zu berücksichtigen ist. 

In Bezug auf Absatz 2 des Artik. 5, nach welchem bei Gesetzes-Vorschlägen über 
das Militärwesen, die Kriegsmarine, die Besteuerung des im Bundesgebiete gewonnenen 
Salzes und Tabaks, bereiteten Branntweines und Bieres und aus Rüben oder anderen in- 
iändischen Erzeugnissen dargestellten Zuckers und Syrups dem Kaiser (der Stimme des 
Präsidiums) ein Veto gegen jede Aenderung der bestehenden Einrichtung eingeräumt 
worden ist, muss zuvörderst Folgendes bemerkt werden: Wie schon zum vorigen Artikel 
hervorgehoben worden, fehlte in dem Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen Bun- 
des im Artikel 4 die Nummer 14 gänzlich, d. h.: Unter den der Beaufsichtigung Seitens 
des Bundes und der Gesetzgebung desselben unterstellten Gegenständen war »das Militär- 
wesen des Bundes und die Kriegsmarine« nicht mit aufgezählt. Dieses Fehlen einer über- 
aus wichtigen Position beruhte jedoch, nach einer im konstituirenden Reichstage abgege- 
benen Erklärung des damaligen Präsidenten der Bundes-Kommissare, jetzigen 
Reichskanzler Fürst Bismarck nicht etwa auf einem »zufälligen Uebersehen oder 
Vergessen«, sondern es hatten »die Bundes-Kommissare Erwägungen stattgegeben, 
nach welchen sie einen solchen Zusatz, wenn nicht als überhaupt entbehrlich, doch als für 
jetzt entbehrlich angesehen hatten«. (St.-B., S. 311.) Gleichzeitig gab der Fürst Bismarck 
die Erklärung ab, dass er im Namen der Preussischen Regierung die Insertion der Num- 
mer 14 unter die Ziffern des Artikels 4 unter der Voraussetzung annehme, dass dieselbe 
untrennbar verbunden sei mit dew Annahme des vom Reichstags-Abgeordneten Twe- 
sten gleichzeitig vorgeschlagenen Absatzes 2 im Artikel 5. Die einfache Aufnahme der 
Ziffer 14 mit den Worten »Militär- und Marinewesen«, wie solche vom Abgeord- 
neten Schaffrath beantragt worden, wurde jedoch als für die Preussische Regierung un- 
annehmbar bezeichnet. 

In welcher Weise die verbündeten Regierungen ohne Unterstellung des Militärwe- 
sens unter die Kompetenz des Reiches eine Fortbildung der bestehenden Militär-Gesetz- 
gebung als thunlich sich vorgestellt hatten, das hier zuierörtern, würde überflüssig sein. 
Wohl aber ist hervorzuheben, dass für die Zeit des Anfangs des Norddeutschen Bundes 
die Nothwendigkeit, auf militärischem Gebiete legislativ thätig zu sein, ausgeschlossen 
war durch eine Bestimmung im Artikel 61 der Verfassung des Norddeutschen Bundes, 
laut welcher »nach Publikation derselben in dem ganzen Bundesgebiete die gesammte 
Preussische Militär-Gesetzgebung ungesäumt eingeführt werden sollte«, und zwar nicht 
nur die Gesetze, sondern auch »die zu deren Ausführung, Erläuterung und Ergänzung er- 
lassenen Reglements, Instruktionen und Reskripte«., Für die Existenz einer einheitlichen 
und, wie anzunehmen, vollständigen Militär-Gesetzgebung war aber gesorgt. Und wenn 
man der Ansicht gewesen sein sollte, dass für eine Reihe von Jahren eine Weiterbildung 
dieses Theiles der Gesetzgebung nicht nöthig sei, so würde man allerdings für eine ge- 
raume Zeit eines Organes zur Gesetzgebung in militärischen Dingen haben entbehren 
können. Da man gleichwohl die hier angedeutete Stabilität der Gesetzgebung höchstens 
für einen bestimmten Zeitraum würde rechtfertigen können, so entsteht die Frage, wel- 
cher Weg zu betreten gewesen wäre, falls der Antrag des Abg. Twesten nicht gestellt, 
oder nicht zur Annahme gelangt wäre. 

Einige haben wohl die Meinung aufgestellt, die Vorschrift des Artikels 61 über die 
ungesäumte Einführung der gesammten Preussischen Militär - Gesetzgebung sei dauern- 
der, nachhaltig wirkender Natur, d. h. dieselbe beschränke sich nicht auf die zur Zeit der 
Emanation der Verfassung formell oder materiell vorhandene Preussische Militär-Gesetz- 
gebung, sondern erstrecke sich auch auf die in Zukunft in’s Leben tretende Militär-Ge- 
setzgebung dieses Staates. Würde man dieser Ansicht beipflichten können, so würde es 
allerdings an dem erforderlichen Organe zur Fortbildung der im Bunde geltenden Militär- 
Gesetzgebung nicht gefehlt haben; nur, dass wenigstens eines dieser Organe völlig aus- 
serhalb des Norddeutschen Bundes, bez. des Deutschen Reiches gestanden haben würde, 
da man nach jener im Eingange dieses Absatzes erwähnten Meinung die Organe der Ge- 
setzgebung für den Preussischen Staat als die Legislatoren für das Kriegs- und Marine- 
wesen des Bundes zu betrachten haben würde. Es kann jedoch der hier erwähnten Mei- 
nung Beifall nicht geschenkt werden, da, von anderen, bei Erörterung des Art. 61 zu be- 
achtenden Gründen, schon der Ausdruck, es solle »die gesammte Preussische Mi- 
litär-Gesetzgebung im ganzen Bundesgebiete ungesäumt eingeführt« werden, 
einer durch Jahrzehnte oder Jahrhunderte sich erstreckenden Einführung entgegensteht. 
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Unter diesen Umständen wird man allerdings anzuerkennen haben, dass durch das Amen- 
dement des Abg. Twesten in der That eine Lücke ausgefüllt worden ist, durch welches 
nieht nur des Reichstages, sondern auch des Bundesrathes Kompetenz wesentlich erwei- 
tert worden ist, da die Betheiligung der verbündeten Regierungen an der Weiterbildung 
der Preussischen Militär-Gesetzgebung wesentlich auf dem Twesten’schen Amendement 
beruht. 

Das dem Präsidium eingeräumte Veto gegen jede Abänderung der bestehenden Ein- 
richtungen bei Gesetzes-Vorschlägen über das Militärwesen u. s. w. kann als etwas Aus- 
sergewöhnliches oder gar Willkürliches nicht angesehen werden, sobald man nur festhält, 
dass nach dem Entwurfe der Norddeutschen Bundes-Verfassung, durch welchen die 
Gesetzgebung über das Militärwesen nicht dem Bunde übertragen wurde, sondern der 
Preussische Staat kompetent blieb, Militär-Gesetze zu erlassen, welche (wegen ihrer Ei- 
genschaft als Fortbildung der bestehenden, in dem Bund eingeführten Preussischen Mili- 
tär-Gesetzgebung) wenn nicht nach rechtlicher, so doch nach faktischer Nothwendigkeit 
im ganzen Bundesgebiete Gesetzeskraft erlangt haben würden, dem Könige von Preus- 
sen, der mit dem Bundes-Präsidium bekanntlich ein und dieselbe Person bildet, dieses 
Veto wie gegen alle gesetzlichen Neuerungen, so auch gegen Abänderung der bestehen- 
den Preussischen Militär- Gesetze, ebensowohl nach Stiftung des Norddeutschen Bundes 
zugestanden haben würde, wie ihm dasselbe vorher in seinen Staaten verfassungsmässig 
zugestanden hat. In die Verfassung des Norddeutschen Bundes ist also lediglich das- 
selbe Vetorecht dem Bundesrathe und Reichstage gegenüber mit hinüber genommen, 
welches der Entwurf der Verfassung stillschweigend dem König von Preussen dem Preus- 
Be Landtage gegenüber, aber mit Wirkung auf den ganzen Bund bestehen gelas- 
sen hatte. 

Wann dies Veto gegen Neuerungen zur Geltung kommt, wird durch die Worte: 
»Wenn im Bundesrathe eine Meinungs-Verschiedenheit stattfindet« 
ausgedrückt, nach welchem Wortausdruck als genügend für den Eintritt der Wirksamkeit 
des Veto’s der Fall anzusehen ist, dass eine der im Bundesrathe vertretenen Stimmen 
abweichend von der Mehrheit votirt; selbstverständlicherweise kann diese dissentirende 
Stimme auch die Stimme Preussens sein. 

Das Veto ist unter der obigen Voraussetzung wirksam, wenn die Stimme des Prä- 
sidiums sieh für die Aufrechterhaltung der bestehenden Einrichtungen 
ausspricht; also zu Gunsten des Bestehenden gegen etwaige Neuerungen. Der Aus- 
druck »Einrichtungen« hat eine umfassendere Bedeutung, als wenn statt »Einrichtungen« 
z.B. »Gesetze« gesagt worden wäre, und dass der Ausdruck »Einrichtungen« hier in diesem 
weiter umfassenden Sinne gesetzt worden, bezeugt der Antragsteller, Abg. Twesten, 
indem er sagt: 

»Es giebt manche Einrichtungen, sowohl im Militärwesen, wie sonst im Staate, die 
nicht ausdrücklich auf@Gesetzen beruhen, sondern thatsächlich bestehen, auf welche 
sich aber künftige Gesetze wohl beziehen können; und ich meine, die Krone Preussen 
muss in der Lage sein, auch dann ein Veto einzulegen, wenn es versucht werden sollte, 
durch die Gesetzgebung Aenderungen an solchen Einrichtungen zu treffen, welche bis- 
her nicht auf ausdrücklich gesetzlichen Bestimmungen beruhen«. (St.-B., 8. 30. 8.) 


Die Frage, ob dieses Veto auch anwendbar sei gegen die etwaigen Abänderungen 
solcher Grundsätze über das Militärwesen, welche in die Verfassung selbst aufgenommen 
sind, kann als müssig betrachtet werden; als Verfassungs-Bestimmungen unterliegt diese 
Abänderung derselben der Vorschrift des Artikels 78, und da Preussen im Bundesrathe 
17 Stimmen führt, eine Verfassungs-Aenderung aber als abgelehnt gilt, wenn sie im Bun- 
desrath 14 Stimmen gegen sich hat, so ist das Präsidium jedenfalls in der Lage, durch 
seinen Widerspruch jede Abänderung der in die Verfassung selbst aufgenommenen mili- 
tärischen Grundsätze zu hindern. 

Am Schlusse dieses, über die Reichs-Gesetzgebung handelnden zweiten Abschnittes 
der Reichs-Verfassung ist hervorzuheben, dass die letztere keine ausserordentliche oder 
Noth-Gesetzgebung kennt; derselben fehlt durchaus ein s. g. Oktroyirungs-Artikel, nach 
welchem unter Voraussetzung des Eintrittes bestimmter Ereignisse, der Kaiser oder der 
Bundesrath zum Erlass von Verordnungen mit Gesetzeskraft berechtigt, welche proviso- 
risch, d. h. bis zur nachträglich erfolgenden Zustimmung des Reichstages in Geltung 
wären. - 
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III. Bundesrath. 


Artikel 6. Der Bundesrath besteht aus den Vertretern der Mitglieder 
des Bundes, unter welchen die Stimmführung sich in der Weise vertheilt, 
dass Preussen mit den ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurhessen, Hol- 
stein, Hessen und Frankfurt 17 Stimmen führt, Baiern 6, Sachsen 4, Würt- 
temberg 4, Baden 3, Hessen 3, Mecklenburg-Schwerin 2, Sachsen-Weimar 
1, Mecklenburg-Strelitz 1, Braunschweig 2, Sachsen-Meiningen 1, Sachsen- 
Altenburg 1, Sachsen-Koburg-Gotha 1, Anhalt1, Schwarzburg-Rudolstadt 1. 
Schwarzburg-Sondershausen 1, Waldeck 1, Reuss ältere Linie 1, Reuss jün- 
gere Linie 1, Lippe 1, Schaumburg-Lippe 1, Lübeck 1, Bremen 1, Hamburg 
l, zusammen 58 Stimmen. 

Jedes Mitglied des Bundes kann soviel Bevollmächtigte zum Bundes- 
rathe ernennen, wie es Stimmen hat, doch kann die Gesammtheit der zuläs- 
sigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werden. 


02) 


In dem Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen Bundes hiess es im Ein- 
gange »unter welchen die Stimmführung sich nach Massgabe der Vor- 
schriften für das Plenum des ehemaligen Deutschen Bundes ver- 
theilt, dass Preussen u. s. w.« 

Es fehlten: 

»Baiern 6, Württemberg 4, Baden 3«; 

statt »Hessen 3« hiess es: »Hessen 1«, und am Ende des ersten Absatzes was 
statt »zusammen 58 Stimmen« zu lesen: »in Summa 43«. Der zweite Absatz 
fehlte dem Artikel 6 und bildete den Anfang des folgenden Artikels 7; die In- 
sertion an dieser Stelle beruht, wie die übrigen Abweichungen von der Verfassung 
des Norddeutschen Bundes, auf den Verfassungs- Verträgen. 


Die Verfassung des Deutschen Bundes enthielt noch die im Eingange jetzt feh- 
lende Bezugnahme auf die Stimmführung im ehemaligen Deutschen Bunde; auch 
fehlten in derselben die Worte: 

»Baiern 6, Württemberg A«. 

Der Zusatz Württemberg’s mit 4 Stimmen ist zurückzuführen auf den Bei- 
tritt dieses Staates zu der mit Baden und Hessen vereinbarten Verfassung des 
Deutschen Bundes; die Omission der Eingangsworte und die Insertion der Worte 
»Baiern« beruht auf $. 4 des mit Baiern abgeschlossenen Vertrages. 


Amendements zum Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes. 
1. Antrag Michaelis-Braun-Wiesbaden: den Eingang folgendermassen zu 
fassen: 
»Der Bundesrath besteht aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes, 
unter welchen sich die Stimmführung derartig vertheilt, dass Preussen u.s. w.« 
2. Antrag von Bockum-Dolffs desselben Inhalts. 


Beide Anträge wurden nacheiner vom damaligen Präsidenten der Bundes- 
Kommissare, Fürsten Bismarck abgegebenen Erklärung zurückgezogen. Diese 
Erklärung ging davon aus, dass es unmöglich sei, für die Stimmvertheilung die 
Bevölkerungsziffer als massgebend anzunehmen, weil unter dieser Voraussetzung 
auf Preussen eine solche Majorität fallen würde, dass die übrigen Regierungen gar 
- kein Interesse mehr daran haben würden, sich vertreten zu lassen. Unter diesen 
Umständen habe man ein Stimmverhältniss wählen müssen, welche eine Majorität 
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ausserhalb der Preussischen Vota zulasse, und über das Stimmverhältniss des Ent- 
wurfs haben die Regierungen sich geeinigt, weil man an diese, allerdings ebenfalls 
willkürliche Stimmenvertheilung seit fünfzig Jahren gewöhnt sei. Diesen Motiven 
habe man Ausdruck zu geben gewünscht, dass man dieses Stimmverhältniss ge- 
wählt habe als ein hergebrachtes, schon in rechtlicher Geltung bestandenes, nicht 
aber deshalb, weil man in diesem Stimmverhältniss gerade eine richtige Verthei- 
lung nach Macht, Einfluss und Geltung erblickt habe. Entschieden stellte Redner 
in Abrede, dass aus der Beibehaltung diesesZusatzes, wie derAbg. Braun-Wies- 
baden geäussert, eine subsidiare Geltung des früheren Bundesrechtes gefolgert 
werden könne. (St.-B., S. 350.) 

Nachdem die Bezugnahme auf die Stimmvertheilung im Plenum des ehemali- 
gen Deutschen Bundes dadurch unthunlich geworden, dass Baiern statt der in die- 
sem Plenum geführten 4 Stimmen deren 6 bewilligt worden sind, mussten die 
Worte des Eingangs selbstverständlich in Wegfall kommen. 


Ueber die Natur der Stellung des Bundesrathes ist bereits in der Einleitung das Er- 
torderliche bemerkt worden; hier mag nur hervorgehoben werden, dass in den Worten 
des Textes: 

»Der Bundesrath besteht aus den Vertretern der Mitglieder des 

Bundes« 
gewissermassen in nuce Alles enthalten ist, was die Stellung des Bundesrathes bestimmt. 
Während das Bundesgebiet nach Artikell aus den Staaten Preussen, Baiern u. s. w. 
besteht, besteht der Bundesrath aus den Vertretern derjenigen Personen, welche die 
Souveränetät iiber jene das Bundesgebiet bildenden Staaten tragen: im Bundesrathe fin- 
det sich also vereinigt die Summe aller Territorial-Souveränetäten, welche in logisch und 
historisch richtiger Weise zusammengefasst die Souveränetät über das, einen Bundes- 
staat bildende Deutsche Reich in allen den Fällen darstellt, wo nicht ausnahmsweise die 
Souveränetät dem Kaiser übertragen ist. 

Es ist die Frage aufgeworfen worden, ob auch die in diesem Artikel enthaltenen 
Bestimmungen überdieStimmvertheilung in der für Verfassungs-Aenderungen 
vorgeschriebenen Weise abgeändert werden könnten, oder ob nicht zu einer derarti- 
gen Aenderung des Stimmverhältnisses die Zustimmung des von derselben betroffenen 
Staates nothwendig sei? Für die zweite Alternative haben sich mehrere Stimmen ausge- 
sprochen, meistens aus dem Grunde, weil diese Bestimmungen ihre Vertragsnatur trotz 
deren Aufnahme in die Verfassung bewahrt hätten, und weil die Zahl der jedem Staate 
zustehenden Stimmen ein von den letzteren wohlerworbenes Recht sei, welches ohne Zu- 
stimmung des betreffenden Staates nicht abgeändert werden dürfte. 

Es soll nicht in Abrede gestellt werden, dass diese Gründe Beachtung verdienen; 
allein für stichhaltig können dieselben nicht erachtet werden, sobald man erwägt, dass 
jeder einzelne Staat an der den anderen Staaten zukommenden Stimmenzahl ein fast eben 
so starkes Interesse, wie an seiner eigenen Stimmenzahl hat, ja unter Umständen ein 
noch stärkeres. Denn es kommt bei den Abstimmungen im Bundesrathe in der Regel viel 
weniger auf die Zahl der Stimmen jedes einzelnen Staates, als auf das Verhältniss der 
im Bundesrathe abzugebenden Stimmen überhaupt an. So ist, um ein Beispiel anzuführen, 
das arithmetische Gewicht der 17 Preussischen Stimmen durch den Hinzutritt von Baiern, 
Württemberg, Baden und Hessen mit 15 Stimmen viel mehr verändert worden, als wenn 
man die Zahl der Preussischen Stimmen vielleicht um Eine vermehrt oder vermindert 
hätte. Hat nun der Hinzutritt der Süddeutschen Staaten mit 15 Stimmen auf dem für 
Verfassungs-Aenderungen vorgeschriebenen Wege erfolgen können, ohne dass eine ver- 
hältnissmässige Vermehrung der Preussischen Stimmen stattgefunden ; hat also das im 
Bundesrath vorhandene Stimmverhältniss, die Vertheilung der arithmetischen Kraft auf 
dem Wege der Verfassungs-Aenderungen in einer weit stärkeren Weise alterirt werden 
können, als dadurch geschehen könnte, dass z. B. Sachsen-Meiningen, oder irgend ein 
anderer Staat statt einer zwei, oder Braunschweig statt zwei eine Stimme erhalten hätte, 
so muss auch angenommen werden, dass die minder erhebliche Aenderung der Stimmen- 
zahl eines einzelnen Staates auf demselben Wege der Verfassungs-Aenderungen bewirkt 
werden könne. Und als unterstützendes Moment für diese Ansicht tritt hinzu, dass das 
ganze Prinzip, auf welchem die Stimmvertheilung im Bundesrathe des Norddeutschen 
Bundes beruht, durch den Wegfall der Worte im Eingange des Art. 6 und durch Einräumung 
von sechs Stimmen an Baiern, statt der nach jenem Prinzipe diesem Staate nur gebüh- 
renden vier Stimmen aus der Verfassung formell und materiell entfernt worden ist, ohne 
dass man zu dieser Aenderung die Zustimmung jedes einzelnen Staates für erforderlich 
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erachtet hätte. Endlich muss auch bemerkt werden, dass von der Zustimmung eines »be- 
rechtigten Staates« nach der Verfassung nur bei Reservatrechten geredet werden kann; 
als solche kann man jedoch die, jedem Staate zugetheilten Stimmen nicht betrachten, 
weil die Stimmvertheilung hinsichtlich aller zum Norddeutschen Bunde gehörigen Staaten 
zu einer Zeit erfolgt ist, ehe der Begriff »Reservatrecht« überhaupt vorhanden war. 


Artikel {. Der Bundesrath beschliesst: 

1. über die dem Reichstage zu machenden Vorlagen und die von demselben 
gefassten Beschlüsse , 

2. über die zur Ausführung der Reichs-Gesetze erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungs-Vorschriften und Einrichtungen, sofern nicht durch Reichs- 
Gesetz etwas Anderes bestimmt ist; 

3. über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichs-Gesetze, oder der 
vorstehend erwähnten Vorschriften oder Einrichtungen hervorgetreten. 

Jedes Bundesglied ist befugt, Vorschläge zu machen und in Vortrag zu 
bringen, und das Präsidium ist verpflichtet, dieselben der Berathung zu über- 

eben. 

; Die Beschlussfassung erfolgt, vorbehaltlich der Bestimmungen in den 

Artikeln 5, 37 und 78 mit einfacher Mehrheit. Nicht vertretene, oder nicht 

instruirte Stimmen: werden nicht gezählt. Bei Stimmengleichheit giebt die ” 
Präsidial-Stimme den Ausschlag. 

Bei der Beschlussfassung über eine Angelegenheit, welche nach den Be- 
stimmungen dieser Verfassung nicht dem ganzen Reiche gemeinschaftlich ist, 
‚werden die Stimmen nur derjenigen Bundesstaaten gezählt, welchen die An- 
gelegenheit gemeinschaftlich ist. 


Der Entwurf der Verfassung des Norddeutschen Bundes lautete folgender- 
massen: 

»Jedes Mitglied des Bundes kann soviel Bevollmächtigte zum Bundes- 
rathe ernennen, wie es Stimmen hat, doch kann die Gesammtheit der zustän- 
digen Stimmen nur einheitlich abgegeben werden. Nicht vertretene oder nicht 
instruirte Stimmen werden nicht gezählt. 

Jedes Bundesglied ist befugt, Vorschläge zu machen und in Vortrag zu 
bringen, und das Präsidium ist verpflichtet, dieselben der Berathung zu über- 
geben. Die Beschlussfassung erfolgt mit einfacher Mehrheit, mit Ausnahme 
von Beschlüssen über Verfassungs-Veränderungen,, welche zwei Drittel der 
Stimmen erfordern. Bei Stimmen-Gleichheit giebt die Präsidial-Stimme den 
Ausschlag«. 


Die Verfassung des Norddeutschen Bundes wich von dem Entwurfe nur insofern 
ab, als in derselben die Worte: 
»mit Ausnahme von Beschlüssen über Verfassungs-Aende- 
rungen, welche zwei Drittel der Stimmen erfordern« 
fehlten. 


Die Abweichungen des Textes der Verfassung des Deutschen Reiches beruhen 
auf den Verfassungs-Verträgen mit den Süddeutschen Staaten. 


Amendemenis zum Entwurfe der Verfassung des Norddeut- 
schen Bundes. 
1. Antrag Lasker: 
In Absatz 2 des Artikels 7 die Worte»mit Ausnahme« bis »erfor- 
dern« zu streichen, 
und zweitens: 
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Untrennbar damit als besonderen Artikel an den Schluss der Verfassung 
zu setzen was folgt: 

»Veränderungen der Verfassung erfolgen im Wege der Gesetzgebung, je- 
doch ist zu denselben im Bundesrathe eine Mehrheit von zwei Dritteln der 
vertretenen Stimmen erforderlich«. (St. B., S. 353.) 

(Der Antrag ward angenommen. Man vergleiche die Einleitung.) 


2. Antrag Kratz: 
den Schlusssatz des Lasker’schen Amendements, wie folgt zu fassen: 
»Veränderungen der Verfassung erfolgen im Wege der Gesetzgebung, je- 
doch ist zu denselben im Bundesrathe eine Mehrheit von zwei Drittel der Ver- 
tretenen und im Reichstage eine Mehrheit von zwei Drittel der in gesetzlicher 
Anzahl, Artikel 26, anwesenden Stimmen erforderliche. (St. B., S. 353.) 
Ward abgelehnt. 


Die Nummer1 steht in einer gewissen Verbindung mit der Aenderung, welche Art..6 
der Verfassung des Norddeutschen Bundes in der Reichs-Verfassung erhalten hat. Dort 
hiess es nämlich: 

»Das Präsidium hat die erforderlichen Vorlagen nach Massgabe der Beschlüsse 
des Bundesrathes an den Reichstag zu bringen u. Ss. w.« — 
während die entsprechende Bestimmung der Verfassung des Deutschen Reiches wie folgt 
lautet: 
»Die erforderlichen Vorlagen werden nach Massgabe der Beschlüsse des Bundes- 
rathes im Namen des Kaisers an den Reichstag gebracht«. 

Im Uebrigen enthält die Nummer 1 das Erforderliche über die Legislatur des Bun- 
desrathes. Derselbe beschliesst als regelmässiger Träger des Reichs mit voller Souveräne- 
tät über die Gesetz-Entwürfe, welche dem Reichstage vorgelegt werden sollen und über die 
vom Reichstage gefassten Beschlüsse, mögen dieselben sich beziehen auf Abänderungen des 
Reichstages an den vom Bundesrathe beschlossenen Gesetz-Entwürfen, oder auf Gesetz- 
Entwürfe, die aus der Initiative des Reichstages hervorgegangen sind: oder auf Be- 
schlüsse, in denen der Bundesrath zum Erlass eines Gesetzes odet einer Verordnung auf- 
gefordert wird u. 8. w. 


Die Nummer 2 begründet die Exekutive des Bundesrathes, indem sie demselben 
das Verordnungsrecht beilegt zur Ausführung der Reichs-Gesetze. Hier ist Folgendes zu 
bemerken: Indem gesagt wird: 

»Der Bundesrath beschliesst über allgemeine Verwaltungs-Vorschriften« 
ist mindestens stillschweigend als Gegensatz gesetzt: Spezial-Vorschriften, welche 
also auf Grund der Nummer 2 nicht in den Kreis der Bundesraths-Beschlüsse fallen 
würden ; dagegen erstreckt sich die Exekutive des Bundesrathes nach dem Wortlaute der 
Verfassung auch auf die Einrichtungen, welche zur Ausführung der Gesetze erforderlich 
sind. Jedoch kann diese Exekution des Bundesrathes durch Gesetz ausgeschlossen wer- 
den, sei es, dass für gewisse Zweige der Reichs-Angelegenheiten das Verordnungsrecht 
ein für allemal einem anderen Organe, dem Kaiser, übertragen ist, oder durch Spezial- 
Gesetz, wie Solches des Oefteren geschehen, dein Reichskanzler, dem Reichskanzler-Amte, 
dem General-Postdirektor u. s. w. übertragen wird. 


Durch Nummer 3 wird dem Bundesrathe auch das Aufsichtsrecht übertragen, wel- 
ches von manchen Lehrern des Staatsrechtes als ein besonderes, in der Exekutive an sich 
nicht ohne Weiteres enthaltenes Souveränetätsrecht angesehen wird. Kann nun der Bun- 
desrath auf Grund der Nr. 2 Spezial-Vorschriften nicht erlassen, so wird man ihm auch 
diese Befugniss nicht abstreiten können, wenn eine derartige Spezial-Vorschrift erforder- 
lich ist zur Beseitigung von Mängeln, welche bei der Ausführung der Reichs-Gesetze 
oder der sub 2 erwähnten Vorschriften oder Einrichtungen hervorgetreten sind. Was die 
tbatsächliche Ausführung dieser Beschlüsse betrifft, so versteht sich von selbst, dass der 
Bundesratl dieselbe nicht selbst bewirken kann, aber zu diesem Zwecke die Thätigkeit 
des Reichskanzlers, des Reichskanzler- Amtes, oder anderer Reichs- oder Staats-Beamte, sei 
es mittelbar oder unmittelbar, in Anspruch zu nehmen befugt ist. Hierbei ist nicht ausser 
Acht zu lassen, dass die Beschlussfassung über Mängel bei Ausführung der Reichs-Ge- 
setze sich nicht auf die vom Reichstage bewirkte Ausführung beschränkt, sondern na- 
atlich auf die Ausführung der Reichs-Gesetze durch die Einzelstaaten er- 
streckt. 

An dieser Stelle mag nur hervorgehoben werden, dass mit der Exekutive des Bun- 
desrathes die nach Artikel 17 der Verfassung dem Kaiser zustehende »Ueberwachung 
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der Ausführung der Reichs-Gesetze konkurrirt«; das Nähere hierüber sehe man unter 
Artikel 17. 

Was den Inhalt des auf die Nr. 3 folgenden Absatzes betrifft, so enthält derselbe 
auch für den kleinsten Staat die Garantie, dass die Ansichten seines Vertreters im Bun- 
desrathe gehört und berathen werden; so dass also ein Beschluss, den Antrag eines Bun- 
desgliedes nicht zur Berathung anzunehmen, verfassungswidrig und daher ungültig sein 
würde. Dadurch ist dem in schlechtem Andenken stehenden Verfahren der ehemaligen 
Deutschen Bundes-Versammlung zu Frankfurt, gewisse Anträge in den Ausschüssen zu 
begraben, ein wirksamer Riegel vorgeschoben. 

Die Beschlüsse des Bundesrathes werden nach absoluter Majorität gefasst; Ausnah- 
men treten ein nach Artikel 5 bei Gesetzes-Vorschlägen über dasKriegswesen, die Kriegs- 
marine und die Verbrauchs-Abgaben des Artikels 35, bezüglich welcher, wenn im Bun- 
desrathe eine Meinungs-Verschiedenheit stattfindet, die Präsidial-Stimme den Ausschlag 
giebt, wenn dieselbe sich für die Aufrechthaltung der bestehenden Einrichtungen aus- 
spricht: ferner giebt nach Art. 37 bei Beschlussnahme über die zur Ausführung der ge- 
meinschaftlichen Zoll- und Steuer-Gesetzgebung dienenden Verwaltungs - Vorschriften 
und Einrichtungen die Präsidial-Stimme wiederum den Ausschlag, wenn sie sich für Auf- 
rechthaltung der bestehenden Vorschrift oder Einrichtung ausspricht; endlich noch Art. 
78, wenn es um Verfassungs-Äenderungen sich handelt, falls sie im Bundesrathe 14 Stim- 
men gegen sich haben, oder um Reservatrechte, zu deren Abänderung ausserdem noch 
die Stimme des Vertreters des berechtigten Staates im Bundesrathe erforderlich ist. 


Der letzte Absatz kann nur den Vertretern der Süddeutschen Staaten gegen- 
über zur Geltung kommen, da es im Verhältnisse der Staaten des früheren Norddeutschen 
Bundes Angelegenheiten, welche nur einem Theil derselben verfassungsmässig gemein- 
schaftlich wären, nicht giebt. 


Anlangend die Bedeutung der Worte: 

»Angelegenheit, welche nach den Bestimmungen dieser Verfas- 

sung nicht dem ganzen Reiche gemeinschaftlich ist«, 
so hat über dieselben in der Il. ausserordentlichen Session des Reichstages des Norddeut- 
schen Bundes zwischen dem Abg. Lasker und dem Staatsminister Delbrück eine 
Erörterung stattgefunden, welche für die Interpretation von Bedeutung ist. Nachdem 
nämlich der Abg. Lasker es als »zweifelhaft« bezeichnet hatte, ob unter jenen Angelegen- 
heiten solche gemeint seien, hinsichtlich welcher die Verfassung ausdrücklich die 
Kompetenz des Bundes für einzelne Bundesstaaten ausschlösse (so dass z.B. in dem Ver- 
trag mit Baden und Hessen, als einzige übersehbare Angelegenheit dieser Art, die Bier- 
und Branntwein-Steuer erscheine), oder ob solche Rechte gemeint seien, welcheihrer 
Natur nach nicht sämmtliche Bundesstaaten berühre, wies derselbe auf die Stellung 
der Bairischen Vertreter im Bundesrathe und der Bairischen Abgeordneten im Reichstage 
in Betreff der Spezialität des Militär-Budgets und der Decharge über die Ausgaben des 
Militär-Etats hin. Da nun jene Spezialität, ferner die Ausgaben des Militär-Etats und 
die etwaigen Ueberschüsse des Bundes, den Baiern und dem Reiche nicht gemeinschaft- 
lich seien, so könnte man die in Rede stehenden Bestimmungen so auslegen, dass sie 
thatsächlich gemeinschaftlich zessire, auch das Stimmrecht der Bairischen Bundes- 
raths-Mitglieder zessire, eine Auffassung, welche er, Redner, für eine schädigende und 
nicht zutreffende halte. Auf diese Anfrage erklärte Staatsminister Delbrück, »dass er 
keinen Anstand nehme, die von dem Abgeordneten Lasker soeben aufgeworfene Frage 
zu bejahen und setzte hinzu, indem er betonte: 


»dass er dabei nicht für sich allein spreche, dass er durch die Bestimmungen, 
welche in dem Vertrage vom 23. November über den Militär-Etat getroffen seien, 
den Militär-Etat keineswegs als einen Gegenstand ansehe, welcher nicht dem ganzen 
Bunde gemeinsam wäre; weder formell noch materiell; dass also die Schlussbestim- 
mung dieses Artikels und die damals noch gültige Bestimmung des Artikels 28 auf den 
Militär-Etat keine Anwendung finde«. 


(Die weiteren Ausführungen in Betreff des Militär-Etats werden später, wo es um 
diesen sich handelt, berücksichtigt werden.) Da der Staatsminister Delbrück seine 
Antwort nur auf das von dem Abg. Lasker gewählte Beispiel beschränkt hatte, so sah 
sich dieser veranlasst zu erklären, 


»dass er aus dem Wortlaute herauslese , dass einzelne Mitglieder nur dann von der 
Theilnahme an der Abstimmung auszuschliessen seien, wenn nach der ausdrücklichen 
Vorschrift der Verfassung der betreffende Staat in Bezug auf die verhandelte Angele- 
genheit von der Kompetenz des Bundes gar nicht ergriffen werden könne. Nur in die- 
sem beschränkten Umfange würde den Redner die itio in partes wenigstens nicht wegen 
ihrer möglichen Ausdehnung beunruhigen können«. 
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Hierauf erwiederte der Staatsminister D elbrück, 
»dass er seine vorige Bemerkung damit angefangen, dass er sich generell mit der 
Auffassung des Abg. Lasker einverstanden erklärt habe; auf den Militär-Etat aber 
nur deshalb näher eingegangen sei, weil der Abe. Lasker selbst diesen ganz besonders 
hervorgehoben habe«. 


Am Schlusse fügte derselbe noch hinzu : 


»wenn die Frage aufgeworfen werde, ob, weil im Artikel 34 der Verfassung be- 
stimmt sei, dass die Hansestädte Bremen und Hamburg als Freihäfen ausserhalb der 
gemeinsamen Zollgrenze bleiben, dies eine von den Bestimmungen der Verfassung wäre, 
aus welcher hergeleitet werden könnte, als seien den genannten beiden freien Städten 
die Zoll-Angelegenheiten nicht gemeinschaftlich mit den übrigen Staaten, so müsse er 
dieses Bedenken als ein solches bezeichnen, welches nach seiner Ueberzeugung jeder 
Grundlage entbehre«. 


Auch verdient noch eine andere Erklärung des Staatsministers Delbrück über 
denselben Gegenstand, abgegeben in der General-Debatte über die Verträge (St. B., 
8. 67) Erwähnung, dahin gehend, 


»dass, da man den Süddeutschen Staaten die Annahme der Norddeutschen Gesetze 
über Besteuerung des Bieres und des Branntweins nicht habe zumuthen können (wegen 
abweichender Betriebs-Verhältnisse, wegen Zweifelhaftigkeit des Steuer-Prinzips) die 
nothwendige Konsequenz dieser Zugeständnisse darin bestanden habe, 
dass in Beziehung auf diese Steuer dafür Vorsorge getroffen werden müsste, wie ihre 
Behandlung sowohl im Bundesrathe, wie im Reichstage stattzufinden habe. Da es un- 
thunlich sei, dass die Süddeutschen Regierungen im Bundesrathe über Steuern mit zu 
beschliessen hätten, ‚die auf sie keine Anwendung finden, und im Reichstage die Siiddeut- 
schen Abgeordneten nicht die entscheidende Stimme bei solchen Steuerfragen mit ab- 
geben dürften, so habe diese Erwägung zu den beiden Ausnahme-Bestimmungen im 
Artikel 7 und im Artikel 28 geführt «. 

Sowohl aus dem Wortlaute des Textes, als auch aus diesen Erklärungen, geht un- 
zweideutig hervor, dass die Ausnahme, welche der letzte Absatz statuirt , nur diejenigen 
Angelegenheiten betrifft, welche durch die Verfassung selbst als nicht gemeinschaft- 
lich bezeichnet sind. Abgesehen von der s. g. natürlichen Nichtgemeinschaftlichkeit des 
Militair-Etats u. s. w. mit Baiern, welche von dem Abg. Lasker hervorgehoben worden, 
gehören namentlich nicht hierher diejenigen Angelegenheiten, welche, an sich gemein- 
schaftlich, durch die Bestimmung eines Spezial-Gesetzes ausnahmsweise nicht nach den 
Grundsätzen der Gemeinsamkeit behandelt worden sind; wenn z.B. ein Gesetz bestimmt, 
dass dasselbe oder ein Theil desselben auf bestimmte Landestheile oder auf einen oder 
mehrere Staaten keine Anwendung finde. Durch eine derartige Bestimmung wird die Ge- 
meinschaftlichkeit der Angelegenheit im hier fraglichen Sinne keineswegs ausgeschlossen ; 
dieselbe bleibt vielmehr bestehen, dafern sie verfassungsmässig überhaupt begrün- 
det war. 

Unbedingt zu den nicht gemeinschaftlichen Angelegenheiten gehört 
für Baiern, Württemberg und Baden die Besteuerung des inländischen Bieres und Brannt- 
weins; ferner für Baiern nach dem Wortlaute des Artikels 4, Nr. 1 die Heimaths- und 
Niederlassungs-Verhältnisse. Als zweifelhaft bezeichnet es Thudichum, Verfassung 
des Deutschen Reichs in v. Holtzendorffs Jahrbuch für Gesetzgebung , Verwaltung und 
Rechtspflege des Deutschen Reichs, 8. 23, in welchen Fällen bei der Beschlussfassung 
über Reichs-Gesetze und Verträge über Postwesen etwa die Vertreter Württembergs 
auszuschliessen seien? Die Frage dürfte zunächst prinzipiell dahin zu stellen sein, ob 
durch den Wortlaut der Reichs-Verfassung, welcher die Gemeinschaftlichkeit des 
Eisenbahnwesens für Baiern, ferner die des Post- und Telegraphen-Wesens 
für Baiern und Württemberg nur enger begrenzt, als zwischen den übrigen Staaten der 
Fall, nicht aber diese Gemeinschaftlichkeit gänzlich ausschliesst, der casus exceptionis 
gegeben ist? Diese Prinzipalfrage dürfte eher zu verneinen als zu bejahen und demnach 
die Anwendbarkeit der Ausnahme auf diese Angelegenheiten überhaupt abzuweisen sein. 
Ist man anderer Ansicht und bejaht die Prinzipalfrage, dann wird allerdings die Entschei- 
dung der Frage, bei welchen einzelnen Theilen der Angelegenheiten quaest. die Aus- 
Schliessung bei der Abstimmung einzutreten habe, vielfachzweifelhaftsein. Es würde, wenn 
nöthig, vielleicht bezüglich jeder einzelnen Bestimmung eines einschlagenden Gesetzes 
oder Vertrages festzustellen sein, ob dieselbe unter die Gemeinschaft mit Baiern, bez. 
Württembergs falle oder nicht; demgemäss würde zu entscheiden sein, ob die Vertreter 
der betreffenden Staaten über die betreffende Bestimmung mitzustimmen haben oder 
nicht. Die Schwierigkeit würde dann aber beginnen bei der Abstimmung über das ganze 
Gesetz, da es doch nur als ein Nothbehelf anzusehen sein würde, wenn man zuerst alle 
Mitglieder über den allen Staaten gemeinsamen Theil des Gesetzes, hiernächst aber die 
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Vertreter der Staaten der völligen Gemeinschaftlichkeit über das ganze Gesetz abstimmen 


lassen wollte. Diese Schwierigkeit spricht vielleicht auch für die Annahme der hier ver- 
tretenen Meinung. 


Artikel 8. Der Bundesrath bildet aus seiner Mitte dauernde Aus- 
schüsse 
1. für das Landheer und die Festungen ; 
für das Seewesen; 
für Zoll- und Steuerwesen: 
für Handel und Verkehr; 
. für Eisenbahnen, Post und Telegraphen ; 
für Justizwesen ; 
für Rechnungswesen. 
In jedem dieser Ausschüsse werden ausser dem Präsidium mindestens 
vier Bundesstaaten vertreten sein, und führt innerhalb derselben jeder Staat 
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nur Eine Stimme. In dem Ausschuss für das Landheer und die Festungen hat | 


Baiern einen ständigen Sitz, die übrigen Mitglieder desselben, sowie die 
Mitglieder des Ausschusses für das Seewesen werden vom Kaiser ernannt; 
die Mitglieder der anderen Ausschüsse werden von dem Bundesrathe ge- 
wählt. Die Zusammensetzung dieser Ausschüsse ist für jede Session des 
Bundesrathes, resp. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei die ausscheidenden 
Mitglieder wieder wählbar sind. 

Ausserdem wird im Bundesrathe aus den Bevollmächtigten der König- 
reiche Baiern, Sachsen und Württemberg und zwei, vom Bundesrathe 
alljährlich zu wählenden Bevollmächtigten anderer Bundes- 
staaten ein Ausschuss für die Auswärtigen Angelegenheiten gebildet, in 
welchem Baiern den Vorsitz führt. 

Den Ausschüssen werden die zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten zur 
Verfügung gestellt. 


Der Eingang und die Nummern 1—7 des Textes stimmen mit dem identi- 
schen Wortlaute des Entwurfs der Verfassung und der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes überein. Statt mindestens vier Bundesstaaten« sollen nach der 
Verfassung des Norddeutschen Bundes nur »mindesten» zwei Bundesstaa- 
ten« in den Ausschüssen vertreten sein. Weiter heisst es in der Verfassung des 
Norddeutschen Bundes: 

»Die Mitglieder der Ausschüsse zu 1 und 2 werden von dem 
Bundesfeldherrn ernannt, die übrigen von dem Bundesrathe ge- 
wählt«. 

Der Schluss des Artikels wird gebildet durch den Schlusssatz des drittletzten 
Absatzes des Textes. »Die Zusammensetzung dieser« bis »wählbar sind« 
und durch den letzten Absatz: »Den Ausschüssen werden u. s. w.« 

Der vorletzte Absatz ist der Verfassung des Norddeutschen Bun- 
des fremd, nicht minder der des Deutschen Bundes. 

Die Veränderung der Worte: »mindestens zwei Bundesstaaten« in: »min- 
destens vier Bundesstaaten« beruht auf der mit Baden und Hessen vereinbarten 
Verfassung. 

Die Formulirung des drittletzten Absatzes ist identisch mit der Bestimmung 
sub II., $. 6 des Bairischen Vertrages; der vorletzte Absatz sollte nach dem Bai- 
rischen Vertrage folgendermassen lauten: 

»Ausserdem wird im Bundesrathe aus den Bevollmächtigten der König- 
reiche Baiern, Sachsen und Württemberg unter dem Vorsitze Baierns ein Aus- 
schuss für die Auswärtigen Angelegenheiten gebildet«. 
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Der jetzige Text der Verfassung beruht auf der von den verbündeten Re- 
gierungen dem Reichstage im Jahre 1871 zum Zweck der Verfassungs-Redaktion 
vorgelegten Entwurfe und ist von denselben folgendermassen motivirt worden: 

»Die vorliegende Verfassung des Deutschen Reiches beabsichtigt materielle 
Aenderungen des bestehenden Verfassungs-Rechtes nicht. Sie enthält nur 
Eine Bestimmung, welche in den im Eingange erwähnten Dokumenten nicht 
vorkommt, nämlich die Bestimmung im Artikel 8, nach welchem der durch den 
Vertrag vom 3. November v. J. (1870) Nr. D., $. 6, geschaffene Ausschuss 
des Bundesrathes für die Auswärtigen Angelegenheiten ausser den Bevollmäch- 
tigten von Baiern, Sachsen und Württemberg aus zwei vom Bundesrathe all- 
jährlich zu wählenden Bevollmächtigten anderer Bundesstaaten bestehen soll. 
Diese Bestimmung ist auf den Wunsch mehrerer Bundesstaaten unter voller Zu- 
stimmung der beiden Kontrahenten des Vertrags vom 23. November v. J. 
(1870) getroffen worden«. (Drucksachen Nr. 4.) 

Seitens des Reichstages wurde dieser Antrag der verbündeten Regierungen 
angenommen. (St. B., S. 156.) 


Amendements zum Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes: 

1. Antrag Zachariae: Den Ausdruck: »Bundes-Feldherr« in »Bun- 
des-Präsidium« zu verwandeln. Ward vom Antragsteller zurückgezogen, 
nachdem der damalige Präsident der Bundes-Kommissarien, 
Fürst Bismarck, erklärt, die Frage, ob es heisse » Bundes-Feldherr « oder 
» Bundes-Präsidium« sei eben so gleichgültig, wie wenn man sage »der Herr 
Abgeordnete für Göttingen« oder der »Herr Abgeordnete Zachariae« oder der 
»Herr Professor Zachariae «. (St. B., S. 358.) 

2. Antrag Ausfeld: 


»den Artikel 8 und den ersten Satz des Artikels 9 zu streichen«. 
Ward abgelehnt. (St. B., S. 703.) 


Die von dem Bundesrathe »aus seiner Mitte«, also aus den Mitgliedern desselben zu 
bildenden Ausschüsse werden als »dauernde« bezeichnet. Dieser Ausdruck ist nach 
einer im konstituirenden Reichstage abgegebenen Erläuterung des Fürsten Bismarck 
dahin gemeint gewesen, 

»dass dies nicht Ausschüsse sein sollen, die Einmal ad hoc zu einem bestimmten 
A gewählt werden, sondern solche Ausschüsse, welche stets existiren sollen«. (St. 
B., S. 354.) 

Nach den an derselben Stelle gegebenen anderweitigen Erläuterungen 

»hängt es vom Bundesrathe und der Bedürfnissfrage ab, ob die Ausschüsse immer 
versammelt, bez. ob sie auch dann in Thätigkeit sein sollen, wenn der Bundesrath 
selbst nicht versammelt ist«. 

Was die Frage über die Zusammenblerufung dieser Ausschüsse be- 
trifft, so wird dieselbe in der Verfassung nicht entschieden, namentlich nicht durch Arti- 
kel 12, nach welchem 

» Berufung, Eröffnung, Vertagung und Schliessung des Bundesrathes und des 
Reichstages dem Kaiser zusteht«; der Kaiser »das Bundes-Präsidium) nimmt«, wie 
Fürst Bismarck a.a.0. erklärt hat, »nicht das Recht in Anspruch, diese Ausschüsse 
auf eigne Hand ohne den Willen des Bundesrathes zu berufen und tagen zu lassen«, 
eine Erklärung, die später (St. B., S. 356) näher dahin präzisirt worden ist, 
»dass es nicht die Absicht des Präsidiums sei, sich dieser Ausschüsse als eines 
Präsidial-Organes ohne die Sicherheit der Uebereinstimmung des Bundesrathes bedie- 
nen zu wollen «, 
weiter erklärte Fürst Bismarck, 


»er glaube nicht, dass irgend eine formale Handhabe dazu gegeben sei, dass sich 
ein Ausschuss versammelte gegen den Beschluss des Bundesrathes«. 


Hiernach ist als feststehend anzunehmen, dass die Einberufung der Ausschüsse im 
Allgemeinen einen Beschluss des Bundesrathes voraussetzt; nach dem Wortlaute der 


18* 
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Verfassung erscheint es jedoch nicht als unzulässig, dass der Bundesrath mindestens für 
die Zeit, innerhalb welcher er nicht versammelt ist, dem Präsidium die Befugniss der Ein- 
berufung der Ausschüsse delegirt. Dieses erscheint sogar unter Umständen als ge- 
boten, z. B. bei dem Ausschusse für Handel und Verkehr, welcher verfassungsmässig ge- 
hört werden muss, bevor der Kaiser einen Konsul anstellt. Ein anderer Ausschuss der 
für das Rechnungswesen; der Ausschuss für das Rechnungswesen muss ferner nach Ar- 
tikel 39, Absatz 2 alle drei Monate zusammentreten. Im Allgemeinen aber wird man das 
als naturgemäss anzusehen haben, dass es der Bundesrath ist, welcher über den Zusam- 
mentritt der Ausschüsse beschliesst; einmal, weil die letzteren in Bezug auf die legislative 
Thätigkeit des Bundesrathes die Organe sind, durch welche dieselbe vorbereitet wird — 
Aufstellung von Gesetz-Entwürfen; Zusammenstellung bestehender Gesetze u. dgl. —, 
ferner, weil diese Ausschüsse die naturgemässen Organe sind, durch welche der Bundes- 
rath die ihm zustehende Exekutive ausübt. 


Zu der Nr. 2, Seewesen, istzu bemerken, dass nach ausdrücklicher Erklärung des 
Fürsten Bismarck unterdiesem Ausdrucke »die Kriegsmarine« zu verstehen ist. 


Während die Mitglieder der Ausschüsse 3—7 vom Bundesrathe erwählt werden, 
werden nach der Verfassung des Norddeutschen Bundes die Mitglieder für die Ausschüsse 
1 und 2 (Landheer und Kriegsmarine) vom Bundes-Feldherrn ernannt; diese Bestimmung, 
welche die logische Konsequenz der Thatsache ist, dass bezüglich dieser beiden Angele- 
genheiten der Schwerpunkt der Souveränetät bei dem Kaiser ist, ist ungeändert nur be- 
züglich des Ausschsses für das Seewesen übergegangen; hinsichtlich des Ausschusses für 
das Landheer und die Festungen aber ist Baiern ein ständiger Sitz eingeräumt, der aber nach 
dem Wortlaute des Eingangs nureinem Mitgliede des Bundesrathes übertragen werden kann; 
man kann auch dies als Konsequenz der Baiern in militärischer Beziehung eingeräumten 
Sonderstellung bezeichnen. Im Uebrigen ist der Grundsatz der Norddeutschen Bundes- 
Verfassung, dass der Kaiser (Bundes-Oberfeldherr) die Mitglieder des Ausschusses er- 
nennt, in der Reichs-Verfassung aufrecht erhalten; jedoch hat dies Ernennungsrecht zwei 
Schranken, deren Eine schon im Norddeutschen Bunde bestanden hat, während die andere 
erst durch die Militär-Konvention mit Württemberg entstanden ist. 

Es bestimmt nämlich der zwischen Preussen und dem Königreiche Sachsen abge- 
schlossene Militär-Vertrag vom 7. Februar 1867 in $. 2, 


»dass in dem künftigen Militär-Ausschusse des Bundesrathes die Königl. Sächsische 
Regierung jederzeit vertreten sein werde«. 


Ferner heisst es in der zwischen dem Norddeutschen Bunde und Württemberg ab- 
geschlossenen Militär-Konvention vom 21/25. November 1871, Artikel 15: 


»Die Königlich Württembergische Regierung wird jederzeit in dem Bundes-Aus- 
schusse für das Landheer und die Festungen vertreten sein«. 


Hiernach muss sich unter den vom Kaiser zu ernennenden Mitgliedern des Aus- 
schusses für das Landheer ein Sächsiches und ein Württembergisches Bundesraths-Mit- 
glied befinden. 


Ueber die Maximalzahl der Mitglieder der Ausschüsse enthält die Verfassung 
keine Bestimmung; der Bundesrath selbst ist es, welcher die Zahl der Mitglieder nach 
Oben hin zu bestimmen hat; auch steht es ihm zweifellos zu, diese Maximalziffer herab- 
zusetzen oder zu erhöhen. 

Dieser Grundsatz findet auch Anwendung auf den der Verfassung des Deutschen 
Reiches, im Gegensatze zu der des Norddeutschen Bundes, eigenthümlichen Ausschuss für 
» die Auswärtigen Angelegenheiten«, dessen Konstituirung zurückgeführt wird auf die der 
Verfassung des Deutschen Reiches gleichfalls eigenthümliche Bestimmung, dass, abge- 
sehen von einem Angriff auf Reichsgebiet, zu einer Kriegserklärung die Zustimmung des 
Bundesrathes erforderlich ist. 

Da dieser Ausschuss durch den Bairischen Vertrag ins Leben gerufen worden ist, 
so verdienen die Aufschlüsse, welche der Bairische Minister v. Lutz über diesen Aus- 
schuss gegeben hat, besondere Beachtung. In Uebereinstimmung mit den Angaben des 
Staatsministers Delbrück bezeichnete jener als den Zweck dieses Ausschusses, 


»dass die Bundesglieder, welche nicht in der Lage seien, an der Handhabung der 

Politik aktiv theilzunehmen, in die Lage versetzt würden, einmal Mittheilungen über 

diese Politik zu empfangen und sodann ihren Empfindungen hinsichtlich derselben 

rechtzeitig Ausdruck zu verleihen. Aus diesem Grunde sei Preussen selbst nicht in 

nn Ausschusse vertreten. Beschlüsse habe der Ausschuss nicht zu fassen.« (St. B., 
23.) 


An einer anderen Stelle hob Herr v. Lutz als Vortheil des Ausschusses für aus- 
wärtige Angelegenheiten hervor, 
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dass mit demselben wenigstens die Möglichkeit gegeben werde, »anzuregen und zu 
dämpfen«. (St. B., S. 361.) 

Der bisherige Verlauf der Dinge dürfte wenigstens gezeigt haben, dass die Gefah- 
ren, welche man an einzelnen Stellen in diesem Ausschusse zu erblicken geneigt war, in 
der Wirklichkeit kaum vorhanden sein dürften. 

Was ferner den Ort betrifft, an welchem die Ausschüsse zusammenzutreten und zu 
tagen haben, so hat auf bezügliche Anfrage des Abgeordneten Lasker der Staatsminister 
Delbrück die Erklärung abgegeben, dass aus der Verfassung unzweifelhaft hervor- 
gehe, dass der Ausschuss einer Körperschaft, deren Berufung dem Präsidio zustehe, 
nur an dem Orte tagen könne, wo die Körperschaft selbst tage. (St. B., 8. 141.) 

Betrachtet man schliesslich den Gesammt-Inhalt dieses Artikels, so wird man nicht 
verkennen können, dass nur ein Theil desselben aus inneren Gründen in die Verfassungs- 
Urkunde aufzunehmen war; dieser Theil dürfte sich auf den vor- und den drittletzten In- 
halt beschränken, von deren Inhalt sich allerdings behaupten lässt, dass die Regierungen 
der Einzelstaaten und theilweise auch der Reichstag ein Interesse daran haben , dass 
eine Abänderung der bezüglichen Bestimmungen mehr als einen Beschluss der absoluten 
Mehrheit des Bundesrathes erfordere und an die erschwerenden Bedingungen der Ver- 
fassungs-Aenderung geknüpft werde. Der sonstige Inhalt des Artikels ist materiell ein 
Theil der Geschäfts-Oränung des Bundesrathes. Aus der Aufnahme in die Verfassung 
folgt nun allerdings, dass die namhaft gemachten Ausschüsse bestehen müssen: keines- 
weges ist aber zu folgern, dass der Bundesrath neben diesen durch die Verfassung gebo- 
tenen Ausschüssen nicht noch andere Ausschüsse bilden dürfe; und er wird von dieser 
Befugniss Gebrauch machen, sobald die nothwendige Erledigung der Geschäfte die Bil- 
dung in der Verfassung nicht vorgesehener Ausschüsse erfordert. 


Artikel 9. Jedes Mitglied des Bundesrathes hat das Recht, im Reichs- 
tage zu erscheinen und muss daselbst auf Verlangen jederzeit gehört werden, 
um die Ansichten seiner Regierung zu vertreten, auch dann, wenn dieselben 
von der Majorität des Bundesrathes nicht adoptirt worden sind. Niemand 
kann gleichzeitig Mitglied des Bundesrathes und des Reichstages sein. 


Der Wortlaut dieses Artikels stimmt vollständig mit den betreffenden Be- 
stimmungen der Verfassung des Norddeutschen Bundes überein, welche ihrerseits 
wieder von dem Entwurfe nicht abweicht. 


Die Bestimmung des ersten Satzes korrespondirt mit der Bestimmung des drittletz- 
ten Absatzes im Artikel 7. Die scheinbar weitgehende Bestimmung, dass auch die 
schwächste Minorität des Bundesrathes im Reichstage gehört werden muss, ist logisch 
daraus abzuleiten, dass jede im Bundesrathe vertretene Territorial-Souveränetät einen, 
wenn auch nur geringen Theil der Souveränetät über das Reich bildet; als solcher ali- 
quoter Theil hat sie den Anspruch, ihre Ansichten im Reichstage vertreten zu lassen. 

Dass die Mitglieder des Bundesrathes nach Instruktion stimmen, liegt in der Na- 
tur der Sache; in der Verfassung wird diese wichtige Bestimmung nur beiläufig er- 
wähnt; nämlich in dem vorstehenden Artikel durch die Worte: »um die Ansichten 
seiner Regierung zu vertreten« und im vorletzten Absatze des Artikels 7: 

mich! vertretene oder nicht instruirte Stimmen werden nicht ge- 
zählt«. 


In Uebereinstimmuug mit den Bestimmungen des Artikels sagt die Geschäfts- 
Ordnung für den Reichstag des Deutschen Reiches: 
»$. 39. Kein Mitglied darf sprechen, ohne vorher das Wort verlangt und von 
dem Präsidenten erhalten zu haben. ... 


$. 40. Die Mitglieder des Bundesrathes und die zu ihrer Vertretung abge- 
ordneten Kommissarien müssen auf ihr Verlangen jederzeit gehört werden. 
Auch den Assistenten muss auf Verlangen der Mitglieder des Bundesrathes 
oder ihrer Vertreter das Wort ertheilt werden.« 
Die Ausdehnung des Rechtes, zu jeder Zeit gehört zu werden auf »Kommissarien« 
entspricht dem Artikel 16 der Verfassung, nach welchem die Vorlagen im Reichstage 
»durch Mitglieder des Bundesrathes oder durch besondere, von letzteren zu 


ernennende Kommissarien vertreten werden«. Durch diese »Ernennung« erhalten die 
Kommissarien für den Reichstag dieselben vices wie die Mitglieder des Bundesrathes. 
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‚Auch bezüglich der »Assistenten« ist eine Delegatio ad hoc unverkennbar; der Assi- 
stent ist, wenn man will, nur das Mittel, durch welches das anwesende Bundesraths- 
mitglied die Ansichten seiner Regierung ausdrücken lässt. 

Die im Reichstage anwesenden Mitglieder des Bundesrathes unterliegen nicht der 
Disziplin, welche das Präsidium geschäftsordnungsmässig über die Mitglieder des Reichs- 
tages ausübt. Dies ergiebt sich zunächst aus den Bestimmnngen des Artikels 27 der 
Verfassung, woselbst es heisst: 


» Der Reichstag regelt seinen Geschäftsgang und seine Disziplin durch 
eine Geschäfts-Ordnung und wählt einen Präsidenten, einen Vize-Präsidenten 
und Schriftführer«. 

Noch deutlicher sprechen die Ordnungs-Bestimmungen der Geschäfts-Ordnung: 

»$. 54. Wenn ein Mitglied die Ordnung verletzt, so wird es von dem 
Präsidenten mit Nennung des Namens darauf zurückgewiesen. Das Mitglied 
ist berechtigt, dagegen schriftlich Einspruch zu thun, worauf der Reichstag 
jedoch erst in der nächstfolgenden Sitzung darüber ohne Diskussion entschei- 
det, ob der Ordnungsruf berechtigt ist.« 


Hiernach ist der Ordnungsruf nur zulässig gegen ein Mitglied des Reichstages, 
zu welcher Stellung ein Bundesraths-Mitglied ein für allemal unfähig ist. Auch passt 
das Remonstrations-Verfahren gegen den Ordnungsruf des Präsidenten offenbar nur für 
Mitglieder des Reichstages. 

Eine Kollision des Rechtes der Bundesraths-Mitglieder, »auf Verlangen jederzeit 
gehört zu werden«, mit dem Präsidialrechte, bez. der Präsidialpflicht, die Ordnung auf- 
recht zu erhalten, wäre nur insofern denkbar, wenn ein Bundesraths-Mitglied gerade in 
dem Augenblick das Wort verlangen sollte, in welchem der Reichstags-Präsident sich 
veranlasst sähe, wegen Unruhe die Versammlung auszusetzen oder zu schliessen, oder 
wenn dies letztere zu einer Zeit erfolgte, während ein Bundesraths-Mitglied redet. 

Es bestimmt nämlich der $. 58 der Geschäfts-Ordnung : 


Wenn in der Versammlung störende Unruhe entsteht, so kann der Präsident 
die Sitzung auf bestimmte Zeit aussetzen oder ganz aufheben. Kann sich der 
Präsident kein Gehör verschaffen, so bedeckt er sein Haupt, und ist hierdurch 
die Sitzung eine Stunde unterbrochen. 


Auf der einen Seite kann man nun zwar sagen: Wenn die Verfassung den Bun- 
desraths-Mitgliedern ein Recht zuertheilt, hier das Recht, »auf Verlangen zu jeder Zeit 
gehört zu werden«, so kann dieses Recht durch die, lediglich die Reichstags-Mitglieder 
verpflichtende Geschäfts-Ordnung weder anfgehoben noch beschränkt werden, folglich 
kann der Präsident des Reichstages eine Sitzung desselben dann nicht aussetzen oder 
aufheben, wenn ein Bundesraths-Mitglied entweder gerade das Wort verlangt oder 
wenn es dasselbe schon hat. Namentlich der letztere Fall würde unter Umständen er- 
heblich sein können, weil durch die Aufhebung der Sitzung dem Bundesraths-Mitgliede 
thatsächlich das Wort entzogen wird. Auf der anderen Seite aber wird man sagen 
können: Der Wortausdruck der Verfassung: 


»Jedes Mitglied des Bundesrathes muss im Reichstage auf Verlangen je- 
derzeit gehört werden, « 


kann nur dahin verstanden werden, dass jedes Mitglied des Bundesrathes in einer 
Sitzung des Reichstages jederzeit gehört werden muss; Voraussetzung für die 
Ausübung dieses Rechtes ist die Thatsache, dass eine Sitzung des Reichstages statt- 
findet; diese Thatsache wird durch den Präsidenten des Reichstages dadurch geschaf- 
fen, dass er die Sitzung »eröffnet« und dadurch beseitigt, dass er die Sitzung schliesst 
oder aussetzt. In beiden letzteren Fällen findet eine Sitzung nicht (mehr) statt, folglich 
ist die Thatsache nicht (mehr) vorhanden, welche Voraussetzung der Ausübung des 
Rechtes »jederzeit gehört zu werden« ist. 

Beiden Gründen wird man etwa das gleiche Gewicht beilegen dürfen und daher in 
abstracto annehmen müssen, dass hier eine gewisse Lücke vorhanden sei, durch welche 
unter Umständen ein Konflikt entstehen könnte. Gleichwohl wird dieser Fall niemals 
eintreten, wenn der Präsident von dem $. 58 der Geschäfts-Ordnung nur dann Ge- 
brauch macht, wenn die dort angegebene Voraussetzung stattfindet. Entsteht während 
.. der Rede eines Bundesraths-Mitgliedes in der Versammlung eine so störende Unruhe, 
dass sowohl der Zweck der Sitzung wie der Inhalt des Rechtes der Bundesraths-Mitglie- 
der, »gehört zu werden«, nicht mehr erreicht werden kann, so wird Niemand in der Aus- 
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setzung oder Schliessung der Sitzung nach $. 58 der Geschäfts-Ordnung einen Eingriff in 
das den Bundesraths-Mitgliedern zustehende Recht erblicken, weil der Zweck der Schlies- 
sung nicht hierauf, sondern auf Herstellung der nöthigen Ruhe gerichtet war. Würde 
aber ein Präsident von diesem Rechte Gebrauch machen zu dem Zweck, um über ein 
Bundesraths-Mitglied nicht zustehende Disziplin auszuüben, was auch dann vorliegen 
würde, wenn das Bundesraths-Mitglied in seiner Rede von Reichstags-Mitgliedern durch 
Rufe des Missbehagens unterbrochen würde und nun der Präsident, statt diese Störung 
der Ordnung zu rügen, ohne Weiteres die Sitzung aufheben wollte, — dann würde aller- 
dings der Fall einer Kollision zwischen dem Rechte des Bundesraths-Mitgliedes und dem 
des Präsidenten vorliegen, woran jedoch nicht sowohl die Verfassungs-Bestimmungen, 
als HielmehE die unrichtige Anwendung eines Präsidial-Rechtes die Schuld tragen 
würde. 

Bemerkt muss auch noch werden, dass den Mitgliedern des Bundesrathes für ihre 
im Reichstage in Ausübung ihres Berufes gethanen Aeusserungen keineswegs das Privi- 
legium des Art. 30 zur Seite steht, dass sie vielmehr wegen derselben, wenn eine Belei- 
digung vorliegen sollte, gerichtlich verantwortlich sind. 

Die Bestimmung des letzten Satzes ist wiederum die fast selbstverständliche 
Konsequenz der ganzen Stellung des Bundesrathes. Dieselbe erstreckt sich auch auf den 
Reichskanzler, weil derselbe nach Artikel 15 der Verfassung den Vorsitz im Bundesrathe 
führt und folglich Mitglied desselben ist. Als solches würde der Reichskanzler selbst 
dann anzusehen sein, wenn der in der Einleitung als thatsächlich ausgeschlossen ange- 
sehene Fall sich ereignen sollte, dass der Reichskanzler weder die Preussische Stimme 
führte, noch als Preussischer Bundes-Kommissär in den Bundesrath geschickt wäre. Im- 
mer würde er in seiner Eigenschaft als Vorsitzender Mitglied des Bundesrathes sein. 
ni drückt auch Artikel 15 in seinem zweiten Absatze, wenigstens mittelbar aus; es 

eisst dort: 


»Der Reichskanzler kann sich durch jedesandere Mitglied des Bun- 
desrathes vermöge schriftlicher Substitution vertreten lassen «. 


Artikel 10. Dem Kaiser liegt es ob, den Mitgliedern des Bundes- 
rathes den üblichen diplomatischen Schutz zu gewähren. 


Abgesehen von dem Worte »Kaiser«, statt dessen Entwurf und Verfassung 
des Norddeutschen und auch die Verfassung des Deutschen Bundes das Wort: 
»Bundes-Präsidium« enthielten, mit dieser gleichlautend. 


Statt des Abschnittes III. sollte nach einem 
Antrag des Abgeordneten Grote beschlossen werden, was folgt: 

»Der im Entwurfe in Vorschlag gebrachte Bundesrath bildet nur eine bera- 
thende Behörde der Reichs-Regierung. 

Gesetzes- Vorschläge, zu erlassende Reglements, alle nicht zur gewöhn- 
lichen Verwaltung gehörenden Regierungs-Handlungen sind ihm zur vorherigen 
Berathung und Vorbereitung vorzulegen. 

Jeder Einzelstaat hat in ihm eine Stimme; besteht ein Einzelstaat aus meh- 
ren Stämmen, beziehungsweise Provinzen, so hat er so viele Stimmen, als die 
Zahl der letzteren beträgt. 

Die Regierung eines solchen grösseren Staates lässt die mehreren Stimmen . 
durch Männer versehen , die ihr von der Vertretung der Stämme, beziehungs- 
weise von dem unter VI zu erwähnenden Wahlkörper in Vorschlag gebracht 
sind «. 

Der Antrag ward abgelehnt. 


280 Reichs-Verfassung. IV. Präsidium. Antik 


IV. Präsidium. 


Artikel 11. Das Präsidium des Bundes steht dem Könige von Preussen 
zu, welcher den Namen Deutscher Kaiser führt. Der Kaiser hat das Reich 
völkerrechtlich zu vertreten, im Namen des Reiches Krieg zu erklären und 
Frieden zu schliessen, Bündnisse und andere Verträge mit fremden Staaten 
einzugehen, Gesandte zu beglaubigen und zu empfangen. 

Zur Erklärung des Krieges im Namen des Reiches ist die Zustimmung 
des Bundesrathes erforderlich, es sei denn, dass ein Angriff auf das Bundes- 
gebiet oder dessen Küste erfolst. 

Insoweit die Verträge mit fremden Staaten sich auf solche Gegenstände 
beziehen, welche nach Artikel 4 in den Bereich der Reichs- Gesetzgebung 
gehören, ist zu ihrem Abschluss die Zustimmung des Bundesrathes und zu 
ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Reichstages erforderlich. 


Der erste Absatz lautete in dem Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes, wie auch in der Verfassung selbst, folgendermassen : 

»Das Präsidium des Bundes steht der Krone Preussen zu, welche in 
Ausübung desselben den Bund völkerrechtlich zu vertreten, im Namen 
des Bundes Krieg zu erklären und Frieden zu schliessen, Bündnisse und an- 
dere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gesandte zu beglaubigen und zu 
empfangen berechtigt ist«. 


Absatz 2 ist der Verfassung des Norddeutschen Bundes fremd. 


Absatz 3 des obigen Textes ist identisch mit dem Wortlaute der Verfassung 
des Norddeutschen Bundes. 


Der Wortlaut des ersten Absatzes des Textes beruht auf dem in der 9. 
Sitzung des Reichstages des Norddeutschen Bundes am 8. Dezember 1870 einge- 
brachten Antrage der verbündeten Regierungen, betr. Eintragung der Aenderun- 
gen in die Bundes-Verfassung, welche in Folge der Aufforderung der Deutschen 
Fürsten wegen Annahme des Kaisertitels und des Namens »Deutsches Reich« statt 
»Deutscher Bund« sofort für erforderlich erachtet wurden. (Man vergleiche die An- 
merkung zu Artikel 1.) Der Antrag der verbündeten Regierungen wurde im 
Reichstage ohne Debatte, und zwar in dritter Berathung bei namentlicher Ab- 
stimmung mit 188 gegen 6 Stimmen angenommen. 

Der den ersten Anstoss gebende Brief des Königs von Baiern ist in den An- 
merkungen zu Artikel 1 mitgetheilt worden. Die Annahme der Kaiserwürde 
durch Se. Majestät den König von Preussen erfolgte am 18. Januar 1871 zu Ver- 
sailles. Die Verkündung der Annahme geschah durch folgende, aus dem Haupt- 
quartier Versailles vom 17. Januar 1871 datirte Proklamation: 


An das Deutsche Volk! 


»Wir, Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preussen etc. 
nachdem die Deutschen Fürsten und Freien Städte den einmüthigen Ruf an Uns gerichtet 
haben, mit Herstellung des Deutschen Reiches die seit mehr als sechzig Jahren ruhende Deutsche 
Kaiserwürde zu erneuen und zu übernehmen, und nachdem in der Verfassung des Deutschen 
Bundes die entsprechenden Bestimmungeu vorgesehen sind, bekunden Wir hwermit, dass Wir 
es als eine Pflicht gegen das gemeinsame Vaterland betrachtet haben, diesem Rufe der ver- 
bündeten Deutschen Fürsten und Freien Städte F‘ olge zu leisten und die Deutsche Kaiserwürde 
anzunehmen. Demgemäss werden Wir und Unsere Nachfolger an der Krone Preussen Fortan 
den Kaiserlichen Titel in allen Unsern Beziehungen und Angelegenheiten des Deutschen Rei- 
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ches führen, und hofen zu Gott, dass es der Deutschen Nation gegeben sein werde, unter dem 
Wahrzeichen ihrer alten Herrlichkeit das Vaterland einer segensreicheu Zukunft entgegenzu- 
führen. Wir übernehmen die Kaiserliche Würde in dem Bewusstsein der Pflicht, in Deutscher 
Treue die Rechte des Reiches und seiner Glieder zu schützen, den Frieden zu wahren, die Un- 
abhängigkeit Deutschlands, gestützt auf die geeinte Kraft seines Volkes, zu vertheidigen. Wir 
nehmen sie an in der Hoffnung, dass dem Deutschen Volke vergönnt sein wird, den Lohn 
seiner heissen und opfermutlngen Kämpfe in dauerndem Frieden und innerhalb der Grenzen 
zu geniessen, welche dem Vaterlande die seit Jahrhunderten entbehrte Sicherheit gegen er- 
neute Angriffe Frankreichs gewähren. Uns aber und Unseren Nachfolgern an der Kaiser- 
krone wolle Gott verleihen, allzeit Mehrer des Deutschen Reiches zu sein, nicht an kriege- 
rischen Eroberungen, sondern an den Gütern und Gaben des Friedens auf dem Gebiete na- 
tonaler Wohlfahrt und Gesittung.« 


Der Reichstag des Norddeutschen Bundes hat in seiner 12. (letz- 
ten) Sitzung vom 10. Dezember 1870 auf Antrag des Abg. Lasker in namentlicher 
Abstimmung mit 191 gegen 6 Stimmen beschlossen, dass folgende Adresse dem 
Könige von Preussen durch eine Deputation von 30 Mitgliedern überreicht werde: 


» Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster König ! 
Allergnädigster König und Herr! 

Auf den Ruf Ew. Majestät hat das Volk um seinen Führer sich geschaart und auf 
Fremdem Boden vertheidigt es mit Heldenkraft das frevelhaft herausgeforderte Vaterland. 
Ungemessene Opfer fordert der Krieg, aber der tiefe Schmerz über den Verlust der ta- 
pferen Söhme erschüttert nicht den entschlossenen Willen der Nation, welche nicht eher 
die Waffen ablegen wird, bis der Frieden durch gesicherte Grenzen besser vertheidigt ist 
gegen wiederkehrende Angriffe der eifersüchtigen Nachbarn. 

Dank den Siegen, zu denen Ew. Majestät die Ieere Deutschlands in treuer 
Waffengenossenschaft geführt hat, sieht die Nation der dauernden Einigung entgegen. 

Vereint mit den Fürsten Deutschlands naht der Norddeutsche Reichstag mit der 
Bitte, dass es Ew. Majestät gefallen möge, durch Annahme der Deutschen Kaiserkrone 
das Einigungswerk zu weihen. 

Die Deutsche Krone auf dem Haupte Ew. Majestät wird dem wiederaufgerichteten 
Reiche Deutscher Nation Tage der Macht, des Friedens, der Wohlfahrt und der im 
Schutze der Gesetze gesicherten Freiheit eröffnen. 

Das Vaterland dankt dem Führer und dem ruhmreichen Heere, an dessen Spitze 
Ew. Majestät heute noch auf dem erkämpften Siegesfelde weilt. Unvergessen für immer 
werden der Nation die Hingebung und die Thaten ihrer Söhne bleiben. Möge dem Volke 
bald beschieden sein, dass der ruhmgekrönte Kaiser der Nation den Frieden wiedergiebt. 
Mächtig und siegreich hat sich das vereinte Deutschland im Kriege bewährt unter seinem 
höchsten Feldherrn, mächtig und friedliebend wird das geeinigte Deutsche Reich unter 
seinem Kaiser sein«. (Drucksachen, Nr. 32.) 


Diese Adresse wurde am 18. Dezember 1870 von dem Präsidenten des 
Reichstages in Begleitung der Deputation zu Versailles überreicht. Nach Vortrag 
der Adresse verlas Se. Majestät der König folgende Antwort: 


»Geehrte Herren! Indem ich Sie hier auf fremdem Boden, fern von der Deutschen 
Grenze empfange, ist es Mir das erste Bedürfniss Meiner Dankbarkeit gegen die gött- 
che Vorsehung Ausdruck zu geben, deren wunderbare Fügung uns hier in der allen 
Französischen Königsstadt zusammenführt. Gott hat uns Sieg verliehen in einem Masse, 
wie Ich es kaum zu bitten und zu hoffen wagte, als Ich im Sommer dieses Jahres zuerst 
Ihre Unterstützung für diesen schweren Krieg in Anspruch nahm. Diese Unterstützung 
ist Mir in vollem Masse zu Theil geworden, und Ich spreche Ihnen den Dank dafür 
aus in Meinem Namen, im Namen des Heeres, im Namen des Vaterlandes. Die stegrei- 
chen Deutschen Heere, in deren Mitte Sie Mich aufgesucht haben, fanden in der Opfer- 
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wiligkeit des Vaterlandes, in der treuen Theilnahme und Fürsorge des Volkes und des 
Heeres ihre Ermuthigungen in schweren Kämpfen und Entbehrungen. 

Die Gewährung der Mittel, welche die Regierungen des Norddeutschen Bundes noch 
in der eben geschlossenen Session des Reichstages für die Fortsetzung des Krieges ver- 
langten, hat Mir einen neuen Beweis gegeben, dass die Nation entschlossen ist, ihre volle 
Kraft dafür einzusetzen, dass die grossen und schmerzlichen Opfer, welche Mein Herz 
wie das Ihrige tief bewegen, nicht umsonst gebracht sein sollen, und die Waffen nicht 
aus der Hand zu legen, bis Deutschlands Grenze gegen künftige Angriffe sicher ge- 
stellt vst. 

Der Norddeutsche Reichstag, dessen Grüsse und Glückwünsche Sie Mir überbringen, 
ist berufen gewesen, noch vor seinem Schlusse zu dem Werke der Einigung entscheidend 
mitzuwirken. Ich bin demselben dankbar für die Bereitwilligkeit, mit welcher er fast ein- 

 müthig seine Zustimmung zu den Verträgen ausgesprochen hat, welche der Einheit der 

Nation einen organischen Ausdruck geben werden. Der Reichstag hat, gleich den verbün- 
deten Regierungen, diesen Verträgen in der Ueberzeugung zugestimmt, dass das gemein- 
sume staatliche Leben der Deutschen sich um so segensreicher entwickeln werde, als die 
Für dasselbe gewonnenen Grundlagen von unseren Süddeutschen Bundesgenossen aus ‚freier 
Entschliessung, nach Maassgabe ihrer eigenen Würdigung des nationalen Bedürfnisses be- 
messen und dargeboten: worden sind. Ich hoffe, dass die Vertretungen der Staaten, denen 
Jene Verträge noch vorzulegen sind, ihren Regierungen auf dem betretenen Wege folgen 
werden. 

Mit tiefer Bewegung hat Mich die von Sr. Majestät dem Könige von Baiern an 
Mich gelangte Aufforderung zur Herstellung der Kaiserwürde des alten Deutschen Rei- 
ches erfüllt. Sie, meine Herren, bringen Mir im Namen des Norddeutsehen Reichstages 
die Bitte, dass Ich Mich dem an Mich ergehenden Rufe nicht entziehen möge. Ich nehme 
gern aus Ihren Worten den Ausdruck des Vertrauens und der Wünsche des Norddeutschen 
Reichstages entgegen. Aber Sie wissen, dass in dieser so hohe Interessen und so yrosse 
Erinnerungen der Deutschen Nation berührenden Frage nicht Mein eigenes Gefühl, auch 
nicht Mein eigenes Urtheil Meinen Entschluss bestimmen kann, nur ın der einmüthigen 
Stimme der Deutschen Fürsten und Freien Städte und in dem damit übereinstimmenden 
Wunsche der Deutschen Nation und ihrer Vertreter werde Ich den Ruf der Vorsehung 
erkennen, dem Ich mit Vertrauen auf Gottes Segen folgen darf. 

Es wird Ihnen wie Mir zur Genugthuung gereichen, dass Ich durch Se. Majestät den 
König von Baiern die Nachricht erhalten habe, dass das Einverständniss aller deutschen 
Fürsten und freien Städte gesichert ist und die amtliche Kundgebung desselben bevorsteht«. 


(Besondere Beilage zum stenographischen Bericht über die XI. Sitzung der II.ao. Ses- 
sion 1870.) 
Die Einfügung des zweiten Absatzes des Textes ist zurückzuführen auf 
den mit Baiern abgeschlossenen Vertrag. 


In dem Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen Bundes fehlten 
die mit Kursivschrift ausgezeichneten Worte des letzten Absatzes. Dieselben 
beruhen auf einem Antrage des Abgeordneten Lette. 


Amendements zum Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes: 
l. Antrag Lette: 
hinter Artikel 11, Alinea 2 nach den Worten »Zustimmung des Bundesrathes « 
einzuschalten: 
»und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Reichs- 
tages« (Drucksachen, Nr. 13.) * 
Ward angenommen, 
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2. Antrag Ausfeld-Schulze: dem Artikel folgende Fassung zu geben: 

»Das Bundes-Präsidium steht der Krone Preussen zu. Dasselbe übt die 
vollziehende Gewalt in Bundes- Angelegenheiten nach Massgabe dieser Verfas- 
sung durch verantwortliche Minister. 

Das Bundes-Präsidium ist ausschliesslich berechtigt, den Bund völkerrecht- 
lich zu vertreten, Krieg zu erklären und Frieden zu schliessen, Bündnisse und 
andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gesandte zu beglaubigen und 
zu empfangen. 

Insoweit die Verträge mit fremden Staaten sich auf solche Gegenstände be- 
ziehen, welche (nach Artikel 4 des Entwurfs) in das Bereich der Bundes-Ge- 
setzgebung gehören, ist zu ihrem Abschluss die Zustimmung des Bundesrathes 
und des Reichstages erforderlich. 

Alle Regierungsakte des Bundes-Präsidiums bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Gegenzeichnung mindestens eines Ministers, welcher dadurch die Verant- 
wortung für den betreffenden Akt dem Bundesrathe und dem Reichstage ge- 
genüber übernimmt«. (Drucksachen, Nr. 23.) 

Ward abgelehnt. 


3. Antrag von Erxleben-Jensen: den Artikel zu fassen, wie folgt: 

»Das Bundes-Präsidium steht der Krone Preussen zu. Dasselbe hat die 
oberaufsehende und vollziehende Gewalt in allen Bundes-Angelegenheiten aus- 
zuüben; es ist dabei an die Mitwirkung des Bundesrathes und seiner Aus- 
schüsse nur soweit gebunden, als diese Verfassung ausdrücklich bestimmt. 

Das Bundes-Präsidium ist ausschliesslich berechtigt, die Bundes-Minister 
zu ernennen und zu entlassen. Alle Verfügungen des Bundes-Präsidii bedür- 
fen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung wenigstens eines Bundes-Ministers, 
welcher dadurch dem Reichstage gegenüber die Verantwortung übernimmt. 

Das Bundes-Präsidium hat den Bund völkerrechtlich zu vertreten, im Na- 
men des Bundes Krieg zu erklären und Frieden zu schliessen, Bündnisse und 
andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gesandte zu beglaubigen und 
zu empfangen. Insoweit die Verträge mit fremden Staaten sich auf solche Ge- 
genstände beziehen, welche in den Bereich der Bundes-Gesetzgebung gehören, 
oder insofern dadurch dem Bunde oder den Angehörigen von Bundesstaaten 
Verpflichtungen auferlegt werden, bedürfen diese Verträge zu ihrer Gültigkeit 
der Zustimmung des Bundesrathes und des Reichstages. (Drucksachen, Nr. 30.) 

Ward abgelehnt. 


4. Antrag von Carlowitz: 
hinter Artikel 11 als neuen Artikel hinzuzufügen : 

»Das Recht, ständige Gesandte zu ernennen oder solche zu halten , steht 
einzig dem Präsidium zu. 

Die Absendung von Bevollmächtigten an das Präsidium oder andere 
mitverbündete Regierungen ist den einzelnen Bundes-Regierungen unbenom- 
men«. (St. B., S. 359.) 

Ward abgelehnt. 


9. Antrag von Ausfeld, bei der Schlussberathung gestellt: 
hinter Artikel 11 als neuen Artikel hinzuzufügen : 

»Das Bundes-Präsidium übt die vollziehende Gewalt in Bundes-Angelegen- 
heiten nach Massgabe dieser Verfassung durch verantwortliche Minister aus, 
Alle Regierungsakte des Bundes-Präsidiums bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Gegenzeichnung mindestens eines Ministers, welcher dadurch die Verantwor- 
tung für den betreffenden Akt dem Bundesrathe und dem Reichstage gegen- 
über tibernimmt«. (St. B., S. 703.) N 
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Amendements zum Entwurfe der Verfassung des Deutschen 
Reiches. 


6. Antrag Sonnemann: 
die Alinea 2 zu fassen: 
»Zur Erklärung des Krieges im Namen des Reiches ist die Zustimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages erforderlich, es sei denn, dass ein 
Angriff auf Bundesgebiet oder dessen Küsten erfolgte. (Drucksachen I., 
Session 1871, Nr. 25.) 
Ward abgelehnt. 


1. Antrag Sonnemann.: 
am Schlusse des Artikels hinzuzufügen: 
»Friedens-Verträge unterliegen stets der Zustimmung des Bundesrathes und 
der Genehmigung des Reichstages«. (eod.) Ward abgelehnt. 


Die Anträge 2, 3 und 5 haben theils die Beseitigung des dem Bundesrathe 
zustehenden Antheils an der Exekutive und die Herstellung einer selbständigen 
Zentralgewalt als Exekutivgewalt, theils die Einfügung des Systems der Minister- 
Verantwortlichkeit zum Zweck. Ueber diese Fragen ist das Nöthige in der Ein- 
leitung erörtert worden, auf welche hier verwiesen werden darf. 

Antrag 4 beabsichtigte die Eliminirung des den Einzelstaaten verbliebenen 
aktiven und passiven Gesandtschafts-Rechtes. Die Richtigkeit des Gedankens ist 
prinzipiell zuzugeben ; da aber notorischermassen auf die Erhaltung dieses Rech- 
tes von Seiten der Souveräne der Einzelstaaten grosser Werth gelegt wird, so dass 
das Zustandekommen der Verfassung gewissermassen durch die Ablehnung des An- 
trages von Carlowitz bedingt war, so wird man vom politischen Standpunkte die Ab- 
lehnung des prinzipiell richtigen Antrages wohl als gerechtfertigt ansehen. Dabei ist 
zu bemerken, dass wie auch der Erfolggelehrt hat, die Erhaltung des Gesandtschafts- 
Rechtes durchaus nicht immer identisch mit der thatsächlichen Ausübung desselben 
ist. Die Herstellung eines solchen Zustandes, dass das den einzelnen Staaten ver- 
bliebene Gesandtschafts-Recht thatsächlich nicht oder nur in sehr beschränktem 
Umfange ausgeübt werde, liegt namentlich in den Händen der Landes-Vertretun- 
gen, insofern dieselben einen Einfluss auf die Bewilligung der Kosten für die Ge- 
sandtschaften auszuüben haben. Man wird nämlich nicht zu weit gehen, wenn man 
der Ansicht ist, dass die Ausübung des aktiven und passiven Gesandtschafts-Rech- 
tes durch die Einzelstaaten unter den gegenwärtigen Verhältnissen, welche eine 
nachdrückliche Vertretung aller deutschen Interessen durch die kaiserlich 
deutschen Gesandtschaften sichern, in der Regel als überflüssig zu betrachten, 
dass also die Bewilligung der für jene einzelstaatlichen Gesandtschaften erforderli- 
chen Kosten nicht im finanziellen Interesse der Einzelstaaten liegt. Dagegen kann 
man auf der anderen Seite auch zugeben, dass die theoretische Wahrung des Ge- 
sandtschafts-Rechtes dann recht wohl zur thatsächlichen Ausübung kommen kann, 
wenn es sich um ausserordentliche Gesandtschaften handelt, welche durch Ereig- 
nisse in der eigenen oder einer fremden Dynastie veranlasst worden sind. 

Durchaus anders steht es mit denjenigen Gesandtschaften, welche einerseits 
Preussen bei den Regierungen der einzelnen verbündeten Staaten, andererseits 
diese letzteren bei dem Preussischen Hofe halten ; über diese wird unten noch 
Weiteres zu bemerken sein. 

Hervorzuheben sind hier noch einzelne Bestimmungen aus dem Schluss-Proto- 
kolle zum Vertrage mit Baiern vom 23. November 1870. Es heisst nämlich in 


»Nr. VII. Der Königlich Preussische Bevollmächtigte gab die Erklä- 
rung ab, dass Se. Majestät der König von Preussen kraft der Allerhöchst- 
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ihnen zustehenden Präsidial-Rechte, mit Zustimmung Sr. Majestät des 
Königs von Baiern, den Königlich Baierischen Gesandten an den Höfen, 
an welchen solche beglaubigt sind, Vollmacht ertheilen werden, die Bun- 
des-Gesandten in Verhinderungs-Fällen zu vertreten. 

Indem diese Erklärung von den Königlich Baierischen Bevollmächtig- 
ten akzeptirt wurde, fügten diese bei, dass die Baierischen Gesandten 
angewiesen sein würden, in allen Fällen, in welchen dies zur Geltend- 
machung allgemein Deutscher Interessen erforderlich oder von Nutzen 
sein würde, den Bundes-Gesandten ihre Beihülfe zu leisten. 


Nr. VIII. Der Bund übernimmt in Anbetracht der Leistungen der 
Baierischen Regierung für den diplomatischen Dienst desselben durch die 
unter Ziffer VII erwähnte Bereitstellung ihrer Gesandtschaften und in Er- 
wägung des Umstandes, dass an denjenigen Orten, an welchen Baiern 
eigene Gesandtschaften unterhalten wird, die Vertretung der Baierischen 
Angelegenheiten dem Bundes-Gesandten nicht obliegt, die Verpflichtung, 
bei Feststellung der Ausgaben für den diplomatischen Dienst des Bundes 
der Baierischen Regierung eine, angemessene Vergütung in Anrechnung 
zu bringen. 

Ueber Feststellung der Grösse dieser Vergütung bleibt weitere Ver- 
einbarung vorbehalten«. 


Die hier berührte Vertretung ist bereits mehrfach zur Thatsache geworden ; 
was die in Nr. VIII erwähnte Vergütung betrifft, so hat dieselbe für das Jahr 1874 
37,415 Rthlr. betragen. (Etat 1874. Anlage XVI, S. 2.) Bei der Konservirung 
des Gesandtschafts-Rechtes der Einzelstaaten ist die Bestimmung in Nr. VII des 
Schluss-Protokolls wenigstens nicht mit ungünstigem Vorurtheile aufzufassen, in- 
sofern dieselbe eine gewisse Garantie dafür bietet, dass die Haltung der Gesandt- 
schaften des grössten der deutschen Einzelstaaten nicht von derjenigen abweicht, 
welche die Kaiserlichen Gesandtschaften beobachten. 


Aus demselben Bairischen Schluss-Protokolle ist hier ferner anzuführen ; 


XI. Es wurde allseitig anerkannt, dass bei dem Abschlusse von Post- 
und Telegraphen-Verträgen mit ausserdeutschen Staaten zur Wahrung 
der besonderen Landes-Interessen Vertreter der an die betreffenden aus- 
serdeutschen Staaten grenzenden Bundesstaaten zugezogen werden sollen, 
und dass den einzelnen Bundesstaaten unbenommen ist, mit anderen 
Staaten Verträge über das Post- und Telegraphen-Wesen abzuschliessen, 
sofern sie lediglich den Grenz-Verkehr betreffen.« 


Das Nähere hierüber ist unter Abschnitt VIII zu sehen. 


Absatz I. 

Die Einführung des Kaisertitels an Stelle des Wortes: »Bundes-Präsi- 
dium« schliesst staatsrechtlich zwar keine Versuchung der Macht-Befugnisse des 
Präsidiums ein; dagegen ist es, was hier jedoch nicht zu erörtern ist, in politischer 
Beziehung von erheblicher Bedeutung, dass an Stelle des unpersönlichen Bundes-Präsi- 
diums ein»Deutscher Kaiser« getreten ist. 

Die Veränderungen, welche im vierten Satze des ersten Absatzes erfolgt 
sind, haben eine wichtige Kontroverse hervorgerufen. In der Verfassung des Nord- 
deutschen Bundes lautete der Eingang bekanntlich: 

»Das Präsidium des Bundes steht der Krone Preussen zu, welche in Aus- 
übung den Bund u. 8. w.« 

Aus diesem Wortlaute wurde allgemein geschlossen, dass im Falle der Verhin- 
derung des Königs von Preussen an der Ausübung der Regierungs- 
Geschäfte für die Dauer derselben das Präsidium des Bundes übergehe auf diejenige 
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Persönlichkeit, welche nach den für Preussen gesetzlichen Bestimmungen die Regent- 
schaft zu führen habe, weilin dem vorausgesetzten Falle der Regent es sei, welcher 
die »Krone Preussen« vertrete. Demgemäss wurde weiter ausgeführt, dass die Gesetze 
Preussens über die Regentschaft in dem hier vorausgesetzten Falle über die Person des 
Bundes-Präsidenten in entscheidender Weise bestimmten, und dass, da diese Gesetze 
unter Umständen auch dem Preussischen Landtage eine gewisse Einwirkung einräumen, 
der Preussische Landtag ebenfalls eine Mitentscheidung in dieser Frage habe, während 
weder dem Bundesrathe noch dem Reichstage irgend welche Entscheidung in dieser Be- 
ziehung zustehe. 

Nachdem nun aber die Erwähnung der »Krone Preussen« aus der Verfassung fortge- 
fallen, und es nunmehr heisst: 


»Das Präsidium des Bundes steht dem Könige von Preussenzu, welcher den 
Namen Deutscher Kaiser führt«, 


erklärt ein Theil derselben Schriftsteller, welche die soeben vorgetragene Meinung gebil- 
liget haben (u. A. auch von Rönne), dass die Preussischen Gesetze über die Regent- 
schaft nicht mehr massgebend seien in Bezug auf die Person desDeutschen Kaisers. Denn 
da nunmehr »der König von Preussen» als diejenige Person bezeichnet worden, welcher 
das Bundes-Präsidium zustehe und den Namen Deutscher Kaiser führe, so sei der bei 
Behinderung des Königs an der Ausübung von Regierungs-Rechten für das Königreich 
Preussen berufene Regent weder als Bundes-Präsident, noch als Deutscher Kaiser legiti- 
mirt, weil derselbe eben nicht — »König von Preussen« sei. 

Zunächst würde es sich fragen, ob die Aenderungen der Worte, welche im Eingange 
des Artikels 11 stattgefunden, einen so weittragenden Zweck gehabt haben? Diese Frage 
muss unbedingt verneint werden, weil, wenn in dieser Beziehung eine Aenderung be- 
absichtigt worden wäre, wenn man durch die jetzige Wortfassung hätte ausdrücken 
wollen, dass der Regent in Preussen als solcher kein Recht auf Führung des 
Bundes-Präsidiums habe, so hätte einmal diese Absicht irgend einen Ausdruck finden 
müssen, wenn auch nur durch Erklärung eines der Bundes-Kommissäre, und weiter wäre 
es nothwendig geworden, in der Verfassung selbst Bestimmungen darüber zu treffen, dass 
in einer Weise eine Vertretung des DeutschenKaisers, eineRegentschaft für denselben ge- 
schaffen werden solle, für den Fall, dass der König von Preussen zeitweilig oder dauernd 
an der Ausübung von Regierungshandlungen behindert sein sollte. Da weder Jenes, noch 
Dieses geschehen, so muss angenommen werden, dass an Demjenigen, was bisher in die- 
ser Beziehung Rechtens gewesen, Nichts geändert sei. 

In der That ist denn auch auf den ersten Blick ersichtlich, dass die Aenderung der 
Wortfassung nur aus redaktionellen Gründen erfolgt ist, weil man an dieser Stelle den 
neuen Kaisertitel sofort nach Annahme desselben in die Verfassung einfügen wollte. Un- 
ter Beibehaltung des alten Wortlautes der Norddeutschen Bundes- Verfassung war dies 
nicht wohl thunlich, da derselbe nur auf das unpersönliche Bundes-Präsidium passte. Für 
dieses eignete sich vorzüglich der wiederum unpersönliche Ausdruck »Krone Preussen«: 
nicht aber für den persönlichen »Deutschen Kaiser«, welcher ganz richtig durch den gleich- 
falls persönlichen »König von Preussen« gedeckt wurde. 


Wäre es also richtig, dass, wie angenommen zu werden scheint, für den Norddeut- 
schen Bund lediglich auf dem Artikel11 der Satz beruht habe, dass, wenn für den König 
von Preussen ein Regent eintrete, dieser letztere ipso jure auch dasBundes-Präsidium zu 
führen habe, so würde dieser Satz trotz der veränderten Wortfassung auch für das Deut- 
sche Reich Gültigkeit behalten haben. 


Diese Annahme ist aber durchaus irrig; nicht der so oder etwas anders gestaltete 
Artikel 11 disponirt über die Entscheidung der Regentschaftsfrage; von der Wortform 
der Verfassung des Norddeutschen Bundes war vielmehr zu sagen: Dieselbe entspricht 
vollständig dem aus der Gesammtstellung, welche das Oberhaupt des Preussischen Staa- 
tes im Bunde einnimmt, sich ergebenden Satze, dass immer das Oberhaupt Preussens das 
Bundes-Präsidium führt, einerlei, ob dasselbe wie regelmässig den Titel »König v. Preus- 
sen« oder ob dasselbe ausnahmsweise den Titel »Regent von Preussen« führt. Und wenn 
man gefragt hat, wie können Preussische Gesetze und kraft derselben unter Umständen 
der Preussische Landtag über die Person des Deutschen Kaisers entscheiden, während 
Bundesrath und Reichstag hierbei keine Entscheidung zusteht, so ist zu antworten: 
Preussische Gesetze können für einen Ausnahmefall diese Wirkung ebensowohl haben, 
wie für den Regelfall Preussische Gesetze es sind, welche bestimmen, wer der »König von 
Preussen« und demgemäss der » Deutsche Kaiser« ist. Sobald man den Grundgedanken 
festhält, welcher für die ausgezeichnete Stellung des Herrschers in Preussen massgebend 
im Reiche ist, wird man in dieser Beziehung nie fehl greifen: Nicht die Persönlichkeit, 
sondern die überwiegende Machtfülle, welche dem Oberhaupte des Preussischen Staates 
zur Seite steht, hat dasselbe an die Spitze Deutschlands gerufen. Die Person zu bestim- 
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men, welche diese Machtfülle besitzt und über dieselbe disponirt, ist Sache der Preussi- 
schen Gesetzgebung; regelmässig ist im Besitz dieser und in der Disposition über diese 
Machtfülle Derjenige, welcher den Titel »König von Preussen« führt; ausnahmsweise 
kann wegen Minorennität oder anderer Verhältnisse die Ausübung der Souveränetäts- 
rechte über den Preussischen Staat einem Regenten übertragen werden. Dieser übt wie 
die sonstigen Rechte des Königs von Preussen auch das aus dieser Qualität folgende 
Recht des Bundes-Präsidiums. 

Der richtigen Ansicht ist auch beigetreten Thudichunf in v. Holtzendorff’s Jahr- 
buch, S. 25. Derselbe giebt den Gegnern nur zu, dass ein Reichs-Verweser (Regent) 
Preussens und Deutschlands nicht den Titel»Kaiser« führe, da ihm auch der geringere des 
»Königs« nicht zukomme. 

Aus demselben Grundsatze von der Unzertrennbarkeit der Stellung eines Preussi- 
schen Staatsoberhauptes von der Führung des Bundes-Präsidiums, folgt einmal, dass 
diese letztere Stellung ipso jure aus dem Antritt der Regierung über Preussen entsteht 
und ebenso mit dem Abtritt von dieser Regierung (z. B. Abdankung) erlischt. Hieraus 
ergiebt sich recht deutlich, dass der Titel »König von Preussen» nicht das entscheidende 
Merkmal ist. Ein König von Preussen, welcher abdizirt, wird in der Regel den Titel »Kö- 
nig von Preussen« beibehalten; dennoch wird Niemand zweifeln, dass nicht er, sondern 
sein Nachfolger in der Regierung über Preussen der »Deutsche Kaiser« ist. 

Zu demselben Resultate kann man auch auf folgendem Wege der Argumentation ge- 
angen: 

Es ist ein nach dem ganzen Wesen des neuen deutschen Reichs-Staatsrechtes un- 
möglicher Zustand, dass eine andere Person das Bundes-Präsidium führe, als derjenige Fürst, 
welcher in letzter Instanz die Preussischen Stimmen im Bundesrathe instruirt. Dass diese 
Instruktion, da sie an sich nicht Reichs-, sondern Preussische Landessache ist, falls in 
Preussen eine Regentschaft besteht, von dem Regenten erfolgt, ist selbstverständlich ; 
folglich muss auch unter Voraussetzung jenes Falles der Regent in Preussen das Bundes- 
Präsidium führen. 

Aus diesen Betrachtungen ergiebt sich namentlich: 


1. Sämmtliche Preussische Haus- und Landes-Gesetze über T'hronfolge-Recht und 
Thronfolge-Ordnung haben, wie Robert v. Mohl, Das Deutsche Reichs-Staatsrecht, 
S. 283 dies ausdrückt, auch für das Reich mittelbare Bedeutung und Gültigkeit. (Man 
vergleiche v. Rönne, Staatsrecht der Preussischen Monarchie, B. I., S. 150.) Hier ist 
zunächst hervorzuheben aus der Verfassung für das Königreich Preussen: 


Art. 53. Die Krone ist, den Königlichen Hausgesetzen gemäss, erblich in 
dem Mannsstamme des Königlichen Hauses nach dem Rechte der Erstgeburt 
und der agnatischen Lineal-Ordnung. 


Die Kognaten sind hiernach durchaus ausgeschlossen und würden nur durch ein mit 
dem Preussischen Landtage zu vereinbarendes Gesetz zur Succession berufen werden 
können. Erfordert wird die Abstammung vom ersten Erwerber aus einer rechtmässigen 
nach Massgabe der Hausgesetze gültigen, d. h. ebenbürtigen und vom Chef der Familie 
nee Ehe. Der Altersvorzug gilt allein nur hinsichtlich der Söhne des letzten 

önigs. 

Sind solche nicht vorhanden, so tritt die s. g. reine Linealfolge ein, in welcher das 
Repräsentationsrecht. »Es wird«, wieSchulze, »DasPreussische Staatsrecht« auf Grund- 
lage des Deutschen Staatsrechts I., $. 195 sagt, „immer auf den Vorzug der Linie und in- 
nerhalb einer Linie auf das Recht der Erstgeburt gesehen; irgendwelche Berücksichtigung 
der Gradesnähe ist mit dem klarerkannten Wesen dieser reinen Linealfolge unverträglich«. 
Als nächster gemeinsamer Stammvater ist König Friedrich Wilhelm II. zu betrachten, 
von dessen Nachkommenschaft nach der Schulze’schen, durch neuere Todesfälle hier be- 
richtigten Darstellung noch zwei Linien bleiben. Die erste ist die des Königs Friedrich 
Wilhelm III., die zweite die des Prinzen Ludwig Friedrich Karl. Die erst geborene 
Linie zerfällt in drei Spezial-Linien: 

a. in die des regierenden Kaisers und Königs Wilhelm1.; 

b. in die des Prinzen Friedrich Karl Alexander (Sohn: Friedrich Karl und 
dessen Deszendenten); 

e. in die des Sohnes des am 14. Oktober 1872 verstorbenen Prinzen Friedrich 
Heinrich Albrecht: Friedrich Wilhelm Nikolaus Albrecht. 


Erst nach gänzlichem Erlöschen dieser kgl. Linie im Mannesstamme würde zur Sukzes- 
* sion berufen sein die zweite Linie des Prinzen Ludwig Friedrich Karl, in welcher zwei 
bis jetzt unvermählte Prinzen, Prinz Friedrich Wilhelm Ludwig Alexander (geb. 1520) 
und Prinz Friedrich Wilhelm Georg (geb. 1826) vorhanden sind. Nach eventuellem Er- 
löschen auch dieser Linie im Mannsstamme, würde die hausgesetzliche und verfassungs- 
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' mässige Thronfolge am Ende sein. Die Fürsten von Hohenzollern sind nicht erbberech- 
tigt; und die bezüglichen Erbverträge gewährten zwar der königlichen Linie der Hohen- 
zollern ein Erbrecht auf die Fürstenthümer Hohenzollern, nicht aber der fürstlichen Linie 
ein Erbrecht auf den Landbesitz der königlichen Linie. 

Ob die zwischen Sachsen, Hessen und Brandenburg zuletzt am 29. März 1619 abge- 
schlossene Erbverbrüderung trotz der mangelnden speziellen kaiserlichen Genehmigung 
hinsichtlich Brandenburgs Gültigkeit besitzt, ist bestritten; jedenfalls würde dieselbe, 
wie Schulze a. a. O., 8.199 ausführt, eine gesetzliche Neu-Ordnung voraussetzen, 
durch welche sie mit den heute geltenden Grundsätzen der Untheilbarkeit, der Indivi- 
dual-Sukzession und dem Erstgeburts-Rechte in Einklang gesetzt würde. 

In Ermangelung aller Erbberechtigten würde der letzte Thron-Inhaber durch Gesetz 
für die Wiederbesetzung des Thrones sorgen können. 

Was sodann die Regentschaft betrifft, so kommen hier folgende Bestimmungen 
der Preussischen Verfassung in Betracht: 


Art. 56. Wenn der König minderjährig*) oder sonst dauernd verhindert ist, 
selbst zu regieren, so übernimmt derjenige volljährige Agnat (Art. 53), wel- 
cher der Krone am nächsten steht, die Regentschaft. Er hat sofort den Land- 
tag zu berufen, der in vereinigter Sitzung über die Nothwendigkeit der Regent- 
schaft beschliesst. 


Art. 57. Ist kein volljähriger Agnat vorhanden und nicht bereits vorher ge- 
setzliche Fürsorge für diesen Fall getroffen, so hat das Staats-Ministerium den 
Landtag zu berufen, welcher in vereinigter Sitzung einen Regenten erwählt. 
Bis zum Antritt der Regentschaft von Seiten desselben führt das Staats-Mini- 
sterium die Regierung. ' 


Art. 58. Der Regent übt die dem Könige zustehende Gewalt in dessen Na- 
men aus. Derselbe schwört nach Einrichtung der Regentschaft vor den verei- 
nigten Kammern einen Eid, die Verfassung des Königreichs fest und unver- 
brüchlich zu halten und in Uebereinstimmung mit derselben und den Gesetzen 
zu regieren. 

Bis zu dieser Eidesleistung bleibt in jedem Falle das bestehende gesammte 
Staats-Ministerium für alle Regierungs-Handlungen verantwortlich. 


Wenn von Mohl a.a, O. es namentlich für unzulässig hält, dass eventuell die 
Preussischen Kammern einen ihnen beliebigen Regenten auch für das Reich erwählen, 
ohne Betheiligung des Bundesrathes und des Reichstages, so dürfte er sich in Wider- 
spruch befinden mit der von ihm selbst ausgesprochenen Anerkennung, dass » sämmtliche 
Preussische Haus- und Landes-Gesetze über Thronfolge-Recht und Thronfolge-Ordnung 
für das Reich mittelbare Bedeutung und Gültigkeit haben«. Wenn diese Preussischen 
Gesetze für das Reich »Gültigkeit« haben, so ist nicht abzusehen, weshalb andere Preus- 
sische Gesetze keine Gültigkeit haben sollen, da die Gesetze über die Thronfolge minde- 
stens von derselben Bedeutung, jedenfalls nicht von geringerer Bedeutung sind, als die 
Gesetze über die Regentschaft. Dasselbe gilt von dem gleichen Einwand gegen Absatz 2 
des Artikels 58. Kann das Preussische Staats-Ministerium die Regierungs-Rechte des 
Königs zeitweilig ausüben, so wird eine gleiche Möglichkeit auch für die Regierungs- 
Geschäfte des Kaisers anzunehmen sein. Seine etwaigen Verfügungen in Reichs-Sachen 
würden der Gegenzeichnung des Reichskanzlers bedürfen. Die hier entwickelte Ansicht 
wird auch vertreten von Schulze‘, a.a. O., 8. 221. 

Gleichzeitig mit der Annahme des Kaisertitels ist ein Allerhöchster Erlass 
ergangen, durch welchen dem Kronprinzen von Preussen die Würde eines »Kronprin- 
zen des Deutschen Reiches« mit dem Prädikate »Kaiserliche Hoheit« mit 
der Massgabe beigelegt worden, dass die bisherigen Bezeichnungen »Kronprinz von Preus- 
sen«, »Königliche Hoheit« jenen neueren nachzustellen seien. »Diese Würde und das da- 


*) Nach Art. 54 wird der König mit Vollendung des achtzehnten Jahres volljährig. 
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mit verbundene Prädikat geht auf jeden künftigen Thronfolger an der Preussischen Krone 

ohne Weiteres über. 

Es lautet in Berichten und Schreiben: 

a. an den Kaiser und König die äussere Adresse: »Seiner Majestät dem Kaiser 
und König von Preussen«, oder »Seiner Kaiserlichen und Königlichen Majestät«; die 
Anrede: »Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster Kaiser und König, Allergnädig- 
ster Kaiser, König und Herr«; im Kontext: »Ew. Kaiserliche und Königliche 
Majestät«; 
in Berichten und Schreiben an die Kaiserin dieäussere Adresse: »Ihrer Maje- 
stät der Deutschen Kaiserin und Königin von Preussen«, oder »Ihrer Kaiserlichen und 
Königlichen Majestät«, die Anrede: »Allerdurchlauchtigste, Grossmächtigste Kai- 
serin und Königin, Allergnädigste Kaiserin, Königin und Frau«; im Kontext: »Ew. 
Kaiserlichen und Königlichen Majestät«; 

c. in Berichten und Schreiben an den Kronprinzen dieäussere Adresse: »Seiner 
Kaiserlichen und Königlichen Hoheit, dem Kronprinzen des Deutschen Reiches und 
Kronprinzen von Preussen«; die Anrede: »Durchlauchtigster Kronprinz, Gnädig- 
En Kronprinz und Herr«; im Kontext: »Ew. Kaiserliche und Königliche 

oheit«; 

d. in den Berichten und Schreiben an die Kronprinzessin dieäussere Adresse: 
»Ihrer Kaiserlichen und Königlichen Hoheit der Kronprinzessin des Deutschen Rei- 
ches und Kronprinzessin von Preussen, Princess Royal von Grossbritanien und Ir- 
land«; die Anrede: »Durchlauchtigste Kronprinzessin, Gnädigste Kronprinzessin 
und Frau«; im Kontext: »Ew. Kaiserliche und Königliche Hoheit«. (Preussischer 
Staatsanzeiger 1871, Nr. 35.) 


Ferner gehört hierher der Allerhöchste Erlass vom 3. August 1871, betr. die 
Bezeichnung der Behörden und Beamten des Deutschen Reiches, sowie 
die Feststellung des Kaiserlichen Wappens und der Kaiserlichen Stan- 
darte. (R.-G.-B., S. 318.) 

Nach diesem Erlasse sind die nach Massgabe der Verfassung oder der Gesetze des 
eutachen Reiches vom Kaiser ernannten Behörden und Beamten als Kaiserlich zu 

ezeichnen. 


Als Kaiserliches Wappen wird in Anwendung gebracht der schwarze, ein- 
köpfige, rechtssehende Adler, mit rothem Schnabel, Zunge und Klauen, ohne Szepter 
und Reichsapfel, auf dem Brustschilde den mit dem Hohenzoller'schen Schilde belegten 
Preussischen Adler, über demselben die Krone in der Form der Krone Karls des Grossen, 
jedoch mit zwei sich kreuzenden Bügeln. 

Die Kaiserliche Standarte enthält in Purpurgrund das eiserne Kreuz, belegt mit dem 
Kaiserlichen, von der Kette des schwarzen Adlerordens umgebenen Wappen im weissen 
Felde, und in den vier Eckfeldern des Fahnentuches abwechselnd den Preussischen Adler 
und die Kaiserliche Krone. 


Durch Allerhöchsten Erlass vom 16. März 1872, betr. den Gebrauch des 
KaiserlichenAdlers zurBezeichnung vonWaaren undEtiketten (R.-G.-B., 
S. 90); beziehungsweise vom 11. April ej. a., betr. die Ausführung des zuerst gedach- 
ten Erlasses (R.-G.-B., S. 93) ist allen deutschen Fabrikanten der Gebrauch und die Ab- 
bildung des obbeschriebenen Kaiserlichen Adlers, jedoch unter Ausschluss der Form 
eines Wappenschildes, zur Bezeichnung ihrer Waaren und Etiketten gestattet worden. 

Endlich sind die Attribute des Deutschen Reiches festgestellt worden, wor- 
über man die sehr bemerkenswerthe Schrift des Grafen Stillfried von Alcantara, 
Die Attribute des neuen Deutschen Reiches, abgebildet, beschrieben und erläutert, nach- 
lesen wolle. 

Was die Kaiserlichen G@esandtschaften betrifft, so ist zu bemerken, dass, 
wenngleich verschiedene Anträge, welche besagten, dass dem Kaiser ausschliesslich das 
Recht zustehe, das Reich völkerrechtlich zu vertreten , abgelehnt worden sind, dennoch 
diesesRecht als ein demKaiser ausschliesslich zustehendes angesehen werden muss. Mö- 
gen neben den Kaiserlichen Gesandtschaften auch einige Gesandtschaften Deutscher Bun- 
desfürsten stehen, das Reich zu vertreten kann unter allen Umständen nur den Kaiser- 
lichen Gesandten zustehen, während die Gesandtschaften einzelner Bundesfürsten auf 
eine Vertretung der Interessen :ihres Souveräns, bez. des von demselben beherrschten 
Staates sich beschränken werden. 

Als bedenklich muss der in Nr. VIII des Baierischen Schluss-Protokolls befindliche 
Erwägungs-Grund betrachtet werden, 


»dass an denjenigen Orten, an welchen Baiern eigene Gesandtschaften unterhalten 
werde, die Vertretung der Baierischen Angelegenheiten dem. Bundes-Gesandten nicht 
obliege«. a 


Archiv des Deutschen Reichs. Bd. I. (VI.) 19 
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.  Keinesfalls wird hierdurch eine Ausnahme von dem Schlusssatze des Artikels 3 ge- 
bildet wegen des gleichmässigen Anspruchs aller Deutschen auf den Schutz des 
Reiches dem Auslande gegenüber. (Man vergleiche die Anmerkung zu diesem Schluss- 
satze.) 

Die Kriegs-Erklärung steht auch heute noch, trotz der Einschiebung des zwei- 
ten Absatzes ausschliesslich dem Kaiser zu, d. h. zunächst die Ablassung derjenigen Ur- 
kunde, vermittelst weleher nach völkerrechtlichem Brauche ein Staat dem anderen er- 
klärt, dass er mit letzterem sich im Kriegszustande befinde. Hieraus ergiebt sieh zunächst 
die Negative: Ohne den Willen des Kaisers kann niemals eine Kriegs-Erklärung Seitens 
des Reiches erfolgen. Die Kriegs-Erklärung hat jedoch eine zwiefache Seite; die eine 
nach Aussen, gegen den feindlichen Staat, die andere nach Innen gewendet an das eigene 
Volk. Diese zweite Seite betrifft die Mobilisirung des Heeres und der Kriegsmarine. 
Schon aus dieser Stellung der eigenen Kriegs-Bereitschaft zur Kriegs-Erklärung, welche 
als eine untheilbare bezeichnet werden muss, würde folgen, dass die Mobilmachung u. s. w. 
dem Kaiser allein zustehe; es bestimmt aber Absatz 4 des Artikels 63 auch noch aus- 
drücklich, dass der »Kaiser das Recht hat, die kriegsbereite Aufstellung eines jeden 
Theiles des Reichsheeres anzuordnen« Auch heisst es im $. 8 des Gesetzes vom 
9. November 1867, betr. die Verpflichtung zum Kriegsdienste aus- 
drücklich : 

Die Einberufung der Reserve, Landwehr und Seewehr zu den Fahnen, be- 
ziehungsweise zur Flotte, erfolgt auf Befehl des-Bundes-Feldherrn. 

Durch die kommandirenden Generale erfolgt die Einberufung nur 

a. zu den alljährlichen Uebungen, 
b. wenn Theile des Bundesgebietes in Kriegszustand erklärt werden. 

Da dieses Recht des Bundes-Oberfeldherrn (Kaisers) also, abgesehen von der Ver- 
fassung, auf einem Spezial-Gesetz beruht, so ist jenes, trotz der Einschiebung des Ab- 
satzes 2 in dem Artikel 11 als fortbestehend zweifellos zu betrachten, da anderenfalls die 
Bestimmungen des $. 8 des Gesetzes vom 9. November 1867 ausdrücklich hätten abgeän- 


dert werden müssen. Hiermit stimmen auch die mit den Einzelstaaten abgeschlossenen 
Militär-Konventionen überein; auch für Baiern gilt’ dasselbe. Wenngleich nämlich der 


Artikel 62 an sich auf Baiern keine Anwendung findet, so heisst es doch in den Bestim- 


mungen, welche für Baiern an die Stelle der Artikel 61—68 treten (Vertrag mit Baiern 
II, $. 5, III, Absatz 5) wörtlich: 


»Die Anordnung der Kriegs-Bereitschaft (Mobilisirung) des Baierischen Ko- 
tingentes oder eines Theiles desselben erfolgt auf Veranlassung des Bundes- 
Feldherrn (Kaisers) durch Seine Majestät den König von Baiern«. 


Dieser Satz wird von Thudiehum in v. Holtzendorf’s Jahrbuch, S. 68, vollkom- 
men richtig folgendermassen interpretirt: 
»Die Anordnung der Kriegs-Bereitschaft irgend eines Theiles des Baierischen 
Kontingentes kann demnach nur auf Verordnung des Kaisers erfolgen und muss auf 
dessen Verlangen erfolgen«. 


Hiermit stimmt durchaus überein in II ac. Reichstag 1870 (S. 69 des St. B.) vom 
Staatsminister Delbrück gegebene Erläuterung der obigen Vertrags-Bestimmung, 
welcher sagt: 


Dis Anordnung der Mobilmachung liegt allein in der Hand des Bundes-Oberfeld- 
ELTn«. 

Abgesehen von den Bestimmungen des Abs. 2, welche hiernächst erörtert wer- 
den, bedarf der Kaiser zur Kriegs-Erklärung weder der Zustimmung des Bundesrathes 
(hier greift die Ausnahme des Absatzes 2 Platz) und niemals der Zustimmung des Reichs- 
tages, Nur mittelbar können diese Körperschaften auf die Führung des Krieges Einfluss 
gewinnen, wenn nämlich ihre Zustimmung zu der Aufnahme von Anleihen u. 8. w. zum 
Zweck der Kriegführung erforderlich wird. | 

Das Recht, Frieden zu schliessen, steht dem Kaiser ausschliesslich zu. Zu 
dem eigentlichen Friedensschluss, d. h. zu dem Vertrage, welcher einfach erklärt, dass 
der Kriegszustand auf die Dauer erloschen sei, bedarf es einer Zustimmung weder von 
Seiten des Bundesrathes, noch von Seiten des Reichstages. Enthält jedoch der Friedens- 
Vertrag Bestimmungen, welche über seinen wesentlichen Inhalt hinausgehen, sei es, dass 
der Fall des Artikels 4 vorliege, sei es, dass dem Reiche Lasten auferlegt oder ein neues 
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Landgebiet einverleibt werden sollte, worin wegen Artikel 1 der Verfassung eine Abän- 
derung derselben enthalten sein würde, so tritt das Erforderniss der Zustimmung, wie bei 
allen sonstigen Verträgen mit fremden Staaten ein. Kaum bemerkt zu werden braucht, 
dass es sich hier um materielle Friedens-Verträge, welche einen Krieg beenden, nicht 
aber um s. g. Friedens- und Freundschafts-Verträge handelt, welche abgeschlossen wer- 
den, ohne dass ein Kriegszustand vorhergegangen wäre. (Man vergleiche v. Rönne, 
Verfassungsrecht des Deutschen Reiches, S. 64.) 

Das Recht, zum Zweck des Abschlusses eines Friedens in Unterhandlungen einzu- 
treten, ist natürlich im Rechte, Frieden zu schliessen, mit enthalten: das Recht, Waffen- 


stillstände abzuschliessen, wird regelmässig als ein Ausfluss des Amtes des Kaisers als 
Reichs-Oberfeldherr sein. 


Absatz 2. 


Ueber diesen Zusatz äusserte sich der Staatsminister Delbrück im Reichs- 


tage des Norddeutschen Bundes (Sitzung vom 5. Dezember 1870, St. B., $. 67) folgender- 
massen: 


»Dieser Zusatz lässt sich unzweifelhaft karakterisiren als eine Stärkung des föde- 
rativen Elements in der Bundes-Verfassung. Sein wirklicher Karakter liegt aber in et- 
was Anderem. Je mächtiger der Bund wird, je weiter er sich ausdehnt, um so mehr ist 
es von Interesse, auch dem Auslande gegenüber in der Bundes-Verfassung selbst zum 
Ausdruck zu bringen, was der Bund ist, nämlich ein wesentlich defensives Staats- 
wesen. Dieser Gedanke konnte in keiner zutreffenderen Weise zum Ausdruck gebracht 
werden als durch den Zusatz, den Sie hier in dem Artikel I1 aufgenommen finden«. 


Ueber den Sinn des Absatzes 2 ist ein Zweifel nieht wohl möglich ; ob die Aufnahme 
desselben vom praktischen Standpunkte aus gutzuheissen, d. h. ob es erspriesslich sei, 
eine Frage, deren glückliche Erledigung nicht selten von der ersten Entscheidung ab- 
hängt, an ein Kollegium zu verweisen, das ist ein Punkt, der ausserhalb der Grenzen 
dieser Erörterungen liegt, 

Absatz 3. 


Hält man Absatz 1 mit Absatz 3 zusammen, so ergiebt sich, abgesehen von de- 
»Friedens-Verträgen«, über welche bereits gehandelt worden, zunächst, dass der Ab 
schluss aller solcher Verträge mit fremden Staaten, welche nicht nach Artikel 4 in den 
Bereich der Reichs-Gesetzgebung gehören, ausschliesslich dem Kaiser zusteht: dieselben 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit keiner weiteren Genehmigung; nur werden sie nach Artikel 


17 »zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Reichskanzlers bedürfen, welcher dadurch 
die Verantwortlichkeit übernimmt«. 


Selbstverständlicherweise giebt es Verträge, welche ihrer Natur nach entweder nie- 
mals oder doch zur Zeit nicht publizirt werden (man erinnere sich der Schutz- und Trutz- 
Bündnisse mit den Süddeutschen Staaten) ; als nothwendig wird man die Publikation von 
Verträgen in Ermangelung spezieller Verfassungs-Bestimmungen nur dann ansehen kön- 
nen, wenn aus den Verträgen Verbindlichkeiten irgend einer Art für die Reichsuntertha- 
nen entstehen. Richtig bemerkt v. Rönnea.a. O., S. 62, dass in diesem Falle die Ver- 
träge die Eigenschaft von Reichs-Gesetzen annehmen. 


Im anderen Falle, d. h. wenn die Verträge Gegenstände betreffen, die unter Arti- 
kel 4 fallen, so bedürfen dieselben zu ihrem Abschluss der Zustimmung des Bundes- 
rathes, d. h. der Eintritt in die Unterhandlung über den fraglichen Vertrag; die Instruk- 
tion der Unterhändler, die Aufstellung von Punktationen, die Feststellung des Vertrags- 
Entwurfes u. s. w., dies Alles ist nicht an die Zustimmung des Bundesrathes gebunden ; 
nur die endgültige Schliessung des Vertrages darf vom Kaiser nicht vorgenommen wer- 
den, bevor nicht der Bundesrath zu diesem Abschluss seine (Genehmigung ertheilt hat. 


Während also die Genehmigung des Bundesrathes vor dem Abschlusse erfordert 
wird (man vergleiche auch Thudiehum, Verfassungsrecht, S. 108 und v. Rönne a.a. 
0., S. 60), braucht diezur Gültigkeit dieser Verträge erforderliche Genehmigung des 
Reichstages keine vorhergehende zu sein, wird vielmehr nicht selten dem Vertrags-Ab- 
schlusse nachfolgen. 

Unter solchen Umständen kann also der Fall vorkommen , dass ein bereits vollstän- 
dig abgeschlossener Vertrag, aus welchem, da der Kaiser allein das Reich nach Aussen 
vertritt, Rechte und Pflichten für das letztere bereits entstanden sind ‚ vom Reichstage 
abgelehnt wird. Der Wortlaut des dritten Absatzes lässt zwei naheliegende falsche Aus- 
legungen zu, welche beide den Vorzug haben, dem Wortlaute der Verfassung scheinbar 
besser zu entsprechen , als die richtige Auslegung. Einmal könnte man die Ansicht auf- 
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stellen, die unter den letzten Absatz des Artikels 11 fallenden Verträge empfingen ihre 
Gültigkeit erst'aus der vom Reichstage ertheilten Zustimmung. 

Allein diese Ansicht entspricht weder den allgemeinen völkerrechtlichen Grundsätzen 
über Staats-Verträge, noch steht dieselbe im Einklange mit dem ersten Absatze unseres 
Artikels, nach welchem der Kaiser das Reich völkerrechtlich zu vertreten hat, — ein 
Satz, aus welchem das Recht, Verträge aller Art mit fremden Staaten einzugehen, von 
selbst folgt, wenn die Verfassung denselben auch nicht ausdrücklich ausgesprochen hätte. 
Aus dem Satze nämlich, dass der Kaiser das Reich völkerrechtlich vertritt, folgt erstens, 
dass die von ihm abgeschlossenen Verträge dem anderen Vertrags-Kontrahenten gegen- 
über perfekt werden nach den Grundsätzen, die allgemein über Verträge, und speziell 
über völkerrechtliche Verträge gelten — durch die Ratifikation. Von diesem Augenblicke 
an ist der Vertrag zwischen Staat und Staat perfekt, und ein solcher perfekter, zwischen 
den beiden Staaten durchaus gültiger Vertrag ist es, welcher dem Reichstage zur Geneh- 
migung vorgelegt wird. 

Zweitens könnte man, von dieser oben vorgetragenen Ansicht ausgehend, der Mei- 
nung sein, alle vom Kaiser etwa abgeschlossenen Verträge, soweit sie unter den dritten 
Absatz des Artikels 11 fallen, seien unter einer Resolutiv-Bedingung abgeschlossen, näm- 
lich unter der stillschweigenden Bedingung, dass sie für wiedergelöst zu gelten hätten, 
wenn der Reichstag ihnen die zu ihrer Gültigkeit erforderliche Genehmigung versage. 

Aber auch diese Ansicht kann nicht gebilligt werden, da der andere kontrahirende 
Theil die Bestimmungen der Reichs - Verfassung in dieser Beziehung zu ignoriren be- 
rechtigt ist, oder, wie Zachariae, »Deutsches Staats- und Bundesrecht, Auflage 2, 
Theil IL, S. 882«, sagt 

»An sich gehen die verfassungsmässigen Schranken des wirklichen Souveräns oder 
völkerrechtlich legitimirten Repräsentanten der Staatsgewalt den andern Paziszenten 
nicht an, und so wenig Letzterer deshalb von dem Vertrage zurückzutreten berechtigt 
ist, weil der Mitkontrahent die zur Ausführung des Vertrages für ihn nothwendige 
Zustimmung seiner Stände noch nicht erlangt hatte, so wenig darf sich dieser darauf 
berufen«. 

Nun darf man nicht vergessen, dass diese Theorie als das gemeinsame Staatsrecht 
der Bundesstaaten aufgestellt ist unter ausdrücklicher Bezugnahme auf verschiedene Ver- 
fassungen deutscher Staaten, in denen sich eine der Reichs-Verfassung im dritten Ab- 
satze durchaus entsprechende Bestimmung findet, u. A. unter Bezugnahme auf Art. 48 
der Preussischen Verfassung, woselbst es heisst: 


»Der König hat das Recht, Krieg zu erklären und Frieden zu schliessen, auch 
andere Verträge mit fremden Regierungen zu errichten, Letzterebedürien 
zu ihrer Gültigkeit der Zustimmung der Kammern, sofern es Handels- 
Verträge sind, oder wenn dadurch dem Staate Lasten, oder einzelnen Staats- 
bürgern Verpflichtungen auferlegt werden«. 


Besondere Beachtung verdient unter diesen Umständen v. Rönne, da dieselbe 
Frage der »Gültigkeit« für die Preussische Verfassung, wie für die Verfassung des Deut- 
schen Reiches besteht. Auch dieser Schriftsteller ist (a. a. O., S. 61) der Meinung, dass 


»die Verweigerung der Genehmigung nicht die Wirkung habe, den betreffenden 
Vertrag rückwärts an sich ungültig zu machen«. 


Fragt man nun, was bedeutet demnach die Verfassungs-Bestimmung, nach welcher 
die auf solche Gegenstände, die in den Bereich der Gesetzgebung fallen, sich beziehenden 
Verträge »zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Reichstages bedürfen«? — 80 ist die 
Antwort: Diese Verträge verpflichten die Angehörigen des Reiches nicht zum Gehorsam 
bezüglich derjenigen Bestimmungen, welche als Gegenstände der Gesetzgebung mit dem 
Reichstage hätten vereinbart werden müssen. Würden diese Verträge gleichwohl im 
Reichs-Gesetzblatte publizirt, so würde der Reichskanzler die Verantwortlichkeit für 
diese Verfassungswidrigkeit tragen, und für die richterlichen Behörden die schon erör- 
terte Frage entstehen, ob sie diese der verfassungsmässig nothwendigen Zustimmung 
des Reichstages entbehrenden Verträge in ihrer Eigenschaft als Gesetz anerkennen. 

Dieser Theil der Verträge kann also unter Umständen — z. B. auch dann, wenn 
die Ausführung des Vertrages die Bewilligung von Geldern voraussetzt, die der Reichs- 
tag ablehnt — unausführbar werden; die völkerrechtliche Verpflichtung bleibt aber be- 
stehen ; der sonstige Theil der Verträge bleibt auch ausführbar. 

Zu den Verträgen, welche unter die Bestimmung des Absatzes 3 fallen, gehören 
auch die Handels- und Schifffahrts-Verträge. Es bestimmt nämlich der $. 6 des 
Zollvereins-Vertrages vom 8. Juli 1867: 
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»Das Präsidium im Bundesrathe (des Zollvereins) steht der Krone Preussen 
zu, welche in Ausübung desselben berechtigt ist, im Namen der vertragenden 
Theile Handels- und Schifffahrts-Verträge mit fremden Staaten einzugehen. 

Zum Abschluss dieser Verträge, durch welche die Bestimmungen des gegen- 
wärtigen Vertrages in keiner Weise verletzt werden dürfen , ist die Zustimmung 
des Bundesrathes und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Zoll-Parlamentes 
erforderlich«. 

Schluss- Protokoll:»Preussen wird, unbeschadet seiner ausschliesslichen 
Berechtigung, im Namen des Vereins Handels- und Schifffahrts- Verträge mit 
fremden Staaten einzugehen, bei Verträgen mit Oesterreich und der Schweiz die 
angrenzenden Vereins-Staaten an den dem Abschluss vorangehenden Verhand- 
lungen einladen. Im Falle eine Uebereinstimmung nicht zu erzielen, wird es 
dessenungeachtet bei der Bestimmung des $. 6 sein Bewenden haben«. (Koller, 
Archiv, B. I, S. 830.) 


Nachdem an die Stelle von Präsidium im Bundesrathe des Zollvereins, Zollbundes- 
rath und Zollparlament der Kaiser, der Bundesrath und der Reichstag des Deutschen 
Reiches getreten, ist nicht zu bezweifeln, dass die hier berührten Rechte auf die jetzigen 
Organe des Reiches übergegangen sind. 


Artikel 12. Dem Kaiser steht es zu, den Bundesrath und den Reichs- 
tag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu schliessen. 


Im Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen Bundes lautete Artikel 
12, wie folgt: 
»Das Präsidium ernennt den Bundeskanzler, welcherim Bun- 
desrathe den Vorsitz führt und die Geschäfte leitet. 


In der Verfassung des Norddeutschen Bundes lautete Artikel 12 kon- 
form mit Artikel 12 des Entwurfs: 

»Dem Präsidium steht es zu, den Bundesrath und denReichstag zu berufen, 

zu eröffnen, zu vertagen und zu schliessen«. 

Zu dem Artikel 12 des Entwurfs war ein später zu erwähnender Antrag von 
Bennigsen angenommen worden; bei der Abstimmung über Artikel 12 mit die- 
sem: Zusatze blieb das Ergebniss zweifelhaft und durch namentlicheAbstimmung fiel 
der ganze Artikel 12 mit 127 gegen 126 Stimmen. Der Inhalt desselben findet sich 
wieder im Artikel 15 der Verfassung des Deutschen Reiches ; dort werden die zum 
Artikel 12 des Entwurfs der Verfassung des Norddeutschen Bundes gestellten An- 
träge zu erwähnen sein. 

Eine Diskussion über den Artikel 12 hat nicht stattgefunden. 


Artikel 13. Die Berufung des Bundesrathes und des Reichstages findet 
alljährlich statt und kann der Bundesrath zur Vorbereitung der Arbeiten 
ohne den Reichstag, letzterer aber nicht ohne den Bundesrath berufen 
werden. 


Der Text ist durchaus identisch mit Artikel 13 der Verfassung, bez. mit 
Artikel 14 des Entwurfs der Verfassung des Norddeutschen Bundes. Eine Dis- 
kussion hat nicht stattgefunden. 

Schon der Umstand, dass der Etat des Reiches immer nur für Ein Jahr festgestellt 


wird, macht die alljährliche Berufung des Reichstages nothwendig. Da das Recht, den 
Reichstag zu berufen, abgesehen von dem Erforderniss der alljährlich einmaligen Beru- 
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fung und der Mitberufung des Bundesrathes, ein dem Kaiser unbedingt zustehendes ist, 
so kann derselbe den Reichstag auch jährlich mehrfach berufen ; nur muss zugleich der 
Bundesrath berufen werden. 

Eine ohne kaiserliche Berufung oder Eröffnung zusammentretende Versammlung 
vielleicht sämmtlicher Personen, welche zur Zeit als Reichstags-Abgeordnete fungiren, 
würde stets nur eine Privatgesellschaft sein, deren etwaigen Beschlüssen ein schwereres 
Gewicht nicht zukommen würde, wie den Beschlüssen jeder anderen Privatvereinigung. 
Sollte sich eine solche Versammlung als »Reichstag« geriren und in dessen Namen Be- 
schlüsse fassen, so sind dieselben natürlich unverbindlich. Selbstverständlicherweise 
kann die Theilnahme an einer solchen Versammlung unter Umständen den Thatbestand 
einer strafbaren Handlung bilden, wird regelmässig im Sinne des Artikels 74 der Verfas- 
sung des Deutschen Reiches sich als ein » Unternehmen gegen die Verfassung des Deut- 
schen Reiches« karakterisiren und würde vor dem 1. Januar 1872 »in den einzelnen Bun- 
desstaaten beurtheilt und bestraft worden sein nach Massgabe der in den letzteren be- 
stehenden Gesetze, nach denen eine gleiche gegen die Verfassung des betreffenden Ein- 
zelstaates begangene Handlung zu richten gewesen wäre«. Seit dem obgedachten Ter- 
mine, von welchem die Geltung des Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich datirt, 
würde namentlich in Anwendung kommen $. 81, 2 und die für diesen Fall sonst getroffe- 
nen Bestimmungen. 


Was die Form für die Berufung von Bundesrath oder Reichstag be- 
trifft, so geschieht dieselbe durch Kaiserliche Verordnung, welche, vom Reichskanzler 
kontrasignirt, im Reichsgesetzblatt veröffentlicht wird. i 

Dass der Bundesrath ohne den Reichstag tagen kann, ist wiederum Konsequenz 
seiner Stellung und es zeigt sich hierin die Thatsache wirksam, dass der Bundesrath nicht 
auf die Legislative beschränkt ist. Die Bestimmung dagegen , dass der Reichstag nicht 
ohne den Bundesrath berufen werden darf, entspricht zwar ebenfalls völlig der Stellung, 
welche der Bundesrath im Reiche einnimmt; man wird in derselben auch eine Kautel für 
die Bewahrung des bundesstaatlichen Karakters der Verfassung erblicken dürfen, indem 
durch sie verhindert wird, dass das Bundes-Präsidium für sich allein, ohne den Bundes- 
rath, mit dem Reichstage in geschäftliche Berührung gelangt. 


Artikel 14. Die Berufung des Bundesrathes muss erfolgen, sobald sie 
von einem Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. 


Der Text stimmt mit Artikel 15 des Entwurfs und Artikel 14 der Verfassung 
des Norddeutschen Bundes völlig überein. Eine Diskussion hat im Reichstage nicht 
stattgefunden. 


Auch diese Bestimmung entspricht lediglich der Thatsache, dass dem Bundesrath 
ein wesentlicher Theil der regierenden Gewalt zukommt. In Ermangelung besonderer 
Verfassungs-Vorschriften muss angenommen werden, dass es vorkommenden Falls den 
Regierungen der einzelnen Bundesstaaten überlassen bleiben muss, die erforderliche 
Stimmenzahl unter sich zusammenzubringen, und dass die Regierungen, welche dieses 
Eine Drittel der Stimmen bilden, demnächst ihr Verlangen der Berufung des Bundesrathes 
an das Präsidium zu bringen haben. 


Artikel 15. Der Vorsitz im Bundesrath und die Leitung der 
Geschäftesteht dem Reichskanzler zu, welcher vom Kaiser zu 
ernennen ist. 

Der Reichskanzler kann sich durch jedes andere Mitglied des Bun- 
desrathes vermöge schriftlicher Substitution vertreten lassen. 


Dem korrespondirenden Artikel 16 des Entwurfs der Verfassung des 
Norddeutschen Bundes fehlte der erste Absatz; im zweiten Absatze lautete 
der Eingang: 

»Der Bundeskanzler kann sich in Leitung der Geschäfte durch 
jedes u. Ss. w. w. 0.« 


Der, wie oben erwähnt, ausgefallene Art. 12 des Entwurfs hatte folgenden 
"Wortlaut: 
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»Das Präsidium ernennt den Bundeskanzler, welcher im 
Bundesrathe den Vorsitz führt und die Geschäfte leitet«. 
Hiernach setzt sich der materielle Inhalt des Artikel 15, welcher mit dem 
Wortlaute des Artikels 15 der Verfassung des Norddeutschen Bundes, von 
der Veränderung des ersten Wortes des zweiten Absatzes: »Derselbe« in 
»Reichskanzler« und des Wortes »Bundeskanzler« in »Reich skanzler« 
abgesehen, durchaus übereinstimmt, aus dem Inhalt der Artikel 12 und 16 des 
Entwurfs der Verfassung des Norddeutschen Bundes zusammen. 


Die Abweichungen des Textes der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes von dem Wortlaute des Entwurfs dieser Verfassung beruhen auf einem 
Antrage des Grafen Bethusy-Huc (Drucksachen, Nr. 51). 

Abgelehnte Amendements zu Artikel 16 des Entwurfs der Verfassung 
des Norddeutschen Bundes: 

1. Antrag vou Bennigsen: hinter: »Leitung der Geschäfte« zu inseriren: 
»des Bundesrathes« (Drucksachen, Nr. 48). 
2. Antrag Lasker: an derselben Stelle zu setzen: 
»im Bundesrathe« (Drucksachen, Nr. 43, Nr. 73). (Ward zurück- 
gezogen.) 
3. Antrag von Bennigsen: am Schlusse des Artikels in der vom Grafen Be- 
thusy-Huc vorgeschlagenen Fassung hinzuzufügen : 

»Das Präsidium ernennt ferner die Vorstände der einzelnen Verwaltungs- 
zweige, welche zu seiner Kompetenz gehören« (St. B., S. 383). (Ward in 
namentlicher Abstimmung mit 140 gegen 124 Stimmen abgelehnt. St. B., 
S. 401. 

4. Antrag een er, zu dem Artikel 16 folgenden Zusatz zu beschliessen: 

»Dem Präsidium steht es zu, für einzelne Zweige der Verwaltung beson- 
dere Kommissarien zu ernennen, welche nach Massgabe des erhaltenen 
Auftrags den Bundeskanzler zu vertreten«. 

Die materiell identischen Anträge l und 2 der Abg. von Bennigsen und 
Lasker hatten den Zweck, die in der Verfassung für alle Geschäfte dem Bundes- 
kanzler gestattete Stellvertretung auf die »Leitung der Geschäfte des Bundesrathes« 
zu beschränken, also auszuschliessen, oder doch verfassungsmässig nur durch Ein- 
gehen auf die Ernennung von Verwaltungs-Chefs wieder zu gewähren. 


Abgelehnte Amendements zum (ausgefallenen) Artikel 12 des Ent- 
wurfs: 
1. Antrag von Bennigsen: dem Artikel 12 hinzuzufügen: 

»ferner die Vorstände der einzelnen Verwaltungszweige,, welche nach dem 
Inhalt dieser Verfassung zur Kompetenz des Präsidii gehören (Druck- 
sachen, Nr. 48, 1). 

a) Ursprünglich hatte von Bennigsen beantragt, an das Schlusswort des 
Artikels 12 anzufügen: 
»und für den Bund zu vereidigen ist« (Drucksachen, Nr. 17, 2); (ward 
zurückgezogen) ; an diese Worte würde sich das Amendement I ange- 
schlossen haben. 
2. Antrag Kitz: den Artikel folgendermassen zu fassen : 

»Das Präsidium ernennt und entlässt den Bundeskanzler, welcher im Bun- 
desrathe den Vorsitz führt und die Geschäfte leitet. Der Bundeskanzler und 
die Vorstände der einzelnen Verwaltungszweige können nicht aus den Ver- 
tretern der einzelnen Mitglieder des Bundes (Artikel 6) ernannt werden und 
sind für den Bund zu vereidigen« (St. B., S. 379). 

3. Antrag Lasker: dem Artikel 12 als Alinea 2 hinzuzufügen : 
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»Dem Präsidium steht es zu, für einzelne Zweige der Verwaltung besonders 
Kommissarien zu ernennen, welche nach Massgabe des erhaltenen Auftrags 
den Bundeskanzler vertreten und für den Bund zu vereidigen sind mp 
sachen, Nr. 43, Ziffer 72). j 

4. Antrag Adafeld: am Schlusse statt der Worte: »die Geschäfte leitet« zu 
sagen: 

»dessen Geschäfte leitet« (Drucksachen, Nr. 23, 3). 

Die Anträge der Abg. von Bennigsen und Lasker stehen im Zusammen- 
hang mit der Frage der Minister-Verantwortlichkeit; namentlich wenn man er- 
wägt, dass der Abg. von Bennigsen ursprünglich zum Artikel 18 des Entwurfs 
beantragt hatte: 

»Die Anordnungen und Verfügungen des Bundes-Präsidii werden im Namen 
des Bundes erlassen und bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des 
Bundeskanzlers oder eines der vom Präsidium ernannten Vorstände der einzelnen 
Verwaltungszweige, welche dadurch die Verantwortlichkeit übernehmen« (Druck- 
sachen, Nr. 17, Ziffer 3). 

Auch stand der Umfang der Regierungsrechte des Bundesrathes in Frage, 
wenn diese höheren Verwaltungs-Chefs ausserhalb des Bundesrathes stehen wür- 
den. So erklärte u. A. der Fürst Bismarck (St. B., S. 388): 

»Sie schaffen eine, den Ministerien und höheren Regierungen der einzelnen 
Bundesländer vorgesetzte Behörde ausserhalb des Bundesrathes: Innerhalb des 
Bundesrathes findet die Souveränetät einer jeden Regierung ihren unbestrittenen 
Ausdruck. Dort hat jede ihren Antheil an der Ernennung des gewissermassen 
gemeinsamen Ministeriums, welches neben anderen Funktionen, auch den Bun- 
desrath bildet. Dieses Gefühl der unverletzten Souveränetät, welches dort seine 
Anerkennung findet, kann nicht mehr bestehen neben einer kontrasignirenden 
Bundesbehörde, die ausserhalb des Bundesrathes aus Preussischen oder anderen 
Beamten ernannt.wird, und es ist und bleibt eine copilis dominatio für die an- 
deren Regierungen, wenn sie sich als Organe, als gehorsamleistende Organe 
einer vom Präsidium ausserhalb des Bundesrathes ernannten Behörde in Zu- 


kunft ansehen sollten«. 

Der Zusammenhang dieses Antrages mit Einführung der Minister-Verantwort- 
lichkeit ist auch vom Antragsteller selbst, dem Abgeordneten v. Bennigsen, 
ausdrücklich zugegeben worden, indem derselbe sagte: 

‘»Hier an dieser Stelle ist nur beantragt, dass ausser dem Bundeskanzler, 
welcher bestimmte Befugnisse schon nach dem Entwurf'hat, noch andere hohe 
Beamte Vorstände für die einzelnen Verwaltungszweige von dem Präsidium er- 
nannt werden sollen, und es ist durch einen besonderen Artikel, der 

"hinter Art. 19 eingefügt werden soll, gefordert, dass, sei es der Bundeskanzler, 
sei es einer der Chefs dieser Verwaltungszweige, die Verfügungen und Anord- 
nungen, die von der Krone Preussen als Präsidialmacht ausgehen, »zu. kontra- 
signiren hat und durch die Kontrasignation die Verantwortlichkeit für dieselben 
übernimmt, eine Verantwortlichkeit, die gegenüber dem Bundesrathe, gegenüber 
dem Reichstage stattfindet, die auch, wenn das Verfahren vollständig geordnet 
wird, innerhalb gewisser Formen geltend gemacht werden soll« (St. B., 
8. 375 

Der ee Lasker zog seinen Antrag zu Artikel 12 zurück , nachdem 
festgestellt worden, dass über denselben, als von der Vorlage weiter als der von 
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Bennigsen’sche Antrag sich entfernend, erst nach diesem letzteren Antrag abgestimmt 
werden würde; der Abgeordnete Lasker hielt nämlich dafür, dass scin Antrag we- 
niger weit gehe, als der v. Bennigsen’sche, da er die Ernennung der Verwaltungs- 
Chefs nicht, wie v. Bennigsen, obligatorisch machen wolle. 

Der Antrag Kitz hatte (namentlich nach den Ausführungen des Antrag- 
stellers, die er als unbedenklich darstellte, »wenn z. B. Herr v. Savigny Vertreter 
Preussens im Bundesrathe wäre und der Herr Graf Bismarck Bundeskanzler«) den 
Zweck, die Vertretung der Preussischen Stimmen von dem Bundeskanzler zu tren- 
nen. Auch hierüber kann auf die Einleitung verwiesen werden. 


Das durch die Verfassung eingeführte Amt eines »Bundeskanzlers« wurde durch den 
Allerhöchsten Erlass vom 14. Juli 1867 (publizirt im Bundes-Gesetzbl. Nr. 1, 
ausgegeben am 2. August 1867) in's Leben gerufen, derselbe lautet: 


»In Ausführung der Bestimmungen der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes (IV, Art. 15 und 17) ernenne ich Sie hierdurch zum Bundeskanzler des 
Norddeutschen Bundes. 


Bad Ems, den 14. Juli 1867. -  Wilhelm«. 
An den Präsidenten des Staats-Ministeriums v. Mühler, Graf zur Lippe. 
und Minister der Auswärtigen Angelegenheiten 
Grafen von Bismarck-Schönhausen, 


Durch Allerhöchsten Erlass vom 12. August 1867 (B.-G.-B. vom 17. Au- 
gust 1867) genehmigte das Präsidium »die Errichtung einer Behörde für die dem Bundes- 
kanzler obliegende Verwaltung und Beaufsichtigung der, durch die Verfassung des Nord- 
deutschen Bundes zu Gegenständen der Bundes-Verwaltung gewordenen, beziehungsweise 
unter die Aufsicht des-Bundes-Präsidiums gestellten Angelegenheiten, sowie für die dem 
Bundeskanzler zustehende Bearbeitung der übrigen Bundes-Angelegenheiten, welche Be- 
hörde den Namen »Bundeskanzler-Amt« führen und unter der unmittelbaren Leitung des 
Bundeskanzlers stehen soll. Zum Präsidenten des Bundeskanzler- Amtes wurde der Wirk- 
liche Geheime Rath Delbrück ernannt. 


Durch Allerhöchsten Erlass vom 16. November 1867 (B.-G.-B. 1867, 
$. 9) wurde dem Bundeskanzler »der Vorsitz im Bundesrathe des Zollvereins und die Lei- 
tung der Geschäfte desselben« übertragen und zugleich bestimmt, dass die durch diesen 
Vertrag dem Präsidium des Zollvereins überwiesenen Angelegenheiten bei dem durch 
den vorstehenden Erlass errichteten Bundeskanzler-Amte bearbeitet werden. 


Durch Allerhöchsten Erlass vom 12. Mai 1871 (R.-G.-B., $. 102) ist be- 
stimmt worden, dass die unter dem Namen »Bundeskanzler-Amt« errichtete Behörde fer- 
nerhin den Namen »Reichskanzler-Amt« führe. 


Dies vorausgeschickt enthält der erste Absatz: 


1, ein besonderes Recht des Kaisers, nämlich den Bundeskanzler, den einzigen verant- 
wortlichen Minister des’Reiches, und in der Person desselben den verfassungsmässig 
gegebenen Präsidenten des Bundesrathes zu ernennen und, was eines besonderen Aus- 
drucks nicht bedurfte, zu entlassen. 

Was die Form der Ernennung des Bundeskanzlers betrifft, so ist die 
Ernennung des Fürsten Bismarck zum Bundeskanzler von zwei preussischen Ministern 
kontrasignirt worden. Diese Form ist bemängelt und statt derselben verlangt worden, 
nach Artikel 17 der Verfassung hätte der Fürst Bismarck seine Ernennung zum Bun- 
deskanzler selbst (nicht als Preussischer Minister, sondern als Bundeskanzler) kontra- 
signiren müssen. Da dieses Amt im vorliegenden Falle zum ersten Male verliehen 
wurde, da durch den betreffenden Erlass selbst der erste Bundeskanzler in’s Leben 
gerufen wurde, so konnte nicht wohl verlangt werden, dass der noch gar nicht existi- 
rende Bundeskanzler bereits eine Kontrasignation vornehmen solle. Richtig bemerkt 
Thudichum, 

»dass ein solcher Erlass, bei welchem von einer Verantwortlichkeit gar keine 
Rede sein könne, auch einer Kontrasignatur nicht bedürfe, und dass die Kontrasignatur 
der Preussischen Minister überflüssig gewesen sei«. 

Endlich könnte auch bezweifelt werden, ob die Ernennung des Bundeskanzlers 
durchaus schriftlich erfolgen müsse, und die Meinung ausgesprochen werden, dass die 
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Ernennung des Reichskanzlers durch den Kaiser mündlich geschehe und hiernach unter 
Kontrasignatur des Reichskanzlers die stattgehabte Ernennung, bez. Entlassung durch 
das Reichs-Gesetzblatt veröffentlicht werde. 


2. Dem Bundeskanzler als solchem steht der Vorsitz im Bundesrathe und die Leitung 
der Geschäfte zu. Als Vorsitzender des Bundesrathes ist der Bundeskanzler Mitglied 
desselben und hat auf die Rechte der Mitglieder des Bundesrathes Anspruch (z. B. 
das Recht, im Reichstage gehört zu werden) auch in dem Falle, dass nicht er es wäre, 
der die Preussischen Stimmen führte. 


3. Ob unter »Leitung der Geschäfte « lediglich » Leitung der Geschäfte des Bundesrathes« 
zu verstehen, oder vielmehr unter Berücksichtigung des Artikels 17 auch die sonsti- 
gen Geschäfte mitzuverstehen seien, deren Leitung dem Reichskanzler obliegt, ist 
zweifelhaft. 


Der ausgefallene Artikel 12 des Entwurfs beschränkte sich offenbar auf »Lei- 
tung der Geschäfte des Bundesrathes«; denn derselbe lautete: 


»Das Präsidium ernennt den Bundeskanzler, welcher im Bundesrathe den 
Vorsitz führt und die Geschäfte leitet«. 


In der Debatte ist von verschiedenen Rednern, aber nicht von dem Abg. Graf Be- 
thusy-Huc, dem Urheber der jetzigen Form des Artikels 15, hervorgehoben worden, dass 
der erste Absatz des Artikels15 materiell identisch sei mit dem Inhalte des ausgefallenen 
Artikels 12. Dieser Umstand würde dafür sprechen, dass bei »Leitung der Geschäfte« 
stillschweigend zu ergänzen sei : »des Bundesrathes«; woraus sich u. A. ergeben würde, 
dass nur für diese Geschäfte die Verfassung die Substitution eines anderen Bundesraths- 
mitgliedes gestatte, nicht aber für die Geschäfte des Artikels 17. 

Allein, als es darum sich handelte, dieses Letztere unzweifelhaft festzustellen — was 
durch Annahme des Antrages von Bennigsen, bez. Lasker: zu sagen entweder: 

»der Bundeskanzler kann sich in Leitung der Geschäfte des Bundes- 
rathes«, 
oder: 
»im Bundesrathe durch jedes andere Mitglied u. s. w.« 
vertreten lassen, da hat.der Reichstag diese Anträge abgelehnt; und als Resultat bleibt 
für die Interpretation übrig, dass zwei Hauptführer einer zahlreichen Partei im konstitui- 
renden Reichstage der Meinung gewesen sind, man wolle unter »Leitung der Geschäfte « 
ohne Zusatz auch andere Geschäfte als »des Bundesrathes« verstehen. 

Was die Praxis betrifft, so ist es unzweifelhaft, dass eine Vertretung des Reichs- 
kanzlers über die »Leitung der Geschäfte des Bundesrathes« hinaus stattfindet und 
sich auch auf die im Art. 17 behandelte Thätigkeit des Reichskanzlers — die verantwort- 
liche Kontrasignatur für Anordnungen des Kaisers — erstreckt. (So ist z. B. der Aller- 
höchste Erlass vom 18. Juni 1872, betr. die Veränderung der Organisation der Marine- 
Intendantur nicht von dem derzeitigen Reichskanzler, sondern »In Vertretung des Reichs- 
kanzlers« von dem Staatsminister Delbrück kontrasignirt. R.-G.-B, S. 361.) 

Für die Vertretungsfrage ist von Wichtigkeit die Nr. IX des Schluss-Pro- 
tokolls zum Baierischen Vertrag; dieselbe lautet: 

»Der Königlich Preussische Bevollmächtigte erkannte es als ein Recht 
der Baierischen Regierung an, dass ihr Vertreter im Falle der Verhinderung 
Preussens den Vorsitz im Bundesrathe führe«. 

Als Bedingung für den Eintritt dieses Rechtes der Baierischen Regierung ist die 
»Verhinderung Preussens«, nicht etwa die »Verhinderung des Reichskanzlers« 
gesetzt. »Preussen« kann aber als »verhindert« erst in dem Falle betrachtet werden, wenn 
der Reichskanzler nicht einem Preussischen Bundesraths-Mitgliede die Vertretung über- 
trägt; in diesem Falle hat Baiern das Recht auf die Führung des Vorsitzes und schliesst 
dadurch eine Wahl des Reichskanzlers unter den nichtbaierischen Bundesraths-Mitglie- 
dern aus. Unter etwaigen mehreren baierischen Bundesraths-Mitgliedern hat selbstver- 
ständlicherweise der Reichskanzler das Wahlrecht. (So auch Thudichum in von 


Holtzendorf’s Jahrbuch unter besonderer Bezugnahme auf II ac. Reichstag 1870, 
S. 80 des St. B.) 


Artikel 16. Die erforderlichen Vorlagen werden nach Massgabe der Be- 
schlüsse des Bundesrathes im Namen des Kaisers an den Reichstag gebracht, 
wo sie dureh Mitglieder des Bundesrathes oder durch besondere von letzteren 
zu ernennende Kommissarien vertreten werden. “x 
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Die Worte »nach Massgabe der Beschlüsse des Bundesrathes« 
fanden sich in dem von Preussen den verbündeten Regierungen ursprünglich (am 
15. Januar 1867) vorgelegten Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen Bun- 
des nicht vor; die Einschaltung dieser Worte gehört vielmehr zu denjenigen Zu- 
sätzen und Veränderungen, zu denen die Königlich Preussische Regierung sich 
seitdem noch bewogen gefunden hat. (Man vergleiche Zweites Protokoll der Kon- 
ferenz zur Berathung und Feststellung der Verfassung des Norddeutschen Bundes 
berufenen Konferenz vom 28. Januar 1867 und die Anlage zu diesem Protokolle. 
Aktenstück Nr. 10, S. 19 und 20.) 


Der Eingang dieses Artikels lautete im Entwurfe der Verfassung, wie in der 
Verfassung des Norddeutschen und auch in der des Deutschen Bundes folgender- 
massen: 

»Das Präsidium hat die erforderlichen Vorlagen nach 

Massgabe der Beschlüsse des Bundesrathes an den Reichstag 

zu bringen, wo sie u. S. w. w. 0.« 


Abgelehnte Amendements zum Entwurfe der Verfassung des Nord- 
deutschen Bundes: 
1. Antrag Ausfeld: statt »durch Mitglieder des Bundesrathes« zu setzen: 
»durch Bundes-Minister« (St. B., S. 402). 
Die stattgehabte Abänderung, welche indess nur die bisherige Praxis bestä- 
tigt (vergleiche Thudichuma.a, O., S. 26) beruht auf der Redaktion der 
Verfassung. 


In Uebereinstimmung mit Artikel 7, Nr. 1 bestimmt Artikel 16, dass für Inhalt und 
Form der an den Reichstag zu bringenden Vorlagen die Beschlüsse des Bundesrathes 
massgebend sind; dass mithin nur solche Vorlagen an den Reichstag gelangen können, 
welche der Bundesrath durch Mehrheitsbeschluss genehmigt hat; dass auch der Kaiser 
nicht das Recht hat, selbständig dem Reichstag Vorlagen zu machen, vielmehr sich darauf 
beschränken muss, durch die Stimmen Preussens im Bundesrathe den Erlass eines Ge- 
setzes zu beantragen und zu unterstützen. 

Auf der anderen Seite hat der Bundesrath nieht das Recht, die von ihm genehnig- 
ten Vorlagen unmittelbar an den Reichstag zu bringen; vielmehr soll dieses »im Namen 
des Kaisers« geschehen. Zwischen Bundesrath und Reichstag schiebt sich also eine »Ver- 
fügung oder Anordnung des Kaisers«, welche vom Reichskanzler zu Kontrasig- 
niren ist. 

Diese Bestimmung darf im Allgemeinen als eine den Verhältnissen angemessene 
Formalität betrachtet werden, sie kann jedoch unter Umständen von erheblicher materiel- 
ler Bedeutung sein, insofern in ihr das Gegenmittel gegen eine eventuelle Verletzung des 
durch Artikel 5 Absatz 2 konstituirten Vetorechts des Kaisers und Verfassungs-Ver- 
letzungen überhaupt, enthalten ist. Verfassungswidrige Vorlagen ist selbstverständlicher- 
weise der Kaiser nicht verpflichtet, in seinem Namen an den Reichstag gelangen zu las- 
sen, und andererseits würde der Reichskanzler berechtigt und verpflichtet sein, seine 
Kontrasignatur zu verweigern. 

Dieser Ansicht könnte man entgegenhalten, dass die Worte: 


»Die.... Vorlagen werden nach Massgabe der Beschlüsse des Bundesrathes im 
Namen des Kaisers an den Reichstag gebracht « 


einen ein für alle Mal durch die Verfassung ertheilten Auftrag enthalten, der einfach aus- 
zuführen sei. Dies ist insofern vollkommen richtig, als dem Kaiser durchaus kein selb- 
ständiges Recht der nachträglichen Prüfung dieser Vorlagen zusteht, indessen darf doch 
nicht vergessen werden, dass für den Auftrag, eine Vorlage »nach Massgabe der 
Beschlüsse des Bundesrathes« an den Reichstag zu bringen, ‘der Anlass zur 
Thätigkeit erst dann gekommen ist, wenn rechtsgültige, den Verfassungs-Bestimmungen 
entsprechende, oder denselben wenigstens nicht widersprechende Beschlüsse vorliegen. 
Wären z. B. bei einer Vorlage, welche eine Verfassungs-Aenderung enthielte, die Vor- 
schriften des Artikels 78; bei einer Vorlage über das Militärwesen, die Kriegsmarine oder 
die Abgaben in Artikel 35 der Verfassung die Bestimmungen des Artikels 5, Alinea 2 
verletzt, oder wäre die Majorität etwa auf dem Wege erzielt worden, dass entgegen den 
Bestimmungen des Artikels 7, vorletzter Absatz nicht vertretene, oder nicht instruirte 
Stimmen mitgezählt worden, — in diesen und ähnlichen Fällen liegen wirkliche Be- 
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schlüsse des Bundesrathes gar nicht vor, denn die beispielsweise angeführten Be- 
schlüsse sind nichtig, folglich so gut wie nicht vorhanden. Und da Niemand verpflichtet 
sein kann, an der Ausführung eines verfassungs-, also rechtswidrig gefassten Beschlus- 
ses sich zu betheiligen, so kann auch in den vorausgesetzten und ähnlichen Fällen nicht 
geleugnet werden, dass sowohl der Kaiser, wie der Bundeskanzler das Recht haben, Je- 
ner seinen Namen, Dieser seine Kontrasignatur zu verweigern. 

Wenn der Bundesrath besondere Kommissarien zur Vertretung einer bestimmten 
Vorlage im Reichstage nicht ernannt hat, so wird es erforderlich sein, dass bestimmte 
Bundesraths-Mitglieder verpflichtet werden, sich der Vertretung der Vorlage zu unter- 
ziehen; im Uebrigen können alle Mitglieder des Bundesrathes, auch wenn Kommissarien 
ernannt sind, nach Artikel 9 im Reichstage, je nach der Intention ihrer respektiven Re- 
gierungen für und gegen die Vorlage das Wort ergreifen. 


Artikel 17. Dem Kaiser steht die Ausfertigung und Verkündigung 
der Reichs-Gesetze und die Ueberwachung der Ausführung derselben zu. 
Die Anordnungen und Verfügungen des Kaisers werden im Namen des 
Reiches erlassen und bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des 
Reichskanzlers, welcher dadurch die Verantwortlichkert übernimmt. 


Im ursprünglichen Entwurfe der Preussischen Regierung fehlte der zweite Satz, 
es verhält sich mit demselben genau so, wie mit der Einschaltung der Worte: 
»nach Massgabe der Beschlüsse des Bundesrathes« im vorigen Artikel. 


Im Entwurfe der Verfassung des Norddeutschen Bundes begann 
der Artikel mit dem Worte: »Dem Präsidium« und der zweite Satz lautete 
wie folgt: 
»Die hiernach von dem Präsidium ausgehenden Anord- 

nungen werdenim Namen des Bundes erlassen und von dem Bundes- 

kanzler mitunterzeichnet«. 

In der Verfassung des Norddeutschen, sowie in derjenigen des 
Deutschen Bundes war der Eingang des Artikels demjenigen des Entwurfs kon- 
form ; der zweite Satz lautete: 

»Die Anordnungen und Verfügungen des Bundes-Präsidiums werden 

im Namen des Bundes erlassen und bedürfen zu ihrer Gültigkeit 

der Gegenzeichnung des Bundeskanzlers, welcher dadurch 

die Verantwortlichkeit übernimmt« : 

Dieser Text beruht auf der Annahme eines von dem Abgeordneten v. Ben- 
nigsen gestellten Antrages. 

Die Einfügung der Worte: »Kaiser«; »Reich«; »Reichskanzler« statt: 
»Präsidium«oder»Bundes-Präsidium«; »Bund«; »Bundeskanzler er- 

folgte im Wege der Redaktion. 


Amendements zum Artikel 18 des Entwurfs der Verfassung des Norddeut- 
schen Bundes: 

1. Autragv. Bennigsen: den zweiten Satz des Artikels 18 zu streichen und 

statt dessen nach Artikel 19 einen besonderen Artikel einzuschalten, lautend: 

» Die Anordnungen und Verfügungen des Bundes-Präsidiums werden im 
Namen des Bundes erlassen und bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegen- 
zeichnung des Bundeskanzlers oder eines der vom Präsidium er- 
nannten Vorstände dereinzelnen Verwaltungszweige, welche 
dadurch die Verantwortlichkeit übernehmen. 

Durch ein besonderes Gesetz werden die Verantwortlichkeit und das zur 
Geltendmachung einzuhaltende Verfahren geregelt«.. (Aktenstück, Nr. 48, 
Ziffer 81.) 

Die durch den Druck ausgezeichneten Worte wurden beim Beginne der Ver- 
handlungen im Reichstage zurückgezogen; das auf dieselben folgende Wort: 


Zu Art. 17. Ausfertigung, Verkündigung etc. von Reichs-Gesetzen. 301 


»welche« wurde in »welcher« und das Schlusswort: »übernehmen« in: 
übernimmt vom Antragsteller abgeändert. (St. B., S. 402.) Der erste Satz 
ward angenommen; der zweite abgelehnt. 
2. Antrag v. Saenger: wörtlich übereinstimmend mit Absatz 1 des Antrags 1. 
3. Antrag v. Ausfeld: statt der Worte: »von dem Bundeskanzler unterzeichnet« 


zu sagen: 
»von einem Bundes-Minister unterzeichnet«. (Drucksachen, Nr. 23, I, 4.) 
Ward zurückgezogen. 


4. Antrag Lasker: In Satz ea: 
a) das Wort: »hiernach« zu streichen ; 
b) sodann den Satz, wie folgt, zu fassen: 

Die von dem Präsidium ausgehenden Anordnungen werden im Namen 
des Bundes erlassen und von dem Bundeskanzler oder einem für den be- 
treffenden Zweig der Verwaltung ernannten Kommissarius gegengezeichnet, 
welcher hierdurch die Verantwortlichkeit für dieselben übernimmt. (Akten- 
stück Nr. 43, Ziffer 74.) 

Ward zurückgezogen. 


Für die Interpretation des Textes dieses und der vorangehenden Artikel 
bieten die Reichstags-Debatten so gut wie kein Material, da dieselben sich fast aus- 
schliesslich um die Einführung der Minister-Verantwortlichkeit eines eigentlichen Bun- 
des-Ministeriums u. dergl. drehen. 


Erster Satz: 


Die Verkündigung der Reichs-Gesetze erfolgt nach Massgabe der Verord- 
nung vom 26. Juli 1867 (Koller, Archiv 1, S. 871), wie schon oben hervorgehoben, durch 
das Bundes-Gesetzblatt, dessen Herausgabe nach $. 3 daselbst »im Bureau« (dem »Aus- 
fertigungszimmer«, wie Thudichum in seinem Verfassungsrecht des Norddeutschen 
Bundes, Seite 94 sagt) des Reichskanzlers stattfindet. 

Dieser erste Satz begründet ein Recht des Kaisers, insofern keinem anderen 
Organe des Reiches die Ausfertigung und Verkündigung der Reichs-Gesetze zusteht aus- 
ser dem Kaiser, insofern weiter, da nach Artikel 2 der Verfassung die Reichs-Gesetze 
ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung von Reichswegen erhalten, diese ver- 
bindliche Kraft den Gesetzen ausschliesslich vom Kaiser verliehen werden kann. Zwar 
ist nach Artikel 5 die Uebereinstimmung der Mehrheits-Beschlüsse von Bundesrath und 
Reichstag zu einem Reichs-Gesetze in der Regel ausreichend; aber die in dieser Weise 
zwischen den beiden gesetzgeberischen Faktoren des Reiches vereinbarten Gesetze tre- 
ten nicht schon durch diese Thatsache, sondern nur durch einen nachfolgenden Akt des 
Kaisers in Kraft. 

Aber die Verkündigung der rite zwischen Bundesrath und Reichstag verein- 
barten Gesetze ist zugleich eine Pflicht des Kaisers, der Kaiser kann diesen Gesetzen 
die Sanktion nicht verweigern, oder, anders ausgedrückt, es steht demselben in der Re- 
gel ein Veto gegen die Mehrheits-Beschlüsse von Bundesrath und Reichstag nicht zu. 
Dieser Satz ergiebt sich nicht nur als logische Folge der Stellung des Kaisers einer-, und 
des Bundesraths andererseits; sondern es ist derselbe indirekt durch die Verfassung da- 
durch ausgedrückt, dass dieselbe für bestimmte einzeln namhaft gemachte Fälle dem 
Präsidium des Bundesraths ein Veto einräumt (Artikel 5) — eine Bestimmung, welche 
ohne Sinn sein würde, wenn ein solches Veto dem Kaiser für alle Fälle zustände. 

Diese Meinung ist denn auch von allen Schriftstellern adoptirt worden, mit alleini- 
ger Ausnahme von von Martitz, »Betrachtungen über die Verfassung des Norddeutschen 
Bundes«, S. 53, und neuerdings in gewisser Beziehung vielleicht auch von Mohl, Das 
Deutsche Reichs-Staatsrech t, S. 291 ff. Letzterer aber nur in gewisser Beziehung. Denn 
es kann sich bei dieser ganzen Frage nur handeln um rite zustandegekommene Gesetze, 
welche vom Kaiser auch in dem Falle zu verkündigen sind, dass derselbe sie nicht für 
heilsam erachten sollte. In verfassungswidriger Weise zustandegekommene Gesetze, auf 
welche sich von Mohl’s Behauptung, dieselben nicht zu publiziren,, sei Recht und Pflicht 
des Kaisers, sind gar keine Gesetze. Zu ähnlichen Bemerkungen war schon bei Artikel 
16 Anlass gegeben, in welchem bestimmt ist, dass die erforderlichen Vorlagen nach Mass- 
gabe der Beschlüsse des Bundesrathes im Namen des Kaisers an den Reichstag zu bringen 
‚seien. Was dort gesagt, gilt auch hier. 

Freilich entsteht die Frage, was nun geschehen solle, wenn Bundesrath und Reichs- 
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tag behaupten, eine bestimmte Vorlage sei in verfassungsmässiger Weise zum Gesetz ge- 
worden, während der Kaiser dem widerspreche. Indessen wird diese allerdings nicht zu 
entscheidende Frage beim regelmässigen Verlaufe der Dinge kaum jemals zur thatsächli- 
chen Entscheidung gelangen. Denn über so einfache Fragen, ob ein Mehrheits-Beschluss 
vorliege oder nicht, wird sich im ordnungsmässigen Laufe der Dinge kein Zwiespalt er- 
heben. Anders allerdings in revolutionären Zeiten. Sollten solche für das Deutsche Reich 
jemals kommen, dann könnte allerdings der Fall sich ereignen, dass ein Mehrheits-Be- 
schluss, obgleich thatsächlich gefasst, nicht als rite gefasst anzusehen wäre, wenn z.B. 
die beschliessende Versammlung bei ihrer Beschlussfassung terrorisirt worden wäre 
durch Volkshaufen,, die in den Sitzungssaal gedrungen. In solchem Falle würde für den 
Kaiser ein Gesetz nicht vorliegen, da die Uebereinstimmung der‘Mehrheits-Beschlüsse 
von Bundesrath und Reichstag, weil durch Zwang herbeigeführt, als nicht vorhanden an- 
zusehen sein würde. 

Im Allgemeinen also, d. h. mit Ausnahme der im Artikel 5, Abs. 2 vorgesehenen 
Fälle, ist der Kaiser verpflichtet, die zwischen Bundesrath und Reichstag vereinbarten 
Gesetze zu verkündigen. Ueber die Zeit, innerhalb welcher die Verkündi- 
gung erfolgen müsse, fehlt es an positiven Vorschriften. Aus dem Stillschweigen 
der Verfassung folgt, dass auf der einen Seite weder eine sofortige Verkündigung ver- 
langt, noch auf der anderen Seite ein übermässig langes Zögern mit derselben als Recht 
beansprucht werden kann. | 


Dem Kaiser steht die Ueberwachung der Ausführung der Reichs- 
Gesetze zu. 


Die Beurtheilung dieses dem Kaiser zustehenden Aufsichtsrechtes war nach der 
Verfassung des Norddeutschen Bundes weit einfacher als nach der des Deutschen Rei- 
ches, d. h. nachdem Artikel 7 der Verfassung seine gegenwärtige Gestalt angenom- 
men hat. 

Was die Verfassung des Norddeutschen Bundes betrifft, so durfte man sagen: Da 
dieselbe dem Bundes-Präsidium allein »die Veberwachung der Ausführung der Bundes- 
Gesetze« ganz allgemein überträgt, so muss mit Nothwendigkeit aufein generelles Verord- 
nungsrecht des Bundes-Präsidiums rücksichtlich aller vom Bunde erlassenen Gesetze ge- 
schlossen werden. Eine verfassungsmässige Ausnahme macht die Gesetzgebung über 
Zölle und Konsumtions-Steuern, bezüglich welcher das Recht, Ausführungs-Verordnun- 
gen zu erlassen, dem Bundesrathe übertragen worden ist. (Artikel 37 der Verfassung 
des Norddeutschen Bundes.) 

Eine fakultativ-gesetzliche Ausnahme machen diejenigen Gesetze, welche das Recht 
des Erlasses von Ausführungs-Verordnungen zu dem betreffenden Gesetze anderen Or- 
ganen, z. B. dem Bundesrathe übertragen ; doch bleibt auch bezüglich dieser dem Bun- 
des-Präsidium, vermöge der ihm überwiesenen Ueberwachung der Ausführung dasRecht, 
die letztere durch Spezial-Verfügungen zu kontroliren. 

Bezüglich aller derjenigen Gesetze, welche weder verfassungsmässig, noch durch 
Spezial-Gesetz dem Verordnungsrechte des Präsidiums entzogen sind, besteht dieselbe 
vollinhaltlich; d. h. das Präsidium hat neben dem so eben erwähnten Kontrolrechte auch 
das eigentliche Verordnungsrecht, vermöge dessen es für die Ausführung der Gesetze 
Verordnungen nach eigenem Ermessen erlässt. 

Diese Ansicht wurde auch vertreten von von Martiz, Betrachtungen über 
die Verfassung des Norddeutschen Bundes, $. 64 ff.. anders schon damals: 
Meyer in seinem Grundrisse des Norddeutschen Bundesrechtes, welcher 
das Recht, Ausführungs-Verordnungen zu erlassen nur unter der Voraussetzung einräu- 
men wollte, dass es um ein Gebiet der unmittelbaren Bundes-Verwaltung sich handle, 
während da, wo der Bund nur das Recht der Gesetzgebung habe, das Verordnungsrecht 
den Einzelstaaten zustehe. Diese Distinktion berührt offenbar nur die Frage, ob das Ver- 
ordnungsrecht der Einzelstaaten ausgeschlossen, oder mit dem des Bundes kon- 
kurrire. 

Die Sachlage nach der Verfassung des Deutschen Reiches ist um deshalb 
verwickelter geworden, weil nunmehr die besonderen, nur auf Zölle und Konsumtions- 
Steuern bezüglichen Bestimmungen im Artikel 37 des Norddeutschen Bundes, aus dem 
Artikel 37 der Reichs-Verfassung entfernt und fast wörtlich im Artikel 7 als allgemeine 
Bestimmungen aufgenommen sind, was man aus folgender Vergleichung ersehen wird: 


Im Abschnitt VII, Zoll- und Handelswesen lautete, soweit derselbe hier 
in Frage kommt: 


»Der Bundesrath beschliesst: 
l. über die dem Reichstage vorzulegenden , oder von demselben angenommenen 
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unter die Bestimmung des Artikels 35 fallenden gesetzlichen Anordnungen 
einschliesslich der Handels- und Schifffahrts-Verträge ; ! 

2. über die zur Ausführung der gemeinschaftlichen Gesetzgebung dienenden Ver- 
waltungs-Vorschriften und Einrichtungen ; 

3. über Mängel, welche bei der Ausführnng der gemeinschaftlichen Gesetzgebung 
(Art. 35) hervortreten«. 


Diese Bestimmungen sind aus Art. 37 der Reichs-Verfassung, wie gesagt, 
entfernt ; nunmehr aber lautet Artikel 7, sub III, Bunde srath: 


»Der Bundesrath beschliesst: 
1. über die dem Reichstage zu machenden Vorlagen und die von demselben ge- 


fassten Beschlüsse ; 
2. über die zur Ausführung der Reichs-Gesetze erforderlichen allgemeinen Ver- 
waltungs-Vorschriften und Einrichtungen, sofern nicht durch Reichs-Gesetz 


etwas Anderes bestimmt ist; 
3. über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichs-Gesetze,, oder der vor- 


stehend erwähnten Vorschriften oder Einrichtungen hervortreten«. 


Unter diesen Umständen würde die Annahme nahe liegen, dass die frühere Aus- 
nahme vom Verordnungsrechte des Präsidiums nunmehr zur Regel geworden sei bezüg- 
lich des Verordnungsrechtes des Kaisers. Hiermit würde im Widerspruche stehen, was 
über die Bedeutung der Aenderung des Artikels 7 der Staatsminister Delbrück, wie 
schon hervorgehoben, in der Sitzung des Reichstages vom 5. Dezember 1870 dahin er- 


klärt hat, dass 


»diese Zusammenfassung von Bestimmungen, die wesentlich übereinstimmend 
an anderen Stellen der Bundes-Verfassung sich finden, eine ins Gewicht fallende 


materielle Bedeutung nicht habe«. 


Was die Literatur betrifft, so befindet sich zunächst Thudichum in v. Hol- 
tzendorf’s Jahrbüchern mit sich selbst in einem, bei diesem sonst so klaren Schrift- 
steller, unerklärlichen Widerspruch. Während er nämlich in der Anmerkung zu Art. 18 
sagt: 
r „Da zu den »Reichs-Gesetzen« auch die »Verfassung« selbst gehört, so gebührt 

dem Kaiser das Aufsichtsrecht allgemein, wo die Verfassung dasselbe 
der Reichsgewalt beilegt (vgl. Art. 4«; 
liesst man in der Anmerkung zu Artikel 7: 

»In allen übrigen Fällen (d. h. wenn nicht die Verfassung, oder ein Reichs-Gesetz 
ausdrücklich dem Kaiser, oder dem Bundeskanzler das Verordnungsrecht beilegt) greift 
das Verordnungsrecht des Bundesrathes Platz; es besteht eine Präsumtion für das- 
selbe. Auch in den Fällen, in welchen die Verfassung dem »Reiche« ein Verordnungs- 
recht beilegt« — was gerade im Art. 4 der Fall — »ohne ausdrücklich den Kaiser da- 
mit zu betrauen, ist nunmehr der Bundesrath kompetent, namentlich in Eisenbahn- 
Angelegenheiten, da die Worte »zur Ausführung der Reichs-Gesetze« eine allgemeine 
Bedeutung haben und die Ausführung der Reichs-Verfassung darunter mitbegriffen 
108, 270,22) 


Von Rönne ist einmal der Meinung, 

dass der Kaiser auch auf Anrufen eines einzelnen Reichs-Angehörigen die Ab- 
stellung der sich ergebenden Mängel bei der Ausführung der Reichs-Gesetze zu ver- 
anlassen ; ferner weist er dem Kaiser das Recht der Ausübung der der Reichsgewalt 
zustehenden Beaufsichtigung in Bezug auf alle zur Kompetenz des Reichs gehörigen 
Angelegenheiten (Art. 4) zu; und endlich das Recht zum Erlasse von Verordnungen 
und Verfügungen, zur Ausführung der Bestimmung der Reichs-Verfassung, wie auch 
der Reichs-Gesetze und Staatsverträge über das Militär- und Marinewesen ; über das 
Post-, Telegraphen-, Eisenbahn-, Gesandten- und Konsularwesen, sowie über alle son- 
stigen zur Kompetenz des Reiches gehörenden Gegenstände, in Bezug auf welche die 
Reichs-Verfassung, oder die Reichs-Gesetzgebung nicht dem Bundesrathe, oder dessen 
Ausschüssen, oder den Regierungen der Einzelstaaten dieses Recht übertragen, oder 
vorbehalten haben. (Das Verfassungsrecht, $. 48. 158. 159.) 
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Riedel erklärt einmal: 


»Der Kaiser erlässt, vorbehaltlich des Aufsichtsrechtes des Bundesrathes, im Namen 
des Reiches die erforderlichen Anordnungen und Verfügungen unter Gegenzeichnung 
des Reichskanzlers. Das ausschliessliche Verordnungsrecht ist dem Kaiser namentlich 
vorbehalten in Bezug auf die Post- und Telegraphen-Verwaltung; die Marine und das 
Militärwesen und auf Grund besonderer gesetzlicher Bestimmung«. 


An einer anderen Stelle wird gesagt: 

»Geschieht der Vollzug von Reichs-Gesetzen direkt durch Organe des Reichs, oder 
wenigstens unter der obersten Leitung derselben, so wird das Aufsichtsrecht des Kai- 
sers in den Vordergrund treten; ist dagegen der Vollzug von Reichs-Gesetzen den 
Einzelstaaten überlassen, so wird die Abstellung wahrgenommener Mängel zunächst 
dem Bundesrathe obliegen«. (Die Reichs-Verfassungsurkunde von 1871, 8. 830: 94 
und 92.) 

Josef von Held bezeichnet das dem Kaiser zustehende Verordnungsrecht 

einmal als 

»ein ausgedehntes, wenn auch nicht ausschliessliches« ; 

an einer anderen Stelle aber ist er der Meinung, 

»dass die Nummer 2 des Art. 7 das Verordnungsrecht unter Vorbehalt des dem Kai- 
ser, dem Reichskanzler oder den einzelstaatlichen Autoritäten, grundsätzlich dem 
Bundesrathe gebe«. 

»Prinzipiell«, so fährt Verfasser fort, »steht also der Vollzug oder die Exekutive 
und selbst die Reichs-Exekutive nach Art. 19 der Verfassung wenigstens dem Beschlusse 
nach bei dem Bundesrathe, und ist dem Kaiser nur die Vollstreckung der fraglichen Be- 
schlüsse überlassen«. \ 

Verfasser erkennt in den betreffenden Bestimmungen eine Theilung des Verord- 
nungsrechtes zwischen Kaiser, Bundesrath und Reichskanzler;, erblickt in den Be- 
stimmungen Nr. 3, Art. 7 Konstruktion der Vereinigung des Anzeigers eines Deliktes, 
des Inquirenten und des Richters in der Einen Person des Bundesrathes und hält eine 
Klärung dieser Verhältnisse für unerlässlich. 

(»Die Verfassung des Deutschen Reiches vom staatsrechtl. Standpunkte aus be- 
trachtet«. S. 91. 109. 110.) 


Robert von Mohl hält das Verordnungsrecht des Bundesrathes nicht für sehr 
ausgedehnt, weil durch die Verfassung und Spezial-Gesetze dem Kaiser bereits ein gros- 
ses Gebiet des Verordnungsrechtes zugewiesen worden sei. Dagegen ist er der Ansicht, 


dass durch Nr. 3 des Artikels 7 dem Bundesrathe eine über das ganze Gebiet der 
Reichsthätigkeit sich erstreckende Oberaufsichts- und Verfassungs-Befugniss einge- 
räumt sei. Aus Artikel 17 wird als »unbestreitbar« entnommen, dass auch die Verfas- 
sungs-Urkunde dieser Ueberwachung unterliege, und der Kaiser berechtigt sei, bei 
Entdeckung einer Nichtvollziehnng die, je nach der Art des Falles verschiedenartigen 
Massregeln zur Herbeiführung vollen Gehorsams selbst zu treffen, beziehungsweise den 
Anstoss zu ihrer Feststellung zu geben: dass der Kaiser ferner berechtigt sei, und 
zwar selbständig, diejenigen Vorkehrungen anzuordnen, welche eben zur Erhaltung 
einer beständigen und genauen Kenntniss der Zustände nothwendig erscheinen. ‘Er 
mag also dazu bleibende Stellen schaffen, ausserordentliche Kommissare abordnen, re- 
gelmässig wiederkehrende oder besondere Berichte, auch von den Bundes-Regierungen 
verlangen. Nur in Betreff der auf diese Vorkehrungen zu verwendenden Kosten hat der 
Bundesrath und der Reichstag einen mittelbaren Einfluss. (Das Deutsche Reichs- 
Staatsrecht, 8. 257. 258. 295.) 


Da die stenographischen Berichte über diese ebenso kontroverse als wichtige 
Frage keine Aufklärung geben, so mag wenigstens die Ansicht des einzigen Reichstags- 
Abgeordneten, der über die Frage gesprochen hat, hier in Kürze mitgetheilt werden, 
um so mehr, als dieser Abgeordnete der Herr Abg. Lasker ist. Derselbe erklärte sich 
über die Bedeutung der jetzigen Fassung des Artikels 7 der Reichs-Verfassung, welcher 
als Komplement, oder, wenn man will, Gegensatz zu Artikel 17 hier stets mitin Betracht 
zu ziehen ist, dahin, dass 


die neue Aufgabe in der Befugniss des Bundesrathes bestehe, allgemeine Instruk- 
tionen und Verfügungen zu erlassen in allen Fällen, in denen nicht durch Bundes-Ge- 
setz ein Anderes bestimmt sei. Ferner habe das Verordnungsrecht nicht Spezial-Ver- 
ordnungen im Sinne, sondern nur allgemeine Instruktionen, welche nach der Anwei- 
sung des Gesetzes zu erlassen seien. Den zweiten Theil, welcher die Abhülfe der 
Mängel dem Bundesrathe überweise, verstehe er dahin, dass die thatsächliche Exeku- 
tive allein durch das Bundeskanzler-Amt vermittelt werde ; dass der Bundesrath irgend 
welche Mängel als vorhanden konstatire und Abhülfe beschliesse, und dass diese dann 
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der hauptsächlich erläuterten bezw. in Vergleich gezogenen Reichs-, 
Landes- und fremdländischen Gesetze und Verordnungen. 


1. Reichs - Gesetze, 
betreffend: 


vom Seite 
1865. Juni 25. Gerichtsbarkeit der Konsuln. $$. 23, 24, 50, 56 . 658 
— August 25. Prager Frieden. Art. IX.— XI. . SELL 
1567. November 8. Bundes-Konsulate. 8. 6 8. 71; $.7 8. "584, 588; s 24 657 
1868. Juni 19. Reichsschulden-Kommission $. er L 579, 581 
E— Juli 4. Kontrole des Bundeshaushalts-Eitats . 581 
— August 17. Mass- und Gewichts-Ordnung . 579 
— September 7. Postvertrag mit Dänemark. Art. 2. ; are 
1869. Februar 16. Bekanntmachung betr. die Errichtung einer Normal- -Eichungs- 
Kommission . RR Ta BR ty 
— Mai 29. Aufhebung der Schaldhaft, j j 653 
a Juni 2. Kautionen der Reichsbeamten . . . 121836839 
$. 1.5. 577,588. — 88.2, 7.8.589. — 8.108. 656. — 
$. 118. 656. — $. 128. 657. 
= De 3. Gleichberechtigung der Konfessionen . . DEE DE 
_- — 12. Errichtung des Reichs-Ober- Handelsgerichts” Sr32 578 
8.48.57. — 8.658.584. — $. 12 5.802. — 8.23 8. 722 5 
807. — $. 24 S. 780, 784, 807. — $. 25 $. 688, 696, 807. 
2 — 2]. Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund 8. lm: 580 
$. 12 5. 636. 
= — 21. Beschlagnahme der Arbeitslöhne . 5 STE N N 
= — 29. Präsidial-Verordnungen, Kautionen der Post-, Telegraphen - 
und Eichungs-Beamten . ... 840 —842 
— September 25. Bekanntmachung betr. Prüfung der Seeschiffer ete. $. 21 580 
18%0. März 11. Kontrole des Bundeshaushalts-Etais . NET, 581 
— Mai 13. Beseitigung der Doppelbesteuerung . 653 
— Juni 6. Unterstützungs-Wohnsitz Gr: 584 
$. 42 S. 578 und 746. — $. 43 S. 808. 
Juli 21. Geldbedarf der Marine- und Militär-Verwaltung . 581 
— November 23. Vertrag mit Baiern. $. 48.580. —$.5. .. 581 
— 25. Vertrag mit Württemberg. Art. 2 ; 581 
= — 29. Geldbedarf für die Kriegführung . 581 
1871. April 16. Reichs-Verfassung Art. 6 und 7. . 578 
Art. 8 S. 579, 750. — Art. 18 S, 578. — Art. 36 S. 578, 
579, 581. — "Art. 47 8.581. — Art. 50 S. 582, 588. — 
Art. 53 8.581. — Art. 54 $. 580. — Art. 56 S. 578. — 
Art. 64 S. 581. — Art. 75 S. 583. — Art. 76 S. 748. — 
Art. 80 S. 584. 
— — 22. Einführung der Bundesgesetze in Baiern. $. 3 S. 657. — $. 9 5834 
55 Mai 31. Strafgesetzbuch $$. 31, 34, 35, 81, 83, 84, 87—91, 94, 95, 
128, 129, 358 584 
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SS. af, 33, 8184, 87 —91, 94, 96.8, 676. — = AL 
35, 35 S. 780. 
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1871. Mai 31. Strafgesetzbuch. 8. 67 S. 757. — 88. 246, 266, 350, 858 
S. 794. — 8$. 331, 332, 334, 336, 348—-850, 859 S. 713. 
— $. 357 S. 626. — 8.:399 8. 588. 
—_ Juni 7. Verbindlichkeit zum Schadenersatze für die bei dem Betriebe 
von Eisenbahnen, Bergwerken u. s. w. herbeigeführten 
Tödtungen und Körperverletzungen $. 6 . ee: 197 
— — 2%. Pensionirung und Versorgung der Militär-Personen . . 583. 889 
$. 10 8.69. — $. 22 5. 697. — $. 24 S. 698. — $$. 27, 
29 S. 700. — $.33 S. 675. — $$. 41 ff. 56, 94, 95 S. 600. 
— 8.508, 699: — $. 56 8. 811. — $$. 75— 77 8. 695. 
—.8$. 89, 90 8. 811..— $. 99 8. 538. — 8. 125 200, 
801. — $. 116 S. 803. 
— 29. Kaiserl. Verordnung über die radaune ee Re 


— August 3. Allerh. Erlas . . 357 
— Dezember 21. Beschränkungen “s Grundeigenthums“ in der Umgebung | von 
Festungen $. 3 RE : 0.80 
1872. Juni 20. Militär Sirnkeeerkebuch 3 na, ih 
8.43 8.797. 88, 153, 1548. 774. 
— Juli 5. Schiffs- ee 5 ae 
— Oktober 31. Disziplinar-Strafordnung für das Heer . . 583 


8.3 8.719. — 8.4 8.717. — 88.5 — 21 8. 729. — 88.32 
— 34 S. 775. — 88. 40—42 S. 724. — 8. 44 S. 731. — 
SS. 46, 52, 53 $. 732. 


— November 23. Disziplinar - Strafordnung für die Marine $. 1 715 
58. 25, 44 S. 731. — 8. 30 S. 732. — 88. 32, 33 8. 775. 
— Dezember 27. Seemanns-Ordnung 8. 4. . 582 
1875. Januar 14. V. Beschaffung der Kautionen der Militär-Beamten, welche bei 
den Feld- -Verwaltungen angestellt werden . . 836 
— März 23. Disziplinar-Befugniss des Reichs-Oberhandels-Gerichts gegen 
Rechts-Anwalte und Advokaten . ER 830 — 835 


= Mai 16. Entscheidung betr. Bewilligung des Gnaden- Quartals ee: 
ee Mai 25. Verwaltung des Reichs-Invaliden-Fonds $. 11 . 578, 579, 580, 632 
— 25. Rechtsverhältnisse der zum Dienst einer Reichs -Verwaltung 


bestimmten ‘Gegenstände 81. . . „un... 0202.22. 649 
— Juni 22. Kontrole des Reichs-Haushalts für 1873 . . 2... . 581 
_ — 27. Errichtung eines Eisenbahn-Amits $. 2. . 2.578, 580 


— 30. Gewährung von Wohnungsgelder- -Zuschüssen an die Offiziere 
und Aerzte des Heeres und der Marine, sowie an die 
Reichs-Beamten . . IM. 
ss. 1, 5, 8, daselbst. — 8,4 8. 640. 8.88. 598, 662. 
—_ — 0. Verordnung betr. Klassifikation der Reichs-Beamten . . . 822 


Juli 11. 5 „ Abgrenzung der Disziplinar-Kammern . . 770 
—_ — 11. Verzeichniss zu der Verordnung . . 741 
= — 12. Verordnung betr. Beschaffung der Kautionen der Post- und 
Telegraphen-Beamten . . Le 
—_ — 12 B. Vierteljährliche Gehaltszahlung A 842 
= — 12. Regulativ des Bundesrathes für die Geschäfis-Ordnung bei den 
Disziplinar-Behörden . . . 20... 843— 848 
1874. Januar X. Verordnung betr. Errichtung einer Disziplinar - Kammer in 
Strassburg i. E. . ee SIE 
— Februar 5. Ergänzung der Klassifikation der 'Reichs-Beamten . ... . 880 


II. Elsass - Lothringen: 


1871. Juni 9. Vereinigung von Elsass-Lothringen mit dem Deutschen Reiche 851 
8.28. 852. — $. 3 S. 854. 
_ Juli 4. Ausdehnung des Geschäftsbetriebs der Preussischen Bank auf 


Elsass-Lothringen . . ee ee 
2 _ 6. Neuwahl der Gemeinde- -Vertretungen er 
— no 14. Abänderung der Gerichts-Verfassung . 862 
8. 16 S. 585, 870. — $. 17 S. 18, 869. Be 18 $. 863. 
— — 1. nahe der Deutschen Zoll- und Steuer- m, 856 


reis 


N 


September 20, Vereidigung der Beamten 88.1, 3,4. . . 588, 880 c 
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1871. Dezember 30. 


1872. Februar 


— 


1874. 


1810. 


1824. 


1857. 


1850. 
1852. 
1853. 


1854. 
1855. 


Juni 


30. 
b2 
17 
24. 
4. 
10. 


Finriehtung‘ der Vorwallung - 8... 2 Amar ee 1.8904 
8.4 S. 855. — S. 15 S. 872. — 8. 16 S. 855. — 8. 21 
S. 578, 869. 

Einrichtung der Forstverwaltung. . er D18 
8.2 5. 855, 857, 858. — ©. 3 8. 858. — 8. 6 8. 869. 

Tagegelder und Reisekosten der Zivilbeamten . . . . 642, 879 


. Regulativ über die Vorbereitung zum höheren Justizdienst . 875 


SS. 4, 12, 14 S. 584 f. — $. 25 S. 869. 
Verwaltung der Gemeinde- Angelegenheiten . . .. 864 
Besoldung der Lehrer und WebFerimien an öffentl. Schulen . 878 
8.25. 880. 
Aufhebung der Verkäuflichkeit der Stellen der Anwälte, Nota- 
rien, “Gerichtsschreiber und Gerichtsvollzieher . . 863 


20. Einrichtung der Gensdarmerie $. 14 S. 858; $$.7, 11, 14. . 868 


1. Erfordernisse zur Anstellung als Gerichtsschreiber und Gerichts- 
Vollzieher #1 a Br BI ERROR. ae 2: 088 
— 8. Umzugskosten . . 642 
a 18. Gesetz und Regulativ über Anstellung der "Gerichtsschreiber 
und Gerichts-Vollzieher . . er 864, 880e 
— September 1. Regulativ über die Befähigung zur Anstellung im höheren 
Verwaltungsdienst . . en 
Oktober 5. Kautionen der "Beamten des Staates, der "Gemeinden und der 
öffentl. Anstalten . . 20 2 2.837 —840 
November 8. Vereinigung der Advokatur und Anwaltschaft 2 2. 2... 868 
— — 22. Verordnung betr. Amts-Kautionen . . 841, 842 
1873. Januar 11. Reisegebühren der Friedensrichter u. Friedensger. ‚-Schreiber. . 879 
Februar 12. Unterrichtswesen EEE Er riee rt e 
8.53 8. 871. | 
Juli 10. veraung zum Gesetze betr. das Unterrichtswesen a 561 
s.2 S. 877. 
September 22. Ernennung der Untersuchungs- und Ergänzungs-Richter bei 
den Landgerichten, Bestellung zeitw. Vertreter richterl. 
Beamten oder eines Beamten der Staatsanwaltschaft . . 869 
Dezember 23. Rechts-Verhältnisse der Beamten und Lehrer . „ . 825 —880e 
— 24. Pensionen der Wittwen und Waisen der Beamten und Lehrer 
880 h— 880 s 
— 25. Pensionen der Wittwen und Waisen der Professoren an der 
Universität. Strassburg al. u koemsrurid 2%. eiane 8808 
— 26. Notariat . 0 kA re 
Februar 11. Verordnung betr. die A eoae der Ortszulagen bei der 
Pensionirung : . 878 
— 23. Zuständigkeit der Behörden bei Handhabung des Gesetzes vom 
23. Dezember 187338. 1.1 drama ter Hm. 880 
IIl. Französisches Recht: 
April 20. Code civil. Art 203, 205, 206 . . + 8800 
Art. 207, 214 S. '880b. — Art. 259, 310, 311 S. 880n. — 
Art. 1452 S. 880n. — Art. 1883 8. 627. — Art. 2101 $. 880. 
Loi sur lorganisation de Pordre judiciaire et de l’administration 
de la. justice. . Art.. 49, 50, 53... » ar, 874 
Art. 50 S. 876. — Art. 51, 52, 55:8. 875. — Art. 56 
S. 872. — Art. 58, 59 $. 876. — Art. 60 S. 872. 
Juni 16. Loi concernant l’admission ä la retraite des juges, ete. Art. 1—14 873 
Juli 18. Sur l’administration municipale. Art. 9 2 2 2 2 m... 868 
März 15. Loi sur l’enseignement. Art. 17, 21 . & ., 861 
Art. 31 S. 866. — Art. 54 8. 862. — Art. TI- 73 $. 861. 
- 1. Decret. Sur la mise de la retraite et la discipline des magis- 
trats $. 875. — Tit. I. 4 a a 
Juni 9. Sur les pensions civiles. Art. 3. . .. 867 
Art. 42.8.5866... Ari 132016,5,:880h. — "Art. 13 ‚14 
S. 880e. — Art. 26 $. 880a. 
Mai 14. Oeffentlicher Unterricht. Art. 3,45, 7. 2 2 2 202.2..866 
er 9. Sur Forganisation municipale. Ar. 1,2... 2 220er. 868 
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L.4, L.6 D. 50. 13 ° 
V. Preussen: 
Allgemeines Landrecht. Theil I. Tit. 3. 8.2 . 
Tit. 5. 8. 28 S. 627. — Tit. 6. SS. 10—15 S. 628. zog, 
13. 88. 57, 58 S. 627. 
Allgemeines Tandrecht. Theil -H. Tin 2-8. 219 237 u; 
Tit. 6, $. 46 S. 608. — Tit. 10, S$. 1, 2 85. 578; 8.3 S. 588; 
S. 69 8 868; 88. 70, 718. 585; 8. 83 S. 589; 8. 84 S. 589, 
591; 8.858 610; 8. 88 S. 6105 8. 89 S. 61T; 8. 91 8. 
u $. 102 S. 987; 8. 110 S. 686. — Tit. 13, SS. 7, 15 
Sei Tit. 18, 8. 810 S. 584; SS. 161 18 S. 636. 
— Tit. 20, SS. 355, 356 S. 631; SS. 335, 336 S. 714; 
Ss. 351, 356, 357 8. 714; 8. 363 S. 714. 
Allgemeine Gerichts-Ordnung I. Tit. 29,.9::30 2% 
Anh. $$. 160, 161, 163, 168, 169 S. 652. — IH. Tit. 5, sg. 
6,7, 31. — Anh. 8. 438 S. 656. — IH. Tit.1, 8.238. 798; 
Tit. s, 8. 49 S. 728. 
1799. Oktober 26. Verordnung \ 
1816. ‚April 27. Allerh. Kabinets- -Ordre wegen des Nachgehalts. 
1817. Februar 7. Rang-Reglement ; } A 
1822. Ai 1. Kommunalbesteuerung der Staatsbeamten 650, 
1832. Militär-Kirchen- lee, 85. DU 254 Ir 
1825. April 25. Pensions-Reglement $. 9 ; 
$. 10 8. 69%. — S. 30 8. "708. 
1833. November 5. Allerh. Kabinets-Ordre über Eidesformel der Staatsbeamten 
1844. Januar 24. Verordnung über die Feststellung und den Ersatz. der Defekte 
$.2 5: 791: — 88. 8, 4,5, 8 8: 792.:— 8.10 S:794. — 
8. 12 8. 79. — 8. 17 S . 799, 
1846. Juli 5. Bankordnung 8.45 . . 
1848. Juni 14. Allerh. Erlass betr. Bewilligung von n Wartegeldern a an disponible 
Beamte . 
— Oktober 24. Modifikation des Allerh. Erlasses vom 14. Juni: 1848 . 
1850. Januar 30. Verfassungs-Urkunde. Ar. 3... .. ; 
1851. Mai 7. Disziplinar-Gesetz für Richter .. . 
8. 28 8. 757. — 8. 81 $. 728. 
1852. Mai 3. Gerichtsverfahren. Art. 20... 
Art. 35 S. 789. — Art. 101 S. 768. 
er Juli 21. Dienstvergehen der nichtrichterlichen Beamten . Ä 
$16 a ee 5 1 782 
le 1243 „34 i 784 
al, 14 „5 785 
„28 741 „54 v 186 
„29 14% 22,00, 23, Ta, 75 ; 800 
„32 BE. 5 80, 3, 82 ; 778 
„94 159 1,8% 662 
„42. 1069.2.:45:397 773 
’ „49 781 
1854. März 20. Abänderung der Vorschriften über Zivil-Prozess- Verfahren 
— Mai 9, Abänderung der Gerichtskosten ete. Art. 11 : 
1855. März 26. Kgl. Ordre betr. Vergütung für ee ; 
_ Mai 8. Konkurs-Ordnung. $$. 78, 154 . s 
1856. Februar 24. Verwaltung der Staatsschulden 
— März 26. Abänderungen des Gesetzes über Dienstvergehen der Richter. 81 
1861. Mai 24. Erweiterung des Rechtsweges. 88. 2,7. N la 
1865. Juni 29. Konsular- Gerichtsbarkeit. 8. 37. 
8. 38.8. 601, 755: — 8. 518. 756, 
1867. September 23. Ausdehnung des Disziplinar- Gesetzes auf die Beamten der neu 
erworbenen Landestheile . 
1871. April. 15. Verfügung betr. Amts-Käutionen der mit Post- - Expeditionen 
versehenen Steuerstellen . DR ae EN 
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IV. Römisches Recht: 


627 


627 


584 


199 


588 
599 
639 
655 
810 
695 


588 
790 


868 
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1872. März 28. Pensionirung der unmittelbaren Staatsbeamten . . . . 573, 675 
8.9 8. 808. — 8. 16 S. 697. — 8. 20 S. 700. 
— — 2%. Einrichtung der. Ober-Rechnungs-Kammer. 85 . . . . . 808 
1873. März 25. Kautionen der Staatsbeamten. & 10 2 2 2 2 2 222.589 
_ — 24. Tagegelder und Reisekosten ee har paake Ne a 
—_ Mai 12. Kirchliche Disziplinar-Gewalt. & 18 . . 2 2.2 2.22.4761 
$$. 56, 89, 90 S. 811. 


VI. Baiern: 


1805. Januar 1. Haupt - Landes - Pragmatik über die Dienst-Verhältnisse der 
SEM LSGICHErE Aal re en MEHR 

1848. Mai 26. Edikt über die Verhältnisse der Staatsdiener, vorzüglich in 
Bezug auf ihren Stand und Gehalt . . . 2 2 2... 
S$. 2,3 8.587. — I. SS. 10, 11 S. 722. — IX. S. 12 
S. 718; 8. 19 S. 586; $. 22 S. 586, 676. 

— November 10. Disziplinar-Gesetz. Art. 59, 63, 216 2 2 2 2 2 2 222785 

1864. Juli 23. Verhältnisse der unmittelbaren Staatsdiener : 2 2 2 2... 574 

85. 2—4 S. 590. 


574 


VII. Württemberg: 


Verfassungs-Urkunde, 788..43—53 . ! =... 2. nn 2. 574 

$. 22 S. 585f. — $. 44 S. 584, 585. — S. 95 S. 588. 
in21see Juni’ 28. Dienst Pragmaukı an. nn ea a. 57a 

8.5 S. 880m. — 8. 7 S. 610. — 8. 10 S. 676. — 8.23 

S. 682. — 8. 24 S. 880p. — 8. 30 S. 676. — 8. 32 S. 880h. 

— 8.34 8.717. — 8.36 8. 880p. — 8. 41 S. 880e. 
IS72.FERpEIIN EIG. Vollzugs=- Verordnungen .S . ı. 2 vun, 0. RE 7A 
1849. September 7. Abänderung einiger gesetzlichen Bestimmungen über Quieszi- 

rung und Pensionirung 574 


18659. März 29. Abänderung einiger gesetzlichen Bestimmungen über Quieszi- 
rung und Pensionirung S. 574; Ar. 4. . . . . 590, 880p 


VII. Königreich Sachsen: 


Verfassungs-Urkunde; . 8. 44 S. 74; &.AT .. 2... 2.440 .nndel 
1835. Mai 1. Verhältnisse der Zivilstaatsdiener en a 
SI a bo line Se Te 2er. 0 HS HB 
SERDEDTIIEFIER PUGZENDBO. MAR N. 0. 20. „EHE 
LE 3 Ra a ER 
RT ET a RE 
EEE RE VA a 
we ke, EIER 3 RE | RR ee a a ea 
ER ER A A N PA fe EN er, re teil! 
a 
VELOFÜNUNDSTTRTALAR DRIN BEN INES EA ea u ee En 74 
1851. März 7. Pensionirung etc. der Staatsdiener S. 574; 8.12. . .... 68 
— April 24. Abänderung einiger Bestimmungen des Gesetzes v. 7. März 1851 574 
$. 18. 6%. 


IX. Baden: 


Verfässungs-Urkunde .. . » A. 202.24 ae er A REIT H8 
1819. ALT BREE  E  e ee ey? 
Februar 5. 8.6 5. 682. — 8. 8 S. 680. 
X, Grossherzogth. Hessen: 
Verfassungs-Urkunde. Sn. 574 


1820. April 12. Edikt über die öffentlichen Dienstverhältnisse der Zivilbeamten 574 
Art. 1 8. 585. — Art. 3 S. 586. — Art. 13 S. 672, 682. 
— Art. 15 S. 680. 
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(Grossherzogth. Hessen.) 
1820. April 29. 
1821. Juni Hi 
an 12. ‚Verordnungen . 574, 
1851. Januar | 
1832. August 16. 
XI. Oldenburg: 
1852. November 22. Revidirtes Staatsgrundgesetz 
Art- UL 8..3 8. 587: 
1867. März 28. Revidirtes Zivil- und Staatsdiener-Gesetz . ». . 2... 
Art. 5... 586: Art, 91% ..08 Ani za 
NE Re DIN, 082 Rt AOL 
„. 19%. 89°". 038 LIE 702. > nassen 
e NIT 0092 „ 11-73. 746. 3 O2 ESEL 
rt 661, 671. een IS 708. 
„498, 1682. NOT 
XI. Sachsen -Weimar - Eisenach: 
1850. März - 8. Gesetz über den Zivil-Staatsdienst . . . RE 
BAER 586 : 5 25, 26 671 
0. 586H., 58: er 672 
Ra D88r. 705 
u) DEI 682 
„a0 586 „46 735 
23 u 60 Er 784 
1854. April 4. Gesetz über den Zivil-Staatsdienst . . > 
XIII. Sachsen - Koburg - Gotha: 
1852. Mai 3. Verfassungsgesetz. 88. 6,7... 
— — 3. Gesetz über den Zivil-Staatsdienst . . Be 
a Mr el 660 
6.2, 586,386 »:4% 21, "96, 27. 671 
9 Mare 17 135 
10 ae DL. 2 784 
1862. Juni 2. Gesetz betr. Residenzpflicht der Anwälte. 8. 35 . : 
XIV. Sachsen - Altenburg: 
Staatsgrundgesetz. SS. 36, 37, 46 Be : 
1831. April 18. Bezug auf einige Verhältnisse des Staatsdienstes. Bes 
1861. Oktober 8. Gesetz über einige Verhältnisse des Staatsdienstes. . 
8. 6 S. 585. — $. 17 S. 586. — 8. 27 8.672. — 8. 38 $. 682. 
XV. Braunschweig: 
1832. Landesgrundgesetz. 88. 153—157 . 


1829. 
1859. 


1850. 


Oktober ie: 


2. Gesetz über den Zivil-Staatsdienst . 


Augusi 23. 


ai 


Mai 1. 


$. 5.8. 585. — 8. 7 8. 56T, 589. — &. 10 S. 586, 589. 
s. 15 S. 639. — 88.97--00 8.631. 5.498,60. — 
8. 50 5. 662,708. 8: 47, 57, 58 8. 587. — 8.678. 718, 


XVI. Sachsen - Meiningen: 
8. 104 . 


Grundgesetz. 


12. Pensionirung der Staatsdiener . 


XVII. Schwarzburg- Rudolstadt: 
Gesetz über den Zivil-Staatsdienst a u: 
8. 4 S. 585, 586. — 8.6 8.589. — 8.7 8.588. — 8.8 

S. 589. — 8. 48 S. 735. — 8. 97 S. 784. 


784 


574 
574 


575 


575 


575 
575 


270 


575 
575 
575 


574 
574 


575 
575 


575 
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1841. 
1849. 


1850. März 26. 
1860. Februar 13. 


1860. April 2. 
1868. Januar 4. 


1853. Juni 16. 


1851. Februar 13. 
1841. Dezember 13. 
1850. April 1%. 


1851. Februar 13. 


1850. Januar 15. 


1868. Mai 21. 


XVIIL Schwarzburg - Sondershausen: 


Verfassungs-Urkunde. Kap. 8. 8. 69— Se 575 
Verfassung. $$. 175, 176 4 575 
Gesetz über den Zivil-Staatsdienst u RE 575 
Ergänzungen dazu. . ; 575, 680 
Ss. 34 8. 754. — 8. 37 8. 767. +8 54 8. 702. 
XIX. Reuss, ältere Linie: 

Zivil-Staatsdienst . 575 
8.7 8. 588. LER 15 S. 718. 

Nachtrags-Gesetz 575 
XX, Reuss, jüngere Linie: 

Gesetz über den Zivil-Staatsdienst . . 575 
s. 4 S. 586. — S. 7 S. 588. — 8. 19 8. 610. 

XXI. Anhalt: 

Disziplinar-Gesetz . . 575 

Pensions-Gesetz für Hof- und Staatsdiener } x 575 

Zivil-Staatsdiener-Gesetz für Anhalt-Dessau und Köthen 575 
8. 4 S. 589. — SS. 6, 8 S. 588. — 8. 7 S. 589. — 8. 10 
S. 586. — 8. 22 S. a S. 30 S. 672. — 8. 33 8. 705. 

— 8. 34 S. 682. — $. 44 S. 722. 

Zivil-Staatsdiener-Gesetz für Anhalt-Bernburg . 575 
88. 3, 8 5. 586, 589. — 8. 5 8.589. — 8.10 8.589. — 
8.14 S. 594. — 88. 17, 18 S. 717. — $. 24 S. 672. — 

S. 36 S. 759. — S. 40 $. 769. 
XXII. Lippe - Detmold: 
Gesetz über den Staatsdienst . . 575 
8.4 8.585. — 8.758.589. — g. 14 8. 594. Be: 26 S. 630, 
672. — 8. 27 S. 662. — 8. 28 S. 674. — 8. 34 S 705. 
— 8.35 S. 682. — 8. 41 8. 673. — $$. 58, 59 S. 722. 
XXIII. Oesterreich: 
Disziplinar-Behandlung richterlicher Beamte. 8. 11 747 


$. 40 8.789. 
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2. Alphabetisches Sachregister. 


(Die Zahlen bezeichnen die Seiten), 


VIII NV U SY 


Ablehnung der Disziplinar-Kammer durch 
den Angeschuldigten oder den Beamten der 
Staatsgewalt wegen mangelnder Unbefan- 
genheit 747. 

Admiralität, Chef derselben, Disponibel- 
Stellung 662, Pensionirung nach kurzer 
Dienstzeit 682, Entlassung ohne Pension 
und Wartegeld 683 ff. 

Amts-Anmassung 589. 

Amts-Geheimniss 610, 611. 

Amtspflichten, allgemeine 603—610. Bewah- 
rung des Amtsgeheimnisses 611. Ver- 
halten als Sachverständige oder Zeugen 
611 f. Verantwortlichkeit für die Gesetz- 
mässigkeit amtlicher Handlungen 613— 628. 
Siehe Verantwortlichkeit. 

Amtsverbrechen und Amitsvergehen 713. 

Anklage-Prinzipien. Diszipl.-Verfahren 763. 

Anmeldung der Berufung 769. 

Anschuldigungsschrift im förml. Disziplinar- 
Verfahren. 758. 

Anstellungsfähigkeit in Elsass-Lothr. 585 f. 

Anstellung, Recht auf dieselbe 585, auf Kün- 
digung od. Probe 586f., der Reichsbeamten 
803, der Beamten in Elsass-Lothr. 869. 

Anstellungs-Bedingungen 583, 589, desgl. für 
Elsass-Lothringen 870. 

Anstellungs-Urkunde (Bestallung, Patent) 589. 

Arreststrafe 717. 

Aufbewahrung der Strafverfügungen 731. 

Aufsichtsrath, Vorstand, Verwaltungsrath, 
Genehmigung zum Eintritt in dens. 633. 

Ausfertigung der Entscheidungen in Dis- 
ziplinar-Sachen 756, 766. 

Ausführungs -Instruktion, kaiserliche vorbe- 
halten 811. 

Auslagen baare, Recht auf Ersatz derselben 
594, im Falle der Zwangs - Pensionirung 
fallen die durch Schuld des Beamten er- 
wachsenden demselben zur Last 708. Was 
im Disziplinar-Verfahren darunter zu ver- 
stehen 779. 

Ausländer anstellungsfähig 584. 

Auswärtiges Amt, Staats-Sekretär, 
in demselben Stellung zur Disposition 662, 
Pensionsberechtig. nach kurzer Dienstzeit 
682, Entlassung ohne Pension und Warte- 

.. geld 682, Direktoren und höhere Beamte 
Stellung zur Disposition 662. 


Beendigung des Staatsdienstes 676. 1) von 
Rechtswegen, durch 'Tod 676, durch kri- 
minelle Verurtheilung, ebenda; 2) durch 
Entlassung 678, 705. A. Auf Antrag, a) 
bei vorhandener Dienstfähigkeit, freiwilli- 
williges Ausscheiden, Resignation 720 f., 
758; b) bei vorhandener Dienstfähigkeit 
675, 705. B. Gegen den Willen des Be- 
amten, a) auf Grund des förmlichen Pen- 
sionirungs-Verfahrens 702—708; b) des 
förmlichen Disziplinar -Verfahrens 719 ff.; 
Entlassung der auf Probe, Kündigung oder 
Widerruf 677. 

Befreiung der Reichs-Beamten von der Vor- 
mundschaft 654, der Militar-Beamten vom 
Geschworenendienst ebend. 

Begnadigungsrecht des Kaisers in Disziplinar- 
Sachen 772. 

Behörden, deren Organisation in Elsass-Lothr. 
851 — 864. 

Berufung gegen die Entscheidung der Dis- 
ziplinarkammer 768, Anmeldung u. Recht- 
fertigung derselben 769, Beantwortung der- 
selben 770. | 

Beschlagnahme, Beschränkungen d. Beschlag- 
nahme von Diensteinkünften, Wartegeldern 
und Pensionen 692 f., in Elsass-Lothringen 
880a, von Papieren im Diszipl.-Verfahren 
755, des Gehalts und Privatvermögens im 
Defekten-Verfahren 798 f. 

Beschwerde gegen die Verhängung von 
Ordnungsstrafen 731, gegen den Defekten- 
beschluss 796. 

Bestallung (Patent) s. Anstellungs-Urkunde. 

Beweis beim summarischen Diszipl.-Verf. 730, 
in der Voruntersuchung 750 ff., Mittheilung 
des Inhalts der erhobenen Beweismittel an 
den Angeschuldigten 755. 

Beweis-Verhandlung und Entscheidung im 
mündl. Verfahren 762— 765. 

Beweistheorie und Beweislast im Defekten- 
Prozess 796, 797. 

Bundesrath, dessen Mitwirkung bei Anstellung 
gewisser Kaiserl. Beamten 578, wählt die 
Mitglieder der Verwaltung des Reichs- 
Invalidenfonds 579, bestimmt, an welche 
Beamten das Gehalt vierteljährlich gezahlt 
werden soll 592, Bewilligung einer Pension 
im Falle einer vor Vollendung des zehnten 


Reichsbeamten - Gesetz. 


Dienstjahres eingetretenen Dienstunfähig- 
keit 686, bestimmt wegen Doppelt-Berech- 
nung bezw. Anrechnung der von Gesandten, 
Konsuln und andern Reichs-Beamten in 
ausser-europäischen Ländern bezw. im 
Dienste fremder Staaten zugebrachten 
Dienstzeit 699, entscheidet im Rekurswege 
bei Zwangs-Pensionirung 708, Mitentschei- 
dung bei Zwangs-Pensionirung der mit 
Kaiserl. Bestallung angestellten Beamten 
ebend., deputirt vier Mitglieder zum Dis- 
ziplinarhof 747, wählt die Mitglieder der 
Disziplinar - Behörden 749, Mitwirkung bei 
Erlass einer Verordnung über die Tage- 
gelder und Reisekosten 641. 


Dauer des Amtes 586. 

Defekte, Feststellung 790, 791; der Hafıbar- 
keit 791; Vollstreckungs- und Sicherheits- 
massregeln für den Ersatz 73%. 

Defektenbeschluss 792, gegen wen derselbe 
zu richten 795 f., Zuständigkeit zum Er- 
lass desselben 790 f. 

Defekt -Verfahren 789 — 800. 

Degradation nicht zulässig 721. 

Delegation, kaiserliche zur Anstellung ‘der 
Reichs-Beamten 577, in Elsass-Lothr. 869. 

Dienstantritt 587. 

Diensteid 587, inElsass-Lothringen, Formel 
desselben 588, Ausnahme hinsichtlich der 
Elementarlehrer in Elsass-Lothr. 877. 

Diensteinkommen, dessen Natur als wohl-- 
erworbenes Recht auf völlig auskömmliche 
Ernährung 590, Beginn des Anspruchs auf 
dasselbe 590 f, dessen Bestandtheile 591, 
dessen Zahlung, im Voraus, monatlich 
592, vierteljährl. 593 f., 842, dessen Be- 
schlagnahme 594 und 652, Beschlagnahme 
in schleunigen Fällen 798, Zession des- 
selben 594 f., bei Versetzungen 659, bei 
Pensionirungen 682, dessen Verlust bei 
Abwesenheit ohne Urlaub 629. 

Dienstenthebung, vorläufige, s. Suspen- 
sion. 

Dienstentlassung 720 ff. 

Dienstfunktionen, deren Umfang und Erwei- 
terung. 610. 

Dienstunfähigkeit nach 10jähriger Dienstzeit 
678, in Folge einer im Dienst oder aus 
Veranlassung desselben erlittenen Beschä- 
digung u. dgl. 684, deren Nachweis 700, 
ist bei gewissen höheren Beamten nicht 
Vorbedingung der Pension 678, 682, Be- 
weis derselben im Falle der Zwangs-Pen- 
sionirung 707. 

Dienstvergehen und deren Bestrafung 712 — 
779, Thatbestand 712, Strafarten 716— 723, 
Strafzumessungs - Gründe 724 f., Feststel- 
lung der zivilrechtlichen ‘Entschädigung 
727, das summarische Verfahren 728 —732, 
das förmliche Disziplinar- Verfahren 732— 
(79, wenn sie nach der Pensionirung er- 
mittelt werden 724. 

Dienstwohn ung, deren Räumung 603, deren 
‚Einfluss auf, den 'Wöhnungsgeld - Zuschuss 
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992, Vergütung für dieBenutzung derselben 
642, im Falle der Versetzung 660, bei 
Wartegeld 675. 

Dienstzeit, deren Berechnung bei der Pen- 
sionirung 695 ff., Doppelt-Anrechnung 697, 
699, Anrechnung der ausserhalb d. Reichs- 
dienstes erdienten 699 f. 

Diplomatische Agenten, Stellung zur 
Disposition 662, Doppelt-Anrechnung der 
Dienstzeit in aussereurop. Ländern 699. 

Disponibilitäts- Stellung (Stellung zur Dis- 
position, Setzen auf Wartegeld), s. Ruhe- 
stand, einstw. Versetzung in denselben. 

Disziplinar-Befugnisse des Reichs-Oberhan- 
dels- Gerichts gegen Rechtsanwälte und 
Advokaten 830. 

Disziplinar-Kammern 738f., deren Errichtung 
an bestimmten Orten und Abgrenzung 
ihrer Bezirke 740, 821, Zusammensetzung 
741, Bezirke 742, Errichtung einer Diszi- 
plinar- Kammer für Elsass - Lothringen in 
Strassburg S80e. 

Disziplinarhof 758 f., entscheidet in Streitig- 
keiten über die Zuständigkeit verschiede- 
ner Disziplinar-Kammern 741, dessen Zu- 
sammenselzung und Ernennung 747, ent- 
scheidet über die Ablehnung einer Diszipl.- 
Kammer 747, entwirft d. Geschäfts-Ordnung 
der Disziplinar-Kammern 749, Verfahren 
vor demselben in der Berufungs - Instanz 
770, Tl. 

Disziplinar-Strafen 716 - 723, im Heer u. in der 
Marine 718f., richterl. Beamten i. E.-L. 874. 

Disziplinar -Strafverfügungen, deren Form, 
Eröffnung zu Protokoll 729 f. 

Disziplinar- Verfahren, summarisches, Zu- 
ständigkeit 728—742, Verhältniss zum 
gerichtlichen Straf- und Zivil-Verfahren 
724, förmliches 7352 — 779, Einleitung 735 
vergl: Voruntersuchung, Einstellung 
756 — 758, Wiederaufnahme desselben, 
wann es zulässig ist 756, Nothwendigkeit 
der Einstellung desselben, sobald der An- 
geschuldigte seine Entlassung nimmt 755, 
Verweisungen an die Disziplinar-Kammer 
758, gegen Militär - Beamte 776 ff. 

Doppelt-Anrechnung der Kriegsjahre 
697, der in aussereuropäischen Ländern 
zugebrachten Dienstjahre 699. 


Eheschliessung, Genehmigung zu derselben 
602. 


Ehrenzeichen, deren Annahme 631. 

Einwendungen gegen die Zwangs-Pensioni- 
rung, Verfahren hinsichtlich derselben 706. 

Entfernung aus dem Amte im Disziplinar- 
wege 719 ff. 

Enthebung vom Amte, vorläufige, im Falle 
der Zwangs-Pensionirung 708 f. 

Entlassung der auf Probe, Kündigung oder 
Widerruf angestellten Beamten 677, des 
Reichskanzlers, des Präsidenten des Reichs- 
kanzler-Amts, des Chefs der Admiralität, 
und des Staats-Sekretärs des auswärtigen 
Amtes 682. 
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Exekution s. Zwangsvollstreckung. 

Exterritorialität der repräsentativen Beamten 
im Auslande 654. 

Exekutivstrafe 739, 741. 


Festungs-Arrest, dessen Anrechnung bei 
Berechnung der Dienstzeit 698. 

Freisprechnng, vorläufige nicht zulässig 766. 

Fristen, deren Berechnung im Falle der 
Zwangs - Pensionirung 705, 709, vier- 
wöchentliche zur Einlegung der Berufung 
gegen die Entscheidung der Disziplinar- 
Kammer 769, vierzehntägige zur Einrei- 
chung der Rechtfertigungsschrift ebenda, 
vierzehntägige zur Einreichung der Be- 
antwortungsschrift 770, deren Erweiterung, 
wenn der Angeschuldigte sich im Auslande 
befindet 770, einjährige zur Beschreitung 
des Rechtsweges gegen den Defektenbe- 
schluss 796, sechsmonatliche zur Einrei- 
chung der Klage über vermögensrechtliche 
Ansprüche vor der Entscheidung der ober- 
sten Reichsbehörde 801. 

Fuhrkosten der Reichs-Beamten, deren Re- 
gelung durch Kaiserl. Verordnung 641 f., 
Tarif für Elsass-Lothringen 642, für Preus- 
sen 649. 


Geldstrafe 716, 718, von wem sie verhängt 
werden kann 729. 

Gemeinde-Verwaltung in Elsass-Lothr. 864. 

Gemeinnützige Gesellschaften 636. 

Gerichte, deren Mitwirkung bei Vollziehung 
des Defektenbeschlusses 795, Entscheidung 
im Defekten-Prozess 796. 

Gerichtsstand, persönlicher d. Reichs-Beamten 
656 f., Konkurrenz der Konsular-Gerichts- 
barkeit 657. 

Gerichtszuständigkeit in Rechtsstreitigkeiten 
über Ansprüche gegen Reichs - Beamte 
wegen Ueberschreitung ihrer Befugnisse 
u. s. w. 801f. 

Geschäftsordnung für die Disziplinar-Behör- 
den 749, Regulativ des Bundesraths für 
dieselbe 843 — 848. 

Geschenke oder Belohnungen (Remuneratio- 
nen), deren Annahme 631. 

Geständniss 762, 764. 

Gnaden-Monat der pensionirten Beamten 710. 

Gnaden-Quartal 597 ff., dessen Vertheilung 
599, dessen Gewährung an Eltern, Ge- 
schwister pp. sowie zur Bestreitung der 
Kosten der letzten Krankheit und Beerdi- 
gung 605, vom Wartegelde 675, in Elsass- 
Lothringen 880c. 

Gutachten, Abgabe derselben von Reichs- 

“Beamten 611f. 


Be für Defekte, deren Tragweite 

Haussuchungen im Disziplinar-Verfahren 755. 

Heimathstaat vergl. Wohnort. 

Heimathwesen, Bundesamt für, Nichtanwend- 
barkeit des Gesetzes auf die Mitglieder 
desselben 805 f. 
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Heirathskonsens 602. 

Hinterbliebene der Reichs-Beamten, 
Rechte derselben 655, denen der Beamten 
des einzelnen Staats gleichgestellt 645, 
Sterbemonat 8. d. Gnaden-Quartal 
S.d. Sonstige Rechte der Militär- und 
Marine-Beamten, Wittwen und Waisen 
599 f., desgl. der Post-Beamten und der 
aus dem Staatsdienst in den Reichsdienst 
übergetret. Reichs-Beamten 600, Landes- 
gesetzgebung 601 f., anderweite Regelung 
der Wittwen- und Waisen - Versorgung 
vorbehalten 602, der Wartegeld-Empfänger 
675, haften nicht für Defekte 791, der vor 
dem 18. April 1873 verstorbenen Reichs- 
Beamten 842, in Elsass-Lothringen 880 ff. 

Hypotheken-Behörden, deren Mitwirkung bei 
Vollziehung des Defekten-Beschlusses 79. 


Indigenat, Verlust desselben 584, bewirkt 
das Aufhören des Wartegeldes 674 und 
der Pension 701 f. 

Innebehaltung des Gehalts im Falle der Sus- 
pension 782 ff., Zurückzahlung des inne- 
behaltenen Gehalts, soweit es die Kosten 
überschreitet 784 f£., im Falle der Frei- 
sprechung 785, des Wartegeldes im Dis- 
ziplinar-Verfahren 786. 

Insinuation der Aufforderungen, Mittheilungen 
u. s. w. in Disziplinar-Sachen 787, erfolgt 
nach den am Orte der Insinuation für ge- 
richtliche Insinuationen geltenden Vor- 
schriften 847. 

Justizverwaltung in Elsass -Lothringen 862. 


Kaiser, dessen Anstellungsrecht 577 f., erlässt 
die Vorschriften über den Urlaub der 
Reichs-Beamten 628, erlässt die Vorschriften 
über Titel, Rang und Uniform 639, erlässt 
die Vorschriften über Höhe der Tagegelder 
und Fuhrkosten 641, bestimmt, ob eine » 
militärische Unternehmung im Sinne des 
$.49 als Feldzug anzusehen ist 697, dessen 
Kompetenz, gewisse höhere Beamte zur 
Disposition zu stellen 662, entscheidet über 
die Pensionirung der mit Kaiserl. Bestallung 
angestellten Reichs-Beamten 701, dgl. über 
die Zwangs-Pensionirung derselben im 
Einvernehmen mit dem Bundesrath 708, 
Errichtung von Disziplinar-Kammern und 
Abgrenzung ihrer Bezirke 740, ernennt 
die Mitglieder der Disziplinar - Kammern 
und des Disziplinarhofes auf Wahl des 
Bundesraths 749, Begnadigungsrecht 772. 

Kassen-Defekt, Vorzugsrecht des Reichs 
wegen desselben 656. 

Kautionen der Reichs- (Bundes-) Beamten, 
Material- Gesetz vom 2. Juni 1869, 836 ff., 
Verordnung betr. die Kautionen der bei 
den Verwaltungen der Post, der Telegra- 
phen und des Eichungswesens angestellten 
Beamten vom 29. Juni 1869, 836, desgl. 
die Beschaffung der Kautionen der Post- 
und Telegr.-Beamten v. 12. Juli 1873, 886, 
Verordnung betr. die Kautionen der beider 
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Militär- und der Marine-Verwaltung an- 
gestellten Beamten vom 5. Juli 1871, 886, 
Verordnung betr. die Beschaffung der 
Kautionen derselben vom 14. Januar 1873, 
836, desgl. bei den Reichs-Eisenbahnen 
in Elsass-Lothringen 836 ff., Gesetz betref- 
fend die Kautionen der Staats-Beamten, 
der Gemeinden und öffentlichen Anstalten 
(Elsass-Lothringen) vom 15. Oktbr. 1875, 
837 ff., Verordnung betr. die Amtskautionen 
vom 22. November 1873 (Elsass-Lothring.) 
840 f. 

Kaution 589, wer zur Bestallung einer Kaution 
verpflichtet ist s.: Kautionspflicht, Be- 
stallung und Hinterlegung derselben 837. 

Kommunalsteuer-Befreiung der Reichsb. 570, 
650, der Wittwen- und Waisen-Pensionen 
602, 659. 

Kriegsgefangenschaft, deren Berücksichtigung 
bei Berechnung der Dienstzeit 698. 

Kriegsjahre, deren doppelte Anrechnung bei 
Berechnung der Dienstzeit 697. 

Kompetenz-Konflikt und Konflikt 625. 

Konflikt s. Kompetenzkonflikt 625. 

Konsular-Gerichtsbarkeit 697. 

Konsuln, besondere Rechtsverhältnisse der- 
selben hinsichtlich des Urlaubs 631, der 
Nebenämter 633, 637, des Gerichtsstandes 
656, doppelte Anrechnung der Dienstzeit 
in aussereuropäischen Ländern 699, vergl. 
auch diplomatische Agenten. 

Kosten im summarischen Disziplinar -Ver- 
fahren 731. 

Kosten bei Einstellung des Disziplinar-Ver- 
fahrens 758, des Disziplinar -Verfahrens 
778 M., des Defekten -Verfahrens 800. 

Kriminal-Untersuchung, deren Konkurrenz 
mit dem Disziplinar- Verfahren 724f., wegen 
Defekts 796, 798. 

Kurator, Bestellung eines solchen zum Zwecke 
der Pensionirung 705. 


Landes-Beamte als Organe des Reichs 581. 

Landes-Gesetzgebung 573, im Allgemeinen in 
Bezug auf Wittwen- und Waisen -Ver- 
sorgung 601. 

Landes -Verwaltung, Kaiserliche in Elsass- 
Lothringen 854 ff, 

Landwirthschaftliche Gewerbe, deren Betrieb 
durch Reichsb. 636. 


Marine, Disziplinar-Kommission für dieselbe 
Lt, 


Marine -Intendant, Stellung zur Disposition 
662. 
Marine-Stationen 777 f. 
Miethsverträge der Militär -Beamten, deren 
. Aufhebung bei Mobilmachung 655. 
Militär-Beamte, Disziplinar-Verfahren gegen 
dieselben 776, Tragweite desselben, Ver- 
fügung von Disziplinar -Strafen gegen sie, 
die nicht in der Entfernung aus dem Amte 
bestehen 778. 
Militär-Disziplinar-Kommission 777. 
‚Militär-Geistliche 806, 810. 
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Militär-Intendant, Stellung zur Dispo- 
sition 662. 

Militär-Justiz-Beamte, richterliche, Nichtan- 
wendbarkeit des Gesetzes aufdieselben 805 f. 

Minderjährigkeit hindert die Anstellungsfähig- 
keit nicht 584. 

Mündliche Verhandlung im Disziplinar-Ver- 
fahren 759. 


Nachquartal, Nachgehalt s. Gnadenquartal. 

Nebenamt od. Nebenbeschäftigung 633—639, 
Berücksichtigung des damit verbundenen 
Einkommens bei der Pensionirung 694, s. 
Aufsichtsrath. 


Ober-Präsident von Elsass-Lothringen 855, 
Stellung zur Disposition 872, Entlassung 
sT2f. 

Ober-Präsidium, Vize-Präsident dessel- 
ben, Stellung zur Disposition 872, 

Oeffentlichkeit des Hauptverfahrens in Dis- 
ziplinar-Sachen 760 ff. 

Opposition, Rechtsmittel der, findet nicht 
statt 772. 

Ordnungs-Strafen 716, 766, deren Verhän- 
gung schliesst die Wiederaufnahme des 
Disziplinar -Verfahrens aus 756. 

Ortszulage 591, deren Berücksichtigung bei 
der Pensionsberechnung 692. 


Patent (Bestallung) s. Anstellungs-Urkunde. 

Pension, deren Betrag 687, deren Berech- 
nung nach dem zuletzt bezogenen Dienst- 
einkommen 689— 694, in Elsass-Lothrin- 
gen 880d, Berücksichtigung d. Einkommens 
aus Nebenämtern ebenda, Berechnung der 
Dienstzeit 694—700, in Elsass-Lothringen 
880, 880 d, Zahlbarkeit der Pens. 701, Kür- 
zung, Einziehung (Ruhen) und Wiederge- 
währung 701— 704, in Elsass-Lothring. 876, 
desgl. im Falle der Zwangs-Pension 709, 
bei Konkurrenz anderweiter gesetzlicher 
oder vertragsmässiger Bestimmungen mit 
den Bestimmungen dieses Gesetzes treten 
die für den Beamten günstigeren ein 711. 

Pensionirung 678, deren rechtliche Natur 680, 
Anspruch auf dieselbe 681, Gründe der- 
selben 681, in Folge von Verwundungen 
oder Beschädigungen im Dienst 684, im 
Wege der Gnade bei vorhandener Bedürf- 
tigkeit 686, unfreiwillige 704— 710 ff., vor 
eingetretener Pensionsberechtigung 710. 

Pensionsbeiträge in Elsass-Lothringen, 
Rückzahlung derselben 880b. 

Pensions -Berechtigung, deren Bedingungen 
681, des Reichskanzlers, Präsidenten des 
Reichs-Kanzler- Amts, Admiralitätschefs, 
Staats-Sekretärs im ausw. Amte u.s. w. 682, 
nach kürzerer als zehnjähriger Dienstzeit 
684, der auf Widerruf oder Kündigung 
Angestellten ebenda, 685, in welchen Fäl- 
len Reichs-Beamte keine Pensions-Berech- 
tigung erwerben 583, 685 If. 

Pensionsfonds 681. 
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Protokoll, Nothwendigkeit der Aufnahme eines 
solchen für jede Untersuchungs-Handlung 
durch einen vereideten Protokollführer 755, 
über die mündliche Verhandlung 767. 


Rang der Reichsb. durch Kaiserl. Verordnung 
bestimmt 639 f. 

Rechnungshof für das Deutsche Reich, Nicht- 
anwendbarkeit des Gesetzes auf die Mit- 
glieder desselben 805, 808. 

Rechtliches Gehör vor Verhängung der Ord- 
nungsstrafe 729 f. 

Rechtfertigung der Berufung 769 f. 

Rechtsmittel in Disziplinar-Sachen 767—773, 
gegen den Defekten - Beschluss 796 f., in 
Zivil- Prozessen der Reichsb. gegen den 
Reichsfiskus 801. 

Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten, soweit 
sie nicht durch Reichsgesetz bestimmt sind, 
nach den ‘Gesetzen ihres Wohnorts bezw. 
Heimathlandes geregelt 645 — 655. 

Rechtsweg dessen Zulässigkeit bei Entziehung 
des Gehalts wegen Abwesenheit ohne Ur- 
laub 631, desgl. bei Zwangs-Pensionirung 
702 f., in Betreff der Höhe der Pension 
107, dgl. gegen den Defektenbeschluss 796 f., 
Suspensiv-Effekt desselben 798, desgl. bei 
Verfolgung vermögensrechtl. Ansprüche 
der Reichs-Beamten aus ihrem Dienstver- 
hältnisse 800 — 803, Voraussetzung dess. 
800 f., Vertretung des Reichsfiskus 801, 
Zuständigkeit, Rechtsmittel, Reichs-Ober- 
Handelsgericht letzte Instanz 801, insbes. 
im Defekten-Verfahren und wegen Amts- 
überschreitung 802. 

Reichs-Aemter, Grundsätze für Erlangung 
derselben s. Anstellungsfähigkeit. 

Reichs-Beamter, wer als solcher anzusehen 
977, Uebersicht der Reichsb. 579, Klassen 
ders. 582f., in Elsass-Lothr. 867, Zeitpunkt 
des Beginns der Eigenschaft als Reichs- 
Beamter 5%, Verordnung betr. die Klassi- 
fikation ders. 822, Verzeichniss ders. 823 ff. 

Reichs-Behörde, oberste, deren Genehmi- 
gung zur Wiederanstellung ausgeschiedener 
Reichsbeamten 578, 678, dgl. zur, Gewäh- 
rung des Gnaden-Quartals an Eltern, Ge- 
schwister u. s. w., sowie zur Bestreitung 
der Kosten der letzten Krankheit und der 
Beerdigung 603, desgl. zur Gewährung des 
Sterbemonats wie vorstehend 710, desgl. 
zur Annahme von Geschenken oder Be- 
lohnungen 631, desgl. zur Annahme eines 
Nebenamtes 633, entscheidet über die Pen- 
sionirung von Reichsb. 700, beschliesst 
über die Einwendungen gegen dieZwangs- 
Pensionirung 706,: entscheidet in diesem 
Falle auf die geschlossenen Akten 708, 
Bewilligung von Pensionen vor erlangter 
Pensionsberechtigung 710, führt die Straf- 
versetzung aus 720, Verhängung von Geld- 
sirafen an alle Reichsbeamten 729, höchste 
Beschwerde-Instanz 731, deren Funktionen 
beim förmlichen Disziplinar-Verfahren 734, 
Einleitung d. Voruntersuchung, Ernennung 


Reichsbeamten-Gesetz. Alphabetisches Sachregister. 


des untersuchungführenden Beamten 735, 
Einsendung der geschlossenen Vorunter- 
suchungsakten an dieselbe 755. Dieselbe 
kann auf Einstellung des Verfahrens oder 
auf Ordnungsstrafe entscheiden 756, oder 
die Sache vor die Disziplinar-Kammer ver- 
weisen 758, ernennt die Militär-Disziplinar- 
Kommissionen 777, verfügt die Suspension 
781, kann die Innebehaltung des Gehalts 
dabei auf den vierten Theil beschränken 
782, im Defekten-Verfahren 792. 

Reichs-Behörde, ob ere, Festsetzung v. Geld- 
strafen bis zu 10 Thalern 729, Prüfung des 
Defekten -Beschlusses und: Vollstreckbar- 
Erklärung 792. 

Reichs-Behörde, untere, entsch. über den 
Umfang der Dienstfunktionen 610, Verhän- 
gung von Ordnungsstrafen bis zu 3 Thlrn. 
129, Feststellung des Defekts und der 
Haftbarkeit 791, Abfassung des Defekten- 
Beschlusses 792. 

Reichsfiskus, Vertretung desselben in Zivil- 
Prozessen der Reichsb. gegen ihn 801 f. 
Reichskanzler, dessen Genehmigung erforder- 
lich, wenn ein Wartegeld-Empfänger sei- 
nen Wohnsitz ausserhalb der Bundesstaaten 
nimmt 674, Stellung zur Disposition 662, 
Pensions-Berechtigung nach kurzer Dienst- 
zeit 682, Entlassung ohne Pension und 
Wartegeld 683. | : 

Reichskanzler-Amt, Präsident dess. 
Stellung .zur Disposition und Pensionirung 
wie bei Reichskanzler, Direktoren und 
höhere Beamte Stellung zur Disposition 662. 

Reichs-Oberhandels-Gericht, oberste Instanz 
in Zivil-Prozessen der Reichsb. gegen den 
Reichsfiskus 791, Nichtanwendbarkeit des 
Gesetzes auf die Mitglieder desselben 805 
— 807, Subaltern- und Unter-Beamte dess. 
807, dessen Disziplinar - Befugnisse gegen 
Rechtsanwälte und Advokaten 830 — 835. 

Reichstags - Beamte 579, deren Anstellung 
805 f., Verzeichniss derselben 820. 

Reichs-Verwaltung in Elsass-Lothr. 852 £. 

Rekurs gegen Entscheidung auf Zwangs- 
Pensionirung 701. | 

Remuneration, was darunter zu verstehen 637. 

Residenzpflicht der_Reichs-Beamten 629, der 
Rechtsanwälte und Advokaten 830 ff. 

Richterliche Beamte in Elsass-Lothring. 873. 

Restitution, Rechtsmittel der, findet nicht 
statt 772. 

Rügen (Zurechtweisungen) zu unterscheiden 
von Warnung oder Verweis 717. 

Ruhestand, Versetzungin denselben, 
dauernder s. Pensionirung, einstweiliger 
660 ff., wegen Umbildung der Behörde 662, 
der wesentlich politischen Beamten 662 ff. 
Rechtl. Natur der Disponibilitäts-Stellung, 
Aemter bei denen sie stattfindet 670, ın 
Elsass-Lothr. 872, Verfahren 671, Unter- 
schiede der dauernden von der einstwei- 
ligen 680. Vergl. über Wartegeld und 
Wartegeld-Empfänger. Disziplinar- 
Verfahren gegen Wartegeld-Empfänger 773. 
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Schadenersatz bei unverschuldeten Beschä- 
digungen durch den Dienst 594. 

Schulwesen, dessen Organisation in Elsass- 
Lothringen 855. 

Servis, dessen rechtliche Natur und Höhe 691. 

Siegelung des Nachlasses eines Reichs - Be- 
amten 655. 

Soldatenstand, Anwendung des Gesetzes auf 
Personen desselben 805. 

Staatsanwaltschaft im Disziplinar-Verfahren, 
Ernennung des Vertreters derselben 735, 
dessen Zuziehung in der Voruntersuchung 
750, Mittheilung der geschlossenen Unter- 
suchungsakten an denselben 755. 

Staats-Sekretärim Auswärtigen Amt. 


Stellvertretungskosten 627. 630. 

Sterbemonat 597 f., dessen Bewilligung an die 
Hinterbliebenen eines Pensionärs 710, in 
Elsass-Lothringen 880c. 

Steuerpflicht der Reichs-Beamten 
649 f. 

Strafversetzung 719 f., der richterlichen Be- 
amten in Elsass-Lothringen 876. 

Suspension, Anrechnung der Dauer derselben 
bei der Berechnung der Dienstzeit 695, 
rechtliche Natur und Folgen 779 —786, 
wann sie zulässig 780, Zuständigkeit zur 
Verfügung derselben 781. 


'Tagegelder der Reichs-Beamten, deren Re- 
gelung durch Kaiserl. Verordnung 641 f., 
Tarif derselben für Elsass-Lothringen 642, 
für Preussen 643, Tagegelder und Reise- 
kosten der auswärtigen Mitglieder der 
Disziplinar-Behörden sind zu den Kosten 
des Disziplinar-Verfahrens nicht zu rech- 
nen 779. 

‚Tarif für Wohnungsgeld - Zuschuss 592, in 
Elsass-Lothringen 878. 

Titel, deren Annahme 631, Titel, Rang und 
Uniform durch Kaiserliche Verordnung be- 
stimmt 6391. 


Umzugskosten der Reichs-Beanten, deren 
Regelung durch Kaiserliche Verordnungen 
641 f., Tarif für Elsass - Lothr. 642 f, für 
Preussen 644, deren Gewährung an Beamte, 
die ihren dienstlichen Wohnsitz im Aus- 
lande haben bei ihrer Versetzung in den 
Ruhestand 687. 

‚Uniform der Reichs-Beamten durch Kaiserl. 
Verordnung bestimmt 639 f. 

Unterbrechungen im Reichsdienst hinsichtlich 
der Berechnung der Dienstzeit 696. 

Untersagung (vorläufige) der Ausübung der 
Amtsverrichtungen 786. 

Untersuchungs - Kommissar (untersuchungs- 
führender Beamter) 735. 

Urlaub der Reichs-Beamten, Erlass der Vor- 

‘ schriften über denselben 628 f., Stellvertre- 

' tungskosten', Entziehung des Gehalts 630, 

Anrechnung desselben bei Berechnung der 

'_ Dienstzeit 695. 

Urtheil in Disziplinar-Sachen s. Freispre- 


XLV 


chung, Verkündung und Ausfertigung 766, 
771, die Entscheidungsgründe sind mit 
zu verkünden 847. 


Verantwortl. Vernehmung vor Verhän- 
gung einer Ordnungsstrafe 729. 

Verantwortlichkeit der Reichs-Beamten 
für die Gesetzmässigkeit ihrer amtlichen 
Handlungen 613 — 628, Umfang, Art und 
Geltendmachung derselben 624, Gestaltung 
der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit 626, 
Geltung der allgem. Grundsätze der Reichs- 
gesetzgebg. u. Verschiedenheit der Landes- 
gesetzgebung 627, Gerichtszuständigkeit 
628, 802. 

Vereidigung s. Diensteid, der Zeugen im 
Disziplinar-Verfahren 754. 

Verhaftung der Angeschuldigten im Diszipl.- 
Verfahren nicht zulässig 750. 

Verjährung der Verfolgung von Ordnungs- 
widrigkeiten 731, der Wiederaufnahme 
des Disziplinar-Verfahrens 756 f. 

Verkürzung des Diensteinkommens, was dar- 
unter zu verstehen 659. 

Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte, Wir- 
kung auf die Anstellungsfähigkeit 584. 
Versetzung, vergl. Strafversetzung im dienst- 
lichen Interesse 659, der richterl. Beamten 

in Elsass-Lothringen 876. 

Verpfändung s. Zession. 

Vertheidiger, Zulassung eines solchen im 
Diszipl.-Verfahren 758, dessen Rechte 764. 

Verweis 717. 

Verwaltungsrath s. Aufsichtsrath. 

Verweisungsbeschluss 758. 

Vollstreckungsbeamte, deren Mitwirkung bei 
Vollziehung des Defekten-Beschlusses 795. 

Vorführung des Angeschuldigten im Diszipl.- 
Verfahren nicht zulässig 750. 

Vorgesetzte Dienstbehörde entscheidet über 
Vertheilung des Gnadenquartals 599, den 
Umfang der Dienst-Funktionen 610, über 
Abgabe von Gutachten und Zeugenaussagen 
611—613, ob die Diensstellung eine solche, 
die Zeit und Kräfte der Beamten nur neben- 
bei in Anspruch nimmt 687, begutachtet 
die Dienstunfähigkeit 700, Befugniss der 
Beamten zur Erstattung eines widerrecht- 
lich erhobenen Betrages anzuhalten 727, 
Verhängung von Rügen 729. 

Vorrechte der Reichsbeamten 649 — 655. 

Vorstand s. Aufsichtsrath. 

Voruntersuchung, schriftliche beim förmlichen 
Disziplinar-Verfahren 735 ff., Zuziehung der 
Parteien und Beweiserhebung 750, 755 f., 
deren Schluss 755, gegen im Auslande 
angestellte Beamte 755. 

Vorzugsrechte des Reichsfiskus im Konkurse 
oder ausserhalb desselben 656. 


Warnung 617. 

Wartegeld-Empfänger, deren Wiederanstel- 
lung 671, deren Verpflichtung zur Annahme 
eines andern geeigneten Amtes 673, sind 
durch $. 16 nicht beschränkt 637. 


XLVI Reichsbeamten - Gesetz. 

Wartegeld, Betrag desselben 672, dessen 
Zahlung 673, das Recht auf den Bezug 
desselben erlischt 674, dasselbe ruht 674 f., 
neben Diäten 675, in Elsass -Lothringen, 
Entziehung desselben durch Disziplinar- 
Erkenntniss 773. 

Widerruflich (auf Kündigung) angestellte 
Reichsbeamten, Verzeichniss derselben 817. 

Wiederanstellung ausgeschiedener Beamten 
678, TO3F. 

Wittwen und Waisen eines Reichsb. 599 ff., 
deren anderweite Regelung im Reich 602, 
in Elsass-Lothringen 880h—8805s, Voraus- 
setzung derselben 880k f., Verlust derselben 
880m, Zuständigkeit f.d. Bewilligung 880n, 
Betrag derselben 8800 ff., Aufhören 880g, 
Ruhen derselben 880r. 

Wittwen und Waisen der Professoren an der 
Universität Strassburg 8801. 

Wohnort, Wohnsitz der Reichsbeamten , .die 
für denselben gültigen Gesetze entscheiden 
hinsichtlich der durch Reichsgesetz nicht 
geregelten Rechtsverhältnisse der Reichs- 
beamten 645, 649 f., 652f., was als solcher 
zu erachten 656 f. 

Wohnungsgelder-Zuschuss (Servis) 591, Pen- 
sionsfähigkeit desselben 591, 692, Tarif für 
dens. 593, Kautionspflichtigkeit 592, der 
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ausserhalb ihres Wohnorts kommissarisch 
beschäftigten Beamten 592, bleibt bei Be- 
rechnung der Umzugskosten ausser An- 
satz 644. Gesetz über denselben 821. 


Zession s. Diensteinkommen. 

Zeugnisspflicht der Reichsbeamten, Beschrän- 
kung derselben hinsichtlich der dienstlichen 
Angelegenheiten 611 — 612. 

Zivilrechtliche Entschädigungen aus Dienst- 
vergehen 727. 

Zivil-Versorgungsschein 69. 

Zuchthausstrafe, deren Wirkung auf die An- 
stellungsfähigkeit 584. 

Zuständigkeit der Disziplinar-Kammern 741, 
Zuständigk. der Behörden bei Handhabung 
des Reichs - Beamten - Gesetzes in Elsass- 
Lothringen 880 ff. 

Zwangsvollstreckung gegen Reichs- 
Beamte 653, Vollstreckungs - Massregeln 
wegen Ersatz des Defektes 793, 795, 73. 

Zwangsweise Versetzung in den Ruhestand 
704, Verfahren 705 ff., Beginn der Zah- 
lung der Pension 709, insbesondere Dis- 
ziplinar- Verfahren bei Dienstunfähigkeit 
noch nicht pensionsbereehtigter Beamten 


710. 


— ION I ——— 


Druck von Kerskes & Hohmann in Berlin. 


Einleitung. 


nnnNnnrNNNTen 


I. 


Da: Deutsche Reich hat einen so bedeutenden Theil der Aufgaben des Deut- 
schen Staatslebens übernommen, dass es dieselben durch Bevollmächtigte der 
einzelnen Staaten, denen lediglich ein Registratur- oder Kassen-Personal bei- 
gegeben wäre, nicht wahrzunehmen vermag. Das Reich übt über eine Reihe 
von Gegenständen die Gesetzgebung und Oberaufsicht und bildet in diesen 
die Beschwerde-Instanz für die Landesbehörden.t) Die Vertretung nach Aussen, 
das Konsulatwesen, ist ihm vollständig, die Post- und Telegraphen-Verwal- 
tung in dem ganzen Bundesgebiet mit Ausnahme von Württemberg und Baiern 
überlassen. Die Gerichtsbarkeit des Reiches gewinnt mit der wachsenden 
Zuständigkeit des Reichs-Oberhandels-Gerichts eine immer grössere Ausdehnung. 
Bleibt auch in den Angelegenheiten, welche allein der Gesetzgebung und Ober- 
aufsicht des Reiches anheimfallen, die Anwendung der Gesetze der Selbst- 
verwaltung der einzelnen Bundesstaaten überlassen, so bilden doch die Funk- 
tionen des Reiches eine so dauernde Grundlage staatlicher Thätigkeit, dass 
_ sich ein Organismus von Reichs-Aemtern und mit ihm ein Reichs-Beamten- 
stand als eine Nothwendigkeit ergiebt.?) 

Der Art. 18. der Reichs-Verfassung gedenkt daher ausdrücklich der Reichs- 
Beamten. 

Der Amts- und Behörden-Organismus, der durch die Verfassung des 
Reiches und deren Fortbildung gegeben wird, liegt nicht im Rahmen des 
Gesetzes. 

Aus der Vertretung des Amtes durch eine bestimmte, Persönlichkeit — 
dem Beamten-Verhältniss — entstehen zunächst für den Beamten unmittelbar 
öffentlich-rechtliche Befugnisse, ohne welche er seine amtlichen Pflichten nicht 
erfüllen kann. Zu diesen gehören das Recht auf Gehorsam der Reichs-Ange- 
hörigen gegen seine rechtmässigen Anordnungen und auf Erzwingung dieser 
Anordnungen, das Recht auf besonderen Schutz des Reiches bei rechtmässiger 
Ausübung seines Amtes, insbesondere auf Bestrafung des Widerstandes und 
der Beleidigung ($$. 110., 113., 114., 185.—187., 196. des Strafges.-B. für das 
Deutsche Reich),3) so wie auf Vertretung seiner Amtshandlungen von Reichs- 
wegen, endlich das Recht auf den öffentlichen Glauben seiner Beurkundungen. 

1) Petitions-Bericht Nr. 4. für 1869. 


2) Motive der Ges.-Entw. von 1869 (D.-S. Nr. 59) und von 1870 (D.-S. Nr. 83). 
3) Archiv Bd. IV. S. 146 ff. a. a. 0. 


Archiv des Dentschen Reiches Bd, VI. 96 
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Auch diese aus der amtlichen Stellung selbst hervorgehenden Befugnisse 
sind nicht Gegenstand dieses Gesetzes. 

Dasselbe bezweckt eine gesetzliche Regelung der Rechts-Verhältnisse der 
Reichs-Beamten, soweit diese Verhältnisse durch die dienstliche Stellung im 
Allgemeinen, d. h. abgesehen von den, durch den individuellen Karakter des 
einzelnen Amtes bedingten, besonderen dienstlichen und Geschäfts-Obliegen- 
heiten begründet sind. Es behandelt also die Pflichten wie die Rechte des 
Beamten dem Reiche gegenüber in Bezug auf allgemeines dienstliches und 
ausserdienstliches Verhalten, auf Gehalt und Pension, auf zeitweise und 
dauernde Enthebung von der Amtsfunktion, endlich auf Disziplin und 
Disziplinar-Verfahren. 

Die Regelung dieser Verhältnisse ist ein unabweisbares Bedürfniss. 

Die allgemeinen Rechtsgrundsätze, auf welche beim Fehlen eines Reichs- 
Beanten-Gesetzes rekurrirt werden könnte, sind äusserst unbestimmt. Es 
braucht nur daran erinnert zu werden, dass nach diesen allgemeinen Grund: 
sätzen über die aus der Anstellung folkenas Berechtigung, über die Dauer des 
Amts, Pensions-Anspruch u. s. w. sehr wenig abzunehmen ist. 

Dem Römischen Rechte, sowie den Deutschen Rechtsansichten des Mittel- 
alters war der Begriff des Staatsdienstes im modernen Sinne völlig fremd; es 
erscheint daher natürlich, dass die Ansichten der Rechtslehrer, als mit der 
Entwickelung der Staaten der Staatsdienst sich- ausbildete, sich sehr ver- 
schieden gestalteten. In den meisten, wo nicht allen Deutschen Staaten hat 
man deshalb die Verhältnisse der Staatsdiener durch Dienstpragmatiken ge- 
regelt, die sämmtlich gewisse aus dem modernen Begriffe des Staatsdienstes 
abgeleitete Grundsätze erkennen lassen. 

Fehlt im Deutschen Reiche eine solche Dienstpragmatik, so bleibt wegen 
wichtiger Fragen eine Ungewissheit, rücksichtlich welcher man die Reichs- 
Beamten nicht auf allgemeine Rechtsgrundsätze wird verweisen können 

Ebensowenig wird es zulässig sein, vorzuschreiben, dass die Verhältnisse 
der Reichs-Beamten nach den einzelnen Landes- Gesetzgebungen beurtheilt 
werden sollen. Theils sind die Gesetzgebungen verschieden, und die Rechts- 
Verhältnisse der Reichs-Beamten müssen einheitlich regulirt sein, theils sind 
die Reichs-Beamten als solche nicht im Dienste der einzelnen Staaten und 
können also nicht für die mit dem Amte konnexen Verhältnisse der Gesetz- 
gebung und Disziplin der einzelnen Staaten unterworfen sein. Die Autorität, 
welche über sie das Imperium hat, ist allein berufen, ihre Verhältnisse im 
Wege der Gesetzgebung zu ordnen und zu beaufsichtigen. 4) 

Von dem Geltungsbereich des Gesetzes bleibt das unmittelbare Reichsland 
Elsass-Lothringen ausgeschlossen. 5) 


LI. 


Das Gesetz selbst zerfällt in folgende Hauptabsehnitte: 
1) Allgemeine Bestimmungen, 88. 1.—22. 


4) Motive des Ges.-Entw. von 1872, D.-S. des Reichstags Nr. 9. S. 29. 

5) Stenogr. Bericht von 1873. 8. 55. 56. Darin ändert auch die Einführung der 
.Reichs-Verfassung in Elsass-Lothringen nichts, Gesetz vom 25. Juni 1873. (R.- -G.- 
Bl. 161. ff.) 
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2) Massregein im Interesse des Reiches während der Verwaltung des Reichsamtes ohne dis- 

ziplinaren Karakter, $$. 23.—31.; 

3) Beendigung des Reichsdienstes, S$. 32.—7l.; 

4) Disziplinar-Vergehen und deren Bestrafung, SS. 72.—133.; 

5) Besondere Bestimmungen über das Defekten-Verfahren, SS. 134.—148.:; 
6) Verfolgung vermögensrechtlicher Ansprüche, SS. 149.—159.; 

7) Schlussbestimmungen, $S. 156.—159. 

Der erste Abschnitt, allgemeine Bestimmungen ($$. 1.—22.), umfasst haupt- 
sächlich Begriff, Arten, Anstellung und Vereidigung, sodann die 
Rechte und Pflichten der Reichs-Beamten (vg]. die $$. 1—22. in anderweiter 
Anordnung, Anlage A.). 

Der zweite Abschnitt betrifit 

a. die Versetzung in ein anderes Amt (8. 23.); 

b. die einstweilige Versetzung in den Ruhestand ($$. 24.—31.). 

Der dritte Abschnitt begreift: 

a. die Entlassung der auf Probe, Kündigung ete. angestellten 
Beamten ($$8.32.—33.); 

b. die dauernde Versetzung in den Ruhestand ($$. 34.—71.), und 
zwar die Gründe der Versetzung in den Ruhestand und die Bedin- 
gungen des Pensions-Anspruchs ($$. 34.—40.), den Betrag, die 
Berechnung und die Zahlbarkeit der Pension ($$. 40.—56.), die 
Kürzung, Einziehung und Wiedergewährung der Pension 
(88. 57.—60.), die Rechte der Hinterbliebenen auf die Pension 
($. 69.), sodann das Verfahren bei der Versetzung in den Ruhe- 
stand, bei der freiwilligen ($$. 53. 54.) und bei der zwangsweisen 
Versetzung in den Ruhestand ($$. 61.—68.). 

Der vierte Abschnitt von der Disziplin enthält: 

a. das materielle Disziplinar-Strafrecht ($$. 72.—76.); 

b. die Vorschriften über das Verhältniss des materiellen Diszipli- 
nar-Strafrechts zum gemeinen Strafrecht und zu Zivil-An- 
sprüchen ($$8. 77.—79.); 

e. das Disziplinar- Verfahren, und zwar das summarische Verfahren 
(SS. 80.—83.), das förmliche Disziplinar - Verfahren ($$. 84.—134.), 
mit den Bestimmungen über vorläufige Dienstenthebung 
(88. 125.—132.). 

Der sechste Abschnitt des Gesetzes begreift den Rechtsschutz sowohl 
für die vermögensrechtlichen Ansprüche der Reichs-Beamten an 
das Reich ($$. 149.—153., 155.), als für die dritter Personen an die Reichs- 
Beamten in Folge Verletzung ihrer Dienstpflichten ($. 154.). 

Der letzte Abschnitt umfasst: 

die Erweiterung und Beschränkung der Anwendbarkeit dieses 

Gesetzes beziehungsweise auf die Reichstags-Beamten und auf bestimmte 

Kategorien der Reichs-Beamten ($g. 156—158), sowie die Ausführungs-Ver- 

ordnung ($. 159). 

| III. 
Bereits im Jahre 1868. entsprach die Reichsregierung dem in Form eines- 


Amendements zum Artikel 18. der Verfassung gestellten, später zurückgezoge- 
36* 
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nen Antrage der Abg. Ausfeld und Gen. auf Erlass eines Bundes-Gesetzes 
über die rechtlichen Verhältnisse der Bundes-Beamten®), wenngleich in be- 
schränkter Weise durch Vorlegung des sogenannten „ Vierparagraphen- 
Gesetzes“. Der $. 3. desselben bestimmte, dass hinsichtlich der Steuer- 
pflichtigkeit des Diensteinkommens der aktiven und der aus dem Dienste 
geschiedenen Bundes-Beamten diejenigen in der Gesetzgebung der einzelnen 
Bundesstaaten enthaltenen Vorschriften zur Anwendung kommen sollten, 
welche an ihren Wohnorten für die Staats-Beamten massgebend seien. Der 
Reichstag verlangte die Beseitigung der damit auf die Reichs-Beamten über- 
tragenen persönlichen Befreiungen oder Bevorzugungen der Landes-Beamten 
bei Heranziehung zu den Gemeinde-Abgaben, und schloss die Anwendbarkeit 
der in dieser Beziehung in Preussen geltenden Vorschriften des Gesetzes vom 
11. Juli 1822. (Gesetz-Sammlung 8.184.) und der Kabinets-Ordre vom 14. Mai 
1832. (Gesetz-Sammlung S. 145) hinsichtlich der Besteuerung des Dienstein- 
kommens ausdrücklich aus.?) 

Am 18. März 1869. legte der Reichskanzler zum ersten Mal ein voll- 
ständiges Gesetz, betr. die Rechts-Verhältnisse der Bundes-Beamten, vor. Das- 
selbe wurde einer Kommission zur Vorberathung überwiesen. Gleichzeitig 
mit dem pragmatischen Gesetz, dessen Berathung voraussichtlich im Laufe der 
Sitzungsperiode nicht zu beendigen war, brachte der Reichskanzler einen 
Gesetz-Entwurf über die Kautionen der Bundes-Beamten mittelst besonderer 
Vorlage als unentbehrlich ein. Jene Voraussicht bestätigte sich. Die Kom- 
mission war mit ihrer Vorberathung erst bis $. 17. gelangt, als die Sitzungen 
des Norddeutschen Reichstags geschlossen wurden. Der Gesetz-Entwurf über 
die Kautionen der Bundes-Beamten wurde ohne Berathung mit unwesentlichen 
Veränderungen vom Reichstag angenommen und ist als besonderes Gesetz 
unterm 2. Juni 1869. verkündet worden. (B.-Ges.-Bl. S. 161.) 8) 

Am 22. März 1870. liess der Reichskanzler den Entwurf des Gesetzes, 
betr. die Rechts-Verhältnisse der Bundes-Beamten, — mit sehr geringen Ab- 
änderungen gegen die Vorlage von 1869. — dem Reichstag zugehen. Derselbe 
gelangte wiederum an eine Kommission, welche ihn vollständig durchberieth. 
Der letzte Theil der Berathungen stand nach der Erklärung ihres Bericht- 
erstatters Dr. Wagner (Altenburg) unter dem Druck der Zeitbedrängniss.?) 
Ein schriftlicher Bericht wurde nicht erstattet, dagegen eine Zusammenstellung 
der Kommissions-Beschlüsse veranlasst.10) | 

Die Abänderungs-Vorschläge der Kommission betrafen folgende Haupt- 
punkte: 

1. Anerkennung des Grundsatzes der Verantwortlichkeit der Reichs-Beamten 


($- 13); 


6) Sten. Ber. des ersten Norddeutschen Reichstags S. 403. D.-S. Nr. 23., Archiv 
(Glaser) Bd. I. Heft 4. S. 48, “ 
) D.-S. des Norddeutschen Reichstags von 1868 Nr. 122. Sten. Ber. von 1868 
S. 488—493, 556—562. Vgl. Bemerkungen zu $. 19. dieses Ges. Archiv Bd. I. S. 5. 
2.2.0; 
S on nr Kautionen der Reichs-Beamten. Ges. vom 2. Juni 1869, Archiv Bd. IV. 
9) 'Sten. Ber. S. 40. 
‘) Nr. 215. der D.-S. des Reichstags des Norddeutschen Bundes, Sitzungs- 
Periode 1870. 
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2. Erhöhung des jährlichen Satzes, um welchen die Pension steigen soll, 
(von Yo auf '/o); 

3. Verstärkung des richterlichen Elements in den entscheidenden Dis- 
ziplinar-Behörden und fakultative Mündlichkeit und Oeffentlichkeit der 
Disziplinar-Hauptverhandlung; 

4. Einsetzung des Reichs-Ober-Handelsgerichts als höchsten Gerichts- 
hofs zur Entscheidnng über die vermögensrechtlichen Ansprüche der 
Beamten. 

Zur Verhandlung im Reichstag selbst gelangten die Beschlüsse der Kom- 
mission nicht; der Französische Krieg unterbrach auch auf dem Gebiet des 
Beamtenrechts den Fortschritt der Reichs-Gesetzgebung. 

Im Frühling 1872., mit dem Beginn der Sitzungsperiode des Reichstags, 
legte der Reichskanzler den Gesetz-Entwurf, betr. die Rechts-Verhältnisse der 
Reichs-Beamten, — zum dritten Mal — vor. 

Derselbe ist die Grundlage des gegenwärtigen Gesetzes. 

Materiell unterschied er sich von den beiden früheren Entwürfen dadurch, 
dass einmal auf die inzwischen eingetretene Erweiterung des Norddeutschen 
Bundes zum Deutschen Reich Rücksicht genommen war, zweitens dass die 
Beschlüsse der Kommission vom Jahre 1870. zu einem Theil Aufnahme gefunden 
hatten, und drittens, dass die inzwischen ergangenen Reichs-Gesetze, wie 
namentlich das Pensions-Gesetz für das Militär, bei den Bestimmungen über 
die Pensionirung der Reichs-Beamten in Betracht gezogen waren.'!) 

Nicht gefolgt war die Vorlage den Beschlüssen der Reichstags-Kommission 
“ von 1870. in drei Hauptpunkten, nämlich in Betreff: 

1. der Verantwortlichkeit der Beamten für die Gesetzmässigkeit ihrer Hand- 
lungen ($. 10); 

2. der jährlichen Steigerung des Prozentsatzes der Pensionen ($. 40, jetzt 
$. 41); 

3. der Oeffentlichkeit der Disziplinar - Hauptverhandlung ($. 98, jetzt 
$. 103). 

Nur wenige Tage lagen zwischen der Vertheilung der Vorlage und der 
ersten Lesung. Der Reichstag beschloss in derselben nach kurzer Debatte, 
mit Rücksicht darauf, dass der Gesetz-Entwurf bereits früher zweimal einer 
Kommission vorgelegen hatte, die zweite Berathung des ersten Theils desselben 
mit Ausnahme der $8. 61.—67. (über die zwangsweise Versetzung in den 
Ruhestand) ohne Kommissions-Berathung im Hause selbst vorzunehmen und 
nur die 88. 61.—67. und den zweiten Theil von $. 70. ab an eine Kommission 
zur Vorberathung zu überweisen.'?) 

Diese Trennung der Berathung war ein Missgriff. Die Vorschriften beider 
Theile standen in untrennbarem Zusammenhang, wichen beide in wichtigen 
Punkten von dem früheren Entwurf ab und jeder Theil war einer materiellen 
und redaktionellen Durcharbeitung bedürftig. 

Zur Vorprüfung des ersten Theils des Gesetz-Entwurfs trat daher nach 
der ersten Lesung aus den liberalen Fraktionen eine freie Kommission zu- 
sammen, welche aus den Abgg. v. Bernuth, Behringer, Dr. Boehme, 


= 


11) Sten. Ber. S. 39. 
19) Sten. Ber. S. 40 ff. 
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Klotz, Dr. Wagner (Altenburg) und dem Verfasser bestand. An den Sitzun- 
gen derselben nahm von der Deutschen Reichspartei der BB: Freiherr 
v. Dörnberg Theil. 

Die Kommission machte zahlreiche Abänderungs- Vorl von denen 
die wichtigsten den Hauptabschnitt I., den gesetzmässigen Gehorsam, die Ver- 
antwortlichkeit und die Aufhebung der Steuerbefreiungen der Beamten zum 
Gegenstand hatten. 

In die vom Reichstag beschlossene Kommission für den zweiten Theil 
des Gesetz-Entwurfs waren ausser den erwähnten sieben Mitgliedern der freien 
Kommission die Abgg. v. Unruh, Hölder, Reichensperger (Krefeld), 
v. Schöning, v. Hoermann, v. Waldow-Reitzenstein und Dr. Ende- 
mann und, nachdem der Beuslankie Dr. Endemann abgelehnt hatte und der 
Abg. v. Unruh Krankheit halber ausgetreten war, die Abgg. Kiefer und 
Krieger (Lauenburg) gewählt. 

Die Abgg. v. Unruh und v. Bernuth führten den Vorsitz, Bericht- 
erstatter waren Dr. Wagner (Altenburg) und der Verfasser. Die Reichs- 
regierung war durch den damaligen Preussischen Unter-Staatssekretair und & 
gegenwärtigen Handelsminister Dr. Achenbach und den Präsidenten des 
obersten Gerichtshofes für Baiern, Dr. Neumaier, vertreten. Die Kommission 
hielt einschliesslich der Sitzungen der Redaktions-Kommission 21 Sitzungen; 
der ihr zur Vorberathung überwiesene Theil des Gesetzes war nach der Er- 
klärung des Staatsministers Delbrück aus derselben als ein „neues Gesetz“ 
hervorgegangen. 

Der Reichstag bedurfte für seine Berathungen in. 2. und 3, Lesung 
fünf Plenarsitzungen. Seine Aufmerksamkeit beschränkte sich auf verhältniss- 
mässig wenige Paragraphen (88. 10., 13., 19., 25., 34., 89., 91., 94.).. Vorzugs- 
weise — und dies kennzeichnet die Zeit des Gründungsschwindels — nahm 
die Vorschrift des $. 16. über den Eintritt: von Beamten in Aufsichts- und 
Verwaltungsräthe von Erwerbs-Gesellschaften die Theilnahme des Reichstags 
in Anspruch. 

Derselbe eignete sich in seinen Beschlüssen fast durchweg die Anträge 
seiner Kommission an. Nur wenige Abänderungs-Anträge (zu $$. 25., 34.) gingen 
‚ aus seiner Initiative hervor. 

Die wichtigsten Aenderungen der BERLINER -Vorlage nach den Beschlüssen 
der 2. Lesung betrafen: | 

im Abschnitt I.: 
den gesetzlichen Gehorsam der Beamten ($. 10.), 
die Verantwortlichkeit derselben vor dem Gesetz ($. 13.), 
das Verbot des Eintritts in Aufsichts- und Verwaltungsräthe ($. 16.), 
und 
die Aufhebung der Kommunal-Steuerbefreiungen ($. 19.); 
im Abschnitt 11.: 
die Beschränkungen der vorläufigen Versetzung in den Ruhestand 
($- 25.); | 
im Abschnitt Il.: 
die Berechtigung der höchsten Reichs-Beamten, auch bei vorhandener 
Dienstfähigkeit ihre Entlassung mit Pension zu verlangen ($. 35.), 
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und das Verfahren auf Zwangspensionirung ($$. 61.—68.), welches neu 
geregelt ist. 

Im Abschnitt IV. finden sich die zahlreichsten Aenderungen: 

Das materielle Disziplinar-Strafrecht ist gemildert, die Arreststrafe be- 
seitigt, die Strafversetzung fest begrenzt. | 

Das summarische Disziplinar- Verfahren und die Voruntersuchung des 
förmlichen Disziplinar-Verfahrens ist mit den fehlenden, schützenden Formen 
umgeben, für das Hauptverfahren obligatorisch. Oeffentlichkeit und Mündlich- 
keit, wenn auch mit gewissen Einschränkungen, eingeführt, die Vertheidigung 
mit den unentbehrlichsten Rechten ausgestattet, der Beamte gegen chikaneuse, 
erneute Verfolgung im Disziplinarwege sicher gestellt. 

Endlich ist den entscheidenden Disziplinar-Behörden durch die den Rich- 
tern gesicherte Mehrheit der Karakter wahrer Gerichte verliehen und die 
Suspension mit ihren vermögensrechtlichen Nachtheilen auf ihre rechtliche 
Grundlage zurückgeführt. 

Im Abschnitt V. ist das Defekt-Verfahren beschränkt, dem Rechtsweg 
volle Wirksamkeit gegeben und das Prozess-Verfahren anderweit geregelt. 

Im Abschnitt VI. ist die Kompetenz des Reichs-Oberhandels-Gerichts 
auf Prozesse in Defektsachen und wegen Beschädigung durch Pflichtverletzung 
der Beamten erweitert. 

Der Abschnitt VII. ist durch die Ausdehnung der Rechte der Reichs- 
Beamten auf die Reichstags-Beamten ergänzt. 


Von den Beschlüssen des Reichstags in 2. Lesung bezeichnete die Regie- 
rung als solche, welche das Zustandekommen des Gesetzes jedenfalls in Frage 
stellen würden, folgende: 


1. Die Bestimmung über den gesetzmässigen Gehorsam der Reichs- 
Beamten ($. 10); 

2. die Vorschrift über die Verantwortlichkeit derselben für die Gesetz- 
mässigkeit ihrer Handlungen ($. 13); 

3. die Aufhebung der für die Reichs-Beamten beanspruchten Kommunal- 
steuer-Privilegien der Landes-Beamten ($. 19); | 

4. die Bestimmung, dass die Disziplinar-Voruntersuchung durch einen 
richterlichen Beamten geführt werden müsse ($. 85.). 


Der Reichstag verzichtete in Folge dieser Erklärung der Regierung bei 
der 3. Lesung auf die Führung der Disziplinar-Voruntersuchung durch einen 
Richter. In Betreff des gesetzmässigen Gehorsams und der Verantwortlichkeit 
der Beamten für die Gesetzmässigkeit ihrer Handlungen nahm er Abände- 
rungs-Vorschläge an, deren Formulirung nach der Erklärung der Reichs- 
Regierung die geltend gemachten Bedenken nicht entgegenständen. Dagegen 
hielt der Reichstag an der Beseitigung der Kommunalsteuer-Privilegien fest. 

So wurde der Gesetz-Entwurf vom Reichstag angenommen und dem 
Bundesrath zur anderweiten Beschlussnahme. übergeben. 

In Bezug auf das Resultat der Berathungen desselben ist nach Inhalt der 
Denkschrift vom 12. März 1873.'3) Folgendes zu bemerken: 

Die Abänderungen, welche der Reichstag an dem Gesetz-Entwurf vor- 
genommen, gaben zu gewichtigen, theils grundsätzlichen, theils praktischen 


13) D,-8. IV. Session 1873. Nr. 4 5.1. und 2. 
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Bedenken Anlass. Als die erheblichsten Punkte sind in dieser Beziehung zu 
erwähnen: 
Die Bestimmungen des Entwurfs über die Vorschriften, welche die 
Beamten bei der Verwaltung ihres Amtes zu beobachten haben (8. 10.); 
über ihre Verantwortlichkeit für amtliche Handlungen (8. 13.); 
über die Steuerpflichtigkeit ihres Diensteinkommens (8. 19.); 
über diejenigen Beamten-Kategorien, deren einstweilige Versetzung in 
den Ruhestand zulässig sein soll ($. 25.); | 
über den Sitz des Disziplinarhofes ($. 87.); 
über die Zusammensetzung der Disziplinar-Behörden ($$. 89., 91.); 
über die Wiederaufnahme eines eingestellten Diszipl.-Verfahrens ($.99.); 
über die Oeffentlichkeit der mündlichen Verhandlung in Disziplinar- 
sachen ($. 103.) und I 
über die Beschlagnahme bei Defekten (88. 141., 147,). | 
Von dem lebhaften Wunsche geleitet, ein Gesetz, welches die legislativen 
Faktoren des Reichs seit Jahren beschäftigt und dessen Bedeutung für die 
Interessen des Reichs von keiner Seite verkannt wurde, thunlichst zu fördern, 
traten die verbündeten Regierungen an die Prüfung jener Bedenken mit dem 
ernsten Willen heran,- dem Gelingen des Werkes ihre eigene Auffassung in 
allen den Fragen zu opfern, in welchen sie den Beschlüssen des Reichstags 
zustimmen konnten, ohne nach ihrer Ansicht mit dem Geiste der Reichs-Ver- 
fassung und den unabweislichen Anforderungen des Reichsdienstes in Wider- 
spruch zu gerathen. Von diesem Gesichtspunkte aus hielten sie nur zwei vom 
Reichstag vorgenommene Abänderungen für zu bedenklich, um sie ihrerseits 
annehmen zu können. 
Dieselben betrafen: 

1) den $.19, in welchem der Reichstag die Bestimmung gestrichen hatte, 
dass hinsichtlich der Steuerpflichtigkeit des Diensteinkommens, der 
Wartegelder und Pensionen den aktiven und den aus dem Dienste 
geschiedenen Reichs-Beamten gegenüber diejenigen gesetzlichen Be- 
stimmungen zur Anwendung kommen sollten, welche an ihren Wohn- 
orten für die Staats-Beamten massgebend sein sollten; 
den $. 25. In diesem hatte der Reichstag das Recht des Kaisers, 
ausser anderen Beamten auch die vortragenden Räthe und etatsmässi- 
gen Hülfsarbeiter im Reichskanzler-Amte, sowie im Auswärtigen 
Amte und in den Ministerien einstweilig in den Ruhestand zu 
versetzen, auf diejenigen vortragenden Räthe und etatsmässigen 
Hülfsarbeiter beschränkt, welehe unter dem Vorbehalt der einst- 
weiligen Versetzung in den Ruhestand angestellt worden, zugleich 
aber eine Bestimmung angenommen, nach welcher die im Dienste be- 
findliche Zahl der vortragenden Räthe, sowie die Zahl der etats- 
mässigen Hülfsarbeiter, welche mit diesem Vorbehalt angestellt wer- 
den, nicht die Hälfte der etatsmässigen Stellen der entsprechenden 
Kategorie überteigen soll. 

An diesen beiden Paragraphen scheiterte das Gesetz im Jahre 1872. 
Am 12. März 1873. legte der Reichskanzler den Gesetz-Entwurf, betr. die 
-Rechts- Verhältnisse der Reichs-Beamten dem Reichstag zum vierten Male 


2) 
Dssn 
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vor. Der Inhalt desselben entsprach den Beschlüssen des Reichstags von 1872. 
bis auf die $$. 19. und 25. 

Dem Gesetz-Entwurf war die bereits erwähnte Denkschrift vom 12. März 
1873. vorangeschickt, in derselben die Ablehnung der Reichstags-Beschlüsse 
von 1872. motivirt und schliesslich erklärt: 

der Bundesrath habe beschlossen: 

„1) und 2) die $$. 19. und 25. in einer abweichenden — wörtlich angegebenen 

— Fassung anzunehmen; 

3) im Uebrigen dem Entwurf in der ihm vom Reichstag gegebenen Fassung 
zuzustimmen.‘ 

Diese Form, wie sehr sie auch von dem Bestreben des Bundesraths Zeug- 
niss ablegte, das Gesetz mit dem Reichstag in kürzester Frist zu Stande zu 
bringen, war doch derartig abweichend, dass sie den Abg. Lasker zu folgen- 
der Verwahrung veranlasste. Er sagte: 


„Ich finde eine Abhandlung vorangeschickt über Motive des Bundesraths. Ich 
spreche nicht darüber, dass hier die Motive vorn stehen, während sie sonst hinten 
angeknüpft zu sein pflegen; aber ich finde ausserdem, dass der Herr Reichskanzler 
nicht die gewöhnliche Form gebraucht hat, die ja lautet: „Im Namen Seiner 
Majestät des Kaisers beehrt sich der Reichskanzler das Gesetz vorzulegen“. Ich 
will nur dagegen mich verwahren, als wenn das Verhältniss zwichen Bundesrath 
und Reichstag derartig wäre, dass von einem Hin- und Her-Amendiren der Gesetze 
aus einer Session in die andere die Rede sein könnte. Sollte die Reichsregierung 
diese Auffassung etwa haben, so würde ich, nicht zwar in der zweiten Lesung, 
jedenfalls aber in der dritten Lesung einen Antrag stellen müssen, wonach wir in 
die weitere Berathung des Gesetzes nicht unter diesen Umständen eintreten Könn- 
ten. Wenn aber nicht damit die Kontinuität festgestellt sein soll, wie wir that- 
sächlich die Vorlage der Regierung nicht als Amendements betrachten, sondern als 
eine ganz gewöhnliche Regierungs-V orlage, so würde ich von Seiten des Reichstags 
wegen der blossen abweichenden Form hieran einen besonderen Beschluss zu 
knüpfen nicht für nöthig halten. Ich wollte nur ausdrücklich feststellen, dass nicht 
etwa stillschweigend das Amendirungsrecht von einer Session in die andere hinein 
in die Praxis des Deutschen Reiches eingeführt werden soll.“ 


Der Präsident des Reichstags Abg. Dr. Simson erklärte hierauf 
unter Zustimmung des Hauses: 


„Ich nehme an, dass das Gesetz uns in seiner Gesammtheit, d.h. in allen seinen 
Paragraphen vorliegt, also die Nummer 172. der vorjährigen Drucksachen in Ver- 
bindung mit der Nummer 4. der diesjährigen, und werde darum kein Bedenken 
tragen, das Wort auch zu jedem anderen Paragraphen des Gesetzes zu geben, als 
zu den 88. 19 und 25. auf die sich die Vorlage unter Nummer 4. allein bezieht. 14) 


Damit’war die Formfrage erledigt. 

In der Sache selbst war der Verfasser nach dem Inhalt der Denkschrift, 
namentlich nach der Begründung der Ablehnung des $. 19. der Reichstags- 
Beschlüsse aus Artikel 3. der Reichs-Verfassung, seinerseits der Ueberzeugung, 
dass eine Zurückweisung der Fassungsvorschläge des Bundesrathes das Schei- 
tern des Gesetzes von Neuem zur Folge haben würde. Er sprach desshalb 
bei der ersten Lesung die Hofinung aus, dass das Haus von Verbesserungs- 
Vorschlägen Abstand nehmen würde und hob unter andern Folgendes hervor: !?) 


„Was 8.19. anlangt, so bleibt trotz allen Scharfsinnes der Begründung in der 
Denkschrift die Thatsache stehen, dass wir die Kommunalsteuer-Befreiung, wie sie 
egenwärtig für die Staats-Beamten in einzelnen Ländern besteht, im Wege des 
3esetzes weiter ausdehnen auf die Reichs-Beamten. — Ich bedaure lebhaft, dass 
die Reichsregierung sich hier nicht in der Lage zu befinden geglaubt hat, den 


.\ Sten. Ber. von 1873. 8. 56 
15) Sten. Ber. von 1873. S. 21. 22. 
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Reichstags-Beschlüssen des vorigen Jahres ihre Zustimmung zu geben, damit die 
volle Kommunalsteuer-Pflicht der Reichs-Beamten zu etabliren nnd zugleich auf 
eine Reform der Landes-Gesetze in dieser Hinsicht einzuwirken. 

Aber vor die Frage gestellt, ob der uns gegenwärtig angebotene $. 19. solche 
Bedeutung hat, dass er das ganze Gesetz unannehmbar macht und damit von Neuem 
das Zustandekommen desselben hindert, muss ich mir doch Folgendes vorhalten, 
Der gegenwärtige 8.19. enthält eine prinzipielle Regelung der Kommunalsteuer- 
Befreiung der Beamten nicht. In den einzelnen Bundesstaaten — und ich habe 
Preussen hauptsächlich im Auge — ist das Privilegium der Reichs-Beamten ent- 
sprechend dem der Staats-Beamten, für die mittelbaren Reichs- Beamten 
durch die Judikatur anerkannt. Wir stehen daher mit der Verwerfung des gegen- 
wärtigen $. 19. vor einem Besitzstande, den wir nicht erschüttern, auch wenn wir 
den $. 19. nicht annehmen. Es bleibt bei der Ko mmunalsteuer-Befreiung. 
Ferner muss ich mir sagen, dass eine gewisse Billiekeit dem Gesetz-Entwurf zu 
Grunde liegt. Wenn ich mir z. B. vergegenwärtige, dass der auswärtige Beamte 
des Reiches, der mit dem Preussichen Beamten des Auswärtigen Amtes in einem 
und demselben Hause wohnt, der eine von ihnen die Kommunalsteuer voll bezahlt, 
der andere nicht, so ist ein Grund dafür nicht erfindlich. Sodann darf ich der un- 


N 


leugbaren Vorzüge gedenken, die das gegenwärtige Gesetz uns bringt. Ich rechne 


dahin vor allen Dingen den Grundsatz der Verantwortlichkeit der Beamten vor dem 


Gesetz, der festen Rechtssprechung in Disziplinarsachen mit allen Garantieen einer 


solchen, und was ich insbesondere hoch veranschlage — das neue Band der Ein- 


heit des öffentlichen Rechts, welches dieses Gesetz um die verschiedenen Glieder 


des Reiches schlingt, insbesondere gewährleistet durch die Einheit der Rechts- 
sprechung des Reichs - Oberhandels-Gerichts, welches dadurch wiederum in seiner 
Kompetenz erheblich erweitert wird. Und wenn ich nun endlich die ‚Lage der 
Reichs-Beamten selbst in’s Auge fasse und nicht vergesse, dass unsere Reichs- 
tags-Beamten an den Vortheilen des Gesetzes vollen Antheil haben, dann bin 
ich für meine Person sehr geneigt, die 88. 19. und 25., wie sie von der Reichs- 
regierung angeboten sind, und damit das ganze Gesetz anzunehmen und sicher zu 
stellen.“ — \ 


Diese Auffassung des Verfassers, namentlich dass der Bundesrath sein 


letztes Wort gesprochen habe, ward nicht allgemein getheilt. Bei der zweiten 


Lesung des Gesetz-Entwurfs, welche ohne nochmalige Kommissions-Berathung 


im Hause selbst erfolgte, wurden desshalb 2 Abänderungs-Vorschläge im 


Sinne der vorjährigen Beschlüsse zu $8. 19. und 23. gestellt. Das Eintreten 
des Reichskanzlers Fürsten Bismarck -beseitigte jeden Zweifel, dass der 
Gesetz-Entwurf mit den Fassungs-Vorschlägen des Bundesraths .stehe und 
falle. Hierauf wurden die beiden Amendements verworfen. | 

Das Gesetz ist unterm 31. März 1873. im Reichs-Gesetzblatt verkündet 
(1873. No. 10. 8. 161. ff.). 


IV. 

Wer die Gesetzgebung der Gegenwart gerecht beurtheilen will, wird da- 
von ausgehen müssen, dass dieselbe die Aufgabe hat, den Deutschen Staat 
neu zu bauen und auszurüsten. Mit jedem organischen Gesetz, welches einen 
Baustein der Einheit, ein Rüstzeug seiner Freiheit und Unabhängigkeit liefert, 
erstarkt das Reich. Das ist der nationalpolitische Gesichtspunkt, welcher die 
Gesetzgebung beherrscht und sie 'rastlos arbeiten lässt. 

Wenn dieselbe sich von der Kasuistik entfernt und auf die Aufstellung 
von Grundsätzen beschränkt, so ist dies nieht nur ein Fortschritt, sondern 
‚für das Deutsche Reich eine Nothwendigkeit. Nur in Kleinstaaten kann man 


noch daran denken, Gesetze zu schaffen, welche alle einschlagenden Sonder- 


beziehungen durch besondere Paragraphen ordnen. Wo aber eine Gesetzes- 
Materie auch grundsätzlich nicht erschöpfend geregelt ist, wird zu bedenken 
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sein, dass zumal in einem jungen, in der Entwickelung begriffenen Staats- 
wesen nicht jede Frage des staatlichen Lebens in jedem Augenblick gelöst werden 
kann.16) Einzelne Verstösse gegen die Systematik und Aesthetik der Gesetzgebung, 
namentlich Mängel in der Redaktion bleiben immerhin ein Nachtheil, aber sie 
sind trotz deutscher Gewissenhaftigkeit und deutschen Fleisses auf Seite der 
Regierung und des Parlaments bei einer auf das Grosse und Ganze gestellten 
fort und fort arbeitenden Gesetzgebung kaum zu vermeiden. Sie sind der 
böse Tropfen, welcher sich, der reinen Quelle einheitlich deutscher Rechts- 
schöpfung beimischt und welchen unschädlich zu machen der Tribut ist, den 
die Organe der Gesetzes-Anwendung ihrer Zugehörigkeit zum Reich zu 
entrichten haben. 

Ein billiges Urtheil wird sich daher von jener Splitterrichterei fern 
halten, welcher man nicht selten in den Kreisen der sogenannten Sach- 
verständigen in Bezug auf die Reichs-Gesetzgebung begegnet. Und auf 
dies billige Urtheil hat das Reichs-Beamten-Gesetz einen besonderen Anspruch. 
Die grossen Schwierigkeiten desselben wurden schon im Jahre 1869. und 1870. 
hervorgehoben. 

In den Motiven der damaligen Entwürfe heisst es: 17) 


„Der Bund übt nicht wie ein einzelner Staat die staatliche Hoheit auf allen 
Gebieten der öffentlichen Verwaltung. Er hat also keinen Organismus von Aem- 
tern und Behörden, der alle Zweige staatlicher Fürsorge umfasste und das ganze 
innere Staatsrecht in äusserlich vorhandener Gliederung darstellte. Nun kommen 
aber die persönlichen Verhältnisse der Beamten mit einer Reihe anderer Gebiete, 
die dem Bunde bisher entzogen sind, in Berührung z.B. mit Zivilrecht und Steuer- 
wesen. Im Einzelstaate, wo eine und dieselbe Gewalt die ganze Gesetzgebung be- 
herrscht, schiebt sich hier Alles in einander. Das Beamten-Gesetz passt zu dem 
Uebrigen. Im Bundesstaate gestaltet sich dieses in Beziehung auf die Bundes- 
Beamten anders. Dieselben sind zugleich Landes-Unterthanen und stehen als solche 
in einem besonderen Suhjektions-Verhältnisse zu verschiedenen Landesherren und 
verschiedenen Gesetzen. Wo sich hier das Allgemeine mit dem Besonderen be- 
rührt, entstehen daher für das Bundes-Beamten-Gesetz Schwierigkeiten, die für die 
Beamten-Gesetze einzelner Staaten nicht vorhanden sind und bei denen eine Aus- 
gleichung versucht werden muss.“ 


Mit diesen Schwierigkeiten steht im Zusammenhang, dass das Reichs- 
Beamten-Gesetz gleichzeitig die Abgrenzung und Vertheilung der Reichsrechte 
gegenüber den Beamten zwischen dem Reich und den einzelnen Bundesstaaten, 
zwischen dem Kaiser, dem Bundesrath und dem Reichstag, und wiederum 
zwischen dem Kaiser und dem Bundesrath, und zwischen dem Bundesrath, 
dem Reichskanzler und den oberen Reichs-Behörden zu ordnen hat. 

Eine weitere Schwierigkeit liegt darin, dass das Gesetz die grossen 
Fragen der Verantwortlichkeit, des Gehorsams und der Disziplin für die mit 
obrigkeitlichen Machtbefugnissen oder doch mit einem selbstständigen Ent- 
scheidungsrecht betrauten Reichs-Beamten und für die Beamten unterster Ord- 
nung, welche die von den Ober-Beamten ihnen ertheilten Anweisungen mit 
einem verschwindenden Rest von Freiheit des Urtheils auszuführen haben und 
— um ein Wort Dahlmann’s zu gebrauchen — nur Hand und Fuss ihrer 
Oberen sind, einheitlich zu lösen sich zur Aufgabe stellte. 

Die Gesetz-Entwürfe von 1869. bis 1872. trugen die Spuren dieser Schwierig- 
keiten an sich. Nach Form und Inhalt, Oekonomie und Motivirung standen 


16) D.-S. des Reichstags von 1869. Nr. 59. und von 1870. Nr. 83. 5. 28. 
17) Vgl. ebenda. 
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sie hinter den gesetzgeberischen Leistungen zurück, welche aus dem Justiz- 
Ressort dem Reichstag vorgelegt waren. 

Dieselben reproduziren mit einzelnen Verbesserungen im Wesentlichen 
Preussisches Recht, so in Bezug auf lebenslängliche Anstellung, Pensions- 
wesen, Disziplinar-Recht, Defekten-Verfahren, Verfolgung vermögensrechtlicher 
Ansprüche der Beamten.'$) Eine Reihe dem Staatsdiener-Recht angehöriger 
Fragen bleiben unberührt und ungelöst, z. B. über die Bedingungen der An- 
stellung, über den Zwang zur Annahme eines Amtes, über das Recht des 
Beamten, seine Entlassung zu fordern. Eines Minister-Verantwortlichkeits-Ge- 
setzes, der abschliessenden Spitze eines jeden Staatsdiener-Gesetzes, dessen 
Mangel immer von Neuem den Reiz erzeugt, die Kompetenzen der Regierung, 
mehr als das Staatswohl gestattet, einzuschränken, ist in den Motiven nicht 
einmal erwähnt. Die Vorschriften über die Kautionspflicht der Beamten sind 
in das Gesetz nicht übernommen, dagegen ist es mit den Spezialbestimmun- 
gen über das Defekten-Verfahren gegen Beamte bepackt, welche in eine 
Dienstpragmatik nicht gehören. 

Auch der Reichstag hat nur einen Theil jener Fragen gelöst, ein Minister- 
Verantwortlichkeits-Gesetz für den Reichskanzler nicht angeregt und sich selbst 
eine anderweite Anordnung, welcher die 8$.1.—22. bedurften, im Interesse des 
Zustandekommens des Gesetzes versagt!?), dagegen, wie schon zu IH. gezeigt 
worden, in sehr wesentlichen Punkten die Preussiche Gesetzgebung verlassen. 

So wie dasselbe schliesslich aus den Berathungen des Bundesraths und 
des Reichstags hervorgegangen, ist ihm nachgerühmt worden, dass es, an der 
Vergangenheit gemessen, einen Fortschritt an Humanität, Rechtsgleichheit 
und Rechtsschutz enthalte, und dies Urtheil scheint nicht unverdient. 


Das Gesetz ist ehrlich bemüht, die grossen Gegensätze der Macht der 
Regierung und der Freiheit und Selbstständigkeit des Einzelnen im Kreise 
des Beamtenthums zu vereinen. Es ist nicht blind gegen die Gefahren, welche 
den Bestand und die Reinheit des Staats-Beamtenthums in einer Zeit bedrohen, 
wo die gewerblichen Institute ihren Beamten ein glänzendes Einkommen und 
politische Unabhängigkeit bieten, dem Staats-Beamtenthum täglich tüchtige 
Kräfte entziehen und aktive Staats-Beamte ihrem Interesse dienstbar machen. 
Auch der Eventualität, dass in den Reihen der mittelbaren Reichs-Beamten ein 
unbotmässiges, frondirendes Beamtenthum sich herausbildet, verschliesst das 
Gesetz sein Auge nicht. Aber darum geht es doch nicht den Weg, welchen 
die Preussische Konflikts- und Disziplinar - Gesetzgebung — ein trauriges 
Denkmal einer traurigen Zeit — im Anfang der funfziger Jahre gegangen ist, 
indem sie den Beamten unabhängig vom Gesetz und materiell abhängig von 
der Diskretion der Regierung machte. Das Gesetz glaubt vielmehr allen jenen 
Gefahren am wirksamsten zu begegnen, indem es auch in dem Verhältniss der 
Reichs-Beamten zum Reiche und den Reichs-Angehörigen den Gedanken des 
Wechtsstaates verwirklicht, damit zugleich den idealen Gehalt des Staats- 
amtes in dem Beamten lebendig erhält und ihn mit dem Selbstgefühl eines 
edlen, dem Vaterlande in erster Reihe gewidmeten Berufs erfüllt. 


1%) D.-S. des Reichstags von 1869 Nr. 59 und von 1870 Nr. 83. 8. 28. 
19) Siehe Anlage A. 
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Ein Reichs-Beantenstand, wie ihn das Gesetz gedacht hat, nur ver- 

fassungsmässigen Gehorsam leistend und in Anspruch nehmeud, in strenger 
Ordnung und Zucht sich selber haltend, aber auch gewiss, dass seine höchsten 
persönlichen Interessen unter dem Schutz des Gesetzes und selbstständiger 
Disziplinar-Gerichte stehen, darf darauf rechnen, auch im Reiche eine 
segensvolle Wirksamkeit zu entfalten und ein Gegenstand gerechten Ehrgeizes 
im Deutschen Volke zu bleiben. 


V. 


Die Verhandlungen des Reichstages liefern der Auslegung des Gesetzes 
nur für die verhältnissmässig kleine Zahl von $$., welche Gegenstand einer 
Debatte geworden sind, eine Ausbeute. Die Kommission hatte im Drang der 
Zeit einen schriftlichen Bericht nicht erstattet und ihre Protokolle enthalten 
fast ausnahmslos nur die Anträge und Beschlüsse, nicht aber deren Begrün- 
dung. Selbst mit Einschluss der Motive der Regierung ist daher das zur Aus- 
legung des vielfach abgeänderten Gesetzes verfügbare urkundliche Material ein 
sehr beschränktes, ein Kommentar desselben, ein fühlbares Bedürfniss. Diese 
Erwägung in Verbindung damit, dass der Verfasser an der Neugestaltung des 
Gesetzes Antheil hatte, bestimmte ihn, dem Wunsche des Verlegers zu ent- 
sprechen und die Erläuterung des Gesetzes zu übernehmen. 

Für dieselbe musste nächst seinem Wortlaut, seinem innern Zusammenhang 
und den Motiven seiner einzelnen Bestimmungen der Gesammtinhalt der bis- 
herigen, in das Beamtenrecht einschlagenden Reichs-Gesetze fruchtbar gemacht 
werden. Aus derselben lassen sich anscheinende Lücken des Gesetzes nicht 
selten ergänzen. Auch die Entwürfe der grossen Justiz-Gesetze, von denen bei 
der Bearbeitung dieser Schrift nur der Entwurf der Zivil- Prozess-Ordnung 
mit seinen Motiven dem Verfasser zu Gebote stand, waren für die Auslegung 
von Interesse.2) Die für Elsass-Lothringen erlassenen Gesetze gelten freilich 
in dem übrigen Theil des Deutschen Reiches nicht. Dieselben empfehlen sich 
jedoch zur Berücksichtigung, insoweit darin Gegenstände abweichend oder 
vollständiger geregelt werden, als es das gegenwärtige Gesetz gethan hat. 

Von den Landes-Gesetzgebungen war die Preussiche schon in den Mo- 
tiven in grösserem Umfang herangezogen; hier war wesentlich nur zu ergänzen. 
Dagegen hatten die Vorschriften der übrigen Landes-Gesetzgebungen nur spär- 
liche Aufnahme gefunden und doch ist die Kenntniss derjenigen, welche den 
monarchischen Bundesstaaten angehören, nicht blos, wo das gegenwärtige Ge- 
setz ausdrücklich auf die Landes-Gesetzgebung verweist oder eine Frage un- 
entschieden lässt, von unmittelbarem Werth, sondern die — mehr in’s Einzelne 
gehenden — Anordnungen derselben erleichtern nicht selten den Einblick in 
die Tragweite und den Werth der knapp gehaltenen Vorschriften dieses Gesetzes. 

Von den Landes-Gesetzgebungen sind in Bezug genommen: 

I. Für das Königreich Preussen: 

Insbesondere Allg. L.-R. Th. II. Tit. X. $$. 63.—145., Gesetz über die 
Pensionirung der unmittelbaren Staats-Beamten vom 28. März 1872. (Gesetz- 
Samml. S.268.), 


20) Der Entwurf der Straf-Prozess-Ordnung mit Motiven ist erst publizirt, nachdem 
diese Schrift so gut wie vollendet war. 
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Gesetz vom 21. Juli 1852., betr. die Dienst-Vergehen der nichtrichter- 
lichen Beamten und die Voreerkane der ee auf eine andere Stelle oder in 
den Ruhestand (Gesetz-Samml. von 1852. S. 64.), ingleichen 

Verordnung, betr. die Ausdehnung der Preussischen Disziplinar-Gesetze 
auf die Sn der nen erworbenen Liandestheille vom 23. September 1867. 
(Gesetz-Samml. S. 1613.). 

9. Eur Königreich Baiern: 

Edikt über die Verhältnisse der Staatsdiener, vorzüglich in Bezug auf 
ihren Stand und Gehalt, vom 26. Mai 1818. (Beilage IX. zur Verfassungs- 
Urkunde Tit. V. 8. 6.) 

Haupt-Landes-Pragmatik vom 1. Januar 1305. über die Dienstverhältnisse 
der Staatsdiener (im Anhang bei Gönner „Der Staatsdienst‘). 

Verordn. vom 23. Juli 1864., die Verhältnisse der unmittelbaren Staats- 
diener betr. (Reg.-Bl. S. 737.). | 

3 Für das Königreich Sachsen: 

Verfassungs-Urkunde $. 44. und Gesetz vom 7. Mai 1835, betr. die Ver- 
hältnisse der Zivil-Staatsdiener (Gesetz- und Verordn.-Bl. S. 169.)2), dazu 

Verordnung vom gleichen Tage, ferner 

Gesetz vom 24. April 1851., betr. die Abänderung einiger Bestimmungen 
des Gesetzes vom 7. März 1851. (über Pension und Wartegeld). 

4 Für das Königreich Württemberg: 

Verfassungs-Urkunde 88. 43.—53. ; 

Dienst-Pragmatik vom 28. Juni 1821. (Reg.-Bl. S. 441.) nebst Vollzugs- 
Verordnungen vom 16. April 1822. und Gesetze vom 7. September 1849. und 
29. März 1865., betr. die Abänderungen einiger gesetzlicher Bestimmungen 
über Quieszirung und Pensionirung. 

9 Für das Grossherzogthum Baden: 


Verfassungs-Urkunde $. 24 und Edikt vom 
Inng 8. 11.). 

6. Für das Grossherzogthum Hessen: | 

Verfassungs-Urkunde $8.47.—50. und Edikt vom 12. April 1820. über die 
öffentlichen Dienstverhältnisse der Zivil-Beamten (Archiv der Hess. Verordn. 
für 1820. 8. 143.). 

Verord. vom 25. April 1820., 26. Juni 1821, 9. März 1824., 12. Juli 1827, 
17. Januar 1831. und 16. ee, 1832. 

7. Für das Grossherzogthum Oldenburg: 

Revidirtes Staats-Grundgesetz vom 22. November 1852. (Zachariae, Ver- 
fassungs-Gesetze S. 900.) und 

revidirtes Zivil-Staatsdiener-Gesetz vom 28. März 1867. (Gesetz- Samıl. für 
1867.8. 71.). 

Ss. Für das Herzogthum Braunschweig: 

Landes-Grundgesetz vom 12. Oktober 1832. 88. 153—157. and 

Gesetz über den Zivil-Staatsdienst vom 12. Oktober 1832. (Gesetz- und 
Verordn.-Bl. Nr. 21. S. 331.). 


> Januar 
.. Februar 


1819. (Gesetz-Samm- 


21) Das Allegat „Kgl. Sächs. Gesetz‘ in den Bemerkungen zu den einzelnen Para- 
graphen bezieht sich auf das Gesetz von 1835, | 
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9, Für das Grossherzogthum Sachsen-Weimar-Eisenach: 
„Gesetz über den Zivil-Staatsdienst vom 8. März 1850. (Gesetz- und Ver- 
ordn.-Bl. S.270.) und 4. April 1854. 
10. Für das Herzogthum Sachsen-Koburg-Gotha: 
Verfassungs- Gesetz vom 3. Mai 1852. $$.6. 7. (Zachariae, Verf.-Gesetz 
S. 666.). 
Gesetz über den Zivil-Staatsdienst vom 3. Mai 1852. (Gesetz-Sammlung 
"Bd. VIII. 8.83.). f 
| 11. Für das Herzogthum Sachsen-Altenburg: 
Staats-Grundgesetz $$. 36., 37., 46. 
Edikt vom 18. April 1831. in Bezug auf einige Verhältnisse des Staats- 
dienstes (Gesetz-Samml. von 1831. 8.15.) $$. 4.—21. und 
Gesetz über einige Verhältnisse des Staatsdienstes vom 8. Oktober 1861. 
12. Für das Herzogthum Sachsen-Meiningen: 
Grundgesetz vom 23. August 1829. 8. 104. (Zachariae, Verf.-Ges. 8. 555.), 
(Gesetz vom 12. Mai 1859., betr. die Pensionirung der Staatsdiener. 
13. Für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt: 
Gesetz über den Zivil-Staatsdienst vom 1. Mai 1850. (Ges.-Samml. S. 369.). 
14. Für das Fürstenthum Schwarzburg-Sondershausen: 
Verfassungs-Urkunde von 1841. Kap. 8. $8. 69.—84. (Pözl, Europäische 
- Verfassungen Bd. IV. S. 306.) 
Verfassung von 1849. $$. 175., 176. 
Gesetz über den Zivil-Staatsdienst vom 26. März 1850. und Ergänzungen 
vom 13. Februar 1860. (Gesetz-Samml. 8. 63.). 
15. Für das Fürstenthum Reuss, jüngere Linie: 
Gesetz über den Zivil-Staatsdienst vom 16. Juni 1853. (Ges.-Samml. S.327.). 
16. Für das Fürstenthum Beuss, ältere Linie: 
_ Gesetz vom 2. April 1860. mit Nachtrags-Gesetz vom 4. Januar 1868. (Ge- 
setz-Samml. von 1860. Nr. 4., Gesetz-Samml. von 1868. Nr. 1.). 
17. Für das Herzogthum Anhalt-Dessau-Köthen-Bernburg: 
Zivil-Staatsdiener-Gesetz für die Herzogthümnr Anhalt, Dessau und Köthen 
vom 17. April 1850. (Gesetz-Samml. 8.47.) und für Anhalt-Bernburg: 
Gesetz vom 13. Februar 1851. für Anhalt-Bernburg Gesetz-Samml. 8. 37.); 
dazu: 
Disziplinar-Gesetz von demselben Datum (Gesetz-Samml. S. 58.), da- 
selbst, und 
Pensions-Gesetz für Hof- und Staatsdienerschaft vom 13. Dezember 1841. 
Schliesslich 
18. Für das Fürstenthum Lippe-Detmold: 
Gesetz über den Staatsdienst vom 15. Januar 1850. (Ges.-Samml. 8. 337.) 2) 


22) In Mecklenburg entsprechen die Verhältnisse der öffentlichen Beamten den 
verfassungsmässigen Zuständen des Landes. Ein einheitliches Staatswesen giebt es 
dort nicht und darum auch keine Staats-Beamten und keine Dienstpragmatik, welche 
sämmtliche öffentliche Beamte umfasst, unter denen dort landesherrliche, der ab- 
soluten landesherrlichen Gewalt unterworfene, Jandständische und Beante für ge- 
meinsame landesherrliche und landständische Institute unterschieden werden. — 
Aehnlich sind die Zustände in Schaumburg-Lippe. Die dortigen Gesetze sowie die 
Gesetze der Freistaaten Hamburg, Lübeck und Bremen sind nicht in Betracht 
gezogen, 
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Die auswärtigen bundesstaatlichen Gesetzgebungen, welche auf repu- 
blikanischer Grundlage beruhen, boten keine Analogien für das Beamtenrecht 
des monarchischen Deutschen Reiches. Dies gilt unbeschränkt für die Schweiz 
und mit einigen Ausnahmen auch für Nordamerika. (Rüttimann „Amerikanisches 
Bundesrecht“.) 


Nach dem Zweck und der Einrichtung des Archivs für das Deutsche 
Reich (Bd. VI.), für welches diese Schrift zunächst bestimmt ist, kommt es vor 
allem auf eine getreue Mittheilung der Entstehungs-Geschichte des Gesetzes an. 
Ueberall, insoweit es sich nicht um untergeordnete redaktionelle Verschieden- 
heiten oder blosse Umschreibungen handelt, sind die Regierungs-Vorlage, bez. 
die Motive wörtlich aufgenommen. Das gleiche gilt von allen’Abänderungs- 
Vorschlägen, welche nicht unwesentliche Punkte betrafen. Sofern sie von der 
amtlichen Kommission herrühren und Gesetz geworden sind, hat der Verfasser 
dies in den Anmerkungen zudem betr. Paragraphen angegeben und soweit er seinen 
Notizen und seinem Gedächtniss trauen durfte, auch die Motive hinzugefügt 
und als solche bezeichnet. Bei den wichtigeren Abänderungs-Vorschlägen ist 
die Begründung des Antragstellers hinzugefügt und bei den Bestimmungen über 

den gesetzmässigen Gehorsam, | 
die Verantwortlichkeit der Beamten, 
den Eintritt der Beamten in den Aufsichts- und Verwaltungsrath von Er- 
werbsgesellschaften, 
die vorläufige Versetzung in den Ruhestand, und die Befugnisse der höchsten 
Reichs-Beamten, ihre Entlassung mit Pension zu verlangen, so wie über 
die Organisation der Disziplinar-Kammern und die Disziplinar-V orunter- 
suchung, 
sind aus den Verhandlungen die Hauptreden „für“ und ‚gegen‘ und darunter 
namentlich die Erklärungen der Vertreter der Reichsregierung in ihren ent- 
scheidenden Stellen wörtlich mitgetheilt. 

Die Reichs- und Landes-Gesetze sind der Regel nach nieht wörtlich 
abgedruckt, Ausnahmen jedoch vorzugsweise gemacht, wo essich umdie Bestimmun- 
gen über die Vermögensrechte der Beamten handelt. (Pension, Wartegeld.) 

Eingehendere Ausführungen des Verfassers finden sich namentlich in Bezug 
auf gesetzmässigen Gehorsam und Verantwortlichkeit der Beamten. 

Gern hätte derselbe das Erscheinen der nach $. 159. des Gesetzes vor- 
behaltenen Ausführungs-Verordnung abgewartet, welche manche Lücken auszu- 
füllen und manche Zweifel zu lösen geeignet ist. Allein bis zu deren Er- 
scheinen schien eine den Mangel vollständiger Materialien zu ersetzen be- 
stimmte Schrift nicht unerwünscht und überdies: „Bis dat, qui eito dat.“ 

Eine Ferien-Arbeit, für das praktische Bedürfniss des Augenblicks be- 
stimmt, möge diese Schrift die nachsichtige Beurtheilung finden, deren sie so 
sehr bedarf, und einem streng wissenschaftlichen Werk über Reichs-Beamten- 
Recht als Vorarbeit dienen. 3) 

23) Während diese Schrift bereits zum Druck abgeliefert war, ergingen eine Reihe 


wichtiger, der Sitzungs-Periode von 1873. angehöriger Reichs-Gesetze, welche in An- 
merkungen nachträgliche Berücksichtigung gefunden haben. 


Gesetz, 
betreffend 


die Rechts-Verhältnisse der Reichs - Beamten. 


Vom 31. März 1873. 
(Reichs-Gesetzblatt 1873. S. 61. ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, 
König von Preussen etc. etc.,, verordnen u. s, w. was folgt: 


Allgemeine Bestimmungen. 

8. 1. Reichs-Beamter im Sinne dieses Gesetzes ist jeder Beamte, 
welcher entweder vom Kaiser angestellt oder nach Vorschrift der 
Reichs-Verfassung den Anordnungen des Kaisers Folge zu leisten ver- 
- pflichtet ist. *) 


I. Entfiefungs-Hefdidte: 
Die Motive (S. 30.) führen zur Erläuterung an: 

„Nach $. 1. sollen als Reichs-Beamte im Sinne dieses Gesetzes nicht 
nur die vom Kaiser angestellten Beamten, sondern auch diejenigen Beamten 
betrachtet werden, welche nach Vorschrift der Reichs-Verfassung den An- 
ordnungen des Kaisers Folge zu leisten verpflichtet sind. Diese Begriffs- 
bestimmung ist wörtlich dem $.1. des Reichs-Gesetzes vom 2. Juni 1869., 
betr. die Kautionen der Bundes-Beamten (B.-G.-Bl. S. 161.) entnommen und 

‘ empfiehlt sich um so mehr zur Aufnahme in das vorliegende Gesetz, als es 
unzulässig erscheinen muss, einen und denselben Begriff in verschiedenen 
Gesetzen verschiedenartig festzustellen.“ 


I. Bemerkungen. 
1. Anftellungsreht. Art. 18 der Neih3:Berfaffung lautet: 
„Der Kaiser ernennt die Reichs-Beamten, lässt dieselben für das 
Reich vereidigen und verfügt erforderlichen Falls die Entlassung.“ 
Bal. 8. 15. und 8. 7. des Allg. 2.:R. Th. II. Tit. 13., nach welchen Staats- 
Aemter und Würden zu verleihen nur dem Oberhaupt des Staates gebührt. 


2, Grundlage des Anftellungsrehte. Der Begriff der NReihs-Verfaflung um: 
laßt au die fpäter zu deren Ausführung oder doch auf Grund derfelben erlafjenen 
Bi Seihe (Sten. Ber. von 1869 ©. 934 und Kortfampf „Die Kautionen 
der Reih3-Beamten“ ©. 5., 6. Aıdiv Bd. IV. ©. 918. ff.). 

3. Ausiibung des Anftellungsrehtd. Die Anftellung der Neich3:Beamten erfolgt: 
a. dur den KRaifer felbit oder in deffen Namen fraft Kaiferliher Ermächtigung 

dur den NReihsfanzler oder die oberite Wräfivial-Behörde (vgl. $.4. des Ge: 


*) Siehe Einleitung und die in der Anlage A. enthaltene anderweite Anordnung 
der allgemeinen Bestimmungen $$. 1.—22. 
Archiv des Dentschen Reiches Bd, VI, j 37 
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fees über das Neich3-Dberhandels:Geriht vom 12. Juni 1869., Bundes: Gef. 
Bl. ©.201., Archiv Bd. III. ©.747.).*) Sn diefer Ermächtigung (Delegation) ift 
der Raifer gefeglih nicht beihränft. ir } 
Sn Bezug auf die Berufung und Anftellung der Beamten in Elfa$- 
Zothringen val. Gefeh vom 14. Suli 1871., betr. Abänderungen der Gerichts: 
Berfaffung 8. 17. (Gef.-Bl. für Elfaß-Lothringen von 1871. ©. 188.). Gejeh, 
betr. die Einrihtung der Verwaltung vom 30. Dezember 1871. 8.21. (Gejeß-DBI. 


von 1872. ©. 56.) und Gefeß, betr. die Einrichtung der Forjtverwaltung, von 


demfelben Datum (Gel.:Bl. ©. 58.). 


Bei der Anftellung der Kaiferlihen Beamten findet eine Mitwirkung des | 


Bundesraths oder feiner Ausihüfle in folgenden Fällen Statt: | 


aa, bei den Mitglievern des Neih3-Oberhandel3-Gerihts (Ge. vom 12. Juni 


1869 &. 3. a. a. D.); 
bb. bei den Mitgliedern de Bundesamtes für das Heimathwejen (Gel. vom 
1. Juni 1870 8.42, B.:6ef.-8l. &.368, Archiv Bd.IV. ©. 596.). | 
Bei beiden Beamten-Kategorien (aa.bb.) hat der Bundesrath das Necht des Borihlags; 
ee, bei den Mitgliedern de8 in Ausfiht genommenen Deutfhen Rehnungshofes 
(Kommilfions-Entwurf 8.2). Dem Bundesrath foll hier da Wahlrecht zuftehen; 


dd. bei den Mitgliedern der nach diefem Gefet zu bildenden entjcheidenden Diszipli- a 


nar: Behörden (Disziplinar- Kammern und Disziplinarhof $. %). Aud) 
bier hat der Bundesrath das Wahlrecht; ' nie: 

ee. bei den Konfuln. Die Anftelung erfolgt nah Bernehmung des Ausihufjes 
des Bundesraths für Handel und Verkehr (Urt. 56 der Neih3-Berfaflung) ; 


ff. bei den Reih3-Boll-e und Steuer-Kontrol- Beamten (Art. 36. der Reichs: | 
i Verfaffung). Der Beiordnung derfelben geht die Vernehmung de Ausihufjes i 


für Zoll: und Steuermwefen voran. 


ur Ernennung der vom Bundesrath bezeichneten PVerjonen ift der Kailer 
nicht verpflichtet. Er allein hat verfaffungsmäßig die Aemter-Hoheit im Reihe 


(Art. 18.). In Nord: Amerifa hat der Präfident, welcher bei der Wahl der Be- 
amten an die Zultimmung des Senats gebunden ift, das. Reht, au nad) erfolgter 


Genehmigung der Wahl feinen Willen zu ändern, jo lange er das Patent nit 


unterzeichnet hat (Nordamerifan. Bd3.-Staatsreht v. Rüttimanı Bd. I. ©.279.). \ 


b. Durch die Regierungen der einzelnen Bundesftaaten. sm Fall der 


MWieveranftellung von Beamten, welde aus dem Neichsdienite ausgejchieden 


find, ift Genehmigung der oberiten Neihsbehörde nothmwendig (8. 33.). Weber 
PVenfionirung fiehe $$. 54., 64., 66. und über Begnadigung $. 118. 


ler (Allerhöhfter Erlaß v. 3. Auguft 1871. Reichs » Gefe - BI. 
. 318.). 


4 Inhalt und Kennzeichen des Neichs-Beamten-Verhältniffes. $.1. giebt jenen nicht 
näher an. Das Allgemeine Landredt fapt ihn in SS. 1. und. 2. des Theil II. 
Tit. 10. dahin zufammen: 


„Militeir- und Zivil-Beamte find vorzüglich beftimmt die Sicherheit, die gute Ordnung 


Die vom Kaifer ernannten Behörden und Beamten führen den Amtstarakter 


und den Wohlftand des Staates unterhalten und befördern zu helfen”. „Sie find außer 


den allgemeinen Tinterthanenpflichten dem Dberhaupte des Staates bejondere Treue und 
Gehorfam jehuldig.” 
Dies wird auch felbitverftändlih die Pflicht eines jeden Neih3:Beamten gegen 
Kaifer und Reich fein. | | 
Mefentlich für das Neich3-Beamten-Verhältnig ift außer dem Dienft für das 
Reich die Karjerlihe Anftellung oder in gemiljen untergeoroneten Gtellungen 
R RUND Geiten3 de3 Zandesherren mit Unterordnung unter. den Kaifer 
8. 1). | 
Diefe Anjtellung unterjcheivet die Neich3:Beamten: 


a. Von den Mitgliedern des Bundesrath3. Diefelben ftehen im 


Dienst. des einzelnen Bundesftaates und vertreten diefen im: Bundesrath 
*) Gejeß, betr. die Errihtung eines Eifenbahn-Amt3 vom 27. Juni 1873. 8.2., R.-6.-Bl. 


2 164.; ie die Verwaltung des Reichs:Invalivenfonds vom 23. März 1873. &.1l, 


:$.:81. ©. 
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(Art. 6. und 7. der Neich3:Berfajfung). Der Bundesrath jelbit aber ıft nicht 
Diener, jondern Mitinhaber der vom Kaifer repräfentirten Neichsgewalt (val. 
zu $8.91.). Die Beamten des Bundesraths find im Zweifel als Neich3-Beamte 
anzufehen (Art. 8. der Neihs-Verf.). 

b, Bon den Reihstags: Abgeordneten, melde gleich jenen für das Neid) 
arbeiten, aber aus der Vollswahl hervorgehen und von den Reidhstags: 
Beamten, weldhe ihre Anftellung dur) den Vräfidenten des Neichstags erhal: 
ten, 8.156. diejes Gejeßes. (Bol. Schulze „Breußiihes Staat3-Htedht“ Bo. 1. 
S:.3124) 

Die Mitglieder der NReihsihulden:-Kommiffion, welde dem Bundes: 
rat) und dem Reichstag angehören und von diefen Körperfghaften aus ihrer Mitte 
auf ein, beziehungsweise drei Jahre gewählt werden, find alfo feine Neich3-Beamten 
(vgl. Gej..v. 19. Juni 1868., B.-6.:Bl. ©. 339. $.4., Ardiv Bd. Il. ©. 380., Nönne 
„Breuß. StaatsR.” Bd.I. Th.1., ©. 449., II. Th. 1. ©. 99.). Zweifelhaft fönnte 
dies ın Bezug auf die Mitglieder der Verwaltung des NReihs:Xn- 
validenfonds fein (Gefet vom 23. Mai 1873. R.-.:Bl. ©. 117), weldhe aus 
Keichamitteln Befoldung erhalten (Neihshaushalt von 1874. Anl. XIV). Der Zweifel 
ericheint jedoch nicht gered,tfertigt. Während der VBorfigende vom Katfer auf Zebens- 
zeit ernannt wird, werden — abweichend von dem vorbildlichen Gefeß über die Preuß. 
Verwaltung der Staatöfhulden vom 24. Februar 1856., (G.©. ©. 57.—61.) — die 
Mitglieder der Verwaltung des Neich3:nvalidenfonds nit vom Kaifer angeitellt, 
jondern vom Bundesrath gemählt, S.11. des Gefetes vom 23. Mai 1873. Das 
Ernennungsrecht des Kaifers aus ver fKieichsverfaifung als felbitveritändlich zu fupplizt- 
ven, wäre Shonnad dem Wortlautdes$.11. bedenklich. Die Wahl der Mitglieder aufnur 
drei Jahre, die Ausfchließung der Disziplinar-Gemalt des Borfigenden über diejelben 
und ihre völlige rechtliche Gleichitellung mit diefem, infomeit es fi) nicht um die Be- 
fugnilje über das Büreau:Perjonal handelt, verbieten jene Auslegung. Die Ber: 
Ameliigen im Reichstag, infonderheit auch die Erklärungen des Präfiventen des 

eihsfanzler: Amts Tafjen endlich darüber feinen Zweifel, daß die Mitglieder der 

Verwaltung des NReih3-Snvalidenfonds die Stellung rechtlicher Vertreter der 

einzelnen Bundes: Regierungen einnehmen. Sten. Ber. des Reichstags von 1873 

©. 484., 485. Als Reih3:Beamte im Sinne des 8.1. des Neichs-Beamten-Öejebes 

find daher jene Mitglieder nicht zu betrachten; dies fchließt nicht aus, daß einzelne 

Borihriften des Gejeges z.B. über die Modalitäten der Bejoldungszahlung auf jene 

analoge Anwendung leiden. Die Penfionzfähigfeit der Befoldung ft im Gtat 

ausdrüdlih ausgeihlofien. (Nahtrags:Etat für 1873., Anlage VIII. 52.). 


5, Meberficht der Neih3-Benmten. Zu den Neih8-Benmten gehören: 
a. der Neichöfanzler, der Präfident und die Beamten des Neichstanzier-Anted; 
b. 3% Beamten des Statiftiihen Amtes (Etat de3 Neichsfanzler-Amtes für 1873. 
r.6:)3 
die Beamten de3 Bundes-Aınted für das Heimathweien (Nr. 11. dejjelben Gtats); 


die Beamten der Normal-Cihungs-Kommilfioen (Nr. 7. dejjelben Etat3), und unter 
diefen namentli der Normal-Cihungs-Direktor. Die Errihtung der Eihungs- 
Aemter fteht den Landes-Regierungen zu und erfolgt nad) den Landes-Gejegen 
(Mab: und Gemwicht3-Ordnung vom 17. Auguft 1868., B.-Ö.-Bl. von 1868. 
S.473., Archiv Bd.II. ©. 335. u. 380, Bekanntmachung vom 16. Jebr. 1869., betr. 
die Errichtung einer Normal-Eihungs:Kommiffion, B.-6.-Bl. von 1869. ©. 46. 
und Stenogr. Berihte ©. 134.); die Beamten der Eihungs-Aemter bleiben 
Zande3: Beamte; | 
die Zolle und Stener-Beamten, welche der Kaifer den Zoll: und Oteuerämtern 
und den Direftiv-Behörden der einzelnen Staaten für Zoll- und Steuermefen 
beiordnet (Art. 36. der Neiha:-Verfaflung, Etat des Neihstanzler-Amtes für 
1873. Nr. 5.). Nach der Erklärung der Neich3-Negierung ift der Artilel 36. 
der Verfaffung noh nit voll zur Ausführung gelangt. Die darin vorge: 
fehenen Funktionen find vorläufig fommifjariich einzelnen Zande3: Beamten 
37* 
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übertragen, eine fpezielle Ernennung zu Reich3:Beamten hat nicht ftattgefunden 


Bol. Stenogr. Berihte ©. 133. 134.) *); 

Alle übrigen Zoll: und Steuer-Beamten find Zande3:Beamte, Art. 36. der 
N.:Berf., inzbejondere gehören dahin auch die Beamten der Kaiferlihen Zoll: 
ämter zu Zübel, Bremen und Hamburg, deren Gtellen von den einzelnen 
Bundes: Regierungen befegt werden. Ausgabe-Gtat der Kaiferlihen Hauptzoll: 
Aemter in den Hanje-Stäbten für 1874. (Haupt:Etat Anlage VIH. ©. 8.). 
Keih3:Beamte im engeren Sinne find jene Beamten feinenfalls. So der 
Vräfivent des Neihs-Kanzler-Amtes, Sten. Ber. von 1873. ©. 1049. **) 

Endlih gehören zum Nefjorts de3 Neihstanzler-Amts und find, injomweit 
die ihnen von dort aus übertragenen Funktionen reihen, Neich3:Beamte: 

Die Mitglieder der Reih3:-Shulfommiffion (Beihluß 3 Bundes: 
taths vom 21. Dezember 1868. Etat für 1874. Anl. B. Nr. 11. ©. 18.), die 
nad) der vom Bundesrath auf Grund des Artifeld 54 der Reich: Berfajjung 
unterm 5. Juli 1872. erlajjenen Shiffsvermejjungs-Drpnung (R.- ©.: ©. 
270. ff.) vom Reihsfanzler zur Aufficht über das Schiffs- a 
zu beitellenden Snipeltoren, und die nad) den vom Bundesrath auf Grund 
der Beitimmung im 8. 31. der Gewerbe: Drdnung ertheilten VBorihriften über 
den Nachweis der Befähigung ala Seejchiffer und See-Steuermann auf Deut: 
Den one Schiffen ($. 21 der Befanntmahung vom 25. September 1869, 

8.6.31. ©. 660. ff., Archiv Bd. III. ©. 447. ff.), fowmie nach den von demfel- 
ben auf Grund diefer Beitimmungen erlaffenen Anoronungen über das Prü- 
fung3:Verfahren und über die Zufammenjegung = Prüfungs - Rommiffionen 
(Befanntmahung vom 30. Mai 1870., BGBl. ©. 314. ff. Aırdiv Bd. II. ©. 
804. ff. von dem Reichsfanzler zur Beauffihtung des Sdistee Be 
wefens beitellten Infpeftoren (Etat für 1874. Anl. I. Nr. 12. ©. 10.). 


f. ee Beamte des Auswärtigen Amtes, namentlich die Gefandten und die 
onfuln; 


8. die Beamten des Neichd= Dberhandeld: Geriht3, namentlich aud) der im Jahre 1873. 


angeitellte Staat3:Anwalt; 

h. die Poft: und Telegraphen: Beamten mit Ausnahme der betr. Beamten in Würt- 
temberg und Baiern, wo die Boft und Telegraphen-Verwaltung nicht zu den un: 
mittelbar vom Reich geleiteten Vermaltungszweigen gehört ee Urt. 2. des 
Bertraged mit Württemberg vom 25. November 1870., für 1870. 
©. 654. und 8. 4. de3 Bertrages mit Baiern vom he November 1870. 


8.0.81. für 1871. ©. 9, Archiv Bd. VI., ferner Motive Zu 8.1. ©. 30, 


©tenogr. Ber. ©. 132. und Ueberjicht der in 8. 1. bezeichneten Beamten:Kate: 
gorien Nr. 2a. Anlage Nr. 2.); 

1. die Mitglieder der Neih3-Nayon-Kommilfion (Gefeß, betr. bie Belhränkungen 
des Orundeigenthbums in der Umgebung von Feltungen, vom 21. Dezember 1871. 
8. 31. R:©.:Bl. ©. 446, Archiv Bd. VIII.) ***) 


k. die Mitglieder des Nechnungehofes des Dentihen Neiches, injomweit jte vom Bun- 


desrath gewählt und vom Kaifer angeftellt find. Da ein Gefeß über den 


Rechnungshof de8 Deutfhen Neiches bisher nicht zu Stande gefommen ilt 


*) Im Gtat für 1874. figuriven diefe Kontrol-Beamten unter Tit. IX. „Reis: Kom: 
AR j f m, für welde ein Baufhgquantum von 94,840 Thlr. ausgefebt it (Haupt: 
at Ar 
**), Bu den Neich3-Beamten gehört auch der Neich3- für das Aus: 
wanderungsmwejen. Haupt-Gtat für 1874. Anl. D. Nr. 19. ©. 8. Die Vorjeriften über 
dad Ausmwanderungsmwejen werden zunädft von den an der Regierungen gehandhabt, 
in deren Häfen fie zur Geltung fommen. Die betreffenden Beamten find Landes- Beamte, 
das Neihs-KRommifjariat ift Aufficht3: und Kontrol-Behörde (Sten. Ber. von 1873 ©. 1016). 
RR) Serner gehören zu den Reich3-Beamten: 
1. der Direktor und das Büreau-Perjonal der ae des Keihd- InvalidenfondS 
(Sejeg vom 23. Mai 1873. 8.11, R.-6.-Bl. ©. 
2. die Beamten ded Reichs: Gifenbahn- Anies und die Reihs-Eifenbahn:Kommillare 
(Gejet vom 27. Juni 1873. 8.2., R-G.:Bl. 64.). 
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(Meberficht der Entihließungen des Bundesraths von 1872., D.-©. des Reiha- 
tages von 1873. Nr. 14.), jo werden die Funktionen deffelben gegenwärtig von 
der Breupischen Dber-Rechnungsfammer wahrgenommen. Diefelbe ift zu diefem 
Hmwed durd einen Direktor und fieben Mitglieder verftärkt, melde ihre Belol- 
dung aus Neihsmitteln erhalten. Die Situngen des Nechnungshofes finden 
getrennt von denjenigen der Ober-Nehnungsfammer ftatt (Gef. v. 4. Juli 1868 
— für die Jahre 1867.—1869., — B.-©.:Bl. 1868. ©. 433., Gef. v. 11. März 1870. 
B.:0.:Bl. 1870. ©. 47., Gefeß v. 5. Suli 1872., R.-G.-Bl. ©. 265. Gefeb vom 
22. sun 1873., R.-©.-Bl. ©. 145., Inftruftion für den Rechnungshof des Nord- 
deutihen Bundes vom 28. Mai 1869., D.-©. des Norddeutihen Bundes von 
1869. Nr. 250., und Etat für den Nehnungs-Hof des Deutfhen Neiches für 
1873. Tit. 5. Nr. 2. und 3., Wrdiv Bd. II. ©. 582. ff., IV. ©. 1030.). *) 


1. die Beamten und Offiziere des Landheered und der Marine (Neich3:Berfaffung 
Art. 64. und Art. 53.) Nur in Bezug auf Baiern findet eine Ausnahme ftatt 
(Vertrag mit Batern vom 23. November 1870. 8. 5., R.-©.:BI. für 1871. ©. 9,, 
Archiv Bd. VL). 

Veber den Karalter der Offiziere als Militair-:Beamte im weiteren Sinne 
vgl. Verhandlungen des Norbveutfhen Reichstags von 1868., Stenvgr. Ber. 
©. 491. 561., im Webrigen Motive ©. 30. 


m. Sämmtlihe Beamte in Cliaß= Lothringen. DVergleiche über die Nichtanmwendbarkeit 
diejes Gefeßes auf die dortigen Beamten die Einleitung. 
Dagegen bevientfihdasNteihderLandes:-Beamten alsDrgane fürfeine Zwede: 
a. Bei der Reihs:Hauptfaffe. 
Die Wahrnehmung der Zentral-Kafjen-Gefchäfte des Deutfhen Neihes erfolgt 
nämlih Dur die Breußifhe General-Staatsfaffe unter ver Benennung 
 „Reih8:Hauptfafle” (Berordnung des Bundesfanzlerö vom 21. Yan. 1868., B.:®. 
Bl. für 1868. ©. 1., und Verordnung des Neichsfanzler3 vom 1.-Suni 1871, 
R.-©.-Bl. ©. 126.). An diefelbe wird aus Neichsmitteln ein Baufhquantum 
-ald Entihädigung gewährt, welches nad) dem Etat des Reichsfanzler- Amtes von 
1873. Tit. 1. Nr. 14. 2800 Thle. beträgt. Die Beamten der General-Staatäfaffe, 
auf deren Ernennung das Reich Feinen Einfluß übt, bleiben daher Preußifche 
Zandes-Beamte. 


b. Bei der Bermwaltung der Reih8-Anleihen. 
Diefelbe tft der PBreußifhen Haupt-Berwaltung der Staatsfdul: 
den übertragen. Die obere Leitung fteht mit den gefeglichen Einfchräntungen 
dem Reichöfanzler zu (Geje vom 19. Juni 1868. B.:6.-Bl. ©. 339., Archiv 
BD. II. ©. 380., Gejet vom 21. Juli 1870., B.-©.-Bl. ©. 491. und Gejeg vom 
29. November 1870., B.:6.-Bl. ©. 619. Arhiv Bd. V. ©.29. a. a.D.). Auch 
die Beamten diefer Verwaltung find als NReich3:Beamte nicht zu betrachten. 


ec. Für die Berwaltung der Zölle mit der Ausnahme der Nr. e. Art. 35. der 
Reihs-Verfafjung. 

d. Ebenjowenig gehören zu den Neich3:Beamten die Beamten der in den Bundes: 
Staaten beftehenden Cifenbahn:- Verwaltungen, wenngleich lettere nad) 
Art. 47. der Neich3:Berfaflung den Anforderungen derKteich3:Behörden inmanden 
Beziehungen Folge zu leiiten verbunden find. Dies gilt aud) von anderen Be- 
hörden der Bundesitaaten, welche die Gejege und Bejhlüffe des Neiches im 


*) eber die Stellung des Direktors und der fieben Mitglieder in der Ober-NRechnungs- 
fammer vgl. Sten. Ber. von 1873. ©. 1048. 

Als Reich3:Behörden, beziehungsmweife Neih3:Beamte wurden im Neichdtag von 1873. in 
Ausfiht genommen: 

ein Reih3-Münz:Direftor (NRefolution Bamberger D.:©. Nr. 49.); 
‚ ein Direktor für die Zentral-Direftion des archäologischen Inftituts in Rom (Sten. Ber. für 
1873. ©. 1025.). 

Dagegen waren bie nah dem aus der Mitte des Haujes hervorgegangenen' Gefeks 
Entwurf 8.1., betr. die Beurfundung des Perfonenftandes, für diefen Zwei bezeichneten 
Standes-Beamten al3 Landes: Beamte gedadt (D.:S. Nr. 77.). 
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Berwaltungsmwege zur Ausführung zu bringen haben (Motive ©. 34.). Dahın 
zählen insbefondere: 


e. Die Seemanns:Memter. Die Errihtung derfelben fteht den Landes-Re- 
gierungen nad) Maßgabe der Landes:Gefege zu und nur die Geihäftsführung 
derselben unterliegt der Oberauffiht des Neiches. Seemanns-Ordnung vom 
27. Des. 1872. 8.4. Ab. 2. (R.-G.-Bl. von 1872. ©. 409. ff., Arhiv Br. VII). *) 


6. Klaffen der Neichd-Benmten. 

Die verihiedenen Klaffender Neih3-Beamten angehend, fo unterfheidet das Gefeg: 
A, — und dieg ift politifch die bedeutfamfte Eintheilung — unmittelbare 

KRaiferlihe Beamten (Verordnung vom 29. Juni 1871., R.-©.:Bl. ©. 303.) 
und mittelbare Neih8:Beamten, S. 1. 
Zu den unmittelbaren Neih3:Beamten gehören nicht allein die unmittel- 
baren vom KRaifer felbft ernannten, fondern auch diejenigen Beamten, welhe 
in feinem Namen und Auftrag durd) die oberen Neichs:Behörden angejtellt 
find. Bol. Weberfiht der im 8.1. des Gefeg-Entwurfs, betr. die Necht3-Verhält- 
niffe der Neih3-Beamten, bezeichneten Kategorien (Nr. 144 der Drudjahen Nr. 1 
und Anmerfung ii $. 16.). 
Die mittelbaren NReih3:Beamten werden zwar von den Regierungen der 
einzelnen Bundes:-Staaten ernannt, erhalten jedoh ihre Bejoldung aus Neich3- 
mitteln, find in VBerwaltungszweigen thätig, welde vom Reihe wahrgenommen 
werden und find dem Kaifer zum Gehorfam verpflichtet. Auch fie dienen dem 
Reihe und haben mit den unmittelbaren NReih3:Beamten gleihe Rechte und 
Pflichten, fomweit nicht diefes Gejeh eine Ausnahme madt. Val. $. 16., Motive 
18.1; ©. 90. und Stern. Der, ©: 906, 907. 
Zu den mittelbaren Reih3:Beamten gehören: | 
«@. Die bei den Berwaltungs: Behörden der Poft und Telegraphie an- 
geftellten unteren Beamten und die für den Iofalen und techniihen Betrieb 
beftimmten, mithin bei den eigentlichen Betriebaftellen fungirenden Beamten 
(Art. 50. der Neich3-Berfaffung,; Motive ©. 30.) mit Ausnahme der Beamten 
von Baiern und Württemberg. Giehe oben Wr. 5.h. 

p- Die Militair- Beamten mit Ausnahme der Militair = Verwaltungs: 
Beamten in Baiern. Giehe oben Nr. 5.1. und Weberficht der im $. 1. des 
Gefebes bezeichneten Kategorien (Drudf. Nr. 145. Sten. Ber ©. 132.). 


6. Die Dffiziere mit Ausnahme des Höhftfommandirenden eines Kon: 
tingents, fo wie aller Dffiziere, welche Truppen mehr als eines Kontingents 
befehligen, und aller Feftungs-Kommandanten. Dieje werden vom Kaifer er: 
nannt (Art. 64. der Reih3:Berfaflung). | 
Mefentlihe Modifikationen in Betreff ver Dffiziere finden ji in den Militär: 

Konventionen, welche VBreußen mit den einzelnen Bundes:Ötaaten, neuerdings 

namentli mit dem Großherzogthum Baden am 25. November 1870. und mit 

dem Großherzogthum Heffen am 13. Juni 1871. abgefhlofien hat. Die Mehrzahl 
diefer Staaten hat auf die Stellung eines eigenen Kontingents zur Reich3:-Armee 
verzichtet und die Ausübung ihrer hierauf bezüglihen Rechte, namentlich die Er: 
nennung der Offiziere, auf die Krone Preußen übertragen. Siehe das Nähere 
über die Berträge bis zum Jahre 1868. bei Thudihum „Berfaflungsredht des 

Norvdeutihen Bundes’ ©. 372., 389., 397. und „Die Grundlagen der heutigen 

Deutfhen Kriegs:Verfaflung“ in Holbendorf, Sahrbud, Jahrg. II. ©. 87., ff. 99., 

Slafer Archiv Heft III. ©. 44. ff., Heft IV. ©. 170. ff. und diefen Bd. Archiv. 

Huch mit Braunfchweig foll am 30. Dftober 1867. eine Milttaie-Inftruftion 

vereinbart und den betheiligten Militairs durh Drvre des Bundes: Feloherrn 

vom 7. Dezember 1867. mitgetheilt fein. (Nönne’s „Deutihes Berfafliungs-Necht“ 
©. 65.) Der Wortlaut der AInftruftion war dem Verfafler nicht zugänglid. 

*) Die Norvdeutihe Seewarte — ein nautiihmeteorologiiches Injtitut — zu Ham: 
burg ift feine BundessBehorde, Jondern ein Privat: Unternehmen, weldes aus Bundes: 

Mitteln Zufhüffe erhält (Anlage B. des Etats für dad Bunded-Kanzleramt von 1871., ©. 707.). 
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Eine Milttair-Konvention abzufhliegen hat der Herzog auf die Adreffe der 
Landes: Berfammlung mittelft Erlafjes vom 7 April 1873. abgelehnt. (Val. noch 
Zudihum „Verfaljungsreht des Deutfhen Neiches"”, in Holzendorf, Sahrbud 
„sahrgang I. ©.44. Note 2.). — In Baiern und Württemberg werden fümmtliche 
Dffiziere Durch den König von Batern bez. Württemberg ernannt. Militair-Kon: 
vention vom 21./25. November 1870. (B.:6.:Bl. ©. 658., Ardhiv Bd. VIIL) 

Auf die Offiziere, als Verfonen des Soldatenftandes findet nad der Natur 
des Milttairdienites das Gefet nur in feinen Beftimmungen über das Defekten: 
Verfahren $S. 134—149, alfo in bejhränftejtem Umfang Anmendung, $. 157. 
Vgl. Gejeb über die Kautionen der Reich3:Beamten vom 2. Juni 1869 8. 1. — 
B.6.:Bl. ©. 161. Ardiv Bd. IV. ©. 920.). 

Die Benftons-VBerhältniffe der Dffiziere find durch das Gefet vom 
27. Sunt 1871. betr. die Benfiontrung und Verforgung der Militair-Berfonen des 
Neichäheeres und der Kaiferlihen Marine, fowie die Bewilligungen für die Hin: 
terbliebenen jolcher Berfonen (R.-©.-Bl. ©.275., Arhiv Bd. VIIL.), geregelt. Die 
Disziplin tft dur die Disziplinar-Strafordnung für das Heer vom 31. Dftober 
1872. und durch die Verordnung über die Disziplinar-Beftrafung in der Kaiferlichen 
Marine vom 23. November 1872. geordnet. (Archiv Bd. VIII. und Solms „Straf: 
Recht und Strafprozeß für Heer und Marine.” 1873. Berlin, Kortfampf.) 
B. Zivil- und Militair-Beamte. Bol. $$. 120—123. 


C. Nichterlihe und michtrichterfihe Beamte. Zu jenen gehören die Mitglieder des 
Reih3:Oberhandelsgerihts und die rihterlihen Militair-$uftizbeamten 8. 158. 
Das Ober-Appellattonsgeriht in übel, weldhes in Unterfuhungsjachen wegen 
Hochverrath gegen das Keih — nad) Art. 75. der Reichs: Verfaffung — zuftändig 
jein joll, tft fein Gerichtshof des Reiches. 

D. Beamte, melde auf Lebenszeit und meldhe auf Kündigung oder 
Widerruf angeftellt find, S$.2., 32.,37. (Beamte in fefter Anftelung und auf 
Kündigung). Unter legteren werden wiederum diejenigen, welche eine etatsmäßige- 
Etelle befleiven und jolde, bei denen dies nicht der Kall ift, unterfchieden, 8. 37. 


E. Beamte, melde das Neichsamt nur als ein Nebenamt over Neben: 
eihäft verjehen und welhe nur auf Zeit und für ein vorübergehendes Ge: 
naht angenommen jind, $. 38. Bol. die Anmerkungen zu diefem Paragraph. 
Eine Unterfcheivung in höhere oder niedere Neihs:Beamte (Subaltern: 
und Unter:Beamte), je nachdem fie, wenn aud mit Unterordnung gegen den 
Kaifer und die vorgejesten Neich3:Behörden, ein felbititändiges Entiheidungs: 
und Berfügungsreht befigen oder nicht, val. Pögl „Baierifhes BVerfaffungsredt” 
©. 493, tjt dem Gejeb fremd. Solde fällt namentlich mit der Eintheilung in 
lebenslänglih und auf Kündigung angeitellte Beamte nicht zufammen. Aud ein 
Theil der. Unterbeamten wird auf Lebenszeit, dagegen beijpielsmeife der 
HivileLehrer an der Kapdetten-Anftalt auf Widerruf, angeftellt. Siehe $. 82. Die 
Motive des Gejehes jagen darüber ©. 30, 31: 

„Einen Unterschied zwischen oberen und unteren Beamten, wie er inmanchen 
Staatsdienst- Gesetzen gemacht wird, macht der Entwurf nicht. Der Unterschied 
bezieht sich, wo er gemacht wird, theils auf die Formen der Anstellune, theils 
auf die aus der Anstellung folgenden Berechtigungen. Ueber die Form der An- 
stellung ist es indess nicht nöthig, ausdrückliche Vorschriften zu geben, und 
hinsichtlich der Entlassbarkeit und Pensions-Berechtigung empfiehlt es sich ge- 
wiss, die oberen und die unteren Reichs-Beamten, sofern sie nicht auf Kündi- 
gung angestellt sind, gleich zu behandeln.“ 


7. Grnmdfäge für die Erlangung der Neihsäimter. Der Grundfaß, dab Die 
 NReihsämter unter Einhaltung der von den Gefeten feitgeftellten Bedingungen 
für alle dazu befähigten Reichs-Angehörigen glei) zugänalid find, fteht freilich) 
nicht in der NeiyS-Berfafjung (val. Art. 4 der Preupiihen Verfaffung), aber 
die Verleugnung dejjelben durd Einführung von Standes: Borredten ijt für das 
Nei eine polttifche Unmöglichkeit. Ebenjo wenig ftellt das Gefeb beitimmte 
Grfordernifje für die Erlangung von Neihsämtern auf. Da: 
er jind: 
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a. Ausländer anftellungsfähig. Diefelben erwerben durch die Anftellungs-Ber- 
fügung das Deutfche Indigenat (8.9. des Rn vom 1.$uni 1870. B.:G.:B1. ©. 
387, Irdhiv Bd. IV. ©. 885. und 8.9. des Gefeges v. 22. April 1871., betr. die 
Einführung der Bundes-Gefege in Baiern. B.6.:Bl. ©. 87., Ardiv Bd. VI). 

Der Berluft des Sndigenats nimmt den angeftellten Beamten, Amt, Warte: 
geld und PBenfton, $$. 72., 75., 14., 29., 57. 

b. Die Minderjährigteit hindert die Anftellungs-Fähigfeit nicht, ebenfo wenig 
wird diefelbe durch die väterlihe Gemalt ausgefchlofien, welder der An: 
zuftellende unterworfen tft. Bol. Reglement über die Bedingungen von PBoft- 
Eleven vom 23. Mat 1871., 8. 3., welches die Zulafjung mit dem vollendeten 
17. Zebenzjahre gejtattet, Negulativ über die Vorbereitung zum höheren Juftiz: 
dienst in Eljaß-Lothringen vom 17. Februar 1872., 88. 4., 12., 14. ©.:Bl. ©. 127. 
und für Preußen Allg. %..-R. Th. II. Tit. 18., $. 810. und Th. I. Tit. 2., 
$$. 219. bis 223. 

c. Das religiöjfe Befenntnig madht für die Verleihung von Reihsämtern 
feinen Unterschied. (Neich3:Gefeg vom 3. Juni 1869. B.:6.:31. ©. 292., betr. 
die Gleihberehtigung der Konfelftionen in bürgerlicher und ftaatsbürgerlicher 
Beziehung, Archiv Bd. IV. ©. 949. PVerfaflung des Deutfhen Neihes vom 
31. Dezember 1870. Art. 80. Nr. 20. B.-©.-Bl. von 1870. ©. 650. und Gejeh 
über die Einführung Norbdeutfher Bundes:-Gefege in Baiern vom 13. Mai 
1871. B.:6.:Bl. ©. 87. Urdiv Br. VI.). 

d. Dagegen jchließt die Verurtheilung zur Zudthausftrafe für immer, Die 
Berurtheilung zum Berluft der bürgerlichen Chrenrehte oder zur Unfähigfeit, 
öffentlihe Aemter zu befleiven, während des im Erfenntniß beftimmten Beit- 
vaums der Unfähigkeit die Anftellung im Neichadienft aus. _ 

 Sene Unfähigkeit zur Bekleidung öffentliher Aemter tritt in den Ichweren 
Fällen der Theilnahme an geheimen, fowie an folhen Verbindungen ein, in 
welhen gegen unbefannte Obere Gehorfam oder gegen befannte Obere blinder 
Gehorfam verjprodhen wird, oder zu deren Zweden oder Beihäftigungen e3 ge: 
hört, Maßregeln der Verwaltung oder die Vollziehung der Gefege dur un: 
gejeglihe Mittel zu hindern und zu entfräften, 88. 31., 34., 35., 128., 129. des 
Straf:Gejegbuch3 für das Deutihe Neid, vgl. auch SS. 35., 81., 83., 84., 87.—91., 
94., 95., 358. »afelbit. Arhiv Bd. IV. ©; 95. ff., 136. ff, 160, 885.000, 


e. Sn Betreff der dienftlihen Befähigung hat die Neidh8-Gefeggebung nur 
für einzelne Behörden: 

für die Mitglieder des Neih3:-DOberhandels-Geridhts durch das Gefet 
über das Neich3:Oberhandels-Geriht vom 12. SJuni 1869 $. 6. (B.:©.: 
Bl. ©. 201. ff, Ardiv Bd. III. ©. 748. ff.), 

für die Mitglieder des Bundes-Amts für das Heimathamwefen durh die 
in dem Gejet über den Unterftügungs-MWohnfit getroffene Beftimmung 
über dad Bundes-Amt für Heimathamefen vom 6. Juni 1870., 8. 42. 
(B.:6.:Bl 1870, ©. 360. Archiv Bd. IV. ©. 596.) und 

für die Beruf3-Ronfuln dur‘ Gefeg über die a der Bundes: 
Konfulate vom 8. November 1867., 8. 7. (B-G.Bl: ©. 137. Ardiv 
3%. I. ©. 101. ff.) 


beitimmte Unforderungen in Bezug auf Prüfungen und Vorbildung geitellt, 
melde ji) an die Gelege der einzelnen Bundesstaaten anfhliegen, im Webrigen 
aber die Regelung des Prüfungsmefens und die Ausbildung angehender Neids- 
Beamten der Berwaltung überlafien. Sn der gefeglihen Negelung der 
Prüfungen ift mit Net eine Schugmwehr gegen Willfür und Intrigue bei Be- 
jeßung der Staatsämter und zugleich der Grund und die Bürgihaft eines 
tüchtigen Beamtenftandes gefunden (vgl. Württembergifche Verf. $. 44.), aber 
ausnahmalos lafien fich Eh. gejegliche Negeln ohne Nachtheil für ven Staat nicht 
durchführen und find au in Preußen nit durdhageführt worden. Die Erkennt: 
niß der Schwierigkeit, für alle Zweige der Neich8:Vermaltung au nur die Grund: 
lagen der Prüfunga:Boriähriften gejeslich zu firiren, da8 Bedürfnif alle Talente 
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und bedeutenden Karaktere ohne Nüdfiht ob fie das fogenannte „große” Era: 
men gemacht haben, in den Dienit des jungen Reiches zu ziehen und fchließ: 
lih das gleiche Snterefje des für die Anftellungen verantwortlihen Reichs: 
fanzler?, den rechten Dann an die rechte Stelle zu fesen, Tiefen die Kom- 
miffien und mit ihr den Reichstag auf eine allgemeine gefeglihe Negelung, 
wie fie im Preußifhen Abgeorpnetenhaufe Durch den Abgeordneten, früheren 
Staatsminifter von Bonin beantragt worden, zur Zeit verzichten. Die Neich3- 
regierung ijt daher, jo weit nicht Spezial-Befete entgegenftehen, in ihrer 
Anftellungs » Befugniß weder durd die Ablegung von Prüfungen no durd 
eine Vorbereitung oder Vorbildung im Neihhsvienft oder Zandes:-Staatsdienft 
befchränft. *) ine Ausnahme findet für die AJuftizbeamten in Elfap- 
Lothringen Statt. Gerichts - Berfafiungs:©efeh vom 14. Juli 1871. 8. 16. 
(©.:Bl. für Elfaß » Lothringen von 1871., ©. 165.) und Negulativ vom 
17. Februar 1872. (©.:Bl. von 1872., ©. 127.), ferner Gefe, betr. die Erforder: 
niffe zur Anftellung ala Gerichtsfchreiber und als Gerichtsvollzieher vom 1. Juli 
1872. und Regulativ vom 18. Juli 1872. (©.-Bl. ©. 132.). 


Der Entwurf eines Reih3-Militair-Gefeges von 1873. *) (D.:©. Nr.110., ©. 4.) 
bejtimmt: 
8.7. „Die Bestimmungen über die Zulassung zu den Stellen und Aemtern 
des Heeres, sowie über das Aufrücken in die höheren Stellen erlässt der Kaiser. 
Die böheren Militair-Justiz-Beamten müssen die Befähigung zur Bekleidung 
eines Richter-Amtes nach den Gesetzen desjenigen Bundesstaates haben, in 
dessen Kontingent sie angestellt werden sollen.“ 


Sn den Landes - Bejehgebungen finden ih vielfah einfhränfende Vor: 
Ichriften. So beitimmt für Preußen das Allg. Landredt im Theil II. Tit.10.: 
. 70. „E38 joll Niemandem ein Amt aufgetragen werden, der fih dazu nicht Hinläng: 
lich qualifiziet und Proben feiner Gefchieiichfeit abgelegt Hat.“ 
8. 71. „Wem die Bejegung der verfchiedenen Arten von Zinil-Bedienungen zufomme, 
wer zu dergleichen Bedienungen gelangen fünne, und was für Vorbereitungen und Brüfun: 
gen dazu vorhergehen müffen, tjt, nach Berfchiedenheit der Fächer und Stufen folder Be: 
dienungen, durch jpezielle Gejege und Inftruftionen beftimmt.” 
Bol. Lippejches Staatsdienft - Gefe $. 4., Hejfeniches Den. Art. 
MWürttembergiihe Verfaflungs: Urkunde 88. 22., 44., Staatsdienit:Geje für 
Sabhjen-Atenburg S. 6, für Shwarzburg:-NRudolftadt S.4., für König: 
reih Sacdhfen $.5., für Braunjhmeig S.5. 
Ueber die im Berwaltungsmwege erlafjenen Verordnungen, betr. die Befähi- 
gung zur Anftelung in den Gejchäftszweigen des Neiches, vgl. Rönne’s Preupi: 
fhes Staatsredht $. 330. Bd. 2., und zwar 
1. für die Diplomatifhen Staatöprüfungen ©. 404., 405.; 
2. für die Zulafiung und Ausbildung der Intendantur-Beamten ©. 403, in3bejon: 
dere der Marinesntendantur-Beamten ©. 404. (9.:©. von 1857. ©. 353.); 

3. für die Bojt:Beamten ©. 39., 769,, 
insbefondere die Annahme der_ Civil: und Militair-Anmärter, als Boft-Eleven, Bolt: 
Erpedientene Anwärter und Boft-Erpedition3-Gehülfen (Neglement der PRoft-Bermwal: 
tung des Norddeutfchen Bundes vom 15. Februar 1868.) ; 

4. für die Telegraphen:- Beamten ©. 403,., 

(Reglement des NReichsfanzlers vom 15. März 1868.). 
Außerdem tft für Elfaß-Lothringen zu berüdjichtigen: . 

Regulativ vom 1. September 1872. (R.-G.:Bl. ©. 724.) über die Befähigung zur Ans 

ftelung im höheren Berwaltungspienft; und 

Regulativ vom 8. Januar 1873. über Ausbildung, Brüfung und Anftelung der unteren 

Forit-Beamten (D.-S. des Neichätags von 1873. Nr. 38. ©. 4.). 
8 Net auf Anftellung. ’ 

Das Staatödiener = Verhältnig gehört dem üffentlihden Neht an und 
tteht unter defien Grundfäten. ES giebt daher Teinen Fagbaren An: 
pruh auf Anftellung oder Beibehaltung des Amtes. SS. 24, 155. Ein folder 
wird infonderheit durd) längere Vorbereitung oder Beihäftigung im Neichsdienft 
nicht erworben (Gefeß für Didenburg Art. 5.). Die im Snterefje der Unab: 


*) Einzeln zu beziehen von Kortfampf, Berlin. 
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ge der Nechtöpflege beitehende Unabjetbarfeit der Richter — Mitglieder des 
Neih3-Oberhandels-Geriht3 — ftehtdamit nur \heinbarim Widerfprud. (Val: zu $.5.) 

9. Bwang zur Annahme eines Neichsamtes, En; 

Sp wenig ein Nedt auf Anftellung im Neichödienft jtattfindet, ebenfo wenig 

eriheint ein Zwang zur Annahme von Neihsämtern gerechtfertigt. Derfelbe 
it auch nicht Durdführbar. Dal. zu 8.32. ff. und arg. $$. 33., 75., 100. über das 
Recht zu freimilligem Ausscheiden, ferner $. 23. über die nur bevingungsmeife 
gejtattete Verfegung in ein anderes Amt und außerdem Geje für Braun: 
hmweig $. 7., für Koburg-Öotha S. 6, für Weimar 8. 6. Auf 

10. Befdrderung oder Gehaft3-Iulage \ | 
hat der Neihö-Beamte feinen Kechts-Aniprud. Sädhfiihes Gefek S. 8, Bai- 
rijhes Epdiit IX. S.19. Abi. 1., Gejeh für Sa hien-Altenburg S. 17., für 
Hejjen Art. 3. Wamentlih ift der Grundfaß von dem Vorzug des Dienft: 
alters bei gleicher Mürdigfeit, das fogenannte Anziennetäts:Brinzip, (vgl. Staat3- 
dienft-Öefeß für Sadhjen- Weimar S. 4., für Sabhjen Koburg:Gontha 8. 4., 
für Shmwarzburg-NRudolitadt $. 4., für Anhalt Bernburg S.3., für Reuß 
jüngere Linie $. 4.) im Neih3-Beamten:Gefeg nicht anerkannt. 


$. 2. Soweit die Anstellung der Heichs Behniken nicht unter dem 
ausdrücklichen Vorbehalt des Widerrufs oder der Kündigung erfolgt, 
. gelten dieselben als auf Lebenszeit angestellt. 


‚ Bemerkungen. 

1. Bei allen Xemtern, weldhe ihrer Natur nad eine langjährige Vorberei- 
tung erfordern, fpriht die Bermuthung für die Lebenslänglichkeit (vol. Bat: 
riiches „Staatsdienit-Evift“ IX. 8. 22, Württembergifhe „Verfaffunge: 
Urkunde” $. 22, 44, Braunfhmeigifches Gejeß $. 10, Gefes für Anhalt: 
Defjau $. 4, Anhalt Bernburg $. 8, für Weimar $. 10. KRoburg:Gotha 
S. 10.) Snfomeit e3 fih um Stellen handelt, mit denen blos mechanische Dienite 
verbunden find, alfo um Beamte, deren Dienft feine Ausbildung erfordert, bildet 
die Anftellung auf Kündigung die Regel. 

Der Bertreter der Reih3-Negierung, Unter-Staatsfefretair Dr. Ahen- 
bach, bemerkte darüber: 

„Zunächst kann ich vielleicht zur Beruhigung des Hauses erklären, dass es 
keineswegs in der Absicht der Reichs-Regierung liegt, entgegen dem bisher in allen 
Deutschen Staaten hergebrachten Gebrauch, die Beamten nur auf Zeit anzustellen, 
dieselben in ähnlicher Weise, wie z. B. einen Kommis im Geschäft zu verwenden. 
Es ist im Gegentheil Absicht der Staats-Regierung, denjenigen Beamten, welche 
öffentliche Funktionen auszuüben haben, auch in den niederen Kategorien, wo- 
möglich eine gesicherte und feste Stellung zu geben, um sowohl die Interessen des Reichs 
wie die Interessen des Publikums dadurch zu sichern. Ausnahmsweise ‚giebt es 
aber gewisse Funktionen, wo der Natur der Sache nach von einer dauernden An- 
stellung nicht die Rede sein kann. Diese Ausnahmen sind bereits durch den bis- 
herigen Usus in den einzelnen Staaten festgestellt, und das Reich hat nicht die 
Absicht, auch nach dieser Richtung hin wesentlich davon abzuweichen. Vielleicht 
ist es mir gestattet, auf einige Bestimmungen der Preussischen Gesetzgebung hin- 
zuweisen, welche im Allgemeinen wohl auch für die Reichs-Verwaltung 
als Norm dienen können und dienen werden. Es ist beispielsweise im 
Jahre 1810. bezüglich der Preussischen Beamten ein Reskript ergangen, wovon der 
Anfang so lautet: 

„„Die in Ansehung der Dienstentlassung: der öffentlichen Staats-Beamten ge- 
gebenen Vorschriften sind bisher gewöhnlich auch auf solche Stellen angewendet 
worden, mit denen blos mechanische, gewöhnliche T'agelöhner- und handwerks- 
mässige Dienste verbunden sind, z. BR. Nachtwächter, Botenläufer, Aufwärter, 
Aktenhefter, Stubenheizer u. 8. w. 

„„Diese Funktionäre sollen in Zukunft nur gegen Kündigung verwendet werden.“ “ 

Dem entsprechend bestimmt die Regierunes-Instruktion von 1817. im 8. 12.: 

„„Diejenigen Unterbeamten, deren Dienst keine Ausbildung erfordert, sondern 
grösstentheils nur mechanisch ist, sollen soviel als möglich auf eine monatliche 
Kündigung angestellt werden.“ “ 
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Ausserdem enthält das Preuss. Landr. noch eine Vorschrift im $. 102. Tit. X. 
Th. 2., dahin gehend: 

„„Amts-Verbindungen, deren Dauer durch die Natur des Geschäfts oder durch 
ausdrücklichen Vorbehalt auf eine gewisse Zeit einzuschränken ist, erlöschen mit 
dem Ablauf dieser Zeit von selbst.“ 

Ich hebe diese Bestimmung hervor, weil sie den Passus enthält: „„Wo durch die 
Natur des Geschäfts von selbst eine gewisse Dauer bedingt ist.““ 

Zum Schluß fügte er noch hinzu, 

„dass eine juristische Verpflichtung, niemals einen Subaltern-Beamten auf Kündi- 
Kung anzustellen, von der Reichs-Regierung nicht übernommen werden könne“ (Sten. 

er. 8.133, 134). 

2. Das Gefet felbft entfcheivet nicht überdie Aemter, bei welchen eine Anftellung 
auf Kündigung zuläflig it. Anders in den Zandes =» Gejebgebungen. Das 
Dlvenburgifhe revidirte Staats:-Grundgejeg Art. III. $. 3 beitimmt 3. B.: 

„Das Gejek hat diejenigen unteren Staat3-Aemter zu bezeichnen, wozu die Anjtellung 

auf Kündigung erfolgt, welche jedoch möglichit zu beihränfen ift“ (vgl. Zahariae „Verf.: 
Gejeß” ©. 92°., 921., Gerber3 „Staatsreht” S. 108.). 

Der Reichstag hat fi in Folge der Erklärung des Vertreters der Reichs: 
Kegierung dabei begnügt, die nöthige Klarftellung durd Einforderung eines Ber: 
| hniiteh der Beamten, welche nach den bejtehenden Permaltungs:Grundfägen auf 
Widerruf oder Kündigung angeftellt worden, zu erreichen. Daffelbe findet ji 
Anlage B.*) 

3. Eine a von Staatsdienft:Grfeben (Bairifhes Staatsd.-Evikt SS. 2. 
und 3., Königl. Säahfifhes Gefeh SS- 4. und 5., Braunfhmweigtifhes Gelet 

8.7. und 47., 57., 58., Geje für Koburg:Gotha S. 6., für Weimar $. 6., 

(denburgiihes Gefet SS. 7. und 8.) bejtimmt, daß alle Anftellungen, mit 
Ausnahme derer zu Rihter-Aemtern, erft nad) Ablauf einer kürzeren oder längeren 
a definitiv werden, alfo auf Probe ftattfinden müffen. Die Befugniß der 
EN zur Anftellung auf Probe ($. 32.) in ven dazu geeigneten Sällen 
genügt zur Abmwendung der von jenen Öejeten ins Auge gefaßten Nachtheile. 
(Motive ©. 31. Vol. audh Erf. des Königl. Ober-Tribunals zu Berlin vom 
7. September 1868. GStriethorit, Arhiv Bd. 72. ©. 132.). 

Die Anftellung der Beamten auf Probe und der in dieje Kategorien fallenden 
Hülfsarbeiter ift politiih nicht ohne Bedenfen und daher nur ald Ausnahme von 
der Regel etatsmäßiger Befehung gerechtfertigt. 

4. Völlig abmweihend von den VBorjehriften biejes Gefeßes find, den Ber: 
faffung3-Zuftänden entjprehend, die Berhältnifje der Beamten in Medlenburg 
geregelt (Val. Einleitung). Diejelben bejtimmen fih bei den landesherrlichen 
Dienern nad) den Regeln des Brivatreht3 in Grundlage dev Bedingungen ihrer 
Anftellung. Mit Ausnahme der Berufung der richterlihen Beamten, welche nur durd) 
richterliches Erfenntniß aus dem Amte zu entfernen find, enthalten die Beitallung?: 
Refkripte regelmäßig die Kündigungsflaufel, welche indefjen objervanzmähıg 
und nad rihterlihen, gegen die Negiernng erjtrittenen Grienntniffen nur geringe 
praftifche Bedeutung hat. Für die von den ftändifchen Korporationen oder von 
einzelnen ftändiichen Verfonen (z.B. dem Gutsheren) angeftellten „landftändifchen 
Diener“ find allein die Bedingungen ihrer Anftellung maßgebend und werden 
Streitigkeiten durch die Gerichte entjchieden. 


8.3. Vor dem Dienst-Antritt ist jeder Reichs-Beamte auf die Er- 
füllung aller Obliegenheiten des ihm übertragenen Amtes eidlich zu ver- 
pflichten. 


*) Die Neih3:-Rommiffariate (Etat von 1874, Anl. I, Ti. IX.) 
find feine Anftellungen auf Widerruf. Aus diefem nicht eben Schönen Titel it 
für die Dauer des Amtes nihts zu folgern. Die Anftellung alS Keihs:Rommillar 
kann jehr wohl eine definitive mit fefter Bejoldung fein. Dal. über die An- 
ftellung des Neih3-Rommifjars für Das Huswanderungs:-Wefen Nahtrags: 
Stat für 1873., Anl. I., Tit.3., Nr. 3., ©. 2. 
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Benterkungen. © 

1. Die Eigenschaft eines Beamten als Reichs-Beamter ist durch die vor- 
herige Ableistung des Eides nicht bedingt. So die Motive 8. 39, 

Gefeb, betr. die Vereidigung der Beamten in Eljaß-Lothringen vom 20. Sep: 
tember 1871. (©.:Bl. für Elfag-Lothringen) $. 4. und $. 359. des St.-G.:8. für 
das Deutide Neid (Arhiv Bd. IV. ©. 336.). Sn Bezug auf die richterlihen 
Beamten des Reiches wird jedoch an dem gemein: und partifularredhtlichen Grund: 
fat die Nothwendigfeit der vorgängigen Vereidigung feftzuhalten fein, bei Strafe 
der Nichtigkeit der von einem unbeeidigten Richter vorgenommenen Amtshandlungen. 
Vgl. Zachariae’3 „Deutfches Stantsreht" Bd.2 ©. 34. 

2. Sür die unmittelbaren Neicha-Beamten ift nad Vorgang der Verordnung 
de3 Bundespräfidii vom 3. September 1867. (B.-©.:Bl. ©. 327., Archiv BP. 1. 
©. 872.) durd Kaiferlihe Verordnung vom 29. sunt 1871. (R.:6.:Bl. ©. 303.) 
die Eidesformel dahin normirt: 

„Ich N. N. schwöre zu Gott dem Allmächtigen und Allwissenden, dass, nach- 
„dem ich zum Beamten des Deutschen Reiches beztellt worden bin, ich in dieser 
„meiner Eigenschaft Seiner Majestät dem Deutschen Kaiser treu und gehorsam sein, 
„die Reichs-Verfassung und die Gesetze des Reiches beobachten und alle mir ver- 
„möge meines Amtes obliegenden Pflichten nach meinem besten Wissen und Ge- 
„wissen genau erfüllen will, so wahr mir Gott helfe u. 3. w.“ 


zür die Deutfhen Konfuln fohreibt das Konfulats:-Gefe vom 8. Novem- 
ber 1867. (B.-6.:81. ©. 138., Archiv Bd. I. ©. 95.) und die nftruftion für Die 
Konfuln des Deutfhen Reihes vom 6. Zuni 1871. (Ardhiv Bd. VI.) die Eides- 
formel dahin vor, 

„dass sie ihre Dienstpflichten gegen das Deutsche Reich nach Massgabe des Ge- 

setzes und der ihnen zu ertheilenden Instruktionen treu und gewissenhaft erfüllen 

und das Beste des Reiches fördern wollen.“ ) 

Den Dienfteid der Beamten in Cljaß-Lothringen regelt das Gejeh vom 
20. September 1871. 8.1. (Gef.:Bl. für Eljaß ic. ©. 339.). 

Hinfichtlich der mittelbaren, von den Zandesregierungen angeftellten Beamten 
ift vom Bundezrathe befhloffen, daß in die Formel des landesgefeglihen Eides 
die Zufage: „ven Anordnungen des Bundespräftviums Folge zu leiten“ aufzu: 
nehmen Bei Art. 50. der Neich3-Verfafjung, Motive ©. 34. Val. Preußifches 
Zandredht Theil I. Tit.10. 8.3. Br. Verordnung vom 26. Dftober 1799., 
Kabinets-Drdre v. 5. November 1833. (Gef.-Samml. ©.291), ferner Württem: 
bergijche Verfafjungs-Urfunde 8. 95., Gejeg für Anhalt $$.6. und 8, Gejeg 
für Weimar 8. 7. i 

3. Das Gefet über den Dienfteid ver Beamten in Elfaß-Lothringen vom 
20. September 1871. beftimmt in $. 3., daß der Dienfteid auch für alle etwa fpäter 
zu übertragenden Yemter verpflichtet. Auch partilularrehtlih findet die Wereidi- 
gung nur bei der erften Anftellung ftatt. Bei jeber Ipäteren genügt entweder 
die VBerweifung auf den früher geleifteten Dienjteid und die Erklärung des Beamten, 
daß er fi) bet Uebernahme des neuen Amtes durh den zuvor abgeleifteten Eid 
eivlich verpflichtet erachte, (Breuf. Kab.-Ordre vom 10. Februar 1835. die Ver: 
pflihtung der Beamten betr., Kampt Sahrbüder Bd. 45. ©. 471.) oder ein An: 
gelöbniß mittelft Sandfhlages. (Sähfifhes Gef. $. 7. und Gefet für Shwarz 
burg-Nudolftadt $.7., für Neuß ältere und jüngere Linie 8.7.) Der 
Wortlaut des $. 3. jhließt nicht aus, daß im Mege der Inftruftion eine dem 
Gejes für Elfaß-Lothringen entfprechende Beitimmung für das Reich getroffen wird. 


*) Der Vorfigende und die Mitglieder der Verwaltung des Reih3-Snvaliden: 
Fonds leilten einen befonderen Eid dahin, 
dass sie sich von der Erfüllung der ihnen mit eigener Verantwort- 
lichkeit obliegenden Pflichten durch keine Anweisungen oder Ver- 
ordnungen irgend einer Art abhalten lassen wollen. 


. (Gejeg vom 23. Mai 1873., N-G.-Bl. ©. 117.) 
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4. Der Zeitpunkt der — erften — Vereidigung ift maßgebend für die Be- 
vehnung der Penfion, $. 45. diejed Gejehes. 

5. Bor dem PDienftantritt haben diejenigen Neich3:Beamten, melden 
die Verwaltung einer dem Neihe gehörigen Kafje oder eineg dem Keiche 
gehörigen Magazins, oder die Annahme, die Aufbewahrung oder der Transport 
von dem Neiche gehörigen oder ihm anvertrauten Geldern oder gelowerthen Ge: 
genftänden obliegt, vem Reihe für ihr Dienftverhältnig Kaution zu letiten. 
Gejet vom 2. uni 1869., 88. 2. und 7., betr. die Kautionen der Bundes-Beam: 
ten (B.-©.:B1. 1869. ©. 161., Archiv Bd. IV. ©. 918. ff.). 

Dienahträglide Anfammlung einer Kaution ift nur bei geringenftautiong: 
Beträgen ausnahmsweise geltattet. (So die Motive zum Kautions-Gefeb). Weber 
das Nähere vergleiche 88. 12. und 13. der nitruftion vom 16. Yuli 1869., betr. 
die Kautionz-VBerhältnifje der im Bereich der Bojtverwaltung des Norddeutichen 
Bundes angeftellten Beamten (Boit:Amtsblatt, Beilage zu Nr. 45., Jahrg. 1869., 
- Archiv Bd. IV. ©. 930. ff.). U. %:R. IL, Tit. 10 8.83,, Breußiihes Gefeg vom 
25. März 1873., betr. die Kautionen der Staat3:Beamten (©.:©. ©. 125.), welches 
fi von dem Neich3:Gefege dadurch unterjcheidet, daß nad $. 10. die Kaution 
nicht blos dem Staate, jondern auch dem bejhädigten Privaten haftet; Säd- 
fifhes Gefeß 8. 7. Gefes für Weimar SS. 6. und 9., für Koburg:-Öotha 
8.9., für Shwarzburg:Rudolftadt $8.6. und 8., für Lippe $.7., für Anhalt 
Deffau S. 7., für Anhalt Bernburg $.5. 


8, 4. Jeder Reichs-Beamte erhält bei seiner Anstellung eine An- 
stellungs-Urkunde. Der Anspruch des Beamten auf Gewährung des mit 
dem Amte verbundenen Diensteinkommens beginnt in Ermangelung be- 
sonderer Festsetzungen mit dem Tage des Amts-Antritts, in Betreff später 
bewilligter Zulagen mit dem Tage der Bewilligung. 


Bemerkungen. 


1. Namen und Form Die Anitellungs : Urkunde führt die Bezeichnung 
„Beltallung” 88. 54., 65. und Allg. 2.:R. Th. IL, Tit. 10., $ 84, aucd \mwohl 
„Batent“. Als folde dient eine fohriftlihe Eröffnung der zuitändigen Be- 
hörde an den betreffenden Beamten in Bezug auf das ihm übertragene Amt. 
Der Baragraph jhließt die mündliche Beftallung aus. Motive ©. 31. 

Meber die Form der Beitallungen bejtimmt in Breugen ausführlih der 
Staat3:Minifterialbefhluß vom 18. Juni 1833. (Kampt „Sahrbücer” Bd. 41. 
©. 479.). Bol. Sähfiihes Gefeg SS. 3. und 6., Braunfhmweigifhes Gejeh 
88.7. und 10., Gefet für Anhalt Defjau g. 4, für Anhalt Bernburg SS. 5., 8. 
und 10., für Lippe 88.7. und 11., für Württemberg Mohls „Württemb. Staat2- 
vet” BD. 2. ©. 96. 


2, Nechtlihe Natur der Anitellungs = Verfügung. Die Anftellungs - Verfügung 
enthält einen Alt der Verleihung Seitens der Neichögewalt, melde als 
Ausflug der Exekutive wohl nicht gerade treffend ala Spezial-Öefet „lex colla- 
tionis‘“ bezeichnet worden tft. Diejelbe ift die VBorausfegung für die Ausübung 
einer jeden amtlichen Thätigfeit. Ueber Amtsanmaßung vgl. Deutjhes Straf- 
Gefesbud 8. 132. (Archiv Bd.IV. ©. 164.), Preuß. Landredt Th. IL, Tit. 10. 
8. 72., 74.,76. Bis zur Aushändigung der Anftellungs-Urfunde fann der Kaijer 
einen Willen ändern und der ernannte Beamte hat fein Necht auf die Zuftellung 
der Anftellungs:Urfunde. Bol. Nüttiman, „Amerifanifhes Bundes-Staatsregt‘ 
BD. I. ©. 283. Andrer Meinung Mohl, „Württembergische Staatsreht“ BD. 2. 
&.102. Erft mit der Aushändigung der Anftellungs-Urfunde wird das Neihgbeamten: 
Berhältni begründet. Vgl. Gef. für Schwarzburg-Rudolitadt $$.6. und 9. und 
Gef. für Oldenburg Art. 18., welches eine Ablehnung binnen drei Tagen geitattet. 

Durch die in ver Empfangnahme der Anftellungs-Urfunde — in Verbindung 
mit dem Ablauf der freigelafjenen Frift — enthaltene Erklärung des Beamten, 
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von dem Ablehnungsredht feinen Gebrauch zu madhen, wird der ftantsrechtlidhe 
Karakfter der Anstellung — als eines Altes der Exekutive — nicht verändert und 
das Neichabeamten:Verhältnig erhält damit feine feinen inhalt beftimmende fon: 
trafilihe Grundlage. 
„Der Bertrags: Akt“ — jagt Gerber in jeinem Staatsreht — „welder in der An 
nahme der Anftellungs:Urkunde gefunden werden fan, bereitet in rein formeller 


Meife den Eintritt des NReichsbeamten » Verhältniffes vor. Der Inhalt Diejes letteren 


mit feinen Rechten und Pflichten wird dur ihn nicht beftimmt, jondern ruht auf einer 

durch das MWeien de3 Staatsamtes gegebenen Grundlage. Dies gilt auch in dem Fall, wo 

das Beamten-Verhältnit nicht lediglih durch die landesherrlihe Ernennung, jondern dur) 
einen befonderen Vertrag eingeleitet worden ift.‘ 

3. VBermögensrechtlihe Folgen. Das Wejen des Staatödiener- le 
beiteht nicht darin, daß ver Staat3-Beamte eine bejtimmte Menge perjönlicher 
Zeiltungen verfpricht, welde der Staat mit dem Dienfteinfommen bezahlt, 
dergeftalt, daß jeder einzelnen Zeijtung eine Duote des Dienjteinfommens ent: 
jpricht, jondern der Beamte jeßt feine ganze Berfönlichkeit für den Staat ein und 
macht, nit ohne Dpfer an Unabhängigkeit und Bermögenserwerb, den Dienjt 
für denfelben zu feinem Lebensberuf, in dejjen Erfüllung er feine fittlihe Be: 
jriedigung findet. Dafür nimmt ihm der Staat mit dem Augenblid der An- 
itellung die Sorge für feine und der Seinigen äußere Eriltenz; — „Ernährung — 
ab und gewährt ihm, wie die Kirche dem PVfarrer, in der Beloldung eine Sahres- 
Rente, melde eine ausfömmlide Stellung fihert und ein wohlerworbenes KRecdht 
einen vermögensrechtlichen Anfprud defjelben bildet (8. 149.). Siehe Gerber’s 
‚„Deutiches Staatsreht” ©. 109.,113., Förfter’3 „Preuß. Brivatredht” Bd. I. ©. 390. 
B).11. S.309., Bögl „‚Bair. Verfafjungsredt” ©. 496. 

Deshalb wird die Nente voraus bezahlt, $. 5., und verbleibt dem Beamten 

a. wenn er frant oder in erlaubter Weife abmwefend it 8. 14, 

b. wenn er dauernd dienftunfähig wird 8. 34., 

c. wenn feine fittlih=politiihe Weberzeugung in Folge eines Syitemmechjels 
ihn unfähig madt, der herrihenden Regierung mit voller Hingebung zu 
dienen 8. 25., und gebt, 

d. wenn er ftirbt, antheilig auf jeine Wittwe und Waifen über 88. 7., 69. 

©p beträgt in Baiern die Wittwenpenfion ein Fünftel des Gefammt : Ge- 
halts (Venfionz-Pragmatik vom 1. Januar 1805. 88. 2.—4.); in Württemberg 
den dritten Theil der Benjion (Gejet vom 29. März 1865., Art. 4.); ebenjo 
in Neuß ältere Linie. 

Nur im Fall feiner Berihuldung fann und fol der Beamte die Ntente verlie- 
ven, denn er darf den Staat nicht fchädigen, dejien Wohlfahrt er zu fördern berufen 
11.8. 14 Ab1.2,8..75.0r.2 1. und. 2.8.1108. 

Das Geje hat diefe Grundfäge anerkannt, aber hauptfählich aus fisfaliihen 
Gründen nur mit Einihränfungen durdgeführt. So ift im Fall der dauernden 
Berfegung in den Nuheitand des Beamten die Nente von einer längeren Dienit- 
zeit abhängig gemaht und auf einen jehr mäßigen Prozentjag des Dienftein- 
tommens herabgefest, nach jeinem Tode aber der Wittwe und ven Waifen nur 
ein fogenanntes Onadenquartal gewährt. 

Siehe das Nähere zu den betreffenden $$. und außerdem $. 19. 


4. Zeitpuntt des Erwerbs de Neihsbeamten-Nehte, Die Anftellungs-Urkunde 


— vorgefhrieben it dies in dem zu 1. erwähnten Minifterial:Beihluß für 
Preußen nit — wird der Regel nad) den Zeitpunft beitimmen, von meldem 
aus das Keihsamt dem Angeitellten übertragen wird. Der NReih3:Beamte hat 
daher mit diefem Zeitpuntt das Amt anzutreten und mit demjelben — nit 


> 


früher und nit jpäter — das Net auf Titel und Rang, auf die fonftigen Vor: 


rechte und auf das Dienjteinfommen erworben. Tritt er fein Amt nicht redt- 
zeitg an und Fällt ihm dabei eine VBerfhuldung zur Zaft, fo wird er für die Dauer 
. jeiner unerlaubten Entfernthaltung nad) Abf. 3. des $. 14. feines Dienfteinfommens 
verluftig, erhält dafielbe thatjählich alfo erft mit dem Augenblid de erfolgten 
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Amtsantritt, 8.4. Fehlt in der Anftellungs-Urkunde die Bejtimmung des Zeit- 
punftes, mit weldem das Amt anvertraut wird, jo gilt es mit der Empfangnahme 
der Anitellungs- Verfügung als übertragen. sn diefem Falle geht das Net auf 
Titel, Nang und fonftige Vorrechte fofort auf den Angeftellten über (A. L-R., Th. I. 
Tit. 10. 8. 84.), folgereht aud) das Net auf das Dieniteinfommen. (Dal. Ger: 
bers „Deutiches Staatsreht“ $. 115., welcher jene echte Thon von dem Datum 
des Anitellungs-Defrets beginnen läßt.) Augenjheinli unter dem Einfluß zivil- 
rechtlicher Auffaflung des Etaatödiener-Berhältniijes und vom finanziellen nterefje 
aus hat jedoch 8. A. allgemein vorgefhrieben, daß die Forderung auf das Dient- 
einfommmen erjt mit dem Tage des Amtsantritts entitehen jol. Co aud in 
Württemberg, Robert Mohl, „Württemb. Staatsredt" Bd. 2. ©. 96. 


In allen Fällen wird unter Amtsantritt im Sinne des $. 4. der Zeitpunft 
‚u verftehen fein, wo der ernannte Beamte zur Antretung feines Amtes beredtigt, 
bereit und im Stande war. 


5. Beitandtheile des Dieniteinfommens, vergl. $. 42. Außer der Befoldung*) 
find in den Etats noch Zulagen von rk Karalter ausgeworfen. 


*) 1. Ein Theil der Bejoldung wird nicht mehr lediglich nad) der Verjchieden- 
heit der Bm ling: fondern zugleich nad) ven Preisverhältnifien des Wohnorts 
abgeftuft. Dabei ift die an den einzelnen Orten fonftante, von den eigenthüm: 
lichen Verhältnifien defjelben abhängige Höhe der Wohnungsmiethe zu Orunde 
gelegt, wenn Schon der Wohnungsgelder-Zufhuß, für eine ganze Reihe anderer 
wirthichaftliher und dienftliher Benürfnifje bejtimmt tft. Gef, betr. die Ge: 
währung von Mohnungsgelder-Zufgüfien an die Difiziere und Aerzte des Neicys- 
Heeres und der Raijerlihen Marine, fowie an die Keih3-Beamten vom 30. Juni 
1873. 8.1. (R.-G.:Bl. ©. 166., Motive zum Gejeß-Entwurf, Dr.-©. Nr. 125, 
S.7., Romm.:Ber. Dr.-©. Nr. 195., ©.2.) Der Wohnungsgeld-Zujhuß wird folge: 
recht nur einmal gezahlt, auch wenn der Reich3-Beamte neben feinem Hauptamt 
noh ein Nebenamt bekleidet, weil die Nebenftelle auf fein Wohnungs: Ber: 
hältniß ohne Einfluß ift (Gef. $. 5, Motive dazu ©. 11.). Ebenfo bleibt bei 
Feitftellung der Umztigsfoften - Vergütigung der Wohnungsgelder: Zufhuß außer 
Anfag, weil die Einfommens : Verbefjerung, weld)e etwa bei der Weberfiedelung 
an einen anderen Drt dur) eine hiermit verbundene Erhöhung des»bisherigen 
Bufhußfages erlangt wird, lediglich zur Dedung von Mehrausgaben, melde diejer 
Mechfel des Domizils mit fi über beitimmt ift, und deshalb nicht mit der 
Umzugsfoften-Entihärigung fompenfirt werden fann. (Gef. $. 8, Motiv. a. a.D., 
©. 12., vergl. zu $. 18.) 

Etreng genommen hat nur der Durhfähnittsbetrag der Servißklafjen 
der betreffenden Bnape die rechtliche Natur eines Beftandtheiles der Beloldung, 
der Mehrbetrag des Eervijes in den höheren Servisklaffen die Natur der Theue: 
zung: oder Zolal-Zulage (vergl. 8.42. Nr.4.). Das Gefet, betr. die Wohnung?- 
gelder: Zufhüfie, verleugnet jedoch diefen Grundfaß, infofern es den Nohnung?- 
NER neben den Ben voll gewährt (St. Ber. von 1873. 

.1327.). Nur in der VBorfrift über die Benfionsfähigkeit defjelben tommt 
der Gedanke zum Ausdrud $. 8. des Gel. 


3, Von dem Redt auf Wohnungsgelder-Zufhuß nad dem Gefet vom 30. juni 

1873. find ausgefchlojjen: 

a) Diejenigen, welche wie die diplomatifhen Agenten und die Konfuln, ihren 
Mohnfis außerhalb Deutfchlands haben, da deren Dienjteinfommen mit Be: 
rülfichtigung der bejonderen Wreisverhältniffe ihrer Aufenthalts-Orte be: 
mefjen ilt. (8. 8: des Gej.) 

b) Ebenfo haben die Beamten der Reih3:Eijenbahn-Berwaltung — in 
Elfab-Lothringen — feinen Anfprud auf I DENT weil bei 
Ktegelung ihrer dienftlihen Bezüge, die Verhältniije, welde die Gewährung 
von Mohnungsgelder-Zufgiiffen motiviven, bereits in veihlihem Maße berüd- 
fichtigt find (8. 9. des Ge. und Motive a. a. D. ©. 9. und 12.). 
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Ein Theil derjelben ift mit NRüdfiht auf die an einigen Orten herrichende 
Theuerung für die dDajelbit angeftellten Beamten bewilligt, andere find 
dagegen beftimmt, den Sinhabern einzelner Stellen eine, der mit a 
diefer Stellen verbundenenen befonderen Anftrengung und Mühmaltung ent: 
Iprehende Entfehädigung zu gewähren (Lolalzulagen und Funktionzzulagen). 


8. 5. Die Zahlung des Gehalts erfolgt monatlich im Voraus. Dem 
Bundesrath bleibt vorbehalten, diejenigen Beamten zu bestimmen, an 
welche die Gehaltszahlung vierteljährlich stattfinden soll. 


c) Auch denjenigen Berfonen, melde nit eine im KNeihshaushalt3-Etat vor: 
gejehene Stelle befleiden, jondern als Hülfsarbeiter Diätarifh bejchäftigt wer: 
den, ift ein Anfpruh auf den Zufhuß nit eingeräumt, da die Dispofitions- 
Fonds, auf weldhe die Diäten derjelben angemwiejen werden, hinreichenden Spiel: 
raum gewähren, um die leßteren in einem den VBerhältniffen des Drts der Be- 
Ichäftigung entfprechenden Betrage zu normiren (8.1. des Ge].). 

d) Der Es: ift ferner auf Diejenigen befchränft, melde eine Befoldung aus 
der Neihs:Kafje beziehen. Der Neichshaushalts:-Etat meilt einige Stellen 
nad, welche die Zeit und Arbeitskraft der damit betrauten Beamten nur neben: 
bei in Anjpruch nehmen, und für deren Verwaltung mit Rüdficht hierauf nur 
eine Nemuneration ausgefegt ift. Sm diefen Fällen hat das Neih nur 
eine Vergütung für die Dienfte zu gewähren, mweldhe ihm von den Sn: 
habern folder Stellen geleiftet werden, nicht aber für deren Subitiftenz Sorge 
zu tragen, jo daß hier ein Anlaß zur Bewilligung von Wohnungsgeld:Zufchüfien 
nicht vorliegt. | 

3. Ueber die Frage, mwelher Wohnungsgeld-Zufhug den vorübergehend bei 
einer anderen Behörde augerhalb ihres Wohnorts Fommiljarifch bejchäftigten Be: 
- amten für die Dauer eines folden Kommifjoriums zu gewähren tit, haben in 
Preußen die Minifter der Finanzen und des Innern folgende Beitimmung en ge 
troffen: 

Mae, etatsmäßig angeftellten Beamten fann der Wohnungsgeld-Zufhuß für die Dauer 
einer fommiffariihen Beihäftigung an einem anderen Drte nicht nad) dem Drte der lehteren, 
fondern nut nad) dem Safe ihres Ständigen amtlihen Wohnortes gewährt werden. Beamte, 
mit deren Gtatöftellen Dienftwohnung verbunden ift, fünnen dem entfprechend nicht blos für 
die Zeit ihrer Thätigkeit in ihrer Etatäftelle, fondern auch für die Dauer einer fommifjarifchen 
Beihäftigung außerhalb ihres Wohnortes den Wohnungsgeld:Zufhuß nicht beanfpruden. D6 
ein Beamter zur Aushülfe oder auf Vrobe und auf fürzere oder längere Zeit an einem an- 
deren Orte Fommifjarifch beihäftigt wird, fann hierin feinen Unterjchied machen. 

Anders liegt die Sache bei den neuländifhen Beamten, bei welchen die Beredtigung zum 
Bezuge des Wohnungsgeld-Zujchufles nicht davon abhängt, daß fie eine etatsmäßige Stelle 
innehaben. Wenn ein jolher Beamter auf unbeftimmte längere Zeit zur Aushülfe oder auf 
Probe zu einer anderen Behörde außerhalb feines bisherigen WohnortS berufen wird, jo ift 
demfelben namentlich dann, wenn er feinen Hausftand an feinen neuen Aufenthaltsort ver: 
legt, der Wohnungsgeld-Zufhuß nach dem dem lekteren entiprechenden Sate: zu gewähren. Bei 
Kommilfionen von beftimmter Dauer, bei welchen der Beamte jeinen ftändigen Wohnort bei: 
behält, um nach) Beendigung feirtes Tommifjarifhen Auftrages an den letteren zurüdzufehren, 
it dagegen demfelben der Wohnungsgeld-Zufhuß nad) der feinem ftändigen Wohnorte ent- 
iprechenden Klafie des dem Gefeb beigefügten Tarifs fortzuzahlen. In den Fällen, in welchen 
bei einer fommifjarifhen Beihäftigung der Beamten bei einer anderen Behörde aus den Fonds 
der letteren das im Boraus gezahlte Gehalt defjelben an einen anderen Fonds pro rata tem- 
poris zu erftatten ift, ift auch der Wohnungsgeld-Zuihuß für den gleihen Zeitraum zu erftatten. 
Dafjelbe gilt aud) bei Verfeßungen, jo daß bei der Behörde, welcher der Beamte bisher angehört hat 
das Gehaltund der Wohnungsgeld-Zufchuß defjelben ftets fürdenfelben Zeitraum zu verrechnen find.” 

4. Die Frage, ob die Zujhüfle als fautionspflictige Theile des Dienitein: 
tommens der zur Beitellung von Amtsfautionen verpflichteten Beamten anzujehen 
jeten, ift in Breußen dahın entjhieden, daß bis auf Weiteres davon abgejehen 
werden fann, dieje Vergütungen als einen fautionspflichtigen Theil des Dienitein- 
- fommens der betreffenden Beamten zu behandeln, und zwar fhon aus dem runde, 
weil den jfih im Öenuffe von Dienftwohnungen befindenden Beamten 


2 
D 
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Beamte, welche bis zum Erlass dieses Gesetzes ihr Gehalt viertel- 
jährlich bezogen haben, sollen dasselbe jedenfalls bis zu ihrer Beförde- 
rung in ein höheres Amt in gleicher Weise fortbeziehen. 


Bemerkungen. 

1. Bal. Königl. Sähfifhes Gele 8.11. Gefes für Weimar 8. 12., für 
Roburg:Gotha 8.13., für Anhalt 8. 15., Anhalt-Bernburg 8. 10. für 
Schmwarzburg:Rudolfitadt $. 12. 

2. Eine Unterfheidnng zwifhen Dienfigehalt, weldes an die Fortdauer der 
Dienftleiftung gefnüpft ift, und zwifchen Standesgehalt, mwelhes aud nad Auf 
Wohnungsgeld-Zujhüfje niht zu Theil werden, überdies aber Diefe 
Bujhüfje je nad dem MWohnsige der Fautionspflidtigen Beamten 
fteigend oder fallend find. 

5. Tarif für Wohnungsgeld - Zuschuss. 


Bezeichnung Jahres-Betrag des Wohnungsgeld- 
der Zuschusses in den Orten der Servisklasse 
Ohargen -der Offiziere und Aerzte des Reichs- |] 77 2 7 717.1 7° 
Heeres und der Kaiserlichen Marine, sowie {Berlin 1. 1l. TEE: | IV; V. 
__der Kategorien der Reichs-Beamten. Thlr. | Thlr. | Thir. | Thle. | Thir, | Thlr. 


Kommandeure und Offiziere in 
Dienst-Stellungen dieses- Ranges, 
Marinestations-Chefs und Admirale, 
sowie der General-Stabsarzt der 300, 1, 200,1,.300. 17,230 75200 |.5,80D 
Armee; 
2. Direktoren der obersten RBeichs- 
Behörden. 
II. 1. Stabs-Offiziere mit Regiments-Kom- 
mandeur-Rang, Kapitäne zur See, 
General-Aerzte; 400 | 300 | 240 | 200 | 180 | 180 
2. Vortragende Räthe der obersten 
Reichs-Behörden etc. 
III. 1. Stabs-Offiziere, Korvetten - Kapi- 
täne, Hauptleute (Rittmeister), Ka- 
pitän-Lieutenants, Ober-Stabsärzte, 00 .| 220 180 | 160 140 | 120 


“I. 1. Divisions- Kommandeure, Brigade- 


Stabsärzte; ” 
2. Mitglieder der übrigen Reichs- Re- 
hörden etc. 
IV. Lieutenants und Assistenz-Aerzte ... 140 90 80 75 12 ve 
DSubsltern-Beamte. „un an ateesae: 180 |. 144 | 120 | . 100 72 60 
Bealinter-Beamte. 2.22. nee 80 60 48 36 24 20 


Für die Eintheilung der Drte in Servisklafjen, auf welde der Tarif Bezug 
nimmt, ift bis zu anderweiter gefegliher Regelung die am 1. Juli d. Sg. De: 
ftehende Eintheilung der Drte, nad) welcher die Servis:-Kompetenzen der Militair- 
Berfonen bemefjen werden, maßgebend. Bei Veränderungen in ver Klajjen-Ein: 
theilung fommt von dem auf die Publikation perjelben folgenden Kalender:Quar: 
tale ab der danadı fi) ergebende anderweite Tarifjat des MWohnungsgeld-Zufhufjes 
in Anwendung. $. 3. des Gefeges vom 30. Juni 1873. (R.:.:Bl. 166.) 

Die Vorschrift Des Gefebes vom 25. Juni 1568. (8.6.81. ©. 523) betr. Die 
Duartierleiftung für die bewaffnete Macht im Frieden, *) wonach über die Ber- 
jeßung einzelner Drte auß einer niederen ın eine ‚höhere Servisflafje der Kaijer 
und der Bundesrath ohne Mitwirkung des Neihätages zu beichliegen haben, 

gilt daher nicht, infomweit e8 fi um pen Betrag, der Wohnungsgeld- Ju: 
6 üffe handelt. Die finanziellen Folgen waren für diefe vom Neichötage ausgegan- 
gene Aenderung der Neg.:Borlage maßgebend. Komm.-Ber. D-SNNt: 198. ©.6. 


*) Archiv 3. II. ©. 397. ff. 
Archiv des Deutschen Reiches Bd. VI. 38 
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hörung, derjelben dem Beamten verbleibt, eriftirt nad Neihsrecht nit. Bol. 
Baterifhes Edikt SS. 5. und 29. Verfaffungs-Urkunde Tit. VIIL 8.3. 
. 3. Die Zahlung erfolgt poftnumerando in Lippe und früher in Anhalt: 
Bernburg $. 14. der betr. Staatsdiener:-Gefete. 

sn Preußen werden nur Nemunerationen an Hülfsarbeiter, welde nicht 
dauernd beiäftigt, bei Aufitellung der Etat3 nicht vorgefehen worden, polt- 
numerando gezahlt, und auch hier find Ausnahmen zuläffig. Staatsminiiterial: 
Beihluß vom 2. Juli 1859. ($-M.:Bl. ©. 234.). 


4, Der Gehaltsanfprud ift für den ganzen Monat erworben, fobald der 
Beamte den eriten Tag des Monats erlebt. Dies folgt aus der Alimentennatur 
des Gehalts, 88.7. 128. diefes Gefeges; vgl. Kal. Sähfifhes Gef. $. 11.; Gef. 
für Oldenburg Urt. 19.; Gef. für Shwarzburg:Rudolitadt und Br. 2d.:R. 
BD. 16. 88. 61—63. und Bd. 11. 649. 


9. An der Beihlußnahme darüber, welchen Beamten das Gehalt viertel: 
jährlih und melden e3 monatlich zu zahlen ift, hat ver Neihätag feinen Antheil, 
obwohl die vermögensredhtliche Seite des Beamten: Verhältnifjes der Finanz-Gejeb- 
gebung, oder Feititellung im Budget angehört. 

Ein vom Berfasfer geftelltes Amendement, 

an Stelle der Worte: 


„Dem Bundesrath bleibt vorbehalten“ 
zu Setzen: 


„Durch den Reichs-Haushalts-Etat oder durch ein Reichs- Gesetz 
sind“ 
wurde, obwohl von Seiten der Reichsregierung ein Wiverfprudh nicht erhoben war, 
auf die Ausführung des Abg. Schwarze, weldher in der Beitimmung des 8. 5. 
lediglich einen Alt der inneren Adminiftration finden zu müffen glaubte, vom 
Neichitag abgelehnt (Sten. Ber. ©. 136. 137.) 

Die monatliche Gehaltszahlung empfiehlt fich namentlid) bei den unteren 
Beamten. In Breußen findet monatlihe Gehaltszahlung an alle Beamten 
jtatt, welde niht als Mitglieder oder Subalterne zu einem Kollegio gehören 
(8.:D. vom 10. Mai 1828., mitgetheilt durch Refkript vom 3. Juli 1828. Kampz, 
sahrbüher Bd. 32. ©. 96. Graeff, BP. 3. ©. 214.) 


6. Wegen des Reht3 auf Erfat baarer Auslagen in der Anwendung 
auf Reife: und Umzugsfoften fiehe 8. 18. 


7. Ein Redt auf Schadenerfat bei unverfchuldeten Beihädigungen durd) 
den Dienjt it im Gefet nicht anerkannt. Argumente $. 36. | 


8. 6. Die Reichs-Beamten können den auf die Zahlung von Dienst- 
einkünften, Wartegeldern oder Pensionen ihnen zustehenden Anspruch 
mit rechtlicher Wirkung nur in soweit zediren, verpfänden oder sonst 
übertragen, als sie der Beschlagnahme unterliegen ($. 19.). | 

Die Benachrichtigung an die auszahlende Kasse geschieht durch eine der 
Kasse auszuhändigende öffentliche Urkunde. 

I. Entflefungs-Gefdicdte. 
In der Regierungs- Vorlage lautete der Paragraph: 


„Die Reichs-Beamten können den auf die Zahlung von Diensteinkünften, Warte- 
geldern oder Pensionen ihnen zustehenden Anspruch mit rechtlicher Wirkung weder 
zediren, verpfänden, noch sonst übertragen.“ 

Die Motive rechtfertigen diese Vorschrift folgendermassen (8. 31): 


„Eine ähnliche Bestimmung findet sich in den meisten Landes-Gesetzen, 
steht dann aber oft mit der weiteren Vorschrift über die Zulässigkeit einer 
Beschlagnahme im Wege der Exekution in Verbindung, $. 12. des Sächs. 
Ges. vom 7. März 1835., Preuss. Allgem. Ger.-Ordn. I. 24. Anh. $. 163., 
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Oldenb. Ges. vom 26. März 1867. Art. 23. 24., Braunschw. Zivilprozess- 
Ordn. vom 19. März 1850. $. 388. Hier genügt die Bemerkung, dass das 
Verbot der Zession der Gehalte auch im Interesse der Kassen liegt, aus 
welchen die Zahlung erfolgt, und dass dergleichen Zessionen zu manchen 
Uebelständen führen. Es ist besser, sie überhaupt zu verbieten. Die Ge- 
halte sind nicht wie andere Forderungen Gegenstände des Verkehrs.“ 


Zu diesem Paragraphen stellte in der zweiten Lesung der Abg. Baehr 
(Kassel) folgendes Amendement, denselben dahin abzuändern: 

„Die Reichs-Beamten können den auf die Zahlung von Diensteinkünften, Warte- 
geldern oder Pensionen ihnen zustehenden Anspruch mit rechtlicher Wirkung nur 
in soweit zediren, verpfänden oder sonst übertragen, als sie der Beschlagnahme 
unterliegen ($. 19.).“ 

Der Abg. Lamey vertrat dieses Amendement mit folgender Ausführung: 

„$. 6. macht es Reichs-Beamten unmöglich, über ihren Gehalt in der Zeit zu 
verfügen, in der sie ihn noch nicht in die Tasche genommen haben. Er steht da- 
mit in Dissens gegenüber den Bestimmungen, welche alle Gesetze, mindestens alle, 
welche mir bekannt sind in Beziehung auf die Beschlagnahme des Gehaltes, be- 
sitzen, indem sie durch richterliche Verfügungen die Beschlagnahme des Gehaltes 
erlauben, obwohl es ein ünbestrittener Grundsatz des Rechts ist, des Prozessrechts 
und des Eigenthumsrechts, dass nur dasjenige mit Exekution ergriffen werden kann, 
was in der freien Verfügung des Schuldners ist — worüber er als Eigenthum ver- 
fügen kann. Die Motive heben zwei Gründe hervor. 

Der eine ist das Interesse der Kasse. Der Kasse ist es unbequem, wenn eine 
Zession an sie kommt und nun der Kassirer dafür sorgen muss, dass dieser Zes- 
sion entsprechend, an den Zessionar gezahlt wird. Dies ist eine Unbequemlich- 
keit, die jeden andern Schuldner im bürgerlichen Leben auch trifft, wenn ein Theil 
der Forderung, die der Gläubiger an ihn zu machen hat, zedirt wird und nun diese 
Zession vom Zessionar eingefordert wird. Dieser Unbequemlichkeit muss sich die 
Kasse eben unterwerfen, wie jeder andere Bürger es auch muss, oder, wenn sie 
sich dieser Unbequemlichkeit nicht unterwerfen will, so hat das Recht verschiedene 
Mittel erfunden, die Kasse von dieser Unbequemlichkeit zu befreien. In Baden ist 
z. B. die Vorschrift, dass, wenn ein solcher Gehalt mit Beschlagnahme belegt oder 
weiter zedirt wird, der Beamte einen Gehalts-Empfänger aufstellen muss, an 
welehen die Kasse den Gehalt in einer Summe bezahlt, und dass es nun diesem 
Gehalts-Empfänger überlassen bleibt, der richterlichen Beschlagnahme oder Zession 
gerecht zu werden. 

Der zweite Grund ist entnommen aus der Natur des Gehaltes. Es ist aller- 
dings richtig, dass der Gehalt nicht schlechthin fällig ist, sondern erst verdient 
werden muss, aber in dieser Beziehung versteht es sich meines Bedünkens von 
selbst, dass der Gehalt der Staats-Beamten in keiner Weise verschieden ist von 
dem der Privat-Beamten. — Wenn der Gehalt verdient ist, weiss ich nicht, warum 
er in vollem Masse nicht unter jene Regel fallen soll, der das Geld folgt, das in 
die Taschen des Beamten fliesst, welcher diesen Gehalt verdient hat. In dem 
Augenblick, in welchem er verdient ist, ist er des Beamten Forderung, kann ihm 
nicht entzogen werden, die betreffende Kasse muss ihm diesen Gehalt bezahlen, 
wie jeder Schuldner seine Schuld bezahlen muss. Etwas Anderes will aber der 
Vorschlag des Abgeordneten Baehr nicht, als dass der Gehalt, wenn er verdient 
ist, den Beamten bezahlt werden soll, und zwar mit der beschränkenden Rück- 
sicht, welche bei richterlichen Beschlagnahmen beobachtet wird, dass der Gehalt 
nur bis zu einer bestimmten Summe, nur bis zu der Summe, die überhaupt in dem 
Gesetze der richterlichen Beschlagnahme unterworfen ist, zedirt werden kann. Es 
ist das eine Rücksicht, welche die Gesetze allerorts nehmen, obwohl sie damit 
nicht viel erreichen, denn der übrige Theil des Gehaltes, der in die Tasche des 
Beamten nicht gewandert ist, entzieht sich doch der Kognition. 

Es wird sich nun aber fragen, ob für die Bestimmung, dass Beamte ihren Ge- 
halt zediren dürfen, irgend ein namhafter Grund vorliegt, und hier glaube ich, dass 
solche Gründe, und zwar sehr wichtige Gründe für die Beamten vorliegen; ich meine 
nicht für die höheren Beamten, — diese sind es selten, welche in der Lage sind, 
sich der Beschlagnahme ihrer Gehälter aussetzen zu müssen, oder zu zediren 
Veranlassung haben, — wohl aber für jene Klasse von Beamten, bei welcher der 
Gehalt nur nothdürftig zum eigenen Leben genügt, und welche daher in verschiede- 
nen Lagen des Lebens in der Nothwendigkeit sich befinden, wenn sie grösserer 
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Summen benöthigt sind, für diese grösseren Summen sich den entsprechenden 
Kredit zu verschaffen. Diesen nothwendigen Kredit können sie sich aber nur meist 
dadurch verschaffen, dass sie über ihren 'Gehalt zum Voraus verfügen und dem 
Gläubiger durch eine Zessions-Urkunde Sicherheit geben, dass nicht sie den Gehalt 
seinerzeit einziehen, sondern dass er in die Hand des Gläubigers kommt. Solche 
Fälle treten ja in jeder Familie vielfach ein, sie können Folge von Unglücksfällen 
sein, es kann Krankheit von Familiengliedern den betreffenden Beamten nöthigen, 
eine grössere Ausgabe zu machen, und er kann sich nur dadurch auf eine dem 
Kredit-Bedürfnisse ohne übermässige Kosten entsprechende Weise helfen, dass er 
eine Zession vornimmt. Er kann eine Tochter zu verheirathen haben und braucht 
eine Summe für deren Ausstattung, er kann einen Sohn studiren lassen, oder der 
Sohn steht vielleicht im einjährigen freiwilligen Dienst und der Vater braucht 
Mittel, um das ausführen zu können: Er kann sich die Mittel nur verschaffen da- 
durch, dass er eine Zession seines Gehaltes anzubieten hat; verbieten Sie diese 
Zessionen, so setzen Sie seinen Kredit um ein sehr Bedeutendes herab. Der Ge- 
halt hat schon an sich für den Gläubiger die Gefahr, dass er möglicherweise nicht 
verdient wird, weil der Beamte sterben oder vielleicht auch entlassen werden kann. 
Diese Gefahr übernimmt der Gläubiger an sich nur gegen eine bestimmte Pro- 
vision, welche Sie aus der Geschichte der kleinen Beamten-Besoldungen wohl ken- 
nen lernen können. Allein diese Provision steigert sich natürlich noch bedeutend, 
wenn der Gläubiger noch weiter am Empfangstage des Gehaltes von dem. guten 
Willen des Schuldners abhängt, dadurch, dass er zwar einen Theil des Gehaltes, 
welchen letzterer versprochen hat, zu bekommen hat, aber nicht gesichert ist, dass 
er an der Kasse diesen Gehaltstheil auch wirklich empfängt. Verbieten Sie die Zes- 
Sionen, 80 werden die Beamten noch zu weiteren Manövern genöthigt, welche weder 
besonders ehrenvoll für sie sind, noch besonders nützlich für den Staat. Die Beam- 
ten werden nicht zahlen, obwohl sie schuldig sind, sie werden verklagt werden, und 
es wird eine gerichtliche Einweisug in das Gehalt erfolgen. Es wird dieser Weg 
für den Beamten kostspielig sein; er wird ihn in Bezug auf seine Ehre durchaus 
nicht besser stellen, weil er ihn der gerichtlichen Klage und dem Exekutions-Ver- 
fahren preisgiebt, und es wird doch dazu kommen, dass die Kasse diese Summe. 
bezahlen muss, deren Zession der &. 6. versagt, und das ganze Fazit wird nur 
darin bestehen, dass der Beamte, anstatt durch eine einfache Zession auf ehrliche 
und honette Weise zu seinem Kredit gekommen zu sein, nur auf Umwegen und 
unter misslichen Umständen unter Aufwendung von bedeutenden Kosten diesen 
seinen bescheidenen Kredit endlich hat in Anspruch nehmen können.“ 5 


Der Abg. Graf v. Rittberg bekämpfte den Baehr’schen Verbesserungs- 
Vorschlag, von welchem er eine Beförderung des Schuldenmachens der Beam- 
ten besorgte, und ihm schloss sich der Bundes-Kommissar Unter-Staats- 
Sekretair Dr. Achenbach an. Dieser sagte im Verlauf seiner Rede: 

„Wahr ist, dass der Öffentliche Beamte, wenn er vorher über sein Gehalt 
disponirt, wenn es ihm ermöglicht wird, im Voraus über das Gehalt zu ver- 
fügen, dadurch, je’ nach den thatsächlichen Umständen sehr rasch in die Lage 
geführt werden kann, sein Amt niederlegen zu müssen, in Verhältnisse einzu- 
treten, die es unmöglich machen, dass er die Funktionen, die er übernommen 
hat, wirksam weiter führe. Ich glaube daher, dass gerade im Interesse der 
Beamten es nothwendig ist, an der Bestimmung, wie sie der Entwurf enthält, 
und wie sie auch, wie ich anführen kann, den Gesetzgebungen anderer Länder, 
z. B. Preussens entspricht, festzuhalten. Ich will meinerseits bei dieser Ge- 
legenheit ein hervorragendes Gewicht auf das Interesse der Kassenverwaltungen 
nicht legen, obwohl auf der anderen Seite der Hohe Reichstag doch diesen Ge- 
sichtspunkt nicht ausser Augen lassen kann. Es wird in der That die Kassen- 
verwaltung erheblich verwickeln, wenn jeder Beamte im Stande ist, im Voraus 
über sein Gehalt in rechtsgültiger Weise zu verfügen und die Kassen - Beamten 
genöthigt sind, über verschiedene Titel, die vorgelegt werden, ihrerseits Ent- 
scheidung zu treffen, eine Frage, die’in vielen Fällen durch Arreste noch ver- 
wickelter werden kann. Jedenfalls scheint mir, wenn der Reichstag das Amen- 
dement, wie es vorliegt, annehmen sollte, darin eine Lücke zu bestehen, dass 
nur auf Grund authentischer Titel. diese Auszahlungen erfolgen sollten. Nach 
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dem gegenwärtigen Wortlaute genügt jeder Privatschein, um die Kasse zu ver- 
pflichten. Es wird dies dahin führen müssen, dass in den meisten Fällen die 
Kasse, weil sie nicht weiss, an wen sie zahlen soll, zu deponiren genöthigt ist.“ 


| Der Abg. Dr. Weigel beantragte darauf, als Zusatz dem $. 6."nach der 
Fassung des Antrags Dr. Baehr und Genossen hinzuzufügen: 

„Die Benachrichtiguug an die auszuzahlende Kasse geschieht durch 

eine der Kasse auszuhändigende Öffentliche Urkunde.“ 

Der Abg. Baehr hob zur Rechtfertigung seines Amendements noch hervor, dass, 
wenn der Beamte mit seinem Gläubiger einverstanden sei, dass diesem eine Zession 
auf sein Gehalt zu Theil werden soll, die Sache einfach so gemacht werde: der Gläu- 
biger verklagt den Beamten beim Gerichte, dieser lässt sich kontumaziren und dann 
wird auf Grund dieses Kontumazial-Erkenntnisses die Beschlagnahme verfügt. Dann 
sei ganz dasselbe erreicht, was erreicht sein würde, wenn der Beamte im freiwilligen 
Wege sein Gehalt hätte verpfänden oder zediren können, nur mit dem Unterschiede, 
dass ihm dann die Sache weit theurer zu stehen komme, da diese Kosten in der Regel 
der Beamte selbst werde tragen müssen. Statt einer einfachen Urkunde muss er den 
Prozess bezahlen. 

Andererseits erkannte er das Bedenken* des Bundes-Kommissars als berechtigt an, 
dass die Kasse nicht in die Lage gebracht werden dürfe, sich bei den verschiedenen 
Gläubigern, von denen jeder einen Anspruch auf einen Antheil am Gehalt zu haben 
glaube, auf eigene Gefahr zu entscheiden, an wen bezahlt werden solle. Diesem Be- 
dürfnisse wäre durch den von dem Abg. Dr. Weigel gestellten Antrag abgeholfen, 
wenn nämlich nur vermittelst einer der Kasse einzuhändigenden Öffentlichen Ur- 
kunde das Rechtsgeschäft, welches die Zession enthält, dokumentirt werden könne. 
Dann sei die Kasse vollständig in der Lage, zu wissen, an wen sie auszahlen muss. 
Ausserdem würde, wenigstens auf einem Theile des Rechtsgebietes des Bundes, das 
Verhältniss bestehen, dass die Kasse dem Streite sich dadurch entziehen könnte, dass 
sie die verschiedenen Forderungs-Prätendenten gegeneinander zum Streite verweise. 

Schliesslich wurde der kombinirte Verbesserungs - Vorschlag Baehr- 
Weigel und damit der 8.6. in seiner gegenwärtigen Fassung angenommen. 
(Sten. Ber. S. 889. ff.) 

II. Bemerkungen. 

1. Der Borfhrift des 8. 6. fteht fowohl die juriitiihe Konfequenz als die 
. Gefahr zur Seite, daß beim Verbot freiwilliger Zeffton und Berpfändung der 
Beamte außer den mäßigen Zinfen des Kleinen Kredites die Koften eines fingirten 
Vrozefjes zu zahlen hat. *) 

2. Der 8. 6. unterfcheidet nicht zwifchen fälligen und nicht fälligen 
Forderungen der Beamten. Das Gefeh über die Beichlagnahme Der Arbeits: 
und Dienftlöhne vom 21. Juni 1869. $. 4. (B.:©.:Bl. 1869. ©. 242.,, von 
1871. ©. 63., Arhiv Bd. TU. ©. 800.) leidet auf den Gehalt und die Dienit- 
bezüge der Beamten feine Anwendung. Vgl. zu S. 19. r 

3. Bolt Württembergifhe Dienjtpragmatik $. 11., Staatsdiener » Gejeh 
für Braunfhmeig $$. 15. und 19. und Penfions : Gejet für Preußen vom 
97. März. 1872. 8. 27. (Wahler, Zivil-Penfionz-Gefe ©. 32., Berlin, Kort: 
fampf.) | 


8. 7. Hinterlässt ein Beamter, welcher mit der Wahrnehmung einer 
in den Besoldungs-Etats aufgeführten Stelle betraut ist, eine Wittwe oder 
eheliche Nachkommen, so gebührt den Hinterbliebenen für das auf den 
Sterbemonat folgende Vierteljahr noch die volle Besoldung des Ver- 
storbenen (Gnaden-Quartal), unbeschadet jedoch weitergehender Ansprüche, 
welche ihm etwa vor Erlass dieses Gesetzes und vor Bintrüt in den Reichs- 


*) Der Entwurf eines Reich3-Militatv-Oefeges von 1873. erklärt wiederum jede Zeifton, Vers 
pfändung oder fonftige Uebertragung des Anjpruch3 auf die Zahlung von Dienfteinfünften 
oder Venfionen für rechtlich) wirfungslos. $. 50. DS. Nr. 110. ©. 1% | 
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dienst zugestanden worden sind. Zur Besoldung im Sinne der vorstehen- 
den Bestimmung gehören ausser dem Gehalt auch die sonstigen dem Ver- 
storbenen aus Reichsfonds gewährten Dienst-Emolumente, soweit die- 
selben nicht als Vergütung für baare Auslagen zu betrachten sind. An 
wen die Zahlung des Gnaden-Quartals zu leisten ist, bestimmt die vor- 
gesetzte Dienstbehörde. Das Gnaden-Quartal kann nicht Gegenstand der 
Beschlagnahme sein. 


I. Entflefungs-HGefhicte. 
In der Regierungs-Vorlage fehlten die mit Kursivschrift ausgezeichneten 
Worte. 


Der Abg. Baehr (Kassel) beantragte bei der zweiten Lesung, hinter den 
Worten: „eheliche Nachkommen“ einzuschalten: | 
„welche der Versorgung bedürfen.“ 


Dieser Verbesserungs-Vorschlag wurde vom Verfasser und vom Bds.- 
Kommissar U.-St.-S. Dr. Achenbach bekämpft und hierauf vom Reichs- 
tag abgelehnt. Vgl. Bemerkungen zu $. 4. (Sten. Ber. 8. 140.) 


_ Dagegen wurde in dritter Lesung ein Verbesserungs- Vorschlag des 
Verfassers und des Abg. Krieger, dahin gehend, 
hinter „Gnaden-Quartal“ folgenden Zusatz einzuschieben: 

„unbeschadet jedoch weitergehender Ansprüche, welche ihm etwa 
vor Erlass dieses Gesetzes und vor Eintritt in den Reichsdienst 
zugestanden worden sind (Art. 18. Abs. 2. der Reichs-Verf.)“ 

und damit der $. 7. in seiner gegenwärtigen Fassung angenommen. (Sten. Ber. 

S. 889. ff.) 


Il. Bemerkungen. 


1. Sterbemonat. Wegen des Sterbemonats vgl. 8. 5. Derfelbe gebührt den 
Erben, er war Eigenthum des verftorbenen Beamten geworden und ift Gegen: 
Itand der Bl mabme 


2. Gnaden-Onartal. Bedingungen deffelben. Das Gnaden: Duartal — 
mit Unveht fo und befjer Nadh-Quartal oder Sterbe-Nahgehalt genannt — ift 
feine Wohlthat, jondern ein Necht des veritorbenen Beamten und er Wittwe 
und Waifen (vgl. zu $. 4), ift daher dur Bebürftigfeit mit nichten bedingt 
(argum. 8. 8.) und jteht unter gerichtlihem Schub. 8. 149. Ob die Wittwe und 
die Kinder Erben des Beamten geworden find, ift unerheblid. Die Erben als 
jolhe haben auf das Gnaden-Duartal feinen Anfprud. Bol. Olvdenbur iihe3 
Gejeb Art. 19., Gejet für das Königreih Sadhfen 8. 40., für Anhalt Deflau 
$. 25., für Lippe S. 32. 

5. Berehmung ded Gnaden-Onartald. Das Gnaden-Duartal umfaßt die volle 
Bejoldung, einjhlieglich der Dienft-Emolumente, da3 gefammte Dienit-Einfommen 
im Sinne des $. 42.%) 

#. Zahlbarfeit ded Guaden- Ounrtald. Als Theil der Befoldung des ver- 
Iorbenen Beamten und vermöge der Alimenten-Natur erfolgt die Zahlung des 
Gnaden-Duartals am erftien Tage des auf den Sterbemonat folgenden Monats 
im Voraus. Bol. $. 99. des Gefebes, betr. die Penfionirung und Verforgung 
der Militair-Berfonen des Neichsheeres und ver Kaiferlihen Marine, jo wie die 
Bewilligungen für die Hinterbliebenen folder Berfonen vom 27. Suni 1871. 
R.:©.:Bl. von 1871. ©. 275. (Wrhiv Bd. VIIL, Separat:Ausgabe, Kortfampf, 
Berlin, ©. 36.) 


*) Der Wohnungsgelder-Zujhug kommt nad) jeinem ganzen und nicht bloß nad) feinem 
a den Hinterbliebenen zu. Gejeg vom 30. Juni 1873. 8. 8. (R.-6.:3l. 
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5. Benmte, deren Hinterbliebene Anipruch anf dad Guaden-Onartal haben. 

a. Dafjelbe fteht auh den altiven Beamten zu, melde ihr Gehalt nicht 
quartaliter (8. 5.), jondern nur monatlich beziehen. Anders in Breußen, 
wo nad) der R.-D. vom 27. April 1816. (G.-©. 1816. ©. 134.) und Synitruftion 
vom 26. November 1832. (Rampb „Annalen“ Bd. 4. ©. 554, Jahrbücher Bd. 40. 
©. 447), bei denjenigen Beamten, welde ihr Gehalt monatlid beziehen, der 
Anfprud für die Hinterbliebenen fi auf einen Gnaden-Vonat bejhränft. 

‚Ob die — aftiven — Beamten Tebenslänglid oder auf Kündigung 
angeftellt werden, macht feinen Unterfhied; maßgebend ift, ob fie eine etats- 
mäßige Stelle befleiven, val. $. 37. 

e. Das Recht der Hinterbliebenen vorläufig in den Ruheftand verfeßter 

Beamten auf das Gnaden-Duartal tft in 8.31. anerkannt. 

d. Auh die Hinterbliebenen eines feines Dienjtes vorläufig enthobenen 
Beamten $. 125. find vom Genuß de3 Gnaden:Duartal? fo lange nicht aus: 
geichloffen, als nicht der Beamte vechtsfräftig zur Dienft-Entlafjung ver: 
urtheilt worden war. Ein Abzug für Vertretungs-Koften darf ihnen nicht 
gemacht werden. Dies ift gegen die frühere Prarız feit der Verfügung vom 
%6. Mai 1841. (AJuftiz-Min.-Bl. von 1841. ©. 187.) au in Preußen ange: 
nommen. 

e. Wegen des Gnaden:Monats der penjtonirten Beamten vgl. $. 69. 


6. Grundfüe der Vertheilung ded Guaden-Onartald. Nah welhen Grundfägen 
in der Konkurrenz der Wittwe und Kinder das Önaden-Quartal zu vertheilen 
fei, darüber bejtimmt $. 7. nichts, überläßt vielmehr bie Bertheilung dem Ermeijen 
der vorgefegten Dienjtbehörde. 

Nadı der Beitimmung des Onaden-Quartals, die Hinterbliebenen gegen den 
augenblicklich eintretenden Mangel zu jhügen und ihnen die Mittel des Unter: 
baltes bis zu ihrem zu fuhenden neuen Unterfommen zu gewähren bejtimmte in 
Preußen die Snftruftion vom 26. November 1832. unter Nr. V.: 

a. „Wenn eine Wittwe vorhanden, fo fann an dieje, e3 mögen neben ihr nod) majorenne 
oder minorenne Deszendenten vorhanden fein, die Zahlung der Gnadenbemilligung geleiftet 
werden, indem derjelben, da fie durch des Mannes Tod das Haupt der Familie geworden 
ift, der Vorzug vor den Deszendenten um jo mehr gebührt, al3 fie in der K.-D. vom 15. No- 
vember 1819. zuerft genannt ift, auch ihr principaliter die Sorge für die Beerdigung und 
die Beftreitung der Koften des Haushalts, welhem der Borjtorbene vorgejtanden hat, 
obliegt. 

Nur aus der Perfünlichkeit der Wittwe oder aus befondern Familien-Berhältniffen 
fönnen Bedenken gegen dies Verfahren hervorgehen, wegen welder erforderlichen Falls an 
den Zuftiz.Minifter zu berichten ift. 

b. Ebenfo fann, wenn blos majorenne, oder majorenne und minorenne Dedzendenten 
zufammen vorhanden find, jedoch unter derjelben Einfhränfung die Zahlung an denjenigen 
oder diejenigen Deszendenten erfolgen, welde dem Haushalte einftweilen vorftehen und die 
Beerdigung bejorgen. 

ec. Sind aber blos minorenne Deszendenten vorhanden, jo muß die Zahlung an die 
fompetente vormundfchaftliche Behörde, oder nad) der von Diefer zu ertheilenden Anweifung 
geleiftet werden. 

d. Sterben die Hinterbliebenen eines Beamten, welchen ein Gnabengehalt gejeblih zu: 
fteht oder ausnahmameie bewilligt worden ift, vor Gmpfangnahme befjelben, jo ift dafjelbe 
an die legitimirten Erben der Hinterbliebenen zu zahlen.“ 


7. Sonitige Nechte der Hinterbliebenen. Auf das Gnaden-Duartal bejhränkt ji 
3 gefegliche Anfpruh der Wittwen und Waifen der Neich3-Beamten an das 
ei 


Cine Ausnahme mahen nur die Wittwen und Waifen der Militair- umd 
Marine:Beamten, welhe im Kriege geblieben oder an den erlittenen Ber: 
wundungen während des Krieges oder fpäter geftorben find, oder im Laufe des 
Krieges erfrankt oder befhädigt und in Folge dejjen vor Ablauf eines Jahres 
nad dem Frievensschluß veritorben, oder durd) Schiffbruh verunglüdt, oder in 
Folge einer militairifhen Aktion oder der Elimatifchen Einflüfje auf Seereifen oder 
innerhalb Zahresfrift nach der Nücfehr in dem eriten heimathlihen Hafen ver: 
ftorben find. Diefen zahlt das Neich jährliche Beihülfen, den Kindern bi8 zum 
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17. bez. 15. Lebensjahr. Gefeb, betr. die Venfionirung der Militairperfonen des 
Neichsheeres a. a.D. 8S.41. ff. 8.56. 88. 94. und 95. (Archiv Bd. VIII. Separat- 
Ausgabe ©.29. a. a. D.). 

Für die Bojt-Beamten befteht die Kaifer Wilhelm-Stiftung. Vol. Neihz- 
Geje vom 20. Juni 1872., betr. die Verwendung des Ueberjähuffes aus 
ver Verwaltung der Franzöfifhen Landespoften dur die Deutjhe Neiche: 
poft-Verwaltung während des Krieges gegen Franfreih in den Sahren 1870. 
und 1871. (Neih3-Gef.-Bl. ©.210.) und Kaiferlider Erlaß vom 29. Auguft 1872, 
nebit Statut, betr. die Kaifer Wilhelm-Stiftung (Neih3:Gef.- Bl. ©. 313.).. Ans 
8.14. heißt e8 Dafelbit: 

„An Hinterbliebene von Keichspoft-:Beamten fünnen aus ben Stiftungs-Cinfinften 
Beihülfen zur Aufnahme in Erziehungs-Anftalten, Waifenhäufer oder Alterverforgungd- 
und Kranfenhäufer gewährt werden.” 

„our Erreichung diefes Zweres Fann die Stiftungsverwaltung, wenn fie e8 für ange: 
mejjen erachtet umd die Mittel dazu ausreichen, dauernde Freiftellen in dazu geeigneten 
Erziehungs: oder Berforgungs-Anftalten begründen.“ 

Außerdem enthält der Etat für die Neihspoft-Vermwaltung regelmäßig einen 
Titel zur Unterftügung von penfionirten Boft-Beamten und zu Unterftüßungen 
und Benfionen für die Hinterbliebenen von Bolt-Beamten. Derfelbe betrug für 
n Sahr I im Öanzen 80,000, jett 90,000 Thle. (Anl. X. des Etats, Tit. 12. 
Ir: 4..©,,98.): 

Ein ähnliher Fonds befteht zur Unterfiügung der Wittwen und Waifen 
von Telegraphen-Beamten, für du8 Sahr 1873. im Gejammtbetrage von 
10,000 Thlr. (Anlage XI. des Reiha-Tel.-G. Nr. 4.). Ä 

Der Etat des Reih8-Dberhandels:-Gerihts feht zuerft für das Yahr1874., 
nanpem ein Mitglied defjelben mit Hinterlaffung einer zahlreichen bedürftigen 
Familie verftorben tft, 150 Thle. als Erziehungsbeibilfe feft. (Anlage VII. Tit. 2. 
Nr. 5.), der Etat für den Rechnungshof des Deutfhen Neiches beftimmt 330 Thlr. 
(Anl. 6. Tit. 2. Nr. 3.) für Wittmen und Waifen feiner Angehörigen. 

gurMilttaiv-Wittwenfaffe zahlt vasNeih an Breußen einen Zufhuß von 
279,125 Thle. und außerdem direlt an Wittwenpenfionen und Erziehungsbeihülfen 
für Kinder 70,000 Thlr., Etat für Die Verwaltung des Neichsheeres, Tit. 59 und 
58. ©.133. 134., an Sad fen 63,000 Thlr., ©.218., an Württemberg 33,428 Thle. 
©. 260 dafelbit. 

Ein großer Theil der Wittwen und Waifen der unteren Reih3:Beamten fällt 
den Gemeinden zur Zaft. 


8. Sionderheit Nechte der Hinterbfiebenen von Beamten, welche aus dem Staatsdienft 
in einem Bundesftant in den Neihsdienft iibergetreten find. Mr 

Denjenigen Neih3-Beamten, welche aus dem Staatsdienft in einem Bundes: 
ttaate in den Keichsdienft übergetveten, find freilich durch Art. 18. der Deutfchen 
Keihs-Berfafjung vem Reiche gegenüber diefelben Rechte, welche in ihrem Heimath: 
lande aus ihrer dienftlihen Stellung ihnen erwadhfen waren, ausdrüdlih vor: 
behalten.*) Aus der Natur der Wittwen- und Watjen-Verforgung (vgl. oben zu 8.4.), 
welche, wenn nicht ein Necht des verftorbenen Beamten, jo do aus dejlen Nedt 
herzuleiten Mt, jheint zu folgen, daß zu jenen, im Art. 18. vorbehaltenen Rechten 
auch der Anipruh auf die Mittwen- und WatjensVBerforgung gehört, fo weit diefelbe 
unmittelbar aus Gtaatsmitteln gewährt worden ift. 

sn dem auf den Vertrag des Norddeutfhen Bundes mit Baden und 
Helfen fich beziehenden Vrotofoll vom 15. November 1870. (B8.:8.31..©..650., 
Arhiv Bd. VL), welches nad) dem auf den Beitritt Württembergs bezüglichen 
Brotofoll vom 25. November 1870. (B.-6.-Bl. ©. 654. ff., Ardhiv ebend.) info: 
weit aud für Württemberg maßgebend ift, findet ih jedoch) folgende Erklärung: 


*) In Anfehung der aus dem franzdfif hen Zivil, Militair- oder Marine-Dienft in 
den Keichödienfi übernommenen Shapg-Lothringer priht der Art. 2. der Bufag-ftonvention 
vom 11. Dezember 1671. zu dem Frankfurter Friedensvertrage vom 10. Mai 1871. (Reichs: 
‚Ge. S©.9 Ardiv Bd. V, Th. IT. ©. 43.) einen entfprechenden Vorbehalt aus. 
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„Man war darüber einverstanden, zu Art. 18. der Verfassung, dass zu den einem 
Beamten zustehenden Rechten im Sinne des zweiten Absatzes dieses Artikels die- 
jenigen Rechte nicht gehören, welche seinen Hinterbliebenen in Beziehung auf 
Pensionen oder Unterstützungen etwa zustehen,“ 

Nach diefer authentifhen Erklärung ift es nicht zweifelhaft, daß die Neichs- 
Beamten, welhe aus dem Staatödienit in Baden, Heffen und Württem: 
berg in den Neichsdienit übertreten, außer dem Gnaden-Duartal feinen An: 
Ipruh auf die VBerforgung ihrer Wittwen und Waifen gegen das Neich haben. 
sm Sinblid darauf fonnte der $. 7. um fo leichter die Deutung erfahren, als 
jeien dur Eh die Nechte der Hinterbliebenen der Kerh3-Beamten allgemein 
und aleihmäßig dahin geordnet, daß ihnen nur der Anjprudh auf ein Gnaden: 
Quartal zuftehe und als wären in Folge defjen auch die ihnen bisher zugeftande: 
nen Rechte aufgehoben. 

Dieje Deutung wird dur) das oben zu 2. erwähnte, mit Zuftimmung des 
Bundesraths, angenommene Amendement ausgefchloffen, vergl. 8. 71. Nach der 
gegenwärtigen Faljung des 8.7. und da der Vertrag des Norddeutihen Bun- 
des mit Batern vom 23. Nov. 1370. nebft dem dazu gehörigen Schlußprotofoll 
(B.:©.:B1. für 1871. ©. 9. Archiv Bd. VI) eine Deklaration des Art. 18. in 
Bezug auf den Umfang der vorbehaltenen Rechte nicht enthält, muß angenommen 
. werden, daß den aus vem Baierifchen Staatädienit in den Nteihsdienit übertre: 
- tenden Beamten ihre Nechte auf Wittwen- und Waifen:Berforgung unverloren 
geblieben und die diesfälligen Berpflichtungen des Baierifchen Staates auf das 
Deutjche Neich übergegangen find. Außerdem hat Breußen der ungünftigen Lage, 
in welcher fi die Wittwen der — aus dem Staatödienft in einem Bundesitaat 
nicht übernommenen — Neich3:Beamten (val. Nr. 8.) befinden, Dadurch zu begegnen ge: 
meint, daß es durd) Gefet vom 6. März 1868. (PBreuf. ©.-©. 1868. ©. 195.) die Zivil: 
Beamten des Reiches, joweit fie Breußifhe Unterthanen find, in Bezug auf die 
Berechtigung, der Preuß. Allg. Wittwenfaffe beizutreten, den PBreußilchen Zivil: 
Beamten gleichitellt. ; 

Achnliche Gefehe, welche ce3 den Neich3: Beamten ermöglichen, an den Landes: 
VBenfions-Anftalten Theil zu nehmen, find nad der Erklärung des Bundesraths 
auch außer Preußen in einzelnen Bundeöftaaten erlaffen, keineswegs aber in 
allen ergangen. (Stenograph. Berichte ©. 139.) 

10. Landes-Gefesgebung im Bezug anf Wittwen: und Waifen-Verforgung. Don den 
Landes: Gefeggebungen ift die ftaatliche Pflicht für die Wittwen und Waifen der 
Beamten über das Gnaden-Duartal hinaus anerkannt. 

sn Breußen beiteht zu Gunsten der Beamtenwittwen die bereits erwähnte 
Königlihe Allgemeine Wittwen - Verpflegungs:Anftalt, welche von Staatöwegen 
einen Zuihuß erhält (nad) dem Etat pro 1873. 774,750 Thlr.), die Beiträge find 
Hoch; beijpielsweife beläuft fie) der jährliche Beitrag eines Beamten, welder 
beim Anfang der Verfiherung 30 Jahr und defjen Frau 20 Jahr alt ift, für eine 
Benfton von 100 Thlr. auf 19 Thlr. 1 Sar., alfo bei einer Verfiherung von 300 Thlr. 
57 Thlr., macht bei einem Einfommen von 1000 Thlr. über 51/2 Brozent. War 
der Beamte beim Anfang der Verfiherung 40, die Frau 30 Sahr alt, fo fteigt 
der jährliche Beitrag für eine Wittwen: Penfion von 100 le. auf 25 Thlr. 
10 ©ar., madt für 300 Thle. — 76 Thle. Gejet vom 17. Mai 1856. (&.-©. 
©. 477. ff.) E8 ift daher eine Erfahrung, daß felbit die Beamten der Minifterien 
ihre Wittwen felten höher ald 400 Thlr. in die Wittwenkaffe einkaufen. 

Für die Beamtenwaifen beftehen in Breußen befondere Unterftütungs- 
Fonds, aus welchen bedürftige Kinder Unterftüsungen erhalten. Siehe das Nähere 
Nönne’3 Preuß. Staatsreht Bd. II. ©. 497. 
sn Sadhjen, Württemberg und Baiern haben die Wittwen und Waifen 
einen Hechtsanjpruch auf beitimmte Venfionen. Sabfen giebt der Wittwe 
/8 de8 Gehalts des Mannes, jedem Kinde 1/5, der Doppelwaife %ı der Wittwen: 
PBenfion. Stantsdienft-Gefeh 88. 38. 43. 44. 

Nah Württembergifhem Nebt befommt die Wittwe außer einem Sterbe- 
Nahgehalt von A5 Tagen 1a der Benfion des Mannes, jedes Kind 5 der Witt: 
wen-Benfion. Berfaf..Urktunde Art. 50. Dienftpragm. $$. 32. 33. 35.36.43. 45. 46. 
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Auch in Deffau hat in nenefter Zeit der Staat aus feinen Mitteln eine 
Beamtenwittwen : Kaffe gegründet, aus welder den Wittwen und minorennen 
Kindern eine VBenfion gewährt wird. | 

‚sn nahahmungsmwürdiger Weife tft für die Wittwen und Waifen der Beamten 
in Batern geforgt. Staatsdiener-Evift IX. $. 28. und PVenfions-Pragmatik 8.1. 
Dieje gewährt allerdings nur einen Gnaden- Monat (Nahmonat) 8. 6. dafelbft. 
Dafür erhält aber die Wittwe 1/5 des Gehaltes, beziehungsmweife Ntuhegehalts 
ihres Mannes, die Kinder befommen jedes 1/5, Doppelmwailen 3 der Wenfton 
ihrer Mutter. Penfions:Pragmatif 88. 2—4. Die Mutter behält die Venfion bei 
unverrüdtem Wittwenftuhl bis zu ihrem Tode, die Kinder empfangen fie in der 
Regel bis zum vollendeten 20. Lebensjahre. Penfions- Pragmatif 88. 7. 8. 17. 
10. 13. Die Beamten bi8 zu 600 Gulden Gehalt zahlen feine Beiträge. 

Bei einem Gehalt von 601— 2000 Gulven beträgt ver Sahresbeitrag 1 Prozent 
we 12000 A000% 3, 1% 


„ „ ” 2 ” 


7 2 7, „ 4000— 6000 "„ " „ ” 2 „ 
Z ZI „ 7 6000— 12000 „ „ „ [7 2% ” 
bei höherem Gehalt,  „ ni I um 


de8 Dienft-Einfommens. | 

Vgl. Sten. Ber. ©. 139., 889. und Badifches Gejeh SS. 20—24. Sadjfen: . 
SEEN Edift $. 21. Grundfäge der Finanz : Verwaltung $. 33. ©.:6©.. 
RD, 


11. Beireiung der Witwen md MWaifen: Venfionen von den Kommunal Stenern, 
vgl. darüber $. 19. Die Freiheit von der Beihlagnahme dehnt die Dienit- 
pragmatif Württembergs aud auf die Wittwen-PBenfion aus $.11. In Bezug 
auf Preußen vgl. 8.:D. vom 15. November 1819. und A. G.-D. Bd. 24. 8. 109. 


12,  Anderweite Regelung der Wittwen- und Wailen: VBerforgung im Neide. 
Der Reichstag hat unmiderfprohen den Standpunkt eingenommen, daß die 
Wittwen- und Waifen- Benfion, wie die Wenfion des mit Ehren ausge 
Ihiedenen Beamten ein Theil des von Amts wegen ihm refervirten Gehaltes jei, 
da das bei feinen Lebzeiten ihm gezahlte Gehalt zur Anfammlung eines Kapitals, 
weldes feinen Hinterbliebenen nad) feinem Tode ein felbititändiges, wenn aud. 
nur nothdürftiges Ausfommen gewährt, in feiner Weife ausreiht und auf den 
Antrag des Verfaffers befchloffen, 

„den Reichskanzler aufzufordern, dem Reichstage behufs der Gründung einer Pen- 
sionskasse für die Hinterbliebenen verstorbener Reichs-Beamten eine Ge- 
setzes-Vorlage zu machen.“ (Sten. Ber. $. 889.—891.) 


Das Breuß. Gef. v. 6. März 1868., welches big zum Erlaf eines Bundes: 
Öefeßes über die Venfions-VBerhältniffe der Wittmen der Bundes:Beamten den 
Hwil-Beamten des Bundes, foweit fie Preußifche Unterthanen find, die Berehti- 
gung zum Beitritt bei der Vreupifhen Allgemeinen Wittwen-Berpflegungsanftalt 
einräumt, nimmt ein foldhes Gefet in Ausfiht und der Bundesrat) hat nad der 
Erklärung des Präfidenten des Neihfanzler-Amts die Bearbeitung eines 
diefer Rejolution entfprehenden Gefehes angeordnet. Diefe Bearbeitung it aud 
bereit8 im Gange. 

‚m hohen Grade wünfchenswerth wäre es, daß nach dem Borbilde der Bai- 
viichen Gefeggebung die Gehalte bis zu einer beftimmten Höhe von jedem ‚Deir 
trage frei blieben. Die finanzielle Lage des Reiches gejtattet gerade gegenwärtig 
eine reichliche Dotirung der Penfionzfaffe. (Val. Sten. Ber. von 1873. ©. 56. 57.) 


12. Nothwendigfeit der Genehmigung der vorgeletten Behörde zur Verheirathung- 
Mit den Beltimmungen über die Rechte der Wittwen: und Waifen-Verforgung 
ltehen die Befchränfungen in Zufammenhang, welhen die Beamten in Bezug 
auf die Verheirathung unterworfen find. Ir dem Gefet vom 4. Mai 1868., beir. 
Aufhebung der polizeilichen Befhränfungen der Eheihliegung (B.-6.-Bl. ©. 149. 
Arhiv Bd. II. ©. 138.) war in 8. 2. angeordnet: 

„die Bestimmungen über die Genehmigung der Eheschliessung der Beamten durch 
die Vorgesetzten werden hiervon nicht betroffen.“ 
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Diefelben beitehen daher Tandesrechtlic fort. Anfofern alfo die Keich3- 
Beamten an die Landesmwitiwen: und Watfen:Kafjen Anfprühe mahen, werden fie 
fih der Genehmigung ihrer Heirath zu vergewiljern haben. Der Neih3:-Gefet- 
gebung, welche eine dauernde Fürforge für die Wittwen und Maifen der Reichs: 
Beamten bisher nicht übernommen hat, tjt eine die Eingehung der Che verjelben 
befhränfende Beitimmung fremd. Bl. zu $. 10. Eine Ausnahme befteht nur 
für die Militair-Berfonen einfhlieglih der Militair-Beamten. $. 150. des Militair: 
Strafgejegbuhß”). Bal. für Preußen 8.-D. v. 9. Juli 1839. (Zuft.:M.:Bl. 
©. 302.), für Baiern Berordn. v. 28. uni 1868. (Neg.Bl. ©. 133.), für 
Württemberg Dienitpragmatil $S. 7. 9., ferner Gef. für Weimar $. 19., für 
9 $. 20, für Schwarzburg » Rudolftadt $. 19., für Baden 
88. 20—23. 


$. 8. Die Gewährung des Gnaden-Quartals ‘kann in Ermangelung 
der im $. 7. bezeichneten Hinterbliebenen mit Genehmigung der obersten 
Reichs-Behörde auch dann stattfinden, wenn der Verstorbene Eltern, Ge- 
schwister, Geschwisterkinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er war, 
in Bedürftigkeit hinterlässt, oder wenn der Nachlass nicht ausreicht, um 
die Kosten der letzten Krankheit und der Beerdigung zu decken. 

Bemerkungen. 

1. Bei der Gewährung des Gnaden: Quartals an Eltern 2c. ift alfo die 
Bedürftigfeit Bedingung und der Name „Snaden:Quartal‘‘, gerechtfertigt, val. 
$ 69. d. Gef. und SS. 39., 40., 94., 98. des Gefetes, betr. Benfionirung der Militair: 
PBerjonen von 1871- 


2. Ueber die Befreiung der den RER gewährten Unterftüßungen 
und jonjtigen Zuwendungen von den Kommunal:Steuern, val. $. 19. 


$.9. In dem Genusse der von dem verstorbenen Beamten bewohn- 
ten Dienstwohnung ist die hinterbliebene Familie nach Ablauf des Sterbe- 
Monats noch drei fernere Monate zu belassen. 

Hinterlässt der Beamte keine Familie, so ist denjenigen, auf welche 
sein Nachlass übergeht, eine vom Todestage an zu rechnende dreissig- 
tägige Frist zur Räumung der Dienstwohnung zu gewähren 

In jedem Falle müssen Arbeits- und Sessions-Zimmer, sowie sonstige 
für den amtlichen Gebrauch bestimmte Lokalitäten sofort geräumt werden. 

Bemerkungen. 


1. Die Beitimmung des Abf. 2, beruht auf den Beihlüffen der Reichdtags- 
Kommiffion von 1870. 


2. Die Dauer des Genufjes der Dienftwohnung entipriht dem Gnaden: 
Duartal. Bol. Preuß. 8.-:D. vom 27. April 1816. (Gef.:©. ©. 134.) Weimar 
befchränft die Benugung der Wohnung durch die Hinterbliebenen auf einen Monat. 
Gejeg für Weimar 8. 13. | 

3. Der Begriff der „Samilie” wird aus $. 3. zu interpretiren fein. 

4. Sm Webrigen vgl. zu 8. 5. 


8. 10. Jeder Reichs-Beamte hat die Verpflichtung, das ihm über- 
tragene Amt der Verfassung und den Gesetzen entsprechend gewissen- 


‚*) Solms, Strafrecht und Strafprozeß in Heer und Marine S. 467. ff., und Entwurf eines 
Reich3-Militair-Gefeges von 1873. 8. 34. 
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"haft wahrzunehmen und durch sein Verhalten in und ausser dem Amte 
der Achtung, die sein Beruf erfordert, sich würdig zu zeigen. 


I. Enffiefungs-Hefdicdte: 
Die Regierungs- Vorlage lautete: 

„Jeder Reichs-Beamte hat die Verpflichtung, das ihm übertragene Amt der 
Verfassung, den Gesetzen und sonstigen Anordnungen entsprechend, gewisseu- 
haft wahrzunehmen und durch sein Verhalten in und ausser dem Amte der Ach- 
tung, des Ansehens und des Vertrauens, die sein Beruf erfordert, sich würdig 
zu zeigen.“ 

Die Motive (S. 32.) beschränkten sich auf die Bemerkung: 
„Der $. 10. ist im Wesentlichen aus 8. 2. des Preuss. Ges. vom 21. Juli 
1852. (G.-8. 8. 465.) entnommen.“ 


Die Mitglieder der freien Kommission brachten dazw« folgenden Ver- 
besserungs-Vorschlag, welcher den Namen Beringer an der Spitze trug, bei 
der 2. Lesung ein: ER 

a. anstatt der Worte: „der Verfassung, den Gesetzen und sonstigen Anordnungen 
entsprechend“ zu setzen: ‚der Reichs-Verfassung, den Gesetzen und den von 
seinen Vorgesetzten innerhalb ihrer amtlichen Zuständigkeit getroffenen 
dienstlichen Anordnungen entsprechend“; | 

b. in der letzten Zeile die Worte: „des Ansehens und des Vertrauens“ zu 
streichen. | 

Für den Fall der Annahme des unter a. bezeichneten Abänderungs-An- 
trages beantragten die Abgg. v. Zedlitz und v. Dörnberg: 


die Worte: „innerhalb ihrer amtlichen Zuständigkeit“ zu streichen. 


| In der freien Kommission hielt man einstimmig den $. 10. der Regierungs- 
Vorlage für unannehmbar. Ueber die Aenderung der Worte: „und sonstige 
Anordnungen“ und die Streichung der Worte: „Ansehens und Ver- 
trauens‘ herrschte von vorn herein Einverständniss. Der Verfasser schlug 
schon damals vor, auch die Worte „sonstige Anordnungen“ einfach zu strei- 
chen und damit dem Grundsatz des gesetzmässigen Gehorsams klaren Ausdruck 
zu geben. Eine verständige Auslegung würde dafür sorgen, dass jede An- 
ordnung, welche sich innerhalb des Gesetzes bewegt und zur Ausführung 
desselben dient, als den untergebenen Beamten zum Gehorsam verpflichtendes 
Gesetz im Sinne dieses Paragraphen betrachtet werde. Der Kommission er- 
schien jedoch diese Abänderung zu scharf. | 

Auch der Vorschlag im Anschluss an den Wortlaut des $. 113. des Deut- 
schen Strafgesetzbuchs statt „sonstige Anordnungen“ zu setzen: „in rechtmäs- 
siger Ausübung ihres Amtes erlassene dienstliche Anordnungen“, fand derzeit 
keinen Anklang. Man gab vielmehr nach dem Vorbild des 8. 110. des St.-G.B. 
der in dem Amendement gewählten als derjenigen Fassung den Vorzug, welche 
voraussichtlich bei der Reichs-Regierung den geringsten Anstoss erregen 
würde. 

Die Debatte ergab, dass man sich hierin getäuscht. 

Das Amendement wurde in erster Linie vom Abg. Lasker vertreten. 


In Bezug auf den ersten Theil mag aus der Ausführung des genannten 
Abgeordneten Folgendes hervorgehoben werden. Er sagte: 


„Ich bin der Meinung, dass der Beamte das Recht hat zu prüfen, ob in der 
That, was ihm zugemuthet, gesetzmässig sei oder nicht.. Bei den Zivil-Beamten 
ist die volle Verantwortlichkeit nothwendig, und Sie dürfen die Verantwortlichkeit 
nicht dadurch auch nur verringern, dass Sie eine grosse Zahl von Beamten zu 
willenlosen Gehorsamen machen gegen die vorgesetzte Behörde. Deswegen müssen 
Sie ihm auch die Möglichkeit geben, dass‘ er prüfe, ob, was von ihm gefordert 
wird, gesetzmässig sei oder nicht. Um diese Gesetzmässigkeit genau zu. präzisiren 
beantragen die Antragsteller mit Recht, dass der Beamte zu prüfen habe, ob in- 
nerhalb der amtlichen Zuständigkeit des Vorgesetzten diese Verordnung ergan- 
gen sei; in diesem Falle soll er Folge leisten. Wenn aber die Verordnung nicht 
innerhalb seiner amtlichen Zuständigkeit des Vorgesetzten ergangen ist, so handelt 
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dieser gar nieht mehr als Beamter, sondern er handelt als Einer, der willkürlich 
die Grenzen seines Amtes überschreitet, und die Verfügung, die er erlässt, sollte 
eher strafbar sein, als von seinen untergeordneten Beamten befolgt werden. In 
Zweifelsfällen wird allerdings der untergeordnete Beamte Recht thun, sich bei der 
vorgesetzten Behörde zu erkundigen, ob nicht das und das Bedenken vorhanden 
sei und sich erledigen lasse; denn der Beamte steht jedenfalls unter der Gefahr, 
dass, wenn sein Urtheil schief geht, er später wird in Disziplinar-Untersuchung ge- 
zogen werden, und dass er sich die materielle Behandlung durch den Disziplinar- 
Richter wird gefallen lassen müssen, ob die amtliche Zuständigkeit vorhanden war 
oder nicht. Machen Sie es, meine Herren, den Zentral-Behörden nicht zu bequem, 
dass sie auch unintelligente Beamte anstellen, welche nicht einmal zu prüfen wissen, 
ob ihre vorgesetzte Behörde innerhalb ihrer amtlichen Zuständigkeit gehandelt habe 
oder richt. Es soll in jedem Beamten, der die Staatsgewalt repräsentirt, soviel 
Intelligenz vorhanden sein, dass er die Dinge, die sich unmittelbar auf seinen 
Dienst beziehen, genau zu beurtheilen weiss. Und weiss er es nicht, dann wird 
sein Mangel an Intelligenz ihn dahin führen, dass er sich möglicherweise gegen 
das Disziplinar-Gesetz schuldig macht, und er wird dann mit Recht aus seinem 
Amte entfernt werden, Ein Beamter, der dies nicht einmal zu beurtheilen und 
nicht mit Vorsicht zu verfahren weiss, den trifft die Strafe mit Recht.“ 


Der Abg. v. Zedlitz-Neukirch führte zur Begründung seines Unter- 
Amendements an: 


„Dasselbe steht in keinem prinzipiellen Gegensatze gegen den Geist und Sinn 
des Abänderungs-Vorschlages der freien Kommission. Wir stehen keineswegs auf 
dem politischen Standpunkte des absoluten Staates einer unbedingten und strikten 
Unterordnung des Beamten unter die Anordnungen seines Vorgesetzten. Wir sind 
im Gegentheil für eine durchaus gesetzmässige Verwaltung, für die strengste 
Innehaltung der Gesetze. Wir sind vor Allem Feinde eines Missbrauchs des An- 
ordnungs-Rechtes zu politischen Zwecken und wir sind bereit und Willens, in den 
Bestimmungen über die Zusammensetzung der Disziplinar-Höfe und über das Dis- 
ziplinar-Verfahren alle diejenigen Kautelen anzubringen, die zur Ausschliessung 
solcher Missbräuche erforderlich scheinen. Es hat uns daher der vagere Ausdruck 
der Regierungs-Vorlage „sonstige Anordnungen“ nicht genügt, und wir haben in 
der näheren Definition, die der Antrag der freien Kommission giebt, „die von den 
Vorgesetzten getroffenen dienstlichen Anordnungen‘ eine glückliche Amendirung 
der Vorlage gefunden. Wir glauben, dass damit das Erforderliche gesagt ist, und 
gehen dabei von der Anschauung aus, dass in den konstitutionellen Rechtsstaaten 
der Natur der Sache nach nur solche Anordnungen als „dienstliche“ bezeichnet 
werden können, welche sich innerhalb der gesetzlich den Anordnenden zugewiesenen 
Amtsbefugnissen halten. Von diesem Gesichtspunkte aus erscheinen die Worte 
„innerhalb seiner amtlichen Zuständigneit“ zur Feststellung des Grundsatzes, dass 
das Anordnungsrecht nur strenge, innerhalb der gesetzlichen Amtsbefugnisse aus- 
geübt werden soll, entbehrlich. Diese Worte sind praktisch von schwerer Bedenk- 
lichkeit. Ich will hier nieht weiter darauf hinweisen, dass es einzelne Fälle giebt, 
in denen, namentlich wo es sich um ein rasches und energisches Einschreiten von 
Exekutiv-Beamten handelt, eine solche Prüfung überhaupt unthunlich ist, ich will 
meine Deduktionen darauf wesentlich basiren, dass ein grosser Theil, vielleicht der 
Zahl nach die grosse Mehrzahl der Reichs-Beamten gar nicht im Stande ist, in 
zweifelhaften Fällen die Zuständigkeit ihrer Vorgesetzten zu den von ihnen ge- 
troffenen Anordnungen zu prüfen. Denn, meine Herren, Mangels der entsprechen- 
den Dienstpragmatiken beruht die Zuständigkeit der einzelnen Verwaltungs-Organe 
und der einzelnen Verwaltungs-Beamten nicht immer auf bestimmten gesetzlichen 
Vorschriften. Sie ist überhaupt keineswegs derartig fest eingegrenzt, wie dies bei 
Gerichts-Beamten der Fall ist, sie lässt sich in der Regel nur aus der gesammten 
Kenntniss der Verwaltungs-Gesetzgebung, aus dem Geiste derselben und aus der 
Analogie heraus beurtheilen und prüfen. Jene Beamten sind vollständig unfähig. 
derartige Fälle der streitigen Zuständigkeit zu beurtheilen. Man giebt ihnen also 
damit ein Recht und eine Pflicht, die sie auszuüben nicht im Stande sind.‘ 


Der Bundes-Kommissar schloss sich dem Unter-Amendement v. Zed- 
litz an und bemerkte: 

„Seitens der verbündeten Regierungen wird kein Werth darauf gelegt, dass 

der Ausdruck „und sonstigen Anordnungen“ in dem Zusammenhange, wie er in 

der Vorlage steht, verbleibe. Dieselben sind in der That von der Voraus- 
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setzung ausgegangen, dass es sich hier lediglich um dienstliche Anord- 
nungen handeln könne, um solche Anordnungen, die auf Gesetzen be- 
ruhen oder doch mit unseren Gesetzen übereinstimmen. Auf der anderen 
Seite würde es aber in hohem Grade bedenklich sein, wenn der Zusatz „inner- 
halb ihrer amtlichen Zuständigkeit“ in das Gesetz übergehen sollte. Es 
würde dadurch jeder untere Beamte gewissermassen aufgefordert, die Kom- 
petenz seiner Vorgesetzten zu Anordnungen zu prüfen, und innerhalb derjenigen 
Beamten-Kategorie, bei welcher es auf eine schleunige, rasche Exekutive ankommt, 
in der That leicht ein Zustand der Auflösung der ganzen bestehenden Organisationen 
herbeigeführt werden können. 

Allerdings müssen die Anordnungen der Vorgesetzten gesetzlich sein, dass 
heisst, sie müssen mit den Gesetzen übereinstimmen; die Obrigkeit, die vorgesetzte 
Behörde hat die Verpflichtung, den Gesetzen gemäss zu handeln. Aber auf der 
‚anderen Seite, wenn dies offen und klar anzuerkennen ist, muss doch ebensowohl 
anerkannt werden, dass man den unteren Beamten nicht das Urtheil über die vor- 
gesetzte Instanz beilegen darf.“ 

Im Laufe der Diskussion wendete der Bundes-Kommissar sich an den 
Reichstag noch mit den Worten: 

„Will die Reichs-Regierung die untergebenen Beamten zu Maschinen machen 
und zwar selbst da, wo sie der Bedeutung ihres Amtes nach naturgemäss nicht 
einmal Maschinen sein könnten? Behauptet sie, dass der untere Beamte gegen 
Recht, Verfassung, Sitte und Gesetz seinerseits zu handeln habe, wenn ein des- 
fallsiger Befehl des Vorgesetzten an ihn gelangt? Nein, keineswegs, es liegt eine 
solche Auffassung nach jeder Richtung hin den leitenden Kreisen der Reichs- 
Regierung fern; aber auf der anderen Seite ist es ebenso im Interesse des Auf- 
baues des neuen Reiches und seiner Institutionen zu wünschen, dass die Diszi- 
plin im besten Sinne des Wortes unter den Beamten bestehe, und ich 
glaube, es kann und muss doch auch der Reichstag das Vertrauen zu der Reichs- 
Regierung haben, dass sie Hülfe gewähren werde überall da, wo ein Beamter in 
seinem Recht gekränkt ist, wo ein ungerechter Vorgesetzter sich zu Massnahmen 
hat hinreissen lassen, die weder durch Gesetz noch bestehende Vorschriften zu 
rechtfertigen sind. “ 

Schliesslich nach einer lebhaften Debatte wurde das den Namen Be- 
ringer tragende Amendement der freien Kommission unter Nummer a. ange- 
nommen und damit das Unter-Amendement v. Zedlitz verworfen. (St.B.S.141.ff.) 

In dritter Lesung brachten hierauf die Abgg. v. Dörnberg und 
v. Zedlitz den Antrag ein: Den 8. 10. also zu fassen: 


„Jeder Reichs-Beamte hat die Verpflichtung, das ihm übertragene Amt der Ver- 
fassung und den Gesetzen entsprechend gewissenhaft wahrzunehmen und 
durch sein Verhalten u. s. w.“ (wie nach den Beschlüssen des Reichstags). 


Bei der Begründung erklärte der Abg. v. Zedlitz: 

„Uebereinstimmung, scheint mir, und zwar Uebereinstimmung nicht allein unter 
allen Parteien dieses Hauses, sondern auch zwischen dem Hause und den 
Regierungen herrscht darüber, dass im Reiche nur streng nach dem Gesetz 
regiert werde, und dass ein Anordnungsrecht nur insoweit zu Recht bestehen 
soll, als dasselbe sich aus dem Gesetz selbst herleitet und in seiner Ausübung sich 
innerhalb der Schranken des Gesetzes hält. Dagegen schien mir eine Verstän- 
digung nicht möglich über die Fassung, die dieses Prinzip, indem wir Alle überein- 
stimmen, auf dem Gebiete des Anordnungsrechts in dem vorliegenden Gesetz finden 
soll. Erscheint es an sich in dem jungen Reich geboten, den einigenden Momenten 
möglichst Platz zu schaffen und die trennenden in den Hintergrund zu drängen, um 
wie viel mehr schien es hier geboten, wo wir einig sind in einem Funda- 
mentalsatz des konstitutionellen Staates und die Differenz nur be- 
steht in der Formulirung, die derselbe in dem vorliegenden Gesetz finden soll. 
Es erschien daher als eine Aufgabe für die Zeit zwischen der zweiten und dritten 
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Lesung, eine Fassung zu finden, die jenes grosse Prinzip getreu, klar unzwei- 
felhaft und vollständig wiedergiebt, dabei aber die trennende Formulirung 
beseitigt. Wenn wir das Resultat unserer Bemühungen Ihnen in unserem Antrage 
vorlegen, so glaube ich, dass wir in der That diesem Ziele nahe gekommen sind. 
Denn wenn wir vorschlagen, dass der Beamte sein Amt dem Gesetze entsprechend 
führen, sich dem Gesetz entsprechend verhalten soll, so liest darin, dass er den 
Anordnungen seines Vorgesetzten allerdings zu folgen hat, aber nur insofern, als 
dieselben sich aus dem Gesetz selbst herleiten und materiell mit dem Gesetz über- 
einstimmen.“ 


Der Abg. Planck befürwortete die Annahme des Amendements v. Dörn- 
berg folgendermassen: 

„Durch den Beschluss der zweiten Lesung sollte klar gestellt werden, dass die 
Beamten nicht unbedingt verpflichtet seien, den Anordnungen ihrer Vorgesetz- 
ten Folge zn leisten, es sollte die Grenze, innerhalb deren die Verpflichtung besteht, 
wenigstens dem Prinzipe nach festgestellt werden. Das ist im Allgemeinen, wie 
ich glaube, richtig durch die Fassung des Beschlusses in der zweiten Lesung ge- 
schehen; aber es muss zugegeben werden, dass die praktisch entscheidende Frage, 
welche Anordnung als innerhalb der Zuständigkeit der vorgesetzten Behörde liegend 
zu betrachten sei, in dem vorliegenden Paragraphen und in diesem Gesetze über- 
haupt keine Beantwortung findet, dass rücksichtlich der Beantwortung dieser Frage 
auf die Spezialgesetze verwiesen werden muss, auf die Bestimmungen dieser Spe- 
zialgesetze in Verbindung mitdem allgemeinen Rechtssatze, dass, wenn 
eine Behörde mit einem bestimmten Wirkungs- oder Geschäftskreise 
gesetzlich eingerichtet ist, sie auch befugt sein muss, diejenigen 
Anordnungen zu treffen, welche zur Ausfüllung dieses Geschäfts- 
kreises nothwendig sind. Wenn also, um dem in der zweiten Lesung be- 
schlossenen Prinzip praktische Bedeutung zu geben, doch auf andere Gesetze ver- 
wiesen werden muss, so scheint es in der That einfacher und natürlicher, die An- 
ordnungen ganz zu streichen, und ohne Weiteres blos auf die Gesetze zu verwei- 
sen; durch die Bestimmung des Paragraphen, wie er jetzt vorgeschlagen ist, wird 
bestimmt: der Beamte hat dem Gesetze zu gehorchen; er hat also auch, wenn das 
Gesetz ihm vorschreibt, dass er bestimmten Anordnungen seiner Vorgesetzten 
Folge leisten muss, auch diesen Anordnungen Folge zu leisten, aber nicht 
weiter als das Gesetz ihm vorschreibt. Wenn somit die jetzt vorgeschla- 
gene Fassung, wie mir scheint, eine einfachere und natürlichere ist, so 
möchte ich sagen, dass sie auch systematisch korrekter ist. Es scheint systematisch 
nämlich nicht ganz korrekt zu sein, die.Anordnungen der Vorgesetzten koordinirt 
neben Verfassung und Gesetze zu stellen. Verfassung und Gesetze haben eine 
selbstständige Bedeutung, sie tragen den Grund ihrer verbindlichen Kraft in sich 
selbst. Nicht so aber ist es in Betreff der Anordnungen der Vorgesetzten, diese 
tragen ihrer verbindlichen Kraft nicht in sich selbst, sondern müssen ihn ableiten 
aus dem Gesetz, welches vorschreibt, dass der Beamte den Anordnungen Folge 
leisten muss. Systematisch korrekt ist es also nicht, die Anordnungen koordinirt 
neben die Gesetze zu stellen, weil die Verpflichtung, ihnen Folge zu leisten, nur 
die Folge der Gesetze ist.“ 


Der Abg. Lasker erklärte schliesslich: 

„Der Antrag des Abg. v. Zedlitz ist mir ganz annehmbar; nur habe ich mir 
die Frage vorgelegt. worin eigentlich der Unterschied von dem besteht, was wir 
bereits bei $. 10. beschlossen haben. Die Regierung erklärt den von uns beschlos- 
senen Wortlaut für unannehmbar und nimmt eine Fassung an, die mindestens mit 
gleicher Schärfe, vielleicht noch schärfer dasselbe sagt. Denn nach dem Wortlaut, 
welcher jetzt unter Zustimmung der Regierung beschlossen werden soll, braucht 
der Reichs-Beamte den Anordnungen des Vorgesetzten und darfihnen nur insofern 
Folge leisten, als diese Anordnungen den Gesetzen gemäss sind. Eine andere Deu- 
tung von Seiten der Regierung habe ich nicht gehört. Wir haben keine Dienst- 
pragmatik, welche allgemein den Vorgesetzten eine Verordnungs-Befugniss beilegt; 
diese sollte erst geschaffen werden durch die Worte, welche die Regierung vorge- 
schlagen hat, dass der untergeordnete Beamte auch den Anordnungen des Vorge- 
setzten Folge leisten muss. Die Regierung will diesen Vorschlag fallen lassen, 
und ich weiss nicht, warum sie nicht ebenso gut unserem Wortlaut sich anschlies- 
sen kann. Als der Antrag eingebracht wurde, fürchtete ich, es könnte mit ihm 
irgend ein Hintergedanke verbunden sein,- nach welchem doch das Recht für den 
Vorgesetzten in Anspruch genommen wurde, welches wir nicht zugeben wollen. 
Es hat mich gefreut, dass in der Diskussiou nirgend auch nur der 
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Hinweis auf einen solchen Gedanken lau, geworden ist, und wenn die 
Worte genau so zu verstehen sind, wie wir sie fassen, so werden wir durch den 
Antrag des Herrn Abg. v. Zedlitz den Gedanken noch präziser ausdrücken, den 
wir in zweiter Lasung gefasst haben.“ 
Von Seiten des Bundesraths war die Erklärung abgegeben: 
„dass die Bedenken, welche dem $. 10. in der Fassung der zweiten Lesung 
entgegenstünden. bei dem Amendement v. Dörnberg nicht zutreffen.“ 
Dasselbe wurde hierauf vom Reichstag angenommen. 


Der zweite Theil des Abänderungs-Vorschlages der freien Kommission, 
die Worte „des Ansehens und des Vertrauens“ zu streichen, wurde 
vom Tische des Bundesraths aus minder lebhaft bekämpft, jedoch Gewicht 
darauf gelegt, dass wenigstens die Worte „und des Vertrauens“ stehen 
blieben. | 
Theils wegen des darin liegenden Pleonasmus, theils wegen der Dehn- 
barkeit des in das Gebiet des subjektiven Gefühls fallenden Btgriffs des Ver- 
trauens und im Hinblick auf die missbräuchliche Anwendung, zu welcher die 
dem 8. 10. entsprechende Fassung der Preussischen Disziplinar-Gesetze in der. 
Judikatur der Disziplinar-Gerichtshöfe geführt hatten, wurden die Worte 
„Ansehen und Vertrauen“ vom Reichstag gestrichen. (Sten. Ber. 8. 891. f.) 


II. Bemerkungen. 
1. Mit dem 8. 10. beginnen die Vorfhriften über den Pflidtenfreis 
des Beamten. | 
8.10. Schreibt die allen Reih3:Beamten gemeinfame allgemeine Pflicht vor. 
Shm folgen in den $8. 11. 12. 14—16. nod) eine Reihe von Vorjeriften über ein: 
selne ebenfalla den NKeih3-Beamten gemeinfame VBerpflidtungen. 
Sene allgemeine Bfiliht begreift in fi: 
A. A Es gegen den Änifer und die gemiffenhafte Beohnrhtung Her Weichs-Her- 
allung, S. 3,5 i 
B. den Gehorfam gegen die norgefehten Reichsbehörden, mit folgender Maßgabe: 
a. die Anordnungen der Dienftvorgefegten haben die Vermuthung der Ge- 
fegmäßigfeit für fi; dies entbindet jedod die untergebenen Beamten von 
ER Ahpeial der Gejegmäßigfeit der Anordnungen nidt. 8. 46. des A.-2.- 
; 6 | 


Der Umfang ddiefer Prüfung wird nad der verfhienenen flaatsrecht- 
lihen Stellung des untergebenen Beamten nad) Maßgabe der Spezial: 
Gefeße ein verschiedener fein. Der in fi, berechtigte Unterfhied der obrig- 
feitliden und der Subaltern: und Unterbeamten wird hier zu praftifcher 
Geltung fommen. ER 

Ueber die Brüfungspfliht der untergebenen Erefutions-Beamten hat das 
Dber-Tribunal zu Berlin bei Gelegenheit der Auslegung des 8. 113. de 
Deutfhen Str.-Gef.:B., meldher die Straflofigfeit und damit. die Beredhtt- 
gung des Widerftandes gegen unrehtmäßige Amtshandlungen anerfennt, 
folgende Grundfäbe ausgeiproden: 
aa. im Erfenntniß vom 27. Septbr. 1871. (Goltvammer’s Ardiv für 

Strafredt Bd. XIX. ©. 819.). 

„Der — untergebene — Beamte hat unbedenklich feinerjeitS zu prüfen, nb ber 
ihm ertheilte Auftrag fomwohl in drtliher als in fachlicher Beziehung innerhalb 
der Grenzen feiner amtlichen Befugnifje liegt. Hierüber hinausgehende Anord- 
nungen feiner Borgefegten auszuführen ift er nicht gehalten; dagegen fteht ihm 
fein Recht zu, die materielle Nichtigkeit feines Auftrages zu unterfuhen und aus 
einem derartigen Grunde die Erledigung zu verweigern.” | 
bb, Sm Erfenntniß vom 19. Januar 1872. (Ooltdammer’3 Ardiv 

B.XX. ©. 94 XIX. ©. 808.). 

„Sn dem Merkmal der Rechtmäßigkeit ift da3 Boftulat enthalten, daß der Befehl, 
um deflen VBollftrefung e3 fich Handelt, an den untergeoroneten Beamten von 


Zu 8. 10. | Allgemeine. Bestimmungen. ) 609 


der örtlich und fachlich zuftändigen Behörde erlaffen, daß Behörde oder Beamter, 
von dem er ausgegangen, bei dejjen Erlaß im Allgemeinen (in abstraeto) inner- 
halb des Kreifes ihrer Befugnifje fi gehalten. 

Ob dies der Fall fei, hat der untergebene Beamte zu prüfen; dagegen hat er 
nicht zu unterfuchen, ob die vorgejegte Behörde im einzelnen Fall von ihren 
Amtsbefugnifjen einen. angemefjenen Gebrauch gemacht. Das Tribunals-Erfennt: 
niß erklärt eS daher für einen Srrthum des Appell-Nichters, das der Boll- 
ftrefungs= Beamte die Frage, ob der Befehl ein vechtmäßiger fei, nicht zu unter: 
judhen habe.“ 

ee. Damit im Einflang hat das Dber-Appyell.:Geriht zu Berlin im 
Erfenniniß vom 13. März 1872. (Goltvdammer’s Ardiv Bd.XX. ©. 197.) 
ausgeführt: 

„Ss. 113. verlangt nur folde Momente für die Rechtmäßigkeit, welche die Beam: 
ten bei ihrer Amtsthätigfeit beachten, alfo jelbitftändig prüfen müffen, 
gewährt dagegen den ftrafrehtlichen Schuß unter diefer Vorausfegung auch dam, 
wenn die vorzunehmende Handlung aus Gründen, welche der Kognition ber 
Bollziehungs-Beamten entzogen find, unrechtinäßig jein follte, 4.8. hat der Steuer- 
exrefutor nicht die Rechtmäßigkeit der erhobenen Kirchenfteuer zu prüfen.” 


b. Der Gehorfam gegen die Anordnungen des Vorgefegten tft durd) Deren 
Gejegmäßigfeit bevingt ; im Fall der Ungefegmäßigteit tft der Beamte zur 
Weigerung des Gehorfams beredtigt. | 

e. Die Befolgung gejegmwidriger Befehle mat den Beamten — im Fall 
feiner Verihuldung — trafbar und ciwilredtlih haftbar, vol. das Nähere 
zu 8. 13. II. 3. 

d. Die Nichtbefolgung geje mäßiger Befehle — „Infubordination — bil: 
det ein DisziplinarBergehen. Ein Jrrthum des untergebenen Beamten, 
welcher den Befehl für gejegwindrig hielt, entfhuldigt nit. 

Mit diefen Grundfägen ’ift die fittliche Perfönlichkeit des Beantten, welder 
„lein Gemifjen nicht vor der Schwelle de3 Staatsdienites zürüdläpt, rechtlich 
anerkannt. Diejelben bieten der Neichöregierung hinreihende Bürgihaft für die 
in dem neuen Reiche doppelt nothwendige Disziplin der Keih3-Beamten. Der 
vorhandene Mangel eine — auf Haren Gefeten beruhenden — VBerwaltungsrechtes 
vermindert jene Bürgfchaft um jo weniger, ala er im legten Ende dem Anord- 
nungsreht der Negierung zu Gute fommt. Die Beforgnifje, welche in Betreff der 
Zoderung der Disziplin bei der Berathung der 88. 10. und 13. vom Tifche des 
Bundesrath3 aus geäußert wurden, fcheinen daher nicht begründet. nn Diefer 
Beziehung möge hier das Urtheil eines erfahrenen Staatsmannes und Bubliziiten 
Roberts v. Mohl3 eine Stelle finden. Er fast: 

„Der Staat hat vollfiommen die Mittel, in allen Fällen, in welchen das Recht auf 
jeiner Seite ift, fich Gehorfam zu verfhaffen. Und er wird nicht einmal häufig in Die 
Lage fommen, einen ungerechtfertigten Widerftand brechen zu müfjen. Eher beiteht eine 
Gefahr, daß das Net zur Weigerung nicht in allen dazu geeigneten Fällen werde ge: 
braucht werden. Se mehr der Staatsdiener fi, mit Hinfiht auf die Sicherjtellung im 
Amte, diefe Lebensbeftimmung gewählt und fich nur für fie vorbereitet hat, je weniger er 
dazu befähigt ift, den Staatödienft zu verlaffen und eine andere Beihäftigung aufzuluchen, 
deftomeniger wird er daran denten, ohne die überzeugendften formellen Gründe 

‚auf feiner Seite zu haben, erhaltenen Befehlen entgegenzutreten. Wo ein Zweifel ift, wird 
fiher eher der für den Gehorjam, als der für eine Weigerung fpredende Grund vorwiegen.“ 

(Mohr3 Staatsreht, Völkerrecht und Politif Bd. 5. ©. 358. 359.) 

Zu den Amtspflihten des Beamten aus $. 10. gehört ferner: 


C. Eine der Arhtung des Ehrenftandes, melden er angehört, mürdige Haltung, 
„Dieje Achtung bezieht fich nicht auf fpezielle, rein technifche Berufs- Funktionen, 
fondern ift diejenige, weldye in jedem Beamten als dem Vertreter des Nteiches 
ruht.” (Sten. Ber. ©. 1441. 47). 

Ste fett voraus: 
Archiv des Deutschen Reiches Bd, VI. 39 


“ N 
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a. daß der Beamte fein Amt ohne Nüdfiht auf Privatvortheil — Deutides 
Str.:&ej.:B. 88. 331. 332. 334. 335. — und redlich verwaltet — Deutiches 
Str.-Ge}.-B. 88. 349.—353.; 

b. daß er e3 nicht zur Bedrüdung feiner Mitbürger mißbraudt, 88. 339. 340. 
341. 342. 343. 344. ded3 Deutfhen Str.-Gej.: Budhs. (Arhio Bd. IV. 
S.,824..1h.); 

ec. dahin wird auch von einzelnen Gejesgebungen die Berpflihtung des Be: 
amten gezählt, feine Ehe einzugehen, melde die Ehre des Staatsdienftes ge- 
fährdet, und fo lange auf die Eingehung derielben zu verzihten, als jeine 
dfonomifhe Zage ihm nicht die Erhaltung einer Kamilie geftattet. Dal. 

 Württembergifhe Dienitpragmatif $.7. Dieje Verpflichtung wird Durch 
die Nothmwendigfeit-der Erlaubniß der vorgefegten Dienftbehörde zur Ehe: 
Ihließung fichergeftellt. „Diefelbe fol nur verjagt werden zur Vollziehung 
der Ehe mit einer übelberüchtiaten Frauensperfon, jowie bei offenbarer Un- 
ulänglichfeit der Mittel zur Ernährung einer Familie.“ Gef. für Reuß 
jüngere Linie S. 19. 
Nach Reichärecht bedarf der Neih&:-Beamte eines Ehefonfenfes nicht. Vgl. 
das Nähere zu $. 7. Note 12. 


D. Aflichtmäßige Führung des Amtes. 


1. Das Preugifhe Landredht verlangt in $. 83. Thl. 2. Tit. 10., da& 
der Beamte auf die pflihtmäßige Führung feines Amtes die genauefte Auf: 
mertjamfeit verwendet, und das Gemeine Deutihe Staatsreht fordert von 
ihm den hödhiten Fleiß (Zahariae, Deutfches Staatsreht Bd. 2. ©. 87.), die 
größte Öemifjenhaftigfeit und Sorafalt, (Gerber, Deutiches Staatsreht ©. 110.) 
Wegen des von dem Beamten zu vertretenden Verfehens val. zu 8. 13. 


2. Die mit dem einzelnen Amte verbundenen befonderen Amtspflichten 
ergeben fi) aus den Spezial-Gefegen und Auzführungs - Verordnungen (Snitruf- 
tionen) und in deren Ermangelung aus der Beichaffenheit des Amtes. Val. 8.85. 
A N. Th. II. Tit. 10 und $. 4. des Gef. über die Drganifation der Bundes: 
Konfulate v. 8. Nov. 1867. (B.:6.:Bl. ©. 138. — Aırdiv Bd. I. ©. 101.) Daß 
dort ebenfalls nur von mit dem Gefeg in Einklang ftehenden Auftruftionen die 
Rede tft, wurde bei Berathung diejes Baragraphen vorausgefett und vom Vertreter 
de3 Bundesrathes bei Berathung des $. 10. anerkannt. (Sten. Ber. ©. 146.) 

3. Ueber den Umfang der mit einem Amte verbundenen Dienftfunftionen 
hat im Hmweifel die Verwaltungs-Behörde zu entfcheiden. ever Beamte muß 
ih die Ermeiterung feines bisherigen Gefhäftskreijes gefallen lafien, jomie ein: 
“ zelne jeiner Stellung angemeifene Gefhäfte übernehmen. Will ex dies nicht, fo 
muß er jeine Entlaffung fordern. Bol. Dldenburgifhes Gef. Art. 38., 


Braunfhmweigifhes Gef. $8. 17. 20., Breußifhe Xerordnung vom 28. Zum 


1825. 88. 1. u. 5. (Gef.-Samml. ©. 163.), Gef. für Neuß jüngere Linie $. 16,, 
Zahariae, Deutfches Staatsredt BP.2. ©. 38. 

4. Der 8. 10. bildet die Grundlage für die Beitimmung des Thatbe- 
tande3 der Disziplinar-Vergehen. (8. 72.). 
| d. Bol. für Württemberg, Mohl Staatsreht Bd. II. ©. 108. I. 88. 116. 
130—132., Sähfifhes Gef. 8. 7., Braunfhweigiihes Gef. $.22., Dlden- 
burgifhes Gef. Art. 36., Weimarihes Gel. S. 20., Gef. für Koburg- 
Gotha 8. 21, Sahjen-Altenburg 8. 10., Schwarzburg-Rudolitadt 8. 20., 
zippe 88.19. 20. Die beiven Anhaltifhen Staatödiener-Gefeke fordern unter 
anderm „ein menjhenfreundlihes Benehmen“. 


$. 11. Ueber die vermöge seines Amtes ihm bekannt gewordenen 
Angelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer Natur nach erforderlich oder 
‚von seinem Vorgesetzten vorgeschrieben ist, hat der Beamte Verschwiegen- 
heit zu beobachten, auch nachdem das Dienstverhältniss aufgelöst ist. 
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I. Entflefungs-Hefdidtfe: 

In der Regierungs-Vorlage fehlten die mit Kursivschrift gedruckten Worte. 

Zu derselben war von den Abgg. Beringer und Genossen der Abände- 
rungs-Vorschlag eingebracht, 

hinter „Angelegenheiten“ einzuschalten: „welche Geheimhaltung erfordern“, 

Auf den Widerspruch der Bundes-Regierung, namentlich des Reichs- 
kanzlers, welcher das Amts-Geheimniss des Auswärtigen Amtes nicht der 
Diskretion der Disziplinarhöfe unterstellt wissen wollte, beantragte der Ver- 
fasser, 

“statt der Worte: 
„welche Geheimhaltung erfordern“ 

zu setzen: 
„deren Geheimhaltung ihrer Natur nach erforderlich oder von seinem Vor- 
gesetzten vorgeschrieben ist“. 

Dieser Antrag, mit welchem sich der Reichskanzler einverstanden erklärte, 
wurde vom Reichstag angenommen. (Sten. Ber. S. 152.) 


II. Bemerkungen. 

1. Mit dem 8. 11. ift der Grundfag anerkannt, daß nicht jede Veröffent: 
lihung von Dingen, die einem Beamten vermöge feine Amtes befannt geworden 
find, al Brud) der Amts-Verfchwiegenheit zu ahnden fei. Die Geheimnipträmerei 
des Wolizei-Staats ift mit dem Parlaments-Staat, in welhem die Deffentlichteit 
au in das Verfahren der Verwaltung eindringt (vgl. -Oemerbe-Drdnnung vom 
21. Suni 1869. 8. 21., B.-6.:Bl. ©. 245., Archiv Bd. III ©. 58.) und diejelbe 
der Öffentlichen Kontrole ver Volfsvertretung unterliegt, nit vereinbar. (Sten. 
Ber. ©. 150.) 

2. Die Geheimhaltung fann von den Vorgefegten für, beitimmte Gejhäfts: 
zweige im Wege der Intruftion generell vorgefchrieben fein. Dies rechtfertigt 
fich namentlih im Auswärtigen Amt. 

3. Die Angelegenheiten müfjen dem Beamten nur vermöge feines Amtes be- 
fannt geworden fein. Sind ihm diefelben auch von anderer Seite befannt ge: 
worden, jo Fann in deren weiterer Mittheilung der Bruc) eines Amts-Öeheimnifjes 
nicht mehr gefunden werben. 

4. Dagegen wird die Amts-VBerfhwiegenheit nicht blos dur mündliche 
Mittheilung, fondern aud durch Zuftellung amtlicher Schriftitüde gebrochen. 

5. Entjcheivend für die Strafbarfeit wird der Beweggrund und ber Umjtand 
fein, ob durd) die Veröffentlihung ein Staats: oder Privat intereije gefährdet 
worden ift oder doc gefährdet werden Tonnte. 

6. Val. 8. 90. und 92. des Deutihen Straf-Gel.-Bud über Landes-Verrath 
und 8. 300. dafelbft über die Strafbarkeit der Offenbarung von Privat:Geheim- 
niffen. (Archiv Bd.FIV. ©. 139. und 309.) 

7. Von den Landes-Gefehgebungen vgl. für Preußen Kab.-Ordre vom 
21. November 1835 (Gei.:Samml. ©. 237.), Allg. Oer.-Ord. III. 3. 88. 18. a0. 
III. 5. 88. 2. und 68. III. 8. 8. 5., Königlid Sähfiihes Gefeg $. 7., für 
Baiern S. 20., für Koburg:Öotha S. 21., für Braunjhweig $. 24, für 
Sahfen-Altenburg $. 10., für Lippe, $. 22., für Oldenburg Art. 33. 


8.12. Bevor ein Reichs- Beamter als Sachverständiger ein ausser- 
gerichtliches Gutachten abgiebt, hat derselbe dazu die Genehmigung seiner 
vorgesetzten Behörde einzuholen. . | 

Ebenso haben Reichs-Beamte, auch wenn sie nicht mehr im Dienste 
sind, ihr Zeugniss in Betreff derjenigen Thatsachen, auf welche die. Ver- 
pflichtung zur Amts-Verschwiegenheit sich bezieht, insoweit zu verweigern, 

89* 


at 
N Bit 
BE ” 
EN 
x 2 
dio 2 
ER 


612 Gesetz, betr. die Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten. Zu g. 12:00 


NZ 


als sie nicht dieser Verpflichtung in dem einzelnen Falle durch die 
ihnen vorgesetzte oder zuletzt vorgesetzt gewesene Dienstbehörde ent- 
bunden sind. | 


I. Entfiefungs-Hefdidte: 
Die Regierungs- Vorlage lautete im Alinea 1.: | 

„Reichs-Beamte haben die Ertheilung eines Gutachtens als Sachverständige, so- 
weit hierzu nicht die Genehmigung der vorgesetzten Dienstbehörde ertheilt ist, zu 
verweigern.“ 

Der Abg. Miquel schlug vor: 
1. vor dem Worte „Ertheilung‘“ in Alinea 1. einzuschalten ‚„aussergerichtlichen‘“, 
2. hinter dem Worte „Sachverständige“ einzuschieben „gegen Entgelt“, 
Dazu beantragten der Verfasser und Genossen redaktionell, den Ein- 
gang des 8. 12. dahin zu fassen: 
„Reichs-Beamte haben die Ertheilung eines aussergerichtlichen Gutachtens gegen 
Entgelt u. s. w.“ 
Das Amendement Miqu&l wurde in zweiter Lesung angenommen, da- 
gegen der Vorschlag des Abg& Dr. Baehr, Alinea 1. dahin zu fassen: 

„Wo die Prozess-Gesetze im Allgemeinen die Verpflichtung auferlegen, als 
Sachverständiger ein Gutachten zu ertheilen, dürfen gleichwohl die Reichs-Beamten 
die Ertheilung eines solchen verweigern, wenn sie dieselben mit ihren Dienstpflichten 
nicht für vereinbar erklären, es sei denn, dass zu der Ertheilung des Gutachtens 
die vorgesetzte Dienst-Behörde zugestimmt hat“ 

verworfen. 


In dritter Lesung, auf die Regierungs-Vorlage zum Theil zurückkom- 
mend, beantragten die Abgg. Frhr. v. Dörnberg und Frhr. v. Zedlitz, den 
ersten Absatz des 8. 12. also zu fassen: 

„Bevor ein Reichs-Beamter als Sachverständiger ein aussergerichtliches Gut- 
achten abgiebt, hat derselbe dazu die Genehmigung seiner vorgesetzten Behörde 
einzuholen.“ | 

Mit dieser Abänderung wurde der 8. 12. der Regierungs-Vorlage ange- 
nommen. (Sten. Ber. 8. 894.) | 


II. Bemerkungen. | 

1. Die Trage, ob der Sahverftändige die Erftattung eines gerihtliden 
Öutachteng verweigern dürfe, gehört in die Zivilprozeß-Drdnung. | 

Nah den Landes: Zivilprogeß-Drdnungen wird diejelbe verjchieden beant- 
wortet. So bejteht — freilih nicht unbeftritten — nad) gemeinem Net eine 
Verpflichtung des Sadverftändigen, fi) als Beweismittel gebrauden zu Iaffen, 
nit. (Nenaud, Zivilprozgeh $. 314. Baier’ Vorträge über Zivilprogek ©. 822. 
Linde's Bivilprozeß ©. 172.); ebenfowenig nad der Badenfhen Zivilprozeß- 
Drdnung ©. 489. 

Der Reichstag wollte daher die Beitimmung darüber, welden Einfluß bie 
vorgejegte Dienjtbehörde in Bezug auf die Verpflichtung zur Erftattung gericht: 
liher Öutadhten der Beamten zu üben habe, der Deutjchen Zivilprozeg-Orbnung 
überlafjen. Der Entwurf derfelben, jomie er aus den Berathungen der Zivil: 
prozeß:Kommiffion hervorgegangen ift, Tchreibt gleichlautend mit dem neuerdings 
veröffentlichten Entwurf einer Deutfhen Strafprozeß-Ordnung 8. 67, in. 354., vor: 

„Diejelben Gründe, welche einen Zeugen berechtigen, das Zeugniß zu verweigern, berechti- 
gen einen Sachverftändigen zur Verweigerung des Gutachtens. Das Gericht fann auch aus 


anderen Gründen einen Sachverftändigen von der Verpflichtung zur Grftattung des Gut- 
achtens entbinden. 


Die Vernehmung eines öffentlichen Beamten ald Sachverftändigen findet nicht ftatt, 
wenn die vorgejehte Behörde des Beamten bezeugt, daß Ddiefem wegen der Pflichten des 
Amtes die zur Grftattung des Gutachtens erforderliche Zeit mangelt.” 


2. Db das Gutachten unentgeltlich ertheilt werden foll, madt feinen Unter: 
jhied. Den Reichstag leitete bei feinem Beichluß die Nüdficht auf die fommerziellen 
und induftriellen Unternehmungen der Gegenwart, denen folhe Gutachten von 
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Beamten leicht als Anlotung und Aushängefchild dienen und Die Autorität der 
Beten gefährden fünnen. Sten. Ber. ©. 15%—154. 893., vgl. aud) 5. 16. diejes 
ejeßes. 

3. Gelegentliche Jachveritändige Heuperungen liegen außerhalb des Rahmens 
diefer Beftimmung. GSten. Ber. ©. 893. 

4. Wenn die Reichsbehörde die Erlaubniß zur Annahme eines Kommunal- 
Amtes giebt, jo ertheilt fie diefelbe damit auch zur Erjtattung der bei Ddiejem 
Amte vorfommenden Gutadten. Sten. Ber. ©. 894. 


5. Der Abfat 2. des 8. 12., welcher ih auf Die Zeugnißpflicht bezieht, 
enthält nur eine Anwendung des in S. 11. ausgeiprohenen Grundfages. Die 
neueren Prozeß-Ordnungen der einzelnen Bundesstaaten rechnen übereinjtim: 
mend nad Analogie ver Vorfhriften über das Beihtgeheimniß der Geritlichen 
die Stants- Beamten im Bezug auf die Zeugnißpflit zu den „personae, exceptae”. 
Val. Nenaud, Lehrbucd des Bivilprogekrehts ©.297., Weßel, Syitem des Zivil: 
prozefles ©.209.; Zahartae, Deuticher Strafprogeß Bd.II. ©.19. und Blant’s 
Deutiches Strafverfahren ©. 233. und die dortigen Nachweife. Damit im Einklang 
erklärt der Entwurf einer Deutfhen Zivilprozeß-Ordnung $. 321. (8. 330. 
der Kommilffton): 
„Berfonen, welchen fraft ihres Amtes Thalfachen anvertraut find, deren Geheimhaltung 
durch die Natur derfelben oder durch gejeglidhe Rorierift geboten ift, find in Betreff der 
Thatfachen, auf welche die Verpflichtung zur Verichwiegenheit fich bezieht, zur VBermweige- 
rung des Zeuguiffes berechtigt.” 
Ebenso beitimmt der neuerdings erichienene Entwurf einer Deutfchen Straf: 
prozeß-Drdnung in $. 45: 
„Deffentlihe Beamte Fönnen in Anjehung folder Umftände, auf welche fi ihre Plicht 
zur Amtöverfchwiegenheit bezieht, zur DBermweigerung des BZeugniffes von ihrer oberiten 
Dienftbehörde ermächtigt werden, wenn bieje dafür erachtet, daß die Ablegung des Zeug: 
niffes dem Wohl des Reichs oder eines Bundesftantes Nachtheile bereiten würde.‘ 
Schon daraus rechtfertigt fih, daß dieje Borihrift nit der fünftigen Prozeß: 
Drdnung vorbehalten tft. 
Die unterfchiebliche Behandlung der Zeugen und Sahverftändigen in dem Gejeb 
erflärt fi) dadurdh, daß Zeugnig Über einen beftimmten Vorgang nur beitimmte 
Perfonen abgeben fünnen, während die Auswahl von Sahreritändigen nit auf 
beitimmte Perfonen befhränft ift. Vgl. auch Motive des Gefeh-Entwurfs von 
1870., Drudf. Nr. 83. ©. 30. 
6. Der Abfat 2. ift in Anfehung, der nicht mehr im Dienst befindlichen 
Beamten eine lex imperfecta. Gegen die entlafjenen und in den dauernden Nuhe: 
ftand verfegten Beamten fehlt es an der Disziplinargewalt, um die Befolgung 
diefer Anoronung ficher zu ftellen, und it auch der Verluft der Penfton an die 
Verlegung diefer Pfliht nicht gefnüpft. Nur infoweit e3 fi um einen, durd) 
pflihtwidrige Ablegung eines Beugnifjes dem Reiche zugefügten Nermögend- 
ihaden handelt, fann Der Baragraph praftifhe Bedeutung erlangen. Der Bor: 
ihlag der Neihstags-Kommiffion von 1370., lautend: 
„Abfat 2.) Bundes-Beamte, aud wenn fie nicht mehr im Dienfte find, können ihr 
Beugnik in Betreff derjenigen Thatfachen verweigern, auf welche die Verpflichtung zur 
Amtsverjchwiegenheit fich bezieht“ 

gewährte dem Neiche gar feine Sicherheit. 


8, 13. Jeder Reichs-Beamte ist für die Gesetzmässigkeit seiner amt- 
lichen Handlungen verantwortlich. 
I. Entflefungs-Hefhichte. 
Die Regierungs - Vorlage lautete: 
„Die Zulässigkeit der gerichtlichen Verfolgung eines Reichs-Beamten wegen 


dienstlicher Handlungen oder Unterlassungen wird durch ein Reichs-Gesetz geregelt. 
Bis zum Erlass dieses Gesetzes sind dafür diejenigen ın der Gesetzgebung der ein- 
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zelnen Bundesstaaten enthaltenen Bestimmungen massgebend, welche am dienst- 
lichen Wohnsitz des Reichs-Beamten für die Behandlung derselben Frage bezüglich 
der Staats-Beamten gelten. Bei denjenigen Reichs-Beamten, deren dienstlicher 


H: 
er 


Mn 


Wohnsitz sich im Auslande befindet, mit Ausnahme der Wahl-Konsuln, kommen 


die in letzterer Beziehung am Orte des ordentlichen persönlichen Gerichtsstandes 
($. 21.) geltenden Bestimmungen zur Anwendung.“ ; 


Dazu hiess es in den Motiven (S. 32.) — ein Weiteres ist darin nicht zu 


finden — 


„In $. 13. ist von der Verantwortlichkeit der Reichs-Beamten die Rede. 


Die einheitliche Regelung dieser Frage durch die Reichs-Gesetzgebung ist 


vorbehalten. Zur Zeit dürfte es indess, namentlich auch mit Rücksicht auf 


die Erweiterung des Bundes-Gebietes durch den Hinzutritt der Süddeut- 


schen Staaten, im Interesse des Reichs-Dienstes liegen, dass inner- 
halb ein und desselben Bundesstaates rücksichtlich der Zulässig- 


keit der gerichtlichen Verfolgung wegen dienstlicher Handlungen und 


Unterlassungen dieselben Gesetze auf die Reichs- wie die Landes-Beamten 


Anwendung finden. “ 


Die Mitglieder der freien Kommission stellten in der zweiten Lesung 
folgenden, den Namen des Abg. v. Bernuth an der Spitze tragenden Antrag: 


$. 13. dahin zu fassen: 
„Jeder Reichs-Beamte ist für die Gesetzmässigkeit seiner amtlichen Handlungen 
verantwortlich. 

Hat derselbe jedoch nach den Anordnungen eines Vorgesetzten gehandelt, 
welche innerhalb des Kreises der amtlichen Zuständigkeit des Letzteren und in 
gesetzlicher Form erlassen waren, so trifft die zivilrechtliche und dienstliche Ver- 
antwortlichkeit dafür den Anordnenden allein.“ 


Der Abg. Frhr. v. Zedlitz schlug dagegen vor: 


In $. 13. nach den Worten: „in der Gesetzgebung der einzelnen Bundesstaaten 
enthaltenen Bestimmungen“ einzuschalten: 
„— in Preussen mit Ausnahme des Gesetzes, betr. die Konflikte bei gerichtlichen 
Verfolgungen wegen Amts- und Diensthandlungen vom 13. Februar 1854. — “ 
Die in dem Abänderungs-Vorschlage der freien Kommission enthaltene 
Bestimmung war schon im Jahre 1870. von der derzeitigen Reichstags-Kom- 
mission beschlossen. Nr. 215. der Drucksachen des Reichstags von 1870. Die 
Reichs-Regierung hatte dieselbe — als vermeintlich rein theoretischen Satz 
— in die Vorlage nicht aufgenommen. Schon bei der ersten Lesung derselben 
wies der Verfasser darauf hin; | RR 
dass die Verantwortlichkeit der Beamten einen Fundamental - Satz Jedes 
Reichs-Beamten-Gesetzes bilde, und dass die Aufnahme der von der vorjährigen 
Reichstags-Kommission beschlossenen Bestimmung an Stelle der Regierungs-V or- 
lage praktisch die Reichs-Beamten dagegen schützen würde, dass in Preussen 
das Konfliks-Gesetz von 1854., welches die direkte Verneinung der Verantwort- 
lichkeit vor dem Gesetz enthalte, auf sie Anwendung leide. (Sten. Ber. 8.39, 43. 44.) 
In der freien Kommission wiederholte und motivirte der Bericht- 
erstatter der Reichstags-Kommission von 1870., Abe. Wagner- Altenburg, 
jenen Beschluss des Näheren. Von der Nothwendigkeit der Beseitigung 


des $. 13. hielt man sich einstimmig überzeugt. Auch erschien ein Ersatz, 


welcher das Prinzip der Verantwortlichkeit klarstellte, im hohen Grade wün- 
schenswerth. Die Formulirung einer derartigen Bestimmung stiess dagegen 
schon in der Kommission auf grosse Schwierigkeiten und man einigte sich 
schliesslich um so leichter auf die von der Reichstags-Kommission des Jahres 
1870. beschlossene Fassung, als diese wörtlich den gleichlautenden Bestimmun- 
gen der Zivilstaatsdiener-Gesetze für Oldenburg Art. 35, Weimar $. 14., 
Koburg-Gotha $. 15. und Anhalt-Bernburg 8. 13. entnommen war. In- 
..sonderheit eignete man sich im Interesse der Subaltern-Beamten und um klar 
zu stellen, dass dieselben nicht für die materielle Gesetzmässigkeit der von 
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ihren Vorgesetzten erlassenen Anordnungen verantwortlich gemacht werden 
‚sollten, auch den Absatz 2. des Amendements der Kommission von 1870. an. 
Bei der zweiten Lesung bekämpfte der Abg. Römer (Württemberg) so- 
wohl die Regierungs-Vorlage, als das Amendement der freien Kommission. 

Jener machte er zum Vorwurf, dass sie in Beziehung auf eine und dieselbe 
Kategorie von Beamten eine sehr grosse Verschiedenheit des hinsichtlich ihrer 
Verantwortlichkeit geltenden Rechtes statuiren würde. Die gesetzlichen Bestim- 
mungen in den einzelnen Deutschen Staaten über die Verantwortlichkeit der Beam- 
ten seien sehr verschieden. Im Preuss. Landrechte sei eine sehr strenge Haftbar- 
keit sämmtlicher Staatsdiener statuirt im II. Theil 10. Titel, $. 85. und f. In Würt- 
temberg dagegen fehlten für ganze Kategorien der Beamten alle Bestimmungen 
über die Verantwortlichkeit, namentlich über die privatrechtliche Verantwortlich- 
keit. In Württemburg stehe die Sache so: Das Württembergische Recht habe spe- 
zielle Bestimmungen nur über die Hattbarkeit derjenigen Beamten, denen die frei- 
willige Gerichtsbarkeit übertragen sei. Ueber die privatrechtliche Haftbarkeit aller 
übrigen Beamten gelte in Württemberg lediglich das sogenannte Gemeine Recht, 
also das Römische und frühere Reichsrecht, und dies sei vollkommen ungenügend, 
was die privatrechtliche Verantwortlichkeit der Beamten betreffe. Das Gemeine Recht 
kenne blos die sogenannte Syndikatsklage, die gegen den Richter statthaft ist, 
der bei Entscheidung einer Rechtsstreitigkeit sich wegen eines groben Verschul- 
dens haftbar gemacht hat, und dann noch, für den Fall, dass ein Beamter vor- 
sätzlich in seinem Amte das Vermögen eines Andern beschädigt, die allgemeine 
actio doli. Es sei ein Irrthum, wenn man annähme, das gemeine Recht stelle den 
Satz auf, dass Jeder verpflichtet sei, den Schaden zu ersetzen, welchen er durch 
irgend eine Handlung einem Andern zugefügt hat. Nur wer eine Sache beschädigt, 
sei zum Ersatz verpflichtet. Jeder Reichs-Beamte würde also privatrechtlich auf 
das Strengste haften, wenn er in Preussen seinen dienstlichen Wohnsitz habe, da- 
gegen in vielen Fällen gar nicht, wenn er in Württemberg seinen Wohnsitz habe. 

Das sei ein wahrhaft monströser Zustand. 

Das Amendement der freien Kommission hielt er für mangelhaft, weil es an 
der näheren Bestimmung der Voraussetzungen und des Inhalts der Verantwort- 
lichkeit fehle. Indem er hauptsächlich die privatrechtliche Verantwortlichkeit, „die 
Verpflichtung zum Schadenersatz“ ins Auge fasste, erklärte er nur eine solche ge- 
setzliche Bestimmung für „praktikabel“ durch welche mindestens der Grad der 
Schuld, für welche der Betreffende zu haften, so wie der Umfang der Schadens- 
Verpflichtung — unmittelbarer oder mittelbarer Schaden, Sachwerth oder gesamm- 
tes Interesse — genau bezeichnet und zugleich vorgeschrieben werde, ob die Haftung 
eine prinzipale oder nur subordinäre sei. (Sten. Ber. S. 159. 166. 171) 


Der Vertreter des Bundesraths, Unter-Staats-Sekretair Dr. Achen- 
bach, trat mehr dem Abänderungs-Vorschlage Bernuth entgegen, als dass 
er die Regierungs-Vorlage vertheidigte, wennschon er darauf antrug, „dieselbe 
im Wesentlichen“ zu acceptiren. (Sten. Ber. 8. 163.) 

Indem derselbe auf die Ausführung des Abg. Römer Bezug nahm und 
daran festhielt, dass es sich in dem Abänderungs-Vorschlage der freien Kom- 
mission um einen theoretischen Satz handele, führte er noch Folgendes an: 

„Es ist klar“ — sagte er — „dass es eine der Hauptaufgaben, wenn nicht der 
Zivil-Prozess-Ordnung, doch der Gerichts-Verfassung sein wird, darüber eine 
Bestimmung zu treffen, was zur sachlichen Zuständigkeit der Gerichte ge- 
hört. Es bildet dies, wenn ich so sagen soll, bei einem Verfassungs-Gesetze der 
Gerichte gewissermassen die Spitze desselben. Aus diesem Grunde schon glaub- 
ten die verbündeten Regierungen dieser nahe bevorstehenden Gesetzgebung nicht 
vorgreifen, sondern die Entwickelung derselben abwarten zu sollen, dabei von dem 
Gedanken ausgehend, dass, wenn es nicht möglich sein möchte, in jenen Gesetzen 
eine Ordnung der Frage herbeizuführen, dann im Wege der Spezial-Gesetzgebung 
das vorliegende Gebiet zu-ordnen sei. Auf der anderen Seite musste man sich 
auch dessen bewusst sein, dass, wenn man lediglich formelle Bestimmungen erliess, 
doch damit etwas Wesentliches noch nieht erreicht sein würde, weil die betreffen- 
den materiellen Bestimmungen, wie dies bereits hervorgehoben worden ist, in 
den Deutschen Ländern sehr wesentlich von einander abweichen. Es ist, ebenso 
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bekannt, dass für Schadensklagen einige Rechtssysteme Bestimmungen enthalten, _ 
nach welchen.im Wege des Prozesses ein wesentliches Resultat überhaupt nicht 


zu erreichen ist, während anderswo Bestimmungen bestehen, welche eine Schadens- 
klage sehr wirksam sein lassen. Diese und ähnliche Fragen sind nicht zu um- 
gehen, wenn man sich darauf beschränkt, einen allgemeinen Grundsatz aufzu- 
stellen, ohne gleichzeitig eine Einheitlichkeit der materiellen Bestimmungen herbei- 
zuführen, auf welche meiner Anschauung nach überhaupt der Schwerpunkt der 
ganzen Frage gelegt werden muss, 

„Weiterhin ist in Betracht zu ziehen, dass, wenn etwa durch den Antrag der 
freien Kommission der Erfolg herbeigeführt würde, dass bezüglich der Reichs- 
Beamten die in den verschiedenen Staaten bestehenden Kompetenz-@erichtshöfe 
oder sonstigen Behörden, welche über Konflikte entschieden, ausser Wirksamkeit 
gesetzt werden, damit doch nicht die materiellen Bestimmungen beseitigt 
wären, die in den verschiedenen Landestheilen über die Zulässigkeit des 
Rechtswegs bestehen. Werden die Gerichte über die Möglichkeit des Rechts- 
wegs entscheiden, so werden sie an die bestehenden materiellen Vorschriften ge- 
bunden sein. Ueber das, was vor den Richter gehört, werden sie alsdann nur 
selbstständig entscheiden. So kann ich darauf aufmerksam machen, dass der Kom- 
petenz-Gerichtshof in Preussen am 3, Juni 1848. entschieden hat — und die 
Gründe des Urtheils sind keineswegs a priori verwerfliche zu nennen: 

„Ob ein Beamter bei Ausrichtung seines Dienstes in einem gegebenen Falle 

den Vorschriften seines Amtes gemäss gehandelt und sich innerhalb der amt- 

lichen Befugniss gehalten habe oder nicht“, gehöre nicht auf den Rechtsweg. 

Es ist dies Ergebniss aus allgemeinen Bestimmungen abgeleitet. Wie gesagt, 
würde dieser Hof für die Reichs-Beamten ausser Wirksamkeit treten, so würde 
die Frage entstehen, ob irgend ein ordentlicher Richter von gleichen Prinzipien 
ausgeht oder nicht. 

Ueber die Thatsache, ob eine Komp etenz-Ueberschreitung stattgefunden 
habe, über diese Thatsache ist nach der Gesetzgebung mancher Länder an sich 
nicht gerade der Richter überall kompetent, sondern, beispielsweise in Baiern ist es 
die vorgesetzte Dienst-Behörde. Aehnliches könnte ich aus andern Ländern an- 
führen. Es steht also fest, dass dasjenige, was vorgeschlagen wird, nichts mehr 
als ein Programm, ein Prinzip sein würde. Dieses Programm ist aber auch in 
der Vorlage der verbündeten Regierungen enthalten, indem auch hier der Erlass 
des fraglichen Gesetzes in Aussicht gestellt wird. Das Gesetz — welches der 
Antrag der freien Kommission vorschlägt — würde auch nach der Seite hin un- 
vollständig sein, als eine Bestimmung darüber nicht vorgesehen ist, wo die ein- 
zeinen Beamten, und vor wem sie sich zu verantworten haben würden. Scheide 
ich alle administrativen Behörden aus, halte ich mich lediglich an die Gerichte und 
nehme ich an, 'es sei nach dem Antrage anzunehmen, dass jedes Gericht in der 
Sache kompetent sei, so würde das, meiner Ansicht nach, doch ein Zustand sein, 
den das Haus keinesfalls herbeizuführen wünschen kann. Ich nehme an, dass 
seitens des Herrn Reichskanzlers eine Anordnung, z. B. auf dem Gebiete des 
Bisenbahnwesens ergeht, wo ja jetzt das Reich ebenfalls Kompetenzen besitzt, 
und die betreffende Eisenbahn findet in der Anordnung des Herın Reichskanzlers 
eine Verletzung der ihr zustehenden Privatrechte, so würde der Heır Reichskanzler 
vor jedes beliebige Gericht, wenn sonst das Forum begründet ist, vorgeladen 
werden können und würde sich dort verantworten müssen. An»sich wäre das ja 
nicht zu beklagen, aber es wäre doch misslich, wenn vor jedem beliebigen Gerichte 
des Landes der Reichskanzler, die höchste Behörde des Reichs, etwa Aufschluss 
geben müsste über die Rechtmässigkeit und die Gesetzmässigkeit seiner Hand- 
Inngen und gewissermassen als Angeklagter sich zu verantworten hätte, Sollte 
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das beabsichtigte Gesetz erlassen werden, so ist meiner Meinung nach auch ein 
Weg zu finden, um einen Gerichtshof zu errichten, der diesen zu seiner Entscheidung 
gelangenden Fragen gegenüber eine angemessene Stellung einzunehmen vermag. 
Ich trete damit den Gerichten unterer Instanz nicht zu nahe. Ich glaube, dass 
das, was ich habe sagen wollen, klar ist und einer weiteren Explikation nicht 


bedarf. 
Der Absatz 2., lautend: 
„Hat derselbe — der Beamte — jedoch nach den Anordnungen eines Vorge- 


setzten gehandelt, welche innerhalb des Kreises der amtlichen Zuständigkeit 
des Letzteren und in gesetzlicher Forın erlassen waren, so trifft die zivilrecht- 

. liche und dienstliche Verantwortlichkeit dafür den Anordnenden allein.“ 
muss in den Worten: „welche innerhalb des Kreises der amtlichen Zuständigkeit 
des Letzteren“ an dieser Stelle verstärkte Bedenken hervorrufen. Sie haben vor 
einigen Tagen beschlossen, dass ein Beamter, wenn er Befehle seines Vorge- 
setzten, die nicht innerhalb der amtlichen Kompetenz desselben erlassen sind, 
nicht befolgt, nieht dienstlich zur Ahndung gezogen werden könne. Jetzt ist die 
Sache insoweit verschärft, als derjenige Beamte, welcher Befehle seines Vorge- 
setzten befolgt, in Betreff deren man findet, dass sie nicht innerhalb der amtlichen 
Zuständigkeit erlassen worden sind, zur Disziplinar-Untersuchung gezogen werden 
kann. Es wechselt der Vorgesetzte, der Nachfolger zieht den Untergebenen zur 
Disziplinar-Untersuchung, weil er die Befehle seines früheren Vorgesetzten befolgt. 
Es steht nämlich ausdrücklich in dem Antrage, dass der Untergebene nur dann 
von der dienstlichen Ahndung frei sei, wenn der Befehl innerhalb der Zuständig- 
keit des Vorgesetzten ergangen ist. Hat der Untergebene also in einem anderen 
Falle Folge geleistet, so kann er dienstlich zur Ahndung gezogen werden. Wenn 
dieser befürchten soll, in einem solchen Falle sogar zur dienstlichen Untersuchung 
gezogen zu werden, wenn er einem Befehle Folge leistet, so dürfte dieses in der 
That wohl geeignet sein, den ganzen Beamten-Organismus zu zerrütten und 
zu zerstören. Ich wiederhole, meine Herren, um was handelt es sich denn bei 
der ganzen Sache? Handelt es sich darum, dass der Unterbeamte auf Grund der 
Anweisung seines Vorgesetzten Verbrechen begehen soll, handelt es sich darum, 
dass er gegen die Sittlichkeit, gegen die Moral und dergleichen auf Anweisung 
seines Vorgesetzten verstossen soll? Nein. Die bei weitem meisten Fälle werden 
vielmehr die sein, und sind die, dass eine Frage zweifelhaft erscheint, 
dass man nicht weiss, wie die Bestimmungen aufzufassen sind, wie 
es mit der Kompetenz steht. Nun scheint mir als Regel gelten zu müssen, 
dass in solchen zweifelhaften Fällen über das, was Rechtens ist, der Vorge- 
setzte entscheidet und der Untergebene folgt. Die Bestimmungen, welche jetzt vorge- 
schlagen sind, verkehren aber die Sache. Hier ist das Entscheidungsrecht 
dem Untergebenen übertragen, er entscheidet, ob er Gehorsam zu leisten hat, 
ob die Kompetenz überschritten ist, und ich nıuss bekennen, er ist durchaus durch 
die vorgeschlagene Bestimmung zu dieser Prüfung gezwungen. Denn, wie hervor- 
gehoben, je nach dem eintretenden Personenwechsel setzt er sich, abgesehen von 
allen übrigen Fatalitäten, einer dienstlichen Uutersuchung aus, wenn er Folge ge- 
leistet hat. Zu welchen ausserordentlichen Schwierigkeiten dies innerhalb der 
Verwaltung führen kann, liegt derart auf der Hand, dass es einer weiteren Aus- 
führung kaum bedarf.“ (Sten. Ber. S. 161. u. 162.) 

Der Präsident des Reichskanzler-Amts, Staatsminister Delbrück, 
oab dem Widerspruch gegen den Abänderungs-Vorschlag einen noch schärie- 
ren Ausdruck. Er erklärte: 

„Die Bundesregierungen sind der Meinung, dass ein jeder Beamter und eine 
jede Behörde nur ein Mittel zum Zweck sind, Mittel, um die Zwecke zu erfüllen, 
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den die Reichsverfassung, indem sie dem Reiche gewisse Verwaltungszweige über- 
wies, ihnen zur Aufgabe stellte. Aus diesem Gesichtspunkte heraus haben die 
verbündeten Regierungen den Entwurf aufgestellt, sie sind davon ausgegangen, 
dass es zur Erreichung dieses Zweckes einer gesicherten Stellung der Be- 
amten bedarf; sie haben aber auch andererseits davon ausgehen müssen, dass 
zur Erreichung dieses’Zweckes es der gehörigen Unterordnung der Be- 
amten untereinander bedarf. Ich glaube theoretisch wird dieser Satz allseitig 
zugegeben werden, ich kann nun aber nicht verhehlen, dass mir bei der Diskussion 
von vorgestern bis heute der Eindruck gekommen ist, als ob in das Gesetz ein 
anderer Gedanke hineingetragen werden wollte, nämlich der, dass die Aktion 
der Behörden, die Aktion der Vorgesetzten nicht blos den Kontrolen 
unterliegen solle,» welche die bestehenden Institutionen, die öffentliche 
Meinung, der Reichstag ausüben, sondern dass es darauf ankommen solle, 
diese Kontrole zu verstärken dadurch, dass man den Unterbeamten zum 
Kontroleur seines Vorgesetzten macht. 
„Es wird durch diesen Vorschlag einem jeden Beamten gesagt, „Du hast Dich 
bei einer jeden Handlung, die Dich zivilrechtlich verantwortlich machen kann, und = 
solche Handlungen sind ja überaus zahlreich, vor allen Dingen zu fragen: 1) ist = 
Dein Vorgesetzter, der Dir den Auftrag zu der Handlung gab, befugt innerhalb 
seiner Zuständigkeit, Dir diesen Auftrag zu ertheilen, und 2) wenn diese Frage zu 
bejahen ist, ist der Auftrag in gehöriger Form ertheilt worden?“ Ich bin weit ent- 
fernt, hier Fälle zu unterstellen, wo es sich um Beamte handelt, die böswillig sind, 
die dem Vorgesetzten Schwierigkeiten bereiten wollen; sondern ich unterstelle hier 
nur die zahlreiche Klasse der ängstlichen gewissenhaften Leute, denen durch 
diesen Vorschlag gesagt wird, Ihr macht Euch zivilrechtlich verantwortlich, wenn 
nicht beide Momente zutreffen, dass Euer Vorgesetzter befugt ist, Euch zu 
dieser Handlung zu beauftragen, und 2) ob diese Anweisung in gehöriger Form 
ertheilt ist.“ | 
Unter Hinweis auf die während der Debatte zu Tage getretene verschieden- 
artige Auffassung von der Tragweite des Abänderungs-Vorschlages erblickte der 
Präsident des Reichskanzler-Amtes darin ausser einer Quelle der Ver- 
wirrung in den Köpfen der beteiligten Beamten die Veranlassung zu der ver- 
schiedensten Rechtsprechung bei den einzelnen Gerichten und hob noch beson- 
ders hervor: | | 
„Man würde mit Recht die Frage aufwerfen können: Sind nicht durch das erste 
Alinea die Bestimmungen des Preussischen Landrechts im VI. Titel, die den unter- 
gebenen Beamten in den meisten Fällen von der Verantwortlichkeit in Bezug auf 
Schadenersatz frei machen, sind diese nicht aufgehoben? e 
„Die 88. 45. und 46. des A. L.-R. sagen deutlich: 3 


$. 45. Wer den Befehl Dessen, dem er zu gehorchen schuldig ist, vollzieht, 
kann in der Regel zu keinem Schadenersatz angehalten werden. u: 
$. 46. Er muss aber dafür haften, wenn die befohlene Handlung in den 2: 
Gesetzen ausdrücklich verboten ist.“ “ "9 


Diese Bestimmung wird aufgehoben, es wird an die Stelle dieser Bestimmung E 
eine ganz andere gesetzt, nämlich diejenige: Wer auf einen Befehl eine Handlung 
ausführt, die in den Gesetzen nicht ausdrücklich verboten ist, wird haftbar für seine 
Person, wenn der ihm ertheilte Befehl ausserhalb der Zuständigkeit des Be- 
fehlenden lag, oder nicht in schriftlicher oder in einer anderen besonderen Form 


erfulgte.“ | 
Endlich machte der Präsident des Reichskanzler-Amtes auf dem 
den dem Reiche zugewiesenen Verwaltungszweigen — Post, Telegraphie, 


.Eisenbahn-Verwaltung — durch die Natur der Sache gebotene Hierarchie und 
die nicht durchweg klaren Bestimmnngen über die Kompetenz aufmerksam und 


Äı 
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erachtete schliesslich den zweiten Absatz des Abänderungs-Vorschlages der 
freien Kommission für unvereinbar mit einer ordnungsmässigen Verwaltung 
und desshalb für unannehmbar. (Sten. Ber. S. 168. 171.) 


Der Abg. Freiherr v. Zedlitz führte zur Begründung seines Amende- 
ments an: 


„Er wolle nicht, dass ein Gesetz, was in Preussen seit einer Reihe von Jahren 
besteht, mit auf die Reichstags-Beamten Anwendung findet. Er sei zwar nicht der 
Ansicht, dass die materiellen Folgen des Gesetzes vom 13. Februar 1854. sehr 
schwerer Natur gewesen sind. Er sei im Jahre 1867. in der Lage gewesen, eine 
Zusammenstellung sämmtlicher publizirter Erkenntnisse des Kompetenz-Gerichtshofs 
in Konfliktsfällen anzufertigen, und habe die Ueberzeugung gewonnen, dass in der 
That der Konflikt nur in sehr wenigen Fällen erhoben worden ist, und dass jeden- 
falls die Entscheidung des Kompetenz-Gerichtshofs den Rechtsweg immer nur in 
den Fällen ausgeschlossen hat, bei denen in der That den Beamten keine Ver- 
antwortlichkeit traf. Indess sei das Gesetz, welches, unter gewissen Voraussetzungen 
dem Kompetenzhofe die Befugniss ertheilt, auf Antrag des Vorgesetzten die ge- 
richtliche Verfolgung für die Fälle auszuschliessen, in denen er das Verhalten 
eines Beamten zu. einer gerichtlichen Verfolgung nicht für geeignet erachtet, von 
den schwersten moralischen Folgen gewesen ist. Denn es habe in der That den 
Verdacht hervorgerufen, als wolle die Regierung die Beamten der Verantwortlich- 
keit entziehen, der sie unbedingt unterliegen müssen.“ 


Der Abg. Lasker, welcher das Amendement der freien Kommission ver- 
theidigte, erklärte zunächst, 
„dass er für Preussen im Wesentlichen mit dem Antrage des Abg. v. Zedlitz das 
praktische Bedürfniss würde befriedigt finden. Aber er wünsche kein Sonder- 
gesetz für Preussen. Die Erfinder des Konflikts- Gesetzes von 1854. seien 
nicht in Preussen gewesen, sondern ältere Gesetze in kleineren Staaten und speziell 
aus Hessen hätten das Beispiel dazu hergegeben. Sodann mache er ebenfalls auf 
die praktischefBedeutung des Verbesserungs-V orschlages der freien Kommission mit 
der Bemerkung aufmerksam, dass, möge man den $. 13. der Regierungsvorlage 
entweder gänzlich wegstreichen, oder den ersten Satz der Abgeordneten von Ber- 
nuth und Genossen oder den ersten und zweiten gemeinschaftlich annehmen, in 
allen diesen drei Fällen würde der Beamte nach dem gewöhnlichen Verfahren 
verfolgt und durch den Kompetenz-Gerichtshof nicht geschützt werden können. 
Ebensowenig sei derVerbesserungs-Vorschlag unwirksam. „Ich weiss nicht“, sagte 
der Redner — „ob es einzelne Staaten giebt, in denen nach dem allgemeinen An- 
erkenntniss der Verantwortlichkeit der Beamten doch der Privatmann nicht zum 
Ziele kommen könnte; bei uns in Preussen würde dieser ebenso gut und so schlecht 
wie gegen den Privatmann, so auch gegen den Beamten zum Ziele kommen 
können. Der höchste Preussische Gerichtshof hat sogar entschieden, dass der 
Beamte für „culpa levissima“ verantwortlich sei, also für die allerleichteste Schuld, 
weil jeder Beamte ein Sachverständiger sei in den Dingen, über welche er amtlich 
zu verfügen hat, und der Sachverständige steht für die geringsten Versehen ein. 
Ob dieser Satz an und für sich richtig ist, ob es überhaupt rathsam ist, nach dem 
Vorgange der Preussischen Gesetzgebung an der dreigetheilten culpa festzuhalten 
bezweifle ich sehr; ein neuerer wissenschaftlicher Standpunkt wird sicher auf diese 
Dreitheilung nicht zurückkommen, und in dieser Hinsicht ist der Preussische Zu- 
stand unbefriedigend; aber es ist der Zustand des gemeinen bürgerlichen 
Rechts in Preussen.“ 
„Ferner sei hervorgehoben worden, dass in Bezug darauf, ob der Beamte für 
„eulpa“ oder nur für „dolus“, für „eulpalata“ oder „levissima“, prinzipiell oder subsidiär 
verantwortlich sei, eine Verschiedenheit der Meinungen und der Gesetze obwalte. 
Auch seien die Entschädigungs-Prozesse überhaupt schwerer durchzuführen. Alle 
diese Fragen schlügen in das bürgerliche Recht ein, und es würde ihn freuen, 
wenn das Reich heute schon in der Lage wäre, in allen diesen Beziehungen ge- 
meinsame Grundsätze festzustellen. Würde das Reich daran gehindert, so würde 
es dessen Aufgabe sein, wenigstens in Bezug auf die Beamten den Stoff einheitlich 
zu regeln. Aber wenn derselbe noch nicht einheitlich geregelt sei, so scheine es 
nicht gut, zu dieser Verschiedenheit noch formale Verschiedenheiten hinzuzu- 
fügen. Das sei keine Verbesserung. Zwei Zersplitterungen in der bürgerlichen 
Gesetzgebung in Bezug auf die Beamten-Verantwortüchkeit seien ein grosseres 
Uebel, als wenn blos eine Zersplitterung bestehe und im Uebrigen Gleichmässigkeit 
herbeigeführt werde. — 
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„Darin, dass die einzelnen Beamten in erster Instanz vor die Gerichte der ver- 
schiedenen Länder gezogen werden können, sehe er keinen Uebelstand. Wenn der! 
Reichskanzler vor ein niederes Gericht geladen würde, würde er sich damit trösten “ 
müssen, dass auch der Fiskus, der Staat selbst sein Recht nehmen muss vor einem # 
gewöhnlichen Gerichte, und dass der Reichskanzler, als der persönliche Vertreter \ 
des Staatsrechtes, dieselbe Lage sich gefallen lassen könne. Dem Einwand, dass 
man dem niedrigsten Beamten nicht freigeben dürfe, die Gesetzmässigkeit oder © 
Ungesetzmässigkeit, die Rechtszuständigkeit oder Unzuständigkeit der Erlasse seiner 
Vorgesetzten zu beurtheilen, und dass durch eine solche Prüfung die Disziplin ge- 
lockert, sei längst der bürgerliche Satz entgegengestellt worden, dass die Verant- 
wortlichkeit des Gensdarmen, des Nachtwächters für die öffentliche Ordnung weit 
mehr zu bedeuten habe, als die Minister-Verantwortlichkeit, Es geschehe ohne jede 
Gefahr, wenn man diesen untersten Beamten unter Verantwortlichkeit nehme, wie 
sich dies aus einem Vergleich.der polizeilichen Zustände Londons und Berlins ergebe.‘ 


Dem Argument des Vertreters des Bundesraths, dass in den zweifel- 
haften Fällen, für welche die Frage hauptsächlich praktisch sei, der Vor- 
gesetzte zu entscheiden und der untergebene Beamte zu gehorchen habe, ohne 


seinerseits dienstliche Ahndung befürchten zu müssen, begegnet der Redner 
mit dem Bemerken: 


„Ich habe das Zutrauen, dass kein Beamter, der in einem zweifelhaften Falle 
den Vorschriften seines Vorgesetzten Folge gegeben hat, verurtheilt wird, sei es 
im Disziplinarwege, sei es im Zivil-Prozess. Ich nehme an, dass als wirklich zwei- = 
felhafte Fälle von dem Richter solche Fälle werden betrachtet werden, bei denen 
dem Beamten das Bewustsein der Rechtsverletzung nieht wird zur Last 
fallen, und namentlich in dienstlicher Beziehung bin ich ganz sicher, dass niemals 
eine Dienstentlassung oder Disziplinarstrafe aus diesem Grunde erfolgen wird.... 

„Dass durch allzugrosse Aengstlichkeit der Beamten die Subordination leiden 
und die Verwaltung in Unordnung kommen könne, stehe nicht zu befürchten, weil 
die Regierung verantwortliche Beamte nur nach längerer Probezeit anstelle. Die 
Verantwortlichkeit der Beamten sei bis zum Konflikt- Gesetz von 1854. aktuelles 
Recht in Preussen gewesen und er sei bereit, die Grundsätze des Landrechts anzu- 
nehmen. In dem 8. 45. des Allg. L.-R. L 6. nämlich liege der Nachdruck auf 
dem Zwischensatz:; 

„Jeder Beamte, der in Folge eines Befehls dessen gehandelt hat, dem er 
zu gehorchen verpflichtet ist.“ 
Wem? er zu gehorchen verpflichtet, sei bereits zu $. 10. beschlossen. 

In Bezug auf die Kompetenz-Konflikte sei daran zu erinnern, dass über 
diese hier nicht entschieden würde, da die Reichs-Beamten nicht Preussische Polizei 
handhaben, ihre Handlungen daher nicht unter das Gesetz fallen, welches die 


Preussische Polizei behandelt, Hier würde blos über die Frage der formalen Ver- 
folgbarkeit verhandelt.“ 


Dem 2ten Absatz des Amendements der freien Kommission sich zuwen- 
dend, erklärt der Abg. Lasker: 


„Mir genügt, wenn wir die Verantwortlichkeit festgestellt haben; denn dann 
versteht es sich von selbst, dass dem Beamten keinerlei Ausrede zu gute kommt, 
durch welche er den Prozess unterdrücken könnte, sondern er unterliegt dem 
gemeinen Recht. Ich würde also nichts dagegen haben, wenn der zweite Satz 
wegbliebe, weil der erste genügt. Es scheint mir die Absicht der Herren Antrag- 
steller gewesen zu sein, durch die ausdrückliche Vorschrift des zweiten Satzes den 
Beamten zu schützen; ich glaube aber, er bedarf dieses Schutzes nicht, 
weil er überall, wo er den Befehlen des Vorgesetzten innerhalb 
seiner gesetzmässigen Kompetenz Folge giebt, nur seine Pflicht ge- 
than und sich keine Uebertretung hat zu Schulden kommen lassen. 
Auch wenn dieser Paragraph im Ganzen gestrichen würde, bin ich der Meinung, 
dass der Beamte unter das Gemeine Recht fallen würde. Ich halte es aber für 
weit besser, da die öffentliche Meinung über das, was der Privatperson zusteht, 
in Deutschland verschieden ist, dass in dieses organische Beamten-Gesetz 
eine ausdrückliche Bestimmung aufgenommen wird, wodurch auch 
der gewöhnlichen Volksschicht klar wird, dass das Recht im Reiche 
anders ist, als in einzelnen Deutschen Staaten. (Sten. Ber. S. 163. 170. 171.) 


Auch der Abg. Schwarze unterstützte das Amendement der freien Kom- 
mission. Er erklärte. insbesondere: 
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„Ich trete meines Orts ganz entschieden dafür ein, dass den Beamten. für seine 
Handlungen, die er innerhalb seines Amtskreises vornimmt, volle strafrechtliche, 
zivilrechtliche und dienstliche Verantwortlichkeit trifft; ich glaube, dass dieser Satz 
ebensowohl im Interesse des Beamten selbst liegt, da ihm selbst damit gar nicht 
gedient sein kann, dass ihm irgendwie die Möglichkeit gegeben wird, seine Ver- 
antwortlichkeit von sich auf andere Behörden oder Einrichtungen im Staate ab- 
wenden zu können. Ich glaube, dass aber auch das Interesse des Dienstes selbst 
nicht geschädigt wird, weil in allen denjenigen Fällen, von denen vorhin wiederholt 
die Rede gewesen ist, als ob der Dienst dadurch geschädigt werden könnte, dass 
der Beamte zu einer selbsteigenen Prüfung der ihm ertheilten Anordnungen auf- 
gerufen werde, die hier vorliegende Frage nicht so speziell hervortritt. Wie ja be- 
reits angedeutet worden ist, ist darüber kein Beamter in Zweifel, dass, wenn ihm 
eine Anordnung seines Vorgesetzten ertheilt wird, in Beziehung auf welche ihm 
Zweifel über ihre Zulässigkeit und Berechtigung beikommen, und er diese Anord- 
nungen befolgt, kein Richter einen solchen Beamten zum Ersatz des verursachten 
Schadens oder zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit ziehen wird, weil ich aller- 
dings auch glaube, dass der untergebene Beamte in denjenigen Fällen, wo ihm die 
ertheilte Anordnung nur zweifelhaft in Beziehung auf die Berechtigung des Oberen 
erscheint, er unbedingt verpflichtet ist, der Anordnung des Oberen nachzukommen, 
und ich auch nicht glaube, dass irgendwie dann eine dienstliche, zivilrechtliche oder 
strafrechtliche Verantwortung den Beamten treffen kann. 

„Was das Alinea 1. der Vorschläge des Herrn von Bernuth und der übrigen Her- 
ren betrifft, so erlaube ich mir darauf hinzuweisen, dass, wenn man auch diesen 
Satz nur die Aufstellung eines Programms nennen will, doch durch diesen Satz 
ein so wichtiger Fundamentalsatz für die Dienst-Pragmatik der Beamten aufgestellt 
wird, dass ich glaube, er kann in einem Beamten-Dienstgesetz gar .nicht entbehrt 
werden. 

„In diesem ersten Alinea ist das Wort „Gesetzmässig‘“ in einer Weise zu betonen, 
dass dadurch der grösste Theil der Einwendungen, die gegen diesen Satz erhoben 
sind, ohne Weiteres sich erledigt. Es ist das Wort „Gesetzmässig‘“ hier, wie ich 
glaube, nicht blos in dem Sinne zu verstehen, dass die amtliche Handlung gerade 
dem speziell bestimmten Gesetz entspricht, vielmehr heisst es ja Gesetzmässigkeit, 
d.h. also, dass der Beamte, wenn er innerhalb der dienstlichen Kompetenz, die ihm 
angewiesen ist, innerhalb der Grenzen seiner Unterordnung gehandelt hat, und ihm 
in dieser Beziehung irgendwie eine schuldhafte Handlung nicht beigemessen werden 
kann, dann muss man doch auch sagen, dass er gesetzmässig gehandelt hat. 

„Wenn der Herr Vertreter des Bundesraths uns auf die Prozess-Ordnung ver- 
wiesen hat, so glaube ich, dass durch die Prozess-Ordnung ganz allein die Frage 
unmöglich regulirt werden kann. Durch die Prozess-Ordnung würde nur das Ver- 
fahren formulirt werden können, aber das materielle Recht kann unmöglich in der 
Prozess-Ordnung zur Lösung gebracht werden. Wenn von dem Herrn Abg. Römer 
in sehr weitläufiger juristischer Deduktion und vom Herrn Unter- Staats-Sekretair 
Achenbach wiederholt darauf hingewiesen worden ist, dass das Materielle des vor- 
geschlagenen Satzes durchaus nicht ausreicht, um irgendwie das Material nur an- 
nähernd zu erschöpfen, dann haben die beiden Herren die Tendenz des Antrages 
übersehen. Es ist den Herren Antragstellern, wenn ich deren Anschauung richtig 
verstanden habe, nicht darauf angekommen, irgendwie in die Spezialitäten der 
Frage einzugehen. Wenn man glaubt, dass ein Gesetz nothwendig ist, um die 
Frage, welche hier berührt worden ist, zu regeln und zu lösen, so wird ein solches 
Gesetz natürlicherweise erlassen werden müssen, wobei ich im Voraus bemerken 
will, dass ich unmöglich glauben kann, dass alle die Einzelheiten, welche der 
Herr Abg. Römer uns vorgeführt hat, in diesem Gesetz zum Ausdruck gelangen 
müssten. 

„Was das 2. Alinea des vorgelegten Vorschlages anlangt, so gestehe ich offen, 
dass es, nachdem es.diese Anfechtungen erfahren hat, besser gestrichen würde. 
Ich habe in diesem 2. Alinea eigentlich auch nur eine Beruhigung gefunden dafür, 
dass man dem ersten Satze nicht eine zu grosse Ausdehnung bei der Interpretation 
gebe. Wenn aber von der andern Seite und namentlich nach der Ansicht des 
Vertreters des Bundesrathes in dieser Bestimmnng irgendwie ein. Eingriff in die 
verfassungsmässigen Rechte der Verwaltungs-Behörden gefunden werden kann und 
eines solchen Eingriffs will ich mich durchaus nicht schuldig machen, so kann die- 
ser Satz entbehrt und gestrichen werden. Ich will nur noch einem Monitum ent- 
gegen, welches vorhin mir gemacht worden ist, bemerken, dass wenn in diesem 
Alinea von der strafrechtlichen Verantwortung nicht die Rede ist, dies seinen 
Grund darin hat, dass es den Antragstellern nicht angemessen erschien, diese 
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Materie hier zu erledigen, weil sie überhaupt dieses Gesetz nicht berührt und weil 
die strafrechtliche Verantwortung nach den allgemeinen Bestimmungen des Straf- 
gesetzbuchs entschieden werden muss. ? 

„Der Vorschlag aber, welcher im $. 13. des Entwurfes uns vorgelegt worden 
ist, scheint deshalb nicht acceptabel, weil er uns etwas ansinnt, was mit der gan- 
zen Anschauung, die wir in der Reichs-Gesetzgebung bis jetzt konstant befolgt 
haben, nicht recht übereinstimmen will. Wenn wir die Reichs-Beamten je nach 
der zufälligen Verschiedenheit des Landes, in welchem sie ihren Wohnsitz haben, 
auch in Bezug auf diese Frage beurtheilen wollten, wie es der Entwurf will, so 
legalisiren wir damit eine Verschiedenheit des Rechts, die der Reichs-Gesetzgebung 
nicht wohl ansteht.“ (Sten. Ber. S. 165. 166.) 


Ebenso trat auch der Abg. Miguel für das Amendement ein. Aus seiner 
Ausführung ist hervorzuheben: 


„Die Reichs-Beamten sind Menschen wie andere Menschen, sie stehen unter 
denselben Gesetzen, wenn nicht andere vorgeschrieben sind, wie andere 
Menschen, und die Frage, für welche Handlungen ist eine Schadenersatz-Klage 
zulässig, beantwortet sich an und für sich, wenn nicht eine besondere Be- 
stimmung vorgeschrieben ist, gegen Reichs-Beamte ebenso gut, wie gegen 
andere Menschen und andere Beamte, und es ist einfach das Gesetz desjenigen 
Ortes massgebend, wo die Handlung verursacht ist, heziehungsweise wo die Klage 
dann auf Grund des locus delicti anzustellen ist. 

„Die besonderen Privilegien, die in prozessualischer Beziehung für die Beam- 
ten der Einzelstaaten geseben sind, sind an und für sich auf die Reichs-Be- 
amten nach meiner Ueberzeugung nicht anwendbar. 

„Die betreffenden Gesetze beziehen sich nicht auf Reichs-Beamte, sondern be- 
ziehen sich auf Preussische, beziehungsweise auf die Beamten anderer Staaten. 
Nur für diese sind sie gegeben. Es handelt sich also — bei dem Amendement 
der freien Kommission — nicht darum, eine erhebliche Verbesserung hinein- 
zubringen, sondern es handelt sich blos darum, das Reich zu schützen vor einer 
beabsichtigten Importirung schlechter Gesetze. Wir wollen stehen bleiben auf 
Grund des Gemeinen Deutschen Rechtes, und die Frage, ob ein Beamter 
überall verantwortlich ist, diese Frage ist eine zivilrechtliche Frage, und diese 
zivilrechtliche Frage würde zum Vortheil der Reichs-Beamten, d. h. gegen unsere 
Ansicht entschieden werden, wenn wir den Platz im Amendement nicht hätten. 
Wir wollen da nur positiv aussprechen, dass, wo ein zivilrechtlicher Satz in einem 
einzelnen Partikularstaate besteht, dass aus einer bestimmten Handlung überall 
ein zivilrechtlicher Schadens-Anspruch gegen einen Reichs-Beamten nicht entstehen 
kann, dass dieser Satz beseitigt und dass an Stelle dieses partikulafrechtlichen 
Satzes das gemeine Deutsche Recht tritt: „„Jeder Oberbeamte ist für den Schaden 
verantwortlich, der durch seine Handlungen hervorgerufen ist, wenn im Uebrigen 
die zivilrechtlichen Voraussetzungen vorliegen.““ Nun ist es zwarrichtig, dass diese 
zivilrechtlichen Voraussetzungen der Verfolgung des Schadenanspruchs verschieden 
sind in den einzelnen Partikularstaaten. Es ist richtig; das ist aber ein Umstand, 
den wir nur ändern können bei Erlass eines Zivilgesetzbuchs.“ 

In Betreff der Haftung des Vorgesetzten im Alinea 2. des Amendements 
der freien Kommission erklärte der Abg. Miguel: 

„Wenn nun aber der Handelnde nicht verpflichtet ist zum Schadenersatz, so 
müssen wir einen andern haben, der den Schadenersatz leisten muss, und das ist 
eben der Befehlende. Ob aber der Befehlende verantwortlich, inwieweit er verant- 
wortlich, ist nach Gemeinem Recht eine sehr zweifelhafte Frage. Die Lehre des 
Römischen Rechts ist in dieser Beziehung völlig unklar und unentwickelt. Ich kann 
das hier nicht näher ausführen; der Reichstag würde sehr wenig Neigung haben, 
solchen juristischen Ausführungen zu folgen. Jedenfalls, glaube ich, kann nicht 
bestritten werden, dass die Frage eine sehr zweifelhafte ist und namentlich im ge- 
meinen Recht dunkel; ich weiss nicht genau, wie sie im Allgemeinen Landrecht und 
im Code Napoleon beantwortet ist; deswegen halte ich es für zweckmässig, eine 
solche Bestimmung in Absatz 2. zu treffen. (Sten. Ber. S. 169.) | 


Bei der Abstimmung nach umfässender Diskussion wurde zunächst das 
Amendement v. Zedlitz verworfen, sodann aber das Amendement der freien 
Kommission, für welches sich auch die Mitantragsteller Boehmer und 
Wagner-Altenburg ausgesprochen haben, in seinen beiden Absätzen ange- 
nommen. (Sten. Ber. S. 172.) 


v. Zedlitz den Antrag ein: 
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In der dritten Lesung brachten die Ahog. Frhr. v. Dörnberg und 


- 


„Das 2te Alinea des in 2ter Lesung angenommenen Amendements 
der freien Kommission zu streichen.“ 


Der Bundes-Kommissar U.-St.-Sekr. Dr. Achenbach beschränkte sich 
auf die Aeusserung: 


„Ich habe zu $. 13. Namens der verbündeten Regierungen zu erklären, dass 
man nach sorgfältiger und eingehender Prüfung aus den von mir bei der zweiten 
Lesung angeführten Gründen nicht geglaubt hat, den zweiten Absatz dieses Para- 


graphen annehmen zu können.“ 
Der Abg. Lasker erklärte hierauf: 

„Der zweite Absatz schreibt vor: „,„hat der Beamte nach den Anordnungen eines 
Vorgesetzten gehandelt, welche innerhalb des Kreises der amtlichen Zuständigkeit 
des Letzeren und in gesetzlicher Form erlassen waren, so ist der Vorgesetzte 
allein verantwortlich.““ Dies ist eine Beschränkung der Verantwortlichkeit des 
Beamten insofern, als er selbst befreit wird und der Vorgesetzte an seine Stelle 
tritt, also ein Rest des Gehorsams kommt zum Vorschein, freilich nur in 
einem Umfange, welchen die Mehrheit für genügend definirt gehalten hat, dass der 
Gehorsam sich auf die gesetzlich zulässigen Fälle beschränke. Die Regierung hat 
in der ersten Lesung bekämpft, dass jeder Beamte für seine Handlung verantwort- 
lieh sei, sie hat gewünscht, dass diese Frage nicht zum Austrag komme bei Ge- 
legenheit des Beamten-Gesetzes; dies sind die Gründe, welche der Herr Bundes- 
Kommissar in der ersten Lesung entwickelt hat. Nun entsteht eine wahrhafte 
Verlegenheit, wie der Bundesrath sich mit dem von uns beschlossenen ersten Satz 
einverstanden erklären kann, und gegen den zweiten Satz aus den Gründen, welche 
der Herr Bundes-Kommissar bei der ersten Lesung entwickelt hat. Jene Gründe 
waren allermeist gerichtet gegen das Prinzip, welches im ersten Satze des $. 13. 
ausgesprochen ist. Ich gebe zu, dass überall, wo der Beamte nach den Gesetzen 
gezwungen ist, einem Vorgesetzten Folge zu leisten, dieser Gehorsam ganz von 
selbst bei Beurtheilung der Sachlage in Betracht kommt. Andererseits ist, seitdem 
das Deutsche Strafgesetzbuch den Widerstand gegen die Anordnung einer Behörde 
nur dann strafbar macht, wenn die Anordnung eine rechtmässige war, bereits das 
Prinzip anerkannt, dass nur gesetz- und rechtmässige Anordnungen überhaupt 
wirksame Kraft haben. Dieser Grundsatz ist selbstverständlich auch für 
die Disziplin massgebend. Mir bleibt daher ganz unverständlich, wie im 
Sinne der in der ersten Lesung entwickelten Gründe die Wegstreichung des zweiten 
Absatzes eine Annäherung sein soll zu der Position der Regierung. Ich habe 
dies klar stellen müssen, damit nicht in Zukunft das Missverständniss daraus ent- 
stehe, als sei der Beschluss der zweiten Lesung den in der ersten Lesung ent- 
wickelten Gründen der Regierung näher gekommen. Indem wir den ersten Satz 
festhalten, den zweiten wegstreichen, bringen wir einen klaren Ausdruck des von 
uns-vertheidigten Prinzips, und von diesem Gesichtspunkte aus befürworte ich als 
wesentliche Verbesserung die Wegstreichung des zweiten Abzatzes des $. 13., 
gegen dessen beschränkenden Inhalt ich in der ersten Lesung Bedenken er- 
hoben habe.“ 


Der Abg. v. Zedlitz-Neukirch führte zur Begründung des Antrages 
v. Dörnberg und Genossen uur an, 


„dass derselbe nichts als eine einfache Konsequenz des zu $. 10. bereits vom Hause 
angenommenen Antrages sei und genau aus denselben Motiven hervorgehe. welche 
er bei $. 10. entwickelt habe.“ 


Der Abg. Planck hob, um Missdeutungen vorzubeugen, die bei der 
zweiten Lesung vorgekommen zu sein schienen, noch Folgendes hervor: 


„Wenn in dem ersten Satze des Amendements der freien Kommission gesagt 
ist, dass der Beamte für die Gesetzmässigkeit seiner Handlungen verantwortlich 
sei, so nehme er als selbstverständlich an, dass damit nicht etwa, wie es nach der 
Wortfassung scheinen könnte, ausgedrückt werden soll, dass jeder Beamte, wenn 
er eine objektiv gesetzwidrige Handlung vorgenommen hat, nun ohne alle Rücksicht 
auf seine subjektive Verschuldung wegen dieser objektiv gesetzwidrigen Handlung 
verantwortlich, also strafbar oder zum Schadenersatz verpflichtet sein soll. Es ist 
selbstverständlich, dass, wenn es feststeht, dass der Beamte eine objektiv gesetz- 
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widrige Handlung vorgenommen hat, dann bei der Frage, ob er deshalb zivil- 
rechtlich verantwortlich ist, je nach dem Rechte des betreffenden Landes, in 
welchem er sich aufhält, zu untersuchen ist, ob wegen dieser Handlung eine zivil- 
rechtliche Klage gegeben wird, und welche subjektive Erfordernisse in Betreff der 
Verschuldung nach dem Rechte des betreffenden Landes erforderlich sind, um 
diese Klage zu begründen. Er hebe dies ganz besonders hervor, um darauf hinzu- 
weisen, dass durch die Aussprache des Prinzips, wie es im ersten Absatze erfolgt 
ist, das Bedürfniss einer allgemeinen Reichs-Gesetzgebung über die zivilrechtliche 
Verantwortlichkeit, welche eine gesetzwidrige Handlung der Beamten nach sich 
zieht, in keiner Weise erledigt ist, dass vielmehr in Folge des ausgesprochenen 
Prinzips das Bedürfniss nur noch grösser werden wird. Es wird nämlich die Folge 
dieses Prinzips, wie es ausgesprochen ist, doch nur die sein, dass je nachdem das 
semeine Recht, das Preussische Landrecht oder ein anderes Recht in verschiedenen 
Theilen Deutschlands gilt, auch die verschiedenen zivilrechtlichen Grundsätze dieser 
Rechte über die Schadenersatz-Verpflichtung bei den Handlungen der Beamten zur 
Anwendung kommen, und es würden, um bei dem Beispiele des Gemeinen Rechtes 
stehen zu bleiben, die Grundsätze des gemeinen Rechtes in keiner Weise genügen, 
um in allen Fällen die Schadenersatz - Verbindlichkeit des Beamten in den Fällen, 
wo sie wirklich gerechterweise stattfinden soll, festzustellen. Er halte es daher 
nach wie vor für höchst wünschenswerth, trotzdem das Prinzip in &. 1. zum Aus- 
druck gekommen, dass sobald als möglich ein Gesetz erlassen werde, welches, da 
es wohl zweifelhaft ist, ob es auf die Beamten allein beschränkt werden könnte, 
womöglich das Obligationsrecht überhaupt, eventuell aber doch die Schadenersatz- 
Verbindlichkeit der Beamten regelt.“ 


In Bezug auf Abs. 2. schloss sich der Abg. Planck dem Vorschlage des 
Abg. v. Dörnberg auf Streichung als einer Verbesserung an. 


Hierauf beschränkte sich die Debatte in dritter Lesung. Der Vorschlag 
des Abg. v. Dörnberg wurde angenommen und damit der Absatz 2. des 
Amendements der freien Kommission nicht aufrecht erhalten. (Sten. Ber. 8.895.) 


17: Bemerkungen. 


1. Umfang und Art der Berantwortlichleit. Die Berantwortlichfeit der Neich3- 
Beamten befteht jowohl der Neich3-Negierung ala den Brivatperjonen gegenüber, 
welhe durch pflichtwidrige Handlungen oder Unterlafjungen derjelben gefchänigt 
werden (dienftlihe und vechtlihe VBerantwortlichteit). Auf die pohtiihe Verant-: 
wortlichfeit, welche nah Art. 17. der Neihs:-Berfaflung nur für den Neichafanzler 
beiteht, bezieht jih das Gejeß nicht. 

Bon der rechtlihen Verantwortlihkeit ift die ftrafrehtliche materiell dur) 
die Strafgejebgebung für das Deutfhe Neich geregelt. Die Gtrafbarfeit der 
Beamten wegen Amtshandlungen und die rechtliche Zuläffigkeit ihrer Verfolgung 
it jo lange von geringer praftiiher Bedeutung, als in Deutihland nit das 
Anklagemonopol der Staatsanwaltihaft aufgehoben it. (Gneilt, „Verwaltung, 
Sultiz und Rechtsweg‘ ©. 69. 181. 188.). Braftifch bleibt zur Zeit nur die zivil- 
rechtliche Verantwortlichteit d. h. Die Verpflihtung zur Entfhädigung wegen gefeß- 
widriger Handlungen. 


2. Geltendmachung der vechtlihen Werantwortlichfeit vor Geriht. Mit dem 
8. 13. tft der Keih3-Beamte unter da8 gemeine Necht gejtelt und hat wie 
jeder, Andere wegen feiner Handlungen zu Neht zu ftehen. Eine Genehmi: 
gung der vorgefegten Dienftbehörde zur gerihtlihen Berfolgung der Neich3- 
Beamten it nicht erforderlich und ebenfo wird jebe andermweite Disfretionäre 
Einihränfung der friminalen Strafbarfeit von Beamtenvergehen, 3. B. wegen 
vermeintliher bloßer Fahrläfitgteit (Erfenninig des Vreuß. Gerichtshofes für 
Kompetenz = Konflikte vom 12. Januar 1856., SJult. M. Bl. ©. 407.) over eine 
Beihränftung der Entfhädigungspfliht bei gefegwidrigen Handlungen 
3. Bd. wegen Nechtsirrthbums (Erf. defjelben Gerichtshofes vom 7. Mat 1859., 
Sul. M. BI. für 1860. ©. 107.), damit aber die Kompetenz der mit jener Dis: 
fretionären Befugniß ausgeitatteten Kompetenz: Gerichtähöfe Durch den gegenwär- 
‚tigen $. 13. für die Neih8:Beamten ausgefchlofjen. 


\ 
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Die nah franzöfiihem Mufter entworfenen, hierauf bezüglihen Gefeße, melde 
mittelft der Erhebung des Konfliftes die für lo: einen 
gegen Beamte unbeftritten vorhandene vichterliche Kompetenz wegen vermeintliher 
nipbräuglicher Antretung des Nichters befeitigten, haben für das Reich Leine 
Geltung. Preußifhes Gefet vom 13. Februar 1854., betr. die „KRonflitte bei 
gerichtlichen Verfolgungen wegen Amts: und Dienithandlungen.“ (Gef.- Samml. 
©. 86.) Baterifhes Edift über die (a der Staatsdiener" vom 
26. Mai 1818. 8. 16., Badifhes Gefet vom 5. Februar 1851. 88.9. und 10., 
Staatsdiener-Gejeg für Braunfhmweig 8.16. Val. Röniat. Sädhfiidhes 
Gejeb $. 7., Gefeb für Shwarzburg-Rudolftadt 8. 14., Geieh für Anhalt 
8. 9., für Anhalt:Bernburg 8. 13. 

Dagegen werden die Beltimmungen der Landes - Gefeße darüber, welde 
Streitigfeiten an und für fih prozeßfähig und weldhe dem Nechtswege ent: 
zogen jind, aljo die der VBerfafjung bez. dem Prozekreht angehörigen VBorfihriften 
über die Kompetenz der einzelnen Staatsbehörden und die Einrichtungen zu deren 
endgültiger Feititellung, namentlich auch das Breuß. Gejet über das „Verfahren 
bei Kompetenz.Konflitten zwifhen den Gerichten und Verwaltungsbehörden” vom 
8. April 1847. (Oef.-Samml. ©. 470.) dur den 8. 13. nicht getroffen und 
fommen aud den Neich3- Beamten gegenüber zur Anwendung. *) 

Kein Geriht im Gebiet der zum Deutfhen Reich gehörigen Bundesftaaten 
wird gegen einen NReih3-Beamten eine Klage annehmen, deren Gegenftand 3. B. 
die Steuerpfliht oder die Disziplinar-Beftrafung feiner — der gerichtlichen — 
Zuftändigfeit entzogen ift (8.1. der Einleitung der Preuß. Allg. Ger.:Drdn.). Ueber 
die Streitigkeiten, welde zwilhen den Gerihten und den Neih3-Verwaltungs: 
Behörden deshalb entitehen, ob nach den Gefeken der Gegenftand prozeffähig und 
daher Yuftizfache, oder ob er Berwaltungsfade ift, hat in Bundezitaaten mit 
Kompetenz-Gerichtshöfen der Kompetenz:Gerichtshof nad) wie vor endgültig zu 


*) Der Unterfchied zwifhen Konflikt und Kompetenz: Konflikt, für welche beide 
nad PBreußifchem Recht der Gerichtähof für KompetenzKonflitte fompetent ift, ift in der 
Rehtsübung jelbft nicht immer gehörig gewürdigt. Das Grienntniß des Gerichtähofes zur 
Entiheidung der Kompetenz-stonflifte vom 6. Dftober 1855. hat ihn wörtlicd) dahin formulirt 
(Suft.:M.-Bl. von 1855. ©. 407.): 

„Der Konflikt auf Grund des Gefjebes vom 13. Februar 1854. unterfcheidet fich von 
einem eigentlichen Kompetenz.Konflift darin, daß ein KompetenzKonfliit nur da an feiner 
Stelle ift, wo nad) der beitehenden Berfafiung die Angelegenheit, um die der Nechtöftreit 
fi) bewegt, der Kognition der Gericht3-Behörde an und für jich entzogen ift, während 
das Gejet vom 13. Februar 1854. bei an fich zuläffigen gerichtlichen Berfolgungen eines 
Beamten, der im Wege des Zivil- oder Straf-Brozejfes wegen einer in Ausübung oder in 
Beranlaflung der Ausübung feines Amtes vorgenommenen Handlung oder wegen Unter: 
laffung einer Amtshandlung in Anjpruch genommen wird, der vorgefegten Dienftbehörde, 
wenn jte glaubt: 

„daß dem Beamten eine zur gerichtlichen Verfolgung geeignete Ueberfchreitung jeiner 

le oder Unterlafjung einer ihm obliegenden Amtshandlung nicht zur 

Zaft Falle‘ 
den Antitt zu erheben geftattet und mit der Enticheidung über folden Konflikt in ben 
Hormen des durd) das Geje vom 8. April 1847. vorgejchriebenen Verfahrens den Gericht: 
hof zur Entiheidung der Kompetenz.Konflikte beauftragt, der aljo in diefem Falle einer 
in’3 Materielle eingehenden Kognition fich zu unterziehen, nämlih auch die Frage 
zu enticheiden hat: 

ob der Beamte die Grenzen feiner Amtsbefugniffe eingehalten veip. Handlungen, zu 

denen ihn fein Amt verpflichtet, unterlaffen hat, 

während in eigentlihen Kompetenz:Konflitten nur die Frage: R 

ob über den ftreitigen Gegenftand die Gerichts: oder die VerwaltungssBehörde ver: 

faffungsmäßig zu entjcheiden habe, 

zu jeiner Beurtheilung fteht. Ka 

Ueber die Berwechjelung von Konflift und KompetenzeKonflilt im Laufe der Debatte 
vgl. die Reden der Adgg. Schwarze Sten. Ber. S. 166, Miquel ©. 69. und Lasfer 

S:171; 


Eine im amtlichen Auftrage verfaßte Darftellung des int Gebiete des Allg. L.-R. beftehenden Rechtszuftandes 
enthält die eerie ae von T. Bödiker, Reg.-Affeffor: „Die autäff gleit des Nechtsweges und bie 
KompetenzeKonflitte feit der Allerh. Veroron. v. 16. Septbr. 1867. Berlin 1870. Anm. d. Berl.) 


Archiy des Deutschen Reiches Bd, VI. 40 
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entfheiden. Sole Streitigfeiten werden aber nur in Yweifelsfällen eintreten. 
Klagen auf Beftrafung von Beamten wegen Amtsverbrehen und Bergehen des 
Strafgefegbuches oder auf Entfhädigung wegen gejesnwioriger Amtshandlungen 
gehören nicht zu folchen Zweifelsfällen, find vielmehr nad Deutihem Recht Juftiz: 
Sachen und fönnen wegen mangelnder Prozehfähigteit auch ven Gerichten niemals ent- 
sogen werden. In Preußen hat allerdings in Polizeifahen über bie Gejegmäßig- 
feit, Nothmwendigfeit oder Zwermäßigfeit einer Verfügung nur die vorgejekte 


Dienftbehörde zu entfheiven (Gefeg über die Zuläffigfeit des Nechtsweges in Des 
zug auf polizeilihe Verfügungen vom 11. Mai 1842. 8. 1., Gejeß:Samml. ©.19.) 


und diefe ausfchlieglihe Kompetenz der Verwaltungs-Behörde für jene Bräjudizial 


Rrage fann freilid mittelbar dem DVerlegten Die Entihädigungs: Klage gegen 


Preußische Volizei:-Beamte abfehneiden (fiehe Erkenniniß des Rompetenz.Ronflikts: 


Gerichtshofes vom 8. Februar 1862., Juft.-M.-Bl. ©. 214., und Gneilt a. a. D 


S. 162—166.). Für das Neich ift jedoh, wie von dem Abg. Laser bereits her: 


vorgehoben, diefeg Ausnahme-Gefeg des Preußiihen Nechts gegenjtandlos und 

daher ohne praftifhe Bedeutung; zu Gunften der Entjheidungen der Reihe: Ber: 

waltungs-Behörden exiftirt ein Ähnliches Gejeg nicht 
3, Geftaltung der zivilechtlichen Verantwortlichkeit. Die zivilrehtliche Verant- 
wortlichfeit der Neih8:Beamten geftaltet fih im Einzelnen folgendermaßen: 

a. Der Beamte, welder wiffentlich eine materiell gejegwidrige Handlung vor- 
nimmt, ift für den daraus entftandenen Schaden jtet? verantwortlich. Dies 
gilt nicht nur in dem Fall, wo er die gejeßwidrige Handlung jelbit befchlojien, 
fondern au, wo er auf Befehl eines Borgejehten gehandelt hat. E3 macht 
auch feinen Unterfhied, wenn er nach) den für ihn maßgebenden Gefegen die ma: 
terielle Redhtmäßigfeit des Befehls zu prüfen nicht verpflichtet war. $. 13. 
tritt fomohl der Gewifjenlofigfeit als der Seigheit der Beamten entgegen. zn 
der Regel wird in jolhem Fall die Amtshandlung nur die Form hergeben, in 
welcher fidh eine fomplottmäßige Handlung Lleidet. 

db. Der Beamte, welder aus Jrrthum oder Unmifjenheit eine gejegmwidrige 
Handlung vornimmt, haftet für den daraus entitandenen Schaden, wenn er e8 
bei der Prüfung der dafür in Betradht fommenden thatfählihen und rechtlichen 
Berhältniffe an ver pflihtmäßigen Sorgfalt fehlen ließ. Dieje Haftung trifft 
nad) dem, jo zu jagen dem jus gentium angehörenden, Grundjag: ,„Quod 
guis per alium feeit, ipse feeisse videtur“ und nad) der redtlihen Natur ber 
Ansprüche aus gejegwidrigen Handlungen (argum. $. 357. de& Gtr.-Gej.-B. 
für das Deutihe Reich) den Vorgefehten, fo oft er eine gefegmwidrige Anordnung 
aus einem Shuldbaren Srrthum erläßt, unbejchadet der etwa fonkurrirenven 
Haftung des untergebenen Beamten. Dagegen 

© 


für den aus feiner Entfheidung hervorgegangenen Nachtheil niemals verant- 

wortlih; er handelt gefegmäßig, wenn auch vielleicht irrig und ungwedmäßig. 

a. Huch der Beamte, welder eine materiell gefegmwidrige Handlung vornahm, 

haftet nit für den Schaden, fobald er fi über die Gefegwidrigfeit im „str 

thum befand und auf die Anordnung eines Vorgejegten handelte, welde er 

auf ihre — materielle — Gefegmäßigfeit zu prüfen nicht verpflichtet war; denn 

algdann handelte er für feine Berfon gejegmäßig. 

e. Endlih wird der untergebene Beamte aud für feine ungefegmäßige Handlung 
nicht haftbar, fo oft ihm eine VBerfhuldung nicht zur Lajt fallt. (er. 6.) 

Ein folde ift in der Regel nicht anzunehmen, wenn der untergebene Beamte: 


aa. in rechtlich zweifelhaften Fällen der rechtlichen Aufforderung feines Borz 


gefetten folgte; 
bb. in Bezug auf das Vorhandenfein der. Thatfahen, welde die Voraus: 
feßungen einer — rehtmäßigen — Amtshandlung bilden, den Angaben des 


Vorgejebten vertraute (3. B. ob eine, der Zolldefraude verdächtige Perjon 


bereit8 wegen diefes Vergehen beftraft tit). 


Auch hier wird das verjtändige richterliche Ermeijen zwijchen obrigfeitlichen 


und Subaltern:Beamten zu untericheiden willen. 


wird der Beamte, welder nad feinem Ermejfen zu entjcheiden befugt war, 


u) 


r 
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Ueber die Berantwortlichteit nah Engliihem Recht vergl. Gneift, „Verwal: 
tung, Zultiz und Rechtsweg” ©. 154, nach Amerikanifhem Redht Rüttimann, 
„Rordamertlaniihes Bundes-Staatsrecht” 88. 223 — 225. 


4. Geltung der allgemeinen Grundiüge der Neichd-Gefebgebung über den Grad de 
Verihuldung, den Umfang ded Schadenerjages und die heihenfoige ber Haftbarkeit. Ueber 
die materiellen Borausfegungen der zivilwehtlihen Verfolgung der Keicha: 
Beamten, über den Grund der Verfhuldung, imgleihen den Umfang des 
Schadenerjages und Die, Reihenfolge der Haftbarkeit fehlt es in der Keichs- 
Gejesgebung an den erforderlihen Vorfhriften und es jind daher bis zur Ema- 
nation eines hierauf bezüglihen Neich3-Gefebes zunähft die für Nichtbeamte 
geltenden Grundfäße maßgebend. Denn die Beitimmungen der Landes: 
Gefege über den Zivil: Staat3dienit gehören dem öffentlihen Necht des 
einzelnen Bundesitaates an und ihre Anwendbarkeit ift auf die Landes: 
Beamten bejhräntt. Die Neih3:Beamten unterliegen demfelben nur infomeit, 
als jte durch die jtaatsrechtliche Natur des öffentlichen Amtes als foldhes beitimmte 
Anwendungen der allgemeinen Grundfäte des Zivilvechts enthalten und 
daher nicht blos für die Beamten des betr. Bundesftaates, fondern für alle 
Beamten Geltung haben. 


5. Berichiedenheit der Landes-Geleßgebung in Betreff der Verfchulönng, de3 Um: 
fangs der Entihädigungspfliht und der Meihenfolge der Haftbaren Berionen. Die 
Zandesrechte weichen in Bezug auf den Grad der Verihuldung, den Umfang der 
Entihädigungspflicht, jowie über die fubfiniäre Natur der Negrefflage gegen die 
Beamten von einander ab. 

a. Grad der Verjhuldung. Das Nömiihe Neht (vol. unter Entitehung3- 
geihichte die Ausführung des Abg. Noemer), welches ein obligatorifches 
Berhältnig zmwihen dem Beamten und dem Privaten und namentlich ein 
Delift in dem Fall nit anerfannte, wenn jener feine Amtsverrichtungen 
nicht mit gehöriger Aufmerkjamfeit ausführte und dadurd Schaden anrichtete, 
(1. 6. Dig. de extraordinariis cognitionibus 50. 13.) gab allerdings dem 

gegen den pflichtvergefjenen Beamten nur die actio doli. Anders 

das Deutfhe Nechtsgefühl und die fortbildenne Braris des Gemeinen 

Deutfhen Nehts, melde an dem Grundfaß: „Magistratus quidem in 

omne periculum succedit“ 1. 4. De magistratibus conveniendis anfnüpfte. 

Sn dem Erfenntniß des Appellations-Gerihts zu Darmftadt vom 1. Dezember 

1855. heißt es: 

„on Theorie und Praxis fteht der Grundjag feit, daß der Verwaltungs:Beamte ent- 

iprechend der Haftung ex lege Aquilia wegen geringer Berfehen zu haften habe.“ 

(Seuffert’3 Arhiv Bd. 20. ©. 66.) Vol. Erk. der suriftenfatultät zu Göt- 
tingen vom Auguft 1849. (Seuffert Bd. 16. ©. 149.) und Windiheid’s „Pan: 
deftenvecht” 8. 470., Seuffert’s „Pandektenredht” 8. 425., Böriter’s „Preuß. 
Privatrecht” Bd. 2. ©. 472. % “ 

Nah Vreußiihem Neht haftet der Beamte als Sahverjtändiger Icon 
nad) allgemeinen Rehtsgrundfägen, 8. 22. des U LR. I. 3., 8. 28. U. ER. 
I. 5. und 88. 57. 58. I. 13. und nad) der ausbrüdlichen Beitimmung des $. 89. 
des U. 2.:R. II. 10. für geringes Verfehen (culpa levissima) ımd Damit 
ftimmt die Preuß. Grundbudh-Drdnung vom 5. Mat 1872. 8.29. (Gej.-Samml. 
©. 451.) überein. Die Nechtiprehung, melde anfangs von Diejen Grund: 
jäben abwich, (vgl. Erf. des Ober-Tribunal3 vom 22. Sebruar 1856. Otriet- 
horft Arhiv Bd. XX. ©. 195.) fteht gegenwärtig damit im Einklang. (Erf. 
des Ober-Trib. vom 16. März 1868. Striethorit Ardhiv Bd. 70. ©. 188. 193.). 

Nah Franzöfifhem Recht fheint dies nicht unftreitig. ALS Negel wird 
zwar bei gejegwidrigen Handlungen für geringes Verjehen gehaftet, Code civil 
art. 1883. Dagegen foll derjenige, welher bei Ausübung einer Killenihaft 
oder Kunft dem Andern einen Schaden zufügt, nur wegen eines Idweren 
Berfehens belangt werden können, und danad) wird beijpielsweije aud) die 

aftbarfeit der Notare und Sachmalter bemefien. (Zahariae, „Sranz. Neht‘ 
d. 2. ©. 574.) 
40* 
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Sn Bezug auf die regreßpflichtig madhende VBerfhuldung der Beamten 
ist alfo die Verjchtedenheit der Yandesrechte nicht fo groß und jedenfalls ihr - 
praftifher Erfolg nit jo nadtheilia, wie die8 ım Laufe Der Debatte er: 
Iheinen modte. Mag auh das Breußifhe Net die breiglienrige culpa, 
das gemeine Franzdfiihe und das Sähfifhe echt nur die zmeigliedrige 
fennen, der Vraftifer weiß, wie Shwanfend die Meflung der Abitufungen der 
culpa it. Greifbar find in der That faum zwei Grade. Die abitrakten ge 
> jeglichen Beftimmungen biegen fih im einzelnen alle unter dem veritändigen 
Ermefjen des Richters. (Dal. Förfters „Breuß. Privatrecht‘ BD. 1. ©. 139. 140.) 

b. Umfang und Reihenfolge der Entihädigungspflidt. Wraftiich be- 
deutfamer bleiben die Verfchtevenheiten in Bezug auf Umfang und Reihenfolge 
der Entihädigungspflidt. 

Nah gemeinem Net haftet der beihädigende Beamte wie jeder An- 
dere für das volle Sntereffje und nicht blos aushilfsweife (in subsiduum), 
Erf. der JZuriftenfafultät zu Berlin von 1868.) (Seuffert’s Ardiv BV.23. ©.226.) 
8. 125., Erf. des Ober-Appellations:-Gerichts zu Münden vom 25. Januar 1869., 
(Seuffert’3 Ardhiv Bd. 25. ©. 317.) Seuffert’3 „Braftifches Pandektenrecht“ 
8. Es Ebenfo jteht es nah Franzöfiihem Nedt, er. Zahariae BD. 
2.33, 0 

Das VBreupiihe Keht vergütet nur bei Vorfab und grobem Berfehen 
das volle Sinterefje, bei mäßigem den wirklihen — unmittelbaren und mittel- 
baren — Schaden; bei geringen Berfehen nur den unmittelbaren Schaven, 
$. 10.—15. des U. %.:R. I. 6. und hält den fubfiniären Karakter des Negrep- 
anfpruhs aufredt. 8. 91. U. 2.:R. II. 10. 

Ssene VBerichievenheiten der materiellen Oefebgebung der einzelnen Bundes: 
Staaten im Wege fortbildender Nehtsiprehung möstihit auszugleichen, wird 
die dankbare Aufgabe des Neih3-Dberhandels:-Gerihts jein. Diejelben beitan- 
den und bejtehen no in Preußen mit feinen drei verfhiedenen Rechtsgebieten. 
Dies hielt en Ihon im Sahre 1860. den damaligen Suftizminiiter, gegen: 
wärtigen Abgeordneten v. Bernuth nicht ab, einen fich auf die formale ©eite 
der Rechtsverfolgung befchränfennen Gefeg-Entwurf vorzulegen (Bericht der 
Kommilfion der 2. Kammer, Drudjahen des Abgeorpnetenhaufes Nr. 104.), 
mwelder die LA. des Abgeordnetenhaufes erhielt und nur im Herren: 
hauje verworfen wurde. Ein Neih3-Gefet, welches, ähnlih wie diejer Gejet: 
Entwurf, der oberiten Reichgbehörde das Ktecht der Kenntnignahme von jedem 
gegen einen Neich3:Beamten eingeleiteten Prozefje, der accejjorifhen zynter: 
vention und der Zuziehung zu allen Prozeß-Verhandlungen, jomwie die Befug: 
niß zur gutadtlihen Ichriftlihen Aeußerung über die Stage, ob der verklagte 
Neih3:-Beamte jeine Befugniffe überichritten nei, formell gewährt, (val. Gejeb: 
Entwurf von 1861. und Motive, Drudjahen des Preuß. Abgeorpnetenhaufes 
Nr. 104. ©. 6.) würde einen erheblihen Schritt zu dem Ziele einer einheit- 
lichen NRehtsfprehung thun und jedenfalls eine vollftändige und gleichmäßige 
Wahrung des dienftlihen Sntereifes herbeiführen. 

9 Detlide Anwendung der Landes-Gefebe (ratione loci). Mafgebend find 
die Landes:-Gefehe des Dites, in deffen Bezirk die den Schaden zufügende 
dienitlihe Handlung vorgenommen ijt oder fofern eine pflichtwidrige Unterlaffung 
behauptet worden, die entsprechende dienitlihe Handlung hätte vorgenommen 
werden müfjen. Die Landes:-Gejete diefes Bezirks bleiben für die Entihädigungs: 
frage au in dem Fall entfcheidend, wo der Beamte feinen Mohnfig verändert 
und bei dem Gericht diejes jpäteren MWohnfiges verklagt wird. 


7. Gerigtäguftändigfeit. Weber die Gerichtszuftändigfeit vgl. 8. 154. 


8. 14. Die Vorschriften über den Urlaub der Reichs-Beamten und 
deren Stellvertretung werden vom Kaiser erlassen. 4 
In Krankheits- Fällen, sowie in solchen Abwesenheits-Fällen, zu denen 
die Beamten eines Urlaubs nicht bedürfen (Reichs-Verfassung Art. 21.) 
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findet ein Abzug vom Gehalt nicht statt. Die Stellvertretungs- Kosten 
fallen der Reichskasse zur Last. 

Ein Beamter, welcher sich ohme den vorschriftsmässigen Urlaub von 
seinem Amte entfernt hält oder den ertheilten Urlaub überschreitet, ist, wenn 
ihm nicht besondere Entschuldigungs-Gründe zur Seite stehen, für die Zeit 
der unerlaubten Entfernung seines Diensteinkommens verlustig. 


I. Entfiehungs-Gefhidfe: 
Die den Beschlüssen der Reichstags-Kommission von 1870 entnommene 
Regierungs-Vorlage lautete: 
$. 14. „Die Vorschriften über den Urlaub der BReichs-Beamten und deren 
Stellvertretung werden vom Kaiser erlassen. 
In Abwesenheits-Fällen, zu denen die Beamten eines Urlaubs nicht bedürfen 
(Reichs-Verfassung Art. 21.), findet ein Abzug vom Gehalt nicht statt. Die Stell- 
vertretungs-Kosten fallen der Reichskasse zur Last.‘ 


und in dem Abschnitt über Disziplinar-Vergehen, $. 75. (gleichlautend mit 
Absatz 3. des gegenwärtigen $. 14.): 
„Ein Beamter, welcher sich ohne den vorschriftsmässigen Urlaub von seinem 
Amt entfernt hält, oder den ertheilten Urlaub überschreitet, ist, wenn ihm nicht 
besondere Entschuldigungs-Gründe zur Seite stehen, für die Zeit der unerlaubten 
Entfernung seines Diensteinkommens verlustig.‘“ 

Zu 8.14. brachten die Mitglieder der freien Kommission den Antrag ein, 
den Eingang dieses Absatzes dahin abzuändern: 

„In Krankheits-Fällen, sowie in solchen Abwesenheits-Fällen, zu denen“ etc. 

Die mit der Vorberathung des Abschnittes über die Disziplinar-Vergehen 
beauftragte Kommission beschloss die Streichung des $. 75. der. Regierungs- 
Vorlage. Dabei leitete sie der Gedanke, dass das Gesetz grundsätzlich und 
mit Recht von jeder Spezialisirung der Disziplinar-Vergehen abgesehen und auf 
absolute Strafen verzichtet habe. Von diesem Grundsatz machte der $.75., sollte er 
— wie aus seiner Stellung zu schliessen — als eine Straf-Bestimmung auf- 
gefasst-werden, im Hinblick auf die Disziplinar-Strafen des $. 78. der Regie- 
rungs-Vorlage (gegenwärtig $. 74. .des Gesetzes) eine ungerechtfertigte Aus- 
nahme. (Sten. Ber. 1873. 8. 699. 700.) 

In der zweiten Lesung nahm der Abg. v. Schoening den $. 75. der 
Regierungs-Vorlage als Verbesserungs-Vorschlag auf. 

Der Vertreter des Bundesraths machte für die Regierungs-V orlage 
materiell Folgendes geltend: 

„In den späteren Bestimmungen wird angeordnet, dass, wenn ein Beamter sus- 
pendirt ist, die Hälfte seines Einkommens zurückbehalten werden muss. Von dieser 
Hälfte ist demselben später, nach Ausgang des Disziplinar-Verfahrens, noch Das- 
jenige zu erstatten, was nicht zum Ersatz der baaren Auslagen des betreffenden 
Prozesses verwendet worden ist. Wenn nun, wie es bei gewissen Verwaltungen 
nicht selten vorgekommen ist, ein Beamter sich von seinem Amte entfernt, sich in 
das Ausland begiebt und nicht wieder zu seinem Posten zurückkehrt, so wird 
allerdings zwar das Disziplinar-Verfahren gegen ihn eingeleitet, aber die Behörde 
muss den Posten verwalten lassen, und die übrigen Bestimmungen des Entwurfs 
haben nach dem Angeführten den Erfolg, dass einmal die Hälfte des Einkommens 
für den flüchtigen Beamten, der sich im Auslande befindet und seinen Dienst nicht 
versieht, reservirt wird und von der anderen Hälfte für denselben wenigstens Das- 
jenige aufzubewahren ist, was nicht zu den Kosten des Disziplinar-Verfahrens ver- 
wendet worden ist. Der Beamte kommt indess nicht wieder, er lässt Nichts von 
sich hören, und es muss alsdann sogar eine besondere Deposital-Masse für ihn an- 
gelegt werden, Alles zu Gunsten eines Mannes, der den Posten, welcher ihm über- 
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tragen ist, nicht versieht. Gerade diese Fälle will der 8.75. vorsehen, er will be- 


stimmen, dass, wenn ein Beamter sich vorschriftswidrig von seinem Amte entfernt 
hält, er auch kein Einkommen von diesem Amte zu beziehen habe.“ 


Dieses Argument überzeugte den Reichstag und es wurde die Regierungs- 
Vorlage als Amendement Schoening in zweiter Lesung angenommen. 


Da es sich jedoch — anscheinend auch nach der Ausführung des Ver- 
treters des Bundesraths — bei dieser Vorschrift nicht um eine Disziplinar- 
Strafe, sondern um eine zivilrechtliche Folge der Abwesenheit des. Beamten 
handelte, so wurde dieselbe, ihrer rechtlichen Natur entsprechend, bei der 
dritten Lesung aus dem Abschnitt über die Disziplinar-Vergehen ausgeschie- 
den und in $. 14. aufgenommen. (Sten. Ber. S. 895.) 


II. Bemerkungen: | | 

1. Nechtögeund der VBorihriften über den Mrland, Die nächte Pflicht gemifjen- 

hafter Ausübung des Amtes tft, ven angemwiefenen Wohnort nit ohne Genehmi- 
gung de VBorgejegten (Urlaub) zu verlafien. 


2, Nedtlihe Natur der Vorfchriften iiber den Nrlanb. Die Vorschriften über den 
Urlaub jind zum größeren Theil mehr reglementarer Natur und für den PVerord- 
nungsmweg geeignet. Die Berordnung geht aud) in Betreff der mittelbaren Neich3- 
Beamten vom Katjer aug. (Motive ©. 32.) 


3. Säle, in denen e3 des Mrlanbs nicht bedarf. Eines Urlaubs bedarf ver Reiche: 
Beamte aud in dem Falle nicht, wenn er ala Gejhworener einberufen wird. 
Er genügt hier nur einer gefegliden VBerpflihtung. Dagegen tft er zur 
unverzüglihen Anzeige an den Vorgejegten verpflichtet, um demfelben Gelegenheit 
zu geben, die Entbindung des untergebenen Beamten vom Gefchiworenendienit 
nadhzufuden. 

4. Stellvertretungsfoiten. 

a. Nah dem Braunfhmeigifhen Gefeg 8. 29. hat aud der franfe Be: 
amte jtetß, nach der Dienftpragmatif für Württemberg nur im Fall 
einer längeren ala fechsmonatlichen Krankheit die Roften derStellvertretung zu 
tragen. Died mwiderfpriht dem fittlihen Verbande, in melhem der Beamte 
zum Neiche Steht. Das Necht des Beamten auf unverfürzten Gehalt während 
der Dauer einer Krankheit, vorbehaltlich der VBorfhriften über die Benfionirung, 
ijt deshalb ausprüdlich anerkannt. Bol. zu 8. 4. Wr. 3. 


b. Nach) dem Lippefchen Gefet 8.26. find im Falle des Eintritt in die Volkäver- 
treiung die Koften der Stellvertretung von dem Beamten zu tragen. Yn diejem 
Sinne hat aud) das Dber-Tribunal zu Berlin die Preußiihe Kontroverse entfchieden. 
Dies jteht mit der Nentennatur der Befolvung (vgl. zu 8. 4.) und der 
Braris der VBreußifhen Verwaltung bis zum Jahre 1862. und nach dem Kahre 
1867. nicht ım Einklang. Auch in diefer Beziehung war eine gejeglihe Feit- 
tellung geboten. Bal. Zufammenftellung der Beihlüffe der Reihstags-Kom- 
mijjion von 1870. (Drudf. des Reichstags von 1870. Nr. 215.) 

e. Ein Abzug am Gehalt findet während der Einberufung zum Gefhmorenen 
nit ftatt. (Nr. 3.) 


d. Abgejehen von den in Abjas 2. diefes VBaragraphen ausdrüdlih erwähnten und. 


ven diejen analogen Fällen der Abmwefenhett ift bei Beurlaubungen eine 
Gehaltsfürzung wegen der Stellvertretung gerechtfertigt, weil der Beamte 
zur Fortführung feines Amtes gefeßlich verpflichtet und im Stande war, und 
der Staat, melder ihn von diefer Verpflihtung zeitweife entbindet, auch die 
Bedingungen zu beitimmen hat, unter welhen er die Entbindung gemähren 
will. Die Gehaltsfürzung ift jedoch nicht nothwendig; das Kaiferlihe Verord: 
hat in biefer Beziehung nicht befhränft werben follen (Sten. Ber. 


5. Entziehnng des Gehalts, Zuftändigfeit, Nechtöwed. Die Entziehung des 


Gehalts im Falle der Abwefenheit des Beamten ohne Urlaub wird von 
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der vorgejegten Dienftbehörde, weldhe den Urlaub zu ertheilen hatte, wer: 
fügt. Diejelbe hat, wie erwähnt, nicht die Natur einer Ordnungsitvafe, jondern 
ift die zivilrehtlihe Folge der Nichterfüllung der Amtspfliht und des da- 
durd) dem Staate zugefügten Schadens, ala dejjen Maßjtab — bei diejer De: 
- Tift3-Dbligation — der Betrag der Befoldung angenommen werben darf. (Bal. 
8. 355. 356. des U. 2:R. IT. 20., dagegen mit Unredht den Beihluß des Preuß. 
Staatsmintiteriums vom 14. April 1860. ASuftiz: Mintitr.-Blatt. ©. 170.) Dem 
Beamten fteht demgemäß der Nechtsweg auf unverfürzte Öehalt3-Zahlung zu und 
der Richter — nit die Disziplinar-Rammer — hat über die von ihm gegen den 
Vorwurf einer verfhuldeten Abmwejenheit — absentia vituperabilis — (Motive, 
- Drudjahen ©. 42.) geltend gemadten Entfhuldigungsgründe zu ertennen. (8.149. 
diefeg Gefeges.) Der 8.10. des Breußifhen Disziplinar-Öejeges vom 22. Juli 
Gefch N a angenommen. Bol. auch Anhalt: Berndburgijhes Disziplinar- 
ejeg 8. 11. 


6. Konkrerenz der Disziplinariteafe. Neben den sivilrehtlihen Nachtheilen des 
$. 14. fann folgerecht gegen den Beamten von der Disziplinar: Behörde eine 
Disziplinaritrafe aus $. 72. ff. verhängt werben. 


7. Belondere Beitinmmngen der Neich8-Gefeße iiber die Konfıılı. Bol. Konfulat3- 
Gejet vom 8. November 1867. (B.:Gef.-Bl. von 1867. ©. 138. Ardiv Bd. I. 
S; 10%) 8.6. 

„Bundes-Konsuln, welche sich von ihrem Amte ohne Urlaub entfernt halten, 
werden angesehen, als ob sie ihre Enthebung vom Amte nachgesucht hätten.“ 

Ueber den Urlaub der Berufs-Konfuln verfügt die Snitruftion zum Konfu: 
lat8:Gefe vom 6. Suni 1871. 8. 6. Archiv Bd. VI. 


8. Beitimmungen der Landes Gelege. Dal. VPreußifhes Allg. %.-:R. IL. 
10. $. 92., Kab.-Drdre vom 4. Auguft 1863. (FZuft-M.:Bl. ©. 191.), Köntelich 
Sädhjifhes Gel. $. 15., Dldenburgifhes Gel. Mrs Ser ehrgun- 
Ihweigiiches Gef. sg. 27—29., Gef. für Anhalt ug.12. 13., Anhalt-B ern: 
burg 8. 16., Schwarzburg-Rudolitadt 8. 17., Lippe 8. 24. 

Nach den angezogenen Beitimmungen des Breußifhen Rechts wird während 
der erften 15 Monate das Gehalt unverfürzt gezahlt, für die folgenden 44 Monate 
Set SR ae bis zur Hälfte des Gehalts ein, bei fernerem Urlaub wird fein 

ehalt gezahlt. 

Sachen läht Urlaub ohne Gehaltsverfürzung bis zwei Monate zu, im dritten 
tritt ein Abzug ein, für die weitere Urlaubszeit Fan das ganze Gehalt einbe- 
halten werben. (88.15.) In Braunfhmeig, 8. 27—29., verliert der Beamte 
bei längerem als zmweimonatlihen Urlaub fein Gehalt. Sahjen- Weimar und 
Sahfen-Roburg-Gotha gewähren (8. 19.) nur jehsmwödentliden Urlaub ohne 
Gehaltsfürzung, desgleihen die Unhaltifhen Fürftenthümer, Gel. für An: 
halt 88. 12. 13., für Anhalt-Bernburg 8. 16., für Oldenburg Art. 32. 


8. 15. Die vom Kaiser angestellten Beamten dürfen Titel, Ehren- 
zeichen, Geschenke, Gehalts-Bezüge oder Remunerationen von anderen 
Regenten oder Regierungen nur mit Genehmigung des Kaisers annehmen. 

Zur Annahme von Geschenken oder Belohnungen in Bezug auf 
sein Amt bedarf jeder Reichs-Beamte der Genehmigung der obersten 
Reichsbehörde. 

I. Entfiefungs-Hefdidte: 

Zu diesem mit der Regierungs-Vorlage übereinstimmenden Paragraphen 
bemerken die Motive (S. 32.): 

„Der Paragraph unterscheidet bezüglich der Annahme von Titeln, 
Ehrenzeichen und Geschenken zwischen den vom Kaiser angestellten 
und allen übrigen Reichs-Beamten. 
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Die Ersteren sollen Titel, Ehrenzeichen, Geschenke, Gehalts - Bezüge 
oder Remunerationen von anderen Regierungen oder Regenten (ein- 
schliesslich der Regierungen oder Regenten der einzelnen 
Bundes- Staaten) nur mit Genehmigung des Kaisers annehmen. 

Alle Reichs-Beamten, also auch die, deren Anstellung von den Landes- 
Regierungen ausgeht, bedürfen aber zur Annahme von Geschenken oder 
Belohnungen in Bezug auf das Amt der Genehmigung der obersten 
Reichsbehörde. 

Die landesgesetzlichen Vorschriften über die Nothwendigkeit landes- 
herrlicher Genehmigung zur Annahme von Titeln und Ehrenzeichen werden 
durch die Vorschriften dieses Paragraphen nicht berührt.“ 


II. Bemerkungen: 

1. Der Paragraph gehört nah Inhalt und Faffung zu den wenigen glüd- 
lichen und De eulhenenn auf einem Kompromiß innerhalb des Bundesrathe. 
Namentlich it er in Betreff ver richterlichen Beamten in hohem Orade bevenf- 
lich, SS. 334. 333. des Str.-©.:D. für das Deutfhe Reich. (Archiv Bd. IV. ©.326.), 
Sten. Ber. ©. 8%. 925. Nur um die Schwierigkeiten, melde dem Zuftandefon- 
men des Gefetes fid) entgegenftellten, nicht noch zu vermehren, hat der Reichstag 
bei der dritten Lejung auf eine Berbejjerung dejjelben verzihtet. (Vgl. Sten. Ber. 
©. 173.). Diejelbe war vom Berfajjfer dahin beabfichtigt: 

a. In Zeile 1. an Stelle der Worte „die vom Kaiser angestellten Beamten“ 
zu Setzen 

„die Reichs-Beamten‘“, 

b. Als Absatz 2. einzuschieben: 


„Diese Genehmigung ist nicht erforderlich, wenn die Verleihung von Titeln und 


Ehrenzeichen Seitens der Landes-Begierung erfolgt, welche den Reichs-Beamten 
für den Reichsdienst angestellt hat. 

e. In Absatz 3. Zeile 1. die Worte zu streichen 
„oder Belohnungen“. 


2. Die Verpflihtung des $. 15. ift ein Ausfluß des befonderen Treuever- 
hältniffes, in welchem der Neich3-Beamte zum Kaifer fteht. Wenn aber nad) die- 
jem Baragraphen die mittelbaren Reichs-Beamten nicht blo3 von ven Regenten 
und Regierungen des Heimathitaates und der zum Deutihen Reich gehörigen 
Bundesitaaten, jondern aud von auswärtigen Negenten und Regierungen 
Titel, Ehrenzeichen und Gefchenfe, melche fih niht auf ihr Amt beziehen, 
ohne Öenehmigung des Katfers annehmen dürfen, fo ift dies mit jenem Treue: 
verhältniß und mit der Neichseinheit, welche dem Auzlande gegenüber durch ven 
Kaifer vepräfentirt ift, jchmwer vereinbar. Bol. Sten. Ber. ©.896. In Bezug auf die 
Nemunerationen und Öehalt3-Bezüge ift die Beftimmung des VBaragraphen unbedenf: 
licher; denn Nemunerationen im Sinne des $. 15. werden für dienftlihe Hand: 
ungen von denjenigen Behörden gewährt, zu welchen der Beamte in einem dienit- 
lihen Verhältniß fteht. Chbenfo jegt der „Gehaltsbezug” die Verwaltung eines 
Amtes voraus. Nach $. 16. wird aber die Bekleidung eines Nebenamtes oder 
einer Nebenbefhäftigung, mit welder eine — fortlaufende — Nemuneration 
verbunden ift, an die Genehmigung der oberiten Neihsbehörde geknüpft. 
| 3. Der praltifhe Schwerpunft des Paragraphen legt im Abfag 2. Derfelbe 
begreift auch folche Belohnungen, welche von den Landesherren den von ihnen jelbft 
angeltellten Nerhs-Beamten in Bagug auf das von ihnen verwaltete Neihsamt 
gewährt werden in fih, und ftellt fie mit Necht unter die Kontrole der oberiten 
Neichsbehörde. *) | 

4. Bgl. 8. 5. de8 Bundes-Konfulats:Gefeßes vom 8. November 1867. (B.-6.-BL. 
©. 137. — Archiv Bd. I... ©. 101.), Befeg für Meimar &. 16., für Koburg: 


*) Dem Vorfigenden der Verwaltung des Reichs: ynvalidenfonds dürfen 
Nebenämter oder mit Nemuneration verbundene Nebenbefchäftigungen weder über: 


tragen, nod von ihm übernommen werden. Gefeh vom 23. Mai 1873. SR 


(R-G.-Bl. ©, 117.). 
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Gotha S. 17., für Oldenburg Art. 30., für Anhalt $. 43., für Lippe 8. 23, 
für Shwarzburg-Rudolftadt 8. 16. 


8. 16. Kein Reichs-Beamter darf ohne vorgängige Genehmigung 
der obersten Reichsbehörde ein Nebenamt oder eine Nebenbeschäftigung, 
mit welcher eine fortlaufende Remuneration verbunden ist, übernehmen 
oder ein Gewerbe betreiben. Dieselbe (Genehmigung ist zu dem Eintritt 
eines Reichs-Beamten in den Vorstand, Verwaltungs- oder Aufsichtsrath 
einer jeden auf Erwerb gerichteten Gesellschaft erforderlich. Sie darf 
Jedoch nicht ertheilt werden, sofern die Stelle mittelbar oder unmittelbar mit 
einer Remuneration verbunden ist. 

Die ertheilte Genehmigung ist jederzeit widerruflich. 

Auf Wahl-Konsuln und einstweilen in den Ruhestand versetzte Beamte fin- 
den diese Bestimmungen keine Anwendung. 


I. Entflefungs-Gefhicte: 
Die Regierungs-Vorlage lautete: 

„Kein Reichs-Beamter darf ohne vorgängige Genehmigung der obersten Reichs- 
behörde ein Nebenamt oder eine Nebenbeschäftigung, mit welcher eine fortlaufende 
Remuneration verbunden ist, übernehmen oder ein Gewerbe betreiben. Dieselbe 
Genehmigung ist zu dem Eintritte eines Reichs-Beamten in den Vorstand, Verwal- 
tungs- oder Aufsichtsrath einer jeden auf Erwerb gerichteten Gesellschaft erforderlich. 

Die ertheilte Genehmigung ist jederzeit widerruflich. 

Auf Wahl-Konsuln finden diese Bestimmungen keine Anwendung.“ 


Die Motive bemerken (S. 32.): 


„Der $. 16. knüpft den Gewerbebetrieb eines Reichs-Beamten, sowie den 
Eintritt eines solchen in den Vorstand, Verwaltungs- oder Aufsichtsrath 
einer jeden auf Erwerb gerichteten Gesellschaft gleichfalls an die vorgängige 
Genehmigung der obersten Reichsbehörde, da dem Betriebe eines (ewerbes, 
und der bezeichneten Betheiligung bei Erwerbs-Gesellschaften nach Umständen 
gewichtigere Bedenken entgegenstehen können, als der Uebernahme eines 


Nebenamtes oder einer fortlaufend remuneratorischen Nebenbeschäftigung.“ 


Diese Bestimmung findet sich weder in dem Entwurfe von 1869/1870., noch 
in den Beschlüssen der Reichstags-Kommission von 1870. 


Dazu brachten bei der 2ten Lesung des Gesetzes die Abg. Eysoldt 
und Ehrhard den Antrag ein: 
„In Alinea 1. die Worte: 
„Dieselbe Genehmigung ist zu dem Eintritte“ 
weiter bis zu und mit den Worten: 
„auf Erwerb gerichteten Gesellschaft erforderlich“ 
zu streichen und an deren Stelle zu setzen: 
„Der Eintritt eines Reichs-Beamten in den Vorstand, Verwaltungs- oder Auf- 
sichtsrath einer jeden auf Erwerb gerichteten Gesellschaft ist verboten.“ 
Die Debatte über diesen Verbesserungs-Antrag führte zu dem Beschluss 
des Reichstags, den $. 16. zur Vorberathung an die Kommission zu verweisen. 
Die Kommission verwarf den Verbesserungs-Vorschlag und hielt die Re- 
gierungs-Vorlage mit der Massgabe aufrecht, dass im letzten Absatz des Pa- 
ragraphen hinter dem Worte „Wahl-Konsuln‘“ die Worte „und einstweilen 
in den Ruhestand versetzte Beamte“ eingeschaltet würden. 


Der Berichterstatter Abg. Wagner-Altenburg rechtfertigte den Beschluss 
der Kommission dahin: 


„Während der Gesetz-Entwurf von der Genehmigung der obersten Reichsbehörde 
es abhängig macht, ob ein Reichs-Beamter in den Vorstand, Verwaltungs- oder 
Aufsichtsrath einer auf Erwerb gerichteten Gesellschaft eintreten darf, und während 
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der Gesetz-Entwurf den Widerruf einer solchen Genehmigung Seitens der obersten 
Reichsbehörde zulässt, begehrte der Antrag Eysoldt ein unbedingtes Verbot 
des Eintritts von Reichs-Beamten in die geschäftsführenden Organe der Erwerbs- 
Gesellschaften. Als Grund für ein derartiges Verbot wurde bei der zweiten Lesung 
die Thatsache angeführt, dass Landes-Beamte solche in Erwerbs-Gesellschaften 
übernommene Stellungen mehrfach missbraucht hätten. Die Kommission konnte 
zwar nicht verkennen, dass Missbräuche der angeführten Art vorgekommen sind; 
aber im grossen Ganzen mus®e sie anerkennen, dass die Beamten, welche in die 
leitenden Organe solcher Gesellschaften berufen waren, sich darin durchaus loyal 
verhalten haben. Deshalb schien es ihr zu weit zu gehen, wegen der vereinzelt 
vorgekommenen Missbräuche ein so radikales Verbot, wie es der Antrag Eysoldt 
fordert, über die Reichs-Beamten zu verhängen. Man müsste ja auch annehmen, 
dass in den Fällen, in welchen Bedenken indizirt sein würden, die oberste Beichs- 
behörde die ihr vorbehaltene Genehmigung den Reichs-Beamten versagen, und dass 
sie in den Fällen, in welchen wider Erwarten der Eintritt von Reichs-Beamten in 
Stellungen der: fraglichen Art Unzuträglichkeiten herbeiführen sollte, von dem ihr 
vorbehaltenen Widerruf der bereits ertheilten Genehmigung Gebrauch machen werde. 
Dagegen ist freilich gesagt worden, man dürfe in dem Vertrauen zu den Zentral- 
Behörden nicht zu weit gehen; indessen mit einer gänzlichen Verleugnung dieses 
Vertrauens würde die Gesetzgebung Schritt vor Schritt in unüberwindliche Schwie- 
rigkeiten kommen. Die Kommission erwog endlich aber auch noch, dass es be- 
denklich sei, durch ein Verbot, wie es in Antrag gestellt wurde, die Reichs-Beamten 
dem bürgerlichen Verkehre, und gerade einem Zweige des Verkehrs, der jetzt eine 
Bedeutung habe, gänzlich zu entfremden und ihnen das Interesse dafür zu nehmen. 
Denn gerade aus solchen Isolirungen des Beamtenstandes entsteht die Einseitigkeit 
der Beschlüsse am grünen Tische, die so oft beklagt wird.“ 


Der Abg. Graf Ballestrem nahm bei der wiederholten 2. Lesung auf 
Grund der Kommissions-Beschlüsse den Eysoldt’schen Antrag seinem ganzen 
Umfange nach wieder auf. 


Die Abg. Schulze, Herz, Eysoldt und Ehrhardt beantragten: 
8. 16. in Al. 1. den Satz von den Worten: 
a. „dieselbe Genehmigung ist zu dem Eintritte ete.“ bis zu und mit den Worten: 
„Gesellschaft erforderlich“ zu streichen und 
b. nach Al. 2. folgende Worte einzuschalten: 
„Der Eintritt eines Reichs-Beamten in den Vorstand, Verwaltungs- oder Auf- 
sichtsrath einer jeden auf Erwerb gerichteten Gesellschaft ist verboten, sofern 


die Stelle mittelbar oder unmittelbar mit einer Remuneration 
verbunden ist.“ 


Der Abg. v. Benda schlug vor: 


„Kein Reichs-Beamter darf ein Nebenamt oder eine Nebenbeschäftigung, mit 
welcher eine fortlaufende Remuneration verbunden ist, übernehmen, ein Gewerbe 
betreiben oder in den Vorstand, Verwaltungs- oder Aufsichtsrath einer auf Erwerb 
gerichteten Gesellschaft eintreten. Ausnahmen hiervon kann die oberste Reichs- 
behörde bei anerkannt gemeinnützigen Unternehmungen oder sonst aus Gründen des 
öffentlichen Wohles gestatten.“ 


Der Reichstag nahm den Kommissions-Vorschlag mit dem Antrag Schulze 
und Genossen an. Dadurch waren die Vorschläge von Ballestrem und 
v. Benda erledigt. 


In der 3. Lesung beantragten der Abg. Dernburg u. Gen.: 
Hinter Al. 1. des $. 16. einzuschieben: 
„Dieselbe Genehmigung ist zu dem Eintritt eines Reichs-Beamten in den 


Vorstand, Verwaltungs- oder Aufsichtsrath einer jeden auf Erwerb 
gerichteten Gesellschaft erforderlich.“ 


Zu dem Antrage v. Dernburg und Genossen wurden folgende Unter- 
Anträge gestellt: 
1. Vom Abg. v. Hoverbeck, dem Amendement Dernburg den Satz hinzuzu- 
fügen: 
„sie darf jedoch nicht ertheilt werden, wenn die Stelle mittelbar oder unmit- 
telbar mit einer Remuneration verbunden ist.“ 
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2. Vom Abg. Schulze-Berlin: In $. 16. Al. 4. hinter den Worten: 
„In den Ruhestand versetzte Beamte“ 
einzuschalten: 
„so wie auf die im Reichs-Gesetz vom 4. Juli 1868. karakterisirten Er- 
werbs und Wirthschafts-Genossenschaften.“ 
3. Vom Abg. Wagner-Altenburg: an das Wort 
„Wirthschafts-Genossenschaften“ 
anzuschliessen: 
„und anderen gemeinnützigen Unternehmungen.“ 
Bei der Abstimmung wurde das Amendement v. Dernburg mit dem Unter- 
Amendement v. Hoverbeck angenommen, dagegen wurden die Unter-Amende- 
ments Schulze und Wagner verworfen. (Sten. Ber. S. 904.) 


II. Bemerkungen: 

1. Abweichungen de3 Gejebes von der NMegierungs - Vorlage. Nah dem 
Borihlage der Regierung waren die drei Arten von Nebenbefchäftigungen: 
ein Nebenamt, ein Gewerbebetrieb und die aktive Betheiligung an 
einer Ermwerb3-Gejellihaft, nach einem gleihen Syiteme geordnet, und es jollte 
von der Erlaubnif der Negierung abhängig gemacht werden, ob eine folche 
Nebenbeihäftigung ftattfinden dürfe oder nicht. 

Bon diefem Vorfchlage der Regierung weicht das Gejeg nur injofern ab, als 
e3 die aktive Betheiligung an einer Ermwerb3:Gefellfchaft verbietet, jobald mit der- 
jelben eine Remuneration verbunden ift. | 


2. Motive des Reichstags. Die Gründe des Reichstags für die Annahme des 
verbejjerten $. 16. fafjen fich in Folgendem zufammen: 

a. Berbot. Das Berbot der Mitglievijhaft an Vorftänden und Verwaltungs: 
väthen der Ermwerb3:Gefellfehaften richtet fich gegen das Ban Beamtenthum und 
die Verfuhung zur Betheiligung bei den fogenannten Gründungen mit an 
jehniihen Nemunerationen (Amendement von Hoverbed). 

Ein volfswirthfchaftlihes Bedürfniß der Zuziehung von Neich3:-Beamten zu 
den Borjtänden und Berwaltungsräthen ift unbeitritten nicht vorhanden. Die 
Kapazitäten des Handeläftandes reihen dazu aus. Cine folhe Thätigfeit, 
nit jelten mit einem Einfommen verbunden, welches die Befoldung des Be- 
amten überjteigt, mat nur zu leicht das Nebenamt zum Hauptamt und erwedt 
das Miptrauen und die Mifjtimmung der fteuerzahlenden Bevölferung, welche 
jih über die zu hohen Befoldungen folder Beamten beklagt. Unzureihende 
Befoldungen der Beamten in diefer Form zu ergänzen, ijt des Neichs nicht 
würdig, vielmehr die Erhöhung der Befoldung aus Keichamitteln das rehtlid 
und jittlich gebotenen Mittel der Abhülfe. 

Die von der Negierungs:Borlage vorgefehene Genehmigung Seitens der 
oberiten Neihsbehörde befeitigt die erwähnten Webelftände nicht, jondern 
führt nad der Auffaffung des KNeichätages Die ent doppelter Korruption, 
der Bereiherung durd fremdes Geihäft und der Abhängtgmahung von der 
vorgejesten Behörde mit jih, öffnet politifh-tendenziöfer Benorzugung Thor 
und Thür und etablirt „ein Tolojjales Oratififation3-Syjtem”. Der, Gegner 
des abjoluten PVerbots des Eintritt® der Neich3-Beamten in die or: 
jtände und VBerwaltungsräthe, Adg. v. Dernburg, erkannte felbit an, daß 
man von einem Deutichen Kleinftaat fage: „Man milfe in ihm nicht mehr, 
wo die Bank aufhöre und wo die Regierung anfange; der Minijterwechfel voll- 
ziehe jich zumeilen derartig, daß der fungirende Bank:Kommiljar Mintjter und 
der Miniter Bank-Kommiffar würde.” (Sten. Ber. ©.897. vgl.©.695. u. 901.) 

Die Genehmigung menigiten® „beit anerfannt gemeinnüßigen 
Unternehmungen und im Antereffe des öffentlihen Wohls“ zu ge: 
Itatten, erichten bei ver Dehnbarkeit diefer Begriffe, Angefichts der gegenwärtigen 
Gefahr für die Integrität des hohen Beamtenthums (Amendement v. Benda, 
Sten. Ber. ©. 695. 696.) nicht zuläffig. Einzelne Erwerbs-Gejellfhaften von 
geringem Umfange in Zleinen Städten werden dadurd) allerdings hart be- 
troffen. (Sten. Ber. ©. 902.) 
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b. Nothwendigfeit der Genehmigung der Negierung. Die Genehmi- 
gung der Regierung zu allen drei Arten von Nebenbefhäftigungen rechtfertigt 
id, weil das Reich nad der Natur des Neichsdienftes (val. oben zu $. 4.) 
einen unbedingten Anfpruch auf Die ganze Arbeitskraft des Beamten hat und 
eine folhe Nebenbefhäftigung leicht zu einer Zerfplitterung feiner Arbeitskraft 
führt, jo daß er aufhört, „ein ganzer Beamter“ zu fein. Dazu kommt, daß 
die ftaatliche Autorität des Beamten darunter leidet, falls folhe Erwerbs: 
Gejellfhaften, wenn auch nicht verbotene, jo doc vielleicht anftögige Gefhäfte 
betreiben, und jedenfalls das gewerblihe Anterefie in Rollifion mit dem Staat3- 
„sntereffe treten fann. (Beifpiele fiehe Sten. Ber. ©. 89.) Die Disziplinar- 
Gewalt würde fich nicht felten als unzureichend beweifen, um eine folche Neben: 
thätigfeit zu verhindern oder unfhädlid zu machen. 
Die Verpflihtung, die Genehmigung einzuholen, genügt und e8 bedarf 

feines Verboteg: | 

aa. bei dem Betrieb eines Einzelgefchäftes, fei es ein Gewerbe oder Nebenamt 
mit Nemuneration. Dajjelbe führt Gefahren, wie fie die befoldete aftive 
Betheiligung bei Erwerb :Gefellichaften in fich birgt, überhaupt nicht oder 
do in ehr verringertem Maße mit fih. Die Gejtattung dejjelben ijt auch 
in den niedern Beamten-Kategorien, beifpielsmweije bei ver Bolt, ein Be: 
dürfniß. Ausnahmsmweife eriltirt ein Verbot für die Berufs-Konfuln, 
denen der Betrieb faufmänniiher Geihäfte unterfagt ift. 8.8. des Gefeßeg 
über die Organifation der Bundes: Konfulate vom 8. November 1867. (B.: 
Gel.:Bl. ©. 139. Archiv Bd. I. ©. 102.); 

bb. bei der Nebernahme von nicht bezahlten Stellungen im Verwaltungs: 

Be (Amendement Eyfoldt, Graf Ballesitrem und v. Derndburg). Die 

Gefahr der Korruption Fält in diefem Falle fort; die Gefahr, day damit 

das Verbot umgangen werden ann, beiteht. *) 

c. Zujtändigfeit der oberften Reih3-Behörde für die Genehmigung. 
Die Genehmigung der zunähft vorgejegten Behörde genügt nit; biete 
bietet weder für das Publifum, noch für die Beamten die Garantien der oberiten 
Neich3-Behörde. (Sten. Ber. ©. 176.). Ueberdies ift die Fefthaltung einheit- 
liher Orundfäße in diefer Frage im Hinblid darauf, daß bei den zahlreichen 
mittelbaren Neich3-Beamten die vorgefegte Dienftbehörve eine Landesbehörde 
it, im Gejeb jelbit ficher zu Stellen. 

3. Nebenämter. Zu den Nebenämtern gehören aud die Kommunalämter, 
welde unter Umftänden einen, die volle Erfüllung der Amtapflicht beeinträchtigen: 
den ee erfordern. 

ie Führung der Bormundfchaft, bei der es fi lediglich um eine Bür- 
gerpflicht handelt, wird hierher nicht zu zählen fein. Anders in PBreußen, vgl. 
Allg. %:R. II. 18. $. 161—163. Gemeinrehtlih beftehen Beihränfungen für 
die Annahme von VBormundihaften nicht. 


‚+ Sandwirthihaftlihe Gewerbe. Zu Gemwerben, melde mit der Be: 
wirtbihaftung eines dem Beamten gehörigen ländlihen Grundftüds verbunden 
find, bedarf e8 der Genehmigung nicht. Bal. $. 12. der Reichg-Gemwerbe- 
DOronung vom 21. Juni 1869. (B.-6.-Bl. ©. 248., Archiv Bd. TIL. ©. 48.) und 
$. 19. der Preuß. Gewerbe-Drvnung von 1845. (Gef.-Samml. ©. 44.), dazu Ent: 
wurf der Bundes-Gemwerbe-Ordnung von 1868. 8. 11. nebft Motiven, Drudfachen 
des Neihstags von 1868. ©. 4. reip. 9. der Motive und Protokoll V. der Kom: 
mifjion für den Entwurf einer Gewerbe-Orbnung vom 5. Mai 1868. ©. 3. ff. 
(Ardio Bd. II. ©. 164. ff.). **) 

9 Gemeinmüsige Gefelffhaften. Zu den durch  Diefen Paragraphen ge: 
troffenen Gefellihaften gehören alle diejenigen, melde niht vein gemein: 


*) Sn Bezug auf die Unftatthaftigfeit der Uebernahme von Nebenämtern ıc. Seitens des 
Borfigenden der Verwaltung des Reichs: nvalidenfonds. Val. 8. 15. Anmerkung zu Nr. 4. 
**) Dgl, Entwurf eines Milttair-Gefees von 1873. 8. 37. (D.:S. Nr. 110.). 
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nüßiger Natur find, daher aud alle diejenigen gemeinnügigen Gejellichaften, 
melde zugleich Erwerbszwede verfolgen, 3. B. Sparlaffen und die deutichen Ge: 
nofjenfhaften (Sten. Ber. Nr. 692. 696. 903.). 


‚. BSür die Unterwerfung der deutfchen Genoffenfhaften unter die Beltimmung 
diejes Paragraphen war der Gefichtspunft maßgebend, daß das Deflaratorische 
Gejes vom 19. Mai 1871. zu 8. 1. des Neich3:Gefehes vom 4. Juli 1868. 
(R.-6.-Bl. ©. 101.) aud) diejenigen Gefellfhaften als veutfche Genoijenjhaften 
anerfennt, welhe — jtatutenmäßig — das Prinzip der reinen Selbithilfe aufge: 
geben haben und ihren Gefchäftsbetrieb auf Nichtmitglieder ausdehnen. So hat 
ih in Sagan eine Tuhmaher-Annung als Erwerb3-Genofjenfhaft aufgethan 
und in Stettin befteht als folhe eine Grund-Kreditbank, welche ihre Ausdehnung 
auf ganz Deutfhland beabfihtigt. (Sten. Ber. ©. 898. 899. 902.). 


6. Memmmeration. „Nemumeration“ ift hier jeder nod fo geringfügige 
Bezug von Geld oder eldeswerth dur den betreffenden Beamten; dahin gehört, 
wenn Dberjelbe, bevor er in den Borftand 2c. eintritt, eine Anzahl Aftien zu 
niedrigem Kurs erhält oder als DVorftand 2c., wie das vielfach vorkommt, eine 
Tantieme befommt. (Sten. Ber. ©. 692. 903.). 

Der Fall, wo Jemand, welder einen Antheil an einer auf Erwerb gerichteten 
Gejelihaft ererbt hat, Vorftand der Erwerbs-Gefelihaft wird, fällt um deshalb 
nicht unter das Verbot, weil der ererbte Antheil mit feinen Dividenden felbitver- 
Händlih nicht als Nemuneration für die Verwaltung fremden Vermögens aufzu: 
faflen ift. (Sten. Ber. ©. 692.). 


7. Wahl-Konfuln. Ueber die Stellung der Wahl:Konfuln, welhe Kaufleute 
jind, vgl. Konfulats-Gefeb vom 8. November 1867. (B.:6.:Bl. ©. 137. $. 9. und 
10., Arhiv Bd. I. ©. 102. ff.). 


8. Vorlänfig in den Nuheftand verjeste Beamte. Die vorläufig in den Ruheftand 
verjegten Beamten werden dur den $. 16. nicht befchränkt, vorbehaltlich ber 
Piliht aus $. 28. diefes Gefeses und der Rüdficht auf die Würde der von ihnen. 
fortdauernd vepräfentirten Neichagewalt. (Sten. Ber. BI. 176.) Die Gefährdung 
der „sntegrität und Autorität der Amtsführung fällt bei den vorläufig in den Ruhe: 
Itand verjegten Beamten fort. 


9. Landes: Gefegebung. 

a. Breußen. Vol. Rönne’s „Staatsreht” Bd. II. Abth. 2. ©. 420., Staats: 
Minifterialdefhluß vom 24. Dftober 1859. und den dem Preußifchen Abgeord- 
netenhaufe im Jahre 1873. vorgelegten Entwurf eines Gefetes, betreffend die 
Betheiligung der Staat3-Beamten bei der Verwaltung von Erwerbs: Gefell: 
Ihaften vom 19. Januar 1873. (Drudf. des Abgeorvnetenhaufes Nr. 122.). Der: 

“ jelbe verordnet: 

$. 1. „Unmittelbare Staat3:Beamte, welche aus der Staatsfaffe eine fortlaufende 
Bejoldung oder NRemuneration beziehen, dürfen ohne Genehmigung des vorgefegten 
Refjort-Minifters nicht Mitglieder von Borftänden, Auffichts: oder Verwaltungsräthen 
auf Erwerb gerichteter Gejellichaften fein. 

Die Genehmigung tft fortan zu verfagen, wenn die Mitgliedfchaft mittelbar oder 
unmittelbar mit einer Remuneration oder mit einem anderen Vermögens Bortheile 
verbunden ift. 

8.2. Solden unmittelbaren Staat3-Beamten, welche nach der Natur des Amtes neben 
der Bejoldung, welche fie aus Staatsfaffen beziehen, noch) auf einen anderen Erwerb 
hingewiejen find (Medizinal-Beamte u. |. w.), Tann die Genehmigung, aud wenn mit 
der Mitgliedfchaft ein VBermögens-Vortheil verfmüpft ift, ertheilt werben, fjofern die 
Uebernahme der lekteren nad dem Ermefjen des vorgefegten Refjort-Minifters mit dem 
Snterefle de3 Staatädienites vereinbar ericheint. - 

8. 3. Die ertheilte Genehmigung ift jederzeit widerruflich.“ 

Die Borfchrift des S. 1. geht im Vergleich zu $. 16. diefes Gejetes infofern 
weiter, als fie nicht nur den fünftigen Eintritt in eine Gefjellfhafts-Bermwal- 
tung, fondern die Betheiligung überhaupt von der Genehmigung des vor: 
gejegten Minifters Keule mact, damit aber zugleih auf alle Diejenigen 
Beamten fich erjtredt, welche fid zur Zeit und bis zum Erlafje des beabfich- 
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tigten Gejebes der Verwaltung von Ermerb3-Gefellihaften angeihlofien haben. 
Eine folhe Ausdehnung erfheint nothwendig, um diejenigen Beamten, welche 
entgegen der jchon jegt geltenden Dienftvorihrift die Genehmigung nit nad 
BD IR, an dem Berbleiben in einer dem Dienste unzuträgliden Stellung 
zu hindern. | 
Der 8. 2. läßt die Genehmigung auch im Falle einer vemuneratorifchen 

oder mit einem anderen Vermögens-Bortheile verfnüpften Mitgliedfehaft für die: 
jenigen Beamten zu, für melde die amtliche Befoldung nad der Natur des 
Amtes eine nur nebenfähliche Beveutung hat, und weldhe daher neben ihrer 
amtlien Stellung darauf angewiejen find, ihren Erwerb aud außerhalb des 
Amtes zu juhen. Diejer Bejtimmung liegt nad den Motiven die Erwägung 
zu Grunde, daß e3 umbillig ericheint, joldhe Beamte, denen der Staat nicht eine 
ihrem Dienftrange entiprechende, für ihren Lebensunterhalt nah) Maßgabe der 
allgemeinen Etat3:-Verhältnifje für ausfömmlid zu eracdhtende Befoldung ge: 
währt, die vielmehr auf die Beihaffung andermeitiger Erwerbsquellen hin: 
gemwiejen find, weiter zu befchränften, al3 dies das Anterejje des Staat3dienites 
erfordert. Sn wie weit bei diejfen Beamten die Ausjchliefung von der Verwal: 
tung der Erwerb3:Gejellfchaften nöthig tjt, wird dem Ermefjen des vorgefetten 
Nefjort:Chefs, unter Berüdfichtigung des allgemeinen Gefihtspunftes, daß das 
‚snterejfe des Staatsdienites nit darunter leiden darf, überlafien werden fün- 
nen. (Bol. Motive des Gefeb-Entwurfs.) *) 
In Bezug auf Baiern fiehe Edift IX. 8. 21., Art. 4. des Gemwerbe-Gejetes 
vom 30. Sanuar 1868., Berordnung vom 10. März 1868. und den Landtags: 
abjhied vom 28. April 1872. 8. 51., welcher lautet: 

„Aus Anlaß der mit Gefammtihluß der beiden Kammern vom 26. April I. $. an 

Uns gebrachten Bitte, 

„anzuordnen, daß im Bollguge der Allerhöchften Verordnung vom 10. März 1868., 

die Nebernahme von Nebengeihäften durch Beamte und öffentliche Diener betreffend, 

Staatödienern nicht geitattet werde, 

1. an einem fogenannten Gründer-Sonfortium Theil zu nehmen, daß den Theile 
nehmern — abgejehen von dem Ertrage, den der Betrieb des zu gründenden 
Unternehmens bringen fann — einen von den Betriebsrefultaten unabhängi- 
gen befonderen Gewinn ( Gründerlohn) gewährt oder doc in Ausficht ftellt; 

2. an der Betriebgleitung eines Grwerbögejchäftes ji) zu betheiligen, deffen Be- 
trieb eine Kollifion der Interefen diejes Geihäfts und der von dem betreffen- 
ah fraft feines Amtes zu wahrenden Snterefien des Staates 

erDerTuhtt, 

3. Ye unmittelbar oder mittelbar bejoldete Stelle eines Auffichts- oder Verwal: 
tungsrathes einer finanziellen oder induftriellen Unternehmung zu übernehmen 
oder beizubehalten, mit Ausnahme der genofjenfchaftlihen und wmejentlich ge: 
meinnüßigen Snititute, 

beauftragen Wir Unjer Oejammt-Staatsminifterium, beim Vollzuge der Beftimmun- 
gen deö 8. 21. der IX. Beilage zur Berfaffungs-Urfunde und beziehungsmeife In: 
jr Si vom 10. März 1868. fein Verfahren im Sinne der gedachten Bitte 
u demenen. 

Unter den in vorftehender Ziffer 3. bezeichneten Stellen wollen Wir jedoch jene 
Funktionen nicht verftanden wifjen, welche Uns auf Grund der Satungen jolcher 
Unternehmungen, bei denen das ftaatliche Sntereffe betheiligt ift, an Staatsdiener 
übertragen werden.‘ 


e. Berhandl. der Kammer der Abgeord. ©. 137. Bol. Königl. Sähfifches Gef. 


$. 13., Gel. für Sahfen-Weimar 8. 16., für Koburg-Gotha $. 17., für 
Anhalt $. 10., für Anhalt-Bernburg 8. 14., für Didenburg Art. 29., für 
Lippe 8. 23., für Schwarzburg : Rudolftadt 8. 16., Württembergifde 
Dienitpragmatif 88. 7. 8. und 17., Edikt vom 31. Dezember 1818. 


d. sn Baiern und Württemberg find die Beamten in der Erwerbung von 
Örundjtüden in ihrem Amtsbezirk befhränft. Dagegen geftattet Württem: 


*) Der Gejeg-Entwurf war im Abgeordnetenhaufe in feinen wejentlichen Beitimmungen 


angenommen, fand jedoch nicht die Zuftimmung des Herrenhaufes. 


% 
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berg den niederen Beamten jedes bürgerliche Gewerbe, jobald Gewerbe und 
Amt fi vereinigen lafjen. (Mohl’s „Staatsreht Württemberas”" Br. 2. 


©. 108.). — Bgl. zu diefem Baragraph Sten. Ber. ©. 174.—176., ©. 689—697. 
und 897—905. 


S. 17. Titel, Rang und Uniform der Reichs- Beamten werden durch 
Kaiserliche Verordnung bestimmt. 


Bemerkungen: 


1. Titel, Rang und Uniform find bejtimmt, die Ehrenftellung des Beamten aud 
außerlich erfennbar zu madhen. „E3 gehört zum arditeftonishen Stil, in weldem 
der Staat baut, wie er den Schmud der Ehren und Titel verwendet. Der 
Roffofo-Stil baut die Außenfeite aus zierlihen Schnörfelhen auf und liebt e3 
zu deforiren. Im Eaffifhen Bauftil find die Ornamente fparfam und nur ein 
Zeichen der Sache.“ 

2. Titel. 

A. Das Reht der Beitimmung der Titel der unmittelbaren, fowie mittelbaren 
Beamten jteht dem Kaifer, die Berleihung des Titels bei den Anftellungen 
der mittelbaren Beamten dem Landesheren zu. 

B. Die Titel find überwiegend dem Preupifchen Beamtenrecht entnommen. Aud) 
ver Titel des Neichsfanzler8 als des eriten Beamten des Kaifers erinnert 
ebenso jehr an den Erzlanzler des heiligen Römischen Reiches Deutfher Nation 
als an ven Großfanzler Friedrichs II. und den Staatsfanzler Frievrih Wil- 
beims8 III. Die Titel „Staatsfetretair im Auswärtigen Amt“ und „Chef der 
Admiralität” ftammen aus England. Warum man ftatt der guten deutschen 
Bezeihnung „Neih8:Bevollmädhtigter“ den gejchmadlofen Titel Reich: 
Kommiljarius gewählt hat, ift nicht erfindlih. Weber Titelmefen im Deutfchen 
Keih, Sten. Ber. ©. 105. 

3. Rang. 

A. Den Rangverhältniffen der Neih3:Beamten, joweit fie bisher georonet find, 
liegt das PVreußifche Rang-NReglement vom 7. Februar 1817. mit feinen er: 
gänzenden Beitimmungen zu Grunde. So haben die Telegraphen-Direktoren 
den Rang der „Dber-ftegierungs-Näthe und Dber-Forjimetiter" (Kaiferlicher 
Erlaß vom 27. Dezember 1871., R.:©.-Bl. von 1872. ©. 7.), die Pojträthe 
und Ober-Bofträthe den Rang der Näthe 4. Klafje (Kaiferl. Erlaß vom 1. April 
1871. (R.:6.:Bl. ©. 103.). 

B. Die Nangverhältniffe ver Beamten berühren das Finanzredht des Reiches, in- 
fomweit fih darnah) die Höhe der Diäten, Reife und Umzugs:Koften und der 
Mohnungsgeld-Zufhüjfe bemift (8. 18.). 

C. Nah dem Vreugifhen Rang-Neglement vom 7. Februar 1817. (©. ©. 61.) 
und feinen Zufag:-Beitimmungen gehen: 

a. Die Staats-Miniiter und die Wirkliden Geheimen Käthe, denen das Prä:- 
difat Erzellenz gebührt, allen Zivil-Beamten voran; 
b. die höheren Beamten der Minijterien zerfallen in drei Klafjen: 
I. Die Chefs und Direktoren der einzelnen Abtheilungen: 
mit diefen rangiren die Dberpräfidenten in der Provinz. 
II. Die vortragenden NRäthe mit höheren Titeln. Dahin gehören bei: 
Ipielsmeije: i 
im Auswärtigen Amt: Die Geheimen Legations-Räthe, 
im Kriegs: und Ma: ) die Wirkl. Geh. Kriegs-Näthe und die Geh. 
eine-Minifterium: | Admiralität3:-Näthe, 
N vs, | die Geheimen Dber-Regierungs-Räthe. 
Mit diefen vangiren die Vräfidenten bei den Provinzial-Kollegien. 
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III. Bortragende Näthe: | 

fo im Auswärtigen Amte: die Wirklihen Legations-Räthe, 

im Minifterium des Krieges | die Geh. Kriegs : Räthe, Wirfl. 

und der Marine: Andmiralität3-Räthe, 

im Minilterium des Innern | Geh. Regierungs-Räthe und Geh. 

und des Handels: Boit-Näthe. 

Mit den Näthen ver: 3. Klafie rangiren die Vize-Präfivdenten und Direl- 
toren der BrovinzialKollenien, fowie die Mitglieder ver Oberredinung3- 
Kammer. (Gef. Ober-Nehnungsräthe.) 

e. Die höheren Beamten der Brovinzial: Kollegien werden in fünf 
Rlafien getheilt; n 
1. Klafie: Oberpräftventen, 
II. Klaife: Chefpräfidenten, 
III. Klaife: Direktoren. 
Zwifchen der III. und IV. Klafje rangiren: 

en der Abtheilungen der Regierungen (Ober-Negierungs: 

äthe), | 

die OberFormeifter, 

die Dber-Boftdireftoren. 

IV. Räthe, dahın gehören: 
die Negierungsrätbe, 
Zandräthe, 
Kreis-Direkioren und 
Foritmetiter. - 
V. Uffefforen. 
Mit diefen rangiren 
die Poft:Direltoren und Bojt-nipektoren und Ober-Telegraphen-$n: 
ipeftoren. 
d. Die Subalternen zerfallen in vier Rlaffen: 
I. Subalternen der Minifterien. 
Diejelden rangiren mit den Ailejloren. 
II. Die Referendarien und Ausfultatoren. 
III. Die Subalternen der Landes-Kollegien und die Kanzlei-Gefretaire 
und Kanzliiten der Miniiterien. 
IV. Die Kanzlei-Sefretaire und Kanzliften der Landes-Kollegien. 
(Zu a—d vgl. die Breslauer Ergänzungen der „Breuß. Nehtsbücher” Bo. V. 
©. 375. und Rönne’3 „Staatsreht” Bd. II. Abth. 1. ©. 442.)*) 


4. Uniform. EHER. 
Unter Uniform tft Amtstradht zu verjtehen. — Meber die Uniform der 


*) Nah dem Gejeh über die Gewährung von Wohnungdgeld- Zu: 
ihüjfen vom 30. Juni 1873. (R.-©.:Bl. ©. 166.) werden fünf Kategorien der 
Neih3: Beamten unterfhhieden (vol. ven Tarif zu 8. 4.): 

1. Direltoren der oberiten Neichsbehörden, 

2. Bortragende Näthe der oberiten Neihsbehörden, 
3. Mitglieder der übrigen Neichsbehörden, 

4. Subaltern:Beamte, 

5. Unterbeamte. 

Das dem Gejeg-Entwurf beigefügte, in die VBeroidnung vom 30. Suni 1873. 
übergegangene Berzeihniß der in die einzelnen Kategorien gehörenden Beamten 
it weder vollftändig, noh unbedingt maßgebend; beifpielamweie fehlen, weil fte 
Dienitwohnung haben, der Neichöfanzler und die Staat3:Sefretaire (Sten. Ber. 
von 1373. ©. 1085.), und die Telegraphen-Direktoren und Dber-Boftdireftoren 
find den vortragenden Näthen im Neihafanzler-Amte gleichgeftellt. (R.-©.:Bl. 
©. 171.). Dasjelbe ijt daher hier nicht weiter berüdfichtigt, die Verordnung im 
Anhang abgedrudt. 
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Konjuln vgl. RG für die Konfuln des Deutfchen Reichs vom 
6. Juni 1871. zu $. 1. de8 Konfulats-Gefeges Nr. 7. (abgedrudt Archiv Bo. VI.) 


5. Ueber Anmaßung von Titeln, Würden und Uniform, Strafgefesbuch für 
das Deutjche Reich S. 360. Nr. 8., Arhiv Bd. IV. ©. 338. 


$. 18. Die Höhe der den Reichs-Beamten bei dienstlicher Beschäfti- 
gung ausserhalb ihres Wohnortes zustehenden Tagegelder und Fuhrkosten, 
ingleichen der Betrag der bei Versetzungen derselben zu vergütenden 
Umzugskosten, wird durch eine im Einvernehmen mit dem Bundesrathe 
zu erlassende Verordnung des Kaisers geregelt. 


I. Entflefungs- Gefhicte: 
Die Regierungs-Vorlage lautete: 

„Die Höhe der den Reichs-Beamten bei dienstlicher Beschäftigung ausserhalb 
ihres Wohnortes zustehenden Tagegelder und Fuhrkosten, der Betrag der bei Ver- 
setzungen derselben zu vergütenden Umzugskosten und die Höhe der von den 
Reichs-Beamten für die Benutzung von Dienstwohnungen zu ent- 
richtenden Vergütung wird durch eine im Einvernehmen mit dem Bundesrathe 
zu erlassende Verordnung des Kaisers geregelt. 


Dazu wurden folgende Anträge gestellt: 
1. vom Abg. Klotz (Berlin) zu 8. 18.: 


in der vorletzten und letzten Zeile die Worte: 
„eine im Einvernehmen mit dem Bundesrathe zu erlassende Verordnung des 
Kaisers“ 
zu streichen und an Stelle derselben zu setzen: 
„Beichs-Gesetz“; 
2. vom Verfasser und Genossen: 
a. in Zeile 2. hinter „Fuhrkosten“ einzuschalten ‚‚ingleichen“. 
b. in Zeile 3. bis 5. die Worte: 
„und die Höhe der von den Reichs-Beamten für die Benutzung von Dienst- 
wohnungen zu entrichtenden Vergütung“ 
zu streichen. (Sten. Ber. S. 176.) 


Il. Bemerkungen: 


1. Diefer Paragraph enthält eine Anwendung des Grundfages, daß der 
Beamte Anfprud) auf Erfa jeiner baaren Auslagen, weldhe er in Reichs-Angelegen- 
heit aufgewendet hat, verlangen darf. 


2. Ein Reih3-Gejek ift nicht erforderlich, obgleich e& fich hier Ätreng ge- 
nommen um einen Gegenjtand der Finanz:Gefehgebung handelt. **) Die Verpflich: 
tung der Reih8-Angehörigen zur Erftattung der im Wege der Verordnung feit- 


Der $. 2. des zitirten Gefeges beftimmt: 

„Welche Reichs-Beamten den im Tarif unter I. 2.,, IL. 2., IT. 2., V. und VI. be- 
zeichneten Kategorien beizuzählen sind, wird in den Jahren 1873. und 1874. durch 
Kaiserliche Verordnung, von da ab durch den Reichshaushalts-Etat bestimmt. Für 
den zu gewährenden Wohnungsgeld-Zuschuss ist der mit der Amtsstellung verbun- 
dene Dienstrang, nicht der einem Beamten etwa persönlich beigelegte höhere Rang 
massgebend.‘“ 

Die in dem Sat 1. enthaltene Beftimmung, welde aus dem Schoß des 
Reichstags hervorgegangen ijt, entfpricht der Nothmendigfeit, der Neich3-Vertretung 
den Einfluß auf bie finanziellen Konjequenzen zu wahren, welche die fpäteren 
Rangfeititellungen nach dem Gejege in unmittelbarer Folge haben. Die Bejtim: 
mung in Sat 2. beitätigt aber nur die altbewährte Praris, welhe aud in dem 
Henehen Vreugifchen Gefege über die Wohnungsgeld-Zufhüffe Aufnahme gefun: 
den hat. (Kommijl.:Ber. Drudf. Nr. 193. ©. 677.) 

**) Der Entwurf einer Verordnung, betr. die Tagegelder, Fuhrkoften und Umzugstoiten 
der Reich8:Beamten ift dem Bundesrath bereit vorgelegt. 
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geitellten Tagegelder und Fuhrfoften an die Neichäfafle wird jedenfalls der ge: 
a Regelung bevürfen, da diefelbe unter den Gefihtspunft der Beiteue- 
rung fallt. 


3. Die Höhe der von den Reich3-Beamten für die Benußung von Dienft- 
wohnungen zu entrihtenden Bergütung erfolgt nad) der befchloffenen Streihung 
der betreffenden Worte im Wege des Neih3:-Gejebes. (efr. Sten. Ber. ©. 176.) 


4. Für Elfaß:Lothringen find die Tagegelder und Neifetojten ber 
Zivil-Beamten durd das Gejet vom 3. Februar 1872. (G.-Bl. ©. 124.), die Um: 
zugsfojten dur) das Gefet vom S. Juli 1872. (G.:Bl. ©. 509.) geordnet. Das 
Gefet vom 3. Februar 1872. beftimmt in feinen SS. 1., 2., 3. und 5.: 


$. 1, „Die Zivil-Beamten erhalten bei Dienstreisen Tagegelder nach den folgenden 
Sätzen: 


1: DersOber-Präsident... iu. 2... er er 10 Thlr. 
II. Die Vorstände der Landes-Zentral- und Bezirks-Behörden 
und die ihnen gleichzustellenden Beamten ............... 
III. Die ordentlichen Mitglieder der Landes-Zentral- und Bezirks- 
Behörden und die ihnen gleichzustellenden Beamten ....... 475 


IV. Die übrigen Mitglieder der Landes-Zentral-, Bezirks- und 
Kreis-Behörden und die ihnen gleichzustellenden Beamten. 3 „ 
‘v.. Die ‚Subaltern-Beamten . 2... rs ne OR ge 
VL Die. Unter-Beamten ...2).. Mala. raue se ku: 
Die vorstehenden Sätze werden um den vierten Theil ihres Betrages vermindert, 
wenn die Hinreise und die Rückreise an demselben Tage erfolgen. 


$. 2. AnReisekosten, einschliesslich der Kosten der Gepäck-Beförderung, erhalten: 


.a. bei Dienstreisen, welche auf Eisenbahnen oder Dampfschiffen zurückgelegt werden 
können: 
1. die in $. 1. unter I, IL, III. und IV. bezeichneten Beamten 1% Sgr. auf den 
Kilometer und 1 Thlr. für jeden Zu- und Abgang, 
2. die in $. 1. unter V. bezeichneten Beamten 1 Sgr. auf den Kilometer und 20 Sgr. 
für jeden Zu- und Abgang, 
3. die in $.1. unter VI. bezeichneten Beamten % Sgr. auf den Kilometer und 10 Ser. 
für jeden Zu- und Abgang; 
b. bei Dienstreisen, welche nicht auf Eisenbahnen oder Dampfschiffen zurückgelegt 
werden können: 
1. die in x 1. unter L, IL, IH. und IV. bezeichneten Beamten 7 Sgr., 
2. die in 8. 1. unter V. bezeichneten Beamten 4 Sgr., 
3. die in 8. 1. unter VI, bezeichneten Beamten 3 Sgr. Ä 
auf den Kilometer der nächsten fahrbaren Strassenverbindung. 


Hat im Falle zu a. einer der dort unter 1. erwähnten Beamten einen Diener auf 
die Reise mitgenommen, so ist er befugt, für denselben % Sgr. auf den Kilometer zu 
liquidiren. 

Haben im Falle zu b. erweislich höhere Reisekosten als die vorstehend bestimm- 
ten aufgewendet werden müssen, so werden dieselben erstattet. 


$. 3. Bei Berechnung der Entfernungen wird jeder angefangene Kilometer für 
einen vollen Kilometer gerechnet. 

Bei Geschäften ausserhalb des Wohnortes, in geringerer Entfernung als ein Kilo- 
meter von demselben, werden weder Tagegelder noch Reisekosten gewährt. 

$. 5, Der Reichskanzler bestimmt, welche Beamten den im &. 1. unter IL. IN. 
und IV. bezeichneten Beamten gleichzustellen sind und welche Beamten im Sinne die- 
ses Gesetzes zu den. im $. 1. unter V. und VI. genannten Beamtenklassen gehören.“ 
(Vgl. Gesetz, betr. die Reisegebühren der Friedensrichter und Friedensgerichts-Schreiber 
in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit und in Zivilrechts-Streitigkeiten vom 11. Ja- 
mar 1875. (G.-Bl. S. 13.) 


Daz3 Gejet vom 8. Juli 1872. verordnet in Betreff der Umzugskoften in 
s$. 1.—3., 5.—7. und 9.: i 


.% 1 „Die in Elsass-Lothringen etatsmässig angestellten Zivil-Beamten erhalten 
bei Versetzungen Vergütung für Umzugskosten nach folgenden Sätzen: 
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auf Transport- 


auf allgemeine Kosten 
Kosten. für je 10 Kilo- 
wenn sie nach den Bestimmungen im Gesetz vom 3. Febr. BC TTR 
1872. (Ges.-Bl. S. 124.) zum Bezuge des Tagegelder-Satzes 
berechtigt sind, und zwar: 
De learn een 350 Thlr. 7 Thlr. 
IS varrA IRnalera Or RENT ET, „80 RR A AR 
BEREn IE TBRaleE RN HN N a SO Ba 
IWANCH SEILBAHN RE AT IIND II SE BOT. 5 a? 
BR EN RER WERNER IE... 19° 


$, 2. Eine Vergütung für Umzugskosten findet nicht statt, wenn die Versetzung 
auf den Antrag des Beamten erfolgte. 

$. 3. Beamte ohne Familie erhalten nur die Hälfte der nach 8. 1. festzusetzenden 
Vergütung. 

$. 5. Von den Vergütungssätzen ist derjenige in Anwendung zu bringen, welchen 
die Stellung bedingt, aus welcher — nicht in welche — der Beamte versetzt wird. 

$. 6, Die zum Bezug einer Vergütung für Umzugskosten berechtigten Beamten er- 
halten ausser dieser Vergütung für ihre Person die gesetzlichen Tagegelder und Reisekosten. 

8.7. Die nicht etatsmässig angestellten Beamten erhalten bei Versetzungen nur 
persönliche Reisekosten und Tagegelder nach Massgabe des Gesetzes vom 3. Februar 
1872. (Ges.-Bl. S. 124.). 

$. 9. Die Bestimmungen der 88. 1.—7. finden auch Anwendung, wenn Zivil-Beamte 
aus einem anderen Lande nach Elsass-Lothringen berufen werden. 

Mit Rücksicht auf die bisherige Stellung solcher Beamten bestimmt der Reichs- 
kanzler in jedem einzelnen Falle, welcher von den im $.1. bestimmten Vergütungs- 
sätzen in Anwendung zu bringen ist.“ 


d-a. Zür Preußen find die Tagegelder und NReijefoften der Staat3- 
Beamten — ohne Unterfheidung der Zivil- und Militair-Beamten — Durd) das 
ben R 24. März 1873. (6.-©. ©. 122.) generell neu geordnet. Dafjelbe 

ejtimmt: 


du „Die Staats: Beamten erhalten bei Dienftreifen Tagegelder nad) den folgenden 


Süten: 
Luatiiine, Staatämiiiten gas. aa Tann ac 10 Thlr 
Benmte ner erfiewRanaklafle.. 12.\..... Bin ‘ 
III. Beamte der zweiten und dritten Ranglaffe.........22.2....-- In 
IV. Beamte der vierten und fünften Rangklafle. ..............:-- 4 


MD DEREN N En a erkenne , 
VI Subaltern-Beamte der PBrovinzial:, Kreis: und Lofal-Behörden 

und andere Beamte gleihen Ranges .......2..220eneecneneen u, 
VH. Beamte geringeren Ranges und Unter-Beamte .............:: 1.0 


$. 4. An Reifekoften, einchlieglich der Koften der Gepäd-Beförderung, erhalten: 
I. Bei Dienftreifen, welche auf Eifenbahnen oder Dampfichiffen gemacht werden fünnen: 
1. die im $. 1. unter I. bis V. genannten Beamten für die Meile 10 Sgr. und 
1 The. für jeden Zu- und Abgang. 
Hat einer diefer Beamten einen Diener auf die Reife mitgenommen, jo kann er 
für denfelben 5 Sr. für die Meile beanfpruden. 
2. die im $. 1. unter VI. genannten Beamten für die Meile 7% Sgr. und 20 Sur. 
für jeden Zu: und Abgang; 
3. die im 8. 1. unter VII. genannten Beamten 5 Sgr. für die Meile und 10 Sur. 
für jeden Zu: und Abgang. 
II. Bei Dienftreifen, welde nicht auf Dampfichiffen oder Gifenbahnen zurüdgelegt werden 
«  fönnen, erhalten: 


1. die im 8. 1. unter L.—IV. genannten Beamten. ............... 1 Thle. 15 Sgr. 
2. die im 8.1. unter V. und VI. genannten Beamten............ 1, 
Br Bteslintee Beamer reine VIE S DI RR ae RR 


für die Meile. 


- *) Ob die Dienftreife einen oder mehrere Tage erfordert hat, macht alfo nad) Preuß: 
idem Recht feinen Unterschied in dem Diätenjag. 
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Haben erweislich höhere Neifekoften als die unter I. und II. feftgefesten aufgewendet 
werden müllen, jo werden diefe erftattet. 

$. 7. Bei Berechnung der Entfernungen wird jede angefangene Fünftelmeile für eine 
volle Yünftelmeile gerechnet. 

Dei Reifen von mehr als einer Fünftelmeile, aber weniger ald einer ganzen Meile, 
find die Fuhrkoften für eine volle Meile zu gewähren. 

$. 10. ft der perfönlihe Rang eines Beamten ein höherer, al der mit dem Amte 
verbundene, jo ift der leßtere für die eititellung der Tagegelder- und Reifekoftenjäße maß: 
gebend. Beamte, welche im Range zwifchen zwei Klaffen ftehen, erhalten die für die nievri- 
gere Klafje beftimmten Säte, 

Sür Beamte, denen ein bejtimmter Rang nicht verliehen ift, enticheidet der Verwaltungs - 
Chef in Gemeinichaft mit dem Finanzminifter über die denfelden nad) Maßgabe diejes Gefeges 
zu gewährenden Süße.“ 


Die Vergütigung für die Umzugsfoften beruhte bisher auf Königlicher 
DOrdre vom 26. März 1855. (G.-S. ©. 190.). Diefelbe verfügt: 
$.1, „Nur etatsmäßig angeftellten Beamten find Umzugsfoften zu vergütigen. *) 
$. 2. Eine folde Vergütigung für etatsmäßig angeftellte Beamte findet nicht ftatt: 
a. wenn die Berjeßung lediglich auf den Antrag des Beamten erfolgt; | 
h. wenn mit der Verfegung eine Einfommens-Berbefferung verbunden ift, duch deren halbd- 
jährigen Betrag die nachftehenden Umzugskoften-Bergütigungen gedert werden. 


$. 3. Die Vergütigung wird gewährt: 1 Aut ee auf Eranspart- 
Koften mit je 5 Meilen mit 
I. Beamten der erften Rangklaffe ............ 600 Thlr. 30 Thle. 
IL Meomien Der. ameten : 0 350, „ M u 
BER, are nDIIHEN A 2.900. 1a 
IV. Ober-Regierungsräthen und den mit ihnen in 

gleihem Nange ftehenden Beamten ........ 180.3, 15 &, 
V. Beamten der vierten Rangklafle........... 130,7, 12 „ 
VL: fünften ee er 1. ne. 80 [7 9 „ 


der Provinzial-Behörden ftehen 2.22.22... BONS Ba 


® 


Range ftehenden Beamten .....ccceeceeen. BONN, Tre 
IX. Subalternen zweiter Klafje bei den Provinzial: 


Lofal-Behörden, jofern fie nicht zu einer der 
oben gedachten Rangklaffen gehören........ 50: ,,, b..,, 
X, Unteebententen., a 020 PR 3, 
Beamte, welche feine Familie Haben, erhalten nur die Hälfte der nad) Vorftehendem feft- 
zujegenden Vergütigung. 
$. 4. Bon der Vergütigungsfumme geht jedod in allen Fällen die Hälfte der mit der 
Verjegung verbundenen jährlichen Einfommens-Verbeflerung ab.**) 
$. 6. Von den Vergütigungsfäsen ift derjenige in Anwendung zu bringen, welchen 
die Stellung des betreffenden Beamten, aus der — nicht in die — die Verjekung erfolgt, bedingt. 
$. 7. Die nad) 8.1. zu Umzugskoften berechtigten Beamten erhalten, wenn fte fi) nicht 
in dent 8.2. Litr. a. bezeichneten Falle befinden, außer denjelben bei Berjegungen für ihre 
Rerjon die regelmäßigen Diäten und Fubrkoften. 
$. 8. Die perfönlicen Neifekoften bei DVerjehungen nad Makgabe des Grlaffes vom 
10. Suni 1848. erhalten auch diejenigen Beamten, welche nicht etatsmäßig angeftellt find, falls 
nit der eigene Wunfch des Beamten das alleinige Motiv für die Berjegung gemefen ijt.“ 


Die Beitimmungen der Kab.:Ordre vom 26. März 1855. find daher mehrfad) 
ungünjtiger als die des für Elfaß-Lothringen geltenden Gefeges. Namentlich gilt 
dies von den SS. 2. und A. 


*) gl. in Anfehung der im Auslande angeftellten Beamten 8. 70. diejes Gefeßes. 

.. *) Der Wohnungsgelder- Zufhuß bleibt bei Seftftellung der Umzugstoften- Bergütigung 
‚außer Anjag. (Gef. über die Wohnungsgeld-Zufhüffe vom 30. Juni 1873. 8. 8, R-C.-Bl. 
©. 166., efr. zu $. 4. Diejes Gef.) 
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Das Preußiihe Abgeordnetenhaus, von der Unzulänglichkeit derfelben über: 
zeugt, hat wiederholt und zulegt in der Situng vom 5. März 1873. (Sten. Ber. 
des Abgeoronetenhaufes ©. 1436. 1437.) die gefegliche Regelung der Umzugs: 
often von der Regierung gefordert, welche ihrerfeits die Befugnik zu anderweiter 
vegulativer Ordnung diefer Angelegenheit in Anfpruch nimmt. 


‚5-b. In es auf Württemberg vgl. Mohl’3 „Staatsreht” Bd.2. ©. 119., 
Dienftpragmatif $$. 11. 14.; in Betreff Sahjen-Altenburgs Gef. 8. 15. 


8. 19. Auf die Rechts-Verhältnisse der aktiven und der aus dem 
Dienste geschiedenen Reichs-Beamten, über welche nicht durch Reichs- 
Gesetz Bestimmung getroffen ist, finden diejenigen gesetzlichen Vor- 
schriften Anwendung, welche an ihren Wohnorten für die aktiven, be- 
ziehungsweise für die aus dem Dienste geschiedenen Staats-Beamten 
gelten. Für diejenigen Reichs-Beamten, deren Wohnort ausserhalb der 
Bundesstaaten sich befindet, kommen hinsichtlich dieser Rechts-Verhält- 
nisse vor Deutschen Behörden die gesetzlichen Bestimmungen ihres 
Heimathsstaates ($. 21.) und, in Ermangelung eines solchen, die Vor- 
schriften des Preussischen Rechts zur Anwendung. 


Diejenigen Begünstigungen, welche nach der Gesetzgebung der ein- 
zelnen Bundesstaaten den Hinterbliebenen der Staats-Beamten hinsicht- 
lich der Besteuerung der aus Staatsfonds oder aus öffentlichen Versor- 
gungskassen denselben gewährten Pensionen, Unterstützungen oder 
sonstigen Zuwendungen zustehen, finden auch zu Gunsten der Hinter- 
bliebenen von Reichs-Beamten hinsichtlich der denselben aus Reichs- oder 
Staatsfonds oder aus öffentlichen Versorgungskassen zufliessenden gleich- 
artigen Bezüge Anwendung. 


I. Entflefungs-Gefdicdte: 
Die dem Gesetz-Entwurf von 1873. beigegebene Denkschrift bemerkte zu 
Absatz 1. dieses Paragraphen (D.-S. Nr. 4. 8.2.): 

„Die Berufsthätigkeit der Reichs-Beamten ist Aufgaben gewidmet, welche 
allen Bundesstaaten gemeinsam sind; was sie für das Reich leisten, dient 
gleichmässig dem Interesse jedes einzelnen Bundesstaates; es erscheint da- 
her als eine nothwendige Konsequenz des durch den Artikel 3. der Reichs- 
Verfassung begrürideten gemeinsamen Indigenats, dass, so wie überhaupt 
jeder Angehörige eines Bundesstaates in jedem anderen Bundesstaate als 
Inländer zu behandeln ist, so auch jeder Reichs-Beamte in jedem Bundes- 
staate den eigenen Beamten desselben gleichzustellen ist. Wird dieser 
Grundsatz nicht festgehalten, werden die Reichs-Beamten den Landes- 
Beamten gegenüber wie Ausländer in eine gleichsam exterritoriale 
Stellung versetzt, so entsteht auf einem der wichtigsten Gebiete des öffent- 
lichen Lebens eine Scheidung zwischen Reich und Staat, welche an sich 
und in ihren Eindrücken auf das Volksbewusstsein die gemeinsamen Inter- 
essen und die Anforderungen der nationalen Gesammtentwickelung nur 
schädigen kann. 

Diese Erwägungen sind für alle diejenigen Verhältnisse der Reichs- 
Beamten massgebend, für welche der Gesetz-Entwurf in seiner gegenwärti- 
gen Fassung nicht ausdrückliche Bestimmungen getroffen hat. Die er- 
strecken sich deshalb keineswegs nur auf die Frage der Steuerprivilegien, 
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sondern beispielsweise auch auf das gegenseitige Rangverhältniss der Reichs- 
und der Liandes-Beamten und Anderes mehr. *) 
Der Abg. Wagner - Altenburg und Genossen brachten darauf folgendes 


Amendement ein: | 
Jen ersten Absatz des 8. 19. dahin abzuändern: 


„bezüglich 

1.der Zulässigkeit einer Beschlagnahme der Dienst-Einkünfte, Wartegelder und 
Pensionen, | 

2. der Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung in das Vermögen oder gegen die 
Person, 


kommen den aktiven und den aus dem Dienste geschiedenen Reichs-Beamten 
gegenüber diejenigen gesetzlichen Bestimmungen zur Anwendung, welche an 
ihrem Wohnort für die Staats-Beamten massgebend sind. Für diejenigen Reichs- 
Beamten jedoch, deren Wohnort ausserhalb der Bundesstaaten sich befindet, 
kommen hinsichtlich der Zulässigkeit einer Beschlagnahme der Diensteinkünfte, 
Wartegelder oder Pensionen die gesetzlichen Bestimmungen ihres Heimaths- 
staates ($. 21.) und in deren Ermangelung die Vorschriften des Preussischen 
Rechts zur Anwendung.“ 


Der Abg. Wagner hielt dabei dem in den Motiven des gegenwärtigen Ge- 
setzes hervorgehobenen Gesichtspunkt der bei Vorenthaltung der Privilegien 
der Landes-Beamten für die Reichs-Beamten eintretenden gleichsam „extra- 
territorialen“ Stellung entgegen: 

„Kann denn aber hier überhaupt von einer Exterritorialität die Rede sein? Die 
Reichs-Gesetzgebung ist doch auch ein Stück Territorial-Gesetzgebung und steht 
nicht extra, sondern intra territorium. Ich meine deshalb auch, dass der Begriff 
der Exterritorialität hier gar nicht hereingezogen werden kann. Davon aber auch 
abgesehen, will es mir scheinen, als ob die Auffassung der Motive zu viel beweise. 
Denn das Abgabenverhältniss ist nicht das einzige, in welchem die 
Situation der Reichs- Beamten sich von der der Landes-Beamten 
unterscheidet. Der Reichs-Beamte unterfällt einem anderen Be- 
amten-Gesetz, als der Landes-Beamte, — er hat #undere Rechte, 
andere Pflichten, andere Vorgesetzte und andere Besoldungsfonds. 
Eben so gut wie dort müsste man daher auch von diesen seinen Rechts-Verhält- 
nissen sagen, sie seien exterritorial und unangemessen. Die Konsequenzen 
dieser Motive würden dahin führen, dass man überhaupt gar kein 
Reichsbeamten-Gesetz zumachenhaben, sondern einfach die Reichs- 
Beamten unter die Dienst-Pragmatiken der einzelnen Bundesstaaten 
zu stellen haben würde.“ 

Der Abg. Lasker rief dem Reichstage zu: 

„Sie stellen die Reichs-Gesetze geradezu unter die Landes-Gesetzgebung, wenn 
Sie den Antrag der Regierungen annehmen; es verfügt dann über die zukünftige 
Stellung der Reichs-Beamten nicht das Reichs-Gesetz, sondern das Landes-Gesetz. 
Wenn es Baiern oder Bückeburg einfiele, seine Landes-Beamten zu privilegiren, so 
würden die dort wohnenden Reichs-Beamten auch privilegirt sein. 

„Nicht für die Vergangenheit allein, sondern für alle Zukunft würde nach dem 
Antrage der Regierung jeder einzelne Staat die Verhältnisse der Reichs-Beamten 
abändern können. Ich bitte schon aus diesem Grunde um Ablehnung des Regie- 
rungs-Vorschlages. Ich kann aber in Wahrheit sagen, dass mir das Argument 
aus Artikel 3. der Reichs-Verfassung wirklich im höchsten Grade wunderlich er- 
scheint, — wenn es gestattet ist, den Ausdruck ‚wunderlich“ auf ein Motiv des 
Bundesrathes anzuwenden. Dadurch, dass die Sphäre der Privatrechte in glei- 
cher Weise bestimmt wird für alle Einwohner des Reiches, zu schliessen, dass bei 
einer Dienstpragmatik für das Reich die Reichs-Beamten grade so behandelt wer- 
den müssen wie die Staats-Beamten, das schiesst über das Ziel hinaus. Das In- 
digenat und die Dienstpragmatik bilden eine sehr willkürliche Zusammenstellung. 
Nach dieser Auffassung würden Sie so weit kommen, dass von jetzt ab entweder 

gar keine Abänderung in den Landes-Gesetzen in Beziehung auf die Staats-Beam- 
ten vorgenommen werden darf, oder dass, wenn eine solche Abänderung in einem 
Lande vorgenommen würde, auch die Reichs-Beamten dieser Abänderung unter- 


”) Z.B. in Bezug auf das Recht zur Ausübung von Kommunal-Wahlrechten vgl. 
Entw, eines Reichs-Militair-Gesetzes von 1873. 8.42. (D.-S. Nr. 110. 8. 13.) 


- Zu 8.19. Allgemeine Bestimmungen. 647 


worfen werden müssten. Dann erst würde die Auslegung des Artikels 3. nach der 
Weise der Regierungs-Motive m Erfüllung gehen. Ich halte den Satz der Motive 
nur für ein Scheinargument, berechnet darauf, die Frage zu einer Verfassungsfrage 
zu machen; wenn aber der Satz richtig wäre, so würden Sie mit dem Reichs-Gesetz 
von jetzt ab die Gesetzgebung über die Dienstpragmatik in den einzelnen Staaten 
unmöglich machen. Denn der Artikel 3. würde ja gebieten, dass nichts Anderes 
in Betreff der Staats-Beamten in den einzelnen Staaten gelte, als wir in Betreff 
der Reichs-Beamten feststellen. Der Artikel 3. bezieht sich nur auf die privat- 
rechtliche Sphäre der Beamten. Wenn der Artikel 3. der Verfassung wirklich ver- 
langte, dass alle Beamten in jeder Beziehung gleich gestellt würden, so weiss ich 
nicht, wie die Kaiserliche Verordnung hat ergehen können, wonach die Soldaten 
überall, wohin sie geschickt werden, das Privilegium der Steuerbefreiung mit sich 
tragen, überall hin, auch wo bis jetzt die anderen Beamten dieses Privilegium nicht 
genossen,“ 

Der Abg. Miquel, welcher darauf hinwies, dass auch mit Annahme des 
8. 19. eine Gleichheit in der Lage der Reichs-Beamten nicht erzielt werde, 
hob noch hervor: 

„Der Artikel 3. bezieht sich unzweifelhaft auch auf staatsrechtliche Verhält- 
nisse; aber er bezieht sich doch nur auf das Gemeine Recht. Nicht jede ein- 
zelne Bestimmung, welche für jeden einzelnen Stand exzeptionell in einem einzelnen 
Staate besteht, würde hier übertragen, sondern es werde hier nur eine Rechtsgleich- 
heit in Beziehung auf das Gemeine Recht auch in den bestimmt hervorgehobenen 
staatsrechtlichen Beziehungen Konstituirt. Wenn ein Partikularstaat Vorschriften 
gäbe z. B. über den Zwang von Uniformirungen, so würde diese Vorschrift ipso 
jure auf die Reichs-Beamten nicht Anwendung finden. Es habe, wenn er nicht 
irre, im Grossherzogthum Hessen eine Verordnung bestanden, welche das Verbot 
des Barttragens enthielt. Er glaube nicht, dass wir angenommen hätten, es solle 
der Artikel 5. ohne Weiteres nun auch in Hessen auf die Reichs-Beamten Anwen- 
dung finden. 

Andererseits sei es vollständig richtig, dass wir genöthigt gewesen, in diesem 
Gesetz-Entwurf in einzelnen Beziehungen die Rechte und Gesetze der Partikular- 
Staaten anwendbar zu erklären. Das könne aber nicht ein Gegengrund sein. Kr- 
wünscht sei das allerdings auch nicht gewesen, aber daraus, dass wir durch dieses 
Reichs-Gesetz in einzelnen Beziehungen die Gesetze der einzelnen Staaten aus- 
drücklich anwendbar erklären, könne nicht gefolgert werden, dass sie es ipso jure 
sind auf Grund des Art. 3. der Verfassung. Umgekehrt, wenn wir nicht geglaubt 
hätten, und wenn die Reichs-Regierung glaubte, dass ipso jure auf Grund des Art. 3. 
der Verfassung die betreffenden Bestimmungen der Partikular-Staaten in Beziehung 
auf Exekution, Arrestlegung u. s. w. Anwendung finden, so würde es gar nicht 
nöthig gewesen sein, das ausdrücklich in das vorliegende Gesetz aufzunehmen.“ 


Für den $. 19. und seinen Zusammenhang mit dem Art. 3. der Reichs- 
Verfassung trat der Reichskanzler Fürst Bismarck wiederholt ein. Dem 
Abg. Wagner gegenüber bemerkte er: 

„Die verbündeten Regierungen haben sich um so mehr in der Unmöglichkeit 
befunden, in diesem Punkte weiter, als es geschehen, entgegen zu kommen, da sie 
den Eindruck haben, dass eine solche Bestimmung, wie diese, mit dem Art. 3. der 
Verfassung nicht in Einklang zu bringen sei, indem ausdrücklich gesagt wird, dass 
der Angehörige eines jeden Bundesstaates in jedem anderen Bundesstaate als In- 
länder behandelt werden soll, also genau ebenso, wie der Staats-Angehörige dieses 
Bundeslandes in den analogen Verhältnissen, in denen sich der Reichs-Beamte be- 
findet, und mit einem anderen freilich nicht so genau zutreffenden, aber doch ana- 
logen Punkt desselben Absatzes, wo sie den einheimischen gleich behandelt werden 
sollen. Hätten die verbündeten Regierungen durch die Reichs-Gesetzgebung ein 
Privilegium der Reichs-Beamten schaffen wollen, so würde dieses eben einfach da- 
hin ausgesprochen worden sein, dass die Reichs-Beamten überall und unbedingt 
sich derjenigen Privilegien erfreuen sollen, welche heut zu Tage nur in einzelnen 
Staaten die Landes-Beamten geniessen. Es ist aber nichts derart gesagt, sondern 
nur implieite gesagt, dass, wo und so lange, als dort, die Landes-Beamten bestimm- 
ter Privilegien sich erfreuen, die in diesem Lande fungirenden Reichs-Beamten 
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ebenfalls an diesen Privilegien Theil haben sollen. Abgesehen von den Bestim- 
mungen der Verfassung, ist allerdings der Grund hauptsächlich massgebend gewesen, 
dass dadurch ein gewisser Schein der Exterritorialität erweckt werde, und dass das 
allgemeine Urtheil sich nur zu leicht in die dem Partikularismus bequeme und ge- 
läufige Auffassung hineinlebt, dass der Reichs-Beamte eine Art Ausländer Sei, dass 
er nicht in demselben Masse, wie der eigene Landes-Beamte, als Landsmann zu 
beurtheilen und zu behandeln sei. Wenn Jemand von dem hohen wissenschaftlich 
gebildeten Standpunkte des Herrn Vorredners unter diesem Eindrucke, unter diesem 
falschen Eindrucke nicht leidet, so ist das sehr erklärlich. Im Grossen und Ganzen 
haben wir aber leider mit den Vorurtheilen derer, die nicht so tief nachdenken, 
und die nicht mit diesen Waffen der geistigen Forschung versehen sind, wie der 
Herr Vorredner, zu kämpfen, und wenn gerade mir in meiner amtlichen Stellung 
es obliegt, diesen Eindrücken da, wo ich sie im Leben wahrnehme, entgegen zu 
treten, so ist der vorliegende Punkt einer von denen, der mich an diese meine 
Pflicht mahnte, und ich kann dem Herrn Vorredner nicht verhehlen, dass ich einer 
der energischsten Vertheidiger im Bundesrathe gewesen bin für die Unmöglichkeit 
in diesem Punkte nachzugeben, für die Unmöglichkeit, uns in diesem Punkte mit 
der Reichs-Verfassung, mit der Verpflichtung eines jeden I,andes, die Reichs-Be- 
amten ähnlich wie die eigenen zu behandeln, in Widerspruch zu setzen.“ 


Gegen den Abg. Lasker führte der Fürst-Reichskanzler aus: | 
„Der Herr Vorredner hat hauptsächlich sein Argument daher genommen, dass 
das Reich hier gewissermassen gedemüthigt, gebeugt würde unter die Gesetzge- 
bung des Partikular-Staates. Ja, ganz ohne das kommen wir niemals aus. Erinnern 

Sie sich der Vorschläge des Reichstages selbst, der in dem damaligen 8. 19. sagt: 


Hinsichtlich 

1. der Zulässigkeit einer Beschlagnahme der Diensteinkünfte, W artegelder und 
Pensionen, 

2. der Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung in das Vermögen und gegen die 
Personen 


kommen den aktiven und den aus dem Dienst geschiedenen Reichs-Beamten 
gegenüber diejenigen gesetzlichen Bestimmungen zur Anwendung, welche an 
ihren Wohnorten für die Staats-Beamten massgebend sind. 


Also mit dieser Beugung des Reiches unter den Partikular-Staat haben wir 
nichts Neues eingeführt. Ganz herausheben aus den konkreten Verhältnissen, in 
denen die Reichs-Beamten leben, kann man sie nicht, wir werden eben in vielen 
Dingen die Landes-Gesetzgebung, die Landes-Einrichtungen zu Hilfe nehmen müssen, 
aber dazu, bitte ich die Herren, helfen Sie mir, zunächst die Reichs-Verfassung 
aufrecht zu erhalten und zweitens die Idee im Volke zu entwickeln, dass das Reich 
und die Gesammtheit der Staaten nur ein und dasselbe ist, dass der Reichs-Beamte 
keine Exterritorialität besitzt, und dass Preussen dem Reiche angehört in demsel- 
ben Masse, wie das Reich mit Preussen zusammengehört. Diesen Gedanken finde 
ich in Ihrem Amendement, welches ich als eine Tradition einer früheren Stellung 
ansehe, eben nicht verwirklicht, diesen Gedanken der Identität der Landes-Ange- 
hörigkeit und der Reichs-Angehörigkeit, wie er mir vorschwebt, und ich möchte 
doch die Herren wiederholt bitten, um dieses einen Punktes willen die Verstän- 
digung über das Gesetz nicht zum Scheitern zu bringen. Der Herr Vorredner hat 
gesagt, der Bundesrath wird wohl schliesslich, wenn der Reichstag noch einmal be- 
schliesst, sich geben; — ich kann ebenso gut die Ueberzeugung aussprechen, der 
Reichstag wird, wenn der Bundesrath nochmals bei seiner Meinung bleibt, die weit 
ausgestreckte Hand, die Ihnen in elf oder zwölf Punkten entgegenkommt und nur 
in ein oder zwei Punkten entgegengesetzt bleibt, ergreifen wollen. Der Bundes- 
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rath hat meines Erachtens die Barriere der Verfassung und den ganz klaren Wort- 
laut der Verfassung für sich, die er nicht überschreiten kann und nicht überschrei- 
ten will.“ 
In Bezug auf die Ausführung des Abg. Miqu&l bemerkte der Reichs- 
Kanzler Fürst v. Bismarck: 

„Dass er nicht habe sagen wollen, dass die Anwendung des Art. 3. ipso jure 
nothwendig folge, er habe nur sagen wollen, „dass das Reich ein Recht darauf 
habe, insoweit es dasselbe geltend machen will, und dass dieses Gesetz, wenn es 
ohne eine Erläuterung dieser Verfassungs-Bestimmung ergeht, von ihm wenigstens 
mit dieser Verfassung nicht in Einklang gebracht werden könne.“ 


Das Amendement Wagner und Genossen wurde hierauf verworfen und 
der $. 19. in der Fassung der Regierungs-Vorlage angenommen. 

(Vgl. die ausführlichen Reden des Fürsten-Reichskanzlers und der Abg. 
Lasker und Miquel im Sten. Ber. von 1873. S. 57. f. und unter: Bemerkun- 
gen No. 4. B. „Steuerbefreiungen‘“.) 


I. Bemerkungen: 


1. Die Neih3-Beamten haben gleich den übrigen Staatsbürgern die allgemei: 
nen Bürgerpflichten zu erfüllen (vgl. unter Nr. 4. F.); fie genießen jedoch diefel: 
ben Vorrechte, wie die Beamten des Landes, in mwelhem fie ihren amtlichen 
MWohnfig haben. Der Grundfag von der Gleichheit der Necte aller Reidh3:Be: 
amten ift dem Grundjat der Nechtögleichheit zwijhen den in einem einzelnen 
Bundesitaat angeftellten Neihs: und Landes-Beamten gewichen. *) 


2. Der $. 19. bezieht fich auf die unmittelbaren und mittelbaren, auf die vor 
der Verpflichtunasfraft diefes Gefebes und nad) derjelben angeftellten, endlich fo: 
wohl auf die definitiv al auf die vorläufig aus dem Dienit gejchiedenen, auf 
MWartegeld ftehenden Beamten. (Sten. Ber. ©. 180.) Dagegen haben deren 
am auf diefe Privilegien nit ohne Weiteres Aniprud. cfr. Abjah 2. des 
19: 


3. Ein Verzicht auf die Vorrechte ift vermöge der öffentlich-rechtlihen Natur 
derjelben redhtsungiltig (vgl. für Preußen 5. B. Anhang zur Allg. Geriht3-Drb: 
nung I. 24. $. 1. 163.) 

4. Unter den Vorredhten der Beamten nad dem in den einzelnen Bundes: 
itaaten beftehenden Landesrecht find hervorzuheben: 

A. Ehrenrecdhte; dahin gehört 

a. der Rang der Beamten $. 19.; 

b. der befreite Gerichtsftand. Dexfelbe ift in Preußen durd) die Verordnung 
vom 2. Januar 1849. aufgehoben. Jin Deutfhen Reihe wird er durd) 
die Prozeg-Orodnung feine Aufhebung finden (Motive zu $. 12. derjelben 
©. 64.) Im Zufammenhang mit dem befreiten Gerichtöftand fteht. 

c. die Befreiung vom Pfarızwang. Allgem. L-R. Th. II. Tit. IX. $8. 283. 284. 
B. Steuerbefreiungen. 73 ie 

Die Steuerpflicht der Neich3:Beamten ift durd das Neich3-Gefeh wegen Bejei- 

tigung der Doppelbeftenerung vom 13. Mai 1870. (B.-6.:dl. ©. 119., Archiv 

Bd. IV. ©. 949. ff.) injofern geregelt, als die direfte Befteuerung der Neids- 

Beamten der Negel nah da ftattfinden foll, wo diejelben ihren dienjtliden 


*) Derfelde Grundgedanfe ift nunmehr auch für die im NeichS-Eigenthum ftehenden Oegen: 
ftände angenommen. Siehe Gejet über die zum Dienft einer Reichs-VBerwaltung beftimmten 
Gegenftände vom 25. Mai 1873. 8. 1. (R.-6.-Bl. ©. 11313.). Hinfihtlic der Befreiung 
von Steuern und fonftigen dinglichen Laften find die im Cigenthum des Reiches befindlichen 
Gegenftände den im Eigenthum des einzelnen Staates befindlichen gleichartigen Gegenftänden 
gleichgeftellt. ER . m 

Auch unterliegt das Neich bezüglich der ihm zugehörigen Gegenftände der nämliden Ge: 
vichtszuftändigkeit, welcher der Staat, in defien Bereich jene Gegenjtände fic) befinden, bezüglich 
der ihm zugehörigen gleichartigen Gegenftände unterworfen it. 


650 Gesetz, betr. die Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten. Zu 8. 19. 


Wohnfis haben. Es werden alfo auch die Landes:Gefege über Beftenerung, 

welche am Drte diefes Wohnfises gelten, zur Anwendung kommen. 

Diefe Lande3-Gefege enthalten zum Theil Ausnahme-Beitimmungen über 
die Deiteuerung des Dieniteinfommens der Landes - Beamten. Namentlid tt 
foldes in Preußen der Fall. Nüdfihtlic der Staatsfteuern befteht hier Fein 
PBrivilegium für die Gehalte der Beamten, wohl aber find durch das Gefet 
vom 11. Juli 1822. (©.-©. ©. 184.), die Kab.-Drdre vom 14. Mai 1832. (©.-©. 
©. 145.), beziehungsmweife die Verordnung vom 23. September 1867. (G.:©. 
©. 1648.) niht nur die Staats - Beamten, fondern aud die Kommunal: und 
tändiihen Beamten Hinfihtlih der Kommunal: (Kreis:, Provinzial: 2c.) Steuern 
dahin privilegirt, daß das Dienit-Einfommen bei direkten Kommunal-Einfom- 
menjteuern nur zur Hälfte in Anfab Lommt, und bei Gehalten unter 
250. Thlen. nicht mehr als ein Prozent, bei Gehalten von 250 bis 500 Thlern. 
niht mehr ald anderthalb Brozent, und bei höheren Gehalten nicht mehr ala 
zwer ‘Brogent des gefammten Dienjteinfommens gefordert werden dürfen.*) 

sn Sadhjen Altenburg, Sadfen-Weimar, in den Hanjejtädten be- 
ftehen folche Steuerbefreiungen nicht. (Sten. Ber. von 1868. ©. 557., vgl. Motive 
©. 33.). Diefelben erregten von jeher Anftoß im Scoobe des Neihstags. (Val. 
Verhandlungen des Norddeutichen Neichstags von 1868. (Sten. Ber. ©. 486—490. 
556—561, Arhiv Bd. Il. Einleitung) und PVerhandlungen der Kommiffion des 
Reichstags von 1870. (Drudl. Nr. 215. ©. 5.). Das Worrecht, welches fie ge: 
währten, ijt für den Beamten jelbit von zweifelhafter Güte. Nach einer verbrei- 
teten Auffafjung maht es ihn heimathlos und entfremdet ihn dem Gemeinde: 
leben und ven Gemeindesssntereffen; „er lernt nicht, fih als Bürger mit dem 
Bürger fühlen.“ enes Borreht wird aber aud) mit einem Unrecht gegen Die 
Kommunen erfauft, in deren Haushalt in einer diefelben Ihädigenden Weije ein: 
gegriffen wird. 

Nidt die Gleichftellung mit den Landes-Beamten in Bezug auf unhaltbare 
Dorredhte, wohl aber die Gewährung eines ausreichenden Dienfteinfommens, 
weldes fie in den Stand fest, ihre fommunalen Pflichten zu erfüllen, ift ein gutes 
Recht der ReichE-Beamten und eine ernjte Verpflichtung des Neiches, welche das- 
jelbe aud) ohne Anmeifung auf die Kommunen zu erfüllen im Stande it. 
‚Bon diejen Gefihtspunften aus follte nach Anfiht des Reichstags das orga- 
nifhe Gefes für die Neihs-Beamten deren Rechte gleihmäßig regeln. Zu 
ihren Gunften jenen irrigen Grundfat der Freiheit von Rommunalfteuern in das 
Gefeß aud nur mit tranfitorifher Wirkung einführen und damit jenes PBrivilegium 
auf einen neuen Beamtenfreis ausdehnen, erihien daher ebenfo unzuläffig als in 
Bezug auf die Kommunalftever-Pfliht Unterfcheidungen zwilchen unmittelbaren 
und mittelbaren, zwiihen in Preußen und außerhalb Breußens und zwifhen vor 
und nad) Gmanation diejes Gefeges angeftellten Reihs-Beamten zu_maden. — 
Audh der Befisftand der mittelbaren Keich3-Beamten, melche nad) der, auf 
einem — tim Nefurswege ergangenen, und darum nicht weiter anfehtbaren — Er: 
fenntnig des Königl. Kammergerichts zu Berlin vom 1. November 1869. (M.:Bl. 
dv. 1. 3. 1870. ©. 52.) fi gründenden Verfügung des Preuß. Minifters des 
‚yanern vom 9. Juli 1869. (M.-BL. für 1869.) in Preußen die Vorrehte der 
Staats-Beamten als quasi Zandes-Beamten genofjen En fann nicht entihei: 
den. Die mittelbaren Reihs:Beamten find gleid den unmittelbaren eben 
Reih3-Beamte, für Neichszwede thätig und vom Keiche befoldet. Mit ven Auf: 
gaben ded Bunvesitaates, in deifen Gebiet fie dem Reiche dienen, haben fie nichts 
zuthun. Die den einzelnen Landesherren verbliebenen Brärogative der Anftellung und 
Auszeihnung mit Titeln, Orden und Belohnungen ändert in ihren Rechten und Pflic)- 


*) Entwurf eines Reih3-Militairgeiebes von 1873. ©. Al. und 43., Drudf. Nr. 110., 13. 
Eine Befreiung von den indireften Kommunalfteuern (Lurusfteuer, Hundefteuer, Wildpret- 
- Fteuer) findet auch in Breußen nicht Statt. Jene Voriiriften find in den Gemeindeverfaflungs: 
Sejeben wiederholt. 


» 
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tenimReichenichtö. Die Steuerfreiheit, welche fie bisher genoffen haben, gehört nicht in 
dteKategoriewohlerworbener Brivatrehte, veren Aufhebung im Wege 
der Gejetgebung die betreffenden Neih3:Beamten zur Klage nad 
Art. 18. der Neihs-Berfafjung berehtigte, fondern dem öffentlichen 
Reht an und fonnte überdies Durd Verjesung in einen Bundesftaat, 
wo jie für die Landes: Beamten nicht eriftirte, in jedem Augenblid 
verloren gehen. 

Die Nüdlihtnahme, melde die von der Aufhebung betroffenen mittelbaren, 
zum großen Theil aus den Subalternen und Unterbeamten beftehenden Reicha- 
Beamten verlangen Fönnen, war eine billige Ausgleihung oder Entfhädigung aus 
Reihsmitteln, wie diejelbe vom Neichatag beichloien war. 

Aus diefen Gründen fiel das Privilegium der fommunalen Steuerfveiheit im 
Reichstag von 1872. (vgl. die umfajjenden Berhandlungen von 1872. Sten. Ber. 
©. 177—181., 905— 911.) und mit denjelben das ganze Gefet. 
| Der Neich3:Gefeg: Entwurf von 1873. verlangte von Neuem die Anerkennung 
ve8 Brivilegiumd. ; 

Die beigefügte Denfjchrift bemerkt dazu: 

„Von einem näheren Eingehen auf die im Reichstage erörterte Frage, ob 
es politisch richtig sei, derartige Privilegien der Staats-Beamten zu schaffen 
oder fortbestehen zu lassen, ist um so mehr abgesehen worden, als dem $. 19. 
nach seiner ursprünglichen Fassung die Absicht zu Grunde lag, dieselben den 
Reichs-Beamten nicht allgemein und dauernd, sondern nur da, wo sie den 
Laandes-Beamten zustehen und nur so lange zuzuwenden, als sich die letzteren 
im Genusse dieser Immunitäten befinden würden. Träte der Fall ein, dass 
dieselben im ganzen Bundesgebiete fortfielen, so würden sie fortan auch für 
die Reichs-Beamten nicht mehr in Anspruch zu nehmen sein. So lange sie 
aber in einzelnen Bundesstaaten bestehen, erfordert die Verfassung des 
Reichs, dass den Beamten desselben, soweit sie in den betreffenden Staatsge- 
bieten wohnen, diejenigen Rechte zu Theil werden, welche den Beamten in 
diesen Staaten zustehen.“ 

Der Abg. Wagner (Ultenburg) widerjprah mit dem oben mitgetheilten 
Amendement der Aufnahme des Brivilegiums in das Gejeh. 

Der Fürft-NReihsfanzler aber erklärte zum Schluß: 

„Ich glaube, dass die Annahme der jetzigen Vorschläge des Bundesrathes da- 
hin wirken wird, den Zustand, den Sie erstreben, auch in Preussen herbeizuführen. 
Ich wiederhole, dass es sich für das Reich nicht handelte um ein Privilegium seiner 
Beamten, sondern um das Festhalten der Gleichheit und um Verwerthung der Ein- 
drücke, die von dieser Gleichstellung auf das nationale Bewusstsein erwartet wer- 
den können. Ich selbst bin vollständig bereit, auch innerhalb des Preussischen 
Ministeriums dazu mitzuwirken, dass dieser Zustand erreicht wird. Ich bin an sich 
kein Anhänger der Fortdauer des Systems in Preussen, ich verlange nur, dass den 
Reichs-Beamten diese Vortheile so lange gewährt werden, wie sie für die grosse 
Mehrheit der Beamten für 24 Millionen Preussen bestehen, dass die Reichs-Beam- 
ten nicht schlechter gestellt werden. Aber nach der Stimmung, die ich bei meinen 
Kollegen gefunden habe, die mir die Ueberzeugung und den Eindruck hinterlassen 
hat, dass sie schon jetzt ihr Votum so abgegeben haben würden, wenn nicht der 
Widerstand des Reichskanzlers die Wagschale auf die andere Seite geneigt hätte, 
kann ich voraussehen, dass meine Mitwirkung zur Beseitigung dieser Einrichtung 
in Preussen auf fruchtbaren Boden fallen wird. Bis dahin möchte ich aber bitten, 
auf die Sympathie, mit der die einzelnen Gemeinden den zahlenden oder nicht 
zahlenden Beamten entgegenkommen, nicht allzu hohen Werth zu legen. Ich 
möchte für die Reichs-Beamten nicht gerne eine analoge Sympathie wie für reiche 
Ausländer gewinnen, die eben auch zahlen, aber doch nicht dem Lande näher an- 
eehören, ich möchte nicht, dass Reichs-Beamte von der öffentlichen Meinung in 
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eine entferntere Kategorie gerechnet werden, Ich möchte dahin kommen, dass wir 
in dem Reichs-Beamten einen wenn nicht reichen, doch gleich den Preussen zah- 
lenden Inländer haben, von dem jeder Schatten eines Anflugs von Exterritorialität 
in der Meinung der Gemeinden genommen ist und der der Kategorie der zahlen- 
den Ausländer eben nicht mehr zugerechnet wird.“ 


Mit dem angenommenen $. 19. ift die Rommunal-Steuerfreiheit der Landes: 


Beamten den Reihs-Beamten gefihert. Ueber die Befreiungen der 

Militairperjonen und deren Hinterbliebenen vgl. B.:D. vom 22. Dezember 

1868. (B.-6.Bl. ©. 571., Archiv Bd. II. ©. 840.). 

C. Beihräntungen der Befhlagnahme von Dienft:Einfünften, Warte- 
geldern und VBenfionen. 


a. 


Das Gejet über die Beihlagnahme der Arbeitslöhne vom 21. Juni 1869. 
findet auf das Gehalt, die Dienftbezüge der Beamten feine Anwendung. 
(B.-©.:Bl. ©. 242. Archiv II.) Die Beihlagnahme: ift daher auf rüdftän- 
dige Gehaltsforderungen nicht befchränft, a findet auch bei nicht 
fälligen jtatt. 


. 5n Bezug auf die Erefutions-Vollitredung in die Gehalte der Beamten, 


enthalten die Landes-Gefehe verjhievenartige Beftimmungen. 

Die Breußiihen Vorfhriften finden fih im Anhange zur Allg. ©.:O 
$$. 160. 161. und gehen im Ganzen dahin, daß ein Betrag von 400 Thlrn. 
immer arreftfrei bleibt, und von dem Weberjhhiekenden nur die Hälfte an: 
gegriffen werden fann. Die Benfionen find nur im Betrage von 200 Thlen. 
ganz und von dem Weberfhuß ebenfalls bis zur Hälfte arreftfrei. Anhang 
$. 163. der Allg. ©.-D. ©. 24. (vgl. Motive ©. 33. 34.). | 

Das Brivilegium leidet, abgejehen von Schulden aus unerlaubten Hand: 
lungen, aud auf laufende öffentliche Abgaben feine Anwendung. Sofern 
eg N um Entrihtung laufender Alimente handelt, müfjen fi) die Beam: 
ten Abzüge bis zur Hälfte ihres ganzen Gehaltes, Wartegeldes oder 
ee gefallen Iafjen. (Anhang zur Alle. 6.0. I. 24. & 1. 

8. 169: 168. 

Andere Tandes-Gefehgebungen, das Sähfiihe Gefek vom 7. März 
1837. $. 12., da8 Dldenburgifhe vom 28. März; 1867. Art. 20. 
und das DBraunfhmeigifhe vom 15. Dftober 1832. 8. 15, 
lafjen die Beihlagnahme eines Dritttheils zu, das Yettgedadhte Gejeb bei 
PBenfionen nur eines Fünftheils (vgl. Motive ©. 34.). Baiern läßt 
400 Gulden arreitfrei. (Baierifhe Prozeß-Ordnung von 1869. Art. 967.) 
Vgl. für Baden Prozeg-Orbnung $. 918., 919., für Heffen Art. 5. des 
Staatsdiener-Gefebes, für Lippe Staatsdiener-Gefe 8. 50. 

Der Entwurf einer Deutfhen Prozeg-Ordnung $. 660. läßt 
Dienfteinfommen und Penfion bis zu 500 Thlen. frei und unterwirft nur 
ven fünften Theil des Mehrbetrages der Pfändung. Der neue Entwurf 
der Kommifjion zieht den dritten Theil des Mehrbetrages über 500 Thlr. 
zur Pfändung. $. 683. 

Das Brivilegium bezieht fi nicht auf die Wittwen-Wenfionen. An: 
derd Deutjher Entwurf $. 661. (Komm.:Entwurf 687.), welcher die Wittwen- 
PN WaifenBenfionen, fomie die Erziehungägelder von der Pfändung aus: 

ießt. 

Bei den Neich3-Beamten, deren Wohnfis fi) nicht im Keiche befindet, alfo 
bei den aktiven und bei den in den Ruheftand verfesten Gefandtichafts- 
und Konfulats-Beamten, melde nah ihrer Zurdispofitionsftellung oder 
Denfiontrung ihren Wohnfig nit nah dem Deutfhen Reich zurüdverlegt 
haben, richtet fih die Zuläffigkeit der Beihlagnahme der Dienit-Einfünfte, 
Wartegelder und Venfionen nicht nad) den Gefeten des ausmärtigen Mohn: 
ortes, jondern nad) den Gefegen, welche im Neiche gelten; denn diefe 
Dienft-Einfünfte 2c. werden aus der Kalle des Deutichen Neiches, alfo 
von einer Deutihen Behörde bezogen und im Gebiet des Deutfchen Keiches 
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erfolgt die Beihlagnahme. (Val. aud) Gefet über die Aufhebun 
Doppelbeiteuerung vom 13. Mai vr ar Bp. IV. u 952 ns 
Sten. Ber. des Norddeutfhen Reichstags von 1870. ©. 560.). 

Gehört der im Auslande wohnende Beamte einem Bundesftaate im 
Reihe an — und dies wird die Pegel fein — fo fommen die Gefete 
diejes Heimathitantes (vgl. $. 21.) jelbit in dem Fall zur Anwendung, 
wo der Neih3:Beamte vor jeiner Anftellung im Auslande bereits im 
Bundesgebiet, jedoh auperhalb feines Heimathitaates 3. B. ein Badenjer 
im Reihsfanzler-Amt in Berlin ein Amt bekleidete (Sten. Ber. ©. 183. 
bis 184.). Die Heimaths-Staatsangehörigkeit, welhe durd die Anftellung 
in einem andern Bundesftaat nicht verloren geht, ift das bleibende, der 
MWohnfis des Beamten das mechjelnde Verhältni (vgl. zu 8. 21.); daher 
folgt jenes ihm in das Ausland. (Vgl. Verhandl. des Nordd. Neichstags 
von 1868. Gten. Ber. ©. 561.). 

sn Ermangelung eines a im Deutihen Neihe fommen 
nad) $.19. für den im Auslande in den Neichsdienft netretenen Ausländer 
vgl. zu 8.21.) die Bejtimmungen de8 Breußiihen echtes zur Geltung, 
ar Ber. ©. 180.) Dies find die Vorfehriften des Anhanges zur Alle. 

-D. 8.155. und der folgenden SS. 165—170., welche nad) der Kab.-Orbre 
vom 23. Mai 1826. (G.-©. von 1826. ©. 54.) nicht zivilrehtliher Natur, 
jondern alöder Breußijdhen adminiftrativen Berfaffung eigen: 
thbümlih, in allen Landestheilen gelten, vgl. die Verordnung vom 
23. September 1867. $. 3. und Verordnung vom 24. Juni 1867. $. 104. 
(8.5. ©. 169. und 913., 914.). 


D. Befhränfungen der Zwangsvollitredung in das Vermögen oder 
gegen die Berjon des Beamten: 


a. 


Meber die Zuläffigfeit der Erefutions-Vollftredung gegen die Perjon oder 
in das Vermögen der Beamten, finden fih die Preußifhen ziemlich 
detaillirten Borichriften im Anhange zur Allg. Ger.-:Ordn. SS. 156. ff. 
Dem Beamten follen die zur Verwaltung jeines Dienjtes erforderlichen 
Bücher, das unentbehrlichite Hausgeräth, Betten, Kleider, Wäfche nicht ge- 
nommen, auch defjen Frau und unerzogenen Kindern nothdürftige Wäfche, 
Kleider und Betten gelafjen werden. Bei Schulden ex delicto findet eine 
Ausnahme ftatt. In anderen Ländern hat man dergleichen jpezielle Vor- 
Schriften über Erefutionen in das Vermögen der Beamten, abgejehen vom 
Gehalte, nit. Vgl. Motive ©. 34. 


. Was insbefondere die Zwmangsvollitredung in dag Vermögen betrifft, jo 


beftimmt der Entwurf der Deutfchen Zivilprozeß : Ordnung in 8. 631., 
Komm.:Entw. 8. 651. 

„Die zur Verwaltung des Dienftes erforderlichen Gegenftände, jomie anftündige 
Kleidung und ein Geldbetrag, welcher dem der Pfändung nicht unterliegenden 
Theil de3 Dienfteinfommens oder der Penfton für. die Zeit von der Pfändung 
bis zum näcjften Termin der Gehalts: oder Penfionszahlung gleihtommt, unter: 
liegt der Pfändung nicht.*)‘ 

Die Zmangsvollitredung gegen die Berjon it jeit dem a vom 
29. Mai 1868. (R.-&.:Bl. von 1868. ©. 237., von 1871.,©, 87., Archiv 
Bp.I. ©. 140. ff.) über die Aufhebung der Schuldhaft im Deutihen Reich 
infoweit unzuläffig, als dadurdh die Zahlung einer Geldfumme oder Die 
Zeiftung vertretbarer Sachen oder Werthpapiere erzwungen werden foll. 
Dagegen bleibt die Perjonalhaft als Zwangmittel zur Ableijtung des 


*) Entwurf eines Reih3-Militair-Gejeßes von 1873.: 


8.40. Die durch Reichs- oder Landes-Gesetze vorgeschriebenen Beschränkungen 


der gerichtlichen Zwangsvollstreckungen gegen Militairpersonen finden auf alle Arten 
der Zwangsvollstreckung gegen die letzteren entsprechende Anwendung. 


(Drusf. Nr. 110. ©. 13. Separat-Ausg. bei Kortlampf.) 
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Manifeitations-Eides und zur Vornahme einer, vom Willen der jhul- 
denden Beamten ausfhließlid abhängigen Handlung, zu welcher derfelbe 
vechtsfräftig verurtheilt worden, noch gegenwärtig ftatthaft. (Für Preußen 
Erefutions:Gefeb von 1834. 8. 9. Alla. ©.-D. Bd. IV. ©. 53.) Sp aud 
der Deutihe Entwurf $$. 701. 695. (Komm.-Entm. 8$. 715. 707.), welcher 
jedod im lebteren Kal die Zuläffigkeit der Haft noch davon abhängig 
madt, daß die betreffende Handlung von einem Dritten nidt vorge: 
nommen werden fann. Eh 


d. Ueber die Zuläffigteit ver Smangsvollitretung gegen die Berfon der im Aus: 
lande mwohnenden Gefandfhafts: und Konfulats-Beamten oder in deren 
dort befindliches Vermögen, entfcheiden die Gefete des Auslandes. (Sten. 
Der. von 1868. ©. 490.) Das Rei hat über die dortige Gefetgebung 
feine Gemalt. | 

Eine Ausnahme maden die Reih3-Beamten, melden das Keht der 
Erterritorialität zufteht. Nach völferrechtlichen Grundfäßen nehmen 
die Öerichte des Auslandes in der Regel Feine bürgerliche Alage, namentlich 
feine Schuldflage gegen die erterritorialen Verfonen an und Dürfen gegen 
diejelben feine Zwangsmittel, weder gegen die Werfon no gegen das Ver: 
mögen anwenden. (Val. Bluntfchli „Völkerrecht“ ©. 118. Heffter „Völter: 
redht" ©. 83. 368.). 

Diejes Necht der Erterritorialität haben nur die Neihg-Beamten mit 
logenanntem vepräfentativen Karakfter. Dahin gehören: 

die Botfchafter, Gefandten, Minifter-Refidenten und die mit 

dDiplomatifhen Funktionen befonders Beauftragten, namentlich 

die in den Ländern der Konfular-Gerichtsbarkeit angeitellten Beruf3- 

Konjuln fammt dem Gefolge, den Gefandtfhafts-Sefretairen und 

Attadhes. (Heffter a. a. D. ©. 376. 416., Bluntfhli a. a. D.©.122. 159.) 

Die Berufs-Konfuln als folde, gehören nicht zu den diplomatiichen 
Beamten, find von der Orts-Gerihtäbarfeit nicht befreit und nur gegen 
die Verfonalhaft in Zivilfahen gejhüst. (Konfular-Vertrag mit Stalten 
vom 21. Dezember 1868. (B.-6.:Bl. ©. 113., Arhiv Bd. I.), mit Spanien 
vom 22. Februar 1870. (B.-©.:Bl. ©. 99., ebenda Bd. IV. ©.1107. Art. 4.) 
mi Amerika vom 11. Dezember 1871. (R.-G.:Bl. ©. 95. Art. 3.). Val. 
Konfular:Bertrag mit den Niederlanden vom 11. Januar 1872. (R.-G.:Bl. 
©. 67., Uıt. 2. 6., Archiv Bd. VI). Erfenntniß des Obertribunals zu 
Berlin vom 9. Juti 1869. (Strieth, Arhiv Bo. 75. ©. 282 ff.). 

Für die Beamten mit vepräfentativem Karakter fommen jomit die Ge- 
jeße des SHeimathaftantes, beziehungsmeife des Preupihen echtes zur 
Anwendung 8. 21. | 

E. Befreiung von der Vormundihaft. Allg. 8.:R. Th. II. Tit. 18. 8. 208. 

Nr. 2—6. Sädhf. Zivil-Gefesbud 8. 1897., Code 8. 428. Anders im Gemeinen 

und Bair. Landreht Kapitel VII. 8. 21.*) 


PF. Befreiung der Militair-Beamten vom Geihmworenendienft. Preuß. 
D. vom 3. Januar 1869. 8. 60.**) 

& Die Reihs-Beamten find von der Verpflichtung zum Ariegsdienft nicht befreit. 
(Gejeb vom 9. November 1867. 8.1. B.-6.:Bl. ©. 131., Ardiv Bp.I. ©. 135,). 
Al3 Regel gilt, daß jeder Zivil-Beamte, meldher in der Referve oder Landwehr 
jteht oder nad) Maßgabe feines Alters nod) dazu aufgerufen werben Fünnte, 
im Fall einer Mobilmahung feiner militairdienftlichen Beftimmung folgen’und 
eintreten muß. 


*) Entwurf eines Reih3-Militair-Gefekes von 1873.: 
$. 35. „Die Militairpersonen des Friedensstandes und die Zivil-Beamten der Mili- 
tair-Verwaltung können die Uebernahme von Vormundschaften ableh- 
nen, und sind zu deren Annahme nur mit Genehmigung ihrer Vorgesetzten berech- 
tigt.“ (Drucks. Nr. 110. S. 11.) 


**) Entm. eines Neichs-Militaiv-Gefehes von 1873. a. a. D. 8.45. 
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‚Die Zurüditellung der Beamten it Fein Recht derjelben, fondern ge: 
Ihieht im Staat3-snterejje und nur im Fall der Unentbehrlichkeit (8.-D., 
betr. die Drganijation der Landwehr-Behörden und die Dienftverhältnifie der 
Mannihaften des Beurlaubtenitandes vom 5. September 1867. Berlin, 1867. 
Deder’3 Dber:Hofbuhdruderei). 

Ueber die Berhältnifje der zum Kriegsvienft einberufenen Zivil:Beamten, 
injonderheit in Bezug auf Befoldungs: und Anziennetätz-Verhältniife vgl. Negle: 
ment über die Geldverpflegung der Armee im Krieg vom 29. Auguft 1868. 
(Suftizm.-Bl. von 1870. ©. 246.). 

Sm Anjhluß an dieje älteren Beitimmungen Schlägt der Entwurf eines 
Neih3-Militair-Gefetes von 1873. vor: ’ 

$. 59. Reichs-, Staats- und Kommunal-Beamte, sowie Angestellte der Eisen- 
bahnen, welche der Reserve oder Landwehr angehören, dürfen für den Fall einer 
Mobilmachung oder nothwendigen Verstärkung des Heeres hinter den ältesten 
Jahrgang der Landwehr zurückgestellt werden, wenn ihre Stellen selbst vorüber- 
gehend nicht offen gelassen werden können und eine geeignete Vertretung nicht 
zu ermöglichen ist. 

8. 60. „Reichs-, Staats- und Kommunal-Beamte sollen durch ihre Einberufung 
zum Militairdienst in ihren bürgerlichen Dienstverhältnissen keinen Nachtheil er- 
leiden. Ihre Stellen, ihr persönliches Dienst-Einkommen aus denselben und ihre 
Anciennetät, so wie alle sich daraus ergebenden Ansprüche bleiben ihnen in der 
Zeit der Einberufung zum Militairdienste gewahrt. Erhalten dieselben Offizier- 
Besoldung, so kann ihnen der reine Betrag derselben auf die Zivilbesoldung abge- 
rechnet werden; denjenigen, welche einen eigenen Hausstand mit Frau und Kind 
haben, beim Verlassen ihres Wohnortes jedoch nur, wenn und so weit das reine 
Zivileinkommen und Militairgehalt zusammen den Betrag von 3600 Mark jährlich 
übersteigen. Nach denselben Grundsätzen sind pensionirte oder auf Wartegeld 
stehende Zivil-Beamte zu behandeln, wenn sie bei einer Mobilmachung in den 
Kriegsdienst eintreten.“ 

H. Endlich ift no der Privilegien der Militair-Beamten in Bezug auf die Auf: 
hbebung von Mieth3:- Verträgen (Preuß. Allg. ER. I. 21. 8. 378.) bei 
erfolgender Mobilmahung oder Verjegung und der privilegirten militatri- 
hen Teftamente zu gedenfen. *) 

5. Nechte der Hinterbliebenen von Beamten. 

Der Schlußfag von $. 19. enthält die Beitimmung, da% diejenigen Begiün- 
ftigungen, weldhe nad den Landes:-Gefeten den Hinterbliebenen der Staat3-DBe- 
amten in Bezug auf die Beiteuerung, Venfionen, Gnaden-Quartal oder Unter: 
ftüßungen gewährt werden, auh auf die Hinterbliebenen der NReich3:Beamten 
- anwendbar fein jollen. Sn vielen Landes-Gejegen finden fich derartige Vorjhrif- 
ten nit. Die Preußifhen Beitimmungen find in den vorjtehend allegirten Ber: 
ordnungen (dem Gel. vom 11. Juni 1822. u. f. w.) enthalten und gehen im 
MWejentlihen dahin, daß Sterbe- und Gnaden-Duartal, fowie Wittmenpenfionen 
und Erziehungsgelder für Waifen von Beamten von der Rommunal-Beiteuerung 
frei zu lallen find. (Motive $. 34.) 

Eine Befreiung von den Staat3-Steuern findet nit jtatt. Dies gilt in 
Preußen namentlich auch von der Klafjen- und Einfommenfteuer ($. 6. des Ge). 
vom 1. Mai 1851. und Att. 1. 8.5. des Gef. v. 25. Mai 1873. (Gel.-Sla. ©. 213.) 


8.20. Ingleichen stehen bezüglich: 
1. der Mitwirkung bei der Siegelung des Nachlasses eines Reichs- 
Beamten, 


*) Diäten, Reife: und Umzugs:Koften. So lange die, in $. 18. in Ausfiht ge 
nommene B.:D. der Neichöregierung nicht erlafjen ijt, werden für Dienftreijen und Ber- 
jeßungen innerhalb deijelden Bundesftaats den Reihö-Beamten bie für die Landes-Beamten 
beitehenden Sübe nicht vorenthalten werden fünnen. Aaukı 

Yeber milit. Teftamente vgl. Solms, Strafrecht und Strafprogek in Deer u. Marine ac. 
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2. des Vorzugsrechts im Konkurse oder ausserhalb desselben 
wegen der einem Reichs-Beamten zur Last fallenden Defekte 
aus einer von demselben geführten Kassen- oder sonstigen 
Vermögens-Verwaltung 

dem Reiche, beziehungsweise dessen Behörden, im Verhältniss zu den 
Reichs-Beamten dieselben Rechte zu, welche die am dienstlichen Wohn- 
sitze des Reichs-Beamten geltende Gesetzgebung des einzelnen Bundes- 

staates dem Staate, beziehungsweise dessen Behörden den Staats-Beam- 
ten gegenüber gewährt. 


Bemerkungen: 


1. Für Preußen vgl. Allg. Ger.-Drbn. II. 5. $$. 6. 7. 31. Die vorgefegte 
Dienitbehörde fann auch, wenn der übrige Nachlaß nit unter Siegel gelegt, 
und jelbit wenn die Siegelung vom Erblafjer verboten ijt, Die Verfiegelung der 
Brieffhaften und Gelder, jowie der Kajie, Schreibitube und Behältnijje, worin 
diejelben aufbewahrt werden, vornehmen, jobald e3 die Sicherheit des Staates 
oder die Erhaltung der zu dem Amte des BVerftorbenen gehörigen Gelder oder 
Briefihaften erfordert. Bei gerichtlicher Verjiegelung Bi die von derfelben zu 
benadrichtigende Verwaltungs-Behörde an die Zimmer und Behältniffe, wo fic 
Amtsaften befinden, ihre Siegel ebenfalls anlegen. (Anhang $. 433. zu $. 16. 
ver Allg. ©.-D. a. a. D. Für die Nheinprovinz fiehe Kab.-Ördre vom 14. Suli 
1843. ©.:©. ©. 321.) 

2. Bei der gerihtlihen GSiegelung im Fall des KRonfurfes iteht der vorge: 
jesten Dienftbehörde ein gleiches Neht nicht zu, fie bat aud feinen Anfprud 
auf AZuziehung bei der Snventarifirung ($. 154. der Preuß. Konkurs-Ordnung 
vom 8. Mai 1855.). Dagegen hat nad) $. 78. der Konfur-Drdnung der Reiche: 
n3fus in Preußen das Vorredht der fehsten Alaffe wegen der Defekte. 


3. Dazu bejtimmt $. 11. des Gejetes vom 2. Juni 1869. über die Kautionen 
der Bunde3-Beamten, jo weit er hier intereffirt: 


„Steht eine der nach $. 10. aus der Kaution zu deckenden Forderungen zur 
Exekution, so ist die dem kautionspflichtigen Beamten vorgesetzte Dienstbehörde 
ohne Weiteres berechtigt, die verpfändeten Werthpapiere bis auf Höhe der Forde- 
rung an einer innerhalb des Bundes-Gebietes belegenen, von ihr zu bestimmenden 
Börse aussergerichtlich verkaufenzu lassen. 

„Der Bund ist nicht verpflichtet, im Fall des Konkurses die verpfändeten Werth- 
papiere in die Konkursmasse einzuliefern.“ (Vgl. Archiv Bd. IV. .916.). 


$- 21. Reichs-Beamte, deren dienstlicher Wohnsitz sich im Auslande 
befindet, behalten den ordentlichen persönlichen Gerichtsstand, welchen 
sie in ihrem Heimaths-Staate hatten. In Ermangelung eines solchen Ge- 
richtsstandes ist ihr ordentlicher persönlicher Gerichtsstand in der Haupt- 
stadt des Heimaths-Staates und in Ermangelung eines Heimaths-Staates vor 
dem Stadtgericht zu Berhn begründet.. Ist die Hauptstadt in mehrere 
Gerichtsbezirke getheilt, so wird das zuständige Gericht im Wege der 
Justiz-Verwaltung durch allgemeine Anordnung bestimmt. | 

Auf Wahl-Konsuln finden diese Bestimmungen keine Anwendung. 

I. Entfiefungs-Gefdicdte: 
Die Regierungs-Vorlage bestimmte im 2. Satz: 


„In Ermangelung eines solchen Gerichtsstandes ist ihr ordentlicher persönlicher 
Gerichtsstand in der Hauptstadt des Heimaths-Staates begründet.“ 
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Die Motive gingen dahin (S.34.): 


„Der $. 21. hat die Grundsätze der Preuss. Verordnung vom 13. Novbr 
1865. (G.-S. S. 1131.) verlassen. Es erschien bedenklich, allen im Auslande 
dienstlich domizilirenden Reichs-Beamten ihren ordentlichen persönlichen Ge- 
richtsstand vor dem Stadtgericht zu Berlin anzuweisen, theils weil eine solche 
Bestimmung in vielen Fällen zu grosser Belästigung der Betheiligten führen 
kann, theils weil hierdurch die Mitglieder des genannten Gerichtes in die 
missliche Lage versetzt werden würden, häufig über Rechtsverhältnisse und 
a snlsnormen entscheiden zu müssen, die ihnen bisher fremd gewesen 
sind. ' 


Dazu stellten der Abg. v. Bernuth und Gen. den Antrag: 
Absatz 1. Zeile 4.: 
hinter „Heimaths-Staats‘ einzuschalten: „und in Ermangelung eines Heimaths- 
Staats vor dem Stadtgericht zu Berlin.‘ 


II. Bemerkungen. 

1. Eine Borjhrift, dag die perfönlicen Eigenfhaften und Befugniffe (jura 
status) und die Erbfolge in den Nachlaß der NReih3-Beamten nah dem im 
früheren perjönlihen Gerichaftand geltenden Recht zu beurtheilen jeien, war, nad) 
dem die Zuftändigfeit des Stadtgerihts in Berlin als gemeinfames Korum aller 
außmärtigen Neich3-Beamten aufgegeben worden, nicht mehr erforderlich. (Gejet- 
Entwurf von 1870., Diudf. Nr. 83., Sten. Ber. ©. 164.) 

2. Der Fall, wo ein Ausländer al3 Neich8:Beamter im Auslande zum Be- 
uf8-Konful angeitellt war und die Staat3-Angehörigfeit in einem Bunbezitaate 
ir en Jet, bedurfte der gejeglihen Normirung. (Sten. Ber. ©. 184. 

. Bal. zu 8. 19. 

3. Kot. $. 12. des Gejeßes über die Kautionen der Bundes-Beamten vom 
2. uni 1869. (Arhiv Bd. IV. ©. 925.) Derfelbe verfügt in Bezug auf die 
Nechte, welhe dem Reiche dem Tautionspflidhtigen Beamten gegenüber zuftehen, 
daß, jofern der Wohnfit des Beamten im Bundes-Auslande ji) befindet, die 
Rechte in Anwendung fommen, welhe maßgebend gewesen wären, wenn der Be: 
amte feinen dienftlihen Wohnfig in Berlin gehabt hätte. 


8. 22. Befindet sich der dienstliche Wohnsitz des Beamten ($. 21.) 
in einem Lande, in welchem Reichs-Konsular-Gerichtsbarkeit besteht, so 
wird durch die vorstehende Bestimmung nicht ausgeschlossen, dass der 
Beamte zugleich der Reichs-Konsular-Gerichtsbarkeit nach Massgabe des 
Gesetzes vom 8. November 1867. ( Bundes-Ges.-Bl. S. 137.) unterliegt. 


Bemerkungen. 
1. Das Gejeb vom 8. November 1867. — vgl. Arhiv Bd.I. ©. 108. ff. — 
beitimmt: 

8. 22. „Den Bundes-Konsuln steht eine volle Gerichtsbarkeit zu, wenn sie 
in Ländern residiren, in welchen ihnen durch Herkommen oder durch Staatsverträge 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit gestattet ist. | 

Der Konsular-Gerichtsbarkeit smd alle in den Konsular-Jurisdiktions-Bezirken 
wohnenden oder sich aufhaltenden Bundes-Angehörigen und Schutzgenossen unter- 
worfen; — in Betreff der politischen Verbrechen und Vergehen jedoch nur, wenn 
diese nicht innerhalb des Norddeutschen Bundes oder in Beziehung auf denselben 
verübt sind.“ 

8. 24. „Bis zum Erlasse eines Bundes-Gesetzes über die Konsular-Gerichts- 
barkeit wird dieselbe von den Bundes-Konsuln nach Massgabe des über die Ge- 
richtsbarkeit der Konsuln in Preussen erlassenen Gesetzes vom 29. Juni 1865. (Ges.- 
Samml. S. 681.) ausgeübt. Die nach diesem Gesetz den Preussischen Ministern 
und Gesandten übertragenen Befugnisse stehen jedoch dem Bundeskanzler zu. 


Dazu verordnet da3 Gejeg vom 22. April 1871., betr. die „Einführung 
Norddeuticher Bundes-Gefege in Baiern“, $. 3. (Ardiv Bd. VL): 


Archiv des Deutschen Reiches Bd, VI. 42 
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„Das Gesetz vom 8. November 1867., betreffend die Organisation der Bundes- 
Konsulate, sowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundes-Konsuln, tritt mit dem 
Tage der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes in Kraft. Der $. 24. erhält je- 
doch folgenden Zusatz: BE 

Die durch den ersten Absatz begründete Zuständigkeit des Preussischen Ober- 
tribunals geht vom 1. Juli 1871. an auf das Bundes-Oberhandelsgericht 
über.“ 
Das in S. 24. in Bezug genommene Gefeh über die Konfular-Geridhtsbarkeit 
(vgl. Ardhiv I. ©. 115. ff.) beitimmt: | | 

„Unseren Konsuln steht die Gerichtsbarkeit zu, wenn sie in Ländern residiren, 
in welchen ihnen durch Herkommen oder durch Staatsverträge die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit gestattet ist. Der Konsular-Gerichtsbarkeit sind alle in den Kon- 
sular-Jurisdiktions-Bezivken wohnenden oder sich aufhaltenden Preussen und Preus- 
sischen Schutzgenossen unterworfen.“ “4 

8. 23. „Für die zur Zuständigkeit der Konsuln ‘gehörigen Zivilsachen 'wird die 
Gerichtsbarkeit der zweiten Instanz von dem Appellations-Gericht in Stettin, die 
der dritten und höchsten Instanz von dem Öbertribunal in Berlin in gleicher Art 

. ausgeübt, wie für die, zur Zuständigkeit der im $. 2. bezeichneten Gerichte des 
Inlandes gehörigen Zivilsachen.“ | 

8. 50. „Auf die Appellation — in den zur -Zuständigkeit der Konsuln gehöri- 
gen Strafsachen — wird von dem Appellations-Gericht in Stettin auf Grund. .der 
Akten erkannt.“ | | 

$. 56. „Gegen das Frkenntniss des Appellations-Gerichts in Stettin steht so- 
wohl dem Angeklagten als dem Ober-Staatsanwalt dasRechtsmittel der. Nichtig- 
keits-Beschwerde zu.“ 


2. Bei Berathung des Gejeges über die Konjular-Gerichtsbarfeit v. 29. Juni 
1865. im Breußifhen Abgeorpnetenhaufe wurde in der Kommilfion die Frage an: 
geregt, ob der Konful bei feinem Stellvertreter verklagt werden bürfte. (8. 3.) 
Die Kommiffton hielt es nicht für zweifelhaft, daß der mit KonfularGerihabar- 
feit betraute Berufs-Ronful (consul missus) al3 Vertreter feines Souverains das 
echt der Exterritorialität und damit beim hiefigen Stadtgericht, der Wahl-Konful 
(consul electus), welcher nit PWreuße jei, bei dem Drtsgeript des Auslandes 
jeinen Gerihtsftand habe, 

sn Bezug auf den Wahl:Konful, welher Vreuße war und welder in ven Län: 
dern der Dttomanishen Pforte feinen Gerichtsitand bis dahin bei der Gejandt-: 
Ihaft in Konftantinopel hatte, beantworteten die Vertreter der Königl. Negierung 
die Krage mit Nüdficht darauf, daß der Konjul der Inhaber der Geridts- 
barkeit jei, dahin, daß das Königl. Appellations-Geriht in Stettin in einem 
jolhen Falle ein anderes Gericht zu jubftituiren habe, (Kommiffiong:Bericht zum 
Gej.-Entw., betr. die Konfular-Oerihtsbarkeit von 1865. Sten. Ber. des Preuß. 
Abgeordnetenhaujes von 1865. Anlage 1121.) Die Frage ift alfo verneint. 


3. Die Ronfular-Gerigtsbarfeit befteht in den Ländern der Dttomanischen 
Pforte, unter diefen aud in der Moldau und Walladei, in Verjien, China, Siam 
und „zapan. Mit dem Iehteren Staat hat der Norvdeutfhe Bund und die zu 


diefem Bunde nicht zugehörigen Mitglieder des Deutfchen Zoll: und Handelävereins 


am 20. Februar 1869. einen Freundihafts:, Handels: und Schifffahrt3-Vertrag abage- 
Ihlofjen, welcher in Art. 5—7. die betreffenden Beftimmungen enthält (RBB 
von 1870. ©. 3., Arhiv Bd. III. ©. 1006.—1025.). Fan 

Mit den übrigen Staaten hat Preußen vie Verträge theils in feinem, 
theil3 im Namen der Zollvereind-Staaten vereinbart. (Siehe das Nähere in den 
Motiven und dem Kommiffions:Bericht zum Gef.-Entw., betr. die Konfular-Ge- 
vihäbarfeit von 1865. Gten. Ber. des Preuß. Abgeorvnetenhaufes von 1865. 
Anlagen ©. 19., 1114—1116.) 1.) 
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Mit dem 
$, 28. 
beginnen die dem Neiche im Neichs-interejle gegen den Beamten zu- 
jtehenden Rechte: 
1. auf Merfehung in ein anderes Anıt, | 
nuf.einftmeilige Herfehiung in den Wuheftand, 
anf Entlaffıng, 


auf Henfionirumg, 
anf Disziplinar-Befteafiug. 


c 


un 


eb 


Versetzung in ein anderes Amt. 

$. 23. Jeder Reichs-Beamte muss die Versetzung in ein anderes 
Amt von nicht geringerem Range und etatsmässigem Dienst-Enkommen 
mit Vergütung der vorschriftsmässigen Umzugskosten sich gefallen lassen, 
wenn es das dienstliche Bedürfniss erfordert. 

Als eine Verkürzung im Einkommen ist es nicht anzusehen, wenn 
die Gelegenheit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird, oder 
die Ortszulage oder endlich die Beziehung der für Dienstunkosten beson- 
ders ausgesetzten Einnahmen mit diesen Unkosten fortfällt. 


ä 
1. Entflefungs-SGefdichte: 

Die durch Kursiv-Schrift ausgezeichneten Worte am Schluss des Absatz 1. sind 
auf Antrag des Abg. v. Bernuth und Gen. ohne Widerspruch der. Reichsregierung 
vom Reichstag angenommen. ; 

II. Bemerkungen: 

1. Eine genaue Formulirung der VBorausfegungen und des Kreifes, in weldhen 
im dienstlichen are eine Berfegung ftattfinden fan, ijt, ohne Ddiejes zu ge- 
fährden, nicht ausführbar. 

Bon den verfhiedenen deutichen Gejebgebungen it eine folhe Grenzbejtim- 
a worden. So heiht es: Eine Verfegung wider Willen joll zu: 
äfftg fein: 

„aus erheblichen Gründen” (Württemberg’s Dienftpragmatif S. 49.), 

„in eine der wifjenschhaftlihen Bildung der Beamten entiprechende Stelle”, 

„in eine ihrer dienftliden Stellung angemejjene Stelle”, 

„in eine ihrer dienftlihen Stellung angemefjene Stelle, jelbit in ein anderes 

Gefhäftsfah”. Dldenburg. Gef. Art. 43., Gefeh für Weimar $. 23. 

Die Bedingung des 8. 23., „wenn e8 das dienjtliche Bedürfniß erfordert”, 
enthält nur eine Direktion für die Neichäregierung und eine Handhabe für ven 
a dem Mißbraud des Verfegungsrehts entgegen zu treten. (Sten. Ber. 

1 


Jr 


2. Verfhieden von der Verfegung nad VBorausfegung, Berfahren und Erfolg 
it die Straf: Verfegung des 8. 75. Nr. 1. BVBerfaffung von, Schwarzdurg: 
Sondershaufen S 76. 

3. Die Verfegung findet aud bei den mittelbaren Neichs-Beamten ftatt 
und ist auf den Bundesfiaat ihrer bisherigen Anjtellung nad $:. 23. nit be- 
ichräntt. Das Net zur Verjegung und zur Anftellung ftehen veihsrechtlich ein» 
ander nicht gleich. 

4. Der Regel nach erfolgt die Berfegung dur die anftellende Behörde. 


5. In der Regel wird der Beamte vor feiner Verfegung mit feiner Erklärung 
u hören fein. Ausdrüdlid ift eine folhe Anhörung im Staatsdiener-Öejek 
Ei Koburg:Gotha 8. 24. und im Gefeg für Shwarzburg-Rudolitadt 8.23. 
vorgefchrieben. . 
4r* 
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6. Die Ortszulage hat nicht die rechtliche Natur des etatsmäßigen Dienit- 
einfommens *). Behauptet der Beamte durch Die Verjegung in feinem Dienit: 
einfommen verkürzt zu fein, jo fteht ihm der Nedhtsmweg zu. $. 149. 

7. Sn Betreff der Dienftwohnung vgl. Öefeb für Weimar $. 13, fü 
Koburg:Öotha $. 14. \ 


8. In Betreff derjenigen Beamten, bei welchen eine Verfegung wider ihren 


Willen nit ftattfindet vgl. $. 158. 

9. Bol. VBreufifhes Disziplinar-Gefeg von 1852. $. 87. Baiern Editt 
IX. 8. 20. Württemberg Berfaffungs-Urkunde $. 49., Verordnung vom 
28. Sebruar 1818. R.-G.Bl. ©. 93. Mohl „Württerbergifches Staatsrecht“ 
&.218. Rönigl. Sähfifhes Gefeh 8. 9. Gejeg für Braunfhmweig $. 31., für 
Anhalt $$. 18. 21., Anhalt-Bernburg 88.17. 20, für Weimar SS. 23. 24, 
für Baden $. 1., für Koburg:Gotha g. 24, für Sadfjen-Altenburg $. 16, 
für SchwarzburgNudolftadt $$. 23. 24., Verfaffung für Shwarzburg-Sonder3- 
haufen arg. $. 76., $. 79. 


Ss. 24.—31. 
betreffen die einftweilige Verfegung in den Ruheitand. 


Diefelbe ift für die Neihsregierung unentbehrlih, nachdem das Prinzip der 
(edenslänglihen Anftellung der Beamten an die Spige des Gejeg-Entwurfs ge: 
stellt ift. Gegenüber der privatrehtliden Auffafjung des Amtes, welde aus diejer 
(ebenslänglichen Anftellung hergeleitet werden fünnte, ift die „Zurbispofitions: 
itellung” der jehärfite Ausdrud des Gedantens, daß Das Staatsamt ein öffentliches 
ne daß der Beamte des Amtes und nicht das Amt des Beamten halber 
da lt. 
Die NRehtsitellung der einftweilen in den Nuheftand verjegten Beamten 


giebt, wie [bon diefe Bezeihnung andeutet, zu Zweifeln in der Richtung Beran- 


laffung, ob fie nad Analogie der altiven over der penjionirten Beamten zu be: 

urtheilen find. Das Gejeg zählt fie an der einen Stelle ($. 19.) zu den außge- 

een Beamten und an der anderen Stelle (8. 29.) fordert es zu ihrem Aus: 

icheiden die Dienjt-Entlafjung. 

Mn „aoıgende Borfhriften deijelben find für ihre ftaatsredhtlihe Stellung ent- 
eidend: 

1. In Betreff ihrer Nedte ift pofitiv vorgefhrieben, Daß Der zur 
Dispofition geftelte Beamte bei feiner ala „Verfegung“ behandelten Wieder: 
anftellung Umzugsfoften wie der aktive Beamte erhält (88. 28. 25.), Daß bei 
jeiner Benfionirung der Zeitraum, während dejjen er zur Dispojition geitellt 
it, bei Berechnung der Penfion in feine Amtsdauer hineingezählt wird ($. 46.), 
dag feine Wittme und Kinder wie die altiven NReihs-Beamten Anjprud auf 
das Gnaden-Duartal und nicht blos auf den Gnabden-Monat haben, mie Dies 
bei den penfionirten Beamten der Fall ilt. (88. 31. 62) Ebenfo zweifellos it e8 
nach dem Gefebe, daß er die Ehrenrehte, Titel und Rang behält, melde er als 
aftiver Beamter befaß, denn er kann Titel und Rang nur dur die Dienft- 
Entlafjung verlieren, auf welche im Disziplinar-Verfahren vom Disziplinarhof 

erfannt wird. (88. 15. 75.) Dagegen befommt der zur Dispofition geitellte 


*) Analog werben bie Wohnungsgelder-Zufhüile behandelt. Die fraglichen Zufhüffe find mit 
Rüdfiht auf die Preisverhältnifje beitimmter Orte bemeilen und aus diefem Grunde nur 
denjenigen Perjonen zu gewähren, welche an diejen Orten ihren bienftlihen Wohnfts haben. 
Das Prinzip des Gejeges würde verlegt werden, wenn man denjenigen, melde an einen Drt 
einer niedrigeren Servistlafje verjegt werden, einen Anjprucd, auf den Fortbezug des höheren 
Tarifjabes ihres früheren WohnortS zugeitehen wollte. Gejeg vom 27. Juni 1873. 8 4. 
R..6.-Bl, ©. 164. Motive dazu, Drud. Nr. 125. ©. 11., vgl. zu 8. 42. 
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Beamte nicht das volle, fondern nur drei Viertel des Gehalts des aktiven 
Beamten als Wartegeld und damit den höchiten Vrozentfaß der Penfion. 
(8$. 26. 41.), andeverfeits heim Vorhandenfein der Bedingungen der Suspenfion 
nicht blos die Hälfte, Jondern drei Viertel des Wartegeldes. (S. 132.) 

Was die Pflichten des zur Dispofition gejtellten Beamten angeht, jo behält 
er die allgemeine Standespflicht des Beamten, des Staatsamtes, welches er 
befleivet hat und weldhes in den Ehrenredten des Titels und Nanges zur 
Eriheinung fommt, fid würdig zu zeigen. ($. 10.) sndem er Ntepräjentant 
der Reihsgewalt geblieben, hat er die weitere Pflicht, die Amtsverfchwiegen: 
heit zu bewahren, melde als folde im $. 12. bei Gelegenheit des Zeugniffes 
vor Geriht zum Ausdrud gelangt tit. Er behält ferner die Verpflichtung des 
8. 15., Titel und Ehrenzeichen von auswärtigen Negenten und Ntegierungen, 
ingleichen Gefhente in Bezug auf die Ausübung feines — beendigten — 
Amtes nicht ohne Genehmigung der Neihsregterung anzunehmen. 

Endlih überfommt er die Verpflichtung, ih fähig und bereit zu halten, 
in jedem Augenblide wieder eine Anitellung jeitens des Staates zu über: 
nehmen. Mit viefer Pflicht find gemiffe Schranken in Bezug auf die Art 
und die Dauer des Nebenamtes und der Nebenbeihäftigung, Die er an: 
genommen beziehungsmeife ergriffen hat, jelbitredend verbunden. Da: 
gegen ift er nicht allein von den Pilihten entbunden, welde das be: 
fondere. vor feiner zur Dispolitionsitellung von ihm verfehene Amt ihm auf: 
erlegte, fondern es hört für ihn die Verpflichtung, Urlaub zu nehmen, auf, 
e8 fei denn, daß er feinen MWohnfig außerhalb de3 Deutjchen Reiches nehmen 
wollte, wozu nad) Borschriit des 8. 29. Nr. 3. die Öenehmigung Des Reichs: 
fanzlers erforderlich fein würde. Sodann bedarf ein zur Dispofition geitellter 
Beamter zur Annahme von Nebenämtern, Nebenbefchäftigungen und was in 
diefe Kategorien von Nebenerwerb Fällt, einer Genehmigung der Reihsregie: 
rung nit fürder (8. 16.), und diefer Genehmigung wird er ebenjo fehr ent: 
vathen können, wenn er in die Lage fommt, jfachverjtändige Gutachten abgeben 
au follen, und jene Gutachten gegen Entgelt abgiebt. 

Der Disziplinargewalt der Neichöregierung bleibt er unterworfen, aber — 
und das ift farakteriftiih für die Stellung des zur Dispofition geftellten Be: 
amten — jede Disziplin feiner VBorgefegten hört mit dem Yugenblide, mo 
er zur Dispofition geftellt wird, auf und geht nad) S. 19. auf die Disziplinar: 
Kammern über. | 

Wird endlich der zur Dispofition geftellte Neich3-Beamte dauernd unfähig, 
ein Reihsamt zu verwalten, jo hat fowohl die Neihsregterung das Nedt, die 
PVenfionirung defjelben herbeizuführen und dadurd, infofern der Beamte nod) 
nicht das zum hödhften Penfionsfage erforderliche Dienftalter hat, den Neich3: 
haushalt zu entlaiten, ala es dem Beamten freifteht, feine Penfionirung zu 
verlangen und dadurd aus dem Beamtenverhältniß vollftändig auszufceiden. 
(88. 34. 42. und die Bemerkungen dazu. Cten. Ber. 185. 914.) 


Die Stantsrehtlihe Etellung der einjtweilen in ven NRuheltand verjegten 
oder zur Dispofition geitellten Beamten bildet demnach eine Mittelftufe zwotjchen 
der des aktiven und penfionirten Beamten und ift im Zweifel nad) der des aktiven 
Beamten zu beurtheilen.*) Gef. für Divdenburg Art. 47., für Weimar $.18., 
Fir Meiningen Art. 11., für Neuß ältere Linie S. 24, vgl. Motive ©. 45. 
Sebunden, als würdiges Mitalied des Deutfchen Beamtenftandes id) fähig zu er: 
halten, dem Kaifer und Reich aufs Neue in Treue zu dienen, ift im Webrigen 
der vorläufig in den Nuheftand verfehte Beamte nad) Adficht und innerm Zu: 
fammenhang des Gejeges frei und gegen tendenziöfe Kränfung und Schädigung 
Seitens feiner Vorgefegten fiher geftellt. 


*) Bal. Bemerkungen zu 8.26. 


5. 24. Jeder Reichs-Beamte kann unter Bewilligung des gesetzlichen 
Wartegeldes einstweilig in den Ruhestand versetzt werden, wenn das von 
ihm verwaltete Amt in Folge einer Umbildung der Reiehsbehörden aufhört. 

Bemerkungen: 

1. Der S. 24 betrifft die vorläufige eg in den Ruhejtand aus be: 
iimmten Öründen und zählt dahin nur die Umbildung, das heißt die ‚Orga: 
niie Veränderung der Neihsbehörden und die damit eingetretene Entbehrlichkeit 
des Beamten. Bloße veränderte Einrihtungen bei ‚ven beftehenden 
Kteihsbehörden, z.B. das Ueberflüffigwerden der von dem Neich3-Beamten bisher 
verwalteten Stelle rechtfertigen die vorläufige Verfegung in den Nuheftand nicht. 
Dal. Breupifche Verordn. vom 14. Junt 1848. und Gefeh vom 21. Suli 1852. 
$. 87. Nr. 2. Motive, Drudjahen ©. 35.), Bairifhes Edikt IX. 8. 19. Abf. 
1.2.4, Württembergifhe Dienftpragmatif $$. 19. 12., Königl. Säd- 
jtihes Gefeß 8. 19, Gefet für Weimar $. 25., für Koburg-Ootha 8. %6,., 
für Shwarzburg:Rudolftadt 8.25., für Lippe 8. 27. | 

2. Dagegen gejtatten die zur Dispofitionsftellung au bei längerer als jedhs: 
monatlicher ranzheit, fall eine baldige Beiferung nicht zu erwarten ilt, das 
DOldenburgijches Öefeb 8. 47., das Gefet für Anhalt. 28., für Lippe a. a. D. 
vgl. Braunfhweigifhes Gefeg $. 50. | 

3. Gegen die vorläufige Verfegung in den Nuheftand findet der Rechtsweg 
nicht Statt. S. 155. | 


$. 253. Ausser dem im $. 24. bezeichneten Falle können durch 
Kaiserliche Verfügung die nachbenannten Beamten jederzeit mit Gewäh- 
rung des gesetzlichen Wartegeldes einstweilig in den Ruhestand versetzt 
werden: | 
der Reichskanzler, der Präsident des Reichskanzler-Amts, der 
Chef der Kaiserlichen Admiralität, der Staats-Sekretair im Auswär- 
tigen Amte, die Direktoren und Abtheilunes-Chefs im Reichs- 
kanzler-Amte und in den einzelnen Abtheilungen desselben, sowie 
im Auswärtigen Amte und in den Ministerien, die vortragenden 
Räthe und etatsmässigen Hülfsarbeiter im Auswärtigen Amte, die 
Militair- und die Marime-Intendanten, die diplomatischen Agenten 
einschliesslich der Konsuln. 


1. Entflehungs-Sefdidte: 

Die Regierungs-Vorlage von 1872. lautete abweichend im 2. Theile: 
„der Reichskanzler, der Präsident des Reichskanzler-Amts, die Direktoren, 
Abtheilungs-Chefs, vortragenden Räthe und etatsmässigen Hülfsarbeiter im 
Reichskanzler-Amte und in den einzelnen Abtheilungen desselben, sowie 
im Auswärtigen Amte und in den Ministerien, die Militair- und Marine-In- 
tendanten, die Ober-Postdirektoren, die Vorsteher der Ober- 
Postämter und die Telegraphen-Direktoren, die diplomatischen 
Agenten einschliesslien der Berufs-Konsuln.“ | 

Die Motive saaten S. 35.: 


„In $.25. sind die Kategorien der schlechthin zur Disposition zu stellen- 
den Beamten gegen die Bestimmung in $- 87. Nr. 2. des Preuss. Gesetzes 


vom #1. Juli 1852. (G.-S. 8. 465.), beziehungsweise der Preuss, Verordnung 
vom 23. September 1867., Art. VI. (@.-8. S. 1617.) erweitert. Es sind auch 
die vortragenden Räthe und Hülfsarbeiter im Reichskanzler-Amte, im Aus- 
wärtigen Amte und in den Ministerien mit genannt. Dass hierfür materielle 
Gründe vorhanden sind, wird nicht zu verkennen sein. Bei der Nothwendig- 
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keit einer fortdauernden Uebereinstimmung in prinzipielien Ansichten zwischen 
der leitenden Autorität und den ihr zunächst stehenden Beamten ist die ge- 
»chene Vorschrift nöthig. 

Durch eine angemessene Normirung der Wartegeldsätze werden im Inter- 

esse der betheiligten Beamten Härten mögliehst auszuschliessen sein.“ 

Der Verfasser und Genossen beantragten: 

1. In $. 25. Absatz 2. Zeile 1. zwischen die Worte: „des Reichskanzler-Amtes“ 

und „die Direktoren,‘ einzuschieben: 
„der Chef der Kaiserlichen Admiralität, der Staats-Sekretair der Auswärtigen 
Angelegenheiten.“ 

Der Abe. Lasker schlug vor: 

Zu 8. 25.: 

1. a) statt „vortragenden Räthe und etatsmässigen Hülfsarbeiter“ zu setzen: 
„eine die Hälfte der etatsmässigen Stellen nicht übersteigende Zahl der vor- 
tragenden Räthe, sowie die gleiche Zahl der etatsmässigen Hülfsarbeiter,‘ 

b) zu streichen die Worte: 
„die Ober-Postdirektoren, die Vorsteher der Ober-Postämter und die Tele- 
eraphen-Direktoren.“ 

2, Ueber die einzelnen Worte zu 1b. getrennt abstimmen zu lassen. 


Ausserdem brachten die Abeg. Dr. Römer (Württemberg) und Fr. Oetker 
den Antrag ein: 

1. am Ende des $. 25. Folgendes hinzuzufügen: 

„Der Reichskanzler, der Präsident des Reichskanzler-Amts, der UGhef der 
Kaiserlichen Admiralität und der Staats-Sekretair im Auswärtigen Amte können 
ihre einstweilige Versetzung in den Ruhestand verlangen.“ 

2, Absatz 2. des 8. 54. zu streichen. 

Im Laufe der Debatte trat die Frage nach der Zurdispositionsstellung 
der vortragenden Räthe der Ministerien in den Vordergrund. Von den Abh- 
ceordneten Windthorst und Löwe bekämpft, wurden sie vom Vertreter 
der Reichsregierung und vom Abgeordneten v. Patow im vollen Umfang der 
Regierungs-Vorlage aufrecht erhalten. 


Zur Vertheidigung seines vermittelnden Verbesserungs-Vorschlages führte 
der Abg. Lasker Folgendes aus: 

„Die Zurdispositionsstellungen sind in Preussen früher sehr beschränkt gewesen; 
als fast ausnahmslos galt früher der Grundsatz, ohne Verschulden dürfte kein Be- 
amter von dem Dienst entfernt werden. Wir haben aber in Preussen einige Proben 
eehabt, darunter eine, die nach meiner Ueberzeugung nicht sehr glücklich ausge- 
fallen ist, indem wir das sehr wichtige Amt des Landraths der Zurdispositions- 
stellung unterworfen haben. Die Ministerialräthe sind nicht in den Ruhestand zu 
versetzen. Ich gebe zu, dass hieraus ein Missverhältniss entstehen kann. Wenn 
ein Systemwechsel eintritt, vorkommt, so bedauere ich aufs Aeusserste, dass sämmt- 
liche Räthe doch dazu gebraucht werden können, das neue politische System mit- 
zumachen. Ich bin kein Bewunderer dieses Zustandes, sondern ich bin eher be- 

"trübt in der Seele dieser Beamten, die heute dies und morgen das Gegentheil thun 
können, weil ich annehme, dass sie ihr Gewissen darnach eingerichtet haben, blos 
die formale Seite der Bearbeitung zu übernehmen und nicht den materiellen Inhalt all- 
zuschr zu erwägen. Demnach will ich anerkennen, dass in den Zentralbehörden 
eine gewisse Hlastizität nothwendig ist für die Anstellung und Be- 
schaffung neuer Räthe. Aber mir scheint, dass wir dabei sind, nach dem Vor- 
schlage der Regierung von einem Extrem in das andere hineinzuspringen. Zu ge- 
statten, dass der Minister sämmtliche Räthe zur Disposition stellen kann, geht 
weit über das Bedürfniss hinaus und scheint mir einen Zustand vorzubereiten, der 
ebenso unerwünscht sein möchte, wie der gegenwärtige. Der Regel nach giebt es 
nur einige erhebliche politische Dezernate, während es in jedem Ministerium andere 
Dezernate giebt, die mit der allgemeinen politischen Strömung gar nichts zu thun 
haben. Wenn ich mich beispielsweise an das Auswärtige Amt halte, so sind die- 
jenigen Räthe, welche das Dezemat führen über Konsulate, über Verhandlungen 
in juristischen Angelegenheiten, Erbschafts-Regulirungen u. 8. w. von jeder Politik 
entfernt. Es ist uns z. B. gesagt worden, dass für Preussen lediglich zur tech- 
nischen Behandlung einzelner Geschäfte, die den Preussischen Staat allein angehen, 
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einige Räthe gehalten worden; wir zahlen ja dafür 30,000 Thaler an das Reich. 
Sie ersehen daraus, dass viel technische Arbeit vorhanden ist, für die eine 
stetige Fortdauer der Ueberlieferung nothwendig ist. Wenn einem Minister gestattet 
wäre, nach spanischer Art alle Räthe — die Franzosen wechseln nicht alle Räthe, 
nur in Spanien, wo man um des Amtes willen gern die Personen immer mit sich 
bringt, gerade so wie in Amerika — wenn der Minister nun einen ganz neuen Satz 
von Räthen mit sich bringen dürfte, so würde die Folge sein, dass die eigentliche 
Bearbeitung, der Schwerpunkt dertechnischen Arbeiteninden Subaltern- 
Beamten ruhen würde; denn diese würden das allein dauernde Element, die Räthe 
aber das fluktuirende Element bilden. Das scheint mir ein höchst unerwünschter 
Zustand. Ebenso in Beziehung auf das Budgetrecht. Nach dem Vorschlage der 
Regierung kann der Rathsetat leicht ins Ungemessene wachsen, Es ist ja nicht die 
Grenze gestellt, dass die Zahl der angestellten Räthe durch eine gleiche Zahl an- 
derer Räthe ersetzt werden dürfe, sondern das Recht wird gefordert, so viele Räthe 
neu anzustellen, als jedem einzelnen Minister beliebt. Diese Ausgabebefugniss ist 
für das Budget nicht unbedeutend. Wir haben dem Reichskanzler-Amt gegenwärtig 
6 oder 7 Räthe bewilligt — mir ist die genaueste Zahl nicht gegenwärtig. Die 
Zahl im Auswärtigen Amte ist noch grösser, und wenn ich mir die Analogie in 
Preussen denke, so würde dadurch eine Häufung von Gehältern kommen, die ledig- 
lich in der Hand der Minister ruhen würde; denn die Kaiserliche Zurdispositions- 
stellung ist ja doch identisch mit dem, was der verantwortliche Minister für noth- 
wendig hält, so dass mir die unbegrenzte Befugniss eine bedenkliche Budget«- 
frage wird. Sowohl zu Gunsten des Budgets, wie zu Gunsten einer stetigen 
Verwaltung, andererseits aber auch die politische Rücksicht zugegeben, glaube 
ich, dass wir ein bestimmtes Mass, eine Grenze überhaupt einführen müssen. Diese 
Grenze muss irgendwie festgestellt werden; Zahlen, pflegt man zu sagen, seien will- 
kürlich. Aber wenn der Minister eine Zahl, welche der Hälfte der etatsmässigen 
Beamten gleichkommt, zur Disposition stellen kann, so ist genügend für das Be- 
dürfniss gesorgt; ich glaube sogar, dass von der vollen Zahl wohl selten wird Ge- 
brauch gemacht werden. Selbstverständlich ist mein Antrag dahin gemeint, dass 
objektiv zu jeder Zeit nur diese Zahl zur Disposition gestellt werden kann, und 
nicht etwa jeder Minister aufs Neue die Befugniss für sich beginnt. 
Ich denke mir, dass diese Beschränkung nach und n:ch zu einem System führen 
wird. Wenn der Minister das Recht hat, unbegrenzt zur Disposition zu stellen, so 
kann er von dieser Befugniss jeder Zeit Gebrauch machen, sobald ihm aus irgend- 
welchem äusseren Umstande eine Person besser gefällt als die andere. Wenn er 
aber weiss, dass er mit jeder zur Dispositionsstellung seine eigene Befugniss ein- 
grenzt, weil er die freien Kandidaturen für anderweitige Besetzung verringert, so 
wird er eine weitergehende Erwägung eintreten lassen. Wenn es richtig ist, dass 
dieses Bedürfniss sich nur geltend macht in Bezug auf die politische Farbe des 
Rathes — denn an eine technische gute Besetzung sind wir gewöhnt, sowohl im 
Reich wie in Preussen — wenn es also nur die politische Rücksicht ist, so glaube 
ich, dass jeder nachfolgende Minister, der die Zahl bereits ausgefüllt findet und doch 
wird zur Disposition stellen wollen, offenbar von einer politischen Farbe sein wird, 
die entgegengesetzt ist der politischen Farbe seines Vorgängers: denn sonst ist die 
politische Rücksicht der Zurdispositionsstellung nicht vorliegend; und politisch aber 
wäre der neue Minister leicht in der Lage, diejenigen Beamten, die früher zur 
Disposition gestellt waren, wiederum ins Ministerium einzuberufen. Dadurch würde 
eine Wechselwirkung entstehen und auch eine Kontinuität in den politischen An- 
schauungen; denn so zersplittert sind doch die politischen Richtungen nicht, dass 
nach mehr als nach liberal und konservativ geschieden werden müsse, dass man 
Muster für zehn politische Richtungen haben müsste. Wenn auch lim Reichstage 
selbst die politischen Parteien nach unserem jugendlichen politischen Leben sehr 
zersplittert sind, so wissen wir doch aus Erfahrung, dass die Minister sich nur ab- 
lösen nach den beiden grossen Merkmalen: liberal und konservativ, 

Deshalb empfehle ich eine Grenze. Wir würden dadurch einen Zustand her- 
beiführen oder wenigstens vorbereiten, der auch in einem politisch reiferen Staate 
schon thatsächlich ist. In England sind von denjenigen Beamten, die sich in 
Zentral-Ministerien befinden, nur einige, die mit den politischen Ministern abgehen; 
man nennt sie auch parlamentarische; andere dagegen, welche alle Ministerien 
durchleben und die eigentliche Stütze für die technischen Arbeiten ausmachen. Ich 
wünsche, dass nach und nach sich auch bei uns ein solcher Zustand heranbildet. 
Wir sind heute noch nicht in der Lage, die Dezernate auszuscheiden, mit denen 

. die Zurdispositionsstellung verknüpft sein soll, gegenüber den andern, mit den sie 
nicht verknüpft werden darf; aber wir können dadurch, dass wir eine Beschränkung 
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einführen, einen sehr nützlichen Anfang zu einer politischen Sonderung legen. Wir 
machen es uns zu leicht und verfallen in ein Experimentiren, wenn wir mit einem 
Mal von dem heutigen System in das entgegengesetzte übergehen. Mit der von 
mir vorgeschlagenen Zahl wird genügend gesorgt, und wenn in Zukunft ein grösseres 
Bedürfniss sich herausstellen sollte, so haben wir immer noch Zeit, eine grössere 
Machtbefugniss zu geben; für heute ist entschieden dem Bedürfniss genügt und zu- 
gleich der gefährlichen Macht eine Art Zügel angelegt.“ 


Der Abg. Windthorst fürchtete von der Ausdehnung der vorläufigen 
Versetzung in den Ruhestand, dass die grosse Entwickelung privater Unter- 
nehmungen mehr als schon geschehen die tüchtigsten Kräfte der Reichsver- 
waltung entziehen werde, und nahm für die Räthe des Ministeriums im Fall 
ihrer zwangsweisen zur Dispositionsstellung nach $. 25. der Regierungs-Vor- 
lage und dem Amendement Lasker das Recht in Anspruch, ihrerseits auf 
Disponiblität anzutragen. Insonderheit aber wies auch er darauf hin, 

„dass es für die Verwaltung von äusserster Wichtigkeit sei, dass die darin wirken- 
den Beamten eine gewisse Festigkeit und Sicherheit ihrer Lage, eine gewisse Ste- 
tigkeit haben. Wir mögen — sagte er — den Einfluss des Parlaments, den Einfluss 
der Presse, den Einfluss der öffentlichen Meinung noch so hoch anschlagen, so wird 
doch, wie die Verhältnisse augenblicklich noch liegen, das Wesen der ganzen Ver- 
waltung durch die Exekutive und durch die in der Exekutive arbeitenden Männer 
bestimmt. Je weniger wir im Reiche eine geordnete obere Verwaltung, so lange 
wir kein ordentliches Ministerium haben, so lange ein Einzelner die ganze Disposi- 
tion hat, desto mehr ist es erforderlich, dass durch feststehende Räthe eine gewisse 
Stetigkeit der Verwaltung, gegen den Einzelwillen wenigstens ein berathendes Ge- 
gengewicht gesichert bleibt. So lange nicht einmal der kollegialische Beschluss 
eines Reichs-Ministeriums für die beabsichtigte Disponiblitätsstellung nothwendig 
ist, sind in der That die betreffenden Räthe in der allermisslichsten Lage.. Wenn 
sie wissen, dass sie ganz und voll von dem Arbitrio eines einzelnen Vorgesetzten 
abhängen, so ist es unmöglich, dass bei den Verhältnissen, wie dieselben nun ein- 
mal sind, diese Männer irgend welche Karakterfestigkeit bewahren, dass sie eine 
von den Anschauungen des Ministers abweichende Meinung aussprechen und zur 
Geltung zu bringen suchen. Dieses aber ist nothwendig, wenn die Verwaltung nicht 
ins Schwanken gerathen soll, wenn wir nicht Maschinen, wenn wir karaktervolle 
Männer in dieser Verwaltung erhalten wollen. 

Will man schon jetzt, ehe wir ein konstitutionelles Regime, ehe wir Verant- 
wortlichkeit der Minister, ehe wir ein eigentliches kollegialisches Staatsministerium 
haben, vorgehen, dann würden wir, glaube ich, sagen müssen: die und die be- 
stimmten Stellen sind sogenannte technische feste Stellen, die an- 
deren Stellen sind das nicht. Die Männer, welche in die festen Stellen 
gesetzt werden, haben ein dauerndes Recht; die anderen aber wissen 
dann bei der Anstellung bereits, was ihnen bevorstehen kann, und 
mögen es sich überlegen, ob sie derartige Stellen annehmen wollen. 

Jedenfalls wird ein Transitorium erforderlich für die Männer, die jetzt 
im guten Glauben in den Reichsdienst gegangen sind, freiwillig und theilweise be- 
fohlen, indem man ganze Branchen der Verwaltung in das Reich hineingebracht 
hat, und alle Tage noch ferner hineinbringen kann.“ 


Der Reg.-Kommissarius, Unter-Staatssekretair Dr. Achenbach 


erklärte: 
„In Bezug auf den Antrag des Abg. Lasker kann ich meinestheils hervorheben, 


dass, was das Reichskanzler-Amt betrifft, wenigstens wie die Verhältnisse ge- 
genwärtig liegen, eine Scheidung der Beamten je nach ihrer Thhätigkeit und Be- 
schäftigung in politischen Fragen nicht möglich erscheint. Ich glaube sogar 
dass die Mehrzahl der Beamten bald mehr bald weniger gleichzeitig auch Ge- 
schäfte zu übernehmen haben werden, die politischer Natur sind. Wenn man aber 
auch dem Gedanken Rechnung tragen wollte, welcher in dem Vorschlag des Abe. 
Lasker niedergelegt ist, so würde doch die Form, in welcher der Vorschlag ge- 
stellt ist, dem Gedanken nicht vollständigen Ausdruck geben. Die Auslegung wäre 
doch möglich, dass heute ein Minister die Hälfte der Räthe entlässt und morgen 
neue Beamte für die Hälfte eintreten, und dass er übermorgen die andere Hälfte 
der früheren Beamten ebenfalls vorläufig in den Ruhestand versetzt. Ich weise, 
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dass der Herr Abg. diese Auslegung nicht beabsichtigt haben kann, er will ‚viel- 
mehr, wie mir scheint, dass im Voraus gewissermassen die Hälfte der 
bestehenden Stellen als solche bezeichnet wird, bei welcher die’be- 
treffenden Funktionäre zur Disposition gestellt werden können, wäh- 
rend die andere Hälfte der Stellen von Beamten besetzt werden soll, 
welche bleibend sind. Ich glaube auch, dass im Auswärtigen Amte eine so 
strenge Sichtung der verschiedenen Funktionen, wie der Herr Abgeordnete ‚voraus- 
setzt; nicht zutrifft.“ | 
Bei der Abstimmung in zweiter Lesung wurde das Amendement des Yer- 
fassers und Genossen angenommen, das Amendement Lasker la. — soweit.es 
sich auf die Beschränkung der Zurdispositionsstellung der Ministerial-Räthe 
bezieht — und das Amendement Roemer verworfen; bei der weiteren getrenn- 


ten Abstimmung über die> einzelnen Beamten- Kategorien des $. 25. wurden 


nach dem Antrage Laasker 1b. die Ober- Postdirektoren, Vorsteher der: Ober- 
Postämter und die’ Telegraphen-Direktoren gestrichen. 


Bei der dritten Lesung schlug der Abg. Lasker vor: 

zu $. 28.: 

a. statt der Worte: ‚„vortragenden Räthe u. s. w. bis Ministerien“ 'zu setzen: 
„diejenigen vortragenden "Räthe u, s. w. bis Ministerien, welche unter dem 
Vorbehalt der einstweiligen Versetzung in den Ruhestand anpeksellt: wor- 
den sind“; 

b. als zweiten Absatz hinzuzufügen: 

„Die Zahl der vortragenden Räthe, sowie die Zahl der etatsmässigen Hülfs- 
arbeiter, welche mit Vorbehalt der einstweiligen Versetzung in den Ruhe- 
stand angestellt werden, soll nicht die Hälfte “der etatsmässigen Stellen der 
entsprechenden Kategorie übersteigen. 


Der Regierungs-Kommissarius, Unter-Staats- Sekretair Dr. 
Achenbach machte noch dagegen geltend: 

„dass, abgesehen davon, dass die Entwickelung unserer Verhältnisse noch nicht so 
weit gekommen, um einem solchen Vorschlage näher zu treten, der zweite Absatz 
desselben unklar lasse, ob die vorgeschlagene Berechnung innerhalb der einzelnen 
Aemter und Ministerien stattfinden, oder ob ein Gesammt-Ueberschlag der sämmt- 
lichen Stellen stattfinden solle und von dieser Gesammtzahl dann die Hälfte zu 
nehmen sei. Endlich würde dasjenige, was seitens der Reichsregierung beabsich- 
tigt wird, zunächst nicht erreicht werden können, indem die sämmtlichen angestell- 
ten Beamten von dieser Bestimmung frei sein würden und erst in Zukunft dieselbe 
bei alsdann anzustellenden Beamten in Anwendung gebracht werden könne. Er 
vermöge daher mit Rücksicht auf die gegenwärtige Lage der Verhältnisse nur den 
Wunsch auszusprechen, dass der Reichstag diesen Vorschlag wenigstens zur 
Zeit ablehne.“ 


In Bezug hierauf bemerkte der Abg. Windthorst: 
„Wenn Tesact worden ist, der zweite Absatz des Antrags Lasker sei nicht deut- 
lich, weil man nicht wisse, welche Zahl gemeint sei, so hat dieser Einwand, glaube 
ich, keinen Grund, denn ich finde in der Fassung bereits klar ausgedrückt, dass 


die etatsmässigen Stellen, die jetzt vorhanden, eemeint sind, und darnach regelt 
sich die Sache ganz von selbst. 


Der Abg. Lasker aber, um das Missverständniss auszuschliessen, welches 
der Bundes- Konanisar darüber angeregt, was unter der Zahl zu verstehen 
sei, schaltete in seinen Abänderungs- Vorschlag die Worte ein: 

„die im Dienst befindliche Zahl der vortragenden Räthe‘ 


und hob hervor, dass die eingeschalteten Worte keine materielle Neranlaenng, 
sondern nur einen klareren Ausdruck dessen, was er wolle, bewirkten. 
Hierauf wurde das Amendement Lasker angenommen. 


Der Bundesrath versagte demselben seine Zustimmung. Ueber die Gründe 
äussert sich die Denkschrift zum Gesetz-Entwurf von 1873. dahin; 
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„Die Aenderung der Regierungs-Vorlage von 1872. durch den Reichstag 
beruht auf der Annahme, dass kein Grund vorliege, die bezeichnete Mass- 
regel auf Beamte auszudehnen, deren Funktionen vorwiegend technischer 
Natur seien, dass vielmehr der Reichsregierung die Freiheit in der Aus- 
wahl ihrer oberen Beamten in hinreichendem Masse gewahrt werde, wenn 
die Amovibilität derjenigen vortragenden Räthe und Hülfsarbeiter festge- 
stellt sei, welche vorzugsweise mit der Bearbeitung politischer Angelegen- 
heiten betraut werden. Diese Scheidung der Funktionen lässt sich indessen 
praktisch vielfach nicht durchführen; auch rechtfertigt jener Gesichtspunkt 
nicht eine gewissermassen mechanische Theilung der bezeichneten Beamten 
in zwei numerisch-gleiche Klassen und die Aufstellung wesentlich verschie- 
dener Anstellungsbedingungen für jede von beiden. Durch den Beschluss 
des Reichstags wird überdies die Erhaltung einer fortdauernden Ueberein- 
stimmung in prinzipiellen Ansichten zwischen. der leitenden Autorität und 
den ihr zunächst stehenden Beamten der obersten Reichsbehörden. in be- 
denklichem Masse erschwert. Unerlässlich ist es, dass alle Räthe und 
etatsmässigen Hülfsarbeiter des Auswärtigen Amtes zur Disposition 
gestellt werden können. Die dienstliche Thätigkeit dieser Beamten ist in 
ihrem ganzen Umfange politischer Natur, so dass bei ihnen die erwähnte 
Scheidung der Funktionen überhaupt nicht stattfindet. Ueberdies aber 
führen dieselben Gründe, aus welchen die Amovibilität der diplomatischen 
Agenten durch den Entwurf ausgesprochen worden ist, mit Nothwendigkeit 
dazu, Sr. Maj. dem Kaiser die Befugniss zur einstweiligen Versetzung in 
den Ruhestand in Bezug auf die vorhin bezeichneten Beamten des Aus- 
wärtigen Amtes unbeschränkt vorzubehalten. Um den Ansichten des Reichs- 
tages thunlichst entgegenzukommen, verzichtete die Reichsregierung darauf, 
die vortragenden Räthe und Hülfsarbeiter des Reichskanzler-Amtes und der 
Ministerien auch nur zu einem Theil zeitweilig in den Ruhestand treten zu 
lassen, und brachte den $. 25. in seiner gegenwärtigen Fassung vor den 
Reichstag von 1873.“ 

Der Abg. Windthorst (Meppen) beantragte: 
„ın der achten Zeile vor dem Worte „vortragenden“ einzurücken: 

„nach dem Erlasse dieses Gesetzes zur Anstellung gelangenden,‘ 
und führte zur Begründung dieses Antrages namentlich Folgendes an; 

„Feste Rechtsgrundsätze würde ich zu verletzen glauben, wenn ich das Gesetz 
gleichsam mit rückwirkender Kraft ausstatten, wenn ich bestimmen wollte, dass 
auch diejenigen Räthe und‘ etatsmässigen Hülfsarbeiter im Auswärtigen Amte, 
welche heute schon angestellt sind, von diesem Gesetz getroffen werden sollen. 
Diese Männer sind unter anderen Verhältnissen eingetreten, sie hatten vor Augen, 
dass sie dieselbe Wohlthat besitzen, welche alle Ministerialräthe besitzen, und ich 
halte dafür, es würde, wenn nicht rechtswidrig, doch im äussersten Grade hart sein, 
nunmehr ihre Aussichten in der Art zu verändern. Darum habe ich in meinem 
Amendement vorgeschlagen, man möge nur diejenigen vortragenden Räthe und 
Hülfsarbeiter im Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten, welche nach dem 
Erlass dieses Gesetzes angestellt werden, unter die Bestimmungen dieses Gesetzes 
beugen. Weiter geht mein Amendement nicht, und im Interesse wohlerworbener 
Rechte, mindestens äusserster Billiskeit für Männer, die unter anderen Verhältnissen 
eingetreten, empfehle ich, mein Amendement anzunehmen.“ 

Darauf erwiderte der Reichskanzler Fürst Bismarck: 

„Ich erlaube mir über das eben eingebrachte Amendement nur wenige Worte, 
denn es ist sehr schwierig, über einen delikaten Punkt, der die Verhältnisse leben- 
der Beamten, mit denen ich alle Tage zu thun habe, betrifft, sich so unbefangen 
auszusprechen, als wenn man mit unbenannten Zahlen rechnet. Wenn das Amen- 
dement angenommen wird, so würde die freie Bewegung, welche durch das ge- 
dachte Gesetz dem auswärtigen Dienst verliehen werden soll, in ihrer Verwirklichung 
auf eine sehr weite Zeit hinausgeschoben. Die Beamten, um welche es sich han- 
delt, sind zum "Theil jung und neu in das Amt gekommen; sie haben Aussicht die 


ältere Hälfte der hier Anwesenden zu überleben und der nächsten Generation erst 
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die Frage zur Lösung zu geben. Sie sind unter meiner Einwirkung angestellt 
worden, und ich würde sie nicht angestellt haben, wenn ich nicht überzeugt wäre, 
dass sie tauglich sind, und dass ich, so weit man in die Zukunft sehen und so weit 
man einen Menschen beurtheilen kann, nicht in die Lage kommen werde — viel- 
leicht mein Nachfolger — aber dass ich nicht in die Lage kommen werde, ihnen 
gegenüber von der durch das Gesetz zu verleihenden Befugniss Gebrauch zu 
machen. Man kann allerdings nie wissen, wie sich ein Beamter auf die Dauer’ ent- 
wickelt. Er kann in der ersten Kraft der Jugend, in der ersten Begeisterung für 
seine Beschäftigung vielleicht Eigenschaften vermuthen lassen, die seine Vorgesetz- 
ten veranlassen, ihn zur Anstellung vorzuschlagen. Es kann aber unter Umständen 
kommen, dass, wenn er nach einigen Jahren sieht, dass diese Beschäftigung ziem- 
lich trockene Aktenarbeiten sind, die einen tieferen Einblick in die Politik nicht 
geben, und wenn sie ihn geben, in langsamer und wenig ansprechender Form — 
der Eifer des Beamten erkaltet und mit dem Eifer auch die Befähigung. Es können 
aber auch andere Einflüsse eintreten, vor denen wir hoffentlich bewahrt bleiben 
werden, die aber doch in anderen Staaten vorkommen. Nehmen Sie an, dass 
grössere Staaten eine Zeit lang in feindseligen gespannten Verhältnissen lebten und 
der Eine davon wunderte sich, wo der Andere die guten Nachrichten herbekommt, 
die er hat. Die Zeiten ändern sich. Man wird befreundet — der Eine verlangt 
vom Andern einen Dienst. Es wird ihm erwidert, es solle geschehen, wenn Namen 
und Quellen genannt werden. Der Name wird genannt. Das bildet keine Grund- 
lage, auf die man juristisch einschreiten kann, }aber solche Umstände, solche Ver- 
hältnisse können eintreten — nieht bei uns, aber in anderen Staaten. 

Soll der Minister nun in einem solchen Falle mit dem Verdacht, ich möchte 
fast sagen, mit dem Beweise im Herzen, den er nicht geltend machen kann, weiter 
wirthschaften mit demselben Rathe? Das sind sehr exzeptionelle, exzentrische 
Fälle, sie können sich viel harmloser gestalten, als ein blosser Verdacht. Beamte 
des Auswärtigen Amtes, die einen zu intimen Umgang mit fremden Diplomaten 
haben, unter Verhältnissen, wo nach Alter, Stellung und sonstigen Interessen ein 
gegenseitiges persönliches Wohlgefallen aneinander die intimeren Beziehungen nicht 
ausschliesslich aufklärt — solche Sachen sind schwer abzuschneiden und auf dem 
gewöhnlichen Wege juristisch nicht zu fassen. Wir sind in diesen Verhältnissen 
bei Weitem günstiger situirt, als die meisten Länder in der älteren Geschichte — 
ich urtheile über die Gegenwart nicht — in der älteren Diplomatengeschichte situirt 
gewesen sind. Bei uns ist das Ehrgefühl der Beamten noch meist so lebendig, 
dass es in ihnen einen dienstlichen Kraftaufwand und dabei eine Verschwiegenheit, 
eine "Treue, eine Zuverlässigkeit hervorbringt, die kein Zwang herausdrücken könnte 
und die durch keine noch so hohe Besoldung gesichert werden könnte; denn die 
Gegengewichte, welche die Besoldungen in diesen Verhäitnissen finden können, sind 
für den Finanzminister in der Gestalt von Besoldungen unerschwinglich. 

Aus allen diesen Gründen habe ich doch, wenn nicht das ganze Prinzip wieder 
aufgegeben werden soll, Bedenken, durch Annahme dieses Amendements die Ver- 
wirklichung dieses Prinzips auf unbestimmte Zeit hinauszuschieben. Ich könnte es 
mir ja gefallen lassen, weil ich, wie ich vorher schon bemerkte, meist mit jüngeren 
Beamten, wo ich mich selbst anklagen muss, wenn sie unrichtig gewählt sind, zu 
thun habe. Aber nehmen Sie an, dass über kurz oder lang jemand Anderes die 
auswärtigen Geschäfte leitet, entweder weil sie selbstständiger gemacht werden, 
als sie bisher dem Reichskanzler gegenüber sind, oder ein anderer Reichskanzler 


vorhanden ist, so weiss ich ja nicht, eb der mit denselben Männern zu wirthschaf- 


ten im Stande ist, in einer sehr verantwortlichen und schwierigen Materie. Mit 
einer vollen ministeriellen Verantwortlichkeit ist meines Erachtens die von dem 
Herrn Vorredner im Prinzip empfohlene Unabsetzbarkeit der vortragenden Räthe 
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kaum verträglich; denn es giebt unter Umständen eine Waffe des vortragenden 
Rathes, gegen die jeder Minister ohnmächtig ist: das ist die des passiven Wider- 
standes, der scheinbaren Unfähigkeit, eine Arbeit nach einer bestimmten Richtung 
gut zu liefern und herzustellen, die schliesslich einen Minister in die Lage setzt, 
die Arbeiten selbst zu machen. Kann er sie alle selbst machen, hat er die Zeit 
und die Arbeitskräfte dazu, kann er sich in einem Grade nicht nur verdoppeln, 
sondern verzehnfachen, dass er unter Umständen seine Räthe durch eigene Thätig- 
keit decken kann, so würde er sie ja gar nicht brauchen. 

Solchen Minister, der die Arbeiten wegen der Abneigung seiner Mitarbeiter 
gegen das System, welchem er selbst folgt, nicht bewältigen kann, den haben wir 
doch in unserer eigenen Geschichte schon mehr als ein Mal gesehen und ich 
möchte — indem ich wiederhole, dass kein persönliches Urtheil über diejenigen 
Beamten, gegen welche von diesen gesetzlichen Berechtigungen Gebrauch gemacht 
werden könnte, mich veranlasst, dieses Amendement zu bekämpfen — doch bitten, 
es abzulehnen, weil es mit dem ganzen Prinzipe im Widerspruch steht und auf 
einem Umwege eigentlich das Prinzip durch Aufschub ad calendas graecas wieder 
beseitigt, welches in das Gesetz hineinzubringen doch im Uebrigen in der Absicht 
des Reichstages liegt.“ 

Endlich fügte der Fürst-Reichskanzler noch ein anderes Argument 
hinzu, welches gerade im auswärtigen Dienste es wünschenswerth macht, 
dass die Anstellung weniger fest, dass die Bewegung im Dienste eine flüssi- 
gere sei. Er sagte: 

„Ich habe im auswärtigen Dienste die Einrichtung vorgefunden, dass es zwei ganz 
verschiedene Kategorien gab: die eine Kategorie, bestehend aus eigentlich diplomati- 
sehen Personen, den Gesandten und Sekretairen, dienur im Auslande lebten, die andere, 
bestehend aus den Ministerialräthen, die niemals ins Ausland kamen. Die Letz- 
teren arbeiteten die Instruktionen für die Ersteren aus, hatten in der Regel nicht 
so viel vom Auslande gesehen wie wünschenswerth war, um auswärtige Verhält- 
nisse richtig zu beurtheilen, während es denjenigen, die dauernd im Auslande 
lebten, sehr leicht so ging, dass sie anstatt wie jener Riese die Kraft durch die 
Berührung mit der Erde stets wieder zu gewinnen, die heimathliche Erde zu selten 
berührten, und darum einigermassen unsern heimathlichen Verhältnissen entfremdet 
und leicht zu der zahlreichen Klasse diplomatischer Kosmopoliten zu rechnen 
waren, die im auswärtigen Dienste aller Länder vorhanden sind. Deshalb habe 
ich mein Augenmerk darauf gerichtet, beide Klassen von Beamten mehr zu ver- 
mischen und darauf zu halten, dass die Gesandten, bevor sie ins Ausland kommen, 
eine Zeit lang als Räthe im Ministerium den wirklichen, regelmässigen Dienst ge- 
than haben, und dass andererseits wieder diejenigen, die es vorziehen, in der 
Heimath dauernd als Ministerialräthe Dienst zu leisten, eine Zeit lang auch bei 
auswärtigen Gesandtschaften beschäftigt werden. Ich fürchte, dass ich nach dieser 
Richtung hin bei diesem oder dem nächsten Budget noch Schwierigkeiten für die 
Durchführung meines Systems finden werde, die ich nur mit Ihrer Unterstützung 
zu lösen vermag. Aber es ist meines Erachtens für das Gedeihen des diplomatischen 
Dienstes, für die richtige Beurtheilung der auswärtigen Verhältnisse im Zentrum 
und für die Festhaltung des heimathlichen Bewusstseins im Auslande ein Unent- 
behrliches, dass diese Scheidung, wie sie bisher im Prinzip bestand, aufhöre, und 
dass man das Amt eines Raths im Auswärtigen Ministerium als eine regelmässige 
Etappe im auswärtigen Dienste auch für denjenigen, der Gesandter und Botschaf- 
ter werden will, betrachte. Dazu ist aber erforderlich, dass man einigermassen 
freie Hand in der Besetzung der Stellen habe. Dies giebt aber auch zugleich das 
Mittel an die Hand, diejenigen Wunden zu heilen, oder vielmehr nicht zu schlagen, 
die der Herr Vorredner befürchtete, indem ein Rath, der als Rath nach der Ueber- 
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zeugung seines vorgesetzten Ministers nicht oder nicht mehr zu verwenden ist, 
noch sehr gut verwendbar sein kann in dem auswärtigen Konsulatdienste, und dazu 
bietet sich ja bei der grossen Verstärkung des Konsulatdienstes, die wir nach 
den Bewilligungen des Reichstages haben möglich machen können, eine ausrei- 


Be 


chende Gelegenheit. Es wird die Beseitigung eines Rathes, mit dem der Chef 


nicht glaubt fruchtbringend arbeiten zu können, in den meisten Fällen jetzt durch 
Versetzung in den Konsulatdienst viel leichter geschehen können als die Dispo- 
sitionsstellung. Ich möchte im Hinblick noch auf dieses Bedürfniss einer besseren 
Blutzirkulation in dem auswärtigen Dienste vom Innern nach aussenwärts hinaus 
und rückwärts die Freiheit der Bewegung durch diesen Beschluss zu sanktioniren 
für wünschenswerth erachten.“ 

Das Amendement Windthorst wurde hierauf verworfen und der $. 25. in 

seiner gegenwärtigen Fassung angenommen. 


II. Bemerkungen: 

1. Nectliche Natır der Vorichrift des $. 25. Der 8. 25. geftattet eine auß- 
dehnende Auslegung nidt. E3 folgt dies aus dem Grundfat der lebensläng- 
lihen Anjtellung, welche dem Beamten das Recht auf die Behaltung des tadel:- 
[108 geführten Amtes giebt. Siehe unten Nr. 5. (vergl. Erfenntniß des Ober- 
ZTrib. zu Berlin vom 9. Juli 1869., Striethorft’s Archiv Br. 75. ©. 277.). 


2. Memter, bei denen die vorläufige Verjeßung in den Anheitand ftattfindet. 

a. Der Chef der Katf. Admiralität und der Staats:Sefretair im Auswärtigen 
Amte nehmen ftaatsrechtlich diefelbe Stellung ein wie der Präfident des Neihs- 
fanzlev: Amtes. In der That meift die Bezugnahme der Motive des S. 34. 
(Drudfahen ©. 36.) auf den legten Abfah des 8.1. des Preußifchen Venjions: 
gejeßes darauf hin, daß diefe Reichs - Beamten, ungeachtet fie nah der Ber: 
jafjung dem Neichstage politisch nicht verantwortlich find, den Staatsminiftern 
gleich behandelt werden follen (val. $. 35.). 

bh. Die Direktoren und Abtheilungs-Chefs im Nerhsfanzler-Amt und in den 
einzelnen Abtheilungen defjelben fünnen zur Dispofition geftellt werden, die 
vortragenden Näthe und etatsmäßigen Hülfsarbeiter nit. Diefe 
Vorjehrift entfpricht weder den Abfichten des Bundesrathg, noch denen des 
Neihstags im Jahre 1372. Jener wollte fämmtliche Käthe und Hülfs- 
arbeiter des Neihöfanzler-Amtes, diefer die Hälfte derfelben disponibel ftellen. 
Ob die Neihäregierung bei der gegenwärtigen Beftimmung auf die Dauer 
wird beitehen fönnen, bleibt mehr als zweifelhaft. 

°. Die vortragenden Näthe und etatsmäßigen Hülfsarbeiter im Auswärtigen 
Amt unterliegen fämmtlih der vorläufigen Verfegung in den Ruheftand: 

Dies gilt aud) von denjenigen, welche bei Bublifation des Gefeges fih im Amt 

befinden. Die Denkihrift und die Ausführungen des Reichsfanzlers hierfür 

jind überzeugend. Der Beamte hat fein Eigenthum an dem Neihsamt; fein 
mohlerworbenes Recht auf defien Beibehaltung. Wal. oben zu. 8.1. Ne. 8. und 

3. 24. Der Orundfat von der Nihtrüdwirkung der Gejete gilt unbedingt nur 

im Gebiete des Privatrehts. Won einer Nechtsverlegung gegen bie vor- 

tragenden Näthe 2c. des Auswärtigen Amtes Tann daher nıht die Rede fein. 

Die Gefeßgebung von 1848 und 1852 in Preußen hat die vorläufige Ber- 

jegung in den Nuheftand für eine Reihe von Beamtenflajjen eingeführt; der 

Borwurf einer Verlegung fefter Nechtsgrundfäte it derfelben niht gemacht 

worden. Bol. Bluntihli „Allg. Staatsreht“ Bd. II. ©. 128. 

dei den Militair- und Marine-Beamten find militairifche Nückfichten in erfter 

Linie entfheidend. (Sten. Ber. ©. 189.) 


Berufs-Konfuln, jofern fte nicht mit diplomatifhen Funktionen betraut waren, 
gehörten bisher nicht zu den zur Dispofition zu ftellenden PVerfonen (Erfennt- 
niß des Ober: Trib. vom 9. Yuli 1869. a. a. D.). Die jteigende Bedeutung 
der Konjulate, zumal in entfernten Ländern, rechtfertigt Die Borfrift 
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f. *) Die Re und Telegraphen-Direktoren konnten nad) der Verordn. 

vom 21. Ssuli 1852 in Preugen nicht zur Dispofition geftellt werden; Für die 
im „sahre 1866 neu erworbenen Provinzen hielt man eine folche Befugniß der 
Regierung für erforderlih. Die Chef3 der Provinzial: Verwaltungen haben, 
felbit wenn fie mehr technifher Natur find, ın neu erworbenen Ländern eine 
Art politiiher Miffion, welche befonders in aufgeregten Zeiten an Bedeutung 
tteigt. Bon diefem Gefichtspunit aus empfahl ji die Negierungsvorlage von 
1872. wohl zur Annahme Der Neichötag. hielt jedoch dafür, daß die nad) 
HR zuläffige Berfegung auch bei außerordentlihen Verhältniffen die ver 
Neihsverwaltung nothwendige Freiheit der Bewegung hinreichend gemwährleiitet. 
(Sten. Ber..©. 190. 191. 194.). 

3. nn England beträgt die Zahl der politiichen d. bh. der mit den Bartei- 
Minifterien wecjelnden Hauptitellen 60. Die übrigen höheren Beamten 
(Staff Appointments, Staff Officers) gehören dem permanenten Dienft an, 
namentlich die permanenten Unter:Staats-©efretaire. „Sie bilden das fefte 
Berbindungsglied zwifhen dem mwechjelnden Barteichef, -ven Bureaux und den 
Unterbehörden, find die Depositaries of official traditions, und dem politischen 
Chef oft abfjolut nothiwendige Rathgeber. Shre Stellung tft daher au nad) 
allen Seiten hin eine hocdgeadtete, ihre Gehalte entfprechen den Ddeutfchen 
er ua (Sp Gneift im „Engliihen Verwaltungsrecht“ Bd. II. 

. 700., 1347. 


d Berfahren. Eine vorgängige Anhörung des vorläufig in den Nuhe- 
ftand zu verfegenden NReihsbeamten ift niht vorgefhrieben, wird aber in 
allen nicht jchleunigen Fällen die Negel bilden. Befonder3 angeordnet ift eine 
jolde in den a für Weimar SS. 25. 26., Koburg: Gotha 88. 26. 27. 
und Oldenburg Art. 47. 


4. Wiederanitellung der Wartegeld - Empfänger. Die Beitimmung des PBreu: 
bischen Gefebes, dab Wartegeld:Empfänger bei Stellen, für welche fie ji) eignen, 
bejonders berüdfichtigt werden follen, ıft nicht übernommen, nod) weniger die Be- 
jlimmung des Koburg:Öotha’fhen Gejetes (SS. 19. 21.), welches den Beamten 
ein Nechtauf Wiederanitellung zufpricht, wenn die Gründe der Zurdispofittonzitellung 
fortgefallen find. In dem gleichen Syntereile, welches Neichsregierung und Reichs: 
tag. an der Entlaftung des Wartegeld-Etats haben, und in der Kontrole Diejes 
Ctat3, in weldem. die vorläufigen Berjegungen in den Nuheltand erjcheinen 
BUN dur den Reichstag, liegt die erforderliche Bürgihaft für die Wieder: 
anjtellung. 


5. Abweichende Grundfüse der Yandes-Gejeggebung. Das Sädhfijche Gefek $. 19., 
das Gejet für Heffen Art. 13. das Gefeh für Lippe S.36., für Anhalt:Bern- 
burg 88. 24. 25. geitatten die zur Dispofitionsitellung Jämmtliher Beamten, 
„Sobald es mit Rüdfiht auf die Berwaltung für angemefjen erad- 
tet wird.” (Bol. das Gef. für Oldenburg At. 47., Gefeß für Koburg:-Gotha 
88. 26. 27., Gel. für Anhalt 8.28., für Schwarzburg:Rudolitadt S8.25.26.). Die 
Berfafjung von Shwarzburg:Sondershaufen $. 79. verbietet jedodh eine Schmäle: 
rung des Einfommend. Die Batrifche Gefeggebung geitattet die Entlajjung 
jedes Verwaltungs:Beamten zu jeder Zeit, iebod unbeihadet feiner Nedhte auf 
Rang, Titel, Gehalt und Wittwen- und Waijen-Berjorgung (Pögl $. 205. ©. 517.). 
Darin prägt fich der richtige Gedanfe aus, daß aus Gründen des dffent- 
lihen Wohles das Staatsamt entzogen werden darf, aber privat- 
tehtlihe Nadhtheile für den pflihtvollen Beamten nit haben joll 
(Zaharine’z „Staatzredht‘ Bd.II. ©. 553., Gerber’ „Staatsredht“ ©. 112.—117.). 


6. zn Bezug auf das Amendement Noemer und Detfer val. zu $. 35. 


*). u dem nad) Borfhrift diefes Baragraphen vorläufig in den Ruheftand verjegbaren 
Beamten gehört in Gemäßheit des Gel. vom 27, Juni 1873. (R.:6.Bl. ©. 164.) der Vor- 
figende des Neich5-Eijenbahn:- Amtes. 
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8. 26. Das Wartegeld beträgt bei Gehältern bis zu 150 Thalern 
ebensoviel als das Gehalt, bei höheren Gehältern drei Viertheile des 
Gehalts, jedoch nicht weniger als 150 Thaler. 

Bei Feststellung der Jahresbeträge der Wartegelder werden über- 
schiessende Thalerbrüche auf volle Thaler abgerundet. 

Der Jahresbetrag des Wartegeldes kann 3000 Thaler nicht übersteigen. 


I. Entfiefungs-Hefdicte. 
Die Motive erwähnen (8. 35.): 

„In $. 26. ist das Wartegeld im Vergleich zu den in Preussen gelten- 
den Sätzen der Allerh. Erlasse v. 14. Juni und 24. Oktober 1848. (G.-S. 
S. 153. u. 338.) nicht unwesentlich erhöht. Eine auskömmliche Bemessung 
des Wartegeldes erscheint deshalb als billig, weil die einstweilige Ver- 
setzung in den Ruhestand überhaupt nur auf solche noch dienstfähige 
Beamte Anwendung zu finden bestimmt ist, denen ein Verschulden nicht 
zur Last fällt.“ 


Dazu stellte der Verfasser und Genossen im Hinblick auf $$. 34. u. 42. 
der Regierungs-Vorlage den Antrag: 
In Absatz 3. zwischen die Worte „3000 'Thlr,“ und „nicht übertsteigen“ einzu- 
schieben: 
„bei dem Reichskanzler, dem Präsidenten des Reichskanzler-Amtes, dem Chef 
der Kaiserlichen Admiralität und dem Staats-Sekretair im Auswärtigen Amte 
Viertausend Thaler nicht übersteigen.‘ | 


Dieser Antrag wurde vom Reichstag abgelehnt. 


II. Bemerkungen. 


1. Nah Breupgifhem Nedht beträgt dag Wartegeld bei einem Gehalt bi8 
zu 150 Thlen. ebenfalls jo viel als das Gehalt, bei einem Gehalt von 151 biß 
2300 Thlen.: 150 Thlr., bei einem Gehalt von 200—480 Thlın.: %, bei höheren 
Gehalten bis zu 1200 Thlen. zwifhen % und der Hälfte, und bei einem Gehalt 
über 1200 Thlr. die Hälfte defjelben, höchftens aber 2000 Thlr. Verordnung vom 
24. Oftober 1348. (Öef.-Samml. ©. 338.). 


2. Das Königreih Sahfen giebt dem vorläufig in den Ruheltand verjegten 
Beamten 7/ı de Gehalts und höcjtens 2000 Thlr., Sähfihes Staatsdiener-: 
Gejeß SS. 9. 19., Gejeg vom 24. April 1851. 8.1. Die Anhaltifhen Herzog: 
thümer (Gejeg für Anhalt $. 30., für Anhalt:Bernburg $. 24.) zahlen die Süße 
des 8. 26., ın Oldenburg (Gef. Art. 49. $. 1), ın Weimar (Gef. $. 27.), 
Koburg-Gotha (Gef. $. 28.), Shmwarzburg:Rudolftadt (Gef. $. 27.), den 
übrigen Thüringifhen Staaten und in Lippe: Detmold (8. 26.) beträgt das 
Wartegeld %. An Heffen gelten die Benfionsfäsge (Gef. Art.13.), Sadjen- 
Altenburg En die ganze Bejoldung als Wartegeld (Gef. v 8. Ditober 1861. 
$. 27.).. sn Bezug auf Braunfhmeig fiehe $. 49. des Gef. 

3. Ueber die Berehnung des Wartegeldes vgl. Gef. für Anhalt:Bern- 
burg $. 24. *) 


*) Dem Öehalt — im engeren Sinne $.4. — tritt bei Berechnung des Warte: 
geldes_ der Wohnungsgeld-Zufhuß, und zwar in jeinem ganzen, nicht blos jeinem 
Durdicänittsbetrage nad) hinzu. Lebterer ift nur für die Bemefjung der Benfion 
maßgebend, e& bleibt aljo zu Gunften der vorläufig in den Nuheftand verjeg- 
ten Beamten bei dem Grundjah, daß der Wohnungsgeld-Zufhuß als Beitandtheil 
der Bejoldung gilt, $. 8. des Gef. vom 30. Juni 1873. (R.:G.-Bl. ©. 166.). Diefe 
Auslegung empfiehlt ih aud von dem Gefihtspunfte aus, daß die Zurbispoft: 
tionzftellung eine politiihe Maßregel und feine Strafe ift und daher die mate- 
tiellen \interefien des Beamten möglichit wenig fchädigen fol. Val. einleitende 
Bemerkungen zu diefem Abfchnitt und $. 42. Nr.1. dief. Gef. | 
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4. 50 Betreff der Dienjtwohnung fiehe Gef. für Weimar $.13., Koburo- 
Gotha S. 14. 


$. 27. Die Zahlung des Wartegeldes erfolet im Voraus in der- 
selben Weise, in welcher bis dahin die Zahlung des Gehalts stattgefunden 
hat. Die Gehaltszahlung hört auf und die Zahlung des Wartegeldes be- 
ginnt mit dem Ablaufe des Vierteljahres, welches auf den Monat folgt, 
in welchem dem Beamten die Entscheidung über seine einstweilige Ver- 
setzung m den Ruhestand, der Zeitpunkt derselben und die Höhe des 
Wartegeldes bekannt gemacht worden ist. 


Bemerkungen: 


1. Die betr. Beftimmung entfpriht der Preußifchen Berwaltungspraris und 
beruht in der Billigfeit, da der zur Dispofition geitellte Beamte Beit haben muß, 
ih mit feinem verminderten Einfommen einzurichten. | 

2. een Helfton, Verpfändung und Beihlagnahme des Wartegeldes val. 
$. 6. und $. 19. 

3. Wegen Vergütung der Umzugsfoften an die im Auslande angeitellten, 
einjtweilen in den Ruheitand verfegten Beamten, wenn fie ihren Wohnort in das 
Deutihe Reich verlegen val. $. 40. 

. Qgl. Gel. für KRoburg:-Öotha SS. 13. 28., für Weimar SB 
Shwarzburg-Rudolitadt S. 27., Anhalt-Deffau S. 28., für Zippe 8.39. 


$. 28. Die einstweilig in den Ruhestand versetzten Beamten sind 
bei Verlust des Wartegeldes zur Annahme eines ihnen übertragenen 
Reichsamtes, welches ihrer Berufsbildung entspricht, unter denselben Vor- 
aussetzungen verpflichtet, unter denen nach $. 23. ein Reichs - Beamter 
die Versetzung in ein anderes Amt sich gefallen lassen muss. 


I. Entfiefungs-Gefhichte: 
Die Regierungs- Vorlage lautete: 
$: 28. „Die einstweilig in den Ruhestand versetzten Beamten sind bei Ver- 
lust des Wartegeldes zur Annahme eines ihnen übertragenen Reichsamtes unter 
denselben Voraussetzungen verpflichtet, unter denen nach $.23. ein Reichs-Beamter 
die Versetzung in ein anderes Amt sich gefallen lassen muss.“ 
Dazu beantragten die Abg. Bernuth und Genossen: 
hinter „Reichsamts“ einzuschalten: „welches ihrer Berufsbildung entspricht.“ 

Dieses Amendement wurde ohne Widerspruch von Seiten der Reichs- 
regierung angenommen. 

I. Bemerkungen: 

1; Einzelne Kommifforien zu übernehmen, ift der zur Dispofition geftellte 
Beamte nit verpflichtet (vgl. Gef. für Lippe $.41.). Das Gegentheil folgt 
nit aus $. 30. Das Recht zu einer derartigen Nebernahme 1ft felbitver: 
tändlid. 

. 2 Die Klaufel „welde feiner Berufsbildung entfpricht“ foll gegen 
eine mißbräuhlihe Anwendung diefes Gefeges fihern. Die hödften Reichs: 


Beamten (vgl. $. 35.) werden andberweit wohl nur als Gefandte Verwendung 
finden fönnen. 


3. Bol. Württemberg Dienitpragmatif 8. 22., Königl. Sädhfiidhes 
Gej. $. 19., Anhalt Gef. S. 24., Gef. für Shwar burg-Rudolitadt S. 28., 
für Baden S. 8., für Weimar $. 30. Koburg: otha giebt den Beamten 
ein Net auf Wiederanftellung, wenn die Gründe der zur Dispofitionsitellung 
fortgefallen find. 
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$. 29. Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes hört auf: 

1. Wenn der Beamte im Reichsdienste mit einem dem früher von 
ihm bezogenen Dienst-Rinkommen mindestens gleichen Dienst- 
Einkommen wieder angestellt wird, | | 

2. wenn der Beamte das Deutsche Indigenat verliert, 

3. wenn der Beamte ohne Genehmigung des Reichskanzlers seinen 
Wohnsitz ausserhalb der Bundesstaaten nimmt, 

4. wenn der Beamte des Dienstes entlassen wird. 


Bemerkungen: 

1. Das Wartegeld fann nur durd Rıichteripruh entzogen werden. ($. 149, 
Gefeg für Lippe $. 28.) Die Kaiferlihe Verordnung über die Verfegung in den 
Nuheftand tft für den vermögensrehtlihen Anfpruc maßgebend (cfr. $. 155.). 

2. Die Deutiche Neich3:Angehörigfeit geht mit der Staats-Angehörigfeit ver- 
loren (Gefeß über die Erwerbung und den Verluft der Neichs- und Staats: 
Angehörigfeit vom 1. Yunt 1870., B.-6.:Bl. für 1870. ©. 355. ff., R.-G.-Bl. für 
1871..©. 17.21. 8. 15., Arhiv Bd. IV. ©. 903.7. um >05 WI 

Der Berluft tritt ein: 

a. durch Entlafjung auf Antrag ($. 14. a. a. D.); 
b. duch zehnjährigen, ausnahmsmeile fünfjährigen Aufenthalt im Auslande 
(2200..0. 0.8 
e. durd Ausspruch der Zentralbehörde des Heimathzitaates, 
an. wenn ein Deutjcher im Fall eines Krieges oder einer Kriegsgefahr einer 
durch den Kaijer für das ganze Neichsgebiet anzuordnenden Aufforderung 
zur Nüdfehr binnen der darin beitimmten Frift feine Folge leiitet. (8. 20. 


0..0.:8).) 
bb. wenn ein Deutjcher ohne Erlaubnif feiner Regierung in fremde Staats- 
dienjte getreten it und einer ausprüdlichen Aufforderung zum Austritt 
binnen der darin bejtimmten Frift feine Folge leiitet (8. 22. a. a. D.) 
Bol. Gele für Weimar $. 30., Sadhjen-Koburg-Gotha 8. 31., für 
Schmwarzburg:Rudolftadt $. 30., für Lippe S. 42. 
3. Der bloße Aufenthalt außerhalb des Deutihen Weiche, infofern er nicht 
10 \sahre, beziehungsweife 5 ‚sahre, gedauert hat, entzieht daher das Wartegeld 
nit; wohl aber ein Wohnfig im Auslande ohne Genehmigung des Neihsfanzlers. 
sn der Begründung eines jolhen Tpricht fi die Abficht aus, im Auslande zu 
verbleiben und in das Weich nicht dauernd zurüdzufehren. je 
4. sn Anjehung der Dienjt-Entlafjung vgl. $$. 72. und 75. 


$. 30. Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes ruht, wenn und 
so lange der einstweilig in den Ruhestand versetzte Beamte in Folge 
einer Wiederanstellung oder Beschäftigung im Reichs- oder im Staats- 
Dienste ein Dienst-Einkommen bezieht, insoweit als der Betrag dieses 
neuen Dienst-Einkommens unter Hinzurechnung des Wartegeldes den Be- 
trag des von dem Beamten vor der einstweiligen Versetzung in den 
Ruhestand bezogenen Dienst-Einkommens übersteigt. Findet die Be- 
schäftigung des Beamten vorübergehend gegen Tagegelder oder eine an- 
derweite Entschädigung statt, so wird demselben das Wartegeld für die 
ersten sechs. Monate dieser Beschäftigung unverkürzt, dagegen vom sie- 
benten Monat ab nur zu dem nach der vorstehenden Bestimmung zuläs- 
sigen Betrage gewährt. 
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I. Entfiefungs-Gefdidte: 
Die Regierungs-Vorlage stellte dem Reichs- und Staatsdienst den Kom- 
munaldienst gleich, und die Motive ($. 35.) führten zur Rechtfertigune an: 
„Dass die Schmälerung des Wartegeldes auch durch ein im Kommunal- 
dienst bezogenes Einkommen eintreten kann, entspricht dem im $. 10. des 
Bundes-Gesetzes vom 14. ‘Juni 1868. (B.-G.-Bl. S. 335., Archiv Bd. I. 
S. 322.) angenommenen Grundsatze. Zum Kommunaldienst wird in dieser 
Beziehung auch der landständische Dienst zu rechnen sein.“ 
Dagegen schlug der Verfasser vor: 
an Stelle der Worte: 
„im Reichs-, im Staats- oder Kommunal-Dienste“ 
zu Setzen: 
„im Reichs- oder im Staats-Dienste.‘ 
Dieser Antrag wurde vom Reichstag gegen den Widerspruch des Ver- 
treters der Reichsregierung angenommen. 


II. Bemerkungen: 

1. Die Einnahmen aus einem Kommunal-Amt jollen nah $. 30. den auf 
Wartegeld geitellten Beamten nicht an: und abgerechnet werden. Dies liegt in 
der vollen Konjequenz des Beihlufjes, wonadh der zur Dispofition geftellte Be- 
amte das Recht hat, ohne Genehmigung der Neihsregierung ein Gewerbe zu be- 
treiben, in Erwerb3:Gefellf&haften einzutreten und Kommunal-Aemter anzunehmen. 
Das Einfommen aus dem Betrieb eines Gewerbes wird in der Regel größer fein, 
als die Einnahme, welche ein Kommunal-Amt gewährt, aber es tft nit ım Vor- 
aus und feit berehenbar und fann daher auf das Wartegeld nicht eingerechnet 
werden. Die Anrehnung des auf Heller und Pfennig berehenbaren Einfommens 
de3 Rommunal:Amt3 wäre daher, wenn nicht eine Ungeredtigfeit, jo doch eine 
Unbilligfeit, welche im Interefje des zur Dispofition geitellten Beamten und der 
KRommunal-Berwaltung vermieden werden muß. Das PBreußiihe Penfions-Gejeg 
vom 28. März 1872. hat daher auch in Bezug auf die Penfionirung den Grund- 
fat angenommen, daß Kommunal-Gehalte nicht auf die Penfion angerechnet und 
niht zugerechnet werden. Dajjelbe Prinzip trifft bei der Stellung auf Wartegeld 
Mu. S: k\ dajelbft. Vol. Wachler, „Zivilpenfions - Gejeg" ©. 31., Berlin, 

ortlampf. 

Die Reich3:Gejeggebung in Bezug auf die Benftionirung der Militair-PBerfonen 
von 1871., alfo älteren Datums als das Preußiihe Zivilpenfions-Gefeh (8. 33. 
des Gefetes vom 24. Juni 1871. R.-6.Bl. ©. 275., Arhiv Bd. VIIL.), geht aller- 
dings von dem entgegengejegten Grundjat aus. Nichts hindert jedoch, wenn das 
Bedürfnik obmwaltet, die Bejtimmungen derjelben zu ändern. Allein zu einer der: 
artigen Aenderung jcheint ein Bedürfniß nicht vorhanden zu jein. Die Verhält- 
nifje liegen nicht gleichartig. Militairperfonen treten nicht leicht in den Kommunal: 
dienst und fommen daher mit Annahme des gegenwärtigen Amendements über 
die Venfionirung der Zivil-PBerfonen nidt in Nachtheil. (Sten. Ber. 
©. 197. 198.) 

2. Bei einer vorübergehenden Beihäftigung wird in den eriten jehs Monaten 
MWartegeld und Diäten bezahlt. Mit dem Beginn des fiebenten Monats ruht 
dad Wartegeld in tantum. 


8. 31. Nach dem Tode eines einstweilig in den Ruhestand ver- 
setzten Beamten erfolgt die Gewährung des Gnaden-Quartals vom Warte- 
gelde an die Hinterbliebenen nach den in den $$. 7. und 8. enthaltenen 
Grundsätzen. _ 
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Mit 
8. 32. 


beginnen die Vorichriften über die Beendigung des Staats- 
bienjtes. . Bal. zu 88. 24. 25. 


1. 


Diejelbe erfolgt 

von Nehtöwegen 

a. dur) den Tod; nur in dem Necht der Hinterbliebenen auf Bittwen- 
und Watjen: Verforgung wirkt nod) das Beamtenverhältnig fort; 

b» duch Verurtheilung des Neihö-Beamten zur Zuhhausitrafe ($. 31. des 
Deutfhen Str.-Gef.-B.), zum Verluft der bürgerlihen Ehrenrechte ($. 33. 
dafelbit), zur Unfähigkeit der Bekleidung öffentlicher Aemter ($. 35. a. a. D.) 
und zum Verluft der befleideten en Aemter (88. 81. 83. 84. 87.—91. 
94.95. a. a. D., Arhiv Bd. IV. ©: 1.0.00); 

c. durh Ablauf der Dienitzeit ; 


.durh Entlaffung (88. 33. 63.) 


A. auf Antrag: 
a. bei vorhandener Dienitfährgfeit. 
aa. Freiwilliges Ausfheiden, Nefignation. Aud der dient: 
fähige Neichs-Beamte Tann feine Entlafjung fordern. Das Gejek 
entfcheidet dies zwar nicht ausdrüdlich, erfennt e8 aber in SS. 75. 
und 100. an. Dies Net des Staatsdieners, die erbetene Ent: 
laffung zu erhalten, hat nit nur ein „auf allgemeiner“ Rechts: 
überzeugung beruhendes Herfommen (Zahartae „Staatsrecht” 
8. 142., Gerber „Staatsrecht” $. 38.), jondern die thatjächliche 
Unmöglichteit für fi, den Stantsdienkt, welcher auf Treue und 
Hingebung Steht, mit Erfolg auf die Dauer zu erzwingen. 
n Das Breuß. Allg. Zandredt bejtimmt darüber in SS. 95. 
19,90% 
$. 95. „Die Entlafjung fol nur alsdann, wenn daraus ein erheb: 
licher Pachtheil für das gemeine Beite zu beforgen it, verjagt werden.” 
. 96, „Einem Beamten, dem aus diefem Grunde die Entlaffung 
verjagt wird, fteht dagegen, "die Berufung auf die unmittelbare landes- 
herrliche Entjheidung offen.” 
97. „Sn feinem Falle aber darf der abgehende Beamte jeinen 
Boften cher verlajfen, ala bis wegen Wiederbejegung oder einjtweiliger 
Berwaltung defl En Bl getroffen tft.‘ 
Das Bairiide E X. $. 22. verfügt: 

„Der Beamte a B jeder Beit jeine Entlaffung aus dem Staats: 

dienst nehmen.” 

Das Gejeb für Hejfen gejtattet, die Entlaffung 6 Monate 
hinauzzufchieben. 

Eine a von Befegen verlangt beitimmte Friiten für den 
Austritt (vierteljährlihe Kündigung), Gef. für Oldenburg At. 
65. 66., Gef. für Sadfen, Württembergife ee 
Sg. 10. 30., N für Königreich Sadjen $. 18., Baden $. 2, 

eimar 8. Sadhjen: Altenburg 8. 11., Schmwarzburg- 
Nudolftadt $ hen Anhalt:Defjau 8. 26., Bd, 33... 3Ber- 
fafjung 1 Schwarzburg- Sondershausen 8 

Als Grundjah wird au im Reiche huhalten fein, daß ver 
Beamte den Abfhied nit unzeitig verlangen darf, vor Jeiner 
Entlafjiung Rehenfhaft ablegen und bis zu derfelben jeine Amta- 
pflihten erfüllen muß. (Bal. auch $. 24. des Bairifhen Ediktg.) 

bb. Der auf fein Öeluh DVerabjchiebete verliert Titel und Rang 2 
Arntes, jowie Anjpruch auf Gehalt und Penfion (U. L:R. $. 3 
LT; 10.). Das Abiihiedsgefuh ohne Vorbehalt enthält einen Ber. 
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zicht auf das Amt und damit auf die aus dem Amte fließenden 
Nechte (8S. 75. 100. diefes Gef., Gerbers „Staatsrecht“ $. 38.). 

Das Bairifhe Evift a. a. D. beitimmt ausdrüdlid: 

„Der Beantte verliert in diefem Falle Standes: und Dienftgehalt mit 
dem Titel und dem Funktionszeichen.“ 

Anders nad Sahfiihdem Kedt; Königlich Sädfilhes Gei- 
$. 18., Gel. für Schwarzburg-Rupolitadt $. 33., er 
Weimar $. 33., für Koburg-Gotha S. 34., Anhalt: Dejjau 
8. 26., Lippe $. 54.; das Didenburgijhe Gefet Art. 68. jpricht 
ebenfalls nur ven VBerluft von Gehalt und PBenfton aus. Die Be: 
lafiung von Rang und Titel bildet dort die Regel. 

b. Bei vorhandener Dienftunfähigfeit. 

Der Beamte behält Titel und Nang und hat unter gewilfen Voraus: 
feßungen einen Anjpruh auf Penfion (SS. 34. 62. 63.). 
B. Gegen den Willen des Beamten. 

a. auf Grund des fürmlihen Venfionirungs-Verfahrens (SS. 64.—66.), in 
leßter Inftanz durch Entfheidung des Kaijers oder des Bundesraths 
(88. 66. 67.); oder des fürmlichen Disziplinar-Verfahrens (8. 75. f.), in 
letter Inftanz durd) Entfheidung des Disziplinarhofes in Berlin ($.116.). 
Dies förmlihe Verfahren tritt nur bei den auf Lebenszeit angeitell: 
ten Beamten ein ($. 2.); 

b. ohne jolhes, bei Beamten, melde auf Probe, Kündigung oder Wider: 
ruf ftehen. (Val. $. 32. des A. 2.R. II. 10., Preuß. Disziplinarge]. 
$. 83., Königlid Sähfifhes Gef. $. 3.) Weber diefe beitimmt $. 32. 


Entlassung der auf Probe, Kündigung oder auf Widerruf angestellten Beamten. 

$. 32. Die Entlassung der auf Probe, auf Kündigung oder sonst 
auf Widerruf angestellten Beamten erfolgt durch diejenige Behörde, 
welche die Anstellung verfügt hat. 


I. Entfiefungs-Hefhidte: 
Die Regierungs-Vorlage hatte dazu als Absatz 2: 

„Dem auf Grund der Kündigung. entlassenen Beamten ist in allen Fällen bis 
zum Ablaufe der Kündigungsfrist sein volles Diensteinkommen zu gewähren“ 

und die Motive (S. 35.) erklärten ausdrücklich: 

„Absatz 2. desselben Paragraphen sichert dem auf Grund der Kündigung 
zu entlassenden Beamten sein volles Diensteinkommen während der Kün- 
digungsfrist unter allen Umständen, also auch im Falle der Sus- 
pension ($$. 115. 118.).“ 

Die Abg. von Bernuth und Genossen beantragten den Absatz 2. zu 
streichen. Dieser Antrag wurde angenommen. 


II. Bemerkungen: 

1. Die Entlaffung der mittelbaren Neihs-Beamten, welhe auf Kündigung 
ftehen, erfolgt alfo niht dur Die Keichö:, fondern durch die Landes : Re: 
gierungen. 

2. Die finguläre Vorschrift, daß, wenn ein folder auf Probe oder Kün- 
digung angeftellter Beamter vom Amte fuspendirt wird, er jedesmal feine volle 
Einnahme beziehen joll, jtand mit den VRoriähriften in dem Abjchnitte von der 
Suspenfion 88. 128. ff. im Widerfprud. Na) viefer bleibt während der Cus: 
penfion dem Beamten nicht die volle Dienjteinnahme, jondern e3 wird in Der 
Pegel zunähft nur die Hälfte bezahlt und nah Maßgabe des Erfolges, den 
die Unterfuhung gegen den Beamten hat, der Neft nahbezahlt oder nit. Mes 
halb hier eine Ausnahme gemacht werden jollte von Diejer allgemeinen Regel zu 
Gunften folder Beamten, die, obihon nur auf Kündigung oder Niderruf an: 
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genommen, dod aud in den Fall Fommen fönnen, von ihren Funktionen fus- 
pendirt zu werben, weil fie vielleicht ein Verbrechen fid haben zu Schulden fommen 
lafjen, war nicht erfindli (Sten. Ber. ©. 198. 199... | 
Abgefehen von dem Fall der Suspenfion wird dem Beamten fchon nad) all: 
gemeinen ln 18 zum Ablauf der Probe: und Kündigungsfrift fein 
ehalt ungefchmälert verbleiben. | 


Wiederanstellung ausgeschiedener Beamten. 

$. 33. Zur Wiederanstellung von Beamten, welche aus dem Reichs- 
dienste freiwillig oder unfreiwillig ausgeschieden sind, bedarf es der Ge- 
nehmigung der obersten Reichsbehörde. 

Bemerkungen: 

1. Ein auf Streihung diefes Paragraphen gerichteter Antrag der Abg. 
v. Bernuth und Gen. wurde vom Neichätag abgelehnt. | 

*. Der Baragraph enthält eine für die oberjte Reiha-Behörbe eh 
Kontrole der Anitelungsrechte der ER IG, Bon Nedhts wegen diszipli: 
nirte Beamte Ffünnten fonft leicht wieder in den Reichsdienit treten (Sten. Ber. 
©:.199) voL 4u 8.7, 


Die 
s$- 31.— 69. 
betreffen die PBenftonirung der Beanten. 


Val. Gejeß, betreffend die Penftonirung und Verforgung der Militairperfonen 
des Neihöheeres und der Kaiferlihen Marine, fowie die rn für Die 
Hinterbliebenen folder Perfonen, vom 27. Juni 1871. (B.-©.-81 ©. 273,, Archiv 
Bd. VIII) und Preuß. Gejeß, betr. die Penfionirung der unmittelbaren Staats: 
Beamten vom 27. März 1872. (.-©. ©. 268.), ferner die mehrfad angezogene 
Bearbeitung defjelben von Wadhler. (Berlin 1872. bei Kortfampf). 


Anspruch auf Pension. 
$. 34. Jeder Beamte, welcher sein Dienst-Einkommen aus der 
Reichskasse bezieht, erhält aus der letzteren eine lebenslängliche Pension 
wenn er nach einer Dienstzeit von wenigstens 10 Jahren in Folge eines 
körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder 
geistigen Kräfte zu der Erfüllung seiner Amtspflichten dauernd unfähig 
ist und deshalb in den Ruhestand versetzt wird. | 
Bei dem Reichskanzler, dem Präsidenten des Reichskanzler-Amtes, 
dem Chef der Kaiserlichen Admiralität und dem Staats-Sekretair im 
Auswärtigen Amte ist, wenn sie aus dem Reichsdienste ausscheiden, ein- 
getretene Dienstunfähigkeit nieht Vorbedingung der Pension, 
I. Entfiefungs-Gefdhichte: 
In den Motiven (S. 35. 36.) heisst es: 
„Diese Vorschrift entspricht dem 8. 1. des Preuss. Gesetzes, betreffend 
die Pensionirung der unmittelbaren Staats-Beamten vom 27. März 1872. 
Im Uebrigen enthalten die Staatsdienst-Gesetze in diesem Punkte sehr ver- 


schiedenartige Bestimmungen. Nach einzelnen Gesetzen ist die Anstellung 
‚ erst nach einer bestimmten Zeit definitiv und gewährt einen Pensionsan- 
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spruch, nach anderen entsteht sogleich mit der Anstellung ein Anspruch 
auf den. Ruhegehalt. 

Es sprechen indess überwiegende Gründe dafür, den Anspruch auf 
Pension nicht sofort entstehen zu lassen. Das Amt ist an sich kein Ver- 
mögensrecht, welches, einmal erworben. wie andere Vermögensrechte fort- 
dauert. Die Pension beruht darauf, dass das Amt einen Lebensberuf bildet, 
durch welchen ein Ueberschuss erzeugt wird, der das Leben für die Zeit 
sichert, wo die Kräfte zur Amtsführung nicht mehr vorhanden sind. Dieses 
Prinzip der Ruhegehalte setzt aber voraus, dass das Amt eine und zwar 
nicht ganz kurze Zeit wirklich geführt sei. Tritt die Dienstunfähigkeit 
gleich nach der Anstellung ein, so ist dieselbe freilich ein persönliches 
Unglück: fände aber ein Recht auf Pension statt, so würde die Anstellung 
— die der Staat nur in der Voraussetzung längerer Dienstfähigkeit vor- 
nahm — ein reiner, eine lebenslängliche Rente sichernder Glücksfall sein. 
Allerdings können in einzelnen Fällen Gründe der Billigkeit für Aus- 
nahmen vorhanden sein. Diese sind aber so verschieden und es hängt 
dabei Alles so sehr von individuellen Verhältnissen’ab, dass sie einerseits 
keine Aufhebung des Prinzips, andererseits aber auch keine genaue Spe- 
zifizirung der Ausnahmefälle zulassen, sondern wesentlich vom Ermessen 
abhängig sein müssen. Wird dieses Ermessen in nicht zu beschränkter 
Weise zugelassen, so ist es nicht nöthig, die Zeitgrenze auf einen gerin- 
seren als zehnjährigen Zeitraum zu bestimmen. 

Die Fälle, in welchen die Pensions-Berechtigung auch bei kürzerer als 
zehnjähriger Dienstzeit eintreten kaun, sind in $$. 35., 38. und 66. be- 
stimmt. 

Die im Absatz 2. $. 34. vorgesehene Bestimmung - schliesst sich dem 
letzten Absatze des $. 1. des vorerwähnten Preuss. Pensions-Gesetzes an.“ 


Dieselbe lautete in dem dem Abgeordnetenhaus vorgelegten Gesetz- 
Entwurf: 
„Auch ohne eingetretene Dienstunfähigkeit haben Staatsminister bei ihrem Aus- 
scheiden aus dem Staatsdienste Anspruch auf Pension; im Uebrigen finden 
die Vorschriften dieses Gesetzes auf sie gleichergestalt Anwendung.“ 


und die Motive dazu erläuterten die Bestimmung dahin: 


„Da die Entlassung oder der Rücktritt der Minister in der Regel aus politischen 
Gründen erfolgt, so würde, wenn körperliche oder geistige Invalidität auch in An- 
sehung ihrer als Vorbedingung des Pensions-Anspruches festgehalten werden sollte, 
nur in Ausnahme-Fällen eine Pensions-Bewilligung bei ihrem Ausscheiden aus dem 
Staatsdienste stattfinden können. Die verfassungsmässige Entlassbarkeit der Minister 
bedingt auch in Bezug auf ihre Pensionirung eine Sonderstellung: es ist deshalb 
vorgeschlagen, dass den im Uebrigen lediglich nach den Bestimmungen 
des vorliegenden Gesetzes zu behandelnden Ministern, wenn sie den Staats- 
dienst verlassen, ohne Rücksicht auf etwa noch vorhandene Dienstfähigkeit Pension 
zu gewährens ei.“ (Drucksachen des Abgeordn.-Hauses v. 1371./1872. Nr. 105. 8.1. 13.) 


Die Kommission des Abgeordnetenhauses änderte die Fassung dahin: 


„Bei Staatsministern, welche aus dem Staatsdienste ausscheiden, ist einge- 
tretene Dienstunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anspruches auf 
Pension.“ 


und bemerkte in ihrem Bericht (Drucks. des Abgeordn.-H. 1871./1872.Nr. 189. 8.3.): 
„Zwischen dem Reg.-Kommissar und der Kommission herrschte darüber Ein- 
verständniss, dass diese Bestimmung nur bezwecke, die Pensions-Berechtigung der 
aus dem Staatsdienste ausscheidenden Staatsminister auch ohne Dienstunfähigkeit 
eintreten zu lassen, während die übrigen Voraussetzungen dieser Be- 
rechtigung, insbesondere also auch eine zehnjährige Dienstzeit 
dieselben, wie bei den übrigen Staats-Beamten sein sollten. Diesen 
Sinn schien der Kommission ein ÄAmendement: hinter dem Worte „Staatsdienst“ 

die Worte: 

„sofern sie wenigstens zehn Jahre in demselben zugebracht haben“ 
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einzuschalten, weniger genau auszudrücken, als folgende im Einverständnisse mit 
dem Reg.-Kommissar einstimmig angenommene Fassung: 
„Bei Staatsministern, welche aus dem Staatsdienste ausscheiden, ist ein- 
getretene Dienstunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anspruches auf 
Pension.“ 


I. Bemerkungen: 

1. Redtliche Natur der Penfionieung. Die VBerfegung in den bleibenden Ruhe: 
fand ift eine Form der Dienftentlaffung; aber dem Beamten bleibt fein 
Zitel und — unter den PVorausfegungen des 8. 34. ff. — da Nedht auf das 
Ruhe:Gehalt — Benfion — und defjen Vrivilegien 8.19. Nur wenn er eine Itraf: 
bare Handlung verübt, welche den Verluft der Ehrenrehte oder die Unfähigfeit 
zu Öffentlichen Aemtern nad) fi zieht, verliert er den Titel als das Zeichen des 
Chrenftandes, welhem er einft angehört hat. (Wal. zu 8. 57.) ‚sm Webrigen 
mird durch die bleibende Verfegung in den Huheftand nad Reihsreht der Pflicht: 
verband zwilhen dem Neih und dem Beamten vollftändig geldjt. Die dis- 
ziplinare Gewalt des Neichs, die Abhängigkeit des Beamten hört auf ($$. 72. 75. 
Pözl S. 514. Nr. 14.); fein PVrivatleben wird völlig frei (Motive ©. 119). Er 
fann jeinen Wohnfis im Auslande nehmen, fich des in jeinem Titel repräfentirten 
Standes des Neich3-Beamten unmwürdig benehmen, die Amtsgeheimnijje A 
widrig verrathen ($. 11.), ohne daß er Titel und Venfion verliert. Selbit der 
Berlujt der Reich-Angehörigkeit raubt ihm diefe Nechte nidt; fie ruhen nur, 
fo lange er dem Reiche nicht angehört. 8.57. Wieverherftellung feiner Gefundheit bis 
zu voller Dienitfähigfeit verpflichtet ihn zum Wiedereintritt in ein Reichgamt 
nicht. (Anders Gerber $. 35., Edikt für Heffen Art. 15., DBadenfhes Gefset 
$ 8.) Denn die Uebernahme eines folhen hat den Karakter einer neuen An- 
ftellung. Tritt er wieder in den Neichsvienft, fo hört damit fein Venfionsredht 
nicht auf, jondern ruht nur. Erft mit ver Gewährung einer gleich hohen Penjion 
von der neuen Gtelle fällt das Net auf den Bezug der früheren Benfion voll: 
tändig, mit der Gewährung einer niedrigeren Venfion in tantum fort. 88. 58. 59. 
Anders nad) den Landes: Gefeggebungen. So heift es in dem Gefeg für 
Schwarzburg-Sondershaufen vom 13. Februar 1860.: 

„Meberhaupt bleiben die penfionirten Staatsdiener bezüglich des Verhaltens außer dem 
Amte der Disziplin in dem Mafe unterworfen, als wenn fie no im wirklichen Dienft 
wären und es finden auf fie die Disziplinar-Strafen und das Diszipfinar- Verfahren analoge 
Anwendung.‘ 

| 2. Unterjdjiede der danernden von der einitweiligen Verjekung im den Auheitand. 

Von der einjtweiligen Berfegung iu den Nuheitand mit Wartegeld unterjheidet 

ji) die bleibende DVerfegung in den Ruheftand mit Venfion no in folgenden 

Punkten (fiehe oben zu $. 24.): 

a. Die bleibende Berjegung in den Ruheitand findet bei allen Beamten ftatt, 
ijt an objektive VBorausfegungen gefnüpft, und wenn dieje vorhanden find, 
ebenjo jehr ein Recht des Beamten, als eine Pflicht der Neichdregierung. 
Die einjtweilige Verfegung in den NRuheftand it nur bei beftimmten Beamten: 
Kategorien zuläffig, entbehrt objeftiver Bedingungen und fann von dem Be: 
amten nicht verlangt werden. 

b. Das Recht der Penjion tritt der Kegel nad) erjt nach zehnjähriger Dienitzeit 
ein, das Recht auf Wartegeld ift unabhängig von der Dienitzeit. 

ec. Die Penfion beträgt mit 10 Sahren %, mit 30 Sahren 5, und erjt mit 50 
sahren %; das Wartegeld bei Gehältern bis zu 150 Thlen. ebenfoniel alö das 
Gehalt, bei allen Gehältern über 150 Thlr. % des Gehalts. Der Hödhftbetrag 
der Venjion nad den gegenwärtigen Etats-Berhältnifien, wonad) der höchite 
penfiongfähige Gehalt jih auf 12000 Thlr. beläuft, berechnet fih nad 8. 42. 
auf % von 8000 Thlr., aljo auf 6000 Thle. Der Höchftbetrag des Wartegeldes 
erreiht nur 3000 Thlr. $. 26. *) | 


*) Bei der PVenfion wird der Wohrungsgeldzufhuß nicht mit berechnet; wohl aber beim 
Wartegeld. Bal. Anmerkung zu $. 26. 


u 
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d. Die Hinterbliebenen der PBenfionäre haben nur Net auf einen Nachmonat, 
die Hinterbliebenen der zur Dispofition gejtellten Beamten Anfprudh auf das 
Nachauartal. 

e. Die Zwangspenfionirung erfolgt auf Grund eines nad dem Vorbild des ge: 
rihtlihen geordneten Verfahrens nad) vollftändigem Gehör des zu penftonirenden 
a die Stellung auf Wartegeld, ohne daß e8 eines Gehörs de3 Beam: 
ten bevatr. 


3. Griinde der Benftonirumg. 

a. Siehe Militair-Benfionz-Gefet $. 2. (Archiv Bd. VIII), Preuß. Gefeß 8. 1. 
(Wadler ©. 7. fg.) und $. 61. Ddiejes Gef., welcher unter den Förperlichen 
Gebrehen „Blindheit und Taubheit” hervorhebt. 

bh. Einen Ansprud) auf Entlafjung mit Benjton nad) einer beitimmten Anzahl 
von Jahren (3. B. 40.) oder nad Erreihung eines bejtimmten Lebensalter: 
bei no vorhandener Dienitfähigkeit erfennt das Neih3:Beamtengefeh nicht 
an. Anders das Milttair-Benfionsgejeg, welches im $. 28. die Öffigiere und 
Militair-Werzte vom Nachweis der Snvalidität befreit. 

Sn Preußen. beiteht ein derartiger Anjpruch der Zivil-Beamten au nad 
dem neuen Zivil:Benfionsgefe nicht. Won der mit der Vorberathung des Gefet- 
Entwurfs betrauten Kommiljion (KRomm.:Ber. de Abgeorbpnetenhaufes Drud!. 
Nr. 189.) war ein Zulab beichlojien und vom Abgeordnetenhaufe als $. 20. 
Abfah 3. angenommen worden, nach welchem, in Webereinjtimmung mit dem 
Milittair:Benfiond-Gefeh, den Beamten das Recht zugeftanden wurde, nad vollen: 
detem 60. Lebensjahre, ohne Nüdficht, ob jie noch Dienjtfähig oder nicht, Die 
Penfionirung zu verlangen. Seitens der Staatsregierung fürdtete man, daß 
viele noch dienitfähige Beamte ihre Venfionirung beanjpruden würden, um in 
andere Dienjtverhältnifie zu treten und jo die Benftion neben ihrem anderweitigen 
Erwerb zu beziehen. (Sten. Ber. des Abgeorpnetenhaujes Berh. ©. 1073. 1046,., 
Wadhler ©. 29. a. a. D.) sm Herreahaufe wurde die angenommene Zujab- 
Beitimmung verworfen. (Sten. Ber. Verh. ©. 333. 335.) 

Dagegen tit in dem Staat3diener-Geje für Batern (Edilt IX. $. 22. 
Lit. B. und C.), für Württemberg) Mohl’3 „Staatöreht” Bd. 2. ©. 136.), 
für Braunfhmeig $. 49., für Königreih Sadjen SS. 19. 20. für Anhalt 
$. 34., für Weimar S. 34., für Koburg : Öotha $. 35. für Schwarzburg: 
Rudolitadt $. 35., für Xippe $. 44. und für Heffen Art. 9. jenes Net der 
Beamten anerfannt. 

e. Aus andern Gründen, als welche $. 34. angiebt, „aus Gründen des öffentlichen 
Mohls oder im Snterejie des Dienites“ oder „wegen mangelhafter Dienit: 
führung“ findet nad) Reihsrecht die Penfionirung nicht ftatt. (Bal. Mot. zu 
$. 78. der Neg.:-Borlage ©. 42.) *) 

4. Bedingungen der Berechtigung anf die Penfion. 

a. Seder Beamte, bei welhem die Bedingungen des $. 34. vorhanden find, hat nad) 
der Natur der Venfion als eines Gehaltötheild Anfpruch auf diefelbe; ob er 
vermögend ift oder nicht, madt feinen Unterihied. Dagegen fommt e3 auf 
BER ITEB EN an, falls e8 an der Bedingung zehnjähriger Dienitzeit 
fehlt. (S. 39. 

b. Das Erforderniß pflittreuer Dienitführung (unverfchuldete Dienjtun: 
fähigkeit) ift in das Gefeb nit weiter aufgenommen (vgl. S. 1. des alten 


*) Kür diejenigen Reichöverwaltungen, für welde fich wegen ihres geringen Perjonals 
die Gründung eines eigenen PVenfionsfonds nicht empfiehlt, aljo für das Reichstanzler-Amt 
und die auf dem Etat defjelben ftehenden Behörden, jowie für das Auswärtige Amt, den 
Rehnungshof und das Reih3-Oberhandel3-Geriht wird ein Zentral-Penfionsfonds gebildet. 
Für denjelben find im Gtat von 1874. 100,000 Thlr. bewilligt. (Anlage X. Tit. 6. ©. 6.) 
Für die Benfionen an Boftbeamte jebt der Etat von 1874. 490.000 Thlr. (Anl. X. Tit. 12 
Nr. 3. ©. 28.), für Benfionen an Telegraphen-Beamte 250,000 Thlr. aus. (Anlage XI. 
Tit. IX. Nr. 3. ©. 12). Die Militaiv-Penftonen für Offiziere, Beamte und Mannjhaften 
betragen zufammen 6,031,565 Thlr. (Haupt-&tat der Verwaltung des Neichöheeres. (Anl. IV, 
it. 57. ©. 8.) 
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Preuß. Penfions-Neglements und $. 75. diefes Gefetes). Bei mangelhafter 
Dienjtführung wird das fürmliche Disziplinar-Berfahren auf Dienftentlaffung 
eingeleitet, da3 etwa jhmwebende Venftonirungs-Verfahren ausgefeßt und als- 
dann nad) S. 75. der Venfions-Anfpruch ganz oder theilmeife befeitigt werden. 
So lange auf Dienftentlaffung nit erkannt ift, bleibt dem Beamten fein 
Venfions-Anfprud. Auch neben der Dienftentlaffung kann in milderen Fällen 
dem entlafienen Beamten ein Theil feines Gehalts als Benfion belaijen 
werden. 

ce. Die Fälle, in welchen die Venfions-Berehtigung bei fürzerer ala zehn: 
jähriger Dienitzeit eintreten fann, find in SS. 35. und 36. beitimmt. 

d. Die Zahlung von Penfions-Beiträgen ijt feine Bedingung der PVenfion, eine 
Verpflichtung dazu findet im Keiche nicht Statt. Die ältere lol des 
Penfionswefens als einer auf Gegenfeitigfeit gegründeten, unter Autorität und 
mit Beihülfe des Staats beitehenden Verfiherungs:Anftalt der Beamten tt 

ı damit befeitigt. 

e. Seht ed an den Bedingungen der Penfions-Berehtigung, fo ift die Reichs- 
Kegierung nur in den im efet vorgefehenen Fällen 88. 37. und 39. zur Ge- 
währung einer Benfton befugt. (Val. zu S. 41.) 


d. Benriff des Dienft-Ginfonmens. 

Hgum Dienft-Einfommen im Sinne des $. 34. gehört aud) das Wartegeld 
Lost. $. 42.). Die Wahl:Konfuln beziehen ein folhes nicht, fie erhalten nur die 
tonfular-Gebühren. 


6. Landes-Gejebgebungen. 

Die Beitimmungen der Landes-Gefeggebungen mit Ausnahme von Breußen 
und dem Königreih Sahfen lafjen die Benfions-Berechtigun theila jofort, 
theils jhon nach, Fürzerer als zehnjähriger Dienftzeit eintreten. Rirttemberg 

ewährt die Benfion nah neun PDienftjahren. Gejet vom 28. Juni 1821. 8.23., 
Bo Gej.$.6., Sahfjen-Altenburg, Gef. v. 1861. 8. 38., Anhalt, Gef. 8. 84., 
verlangen fünfjährige Dienftzeit. In Baiern, welches, wie erwähnt, zwifchen 
Standes: und Dienft-Öehalt unterfcheidet, entfteht der Anfpruh auf den Standes: 
Gehalt mit der eingetretenen Dienftunfähigfeit. Oldenburg, Gejet Art. 57., 
Heijen, Gejeb Art. 13., die Thüringifhen Staaten, mit Ausnahme von 
Sadhjen-Altenburg (Gejeb für Sahjen-Weimar 8. 37.) und Lippe, Gejeß 
$. 35., zahlen vom erjten Dienftjahre ab Benfton. 

sn Medlenburg beiteht fein Ele Die Benfion wird vielmehr 
in jedem einzelnen Kalle „je nad Bebürfnig und Mürdigfeit“ dur Iandesherr: 
lihe Gnade fejtgejeßt. (Nahriht des Großherzogl. Strelisfhen Staatsminift. 
S g, Sr 1868. und des Großherzogl. Schwerinihen Minift. von demfelben 
. Datum. 

sn Lipp- Schaumburg bleibt die Bemilligung von Wenfionen ebenfalls 
lediglich „dem gnäpigften Ermeifen Serenissimi Regentis anheimgeftellt." (Zu: 
Ihrift des fürjtlid Lippefhen Konfiftoriums vom 9. Suli 1868. Mushate, „Warte- 
geld und Auhegehalt” ©. 50. 92.) 


S. 35. Der Reichskanzler, der Präsident des Reichskanzler- Amts, der 
Chef der Kaiserlichen Admiralität und der Staats-Sekretär im Auswärtigen 
Amte können jeder Zeit auch ohme eingetretene Dienstunfähigkeit ihre Ent- 
lassung erhalten und. fordern. Der Anspruch auf Pension beginnt, wenn 
der Ausgeschiedene mindestens zwei Jahre das betreffende Amt bekleidet hat. 
Der Mindestbetrag der Pension ist ein Viertel des etatsmässigen Gehaltes. Im 
Uebrigen gelten für die Höhe und den Bezug der Pension die Vorschriften 
dieses Gesetzes. 


[2] 
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I. Entfllefungs-Hefdidte: 

Das abweichende Pensionsrecht dieses Paragraphen beruht anf einem Vor- 
schlage der Abg. Roemer und Lasker, welcher den Gedanken des in zwei- 
ter Lesung zu $. 25. verworfenen Antrags Roemer-Oettker modifizirt 
wieder aufnahm. Derselbe hat nach der Begründung des Abe. Roemer die 
Tendenz, die höchsten Reichs-Beamten unabhängig zu stellen, indem ihnen 
gestattet wird, ihre Entlassung beliebig zu verlangen, wenn ihre Ueber- 
zeugung mit der „Ueberzeugung des Staats-Oberhauptes oder ihrer Kollegen 
oder der Volksvertretung“ nicht mehr übereinstimmt, und gleichzeitig durch 
Gewährung einer Pension, auch wenn sie nicht die sonst für die Pensions- 
Berechtigung erforderlichen zehn Jahre im Amte gewesen sind, ihre ökono- 
mische Liage gesichert wird. Dem Bedenken, dass es doch zu viel sei, wenn 
man einem Reichs-Beamten, sei er noch so kurz im Dienste, einen Anspruch 
auf Pension einräumen wolle, ist dadurch Rechnung getragen, dass in den 
Antrag der Zusatz aufgenommen, der betreffende Beamte müsse mindestens 
zwei Jahre in der betreffenden Stellung gewesen sein. 


Der Abg. Lasker, welcher unter Berufung auf Oesterreichische und 
Preussische Vorgänge jenes Bedenken geltend gemacht und auf das Englische 
Recht hingewiesen, dem Prinzip des Roemer’schen Antrages jedoch schon in 
2. Lesung zugestimmt hatte, bemerkte: 

„Ich habe nicht die Eintags- Minister begünstigen wollen, die den Wunsch 
haben, überhaupt nur einmal Minister gewesen zu sein, um eine grosse Pension 
für das Leben zu beziehen. Dagegen der Gedanke, dass ein Minister seine Ent- 
lassung geben kann auch dann, wenn er nicht pensionsbedürftig oder pensionsfähig 
ist, wie auch die Zuwendung einer verhältnissmässigen Pension schien mir durch- 
aus angemessen. Wir haben es mit den hohen Aemtern zu thun, von denen wir 
hoffen, dass sie zu vollen Ministerien nach und nach nicht bloss kommen, sondern 
ihrer innern Stellung nach entwickelt werden, und gerade die grosse Bedeutung 
dieser Aemter hat uns den Gedanken sehr willkommen erscheinen lassen, ihnen die 
Stellung zu geben, die vorzüglich politischen Beamten in höchster Stellung 
geziemt.“ 


II. Bemerkungen: 

1. $. 35. enthält in Sat 2. eine vom $. 34. Abi. 1. abweichende nähere 
Beitimmung des $. 34. Abf. 2., und zwar theils eine Erweiterung, theild eine 
Beihränkung der analogen Penfionsredhte der Vreukifhen Staats-Wintjter. Der 
PBreugiihe Minifter erhält nämlih nad der Negel des S. 34. Abf. 1. erit nad) 
zehnjähriger Gejammtdienftzeit Venfion, aladann aber auch in dem Fall, wenn 
er nur einen Tag Minifter gewesen ift. Der Neichsfanzler und der quasi Reichs: 
minifter dagegen muß zwei Jahre „das betreffende Amt“, d. h. den Miniiter: 
poften befleivet haben. War er noch nicht zwei Jahre in dem betreffenden Amt, 
io befommt er feine Benfion, follte er aud jeit zehn Jahren und länger im 
Staats: oder Neihsdienit angeftellt gemwejen fein. Ein Vertrag, durh melden 
der Neich3-Beamte für den Kall der Entlafjung als Minijter vor Ablauf von 
zwei “jahren ($. 34.) fi die Minifter: Benfion Aalen wollte, wäre für den Reichs: 
fisfus unverbindlich ($. 34.) umfomehr, ald der $. 35. nad feiner Entjtehungs: 
Gefhichte in Anfehung diejes Punktes die Natur eines Verbotö:-Gefetes hat. Bal. 
zu 8. 41. Ein folder Keicha: oder Staatö-Beamte, der jeine finanziellen Rechte 
nicht gefährden will, wird daher bei Uebernahme der Miniiterftellung jid) den 
Rüdtritt in feine frühere amtliche Stellung vorbehalten müfjfen. Ein Nedt 
auf Stellung zur Dispofition mit Wartegeld hat er nid. 


Anders nah Oldenburger Staatsdiener:Gefet. in demjelben heißt 
Ba IE» DU.S.. 1. 

„Die Mitglieder des Staatsminifteriums, weldhe vom Großherzog entlaffen oder auf 
ihr eigenes dur die verfaflungsmäßige Verantwortlichkeit motivirtes Anjucden ihres 
Dienftes enthoben werden, „stehen zur Dispofition” und erhalten eine Wartegelo 
bis zum Betrage von 1800 Thlr.”. 8. 2. gewährt fovann eine Garantie gegen eine über: 
mäßige Belaftung des Budgets mit Minifterpenfionen. durch die Verpflichtung der gewejenen 
Minifter, infofern fie nicht wenigftens fünf Jahre lang Minifterial-Borftände gemejen find 
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oder BVerjehung in den Ruheftand nad) den Art. 55. fg. fordern fünnen, bei Berluft aller 
ihrer Anfprüdhe an den Staat, außerhalb des Stantöminifteriums ein den Berhältnifjen 
entiprechendes Amt anzunehmen.” | 

Öleihe Beitimmungen enthalten die Zivil-Staatsdiener-Gel. für die 
Thüringifhen Staaten 8$. 32. 33. dafelbit. Bal. Gel. für Sadjen - Mei: 
ningen 8. 34, Gef. für Anhalt S. 19., Anhalt:Bernburg $. 18, für das 
Königreih Sadjen 8. 9. 

2. Nach der Beitimmung des a 3. des $. 35. und dem Etat von 18%3. 
würde der Neichäfanzler, der Präfivent des Neichsfanzler-: Amts und der Chef der 
Raiferlihen Admiralität, deren EN Sebalt 12000 Thlr. beträgt, 
mindeitens 3000 Thlr., dagegen der Staat3:-Sefretair des Auswärtigen Amtes, 
mweldher nur 6000 Thle. penjionsfähiges Gehalt bezieht, mindeftens 1500 Thlr. 
Benfton erhalten *). | 

3. „in England erhalten von den politifhen Aemtern: der erfte Lord des 
Shabes (Bremier-Winifter), die Staat3-Sefretaire des Innern, des Auswärtigen, 
für die Kolonien und für Indien (Präfident des Kontrol: Amtes), ferner der 
Schatfanzler (Finanz Mintiter), der erite Zord der Admiralität und der Bräftdent 
de3 Handel3-Amts nad zmweijähriger Amtsvermwaltung und beim Nachweis, 
daß jte fein hinreihendes PBrivatvermögen bejiten, eine Venjton von 
2000 Litr.; doc Dürfen nur vier Penfionen diejer Klafje gleichzeitig beitehen. 
Die Staats:Sefretaire für Srland und die Kriegs:Sefretaire fünnen nad fünf: 
jähriger Dienftzeit 1200 Ltr. beanspruchen.“ (Siehe den Nahmers über Pen: 
fionen Gnetit, Berm.:R. ©. 1354.) 


S. 36. Ist die Dienstunfähigkeit ($. 34.) die Folge einer Krank- 
heit, Verwundung oder sonstigen Beschädigung, welche der Beamte bei 
Ausübung des Dienstes oder aus Veranlassung desselben ohne eigene 
Verschuldung sich zugezogen hat, so tritt die Pensions-Berechtigung 
auch bei kürzerer als zehnjähriger Dienstzeit ein. 

Bemerkungen. 
3., Dreup. Beni.@er 8.7. 
2. Auch bier ift die Venfion ein Neht des Beamten; anders im $. 39. 


3. Ein Kaufalmerus zwiichen der entitandenen Dienit - Unfähigkeit und der 
Dienit » Ausübung brauht nit vorhanden zu fein; die Worte Hinter 
Ausübung des Dienftes: „over aus VBeranlafjung vefjelben” find aus der Er: 
wägung hinzugefügt worden, daß die Erfahrung Fälle gezeigt bat, wo der Be: 
amte lediglich wegen der Bekleidung einer beftimmten Stelle verwundet oder be- 
Ihädigt worden, wie diefes bei Tumulten 2c. mehrfach vorgefommen ift. (Rommijf. 
Ber. des Preuß. Abgeordn.-Haufes, Drudi. Nr. 189. ©. 3. 

Bol. Oldenburg Gef. Art. 59. $. 4, Sähfifches Gef. 8. 20. 


4. Zur Benftons-Berehtigung der Mitglieder des NReich3:-Oberhandela-Gerihts 
bedarf es ebenfalls einer zehnjührigen Dienjtzeit nicht ($. 25. des Gef. vom 
12. Sunt 1869.) 


$. 37. Die unter dem Vorbehalt des Widerrufs oder der Kün- 
digung angestellten Beamten haben einen Anspruch auf Pension nach Mass- 
gabe dieses Gesetzes nur dann, wenn sie eine in den Besoldungs-Etats auf- 
geführte Stelle bekleiden; es kann ihnen jedoch, wenn sie eine solche 


*) In dem Nachtrags:Ctat für das Auswärtige Amt auf das Jahr 1873 ift dem Staats: 
Sekretair de3 Auswärtigen Amtes eine Gehaltszulage von 6000 Thlr. bewilligt (Anl. IL. ©. 11.), 
‚\o daß jein Gehalt dent des mit ihm in gleicher Dienftfategorie befindlichen Bräfidenten des 
Reichökanzler-Amt3 und dem des Chefs der Kaiferl. Admiralität jet gleich fteht. 
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Stelle nicht bekleiden, bei ihrer Versetzung in den Ruhestand eine 
Pension bis auf Höhe der durch dieses Gesetz bestimmten Sätze be- 
willist werden. 


1. Entftefungs-Gefdidte: 
In den Motiven heisst es (S. 36.): 

„Es scheint, dass innerhalb zehn Jahren, nach deren Ablauf die 
Pensions-Berechtigung überhaupt beginnt, über die feste Anstellung solcher 
Beamten, welche eine in den Besoldungs-Etats aufgeführte Stelle bekleiden, 
bereits längst entschieden sein könnte. Dieses trifft indess thatsächlich 
nicht zu. Bei vielen Beamten dauert die blos diätarische Beschäftigung 
bis über das zehnte Jahr hinaus fort, und es ist keineswegs dem Ver- 
schulden derselben zuzuschreiben, wenn andere, in gleichen Verhältnissen 
stehende Beamten früher zu einer festen Anstellung gelangen. Nun giebt 
es aber auch Kategorien von Beamten, welche ebenfalls blos re- 
munerirt werden und — was sich von den diätarischen Beamten nicht 
in gleicher Weise sagen lässt — mehr in einem Lohn- und Gesinde-Ver- 
hältnisse stehen, aus welchem ein Rechtsanspruch auf Pension nicht er- 
wachsen kann. 

Es erscheint billig und gerecht, jener ersten Klasse von Beamten, 
welche eine in den Besoldungs-Etats aufgeführte Stelle bekleiden, auch 
Pensions - Ansprüche zu gewähren. (Vgl. Mot. zum Entwurf des Preuss. 
Pens. - Ges. Drucks. des Abgd.-Hauses Nr. 105. S. 15. und Kommis.-Ber. 
Nr. 189. S. 2.) 

Andere Staatsdienst-Gesetze kennen eine solche Unterscheidung und 
Begünstigung nicht fest angestellter Beamten nicht und im Braunschwei- 
eischen Gesetze vom 12. Oktober 1832. findet sich die Bestimmung, dass 
den Offizianten zweiter Klasse, welche kein Pensionsrecht haben, gleich- 
wohl im Wege der Gnade eine Pension bewilligt werden kann. 

Das Oldenburgische Gesetz von 1867. enthält im Artikel 55. die 
Bestimmung, dass bei widerruflich angestellten Beamten nach dem Eintritte 
der Voraussetzungen für eine Versetzung in den Ruhestand von dem Kün- 
digungsrechte kein Gebrauch gemacht werden darf. 


II. Bemerkungen: 

1. Zebenslänglich angeftellte Beamte, audh wenn fie feine derartige in den 
Bejoldungs-Etats vorgejehene Stelle befleiven, haben ftet3 Anfprucd auf Benfion, 
Sobald fie 10 Jahre im Dienfte gemwefen find. Diefelben können ohne Penfion 
wider ihren Willen nur im Wege des Disziplinar-Verfahrens entlajjen werben. 
(Mot. zum Entwurf des Preuß. PBenj.-Gei. a. a. D.) 

3. Weber die Gewährung einer Penfion an die Beamten, welche auf Probe 
und Widerruf angeftellt find und feine in den Befoldungs-Etat3 aufgeführte Stelle 
befleiden, wird der Bundesrath zu befinden haben. Val. $$. 39. 5. 18. 51. Abi. 
2. 52. Die Remuneration ericheint in den Befoldungs-Etat3 unter dem Titel: 
„perfönliche oder fachliche Ausgaben”. (Val. zu 8. 2. und das Verzeihniß der 
Beamten in Anlage 2.) 

3. Weber die Anrechnung der Dienftzeit während der Anftellung auf Probe 
vgl. 8. 46. Nr. 3. 

4. Bol. Königl. Süd. Gel. S- 5. 


8. 38. Reichs-Beamte, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen 
übertragenen Geschäfte nur nebenbei in Anspruch genommen, oder welche 
ausdrücklich nur auf eine bestimmte Zeit oder für ein seiner Natur nach 
vorübergehendes Geschäft angenommen werden, erwerben keinen An- 
spruch auf eine Pension nach den Bestimmungen dieses Gesetzes. 
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Darüber, ob eine Dienststellung eine solche ist, dass sie die Zeit 
und die Kräfte eines Beamten nur nebenbei in Anspruch nimmt, ent- 
scheidet bei der Dienstübertragung die dem Beamten vorgesetzte Dienst- 
behörde. 


I. Entfiefungs-Sefdidte: 
Die Regierungs-Vorlage lautete in Abs. 2. abweichend: 

„Darüber, ob eine Dienststellung eine solche ist, dass sie die Zeit und die 
Kräfte eines Beamten nur nebenbei in Anspruch nimmt, entscheidet mit Aus- 
schluss des Rechtsweges die dem Beamten vorgesetzte Dienstbehörde.“ 

Die Motive (S. 37.) bemerkten zu dem Paragraphen: 

„Derselbe stimmt mit der Vorschrift des $. 5. des Preuss. Pensions- 
Gesetzes vom 27. März 1872. überein. Der Paragraph bezweckt, solche 
Beamte von der Pensions-Berechtigung auszuschliessen, welche die im Reichs- 
dienste ihnen obliegenden Geschäfte nicht neben einem anderen (Reichs- 
oder Staats-) Amte, sondern als alleinige amtliche Funktion wahrnehmen, 
durch diese Funktionen aber ihrer privativen Hauptthätigkeit (einem Ge- 
werbe-Betriebe u. s. w.) in verhältnissmässig nur geringem Masse entzogen 
werden. Derartige von Gewerbetreibenden oder anderen Ortseinwohnern 
als Nebengeschäft übernommene Stellungen kommen z. B. in der Post- 
verwaltung (bei Vorstehern von Postexpeditionen, Postagenten) vielfach 
vor. Durch die Verwaltung solchen Amtes soll ein Pensions-Anspruch 
gegen das Reich, wie bisher, so auch fernerhin nicht begründet werden.“ 

Dazu stellten die Abg. Bernuth und Gen. den Antrag, Absatz 2. Zeile 
2. and: 3.: 
anstatt der Worte: „mit Ausschluss des Rechtsweges“ zu setzen: „bei der Dienst- 
übertragung“., | 
Dieser Antrag wurde ohne Widerspruch und ohme Diskussion an- 
genommen. 


Il. Bemerkungen: 

1. Bei auf bejtimmte Zeit übertragenen Gefhäften fehlt der wahre Karafter 
de3 Amtes, weldes den Begriff des dauernden in fi jhließt. (Anders $. 102. 
des Allg. 2. N. II. 10.). Der Anjpruh auf PBenfton it hier mit Recht aus: 
geihlojien. (Dal. zu $. 4.) 

2. sn Bezug auf die unter diefen Paragraphen fallenden Kategorien von 
Beamten vgl. Motive zum Kautions-Gejek von 1869., namentlich zu 8.8. dafelbft. 
Zu denjelben gehören 3. B. 3 Mitglieder-Stellen beim Bundesamt für das Hei- 
mathmejen (Etat für 1874. Anl. 1. Tit. XIII. ©. 10.), ferner die Mitglieder der 
NReih3-Shul:Kommijfion, die Prüfungs: und Schiffsvermeffungs-Snipektoren. 
(Archiv Bd. IV. ©. 923.) 

3. Die gegenwärtige Fajiung des Baragraphen bezwedt die Feititellung der 
Venjions-Berehtigung bei der Nebertragung des Amtes und ftellt fie zur Kom- 
petenz der vorgejegten Dienjtbehörde. it viejelbe nicht erfolgt und der Beamte 
Hagt auf Benfton, fo wird er feine Benftons:Beredhtigung nadhzumeifen, der Richter 
aber über das Vorhandenfein der Bedingungen derjelben, namentlich auch mit 
NRüdfiht auf $. 38. zu entjheiden haben. 

4. Bol. Kol. Sad. Gef. $.2., Gef. für Weimar $$. 1.u.2., für Koburg- 
Gotha S. 1., für ShmwarzburgRudolitadt SS. 1. u. 2. 


39. Wird ausser dem im $. 36. bezeichneten Falle ein Beamter 
vor Vollendung des zehnten Dienstjahres dienstunfähig und deshalb in 
den Ruhestand versetzt, so kann demselben bei vorhandener Bedürftig- 
keit durch Beschluss des Bundesraths eine Pension entweder auf be- 
stimmte Zeit oder lebenslänglich bewilligt werden. | 


, 
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Bemerkungen: 


1. 8. 7. des Preuß. Benf.-Gef. und 8. 5. des Militair-Renf.-Ge 
dief. Gefehes, Preuß. 'Penf. - Gef 8.5. des Militair-Benf.-Gef. und g. 68. 
2. Die Penfion hat hier ven Karakter eines Gnadenaftes und ift 
Bebürftigkfeit bedingt. Der Nechtsweg findet nicht ftatt. N 


3. Bol. au Kal. Sähf. Gef. s. 20. 


Anspruch auf Umzugskosten. 
$. 40. Hat der in den Ruhestand oder in den einstweiligen Ruhe- 
stand versetzte Beamte seinen dienstlichen Wohnsitz im Auslande, so 
sind demselben die Kosten des Umzuges nach dem innerhalb des Reichs 
von ihm gewählten Wohnorte zu gewähren. 
Entflehungs-Sefhidte: 


‚ Dieser Paragraph beruht auf der Billigkeit und ist den Beschlüssen der 
Reichstags-Kommission von 1870. entnommen. 


Betrag der Pension. 

$. 41. Die Pension beträgt, wenn die Versetzune in den Ruhe- 
stand nach vollendetem zehnten, jedoch vor vollendetem elften Dienst- 
Jahre eintritt, °%, und steigt von da ab mit jedem weiter zurückgelegten 
Dienstjahre um Ys des m den $$. 42. bis 44. bestimmten Dienstein- 
kommens. 

Ueber den Betrag von °%,, dieses Einkommens hinaus findet eine 
Steigerung nicht statt. 

Ist dem im $. 36. erwähnten Falle beträgt die Pension stets 2%,,, im 
Falle des $. 39. höchstens ?%,, des vorbezeichneten Diensteinkommens. 

Bei jeder Pension werden überschiessende Thalerbrüche auf volle 
Thaler abgerundet. 


Entflefungs- Gefdidhte: 
Die Motive (S. 38.) sagen: 

„In $$. 41. bis 52. finden sich die Bestimmungen über die Höhe und Be- 
rechnung der Pension. | 

Die Landes-Gesetze enthalten in dieser Beziehung sehr mannigfache, mehr 
oder weniger künstliche Berechnungen, nach welchen die Steigerung der 
Pension sich nach der Zahl der Dienstjahre richtet. Die Berechnungen sind 
für die Beamten, wie eine in der Schrift von Mushake, „Wartegeld und 
Pension u. s. w.,“ Berlin 1868, enthaltene Zusammenstellung ergiebt, bald 
mehr, bald weniger günstig. Am günstigsten für die Beamten sind die Be- 
stimmungen in Bayern (Edikt v. 26. Mai 1818.), wo bei der Quieszirung im 
ersten Jahrzehnt des Dienstes ”/ıo, im zweiten Jahrzehnt °/ı und nach dem 
Eintritt in das dritte Jahrzehnt °/o des Gehalts den Beamten verbleiben; 
ferner in Sachsen- Meiningen (Ges. v. 12. Mai 1859.), wo die Pension 
innerhalb der ersten 10 Dienstjahre 60 Prozent des Gehalts beträgt und bis 
zum 40. Dienstjahre mit jedem Jahre um 1'/s Prozent, also bis auf den vollen 
Gehaltsbetrag steigt, und in Hessen (Ges. v. 12. April 1820.), wo die 
Pension in den ersten 10 Jahren u, in dem zweiten ®/u und von da ab Yo, 
nach 50 Dienstjahren aber den vollen Gehalt beträgt. 

Im Allgemeinen lässt sich sagen, dass, wo die Quieszirungen weniger 
willkürlich sind, die Pensionen etwas geringer sein können. Immerhin wird 
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eine Vermittelung zwischen der Rücksicht auf anzuerkennende Ansprüche und 
Vermeidung zu grosser Belastung des Pensions-Etats zu finden sein. 

Zunächst soll die Pensions-Berechtigung mit dem Ablauf des 10. Dienst- 
jahres beginnen. 

Sodann steigert sich die Höhe der Pension mit dem Ablauf jedes Dienstjahres. 

ündlich ist der Betrag, um welchen die Pension von Jahr zu Jahr steigt, 
auf Yso des pensionsfähigen Diensteinkommens wemäss den Vorschriften des 
vorerwähnten Reichs-Gesetzes bemessen. 

Dass die Pensionen 3/4 der Gehaltssätze nicht übersteigen sollen, scheint 
gerechtfertigt. Manche Landes-Gesetze lassen eine Steigung bis zum vollen 
Betrage des Gehalts zu. Indess würde doch die Gewährung eines dem vollen 
Gehalt gleichen Pensionssatzes immer erst in späteren Lebensjahren eintreten, 
' wenn theils an sich höhere Gehaltsstufen erreicht, theils die Bedürfnisse und 
Familienlasten nicht in gleicher Weise wie in früheren Jahren vorhanden sind.“ 

Il. Bemerkungen: 

1. Gefeb, betreffend die Einrichtung eines oberiten Gerichtshofes für 
Handelsjahen, vom 12. Juni 1869. (R.:Gef.-Bl. S. 201.— 210. Archiv 
8). III. ©. 741. ff.) Bei den Mitgliedern des Reih3:Oberhandels-Gerihts beträgt 
die Penfion bis zur Vollendung des zehnten Dienitjahres %/o des Gehalts und 
fteigt mit jedem folgenden Dienftjahre bis zur Vollendung des fünfzigften um !/so. 
Val. $. 158. diejes Gef. 

2. Eine Befuguiß der Neichsregierung, höhere Venfionen als die gejeglichen 
wirffam zu verfprechen (vgl. $. 68.), eriftirt nad) dem Gefeg nit. Anders in 
Württemberg, deiien Verordnung vom 29. März 1865. eine gejeglihe Autori- 


jation zur Erhöhung der Minifterial-Benfionen innerhalb gewijjer Grenzen enthält. 


3. Die Landes-Gefehgebungen enthalten überwiegend günftigere Benfions: 

jäße, nur der Hödhjftbetrag ift mehr Limitixt. 
a. zn Sadhjen beträgt die PBenfion nad dem Gefete vom 24. April 1851. vom 
erfüllten zehnten bis zum erfüllten fünfzehnten Dienitjahre 30 Prozent, steigt 
jährlih um 1 und in den höheren Dienftjahren um 13 bis 2 Prozent. Sn 
Württemberg beträgt diefelbe 40 Prozent und lteigt jährlih um 1%, von 
1200 Oulvden ab um 13 Brozent. (Gef. vom 29. März 1865. Art. II Sn 
Braunfhmeig beläuft fi) der niedrigite Sat auf 33% Vrozent und fteigt ın 
jedem „Jahre um 13 PBrozent ($. 54. des Staatzdiener-Gef.). Dagegen beträgt 
die Benfion in Sahjen-Altenburg bei zehnjähriger Dienftzeit 30 Vrozent, 
in Sahjen:Weimar (Gef. $. 37.), Koburg-Botha (Gef. $. 38.), Schwarz: 
burg-Rudolitadt (Gef. $. 37.), in Lippe (Gef. $. 44., vol. Gef. 8. 34. für 
Anhalt) 40 Prozent und fteigt jährlih um 13 Prozent. In Baden beträgt 
die Benfion 70 Prozent (Gef. 8. 6.). DIdenburg zahlt bis zu 10 Jahren 
50 Prozent, jodann mit jedem Jahre 1 Prozent mehr (Art. 57.). 
Bi8 zum vollen Betrage fteigen die Penfionen — außer in Batern, 
Sahjen-Meiningen und Helfen — ın Braunfhmweig (Gef. $. 56.), 
Sabjen-Altenburg (Gef. $. 38.), desgleichen in Koburg:Öotha ($. 37.), 
Anhalt-Deffau (8. 34.), Lippe-Detmold (Gef. vom 11.Mai 1859. $. 28.) 

Neunzig Prozent zahlt Oldenburg, jedocd niemals über 2000 Thaler 
(Art. 57.). Ungefähr ebenfoviel zahlt Württemberg und hödftens 3000 Old. 
(Gef. vom 29. März 1865., Dienftpragmatik $. 27.). SO VBrozent bilden das 
Marimum in Weimar, ebenfo in Schwarzburg-Rudolitadt (8. 37.), in 
Daden (Gef. vom 3. Nuguft 1844.) und im Königreih Sadfen (Gef. vom 
24. April 1851.). Xesteres zahlt hödftens 2000 Thaler. 
sm Fall, wo die Dienitunfähigkeit die Folge einer Krankheit, Berwundung 
oder Beihädigung ift, welche der Beamte fi) bei Ausübung oder aus Veran: 
lafjung des Dienites zugezogen hat (8. 36.), zahlt Anhalt (Gef. $. 35.) 
75 Brogent, Oldenburg (Urt 59.), die Thüringiihen Staaten, Weimar 
(Gej. $. 39.), Roburg:Gotha (Gef. $. 40.) und Schmwarzburg-Rudolftadt 
30 Prozent, Lippe (Gef. $. 48.) daß ganze Gehalt. | 


b 
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4. 5 der Kommiffion des Abgeoronetenhaufes war dem mit 8. 41. diefes 
Gejeges gleichlautenden S. 8. der Vorlage En Penktong. Geledes © 
Amendement gegenübergejtellt, welches ftatt der jährlichen Steigerung um 1/s) bis 
zum Marimum von so eine jährliche Steigerung von !/so bis zum Marimum von 5/so 
wollte. Die Negierungs-Vorlage Schloh fih an den Gejeg-Entwurf, betreffend die 
NRechts-Verhältniffe der Bundes:Beamten von 1870. 8. 39. (Drud. des Reichs: 
tag3 von 1870. Nr. 83.), wie er von den Bundesregierungen vorgeichlagen war, 
jomwie an das Mil.-Benf.-Gef. vom 27. „uni 1871. an, während das Amendement 
den $. 39. de3 Bundes-Beamten-Gefeßes wiedergab, wie derfelbe von der Rom: 
milfion des Neihstags gefakt war (Drudf. des Neichstaga von 1870. Nr. 215.) 
gur Begründung des Amendements wurde darauf hingewiefen, daß auch in dem 
Öefe-Entwurf über das Mil. Benf.:Öef. fih diefe Säte gefunden hätten, welche 
bei der Aufbefferungs-Bedürftigfeit der Gehälter der Htotl-Beamten und bei den 
im Vergleich mit den Gefebgebungen der anderen Deutihen Staaten immerhin 
noch ungünftigen Beitimmungen des vorliegenden Gefeg-Entwurfs, fowie beidemfoit: 
währenden Serabfinfen des Geldwerthes, innerlich et und finanziell von nicht 
zu großer Tragweite feien. Sowohl Seitens des Neg.-Rommiffars, als aus dem 
Schooße der Kommiffion wurde diefem Abänderungs-Antrage widersprochen und 
die Negierungs-Vorlage vertheidigt. sm finanzieller Beziehung wurde aus der 
Kommilfton hervorgehoben, dak das Amendement eine Mehrbelajtung des Vreuß. 
Penfiong-Etats um ungefähr x Millionen Thlr. herbeiführen, und daß die in Kolge 
dejjelben eventuell zu gewärtigende Abänderung des Mil.-Benf.-Gef. eine Mehr: 
belaftung des Militair-Bungets des Deutfchen Neiches um etwa zwei Millio- 
nen bewirfen werde. Die duch die Annahme der Nea.-Vorlage eriparten Sum- 
men würden weit zwedmäßiger zur Erhöhung der Befoldungen der ioil-Beamten 
überhaupt verwendet, welche indireft auch eine Steigerung ber Penjionen bemirte. 
„unsbefondere wurde auf die Nothmwendigfeit der Konformität diejes Gefeges mit 
BenQ hingemwiefen, und erklärte in diefer Hinficht der NReg.- Rom: 

„Sofern als feftftehend angejehen werden fünnte, daß das Deutfche Reich fih zur An: 
nahme des 1/6 für Zivil-Beamte und Militair entichlöffe, würde anzunehmen fein, daß 
die Staatöregierung auch für die Preußiichen Zivil-Beamten das 1/eo zugejtehen werde. 
Die künftigen Bejchlüffe beim Reich Eönnten jedoch nicht vorhergefehen werden. Sobald die 
Reih3-Gefeggebung für Zivil-Beamte und Offiziere das 1/so beichlieken werde," würde die 
Preugifche Staatöregierung damit einwerftanden fein, auch für den Preußifchen Staat eine 
dahin gehende Beitimmung einzuführen.” 


Das Amendement ward verworfen (Romm.:Ber. des Preuß. Abgeordneten: 
haujes Dr.-S. Nr. 189. ©. 7.). 


5. Die Steigerung der PBenfion nad) größeren Sntervallen liegt weder im 


dienitlihen, no im nterefje der Beamten. Diejelbe verzögert nicht felten die 


gelegt: 


rechtzeitige Penjtonirung, indem ein invalider Beamter noch bis zum Beginn des 
einen höheren Vrozentfa begründenden Stufenjahres zur Laft anderer Beamten 
im Dienit erhalten wird, und führt zu der Unbilligfeit, daß — wie früher in 
Preußen — 3. B. ein Beamter nah Ablauf von 39% ‚sahren nur diejelbe Benfion 
befam, al ein Anderer nach 35 Jahren, deijen Dienitzeit alfo fat 5 Jahre fürzer 
war. . 9. des Neih3-Militairpenfiong-Gef., $. 3. des Preuß. PBenf.:Gef. von 
1872., Motive dazu in den Anlagen zu den Sten. Ber. ©. 666.) 


$. 42. Der Berechnung der Pension wird das von dem Beamten 
zuletzt bezogene gesammte Diensteinkommen, soweit es nicht zur Be- 
streitung von Repräsentations- oder Dienstaufwands-Kosten gewährt 
wird, nach Massgabe der folgenden näheren Bestimmungen zu Grunde 


Archiv des Deutschen Reiches Bd, VI. 44 


AR 


690 | Gesetz, betr. die Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten. | 8. AR. “ 


1) Feststehende Dienst-Emolumente, namentlich freie Dienstwohnung, E 
sowie die anstatt derselben gewährte Miethsentschädigung, Feue- 
rungs- und Erleuchtungs- Material, Naturalbezüge an Getreide, 
Winterfutter u. 8. w., sowie der Ertrag von Dienstgrundstücken 
kommen nur insoweit zur Anrechnung, als deren Werth in den 
Besoldungs-Etats auf die Geldbesoldung des Beamten in Rech- 
nung gestellt oder zu einem bestimmten Geldbetrage als anrech- 
nungsfähig bezeichnet ist. 

9) Dienst-Emolumente, welche ihrer Natur nach steigend und fallend 
sind, werden nach den in den Besoldungs-Etats oder sonst bei 
Verleihung des Rechts auf diese Emolumente deshalb getroffenen 
Festsetzungen und in Ermangelung solcher Festsetzungen nach 
ihrem durehschnittliehen Betrage während der drei letzten 
Kalenderjahre vor dem Jahre, in welchem die Pension festgesetzt 
wird, zur Anreehnung gebracht. | 

3) Blos zufällige Dienst-Einkünfte, wie widerrufliche Tantieme, Kom- 
missions-Gebühren, ausserordentliche Remunerationen, Gratifikatio- 
nen und dergleichen kommen nieht zur Berechnung. 

4) Bei den servisberechtigten Militair -Beamten wird der mittlere 

Stellen- beziehungsweise Chargen- (Personal-) Servis als “Theil 

des Gehalts betrachtet. 

Das gesammte zur Berechnung zu ziehende Dienst- Einkommen 

einer Stelle darf den Betrag des höchsten Normalgehalts der- 

jenigen Dienstes-Kategorie, zu welcher die Stelle gehört, nicht 
übersteigen. 

Ohne diese Beschränkung kommen jedoch solche Gehaltstheile 
oder Besoldungs-Zulagen, welche zur Ausgleichung eines von dem 
betreffenden Beamten in früherer Stellung bezogenen Dienst-Ein- 
kommens demselben mit Pensions-Berechtigung gewährt sind, zur 
vollen Anrechnung. 

6) Wenn das nach den Bestimmungen dieses Paragraphen ermittelte 
inkommen eines Beamten insgesammt mehr als 4000 Thlr. be- 
trägt, wird von dem überschiessenden Betrage nur die Hälfte in 
Anrechnung gebracht. 

Die Pension für die einstweilen in den Ruhestand versetzten Beamten 
wird von dem zur Zeit ihrer Versetzung in den Ruhestand bezogenen ge- 
sammten Diensteinkommen berechnet. i 

I. Entfiehungs-Gefhichte: 

Der letzte Absatz fehlte in der Regierungs-Vorlage uud beruht auf einem 
Autrave des Verfassers und Genossen, welcher in dritter Lesung ohne 7 
Widerspruch angenommen wurde. 

Il. Bemerkungen. 


1. Abfag 1. enthält die Grundfäge, Die Nummern 1—6. die nähere Aus: “ 
führung. Ä 


SU 
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, Die zulegt bezogene Befoldung ift diejenige, welche der Beamte zur Leit 
jeiner Berjegung in den Nuheftand erhielt und Mit ee welche er Ueber 
haben fünnte. Auf Erhöhungen der Befoldung, melde ein exit nach feiner Ver- 
jegung, in den ARuheitand publizirtes Gtats-Gefet gewährt, bat er feinen Anfprud. 
Pe He des balinen bleibt auf die aftiven Beamten 

IHranit, deren Gehalt ein jährliches ijt.* Verb. des Breus. Ib 
a Decker as ) (Rerh Preuß. Abgeordnetenh 

2. Zu Nr. 1.: Abgefehen von den Fällen, in weldhen die Dien tivohnung vefp 
Mietha-Entfhädigung bei der Feftitellung der Benfion ea Neal 
muß, weil fie wegen der mit der Stelle verbundenen Nepräfentation gewährt 
werden, 3. B. bei den Miniftern, fommen Dienftwohnungen und Naturalbezüge 
noh für folhe Beamten: Kategorien vor, bei denen e8 nad) den örtlihen Wer- 
en oder der Art ihrer Beihäftigung zwedmäßig erfheint. In allen diefen 
Fällen werden die Etat3 derartig requlirt, dak die Emolumente zu einem be- 
jtimmten Werthe entweder auf die Geldbejoldung in Abzug gebradht oder aus: 
drüdli als  anrehnungsfähig bei der Venftonirung bezeichnet find. Sofern die 
Beamten freie Dienftwohnung gegen Prozentabzüge vom Gehalt haben, findet 
eine Anrechnung nicht ftatt. Siehe das Nähere für Breußen: Wadler ©. 18. 19. 

3. Zu Nr. 4.: | 
a. Nehtlihe Natur des Servifes. Der Berfonal:Servis, mweldher an die 
Stelle des früheren Naturalquartiers getreten ift, ftellt den Theil der Zivil- 
Beamtenbefoldung dar, welder in der lebteren zur Beftreitung der Koften für 
ohnung, für Mobiliar und für Heiz-, Kod- und Erleudtungs- 
Material enthalten ift. Das Reglement vom 20. Februar 1868. rechnet von 
dem Servis 3 für die Wohnungsräume, + für Möbel und % für Brenn- 
und Erleuhtungs-Material. (8. 2.) Im Staatshaushalt wird diefe Natur 
des Gervifes darin erfennbar, daß das Durchihnittsgehalt der betr. Militair- 
Beamtenklaffe geringer als das der entfprehenden Zivil-Beamtenklaffe gleichen 
Ranges ift. So beträgt dafjelbe bei Intendantur-Räthen 1500 Thlr. 
(Haupt:-Etat der Verwaltung des Reichsheeres für 1874. ©. 12.), bei den 
Regierungs: und Appellationsgerichts-Näthen Preußens 1700 Thle. (AJuitiz- 
Etat Preußens für 1873. ©. 8.) Am flarften tritt jener Karafter des 
Servijes innerhalb des Militairs felbit hervor. Das Durhfhnittsgehalt ver 
Marine-Station3-Intendanturräthe, welche feinen Servis beziehen (val. Haupt: 
Etat der Raiferihden Marine für 1874. ©. 12.), überiteigt das des jervisbe- 
rechtigten Sntendanturraths des Keichsheeres ebenfalls um 200 Thlr. 

b. Höhe desfelben. Die Höhe des Servifes ift nicht blos nach den Chargen 
- und Dienftitellen, fondern auh nah den Garnifon:Drten verschieden (Tarif 
und Klaffififation für Jammtliche Ortfchaften im Staatengebiet des Norddeut- 
hen Bundes, B.:6.:Bl. ©. 536., Wrhiv Bd. II. ©. 434. ff). Wollte 
man den Servis überall nad) feinem wirklichen Betrage anrechnen, jo würden 
bei dem verhältnigmäßig häufigen Garnijonwechjfel die fervisberehtigten 
Militair-Beamten je nad) ihrem zeitweiligen Aufenthaltzorte bald einen höheren, 
bald einen niederigeren Venfionsanfprud haben, ohne daß eine effeitive Er- 
höhung oder Verringerung des Dienit:-Einfommens eingetreten wäre. Diejfem 
Mipverhältnig, welches den zu Penfionirenden an dem einen Drte begünitigt, 


*) Um denjenigen Beamten und Militair-Perfonen, melde vor der im Jahre 1872. ftatt- 
gehabten allgemeinen Bejoldungs-Aufbeflerung in den Ruheftand getreten find und die nad) 
den früheren Gehaltzfägen berechneten niedrigeren Benfionen beziehen, im Bedürfnißfalle 
erhöhte Unterftügungen gewähren zu fünnen, ift neben den für einzelne Reichs: 
Verwaltungen beftehenden Benfions-Zuihußfonds ein bejonderer Zentralfonds gegründet, 
welcher für 1874. 33,000 Thlr. beträgt. Hauptetat des Neichsfanzler- Amts von 1874. Anl. 1. 
Tit. 6. Nr. 2. ©. 6. Der Boft- und Telegraphen-Berwaltungs-Etat von 1874. hat eine Bofition 
zur Unterftügung von penfionirten Boftbeamten und Telegraphiften und zur Unterftügung und 
Venfion für die Hinterbliebenen von Pojt: und Telegraphen:Beamten (Anlage X. Zit. 12. 
Nr. 4. ©. 28., Anlage XI. Titel 9. Nr. 4. ©. 12.) zufammen im Betrage von 100,000 Thlr. 
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an dem andern Orte benadtheiligt, begegnet das Gefes, indem e8 nad den 

verfhiedenen Servisflafen den Durdhienittsfag, „ven mittleren Gtellen- 

bez. Chargen-Servis“ ala penfionsfähigen Einfommenstheil feitjtellt. 

Bei Berehnung diejes Durhihnittsfages fommen nur diejenigen Dienftorte 
(Servisflaflen) in Betradht, in denen Bi die betreffenden Chargen befinden. 
Sntendanturen giebt e8 3. B. nur in größeren Städten; bei ihnen bleiben Die 
unteren Servisflajien alfo außer Berehnung. (Dal. $. 10. Mil.Ben.-Gef. und 
Mot. Drudi. Nr. 96., Anl. der Sten. Ber. ©. 252.) Der Entwurf von 1870. 
betrachtete nod) den zulebt bezogenen Servis ala penfionsfähigen Theil des 
Gehalts. *) 

e. Ort3zulage. Von dem Militair-Servis, welder al3 Entjhädigung für 
Wohnung 2c. einen Theil der — bei Zivil-Beamten hierauf mit beredhneten 
und darum höheren — Befoldung bildet, ift die Ortszulage, welche ihrem 
Wortlaute nach „vem Normalgehalt mit Nüdfiht auf den Ort” zugelegt wird, 
rechtlich verfchieven. Diefelbe hat die Natur einer außerordentlihen Dienit- 
Aufwands-Entihädigung für die außerordentlihden Ausgaben des Aufenthalts 
an dem Dienftorte, ie dem Beamten angemwiefen ift. Darum fällt die 
Ortszulage fort, fobald der Beamte an einen anderen Ort verfegt wird, an 
welhem jene Mehrausgaben nicht jattfinden.**) 

Die Nichtigkeit diefer Auslegung und ihre Logifch-juriftiihe Konjequenz tt 
unbeftreitbar, die Erheblichfeit derfelben für den Neihshaushalt Angejihts des 
Etats des Auswärtigen Miniftertums unverfennbar.***) Die PBreußiihe Nedt: 
iprehung hat auch in diefem Sinne entfchieven. Erf. des I. Senats des Königl. 
Dber-Tribunals zu Berlin vom 11. Novbr. 1864. (Strieth, Archiv Bd. 55. ©. 275.) 
Die Motive des Gef. zu $. 43., welder beftimmt, daß ein Beamter, der früher 
eine Stelle mit höherem Gehalt befleidet, nach diefem höheren, mindeitens ein 
Jahr lang bezogenen Gehalt penfionirt wird, wenn jeine Verfegung auf ein ge 
vinger bejoldetes Amt nicht auf feinen Antrag in feinem Jntereife oder zur Strafe 
erfolgt ijt, erläutern diefe Beitimmung dahin: 

„Derartige Fälle sind möglich, wenn z. B. im auswärtigen Dienst ein 
Beamter auf ein Amt mit geringerem Gehalte und höherer Lokal-Zulage 
versetzt wird“ 

und erfennen damit an, daß die Lofalzulage nicht penfionzfähig ift. Der S$. 22., 

weldher im Fall einer unfreimilligen Verfegung des Beamten den Fortfall der 


*) Diefelben Grundfäße gelten für-die Wohnungsgeler-Zujhüfle, vgl. zu $. 4. 
def. Gefeßes. Nach $. 8. des Gefetes über Die Wohnungsnelber- dufbühte vom . 
30. Junt. 1873. wird der Durhichnittsfa des MWohnungsgeld:Zufhufles für die 
Servisflaflen I. bis V. in Anrechnung gebradt. Diefer Sa gilt aud) für die- 
jenigen Offiziere, Aerzte und Beamten, weldhe eine Dienftwohnung innehaben, 
oder eine Mietha:Entfhädigung ($. 7.) beziehen. | 

sn den Motiven (Drud. Nr. 125. ©. 12.) heißt e8 zur Rechtfertigung: 

„Der Paragraph gestattet die Anrechnung der Wohnungsgelder-Zu- 
schüsse bei der Pensionirung nur nach einem mittleren Durchschnittssatze, 
weil die Höhe des Ruhegehalts nicht von dem zufälligen Umstande ab- 
hängig gemacht werden darf, ob der ausscheidende Offizier oder Beamte 
seinem letzten dienstlichen Wohnsitz nach einer höheren oder niedrigeren 
Servisklasse angehört hat, während ihm nach der Pensionirung die Wahl 
eines beliebigen Wohnorts freisteht.“ Siehe oben zu 8.4. 8.31. 32. 

**) Meben den Wohnungsgeld:Zufhüflen beiteht vie Drtszulage fort. Siehe 
oben zu $. 4. ©. 31. 32. — Die Driszulagen der Elfaß-Lothringifhen Eifenbahn- 
Beamten find durchweg als nicht penjtonzfähig bezeichnet. Etat für die Verwal: 
tung der NReichgeifenbahnen Anlage XII. zum Hauptetat von 1874. ©. 23., 24. 


ee) Das penfionsfähige Gehalt diefer Neihg-Beamten madt nicht jelten Faum ein 
Drittel der Gefammt-Befoldung auß. 
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DOrtözulage für feine Verkürzung des Dienft:Cinfommens erklärt, be: 
jeitigt darüber jeden Zweifel. 

m der Praris wird die Feithaltung jenes Grundfages nicht felten zu Härten 
führen. Der Zivil-Beamte wechjelt nicht jo häufig, wie der Offizier und Militair- 
Beamte feinen Wohnort; ein jolher Wechjel tft auch fo wenig im Anterejje des 
Beamten, wie des Dienjtes wünjchenswerth. Mit jedem Jahı Schlägt der Beamte 
feiter Wurzel an feinem Wohnort und jelten ijt er geneigt oder aud nur in der 
Lage, auf jeine alten Tage, wenn er dienftunfähig geworden ift, fich ein neues 
Daheim zu gründen. Go bleibt er auch nach feiner VBerfegung in den Rubhejtand 
an dem Orte wohnen, an dem er bisher ald Beamter gewirkt hat, und muß nun: 
mehr nicht nur mit einem Theile des Gehalts als Penfton fi begnügen, fondern 
diefe Benfion fol nad) $. 43. nicht einmal von feinem bisherigen, die Drtäzulage 
thatfählih mitumfaflenden vollen Dienit:Einfommen berechnet werden. Diefe 
Gründe, weldhe für die Benfionsfähigfeit der Ortszulage Sprechen, treffen nur bei 
den im nlande angeftellten Beamten zu. Bon den Neih3:Beamten im Aus: 
ande ift zu vermuthen, daß fie, wenn ihr Amt fie dort nicht mehr fejthält, nad) 
ihrer Heimath zurüdfehren werden. Das Gefet fteht diefen Fall au im $. 40. 
vor und fihert ihnen die Koften des Umzuges nad dem innerhalb des Neicha von 
ihnen gewählten Mohnorten. Für die Benftonsfähigfeit ihrer Ortözulagen, welche 
Ben RB Nana &hnt erheblich belaiten würden, jpriht weder das Nedht nod) die 

illigfeit. 

Die Preußische Verwaltungspraris hat in der Frage der Penfionzfähigfeit 
der Drtszulagen aefhmwanft und z.B. die Drtszulagen der Nichter und der Hort. 
Beamten als penjionsfähig behandelt. (Preuß. Staatshaushalt3:Etat für 1861. 
Anl. I. ©. 180., Anl. III. ©. 64. 65.) 

Für die Penfionsfähigfeit der Drtszulagen, jedoch ohne zutreffende Begrün: 
dung, Wadler „Benftonsgefes" ©. 18. 19. Berfönlide und Drt3-Zulagen 
haben rechtlich nicht8 mit einander gemein. | 

4. Zu Nr. 5. 

Der lebte Abfas, weldher dem Preuß. Gejes $. 10. Nr. 4. entnommen, be- 
gebt fih namentlich auf diejenigen aus den neuen Landestheilen übernommenen 
Beamten, deren Gehälter gejeglih oder durd) Allerhöchite Refolution höher be: 
ftimmt worden find, als der Betrag des höhften Nominalgehaltes der bezüglichen 
Dienftfategorien fi erjiredt. (Rommifj.:Ber. des Preuß. Abgeordnetenh. Drudi. 
Nr. 189. ©. 7.) 

5. 31 Nu 6, 

Der Beitimmung zu Nr. 6. liegt die Annahme zum Grunde, daß bei ben 
Gehältern, welche 4000 Thlr. überfteigen, ftets ein Theil des Mehrbetrages als 
Entfhädigung für Repräfentationg- Aufwand anzujehen ift. 

6. Zu Abfag 1. einihlieglih Nr. 1—6. Vgl. Reihs-Mil.-Benf.-Gef. $. 10. 
und 11., dazu Preußiihes Benfiond:Gefet $. 10., Säadhfiihes Staats: 
diener:Gefet $8. 6. 10., Gefeg für Braunfhmweig $. 10. für Anhalt $. 14., 
für Weimar 88. 10. 37., für Koburg-Öotha SS. 11. 37., für Shwarzburg: 
Nudolftadt 8. 10. für Heffen Art. 19. 20. 

7. Zu Abfat 2. Der einftweilen in den Nuhejtand verjegte Beamte hat 
alfo feinen Antheil an den Befoldungs:Erhöhungen, welde für das von ıhm 
befleivete Amt, während er zur Dispofition jtand, bewilligt wurden. Ebenjo 
wenig aber ift für ven Penfionsjas das Wartegeld maßgebend, fondern eben das 
En eindorimen zur Beit feiner einftweiligen Berfegung in den Rubheltand. 
(Sten. Ber. des Keichdtags ©. 914.) | 

Bei den zur Dispofition gejtellten Beamten, deren Gehalt 4000 Thlr. über: 
itiegen hat, fann die Penfion mehr ald das Wartegelod betragen. Anders in 
Sahien, Staatsdiener-Gefet 8.19, Württemberg, Dienftpragm. $. 24., Oel. 
für Sahjen-Weimar 8. 29., für Koburg-Gotha $. 30., für Schwarzburg: 
Nudolftadt 8.29., für De 8. 31., für Anhalt:Bernburg $. 26., für Lippe 
8. 44., für Didenburg Gel. Art. 57., $- 3. 
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..$. 48. Ein Beamter, welcher früher ein mit einem höheren Dienst- 
einkommen verbundenes Amt bekleidet und dieses Einkommen wenigstens 
ein Jahr bezogen hat, erhält sofern der Diensteintritt oder die Ver- 
setzung in ein Amt von geringerem Diensteinkommen nicht lediglich auf 
seinen im eigenen Interesse gestellten Antrag erfolgt, oder aber als 
Strafe auf Grund des $. 75. gegen ihn verhängt ist, bei seiner Versetzung 
in den Ruhestand eine nach Massgabe des früheren höheren Dienstein- 
kommens unter Berücksichtigung der gesammten Dienstzeit berechnete 
Pension. Jedoch soll die gesammte Pension das letzte pensionsberech- 
tigte Diensteinkommen nicht übersteigen. 
Benterkungen: 

Mi.:Benf.:Gef. $. 7., VBreuß. Pen.-Gef. $. 11. Für Baiern vol. Staats: 

diener-Edilt IX. $. 27. Dahin gehört der Fall, wo ein Beamter ein Amt mit 


wiebrigerem etatsmäßigen und penfionsfähigen Gehalt, aber höherer Zofalzulage 
angenommen hat. 


5. 44. Das mit Nebenämteru oder Nebengeschäften verbundene 
Einkommen begründet nur dann einen Anspruch auf Pension, wenn eine 
etatsmässige Stelle als Nebenamt bleibend verliehen ist. 


I. EntflehungsGefdicte: 
Die Motive (S. 38.) bemerken: 


„Dieser Paragraph sichert jedem Beamten, welchem .neben seinem 
Hauptamte eine etatsmässige Stelle als Nebenamt bleibend verliehen ist, 
einen Pensions-Anspruch auch bezüglich des mit diesem Nebenamte ver- 
bundenen Einkommens. Es entspricht dem Interesse des Reiches, die 
Uebernahme von reichsdienstlichen Nebenämtern durch Beamte der ein- 
zelnen Bundesstaaten nicht zu erschweren, sondern vielmehr möglichst zu 
{ördern. Durch eine derartige Heranziehung von Landes-Beamten zum 
Reichsdienste wird der Kreis, aus welchem das Reich geeignete Kräfte für 
sich gewinnen kann, erweitert und es wird zugleich die Nothwendigkeit 
vermieden, Stellen, welche entweder zur Zeit oder dauernd die Arbeits- 
kraft eines Beamten nicht vollständig in Anspruch nehmen, aus Reichs- 
ionds mit hohen Gehältern zu dotiren.“ 

11. Benterkungen: | 
Dergl. $. 12. des Preuß. PBenf.-Gef. und über den Fall, wo der Beamte ih 
vom Hauptamt penjioniven, das Nebenamt aber behalten will. Komm.:Ber. des 
Preuß. Adgeordnetenhaufes Nr. 189. ©. 9. 


Berechnung der Dienstzeit. ; 

8. 45. Die Dienstzeit wird vom Tage der ersten eidlichen Ver- 
pfliehtung für den Reichsdienst an gerechnet. 

Kann jedoch ein Beamter nachweisen, dass seine Vereidigung erst 
nach seinem Eintritte in den Reichsdienst stattgefunden hat, so wird die 
Dienstzeit von dem letzteren Zeitpunkte an gerechnet. 

Bemerkungen: . ee 

1. Rad) S. 10. des Militair-Benf.-Gefeges wird die Dienftzeit vom Tage des 
Eintritt3 in den Dienjt gerechnet. i 

2. Denn ein Uebergang von einer zur Benfion nicht beredtigenden 
(8. 37. 38.) aber aus der Staatslafje vemunerirten oder bei unentgeltlicher Dienft: 
leitung do mit Bereidigung für den Gtaatsdienft verbundenen Anftellung in 
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einen anderen zum PBenfions-Anfpruce bererhtigenpen Roten ftatifinvet, jo ft die 
Dienftzeit von der erften eivliden Verpflichtung an zu vehnen. Kampß, „Jahrb. 
Bd. 31. ©. 284., 8. 9. De3 Preuß. Benf.Neglem. vom 30. April 1825. und dazu 
Staat3-Min.-Beihluß vom 8. Mat 1828. 

3. Bol. Breuß. Benf.-Gef. 8. 13., Oldenburg Gef. Mt. 33. 11. Das 
Datum des Vatents entjcheidet in Sakhfen, Gef. $. 33., Weimar, Gef. $. 38., 
Koburg:-Öothajdhes Ge]. $. 39., Gele für SchwarzburgNudolitadt 8. 38, 
Gefeg für Anhalt:Deffau S. 34, für Lippe S. 5. 


8, 46. Bei Berechnung der Dienstzeit kommt auch die Zeit in 
Anrechnung, während welcher ein Beamter 
1) unter Bezug von Wartegeld im einstweiligen Ruhestande, oder 
2) im Dienste eines Bundesstaats oder der Regierung eines zu 
einem Bundesstate gehörenden Gebiets sich befunden hat, oder 
3) als anstellungsberechtigte ehemalige Militairperson nur vorläufig 
oder auf Probe im Zivildienste des Reiches, eines Bundesstaats, 
oder der Regierung eines zu einem Bundesstaate gehörenden Ge- 
biets beschäftigt worden ist, oder 
4) eine praktische Beschäftigung ausserhalb des Dienstes des Reiches 
oder eines Bundesstaates ausübte, insofern und insoweit diese 
Beschäftigung vor Erlangung der Anstellung in einem Reichs- 
oder unmittelbaren Staats-Amte behufs der technischen Ausbildung 
in den Prüfungs-Vorschriften ausdrücklich angeordnet ist. 
Im Falle der Nr. 2. wird die Dienstzeit nach den für die Berechnung 
der Dienstzeit im Reichsdienste gegebenen Bestimmungen berechnet. 
Bemerkungen: | 
1. Recht anf Anreginung. Die Anrechnung im Fall des $. 46. ijt obligatoriid 
für das Neid), anders im Fall de S. 51. 
Da Me T 
a. Was von der Berfegung in den einjtweiligen Ruheftand, gilt aud von Der 
vorläufigen Dienft-Enthebung, fobald fie nicht mit der Dienft-Ent- 
faffung endigt. Auch der Tıspenfirte Beamte bleibt Beamter. 
b. Ebenfo und aus dem gleihen Grunde muß aud die Zeit in Anrechnung 


’ 


fommen, während der ein Beamter beurlaubt war. 


3. Zu Mr. 3. 
Bol. Mil. Benf.-Oefeß: 

‚75. Die als versorgungsberechtigt anerkannten Invaliden erhalten, wenn sie 
sich gut geführt haben, einen Zivil-Versorgungsschein. Die Ganzinvaliden erhalten 
diesen Schein neben der Pension, den Halbinvaliden wird derselbe nach ihrer Wahl 
an Stelle der Pension verliehen, jedoch nur dann, wenn sie mindestens zwölf Jahre 
gedient haben. 

8. 76. Invaliden, welche an der Epilepsie leiden, dürfen den Zivil- Versorgungs- 
schein nicht erhalten. 

Ist die Epilepsie durch Dienstbeschädigung entstanden, so wird den damit Be- 
hafteten unter der Voraussetzung ihrer Berechtigung zum Zivil- Versorgungsschein 
nicht die dem Grade ihrer Invalidität entsprechende Invalideu-Pension, sondern, 80- 
fern sie nicht schon die Pension der ersten Klasse beziehen, die der nächst höheren 
Klasse gewährt. | 

Dieselbe Vergünstigung darf unter gleichen Voraussetzungen auch anderen In- 
validen beim Ausscheiden aus dem aktiven Dieust zu Theil werden, wenn sie ihrer 
Gehrechen wegen zu keinerlei Verwendung im Zivildienst tauglich sind. 
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$. 77. Die Subalternen- und Unter-Beamtenstellen bei den Reichs- und Staats- 

Behörden, jedoch ausschliesslich des Forstdienstes, werden nach Massgabe der dar- 

über von dem Bundesrath festzustellenden allgemeinen Grundsätze vorzugsweise 
mit Invaliden besetzt, welche den Zivil-Versorgungsschein besitzen. 

In dem bestehenden Konkurrenz-Verhältnisse zwischen den Invaliden und den 
übrigen Militair-Anwärtern tritt durch die obige Vorschrift ebensowenig eine Aen- 
derung ein, wie in den in den einzelnen Bundesstaaten bezüglich der Versorgung 
der Militair-Anwärter im Zivildienst erlassenen weitergehenden Bestimmungen.“ 

Das Reglement über die Zivilverforgung und Zwilanitellung der Militair- 
perjonen vom 20. Juni 1867. ift im Preußifchen Miniiterial-Blatt für die 
Verwaltung 1867. ©. 280. veröffentlicht. DBergl. aud Öefebe und Verordnun- 
gen, betr. PBenfionirungen der Militairperfonen c. Reihsgefege Tit. XIV. 
Heft 6. Berlin, Kortfampf und Arhiv Bd. VIII. 

4. Zu Nr. 4: 


Dieje Bejtimmung beruht auf der Erwägung, daß für mande Kategorien 
von technifhen Staats - Beamten in den Prüfungs : Vorfchriften eine längere 
praltiich = technifche Ausbildung vorgefhrieben tft, ehe jie zum Gramen zu- 
gelajjen werden und in den Staatsdienit eintreten fönnen. Außerdem tft die 
vorgejchriebene Zeit der praftifchen Vorbereitung nicht immer viefelbe. Die 
Nihtanrehnung Diefer Zeit milde daher die tehnifhen Beamten nit nur 
gegen die Beamten anderer Neiforts, deren praktischer Worbereitungsdienft mie 
der der „uriften und Berwaltungs : Beamten nad) der BVereidigung beginnt, 
zurüditellen; fondern mannigfad würden die nad) - früheren Vrüfungs:Bor: 
Ihriften ausgebildeten ältern Beamten den jüngeren nadjftehen, und auf diefe 
Weile die Prüfungs -Vorfriften auf die Henftons- Sun von eingreifender 
Wirkung jein. Die Zeit diefer praftifchen Ausbildung, jedoch nur die in Wirk: 
lihleit dur die Prüfungs - Vorschriften erforderte Dauer derfelben, nicht aber 
eine über fie hinausgehende Verlängerung joll angerechnet werden. An den 
Fällen, wo eine foldhe praftifche Ausbildung nicht vorgefchrieben, fondern nur 
hergebradht ift, hat derjelbe die Anrehnung falultativ zugelaffen. Sten. Ber. 
des Abgeordnetenhaufes von 1871. u. 1872. &. 1067. 


w 


9. Unterbrediungen im Neihsdienf. Das Gejed unterfcheidet nit, ob der 
Beamte in ununterbrohener Folge im Reichs: oder Staatsdienft geitanden hat 
oder nicht. Daher muß die gefammte Dienitzeit angerechnet werden. Bal. 
Preuß. Benf. Reglem. von 1825. 8. 10. Nicht angerechnet wird die Dienitzeit, 
weldhe von- einem dur Urtheil des Strafgerichts oder der Disziplinar-Behörde 
zum Berlujt des Amts bez. zur Dienftentlaffung verurtheilten Beamter vor feiner 
Verurtheilung zurüdfgelegt ift. ‚Das Öleihe gilt in Betreff des Beamten, welcher 
ım Zaufe eines fürmlichen Disziplinar-Verfahrens feine Entlaffung nadgefuht 
hat SS. 75. und 100. — Sn beiden Sällen hat derielbe feinen Benfion3:An- 
Iprud für die Vergangenheit verloren. Die Wiederanftellung hat infomeit 
lediglich den Karafter einer neuen Anjtellung. Bol. Gef. für Sahfen-Reimar 
S: 38., für Koburg-Gotha $. 39., für Sahjen-Altenburg $. 39., für 
Didenburg $. 58. Tr. A. 


6. Bejoudere Beftimmungen in Betreff des Neihs-Oberhandels-Geridhte. Bei Bered- 
nung der Dienftzeit de3 Reichs - Oberhandels - Gerihts wird auch bie geit mit: 
gerechnet, während welcher das Mitglied fih im Kom munaldienit eines Bundes- 
Haats befunden over in einem Bundesitant ala Anwalt, Advolat, Notar, Batri: 
monialrihter oder als öffentliher Lehrer deg Hehis an einer Deutfhen Univer: 
tät fungirt bat. $. 25. des Gef. vom 12. yunt 1869. (B.-©.-Bl. 201.210. — 
Ardiv Bd. III. ©. 763.) 

7. Militair = Penfions- Gefes und Landes: Gefehgehungen. Mil.-Benf.-Gef. $. 19., 
Breuß. Perf. -©ef. 8. 14, Gel. für Sadjen-Weimar 8. 29, für Koburg: 
Gotha $. 38,., Shwarzburg-Rudolftadt $. 38., für Anhalt $. 34, für 
Hejen Art. 18., für Braunfhweig $. 57, für Oldenburg Art. 51, für 
Württemberg Dienftpragmatif $. 27. 


er 
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8. 47. Der Zivildienstzeit wird die Zeit des aktiven Militairdienstes 

hinzugerechnet. 
Bemerkungen: 

1. Preuß. Gef. 8. 15,, Militarr-Benf.-Gef. $.20., Gef. für Bra unfhmweig 
$. 57., für Anhalt $ 34, für Schmwarzburg- R udolitadt $. 34., für Weimar 
5. 38., für Koburg-Gotha $. 39., für Lippe S. 47. 

2. Als Zeit des aktiven Militairdienites wird, wie bisher, jowohl die Dienft- 
zeit als einjähriger Freiwilliger wie auch die dreijährige Dienftzeit angerechnet. 
Eine Kontinuität des Dienstes ift nicht erforderlih. (Rommiffions-Ber. des Preuß. 
Abgeordnetenhaufes Drudfahen Nr. 189. ©. 3.) 


$. 48. Die Dienstzeit, welche vor den Beginn des achtzehnten 
Lebensjahres fällt, bleibt ausser Beree£hnung. 

Nur die in die Dauer eines Krieges fallende und bei einem mobilen 
oder Ersatz - Truppentheile abgeleistete Militairdienstzeit kommt, ohne 
Rücksicht auf das Lebensalter, zur Anrechnung. 

Als Kriegszeit gilt in dieser Beziehung die Zeit vom Tage einer an- 
geordneten Mobilmachung, auf welche ein Krieg folgt, bis zum Tage der 
Demobilmachung. j 

Bemerkungen: 

1. Preuß. ee $- 16. und Militair-Venf.-Gef. 8. 22. 

2. Diejer Paragraph bejeitigt die Ungleichheit, welche bis zum Exlak des 
Breugß. Benf.-Gef. von 1872, EBD dem Militair und den Zivilbeamten zu 
Ungunjten der Lebteren infofern beftand, als die anrehnungsfähige Dienftzeit 
derjelben regelmäßig exit mit vollendetem zwanzigiten (jtatt a a, Lebens: 
jahre begann (8. 9. de3 Penfions » Reglements von 1825). E83 lag fein Grund 
vor, dieje Unteriheidung aufrecht zu erhalten, zumal jte für die im Zivilvienft 
angejtellten ehemaligen Militairs nicht felten die Folge hat, daß ihnen bei der 
Denftonirung_ ein Theil ihrer nad dem Milttair » Penfionsgefeg anrehnungs- 
nagen Ben nicht gerechnet werden darf. (Gefetentw. für Wreußen, Drud!f. 
61.109,12, 


3. Sachfen : Weimar und ihm folgend die Thüringifhen Staaten 
5. 38. vechneten die Dienftzeit exit vom vollendeten 21. Lebensjahre. 


$. 49. Für jeden Feldzug, an welchem ein Beamter im Reichs- 
heere, in der Kaiserlichen Marine oder in der Armee eines Bundes- 
staates der Art Theil genommen hat, dass er wirklich vor den Feind 
gekommen, oder in dienstlicher Stellung den mobilen Truppen in das 
Feld gefolgt, oder auf einem zur Verwendung gegen den Feind be- 
stimmten Schiffe oder Fahrzeuge der Kaiserlichen Marine eingeschifft ge- 
wesen ist, wird demselben zu der wirklichen Dauer der Dienstzeit ein 
Jahr hinzugerechnet. 

Ob eine militairische Unternehmung in dieser Beziehung als ein Feld- 
zug anzusehen ist, und in wie fern bei Kriegen von längerer Dauer 
mehrere Kriegsjahre in Anrechnung kommen sollen, darüber wird in 
Jedem Falle durch den Kaiser Bestimmung getroffen. Für die Ver- 
gangenheit bewendet es bei den hierüber in den einzelnen Bundesstaaten 
getroffenen Bestimmungen. 
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Bemerkungen: . Ä 
128.49. enthält eine Beftimmung über doppelte Berechnung der Dienftzeit, 
in weldyer der Beamte perfönlicher Gefahr im Kriege ausgejegt war. (Motive ©. 38.) 

Bol. Preuß. Benj.-Gef. S. 17. Heiche-Nilitair-Vent-Ger, von 1871. 88. 23. 
und 24. Wadler, Bent.-Gej. ©. 25.°28. 

2. Die Doppelrehnung der Feldzüge tritt Schon dann ein, wenn ein Beam: 
tev den mobilen Truppen „in dienftliher Stellung“, gleichviel, ob bei denjelben 
angeitellt oder nicht, in das Feld gefolgt ift. Die Gefahren und Befchwerden des 
Feldzuges für die bei den Truppen definitiv angeftellten, wie für die bei ven- 
jelben nur in Folge eines Rommifjoriums verweilenden Beamten find diejelben. 
Ein Grund, legtere ungünftiger alS erjtere zu ftellen, ijt daher nicht vorhanden. 
‘ (Motive zum Entwurf des Preuß. Gel. Drudl. 105. ©. 17.) 

3. Die nad) $. 49. Abf. 2. für Preußen geltend gebliebenen Bejtimmungen jind: 
a. für die Freiheitsfriege: Miltt.-Benf.-Regl. v. 13. Juni 18%. 8. 8, Reit. vd. 
4. Ditbr. 1826. (Kamp, Ann. Bd. X. ©. 399.), Kab.:Drd. v. 4. Septbr. 1846. ; 

b. für die Kämpfe in Schleswig-Holftein, in der Pfalz, in Baden, Sahjen und 

Bofen: Kab.-Drd. v. 20. Nov. 1848. (Z.M.Bl. ©. 446.), Rab.-Drd. v. 13. Gebr. und 

6. Nov. 1849. (I.:M-Bl. ©. 133. u. 483.); Kab.-Drd. v. 19. Jan. 1850. (I.-M.-B1. ©. 146.); 

e. fürden Krieg gegen Dänemark: Sab.-Ord.v. 18. Dezbr. 1864. (.:M.:B1. 0.1865.©.10.); 
d. für den Krieg gegen Diefterrieiih v. 1866. ::8.:0.0.6.Nov. 1866. (3.:M.-BIl.v.1871.©. 150.) 
e. in Betreff Des Sirieges gegen Frankreich beftimmt die Kab.-Ord. vom 16.'Mai 1871. 

(3.:Min.:8l. ©. 151.): 

1. Denjenigen Betheiligten, welche in jedem der beiden Sahre 1870/71. an einer Schlacht, 
einem Gefechte refp. einerBelagerung Theil genommen, oder welche je 2 Monate aus 
dienftliher Beranlaffung in Frankreich zugebracht haben, fommen zwei Kriegsjahre 
in Anvehnung. 

2. Denjenigen dagegen, welche diefe Bedingungen nur in einem der SYahre 1870, oder 
1871. erfüllt, fowte denjenigen, welche ohne an einem Kampfe Theil zu nehmen, nur 
in beiden Jahren zufammen 2 Monate fortlaufender Zeit aus dienftlicher Veran: 
laffung in Frankreich zugebracht haben, ift nur ein Kriegsjahr in Anvedhnung zu 
bringen. — Die Anrechnung des Jahres 1871. al3 Kriegsjahr für Diejenigen, welche 
in diefem Jahre nit an einem SKampfe betheiligt gewejen, findet jedoch überhaupt 
nur in dem Zalle ftatt, wenn die Betreffenden bis zum 2. März d. Y. mindejtens 
2 Monate aus dienftliher Veranlaffung in Srankreich anmejend waren. 


8. 50. In wie weit die Zeit eines Festungs-Arrestes oder einer 
Kriegs-Gefangenschaft angerechnet werden könne, ist nach den für die 
Pensionirung der Militair-Personen des Reichsheeres und der Kaiserlichen 
Marine geltenden gesetzlichen Bestimmungen zu bemessen. 

Bemerkungen: 
1. $. 24. des Militair-Benfionsgejeges bejtimmt: 
„Von der Anrechnung ausgeschlossen ist 
a. die Zeit eines Festungs-Arrestes von einjähriger und längerer Dauer, sowie 
bh. die Zeit der Kriegs-Gefangenschaft. 

Unter besonderen Umständen kann jedoch in diesen Fällen die Anrechnung und 
zwar in dem Falle unter a. mit Genehmigung des Kontingentsherrn, in dem Falle b. 
mit Kaiserlicher Genehmigung stattfinden. 

2. Ueber die Zeit der Kriegsgefangenfhaft verfügte die Preuß. Kab.-Drd. 
v. 10. Januar 1828. (Kampk Annalen Bd. 12. ©. 38.), daß die Dauer derjelben 
nur dann angerechnet werden dürfe, wenn die Gefangenfchaft Folge einer jhmweren 
Perwundung war, oder wenn andere Umftände eine bejondere Berüdfihtigung 
begründen; im Ießteren Falle war jedesmal befondere Königl. Bewilligung vor: 
behalten. Die Kab.-Drd. v. 18. Mai 1871. (Berw.-Min.Bl. ©. 159.) bejtimmt 
für den Feldzug gegen Frankreich, daß den in franzöfifhe Kriegägefangenfchaft 
gerathenen Offizieren, Beamten und Mannjhaften, jofern ihnen das zujtändige 
Gehalt für die Zeit ver Gefangenfhaft nadhgezahlt ift, auch bei ver Benfiontrung die 
Zeit ver Gefangenschaft als Dienftzeit angerehnet werden bar. Dieje Nadı: 
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zahlung fand nach der Kab.:Drdre vom 11. April 1871. ftatt, fofern nad dem 
Ermefjen des vorgefesten General: Kommandos das Benehmen d.3 Betreffenden 
vorwurfsfrer gewejen war (Armee-BVBerordn. Bl. ©. 60.). 


$. 51. Den gesandtschaftlichen und den besoldeten Konsulats- 
Beamten, welche in ausser-europäischen Ländern eine längere als ein- 
Jährige Verwendung gefunden haben, wird die daselbst zugebrachte Dienst- 
zeit bei Verwendungen in Ost- und Mittel-Asien, Mittel- und Süd-Amerika 
bei der Pensionirung doppelt in Anrechnung gebracht. 

Bei Verwendung von gesandtschaftlicehen oder von besoldeten Kon- 
sulats-Beamten in anderen ausser-europäischen Ländern als den vor- 
bezeichneten, ist es dem Beschlusse des Bundesraths vorbehalten, dem 
Vorstehenden entsprechende Bestimmungen zu treffen. 

I. Entfiefungs-SGefdidfe: 

Die Motive bemerken dazu (8. 38.): 

„Es ist bekannt, dass in mehreren ausser - europäischen Ländern, wo 
gesandtschaftliche oder besoldete Konsulats-Beamte des Reiches stationirt 
sind, das Klima ein für Europäer gefährliches, die Kräfte des Körpers und 
Geistes vor der Zeit aufreibendes ist. Dies gilt insbesondere von China, 
Mittel-Asien, Mittel- und Süd-Amerika. Zugleich kommt in Betracht, dass 
diejenigen Beamten, welche Posten in ausser - europäischen Ländern an- 
nehmen, der Heimath meist auf viele Jahre und jedenfalls mehr wie in 
Europa entfremdet werden und für das dadurch gebrachte Opfer billiger- 
weise schadlos zu halten sein dürften, wenn anders die Gewinnung tüch- 
tiger Kräfte für dergleichen Posten nicht in Frage gestellt werden soll. 
Auf dieseu Erwägungen beruhet ‘die Vorschrift des $. 51., welche dem 
$. 50. des Reichs-Militair-Pensions-Gesetzes nachgebildet ist.“ 

Dieses bestimmt: Ä 

„Die Schiffsbesatzung eines zur Kaiserlichen Marine gehörigen Schiffes wird, 
auch während des Friedens, die auf einer ostasiatischen Expedition zugebrachte 
Dienstzeit, vom T’age des Abgangs aus dem Ausrüstungshafen bis zum lage der 
Rückkehr in die Nordsee, bei der Pensionirung doppelt in Anrechung gebracht. 

Dasselbe gilt auch für Seereisen beziehentlich Indienst-Stellungen, bei‘ welchen 
mindestens 13 Monate ausserhalb der Ost- und Nordsee zugebracht worden sind.“ 


8, 52. Mit Genehmigung des Bundesrathes kann nach Massgabe 
der Bestimmungen in den $$. 45. bis 49. die Zeit angerechnet werden, 
während welcher ein Beamter 

1) sei es im In- oder Auslande als Sachwalter oder Notar fungirt, 
im Gemeinde-, Kirchen- oder Schul-Dienste oder im Dienste 
einer landesherrlichen Haus- oder Hof-Verwaltung sich befunden 
oder 

2) im Dienste eines dem Reiche nicht angehörigen Staates gestanden 

hat, oder 

3) ausserhalb des Dienstes des Reiches oder eines Bundes-Staates 

praktisch beschäftigt gewesen ist, insofern und insoweit diese 
Beschäftigung vor Erlangung der Anstellung in einem Reichs- 
oder unmittelbaren Staats-Amte herkömmlich war. 


Bemerkungen: BERN \ 
1. Bol. 8. 19. des Preuß. Benf.-Gef. und 3.25. des Militair-‘Benf.-Gef. Art. 58. 
deö Gef. für Oldenburg. 
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2. Diejer Baragraph Forrefpondirt dem $. 46.; was dort obligatorifch, ift 
hier fatultativ ausgevrücdt (Verhandlungen des Preuß. Abgeordnetenhaufes Sten. 
Ber. ©. 1072). Für die jparfame Anwendung diefer Befugnig foll die Zuftim- 


mung des Bundesraths Bürgfhaft bieten. (Gefeg-Entwurf für Preußen Dr.-S. 


Nr. 105. ©. 17.) | 

3. Eine Verhandlung über die Anrehnung der Dienitzeit ijt bei ver An- 
ftellung nicht erforderlich, aber felbitveritändlich auch nicht auggefchloffen. Anders 
nach $. 19. des Preuß. PBenf.-Ge., wo ein hierauf gerichteter Verbeflerungs-Bor- 
Ihlag, welcher die Beamten in ihren Venfionsanfprühen von der Regierung un: 


abhängig jtellen wollte, Aufnahme gefunden hat. (Verhandlungen des Preuß. 


AUdgeordnetenhaufes, Sten. Ber. S. 1069.— 1072.) | 


4. Dap die Beihäftigung, von welder Nr. 3. des PVaragraphen fpricht, 
tehnijher Natur — im engeren Sinne — gemefen, ift nicht erforderlih. Auch 
Befhäftigung im YJultize oder Berwaltungsfah gehört hierher. (Verhandlungen 
des Abgeordnetenhaujes ©. 1069. 1072.) 


Nachweis der Dienstunfähigkeit. 

$. 53. Zum Erweise der Dienstunfähigkeit eines seine Versetzung 
in den Ruhestand nachsuchenden Reichs-Beamten ist die Erklärung der 
demselben unmittelbar vorgesetzten Dienst-Behörde erforderlich, dass sie 
nach pflichtmässigem Ermessen den Beamten für unfähig halte, seine 
Amtspflichten ferner zu erfüllen. 

In wie weit andere Beweismittel zu fordern oder der Erklärung der 
unmittelbar vorgesetzten Behörde entgegen für ausreichend zu erach- 
ten sind, hängt von dem Ermessen der über die Versetzung in den Ruhe- 
stand entscheidenden Behörde ab. 


I. Bemerkungen. 


1. Dal. S. 20. de8 Preuß. PBen‘.-Gef. und 88. 27. 29. des Mil.-Beni.- 
Gef. Diefes verlangt, dad in dem Gefuh um PVerabjhiedung zugleich das Ge: 
juhd um Gewährung einer Penfion enthalten fein müffe, und erklärt eine nad) 
trägliche Forderung verjelben mit einer einzigen, überdies an eine Frift gebundene 
Ausnahme-Befugnig für unzuläfiig. | 

2. Daß der Nachweis der Dienitunfähigfeit durch das Atteft eines Medizinal- 
Beamten geführt werde, ift nicht erforderlih. (KRomm.-Ber. des Preuß. Abg.:H. 
Druck Nr. 189.75.2.) | 

3. Ein Normaljahr, dejjen Eintritt von dem Nachweise der N 
feit befreit, erfennt das Gefet nit an. Eine folde Beitimmung feheint den 
Motiven (©. 38.) entbehrlih, weil einem wirklich altersihwad gewordenen 
Beamten die gewünjchte Duiezzirung ohnehin nie verfagt werden wird. Bol. 
zu 8. 34. 


4. Die vorgefegte Dienftbehörde begutachtet und berichtet über die Benfto- 


nirung; die oberite Keichsbehörde entjheidet (vgl. $. 54. und :63.), alfo nıdt 
etwa die Landesbehörde, welhe den betreffenden Beamten angeftellt hat. (Bal. 
$. 32.) 


5 Die Prüfung der Dienftunfähigfeit muß eine ftrenge fein. (Val. über 
Preußen das Nähere bei Wadhler a. a. D. ©. 29.) 


8. 54. Die Bestimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpunkte 
dem Antrage eines Beamten auf Versetzung in den Ruhestand stattzu- 
geben ist, sowie ob und welche Pension demselben zusteht, erfolgt durch 
‚die oberste Reichsbehörde. Bei denjenigen Beamten, welche eine Kaiser- 
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liche Bestallung erhalten haben, ist die Genehmigung des Kaisers zur 
Versetzung in den Ruhestand erforderlich. 
Bemerkungen: 
1. Qal. 8. 21. und 22. des VBreuß. Penf.-Gef., & 2%. des Militair- 
Pens.-Gef. und $. 149. diefes Gefetes. 
2. Der penfionirte Beamte behält Titel und Rang feines Amtes. Bol. Gel. 
für Braunfhmweig $. 35., für Oldenburg Art. 56. 


Zahlbarkeit der Pensionen. 
$. 35.. Die Versetzung in den Ruhestand tritt, sofern nicht auf den 
Antrag oder mit ausdrücklicher Zustimmung des Reichs-Beamten ein 
früherer Zeitpunkt festgesetzt wird, mit dem Ablaufe des Vierteljahrs ein, 
welches auf den Monat folgt, in welchem dem Beamten die Entscheidung 
über seine Verseizung in den Ruhestand und die Höhe der ihm etwa 
zustehenden Pension ($. 54.) bekannt gemacht worden ist. 


Bemerkungen: ae 
1. Qgl. S. 24. des Preuß. Bens.:Gef. und $.27. diefes Gefehes S. 31. dc8 
Mil:Benf.-Gef., ferner Gefet für Anhalt 8. 36., für Weimar 8. 40., für 
CS hwarzburg-Rudolftadt $. 40., für Lippe $. 40. 
2. Wegen der Dienftmohnung vgl. Gefeß für Weimar $. 13. 


8. 56. Die Pensionen werden monatlich im Voraus gezahlt. 
Bemerkungen: 
Vol. $. 25. des Preuß. Gef., $. 31. des Mil.-Benf.-Gef. und Art. 60. tes 


Oldenburger Gef. Dajjelbe zahlt entfprechend wie das Gehalt au die Benfion 
monatlich oder vierteljährlich. ! 


® 
Kürzung, Einziehung und Wiedergewährung der Pensionen, 
$. 57. Das Recht auf den Bezug der Pension ruht: 

1) wenn ein Pensionair das Deutsche Indigenat verliert, bis zu 
etwaiger Wiedererlangung desselben; 

2) wenn und so lange ein Pensionair im Reichs- oder im Staats- 
Dienste ein Dienst-Einkommen bezieht, insoweit als der Betrag 
dieses neuen Dienst-Einkommens unter Hinzurechnung der Pension 
den Betrag des von dem Beamten vor der Pensionirung bezogenen 
Dienst-Einkommens übersteigt. 


I. Entflefungs-Hefdidte: 
Der Bestimmung des $. 57. ging in der Regierungs-Vorlage (als $. 56.) 
die Vorschrift voran: 

„Das Recht auf den Bezug der Pension erlischt durch rechtskräftiee Verurthei- 
lung zu einer Strafe, welche, wenn sie während der Dienstzeit des Beamten ver- 
hängt worden wäre, den Verlust des Amtes kraft des Gesetzes nach sich gezogen 
hätte.“ 

Der $. 57. der Regierungs-Vorlage aber lautete unter Nr. 2.: 


wer 


„Wenn und so lange ein Pensionair im Reichs-, oder im Staats- oder im Kom- 
munal-Dienste ein Dienst-Einkommen bezieht, insoweit als der Betrag dieses 
neuen Dienst-Einkommens unter Hinzurechnung der Pension den Betrag des von 
dem Beamten vor der Pensionirung bezogenen Dienst-Einkummens übersteigt.‘ 
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Die Motive (S. 38.) bemerken: 

„In 8. 57. ist der Grundsatz ausgesprochen, dass der Pensions-Anspruch 
des emeritirten Beamten nur so lange dauert, als er überhaupt ein Bundes- 
Indigenat hat, also in einem der Bundes-Staaten staatsangehörig ist. Es 
liegt dieser Vorschrift die Voraussetzung zum Grunde, dass eine Pflicht 
zur Sustentation Emeritirter nur den Staats- und Bundes-Angehörigen 
gegenüber besteht. Uebrigens werden die Fälle der Anwendung selten 
sein, da die pensionirten Beamten in der Regel bereits in vorgerücktem 
Alter stehen.“ 

Die Abg. v. Bernuth und Gen. beantragten: 
1. in der Regierungs-Vorlage den $. 56. zu streichen, 


2. ın. 8, 57..Nr. 2. Zeile 1. und 2.: 
anstatt der Worte: „im Staats- oder im Kommunaldienste“, zu setzen: 


„oder im Staatsdienste.“ 
Beide Abänderungs-Vorschläge blieben unwidersprochen und wurden vom 
Reichstag angenommen. Sten. Ber. S. 199. 


II. Bemerkungen 
1. Val. Breuß. Gefeß 8. 27., Mil»Benj.-Gefeß SS. 32. 33. 


2. Das NReht auf PVenfion erlifcht durch den Tod des Beamten. Die Hinter- 
bliebenen haben fein Necht auf einen Theil verjelben (vgl. zu 8. 7.). 


3. Die an $. 23. des Preuß. Str.-©.B. ih anfchliegende Beitimmung des 
8. 33. des Entwurfs des Norddeutfhen Str.-©.:B., wonad) der Verluft der bürger- 
lihen Ehrenredte für entlaffene Beamte den dauernden Verluft von Ruhegehalten 
nach fie) ziehen follte, (Gefet für Oldenburg Art. 63. 8. 1., Baiern Art. 28. 
33. Gefeß für Braunfhmeig $. 59., Königl. Sädhf. RG. $. 36. Nr. 1., für 
Roburg-Gotha 8. 44, Schwarzburg:Rudolftadt $. 43., für Lippe 8. 51., 
Gefet für Shwarzburg:Sondershaufen vom 13. Suli 1860. 8. 67., Gejeß für 
Keuf jüngere Linie 8. 43.) war vom Neichötag feiner Zeit verworfen, weil 
Venfionen als erfparter Theil des Gehaltö anzufehen jeien und der Berluft der: 
jelben eine Art Vermögens:Konfisfation jet. sn der Konfequenz Ddiefeg Be: 
ichlufies lag die Verwerfung des 8. 56. der Negierungs:Borlage. (Sten. Ber. 
©. 199.) E83 madt dabei feinen Unterfhied, od das Verbreden oder Vergehen 
des penfionirten Beamten vor oder nad der VBenfionirung erfolat ift. Nach der 
Penfionirung ift die Eröffnung eines Disziplinar-VBerfahrens auf Dienft-Entlaffung 
oder auf Werluft der Venfion nicht mehr ftatthaft. Val. zu 8. 75. und 8. 34. 
Anders die Landes: Gejeggebungen. Das DOldenburgifhe Gejeg Art. 63. 
88. 1. ff. entzieht die Venfion dem Beamten, wenn er fih jo unwürdig ermeilt, 
daß die Entfernung aus dem Dienfte verfügt fein würde, wenn er no) im Dienft 
geitanden hätte; ähnlid das Gefeh für Shwarzburg-Sondershaufen vom’ 
13. Sebruar 1860. 8. 54. 

4. Selbjt der Verluft des Indigenats bewirkt nicht den Verluft der Benfion, 
(Oldenburgifches Gef. Art. 63. 8. 14), fondern nur deren Nuhen. Anders bei 
der vorläufigen Verfegung in den Ruheftand, hinfichtlich des Wartegeldes $. 29. 
Eine Beihränfung de8 Venfionairs in Bezug auf die Wahl feines Aufenthaltes, 
welche duch Kab.-Ordre vom 20. März 1871. für das Gebiet des Deutichen 
Reiches bereitß aufgehoben war, findet nach diefem Gejet aud für das Ausland 
nicht weiter ftatt. Eine Genehmigung des Aufenthalts dur den Kaifer oder die 
vorgefegten Neihsbehörden tft dazu nicht erforderlih. Auc jede Erfchwerung des 
Mohnfiges im Auslande dur Abzüge von der Benfion ijt dem Gefeß fremd. 
(Dal. dagegen Gejeß für Didenburg 8. 62., für Weimar $.49., für Koburg- 
Gotha 8. 43., für Schmwarzburg:Rudolitadt $. 42. und die übrigen Thürin- 
gifhen Staaten $. 28. des Preuß. Zivil» Benfiong:NReglement von 
1825. „Borfchriften der Art entiprechen überhaupt nicht mehr den gegenwärtigen 
dDurhaus veränderten Verkehrs-Verhältniffen”. (Gef.-Entw. für Preußen, Motive 
Drudf. Nr. 105. ©. 18.) 
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5. Auch nad) dem vor dem neuen Zivil-Venfions:Gefeg in Breußen beftehen- 
den Recht ging die Penfion dem Zivil-Penftonair dur eine Anftellung im 
Kommunaldienft mit entfprechender Befoldung nicht verloren 8. 30. des Zivil: 
Pen. » Regl. von 1825. und Befhl. des Staats-Minifteriums vom 21. März 
1827. (Kampg, „Annalen“ Bd. II. ©. 350.) Anders ftand e8 mit den Militair- 
Venfionen, welche mit einer folden Anstellung im Kommunaldienft wegfielen. 
Kab.:Drdre vom 4. Dftober 1826. Diefer R.-D. entfpricht 8. 33. des Neichs-Pen/.- 
Bejeßes. Auf die Unzuträglichieiten diefer Borfchrift wurde bei den Be: 
vathungen des Preuß. PBenf.-Gef. im Abgeordnetenhaufe aufmerffam gemacht und 
Folgendes hervorgehoben: 

„Wenn ein penfionirter Gendarm, der fi in feiner biöherigen außerordentlich Fraft: 
aufreibenden und eine vorzügliche Gefundheit erfordernden Stellung als dienftunfähig er- 
wieten, ih aber noch fehr wohl eignet zum Kommmmal-Beamten und dort noch gute 
Dienfte leiften kann, in den Kommunaldienft eintritt, jo mu man fich hüten, daß nicht 
fein Gehalt die Grenze überichreitet, die für ihn in dem Militair-Benfions-Gefek vor: 
gejehen tft, und es werden diefe Beitimmungen auf alle möglihe Weile umgangen, und 


zwar jo, dab die betreffenden Bezüge nicht dem früheren Gendarmen, fondern deflen Frau 
beigelegt wurden. 
„Die Rüdficht, die Kommunen nicht in der Gewinnung tüchtiger Arbeitsfräfte einzu- 
Ihränfen und diefe mittelbar den großen Unternehmungen der Brivat-Induftrie zuzuführen, 
und andererjeitsS die Erwägung, daß die Anrehnung des Kommunal:Gebaltes auf die 
Venfton Diefe nicht zur Staatökaffe zurüdführen, fondern bewirken würde, dat die Kommune 
dem anzuftellenden Benfionair ein um den entiprehenden Betrag der Penfion niedrigeres 
Gehalt gewähren würde, führte zur Annahme des von der Kommijfion des Abgeordneten: 
baujes geftellten Amendements im Preußiichen Landtag.“ 
Diefelben Gründe waren augenfheinlich für die Annahme des Amendements 
von Bernuth und Gen. maßgebend. 
(Komm.:Ber. des Abgeordnetenhaufes Drudl. Nr. 189. ©. 10., Sten. Ber. 
de3 Abgeordnetenhaufes 1077. 1078. 


8. 58. Ein Pensionair, welcher in eine an sich zur Pension be- 
rechtigende Stellung des Reichsdienstes wieder eingetreten ist ($. 57. 
Nr. 2.), erwirbt für den Fall des Zurücktretens in den Ruhestand den 
Anspruch auf Gewährung einer nach Massgabe seiner nunmehrigen ver- 
längerten Dienstzeit und des in der neuen Stellung bezogenen Dienstein- 
komiens berechnete Pension nur dann, wenn die neu hinzutretende Dienst- 
zeit wenigstens ein Jahr betragen hat. 

Mit der Gewährung einer hiernach neu berechneten Pension fällt bis 
auf Höhe des Betrages derselben das Recht auf den Bezug der früheren 
Pension hinweg. 

Dazu bemerken die Motive (S. 39.): 

„Der Paragraph soll den Fall treffen, dass ein pensionirter Beamter auf 
kurze Zeit und vorübergehend wieder im Dienste beschäftigt wird, und 
Ansprüche auf Erhöhung der Pension durch eine Hinzurechnung der neuen 
Dienstzeit ausschliessen. In den meisten Fällen wird gar keine neue An- 
stellung, sondern nnr eine Beauftragung, ein ganz transitorisches Ver- 
hältniss vorliegen, für welches kein Gehalt, sondern eine Remunera- 
tion gezahlt wird und welches gar nicht als Dienstzeit in dem hier in 
Betracht kommenden Sinne anzusehen ist. Die Bestimmung des Gesetzes 
beugt grundlosen Ansprüchen in zweckmässiger Weise vor. ($. 28. des 
Preuss. Pens.-Ges.)“ 


8. 59, Erdient ein Pensionair, welcher in eine an sich zur Pension 
berechtigende Stellung des Staatsdienstes eingetreten ist, in dieser Stel- 
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lung eine Pension, so findet neben derselben der Fortbezug der auf Grund 
dieses Geseizes gewährten Pension nur in dem durch &. 57. Nr. 2. be- 
grenzten Umfange statt. 


Enfflehungs- Gefhihte: 

Die Regierungs- Vorlage lautete: 
 „Erdient ein Pensionair. welcher in eine an sich zur Pension berechtigende 
Stellung des Staats- oder Kommunaldienstes eingetreten ist, in dieser Stellung 
eine Pension, so findet neben derselben der Fortbezug der auf Grund dieses Ge- 
setzes gewährten Pension nur in dem durch 8. 57. Nr.2. begrenzten Umfange statt.“ 

Dazu beantragten die Abgg. v. Bernuth und Genossen in Konsequenz 

des Beschlusses zu $. 57.: | 
Zeile 2. anstatt der Worte: „des Staats- oder Kommunaldienstes“ zu setzen: „des 
Staatsdienstes“. 
Die Pension darf also das letzte Diensteinkommen nicht überschreiten. 
Der Antrag wurde ohne Widerspruch angenommen. 


S. 60. Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Pen- 
sion auf Grund der Bestimmungen in den $$. 57. bis 59. tritt mit dem 
Beginn desjenigen Monats ein, welcher auf das eine solche Veränderung 
nach sich ziehende Ereigniss folgt. | 

Im Falle vorübergehender Wiederbeschäftigung im Reichs- oder im 
Staats-Dienste gegen Tlagegelder oder eine anderweite Entschädigung fin- 
det die im Schlusssatze des $. 30. enthaltene Vorschrift Anwendung. 

Entflefungs-Gefdicte: 

In der Regierungs-Vorlage lautete Abs. 2. des $. 60.: 

„Im Falle vorübergehender Wiederbeschäftigung im Reichs-, im Staats- oder 
im Kommunal-Dienste gegen Tlagegelder oder eine anderweite Entschädigung 
findet die im Schlusssatze des $. 30. enthaltene Vorschrift Anwendung.“ 

Auch, hier stellten die Abgg. v. Bernuth und Genossen das dem Be- 
schluss zu $. 57. entsprechende Amendement dahin: 

in Absatz 2. Zeile 1. und 2. anstatt der Worte ‚im Staats- oder im Kommunal- 
Dienste‘ zu setzen: „oder im Staatsdienste“., 

Mit demselben gelangte $. 60. in der obigen Fassung zur Annahme. ($. 29. 

des Preuss. Pens.-Ges.) 


Zwangsweise Versetzung in den Ruhestand. 
$. 61. Ein Reichs-Beamter, welcher durch Blindheit, Taubheit oder 
ein sonstiges körperliches Gebrechen oder wegen Schwäche seiner kör- 
perlichen oder geistigen Kräfte zu der Erfüllung seiner Amtspflichten 
dauernd unfähig ist, soll in den Ruhestand versetzt werden. 
Benterkungen: 

1. Mit 8. 61. beginnen die Vorfhriften über die wegen eingetretener Dienit- 
unfähigfeit nöthig werdende unfreimilige Verfegung in den Ruheftand. Bl. 
$. 889. des Preuß. Öef. vom 21. Juli 1852. über die „Dienftvergehen der 
nichtrihterlihen Beamten“. | 

2. Die bleibende DVerjfegung in den Nuheftand tritt nur ein wegen 
dauernder Dienjtunfähigfeit und bedarf ala foldhe einer Rechtfertigung nicht. 
Vorübergehende Dienjtunfähigfeit — Krankheit mit Hoffnung auf Genefung be: 
vechtigt jelbjt bei längerer, beifpielgweife einjähriger Dauer weder zur vorläufigen 
Verfegung in den Ruheftand (Cädhf. Staatsdiener-Gef. g. 2, Gef. Hr 
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Oldenburg Art. 47., für Sahfen- Altenburg 8. 35. vol. zu 8. 24.), noch ver- 
pflihtet fie den dienftunfähigen Beamten zur Zahlung der Stellvertretungskoften 
(8. 14.). 


3. Die bleibende VBerfegung in den Nubeftand ift nicht blos ein Recht, jondern 
eine Pflicht der Reihsbehörde; diefelbe „Tann nicht nur“ (Gef. für Braunfhweig 
$. 50., Sahfen- Weimar $. 31.), „londern fie fol eintreten”. 


S. 62. Sucht der Beamte in einem solchen Falle seine Versetzung 
in den Ruhestand nicht nach, so wird ihm oder seinem nöthigenfalls 
hierzu besonders zu bestellenden Kurator von der vorgesetzten Dienst- 
behörde unter Angabe der Gründe der Pensionirung und des zu ge- 
währenden Pensionsbetrages eröffnet, dass der Fall seiner Versetzung in 
den Ruhestand vorliege. 


Bemerkungen: 


1. Die Snitiative geht von der vorgefeßten Dienftbehörde aus, welche eine 
Tandes-Behörde fein fann (val. 8. 53.). 

2. DVorgängiger Ermittelungen durd Sadhverftändige bedarf es für diefe Er- 
Öffnung der vorgejegten Dienftbehörde nicht. Diefe ift jehr häufig in der Lage, 
fi perfönlih von der eingetretenen dauernden Dienftunfähigfeit hinreichende 
Ueberzeugung zu verfhaffen (Gef. für Anhalt 8. 33., für Sadhfen- Weimar 
$. 36., Gef. für Oldenburg Art. 156.), wird jedenfalls die Gründe, welche die 
Denfionirung bedingen, genau prüfen (Gef. für Braunfhmeig 8. 50.) und 
nöthigenfalls dur Einforderung der betreffenden Öutadhten, namentlich ärztlicher 
Attefte Ear ftellen (Gef. für Lippe-Detmold $. 34.). Sügt fih der Beamte 
der Eröffnung ($. 63.), jo tft ein folches Crmittelungs-VBerfahren überflüffig, fügt er 
ih nicht, fo tritt das formelle Venfiong - Verfahren mit jenen Ermittelungen ein. 
sn diefem gewährt die vorgejhriebene Angabe der Gründe der vorgedachten 
Denfionirung dem Beamten die Möglichkeit der Ütderlegung, indem fie Gegen: 
fand und Nichtung bezeichnet, in welcher fih jeine Vertheidigung zu bewegen hat 
(vgl. zu 8. 64.). 

Ein, die Verpflichtung zu vorgängigen jahverftändigen Ermittelungen 
ausiprechendes Amendement wurde auch im ‚sntereffe der Beamten und der Ein: 
fahheit des Verfahrens von der Neihstags:Kommiffion verworfen. 


3. Die Beitellung eines Kuratorz ift im Fall geiltiger Schwäche des Be: 
amten von einem gerichtlichen Verfahren auf Wahnfinnigfeits: oder Blödfinnig- 
feits- Erflärung unabhängig. Diefelbe erfolgt zum Zwed der Benftonirung durch 
die vorgefegte Dienftbehörde. 

4. 8. 89. des Preußifdhen Disziplinar-Gefeßes vom 21. Juli 1852., 
ferner Kol. Sadhfiihes Staatsdiener-Gefet $. 21., Gef. für Sadjfen- 
Weimar $. 35., für Koburg-Gotha 8. 36., für Anhalt g. 32., für Schwarz 
burg: Rudolftadt Art. 36., für Lippe S. 45. 


S. 63. Wenn der Beamte gegen die ihm gemachte Eröffnung 
($- 62.) innerhalb sechs Wochen keine Einwendung erhoben hat, so wird 
in derselben Weise verfügt, als wenn er seine Pensionirung selbst nach- 
gesucht hätte. ' 

Die Zahlung des vollen Gehalts dauert bis zum Ablaufe desjenigen 
Vierteljahres, welches auf den Monat folet, in dem ihm die Verfügung 


über die erfolgte Versetzung in den Ruhestand mitgetheilt ist. 
Archiv des Deutschen Reiches Bd. VI. 45 
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Bemerkungen: 
1. 8. 63. ftimmt materiell mit 8. 65. der Negierungs-Vorlage überein; Die 
Umftellung it redaktioneller Natur. | 


2. Wegen Berehnung der Frift val. zu S. 66. 


nz 


&, 64. Werden von dem Beamten gegen die Versetzung in den 
Ruhestand Einwendungen erhoben, so beschliesst die oberste Reichsbe- 
hörde, ob dem Verfahren Fortgang zu geben set. 

In diesem Falle hat der damit von der obersten Reichsbehörde zu beauf- 
tragende Beamte die streitigen Thatsachen zu erörtern, die erforderlichen 
Zeugen und Sachverständigen eidlich zu vernehmen und dem zu pensio- 
nirenden Beamten oder dessen Kurator zu gestatten, den Vernehmungen bei- 


zuwohnen. 
Zum Schluss ist der zu penswomrende Beamte oder dessen Kurator über 


das Ergebniss der Ermittelungen mat sener Erklärung und. seinem Antrage 


zu hören. 
Zu den Verhandlungen ist en vereıdeter Protokollführer zuzuziehen. 


I. Entflefungs-Gefhichte: 
Die Regierungs- Vorlage lautet in dem dem $. 64. entsprechenden Para- 
sraphen (8. 63.): 

„Innerhalb sechs Wochen nach einersolchen Eröffnung ($. 62.) kann der Beamte 
seine Einwendungen bei der vorgesetzten Dienstbehörde anbringen. Ist dies ge- 
schehen, so werden die Verhandlungen an die oberste Reichsbehörde eingereicht, 
welche, sofern nicht der Beamte eine Kaiserliche Bestallung erhalten hat über die 
Pensionirung entscheidet. 

Gegen diese Entscheidung steht dem Beamten der Rekurs an den Bundesrath 
binnen einer Frist von vier Wochen nach Empfang der Entscheidung zu. 

Des Rekursrechts ungeachtet kann der Beamte von der obersten Reichsbehörde 
sofort der weiteren Amtsverwaltung vorläufig enthoben werden. 

Hat der Beamte eine Kaiserliche Bestallung erhalten, so erfolgt die Entschei- 
dung vom Kaiser nach Anhörung des Bundesraths.“ 


Die Motive bemerken (8. 39.): 


„Die Quieszirung erfolgt in allen Fällen nach genauer Prüfung im ad- 
ministrativen Wege; ein Prinzip, welches in den Landes-Gesetzgebungen an- _ 
erkannt ist (Sächs. Ges. vom 7. März 1835. $$. 20. 21.; Oldenb. Ges. vom 
38. März 1867. $. 55.), und sich dadurch rechtfertigt, dass die Frage, ob 
Unfähigkeit vorhanden sei, am sichersten doch nur von der vorgesetzten 
Behörde des Beamten entschieden werden kann.“ 

Der 8. 64. in seiner gegenwärtigen Fassung beruht auf den Vorschlägen 
der Reichstags-Kommission. Die den letzten beiden Zeilen des Abs. 1. und 
den Absätzen 2.—4. entsprechenden Bestimmungen finden sich in $$. 65. 66. 
dieses Gesetzes. 


II. Bemerkungen: 

1. Nach) Gemeinem Necht erfolgt die Zwanga-Penfionirung, ala Einziehung 
eines Vermögenstheils, nur nad) Urtheil und Neht (Zahariae, Staatsreht Bd. 2. 
©. 76. 79.). Die Neich3-Gejehgebung erkennt den Grundfat aud für die Mit- 
glieder des Neih3:Dberhandels:Gerihts, die Mitglieder des Bundesamtes für das 
Heimathweien, für die Mitglieder des Nechnungshofes des Deutjchen Neiches, für 
rihterlihe Militair- Zuftigbeamte ($. 158. diefes Gef. und die Noten dazu), und 
außerdem für die noch nicht penfionsberechtigten Verwaltungs-Beamten (8. 68.) an, 
bei welhen die Verjegung in den Ruheftand mit einer volljtändigen Ein- 
ziehung des Gehalts verbunden fein würde. Bon den Landes: ©ejekgebungen 
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lafjen einzelme den Nechtsweg in dem Falle zu, wo der Beamte die Wahrheit der 
in der Benfionirungs-Entfheidung unterftellten Thatfahen bejtreitet (Gef. für 
ee 3. 36., für Koburg-Gotha 8. 37., für Shwarzburg- Rudol: 

q 86%). 

‚ an Bezug auf Verwaltungs:-Beamte hat das Prinzip des Gefekesg, daß 
die Benftonirung der Regel nah im Adminiftrativ- Verfahren zu erfolgen habe, 
überwiegende Gründe für fih und fteht mit den meilten Landes-Gefesgebungen 
im Einklang. (Heffen, Gel. Art. 13., Sahfen-Altenburg Art. 36., Braun: 
Ihweig $. 52., für Sadfen-Meiningen Aıt. 6., Zippe-Detmold 8. 34., 
Keuß &. 2. 8.20. Neuß si. 8. 8.20) Nur muß da Adminiftrativ-VBerfahren 
nad) Art des gerichtlichen mit fhütenden Formen für den Beamten umgeben fein. 
Der 8. 62. der Negierungs:Vorlage bot in diejer Beziehung dem Beamten feinerlei 
Dürgihaft und wurde deshalb dur) die 88.64. 65. und 66. diejes Gefeges erfegt 
(Stenogr. Ber. ©. 697.). Buläffig bleibt der Rechtsweg, wenn die Duieszirung 
N Rauna de8 vorgefhriebenen Verfahrens verfügt worden. (efr. Motive 

19. 


2. Das Verfahren diefes Baragraphen findet ftatt, wenn der Beamte gegen 
die Benfionirung als foldhe Einwendungen erhebt. Beichränten fi Ddiefe auf 
die Höhe des Penfionsbetrages, jo wird mit der Venfiontrung verfahren und dem 
Beamten bleibt der Nechtsweg wegen der beanfprudhten Höhe der Penfion über: 
lafjem (vgl. Motive ©. 39.). Die Beichwerde bei der zunächit vorgefesten Be- 
hörde über die in 8. 62. vorgefehene Verfügung ift dadurd nicht ausgefchlofien. 
s 3. Daß die Einwendungen binnen 6 Wochen erhoben fein müffen, folgt aus 

an: 


4. 8. 64. überläßt der oberiten Neichsbehörve die Entiheidung über den 
Fortgang des BVerfahrens, alfo über die Exheblichkeit der Einwendungen des Be- 
amten und über die Ergänzung der Beweisaufnahme (val. 8. 65.). Für das Be: 
mweisverfahren felbft trifft ver Baragraph infoweit Borforge, daß der entfcheiden- 
den Neichsbehörde ein vollitändiges und glaubwürdiges Beweismaterial geliefert 
und dem Beamten volle Vertheidigung gewährt werde. Das Berfahren ı1ft dem 
Unterfuhungs-Berfahren vor dem erfennenden Nichter nahgebildet. 

Die Bernehmung der Zeugen gefchieht daher, fofern nit allgemeine gefeß- 
Ihe Gründe der Vereidigung entgegenftehen, eidlih und in Gegenwart des 
zu penfionirenden Beamten oder feines Kurator. Derfelbe hat folgeredht die Be: 
tugniß, die Stellung von Fragen bei dem Unterfuhung führenden Beamten 
zu beantragen. Gbenjo findet ein befonderes Shlußverhör und feine bloße Mit: 
theilung der bisherigen Verhandlungen ftatt. (Wal. die abweichenden, das Ver: 
fahren in der Borunterfuhung regelnden 88. 94. 97.). Die Suglebung eines 
befonderen Brotofollführers fihert die Treue der Beurkundung. Als erfennende 
Behörde in lebter Inftanz tritt aladann nad Art. 66. der Bundesrat) ein, welcher 
nad Art eines Staatsrathes, und bei den mit Katjerlihem Patent verfehenen 
rn Aue der Kaifer felbft ein, der nad) Anhörung diefes Staatsrathes ent: 

eidet. 

5. Die Ermittelungen umfaffen fowohl die Beweife für als gegen die 
Dienftunfähigfeit, ven Zeugen: und Sadhverftändigen-, wie den Beweis durd) 
Augenshein und Urkunden. Der mit den Ermittelungen beauftragte Unter: 
Juhungs-Beamte befindet zunächft über deren Umfang und it weder im Laufe der 
DBemweisaufnahme, noch im Schlußverhör an die Anträge des zu penfionirenden 
Beamten, beziehungsmeife feines Kurator gebunden. Xm Yall der Ablehnung 
entjcheidet die oberite Neihsbehörde (8. 65.). Diefe Beitimmung ift nothwendig, 
um. gejkijjentlihen Verjhleppungen des Abfhluffes des Berfahrens Seitens des 
zu penfionivenden Beamten wirkjfam entgegenzutreten. Giebt die oberite Neich3- 
behörde den Beweis-Anträgen des zu penfionirenden Beamten ftatt, jo wird das 
Ermittelungs-Berfahren wieder aufgenommen. 

6. Das Schlußverhör fett voraus, daf in demjelben der zu penfionirende 
Beamte von dem Ausfall der Bemeife in Kenntnik gefeßt und ıhm Gelegenheit 
zu feiner Vertheidigung gegeben wird (8. 97.) 
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8,65. Die geschlossenen Akten werden der obersten Reichsbehörde ein- 
gereicht, welche geeigneten Falls eine Vervollständigung der Ermittelungen 
anordnet. 

Die baaren Auslagen für die durch die Schuld des zu pensiomirenden 
Beamten veranlassten erfolglosen Ermittelungen fallen demselben zur Last. 


I. Entfiehungs-Gefhichte: | 

Die Regierungs-Vorlage beschränkte sich in 8.63. (vgl. zu 8. 64.) auf 
die Bestimmung, dass die Verhandlungen der ‘obersten Reichs - Behörde ein- 
zureichen seien. Der auf den Vorschlägen der Reichstags - Kommission be- 
ruhende 8. 65. erkennt in dem Zusatz zu Abs. 1. das Recht der Leitung des 
Verfahrens bis zur Entscheidung für die oberste Reichs-Behörde auch in dem 
gegen Beamte mit Kaiserlicher Bestallung schwebenden Pensions-Verfahren 
an. Die Bestimmung des Abs. 2. will frivolen Beweisanträgen entgegentreten. 
Dieselbe ist zugleich im Interesse des zu pensionirenden Beamten, dessen An- 
träge auf Festsetzung der Beweisaufnahme dem Verdacht der Verschleppung 
des Pensionirungs-Verfahrens weniger ausgesetzt sein und deshalb von der 
obersten Reichsbehörde voraussichtlich werden berücksichtigt werden. 1 


II. Bemerkungen: | 
1. Nur infofern den zu penfionivenden Beamten eine Schuld trifft, fönnen 
ihm überhaupt Koften auferlegt werden. Db eine folhe vorhanden, tjt in. der 
Entiheidung über die Penfionisung mit ausgejproden. 
2. 8. 90. des Preußiihen Disziplinar-Gefeges. 


&, 66. Hat der Beamte eine Kaiserliche Bestallung erhalten, so. erfolgt 
die Entscheidung über die Versetzung in den Ruhestand vom Karser im 
Einvernehmen mit dem Bundesrath. | | 

In Betref der übrigen Beamten steht die Emtscheidung der obersten 
Reichsbehörde zu. Gegen diese Entscheidung hat der Beamte binnen eimer 
Frist von vier Wochen nach deren Empfang den Rekurs an den Bundes- 
rath. Des Rekursrechts ungeachtet kann der Beamte von der obersten Reichs- 
behörde sofort der weiteren Amisverwaltung vorläufig enthoben werden. ' 


Bemerkungen: | 


1. Die Berfegung in den Nuheftand Durd den Kaifer Fann erfolgen, aud 
wenn der Bundesrath nit darauf anträgt; formell genügt es, Daß verjelbe gut- 
achtlich gehört worden. Um die materielle Bedeutung diejeg Gutachtens zu ver: 
ftärfen, tit an Stelle der Fafjung „nah Anhörung” (ftehe oben zu$. 64. den S. 63. der 
Keg.:-VBorlage) die indiefem Gefege gewöhnliche Formel „im Einvernehmen“ (83.18.81.) 
gewählt. Das nah Art. 18. der Neichaverf. dem Kaifer zujtehende Entlajjungs- 
vecht wird Durd) S. 66. nicht beihränft. | 


2. Der 8. 66. gewährt den Nelurs und nicht die Berufung. Die rehtlihe 
Natur defjelben ift in dem Gelege nicht definit und namentli der Unterfchted 
von der „Beichwerde” nit erfihtlih. (Vol. 8. 144. den 8. 139. der Neg.-Borl.) 
Daher wird man nit irren, wenn man den Refurs des $. 66. ala außer: 
ordentlihes Nehtsmittel im Sinne des Prozeßrehts behandelt. (Bol. Breuß. 
Gef. vom 20. März 1854., Gej.-Samml. ©. 115.) Sit dies ridtia, jo tft ın der 
Sinftanz de8 Bundesraths das Vorbringen neuer Thatfahen und Beweismittel 
nit geftattet und e3 gilt im Fall der Zurüdweifung des Neturfes der Tag der 
Buftellung der angefochtenen und nigt der Tag der Entfheidung in der Ne: 
fur8-Inftanz als Tag der Rechtskraft. Diefe Nechtsfolge eriheint aud im Hin 
blid auf die Freiheit de3 DVBertheidigungsbemweifes im Laufe und am Ehhlufje des 
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Ermittelungsverfahreng wicht bedentlih und befeitigt iüberdieg zum Theil die 
Ntechtsungleichheit zwifchen dem ohne Katferlihe Beitallung und zwifchen dem 
mittelit Kaiferlihen Batentes ernannten Nerh3-Beamten. Weber die Benftonirung 
Zeßterer wird ohne jenes Rechtsmittel in erjter und letter Inftanz entfchieden. 
Die materielle Konfequenz ergiebt 8. 67. 

‚3. Die Sriften  (fiehe oben 8. 62.—64.) find nach Analogie der Prozep-Vor- 
Ihriften zu. beredinen (vgl. 8. 133. dief. Gel.) und daher ver Tag ver HYuftellung 
der Entjheidung oder. Verfügung nit mitzuzählen. 

4. Die vorläufige Enthebung vom Amte hat nicht den Karafter einer Sus: 
penfion im Sinne des $. 125., jondern einer vorläufigen Unterfagung der Amts: 
verwaltung ($.131.) Cine Kürzung des Gehalts it Daher mit diefer Enthebung 
nicht verbunden. Diefelbe it nur auf Grund einer auf Benfionirung lautenden 
Entjheidung der oberiten Neichäbehörde, aljo bei den mittelft Kaiferlihen Patents 
ernannnien Beamten überhaupt nicht zuläffig. 


8. 67. Die Zahlung des vollen Gehalts dauert bis zum Ablauf des 
Vierteljahres, das auf den Monat folgt, in welchem dem in Ruhestand 
versetzten Beamten die Entscheidung des Kaisers, oder der obersten Reichs- 
Behörde zugestellt worden ist. 


I. Entfiehungs:Hefhicte: 
Die Regierungs - Vorlage lautete in dem entsprechenden $. 64.: 

„Dem Beamten, dessen Versetzung in den Ruhestand verfügt ist, wird das 
volle Gehalt noch bis zum Ablaufe desjenigen Vierteljahres fortgezahlt, welches 
auf den Monat folgt, in dem ihm die schliessliche Verfügung ($. 63. Absatz 1. 
beziehungsweise 4.) über die erfolgte Versetzung in den Ruhestand mitgetheilt 
worden ist,“ 

Die Motive bemerken dazu ($. 39.): 


„Unter der schliesslichen Verfügung wird die Entscheidung der ober- 
Sten Reichsbehörde, beziehungsweise des Kaisers verstanden. Der Beschluss 
des Bundesrathes hat, wenn er die getroffene Entscheidung billigt, nur den 
Karakter einer Bestätigung.“ 

Die Kommission des Reichstags beschloss: 

„Die Zahlung des vollen Gehalts dauert bis zum Ablauf des 
Vierteljahres, das auf den Monat folgt, inwelchem dem in Ruhestand 
versetzten Beamten die Entscheidung des Kaisers, oder der 
obersten Reichsbehörde beziehungsweise des Bundesraths zu- 
gestellt worden ist.“ 

' Auf den Antrag des Verfassers wurden bei getrennter Abstimmung die 
Worte „beziehungsweise des Bundesraths“ vom Reichstag gestrichen. Damit 
ist die Bestimmung der Regierungs-Vorlage materiell jedoch in klarerer Fassung 
wieder hergestellt. (Sten. Ber. 697. 698.) 


II. Bemerkungen: 


Der Beamte hat nad) den vom Gefet angenommenen Grundfäten mit dem 
Eintritt feiner Dienitunfähigkeit nicht mehr Anfprud auf volles Gehalt, fondern 
nur nod auf Benfion. Um ihm jedoch die Möglichkeit der Vorbereitung für 
eine andermeite — eingefchränttere — Häuglichfeit zu gewähren, wird ihm das 
volle Öehalt nad) eingetveiener Penfionirung no ein Vierteljahr lang gezahlt. 
Sobald diefe Benfiontrung von der oberiten Neichsbehörde ausgefprocdhen tt, hat 
er als guter Hausvater diefe Vorbereitungen zu treffen und darf aus einem 
unbegründeten Nelurje an den Bundesrath um jo weniger Vortheil auf Koften 
des Neihäfisfus ziehen, als er die eigene Dienftunfähigfeit am beiten fennen 
mußte. Dev Abänderungsvorfhlag ver Kommiffion fam daher in der That auf 
eine Belohnung für den frivolen Nelurs heraus und entfprad) nicht der zu 8. 66. 
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entwidelten Natur diefes Nechtsmittels. Für die Analogie der Rechtsmittel des 
Hivil-Prozefjes kommt hier noch der Gefihtspuntt hinzu, daß es fi um eine Frage 
de3 Bermögensrechtes handelt. | 


S. 68. Ist ein Beamter vor dem Zeitpunkte, mit welchem die 
Pensions-Berechtigung für ihn eingetreten sein würde, dienstunfähig ge- 
worden, so kann er gegen seinen Willen nur unter Beobachtung der- 
jenigen Formen, welche für das förmliche Disziplinar-Verfahren vorge- 
schrieben sind, in den Ruhestand versetzt werden. 

Wird es jedoch von der obersten Reichsbehörde mit Zustimmung des 
Bundesrathes angemessen befunden, dem Beamten eine Pension zu dem 
Betrage zu bewilligen, welcher ihm bei Erreichung des vorgedachten Zeit- 
punktes zustehen würde, so kann die Pensionirung desselben nach den 
Vorschriften der $$. 61. bis 67. erfolgen. 

Benterkungen: 
Bol. oden zu 8. 63. und $. 93. des Preuß. Disziplinar:-Gefebes, melde 


wiederum aus der Preuß. Verordnung vom 29. März 1844. $. 7. übernommen 
worden, ohne daß aus den Motiven die Gründe der Mebernahme erfichtlich find. 


Bewilligung für Hinterbliebene, 

$. 69. Hinterlässt ein Pensionair eine Wittwe oder eheliche Nach- 
kommen, so wird die Pension noch für den auf den Sterbemonat folgen- 
den Monat gezahlt. An wen die Zahlung erfolgt, bestimmt die oberste 
Reichsbehörde. 

Die Zahlung der Pension für den auf den Sterbemonat folgenden 
Monat kann mit Genehmigung der obersten Reichsbehörde auch dann 
stattfinden, wenn der Verstorbene Eltern, Geschwister, Geschwisterkinder 
oder Pflegekinder, deren Ernährer er gewesen ist, in Bedürftigkeit hinter- 
lässt, oder wenn der Nachlass nicht ausreicht, um die Kosten der letzten 
Krankheit und der Beerdigung zu decken. 

Der über den Sterbemonat hinaus gewährte einmonatliche Betrag der 
Pension kann nicht Gegenstand der Beschlagnahme sein. | 

ZSenterkungen: 

1. D5 die Benfionirung freiwillig oder zwangsweife erfolgt ift, macht feinen 

Unterjchied. 


2. Der Anjprud der hinterbliebenen Wittwe und der ehelichen Kinder auf 
ven Nah-Monat tft ein Nehtsanfprud und fteht unter gerihtlihem Schut. 
($. 149.). Die Modalitäten der Auszahlung an diefelben wird die den Verhält: 
nijfen näher jtehende vorgefegte Dienftbehörde am beiten beuriheilen können. 
© tt au nad 8. 7. die vorgejette Dienitbehörde, alfo die Landesbehörhe 
zuftändig. Ein vechtliher Unterfchied, weshalb es bei den Wittwen und Nadı 
fommen penjionirter anders, ald bei denen der altiven Beamten gehalten 
werden joll, ijt nicht erfindlih. Die Vorfehrift Des 8. 69. ift nur dadurd erflär- 
lid, daß fie dem $. 39. des Mil.-Benj.Gef., welder die oberite Militair:-Ver- 
waltungs-Behörde für zuftändig erklärt, ohne weitere Prüfung und Berüdfihtigung 
des S. 7. entnommen worden tik. 

- Dagegen tft in Abjat 2. die Entfcheinung, od auch den Eltern 2c. im Fall 
der Bedürftigfeit der Önavden- Monat zu gewähren fei, zur Wahrung ein- 
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heitliher Grundfäge und im Hinblid auf die nothmwendige DBerüdjichtigung des 
vorhandenen Rerhsfonds der Landesbehörde entzogen und der oberiten Reichs: 
behörde überwiejen. Dies entjpricht dem $. 8. diefes Gefebes. $. 31. des Preuß. 
en].Öef. überläßt aud viefe Entfheidung der Provinzial:Behörde. 

3. Weber die Kommunal-Steuerfreiheit des Gnadenmonats vgl. $. 19., außer: 
vem Sähfifhes Stant3diener:Gejeß 8. 42. 


Transitorische Bestimmungen. 
$. @0. Ist die nach Massgabe dieses Gesetzes bemessene Pension 
geringer als die Pension, welche dem Beamten hätte gewährt werden 
müssen, wenn er vor dem Erlasse dieses Gesetzes nach den damals für 
ihn geltenden Bestimmungen pensionirt worden wäre, so wird die letztere 
Pension an Stelle der ersteren bewilligt. 


Breug. Benf.Gef. $. 32. 


S. 71. Insofern vor der Uebernahme eines Beamten in den Reichs- 
dienst hinsichtlich der aus den früheren Dienst-Verhältnissen demselben 
erwachsenden Pensions-Ansprüche mittelst eines vor dem Erlasse dieses 
Gesetzes abgeschlossenen Staatsvertrages besondere Festsetzungen ge- 
troffen sind, sollen diese Festsetzungen auch für die Berechnung der 
jenem Beamten demnächst aus der Reichskasse zu gewährenden Pension 
massgebend sein. Indess sollen statt der gedachten besonderen Be- 
stimmungen die im gegenwärtigen Gesetze enthaltenen Vorschriften inso- 
weit Anwendung finden. als sie für den Beamten günstiger sind. 


Entfiehungs- Gefhidte: 
Dazu bemerken die Motive (S. 39.): 

„Der 8. 69. bezieht sich auf Artikel IX. und X. des Prager Friedens 
vom 23. August 1866., den Postvertrag mit Dänemark vom 7. April 1868. 
und den Vertrag vom 28. Januar 1867. wegen Uebernahme der Thurn- 
und Taxis’schen Post.“ (Vgl. Archiv Bd. I. (Glaser) 8.371. Heft I. Bd. I. 
8. 686. Bd. I. (Glaser) S. 104. ff. 2. Heft.) 

Vel. 8. 7. dieses Gesetzes. 
Die hierher gehörigen Bestimmungen lauten: 
a. Prager Frieden vom 23. August 1865. 

Art. IX. Den etatsmässigen Beamten, Dienern und Pensionisten des Bundes 
werden die ihnen gebührenden, beziehungsweise bereits bewilligten Pensionen 
pro rata der Matrikel angesichert. 

Art. X. Der Bezug der von der Kaiserlich Oesterreichischen Statthalter- 
schaft in Holstein zugesicherten Pensionen bleibt den Interessenten bewilligt. 
b. Vertrag wegen Uebertragung des Thurn und Taxis’schen Post- 

wesens auf den Preussichen Staat vom 29. Januar 1867. (Ges. 8. 354.) 

Art. IX. Alinea 2. Denjenigen Beamten der Fürstlichen General - Post- 
Direktion in Frankfurt a. M., welche weder in Königliche noch in anderweite 
Fürstliche Dienste übernommen werden, wird die Königliche Staats- Regierung 
Pensionen gewähren. Auch wird sie Seine Durchlaucht den Fürsten gegen alle 
Ansprüche vertreten, welche von diesen Beamten auf Grund ihres bisherigen 
Dienstverhältnisses gegen Höchstdenselben erhoben werden könnten oder 
möchten. 

Art. XII. Die bereits bewilligten Pensionen und Unterstützungen für pensio- 
nirte Beamte und für die Hinterbliebenen von Beamten übernimmt die König- 
liche Regierung. 

Art. XIII. Die dereinstigen Wittwen und hinterbliebenen Kinder der in den 
vorhergehenden Artikeln gedachten Beamten werden Preussischer Seits in ähn- 
licher Weise unterstützt werden, wie dies seither von der Fürstlich Thurn und 
Taxis’schen Verwaltung geschehen ist, und wird Seine Durchlaucht der Fürst 
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von allen derartigen Leistungen und Ansprüchen durch die Königliche Staats- 
Regierung befreit. 
c. Post-Vertrag mit Dänemark vom 7. September 1868. (Bundes-Gesetz- 
Blatt S. 157.) Art. 2. Schluss: 
Die in der Nachweisung nicht aufgeführten Beamten des Ober-Post-Amts in 
Lübeck werden in den Dienst der Norddeutschen Post-Verwaltung mit ihren 
dermaligen Dienst-Bezügen und erworbenen Ansprüchen übernommen. 


Allgemeine Beftimmungen über Dienftvergehen und deren 
Belkrafung. v 
ss. 72.—124. | 


„Die folgenden Abschnitte des Gesetzes behandeln die Dienstrergehen 
und deren Bestrafung und das Disziplinar-Verfahren. 

Mit dem Amte sind theils spezielle Pflichten verbunden, theils hat der 
Beamte durch sein Verhalten überhaupt sich des Amtes würdig zu er- 
weisen und die Standesehre zu wahren. Es ist in beiden Beziehungen die 
besondere Aufsicht einer höheren Autorität nöthig. Die letztere hat einer- 
seits korrektive Disziplin zu üben, indem sie durch Strafen, die ausserhalb 
des Gebietes der Kriminalität liegen, die entstandenen Unordnungen be- 
seitigt, andererseits epurirende Disziplin, indem sie die schädlichen und 
unbrauchbaren Elemente entfernt, ohne dass diese reinigende, im Interesse 
des Dienstes nöthige Massregel eine unter den kriminalistischen Gesichts- 
punkt fallende Strafe wäre. 

Was nun insonderheit diese höhere oder reinigende Disziplin betrifft, 
so lassen sich nach Inhalt der neueren Gesetzgebungen folgende Ansichten 
als feststehend annehmen: Einerseits sieht man den Beamten nicht mehr 
als von dem Belieben der Vorgesetzten abhängig und amovibel an. An- 
dererseits räumt man demselben kein jus quaesitum, kein Privatrecht auf 
das Amt ein, so dass eine Entziehung des Amtes gegen den Willen des 
Beamten nur aus den Gründen, aus welchen Privatrechte verloren werden, 
und allenfalls nur im Expropriationswege gegen volle Entschädigung mög- 
lich wäre. Die Festhaltung des blos privatrechtlichen Gesiehtspunktes 
würde den Staat in diesem, dem öffentlichen Rechte angehörigen Verhält- 
nisse meist rechts- und schutzlos lassen. Der öffentliche Dienst ist ein 
Lebensberuf und kein gegen Honorar zu besorgendes Geschäft, die An- 
stellung ist eine Berufung zur Mitwirkung an staatlichen Funktionen. Ob 
diese Mitwirkung im allgemeinen Interesse aufzuhören hat, kann sich also 
nicht nach dem Privatrechte, sondern nur nach dem Verfassungsrechte be- 
stimmen. Nun sind mit dem Amte allerdings auch Vermögensrechte ver- 
bunden, welche unzweifelhaft unter dem Schutze der Gesetze stehen und 
klagbar zu verfolgen sind. Sollen diese Rechte durch eine Massregel der 
reinigenden Disziplin beeinträchtigt oder aufgehoben werden, so ist in jedem 
Falle eine sichernde und sorgsame Behandlung nöthig. Es bedarf schützen- 
der und jede Willkür ausschliessender Formen des Verfahrens, und die 
Kompetenz der entscheidenden Behörden muss so geregelt sein, dass jede 
erreichbare Garantie gegen Ungerechtigkeit gegeben ist. 

Offenbar verbinden sich hier zwei Gesichtspunkte — Schutz der Be- 
amten gegen Willkür, und Möglichkeit einer nothwendig werdenden Ent- 
fernung unwürdiger Beamten, ohne dass deren Entfernung unter Belassung 
pekuniärer Vortheile eine Prämiirung der Unwürdigkeit wird. Beide lassen 
sich nicht zugleich mit voller Konsequenz anwenden, man gelangt daher 
zu verschiedenen Systemen, je nachdem man den einen oder den andern 
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Gesichtspunkt voranstellt. In einzelnen Territorien ist es sogar verfas- 
sungsmässig festgestellt, dass die Entsetzung eines Beamten nur von den 
Gerichten ausgesprochen werden könne, in anderen folgen die Staatsdienst- 
Gesetze diesem Prinzipe. Nach diesem Systeme ist in allen Fällen, in 
welchen die Entsetzung nicht Folge eines gemeinen Verbrechens oder eines 
Amtsvergehens, sondern nur Massregel der reinigenden Disziplin ist, der 
Spruch von den Gerichten zu fällen. So in Bayern, Braunschweig 
Gesetz $. 60., Hessen Gesetz Art. 23. 24.; ferner Sachsen-Weimar Ges. 
$. 46. und Koburg-Gotha $. 47., in Anhalt Ges. $. 43., Anhalt-Bern- 
burg Ges. $. 21., in Lippe Ges. $. 55. Vgl. zu $. 84. 

In anderen Staaten (Preussen, Sachsen, Oesterreich) wird 
dagegen in diesen Fällen die Entscheidung nicht von den Gerichten, son- 
dern im Wege der Verwaltungs-Justiz getroffen, wobei durch sorgfältige 
Bestimmung des Verfahrens und der Zusammensetzung der entscheidenden 
Behörde besondere Garantien gegen Willkür und Ungerechtigkeit gege- 
ben sind. 

Das vorliegende Gesetz schliesst sich nach dem Beispiele des Preussi- 
schen Rechts dem zweiten dieser Systeme an.“ So die Motive. 


Se. "0ER N ven Thatbeitand der Dienftvergehen; SS. 73.—75. die 
Strafarten, 8. 76. die Strafzumeffungsgründe, 88. 77. 78. dad Ber: 
hältnif der Friminalrehtlihen und ver disziplinaren Verfolgung und 
Beitrafung von Dienftvergehen, $. 79. die Zuftändigfeit für die Felt: 
ftellung der zivilrehtlihen Entihädigung bei denfelben, 88. 80.—83. das Jum- 
marijhe, SS. 84.—124. das fürmlihe Disziplinar:-Berfahren. 

Bol. Disziplinar:-Straf-Drdnung für das Deutihe Heer vom 31. Dftober 
1872. und Disziplinar-Straf-Drdnung für die Kaiferlihe Marine vom 23. Novbr. 
1872., Th. I. die Disziplinar-Beitrafung am Lande, TH. II. die Disziplinar:Be- 
ftrafung an Bord in Dienft geitellter Schiffe und Fahrzeuge. — (Ardiv Bd. VILL; 
Solm3, „Strafreht und Strafprozeß im Heer und Marine.“) 


8.72. Ein Reichs-Beamter, welcher die ihm obliegenden Pflichten 
($. 10.) verletzt, begeht ein Dienstvergehen und hat die Disziplinar-Be- 
strafung verwirkt. 


Bemerkungen: 


1. Die Vergehen der Beamten jind entweder gemeine, unter das Strafgejeß- 
buch fallende Deltite oder Dienitvergehen. Die gemeinen Delikte haben, weil jte 
die Würde des Amtes verlegen, jedesmal aud eine Ddisziplinare Seite. Die 
Dienftvergehen find doppelter Natur: fie find entweder bloße Dienjtvergehen, die 
nur Disziplinariich zu verfolgen find, oder Verbrechen, beziehungsmeije nadeden 

“im Amte, die zugleich unter die Beitimmungen des Strafgefehbudhes fallen. 
Mot. Drudf. ©. 41. 

Das Deutihe Strafgefegbuh it mit großer Sparjamfeit bei Aufitellung 
Ye EN und Bergehen der Beanten verfahren. Diejelben bejchrän: 
en ji: 

1. auf Beftehung $S. 331. 332. 334; 

2. auf Amtsmißbraud im Allgemeinen und in der Anwendung auf diejenigen 
amtlihen Befugnifje, welche ihrem Inhalt nad) am meiften Veranlajjung 
zu Veberjchreitungen gegeben, nämlich die gerichtlihen und polizeilichen und 
zwar jowohl nad) der Seite der Bedrüdung wie der Begünftigung ($: 341. ff. 
Beugung des Nedhts 8. 336.); 

3. auf Fälfhung bei Amtshandlungen SS. 348. 349.; 

4. auf Amtsunterfhlagung und Untreue SS. 350. 359. 

Dazu nod einzelne befondere Verbrehen und Vergehen (delieta propria) 
der Anwalte, Geiftliben, Boft: und Telegrahen: Beamten. (Val. Ardiv 

Bb. IV. ©. 324. ff.) 
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Die früheren in Deutichland geltenden Strafgefegbüher rechneten zu den 
dem gemeinen Strafrehte angehörenden Dienftvergehen: Snfubordination, 
Brud der Amtsverfchwiegenheit und eigenmädtige Berlaffung des Amtes 
(A. %.R. II. 20. $. 351., 357., 356.). Diefen traten noch die jogenannten un: 
benannten Amtsdelikte hinzu: 


1. Vorjätliche Verlegung der Amtspfliht in der Abficht oder doch mit dem 
Erfolge der Beihädigung (vol. U. 2.-R. II. 20. $. 333.), 

2. Beharrlihe Verlegung der Amtspfliht aus Leichtfinn oder Unfleik 
(UTESNNTE 00:8. 385..3969): 

3. Sortgefegtes unwürdiges Benehmen (niederträhtige Aufführung 
$. 363. II. 20.4. 2.:R.). Mit Ausnahme jener ın das Deutihe Strafgejeh: 
bud aufgenommenen Verbrechen und Vergehen fallen alle früheren benannten 
und unbenannten Amtsdelitte nunmehr ausihlieklih in das Gebiet der dis: 
ziplinaren Ahndung und find bloße Dienstvergehen. 

Das Gele hat mit der Gefesgebung für Breußen (Gef. vom 21. Juli 1852.) 
für Sadfen- Altenburg (Edit 8. 12.), Anhalt - Bernburg, Schwarzburg- 
Sondershaufen ($. 11. des Gejetes vom 13. Februar 1860.) vermieden, die 
Dienftvergehen zu fpezialifiven. Alle in diefer Richtung gemachten gefesgeberifchen 
Berjude (vol. Sähfifhes Gef. 8. 22. 25. 26., Gel. für Weimar $8. 20. 45., 
für Koburg-Gotha $. 46., für Braunfhweig $. 36., für Baden $. 10. 11., 
für Shmwarzburg-NRudolftadt $. 45., für Lippe $. 32., für Oldenburg At. 
41. 70.) find in der That mißlungen. Die Dienjtvergehen, melde theils dem 
amtlichen, theils dem Privatleben angehören find fo mannigfaltig, jeder einzelne 
Tal Tiegt jo eigenthümlich, daß eine erfchöpfende Aufzählung unmögkid ift. 

Eine dahin gehende negative Begrenzung, daß Dienftvergehen im Sinne 
diejes Gefetes alle diejenigen find, welche nicht zu den Amtäverbredhen und Ber: 
at de3 Strafgejegbuchs gehörten, wäre unrihtig und überdies ohne praktischen 

erth. ede andere — praftiich verwerthhare — negative Begrenzung des 

Thatbeitandes jcheiterte an der Möglichkeit Fcharfer Formulirung und der Verfud, 
jolde für die Ausübung der politischen Rechte zu finden, wurde von der Kom: 
mijfion aufgegeben. Selbftverftändlich Ihien ihr, daß die Ausübung der in der 
Berfafjung garantirten politiihen Wahlvehte für den Beamten fein Dienftver- 
gehen jein Tann. Darum war eine jolde Vorfhrift entbehrlid, überdies zu eng 
und vermöge der Auslegung per argumentum a contrario für die übrigen po: 
tischen Rechte der Beamten gefährlih. Nicht minder bedenflih war eine grund: 
täblihe Beitimmung, daß die Ausübung politiiher Rechte Seitens eines Beamten 
niemals ein Disziplinar-Bergehen vdarftellen fünne. Denn wie wenig fi) aud) 
die Schranfe ein für alle Mal beftimmen läßt, welde für den Verwaltungs: 
Beamten, beifpielsweife in PVreß- und Vereing-Thätigkeit beiteht, fo ift do nicht 
zu vertennen, daß folde Schranfen vorhanden find, deren Meberjchreitung fi als 
ein Dienjtvergehen qualifiziren fann. (Vgl. Sten. Ber. ©. 43.) 

Eine exemplififatorifhe Aufzählung einzelner Dienftvergehen verfhwindet 
gegenüber ver Menge und Mannigfaltigfeit ver Dienftverlegungen. Dazu fommt, 
dag jo verfchieden der Thatbeftand, fo verfchieden die Verfhuldung und die Straf: 
würdigfeit bei den einzelnen Dienftvergehen ift. Ein und dafjelbe Dienftvergehen 
— objeltiv betrachtet — Fann bald der Klafje der leichten, bald der Klafje der 
Ihmweren Dienjivergehen angehören. Gelbit für die Grenzbeftimmung der leichten 
Dientvergehen (bloßen DOrbnungsmwidrigfeiten, $. 73.) von den fehmweren ($. 75.) 
fehlt e8 an einem greifbaren Merkmal. Mubte man aber darauf verzichten, ent: 
Iprehende Strafübel für verfchievene Kategorien von Dienftvergehen oder für ein- 
zelne Dienitvergehen anzudrohen, jo verlor eine nemonftrative Aufzählung einzelner 
Dienftvergehen aud für die Strafzumefjung ihre praftiihe Bedeutung. 

Sp wird denn die Beitimmung des Thatbeftands, weldher alle Pflihtwidrig- 
feiten de8 Beamten begreifen joll, vage und allgemein, wie es der 8. 72. in der 
That ift und der Beamte würde der Reihsverwaltung gegenüber faft rechtlos da- 
ftehen, wenn nit in der Drganifation der Disziplinar:Behörvden und in den 
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Formen des Dizziplinar :» Verfahrens diejenigen Bürgfchaften gegeben mürden, 
weldhe das materielle Disziplinar-Strafreht ihm nicht zu bieten vermag. Darauf 
ift deshalb Schon in der eriten Lefung des Gefebes vom Reichstag hingewiefen 
(Sten. Ber. Bl. 42—44.). 

2. Die von der Neihätags » Kommilfton befchloffene Verweifung auf $. 10. 
diejes Gejeges, welcher Inhalt und Umfang der Dienitpflihten normirt, Ichüßt 
den Beamten gegen jede ungefehliche u; 

Bon jelbit veriteht fi, daß die Verlegung der in $. 11. ff. befonders vor- 
gefchriebenen Dienftpflichten den Thatbeitand eines Dienftvergehens darftellt. 

3. Zu den Dienjtvergehen gehören audh die Verlegungen ver Berfafjung 
(8.10.). So lange ein Minifters-Berantwortlichfeit3:Gejeb mit dem Redt der Anz: 
tage für den Reichstag nicht eriftirt, hat die Ahndung derjelben, welde nur auf 
-Beihluß der Reihsregierung ($. 84.) erfolgen Ffann, ihre gewiefenen Grenzen. 

4. Mit dem Deingip, die Speztalifirung der DisziplinarBergehen zu ver: 
meiden, im Widerjprud beitimmte die Negterungs:Borlage in ihrem $. 76: 

Die Dienstentlassung tritt ein, wenn die unerlaubte Entfernung vom Amte: 

1. von besonders erschwerenden Umständen begleitet ist, oder 

2. über vier Wochen fortdauert, nachdem der Beamte aufgefordert ist, sein 
Amt auzutreten oder zu demselben zurückzukehren, oder 

3. über acht Wochen dauert. 

Ein Bevürfnik zu diefer Ausnahme von dem Brinzip des $. 72. war nicht 
vorhanden, viejelbe übervied durd Androhung der abjoluten Strafe der Dienit- 
entlafjung zumal bei einem Thatbejtande von der Dehnbarfeit der Nr. 1. ver: 
werflih. Der Fall, daß bei der eigenmädtigen Fernhaltung der Wer. 2. und 3. dem 
Beamten, wenn audh niht Entihuldigungsgründe, jo dod mildernde Umjtände 
zur Geite ftehen, bleibt jehr wohl denkbar und wird nach Anficht der Reichstags: 
Kommiffion durch eine Ordnungsitrafe genügend gefihert. Die Regierung? - Bor: 
lage wurde daher verworfen und der Disziplinarrichter tft Jomit auch bei dem in 
Kede jtehenden Dienftvergehen in der Wahl der Strafart nicht bejchräntt. Auf 
Berluft de3 Dienjteinfommens hat er nicht zu erfennen ($. 14.). 

5. Bon anderen Gelihtspunften geht die Disziplinar:Strafordnung für das 
Deutiche Heer vom 31. Oktober 1872. (Armee-Berordnungsblatt von 1872. ©. 330., 
Solms „Strafreht und Strafprozeß für Heer und Marine” ©. 395. ff.) und die 
Disziplinar:Strafordnungen für die Kaif. Marine vom 23. November 1872. (Berlin 
1872. Beiheft zum Mar.-Berordn. Bl. Nr. 21., befondre Ausgabe bei Kortfampf) 
in Betreff der Perfonen des Soldatenjtandes in ihrem 8.1. aus, derjelbe beftimmt: 

$&. 1, Der Disziplinar-Bestrafung unterliegeu: 

1. Handlungen gegen die militairische Zucht und Ordnung und gegen die 
SU ee ee für welche die Militair-Gesetze keine Strafbestimmungen ent- 
halten, 

2. diejenigen militairischen Vergehen, deren Bestrafung im Disziplinarwege in 
leichteren Fällen durch das Einführungs - Gesetz zum Militair - Strafgeseizbuche 
für das Deutsche Reich vom 20. Juni 1872. 8. 3. ausdrücklich gestattet ist. 

Diese militairischen Vergehen sind: 

1. Eigenmächtige Entfernung und eigenmächtige Urlaubs - Ueberschreitung, 
wenn die unerlaubte Abwesenheit höchstens sieben Tage, im Felde höchstens 
drei Tage gedauert hat. (Mil.-Strafges.-B. f. d. Deutsche Reich. $. 64.) 

2. Verletzung der dem Vorgesetzten schuldigen Achtung im Dienste oder in 
Beziehung auf eine Diensthandlung, einschliesslich der lauten Beschwerde- 
führung oder der Widerrede gegen einen Verweis. ($. 89. Abs. 1.1. c.) 

3) BL Sr Vorgesetzten auf Befragen in dienstlichen Angelegenheiten. 

ION 6, 

4. Balerätunz eines Vorgesetzten oder im Dienstrange Höheren, wenn dieselbe 
nicht eine verleumderische oder nicht durch Verbreitung von Schriften, Dar- 
stellungen oder Abbildungen begangen ist. ($. 91. Abs. 1. 1. c.) 

*5. Ungehorsam gegen einen Befehl in Dienstsachen durch Nichtbefolgung oder 
durch eigenmächtige Abänderung oder Ueberschreitung desselben ($. 92.), 
wenn nicht durch den Ungehorsam ein erheblicher Nachtheil verursacht oder 
die Gefahr eines erheblichen Nachtheils herbeigeführt ist, ($. 93. ibid.) 
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6. Missbrauch der Dienstgewalt durch Borgen von Geld oder Annahme von 


Geschenken von einem Untergebenen ohne Vorwissen des gemeinschaftlichen 
Vorgesetzten. ($. 114. 1. e.) | 


7. Vorschriftswidrige Behandlung eines Untergebenen oder Beleidigung desselben, 
wenn die Beleidigung nicht eine verleumderische ist. (8. 121. Abe. 1. 1. c.) 

8. Vorsätzliche und rechtswidrige Beschädigung, Zerstörung oder Preisgebung 
eines Dienstgegenstandes. ($. 137. 1. ce.) 

9. Verletzung der Dienstpflichten als Befehlshaber einer militairischen Wache, 
eines Kommandos oder einer Abtheilung, oder als Schildwache oder als 
Posten durch eigenmächtiges Verlassen seines Postens oder durch eine andere 
Handlung, welche entweder ihn ausser Stand setzt, den ihm oblierenden 
Dienst zu versehen, oder als ein Zuwiderhandeln gegen die ihm in Bezug 
auf jenen Dienst ertheilten Vorschriften sich darstellt, insofern durch die 
Pflichtverletzung kein Nachtheil verursacht oder im Felde nicht die Gefahr 
eines erheblichen Nachtheils herbeigeführt ist. ($. 141.1. ce.) 


10. Verlassen je Wache ohne Krlaubniss während des Weachtdienstes. 
(8. 146. 1. c. 


11. Verlassen des angewiesenen Platzes ohne Erlaubniss bei einem Kommando 
oder auf dem Marsche. ($. 146. 1. c.) 


12. Trunkenheit im Dienst, sowie nach erfolgter Befehligung zum Dienste durch 
Trunkenheit veranlasste Untauglichkeit zur Ausführung einer Dienstverrich - 
tung. .($. 151. 1..c.) 


‚an dem, die Disziplinar- Vergehen an Bord betreffenden Theil fügt die 
Disziplinar-Strafordnung für die Marine nur nod die Vergehen gegen die Sdiffs- 
Drdnung hinzu (8. 2.). A 


$. 73. Die Disziplinar-Strafen bestehen in: 
1) Ordnungs-Strafen, 
2) Entfernung aus dem Amte. 


Benterkungen: 


Die Disziplinar » Gewalt ift ein Ausflug des Oberaufichtsrehts über alle 
Organe der Fegierungsrechte des Neiches und Yäuft daher auch in die nberite 
Neihsbehörde aus (8. 84.). Yhr Ziel ift Reinhaltung und Drdnung de3 
‚Örfentlihen Dienftes, night öffentliche Sühne, wie fie die Verlegung der all- 
gemeinen Nechtsordnung erheicht; daraus beftimmt fid, Natur und Art der Dis- 
ziplinar-Strafen. Diefe enthalten zwar wie jede Strafe die Bufügung eines Webels, 
aber diejes ‘Uebel bleibt auf die Sphäre des Beamtenlebens befehräntt und darf 
unmittelbar nur den Beamten, nicht den Bürger treffen und deshalb Feine pein: 
lihe Strafe fein, vielmehr in der Dienftentlaffung d. h. in der Ausihlieung aus 
vem Beamtenkreife ihr leßtes Mittel finden. 


$. 7A, Ordnungs-Strafen sind: 

1) Warnung, 

2) Verweis, 

3) Geldstrafe, | 
bei besoldeten Beamten bis zum Betrage des einmonatlichen Dienst- 
Einkommens, bei unbesoldeten bis zu dreissig Thalern. 

Geldstrafe kann mit Verweis verbunden werden. 


1. Entflehungs-Hefsihte : 


\ 


Die Regierungs- Vorlage lautete in dem entsprechenden Paragrapheı (18): \ 


„Ordnungs-Strafen sind: R 
1) Warnung, 
2) Verweis, 
3) Geldbusse, 
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4) gegen untere Beamte auch Arreststrafe auf die Dauer von 
höchstens acht Tagen, welche jedoch nur in solchen Räumen zu 
vollstrecken ist, die den Verhältnissen der zu bestrafenden 
Beamten angemessen sind. 

Zu dieser Beamtenklasse werden gerechnet: Post-Kondukteure, 
Briefträger, Wagenmeister, Postillone, Exekutoren, Boten, Kastel- 
lane, Diener und die zu ähnlichen, sowie die zu blos mechanischen 
Funktionen bestimmten Beamten.“ 

Die Reichstags-Kommission beschloss hierauf: 
1. der Nr. 3. der Reg.-Vorlage den Satz hinzuzufügen: 
„Bei besoldeten Beamten bis zum Betrage des einmonatlichen Dienst-Einkom- 
‘ mens und bei unbesoldeten bis zu 30 Thhalern‘“; 
2..als, Abs. 2. anzuschliessen: 
„Geldbusse kann mit Verweis verbunden werden“; 
3.. „die Nr. 4. der Reg.-Vorlage zu streichen“. 
Bei der zweiten Liesung des Gesetzes brachte der Abg. v. Schoening 
den Antrag ein, die Nr. 4. der Reg.-Vorlage wieder herzustellen. Dieser An- 
8 , & 8 
trag wurde vom Reichstag verworfen. (Sten. Ber. 8. 700. 701.) 


II. Benterkungen: 


1. Begriff der Ordnungs-Strafe, Der Begriff ver Ordnungs:Strafe wird in 
verichtedenem Sinne von der Breußifhen und von der Neih3-Gefeggebung ge: 
braudit. Bald hat die Drbnungs-Strafe den Karaklter einer Bolizeiftrafe, 3. B. ım 
Braufteuer-Gefete, mo vielfach von Drdnungs-Strafen gegen nicht beamiete Ber- 
jonen die Rede tft. Sodann ift Die Drbnungs-Strafe ein Erefutionsmittel, weldes 
jeder Behörde zuiteht, um ihren Verfügungen den ihr untergebenen Beamten gegen: 
über Nahdrud zu veriaffen. 


Bon diefen beiden Arten der Ordnungs-Etrafen it Die Drdnungs-Strafe deg 
8. 74. verihieden. Sie hat mit der erften Art gemein, daß fie ein Aft der Re: 
prejjion und damit eine wirtlihe Gtrafe ift, mit der zweiten, daß fie nur gegen 
Beamte verhängt werden darf (vgl. zu &. 82.). 

Preup. Diszipl.-Gef. 8. 15., Heffifhes Gef. Art. 4. 

2.3 Me.lım2: 


Die Warnung, fo wie ver Bermeis ift nad) dem Gefet eine Strafe und 
wejenilich verfhieden von der Rüge; die Rüge ift ein Ausfluß des Leitungsrechtes 
jedes Vorgefehten und reduzist fih auf die Erinnerung de3 Beamten an Er: 
tüllung feiner Vflicht. Diejes tft feine willfürlihe und aud feine unausführbare 
Trennung. Sıon das Preußiihe Nichter-Disziplinargefeg unterfcheidet die Dis: 
siplinar-Strafen, die fi) der Regel nad) an die Totalität des Dienftlihen Ver: 
halten de3 Beamten fnüpfen, von der Nüge welde in einer einzelnen 
Sache ausgeiprochen wird, um diefe zu fördern oder einer Beihwerde Abhülfe zu 
Ihaffen. Dieje Berfchtedenheit erhellt ferner aus dem Neichs - Gejeb vom 
20. Sunt 1872., betr. die Cinrihtung der Gensd’armerie in Elfak - Lothringen 
8.14.11. (Gejegbl. f. E.:2. ©. 443. 444.), welches die Disziplinar-Gewalt den milt- 
tairiihen Worgejehten verleiht, den Zivil: Vorgefegten dagegen Das Necht zu Zu: 
vehtmwersungen (Nügen) ertheilt und am flarften aus der Disziplinar-Straf: 
ordnung für das Deutihe Heer vom 21. Oftober 1872., welche in ihrem 
8. 4. ausdrüdlich beitimmt: 

„Dlosse Zurechtweisungen oder Rügen sind als Disziplinar - Strafen nicht an- 
zusehen.“ 


Baiern, Lippe (Gef. $. 32.), Anhalt: Bernburg, Disz.:Gef. 88. 17. 18., be: 
handeln die Warnung nicht als Disziplinar : Strafmittel. Sede Warnung im 
Sinne des $. 74. jeht ein Disziplinar-Vergehen voraus (cfr. 8. 72.); aber nicht jede 
Verlegung einer Dienitpfliht ift ein Disziplinar-VBergehen (8. 73.) und bedingt die 
Anmendung einer Disziplinar-Strafe; in vielen Fällen reicht die Nüge aus. 
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3. Zu Ne. 2. de8 Paragraphen: 

Weber die verfchiedenen Arten von Verweisen: Thriftlider Verweis, Wermweis 
vor der Behörde und über die Stufenfolge der Disziplinar-Strafen vgl. Baiern, 
Edift IX. 8. 11., Gel. für Weimar 8.22. Hierher gehört aud die Androhung 
der Entlaffung, welde nur ein gefgärfter VBermeiß ft. Könisl. Süd. Gefet 
$8.27., Gef. für Lippe 8. 33. und die zitirten Milttatr-Disziplinar-Verorpnungen. 


4. Zu Me. 5. ded Paragraphen: 

Die Geldbuße gehört zwar aud zu den Strafen des gemeinen Gtrafredhts 
und Scheint daher als Dizziplinar-Strafmittel nit verwendbar. Das Vermögen 
des Beamten befteht jedoh in der Mehrzahl der Fälle nur in jenem Dienftein- 
fommen und die Geldbuße verwirklicht ih meift in der Korm des Abzugs von 
diefem Dienfteinfommen. Snfofern trifft aud) die Geldbuße des 8. 74. zunächit 
den Beamten als folhen und ift überdies aus praftiihen Gründen als Diszt- 
plinar-Strafmittel unentbehrlih, Dagegen die Begrenzung de Mapes derjelben 
nothmwendig. Gef. für Anhalt 8 22., Anhalt:Bernburg 8. 21., Zippe 8 30. 

5. Rebtes Minen. Durch die Verbindung des VBermetfes mitder Geld: 
buße (Motive a.a.D.) ift ein fehwereres Strafmittel gewonnen, weldhes geeignet 
fein fanı, die Entfernung aus dem Amt abzumenden. 

6. Arreit-Strafe. AS im Jahre 1849. das Miniiterrum Manteuffel den Breu: 
Bilden Kammern die erite Auflage des Breuß. Disziplinar-Gefehes vorlegte, hatte 
diejes Minijterium nicht den Muth, denfelben die Arreit:Strafe zu empfehlen. Die- 
felbe ift in Preußen auch nur in jeltenen Fällen zur Anwendung gefommen und 
Niemand in der Kommiffion im Stande gewefen, befondere Erfolge diejes Straf- 
mittels oder ein Bedürfniß für Dajlelbe nachzumeifen. Ein jolher Nahmeis ift 
aber erforderlich, wenn es fih um die Einführung eines Disziplinar:Strafmittels 
in das Neich handelt, welches feiner Natur nah zu den Kriminal-Strafen ge- 
hört (8. 73.). Der Arrefti enthält einen Eingriff in die perfönliche Freiheit, welche 
in der Mehrzahl der Deutihen Bundesitaaten unter dem Schuße de Richters 
fteht und nit an den VBoriteher einer Zolal: Verwaltungsbehörde Preis gegeben 
werden darf (8. 83.). Ste jtumpft das al de3 Beamten ab, jchädigt fein 
amtliches Anfehen und würde feinen Glauben vor Gericht ih Drage itellen. Dazu 
fommt die praftiihe Schwierigkeit, gleihmäßige Arreit-Lofale herzuftellen und 
eine gleihmäßige Durchführung der Arreititrafe Seitens der vorgejegten Beamten 
zu fihern. Der Verfud, unter dem Titel einer Wohlthat für den Beamten, mel: 
her dadurd gegen Dienitentlafjung gefhütt wird, den Kriminal-Arreit zu recht: 
fertigen, ift verfehlt. Kumulation von Verweis und Geldbuße und namentli 
Strafverfegung bieten fih als jolde Wohlthaten dar. (Vgl. Sten. Ber. ©. 700.701. 

Der Zivil-Arreit beiteht in Baiern EHittIX. 8.12., Braunfdhmeig Gel. 
$. 67., Königr. Sahfen Gef. $. 26., in Anhalt Gef. 8. 22., in Neuß 
ält. 2. geht er bi8 zu Gefängnik von drei Monaten 8. 15. des Zivilitaatsd.-Gel. 
Als Drdnungs-Strafe mit der Wirkung eines Erefutionsmittels Tennt Schwarzburg- 
Sondershausen aud den Haus: und Zimmer-Arreit. 

Mit der Verwerfung des Zivil-Arreites als Drdnungsftrafe wurde der 8. 83. 
der Neg.:-VBorlage, weldher die Zujtändigfeit für die Verhängung von Arreit-Strafen 
dahin normirte: | 

„Nur diejenigen Dienst-V orgesetzten, welche gegen die im $. 78. unter Nr. 4. be- 
zeichneten Beamten Geldbussen verhängen können, sind ermächtigt, gegen die- 
selben Arrest-Strafen zu verfügen. 

Diejenigen Vorgesetzten, deren Strafgewalt auf Geldbussen bis zu drei Thhalern 
beschränkt ist, dürfen bei den Arrest-Strafen das Mass von drei Tagen nicht über- 
schreiten.“ 

gleichzeitig befeitigt. 

7, Disziplinar-Strafen im Heer und der Marine. Ungleicy ftrenger find die Diszi- 
plinar-Strafen, weldhe die Disziplinar-Strafordnungen für das Deutihe Heer und 
die Kaiferlihe Marine auh gegen Militair- und Marine-Beamten geftatten. Die 
Ra im Heere bejtehen nad) 8. 3. der Disziplinar : Otrafordnung 

t dafjelbe: 
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A, Für Offiziere. , 
1) In Verweis: 
a. einfacher, — ohne Zeugen oder im Beisein eines Vorgesetzten; 
b. förmlicher, — vor versammeltem Offizier-Korps; 
c. strenger, — durch Parole - Befehl, mit Eintragung der Veranlassung in die 


Parole-Bücher. 
2) In Stuben-Arrest bis zu 14 Tagen. 

Bei den, den Offizieren gleichgestellten oberen Militair-Beamten tritt an 
die Stelle des förmlicheu oder strengen Verweises Geldbusse bis zu 10 Thlr. 
(8: 32.) 

B. Für Unteroffiziere mit Portepee und die denselben gleichstehenden unteren 
Militair-Beamten ($. 32.). 
1. In Verweis: 
a. einfacher, — im Beisein eines Vorgesetzten; 
b. förmlicher, vor versammelten Offizieren und Unteroffizieren der Kompagnie, 
Eskadron oder Batterie; 


ce. strenger, — durch Parole-Befehl mit Eintragung der Veranlassung in die Parole- 
Bücher; 
2) In Auferlegung gewisser Dienstverrichtungen ausser der Reihe, z. B.: Straf- 
wachen; 


3. In Kasernen-, Quartier- oder gelindem Arrest bis zu vier Wochen ($. 4.). 
Die Disziplinar-Strafen der Marine einfchlieglih der Marine-Beamten am 
Sande find diefelben, wie für das Heer, nur daß an die Stelle des Stuben- 
Arreftes der Kammer-Arreft tritt; jo verordnen 88. 3., 4., 32. der Disziplinar- 
Strafordnung für die Marine, betreffend die Disziplinar-Vergehen am Lande. 
Anders am Bord in Dienft geftellter Schiffe und Fahrzeuge nad 8. 3. 
und 17. der betreffenden Dizziplinar-Strafordnung. 
A. Die Disziplinar-Strafen 
der Offiziere und der ihnen gleich gestellten oberen Marine- 
Beamten 
beftehen dort in: 
Verweis und einfachem Kammer-Arrest bis zu vierzehn Tagen. 
Der Veweis ist: 


a. einfacher, — ohne Zeugen oder im Beisein eines Vorgesetzten, 

b. formlicher, — vor versammelter Offizier-Korps, 

€. strenger, — durch Taages-Befehl, mit Eintragungder Veranlassung in das Ordre- 
buch. 


Die am Lande ftatthafte Geldbuße für die Marine - Beamten fällt an 
Bord fort. 

B. Die Strafe der 

unteren Militair-Beamten an Bord 
find die der Ded:Dffiziere, nämlid): 
1. Verweise: 
a. im Beisein ihrer Kameraden, 
b. vor versammeltem Offizier-Korps; 
2. Schiffs-Arrest bis zu vier Wochen, 
3. einfacher und verschärfter Kammer-Arrest bis zu drei Wochen. 

Der einfahe Verweis und die Strafwacen find daher an Bord nicht zu: 
läfig, dagegen fann der Kammer:Arreft verfhärft werden und darf alsdann nicht 
vier, fondern nur drei Wochen dauern. KL Ra 

Die Entfernung aus dem Heer oder der Marine, insbefondere die Dienftent- 
lafjung der Offiziere gehört nicht zu den Disziplinar-Strafen, fondern ift eine mili- 
tatrifche Ehrenitrafe and darum Kriminal:Strafe. Mil.-Str.-Gef.:B. für das Deutfche 
Reid) vom 20. Juni 1872. 8. 30. (R.-Gel.-Bl. ©. 173. Ardiv Bd. VIII) 


$S. 75. Die Entfernung aus dem Amte kann bestehen: 

1. in Strafversetzung. 
Dieselbe erfolgt durch Versetzung in ein anderes Amt von gleichem 
Range, jedoch mit Verminderung des Dienst- Einkommens um höch- 
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stens ein Fünftel. Statt der Verminderung des Dienst- Einkommens kann 
eine Geldbusse verhängt werden, welche ein Drittel des Dienst- Bin- 
kommens eines Jahres nicht übersteigt. | 

Die Strafversetzung wird durch die oberste Reichs-Behörde in Aus- 
führung gebracht. A‘ 

2. In Dienst-Entlassung. 
Dieselbe hat den Verlust des Titels und Pensions-Anspruchs von 
Rechtswegen zur Folge. Hat vor Beendigung des Disziplinar-Ver- 
fahrens das Amtsverhältniss bereits aufgehört, so wird, falls nicht 
der Angeschuldigte unter Uebernahme der Kosten freiwillig auf Titel 
und Pensions- Anspruch verzichtet, auf deren Verlust an Stelle der 
Dienst-Entlassung erkannt. 

Gehört der Angeschuldiste zu den Beamten, welche einen An- 
spruch auf Pension haben, und lassen besondere Umstände eine 
mildere Beurtheilung zu, so ist die Disziplinar-Behörde ermächtigt, 
in ihrer Entscheidung zugleich festzusetzen, dass dem Angeschul- 
digten ein Theil des gesetzlichen Pensions-Betrages auf Lebenszeit 
oder auf gewisse Jahre zu belassen sei. 


1. Entfichungs-Gefdidte: 
Die Regierungs-Vorlage lautete in dem dem 8. 75. entsprechenden 8. 79. 
„Die Entfernung aus dem Amte kann bestehen: | 
1. in Versetzung in ein anderes Amt von gleichem Range, jedoch mit Verminde- 
rung des Dienst-Einkommens und Verlust des Anspruchs auf Umzugs- 
kosten, oder mit einem von beiden Nachtheilen; 
2. in Dienst-Entlassung. 

Die Dienst-Entlassung hat den Verlust des Titels und Pensions-Anspruches 
von Rechtswegen zur Folge. Hat var Beendigung des Disziplinar-Verfahrens 
ausirgend einem von dessen Ergebniss unabhängigen Grunde das 
Amtsverhältniss bereits aufgehört, so wird an Stelle der Dienst-Entlas- 
sung auf Verlust des Titels und Pensions-Anspruchs erkannt. 
Gehört der Angeschuldigte zu den Beamten, welche einen Anspruch auf Pension 
haben, und lassen besondere Umstände eine mildere Beurtheilung zu, so ist die 
Disziplinar-Behörde ermäcktigt, in ihrer Entscheidung zugleich festzusetzen, dass 
dem Angeschuldigten ein Theil des gesetzlichen Pensions-Betrages auf Lebens- 
zeit oder auf gewisse Jahre als Unterstützung zu verabreichen sei.“ 

Die Motive bemerken (8. 42.): 


„Die Strafarten — in 88. 74. und 75. — erscheinen als ausreichend. 
In den Landes-Gesetzen kommen noch Quieszirung mit Pension und 
zeitweilige Entfernung vom Amte vor. Pensionirung kann passen- 
der Weise nicht als Strafe betrachtet werden. Entfernung aus dem 
Amte auf Zeit ist ebensowenig ein passendes Disziplinar-Strafmittel: es 
findet sich im 8. 15. Nr. 3. des Preussischen Gesetzes vom 7. Mai 1851. 
über die Disziplinar-Vergehen der Richter, ist aber für diese durch ein 
späteres Gesetz vom 26. März 1856. wieder aufgehoben. Vgl. Gesetz für 
Weimar 8 22, für Koburg-Gotha 8. 23.,, für Schwarzburg-Rudol- 
stadt 8. 22., für Anhalt $. 24, für Hessen Art. 25., Reuss j. L. 822. 
Die sogenannte Strafversetzung (8. 79. Nr. 1.) bildet den Uebergang 
zu den Massregeln der epurirenden Disziplin. Sie ist meist mit fühlbaren 
Vermögensnachtheilen verbunden und passt besonders für Fälle, in welchen. 
die dem Beamten zur Last fallende Verletzung der Amtsehre mehr lokaler 
Natur ist und nur die Entfernung von einem bestimmten Orte nothwendig 
“ macht. 
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Die Degradation ist nicht unter die Zahl der zulässigen Strafen auf- 
genommen. Sie ist zwar milder als die gänzliche Entlassung, kann in 
Fällen eintreten, wo eine Versetzung ohne Degradation ihre Schwierigkeiten 
hat, und dient auch dazu, den Beamten unter eine strengere Aufsicht zu 
bringen. Es ist indess entscheidend, dass sie der Amtsehre schadet, indem 
sie den Degradirten in den Augen des Publikums herabsetzt, und die unteren 
Kategorien des Dienstes gleichsam als Strafklassen erscheinen lässt. 

Ueber Zurückversetzung mit tieferer persönlicher Rangstellung vgl. Kgl. 

Yo a6 n — Le 
Sächs. Staatsd.-Gesetz 88,9. 27., Ges. für Baden $. 11., für Weimar 
$. 45., für Koburg-Gotha $. 46, für Schwarzburg-Rudolstadt 8. 45., 
für Reuss j. L. 8.45.“ i 

Der Reichstag beschloss nach dem Vorschlage der Reichstags- 

Kommission: 

1. (redaktionell) den 8. 79. Nr. 1. dahin beginnen zu lassen: 
„in Strafversetzung. Dieselbe besteht etc.“ 

in Nr. 1. Zeile 3. hinter dem Worte „Dienst-Einkommen“ einzuschalten: 

„um höchstens ein Fünftel“; 

3. sodann hinzuzufügen: 

„Statt der Verminderung des Dienst-Einkommens kann eine Geld- 
busse verhängt werden, welche ein Drittel des Dienst-Einkommens 
eines Jahres nicht übersteigt.“ 

4. Die auf den Verlust der Umzugskosten bezügliche, in Zeile 3. mit den 
Worten „und Verlust“ beginnende und mit den Worten „beiden Nachtheilen“ 
schliessende Bestimmung zu streichen. 

5. Als Abs. 2. der Nr. 1. hinzuzufügen: 

„Die Strafversetzung wird durch die oberste Reichsbehörde in Aus- 
führung gebracht.“ 

6. In Nr. 2. den zweiten Satz dahin zu fassen: 

„Hat vor Beendigung des Disziplinar-Verfahrens das Amtsverhältniss bereits 
aufgehört, so wird falls nicht der Angeklagte unter Uebernahme der 
Kosten freiwillig auf Titel und Pensions-Anspruch verzichtet, auf 
deren Verlust an Stelle der Dienst-Entlassung erkannt. 

7. In Nr. 2. letzte Zeile statt der Worte „als Unterstützung zu verabreichen,“ 
zu Setzen: 

„zu belassen.“ 


Bemerkungen: 


1. Straf-Berjetung. 

a. Nechtfertigung derfelben. Die Strafverfegung, weldhe fih aus Per: 
jegung ($. 23.) und Geldbuße zufammenjegt, jcheint auf den erjten Blid 
nibeheti, Diejelbe ift für Beamte, die an Orten ihren Wohnfig haben, 
welche feine Annehmlichteiten bieten und theuer find, eine Wohlthat und 
fein Strafübel, zieht, wenn fie in Vollzug gejegt werden fol, in Ermange- 
lung von Balanzen nicht felten Shuldlofe Beamte, welde Plat machen müjjen, 
in Mitleivenihaft und führt zu Straforten, deijen Behörden dadurch — ohne 
ihr Verihulden — an ihrem Anjehen Einbuße erleiven fünnen. Dazu fommt, 
daß die Tragweite der hg in der Hand der Erefutive liegt und 
AR dem ertennenden Disziplinar:NRichter nit überfehen werden 

ann. 

- Andererjeits ift das Bebürfniß einer Mitteljtufe zwifchen einer niedrigen 
Geldbuße und der Strafe der Dienit-Entlaffung, namentlich für die Subalternen 
und Unter:Beamten niht wegzuleugnen. 

Eine Erhöhung der Geldftrafe eignet fih dazu nit. Eine hohe Geld: 
jtrafe verliert den Karakter einer bloßen Disziplinar-Strafe und wird für die 
unteren Stellen der Neichd:Beamten jo gut wie unanwendbar. Der, in 
Batern befannte „Fonftitutionelle Bermeis" genügt dem Bedürfniß_ einer 
jolhen Mittelftufe ebenfalls nit. Die mit Schmälerung des Amtsanjehens 
verbundene Enthebung vom Amt auf Zeit endlih hat fih in Preußen 
nicht bemährt. So bleibt nur die Strafverfesung übrig. Die Bejorgniß, 
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daß im Kal ihrer Befeitigung die Neihsregierung das ihr nah 8. 23. zu: 
tehende Verfeßungsrecht, deijen Neinhaltung im Interefje der davon betroffenen 
tadellofen Beamten geboten jcheint, als Disziplinar - Strafmittel zu ver: 
werthen ji gendthigt jehen Lönnte, das Nichtvorhandenfein von Kollegien im 
Reiche, deren Anjehen durch in ihrer Mitte erfolgende Strafverfegungen leiden 

- Fönnte (vgl. $. 158.), die Nüdfehr zu der Strafart in Preußen im sahre 
1856. und die mit derfelben au in anderen Bundesstaaten gemachten, Feines: 
wegs ungünftigen Erfahrungen fprahen gegen die Verwerfung der Straf 
verjegung. Die Kommiffion entfchied fich daher im Brinzip für ihre Beibehaltung, 
machte biefelbe jedoch von der dreifachen Vorausfegung abhängig, daß der Verjegung 
die Natur einer Strafe fhärfer, als in der Negierungs:Vorlage, aufgeprägt wird, 

‘ der Disziplinar-Richter den Umfang derfelben bei feiner Entfheidung überfehen 
fann und die gefegliche Verpflichtung der Reichöregierung zu deren Ausführung 
ausgeiprohen wird. Dies tft duch den Beihluß des Neichstags ermöglicht, 
der Gehaltsverluft, je nad den Umständen auf eine beftimmte Quote des 
Dienft-Einfommens oder auf eine beftimmte Summe begrenzt (vgl. Breuß. 
Gejet vom 26. März 1856. $. 1., betr. einige Abänderungen des Gejehes über 
die Dienftvergehen der Nichter vom 7. Mai 1851.), der feinem Betrage nad) 
jo verschiedene Verluft der Umzugstoften befeitigt und zum Unterfchieve von 
der ohne VBerfhulden de3 Beamten nach 8.23. lediglich im dienftlichen Intereffe 
erfolgenden Berfegung, für die Disziplinar-Strafe der Verfegung die tehnifd: 
juriftifihe Bezeihnung „Strafverfegung“ gewählt. 

b. Gebiet der Strafverfegung. Die Strafverfegung -ift bei mittelbaren 
Neich3-Beamten nicht auf den Bundesftaat ihrer Anftellung beichränft. 


2. Die Dienft-Entlaffung. i 

e. Vorausfegung. Die Dienft-Entlafjung ift nicht dadurd bedingt, daß der 
angejchuldigte Beamte bereits früher disziplinarifch beftraft worden. (Val. 8. 76.) 
Ein jtufenmäßiges Befferungs-Berfahren (val. Kal. Sad. Gef. 88. 16. 25. 
26., Baterifhes Edikt IL. 88. 10. 11. ff., Gefeß für Braunfdmweig 88. 36. 
38., Öeje für Weimar $$. 20. 40. 45. 47. 48. 52., für Baden $. 11., für 
Koburg:Gotha 88. 22. 23, für Anhalt 8. 20., für Anhalt-Bernburg 
88. 22. 23., für Schwarzburg-Rudolftadt 88. 21. 22.) ift dem Gefet fremb. 
Thatjählic wird es nicht leicht vorkommen, daß bei dem eriten Disziplinar- 
fall fofort auf Dienft-Entlaffung erfannt wird. 

b. Rechtsfolgen. Die Dienft-Entlaffung fhließt die Wiederanftellung nicht 
aus. Anders nah Partifularrehten, welhe die Abfetung von der Ent- 
lafjung (Dimiffion) unterfheiden. Vgl. Kal. Sähf. Gefet 8. 23. 25., Ge. 
für Anhalt-Dejjau 8. 44., für Lippe 88. 58. 59. 

e. Ausjheiden des Beamten im Laufe des förmlihen Disziplina:: 
Berfahrens. 
aa. Das Ausfcheivden des Beamten tritt ein: wenn das amtlihe Verhältnig 

von jelbit jein Ende erreicht, 3. B. wegen Ablaufs der Zeit. (Breup. 
Diszipl.:Gef. $. 16.) oder auf Grund feines Abjhieds-Gefude. 
bb. Nehtlihe Wirfungen. 

Ausjheiden mit Verzicht auf Titel und Benfion. Berzichtet der 
Beamte bei feinem Ausfheiden auf Titel und Benfton und übernimmt die 
Koiten des bisherigen Verfahrens, fo ift das Reich Klaglos geitellt; das 
Disziplinar-Verfahren verliert mit dem Beamten:Berhältniß fein rechtliches 
Fundament und wird gegenftandlos. Auf Ertheilung eines Vermweifes oder 
Verhängung einer Gelvftrafe gegen den ausgefchiedenen Beamten bat das 
Neih nad dem Beiferungszwed der Drdnungs:Strafen fein Recht mehr. 
Sein Recht erihöpft fih in der mit Verluft der Amtsrechte auf Gehalt, 
Titel und PVenfion verbundenen Dienft-Entlaffung. Mo im Erfolg die 
veinigende Disziplin diejes ihr Ziel — den Berluft des Amtes und 
Rechte für den betreffenden Beamten — erreicht hat, ift fo ‚wenig Raum 
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für die Forreftive Disziplin, wie in dem Fall, wo der zur Disziplinar: 

Unterfuhung gezogene Beamte wegen der nämlihen Thatfahen in den 

Anflageitand verjegt ijt und die richterlihe Verurtheilung den Verluft des 

Amtes zur vedhtlihen Folge gehabt hat. (88. 77. 78.) Eine Fortjesung 

des Disziplinar-Verfahrens ift damit ausgefchlofien. 
ee. Ausjiheiden ohne Verziht auf Titel, Benfion u. j. w. 

Will dagegen der Beamte bei feinem Ausfcheiden Titel und Benfion oder 

eines diejer Rechte fejthalten und dem Neichafisfus die Koiten des Disziplinar- 

Verfahrens nicht eritatten, jo muß er fich gefallen lafjen, dab die Fortdauer 

des Beamten-Verhältnifjesalsdie Vorausfegung jener Nechte biz zur Beendigung 

des anhängigen, auf Entfernung aus dem Amt gerichteten Disziplinar:Ber- 
fahrens fingirt wird und die für dafjelbezuftändig gemefene Disziplinar-Behörde 
zuftändig bleibt. Das Erfenntniß des Kal. Ober-Tribunals vom 1. De: 
zember 1371., welches für das Preuß. Recht den Grundfag allgemein aus: 

Ipriht, daß, wenn der angejchuldigte Beamte auf feinen Antrag au8 dem 

Staatsdienft entlajjen wird, dadurd die Kompetenz des Dizziplinar-Gerichts 

nicht aufhört, geht zu weit. (Preuß. Juftiz-Min.-Bl. von 1572. ©. 14.) 

4. Disziplinar - Vergehen, mweldhe erft nad dem Ausfheiden de 
Beamten mit Titel und PBenfion ermittelt werden. 

Hat der Beamte fih während feiner Dienftzeit zur Dienit-Entlafjun: 
qualifizivende Wflichtwidrigfeiten zu jhulden fommen Ialfen, welche erit nad) 
feiner mit Titel und PBenfion erfolgten Verjegung in den Ruheftand zur 
Kenntniß der SAU EeUNg gelangt find, fo bleibt das Disziplinar-Verfahren 
ausgejählojien. Das Gejet behandelt die Verfegung in den NAuheftand im 
Snterefje der Beamten als eine endgültige, durch Srrthum nicht anfechtbare 
Feititellung pflichttreuer und darum zur Beibehaltung des Titel® und zur 
Penjion berechtigender Dienitführung. 

e. Belafjung der Benfion bei erfolgender Dienft-Entlafjung. 

Die Kormulirung „Belafjfung der Venfion“ ift wefentlih revaf- 
tionell. Der Disziplinar-Nichter hat zu entiheiden, aber feine Gnadenatte 
vorzunehmen. 

3. Landes-Gejese. 
Bol. Art. 6. des Heffiihen Oefeges vom 11. März 1829. (Arhiv 
©. 226.) und Gejet für Schwarzburg-Rudolftadt $. 47., für !ippe $. 46. 


8. 76. Welche der in den $$. 73. bis 75. bestimmten Strafen an- 
zuwenden sei, ist nach der grösseren oder geringeren Erheblichkeit des 
Dienstvergehens mit besonderer Rücksicht auf die gesammte Führung des 
Angeschuldigten zu ermessen. 


I. Entflefungs-Gefhicdte. 
Die Regierungs-Vorlage lautete in ihrem, dem $. 76. entsprechenden 8. 80.: 

„Welche der in den vorhergehenden Paragraphen (77. bis 79.) bestimmten 
Strafen anzuwenden sei, ist nach der grösseren oder geringeren Erheblichkeit des 
Dienstvergehens mit Rücksicht auf die sonstige Führung des Angeschuldigten zu 
ermessen, unbeschadet der besonderen Bestimmungen der $$. 75. und 76. Ist auf 
die im $. 79. (jetzt $. 75.) unter Nr. 1. bezeichnete Strafe erkannt, so 
wird die Versetzung durch die oberste Reichsbehörde angeordnet.“ 

Die Motive sagen dazu (S. 42.): 

„In $: 80. (gegenwärtigem $. 76.) ist bei der Wahl der Strafen ein 
freies Ermessen der Disziplinar-Behörde gestattet. Die dienstlichen Ver- 
stösse und Vergehen lassen sich nicht so genau klassifiziren wie gemeine 
Vergehen, es kommt auf das gesammte Verhalten des Beamten im Dienste 
und in Privatverhältnissen an, und ein freieres Ermessen ist daher für die 
Erhaltung der Disziplin nicht zu entbehren.“ 
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Der Reichstag beschloss nach dem Antrage der Kommission: 
1. mit Rücksicht auf 88. 14., 72. u. 75. die auf das Sondervergehen der unerlaubten 
Entfernung vom Amte bezügliche Bestimmung in Zeile 3. und 4. und die im 
letzten Satz Zeile 4.—6. enthaltene Vorschrift über die Ausführung der Straf- 


versetzung zu streichen; 
8, in Zeile 3. hinter dem Worte „ermessen“ ein Punktum zu setzen; 
8. in Zeile 2. vor dem Worte „Rücksicht“ einzuschalten „besonderer“; 
4. in Zeile 3. das Wort „sonstige“ zu ersetzen durch „gesammte“., 


II. Bemerkungen: | 
1. Der 8. 76. verzichtet mit der Neg.-Vorlage auf einen Katalog der Straf- 
zumefjungsgründe und erinnert nur an die Erheblichleit des Dienstvergeheng, 
welche nach dem Inbegriff der objektiven und jubjeftiven Momente der Strafbar- 
feit — Wichtigkeit der verlegten Dienftpflicht, nachtheilige Folgen, Vorfag oder 
Sahrläffigfeit, Beweggrund — zu beurtheilen ift. Dagegen bringt der Paragraph 
ihärfer, als dies von der Negierungs-Vorlage gejhehen war, den leitenden Ge- 
danken aller visziplinaren Beitrafung zum Ausdrud, dag niht Die jeweilige 
Berlegung der Dienftpfliht vereinzelt, fondern daß das gejammte 
dienstliche und außerdienftlide Leben in jedem einzelnen Diszipli- 
narfalle Gegenstand der Erwägung bei der Strafzumesfung zu bil: 
den und daß der Beamte ein Redht hat, hiernad) beurtheilt zu mwer- 
den. Eine Berükfihtigung der verwandten Amtsverbrehen und Amtsvergehen 
des Deutschen Strafgefegbuches wird dadurd nicht ausgejchlofjen. 


2. Der Grundfat, daß bei Bemeffung der Strafe im Zweifel der milderen 
NA, der Vorzug zu geben fei (in dubio in mitius), wird aud dem Beamten 
zu Gute kommen dürfen; aber andererfeits ijt die Schädigung Der Neichsinter- 
effen, vor Allem die Beeinträhtigung der Würde und des Anjehens der Reichs: 
Beamten, melde eintritt, wenn ein unfähiger und pflichtwidriger Beamter im 
Amte erhalten wird, bei der, Entjheidung über das Strafmittel zu berüdjichtigen. 
Die objektiven Momente der Strafbarfeit überwiegen bei der Beitrafung der Dis: 
ziplinar-Bergehen. 

3. Vol. Preuß. Disziplinar: Gefes $. 17., Diszipl.-Gef. für Anhalt: 
Bernburg S. 19. 

4. Die Disziplinar- Strafrdnung für das Deutihe Heer Führt folgende 
Strafzumefjungsgründe an: 

„$. 40. Die Art und das Mass der Disziplinarstrafe hat der Militair- Vorgesetzte 
innerhalb der Grenzen seiner Disziplinar-Strafgewalt, unter möglichster Schonung 
des Ehrgefühls des zu Bestrafenden, mit Berücksichtigung der Eigenart und der 
bisherigen Führung desselben, sowie der Natur der zu bestrafenden Handlung 
und des durch dieselbe mehr oder minder gefährdeten Dienst-Interesses zu be- 


stimmen. 
. 41. Wenn Militair-Personen mit Funktionen betraut sind, die über ihre Uharge 


hinausgehen, so ist bei der Wahl der Strafart auf diese Funktionen Rücksicht zu 


nehmen. 

8. 42. Wird nach erfolgter Disziplinar -Bestrafung dasselbe Disziplinar-Ver- 
gehen von dem Bestraften wieder verübt, so ist, wenn nicht Gründe für eine mil- 
dere Beurtheilung vorhanden sind, eine härtere Strafe als bei der Vorbestrafung zu 
verhängen.‘“ 

Die Disziplinar-Strafordnung für die Kaiferlihe Marine hat in Betreff der 
Disziplinar-Vergehen am Lande diejelben Beitimmungen in ihren SS. 40. 42. 
In Betreff der Disziplinar-Vergehen an Bord fchreibt $. 23. für den Nüdfall 
vor, daß wenn zu der härteren Strafe die Dissiplinar-Beiitafung nicht ausreicht, 
gerihtlihe Unterfuhung und Beitrafung eintreten joll. 


8,77. Im Laufe einer gerichtlichen Untersuchung darf gegen den 
Angeschuldigten ein Disziplinar-Verfahren wegen der nämlichen Thatsachen 
nicht eingeleitet werden. | 


N 
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Wenn im Laufe eines Disziplinar -Verfahrens wegen der nämlichen 
Thatsachen eine gerichtliche Untersuchung gegen den Angeschuldigten 
eröffnet wird, so muss das Disziplinar-Verfahren bis zur Beendigung des 
gerichtlichen Verfahrens ausgesetzt werden. 


I. Entflefungs-Hefdidte: 
1. Die Motive bemerken (S. 43.): 

„Die $8. 71. bis 74. (gegenwärtig $. 77. u. 78.) behandeln das Ver- 
hältniss der Disziplin zum Kriminalrechte und sind unter Berücksichtigung 
der durch den Inhalt des Deutschen Strafgesetzbuchs bedingten Aenderungen 
aus dem Preussischen Gesetze vom 21. Juli 1852. übernommen. 

Die Vergehen der Beamten sind entweder gemeine, unter das Strafgesetz- 
buch fallende Delikte oder Dienstvergehen. Die gemeinen Delikte haben, 

. weil sie die Würde des Amts verletzen, jedesmal auch eine disziplinare 
Seite. Die Dienstvergehen sind doppelter Natur: sie sind entweder blosse 
Dienstvergehen, die nur disziplinarisch zu verfolgen sind, oder Verbrechen, 
beziehungsweise Vergehen im Amte, die zugleich unter die Bestimmungen 
des Strafgesetzbuches fallen. 

Nach 8. 71. (jetzt $. 77.) sollder Kriminal-Prozedur die Priorität vor dem 
Disziplinar-Verfahren eingeräumt werden. Die Lage des Angeschuldigten 
wird erschwert, wenn er sich gleichzeitig in zwei Untersuchungen verant- 
worten soll. Auch ist das Strafverfahren in manchen Fällen präjudiziell 
für das Disziplinar-Verfahren: theils falls dasselbe zu einer Freisprechung 
führt, unter gewissen Modifikationen, theils wenn es eine Verurtheilung 
herbeiführt, aus welcher der Verlust des Amtes ohnehin folgt.“ 


II. Bemerkungen: 


Der $. 77. beruht gleich dem $. 78. auf der Selbititändigfeit des disziplinaren 
Strafrehts. Dieje Selbititändigfeit findet ihre Schranfe in dem Grundfaß des 
Vrozekrechts, daß Niemand wegen derjelben Handlung doppelt zur Unter: 
juhung gezogen und beitraft werden fol. (Ne bis in idem.) 

Entiteht daher bei der vorgejegten Dienitbehörde ver Verdacht einer nad) dem 
Strafgejegbud für das Deutihe Keich jtrafbaren Handlung, jo hat diefelbe un: 
verzüglid der zujtändigen Kriminal:Behörde davon Kenntniß zu geben und darf 
das Disziplinar » Verfahren nicht einleiten. Dies wurde in der Kommilfion des 
Reichstags als felbjtverjtändlich vorausgejegt und eine ausdrüdliche Vorihrift für 
nicht erforderlid) erachtet. Findet dagegen die Disziplinar » Behörde nach ein: 

eleitetem Disziplinar » Verfahren den Thatbeitand einer nah dem Deutjchen 
trafreht ftrafbaren Hondlung, jo darf jte ji) ebenjowentig für infompetent er: 
flären (Erf. des Preup. Ober-Zribunals vom 24. März 1862. Br. Zutiz-M.:Bl. 
©. 151.), muß aber wiederum der zujtändigen Kriminal » Behörde von der ftraf- 
baren Handlung zur weiteren Beranlajjung unverzüglich Kenntnig geben. Lehnt 
dieje die Verfolgung ab, jo wird das Disziplinar-VBerfahren zu Ende geführt. 


- 


$. 78. Wenn von den gewöhnlichen Strafgerichten auf Frei- 
sprechung erkannt ist, so findet wegen derjenigan Thatsachen, welche in 
der gerichtlichen Untersuchung zur Erörterung gekommen sind, ein Dis- 
ziplinar-Verfahren nur noch insofern statt, als dieselben an sich und ohne 
ihre Beziehung zu dem gesetzlichen T'hatbestande der strafbaren Hand- 
lung, welche den Gegenstand der Untersuchung bildete, ein Dienstvergehen 
enthalten. 

Ist in einer gerichtlichen Untersuchung eine Verurtheilung ergangen, 
welche den Verlust des Amtes nicht zur Folge gehabt hat, so bleibt der- 


} 
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jenigen Behörde, welche über die Einleitung des Disziplinar- Verfahrens 
zu verfügen hat ($. 84, Abs. 1.), die Entscheidung darüber vorbehalten, 
ob ausserdem ein Disziplinar-Verfahren einzuleiten oder fortzusetzen sei. 


I. Entfiehungs-Gefdidte: 
Die Motive sagen (S. 41.): 

„Hierin werden die Folgen angegeben, welche der Ausfall der straf- 
gerichtlichen Untersuchung für das Disziplinar - Verfahren haben soll. Es 
soll im Falle einer Freisprechung wegen derjenigen Thatsachen, welche 
in der gerichtlichen Untersuchung zur Erörterung gekommen sind, ein Dis- 
ziplinar-Verfahren nur noch insofern stattfinden, als dieselben „an sich und 
ohne ihre Beziehung zu dem gesetzlichen Thatbestande des Vergehens, 
welches den Gegenstand der Untersuchung bildete, ein Dienstvergehen ent- 
halten.‘ 


Die Berechtigung disziplinarer Verfolgung auch in diesem Falle wurde 
in dem Reichstage an folgenden Beispielen klar gemacht. Ein Beamter, 
welcher in vollständigster Trunkenheit auf öffentlicher Strasse ein Verbrechen 
begehe, müsse wegen mangelnder Zurechnungsfähigkeit vom Kriminalrichter 
freigesprochen werden. Und doch werde Niemand wünschen, dass ein solcher 
Beamter im Amte verbleibe. Oder: ein Beamter begehe einen Diebstahl, aber 
er stehle Sachen von nur geringfügigem Werthe; dann werde nach dem neuen 
Deutschen Strafrechte ihn allerdings eine kurze Gefängniss-Strafe treffen, die 
Ehrenrechte aber werde er behalten; denn diese könne er nur verlieren, wenn 
die erkannte Freiheitsstrafe drei Monate erreiche. Ohne ein selbstständiges 
Disziplinar-Verfahren würden wir fortan Diebe zu Beamten haben können und 
jedes Mittels entbehren, um sie zu entfernen. (Sten. Ber. S. 43.) 

Bei der Verurtheilung, welche den Verlust des Amtes nicht nach 
sich gezogen hat, darf die vom Kriminalrichter festgestellte strafbare Hand- 
lung nicht Gegenstand disziplinarer Ermittelung und Beurtheilung sein, 
sondern nur die Folge der Verurtheilung für die amtliche Stellung. Es ist 
daher zulässig dieser Verurtheilung ein förmliches Disziplinar-Verfahren, ge- 
richtet auf Dienstentlassung, folgen zu lassen. Nach dem Wortlaut des Para- 
graphen, welcher nur von der Einleitung des förmlichen Disziplinar-Ver- 
fahrens redet und dessen Zweck eben Entfernung aus dem Amte ist, scheint 
die Verfügung einer blossen Ordnungsstrafe nicht statthaft. Ein in der Kom- 
mission hierauf gestelltes Amendement wurde von derselben abgelehnt; der 
Grund war nicht ersichtlich! Nach den Motiven (Drucks. $. 40.) soll es 
immer noch der Entscheidung der Disziplinar-Behörde unterliegen, „ob und 
wie strenge“, also auch ob nur mit einer Ordnungsstrafe die etwa vor- 
handene Pflichtverletzung oder Unordnung zu ahnden sei. 

Ist der Beamte vom Kriminalrichter zu einer Strafe verurtheilt, 
welche den Verlust des Amtes nach sich gezogen hat, so müsste er, streng 
genommen, neben den gerichtlichen auch die Kosten des nach $. 77. ein- 
gestellten, vonihm verschuldeten Disziplinarverfahrenstragen. DieKommission 
hielt jedoch den Beamten durch den Amtsverlust für hinreichend gestraft. 


II. Bemerkungen: 
„+ Im Fall der VBerurtheilung zu einer Strafe, welche den Amtsverluft nad) 
jich zieht, ift das Disziplinar-Berfahren durh Beihluß einzuftellen. Darin madt 
es feinen Unterfchied, ob dafjelde in die 2. Snftanz gediehen war. 
2. sn der Neg.-Borlage folgte (als $. 74.) folgende Beitimmung: 

„Sit von dem gewöhnlichen Strafrichter auf eine Freiheitsftrafe von längerer als ein- 
jähriger Dauer, auf eine jchwerere Strafe oder auf die Zuläffigfeit von Volizei - Aufiicht 
erfannt, jo zieht dad Straferfenntnig den Verluft des Amtes von jelhft nach fich.“ 

Die bürgerlihen Folgen der Kriminalftrafen find durd) das Deutihe Straf: 
gejegbud geregelt und nad diefem zieht nur Zuchthausftrafe, Berluft der bürger- 
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Iihen Ehrenrechte und die Erklärung der Unfähigfeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter den Verlujt des Neichsamtes nad) jih. Eine Ausnahme findet allein nad) 
dem Militair-Strafgejegbud für Militair-Beamte ftatt, gegen melde neben einer 
Vreiheitsitrafe von mehr als einjähriger Dauer auf Amtsverluft erfannt werden 
ann. ($. 43. des Mil.-Str.-Öej.-d. für das Deutjche Reich) vom 20. Juni 1872., 
R-©.-Bl. ©. 173., Aihiv Bd. VIIL) Der $. 74. der Reg.-Borl. Ihärfte daher 
die Folgen der Freiheitsitrafe gegen die Intention des Allg. Str.-Gej.:B. in Be: 
zug auf alle Zivil-Beamte. Zu einer foldhen mit dem Str.-Gef.-B. in Widerfprud 
tretenden Borjhrift tjt fein Bedürfnig vorhanden. Ber einjähriger Freiheit: 
itrafe ıjt der Disziplinarrichter bevechtigt und fiherlih in der Kegel bereit, den 
Berluft des Neihsamtes auszujprechen. Aber „niiht jeder Beamter, welder ein 
Jahr lang in Folge jeiner Berihuldung fein Amt nicht verwaltet hat“, ijt darum 
zu dejjen Verwaltung, unfähig, 3. B. wenn er wegen Zmeilampfs verurtheilt 
worden war. Wa3 die Stellung unter Bolizeiaufjicht betrifft, jo tritt 
viefelbe Angefichts der in dem bejonderen Theil des Deutihen Str.-Gef.-B. ent: 
baltenen Einzelbeitimmungen nur bei den mit Zuchthaus, mit Verluft der bürger: 
lihen Ehrenrechte beprohten Verbrechen und Vergehen ein, melde — legtere im 
Tall einer „Freiheitsitrafe von drei Monaten — den Verluft des Amtes von 
Rehtsmwegen nad ji ziehen. Die Möglichkeit, dag gegen Jemand die Stellung 
unter PVolizei-Aufjicht für zuläflig ertlärt wird, welcher nicht einmal zu dreimonat: 
licher Freiheitsitrafe und den Ehrenitrafen verurtheilt wird (D. Str.-Öej.:B.$. 32.) 
verdient eine befondere Berüdfihtigung nidt. Die Neg.:-VBorlage ward daher auf 
ven Boriehlag der Kommilftion vom Neichötag verworfen. (Sten. Ber. ©. 699.) 
3. Dal. $. 23. ded Gef. über dad Neih3-Oberhandel3-Geriht vom 
12. $uni 1869., mwonad) die Mitglieder dejjelben, welche zu einer längeren. als ein: 
jährigen Freiheitsitrafe verurtheilt worden find, Amt und Gehalt verlieren. 


$. 79, Spricht das Gesetz bei Dienstvergehen, welche Gegenstand 
eines Disziplinar - Verfahrens werden, die Verpflichtung zur Wieder- 
erstattung oder zum Schadensersatze oder eine sonstige zivilrechtliche 
Verpflichtung aus, so gehört die Klage der Betheiligten vor das Zivil- 
gericht. Die Befugniss der vorgesetzten Behörde, einen Beamten zur Er- 
stattung eines widerrechtlich erhobenen oder vorenthaltenen Werthbetrages an- 
zuhalten, wird hierdurch nicht ausgeschlossen. 


I. Entfefungs-Gefdicte: 


Die Motive bemerkten nur (8. 41.): 


„Der Paragraph stiramt mit $. 6. des Gesetzes vom 21. Juli 1852. überein. 
Es soll klargestellt werden, dass im Disziplinar-Verfahren die Verfolgung 
der entstandenen Zivil-Ansprüche ausgeschlossen ist und vor das Zivilgericht 
gehört.“ 

Die Kommission des Reichstags nahm die Reg.-Vorlage unver- 
ändert an. 

Dazu brachte der Abg. Baehr (Kassel) in 2. Lesung des Gesetzes fol- 
genden Abänderungs-Antrag: 

„Die Disziplinar-Behörde kann, insofern das Disziplinar-V erfahren dadurch keine 
Verzögerung erleidet, bei ihrer Entscheidung zugleich die Verpflichtung des 
Beamten zur Entschädigung eines durch dessen Handlung Verletzten aussprechen. 

Dieser Beschluss ist auf Antrag des Verletzten durch die für die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen zuständigen Behörden oder Beamten zu vollstrecken. 
Dem Beamten steht jedoch innerhalb eines Jahres, von dem Tage der Bekannt- 
machung des vollstreckbaren Beschlusses, zu dessen Beseitigung, die Beschreitung 
des Rechtsweges zu. Auf Antrag des Beamten entscheidet das im Rechtsweg an- 
gegangene Gericht, ob die Vollstreckung einstweilen einzustellen sei. 
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Durch die Unterlassung eines Ausspruchs der vorgedachten Art Seitens der 
Disziplinar-Behörde wird die selbstständige Verfolgung des Anspruchs des Ver- 
letzten wider den Beamten im Rechtswege nicht ausgeschlossen.‘ 

Derselbe wurde verworfen. : 
In 3. Lesung stellte er den Abänderungs-Antrag, welcher den gegenwär- 
tigen $. 79. bildet. 


II. Bemerkungen: 


Ein Dizziplinar » Vergehen fonfurrirt nicht jelten mit der Schädigung eines 
PBrivatbetheiligten, oft beiteht das Disziplinar-Bergehen nur in der Schädigun 
eines Privaten. Dahin ak der Fall, wo der Beamte jportulirt, wo er zu vie 
Gebühren bezogen oder Gelder, die ihm zu Händen gelommen find, nicht richtig 
verwendet, fie dem Betheiligten nicht eritattet hat. Alsdann tit es Pflicht des 
Staates, dem von dem Beamten verlegten Privaten den einfadhften und am 
wenigiten fojtipieligen Weg zu eröffnen, um zu feiner Entfhädigung zu gelangen. 

Diek ift Breußiihes Redt (A.-©.-D. IH. Tit. I. $. 23. u. Tit. 3. $. 49.) 
und in dem Disziplinar » Gefeg für die Richter vom 7. Mai 1851. ausdrüdlich 
betätigt ($. 81.). Eine Einführung des Anjhließungs: (Aohäfions-)Prozejjes tft mit 
der Annahme des Baehr’ihen Antrages nicht beabjihtigt. Das Staatsintereiie 
beherrijht in eriter Linie das DisziplinarBerfahren. Wo diefeg dur die Felt: 
ftellung der Erfaspfliht eine Weiterung erfahren fönnte, tft der Private zur 
Zivilflage zu verweilen. (St. Ber. ©. 718. 719. 916.) 


Bon dem Disziplinar-Verfahren. 


SS. Ss0,—S3, 
regeln die Zuftändigfeit und das fummarifhe Disziplinar: Verfahren. 


In den Motiven heisst es darüber (S. 42. 41.): 


„In 8. 80. ff. wird das Verfahren geregelt. Dasselbe ist bei Ordnungs- 
strafen an keine bestimmte Form gebunden. Es wird bei den leichteren 
Fällen ein sehr einfaches und summarisches sein können, so dass um- 
ständliche Vorschriften nur zu unnöthigen Weiterungen führen würden. 
Mit seiner Entschuldigung und Vertheidigung wird der betroffene 
Beamte immer und zwar geeigneten Falls protokollarisch gehört werden. 
Nach 8, 83. ist ferner der Rekurs gegen die Verfügung bei Ordnungsstrafen 
zulässig. Eine Frist oder ein Suspensiv - Effekt ist davon nicht vor- 
geschrieben. Meist kommt es auch auf augenblickliche Vollstreckung an;“ 

und dann wiederum: 

'„Die Formen des Verfahrens sind für Ordnungs- wie für Dis- 
ziplinar-Strafen bestimmt geregelt, so dass Ungerechtigkeiten und Will- 
kürlichkeiten nach Möglichkeit ausgeschlossen werden.“ 

Die Vorfchriften der Regierungs: Vorlage über das fummarifche Ber: 
fahren entfprehen indeß diefen Motiven nicht, namentlich fehlt e8 an einer Bor: 
Ihrift, daß der betreffende Beamte mit feiner Entihuldigung und Vertheidigung 
gehört werden muß. Der Reichdtag hat deshalb auf ven Borichlag feiner Kom: 
miffion die unentbehrlichften Vorfehriften in das Gejet aufgenommen. ($. 82.) 


&, SO. Jeder Dienst-Vorgesetzte ist zu Warnungen und Verweisen 
gegen die ihm untergeordneten Reichs-Beamten befugt. 
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Bemerkungen: 

1. Seder Dienit:Vorgejeste hat die Dienjtordnung unmittelbar aufrecht zu 
erhalten. Ob. dazu ein disziplinares Einfchreiten nothwendig und welde Dis- 
ziplinar-Strafen anzuwenden find, unterliegt disfretionärer Entjheidung. Nicht 
ede einzelne Unregelmäßigfeit zieht Disziplinar:Ahndung nach fich; darüber war 
eichätag und Neihstags:Kommilfton einig (vgl. zu $. 74.). 

2. Dol. Preuß. Disziplinar:Geje von 1852. $. 18., Königl. 
Sädhfifhes, Gef. $: 16., Braunjhmweigiihes ©ej. $. 34., Gefeb für An: 
halt s$.22., Anhalt:Bernburg $.23., für Weimar $.20., für Koburg-Gotha 
$. 21., für Schwarzburg:Rudolftadt S. 20., für Lippe $.50., für Oldenburg 
Yrt. 42., für Baiern Eilt IX. 8. 13. 

3. Die Zuftändigteit der militairifhen Vorgejegten zur Verhängung von 
Disziplinar:Strafen gegen Perjonen des Ooldatenftandes richtet fi) zugleih nad 
der Art des Dizziplinar : VBergehens und der Charge des Angeihuldigten. (Dis: 
zipl.-Strafordn. für das Deutihe Heer 88. 5.—21.) 


8. 81. Geidstrafen können 
1. von der obersten Reichsbehörde gegen alle Reichs - Beamte und 
- zwar bis zum höchsten zulässigen Betrage ($. 74. Nr. 3.), 
3. von den derselben unmittelbar untergeordneten Behörden und 
Vorstehern von Behörden bis zum Betrage von zehn Thalern, 
3. von den den letzteren untergeordneten Behörden und Vorstehern 
von Behörden bis zum Betrage von drei Thalern 
verhängt werden. 
I. Entflefungs-Hefdicdfe: 
Die Regierungs-Vorlage lautete abweichend: 


„Geldbussen können: 
1. von der obersten Reichsbehörde gegen alle Reichs - Beamte und zwar bis zu 
30 Thalern oder bis zum Betrage des einmonatlichen Dienst-Ein- 
kommens, 
2. und 3. (wie Gesetz). 
durch eine mit Gründen zu unterstützende schriftliche Verfügung ver- 
hängt werden. i 
II. Bemerkungen: 

1. Die dreifache Gliederung der Reichsbehörde in leitende, fontrolirende und 
ausführende ift maßgebend für die Zujtändigfeit. Die Detail» Beitimmungen 
finden ihre Stelle in der in $. 159. vorbehaltenen Ausführungs:Berordnung. 

2. Die Aenderung in Nr. 1. ijt: wejentlidh redaktionell. Die Streihung der 
Worte „durh eine mit Gründen zu unterjtügende Verfügung“ findet ihre Er: 
Härung in $. 82. 

3. Bol. $. 19. des Vreuß. Diszipl.-Ge]. 


8. 82. Vor der Verhängung einer Ordnungsstrafe ist dem Beamten 
Gelegenheit zu geben, sich über die ihm zur Last gelegte Verletzung seiner 
amtlichen Pflichten zu verantworten. 

Die Verhängung der Ordnungsstrafen erfolgt unter Angabe der Gründe 
durch schriftliche Verfügung oder zu Protokoll. 

Ist eine Geldbusse für den Fall der Nichterledigung einer speziellen 
dienstlichen Verfügung binnen einer bestimmten Frist angedroht, so kann nach 
Ablauf der Frist die Geldbusse ohne Weiteres festgesetzt werden. 
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I. Entfiefungs-Hefdidte. 
Der $. 82. ist neu. Nach dem Vorschlage der Reichstags-Kom- 
mission lautete er: | 
„Vor der Verhängung einer Ordnungsstrafe ist der Beamte über die ihm zur 
Last gelegte Verletzung seiner amtlichen Pflichten verantwortlich zu hören, 
Die Verhängung der Ordnungsstrafen erfolgt durch eine mit Gründen zu unter- 
stützende schriftliche Verfügung.“ 
Derselbe ward in zweiter Lesung angenommen und der Abänderungs- 
Vorschlag der Abgg. v. Dörnberg, v. Helldorf und Genossen: 
„den ersten Absatz des 8. 82. (der Kommissions-Vorschläge) zu streichen und in 
dem zweiten Absatz an Stelle des Wortes „Ordnungsstrafe“ zu setzen: „Geld- 
bussen‘,“ 
verworfen. (Sten. Ber. S. 702.—704.) 
Hierauf brachten die Abgg. v. Zedlitz und v. Dörnberg in dritter 
Lesung folgenden Vorschlag ein: 
den Paragraph so zu fassen: | 
„Vor der Verhängung einer Ordnungsstrafe ist dem Beamten Gelegenheit zu 


geben, sich über die ihm zur Last gelegte Verletzung seiner amtlichen Pflichten zu 
verantworten. 


Ist jedoch eine Geldbusse für den Fall der Nichterledigung einer speziellen 
dienstlichen Verfügung binnen einer bestimmten Frist angedroht, so kann nach 
Ablauf der Frist die Geldbusse ohne Weiteres festgesetzt werden. 

Die Verhängung der Ordnungsstrafen erfolgt durch eine mit Gründen zu unter- 
stützende schriftliche Verfügung oder zu Protokoll.“ 

Dieser Vorschlag wurde mit der in der Fassung des gegenwärtigen 
Paragraphen enthaltenen redaktionellen Umstellung und Abänderung vom 
Reichstag angenommen. (Sten. Ber. 8. 915. 916.) 

Il. Bemerkungen: 

1, Rechtliches Gehör. au . 
. Der 8. 1. Sat 1. wahrt das Prinzip, dak Niemand ungehört au nur mit 
einer Warnung bejtraft werden darf. Macht der Beamte von der Gelegenheit, 
ih zu verantworten, feinen Gebraud, fo ift er als contumax zu behandeln; er tft 
im Sinne des Gejetes gehört. (Sten. Ber. ©. 703.) 

2, Beweis insbefondere: 


Heugen-Bernehmungen. Der Beweis wird in der Mehrzahl ver Fälle 
auf der eigenen Sinneswahrnehmung des Dienftoorgefesten beruhen. Die Ber: 
nehmung der Zeugen erfolgt in der Negel nicht eivlih. Auf Verlangen wird 
die Beeidigung dur Vermittelung des Gerichts herbeigeführt werden müflen, da 
in derjelben das allein vevläfftee Wahrheit3-Erforihungsmittel Tiegt. und der 
Beamte ein Recht darauf hat, daß feine Strafe, alfo au feine DOrdnungaitrafe 
anders al3 auf glaubmürdige Beweise gegen ihn ausgefprodhen wird. Späteitens 
in der Strafverfügung werden die Bemweife, auf welche diefelbe gegründet wird, 
anzugeben fein. Ein hierauf gerihteter Zufabantrag wurde in der KRommiffion 
verworfen. 

3. Form der Disziplinar-Strafverfügungen. 

Der Zufah „zu Protofoll” in Abfab 2. bezwedt für viele Fälle, in denen ein 
Verweis mündlih ertheilt, oder eine Geldftrafe auf Grund einer vor ängigen 
Bernehmung fofort verhängt wird, die hinterher „jo ziemlich überflüfftge“ hrittliche 
Verfügung zu vermeiden. Die Bezeugung in Form eines Vrotofolles Toll genügen. 
Dabei ijt vorausgefegt, daß in einem folden Falle von Amtsmwegen, over doch) auf 
Verlangen des en Beamten ihm eine Abichrift des Nüge-Brotofolls ertheilt 
wird. (Sten. Ber. ©. 915. 916.) 

4. Koften. 

Der im jummarifhen Disziplinar-Verfahren in eine Dxrbnungsftrafe Bi: 
mene Beamte hat wener Koften, noch baare Auslagen zu tragen, bezw. zu eritatten. 
(Val. zu $. 124.) % 
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5. Aufbewahrung der Straf-Berfiigungen. 

Die Straf-Verfügung mit den vorangegaugenen Verhandlungen geht in 
Urshrift und Adihrift zu den Perfonal:Akten des Neiche-Beamten. Das Delter- 
reihilihe Gefet über die Disziplinar-Behandlung richterliher Beamten vom 
21. Mai 1868. (Manz, Sammlung djterr. Gel. 1868.) hat die Beitimmung ($. 28.), 
daß nach dreijähriger tadellofer Aufführung der Beamte um die Löfchung eines 
eingetragenen Verweiles nakhjuhen fann. 


6. Vollitrerfbarkeit der Straf-Berfügungen. 

Die Disziplinar-Strafe tit fofort vollitrebar. (S. 83.) 

7. Verjährung der Verfolgung von Ordiungswidrigfeiten. 

Somohl die Disziplinar:Strafordnung für das Deutfhe Heer vom 21. Dftober 
1872. $. 44., als für die Kaiferlibe Marine vom 23. November 1872. (8. 44. am 
Zande und 8. 25. an Bord) fennt eine preimonatlihe Verjährung der Diszipli: 
nar:Bergehen (Drdnungswidrigfeiten). In Ermangelung einer derartigen aus: 
drüdlihen Beitimmung tt die Verjährung aud bei geringfügigen Ordnung: 
widrigfeiten außgejchloiien. (Bal. zu $. 99.) 

8. Nechtliche Natur der in Abiat 5. gedachten Geldbuße. 

Die in Abjah 3. erwähnte Geldbuße ift feine Disziplinar-Strafe (val. zu $. 14.), 
Tondern ein Mittel der Executio ad faciendum. 3 ift niemals zweifelhaft ge: 
wejen und wird Durh das Preuß. Rihtergefet vom 7. Mat 1851. $. 81. 
(8.:©. ©. 218.) und in neueiter Seit dur das Gejeh vom 27. März 1872., 
betr. die Einrihtung und die Befugniffe der Preuß. Dber-Nechenfammer ($. 16. 
©.:©. ©. 278.) beitätigt, daß die vorgefegte Behörde die Erfüllung bejtimmter 
Aufträge und damit die Ordnung im Gefchäftsbetrieb dur Geldbußen erzwingen 
darf und nicht nöthig hat, den Beamten über feine Geneigtheit zur Erfüllung 
folher Aufträge vorher zu befragen. E35 bedurfte daher diefer Beitimmung nicht, 
jedenfalls gehört jte nicht hierher, jondern wie dies aud in den Preugiichen 
Disziplinar:Öejegen gejhehen tit, an den Schluß des Gejetes. An diefer Stelle 
wird der Karakier der Orodnungs:Strafe als Disziplinar-Strafe verbunfelt. 

9. LandesGefese. Bol. Königl. Sähfifhes Gefe $. 16., Gefeh für 
Weimar $. 20, für Koburg:Öotha 8. 21., für Braunfhmweig $. 35., für 
Lippe $. 31., Prozeß: Ordnung für Baiern von 1869. Art. 151. und 8. 100. des 
Preuß. Disziplinar:Gefebes. 


$. 83. Gegen die Verhängung von Ordnungsstrafen findet nur Be- 
schwerde im Instanzenzuge statt. 


I. Entflehungs-Gefhidte: 
Die Regierungs-Vorlage lautete: 
„Gegen die Verfügung von Ordnungsstrafen findet nur Beschwerde im vor- 
geschriebenen Instanzenzuge statt.“ 
Der Reichstag beschloss auf Antrag seiner Kommission in Zeile 1. das 
Wort „Verfügung“ durch „Verhängung‘“ zn ersetzen und in Zeile 1. und 2. 
das Wort „vorgeschriebenen“ zu streichen. 


II. Bemerkungen. 

1. EN die Berhängung von Orbnungzitrafen findet der Nedhtsweg nicht 
jtatt; ebenjomwenig hat der Beamte die Befugniß, das fürmliche Dizziplinar-BVer- 
IRBAN zu beantragen und die Entfcheidung der Disziplinav: Kammer zu ver: 
angen. 

2. Die Beichmwerde geht bis an die oberite Neich3-Behörde in dem bereits 
beitehenden nftanzenzuge. Ein abweichender Snftanzenzug darf und follte 
aud) nad) der A eh nicht vorgefhrieben werben. 

Da8 Dldenburgifche Gefe Fennt nur Beschwerde an die nädite Dienft: 
behörde (Art. 42.). 


\ 
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3. Die Beihwerde tit an feine Frijt gebunden und hat feinen Suspenfiv- 
Effekt (vgl. oben zu $$. 80.—83.). 


4. Bol. Preup. Disziplinar-Gef. S.22., Königl. Sähfifhes Gef. 8. 16,, 
Gefeß für Braunfhmweig $. 40., für Anhalt $. 22., für Anhalt- Bernburg 
$. 25., für Weimar $. 22., für Koburg-Gotha $. 23, für Shwarzburg- 
Rudolitadt $.20., für Lippe SS. 30. 35. 


5. Die Disziplinar- Strafordnung für dag Deutjhe Heer hat in 
Betreff des Bejchwerderechts gegen die Verhängung der Disziplinarftrafen folgende 
Beitimmungen: 

8. 52. Beschwerden über eine von dem zuständigen Militair-Vorgesetzten ver- 
hängte Disziplinarstrafe dürfen nur von einem Vorgesetzten des Bestraften oder 
von diesem selbst, und im letzteren Fall erst nach der Straf-Vollstreekung und 
ohne Mitwirkung eines Dritten, in der für dienstliche Beschwerden vorgeschriebenen 
Form angebracht werden. 

$. 55. Wird die Beschwerde ($. 52.) für begründet erachtet, so ist der hier- 
auf bezügliche Bescheid in die Strafbücher, in welche die Strafe eingetragen wor- 
den, unter Löschung derselben seinem Inhalte nach aufzunehmen und dem Be- 
schwerdeführer davon Kenntniss zu geben. r 

Unbegründete Beschwerden unterliegen, insofern nicht nach $. 151. des Mil.- 
Strafges.-B. für das Deutsche Reich vom 20. Juni 1872. gerichtliche Verfolgung 
geboten ist, der Disziplinar-Bestrafung. 

$. 46. Die Vollstreckung der Disziplinarstrafen muss, sofern die Umstände es 
gestatten, gleich nach deren Festsetzung erfolgen. Ist die Strafe von einem 
höheren Militair-Vorgesetzten verhängt, so bleibt es seinem Ermessen überlassen, 
die Vollstreckung derselben entweder selbst anzuordnen oder dem nächsten Vor- 
gesetzten des zu Bestrafenden Zu übertragen. : 

Öleihlautend ind die Beftimmungen der Disziplinar: Strafordnung 
für die Kaijerlihe Marine, betr. die Disziplinar:Beftrafung am Lande $$. 52. 
53. 46.; bei den Vergehen am Bord ift jene Befchwerde vor der Strafvoll: 
ftredung ausgefchlofien $. 30. 


Sörmlidhes Disziplinar-Verfahren. 


1. Die Motive der Regierungs-Vorlage führen Folgendes an (8. 43.): 

„Die folgenden Paragraphen handeln von der Entfernung aus dem Amte, 
und entsprechen dem Preussischen Ges. v. 21. Juli 1852. Von den 
wenigen Modifikationen dieses Gesetzes, welche der Entwurf vorschlägt, 
ist die wichtigste die, dass als Disziplinar-Behörden in erster Instanz eine 
Anzahl von Disziplinar - Kammern entscheiden, und ein Disziplinarhof die 
zweite Instanz bildet. 

Für die erste Instanz sollen im Ganzen 28 Disziplinar - Kammern ge- 
bildet werden ($. 88.), was nicht füglich anders zu ordnen ist, weil 
kollegialisch besetzte Reichsbehörden in der Art der Preussischen Pro- 
vinzial- Behörden nicht existiren. Dass auch an anderen als den im Ent- 
wurf bezeichneten Orten im Fall des Bedürfnisses Disziplinar - Kammern 
durch Beschluss des Kaisers unter Zustimmung des Bundesraths errichtet 
werden können, wird durch den Schlusssatz des 8. 88. vorgesehen. Die 
Aufnahme von mindestens drei, beziehungsweise vier richterlichen Mit- 
gliedern injede Disziplinar-Kammer beziehungsweise in den Disziplinarhof, ent- 
spricht den Beschlüssen der vorjährigen Reichstags-Kommission. Zugleich 
erschien die Bestimmung angemessen, dass unter den Mitgliedern des Dis- 
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ziplinarhofes sich wenigstens drei Bevollmächtigte zum Bundes- 
rathe befinden müssen. 


‚ Die Entscheidung über die gegen den Beamten erhobenen Anschul- 
digungen wird somit nicht in die Hand der Dienstvorgesetzten gelegt, 
sondern völlig unbefangenen Kollegien überlassen. Die Vorschrif- 
ten über das förmliche Disziplinar-Verfahren (88. 55..ff.) sind bestimmt, 
dem angeschuldigten Beamten alle mit dem Zwecke der Disziplin 
irgend vereinbaren Garantieen zu gewähren. Es findet eine kom- 
missarische Voruntersuchung statt, nach deren Ausfall immer noch eine 
blosse Ordnungsstrafe die ganze Sache erledigen kann. Dann folgt münd- 
liche Hauptverhandlung, Entscheidung nach kollegialischer Berathung der 
Disziplinar-Behörde und eventuelle Berufung an die höhere Instanz. 


Die gegebenen Bestimmungen regeln das Verfahren nieht bis in alle 
Einzelnheiten und Manches wird dem geschäftskundigen Urtheile der ein- 
zelnen thätig werdenden Personen überlassen bleiben. Es genügt indess 
für das Disziplinar-Verfahren, dass die Grundzüge gegeben und nur 
diejenigen Einzelnheiten bestimmt hervorgehoben sind, welche dazu dienen, 
dem Angeschuldigten eine Garantie für eine unbefangene und gerechte 
Prüfung und Entscheidung zu geben. Aus diesem Grunde würde es sich 
nicht empfehlen, lediglich auf die Analogie des gewöhnlichen Strafver- 
verfahrens zu verweisen, und alles Einzelne der Praxis zu überlassen.“ 


Da3 fürmlihe Disziplinar : Verfahren Iehnt fih an das gewöhnlidhe Straf: 
verfahren an. Freilich wirkt auf dafjelbe das materielle Disziplinar-Strafreht — mit 
feinem bejchränfteren Strafengebiet und dem damit im Zufammenhang jtehenden 
freieren Dispofitiongrecht des angefhuldigten Beamten über jeine Vertheidigung — 
modizifirend nad der Richtung des Zivil-PBrozeßverfahrens ein. Andrerjeit3 ver: 
langt au das Staatsinterejie vorzugsmwerie gegen die Verfchleppung des Ber: 
fahren und für die Bewahrung der Staatsgeheimnijje bejondere Bürgschaft. 
Allein das gewöhnlide Strafverfahren bleibt immer das Vorbild des fürm: 
lihen Dizziplinar-Verfahrens und feine einheitliche Regelung ftößt daher, jo lange 
ein gemeinfames Strafverfahren im Deutfhen Reiche nicht befteht, auf faum 
überwindlihe Schwierigfeiten. Diefer Umiftand jo wie der jonitige inhalt der 
Vorlage bejtimmten die Referenten der Reichstags: Kommilfion zu Anträgen, welche 
darauf abzielten, die Aufhebung, beziehungsmweife Nevifion des dizziplinaren 
Theil des gegenwärtigen Gefetes mit der Berfündung der zu erwartenden 
Deutihen Straf-Prozegordnung in Ausfiht zu nehmen. Die Anträge blieben in 
der Minderheit. Das Gefeg, welches im Gebiete des Preußifchen, des Rheinifch- 
Franzöfiihen und des alten gemeinrehtlihen inquifitorifhen Strafverfahrens 
der Disziplinargewalt des Staates wie dem Bertheidigungsrechte des Beamten 
gleihmäßig Geltung verfhaffen follten, mußte nunmehr umfaljender als dies von 
der Vorlage gefchehen war die Grundfäte des fürmlihen Disziplinar-Verfahrens 
felbft feititellen. Dabei konnte Schon nad) ihrer Zufammenfegung und mehr nod 
im Hinblid auf die unmittelbar bevoritehende Reform des Strafverfahrens die 
Kommiffion e8 nicht als ihre Aufgabe anfehen, bei Gelegenheit eines Gejeges 
über das fürmliche Dizziplinar-Verfahren neue, audh in den neueren Landes: 
Strafprozeß - Ordnungen bisher nicht anerkannte, in der Wiljfenihaft und Recht: 
fprehung nicht unbeftrittene, für die Geftaltung des gefammten Verfahrens maß: 
gebende Grundfäge einzuführen und damit felbjt ein Stüd neuer Straf: PBrozep: 
ordnung zu machen. Der Verziht hierauf fhien umfomehr geboten, als der im 
Preußifhen Zuftiz - Minifterium ausgearbeitete Entwurf einer Deutihen Straf: 
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Prozefordnung*), welcher nach der Erklärung des Vertreters der Reicharegierung 
bisher lediglih den Karakter einer Privatarbeit hat, der Kommilfion nicht zu 
Gebot ftand und daher nicht als Anhalt dienen fonnte. Auf den Boden des be: 
‚ftehenden, überwiegend gemeinfamen Deutichen Straf-PBrozeßrehts (Blanf’3 
Deutsches Strafverfahren), waren daher ihre Berbejlerungen eingegrenzt. Aber 
auch mit diefer Beichränfung blieb für diefelben ein reiches Feld. Die Organi- 
fation der in diefem Verfahren thätigen Behörden verbürgte weder die gerühmte 
Unbefangenheit, noch boten die Vorfhriften des Verfahrens felbit nennensmwerthe 
Garantien für den angefhuldigten Beamten. Die Disziplin fol itreng, aber 
jie fol gerecht und darauf die Einrihtung des Verfahrens gegründet fein. Ber: 
mögen, Ehre, die ganze Zukunft des Beamten — und darum handelt e8 jich bei 
der Dienftentlaffung — dürfen niht mwechjelnden Verwaltungs » Rommisfionen 
(8. 94. der Regierungs:Vorlage) mit vollitändig diskretionären Befugnifien ($. 9. 
99. 101.) ohne die Kontrole der Deffentlichfeit anvertraut werden. Sn dem 
gegenwärtigen Gejet treten deshalb an die Stelle der Verwaltungs:Kommiljionen 
der Regierungs-Borlage Kollegien, welche die Garantien unabhängiger und feiter 
Rehtfprehung gewähren und die disfretionairen Befugnifje der Keichsregierung 
find durch beitimmte Varteirehte des Beamten erjegt. Für die VBorunterfudung 
wird Nechtsgleihheit zwifchen der Staatsanwaltihaft und dem angefhuldigten 
Beamten, für das Hauptverfahren — wenn aud bejhräntt — Mündlichkeit 
und Deffentlichfeit obligatorifh angeordnet, endlih aud der Beamte gegen er: 
neuerte Verfolgung wegen derjelben Handlung geihüßt. 
Der oberiten Neihsbehörde verbleibt: 
1. Die Einleitung der Vorunterfuhung. 
2. Die Beitimmung über Ausdehnung der Ermittelungen der Vorunter: 
fuhung. 
3. Die Ernennung der in der Vorunterfuhung thätigen Unterfuhungs: 
Beamten. 
4. Die vorläufige Dienftenthebung des angefhuldigten Beamten. 
5. Die Entiheidung: 
a. über das Ergebniß der VBorunterfuhung, 
b. über den Umfang des Hauptverfahrens, 
e. über den Inhalt der Anflageichrift. 
Während fo die Leitung der Vorunterfuhung und des Zmwijchenverfahrens 
ausfchlieglich zur Zuftändigfeit der oberiten Neihsbehörde gehört, geht im Haupt: 
verfahren vom Augenblid der Einreihung der Anklagefhrift das Entigei- 
dungsrecht auf die Disziplinar - Kammer über, deren Präfident und Mitglieder- 
mehrheit dem Nichteramt angehören. Das bevedtigte Interefje der oberiten 
Keichsbehörde wird innerhalb des Disziplinar-Kollegiumg duch eine Minderheit 
von Verwaltungs-Beamten, außerhalb derjelben dur ihr Organ, den mit dem 
Recht der Antragftellung ausgerüfteten Beamten der Staatsanwaltfhaft, gewahrt. 
Der Disziplinar-Appellhof endlich befteht, wie die Disziplinar - Kammer, in 
der Mehrheit feiner Mitglieder einfchlieglih des Präjiventen aus Mitgliedern 
des Keihs-Oberhandels-Gerichts. Auch dort ift ein Beamter der Staatsanwalt: 
ihaft für das nterejje des Reiches thätig. 


*) Derfelbe ift im Janmar 1873. Dur den Deus veröffentlicht. 
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$. 84. Der Entfernung aus dem Amte muss ein förmliches Dis- 
ziplinar-Verfahren vorhergehen. Die Einleitung desselben wird von der 
obersten Reichsbehörde verfügt. 

Das Disziplinar-Verfahren besteht in einer schriftlichen Vorunter- 
suchung und einer mündlichen Verhandlung. | 


I. Entflefungs-Hefhidte: 
Die Regierungs-Vorlage bestimmte in Absatz 2.: 

„Dasselbe besteht in der von einem Kommissarius zu führenden schriftlichen 
Voruntersuchung und in der mündlichen Verhandlung nach den folgenden näheren 
Bestimmungen.“ 

Der Reichstag beschloss auf den Vorschlag seiner Kommission: 
in Zeile 1. und 2. die Worte ‚in der von einem Kommissarius zu führenden“, 
und in Zeile 3. und 4. die Worte: 
„nach den folgenden näheren Bestimmungen“ 
zu streichen; endlich in Zeile 2.: 
statt des Wortes „der“ das Wort „einer“ 
zu setzen. 


11. Bemerkungen: 

1. Die un! de3 Varagraphen gegen die Regierungs-Vorlage find 
überwiegend redaftionell. Die Einleitung der Disziplinar-Vorunterfuhung wurde 
in einem folgenden Baragraphen (86.) der Regierungs-Borlage vorgefchrieben. 

Bon dem Unterfuhungs:Beamten, welden der 8. 84. der Regierungs-Vorlage 
mit dem aus dem VBreußifhen Gefeg entnommenen unfhönen Fremdwort: 
„Rommifjarius“ bezeichnet, ift dagegen in dem folgenden 8. 85. diefes Sefetes Die 
Rede. Materiell erheblich ift die Befeitigung der Worte: „und in der mündlichen 
Verhandlung nah den nahftehenden näheren Beitimmungen“ und ihr Erjat 
durd die Worte „und in einer mündlichen Verhandlung”. Die Hauptverhand- 
lung erfolgt fomit nad) dem Grundfag der Mündlichfeit, injomeit nicht die 
Beitimmungen diejes Gejeges eine Ausnahme enthaiten. Von diefem Grundiat 
aus jind die Lüden dejjelben auszufüllen. 


2. zn Weimar Gefeh $. 46., Koburg: Gotha Gef. 8. 47., Schwarzburg- 
Nudolitadt 8. 46. und Didenburg Art. 73. IE vor dem fürmlichen Diß- 
ziplinar-Verfahren ein abministratives Vorverfahren ftatt, nach dejjen Abichlug 
bei einem für den Beamten ungünjtigen Ausfall die Staatsregierung diefen zur 
Erklärung darüber auffordert, ob er jih der Entfernung aus dem Amte im ad: 
ministrativem Wege unterwerfen will. Verneinenden Falls findet der Rechtsweg, 
beziehungsmeife das fürmlihe Disziplinar-Verfahren ftatt (val. 8. 100. diefes _ 
Gefetes). 

3. 5m Mebrigen val. Königl. Sähfiihes Gef. $$. 23. 25., Gef. für 
Braunfhweig 8. 39., Disziplinar:Gef. für Anhalt-Bernburg 8. 26. 

4. Gegen die Mitglieder des Neich3:Dberhandels-Gerichts findet ein Dis: 
ziplinar:Berfahren nicht ftatt. Der 8. 24. des Entwurfs des Gejeges über das 
Neih3:Oberhandels:-Geriht ward vom Neichdtag verworfen. 


8. 85. Die oberste Reichsbehörde ernennt den wntersuchungführen- 
den Beamten und diejenigen Beamten, welche im Laufe des Disziplinar- Ver- 
Fahrens die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft wahrzunehmen haben. 

Ist Gefahr im Verzuge, so kann die Verfügung der Einleitung des 
Disziplinar-Verfahrens und die Ernennung des untersuchungführenden 
Beamten vorläufig von einer der im $. 80. unter Nr. 2. bezeichneten Be- 
hörden oder einem der dort bezeichneten Beamten ausgehen, Es ist 
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alsdann die Genehmigung der obersten Reichsbehörde einzuholen und, 
sofern diese versagt wird, das Verfahren einzustellen. ; 


I. Entflefungs-Hefdidte: 
Die Regierungs-Vorlage lautete in dem entsprechenden ($. 86.) Absatz 1. 


abweichend: 

„Die Einleitung des Disziplinar-Verfahrens wird von der obersten 
Reichsbehörde verfügt. Dieselbe ernennt auch den Untersuchungs-K om mis- 
sarius und denjenigen Beamten, welcher die Verrichtungen der Staatsanwalt- 
schaft wahrzunehmen hat.“ 

Mit Rücksicht auf die dem Richter beiwohnende Objektivität und sach- 
verständige Erfahrung legte man im Schoosse der Reichstags - Kommission 
entschiedenes Gewicht darauf, dass die Voruntersuchung von einem Richter 
geführt würde. 

Ein in Betreff der im Bundesgebiet angestellten Reichs-Beamten gemachter 
Abänderungs-Vorschlag, dahin gehend: 

„Das Gericht, in dessen Bezirk der Angeschuldigte wohnt, hat auf Ersuchen 
der obersten Reichsbehörde die Voruntersuchung zu führen. Bildet dasselbe ein 
Kollegium, so ist von demselben der Untersuchungs-Richter aus der Zahl der etats- 
mässigen Mitglieder zu ernennen.“ ? 

verwies zugleich die Voruntersuchung an den ordentlichen Richter des Beamten 
und schloss damit jede Willkür aus. Derselbe fand jedoch nicht die Mehr- 
heit, wohl aber wurde folgendes, dem richterlichen Gesichtspunkt Rechnung 
tragendes Amendement zu Abs. 1. angenommen: 

„Auf Ersuchen der obersten Reichsbehörde hat das Gericht höherer Instanz, 
in dessen Bezirk der Angeschuldigte seinen dienstlichen Wohnsitz hat, einen etats- 
mässigen Richter mit der Führung der Voruntersuchung zu beauftragen. Hat der 
Angeschuldigte seinen dienstlichen Wohnsitz ausserhalb des Deutschen Reiches, 
so ist der Voruntersuchungs-Beamte von der obersten Reichsbehörde zu ernennen,“ 

Ausserdem wurde Abs. 2. der Regierungs-Vorlage als entbehrlich von der 
Kommission des Reichstags gestrichen. 

Bei der zweiten Lesung des Gesetzes brachte der Abg. v. Dörnburg 


folgendes Amendement ein: 

„Die oberste Reichsbehörde ernennt den Untersuchungs-Kommissarius und die 
Beamten, welche im Laufe des Disziplinar - Verfahrens die Verrichtungen der 
Staatsanwaltschaft wahrzunehmen haben. 

Ist Gefahr im Verzuge, so kann u. s. w.“ wie in der Regierungs-Vorlage $. 86. 


Der Verteter der Reichsregierung, Unter-Staatssekretair Dr. 
Achenbach, bekämpfte den Kommissions-Vorschlag und hob namentlich 
hervor: 

„Die Reichsregierung glaubt von ihrem Standpunkte aus annehmen zu müssen, 
dass was die Seite der Sachverständigkeit anbetrifft, in allen ihren Ressorts Be- - 
amte vorhanden sind, welche die Fähigkeit und im Ganzen auch diejenigen Kennt- 
nisse besitzen, welche richterlichen Personen als solchen beiwohnen. Es ist keine 
Verwaltung vorhanden, welche nicht zu ihren Mitgliedern Beamte zählte, welche 
die juristischen Examina gemacht, welche auch praktisch die Laufbahn eines 
Juristen durchgemacht haben, so dass in jedem Verwaltungszweige Gelegenheit 
gegeben ist, nach Lage und nach Bedürfniss des Falles auch einen Juristen zum 
Untersuchungs-Kommissar zu bestellen. Sodann aber giebt es eine Reihe von 
Fällen, wo man in der T'hat regierungsseitig annehmen muss, dass den Beamten 
welche die Reichsregierung nach Lage des konkreten Falles auswählt, eine grössere 
Sachverständigkeit beiwohnen werde, als den Richtern, welche Seitens der richter- 
lichen Behörde bestellt werden möchten. Es giebt sehr viele Untersuchungs-Prozesse 
in Disziplinarsachen, wo es gerade im Interesse des Angeschuldigten nothwendig 
ist, dass der Untersuchungs-Beamte bis in das kleinste und geringste Detail den 
Geschäftsbetrieb innerhalb des betreffenden Ressorts kennt. 


[23 
. 


Zu 8.85. Förmliches Disziplinar-V erfahren. a 


Wenn behauptet worden, dass dem Richter-Kommissar eine viel grössere Ob- 
jektivität bei der Untersuchung beiwohne, so kann auch dies regierungsseitig nicht 
anerkannt werden. Man ist der Ueberzeugung, dass, wenn die Reichsregierung aus 
einem anderen Ressort einen Beamten wählen sollte, derselbe ebenso mit denselben 
Figenschaften begabt sein könnte und begabt sein werde, wie dies bei den richter- 
lichen Beamten der Fall ist. Wie die Verhältnisse des Deutschen Reiches 
beschaffen sind, muss ein entscheidender und durchgreifender Werth 
darauf gelegt werden, dass über die Person der Beamten die oberste 
Reichsbehörde ihrerseits entscheiden darf und in diesem Punkte unbe- 
schränkt bleibt.“ 

Der Abg. Wagner-Altenburg entgegnete: 


„Der Kommissar hat zunächst hervorgehoben, dass auch in der Verwaltung 
richterlich gebildete Beamte vorhanden seien, die die Fähigkeit zur Führung einer 
Voruntersuchung besässen. Das mag zuweilen der Fall sein, aber diese Fähigkeit 
ist nicht ein nothwendiges Requisit eines Verwaltungs-Beamten und nicht immer 
vorhanden, und Schule und Uebung wird ihm doch in der Regel abgehen. 

Insbesondere aber noch Eins. Der Verwaltungs-Beamte nimmt — es ist das 
ja seine Pflicht — unwillkürlich für das Interesse Partei, das er dienstlich vertritt; 
der fiskalische Beamte wird z. B. vorzugsweise das Interesse seiner Kasse ins 
Auge fassen. Das ist zu menschlich, als dass ihm daraus ein Vorwurf gemacht 
werden könnte, begründet aber doch immer die Besorgniss, er könne sich zu Par- 
teilichkeiten fortreissen lassen. Es ist ferner vom Regierungstische aus gesagt 
worden, dass dem Richter in der Regel die technischen Kenntnisse abgehen würden, 
die dazu gehören, um ein in einer Verwaltungsbranche begangenes Dienstvergehen 
gehörig zu würdigen. Mir sind in meiner Erfahrung viele hier einschlagende Fälle 
vorgekommen, z. B. Unterschlagungen bei den Posten. In solchen Fällen ermittelt 
zunächst die Postbehörde den Thatbestand in ihrem Interesse, und giebt dann die 
Sache an den Untersuchungsrichter zur Voruntersuchung ab. In der Regel findet 
sie dieser nach zwei Richtungen hin der Vervollständigung bedürftig: einmal in der 
Richtung, dass er die technischen Einrichtungen, die zu beurtheilen sind, auch für 
den Laien verständlich macht, und ferner in der Richtung, dass er den dem An- 
Bann leben zur Seite stehenden Entschuldigungs-Momenten nachforscht. Diese 

hätigkeit des Voruntersuchungs-Richters muss auch in der Disziplinar-Untersuchung 
gesichert werden. Deshalb lege man die Voruntersuchung auch hier in die Hand 
eines geschulten Richters.‘ 


Das Amendement v. Dörnberg wurde hierauf in seinen beiden Absätzen 
bei getrennter Abstimmung verworfen und der Vorschlag der Reichs-Kom- 
mission angenommen. (Sten. Ber. S. 703. 704.—706.) 


In dritter Lesung brachten die Abgg. v. Zedlitz und v. Dörnberg 
folgendes Amendement ein: 


den ersten Absatz des $. 86. also zu fassen: 

„Die oberste Reichsbehörde ernennt den untersuchungführenden Beamten und 
diejenigen Beamten, welche im Laufe des Disziplinar-Verfahrens die Verrichtungen 
der Staatsanwaltschaft wahrzunehmen haben.“ 

und alsdann unter Streichung des Abs. 2. der Bechlüsse den 2. Absatz der 
Regierungs-Vorlage mit der Massgabe folgen zu lassen, dass statt: 
„Untersuchungs-K ommission“ gesetzt wird, 
„untersuchungführenden Beamten“. 


Der Abg. v. Dörnberg machte die Vertreter des Beschlusses der zwei- 
ten Lesung darauf aufmerksam, 

„dass durch denselben die Verwaltung.dahin gedrängt würde, das Skrutinial-Ver- 
fahren vorher durch diejenigen Beamten besorgen zu lassen, die sie vielleicht 
gerade in dem speziellen Falle für geeigneter hält, als den Richter. Er glaube, 
dass man recht gut in dem Skrutinial-Verfahren der Untersuchung eine solche 
Richtung geben und sie in einer solchen Weise vervollständigen könne, dass nachher 
dem Richter nicht viel mehr übrig bleibe, als die Zeugen zu vernehmen.“ 


Der Vertreter der Reichsregierung erklärte hierauf ausdrücklich: 


„dass dieselbe eine solche Beschränkung in der Auswahl des Untersuchungsrichters, 
wie sie der Beschluss der zweiten Lesung enthalte, nicht annehmen könne.“ 
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Hierauf wurde das mit der Regierungs-Vorlage materiell übereinstim- 
mende Amendement. v. Dörnberg in seinen: beiden Absätzen und damit’der 
Paragraph in seiner gegenwärtigen Fassung, vom Reichstage angenommen. 
(Sten.: Ber28.:9174.919) Yu er 

Il. Bemerkungen: A TRVIERSE N ee 
1. Die Dispofition einer nberfien Neihsbehörde über die jelbftitändigen 
Richter der Bundesftaaten für Zwede der Neichsvermaltung enthält. einen politifch 
nicht unbebdenklichen Eingriff in die Unabhängigkeit der Gerichte. Der Reihstag 
durfie daher auf die Führung der Vorunterfuhung Durd einen Richter um fo 
leichter verzichten, als nach) feinen Beihlüffen der Schwerpunkt des Disziplinar- 
Verfahrens nicht mehr ausfhlieglih in der Vorunterfuhung Tiegt $$. 106. 107. 
Auch nah dem Didenburg. Gef. wird die Borunterfuhung durd Die vorgefehte - 
Dienftbehörde geführt. (Art. 73.) | | Re 
2. Die Ermennung eines zur Borunterfuhung bereiten Richters ala Vor- 
unterfuhungs:Beamten it nit ausgefhloffen und bleibt wünfdhensmerth. Am 
meiften empfiehlt fih, dazu ein richterlihes Mitglied der zuftändigen Disziplinar- 
Kammer zu ernennen. ‘edenfalls wird als Regel feftzuhalten fein, nur juriftiie) 
vorgebildeie Reih3-Beamte mit der Führung der Vorunterfuhung zu betrauen. 
Die in Breußen mit den Disziplinav-Unterfuhungen der Vermaltungs-Beamten 
gemachten Erfahrungen lauten nicht günstig (Neftript des Miniiters des Innern 
vom 7. April 1854, Minift.:Bl. f. i. B. von 1854. ©. 109.). ER 
3. Die Venderung in Betreff der Beamten der Staatsanwaltiheit it nur 
ae und faßt die bezüglihen Beitimmungen ver 88. 86. 95. und 107. zu: 
ammeit. | ’ BES 
4. Ein Bedürfnig zu der Norfchrift des zweiten Abfases ft nit vorhanden. 
Denn $. 131. diejes Gefebes beitimmt, daß, wenn Gefahr im VBerzuge it, einem 
Beamten. auch von folden Vorgefesten, die feine Susperfion zu verfügen nicht 
bereohtigt find, die Ausübung der Amtsverrihtungen vorläufig unterfagt werden 
fann ; e& foll aber darüber berichtet werden. Wenn alfo ein Beamter jofort aus 
feiner amtlichen Thätigfeit entfernt werden darf und Dadurch die Nachtheile Des 
Dienfteß, die durch jein ferneres Verbleiben entitehen fünnen, vollftändig Befeitigt 
werden, wenn ferner die gegenwärtigen Gifenbahn:, Telegraphen: und Polt-Ver- 
bindungen derartig find, daß die Erwirfung einer Disziplinar-Unterfuhung feitens 
der oberiten Neihsbehörne mit Leichtigkeit erfolgen Fann, alsdann follte eine jo 
böchft bedeutungsvolle Verfügung nicht proviforifh in andere Hände als in die- 
jenigen der oberjien Neihabehörde gelegt werden, weldhe Bürsihaften bietet, mie 
fie niemals eine untere Behörde bieten Fann. | u 


$. 86. Die entscheidenden Disziplinar-Behörden, welche je nach 
Bedürfniss zusammentreten, sind ee ” 

1) in erster Instanz die Disziplinar-Kammern, 

2) in zweiter Instanz der Disziplinarhof. 


I. &Enffiehungs-Hefgichte: | ja ERS 
Die Regierungs-Vorlage hatte in der Nummer 2. die Schlussworte „in 
' Berlin,“ In zweiter Lesung. brachte der Abe. Klotz-Berlin den An- 
trag ein: | ar 
En 8. 86. sub Nr. 2. die Worte „in Berlin“ zu streichen; 
derselbe wurde vom Reichstag angenommen. | 
II. Bemerkungen. de | ee 
1. Die entigeidenden Disziplinar-Behörden find feine ftändigeniKollegien; die 
Mitglieder braudyen nicht am Gik der Disziplinar-Kanmer, beziehungsmweife des 
i Dieziplinarhofes angeftellt zu fein. Ein Antrag, die Disziplinar-Behörden DI... 
“. Dem Vorbild des Bundesamts für das Heimathwefen, als ftändige und folleginle 
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Behörden ($. 42. des Gef. vom 6. Juni 1870. (BGBl. Nr. 23., Archiv Bd. IV. 
©. 596.) zu bezeichnen, fiel in der Kommiffion des Neichstaas, weil es den zu 
gründenden ftändigen Behörden an genügender Beihäftigung fehlen würde, und 
der Tollegiale Rarakter ver dur) $. 86. gefhaffenen Behörden auper Zweifel jet (vgl. 
$. 92). Trogdem bleiben diefe wandernden Gerichte ein Webelitand, welcher zur 
Zeit nicht zu vermeiden ift. 


3. Die entfcheivenden Disziplinar-Behörden find Neihsbehörden. Die 
Mitglieder der Disziplinar-Rammer werden aus den Landes-Beamten gewählt 
werden. Dieje Landes:Beamten befleiven das Reihsamt eines Kaiferlihen Dis- 
zinlinar-Nichterg als Nebenamt. 8.38. und die Motive zu diefem Baragraphen. 


3. Ein Zwang zur Annahme eines Amtes findet nicht jtatt (vgl. zu S. 1.), 
alfo auch nicht zur Annahme diejes Nebenamtes. Ein folder Tann aud aus 
den Vorihriften diejes: Gejeges über, die Dualifitation der Mitglieder der ent- 
icheidenden Disziplinar-Behörden nicht hergeleitet werden. Hmweifelhaft Eönnte 
dies nur bei den Mitgliedern des Neih8-Dberhandels3-Geriht3 fein ($. 91.), 
aber auch in Bezug auf diefe wird der Zwang zur Annahme verneint werden 
müffen. {Die Erweiterung des Gefhäftstreijes ver Behörde, welcher ‚er an: 
gehört, muß-— der Nihter nit ausgenommen — id) jeder Beamte und zu 
jeder Zeit gefallen lafjen, und fein Mitglied des Neich3:Oberhandels-Gerichts 
dürfte ji weigern, wenn die Disziplinarfachen in zweiter Jnitanz der Kompetenz 
diefes Gerichtshofes übermwiefen wären, an deren Entfheivung Theil zu nehmen. 
Dies ift aber vom Gejet nit gefhehen. Der Neichs-Dizziplinarhof tft eine von 
dem Reih3-Oberhandels-Gericht verfhiedene Keichsbehörde, der einzelne Reichs: 
DOberhandel3-Nichter wird dazu befonders ernannt $. 93. Anber3 die Erklärung 
des Vertreters der Neihöregierung, „weldher von der Borausjegung aus: 
‚ging, daß derjenige Nihter, welder eine Kaijerlide Ernennung 

erhielt, auch verbunden fei, diefer Ernennung Folge zu leiiten.“ 
(Sten. Ber. ©. 711.) 


4. Würden die Gefhhäfte bei der Disziplinar-Kammer und namentlid beim 
Disziplinarhof einen erheblihen Umfang gewinnen — und es ift nicht zu vers 
fennen, daß nad der vom Neichötag befchloffenen Konitrultion des Verfahrens 
für die Disziplinar » Behörden eine größere Arbeitslaft erwachen wird, al die 
Keg.: Vorlage. diefelbe vorausfegen durfte — jo wird eine Nemuneration der Mit: 
glieder. der Disziplinar-Behörden ebenjo wenig vermieden werden können, wie bei 
den Mitgliedern de3 Bundesamts für dag Heimathsmwejen. Mit der Bejoldung 
und eventuellen Vermehrung der Mitglieder de8 Neih3-Oberhandel3-Geridts 
ihwindet jedes Bedenken, ala ob zur Mebernahme des hohmwichtigen, wenn aud) 
läftigen Amtes eines Disziplinar-Nichterd nicht, Die geeigneten Kräfte fi finden 
follten. Ein Borihlag, den Mitgliedern der Disziplinar-Behörden' die Befugnik 
ausdrüdlic einzuräumen, diefes Nebenamt nad 3 Jahren nieverzulegen, fand 
nicht die Zuftimmung der Kommiffion. Der Karalter der Lebenslänglichteit des 
Amtes wird damit thatfählich aufgegeben und die Gtetigfeit disziplinarer Recht: 
Ipredhung in Frage geitellt. x, 

Dab die am Sit der entfheidenden Disziplinar-Behörden nicht wohnhaften 
Mitglieder, wenn fie zu den Sigungen reifen, Anjprüde auf Reifeloiten und 
Tagegelver haben, verfteht fich von jelbit (vgl. zu $: 18)*). 


*) Für die Beftveitung der Ausgaben der enticheidenden Disziplinar-Behörden ift in den 
Gtat ein befonderer Fonds aufgenommen. Aus bemjelben find zu gewähren: 

1. Bräfenzgelder für die Mitglieder, welche, nad) der Zahl der Gigungen zu bemefjen, in 

Ausficht genommen tft; 

2%, Reifeviäten und Fuhrkoften für diejenigen Mitglieder, welde nit am Sibe der Be: 

Hörde ihr Domizil haben; 

3. die fahlihen Ausgaben für Gefhäftsbebürmnifie. | 

Der Rarakter des Chrenamtes ift damit aufgegeben, anbererjeitS aber die Gewährung 
einer beftimmten Befoldung mit Rücficht auf die vorausfichtlich geringe Beihäftigung vermieden. 
(Vgl. Rahtrags:Etat von 1873. für das Neihöfanzlev- Amt Anl. A. Tit, 14. ©. 4.). 
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5. Die Bejtimmung des Sites der Disziplinarhofes gehört nicht in diefen, 
jondern ent|prehend den DizziplinarzKXammern in den folgenden Baragraphen. 
Die Streihung erfolgte überdies im Hinblid auf die Bildung eines Theils des 
Disziplinarhofes aus Mitglievern des Neich3:Oberhandels:Gerichts. 


$. 87. An folgenden Orten: 

Potsdam, Frankfurt a. O., Königsberg, Danzig, Stettin, Köslin, Brom- 
berg, Posen, Magdeburg, Erfurt, Breslau, Liegnitz, Oppeln, Münster, 
Arnsberg, Düsseldorf, Köln, Trier, Darmstadt, Frankfurt a. M., Kassel, 
Hannover, Schleswig, Leipzig, Karlsruhe, Schwerin, Lübeck und Bremen, 
wird je eine Disziplinar-Kammer errichtet. 

Durch Anordnung des Kaisers können im Einvernehmen mit dem 
Bundesrath einzelne Disziplinar-Kammern auch an anderen Orten errichtet 
werden. 

Der Disziplinarhof tritt am Sitze des Reichs- Oberhandels- Gerichts zu- 
SAMIMEN. 


I. Entfiefungs-Gefdidte: 

Die Regierungs-Vorlage lautete abweichend im Absatz 3.: 

„Durch Anordnung des Kaisers können unter Zustimmung des Bundes- 
rathes einzelne Disziplinar--Kammern auch an anderen geeigneten Orten er- 
richtet werden.“ 

Die Kommission beschloss . in dem Absatz 2. Zeile 1. statt der Worte 
‚unter Zustimmung des Bundesraths“ zu setzen „im Einvernehmen mit dem 
Bundesrath“, und im Absatz 3. das Wort „geeigneter‘‘ zu streichen. 

Zu dem Kommissions-Antrage stellte der Verfasser und Gen. den 
Unterantrag, 

dem 8. 87. einen letzten Absatz des Inhalts beizufügen: 

„Der Disziplinarhoftritt am Sitze desReichs-Oberhandels-Gerichts 

zusammen.“ 

Diese Anträge wurden vom Reichstag angenommen. (Sten. Ber. 711., 
112, 718. 

Zu Ah Paragraphen war ausserdem vom Abg. Klotz ein Verbes- 
serungs-Antrag gestellt, welcher die Disziplinar-Kammern mit den Appellhöfen 
der einzelnen Bundesstaaten in Verbindung bringen und den $. 89. gestrichen 
wissen wollte. Derselbe wurde verworfen. Siehe darüber zu 8. 89. 

II. Bemerkungen: 

1. Die Zahl der nach 8. 87. errichteten Disziplinar-Kammern beträgt, wie 
Ihon in den Motiven erwähnt it, 28; auf die einzelnen Disziplinar:Kammern 
fommen daher etwa 1,200,000 Seelen. Für Baiern ift bis jegt feine Diszi- 
plinar:Kammer in Ausfiht genommen.*) | 

2. Sn Betreff der Abänderung von „Zuftimmung des Bundesratha“ in „im 
Einvernehmen mit dem Bundesrath” vgl. zu S. 66. 

3. Wegen Abjah 3. vgl. zu $. 91., dejien Konjequenz diefelbe ift. Gehört 
der Präfident und die Mehrheit des Disziplinarhofes dem NReich3-Oberhandelg- 
Geriht an, jo ift es in der Drbnung, daß die Minderheit der mwechjelnden, ver 
Berwaltung angehörenden Mitglieder fih an den Sit des Oberhandels-Gerichts 
begiebt, falls fih dort das erforderliche Verwaltungs-Perfonal nicht findet. (Sten. 
Ber. ©.711.:712. 719) 


8. 88. Die Bezirke der Disziplinar-Kammern werden vom Kaiser 
im Einvernehmen mit dem Bundesrathe abgegrenzt. 


..*). Sür Württemberg ift eine foldhe in Stuttgart duch Kaiferliche Verordnung beftimmt; 
vgl. 8. 8., 8. Anmerkung. 
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Zuständig im einzelnen Falle ist die Disziplinar-Kammer, in deren 
Bezirk der Angeschuldigte zur Zeit der Einleitung des förmlichen Disziplimar- 
Verfahrens seinen dienstlichen Wohnsitz hat, und wenn dieser Wohnsitz 
im Auslande sich befindet, die Disziplinar-Kammer in Potsdam. 

Streitigkeiten über die Zuständigkeit verschiedener Disziplinar- Kammern 
werden vom Disziplinarhof entschreden. | 


I. Entfiefungs-Gefdidtfe: 

1. Der Paragraph beruht auf den Beschlüssen der Reichstags-Kom- 
mission. 

Die Regierungs-Vorlage lautete in ihrem $. 89. abweichend im Absatz 2.: 

„Zuständig im einzelnen Falle ist die Disziplinar-Kammer, in deren Bezirk der 
Angeschuldigte seinen dienstlichen Wohnsitz hat, und wenn dieser Wohnsitz im 
Auslande sich befindet, die Disziplinar-Kammer in Potsdam.“ 

2. Auf diesen Paragraphen bezog sich ein Amendement des Abg. Klotz, 
welcher den ersten Absatz ganz und im zweiten Absatz die Worte „die Dis- 
ziplinar-Kammer in Potsdam‘ gestrichen wissen wollte. Dasselbe hängt 
mit dem zu $$. 87. und 89. gestellten Antrage zusammen, und wurde ver- 
worfen. Siehe zu $. 89. 


II. Bemerkungen: *) 


1. Die Regierungs:Borlage läßt es unklar, ob für die Zuftändigfeit der 
Disziplinar:Kammer der dienitlihe Wohnfig des Beamten bei Einleitung der 
Vorunterfuhung oder bei Eröffnung des Hauptverfahrens vor der Disziplinar: 
Kammer gemeint ilt. Der Beihluß de3 Reichstags entjcheidet dies zu Gunjten 
des erjteren und jchließt damit tendenziöje Berfegungen nad Einleitung der Vor: 
unterfuhung aus. (Öten. Ber. ©. 712.) 


2. Der lette Abjat des Paragraphen, mweldher in der NRegierungs:Vorlage 
fehlte, bejeitigt den Zweifel, ob die oberite Neichsbehörde oder der Disziplinarhof 
ım Fall des Kompetenz.Konflifts zu befinden hat — nah Maßgabe der zu $. 84. 
dargelegten Grundfäbe über die Befugnijle der oberiten Reihsbehörde im fürm: 
lichen Disziplinar-Berfahren — zu Guntten des Disziplinarhofs. Eine Feititellung 
diefes Punktes war um jo nothmwendiger, als der $. 28. des Preußijhen Dis: 
ziplinar:Gefeted von 1852. die Entiheidung von KompetenzStreitigfeiten dem 
Staatsmintjterium überträgt. i 


8. 89. Jede Disziplinar-Kammer besteht aus sieben Mitgliedern. 
I. Entfleßfungs-SGefhicite: 


Der $. 89. beruht auf den Beschlüssen der Reichstags-Kommission 
von 1872. Die Regierungs-Vorlage lautete übereinstimmend mit den Beschlüssen 
der Reichstags-Kommission von 1870.: 


„Jede Disziplinar-Kammer besteht aus einem Präsidenten und sechs anderen 
Mitgliedern, von denen wenigstens drei in richterlicher Stellung in einem Bundes- 
staate sein müssen. Zur Erledigung der Disziplinar-Sachen ist bei den 
Disziplinar-Kammern die Theilnahme von wenigstens fünf Mitglie- 
dern, mit Einschluss des Vorsitzenden, erforderlich, von denen wenig- 
stens zwei in richterlicher Stellung in einem Bundesstaate sein müssen.“ 

Die Abgg. Klotz und Gen. stellten den Antrag, den &. 89. zu streichen 
und den 8. 87. in nachstehender Weise zu fassen: | 

„Die Disziplinar-Kammern bestehen aus dem Ersten Präsidenten und den vier 
ältesten Mitgliedern desjenigen Appellations-Gerichtes, innerhalb dessen Bezirks der 


*) Dieje Abgrenzung ift durh die Kaiferlihe B.:D. vom 11. Juli 1873. 
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Beamte seinen dienstlichen Wohnsitz hat. Für diejenigen Beamten, deren dienst- 
licher Wohnsitz sich im Auslande befindet, ist das Kammer-Gericht in Berlin zu- 
ständig.“ . NBS Kr 
Dagegen schlugen die Abgg. Frhr. v. Dörnberg und ‘Gen. vor, den 
$. 89. (der Kommissions-Vorschläge) also zu fassen | AAN A 


(R.-6.Bl. ©. 295.) nad) dem Herfelben beigefügten Berzeihnig in nachitehender 
Weije erfolgt: Ä Ri 


isziplinar- a 
ten Bezirt 
Votsdam . . . | Breußifcher Negierungsbezist Potsdam. 


Srankfurt a.D. | Breußiicher Regierungsbezirk Sranffurt a. D. 
Königsberg... | Breupiipe Negierungsbeziife Königsberg und Gumbinnen. 


Danzig... ... | Breußiihe Kegierungsbezirte Danzig und Parienwerder. 
Stettin... . | Breußiice Negierungsbezirfe Stettin und Stralfund. 
Köslin .... | Breupiiher Regierungsbezirk Köglin. 

DBromberg . . | Breupifcher Regierungsbezirk Bromberg. | 
Bofen .... | Breußiiher Regierungsbezirk RVofen. 


Magdeburg . | Breußiihe Negierungsbezirte Magdeburg und Merfeburg und 

| Herzogtum Anhalt. et BEN 

Erfurt... ... [Preußischer Negierungsbezirt Erfurt, Gropherzogthbum "Sadjen, 
Herzogthum Sachjen-Meiningen,. Herzogthum Sahfen-Koburg: 
Gotha, Füritenthbum Schwarzburg-Nudolitadt, Fürftenthum 
Shwarzburg-Somdershaufen, Fürftenthum Neuß ältere „Linie 
und Sürftenthum Neuß jüngere Linie. Ä 2 


Breslau ... | Breußiicher Regierungsbezirk Breslau. 

ziegniß . ..... | Breußiiher Ntegierungsbezirt Liegnib. 

Oppeln... .. | Breugiiher Regierungabezirf Oppeln. 

Münfter .... | Preußiihe Regierungsbezirfe Münfter und Minden und Fürften: 
thum S2ippe. Pe 

Arnzberg.... . | Breußifcher Negierungsbezirt Arnsberg. | 


Düfjeldorf ... | Breußiiger Regierungsbezirk Düffeldorf. 
a | Breußiihe Negterungsbezirfe Köln, Koblenz und Aahen. 
RG N Breußifcher Negierungsbezirt Trier und Oldenburgiihes Fürften- 
| tum Birkenfeld. | SA 
Darmitadt .. | Oroßherzogthum Helfen mit Ausfhluß des Kreijes Wimpfen. 
Frankfurt a. M.| Breußifcher Negierungsbezist Wiesbaden. 
Maleı cn... Preustiiher Negierungsbezirf Kafjel mit Ausihlup des Kreiles 
Ninteln und Fürftentbum Walde. 
Hannover... | Breußifhe Brovinz Hannover mit Ausichluß des Sadegebiets, 
preußiicher Kreis Ninteln, Herzogthum Braunfhmweig und 
Fürftenthyum Schaumburg-Lippe. | 


Schleswig .. Ban Drovinz Schleswig: Holftein und freie und Hanfeftadt 
Hamburg. 
zeipgig .. .. . . | Königreih Sahfen und Herzogthum Sachfen:Altenburg. 
Stuttgart .. | Königreih MWürttembera. | ee | 
Karlsruhe .. | Breupiihe Fürftenthümer Hohenzollern, Sropherzogthum Baden, 
beififger Kreis Nimpfen. | * 
Schwerin... | ÖOroßhergogihum Medlendirg. Schwerin und, Großherzogthum 
Medlenburg-Strelig. | | Sa 
Zübed. 2... | Hergogthum Lauenburg, Füritenthum Lüber und freie und Hanje- 
ftadt Zübed. | | / | 
Bremen... . | Breupiihes Sabegebiet, Herzsgihum Dlpenburg und. freie ‚und 


Hanjeftadt Bremen. 
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„Jede Disziplinar-Kammer besteht aus sieben Mitgliedern, von denen wenigstens 
vier in richterlicher Stellung in einem Bundesstaate sein müssen. 

Die mündliche Verhandlung und Entscheidung in den einzelnen Disziplinarsachen 
erfolgt durch fünf Mitglieder, von denen wenigstens drei zu den richterlichen Mit- 
gliedern gehören müssen.“ 

‘An den $. 89. knüpfte sich eine umfassende Diskussion; er betrifft im 
Zusammenhang mit den folgenden Paragraphen den entscheidenden Punkt für 
die Disziplin und die Sicherstellung des Beamten, nämlich die Organisation. 
der erkennenden Disziplinar-Behörden. 


Der Verfasser hob diesen Punkt bereits in der ersten Lesung des Ge- 
setzes heraus. Er sagte damals: 


„Dem Herrn Vertreter der Reichsregierung kann ich zugeben, dass, was die 
Zusammensetzung der Disziplinar-Behörden angeht, den vorjährigen Beschlüssen 
der Reichstags-Kommission Rechnung getragen ist; aber mir genügen jene Be- 
schlüsse nicht, um die Interessen des Beamten sicher zu stellen. Soweit die Dienst- 
Entlassung eines Beamten in Frage steht, können wir uns mit der Erklärung, dass 
es sich nur um eine Disziplinar-Massregel, nicht aber um eine Strafe handele, nicht 
abfinden lassen, denn diese Disziplinar-Massregel, enthält eine Vermögens-K onfis- 
kation für ‚den davon betroffenen Beamten. Daher meine ich, dass eine solche 
Massregel nur von Behörden, welche die vollen Garantieen der Unabhängigkeit und 

‚, der Unbefangenheit in sich vereinigen, verhängt werden darf, Diese Behörden 
brauchen darum nicht lediglich aus richterlichen: Beamten zusammengesetzt zu 
werden. Im Gegentheil, ich wünsche es nicht; ich befürchte davon eine privat- 
rechtliche Auffassung : eines dem öffentlichen Recht angehörigen BRechtsinstituts. 
Aber, wohl nehme ich in Anspruch, dass das richterliche Element in der überwie- 
senden Zahl der Mitglieder vertreten ist, und dass die Verwaltungs-Beamten in 
die Kategorie sachverständiger Berather der richterlichen Mitglieder zurücktreten.“ 

Dieser Gesichtspunkt war leitend für die Beschlüsse der Reichstags-Kom- 
mission von 1872. 


Der Abg. Klotz rechtfertigte seinen Antrag dahin: 


„Die Anträge meiner politischen Freunde verfolgen denselben Gedanken, sie 
gehen einen Schritt weiter;:sie wollen, dass die Disziplinar-Entscheidung in erster 
Instanz an die betreffenden Appellations-Gerichte und die Entscheidung in letzter 
Instanz vor das Reichs-Oberhandels-Gericht in Leipzig verwiesen werde. Was 
einer Entscheidung in Strafsachen Werth giebt, ist nicht blos das, dass absolut 
und abstrakt das Richtige getroffen wird, sondern es gehört auch zu einem geord- _ 
neten Strafverfahren, dass der Angeschuldigte unter allen Umständen die Ueber- 
zeugung haben muss, dass unparteiisch Justiz ihm gegenüber geübt wird. Und 
diese Unparteilichkeit finden wir überall nur da gewährleistet, wo Gerichtsbehörden 
die Entscheidung übertragen ist. Die Verfassung aller modernen Staaten geben, 
um das zu erlangen, dem Richter den Vorzug der Unabsetzbarkeit, während gerade 
in Betreff der Verwaltungs-Beamten in dem vorliegenden Gesetze das Prinzip der 
Ampovibilität festgestellt und festgehalten ist. 

Die zweite Garantie für die Unparteilichkeit der entscheidenden Disziplinar- 
Behörden muss darin gefunden werden, dass die Zusammensetzung des Gerichts- 
hofes nicht eine willkürliche, nicht eine von der Wahl der Verwaltungs-Behörden 
abhängige ist. Nach der Regierungs-Vorlage sollen die Disziplinar-Kammern be- 
stehen zum Theil aus Richtern, zum Theil aus Verwaltungs-Beamten, die auf drei 
Jahre gewählt werden, die nach drei Jahren sich einer Wiederwahl unterwerfen müssen, 
oder ohne Weiteres, und ohne dass ein Verfahren gegen sie eintritt, beseitigt wer- 
den. Die Kommissions-Vorlage hat diese Mängel sehr wohl erkannt, sie geht weiter 
und-sagt: die administrativen Beamten, die in die Disziplinar-Kammern berufen 
werden, sollen so lange Mitglieder sein, als sie in der amtlichen Stellung bleiben, 
welche sie inne hatten, als sie in die Disziplinar-Kammern berufen wurden. ($. 93.) 
Ich erkenne an, dass dies eine Sicherung mehr für den Angeschuldigten ist, dagegen 
leiden beide Vorschläge an, dem grossen Mangel, dass die Disziplinar-Kammern 
und die Disziplinarhöfe sich zusammensetzen aus mehr Mitgliedern als zur’ eigent- 
lichen Entscheidung, berufen sind; es setzen sich die Disziplinar-Kammern zusam- 
men in erster Instanz -aus-7 Mitgliedern, während nur 5 berufen sind, an der Ent- 
scheidung Theil zu nehmen, und es setzt sich der Disziplinarhof aus 11 Mitgliedern 

‚zusammen, während nur 7 zur Eintscheidung nöthig sind. ($. 91.) Um nun den An- 
geklagten zu sichern, dass nicht -eine willkürliche Auswahl eintritt in Bezug auf 
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diejenigen Mitglieder, denen die Disziplinar-Entscheidung unterbreitet werden soll, 
will die Kommissions-Vorlage die Reihenfolge, in der die Mitglieder an den Ent- 
scheidungen Theil nehmen sollen, durch ein Regulativ ordnen, welches von der 
obersten Reichsbehörde erlassen wird. ($. 92.) Eine derartige regulativische Ein- 
richtung entbehrt eben des festen und sicheren Karakters, der absolut nothwendig 
ist, um die entscheidende Behörde als eine nach allen Seiten hin unparteiische hin- 
zustellen.‘ a 


und fügte schliesslich noch hinzu: 


„Man könnte nun sagen: Der Gerichts-Behörde fehlt zwar nicht Unparteilichkeit, 
aber die technische Kenntniss, sie kennt die Dienstpragmatik nicht, sie ist nicht 
im Stande, dem Beamtenvergehen nach allen Seiten so nachzuspüren wie tech- 
nische Verwaltungs-Beamten, die in der Dienstpragmatik der Verwaltung geübt 
sind. Das ist nach meiner Meinung eine Einwendung, die in keiner Weise stich- 
haltig ist. Wenn im $. 10. die Dienstvergehen dahin karakterisirt werden in der 
Weise, dass ein Beamter ein Disziplinar-Vergehen begeht, der den Gesetzen ent- 
gegenhandelt oder der den ordnungsmässig an ihn erlassenen Vorschriften einer 
zuständigen Behörde nicht nachkommt, oder wenn ein Beamter der Achtung sich 
nicht würdig macht, die sein Beruf erfordert, so begreife ich wirklich nicht, wie 
irgend Jemand die Befähigung eines Richter-Kollegiums bezweifeln kann, über 
diese drei Punkte endgültig und mit vollständiger Sachkenntniss zu entscheiden.“ 


Der Abg. Eckardt führte diesen Gesichtspunkt noch weiter aus und 
wies auf die Bedenken hin, welche aus der Zuziehung von Mitgliedern des 
Bundesraths zu dem Disziplinarhof entstehen müssten. (Siehe zu $. 91.) 


Der Abg. v. Dörnberg machte für sein Amendement geltend: 


„In demselben ist dem Gesichtspunkte Rechnung getragen, dass das richter- 
liche Element in den fraglichen Kollegien überwiegen soll. Ich bin auch mit 
dem Antrage der Kommission in dieser Beziehung einverstanden, dass in Betreff 
der einzelnen Sitzungen ein numerus clausus der Richter Platz greifen soll, dass 
es also nicht im Belieben des Präsidenten stehen soll, ob er zu einer Sitzung 7 
oder 9 oder 11 Richter heranziehen will. Ich bin endlich auch mit der Bestimmung 
im $. 92. einverstanden, dass die Reihenfolge, in der die Richter der Disziplinar- 
Kammer zu den Sitzungen einberufen werden, nicht dem Belieben des Präsidenten 
anheimgestellt werden soll. Allein allen diesen Kautelen gegenüber glaube ich, 
könnte doch wohl auf die Bestimmung verzichtet werden, dass auch der Präsident 
ein Jurist sei; ich glaube, es würde das gewissermassen ein testimonium pauper- 
tatis sein, das sich die richterliche Majorität des Kollegiums ausstellen würde, wenn 
sie zur Wahrung ihrer Selbstständigkeit und Unabhängigkeit verlangen wollte, dass 
auch der Präsident noch von ihrer Farbe sein müsse. Ich habe deshalb in meinem 
Vorschlage die Frage, ob der Präsident durchaus ein Jurist sein müsse, frei ge- 
lassen, und zwar aus dem Grunde, weil die Komposition der Disziplinar-Gerichts- 
höfe unter Umständen ihre Schwierigkeiten haben dürfte, Schwierigkeiten, welche 
ich nicht noch mehr gesteigert sehen möchte. Die Auswahl des Präsidenten wird 
aber unter Umständen besondere Erwägungen nothwendig machen, und deshalb 
möchte ich in dieser Frage, unbeschadet der Unabhängigkeit der Gerichte, der 
Reichsregierung möglichst freie Hand lassen.“ } 

Der Abg. v. Kardorf betonte ebenfalls die Schwierigkeiten und meinte, 
dass Verhältnisse sich konstruiren liessen, wo es nützlicher und zweckmässiger 
sei, wenn der Präsident irgend eines Disziplinarhofes auch aus dem Stande 
der Verwaltungs-Beamten herangezogen werden könne. 

Gegen:fden Antrag des Abg. Klotz hob er hervor, dass er und seine 
politischen Freunde in der Theilnahme der Verwaltungs-Beamten an den Dis- 
ziplinarhöfen einen Schutz für die Beamten sähen und daher diese Theilnahme 
dringend wünschten. 

Der Abg. Windthorst (Meppen) erklärte: 

„Ich bin einverstanden mit dem Vorschlage des Abg. Klotz und der Kommission 
und auch mit dem des Herrn v. Dörnbere, dass in den Disziplinarhöfen das rich- 
terliche Element zu überwiegen habe; ich bin einverstanden mit dem Gedanken, 
dass der Präsident des Gerichtes ein richterlicher Beamter sein soll. Jeder, der 
in Kollegien gesessen hat — mögen es Richter- oder Verwaltungs-Kollegien sein — 
weiss, wie bedeutend der Einfluss des Präsidenten auf die Verhandlungen und auch 
selbst auf die Entscheidungen ist; diese einflussreiche Lage in diesen Sachen 
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wünsche ich gelegt zu haben in die Hände eines juristisch ausgebildeten, eines 
juristisch sich dauernd beschäftigenden, eines unabhängig gestellten Mannes. 
Auch bin ich einverstanden mit dem Abg. Klotz und Gen. darin, dass es wün- 
schenswerth wäre, die Bildung der Disziplinar-Kammern an feste Institutionen an- 
zulehnen, also an das Appellations-Gericht des betreffenden Bezirks. Nicht einver- 
standen aber kann ich mich damit erklären, dass die Disziplinar-Kammern, welche 
berufen sind, über Verwaltungs-Beamte zu sprechen, lediglich aus Richtern be- 
stehen. Ich meine, dass bei der Aburtheilung dieser Disziplinarsachen so viel Eır- 
fahrung in den Verwaltungs-Angelegenheiten nothwendig ist, dass ich nicht vor- 
aussetzen kann, die allein richterlich beschäftigten Beamten’ werden das nöthige 
Mass aller der Kenntnisse mitbringen, die zu der Aburtheilung erforderlich sind. 
Darum kann ich dem Antrage, so wie er liegt, nicht beitreten.“ 


Der Verfasser vertheidigte den Kommissions-Antrag als denjenigen, 
welcher zwischen dem Amendement Klotz einerseits und der Regierungs- 
Vorlage andererseits die richtige Mitte halte. 


„Bei dem Amendement Klotz handelt es sich um eine tiefer greifende Frage’ 
welche hinausreicht über die Frage nach der Bildung der Disziplinarhöfe Es 
handelt sich darum, ob nur in Gerichtshöfen, die ausschliesslich aus dem Juristen- 
stande angehörigen Richtern zusammengesetzt, die Garantieen der Rechtsprechung 
zu finden sind. An dieser — älteren — Ansicht hält die neuere Gesetzgebung 
nicht mehr fest, sie hat namentlich in der Organisirung der Handels- und Gewerbs- 
Gerichte und in der Einführung der Schöffen-Gerichte zu erkennen gegeben, wie es 
zweckmässig ist, wenn das Juristen-Element sich verbindet mit dem Laien-, mit 
dem sachverständigen Elemente. Eine Anwendung dieses Prinzips findet sich in der 
Zusammensetzung der Disziplinarhöfe, wie sie die Regierungs-Vorlage vorschlug; 
die Kommission hat dasselbe gebilligt und nach der Richtung verbessert, dass sie 
dem Richter-Elemente, welches die Garantien der Rechtsprechung vorzugsweise ge- 
währt, vor jenem anderen an sich berechtigten sachverständigen Elemente, welches 
zugleich das Interesse des Dienstes und die Erzwingung des pflichtgemässen Ver- 
haltens der Beamten ins Auge fasst, das Uebergewicht gewährt hat. Von Seiten 
des Abg. Klotz ist dem Vorschlag der Kommission hauptsächlich entgegengehalten 
worden, dass die Gerichtshöfe aus mehr Mitgliedern zusammengesetzt werden, als 
welche in einzelnen Fällen zu entscheiden hätten. Das ist durchaus notlıwendig, 
wenn man erwägt, dass Krankheitsfälle und andere Hinderungsgründe für einzelne 
Mitglieder eintreten. In dem Geschäfts-Regulativ ($. 92.), welches die Befugnisse 
des Präsidenten und insonderheit die Reihenfolge regelt, in der die Mitglieder 
an den Sitzungen T'heil zu nehmen haben, wird für solche Fälle wegen der Vertretung 
im Voraus Bestimmung getroffen werden müssen. Dies Geschäfts - Regulativ 
wird vom Kollegium des Disziplinarhofes entworfen und vom .Bundes- 
verpflichtend. Darin liest eine hinreichende Bürgschaft gegen den Missbrauch der 
Präsidial-Befugnisse. Es ist genau dieselbe, welche für das Reichs-Oberhandels- 
Gericht der 8.11. des Gesetzes vom 12. Juni 1869. bietet, nur dass der $. 92. noch 
vorsichtiger gefasst ist. 


Ein weiteres Bedenken, was vom praktischen Gesichtspunkt aus dem Vorschlage 
des Abg. Klotz entgegengehalten werden muss, ist die Wahl und Bezeichnung der 
Appellations-Gerichte als Disziplinar--Kammern. Was sind Appellations- 
Gerichte? Sind es diejenigen Gerichte, die diesen Titel führen? In den Deutschen 
Bundesstaaten finden sich viele Obergerichte, die Appellations-Gerichte sind, aber 
nicht so heissen. Oder sind es alle diejenigen Gerichte, die über Appellationen 
erkennen? Da giebt es verschiedene Gerichtshöfe, je nach der Höhe des Beschwerde- 
Gegenstandes. In der Provinz Hannover erkennt in Streitsachen, in denen es sich 
um geringe Summen handelt, auf die Appellation das Obergericht, bei grösseren 
Summen das Appellations-Gericht in Celle. Der Vorschlag Klotz und Gen. ist 
daher unklar und nicht wohl ausführbar. Nun kommt hinzu, dass die Gerichts- 
Organisation innerhalb des Deutschen Reiches eine sehr verschiedene ist und dass 
folgeweise die Disziplinarkreise sich sehr verschieden gestalten würden. Hätten 
wir im Deutschen Reich eine gleichförmige feste Gerichts-Organisation, so wäre es 
gewiss vorzuziehen, die Organisationen der Disziplinar-Kammern an diese lest- 
stehenden Gerichts-Institutionen anzulehnen und sie nach Art des Oldenburger 
Gesetzes durch Verwaltungs-Beamte für Disziplinarsachen zu verstärken. So lange 
es aber an einer derartigen Gerichts-Organisation fehlt, so lange sich diese nicht 
übersehen lässt, so lange lässt sich den Anträgen des Abg. Klotz und Gen. die 
Zustimmung nicht geben.“ 
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Ne, Gesetz, betr. die Rechts-Verh 
.. Dem Vorschlage des Abg. Fıhrn. von Dörnb erg und Gen. "gegenüber bezor. 5 
sich der Verfasser daranf, dass schon der Abe. Windthorst (Meppen) das Zutreffende 
gesagt, und hob nur noch hervor, dass in Anerkennung der Bedeutung des Amtes des 
Präsidenten — welcher z. B. nach seinem Ermessen Termine hinausschieben und be- 


schleunigen könne, die neueste Prozess - Gesetz 


gebung nicht versäumt hat, innerhalb 


der Gerichte für das gerichtliche Verfahre 
das Fragerecht gegenüber dem Vorsitzen 
Wer irgend eine Einsicht in.die gericht!i 


n die Rechte der einzelnen Mitglieder, z.B. 
den, besonders zu wahren und zu regeln. 
chen Verhandlungen .hat, wer z. B. vertraut 


ist mit dem schwurgerichtlichen Verfahren, 


der weiss es, welche ungeheure‘Macht in 


den Händen des Präsidenten liegt.“ 


Nachdem der Abg. Wagner (Al 


wiesen hatte, dass die Appellhöfe, 
Disziplinar-Gewalt über die Reich 
richte seien und die Frage entstehe, 


venburg) noch besonders darauf hinge- 
welche das Amendement Klotz mit der 
s-Beamten betrauen wollte, Landes-Ge- 
ob solche Kollegial-Behörden damit in 


tantum in den Dienst des Reiches träten, folgeweise auch für das Reich ver- 
pflichtet werden müssten, und, wenn nicht, ob sich nicht Grundsätze in ihre 


Entscheidungen einschleichen. könnten, 
liegen, wurden die Verbesserungs-Anträ 


die nicht im Interesse des Reiches 
ge Klotz und Gen., welche der Ver- 


ehmbar erklärte, und die Vorschläge des 


treter der Reichsregierung für unann 
Abg. von Dörnberg und Gen., welchen er vor den Kommissions-Anträgen den 
Vorzug gab, gleichmässig verworfen, der $.. 89. aber nach dem Kommissions- 


Antrage angenommen. (Sten. Ber. 8. 106.742.) 
Benterkungen: ViRe 
1. Nah) dem gegenwärtigen Gefeb ift vs on 
A. das Prinzip des Mebergewichts des vichterlihen Elements, welhed Den Dis: 
ziplinar-Rammern und dem Disziplinarhof den Karakter wahrer Disziplinar: ' 

Gerichte aufprüdt, folgendermagen durchgeführt: RN 

a. in der Stellenzahl des Kollegtums und der M 

Abtheilungen; EIN 

b. im Bräfidio der Kolfegien und in dem Borfis der erfennenden Abtheilungen 

(vol. 8. 42. des Gejebes über den Unterflüßungg-Wohnfig vom 6. Suni 
1870., 8.6.81. Nr. 23., Mihiv Bd. IV. ©, 596.). ix 
B. Dem Mipbraud der Vräfivial-Bemalt tft vorgebeugt: 

a. durch die gefälofjene Zahl der Mitglieder der erfennender Abtheilung. (Nume- 
rus clausus.) Der Bräfjivent fann nicht — wie dies nach der Reg.-VBorlage 
angänglih war — nad feiner Willkür 5 oder 7 Mitalieder, beziehentlich 
9 oder 11 Mitgliever ($. 91.) san der Entfheidung in einzelnen Sachen 
Theil nehmen lafien; 2 
in dem feftgeregelten Turnus, in mweldem die ein 
Situngen Theil nehmen. | 

2. Mit der Yeltitellung de Numerus clausus auf 5 bezie 

glieder (8. 91.) ijt zugleich der 8. 93. der Reg.:Borlage 

„Vie Zahl der Mitglieder, welche bei Fassun 

bei den Disziplinar-Kammern, wie bei dem Dis 
eine ungerade sein.“ 


itglieverzahl der erfennenden a 


zelnen Mitglieder an den 


hungsmeife 7 Mit: 
lautend: 2 
g eines Beschlusses mitwirken, muss 
ziplinarhofe ($. 90. und $. 92.) immer 


erledigt. 
3. Das Oldenburgiiche Gefes beftimmt: s 
Art. TI. Ueber die Entfernung aus dem’ Dienfte enticheidet ein Dienftgericht. = 


Art. 72. Das Dienftgericht wird gebildet aus: 
a. dem Präfiventen des höchften gandes-Geridhts 
al5 Borfigenden; 
b. drei Durch das 2003 zu beftimmenden M 
G. Drei Dur Das 2003 aus den Mitgliedern der Regierung und der Kammer zu- 
Divenburg-zu beitimmenden Sivil-Stantsdienern. | RE 
Die Ausloofung wird in einer Sisung des Höchften Landes Gerihts nor . 
‚genommen, wobei zugleich drei Grfakmänner für, die nicht vichterlichen Mitglieder 
aus der Zahl der Mitglieder der Kegierung und Kammer zu Divenburg durch das. 
2098 zu bejtimmen find. Das 2005 beftinmt aud) die Reihenfolge, in welcher die 


oder Deilen zeitigem Rertreter 


itgliedern des höchiten Qandes-Gerichts; 


Erjaßmänner eintreten. - 
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Art. 73. Die Zufammenfegung des Dienftgerichts (Art. 72.) wird dur den VBräfidenten 
des höchiten Landes-Gerichts veranlagt.” 


$. 90. Wenn auf den Antrag des Beamten der Staatsanwaltschaft 
oder des Angeschuldigsten der Disziplinarhof das Vorhandensein von 
Gründen anerkennt, welche die Unbefangenheit der zuständigen Diszi- 
plinar-Kammer zweifelhaft machen, so tritt eine andere durch den Dis- 
ziplinarhof ernannte Disziplinar-Kammer an deren Stelle. 


Bemerkungen: 


1. 3.90. weicht nur in einem redaktionellen Bunkt von der Negierungs-Vor- 
lage ab. zn Zeile 4. hieß e3 nämlich ftatt „ernannte“ „Jubitituirte Disziplinar- 
Kammer”. 


2. Das Ablehnungsreht richtet fih nach allgemeinen Nechtsgrundfäten. Ein 
Adlehnungsreht ohne Gründe, mweldes außerhalb der offiziellen Verhandlungen 
des Neichötags angeregt worden, wurde weder im Schooß der Kommiffion, noc) 
im Reichstag jelbit in Vorfchlag gebradht. Man fann dem aus Richtern zu- 
fammengejegten Dizziplinar-Gerigt für Nihter den Karakter eines Ehren: over 
Genojjen-Gerihts vindiziven (NRönne’s reuß. Staatsreht Bd. L., Abth. 1. ©. 255., 
Dejterreihtjches Gejeh über die Disziplinar-Behandlung rihtliher Beamten 
vom 21. Mai 1868. 8. 11., Manz Sammlung öjterreichiiher Gefege ©. 140.) und 
daraus das Ablehnungsreht ohne Gründe herleiten; für die Disziplinar-Kammern, 
welhe zur Entiheidung der DisziplinarsBergehen in dem Kreije der Neichs-Ber- 
waltungs:deamten berufen find, trifft jener Rarakter niht zu. Darum nehmen 
die Mitglieder der Kammern, deren Fähigkeit und Würdigteit durd) Kaiferlide 
Ernennung beglaubdigt ijt, an den Entjheidungen jo lange Theil, als nicht im ein- 
zelnen Zall ihre Unbefangenheit angefohten it und die Anfehtungs-Gründe ge: 
börig bejgeinigt find. Val. Art. 74. des Gef. für Didenburg. 

3. Auch hier entjhpeivet der Dizziplinarhof und nicht die oberite Reichs: 
behörde. Anders wiederum nah 8. 27. des Preup. Disziplinar-Gef. von 
1852., welches die Entjheidung in Die Hand des Staatsminijteriums legt. 


$. 91. Der Disziplinarhof besteht aus elf Mitgliedern, von denen 
wenigstens wer zu den Bevollmächtigten zum Bundesrathe, der Präsident 
und wenigstens fünf zu den Mitgliedern des Reichs-Oberhandels-Gerichts ge- 
hören müssen. | 

Die mündliche Verhandlung und Entscheidung in den einzelnen Diszi- 
plinarsachen erfolgt durch sieben Mitglieder. Der Vorsitzende und: wenig- 
stens drei Beisitzer müssen zu den richterlichen Mitgliedern gehören. 


T. Entfteßungs-Hefhiäte: 


Der $. 91. beruht auf den Beschlüssen der Reichstags-Kommission. 
Die Regierungs-Vorlage lautete: | 


„Der Disziplarhof besteht, aus einem Präsidenten und acht anderen Mit- 
sliedern, von denen wenigstens drei zu den Bevollmächtigten zum Bundesrathe 
und wenigstens vier zu den Mitgliedern der im .Reichsgebiete befindlichen 
höchsten Gerichtshöfe gehören müssen. 

Zur Erledigung der Disziplinarsachen ist bei dem Disziplinarhofe 
die Theilnahme von mindestens fünf Mitgliedern mit Einschluss des 
Vorsitzenden erforderlich, von denen wenigstens zwei zu den richter- 
lichen Mitgliedern gehören müssen.“ 

Dazu waren Abänderungs-Anträge gestellt: 
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vom Abg. Klotz und Gen. dahin: 
dem $. 91. folgende Fassung zu geben: 
„Der Disziplinarhof besteht aus dem Präsidenten und den 6 ältesten Mit- 
gliedern des Reichs-Oberhandels-Gerichts“ Ä 
und vom Abg. v.»Dörnberg u. Gen. dahin: 


den $. 91. (der Kommissions-Vorschläge) also zu fassen: 

„Der Disziplinarhof besteht aus elf Mitgliedern, von denen wenigstens vier zu 
den Bevollmächtigten zum Bundesrath und wenigstens sechs zu den Mitgliedern 
der im Reichsgebiete befindlichen höchsten Gerichtshöfe gehören müssen. Die 
mündliche Verhandlung und Entscheidung in den einzelnen Disziplinarsachen er- 
folgt durch sieben Mitglieder, von denen wenigstens vier zu den richterlichen Mit- 
gliedern gehören müssen.“ 


Der Abg. Klotz zog mit Rücksicht auf die Beschlüsse zu $. 89. seinen 
Abänderungs-Vorschlag zurück. 


Der Abg. v. Dörnberg erklärte bei Begründung seines Amendements 
„die Hereinziehung des Reichs-Oberhandels-Gerichts in dieses Gesetz für ganz un- 
glücklich. Er wolle nicht bestreiten, dass die Herren vom Reichs-Oberhandels- 
Gerichte ebenso gut wie andere Leute darüber entscheiden können, ob ein 
Postillon wegen Trunksucht zu entlassen sei, ob ein Beamter sich ungehörig gegen 
seinen Vorgesetzten benommen habe u. s. w.; ob sie es aber gerade besser ver- 
stehen, als sonstige Richter und Beamte, dürfte eine andere Frage sein. Hier in 
Berlin stehe der Reichsregierung unter den hiesigen höchsten Gerichtshöfen, die 
doch wahrscheinlich in Berlin das Hauptkontingent liefern würden, ‘eine Anzahl 
von 50 bis 60 Personen zur Verfügung, aus denen eine grössere Auswahl möglich 
sei, als unter den Räthen des Oberhandels - Gerichts, und dass die Mitglieder des 
Ober-Tribunals und respektive des Kassationshofes weniger Garantieen bieten sollten, 
als die Mitglieder des Reichs - Oberhandels - Gerichts, wolle ihm nicht recht ein- 
leuchten.“ 

Dagegen machte der Abg. Eckardt geltend: 
„dass der Bundesrath in Folge seiner Stellung, die er im Disziplinarhofe habe, in 
eine missliche und gefährliche Situation gelange. Der Bundesrath sei zur Zeit eine 
eigenthümliche Mischung von einem gesetzgebenden Körper, Staatsrath und Ver- 
waltungshof. Nun solle ein Theil der Mitglieder dieser Behörde auch Richter werden 
und in Disziplinarsachen mit Mitgliedern des Reichs - Oberhandels - Gerichtes zu- 
sammen urtheilen. Der Bundesrath sei der eine legislative Faktor des Reiches, 
der Reichstag der andere Faktor, nun sollen Mitglieder dieses legislativen Faktors 
abgeordnet werden, um mit Mitgliedern des Reichs-Oberhandels-Gerichts in Diszi- 
plinarsachen zu judiziren. Derselbe Bundesrath erlasse Reglements in Disziplinar- 
sachen, er gebe die Oberleitung über das, was zu geschehen hat, im administra- 
tiven Sinne, und dessen Mitglieder judiziren im judiziellen Sinne,“ 

Der Reichstag verwarf das Amendement v. Dörnberg und nahm den 
Paragraphen nach dem Kommissions-Antrage an. 


Il. Bemerkungen: 


1. Ueber Reih-Beamte darf in legter Snftanz nur das Keich3:Gericht oder ein 
aus den Mitgliedern defjelben mitgebildeter Gerichtshof urtheilen. Diefer Grund: 
tab fand fon in der Kommilfion und nod mehr im Keichstag bei der über: 
N Mehrheit Anklang. Die praftiihen Schwierigkeiten find nicht unüber- 
windlid. 

2. Der Bundesrath als folder übt zwar Schon gegenwärtig eine Ge: 
rihtsbarfeit im Deutihen Neid. Denn nad Art. 76. werden ftantsrechtliche 
Streitigfeiten zmifchen verfhiedenen Bundesftaaten auf Anrufen eines Theile 
vom Bundesrath erledigt, derfelbe war fogar bis zum Exlaß diefes Gefetes |n- 
haber der Disziplinar-Öerihtsbarfeit über die Dienftvergehen der Berufs-Konfuln. 
(Ge). v. 3. Noobr. 1867., über Bundes-Konfulate 8. 3. Arhiv Bo.I. ©. 102.) Ber: 
Ihieden davon bleibt der Eintritt einzelner Mitglieder des Yundesraths in den Diszi: 
plinarhof, welder fie infomweit zu Reihs-Beamtenmadht. Vom Bundezrath {ft je: 
doc) Gewicht auf den Antheil an der disziplinaren Rechtfprehung gelegt. Bei der 
widerjpruchävollen Natur diefer Neicha-Inftitution fommt e8 auf ein Mehr oder 
Weniger nit an. 
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3. Die Zahl der Mitglieder des Disziplinarhofes und der zur Entjheidung be: 
rufenen Zahl der Mitglieder ift um zwei vermehrt. Der Natur der Sahe und 
der bevoritehenden Gerihts-Berfafjungen entipricht e3, daß in legter Injtanz aud) 
ein der Zahl nach größeres Kollegium entjcheidet. Davon war die Folge, daß 
nah dem Antrage des Vertreters der Neichäregierung die Zahl der Bundesrath3- 
Mitglieder um eines vermehrt werden mußte. 

4. Ueber die Verlegung ded Sites des Disziplinarhofes an den Sit des Neich3- 
Oberhandels-Gerichts vgl. zu $. 87. 


8. 92, Die Geschäfts- Ordnung bei den Disziplinar- Behörden, ins- 
besondere die Befugnisse des Präsidenten und die Reihenfolge, in welcher die 
richterlichen Mitglieder an den einzelnen Sitzungen Theil zu nehmen haben, 
wird durch ein Regulativ geordnet, welches der Disziplinarhof zu entwerfen 
und dem Bundesrath zur Bestätigung einzureichen hat. 


I. Entflefungs-Gefhichte: 

Dieser Paragraph ist neu und beruht auf Beschlüssen der Reichs- 
tags- Kommission. Die Regierungs-Vorlage hatte eine solche Be- 
stimmung nicht. (Sten. Ber. S. 713.) Vgl. $. 11. des Ges. über das Reichs- 
Öberhandels-Gericht vom 12. Juni 1869. (Archiv Bd. III. S. 752.) und zu $. 89. 

Der auf Streichung dieses Paragraphen vom Abg. Klotz u. Gen. ge- 
stellte Antrag war nach dem Beschluss zu $. 89. zurückgezogen. 


II. Bemerkungen: 


Nur die Reihenfolge, in mwelher die rihterlihen Mitglieder an den 
Entfheidungen Theil nehmen, ift im Voraus dur das Negulativ bejtimmt. 
Dagegen hängt die Zuziehung der Verwaltungs : Beamten von dem Ermefjen des 
Vräafidenten der Disziplinar:Kammer oder des Disziplinarhofes ab. E83 wird hier 
mwejentlich auf das Nefjort ankommen, welchem der Angefchuldigte angehört. Der 
Gefichtspunft, daß die Verwaltungs: Beamten als Sahverftändige in den Kollegien 
wirtfam jein follen, ift maßgebenp. 


8. 93. Die Mitglieder der Disziplinar-Kammern und des Disziplinar- 
hofs werden für die Dauer der zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen. be- 
kleideten Reichs- oder Staats- Aemter vom Bundesrath gewählt, vom Kaiser 
ernannt, und für die Erfüllung der Obliegenheiten ihres Amts verpflichtet. 


Entfiehungs-Hefdichte: 


Der $. 93. beruht auf Beschlüssen der Reichstags-Kommission. 


Die Regierungs-Vorlage lautete: 

„Die Mitglieder der Disziplinar-Kammern und des Disziplinarhofes werden alle 
drei Jahre vom Bundesrathe gewählt, vom Kaiser ernannt und für die Kr- 
füllung der Obliegenheiten ihres Amtes verpflichtet. 

Ein Mitglied, welches im Laufe der dreijährigen Wahlperiode 
eintritt, bleibt nur bis zum Ende derselben in Thätigkeit. Die aus- 
scheidenden Mitglieder können wieder gewählt werden. 

Der auf Streichung dieses Paragraphen von den Abg. Klotz und Ge- 

nossen gestellte Antrag war nach den Beschlüssen zu 8. 89. zurückgezogen. 


II. Bemerkungen: 

Die Ernennung auf Zeit wideripriht dem richterlihen Karakter der entjchei- 
denden Behörden und beeinträchtigt das Vertrauen zu ihrer Unabhängigkeit und 
Unparteilichkeit. Diefelbe wurde im NReihötag von Niemand vertheidigt. Dal. 
$. 29. des Preuß. Diszipl.-Gef. von 1852. 
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2. Die richterlihen Mitaliever der Disziplinar - Behörden find Sa 9 | 
unabfeßbar und verwalten diefes ihr Amt Tebenslänglih, fofern fie nicht Bi 
Nihteramt freimillig aufgeben oder e8 nah den für die Nichter beftehenden 
VBorihriften verlieren. Dahin gehört aud Die nah ihren Wünfdhen er- 
folgende MWerfegung. Anders bei den PVerwaltungg-Beamten, melde nad 
$. 23. wider ihren Willen verfeht werben Können und damit auch da8 Neben: 
amt als Disziplinar-Nihter aufgeben müffen. Die Mitglieder des Bundesratha 
an Disziplinarhöfen fönnen alljährlih mwecfeln. (Art. 8. der Neid: ri | 


$. 94. In der Voruntersuchung wird der Angeschuldigte unter Mit- 
theilung der Anschuldigungspunkte vorgeladen und der Beamte der Staats- 
anwaltschaft zugezogen. Dieselben werden, wenn sie erscheinen, mit \hren 
Erklärungen und Anträgen gehört. Die Zeugen werden, nach Befinden eid- 
lich, vernommen, und die sonstigen Beweise erhoben. Den Vernehmungen 
der Zeugen darf weder der Beamte der Staatsanwaltschaft noch der Ange- 
schuldigte beiwohnen. 

Die Verhaftung, vorläufige Festnahme oder Vorführung des a, 
digten ist unzulässig. 

I. Entflehjungs-Gefhidte: 

Die Regierungs-Vorlage lautete: 

„In der Voruntersuchung wird der Angeschuldigte unter Mittheilung der An- 
schuldigungspunkte voreeladen und, wenn er erscheint, &ehört; es werden die 
Zeugen nach Befinden eidlich vernommen, und die zur Aufklärune der Sache 
dienenden sonstigen Beweise herbeigeschafft. 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft werden durch einen 
"Beamten wahrgenommen, welchen die oberste Reichs - Rebar de 
ernennt.“ 

In den Motiven heisst es (8. 44.): 


„Lu der Voruntersuchung werden dem Angeschuldigten die Anschuldigungs- 
punkte schon mit der Vorladunge & mitgetheilt, so dass derselbe bereits bei der 
ersten Vernehmung im Stande ist, den ganzen Fall zu. übersehen ‚und seine 
Vertheidigung vorzubereiten. Eis ist darin eine zu Gunsten des Angeschul- 
digten gemachte Ausnahme von den gewöhnlichen Regeln des Verfahrens 
zu ‚erkennen. Die Funktionen: der Staatsanwaltschaft werden durch seinen 
von der obersten Reichsbehörde designirten Beamten wahrgenommen; es ist 
zweckmässig, diesen Beamten bereits bei der Voruntersuchung zuzuziehen, 
damit derselbe mit Rücksicht auf die künftig zu entwerfende Anschuldigungs- 
schrift für die nöthige Vollständigkeit der Ermittelungen sorgen kann. Ein 
Präjudiz, unter welchem der Angeschuldigte vorzuladen wäre, ist nicht vor- 
geschrieben. Es wird also, wenn derselbe nicht erscheint und keine Ver- 
jegung des Termins erlangt hat, die Untersuchung, soweit es. möglich ist, 


ohne seine Zuziehung zum Abschlusse zu bringen sein. Ueber die Beweis- “ 


aufnahme, namentlich die Vernehmung von Zeugen, deren Vorladung, 
Zwang zum Erscheinen und Beeidigung, werden die Regeln des gewöhn- 
lichen Strafverfahrens gelten müssen.“ 


Die Kommission hatte in Bezug auf die Zeugen-Vernehmungen (Satz 4.) 
materiell dieselbe Vorschrift, wie sie $. 34. enthält, vorgeschlagen, und lautete 
die Fassung: 

„Den Vernehmungen des Zeugen dürfen der Beamte der Staatsanwaltschaft und 
der Angeschuldigte nicht beiwohnen.“ 

Er der 2. Lesune beantragten der Abg. Klotz und Gen.: 

im dritten Satze des. 8. 94. ‚statt der Worte: | 
ga Befinden eidlich“ zu setzen: „zur Aufklärung der Sache, jedoch nicht eidlich® 
2. dem Paragraph noch folgenden Schlusssatz hinzuzufügen: 
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„Der Angeschuldigte ist berechtigt, bei allen Verhandlungen der Voruntersuchung 
im ‚Beistande eines aus der Zahl der Advokaten oder Rechtsanwalte zu erwählen- 
den ‘Vertheidigers zu erscheinen.“ | 
Der Abg. Lasker beartragte: 
„in dem. letzten Satz des ersten Alinea der Kommissions-Vorlage das Wort 
„nicht“ zu streichen.“ 
Dieser Antrag wurde angenommen, die beiden Anträge der Abg. Klotz 
und Gen. wurden dagegen abgelehnt. 
In 3. Lesung brachten der. Abe. v. Dörnberg u. Gen., auf die Kom- 
missions-Vorlage zurückgehend, folgenden Antrag ein: 
den letzten Satz des Absatzes 1. des Paragraphen folgendermassen zu 
fassen: 
„Den. Vernehmungen der Zeugen darf weder der Beamte der Staatsanwaltschaft 
noch der Angeschuldigte beiwohnen.“ 
Der Abg. Lasker aber schlug vor: 
in Absatz 1. den letzten Satz wie folgt zu fassen: 
„Der Beamte der Staatsanwaltschaft und der Angeschuldigte sind zu den Verhand- 
lungen über die Beweisaufnahme beizuladen und dürfen den Vernehmungen der 
Zeugen beiwohnen;“ 
nnd als $. 95a. einzuschieben: 
„Der Angeschuldigte kann vom Beginn der Voruntersuchung ab, sich des Bei- 
standes eines bei einem Gericht innerhalb des Deutschen Reichs zugelassenen Ad- 
vokaten oder Rechtsanwalts bedienen. Dem Letzteren ist die Einsicht der Vor- 
untersuchungsakten zu gestatten.“ 
Beide Anträge des Abg Laasker wurden verworfen, dagegen wurde der 
Antrag v. Dörnberg und Gen. angenommen. 
Aus der Begründung der Lasker’schen Anträge durch den Antragsteller 
ist hervor zu heben: 

„Eine Zeugen-Vernehmung ohne Anwesenheit der Parteien, welche den Zeugen 
fragen, welche die Aussagung rektifiziren können, ist unvereinbar mit der Idee der 
mündlichen Verhandlung. Die Zeugen-Vernehmung bekommt erst ihre Probe darin, 
wenn Fragen und Gegenfragen gerichtet werden können und der Zeuge sich darüber 
ausspricht. Ist erst im schriftlichen Vorverfahren eine Grundlage der Verhandlung 
ohne Theilnahme der Parteien geschaffen, dann wird die mündliche Verhandlung 
zur Nebensache. Wir haben dieses Beispiel in Preussen, wo wir im Kriminal- 
Prozess ein vollendet schriftliches Vorverfahren und ein ‚anscheinend ebenso 
vollendet mündliches Hauptverfahren haben. Jeder, der preussischen Verhandlungen 
beigewohnt hat, wird bestätigen, dass der Vorsitzende und zuweilen auch der Ge- 
richtshof bereits präjudizirt ist durch die Aussagen, welche in der Voruntersuchung 
gemacht sind; ich habe erlebt, dass die Zeugen selbst präjudizirt sind durch das 
was sie früher ausgesagt haben, während ein einseitiges Vernehmen vor dem 
‚Richter weniger die Wahrheit eruirt als das,. was der Richter im Augenblick für 
Wahrheit hält. Die Durchschnittszeugen können sich nicht immer so leicht aus 
den gestellten Fragen orientiren, und der Richter, weleher sich schon vorher die 
Wahrheit nach seiner Meinung zurechtgelest hat, fragt auch nach dieser Richtung 
hin, was. er für Wahrheit hält, und es ist Niemand da, der ihn rektifiziren kann 
nach der einen oder andern Seite hin.“ (Sten. Ber. S. 714.) 

„Ebenso nothwendig finde ich, dass der Angeschuldigte einen Vertheidiger zu- 
ziehen dürfe. Wichtige Fragen des Staatsrechts kommen bei einer Beamten- 
Untersuchung zur Sprache, namentlich kann auch die Frage, wie weit die An- 
ordnungen, die der Beamte hätte befolgen sollen, innerhalb der Kompetenz des 
Vorgesetzten gelegen haben oder nicht, bei der Beweisaufnahme von Einfluss sind. 
Ausserdem ist der Angeschuldiste, besonders wenn er ein Beamter von unter- 
geordneter Stellung ist, immer im Nachtheil gegen den Staatsanwalt. Der Staat 
lässt sich — und sein Interesse — unzweifelhaft. durch ein juristisch verständiges 
Mitglied vertreten, während der Angeschuldigte oft hilflos den Rechtsfragen gegen- 
über steht. Wo liegt da die Gerechtigkeit? Nach dem Beschluss, dass nicht 
mehr ein richterlicher Beamter bestellt werden muss, um ‚die Voruntersuchung zu 
führen, liegt um so mehr die Nothwendigkeit vor sowohl für die Zuziehung des 
Angeschuldigten als für die Zulassung des Vertheidigers. Da der Untersuchungs- 
Beamte nicht immer ein richterlicher Beamter zu sein braucht, so sind die eigent- 
Ben Rechtsgarantien nunmehr in der juristischen Vertretung beider Seiten zu 
suchen.‘ 


= 
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Die Anträge Lasker’s unterstützte der Abg. Dr. Meier (Thorn). Er 
machte geltend, dass, wie die Erfahrung des gewöhnlichen Strafverfahrens 
lehre, Vertheidiger nur in besonders wichtigen und intrikaten Fällen erschienen 
und dass die Reichsregierung in jedem Verwaltungszweige sicherlich einen 
gewandten Voruntersuchungs - Beamten zur Verfügung haben würde Sein 
Urtheil fasste er schliesslich dahin zusammen: 


„Bei der Wichtigkeit der Disziplinar - Untersuchung könne der Reichstag sich 
nicht weigern, die Untersuchungen, da sie die allererheblichsten, tiefgreifendsten, 
für das ganze Leben des Angeklagten entscheidenden Folgen haben können, auch 
mit den denkbar grössten Garantien zu umgeben. Wenn in der mündlichen Ver- 
handlung eine mündliche Vernehmung der Zeugen nicht stattfinde, so habe der 
Angeklagte nie Gelegenheit, sich davon zu überzeugen, wie die Aussage des Zeugen 
eigentlich laute, mit welcher Bestimmtheit, mit welcher Sicherheit, mit welcher Un- 
befangenheit der Zeuge sich ausgesprochen habe. Die Korrektur der schriftlichen 
Voruntersuchung durch die als Regel vorgeschriebene mündliche Schlussverhand- 
lung fehle hier und er könne sich nicht dazu herbeilassen, die im allgemeinen 
bürgerlichen Verfahren nicht vorenthaltbaren Garantien, dass wirklich Gerechtigkeit 
geübt würde, dem Angeklagten im Disziplinar-Verfahren zu entziehen.“ 


Dagegen wurden die Anträge von den Parteigenossen Lasker’s, den Abg. 
Baehr (Kassel) und Wagner (Altenburg), bekämpft. Beide hielten die in 
dem gegenwärtigen Gesetz dem angeschuldigten Beamten verliehenen Rechte, 
nämlich, nach geschlossener Beweisaufnahme in der Voruntersuchung Kennt- 
niss von derselben zu nehmen, sich von diesem Zeitpunkt an eines Verthei- 
digers zu bedienen und neue Verhandlung des Beweismaterials vor dem er- 
kennenden Disziplinar-Richter zu verlangen, für ausreichend. 


Der Abg. Baehr besorgte von der Annahme der Lasker’schen Anträge: 


„In allen schwierigen und zweifelhaften Disziplinarsachen eine Lahmlegung des die 
Voruntersuchung führenden Beamten, sobald demselben ein schlauer Angeschul- 
digter gegenüberstehe, welcher seine Kenntniss von der in seiner Gegenwart er- 
folgten Beweisaufnahme dazu verwerthen werde, die Spuren des Vergehens zu 
beseitigen und die Belastungszeugen im Voraus zu bearbeiten. In den nicht sel- 
tenen Fällen, wo der Staatsanwalt bei den Verhandlurgen nicht gegenwärtig sei, 
würde der Voruntersuchungs - Beamte dem mit seinem Vertheidiger anwesenden 
Angeschuldigten gegenüber unwillkürlich in die schiefe Lage gedrängt, für die An- 
schuldigung Partei zu ergreifen und seine objektive Stellung zu verlieren. Ge- 
statte man dem Angeschuldigten und dessen Vertheidiger bei den Zeugen-Ver- 
nehmungen zugegen zu sein, so würde man ihnen ihre Anwesenheit auch bei den 
Verhören Mitangeschuldigter, jedenfalls dem Vertheidiger dieselbe bei der Ver- 
nehmung des von ihm vertheidigten Beamten, nicht vorenthalten können. Abgesehen 
von dem Formalismus, dass der Angeschuldigte und sein Vertheidiger zu jedem 
Akte der Beweisaufnahme vorgeladen werden müssten, erhielte diese durch die 
Lasker’schen Anträge den Karakter eines kontradiktorischen Verfahrens, welches 
der genaueren Regelung entbehre und ohne eine solche — bei einem Hineinreden 
des Angeschuldigten und des Vertheidigers — auf die Unbefangenheit der Zeugen 
und damit auf die Wahrheitsermittelung einen nachtheiligen Einfluss übe.“ 


Der Abg. Wagner (Altenburg) bemerkte insbesondere: 


„Die Voruntersuchung, wie sie jetzt in der Vorlage hingestellt und wie sie im 
Strafrecht besteht, beruht auf der Untersuchungsmaxime. Wenn aber der An- 
geschuldigte und sein Vertheidiger auch am Zeugenverhör Theil nehmen, dann 
wird sie die Verhandlungsmaxime beherrschen. Natürlich würden Vertheidiger 
und Angeschuldigter sich in das Zeugenverhör immissiren, Fragen stellen und 
sonst den Gang des Zeugenverhörs beeinflussen. Das sei unvereinhar mit dem 
Untersuchungsprinzip, wie es jetzt bestehe. Wenn in der Voruntersuchung, wie sie 
die Vorlage regelt, unerwartete Zwischenfälle einträten, für welche der vorliegende 
Gesetz-Entwurf nichts vorgesehen habe, dann könne der Untersuchungs-Kommissar 
zurückgreifen auf den ordentlichen Strafprozess und aus diesem die fehlenden Ver- 
haltungsregeln erholen. Wenn aber die ganze Natur der Disziplinar-Prozedur so 
radikal geändert werde, wie es die Lasker’schen Anträge wollen, dann sei das 
nicht mehr möglich und der Untersuchungs-Kommissar werde oft rathlos vor Ver- 
legenheiten stehen. Man könnte einwenden: der Angeschuldigte und Vertheidiger 
seien doch auch schon bei der mündlichen Hauptverhandlung gegenwärtig, warum 
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sollte man sie bei der Voruntersuchung ausschliessen? Er entgegne nur das Eine: 

die mündliche Hauptverhandlung sei öffentlich, der Regulator der Oeffentlichkeit 

fehle aber bei der Tornnterzuchungti 

Die Reiehsregierung endlich wies darauf hin, dass für das Prinzip 
des Lasker’schen Antrages Erfahrungen bisher nicht gesammelt wären (Sten. 
Ber. 8. 921.): 

„Die Vorschrift des $. 95., wie derselbe aus der Vorberathung der Kommission 
hervorgegangen sei, beruhe anf den Prinzipien der Gerechtigkeit, indem weder der 
Ankläger, noch der Angeschuldigte bei solchen Verhandlungen selbst zugegen sein 
sollte und der untersuchungführende Kommissarius seinerseits die Verhandlungen 
nach objektiven Gesichtspunkteu zu führen habe. Nach der Ansicht der verbün- 
deten Regierungen sei es dem Begriff und der Art einer Disziplinar-Vorunter- 
suchung nicht entsprechend, wenn bei diesen Zeugen-Vernehmungen beide 
Theile anwesend seien. Vollständig verkehrt werde aber der Karakter dieser 
Verhandlungen, wenn zu denselben ein Vertheidiger zugezogen würde; eine Dis- 
ziplinar-Voruntersuchung unter Anwesenheit von Advokaten und unter Fragestellung 
der Advokaten an die Zeugen sei thatsächlich nicht zu führen.“ 


II. Bemerkungen: 

1. Gefihtspunfte für die Abänderung der Vorlage. Die EN ließ 
die Stellung der Staatsanwaltihaft und des Angefhuldigten, jo wie die beiber- 
feitigen Rechte im Unklaren. €& erhellte nicht, ob die Anmejenheit der Staat3- 
anwaltihaft bei ven Wernehmungen in der Vorunterfuhung wejentli war, über 
die Beurkundung der Verhandlungen der Vorunterfuhung jhwieg die Vorlage 
ganz, obaleich diefelbe die Grundlage der Disziplinar » Unterfuhung bilden jollte, 
das Verfahren vor dem erfennenden Disziplinar-Nichter war auf eine münd- 
lihe Schlußverhandlung beihränft. 

Der Zufammenhang der Konftruftion von Borunterfuhung, Hauptverhand: 
lung und NRechtsmittel-Syftem ift befannt. Die fragmentaren Beitimmungen der 
Regierungs-Borlage hätten vielleicht genügen fönnen, wenn für Die Hauptverhand- 
lung das Prinzip der Mündlichfeit angenommen und rein durchgeführt und folge: 
vecht gegen die Entiheidung nur die Nichtigfeits - Beichwerde oder Kevifton zu: 
gelaffen wäre. Dies hatte die Negierungs-Vorlage nicht gethan und die Kommiljton 
war außer Stande, die Grundlagen verfelben zu ändern. (Vgl. „Förmliches Diszipli- 
nar:Verfahren“ und zu $$ 104. und 109.) Diefelbe hat fi) daher darauf be- 
Ichräntt, die Vorunterfugung mit [hüßenden Formen zu umgeben und die Nechts- 
gleichheit des Beamten der Staatsanwaltihaft und des angejchuldigten Beamten 
berzuftellen, da8 mündlide Verfahren aber derartig zu erweitern, daß — nad dem 
Anerkenntnii des Staatsminijters Delbrüd — 

‚im Großen genommen in allen Fällen, fobald ein Angejchuldigter es ver- 
langt, die gefammte Beweisauflage vor der Disziplinar-Kammer wiederholt 
werden muß.” (Sten. Ber. ©. 921.) 

2, Umfang der Vorunterfuchung. Die VBorunterfuhung hat nah $. 94. einen 
größeren Umfang als im gemeinen Strafverfahren jelbit im Schwurgerichts-Bro: 
seh. Diejelbe dient nicht Blog zur Begründung der Anfhuldigung, jondern hat 
das gefammte Beweismaterial — Anjhuldigungs: und Entlaftung3:Beweiß — 
zu erheben. Die dadurch nothwendigen ergänzenden Beltimmungen find in SS. 94 
bis 96. gegeben. | 

3. Anwejenheit der Parteien in der VBorunteriudhung. 

a. Der Angefhuldigte braucht in der Vorunterfuhung nicht zu erfcheinen, er 
wird nur allligre, geladen; eine Verfiherung jeiner Perfon tjt nad dem 
Bwed des Disziplinar » Verfahrens nicht gejtattet. Die Aufnahme einer aus: 
drüdlichen Borarift war mit Nüdfiht auf die Bundesjtaaten des Deutihen 
Reiches, in welchen noch der gemeinrechtlihe Unterfuhungs: Prozeß gilt, noth- 
wendig. Eine Vertretung findet in der Vorunterfuhung auch nicht in der 
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Beihränfung auf das Berhör des Angefchuldigten ftatt. (Val. unten An: 
merfung 6. und $. 101.) 

b. Die Anmefenheit des Beamten der Staatsanwaltfehaft in der Vorunter: 
juhung tft für die Nechtsgültigkeit der Verhandlungen nicht weientlih. Der- 
jelbe hat nah dem Gefet die Stellung einer Bartei, melde Anträge nimmt 
(ost. SS. 96. 105.) und ift dem Disziplinar-Gericht nicht Foordinirt, jondern fub- 
ordinit. Se 
4, DBeweiserhebung, Vereidigung der Zeugen. Db die Zeugen zu beeidigen find, 

iteht zum Ermefjen des Unterfuhungs - Richters; nah dem PBreußiiden Dis: 
siplinar- Gejet war fie unbedingt vorgefhrieben val. 8.32. dafelbft, Gefes für 
Shmwarzburg-Sondershaufen von 1861. 8. 34. und Gef. für Anhalt. Der Unter: 
Juhungs-Nichter wird im Zmeifel die Beeidigung ausfegen, (DIdenb. Gef. Art. 73.), 
und von derjelben ganz Abitand nehmen dürfen, wenn der angefhuldigte Beamte 
den snhalt der Zeugenausfagen für wahr annimmt. Auch injomeit wird man 
den Berziht in Disziplinarfahen ala durhgreifend anjehen dürfen. Die eidlihe _ 
Vernehmung der Zeugen in der Vorunterfuhung zu verbieten (Antrag Klo) 
it unzuläffig, denn es können Ausnahmsfälle eintreten, wo die Vereidigung noth: 
wendig tit, 3. B. wenn Zeugen, deren Zeugniß entfcheidend für die Erhebung der An- 
age wirfen muß, mit der Wahrheit zurüdhalten, wo alfo die Anfhuldigung nicht 
zu begründen ijt, ohne dag man das Wahrheits:Erfrfhungsmittel des Eides an- 
wendet, oder wenn Zeugen frank, oder im Begriff find, ins Ausland zu verreifen, 
ihr Erjcheinen bei der mündlihen Verhandlung alfo in Feiner Weife gemwährleiftet 
it. Sn allen folhen Fällen werden die Zeugen auch im vorläufigen BVer- 
fahren beeidigt werden müffen. ER 

5. Gegenwart der Parteien bei den Zengen-VBernehmungen. Die Zuziehung des An- 
geihuldigten und die Aulafjung eines VBertheidigers in der Vorunterfuhung be: 
teht nad) den Prozeß- Ordnungen im Deutfhen Neihe nur in Braunfchmeig 
(Braunfhw. Str.-Br.-D. 8. 7.), die Deutihe Rehtswiffenihaft hat fi über den 
Umfang, in welhem die Zuziehung beziehungsm. Zulafjung zu erfolgen hat, noch 
nit entihieden. GSelbit eine Autorität dur dem Gebiet des Prozeprehts mie 
Pland in Münden giebt dem Angefhuldigten das Net der Kenntnignahme von den 
Berhandlungen und den Beiltand eines Vertheidigers in der Vorunterfudung 
nur in den Fällen, wenn in derfelben bereit3 Maßregeln ergriffen werden, melde, 
wie die Berhaftung, die Hausfuhung, die Suspenfion einen Eingriff in die 
Freiheit der perfönliden Bewegung oder in die Verfügung über Güter des 
Angefhuldigten enthalten. Bland, Strafverfahren $8.51.172. Dem entjpredend hat 
in den Konfulat3-Bezirfen mit Konfular:Gerichtsbarfeit auch nur der verhaftete 
Angefhuldigte das Recht auf den Beiftand eines Vertheidiger8 aus der Zahl der 
in die Konjulat3-Matrifel aufgenommenen Anwälte. (Gel. vom 29. Zuli 1865. 
$. 37., R.-6.:Bl. ©. 137., Arhio Bd. I. ©. 121.) 

Nah der Anficht des Verfaifers, welcher fih auf eine Erfahrung von 20 
‚ahren, al Unterfuhungsrichter, Staatsanwalt, Oberftaatsanwalt und BVorfigen- 
der des Schmwurgericht3 berufen fann, wird jede neue Strafprozek-Drbnung von 
den Grundfägen der Lazfer’ihen Anträge ausgehen dürfen, ohne fi der Gefahr 
auszujegen, die Nechtsordnung und die Nechtsficherheit zu gefährden. Aber fie 
wird unter bejtimmten VBorausfegungen, 3. B. bei Gefahr im Verzuge, oder nad: 
gewiejenen Berfuhen der -VBerdunfelung Einfhränfungen jener Grundfäße zu: 
lajjen müjjen, vielleicht eines disfretionären Ermefjenz des Unterfuhungs-Richters 
nicht entrathen fönnen, wenn nidht einzelne der vom Abg. Bähr hervorgehobenen 
Nactheile eintreten folen. Die Zulaffung des Vertyeidiger8 in der Vorunter: 
juhung inZbefondere ift ein eminentes Vertrauens: Votum an die Nedhtsanmwalt- 
Ihaft. Diejelbe fest Einrichtungen voraus, weldhe zumal bei freier Advofatur 
objeltive Bürgjchaften dafür enthalten, daß jenes Vertrauen geredtfertigt, Die 
Bertheidigung im Dienfte der Wahrheit und Gerechtigkeit geführt werde. Sole 
Cinrihtungen — Chrenräthe, Disziplinar-Rammern — fehlen in  verjchiedenen 
Bundesstaaten des Deutfchen Neiches. Die Frage nad der Zulaffung des Ber: 
theidigers in der VBorunterfuhung hat daher aud nur gleichzeitig mit der Ge- 
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riht3-Organifation ihre allfeitig befriedigende Löfung zu erwarten. So lange 
dieje nicht erfolgt ift und jene Einfchränfungen ihre umfafjende Jahliche Vor- 
prüfung nicht gefunden haben, war die Annahme der Lasker’ihen Anträge nicht 
räthlih. Die Befeitigung des richterlihen Beamten in der Vorunterfuhung wird 
voraugfichtlich zur Erweiterung der Zeugen » Bernehmungen vor dem erfennenden 
Disziplinar-Richter und die von diefem geübte Kontrole auf die Unparteilichkeit 
und Gründlichfeit der Zeugenverhöre durd) den Borunterfuhungs-Beamten fürdernd 
zurüdwirfen, damit aber die Entziehung der Garantie eines Nichters in der DVor- 
unterfuhung fich wieder ausgleihen.*) 

6. Befugnig zur Vornahme von Sausiuchungen und Beichlagtahme von Papieren al3 
Veberführungsitüice. ; 

Diejelbe wird dem DVBorunterfuhungs-Beanten nicht vorenthalten werden 
dürfen. Dem Beamten der Staatsanwaltfhaft jteht diefe Befugnig nicht zu. 
(Vgl. zu Note 3.) 

7. Borunterfuchungen gegen im Anslande angeitellte Beamte. 
Wo die Vorunterfuhung gegen Beamte zu führen ift, welche ihren dienft- 
Ihen Wohnfig im Auslande Babe beitimmt das Gefet nicht. Nach) SS. 21. und 
88. ift es nicht unftatthaft, daß diejelbe im nlande geführt wird. 


8.95. Ueber jede Untersuchungs-Handlung ist durch einen vereideten 
Protokollführer ein Protokoll aufzunehmen. Den vernommenen Personen. ist 
ihre Aussage unmittelbar. nach der Protokollirung vorzulesen, nm denselben 
Gelegenheit zur Berichtigung und Ergänzung zu geben. 

I. Entflefungs-Gefhicdhte: 
Der Paragraph ist neu und beruht auf dem Vorschlage der Kommission. 
II. Bemerkungen: 


1. Ueber jede Unterfuhungs:Handlung, nidt Berhandlung, aljo aud 
über die Befhlagnahme von Vapieren ift ein Protofoll aufzunehmen. 

. Bol. Gejeß über die Konfular-Gerichtsbarfeit vom 29. Junt 1865. 88. 38. 
und 41. und Bunde3-Konfulats:Gefeg vom 8. November 1867. 8. 24. (R.-G.-Bl. 
©. 137., Xırdiv Bd. I. ©. 121. und 109. ff.). 


8. 96. Wenn der Voruntersuchungs- Beamte die Voruntersuchung für 
geschlossen erachtet, so theit er die Akten dem Beamten der Staatsanwalt- 
schaft mit. Halt dieser eine Ergänzung der Voruntersuchung für erforder- 
lich, so hat er dieselbe bei dem Voruntersuchungs- Beamten zu beantragen, 
welcher, wenn er entgegengesetzter Ansicht ist, die Entscheidung der obersten 
Reichsbehörde einzuholen hat. 

8. 96. ist neu und beruht auf den Beschlüssen der Kommission. 


8. 97. Nach geschlossener Voruntersuchung ist dem Angeschuldigten 
der Inhalt der erhobenen Beweismittel mitzutheilen.. Darauf werden die 
Akten an die oberste Reichsbehörde eingesendet. 


*), Der inzmwifhen erjhienene Entwurf einer Deutihen Strafproze$ : Drdnung beitätigt 
im Wefentlihen die Nichtigkeit der oben vertretenen Grundfäte. Derjelbe geht von der jo- 
genannten Parteien-Deffentlichfeit aus; aber er verlangt 3. B. die Vernehmung des Ange 
fhuldigten in Abwejenheit der Staatsanwaltichaft und des Vertheidigers (8. 153.) und jhliebt 
den Angeichuldigten von der Theilnahme an den Verhandlungen aus, jobald zu bejorgen fteht, 
daß die zu vernehmenden Verjonen durch feine Gegenwart in einer der Ermittelung Der 
Mahrheit nachtheiligen Weile beeinflußt werden fönnen (8. 156.). 

Sicherem Vernehmen nach ift auch der Entwurf einer Deutihen Rehtsan walt3-Orbnung 
bereit3 ausgearbeitet. 
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I. Entflefungs-Gefdidte: 


Der Paragraph ist neu und beruht auf den Beschlüssen der Kommission. 


II. Benterkungen. 


1. Die Abficht des Paragraphen ift, ven Angefhuldigten von dem Ausfall der — 
nad) 8.94. da3 Beweismaterial erihöpfenden — Vorunterfuhung in Kenntniß zu jegen, 
damit er darüber Befhluß faffen Fann, ob er von der ihm im $. 100. verliehenen Be: 
fugniß, unter Verzihtleiftung auf feine Beamtenrechte, feine Entlafjung nadızu: 
fuhen Gebraud) mahen, und wenn nit, ob er fich des Beiltandes eines DBer- 
theidigers bedienen mill. | 

2. Eine Berlefung fämmtliher Schriftftüde ift fo wenig erforderlich, wie 
eine abfchriftlihe Mittheilung derselben. Der Angeihuldigte wird nad) gejchlojjener 
Borunterfuhung vorgeladen und mit dem — nad) dem Urtheil des Unterjuhungs- 
Beamten — wefentlihen Inhalt der erhobenen Zeugen-Ausfagen und mit den 
vorgelegten Aftenftüden und fonftigen Urkunden befannt gemadt. Eri'eint er 
nicht, jo gilt er als verzichtend auf die Mittheilung der Beweife und e& erfolgt 
alsbald die Einreihung der Alten an die oberjte Neichsbehörde. (Dal. $. 418. 
der Kriminal:Drdn. Gten. Ber. ©. 716.) 

3. Bei den Beamten, welhe ihren dienftlihen Wohnfis im Auslande haben, 
wird e8 fich empfehlen, den Schlußtermin dazu zu benugen, den Angeihuldigten 
darüber zu hören, ob und dur welchen Rechtsanwalt er vor der Disziplinar- 
Kammer vertreten, beziehungsweife vertheidigt fein will. (Val. $. 101. diejes 
Gefebes und $. 51. des Gefetes vom 29. Juni 1865. über die Gerichtsbarfeit in 
den Konfulats-Bezirken., R.-©.:Bl. ©. 137. ff, Wıhiw Bb. I. ©. 122.) 

4. Divdenburgifches Geje Art. 73. 8. 1. 


$. 98. Die oberste Reichsbehörde kann mit Rücksicht auf den 
Ausfall der Voruntersuchung das Verfahren einstellen und geeigneten 
Falls eine Ordnungs-Strafe verhängen. 

Der Angeschuldigte erhält Ausfertigung des darauf bezüglichen, mit 
Gründen zu unterstützenden Beschlusses. | 


Bemerkungen: 


1. Der Varagraph jtimmt bis auf drei redaktionelle Nenderungen mit der 
Regierungs-Vorlage (8. 98.) überein. (Vgl. Disziplinar:Gefet für Breugen 
8. 33. und für Anhalt-Berndburg $. 30.) 

2. Nur die oberite Neichsbehörde, nicht die bei Gefahr im Verzuge zur 
Einleitung der Vorunterfuhung ermädtigte untergeordnete Behörde fann ein ein: 
mal eingeleitetes Verfahren einftellen. 

3. Die Befugniß der oberiten Neihsbehörde, eine Ordnungs: Strafe zu ver- 
fügen, liegt im Änterefje des jchuldigen Beamten. Diefelbe fann auf dieje he 
Milde walten Iajjen und ihm die jein Amtzanfehen nicht unberührt Iaffende foit- 
Ipielige Disziplinar:Brozedur erjparen. Te 

4. Ein Reht, das fürmlihe PDisziplinar-Verfahren mit Erfenntnig zu 
verlangen, hat der Beamte jo wenig, wie e3 irgend ein Angefhuldigter hat. Die 
oberjte Reichsbehörde kann nicht blos wegen mangelnden Beweifes, jondern aud) 
un politifhen Gründen das Verfahren einitellen. Das Schugmittel des Beamten 
iegt.im 8. 100. 


8. 99. Die Wiederaufnahme des- Disziphnar-Verfahrens wegen der 
nämlichen Anschuldigungspunkte ist nur auf Grund neuer Beweise und 
während eines Zeitraumes von fünf Jahren, vom Tage des Einstellungs- Be- 
schlusses ab, zulässig. - 
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War eine Ordnungs - Strafe verhängt ($. 98.), 50 findet eine Wieder- 
aufnahme des eingestellten Disziplinar- Verfahrens nicht. statt. 


I. Entfleßungs-Hefdidte: 


Der $. 99. ist neu und beruht auf Beschlüssen der Kommission. 
Die Motive der Regierungs-Vorlage zu dem vorhergehenden $. 94. lauteten: 


„Die oberste Reiehsbehörde kann nach dem Ausfall der Vorunter- 
suchung das Verfahren einstellen lassen und allenfalls nur eine Ordnungs- 
Strafe verhängen. Ein soleher Beschluss wird indess nicht als rechtskräf- 
tiges freisprechendes Urtheil zu betrachten, und die Untersuchung, falls 
sieh neue Beweismittel finden oder andere Umstände solches nothwendig 
machen, wieder aufzunehmen sein.“ 


II. Bemerkungen: 


1. Die Miederanfnahme der Vorunteriuhung ohne Zeitbefhränfung in die Willkür 
der oberiten Keichsbehörve zu ftellen, ijt nicht gerechtfertigt. Bei Angejchuldigten, 
welche nicht dem Beamtenitande angehören, ihüst der Ablauf der Verjährung 
gegen die Wiederaufnahme der PVorunterfuhung und innerhalb der Verjährungs: 
Kit ift diefelbe nur beim Vorhandenfein neuer Bemeife geftattet. Die Disziplinar: 
Vergehen verjähren ihrer Natur nad) nicht. Die Reinhaltung des Beamtenjtandes 
erfordert e3, daß jederzeit Ausihließung möglih tft. Daher enthält auch fein 
Zivil-Staatödiener-Gefeg Beitimmungen über die Verjährung der Disziplinar: 
Vergehen, und die Verjährung im Strafverfahren übt in Ermangelung folder 
pofitiven Bejtimmung feine Rüdmwirkung auf das Disziplinar:Berfahren.*) 

Der Grundfat, daß zu jeder Zeit für das Disziplinar:Vergehen Strafe ein: 
treten kann, erleidet aber im Anterefje des Beamten eine Einihränfung, Tobald 
gegen ihm ein Disziplinar-Verfahren anhängig geworden. Erfolgt in demjelben 
eine — völlige — Freifprehung, fo tt nad $. 108. jede neue DBerfolgung 
wegen derjelben That ausgefhloffen. Ein Ginitellungs-Beihluß, welder nur Die 
Kraft vorläufiger Freifprehung Des gemeinrechtlihen Strafprozeijes hat, entjcheivet 
dagegen zu Gunften des angeljhuldigten Beamten nur unter vem Vorbehalt 
beiferer Aufklärung. Darüber hinaus, nad) dem Vorbild des $. 28. des 
Preußifhen Gefeges vom 7. Mai 1851., betreffend die Dienftvergehen der Richter, 
dem Einftellungs:Befhluß die Wirkung, einer völligen Freifprehung  beizulegen, 
war bei Verwaltungs-Beamten nidt gerechtfertigt. Nur jo viel erfordert 
auch bei ihnen die Billigfeit, daß fie nicht während ihres ganzen amtlichen Lebens 
Be derjelben Handlung immer auf’ Neue mit Unterfuhungen verfolgt werden 
ürfen. 

Diefe Erwägung führt zu der doppelten Beichränfung: 

a. Die Reichöbehörde ift nicht befugt, einfeitig oder ‚auf Antrag des Staats: 
anwalts nad erlangter anderweiter Weberzeugung über das Ergebniß der Be- 
weis:-Berhandlungen der eingejftellten Borunterfuhung deren Wiederaufnahme 
anzuordnen, jondern dies ift nur zuläffig auf Grund neuer Bemeife. 

b. Die Wiederaufnahme ift an eine beitimmte Frift gebunden. Zur Analogie 
bot fih hier die Verjähtungsfritt. Nah der Schwere der niht blos an das 
Vermögen, jondern aud an die Ehre gehenden Disziplinar:Bergehen wurde 
die für die Verjährung von Vergehen in S- 67. des Deutjchen Strafgefegbudhes 
feitgefegte Friit von 5 Jahren gewählt. Dieje tft jo geräumig, daß die 
Keichsregierung Zeit hat, neue Bemeije zu fammeln, und nicht jo lang, daß 
der Entlaftungs:Bemweis ernftlicd gefährdet wäre. 


*) Die abweichenden Beftimmungen der Disziplinar-Strafordnungen für 
Heer und Marine erklären fi daraus, dag die Entfernung aus dem Sol- 
datenftande nicht zu den Disziplinar:Otrafen gehört und daß nicht blos 
Dffiziere und Ynterofiuieren fondern aud; Gemeine der Disziplinar-Strafordnung 
unterworfen find. 
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2. Die Verhängung einer Drdnungs:Strafe dur die oberite Neihsbehörde 
nah gejchloffener Vorunterfuhung hat die Natur eines Erfenntnifjes und 
Ichließt daher eine Wiederaufnahme der Unterfuhung aus. Ir 


8. 100. Die Einstellung des Verfahrens muss erfolgen, sobald. der 
Angeschuldigte seine Entlassung aus dem Reichsdienste mit Verzicht auf Titel, 
Gehalt und Pensionsanspruch nachsucht, vorausgesetst, dass er seine amt- 
lichen Geschäfte bereits erledigt und über eine ıhm etwa anwertraute Verwal- 
tung von Reichsvermögen vollständige Rechnung gelegt hat. | 

Die Verhängung einer Ordnungs - Strafe ist in diesem Falle nicht zu- 
lässig. Die Kosten des eingestellten Verfahrens ($. 124.) fallen dem An- 
geschuldigten zur Last. | 

I. Entflehungs-Gefdidfe: 


Der Paragraph ist neu und beruht auf den Beschlüssen der Kommission 


11. Bemerkungen: 

Der Baragraph Ihüst ven Beamten ebenfo fehr gegen eine — in einzelnen Bundes- 
itaaten erfahrungsmäßtg vorgelommene — dhilaneuje Fortjegung, als den NReiha- 
fisfus gegen die Belaltung mit Kojten eines von den Beamten verfchuldeten Diszi- 
plinarzBerfahrens. Das Neich hat fein jus quaesitum auf Disziplinirung und 
Berhängung forreltiver Ordnungs- Strafen, fondern nur auf Reinigung des Beamten: 
Itanded. Gudt der jhuldige Beamte feine Entlafjung jelbjt nad, fo tft mit der 
Örundlage aud) jedes beretigte Snterejje an der Fortjegung des Verfahrens ge: 
Ihmwunden. (Bgl. oben $ 75.  ©ten. Ber. ©. 717). 


8. 101. Beschliesst die oberste Reichsbehörde die Verweisung der Sache. 
vor die Disziplinarkammer, so wird der Angeschuldigte nach Eingang 
einer von dem Beamten der Staatsanwaltschaft anzufertigenden Anschul- 
digungsschrift unter abschriftlicher Mittheilung der letzteren zu einer von 
dem Vorsitzenden der Disziplinar-Kammer zu bestimmenden Sitzung zur 
mündlichen Verhandlung vorgeladen. 

Der Angeschuldigte kann sich des Beistandes eines Advokaten oder 
Rechtsanwalts als Vertheidigers bedienen. Dem Letzteren ist die Einsicht 
der Voruntersuchungs- Akten zu gestatten. 


I. Entflefungs-Gefdicte: 
Die Regierungs - Vorlage lautete in ihrem $. 97.: 

„Wird das Verfahren nicht eingestellt, so wird nach Eingang einer von 
dem Beamten der Staatsanwaltschaft anzufertigenden Anschuldigungsschrift der 
Angeschuldigte unter abschriftlicher Mittheilung dieser Anschuldigungsschrift zu einer 
von dem Vorsitzenden der entscheidenden Disziplinar - Behörde zu bestimmenden 
Sitzung zur mündlichen Verhandlung vorgeladen.“ 

Und in ihrem $. 100. Satz 1.: 

„Der Angeschuldigte, welcher erscheint, kann sich des Beistandes eines Ad- 
vokaten oder Rechtsanwalts als Vertheidigers bedienen.“ 

Der $. 101. entspricht den Beschlüssen der Kommission. 


Il. Bemerkungen: 
1. S. 101. fordert einen formellen Berweifungsbeihluß, durd melden 
die Disziplinar: Kammer mit der Verhandlung und Enticheidung befaßt wird. 
2. Die Anihuldigungsihrift wird die den Gegenftand der Anfhulpi- 
gung. bildenden einzelnen Thatjachen enthalten müffen ($. 104.) und darf fid) nicht 
bei einer allgemeinen Anklageformel begnügen. 
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3. Des Rechts des Angejchulbigten auf den Beiftand eines Bertheidigers 
bereits hier zu erwähnen, empfiehlt ih umfomehr, als diefer nad) der Anficht der 
Kommiffion das Recht haben foll, für den Angefhuldigten vor der Situng Ent: 
laftungsbemweis-Anträge zu jtellen. 


4. Sit von dem Angefchuldigten vor der Sikung ein Vertheidiger erwählt 
und hat jidh derjelbe bei Gericht legitimirt, jo erfordert eö das nobile officium 
der Disziplinar-Rammer, dem Vertheidiger von der anberaumten Sihung Kennt- 
niß zu geben. 

Ein vom Abg. Laster gemadhter Antrag: 

ih, 4. Beile 3. hinter dem Worte „Angeihuldigten‘ einzufügen: „und deilen Ber: 
eidiger”, 
war mit Rüdfiht auf den Beihluß zu $. 95. zurüdgezogen. 
Eine Bejhränfung der Bertheidigung liegt in der unterbliebenen Benadrid: 
tigung des DVertheidigers nicht. 


5. Bei dem namentlih im Gebiet des gemeinrechtlihen Unterfuhungs-Bro- 
efjes ftreitigen Umfang der Rechte des BVertheidigers iit die Feititellung des 
echts auf Afteneinfiht nothwendig. 


6. Die Mahl des Vertheidigers und Vertreters ijt auf Nechtsanmwalte und 
Advofaten befhräntt. Auch der Borfigende der Disziplinar : Kammer hat Feine 
Befugniß, ausnahmsmeife andere PBerjonen, 3. B. nahe Verwandte, als Berthei- 
diger und Vertreter zuzulafien. Darin liegt eine Abmweihung von den Orundjägen 
des gemeinen Strafverfahren, welches namentlich jeden Rechtsgelehrten ala Ver: 
theiviger zuließ. (Vgl. Badijdhe Proz.:Drd. $. 197. und Art. 20. des Preuß. 
Gef. vom 3. Mat 1852; Zadariae, „Strafprozeß“ Bd. II. ©. 286.) Die Vor: 
hrift hat wohl hauptfählih die wirkfame Ausjchließung von Winfel:-Konju: 
lenten im Auge. 


R Preuß. Diszipl.:Gef. $. 34., Diszipl.:Gef. für Anhalt-Bernburg 


8. 102. Die mündliche Verhandlung findet statt, auch wenn der An- 
geschuldigte nicht erschienen ist. Derselbe kann sich durch einen Advokaten 
oder Rechtsanwalt vertreten lassen. Der Disziplinar - Kammer steht es 
jedoch, sofern der Angeschuldigte seinen dienstlichen Wohnsitz im Deut- 
schen Reiche hat, jederzeit zu, das persönliche Erscheinen des Ange- 
schuldigten unter der Warnung zu verordnen, dass bei seinem Ausbleiben 
ein Vertheidiger zu seiner Vertretung nicht werde zugelassen werden. 


I. Enffießungs-SGefdidte: 

1. Der $. 102. weicht nur redaktionell von dem $. 100. der Regierungs- 
Vorlage ab. Er stellt den von dem gemeinen Strafverfahren abweichenden 
Grundsatz auf, dass die Verhandlung auch in Abwesenheit des Angeschuldig- 
ten endgültig stattfindet. 


3. Die Motive zu der Regierungs-Vorlage (8. 44.) bemerken: 


„Der Angeschuldigte kann ausbleiben und sich durch einen Advokaten 
oder Rechtsanwalt vertreten lassen. Zwar kommt es bei Disziplinarfällen 
ganz besonders auf die Persönlichkeit des Angeschuldigten an, indess fällt 
doch das Hauptgewicht des Verfahrens so sehr in die Voruntersuchung, 
dass es zulässig ist, dem Angeschuldigten, wenn er selbst auf sein persön- 
liches Erscheinen kein Gewicht legt, eine vielleicht weite und kostspielige 
Reise zu ersparen. Das vorerwähnte Oldenburgische Gesetz vom 
38. März.1867. enthält im Artikel 76. eine ähnliche Vorschrift. Gleichwohl 
kann die Behörde das persönliche Erscheinen des Angeschuldigten anord- 
nen, ohne dass jedoch eine Realzitation zulässig ist. Der Nachtheil für 
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das Ausbleiben besteht dann blos in der Nichtzulassung eines Verthei- 
digers zu seiner Vertretung.“ 


II. Bemerkungen: 


1. Diefe Motive treffen nah dem inhalt des gegenwärtigen Gefebes, weldhes 
den Schwerpunft des Verfahrens nit mie die NRegierungs:Vorlage ausfhlieplid 
in die Vorunterfuhung verlegt, niht mehr vollftändig zu. Ein Eingriff in die 
perjönliche Freiheit, wie er in der Vorführung Tiegt, it aber in Disziplinar- 
jachen überhaupt nicht gerechtfertigt und dies bereits in 8. 94. Adf. 2. anerkannt. 
Mit Rüdfiht hierauf ift die Beitimmung des Paragraphen aufrecht erhalten. 

Dagegen wurde ein Antrag des Abo. Kloß und Gen.: | 

„in 8.102. den lebten Sat zu ftreichen“ | 
im Neihstag verworfen (Sten.:Ber. ©.717.) Die Vertheidigung ift in Disziplt- 
narfahen feine nothwendige im Sinne des gewöhnlichen Strafverfahrens, der 
Ausfhlup der Bertheidigung als indireftes Zwangsmittel zum perfönliden Er: 
Iheinen des angefchuldigten Beamten beifpielämeife behufs feiner Refognoszirung 
daher nicht unftatthaft. | 

2. Bol. Breuß. Diszipl.:Gef. 8.37., Dldenburgifhes Gef. Art. 714. 
und Diszipl.:Gef. für Anhalt: Bernburg, welches lettere aud den Ditelten 
Zwang zum Erfcheinen geitattet. | 


$. 103. Die mündliche Verhandlung ist öffentlich. Die Oeffentlichkeit 
kann aus besonderen Gründen auf den Antrag des Angeschuldigten, des Be- 
amten der Staatsanwaltschaft oder von Amtswegen durch Beschluss der Dis- 
ziplinar - Kammer ausgeschlossen oder auf bestimmte Personen beschränkt 
werden. Die Gründe der Ausschliessung oder Beschränkung der Oeffentlich- 
keit müssen aus dem Sitzungsprotokoll hervorgehen. 
I. Entflehungs - Gefhicte. 
Die Regierungs-Vorlage lautete in dem ersten Satz ihres &. 98.: 
„Bei der mündlichen Verhandlung, welche in nicht öffentlicher Sitzung 
stattfindet etc.“ | 
Die Motive beschränkten sich auf die Bemerkung: 


„die mündliche Verhandlung könne nach dem Zwecke des Disziplinar- 
Verfahrens keine öffentliche sein.“ (8. 44). | 


Die Kommission des Reichstages von 1870. beschloss bereits die 
Oeffentlichkeit der Disziplinar- Verhandlungen mit folgender Fassung: 
„Die Verhandlung ist öffentlich. 
Die Oeffentlichkeit der Verhandlung kann auf Verlangen des’ Angeschuldigten 
und, sofern sie den Interessen des Staats oder der Sittlichkeit zuwiderläuft, durch 
Beschluss des Disziplinar-Gerichts ausgeschlossen werden.“ 


Die Kommission von 1872. schlug den $. 103. in seinem gegenwärtigen. 
Wortlaut vor. Dazu beantragten die Abg. Klotz und Gen., den Beschluss 


der Reichstags-Kommission von 1870. aufnehmend, den zweiten Satz im $. 103. 
so zu fassen: 

„Die Oeffentlichkeit kann, sofern sie den Interessen des Staates oder der Sitt- 
lichkeit zuwiderläuft, durch Beschluss der Disziplinar - Kammer ausgeschlossen 
werden.“ 

Dieser Antrag wurde verworfen. 


Il. Bemerkungen: | 
1. Die Deffentlichteit des Disziplinar-Berfahrens hat nicht die fittlich-politifche 
Bedeutung, wie die Deffentlichfeit im gewöhnlichen Strafverfahren, wird mitunter 
mit dem dienftlihen Interefje in SKonflilt kommen und dem Thuldigen 
Beamten unerwünjht fein. Daraus folgt aber nicht die grundfäglihe Aus: 
Ihliegung der Deffentlidfeit. Gleich wie im gewöhnlichen Strafverfahren verbürgt 
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fie die Gefegmäßigkeit der Prozedur und forgt dafür, daß nicht die jpärlid, zuge: 

meflene Mündlichteit des Verfahrens zum Schein herabfintt. Dem Disziplinar- 

KRichter, welcher über Vergehen ohne beftimmte gefeglihe Merkmale nach freier 

Ueberzeugung urtheilt, ift diefelbe für das Vertrauen zu der Gerechtigkeit feiner 

Sprüche unentbehrlih. Der Angefhuldigte, welcher durd die von Der eigenen 

vorgefetten Reich3:Behörde erhobene Anjhuldigung dienftlicher Unmwürdigteit an 

feinem Anfehen und feiner Ehre Eintrag leidet, hat ein unleugbares Nedt, id) 

vor dem Lande, dem er dient, zu rechtfertigen, das Land aber ein nterefle zu 

erfahren, wie die Beamten des Neiches ihr Amt verwalten und das Neichsdiener- 
recht gegen fie gehandhabt wird; Furz das Disziplinar + Verfahren auf Enter: 
nung aus dem Amte ift feine häusliche, fondern eine öffentlihe Angelegenheit, 
feine causa domestica fondern eine „eausa publica.“ Im den Ländern mit 

Gejeßgebung über Minijter - Anklagen ift für deren Verhandlungen die Deffent- 

lichfeit vorgefchrieben. 

Co in Baiern Gefeh vom 4. Juni 1848., Sihfifhe Verf. $.47., Braun: 

Ihmweigifche Landfhafts:Ordnung $. 110., Oldenburgifhes Gejeh Art. 17.*) 

2. Sede Deffentlichfeit hat ihre Schranken und diefe Schranten find im 

Disziplinar:Verfahren enger als im gewöhnliden Strafverfahren gezogen. Darüber 

herrichte in der Kommiffion des NReichätages Einftimmigteit. Yeber die Begren: 

zung felbft gingen die Anfihten und BVorfhläge auseinander. Von der einen 

Seite wollte man nad) dem Gegenftande des Disziplinar:Verfahrens — objektiv —, 

von der anderen Seite unter Einjhränfung auf bejtimmte Perfonenklajjen 

— fubjeftiv — die Grenze beftimmen, hier wurde das Jnterejje des Reiches, 

dort das des angefhuldigten Beamten in ven Vordergrund geitellt. 

Die verschiedenen Gefihtspunfte fanden vornehmlich in folgenden Berbefjerungs- 

Anträgen Ausdrud: 

a. „Im Disziplinar- Verfahren wegen Bruchs der Amtö-Verfchwiegenheit ift die Deffentlichkeit 
ftetS ausgejchlofjen.‘ 

b. „Die Oeffentlichfeit ift ftet3 ausgefchloffen, wenn der Beamte der Staatsanwaltihaft im 
ausdrüdlichen Auftrage der oberiten Neich3-Behörde dies beantragt.‘ 

c. „Die Deffentlichkeit kann auf Verlangen des Angefchuldigten und fofern fie den Sintereflen 
des Staats oder der Sittlichkeit widerspricht, durch Beihluß des Disziplinar-Öerichtö aus: 
geichloffen werden.‘ 

d. „Sn der mündlihen Verhandlung find Perfonen, die dur das Dienftvergehen verleit 
worden find, Beamte, welche dem Dienftzmeige und der Dienftklaffe des Angejchuldigten 
oder einer höheren Dienftklaffe angehören, und richterliche Beamte als Zuhörer zugulafen. 

Deren Zulaffung kann aber durd) Beihluß der entjcheidenden Disziplinar-Behörde jo: 

wohl von Amtswegen, al3 auf Antrag der Staatsanmwaltihaft oder de3 Angeichuldigten 
ausgeichloffen werden, wenn in einzelnen Fällen befondere Gründe der Geheimhaltung, jei 
es im Sintereffe des öffentlichen Dienjtes oder des Angefhuldigten, vorliegen. 

Ein folder Beihluß ift fchriftlich zu verabfaffen und mit Gründen zu unterftügen.” 
Keiner diefer Beihlüffe fand in der Kommifftion eine Mehrheit und mit Recht. 
Eine Borfhrift, melde die Deffentlichfeit ausschließt, fobald fie den zn: 

tereffen des Staates oder der Sittlichfeit zumiderläuft, giebt bei der Dehnbarteit 

diefer Begriffe gegen Mißbraud die davon gehoffte Bürgihaft nicht und ift zu 
eng, beifpielaweife wenn die Deffentlichfeit der Verhandlung nicht nur die Strafe 
des Ächuldigen Beamten verfhärfen, fondern audh durh Kundmahung der Ge: 
heimnifie des Familienleben dejjen Familie fchwer treffen würde. Zu meit 
aber greift die Beitimmung, daß die Ausfchließung ftets eintreten foll, jobald fie 
nur überhaupt den Snterefien de8 Beamten zumiderläuft, mas, wenn derjelbe 

Ihuldig ift, Stets der Fall fein wird. Das Gleiche läßt ich gegen die gejegliche 

Ausshliegung der Deffentlihfeit in allen Disziplinar » Unterfuhungen megen 

Bruda der Amts -Verfhmwiegenheit anführen, unter denen allerdings unbe: 


*) Das Preußifhe Gejeg über die Firhliche Disziplinar-Gemalt vom 
12. Mai 1873. (G.-S. ©. 198.) hat im $. 18. für das auf Entlajjung aus dem 
eiftlihen Amt gerichtete Verfahren vor dem Gerichtshof für fichlihe Angelegen: 
een den Grundfaß des 8. 103. diejes Gejetes übernommen. 
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deutende Fälle vorfommen Fünnen, deren Feftftellung nad) einmal gebrochenem 
Amtsgeheimnig die Ausichließung der Deffentlichfeit nicht mehr erheifht. Die: 
jelbe endlich auf beitimmte Kategorien von PBerfonen zu begrenzen und alle An: 
deren von der Theilnahme an den Verhandlungen auszufhliegen, empfiehlt fie 
nicht und fordert unwillfürlih den MWiderfpruch der ausgefchlojjenen gleich zuver: 
‚ läjltgen Berjonenklaffen heraus. Nur infomweit die Einfhräntung der Deffentlich- 
feit auf Beamte dejjelben Nejforts, alfo auf Standesgenoffen im engeren Sinne 
lattfindet, tft fie nicht ohne Berechtigung, geht jedoch zu weit. Sn feinem Fall 
aber darf nach der Bedeutung der Deffentlichfeit der Disziplinar:Richter bei der 
Entipeidung über deren Ausschliegung an die Anträge des Staatsanmwalts oder 
de8 Angefchuldigten gebunden fein. Auch beide Parteien im Einverftändnif 
haben ein foldes Dispofitionsredt nicht. 

Diefe Erwägungen beftimmten den PVerfaffer, die dem gegenwärtigen 
s. 108. entiprehende Beftimmung vorzufhlagen. Die entfheidenden Disziplinar: 
Behörden erhalten eine Disfretionäre Gewalt, welche ihnen die Möglichkeit giebt, 
in jedem einzelnen Falle dem berechtigten ‚nterefje des Staates wie des Ange: 
IYulbigten gleich gerecht zu werden. Die Faffung des Varagraphen bezeugt Elar, 
daß die Deffentlichfeit die Regel und die Ausihliegung derjelben die Ausnahme 
it. Zu den befonvderen Gründen, welde diefe rechtfertigen, gehört die Schärfung, 
melde mit der Deffentlichkeit für den fhuldigen Beamten verbunden it, an und 
für fi nicht. Die Beurkundung der Gründe fichert die Gemiljenhaftigfeit in 
der Prüfung der Ausfhließung der Deffentlichkeit. 

Das Didenburgifhe Gefet geftattet die Ausihliefung der Deffentlic: 
fett duch Beihluß des Dienftgerichts, wenn fie die snterefjen des Staates oder 
die öffentliche Sicherheit gefährdet. 

Die neue Preuß. Kreis-Ordnung fchreibt für die Verhandlungen des 
Kreis:Ausjhuffes und des Verwaltungs-Gerihts vor, daß die Deffentlichleit der 
Verhandlung ausgefhloffen werden fann, wenn der Ausihuß oder das Verwal: 
tungs-Geriht dies „aus Gründen des öffentliden Wohles oder der Sittlichfeit 
für angemeffen eradtet ($$. 151. 152. 190.) 


$. 104. Bei der mündlichen Verhandlung wird der wesentliche Inhalt 
der Anschuldigungsschrift von dem Beamten. der Staatsanwaltschaft mimdlich 
vorgetragen. Der Angeschuldigte wird vernommen. @Gesteht derselbe die 
den Gegenstand der Anschuldigung bildenden Thatsachen ein umd walten 
gegen die Glaubwürdigkeit seines Geständnisses keine Bedenken ob, so be- 
schliesst die Disziplinar-Kammer, dass eine Beweis- Verhandlung nicht stattfinde. 

Anderenfalls giebt ein von dem Vorsitzenden der Disziplinar - Kammer 
aus der Zahl der Mitglieder ernannter Berichterstatter auf Grund der bis- 
herigen Verhandlungen eine. Darstellung der Beweisaufnahme, soweit sie sich 
auf die in der Anschuldigungsschrift enthaltenen Anschuldigungspunkte bezieht. 

Zum Schluss wird der Beamte der Staatsanwaltschaft mit seinem 
Vor- und Antrage und der Angeschuldigte mit seiner Vertheidigung ge- 
hört, Dem Angeschuldigten steht das letzte Wort zu. 


I. Entflefungs-HGefdidte: 
Die Regierungs- Vorlage lautete: 


„Bei der mündlichen Verhandlung, welche in nicht öffentlicher Sitzung statt- 
findet, giebt zuerst ein von dem Vorsitzenden der Behörde aus der Zahl ihrer 
Mitglieder ernannter Referent eine Darstellung der Sache, wie sie aus den bisherigen 
Verhandlungen hervorgeht. & 

Der Angeschuldigte wird vernommen. 
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Es wird darauf der Beamte der Staatsanwaltschaft mit seinem Vor- und An- 
trage, und der Angeschuldigte in seiner Vertheidigung gehört. 


Dem Angeschuldigten steht das letzte Wort zu.“ 
In den Motiven (Drucks. S. 44.) heisst es darüber: 


„Rücksichtlich des mündlichen Hauptverfahrens findet sich eine Ver- 
schiedenheit von dem ‘gewöhnlichen Strafverfahren. Die Staatsanwaltschaft 
hat eine dem Angeschuldigten mitzutheilende Anschuldigungsschrift zu 
fertigen. Die mündliche Verhandlung beginnt indessen nicht mit der Ver- 
lesung dieser Schrift, sondern mit einer von dem Referenten zu gebenden 
„Darstellung der Sache, wie sie aus den bisherigen Verhandlungen her- 
vorgeht.“ 


Von dem gewöhnlichen Strafverfahren findet ferner noch der Unter- 
schied statt, dass nicht die ganze Beweisaufnahme wiederholt, nicht der 
ganze Komplex der Thatsachen, auf welchen die Anschuldigung und Ver- 
theidigung beruhen, nochmals in der Audienz zum lebendigen Ausdruck 
gebracht wird. Es würden hiermit oft sehr erhebliche, dem Angeschuldigten 
zur Last fallende Kosten verbunden sein. Die Vernehmung von Zeugen 
geschieht nur, wenn sie auf Antrag des Angeschuldigten oder nach eige- 
nem Ermessen der Behörde für angemessen gehalten wird, also nur in 
Ausnahmefällen. 


Eine Benachtheiligung des Angeschuldigten wird in diesem Verfahren 
nicht liegen. Seine Vertheidigung wird er nach dem Inhalte der Anschul- 
digungsschrift vorbereiten können. Dies Hauptverfahren selbst enthält 
regelmässig keine Wiederholung. der Beweisaufnahme; hierin liegt insofern 
für den Angeschuldigten ein günstiges Moment, als das Erscheinen der 
Zeugen und deren Vernehmung leicht den Eindruck seiner Schuld ver- 
schärfen kann, während sein persönliches Erscheinen meist die Richter 
mehr zur Milde stimmen wird. Fehlt aber die Wiederholung der Beweis- 
aufnahme, so muss dafür ein Ersatz gegeben werden und ein solcher liegt 
in der vom Referenten zu gebenden Sachdarstellung. 


Man könnte hiernach der Meinung sein, dass sich die umständliche 
Prozedur der Voruntersuchung und des Hauptverfahrens ganz entbehren 
und dass sich alles mit einem Verfahren abmachen lasse. Dieses wird 
indess nicht für räthlich gehalten werden können. Es handelt sich immer 
um einen sehr erheblichen Nachtheil für den Angeschuldigten, und die 
Garantie, die in der Umständlichkeit des Verfahrens liegt, darf daher nicht 
ausgeschlossen werden. Das Oldenburgische Staatsdienst-Gesetz vom 
28. März 1867. hat sich deshalb den Formen des gewöhnlichen Strafprozesses 
noch näher und entschiedener angeschlossen, als der vorliegende Entwurf. 
Der letztere dürfte daher keine weitere Vereinfachung zulassen. Leichte 
und mit Ordnungs-Strafen zu ahndende Fälle werden gar nicht zum Haupt- 
verfahren gelangen. Dieses bietet also dem Angeschuldigten immer noch 
die Möglichkeit, dass in Folge der durch das Hauptverfahren wiederholten 
Prüfung des Falles und seiner Vertheidigung die Verurtheilung entweder 
ganz von ihm abgewandt oder auf eine Ordnungs-Strafe beschränkt wird.“ 


Der gegenwärtige Paragraph ist aus den Beschlüssen der Kommission 
hervorgegangen. 


II. Bemerkungen: 


1. Anffage-Brinzip und Mündlichfeit des Verfahrens. Während der entfpredhende $. 98. 
der Vorlage auf der Grundlage des fhriftlihen Verfahrens ruht, bringt der S. 104. 
das Anklage-Brinzip und das mündliche Verfahren, wenn auch mit Bejchränfungen 
zur Geltung. Der vollftändigen Durhführung des lesteren traten namentlid) 
au die großen Amtsbezirfe der Disziplinar-Rammern mit ihrer Beläftigung der 
Zeugen und der Koftipieligfeit der Berhöre hindernd entgegen. 


eg 
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So gejtaltet fih das Berfahren in der Hauptverhandlung folgendermaßen: 

Die Anjhuldigung wird mündlich durd den Anfläger vorgetragen. Der 
Angejhuldigte wird unmittelbar darauf vernommen; das Geftändnik des 
Angejhuldigten gilt al Berziht auf vie Bemweisaufnahme. 

Die Beweisaufnahme erfolgt vor der Disziplinar-Kammer (88. 105. 106.). 
Der Urkundenbeweis wird in der Regel von Amtswegen von der Disziplinar- 
Kammer aufgenommen werden, und in ihm befteht in vielen Fällen, wo es I) 
um Pflihtwidrigleiten im Amt handelt, der ganze Belaftungsbemeis. 

Nur injomeit weder ein Geftändniß vorliegt, no die Beweisaufnahme unmit- 
telbav vor der DisziplinarsKammer jtatifindet, bedarf e8 der Daritellung der 
Beweis:Berhandlungen der Vorunterfuhung. Andernfalls ift diefes Erbftüd des 
IHriftlihen Verfahrens überflüffig und wirft nur fhädlih, indem e8 die Dis: 
ziplinarzKammer gegen den Angefhuldigten voreinzunehmen geeignet ift. — Ge: 
tteht der Angefhuldigte nur einzelne Anjhuldigungs-Thatfahen zu oder erfolgt 
die Bemweisaufnahme nur zum Theil vor der Disziplinar: Kammer, fo tritt die 
uns dve8 Berihterftatters an die Stelle des nicht erhobenen Theil der 
Demeife. Ä 

‚sn melden Zeitpunkt aledann diefe Sahdarftellung zu geben ift, hängt von 
der Entjheidung des Vorfigenden ab. Aus Abjat 2. des Paragraphen ift nit 
zu folgern, daß, wenn e8 an einem Geftändnif fehlt, mit der Berichterftattung 
über den Snhalt der Beweife unbedingt zu beginnen ift; Abjah 2. hat vielmehr 
ven Fall vor Augen, daß eine Beweisaufnahme vor der Disziplinar - Kammer 
nicht jtattfindet. 


2. Vereinfachung ded Verfahrend. Das Verfahren ift gegen die Beftimmung ber 
Neg.: Vorlage vereinfacht. Darauf zielt auch die Anordnung, daß der Staats: 
anmalt nur den wejentlihen nhalt der Anjhuldigungsichrift vorzutragen bat. 
Ein Nachtheil für die Sahe kann daraus nicht entftehen, da der Angeihul: 
digte die Anfhuldigungsfchrift aus der ihm mitgetheilten Abfchrift fennt und der 
DBorfigende den Vortrag des Staatsanwalt aus dem Inhalt der bei den Akten 
befindlichen Anfchuldigungsshrift zu ergänzen berechtigt und in der Lage ilt. 


3. Geftündniß, Mit der Klaufel „jofern gegen die Glaubmwürdigfeit des Ge: 
tändnijjes fein Bedenfen obwaltet” ift nur gemeint, dag der Gerichtöhof Ne 
überzeugt haben muß, daß der Angefhuldigte die Tragmeite feines Geftändni je3 
überjieht und die ernite Abfiht hat, ein Geftändnig abzulegen (animus con- 
fitendi). | 


4. Inhalt der Sahpdaritellung. Die Darftellung des Berichterftatters muß ji 
ftveng an die Anfhuldigungspunfte halten; diefe allein bilden den Gegenstand 
der Verhandlung vor der Disziplinar:Kammer. Auf anderweite in den bisherigen 
Verhandlungen enthaltene Anfhuldigungspuntte darf die Saddaritellung Jich 
nicht erjtreden. Die Reg.-VBorlage ließ dies mindeftens zweifelhaft; der veränderte 
Wortlaut de3 gegenwärtigen Baragraphen befeitigt hierüber jeden Zweifel. 


9. Vertretung de8 Angeichuldigten. Geftändniß ded Vertreters. Zt der Ungeihuldigte 
perfönlic nicht erjhienen, wohl aber ein Vertreter vefielben, fo greifen die Be- 
‚timmungen des $. 104. ebenfalls Plab. Hat derfelbe nicht Spezial:Bollmadt 
zur Ablegung des Geftändnifjes, fo wird der Gerichtshof Die Slaubwürbdigfeit 
eines von ihm in die Seele des Wachtgebers abgelegten Geftändniffes mit bejon: 
derer Sorgfalt zu prüfen haben und im Zweifel entweder die Situng verlegen 
und den Angefchuldigten zu einer neuen Sigung nad 8. 102. laden, oder die Dar- 
ftellung der Beweisverhandlungen durd den Berichterftatter anordnen. Formel 
2 ‚der Vertreter auch ohne Spezial-Bollmaht zur Ablegung eines Geftändnifjes 
egiiimirt. 


6. Nedht des Vertheidigers. it der Anaefhuldigte mit feinem Pertheidiger 
erihienen, jo ijt diefer nad) der Beweisaufnahme zu hören. Dies ift felbftver- 
Nandlid. Ein darauf vom Abg. Lasker geftelltes Amendement dahin lautend: 
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„Zum Schluß wird der Beamte der Staatsanwaltichaft mit feinem Vor: 
und Antrage und der Angefchuldigte und dejjen Bertheidiger mit der Ber: 
theidigung gehört. Dem Angefchuldigten fteht das lehte Wort zu.“ 

ward zurüdgezogen. 


8. 105. Wenn die Disziplinar-Kammer vor oder im Laufe der 
mündlichen Verhandlung auf den Antrag des Angeschuldigten oder des 
Beamten der Staatsanwaltschaft, oder von Amtswegen die Vernehmung 
von Zeugen, sei es vor der Disziplinar-Kammer oder durch einen beauf- 
tragten Beamten, oder die Herbeischaffung anderer Beweismittel für an- 
gemessen erachtet, so erlässt sie die erforderliche Verfügung und ver- 
legt nöthigenfalls die Fortsetzung der Verhandlung auf einen anderen 
Tag, welcher dem Angeschuldigten bekannt zu machen ist, 

Benterkungen: 

1. Bol. zu $. 104. 


2. Der Antrag auf perfönliche Vernehmung der Zeugen vor der Disziplinar- 
Kammer oder im Wege fommiljarifcher Beweisaufnahme kann vor der münd- 
lihen Berhandlung gejtellt werden. 


8. 106. Die Vernehmung der Zeugen muss auf Antrag des Beamten 
der Staatsanwaltschaft oder des Angeschuldigten in der mündlichen Verhand- 
lung erfolgen, sofern die Thatsachen erheblich sind, über welche die Ver- 
nehmung stattfinden soll, und die Disziplinar-Kammer nicht die Üeberzeugung 
gewonnen hat, dass der Antrag nur auf Verschleppung der Sache abzielt. 


I. Entflefungs-Hefdidte: 
$. 106. ist neu und beruht auf den Beschlüssen der Kommission. 
II. Bemerkungen: 


1. Die mündliche Verhandlung ift alfo obligatorisch, jobald die Staatsan- 
waltihaft oder der Angefchuldigte diefelbe verlangen und die Borausjegungen 
de3 Varagraphen vorhanden find. Der VPräfivent des Neihstanzler-Amts 
fprac) jih über ven Paragraphen dahin aus, 

„daß nach dem Syitem des Gejeg-Entwurfs im Großen genommen in allen 

Fällen die gefammte Beweisauflage, jobald e3 ein Beichuldigter verlangt, 
vor der Disziplinar-Rammer wiederholt werden muß“. 
Sten Ber. ©. 911. (vgl. zu $. 95.) 

2. Der Hinweis, wegen Verfchleif3 der Sahe die Bemweisaufnahme abzu- 
lehnen, ift bei dem Snterejje jedes Beamten, die Unterfuhung in die Länge zu 
ziehen und dadurd mindeftens im Befis der Hälfte feines Gehalts zu bleiben, 
geboten. 


8, 107. Stehen dım Erscheinen eines Zeugen Krankheit, grosse Ent- 
fernung oder andere unabwendbare Hindernisse entgegen, so ist von der Dis- 
ziplinar-Kammer dessen Vernehmung durch einen damit beauftragten Beamten 
unter Beiladung der Staatsanwaltschaft und des Angeschuldigten anzuordnen. 

Als grosse Entfernung im Sinne dieses Gesetzes ist es micht anzusehen, 
wenn der Zeuge sich im Bezirke der entscheidenden Disziplinar - Kammer 
aufhält. 


766 Gesetz, betr. die Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten. 88. 107. 108. 


I. Entfiehungs-Gefdidte: 
Der Paragraph ist neu und beruht auf den Beschlüssen der Kommission. 
Bemerkungen: | 
‚ Die Klaufel des Abf. 2. bezwedt, der bei den Gerichtshöfen vorhandenen 
Neigung, fi die perfönlihe Vernehmung der Zeugen vor dem Kollegio zu er- 
Iparen, mit dem Gefet entgegenzutreten. Dies war um fo nothmwendiger, als das 
gegenwärtige Gefeß aud in Bundesitaaten zur Anwendung fommt, in melden 
der Schriftliche Unterfuhungs-Prozeß gilt. 


$. 108. Bei der Entscheidung hat die Disziplinar-Kammer, ohne 
an positive Beweisregeln gebunden zu sein, nach ihrer freien, aus dem 
Inbegriffe der Verhandlungen und Beweise geschöpften Ueberzeugung 
zu beurtheilen, inwieweit die Anschuldigung für begründet zu erachten. 

Ist die Anschuldigung nicht begründet, so spricht die Disziplinar- Kammer 
den Angeschuldigten frei. Vorläufige Freisprechung ‘(Entbindung von der 
Instanz) ıst nicht statthaft. Gegen den freigesprochenen Angeschuldigten darf. 
wegen der nämlichen den Gegenstand der Anschuldigung bildenden Hand- 
lung ein Disziplinar- Verfahren nicht wieder eingeleitet werden. 

Ist die Anschuldigung begründet, so kann die Entscheidung auch auf eine 
blosse Ordnungs-Strafe lauten. 

Die Entscheidung, welche mit Gründen versehen sein muss, wird in 
der Sitzung, in welcher die mündliche Verhandlung beendigt worden 
ist und. spätestens innerhalb der darauf folgenden vierzehn Tage verkündet. 
Eine Ausfertigung der Entscheidung wird dem Angeschuldigten ertheilt. 


I. Entfiefungs-SGefdidte: ; 
Die Regierungs-Vorlage lautete: 

„Bei der Entscheidung hat die Disziplinar-Behörde, ohne an positive Beweis- 
regeln gebunden zu sein, nach ihrer freien, aus dem ganzen Inbegriffe der Ver- 
handlungen und Beweise geschöpften Ueberzeugung zu beurtheilen, inwieweit die 
Anschuldigung für begründet zu erachten. 

Die Entscheidung kann auch auf eine blosse Ordnungs-Strafe lauten. 

Die Entscheidung, welche mit Gründen versehen sein muss, wird in der Sitzung, 
in welcher die mündliche Verhandlung beendigt worden ist, oder in einer der 
nächsten Sitzungen verkündigt und eine Ausfertigung derselben dem Angeschuldigten 
ertheilt.“ 


Die Motive (S. 45.) bemerkten: 


„In Bezug auf die Urtheilsfällung ist in $. 101. bestimmt, dass die 
entscheidende Behörde nicht an Beweisregeln gebunden ist, sondern nach 
freier Ueberzeugung zu sprechen hat. Dieser Grundsatz ist im Strafver- 
fahren jetzt wohl allgemein angenommen. Für das Disziplinar-V erfahren 
wird seine Anwendung noch näher liegen.“ 

Der gegenwärtige $. 108. beruht auf den Abänderungs-Anträgen der 
Kommission. | 


II. Bemerkungen: | 
1. Sn den Bundesftaaten, in melden das gemeinrechtlihe Unterfuhungg- 
Berfahren gilt, Medlenburg- Schwerin, Strelig, Shaumburg-Lippe 
nnd Zippe-Detmold, bejteht noch die vorläufige Freifprehung mit der Wir- 
fung, daß beim Auffinden neuer Bemweie das Verfahren jeden Augenblict wieder 
aufgenommen werden Tann. Es war rathjam, daß diefe Urtheilsform auß- 
drüdlid ausgeichloffen ward. | 


$$. 109. 110. Förmliches Disziplinar-Verfahren. 767 


2. Die Wirkungen der Freilprehung auszusprechen ijt nothwendig, da dieselben 
nicht unbeitritten find. Es mag hier nur an den Unterfchied völliger Freifprehung 
„bei nachgewiefener Unschuld“ und bloßer Freifprehung „wegen mangelnden 
DBeweifes“ erinnert werden. Nah Art. 78. des Gefetes für Didenburg Ichliekt 
die Verwerfung der Anklage etwaige disziplinariihe Mapregeln der Dientt- 
behörde nicht au3. 


3. Für die Verfündung des Ertenntnifjes bedurfte e8 der Beitimmung einer 
Frift umfo mehr, als die Disziplinar-Kammern nit ftändige Behörden find, 
fondern nur von Zeit zu Zeit zufammentreten. 


$. 109. Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Protokoll auf- 
genommen, welches die Namen der Anwesenden und die wesentlichen 
Momente der Verhandlung enthalten muss. Das Protokoll wird von dem 
Vorsitzenden und dem Protokollführer unterzeichnet. 


Bemerkungen: 


Auf den 8.95. zu verweilen und damit die Nothwendigkeit der Vrotofollirung 
und Borlefung der Ausfagen der Ausfunftsperfonen vorzufchreiben, konnte wegen 
de3 damit verbundenen Zeitverluftes leicht den Erfola haben, daß die Disziplinar- 
Kammern von ihrer Befugnig, den Beweis unmittelbar vor fich zu erheben, wenig 
oder gar feinen Gebraud mahten. Die Kommiffion hat daher von dem Allegat 
ded 8. 95. abgejehen, jedoch e8 für wünjchenswerth erachtet, daß bei allen ent: 
Iheidenden Ausfagen eine Brotofollirung und Borlefung ftattfinden und dadurd 
für das Urtheil des Disziplinarhofes eine zuverläffige Grundlage ($. 116.) ge: 
Ihaffen werde. Das Gefeg für Shwarzburg:Sondershaufen vom 13. Februar 
1860., jchreibt in $. 37. vor: Ä 

„Das Protokoll ift vorzulefen und von dem Borfisenden, dem Protofollführer, fonie 
von dem Angejchuldigten zu unterzeichnen,“ 


Mit dem 
| $. 110. 
beginnen die 


Borihriften über die Rechtsmittel. 


„Was die Anfechtung des ergangenen Spruches durch Rechtsmittel 
betrifft, so passt die mittelbare oder auch nur analoge Anwendung der im 
Strafprozess statthaften Rechtsmittel hier nur in sehr eingeschränkter 
Weise. Im Strafprozesse wird man davon ausgehen müssen, dass die Ent- 
scheidung der Thatfrage bei unveränderter Aktenlage, ohne neue That- 
sachen, nicht weiter anzufechten ist. Es bleibt also nur die Anfechtung 
der rechtlichen Entscheidung wegen eines Verstosses gegen das materielle 
Strafrecht oder die Regeln des Strafprozesses, Kassation oder Nichtigkeits- 
Beschwerde, und ausserdem die Anfechtung der Thatfrage-Entscheidung 
ex capite novorum.. Konsequent sind diese Gesichtspunkte freilich in den 
Strafprozess-Gesetzgebungen nicht durchgeführt. Es erscheint neben der 
Kassation noch eine Appellation mit verschiedener Bedeutung: nach 
Preussischem Recht für die minder schweren Fälle ‘und bezüglich der 
Thatfrage nur durch nova oder das Resultat einer anderweiten Beweisauf- 
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nahme zu justifiziren (Art. 101. des Gesetzes vom 3. Mai 1852.), nach an- 
deren Gesetzen (OÖldenburgisches Gesetz vom 2. November 1857. Art. 
402.—408.) allgemein und bei unveränderter Aktenlage, wie ex capite no- 
vorum zulässig. 

Daneben kommt dann noch in den Strafprozess-Gesetzen das ausser- 
ordentliche Rechtsmittel der Restitution, wenn das Urtheil auf falsche 
Urkunden oder die Aussagen meineidiger Zeugen gegründet war, vor. Schon 
aus dieser Verschiedenartigkeit der Bestimmungen der Strafprozess-Gesetze 
folgt, dass der Entwurf sich keinem derselben in Bezug auf die Anfechtung 
der Disziplinar-Urtheile anschliessen konnte. Ausserdem passt aber der 
Gesichtspunkt, der oben als der leitende für die Anfechtung eigentlicher 
Straf-Erkenntnisse angegeben wurde, auf das Disziplinar-Verfahren über- 
haupt nicht. Die Thatfrage gestaltet sich hier mannigfach anders, indem 
es oft nicht auf einzelne Handlungen, sondern auf ein fortgesetztes Ver- 
halten ankommt, bei welchem das Thatsächliche von dessen Würdigung 
nicht wohl zu trennen ist. Ebenso fehlen hier die bestimmten. Straf-Sank- 
tionen für einzelne strafbare Handlungen und im Ganzen auch die voll- 
ständigeren und bestimmteren Formen des gewöhnlichen Strafprozesses, so 
dass auch die Verstösse im Rechtspunkte hier unter einen anderen Ge- 
sichtspunkt fallen müssen. Von einer Kassation oder Nichtigkeits-Be- 
schwerde wird daher nicht die Rede sein können. Es ergiebt sich daraus 
fast von selbst die Nothwendigkeit eines freieren und an weniger Voraus- 
setzung gebundenen Rechtsmittels. Der. Entwurf hat daher als solches die 
Berufung gestattet, bei welcher es weder auf Nichtigkeiten, Verstösse gegen 
positive Gesetzes-Vorschriften, noch auf nova ankommt.“ So die Motive. 


Henterkungen: 


Gegenüber der Nothwendigkeit, in einem höchjten Gerichtshof die Einheit der 
in Gefeges- Paragraphen nicht beftimmten Grundjäge der Disziplin und damit 
die Einhaltung gleihen Maßes der Beurtheilung zu wahren, find die Rechtsmittel 
der Nevifion und Nihtigfeit3:Befchwerde nit ausreichend. Denn mit den 
Fällen, in melden mwefentlihe VBorfehriften des Berfahrens verlegt, gegen das 
Gefet Amtspflichten ald vorhanden oder nicht vorhanden angenommen werden, 
oder gefeglidh unftatthafte Strafen erfannt würden, wäre der Kreis der an: 
fehtbaren Entfeheidungen erjchöpft. 

Damit ift als Rechtsmittel die Berufung geboten. 

Eine Einfhränfung des derjelben in der Neg.-VBorlage zugemiejenen Umfangs 
im Sinne der Preußiihen Strafprogeß-Drdnung (Art. 101. des Gejetes vom 
3. Pai 1852.) empfahl fih nicht. Der Gedanke, den Berufungsrichter zwar in der 
Beurtheilung, ob in den einzelnen Anjhuldigungs:Thatfahen der Shatbeitand 
verlegter Dienftpfliht zu finden fei, frei zu ftellen, dagegen an die erfolgte Be- 
weiswürdigung diefer Thatfahen, wie fie durch die Disziplinar-Kammer erfolgt 
war, zu binden, wurde fon wegen der Schwierigkeiten in der prattiihen Hand- 
babung aufgegeben. „ 

Das Syftem der Rechtsmittel der Vorlage ift deshalb beibehalten. Nur 
Einzelheiten von untergeordneter Bedeutung, namentlich Anordnung und Fafjung 
einzelner Paragraphen jind geändert. 


8. 110. Gegen die Entscheidung der Disziphnar-Kammer steht die 
Berufung an den Disziplinarhof sowohl dem Beamten der Staatsanwalt- 
schaft als dem Angeschuldigten offen. 

Neue Thatsaohen, welche die Grundlage einer anderen Beschuldigung 
bilden, dürfen in der Berufungs-Instanz nicht vorgebracht werden. 


LT 
a 
a. 


Zu 8. 110. 88. 111.112. Förmliches Disziplinar-Verfahren, 


I. Entflefungs-Hefdidte: 
Die Regierungs- Vorlage lautete: 
„Gegen die Entscheidung steht die Berufung an den Disziplinarhof sowohl dem 
Beamten der Staatsanwaltschaft als dem Angeschuldigten offen. 


Das Rechtsmittel des Einspruchs (Restitution oder Opposition) 
findet nicht statt.“ 


Die Motive bemerken (8. 46.): 


„Die Berufung findet auch dann statt, wenn nicht auf Dienstentlassung, 
sondern nur auf eine Ordnungs-Strafe erkannt ist. 

Die Berufung kann sowohl vom Angeschuldigten, als von der Staats- 
anwaltschaft verfolgt werden. Dass der Staatsanwalt im Interesse des 
Angeschuldigten das Rechtsmittel einlegen und verfolgen könne (Art. 1. 
des Preussischen Gesetzes vom 3. Mai 1852.), ist nach dem Entwurfe nicht 
ausgeschlossen. Dagegen ist die Appellation nicht wie in Zivilsachen ein 
remedium commune, und die Adhäsion ist ausgeschlossen. Eine reformatio 
in pejus wird in keinem Falle gegen den Appellanten eintreten können.“ 


II. Bemerkungen: 


1. Der 2. Abfat des $. 110. enthält einen das Verfahren in zweiter Inftanz 
beherrfchenden Grundfag, und gehört daher hierher und nicht in ven Baragraphen 
welcher lediglich von der Rechtfertigung der Berufung handelt. Aud) in der Be- 
antwortung der Berufung darf die Staatsanmwaltfhaft nicht neue Anjhuldigungs: 
punfte geltend machen. 


2. Die Berehtigung der Staatsanwaltfhaft, für den Angefchuldigten Be: 
rufung einzulegen, jheint nad der Stellung, melde die Staatsanwaltichaft in 
diefem Gejeß einnimmt, nicht begründet. Diefelbe ift nicht Wächter des Gefetes, 
jondern Anwalt der Anklage. (Wal. zu $. 94.) 

3. Wegen der Reftitution val. $. 117. 


$. Ill. Die Anmeldung der Berufung geschieht zu Protokoll oder 
schriftlich bei der Disziplinar - Kammer, welche die anzugreifende Ent- 
scheidung erlassen hat. Von Seiten des Angeschuldigten kann sie auch 
. durch einen Bevollmächtigten geschehen. 

Die Frist zu dieser Anmeldung ist eine vierwöchentliche. Sie be- 
ginnt für den Beamten der Staatsanwaltschaft mit dem Ablaufe des 
Tages, an welchem die Entscheidung verkündet, für den Angeschuldigten 
mit dem Ablaufe des Tages, an welchem ihm die Ausfertigung der Ent- 
scheidung zugestellt worden ist. 


Bemerkungen: 
Die Negierung3:Vorlage hatte im 3. Abjaß folgende Beftimmung: 


„Befindet sich der Angeschuldigte im Auslande, so ist die Anmeldungs- und 
Rechtfertigungs-Frist von dem Disziplinar - Gerichte jedesmal in dem Urtheil fest- 
zusetzen und mit Rücksicht auf die Entfernung des dienstlichen Wohnsitzes des 
Angeschuldigten angemessen zu verlängern.“ 


Siehe diejerhalb zu 8. 114. und vgl. $ 42. des Preuß. Disziplinar:Ge- 
jeßes und $. 40. des Gefebes für Anhalt: Bernburg. 


$. 112. Zur schriftlichen Rechtfertigung der Berufang steht dem- 
jenigen, der dieselbe rechtzeitig angemeldet hat, eine vierzehntägige 
Frist, vom Ablaufe der Anmeldungsfrist gerechnet, offen. 
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Bemerkungen: 


Die Negierungs-Vorlage hatte hier eine Beltimmung wegen Verlängerung 
der Frilt. (Val. S. 115. diefes Gefeßes und 8. 43. des Preuß. Disziplinar - Ge- 
jeßes.) | | 


$S. 113. Die Anmeldung der Berufung und die etwa eingegangene 
Berufungsschrift wird dem Gegner in Absehrift zugestellt, "und falls dies 
der Beamte: der Staatsanwaltschaft ist, in Urschrift vorgelegt. 

Innerhalb vierzehn Tagen nach erfolster Zustellung oder Vorlegung 
kann der Gegner eine Beantwortungs-Schrift einreichen. 


Benterkungen: 


Vgl. $. 44. des Preuß. Disziplinar - Gefeges. Die Abänderungen gegen die 
Negierungs-Vorlage ind Tediglich redaktionell. 


$. 114. Befindet sich der Angeschuldigte.im Auslande, so hat die 
Disziplinar-Kammer die Fristen zur Anmeldung und Rechtfertigung seiner 
Berufung und. zur Beantwortung der Berufung des Beamten ‘der Staats- 
anwaltschaft mit Rücksicht auf die Entfernung des dienstlichen Wohn- 
sitzes des Angeschuldigten von Amtswegen zu erweitern. und. die ..be- 
treffende Verfügung gleichzeitig mit dem Urtheil_ beziehungsweise mit der 
Anmeldung der Berufung ‘des Beamten der Staatsanwaltschaft dem An- 
geschuldigten zuzustellen. | | 


Entflehungs - Gefhichte. 


Vgl. oben zu $. 111. Die mitgetheilte Bestimmung der Regierungs-Vorlage, 
welche die Erweiterung der Fristen auf die Anmeldung und Rechtfertigung 
der Berufung beschränkt und im Urtheil festgestellt wissen. wollte, war un- 
vollständig; denn bei den im Auslande befindlichen Angeschuldigten sind 
sämmtliche Fristen von der Berufungs-Instanz von Amtswegen zu erwei- 
tern. Ausserdem aber war sie prozessualisch inkorrekt; denn die Frist- 
erweiterung gehört zu den prozessleitenden Verfügungen und darf deshalb 
nicht im Urtheil erfolgen. So Beschluss der Kommission des Reichstags. 
Siehe den folgenden Paragraphen. | 


$. 115. Die Fristen zur Rechtfertigung und Beantwortung der Be- 


rufung ($$. 112. bis 114.) können auf Antrag von der Disziplinar-Kammer 
verlängert werden. PERE RU 


Bemerkungen: 


(Siehe SS. 105. und 106. der Negierungs:Borlage). 8. 115. unterscheidet die 
Verlängerung. der Friften von deren Erweiterung. ($. 114.) Diefe tritt 
Traft gejeglicher Delegation von Amtswegen an die Stelle der gejeglichen Friit; 
jene — die Verlängerung der Frift — findet nur auf Antrag Statt. Daher Tann 
die Anmelvungzfrift wohl erweitert, aber nit verlängert, die Nechtfertigungsfriit 
und die Frijt zur Beantwortung erft erweitert und dann verlängert werden. 


S. 116. Nach Ablauf der in den $$. 113. bis 115.. bestimmten 
Fristen werden die Akten an den Disziplinarhof eingesandt, 
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Der Disziplinarhof kann die zur Aufklärung der Sache etwa erfor- 
derlichen Verfügungen erlassen. Er bestimmt sodann eine Sitzung zur 
mündlichen Verhandlung, zu welcher der Angeschuldigte vorzuladen und 
der Beamte der Staatsanwaltschaft zuzuziehen ist. 

In der mündlichen Verhandlung giebt zunächst ein von dem  Vorsitzen- 
den des Disziplinarhofs aus der Zahl seiner Mitglieder ernannter Bericht- 
erstatter eine Darstellung der bis dahin stattgefundenen, auf die in der An- 
schuldigungsschrift enthaltenen Anschuldigungspunkte bezüglichen Verhand- 
lungen. 

Im Uebrigen wird nach Massgabe der in den $. 101. Absatz 2., $. 1053., 
$. 104. Absatz 2. und 3., $. 105., $. 106., 8.107. Absatz 1., $. 108. und 
$. 109. enthaltenen Bestimmungen verfahren. 


I. Entfehungs-Hefhidte: 
Die Regierungs-Vorlage lautete: 

„Nach Ablauf der in dem $. 106. bestimmten Frist werden die Akten an den Dis- 
ziplinarhof eingesandt. 

Der Disziplinarhof kann die zur Aufklärung der Sache etwa erforderlichen Ver- 
fügungen erlassen. Er bestimmt sodann eine Sitzung zur mündlichen Verhandlung, 
zu welcher der Angeschuldigte vorzuladen und ein Beamter der Staatsanwaltschaft, 
welchen die oberste Reichsbehörde ernennt, zuzuziehen ist. Bei der münd- 


lichen Verhandlung wird nach Massgabe der in den $$. 98. bis 102. enthaltenen 
Bestimmungen verfahren.“ 


II. Bemerkungen: 


1. Die Befugniß, die zur Aufklärung der Sadhe erforderlihen Verfügungen 
zu erlafjen, empfiehlt fih als zwedmäßig im Spnterefje der Konzentration der 
Hauptverhandlung, namentlich für Herbeifhaffung von Urkunden und informa: 
torische Zeugen:-Vernehmungen. 

2. Wegen der Beltellung des Staatsanwalts fiehe zu 8. 85. 

3. Dei dem das ganze Neich umfaffenden Bezirf des Disziplinarhofes hei: 
tert eine obligatorische Wiederholung der ganzen Beweis : Aufnahme mit perfün- 
liher Abhörung der Zeugen an ihrer praftiihen Unausführbarfeit. Eine dem 
$. 105. entfprecdende, jhwer findbare Begrenzung für die perfönlide Vernehmung 
 alaubte-die Kommiffion des Neichstags entbehren und der hödhften entfcheidenden 
Disziplinar-Behörde vertrauen zu dürfen, daß fie ihr Ermejien in Bezug auf die 
vom perjönliden Erfcheinen entbindende weite Entfernung nicht in einer die Ver: 
theidigung des Beamten erfhmwerenden Weife eintreten laffen werde. (Vol. zu 
$. 94.). Ein unparteiifches Neferat war für die Beauffihtigungs - Snftanz un: 
entbehrlich. 

4. Das Gefeh beftimmt darüber nichts, wenn das DVerfahren in eriter 
snitanz an einer Nichtigkeit leidet, 3. B. wenn der Angefhuldigte nicht gehörig 
geladen und alfo ungehört verurtheilt ift. Sn der Kommiffion des Reichstags 
war deshalb vorgejhlagen worden, dur befondere Beitimmung. für diefen Fall 
ven Disziplinarhof zu ermächtigen, das Erfenntniß der Disziplinar-Kammer auf: 
en und die Sadhe zur anderweiten Verhandlung an diefelbe zurüdzuver: 
weifen. 

Die Kommifjion, welche detaillirte prozefjualifhe Beitimmungen möglichit 
vermeiden wollte, war der Meinung, daß auch ohne folche gefegliche Worfchrift vie 
Nehtiprehung des Disziplinarhofes fich zu helfen verftehen und fich dur 8. 108. 
nicht gebunden halten würde. Die Befugnif zur Nüdverweifung wurde von feiner 
Seite beanftandet und ijt aud, wenn der Angefhuldigte nicht den Vortheil einer 
Suftanz und voller Mündlichkeit der Verhandlung verlieren fol, nothwendig. 
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rar Gesetz, betr. die Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten. 88. 117.118. 


8. 117. Ein anderes Rechtsmittel, als die Berufung, insbesondere auch 
das Rechtsmittel des Einspruchs (Opposition oder Restitution) findet im 
Disziplinar-Verfahren nicht statt. 


Entflefungs-Hefhicdte: 


Die Motive zu dem entsprechenden $. 103. der Regierungs-Vorlage be- 
merken (8. 46.): 


„Das Rechtsmittel des Einspruchs (der Restitution oder Opposition) 
wird in Uebereinstimmung mit $. 40. des Preussischen Gesetzes vom 
21. Juli 1852. ausgeschlossen. Bleibt der Angeschuldigte aus, so ist nach 
Lage der Akten zu erkennen und der Angeschuldigte mit seiner 
nicht gehörten Vertheidigung in die höhere Instanz zu ver- 
weisen. 

Bei der Prüfung der gegen die Disziplinar - Erkenntnisse zulässigen 
Rechtsmittel könnte in Frage kommen, ob nicht eine Bestimmung über die 
Zulässigkeit des ausserordentlichen Rechtsmittels der Restitution zu 
wünschen sei. In 8. 43. des Preussischen Gesetzes vom 7. Mai 1851. 
über die Disziplinar-Vergehen der Richter findet sich eine solche Vorschrift: 

„„Gegen rechtskräftige Entscheidungen findet das ausserordentliche Rechts- 

mittel der Restitution statt. Rücksichtlich der Fälle, in denen dasselbe 

zulässig ist, sowie rücksichtlich des Verfahrens kommen, soweit dieses 

Gesetz nicht etwas Anderes festsetzt, die Vorschriften des gewöhnlichen 

Straf-Prozesses zur Anwendung.“ 

„In den Landes-Strafprozess-Ordnungen finden sich Vorschriften, nach 
welchen dieses ausserordentliche Rechtsmittel beim Vorhandensein neuer 
Beweise, durch welche die Unschuld des Angeschuldigten dargethan wer- 
den kann, zulässig ist, meist beim Beweise des Meineides von Zeugen oder 
der Falschheit dem Urtheile zum Grunde gelegter Urkunden. 

Preuss. Ges. vom 3. Januar 1849. $. 151. 

Oldenb. Ges. vom 2. November 1857. Art. 463. 

Braunschw. Ges. vom 21. Oktober 1858. 8. 173. 

Es sprechen indess überwiegende Bedenken dagegen, dieses Rechtsmittel 
auch hier zuzulassen. In Disziplinar - Sachen der Richter urtheilen Ge- 
richte, und das Rechtsmittel hat daher keine Schwierigkeit. Eine neue 
Prozedur wegen Meineides der Zeugen, Fälschung von Urkunden kann 
aber nur vor den Gerichten verfolgt werden. In den möglichen, gewiss 
sehr seltenen Fällen kann der Angeschuldigte eine gerichtliche Prozedur 
veranlassen und die Folgen des Ausfalles derselben werden ihm alsdann 
noch zu Gute kommen können.“ 

Der Paragraph greift also auch in dem Fall durch, wo der ausgebliebene 
Angeschuldigte sein Ausbleiben genügend entschuldigt. 


8.118. Der Kaiser hat das Recht, die von den Disziplinar-Behörden 
verhängten Strafen zu erlassen oder zu mildern. 


I. Entflefungs-Gefdidte: 
Die Motive bemerken (S. 47.): 


„Die in dem Entwurfe von 1870. enthaltene, aus demPreussischen Disziplinar- 
Gesetze entnommene Vorschrift, wonach die auf Dienst-Entlassung lautenden 
Entscheidungen der Disziplinar - Behörden der Bestätigung des Bundes- 
Präsidiums bedürfen sollten, sofern sie gegen Beamte gerichtet sind, welche 
eine Bestellung des Bundes-Präsidiums erhalten haben, ist von der Reichs- 
tags - Kommission gestrichen und diesem Beschlusse entsprechend in den 
vorliegenden Entwurf nicht wieder aufgenommen worden. Wenn indess 
auch anzuerkennen ist, dass die definitiven Entscheidungen der Disziplinar- 
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Behörden zu ihrer Gültigkeit der Kaiserlichen Bestätigung nicht bedürfen, 
so sind doch andererseits Fälle wohl denkbar, in denen eine Milderung 
solcher Entscheidungen durch die Umstände gerechtfertigt ist. Das Recht 
zu solcher Milderung ist dem Kaiser vorbehalten.“ 


II. Bemerkungen: 


Das Recht der Begnadigung enthält eine Anertennung des gerichtlichen 
Karakters der Entfheidungen der Disziplinar: Behörden und entjpricht der ver: 
faflungsmäßigen Stellung des Kaifers (Art. 18. der Neich3-Verfailung); dafjelbe 
hat für die in Verlegung der Verfafjung bejtehenden Dienftvergehen ein De: 
denfen um deshalb nicht, da eine Disziplinar-Unterfuhung nur aus der nitiative 
der oberften Keichsbehörde hervorgehen Tann. Verfafjungsmäßig it das Be: 
gnadigungsreht nur bei der Berurtheilung eines Mintfters wegen Amtshand: 
lungen bejchränft. 


$. 119. Die Vorschriften der $$. 84. bis 118. gelten auch in An- 
sehung der einstweilig in den Ruhestand versetzten Beamten. 

Der letzte dienstliche Wohnsitz derselben ist für die Zuständigkeit im 
Disziplinar- Verfahren entscheidend. 


I. Entflefungs-HGefdidte: 
Der 2. Absatz fehlte in der Regierungs-Vorlage. 
Die Motive bemerken (S. 47.): 

„Das Disziplinar-Verfahren mit seinen Folgen trifft regelmässig nur 
solche Beamte, welche noch im Dienst stehen. Bei den in den Ruhe- 
stand Versetzten ist es zwar keineswegs gleichgültig, ob sie ihren Stand 
durch ihr Verhalten herabsetzen, indess wird doch bei ihnen von einer 
epurirenden Disziplin nicht weiter die Rede sein können. Eigentliche 
Amtspflichten haben sie nicht mehr zu erfüllen, und es ist mehr eine 
Ehren- als eine Rechtspflicht, dass sie ihren Stand nicht verunzieren. 
Anders steht es mit den nur einstweilig in den Ruhestand Versetzten oder 
Wartegeld-Empfängern. Siehaben nichtaufgehört, Beamte zu sein, 
können zum Dienste wieder einberufen werden und müssen diese Quali- 
fikation, sowie die Vortheile ihrer Stellung durch Unwürdigkeit auch ver- 
lieren können. Die Dienstdisziplin ist daher auch auf sie anwendbar. 
Vergl. &. 92. des Preussischen Gesetzes vom 21. Juli 1852.“ 


II. Bemerkungen: 

1. Jede Disziplinar-Gewalt der vorgejesten Behörde hört gegen die einit: 
weilen in den Nuheftand verfesten Beamten auf. Die $$. 80.83. leiden auf 
diefelben feine Anwendung. Anders nah $. 97. des Preußiihen Gefehes, weldhes 
die zur Dispofition geitellten Beamten vollftändig unter der Disziplin ihrer vor: 
gejegten Behörde beliep. 

2. Die Entziehung des Wartegeldes fegt ein Disziplinar-Erkenntniß 


’ 


auf Dienitentlaffung oder ein gerihtlides Erfenntniß (SS. 149. 29.) voraus. 


3. Eine Normirung des disziplinaren Gerihtsftandes der Wartegeld- 
Empfänger ift (vgl. 8. 29.) unentbehrlid. Die vom Neichötag getroffene Be: 
itimmung geht von der Vorausfegung aus, daß der legte dienjtlihe Wohnjis Der 
Regel nah der Drt des begangenen DisziplinarsVergehens ift. 


ya! Gesetz, betr. die Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten. Zu 8.120. 


Defondere Befklimmungen in Betreff der Beamten der Militair- 
Berwaltung”). 


Die Militair-Beamten find der Militair-Gerichtsbarfeit unterworfen, welche 
die Straffadhen, mit Einfhluß der Snjurien, joweit lebtere der gerichtlihen Be: 
Itrafung unterliegen, umfaßt. Site find fowohl wegen Amt3:, als wegen gemeiner 
Verbrechen, mit Ausnahme der im Militair-Strafgefegbudhe Th. I. Tit. 2. $. 153. 
ausdrüdlih benannten Fälle, auf weldhe das Militair » Strafgefegbud angewandt 
wird, nad) den Vorjhriften der allgemeinen Zande3:Gefege zu beitrafen (Militair: 
Strafgtjeßbudh für das Deutihe Reich vom 20. Juni 1872. 8.154. Neich3-Gefeb- 
blatt ©. 173.). Siehe inSbejondere 8$. 331.—359. de8 Deutfhen Zivil - Straf: 
gejfegbudhs. Arhiv Bd. IV. ©. 323. ff.) 

Die Disziplinar-Gerichtsbarfeit geftaltet fi verfchieden je nach der Kategorie 
von Militair:Beamten, welcher der betreffende Beamte angehört. 

Die Milttair:Beamten zerfallen nämlıh in zwei Kategorien (Rlaffifikation der 
zum Heere und zur Marine gehörenden Militairperfonen Bundes:Gef.-Blatt von 
1867. ©. 289., 286.—288.): 

1. ın Solche, weldhe ausfhliegli unter Militair : Befehlshabern ftehen, und 

II. in jolde, welche fich in einem doppelten Unterordnungs:Berhältniß be- 

finven, einerfeit$ zu den ihnen vorgefegten Militair = Befehlshabern, 
andererfeit3. zu den ihnen vorgejegten höheren VBerwaltungs:Behörven. 

1. Zu den Militatr - Beamten, melde ausfhlieglih unter Militair - Be: 
fehlshabern Itehen, gehören: 

1. Von den oberen Militair-Beamten: 

Der Blanfammer - Snipeltor, der Infpeltor des Feitungs - Movellhaufes (in 
Berlin), die Fortiftlationg-Sefretaire und Bureau: Aftitenten, die bei den einzelnen 
Truppen angeftellten Stallmeifter, die Zahlmetiter, der Ktegiftrator in der Kanzlei 
des Chefs des Generalitabs der Armee, die Ingenieur-Öeographen. 

2. Bon den unteren Milttair-Beamten: 


Die unter dem ingenieur vom Pla in den Feltungen jtehenden Unter: 
Beamten, die Dber: und Unter-Auffeher bei den Baugefangenen - Anftalten, die 
Zeughaus-Büchfenmader, fomwie die bei ven Truppentheilen, ihnen jomwohl ins Feld 
als beim Garnifonwecdhjel zu folgen, vertraggmäßig angenommenen Handwerter, 
welche nicht gleich den Soldaten Sold beziehen. Sm Zweifel wird die ausfchliep: 
liche Unterordnung unter die Militatr-Befehlshaber anzunehmen fein. (Motive ©.48.) 

I. Zu den Militair - Beamten, welde fih in einem doppelten Unter: 
oronungs:Verhältnig befinden, werden gezählt: 

1. Bon den oberen Militair-Beamten: 

Die Auditeure und Altuarien, die Sntendantur: Beamten bei der Armee, 
ferner eine Anzahl im Kriege oder während des mobilen Zuftandes der Truppen 
fungivender Beamten nämlid die oberen Beamten der Feld-Kriegsfafje bis ein- 
IHheklih zum Kafjen-Afftitenten, die Dberdruder der Metallographie (Motive 
©.49.), die oberen Feld - Magazin: Beamten einfhlieplid der Magazin-Afftitenten, 
die oberen Keldpoit- Beamten bi3 einfchlieglich der Feldpoft-Sefretaire, die oberen 
Seld und Gtiappen: Telegraphen : Beamten, die oberen Beamten des %eld : Eifen- 
bahnmejens außerdem die Militair:Getftlihen und die Medizinal-Berfonen (Ober: 
Stab3-Apotheter, Ober-Feldlazareth:SSnfpektor, Die oberen Feld-Lazareth-Beamten bis 
einschließlich der Geftetaire, die Feld-Apothefer). 

2. Don den unteren Militair-Beamten: 

Die Militairküfter und alle bei den mobilen Truppen bei der Feld-Aumini- 
ration oder in anderer Art angeftellten Verfonen fomeit fie nicht zu den oberen 
Beamten gehören für die Dauer diejer Anitellung. (B.-6.:91. für 1867. a. a. D.) 


*, Bergl, Solms, Strafredt und Stvafprozeß im Heer und Marine. Berlin, Kortlampf. 
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Endlich zählen zu diefer zweiten Kategorie fünmtlihe Marine-Beamte (B.-G.:Bl. 

. 289.). So war 1867. indeß nur der vorhandene faktiihe Zuftand, eine ge: 

jegliche Regel ift dafür nicht gegeben. Der Fall, daß ein Marine-Beamter ausfchließ- 

li einem Milttair: Befehlshaber untergeordnet wird, tft daher jehr wohl denkbar. 

E38 fann 3. B. ein Marinedepot « Beamter der Disziplin des ntendanten ent: 
zogen und derjenigen eines See-Dffiziers unterftellt werden. (Motive ©. 49.) 

Die Militair-Beamten der zweiten Kategorie, welche jowohl unter einem Mi: 
Yitair: Befehlshaber, als auch unter einem Berwaltungs:VBorgejegten oder einer Ber: 
waltungs-Behörde jtehen, find dagegen nach $. 34. der Disziplinar-Strafordnung für 
das Deutihe Heer vom 31. Dit. 1872. und $. 34. der Disziplinar- Strafordnung 
für die Kaiferlihe Marine vom 23. Nov. 1872., — welde in Bezug hierauf mit der 
3. 3. der Einbringung des Gefeß:Entwurfes geltenden in den Motiven zitirten 
Verordnung vom 21. Yuli 1867. die Disziplinar:Beftrafung in der Armee be: 
treffend wörtlich übereinftimmen, — bei Berlegung der Dienit - Vor: 
fhriften, welde die Grundlage ihrer Amtswirffamfeit bilden, aus: 
Ihließlich ver Disziplinar-Beftrafung des Verwaltungs:Borgejegten oder der Verwal: 
tung3-Behörde unterworfen. Snfoweit finden daher die Vorjehriften diefes Gefebes, 
fomwohl was die Ordnungsftrafen und die Entfernung aus dem Amt, als was die 
Zuftändigfeit und das Verfahren angeht, in vollem Umfang Anwendung. Alle 
anderen zur Disziplinar » Beftrafung geeigneten Handlungen folder Militair : Be: 
amten gehören nur zur Zuftändigfeit des ihnen vorgefegten Milttatr-Befehlshabers. 
Hierdurd) wird jedod die Mitauffiht der Verwaltungs:Vorgefegter oder der Ber: ' 
waltungs = Behörde über die fittlihe Führung des Beamten und die Befugnip, 
auch ihrerfeits dieferhalb, wo nöthig, im Disziplinarwege einzufchreiten, nicht aus> 
gefchloffen. Wo die Grenzen diefer beiden Subordinations-Verhältnifje zweifelhaft 
jein follten, — was bei der Unbeftimmtheit der VBorihriften, welche die Grund: 
lage ihrer Amtswirffamfeit bilden — nur zu leicht eintreten Tann, müfjen bei 
Ausübung der Disziplinar-Strafgewalt die für diefe Beamten ertheilten bejonderen 
Dienft-Vorforiften und Snitruftionen berüdfichtigt werden. (Val. Motive ©. 34. 
und zu $. 120. Nr. 1.) 

Anders verhält es fich mit jener erften Kategorie von Milttair-Beamten, welde 
nur unter einem Milttair-Befehlshaber jtehen. 

Diefe find der Disziplin diefer Vorgefebten unterworfen. Handelt es ji) 
um Strafen, weldhe nicht in Entlaffung beftehen, alfo um bloße Drpnungsitrafen, 
jo ift nach den bejtehenden befonderen Bestimmungen zu verfahren. Solde waren 
im vierten Abfchnitte der Verordnung vom 21. Suli 1867., die Disziplinar:de: 
itrafung in der Armee betreffend (Armee-Berordnungsblatt Nr. 14.) enthalten. 

Die gegenwärtig maßgebenden Vorihriften der Disziplinar-Strafordnung 
vom 31. Dftober 1872. für das Deutihe Heer lauten: 

$. 32. „Die Militair - Befehlshaber sind berechtigt, über Militair- 
Beamte als Disziplinar-Strafen Warnungen und einfache Verweise, sowie: 

1) über untere Militair-Beamte die gegen Unteroffiziere,. welche das 

Portepee tragen, zulässigen Arrest-Strafen, d.h. Kasernen-, Quartier- 
oder. gelinden Arrest bis zu vier Wochen (8.3: B. 3. $ 4.); 
2) über obere Militair-Beamte 
a) Geldbusse bis zu 10 Thlr., 
b) Stuben-Arrest bis zu vierzehn Tagen 
zu. verhängen. 

Der Stuben-Arrest darf jedoch über diejenigen oberen Militair-Beamten, 
welche sowohl unter einem Militair- Befehlshaber, als auch "unter einem 
Verwaltungs-Vorgesetzten (oder einer Verwaltungs - Behörde) stehen, nur 
in der Zeit verhängt werden, während welcher sie unter den Kriegs - Ge- 
setzen stehen ($. 9. des Militair-Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich 
v. 20. Juni 1872.). 

$. 33. Die Militair- Befehlshaber üben die Disziplinar-Strafgewalt über 
die Militair - Beamten nach Massgabe des Militairranges der Letzteren 
innerhalb derselben Grenzen aus, innerhalb deren sie nach den Bestim- 
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mungen der $$. 8. bis 20. zur Verhängung von Disziplinar - Strafen gegen 

Personen des Soldatenstandes zuständig sind. 

Zur Verhängung von Geldbussen sind nur diejenigen Militair - Befehls- 
haber befugt, welche Offiziere mit Stuben-Arrest, unter Bestimmung der 
Dauer desselben, bestrafen dürfen. Die kommandirenden Generale dürfen 
Geldbusse bis zum höchsten zulässigen Betrage, die übrigen Befehlshaber 
nur bis zum Betrage von drei 'Thalern verhängen.“ 

Die Vorfhriften der Disziplinar-Strafordnung für die Kaiferlihe Marine 
immen in Bezug auf die Beftrafungen am Lande in ihren $$. 32. u. 33. wörtlich 
überein, dagegen find am Bord in Dienft geftellter Schiffe und Fahrzeuge 
(88. 16. 17. 18. 3.) 

alle mit Disziplinar-Strafgewalt versehenen Befehlshaber der Marine: 

1) gegen untere Militair-Beamte: 

Verweise, 

Schiffs-Arrest bis zu 4 Wochen, 

und einfachen und verschärften Kammer-Arrest bis zu 3 Wochen; 
2) gegen obere Militair-Beamte: 

Verweis, einfacher, förmlicher und strenger, 

und Kammer-Arrest bis zu 14 Tagen 

zu verhängen befugt. 

DBgl. Bemerkungen zu $. 74. dief. Gef. und die Verordnung, betr. die Bollitredung 
von Arreit:Strafen 2 den in Dienft gejtellten Schiffen und Fahrzeugen ver 
Kaiferlihen Marine vom 23. November 1872. 

Für die Forreftive Disziplin ift daher aud in Anfehuug viefer erften 
Kategorie von Milttair-Beamten aud) ohne diejes Gejet Alles vollitändig ‚geordnet. 

Für die Entfernung aus dem Amt dagegen, weldhe von dem Milita ir:Straf- 
gejesbuch zu den militatrifchen Ehrenjtrafen der Verfonen des Soldatenftandes 
gerechnet ($. 30. daf.) wird und nur von den Kriegsgerichten ausgefprochen werden 
Tann, fehlt e8 an Disziplinar » Borfchriften. Diefe Lüden auszufüllen find die 
S$. 120.—133. bejtimmt. Gie beziehen fih nur auf die ausfchlieglih unter 
Dilitair = Befehlähabern ftehenden Militair : Beamten und nur auf das für eine 
Entfernung aus dem Dienfte nöthige Disziplinar - Verfahren. Das Gebiet ihrer 
Anmwendung ift daher ein fehr bejchränftes. (Val. Motive S. 48.) Dies und 
die Erflärung de& Vertreterd des Bundesraths, daß cine Ablehnung der 88. 120 
bi8 123. das Gejeh gefährden würde, führte zu deren Annahme. 


$.120,. Gegen Militair-Beamte, welche ausschliesslich unter Militair- 
Befehlshabern stehen, verfügt der kommandirende General des Armee- 
Korps, beziehungsweise der Chef der Kaiserlichen Admiralität die Einlei- 
tung der Untersuchung und ernennt den Voruntersuchungs-Beamten. 


I. Entflefungs-Gefdidte: 
Die Regierungs-Vorlage lautete in dem entsprechenden Paragraphen: 
„Gegen Militair-Beamte, welche ausschliesslich unter Militair - Befehlshabern 
stehen, verfügt der kommandirende General des Armee-Korps, beziehungsweise das 
Ober-Kommando derMarine die Einleitung der Untersuchung und ernennt den 


a cn sowie den Beamten der Staatsanwalt- 
schaft.“ 


Die Motive erwähnen, dass 88. 113. bis 110. den $$. 79. bis 82. des Preuss. 
Gesetzes vom 21. Juli 1852. entsprechen. 


. Der Reichstag nahm den $. 120. nach dem Vorschlage der Kommis- 
sion an. 


II. Bemerkungen: 


„1. Bei den Militair-Beamten doppelter Unterordnung gehören freilih alle 
DisziplinarzBergehen, welde nicht in einer Verlegung der die Grundlage ihrer 
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Amtswirkfamfeit bildenden Dienftvorfhriften beftehen, zur Zuftändigleit Des 
ihnen vorgefegten Militaiv-Befehlshabers; diefer hat fie zunächjt zu rügen, in: 
fonderheit unfittlihen Lebenswandel. Allein feine Disziplinar-Strafgewalt ift 
auf Ordnungs=-Strafen befhräntt. Alle fchweren Berlegungen der Dienftvorshriften 
werden daher bei den Militair-Beamten doppelter Unterordnung in_dem $$. 85. 
bis 108. vorgefchriebenen Verfahren durd) Bermittelung des Zioil-VBorgefegten 
» regen fein, Sobald e3 fih um Entfernung des Beamten aus dem Amt 
andelt. 


2. Für den Fall, daß ein Marine-Beamter einem See:Dffizier unterjtellt 
wird, würde es an der Möglichkeit einer Dienjtentlafjung im Disziplinatwege 
fehlen, wenn in 88. 120. und 121. der Marine-Beamten nicht gedacht wäre. 


3. An die Stelle des aufgehobenen Ober-Rommandos der Marine, dejjen die 
Reg.:Borlage erwähnt, it der Chef der Kaiferlichen Admiralität getreten. Allerh. 
Erlaß vom 1. Januar 1872. (N-.-Bl. ©. 5.) 

4. Sn Bezug auf den Beamten der Staatsanwaltihaft verfügt $. 122 


8. 121. Die entscheidende Disziplinar-Behörde erster Instanz ist 
die Militair-Disziplinar-Kommission. 

Für jedes Armee-Korps tritt die Militair-Disziplinar-Kommission am 
Garnisonorte des General-Kommandos zusammen. Dieselbe wird aus 
einem Obersten als‘ Vorsitzenden und sechs anderen Mitgliedern, von 
‚denen drei zu den Stabs-Offizieren, Hauptleuten oder Rittmeistern, die 
übrigen zu den oberen Beamten der Militair-Verwaltung gehören müssen, 
gebildet. 

Die Militair-Disziplinar-Kommissionen für die Marine haben ihren 
Sitz; an den betreffenden Marine- Stationsorten und bestehen aus einem 
Kapitän zur Sce als Vorsitzenden und sechs anderen Mitgliedern, von 
denen drei zu den Stabs-Offizieren der Marine oder zu den Kapitän- 
Lieutenants, die übrigen zu den oberen Beamten der Marine-Verwaltung 
gehören müssen. 

Die Mitglieder der Kommission werden von der obersten Reichs-Be- 
hörde ernannt, 


I. Entflefungs-Hefhicte: 
Die Regierungs-Vorlage lautete: 


„Die Militair-Disziplinar-Kommission für die Marine hat ihren Sitz am Haupt- 
Marine-Stationsorte und besteht aus einem Kapitän zur See als Vorsitzenden 
und sechs anderen Mitgliedern, von denen drei zu den Stabs-Offizieren der Marine 
oder zu den Kapitän-Lieutenants zur See, die übrigen zu den oberen Beamten der 
Marine-Verwaltung gehören müssen.“ 


Der $. 120. wurde nach den Vorschlägen der Kommission angenommen. 


II. Bemerkungen: 


1. In Bezug auf das Verfahren find die Beftimmungen diejes Gejehes auch 
für die Disziplinar-Rommiffton maßgebend. Yn zweiter Ynftanz entjcheidet der 
Disziplinarhof in Berlin. Dies ift nicht nur in den Motiven anerfannt (©. 48.), 
fondern wurde aud) von dem Vertreter de Bundesraths in ber Kommilfton aus: 
drüdlich betätigt. 

2. Nah dem Drganifationg-Neglement für die Marine-Stations:Kommandos 


178 Gesetz, betr. die Bechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten. Zu$. 121.88.122.— 124. 


va 19. uni 1862. find die Küften Deutfchlands in zwei Marine-Stationen ge: 
theilt: | 
; die Marine-Station an der Ditfee und 

die Marine-Station an der Nordfee. 
(R.:©.:©. ©. 175.) vgl. dazu den Kaiferlihen Erlak vom 18. Juni 1872., betr. 
die Veränderung der Drganijation der Marinesintendanturen. (R.-G.-Bl. von 
1872. ©. 361.) 


3. Vgl. Preuß. Disziplinar-Öefeh $. 80. Dafjelbe hat die Beftimmung, 
daß wenn der Angejhuldigte ein Milttaiv-Arzt ift, Die drei letktgenannten Mit: 
glieder der Kommifjion jtet3 Militair-Dberärzte fein follen. 


$S. 122, Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft bei den Militair- 
Disziplinar-Kommissionen werden von dem Korps-Auditeur, beziehungs- 
weise dem Marine-Stations- Auditeur wahrgenommen. Im Behinderungs- 
falle wird von der obersten Reichsbehörde ein anderer Auditeur mit der 
Stellvertretung beauftragt. 
I. Entflehungs-Gefhidfe: 
Die Regierungs-Vorlage sprach von einem ersten Marine-Auditeur. 
II. Bemerkungen: | 


Bol. Bemerfungen zu $. 121., $. 16. des Drganif.-Negl. vom 19. Suni 1862. 
und $. 81. des Preuß. Diszipl.-Get. | 


$. 123. Gegen Militair-Beamte kommen in Betreff, der, Verfügung 
von Disziplinar-Strafen, die nicht in der Entfernung aus dem Amte |be- 
stehen, die auf jene Beamten bezüglichen besonderen Bestimmungen zur 
Anwendung. Dasselbe gilt von der Amts-Suspension aller Beamten der 
Militair-Verwaltung im Falle des Krieges. 

Bol. $. 82. des Preuß. Diszipl.-Gef. 


Kosten des Disziplinar-Verfahrens. 

5. 124. Für das Disziplinar - Verfahren werden weder Gebühren, 
noch Stempel, sondern nur baare Auslagen in Ansatz gebracht. 

Insoweit im förmlichen Disziplinar-Verfahren ($. 84.) der Angeschul- 
digte verurtheilt wird, ıst er schuldig, die baaren Auslagen des Verfahrens 
ganz oder theilwerse zu erstatien. Ueber die Erstattungspflicht entscheidet das 
Disziplinar- Erkenntniss. 

I. Entflefungs-Gefdidfe: 
Der 2. Absatz des Paragraphen fehlt in der Regierungs-Vorlage. 


Die Motive sagen (S. 49.): 

„Dem Beschlusse der Reichstags-Kommissionen von 1870. entsprechend 
ist bestimmt, dass Gebühren und Stempel für das Disziplinar-Verfahren 
nicht in Ansatz zu bringen sind. Der Ersatz der durch das Disziplinar- 
Verfahren erwachsenden baaren Auslagen (an Zeugen - Entschädigung, 
Porto ete.) wird dagegen dem Angeschuldigten im Fall der Verurtheilung 
zur Last fallen.‘ 


1I. Bemerkungen: 


1. Die baaren Auslagen werden in S$. 1283. 130. ala Unterfuhungsfoften 
bezeichnet. 
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2. Bu baaren Auslagen jind die Tagegelder und die Neifeloften der zu 
Situngen der entjheidenden Disziplinar-Behörde reifenden auswärtigen Mitglieder 
nicht zu vechnen. Die Tagegelder gehören zu den allgemeinen, vom Neich für 
die Handhabung der Disziplinar =» Gewalt verausgabten Koften, auf deren theil- 
weilen Erjab in der Form der Gebühren in Abjab 1. ausdrüdlich verzichtet ift. 
Mit Nüdfiht darauf, daß von dem Vertreter der Neichsregierung in der Kom: 
miljtion ausprüdlich anerkannt wurde, daß der angefhuldigte Beamte jene Tage: 
gelder und Neifefojten nicht zu erjtatten habe, it von ver Aufnahme einer hierauf 
bezüglichen Bejtimmung in das Gefet abgejehen. Die Tagegelver und Keife: 
foften der zureifenden Beamten der Staatsanwaltihaft werden nad Denfelben 
Grundfägen zu behandeln fein. 

3. Si der Kommiffton des Reichstags wurde die gejegliche Feititellung und 
Kegelung der Koftenpfliht im fürmlichen Disziplinar » Verfahren einjtimmig für 
nothwendig eradjtet. Ein dahin lautender VBerbejjerungs-Borjchlag: 

„Bird gegen den Angejchuldigten auf Entfernung aus dem Amte erkannt 
jo hat er die Unterfuhungstoften ($. 124. Ab}. 1.) zu tragen. 

sm Tal ver Strafverjegung tjt die Disziplinar- Behörde ermächtigt, dem 
Ungefhuldigten einen Theil der Unterfuhungstoiten aufzuerlegen. 

Zautet das Urthetl auf eine Drbnungs:-Strafe, jo hat der Angefchuldigte nur 
einen Beitrag zu den Unterfuhungstoften zu leiten. Diejer Beitrag darf den 
vierten Theil derjelben nicht überiteigen. Die Dizziplinar-Behörde fann aber 
auch anordnen, daß die Unterfuchhungstiojten außer Anja zu lafjen‘ 

wurde jedoc abgelehnt und die Entiheidung über den Umfang der Koitenpflicht 
dem richterlihen Ermejjen überlafjen. Demgemäß ijt es gejeglich nicht unzuläflig, 
vem Angefhuldigten im Salle der Dienitentlaffung nur einen — verfhwindend — 
geringen Theil, im Fall der Berhängung einer Drdnungs:Strafe dagegen den Ge: 
Jammtbetrag der baaren Auslagen — aufzuerlegen. Bei der Bemejjung des De: 
trages wird in lebterem Fall das Maß der den Angefhuldigten treffenden Ber: 
Ihuldung an der Einleitung des Fürmlichen Disziplinar = Verfahrens zu berüd- 
fihligen fein. 

4. Weber die Koftenpfliht wird Durch Erfenntniß entjchieden. Sn Er: 
mangelung einer folhen Enticheidung fünnen von dem jchuldigen Beamten Die 
baaren Auslagen nicht erjtattet verlangt werden. - Daraus folgt, daß im 
jummariihen Disziplinar: Verfahren den Beamten Koften überhaupt nicht treffen 
fünnen. Die Strafverfügung im fummarishen Berfahren jteht dem Erfenntniß 
nicht gleich. 

5. Eine Befhagnahme des Gehalts zur Dedung der Unterfuhungsfoiten 
findet nur im Fall der Suspenfion, dann aber im Höcdjtbetrage bis zur Hälfte 
vejjelben ftatt (8: 128.). Anders beim Wartegeld ($. 132.). 


Vorläufige Dienftenthebung. 


„Diefolgenden Paragraphen handeln von der Suspension. Eine zeitweise Sus- 
pension vom Amte als Strafe kennt das Gesetz nicht. Die Suspension tritt nur 
in solchen Fällen ein, in welchen die Fortführung des Amts wenigstens einst- 
weilen unmöglich wird. ‚ Die Suspension ist also immer eine interimistische 
Massregel, die entweder mit der Wiedereinsetzung in das Amt oder der. Ent- 
lassung aus dem Dienste endigt. Jene Unmöglichkeit der einstweiligen Fort- 
führung des Amts tritt ein, wenn der, Beamte in Untersuchungshaft oder Straf- 
haft geräth oder so erhebliche Umstände gegen den Beamten vorliegen, dass 
eine Entlassung in Aussicht steht und die einstweilige Fortführung des Amtes 


so Gesetz, betr. die Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten. Zu$8.125. 


sich nicht mit der Würde desselben vertragen würde. Dieser zweite Fall 
spezialisirt sich weiter: er kann vorhanden sein: 

a) wenn gegen einen Beamten ein strafrechtliches, noch nicht rechtskräftiges 
Urtheil ergeht, welches den Verlust des Amtes kraft des Gesetzes nach 
sich zieht, 

b) wenn im Disziplinar-Verfahren ein noch rechtskräftiges Urtheil ergangen 
ist, weiches auf Entlassung lautet, 

€) wenn überhaupt ein strafrechtliches Verfahren oder eine Disziplinar- 
Untersuchung verfügt wird, und die einstweilige Fortführung des Amtes 
mit Rücksicht auf das Ansehen des Dienstes nicht zulässig scheint. 

Im Falle einer Verhaftung und in den Fällen sub a. und b. wird die 
Suspension von selbst eintreten können, in dem Falle sub e. wird sie nach 
dem Ermessen der obersten Reichsbehörde zu verfügen sein. Die weiteren 
Folgen der Verwickelung eines Beamten in eine strafrechtliche Untersuchung 
Far el: sich dann nach den Bestimmungen in $$. 77. und 78.“ (Motive 

49: | 


8.125. Die vorläufige Dienstenthebung eines Reichs-Beamten (Sus- 
pension vom Amte) tritt kraft des Gesetzes ein: 

1. wenn im gerichtlichen Strafverfahren seine Verhaftung beschlossen, 
oder gegen ihn ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Urtheil er- 
lassen ist, welches den Verlust des Amtes kraft des Gesetzes nach 
sich zieht; | 


2. wenn im Disziplinar-Verfahren eine noch nicht rechtskräftige Ent- 
scheidung ergangen ist, welche auf Dienstentlassung lautet. 


I. Entflefungs-Hefhicte: 


Die Regierungs -Vorlage stimmt mit dem $. 125. bis auf ein paar re- 
daktionelle Aenderungen überein. 


Il. Bemerkungen: 


ss Br. „S" Betreff der zeitweifen Suspenfion vom Amt al3 Strafe vgl. zu 

2. Der Berluft des Amtes als Strafe tritt Traft des Gefebes ein, wenn der 
Beamte zur Zuchthausftrafe oder zum Berluft der bürgerlihen Ehrenrechte oder 
zur Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Nemter verurtheilt wird. (Strafgefet- 
bu für das Deutfhe Reich 88. 31. 33. 35. Arhiv Bd. IV. ©. 98. ff) Nach 
S. 24. des Gefeges, betreffend die Errihtung des Bundes-Dberhandels - Gerichts 
vom 12. sun 1869. (B.-Gef.:Bl. ©. 207. Ardiv Bd. II. ©. 762.) erfolgt die Sus- 
penfion von Nehtsmwegen nur in dem Fall, wenn gegen den Oberhandels-Richter 
die Unterfuhungshaft verhängt ift. Im Betreff der Militair:Beamten val. 8. 123. 

d. Aus $. 126. (Abf. 2.) in Verbindung mit den Motiven (vgl. zu 8. 126.) 
geht hervor, daß unter Verhaftung auch die Strafhaft mitbegriffen ift. Praf: 
tih Handelt e8 fich dabei um die Stage, ob der Beamte die Stellvertretungs: 
lojten zu bezahlen hat. Sn ver Kommilfion ward ein Antrag: 

„hinter den Eingangsworten der eriten Zeile und vor Nr. 1. einzufchieben: 
„während der Vollitredung einer gegen ihn im gerihtlihen Strafverfahren 
erkannten Freiheitsitrafe‘ 

abgelehnt. 


4. Vgl. Preuß. Disziplinar - Gefeb vom 21. Juli 1832. $. 48., ©ejeß für 
Batern vom 10. November 1848. Art. 59., Königl. Sähfifhes Gefeß 8. 23., 
Gefeß für Braunfdhweig $. 41., Gefet für Anhalt $. 41., für Anhalt-Bern: 
burg $. 43. und Disziplinar - Gefeß $. 43., Gele für Weimar 8. 50., für 
Koburg:Öotha $. 51., für Schwarzburg -Rudolftadt 8. 50. Sn Betreff 
Württembergs, vgl. MoBl, Staatsreht Bd. II. ©. 126. 


8. 126. Vorläufige Dienstenthebung. 81 


8. 126. Im Falle des $.125. Nr. 1. dauert die Suspension bis zum 
Ablauf des zehnten Tages nach Wiederaufhebung des Verhaftungs-Be- 
schlusses oder nach eingetretener Rechtskraft desjenigen Urtheils höherer 
Instanz, durch welches der angeschuldigte Beamte zu einer anderen 
Strafe als der bezeichneten verurtheilt wird. 

Lautet das rechtskräftige Urtheil auf Freiheitsstrafe, so dauert die 
Suspension, bis das Urtheil vollstreckt ist. Wird die Vollstreckung des 
Urtheils ohne Schuld des Verurtheilten aufgehalten oder unterbrochen, 
so tritt für die Zeit des Aufenthalts oder der Unterbrechung eine Ge- 
haltskürzung ($. 128.) nicht ein. Dasselbe gilt für die im ersten Absatze 
dieses Paragraphen erwähnte Zeit von zehn Tagen, wenn nicht vor Ab- 
lauf derselben die Suspension vom Amte im Wege des Disziplinar-Ver- 
fahrens beschlossen wird. 

Im Falle des $. 125. Nr. 2. dauert die Suspension bis zur Rechts- 
kraft der in der Disziplinarsache ergehenden Entscheidung. 


I. Entfflefungs-Hefdidte: 
Der 8. 126. ist mit der Regierungs -Vorlage gleichen Inhalts und ent- 
hält nur einige redaktionelle Aenderungen. 


Die Motive bemerken (S. 49.): 


„Der in ein Strafverfahren verwickelte Beamte kann, ohne dass das 
Ansehen des Amtes leidet, nicht unmittelbar aus der Untersuchungs- oder 
Strafhaft in sein Amt zurücktreten. 

Die angeordnete zehntägige Frist dient dann auch dazu, Zeit zu einer 
Entschliessung zu lassen, ob nicht das Disziplinar-Verfahren einzuleiten 
und die Suspension zu verfügen ist.“ 


II. Bemerkungen: 


1. War der Beamte fuspendirt, weil er in erjter Injtanz zu einer Gtrafe 
verurtheilt worden, welhe den Verlujt des Amtes von Nechtswegen nach jtch 
zieht, fo hört nad) ergangenem rechtsfräftigen Urtheil die Suspenfion nur in dem 
Falle fofort auf, mo dajjelbe auf Freifprehung lautet. Diejelbe dauert aljo 
fort, jobald der angefhuldigte Beamte zu einer Geldjtrafe verurtheilt worden 
it. Thatbeftand und Verihuldung füönnen immer noch derartig fein, daß jte die 
Einleitung oder Fortfegung des fürmlihen Disziplinar:-Verfahrens auf Dienft: 
entlafjung bedingen. | 

Sm Fall der rechtskräftigen Verurtheilung zu einer Freiheitsitrafe darf die 
Suspenfton nit nurzehn Tage lang, fondern biz zur Urtheil3:-Bolljtredung 
fortdauern, weil der Beamte in der Lage ijt, jofort die Strafe anzutreten. 

2. Der zivilrechtliche Perfonal:Arreft, fofern er nad) dem Neich3:Gefe vom 
29. Mai 1868. (B.-G.:Bl. ©. 237.) nody zuläffig tft (vgl. oben zu $. 19.), recht: 
fertigt als folder die Suspenfion nad) $. 126. nicht. 


3. Dem Gefet betreffend das Neih3:-Oberhandels:Geriht vom 12. Junt 1869. 
ift eine ähnlihe Beftimmung fremd. 


4. Bol. $. 49. des PBreugifhen Disziplinar-Gefeges vom 21. \uli 1852. 
und Art. 82. des Gef. für Oldenburg. 


8. 127. Die oberste Reichsbehörde kann die Suspension, sobald 
gegen den Beamten ein gerichtliches Strafverfahren eingeleitet oder die 
Einleitung eines förmlichen Disziplinar-Verfahrens ($. 84.) verfügt wird, 
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oder auch demnächst im Laufe des einen oder anderen Verfahrens bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung verfügen. 
I. Entflefungs-Gefhicte: | 

Der $. 127. ist gleichen Inhalts mit der Regierungs-Vorlage bis auf re- 
daktionelle Aenderungen. 

II. Bemerkungen: 

1. Nähere Anweisungen über die Bedingungen der Suspenfion, welche nicht 
traft des Gefeßes eintritt, wurden nicht fir angemefjen erachtet. Solhe Bedin- 
gungen find leicht zu eng und leicht Zu weit. Die Suspenfion wird jedenfalls 
zu verhängen fein, fobald mit Nüdfiht auf bie Schwere des Verbrechens oder 
Vergehend beziehungsmeife des Dienftvergehens die fortvauernde Ausübung de 
Amtes mit einem öffentlichen Aergerniß verbunden oder vorausfichtlic zur Ver: 
dunfelung der Unterfuhung gemißbraucht werden würde. (Bol. Motive zu 8. 125.) 

2. Auch die Einleitung eines gerichtlichen Strafverfahrens wegen einer Meber- 
tretung Fann die Suspenfion rechtfertigen, 3. 8. wegen groben Unfugs auf öffent- 
licher Straße. Ein Abänderungs-Antrag, die Befugniß zur Suspenfion bei Unter: 
et wegen Webertretungen auszufhlieken, wurde in der Kommisfion ver: 
worfen. 

3. Nad) diefem Paragraphen ift die oberjte Neichsbehörde befugt, die Gus- 
penjion aud einem freifprechenden Erfenntniß der Disziplinar-Kammer gegenüber 
aufrecht zu erhalten; dies ift nicht unbedenklich. 


4. Vgl. Preußifhes Disziplinar-Gefeg 8. 50. 


$. 128. Während der Suspension des Beamten wird vom Ablauf 
des Monats ab, in welchem dieselbe verfügt ist, die Hälfte seines Dienst- 
Einkommens innebehalten. 

In Fällen der Noth des Beamten ist die oberste Reichsbehörde ermäch- 
ugt, die Innebehaltung des Dienst- Einkommens auf den vierten Theil des- 
selben zu beschränken. 

Auf die für Dienstunkosten besonders angesetzten Beträge ist bei 
Berechnung des innezubehaltenden Theils vom Dienst-Einkommen keine 
Rücksicht zu nehmen. 

Der innebehaltene Theil des Dienst-Einkommens ist zu den Kosten, 
welche durch die Stellvertretung des Angeschuldigten verursacht werden, 
der etwaige Rest zu den Untersuchungs-Kosten (8. 124.) zu verwenden. 
Einen weiteren Beitrag zu den Stellvertretunes-Kosten zu leisten, ist der 
Beamte nicht verpflichtet. | 

1. . Entfkefungs-Gefdidte: 

Die Regierungs-Vorlage lautete: 


„Der suspendirte Beamte behält während der Suspension die Hälfte seines 
Dienst-Einkommeus. 

Auf die für die Dienstunkosten besonders angesetzten Beträge ist bei Berech- 
nung der Hälfte des Dienst-Einkommens keine Rücksicht zu nehmen. 

Der innebehaltene Theil des Dienst-Einkommens ‘ist zu den Kosten, welche 
durch die Stellvertretung des Angeschuldigten verursacht werden, der etwaige Rest 
zu den Untersuchungs-Kosten zu verwenden. Einen weiteren Beitrag zu den Stell- 
vertretungs-Kosten zu leisten, ist der Beamte nicht verpflichtet.“ 

Die Motive bemerkten: 
„Aus der Suspension folgt noch nicht die Entziehung der Amtsein- 
künfte, da diese erst von dem Augenblicke an verwirkt sein 
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können, wo das Amt selbst dem Schuldigen durch den Spruch 
der zuständigen Behörde entzogen wird. Hiermit ist indess die Innebe- 
haltung des ganzen Gehaltes oder eines Theiles zur Deekung der Kosten 
einerinterimistischen Vertretung und der Kosten der Untersn- 
chungnichtausgeschlossen. Die Landes-Gesetze enthalten über diesen 
Punkt sehr verschiedenartige Vorschriften, indem sie bald die Einbehal- 
tung der Dienst-Rinkünfte ganz ausschliessen, bald ganz zulassen, bald auf 
einen verschieden bemessenen Bruchtheil beschränken. 

Die im Entwurf angenommene .arrestweise Einbehaltung der Hälfte 
des Gehalts, um Stellvertretungs- und Untersuchungs-Kosten zu decken, 
entspricht den Grundsätzen des Preussischen Rechts. Dem Suspendirten 
wird so die Härte einer sofortigen Entziehung vielleicht seiner sämmt- 
lichen Subsistenzmittel erspart.“ 

Der $. 128. beruht auf den Beschlüssen der Kommission. 


IH. Bemerkungen: 


1, Redtlide Begründung der Innebehaltung de8 Gehaltes. Die vorläufige Dientt: 
enthebung hat nicht die vehtlihe Natur einer antizipirten Dienftentlaffung. Sie 
bewirkt nicht, daf die Einziehung des Gehalts — allenfalls unter Belaffung einer 
Kompetenz — von Nehtswegen mit ihr gleichzeitig eintritt und nad rechsfräftig 
erfannter Dienjtentlafjung endgiltig wird. Diefe den älteren givilitaantsdiener- 
Gejegen anjcheinend zu Grunde liegende Nechtsauffaffung wird in den Motiven 
mit der treffenden Bemerkung widerlegt, daß der Beamte bis zum vechtsfräftigen 
Urtheil auf Dienftentlaffung Anfprud auf fein volles Gehalt hat, und läßt fi) 
auc nicht durd Berufung auf eine, nad den Grundfäten des Strafrehts unzu: 
läjlige, rüdmirtende Kraft diefes Urtheils aufreht erhalten. Ebenfo irthüm- 
lic) 1ft das Argument, daß nad) der Regel „Do ut facias“ der fuspendirte und 
daher jein Amt nicht verwaltende Beamte einen Anfprud) auf Gehalt nicht er- 
heben fann. Dieje Auffafjung würdigt den Beamten zum Tagelöhner herab, 
welder für jeine Arbeit ftundenmäßig bezahlt wird und deshalb, fo lange er nicht 
arbeitet, feinen Lohn befommen fol. (Val. zu $. 4.) 

Abgejehen von dem Fall des $. 14., wo der Beamte fih freiwillig und 
Ihulohaft ohne Urlaub von feinem Amte entfernt hält, ift die Einziehung des 
Gehaltes während des beitehenden Staatsdiener:Verhältniffes nur von dem recht: 
lihen Gejichtspunfte des Sicherheits-Arreftes zu rechtfertigen, wie denn die Motive 
ji) diejeg Ausdruds jelber bedienen. 

Die Negierungs:Vorlage hat ihre richtige vehtlihe Auffaffung nicht feftge- 
halten (8$. 129. 132.). Dies tritt Schon in der Fafjfung des eriten Abfates diejes 
Paragraphen hervor. „Der Beamte behält während der Suspenfion die Hälfte 
des Gehalts, verliert alfo nad) diefem Wortlaut vom Augenblid der Suspenfion 
die andere Hälfte dejjelben.. Dem gegenüber ift in $. 133. der rechtliche Gefichts- 
punlt des Arreites dur) die Veränderung des Wortes „behält“ in die Worte „wird 
innebehalten“ zum Ausdrud gebradt. 


2. Zeitpunkt, von welhen au die Iunebehaltung des Gehalts ftattfindet, Der $. 128. 
beläßt dem juspendirten Beamten während des Monats, in weldem die Sus: 
penfion eingetreten tft, die Befoldung unverfümmert. Eine Wiedereinziehung be: 
zahlter Gehalte tritt daher nur infoweit ein, als diefelben vierteljährig im Voraus 
bezahlt werben ($.5.), was fi als zwedmäßig auch für die Verwaltung empfiehlt. 


3 Betrag des innesubehaltenden Gchaltstheils. Der Gehaltstheil, weldher inne zu 
behalten ift, beträgt hHödhftens die Hälfte. Diefe Befhränfung der Beichlagnahme 
vechtfertigt fi) durch die dem Beamten zuftändige Kompetenz; aud) der fuspendirte 
Beamte ijt nocdy Beamter. Der Standpunkt des Entwurfs von 1869., nad) wel: 
hem die Disziplinar- Behörde — nad) dem Grundfat, daß ever die durd) fein 
Verfhulden entjtandenen Roften zu tragen hat — befugt fein foll, den nad Abzug 
der Stellvertretungs » Koften dur die einbehaltene Hälfte des Gehalts nicht ges 
dedten Betrag derjelben von dem angefchuldigten Beamten nachzufordern, ift auf: 
gegeben. Aber aud die auf die Hälfte befhränkte Entziehung des Gehalts ver: 
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jet die unteren, Färglich befoldeten Beamten oft in die drüdenhite Noth. Die 
Suspenfion trifft fie meift unvorbereitet und Erfparnifje ftehen felten zu ihrer 
Verfügung. Diele Einfhränfungen, 3. B. in der Wohnung, laffen fich felbit in 
2ohen nit ausführen, Neben: Erwerbszmweige nicht fofort ergreifen. zur foldhe 
Nothfälle geitattet der Abf. 2. die weitere Befhränfung der Deichlagnahme auf 
ein Viertel. 

4. DBehauptet der fuspendirte Beamte, daf ibm mehr als der nad) diefem 
VDaragraphen zuläfjtge Gehaltstheil innebehalten worden jei, fo jteht ihm der 
Rechtsweg aus 8. 149. offen. 

9. Unteriuchungsssoften. Zu den Unterfuhungs-Roften, wegen deren die Sinne: 
behaltung des Dienfteinfommens ftattfinden darf, gehören nad) dem Allegat in 
Abj. 4. ($. 124.) und nad) der ausdrüdlihen Erklärung des Vertreters der Reich3- 
regierung in der Kommifjion nur die Koften des Disziplinar-Verfahrens und 
nicht die Koften des Kriminal-Verfahrens (8. 125. Nr. 1). 

und in weldem Umfange wegen der Kriminal:Koften eine Befchlag: 
nahme des Vermögens, alfo auch des Gehaltes des Beamten jtattfinden darf, wird 
nad den Landes-Gefegen zu beurtheilen fein. 

Rad Preuß. Nedt (Gef. vom 9. Mai 1854. Art. 11.) ift derfelbe nur nad) 
Änt nA förmlider Unterfuhung, mithin nicht während der Borunterfuhung 
zuläflie. | 

6. DOrdumngs-Strafe. Der innebehaltene Theil des Dieniteinfommens fidhert aud 
die event. zu verhängende Drdnungs-Strafe. 

7. Dienftwohnung. _ In Grmangelung befonderer Vorfhriften wird dem 
juspendirten Beamten feine Dienftwohnung belaffen werden müffen. Sit.erdie- 
jelbe zu räumen verpflichtet, jo fann er aus dem innebehaltenen Theil jeiner Be: 
joldung theilmeife Erftattung des Miethswerths nur in dem Fall und infomeit 
verlangen, ald deren Werth in den Befoldungsetats auf feine Befoldung in Ned: 
nung gejtellt, beziehentlich zu einem bejtimmten Gelvbetrage als anrehnungsfähig 
bezeichnet ift. (Wal. $. 42.) | 

5. Abweichende VBorihriften in Bezug anf dag Keich3- Oberhandeld-Geridt ze. Dal. 
Gef. vom 12. uni 1869. über das Keich3-Oberhandels-Geriht. (Archiv Bd. III. 
©.741. 5.) Nac demfelben ift eine Einbehaltung eines Gehaltstheils im Fall der 
Suspenfion nicht zuläffig. Ein hierauf fi ftüsender Antrag auf Streihung des 
$., 128. fiel. in der Kommiffion; bei den Mitgliedern des Dberhandel3-Gerichts 
wird angenommen, dab e8 an den Vorausfegungen des Siherheit3-Arreites fehlt. 

9. Landed-Gefebgebung.e Heffen gewährt dem fuspendirten Beamten nur % 
jeineg Gehalts und höchftens die Hälfte (Berordn. vom 12. Juli 1827. Archiv 
©. 756.); Weimar (Gef. $ 50.), Koburg-Gotha (Gef. $. 51.), Schwarzburg- 
N udoljtadt ($. 51.) geben %5 des Gehalts, mitunter au nur die Hälfte, 
Breußen zahlt die Hälfte ($. 51. des Diszipl.:-Gef. vom 21. Zuli 1852.), Olven- 
burg (Art. 81.) zwei Drittel der Befoldung. 


$. 129. Der zu den Kosten ($. 128.) nicht verwendete Theil des 
Einkommens wird dem Beamten auch in dem Falle nachgezahlt, wo das 
Verfahren die Entfernung aus dem Amte zur Folge gehabt hat. 

Dem Beamter ist auf Verlangen ein Nachweis über die Verwendung 
zu ertheilen. Erinnerungen gegen die Verwendung können im Rechts- 
wege nicht geltend gemacht werden. 


1. Entfiehungs-Hefdidfe: 
Die Regierungs-Vorlage lautete: 
„Der zu den Kosten ($. 118.) nicht verwendete Theil des Einkommens wird 


dem Beamten nicht nachgezahlt, wenn das Verfahren die lintfernung aus dem 
Amte zur Folge gehabt hat. 
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Erinnerungen über die Verwendung des Hinkommens stehen dem Beamten 
nicht zu; wohl aber ist ihm auf Verlangen eine Nachweisung über diese Ver- 
wendung zu ertheilen.“ 

In den Motiven heisst es (S. 49.): 


„Im Falle seiner Unschuld erleidet der Beamte keinen Nachtheil, da 
er das Einbehaltene nachgezahlt bekommt, und im Falle der Schuld ge- 
schieht ihm offenbar kein Unrecht; er würde aus dem Verstreichen einer 
längeren Zeit zwischen Suspendirung und schliesslicher Entscheidung einen 
ihm nicht gebührenden Vortheil ziehen.“ 

Der $. 129. ist aus aus dem Vorschlage deı Kommission hervor- 


gegangen. 
II. Bemerkungen: 


Wie Shon die Wortfaffung des $. 128., fo verleugnet auch der Ubf. 1. diejes 
Paragraphen das von den Motiven zu $. 125. aufgeftellte Prinzip, daß die nme: 
behaltung des Gehalts Yediglih eine Sid erheitsmaßregel für die dem Reichs: 
Nun van das Disziplinar-Berfahren erwachfenden Koften fe. (Siehe oben zu 
2128! 

Aus der vechtlihen Natur der Sicherheitsmaßregel folgt nicht nur, dab nad 
einer Sreifprehung das ganze innebehaltene Dienfteinfommen, fondern aud), daß 
im Fall der Verurtheilung zur Entfernung aus dem Amt (Dienftentlaffung oder 
Strafverfegung) der durd die dem Fisfus erwachfenen Stellvertretungs- und 
Unterfuhungs-Koften nit verbraudte Theil des innebehaltenen Dienitein- 
fommens dem Beamten zurüdzuzahlen ift. 

Diefer Theil feines Dieniteinfommens war fein wohlerworbenes Neht und 
fein ungebührliher Vortheil. Denn ihm gebührt fein Gehalt bis zur Dienitent- 
lojjung nad Abzug der dem Neihsfisfus verurfahten Koften. Anders und über- 
einjtimmend mit der Neg.-Borlage nah Preuß. Redht $. 52. des Diszipl. - Gef. 
a.0.D. $.47., nad Anhalt. Rebt-Gef. für Anhalt: Bernburg 8. 47., nad dem 
Baierifhen Gef. vom 10. November 1848. Art. 59., 63., 216. und nad dem 
Oldenburg. Ge. Art. 81., welches nur im Fall der FSreifprehung nadhzahlt. 


2. Wegen der Art der Verwendung des innebehaltenen Dienfteinfommens 
bat der fuspendirte Beamte nur die Beihwerde an die hödite Neiche: 
behörve. Die Frage, ob eine GStellvertretung einzutreten habe und wie hoch der 
Stellvertreter zu befolden fei, fann nicht Gegenitand eines Prozejjes zwiihen dem 
angefhuldigten Beamten und der vorgejegten Behörde fein. Dagegen foll dem 
Beamten nah der Anfiht der Kommiffion der Rechtsweg auf Ertheilung der 
Nahmeifung der Verwendung zuftehen. 


$. 130. Wird der Beamte freigesprochen, so muss ihm der inne- 
behaltene Theil des Diensteinkommens vollständig nachgezahlt werden. 

Wird er nur mit einer Ordnungsstrafe belegt, so ist ihm der inne- 
behaltene Theil insoweit nachzuzahlen, als derselbe nicht zur Deckung 
der ihn treffenden Untersuchungskosten und der Ordnungsstrafe erforder- 
lich ist. Ein Abzug wegen der Stellvertretungskosten findet nicht statt. 


Bemerkungen: 


1. Der Freifprehung fteht die Einftellung des Verfahrens gleich und es muß 
deshalb dem Beamten der einbehaltene Theil des Dienfteinfommens vollftändig 
nachgezahlt werden. 

2. Die Berhängung einer Drdnungsftrafe fpricht aus, daß dem Beamten ein 
Ihmweres Dienftvergehen nicht zur LZaft fällt, feine Suspenfion war daher. aud in 
diejem Fall nicht gerechtfertigt; die Koiten der Stellvertretung Ffönnen: ihm 
deshalb nicht zur Laft fallen. Gegen eine unverhältnigmäßig große Belajtung 
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mit Unterfuhungsfosten [hüßt ihn der 8. 124. Diejelben find nad) allgemeinen 
Rehtsgrundfägen und da thretmegen die Beihlagnahme ftattgefunden hat, vor 
der Ordnungsitrafe aus dem einbehaltenen Gehaltstheil zu berichtigen. 


$. 131. Wenn Gefahr im Verzuge ist, kann einem Beamten auch 
von solchen Vorgesetzten, die seine Suspension zu verfügen nicht er- 
mächtigt sind, die Ausübung der Amts-Verriehtungen vorläufig untersagt 
werden; es ist aber darüber sofort an die oberste Reichsbehörde zu 
berichten. | an 

Diese Untersagung hat eine Kürzung des Diensteinkommens nicht 
zur Folge. 


Bemerkungen: | 


1. Dem Beamten können nicht blos jämmtlihe, fondern auch einzelneAmt3- 
Berrihtungen unterfagt werden. | 


2. Eine Kürzung des Dienfteinfommens tritt erit mit der fürmlichen Gu3- 
penjion ein. (Val. $. 66. diefes Gejetes.) NR 3 
s 3. Bol. Breußifhes Diszivlinar-Gefeg $. 54., Gef. für Anhalt-Bernburg 
. 49, | 


$. 132. Dem unter Gewährung des gesetzlichen Wartegeldes einst- 
weilen in den Ruhestand versetzten Beamten wird ein Viertel’ des Warte- 
geldes innebehalten, wenn im Disziplinar-Verfahren eine noch nicht rechts- 
kräftige Entscheidung ergangen ist, welche auf Dienstentlassung lautet. 

Wegen der Nachzahlung des innebehaltenen Theils vom Wartegelde 
kommen die Grundsätze der $$. 129. und 130. zur Anwendung. 


I. Enfflefungs-Hefhicfe: | 
Die Regierungs - Vorlage lautete in den entsprechenden $8. 122. und 123.: 
„Dem unter Gewährung des gesetzlichen Wartegeldes einstweilen in den Ruhe- 
stand versetzten Beamten wird ein Dritttheil des Wartegeldes innebehalten, 
1) wenn im gerichtlichen Straf-Verfahren seine Verhaftung beschlossen oder 
gegen ihn ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Urtheil erlassen ist, wel- 
ches den Verlust des Amtes, kraft des.Gesetzes nach sich zieht; N 
2) wenn im Disziplinar-Verfahren eine noch nicht rechtskräftige Entscheidung 
ergangen ist, welche auf Dienstentlassung lautet.“ - 
Wird der Beamte freigesprochen, so muss ihm der innebehaltene "Theil des 
Wartegeldes vollständig nachgezahlt werden. ni 
Wird er nur mit einer Ordnungsstrafe belegt, so ist ihm. der innebehaltene 
Theil in soweit nachzuzahlen, als derselbe nicht zur Deckung der Untersuchungs- 
kosten und der Ordnungsstrafe erforderlich ist. 
Hat das Verfahren die Dienstentlassung zur Folge, so findet eine Nachzahlung 
des innebehaltenen Tiheils des Wartegeldes nicht statt.“ 


Die Motive erläuterten die Regierungs-Vorlage dahin: | | 

„In $$. 122. und 123. — gegenwärtig 8. 132. — werden die Vorschrit- 
ten über die Suspension und deren Nachtheile auf, den Fall angewandt, 
dass es sich um einstweilig in den Ruhestand versetzte Beamte handelt. 
Es ist hier der Unterschied gemacht, dass nur ein Dritttheil und nicht die 
Hälfte des Wartegeldes einbehalten werden soll. Die Bestimmung recht- 
fertigt sich dadurch, dass das Wartegeld drei Viertheile des Gehaltes be- 
trägt, und mit der Einbehaltung eines Dritttheils des Wartegeldes dem 
Beamten also die Hälfte seines Gehaltes verbleibt, womit er den im aktiven 

‘ Dienst befindlichen Beamten für den Suspensionsfall gleichgestellt ist.“ 
Der $. 122, entspricht den Vorschlägen der Kommission. 
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I. Bemerkungen: 


1. Der innebehaltene Theil des Dienfteinfommens dient nicht zur Dedung 
der Ariminal-Unterfuhungsfoften (8. 129.); Stelwertretungsfoften aber Fönnen 
bei einem einftweilen in den Nuheftaud verjegten Beamten nicht vorkommen. 
Ein Rechtsgrund, wonady einem folhen Beamten, wenn er in griminal: 
Unterfuhung gerathen ift, Wartegeld folle einbehalten werden dürfen, ift daher 
nicht erfindlich. 

Darauf beruht die Beichränfung der Einbehaltung des Wartegeldes für den 
Fall der Nr. 2. der Negierungs-Vorlage. 

2. Die Stellvertretungstoften machen bei Disziplinar-Unterfuchungen gegen 
Beamte in der Negel den größeren Theil der Gejammtfoften aus. Sallen die: 
jelben bei Disziplinar:Unterfuhungen gegen vorläufig in den Nuheftand 
verjegte Beamte der Natur der Sache nad fort, und Fommen nur die Unter: 
Juhungsfoften ($. 124.) in Betracht, fo ift die Einbehaltung des Marteneldes bis 
zur Höhe von einem Drittel nicht gerechtfertigt. Der Öefihtspunft der Motive, auf 
diefe Weile die auf Martegeld ftehenden mit den aktiven Beamten gleichzuftellen, 
it verfehlt. Die Einbehaltung gefhieht zur Siherheitisfür die Dedung er: 
wadiener Koften und nicht zur Strafe. Die einzubehaltende Duote it deshalb 
= en TS herabgejegt. (Vgl. 8.128. Abf. 2. diefes Gefetes. Gten. 

er9.97719: 


$. 133. Alle nach den Bestimmungen der 88. 61. bis 132, erfol- 
genden Aufforderungen, Mittheilungen, Zustellungen und Vorladungen 
sind gültig und bewirken den Lauf der Fristen, wenn sie unter Beobach- 
tung der für gerichtliche Insinuation in Strafsachen vorgeschriebenen 
Formen demjenigen, an den sie ergehen, zugestellt sind. Die vereideten 
Verwaltungs-Beamten haben dabei den Glauben der Gerichtsboten. 

Hat der Angeschuldigte seinen dienstlichen Wohnsitz verlassen, ohne dass 
seine vorgesetzte Behörde Kenntniss von seinem Aufenthalt hat, so erfolgt die 
Insinuation in der letzten Wohnung des Angeschuldigten an dem dienstlichen 
Wohnort desselben. 


I. Entftefungs-Gefdidte: 
Die Regierungs-Vorlage lautete: 

„Alle nach den Bestimmungen des 88. 61. bis 123. erfolgenden Aufforderungen, 
Mittheilungen, Zustellungen und Vorladungen sind gültig. und bewirken den Lauf 
der Fristen, wenn sie unter Beobachtung der für gerichtliche Insinuationen in Straf- 
sachen vorgeschriebenen Formen demjenigen, an den sie ergehen, in Person zu- 
gestellt oder wenn sie in seiner letztön Wohnung an dem Orte insi- 
nuirt werden, wo er seinen letzten Wohnsitz im Inlande hatte. Die 
vereideten Verwaltungs-Beamten haben dabei den Glauben der Gerichtsboten.“ 

Die Motive (S. 50.) beschränken sich auf die Bemerkung: 

„Der $. 124. bestimmt die Erfordernisse gültiger Zustellungen u. s. w. 
für das Disziplinar-Strafverfahren und das demselben nachgebildete Ver- 
fahren bei zwangsweiser Versetzung in den Ruhestand. Für die übrigen 
Insinuationen, deren der gegenwärtige Entwurf erwähnt, bedarf es keiner 
besonderen Bestimmungen, da solche bereits: durch anderweite gesetzliche 
oder reglementäre Vorschriften vorgeschen. 

Die Kommission des Reichstags beschloss, die Reg.-Vorlage dahin 
abzuändern: 

„Alle nach den Bestimmungen des $$. 61. bis 123, erfolgenden Aufforderungen, 
Mittheilungen, Zustellungen und Vorladungen sind gültig und bewirken den Lauf 
der Fristen, wenn sie unter Beobachtung der für gerichtliche Insinuationen in Straf- 
sachen vorgeschriebenen Formen demjenigen, an den sie ergehen, zugestellt sind. 
Die vereideten Verwaltungs-Beamten haben dabei den Glauben der Gerichtsboten.“ 
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und verwarf ein in ihrem Schoosse gestelltes vom Vertreter der Reichsregie- 
rung befürwortetes Amendement: 
„anstatt der in Zeile 5. und 6. befindlichen Worte „zugestellt oder wenn pp. 
im Inlande hatte“ 
zu Setzen: 
„oder dessen zur Empfangnahme bevollmächtigten Vertreter im Inlande zugestellt 
worden. Ist von einer solchen Vollmachtsertheilung der vorgesetzten Dienstbehörde 
oder der zuständigen Disziplinar-Behörde keine Anzeige gemacht, so genügt es, 
wenn die Zustellung in der letzten Wohnung der betr. Person an dem Orte erfolgt, 
wo dieselbe ihren letzten Wohnsitz im Inlande hatte.“ 
Bei der zweiten Lesung des Ges. beantragten die Abgg. Frhr. v. Dörn- 
berg und Gen. zu dem Kommissions-Vorschlage folgenden Zusatz zu machen: 
„Hat der Angeschuldigte seinen dienstlichen Wohnsitz verlassen, ohne dass 
seine vorgesetzte Behörde Kenntniss von seinem Aufenthalt hat, so erfolgt die 
Insinuation in der letzten Wohnung des Angeschuldisten an dem dienstlichen 
Wohnort desselben.“ 
Mit diesem Zusatz wurde der Kommissions-Vorschlag angenommen. 


II. Bemerkungen: 


1. Der Beamte hat fein gefegmäßiges Domizil an dem Amtsjit der Behörde, 
welcher er angehört und behält dafielbe, fo lange er Beamter if. Berläßt er 
den Amtsfig, fo erfordert es feine Amtzpflicht, nicht blos Urlaub zu nehmen, 
fondern aud) Vorkehrungen für die Empfangnahme der Anordnungen der ihm 
vorgefegten Behörden zu treffen. Wenn er dies verfäumt, fo begeht er ein 
Disziplinar-VBergehen, dur weldhes er das Neichs-nterejje nicht jchädigen, ge- 
ihmeige Rechte und fonftige Wortheile für fih begründen darf. Ein folder 
Schaden würde entftehen, wenn die von dem Beamten verlafjene Stelle auf un- 
beitimmte Zeit unbefegt bliebe, und dies wäre der Fall, wenn e8 an gejeß- 
lichen Mitteln fehlte, deren fchleunige Erledigung, melde die ftaatärechtliche 
Borausfegung der Wieverbejegung bildet, im Mege der Dienitentlafjung des 
fahnenflüchtigen Beamten herbeizuführen. 

Die Anwendung der Strafprozeg:-VBorfchriften über die Zuitellung von Ber- 
fügungen an dem Beamtenftande nicht angehörende Angejhuldigte, melde von 
ihrem MWohnfise ji entfernt, auf die Behändigung der Nena der Dienit- 
und Disziplinar: Behörden an disziplinariich verfolgte Beamte, die mit Verlegung 
ihrer Dienftpfliht ihren Amtsfis verlafien haben und nad $$. 94. und 102. 
weder verhaftet, noch fteelbrieflich verfolgt werden dürfen, tft daher nicht gerecht: 
fertigt. Diefe Anmendung führt iehehe dahin, daß die Eröffnung oder Fort: 
jebung eines Disziplinar-VBerfahrens entweder nicht möglich ift, oder fie Ihafft, 
infomweit jene Borjhriften öffentliche Ladungen (Ediktalien) zulafien, ebenfalls 
eine Fiktion, weldhe die KRommiffion mit ihrem Vorfchlage vermeiden wollte. Bal. 
unter Nr. 5. den Stand der Landes-Strafprozeß-Gefesgebung über Ediktalten. 


2. Der Baragraph beftimmt, daß die Behörde, jobald fie Kenninig von dem 
Aufenthalt des abmesenden Beamten hat, nur nad den für das gewöhnliche Straf- 
verfahren beitehenden PVorihriften infinuiren darf. Woher die Behörde jene 
Kenntniß erlangt hat, fhheint gleihgültig. Man wird inzwischen nach der Stellung 
des Beamten (Nr. 1.) der Auslegung fi) zuneigen, daß die Behörde durch den 
Beamten felbit jene Kenntniß erhalten, d. h. daß diefer Anzeige von jeinem 
Aufenthalt gemaht hat. edenfall® wird die Behörde nicht zu Ermittelungen in 
Betreff feines Aufenthalts genöthigt fein und der Beamte aus dem Mangel folcher 
einen Einwand gegen die Kechtsgültigfeit der Zuftellung an feinem legten Wohnort 
im Snlande nicht herleiten dürfen, vielmehr den Nachweis übernehmen müljen, 
daß die Behörde Kenntnik von feinem anderweiten Aufenthalt gehabt hat. 


3. Die Behändigung der Verfügungen der vorgejegten Behörde kann nad) 
Vorihrift der Gefebe an die Familien: und Hausgenofjen des Beamten gejhehen, 
der Beamte fann aber au einen Zuitellungs-Bevollmädtigten erwählen. Hat 
er davon Anzeige gemacht, jo wird die vorgefegte Dienftbehörde an diejen zu be: 
bändigen haben, vorausgefegt, daß die Behändigung ohne erheblihde Schwierig: 
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feiten ausführbar ift. Dies wird von jeder Behändigung im Gebiet de8 Deut: 
Ihen Reiches zu vermuthen fein. 

‚. Nah dem Wortlaut des $. 33. jcheint die Behörde in allen Fällen, wo fie 
nit zugleih Kenntnig von dem Aufenthalt des Beamten hat, zur Infinuation 
in der legten Wohnung am letten Wohnort im Jnlande berechtigt, alfo zu einer 
Behändigung an einen nicht zu den Hausgenofjen gehörenden Zujtellungs-Bevoll: 
mächtigten nicht verpflichtet zu fein. Allein eine jolde Preifung der Worte des 
Baragraphen it nicht gerechtfertigt. Der Zwed der in der Kommiffton und im 
Reichstage gejtellten Amendements ging dahin, eine vehtlih wirffame Sn: 
jinuation gegen jih entfernt haltende, namentlid flühtige Beamte möglih zu 
machen, und diefe Möglichkeit ijt vorhanden, fjobald Diejelben einen Empfangs- 
Bevollmächtigten beitellt haben. Am wenigiten wird man aus der Verwerfung 
ves im Schoofe der Kommiljion gejtellten Amendements eine einjhränfende 
Auslegung herleiten dürfen, da die Kommiffion die Borfchriften über die nit: 
nuation in der dem Beamten günftigiten Weife regeln wollte. 

5 Die Borfhriften der Landes:-Strafprozeg-Ordnungen über die Zuläffigfeit 
öffentliher Zadungen weichen von einander ab. Die Braunfdmw. Str.-PBrozeß: 
Ordnung 88. 69. 85. 94. 104. 154. 175. fennt 3. B. die Ediktalladung mit der 
Wirkung des Verfahrens in ver Sache jelbit nicht; das Preuß. Öefet vom 
3. Mai 1852. Art. 35. verbietet fie für die Vorunterfuhung. Wegen des ge: 
meinen Rechts fiehe Tittmann, „Strafreht“ Bd. 3. ©. 726., Blanf, „Deut: 
br StrafBerfahren“ $. 165. ©. 481., Zahariae, „Strafverfahren“ Bp.'2. 
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Das Deiterreihifhe Disziplinar : Gefe für die Richter vom 26. Mai 
1868. gejtattet in $. 40. Behändiguug auf dem Büreau der legten Dienititelle 
(Manz, „Deiterr. Gefebe” ©. 147.). 

6. In Bezug auf die auf Wartegeld jtehenden Beamten, welde einen dient: 
lihen Wohnort nit mehr haben, enthält das Gejet eine Lüde. Die analoge 
Anwendung des 8. 119. erjheint nicht bedenflihd. Die Berpflihtung jener Be: 
amten fih in jedem Augenblid zur Uebernahme eines entiprehenden Amtes bereit 
zu halten, nöthigt jie Kürjorge zu treffen, daß ihnen die Verfügungen der oberiten 
Neihsbehörden zugeftellt, bez. nadhgefandt werden fünnen. 


Befondere Beftimmungen über die Defekte der Zeamten. 


„In 88. 134.—148. (125.—140. der Reg.-Vorlage finden sich Vorschriften 
über die Feststellung und den Ersatz der Defekte gegen Beamte, welche 
. wörtlich aus der Preussischen Verordnung vom 24. Januar 1844. über- 
nommen Sind, j 

Die Verwaltungszweige, welche vom Reiche besorgt werden, sind mit einem 
ausgedehnten Kassen- und Rechnungswesen verbunden. Die Details der Rech- 
nungsführung, Rechnungsablage, Justifikation, Monitur und Feststellung von 
Defekten gehören offenbar nicht in die Dienstpragmatik. Anders kann es mit 
der Frage vom Ersatze stehen. Soll in Folge der administrativen Festsetzung 
ein Beamter mit Kaution oder Vermögen ersatzpflichtig gemacht werden, so 
ist das im Grunde eine Rechtsfrage und ohne besondere Vorschriften wäre 
die vorgesetzte Behörde, welche das Interesse der Reichskasse "zu verfolgen 


*) Der inzwifhen erfchienene Entwurf einer Deutfhen Strafprozeß-Ord: 
nung lautet im $. 223.: | 
„Gegen einen Abwefenden findet eine Hauptverhandlung und Urtheils: 
fällung nicht ftatt. Ein gegen ihm eingeleitetes Verfahren hat nur die Auf: 
gabe, für den Fall feiner künftigen Geftellung die Bemeife zu führen.“ 
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hat, auf den Rechtsweg verwiesen, sofern der Ersatz nicht freiwillig erfolgt. 
Hiermit wären indess wesentliche Uebelstände verbunden; es kann schon an 
sich nicht den Verhältnissen entsprechen, dass die höhere Autorität gegen 
einen Beamten, dessen Pflichtverletzung eine Verbindlichkeit zum Ersatze her- 
beiführt, lediglich vor den Gerichten klagen soll, so dass das ganze Verhält- 
niss; von vornherein den Schein einer Kontestation zwischen Privaten über 
Vermögensrechte bekommt. Man hat daher in den meisten Landes - Gesetz- 
gebungen der Verwaltungs-Behörde weiter gehende Befugnisse, namentlich die 
einer vorläufigen Vollstreckung gegeben, und den Betheiligten dagegen den 
Rechtsweg offen gelassen.“ 


So die Motive. 


smmerhin aber bleibt die Preuß. Verordn. von 1849. ein Ausnahme-Gefes, 
(vgl. Erf. des Preuß. Gerichtshofes zur Entiheidung der Kompetenz:Konflitte vom 
17. April 1858. Preuß. Juitiz. : Min.: Bl. von 1858. ©. 243.) Inhalt deflen 
Kläger und Richter in einer PBerfon vereinigt und ohne rvedhtlihes Gehör des 
Berklagten erfennend und vollitredend ericheint. 

Ein Ausnahme-Gefeg in diefer Nichtung zu Ounften des Fiskus, dDeijen 
Privilegien die neuere Gefeggebung aufzuheben, aber nicht zu erweitern beftrebt 
tft, in das Neihsrecht aufzunehmen, fcheint auf den eriten Blid in hohem Grade 
bedenklih. Allein die Erfahrung lehrt, daß der Fisfus, welder nicht. wie der 
Privatmann fein Vermögen jelbjt zu verwalten im Stande fondern Daffelbe feinen 
Beamten anzuvertrauen gendthigt til, ohne die Befugnik zu felbitftändiger Er- 
greifung von Sicherheits : Maßregeln in vielen Defektsfällen das leere Nachjehen 
haben würde. Macht der Kalien - Beamte gegen den Defektbefhluß und die ji 
daran Schließenden Sicherheit: und Vollitredungs-Maßregeln von der Beichreitung 
v3 Nechtsweges feinen Gebraud, jo Liegt darin ein ftillihmeigendes Anerfennt: 
nig feiner Erfagpflicht und es ift ihm durch das Defekt:-Berfahren ein Unrecht jeden- 
falls nicht zugefügt, unter Umftänden vielleicht ein Foftipieliges, jein Amtsanfehen 
gefährdendes gerichtliches Verfahren erjpart worden. Betritt er Dagegen den 
Rechtsweg, jo tjt dafür Vorforge zu treffen, daß nit in Folge des adminiltra- 
tiven Defeit-Berfahrens dem Beamten formelle Beweife aufgebürdet werden, welche 
er zu führen außer Stande it. 

Lafjen fih daher VBorfhriften über adminiftratives Defeft-Berfahren nicht 
füglid entbehren und bei Koftenfreiheit dejjelben und Dffenhaltung und zwed: 
mäßiger Negelung des Nechtsweges au vom Nehtsjtandpunft aus vertreten , fo 
fehlt e8 doch der Breuß. Verordn. von 1844. an folhen Garantien. Diefelbe 
geht vielmehr, jomwohl was die rechtlichen. Wirkungen des Defekt - Verfahrens als 
was die Beamten-Rategorien anbetrifft, gegen welche dafjelbe zuläffig tft, viel zu 
weit, Der Neihsfisfus tft mit Konkurs- Privilegien ausgeftattet ($. 19. dief. Gef. 
und Preuß. Kont.:Ordg. $$. 78. 79,), hat ftets Geld und fann durch eine Ber: 
zögerung in der Realijirung jeiner Erfaßforderung niht in Nachtheil kommen. 
Denn er defjenungeadhtet auh in dem Fall, wo der des Defefts befhhulbigte 
Beamte den Rechtsweg befhritten hat, das exorbitante Recht haben fol, auf der 
Hmwangsvollitredung des Defeft:-Befchluffes zu beftehen, dem Beamten Haus und 
HoF zu verlaufen und dadurch unerjegbaren Schaden zuzufügen ($. 139. der Re: 
grerungs:Vorlage), jo ift eine jolhe Vorschrift durch fein Bedürfnig gerechtfertigt. 
Ebenjowenia it ein foldhes in Bezug auf jene Klafje von Kaffenbeamten vor- 
handen, welche die Kafengelder nicht jelbft in ihren Gemahrfam befom men, 
jondern nur an deren Ausgabe und Einnahme Theil nehmen (Kuratoren, Kon: 
troleure). Dort genügt die Fortdauer von Gicherheitsmaßregeln, hier der Weg 
ver Zivilflage für den Fiskus. 

Bgl. Bemerkungen zu den einzelnen Varagraphen und Oppenhof, „die Breu- 
Biichen Gefete über die Nefjort-Verhältnilfe” (S. 430.). 


‚8. 2134, Die Feststellung der Defekte an öffentlichem oder Privat- 
Vermögen, welche bei Reichskassen oder anderen Reichs-Verwaltungen 
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entdeckt werden, ist zunächst von derjenigen Behörde zu bewirken, zu 
deren Geschäftskreise die unmittelbare Aufsicht über die Kasse oder 
andere Verwaltung gehört. 


Bemerkungen: 

1. Bon dem Standpunkte, daß jede von dem Gemeinen Recht abweichende 
Beltimmung zu Gunften des Fislus zu verwerfen fei, jtellten die Abg. Kloß 
u.’ Gen. den Antrag 

die $$. 134.—147. zu ftreihen und dem $. 134. folgende Fafjung zu geben: 
„Die Entfheidung über die Haftbarkeit der Beamten für die Defelte ge: 
bührt dem zujtändigen Gerichte.” 
Derfelbe wurde vom Reichstag abgelehnt. 

2. Das Defekt - Verfahren nad $. 134. tritt nah der Auffaflung der Kom: 
miffion nur bei einem Defelt des Ssitbeitandes gegen den vehnungsmäßigen 
Spllbeitand, nit aber in dem Fall ein, wo e8 fi darum handelt, daß dem 
sur Dispofition über die Kafje oder das Magazin berechtigten Beamten die An: 
weilung von Zahlungen und jonitigen Verausgabungen Schuld gegeben wird, 
welche auf die Kafje, das Magazin u. f. mw. nicht hätten angewiefen werden follen. 
Di Ausnahmenatur diejes Gejetes jchließt jede derartige ausdehnende Aus: 
egung aus. 

So audh Erf. des Preuß. Gerichtshofes zur Entiheidung der Kompetenz: 
Konflikte vom 25. Dftober 1856. (Pr. Zuft.-M.:Bl. ©. 54. 55.). 


$. 135. Von dieser Behörde ist zugleich festzustellen, ob ein Reichs- 
Beamter und eintretenden Falls welcher Beamte nach den Vorschriften des 
8.141. für den Defekt zu haften hat, und bei einem Defekt an Materialien, 
auf wie hoch die zu erstattende Summe in Gelde zu berechnen ist. 


I. Entfiefungs-Gefdicfe: 
Die Regierungs-Vorlage lautete: 


„Von dieser Behörde ist zugleich festzustellen, wer nach den Vorschriften der 
88. 134. und 135. für den Defekt zu haften hat, und bei einem Defekt an Materialien, 
auf'wie hoch die zu erstattende Summe in Gelde zu berechnen ist.“ 

Die im Wesentlichen nur redaktionelle Aenderung beruht auf dem Vor- 
schlag der Kommission. 

II. Bemerkungen: 

1. Der Paragraph ftellt feit, daß das Gefeb nur gegen Beamte, beijpiel3- 
weile nicht gegen deren Erben zur Anwendung fommt. 

2. Nach dem Zwede diefer Borihriften wird man unter den Beamten aud 
die penftonirten Beamten, d. h. diejenigen, welche zur Zeit de Defeltes — 
und nicht des Defelt:Beihluffes — Beamte waren, begreifen dürfen. Denn das 
privilegirte Verfahren des Fiskus tjt wejentli gegen das Vermögen des Beamten 

erichtet, welches in der Mehrzahl der Fälle in dem Gehalt, bez. in dem einen 

Theil derjelben bildenden Benjion befteht. Der Neichsfisfus darf dur das Aus: 
jheiden des Beamten nicht in eine fchlechtere, diefer nicht in eine befjere Necht3: 
lage fommen., Die Preuß. Nehtsfprehung nimmt fogar an, daß aud gegen den 
Nahlaf eines verftorbenen Beamten das Defeft-VBerfahren zuläffig et, aber nicht 
wider die Erben. (Bol. Oppenhof a. a. D. und 8. 2. der Preuß. Verordnung 
von 1844.) 


8. 136. Ebenso ($$. 134. und 135.) hat die unmittelbar vorgesetzte 
Behörde die Defekte an solchem öffentlichen oder Privatvermögen fest- 
zustellen, welches, ohne zu einer Reichskasse oder anderen Reichsver- 
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waltung gebracht zu sein, vermöge besonderer amtlicher Anordnung in 
den Gewahrsam eines Reichs-Beamten gekommen ist. 
Dal. 8.3. der Preuß. Verord. von 1844. 


S. 13%. Ueber den Betrag des Defekts, die Person des zum HEr- 
satz verpflichteten Beamten und den Grund seiner Verpflichtung ist von 
der in den $$. 134. und 135. bezeichneten Behörde ein motivirter Be- 
schluss abzufassen. 

Bal. $. 4. der Preuß. Verord. von 1844. 


$. 138. Nach Befinden der Umstände kann die Behörde auch 
mehrere Beschlüsse abfassen, wenn ein Theil des Defekts sofort klar 
ist, der andere Theil aber noch weitere Ermittelungen nothwendig macht, 
ingleichen, wenn unter mehreren Personen die Verpflichtung der einen 
feststeht, die der andern noch zweifelhaft ist. 


Bgl. 8. 8. der Breuß. Verord. von 1844. und 7 Borlage 8. 132., mit 
welcher $. 138. gleichlautend tft. 


8. 139. Hat die Behörde die Eigenschaft einer höheren Reichs- 
behörde, so ist der Beschluss nach Massgabe der $$. 143. und 144. voll- 
streckbar. | 

In allen anderen Fällen unterliegt der Beschluss der Prüfung der 
vorgesetzten höheren Reichsbehörde und wird erst nach deren Geneh- 
migung vollstreckbar. 

Von dem Beschlusse ist der obersten Reichsbehörde unverzüglich Kennt- 
niss zu geben. 

Der obersten Reichsbehörde bleibt in allen Fällen unbenommen, ein- 
zuschreiten und den Beschluss selbst abzufassen oder zu berichtigen. 


I. Entfiefungs-Sefdhidte: 


Die entsprechenden Paragraphen der Regierungs -Vorlage lauteten: 

$. 129. Hat diese Behörde die Eigenschaft einer höheren Reichsbehörde, so ist 
der Beschluss ohne Weiteres vollstreckbar. 

$. 130. In allen anderen Fällen unterliegt der Beschluss der Prüfung der vor- 
gesetzten höheren Reichsbehörde und wird erst nach deren Genehmigung voll- 
streckbar. 

$. 131. Der obersten Reichsbehörde bleibt jedoch in allen Fällen unbenommen, 
einzuschreiten und den Beschluss selbst abzufassen oder zu berichtigen. 


$. 139. entspricht dem Kommissions - Vorschlage. 

Die Bezugnahme auf $8. 143. und 144. weist auf die nur vorläufige 
Vollstreckung” hin. Vgl. Note 8. zu $. 144. Beschreitet der Beamte den 
Rechtsweg nicht, so bedarf es keines Nachverfahrens, um die vorläufige Voll- 
streckbarkeit zu einer endgültigen zu machen. So die Kommission. 


II. Bemerkungen: 


1. in der Regel ift der Beamte vor Erlaß des Beihluffes zu hören. 

2. Die Vorjhrift unverzüglicher Berichterftattung an die oberjte Neichsbehörde 
und deren Net zur KRorreftur bildet eine Bürafhatt für den Beamten. 

3. Val. 8. 159. dief. Gef. und S. 5. der Preuß. Verord., nach welder die 
Beihlüffe, der Vrovinzial:Behörden ohne Weiteres vollitredbar find. 


88.140.141. Defekten-Verfahren. 793 


$. 140. In dem abzufassenden Beschlusse ist zugleich zu bestim- 
men, welche Vollstreckungs- oder. Sicherheitsmassregeln behufs des Ersatzes 
des Defekts zu ergreifen sind. 
Für diese Massregeln sind die Gesetze des Bundesstaates, in welchem die- 
selben erfolgen, entscheidend. 
I. Entflefungs-Hefhidte: 
Die Regierungs - Vorlage lautete: 


„In dem abzufassendep Beschlusse ist zugleich zu bestimmen, ob der Beamte 
zum Ersatze des Defektes oder nur zur Sicherstellung anzuhalten ist, und im 
ersteren Falle, ob die Zwangsvollstreckung unbedingt oder mit welchen näher zu 
bestimmenden Massgaben stattzufinden hat.“ 

$. 140. entspricht dem Vorschlage der Kommission. 
II. Bemerkungen: 


1. Die beiliegende Behörde hat aljo die Wahl, ob jie den Defeftbefhluß 
vollitreden oder neue Sicherheitsmaßregeln anordnen mill. 


2. Nicht die Gejebe des Drts, wo der Defelt begangen, fondern wo die Exe: 
fution volljtredt worden, bez. die Beihlagnahme erfolgen foll, entfchei den über die 
Zuläfiigfeit und die Modalitäten der Ausführung. 


8. 141. Der abzufassende Beschluss kann auf die unmittelbare 
Verpflichtung zum Ersatz des Defekts gerichtet werden: 

1. gegen jeden Beamten, welcher der Unterschlagung als Thäter 
oder Theilnehmer nach der Ueberzeugung der Reichsbehörde 
überführt ist, 

9. a) gegen diejenigen Beamten, welchen die Kasse u. s. w. zur 

Verwaltung übergeben war, und zwar auf Höhe des ganzen 
Defekts, 
b) gegen jeden anderen Beamten, der an der Einnahme oder 
Ausgabe, der Erhebung, der Ablieferung oder dem Transport 
- von Kassengeldern oder anderen Gegenständen vermöge seiner 
dienstlichen Stellung theilzunehmen hatte, jedoch nur auf 
Höhe des in seinen Gewahrsam gekommenen Betrages, 
sofern der Defekt nach der Ueberzeugung der Reichsbehörde durch 
grobes Versehen entstanden ist. 
Eben dies gilt gegen die in $. 136. genannten Beamten in den da- 
selbst bezeichneten Fällen. 
I. Entflefungs-Gefdicfe. 
Die Regierungs-Vorlage lautete: 


„Der abzufassende Beschluss kann auf die unmittelbare Verpflichtung zum Ersatz 
gerichtet werden: 
1. sofern der Defekt nach dem Ermessen der Behörde durch Vorsatz bewirkt 
worden, 
gegen jeden Beamten, welcher der Unterschlagung oder Veruntreuung als 
Urheber oder Theilnehmer geständig ist, oder für überführt erachtet wird; 
2. sofern der Defekt nach dem Ermessen der Behörde durch grobes Versehen 
entstanden ist, 
a. gegen diejenigen, welchen die Kasse u. s. w. zur Verwaltung übergeben 
war, auf Höhe des ganzen Defekts, 
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b. gegen jeden anderen Beamten, der an der Einnahme oder Ausgabe, der 
Erhebung, der Ablieferung oder dem, Transport von Kassengeldern oder 
anderen Gegenständen vermöge seiner dienstlichen Stellung theilzunehmen 
hatte, nur auf Höhe des in seinen Gewahrsam gekommenen Betrages. 

Eben dies gilt gegen die $. 127. genannten Beamten in den daselbst bezeich- 
neten Fällen.“ | 


Bemerkungen: 


1. Im Falle Nr. 1. diefes Paragraphen ift au gegen Beamte, welde 
nit zu den Kajfen-Beamten im engeren Sinne gehören (fiehe Note’ 5.), & B. 
gegen Kuratoren das Defeit:Berfahren zuläffige. Bal. 8$: 350. 246. des Str.:G.-8. 
für da8 Deutfhe Reid. Archiv Bd. IV. ©. 333. 234: ff.) >’ | 

2. Bei den Vergehen des $. 266. dafelbft, welder die Brivat-Strafthat der Un- 
treue und des $. 353. Abfah 2., welcher ven Kal norjieht, wo ein Beamter bei amt: 
lichen Ausgaben an Geld und Naturalien dem Empfänger vorjäglid und 
vehtsmwidrige Abzüge maht und die Ausgaben als vollftändig geleiitet in 
Rechnung ftellt, leidet nach dem Wortlaut des Varagraphen und der Abficht der 
Kommilftion das Defeft-Verfahren feine Anwendung. (Val zu 8. 134) on 


3. Nicht der Verdacht, fondern die Ueberzeugung. der Schuld berechtigt die 
Neihöbehörde zu der dem Beamten nahtheiligen Beihlußgnahme. 


4. Vgl. $. 10. de8 Preuß. Gefeßes. z 


5. An den $. 141. (134. der Negierungs-VBorlage) Tchlo& fi die weitere Be: 
fimmung derjelben: Ann 
„Der abzufassende Beschluss kann ferner auf Beschlagnahme des Vermögens 
oder Gehalts zur Sicherung .des demnächst im Wege Rechtens auszuführenden An- 
spruchs, sofern der Defekt aus dem Vermögen der $. 134, genannten zu- 
nächst verantwortlichen Beamten und deren Dienstkaution nicht zu 
decken sein sollte, gerichtet werden: Ä 
gegen diejenigen Beamten, welche zwar die defektirten Gelder oder Gegen- 
stände nicht in ihrem Gewahrsam gehabt, aber an deren Vereinnahmung, Ver- 
ausgabung oder Verschlusse in der Weise unmittelbar theilzunehmen hatten, 
dass der Defekt ohne ihr grobes Verschulden nicht hätte entstehen können.“ 
Ein Bebürfniß zu abminiftrativem Defeft-Verfahren gegen diefe Beamten ift, 
wie jhon erwähnt, nicht vorhanden.  Diefelben trifft immer nur der Vorwurf 
eines Verjehens und nicht, wie fo häufig den Kafen-Beamten im engeren Sinne 
($. 141.), der Berdagpt der Unterihlagung. Shre Erfaspfliht fol auh nad der 
Neg.:Borlage durh ven Nihter feitgeftellt werden. Der Vertreter der 
NRerhsregierung machte zwar geltend: | 
„nad in dem größten Bundesftaate, in Breußen, nad der feitftehenden Braris 
des Dbertribunals eine Klage gegen die fubfiviarifh haftbaren Beamten erft 
dann zuläffig jet, wenn die Borausflage gegen die hauptfächlih Haftbaren Be: 
amten ftattgefunden habe und die Anfuffizienz des Vermögens derfelben feft- 
gejtellt worden. Bis zu diefem Zeitpunft fei alfo in feinem Falle eine Arreit- 
Hage gegen die fjubjidiarifch haftbaren Beamten zuläffig und möglih und aus 
diefem Grunde jet e3 für gemilfe Fälle dringend wünfchenswerth, der Be: 
hörde das Necht vorzubehalten, derartige Befhlagnahmen ihrerjeitz gegen die- 
jenigen Beamten eintreten zu laffen, welche ver $. 135. als fubfiviariich haftbar 
anführe.” (Sten. Beridt ©. 720.) | 
Allein weder die Kommiffion des Reichstags, no der Reichstag felbft ging 
auf dieje Argumentation ein, zumal von der entfprehenden Vorfehrift der Preuß. 
Verordnung von 1844. 8. 11. erweiglich bisher fein Gebraud; gemaht worden und 
der Aisfus in der Mehrzahl der Fälle durd) die Kaution des hauptfählid haften: 
den Kajlen-Beamten gededt ift. | 


$. 142. Sind Beamte, gegen. welche die zwangsweise Einziehung 
des Defekts beschlossen wird, in der Verwaltung ihres Amtes, wofür sie 
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eine Amtskaution gestellt haben, belassen worden, so haben dieselben 
wegen KErsatzes des Defekts anderweite Sicherheit zu leisten. Krfolgt die 
Sicherstellung nicht, so findet die Zwangsvollstreckung zunächst nicht in 
die Kaution, sondern in das übrige Vermögen statt. 


I. Entflefungs-Gefdicte: 


Die Regierungs- Vorlage lautete: 

„Sind Beamte, gegen welche die zwangsweise Einziehung des Defekts zulässig 
ist, in der Verwaltung ihres Amtes, wofür sie eine Amtskaution bestellt haben, 
belassen worden, so findet eine Zwangsvollstreckung nicht zunächst in diese 
Kaution, sondern in das übrige Vermögen statt; sie ist jedoch, soweit die bestellte 
Kaution reicht, nur auf Sicherstellung eines gleichen Betrages zu richten.“ 

Der $. 142. entspricht dem Vorschlage der Kommission. 


II. Bemerkungen: 


1. Die beitellte Kaution haftet für die — jpätere — Verwaltung des Amtes, 
in welcher der Beamte belajjen wird. Eine materielle Berfhiedenheit zwijhen 
dem $. 142. und der NReg.-Vorlage findet nicht jtatt, es handelt fih hauptjächlid) 
nur um eine verbejjerte Nedaktion. 


2. 8. 10.—12. de8 Gejetes über die Kautionen der Neich3:-Beamten. (Archiv 
BH. IV. ©. 925.) 


3. 8. 12. des Preuß. Gefebes von 1844. 


S. 143. Die Verwaltungs-Behörde ersucht die zuständigen Gerichte, 
Vollstreckungs-Beamten oder Hypotheken-Behörden um Vollziehung des 
Beschlusses. 

Diese sind, ohne auf eine Beurtheilung der Rechtmässigkeit des Be- 
schlusses einzugehen, verpflichtet, wenn sonst kein Anstand obwaltet, 
schleunig, ohne vorgängiges Zahlungsmandat, die Zwangsvollstreckung 
auszuführen, die Beschlagnahme der zur Deckung des Defekts erforder- 
lichen Vermögensstücke zu verfügen und die in Antrag gebrachten Ein- 
tragungen im Hypothekenbuche zu veranlassen. 


I. Entflefungs-Gefhidte: 
Die Regierungs-Vorlage lautete: 


„Die Verwaltungs-Behörde ersucht die zuständigen Behörden oder Beamten um 
Vollstreckung des Beschlusses. 

Diese, sowie die Hypotheken-Behörden sind verpflichtet, die Zwangsvollstreckung 
gegen die benannten Personen ohne vorgängiges Zahlungsmandat schleunig auszu- 
führen, die Beschlagnahme der zur Deckung des Defekts erforderlichen Vermögens- 
stücke zu verfügen und die in Antrag gebrachten Eintragungen, wenn sonst kein 
Anstand obwaltet, im Hypothekenbuche zu veranlassen, ohne auf eine Beurtheilung 
der Rechtmässigkeit einzugehen.“ 

Der $. 143. entspricht dem Vorschlage der Kommission. 


II. Bemerkungen: / 

1. Die VBerwaltungs:Behörden dürfen ihre Defekt-Beichlüffe nicht felbit zur 
Ausführung bringen, fonvdern haben die Gerichte, und nur wo dieje mit der 
Bollftirekung niht3 zu tun haben, die Vollftredungs-Beamten, in Hypo: 
thefenfahen aber die Hypothefen-Behörden zu erfuchen. Die Volljtredung des 
Befhluffes fteht alfo in der Mehrzahl der Fälle unter gerihtlicher Kontrole. 

2. Die Worte „wenn fonjt fein Anftand obwaltet“ beziehen ih nach der 
gegenwärtigen Beitimmung nicht blos auf die hypothelarifhen Eintragungen, 
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jondern aud auf die Erefutionen und Beihlagnahmen. Nur die Rechtmäßigkeit 
des Bejhlufjes als joldhe ift der Kognition des erfuhten Richters entzogen. 
3. 8. 15. der Preuß. Verordnung von 1844. 


$. 144. Gegen den Beschluss, wodurch ein Beamter zur Erstattung 
eines Defekts für verpflichtet erklärt wird ($$. 137. und 140.) steht dem- 
selben sowohl hinsichtlich des Betrages, als hinsichtlich der Ersatz-Ver- 
bindlichkeit ausser der Beschwerde im Instanzenzuge der Rechtsweg zu, 

Die Frist zur Beschreitung des Rechtsweges beträgt ein Jahr, ist eine Aus- 
schlussfrist und beginnt mit dem Tage der dem Beamten geschehenen Be- 
kanntmachung des vollstreckbaren Beschlusses, oder wenn der Beamte in 
seinem Wohnort nicht zu treffen ist, mit dem Tage des abgefassten Be- 
schlusses. | 

In dem auf die Klage des Beamten entstandenen Rechtsstreit hat das @e- 
richt über die Wahrheit der thatsächlichen Behauptungen der Parteien nach 
seiner freien aus dem Inbegriff der Verhandhmgen und Beweise geschöpften 
Ueberzeugung zu entscheiden. | | 

Die Vorschriften der Landes-Gesetze über den Beweis durch Eid, sowie 
über die Beweiskraft öffentlicher Urkunden und gerichtlicher Geständnisse 
bleiben unberührt. 

Ob einer Partei über die Wahrheit oder Unwahrheit einer thatsächlichen 
Behauptung noch ein Eid aufzuerlegen, bleibt dem Ermessen des Gerichts 
überlassen. 

In der wegen Defekts etwa eingeleiteten Untersuchung bleiben 
dem Beamten, insofern es auf die Bestrafung ankommt, seine Einreden 
gegen den abgefassten Beschluss auch nach Ablauf des Jahres, wenn- 
gleich sie im Zivil-Prozess nicht mehr geltend gemacht werden können, 
vorbehalten. JEt? 

I. Entfiefungs-Gefdidfe: 
$. 139. der Regierungs-Vorlage bestimmte: 


„Gegen den Beschluss, wodurch ein Beamter zur Erstattung eines Defekts für 
verpflichtet erklärt wird ($. 134.), steht demselben sowohl hinsichtlich des Betrages, 
als hinsichtlich der Ersatz-Verbindlichkeit, ausser dem Rekurse an die vorgesetzte 
Behörde, der Rechtsweg zu. 

Von dieser Befugniss muss jedoch innerhalb eines Jahres, vom Tage der dem 
Verpflichteten geschehenen Bekanntmachung des vollstreckbaren Beschlusses, oder 
wenn der Verpflichtete an seinem Wohnorte nicht zu treffen ist, vom Tage des 
abgefassten Beschlusses an Gebrauch gemacht werden. Die Zwangsvollstreckung 
behält, des eingeschlagenen Rechtsweges ungeachtet, bis zur rechtskräftigen Ent- 
scheidung nach Massgabe des Beschlusses ihren Fortgang, wenn nicht von der Ver- 
waltung davon Abstand genommen wird, 

In der etwa eingeleiteten Untersuchung bleiben ‚dem Verpflichteten, insofern 
es auf die Bestrafung ankommt, seine Einreden gegen den abgefassten Beschluss 
auch nach Ablauf des Jahres, wenngleich sie im Zivilprozess nicht mehr geltend 
gemacht werden können, vorbehalten.“ 


Der gegenwärtige Paragraph beruht auf den Vorschlägen der Kommission. 
1. Bemerkungen: | 
1. Broviloriiche Natur de8 Beihluflese. Der Paragraph bringt die provijoriiche 
Natur des Defeit-Beihluffes ($. 139.) dadurd zum Ausdrud, vaß er nicht von 
„verpflichteten“, jondern einfad von „Beamten“ fpricht. 
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2. Rechtögigtigkeit des Befchlufles. Die Worihrift des Paragraphen febt einen 
Defett:Beihluß voraus, welchen Die Keihsbehörde in Bezug auf die Beamten: 
Kategorien und den Gegenftand innerhalb ihrer Zuständigkeit erlafjen hat. Rechts: 
ungültige Bejchlüffe werden nicht rehtsfräftig. Die Beihreitung des Nects- 
wegen gegen vechtaungiltige Beihlüffe ift daher an die einjährige Frift nicht ge 
unden. 

3. Rechtsmittel gegen den Defekt: Beihluß. Der Beamte hat jowohl die Bejchwerde 
im Verwaltungsmege, als die gewöhnliche Klage. Er Fann beide eine nach der 
andern gebrauchen. Die Beihwerde hat feinen Suspenfiv:Effeft, führt aber 
unter Umftänden rafcher zum Ziel. Die Klageanitellung juspendirt die Zwang & 
vollitredung. (8. 145.) Die dem Preugifhem Neht bekannte Klage: 
anmeldung genügt zur Wahrung ber einjährigen Ausihlußfriit nicht. 
(Abfat 3.) 

4. Beleitigung der formellen Beweistheorie im Defeft-Progeß. Für den Zivil-Prozep 
gegen den Fisfus ift die formelle Bemweistheorie grundfäglich befeitigt. Die 
Weberzeugung, dat auch in Zivil-Prozefien dem Richter eine freie Würdigung der 
Thatfahen zuftehen müffe, ift bereits in den bedeutenden, in den legten Jahren 
in Deutfchland zur Umgeftaltung des bürgerhhen Verfahrens unternommenen 
gejeßgeberiihen Arbeiten zum Ausdrud gelangt ($. 421. des Preuß. Entwurfs 
von 1864. 88. 306. 307., Sannoverjher Entw. SS. 455. 457., Norddeuticher 
Entw. Art. 345.. Entw. einer Deutfhen Zivil-Prozeß-Ordnung von 1871., bes 
arbeitet im PVreuß. JuftizMinifterium g. 235., Entw. der Kommiffion von 
1872. 8. 244.) 

Snfoweit in Preußen in neueren Gejeben 3. DB. im Ronturd-VBerfahren die 
freie Bemweiswürbiaung nadgelafien ift, hat fich diefelbe in Der Nraris volllommen 
bewährt. Der Neihstag hat fih für diefelbe aud bei Gelegenheit des Gejehes 
über die Verbindlichkeit zum Echadenerfab für die bei dem Betriebe von Cijen: 
bahnen, Bergmerfen 2c. herbeigeführten Tödtungen und Körperverlegungen vom 
7. Suni 1871. bereits entfchieden. (Mot. zum Gefjeg vom 7. Juni 1871,, Anlagen 
zu den Sten. Ber. des Reichstags, Archiv BD. VII.) 

5. Neberbfeibfel der formellen Beweis-Theorie. In Abjag 4. find die VBoricpriften 
der Zandes-Gefete „über ven Beweis dur den Eid, über die Beweisfraft öffent: 
licher Urkunden und gerichtliher Geftändnifie” nah dem Vorbild des Reichs: 
Gefees vom 7. Juni 1871. beibehalten. Dieje Einihränfung rechtfertigt jich 
dadurch, daß bei dem gegenwärtigen Stand Der Proze-Gejesgebung in einigen 
Ländern Deutichlands e3 bedenklich ift, einen fo tiefgehenden Schnitt zu machen, 
wie erforderlich fein würde, um das Prinzip der freien Bemweis-Theorie von 
allen FeffeIn zu befreien. (Vgl. Sten. Ber. für 1871. ©. 498.) 

6. Beweislaft des Defekt-Brozefled. Der Paragraph enthält Feine VBorjhrift über 
die Beweialaft. Um den des Defefts bejchuldigten Beamten dur das admi- 
niftrative Vollitrekungs:Verfahren, welches ihm die Parteirolle des Klägers auf: 
swingt, gegen jeden Nachtheil in feiner Brozekjahe zu fihern, war in der Kom: 
miffton eine dahin gehende Beitinnmung vorgeihlagen: 

‚Die verklagte Reihsbehörde hat den Defekt und die Erjaspfliht des Beam- 

ten zu bemeifen.” 
und daher namentlich geltend gemacht, daß die Keihsbehörde fich regelmäßig im 
Belt des Bemweismaterials befinde, während Der Beweis der Negative von dem 
Beamten faum zu führen fein würde. Diefe Beltimmung wurde im Anjichluß an 
8. 6. des Neichsgefeges vom 7. Yunt 1871. und mit Berufung auf die dem 
Defektbefchluß zur Seite ftehende Vermuthung der Wahrheit und die Pflicht 
de8 Beamten, Kedhnung zu legen, von der Mehrheit der Kommiljton verworfen. 
Die Entfheidung über die Vertheilung der Beweislaft zwilgen dem Tagenden 
Beamten und der verflagten Neichsbehörde bleibt demnach der Rechtswilienichaft 
und den einzelnen Landes-Gejehgebungen überlafjen. Die Vorschriften über die 
Bemweislaft haben neben freier Beweiswürdigung einen großen Theil ihrer Be: 
deutung verloren. Der Richter tft in der Zage, den Gefammtinhalt der Berhand- 
lungen, ohne ängftlihe Scheidung der Frage, wer diefeg oder jenes zu beweijen 
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N 
hat, bei jeiner jhlieplihen Entfheidung zufammenzufaflen und dadurd den 
Beamten vor den dur Die WBarteirolle des Klägers ihn beprohenden Nachtheilen 
zu Ihüßen. 

7. Suftanzenzug int Defelt-Prozeß. Die Einheit der Nechtfpredung in den Defekt: 
Prozejjen wird dur) $. 153. gefichert, welcher in letter Inftanz das Reihs-Ober- 
handel3-Geriht für zuitändig erklärt. 


3. Wirkjamteit des Defelt-Befhlufies fir den Strafrichter. Der Defekt - Beichluf 
bindet den Strafrichter nit. Noch weniger Tann im Strafverfahren davon die 
Rede fein, daß der angeflagte Beamte den Gegenbemweis gegen die adminiftrative 
Feltlegung des Defekts zu führen hat. (Oppenhof, „Breuß. Str.-©.-9.“ zu 
$. 324., Oppenbhof, „Neljort-Gefebe” 438. Nr. 35.) 


S. 145. Das Gericht hat auf Antrag des Beamten darüber Beschluss 
zu Jassen, ob die Zwangsvollstreckung fortzusetzen oder einstweilen einzustellen 
sei. Die einstweilige Einstellung erfolgt, wenn der Beamte glaubhaft macht, 
dass die Fortsetzung der Zwangsvollstreckung für ihn einen schwer ersetzlichen 
Nachtheil zur Folge haben würde. Das Gericht ist jedoch verpflichtet, falls 
es die Einstellung der Zwangsvollstreckung verordnet, an Stelle derselben auf 
Antrag der verklagten Reichsbehörde die erforderlichen Sicherheitsmassregeln 
behufs des Ersatzes des Defekts herbeizuführen. 

I. Entffiehungs-Gefdidte: 
Der Paragraph ist ueu und beruht auf dem Vorschlage der Kommission. 
II. Bemerkungen: 


1. Ueber die Seitfegung der Zwanasvollittefung entfcheivet das Gericht und 
nicht die Berwaltungs-Behörde. Die Fortfegung wird anzuordnen fein, wenn 
der Antrag, wie dies in der Praxis nicht felten vorfommt, Tediglid) die Verzögerung 
des Erjabes des Defefts bezwedt. | & 


2. Zu dem „Ihmer erjeglihen" Nachtheil wird unter Umftänden auch der 
ae erweisliche zu zählen fein. Dies wurde in der Kommiffion. ausbrüglic 
anertannt. 


3. Die Entjheidung melde Stiherheitsmaßregeln zu treffen find, fteht 
zum Grmejjen des Gerichts. E 


S. 146, Wenn eine nahe und dringende Gefahr vorhanden ist, dass 
ein Beamter, gegen welchen die Zwangsvollstreckung zulässig ist ($. 141.), 
sich auf flüchtigen Fuss setzen oder sein Vermögen der Verwendung zum 
Ersatz des Defekts entziehen werde, so kann die unmittelbar vorgesetzte 
Behörde, auch wenn sie nicht die Eigenschaft einer höheren Reichsbehörde 
hat, oder der unmittelbar vorgesetzte Beamte das abzugsfähige Gehalt 
(8. 19. Nr. 1.) und nöthigenfalls das übrige bewegliche Vermögen des im 
Eingange bezeichneten Beamten vorläufig in Beschlag nehmen. 

Der vorgesetzten höheren Reichsbehörde ist ungesäumt Anzeige da- 
von zu machen, und deren Genehmigung einzuholen. 

I. Entfiefungs-Hefdhicte: 
Die Regierungs - Vorlage lautete in dem entsprecheuden 8. (135.): 
„Bei Gefahr im Verzuge kann die unmittelbar vorgesetzte Behörde, auch wenn 


sıe nicht die Eigenschaft einer höheren Reichsbehörde hat, oder der unmittelbar 
vorgesetzte Beamte vorläufige Sicherheitsmassregeln durch Beschlagnahme des 


j 


\ 
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Vermögens oder Gehalts gegen die nach $. 135. der Zwangsvollstreckung unterwor- 
fenen Beamten ergreifen; es muss aber davon der vorgesetzten höheren Reichsbe- 
hörde ungesäumt Anzeige gemacht, und deren Genehmigung eingeholt werden.“ 

Der $. 146. entspricht dem Vorschlage der Kommission und wurde mit 

Rücksicht auf die vielen Beamten, welche an Orten wohnen, die nicht der 

Sitz von Gerichten sind, von derselben angenommen. 


II. Bemerkungen: 


1. Die Befugnig der unmittelbar vorgejegten VBerwaltungs-Behörden und 
Beamten zur Beichlagnahme ift an die Borausjegung des |hleunigen Arreites 
aebunden. Die hierauf bezügliche Faflung des $. 146. tft mörtlih aus $.30. der 
Preuß. Allg. Geriht3-Ordnung Th. 1. Tit. 29. entnommen. Diefe Befugnif 
fteht auch den vorgejegten Neichöbehörden zu. Die vorgängige Abfaffung des 
Defekten-Befchluffes ift im Fall des $. 146. nicht erforderlich. i 

2. Gegenstand der Beihlagnahme it nur das beweglihe Vermögen und 
von diefem zunäcit das Gehalt — jofern_ joldes nod nicht erhoben — und aud 
dann nur in Seinem abzuasfähigen Theile. Die Mittel des 'nothdürftigen 
Unterhalts follen dem Beamten von der Berwaltungs-Behörde in feinem Falle 
entzogen werben. Wo das bewegliche Vermögen: fih befindet, ob am dienjtlichen 
MWohnfis des Beamten oder anderswo, it gleichgültig. Bol. den folgenden Ba: 
raphen. 


8. 147. Ist von den vorgesetzten Behörden oder Beamten gemäss 
$. 146. eine Beschlagnahme erfolgt, so hat das Gericht, in dessen Bezirk 
die. Beschlagnahme stattgefunden hat, auf Antrag des von derselben betrojjenen 
Beamten anzuordnen, dass binnen einer zu bestimmenden Frist der in den 
$$. 137. und 140. vorgesehene Beschluss beizubringen sei. 

Wird dieser Anordnung nicht Folge geleistet, so st auf weiteren Antrag 
des Beamten die Beschlagnahme sofort aufzuheben; andernfalls kommen: die 
Bestimmungen des $. 144. zur Anwendung. 


I. Entflehungs-Hefdidte: 
Die Regierungs- Vorlage lautete: 

„Gegen einen Beschluss, wodurch die Beschlagnahme des Vermögens oder 
Gehalts nach 8. 135. angeordnet worden, steht dem Beamten der Rechtsweg in 
derselben Weise zu, wie dies gegen einen gerichtlich angelegten Arrest,zulässig ist.“ 

Der 8. 147. entspricht dem Vorschlage der Kommission. 


II. Bemerkungen: 


1. Der Neih3-Fisfus wird mit der Vorfehrift des $. 147. im „ynterejje des 
Beamten dem Gerihtsftand der Beichhlagnahme unterworfen. Die Zuftändigfeit 
des Beihlagnahme-Gerihts hört jedoh auf, jobald die Neihsbehörde den Defekt: 
Beihluß eingereicht hat. (Val. Ver. 3.) 

2. Die Friftbeftimmung fteht zu richterlihem Ermefjen; nad dem Zwed des 
8. 147. darf diefelbe nur eine furze jein. 

3. Das Berfahren ift einfacher und günftiger für den Beamten, alß es Die 
Keg.: Vorlage vorihlug, weldhe die Bejtimmung über die Jtelaration des Arreites 
angewendet willen wollte. Der Antrag des Beamten auf Einreihung des Defekt: 
Beichluffes ift an feine Form gebunden, Neicht die Neih3:-Behörde den Defekt: 
Beihlup nicht ein, fo hebt das Beihlagnahme-Gericht die Beihlagnahme auf. 
Beftätigt der eingereichte Defekt:Befhluß die Beichlagnahme, jo it deren Auf: 
hebung dem Nichter nicht geftattet. ($. 146. Abf. 2.) Der Beamte, welder ven 
Defeft:Beihluß nicht anerkennt, hat den Neichs-Fistus bei feinem ordentlichen 
Nichter zu verklagen. (Vgl. zu $. 144. und g. 153. Diejes Gejetes.) 

4. 8. 17. des Preuß. Geleyes von 1844. 
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5. 148. Für das Defekten-Verfahren im Verwaltungswege werden 
Gebühren und Stempel nicht berechnet. 


Bemerkungen: 


Das Defekten-Verfahren erfolgt im öffentlichen SIntereffe und darf für den 
betreffenden Beamten feinerfei Nachtheil herbeiführen. Anders nad Breußifhem 
Recht bei Defekten von minbeftens 50 Thlr. | 


Berfolgung vermögensredtliher Anfprüde der Beamten und 
ihrer Hinterbliebenen. | 


„In den 88. 141.—145. finden sich schliesslich Bestimmungen über die 
gerichtliche Verfolgung vermögensrechtlicher Ansprüche der Beamten. 

Diese Bestimmungen sind im Wesentlichen aus dem Preussischen Ge- 
setze vom 24. Mai 1861. über die Erweiterung des Rechtsweges entnommen. 
(Mot. 8. 51.) 

Die gemeinrechtliche Praxis gewährte die Spolienklage.. So das Ober- 
Appellationsgericht zu Kassel. 

Die ausdrückliche Gestattung des Rechtsweges ist im Interesse der Beamten 
jedenfalls wünschenswerth, um jeden Zweifel auszuschliessen, der bei der Ver- 
schiedenartigkeit der in den einzelnen Bundesstaaten bestehenden Gesetzge- 
bungen sonst leicht eintreten könnte.“ (Mot. 8. 51.) 


Die öffentlicrehtlihen Befugniffe des Reichs gegen den Beamten unter: 
liegen der richterlichen Entjheidung nicht (8.155.). Val. das Reichs:Gefeg vom 
27. „uni 1871., betreff. die PBenfionirung und VBerforgung der Militärperfonen 2c. 
(R-Ö.B1. S:. 191. ff, rin: 30, VAL) 8 113. 1 

Bgl. Allg. %.:R. Th. II. Tit. X. 8. 104, ferner Kol. Sädhf. Gefeß 8. 51., 
Gejeg für Weimar 8. 53., für Koburg-Gotha 8. 54. für Shwarzburg : Ru: 
dolitadt $. 3. und Baierifheg Evift IX. 8. 54. 


$. 149. Ueber vermögensrechtliche Ansprüche der Reichs-Beamten 
aus ihrem Dienstverhältniss, insbesondere über Ansprüche auf Besoldung, 
Wartegeld oder Pension, sowie über die den Hinterbliebenen der Reichs- 
Beamten gesetzlich gewährten Rechtsansprüche auf Bewilligungen, findet 
mit folgenden Massgaben der Rechtsweg statt. ’ 


Bemerkungen: 


1. Der 8. 149. bezieht fich feinem Elaren Wortlaut nad auf alle vermögens: 
vechtlihen Anfprühe aus dem Dienftverhältnig und findet folgereht nicht nur 
auf Reife: und Umzugsfoiten, fondern aud) auf Entfhädigungs:Forderungen für 
auperorventlihe Dienjtverrihtungen Anwendung. Drebt fic jedoh der Streit 
darum, ob die betreffende Handlung in den Kreis der dem Beamten Ihon fraft 
jeines Amtes obliegenden Handlungen falle, fo ift bisher angenommen, daß Die 
Verwaltungs:Behörde über den Umfang ver or entjcheivet. hr Gut- 
achten muß jedenfalls von maßgebender Bedeutung fein, da von ihr felbit die Er- 
mweiterung des Amtzfreifes abhängt. Wgl. zu 8. 155. 


2. Das Neht jteht namentlich aud den auf Kündigung angeftellten Be- 
amten zu. | 
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8. 150. Die Entscheidung der obersten Reichsbehörde muss der 
Klage vorhergehen und letztere sodann bei Verlust des Klagerechts 
innerhalb sechs Monaten, nachdem dem Betheiligten die Entscheidung 
jener Behörde bekannt gemacht worden, angebracht werden. 

Bemerkungen: 


1. 8.113. des Militairpenfions:Gefeges bejtimmt: „Bor Anftellung der Klage 
muß der Anftanzenzug erihöpft fein“. Ein darauf gerichteter Borjchlag, eine 
ee Beitimmung in diefes Gefet aufzunehmen, wurde in der Kommilion 
verworfen. 


2. Val. 8. 2. des Preuß. Gef. von 1861. 


$. 151. Der Reichsfiskus wird durch die höhere Reichsbehörde, 
unter welcher der Reichs - Beamte steht oder gestanden hat, oder falls 
er direkt unter der obersten Reichsbehörde steht oder gestanden hat, 
durch die oberste Reichsbehörde vertreten. | 

Die Klage ist bei demjenigen Gerichte anzubringen, in dessen Be- 
zirke die betreffende Behörde ihren Sitz hat. 

Dal. 8.7. de8 Preuß. Gef. von 1861. und $.116. des Militairpenf.-Gefebes. 


8. 152. Gegen das Urtheil erster Instanz steht den Parteien das- 
jenige Rechtsmittel zu, welches bei Beschwerde- Gegenständen vom höchsten 
Werth stattfindet. Auch die Anfechtung der Urtheile zweiter Instanz ist 
ohne Rücksicht auf die Beschwerdesumme statthaft. Die Beschwerde- 
summe, ingleichen die Uebereinstimmung der Urtheile erster und zweiter 
Instanz kommt nur insoweit in Betracht, als davon die Entscheidung der 
Frage abhängt, welches von mehreren nach den Landes-Gesetzen etwa 
zulässigen Rechtsmitteln stattfindet. 

Das Reichs-Oberhandels-Gericht entscheidet an Stelle des für das Ge- 
biet, in welchem die Sache in erster Instanz anhängig geworden ist, nach 
den Landes-@esetzen bestehenden obersten Gerichtshofes und zwar in letzter 
Instanz. Soweit nicht Absatz 1. des gegenwärtigen Paragraphen ab- 
weichende Vorschriften enthält, werden die Bestimmungen des Gesetzes, 
betreffend die Errichtung eines obersten Gerichtshofes für Handelssachen 
vom 12. Juni 1869., sowie die Ergänzungen desselben auf die im $. 149. 
bezeichneten bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ausgedehnt. 

I. Entfiefungs-Hefdidte: 


Die den Beschlüssen der Reichstags-Kommission von 1870. hauptsächlich 
entnommene Regierungs -Vorlage lautete: 


„Gegen das Urtheil erster Instanz steht den Parteien dasjenige Rechtsmittel 
zu, welches bei Streitgegenständen vom höchsten Werthe stattfindet. Auch das 
Urtheil zweiter Instanz kann in jedem Falle mit dem vorgeschriebenen Rechtsmittel 
angefochten werden. Der Werth des Streitgegenstandes und die Uebereinstimmung 
der Urtheile erster und zweiter Instanz kommen dabei nur insoweit in Betracht, 
als von diesen Umständen die Entscheidung der Frage abhängt, welches von 
mehreren zulässigen Rechtsmitteln stattfinde. 

Das Reichs-Oberhandels-Gericht entscheidet als oberster Gerichtshof. Soweit 
nicht Absatz 1. des gegenwärtigen Paragraphen abweichende Vorschriften enthält, 
werden die Bestimmungen des Gesetzes, betreffend die Errichtung eines obersten 
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Gerichtshofs für Handelssachen, vom 12. Juni 1869, sowie die Ergänzungen des- 
selben auf die in den $$. 139. bis 141. bezeichneten bürgerlichen BRechtsstreitig- 
keiten ausgedehnt.“ | | Ä | | 


Die Motive bemerken dazu: | 
„Als oberster Gerichtshof hat das Reichs - Oberhandels - Gericht zu ent- - 
scheiden. Die hinzugefügten prozessualischen Vorschriften‘ haben den 
Zweck, die Einheit der Rechtsprechung, auf welche in dergleichen Prozess- 
sachen besonderer Werth gelegt werden muss, möglichst zu. wahren.“ 
II. Bemerkungen: | 

1. Der $. 152. entfpridt den Anträgen der Kommiffion. ee 

2. Nicht der eingeflagte Werth, fondern der Werth nad) Abzug dveffen, was 
zur Seit der Einlegung des Nehtsmittels nicht mehr ftreitig ift, entfcheidet. 

3. Bal.$. 12. des Gef. über das Neihs-Dberhandel3-Gericht vom 12. Sunt 1869. 
(B.:8.-Bl. ©.203. Archiv Bd. III. ©. 752.) Das Neich3:Oberhandels:Gericht ent: 
\heidet endgültig. Ein weiteres Nechtsmittel in derjelben Snitanz giebt es für. 
dieje Nechtsitreitigkeiten nicht. | 


$. 153. Auf die im $. 144. erwähnten Rechisstreitigkeiten finden die 
Bestimmungen der $$. 151. und 152. mit der Massgabe Anwendung, dass 
der Reichsfiskus durch die höhere Reichsbehörde vertreten wird, welche den 
Defekt-Beschluss abgefasst oder für vollstreckbar erklärt hat ($. 139. Absatz 2.). 
Ist die Abfassung durch die oberste Reichsbehörde geschehen, so übernimmt 
diese die Vertretung des Reichsfiskus. Ä Ehe 


Der Paragraph ist aus den Beschlüssen der Kommission hervorgegangen. 
Voraus. 124. ee 


$S. 154. In Rechtsstreitigkeiten über Vermögens-Ansprüche gegen’ 
Reichs-Beamte wegen Ueberschreitung ihrer amtlichen Befugnisse oder 
pfliehtwidriger Unterlassung von Amtshandlungen ist sowohl: dasjenige 
Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Beamte zur Zeit der Verletzung 
seiner Amtspflicht seinen Wohnsitz hatte, als dasjenige, in dessen Bezirk 
derselbe zur Zeit der Erhebung der Klage seinen Wohnsitz hat. 

Die Zulässigkeit der Rechtsmittel, die Zuständigkeit des BReichs- 
Oberhandels-Gerichts und das Verfahren vor demselben richtet sich nach. 
den im $. 152. gegebenen Vorschriften. | Ä 

Bemerkungen: | | 

1. Val. $. 13. dief. Gel. und die Noten dazu. Eine einheitlihde Nedt- 
Iprehung tft aud in diefen Nechtsitreitigfeiten unentbehrlich. 

2. Der Paragraph findet aud bei Ansprüchen gegen außgefhiedene Be- 
amte Anwendung. 


S. 155. Die Entscheidungen der Disziplinar- und Verwaltungs-Be- 
hörden darüber, ob und von welchem Zeitpunkte ab ein Reichs-Beamter 
aus seinem Amte zu entfernen, einstweilig. oder definitiv in den Ruhe- 
stand zu versetzen, oder vorläufig seines Dienstes zu entheben sei, und 
über die Verhängung von Ordnungsstrafen sind für die Beurtheilung 
der vor dem Gerichte geltend gemachten vermögensrechtlichen Ansprüche 
massgebend. | 
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Bemerkungen: 

Dal. Reis: Pensions: Gejet für die Militair- Berfonen $. 116,., 
$. 5. de8 Preuß. Gefeges und $. 30. des Königl. Sähfifhen Gefebes. Das 
Preußische Gefet entzog darüber, ob und inwieweit eine geforderte Vergütung in 
Grmangelung eines vorher beitimmten Betrages oder Mafitabes Derjelben mit 
der betreffenden Leiftung im Berhältniß jtehe, der richterlichen Entfcheidung. 
hm folgten die Entwürfe von 1869 ($. 144. Drud. des Neichätages Nr. 59.) 
und von 1870. (8.140. Drudf. Nr. 83.). Die Negierungs-Borlage von 1872. ent: 
hielt eine folhe VBorfchrift nicht mehr. Der Grundfaß des $. 144. muß daher 
dDurhgreifen. Nach $. 155. wird au darüber der Nichter zu befinden haben. 


Schlußbeffimmungen. 
Von den Reichstags-Beamten. 


Die Reichstags-Beamten waren bis zu diefem Gefeß in einem fait rechtlofen 
Buftande; fie hatten feine Garantie für die Dauer ihrer Anftellung, Feine Aus: 
ht auf Benfion oder Wartegeld. Sp wie die Sorge für die NeichE » Beamten 
von der Reihsregierung übernommen wurde, war es PBfliht des Neichätags, jeine 
Beamten in Shuß zu nehmen und ihnen diejelbe Nectsitellung zu verichaffen, 
wie fie die Reichs - Beamten erhalten jollen. (Bgl. Sten. Ber. ©. 42. 133. 722.) 

Die Reihsregierung hielt dem entgegen den Standpunkt feit, daß die Reicha- 
tagd-Beamten nicht unter dies Gefet fielen, und wollte fi die Nequlirung der 
Kechts-Verhältnifje derjelben, hauptfählic) wohl im Hinblid auf die Bejtimmung 
des Abfat 2. des 8. 156., vorbehalten (Sten. Ber. ©. 134. 721.)/ jedod ohne Erfolg. 


8. 156. Die Reichstags - Beamten haben die Rechte und Pflichten 
der Reichs - Beamten. 

Die Anstellung der Reichstags-Beamten erfolgt durch den Reichstags- 
Präsidenten, welcher die vorgesetzte Behörde derselben bildet. 


Bemerkungen: 

1. Das Berzeichniß der Neichstags-Beamten fiehe in Anlage C.*) 

m * Die Gefhäftsordnung für den Reichstag des Deutfchen Reiches S. 12. be- 
immt: 

‚Der Präfivent befchließt über die Annahme und Entlafjung des für den 
Reichstag erforderlihen Verwaltungs: und Dienft » Berfonals, jowie über die 
Ausgaben zur Dedung der Bebürfnifje des Neichstags innerhalb des gejeglic 
feitzujtellenden Voranfchlages. 

und der Beihluf des Neichstags von 1871. zum Haushalt des Deutjchen Reiches, 
„Bureau des Neihstags” ftellte ven Grundjat Felt: 

„Die Anftellung aller Beamten und Diätarien des Neichätags jteht ‚dem 
PVräfidenten zu; in der Zeit zwifchen zwei Seffionen übt dies Net der Präfivdent 
der vorigen Sejfion.” 

ten. Ber. für 1871. zweite Seffion, ©. 493. 661., Anl. ©. 359. 

Die Rorihrift des Abf. 2. des $. 156. reproduzirte daher nur das beite- 

hende Gemwohnheitsreht des Neichstages, welches nad der ausdrüdlichen und 


*) Diefelben Haben namentlich auch den gleichen Anjprud auf Wohnungsgelder-Zufhuß, mie 
die Reih8-Beamten. Das Gejeb, betreffend die Gewährung von Wohnungsgelder-Zufhüfien 
vom 30. Suni 1873. fpriht in &. 1. nit von Neichö-Beamten, jondern von Beamten Des 
Reichs und die dem Gefet folgende Verordnung von demfelben Tage, beit. die Klafftfifation 
der Neich3-Beamten, führt die Beamten des Reichstags namentlich mit auf. (Dal. R.-Gejegbl. 
©. 172., 174., 179.) 
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wiederholten Anerkennung des Vräfidenten des Reichsfanzler-Amts bei Oelegen- 
heit der Berathung des Etats für das Bureau des Neidhstags „von Seiten der 
verbündeten Regierungen feinerlei Anfehtung weder in der Theorie, no) in der 
Nraris erfahren hat“. (Sten. Ver. für 1871., zweite Gitungsperiode ©. 493.) 


Dieje Vorihrift war Shon darum unentbehrlih, weil jonft der Zweifel auf - 


fommen fonnte, ob nicht auch der Artikel 18. der Neichäverfaflung auf die Reichs: 
tag3-Beamten anzumenden wäre, nad welhem alle Reich3-Beamten von dem 
Raifer ernannt werden. Mindeitens ijt mit derfelben für die weitere Entwidelung 
der Rechtzitellung des Neichstags und feines Vräfidenten zu den Reich3taga-Beamter 
eine werthoolle Direktive gegeben und mit Nüdficht hierauf, tit bei „der entjchtedenen 
Abneigung der Neichäregierung gegen die Aufnahme von weiteren Beltimmungen 
über die Rechtsverhältnifje der Neichstags:-Beamten“, im Interefje des Zujtande: 
fommens des Gefeges auf eine vollitändige Negelung verzichtet. 

3. Unbedenflich tft fortan, daß die Beamten des Reichstags dur den Reichs: 
tags: Präfiventen vereidigt (8. 3.) und, jofern fie auf Kündigung oder Widerruf 
angeftellt find, nad) 8. 32. von ihm entlaffen werden. (Wal. 8. 9. der Gejhäfts- 
ordnung des Br. Herrenhaufed). Ebenfo wird der Neichstags-Präfivent in Bezug 
auf alle Neichötags-Beamten als höchiter Vorgefegter die forreftive Disziplin 
nad) 88. 80. ff. zu üben haben. Dagegen beiteht um Gefeß eine Lüde in Bezug 
auf das fürmlihe Disziplinar: Verfahren, namentlich in Betreff des Nehts zur 
Ernennung der Vorunterfuhungs-Beamten ($: 85.) und. der auf die Reihätags- 
Beamten nit berehneten Zufammenfegung der entscheidenden Disziplinar-Be- 
hörden. ($. 98). Der Reihstag wird vorausfihtlic fein Hausrecht nit aufgeben, 
da3 Net der Eröffnung der Vorunterfuhung und der Ernennung der Die Vor: 
unterfuhung führenden PBerfonen für feinen Präfiventen in Anfpruch nehmen, 
die Entfheidung über Dienftentlaffung wegen Dienftvergehen und über Zmwangs: 
penfionirung aber fi jelber oder einem aus fi gewählten Ausschuß vorbehalten. 
Nur für den Zeitraum zmifhen zwei Legislatur: Perioden, alfo namentlid) 
nad einer Auflöfung bi3 zum Zufammentritt des — neu gewählten — Neihss 
tags wird mit dem Kecht zu unauffhiebbaren Mapregeln gegen Neihstags-Beamte 
der Neichsfanzler an Stelle des Reichstags: Bräfinenten zu betrauen: ein. 


4. Die Verfaffungen der einzelnen Bundesftaaten bieten für die weitere Ent: 
widelung diefer Fonititutionellen Frage feine Anknüpfung und Anleitung. Sm: 
fonderheit eignen fih die Vorfhriften über die mit den permanenten land- 
tändifhen Ausfüllen im Zufammenhang jtehenden landjtändischen Beamten zu 
analoger Anwendung nicht. 


5. In England werden die Bureau-Beamten des Unterhaufes nicht von 
dem Sprecher ernannt. Die Ernennung des dirigivenden Clerk des Haufes der 
Gemeinen und der beiden Olerks assistants erfolgt auf Lebenszeit dur die 
Krone; das Gleiche gilt von dem Sergeant at Arms, weldher früher die Ehren: 
mache, jest mehr den Zeremonienmeilter des Unterhaufes bildet. (May, „Das 
englifhe Varlament und fein Verfahren” überfegt von Dppenheim ©. 206. 212.) 

Der dirigirende Clerk ernennt die übrigen Bureau:Beamten, der Sergeant 
Be. hat das Anftellungsreht für die Kaftellane, Boten und Diener des 

aufes. er 

Was die Disziplin betrifft, fo.hat der dirigirende Olerk das Recht, die von 
ihm ernannten Bureau-Beamten zu fuspendiren und zu entlaffen. Die gleiche 
DBefugniß hat der Sergeant in Bezug auf die von ıhm angeftellten Unterbeamten. 
Außerdem aber Steht dem zeitigen Spreder des Haujes das Nedht zu, auf 
an ihn gerichtete Befhmerden gegen die von dem dirigirenvden Clerk und 
dem Sergeant at Arms angeftellten Bureau: und Unter-Beamten wegen Un: 
fähigfeit oder Schlechter Führung eine Unterfuhung und deren Suspendirung und 
Entlafjung anzuordnen. Die Abfegung der beiden Glert-Afistenten erfolgt auf 
Antrag des Haufes der Gemeinen durch die Krone; den Sergeant at Arms ent: 
läbt wegen jchlechter Führung das Haus felbit. (Bal. hierüber May a. a. D. 
S 214., ög insbefondere fiehe Gneijt „Englifches Verwaltungsreht“ Bd. 2. 

. 667. 668. 
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| Personen des Soldatenstandes. 
8. 157. Auf Personen des Soldatenstandes findet dieses Gesetz 
nur in den $$. 134. bis 148. Anwendung. 
Bemerkungen: 
1. 88. 134.—148. enthalten die Bejtimmungen über das Defekten:-Verfahren. 


Die demjelben zu Grunde liegende Preuß. Verord. vom 24. Januar 1841. hat fi aud) 
in ihrer Anwendung auf PVerfonen des Soldatenjtandes als zwedmäßig bemährt. 


2. Die Worfrift des $. 157. bildete den 2. Abfat des $. 1. der Neg.-Vorlage. 
Ral. dort in Betreff der Perfonen des Soldatenitandes und Einleitung zu $. 120.*). 


Besondere Bestimmungen für Mitglieder des Reichs-Oberhandels-Gerichts, des Bundes-Amtes 
für Heimathswesen, des Rechnungshofes und richterliche Militair-Justiz-Beamte. 


8. 158. Die Bestimmungen dieses Gesetzes über die Versetzung 
in ein anderes Amt, über die einstweilige und über die zwangsweise 
Versetzung in den Ruhestand, über Disziplinar-Bestrafung und über vor- 
läufige Dienstenthebung finden auf die Mitglieder des Reichs-Oberhandels- 
Gerichts, auf die Mitglieder des Bundes-Amts für das Heimathswesen, 
auf die Mitglieder des Rechnungshofes des Deutscchen Reichs und auf 
richterliche Militair-Justiz-Beamte keine Anwendung. 

Ausserdem haben für die Mitglieder des Reichs-Oberhandels-Gerichts 
die Vorschriften dieses Gesetzes über die Pensionirung und über den 
Verlust der Pension keine Geltung. | 


I. Entfießungs-Gefdhidte. 
Der Gesetz-Entwurf von 1869., wo das Reichs-Oberhandels-Gericht 
und das Bundes-Amt für das Heimathwesen noch nicht bestanden, lautete: 
„Die Bestimmungen der $$. 24. (über Versetzbarkeit), 59. bis 64, und 69. bis 
121. (über zwangsweise Pensionirung und Disziplinar-Vergehen) finden auf richter- 
liche Militair-Justiz-Beamte, die Bestimmungen der $$. 59. bis 64. und 69. bis 121. 
auf Militair-Geistliche keigg Anwendung. 
Es bleiben vielmehr für die bezüglichen Verhältnisse der richterlichen Militair- 
Justiz-Beamten und der Militair-Geistlichen die bestehenden Vorschriften massgebend.“ 
Dazu bemerkten die Motive (Drucks. des Reichstags von 1869. Nr. 59. 
5.49.4507): 


„Für die Militair-Justizpersonen, welche dem Richterstande angehören, 
und die Militair-Geistlichen ist eine Unterscheidung nothwendig, indem 
nicht alle Bestimmungen des Entwurfes auf sie anwendbar sein können. 
Der Entwurf konnte auf richterliche Beamte allgemein. keine Rücksicht 
nehmen, weil der Bund keine Justizhoheit und Rechtspflege übt. Der 
Entwurf hätte daher besondere Bestimmungen für die richterlichen Be- 
amten, die beim Heere fungiren, treffen müssen. Dies schien indess kaum 
angemessen, da für einen verhältnissmässig kleinen Theil: des Richter- 
standes nicht gut andere Normen gelten können, als für die übrigen Mit- 
glieder dieses Standes. 

Nach der für den Bund geltenden Militair-Strafgerichts-Ordnung $8. 86., 
87. (B.-G.-Bl. v. 1867. 8.248. Arch. 1. 8.191.) ist das General-Auditoriat die 


*) Die Militaiv-Nerzte des Heeres und dev Alotte bilden mit den Lazareth-Gehülfen und 
militatrifhen Kranfenwärtern das Sanität-Korps (Berordnung über die Drganijation des 
Sanitätö:Korps vom 6. Februar 1873. ArmerDerordn Bl. ©. 205.) und gehören Darum zu 
den Berfonen des Solvatenftundes (Mil.-St.-Gej.B. für das Deutihe Neih vom 30. Junt 
1872. R.-6.:Bl. ©. 204. vgl. Gef. vom 27. Juni 1871. betr. die Venftonirung und Ber: 
forgung der Militair-Perfonen SS. 12.—14., 17.—20., AL, 42., 47., 48. R.:6.8l. ©. 278. ff). 
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vorgesetzte Dienstbehörde der Auditeure und Aktuarien. Es hat die Ge- 
schäftsführung der Militair-Gerichte nach den darüber bestehenden beson- 
deren Vorschriften zu beaufsichtigen und etwaigen Beschwerden in militair- 
gerichtlichen Angelegenheiten abzuhelfen. | 

Bezüglich der Versetzungen und des eigentlichen zur Entlassung 
führenden Disziplinar-Verfahrens gegen Militair-Justizbeamte (über welches 
für Preussen das Gesetz vom 7. Mai 1851. über die Dienstvergehen der 
Richter $. 65. seq. die nöthigen Vorschriften enthält) sind besondere Be- 
stimmungen für den Bund nicht erlassen. 

Die Landes-Gesetze werden in dieser ganzen Materie nach Artikel 61. 
der Bundes-Verfassung als fortgeltend nicht zu betrachten sein: ihre An- 
wendung würde auch die Thätigkeit von Behörden voraussetzen, welche 
zum Theil nicht mehr existiren. Die Verordnung über die Disziplinar- 
Bestrafung in. der Armee vom 21. Juli 1867. enthält aber bereits in 8. 36. 
die folgende Bestimmung: 


„„Lua den Verhältnissen, in welchen Militair-Beamte nach $. 33. den Ver- 
waltungs-Vorgesetzten untergeordnet sind, haben diese die Diszi- 
plinar-Strafgewalt nach den Vorschriften der Gesetze vom 7. Mai 1851. 
über die Dienstvergehen der Richter (Ges.-Samml. 8.218.) und vom 
21. Juli 1852. (Ges.-Samml. 8. 465.) über die Dienstvergehen der 
nichtrichterlichen Beamten auszuüben. Insoweit jedoch für einzelne 
Kategorien von Militair-Beamten besondere Disziplinar - Strafbestim- 
mungen gegeben sind, kommen diese zunächst zur Anwendung.““ 


„Es scheint hiernach genügend, hinsichtlich der vorbezeichneten Rechts-Ver- 
hältnisse der Militair-Justiz-Beamten auf die bestehenden Vorschriften zu ver- 
weisen. 

Die Militair- Geistlichen stehen in einem verschiedenen Verhältnisse. 
Die Preussische Militair - Kirchen - Ordnung vom 9. Februar 1832. ist im 
Norddeutschen Bunde nicht eingeführt, deren Bestimmungen werden daher 
in den übrigen Bundesstaaten nicht anwendbar sein. Aus dem Militair- 
Strafgesetzbuch und der Militair - Strafgerichts - Ordnung folgt indess so 
viel, dass alle Militair-Geistliche der Bundes-Armee der Militair-Gerichts- 
barkeit unterworfeu sind, und in einem doppelten Unterordnungs-Verhält- 
nisse stehen, theils zu den Militair-Befehlshabern, theils zu den vorgesetz- 
ten höheren Beamten oder Verwaltungs-Behörden. Sie sind in Bezug auf 
das geistliche Amt den Ober-Predigern und dem Feldprobste untergeordnet. 
Bezüglich ihrer unfreiwilligen Quieszirung oder Entlassung im Disziplinar- 
wege ist die Kognition der geistlichen Aufsichts - Behörden nicht auszu- 
schliessen; in dieser Beziehung sind die Geistlichen den Zivil- Beamten 
daher nicht gleichzustellen. Bundes-Militair-Beamte sind sie aber in Be- 
zug auf Anstellung und Gehalts-Verhältnisse, und in dieser Beziehung 
kann das Bundes-Beamten-Gesetz für sie gelten.“ 


In der Regierungs-Vorlage von 1872., welche gleichzeitig mit einem G@e- 
setz - Entwurf betr. die Errichtung eines Rechnungshofes für das Deutsche 
Reich eingebracht wurde, hiess es: 

„Die Bestimmungen dieses Gesetzes über die Versetzung in ein anderes Amt, 
über die einstweilige und über die zwangsweise Versetzung in den Ruhestand, über 
Disziplinar-Bestrafung und über vorläufige Dienstenthebung finden auf die Mitglieder 
des Reichs-Oberhandelsgerichts, auf die Mitglieder des Bundes-Amts für das Hei- 
mathwesen, auf die Mitglieder des Rechnungshofes des Deutschen 
Reichs und auf richterliche Militair - Justizbeamte, die Bestimmungen dieses Ge- 
setzes über den Amtsverlust, über die Pensionirung und über den Verlust der 
Pension auf die Mitglieder des Reichs-Oberhandels-Gerichts keine Anwendung.“ 

Ueber die Militair - Geistlichen und ihre Exemtion von einzelnen Vor- 
schriften des Gesetzes fand sich keine Bestimmung. 


Die Motive beschränkten sich auf die Bemerkung (9,029: 
„Durch diesen Paragraphen wird einerseits die Anwendung derjenigen 
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Vorschriften des vorliegenden Gesetzes, welche auf richterliche Beamte 
überhaupt nicht passen, für die Mitglieder des Bundes-Oberhandels-Ge- 
richts, die Mitglieder des Bundes-Amts für Heimathwesen, die Mitglieder 
des Rechnungshofes des Deutschen Reiches und die Militair-Justiz-Beamten 

ausgeschlossen, andererseits aber auch der Annahme vorgebeugt, dass den 
im Gesetze vom 12. Juni 1869. (B.-G.-Bl. 8. 201.) über die Pensionirung ete. 
der Mitglieder des Bundes - Oberhandels - Gerichts enthaltenen besonders 
günstigen Bestimmungen durch das vorliegende Gesetz derogirt werden 
solle.“ 
Der gegenwärtige $. 158. beruht auf den Abänderungs-Anträgen der Kom- 

mission. 


I. Bemerkungen: 

1. Die Streihung der Worte „in Bezug auf den Amtäverluft” it die Folge 
der Streichung des darüber disponirenden $. 71. der Neg.-Borlage. Sm Mebrigen 
enthält der $. 158. nur redaktionelle Aenderungen. 

2. a) In Bezug auf die Mitglieder des Reihs-Dberhandels-Gericht3 
gelten folgende Beltimmungen (Öefeh vom 12. Juni 1869, betr. die Errichtung 
eines oberiten Gerichtshofes für Handelsfadhen, Arhiv Bd. IV. ©. 761. ff.): 

$. 28. Die Mitglieder des Bundes-Oberhandels-Gerichts werden auf Lebenszeit 
angestellt. 

Ein Mitglied des Bundes-Oberhandels-Gerichts wird seines Amtes und des damit 
verbundenen Gehaltes verlustig: wenn dasselbe in dem Strafverfahren durch Erkennt- 
niss des zuständigen Gerichts eines Bundesstaates zum Amtsverluste, zu einer ent- 
ehrenden Strafe, zu einer nicht entehrenden Freiheitsstrafe von längerer als ein- 
jähriger Dauer, oder wegen eines entehrenden Verbrechens oder Vergehens zu einer 
Strafe rechtskräftig verurtheilt worden ist. 

Entsteht Zweifel darüber, ob einer der vorstehend bezeichneten Fälle vorliege, 
so wird hierüber im Plenum des Bundes-Oberhandels-Gerichts entschieden. 

$. 24. Ist gegen ein Mitglied des Bundes-Oberhandels-Gerichts eine Untersuchung 
(8. 23.) eingeleitet worden, so kann das Bundes - Öberhandels - Gericht mittelst 
Plenarbeschlusses die Suspension des Angeschuldigten von seinem Amte für die 
Dauer der Untersuchung aussprehen, r 

Die Suspension tritt von Rechtswegen ein, wenn gegen den Angeschuldigten 
die Untersuchungshaft verhängt wird. 

Durch die Suspension wird das Recht auf den Genuss des vollen Gehalts 
während der Dauer der Suspension nicht berührt. 

8, 25. Wenn ein Mitglied des Bundes-Oberhandels-Gerichts durch ein körper- 
liches Gebrechen oder durch Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte 
zur Erfüllung seiner Amtspflichten dauernd unfähig wird, so tritt seine Versetzung 
in den Ruhestand gegen Gewähruug einer Pension ein. 

Die jährliche Pension beträgt bis zur Vollendung des zehnten Dienstjahres 20/60 
des Gehalts; sie erhöht sich mit der Vollendung eines jeden folgenden Dienst- 
jahres und bis zur Vollendung des fünfzigsten Dienstjahres um je !/co des Gehalts. 

Bei Berechnung der Dienstzeit wird die Zeit mitgerechnet, während welcher das 
Mitglied sich im Dienste des Norddeutschen Bundes oder im Staats- oder Kom- 
munal - Dienste eines Bundesstaates befunden oder in einem Bundesstaate als An- 
walt, Advokat, Notar, Patrimonial-Richter oder als öffentlicher Lehrer des Rechts 
an einer Deutschen Universität fungirt hat. 

Liegen die Voraussetzungen der Versetzung eines Mitgliedes in den Ruhestand 
vor, ohne dass dasselbe ein hierauf gerichtetes Gesuch einreicht, so kann die Ver- 
setzung in den Ruhestand durch Plenarbeschluss des Bundes-Öberhandels-Gerichts 
ausgesprochen werden, 

Das Verfahren bestimmt sich nach den in der Anlage veröffentlichen Vorschrif- 
ten der 88. 56.—63. des Königlich Preussischen Gesetzes, betreffend die Dienst- 
vergehen der Richter und die unfreiwillige Versetzung derselben auf eine andere 
Stelle oder in den Ruhestand, vom 7. Mai 1851. Die Verrichtungen des Staats- 
anwaltes und des Untersuchungs - Richters werden von je einem Mitgliede des 
Bundes-Oberhandels-Gerichts, welches der Präsident ernennt, wahrgenommen.“ 


b) In Bezug auf die Setvetaire, jonftigen Subalternen und Unter: 
Beamten des Neih3-Oberhandels-Gerihts enthält das Gefeg vom 12. Juni 1869. 
feine befonderen Bejtimmungen über Berfesbarkeit, Penfionirung und Disziplinar: 


808 Gesetz, betr. die Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten. Zu 8.158 


Vergehen. Auf Ddiefe Gerihtsbeamten leidet daher das gegenmärtige Gefet in 
vollem Umfange Anwendung. 


3. Zür die Mitglieder des Bundes: Amtes für das Heimathamefen enthält 
das Gejet v. 6. Juni 1870. über den Unterftügungs-Wohnfit (Gef.-Samml. für 1870. 
©. 368. Archiv Bd. IV. ©. 596. ff.) folgende, hier einfchlagende Vorschriften: 

8. 45, Bezüglich der Rechts -Verhältnisse der Mitglieder des Bundes - Amtes 
gelten bis zum Erlass besonderer bundesgesetzlicher Vorschriften die Bestimmungen 
der 88. 23.—26. des Gesetzes, betreffend die Errichtung eines obersten Gerichts- 
hofes für Handelssachen, vom 12. Juni 1869. mit der Massgabe, dass 

1. an Stelle des Plenum des Oberhandels-Gerichts das Plenum des Bundes- 
Amtes tritt, und dass im Fall des $. 25. a. a. O. die Verrichtungen des Staats- 
anwalts und des Untersuchungs-Richters von je einem Mitgliede des Königlich 
Preussischen Kammer-Gerichts zu Berlin, welches der Bundeskanzler ernennt, 
wahrgenommen werden; 

2. bezüglich der Höhe der Pensionen die Vorschriften in Anwendung 
kommen, welche darüber in demjenigen Bundesstaate gelten, aus dessen Dienste 
das Mitglied des Bundes berufen ist.“ 

Die Vorfhrift diefer Nr. 2. ift mit der Publikation de8 gegenwärtigen ®e- 
jeßes aufgehoben. 

Für die Subalternen und Unterbeamten gilt dafjelbe, was unter Nr. 2. be: 
züglih der Subalternen des Oberhandels-Gerihts gejagt tft. 


4. Für die Mitglieder des Nechnungshofes des Deutihen Reiches beftimmte 
der Gejeß-Entwurf von 1872. in jeinem nad) den Kommiflions = VBorfchlägen redi: 
girten $. 5. (Drudfahen des Reichstags von 1872. Nr. 37.) 

„Bezüglich der Nechts-Verhältnifie der Mitglieder des Nechnungshofes gelten 
bis zum GErlaß bejonderer veichögejeglicher Vorfhriften die Beftimmungen der 
$$ 23.—R6. des Gefeßes, betreffend die Errihtung eines oberften Gerichts: 
hofe3 er Handelsjachen, vom 12. Juni 1869. (B.:©.-:Bl. 201.) mit der Maß: 

abe, dag: 

: 1) an Stelle des Plenum des Dberhandels:Gerichts das Plenum des Red: 
nungshofes tritt und daß im Falle des 8. 25. a. a. DO. die BVerrid- 
tungen des Staatsanmwalts und des Unterfuhungs-Rihters von je einem 
Mitglieve des Nechnungshofes, melde der Präfident ernennt, wahr: 
genommen werden; 

2) bezüglich der Höhe der Penfionen bis zum Erlaß eines die Redts- 
Berhältnifje der Neihs - Beamten regelnden Gefetes die 
Borihriften in Anwendung fommen, welde darüber in demjenigen Bun- 
a gelten, aus dejjen Dienft das Mitglied des Nechnungshofes be- 
rufen 118.“ 

Der Bundesrath hat jedoh dem vielfad) amendirten Gefeßentwurf in der 
vom Reichstag beichlofjenen veränderten Fafjung die Zuftimmung nicht ertheilt 
(Ueberjiht der Entihließungen des Bundesraths von 1872. Dredf. des Neichatags 
von 1873. Nr. 14.). So wird die Kontrole des Neichshaushalts von der Breu: 
Bifhen Ober-Nechnungsfammer unter der Benennung „Rechnungshof des Deutichen 
Reiches“ von Jahr zu Jahr geführt, die zur Verftärfung der Ober : Rechnungs: 
fammer zu diefem Zwed neu hinzutretenden Mitgkieder werden vom Bundesrath 
gewählt und vom Kaifer angeftellt (vgl. Gef. vom 4. Suli 1868. B.:6.:Bl. 
©. 433. Ardiv Bd. II. ©. 582. u. Gef. vom 5. Zuli 1872. R.-6.:Bl. ©. 265.). 
Ueber ihre Eigenichaft als Reich3: Beamte fiehe zu 8. 1. 

Für diefe fehlt e8 an einer ausdrüdliden reihägefeglihen Beftimmung über 
Bwangspenfionirung und Disziplinar-Vergehen. | 

Das PBreußijhe Gejet vom 27. März 1872., betr. die Einrichtung und die 
Befugnijje der Ober-Rehnungsfammer, verfügt in 8. 5. (6.:©. ©. 278. 279.): 

$. 5. Die Mitglieder der Ober - Rechnungskammer unterliegen den Vorschriften 
der Gesetze über die Dienstvergehen der Richter und die unfreiwillige Versetzung 
derselben auf eine andere Stelle oder in den Ruhestand vom 7. Mai 1851. (Ges.- 

‚ Samml. S. 218.) und vom %6. März 1856. (Ges,-Samml, S. 201.) unter folgenden 
näheren Bestimmungen; 
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Das Ober-Tribunal ist das zuständige Disziplinar - Gericht für den Präsidenten, 
die Direktoren und die übrigen Mitglieder der Ober-Rechnungskammer. Die im 
8. 13. des Ges. vom 7. Mai 1851. vorgeschriebene Mahnung an Direktoren und 
Käthe der Ober-Rechnungskammer zu erlassen, steht dem Präsidenten derselben zu. 

Die im $. 58. ebendaselbst vorgeschriebene Verrichtung wird in Ansehung des 
Präsidenten der Ober- Rechnungskammer von dem ersten Präsidenten des Ober- 
T'yibunals auf Grund eines Beschlusses dieses Gerichtshofes ($. 59. a. a. O.), in 
Ansehung der übrigen Mitglieder von dem Präsidenten der Ober-Rechnungskammer 
wahrgenommen. 

Die unfreiwillige Versetzung eines Mitgliedes der Ober-Rechnungskammer kann 
mit Beibehaltung seines Ranges in ein richterliches oder in ein anderes Amt der 
höheren Verwaltung, für welches dasselbe die gesetzliche Qualifikation besitzt, 
erfolgen. 

Der in Gemässheit des &. 54. des Ges. vom 4. Mai 1851. vorzulegende Befehl 
wird vom Staatsministerium erlassen. 

In dem Fall des 8. 63. a. a. O. wird der Beschluss, wenn er den Präsidenten 
betrifft, dem Staatsministerium, wenn er andere Mitglieder der Ober-Rechnungs- 
kammer betrifft, dem Präsidenten derselben übersendet. 

Im Uebrigen stehen dem Präsidenten der Ober-Rechnungskammer in Beziehung 
auf die Mitglieder gleiche Befugnisse zu, wie dem Justizminister in Beziehung auf 
richterliche Beamte zustehen.“ 

Db diefe Vorfriften auch auf die vom Reiche angeftellten Mitglieder an: 
wendbar find, ift nicht ohne Zweifel. Für die Bejahung der Frage jpridt, daß 
fie als Mitglieder der Ober-Nehnungstammer, foweit nicht reihsgejegliche De: 
ftimmungen entgegenftehen, den VBorfchriften des Gefeßes über die Ober:Nehpnungs:- 
fammer, alfo auch dem $. 5. vefjelben unterworfen find, und daß font mit 
$. 158. eine erhebliche Lüde für diefe Beamtenkreife vorhanden jein würde. 


An den Motiven zu dem Gefeg-Entwurf über den Keich3:Nehnungshof von 
1872. hieß e8: 

„Für die Einrichtung des Nehnungshofes tft zunädjit mwejentlih, daß jeine 
Unabhängigkeit von den Organen der Reich3-Verwaltung feftgeftellt werde. 

Eine nothwendige Folge diefer Unabhängigkeit ift die, daß die Mitglieder des 
KRedhnungshofes inamovibel fein müffen, „joweit mit die Erhaltung der 
Disziplin in Frage fommt,” daß fie alfo von folden Verfügungen nicht ge: 
troffen werden dürfen, welde, abgejehen von den Folgen eines gerichtlichen 
Strafverfahrens und abgefehen von dem Fall einer eingetretenen dauernden 
Unfähigfeit, zur Erfüllung der Amtspflihten eine Veränderung ihrer 
Amtsjtellung herbeiführen fünnen. In dem Entwurf find deshalb die 
Mitglieder des Nehnungshofes den Mitgliedern des Reich3-Dberhandel3:Ge- 
rihts gleihgeftellt.” (Drudf. des Reichstags Nr. 10. ©. 12.) 

Wo in 8. 5. des Preuß. Gef. von 1872. vom Staatsminifterium und dem 
Suftizminifter gefprohen, wird für die vom Reich angeftellten Mitglieder die Zu: 
itändıgfeit des Neichsfanzlers eintreten. 

5. Ebenfo wie für die Mitglieder des Nechnungshofes des Deutihen Reiches, 
fehlt es für die rihterlihen Militair-Juftiz- Beamten an einer Flaren 
veihsgefeglihen Sondervorshrift. Die Beftimmungen des Breu B. Gefeßes, betreffend 
die Dienftvergehen der Richter und die unfreimillige Verfegung derjelben auf eine 
andere Stelle oder in den Ruheftand, deijen die Motive von 1369. gedenten, 
lauten: 

8. 70. Das General-Auditoriat ist das zuständige Disziplinar-Gericht für die 
Auditeure. 

Es erledigt in derjenigen Zusammensetzung, welche für seine Entscheidungen 
überhaupt vorgeschrieben sind, auch die Disziplinarsachen. 

Es ist befugt, ohne förmliches Disziplinar-Verfahren Warnungen, Verweise 
und Geldbussen bis zu 10 Thlr. gegen Auditeure endgültig zu verhängen. 

8. 72. Das Ober-Tribunal ist das zuständige Disziplinar-Gericht für die Mit- 
glieder des General-Auditoriats. 

Die Beschwerde gegen Beschlüsse des General- Auditoriats und die Berufung 
von dessen Entscheidungen, soweit die eine oder die andere zulässig ist, geht an 
das Ober-Tribunal. 
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$. 74. Die unfreiwillige Versetzung eines Mitgliedes des General- Auditoriats 
kann an ein Appellations-Gericht erfolgen. Der Beschluss darüber, ob’ der Fall der 
unfreiwilligen Versetzung vorliege, wird von dem Ober-Tribunal erlassen. 

In Ansehung der Auditeure steht dieser Beschluss dem General-Auditoriat zu. 

Ist ein Divisions-Auditeur zum Felddienst untauglich geworden, so kann die 
Versetzung in eine Auditeurstelle geschehen, zu deren Verwaltung die Felddienst- 
fähigkeit nicht erforderlich ist. 

Der in Gemässheit des $. 54. vorzulegende Befehl wird von den Ministern der 
Justiz und des Krieges erlassen. 

$. 75. Ueber die unfreiwillige Versetzung in den Ruhestand wird hinsichtlich 
der Auditeure von dem General-Auditoriat und in Ansehung der Mitglieder des 
General-Auditoriats von dem Ober-Tribunal Beschluss gefasst. 

Die in dem $. 58. vorgeschriebene Rröffnung wird in Anschung des General- 
Auditeurs von dem ersten Präsidenten des Ober-Tribunals, in Ansehung der übrigen 
Mitglieder des General-Auditoriats und der Auditeure von dem General-Auditeur 
vorgenommen. 

Dem Ober-Tribunal stehen die ihm durch die SS. 59. bis 61. beigelegten Be- 
fugnisse auch in Ansehung der Mitglieder des General-Auditoriats und der Andi- 
teure zu. 

Im Fall des $. 63. wird der Beschluss an die Minister der Justiz und des Krieges 
gesandt.“ 


Die Anwendbarkeit diefer Borihriften auf die Mitglieder des General: 
Auditoriats und die Breußifgen Auditeure unterliegt feinem Zweifel, 

Das General:Auditortat beiteht aus dem General-Nuditeur der Urmee, als 
Vorfigendem mit den Befugnifjen und Obliegenheiten eines Appellations-Gerichts- 
Präfivdenten, einem vorjigenden Rath mit dem Nang eines Üppellation3-Gerichta- 
Direktors und fünf Ober-Aubiteuren als Rüthen mit dem Rang der Räthe vierter 
Klafie. (Sahrbuch der Preuß. Oerichts:Berfafjung von 1868. S. 115.; Solms, 
„Strafrecht und Strafprozeß für Heer und Marine”, Berlin bei Rorttampf1872.©. 118.) 

6. sn Sahjen, mit feiner felbitftändigen inneren Militatr-VBerwaltung 
(Mil.Bertrag zwilhen Preußen und Sachen vom 7. Februar 1867, Arhiv 
Bd. I. Hit. 3. ©.45. Solms a.a.D. ©. 113.) befteht ein Dber-Kriegsgericht mit 
einem Direktor, einem SKreiß-Öerichtsrathe und Dber-Auditeur. und in allen 
Fällen, wo es einer tollegialen Berathung bedarf, mit einem hierzu abgeordneten 
tathe des Dber-Appellations-Geridt3s. 

Wenn es fih um die Beltätigung eines auf Todes: oder lebenslängliche 
Sreiheitsitrafe lautenden Erienntnifjes handelt, oder wenn über ein Verbrechen 
von Milttaiv-Beamten in zweiter JInftanz zu entfheiden ift, wird das Ober: 
Kriegsgeriht Durch zwei weitere Näthe des Ober-Appellationsgericht3 verjtärft. 

Zwangspenjionirung und Disziplin gegen die Mitglieder des Ober: 
Kriegägerichts wird nad) den Sähfiihen Gefegen zu beurtheilen fein. | 

7. Mititair » Geiftlihe. Die SS. 21., 22., 24. der Militaiv-Sichen-DOrdnung von 
1832. bejtimmen: | 

$. 21. Die Militair-Prediger sind in Hinsicht aller sich unmittelbar auf die 
Ausübung ihrer geistlichen Amtsobliegenheiten beziehenden Angelegenheiten den 
geistlichen Behörden ($. 24.), in allen sich zunächst auf ihre Verhältnisse als 
Militair - Beamte beziehenden Angelegenheiten aber dem, einem Jeden von ihnen 
unmittelbar vorgesetzten Militair- Befehlshaber, nämlich der Ober - Prediger dem 
kommandirenden Generale des Armeekorps, der Divisions-Prediger dem Divisions- 
Kommandeur, und der Garmison-Prediger dem Kommandanten, so wie, wenn am 
Orte ein Gouverneur vorhanden ist, diesem, mittelbar aber dem Vorgesetzten dieser 
Befehlshaber untergeordnet. eh 

$. 22, Der Militair-Vorgesetzte eines Militair-Geistlichen ist nicht befugt, ihm 
in Absicht auf die eigentliche Verwaltung seiner geistlichen Amtsgeschäfte Vor- 
schriften zu ertheilen. Die Autorität des ersteren beschränkt sich vielmehr in 
kirchlichen und gottesdienstlichen Angelegenheiten auf Anordnungen für die Militair- 
Gemeinde nach den bestehenden äusseren kirchlichen Einrichtungen. Den von ihm 
in dieser Beziehung ausgehenden Anweisungen muss der Militair-Geistliche un- 
weigerlich Folge leisten. 

$. 24. In allen geistlichen Amts - Angelegenheiten, also in allen, nicht das 
äussere militairdienstliche Verhältniss, sondern ihre Amtsführung als Prediger be- 
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. treffenden, stehen die Divisions- und Garnisons-Prediger zunächst unter dem Ober- 
Prediger des Armeekorps und mit diesem sowohl unter dem Konsistorio der 
Provinz, als auch unter dem Feldprobste, in höherer Instanz aber unter dem Mi- 
nisterio der geistlichen Angelegenheiten. Insbesondere stehen die Militair-Prediger 
in allen Angelegenheiten, welche auf die Ausübung und das Formelle des Militair- 
Gottesdienstes und die Beobachtung der darüber gegebenen Vorschriften Bezug 
haben, unter dem Feldprobste, dem es besonders obliegt, die Gleichförmigkeit in 
der Ausübung des Militair-Gottesdienstes bei,allen Armeekorps zu bewirken,“ 

Diefe Vorichriften gelten allerdings nur in Preußen, aber jte folgen auß der 
doppelten Eigenjhaft des Militaiw:Gerftlihen al3 Seelforger und als Milt- 
tair:Beamter. 

Snfomweit e3 ih nit um rein geiftlihe Angelegenheiten handelt, 
wird diefes Gefet, namentlich aud; was die DisziplinarsVergehen angeht, gegen 
Militair » Geiftlihe zur Anwendung zu bringen fein. Bol. Breuß. Gejet über 
die firhlihe Disziplinar:-Gewalt vom 12. Maı 1873. $. 24. (Öej.-Samml. ©. 198. 
befondere Ausgabe bei Kortfampf). 

8. In Bezug auf die Benfionserhöhungen der Militair-Beamten, melde durd) 
den Krieg invalive geworden find (Gejet vom 27. Juni 1871. 88. 56., 89., 90. 
S.-6.-Bl. ©. 239. 2%. Archiv Br. VII.) 


$. 159. Die Ausführung dieses Gesetzes regelt eine vom Kaiser 
zu erlassende Verordnung, durch welche namentlich diejenigen Behörden 
näher zu bezeichnen sind, welche unter den in diesem Gesetze erwähn- 
ten Reichsbehörden verstanden sein sollen. 


Entffehungs-Gefdidte: 
1. Der Paragraph ist den Beschlüssen der Reichstags - Kommission von 
1870 entnommen. 
2. Bei Berathung des Gesetzes, betreffend die Kautionen der Bundes- 
Beamten, ertheilte auf die Frage: 
„wer unter der „,obersten Präsidial-Behörde“‘ ($.6.) verstanden sein solle, 
da dieser Ausdruck in keinem früheren Gesetz vorkomme, der Bundes- 
Kommissär, Geh. Ober-Regierungsrath Dr. Eck, folgende Auskunft: 
„Unter dem Ausdruck ‚oberste Präsidial-Behörde““ wird diejenige Behörde 
verstanden, welche an der Spitze des speziellen Verwaltungszweiges steht, 
für welchen die betreffende Entscheidung erfolgen soll, also, wenn es sich 
um die Kaution eines Postbeamten handelt, der General-Postdirektor, wenn es 
sich um 'die Kaution eines Telegraphen-Beamten handelt, der Telegraphen- 
Direktor, bei einem Marine-Beamten die oberste Behörde der Marine -Verwal- 
tung. Der Zweck dieser Bestimmung ist der gewesen, von dem Bundeskanzler 
und dem Bundeskanzler-Amt diejenigen Spezialien fern zu halten, die von den 
Chefs der betreffenden Verwaltungszweige ebenso gut erledigt werden könnten.“ 
(Verhandl. des Reichstags von 1869. (Sten. Ber. S. 934. 935.). 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Kaiserlichen Insiegel. ! 


Gegeben Berlin, den 31. März 1873. 


(L. S) Wilhelm, 
Fürst v. Bismarck. 
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Anlage A. 


kesetz, 


betreffend 


die Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König 
von Preussen etc. 


verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


Allgemeine Bestimmungen. 


&.T 


Il. Gegenstand des Gesetzes, Begriff des Reichs-Beamten. 


Reichs-Beamter im Sinne dieses Gesetzes ist jeder Beamte, 
welcher entweder vom Kaiser angestellt oder nach Vorschrift 
der Reichs- -Verfassung den Anordnungen des Kaisers Folge zu 
leisten verpflichtet ist. | 

8.2. 


il. Art der Anstellung. 

Soweit die Anstellung der Reichs-Beamten nicht unter dem 
ausdrücklichen Vorbehalt des Widerrufs oder der ee 
erfolgt, gelten dieselben als auf Lebenszeit angestellt. 

8. 3. (8. 4. des Ges.). 
Ill. Begründung und Anfang des Beamten-Verhältnisses. 

Jeder Reichs-Beamte erhält bei seiner Anstellung eine An- 
stellungs-Urkunde. 

8. 4. ($. 3. der Regierungs-Vorlage). 
IV. Verpflichtung. 


Vor dem Dienstantritte ist jeder Reichs-Beamte auf die Er- 
füllung aller Obliegenheiten des ihm übertragenen Amts 'eid- 
lich zu verpflichten. 


8. 5. ($., 10. des Ges.). 


v. Pflichten der Reichsbeamten ($. 5. bis $. 10.). 


Allee Jeder Reichs-Beamte hat die Verpflichtung, das ihm über- 
meinen 6.3). tragene Amt der Verfassung und den Gesetzen entsprechend 
gewissenhaft wahrzunehmen und durch sein Verhalten in und 


Anlage A. 


ausser dem Amte der Achtung, die sein Beruf erfordert, sich 
, würdig zu zeigen. 


8.6. ($. 11. des Ges.) 
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Ueber die vermöge seines Amts ihm bekannt gewordenen 2. Besondere 


Angelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer Natur nach er- 
forderlich oder von seinem Vorgesetzten vorgeschrieben ist, 
hat der Beamte Verschwiegenheit zu beobachten, auch nach- 
dem das Dienstverhältniss aufgelöst ist. 


8. 7. ($: 12. des Ges.): 


Bevor ein Reichs-Beamter als Sachverständiger ein ausser- 
oerichtliches Gutachten abgiebt, hat derselbe dazu die Ge- 
nehmigung seiner vorgesetzten Behörde einzuholen. 

Ebenso haben Reichs-Beamte, auch wenn sie nicht mehr im 
Dienste sind, ihr Zeugniss in Betreff derjenigen Thatsachen, 
auf welche die Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit sich 
bezieht, insoweit zu verweigern, als sie nicht dieser Verpflich- 
tung in dem einzelnen Falle durch die ihnen vorgesetze oder 
zuletzt vorgesetzt gewesene Dienstbehörde entbunden sind. 


$. 8. ($. 14. des Ges.). 


Die Vorschriften über den Urlaub der Reichs-Beamten und 
deren Stellvertretung werden vom Kaiser erlassen. 

In Krankheitsfällen, sowie in solchen Abwesenheitsfällen, 
zu denen die Beamten eines Urlaubs nicht bedürfen (Reichs- 
Verfassung Art. 21.), findet ein Abzug vom Gehalte nicht 


statt. Die Stellvertretungskosten fallen der Reichskasse zur 


Last. 

Ein Beamter, welcher sich ohne den vorschriftsmässigen 
Urlaub von seinem Amte entfernt hält, oder den ertheilten 
Urlaub überschreitet, ist, wenn ihm nicht besondere Entschul- 
digungsgründe zur Seite stehen, für die Zeit der unerlaubten 
Entfernung seines Diensteinkommens verlustig. 


$. 9. (8. 15. des Ges.). 


Die vom Kaiser angestellten Beamten dürfen Titel, Ehren- 
zeichen, Geschenke, Gehaltsbezüge oder Remunerationen von 
anderen Regenten oder Regierungen nur mit Genehmigung des 
Kaisers annehmen. 

Zur Annahme von Geschenken oder Belohnungen in Bezug 
auf sein Amt bedarf jeder Reichs-Beamte der Genehmigung 
der obersten Reichsbehörde. 


$. 10. ($. 16. des Ges.). 


Kein Reichs-Beamter darf ohne vorgängige Genehmigung 
der obersten Reichsbehörde ein Nebenamt oder eine Neben- 
beschäftigung, mit welcher eine fortlaufende Remuneration 
verbunden ist, übernehmen oder ein Gewerbe betreiben. Die- 
selbe Genehmigung ist zu dem Eintritt eines Reichs-Beamten 


Pflichten. 
(8. 6.—10.) 
a) Amtsver- 


schwiegenheit. 
(8. 6. u. 7.) 


b) Anwesenheit 
an dem den 
Reichsbeamten 
angewiesenen 
Wohnort. 


c) In den Be- 

ziehungen zu 

fremden Staa- 
ten. 


d) Nebenämter 
und Neben- 
beschäftigung. 
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e) Verantwort- 
lichkeit. 


1. Titel, Rang 
etc. 


2. Dienstein- 
kommen, 
a) Eintritt in 
dasselbe. 


b Zahlbarkeit. 


c) Verfügung 
über den Ge- 
haltsanspruch. 


3. Tagegelder, 
Fuhr- und Um- 
zugskosten. 


Gesetz, betr. die Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten. 


in den Vorstand, Verwaltungs- oder Aufsichtsrath ‚einer jeden 
auf Erwerb gerichteten Gesellschaft erforderlich, Sie darf 
Jedoch nicht ertheilt werden, sofern die Stelle mittelbar oder 
unmittelbar mit einer Remuneration verbunden ist. 

Die ertheilte Genehmigung ist jederzeit widerruflich. 

Auf Wahlkonsuln und einstweilen in den Ruhestand ver-, 
setzte Beamte finden diese Bestimmungen keine Anwendung. 


8.11. (8 13. des GEB): 


Jeder Reichs-Beamte ist für die Gesetzmässigkeit seiner 
amtlichen Handlungen verantwortlich. 


8. 12. (8.17. des Ges.). 
VI. Rechte der Reichs-Beanten ($. 12.—17.). ! 


Titel, Rang und Uniform der Reichs-Beamten werden durch 
Kaiserliche Verordnung. bestimmt. 


$. 13. ($. 4. Abs. 2. des Ges.). 


Der Anspruch des Beamten auf Gewährung des mit dem 
Amte verbundenen Diensteinkommens beginnt in Ermangelung 
besonderer Festsetzungen mit dem Tage des Amtsantritts, in 
Betreff später bewilligter Zulagen mit dem Tage der Be- 
willigung. 


$. 14. ($. 5. des Ges.). 


Die Zahlung des Gehalts erfolgt monatlich im Voraus. 
Dem Bundesrath bleibt vorbehalten, ‘diejenigen Beamten zu 
bestimmen, an welche die Gehaltszahlung vierteljährlich statt- 
finden soll. 

Beamte, welche bis zum Erlasse dieses Gesetzes ihr Gehalt 
vierteljährlich bezogen haben, sollen dasselbe jedenfalls bis 
zu ihrer Beförderung in ein höheres Amt in gleicher Weise 
fortbeziehen. | 


8. 15. (8. 6. des Ges.). 


Die Reichs-Beamten können den auf die Zahlung von Dienst- 
einkünften, Wartegeldern oder Pensionen ihnen zustehenden 
Anspruch mit rechtlicher Wirkung nur in soweit zediren, ver-. 
pfänden oder sonst übertragen, als sie der Beschlagnahme 
unterliegen ($. 19.). Kir | 

Die Benachrichtigung an die auszahlende Kasse geschieht 
durch eine an die Kasse auszuhändigende öffentliche Urkunde. 


$. 16. ($. 18. des Ges.). 


Die Höhe der den Reichs-Beamten bei dienstlicher Beschäf- 
tigung ausserhalb ihres Wohnortes zustehenden Tagegelder und 
Fuhrkosten, ingleichen der Betrag der bei Versetzungen den- 
selben zu vergütenden Umzugskosten, wird: durch eine im 
Einvernehmen mit dem Bundesrathe zu .erlassende Verord- 
nung des Kaisers geregelt. 


Anlage A. 
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* 
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Auf die Rechts-Verhältnisse der aktiven und der aus dem 4 Besondere 
Dienste geschiedenen Reichs-Beamten, über welche nicht durch Yorrechte der 


Reichs-Gesetz Bestimmung getroffen ist, finden diejenigen ge- 
setzlichen Vorschriften Anwendung, welche an ihren Wohn- 
orten für die aktiven, beziehungsweise für die aus dem Dienste 
geschiedenen Staats-Beamten gelten. Für diejenigen Reichs- 
Beamten, deren Wohnort ausserhalb der Bundesstaaten sich 
befindet, kommen hinsichtlich dieser Rechts-Verhältnisse vor 
Deutschen Behörden die gesetzlichen Bestimmungen ihres 
Heimathstaates ($. 21.) und, in Ermangelung eines solchen, 
die Vorschriften des Preussischen Rechts zur Anwendung. 
Diejenigen Begünstigungen, welche nach der Gesetzgebung 
der einzelnen Bundesstaaten den Hinterbliebenen der Staats- 
Beamten hinsichtlich der Besteuerung der aus Staatsfonds oder 
aus . öffentlichen Versorgungskassen denselben gewährten 
Pensionen, Unterstützungen oder sonstigen Zuwendungen zu- 
stehen, finden auch zu Gunsten der Hinterbliebenen von Reichs- 
Beamten hinsichtlich der denselben aus Reichs- oder Staats- 
fonds oder aus öffentlichen Versorgungskassen zufliessenden 
gleichartigen Bezüge Anwendung. | 


8. 18. ($. 7. des Ges.). 
VII. Rechte der Hinterbliebenen aktiver Reichs-Beamten. ($. 18.—21.) 


Hinterlässt ein Beamter, welcher mit der Wahrnehmung 
einer in den Besoldungs-Etats aufgeführten Stelle betraut ist, 
eine Wittwe oder eheliche Nachkommen, so gebührt den Hin- 
terbliebenen für das auf den Sterbemonat folgende Vierteljahr 
noch die volle Besoldung des Verstorbenen (Gnadenquartal), 
unbeschadet jedoch weitergehender Ansprüche, welche ihm 
etwa vor Erlass dieses Gesetzes und vor Eintritt in ‘den 
Reichsdienst zugestanden worden sind. Zur Besoldung im 
Sinne der vorstehenden Bestimmung gehören ausser dem Ge- 
halt auch die sonstigen dem Verstorbenen aus Reichsfonds 
gewährten Dienstemolumente, sowe&it dieselben nicht als Ver- 
gütung für baare Auslagen zu betrachten sind. An wen die 
Zahlung des Gnadenquartals zu leisten ist, bestimmt die vor- 
gesetzte Dienstbehörde. Das Gnadenquartal kann nicht 
Gegenstand der Beschlagnahme sein. 


8. 19. ($. 8. des Ges.). 


Die Gewährung des Gnadenquartals kann in Ermangelung 
der im $. 7. bezeichneten Hinterbliebenen mit Genehmigung 
der obersten Reichsbehörde auch dann stattfinden, wenn der 
Verstorbene Eltern, Geschwister, Geschwisterkinder oder Pflege- 
kinder, deren Ernährer er war, in Bedürftigkeit hinterlässt, 


%) Rechte der Beamten auf Wartegeld und Pension $$. 26.—30., 
88. 41. 60. 

%*) Rechte der Hinterbliebenen der vorläufig oder dauernd in den Ruhe- 
stand versetzten Beamten $$. 31., 69. 


Beamten *). 


1. Gnaden- 
quartal **). 
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“oder wenn der Nachlass nicht ausreicht, um die Kosten der 
letzten Krankheit und der Beerdigung zu decken. 


$, 20. (8. 9. des Ges.). 


2. Wohnung. In dem Genusse der von dem verstorbenen Beamten be- 
wohnten Dienstwohnung ist die hinterbliebene Familie nach 
Ablauf des Sterbemonats noch drei fernere Monate zu be- 
lassen. 

Hinterlässt der Beamte keine Familie, so ist denjenigen, 
auf welche sein Nachlass übergeht, eine vom Todestage an 
zu rechnende dreissigtägige Frist zur Räumung der Dienst- 
wohnung zu gewähren. 

In jedem Falle müssen Arbeits- und Sessions-Zimmer, sowie 
sonstige für den amtlichen Gebrauch bestimmte Lokalitäten 
sofort geräumt werden. 


8. 21. 19. 19. des''Ges. Abs. 29 


ER ee Diejenigen Begünstigungen,. welche nach der Gesetzgebung 
der einzelnen Bundesstaaten den Hinterbliebenen der Staats- 
Beamten hinsichtlich der Besteuerung der aus Staatsfonds oder 
aus öffentlichen Versorgungskassen denselben gewährten Pen- 
sionen, Unterstützungen oder sonstigen Zuwendungen zu- 
stehen, finden auch zu Gunsten der Hinterbliebenen von Reichs- 
Beamten hinsichtlich der denselben aus Reichs- oder Staats- 
fonds oder aus öffentlichen Versorgungskassen zufliessenden 
gleichartigen Bezüge Anwendung. 


8.22. (8. 21: des’ Ges) 
Vill. Gerichtsstand der im Auslande angestellten Reichs-Beamten. 


Reichs-Beamte, deren dienstlicher Wohnsitz sich im Aus- 
lande befindet, behalten den ordentlichen persönlichen Ge- 
richtsstand, welchen sie in ihrem Heimathstaate hatten. In 
Ermangelung eines solchen Gerichtsstandes ist ihr ordentlicher 
persönlicher Gerichtsstand in der Hauptstadt des Heimaths- 
staates, und in Ermangelung eines Heimathstaates vor dem 
Stadtgericht zu Berlin begründet. Ist die Hauptstadt in 
mehrere Gerichtsbezirke getheilt, so wird das zuständige Ge- 
richt im Wege der Justizverwaltung durch allgemeine An- 
ordnung bestimmt. 

Auf Wahlkonsuln finden diese Bestimmungen keine An- 
wendung. 


$: ‚23. (8.22. des. Ges.): 

Befindet sich der dienstliche Wohnsitz des Beamten ($. 21.) 
in einem Lande, in welchem Reichs - Konsulargerichtsbarkeit 
besteht, so wird durch die vorstehende Bestimmung nicht aus- 
geschlossen, dass der Beamte zugleich der Reichs-Konsular- 
serichtsbarkeit nach Sue des Gesetzes vom 8. November 
1867 (Bundes-Gesetzblatt S. 137.) unterliegt. 


$. 24... ($. 20. des Ges.). 
IX. Rechte des Reiches beim Tode oder Konkurse eines Reichs-Beamten. 
Ingleichen stehen bezüglich: 
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1) der Mitwirkung bei der Siegelung des Nachlasses 
eines Reichs-Beamten, 

2) des Vorzugsrechts im Konkurse oder ausserhalb des- 
selben wegen der einem Reichs-Beamten zur Last 
fallenden Defekte aus einer von demselben geführten 
Kassen- oder sonstigen Vermögens-Verwaltung 

dem Reiche, beziehungsweise dessen Behörden, im Verhältniss 
zu den Reichs-Beamten dieselben Rechte zu, welche die am 
dienstlichen Wohnsitze des Reichs-Beamten geltende Gesetz- 
gebung des einzelnen Bundesstaates dem Staate, beziehungs- 
weise dessen Behörden den Staats-Beamten gegenüber gewährt. 


Anlage B. 


Zu den auf Widerruf oder Kündigung angestellten Reichs-Beamten 
gehören: 
l. Im Auswärtigen Amt: 


1) Die unentgeltlich beschäftigten Attachöes bei dem Auswärtigen Amte, den 
Gesandschaften und Konsulaten. 

2) Der grösste Theil der ausseretatsmässigen Hülfsarbeiter bei dem Auswär- 
tigen Amte, den Gesandtschaften und Konsulaten. 

3) Personen, welche zu wesentlich mechanischen Dienstleistungen auf Wider- 
ruf oder Kündigung angenommen werden. 

Hinzu treten noch: | | 

4) Die Wahl-Konsuln (Konsulats-Ges. vom 8. November 1867 B.-Gesetzbl. 

8.137. 8.10. Archiv, Band II. 8. 103.). 


Il. In der Verwaltung des Reichsheeres. 


Zivilehrer bei den Voranstalten des Kadettenkorps. 

Die Lehrerin bei den Garnisonschulen zu Frankfurt a. O., Erfurt, Trier 
und Hannover. 

Die Industrie-Lehrerin bei der Garnisonschule zu Posen. 

Die Handarbeiten-Lehrerin bei dem Soldatenkinderhause zu Stralsund. 

Der Hülfslehrer und die Lehrerin bei der Garnisonschule zu Saarlouis. 

Die fünfte Lehrerin bei der Garnison-Arbeitsschule in Potsdam. 

Die Inspektoren, Rossärzte, Rechnungsführer bei den Remontedepots — 
vor zurückgelegter 10jähriger Dienstzeit —. 

Die Kanzlei-Diätarien beim Kriegsministerium. 

Die Hülfsarbeiter in den Büreaus des grossen Generalstabes. 

Die Hausdiener und Wächter beim Kriegsministerinm. 

Die Büreaudiener bei den Militär-Intendanturen. 

Die Portiers, Hausdiener und Heizer beim grossen Generalstabe. 

Der Portier und Aufseher und die Hausdiener bei der Zentral-Turn- 
anstalt. 

Die Hausdiener und Portiers bei der Militär-Rossarztsehule und der 
Militär-Lehrschmiede. 

Die Büchsenmacher und Sattler bei den Truppen. 


Die Mühlenmeister, Backmeister, Magazin-Ober- und im Bereich 
Aufseher, die Maschinisten und Heizer in den der 
Garnison-Mahlmühlen und Bäckereien, die Bü- | Militär-Magazin- 
reaudiener und Magazinwächter. Verwaltung. 


Die Packmeister, etatsmässigen Magazin-Arbeiter und Nachtwächter bei den 
Montirungs-Depots. 
Archiv des Deutschen Reiches Bd. VI. 59 
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Die Waschmeister und Maschinenmeister in den Gar- im 
nison-Waschanstalten, die Holzhof-Aufseher, der Bereich 
Wallaufseher in Hannover, der Hausmeister im des 
Gouvernements-Gebäude in Mainz, die Kasernen- [ Garnison-Verwal- 
diener in Baden, die Wärter, Militär-Arrestauf- tungs- 
seher, Boten, Ofenheizer, Wächter. wesens. 


Die Maschinisten, Lazareth-Aufseher und Wärter, die Hausknechte bei den 
Lazareth-Anstalten. 

Der Todtengräber beim Invalidenhause in Berlin. 

Die Futtermeister bei den Remontedepots. 

Die Kanzleiboten bei der General-Inspektion des Militär-Erziehungs- 
und Bildungswesens und bei der Ober-Militär-Examinations- 
Kommission. 

Die Kanzleidiener bei der Kriegs-Akademie, der vereinigten Ar- 
tillerie- undIngenieur-Schule und bei den Kadetten-Anstalten. 

Die Tafeldecker, Portiers, Aufwärter, Haus- und Klassendiener, Nachtwächter, 
Lazarethwärter und der Kustos bei der Kriegs-Akademie, der ver- 
einigten Artillerie- und Ingenieur-Schule und den Kadetten- 
Anstalten. 

Die Hausmänner und Krankenwärter bei dem Knaben-Erziehungs-In- 
stitut zu Annaburg. 

Die Hauswärter bei der Garnison-Lehrschnle zu Potsdam, der Gar- 
nison- Arbeitsschule daselbst und dem Soldaten-Kinderhause 
zu Stralsund. 

Die Schuldiener bei der Garnisonschule in Erfurt und in Hannover. 

Die Portiers, Aufwärter, Heizer und Hausdiener bei dem medizinisch- 
chirurgischen Friedrich Wilhelms-Institut, 

Die Maschinenheizer, Scharwerker, Nachtwächter, Portiers und Hausdiener 
bei den Gewehr-Fabriken. 

Die Portiers, Büreaudiener, Hausdiener und Nachtwächter bei den Artillerie- 
Werkstätten, der Geschützgiesserei und dem Feuerwerks-La- 
boratorium in Spandau. 

Ausserdem sind im Feldverhältniss: 

die Küster, die Feldbackmeister, die Kassendiener bei den Korps- 
Kriegskassen, die chirurgischen Instrumentenmacher und Apotheken- 
Handarbeiter bei den Feldlazarethen, die Schaffner bei den Feld- 
post-Anstalten, die Vorarbeiter der Feld-Eisenbahn- und Tele- 
graphen-Abtheilungen und die Büchsenmacher und Sattler bei den 
Truppen als im Kündigungs-Verhältniss stehende Beamte zu be- 
trachten. 


Ill. In der Marine-Verwaltung. 


1) Marine-Intendantur-Referendarien. 
2) Marine-Ingenieur-Aspiranten für Schiff- und Maschinenbau. 
3) Baumeister, 
4) Bauführer, welche nur vorübergehend beschäftigt werden. 
5) Maschinenmeister, 
Zu 3., 4. und 5. Die für normale Verhältnisse erforderlichen Hafen- 
bau-Beamten sind als Hafenbau-Direktoren und Ingenieure fest angestellt. 
6) Kanzlei-Diätarien. 
7) Registratur-Applikanten. 
8) Sekretariats-Applikanten. 
: 9) Magazin-Hülfsaufseher. | | 
10) Werftschreiber und Werftschreiber-Aspiranten. 
11) Werkführer und Unterwerkführer. 
12) Steuerleute beim Liootsenwesen und auf dem Feuerschiffe. 
13) Schleusenwärter. 
14) Dockwärter. 


11) 
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See- und Hafenlootsen. 
Portiers. 
Büreaudiener. 
Hausdiener, Kasernen- und Lazareth-Wärter. 

IV. In der Post-Verwaitung. 
Vorsteher von Post-Expeditionen (Post-Expediteure). 
Postagenten. | 
Postamts-Assistenten. 

Zu 1. und 2. So weit dieselben auf Grund der früheren Reglements 
in den Postdienst eingetreten sind, werden sie zum Postsekretär-Examen 
zugelassen und gelangen nach dessen Bestehen und nach Massgabe der 
vorhandenen Vakanzen zur unbedingten Anstellung als Postsekretäre. 

Unterbeamte für den Büreau- und Ortsbestellungsdienst bei den Lokal- 
Postanstalten (Briefträger, Packmeister, Packetbesteller, Büreaudiener, 
Wagenmeister, Postwagen-Aufseher in Berlin). 

Postkondukteure und Postbegleiter. 

Packetträger bei den Postanstalten auf Eisenbahnhöfen. 
Landbriefträger. 

Unterbeamte beim Post-Abrechnungs-Bureau mit dem Auslande u. s. w. 
Unterbeamte bei den Ober-Postdirektionen. 

Unterbeamte des Post-Zeitungs-Amts. 

Zu 4. bis 10. Bei den Briefträgern, Packmeistern, Packetbestellern, 
Büreaudienern, Wagenmeistern, Kondukteuren, Postbegleitern, sowie bei 
den Unterbeamten des Postabrechnungs - Büreaus ete. und des Post- 
Zeitungs-Amts wird — soweit dieselben etatsmässige Stellen 
bekleiden — die kündbare Anstellung in eine unwiderrufliche umge- 
wandelt, sobald die Unterbeamten seit ihrer Bestätigung, welche in der 
Regel 6 Monate nach der zunächst auf Probe erfolgten Anstellung statt- 
findet, eine Dienstzeit von 15 Jahren bei der Post zurückgelegt 
haben. 

Bei den Landbriefträgern und Packetträgern kommt der Vorbehalt 
der Dienstkündigung in Wegfall, 

a) soweit dieselben früher im Militär gedient haben und aus demsel- 
ben mit dem Zivil-Versorgungsschein oder mit einer sonstigen im 
Militär erdienten Anstellungsberechtigung ausgeschieden sind, nach 
einer Dienstzeit von 154 Jahren als Landbriefträger oder Packet- 
träger; 

b) soweit sie nicht mit dem Zivil-Versorgungsschein oder mit einer 
sonstigen im Militär erdienten Anstellungsberechtigung versehen 

“ sind, nach einer Gesammtdienstzeit von 30% Jahren, worunter 

jedoch mindestens 15% Dienstjahre in der Eigenschaft als Land- 
briefträger zurückgelegt sein müssen. 
Assistenten des Post-Zeitungs-Amtes. 

Zu 11. Die Assistenten des Post-Zeitungs-Amtes werden gegen drei- 
monatliche Kündigung angestellt. Dieselben können nach Massgabe der 
vorhandenen Vakanzen zu Sekretären bei dem Post - Zeitungs - Amt mit 
unbedingter Anstellung befördert werden. 

V. In der Telegraphen-Verwaltung. 
Telegraphen-Kandidaten. 
Diätarisch beschäftigte Büreau- und Rechnungs-Beamte. 
Hülfsschreiber. 
Telegraphenboten. 
Hülfsboten. 
Kanzleidiener bei den Telegraphen-Direktionen. 
Leitungs-A ufseher. 
Werkführer-Gehülfen. 
Hausdiener, Heizer. 
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Den etatsmässig angestellten. Telegraphen- -Unterbeamten — 'Telegra- 
phenboten und Kaänzleidienern bei den Telegraphen-Direktionen — kann 
nach einer Verfügung des Bundeskanzlers vom 31. März 1869 unter 
Aufhebung des Vorl behalts der Dienstl kündigung die Pensionsbereehtigung 
ertheilt werden, sobald ‘dieselben mindestens 15 Jahre tadelfrei in der 
Telegraphen -V erwaltung gedient haben. 


Vi. Bei der Verwaltung der Reichs-Eisenbahnen in Elsass- Lothrihgen: 


1) Billetdrucker. 7) Kassendiener. 13) Schaffner. 
2) Maeazin-Aufseher. 8) Büeaudiener. .’14)= Breinser, 

3) Jiademeister. 9) Perrondiener. 15) Schmierer. 
4) Bodenmeister. 10) Portiers. 16) Bahnwärter. 
5) Wägemeister. 11) Weichensteller. 17) Heizer. 

6) Wagenmeister. | 12) Brückenwärter. 


| | 

a) Die unter 1. bis 17. aufgeführten Beamten werden niemals fest, 
sondern nach Ablauf einer Pr obezeit von 6 Monaten nur im Kündigungs- 
Verhältniss angestellt. (cf. Bemerkung in der dem Etat angefügten 
Nachweisung über die Normalbesoldungen). 

b) Simmtliche Subalternbeamte treten in der Regel zunächst in ein 
Probeverhältniss (6.— 12. Monate), während welcher Zeit sie ohne 
Weiteres entlassen werden können, falls sie sich für den Eisenbahndienst 
nicht eignen, demnächst durch den Abschluss eines Dienstvertrages in 
ein Kündigungsverhältniss mit 1. bis 6. monatlicher Kündigungsfrist und 
erfolgen definitive Anstellungen erst dann, wenn die Betrefienden durch 
5 jährige zufriedenstellende Dienstzeit ihre praktische Befähigung für 
den Eisenbahndienst dargethan haben. 

Bei dem Eintritt in ein Probe-Kündigungs- oder festes Anstellungs- 
Verhältniss wird die Zeit etwaiger Beschäftigung beim Bau oder Be- 
triebe einer Deutschen Staatsbahn als Dienstzeit in Anrechnung ge- 
bracht. Ob und in welchem Umfange eine gleiche Beschäftigung im 
Dienste einer Privat- Eisenbahn - Gesellschaft. in Anrechnung zu ‚bringen 
ist, unterliegt der jedesmaligen besonderen Vereinbarung. | 


‚Anlage C©. 


Verzeichniss der Kategorien der Reichstags-Beamten. 


A. Lebenslänglich Angestellte: 
1 Büreau-Direktor, 1 erster Registrator und Verwalter der Bureäu-Kasse, 
1 zweiter Reeistrator und Kalkulator, 1 dritter Registrator und Expedient, 
1 Haus-Inspektor, 1 Botenmeister, 1 Vorsteher des stenographischen Bureans. 
B. Auf Kündigung Angestellte: 
1 Bibliothekar, 1 Thürsteher, 2 Hausdiener. 


Verordnung, betreffend die Abgrenzung der Bezirke der Disziplinar- 
Kammern. Vom 11. Juli 1873. R.-6.-Bl. S. 293.) | 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, Er von 

Preussen ete: 


verordnen im Namen des Deutschen Reichs, auf Grund der 88. 87. und! 88. abe. 
Gesetzes, betreffend dieRechts-V erhältnisse der Reichs-Beamten, vom 31. März d. J. 
(Reichs- Gesetzbl. 8. 61. ), im Einvernehmen mit dem Bundesrath, was folgt: 


\ 
Gesetz, betr. die Bewillig. v. Wohnungsgeld-Zuschüssen a. d. Offiziere etc. 891 


Einziger Artikel. 


Die Bezirke der Disziplinar-Kammern werden nach Massgabe des anliegen- 
den Verzeichnisses*) hierdurch festgestellt. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 11. Juli 1873. 
(L. S.) | Wilhelm. 


Fürst v. Bismarck. 


Gesetz, betreffend die Bewilligung von Wohnungsgeld - Zuschüssen 
an die Offiziere und Aerzte des Reichsheeres und der Kaiser- 


lichen Marine, sowie an die Reichs-Beamten”*). Vom 30. Juni 1873. 
(Reichs- Gesetzblatt Nr. 18. vom 3. Juli 1873. S. 166. ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen etc. 


verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


8.1. Die Offiziere und Aerzte des Reichsheeres und der Kaiserlichen 
Marine, sowie die Zivil- und Militair- Beamten des Reichs erhalten, wenn sie 
ihren dienstlichen Wohnsitz in Deutschland haben, eine etatsmässige Stelle 
.bekleiden und eine Besoldung aus der Reichskasse beziehen, vom 1. Januar 
1873. ab einen Wohnungsgeld-Zuschuss nach Massgabe des diesem Gesetze 
beigefügten Tarifes. 

$. 2. Welche Reichs-Beamten den im Tarif unter I. 2., I. &, III 2., V. 
und VI. bezeichneten Kategorien beizuzählen sind, wird in den Jahren 1873. 
und 1874. durch Kaiserliche Verordnung, von da ab durch den Reichshaus- 
halts-Etat bestimmt. Für den zu gewährenden Wohnungsgeld - Zuschuss ist 
der mit der Amtsstellung verbundene Dienstrang, nicht der einem Beamten 
etwa persönlich beigelegte höhere Rang massgebend. 

$.3. Für die Eintheilung der Orte in Servisklassen, auf welche der 
Tarif Bezug nimmt,. ist. bis zu anderweiter gesetzlicher Regelung die am 
1. Juli d. J. bestehende Eintheilung der Orte, nach welcher die Serviskompe- 
tenzen der Militairpersonen bemessen werden, massgebend***). Bei Veränderungen 
in der Klassen-Eintheilung kommt von dem auf die Publikation derselben fol- 
genden Kalender-Quartale ab der danach sich ergebende anderweite Tarifsatz 
des Wohnungsgeld-Zuschusses in Anwendung. 

$. 4. Bei einer Versetzung erlischt der Anspruch auf den, dem bisherigen 
dienstlichen Wohnort entsprechenden Satz des Wohnungsgeld-Zuschusses mit 
dem Zeitpunkt, mit welchem der Bezug des Gehalts der bisherigen Dienst- 
stelle aufhört. 

Hat die Versetzung an einen Ort, welcher zu einer niedrigeren Servis- 
klasse gehört, eine Verminderung des Wohnungsgeld-Zuschusses zur Folge, 
so wird hierdurch ein Entschädigungs-Anspruch nicht begründet. 


*) Das Verzeichniss ist S. 182. zu 8.89. des Reichs-Beamten-Gesetzes mitgetheüt. 

**) Die wesentlichen Bestimmungen des Ges. v. 30. Juni 1875. haben bereits in 
den Erläuterungen zu den $. 4. des Reichs - Beamten - Gesetzes Berücksichtigung 
scfunden; wir beschränken uns hier auf eine einfache Wiederangabe des Wortlauts. 
Der Tarif zu erstgsnanntem Gesetz ist S. 593. mitgetheilt. 

***) Vol, Klassen-Eintheilung der Orte zum Gesetz betr. Quartierleistung für die 
bewaffnete Macht. Archiv d. Nordd. Bd. II. S. 436. ff. u. Nachtrag dazu im Archiv d. 
Deutschen Reiches Bd. I, desgl. Separat-Ausgabe des Gesetzes, Berlin, Kortkampf. 
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8.5. Offiziere, Aerzte oder Beamte, welche mehr als eine Stelle bekleiden, 
erhalten den Wohnungsgeld-Zuschuss nur einmal, und zwar für diejenige Stelle, 
welche auf den höchsten Satz Anspruch giebt. 


$.6. Wird eine Besoldung theils aus Reichsmitteln, theils aus Staats- 
mitteln bestritten, so erhält der Empfänger von dem tarifmässigen Wohnungs- 
geld - Zuschusse seiner Stelle (8. 1.) nur eine dem auf die Reichskasse über- 
nommenen Besoldungstheile entsprechende Quote. 

8. 7. Offizieren, Aerzten und Beamten, welche eine Dienstwohnung inne- 
haben oder anstatt derselben eine ihnen besonders bewilligte Miethsentschädi- 
gung beziehen, wird der Wohnungsgeld-Zuschuss nicht gewährt. Hat der 
‘Inhaber einer Dienstwohnung eine Miethsvergütung zu entrichten, so wird 
die letztere vom 1. Januar 1875. ab insoweit erlassen, als sie den Betrag des 
Wohnungsgeld-Zuschusses nicht übersteigt. | 

$:- 8: Bei Feststellung der Umzugskosten-Vergütungen bleibt der Woh- 
nungsgeld - Zuschuss ausser Ansatz. Bei Bemessung der Pension wird der 
Durchschnittssatz des Wohnungsgeld-Zuschusses für die Servisklassen I. bis V. 
in Anrechnung gebracht. Dieser Satz gilt auch für diejenigen Offiziere, 
Aerzte und Beamten, weiche eine Dienstwohnung innehaben, oder eine Mieths- 
entschädigung ($. 7.) beziehen. In allen anderen Beziehungen gilt der Woh- 
nungsgeld - Zuschuss mit der im $. 4. bestimmten Massgabe als Bestandtheil 
der Besoldung. 

8.9. Auf die Beamten der Reichs- Eisenbahnverwaltung findet dieses Ge- 
setz keine Anwendung. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 

Gegeben Schloss Babelsberg, den 30. Juni 1873. 

(DIS) Wilhelm. 


Fürst v. Bismarck. 


Verordnung, betreffend die Klassifikation der Reichs-Beamten’nach 
Maasgabe des Tarifs zu dem Gesetze vom 30. Juni 1873. über 
die Bewilligung von Wohnungsgeld - Zuschüssen ete, Vom 
30. Juni 1873. (Reichs-Gesetzblatt Nr. 18. v. 3. Juli 1873. $. 169 £) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen ete. 
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, auf Grund des $.2. des Gesetzes 
vom 30. Juni 1873., betreffend die Bewilligung von Wohnungsgeld-Zuschüssen 
an die Offiziere und Aerzte des Reichsheeres und der Kaiserlichen Marine, 
sowie an die Reichs-Beamten, was folgt: 
Einziger Artikel. 
Die Einreihung der Reichs-Beamten in die im Tarif zu dem vorgenannten 

Gesetze unter I. 2., II. 2., III. 2., V. und VI. bezeichneten Kategorien wird 

nach Massgabe des anliegenden Verzeichnisses hierdurch festgestellt. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 
(Gegeben Schloss Babelsberg, den 30. Juni 1873. 
(B.:5,) Wilhelm. 


Fürst v. Bismarck. 
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Verzeichniss der RBeichs-Beamten. 


I. Direktoren der obersten BReichs-Behörden etc. 


1) Direktoren im Reichskanzler-Amt. 

2) Präsident des Bundes-Amts für das Heimathwesen. 
Direktor im Auswärtigen Amt. 

| Präsident des Rechnungshofes. 

Präsident des Reichs-Oberbandels-Gerichts. 

) General-Postdirektor. 

General-Telegraphendirektor. 

8) Vorsitzender der Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds. 

9) Vorsitzender des Reichs-Eisenbahn-Amtes. 


II. Vortragende Räthe der oberstenBeichs-Behördenete 
A. Reichskanzler- Amt. 


1) Vortragende Räthe im Reichskanzler-Amt. 

2) Direktor des Statistischen Amts. 

3) Direktor der Normal-Eichungs-Kommission. 

4) Mitglied des Bundes-Amts für das Heimathwesen. 


B. Auswärtiges Amt. 


3 
4 
5 
6 
7 


1) Vorträgende Räthe. 
C. Verwaltung des Reichsheeres. 


a, Servisberechtigte Militair-Beamte. 
1. in Preussen. 
1) Militair-Intendanten. 4) Mitglieder des General-Auditoriats. 
2) Feldpröbste. 3) General-Auditeur der Armee 
2. in Sachsen. 
1) Korps-Intendant. 2) General-Auditeur. 
3. in Württemberg. 
1) Intendant. 2) Direktor des Ober-Kriegsgerichts. 
b. Nicht servisberechtigte Beamte. 
’ 1. in Preussen. 
1) Vortragende Räthe von Zivil. 
2. in Sachsen. 
1) Vortragende Räthe vom Zivil. 
D. Marine-Verwaltung. 
1) Vortragende Räthe in der Admiralität. 
E. Rechnungshof. 
1) Direktor. 2. Vortragende Räthe. 
| F. Reichs-Oberhandels-Gericht. 
1) Vize-Präsidenten. 2. Räthe. 
6. Postverwaltung. 
1) Vortragende Räthe beim General-Postamt. 2. Ober-Postdirektoren. 
H. Telegraphen-Verwaltung. 
1) Vortragende Räthe. 2. Telegraphen-Direktoren. 
J. Reichs-Eisenbahn-Amt. 
1) Räthe. 
III, Mitglieder der übrigen Reichs-Behörden. 
A. Reichskanzler- Amt. 
1) Ständige Hülfsarbeiter 
2) Büreau-Vorsteher im Reichs- 
3) Geheime expedirende Sekretaire, Kalkulatoren und Registratoren, kanzler-Amt. 
sowie Kanzlei-V orsteher 


4) Mitglieder ja 
5) Büreau-Vorsteher | des Statistischen Amts, 


824 Verzeichniss der Reichs-Beamten. 


B. Reichstag. 
1) Büreau-Direktor. - 3) Vorsteher des Stenographen-Büreaus, 


2) Registratoren. | 4) Bibliothekar. 
C. Auswärtiges Amt. 
1) Ständige Hülfsarbeiter. | 5) Geheime Registratoren. 
2) Expedienten. 6) Rendant und Buchhalter. 
Beamte des Zentralbüreaus. | 7) Vorstand der Geheimen Kanzlei. 


3) 
4) Beamte des Chiffrirbüreaus. 
D. Verwaltung des Reichsheeres. 
n. Servishrrechtigte Militäir-Beamte, 
1. in Preussen. 
Ober- und Korps-Auditeure. 


1) Militair-Intendantur-Räthe. 5 
2) Militair-Intendantur-Assessoren. 6) Divisions- und Garnison-Auditeure. , 
3) Militair-Oberpfarrer. 7) Plankammer-Inspektor. | | 


4) Divisions- und Garnison-Pfarrer. 
2. in Sachsen. 
1) Korps-, Divisions- u. Gouvernements- | 3) Intendanturräthe. 
Auditeure. 4) Intendantur- Assessoren. 
2) Ober-, Divisions- u. Garnison-Prediger. 
3. in Württemberg. 
1) Zivilreferent des Kriegs-Ministeriums, 4) Intendantur-Assessoren. 
2) Korps-, Divisions-,‚Gouvernements-n.Gar- | 5) Räthe beim Ober-Kriegsgericht. 
3) Intendantur-Räthe. [nison-Auditeure. | 6) Baurath. 
b. Nicht servisberechtigte Beamte. 
l.in Preussen. 


1) Expedirende Sekretaire und Kalkulatoren, Ober-Stabsapotheker, Registratoren und 
Kanzleivorstände beim Kriegs-Ministerium, 
2) Bauinspektor als Assistent des Ministerial-Bauraths. 
3) Rendant 
5) ee sehballer bei der General-Militair-Kasse. 
6) Buchhalter 
und Rendant bei der Korpszahlungsstelle 14. Armeekorps. 
?) Vermessungs-Inspektor beim grossen Gencralstabe. 
8) Bauinspektoren als Lokal-Baubeamte, 
9) Bauinspektor für die militair-technischen Institute in Spandau. 
10) Geistliche bei dem Invalidenhause in Berlin. 
11) Geistliche bei den Kadetten-Anstalten. 
12) Pfarrer und Schulinspektor beim Militair-Knabenerziehungs-Institut in Annaburg. 
15) Professoren beim Kadettenkorps. 
14) Insitutsarzt bei dem Militair-Knabenerziehungs-Institut in Annaburg. 
2. in Sachsen, 
1) Sekretaire und Registratoren beim Kriegs-Ministerium. 
2) Kriegs-Zahlmeister und Buchhalter bei dem Kriegs-Zahlamte. 
3) Kriegs-Gerichtsrath beim Ober-Kriegsgericht. 
4) Professoren beim Kadettenhause. 
E. Marine-Verwaltung. 
1) Auditeure, 8) Hülfsräthe in der Admiralität.. 
2) Prediger. 9) Hydrographen. 
3) Intendantur-Räthe. 10) Geheime expedirende Sekretaire u.Kal- 
4) Intendantur-Assessoren. kulatoren, GeheimeRegistratoren u.Geh. 
5) Ober-Ingenieure. Kanzlei-Inspektor in der, Admiralität. 
6) Ingenieure. 11) Werft- ete. Direktoren. 
7) Unter-Ingenieure. 12) Lehrer an der Marineschul«, 


F. Rechnungshof. 
1) Revisoren und Kalkulatoren. 2) Registratoren. 3) Kanzleidirektor. 


G, Reichs-Oberhandels-&ericht. 
1) Sekretaire, 
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H. Post-Verwaltung. 

1) Ober-Posträthe und Posträthe. 5) Inspektor des Post-Zeitungsamts. 

2) Baurath beim General-Postamt. 6) Direktor des Post-Zeugamts. 

3) Geheime expedirende Sekretaire u. Kal- 7) Vorsteher des Kontrolbureaus der Post- 
kulatoren, Geheime Registratoren und anweisungen etc. 
Kanzlei-DirektorbeimGeneral-Postamt. 8) Postdirektoren. 

4) Rendant und Vorsteher des Post-Zei- 9) Postinspektoren. 
tungsamts. 10) Rendant bei den Ober-Postkassen. 


J. Telegraphen-Verwaltung. 
1) Hülfsarbeiter bei der General-Direktion. 
2) Telegraphen-Direktionsräthe. 
3) Expedirende Sekretaire, Kalkulatoren, Registratoren und Kanzlei-Inspektor bei der 


General-Direktion. 

K. Reichs-Eisenbahn- Amt. 
1) Ständige Hülfsarbeiter. 2) Expedirende Sekretaire, Kalkulatoren und Registratoren. 

IV, Subalternen, 

ige NEPTUN 
1) Sekretariats- und Registratur-Assistenten Be 
2) Geheime Kanzlei-Sekretaire beim Reichskanzler-Amt. 
3) Expedirende Sekretaire und Kalkulatoren beim Statistischen Amt. 
4) Expedirender Sekretair und Kalkulator ) „.; ger Normal-Eicl K in, 
5 ‘Kanzlei-Sekretair ei der Normal-Eichungs-Kommission. 
B. Reichstag. 

1) Kanzlei-Sekretair. 

€. Auswärtiges Amt. 1 
1) Geheimer Registratur- Assistent. 3) Geheime Kanzlei-Sekretaire. 
2) Kassen-Sekrctair.  _ 4) Telegraphisten. 

D. Verwaltung des Reichsheeres. 
n. $ervisherechtigte Militair-Beamite. 
1. in Preussen. 

1) Intendantur-Sekretaire und Registratoren. 
2) Intendantur-Sekretariats- und Registratur- Assistenten. 
3) Militairgerichts-Aktuarien, 
4 
) 


Stall- und Dressirmeister bei den Reitinstituten. 
Sekretaire und Assistenten in den Büreaus der Festungs-Inspektionen, Inspektor 
des Festungs-Modellhauses in Berlin, Sekretaire und Assistenten bei den Fortifi- 
kationen. 
6) Korps-Stabsapotheker. 
7) Expedient in der Kanzlei des Chefs des Generalstabes der Arınee. 
8) Ingenieur-Geographen. 
9) Zahlmeister, Korps- und Ober-Rossärzte. 
2. in Sachsen. 
) Intendantur-Sekretaire, Registratorenu. | 4) Sekretair beim Generalstabe. 
) Fortifikations-Sekretair. |Assistenten. | 5) Militairgerichts-Aktuar. 
) Ingenieur-Geograph. 6) Zahlmeister, Korps- u. Ober-Rossärzte. 


4 
5\ Kanzleivorstand im Kriegs-Ministerium. 
6) Bauinspektor. 
7) Zahlmeister, Korps- und Ober-Rossärzte. 
b. Nicht servisberechtigte Militair-Beamte, 

1, in Preussen. 

1) Kalkulatoren und Kalkulatur-Assistenten bei der Naturalkontrole, Registratur- 
Assistenten und Kanzlei-Sekretaire im Kriegs-Ministerium. 

2) Geheime Sekretaire und Kassen-Assisten bei der General-Militairkasse. 
3) Buchhalter und Kassen-Assistent bei der Korps-Zahlungstelle 14. Armeekorps. 
4) Registrator bei dem Gouvernement in Rastatt. 
5) Inspektor der technischen Anstalten und Registratoren beim grossen Generalstabe, 
6) Proviantmeister, 
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.7) Proviantamts-Kontroleure, einschliesslich der Reserve-Magazinrendanten. 
8) Proviantamts-Assistenten, einschliesslich der Depot-Magazinverwalter, 
9) Montirungsdepot-Rendanten. 

10) m K.oontroleure. 

11) ; Assisstenten. 

12) Garnisonverwaltungs-Direktoren. 

| “ Ober-Inspektoren. 
14 ® Inspektoren. 

15) Kasernen-Inspektoren. 

16) Baumeister als Lokal-Baubeamten. 
1” Betriebs-Inspektoren 

15) Maschinenmeister 

19) Erste Revisionsbeamte 
20) Ober-Büchsenmacher. 

21) Materialien-V erwalter 
22) Munitions-Revisoren. 

) Registrator bei der Artillerie-Prüfungskommission. 

) Rendanten, Betriebs-Inspektoren und Materialienschreiber bei den Pulverfabriken. 
) Rendanten, Materialien- und Fabriken-Verwalter, Sekretaire und Materialienschreiber 
) 


bei den Gewehrfabriken. 


23 

24 

25 
bei den Artillerie-Werkstätten. NE 

26) Inspizienten und expedirende Sekretaire bei der Ober - Militair- Examinations- 
Kommission. 

27) Geheime expedirende Sekretaire und Geheime Registratoren beim General-Auditoriat. 

28) Kanzlei-Sekretaire daselbst. 

28) Registrator bei der Ober-Militair-Examinationskommission. 

30) Sekretair und Registrator bei der General-Inspektion der Militair-Erziehungs- und 
Bildungswesens und Kanzlisten bei derselben. 

31) Lehrer bei dem Kadettenkorps. 

) Zivilerzieher daselbst. 

| Rendanten beim Kadettenkorps. 

Rendant beim Militair-Knabenerziehung-Institut in Annaburg. 

) Rendant bei der Garnisonschule in Stralsund. 

5) | Rendant bei der Kriegsakademie. 

37) Kanzlist bei derselben. 

35) Büreau- und Rechnungsbeamte beim Kadettenkorps. 

39) Hülfsarbeiter bei der Berliner Kadettenhaus-Kasse. 

40) Feldwebel-Lieutenants und Hausverwalter beim Kadettenkorps. 

41) Sergeanten (Kompagnieverwalter) daselbst. 

42) Kanzlei-Sekretair beim Kommandeur des Kadettenhauses, 

43) Hausverwalter bei der vereinigten Artillerie- und Ingenieurschule. 

44) Oekonomie- und Utensilien-Inspektor bei dem Militair-Knabenerziehungs-Institut zu 
Annahurg. 
Wundarzt daselbst. 


3 
3 
3 
3 


2 
3 
4 
5 
6 


45) 
46) Verwaltungs-Inspektor bei der Militair-Rossarztschule und Vorsteher der Militair- 
Lehrschmiede. 
47) Lehrer bei den Garnisonschulen. 
48) .Lehrerinnen daselbst. 
49) Lehrer beim Militair-Knabenerziehungs-Institut in Annaburg. 
50) Lehrer bei der Zentral-Turnanstalt. 
52 Ober-Lazareth-Inspektoren. 
52) Lazareth-Inspektoren. 
53) Rendant beim medizinisch-chirurgischen Friedrich-Wilhelms-Institut. 
54) Rendanten und 'Inspektoren bei den Invalidenhäusern. 
55) Administratoren 
r a 
a eds bei den Remonte-Depots. 
58) Rechnungsführer 
2. in Sachsen. 


) Kanzlei-Beamte beim Kriegs-Ministerium. 

) Sekretaire und Hülfsarbeiter beim Kriegs-Zahlamte. 

) Kupferstecher beim topographischen Bureau des Generalstabes. 

) Sekretair, Registrator und Kanzlist beim Ober-Kriegsgericht. 

5) ne Proviantamts - Kontroleure, Magazin - Rendanten, Proviantamts- 
ssistenten, 


y 
2 
B) 
4 
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6) Sektionschef, Rendant, Sekretair und Assistenten beim Montirungs-Depot. 

7) Garnisonverwaltungs-Direktor, Ober-Inspektoren, Garnisonverwaltungs- und Ka- 
sernen-Inspektoren. 

8) Ober-Lazareth- und Lazareth-Inspektoren. 

9) Lehrer bei dem Kadettenkorps. 

10) Rendant, Assistent und Feldwebel-Lieutenants bei dem Kadettenkorps. 

si Rektor, Oberlehrer, ständige und Hülfslehrer, Hausinspektor bei der Lehr- und 
Erziehungsanstalt zu Klein-Struppen. 

12) Direktor, ständige und Hülfslehrer bei der Garnisonschule in Dresden. 

13) Lehrer an der Garnisonschule in Königstein. 

14) Ober-Apotheker. 

15) Betriebs:Inspektor, Sekretair bei den technischen Instituten der Artillerie. 

3.:in Württemberg. 

1) Kanzlisten des Kriegs-Ministeriums 

2) Rendant und Sekretair beim Artillerie-Depot. 

3) Lehrer an der Kadettenschule. 

4) Proviantmeister, Kontroleur u. Assistenten, einschliesslich der Depot-Magazinverwalter. 

5) Rendant, Kontreleur und Assistent beim Montirungs-Depot. 

6) Garnisonverwaltungs - Direktor, Ober - Inspektoren, Verwaltungs- und Kasernen-In- 
spektoren. 

7) Ober-Lazareth- uud Lazareth-Inspektoren. 


E. Marine-Verwaltung. 


1) Gerichts-Aktuarien. 8) Rendanten bei den Werften etc, 

2) Zahlmeister. 9) Kontroleure. 

3) Unterzahlmeister. 10) Werftsekretaire. 

4) Intendantur-Sekretaireu. Registratoren. ‘| 11 Marine-Lazareth-Apotheher. 

5) Geheime Registratur-Assistenten in der | 12) Garnisonverwaltungs-, Kasernen-, Ober- 
Admiralität. und Lazareth-Inspektoren. 

6) Geheime Kanzlei-Sekretaire daselbst. 13) Schiffslazareth-Depotverwalter. 

7) Zeichner in der Admiralität. 14) Lootsenkommandeure. 


F. Rechnungshof. 
1) Kanzlei-Sekretaire. 
G. BReichs-Oberhandels-Gerieht. 
1) Kanzlei-Sekretaire. 
H. Postverwaltung. 


1) Geheime Kanzlei-Sekretaire beim General-Postamte. 
2) Registratur- und Kanzlei-Assisten beim General-Postamte. 


3) Bureau- und I. Klasse 
4) Rechnungsbeamte | II. „  beidem Post-Abrechnungsbureau mit dem Auslande etc. 
5) Kontroleur 


6) Kassirer 

7) Sekretaire 
8) Assistenten 
9 Bureau- und I. Klasse 

10) Rechnungs-Beamte | II. „bei den Ober-Postdirektionen. 
11) Kanzlisten bei den Ober-Postdirektionen. 

1a nn | bei den Ober-Postkassen. 

14) Kassirer bei den Orts-Postanstalten. 

15) Expeditions-Vorsteher bei grösseren Postämtern (Ober-P ostsckretaire). 
16) Vorsteher der Postverwaltungen (Postmeister). 
17 
1s 
19) 
20) 


bei dem Post-Zeitungs-Amte. 


Postsekretaire. 
Sekretariats- Assistenten. 
Vorsteher von Postexpeditionen (Postexpediteure). 
Postamts-Assistenten. 
| I. Telegraphen-Verwaltung. 
1) Etatsmässige Bureau-Hülfsarbeiter, Registratur- Assistenten und Kanzlei-Sekretaire 
bei der Generaldirektion. 
9) Bureaubeamte I. und II. Klasse bei dem Abrechnungsbureau. 
3) Lehrer der Telegraphenschule. | 
4) Bureau- und Rechnungs-Beamte I. Klasse bei den Telegraphen-Direktionen, 
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Direktionen. 
6) Telegraphen-Inspektoren. 
7) Teleg graphen-Sekretaire. 
8) Ober-Telegraphisten und Telegraphisten. 
9) Telegraphen-Gehülfinnen (im Grossherzogthum Baden). 


K. Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds. 


1) Bureaubeamte. 2) Kanzlisten. 
L. Reichs-Eisenbahn-Amt. 


5) Bureau- und Rechnungs - Beamte II. Klasse und Kanzlisten bei den Aeegunphen 
) 


1) Kanzlei-Sekretaire. 
V. Unterbeamite, 
‘A. Reichskanzler-Amt. 


1) Botenmeister 

2) Kastellan 

3) Boten beim Reichskanzler- Amt. 

4) Portier 

5) Hausdiener 

6) Kanzleidiener beim Statistischen Amt. 

7) Hausdiener bei der Normal-Eichungskommission. 

B. Reichstag. 
nein, 3) Thürsteher. 
Botenmeister. 4) Hausdiener. 

C. Auswärtiges Amt. 
1) Botenmeister. 3) Portiers. 
2) Kanzleidiener. 4) Hausdiener. 


D. Verwaltung des Reichsheeres. 
a) Servisberechtigte Militair-Beamte. 
1. in Preussen. 
1) Divisions- und Garnison-Küster. 4) Zeugfeldwebel und Long 
2) Wallmeister. 5) Büchsenmacher und Sattler. 
3) Zeughaus-Büchsenmacher. 
2. in Sachsen. 


l) Oberaufscher bei den Montirungs- | 4) Büchsenmacher bei den Artillerie-Werk- 

2%) Militairküster, [Depots. | 5) Wallmeister. - [stätten. 

3) Materialienschreiber bei den techni- | 6) Zeugfeldwebel und Zeugsergeanten. 
schen Instituten der Artillerie. | 7) Büchsenmacher und Sattler. 


3. in Württemberg. 
3) Zeugsergeanten. 
4) Büchsenmacher und Sattler. 
b) Nicht servisherechtigte Beamte. 
1.in Preussen. 


) Kastellan und Botenmeister beim Kriegs-Ministerium. 
) Kanzleidiener und Portiers daselbst. 
) 
) 


1) Zeughaus-Büchsenmacher. 
2) Zeugfeldwebel. 


Bureaudiener bei den Intendanturen. 

Kassendiener bei der General-Militairkasse uud der Korps-Zahlungsstelle 14. Ar- 
meekorps. : 

5) Gouvernementsdiener in Rastatt. 

12) 


1 
2 
3 
4 


6) Botenmeister, Kanzleidiener, Hausdiener und Portiers, Heizer und Heizergehülfe 
beim Generalstabe. 

7) Backmeister, Mühlenmeister, Magazin-Ober- und Aufscher, Maschinisten, Bureau- 
diener und W ächter bei den Magazin-Verwaltungen. & 

8 ee etatsmässige Masazin- Arbeiter und Nachtwächter bei den Montirungs- 
s 
asernen- und sonstige Aufseher, Röhrmeister in Weissenfels. 

Kasernenwärter und Kasernendiener. 

Maschinisten, Heizer und Waschmeister in den Garnison-Waschanstalten. 

Kanzlei- und Kassendiener, Boten, Ofenheizer bei den Garnisonverwaltungen. 

Portier, Hausmeister, Hausdiener und Wächter daselbst. 

Werkmeister, Maschinenaufseher und Heizer bei den Gewehrfabriken. 

Portiers, Nachtwächter und Hausdiener daselbst. 


) 
) 
9) K 
10) 

11) 

13) 
14) 
15) 
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16) Portiers, Hausdiener, Bureaudiener, Nachtwächter bei den Artillerie - Werkstätten, 
der Geschützgiesserei und dem Feuerwerks-Laboratorium. 

17) Baugefangenen-Ober- und Unteraufscher. 

18) Kanzleidiener, Kassendiener, Bureaudiener, Kanzleibote und Hausdiener bei der 
General - Inspektion des Militair - Erziehungs- und Bildungswesens, der Ober - Exa- 
minationskommission, dem General-Auditoriat, der Kriegsakademie, dem Kadetten- 
korps, der Zentral-Turnanstalt und der Militair-Rossarztschule. 

19) Hausdiener, Klassendiener, Portiers und Kustos bei der Artillerie- und Ingenieur- 
schule. 

20) Hausmänner, Krankenwärter, Gärtner und Röhrmeister bei dem Knaben-Erziehungs- 

“ institut in Annaburg. 

31) Hauswärter, Schulvogt und Kastellan bei den Garnisonschnlen. 

22) Klassenwärter, Aufwärter, Lazarethwärter, Tafeldecker, Portiers, Gärtner und 
Nachtwächter bei dem Kadettenkorps. 

23) Portiers und Aufseher bei der Kriegsakademie, der Zentral- Turnanstalt und Mili- 

tair-Rossarztschule. 

4) Maschinisten und Heizer bei den grössten Lazarethen. 

5) Zivilkrankenwärter und Portiers in den Lazarethen. 

6) Hausknechte daselbst. 

27) Portier, Aufwärter, Hausdiener und Heizer beim medizinisch - chirurgischen Fried- 
rich-W ilhelms-Institut. 

28) Küster, Todtengräber und Zivilkrankenwärter beim Invalidenhause in Berlin. 

29) Futtermeister bei den Remonte-Depots. 


2.in Sachsen. 


1) Kanzleidiener, Hausmann beim Kriegs-Ministerium. 

2) Kassendiener beim Kriegs-Zahlamte. 

Bureaudiener bei der Intendantur. 

Aufwärter beim Generalstabe und Ober-Kriegsgericht. 

Ober- und Aufseher, Mühlen- und Backmeister, Bureaudiener bei den Magazin-Ver- 
waltnngen. 

6) Poliere, Kasernen- und Maschinenwärter bei den Garnison- Verwaltungen, 

7) Aufseher beim Militairarrest in Dresden. 
8 
) 
10) 


2 
2 
2 


5) 


Maschinenwärter beim Garnison-Lazareth daselbst. 
Aufwärter und Krankenwärter beim Kadettenhause. 
Aufseher und Hausmann bei der Lehr- und Erziehungsanstalt in Struppen. 
11) Apothekenstösser. 
12) Thorwärter bei den technischen Instituten der Artillerie. 
13) Aufseher beim Montirungsdepot. 
3. in Württemberg. 
1) Kanzlei-, Kassen-, Bureaudiener beim Kriegs - Ministerium, der Intendantur, dem 
Ober-Kriegsgericht und dem Kriegs-Zahlamt. 
2) Materialienschreiber und Bureaudiener bei dem Artillerie-Depot. 
3) Diener der Kadettenschule. 
4) Backmeister, Ober- und Aufseher, Bureaudiener bei den Magazin-Verwaltungen. 
5) Packmeister und Aufseher beim Montirungs-Depot. 
6) Kasernenaufseher und Wärter. 
7) Wärter und Hausknecht bei den Lazarethen. 


E. Marine-Verwaltung. 


1) Botenmeister in der Admiralität. 14) Gefängniss-, Kasernen- und Kranken- 
2) Geheime Kanzleidiener. 15) Lazarethportiers. | wärter. 
3) Portiers. 16) Aufseher der Marineschule. 
4) Hausdiener. 17) Portier. 
5) BureaudienerbeimRechnungs-Dezernat | 18) Marineküster. 
resp. der Intendantur. Oberlootsen. 
6) Zeichner bei den Werften ete. 20) Steuermann des Lootsenschooners. 
7) Werkmeister. 21) See- und Hafenlootsen. 
8) Werftbureau-Assistenten. 22) Schiffsführer des Feuerschiffes. 
9) Schleusenmeister-Gehülfe. 23) Steuermann. 
10) Dockmeister. 24) Marineverwalter. 
11) Schleusenmeister. a Deckoffiziere I. Klasse. 
12) Magazin-, Bauaufseher, Schleusen- und | 26) R II. Klasse. 
Dockwärter. 2 Zeugfeldwebel. 
13) Portiers, Bureau- und Kassendiener. 23) Zeugsergeanten. 
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F. Rechnungshof. 

1) Kanzleidiener. 3 

G. Reichs-Oberhandels-Gericht. 
1) Botenmeister. 2%) Kanzleidiener. 3) Hausdiener. 
H. Postverwaltung. 


1) Kastellane 

2) Botenmeister 

3) Kanzleidiener ) bei dem General-Postamte. 

4) Portiers 

5) Hausdiener 

n Unterbeamte bei dem Post-Abreehnungsbureau mit dem Auslande etc. 

3 See bei dem Post-Zeitungsamte. 

9) Unterbeamte bei den Ober-Postdirektionen. 

1 Briefträger in Berlin. / 

11) Unterbeamte für den Bureau- und den Ortsbestellungsdienst bei den Lokal- Post- 
anstalten. 

2) Postkondukteure und Postbegleiter. 


1 
13) Packetträger. 
14) Landbriefträger. 
I. Telegraphen-Verwaltung. 
1) Kastellan bei der General-Telegraphen- 4) Hausdiener daselbst. 
direktion. 5) Unterbeamte bei den Telegraphen- 


2) Kanzleidiener daselbst. direktionen. 
3) Portier daselbst. | 6) Teelegraphenboten. 


K. Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds. 


1) Unterbeamte. 
L. Reichs-Eisenbahn-Amt. 


1) Kanzleidiener. 


Gesetz, betreffend die dem Reichs - Oberhandels - Gericht gegen 
Reehts-Anwalte und Advokaten zustehenden Diziplinar-Befug- 
nisse‘). Vom 28. März 18%3. (Reichs- Gesetz- Blatt 1873. 8. 60. 61.) 


‚Einleitung. 


Durch 8. 10. des Gesetzes vom 12. Juni 1869., betreffend die Errichtung 
eines obersten Gerichtshofes für Handelssachen, sind alle in einem Staate des 
Norddeutschen Bundes zur gerichtlichen Praxis fest zugelassenen Rechts-An- 
walte und Advokaten berechtigt erklärt „zur Praxis bei dem Bundes-Ober- 
handels-Gerichte — sowie zur Niederlassung am Sitze dieses Gerichtshofs“. 
Durch spätere Reichs-Gesetze ist jene Berechtigung bekanntlich auf alle in 
einem Theile des Reichs, einschliesslich Elsass und Lothringen, zur gericht- 
lichen Praxis fest zugelassenen Rechts-Anwalte und Advokaten ausgedehnt 
worden. 

Die hier gestattete Niederlassung am Sitze des Reichs-Oberhandels-Ge- 
richts ist mit der in einem grossen Theile der Bundesstaaten bestehenden 
Residenzpflicht der Rechts-Anwalte und Advokaten unvereinbar **). Aus diesem 
Grunde sind Zweifel darüber entstanden, ob für diejenigen, welche von 
dem Rechte der Niederlassung Gebrauch machen, die landesge- 
setzlich bestehende Residenzpflicht aufgehoben sei, oder ob 
diese Pflicht im Falle der fraglichen Niederlassung das Auf- 


*) Vergl. hierzu Gesetz, betr. Errichtung eines obersten Gerichtshofes für Han- 
delssachen. Archiv Bd. II. S. 741. ff. | 

:**) In Sachsen-Koburg-Gotha zieht die Verlegung des ständigen Aufenthalts 
den zeitweisen Verlust der Praxis nach sich, Ges. vom 2. Juni 1862. $. 35. 
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geben der heimathlichen Berechtigung zur Praxis herbeiführen 
müsse. . Von Seiten des Königlich Preussischen Justizministers ist unter 
Zustimmung des Reichskanzler-Amts diese letztere Ansicht bisher durchgeführt 
worden, und das Reichs-Oberhandels-Gericht hat in dem Aufgeben der heimath- 
lichen Berechtigung keinen Grund gefunden, den betreffenden Rechts-Anwalten 
und Advokaten die Zulassung zur Praxis zu versagen. 


Die Residenzpflicht ist nach den verschiedenen Landes-Gesetzen von Be- 
deutung für das Prozess-Verfahren, sofern dieses die Anwesenheit der Partei- 
Vertreter voraussetzt, und für die Einhaltung einer nach dem Bedürfnisse 
festgesetzten Zahl von Rechts-Anwalten und Advokaten; ebenso auch für die 
Erfüllung örtlicher Pflichten zur Uebernahme gewisser Vertretungen oder zur 
T'heilnahme an der Organisation des Standes und für die Disziplin, welche 
durch Organe von örtlich begrenzter Zuständigkeit gehandhabt wird. Wollte 
man die in der Aufhebung der Residenzpflicht liegende Befreiung von den an 
die Residenz geknüpften persönlichen Pflichten und die Befreiung von jeder 
Disziplin, welche eintreten kann, wenn ein Rechts-Anwalt oder Advokat sich 
am Sitze des Oberhandels-Gerichts niederlässt, ohne vorher einem bestimmten 
Organe der Disziplin unterworfen zu sein, ausser Betracht lassen, so würde 
die Aufhebung der Pflicht und Fortdauer der Berechtigung zur Praxis nach 
Aufgabe des ständigen Aufenthalts doch völlig unvereinbar sein mit der Rück- 
sicht auf das Prozess-Verfahren und mit der Pflicht der Regierung eines Bun- 
desstaates, eine bestimmte Anzahl von am Orte wohnhaften Rechts-Anwalten 
und Advokaten zu erfüllen und nicht zu überschreiten. 


Die Aufhebung der Residenzpflicht und die Fortdauer der früheren Berech- 
tigung der Rechts-Anwalte und Advokaten, welche sich am Sitze des Reichs- 
Oberhandels-Gerichts niederlassen, ist für die Rechtspflege bei diesem Ge- 
richtshofe ohne Interesse. Es kann deshalb nicht angenommen werden, dass 
diese in die Justiz-Einrichtungen vieler Bundesstaaten tief eingreifenden Aen- 
derungen an den bestehenden Rechts-Verhältnissen der Rechts-Anwalte und 
Advokaten mit dem Gesetze vom 12. Juni 1869. beabsichtigt worden sind. 
Als weit natürlichere Auslegung des $. 10. dieses Gesetzes bietet sich viel- 
mehr die, dass die zur gerichtlichen Praxis in einem Bundesstaate zugelassenen 
Rechts-Anwalte und Advokaten nicht blos unter Beibehaltung ihrer bisherigen 
Stellung, sondern auch unter Aufgabe derselben und Verwendung ihrer 
ganzen Thätigkeit für die Praxis beidem Reichs-O berhandels- 
Gerichte zu dieser Praxis berechtigt sein sollen., Die gestattete 
Niederlassung hat dann nicht blos die thatsächliche Bedeutung des ständigen 
Aufenthalts; sie begründet vielmehr, soweit sie die Aufhebung der Berech- 
tigung zur Praxis in einem Bundesstaate zur Folge hat, ein selbstän- 
diges Recht zur Praxis bei dem Reichs-Öberhandels-Gerichte, 
im Gegensatz zu der Berechtigung der in einem Bundesstaate noch fortdauernd 
zur Praxis zugelassenen Rechts-Anwalte und Advokaten. In dieser Auffassung 
des Gesetzes steht das Aufgeben der heimathlichen Berechtigung zur Praxis 
jedem Rechts-Anwalte oder Advokaten, welcher sich am Sitze des Bundes- 
Oberhandels-Gerichts niederlässt, frei, ohne dass die landesgesetzliche Noth- 
wendigkeit dieses Aufgebens als Voraussetzung einer Ausnahme nachzuweisen 
bleibt. 

Für diejenigen Rechts-Anwalte und Advokaten, welche in der angegebenen 
Weise ein selbständiges Recht zur Praxis bei dem Reichs - Oberhandels- 
Gericht erlangen, fehlt es zur Zeit an einer gesetzlich geordneten Disziplin. 

Ein neues für alle betheiligten Rechts-Anwalte und Advokaten geltendes 
Disziplinar-Gesetz zu schaffen, muss von vornherein als unzweckmässig be- 
zeichnet werden, da die in Vorbereitung begriffene einheitliche Prozess-Gesetz- 
gebung auch die Ordnung der Rechts-Verhältnisse der Rechts-Anwalte und 
Advokaten mehr oder weniger mit umfassen wird und die wichtigsten Fragen 
dieser Gesetzgebung nicht hier gelegentlich entschieden werden können. Es 
erscheint auch um so weniger zu empfehlen, als seit Errichtung des Reichs- 
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Oberhandels-Gerichts die vorbereitete Gesetzgebung ihrem Ziele näher gerückt 
ist,*) und bei der geringen Zahl von Rechts-Anwalten und Advokaten, welche 
sich bei dem Reichs-Oberhandels-Gerichte niedergelassen haben, nur ausser- 
ordentlich wenige Fälle der Anwendung zu erwarten sind. | 

War die Bildung einer besonderen Advokaten-Kammer oder eines Ehren- 
raths nicht ausführbar, so konnte man daran denken, diese wenigen Rechts- 
Anwalte und Advokaten zum Zwecke der Disziplin an dem Advokaten-Verein 
des Bezirks des Königlich Sächsischen Appellations-Gerichts zu Leipzig Theil 
nehmen zu lassen und sie der von diesem Verein gewählten Advokaten-Kammer 
mit unterzuordnen. Allein die dieser Kammer durch die Advokaten-Ordnung 
vom 3. Juni 1859. beigelegte Disziplinar-Gewalt ist eine ausserordentlich be- 
schränkte ($. 52.) und findet ihre Ergänzung nur in der den Staatsbehörden 
in vollem Umfange vorbehaltenen Disziplinar-Strafgewalt ($. 71.), deren Aus- 
dehnung über die ausschliesslich dem Reichs-Oberhandels-Gericht angehörigen 
Rechts-Anwalte und Advokaten nicht angemessen erscheint. 

Die Vorgänge bei der Errichtung des Reichs-Oberhandels-Gerichts weisen 
auch für die Ordnung der hier fraglichen Verhältnisse auf die Benutzung der 
Landes-Gesetze hin. Die Behandlung der betreffenden Rechts-Anwalte und 
Advokaten nach der Annahme, dass sie noch fortdauernd Rechts-Anwalte oder 
Advokaten in den Bundesstaaten sind, erledigt jedenfalls die Sache vollständig, 
da sie nur aus einer solchen Stellung die Niederlassung am Sitze des Reichs- 
Oberhandels-Gerichts ausführen konnten. Die Anwendung des betreffenden 
Landes-Gesetzes ist für jeden einzelnen in Ermangelung eines gemeinsamen 
Gesetzes das Nächstliegende. Was disziplinarisch zu rügen ist, ist im Wesent- 
lichen in allen Bundesstaaten dasselbe und die höchste Strafe ist überall, ab- 
gesehen von der im Herzogthum Sachsen-Meiningen zulässigen vierzehntägigen 
Gefängnisstrafe, deren Anwendung nicht grade zu besorgen ist, die Entziehung 
der Berechtigung zur Praxis. Dass die Anwendung der verschiedenen Gesetze 
praktisch zu erheblichen Verschiedenheiten der Beurtheilung führen wird, ist 
um so weniger zu besorgen, wenn die ganze Disziplinar-Gewalt in der Hand 
des Reichs-Oberhandels-Gerichts vereinigt wird. Diese Vereinigung, für die 
Erzielung eines gleichmässigen Resultates in der unter allen Umständen 
arbiträren Beurtheilung der Strafbarkeit von grosser Bedeutung, empfiehlt 
sich auch aus anderen Gründen.**) 

Die fortdauernde Zuständigkeit der heimischen Disziplinar-Behörden musste 
Bedenken erregen, da die betheiligten Personen aus der Stellung, welche die 
Disziplinar-Gewalt dieser Behörden begründete, und aus der etwa bestandenen 
Theilnahme an der Bildung dieser Behörden ausgeschieden und andererseits 
die heimischen Disziplinar-Behörden der eigenen Beobachtung und Kenntniss 
der Verhältnisse entrückt sind. Dieses Bedenken trifft mit dem Bedürfniss 
zusammen, für diejenigen Personen, welche noch keinem bestimmten Disziplinar- 
Gerichtsstande unterworfen waren, bezügliche Bestimmungen zu geben. Nach 


*) Sicherem Vernehmen nach ist im Preuss. Justiz-Ministerium ein Entwurf einer 
Deutschen Rechts-Anwalts-Ordnung mit Motiven bereits ausgearbeitet. hir 

*7)..I)ie 80 geschaffene verschiedene rechtliche Behandlung ist nicht ohne Bedenken. 
Das Gesetz richtet sich vorzugsweise auf die sieben bis acht Anwälte, die sich in 
Leipzig niedergelassen haben. Diese sollen in Disziplinar-Sachen nach dem materiellen 
und formellen Recht desjenigen Landes beurtheilt werden, aus welchem sie gekommen 
sind. Diese sieben bis acht Anwälte sind aus fünf bis sechs verschiedenen Ländern 
hergekommen und sollen also nach den verschiedenen Partikular-Gesetzgebungen dieser 
fünf bis sechs Staaten beurtheilt werden. Es kommt hinzu, dass in einzelnen. Ländern 
Streitigkeiten darüber entstanden sind: was ist Disziplinarrecht? z. B. n Hessen- 
Darmstadt. Der Abg. Lesse gab diesen Bedenken im Reichstag Ausdruck und 
war der Ansicht, dass, wenn das Bedürfniss dringend, sei schon Jetzt vor der Ein- 
führung der Reorganisation der Justiz ein Gesetz einzubringen gewesen, man hätte 
sagen sollen: diese kleine Zahl von Advokaten bei dem Reichs-Oberhandels-Gericht n 
Leipzig unterliegt dem Disziplinarrecht entweder von Preussen oder von Sachsen, je 
nachdem man dies annehmen wollte. (Sten. Ber. von 1873, 8. 28.) a 
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beiden Richtungen hin giebt die Uebertragung der Disziplinar-Gewalt an das 
Reichs-Öberhandels-Gericht selbst den passendsten Ausweg. Es sei dabei 
bemerkt, dass in keinem Bundesstaate Einrichtungen bestehen, welche die 
Disziplinar - Strafgewalt in höherer Instanz den Staatsbehörden entziehen. 
Muss das Reichs-Oberhandels-Gericht das Disziplinar-Verfahren verschiedener 
Gesetze anwenden, so wird auch dieser Uebelstand durch die geringe Zahl der 
Fälle kleiner sein, als in den zur Zuständigkeit des Gerichts gehörigen Zivil- 
sachen.“ (Motive; Drucks. des Reichstags Nr. 8.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen ete. etc. 


verordnen im Namen des Deutschen Reiches, nach erfolgter Zustimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


S$S. 1. Dem Reichs-Oberhandels-Gerichte stehen gegen die Rechts- 
Anwalte und Advokaten, welche in den bei demselben anhängigen Rechts- 
sachen thätig sind, rücksichtlich dieser Thätigkeit diejenigen Disziplinar- 
Befugnisse zu, welche dem obersten Gerichtshofe, an dessen Stelle das 
Reichs-Oberhandels-Gericht nach $. 12. des Gesetzes vom 12. Juni 1869. 
(Bundes-Gesetzblatt S.201.) $. 2. des Gesetzes vom 16. April 1871. (Bun- 
des-Gesetzblatt S. 63.), $. 5. des Gesetzes vom 22. April 1871. (Bundes- 
Gesetzblatt S. 87.) 8.1. des Gesetzes vom 14. Juni 1871. (Reichs-Gesetz- 
blatt S. 315.) getreten ist, unter gleichen Un.ständen zustehen würden. 

Die auf Grund dieser Vorschrift auszusprechende Suspension oder 
Entziehung der Berechtigung zur Praxis bezieht sich nur auf die Praxis 
bei dem Reichs-Oberhandels-Gerichte. 


&, 2. Diejenigen Rechts-Anwalte und Advokaten, welche behufs 
Ausübung der Praxis bei dem Reichs-Oberhandels-Gerichte sich am Sitze 
dieses Gerichtshofes niederlassen oder bereits niedergelassen haben, und 
die ihnen früher zustehende Berechtigung zur gerichtlichen Praxis in 
einem der Bundesstaaten oder in Elsass und Lothringen aufgegeben oder 
ganz oder zeitweise verloren haben, unterliegen in gleicher Weise, als 
wären sie in ihrer früheren Stellung als Rechts-Anwalte oder Advokaten 
verblieben, der Disziplin nach Massgabe der Landes-Gesetze und der 
nachstehenden Vorschriften. 

1. Vgl. Einleitung. 


2. Der Paragraph hatte zu dem Zweifel Veranlassung gegeben, ob alle 
Anwälte, welche sich bei dem Reichs-Oberhandels-Gericht in Leipzig nieder- 
lassen, die Berechtigung zur Praxis in ihrem bisherigen Staat verwirken, be- 
ziehungsweise so betrachtet werden sollen, als hätten sie diese Berechtigung 
freiwillig aufgegeben, ob etwa ganz beiläufig durch den $. 2. habe gesagt 
werden sollen, dass die Niederlassung eines Deutschen Advokaten beim Reichs- 
Oberhandels-Gericht An Leipzig mit der Ausübung des bisherigen Berufes in 
dem Einzelstaat unverträglich sei. 

Der Abg. Weigel gedachte dieses Zweifels als unberechtigt, regte jedoch 
die weitere Frage an, wie es mit denjenigen Anwälten, welche, obwohl sie 
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sich in Leipzig niederlassen, nichtsdestoweniger aber ihre Advokatur im Ein- 
zelstaat behalten, bezüglich der Disziplin gehalten werden soll, ob sie unter 
den $. 1. fallen, oder ob hier eine Lücke im Gesetz und derselben überhaupt 
nicht gedacht ist. 
en Geheimer Regierungsrath Dr. von Möller erwiederte 
darauf: 

„Der Gesetz-Entwwf hat nicht die Absicht, darüber eine Bestimmung zu 
treffen, wie es mit dem Recht zu dem Geschäftsbetriebe bei denjenigen Advokaten 
gehalten werden soll, welche sich von ihrem früheren Domizil nach Leipzig be- 
geben, um dort bei dem Reichs-Oberhandels-Gericht zu praktiziren. Früher war 
von einer Seite die Meinung aufgestellt, dass die Rechts-Anwälte, welche sich in 
Leipzig niederliessen, daneben unter allen Umständen das Recht der Praxis 
an ihrem früheren Wohnort beibehielten. Wäre diese Meinung richtig, dann würde 
es des vorliegenden Gesetzes nicht bedurft haben, denn dann würden diese Herren 
sämmtlich unter der Herrschaft derjenigen Disziplinar-Gesetze geblieben sein, denen 
sie unterstanden, ehe sie ihre T'hätigkeit beim BReichs-Oberhandels-Gericht be- 
gannen. 

Das Gesetz beschränkt sich lediglich darauf, die Disziplinar-Verhältnisse 
zu regeln; nicht aber bezweckt es, die Residenzfrage zu entscheiden oder anders 
zu normiren, wie bisher geschehen ist. 

Was die Frage betrifft, wie es mit den Disziplinar-Verhältnissen derjenigen 
Advokaten stehe, welche beim Reichs-Oberhandels-Gericeht ihre Praxis ausüben, 
daneben aber die Berechtigung zur Praxis in ihrer Heimath beibehalten 
haben, so glaube ich, dass auf diese Herren, sofern es sich um ihre T'hätigkeit in 
Prozess-Sachen handelt, welche bei dem Reichs-Oberhandels-Gericht schweben, der 
$. 1. Anwendung finden wird, dass dagegen in Betreff der Thätigkeit, welche sie 
bei ihrem heimathlichen Gericht ausüben, lediglich das dort geltende Recht anzu- 
wenden ist.“ (Sten. Ber. S. 54.) : 


8. 3. Das Reichs-Oberhandels-Gericht tritt zur Handhabung der 
Disziplin über die im $. 2. bezeichneten Rechts-Anwalte und Advokaten 
als Aufsichts-Behörde und als Disziplinar-Gericht an die Stelle der nach 
den Landes-Gesetzen zuständigen Behörden (der öffentlichen Behörden 
und der aus dem Anwalt- und Advokatenstande gebildeten Ausschüsse, 
Ehrenräthe, Disziplinarräthe) mit allen Befugnissen, welche einer der be- 
stehenden mehreren Instanzen gebühren. 

Die nach den Landes-Gesetzen dem Vorsitzenden einer kollegialischen 
Disziplinar-Behörde zustehenden Befugnisse gehen auf den Präsidenten 
des Reichs-Oberhandels-Gerichts über. ! 

„Befugnisse, welche die Landes-Gesetze dem Vorsitzenden einer kolle- 
gialischen Disziplinar-Behörde beilegen, wozu insbesondere das Recht und 
die Pflicht zur Vermittelung von Streitigkeiten gehört, waren konsequent 
dem Präsidenten des Reichs-Oberhandels-Gerichts beizulegen (vgl. Hann o- 
versches Gesetz, betreffend die Einrichtung von Anwalts-Kammern vom 
31. März 1859. 8. 26.; Advokaten-Ordnung für das Königreich Sachsen 
vom 3. Juni 1859. $$. 49. 50.; Anwalts-Ordnung für das Herzogthum 
Oldenburg vom 18. Juni 1858 Art. 27.; Anwalts-Ordnung für die 
Herzogthümer Sachsen-Koburg und -Gotha vom 2. Juni 1862. $. 50.) 

Neben der allgemeinen, das gesammte Verhalten des: Rechts-Anwalts oder 
Advokaten innerhalb und ausserhalb des Berufs umfassenden Disziplin sind 
ferner die Disziplinar-Befugnisse der Gerichte in den bei ihnen anhängigen 
Rechtssachen in Betracht zu ziehen. Solche Befugnisse, dazu bestimmt, die 
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Rechts-Anwalte und Advokaten zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten im Pro- 
zesse anzuhalten oder begangene Verstösse zu rügen, stehen den Gerichten 
nach Landes-Gesetzen unabhängig von den für Handhabung der allgemeinen 
Disziplin bestehenden Einrichtungen sehr vielfach zu (z. B. Preuss. Alle. 
Gerichts-Ordnung Th. III. Tit. 7. $. 42. und Gesetze vom 30. April 1847. 
$. 3. vom 21. Juli 1852. $. 75.; Hannoversche Prozess-Ordnung $. 681. und 
Gesetz, betreffend Einrichtung von Anwalts-Kammern vom 31. März 1859. 
$. 15.; Gerichts-Ordnung für das Ober-Appellations-Gericht zu Lübeck 8.21; 
Französische Verordnung vom 20. November 1822. Art. 43.). Soweit die: 
selben auf die Erzwingung prozessualischer Obliegenheiten gerichtet sind 
haben sie wesentlich eine prozessualische Bedeutung, so dass man annehmen 
kann, das Reichs-Oberhandels-Gericht sei zur Ausübung derselben als Pro- 
zess-Gericht ohne Weiteres befugt. Unzulässig würde aber bei der genau 
begrenzten Zuständigkeit des Reichs-Oberhandels-Gerichts eine solche An- 
nahme für die blosse Bestrafung begangener Verstösse erscheinen, soweit 
diese über die Aufrechthaltung der Ordnung in den Verhandlungen hinaus- 
geht. ‚Doch liegt kein Grund vor, die bei dem Reichs-Oberhandels-Gericht 
thätigen Rechts-Anwalte und Advokaten, und zwar insbesondere diejenigen, 
welche ihre Stellung in einem Bundesstaate beibehalten, von derjenigen Dis- 
ziplin zu befreien, welcher sie unterliegen würden, wenn die Rechtssache, 
statt vor dem Reichs-Oberhandels-Gerichte, vor dem heimischen obersten Ge- 
richtshofe verhandelt würde. Es empfiehlt sich, die Ordnung der Disziplinar- 
Verhältnisse auf dieses Gebiet durch Uebertragung der Befugnisse des ober- 
sten Ger’chtshofes des betreffenden Bundesstaates auf das Reichs-Oberhandels- 
Gericht mit auszudehnen und dabei nur die Befugnisse des Reichs-Oberhan- 
dels-Gerichts dahin einzuschränken, ‘dass dasselbe die Berechtigung des 
betroffenen Rechts-Anwalts oder Advokaten in dessen Heimathsstaate nicht 
aufheben kann, eine Beschränkung, welche in ähnlicher Weise sich in der 
Gerichts-Ordnung für das Ober-Appellations-Gericht zu Lübeck 8. 21. findet.“ 


(Motive 8. 7. u. 8.) 

8.4. Das Verfahren in Disziplinarsachen wird durch die Landes- 
Gesetze bestimmt. 

Ist in dem Disziplinar-Verfahren die Mitwirkung der Staats-Anwalt- 
schaft erforderlich, so werden deren Verrichtungen gemäss $. 3. des 
Gesetzes vom 14. Juni 1871. (Reichs-Gesetzblatt S. 315.) durch einen be- 
sonderen Beamten, ein Mitglied des Reichs-Oherhandels-Gerichts, einen 
in Leipzig angestellten Staats-Anwalt, oder einen dort wohnhaften Ad- 
vokaten wahrgenommen. 


$. 5. Die von dem Reichs-Oberhandels-Gerichte auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Entscheidungen können nur wie die Entscheidungen 


letzter Instanz angefochten werden. 

„Das Reichs-Oberhandels-Gericht urtheilt überall als erste und nothwendig 
auch als letzte Instanz. Es vereinigt daher in sich die Befugnisse aller 
Instanzen, welche nach manchen Laandes-Gesetzen rücksichtlich der zu ver- 
hängenden Massregeln verschieden sind, und seine Entscheidungen unterliegen 
keiner regelmässigen Anfechtung.“ (Motive S. 8.) 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 29. März 1873. 

(L. S.) Wilhelm. 


Fürst v. Bismarck. 
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A. Nachträge 


zu den Gesetzen und Verordnungen betreffend 


Kautionen der Reichs-Beamten. 
(Vgl. Archiv des Nordd. Bundes Bd. IV. S. 918. ff.) 


Das Gesetz v. 2. Juni 1869. über die Kautionen der Reichs- (Bundes-) 
Beamten, sowie die dazu ergangenen Instruktionen etc. etc. sind bereits im 
Archiv des Norddeutschen Bundes, Band IV. Seite 918—948 mitgetheilt. 

Indem wir auf diesen Band verweisen, lassen wir im Anschluss an die in 
demselben bereits gegebenen Kautions-Bestimmungen hier die seitdem 'erlasse- 
nen weiteren bezüglichen Verordnungen folgen. 


I. Zu $. 7. des Gesetzes v. 2. Juni 1869., (Archiv Bd. IV. S. 923.). und 
Art. 3. der Verordnung v. 5. Juli 1871. (a. a. ©. S. 946.) bestimmt die 


Verordnung, betr. die Beschaffung der Kautionen derjenigen Militair- 
Beamten, welche bei den Feld-Verwaltungen angestellt werden. 
Vom 14. Januar 18%. (R.-G.-B. 1873. Nr. 2, 8. 37.): 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen etc., verordnen was folgt: 


„Binziger Artikel. Feld-Beamten der Militair-Verwaltung, welche die 
nach Art. 2. I. B. der Verordnung v. 5. Juli 1871. zu bestellende Kaution auf 
einmal zu beschaffen ausser Stande sind, kann von dem vorgesetzten Feld-In- 
tendanten unter dessen eigener Verantwortlichkeit ausnahmsweise gestattet wer- 
den, die Beschaffung der Kaution nachträglich durch Ansammlung von Ge- 
halts-Abzügen zu bewirken, welche nicht weniger als fünfzig Thaler jährlich 
betragen dürfen. 


Urkundlich u. s. w.“ 


II. Zu 8. 7. des Gesetzes vom 29. Juni 1869. und Art. 6. der ung 
v. 29. Juni 1869. (Archiv a. a. O. S. 930.) bestimmt die 


Kaiserliche Verordnung, betreffend die Beschaffung der Kautionen 


der Post- und Telegraphen - Beamten. Vom 12. Juli 18%. 
(R.-G.-Bl. S. 298.) | 


„Art. 1. Post- und Telegraphen-Beamten, welche eine mit Kautions- 
pflicht verbundene Dienststellung erhalten und die für die letztere erforder- 
liche Kaution auf einmal zu beschaffen ausser Stunde sind, kann von dem 
General - Postamte beziehungsweise von der General - Direktion der Tele- 
graphen ausnahmsweise gestattet werden, die Beschaffung der Kaution nach- 
träglich durch Ansammlung von Gehaltsabzügen zu bewirken, welche nicht 
weniger als fünfzig Thaler jährlich betragen dürfen. 

Auf Beamte, welche an der Verwaltung einer Ober-Postkasse oder 
Ober- Telegraphenkasse theilnehmen oder die Vorsteherstelle eines Post: 
amtes bekleiden, finden diese Bestimmungen keine Anwendung, 

Art. =. Die Ansammlung und Aufbewahrung dieser Gehaltsabzüge 
erfolgt gemäss Artikel 6. der Verordnung, betreffend die Kautionen der bei 
den Verwaltungen der Post, der Telegraphen und des Eichungswesens an- 
‚gestellten Beamten, vom 29. Juni 1869. (R.-G.-Bl. S. 285.) 


Urkundlich u. s, w. 
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III. Für Staats- und Gemeinde - Beamten der Reichslande Elsass - Loth- 
ringen erging das 


Gesetz, betreffend die Kautionen der Beamten des Staates, der Ge- 


meinden und der Öffentlichen Anstalten. Vom 15. Oktober 1873. 
(Gesetzbl. für Elsass-Lothringen v. 1873. S. 273. ff.) 


Wir Wilhelm, verordnen u. s. w. für Elsass-Lothringen was folgt: 


$. 1. Beamte, welchen die Verwaltung einer dem Staate gehörigen Kasse, 
oder eines dem Staate gehörigen Magazins, oder die Annahme, die Auf- 
bewahrung oder der Transport von, dem Staate gehörigen oder ihm anver- 
trauten Geldern oder geldwerthen Gegenständen obliegt, haben dem Staate 
für ihr Dienstverhältniss Kaution zu leisten. 

Die Hypothekenbewahrer sind ausserdem zur Bestellung einer besonderen 
Kaution verpflichtet, welche zur ausschliesslichen Sicherheit . der durch ihre 
Amtsführung geschädigten Parteien dient und denselben 10 Jahre lang nach 
beendigtem Dienstverhältniss haftbar bleibt. 

Notare und Gerichtsvollzieher haben zur Sicherung des Staates und ihrer 
Auftraggeber, die rechnungspflichtigen Kassen-Beamten der Gemeinden und 
öffentlichen Anstalten diesen Kaution zu leisten. 


$. 2. Die Klassen der zur Kautionsleistung zu verpflichtenden Beamten 
und die nach Massgabe der verschiedenen Dienststellungen zu regelnde Höhe 
der von ihnen zu leistenden Amtskautionen werden durch eine im Einver- 
nehmen mit dem Bundesrathe zu erlassende Kaiserliche Verordnung be- 
stimmt. 


$. 3. Die Amtskaution ist durch den kautionspflichtigen Beamten zu be- 
stellen. Die Bestellung derselben durch eine andere Person ist zulässig, so- 
fern denjenigen, zu deren Sicherung die Kaution bestimmt ist, an derselben 
alle Rechte gesichert werden, welche ihnen an einer durch den Beamten selbst 
bestellten Kaution zugestanden haben würden. 

Die hierüber abzugebende schriftliche Erklärung unterliegt nur der 
niedrigsten festen Registrirungs-Gebühr. 


$. 4. Die Amtskautionen sind durch Verpfändung von auf den Inhaber 
lautenden und mit mindestens vier vom Hundert verzinslichen Obligationen 
über Schulden des Deutschen Reichs oder eines Bundesstaates nach deren 
Nennwerthe zu leisten. 

Die Verpfändung erfolgt durch Uebergabe zum Faustpfande. 


$.5. Die Kautionen sind bei denjenigen Kassen, welche zur Auf- 
bewahrung derselben von dem Ober-Präsidenten bestimmt werden, nieder- 
zulegen. Die Niederlegung der Werthpapiere erfolgt einschliesslich des dazu 
gehörigen Zinserneuerungsscheines oder desjenigen Zinsscheines, an dessen 
Inhaber die neuen Zinsscheine ausgereicht werden. 

Die faustpfandlichen Rechte an den niedergelegten Werthpapieren sind 
mit voller rechtlicher Wirkung erworben, sobald der Empfangsschein über die 
Niederlegung ertheilt ist. Der Erfüllung der im Artikel 2074. des code eivil 
vorgeschriebenen Förmlichkeiten bedarf es dazu nicht. 

Die Zinsscheine für einen vier Jahre nicht übersteigenden Zeitraum 
werden dem Kautionsbesteller belassen, beziehungsweise nach Ablauf dieses 
Zeitraums oder nach Ausreichung neuer Zinsscheine verabfolgt. Die Einziehung 
der neuen Zinsscheine erfolgt durch die Kasse. Letztere hat nicht die Ver- 
pflichtung, die Ausloosung der niedergelegten Werthpapiere zu überwachen. 


$. 6. Die Bestellung der Amsdskaution ist vor der Einführung des Be- 
amten in das kautionspflichtige Amt zu bewirken. 
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In welchen Fällen die vorgesetzte Dienstbehörde ermächtigt ist, den Be- 
amten die nachträgliche, durch Ansammlung von Gehaltsabzügen zu bewirkende 
Beschaffung der Kaution ausnahmsweise zu gestatten und in welcher Art dann 
die Ansammlung zu erfolgen hat, wird durch die im $. 2. erwähnte Kaiser- 
liche Verordnung bestimmt. 


$. 7. Im Wege der Kaiserlichen Verordnung ($. 2.) wird die Höhe der 
Kaution auch für den Fall bestimmt, dass ein Beamter gleichzeitig mehrere 
kautionspflichtige Aemter verwaltet. Soweit danach die Bestellung einer Ge- 
sammtkaution und deren Vertheilung auf die einzelnen Aemter zu erfolgen 
hat, haftet die ganze Kaution für jedes einzelne Amt aushülfsweise. 

Wenn die Gesammtkaution eines Steuerempfängers, welcher zugleich rech- 
nungspflichtiger Kassen-Beamter von Gemeinden oder öffentlichen Anstalten 
ist, zur Deckung der sämmtlichen daraus zu befriedigenden Forderungen nicht 
ausreicht, so wird dieselbe zur Hälfte auf die aus dem Staatsamte herrühren- 
den, zur anderen Hälfte auf die aus den anderen Aemtern herrührenden 
Forderungen und zwar auf die letzteren Aemter zu gleichen Theilen vertheilt. 


$.8, Die für den Fall der Vereinigung mehrerer kautionspflichtigen 
Aemter in einer Person massgebenden Vorschriften sind auch in dem Falle 
anwendbar, wenn ein kautionspflichtiger Beamter gleichzeitig ein kautions- 
pflichtiges Amt im unmittelbaren Dienste des Deutschen Reichs verwaltet. 


$. 9. Die Amtskaution haftet für alle von dem. kautionspflichtigen Be- 
amten aus seiner Amtsführung zu vertretenden Schäden und Verluste an 
Kapital und Zinsen, sowie für die gerichtlichen und aussergerichtlichen Kosten 
der Ermittelung des Schadens. 

Die Ansprüche der Beschädigten gehen den allgemeinen Privilegien (Ar- 
tikel 2101. des code civil) vor. Bei Staats-Beamten kommt die fiskalische For- 
derung zuerst zur Deckung. 


$- 10. Während der Amtsdauer, und im Falle des $.1. Absatz 2. während 
der auf die Beendigung des Dienstverhältnisses folgenden 10 Jahre sind die 
Kautionen wegen anderer, als der nach $. 9. daraus zu deckenden Forderungen 
der Beschlagnahme nicht unterworfen. 

Arreste oder Einsprüche können fortan nur bei der Landeskasse von 
Elsass-Lothringen angebracht werden und sind in ein bei derselben zu füh- 
rendes EinspruchSregister einzutragen. 

Diejenigen Arreste und Einsprüche, welche noch in Gemässheit der Ge- 
setze vom 25. Nivöse und 6. Ventöse XIII. bei anderen Behörden angemeldet 
worden sind, müssen binnen Jahresfrist, vom Tage der Geltung dieses Ge- 
setzes an, bei der L,andeskasse wiederholt werden; andernfalls gelten dieselben 
als erloschen. n 

Jeder Arrest oder Einspruch erlischt, wenn er nicht binnen fünf Jahren 
erneuert. wird. Die Erlöschung wird durch dazwischenliegende Verträge, 
Urtheile oder Akte irgend welcher Art nicht gehindert; dieselbe ist im Ein- 
spruchsregister von Amts wegen zu vermerken. 


$. 11. Steht eine der nach $. 9. aus der Kaution zu deckenden For- 
derungen zur Exekution, so ist die dem kautionspflichtigen Beamten vorgesetzte 
Dienstbehörde ohne Weiteres berechtigt, die verpfändeten Werthpapiere bis 
auf Höhe der Forderung an einer innerhalb des Reichs belegenen, von ihr 
zu bestimmenden Börse aussergerichtlich verkaufen zu lassen. Der Kautions- 
besteller ist in solchem Falle zur Ausantwortung der ihm belassenen noch 
nicht fälligen Zinsscheine ($. 5.) verpflichtet. Ist diese Ausantwortung von 
ihm nicht zu erlangen, so kann er zur Erlegung des Geldwerths der von ihm 
zurückbehaltenen Zinsscheine in dem für die Beitreibung öffentlicher Abgaben 
vorgeschriebenen Verfahren zwangsweise angehalten werden. 


.% 12. Von jeder Verringerung der bestellten Sicherheit hat die Landes- 
kasse unverzüglich die vorgesetzte Dienstbehörde zu benachrichtigen. Dieser 
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liegt es ob, die Ergänzung der Kaution, andernfalls die Dienstentlassung des 
Beamten herbeizuführen. 


$. 13. Nach Beendigung des kautionspflichtigen Dienstverhältnisses wird, 
sobald amtlich festgestellt ist, dass aus demselben Vertretungen nicht mehr 
zu leisten sind,. die Kaution gegen Aushändigung des quittirten Empfangs- 
scheines oder im Falle des Verlustes desselben der notariell beurkundeten 
Verlusterklärung zurückgegeben. 

Die Erben oder Rechtsnachfolger verstorbener Beamten haben ein Eigen- 
thumszeugniss beizubringen, welches beim Vorhandensein notarieller oder ge- 
richtlicher Theilungsakte, Testamente oder Inventare von dem betreffenden 
Notar oder Gerichtsschreiber, sonst von dem Friedensrichter des Wohnsitzes 
des Verstorbenen auf Grund der Vormundschaftsakten oder auf die eidesstatt- 
liche Erklärung zweier Zeugen aufzunehmen und vom Landgerichts-Präsidenten 
zu visiren ist. 


8. 14. Der Rückgabe der von Notaren und Gerichtsvollziehern bestellten 
Kautionen muss die öffentliche Bekanntmachung der Beendigung des Dienst- 
verhältnisses vorausgehen. Dies geschieht durch Erklärung der Betheiligten, 
welche auf deren Betreiben während dreier Monate im Sitzungssaale des dem 
Amtswohnsitze nach zuständigen Landgerichts anzuheften und binnen der 
nämlichen Frist ein- bis dreimal in eine der zu Öffentlichen Bekanntmachungen 
bestimmten Zeitungen nach Anordnung des Ober-Prokurators einzurücken ist. 

Ueber die Erfüllung dieser Förmlichkeiten haben die Betheiligten eine 
vom Landgerichts - Präsidenten visirte Bescheinigung des Ober-Sekretärs bei- 
zubringen. 


$. 15. Die nach den bisherigen Bestimmungen bestellten Kautionen sol- 
cher Beamten, welche nach Inhalt der im $. 2. erwähnten Verordnung zur 
Kautionsleistung entweder überhaupt nicht oder nur bis zu einer geringeren 
Höhe verpflichtet sind, werden zurückgegeben, beziehungsweise auf den in der 
Verordnung bezeichneten Betrag ermässigt. 

Diejenigen Kautionen, welche vor dem Erlasse jener Verordnung von den 
dureh letztere für kautionspflichtig erklärten Beamten gestellt sind, haften 
vom Zeitpunkte des Erlasses der Verordnung ab nach Massgabe der Vor- 
schriften dieses Gesetzes. 

Die Kautionen der zur Zeit noch in Dienst befindlichen Commissaires 
priseurs bleiben in ihrer bisherigen Höhe bestehen; im Uebrigen werden die- 
selben allen, die Kautionen der Notare und Gerichtsvollzieher betreffenden 
Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfen. | 


$. 16. Alle diesem Gesetze entgegenstehenden Bestimmungen sind auf- 
gehoben. Insbesondere treten ausser Kraft die das Kautionswesen betreffenden 
Gesetze vom 25. Nivöse und 6. Ventöse XIII. (Bulletin des lois, 4. ser 
No. 468. und 580.), nebst den darauf bezüglichen Ausführungs-V erordnungen 
sowie das Dekret vom 24. März 1809. (Bulletin des lois, 4. ser. No. 4271.) 
und die Ordonnanz vom 22. August 1821. (Bulletin des lois, 7. ser. No. 11,170.), 
betreffend die bei Rückgabe von Kautionen der Gerichtsvollzieher und Com- 
missaires priseurs zu beobachtenden Förmlichkeiten. 

Jedoch kommen bei Ausführung des $. 15. Satz 1. noch die bisherigen 
Gesetze zur Anwendung. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 
Gegeben Baden-Baden, den 15. Oktober 1873. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürst v. Bismarck. 
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IV. Die in$.2. obigen Gesetzes vorbehaltene Ausführungs-Bestimmung lautet: 


Verordnung, betreffend die Amtskautionen. Vom 22. November 1873. 
(Gesetz-Blatt für Elsass-Lothringen $S. 292. ff.) | 


Wir Wilhelm, u. s. w. verordnen auf Grund der $$. 1., 2., 6. und 7. 
des Gesetzes v. 15. Oktober 1873., ete. für Elsass-Lothringen was folgt: 


$. 1. Zur Kautionsleistung sind die nachstehenden Beamtenklassen verpflichtet: 


I. Im Bereiche der Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern: 

1) die Rendanten und Kontroleure der Hauptämter, 

2) die Einnehmer der Neben-Zollämter, der Steuerämter, der Salzsteuer- Aemter, 
der Enregistrements-Aemter, sowie der Stempelamts-Verwalter und der 
Stempelamts-Kontroleur, 

3) die Hauptamts-Assistenten, die Nebenamts-Assistenten und die Haupt- 
amts-Diener, soweit der Direktor der Zölle und indirekten Steuern deren 
Kautionsleistung für erforderlich hält und anordnet, 

4) die Hypothekenbewahrer. 

II. Im Bereiche der Verwaltung der direkten Steuern: 

1) die Rendanten, Oberbuchhalter, Kassirer und Diener der Bezirks-Haupt- 
kassen, letztere jedoch nur, soweit der Ober-Präsident dies für erforderlich 
hält und anordnet, 

2) die Steuerempfänger. 

III. Im Bereiche der Unterrichts-Verwaltung: | 

1) der Quästor und Rendant der Universität Strassburg, 

2) der Hausverwalter in der gynäkologischen und geburtshülflichen Klinik 
in Strassburg, 

3) die Pedelle, Hausmeister und Diener der Universität, soweit der Kurator 
dies für erforderlich hält und anordnet, 

4) die Rendanten der Lyzeen und anderen höheren Schulen, deren Verwal- 
tung ganz oder zum Theil unmittelbar von der Regierung geführt wird, 

5) die Rendanten der öffentlichen Lehrer-Bildungsanstalten. 

IV. Die Rendanten der Strafanstaltskassen. 
V. Die Rendanten der Forstkassen. 


VI. Die Rendanten der Fischzuchtanstalt in Hüningen und des Laandgestüts in 
Strassburg. 
VI. Im Bereiche der Justiz-Verwaltung: 
1) die Notare, 
2) die Gerichtsvollzieher. 
VIII. Die rechnungspflichtigen Kassen-Beamten der Gemeinden und öffentlichen 
Anstalten. 


$: 2. Die Höhe der von den vorbezeichneten Beamtenklassen zu leistenden 
Kautionen beträgt: 


I. Im Bereiche der Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern: 

1) für die Rendanten der Hauptämter 11,250 Frk. (3000 'Thlr.), 

2) für die Kontroleure der Hauptämter 3750 Frk. (1000 Thlr.), 

3) für die Einnehmer der Neben-Zollämter je nach dem Umfange des Amts 
in 4 en 7500, 8750, 1875 und 1125 Frk. (2000, 1000, 500 und 
300 'Thlr.), 

4) für die Einnehmer der Steuerämter und der Salzsteuer- Aemter je nach 
dem Umfange des Amts 7500, 3750 und 1875 Frk. (2000, 1000 und 
500 'Thlr.), 

5) für die Einnehmer der Enregistrements-Aemter je nach der Bedeutung 
des Amts 11,250, 7500 und 3750 Frk. (3000, 2000 und 1000 Ehlr,), 

6) für den Verwalter und für den Kontroleur des Stempelamts 3750 Frk. 
(1000 Thlr.), 

7) für die Hauptamts-Assistenten nach dem Ermessen des Direktors der 
Zölle und indirekten Steuern bis zu 1875 Frk. (500 Thlr.), 

8) für die Nebenamts -"Assistenten nach dem Ermessen des Direktors der 
Zölle und indirekten Steuern bis zu 1125 Fık. (300 Thlr.), 

9) für die Hauptamts-Diener nach dem Ermessen des Direktors der Zölle 
und indirekten Steuern bis zu 750 Frk. (200 "Thlr.), 
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10) für die Hypothekenbewahrer: 
gemäss $. 1. Abs. 1. des Ges. 3,750 Frk. (1000 'Thlr.), 
»„ 51. Abs? „ ,„ 18750 „ (5000 „). 


II. Im Bereiche der Verwaltung der direkten Steuern: 


1) für die Rendanten der Bezirks-Hauptkassen 22,500 Frk. (6000 'Thlr.) 
2) 


für die Oberbuchhalter und Kassirer der Bezirks - Hauptkassen 3750 Fık. 

(1000 Thlr.), 

3) für die Diener der Bezirks-Hauptkassen nach dem Ermessen des Ober- 
Präsidenten bis zu 750 Fık. (200 Thr.), 

4) für die Steuerempfänger je nach der Bedeutung der Stellen 15,000, 
11,250 und 7500 Frk.. (4000, 3000 und 2000 Thlr.). 


III. Im Bereiche der Unterrichts-Verwaltung: 


1) für den Quästor und Rendanten der Universität Strassburg 11,250 Fık. 
(3000 Thlr.), 

2) für den Hausverwalter in der geburtshülflichen und gynäkologischen Klinik 
der Universität Strassburg 750 Frk. (200 Thlr.), 

3) für die Pedelle, Hausmeister und Diener der Universität Strassburg nach 
dem Ermessen des Kurators bis zu 750 Fık. (200 'Thlr.), 

4) für die Rendanten der Lyzeen und anderen höheren Schulen, deren 
finanzielle Verwaltung ganz oder zum Theil unmittelbar von der Re- 
ierung geführt wird, je nach der Bedeutung der Kasse 1500 und 750 Frk. 
400 und 200 Thlr.), 

5) für die Rendanten der öffentlichen Lehrer-Bildungs-Anstalten je nach der 
Bedeutung der Kassen 1500 und 750 Frk. (400 und 200 'Thlr.) 


IV. Für die Rendanten der Strafanstalts-Kassen je nach der Bedeutung der von 
ihnen verwalteten Kassen 3000 und 1500 Frk. (800 und 400 'Thlr.). 


V. Für die Rendanten der Forstkassen je nach der Bedeutung der Kassen 3750, 
1875 und 1125 Frk. (1000, 500 und 300 'Thlr.). 


VI. Für die Rendanten der Fischzucht-Anstalt in Hüningen und des Landgestüts 
in Strassburg 3000 Frk. (800 'Thlr.). 


VII. Im Bereiche der Justiz-Verwaltung: 


1) für die Notare in Strassburg, Colmar, Mülhausen und Metz 7500 Fık. 
(2000 'Thlr.), 

2) für die Notare in den übrigen Orten 3750 Frk. (1000 Thlr.), 

3) für die Gerichtsvollzieher 750 Frk. (200 Thlr.). 


VIII. Im Bereiche der Bezirks- und Gemeinde-Verwaltung: 


1) für die rechnungspflichtigen Kassen -Beamten der Gemeinden und öffent- 
lichen Anstalten, die zugleich Steuerempfänger sind, gilt die Kaution, 
welche sie für das letztere Amt zu stellen haben, zugleich als Gesammt- 
kaution für die ersteren Acmter, 

2) für diejenigen rechuungspflichtigen Kassen - Beamten von Gemeinden und 
öffentlichen Anstalten, welche nicht zugleich Steuerempfänger sind, wird 
die Kaution nach Massgabe des Art. 25. des Finanzgesetzes vom 
8. Juni 1864. berechnet. 


$. 3. Die Eintheilung der Neben - Zollämter, der Steuerämter, der Salzsteuer- 
Aemter und der Enregistrements- Aemter ($. 2. Ziffer I. 3.—5.) in die verschiedenen 
Kautionsklassen erfolgt durch den Direktor der Zölle und indirekten Steuern mit Ge- 
nehmiguug des Ober-Präsidenten. 

Die Einreihung der im 8. 2. Ziffer II. 4., III. 4. und 5, IV. und V. bezeichneten 
Beamten in die dort angegebenen Klassen erfolgt durch den Ober-Präsidenten. 


$. 4. Die von den Enregistrements - Einnehmern, welche zugleich Forstkassen- 
Rendanten sind, nach Massgabe des $. 2. Ziffer I. 5. und V. zu stellenden Kautionen 
haften als Gesammtkautionen gemäss $. 7. des Gesetzes. 


$. 5, Unter-Beamten und kontraktlichen Dienern, welche die Kaution auf einmal 
zu beschaffen ausser Stande sind, kann von der vorgesetzten Dienstbehörde ausnahmsweise 
westattet werden, die Beschaffung der Kaution nachträglich durch Ansammlung von 
Gehaltsabzügen im Betrage von mindestens einem T’haler monatlich zu bewirken, 
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Soweit einzelnen Beamten vor dem Erlasse dieser Verordnung die Beschaffung 
der für ihr Dienstverhältniss erforderlichen Kaution durch Ratenzahlungen oder Ansamm- 
lung von Gehaltsabzügen gestattet ist, bewendet es bei den desfallsigen Fest- 
setzungen. 

Die Kassen, bei welchen die Ansammlung und Aufbewahrung der Gehaltsabzüge 
erfolgt, werden vom Ober-Präsidenten bezeichnet. 

Urkundlich u. s. w. 


Gegeben Berlin, den 22. November 1873. 


BB. Nachträge 


zu dem Gesetz betreffend 


Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten, 


1,40.0..8, 


Bekanntmachung v. 5. Juli 1873., betr. vierteljährliche Gehaltszahlung. 
(Vgl. S. 32. ff. d. Bds.) (Zentralbl. f. d. Deutsche Reich 1873. 8. 211. u. 212). 


Auf Grund des 8. 5. des Gesetzes, betr. die Rechts -Verhältnisse der Reichs-Be- 
amten vom 31. März d. J. (R.-G.-Bl. S. 61.) hat der Bundesrath beschlossen, dass 
die Gehaltszahlung an 


den Reichskanzler, — die Beamten des Reichskanzler-Amts und der einzelnen Ab- 
theilungen desselben, — des statistischen Amts, — des Zoll- und Steuer-Rechnungs- 
bureaus, — des Bundes-Amts für das Heimathwesen, — die Ober- Postdirektoren, 
Ober-Posträthe und Posträthe, — den Vorsteher und den Inspektor des Post- Zei- 
tungs-Amts, — die Beamten des Reichstags, — des Auswärtigen Amts, der Ge- 
sandtschaften und der Konsulate, — des Kgl. Preuss. Kriegs-Ministeriums, der Kgl. 
Preuss. General-Militair-Kasse und des Kgl. Preuss. General- Auditoriats, — der 
Kaiserlichen Admiralität, — des Rechnungshofs, — des Reichs-Oberhandels-Ge- 
richts, — des Reichs-Invalidenfonds, — des Reichs-Eisenbahn-Amtes, — den Vor- 
sitzenden und die Mitglieder der General-Direktion der Reichs-Eisenbahnen, sowie 
den Ober-Maschinenmeister, — die Bau- und Betriebs-Inspektoren, die Güter-Inspek- 
toren und den Telegraphen-Inspektor der Reichs-Eisenbahnen 


vierteljährlich stattzufinden hat. 
Berlin, den 5. Juli 1873. Der Reichskanzler etc, 


IT: Zu 837.0 (8, 0287837’) 
hat das Reichskanzler-Amt unter dem 16. Mai 1873. entschieden, 


„dass die Hinterbliebenen der vor dem 18. April 1873. verstorbenen Reichs- 
Beamten die Bewilligung des Gnaden - Quartals auf Grund des Gesetzes, betr. 
die Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten vom 31. März 1873. 8. 7. (R.-G.-Bl. 
S. 62.) nicht beanspruchen können.“ 


Nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen, welche z. B. im $. 14. der Einleitung zum 
Preuss. Allgem. Landrecht Ausdruck gefunden haben, bestimmt sich der Umfang 
eines Rechts nach den zur Zeit seiner Entstehung — nicht nach den zur Zeit seiner 
Ausübung — geltenden Gesetzes - Vorschriften. Der Zeitpunkt, von welchem das 
Recht der Hinterbliebenen eines Beamten auf die Gnaden-Kompetenz entsteht, ist der 
Augenblick des Todes dieses Beamten. Der Umfang des fraglichen Rechts kann 
daher nur nach dem Gesetze bestimmt werden, welches zur Zeit des Todesfalles für 
derartige Gnaden-Bewilligungen massgebend war. (Zentralbl. f. d. D.R. 1873. S. 160.) 
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IIE»  Zu"8. 92.1 (8.764. )d. .Bd8.). 


Regulativ des Bundesrathes für die Geschäfts-Ordnung bei den Dis- 
ziplinar-Behörden. (Zentralblatt für das Deutsche Reich. 1873. 8. 39%. ff.) 


In Ausführung des $. 92. des Gesetzes, betreffend die Rechts-Verhält- 
nisse der Reichs-Beamten, vom 31. März 1873. (Reichs-Gesetzblatt S. 61.), 
hat der Bundesrath dem nachfolgenden, von dem Kaiserlichen Diszipli- 
narhof entworfenen Regulativ für die Geschäfts-Ordnung bei den Diszipli- 
nar-Behörden die Bestätigung ertheilt: 


I. Abschnitt. 


Geschäfts-Ordnung bei den Disziplinar-Kammern. 


8, 1. Die Geschäfte werden (vorbehaltlich der im $. 11. bestimmten 
Ausnahmen) durch Kollegialbeschluss erledigt. Die Erledigung erfolet 
in Sitzungen, welche nach Bedürfniss von dem Präsidenten bestimmt 
werden. Soweit nicht mündlich verhandelt wird, ist die Oeffentlichkeit 
für die Sitzungen ausgeschlossen. 


$. 2. Zur Beschlussfähigkeit der Disziplinar-Kammern ist die Theil- 
nahme von fünf Mitgliedern einschliesslich des Vorsitzenden nöthig 


&. 3. Bei einer mündlichen Verhandlung darf die Zahl der in der 
Sitzung mitwirkenden Mitglieder einschliesslich des Vorsitzenden nicht 
mehr als fünf betragen. 


S. 4. Die beiden richterlichen Mitglieder, welche, abgesehen von 
dem Vorsitzenden, sich bei einer mündlichen Verhandlung unter den theil 
nehmenden Mitgliedern befinden müssen (8. 59. Abs. 2. des Reichs-Gesetzes 
vom 31. März 1873.), werden durch die aus dem Dienstalter sich er- 
gebende Reihenfolge dergestalt bestimmt, dass die älteren Mitglieder vor 
den jüngeren zur Theilnahme berufen sind. 

Ist ein an der Reihe befindliches richterliches Mitglied an der Theil- 
nahme verhindert, oder an Stelle des verhinderten Präsidenten zur Ueber- 
nahme des Vorsitzes berufen ($. 89. a. a. O.), so wird es durch das- 
Jenige richterliche Mitglied ersetzt, welches von den für die zunächst 
folgende Sitzung zur Theilnahme bestimmten richterlichen Mitgliedern 
das ältere ist. Die ursprüngliche Reihenfolge wird dadurch nicht unter- 
brochen. 


$. 5. Der Präsident bestimmt die Mitglieder, welche aus den rich- 
terlichen Mitgliedern bei einer mündlichen Verhandlung an der Sitzung 
theilzunehmen haben ($. 89. a. a. O.). 

Wird hierzu ein richterlithes Mitglied bestimmt, so ist die aus $. 4. 
sich ergebende Reihenfolge einzuhalten. Die Theilnahme wird in der 
Reihenfolge gezählt. Die nicht richterlichen Mitglieder sind thunlichst 
aus dem Verwaltungszweige zu wählen, welchem der Angeschuldigte 
angehört. 
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$. 6. Bei Entscheidungen und Beschlüssen, welche auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung erlassen werden, dürfen nur Mitglieder mit- 
wirken, vor welchen die mündliche Verhandlung stattgefunden hat. 


S. 7. Soweit in einer Sitzung nicht mündlich verhandelt wird, ist 
kein Mitglied von der Mitwirkung in derselben ausgeschlossen. Sämmt- 
liche Mitglieder sind zu solchen Sitzungen einzuladen. Bei der Einladung 
hat der Präsident die Mitglieder zu bezeichnen, welche theilzunehmen ver- 
pflichtet sind. 


In dringenden Fällen bedarf es der Einladung derjenigen Mitglieder 
nicht, deren Benachrichtigung zu einer nachtheiligen Verzögerung führen 
würde. 


8. 8. Ein Mitglied, welches zu einer Sitzung, worin eine mündliche 
Verhandlung stattfinden soll, oder zu einer anderen Sitzung unter der 
Verpflichtung zur Theilnahme (8.7. am Ende) einberufen ist, hat im Falle 
der Verhinderung diese zeitig vor der Sitzung dem Präsidenten an- 
zuzeigen. 

Jedes Mitglied hat dem Präsidenten von dem Urlaube Anzeige zu 
machen, welcher ihm in Bezug auf die von ihm bekleideten Reichs- oder 
Staats-Aemter bewilligt wird. Eine gleiche Anzeige muss erfolgen, wenn 
ein Mitglied an der Wahrnehmung seines Amtes dauernd verhindert ist. 


S. 9. Der Präsident leitet die Berathung, stellt die Fragen und 
sammelt die Stimmen. 


Im Falle einer Meinungsverschiedenheit über die Stellung der Fragen 
oder über das Ergebniss der Abstimmung entscheidet das Kollegium. 

Die Abstimmungen im Kollegium erfolgen in nachstehender Reihenfolga: 

Zuerst stimmt der Dezernent oder Referent, nach dem: Referenten 
der etwa ernannte Korreferent; im Uebrigen bestimmt sich die Reihen- 
folge der Abstimmung nach dem Dienstalter, so zwar, dass das jüngste 
Mitglied zuerst stimmt. Der Präsident giebt seine Stimme zuletzt ab. 
Bei Stimmengleichheit ist die Stimme des Präsidenten entscheidend. 


S.10. Das Dienstalter der Mitglieder bestimmt sich nach dem Tage der 
Ernennung zum Mitgliede der Disziplinar-Kammer. Bei gleichzeitiger Er- 
nennung giebt das höhere Lebensalter den Ausschlag. | 


$. 11. Verfügungen, welche eine sachliche Entscheidung nicht ent- 
halten, insbesondere diejenigen, welche nur die Leitung eines anhängigen 
Disziplinar-Verfahrens betreffen, werden ohne Vortrag im Kollegium von 
dem Präsidenten oder unter dessen Zustimmung von demjenigen Mitgliede 
erlassen, welchem die Bearbeitung der Sache von dem Präsidenten über- 
tragen ist. lm Falle einer Meinungsverschiedenheit zwischen dem Präsi- 
denten und dem gedachten Mitgliede, oder wenn über den gegen eine 
Verfügung erhobenen Widerspruch eines Betheiligten zu entscheiden ist, 
muss der Beschluss des Kollegiums eingeholt werden. Dasselbe gilt, 
wenn der Präsident den Vortrag im Kollegium angeordnet hat. 


$, 12. In schleunigen Fällen kann, sofern nicht die Entscheidung 
eine mündliche Verhandlung erfordert, der Präsident eine schriftliche 
Abstimmung anordnen. Ergiebt sich hierbei eine Meinungsverschiedenheit, 
so muss die Entscheidung in einer Sitzung erfolgen. 
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S. 13. In jeder einen Kollegialbeschluss erfordernden Sache wird 
von dem Präsidenten ein Dezernent oder Referent und nach Befinden ein 
Korreferent ernannt. 


Der Vortrag im Kollegium wird unbeschadet der Bestimmung $. 2 
Ziff. 3. mündlich erstattet. 


[4 


$. 14. Die Disziplinar-Kammern erlassen alle Entscheidungen, Be- 
schlüsse, Verfügungen, Berichte ete. unter dem Namen: 


„Die Kaiserliche Disziplinarkammer zu N. N.“ 


$. 15. In den Endentscheidungen sind die Mitglieder namentlich 
aufzuführen, welche an der Entscheidung theilgenommen haben. Auch 
ist darin der Tag der Sitzung zu bezeichnen, in welcher die Entscheidung 
erfolgt ist. Die Ausiertigungen der Endentscheidungen sind mit der 
Ueberschrift zu versehen: 


„Im Namen des Deutschen Reichs.“ 


$. 16. Die Disziplinar-Kammern führen ein Siegel, entsprechend dem 
bei dem Reichs-Oberhandels-Gerichte in Gebrauch befindlichen kleineren 
Siegel, mit der Umschrift: „Kaiserliche Disziplmar-Kammer zu N.“ 


$. 17. Die Disziplinarsachen gelten in Ansehung der portofreien 
Beförderung als Reichs-Dienstangelegenheiten. 


$. 18. Der Präsident führt in allen Sitzungen den Vorsitz. 


Ihm liegt die Leitung und Beaufsichtigung des ganzen Geschäfts- 
ganges ob. Er öffnet die eingehenden Sendungen, versieht dieselben mit 
dem Tag des Eingangs, vertheilt die Geschäfte, ernennt die Dezernenten, 
Referenten und Korreferenten ($. 13.), bestimmt die Sitzungen ($. 1.) 
und nach Anleitung der $$. 5. und 7. die Mitglieder, welche an den- 
selben theilzunehmen haben, veranlasst die Einladung der Mit@lieder zu 
den Sitzungen, leitet die Berathungen und Abstimmungen ($. 9.), zeichnet 
die Konzepte aller Verfügungen ete, vollzieht (unter Kontrasignatur des 
Sekretairs) alle Reinschriften und trifft in Bezug auf die Führung der 
Geschäftskontrolen die erforderlichen Anordnungen. Er dekretirt ferner 
in allen das Kollegium als solches betreffenden Angelegenheiten. 


$. 19. Der Präsident wird in Verhinderungsfällen von dem ältesten 
richterlichen Mitgliede vertreten. | 


$. 20. Das Geschäftsjahr beginnt mit dem 1. Dezember und endet 
mit dem 30. November. Am Schlusse des Jahres überreicht der Präsident 
dem Reichskanzler-Amte eine Zusammenstellung der gesammten Geschäfte. 
Die Zusammenstellung muss insbesondere die Zahl der anhängig gewor- 
denen Disziplinarsachen und die in den einzelnen Sachen erlassenen Ent- 
scheidungen ergeben. 


$. 21. In Betreff des nöthigen Geschäftslokals, des erforderlichen 
Subaltern- und Unterbeamten-Personals, sowie in Betreff der Bestreitung 
der Büreaubedürfnisse wird das Reichskanzler-Amt auf Vorschlag des 
Präsidenten die geeigneten Anordnungen treffen. 


Das Reichskanzler-Amt wird auch in Ansehung der Fonds, aus wel- 
chen die baaren Auslagen, insbesondere die Zeugengebühren, zu bestreiten 
sind, und über die Verwaltung dieser Fonds, ferner über die Einziehung 
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der in Disziplinarsachen den Angeschuldigten zur Last gelegten Ord- 
nungsstrafen und baaren Auslagen ($. 124. a. a. OÖ.) das Erforderliche 
anordnen. | 


8. 22, Für das mündliche Verfahren sind nachstehende Vorschriften 


zu befolgen: 


1. 


Zu $$. 101. und 102. des Reichs-Gesetzes vom 31. März 1873.: 


Die Sitzung ist in der Regel dergestalt zu bestimmen, dass dem 
Angeschuldigten vom Tage der Vorladung an eine Frist von mindestens 
einer Woche frei bleibt. | 

In der Vorladung ist die zur VerhandInng der Sache bestimmte 
Stunde anzugeben, sowie dem Angeschuldigten bekannt zu machen, 
dass er sich des Beistandes eines Advokaten oder Rechtsanwalts als 
Vertheidigers bedienen oder durch einen solehen sich vertreten lassen 
könne, und dass auch im Falle seines Ausbleibens die Verhandlung 
der Sache und die Entscheidung erfolgen werde. 

Ist das persönliche Erscheinen des Angeschuldigten beschlossen, 
so muss die Vorladung unter der Verwarnung erfolgen, dass im Falle 
des Ausbleibens ein Vertheidiger zur Vertretung nicht zugelassen 
werde. 

Der Staatsanwalt wird von der Sitzung durch Vorzeigung der Ver- 
füeung benachrichtigt, durch welche die Sitzung bestimmt ist. 


248.103. | 


Die Verhandlung über den Ausschluss oder die Beschränkung der 
Oeffentlichkeit erfolgt in nicht öffentlicher Sitzung, die Verkündung 
des desfallsigen Beschlusses in öffentlicher Sitzung. | 

\y Befolgung dieser Vorschrift muss aus dem Sitzungsprotokoll 


sich efgeben. 


Zu 88. 104. bis 107. 


Die mündliche Verhandlung erfolgt in Gegenwart des Staatsan- 
walts und eines vereideten Protokollführers. 

Der Berichterstatter (Referent) wird von dem Präsidenten bei 
Bestimmung der Sitzung ernannt. pe 

Der Berichterstatter hat eine schriftliche Darstellung abzufassen 
und dieselbe dem Präsidenten vor der Sitzung vorzulegen. 

In der Sitzung wird der Bericht durch Verlesung der Darstellung 
oder nach Wahl des Referenten mündlich an der Hand der schrift- 
lichen Darstellung erstattet. Ist ein Korreferent ernannt, so nimmt 
dieser an der Berichterstattung bei der Verhandlung nicht Theil. 

Die Leitung der Verhandlung, die Vernehmung des Angeschul- 
dieten, die etwaige Aufnahme des Beweises und die Handhabung der 
Ordnung liegt dem Vorsitzenden ob. Er kann Jeden, welcher Störun- 
gen verursacht, aus der Sitzung entfernen lassen. 

Der Vorsitzende kann die Vernehmung des Angeschuldigten und 
die Beweisaufnahme einem anderen Mitgliede übertragen. 

Für das Beweisverfahren sind die Vorschriften massgebend, welche 


am Sitze der Disziplinar-Kammer in strafgerichtlichen Untersuchungen 
. gelten. Dies gilt insbesondere von der Vorladung der Zeugen und 


deren Bestrafung im Falle des Ungehorsams. Die wegen Ungehorsams 
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ao 


erkannten Geldstrafen sind derjenigen Kasse zur Einziehung zu über- 
weisen, welcher sie gebühren würden, wenn sie am Sitze der Diszi- 
plinar -Kammer von dem ordentlichen Strafgerichte verhängt wären. 


Zu $. 108. 


Mit der Entscheidung sind zugleich die Gründe zu verkünden. 

Es genügt jedoch die mündliche Mittheilung des wesentlichen In- 
halts der Gründe. Die Verkündung erfolgt durch den Vorsitzenden. 
Die schriftlichen Entscheidungseründe werden mittelst Verlesune im 
Kolleeium oder auf dem Wege des schriftlichen Umlaufs festgestellt 
und im Konzept von sämmtlichen Mitgliedern, welche an der Ent- 
scheidung theilgenommen haben, unterschrieben. 


Zu $. 109. 


Das Sitzungsprotokoll muss insbesondere auch die verkündete Ent- 
scheidung enthalten. 


Zu $. 116. 


Die Akten sind vor der Einsendung an den Disziplinarhof mit einem 
Inhaltsverzeichniss (Rotulus) zu versehen. 


Zu 8. 124. 


Die Kosten, welche der Angeschuldigte zu erstatten hat, sind, 
wenn thunlich, in der verurtheilenden Entscheidung selbst dem Betr age 
nach festzustellen. 


ZUNG. 93, 

Für die Insinuationen in den bei den Disziplinar-Kammern an- 
hängigen Sachen sind die am Orte der Insinuation für die gerichtlichen 
Insinuationen in Strafsachen geltenden Vorschriften masszebend. 

Die Zulässigkeit einer Insinuation durch die Post und das Ver- 
fahren bei ausserhalb des Deutschen Reichs zu beschaffenden Insinua- 
tionen bestimmen sich nach den Vorschriften, welche für die Insi- 
nuationen in gerichtlichen Strafsachen an dem Orte gelten, wo die 
Disziplinar-Kammer ihren Sitz hat. 

Die Nachweisungen über die geschehenen Insinuationen sind stets 
zu den Akten zu bringen. 


1I. Abschnitt. 
Geschäfts-Ordnung bei dem Disziplinar-Hofe. 


S. 23. Die Bestimmungen des ersten Abschnitts finden mit fol- 


senden Abweichungen auf die Geschäfts-Ordnung bei dem Disziplinarhofe 
entsprechende Anwendung: 


1. 


ZU8 2, : 


Zur Beschlussfähigkeit des Disziplinarhofes ist die Theilnahme von 
sieben Mitgliedern einschliesslich des Vorsitzenden nöthig. 
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Bun Au SB 


Die Zahl der bei einer mündlichen Verhandlung in der Sitzung 
mitwirkenden Mitglieder darf nieht mehr als Sigpen betrag®- 


BAU 88, 4. undın, 


Die 88. 4. und 5. gelten mit der Massgabe, welche sich von selbst 
daraus ergiebt, dass die Zahl der mitwirkenden Mitglieder sieben be- 
trägt, und dass unter diesen nach 8. 91. Absatz 2. des Reichs-Gesetzes 
vom 31. März 1873. sich ausser dem Vorsitzenden drei richterliche 
Mitelieder befinden müssen. 


4." Zu 88. 9., 10..und.19, | 


Als ältestes Mitglied, welches also auch den Präsidenten in Ver- 
hinderungsfällen zu vertreten hat, gilt der Vize-Präsident des Reichs- 
Oberhandels-Gerichts, so lange dieser dem Disziplinarhofe als Mitglied 
angehört. Wenn auch der Vize-Präsident verhindert oder nieht mehr 
Mitglied des Disziplinarhofes ist, so wird der Präsident von dem 
ältesten, dem Disziplinarhofe angehörenden Reichs-Oberhandels-Gerichts- 
rathe vertreten. Die Mitglieder des Bundesraths, welche dem Diszi- 
plinarhofe angehören, nehmen in demselben ihre Stelle gleich nach 
dem Präsidenten oder dessen Vertreter, also vor den übrigen Mit- 
gliedern ein. Die Reihenfolge der Bundesraths-Mitglieder bestimmt 
sich nicht nach dem Dienstalter, sondern nach der Reihenfolge, welche 
für sie im Bundesrathe besteht. | 


TRRYAL BESTEN 


Der Disziplinarhof erlässt seine Entscheidungen unter dem Namen: 
„Der Kaiserliche Disziplinarhof.“ 


6. Zu 8. 16. 


Der Disziplinarhof führt zwei Siegel (ein grosses und ein kleines 
Siegel), entsprechend den beim Reichs-Oberhandels-Gerichte in Gebrauch 
befindlichen Siegeln. Das grössere Siegel wird nur bei den Ausferti- 
sungen der Endentscheidungen ($. 15.) gebraucht. 


7.:2u'8.21. x 


Der bei dem Reichs-Oberhandels-Gerichte mit Wahrnehmung der 
Verrichtungen der Staatsanwaltschaft beauftragte Beamte hat auf An- 
ordnung der zuständigen obersten Reichsbehörde ($. 85. a. a. O.) diese 
Verrichtungen auch bei dem Disziplinarhofe wahrzunehmen. Als Ge- 
schäftslokal des Disziplinarhofes dient nach näherer Anordnung des 
Präsidenten das Geschäftshaus des Reichs-Oberhandels-Gerichts. Die bei 
dem Reichs-Oberhandels-Gerichte angestellten Subaltern- und Unter- 
beamten haben nach näherer Anordnung des Präsidenten die ent- 
sprechenden Verrichtungen auch bei dem Disziplinarhofe zu versehen. 

Die Büreaubedürfnisse des Disziplinarhofes werden aus den be- 
treffenden Vorräthen und Fonds des Reichs-Oberhandels-Gerichts be- 
stritten. 


Die Beamten in Elsass-Lothringen. 


— 001. 


1. Gesetz, beirefend die Rechtsverhältuisse der Beamten und Lehrer vom 93. Dezember 1873. 


2, Gesetz, beirefiend die Pensionen der Wittwen und Waisen der Beamten und Lehrer, 
vom 24. Dezember 1873. 


d. Greselz, beireffend die Pensionen der Witwen und Waisen der Universitäts-Professoreu 
vom 25. Dezember 1873. 
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Nachweis 


von 
Band- und Seitenzahl der im Archiv. des Nordd. Bundes Band I.—IV., bezw. 
im Archiv des Deutschen Reiches Bd. I. abgedruckten Gesetze, auf welche 
im Text der Gesetze vom 23., 24, und 25. Dezbr. 1873, bez. den Anmerkungen 
zu denselben Bezug genommen ist. 


(I.d. R. bedeutet Archiv des Deutschen Reiches Band I. 


Archiv. 
Band. Seite. 
1867. Oktbr. 12. Gesetz betr. Erhebung einer Abgabe von Salz, 
(3.3856. Ammerk. 11a.) we u... Wo. T; 30. ff. 
„..Nvbr. 1. Gesetz über die Freizügigkeit. (S. 854. Anmerk. 7a.) I. 48, ff. 
„  Nvbr. 7. Verordnung, betr. Einführung Preuss. Militair-Gesetze. 
KIDS TEEN ne lee ee here er ae ee I. 401. ff. 
„.. Nvbr. 9. Gesetz, betr. Verpflichtung zum Kriegsdienst. (S. 311.) I. 124. ff. 
1868, Juli ". Gesetz, betr. die privatrechtliche Stellung der Er- 
werbs und Wirthschafts-Genossenschaften. (S. 852. 
ARMEerk la a ee 1I. 268. ff. 
saldal 8. Gesetz wegen Besteuerung des Brantweins. (S. 856. 
Anmerk.. LI). aa Vale el ee II: 533.8. 
1869. Mai 5. Gesetz, betr. die Portofreiten im Gebiete des Nord- 
deutschen Bundes. (S. 853. Anmerk. 5.)........... III. 889. ff. 
(Die älteren Gesetze über das Postwesen und das Post- 
T'axwesen v. 2. und bezw. v. 4. Nov. 1867. sind abge- 
druckt Archiv.-Bd. I S. 64. fl. u. 5. 88. ff.) 
„ Juni 2. Gesetz betr. der Kautionen der Bundes-Beamten mit 
Verordnung ete. (894) sa... use ea IV. IS1 ff. 
Ausserden "Nachträgen und besondere Bestimmungrn 
für Elsass-Lothringen IL ERITREA Re RE I. d. R. 836 ff. 


Gesetz. betr. Einführune der allgemeinen Deutschen 
Wechsel-Ordnung, der Nürnberger Wechsel-Novellen 
und des Deutschen Handels- Gesetzbuches als Bundes- 
Gesetze. Mit dem Text dieser Gesetze. (S. 851.) .. II. 250. ff. 
Juni 10. Gesetz, betr. die Wechselstempel-Steuer mit den Be- 


I 


RSS UTLT 


kanntmachungen v. 27. Juliund 3. Aug. 1871. (S. 851.) IIL 766. ff. 
„ Juni 12. Gesetz betr. Erriehtung eines obersten Handels-Ge- 

fichtshofes JS..854), nu sn III. TAL HR. 
„ Juni 21. Gesetz über Gewährung der Rechtshülfe. (S. 864. 

Anmerk. 33) sur sl en a III. 820. ff. 
„. Juni 26. Gesetz, die Besteuerung des Zuckers betr. = 856. 

Anmerk. 11a) on June are a ee I. 122. ff, 
se 1. Vereins-Zollgesetz. (S. 856. Anmerk. 11a.)........ IV. 45. fl. 


(Abthl. Archiv. des Zollvereins.) 
1870. Juni 1. Gesetz über den Erwerb und Verlust der Reichs- und 
Staats-Angehörigkeit. (S. 851. Anmerk. 7a)....... IV. 880. ff. 
seunduni. 11. Gesetz über Urheberrecht an Schriftwerken etc. mit 
Instruktion v. 12. Dezbr. 1870. und den Literar-Kon- 


ventionen. (9. 855. Anmerk ob)... 0... IV. 361. ff. 
1871. Mai 15. Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich. (S. 855. 
Anmerk, Aa.) u. en u IV. 69. ff. 


»„  Jani 7. Gesetz, betr. die Verbindlichkeit zum Schadensersatz 
für die bei dem Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken 
u. 8. w. herbeigeführten Tödtungen und Körperver- 


letzungen. (S. 851. Anm. Ba) ee l.d.R — 
N RJURLL: 0, Gesetz, betr. Vereinigung von Elsass und Lothringen 
mit dem Deutschen Reiche. (3.851. Abs.) 00 LER. 
1873. Juni 25. Gesetz, betr. Einführung der Verfassung des Deutschen 
Reiches in Eslass-Lothringen. (8. 851. Abs. Yen rd: — 
„. Juni 27. Gesetz, betr. die Errichtung eines Reichs-Eisenbahn- 
Amtes [894 sus ee Ld.R — 


2 en 7 


Einleitung. 


Durch Reichs-Gesetz vom 9. Juni 1871. (G.-Bl. für Elsass-Lothringen 
S. 1.) wurde Elsass-Lothringen für immer mit dem Deutschen Reiche 
vereinigt. Der Kaiser, weleher die Staatsgewalt daselbst ausübt, war 
bis zur Einführung der Reichs-V erfassung bei der Gesetzgebung nur an 
die Zustimmung des Bundesraths gebunden. 

Laut Gesetz’ vom 25. Juni 1873 (R.-G.-Bl. S. 161.) ist die Reichs- 
Verfassung in Elsass-Lothringen mit dem 1. Januar 1874. in Kraft. ge- 
treten und damit hat auch der Reichstag seinen Antheil an der Gesetz- 
gebung erhalten. 

In den drei und ein halb Jahren der sogenannten Diktatur hat die 
Kaiserliche Gesetzgebung daselbst eine massvolle und erfolgreiche Thä- 
tigkeit entfaltet. 

Das Privatrecht (code eivil) ') mit Ausnahme des Handels-, Wechsel- 
und Genossenschaftsrechts (code de commerce)!a) wird von derselben 
wenig berührt. 


!) Aus diesem Rechtsgebiet sind zu erwähnen 

l. aus dem Eherecht: 

a) das Gesetz vom 25. Februar 1872. über die Dispensationen von Ehe- 
hindernissen, sowie über die Gültigkeit der in Elsass-Lothringen durch 
priesterliche Einsegnung vollzogenen Ehen (G.-B}. S. 149.), 

b) das Gesetz vom 27. November 1373., betr. die Wiedereinführung der 
Ehescheidung (G.-Bl. S. 297.); 

2. aus dem Vormundschaftsrecht: 

Ges. vom 22. Oktober 1873., betr. die Beaufsichtigung und Kosten des 

Vormundschaftswesens (G. -BL. 8. 278.); dasselbe sorgt Tür bessere Sicher- 

stellung und erhöhte Kontrole der Verwaltung des Vermögens der Minder- 

jährigen, vereinfacht den Geschäftsgang und vermindert die Kosten. 

3. aus dem Obligationenrecht: N 

a) Reichs-Gesetz vom 7. Juni 1871. über die Verbindlichkeit zum Schaden- 
ersatz für die bei dem Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken u. s. w. 
herbeigeführten Tödtungen und Körperverletzungen, eingeführt durch 
Ges. vom 1. November 1372. (G.-Bl. S. 769—772.) und 

b) Reichs-Gesetz vom 11. Juni 1870. über ‘das Urheberrecht an Schrift- 
werken, Abbildungen, musikalischen Kompositionen und dramatischen 
Werken nebst der die Zusammensetzung und den Geschäftsbetrieb der 
Sachverständigen - Vereine ordnenden Instruktion vom 12. Dez. 1870., 
eingeführt durch Ges. vom 27. Jan. 1873, (G.-Bl. 8.19.) und in Verbin- 
dung damit die Bekanntmachung, betr. die Ausdehnung der zwischen 
dem Norddeutschen Bunde und der Schweiz abgeschlossenn Ueberein- 
kunft wegen gegenseitigen Schutzes der Rechte an literarischen Erzeug- 
nissen und Werken der Kunst auf das Verhältniss zwischen Elsass- 
Lothringen und der Schweiz vom 19. Sept. 1573. (G.-Bl. S. 253.); 

c) Verordn., betr. die Genehmigung, welche juristische Personen zur Er- 
werbung oder Veräusserung von Gütern, zur Annahme von freigebigen 
Verfügungen und zu anderen Rechtsgeschäften bedürfen, vom 5. Mai 
1373. (G.-Bl. S. 85.). 

a) Einführungsges. zum Deutschen Handels- und Wechselrecht vom 19. Juni 
1872. (G.-Bl. S. 213.), Verordn. vom 12. Juli 1872. über die Gebührenregelung (G.-Bl. 
S. 563.) und Instruktion, betr. die Führung des Handelsregisters (G.-Bl. S. 746.), ferner 
Ges. vom 12. Juli 1872. (G.-Bl. S. 511.) über die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- 
und Wirthschafts-Genossenschaften, nebst Ausführungs-V erordnung vom 28. Sept. 1872. 
( G.-Bl. 9. 745.). 
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In noch höherem Grade gilt dies von dem gerichtlichen Ver- 
fahren,?) sowohl von dem Zivil-, als von dem Strafverfahren (code 
de procedure und code d’instruction criminelle); dagegen ist an die Stelle 
des code penal das Deutsche Strafgesetzbuch getreten. ”*) 

Eine eingreifendere Thätigkeit hat die Gesetzgebung auf dem Ge- 
biet des öffentlichen Rechts geübt. Die Einführung der allgemeinen 
Schul- und Wehrpflicht?) und die Organisation beziehungsweise Reorga- 
nisation der Behörden und des Beamtenthums?) stehen hier in erster Linie. 

Ihren Abschluss hat jene gesetzgeberische Thätigkeit in der Ver- 
kündung der Gesetze, betr. die Rechts-Verhältnisse der Beamten und 
Lehrer vom 23. Dezember (G.-Bl. S. 479.), betr. die Pensionen der Witt- 
wen und Waisen der Beamten und Lehrer vom 24. Dezember 1873. 
(G.-Bl. S. 515.) und betreffend die Pensionen der Wittwen und Waisen 
der Professoren der Universität Strassburg gefunden (G@.-Bl. 8. 518.). 

Eine Skizze der Organisation der Verwaltung und des Schul- 
wesensinsbesondere wird die Tragweite des Gesetzes veranschaulichen. 


A. Reichs-Verwaltung in Elsass-Lothringen. 


Nach &. 2. des Gesetzes vom 9. Juni. 1871. war es zulässig, durch 
Kaiserliche Verordnung einzelne Theile der Reichs-V erfassung einzuführen. 
Dies geschah mit Abschnitt VIIL, betr. das Post- und Telegraphen- 
wesen durch Gesetz vom 14. Oktober 1871. (G.-Bl. S. 347.),°) mit Ab- 
schnitt VII. über das Eisenbahnwesen durch Gesetz vom 11. Dezem- 
ber 1871. (G.-Bl. S. 371.) und mit dem Abschnitt XI. Art. 57. 58. 59. 
61. 63. 64. 65. über das Reichskriegswesen durch Gesetz vom 
23. Januar 1872 (G.-Bl. S. 83.)°) Abschnitt VIII. und VII. traten mit 


2) Hierher gehören nur: 
a) Ges. vom 21. Oktober, betr. die Verschollenheitserklärune von Personen, 
welche an dem in den Jahren 1870. und 1871. geführten Kriege Theil ge- 
nommen haben (G.-Bl. S. 281.), 
b) Ges. vom 1. Dezember 1873., betr. aussergerichtliche Theilungen und gericht- 
liche Verkäufe von Liegenschaften (G.-Bl. S. 300.) und 
ec) Ges. vom 1. Dezember 1873. über den Zwangsverkauf von Liegenschaften 
(G.-Bl. S. 800.). 
welche nach dem Vorbild der Deutschen Gesetzgebungen das Verfahren vereinfachen 
und weniger kostspielig machen. 

22) Einführungs-Gesetz zum Deutschen Straf-Ges.-B. vom 1. Oktober 1871 (G.-Bl. 
S. 31.), modifizirt durch das Ges. vom 14. Juli 1873. (G.-Bl. 8. 166.) ; dazu Gesetz vom 
10. Dezember 1871., betr. eine Ergänzung des Deutschen Strafgesetzbuches, eingeführt 
mittelst Gesetzes vom 15. Juli 1872. (G.-Bl. S. 531.). 

2) Verordn. vom 18. April 1871., betr. die Einführung der allgemeinen Schulpflicht 
und Ges. vom 23. Januar 1872. (G.-Bl. S. 83.), betr. die Einführung des Reichs-Ges. 
vom 9. November 1867 über die Verpflichtung zum Kriegsdienst. | 

4) Vgl. die nach Vorschrift des 8.3. des Ges. vom 9. Juni 1871. über die Ver- 
waltung in Elsass - Lothringen ‚gemachten Mittheilungen des Reichskanzlers vom 
9. August 1872. (Druckschr. des Reichstages von 1872. Nr. 14.) und vom 4. April 1873. 
(Druckschr. von 1873. Nr. 38.) und die Verhandlungen des Reichstages vom 22. April 
1872. (Sten. Ber. S. 115.) und vom 16. Mai 1873. (Sten. Ber. 8.678 ff.). Siehe ausser- 
dem „die Fortschritte der Verwaltung in Elsass-Lothringen“ von Lehfeld in Holzen- 
dorf’s Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege des Deutschen Reiches. 
Während der Korrektur des Druckes erschien der Verwaltungs-Bericht für 1873/1874. 
Derselbe ist durch nachträgliche Bemerkungen thunlichst berücksichtigt. (Drucksachen 
des Deutschen Reichstags von 1874. Nr. 46.) 

5) Gleichzeitig mit Abschnitt VII. sind die Gesetze über das Postwesen des Deut- 
schen Reichs und über das’ Posttaxwesen vom 28. Oktober 1871. in Kraft getreten 
(Gesetz vom 4. November 1871., G.-Bl. S. 348.). Durch Gesetz vom 1. März 1872. 
(G.-Bl. S. 150.) ist auch das Gesetz, betreffend die Portofreiheiten im Gebiet des 


Norddeutschen Bundes vom 5. Mai 1869., eingeführt. 
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dem 1. Januar 1872., die Bestimmungen des Abschnitts XI. mit der Ver- 
kündigung in Kraft. 

Damit schieden aus dem Landesregiment Elsass-Lothringens wich- 
tige Zweige der Verwaltung aus. Die Organisation der betr. Behörden 
war Reichssache und in ihren Grundzügen theilweise schon in den ange- 
führten Verfassungsbestimmungen enthalten. 

Unter dem Kaiserlichen General-Postdirektor in Berlin wird die 
Postverwaltung in Elsass-Lothringen von den Ober-Postdirektoren in 
Metz und Strassburg geleitet. Ihnen steht ein Hülfspersonal von Post- 
räthen und Postinspektoren zur Verfügung; Postämter und Postdirektoren 
befinden sich in Strassburg, Mühlhausen, Metz, Kolmar, Diedenhofen und 
Schlettstadt. (Vergl. Etat der Reichspost-Verwaltung für 1874. 8.5. 8.23.). 

Chef der Telegraphen-Verwaltung mit Unterordnung unter den 
General-Telegraphendirektor in Berlin, ist der Telegraphendirektor in 
Strassburg mit den erforderlichen Räthen. Ihm untergeben sind die Tele- 
graphen - Inspektoren in Strassburg, Mühlhausen und Metz. (Etat der 
Reichstelegraphen-Verwaltung für 1874. S. 3. und S. 8) 

In Elsass-Lothringen steht das 15. Armee-Korps des Deutschen 
Heeres mit dem General-Kommando in Strassburg und Divisions- 
Kommandos in Strassburg und Metz. Behufs der Aushebung wurde das 
Reichsland unterm 19. Februar 1872. in elf Landwehrbataillons-Bezirke 
eingetheilt. Auf Grund der Militairersatz-Instruktion vom 26. März 1868., 
welche mittelst Verordnung vom 26. März 1872. eingeführt wurde 
(G.-Bl. 8. 573.), besteht in jedem Kreise eine Kreisersatz-Kommission als 
Ersatzbehörde erster Instanz. Als Ersatzbehörden zweiter Instanz 
sind vier Departements-Ersatz-Kommissionen eingesetzt worden. Als 
Ersatz-Behörde dritter Instanz steht das Königliche General-Kommando 
XV. Armee-Korps im Verein mit dem Kaiserlichen Ober-Präsidenten den 
Ersatz-Angelegenheiten vor. 

Zur Prüfung der wissenschaftlichen Qualifikation für den 
einjährig-freiwilligen Dienst sind die drei Prüfungs-Kommissionen 
in Strassburg, Kolmar und Metz eingesetzt. 

Was das Eisenbahnwesen angeht, so ist behufs der Verwaltung 
und des Betriebes der an das Deutsche Reich abgetretenen, für Rech- 
nung des Reichs verwalteten, vormals der Französichen Ostbahn-Gesell- 
schaft gehörigen Eisenbahnen durch Erlass vom 9. Dezember 1571. (Ge- 
setzblatt 1872. Seite 4.) eine Behörde unter dem Namen „Kaiserliche 
General-Direktion der Eisenbahnen in Elsass-Lothringen‘“ ein- 
gesetzt worden. 

Dieselbe besteht aus einem General-Direktor und zwölf Mitgliedern, 
welche den Amtskarakter „Direktoren führen.“ Fünf Betriebs-Inspektoren 
in Strassburg, Mühlhausen, Kolmar, Saargemünd und Metz sind der Ge- 
neral-Direktion unterstellt (Etat der Verwaltung der Reichs-Eisenbahnen 
für 1874. 8. 5.). 

Das Reichs-Eisenbahn-Amt in Berlin führt nicht blos die ihm zu- 
gewiesenen, in das Gebiet der Verwaltung fallenden Geschäfte unter 
Verantwortlichkeit und nach den Anweisungen des Reichkanzlers, son- 
dern bildet zugleich die Reichsbeschwerde-Instanz über die Mass- 


6) Unter den später eingeführten Militair-Gesetzen ist das Militair-Strafgesetzbuch 
mit seiner Klassifizirung der Personen des Soldatenstandes und der Militair-Beamten 
(Ges. vom 8. Juli 1872., G.-Bl. 8. 473. u. 505.), sowie die Preuss. Mil.-Strafgerichts- 
Ordnung (Ges. vom 6. Dezember 1873., G.-Bl. S. 331.) hervorzuheben. 
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regeln der Reichseisenbahn-Verwaltung nach Art eines Verwaltungs- 
Gerichtshofes und ist zu diesem Zweck durch Richter verstärkt. y) 

Die Besoldung der Beamten dieser Verwaltungszweige erfolgt aus 
der Reichskasse und wird durch den Reichshaushalt geregelt. Die grosse 
Zahl derselben, namentlich der Post-, Telegraphen- und Militair-Beamten, 
hat schon am Ende des Jahres 1871. zur Einführung des Gesetzes über 
die Kautionen der Reichs-Beamten vom 2. Juni 1869. genöthigt (Gesetz 
vom 11. Dezember 1871., G.-Bl. S. 386) und diesem ist in Beziehung 
auf die Reichs-Eisenbahn-Beamten die Verordnung vom 27. Februar 187%. 
(G.-Bl. S. 154.) gefolgt.) 


B. Kaiserliche Landes-Verwaltung. 


I. Mit dem Deutschen Reiche gemeinsame Behörden. 


1. Verantwortlicher Minister für die Staatsverwaltung in Elsass- 
Lothringen ist der Reichskanzler. ($. 3. des Gesetzes vom 9. Juni 1871. 
G.-Bl. 8. 2.). Derselbe bildet insbesondere .die höchste Landes-Justiz-, . 
Landes-Finanz-, Forst- und Berg-Behörde. Im Reichskanzler-Amte be- 
steht eine besondere Abtheilung für die Angelegenheiten Elsass-Lothringens. 

2%. Den obersten Gerichtshof für Elsass-Lothringen bildet das 
Reichs-Oberhandels-Gericht in Leipzig. (Ges. vom 14. Juni 1871., Ges.- 
B1..9.249,) ? 

3. Die Kontrole des gesammten Landeshaushalts durch Prüfung und 
Feststellung der Rechnungen über Einnahmen und Ausgaben wird vom 
Rechnungshofe des Deutschen Reiches geführt. (Ges. vom 30. Dezember 
1871., G.-Bl..1872. 8. 49.; Ges. vom 6, Oktober 18753, G BE 777 

Zur Unterhaltung dieser drei, der Landes-Verwaltung Elsass-Lothrin- 
gens mit dem Deutschen Reiche gemeinsamen Behörden entrichtet die 
Landeshauptkasse 50.320. Rihir, an das Reich. _ (Landeshaushalts-Etat von 
1874., G.-Dl. S. 451.) 


If, Besondere Behörden der Landes-Verwaltung in 
Klsass- Lothringen. 


A. Behörden der inneren Verwaltung mit Ausschluss der Justiz-Verwaltung. 


Für die Errichtung der inneren Staatsverwaltung in Elsass-Lothrin- 
gen ist das Gesetz vom 30. Dezember 1871. (G.-Bl. 1872. S. 49.) grund- 
legend. Dasselbe ordnet die Behörden an, von denen die Landesver- 
waltung geführt wird, und stellt zugleich ihre Befugnisse fest. In den 
Bereich der inneren Verwaltung im Sinne dieses Gesetzes fällt Handel, 
Gewerbe und Landwirthschaft, Wasser-, Wege- und Bergbau, namentlich 
auch das Unterrichtswesen, ausserdem die Finanz-Verwaltung, insbe- 


") Ges. vom 27. Juni 1873. 88. 4. 3. 6. Ges.-Bl. S. 164. und Verhandlungen des 
Reichtags (Sten. Ber. S. 711—713. 871. 

7) Ausser den Verfassungs - Bestimmungen über Post-, Telegraphen-, Eisenbahn- 
und Kriegswesen sind Art. 3., “über das gemeinsame In digenat (Einverleibungsges. 
vom 3. Juni 1871. G.-Bl. von 1871. S. 1.) und im Gefolge” dessen das Reichsgesetz 
über die Freizügigkeit vom 1. November 1867. und über den Erwerb und V erlust der 
Reichs-Angehörigkeit vom 1. Juni 1870. bez. 22. April 1871. (G.-Bl. von 1873. 8.1. fg.), 
im gleichen Art. 33. und 38. der Verfassung über die Aufnahme in das Reichs- Zoll- 
und Handels-Gebiet in Elsass- Lothringen eingeführt (Ges. vom 17. Juli 1871. und 
Verordnungen vom 19. August und 22. September 1871., @.-Bl. 8. 247., 263., 335.) 

Reichsbehörden zur Ausführung dieser Verfassungs - Bestimmungen sind nieht ge- 
schaffen; die Zollbeamten sind verfassungsmässig Landesbeamte (vgl. Bemerkungen zu 
N des Reichsbeamten- Gesetzes.) 
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sondere Forstverwaltung und Verwaltung der direkten und indirekten 
Steuern. 

Die der inneren Verwaltung angehörenden Behörden sind in Grund- 
lage des Gesetzes vom 30. Dezember 1871. nach dem Bureau-System 
organisirt. 

Das Kollegial-System kommt nur in Administrativ-Justiz-Sachen 
zur Geltung. 

Im Uebrigen hat die Organisation in Preussen zum Vorbild gedient. 


AA. Oberste Verwaltungs-Behörden. 


Die oberste Verwaltungs-Behörde in Elsass-Lothringen ist der Ober- 
Präsident. ($. 4. des angeführten Gesetzes.) Derselbe steht unmittelbar 
unter dem Reichskanzler und ist vorbehaltlich der Verantwortlichkeit 
desselben mit den Befugnissen eines Ministers ausgerüstet, insoweit die- 
selben nicht 

1. durch Reichs- oder Landes-Gesetz oder durch Kaiserliche Verordnung 
bereits geregelt sind, oder 

2. den Ministern der auswärtigen Angelegenheiten oder des Krieges zu- 
standen, oder die Verwaltung der indirekten Steuern zum Gegen- 
stande haben °) 

Dem Ober-Präsidenten sind ein Vize-Präsident, mehrere Räthe — 
darunter ein Justitiarius und ein Medizinalrath und Hülfsarbeiter (Re- 
gierungs-Assessoren) — beigegeben, welche die Geschäfte nach seinen 
Anweisungen führen. Nur insoweit es sich um Rekurse gegen die Ent- 
scheidungen der Bezirksräthe in streitigen Sachen handelt, welche nach 
der französischen Gesetzgebung dem Staatsrathe als der höchsten In- 
stanz der Verwaltungs - Geriehtsordnung zugewiesen sind,°) bilden die 
Räthe ein Kollegium (Comite „de eontentieux‘ de justice administrative), 
welches den Namen Kaiserlicher Rath in Elsass-Lothringen führt. ($. 7., 
8. u. 20. dieses Gesetzes und Verordn. vom 22. Februar 1873., G.-Bl. 8. 29.) 

Unter den Räthen des Ober-Präsidenten befindet sich ein technischer 
Rath, welchem die Staats-Forstverwaltung unterstellt ist, mit dem Amts- 
karakter eines Landforstmeisters. ($. 2. des Gesetzes, betreffend die 
Einrichtung der Forstverwaltung v. 30. Dezember 1871., G.-Bl. 1872. 8. 57.) 

Ebenso stehen dem Ober-Präsidenten für das Schulwesen Schul- 
räthe”) und für den wichtigsten Theil der Bauverwältung in Elsass- 
Lothringen, für die Strom- und Kanalbauten ein Bauverständiger 
mit dem Amtskarakter ‚Wasserbau-Direktor“ ($. 16. dies. Ges.) zur Seite.') 


8) Ges. vom 29. Januar 1872., 8. 6. 15. a. a. O. (G.-Bl. S. 122.), Ges. vom 
11. Juli 1873. (G.-Bl. S. 161.), imgleichen Ges. vom 14. Juli 1871. betr. Abänderungen 
der Gerichtsverfassung $. 3. (G.-Bl. S. 165.), Ges. vom 17. Juli 1871. betr. die Ein- 
führung der deutschen Zoll- und Steuer-Gesetzgebung Art. 1. (Ges.-Bl. S. 37.), Ges. vom 
14. Juli 1871. betr. die Einrichtung und Zuständigkeit der Bergbehörden (G.-Bl. S. 250.) 
uud Berggesetz vom 16. Dezember 1873. 8. 166. (G.-Bl. S. 426.). 

8.) Dekret vom 25. Januar 1852. „Sur le conseil d’etat (Bulletin des lois X 
Nr. 2218.) insbes. Art. 17.—24. über Administrativ-Justiz. 

9) Dem Ober - Präsidenten steht namentlich die Leitung und Aufsicht der Gym- 
nasien, Realgymnasien und Realschulen zu. (Verordn. vom 10. Juli 1873. G.-Bl. 
S.166.) Vel. 8.1.des Ges. betr. die Rechts-Verhältnisse der Beamten und Lehrer vom 
23. Dezember 1873. 

10) Die Organisation der Wasserbau:Verwaltung nach $. 16. des Ges. vom 30. De- 
zember 1871. ist durchgeführt und die Eintheilung des Landes in Wasserbau - Bezirke 
— welche zur Kompetenz des Ober - Präsidenten gehörte — erfolgt. Bezüglich der 
Hoch- und Wegebau-Verwaltung ist die Französische Organisation mit den 
durch die veränderte Organisation der allgemeinen Verwaltung nöthig gewordenen 
Aenderungen beibehalten. 
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Die Verwaltung der Zölle, Verbrauchssteuern, des Enregistrements, 
einschliesslich der Hypothekenbewahrung, der Dominialnutzungen, des 
Stempelwesens einschliesslich der Stempelsteuer, sowie die Einziehung 
und Verwaltung der sonstigen mit dem Enregistrement verbundenen 
Staatseinkünfte wird von einem Direktor der Zölle und indirekten 
Steuern mit den Befugnissen des ehemaligen französischen General- 
und Departements-Direktors geführt. Die Zuständigkeit dieser Direktiv- 
Behörde bezieht sich sowohl auf die Reichs- als auf die Landes-Steuern.?!) 


BB. Bezirks-Behörden. 


Elsass-Lothringen zerfällt in drei Bezirke: Unter -Elsass, Ober- 
Elsass und Lothringen. An der Spitze eines jeden der drei Bezirke 
steht ein Bezirkspräsident mit Räthen, einem Ober-Regierungsrath und 
mehreren Hülfsarbeitern, darunter ein Schulrath für das Unterrichts- 
wesen,!?) ein Medizinalrath und ein Baurath für die Strassen- und Wege- 
bau-Verwaltung. Die Kanal- und Strombauten werden von den Bezirks- 
Ingenieuren beaufsichtigt. Die Bezirke derselben fallen weder mit den 


11) Hervorzuheben ist: 

a. In Bezug auf die Reichssteuern: Die Einführung der Deutschen Zoll- 
und Steuer-Gesetzgebung erfolgte durch das Gesetz vom 17. Juli 1871. 
Vgl. Note 7a. Durch dasselbe (Ges.-Bl. S. 37.) wurde das Vereins-Zollgesetz vom 
1. Juli 1869., das Gesetz, die Besteuerung des Zuckers betreffend, vom 26. Juni 1869.; 
das Gesetz, betreffend die Erhebung einer Abgabe von Salz vom 12. Oktober 1867.; 
und der durch das Gesetz vom 7. Juli 1873. (G.-Bl. S. 191. 194.) abgeänderte Vereins- 
Zolltarif und dasZollkartell vom 11. Mai 1833., soweit sie nicht bereits vorher einge- 
führt waren, nebst dem Gesetze über den Waffengebrauch der Grenzaufsichts-Beamten 
vom 28. Juni 1834 eingeführt. 

Mittelst Gesetzes vom 11. Juli 1871. (G.-Bl. S. 175.) erfolgte die Einführung des 
Reichsgesetzes über die Wechselstempelsteuer vom 10. Juni 1869., zu dessen 
Ausführung die Bekanntmachung vom 27. Juli 1871. (G.-Bl. S. 183.) und die Bekannt- 
machung vom 3. August 1871., betreffend den Debit der Reichsstempelmarken und 
gestempelten Blankets zur Entrichtung der Wechselstempelsteuer, sowie das Verfahren 
bei Erstattung verdorbener Stempelmarken und Blankets (G.-Bl. S. 245.) ergangen sind. 

Das Reichsgesetz über die Branntweinsteuer vom 38. Juli 1868. trat in Elsass- 
Lothringen mit dem Gesetz vom 16. Mai 1873. (G.-Bl. S. 67.) in Wirksamkeit. 

b. In Bezug auf die Landessteuern: Die Besteuerung des inländischen Bieres 
(Art. 35. der Verf.) wurde bei Einführung der Verfassung der inneren Gesetzgebung 
bis auf Weiteres vorbehalten; um das von auswärts eingehende Bier rücksichtlich der 
Besteuerung dem im Laande gebrauten gleichzustellen, war unterm 27. November 1870. 
(Strassb. Zeit. Nr. 46.) die Erhebung einer Uebergangssteuer festgesetzt. 

Die Besteuerung des Weines wurde durch das Reformgesetz vom 20. März 1873. 
(G.-Bl. S. 51.) neu geregelt, vgl. Ges. vom 13. Juli 1872. (G.-Bl. S. 562.). 

Für das Enregistrement und die Stempelsteuer, welche mit der Bier- und 
Weinsteuer die hauptsächlichste Einnahmequelle des Landes bilden (Landeshaushalt 
von 1874, G.-Bl. S. 468.) sind, abgesehen von den einschlagenden Bestimmungen des 
Gesetzes vom 21. Mai 1873. (G.-Bl. S. 87.), noch die Französischen Gesetze massgebend. 

c. Ueber die Aufhebung der Binnenschiffahrts-Abgaben vgl. Gesetz vom 
29. Januar 1873. (G.-Bl. S. 59.); über anderweite Aufhebung von Steuern siehe 
Ges. vom 21. Mai 1873. (G.-Bl. S. 87.). 

d. Ueber das Steuerexekutions-Verfahren vgl. Verordn. vom 26. Mai 1871. 
und die Vollzugsanweisung vom 31. dess. Mts. (Strassb. Zeit. Nr. 197. und 131.). Ueber 
das administrative Strafverfahren zur Ahndung von Zuwiderhandlungen gegen 
die Zollgesetze und gegen die Gesetze über die indirekten Steuern siehe Gesetz vom 
5. Juli 1872., (G.-Bl. S.465.) und über Zuwiderhandlungen gegen die gesetzlichen Vor- 
schriften über den Uebergangsverkehr mit steuerpflichtigen Gegenständen das Gesetz 
vom 30. Juni 18973. (G.-Bl. S. 129.). 

e. Wegen Organisation der Lokalbehörden vgl. CC. „Kreisbehörden“, 


12) Dem Bezirks-Präsidenten steht die Leitung und Aufsicht des niederen Schul- 
wesens zu. 


in Elsass-Lothringen. — Einleitung. 85% 


Regierungsbezirken, noch mit den Kreisen zusammen; es bestehen sieben 
Bezirke. 

Unter Leitung des Bezirks-Präsidenten führt ferner ein Steuerdirek- 
tor die Verwaltung der direkten Steuern!) und das Katasterwesen des 
Bezirks, welchem wiederum ein Kataster-Inspektor untergeordnet ist. 

Die Leitung und Aufsicht über das Forstwesen üben Forstdirektionen 
am Amtssitz des Bezirks-Präsidenten, in denen ein Ober-Forstmeister!*) 
den Vorsitz führt. Dieselben sind in 12 Forstmeisterei-Bezirke getheilt, 
deren jede eine Anzahl Ober-Förstereien umfasst. ($. 2. des. Ges. vom 
30. Dezember 1871., G.-Bl. S. 54.) 

Insoweit es sich um eine Entscheidung innerhalb der dem ehe- 
maligen Präfekturrath als Verwaltungs-Tribunal gebührenden 
Zuständigkeit handelt, bildet der Bezirks-Präsident mit den ihm bei- 
gegebenen Räthen einschliesslich des Steuerdirektors und des Ober- 
Forstmeisters ein Kollegium unter dem Namen Kaiserlicher Bezirksrath.’) 
($. 13. dies. Ges.!) 

Am Amtssitz des Bezirks-Präsidenten besteht unter dessen Aufsicht 
eine Bezirkshauptkasse, welcher ein Landrentmeister vorsteht. Mit der 
Bezirkshauptkasse zu Strassburg ist die Landeshauptkasse für Elsass- 
Lothringen verbunden, ($.19.) 

Elsass- Lothringen bildet eine eigene, vom Deutschen Recht getrennte 
vermögensrechtliche Persönlichkeit mit seinem eigenen Grundvermögen 
und seinen eigenen Einkünften. Seine Ueberschüsse verbleiben ihm, da- 
gegen ist es gleich den übrigen Bundesstaaten zur Zahlung von Matriku- 
larbeiträgen an die Reichskasse verpflichtet.!%), 


CC. Kreis-Behörden. 


Von den drei Bezirken Elsass-Lothringens enthält Unter-Elsass S, 
Ober-Elsass 6 und Lothringen 8 Kreise. Der Verwaltung jedes Kreises 
steht ein Kreis-Direktor vor.!‘) In den Stadtkreisen Strassburg und Metz 
nimmt der Bezirks-Präsident die Befugnisse des Kreis-Direktors wahr”®). 
In Strassburg, Metz und Mülhausen sind besondere Polizei- Direktoren 
bestellt.!?) ($8. 2. und 14. dies. Ges) 

Den Kreis- und Polizei-Direktoren sind für die Medi- xreis-Aorzte. 
zinalpolizei Kreisärzte beigegeben?®) und die durch Dekret vom 
18. Dezember 1848. angeoriüneten Conseils d’hygiene mit den 


13) Dahin gehört die Grundsteuer, die Personal- und Mobiliar-Steuer, die Thür- und 
Fenstersteuer, "und die Patentstener (Gewerbesteuer). Vel. Landeshausha't von 1874. 
(G.-Bl. S. 467). 

14) Uniform - Reglement für die Kaiserlichen und Gemeinde - Forst - Beamten vom 
25. November 1871. BLgpLdn, herausgegeben vom Obet-Präsidialbüreau 3. 400.). 

15) Verordn. betr. das Verfahren vor den Bezirksräthen vom 1. September 1372 
(G.-Bl. S. 125.), verschieden von dem Bezirksrath ist der Bezirkstag. Gesetz vom 
24. Januar 1873. (G.-Bl. 8. 17.). 

6) Vgl. Französisches Ges. vom 28. Pluviose an & (1801.), art. 4. fg. (Bulletin 
des lois Serie III. Nr. 115.) und Ges. vom 21. Juni 1865. „Loi relative au Uonseils de 
prefecture‘ (Bulletin des lois XI. Serie Nr.:13. 836.). | 

164) Vol. Landeshaushalt von 1874. (G.-Bl. S. 460.). 

2 Vol. Verordn. v. 20. Septbr. 1873. über Zuständigkeit der Kreis-Direktionen. 

18) Ueber den Kreistag vgl. Ges. vom 24. Januar 1873. (G.-Bl. S. 17.). 
:?) Zu den Kosten der Polizei -Verwaltung werden von den Gemeinden Beiträge 
an die Landeskasse entrichtet. Landeshaushalt von 1873 und 1874. (G.-Bl. von 1874. 
S.119. 470). Die Kompetenz-Ausscheidung gegen die Bürgermeister ist a ge- 
ordnet (Bericht über die Verwaltung von 1873/1874. Drucks. Nr. 46. S. 15.) 
20) Landeshaushalt von 1873. und 1874. (G.-Bl. S. 101. 454.). 


Kreis- 
Ingenieure. 


® 


Kantonal- 
Polizei-Kom- 
missare. 


Gensdar merie. 


Kreis-Schul- 
inspektoren. 


Oberförster., 


f 
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durch die neue Verwaltungs-Organisation bedingten Modifika- 
tionen als Kreis-Gesundheitsräthe wieder errichtet. 

Die Lokal-Verwaltung der Strassen und Wege ist in 
einem jeden Kreise einem Kreis-Ingenieur übertragen. Diese 
Organisation hat es möglich gemacht, den Kreis-Ingenieuren 
zugleich die Besorgung der aus Landesmitteln subventionir- 
ten Vizinal-Wegebauten zu übertragen und so die gesammte 
Strassen- und Wegebau -Verwaltung eines Kreises in der 
Hand eines Beamten zu vereinigen. 


Die Polizei-Verwaltung auf dem Lande, welche nach dem 
Friedensschlusse und theilweise bis in die neuere Zeit noch 
ganz in der Hand der Kantonal-Polizei-Kommissare gelegen hat, 
kehrt nach und nach in die Hand der Gemeindebehörde zu- 
rück. Die Zahl der Kantonal-Polizei- Kommissare wurde 
1572 erheblich gemindert, nachdem eine Beschränkung ihrer 
Kompetenz auf eigentlich polizeiliche Gegenstände stattgefun- 
den hat.) | 

Auf Grund des Gesetzes vom 10. Juni 1872. (Ges.-Bl. 
>. 441.) bat die Organisation der Gensdarmerie stattgefun- 
den. In Bezug auf Oekonomie, Disziplin und innere Ver- 
fassung militairisch eingerichtet, steht dieselbe in diesen 
Beziehungen auch in Elsass-Lothringen unter der oberen Auf- 
sicht des kommandirenden Generals des Armeekorps. Die 
Zivilbehörden, welchen die Gendarmen zugewiesen sind, 
haben dieselben in ihrer Dienstführung unmittelbar zu leiten 
und zu überwachen und sind befugt, ihnen Zurechtweisungen 
zu ertheilen. Elsass-Lothringen bildet einen selbstständigen 
Brigadebezirk, welcher in 6 Distrikte, 20 Oberwachtmeister- 
Beritte und 135 Stationen eingetheilt ist. Die Brigade besteht 
aus 1 Brigadier, 6 Distrikts-Offzieren, 21 Oberwachtmeistern 
und der erforderlichen Zahl von berittenen und Fussgensdarmen. 

Die im 8.20. des Gesetzes vorgesehene allgemeine Dienst- 
Instruktion für die Gendarmerie in Elsass-Lothringen ist unterm 
26. September 1872. ergangen und der Dienstbetrieb darnach 
geregelt. (Jahresübers. v. 1873. Reichst.-Drucks. No. 385. 13.) 

Das Elementar-Schulwesen wird von einem Kreis-Schul- 
inspektor beaufsichtiet, dessen Thätigkeit vorzugsweise in 
der technischen und disziplinarischen Leitung und Beaufsich- 
tigung der Schulen und Lehrer besteht. 

Für die örtliche Verwaltung der Forsten (88. 2.3. des 
Gesetzes vom 30. Dezember 1871.) sind durch Verordnung des 
Reichskanzlers vom 2. Mai 1872. 63 Oberförsterei-Bezirke 
gebildet. (Bekanntmachung vom 11. März 1872, in „Verord- 
nungen für Elsass-Lothringen, herausgegeben vom Ober-Präsidial- 
Bureau“ 8. 468.) (Drucks. des Reichstags von 1872. No. 38. 
5.129, Ton: 1878. N 14.8, 0) 


2) Seit 1873. scheint ihre Zahl konstant zu sein,” wenigstens ist eine Verringerung 
der Ausgaben für Kantonal-Polizeikommissare nicht mehr eingetreten. Vgl. Landes- 


haushalt für 


1873 und 1874 (G.-Bl. S. 99. und 453.) mit Landeshaushalt von 1872, 


(G.-Bl. 8. 184.). Nach dem Bericht über die Verwaltung von 1573/1874. ist dieselbe 
auch im Laufe des letzten Jahres vermindert. Sie beträgt 53. 


in Elsass-Lothringen. — Einleitung. 


Was die Verwaltung der direkten Steuern betrifft, so 
war zur Beanfsichtigung der Steuererhebung und Kataster- 
führung in jedem Kreise ein Kreis-Steuerkontroleur mit 
dem erforderlichen Hülfspersonal bestellt. ($. 12. dies. Ges.)”"*) 
Nach dem Gesetz vom 26. Dezember 1573. (G.-Bl. 443.) betr. 
die Feststellung des Landeshaushalts-Btats für 1874. wird die 
Zahl der Steuer-Kontroleure durch diesen fesigestellt. 

Die Organisation der Zoll- und Steuer-Behörden,°”) nament- 
lich auch für die von der Reichsgesetzgebung nicht berührten 
indirekien Steuern und Gebühren ist am 1. Oktober 1872. in 
der Weise ins Leben getreten, dass die Lokal-Verwaltung der 
indirekten Steuern den Hauptzoll- und Haupt-Steuer- Aemtern 
untergeordnet, das gesammte bezügliche Kassen- und Rech- 
nungs-Wesen entsprechend umgestaltet, ferner der Steuer- 
erhebungsdienst von dem Aufsichtsdienst getrennt und letzterer 
der Leitung besonderer Ober-Kontroleure übertragen wurde, 
welchen eine entsprechende Anzahl von Zoll- und Steuer-Auf- 
sehern beigegeben ist. Die den Haupt-Aemtern unterstellten 
bisherigen Steuer - Einnehmereien erhielten die Bezeichnung 
„Steuer-Aemter“ und wurden, wo es thunlich war, mit den 
vorhandenen Nebenzoll-Aemtern, Salzsteuer-Aemtern und Orts- 
Einnehmereien (Büralistenstellen) vereinigt. 

Nach dieser Organisations-Veränderung sind in Thätigkeit: 

12 Haupt-Zoll- und Haupt-Steuer-Aemter (Diedenhofen, 
Metz, Vick, Saarburg, Schirmeck, Münster, Altkirch, 
Mülhausen, Schlettstadt, Strassburg, Hagenau und 
Saargemünd mit Hauptzoll- und Haupt-Steuer-In- 
spektoren, | 

16 Neben-Zollämter 1. Klasse, 

31 Neben-Zollämter II. Klasse, 

58 Steuer-Aemter, zum Theil mit den Befugnissen 
von Zoll-Aemtern, 

5 besondere Salz-Steuer-Aemter, 
310 Orts-Einnehmereien, ferner 

27 Ober-Grenz-Kontroleure, 

17 Ober-Steuer-Kontroleure, 

981 Grenz-Revisions- und Steuer-Aufseher. (Jahresüber- 
sicht von 1873. Drucks. des Reichstags von 1873. No. 38. 8. 26.) 

In Gemässheit des Gesetzes vom 380. Dezember 1871. 
wurde endlich mit Beginn des Jahres 1872. die Kontrolirung 
der Enregistrements - Einnehmereien und Hypotheken-Aemter 
im Anschluss an die bestehende Gesetzgebung drei Enre- 
gistrements-Inspektoren und zwölf Verifikatoren . übertragent 
Für den Bezirksdienst bestehen zur Zeit 77 Enregistrements-Ein- 
nehmereienund 11 Hypotheken-Aemter.??)(J.-Uebers.a a 0.8.27.) 


2a) Hs fungiren 158 Stenerempfänger. Bericht von 1874. S. 24. 


Verwaltung 
der direkten 
Steuern. Kreis- 
Steuerkon- 
troleur. 


Verwaltung der 
indirekten 
Steuern. Orga- 
nisation, Haupt- 
zoll- u. Steuer- 
Inspektoren. 


Enregistre- 
ments-Inspek« 
toren und Veri- 

fikatoren, 


22) Uniform-Reglement für die Beamten der Zoll- und Steuer-Beamten in Elsass- 
Lothringen v. 30. Jan. 1872. (‚‚Verordn. herausgegeben im Oberpräsidial-Bureau‘“ S. 446.). 

23) Durch das Gesetz vom 27. Oktober 1872. (G.-Bl. 8.763.) sind die Einkommens- 
Verhältnisse der Hypothekenbewahrer mittelst Fixirung ihrer Bezüge in einer den 
dermaligen Verhältnissen entsprechenden Weise neu geregelt und ebenso durch 
Verordn. vom 15. April 1873. feste Besoldungen für die Enregistrements-Einnehmer 
an Stelle ihrer früheren Hebegebühren, welche ermässigt, eingeführt worden. (@.-Bl.S. 88.). 
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DD. Bergwesen. 

Die Eigenthümlichkeit, sowie die hervorragende Wichtigkeit des 
Bergbaues in Elsass-Lothringen hat für diesen Verwaltungszweig zu 
einer abweichenden Eintheilung des Landes und dieser entsprechend 
auch zu einer verschiedenen Organisation der Behörden geführt. Elsass- 
Lothringen ist nämlich in zwei Bergreviere, Lothringen und Elsass, ge- 
theilt. Ges. vom 14. Juli 1871. (G.-Bl. 8. 250.), Verordnungen des Reichs- 
kanzlers v. 7.Sept.1871. (G -Bl. 8.337.) und v. 21. Dezbr. 1873. (G.-B1.8.434.) 

Nach dem Gesetz vom 14. Juli 1871. bestanden die Bergbehörden 
in den Revierbeamten, in dem ÖOber-Bergamt und in der durch den 
Reichskanzler gebildeten obersten Bergbehörde. 

Als Ober-Bergamt war das Königlich Preussische Ober-Bergamt zu 
Bonn mittelst Verfügung des Reichskanzlers vom 7. September 1871. be- 
stellt. (G.-Bl. S. 337.) Mit Einführung des Berggesetzes für Elsass- 
Lothringen vom 16. Dezember 1873. hörte dieses dort als Ober-Bergamt 
auf. Die Bergbehörden bestehen in erster Instanz aus den beiden Berg- 
meistern, dagegen wird die Ober-Bergbehörde von dem Ober-Präsidenten 
gebildet und der Reichskanzler, wie schon erwähnt, ist die oberste Berg- 
behörde. (G.-Bl. S. 426.) **) 


EE. Schulwesen. 
a. Elementar-Schulwesen. 


Durch Verordnung vom 18. April 1871. ist die allgemeine Schul- 
pflicht in Elsass-Lothringen eingeführt. Die Privat-Elementarschulen 
wurden in Bezug auf Lehrplan und Schulbesuch den öffentlichen Schulen 
gleichgestellt und der Aufsicht der öffentlichen Schulbehörden unterworfen, 
die durch den Krieg unterbrochenen Fortbildungsschulen wieder ein- 
gerichtet und zur Ausbildung von Lehrern und Lehrerinnen die vorgefundenen 
Seminare (Normalschulen) in Strassburg, Kolmar und Metz nach 
Deutschen Grundsätzen reorganisirt. Denselben ist im Oktober 1872 das 
Seminar in Schlettstadt hinzugetreten. Ein neues Lehrerseminar in Unter- 
Elsass soll provisorisch in Lauterburg eröffnet werden. (Bericht v. 1873/74 
S. 21.) In Neudorf bei Strassburg und in Kolmar bestehen seit Mitte des 
Jahres 1872 Lehrer-Präparandenschulen zum Zwecke der Ausbildung 
von Schulgehülfen. Die Eröffnung einer solchen Anstalt für den Bezirk 
Lothringen wird im Herbst dieses Jahres erfolgen. (Landeshaushalt für 
1875. und 1874., Ges.-Bl. S. 113. 457. 463. und Bericht über die Verw. 
v. 1873/74.8. 31); 

Mit der Gründung von höheren Töchterschulen ist der Anfang 
gemacht. Landeshaushalt für 1872. (G.-Bl. S. 187.) desgl. für 1874. 
(G.-Bl. S. 457.). Kommunale höherer Töchterschulen bestehen mit Staats- 
Subvention in Mülhausen und Markirch. Ebenso wird auf die Errichtung 
von Mittelschulen (Bürgerschulen) hingewirkt. (Jahresübersicht von 
1873.. Drucks. des Reichstags von 1873. Nr. 38. 3.17.18 und Verw- 
Ber, v. 1813/1438. '21.) 


b. Höheres Schulswesen. 
Im Gebiete des höheren Schulwesens repräsentiren die drei 


#) Mit dem Berggesetz zugleich ist am 16. Dezember 1873. ein Gesetz, betr. die 
Besteuerung der Bergwerke, verkündet (G.-Bl. 8. 481.). Die Höhe der Steuer ist von 
fünf auf zwei Prozent herabgesetzt. Die Einnahme der bisherigen Bergwerksabeaben 
betrug 5000 Thaler (Landeshaushalt für 1873. G.-Bl. S. 119.) und ist für 1874. ebenso 
hoch veranschlagt (Landeshaushalt für 1874. G.-Bl. 8. 470.). 
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Lyzeen”) zu Strassburg, zu Kolmar und zu Metz zugleich Gymnasien 
und Realschulen. 

Die dem höhern Schulwesen angehörenden Kommunal-Schulen 
bestehen theils aus Gymnasien (in Mülhausen, Buchsweiler und Saar- 
gemünd) und aus Progymnasien (in Weissenburg und Zabern), theils aus 
Realschulen, darunter die Gewerbeschule in Mülhausen. Ausserdem sind 
solche Realschulen: im Bezirk Unter-Elsass: zu Hagenau, Barr, Bisch- 
weiler, Obereheheim, Schlettstadt; im Bezirk Ober-Elsass: zu Markirch, 
Münster, Gebweiler, Thann und Altkirch; im Bezirk Lothringen: zu 
Forbach, Pfalzburg, Dieuse und Saarburg vorhanden. 

Diese Kommunal - Anstalten erhalten namhafte Subventionen aus 
Landesmitteln. 

Die Zahl der Lyzeen und städtischen höheren Schulen beträgt 
gegenwärtig 25. An denselben sind 246 Lehrer und Hilfslehrer thätig. 
(Vergl. Bericht über die Verw. v. 1873/74. 8. 22.) 

Neben jenen öffentlichen bestehen in Elsass auch nicht öffentliche, 
nämlich kirchliche und sogenannte „freie“ Schulen®%). Dahin gehört 
das protestantische Gymnasium zu Strassburg, welches mit den öffent- 
lichen Anstalten gleich organisirt und daher auch gleich berechtigt ist. 
Die zur Zeit bestehenden höheren Töchterschulen sind meist mit Pen- 
sionaten verbundene Privat-Anstalten. (Jahresübersicht a. a. ©. S. 19. und 
Verwaltungs-Bericht v. 1873./74. S. 22.) 

Durch das Gesetz vom 12. Februar 1873. (G.-Bl. S. 37.) ist das Unter- 
richtswesen auf eine feste rechtliche Grundlage gestellt. Dasselbe hat 
in $. 1. das gesammte?”) niedere und höhere Unterrichtswesen (enseigne- 
ment primiare et secondaire) unter die gleichmässige Aufsicht und Lei- 
tung der Staatsbehörden gestellt?”) und überträgt in $. 4. unter anderm 
Organisation und Lehrplan der Schulen dem Reichskanzler. 

Nach der von diesem zur Ausführung des Ges. vom 12. Februar 
1873. erlassenen Verordnung vom 10. Juli 1873. (G.-Bl. 166.) scheidet 
sich das Unterrichtswesen in höheres und niederes. 

Zum höheren Unterrichtswesen gehören: 

1. die Gymnasien, 
2. die Realgymnasien, 
3. die Realschulen nebst dendamit verbundenen Vorklassen ($.1.). 


25) L,oi sur ’enseignement (15. mars 1850. Bulletin des lois Serie X. Nr. 2029.) 

71. Les &tablissements publies d’instruction secondaire sont les Iycees et les 
collöges communaux. — Il peut y &tre annex6 des pensionats. 

72. Les lycees sont fondes et entretenus par l’etat, avec le concours des departe- 
ments et des villes. — Les colleges communaux sont fondes et entretenus par les 
communes. — Ils peuvent &tre subventionnes par l’Etat. 

73. Toute ville dont le collöege communal sera, sur la demande du conseil muni- 
cipal, erige en Iycce, devra faire les depenses de construction et d’appropriation 
requises & cet effet, fournir le mobilier et les collections necessaires & l’enseignement, 
assurer l’entretien et la reparation des bätiments. 

%) Vol. Loi sur l’enseignement, 15. mars 1850. Art.17. „Laloireconnait deux 
especes d’&coles primaires ou secondaires: — 1) les &coles fond&es ou entretenues 
par les communes, les departements, ou /’Etat, et qui prennent le nom d’ecoles 
publigues; — 2) les &coles fondees et entretenues par des particuliers ou des 
associations et qui prennent le nom d’Ecoles libres.“ , 

27) Namentlich auch die Knaben-Seminere. (Vergl. Verwaltungs-Bericht v. 1873.74. 
S. 23. Anders das Französische Recht des: Loi sur ’enseignement, 15. mars 
1850. Dasselbe verordnet: „Art. 21. „L’inspeetion des Ecoles publiques s’exerce con- 
form&ment aux reglements deliberes par le conseil sup6rieur. — Üelle des Ecoles libres 
porte sur la moralite, ’hygiene et la salubrite. — Elle ne peut porter sur l’enseignement 
que pour verifier, #’il n’est pas contraire & a morale, ä la Constitution et aux lois.‘ 
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Zum niederen Unterrichtswesen zählen: 
die Seminarien für Lehrer und Lehrerinnen, 
. die Präparanden-Schulen, 
die höheren Töchterschulen, 
die Mittelschulen, 
die Fortbildungs-Schulen, 
die Elementar-Schulen, 
\ . die Kleinkinder-Schulen ($. 2. daselbst). | 
Jene stehen unter Aufsicht und Leitung des Ober-Präsidenten, diese 
unter der des Bezirks-Präsidenten. Ta 
Jede bestehende oder noch zu errichtende Schule ist einer der an- 
geführten Arten einzufügen (S. 3.). 
Pensionate, in welchen Unterricht ertheilt wird, gelten in allen durch 
die Verordnung vom 10. Juli 1873. betroffenen Beziehungen als Schulen. 
Dagegen sind Fachschulen, welche grundsätzlich ihre Schüler erst 
nach vollendetem vierzehnten Lebensjahre aufnehmen und dieselben un- 
mittelbar für technische oder industrielle Berufszweige ausbilden, bei- 
spielsweise höhere Gewerbeschulen, landwirthschaftliche Winterschulen, 
Obst- und Weinbauschulen, darunter nicht mitbegriffen ($. 17.2). 


m BerunE ZEN EU 


B. Behörden der Justiz-Verwaltung. 


Die Gerichts-Organisation in Elsass-Lothringen beruht auf dem Ge- 
setz betr. Abänderungen der Gerichts-Veriassung,. vom 14. Juli 1871. (G.- 
Bl. S. 175) und der sich anschliessenden Kaiserlichen Verordnung zur 
Ausführung des Gesetzes vom nämlichen Tage (G.-Bl. S 169 )). 

Danach ist an die Stelle der beiden zur Zeit der Französischen 
Herrschaft bestehenden Appellhöfe in Metz und Kolmar ein einziges in 
zwei Senate getheiltes Appellations-Gericht, bestehend aus 16 Mit- 
gliedern, mit dem Sitze in Kolmar getreten ($. 1. des Ges, 8. 1. der 
Verord.); 12 kleinere, zum Theil unzureichend beschäftigte Tribunale 
erster Instanz sind zu 6 Landgerichten — in Strassburg, Metz, Kolmar, 
Mühlhausen, Zabern und Saargemünd — mit beziehungsweise 10, 9, 8, 7, 6 
Richtern (8. 2. 5. der Verord.) zusammengezogen. Von den an die Ab- 
grenzung der Gerichtsbezirke sich anschliessenden Handelsgerichten 
(8. 11.)°°%) haben die Handelsgerichte zu Metz, Strassburg, Kolmar und 
Mülhausen die erweiterten Sprengel der an diesen Orten bestehenden 
Landgerichte erhalten ($. 10. der Verord.) Drei Schwurgerichtshöfe 
treten in Metz, Strassburg und Kolmar periodisch zusammen. ($. 9. der 
Verordn.) Die Friedensgerichte sind anderweitig abgegrenzt. —S. 1. 
des Ges. u. Verord. des Reichskanzlers vom 7. August 1871. (Verord. 
herausgegeben vom Ober-Präsidial-Bureau S. 312.). Die Zahl derselben 
belief sich im Jahr 1872. auf 75 gegen 93 in früherer Zeit.) 

Die Staats-Anwaltschaft besteht bei dem Appellations-Gerichte aus 
einem General-Prokurator, zwei General-Advokaten und der erforderlichen 
Zahl von Staats-Prokuratoren, bei den Landgerichten aus je einem Ober- 
Prokurator und der erforderlichen Zahl von Staatsprokuratoren. Leitender 


28) Franz. UnterrichtsG-esetz vom 15. März 1850. art. 54. „Des &coles adultes.“ 
29) Ueber die Zuständigkeit der Gerichte in Strafsachen vgl. Einf.-Ges. zum Deut- 
schen Strafgesetzbuch vom 1. Oktober 1871. (G.-Bl. S. 31.). | 
.. 80) Ueber die Kompetenz der Friedensrichter in Handels-Bagatellsachen vgl. Einf.- 
Ges. zum Deutschen Strafgesetzbuch vom 19. Juni 1872. (G.-Bl. 8. 2:3.). | | 
3a) Seitdem ist in Strassburg ein drittes Friedensgericht errichtet. (Bericht über 
die Verwaltung von 1873.—1874. S. 10.) 
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Gedanke war, Personal zu ersparen und den Kollegien durch Bedeutung 
und Grösse mehr Tüchtigkeit und geistiges Leben zuzuführen, die übrigen 
Grundlagen der Gerichtsverfassung dagegen möglichst unberührt zu lassen. 

Von den Kriegsgerichten besteht seit dem Gesetz vom 12. Juli 
1873. nur noch das Kriegsgericht in Strassburg und dieses ist auf Hoch- 
verrath und Landesverrath, Beleidigung des Kaisers, Beleidigung von 
Bundesfürsten, feindliche Handlungen gegen befreundete Staaten, Ver- 
brechen und Vergehen in Beziehung auf Ausübung der staatsbürgerlichen 
Rechte, Aufruhr, Theilnahme an einem 'Tumult und Landfriedensbruch 
beschränkt. 88. 80.—93. 94. 96. 98. 100. 102. 105. 106. 115. 116. und 125. 
des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich (Ges.-Bl. v. 1873. 8. 163.°') 

Für die sogenannten ministeriellen Beamten — Anwälte, Notarien, 
Gerichtssehreiber und Gerichtsvollzieher — deren Stellen verkäuflich 
waren, erging zunächst das Gesetz vom 8. November 1872. (G.-Bl. 8. 773.) 
Dasselbe hat durch Beseitigung der seitherigen Unvereinbarkeit der Ad- 
vokatur und Anwaltschaft im Anschlusse an bewährte Deutsche Einrich- 
tungen und im Interesse der Kostenminderung und Vereinfachung des 
gerichtlichen Organismus das Institut der Advokat-Anwälte bei den 
ordentlichen Gerichten ermöglicht. 

Sodann hat nachdem bereits durch $. 18. des Ges. vom 14. Juli 1871. 
die Ermächtigung gegeben war, den Inhabern jener Aemter ihre Stellen 
zu entziehen, das Gesetz vom 10. Juni 1872. (G.-Bl. S. 171.) die Ver- 
käuflichkeit derselben grundsätzlich aufgehoben und eingehende Vor- 
schriften über Ermittelung der Entschädigungsbeiträge getroffen.”',) Das 
Gesetz betr. das Notariat vom 26. Dezember 1873. (G.-Bl. S. 435.) und 
der dazu gehörige Tarif (S. 438.) hat die Pflichten und Gebühren der 
Notare neu geordnet. 

Das Gefängnisswesen ist durch Einführung der Deutschen Ein- 
richtungen geordret worden. 

Das System der früher in ausgebildetster Weise eingeführten Ge- 
neral-Entreprisen, kraft deren ein Unternehmer zu einem gewissen Satze 
für Kopf und Tag die Verpflegung und Kleidung der Gefangenen, sowie 
die Unterhaltung der gesammten Gefängniss-Binriehtung übernahm, wo- 
gegen ihm die freie Ausnutzung der Arbeitskraft der Gefangenen über- 
lassen wurde, ist soweit als thunlich beseitigt und der Verwaltung der 
Strafvollzug zurückgegeben °?). f 

Es bestehen in Elsass-Lothringen 2 Strafanstalten (in Ensisheim und 
Hagenau), 8 Bezirks- und Untersuchungs-Gefängnisse und 67 Kantonal- 
(Gefängnisse. 


31) Vergl. Landeshaushalts-Ktat für 1873. und für 1874. (G.-Bl. S. 98. und 452.). 
Gegen die kriegsgerichtlichen Urtheile ist der Kassationsrekurs für zulässig erklärt. 
Seit der Einschränkung der Kompetenz haben keine Verhandlungen vor dem Kriegs- 
gericht geschwebt. (Bericht über die Landesverwaltung 1873—1874. 8. 9.) 
31a) Es wurden abgeschätzt: 
276 Notariatsstellen auf 18,970,500 Fr., 
81 Anwaltstellen auf 2,657,600 Fr., 
16 Obersekretair- und Handelsgerichts-Sekretair-Stellen auf 776,000 Fr., 
97 Friedensgerichts-Schreiber-Stellen auf 1,005,800 Fr., 
218 Gerichtsvollzieher-Stellen auf 2,577,800 Fr., 
li Commissaire-priseur-Stellen auf 452,900 Fr. 
im Ganzen 699 Stellen. Der Schätzungswerth derselben beläuft sich in Summe auf 
26,441,000 Franken, während der von den Inhabern gezahlte Kaufpreis nngefähr 
19,000,000 Franken betrug. (Bericht über die Verwaltung von 1873/1874. S. 10.) 
32) Vol. Landeshaushalt von 1873. ausserordentliche Ausgaben (G.-Bl. 5. 110.). Die 
ordentlichen Ausgaben betragen 270,785 Thaler, Landeshaushalt v. 1874. G.-Bl. 8. 452.). 
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Die Bezirks- und Untersuchungs-Gefängnisse befinden sich an den 
Sitzen der Landgerichte, die Kantonal-Gefänenisse an den Friedens- 
gerichts-Hauptorten. } 

In der Strafanstalt zu Ensisheim werden Gefängniss-Strafen über 
1 Jahr und Zuchthausstrafen von Männern verbüsst; in der Strafanstalt 
zu Hagenau Gefängniss-Strafen über vier Monate und Zuchthausstrafen 
von Weibern. °?) 

Die Gefängniss-Strafen über acht Tage bis zu einem Jahre kommen 
in den Bezirks-Gefängnissen und diejenigen unter acht Tagen ‘in den 
Kantonal-Gefängnissen zur Vollstreckung °?). 


C. Gemeinde-Verwaltung. 


Die Gemeinde-Verwaltung ist seit dem Eintritt geordneter Zustände 
im Wesentlichen gemäss den vorgefundenen Gesetzen geführt worden. 

Um zur Neuwahl der Gemeinde -Vertretungen zu gelangen, welche 
am 6. und 7. August 1870. hätte erfolgen sollen, jedoch in den meisten 
Gemeinden ganz unterblieben, in den anderen sehr unvollkommen aus- 
geführt war, wurde es nöthig, durch das transitorische Gesetz vom 
6. Juli 1871. (Gesetzblatt für Elsass-Lothringen 1871. Seite 35.) die Gül- 
tigkeit der im Jahre 1870. festgestellten Wahllisten für die Gemeinde- 
rathswahlen des Jahres 1872. anzuordnen. Auf Grund dieses Gesetzes 
haben die Wahlen im Juli und August 1872 stattgefunden. 

Die Gemeinderäthe sind in fast allen Gemeinden konstituirt, 
und in den wenigen Fällen, wo solches noch nicht geschehen, auf legale 
Weise durch Spezial-Kommissionen nach Art 13. Ges. v. 5. Mai 1855. ersetzt. 

Fast alle Bürgermeister und Beigeordnete sind neu ernannt 
und in den wenigen noch rückständigen Fällen fungiren die 
früheren Gemeindebeamten nach Massgabe des Artikels 2. Absatz 6. des 
zitirten Gesetzes fort (vgl. zu $. 1. des Ges. vom 23. Dezbr. 1873.). 

Das Gesetz vom 24. Februar 1872. (Gesetzblatt für Elsass-Lothringen 
1872., 8. 147.), ist bestimmt, in ausserordentlichen Fällen die Verwaltung 
der Gemeinde-Angelegenheiten gegenüber renitenten Bevölkerungen zu 
ermöglichen.°*) | 


a) Für die auf Grund der $$. 56. und 57. des Strafgesetzbuches in eine Er- 
ziehungs- und Besserungs-Anstalt überwiesenen Mädchen ist eine solche Anstalt in 
Hagenau auf Landesfonds errichtet worden und hat bereits die Ueberführung der bis 
dahin in Privat- Anstalten untergebrachten Mädchen in dieselbe stattgefunden. Zur 
Gründung einer gleichen Anstalt für Knaben ist ein ländliches Grundstück bei 
Hagenau angekauft worden und soll die neue Anstalt bis zum Herbst 1875. eröffnet 
werden. (Bericht über die Verwaltung von 1873/1874, S. 16.) 

®) a. Behufs Herstellung einheitlicher Rechtsbeziehungen zu dem Deutschen 
Reiche ist durch Gesetz zom 11. Dezember 1871. (G.-Bl. S. 376.) die Wirksamkeit des 
Reichsgesetzes über die Gewährung der Rechtshülfe vom 21. Juni 1869. auf Elsass- 
Lothringen ausgedehnt worden. 

b. Ein Vertrag über Auslieferung von Verbrechern wurde mit Luxemburg unterm 
3. Juli 1872. geschlossen, der zwischen dem Norddeutschen Bunde und Belgien ge- 
schlossene Auslieferungsvertrag durch Deklaration vom 23. August 1872. auf das Ver- 
hältniss zwischen Elsass-Lothringen und Belgien ausgedehnt (G.-Bl. 1872. S. 565. 733.). 

31) Ueberall sind regelmässig bestellte Gemeinde-Beamte und Gemeinde-Vertretungen 
in Thätigkeit, mit Ausnahme von Strassburg, woselbst zwei ausserordentliche Kom- 
missäre die Funktionen der entlassenen Bürgermeister und Beigeordneten, sowie des 
suspendirten Gemeinderaths ausüben. (Bericht über die Verwaltung v. 1873 /1874. S. 14.) 
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Vom 23. Dezember 1873. 
(Gesetzbl. f. Elsass-Lothr. 1873. S. 479. ff.) 


Vorbemerkung. 

Das Gesetz vom 23. Dezember 1873. führt das Reichs-Gesetz vom 
31. März 1873. in Elsass-Lothringen ein und dehnt die Bestimmungen 
desselben auf die Rechts-Verhältnisse der in der Landes-Verwaltung von 
Elsass-Loihringen angestellten Beamten aus, auf welche dieses bis dahin 
keine Anwendung finden konnte. Eine besondere Regelung derselben 
ist um so mehr ein Bedürfniss, als die Bestimmungen der Französischen Ge- 
setze über die Beamten-Verhältnisse in vielen Beziehungen auf die jetzigen 
Zustände nicht passen, auch mit der Deutschen Auffassung des Staatsamts 
und der den Beamten zu wahrenden Stellung nicht im Einklang stehen. 
Die Regelung ist im engsten Anschlusse an das Gesetz vom 31. März 
1873. erfolgt und dies war nicht nur für den Inhalt dieses Gesetzes, 
sondern auch für die vielfachen Beziehungen gerechtlertigt, in welchen 
die Landes-Beamten zu den in Elsass-Lothringen angestellten Reichs- 
Beamten stehen. 

Das gegenwärtige Gesetz hat daher als Regel die lebenslängliche 
Anstellung (S. 2. des Reichs-Ges. vom 31. März 1873.) und den Schutz 
gegenwillkürliche Entziehung des Amtes durch unabhängige Disziplinar-Ge. 
richte ($. $. 85. 86. daselbs:) beibehalten. Es ist dieseinBeweisdes Vertrauens 
zu den Zuständen und zu den staatlichen Organen in Elsass-Lothringen. 
Im Interesse der dort erforderlichen straffen Disziplin hätte es nahe ge- 
legen, wenn nicht das Französische System sich anzueignen, nach wel- 
chem die grosse Mehrzahl der Beamten ohne Rücksicht auf disziplinare 
Verschuldung durch Verfüsung des Staats-Oberhaupts oder ihrer Vor- 
gesetzten des Dienstes enilassen werden kann, so doch die Uhnter- 
suchung und Entscheidung von Disziplinar-Vergehen in die Hand der den 
Beamten zunächst vorgesetzten Verwaltungs-Behörden, allenfalls mit einer 
Berufung an den Kaiserlichen Rath in Strassburg, zu legen. Das Gesetz 
hat dieser Versuchung widerstanden und mit Recht. Nur so wird den 
verschiedenen Kategorien der Kaiserlichen Beamten (vgl. Einleitung) die 
Rechtsgleichheit gewahrt und zugleich die Möglichkeit geboten, auch für 
die Landes-Verwaltung Elsass-Lothringens Männer von Intelligenz und 
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Andererseits erscheint es nicht blos gerechtfertigt sondern noth- 
wendig, die Vorschriften, betreffend die einstweilige‘ Versetzung in den 
Ruhestand über den &. 25. des Reichs-Gesetzes vom 31. März 1873. hinaus 
auszudehnen (vgl. Bemerk. S. 670. 671.). In einem Landestheil, in wel- 
chem die Regierung nicht blos verschiedene, aber in dem Gedanken des 
Vaterlandes sich mit ihr eins wissende Parteien auszugleichen, sondern 
in der Mehrzahl der Bevölkerung Feinde ‘des eigenen Staatswesens zu 
bekämpfen oder doch deren Sympathien für dieses Staatswesen erst zu 
erobern hat, darf sie von den Beamten, welche darauf einen massgebenden 
Einfluss zu üben im Stande sind, die bedingungslose Hingabe an die 
Lösung dieser Anfgabe in Anspruch nehmen. Soldaten des Friedens, 
müssen sie, gleich diesen gestellt, einstweilen in den Ruhestand versetzt 
werden können, sobald sie sich jener Aufgabe nicht gewachsen zeigen. 
Nur für die Richter ist behufs einer unabhängigen und Vertrauen 
erweckenden Rechtspflege die Unabsetzbarkeit im Verwaltungswege mit 
Recht festgehalten. | 

Zu den Organen, welche unmittelbar auf die nationale Entwickelung und 
mittelbar auf die staatliche Ordnung in Elsass-Lothringen einwirken, ge- 
hören die Lehrer an den öffentlichen Schulanstalten. Das Beamten-Gesetz 
vom 23. Dezember 1873. unterwirft sie deshalb mit Recht seinen Be- 
stimmungen, insbesondere in Bezug auf die Disziplin und einstweilige 
Versetzung in den Ruhestand und unterscheidet — mit Ausnahme weniger 
Punkte — nicht zwischen den Lehrern im unmittelbaren und mittelbaren. 
Landesdienst. Vel. Art. 23. der Preussischen Verfassungs- Urkunde und 
Rönne, Preuss. Staatsrecht Bd. I. Abth. 2. S. 717. Auch im Franzö- 
sischen Recht war die Anstellung sämmtlicher öffentlicher Lehrer wesent- 
lich eine staatliche (,„L’institution est donne par le ministre d’instruction 
publique“ Art. 31. des. Unterrichts-Gesetzes vom 15. März 1850.) Nament- 
lich wurde die Disziplin von überwiegend staatlich zusammengesetzten 
Behörden gehandhabt, welche wie der Rektor der Akademie, der aka- 
demische Rath und _der vom Präfekten präsidirte Departementsrath für 
Unterrichtswesen die Garantien der Disziplinar-Behörden, inbesondere der 
Disziplinar-Kammern und des Disziplinarhofes des Reiches keinesfalls 
überboten, (Ges. vom 14. Mai 1854. über den öffentlichen Unterricht 
All 2. Aon 7) | | 

Gleichzeitig hat das Beamten-Gesetz, dem Französischen Recht folgend 
(Art. 4. des Ges. vom 9. Juni 1853. .,Sur les pensions eiviles‘“) vom 
Augenblick der Errichtung der Deutschen Verwaltung in Elsass-Loth- 
ringen ab (Art, VI. $. 5. dies. Ges.) die Pensionen sämmtlicher öffent- 
licher Lehrer, gleichviel ob sie im unmittelbaren oder mittelbaren Landes- 
dienst stehen, ausserdem aber — in Konsequenz des Art. IL. im Fall der 
Versetzung in den zeitweiligen Ruhestand — die Wartegelder auf die 
Landeskasse übernommen und die Pensionsabzüge des Französischen 
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Rechts (Art 4 und Art. 3. Nr. 1. und 2. a. a. O.), abeeschafft®). 
Dies letztere erforderte die Gleichstellung der Lehrer mit den Lan- 
des-Beamten, von denen solche nach den Grundsätzen des Reichs-Beamten- 
Gesetzes nicht erhoben werden. Ueberdies hat wohl die Erwägung, dass im 
letzten Ergebniss .das Reichsland die Kosten zu tragen haben würde, von 
der an und für sich gerechtfertigten Massregel abgehalten, die Pen- 
sionsbeiträge auf die Gemeinden und Bezirke zu übertragen **). 


eremmarn eeen 


- Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen etc. verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter 
Zustimmung des Bundesraths, für Elsass-Lothringen was folgt: 


Art. I. Das anliegende Reichs-Gesetz vom 31. März 1873., die 
Rechts-Verhältnisse der Reichs- Beamten betreiiend, wird in Elsass-Loth- 
ringen eingelührt. 

Dasselbe findet auf die Rechts-Verhältnisse der Elsass-Lotbringischen 

: Landes-Beamten, welche ein Diensteinkommen aus der Landeskasse be- 
ziehen, sowie der Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Schulen An- 
wendung. Wo in jenem Gesetze von dem Reiche, dem Reichsdienste, 
den Reichsionds oder anderen Einrichtungen des Reichs die Rede ist, 
sind Elsass-Lothringen und dessen entsprechende Einrichtungen zu ver- 
stehen. 

Bemerkungen: 
I. Kategorien der Beamten. 


1. Kaiserliche Beamte, Reichs- und Landes-Beamte. Eine 
Scheidung der Keichs-Beamten in unmittelbare und mittelbare im Sinne 
des $. 1. des Reichsbeamien-Geseizes giebt es in dem Reichslande Elsass- 
Lothringen nicht, vgl. zu $. 1. 8. 559. Alle Beamten in Elsass-Lothringen 
sind vom Kaiser selbst oder kraft Kaiserlicher Delegation ernannt. Dagegen 
besieht unter den Kaiserlichen Beamten ein Unterschied, insofern sie als 
Organe der Reichsgewalt unmittelbar Reichszwecken ihre Thätigkeit widmen 
oder den besonderen Staatszwecken Elsass-Lothringens dienen, wo der Kaiser 
die Staatsgewalt ausübt. Jene stehen unter dem Reichsgesetz vom 31. März 
1873.; der dienstliche. Wohnsitz ist für die Eigenschaft als Reichs-Beamter 
nicht entscheidend. Ebenso wenig wird diese Eigenschaft in Elsass-Lothringen 
dadurch zweifelhalt, dass in $. 87. des Gesetzes vom 31. März 1873. und in 


*) Art. 3. lautet: „Les fonctionnaires et employes directement retribues par l’Etat, 
ont droit 4 pension conformement aux dispositions de la presente loi, et suportent in - 
distinctement, sans pouvoir les repeter dans aucun cas, les retenues ci-apres: 

1. Une retenue de - cing pour cent sur les sommes payces ä titre de 
traitement, fixe ou eventuel, de preciput, de supplement de traitement, 
de remises proportionelles, de salaires, ou constituant, & tout autretitre, un Eemo- 
lument persone. — Une retenue du douxieme des m&mes retributions lors de 
la premiere nomination ou dans le cas de reintragation, et du dovxieme de toute 
augmentation ulterieure. — Les fonctionnaires de l’enseignament, retribues, en 
tout ou en partie, sur les fonds d&partementaux et communaux, ou sur le prix des 
pensions pay6es par les &leves des Iyc&es nationaux, ont droit & pension COon- 
formement aux disposilions de la presente loi, et supportent, sur leur traitement 
et leurs differentes retributions, la retenue determinee par Varticle 3. 

%*) Nach dem Etat von 1874. zahlt die Landeskasse an Zuschüssen für 
städtische höhere Schulen 137,333 Thlvr., {für Elementarschulen 882,809 'Thlv., für Se- 
minarien und Präparanden-Anstalten 84,950 'Thlr., ungerechnet die Pensionen und 
Wartegelder, deren Betrag, insoweit er auf das Schulwesen sich vertheilt, nicht er- 
sichtlich ist. 
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der Kaiserlichen Verordnung vom 11. Juli 1873. (vgl. Bem. S. 740. 742.) eine 
Disziplinar-Kammer für das Reichsland nicht bestimmt war. 

Für die Rechte und Pflichten der Landes-beamten ist das Gesetz vom 
23. Dezember 1873. massgebend. 

2. Unmittelbare und mittelbare Landes-Beamte Im Kreise 
der Landes-Beamten macht sich der Unterschied von unmittelbaren und 
mittelbaren Beamten geltend. Hierunter werden diejenigen zu verstehen 
sein, welche in Diensten von Gemeinden oder Korporationen stehen, 
vorausgesetzt, dass solche organisch in die Verfassung des Reichslandes ein- 
greifen. Vgl. 8. 69. des A. L.-R. I. 10. u. Art. VII. dies. Gesetzes, welcher 
von unmittelbaren Landes-Beamten spricht. 

Was insbesondere die Bürgermeister und Beigeordneten betrifit, so sind 
diese zugleich Organe der Landes-Verwaltung; sie wurden und werden (Zeuge 
dessen ist das neueste Maires-Gesetz) nach Französischem Recht entweder vom 
Kaiser oder von den Präfekten ernannt und sind besoldet. Gesetz vom 
18. Juli 1837. ‚Sur l’administration municipale art. 9 fe. (Bulletin des lois 
9. Serie Nr. 6946.) -Ges. vom 5. Mai 1855. ‚Sur l’organisatiön municipale 
art. 1. 2. (Builetin des lois 11. Serie Nr. 2635.) und Ges. vom 18. Juli 1837. 
Für ihre Unterstellung unter das Gesetz vom 23. Dezember 1873. ent- 
scheidet daher, ob sie ihre Besoldung aus der Landeskasse oder aus G@emeinde- 
oder Bezirksmitteln erhalten. Die übrigen Gemeinde-Beamten sind nicht 
Beamte der Landes-Verwaltung und daher selbst in dem Fall, wo sie Gehalt 
aus der Liandeskasse erhalten, den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht unter- 
worfen. 

3. Ministerielle Beamte. Von den unmittelbaren Landes-Beamten 
gehören Anwalte und Notare nicht hierher; sie beziehen kein Gehalt aus der 
Laandeskasse. Die Disziplin über sie wird von besonderen Disziplinar-Kammern 
geübt. Gesetz vom 13. Frimaire an 1809. (Bulletin des lois Serie III. Nr. 408.) 
„Chambre des avocats et ses attributions.‘“ Gesetz vom 25. Ventöse an 11. 
„Organisation du Notariat, insbes. Art. 50. „Chambre de diseipline“. 

4. Bank-Beamte. Die an den Komptoiren, Kommanditen und Agen- 
turen der Preussischen Bank in Elsass-Lothringen angestellten Beamten gehören 
nicht zu den Landes-Beamten Elsass-Lothringens, sie behalten die Rechte und 
Pflichten Preussischer Staats-Beamten. Gesetz vom 4. Juli 1871. (G.-Bl. 8.3.) 
Bank-Ordnung vom 5. Juli 1846. $. 45. (8. 15. a. a. O.) 

5. Gensd’armerie. Dieselben gehören zu den Personen des Soldaten- 
standes und sind daher nach den für diese massgebenden Gesetzen zu beurtheilen, 
insoweit nicht das Gesetz ausdrücklich den Zivilbehörden, welchen sie in ihren 
zivildienstlichen Verrichtungen untergeordnet sind, bestimmte Befugnisse zuweist. 
Ihr militairischer Karakter ist insbesondere für ihre Ernennung, für die Disziplin 
über sie und für Entlassung und Pensionirung entscheidend. Gesetz vom 
20. Juni 1872. 8. 11. 7. 14. (G.-Bl. S. 442.—445.).. Vergl. 8. 17. des Gesetzes 
vom 24. Dezember 1873. über die Pensionen der Wittwen und Waisen und 
Einleitung zu ‚Die Beamten von Elsass-Lothringen‘“ 8. 858. 

6. Lehrer und Lehrerinnen. . Dieselben sind keine Organe der Re- 
gierungsgewalt (imperium), haben aber, wie erwähnt, insofern sie an Öffent- 
lichen Schulen thätig sind, die Pflichten und Rechte der Beamten. Für diese 
kommt es nicht darauf an, ob sie ihr Gehalt aus der Landeskasse beziehen, 
oder nicht. Nur in Betreff der Lehrer und Lehrerinnen an den Elementar- 
schulen enthält der Art. VIII. in Bezug auf Berechnung des Diensteinkommens 
und der Dienstzeit besondere Bestimmungen. 

Auf die Öffentlichen Lehrer an der Universität Strassburg leidet das Ge- 
setz keine Anwendung. Für diese ist das Universitäts-Statut massgebend. 
Vgl. Einleitung zum Ges. vom 25. Dezember 1873. Unten 8. 359. 

7. Geistliche. Geistliche und Kirchendiener sind keine Landes-Beamte, 
unterliegen daher den Bestimmungen diesesGesetzes nicht, auch wenn sie Besoldung 
‚aus der Landeskasse erhalten. Dies gilt insbesondere für die katholischen Geist- 
lichen, für welche der Erzbischofvon Besancon die oberste Kirchen-Behörde bildet. 
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Auch die Mitglieder geistlicher Kongregationen, welche Stellen in öffentlichen 
Lehranstalten versehen, stehen nicht unter dem gegenwärtigen Gesetz. Die 
Verträge, auf Grund deren sie ihr Lehramt verwalten, sind nicht mit ihnen 
persönlich, sondern mit den Kongregationen, welchen sie angehören, abge- 
schlossen. Die Reichsregierung ist in Bezug auf die Handhabung der Disziplin 
gegen dieselben, namentlich in Beziehung auf ihre Abberufung, nicht unbe- 
schränkt, 


Il. Anstellung der Beamten. 


1, Unmittelbar vom Kaiser werden ernannt: 
a) im Gebiet der inneren Verwaltung: 

Die oberen Verwaltungs-Beamten mit Einschluss der bei dem Ober-Präsi- 
denten, den Bezirks-Präsidenten und den Direktions-Behörden etatsmässig an- 
gestellten Räthe, sowie die Kreis-Direktoren, Polizei-Direktoren und Land- 
rentmeister &. 21. des Gesetzes vom 30. Dezember 1871. über die Einrichtung 
der Verwaltung (G.-Bl. S. 56.) insbesondere auch die oberen Forst-Beamten, 
einschliesslich der Forstmeister. Ges. vom 30. Dezember 1871, über die Ein- 
richtung der Forst-Verwaltung. 8. 6. (Ges.-Bl. 1872. 8. 58.) 

b. im 6ebiet der Justiz- Verwaltung: 

Die Mitglieder des Appellations-Gerichts, der Landes-Gerichte so wie der 
Staats-Anwaltschaft. Ges. vom 14. Juli 1871. (G.-Bl. S. 168.) 

3, Dureh den Reichskanzler, kraft Kaiserlicher Delegation: 
a) im Gebiet der inneren Verwaltung: 

Die Kataster-Inspektoren, Enregistrements-Inspektoren, Hypotheken-Be- 
wahrer, die Ober-Zollinspektoren, die Mitglieder der Haupt-Zollämter, die 
Steuer-Inspektoren und die Kreis-Schul-Inspektoren, insbesondere auch die 
Oberförster. Gesetz vom 30. Dezember 1871. a. a. O. 

b) im Gebiet der Justiz-Verwaltung: 

Friedensrichter *), Anwalte und Notare, 8. 17. des zit. Ges. vom 14. Juli 
1871., die Untersuchungsrichter und Ergänzungsrichter, die Vertreter eines 
richterlichen Beamten und der Staats-Anwaltschaft, Ges. vom 22. September 
1873 (G.-Bl. S. 247.), ebenso Assessoren und Advokaten; Ges. vom 17. Febr. 
1872. 8. 25. (G.-Bl. S. 132.) 


3. Weitere Delegationen haben stattgefunden: 


a) im Gebiet der inneren Verwaltung: 

aa) in ausgedehntem Masse an den Ober-Präsidenten; derselbe übt im 
Gebietdes Unterrichtswesens diejenigen Befugnisse aus, welche nach den bestehen- 
den Gesetzen in Betreff der Anstellung und Disziplin der Lehrer und Angestell- 
ten an allen Staats-Unterrichts-Anstalten und höheren Unterrichts-Anstalten 
dem Unterrichts-Minister, und welche in Betreff der Disziplin und Aufsicht 
den Akademie-Rektoren und Inspektoren und dem akademischen Rathe zu- 
stehen.**) 88.15. u. 21. des@esetzes vom 30. Dezember 1871. über die innere Ver- 
waltung; 


*) Dieselben wurden zur Französischen Zeit vom Kaiser ernannt, „Nomme’s par 
le roi‘‘ heisst es in der Oharte von 1814. 

*%%) Ueber die Befugnisse des Unterrichtsministers vgl. Dekret vom 9. März 1852. 
„Sur linstruetion publique“ (Bull. des lois 10. Serie Nr. 3166. Cap. 1. und 2.). „De 
l’autorite superieure de l’enseignement publique.‘ 

Ueber die Akademie-Rektoren, Ges. vom 15. März 1850. „Sur l’enseignement. 
(Bull. des lois 10. Serie Nr. 2029.) art. 7. fe., Ges. vom 14. Juni 1854. „Sur l’instruction 
publique. (Bull. des lois 11. Serie Nr. 1588.) Tit.1. art. 2%. 7. 8., Decret vom 22. August 
1854. „Sur l’organisation des academies“ (Bull. des lois 11. Serie Nr. 1957.) art. 15.—21l. 

Ueber die Akademie-Inspektoren, Ges. vom 15. März 1850. a. a. 0. $. 8., Ges. 
vom ]4. Juni 1854, Tit. 1. art. 9. 

Ueber den akademischen Rath, Ges. vom 15. März 1850. a. a. O. „art. 9., 10., 14., 
15., Reglem. vom 29. Juli 1850., ‚.de l’administration publique art. 22. fg. Ges. vom 
14. Juni 1854. a. a. O. art. 4. fg. 14. 
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25) an den Direktor derindirekten Steuernund Zölle, 8.21. x a.0. 
cc) die Bezirks-Präsidenten, )$.6.des Ges.v.30.Dez. 1871.üb. dieErrich- 
dd) an die Forst-Direktionen,)tung der Forstverwaltung (@.-Bl. 8. 58.). 
ee) an die Direktiv-Behörden in Änsehung aller Kanzlei- und Unter- 

Beamten. $. 21. des Ges. vom 30. Dezbr. über die innere Verwaltung. 


b) im Gebiete der Justiz 


an den Präsidenten des Appellations-Gerichts und den General- 
Prokurator. . 


Ill. Anstellungs-Bedingungen. *) 
1. Im Gebiete der Justiz-Verwaltung: 


a) Für die höheren Justiz-Beamten bestimmt das Gesetz vom 14. Juli 
1871., betr. Abänderung des Gerichts-Verfahrens, in 8. 16. (G.-Bl. 8. 168.).: 

„Nach Ablauf von fünf Jahren kann die Befähigung zur Anstellung als 
Richter bei einem Kollegial-Gericht, als Friedensrichter, Staatsanwalt, An- 
walt oder Notar oder zur Zulassung als Advokat mit voller Praxis — 
nach näherer Bestimmung eines vom Reichskanzler zu erlassenden Regu- 
lativs — nur durch Zurücklegung eines dreijährigen Rechtsstudiums auf 
einer Universität und durch Ablegung zweier juristischer Prüfungen er- 
worben werden. Zwischen denselben muss eine Vorbereitungszeit liegen, 
welche zur Ausbildung in allen Zweigen des praktischen Dienstes aus- 
reicht. Bis zum Ablaufe der Eingangs gedachten fünf Jahre bleiben die 
gegenwärtig geltenden Gesetze in Kraft. 

Ausserdem können in Aemtern des Justizdienstes alle Deutschen an- 
gestellt werden, welche in einem Bundesstaate die Befähigung zu einem 
gleichen Amte oder zum höheren Richteramte überhaupt erworben haben. 
Die zuletzt erwähnten Rechtskundigen können durch Verfügung des Reichs- 
kanzlers zur vollen Ausübung des Berufs eines Advokaten zugelassen 
werden.“ | 

Diese Bedingungen sind mit billiger Rücksichtnahme auf erworbene An- 
sprüche Angehöriger des Landes und das Bedürfniss der nächsten fünf Jahre 
bestimmt. In Ausführung des gemachten Vorbehaltes ist das Regulativ über 
die Vorbereitung zum höheren Justizdienst vom 17. Februar 1872. (Ges.-Bl. 
S. 127. ff.) ergangen. Danach tritt, gegenüber den bisherigen Vorschriften, 
eine besonders wichtige Aenderung insofern ein, als nach französischer Ge- 
setzgebung für die Friedensrichter als formelle Qualifikation ledielich ein ge- 
wisses Alter erforderlich war und Anwälte und Notarien — im Gegensatz zu 
den Mitgliedern der Magistratur und Advokatur — nur des, Nachweises. 
praktischer Geschäftsgewandtheit, ‘nicht der höheren rechtswissenschaftlichen 
Ausbildung bedurften. a 

b) Für die Gerichtsschreiber und Gerichtsvollzieher hebt das 
Gesetz vom 18. Juli 1872. die bisherigen Vorschriften auf. Das auf Grund 
dieses Gesetzes vom Reichskanzler erlassene Regulativ vom 18. Juli 1872. 
(G.-Bl, S. 532.) schreibt vor: | 

$. 2. „Zum Gerichtsschreiber oder Gerichtsvollzieher kann ernannt werden, 

1) wer das 21. Lebensjahr zurückgelegt, | 

2) seine Dienstpflicht im stehenden Heer erfüllt hat, oder von derselben 

für die Friedenszeit definitiv entbunden ist, | 

3) eine praktische Vorbereitungszeit von zwei Jahren nach Massgabe 

_ der im folgenden Paragraphen enthaltenen Vorschriften vollendet nnd 

‚ 4) eine Prüfung bestanden hat.“ | 

$. 8. „Zur Anstellung als Gerichtsschreiber oder @erichtsvollzieher sind 
auch diejenigen befähigt, welche die Qualifikation zu einem gleichen Amte 
in einem Deutschen Gebiete erworben haben, dessen Gerichts-V erfassung auf 
gleichen Grundlagen wie die in Elsass-Lothringen bestehende beruht.“ 


*) Vgl. Bem. zu $&. 1. u. $. 4. des Reichsbeamt.-Ges. 8. 589, fie, 
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8 9. „Innerhalb der nächsten fünf Jahre können als Gerichtsschreiber und 
Gerichtsvollzieher auch solche Personen angestellt werden, welche die in 
diesem Regulativ festgesetzten Bedingungen nicht erfüllt haben, sofern ihre 
Qualifikation nach dem Erimessen des General-Prokurators genügend dar- 
gethan ist und die im $. 1. unter 1. u. 2. erwähnten Voraussetzungen zu- 
treffen.‘ 

2. Innere Verwaltung: 

Das Gesetz vom 30. Dezember 1871. (G.-Bl. 1872 8. 49.) überlässt den Erlass 
von Vorschriften über Ausbildung, Prüfung und Anstellungsfähigkeit dem 
Reichskanzler. Das Regulativ vom 6. September 1872. (G.-Bl. S. 724) schreibt 
zur Ausführung desselben vor: 

„Die Befähigung zur Anstellung im höheren Richteramt oder zur Zu- 
lassung als Advokat mit voller Praxis ($. 16. des (tes., betr. Abänderungen 
der Gerichts-Verfassung, vom 14. Juli 1871. G.-Bl. 8. 165.) schliesst die 
Befähigung zur Anstellung im höheren Verwaltungsdienst in sich. 

Ausserdem können in Aemtern des höheren Verwaltungsdienstes alle 
Deutschen angestellt werden, welche in einem Bundesstaate die Befähigung 
zu einem gleichen Amte erworben haben.“ 

Für die Forst-Beamten ist ein besonderes Regulativ über Prüfung und 
Qualifikation ergangen.*) 

3. Lehrer: 

Die Berechtigung zur Berufs- oder gewerbsmässigen Ertheilung von Un- 
terricht macht $. 3. des Ges. über das Unterrichtswesen vom 12. Februar 1873. 
(G.-Bl. 8. 37.) abhängig: 

a) von einem Befähigungs-Zeugniss in Gemässheit des Französischen Ge- 
setzes vom 15. März 1850. „Loi sur Venseignement“ (Bulletin des lois 10. Serie 
Nr. 2029.) art. 25. 

Derselbe lautet: 

Art, Z5. ‚Tout Francais äge de vingt et un ans accomplis peut exercer 
dans toute la France la profession d’instituteur primaire, publie ou libre, s’il est 
muni d’un brevet de capacit6. — Le brevet de capacite peut ötre supplie par le, 
certificat de stage, dont il est parl& & Varticle 47., par le diplöme de bachelier, 
par un certificat constatant, quon a et€ admis dans une des &coles speciales de 
Etat, ou par le titre de ministre, non interdit ni revoque, de !’un des cultes re- 
connus par l’Etat.“ 

Art. 47. bestimmt aber: 

„Le conseil academique delivre, s’il y a lieu, des certificats de stage aux 
personnes qui’ justifient avoir enseigne pendant trois ans au moins les matieres 
comprises dans la premiere partie de article 23. dans les €coles publique ou 


libres autorisces iA recevoir des stagiaires. — Lies eleves — maitres sont, pendant 
la durece de leur stage, sp6cialement surveilles par les inspecteurs de l’enseignement 
primaire.“ 


b) von der Erfüllung der Bedingungen des vom Reichskanzler zu erlas- 
senden Regulativs über Prüfung und Qualifikation der Lehrer. Dasselbe ist 
noch nicht ergangen. 

Dagegen ist eine PrüfungsKommission für die Kandidaten des höheren 
Schulamtes durch Kaiserliche Verordnung vom 23. Oktober 1872. eingesetzt 
(G.-Bl. S. 767.); 

e) von einer Genehmigung des Ober-Präsidenten. Demselben ist bis zum 
Erlass jenes Regulativs durch $. 16. der Verordnung vom 10. Juli 1873. die 
Befugniss zur provisorischen Anordnung der Befähigungs-Bedingungen über- 
tragen. (G.-Bl. S. 170.) 


Art. II. Ausser dem im $. 24. des Reichs-Gesetzes vom 31. März 
1873. bezeichneten Falle können die nachbenannten Beamten jederzeit 
mit Gewährung des gesetzlichen Wartegeldes einstweilig in den Ruhestand 
versetzt werden, und zwar 


*) Eine Reihe von Verordnungen und Instruktionen, siehe in der Uebersicht der Ver- 
waltung in Elsass-Lothringen von 1874. Drucks. Nr. 46. 3. 27. 
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1. durch Kaiserliche Verfügung: / 
der Ober-Präsident, der Vize-Präsident beim Ober-Präsidium, 
der Direktor der Zölle und indirekten Steuern, die Bezirks- 
Präsidenten, die Ober-Regierungsräthe, der Land-Forstmeister 
und die Ober-Forstmeister, die Polizei-Direktoren, die Kreis- 
Direktoren, die Beamten der Staats-Anwaltschaft, die Kreis- 
. Schulinspektoren, 

2. durch Verfügung des Ober-Präsidenten: 
die. Direktoren der öffentlichen höheren Schulen und die Lehrer 
an Öffentlichen niederen Schulen. 


Bemerkungen: 
1. S. 24. des Reichs-Beamten-Gesetzes bestimmt: 

„Jeder Reichs-Beamte kann unter Bewilligung des gesetzlichen Wartegeldes 
einstweilig in den Ruhestand versetzt werden, wenn das von ihm verwaltete Amt 
in Folge einer Umbildung der Reichsbehörden aufhört.“ 

und $. 25. zählte zu den Beamten, welche, auch abgesehen von seiner Umbil- 
dung der betreffenden Behörden ($. 24.) durch Kaiserliche Verfügung jeder- 
zeit mit Gewährung des gesetzlichen Wartegeldes einstweilig in den Ruhe- 
stand versetzt werden können: 
den Reichskanzler, den Präsidenten des Reichskanzler-Amts, den Chef der Kaiser- 
lichen Admiralität, den Staats-Sekretair im Auswärtigen Amte, die Direktoren und 
Abtheilungs-Ohefs im Reichskanzler-Amte und in den einzelnen Abtheilungen des- 
selben, sowie im Auswärtigen Amte und in den Ministerien, die vortragenden 
Räthe und etatsmässigen Hülfsarbeiter im Auswärtigen Amte, die Militair- und 
die Marine-Intendanten, die diplomatischen Agenten einschliesslich der Konsuln. 


2. Vgl. oben zur Ueberschrift des Gesetzes. 

In Bezug auf die Staatsanwälte sagen die Motive zum Code d’instruction 
criminelle: „Le procureur de la republique est Veil du procureur general 
comme le procureur göneral est l’@il du gouvernement.“ Dieselben 
können auch nach französischem Recht jederzeit abberufen werden. Gesetz 
vom 20. April 1810.: „Sur l’organisation de l’ordre judiciaire et l’administra- 
tion de la justice (Serie IV. Nr. 5361.) 8. 56. 60. f.; dazu Kaiserliches 
Dekret vom 30. April 1808. $. 102. und vom 6. Juli 1810. Art. 20. (Bulletin 
des lois IV. Serie Nr. 3245.). 


3. Die Lehrer an den öffentlichen höheren Schulen können also nicht 
zur Disposition gestellt werden. In der Disponibilität des Direktors hat man 
augenscheinlich einen hinreichenden Schutz für die Interessen der Regierung 
zu finden geglaubt. Der Einfluss der Volksschulen auf die grosse Menge 
der Bevölkerung scheint für die Bestimmung der Vorschrift Nr. 2. massgebend 
gewesen zu sein, überdiess fehlt bei den Lehrern an den Elementarschulen 
und Kleinkinder-Schulen die Bürgschaft des Dienst-Eides. Art. V, 


4. Worauf es beruht, dass die Kreis-Schulinspektoren nur durch 
Kaiserliche Verfügung, die Direktoren der höheren Schulen aber schon 
durch Verfügung des Ober-Präsidenten zur Disposition gestellt werden können, 
ist nicht erfindlich. Beide werden nicht vom Kaiser ernannt. Vgl. 88. 21. und 
15. des (fesetzes vom 30. Dezember 1871. (G.-Bl. S. 56.). Dass die Anstel- 
lung der Kreis-Schulinspektoren durch den Reichskanzler, die Anstellung der 
Direktoren durch den mit den Befugnissen des Unterrichts-Ministers (Dekret 
vom 9. mars 1852. „Sur Vinstruction publique“ Art. 3.) ausgestatteten Ober- 
Präsidenten erfolgt, rechtfertigt die Entziehung der Bürgschaft, welche in der 
Kaiserlichen Verfügung ruht, den Direktoren der höheren Schulen gegenüber, 
nicht ausreichend. 


Axt. III. DieBestimmung im 8.35. desReichs-Gesetzes vom 31 März 
1873. findet auf den Ober-Präsidenten von Elsass-Lothringen Anwendung. 
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Bemerkungen: 
1. 8. 35. lautet: 

„Der Reichskanzler, der Präsident des Reichskanzler-Amts, der Chef der Kaiser- 
chen Admiralität und der Staats-Sekretair im Auswärtigen Amte können jeder Zeit 
auch ohne eingetretene Dienstunfähigkeit ihre Entlassung erhalten und fordern. 
Der Anspruch auf Pension beginnt, wenn der Ausgeschiedene mindestens zwei 
Jahre das betreffende Amt bekleidet hat. Der Mindestbetrag der Pension ist ein 
Viertel des etatsmässigen Gehaltes. Im Uebrigen gelten für die Höhe und den 
Bezug der Pension die Vorschriften dieses Gesetzes.“ 


2. Art. III. findet in den ministeriellen Befugnissen, welche dem Ober- 
Präsidenten eingeräumt sind, seine Rechtfertignne. 
! 


Art. IV. Die Bestimmungen des Reichs-Gesetzes vom 31. März 
1873., welche die Versetzung in ein anderes Amt, die einstweilige und 
die zwangsweise Versetzung in den Ruhestand, die Disziplinar-Bestrafung 
und die vorläufige Dienstenthebung betreffen, finden auf richterliche Be- 
amte keine Anwendung. Die in den vorangegebenen Beziehungen für 
diese Beamten bestehenden gesetzlichen Vorschriften erleiden jedoch 
nachstehende Abänderungen: 


Bemerkungen: 


1. Die Bezeichnung der beiden besonderen Bestimmungen dieses Artikels 
mit den römischen Zahlen I. und II. scheint auf einem Druckfehler zu be- 
ruhen, dieselben müssen mit „$. 1. und 2.“ bezeichnet werden. Dies ergiebt 
das Allegat ‚„$. 2.“ in der Nr. 1. der Bestimmung römisch I., welches zwei- 
fellos die Bestimmung römisch II. dieses Artikels in Bezug nimmt. 


2. Der Grundsatz des Art. IV. ist für die richterlichen Reichs-Beamten 
nach $. 153. des Reichs-Beamten-Gesetzes anerkannt und nach der Französischen 
Verfassung von 1814. Art. 58. und von 1830. Art. 49. in den Worten „Les 
juges nomme&s par le roi sont inamovibles,“ noch heute in Frankreich aktuelles 
Recht. Unter keiner Voraussetzung kann ein Französischer Richter anders 
als durch Urtheil und Recht versetzt oder entlassen werden. Eine Ausnahme 
machen nur die Friedensrichter „Les juges de paix quoique nomme6s par le 
roi, ne sont point inamovibles“ Verf. von 1814. Art. 61. und Verf. von 
1830 FArE 52, 


3. Für die Versetzung in den Ruhestand sind massgebend: 
Art. 1.—3. des Dekrets vom 1. März 1852.*) und das Gesetz vom 16. Juni 
1824.**) (vgl. Nr. II. des gegenwärtigen Gesetzes). 


*) Das Dekret vom 1. März 1852. „Sur la mise de la retraite et la discipline des 

magistrats“, lautet: Titre I. De la mise ä la retraite des magistrats, 

Art.1. Sont mis de plein droit & la retraite les membres de la Oour de 
cassation, & l’äge de soixante et quinze ans accomplis; les magistrats des Üours 
d’appel et des tribunaux de premiere instance, a l’äge de soixante et dix ans 
accompls. 

2, Les magistrats mis & la retraite 4 raison de leur äge, feront valoir leurs 
droits 4 une pension conformöment aux lois et ordonnances existantes, sana etre 
tenus de justifier d’infirmitös contractices dans lexercice de leurs fonctions. 

8. Les magistrats qui auront atteint läge fix6 par l'urt. ler ne cesseront leurs 
fonctions que lorsqu’ils auront 6t& remplaces. 

**) Das Gesetz vom 16. Juni 1824. Loi concernant l’admission & |la 
retraite des juges atteints d’infirmites graves et permanentes“ 
schreibt vor: 

Art, 1. Dans les cas oü il y aura lieu d’admettre & la retraite les 
membres de nos Cours et tribunaux que des infirmites graves et permanentes 
mettraient hors d’etat d’exercer leurs fonctions, il y sera pourvu dans les formes 
‘et sous les conditions prescrites par les articles suivants. 

2. Il sera form& une commission compos6e du premier president, des presidents 
des chambres et du doyen de la Oour ä laquelle appartiendra le magistrat designe, 
ou dans le ressort de laquelle sera etabli le tribunal dont il fera partie, & Peffet de 


» 
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Nach diesen Bestimmungen haben die unabsetzbaren Französischen Richter 
ein Recht auf Entlassung mit Pension ohne weitere Begründung, so bald sie 
70 Jahre alt sind, die Mitglieder des Kassationshofes bereits mit 65 Jahren. 

Ausserdem erfolgt die Pensionirung der genannten Richterkategorien 
wegen schwerer und dauernder Krankheit unter schützenden Formen durch 
Beschluss des betr. Gerichtshofes in voller Versammlung. | 


4. In Bezug auf die Disziplinar-Bestrafung gelten folgende Vor- 
schriften: 

a) Dieselbe wird eingeleitet durch eine Mahnung an den beschuldigten 
Richter, dass er die Würde seines amtlichen Karakters verletzt*) oder seine 
amtlichen Pflichten vernachlässigt habe **). 


deeider prealablement s’il y a lieu de proceder & la verification de l’ötat et de la 
sante de ce magistrat. a! 

3, Üette commission sera convoquee d’office par le premier prösident, ou sur 
la röquisition du prochreur g6ncral, 

4. Le procureur general assistera aux deliberations de la commission, et y 
sera entendu. 

ö. Il sera dresse, dans tous les cas, procesverbal de yequisitions du procureur 
general et des deliberations de la commission. 

6. Si la commission est d’avis qu'il existe des motifs suffisants de eroire & la 
realite de Pinfirmite allöguee, elle ordonnera quil en sera röfere au garde des sceaux 
ministre et secretaire d’Rtat au d&partement de la justice, — Dans le. cas contraire, 
elle deelarera qu’il n’y a lieu & proceder ä& de plus amples’ verifications. | 

7. Lorsque la commission declarera quwil en sera r6fere, les pieces seront 
transmises dans les trois jours, au garde des sceaux, qui ordonnera, s’il y a lieu, 
qwil soit informe, en 

8. Si le garde des sceaux ordonne qwil en soit inform&, la Cour sera imme6- 
diatement convoquee en assemblöe generale des chambres, et nommerä un ou plu- 
sieurs commissaires pour proceder & information. IL 

9, Les commissaires deleguees par la Cour receueilleront tous les documents, 
necessaires, et recevront, selon l’exigence des cas, les declarations des temoins et 
des gens de l’art. — Ils recevront &salement les explicätions 6erites ou verba es 
que vyoudra fournir le magistrat r&pute atteint. d’une infirmite incurable, — Si le 

‚ magistrat refuse ou ne peut donner les explications demandees, il en sera fait 
mention au proces-verbal. 

10. L’information sera communiqu6se, apres sa clöture, au procureur general, 
qui pourra requerir ce quil appartiendra. 

ll. Les commissaires feront leur rappoit dans les trois jours de la clöture 


definitive de l’information. — La ÜCour apres avoir entendu le procureur general, 
declarera si elle est d’avis quil y ait lieu d’admettre & la retraite le magistrat 
designe. 


12. Dans le cas de Vaffirmative, cette mesure pourra ötre propossee au Roi 
par le garde des sceaux, ministre et s6eretaire d’Etat de la justice. ; 

13. Les magistrats admis ä la retraite en vertu de la prösente loi auront 
droit & une pension qui sera liquidee conformement aux lois et aux reglements. 
Ils pourront recevoir, en oütre, le titre de president, de conseiller ou de Juge hono- 
raire, et jouiront des privileges honorifiques attach6s & ce titre. | 

14. Lorsque la proposition tendant & faire admettre ä la retraite aura ete 
rejetee, soit par la commission d’examen formee en ex6&cution de Vart. 2., soit par 
la Cour, elle ne pourra &tre reproduite qwapres le delai de deux amees, 

*) Das Ges. vom 20. April 1810: „Surl’organisation de l’ordrejudiciaire 
et de l’administration de la justice“ lautet: I 
‚ Art, 49, „Les presidents des Cours imperiales et des tribunaux de premiere 
instance avertiront d’office, ou sur la requisition du ministere public tout juge 
qui compromettra la dignit6 de son caractere. | 

50. Si l’avertissement reste sans effet, le juge sera soumis, par forme de 
discipline, & l’une des peines suivantes, savoir: la censure simple; la censure 
avec rEprimande; la suspension provisoire. La censure avec repri- 
mande emportera de droit privation de traitement pendant un mois; 
la suspension provisoire emportera privation du traitement pendant 
sa duree“, 

**) Art,53, „La disposition de Varticle pr6cedent est applicable & tous les membres 
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Ist die Mahnung ohne Frfolg geblieben, so treten folgende Disziplinar- 
Strafen ein: 

einfacher Verweis (vensure simple), 

geschärfter Verweis (censure avec reprimande), 

zeitweise Dienstentbebung (suspension provisoire). 

Mit dem geschäriten Verweis ist Entziehung des Diensteinkommens auf 
einen Monat, mit der einstweiligen Dienstenthebung Entziehung des Dienst- 
einkommens "während der Dauer derselben verbunden; als schwerste Str afe tritt 

Dienstentlassung (dechöance)*) ein. | | 


b) Der Schwerpunkt der Disziplinar-Gerichtsbarkeit sowohl gegen 
seine eigenen als gegen die Mitglieder der Landgerichte und gegen die Friedens- 
richter liegt in den Appellations- Gerichtshöfen. 

Die 7 Mahnune erlässt der Appellations-Gerichts-Präsident; doch 
sind auch die Präsidenten der Landgerichte dazu befugt. 

Für die Verhängung von Verweis und Dienstenthebung sind zwar, 
sobald der angeschuldigte Richter ein Mitglied des Landgerichts oder ein 
Friedensrichter ist, die Landgerichte selbst zuständig. Art. 52. des Franz. 
Ges. vom 20. April 1810. — Allein ihre Entscheidungen bedürfen der Be- 
. stätigung des Appellhofes Art. 51. a. a. OÖ. Derselbe ist auch berechtigt, so- 
bald das Landgericht die Handhabung der Disziplin versäumt jede Diszipli- 
narsache vor sich zu ziehen Art. 54 a. a. O. Auf Dienstentlassung zu. er- 
kennen ist der Appellhof nicht befugt. 

Im Fall des geschärften Verweises oder der zeitweisen’ Enthebung vom 
Amt sind die Disziplinar-Entscheidungen überdies dem Justizminister ein- 
zureichen. 

Zur Verhängung der Dienstentlassung ist allein..der Kassationshof 
auf Betreiben des Justizministers zuständig, dieser aber wiederum nur dazu be- 
rechtigt, wenn gerichtsseitig: mindestens auf geschärften Verweis erkannt ist. 

Die Strafver setzung (mutation, vgl. Unterrichtsges. vom 15. März 
1850. Bulletin des lois 10. Serie Nr. 2029. Art. 76. Nr. 3.) ist gegen richter- 
liche Beamte nicht zulässig. | 


c) Im Disziplinar-Verfahren wird der angeschuldigte Richter und die 
Staatsanwaltschaft gehört Art. 55. des Ges. vom %. April1810. Das Verfahren 
ist nieht öffentlich „en chambre du conseil“. 

5. Die Bestimmung der Verordn. vom 23. Februar 1874. betr. die Zustän- 
keit der Behörden bei Hand Ihabung des Gesetzes vom 23. Dezbr. 1873. (G.- 
Bl. 8.7.) $.3. wonach .dem R eichskanzler auf Grund des 8.81. des Reichs- 
Beamten-Gesetzes die Befugniss zusteht „gegen alle Beamte“ Geldstrafen 
zu verhängen, bezieht sich nieht auf riehterliche Beamte. Die Vorschriften 
jenes Gesetzes über die Disziplinar-Bestrafung, zu welchen der $. 81. gehört, 
leiden auf Richter keine Anwendung. S. unten 8. 880 e. 


I. Die richterlichen Mitglieder des Appellations-Gerichts und der 
"Land- Gerichte, sowie die definitiv angestellten Friedensriehter können nur 
durch Richterspruch aus Gründen, welche die Gesetze vo orgesehen haben, 
ihres Amtes entsetzt oder zeitweise enthoben werden. 


des Cours d’assises et speciales, qui auront encouru l’une des peines portees en 

Vart. 50., meme & ceux qui, n’ayant exerce qu’en qualit€E de suppleants, auront, 

dans Pe exereice de cette suppliance, man que aux devoirs de leur &tat“. 

*) Decret vom 1. März 1852. „Sur la mise de la retraite et la discipline 
des magistrats: Titre I. De la diseipline :“ 

4, „L’orsgu’un magistrat inamovible de Cour d’appel ou de premiere instance 
aura 6t& frappe, par mesure disciplinaire, de la suspension provisoire, la decision 
contre Jui rendue sera transmise au garde de sceaux, ministre de la justice, qui 
denoncera, il y a lieu, le magistrat & la Cour de cassation. — Cette Cour pourra, 
selon la gravite des faits, et apr&s avoir entendu le magistrat inculpe en la chambre 
du conseil le deelarer d6chu de ses foneti ons.“ 
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Die unfreiwillige Versetzug an eine andere Stelle ist nur zulässig: 

1) in dem durch den Schlusssatz des $. 2. dieses Artikels vorge- 
sehenen Falle, 

2) wenn die Versetzung durch Veränderungen in der Organisation 
der Gerichte oder ihrer Bezirke nöthig wird. In diesem Falle 
findet der $. 23. des Reichs-Gesetzes vom 31. März 1873. An- 
wendung. 

Bemerkungen: 

1. Der angezogene 8. 23. lautet: 

„Jeder Reichs-Beamte muss die Versetzung in ein anderes Amt von nicht ge- 
ringerem Range und etatsmässigem Diensteinkommen mit Vergütung der vor 
schriftsmässigen Umzugskosten sich gefallen lassen, wenn es das dienstliche Be- 
dürfniss erfordert. 

Als eine Verkürzung im Einkommen ist es nicht anzusehen, wenn die Gelegen- 
heit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird, oder die Ortszulage oder 
endlich die Beziehung der für Dienstunkosten besonders ausgesetzten Einnahmen 
mit diesen Unkosten fortfällt.“ 

2. Der Art. 4. Nr. I. enthält insoweit Abweichungen von dem bisherigen 
Französischen Recht als er 

a) den definitiv angestellten Friedensrichtern ihre von der bisherigen Ge- 
setzgebung vorenthaltene richterliche Unabsetzbarkeit zurückgiebt; 

b) die Versetzung als Zusatzstrafe für die Richter einführt (vgl. zu II 
dieses Art.); | 

c) das Bestätigungsrecht des Justizministers aufhebt. Mit einem solchen 
ist die Selbständigkeit des Richterspruchs nicht vereinbar. Dagegen 

muss dessen Organ, dem General-Prokurator in den Fällen des Art. 4. 

des Dekrets von 1852. die Beschwerde (aggravation) an den höchsten 

Gerichtshof zustehen. 

3. Die zeitweise Enthebung vom Amte umfasst sowohl die vorläufige 
Dienstenthebung ($. 125. des Reichs-Beamtenges. 8.780. 781., Art. 58. und 59. 
des französischen Gesetzes vom 20. April 1810.) als die Enthebung auf Zeit zur 
Strafe. Als höchster Disziplinarhof tritt an die Stelle des Kassationshofes 
das Reichs-Oberhandels-Gericht. 


II. Der Artikel 5. des Dekrets vom 1. März 1852. über die Ver- 
setzung in den Ruhestand und die Disziplin der Richter (Bulletin des 
lois, Serie X. No. 3709.) wird aufgehoben. 

Die Artikel 1. bis 4. dieses Dekrets, sowie das Gesetz vom 16. Juni 
1824., betreffend die Pensionirung der mit schwerer und dauernder Krank- 
heit behafteten Richter (Bulletin de lois, Serie VII. No. 17,186.), werden 
auf die definitiv angestellten Friedensrichter ausgedehnt. 

Neben einer der im Artikel 50. des Gesetzes vom 20. April 1810. 
über die Organisation des Gerichtswesens und die Verwaltung der Justiz 
(Bulletin de lois, Serie IV. No. 5351.) angedrohten Disziplinar-Strafen 
kann gegen richterliche Beamte auf Versetzung an eine andere Stelle 
mit gleichem Rang und Gehalt, sowie gleichzeitig auf Verlust des An- 
spruchs auf Umzugskosten erkannt werden. 

Bemerkungen: 

1. Der Art. 5. des allegirten Gesetzes lautet: 

„Elle (la cour de cassation) pourra aussi prononcer la peine de la dech6ance 
contre le magistrat traduit direetement devant elle dans le cas prevu par Part. 82. 
du senatus-consulte du 16. thermidor an X.“ 

Dieser bestimmte: 

„Le tribunal de cassation a droit de censure et de discipline sur les tribunaux 
d’appel et les tribunaux criminels: il peut, pour cause grave, suspendre les juges 
.de a fonctions, les mander pres du grand-juge, pour y rendre compte de leur 
conuuıte. 
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3. Wegen der Art. 1.—4. dieses Dekrets, des Gesetzes vom 16. Juni 1824. 
und des Ges. vom 20. April 1870. vergleiche oben zu Art. IV. Nr.I. Dieselben 
bringen den Grundsatz der Inamovibilität der Friedensrichter auch in der An- 
wendung auf die Pensionirung zur Anerkennung. 

3. Die unfreiwillige Versetzung in Abs. 3. hat, wenn auch die Bezeich- 
nting vermieden wird, in den Fällen, wo sie mit dem Verlust der Umzugs- 
kosten verbunden ist, den Karakter der Strafversetzung. 

Die Strafversetzung des 8.75. des Reichs-Beamten-Ges. unterscheidet sich 
von ihr: | 

a) jene ist eine selbständige und nicht blos accessorische Disziplinarstrafe, 

p) der Vermögensnachtheil, welchen der schuldige Beamte erleidet, besteht 
dort in Verminderung des Diensteinkommens oder in einer dem Be- 
trage nach bestimmten Geldbusse, nicht aber im Verlust von Umzugs- 
kosten. 


Art. V. Die Bestimmung des $. 3. des Reichs-Gesetzes vom 
31. März 1873. wird auf Lehrer an öffentlichen Elementar-Schulen’ und 
Kleinkinder-Schulen nicht angewendet. 


Bemerkungen: 

1.823. lautet: 

„Vor dem Dienstantritte ist jeder Reichs-Beamte auf die Erfüllung aller Ob- 
liegenheiten des ihm übertragenen Amts eidlich zu verpflichten.“ 

Masgebend für die Vereidigung ist das Gesetz vom 20. September 1871. 
(G.-Bl. S. 339.). Dasselbe bezieht sich der Ueberschrift nach auf die Staats- 
Beamten, einschliesslich der Advokaten, Anwälte und Notare, d. h. auf un- 
mittelbare Staats-Beamte, nicht auf Gemeinde-Beamte; auf mittelbare Staats- 
Beamte, wie die Lehrer an den colleges, leidet es also keine Anwendung. 

Ueber die Eidesnorm und die näheren Bestimmungen vgl. Bemerk. zu $. 3. 
des Reichsbeamt.-Ges. S. 588. 

In Bezug auf den Eid der Mitglieder der Bezirks- und Kreistage vgl. 
Verordn. vom 6. August 1873. (G.-Bl. S. 187.). 


2. Die Entbindung von der Vereidigung entspricht bei den in Art. V. 
bezeichneten niederen Schulen den bestehenden Verhältnissen. Auf die 
übrigen zum niederen Schulwesen gehörigen Schulen (Nr. 1.—5. des $.2. der 
Verordnung vom 10. Juli 1873., G.-Bl. S. 167. siehe oben Einleitung) findet 
Art. V. keine Anwendung. 


3. Wegen Berechnung der Dienstzeit solcher unvereidigten Lehrer vgl. 
Art. „VILE.S.,2. 


4. Vor dem Dienstantritt ist von gewissen Beamten - Kategorien 
Kaution zu leisten. Vgl. Bemerkungen zu $. 4. des Reichsbeamten-Ges. S. 539. 

Auch in Elsass-Lothringen ist unterm 15. Oktober 1873. (G.-Bl. 8. 373.) 
das Kautions-Gesetz dem allgemeinen Beamten-Gesetz vorangegangen ($. 6. des 
R.-B.-Ges.). Dasselbe bezieht sich auf die Beamten des Staats, der Ge- 
meinden und der öffentlichen Anstalten und zählt dahin insbesondere 
auch die Notare (8.14.). Daran schloss sich die Verordn. vom 22. Nov. 1873. 
(G.-Bl. S. 292.), welche die kautionspflichtigen Beamtenklassen innerhalb der 
einzelnen Verwaltungszweige und die Höhe der Kautionen bestimmte. 

Ueber Annahme, Verwaltung und Rückzahlung der Kautionen seitens 
der Landeskasse ingleichen über deren Haftbarkeit vgl. Ges. betr. die De- 
positen-Verwaltung vom 4. November 1872. (G.-Bl. S. 766.) S. oben 8. 837. 


Artikel Vl. fg. 


In Bezug auf die Vermögensrechte der Beamten, zu welchen der 
Art. VI. sich wendet, bietet das gegenwärtige Gesetz nur Abweichungen bei 
den Pensionen und Wartegeldern, welche zum Theil (88. 1. u. 2.) durch die 
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Ausdehnung auf die Lehrer geboten werden. Doch ist Folgendes hier zu 
erwähnen: 
a) Besoldung: | Berl, 
In den Etats, namentlich in den vollständigen Etats von 1873. ab, finden 
sich überall Positionen für feste Besoldung. 
Wegen erhöhter Besoldung der Lehrer und Lehrerinnen an Öffentlichen 
Elementarschulen siehe Ges. vom 4. Juni 1872. (G.-Bl. 8. 169.) 
‘b) Die Ortszulagen 
sind entsprechend dem Wohnungsgelder-Zuschuss im Reiche seit dem 1. Januar 
1874. zum Theil pensionsfähig. 8.8. des Ges. betr. die Feststellung des 
Landeshaushalts-Etats für 1874. bestimmt darüber das Nähere dahin: 
„Den Beamten, welche nach dem Landeshaushalts-Etat Ortszulagen er- 
halten, wird vom 1. Januar 1874. an bei der Pensionirung ein Theil dieser 
Zulagen als pensionsfähig in Ansatz gebracht, derartig, dass derselbe dem 
pensionsfähigen Gehalt zugerechnet wird. 
Der pensionsfähige Theil der Ortszulage wird in fünf Klassen abgestuft 
und beträgt: 


in Rlasse mL... 19208 Thirs | in Klasse IV... 12.9100 
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Durch Kaiserliche Verordnung wird bestimmt, welche Beamten jeder 
dieser Klassen angehören“ *). 


”) Diese Verordnung, betreffend die Anrechnung der Ortszulagen der Beamten bei der 
Pensionirung, ist am 11. Februar 1874. ergangen (Ges.-Bl. S. 3.) und bestimmt: 

„Die Einreihung der Beamten in die fünf Klassen, nach welchen der pensionsfähige 
Theil der Ortszulagen oder des Werthes der freien Dienstwohnung oder der an Stelle 
der letzteren Miethsentschädigung nach der vorerwähnten gesetzlichen Bestimmung 
abgestuft werden soll, wird durch die Anlage festgestellt.“ 

Die Anlage lautet: 

„Klassen-Eintheilung der Beamten, welchen ein Theil der Ortszu- 
lagen oder des Werthes der freien Dienstwohnung oder der Miethsent- 
schädigung bei der Pensionirung angerechnet wird.“ 

1. Klasse (pensionsfähiger Theil der Ortszulage ete. 268 Thaler): der Ober- 
Präsident; 

2. Klasse (pensionsfähiger Theil der Ortszulage ete. 220 Thaler): die Bezirks- 
Präsidenten, .der Direktor der Zölle und indirekten Steuern, der Vize-Präsident beim 
Ober-Präsidium, der Landforstmeister; 

3. Klasse (pensionsfähiger Theil der Ortszulage ete. 164 Thaler): die Ober-Re- 
gierungsräthe, die Regierungsräthe beim Ober-Präsidium einschliesslich des Wasser- 
bau-Direktors, bei den Bezirks-Präsidien einschliesslich der Steuer-Direktoren, und bei‘ 
der Direktion der Zölle und indirekten Steuern, die Polizei-Direktoren, die Kreis- 
Direktoren, die Oberforstmeister, Forstmeister und Oberförster, der Ober-Bibliothekar 
und die Bibliothekare bei der Universitäts- und Landes-Bibliothek, die Direktoren, 
Konrektöoren, Oberlehrer und ordentlichen Lehrer an den Kaiserlichen Lyzeen, den 
Regierungs-Assessoren beim Ober-Präsidium und den Bezirks-Präsidien, die Finanz- 
Assessoren bei der Direktion der Zölle und indirekten Steuern, die Polizei-Assessoren, 
die Kreis-Assessoren, der kulturtechnische Hülfsarbeiter beim Ober-Präsidium, die 
Hypothekenbewahrer, der Gestüts-Direktor, die Kataster-Inspektoren. die Enregistre- 
ments-Inspektoren, die Landrentmeister, die Ober-Zoll- und Ober-Steuerinspektoren, 
die Kreis-Schulinspektoren, die Bergmeister, die Strafanstalts-Direktoren, der Landes- 
Thierarzt; 

..&+ Klasse (pensionsfähiger Theil der Ortszulage etc, 100 Thaler): der technische 
Hülfsarbeiter beim Landforstmeister, die Rendanten und Kontroleure der Haupt-Zoll- 
und Haupt-Steuerämter, die Expeditionsvorsteher, Revisions- Oberkontroleure, Ober- 
Steuerkontroleure. Ober-Grenzkontroleure, Hauptamts-, Nebenamts- und Steueramts- 
Assistenten, Zolleinnehmer 1. und 2. Klasse, Steuer-Einnehmer und Salzsteuer-Ein- 
nehmer, die Polizei-Inspektoren und Polizeikommissare, die Kustoden, der Sekretair 
und der Kanzlist bei der Universitäts- und Landes-Bibliothek, die Elementar- und 
technischen Lehrer bei den Kaiserlichen Lyzeen, die Assistenten des Wasserbau- 
Direktors, die Wasserbau-Bezirks-Ingenieure und deren Assistenten, die Landbau-. 
meister und die Kreis-Ingenieure, die etatsmässigen Büreau- und Kanzlei-Beamten beim 
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Dem Gehalte der Beamten, welche freie Dienstwohnung oder statt deren 
eine Miethsentschädigung, dagegen keine Ortszulage erhalten, wird bei der 
Pensionirung der vorstehend angegebene Betrag ihrer Klasse gleichfalls 
zugesetzt.‘ 


c) Die ie und Reisekosten 
sind 
aa) durch Ges. vom 3. Februar 1872. betr. die Gewährung von Tagegeldern 
und Reisekosten bei Dienstreisen der Zivilbeamten (G.- Bl. 124.—126.), 
insbesondere 
ib) die Reisegebühren der Friedensrichter, Friedensgerichts-Schreiber, durch 
Ges. v.11. Jan. 1873. (@.-B1. 8.13.) und Verordn. v.27. März 1874. (G.-B1.S.9.) 


d) Die Umzugskosten der Zivil-Beamten 
normirt 
durch Ges. vom 8. Juli 1872. (Ges.-Bl. S. 509. 510.) 


e) Ueber die Rechte der Hinterbliebenen 
Vel. Ges. vom 24. Dezember 1873. (G.-Bl. 8. 15.). 


Art. VI. Bezüglich der Pensionen und Wartegelder treten folgende 
Bestimmungen in Kraft. 


Bemerkungen. 

Die Bestimmungen des masgebenden Reichsbeamten-Gesetzes sind in Be- 
zug auf den Zeitpunkt, mit welchem das Recht auf Pension entsteht, günstiger 
als die des Französischen Gesetzes, nach welchem dieses erst nach Ablauf von 
30., bezieh. 25 Jahren erwächst. Art. 5. des Gesetzes vom 9. Juni 1853.*). 
Die Pension des Französischen Richters beträgt für jedes Jahr '/eo des Dienst- 
einkommens, Art. 7. a. a. O., also nach 30 Jahren ebenso viel wie nach dem 
Reichsbeamten-Gesetz, nämlich die Hälfte desselben; vom 31. Dienstjahre aber 
übersteigt sie nach dem Verhältniss von */so:'/so den Betrag der Pension des 
Reichsbeamten-Gesetzes. 


Ober-Präsidium, den Bezirks-Präsidien inkl. Steuer-Direktionen, der Direktion der Zölle 
und indirekten Steuern, den Forst-, Kreis- und Polizei - Direktionen, die Enregistre- 
ments-Verifikatoren und Enregistrements-Einnehmer, die Steuerkontroleure, die Ober- 
buchhalter, Kassirer, Buckhalter und Kassen-Assistenten bei den Bezirks-Hauptkassen, 
der Quästor, Kuratorial-Sekretair, Universitäts-Sekretair, Kassen-Assistent und Kanzlist 
bei des Universität, die Appellationsgerichts- und Landgerichts-Sekretaire, die Parket- 
Sekretaire der Ober-Prokuratoren, die Aktuare bei den Lardgerichten, die Friedens- 
gerichtsschreiber, ‚die etatsmässig angestellten Aerzte, Geistlichen, Lehrer, Inspektoren. 
Rendanten, Sekretaire, Expedienten, Hausväter und Oberaufseher bei den Strafanstalten, 
der Bergassistent, die Wasserbauschreiber, die Kreis-Bauschreiber, der Bezirks-Thier- 
arzt, der Dirigent der landwirthschaftlichen Versuchsstation in Rufach, der Direktor 
der Fischzuchtanstalt, der Sattelmeister und der Futtermeister beim Gestüt zu 
Strassburg; 

5. Klasse (pensionsfähiger Theil der Ortszulage ete. 40 Thaler): die Botenmeister, 
Kanzleidiener und Boten beim Ober-Präsidium, den Bezirks-Präsidien inkl. Steuer- 
Direktionen, der Direktion der Zöfe und indirekten Steuern, den Forst-, Polizei- und 
Kreis-Direktionen, sowie den Bezirks-Hauptkassen, die Grenzaufseher und Steuer- 
aufseher, die Revierförster, Hegemeister und Förster, die etatsmässig angestellten Auf- 
seher und Aufseherinnen, Pförtner und Werkmeister. bei den Strafanstalten und den 
Bezirksgefängnissen, die Rhein-Brückenmeister, Dammmeister, Stromaufseher, Kanal-, 
Hafen- ete. Aufseher, Schleussen- und Brückenwärter und Kantonniers in der Wasser- 
bau-Verwaltung, die Schutzmanns-Wachtmeister und Schutzmänner, die Diener und 
der Kastellan bei der Universitäts- und Landes-Bibliothek, die Universitätspedelle, 
die Hauptamts- und Nebenamtsdiener, die Ober-Wachtmeister und Gensdarmen in der 
Gensdarmerie, die Gestütwärter, die Aufseher bei der Fischzuchtanstalt. 

*) Der Art. 5. lautet: „Le droit ä& la pension de retraite es acquis par anciennete ä 
soixante ans d’äge et apres trente ans accomplis de services. — Il suffit de ein- 
quante-cing ans d’äge et de vingt-cing ans de services pour les fonctionnaires qui 
ont passe quinze ans dans la partie active. La partie active comprend les 
emplois et grades indigues au tableau annex& ä la presente loi sous le numero 2. 
— Aucun autre emploi ne peut etre compris au service actif, ni assimile & un 
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$. 1. In den Fällen der 88. 29., 30., 57. Nr. 2. und 58. des Reichs- 
Gesetzes vom 31. März 1873. ist dem Reichs- oder Staatsdienste der 
öffentliche Schuldienst gleich zu achten. 


Bemerkungen. 
Die einschlagenden Paragraphen des Reichs-Beamten-Gesetzes bestimmen: 
$: 29, Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes hört auf: 

1. Wenn der Beamte im Reichsdienste mit einem dem früher von ihm be- 
zogenen Diensteinkommen mindestens gleichen Diensteinkommen wieder an- 
gestellt wird, 

2. wenn der Beamte das Deutsche Indigenat verliert, 

3. wenn der Beamte ohne Genehmigung des Reichskanzlers seinen Wohnsitz 

ausserhalb der Bundesstaaten nimmt, 

. wenn der Beamte des Dienstes entlassen wird. 
$. 80. Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes ruht, wenn und so lange 
der einstweilig in den Ruhestand versetzte Beamte in Folge einer Wiederanstellung 
oder Beschäftigung im Reichs- oder im Staatsdienste ein Diensteinkommen be. 
zieht, insoweit als der Betrag dieses neuen Diensteinkommens unter Hinzurechnung 
des Wartegeldes den Betrag des von dem Beamten vor der einstweiligen Ver- 
setzung in den Ruhestand bezogenen Diensteinkommens übersteigt. Findet die Be- 
schäftigung des Beamten vorübergehend gegen Tagegelder oder eine anderweite 
Entschädigung statt, so wird demselben das Wartegeld für die ersten sechs Mo- 
nate dieser Beschäftigung unverkürzt, dagegen vom siebenten Monat ab nur zu 
dem nach der vorstehenden Bestimmung zulässigen Betrage gewährt. 

$. 57, Nr. 2. Das Recht auf den Bezug der Pension ruht: 
wenn und so lange ein Pensionair im Reichs- oder im Staatsdienste ein Dienst- 
einkommen bezieht, insoweit als der Betrag dieses neuen Diensteinkommens unter 
Hinzurechnung der Pension den Betrag des von dem Beamten vor der Pensio- 
nirung bezogenen Diensteinkommens übersteigt. 

$: 58. Ein Pensionair, welcher in eine an sich zur Pension berechtigende 
Stellung des Reichsdienstes wieder eingetreten ist ($. 57. Nr. 2.), erwirbt für den 
Fall des Zurücktretens in den Ruhestand den Anspruch auf Gewährung einer nach 
Massgabe seiner nunmehrigen verlängerten Dienstzeit und des in der neuen Stel- 
lung bezogenen Diensteinkommens berechnete Pension nur dann, wenn die neu 
hinzutretende Dienstzeit wenigstens ein Jahr betragen hat. 

Mit der Gewährung einer hiernach neu berechneten Pension fällt bis auf Höhe 
des Betrages derselben das Recht auf den Bezug der früheren Pension hinweg. 


2. Nach den Grundsätzen der $$. 29. 30.57. u.58. darf der Beamte Pension 
und Wartegeld neben seinem Einkommen aus einer kommunalen Stellung 
fortbeziehen. Die Bestimmung des 8. 1. dieses Artikels, welche dieses für un- 
zulässig erklärt, ist Konsequenz der grundsätzlichen Gleichstellung des Schul- 
dienstes mit dem Staats- oder Landes-Dienst in Elsass-Lothringen in Art. I. 


8. 2. Bei Berechnung der Dienstzeit ($$. 45. ff. des Reichs-Gesetzes 
vom 31. März 1873.) wird Lehrern die Zeit des an öffentlichen Anstal- 
ten in einem Bundesstaate geleisieten Schuldienstes in Anrechnung ge- 
bracht. 

Bemerkungen. 

Ueber die Anrechnung der Dienstzeit bestimmt insbesondere: 


$. 46. Bei Berechnung der Dienstzeit kommt auch die Zeit in Arvrechnung, 
während welcher ein Beamter 


4 


emploi de ce service, qwWen vertu d’une loi. — Est dispense de la condition d’äge 
etablie aux deux premiers paragraphes du prösent article, le titulaire qui est re- 
connu par le ministre hors d’6tat de continuer ses fonctions.“ 

Art. 7. bestimmt: „La pension est r&glce, pour chaque annee de services civiles, & un 
soixantieme du traitement moyen. — N6anmoins, pour vingt-cing ans de service eutierc- 
ment rendus dans la partie active, elle est de la moiti6 du traitement moyen, avec 
accroissement, pour chaque annee de services en sus, d’un einguantieme du traite- 
ment. — En aucun cas, elle ne peut exceder ni les trois quarts du traitement 
moyen, ni les maximum determines au tableau annex& & la presente loi sous le 
numero 3. 
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1. unter Bezug von Wartegeld im einstweiligen Ruhestande, oder 

2. im Dienste eines Bundesstaats oder der Regierung eiues zu einem Bundes- 
staate gehörenden Gebiets sich befunden hat, oder 

3. als anstellungsberechtigte ehemalige Militairperson nur vorläufig oder auf 
Probe im Zivildienste des Reiches, eines Bundesstaats, oder der Regierung 
eines zu einem Bundesstaat gehörenden Gebiets beschäftigt worden ist, oder 

4. eine praktische Beschäftigung ausserhalb des Dienstes des Reiches, oder 
eines Bundesstaates ausübte, insofern und insoweit diese Beschäftigung vor 
Erlangung der Anstellung in einem Reichs- oder unmittelbaren Staatsamte 
behufs der technischen Ausbildung in den Prüfungsvorschriften ausdrücklich 
angeordnet ist. 

Im Falle der Nr. 2. wird die Dienstzeit nach den für die Berechnung der Dienst- 
zeit im Reichsdienste gegebenen Bestimmungen berechnet. 


$, 3. Pensionen und Wartegelder können bei Lebzeiten der Be- 
rechtigten nur zu Gunsten der nachstehenden Forderungen und in den 
dabei angegebenen Quoten mit Beschlag belegt werden: 
1. zu Gunsten von Forderungen der Landeskasse und von privilegirten 
Forderungen im Sinne des Artikels 2101 des Code civil bis zur 
Höhe eines Fünftheils; 
2. zu Gunsten der in den Artikeln 203, 205., 206., 207. und 214 
des Code eivil bezeichneten Alimenten-Forderungen bis zur Höhe 
eines Drittheils. 


Bemerkungen. 

1. Der Art. 26. des Französischen Gesetzes vom 9. Juni 1853. „Loi sur 
les pension eiviles.“ Bulletin de lois 11. Serie Nr. 408, welcher dem $.3. 
zu Grunde liegt, bestimmt: 

„Les pensions sont incessibles. Aucune saisie ou retenue ne peut &tre operce 
du vivant du pensionaire, que jusqu’ä coneurrence d’un einquieme pour debet envers 
Etat, ou pour des er&ances privilegices, aux termes de l’article 2:01 du Oode Na- 
pol&on, et d’un tiers dans les eirconstances pr@vues par les articles 203, 205, 206, 
207 et 214 du m&me Code.“ 

Diese Bestimmung ist in $. 3. auf Wartegelder ausgedehnt. In An- 
schung der Besoldungen bewendet es bei den Grundsätzen des Reichs- 
Beamten-Gesetzes, vgl. zu $. 6. S. 594. fg. 


2. Der Code eivil lautet in Art. 2101. „Des priviläges genereaux 
sur les meubles“. 

„Les er&ances privilögices sur la generalit@ des meubles sont celles ei-apres ex- 
prime6es, et s’exercent dans l’ordre suivant: 

10. Les frais de justice; — 

20, Les frais funeraires; — 

30, Les frais quelconques de la derniere maladie, concurrement entre ceux & 
qui ils sont dus. 

4%, Les salaires de gens de service, pour l’annde echue et ce qui est dü sur 
l’annee courante; 

50. Les fournitures de subsistences faites au debiteur et & sa famille, savoir 
pendant les six derniers mois, par les marchands en detail, tels que boulanger, 
bouchers et autres, et pendant la derniere annde, par les maitres de pension et 
marchands en gros.‘“ 

in Art. 203., 205., 206., 207. et 214.: „Des obligations qui naissent de mariage“ 
und zwar: 

„Art. 208. Les &poux contractent ensemble, par le fait seul du mariage, ob- 
ligation de nourrir, entretenir et &lever leurs enfants. 

Art. 205. Les enfants doivent des aliments & leurs pere et mere et autre 
ascendants qui sont dans le besoin. 

Art. 206. Les gendres et belles-filles doivent @galement, et dans les memes 
circonstances, des aliments & leurs beau-pere et belle mere; mais cette obli- 
gation cesse 

1% lorsque la belle-mere a convol& en seconde noces 

20 Jorsque celui des epoux qui produisait Vaffinite, et les enfants issus de son 
union l’autre &poux, sont decedcs. 
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Art. 207. Les obligations resultant de ces dispositions sont röciproques. _ / 

Art, 214. La femme est obligee d’habiter avec le mari, et de le suivre partout 
oü il juge & propos de resider: le mari est obliger de la recevoir, et de lui fournir 
tout ce qui est necessaire pour les besoins de la vie, selon ses facultes et son &tat.“ 


S.- 4. Zusicherungen, welche vor Erlass dieses Gesetzes durch den 
Kaiser oder den Reichskanzler in Beziehung auf dereinstige Bewilligung 
von Pensionen an einzelne Beamte oder an Beamtenklassen gemacht 
worden sind, bleiben in Geltung, sofern die Bestimmungen dieses Gesetzes 
nicht günstiger sind. 

Bemerkungen: | | | 

Vgl. $. 71. des Gesetzes vom 31. März 1873. und 8. 15. des Gesetzes vom 
24. Dezember 1873. 


$. 5. Pensionsbeiträge, welche seit Einrichtung der Deutschen Ver- 
waltung geleistet worden sind, werden insoweit zurückgezahlt, als sie 
nachweislich in die Landeskasse geflossen sind. 

Bemerkungen: 

Diese Vorschrift erklärt sich wohl dadurch, dass von den, aus den zum 
Deutschen Reich gehörigen Bundesstaaten nach Elsass-Lothringen versetzten 
Beamten und Lehrern — mit Ausnahme von Elementar-Lehrern und Unter-Be- 
amten — keine Pensions-Beiträge gezahlt sind, während, wie erwähnt, die 
Elsass-Lothringer Beamten nach dem französischen Gesetz solche entrichten 
mussten. Die erhobenen Pensionsabzüge sollen in der Mehrzahl der Fälle 
nicht definitiv vereinnahmt sein, so dass die Rückzahlung auf keine besondere 
Schwierigkeiten stösst. 


Art. VII. Keine Anwendung finden die Bestimmungen der $8. SH 
7. bis 9., 14. Absatz 2., 31. und 37. des Reichs-Gesetzes vom 31. März 
1873. auf Lehrer, welche nicht unmittelbare Landes-Beamte sind. Wird 
ein solcher Lehrer einstweilig in den Ruhestand versetzt, so beginnt die 
Zahlung des Wartegeldes mit dem Ablaufe desjenigen Tages, bis zu 
welchem ihm sein Diensteinkommen zu gewähren ist. 

Der Reichskanzler bestimmt, welche Lehrer zu den unmittelbaren 
Landes-Beamten zu zählen sind. 


Bemerkungen. 
1. Die einschlagenden Bestimmungen der $8. 5. u. 14. des Reichs-Beamten- 
Gesetzes lauten: 
$. 5. „Die Zahlung des Gehalts erfolgt monatlich im Voraus. Dem Bundesrath 
bleibt vorbehalten, diejenigen Beamten zu bestimmen, an welche die Gehalts- 
zahlung vierteljährlich stattfinden soll. ' | 
Beamte, welche bis zum Erlasse dieses Gesetzes ihr Gehalt vierteljährlich be- 
zogen haben, sollen dasselbe jedenfalls bis zu ihrer Beförderung in ein höheres 
Amt in gleicher Weise fortbeziehen. 
$. 14. Abs. 2. In Krankheitsfällen, sowie in solchen Abwesenheitsfällen, zu 
denen die Beamten eines Urlaubs nicht bedürfen (Reichs - Verfassung Art. 21.), 
findet ein Abzug vom Gehalte nicht statt. Die Stellvertretungskosten fallen der 
Reichskasse zur Last.“ | 
Dieselben leiden keine Anwendung, weil die Lehrer in unmittelbarem Bun- 
desdienst ihr Gehalt nicht aus der Bundeskasse beziehen. Pflicht der Gemein- 
den und Bezirke ist es daher, in Urlaubsfällen für die Stellvertretungskosten 
zu sorgen. 


2. SS. 7.—9. bestimmen: | | 
$- 7. „Hinterlässt ein Beamter, welcher mit der Wahrnehmung einer in den 
Eesoldungs-Etats aufgeführten Stelle betraut ist, eine Wittwe oder eheliche Nach- 
kommen, so gebührt den Hinterbliebenen für das auf den Sterbemonat folgende 
Vierteljahr noch die volle Besoldung des Verstorbenen (Gnadenquartal), unbe- 
schadet jedoch weitergehender Ansprüche, welche ihm etwa vor Erlass dieses 
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Gesetzes und vor dem Eintritt in den Reichsdienst zugeständen worden sind. Zur 
Besoldung im Sinne der vorstehenden Bestimmung gehören ausser dem Gehalt 
auch die sonstigen, dem Verstorbenen aus Reichsfonds gewährten Dienstemolu- 
mente, soweit dieselben nicht als Vergütung für baare Auslagen zu betrachten 
sind. An wen die Zahlung des Gnadenquartals zu leisten ist, bestimmt die vor- 
gesetzte Dienst-Behörde. Das Gnadenquartal kann nicht Gegenstand der Beschlag- 
nahme sein. 
$. 8, Die Gewährung des Gnadenquartals kann in Ermangelung der im 8. 7. 
bezeichneten Hinterbliebenen mit Genehmigung der obersten Reichs-Behörde auch 
dann stattfinden, wenn der Verstorbene Eltern, Geschwister, Geschwisterkinder 
oder Pflegekinder, deren Ernährer er war, in Bedürftigkeit hinterlässt, oder wenn 
der Nachlass nicht ausreicht, um die Kosten der letzten Krankheit und der Beer- 
digung zu decken. 
$, 9, In dem Genusse der von dem verstorbenen Beamten bewohnten Dienst- 
wohnung ist die hinterbliebene Familie nach Ablauf des Sterbemonats noch drei 
fernere Monate zu belassen.‘ 
Und daran schliesst sich: 
$. 31. „Nach dem Tode eines einstweilig in den Ruhestand ver setzten Beamten er- 
folgt die Gewährung des Gnadenquartals vom Wartegelde an die Hinterbliebenen 
nach den in den $$. 7. und 8. enthaltenen Grundsätzen.“ 


3. $. 37. endlich verordnet: 

„Die unter dem Vorbehalt des Widerrufs oder der Kündigung angestellten 
Beamten haben einen Anspruch auf Pension, nach Massgabe dieses Gesetzes 
nur dann, wenn sie eine in den Besoldungs-Etats aufgeführte Stelle bekleiden; es 
kann ihnen jedoch, wenn sie eine solche Stelle nicht bekleiden, bei ihrer Versetzung 
in den Ruhestand eine Pension bis auf Höhe der durch dieses Gesetz bestimmten 
Sätze bewilligt werden.“ 

Demnach erhalten: 

a) die nicht lebenslänglich angestellten Lehrer an den Kommunal- und 
Bezirks-Schulen — sowohl an den höheren als an den niederen weder für 
sich Pension noch für ihre Hinterbliebenen Anspruch auf Sterbemonat, 
Gnadenguartal vom Gehalt oder Wartegeld und entsprechende Benutzung 
der Dienstwohnung; 

b) die lebenslänglich angestellten Lehrer an den Kommunal- und Bezirks- 
Schulen — an den höheren wie an den niederen — haben zwar Anspruch 
auf Pension, aber nicht auf Sterbequartal, Gnadenquartal und Beibehaltung 
der Dienstwohnung aus Liandesmitteln; 

ec) bei den an den höheren Kommunal- und Bezirks-Schulen lebenslänglich 
angestellten Lehrern gelten für die Berechnung des Dienst-Einkommens die 
Vorschriften des 88. 42., 45. des Reichs-Beamten-Gesetzes. 

d) In Ansehung der an den niederen Kommunalschulen lebenslänglich ange- 
stellten Lehrer ist Art. VIII. für die Berechnung des Dienst-Einkommens 
massgebend. 


4. Der in den dauernden Ruhestand versetzte Lehrer bezieht zwar seine 
Pension auch von dem Augenblick ab, wo sein Dienst-Einkommen aufhört 
er geniesst aber den Vorzug, dass diese dauernde Versetzung in den Ruhestand 
erst mit dem Ablauf des Vierteljahres eintritt, welches auf den Monat folgt, 
in welchem ihm die ‚Entscheidung über seine Versetzung in den Ruhestand 
und die Höhe der ihm etwa zustehenden Pension ($. 54.) bekannt gemacht 
worden ist. 8. 55. des Reichs-Beamten-Gesetzes. 

Die einstweilige Versetzung in den Ruhestand dagegen tritt sofort 
mit der Zustellung der bezüglichen Verfügung ein und folgerecht hört in 
demselben Augenblick das Diensteinkommen auf. Das Reichs-Beamten-Gesetz 
stellt jedoch die einstweilige der dauernden Versetzung in den Ruhestand 
pekuniär insofern gleich, als die Gehaltszahlung erst mit dem Ablauf des 
Vierteljahres aufhört, welches auf den Monat folgt, in welchem dem Beamten 
die Entscheidung über seine einstweilige Versetzung in den Ruhestand, der 
Zeitpunkt derselben und die Höhe des Wartegeldes bekannt gemacht worden 
ist. (Vgl. Reichs-Beamten-Ges. $. 27. und die Bemerkungen.) 
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Die Reichskasse hat bei den Lehrern die Zahlung des vollen Gehalts für 
diesen Zeitraum nicht übernommen. Eine Belastung der betheiligten Ge- 
meinde, welche über die einstweilige Versetzung in den Ruhestand nicht ge- 
hört wird und den Nachfolger der vakant gewordenen Stelle alsbald zu be- 
solden hat, war in keinem Fall gerechtfertigt. 

Sämmtliche Bestimmungen des Art. VII. sind geeignet, die Landeskasse 
dagegen zu sichern, dass durch Beschlüsse der Gemeinden und Bezirke die 
durch die nach den in diesem Gesetz aufgestellten Grundsätzen vom Reichslande 
übernommenen Lasten noch vermehrt werden. 


Art. VIEI. Für Lehrer an öffentlichen niederen Schulen, welche 
ihr Einkommen ganz oder zum Theil aus Gemeinde- oder Bezirksmitteln, 
aus Stiftungen oder aus dem Ertrage von Schulgeldern beziehen, gelten 
bezüglich der Berechnung der Pensionen und Wartegelder folgende be- 
sondere Bestimmungen: 

Bemerkungen: 

1. Unter den niederen Schulen dieses Artikels werden nicht blos die 
Elementar- und Kleinkinder-Schulen des Art. V., sondern sämmtliche zum 
öffentlichen niederen Schulwesen gehörige Schulen zu verstehen sein. 

2. Ueber die verschiedenen Berechtigungen der verschiedenen Liehrer- 
kategorien, vgl. Art. VII. Anmerk. 3. und das Gesetz vom 4. Juni 1872. 8.2. 
(G.Bl. 8. 170.), betr. die Besoldung der Lehrer und Lehrerinnen an öffent- 
lichen Elementarschulen. 


$.1. 1. Wenn das Diensteinkommen beim Ausscheiden des Lehrers aus 
dem aktiven Dienste über den gesetzlichen oder reglements- 
mässigen Mindestbetrag hinausgeht, so wird nur der letztere un- 
bedingt, der Ueberschuss aber nach seinem durchschnittlichen 
Betrage während der letzten sechs Kalenderjahre vor dem Jahre, 
in welchem der Lehrer aus dem aktiven Dienste scheidet, zur 
Anrechnung gebracht. 

2. Ist für die Lehrerkategorie, welcher der betreffende Lehrer an- 
gehört, kein Mindestbetrag des Gehalts durch Gesetze oder all- 
gemeine Reglements festgestellt, so wird das Diensteinkommen. 
überhaupt nach seinem durchschnittlichen Betrage während der 
letzten sechs Jahre vor dem Jahre des Dienstantritts berechnet. 

Bemerkungen: i 

Die Berechnung des pensions- und wartegelderfähigen Dienst-Einkommens 


entspricht dem Art. 6. des französischen Pensions-Gesetzes vom 9. Juni 1853. 
(Bulletin des lois 11. Serie Nr. 488.) 


$- 2. Die Dienstzeit derjenigen Lehrer, welche nicht eidlich ver- 
pflichtet worden sind, wird von ihrem Eintritt in den Schuldienst an ge- 
rechnet, sofern sie zur Zeit desselben das 21. Lebensjahr zurückgelegt 
hatten, andernfalls vom zurückgelegten 21. Lebensjahre. 


Bemerkungen: 


1. Der Paragraph bezieht sich nicht blos auf die Lehrerkategorien, bei 
welchen gesetzlich eine Vereidigung nicht stattfindet (Art. V.), sondern auf 
alle Lehrer des niederen Schulwesens; welche thatsächlich nicht vereidigt 
worden sind. | 

2. Das Reichs-Beamten-Gesetz vom 31. März 1873. berechnet die Dienst- 
zeit vom Tage der ersten eidlichen Verpflichtung für den Reichsdienst, sofern 
der Beamte damals 18 Jahre alt war. 88. 45. 48. daselbst. Der gegenwärtige 
Paragraph zählt erst vom 21. Lebensjahr. Der Grund ist nicht erfindlich; 
es: müsste denn ein fiskalischer sein. Der Schuldienst bis zum 21. Lebensjahr 


Art.IX.X. Gesetz, betr. die Rechts-Verhältnisse der Beamten und Lehrer. 880e. 


ist nicht einmal lediglich als Vorbereitungsdienst gedacht. Dies geht aus 
8. 13. des Ges. vom 24. Dezember 1873., betreffend die Wittwen- und Waisen- 
Pensionen hervor, welcher angestellte Lehrer (vgl. 8. 11.) unter 13 Jahren mit 
einem Dienst-Einkommen vor Augen hat. 

Das Regulativ vom 18. Juli 1872. (G.-Bl. S. 532.) schreibt zwar für die 
Ernennung zum Gerichtsschreiber die Zurücklegung des 21. lLwebensjahrs vor; 
die Vereidigung erfolgt jedoch der Regel nach bei der Annahme. Die Vor- 
bereitungszeit wird daher bei Berechnung der Dienstzeit mitgerechnet. (Vgl. 
Preuss. Justiz-Min.-Bl. von 1843. 8. 143. Rönne, „Pr. Staatsrecht“‘ 8. 376.) 


Art. IX, Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden keine An- 
wendung: 
1. auf die Lehrer an der Universität Strassburg, 
9. auf Mitglieder geistlicher Kongregationen, welche Stellen im 
Staatsdienste oder in öffentlichen Lehranstalten versehen. 
Bemerkungen: 

1. Zu Nr. 1. vergl. Bemerkungen zu $. 1. dieses Ges. Nr. 6. 

3. Vgl. Bemerkungen ebendaselbst Nr. 7. 

Im Bezirk Unter-Elsass fungiren 46 Schulbrüder und 486 Schulschwestern, 
davon 36 bezw. 460 an öffentlichen Schulen; im Bezirk Ober-Elsass 112 Schul- 
brüder und 717 Schulschwestern, davon 91 bezw. 632 an öffentlichen Schulen; 
im Bezirk Lothringen 32 Schulbrüder und an öffentlichen Schulen 520 Schul- 
schwestern. (Verwaltungsbericht von 1873/74. 8. 20.) 


Art. X. Der Reichskanzler ist ermächtigt, die ihm zufolge dieses 
Gesetzes zustehenden Befugnisse auf Behörden, welche ihm untergeordnet 
sind, zu übertragen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 23. Dezember 1873. 
(In:.S) Wilhelm. 


Fürst v. Bismarck. 


In Verfolg des Gesetzes vom 23. Dezember 1875. wurde die Einrich- 
tung einer Disziplinar-Kammer für Elsass-Lothringen unentbehrlich 
und es erging deshalb unterm 7. Januar 1874. (R.-G.-Bl. 1874. S. 3.) fol- 
gende Kaiserliche Verordnung: 

8. 1. In Strassburg wird eine Disziplinar-Kammer errichtet. 

8.2. Als Bezirk wird der Disziplinar-Kammer Elsass-Lothringen zu- 
gewiesen. 


Die weitere Ausführung des Gesetzes wurde geregelt durch die folgende 


„Verordnung, betreffend die Zuständigkeit der Behörden bei Hand- 
habung des Gesetzesvom 23. Dez. 1873. über die Rechts-Verhälinisse 
der Beamten und Lehrer. Vom 23. Februar 1874.“ (Ges.-Bl. S. 57.) 

WirWilhelm, von Gottes@naden Deutscher Kaiser, König von Preussenete. 
verordnen zur Ausführung des Gesetzes, betreffend die Rechts-V erhält- 

nisse der Beamten und Lehrer, vom 23. Dezember 1875. (Ges Bl. S. 479.) 


g8gor, Verordnung, betr. die Zuständigkeit der Behörden. 88:12, 


und auf Grund des $. 159. des durch dieses Gesetz eingeführten Reichs- 
Gesetzes vom 31. März 1873.*) über die Behörden, welche unter den in 
dem letzteren Gesetze erwähnten Reichs-Behörden verstanden werden 
sollen, für Elsass-Lothringen, was folgt: 


w 


S. 1, Die Befugnisse, welche der obersten Reichs-Behörde in den 
$$. 15., 16., 33., 68., 139. des Reichs-Gesetzes vom 31. März 1873. zuge- 
wiesen sind, werden vom Reichskanzler, die in den $$. 8. und 69. des- 
selben Gesetzes der obersten Reichsbehörde zugewiesenen Befugnisse 
werden vom Ober-Präsidenten wahrgenommen. Letzterer übt bezüglich 
der Lehrer an niederen Schulen auch die in den $$. 15, 16. und 33. 
a. a. O. der obersten Reichs-Behörde zugewiesenen Befugnisse aus. 

Bemerkungen: 

$. 15. bezieht sich auf die Annahme von Geschenken und Belohnungen, 

$. 16. auf die Annahme von Nebenämtern und bezahlten Neben-Beschäf- 

tigungen, 

$. 33. auf die Wiederanstellung ausgeschiedener Beamten, 

$. 68. auf die Bewilligung von Pensionen an nicht pensionsberechtigte 

Beamte und 
$. 69. auf Bewilligung des Gnadenquartals, beziehungsweise des Gnaden- 
monats an bedürftige nahe Verwandte verstorbener aktiver, be- 
ziehungsweise pensionirter Beamten oder zur Beerdigung der letzteren. 


S. 2. In den Fällen der 88. 54., 64, 65., 66.,.67., 150. des Reichs- 
Gesetzes vom 31. März 1873. ist unter der obersten Reichs-Behörde zu 
verstehen: 

a) der Reichskanzler,, wenn es sich um Beamte handelt, welche vom 

Kaiser oder vom Reichskanzler ernannt sind; 

b) der Ober-Präsiden® bezüglich der übrigen Beamten mit Ausnahme 
der Beamten der Justiz; | | 

ec) der General-Prokurator, wenn es sich um Beamte der Justiz han- 
delt sofern dieselben nicht unter a. begriffen sind. 

Bemerkungen: 

$. 54. betrifft die Entscheidung über den Zeitpunkt der Pensionirung und 

die Höhe der Pensionen, 
67. den Beginn der Pension. 
. 64. 65. die Fortsetzung des P’ensionirungs- Verfahrens, 
66. die vorläufige Dienstenthebung des zu pensionirenden Beamten, 


. 150. die vorläufige Entscheidung über vermögensrechtliche Ansprüche 
des Beamten. | 


Die 88. 54. und 64.—66. leiden auf richterliche Beamte keine Anwendung. 


UN um 


8. 3. Die nach $. 81. Nr. 1. des Reichs-Gesetzes vom 31. März 1873 
der obersten Reichs-Behörde eingeräumte Befugniss, Geldstrafen bis zum 
höchsten zulässigen Betrage zu verhängen, steht zu: 

dem Reichskanzler gegen alle Beamte, 
dem Ober-Präsidenten, soweit es sich nicht um Beamte, welche 
vom Kaiser ernannt sind, oder nicht um Justiz-Beamte handelt, 
dem General-Prokurator bezüglich der Justiz-Beamten, soweit 
dieselben nicht vom Kaiser oder vom Reichskanzler ernannt sind. 
*) $. 159. bestimmt: „Die Ausführung dieses Gesetzes regelt eine vom Kaiser. zu 
erlassende Verordnung, durch welche namentlich diejenigen Behörden näher zu be- 
zeichnen sind, welche unter den in diesem Gesetze erwähnten BReichs-Behörden ver- 
standen sein sollen.“ 


88.3. —6. Verordnung, betr. die Zuständigkeit der Behörden. 8808. 


Unter den im-$. 81. Nr. 2. erwähnten Behörden und Vorstehern von 
Behörden sind zu verstehen: der Ober-Präsident, die Bezirks-Präsidenten, 
der Direktor der Zölle und indirekten Steuern, die Forst-Direktionen, der 
General-Prokurator, der Kurator der Universität. 

Bemerkungen: 

$. 81. leidet auf richterliche Beamte keine Anwendung; 

8.81. Nr. 2. bezeichnet die Behörden als „der obersten Reichs-Behörde 
unmittelbar untergeordnet.‘ 


8, 4. In den Fällen der $$. 75., 84, 85. des Reichs-Gesetzes vom 
31. März 1873. ist unter der obersten Reichs-Behörde diejenige Behörde, 
welche die Anstellung verfügt hat, in den Fällen der SOuaohı Alan 
und 101. a. a. ©. die Behörde, welche die Einleitung des Disziplinar- 
Verfahrens verfügt hat, in den Fällen der $$. 127., 128. und 131. die 
zur Einleitung des Disziplinar-Verfahrens ermächtigte Behörde zu ver- 
stehen. 


Bemerkungen: 

$. 75. verfügt über die Ausführung der erkannten Straf- Versetzung, 

8. 84. über die Zuständigkeit zur Einleitung des förmlichen Disziplinar- 
Verfahrens, 

8. 85. über die Ernennung der Voruntersuchungs-Beamten, 

88. 96. 97. über die Fortsetzung und den Abschluss der Voruntersuchung, 

$. 98. über die Einstellung des Verfahrens und die Ausserverfolgung des 
angeschuldigten Beamten, 

8. 101. über die Verweisung der Sache an die Disziplinar-Kammer, 

88. 127. und 131. über die Zuständigkeit zu vorläufiger Dienstenthebung 
in Untersuchung gerathener Beamten, 

$. 128. über die Befugniss zur Ermässigung des Betrages des einzubehal- 
tenden Dienst-Einkommens. 


&. 5. Den höheren Reichs-Behörden, deren Beschlüsse über Fest- 
stellung von Defekten nach Massgabe des 3. 39. vollstreckbar sind, 
stehen gleich der Ober-Präsident, die Bezirks-Präsidenten, der Direktor 
der Zölle und indirekten Steuern, die Forst-Direktionen, der General- 
Prokutor, der Kurator der Universität. ’ 


&, 6. Unter höherer Reichs-Behörde ist in dem Falle des $. 151. 
des Reichs-Gesetzes vom 31. März 1873. diejenige Behörde zu verstehen, 
welche die Anstellung verfügt hat. 

Ist die Anstellung durch den Reichskanzler verfügt, so wird im 
Falle des 8. 151. der Fiskus in Prozessen durch den Ober-Präsidenten 
vertreten. Dasselbe gilt auch im Falle des $. 153., wenn die Abfassung 
des Defekten-Beschlusses durch den Reichskanzler erfolgt ist. 

Bemerkungen: 

8. 151. regelt die Vertretung des Zeichsfiskus bei Klagen der Beamten 

aus vermögensrechtlichen Ansprüchen. 


2. 
kesetz, 


betreffend 
die Pensionen der Wittwen und Waisen der Beamten und Lehrer. 


Vom 24. Dezember 1873.*) 
(Gesetzblatt für Elsass-Lothr. 1873. S. 515.) 


Vorbemerkung. 

Das gegenwärtige Gesetz bringt den Grundsatz zu grösserer Aner- 
kennung, dass der Beamte nicht nur während seines Lebens auf Gehalt 
und Pension, sondern auch nach seinem Tode einen Anspruch auf Ver- 
sorgung seiner Wittwe und Waisen hat,!) „Les pensions et secours annuells 
sont inscrits au grand-livre de la dette publique.“ Dieser Anspruch, 
welcher seinem rechtlichen Grunde nach mit der Anstellung entsteht, ist 
dadurch bedingt, dass er sich als aktiver Beamter verheirathet oder 
verheirathet Beamter wird. Das Recht der Beamtenfrau ist ein abgelei- 
tetes und besteht unter der Bedingung, dass dieselbe die Ehefrau des 
Beamten bleibt und auch nach dessen Tode nicht die Frau eines Andern 
wird. Scheidung und Wiederverheirathung schliessen das Recht aus.) 

Das Gesetz vom 25. Dezember 1873. (G.-Bl. $. 518.) behandelt im 
Einklang mit der Bairischen Beamten-Gesetzgebung die Pensionen der 
Wittwen und Waisen der Professoren der Universität zu Strassburg als 
Theil des Gehalts derselben. Die Wittwen- und Waisen-Pension des gegen- 
wärtigen Gesetzes erscheint dagegen als ein Theil der Pension. Da- 
mit macht das Gesetz die Wittwen- und Waisen-Pension von der Bedin- 
gung abhängig, dass der Beamte 10 Jahre im Landesdienst gewesen 
ist,‘) oder in Folge einer Krankheit, Verwundung oder sonstigen Be- 
schädigung, welche er sich ohne eigenes Verschulden bei Ausübung des 
Dienstes oder_aus Veranlassung desselben zugezogen, seinen "Tod ge- 
funden hat. Eine Ausnahme machen nur die Wittwe und die Waisen 
des Ober-Präsidenten, sofern er dies Amt 2 Jahr verwaltet hat.°) 


_  _*) Bei Abfassung des Gesetzes vom 24. Dezember 1873. scheinen das Ges, vom 
9. Juni 1853. „Sur les pensions eiviles“ Art. 13.—16. . (Bulletin des lois 110 Serie 
Nr. 788.), sowie das Württ. Ges. vom 28. Juni 1821., betr. die Verhältnisse der Zivil- 
Staatsdiener $. 32. (Reg.-Bl. S. 441) und das Ges. vom 29. März 1865, betr. die Ab- 
änderungen einiger gesetzlichen Bestimmungen über die Bemessung eiuiger Quieszenz- 
Gehalte und Pensionen der Zivil- und Militairdiener Art. 4. (Reg.-Bl. S. 21.) beson- 
ders berücksichtigt zu sein. 
i) Vgl. zu 8. 4. des Reichs-Beamten-Ges. 
!a) Verfügung des Reichskanzler vom 16. Mai 1873 in den Nachträgen S. 842, 
2) $. 34. daselbst; vel. Art. 15. des franz. Ges. vom 9. Juli 1853. 
SS. 35, ara O. und-Art: Ill. des Ges. vom 23. Dezember 1873. Vgl. Bemerk. 
zu $$. 35. und 88, des Reichsbeamten-Ges, 8. 682, 684. 


Sch Gesetz, betreffend die Pensionen der Wittwen und Waisen etc. 8801- 


Das .Gesetz fordert folgerecht als weitere Voraussetzung der Witt- 
wen- und Waisen-Pension, dass die Regierung die Pension nicht einge- 
zogen und der verstorbene pensionirte Beamte sich im Besitz des Reichs- 
Indigenats befunden hat.‘) 

Ferner sind die Bestimmungen über die fakultative Gewährung einer 
Wittwen- und Waisen-Pension 8. 1., über die Berechnung der Dienstzeit $. 5. 
Abs. 2., über die Zahlbarkeit $. 7., über den Erwerb der Pensionsraten 
8. 11., über die Einziehung derselben $: 13., über die Beschlagnahme $. 14., 
über besondere Stipulationen $. 15., den Vorschriften über die Beamten- 
Pensionen entsprechend, getroffen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen ete. verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter 
Zustimmung des Bundesraths, für Elsass-Lothringen was folgt: 


&. 1. Die Wittwe, sowie die ehelichen oder durch nachgefolgte Ehe 
legitimirten Kinder eines Beamten, welcher nach den Bestimmungen des 
Gesetzes, betreffend die Rechts-Verhältnisse der Beamten und Lehrer, vom 
93. Dezember 1873. eine Pension bezogen hat oder zum Bezuge einer 
Pension berechtigt gewesen sein würde, wenn er am Todestage aus dem 
Dienste geschieden wäre, erhalten aus der Landeskasse Pension. 

Der Wittwe und den Waisen eines Beamten, welchem auf Grund 
des $. 75. des Reichs-Gesetzes vom 31. März 1873, die Rechts-Verhältnisse 
der Reichs-Beamten betreffend, eine Pension bewilligt worden ist, steht 
ein Pensions-Anspruch nicht zu. 

Stirbt ein Beamter, welchem auf Grund des $. 37. oder des $. 39. 
des Reichs-Gesetzes vom 31. März 1873 eine Pension hätte gewährt wer- 
den können, so-kann der Wittwe und den Waisen eine Pension aus der 
Landeskasse bewilligt werden. 


Bemerkungen: 
Das gegenwärtige Gesetz findet Anwendung: 

a) auf die aktiven Beamten, Lehrer und Lehrerinnen $. 1., deren KRechts- 

Verhältnisse das Gesetz vom 23. Dezember 1873. regelt. (Vgl. Bemerkungen 

zu 8. 1. daselbst.) 

auf die seit der Einverleibung von Elsass-Lothringen bis zum Erlass dieses 

Gesetzes pensionirten Beamten, welche bei Verkündung des gegenwärtigen 

Gesetzes vom 24. Dezember 1873. noch leben. 

ec) auf die Mitglieder der Gensdarmerie.*) 

d) einzelne Bestimmungen dieses Gesetzes finden ausserdem auf die Profes- 
soren der Universität zu Strassburg Anwendung. Ges. vom 25. Dez. 1873. 
(G.-Bl. 518. 8. 3. unten S. 880t.) 
Dagegen gilt dies Gesetz nicht für die in Elsass-Lothringen angestellten 

Reichs-Beamten (vgl. Einleitung). Ihre Wittwen und Waisen haben daher zur 

Zeit keinen Anspruch auf Wittwen- und Waisen-Pension. Dies rechtfertigt 

die Annahme, dass das Gesetz vom 24. Dezember 1873. nur der Vorläufer 

eines Gesetzes, betreffend die Pensionen der Wittwen und Waisen der Reichs- 

Beamten sein wird, welches der Reichstag auf den Antrag des Verfassers 


4) 8. 3. dieses Ges. und $. 29. und 8. 57. No. 1. des Reichsbeamten-Ges. sowie 
Bemerkungen $. 702. 

*) Ueber die Beschränkung der Wittwen- und Waisen-Pensionen der Militair- 
personen vgl. zu $. 7. des Reichsbeamt.-Ges, S. 598, 


b 


— 


m 


SSOk. Gesetz, betreffend die Pensionen der Wittwen Zu 8 1. 


schon im Jahre 1872. beantragt hat (vgl. 8. 42.) Andernfalls würde die 
Rechtsgleichheit zwischen Reichs- und Landes-Beamten, welche, das. Gesetz 
vom 23. Dezember 1873. anstrebt durch das Gesetz vom folgenden Tage 
verletzt. a 


2. Die Rechte, welche den Beamten als Mitgliedern der Wittwenkasse 
ihres heimathlichen Bundesstaates zustehen, werden durch dies Gesetz nicht 
berührt und bleiben ihnen unverkürzt. 


3. Das Recht auf Wittwen- und Waisen-Pension ist durda die Bezahlung 
von Beiträgen nicht bedingt. 
Nach Württemberg. Recht (8.41. des Ges von 1821.) hat der Beamte bei 
seiner ersten Anstellun« nach Art eines Eintritts-Geldes den vierten Theil 
der Jahres-Besoldung und ausserdem alljährlich 2 Prozent. derselben zu 


zahlen. 


4. Selbstmord des Beamten schliesst den Anspruch ne Wittwen und 
Waisen-Pension nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen aus. Indessen steht der 
Wortlaut des $.1., welcher nicht unterscheidet, auf welche Weise der Tod’des 
Beamten herbeigeführt ist, der entgegengesetzten, für die Hinterbliebenen gün- 
stigeren Auslegung zur Seite. 

Ueber den Fall, wo der Beamte bei seinem Tode sich in Kriminal- oder 
Disziplinar- Untersuchung befindet vgl. Bemerkung zu 8. 34. des Reichs- Be- 
amten-Ges. Nr. 4b. 8. 681. 


5. Der $. 75. des Reichs-Beamten-Gesetzes bestimmt: 

„Die Entfernung aus dem Amte kann bestehen in etc. etc: Dienst- Entlassung. 

Dieselbe hat den Verlust des Titels und Pensions-Anspruchs von Rechtswegen 
zur Folge. Hat vor Beendigung des Disziplinar-Verfahrens das Amts-Verhältniss 
bereits aufgehört, so wird, falls nicht der Angeschuldigte unter Uebernahme der 
Kosten freiwillig‘ auf Titel und Pensions- Anspruch verzichtet, auf deren Verlust 
an Stelle der Dienst- Entlassung erkannt. 

Gehört der Angeschuldigte zu den Beamten, welche einen Anspruch auf Pen- 
sion haben, und lassen besondere Umstände eine mildere Beurtheilung zu, so ist 
die Disziplinar- -Behörde ermächtigt, in ihrer Entscheidung zugleich fest- 
zusetzen, dass dem Angeschuldisten ein Theil des gesetzlichen Pensions- 
Betrages auf Lebenszeit oder auf gewisse Jahre zu belassen sei.“ 

Die Vorenthaltung der Wittwen- und Waisen-Pension in $. 1. geht augen- 
scheinlich von der Voraussetzung aus, dass die Bewilligung der Pension im 
Fall des $. 75. ein Gnadenakt ist. Diese Auffassung ist nicht zutreffend; 
Das Disziplinar-Vergehen dessen der Beamte sich in jenem Falle der Pensions- 
Bewilligung schuldig gemacht hat, ist unter mildernden Umständen begangen 
und deshalb nimmt das Gesetz an, dass der Beamte nicht seine gesammten 
durch seine Anstellung erworbenen Vermögens-Ansprüche an den Staat ver- 
wirkt hat. Vgl. S. 723. Es wäre daher eben so folgerecht als billig gegen. 
die schuldlosen Angehörigen des Beamten gewesen, wenn ihnen von dem ihrem 
Mann beziehungsweise Vater bewilligten Theil der sesetzlichen Pension die 
Wittwen-Pensionsquote gewährt wäre. Vgl. zu $. 75. 8. 121—1R3. 


6. Die in Bezug genommenen 88. 37. und 39. lauten: - 

S. 37; „Die unter dem Vorbehalt des Widerrufs oder der Kündigung an- 
gestellten Beamten haben einen Anspruch auf Pension, nach Massgabe dieses Ge- 
setzes nur dann, wenn sie eine in den Besolduugs-Etats aufgeführte Stelle bekleiden, 
es kann ihnen jedoch, wenn sie eine solche Stelle nicht bekleiden, bei ihrer Ver- 
setzung in den Ruhestand eine Pension bis auf Höhe der durch dieses Gesetz 
bestimmten Sätze bewilligt werden, | 

$, 39, Wird ausser “dem im $. 36. bezeichneten Falle ein Beamter vor Voll- 
endung des zehnten Dienstjahres dienstunfähig und deshalb in den Ruhestand ver- 
setzt, so kann demselben bei vorhandener Bedürftigkeit durch Beschluss des Bun- 
desraths eine Pension entweder auf bestimmte Zeit oder lebenslänglich bemulgt 
werden.‘ 

Die Bewilligung unterliegt der Entscheidung des Reichskanzlers vgl: & 5. 
dieses Gesetzes. 


7. Nur die in der Ehe geborenen oder durch nachfolgende Ehe legitimirten 
Kinder haben den Anspruch auf Waisen-Pension, (code civile Art. 333.), nicht 
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die Stiefkinder und die anerkannten (code civile Art. 338.), oder durch Hof- 
Reskript (per reseriptum prineipis) legitimirten unehelichen Kinder (Preuss. 
A.-L.-R. II. 2. $8. 601—603. Novelle 74. Cap. 2. Nov. 89. Cap. X.) Auch 
die Annahme an Kindestatt begründet kein Recht auf Waisen-P’ension. 


8. Der Anspruch auf Wittwen- und auf Waisen-Pension ist nicht durch 
Bedürftigkeit bedingt. Dieselbe hat nicht den Karakter einer Unterstützung, 
sondern ist ein wohlerworbenes Vermögensrecht. 


9. Vgl. Ges. vom 25. Dezember 1873. 8.3. (G.-Bl. S. 518. Unten S. 830t. u.) 
&, 2, Das Recht auf Pension ist für die Wittwen und Waisen be- 


gründet, es mag der Beamte zur Zeit seines Ablebens im aktiven Dienste 
oder im einstweiligen Ruhestande, oder im Pensionsstande sich befunden 
haben. 

Hat aber ein Beamter erst geheirathet, während er sich im einst- 
weiligen Ruhestande oder im Pensionsstande befand, so erhalten die 
Wittwe und die aus dieser Ehe stammenden Kinder nur dann Pension, 
wenn der Beamte nach jener Verheirathung wieder in den aktiven Dienst 
eingetreten ist. 


Bemerkungen: 
1. Das Recht des Beamten auf die Wittwen- und Waisen-Pension, welches 
für Frau und Kinder erworben ist, wird weder durch die dauernde noch durch 
die zeitweise Versetzung in den Ruhestand aufgehoben. 


2. Wann der aktive Beamte geheirathet hat, macht keinen Unterschied. 
Auch wenn die Heirath kurz vor seinem Tode stattgefunden, ist das Recht 
auf Wittwen-Pension begründet, es sei denn, dass die Ehe nur zum Schein, 
in fraudem legis geschlossen worden. Anders das Französische Recht, nach 
welchem das Recht auf Wittwen-Pension in der Regel erst nach sechsjähriger 
Dauer der Ehe begründet ist. Art. 13. des Französischen Pensions-Gesetzes 
bestimmt: 

„A droit & pension la veuve du fonctionnaire qui a obtenu une pension de 
retraite en vertu de la pr6sente loi, ou qui a accompli la durde de service exigee 
par l’article 5, pourvu que le mariage ait et& contracte six ans avant la cessation 
des fonctions“. 

In Bezug auf die Ausnahmen vgl. Art. 14. daselbst. 

3. Die Pensionirung ist eine Form der Dienst-Entlassung; der pensionirte 
Beamte ist nicht mehr Beamter. Vel. zu $. 34. des Reichs-Beamten-Ges. 
S. 678. Wer sich daher erst im Pensionsstande verheirathet, erwirbt für seine 
Ehefrau und seine Kinder ein Recht auf Wittwen- und Waisen-Versorgung 
nicht. (Vgl. zur Ueberschrift dieses Ges.) Dies ist konsequent. 


4. Die einstweilige Versetzung in den Ruhestand steht freilich der dauern- 
den Versetzung in den Ruhestand in dem Falle thatsächlich gleich, wo sie 
bis zum Tode des Beamten fortgedauert hat. Allein dieser Umstand recht- 
fertigt es nicht, den Beamten, welche sich während des einstweiligen Ruhe- 
standes verheirathet haben, für den Fall ihres darin erfolgten Todes den An- 
spruch auf Versorgung ihrer Wittwen und Waisen zu versagen. Vgl. zu 
$. 24. des Reichs-Beamten-Ges. Die Stellung dieser Beamten ist im Zweifel 
nach der der aktiven Beamten zu beurtheilen „sie haben nicht aufgehört 
Beamte zu sein“, (Motive zu $. 119. des Reichs-Beanten-Ges. 8. 773.) und ihre 
Hinterbliebenen sind auch in Betreff des Gnadenquartals (8. 31. des Reichs- 
Beamten-Gesetzes) denjenigen der aktiven Beamten gleichgestellt. 

Die Härte dieser Bestimmung des $. 2. schwindet dadurch einigermassen, 
dass die zur Disposition gestellten Beamten in der Regel wieder angestellt 
werden und dass bei Berechnung ihrer Dienstzeit der Zeitraum ihres einst- 
weiligen Ruhestandes in die Dienstzeit eingerechnet wird. Für die Fälle wo 
ein frühzeitiger Tod den Rücktritt in den aktiven Dienst verhindert hat, 
bleibt jene Härte bestehen, welche in keiner Verschuldung des Beamten, son- 
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dern nur in dem fiskalischen Interesse der Landeskasse ihre Erklärung findet, 
bei dem Umfang, welchen die vorläufige Versetzung in den Ruhestand in dem 
Art. II. des Ges. vom 23. Dezember 1873. gewonnen hat, aber dem gegen- 
wärtigen Gesetz einen Theil seines Werthes raubt. 

Das Württembergische Gesetz schliesst auch nur für die Wittwen und 
Waisen aus einer während des Pensionsstandes geschlossene Ehe die Pen- 
‚sion aus, nicht aber wenn die Ehe während einer zeitweiligen Enthebung 
vom Dienst (Quieszirung) eingegangen war. 


&. 3. Die Wittwen und Waisen eines Pensionärs, dessen Recht auf 
den Bezug der Pension zur Zeit seines Ablebens ruhte, weil er das 
deutsche Indigenat verloren hatte ($. 57. Ziff. 1. des Reichs-Gesetzes vom 
31. März 1873.), haben keinen Pensions-Anspruch. i 

Bemerkungen: i 

Die Wittwen und Waisen eines Pensionairs, dessen Recht auf Pension 
wegen Verlustes des Indigenats ruht, haben keinen Anspruch auf Wittwen- 
und Waisen-Pension. Sie verlieren aber den erworbenen Anspruch auf Pen- 
sion nicht, wenn sie ihrerseits das Indigenat verlieren; derselbe ruht nur. 


(8. 13.) Ueber den Verlust des Indigenats vgl. Bem. zu $. 29. des Reichs- 
Beamten-Ges. 8. 674. 


8. 4. Keinen Anspruch auf Pension hat die Wittwe, wenn die Ehe 
geschieden oder wenn auf Antrag des Mannes die Trennung von Tisch 
und Bett ausgesprochen war. 


Bemerkungen: 

1. Die Bestimmung des $. 1. ist dem französischen Gesetz entnommen. 

Art. 13. bestimmt: | 
„Le droit & pension n’existe pas pour la veuve dans le cas de separation de 
corps prononc6ee sur la demande du mari.“ 

2%. In Frankreich wurde die Ehescheidung (divorce) durch das Gesetz 
vom 8. Mai 1816. aufgehoben. (Bulletin des lois, 7. Serie Nr. 645.) „La 
divorce est aboli“ und es blieb nur die Trennung von Tisch und Bett ge- 
stattet. Code civil Art. 306. bestimmt darüber: 

„Dans le cas oü il y a lieu ä la demande en divorce pour cause determinee, 
il sera libre aux epoux de former demande en s6eparation de corps.“ 

3. Die Trennung von Tisch und Bett, welche der $. 4. im Auge hat, 
ist‘ die gemeinrechtliche Separatio quoad thorum et mensam perpetua „auf 
Lebenszeit“. Die Trennung von Tisch und Bett auf Zeit (Separatio quoad 
thorum et mensam temporalis) kennt das Französische so wenig wie das 
Preussische Recht. Die Aussetzung des Erkenntnisses auf Scheidung bez. 
Trennung von Tisch und Bett für immer wegen lebensgefährlicher oder sonst 
harter Misshandlung und wegen schwerer Beleidigungen, zu welcher im Fall 
von Hoffnung auf Aussöhnung der Ehegatten Art. 259. des Code civil den 
Richter ermächtigt, führt weder die juristisch technische Bedeutung einer 
Trennung von Tisch und Bett (separation de corps) noch steht sie in ihrer 
Voraussetzung und Wirkung derselben gleich. Namentlich hat der klagende 
Ehegatte kein Recht, nach Ablauf von Jahresfrist, ohne Weiteres an Stelle 
der zeitigen die lebenslängliche Trennung von Tisch und Bett zu verlangen. 
Das Württembergische Recht (Ges. von 1821. $. 5.) spricht auch ausdrücklich 
aus, dass die Wittwenpension nur bei Trennung von Tisch und Bett auf 
Lebenszeit verloren geht. (Vgl. 8. 3. des Ges. vom 29. Novbr. 1873., betr. 
die Wiedereinführung der Ehescheidung. G@.-Bl. S. 297.) 


4. Die Wittwe, welche auf Antrag des Mannes geschieden ist, wird in 


der Regel der schuldige Theil sein; nothwendig ist dies nicht. Art. 310. des 
‚Code civil. 


5. Für den Anspruch der von dem verstorbenen Beamten getrennten 
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Frau an den Staat, auf Wittwenpension ist es rechtlich gleichgültig, ob die 
Trennung auf ihren oder auf Antrag des verstorbenen Mannes, durch. ihre 
oder dessen Schuld herbeigeführt worden. Die Frau hat nur aus der Person 
des Mannes das Recht auf die Pension und es entscheidet daher allein, ob 
dieselbe rechtlich als die Ehefrau desselben zu betrachten ist... Dies ist in 
.$. 3. auch für den Fall der Ehescheidung anerkannt. Die Trennung von 
Tisch und Bett wirkt nach Französischem Recht — zwar die Aufhebung der 
Gütergemeinschaft, Art. 311: „La s6öparation de corps emportera toujours Se&- 
paration des biens“, im übrigen aber lässt sie die rechtlichen Wirkungen der 
Ehe und namentlich das Erbrecht der Ehegatten unberührt. Vgl. Art. 1432. 
1518. des Code eivil. Die hiernach von ihrem Ehemanne getrennte Frau müsste 
folgerecht, auch wenn auf dessen Antrag die Ehe getrennt worden und sie der 
schuldige Theil gewesen ist, die Wittwenpension erhalten. Das Französische 
Recht hat diese Konsequenz nicht gezogen und das gegenwärtige Gesetz ist 
demselben gefolet. Nachdem die Ehescheidung in Elsass-Lothringen wieder 
eingeführt ist und die in Folge ihrer Verschuldung geschiedene Ehefrau 
keinen Anspruch auf Wittwenpension machen kann, hat jene Unterscheidung 
anscheinend jede Berechtigung verloren. 


6. Nach Württembergischen Recht erhalten Wittwen, welche 38 Jahre 
jünger als ihre verstorbenen Ehemänner waren, keine Pension. 


7. Der 8. 4. gilt auch für die Wittwen der Professoren der Universität 
zu Strassburg. Ges. v. 25. Dezember 1873. $. 3. (@.-Bl. S. 518. Unten $. 880u.). 


8. 5. Die Bestimmung darüber, ob und welche Pension der Wittwe 
und den Waisen eines Beamten zusteht, erfolgt durch den Ober-Präsiden- 
ten, die Bewilligung der nach 8.1 Absatz 2. zulässigen Pensionen durch 
den Reichskanzler. 

In Fällen, in welchen nach &. 52 des Reichs-Gesetzes vom 31. März 
1873 einem aus dem Dienste scheidenden Beamten die Anrechnung ge- 
wisser Zeiten auf die in Betracht kommende Dienstzeit bewilligt werdeu 
kann, ist der Reichskanzler befugt, eine solche Anrechnung auch bei 
Festsetzung der Wittwen- und Waisen-Pensionen zuzulassen. 


Bemerkungen: 


1. Die Bezeichnung ‚Abs. 2.“ ist offenbar ein Druckfehler und muss 
heissen „Abs. 3.*. 


2, In der Konsequenz des Gesetzes vom 19. Juni 1871. $. 3. hat der 
Reichskanzler hier ohne Mitwirkung des Bundesraths zu befinden, vgl. Verordn. 
vom 23. Februar 1874. 8. 1. (G.-Bl. S. 7.). 


3. Gegen die Entscheidung des Ober-Präsidenten steht der Wittwe bez. 
dem Vormund der Waisen der Rechtsweg zu. $.149. des Reichs-Beamt.-Ges. 


4. Der in Bezug genommene &. 52. lautet: 
„Mit Genehmigung des Bundesraths kann nach Masgabe der Bestimmungen 
in den $$. 45. bis 49. die Zeit angerechnet werden, während welcher ein Beamter 
1) sei es im In- oder Auslande als Sachwalter oder Notar fungirt, im Ge- 
meinde-, Kirchen- oder Schuldienste oder im Dienste einer landesherrlichen 
Haus- oder Hofverwaltung sich befunden, oder 
2) im Dienste eines dem Beiche nicht angehörigen Staates gestanden hat, 
oder 
8) ausserhalb des Dienstes des Reiches oder eines Bundesstaates praktisch be- 
schäftigt gewesen ist, insofern und insoweit diese Beschäftigung vor Er- 
langung der Anstellung in einem Reichs- oder unmittelbaren Staats-Amte 
herkömmlich war.“ 


db. Vgl. Bemerkungen zur Ueberschrift dies. Gesetzes. - 


8. 6. Die Zahlung der Pension an Wittwen und Waisen beginnt 
mit dem Ablauf des Gnadenquartals oder des Gnadenmonats ($$. 7., 31., 
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69. des Reichs-Gesetzes vom 31. März 1873.). Besteht kein Anspruch 
auf Gewährung des Gnadenquartals oder des Gnadenmonats, so beginnt 
die Zahlung mit dem Ablaufe desjenigen Tages, bis zu welchem dem 
Verstorbenen ein Diensteinkommen oder eine Pension zu gewähren war. 


Bemerkungen: 

1, Siehe Ges. vom 23. März 1873., Bemerkungen zu Art. VII. und die 
dort ebenfalls in Bezug genommenen $$. 7. und 31. des Reichs-Beamten- 
Gesetzes. $. 69. lautet: 

„Hinterlässt ein Pensionair eine Wittwe oder eheliche Nachkommen, so wird 
die Pension noch für den auf den Sterbemonat folgenden Monat gezahlt. An wen 
die Zahlung erfolgt, bestimmt die oberste Reichs-Behörde.“ 

2. Die Personen, welche einen Anspruch auf das Gnadenquartal haben, 
sind N immer dieselben, welchen dies Gesetz die Waisenpensionen be- 
willigt. Das Gnadenquartal. wird der Regel nach die Wittwe, welche nach 
dem Tode des Ehemannes das Haupt der Familie bildet und die Beerdigung 
und den Haushalt bestreitet, in Anspruch nehmen. In Ermangelung der 
Wittwe sind volljährige Kinder, welche jene Lasten übernehmen, nicht aus- 
geschlossen. Jedenfalls haben volljährige In Kinder einen 

Anspruch auf Versorgung aus dem Gnadenquartal. (Vgl 8. 6. des Reichs- 
Beamten-Ges.) Insoweit ein solches Gnadenquartal besteht, fällt die Waisen- 
pension fort. 

3. Wittwen und Waisen sollen nicht das Gehalt bez. die Pension des 
verstorbenen Ehemannes heziehungsweise Vaters und zugleich die Wittwen- und 
Waisen-Pension, welche nur an deren Stelle treten soll, beziehen. Der Regel nach 
wird daher in Ermangelune des Gnadenquartals mit dem Ende des Sterbe- 
monats die Wittwen- und Waisen-Pension eintreten. Uebereinstimmend ver- 
fügt das Württemb. Ges. von 1821. in $. 34. 

4. Vgl. Ges. vom 25. Dezember 1873. betr. die Pensionen der Wittwen 
und Waisen der Professoren an der Universität zu Strassburg (G -Bl. 8. 518.). 


8. 7. Die Wittwen- und Waisen-Pensionen werden monatlich im 
voraus gezahlt. 
Bemerkungen: 
1, Vgl. Reichs-Beamten-Gesetz $. 56. S. 701. 
Gilt such für die Pensionen der Wittwen und Waisen der Battessoren 
der nen zu Strassburg $. 3. des Ges. vom 25. Dezember 1873. (a. -Bl. 
S. 518 Unten Seite 880u.). 


&. 8. Die Pension der Wittwe besteht in dem dritten Theile der 
Pension, zu welcher der Verstorbene berechtigt gewesen ist oder be- 
rechtigt gewesen sein würde, wenn er am Todestage aus dem Dienste 
veschieden wäre. 

Die. Pension soll jedoch vorbehaltlich der im $. 10 verordneten 
Beschränkung mindestens zweihundert Franken betragen und zweitausend 
Franken nicht übersteigen. 

Bemerkungen: 

1, Ueber den Betrag der Pension des Beamten vgl. Reichs-Beamten-Gesetz 
vom a März 1873. 8. 21. und Bemerkungen 8. 637. 

‚ Ueber den nr der Wittwen- Pension bestimmt 
a) Hr. Französische Recht Art. 13. und 14.: 

.. „La pension de la veuve est du tiers de celle que le mari avait obtenue ou & 
laquelle il aurait eu droit. Elle ne peut £&tre inferieur & cent franes, sans toutefois 
exc6eder celle, que le mari anrait obtenue ou pu obtenir.“ R 

„La veuve dont le mari aura perdu la vie par un des accidents prevus au pa- 
ragraphe 2 de Varticle 11, ou par la suite de cet accident. — Dans le premier cas, 
la pension est des deux tiers de celle que le mari aurait obtenue ou pu obtenir 
par application de l’article 12 Dramues paragraphe).“ 
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b) Das Württembergische Ges. in Art. 4., des Ges. vom 29. März 1865.: 

„Der 8. 34. des Gesetzes über die Verhältnisse der Zivil-Staatsdiener vom 
28. Juni 1821. (welcher den Wittwen nur 25 Prozent der Pension ihres Ehemannes 
als Wittwengehalt gewährte) wird in Punkt 1. dahin abgeändert“: „Die hinter- 
lassene Wittwe erhält von der Pension des Verstorbenen, wie sich dieselbe nach 
den Artikeln 2. und 3. berechnet, mag der Versorbene schon selbst in Pension ge- 
standen sein oder nicht, 33'/3 Prozent. Der hierdurch für die Wittwen- nnd Waisen- 
Pensionsanstalt der Zivilstaatsdiener entstehende Mehrbedarf wird durch Zuschüsse 
aus der Staatskasse gedeckt. Diese Bestimmung kommt such zu Gunsten der be- 
reits bewilligten Pensionen der Hinterbliebenen in Anwendung.“ “ 

Zum Vortheil der Kasse treten nach 8.41. jenes Gesetzes von 1821. bei 
Wittwen, welche über 18 Jahre jünger als ihre verstorbenen Ehemänner sind, 
Kürzungen der Pensionen ein. 


3. Die Feststellung des Höchstbetrages in 8. 8. sichert die Landeskasse 
gegen zu grosse Belastung und ist mässig gegriffen. Mit 2000 Franks — 
1600 Mark oder 533 Thlr. 10 Sgr. — wird die Wittwe eines höher gestellten 
Beamten nur mit äusserster Einschränkung und Aufgebung ihrer bisherigen 
Lebensgewohnheiten ihr Dasein fristen können. Die Erhöhung des Mindest- 
betrages auf 200 Franks — 160 Mark oder 53 Thlr. 10 Sgr. — ist durch die 
eingetretene Entwerthung des Geldes zur Nothwendigkeit geworden. 

4. Die Pension der Wittwen der Professoren an der Universität zu 
Strassburg ist nach andern Grundsätzen normirt. Vgl. zur Ueberschrift dieses 
Gesetzes. Nur der Höchstbetrag ist ebenfalls auf 2000 Franks begrenzt. 


$. 8. Die Waisenpension beträgt: 
a) für Kinder, deren Mutter lebt und pensionsberechtigt ist, ein 
Fünftheil der Wittwenpension für jedes Kind, 
b) für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder nicht pensions- 
berechtigt ist, ein Drittheil der Wittwenpension für jedes Kind. 


Bemerkungen: 

1, Das Württembergische Gesetz $. 24. giebt den Kindern in dem Falle 6. 
des 8.8. nur den vierten Theil der Wittwen-Pension als Waisen-Pension; da- 
gegen bestimmt das Französische Gesetz in Artikel 16.: 

„LWorphelin ou les orphelins mineurs d’un fonctionnaire ou employ& ayant ob- 
tenue sa pension, ou ayant accompli la durde de service exigee par l’article 5 de 
la presente loi, ou ayant perdu la vie dans un des cas prevus par les paragraphes 
premier et deuxieme de l’article 14, ont droit & un secours annuel lorsque la 
mere est ou d&c&dee, ou inhabile & recueillir la pension, ou d&chue de ses 
droits. — Ce secours est, quel que soit le nombre des enfants, &gal ä la pension 
que la mere aurait obtenue ou pu obtenir conformement aux articles 13., 14. et 15. 
Il est partage entre eux par egales portions, et pay& jusquw’& ce que le plus jeune 
des enfants ait atteint l’äge de vingt et un ans accomplis, la part de ceux qui 
decederaient ou celle des majeurs faisant retour aux mineurs. — S’existe une veuve 
et un ou plusieurs orphelins mineurs provenant d’un mariage anterieur du fonction- 
naire, il est preleve sur la pension de la veuve, et sauf röversibilite en sa faveur, 
un quart au profit de l’orphelin du premier lit s’il n’en existe qu’un en äge de 
minorite, et la moitie s’il en existe plusieurs.“ 

Nach dem gegenwärtigen Gesetz besteht die Pension der Kinder neben 
der Pension der Wittwe, ihrer Mutter, und der Prozentsatz ist fest normirt. 
Jene schliesst diese nicht aus, sondern bewirkt nur, dass der Prozentsatz ein 
geringerer wird. Sobald die Wittwen-Pension fortfällt, tritt der höhere Pro- 
zentsatz ein; die Kinder erhalten diesen, wenn die Mutter von dem verstor- 
benen Vater geschieden war oder sich wieder verheirathet hat. (88. 4. 11—12.) 

Nach den angezogenen Bestimmungen des französischen Rechts erhalten 
die Kinder nur Pension, wenn eine pensionsberechtigte Wittwe nicht vor- 
handen ist, alsdann aber ohne Rücksicht auf ihre Zahl den vollen Betrag der 
Wittwen-Pension, stehen mithin, im Fall nur zwei vorhanden sind, günstiger, 
bei einer grösseren Zahl aber ungünstiger als nach 8. 8. 

Der Antheil des Ausscheidenden z. B. wegen Vollendung des 18. Lebens- 
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jahres wächst nach $. 12. des gegenwärtigen Gesetzes den übrigen pensions- 
berechtigten Kindern nur in dem Fall zu, wenn selbige sich noch nicht im 
vollen Genusse der für sie normirten Beträge befinden. ($. 10.) Nach Art. 13. 
des französischen Gesetzes tritt die Accrescenz in allen Fällen ein. 

Die Grundsätze des $$. 9. und 11. mit ihrer Berücksichtigung der Zahl 
der Kinder sind ebenso gerecht, als sie den realen Bedürfnissen entsprechen 
und verdienen vor dem engherzigen französischen System den Vorzug. 


&, 10. Die an die Wittwe und die Waisen zu zahlenden Pensionen 
dürfen weder einzeln noch zusammen den Betrag der Pension über- 
steigen, zu welcher der Verstorbene berechtigt gewesen ist oder berech- 
tigt gewesen sein würde, wenn er am Todestage aus dem Dienste ge- 
schieden wäre. 

Bei Anwendung dieser Beschränkung werden die einzelnen Pensionen 
verhältnissmässig gekürzt. 

Bemerkungen: 

1. Enthält eine Finanzmassregel von keiner praktischen Tragweite. Die 
vorgesehene Kürzung der Pension wird erst eintreten, wenn ein Beamter eine 
Wittwe und mehr als 10 Kinder, oder zwar keine Wittwe aber 10 Kinder 
hinterlassen sollte. Eine Mutter und 10 Kinder oder 9 Doppelwaisen erhalten 
zusammen den Betrag der Pension des Verstorbenen: !/s + (10 X ts = 15 =) 
2/3 = 8s oder 9 X !/a = a. 

2. Diese Bestimmung gilt nicht für die Wittwen und Waisen der Profes- 
soren der Universität zu Strassburg. | 


&. 11. Die Zahlung der Pension hört auf: 


a) für die Wittwe mit dem Ablaufe desjenigen Monats, in wel- 
chem sie stirbt oder sich wieder verheirathet; 

b) für jedes Kind mit dem Ablaufe desjenigen Monats, in wel- 
chem dasselbe stirbt oder das achtzehnte Lebensjahr voll- 
endet; 

c) für Mädehen, welche sich vor Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahres verheirathen, mit dem Ablaufe desjenigen Mo- 
nats, in welchem die Verheirathung stattfindet. 


Bemerkungen: 


1. Der Pensions-Anspruch ist mit dem ersten jeden Monats für den 
ganzen Monat erworben. Vel. zu 8. 5. des Reichs-Beamten-Ges. Bem. Nr. 4. 
S. 594. 


2. Durch Verbrechen oder Vergehen der Wittwe oder Kinder geht der 
Pensions-Anspruch nicht verloren. Dies entspricht den über den Verlust der 
Pension des Beamten angenommenen Grundsätzen (vgl. zu $. 34). Anders 
nach dem Württ. Ges. von 1821. $. 36. | 

3. Ueber das 18. Lebensjahr hinaus wird keine Waisen-Pension gezahlt, 
auch in dem Falle nicht, wo das Kind wegen körperlicher oder geistiger Ge- 
brechen erwerbsunfähig ist. Vgl. $. 9. Bemerkungen. Nach dem Baierischen 
Recht hört die Zahlung erst mit dem vollendeten 21. Lebensjahr auf. 

4. Andererseits hebt die Annahme eines pensionsberechtigten Kindes an 
Kindesstatt oder Einkindschaft sein Pensionsrecht nicht auf. | 

5. 8.11. gilt auch für die Wittwen und Waisen der Prof. an der Univer- 
sität zu Strassburg $. 3. des Ges. vom 25. Dez. 1873. (G.-Bl. S. 518 u. S. 880u.) 

6. Nach dem Ges. vom 27. Juni 1871. (R.-G.-Bl. 8. 284. 287.) erhalten 
die Wittwen der im Kriege oder in Folge des Krieges verstorbenen Militär- 
personen die Wittwen-Pension noch ein Jahr nach ihrer Verheirathung, 
die Kinder der Offiziere und in Offizierrang stehenden Militär-Aerzte die 


SS. 12.—1#. und Waisen der Beamten und Lehrer. ssor 


Waisen-Pension bis zum vollendeten 17., die Kinder der übrigen Militär- 
Personen dieselbe nur bis zum vollendeten 15. Lebensjahr. 


8.12. Beim Tode oder bei der Wiederverheirathung einer pensions- 
berechtigten Wittwe tritt die aus den Bestimmungen in den $$. 9. und 10. 
sich ergebende Erhöhung der Waisenpension mit dem Ablaufe des im 
$. 11 Litt. a. bezeichneten Termines ein. 

Beim Ausscheiden eines pensionsberechtigten Kindes fällt dessen 
Pension von dem in $. 11 Litt. b. und c. bezeichneten Termine an den 
übrigen Berechtigten verhältnissmässig insoweit zu, als sie sich noch 
nicht im vollen Genusse der ihnen nach $. S oder $. 9 gebührenden 
Beträge befinden. 


Bemerkungen: 

1. Die Vorschrift ist eine Konsequenz des $. 11. (vgl. Bem.). Die Lan- 
deskasse soll namentlich nicht die Wittwen-Pension und die erhöhte Waisen- 
Pension gleichzeitig zahlen. 

2. Der Abs.2. dieses Paragraphen enthält eine Ausnahme von der Regel, 
dass die Pensions-Beiträge der ausscheidenden Kinder an die Liandeskasse 
zurückfallen. Diese Regel eilt jedoch nur insoweit, als die Kinder die vollen 
Pensionssätze des 8. 9. erhalten haben. War dies nicht der Fall, so ist es 
nur folgerecht,. dass im Fall des Ausscheidens eines Kindes zunächst jene 
Sätze erfüllt werden und erst der Ueberschuss über dieselben der Laandes- 
kasse zu Gute kommt. 

8. 'V.el. oben. zu ‚S. 10. .Bem. Nr. 2. 


S. 12. Das Recht auf den Bezug der Wittwen- und Waisen-Pension 
ruht: 
1) wenn der Berechtigte das deutsche Indigenat verliert, bis zur 
etwaigen Wiedererlangung desselben; 
3) wenn und solange der Berechtigte im Reichs-, im Staats- oder 
im öffentlichen Schuldienste ein Diensteinkommen bezieht, inso- 
weit als dieses den Betrag der Pension übersteigt. 


Bemerkungen: 

1..Vgl. zu 8. 3. dieses. Ges. Insoweit das Indigenat nicht verloren geht, 
kann die Wittwen- und Waisen-Pension im Auslande verzehrt werden. 

2. Auch hier ist der Kommunal-Schuldienst dem Reichs- und Staatsdienst 
gleichgestellt und dies erscheint um so gerechtfertigter, als die pensionsbe- 
rechtigten Personen des $. 13. vollkommen dienstfähig und durch keine Rück- 
sichten in der Annahme. von Lehrerstellen auf Lebenszeit behindert sein 
werden, was bei den pensionirten oder zur Disposition gestellten Beamten 
nicht der Fall ist. ($$. 34. und 28. des Reichs-Beamten-Ges.) Vgl. Ges. vom 
23. Dezember 1873. Art. VI. 8. 1. Bemerkungen. | 

3. Aus &. 13. geht hervor, dass auch an die Anstellung von Lehrern unter 
18 Jahren gedacht ist. 

4. Nach 88. 12. und 13. steht anzunehmen, dass während des „Ruhens‘ 
des Pensionsrechts der Wittwe der höhere Satz der Waisen-Pension nicht 
eintritt. De lege ferenda scheint diese Erhöhung gerechtfertigt, weil die 
Ratio legis, der Mangel der Fürsorge der Mutter hier zutrifit und auch eine 
Mehrbelastung der Landeskasse nicht eintritt. 


$. 14. Die über die Beschlagnahme der Pensionen und Wartegelder 
im Art. VI. 8. 3 des Gesetzes, betreffend die Rechts-Verhältnisse der 
Beamten und Lehrer vom 23. Dezember 1873. getroffenen Bestimmungen 
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finden auch hinsichtlich der Pensionen der Wittwen und Waisen An- 
wendung. 

Bemerkungen: 

Die Beschlagnahme ist nur zu Gunsten gewisser privilegirter Forderungen 
auf Höhe von !/s beziehungsweise !/s der Pension zulässig. Vgl. Bemerkungen 
zu Art. VI. 8. 3. des Ges. vom 23. Dezember 1873. 


S. 15. Zusicherungen, welche vor Erlass dieses Gesetzes durch den 
Kaiser oder den Reichskanzler in Beziehung auf dereinstige Bewilligung 
von Pensionen an die Hinterbliebenen einzelner Beamten oder Beamten- 
klassen gemacht worden sind, bleiben in Geltung, sofern die Bestim- 
mungen Jdes gegenwärtigen Gesetzes nicht günstiger .sind. 


Bemerkungen: 
Vgl. Art. VI. Nr. 4. des Gesetzes vom 23. Dezember 1873. 


$, 16. Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden auch auf die Witt- 
wen und Waisen solcher Beamten Anwendung, welche in der Zeit vom 
9. Juni 1871. bis zur Wirksamkeit des Gesetzes vom 23. Dezember 1873., 
die Rechts-Verhältnisse der Beamten und Lehrer betreffend, pensionirt 
worden sind, und sich bei Verkündung des gegenwärtigen Gesetzes noch 
am Leben befinden. 

Bemerkungen: 

Diejenigen Beamten und Lehrer, welche in der Zeit von der Einverlei- 
bung Elsass-Lothringens bis zum Erlass des Ges. vom 23. Dezember 1873. 
pensionirt sind, werden den nach Masgabe eben dieses Gesetzes Pensionirten 
in Beziehung auf Wittwen- und Waisen-Pensionen gleichgestellt. Worauf die 
Pensionirung beruht hat, ob auf Gesetz oder Vertrag, ist gleichgültig. Vel. 
Bem. zu $. 1. und Art. VI. Nr. 4. des Ges. vom 23. Dezember 1873., betr. 
die Rechts-Verhältnisse der Beamten und Lehrer. Die Wittwen und Waisen 
der pensionirten Beamten, welche inzwischen gestorben sind, erhalten 
keine Pension. 


S. 17. Was in dem gegenwärtigen Gesetze über die Pensionen der 
Wittwen und Waisen von Beamten bestimmt ist, gilt auch bezüglich der 
Wittwen und Waisen derjenigen Lehrer, sowie bezüglich der Waisen 
derjenigen Lehrerinnen, welchen nach den Bestimmungen des Gesetzes, 
betreffend die Rechts-Verhältnisse der Beamten und Lehrer, vom 23. De- 
zember 1873. ein Anspruch auf Pension zusteht, sowie bezüglich der 
Wittwen und Waisen der Mitglieder der Gensd’armerie. 

Bemerkungen: 

1. Vgl. zu 8.1. Die Gleichstellung der Wittwen und Waisen der Lehrer 
bez. Lehrerinnen mit denen der Beamten ist durch die Gleichstellung der 
Beamten und Lehrer in Art. I. des Gesetzes vom 23. Dezember 1873. ge- 
boten. 

2. Wegen der Mitglieder der Gensd’armerie vgl. Bemerkung zu 8.1. Nr.1. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 


Gegeben Berlin, den 24. Dezember 1873. 


(L. 8.) Wilhelm, 
Fürst v. Bismarck. 


3. 


Gesetz, 
betreffend 


die Pensionen der Wittwen und Waisen der Professoren an 
der Universität Strassburg. 


Vom 25. Dezember 1873. 
(Gesetzbl. f. Elsass-Lothr. 1873. $S. 518.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen ete., verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter 
Zustimmung des Bundesraths, für Elsass-Lothringen was folgt: 


$. 1. Die Wittwen und die Waisen der ordentlichen und der ausser- 
ordentlichen Professoren an der Universität Strassburg, welche aus der 
Universitätskasse besoldet werden, erhalten aus der Landeskasse Pension. 
Diese Pension beträgt: 

a) für die Wittwe ein Fünftheil des letzten aus der Universitäts- 
kasse gezahltenStaatsgehalts des Verstorbenen mit Ausschluss der 
Zulagen, mindestens jedoch 1200 Franken und höchstens 2000 
Franken, 

b) für jede Waise 400 Franken. 

Unter Waisen sind die im $. 1 des Gesetzes, betreffend die Pensionen 

der Wittwen und Waisen der Beamten und Lehrer, vom 24. Dezember 
1873. bezeichneten Kinder zu verstehen. 


Bemerkungen: 


1. Durch Gesetz und Stiftungs-Urkunde vom 28. April 1872. (Gesetzblatt 
Seite 165.) ist die Universität zu Strassburg errichtet worden, nachdem die 
für das Jahr 1872. zu verwendenden Mittel durch Gesetz vom 20. April (Ge- 
setzblatt Seite 167.) zur Verfügung gestellt waren. Die Eröffnung derselben 
hat am 1. Mai 1872. stattgefunden. Ihre innere Verfassung und Verwaltung 
ist provisorisch durch ein Statut geregelt, welches unterm 28. April 1872. 
erlassen worden. Das Organ der Reichs-Regierung bildet ein Kurator, welcher 
die Stellung einer höheren Reichs-Behörde hat. Verordn. vom 23. Februar 
13742 75823. u. 5..(0.-Bl)8.27. u: 8.) 

2. Vgl. Bemerkungen zur Ueberschrift und 8$. 8. und 9. des Ges. vom 
24. Dezember 1873. 

3. Zu den Waisen gehören also die ehelichen und die durch nachfolgende 
Ehe legitimirten Kinder. Der Betrag der Pension ist ohne Ausnahme (vgl. 
Ges. vom 24. Dezember 1873.) fest normirt und kann nicht gekürzt werden. 
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&, 2. Die Zahlung dieser Pensionen beginnt mit dem Ablauf des 
Tages, bis zu welchen dem Verstorbenen sein Gehalt gewährt worden 
ist. Sie wird durch den Ober-Präsidenten verfügt. 


Bemerkungen: 
Vgl. 8. 6. des Ges. vom 24. Dezember 1873. 


&, 3. Die 88. 4., 7., 11. und 13. des Gesetzes, betreffend die Pen- 
sionen der Wittwen und Waisen der Beamten und Lehrer, vom 24. De- 
zember 1873. finden auf die nach gegenwärtigem Gesetze zu gewähren- 
den Pensionen gleichfalls Anwendung. | 


Bemerkungen: | 

1. Die angezogenen Bestimmungen des Ges. vom 24. Dezember 1873. be- 
ziehen sich auf die Zahlbarkeit der Pensionen $. 7. und den Verlust bez. die 
Einziehung der Pensionen $$- 4. 11. 13. 

3. Ueber die Geldmittel für die Besoldungen und Pensionen vgl. Ges. 
betr. die von dem protestantischen Seminar zu Strassburg zu. verwaltenden 
Stiftungen vom .27. Novbr: 1878. (G.-Bl. S. 298). Das Reich gewährt aus Lan- 
desfonds einen Zuschuss von 261,650 Thlr. Landeshaushalt für 1874. 8. 45. 
G.-Bl. S. 455. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Kaiserlichen Insiegel. sw: 


Gegeben Berlin, den 25. Dezember. 1873. 


(L. 8.)  „Wilbelm. 
Fürst v. Bismarck. 


Verfassunes- una Organisations-Gesetze. 


III. Abtheilung. 


1. Gesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der zum dienstlichen Gebrauch einer Reichsverwaltung bestimmten 
Gegenstände. Vom 25. Maı 1879. Vom Herausgeber. 


d. Gesetz, betr. die Errichtung eines Reichs-Bisenbahn-Amtes. Vom 27, Juni 1875, Vom Herausgeber. 
3. Nachträge und Ergänzungen zum Wahl-Gesetz für den Deutschen Reichstag. 
4, Uebersicht der höchsten Reichs-Behörden und ihrer Ressort-Verhältnisse, 
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Gesetz, 


betreffend 


die Rechtsverhältnisse der zum dienstlichen Gebrauch einer 
Reichs-Verwaltung bestimmten Gegenstände. 


Vom 25. Mai 1873. 
(Reichs-Gesetzblatt 1873. S. 113.) 


Einleitung. 


Nach der Verfassung des Deutschen Reiches und des Norddeutschen 
Bundes bildet die gesammte Deutsche Landmacht ein einheitliches 
Heer, die vorhandene Kriegsflotte eine einheitliche Kriegsmarine, das 
Postwesen und das Telegraphenwesen je eine einheitliche Staatsverkehrs- 
Anstalt. Die hierfür erforderlichen Ausgaben werden aus Reichsmitteln 
bestritten, die etwaigen Ersparnisse und die Ueberschüsse fliessen in die 
Reichskasse. Bestimmungen darüber, in welcher Weise der Uebergang 
dieser Institute aus den Händen der seitherigen Verwaltung in die Ver- 
waltung des Bundes und des Reichs zu erfolgen habe, sind in beiden 
Verfassungs-Gesetzen nicht getroffen. Dies verhinderte nicht, dass im 
Jahre 1867 der Uebergang selbst mit aller wünschenswerthen Raschheit 
erfolgte und dass Bundesheer und Bundes-Kriegsmarine, Bundes-Postver- 
waltung und Bundes-Telegraphenverwaltung vollendete Thatsachen wurden, 
bevor noch eine Verständigung der einzelnen Staaten mit der Bundes- 
regierung darüber stattgefunden hatte, welche rechtlichen Folgen der 
Uebernahme der Verwaltung von Seiten des Bundes in Bezug auf die 
für die Zwecke der Verwaltung mitübernommenen Gegenstände beizu- 
messen seien. 

Ein solches nur auf den nächsten praktischen Erfolg gerichtetes 
Verfahren war ohne Zweifel im nationalen Interesse nur anzuerkennen: 
bei dem Ausbau des neu ‘gegründeten Bundesstaates lagen eben dring- 
lichere Aufgaben vor, als die Scehliehtung juristischer Subtilitäten. Es 
war zwar unmöglich, den sich aufdrängenden Rechtsfragen ganz aus dem 
Wege zu gehen. Allein man unterliess es, dieselben in ihrer Gesammt- 
heit und prinzipiell zu entscheiden, sondern man verfuhr, wie es in jedem 
einzelnen Falle am zweckmässigsten erschien. Bei der Militair- Verwal- 
tung ergab sich sehr bald die Nothwendigkeit, einzelne unbrauchbar ge- 
wordene Geschütze, Pferde u. s. w. durch andere zu ersetzen. Man 
verkaufte also das unbrauchbare Material und verwandte den Erlös zur 
Anschaffung von neuem. Als es sich sodann darum handelte, die auf 
diese Weise erzielten Einnahmen im Etat nachzuweisen, stellte man die- 
selben in Einnahme, oder brachte sie auf die entsprechenden Ausgabe- 
Positionen in Abzug. Das war ein durchaus zweckmässiges Verfahren, 
“ mit welchem sich auch der Reichstag in der Herbstsession 1867 einver- 
standen erklärte. (Vgl. Stenogr. Ber. $. 244 ff). Die Militair-Verwal- 
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tung war sich aber schwerlich bewusst, damit stillschweigend den Grund- 
satz aufgestellt und zur Anerkennung gebracht zu haben, dass die in die 
Bundes-Verwaltung eingebrachten beweglichen Sachen Eigenthum des 
Bundes geworden seien. | 
In ähnlicher Weise verfuhr man in Bezug auf die von der Bundes- 
verwaltung übernommenen unbeweglichen Sachen. Es kam auch hier 
den Bundesbehörden vor Allem darauf an, die organisatorische Thätigkeit 
der Verwaltung nicht durch ein Verweilen bei blossen Rechtsfragen zu 
hemmen. Dies schien am leichtesten erreichbar, wenn man bei den 
Verhandlungen mit den betheiligten Regierungen zugestand, dass das 
Eigenthum an den unbeweglichen Sachen den Einzelstaaten verbleibe. 
So wurde in den Militair-Konventionen, welche Preussen im Jahre 1867 
mit mehreren Norddeutschen Regierungen abschloss — vergl. Archiv des 
Nordd. Bundes Band I.,, Heft UI. S. 170 ff. — den betheiligten Staaten 
das Eigenthum an den in die Militair-Verwaltung übergehenden Immo- 
bilien vorbehalten. Bei den Militair-Konventionen mit den beiden Meck- 
lenburg verfuhr man zwar etwas korrekter, indem in dieser Beziehung der Zu- 
satz Aufnahme fand: ‚so lange nicht durch ein Reichs-Gesetz abändernde 
Bestimmungen getroffen werden.“ Beim Abschluss der Militair-Kon- 
ventionen mit Baden und Hessen wurde jedoch von diesem Vorbehalt 
wieder Abstand genommen und beiden Bundesstaaten das Eigenthum an 
den Grundstücken zuerkannt. Nach derselben Auffassung wurde auch 
bei der Post- und der Telegraphen-Verwaltung in Bezug auf das Eigen- 
thum an den unbeweglichen Sachen verfahren. Den Grund, weshalb man 
an den beweglichen Sachen dem Bunde das Eigenthum zusprach, an den 
unbeweglichen dagegen nicht, unterzog man keiner näheren juristischen 
Prüfung. Die Verwaltung kam mit einer solchen differentiellen Behand- 
lung der beweglichen und der unbeweglichen Sachen am raschesten vor- 
an — das genügte. Eine formelle Beschlussnahme des Bundesrathes hat 
auch, soviel bekannt, hierüber nicht stattgefunden. Man verständigte sich 
eben auch hier nur von Fall zu Fall und fasste die Entscheidung der- 
artiger Rechtsfragen mehr als eine innere Angelegenheit des Bundes- 
rathes auf, bei welcher es der Inanspruchnahme der Faktoren der Gesetz- 
gebung, also einer Mitwirkung des Reichstages nicht bedürfe. 
Demgemäss beantwortete der Präsident des Bundeskanzler- 
Amtes die wiederholten Anfragen des Abgeordneten Miguel in den 
Reichstags-Sessionen von 1868 und 1870 im Wesentlichen übereinstimmend 
dahin: Die für die Zwecke der Bundes- Verwaltung neu erworbenen 
Grundstücke und ebenso die Verbesserungen, welche an bestehenden 
Gebäuden vorgenommen wurden, sind Eigenthum des Bundes; hiervon 
abgesehen ist das Immobiliar bei dem bisherigen Besitzer geblieben, das 
Mobiliar ist auf den Bund übergegangen. (Stenogr. Ber. 1868., S. 309., 
314.,: 1870. 1. 8. 282% Ei.) | 
Die Ausführungen des Präsidenten des Bundeskanzler-Amtes begeg- 
neten in sachlicher Beziehung im Reichstage keinem Widerspruch. Da- 
gegen rief seine einleitende Bemerkung, dass die ganze Frage nur in 
dem Falle eine praktische Bedeutung habe, wenn es darauf ankommen 
sollte, bei einer Auflösung des Bundes eine Vermögens - Auseinander- 
setzung zwischen den verschiedenen Betheiligten herbeizuführen, aus der 
Reihe der Preussischen Abgeordneten mehrfache Erwiderungen hervor, 
Man wies darauf hin, dass der jetzige ungeordnete Zustand bereits zu 
starken Differenzen zwischen dem Preussischen Abgeordnetenhause und 
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dem Kriegsminister geführt habe, und dass eine durchgreifende gesetz- 
liche Regelung nicht länger entbehrt werden könne. Dabei blieb es 
nicht. Bei der zweiten Berathung des Etats-Gesetzes für das Jahr 1871 
wurde die Angelegenheit abermals und zwar in Gegenwart des Bundes- 
kanzlers zur Sprache gebracht. Der Letztere betonte in seiner Antwort 
zwar ebenfalls, dass die Grundsätze, nach welchen gehandelt worden sei, 
die praktisch richtigsten und anwendbarsten seien, er stellte jedoch nicht 
weiter in Abrede, dass eine Anerkennung dieser Grundsätze auch von 
Seiten der parlamentarischen Körperschaften durchaus wünschenswerth 
sei, und stellte ganz anheim, in welcher Form dieselbe dereinst erfolgen 
könne, ob im Wege der Gesetzgebung, oder im Wege der Resolution. 
(Stenogr. Ber. 1870. I. S. 534.) 

Die zugesagte Vorlage erfolgte vorerst nicht. Der Krieg mit Frank- 
reich brachte zunächst andere Aufgaben für die Gesetzgebung, und als 
nach Gründung des Deutschen Reiches die Reichsregierung der Ange- 
legenheit näher trat, ergaben sich sehr ernstliche Zweifel darüber, ob 
die seitherige Auffassung des Bundesrathes in Betreff der unbeweglichen 
Gegenstände haltbar sei. Es waren die Verhältnisse bei der Militair- 
Verwaltung, welche diese Zweifel hervorriefen. Die Erweiterung der 
Deutschen Festungen war aus militairischen und volkwirthschaftlichen 
Gründen nicht länger zu umgehen. Die hierfür erforderlichen bedeuten- 
en Geldmittel waren vom Reiche aufzubringen, während nach der bis- 
herigen Auffassung des Bundesrathes der Erlös aus dem entbehrlich wer- 
denden sehr werthvollen Terrain den betheiligten Staaten hätte zukommen 
müssen. An dieser Konsequenz der seitherigen Ansicht aber hätte sich, 
wie vorauszusehen war, die dringend nothwendige Massnahme zerschlagen. 
Als die Autorität der seitherigen Auffassung einmal erschüttert war und 
man daran ging, die gesammte veränderte Rechtslage unter dem ein- 
heitlichen Gesichtspunkte des Gesetzgebers zu konstruiren, stellte sich 
heraus, dass auch Rücksichten anderer Art davon abmahnten, an der 
seitherigen Auffassung festzuhalten. Die fortwährenden Veränderungen, 
welche im Interesse der Verwaltung an den überkommenen Grundstücken 
vorzunehmen waren, drohten die rechtlichen Beziehungen in einem Masse 
zu verwickeln, dass ein Auseinanderhalten der Rechte verschiedener 
Eigenthümer nicht länger durchführbar erschien. Dazu kam, dass es sich 
nicht einmal überall um wirkliches Eigenthum, sondern mehrfach auch 
um andere dingliche Rechte handelte. Es konnte ferner nicht ganz ausser 
Betracht bleiben, dass der Norddeutsche Bund und das Reich nicht bloss 
in den Besitz beweglicher und unbeweglicher Sochen, sondern zugleich 
in eine Reihe vertragsmässiger Verbindlichkeiten eingetreten waren. Es 
ergab sich mit einem Wort, dass Bund und Reich die Rechtsnach- 
folger der Einzelstaaten in Bezug auf die ihnen durch die Verfassung 
überwiesenen Verwaltungszweige geworden seien und dass dieses Rechts- 
verhältniss sich am zutreffendsten aus der Annahme einer stattgefunden 
Umiversal-Sukzession erklären lasse. Damit aber war die seitherige 
Auffassung bezüglich des Eigenthums an den Grundstücken unvereinbar, 
denn eine Nachfolge in die Gesammtheit aller Rechte und Verbindlich- 
keiten musste auch eine Nachfolge in die Rechte an den unbeweglichen 
Sachen in sich geschlossen haben. 

Unter dieser veränderten Auffassung erfolgte die Ausarbeitung des 
' dem Reichstage unter dem 12. März 1873 miteetheilten Gesetz-Entwurfs 
(No. 6. der Drucks.). Die beigegebenen Motive schildern den Ent- 
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wickelungsgang, welchen die Auffassung des Bundesrathes in Betreff der 
Rechtsfrage genommen hatte, in folgender Weise: | 


„Dem Sinne der Verfassung entsprechend erscheint die den Ausgangspunkt 
für den Entwurf bildende Annahme, dass mit den Verwaltungen, welche ver- 
fassungsmässig aus Reichsmitteln unterhalten werden, auch das Eigenthum an allen 
zum dienstlichen Gebrauche dieser Verwaltungen bestimmten Gegenständen, wel- 
ches zuvor den einzelnen Bundesstaaten zustand, an das Reich übergegangen sei. 
Durch den Uebergang der Verwaltungen auf das Reich sind die Bundesstaaten in 
eine Gemeinschaft der bezüglichen Hoheitsrechte getreten, und insofern die Hoheits- 
rechte zugleich einen privatrechtlichen Gehalt haben und namentlich das Eigen- 
thum an den zu ihrer Ausübung bestimmten Sachen mit einschliessen, ist das Reich 
in dieses Eigenthum in gleicher Weise sukzedirt, wie es als dominus negotii in alle 
zur kritischen Zeit vorgefundenen Kontraktsverhältnisse der einzelstaatlichen Ver- 
waltungen ohne Weiteres eingetreten ist. Es ist auch selbstverständlich, dass 
das Reich die auf dasselbe übergegangenen Verwaltungen nicht ohne eine zu ihrem 
Betriebe erforderliche Ausrüstung hätte übernehmen können. Schon die nothwen- 
dige Kontinuität der Verwaltungen erforderte für sie die Erhaltung des ihnen 
dienstbaren Apparates. Bei ihrer Uebertragung muss daher subintelligirt gewesen 
sein, auf das Reich als nothwendige Ausstattungen diejenigen Gegenstände mit 
übergehen zu lassen, welche zur Zeit jener Uebertragung dem Dienste der betref- 
fenden Verwältungen gewidmet waren. Die Macht über diese Gegenstände, wie 
das Reich sie zu einer gedeihlichen Führung der Verwaltungen braucht, geht 
zweifelsfrei weit über die Grenzen des zivilrechtlichen Niessbrauchs hinaus. Das 
Reich muss berechtigt sein, kraft eigener, nach allen Seiten hin freier Entschliessung 
selbst zur Veräusserung von Immobilien zu verschreiten, wenn das Interesse der 
Verwaltungen die Ersetzung durch geeignetere Objekte gebietet. Eine Machtfülte 
aber von solcher Ausdehnung ist nieht mehr bloss die Ausübung des einem 
Dritten zustehenden Eigenthums, sie ist das Bigenthum selbst. Dies schliesst nicht 
aus, dass auf die Sachen, an denen ihnen früher das Bigenthum zustand, der Fort- 
bestand gewisser eventueller Rechte anerkannt wird. Diese Rechte stehen aber in 
zweiter Linie und beeinträchtigen nicht die Intensität der dem Reiche zustehenden 
Herrschaft. Der Entwurf will daher nur einen der Verfassung bereits innewohnen- 
den, sozusagen latenten Gedanken legislatorisch zum Ausdruck bringen, und die 
Bestimmungen, welche er trifft, lassen sich als Ausführungs-Bestimmungen. der be- 
züglich der erwähnten Reichsverwaltungen bereits bestehenden Verfassungs-Bestim- 
mungen bezeichnen“. 


Die hier entwickelte Ansicht über den Eigenthums-Uebergang, sowie 
die Karakterisirung der im Gesetze enthaltenen Bestimmungen als Aus- 
führungs-Bestimmungen zu der Verfassung, blieb bei der Berathung des 
Entwurfs in der Kommission des Reichstages nicht ohne Widerspruch. 
Der Bericht der Kommission (No. 51 der Drucks.) theilt hierüber Fol- 
gendes mit: 


„In Betreff der Art und Weise, wie das Recht, diesen Gegenstand im Wege 
der Reichs-Gesetzgebung zu regeln, aus der Verfassung abzuleiten sei, machten sich 
zwei verschiedene Auffassungen in der Kommission geltend, die hier kurz ange- 
führt werden müssen, weil sie auch für die Art und Weise der Regelung selbst in 
Betracht kommen. 

Die erste Auffassung ging davon aus, dass eine authentische Interpreta- 
tion der Verfassung zu geben sei. Das Reich sei kraft der Verfassung in die 
Rechte der Bundesstaaten an den durch die Verfassung seiner Verwaltung unter- 
worfenen Gegenständen eingetreten, wie in die auf diese Gegenstände sich beziehen- 
den Vertragsverhältnisse, so auch in das Bigenthum und andere dingliche Rechte, 
Es liege eine Gemeinschaft auf Gedeih und Verderb vor. Das einem öffentlichen 
Zwecke gewidmete Vermögen gehe bei eintretenden Aenderungen in der Organi- 
sation von Staat oder Gemeinde auf diejenige Korporation über, welche die be- 
treffenden Zwecke zu erfüllen habe. Wenn dies für die Mobilien als selbstver- 
ständlich angesehen sei, so dass man bereits im Bundeshaushalt für 1868 den Erlös 
für verkaufte Pferde, Geschütze u. s. w. in Einnahme gestellt habe, so müsse das- 
selbe auch von den Immobilien gelten. Zu einer rechtlichen Unterscheidung beider 
liege kein Grund vor, entgegenstehende Aeusserungen im Reichstage und den Mi- 
litair-Konventionen seien nur als Mittheilungen theoretischer Meinungen und sub- 
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jektiver Ansichten der kontrahirenden Staaten anzusehen, die vom Reiche nicht 
anerkannt seien. 

Die zweite Auffassung wollte nur Ausführungs-Bestimmungen zur Ver- 
fassung als zulässig anerkennen. Die Verfassung habe die Frage: welchen Umfang 
das unzweifelhaft auf das Reich übergegangene Nutzungsrecht an den seiner Ver- 
waltung unterworfenen Gegenständen habe, offen gelassen. Aus dem Uebergang 
der Verwaltungen folge um so weniger der Uebergang des Eigenthums, als dieses 
nicht den einzelnen Bundesverwaltungen, sondern den Staaten zugestanden habe. 
Der Auffassung, dass ein durch den Zweck beschränktes Kigenthum, oder dass ein 
blosses Nutzungsrecht als übergegangen anzusehen sei, müsste an sich dieselbe Be- 
rechtigung zuerkannt werden, wie der Auffassung, dass unbeschränktes Eigenthum 
übergegangen sei. Für die durch Ausübung des Nutzungsrechts mit der Zeit 
verschwindenden Mobilien’ sei die Lösung der Frage ohne Werth gewesen, daher 
auch die nachträgliche Uebereinstimmung, dass an den Mobilien unbeschränktes 
Kigenthum übergegangen sei, um so weniger zu Konsequenzen berechtige, als fest- 
stehe, dass die Absicht, unbeschränktes Eigenthum zu übertragen und empfangen 
zu wollen, in Betreff der Immobilien nicht vorhanden gewesen sei. Dazu komme, 
dass die Erklärungen über die entgegenstehende Auffassung der Rechtsverhältnisse 
an den Immobilien im Reichstage und den Militair-Konventionen ohne Widerspruch 
gelassen, Militair-Konventionen in den Gesetzsammlungen einzelner Länder publi- 
zirt seien, und ihre Bestimmungen einer grossen Anzahl von Rechtsgeschäften zu 
Grunde gelegt, vielleicht auch einzelne Gegenstände an die einzelnen Staaten nur 
in dem Glauben an ein ihnen verbleibendes Eigenthum übertragen, beziehungsweise 
angeschafft seien. Die Annahme eines bereits stattgefundenen Eigenthums-Ueber- 
ganges der Immobilien sei demnach eine den Thatsachen nicht entsprechende 
Fiktion, und solche Fiktion der historischen Wahrheit zuwider als Thatsache durch 
die Gesetzgebung festzustellen ($. 1. des Entwurfs), sei wohl ohne Beispiel in der 
Gesetzgebung. 

Von den Vertretern des Bundesrathes neigte sich der Regierungs - Kommissar 
Geh. Rath v. Moeller der ersten Auffassung zu, der Staatsminister v. Mitt- 
nacht der zweiten, ohne diese jedoch ganz zu theilen; seiner Ansicht nach sei 
das gegenwärtige Gesetz wohl ein Verfassungs-Gesetz, aber kein Verfassungs-Aus- 
führungs-Gesetz. 

Während sonach die Anhänger der ersten Auffassung die Anerkennung eines 
bereits stattgefundenen Figenthumsüberganges anstrebten, die Anhänger der zweiten 
Auffassung nur einen Ausspruch zulassen wollten, dass das übergegangene Recht 
künftig als Eigenthum zu beurtheilen sei, war man einstimmig der Meinung, dass 
dieser Verschiedenheit der Auffassung eine praktische Bedeutung nicht. beigelegt 
werden dürfe. 

Was die Anhänger der zweiten Auffassung als selbstverständliche Konsequenz 
derselben ansahen, dass dem für die Zukunft festzustellenden Recht keine auf die 
Vergangenheit rückwirkende Kraft eingeräumt werde, wollten die Anhänger der 
ersten Auffassung aus dem Grunde zugestehen, weil die bisher unter der Voraus- 
setzung eines dem einzelnen Staate verbliebenen Eigenthums in gutem Glauben 
entstandenen Rechtsverhältnisse aufrecht zu erhalten seien. 

Bei solcher Uebereinstimmung einigte man sich auch in der Fassung der im 
$. 1. des Entwurfs ausgesprochenen Regel dahin, dass einerseits die Feststellung 
der Thatsache eines bereits stattgefundenen Eigenthums-Ueberganges zu vermeiden, 
dagegen andererseits, um ein klares Recht ohne Unterscheidung von Vergangenheit 
und Zukunft festzustellen, unter Vorbehalt der Ausschliessung aller praktischen 
Folgen für bereits eingetretene Rechtsverhältnisse, der Satz auszusprechen sei, 
dass als Zeitpunkt des Ueberganges auf das Reich der Zeitpunkt des Ueberganges in 
eine Reichsverwaltung anzusehen sei.‘ *) 


Diese Verschiedenheit der Auffassung über das Verhältniss des Ge- 
setzes zu den Bestimmungen der Verfassung spielte auch in die Ver- 
handlungen des Plenums des Reichstages hinüber. Von dem Abg. Mink- 


*) Der $. 1. des Entwurfes lautet: 

„Mit den Verwaltungen, welche verfassungsmässig aus Reichsmitteln unterhalten 
werden, sind das Eigenthum und die sonstigen dinglichen Rechte an allen vor dem 
1. Januar 1873. dem dienstlichen Gebrauche dieser Verwaltung gewidmeten Gegen- 
ständen sowie die Befreiungen derselben von dinglichen Lasten, welche den einzelnen 
Bundesstaaten zugestanden haben, an das Reich übergegangen.“ 
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witz war ein Antrag eingebracht worden, dass dem Gesetz folgender 
Schlussparagraph hinzugefügt werden solle: 
„Dieses Gesetz wird erst zur Publikation gelangen, wenn die Regierungen der | 
sämmtlichen Bundesstaaten die Genehmigung dazu ertheilt haben.“ / 
Für den Antragsteller handelte es sich hierbei um das Innehalten 
der Grenzen, welche einer jeden gesetzgebenden Gewalt gesteckt sind, 
also auch der Reichs-Gesetzgebung. Keinem Staat könne das Recht zu; 
erkannt werden, sich durch seine gesetzgebenden Faktoren Eigenthum 
oder andere wohlerworbene Rechte dritter Personen zusprechen zu lassen. 
Deshalb dürfe auch im vorliegenden Fall der Uebergang des Eigenthums 
auf das Reich nur nach vorher ertheilter ausdrücklicher Zustimmung 
sämmtlicher Bundesregierungen erfolgen. Als hierauf vom Abg. Miguel 
erwidert wurde: „Entweder Gesetz oder Vertrag; aber ein Gesetz, ab- 
hängig von einem Vertrag, ist ein Juristisches Unding“, liess der Abg. 
Windthorst (Meppen) diese Alternative gelten und vertrat mit Rücksicht 
hierauf die Ansicht, dass diese Angelegenheit überhaupt nicht durch ein 
Gesetz, sondern nur durch einen Vertrag zu regeln sei. Weiter konnte 
man allerdings nicht gehen, als in folgerichtiger Durchführung dieses 
Gedankens dem Deutschen Kaiser schliesslich das Ansinnen zu stellen, 
mit dem König von Preussen einen Vertrag abzuschliessen! 


Diese weitgehenden Differenzen haben ihre gemeinsame Quelle in 
der irrigen Voraussetzung, als ob das Gesetz in den bestehenden Rechts- 
verhältnissen eine sachliche Aenderung getroffen habe, als ob insbeson- 
dere durch das Gesetz den Einzelstaaten thatsächlich Eigenthum ent- 
zogen und dem Reich thatsächlich Eigenthum erworben worden sei oder 
erworben werden solle. Dies heisst nach unserer Ansicht den Karakter 
des Gesetzes verkennen. Nicht um den Erwerb von Rechten für das 
Reich handelte es sich beim Erlass des Gesetzes, sondern um die nach- 
trägliche Ordnung längst stattgehabter Rechtsveränderungen im An- 
schluss an den bestehenden juristischen Sprachgebrauch. Eine Aende- 
rung der bestehenden Rechtslage war in keiner Weise beabsichtigt. Wo 
nach der bisherigen Auffassung des Bundesrathes den Einzelstaaten das 
Eigenthum verbleiben sollte, da ist dies auch im Gesetz gewahrt worden 
(8. 2.); wo den Einzelstaaten ein Rückfallsrecht zugesichert war, da soll 
dies auch nach dem Gesetz denselben verbleiben ($. 6.), und um in Be- 
zug auf das Rückfallsrecht selbst dem Inhalt der abgeschlossenen Mili- 
tair-Konventionen gerecht zu werden, war durch $.7. eine Unterschei- 
dung zwischen dem Grundeigenthum der Militair-Verwaltung und dem 
Grundeigenthum der übrigen Verwaltungen statuirt worden. Mit anderen 
Worten: Die bestehenden Verhältnisse haben sich nicht sowohl nach dem 
Gesetz zu riehten, als vielmehr das Gesetz hatte sich nach den bestehen- 
den Verhältnissen zu riehten. Der Präsident des Reichskanzler- 
Amtes konnte daher bei der ersten Berathung mit gutem Grund er- 
klären: 

„Die verbündeten Regierungen nehmen in dieser Vorlage von der Auffassung, 
von der sie früher ausgegangen sind, an sich Nichts zurück.“ 

Man hatte sich nur bei der seitherigen Auffassung des Bundesrathes 
in einem einzigen Wort vergriffen. Darüber herrschte bei den Regie- 
rungen vollständiges Eimverständniss, dass die Reichsverwaltung in den 
Stand gesetzt werden müsse, den Anforderungen, welche im öffentlichen 
Interesse an sie gestellt werden würden, in jeder Beziehung gerecht zu 
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werden. Und andererseits war man auch darüber vollkommen einig, 
dass in Betreff der von den Einzelstaaten der Reichsverwaltung  einge- 
brachten Vermögensobjekte keine weiter ochende Beeinträchtigung der 
seitherigen Besitzer Platz greifen solle, als im Interesse der Verwaltung 
nothwendig war. Diese Auflassung fixirte sich allmälig in den Satz: das 
Immobiliar-Vermögen ist in dem Eigenthum der bisherigen Besitzer 
verblieben. Allein mit dem Worte „Bigenthum“ wird ein sehr starres 
und wenig biegsames Rechtsverhältniss bezeichnet. Als man die Erweite- 
rung ‘der Festungen in's Auge fasste, stellte sich heraus, dass man zu 
weit gegangen sei. Diese Erkenntniss und die weiteren Erfahrungen, 
welche man im Laufe der Zeit gemacht hatte, drängten dahin, die ohne- 
hin nothwendige definitive Ordnung der neuen Verhältnisse in einer Weise 
vorzunehmen, welche weitere Hemmnisse und Verwickelungen ausschloss. 
Der Stein des Anstosses lag in dem Wort „Eigenthum.“ So lange man 
daran festhielt, den Schutz, welchen man den bisherigen Besitzern für 
ihre Rechte an dem Immobiliarvermögen gewähren wollte, durch das Zu- 
geständniss eines Eigenthums zu gewähren, war der vorgesteckte Zweck 
nicht zu erreichen. Man scheute sich daher nicht länger, dieses Wort 
zu opfern und entschied sich dahin, nunmehr umgekehrt dem Recht der 
Reichsverwaltung an den an sie übergegangenen Gegenständen den- 
selben Namen beizulegen, den dieses Recht gehabt hatte, als die Ge- 
genstände sich noch im ausschliesslichen Besitz der Einzelstaaten befan- 
den. Damit war nichts verloren und nichts gewonnen. Man hatte nur 
die Reichsverwaltung in den Stand gesetzt, sieh fortan im Einklang mit 
dem Sprachgebrauch der bestehenden Rechtsordnung ungehindert bewegen 
zu können. Der Berichterstatter Abg, Becker (Oldenburg) drückte diesen 
Gedanken in folgender Weise aus: 

„Wir hatten, m. H., erstens die Bestimmung der Verfassung, dass die Ver- 
waltungen übergehen sollen. Wir hatten zweitens das allgemeine Einverständnis, 
dass mit diesen Verwaltungen die für sie nöthigen Sachen übergehen sollten, und 
das Nutzungsrecht an diesen Sachen. Kein Staat hatte widerstrebt. Es hat sich 

die Thatsache des Uebergangs unter Aller Zustimmung vor Aller Augen vollzogen. 
Wir hatten ferner die allgemeine Uebereinstimmung, dass eine Entschädigung nicht 
gegeben werden soll... Wie kann nun hier noch heute von Expropriation die 
Rede sein? Also, m. H., die Verwaltungen sind übergegangen, die Sachen sind 
übergegangen mit dem Nutzungsrecht, Entschädigung wird nicht gegeben. Der 


sei er Jurist oder nicht, wo unter solchen Voraussetzungen Jemand seine Sache 
hingiebt zum vollen Gebrauche innerhalb der Zwecke, die in der Verwaltung des 
Reiches liegen, und ohne dass er einen Vorbehalt macht, so giebt er das Recht 
hin, welches er hat, nämlich das Eigenthum. ... ... Nun, m. H., liegt es doch auf 
der Hand, ... dass diese Karakterisirung,. wenn darüber kein Einverständniss 
herrscht, nur von Einem ausgehen kann; denn, dass sie gleichmässig sein muss, 
verlangt das Interesse eines jeden einzelnen Staates, der seinerseits kein grösseres 
Recht einräumen will, wie die übrigen Staaten. Es kann diese Frage aber einheit- 
lich nur entschieden werden von der einzigen Macht, der alle anderen unterworlen 
sind, und diese Macht ist allein die Reichs-Gesetzgebung. Dazu kommt, dass wir 
in Wahrheit auch materiell eine Kränkung nicht vorgenommen haben, wir haben 
nicht bloss die Rechte aller Privatpersonen salvirt, wir haben auch dem Einzel- 
staate gegeben, was er nur in Anspruch nehmen konnte und mochte. Wo ein 
Mitbesitz stattfand, haben wir, um jeden Zweifel zu Gunsten der Einzelstaaten zu 
beseitigen, gesagt, dem Kinzelstaate soll das Eigenthum verbleiben; wo ein Rück- 
fallsrecht in Anspruch genommen wurde, haben wir... . . nachgegeben und das 
ganze Haus hat sich uns angeschlossen, um auch den Schein eines materiellen 
Unrechts zu vermeiden. Ich behaupte daher, dass es kaum möglich ist, die Aner- 
kennung von Privateigenthum und Privatrecht entschiedener und deutlicher auszu- 
drücken, als wie es der Reichstag gerade in diesem Gesetz thut.“ 
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An den Missverständnissen, welche bei der Berathung des Gesetzes 
im Reichstage hervortraten, war allerdings die Fassung der Vorlage und 
die Motivirung derselben nicht ohne Schuld. Wenn man, wie im &. 1. 
des Entwurfs geschehen war, den Uebergang des Eigenthums auf das 
Reich als „mit den Verwaltungen‘ erfolgt bezeichnete und diesen Ueber- 
gang ausdrücklich auf die vor dem 1. Januar 1873 vorhandenen Gegen- 
stände beschränkte, wenn man zur Motivirung dieser Bestimmung auf die 
Bestimmungen der Verfassung verwies, so lag allerdings die Vorstellung 
nahe, es handle sich in erster Linie darum, dem Reich einen Erwerb an 
Eigenthum zuzuwenden, und nicht um die nachträgliche Ordnung bereits 
stattgehabter Rechtsveränderungen. Der Versuch, eine Erläuterung der 
im Gesetz erstrebten Ordnung im Anschluss an die Bestimmungen der 
Verfassung zu geben, wurde für den eigentlichen Zweck des Gesetzes 
genommen und dadurch die Besorgniss hervorgerufen, als sollten wichtige 
Rechtsprinzipien hier beiseite gesetzt werden. Die Aenderungen, welche 
an der Fassung des $. 1. von der Kommission des Reichstages vorge- 
nommen wurden, sind daher als Verbesserungen des Gesetzes anzu- 
erkennen. Ä 

Der Entwurf fand im Uebrigen in der von der Kommission vorge- 
geschlagenen Fassung fast überall die Zustimmung des Reichstages. Ein 
von dem Abg. Mohl zu $. 1 gestellter Zusatzantrag: ‚Diese Bestim- 
mungen beziehen sich nicht auf die Immobilien der Militairverwaltung“ 
wurde abgelehnt. Angenommen wurde dagegen der zu $. 1 von den 
Abg. Bähr und Lesse eingebrachte Zusatzantrag, betreffend die Ge- 
richtszuständigkeit für die dem Reich zugewiesenen Gegenstände. An- 
nahme fand ferner ein Antrag der Abg. Lasker und Bähr zu $. 12, 
wonach dem Reichstage ein Verzeichniss des als Eigenthum des Reichs 
festgestellten Grundbesitzes mitgetheilt werden soll. Dagegen scheiterte 
der von der Kommission beantragte $. 13.: 

„Der nach Artikel 72. der Verfassung dem Reichstag zu legenden Rechnung 
sind die von dem Rechnungshof unter selbstständiger unbedingter Verantwortlich- 
keit aufzustellenden Bemerkungen darüber beizufügen, ob und in wie weit bei der 
Erwerbung, Benutzung oder Veräusserung von Reichseigenthum Abweichungen von 
den Bestimmungen des gesetzlich festgestellten Etats oder von den mit den ein- 
zelnen Positionen des Htats verbundenen Bemerkungen, oder ob unter Verant- 
wortlichkeit der Zentral-Behörden Abweichungen von den Bestimmungen der auf 
die Reichs-Binnahmen und Reichs- Ausgaben oder auf die Erwerbung, Benutzung oder 
Veräusserung von Reichseigenthum bezüglichen Gesetze und Urkunden stattge- 
funden haben.“ 

an dem Widerspruch des Präsidenten des Reichskanzler-Amtes. Dieser 
Paragraph war der vom Reichstage im Jahre 1872 beschlossenen Fassung 
des $. 19. des Gesetzentwurfs, betreffend die Einrichtung und die Befug- 
nisse des Rechnungshofes, nachgebildet (Stenogr. Ber. 1872. I. 8. 829,; 
No. 175. der Drucksch.). Der Bundesrath hatte damals diese Bestimmung 
als unannehmbar bezeichnet. Der Versuch, derselben im vorliegenden 
Gesetze Aufnahme zu verschaffen, hätte daher bei fortdauerndem Wider- 
spruch der verbündeten Regierungen das Zustandekommen des Gesetzes 
in Frage gestellt. Auf die weiteren Anträge aus der Mitte des Reichs- 
tages wird bei den betreffenden Paragraphen eingegangen werden. 
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Gesetz über die Rechtsverhältnisse der zum dienstlichen Gebrauche 
einer Reichsverwaltung bestimmten Gegenstände. Vom 25. Mai1873. 
(R.-G.-Bl. 8. 113.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen etc. verordnen u. s. w. zur näheren Feststellung der Rechts- 
verhältnisse rücksichtlich derjenigen Gegenstände, welche zum dienstlichen 
Gebrauche einer verfassungsmässig aus Reichsmitteln zu unterhaltenden 
Verwaltung bestimmt sind, was folgt: 


&. 1. An allen dem dienstlichen Gebrauche einer verfassungsmässig aus 
Reichsmitten zu unterhaltenden Verwaltung gewidmeten (Gegenständen stehen 
das Pigenthum und die sonstigen dinglichen Fechte, ‘welche den einzelnen 
Bundesstaaten zugestanden haben, dem Deutschen Reiche zu. Der Zeitpunkt 
des Uebergangs dieser Gegenstände in eine solche Verwaltung ist als Zeit- 
punkt des Uebergangs der Rechte auf das Reich anzusehen. 

Hinsichtlich der Befreiung von Steuern und sonstigen dinglichen Lasten 
sind, die im Bigenthum des Reichs befindlichen Gegenständen den im Engen- 
thum des einzelnen Staates befindlichen gleichartigen Gegenstände gleich- 
gestellt. 

Auch unterliegt das Reich bezüglich der. ihm zugehörigen Gegenstände 
der nämlichen Gerichtszuständigkeit, welcher der Staat, in dessen Bereich jene 
Gegenstände sich befinden, bezüglich der ihm ‘zugehörigen gleichartigen G@egen- 
stände unterworfen. ıst. 


1. Das Gesetz hat, abgesehen von der Bestimmung über rückständige Kaufgelder 
(8. 9.) nur die dinglichen Rechte regeln wollen, nicht die persönlichen Forderungs- 
rechte. Dass die Kontraktsverhältnisse auf das Reich übergegangen seien, wurde vom 
Vertreter der Regierung als selbstverständlich bezeichnet. Zu den dinglichen Rechten 
gehören namentlich auch Superfiziar-Verhältnisse, welche im Bereich der Postverwal- 
tung nicht selten vorkommen. Dagegen fallen nicht unter das Gesetz diejenigen Gegen- 
stände, an welchen Privatpersonen oder Korporationen beim Uebergang an eine Reichs- 
verwaltung das Eigenthum zustand. Hierher ist auch zu rechnen das Chatoullen- oder 
Kabinetsgut der regierenden Fürsten und ihrer Familienmitglieder und das fürstliche 
Fideikommissgut. Ein Unterschied zwischen Mobilien und Immobilien ist nicht ge- 
macht worden. Doch gelten die Ausnahmen und Beschränkungen der 88. 2. bis 11, 
ad 1. und 3. und $. 12. nur von den Immobilien. 

Das Eigenthum an den Immobilien ist und wird für das Reich erworben durch das 
vorliegende Gesetz. Weitere Vereinbarungen zwischen Reichs- und Landes-Regierungen 
sind für diesen Zweck nicht erforderlich. Eine Eintragung in das Grundbuch, wie sie 
z. B. die preussische und die sächsische Gesetzgebung vorschreiben, bedingt nicht den 
Erwerb des Eigenthums, sondern nur die Geltendmachung desselben. Das Gesetz bildet 
den Titel für das Reich zur Eintragung. Sollte ein Streit zwischen Reichs- und Landes- 
Fiskus darüber entstehen, ob ein bestimmtes einzelnes Grundstück unter die Bestimmung 
des $. 1. des Gesetzes falle, so ist diese Frage vor dem Zivilrichter zum Austrag zu 
bringen, sie kann nicht von dem Grundbuchrichter entschieden werden. 


2, Das Eigenthum steht nur dem Deutschen Reiche zu, nicht den einzelnen 
Verwaltungszweigen. Man hielt es für unnöthig, Abtheilungen des Reichs eine selbst- 
ständige privatrechtliche Persönlichkeit einzuräumen. Der Umstand, dass Bayern an 
der Militair-Verwaltung, Bayern und Württemberg an der Post- und Telegraphen-Ver- 
waltung keinen Theil nehmen, wurde nicht für erheblich genug gehalten, um deshalb 
von diesem Grundsatz abzugehen. Zu den Einnahmen der Post- und Telegraphen- 
Verwaltung, welche nach Art. 52. Alin. 4. der Verfassung zur Reichskasse fliessen, ohne 
dass Bayern und Württemberg daran Theil nehmen, werden auch die Einnahmen aus 
- Veräusserungen der diesen Verwaltungen gewidmeten Gegenstände zu rechnen sein, 
Die fundamentalen Bestimmungen der Verfassung haben nach dem ganzen Karakter 
des vorliegenden Gesetzes in dieser Beziehung keine Aenderung erfahren. Aehnlich 
verhält es sich bei den Gegenständen der Militair- Verwaltung. 
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3. Dass die im Entwurf festgesetzte Beschränkung der Eigenthums-Regelung auf 
die „vor dem l. Januar 1875“ dem dienstlichen Gebrauche einer Reichsverwaltung 
gewidmeten Gegenstände von der Kommission nicht gut geheissen wurde, ist bereits 
erwähnt. Es würden dadurch ausgeschlossen worden sein diejenigen Mobilien und Im- 
mobilen, welche nach dem 1. Januar 1873 von einzelnen Bundesstaaten anzuschaffen 
sind, um die für die Präsenzstärke des Reichsheeres erforderlichen Gegenstände zu ver- 
vollständigen. Ferner solche Gegenstände, welche freiwillig von einem Bundesstaate 
einer Reichsverwaltung zum dienstlichen Gebrauch übergeben werden, z. B. Kasernen, 
welche zur Vermeidung der Einquartierungslast erbaut werden. Wenn auch im letz- 
teren Falle zunächst die beim Uebergange getroffene Ahrede massgebend sein würde 
($ 2. Nr. 2.), so würde doch in Ermangelung einer solchen das Gesetz nicht Platz 
greifen können, wenn die Fassung des Entwurfs beibehalten worden wäre, 


4. Der Entwurf hatte für das Reich die Gleichstellung mit den Einzelstaaten 
hinsichtlich der Befreiung von dinglichen Lasten ausgesprochen. Unter den ding- 
lichen Lasten waren auch Landesabgaben verstanden. Um hierüber keinen Zweifel 
zu lassen, wurde beschlossen, dies ausdrücklich zu erwähnen. Die Befreiung des 
Reiches ist jedoch nicht absolut, sondern nur insoweit angeordnet, als sie seither den 
Einzelstaaten zustand. Es können demnach sowohl dingliche Lasten des Zivilrechts, 
als auch Staats- und Kommunal-Abgaben bestehen bleiben. 

Viel weiter gehend sind die beiden Abänderungeu, welchen ausserdem noch die 
Fassung der Regierungsvorlage unterworfen wurde. Dieselben waren einmal darauf ge- 
richtet, die Gleichstellung des Reiches mit den Einzelstaaten nicht blos für jetzt, son- 
dern auch für die Zukunft auszusprechen, das Reich also an allen Veränderungen 
der bezüglichen Gesetzgebung der Einzelstaaten Theil nehmen zu lassen, mögen diese 
nun weitere Befreiungen oder eine Beschränkung der seitherigen Befreiungen in sich 
schliessen. Hierfür war massgebend die Analogie des $. 19. des Gesetzes vom 31. März 
1873., betreffend die Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten (R.-G.-B. S. 61.). Zweitens 
wurde diese Gleichstellung auf alles Eigenthum des Reiches ausgedehnt, gleichviel ob 
dasselbe der betreffenden Verwaltung von den Einzelstaaten zugebracht, oder aus den 
eigenen Mitteln des Reichs erworben worden ist. Damit ist das Gesetz über den ur- 
sprünglichen Boden der Vorlage wenigstens hinsichtlich der Befreiung von den ding- 
lichen Lasten hinausgegangen, denn die übrigen hierher einschlagenden Bestimmungen 
des Gesetzes ($$. 2. bis 9.) beziehen sich wieder nur auf die von den einzelnen Bundes- 
staaten der Reichsverwaltung zugebrachten Gegenstände, nicht auf das Eigenthum des 
Reiches überhaupt. Der Bericht der Kommission begründet diese Abänderung in fol- 
gender Weise: 


„Dass eine solche Ausdehnung prinzipiell richtig ist, kann nicht bezweifelt 
werden; dem Einwand, dass man damit über die Grenzen — d. h. über die Ver- 
anlassung — dieses Gesetzes hinausgehe, ward entgegen gehalten, dass eine ver- 
schiedene Behandlung des von den Einzelstaaten auf das Reich übergegangenen, 
und des vom Reiche erworbenen, in den Einzelstaaten belegenen Eigenthums mit 
der Zeit zu unlösbaren Verwiekelungen führen müsse, die Grenzen seien nicht 
erkennbar auseinander zu halten; Neubauten, die sich über beiderlei Eigenthum er- 
streckten, können doch nur einer Steuergesetzgebung unterliegen. Das praktische 
Bedürfniss, welches zu dem vorliegenden Gesetzentwurfe führte: für beiderlei Figen- 
thum denselben Kigenthümer zu haben, muss anch dahin führen beiderlei Eigen- 
thum derselben Gesetzgebung zu unterwerfen |“ 


Ein Antrag des Abe. v. Zedlitz-Neukirch, die Worte in Alin. -2.: „die im 
Eigenthum des Reichs befindlichen Gegenstände“ durch: „diese Gegenstände“ zu er- 
setzen, also die Bestimmungen des Gesetzes auf die aus dem Vermögen der Einzel- 
staaten an die Reichsverwaltungen gelangten Sachen zu beschränken, wurde vom Re- 
gierungs-Kommissar v. Moeller lebhaft befürwortet (Sten. Ber. 1873. S. 356.). Die 
Ausführungen desselben, dass aus dem Vorschlage der Kommission sich eine Viel- 
gestaltigkeit von BRechtsnormen für den Reichsfiskus ergebe, welche ihn nöthige, in 
jedem einzelnen Bundesstaate sich nach der bezüglichen Gesetzgebung zu richten, 
während es doch für denselben eine unabweisliche Nothwendigkeit sei, dass ihm zu 
einem einheitlich geordneten Rechtszustande verholfen werde, sind allerdings beach- 
tenswerth. Sie treffen indess nicht bloss im vorliegenden Falle zu, sondern sie gelten 
in demselben Masse für die Gleichstellung des Reiches mit den Einzelstaaten in Be- 
treff der dinglichen Lasten überhaupt, selbst in der von der Regierungsvorlage einge- 
haltenen Beschränkung. Die Forderung, dass dem Reichsfiskus zu einem einheitlich 
geordneten Rechtszustand verholfen werde, kann bereitwillig zugestanden werden, und 
es wird Sache der Reichsregierung sein, die nicht zu leugnenden Unbequemlichkeiten, 
welche der gegenwärtige Zustand für die Handhabung der Reichsverwaltung mit sich 


Zu$.1. 8.2. Gebrauche einer Reichsverwaltung bestimmten Gegenstände, 893 


bringt, im Wege der Gesetzgebung zu beseitigen. Die Deutsche Zivilprozess-Ordnung 
und ein gemeinsames Deutsches Zivilrecht werden diese Aufgabe wesentlich erleichtern. 
Nicht zu leugnen ist aber auch anderseits, dass die Rechtsverhältnisse in Bezug auf 
das Eigenthum des Reiches durch den Vorschlag der Kommission wesentlich klarer 
gestellt sind und dass hierfür ein sehr dringendes Bedürfniss vorlag. 


9. Die Gerichtszuständigkeit des Reichs ist bis Jetzt nur durch einige 
wenige Spezialgesetze geordnet. Nach $. 2. des Gesetzes vom 1. Juni 1870 über die 
Abgaben von der Flösserei (B. G. Bl. S. 312.) ist die Klage gegen das Beichskanzler- 
Amt beim Stadtgericht zu Berlin, in letzter Instanz beim Reichs-Oberhandelsgericht 
zu verfolgen. Nach $$. 13. und 14. des Gesetzes vom 28. Oktober 1871 über das 
Postwesen des deutschen Reiches (R. G. Bl. S. 347.) ist die Klage auf Schadloshal- 
tung gegen die Ober-Postdirektion zu richten, in deren Bezirk der Ort der Einlieferung 
der Sendung oder der Ort der Einschreibung des Reisenden liegt. Nach 88. 152. und 
153. des Gesetzes vom 31. März 1873, betreffend die Rechtsverhältnisse der Reichs- 
Beamten (R. G. Bl. S. 61.), ist die Klage bei demjenigen Gericht anzubringen, in 
dessen Bezirk die höhere Reichsbehörde, unter welcher der Beamte steht, ihren Sitz 
hat; in letzter Instanz entscheidet wieder das Reichs-Oberhandelsgericht. Weitere 
Bestimmungen über den Gerichtsstand des Reichsfiskus sind bis Jetzt nicht ergangen, 
sie sind erst von der deutschen Zivil-Prozess-Ordnung zu erwarten. Diese Lücke der 
Reichs-Gesetzgebung ist um so fühlbarer, als das deutsche Reich keinem einzelnen 
Bundes-Staat angehört, sondern über denselben steht, und bei der beschränkten Zu- 
ständigkeit des Reichs-Oberhandels-Gerichts etwa entstehende Zweifel kaum zu lösen 
sind. Bis jetzt hat auch durch die Praxis diese Frage keine Erledigung gefunden, da 
sich das Reich regelmässig auf die gegen es angestrengten Klagen, ohne die Kom- 
petenz des angerufenen Gerichts zu bestreiten, eingelassen hat. Es kann indess selbst 
bei Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit leicht die Frage entstehen, wer Richter der 
belegenen Sache sei, weil die Kompetenz der Gerichte durch die Gesetzgebung der 
einzelnen Staaten mehrfach verschieden abgegrenzt ist, je nach dem es sich um Privat- 
Eigenthum oder um Staats-Rigenthum handelt und. bei dem Eigenthum des Reiches 
nicht olne Weiteres davon ausgegangen werden kann, dass dasselbe dem Staats- 
Eigenthum gleich stehe. Der auf Beseitigung dieser Lücke gerichtete Antrag der Abg. 
Bähr und Lesse enthält sonach eine wesentliche Verbesserung. 

Die Bezugnahme auf das Alinea 2., welche durch das Anfangswort „auch“ aus- 
gedrückt ist, und die allgemeine Fassung: „bezüglich der ihm zugehörigen Gegenstände“ 
lassen keinen Zweifel darüber, dass die Gleichstellung des Reiches mit den Einzel- 
staaten durch Alinea 3. in Bezug auf alles Reichseigenthum und nicht bloss auf die 
gem Reich von den Bundes-Staaten zugebrachten Gegenstände angeordnet wor- 

en ist. 


$. 2, Ausgenommen von den Bestimmungen im $. 1. bleiben: 


1. solche beim Erlass dieses Gesetzes den Zwecken einer Reichs- 
verwaltung dienenden Grundstücke und deren gesetzliche Zuke- 
hörungen, welche nach den in den einzelnen Bundesstaaten gel- 
tenden Bestimmungen der Benutzung des Staats-Oberhauptes oder 
der Apanagirung der Mitglieder des regierenden Hauses ge- 
widmet sind; 

2. Grundstücke, welche bei dem Uebergange in eine Verwaltung des 
Reichs, dieser nur auf eine bestimmte Zeit, oder auf Widerruf, oder 
miethweise überlassen sind; 


3. Grundstücke, aus deren Erlös die zur Erwerbung oder Bebauung 
eines im Besitze derselben Reichsverwaltung befindlichen Grund- 
stückes von einem Bundesstaate gemachten Ausgaben nach den 
darüber getroffenen Bestimmungen zu erstatten sind; 


4. Grundstücke, welche bei dem Uebergange in eine Verwaltung des 
Reichs dem betreffenden Dienstzweige nicht unmittelbar dienten, 
vielmehr nur insofern mit ihm in einem Zusammenhange standen, 
als die aus den Grundstücken aufkommenden Einkünfte bei jenem 
Dienstzweige mit verrechnet wurden; 
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5. Grundstücke, welche zu einem Theile von eimer Reichsverwaltung, zu 
einem anderen Theile von einer Landesverwaltung benutzt werden, s0- 
fern der letzteren die Mitbenutzung nicht lediglich auf eine bestimmte 
Zeit oder auf Widerruf oder miethweise eingerdumt ist. An solchen 
Grundstücken steht dem Reiche auch ein Miteigenthum nicht zu, die 
Reichsverwaltung‘ behält aber, bis sie mit der Landesverwaltung eine 
Theilung oder sonstige Auseinandersetzung vereinbart, das Benutzungs- 
recht im bisherigen Umfange. 


1. Das 8.2. Krongut ist Eigenthum des Staates und nur dauernd der Benutzung 
durch die fürstliche Familie gewidmet. Es fiel also nicht als Privateigenthum unter 
die Regel des &. 1. 


2. Die zu Ziffer 2. statuirte Ausnahme bezieht sich nicht auf den Vorbehalt des 
Eigenthums, weicher in den Militair-Konventionen von einzelnen Staaten gemacht 
worden ist. Die Aufrechthaltung derartiger einstweiliger Verabredungen hätte eine 
Ungleichheit der: Rechtslage geschaffen, welche schliesslich nur in dem zufälligen 
Umstand ihren Rechtfertigungsgrund zu suchen hätte, dass bei einzelnen Bundesstaaten 
sich Veranlassung zum Abschluss einer Militair - Konvention ergeben hatte, bei dem 
grössten, bei Preussen dagegen nicht. Es war aber gerade mit der Zweck des Ge- 
setzes, dieser Ungleichheit ein Ziel zu setzen. Der materielle Inhalt der Konventionen 
ist durch das den Einzelstaaten zugesicherte Rückfallsrecht (88. 6. und 7.) hinlänglich 
gewahrt. | 

Ferner versteht es sich nach den Motiven von selbst, „dass unter die Ausnahmen 
in 8. 2. Ziffer 2. diejenigen Grundstücke, welche der Militair - Verwaltung von der 
Preussischen Domainen-Verwaltung überlassen und mit Rücksicht auf die Pfandrechte 
der Staatsgläubiger nur gegen Revers-Ausstellung abgetreten sind, nicht schon des- 
halb gerechnet werden können, weil die Abtretung an eine solche Revers- Ausstellung 
geknüpft ist; diese Grundstücke fallen vielmehr ebenfalls unter die Vorschrift des &. 1., 
wenn dieselben nicht mit der Beschränkung auf eine nur vorübergehende Benutzung 
besessen wurden.‘ Die Verpfändung eines Grundstückes von Seiten eines Bundes- 
staates schliesst an sich dasselbe weder von der Eigenthums-Uebertragung, noch von 
den sonstigen Bestimmungen des Gesetzes aus. Die Fürsorge für die Staatsgläubiger 
ist durch &. 9. gewahrt worden. Das Schlusswort „waren“ ist in „sind“ abgeändert, 
weil die hier bezeichnete Ausnahme sich auch auf den künftigen Uebergang in eiue 
Verwaltung des Reiches beziehen soll. Bei pflichtmässigen Neuanschaffungen 
können die Bestimmungen der Ziffer 2. nicht missbräuchlich zu einem Eigenthums- 
Vorbehalt benutzt werden. 


3. Zur Erläuterung der Ausnahme unter Ziffer 3. führen die Motive an: 


„Noch vor Errichtung des Norddeutschen Bundes haben in Preussen zur 
Herstellung militairischer Etablissements Verwendungen stattgefunden, 
deren Ersatz durch Veräusserung älterer, denselben Zweckeu gewidmeter Grund- 
stücke und Gebäude beschafft werden sollte. In diesen Fällen ist der aus der 
Veräusserung erworbene Erlös in Einnahme, und der aufzuwendende Kostenbetrag 
für die neuen Etablissements in Ausgabe auf den Preussischen Staatshaushalts-Etat 
übernommen worden. Die vorgesehene Erstattung der in Folge dessen geleisteten 
Ausgaben ist indessen zu nicht unerheblichen Beträgen noch im Rückstand ge- 
blieben, weil bisher nicht sämmtliche zur Veräusserung bestimmten Grundstücke 
in zweckentsprechender Weise haben verwerthet werden können. Soweit dieselben 
noch unverkauft im Besitze der Militairverwaltung verblieben sind, könnten sie 
nach dem an die Spitze gestellten Grundsatze ebenfalls als in das Eigenthum des 
Reiches übergegangen angesehen, und für die Zwecke der Reichsverwaltung ander- 
weitig verwendet oder veräussert werden, ohne dass die zur Herstellung der neuen 
Etablissements geleisteten Ausgaben der Preussischen Staatskasse erstattet würden. 
Um dieser offenbar nicht gewollten Konsequenz vorzubeugen, ist die Bestimmung 
in 8. 2. Ziffer 8. vorgesehen. Dagegen wird die Preussische Finanz-Verwaltung 
diejenigen Ausgaben der Militair-Verwaltung vollständig zu leisten haben, welche 
bestimmungsmässig aus dem Erlöse dieser Grundstücke zu decken sind.“ 


#4. Die Ausnahme unter Ziffer 4. findet besonders bei der Post-Verwaltung 
Anwendung. In manchen Orten bestanden, den Motiven zufolge, früher fiskalische 
. Posthaltereien, welche zugleich mit Landwirthschaft verbunden waren. Die Nutzungen 
dieser Grundstücke sind auch nach der Umgestaltung des Postwesens noch unter den 
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Posteinkünften vereinnahmt worden, obwohl die gedachten Grundstücke den Zwecken 
der Post-Verwaltung selbst nicht mehr dienten. 

Die von der Kommission vorgenommene Abänderung der Worte „deshalb“ und 
„weil“ in die Worte „insofern“ und „sind“ hat nur eine redaktionelle Bedeutung. 


d. Die Ziffer 5. entspricht dem 8. 9. der Vorlage, welcher lautete: 


„Wenn Grundstücke zu einem Theile von der Reichs-Verwaltung, zu einem 
andern Theile von einer Landes-Verwaltung benutzt werden, so steht an solchen 
Gründstücken dem Reiche ein Miteigenthum nicht zu, die Reichs-Verwaltung be- 
hält aber, bis eine T'heilung oder sonstige Auseinandersetzung erfolgt, das Be- 
nutzungsrecht in dem bisherigen Umfange.“ 


Es gehören hierher z.B. die Fälle, wenn ein Telegraphen-Bureau in einem Staats- 
Eisenbahnhof oder ein Militair-Wachtlokal in einem grösseren Staatsgebäude sich be- 
findet. Der Kommission erschien es als logisch richtiger, hierbei vor Allem festzu- 
stellen, dass überhaupt kein Eigenthum von dem Reich erworben worden sei, und erst 
in zweiter Linie darauf zu verweisen, dass das dem Reich verbleibende Recht der 
Benutzug auch kein Miteigenthum in sich begreife. Es wurde deshalb der Su, 
den Ausnahmefällen des $. 2 angereiht. Es kommt jedoch auch der umgekehrte Fall 
vor, dass in einem in das Eigenthum des Reichs übergegangenen Grundstücke dem 
Einzelstaat gewisse Theile desselben auf bestiinmte Zeit, auf Widerruf oder mieth- 
weise zur Benutzung eingeräumt worden sind, z. B. in einem grösseren Postgebäude 
bestimmte Zimmer für die Polizei- oder die Steuerbehörde. Um in diesem Falle wie- 
derum für das Reich das alleinige Eigenthum zu reserviren und ein Miteigenthum des 
Einzelstaates auszuschliessen, wurde nach Analogie des 8. 2. Ziffer 2. die Bedingung 
hinzugefügt, dass die Ueberlassung der Benutzung nicht in der bezeichneten Weise 
stattgefunden haben dürfe. 


8. 3. Wenn aus einem in das Rigenthum des Reiches übergegangenen 
Grundstücke, neben der Benutzung zum Dienstgebrauche oder zu Dienst- 
wohnungen, noch sonst Erträgnisse gezogen werden, so ist eine feste Geld- 
rente, welche nach dem nachhaltigen Werthe dieser Erträgmisse zu ermitteln 
ist, an denjenigen Bundesstaat abzuführen, von welchem das betreffende 
Grundstück an das Reich übergegangen ist. 


1. Es liegt hier der augenscheinliche Beweis vor, dass in der That das Gesetz 
sich nach den bestehenden Verhältnissen gerichtet hat, und nicht umgekehrt. Dem’ 
Reich soll das für seine Zwecke erforderliche Benutzungsrecht gesichert sein und 
diesem Recht hat man aus Gründen der Zweckmässigkeit den Namen Eigenthum bei- 
gelegt. Die Spuren des Rechtes des früheren Eigenthümers ragen aber noch überall 
hervor. Die Benutzung der Grundstücke zu Dienstwohnungen steht dem Reiche noch 
zu, auch soweit Etablissements, wie dies bei der Postverwaltung mehrfach vorkommt, 
ausschliesslich zu Wohnzwecken für Beamte und Unterbeamte benutzt werden. Ferner 
ist das Reich zu Umbauten und Erweiterungsbauten ohne Beschränkung befugt. Er- 
trägnisse anderer Art dagegen — seien sie dauernd oder zufällig, seien sie von 
grösserem Werth, wie der Erlös aus den Grasnutzungen der Festungswerke, welcher 
für Preussen etwa 30,000 Thaler beträgt, oder seien sie, wie dies regelmässig der 
Fall, von ganz untergeordneter Bedeutung — fallen nicht mehr in diese Grenze. Diese 
sollen vielmehr, dem Entwurf zufolge, ‚nach Abzug der Unterhaltungskosten“ an den 
betheiligten Staat nach wie vor abgeführt werden. Juristisch ausgedrückt hätte so- 
nach der Einzelstaat in Betreff dieser Nebeneinkünfte die servitus fructus an dem 
Reichs-Grundstück. Die Kommission befürchtete hiervon unverhältnissmässig grosse 
Weitläufigkeiten und beschloss deshalb, an Stelle der nach Abzug der Unterhaltungs- 
kosten erzielten Netto-Einnahme den betheiligten Staaten eine feste Geldrente zu ge- 
währen, „welche nach dem nachhaltigen Werthe dieser Erträgnisse zu ermitteln ist.“ 
Nähere Vorschriften darüber zu geben, in welcher Weise die Ermittelung des nach- 
haltigen Werthes vorzunehmen sei, hat die Kommission mit Rücksicht auf die Unbe- 
deutendheit der Beträge unterlassen. Es sei dies Sache der Verständigung mit der 
betheiligten Staatsregierung, nöthigenfalls müssten Sachverständige zugezogen werden. 

Ob hierdurch eine Verbesserung der Vorlage herbeigeführt worden ist, dürfte 
mindestens zweifelhaft sein. Die Ausführungen des Regierungs-Kommissars v. Moeller 
(Stenogr. Ber. $. 364.) sind nach unserer Ansicht vom Berichterstatter nicht widerlegt 
worden. Als Folge der beschlossenen Abänderung der Vorlage stellt sich nun heraus: 
die finanziellen Weitläufigkeiten bleiben, nämlich für die Reichsverwaltung, welche nun 
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ihrerseits diese Neben - Einkünfte zu verrechnen hat; zwischen dem Reich und den 
Einzelstaaten sind in jedem einzelnen Falle Auseinandersetzungen über die Fest- 
stellung des Betrages der Rente vorzunehmen, welche unter Umständen, z. B. bei be- 
schränkter Dauer der Einkünfte ziemlich mühevoll werden können; das Reichseigen- 
thum endlich bleibt gleichwohl dauernd belastet. Wollte man sich nicht entschliessen, 
den Ertrag solcher Neben-Einkünfte zu kapitalisiren und den Einzelstaaten auf einmal 
herauszuzahlen, so hätte man es immerhin bei dem seitherigen Verfahren belassen 
können. 

2, Ein Antrag des Abg. v. Zedlitz-Neukirch, hinter dem Wort der dritten 
Zeile „so ist“ die Worte einzuschalten: „bis zur Rückgabe derselben ($. 6.)“ wurde 
als selbstverständlich abgelehnt. 


8. A, Die nach der Bestimmung im $. 1. in das Eigenthum des 
Reiches übergegangenen Grundstücke können, wenn sie für die Zwecke 
der Reichsverwaltung in demjenigen Dienstzweige, dem sie bisher. ge- 
widmet waren, entbehrlich oder unbrauchbar werden, für Zwecke eines 
anderen Dienstzweiges der Reichsverwaltung verwendet werden. 


8, 5. Das Reich ist zur Veräusserung eines nach $. 1. in sein 
Eigenthum übergegangenen Grundstücks nur dann befugt, wenn dasselbe 
für die Zwecke der Reichsverwaltung entbehrlich oder unbrauchbar wird 
und der Erlös aus seinem Verkaufe dazu bestimmt ist, durch die Er- 
werbung eines anderen Grundstücks, oder die Herstellung einer anderen 
Baulichkeit im Gebiete desselben Bundesstaates einen Ersatz für das 
entbehrlich oder unbrauchbar gewordene Grundstück zu beschaffen. 


8, 6. Ist für ein entbehrlich oder unbrauchbar gewordenes Grund- 
stück ein Ersatz nicht nothwendig, so ist dasselbe in dem Zustande, in 
welchem es sich befindet, unentgeltlich und ohne Ersatzleistung für 
etwaige Verbesserungen oder Verschleehterungen demjenigen ' Bundes- 
staate zurückzugeben, aus dessen Besitz es in die Verwaltung des Reichs 
‚übergegangen war. 


8. 7. Die Rückgabe ($ 6.) solcher Grundstücke, welche den 
Zwecken der Militairverwaltung gewidmet sind, erfolgt, wenn sie für 
diese Verwaltung entbehrlich oder unbrauchbar werden, und weder nach 
$. 5. ein Ersatz für sie zu beschaffen, noch ihre Verwendung für Zwecke 
der Marine erforderlich ist. 

Im Falle der Einziehung einer Befestigung erfolgt die Rückgabe nur 
nach Vollendung der im Interesse der Landesvertheidigung nothwendigen 
Einebnungs-Arbeiten gegen Erstattung der Kosten dieser Arbeiten. 


8. 8. Die Entscheidung darüber, ob für ein von der Reichs- 
verwaltung nicht weiter verwendbares Grundstück — $$: 5. bis 7. — ein Er- 
satz erforderlich sei, und die Feststellung der zu erstattenden Kin- 
ebnungskosten stehen. der obersten Behörde derjenigen Reichsverwaltung 
zu, in deren Besitz sich das Grundstück befindet. 

1, Die Kommission hatte zuerst beschlosen, das Rückfallsrecht auf Festungen 
zu beschränken und demgemäss die $$8. 4—8. des Entwurfs durch folgenden Paragraphen 
zu ersetzen: 

„$. 4. Im Falle der Einziehung einer Befestigung, für die ein Ersatz nicht 
erforderlich ist, sind die Grundstücke derselben nach Vollendung der im ‚Interesse 
der Landesvertheidigung nothwendigen Einebnungs-Arbeiten gegen Feststellung der 
Kosten dieser Arbeiten demjenigen Bundesstaate zur freien Verfügung zu über- 
lassen, von welchem sie auf das Reich übergegangen waren. 
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Die Entscheidung darüber, ob für eine Befestigung ein Ersatz erforderlich ist, 
und die Feststellung der zu erstattenden Einebnungskosten stehen der obersten 
Behörde der Militair-Verwaltung zu. 

Die Rückgabe der Grundstücke erfolgt in dem Zustande, in welchem sie sich 
befinden, ohne Ersatzleistung für etwaige Verbesserungen oder Verschlechte- 
rungen.“ 


Man ging hierbei davon aus, das Rückfallsrecht sei, abgesehen von den Festungen, 
nicht von erheblicher praktischer Bedeutung, die Lage der Kinzelstaaten sei im 
Wesentlichen die gleiche, durch die im Entwurf vorgeschlagenen Bestimmungen wür- 
den Zweifel und Streitigkeiten nicht ausgeschlossen. Dagegen werde bei Annahme der 
beschlossenen Abänderung das ganze Rechtsverhältniss klarer gestellt, die parlamenta- 
rische Kontrole erleichtert und die Reichsverwaltung von jeder Rücksichtnahme auf 
das Rückfallsrecht befreit. Die Rücksicht auf das Zustandekommen des Gesetzes be- - 
stimmte indess schliesslich die Kommission, von diesem Beschluss wieder abzugehen. 
Die Annahme der $$. 4., 5., 6. erfolgte darauf in unveränderter Fassung. 


2. Die ratio des Gesetzes ist, dass ein „eiserner, Bestand“ gegründet wird, 
welcher für das unbrauchbar Werdende, zunächst Ersatz in sich zu suchen hat, aus 
dem aber das ganz Entbehrliche wieder an die Kinzelstaaten zurückfällt. Das Figen- 
thum des Reichs ist demnach ein dominium revocabile und zwar ex nune: HKrsatz- 
leistungen für Verbesserungen oder Verschlechterungen treten nicht ein. Zu den Ver- 
besserungen gehören unzweifelhaft bauliche Veränderungen ‘und Erweiterungen. 
Nicht dagegen Neubauten, nach der bereits erwähnten Erklärung des Präsidenten des 
Reichskanzler- Amtes (Stenogr. Ber. 1870. I. S. 282.) und ebensowenig neu hinzu er- 
worbener Grundbesitz. Es kann dies übrigens im einzelnen Falle dureh die Pertinenz- 
Qualität der vom Reich hinzugefüsten Erwerbungen zweifelhaft und. zur Vermeidung 
eines Rechtsstreites eine gütliche Verständigung erforderlich werden. 


8. Die Grundstücke stehen im Eigenthum des Reichs, nicht der betreffenden 
Reichsverwaltung, sie sind also von einem Verwaltungszweig auf den anderen über- 
tragbar. Die Entbehrlichkeit oder Unbrauchbarkeit kann erst dann angenommen 
werden, wenn sie für alle Zweige der Reichsverwaltung vorhanden ist. Eine Ausnahme 
tritt ein bei der Militair-Verwaltung. Die Grundstücke derselben sind: nur auf die 
Marine-Verwaltung übertragbar, auf andere Verwaltungszweige nicht. Durch diese 
Beschränkung ist dem Vorbehalt des Eigenthums in den Militair-Konventionen Rech- 
nung getragen. 


4. Die Veräusserungs-Befugniss des Reichs ist beschränkt durch die Ver- 
pflichtung, einen Ersatz für das veräusserte Grundstück zu beschaffen. Der Kısatz 
muss durch die Verwaltungszwecke des Reichs geboten sein, denn sonst wäre das 
Grundstück entbehrlich, also zurückzugeben. Als unbrauchbar ist ein Grundstück 
auch dann zu betrachten, wenn es an sich zwar noch brauchbar, jedoch für die Zwecke 
der Reichsverwaltung unbrauchbar geworden ist, z. B. wenn in Folge der Anlegung 
einer Eisenbahn eine Verlegung des Postgebäudes erforderlich wird. Der Ersatz muss 
ferner im „Gebiete desselben Bundesstaates“ beschafft werden. Diese Beschränkung 
hat nicht den Sinn, dass das als Ersatz erworbene Grundstück an Stelle des ver- 
äusserten zu treten hat (res in locum rei), so dass dem Einzelstaat auch hinsichtlich 
des als Ersatz neu erworbenen Grundstücks das Rückfallsrecht zustehen würde. Die 
fragliche Bestimmung will vielmehr der Entscheidung der zuständigen Reichsbehörde 
in Betreff,der Entbehrlichkeit ($. 8.) eine Schranke ziehen. Nicht ganz zweifellos ist 
dagegen ein anderer von der Kommission aufgestellter Grundsatz, dass der Ueber- 
schuss aus dem Erlös für ein veräussertes Grundstück dem Reich verbleiben soll. 
Die Kommission erkannte selbst än, dass diese Entscheidung nicht ganz konsequent 
sei, sie glaubte indess dem Rückfallsrecht keine weitere Ausdehnung geben zu sollen, 
als von den verbündeten Regierungen selbst beansprucht werde. Für das Verbleiben 
des Ueberschusses bei dem Reich spricht indess auch der vom Regierungs-Kommissar 
hervorgehobene Karakter des Reichseigenthums als „eiserner Bestand.“ 


9 Die Einebnungs-Arbeiten werden, soweit sie im. Interesse der Landes- 
vertheidigung erfolgen, vom Reich angeordnet und ausgeführt. Der Betrag der Kosten 
wird vom Reich vorgestreckt, durch die zuständige oberste Verwaltungs-Behörde fest- 
gestellt und von den Einzelstaaten sodann zurückerstattet. Bis die Erstattung er- 
folgt ist, hat das Reich ein Retentionsrecht. Ob die Mittel für die Erstattung durch 
Veräusserung eines 'T'heiles des Teerrains oder in anderer Weise aufgebracht werden, 
ist Sache, der Einzelstaaten. Der Entwurf wollte dagegen dem Reiche nur das 
Recht zugestehen, sich durch Veräusserung eines T'heils des Festungsterrains selbst 
bezahlt zu machen. 
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6. Der zuständigen Reichsbehörde steht die Entscheidung darüber zu, ob für ein 
Grundstück ein Ersatz erforderlich sei. Dies gilt auch von den Grundstücken der 
Militair-Verwaltung, während der Entwurf hinsichtlich der letzteren eine Bestimmung 
nicht getroffen hatte. Auch die Feststellung der Einebnungskosten durch die Militair- 
Verwaltung war im Entwurf nicht vorgesehen. 

7. Zu 8. 6. war vom Abe. Grafen Kleist beantragt worden, hinter dem ‘Wort 
„Grundstück“ in der ersten Zeile einzuschalten „welches nach den Bestimmungen des 
$. 1. in das Eigenthum des Reiches übergegangen ist.“ Der Antrag wurde als selbst- 
verständlich abgelehnt. 


$. 9, Durch den Uebergang des Eigenthums an den im &. 1. 
bezeichneten unbeweglichen Gegenständen an das Reich werden nicht 
berührt: ra 

1. Verfügungen, welche in Betreff dieser Gegenstände vor dem 1. Januar 

1873. getroffen sind; | | 

2. die Fortdauer von Zahlungen oder anderen Leistungen, welche von 


einer Reichsverwaltung für die Einräumung eines Rechts an einem 
Grundstück oder einem Theil desselben ($. 1. und $. 2. No. 5.) 
bisher an einen Bundesstaat zu entrichten waren; 


3. die Rechte Dritter, insbesondere der Staatsgläubiger. 


Die zur Wahrung dieser Rechte in den Landes-Gesetzen bestehenden 
Vorschriften sind auch von dem Reiche zu erfüllen. 

Rechte und Pflichten in Bezug auf rückständige Kaufgelder gehen 
auf das Reich nicht über. 


1. Der 8. 9. entspricht den $$. 10. und 11. der Vorlage, welehe lauteten: 

„Sg. 10. Zahlungen oder andere Leistungen, welche von einer Reichs-Verwaltung 
für die Benutzung eines Grundstücks oder eines Thheils desselben — $. 1. und 
. 9. — bisher an einen Bundesstaat zu entrichten waren, sind auch fernerhin von 
der Reichs-Verwaltung an denselben zu entrichten.“ | 

„$. 11. Die Rechte Dritter, insbesondere der Staatsgläubiger, werden durch 
den Uebergang des Eigenthums an den im $. 1. bezeichneten unbeweglichen Gegen- 
ständen auf das Reich nicht berührt. Die zur Wahrung dieser Rechte in den 
Jaandesgesetzen bestehenden Vorschriften sind auch von dem Reiche zu erfüllen. 

Rechte und Pflichten in Bezug auf rückständige Kaufgelder gehen auf das 
Reich über. 

Verfügungen, welche in Betreff der unter die Bestimmungen des 8.1. fallenden 
srundstücke vor dem 1. Januar 1873 in rechtsverbindlicher Form getroffen worden 
sind, bleiben in Kraft.“ 

2, Der Ausdruck „Benutzung“ im $. 10. des Entwurfs erschien der Kommission 
zu unbestimmt, da es sich nur um Leistungen handeln könne, welche für die Ueber- 
lassung des Eigenthums ($. 1.) oder Benutzungsrechts (8. 2. No. 5.) übernommen sind. 
Es erschien ferner wünschenswerth, darüber keinen Zweifel zu lassen, dass der Aus- 
schluss der rückwirkenden Kraft, hinsichtlich der im $. 10. des Entwurfs zuge- 
sicherten Leistungen, sich nur auf die bisher stattgehabten Zusicherungen erstrecke, 
während für künftige Fälle dasselbe gelten müsse, was in $. 11. Alin.1. des Entwurfs 
für die Rechte Dritter bestimmt sei. 


3. Unter den im letzten Alin. des $. 11. des Entwurfs erwähnten „Verfü- 
gungen“ sind nicht bloss Verfügungen der Einzelstaaten, sondern auch der Reichs- 
Verwaltung zu verstehen. Bedingung ist dabei, dass durch diese Verfügungen das 
Nutzungsrecht des Reichs nicht verletzt worden ist. Der Ausdruck ‚in rechtsverbind- 
licher Form‘ wurde beanstandet; die fraglichen Verfügungen müssten nieht bloss in 
der Form, sondern überhaupt rechtsverbindlich sein, ja selbst die Prüfung der Be- 
fugniss der verfügenden Regierung sei nicht ganz ausgeschlossen. Auch in Betreff 
der Verfügungen wurde für erforderlich erachtet, die Anwendbarkeit des vorliegenden 
Gesetzes nur für solche Fälle auszuschliessen, welche vor dem 1. Jamuar 1873. statt- 
gefunden haben. Dieser Termin ist deshalb gewählt worden, weil derselbe den 
Bundesregierungeu vom Reichskanzler-Amt bei Erforderung des Materials für die 
N des Entwurfs im Voraus als abschneidender Zeitpuukt bezeichnet 
worden war, 
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4» Dass die Rechte Dritter durch das Gesetz nicht berührt werden, versteht 
sich eigentlich von selbst. Auch wenn diese Rechte durch eine Verfügung einer 
Landesregierung entstanden sind, welche nach dem 1. Januar 1873 erfolgte, bleiben 
sie unberührt. (Vergl. Stenogr. Ber. S. 491.) Dingliche Rechte, welche die auf das 
Reich übergegangenen Grundstücke belasteten, sind mitübergegangen. Umgekehrt hat 
auch das Reich diejenigen dinglichen Rechte dritten Personen gegenüber, welche den 
Finzelstaaten zustanden — der Uebergang auf das Reich ist erfolgt cum omni onere 
et commodo. 

Die No. 3. ist überhaupt nur aufgenommen worden aus Rücksicht auf die Staats- 
gläubiger. Die Kommissions-Berichte theilen hierüber Folgendes mit: 

„Zu der die Rechte der Staatsgläubiger betreffenden Bestimmung bemerkte 
Herr Regierungs-Kommissar Geheimer Rath v. Moeller: „Es seiihm unbekannt, ob 
in anderen Bundesstaaten für die Schulden des Staates dessen Güter direkt haft- 
bar gemacht seien, in Preussen bestehe diese Einrichtung nur für die zum 
Domainenfonds gehörigen Grundstücke; diese wären den einzelnen Verwaltungs- 
ressorts nur gegen Revers überlassen, dass bei Veräusserung eines Grundstücks 
der Werth nach einer aufgenommenen Taxe an die Staatsschulden-Verwaltung ab- 
zuführen und von dieser zur Staatsschuldentilgung zu verwenden sei. Durch die 
Verordnung vom 17. Juni 1826 sei indessen bestimmt, dass die Staatsschulden- 
Tilgungskasse keinen Ersatz bedürfe, wenn der Staat über die Substanz eines 
Domainen-Grundstücks in der Art verfüge, dass ein Theil der bisherigen Einkünfte 
vom Domainen-Etat abgesetzt werde, z. B. bei Errichtung eines neuen Militair 
Etablissements. Ferner bestimme die Kabinets-Ordre vom 80. September 1836, 
dass Abtretungen von Domanial-Eigenthum für Betriebszwecke der Post- und 
Bergwerks-Verwaltung, wenn solches dem Domainen-Fiskus keine Einnahme ge- 
währt habe, ohne Entschädigung des Domainen-Veräusserungsfonds stattfinden 
könne; dass dagegen bei definitiver Ueberlassung nutztragender Obiekte der 
Werth der Grundstücke von der gedachten Behörde jedesmal bezahlt werden 
müsse. Hiernach komme also die Post für das Verhältniss nicht weiter in Betracht, 
ferner aber sei, wenn neue Etablissements als Ersatz für das veräusserte Domanial- 
Eigenthum hergestellt würden, der Staatsschulden-Tilgungskasse kein Rırsatz zu 
leisten. Demnach behalte die Frage eine geringe Bedeutung; bei Festungsanlagen 
werde sie nicht praktisch, dass aber sonst Domanial-Eigenthum zu den Zwecken 
der Militair-Verwaltung in erheblichem Umfange verwendet worden, glaube er 
nicht; die Remonte-Depots die hauptsächlich in Frage kommen könnten, seien 
nur verpachtet.“ 

Für die übrigen Bundesstaaten sind die an das Reich übergegangenen Grund- 
stücke der Staatsgläubiger überhaupt nicht verhaftet. Es wurde deshalb von einer 
Zusatzbestimmung abgesehen, nach welcher die Einzelstaaten zur Schadloshaltung des 
Reichs den Staatsgläubigern gegenüber für verpflichtet erklärt wurden, 

5. Die Ausnahme, welche in Betreff der rückständigen Kaufgelder getroffen 
worden ist, hat darin ihren Grund, weil die Uebernahme auch der Kaufgelder durch 
das Reich die Gleichstellung der Einzelstaaten in Bezug auf ihren Beitrag zur Aus- 
statttung der Reichsverwaltungszweige allzusehr beeinträchtigt hätte. 


8.10. Alle Einnahmen aus der Veräusserung von Grundstücken, Ma- 
terialien, Utensilien oder sonstigen Gegenständen, welche sich im Besitz der 
Reichsverwaltung befinden, müssen für jedes Jahr veranschlagt und auf den 
Reichshaushalts- Etat gebracht werden (Art. 69. der Verfassung). Kine Nach- 
weisung der Ueberschreitungen solcher Einnahme-Ktats und der ausseretats- 
mässigen Einnahmen aus der Veräusserung der erwähnten Gegenstände ist 
jedesmal spätestens in dem auf das Etatsjahr folgenden zweiten Jahre dem 
Bundesrath und dem Reichstage zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen. 


$. 11. Die Einnahmen aus der Veräusserung der im Besitz der Reichs- 
waltung befindlichen Grundstücke dürfen nur unter Genehmigung des Bundes- 
rathes und des Reichstages verausgabt werden und sind, sofern diese (Ge- 
nehmigung nicht anderweitig erfolgt ist, im nächsten Reichshaushalts- Etat in 
die zur Deckung der gemeinschaftlichen Ausgaben bestimmten Einnahmen ein- 
zustellen. 
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8, 12, Dem Reichstage ist ein Verzeichniss des als Eigenthum des 
Reichs festgestellten Grundbesitzes mitzutheilen, auch alljährlich von den im 
Grundbesitz des Reichs stattgehabten Veränderungen Kenntniss zu geben. 


Unkundlich ete. Gegeben ete. 


1. Mit dem &. 9, schliesst der Inhalt des Entwurfs, die drei folgenden Paragraphen 
sind vom Reichstag neu hinzugefügt, Die Bestimmungen derselben beziehen sich 
sämmtlich auf das Eigenthum des Reiches überhaupt, nicht bloss auf das von den 
FEinzelstaaten übernommene, und haben den Zweck, konstitutionelle Garantieen 
für die Verfügungen über das Reichs-Eigenthum zu schaffen. Hierzu fühlte sich der 
Reichstag um so mehr aufgefordert, als der bei weitem grösste Theil des Grundbe- 
sitzes des Reiches, nämlich der von den Einzelstaaten den Verwaltungen zugebrachte, 
seither der Kontrole der Einzel-Landtage unterstand und der Uebergang desselben 
auf das Reich nicht den Wegfall einer ständischen Kontrole zur Folge haben sollte. 
Diess aber wäre der Fall gewesen, da ein Etatsgesetz, nach welchem die Verwaltung 
der Einnahmen und Ausgaben des Reiches zu erfolgen hat, bis jetzt nicht erlassen 
ist und bis zu einer Verständigung zwischen Bundesrath und Reichstag die Kontrole 
des gesammten Reichs-Haushalts einstweilen durch den Rechnungshof nach den unzu- 
reichenden Vorschriften für die Preussische Ober-Rechnungskammer wahrgenommen 
wird. (Vergl. Gesetze vom 4. Juli 1868, Archiv Bd. II. S. 582. und 22. Juni 1873 über 
die Kontrole des Reichs-Haushalts, B.-G.-Bl. 1868. S. 433.; R.-G.-Bl. 1873. S. 145.) 


2. Der erste Satz des $, 10. enthält nur eine Anwendung des Art. 59. der Reichs- 
verfassung, der zweite, bis auf den T’ermin „in dem auf das Ktatsjahr folgenden zwei- 
ten Jahre‘‘ eine Konsequenz desselben, welche jedoch seither schon anerkannte Praxis 
war. Wenn die Bestimmungen des &. 10. — im Gegensatz zu den $$. 11. und 12. — 
sich auch auf Mobilien erstrecken, so hat dies darin seinen Grund, dass die Ver- 
fassung zwischen Einnahmen aus Mobilien und Immobilien nicht unterscheidet und 
durch Weglassung der ersteren Zweifel darüber hätten entstehen können, ob nicht 
durch das vorliegende Gesetz die Vorschriften derV erfassungeine Aenderung erfahren sollten. 

Die Einnahmen aus den Veräusserungen von Grundstücken sind bisher nach der von 
der Militair-Verwaltung beobachteten Praxis nicht auf den Etat gebracht worden. In 
der Beseitigung dieser Praxis liegt daher die eigentliche Bedeutung des $. 10. Der 
Antrag des Abe. v. Zedlitz-Neukirch auf Streichung desselben wurde abgelehnt. 

Es wird zu unterscheiden sein zwischen den Grundstücken des Reiches, welche 
demselben von den Bundesstaaten zugebracht sind, und zwischen vom Reiche auf an- 
derem Wege erworbenen Grundstücken. Für die ersten sind die Vorschriften des 
vorliegenden Gesetzes über Ersatz und Rückfall ($$. 5., 6., 7,) massgebend. 

In seiner Fassung ist $. 10. dem $. 30. Alinea 3 des im Jahre. 1872 vom Reichs- 
tag berathenen, vom Bundesrathe jedoch als unannehmbar bezeichneten Entwurfs eines 
Gesetzes betreffend die Einrichtung und Befugnisse des Rechnungshofes, nachgebildet. 
(Sten. Ber. 1872. IL. S. 532. bis 537. 729. 817, bis 832. 853; Nr. 153. und. 175. der 
Drucke) Eine fast gleichlautende Bestimmung enthält Art. VII. des. Gesetzes 
vom 30. Mai 1873., betreffend die Geldmittel zur Umgestaltung und Ausrüstung von 
Deutschen Festungen (R.-G.-Bl. S. 123). 


8. Durch 8. 11. hat sich der Reichstag auch das Recht der Zustimmung zu den 
Ausgaben gewahrt, welche mit den aus veräusserten Grundstücken erzielten Ein- 
nahmen bestritteu werden sollen. Eine fast gleichlautende Bestimmung enthält. Art. IV. 
des Gesetzes vom 8. Juli 1872., betreffend die Französische Kriegskosten - Entschädi- 
gung. (R.-G.-Bl. 1872. S. 289.; Sten. Ber. S. 972. bis 983.; 1029. bis 1032.) 


4. Der Eingang des $.12.,, wonach dem Reichstag ein Verzeichniss des 
Grundbesitzes mitgetheilt werden soll, beruht auf einem Antrag der Abg. Lasker 
und Bähr. In dieser Beschränkung ist die hier angeordnete Massnahme durchführbar 
und zweckmässig, da die in den 88. 1. und 2. aufgestellten allgemeinen Kriterien 
des Ueberganges des Landes-Eigenthums auf das Reich in der That nicht ausreichend 
sind, um in jedem einzelnen Falle zu wissen, wem das Kigenthum zustehe, ob dem 
Reiche oder dem Einzelstaate. Viel weiter gehend war ein in der Kommission ge- 
stellter Antrag (Eingang zu Antrag E., No. 51. der Drucks.), wonach der Reichs- 
kanzler ein fortlaufendes Verzeichniss der Reichs-Grundstücke unter der Kontrole des 
Rechnungshofes führen sollte. Die Kommission erkannte indessen selbst an, dass die 
hierdurch geforderten Garantieen zu weit gegriffen seien. 


5. Das Schicksal des von der Kommission beantragten $. 13. hat bereits am Schluss 
der Einleitung Erwähnung gefunden. 


=. 
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Errichtung eines Reichs- Eisenbahn - Amtes. 


Vom 27. Juni 1875. 
(Reichs -Gesetzblatt von 1873. S. 164.) 


Einleitung. 


Der Artikel 4. No. 8. der Reichsverfassung überweist, im Anschluss 
an die Verfassung des Norddeutschen Bundes, der Beaufsichtigung Seitens 
des Reichs und der Gesetzgebung desselben: das Eisenbahnwesen im 
Interesse der Landesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs. 
Also nicht das gesammte Eisenbahnwesen ist Sache des Reichs gewor- 
den — ein hierauf gerichteter Antrag wurde vom konstituirenden Reichs- 
tag abgelehnt —, sondern nur das Eisenbahnwesen nach den angeführten 
beiden Richtungen; insoweit aber allerdings ganz unbeschränkt. Es blieb 
daher die Frage offen, wann und inwieweit ist ein Interesse der Landes- 
vertheidigung und des allgemeinen Verkehrs im Eisenbahnwesen als vor- 
handen anzuerkennen. Die Antwort hierauf gibt Abschnitt VII. der 
Verfassung (Art. 41. bis 47.): 


Art, 41. Eisenbahnen, welche im ‚Interesse der Vertheidigung Deutsch- 
lands oder im Interesse des gemeinsamen Verkehrs für nothwendig erachtet 
werden, können kraft eines Reichs-Gesetzes auch gegen den Widerspruch der Bun- 
desglieder, deren -Gebiet die Eisenbahnen durchselineiden, unbeschadet der Landes- 
hoheitsrechte, für Rechnung des Reiches angelegt oder an Privat-Unternehmer zur 
Ausführung konzessionirt und mit dem Expropriationsrechte ausgestattet werden. 

Jede bestehende Eisenbahn-Verwaltung ist verpflichtet, sich den Anschluss neu 
angelegter Eisenbahnen auf Kosten der letzteren gefallen zu lassen. 

Die gesetzlichen Bestimmungen, welche bestehenden Eisenbahn-Unternehmungen 
ein Widerspruchsrecht gegen die Anlegung von Parallel- oder Konkurrenz-Bahnen 
einräumen, werden, unbeschadet bereits erworbener Rechte, für das ganze Reichs- 
gebiet hierdurch aufgehoben. Ein solches Widerspruchsrecht kann auch in den 
künftig zu ertheilenden Konzessionen nicht weiter verliehen werden. 


Art. 42. Die Bundes-Regierungen verpflichten sich, die Deutschen Eisen- 
bahnen im Interesse des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Netz verwalten 
und zu diesem. Behuf auch die neu herzustellenden Bahnen nach einheitlichen 
Normen anlegen und ausrüsten zu lassen. 


Art. 43. Es sollen demgemäss in thunlichster Beschleunigung überein- 
stimmende Betriebs - Einrichtungen getroffen, insbesondere gleiche Bahn-Polizei- 
Reglements eingeführt werden. Das Reich hat dafür Sorge zu tragen, dass die 
Eisenbahn-Verwaltungen die Bahnen jederzeit in einem, die nöthige Sicherheit ge- 
währenden baulichen Zustande erhalten und dieselben mit Betriebsmaterial so aus- 
rüsten, wie das Verkehrsbedürfniss es erheischt, 
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Art. 4. Die Eisenbahn-Verwaltungen sind verpflichtet, die für den durch- 
gehenden Verkehr und zur Herstellung in einander greifender Fahrpläne nöthigen 
Personenzüge mit entsprechender Fahrgeschwindickeit, desgleichen die zur Bewäl- 
tigung des Güterverkehrs nöthigen Güterzüge einzuführen, auch direkte Expedi- 
tionen im Personen- und Güterverkehr unter Gestattung des Ueberganges der 
Transportmittel von einer Bahn auf die andere, gegen die übliche Vergütung ein- 
zurichten. 

Art. 45. Dem Reiche steht die Kontrole über das Tarifwesen zu. Dasselbe 
wird namentlich dahin wirken: 

1) dass baldigst auf allen deutschen Eisenbahnen tübereinstimmende Betriebs- 

Reglements eingeführt werden; 

2) dass die möglichste Gleichmässigkeit und Herabsetzung der Tarife erzielt, 
insbesondere, dass bei grösseren Entfernungen für den Transport von Kohlen, 
Koaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, Roheisen, Düngungsmitteln und ähnlichen 
Gegenständen ein dem Bedürfniss der Landwirthschaft und der Industrie 
entsprechender ermässigter Tarif, und zwar zunächst thunlichst der Ein- 
Pfennig-Tarif eingeführt werde. 

Art. #6. Bei eintretenden Nothständen, insbesondere bei ungewöhnlicher 
Theuerung der Lebensmittel sind die Eisenbahn-Verwaltungen verpflichtet, für den 
Transport, namentlich von Getreide, Mehl, Hülsenfrüchten und Kartoffeln zeitweise 
einen dem Bedürfniss entsprechenden, von dem Kaiser auf Vorschlag des be- 
treffenden Bundesraths- Ausschusses festzustellenden niedrigen Spezial-Tarif einzu- 
führen, welcher jedoch nicht unter den niedrigsten auf der betreffenden Bahn für 
Rohprodukte geltenden Satz herabgehen darf. 


Art. 47. Den Anforderungen der Behörden des Reichs in Betreff der Be- 
nutzung der Eisenbahnen zum Zweck der Vertheidigung Deutschlands haben sämmt- 
liche Eisenbahn - Verwaltungen unweigerlich Folge zu leisten. Insbesondere ist 
das Militair und alles Kriegsmaterial zu gleichen ermässigten Sätzen zu be- 
fördern. | 

Wir haben den Wortlaut des Abschnitts VII. hier zum Abdruck ge- 
bracht, weil es nothwendig ist, die einzelnen Bestimmungen desselben 
sich genau gegenwärtig zu halten, um die weit auseinander gehenden An- 
sichten über die Zulässigkeit und die Tragweite des vorliegenden Ge- 
setzes, weiche bei den Verhandlungen des Reichstages hervorgetreten 
sind, genügend zu würdigen. Zur Vervollständigung des Materials 
schliessen wir noch an: die eimschlagenden Bestimmungen des Schluss- 
protokolls zu dem Vertrage vom 25. November 1870., betreffend den 
Beitritt Württembergs zum Deutschen Bunde: 

2. „Zu Artikel 45. der Verfassung wurde anerkannt, dass auf den Württem- 
bergischen Eisenbahnen bei ihren Bau-, Betriebs- und Verkehrs-Verhältnissen 
nicht alle in diesem Artikel aufgeführten Transport-Gegenstände in allen Gattungen 
von Verkehren zum Ein-Pfennig-Satz befördert werden können.“ 

Ausserdem kommen in Betracht: die Artikel 390. bis 431. des All- 
gemeinen Deutschen Handelsgesetzbuchs,!) welche vom Frachtgeschäft - 
im. Allgemeinen und von dem der Eisenbahnen insbesondere handeln; 
ferner $. 4. des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reiches, 
vom 28. Oktober 1871.?) (R-G.-Bl. S. 347.), durch welchen die Verbind- 
lichkeit der Eisenbahn - Gesellschaften zum unentgeltlichen Transport 
von Postsendungen geregelt wird; sodann das Gesetz vom 7. Juni 1871. 
betrefiend die Verbindlichkeit zum Schadenersatz für die bei dem 
Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken etc. herbeigeführten Tödtungen 
und Körperverletzungen®) (R.-G.-Bl. S. 207.), wodurch die Haftpflicht der 


1) Archiv des Nordd. Bundes, Bd. III. 8. 345. ff. 

2) Ebenda Bd. I. S. 74. (8. 5. Postges. v. 8. Nov. 1867.). 

3) Vgl. Abthl. „Gesetzgebung uber das gesammte bürgerliche Recht“ in vor- 
liegendem Bande Archiv. 
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Eisenbahn-Verwaltungen erheblich verschärft worden ist; endlich das 
Gesetz vom 11. Juni 1870., betreffend die Kommandit-Gesellschaften auf 
Aktien und die Aktien-Gesellschaften‘®) (B.-G.-Bl. S. 375.), welches 
zwar die Konzessionspflicht der Eisenbahn-Unternehmungen nicht beseitigt, 
wohl aber derartige Unternehmungen in der Form der Aktiengesellschaft 
dem Einzel-Unternehmer gleichgestellt und dadurch zu zahlreichen Zer- 
würfnissen zwischen den Eisenbahn-Gesellschaften und den Staats-Aufsichts- 
Behörden Anlass gegeben hat. 


Bei näherer Betrachtung des Abschnitts VII. der Verfassung ergibt 
sich, dass die im Interesse der Landesvertheidigung getroffenen Bestim- 
mungen (Art. 41. bis 46., Al. 3. 47.) ganz allgemein gelten und dass in- 
soweit Bayern eine Sonderstellung nicht einnimmt. Sehr bemerkens- 
werth ist ferner die selbst auf Einzelheiten eingehende Fassung der im 
Interesse des allgemeinen Verkehrs gegebenen Vorschriften (Art. 41. bis 
46, Al. 1... Man hat sich hierbei nicht damit begnügt, allgemeine 
Grundsätze aufzustellen, sondern es wird die Handhabung der Verwal- 
tung vollständig zergliedert und bei jedem einzelnen Zweige genau vor- 
geschrieben, wie er geregelt werden soll. Es bleibt zwar hiernach immer 
noch richtig, dass nicht das gesammte Eisenbahnwesen der Gesetzgebung 
und Oberaufsicht des Reichs unterworfen worden ist. Allein es ist doch 
auch nicht weniger richtig, dass kein Theil des Eisenbahnwesens der 
Einwirkung des Reichs vollständig entzogen ist. Die bahnpolizeiliche 
Fürsorge z. B. erstreckt sich auch auf den Lokalverkehr, und die In- 
teressen der Landesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs führen 
nicht bloss dahin, den Bau einer Bahnlinie unter Umständen zu erzwingen, 
sondern sie können eben so leicht dahin führen, auf die Richtung einer 
projektirten Bahn Einfluss zu üben, ja die Anlegung einer Linie geradezu 
zu verhindern. Thatsächlich hat sich denn auch unter dem Einfluss des 
Artikel 4. No. 8. das Eisenbahn-Konzessionswesen so gestaltet, dass das 
Reichskanzler-Amt die Konzession zwar nicht selbst ertheilt, dass aber 
überhaupt keine solche ertheilt wird, wenn nicht zuvor das Reichskanz- 
ler-Amt und die Reichs-Militair-Verwaltung sich mit der neuen Bahnlinie 
einverstanden erklärt haben. 


Bei einer so weit reichenden Befugniss des Reichs war es von grosser 
Bedeutung, wem die Ausführung der betreffenden Bestimmungen zuge- 
wiesen wurde. Die. Verfassung hat hierüber keine besonderen Vor- 
schriften getroffen; bei Berathung des Abschnitts VII. im konstituirenden 
Reichstag dachte man sich die Ausführung in die Hand von Reichs- 
Eisenbahn-Kommissariaten gelegt, ohne dass indess beantragt worden 
wäre, hierüber eine nähere Bestimmung in die Verfassung aufzunehmen. 
Es war demnach zunächst nur nach den allgemeinen Vorschriften der 
Verfassung über die Ausführung der Reichs-Gesetze zu verfahren, denn 
die Verfassung ist auch ein Reichs-Gesetz; sie ist das erste Reichs-Gesetz, 
das Reichs-Grundgesetz. 

Bei der Ausführung der Gesetze hat der Regel nach der Reichstag 
nicht mitzuwirken. Von den Faktoren der Gesetzgebung kommen also 
bei der Ausführung nur in Betracht: der Bundesrath und der Kaiser, 
d. h. ein verantwortlicher Reichskanzler. Die Befugnisse des Bundes- 
rathes regelt der Artikel 7. der Verfassung. Danach hat derselbe zu 


4) Vgl. Archiv Nordd. B. Bd. IV. S. 17. ff. 
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beschliessen: über die zur Ausführung der Reichs-Gesetze erforderlichen 
„allgemeinen Verwaltungsvorschriften und Einrichtungen“ (Art. 7. No, 2.). 
Dahin gehören die. Verordnungen, die Reglements und die Organisation 
der Behörden, beim Eisenbahnwesen ausserdem noch die zur Kontrole 
der Tarife etwa erforderlichen Anweisungen. Stellt es sich sodann her- 
aus, dass die  alleemeinen Verwaltungsvorschriften und Einrichtungen 
mangelhaft waren, so hat der Bundesrath auch über die hervorgetretenen 
„Mängel“ zu beschliessen (Art. 7. No. 3.). In allen übrigen Beziehungen 
ve Ueberwachung der Ausführung BURHEHLIOBERENN dem Kaiser zu, 
Art, :17 

Nun kann die Ausführung eines Reichs-Gesetzes aus einem ı doppelten 
Grunde eine , mangelhafte sein. Sie kann einmal in Mängeln der zur 
‘ Ausführung getr offenen allgemeinen Verwaltungsvorschriften und Einrich- 
tungen ihren Grund haben. Ist dies der Fall, so ist zur Abstellung der 
Mängel die Mitwirkung des Bundesraths erforderlich. Sie kann aber auch 
darin ihren Grund haben, dass die zur Ausführung getroffenen Verwal- 
tungsvorschriften und Einrichtungen nur mangelhaft befolgt worden sind. 
Dann ist es wieder ausschliesslich Sache des Kaisers, auf die Abstellung 
solcher Mängel hinzuwirken. Eine Mitwirkung des Bundesrathes tritt 
nur dann ein, wenn: es zur Exekution gegen eine Bundes-Regierung 
kommen soll, worüber Art. 19. das Nähere bestimmt hat. 

Bis zum Erlass des vorliegenden Gesetzes stand demnach. die Aus- 
führung des Abschnitts VII. der Verfassung lediglich beim Reichskanzler, 
bezw. beim Reichskanzler und beim Bundesrath. Da indessen die Mit- 
glieder des Bundesrathes in anderen als in eigenen Landes-Angelegen- 
heiten nur höchst selten der Initiative des Reichskanzlers vorgreifen, so 
stand die Ausführung thatsächlich nur beim Reichskanzler. Zu diesem 
Behufe war von Anfang an ein technischer Beamter der Eisenbahn-Ver- 
waltung im Reichskanzler-Amt thätig, welchem später noch ein technischer 
Beamter des Eisenbahn - Baufaches hinzutrat, während dem Bundesrath 
vom Jahre 1570. ab ebenfalls ein technisches Mitglied für Eisenbahnwesen 
angehörte. Dabei ist jedoch nicht zu übersehen, dass vom Jahre 1871. 
ab auch die Eisenbahn- -Verwaltung in Elsass-Lothringen vom Reichs- 
kanzler-Amt aus im oberster Instanz geleitet wurde. 

Das Reichskanzler-Amt trat mit aller Umsicht, aber auch mit allem 
Eifer an seine schwierige Aufgabe heran. Der Bundes-Kommissar, Geh. 
Rath Michaelis, hat in der Session von 1869. hierüber ausführlichen 
Aufschluss gegeben. (Sten. Ber. S. 832 ff). Hiernach kam es zunächst 
darauf an, einen Ueberblick über den thatsächlich bestehenden Zustand 
zu gewinnen und sodann fortlaufende Kenntniss von den eingetretenen 
Veränderungen zu erhalten. Die Bundes-Regierungen wurden daher schon 
zu Anfang des Jahres 1868. aufgefordert, die Fahrpläne und Tarife für 
den Güterverkehr einzusenden, ferner die Betriebs- und Bahnpolizei- 
Reglements, die Jahresberichte, die bezüglich des Eisenbahnwesens er- 
gangenen Gesetze, die ertheilten Konzessionen und Privilegien, die 
Statuten und Verträge vorzulegen. Als dieser Aufforderung entsprochen 
war, ergab sich, dass die Kenntniss der Tarife allein nieht  ausreiche, 
um eine Kontrole des Tarifwesens zu handhaben. Man musste auch Ein- 
sicht gewinnen in das Zustandekommen, in die Grundlagen des Tarif- 
wesens, also Kenntniss nehmen von den Festsetzungen der Eisenbahn- 
baln-Verbände, von den Beschränkungen, welche den einzelnen Ver- 
waltungen von den Regierungen bei der Normirung der Tarifsätze auf- 
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erlegt waren. Es wurde beabsichtigt, dem Reichstag eine ausführliche 
Darstellung ‚des ganzen Tarifwesens im Gebiet des Norddeutschen Bundes 
vorzulegen. Diese Absicht musste indess vorerst als nicht durchführbar 
aufgegeben werden. Man musste sich begnügen mit einer Uebersicht 
derjenigen Fracht-Artikel, für welche der Ein- Pfennig- Tarif bereits einge- 
führt war (No. 80 der Drucks.). Die Durchführung “des Artikels 45. gC- 
stattete überhaupt nicht, mit einem Schlage eine eänzliche Umgestaltung 
des Tarifwesens herbeizuführen, denn dem Reich steht nicht. die Fest. 
setzung, sondern nur eine Kontrole der Tarife zu. Es konnte daher nur 
bei der Ausübung der Kontrole jede Gelegenheit wahrgenommen werden, 
um auf eine Ermässigung der Frachten hinzuwirken. Nicht einmal bei 
der Konzessionirung neuer Bahnlinien konnte ohne Weiteres der Art. 45. 
zur Anwendung { vebracht werden, wenn man das Kapital nicht gänzlich 
von den Eisenbahn- Unternehmungen zurückschrecken. wollte. Auch hier 
konnten die Landes- ‚Regierungen nur aufgefordert werden, da, wo die 
Verhältnisse der projektirten Balın es vestatteten, die Konzessions-Be- 
dingungen mit Rücksicht auf Art. 45. festzusetzen. Selbst bei Festhal- 
tung dieser Grundsätze stellen sich übrigens die Frachtsätze in Deutsch- 
land nicht so hoch, dass sie den Vergleich mit anderen Ländern von 
gleicher Grösse zu scheuen hätten. Der durchschnittliche Satz pro 
Zentner und Meile betrug im Jahre 1865 für den Güterverkehr: in 
Dauisehlan dee Pfennige, in Preussen allein 2,6 Pfennige, in Frankreich 

2,5 Pfennige. Im Jahre 1870 war dieser Satz in Preussen bereits auf 
22 Pfennige heruntergegangen. Im Personen-Verkehr wurde im Jahre 
1867 für Person und Meile gezahlt: in Preussen 34,9 Pfennige, in Frank- 
reich 89,6 Pfennige, in Preussen also 5,3 Pfennige weniger. 

Das "Reichskanzler- Amt liess es bei diesen vorbereitenden Massnah- 
men nicht bewenden. Es griff auch im Eisenbahnwesen ein, so weit sich 
Gelegenheit hierzu bot. Als Klagen darüber laut wurden, dass das un- 
srarische Getreide im durchgehenden Verkehr nur nach Köln verladen 
werde und nach den dazwischen liegenden grösseren Stationen von Köln 
erst wieder zurücktransportirt werden müsse, stellte das Reichskanzler- 
Amt diesen Missstand ab. Seiner Einwirkung ist auch die Einrichtung 
eines durchgehenden Personen-Verkehrs auf den Routen: Berlin- Köln, 
London und Berlin-Hamburg-Kiel zu verdanken. Der Versuch, die 
Differenzen über die Richtung der Venloo-Hamburger-Bahn auf der 
Strecke zwischen Osnabrück und Bremen zum Austrag zu bringen, führte 
zwar nicht direkt zu einem Ergebniss, doch hat derselbe immerhin eine 
Lösung dieser Streitfrage angebahnt. Das Gleiche gilt von den Hinder- 
nissen, welche der Bau der Eisenbahn von Leipzig über Pegau- 
nach Zeitz in Folge von Meinungsverschiedenheiten zwischen Sachsen 
und der von Preussen konzessionirten Thüringischen Eisenbahn-Verwal- 
‚tung gefunden hatte. { 

Anzuerkennen ist ferner der Beschluss des Bundesrathes vom 3. Juni 
1870. wegen der Einführung der vierten Wagenklasse: 

„den Bundes-Regierungen zu empfehlen, dass sie mindestens versuchsweise mit 

thunlichster Beschleunivung auf den Stautsbahnen bei den Lokalzügen die 4. Wa- 
venklasse mit einem mässigen Fahrpreise und unter Gestattung der "Mitnahme von 


Traglasten bis: zu 50 Pfund einrichten, auch in geeizneter Weise eine gleiche Bin- 
Yichtune für die Privatbahnen erstreben. 


Eine sehr bemerkenswerthe Thätigkeit des Reichskanzler-Amts lag 
in dem Erlass des Bahnpolizei-Reglements vom 3. Juni 1870. (B.- 
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G.-Bl. S. 461.) und vom 29. Dezember 1871. (R.-G.-Bl. 8. 473.) sowie 
der Betriebs-Reglements vom 10. Juni 1870. (B.-G.-Bl. 8. 419.), 
vom 22. Dezember 1871°) (R-G.-Bl. 8. 473.) und vom 5. Atıoust 
1872. (R.-G -Bl. S. 360.) Dieselben waren recht eigentlich als Aus- 
führungs-Massnahmen im Sinne des Abschnitts VII. der Verfassung an- 
zusehen. Ein vorwiegend politisches Gepräge trägt dagegen der inter- 
nationale Vertrag vom 28. Oktober 1871. wegen des Baues der Gott- 
hard-Bahn°) (R.-G.-Bl. 8. 376.). Ebenso tragen einen mehr territorialen 
Karakter die internationalen Verträge mit Russland wegen Herstellung 
der Bahnlinie von Lyck nach Brest und Litewsk (R.-G.-Bl. 1872. 8. 23.), 
mit den Niederlanden wegen der Linie von Boxtel über Gennep nach 
Kleve und Wesel (R.-G.-Bl. 1872. 8. 39.), mit Oesterreich wegen der 
Linien von Görlitz nach Reichenberg, von Leobschütz nach Jägerndorf, 
von Neisse nach Olbersdorf (R.-G.-Bl. 1872. 8. 353. 362.) und mit Bel- 
gien wegen Uebernahme der Verwaltung der auf belgischem Gebiet be- 
legenen "Theile der Wilhelm-Luxemburg-Eisenbahn (R.-G.-Bl. 1873. 8. 339.). 
Der Abschluss dieser Verträge durch das Deutsche Reich, anstatt durch 
den zunächst betheiligten Einzelstaat erfolgte wohl mehr im Hinblick 
auf Artikel 11., als auf Abschnitt VII. der Verfassung. Auch die sehr 
eingreifende Thätigkeit der Reichsbehörden zu Gunsten des Ausbaues 
des Eisenbahnnetzes und der Regelung des Tarifwesens in Elsass- 
Lothringen ist weniger auf die Bestimmungen der Verfassung über 
das Eisenbahnwesen, als auf die besonderen Landes - Interessen des 
Reichslandes zurück zu führen. | 


Es liess sich überhaupt nicht verkennen, dass die Thätigkeit des 
Reichskanzler-Amtes allmälig bei Schwierigkeiten angelangt war, welche 
mit der bestehenden Organisation nicht zu überwinden waren. Der 
Vertreter des Reichskanzler-Amtes, Geh. Rath Eck, bestritt zwar noch 
im Jahre 1871. in der Petitions-Kommission des Reichstags, dass Grund 
zu einer Beschwerde über Mangel an geeigneten Organen vorliege. Er 
musste Jedoch gleichzeitig anerkennen, dass das Reichskanzler-Amt es 
nicht als seine Aufgabe ansehen könne, von Amtswegen durch Absendung 
von Beamten in die einzelnen Bundesstaaten sich von der Befolgung des 
Polizei- und Betriebs-Reglements zu überzeugen. Allein, dass ein Mangel 
an Organen vorliege, war ja gar nieht behauptet worden und am wenig- 
sten, dass ein Mangel an geeigneten Organen vorliege; die Beschwerde 
war vielmehr gegen die Organisation gerichtet. Der Reichskanzler 
konnte sich hierüber etwas weniger zurückhaltend äussern und er that 
dies auch, als.er in der Sitzung des Reichstags vom 28. Mai 1873. 
erklärte: | 

„Was uns fehlt, um den in der Verfassung vorhandenen Bestimmungen Nächı- 
druck zu geben, das ist die Berechtigung zu einer Exekutive, zu einer — sich mei- 
nethalben in den engsten Grenzen bewegenden — Strafgewalt. Wenn bisher 
Etwas passirte, was mit den Verfassungsbestimmungen im Widerspruch steht, so 
hatte die Reichsbehörde keine weitere Möglichkeit, als an die betreffende Staats- 
regierung zu schreiben und ihr auseinander zu setzen: in deinem Gebiet finden die 
und die Unregelmässigkeiten in dem Eisenbahnbetriebe statt, du ‚würdest der 
Reichsverfassung entsprechen und uns und dem Publikum einen Gefallen thun, wenn 


5) Archiv des Nordd. Bundes Bd. IV. S. 778. ff. 
6) Ebenda S. 960. ff. 
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du auf Abhilfe hinwirken wolltest. Damit ist in der Regel die Sache todt; die 
Regierung antwortet, die Sache kommt auf den Schreibeweg und wird eben nur 
von den Parteien selbst untersucht. ... Aber in der jetzigen Ohnmacht und 
Machtlosigkeit lassen Sie, wenn ich darum bitten darf, im Interesse der Würde des 
Reichs und seiner Verfassung die Reichsgewalt nicht verharren! Sie hat bisher die 
Bestimmungen der Verfassung in der Hand, sie hat aber keine Möglichkeit und 
Mittel, ihnen Anerkennung und Geltung zu verschaffen.“ 

Den Erwartungen des Reichstags entsprach die Thätigkeit der 
Reichsbehörden auf dem Gebiet des Eisenbahnwesens je länger je weniger. 
Man wusste nur selbst nicht so recht, woran das lag. Unthätigkeit war 
dem Reichskanzler-Amte nicht vorzuwerfen. Es war im Gegentheil mehr 
von seiner Seite geschehen, als man geglaubt hatte. Und doch war 
Keinem genug geschehen. Die Landwirthe klagten über die Differerential- 
Tarife, die Industriellen über die ungenügende Durchführung des Ein- 
pfennig-Tarifs, die Dritten verlangten eine Verschärfung der Haftpflicht 
der Eisenbahnen, die Vierten riefen nach dem Betriebs- und Bahn-Poli- 
zei-Reglement, die Fünften endlich steiften sich darauf, dass das Deutsche 
Eisenbahnwesen wie ein einheitliches Netz verwaltet werden sollte und 
verlangten deshalb ein Reichs-Eisenbahn-Gesetz. Man übersah, dass 
alle diese Forderungen von Voraussetzungen ausgingen, welche nicht 
mehr auf dem Boden der Verfassung standen. Die Verfassung hatte 
dem Reichskanzler sehr weit gehende Befugnisse übertragen, aber die 
selbstständige Verwaltung hatte sie ihm vorenthalten. Er hatte nur 
Pflichten, aber keine Rechte. Er sollte die Differential-Tarife abschaffen 
und er hatte sie doch nicht eingeführt; er konnte das Betriebs-Reglement 
nicht durchführen, obwohl er es selbst eingeführt hatte. Aus diesem 
Wirrwarr gab es nur einen Ausweg. Man musste dem Reichskanzler 
das Recht geben, seine Pflichten erfüllen zu können und da nicht davon 
die Rede sein konnte, dem Reich die selbstständige Verwaltung des 
Eisenbahnwesens zu übertragen, so musste man ihm wenigstens eine Be- 
hörde zur Seite setzen, welche selbst zu verwalten verstand. Die Zentral- 
Abtheilung des Reichskanzler-Amtes versteht wohl festzustellen, was ge- 
schehen ist, sie versteht aber nicht anzugeben, was geschehen soll. Sie 
ist der diplomatische Rathgeber des Reichskanzlers, aber die Schule der 
Eisenbahn-Diplomatie hat sie nicht durchgemacht und von deren Geheim- 
nissen weiss sie den Schleier nicht zu heben. Hierzu bedarf es einer Be- 
hörde, welche mit den Eisenbahn-Verwaltungen in ihrer eigenen Sprache 
zu reden weiss, sonst erhält man entweder gar keine, oder doch nicht 
die richtige Antwort Für die Eisenbahn-Verwaltung verantwortlich zu 
sein, ohne selbst verwalten zu dürfen, das setzt mindestens voraus, dass 
man selbst verwalten könnte, wenn man verwalten dürfte. Der Schwie- 
riekeiten sind es auch dann noch mehr als genug. 

Die Bestimmungen des Artikel 45. der Verfassung waren es, auf 
deren Durchführung die Aufmerksamkeit zuerst sich richtete. Der Abe. 
Harkort beantragte schon in der Session von 1868., den Reichskanzler 
aufzufordern, die Ausführung des Art 45. baldigst zu veranlassen (No. 66. 
der Drucks.). Es ward ihm erwidert, dass die zwangsweise Einführung 
des Einpfennig-Tarifs auf allen Deutschen Eisenbahnen im Art. 45. nicht 
vorgeschrieben sei, es sei jedoch in dieser Beziehung Alles geleistet, 
was in der kurzen Zeit geleistet werden konnte. Der Antrag ward dar- 
auf von der Kommission mit 14 gegen 5 Stimmen abgelehnt (No. 185. 
der Drucks.), und sodann ward beschlossen, ihn von der Tagesordnung 
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abzusetzen. Man wollte so kurz nach der Einführung der Verfassung 
die Regierung nicht drängen. Im folgenden Jahre kehrte der Antrag in 
folgender erweiterter Fassung wieder. (No. 62 der Drucks. von 1869.): 


„Den Bundeskanzler aufzufordern, gemäss den Aıt. 41. bis 46. der Verfassung 
das Eisenbahnwesen den Bedürfnissen der Zeit gemäss zu ordnen, insbesondere: 
1. gleiche Betriebsmittel, Einrichtungen und Reglements einzuführen; die Haft- 
pflicht der Verwaltungen zu verschärfen und dieselben zu verpflichten, auf Er- 
fordern Ladescheine und Nachnahmescheine zu ertheilen;; | 

2. die Herabsetzung der Personen-Tarife, namentlich für Arbeiter und Schüler zu 
bewirken; grössere Bequemlichkeiten in Bezug auf Ventilation und Heizung, 
sowie in den Waggons vierter Klasse Sitzbänke einzuführen; 

3. die Güter - Tarife ebenfalls zu ermässigen, die Schädlichkeit der Differential- 
Frachten möglichst zu beseitigen, für den Lokalverkehr die Zuschläge nach Ent- 
fernung und Werth der Ladung zu ordnen, namentlich die doppelte Erhebung 
beim Abgang und Aukunft abzuschaffen; | | | 

4. der Einpfennig-Tarif, ohne erschwerende Zuschläge, für Kohlen, Koaks, Holz, 
Erze, Steine, Salz, Roheisen, Stabeisen, Eisentheile zum Eisenbahnbau, Brod, 
Futterstoffe, Kartoffeln, Erden und Kalk, deren Versendung in offenen Wagen 
stattfindet, sowie für Fische, Muscheln und Austern in gedeckten Waggons, ein- 
zuführen, für Getreide den Nothtarif von 1% Pfennig pro Zentner und Meile auf 
den täglichen Verkehr auszudehnen; bei Ertheilung neuer Konzessionen, oder 
Erneuerung der älteren diese Tarife zur Pflicht zu machen; 

d. geeignete Bestimmungen zu treffen, dass auch dritten Personen gestattet sei, 
den Gütertransport in gemietheten oder selbst gestellten Waggons gegen ein 
angemessenes Zug- und Bahngeld zu betreiben.“ | 


Als vom Regierungs-Kommissar Geh. Rath Michaelis nachgewiesen 
wurde, was seither zur Ausführung des Abschnitts VII. geschehen sei, 
wurde der Antrag, welcher offenbar über die Bestimmungen der Verfas- 
sung hinausging, abgelehnt und auf den Antrag des Abe. v. Luck be- 
schlossen (Sten. Ber. 8. 822. ff): 

„Den Bundeskanzler zu ersuchen, baldthunlichst die in den Artikeln 41. bis 47. 
der Verfassung enthaltenen Bestimmungen durch Krlass der erforderlichen regle- 


mentarischen Festsetzungen und administrativen Anordnungen in’s Leben treten 
zu lassen,“ 


Besseren Erfolg hatte der Abg. Harkort mit folgendem Antrag 
(No. 190. der Drucks.): 


„Den Bundeskanzler zu ersuchen, darauf Bedacht zu nehmen, dass bei einer 
Revision des Handels-Gesetzbuches auch die Bestimmungen, welche von der Ha ft- 
pflicht der Eisenbahnen handeln, revidirt werden, damit womöglich die Haftpflicht 
der net der Haftpflicht anderer Transport - Unternehmer gleich gestellt 
werde. ’ 


Der Antrag wurde in der Sitzung vom 20. Mai 1869. zum Beschluss 
erhoben. (Sten. Ber. S. 994.) 


In der Session von 1870. nahm der Abe. Miguel die Eisenbahn- 
Angelegenheit in die Hand. Er suchte das Uebel an der Wurzel zu 
fassen und drang auf den Erlass eines Deutschen Eisenbahn-Gesetzes. 
Sein Antrag fand in der Sitzung vom 21. April in folgender Fassung 
die Zustimmung des Reichstags. (Sten. Ber. II. S. 784., No. 115. der 
Drucks.): 

„Den Bundeskanzler aufzufordern, dem nächsten Reichstage ein Gesetz über 
das Eisenbahnwesen zum Zweck der Einführung gleichmässiger Grundsätze für die 
Konzessionirung, den Bau und den Betrieb der Eisenbahnen, insonderheit auch ” 
belufs der Verwirklichung der in den Art. 41. bis 47. der Verfassung des Nordd. 
Bundes enthaltenen Bestimmungen, sowie der Herstellung geeigneter Organe zur 
Ausübung der dem Bunde in Bezug auf die Eisenbahnen zustehenden Befugnisse 
vorzulegen.“ 
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Vom Regierungstisch wurde der Antrag weder befürwortet, noch be- 
kämpft. Wenige Wochen nachher wurde jedoch das Bahn-Polizei- und 
das Betriebs-Reglement erlassen. 


In der folgenden Session erhielt die Angelegenheit durch den Peti- 
tions-Ausschuss eine neue Anregung, jedoch nach ganz verschiedener 
Richtung. Der Vorstand des Verems mittelrheimischer Fabrikanten zu 
Mainz und der bleibende Ausschuss des Deutschen Handelstags zu Berlin 
hatten beim Reichstag Eingaben eingereicht, in welchen die Krrichtung 
eines Reichs-Verkehrs-Ministeriums, bezw. einer zur Ausübung der dem 
Reich nach Art. 41. bis 47. zustehenden Befugnisse geeigneten Zentral- 
Behörde beantragt wurde. Ausserdem hatte der Sagan-Sprottauer land- 
und forstwirthschaftliche Verein in einer dritten Eingabe beantragt, die 
Differential-Frachtsätze der Eisenbahnen gänzlich zu beseitigen und die 
Eisenbahnen zu verpflichten, ihre Frachtsätze einfach nach den Entfer- 
nungen zu tarifiren. Die beiden ersten Eingaben beschloss der Reichs- 
tag in der Sitzung vom 14. Juni 1871. (Sten. Ber. S. 1183.), dem Reichs- 
kanzler zur Berücksichtigung zu überweisen, mit der Aufforderung: 

„Das durch Beschluss des Reichstages vom 21. April 1870. beantragte Gesetz 
über das Eisenbahnwesen, insbesondere zum Zweck der Herstellung geeigneter 


Organe für die Ausübung der dem Reich in Bezug auf die Eisenbahnen zustehen- 
den Befugnisse mit thunlichster Beschleunigung vorzulegen.“ 


Für die andere Eingabe wollte der Petitions-Ausschuss Uebergang 
zur Tagesordnung empfehlen, 


„weil der darin gestellte Antrag in dieser Allgemeinheit nicht zur Be- 
rücksichtigung empfohlen werden kann und weil nach der Erklärung 
des Herrn Bundes - Kommissars Abhilfe gesetzlich berechtigter Be- 
schwerden im Aufsichtswege zu erwarten ist.‘ 


Hiergegen erhoben jedoch die Vertreter der landwirthschaftlichen Interessen 
Widerspruch und da der Reichstag sich überzeugt halten durfte, die 
Differential-Tarife würden nicht von der Tagesordnung verschwinden, so 
lange nicht Gelegenheit geboten werde, sich einmal gründlich darüber 
auszusprechen, so fand ein Antrag des Abg. Freiherrn Nordeck zur 
Rabenau in der Sitzung vom 16. November 1871. Annahme (Sten. Ber. 
1871. II. S. 315.), dahin lautend: | 
„Die Petition dem Reichskanzler mit dem Ersuchen zu überweisen: die Frage 
der Differential-Tarife auf den Eisenbahnen einer eingehenden Prüfung unter Mit- 
wirkung von Sachverständigen der Landwirthschaft, des Handels, der Industrie und 


der Eisenbahn-Verwaltungen unterziehen zu lassen und dem Reichstage von dem 
Resultat dieser Untersuchung Mittheilung zu machen.“ 


Dem Antrage wurde auch stattgegeben. Im März des folgenden 
Jahres fanden im Reichskanzler-Amt eingehende Verhandlungen über 
die Differential - Frachtsätze statt. Das Resultat war, dass jeder Theil 
auf seiner Ansicht beharrte. 

In der Session von 1872 beschäftigte wieder der Einpfennig-Tarif 
die Aufmerksamkeit des Reichstages. Die Badische Eisenbahn-Verwal- 
tung wollte sich zu dessen Einführung nicht verstehen, weil sie finanzielle 
Nachtheile davon befürchtete. Dadurch fühlten sich die Württembergi- 
schen Industriellen beschwert, welche jährlich etwa 200,000 Gulden an 
Eisenbahnfracht für Kohlen mehr aufzuwenden hatten, als sie bei Ein- 
führung des Einpfennig-Tarifs zu zahlen gehabt hätten, Der Reichstag 
hielt die Beschwerde für begründet und beschloss auf den Bericht des 
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Petitions - Ausschusses (Nr. 100. der Drucks.; Sten. Ber. 187%. I. S. 
839. 1): 
„Die Petition dem Herrn Reichskanzler zur Berücksichtigung zu überweisen 
mit dem Ersuchen, dahin wirken zu wollen: 


1. dass die Bestimmungen der Reichsverfassung über die möglichste Gleichmässig- 
keit und Herabsetzung der Tarife, insbesondere für Steinkohlen, Koaks und 
ähnliche Rohmaterialien auch bei den süddeutschen Eisenbahnen durchgeführt 
werden; 

2. dass die Verwaltungen der im Königreich Bayern gelegenen Eisenbahnen sich 
bei Bemessung ihrer Tarife für den Verkehr mit den anderen Deutschen Staaten 
denselben Grundsätzen anschliessen.“ \ 


Einen sichtbaren Erfolg hatten die Beschlüsse des Reichstags bei 
der obersten Reichsbehörde nicht. Dagegen legte der Preussische 
Handels-Minister, welcher wiederholt von dem Hause der Abgeord- 
neten zu einer gesetzlichen Regelung der Kompetenz und Ressortver- 
hältnisse der Eisenbahn - Kommissariate aufgefordert worden war, dem 
Landtag am 10. Dezember 1872 den Entwurf eines Gesetzes über die 
Eisenbahn-Kommissariate vor (Nr. 61. der Drucks. der III. Session 
1872./73.). Schon bei der ersten Berathung zeigte es sich indess, dass 
das Abgeordnetenhaus wenig geneigt sei, dem Entwurf seine Zustimmung 
zu ertheilen, weil die Regelung der Angelegenheit Sache des Reichs sei 
und den Entschliessungen der Reichsbehörde durch ein selbstständiges 
Vorgehen der einzelnen Landes - Regierungen nicht vorgegriffen werden 
dürfe. Nicht ohne Einfluss blieben ferner zwei Petitionen des Vereins 
zur Wahrung der gemeinschaftlichen wirthschaftlichen Interessen für 
Rheinland und Westphalen und des Vereins der Privat-Eisenbahnen des 
Deutschen Reichs, in welcher geradezu gegen die Annahme des Gesetzes 
unter Hinweisung auf die alleinige Zuständigkeit des Reichs Verwahrung 
eingelegt wurde. Auch die Kommission, an welche das Abgeordneten- 
haus die Vorlage zur Berichterstattung überwiesen hatte, schloss sich 
dieser Auffassung im Wesentlichen an, und. stellte daher in ihrem am 
10. Mai 1872 festgestellten Bericht (Nr. 375. der Drucksachen) folgen- 
den Antrag: i 


„Das Haus der Abgeordneten wolle beschliessen: 


In Erwägung, dass nach Art. 4. Pos. 8. und Art. 41. bis 47. der Verfassung 
des Deutschen Reiches das Eisenbahnwesen der Beaufsichtigung Seitens des Reiches 
und der Gesetzgebung desselben unterliegt, — in fernerer Erwägung, dass es sich 
für die Landes-Gesetzgebung empfiehlt, die Ausführung dieser wichtigen Aufgabe 
der Reichs-Gesetzgebung abzuwarten, weil sie erst dann die Nothwendigkeit und 
die Grenzen ihres eigenen legislatorischen Vorgehens genau zu beurtheilen vermag, 
— in endlicher Erwägung, dass selbstständige Eisenbahn-Aufsichts-Behörden nur 
dann zweckentsprechend eingerichtet werden können, wenn zunächst die seither 
in der Zentral - Instanz verbundene Staats - Eisenbahn -Verwaltung und die Risen- 
bahn-Aufsicht getrennt und eine Reichs-Oberaufsichts-Instanz für das Eisenbahn- 
wesen gebildet wird — 

1. den Entwurf eines Gesetzes über die Eisenbahn - Kommissariate (No. 61. der 
Drucksachen) abzulehnen; 


2. die Königliche Staats-Regierung aufzufordern, mit ihrem ganzen Einflusse da- 
hin zu wirken, dass in Ausführung der oben genannten Artikel der Beichs- 
verfassung die Beaufsichtigung und Gesetzgebung über das Eisenbahnwesen 
Seitens des Reichs einheitlich geregelt werde, und dem Hause der Abgeordneten 
von dem Resultate der desfallsigen Schritte bei der Reichs-Regierung alsbald 
Kenntniss zu geben; 


3. die Petitionen J. II. 1952. und 1274. als durch die Beschlüsse zu 1. und 2. 
eventuell für erledigt zu erklären.“ 
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Der Antrag ist zwar nicht mehr zum Beschluss erhoben worden, weil 
der Schluss des Landtages schon am 20. Mai erfolgte, es war jedoch 
mehr als wahrscheinlich, dass das Haus der Abgeordneten ihn angenom- 
men haben würde. 


Wenn. schon das Vorgehen der Preussischen Regierung die Unzu- 
träglichkeiten bloss gelegt hatte, welche die Nichtausführung der Be- 
stimmungen der Reichsverfassung über das Eisenbahnwesen auf die Dauer 
mit sich bringen musste, so wurde durch das Verhalten des Preussischen 
Abgeordnetenhauses. es mehr oder weniger zu einer Ehrensache für den 
Reichstag, an seinem Theil wenigstens zur Ausführung des Abschnit- 
tes VII. der Verfassung so viel als möglich beizutragen. Auch der bedeu- 
tende Eindruck, welchen der Abg. Lasker durch seine Enthüllungen 
über das Gründerthum im Eisenbahnwesen und über das Verfahren bei 
Ertheilung der Konzessionen°) in den weitesten Kreisen hervorgebracht 
hatte, konnte nicht ohne Rückwirkung auf die Entschliessungen des 
Reichstags bleiben. So viel stand daher von Anfang an bei der Mehr- 
heit der Abgeordneten fest: die letzte Session der ersten Legislatur- 
Periode des Reichstages durfte nicht vorübergehen, ohne dass die An- 
gelegenheit nach der einen oder der anderen Richtung ihre Klärung ge- 
funden hatte. 

Nachdem der Weg der Resolution sich als unzureichend erwiesen 
hatte, blieb nichts übrig, als von dem Recht der Initiative bei der Ge- 
setzgebung auf Grund des Art. 23. der Verfassung Gebrauch zu machen. 
Das Recht der Initiative gehört zu den am schwersten auszuübenden 
Rechten der Volksvertretung. Selten sieht sich em Parlament in den 
Stand gesetzt, das Material für ein Gesetz so zu beherrschen, wie es die 
schwierige Aufgabe des Gesetzgebers erfordert. Dazu kam, dass im 
vorliegenden Fall die Haltung, welche der Reichstag zu der Behandlung 
der Frage eingenommen hatte, keine gleichmässige geblieben war. Man 
hatte bald bloss reglementarische Festsetzungen, bald ein Gesetz, bald 
eine Zentralbehörde gefordert. Die erste Frage, welche sich aufdrängte, 
war daher die: Reichs - Eisenbahn - Gesetz oder Reichs-Eisenbahn- Amt. 
Die Entscheidung konnte nicht schwer fallen. Denn waren, wie die Er- 
fahrung gezeigt hatte, Reichskanzler-Amt' und Bundesrath nicht im Stande 
gewesen, ein Eisenbahn-Gesetz zu schaffen, so war der Reichstag noch 
weniger hierzu im Stande. Eine zweite Frage war: sollte dem Reichs- 
Eisenbahn-Amte auch die Ertheilung von Konzessionen übertragen wer- 
den. Die Frage war sehr zweifelhafter Natur wegen der im Art. 4. 
Nr. 8. enthaltenen Beschränkung. Man entschied sich daher dahin, die 
Ertheilung von Konzessionen dem Reichs-Eisenbahn-Amte nicht ausdrück- 
lich zu übertragen. Eine dritte Frage betraf den der neu zu schaffen- 
den Behörde zu überweisenden Wirkungskreis.. Man konnte hier nicht 
vermeiden, ganz bestimmte Befugnisse im Entwurf aufzuführen. Den 
voraussichtlich nicht ausbleibenden Bedenken über die Kompetenz suchte 
man dadurch zu begeenen, dass man das Reichs-Eisenbahn-Amt als das 
Organ des verantwortlichen Reichskanzlers bezeichnete und seine Wirk- 
samkeit ausdrücklich auf die Ausführung der durch die Verfassung dem 
Reiche überwiesenen Befugnisse begrenzte. Durch diese Vorsichtsmass- 


8) Vgl. den besonderen Ausdruck der stenogr. Berichte über die Beichstags- 
Sitzung v.4. April 1873. über die Interpellation Lasker u. Genossen. Berlin, Kortkampf. 
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regeln hielt man den Entwurf gegen alle denkbaren Angriffe für 'genü- 
gend gewappnet. | ee 
Der Antrag war aus freien Berathungen aller Fraktionen des Reichs- 

tags hervorgegangen und alsbald von 130 Mitgliedern unterzeichnet 
worden. Nur das Zentrum hatte eine Einladung zu den Vorberathungen 
nicht erhalten und die Badischen Abgeordneten hatten sich freiwillig 
nicht daran betheiligt. Motive waren nicht ausgearbeitet worden und 
ein Kommissionsbericht wurde nicht erstattet, weil die Berathung im 
Plenum des Reichstages erfolgte. Am 26. April wurde der Antrag von 
dem Abg. Elben eingebracht (Nr. 62. der Drucks.). In’ der Sitzung 
vom 17. Mai 1873. fand die erste Berathung statt (Sten. Ber. 'S. 706. ff.). 
' Der Entwurf lautete in seiner ursprünglichen Fassung wie folgt: 
| $. 1. Zur Ausübung der dem Deutschen Reiche in Bezug auf das Eisenbahn- 
wesen zustehenden Befugnisse wird eine Zentral-Behörde errichtet, welche die Be- 
nennung ‚„Reichs-Eisenbahn-Amt“ erhält. ; | N 
Das Reichs-Eisenbahn-Amt hat seinen Sitz in Berlin und’ besteht aus einem 
Präsidenten und der erforderlichen Anzahl von Räthen. d} 

$: 2. Der Präsident und die Mitglieder des Reichs-Risenbahn-Amtes werden 
vom Kaiser, die erforderlichen Subaltern- und Unter-Beamten vom Reichskanzler 
ernannt. N 

$+ 3. Das Reichs-Eisenbahn-Amt führt seine Geschäfte unter Verantwortlich- 
keit und nach den Anweisungen des Reichskanzlers. N? 

Dasselbe ist berechtigt, innerhalb der durch die Verfassung bestimmten Zu- 
ständigkeit des Reichs über alle Einrichtungen und Massregeln von den betreffenden 
Verwaltungen Auskunft zu fordern, sich auch jederzeit durch persönliche Kenntniss- 
nahme zu informiren. Hs erlässt zu diesem Behufe die erforderlichen Anordnungen 
und entscheidet über die eingehenden Beschwerden, | 

Bis zum Erlass eines Reichs-Eisenbahn-Gesetzes stehen dem Reichs-Eisenbahn- 
Amt gegen die Privat-Eisenbahnen zur Durchführung der erlassenen Verfügungen 
alle den Aufsichtsbehörden der betreffenden Bundesstaaten beigelesten Befugnisse 
zu. Staats - Eisenbahn - Verwaltungen sind nöthieenfalls zur Befolgune der. ge- 
troffenen Anordnungen in verfassungsmässigem Wege (Art. 7.No.3.; Art. 17. und 19. 
der Reichsverfassung) anzuhalten. | us 

$- 4 An geeigneten Orten können Reichs-Eisenbahn-Kommissarien: bestellt 
werden. Dieselben werden vom Kaiser ernannt und vom. Reichs-Eisenbahn-Amt 
mit Vollmacht und Instruktion versehen. 


$: 5. Die Vorschriften des 8. 25. des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhält- 
nisse der Reichsbeamten, vom 31. März 1873. finden auf den Prasidenten und die 
Abtheilungschefs des Reichs-Eisenbahn-Amtes gleichfalls Anwendung. a: 


Der Entwurf fand in der Fassung, welche er erhalten hatte, wenie 
Beifall im Reichstag, und es war allerdings nicht zu leugnen, ‚dass bei 
der Redaktion desselben nicht mit dem nöthigen technischen Geschick 
verfahren war. Während vier Paragraphen sich damit beschäftigten, den 
Namen, den Sitz, das Personal der neuen Behörde festzustellen, waren die 
eigentlichen Befugnisse derselben in wenig übersichtlicher Weise in dem 
einzigen $. 3. zusammen gefasst. Auch eine wohlwollende Kritik musste 
im Zweifel darüber bleiben, ob in dem Reichs-Eisenbahn-Amt eine Ver- 
waltungs-Behörde, eine Aufsichts-Behörde, oder eine Beschwerde-Instanz 
geschaffen werdeu sollte. Die Hinweisung auf die Vorschriften der Ver- 
fassung konnten über diesen Zweifel nicht hinweg helfen. Die absolute 
Unterordnung unter den Reichskanzler liess die nöthige Selbständiekeit 
bei der Entscheidung über Beschwerden vermissen und gab dadurch zu 
der Besorgniss Anlass, dass bei Handhabung der Oberaufsicht über die 
Reichs-Eisenbahnen der Reichskanzler schliesslich ebenfalls Kläger und 
Richter in einer Person werden sollte. Und doch war eg gerade dieses 
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Missverhältniss, welches die Stellung des Preussischen Handels-Ministers 
im Eisenbahnwesen so vielfachen Angriffen ausgesetzt hatte. Es war die 
Aufgabe der zweiten Lesung (Sten. Ber. S. 866.—891.; 893.—907.) und 
der dritten Lesung (Sten. Ber. S. 1120.—1132.; 1136.—1147.), diese 
Zweifel zu beseitigen und der Fassung des Entwurfs diejenige Klarheit 
zu geben, welche eine Unterscheidung der einzelnen Befugnisse des Reichs- 
Eisenbahn-Amtes gestattete. Nach einer sehr umfangreichen Debatte ist 
diese Aufgabe glücklich gelöst werden. 

Soweit die hervorgetretenen Bedenken in Erwägungen de lege ferenda 
ihren Grund hatten, bedürfen sie hier keiner eingehenderen Erörterung. 
Dahin gehört der Einwand des Abg. Mohl, dass ein Bedürfniss für das 
Gesetz nicht vorliege. Wie der Reichskanzler über die Bedürfnissfrage 
dachte, wurde bereits oben hervorgehoben. Reichstag und Bundesrath 
haben dessen Zeugniss als beweisend anerkannt, indem beide dem Ge- 
setz ihre Zustimmung ertheilt haben. Das dürfte für den vorliegenden 
Zweck genügen. Nicht darauf kam es an, dass einem etwaigen Mangel 
an technischen Kräften im Reichskanzler-Amt durch Heranziehung weiterer 
Beamten begegnet werden könne, sondern darin lag die Spitze der Be- 
weisführung des Reichskanzlers, dass beim Mangel einer technisch ge- 
schulten Oberleitung im Reichskanzler-Amt die technischen Kräfte desselben 
unter allen Umständen zur Erfüllung ihrer Aufgabe nicht im Stand sein 
würden. Auch das Bedenken des Abg. Eckard, dass die Befugnisse des 
Reichs-Eisenbahn-Amtes erst durch ein Reichs-Eisenbahn-Gesetz festgestellt 
werden müssten, ist hierher zu rechnen. Es hat durch den Hinweis auf 
die Thatsache seine Erledigung gefunden, dass die Bestimmungen der 
Verfassung und der beiden Reglements bereits ausreichende Grundlagen 
für die einstweilige Amtsführung des Reichs-Eisenbahn-Amtes abgeben 
dürften und dass ein Gesetz von so vorwiegend technischem Gepräge nur 
durch eine technische Behörde seine Vorbereitung finden könne. Endlich 
sind hierher zu zählen die unvermeidlichen Kompetenz-Bedenken des 
Abg. Windthorst (Meppen), welche diesmal in der Richtung sich zur 
Geltung brachten, dass dem Reich eine Exekutive aus sich heraus und 
mit Umgehung der einzelnen Bundesregierungen verfassungsmässig nicht 
zustehe. Die Verfassung hat jedoch über die Exekutive des Reichs nur 
die Vorschrift des Art. 19. getroffen, wonach die Exekution gegen eine 
Bundesregierung nur vom Bundesrath beschlossen werden kann, und diese 
Vorschrift hat das Gesetz ganz unverändert gelassen. 

Von wesentlichem Einfluss auf die Fassung des Gesetzes sind schliess- 
lich nur zwei Anträge geblieben. Der eine Antrag, vom Abg. Eckard 
im Interesse der Badischen Eisenbahnen eingebracht, betraf die Stellung 
des Reichs-Eisenbahn-Amtes und seines Chefs, des Reichskanzlers, zu der 
Verwaltung der Reichs-Eisenbahnen. Dem Bedenken, dass hierbei den 
Reichs-Eisenbahnen gegenüber die nöthige Kontrole mangeln werde, ist 
durch die Bestimmungen im 8. 2. Al. 3. und in S. 5. Ziffer 3. begegnet 
worden. Der andere Antrag bezog sich auf die Unabhängigkeit des 
Reichs-Eisenbahn-Amtes in seiner Eigenschaft als Beschwerde -Instanz. 
Er hat durch das Amendement des Abg Schwarze, welches für die 
Prüfung von Beschwerden gegen die eigenen Verfügungen des Reichs- 
Eisenbahn-Amtes die Mitwirkung von richterlichen Mitgliedern vorschreibt 
(8. 5. Al. 4.) seinen Austrag gefunden. Die sonstigen Bedenken ver- 
schwanden zum erössten Theil, nachdem durch den Abg. Lasker nach 
Schluss der zweiten Berathung dem Entwurf eine wesentlich verbesserte 
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Fassung gegeben worden war (Nr. 175. der Drucks.). Die Bestimmungen 
über die äussere Einrichtung der Behörde, mit welcher sich die SS. 1. 2.4. 
und 5. des ursprünglichen Entwurfs beschäftigt hatten, waren darin.in 
die beiden ersten . Paragraphen zusammengefasst worden, während der 
Inhalt des 8. 3. in den $$. 4. und 5. eine Erweiterung erfahren hatte, 
welche die Auseinanderhaltung der Befugnisse der neuen Behörde und 
des Verfahrens bei der Geltendmachung dieser Befugnisse klar erkennen 
liess. Eines besonderen Abdruckes der Nr. 175. der Drucks. wird es 
hier nicht bedürfen, da dieselbe in allen wesentlichen Punkten die Grund- 
lage des späteren Gesetzes geblieben ist. 


Gesetz, betreffend die Errichtung eines Reichs- Eisenbahn - Amtes. 
Vom 2%. Juni 1873. (R.-6.-Bl. 8. 164.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen etc.. etc. 


verordnen u s. w. was folgt: 


8, 1. Unter dem Namen „Reichs-Eisenbahn-Amt‘“ wird eine ständige 
Zentral-Behörde eingerichtet, welche aus einem Vorsitzenden und der er- 
forderlichen Zahl von Räthen besteht und ihren Sitz in Berlin hat. 

Auch können nach Massgabe des Bedürfnisses Reichs- Eisenbahn-Kom- 
missare bestellt werden, welche vom Reichs- Pisenbahn- Amt ihre Instruktionen 


empfangen. 

1. Auf den Antrag des Abe. Dernburg war bei der zweiten Berathung ein Zusatz 
zu 8. 1. beschlossen worden, welcher im Wesentlichen dahin lautete: „das Reichs- 
Eisenbahn- Amt ist eine ständige und kollegiale Behörde“. Das Prädikat 
„kollegial“ sollte nach der Absicht des Antragstellers dem Reichs-Eisenbahn -Amt 
seine Selbstständigkeit gegenüber dem Reichskanzler bei der Entscheidung über 
eingegangene Beschwerden sichern. Diese Fassung war jedoch unzureichend und 
überdiess nicht einmal richtig, denn soweit es sich um die Entscheidung von Be- 
schwerden handelte, sollte das Reichs-Eisenbahn-Amt nach dem ursprünglichen Ent- 
wurf dem Reichskanzler ebenfalls untergeordnet, also keine kollegiale Behörde sein. 
Der Ausdruck wurde deshalb bei der zweiten Redaktion an dieser Stelle gestrichen. 
Er fand dagegen an seinem richtigen Platz, nämlich im $. 5. Nr. 4. Aufnahme. 


2, Die Reichs-Eisenbahn-Kommissare sollten nach der auch in der zweiten Re- 
daktion beibehaltenen Fassung „an geeigneten Orten“ bestellt werden. Auf den Antrag 
des Abg. Braun (Gera) ist statt dessen beschlossen worden „nach Massgabe 
des Bedürfnisses“. Diese Aenderung hat nur eine redaktionelle Bedeutung, indem 
dammach die Prüfung der Bedürnissfrage in der Reihenfolge vorgenommen werden soll, 
zunächst ob überhaupt, und dann erst wo ein. Bedürfniss zur Bestellung eines Reichs- 
Bisenbahn-Kommissars anzuerkennen sei. 

8. Die Aufgabe der Reichs-Eisenbahn-Kommissare besteht in der spe- 
ziellen Ueberwachung der Geschäftsführung einzelner besonders umfangreicher Eisen- 
bahn-Verwaltungen. Sie sind Spezial-Kommissare des Reichs-Eisenbahn-Amtes, durch 
welche dieses von den bestehenden Verhältnissen sich die nöthige Kenntniss ver- 
schafft, wenn diese sich auf Grund des aktenmässigen Materials nicht gewinnen lassen 

sollte. Ihr Auftrag wird regelmässig nur ein vorübergehender sein, so dass sie also 
bald bei dieser, bald bei jener Eisenbahn-Verwaltung in T'hätigkeit treten können. 
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$- 2, Der Vorsitzende und die Mitglieder des Reichs-Eisenbahn- 
Amtes, sowre die Reichs- Eisenbahm- Kommissare werden vom Kaiser, die 
Subaltern- und Unter-Beamten werden vom Reichskanzler ernannt. 

Auf den Vorsitzenden finden die Vorschriften des $. 25. des Gesetzes, 
betreffend die Rechtsverhältnisse der Reichs- Beamten, vom 31. März 1873. 
Anwendung. 

Personen, welche bei der Verwaltung einer Deutschen Pisenbahn be- 
theiligt sind, können keinerlei Thätigkeit bei dem Reichs- Eisenbahn- Amt oder 
als _Reichs- Kisenbahn- Kommissar ausüben. 


1. Ein Antrag des Abg. Freiherrn v. -Lo&, die Mitglieder des Reichs-Eisenbahn- 
Amtes „auf den Vorschlag des Bundesrathes“ vom Kaiser ernennen zu lassen, 
wurde abgelehnt. 


2. Nach $. 25. des Reichs-Beamten-Gesetzes können bestimmte namhaft ee- 
machte Beamte durch Kaiserliche Verfügung jederzeit mit Gewährung des gesetzlichen 
Wartegeldes in den Ruhestand versetzt werden. Es entspricht durchaus der verant- 
wortlichen Stellung des Vorsitzenden des Reichs-Eisenbahn- Amtes, wenn derselbe 
diesen Beamten angereiht worden ist. 


3. Das dritte Alinea des $. 2. ist aus einem Antrag des Abe. Eckard hervor- 
gegangen und lautete ursprünglich: „Personen, welche bei der Verwaltung von 
Reichs-Eisenbahnen beschäftigt sind, können keinerlei Thätigkeit bei dem Reichs- 
Eisenbabn-Amt ausüben“. Die veränderte Fassung, in welcher der Antrag zum Be- 
schluss erhoben wurde, beruht auf einem Amendement des Abg. Hammacher. Es 
ist dadurch nicht bloss dem Misstrauen gegen die Mitglieder der Reichs-Eisenbahn- 
Verwaltung die Spitze abgebrochen, sondern es hat die Bestimmung auch insofern 
eine Verschärfung erfahren, als jetzt nicht bloss die Beschäftigung, sondern auch die 
Betheiligung bei einer Deutschen Eisenbahn die Thätigkeit im Reichs-Eisenbahn-” 
Amt ausschliesst. Als betheiligt sind nämlich auch die Mitglieder des Aufsichtsrathes 
einer Privat-Eisenbahn anzusehen. 


$. 3. Vorbehaltlich der Bestimmung im $.5. Nr. 4. führt das Reichs- 
Eisenbahn- Amt seine Geschäfte unter Verantwortlichkeit und nach den 
Anweisungen des Reichskanzlers. 


‚1. Das Al. 1. des $. 3. lautete in seiner ursprünglichen Fassung: „Das Reichs- 
Eisenbahn-Amt führt seine Geschäfte unter Verantwortlichkeit und nach den An- 
weisungen des Reichskanzlers.“ Die hierdurch ausgesprochene unbedingte Abhängig- 
keit der Behörde, selbst bei Entscheidung von Beschwerden, begegnete in der Debatte 
vielseitigen Widerspruch. Durch die Hinweisung auf die im 8.5. Nr. 4. statuirte Aus- 
nahme sind diese Bedenken gehoben worden. 


2, Eine noch weiter gehende Beschränkung der Stellung des Reichskanzlers war 
von den Abg. Dernburg und Freiherrn v. Lo& beantragt worden. Der Antrag des 
Ersteren ging dahin, das Al. 1. des $. 3. zwar bestehen zu lassen, dagegen in einem 
$. 3a. zu bestimmen: 


„Der Geschäftsgang bei dem Reichs-Eisenbahn-Amt wird durch ein Regulativ 
geordnet, welches auf Vorschlag des Reichskanzlers von dem Bundesrath fest- 
zustellen ist. 

In dem Geschäfts-Regulativ sind namentlich die Befugnisse des Präsidenten fest- 
zustellen, sowie die zur Abfassung eines gültigen Beschlusses gehörige Anzahl von 
Räthen.“ 

Einen noch grösseren Einfluss wollte der Antrag des Abg. Freiherrn v. Loö dem 
Bundesrath auf Kosten des Reichskanzlers einräumen. Danach sollte nämlich das 
Al. 1. des $. 3. gestrichen werden und statt dessen der &. 3. lauten: 

„Der Geschäftsgang bei dem Reichs-Eisenbahn-Amt wird durch ein Regulativ 
geordnet, welches auf Vorschlag des Reichskanzlers von dem Bundesrath fest- 
zustellen ist,“ 


Beide Anträge wurden abgelehnt. Doch haben dieselben bei 8. 5. Nr. 4. Berück- 
siehtigung gefunden. 
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Bruni - 2 -»Das ;Revehs - Fisenbalini- Ant hatır innerhalb der dyrch die Ver- 
fässung - bestimmten : Zuständigkeit .deso Rachsa\ wo \ ui Sb on 
1. das: Aufsichtsrecht übers \daso.Bisenibahnwesen: auahnzumehmen; 

Bu für » die „Ausführung sder\ins ders Reichsnörfassung \senthaltenen Bestim- 
UN? mungen „\sowie..densonstigen\aufi das, Kisenbahmsesonsberüglichen Ge- 

setze und verfassungsmässigen Vorschriften Sorge zu tragen; 
su Abstellung der, in Hinsicht auf. das Eisenbahmeesen hervortretenden 
ho ‚Mängel, und Missstände hanzanorrken NT sshsioh ori 

Dasselbe xst berechtigt, innerhalb säner Auständegkei\näber alle Kinrich- 
ungen. und, Meassregeln von \den, Wisenbahm- Kenweltungen Auskunft zu eıfordern 
dor! nach” Befinden diereh persöhliche” Köhntinssnähme‘ sich zu unterrichten 
und, häermach, das, Erforderliche zu, voramlassefe iniost. zb 
nsıloln! Bei der zweitenBerathun® war voniden Gegnermlıdes: Gesetzes wiederholt der 
„Vorwurf erhoben worden] 'es'werdd dureh'die Bestimmungen des Entwurfs dem Reichs- 
Hisenbahn: Amt die: /‚Diktatlurf‘über'»dag gesamnite »Bikenbalnmwesen übertragen. Um 
diesem Einwand zu begegnen, beschränkt der.Eingangwdes $. 4. die dem Reichs- 
Bisenbahn-Amtzugewiesene, Thätigkeit auf, die, ;durch die Verfassung bestimmte Zu- 
ständigskeit, des Beichs, : Ks,entspricht ‚dies einem Antrag des Abg. Braun (Gera). 


sig) Tnnerhalb dieser! Grenze "hat’'dag' Reichs-Risenbahn-Amt zunächst das Auf- 
sichterecht' über ’das Eisenbähnwesen "wahrzunehmen, d.h. den Zustand und die 
Deistungen der Bisenbahn- Verwaltungen‘ zu 'überwälchen und zu verfolgen. Daneben 
liest! idem “Reichs! Eisenbahn- Amt’ ob," für "die Adasführung der verfassungs- 
mässigen'V orschri ften "und "der’Reslements Sorge zu tragen und insoweit die 
„Innehältung® dieser: Vorschriften von’ den’ Stasts- und Privat - Eisenbabn - Verwaltungen 
gu verlangen.’ Sind’ diese "Anordnungen" mangelhaft befolgt worden, so hat dasselbe 
die Kervortretenden Mängel und’ Missstände abstellen zu lassen. Der Befugniss des 
Bundesrathes, über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichsgesetze hervor- 
treten, zu beschliessen, geschieht durch diese Bestimmung kein Abbruch, da beide 
„Fiünktionen |;auf Bänz \ verschiedenen; Voraussetzungen beruhen. Wenn daneben dem 
Reichs-Eisenbahn-Amt, noch die Befugniss gewahrt ist, über die Einrichtungen der 
(Wigenbähn-Verwaltungen‘ dureh’ persönliche Kenntnissnahme sich zu unterrichten, so 
hat dieses Recht neben der Einrichtung von Eisenbahn-Kommissariaten keineswegs 
seine Bedentung verloren. Ein richtiges Eingreifen einer Zentralbehörde kann es unter 
"Umständen sehr wohl‘ erförderlich machen, dass die Mitglieder dieser Behörde sich 
‘selbst von’ den ‚bestehenden Einrichtungen überzeugen, um über deren Werth oder Un- 
 werth, ‚ein sicheres "Ürtheil zu gewinnen. 

sn AB Von ‚dentAbg: Loewe und Sombart war beantragt worden, dem $. 4. 
folgenden Zusatz hinzuzufügen: 


ayr „bis,zuer.Erxichtung eines Reichs-Gesundheits-Amts übt das Reichs-Risenbahn-Amt 


;5 die, V eterinär-Polizei auf den Eisenbahnen aus.“ 

sociDer Antrag wurde abgelehnt und bei der dritten Lesung nicht aufs Neue ein- 
gebracht, weil, wie der Antragsteller hervorhob, von der Mehrheit des Reichstags es 
„als' selbstverständlich angesehen werde, dass das Reichs-Eisenbahn-Amt die dem 
Reich durch Art. 4. Nr. 15. überwiesene Beaufsichtigung der Veterinär-Polizei aus- 
zuüben habe und zwar nicht bloss gegenüber der Rinderpest, sondern gegenüber allen 
Viehseuchen, welche durch den Transport der erkrankten T'hiere in Eisenbahnwagen 
eine Weiterverbreitung erfahren können. 


&,5. Bis zum Erlass eines Reichs- Bisenbahn- Gesetzes gelten folgende 
Vorschriften: 

1. In Bezug auf die Privat- Eisenbahmen stehen dem Reichs- Eisenbahn- Amte 

zur Durchführung seiner Verfügungen dieselben Befugnisse zu, welche 

den Aufsichtsbehörden der betreffenden Bundesstaaten beigelegt sind. 


Werden zu diesem Zwecke Zwangsmassregeln erforderlich, so sind dıe 
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Eisenbahn-Aufsichtsbeh önden der einzelnen‘ "Bundesstaäiten gehalten,‘ den 
ÄONSTLOVISU BVUAN3IalalL 19H B- 97 36H WMRNIA9D Su ‚Sdldars) 
deshalb ‚an, sie exgehenden,Requisitionen, zu, entsprechen. ob wunlonsil 


2. Stoats-Kisgnbalhn-Vorältungen sönd. nötigenfalls sun Mefültung. der 
ihnen oblieienülen Verpflichtungen im verfassungsmässigen Wege ( Art.'7 
Nr. 3., Art 17. nd, Art! 19, der Reichsverfassung) anzuhalten., 

3. Den Reichs® Biscnbälinen gegeniiber "Wird ‚der Reichshanzter ‚die, Vor, 
fügungen des ‚Reichs- Eisenbahm- Amtes; zum, Vollzuge ‚bringen... 

4. Wird gegen 'Eihk Jon ‚dem, Reichs: Eisenbahn- Amte, vorftigte, Massegel 
Gegenvorstellung: erhoben auf Grund, dem «Behauptung, dass’ jene »Mass- 
regel in den Gesetzen’ untl! mechtstfältigen Vorschriften nichb ‚begründet 
sei, so hat das durch Zuziehung ‚von ri chterlichen Beamten zu ver- 
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Gegeben etc. rain rolsundedsisht nah ind 


1. Der 8. 5. regelt die dem Reichs-Risenbahn-Amt zustehenden exekutiven 
Befugnisse und entspricht insofern dem Inhalt des Al. 3. des $. 3. des ursprüng- 
lichen Entwurfs. Eine definitive Regelung soll hierbei indess nicht eintreten. Viel- 
mehr sollen alle hier getroffenen Anordnungen nur vorläufige sein und von dem Inhalt 
des zu erlassenden Reichs-Eisenbahn- Gesetzes ihre definitive Bestätigung 
erhalten. 


2, Den Privat-Eisenbahnen gegenüber stehen dem Reichs-Eisenbahn-Am 
dieselben Befugnisse zu, welche den Aufsichtsbehörden der betreffenden Bundesstaaten 
beigelegt sind. Diese Bestimmung ist in mehrfacher Beziehung lückenhaft. Insoweit 
es sich um die Exekution handelt, findet sie ihre Erläuterung in dem folgenden Satz, 
wonach die Aufsichtsbehörden gehalten sind, den zum Zweck der Exekution an sie 
ergehenden Requisitionen des Reichs-Eisenbahn-Amtes zu entsprechen. Im Uebrigen 
aber bleiben in Betreff der Kompetenz noch mehrfache Zweifel übrig. Es fragt sich 
nämlich, ob das Reichs-Eisenbahn-Amt auch befugt ist, Anordnungeu der Aufsichts- 
behörden abzuändern. Dem Wortlaut nach ist dies nicht anzunehmen, der Stellung 
des Reichs-Eisenbahn- Amtes als oberster Aufsichtsbehörde in Eisenbahn-Angelegen- 
heiten würde es allerdings entsprechen. Dasselbe gilt von der Frage, ob es den 
Privat-Eisenbahn-Verwaltungen gestattet ist, gegen Verfügungen der Aufsichtsbehörden 
beim Reichs-Eisenbahn-Amt Beschwerde zu führen. Auch hier steht der Wortlaut 
des Gesetzes mit dem Geist desselben in Widerspruch. Wir sind geneigt, beide 
Fragen zu bejahen. Es wird jedoch wünschenswerth sein, dass das Reichs-Eisenbahn- 
Gesetz hierüber klare Bestimmungen trifft. 


3, Den Staats-Eisenbahnen gegenüber kann nach Art. 19. der Verfassung 
die Exekution nur auf Grund eines Beschlusses des Bundesrathes erfolgen. Der Bun- 
desrath kann die Exekution beschliessen, er kann sie aber auch ablehnen, wenn bei- 
spielsweise das Reichs-Eisenbahn-Amt eine Verfügung erlassen hat, die nur auf ge- 
setzgeberischem Wege hätte angeordnet werden können. Die Entscheidung hierüber 
gehört dem Gebiet der staatsrechtlich politischen Erwägungen an. 


4, Die Beschwerden gegen die Verfügungen des Reichs-Eisenbahn-Amtes sind 
sämmtlich bei diesem selbst anzubringen, mag es sich um eine Verfügung gegen eine 
Privat-Risenbahn, oder um eine solche gegen eine Staats-Eisenbahn handeln. Mit 
Rücksicht hierauf ist auf den Antrag des Abg. Wilmans beschlossen worden, den 
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Ausdruck „Beschwerde“ mit dem technisch richtigeren „Gegenvorstellung“ zu ver- 
tauschen. Im Uebrigen hat, wie bereits in der Einleitung hervorgehoben wurde, die 
Regelung der Entscheidung über die etwaigen Beschwerden zu den mannichfachsten 
Anfechtungen im Reichstag Anlass gegeben. Der Grund lag zunächst darin, dass das 
Reichs-Eisenbahn-Amt nach den Anordnungen des Reichskanzlers seine Entscheidungen 
treffen sollte. Als diese Bestimmung durch den Beschluss zu &. 3. beseitigt worden 
war, wurde geltend gemacht, dass auch hierdurch keine genügende Garantie für die 
Unparteilichkeit des Reichs- Eisenbahn - Amtes gegeben sei, weil dasselbe als Be- 
schwerde-Instanz aus denselben Elementen bestehe. Vom Abg. Eckard war daher 
beantragt worden, dem $. 3. Folgendes als $. 3a. hinzuzufügen: 


„Bis zum Erlass eines Reichs-Eisenbahn-Gesetzes steht den einzelnen Bundes- 
staaten Namens der Staats-Risenbahnen und Namens der Privat-Eisenbahnen, die in 
dem betreffenden Staatsgebiet belegen sind, ein Beschwerderecht gegen die Ent- 
scheidungen des Reichs-Risenbahn-Amtes an den Bundesrath zu.“ 


Bei der dritten Berathung kam der Abg. Mohl nochmals mit folgendem Antrag 
auf diesen Gedanken zurück: 


„Von den Anordnungen, wie sie in Folge der vorstehenden Bestimmungen ge- 
troffen werden, steht den Regierungen der betreffenden Deutschen Staaten die 
Berufung an den Bundesrath binnen einer Frist von zwei Monaten zu. Diese 
Berufung hat einen Suspensiv-Pffekt nur dann nicht, wenn es sich in dringenden 
Fällen von der Sicherheit des Betriebes oder militairischer Operationen handelt, 
worüber das Reichskanzler-Amt entscheidet.“ 


Einen anderen Ausweg beantragte endlich der Abg. Freiherr v. Roggenbach, 
indem er ein Austrägal-Verfahren vorschlug: 


„Wird gegen die von dem Reichs-Eisenbahn- Amt verfügte Massregel Beschwerde 
erhoben, mit der Angabe, dass dieselbe in den Gesetzen nicht begründet sei, so 
hat der Reichskanzler über die Beschwerde eine Entscheidung durch die Staats- 
Aufsichts-Behörde eines unbetheiligten Einzelstaate% herbeizuführen “ 


Alle diese Anträge und vor Allen der des Abe. v. Roggenbach, begegneten jedoch 
nicht weniger lebhaftem Widerspruch. Da trat endlich der Präsident des Reichs- 
kanzler-Amtes vermittelnd ein, indem er in Vorschlag brachte, die Mitglieder des 
Reichs-Eisenbahn-Amtes für den Fall der Entscheidung über eine Beschwerde durch 
neu hinzutretende richterliche Mitglieder zu verstärken. Dieser Vorschlag wurde 
vom Abg. Schwarze als Antrag aufgenommen und fand sodann fast einstimmige 
Annahme. N 


3. Das Verfahren beim Reichs-Eisenbahn-Amt als Beschwerde-Instanz soll durch 
ein vom Bundesrath zu erlassendes Regulativ geregelt werden. Dies ist inzwischen 
geschehen. Wir fügen das Regulativ in der Anlage bei. 


6, Vom Abg. Blum war beantragt worden, am Schluss des Gesetz-Entwurfs 
folgenden Schlussparagraphen anzufügen: 


„Bei Beschwerden gegen Eisenbahn-Verwaltungen auf Grund der Reichs- 
verfassung oder sonstiger Gesetze und Vorschriften des Reiches dürfen diese Be- 
stimmungen nur insoweit in Anwendung kommen, als auch der Beschwerdeführer 
oder Verletzte den gleichen Bestimmungen unterworfen ist.“ 


Der Antragsteller hatte hierbei die Ausnahmestellung im Auge, welche Bayern 
in Bezug auf das Eisenbahnwesen eingeräumt ist. Seine Absicht ging demnach dahin, 
dass aus den Vorschriften des Gesetzes nur insoweit Rechte sollten hergeleitet 
werden können, als diesen Rechten auch entsprechende Pflichten gegenüber stehen. 
Der Antrag wurde zurückgezogen, als der Präsident des Reichskanzler- Amtes 
erklärte, dass sich die vorgeschlagene Bestimmung von selbst verstehe. 


.1-7. Gesetz wegen Eıirichtung eines Reichs-Eisenbahn- Amtes. 919 
oO fe) 


Anlage. 


Bekanntmachnng des Reichskanzlers vom 5. Januar 18%74., betreffend 
das Regulativ zur Ordnung des Geschäftsganges bei dem durch 
Richter verstärkten Beichs-Eisenbahn-Amte. (Zentr.-Bl. f.d. Deutsche 
Reich 1874. 8. 27.) 


In Ausführung des $. 5. Ziffer 4. des Gesetzes, betreffend die Errichtung 
eines Reichs - Eisenbahn - Re vom 27. Juni 1873. (Reichs - Gesetz - Blatt 
Seite 164. folgde.) hat der Bundesrath das nachfolgende „Regulativ zur Ord- 
nung des Geschäftsganges bei dem durch Richter verstärkten Reichs -Eisen- 
bahn-Amte“ erlassen: 


$- 1. Wird gegen eine vom Reichs-Eisenbahn-Amte verfügte Massregel 
Gegenvorstellung erhoben auf Grund der Behauptung, dass jene "Massregel in 
ss Gesetzen oder rechtsgültigen Vorschriiten nicht begründet sei, so uber 
weist der Reichskanzler ER Sache dem durch zwei riehterliche Beamte Ver- 
stärkten Reichs-Eisenbahn-Amte. 


$. 2. Ergiebt sich bei der vom Präsidenten vorzunehmenden Prüfung der 
angebrachten Gegenvorstellung, dass zur Klarstellung des Sachverhältnisses 
zuvörderst thatsächliche Erhebungen erforderlich seien, so werden diese vom 
Präsidenten angeordnet. 


$. 3. Sind die nach $. 2. angeordneten Erhebungen erfolgt, oder hat der 
Präsident weitere Erhebungen nicht für nöthig erachtet, so wird die Sache 
zur kollegialen Berathung und Beschlussfassung. gebracht. 

Zu diesem Ende ernennt der Präsident einen ersten und einen zweiten 
Berichterstatter. 

Einer dieser Berichterstatter muss aus den zugezogenen richterlichen 
Beamten gewählt werden. 


» 

$. 4. Nach Eingang der schriftlich erstatteten Berichte beraumt der Prä- 
sident eine Sitzung an. 

Zu dieser Sitzung sind sämmtliche Mitglieder des Reichs-Eisenbahn- 
Amtes, sowie die zur Verstärkung desselben zugezogenen richterlichen Be- 
amten einzuladen. 

Zur Beschlussfähigkeit gehört die Anwesenheit von mindestens drei Mit- 
gliedern des Reichs- Eisenbahn-Amtes einschliesslich des Präsidenten und die 
Anwesenheit zweier richterlicher Beamten. 

Ist einer dieser richterliehen Beamten verhindert, so tritt sein ein für 
allemal ernannter Stellvertreter für ihn ein. 


$, 5, Der Präsident leitet die Verhandlungen und die Berathung in den 
Sitzungen. Er stellt die Fragen und sammelt die Stimmen. Entsteht 
Meinungsverschiedenheit über die Fragestellung oder über das Ergebniss der 
Abstimmung, so entscheidet das Kollegium nach Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit giebt die Stimme des Präsidenten den Ausschlag. 


$. 6. Erachtet das Kollegium eine weitere Ermittelung oder Verhandlung 
für nothwendig, so wird diese von dem Präsidenten angeordnet. 


$. 7. Der über eine Gegenvorstellung endgültig gefasste Beschluss ist mit 
den Gründen in der Urschrift von sämmtlichen Mitgliedern zu vollziehen. Im 
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Eingange des unter dem Siegel des Reichs-Eisenhahn-Amtes auszufertigenden 
Beschlusses sind die Mitglieder des Kollegiums, welche an der Beschluss- 
fassung theilgenommen haben, aufzuführen. Die Ausfertigung ist von dem 
Präsidenten zu unterschreiben. 


$. Ss. Der Präsident wird im Falle der Verhinderung durch den dem 


Dienstalter nach ältesten vortragenden Rath des Reichs-Eisenbahn-Amtes ver 
treten. 


$. 9, Die Ausfertigung des in $. 7. erwähnten Beschlusses wird dem 
Reichskanzler zur weiteren Veranlassung überreicht. 


Berlin, den 5. Januar 1874. 


| Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
Delbrück. 


Nachträge wa Ergänzungen 


zum 


Wahl-Gesetz für den Deutschen Reichstag. 


I. Bekanntmachung der Nachträge zum Wahl-Reglement vom 28. Mai 1870. 
(B.-G.-Bl. S. 275). Vom 27. Februar 1871. (Reichs-Gesetzblatt 1871. $. 35.) 


Der Bundesrath hat auf Grund des $. 15. des Wahl-Gesetzes vom 
31. Mai 1869. (Bundes-Gesetzbl S. 145.) die nachstehenden Nachträge zu 
dem Wahl-Reglement vom 28. Mai 1870. (Bundesgesetzbl. S. 275.) be- 
schlossen, in welche die von der Königlich Baierischen Regierung in Ge- 
mässheit der Nr. III. 8. 2. des Vertrages vom 23. November 1870. 
(Bundes-Gesetzbl. von 1871. S. 9.) über die Abgrenzung der Wahlkreise 
in Baiern getroffenen Bestimmungen aufgenommen sind. 

Berlin, den 27. Februar 1871. 

Der Bundeskanzler. 
In Vertretung: 


Delbrück. 


Nachtrag zum Verzeichniss der Wahlkreise. 
Anlage OÖ. zum Wahl-Reglement vom 28. Mai 1870. (Bundesgesetzblatt S. 289.) 
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I. Königreich Baiern. | Von der StadtMünchen rechts der Isar: 
a. Oberbaiern. d) Vorstadt Au...... Distrikt 65-105» 
1: München]. MN ” IR lunen „ a 
er Re ALEBIDERR ATS, -120- 
NG: en, Be EN &) Bezirksamt München rechts derlsarı 
b) Anger-Viertel ..... VER links 
or Hacken m .:..: „ 24-31. ; Be ne j 4 iradher 
d) Kreuz- ET. » 82-39. aan FRE, 
N Dora a A er “ Sehrobenhansen, 
Y 23 Kin u ; " Dachau. 
2. München IL. A Ingolstadt. 
Von der Stadt München links derIsar: Stadt Ingolstadt, 
Freising, 


Pfaffenhofen, 


Isar-Vorstadt...... 5 50-57, 
Freising. 


b 
c) Ludwigs-Vorstadt, ,„ 58-68, 


27 


a) Schönfeld und St. Anna-V orstadt, 2 
Distrikt 40-49. Bezirksamt Ingolstadt, 
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d. | Wasserburg. 4.16: WPfalz. 
Bezirksamt Wasserburg, 1. |Speier. 
” Erding, Bezirksamt Speier, 
g Mühldorf. 3 Frankenthal. 
6. | Weilheim. 2. |Landan. 
Bezirksamt Bruck, Bezirksamt Landau, 
2 Landsberg, r Neustadt. 
„ Weilheim, 3. |germersheim. 
» Schongau, Bezirksamt Germersheim, 
” Werdenfels, 


o: Bergzabern. 
4. | Zweibrücken, 
Bezirksamt Zweibrücken, 


7. |Rosenheim. 


Stadt Rosenheim, 
Bezirksamt Tölz, 


h Miesbach ; Pirmasens. 
5 Rosenheim, 5. |Homburg. 
N Ebersberg. Bezirksamt Homburg, 
8. | Traunstein. Ber Kusel. 
Bezirksamt Traunstein, 6. [Kaiserslautern. 
‘ Berchtesgaden, Bezirksamt Kaiserslautern, 
„ Laufen, ns Kirchheimbolanden. 
” Bltötting, d. Oberpfalz und Regensburg. 
b. Niederbaiern, l. |Regensburg. 
1. L andshu . Stadt Regensburg, 
Stadt Landshut, Bezirksamt a 
Bezirksnmt Landshut, y. Stadtamhof, 
“ Dingolfing, x Burglengenfeld. 
ei Vilsbiburg. 2%, Amber £. 
2. |Straubing. Stadt Amberg. 
Stadt Straubing, Bezirksamt Amberg, 
Bezirksamt Straubing, „ Kischenbach, 
a Bogen 6 Nabburg, 
i Landau, s Sulzbach. 
> Vilshofen. 3. |Neumarkt, 
3. |Passau. ' Bezirksamt Neumarkt, 
Stadt Passau, % u 
Bezirksamt Passau, 2 5: 
r Wesscheid 4. |Neunburg v. W. 
H Ortenau Bezirksamt Neunburg v. W,, 
r Wolfstein. ne 
4, Inu nechen, i Waldmünchen. 
Bezirksamt nn 5. |Neustadta W.N 
X Born er Bezirksamt Neustadt a W. N. 
„ ‚ ggenleiden. s Kemnath, 
9. |Deggendort. M Tirschenreuth, 
Bezirksamt Deggendorf, x Vohenstrauss. 
Regen 
% N, e. Oberfranken. 
„ ale R 1% Ho f. 
” ae Stadt Hof, 
6. |Kelheim. Bezirksamt Hof, 
Bezirksamt Kelheim, i, Münchberg, 
F; Rottenburg, y Naila, 


N Mallersdorf. ‚„ Rehau. 
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2. | Bayreuth. 
Stadt Bayreuth, 
Bezirksamt Bayreuth, 
% Berneck, 
AA Wunsiedel. 
3, |Forchheim. 
Bezirksamt Forchheim, 
bs Ebermannstadt, 
R Kulmbach, 
A Pegnitz. 
4. |Kronach. 
Bezirksamt Kronach, 
x Lichtenfels, 
“ Staffelstein, 
A Stadtsteinach, 
Ri Teuschnitz. 
5, |Bamberg. 
Stadt Bamberg, 
Bezirksamt Bamberg I, 
1 Bamberg: I]; 
N Höchstadt a. A. 
f. Mittelfranken. 
1. |Nürnberg. 


[2 } 


Stadt Nürnberg, 
Bezirksamt Nürnberg. 
Erlangen-Fürth. 

Stadt Erlangen, 

2 Puürth, 

Bezirksamt Erlangen, 

RE IRONh 
4 Hersbruck. 
Ansbach-Schwabach. 

Stadt Ansbach, 

» Schwabach, 

Bezirksamt Ansbach, 


= . Heilsbronn, 
® Schwabach. 
Eichstädt. 


Stadt Fichstädt, 
„ Weissenburg, 
Bezirksamt Beilngries, 


» Eichstädt, 
» Weissenburg. 
Dinkelsbühl. 


Stadt Dinkelsbühl, 
Bezirksamt Dinkelsbühl, 
Feuchtwangen, 

4 Gunzenhausen, 
Rothenburg a. T. 
Stadt Rothenburg a. T., 
Bezirksamt Neustadt a. A., 
Rothenburg a. T., 
Scheinfeld, 
Uffenheim. 


„ 
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Wahlkreises. 
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Aschaffenburg. 

Stadt Aschaffenburg, 
Bezirksamt Alzenau, 
Aschaffenburg, 
Miltenberg, 
Obernburg. 


„ 
„ 
Kitzingen. 
Stadt Kitzingen, 
Bezirksamt Gerolzhofen, 
Kitzingen, 
Ochsenfurt, 
Volkach. 


L obr. 

Bezirksamt Gmünden, 
Hammelburg, 
Karlstadt, 
Lohr, 

a Marktheidenfeld. 
Neustadt a. ®8. 

Bezirksamt Brückenau, 
Kissingen, 
Königshofen, 
Mellrichstadt, 

iR Neustadt a. S. 
Schweinfurt. 

Stadt Schweinfurt, 
Bezirksamt Ebern, 
Hassfurt, 
Schweinfurt. 


„ 
+] 


ur} 


„ 


ch) 


„ 

„ 
Würzburg. 

Stadt Würzburg. 
Bezirksamt Würzburg. 


h. Schwaben und Neuburg. 


Augsburg. 

Stadt Augsburg, 

Bezirksamt Augsburg, 
? 'Wertingen. 

Donauwörth. 

Stadt Donauwörth, 
Neuburg a. D., 

„.. Nördlingen, 
Bezirksamt Donauwörth, 
Neuburg a. D,, 
Nördlingen, 


„ 


| „ 
„ 
Dillingen. 
Bezirksamt Dillingen, 
£ Günzburg, 


Hi Zusmarshausen. 


Illertissen. 
Stadt Memmingen, 
Bezirksamt Neu-Ulm, 
. Illertissen, 
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Wahlkreises. 


Bestandtheile des Wahlkreises. 
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Bezirksamt Memmingen, 
x Krumbach. 
Kaufbenuern. 
Stadt Kaufbeuern, 
Bezirksamt Kaufbeuern, 
Pi Füssen, 
N Mindelheim, 
S Oberdorf. 
Immenstadt. 
Stadt Lindau, 
» Kempten, 
Bezirksamt Lindau, 
a Kempten, 
n Sonthofen. 


ff Königreich 
| temberg. 
Stadt Stuttgart, 
Öberamt Stuttgart. 
Oberamt Uannstadt. 
Ludwigsburg. 
Marbach. 
Waiblingen. 
Öberamt Besigheim. 
Brackenheim. 
Heilbronn. 
Neckarsulm. 
Oberamt Böblingen. 
Leonberg. 
Maulbronn. 
Vaihingen, 
Oberamt Esslingen. 
Kirchheim. 
Nürtingen. 
Urach. 
Oberamt Reutlingen. 
Rottenburg. 
Tübingen. 
Oberamt Oalw. 
Herrenberg. 
Nagold. 
' Neuenbürg. 
Oberamt Freudenstadt. 
Horb. 
Oberndorf. 
Sulz. 
Oberamt Balingen. 
Rottweil. 
Spaichingen. 
Tuttlingen. 


."! Oberamt Gmünd. 


Göppingen. 
Schorndorf. 
Welzheim. 


No. des 
Wahlkreises. 


pe 
ya 


pi 
= 


13. 


14. 


15. 


16. 


17. 


. 
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Bestandtheile des Wahlkreises. 


Oberamt Backnang. 
Hall. 
Oehringen. 
Weinsberg. 


Oberamt Crailsheim. 
Gerabronn. 
Künzelsau. 
Mergentheim. 

Öberamt Aalen. 
Ellwangen. 
Gaildorf. _ 
Neresheim. 

Oberamt Geislingen. 
Heidenheim. 
Ulm. 

Oberamt Blaubeuren. 
Ehingen. 
Laupheim. 
Münsingen. 


Oberamt Biberach. 
Leutkirch. 
Waldsee. 
Wangen. 


:Oberamt Ravensburg. 
Riedlingen. 
Saulgau. 
Tettnang. 


II, Grossherzogthum 


Baden. 
Amtsbezirk Ueberlingen. 
Pfullendorf. 
Messkirch. 
Stockach. 
Radolfzell. 
Constanz. 


Amtsbezirk Bonndorf. 
Engen. 
Donaueschingen. 
Villingen. 
Triberg. 
Jestetten. 
Waldshut. 
Säckingen. 
Schopfheim. 
Schönau. 
St. Blasien. 
Neustadt. 
Amtsbezirk Lörrach. 
Müllheim. 
Staufen. 
Breisach. 
Amtsbezirk Freiburg. 
Emmendingen. 
Waldkirch. 


Amt bezirk 
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6. | Amtsbezirk Kenzingen. 2. | Kreis Friedberg. 
Ettenheim. Vilbel. 
Lahr. Büdingen. 
Wolfach. 83. | Kreis Alsfeld. 
‚7. | Amtsbezirk Offenburg. Lauterbach. 
Gengenbach. Schotten. 
Oberkirch. 4. | Kreis Darmstadt. 
Kork. Gross-Geran. 
8. | Amtsbezirk Aachern. 5. |Kreis Diebure. 
Sen Offenbach. 
aden. Ne f . 
ae: 6. | Kreis a 
9, | Amtsbezirk Gernsbach. Tindenfals! 
Ettlingen. Neustadt. 
Durlach. | a Annenhei 
TS 7. | Kreis Sa ae 
10. | Amtsbezirk Carlsruhe. Wimpfen. 
Bruchsal tr: 
(Amtsgericht). Bl sei Hier 
11. | Amtsbezirk N Aus dem Kreise Oppenheim die 
W ee ; Orte: Wörrstadt, Armsheim, Bech- 
En ur tolsheim, Biebeluheim, Kichloch, 
12. | Amtsbezirk Heidelberg. Ensheim, Friesenheim, Gabsheim, 
Eberbach. Gau-Bickelheim, Hillesheim, Nieder- 
Mosbach. Saulheim, Nieder - Weinheim, Ober- 
18. | Amtsbezirk Sinsheim. Hilbersheim, Ober - Saulheim, Par- 
Eppingen. tenheim, Schimsheim, Schornsheim, 
Bretten. Spiesheim, Sulzheim, Udenheim, 
Wiesloch. Undenheim, Wendersheim, Wallert- 
Philippsburg heim und Wolfsheim. 
| (Amtsgericht). 9.: Kreis Mainz. 
14. | Amtsbezirk at Aus dem Kreise Oppenheim die 
we Fo Orte: Bodenheim, Dalheim, Dexheim, 
m ah fin hofshei Dienheim,Dalgesheim,Eimsheim, Gun- 
Boxber ne tersblum, Hahnheim, Köngernheim, 
An elshe Ludwigshöhe mit Rudolsheim, Lörz- 
Kae ST En weiler, Mommernheim, Nackenheim, 
Nierstein, Oppenheim, Schwabsburg 
IV. EEE SEAOE INN Selzen, Wald-Uelversheim, Weinols- 
ee heim und Wintersheim. 
1. | Kreis Giessen, 
Grünberg. 
Nidda. 
Rekapitulation. 
Bundes-Gesetzblatt 1870. Seite 365....... 297 Wahlkreise, 
Köomgreich, Dolorn ar... .uuru0ee ann 48 n 
% Württeimberps ne: 0. samen een nis 17 » 
Grossherzogthum Baden ................: 14 H 
F Hessen südlich des Main 6 bi 
zusammen ...... 382 Wahlkreise 


mit ebenso vielen Abgeordneten. 
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I. Bekanntmachung, betreffend eine Abänderung in Anlage D. des Wahl- 


Reglements vom 28. Mai 1870. Vom 24. Januar 1872. (R.-G.-Bl 1872. $. 38. 
Archiv Bd. III. 8.886. ff.). 


Das im $. 36. des Wahl-Reglements vom 28. Mai 1870. (B.-G.-Bl. 
>. 275.) als Anlage D. des Reglements abgedruckte Verzeichniss der in 
den einzelnen Bundesstaaten in Gemässheit der bestehenden Verwaltungs- 
Organisation nach den $$. 2., 3., 6., 8., 24., 34. und 35. des Wahl - Re- 
glements zur Zeit zuständigen Behörden lautet fortan unter Nummer XXI, 
wie folgt: | 

XXl. Freie und Hansestadt Lübeck. 
88. 2., 3., 8. und 34.: der Bürger-Ausschuss. 
88. 6., 24. und 35.: der Senat. 


Berlin, den 24. Januar 1872. 


IIl.. Gesetz, betreffend die Abänderung der Reichstags-Wahlkreise 5. und 6. 


des Regierungs-Bezirks Oppeln im Königreich Preussen. Vom 20. Juni 
1873. (R,-G.-Bl. 1873. 8. 144.). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen ete. verordnen u. s. w. was folgt: | 


Einziger Paragraph. 

Die Wahlkreise Beuthen und Kattowitz, 5. und 6. Wahlkreis des 
Regierungs-Bezirks Oppeln im Königreiche Preussen (Anlage O. des Re- 
glements vom 28. Mai 1870.*%) zur Ausführung des Wahl-Gesetzes für 
den Reichstag des Norddeutschen Bundes vom 31. Mai 1869, B.-G.-Bl. 
S. 275.) — bestehen fortan: 

a) der Wahlkreis Beuthen (5.): 

aus den landräthlichen Kreisen Beuthen und Tarnowitz, 
b) der Wahlkreis Kattowitz (6.): 

aus den landräthlichen Kreisen Kattowitz und Zabrze. 


Urkundlich u. s. w. 
Gegeben u. s. w. 


IV. Für die Reichstags-Wahlen in Elsass-Lothringen sind zunächst folgende 
Bestimmungen des Gesetzes vom 25. Juni 1873, betreffend die Einfüh- 
rung der Verfassung des Deutschen Reiches in Elsass - Lothringen 
(R.-G.-Bl. 1873. S. 161.) massgebend: 


$. 3. „Bis zu der in Artikel 20. der Verfassung vorbehaltenen ge- 
setzlichen Regelung werden in Elsass - Lothringen 15 Abgeordnete zum 
Deutschen Reichstage gewählt.“ | 


.6. „Das Wahl-Gesetz für den Deutschen Reichstag vom 31. Mai 
1869. tritt in der anliegenden, dem Gesetz vom 16. April 1871. ent- 


*) Archiv Bd. III. 8.878. 
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sprechenden Fassung (Anlage II.) in Elsass-Lothringen am 1. Januar 1874. 
in Kraft. 

Die in $. 6. des Wahl-Gesetzes vorgesehene Aherenzung der Wahl- 
kreise erfolgt bis zu der vorbehaltenen reichsgesetzlichen Bestimmung 
durch Beschluss des Bundesrathes.“ 


Anlage II. 
Wortlaut des Wahl-Gesetzes vom 31. Mai 1869. 
(B.-G.-Bl. von 1869 Nr. 17. S. 145. ff.) 
mit der Massgabe, dass : 
die Ueberschrift lautet: 


Wahl-Gesetz für den Deutschen Reichstag. Vom 31. Mai 
1869. 


Der $. 1. lautet: 
Wähler für den Deutschen Reichstag ist jeder Deutsche, 
welcher das fünfundzwanzigste Lebensjahr zurückgelegt hat, in 
dem Bundesstaate, wo er seinen Wohnsitz hat. 

Der Eingang zum $. 4. lautet: 
Wählbar zum Abgeordneten ist im ganzen Bundesgebiete jeder 
Deutsche, welcher u. s. w. 


V. Die Feststellung der Wahlkreise in Elsass-Lothringen ist erfolgt durch die 
Bekanntmachung vom 1. Dezember 1873. (R.-G.-Bl. S. 373.). 


Auf Grund des $. 6. des Gesetzes vom 25. Juni 1873., betreffend 
die Einführung .der Verfassung des Deutschen Reichs in Elsass- Lothringen 
(R.-G.-Bl. 1873. 8. 161. jr hat der Bundesrath nachstehende Aberenzung 
der Wahlkreise in Elsass-Lothringen für die Wahlen zum Deutschen 
Reichstage beschlossen: 


1. Wahlkreis: Kreise Altkirch und Thann, 


2: + Kreis Mülhausen, 

3 n SE. Kolmar 

4. Mr » Gebweiler, 

D» ” „  Rappoltsweiler, 

6 Be Schlettstadt, 

Y £ Kreise Molsheim und Erstein, 

8. a Stadtkreis Strassburg, 

9, ri Landkreis Strassburg, 

10. " Kreise Hagenau und Weissenburg, 
DEIN, Kreis Zabern, 

10% Kreise Saargemünd und Forbach, 
13. N »„ Bolchen und Diedenhofen, 

14. “ Stadtkreis Metz und Landkreis Metz, 
15. ? Kreise Saarburg und Salzburg (Ohateau-Salins). 


Berlin, den 1. Dezember 1873. 
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Ferner ist das Wahl-Reglement vom 28. Mai 1870. hinsichtlich der 
Reichstags-Wahlen in Elsass-Lothringen durch folgenden Nachtrag er- 
gänzt worden. (R.-G.-Bl. S. 374.) 


Bekanntmachung, betreffend das Wahl-Reglement vom 1. Dezember 1873. 
Auf Grund des Gesetzes vom 25. Juni 1873., betreffend die Einfüh- 
rung der Verfassung des Deutschen Reichs in Elsass-Lothrigen (Reichs- 
Gesetzbl. S. 161.), und auf Grund des $. 15. des Wahl-Gesetzes für den 
Deutschen Reichstag vom 31. Mai 1869. (Bundes-Gesetzbl. $. 145.) hat 
der Bundesrath beschlossen, das Reglement zur Ausführung des Wahl- 
Gesetzes für den Deutschen Reichstag vom 28. Mai 1370. (Bundes-Gesetzbl. 
S. 275.) durch den folgenden Nachtrag zu ergänzen: 


Nachtrag 
zum 
Verzeichniss der in den einzelnen Bindassteden in Genzsshölt der 


bestehenden Verwaltungs-Organisation nach den SS. 2., 3., 6., 8., 24., 
34. und 35. des Wahl-Reglements zur Zeit zuständigen Behörden. 


(Anlage D.) 


Elsass-Lothringen. 


8.2. (Festsetzung des Tages, an welchem die Auslegung der Wähler- 
Liste beginnt): der Ober-Präsident. 

$. 3. (Entscheidung über die Einsprachen gegen die Wähler-Listen.) 

8. 6. (Abgrenzung der Wahl-Bezirke.) 

$. 8. (Ernennung der Wahl -Vorsteher, Stellvertreter und Bestimmung 


des Wahllokals) 
a) in den Gemeinden der Landkreise: der Kreis-Direktor; 
b) in den Stadtkreisen: der Bezirks-Präsident. 
$. 24. (Ernennung des Wahl-Kommissars.) 
$. 34. (Anberaumung der Neuwahl im Falle der Ablehnung ete.) 
&. 35. (Einreichung der Wahl-Verhandlungen von Seiten des Wahl- 
Kommissars): der Bezirks-Präsident. 


Berlin, den 1. Dezember 1873. 


Nachtrag 
zum 
Verzeichniss der in den einzelnen Bundesstaaten in Gemässheit er 
bestehenden Verwaltungs-Organisation nach den $8. 2., 3., 6., 8., 24., 
34. und 35. des Wahl-Reglements zur Zeit zuständigen Behörden. 


(Anlage D.) 
zum Wahl-Reglement vom 28. Mai 1870. (Bundesgesetzbl. S. 306.). 


1. Königreich Bayern. 
8.2. (Festsetzung des Tages, an welchem die Auslegung der Wähler- 
Liste beginnt): 
das Staatsministerium des Innern. 
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(3%) 
> 


an w 


3. 
6. 
8. 


34. 
35. 


(Entscheidung über die Einsprachen gegen die Wähler-Listen.) 
(Abgrenzung der Wahlbezirke.) 
(Ernennung der Wahl-Vorsteher, Stellvertreter und Bestimmung 
des Wahllokals): 
in den einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten 
die Magistrate, in den übrigen Distrikts-Verwaltungsbezirken 
die Bezirksämter. 
(Ernennung des Wahl-Kommissairs.) 
(Anberaumung der Neuwahl im Falle der Ablehnung etc.) 
(Einreichung der Wahl - Verhandlungen von Seiten des Wahl- 
Kommissairs): 
die Kreisregierungen, Kammer des Innern. 


Il. Königreich Württemberg. 


(Festsetzung des Tages, an welchem die Auslegung der Wähler- 
Liste beginnt): 

der Minister des Innern. di 
(Entscheidung über die Einsprachen gegen die Wähler-Listen): 

der Gemeinderath. 
(Abgrenzung der Wahlbezirke.) 
(Ernennung der Wahl-Vorsteher, Stellvertreter und Bestimmung 
des Wahllokals): 

der Oberamtmann, 
im Stadtdirektions-Bezirk: 

der Stadtdirektor. 
(Ernennung des Wahl-Kommissars.) | 
(Anberaumung der Neuwahl im Falle der Ablehnung etc.) 
(Einreichung der Wahl - Verhandlungen von Seiten des Wahl- 
Kommissars): 

der Minister des Innern, 


Ill. Grossherzogthum Baden. 


(Festsetzung des Tages, an welchem die Auslegung der Wähler- 
Liste beginnt): 

das Ministerium des Innern. 
(Entscheidung über die Einsprachen gegen die Wähler-Listen.) 
(Abgrenzung der Wahlbezirke.) 
(Ernennung der Wahl-Vorsteher, Stellvertreter und Bestimmung 
des Wahllokals): 

die Bezirksräthe. 
(Ernennung des Wahl-Kommissars.) 
(Anberaumung der Neuwahl im Falle der Ablehnung etc.) 
(Einreichung der Wahl- Verhandlungen von Seiten des Wahl- 
Kommissars): 

das Ministerium des Innern. 
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4. 


Die Ressort-Verhätnisse 
der 


höchsten Reichs-Behörden. 


Vorbemerkung. 


Die nachstehenden Mittheilungen über die Ressort-Verhältnisse beruhen 
auf Angaben, welche auf unser Ersuchen theils amtlich, theils privatim von 
den p.t. Behörden geneigtest zur Verfügung gestellt sind. 

Wir halten uns verpflichtet, auch an dieser Stelle unsern verbindlichsten 
Dank den p. t. hohen Behörden dafür auszusprechen. 

Mit Rücksicht auf den vielfachen Wechsel im Personalbestande haben 
wir uns im Allgemeinen darauf beschränken müssen, nur die Chefs und Ab- 
theilungs-Direktoren namentlich aufzuführen. 


I. Das Reichskanzler- Amt. 


Chef: Fürst von Bismarck, Reichskanzler, Minister-Präsident, Minister 
der auswärtigen Angelegenheiten und Minister für Lauenburg. 

Präsident: Staats-Minister Delbrück. 

Direktoren: Wirkl. Geh. Ober-Reg.-Räthe Eck und Herzog. 

Das Bundeskanzler-Amt ist durch Allerh. Präsidial-Erlass vom 12. August 
1867. (B.-G.-Bl. 8.29.) errichtet. Die Aenderung des Titels in Reichskanzler- 
Amt erfolgte durch Allerh. Erlass v. 12. Mai 1871. (R.-G.-Bl. S. 102.). 

Das Ressort desselben umfasst: 

„Die Verwaltung und Beaufsichtigung der durch die Reichs-Verfassung zu 

Gegenständen der Reichs- -Verwaltung gewordenen, bezw. unter Aufsicht 
des Kaisers gestellten Angelegenheiten, sowie die dem Reichskanzler zu- 
stehende Bearbeitung der übrigen Reichs-Angelegenheiten“, 

soweit nicht im Wege der Reichs-Gesetzgebung für einzelne Zweige derselben 
besondere Behörden geschaffen sind. 

Für die Erledigung der Geschäfte des Reichskanzler-Amts sind, ausser 
für Post- und Telegraphenwesen, sowie für die Elsass-Lothring’schen An- 
gelegenheiten, eigene Abtheilungen mit bestimmt abgegrenztem Wirkungskreise, 
m beispielsweise in den Ministerien, nicht errichtet. Das Reichskanzler-Amt 
at nur eine 
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Zentral-Abtheil. Direkt.: Eck, Wirkl. Geh. Ober-Reg.-Rath. 
Abtheil. I. General-Post-Amt. Direkt.: Gen.-Post-Direkt. Stephan. 


Abtheil. II. General-Direktion der Telegraphen. Direkt.: Gen.- 
Telegr.-Direkt. Meydam. 


Abtheil. II. Angelegenheiten für Elsass-Lothringen. Direkt.: 
Wirkl. Geh. Ober-Reg.-Rath Herzog. 


1. Zentral-Abtheilung. 
Derselben sind unterstellt: 


A. Die Reichs-Rommissariate: 


1. Die Beamten für die Kontrole der Zölle und Verbrauchssteuern. 


Die Einrichtung beruht auf Art. 20. des Zollvereins-Vertrages vom 
8. Juli 1867. welcher bestimmt: 


„Für Einhaltung des gesetzlichen Verfahrens bei der Erhebung und 
Verwaltung der gemeinschaftlichen Abgaben hat das Präsidium Sorge zu 
tragen. — Es ordnet zu diesem Zwecke, nach Vernehmung des Ausschusses 
des Bundesrathes für Zoll- und Steuerwesen, (Art. 8.8.3.) den Haupt-Zoll. 
ämternsowohlan den Grenzen als im Innern (Haupt-Steuerämter mit Nieder- 
lagen), und der Direktivbehörden Vereinsbeamte bei. — Die den Haupt- 
ämtern beigeordnetenKontroleure habenvon allen Geschäften derselben und 
der Nebenämter in Beziehung auf die Grenzbewachung und des Verfahrens 
bei der Zoll- und Steuererhebung Kenntniss zu nehmen und auf Einhaltung 
eines gesetzlichen Verfahrens, ingleichen auf Abstellung etwaiger Mängel 
einzuwirken, übrigens sich jeder eigenen Verfügung zu enthalten. Ihre 
‚dienstliche Stellung und ihre Befugnisse werden durch eine Instruktion ge- 
regelt. — Die den Direktiv-Behörden beigeordneten Bevollmächtigten 
haben sich von allen vorkommenden Verwaltungsgeschäften, welche sich auf 
die durch den gegenwärtigen Vertrag eingegangene Gemeinschaft beziehen, 
vollständige Kenntniss zu verschaffen. — Ihr Geschäftsverhältniss ist durch 
eine besondere Instruktion näher bestimmt, als deren Grundlage die un- 
beschränkte Offenheit von Seiten der Verwaltung, bei welcher die Bevoll- 
mächtigten fungiren, in Bezug auf alle Gegenstände der gemeinschaftlichen 
Verwaltung, und die Erleichterung jedes Mittels. durch welches sie sich die 
Information hierüber verschaffen können, angenommen ist, während anderer- 
seits ihre Sorgfalt nicht minder aufrichtig dahin gerichtet sein soll, ein- 
tretende Anstände und Meinungsverschiedenheiten auf eine dem gemein- 
samen Zwecke und dem Verhältnisse verbündeter Staaten entsprechende 
Weise zu erledigen. — Die Ministerien oder obersten Verwaltungsstellen der 
Vereinsstaaten werden überdies dem Bundesrathe auf Verlangen jede ge- 
wünschte Auskunft über die gemeinschaftlichen Angelegenheiten mittheilen. 
Die Gehälter und alle übrigen Kosten der Vereins-Kontroleure und Be- 
vollmächtigten trägt der Verein.“ 
Die Grundlagen der den Vereins - Bevollmächtigten zu ertheilenden In- 
struktion sind in Nr. 15. des Schlussprotokolls angegeben. 
Nach einer Bekanntmachung im Deutsehen Reichs-Anzeiger Nr. 38. vom 
13. Februar 1874. werden die „Bevollmächtigten des Zollvereins an Stelle 
dieses Titels künftig den Titel führen: Reichs-Bevollmächtigter für 
Zölle und Steuern“. 


2. Das Zoll- und Steuer-Rechnungs-Büreau. 

Dasselbe leitet und beaufsichtigt das gesammte Rechnungswesen über die 
nach Art. 38. u. 69. der Reichs-Verf. dem Reiche gemeinsamen Einnahmen an 
Zöllen und Steuern, und die Erhebungskosten derselben. 

Die Geschäfte werden von den Beamten des Preuss. Finanz-Ministeriums 

mit besorgt. 
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3. Die Reichs-Kommissarien für Auswanderungswesen. 


Die in der Reichs-Verfassung Art. 4. Ziffer 1. vorgesehene Regelung des 
Auswanderungswesens durch ein spezielles Reichsgesetz hat noch nicht statt- 
gefunden; die Vorschriften über dasselbe — in Bezug auf das Reich diejenigen 
über Erfüllung der Wehrpflicht ete. — werden zunächst von den Behörden der 
Staaten gehandhabt, in deren Häfen sie zur Anwendung kommen. Die Auf- 
sicht und Kontrole hierüber steht dem Reichs-Kommissarius zu. (Haupt-Etat 
für 1874. Anlage D. Nr. 19. S. 8.) | 


4, Die Reichs-Schul-Kommission. 


Die Errichtung dieser Kommission beruht auf Beschluss des Bundes- 
rathes vom 21. Dezember 1868. und hat den Zweck, die Klassifizirung 
und die Kontrole der zur Ausstellung der Qualifikations-Zeugnisse-für die Be- 
rechtigung zum einjährigen Militairdienste befugten höheren Lehranstalten 
auszuüben. 

5. Die Beaufsichtigung des Steuermanns- und Schiffer-Prüfungs-Wesens, sowie des Schiffs- 
vermessungs-Wesens. 

Nach den vom Bundesrath auf Grund der Bestimmung im 8.31. der. Ge- 
werbe-Ordnung ertheilten Vorschriften über den Nachweis der Befähigung 
als Seeschiffer und Seesteuermann auf Deutschen Kauffahrteischiffen ($ 21. 
der Bekanntmachung vom 25. September 1869., B.-G.-Bl. S. 660. ff.), sowie 
nach den von demselben auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen Anord- 
nungen über das Prüfungs-Verfahren und über die Zusammensetzung der Prü- 
fungs - Kommissionen (Bekanntmachung vom 30. Mai 1870., B.-G.-Bl. S. 314.) 
sind von dem Reichskanzler zur Beaufsichtigung des Schifferprüfungs-Wesens 
Inspektoren zu bestellen. Dieselben haben namentlich auf Stellung gleich- 
mässiger Anforderungen hinsichtlich der Prüfungs- Vorschriften zu achten, 
den Prüfungen beizuwohnen, die schriftlichen Arbeiten einzusehen, für die 
mündliche Prüfung bestimmte Materien zu bezeichnen, und das Recht, Ein- 
spruch gegen die Entscheidung der Prüfungs-Behörde zu erheben. 

Ferner hat der Reichskanzler nach der vom Bundesrath auf Grund des 
Art. 54. der Verfassung des Deutschen Reiches unter dem 5. Juli 1872. er- 
lassenen Schiffsvermessungs- Ordnung (R.-G.-Bl. S. 270.) auch die Aufsicht 
über das Schiffsvermessungs-Wesen durch besonders zu bestellende Inspektoren 
auszuüben. Die Vermessungs - Behörden selbst werden von den Landes - Re- 
gierungen bestellt. 


B. Von der Zentral-Abtheilung ressortiren ausserdem noch folgende Behörden: 


1. Das Bundes-Amt für das Heimathwesen. 


Dasselbe ist auf Grund des 8. 42. des Reichs-Gesetzes über den Unter- 
stützungs-Wohnsitz vom 6. Juni 1870. (R.-G.-Bl. S. 360. ff.) ins Leben ge- 
treten und besteht aus einem Vorsitzenden und vier Mitgliedern (vgl. B.-G.-Bl. 
£.1871.,8. 319)). | 

Das Bundes-Amt für Heimathwesen bildet die letzte Instanz in Streitsachen 
zwischen Armen-Verbänden; der Geschäftsgang bei demselben ist durch ein 
besonderes Regulativ geregelt, welches unten als Beilage B. mitgetheilt ist. 


2. Die Disziplinar-Kammern und der Disziplinar-Hof. 


Beide richterliche Behörden sind entstanden auf Grund der $$. 86. ff. des 
Gesetzes betr. die Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten vom 31. März 1871. 
(B.-G.-Bl. 8. 61. ff). Jene haben in erster, dieser in zweiter Instanz über 
disziplinarische Vergehen der Reichs-Beamten zu entscheiden. Das Haupt- 
verfahren ist öffentlich und mündlich. 

Jede Disziplinar-Kammer besteht aus 7 vom Bundesrath erwählten, vom 
. Kaiser ernannten Mitgliedern, wovon der Präsident und 3 Mitglieder richter- 
liche Beamte sein müssen. Die Zahl der Disziplinar-Kammern betrug laut $. 87. 
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des Gesetzes 29.*); die im $. 88. dem Kaiser vorbehaltene Abgrenzung der Be- 
zirke ist durch Verordnung vom 11. Juli 1873. (R.-G.-Bl. S. 295.) erfolgt. 

Der Disziplinarhof hat seinen Sitz in Leipzig; er besteht aus 11 Mit- 
gliedern, wovon wenigstens 4 den Bundesraths-Bevollmächtigten, der Präsident 
und wenigstens 5 Mitglieder dem Reichs-Oberhandels-Gericht angehören müssen 
($. 91.). Die Ernennung der Mitglieder erfolgt ebenfalls vom Kaiser auf Vor- 
schlag des Bundesraths. (Vgl. Kanngiesser, „Recht der Deutschen Reichs- 
Beamten‘; oben S. 738. ff.) 

3. Statistisches Amt des Deutschen Reiches. 

Das Statist. Amt ist auf Grund des Bundesraths-Beschlusses vom 9. März 
1872. entstanden. 

Sein Geschäftskreis umfasst: 

1) die Statistik der Bevölkerung und zwar ausser den Volkszählungen 
auch die Nachweise über die Bewegung der Bevölkerung, die Statistik 
der Auswanderung, der Erwerbung und des Verlustes der Bundes- 
u. Staats-Angehörigkeit; 

2) die Statistik der Erwerbsthätigkeit in Landwirthschaft, Bergbau und 
Gewerben; 

3) die Statistik der Güterbewegung und zwar des Waarenverkehrs des 
Deutschen Reiches mit dem Auslande, der Seeschifffahrt, der Schiffs- 
unfälle an der Deutschen Küste, des Verkehrs auf den Eisenbahnen 
und den Wasserstrassen; 

4) die Statistik der gemeinschaftlichen Zölle und Steuern des Deutschen 
Reichs; | 

5) die Statistik der Organisation und Verwaltung dieser gemeinschaft- 
lichen Einnahmen. 

Nach Massgabe der Gruppirung des von dem Statistischen Amte zu be- 
arbeitenden Materials sind innerhalb dieser Behörde zunächst 3 Gruppen ge- 
bildet, nämlich: | 

1) für Bevölkerungs-Statistik, 

2) für Statistik der Landwirthschaft und Gewerbe und 

3) für Statistik des Verkehrs, der gemeinschaftlichen Einnahmen und 
der Steuer- und Zoll-Verwaltung. 

4. Die Normal-Eichungs-Kommission. 

Errichtet auf Grund des Art. 18. der Mass- und Gewichts-Ordnung vom 
97. Aug. 1868. (B.-G.-Bl. S. 473.), hat die Normal-Eichungs-Kommission das 
gesammte Eichungswesen zu überwachen, die Normale anfertigen zu lassen 
und zu verabfolgen; sie erlässt die Vorschriften über Material, Gestalt, Be- 
zeichnung ete., über einzuhaltende Fehlergrenzen der Masse und Gewichte, 
stellt die Gebühren für Eichung ete. fest und hat überhaupt die technische 
Seite des Eichungswesens zu regeln. 


5. Die Reichs-Haupt-Kasse. 


Die Geschäfte derselben werden in Ermangelung eines Reichs-Finanz- 
Amtes von der Preuss. General-Staats-Kasse unter der Benennung „Reichs- 
Haupt-Kasse“ mit wahrgenommen. (Verordn. vom 21. Jan. 1868. B.-G.-Bl. 
S. 1. und vom 1. Juni 1871. R.-G.-Bl. 8.126.) An dieselbe wird aus Reichs- 
mitteln ein Pauschquantum als Entschädigung gezahlt. 


6. Die Reichs-Schulden-Kommission. 
(Verwaltung des Reichs-Kriegsschatzes.) 


Durch das Gesetz vom 19. Juni 1869. (B.-G.-B. S. 339.) ist zur Wahr- 
nehmung der:nach dem Preuss. Gesetze vom 24. Februar 1850. (G.-S. 8. 57.) 


*) Inzwischen die 30. Disziplinar-Kammer in Strassburg in Elsass auf Grund der 
Verordnung vom 7. Januar 1874. (R.-G.-Bl. S. 3.) errichtet. 
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der Preuss. Staatsschulden-Kommission obliegenden Geschäfte für die Seitens 
des Bundes aufzunehmenden Anleihen eine mit gleichen Befugnissen aus- 
gestattete Behörde geschaffen: die Bundes-(Reichs-)Schulden-Kommission. 

Dieselbe steht unter Oberleitung des Reichskanzlers und zählt 7 Mit- 
glieder, wovon 2% von Session zu Session zu wählende dem Ausschuss für 
Rechnungswesen des Bundesrathes und 3 dem Reichstage angehören; letztere 
sind alle 3 Jahre neu zu wählen; ausserdem gehören der Kommission an der 
Vorsitzende des genannten Bundesraths-Ausschusses, welcher in ihr den Vor- 
sitz führt, und der Präsident des Rechnungshofes des Deutschen Reiches. 

Ueber die Befugnisse, die Verantwortlichkeit der Bundes-Schulden-Kom- 
mission u. 8. w. vgl. das angezogene Preuss. Gesetz vom 24. Februar 1850. 

Die eigentlichen Verwaltungs-Geschäfte sind provisorisch der Preuss. 
Haupt-Verwaltung der Staatsschulden übertragen. 

Durch $. 3. des Gesetzes vom 11. November 1873. (R.-G@.-Bl. 8. 403.) ist 
die Verwaltung des Reichs-Kriegsschatzes, im Betrage von 40 Millionen 
Thalern, dem Reichskanzler übertragen worden, welcher dieselbe nach den 
darüber mit Zustimmung des Bundesrathes ergehenden Anordnungen des 
Kaisers unter Kontrole der Reichsschulden-Kommission zu führen hat. 


7. Die Seemanns-Aemter. 

Nach $. 4. Abs. 2. der „Seemanns-Ordnung“ vom 27. Dezember 1872. 
(R.-G.-Bl. 8. 409. ff.) unterliegt die Geschäftsführung derselben der Ober-Auf- 
sicht des Reiches. Die Errichtung der Seemanns- Aemter in den Deutschen 
Hafenplätzen ist Sache der betr. Landes-Regierungen, während im Auslande die 
Deutschen Konsular-Behörden mit Wahrnehmung der bezügl. Geschäfte be- 
traut sind. 


2. Abtheilung I. Kaiserliches General-Post-Amt. 


Errichtet als „General-Post-Amt des Norddeutschen Bundes“ auf Grund 
des Abschn. X. Art. 48. ff, der Verfassung des Nordd. Bundes (B.-G.-Bl. 8. 1.) 
durch Allerh.-Präsidial-Erlass vom 18. Dezember 1867. (B.-G.-Bl. S. 328.); 
Reichs-Behörde auf Grund der gleichen Art des Verf.-Gesetzes vom 16. April 
1871. (B.-G. Bl. S. 63.) und der Bündniss-Verträge mit Baden und Hessen 
vom 15. November 1870. führt die Bezeichnung als „Kaiserliches General- 
Post-Amt“ durch Allerh. Erlass vom 20. August 1871. (Postamts-Bl. S. 189.). 

Das General-Post-Amt hat in Gemässheit der angezogenen Artikel der 
Reichs- Verfassung die Verwaltung, Leitung und Beaufsichtigung des ge- 
sammten Deutschen Postwesens; in Bayern und Württemberg jedoch nur 
nach Massgabe des Art. 52. der Verf. Es erlässt als Organ des Bundes-Prä- 
sidiums — jetzt des Kaisers — innerhalb seiner Zuständigkeit (Verf.-Art. 48.) 
reglementarische Festsetzungen oder administrative Anordnungen; hat nach 
Art. 50. a.a. O. die Pflicht und das Recht, dafür zu sorgen, dass Einheit in 
der Organisation der Verwaltung und im Betriebe des Dienstes, sowie in der 
Qualifikation der Beamten hergestellt und erhalten wird, und hat für die aus- 
schliessliche Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen Postbehörden Sorge 
zu tragen. 

Dem Kaiserlichen General-Post-Amte zu Berlin sind alle Ober-Post-Direk- 
tionen des Reiches, die Ober-Post-Aemter in Hamburg, Bremen und Lübeck 
nebst den von diesen Behörden ressortirenden Post-Anstalten unterstellt. In 
Betreff Bayerus und Württembergs vgl. Verf.E Art. 52. 

Die Geschäfte des General-Post-Amts werden in folgenden Büreaus wahr-. 
genommen: 

Rechnungs-Büreau; Büreau für Personal-Angelegenheiten; Kurs-Büreau; 
Instruktions-Büreau; Auslands-Büreau; Büreau für Post-Statistik; Bau- 
Büreau; Post-Abrechnungs-Büreau; Kontrol-Büreau der Post-Anweisungen 
und Post -Vorschüsse; Geheime Registratur und Journal; Geheime 
Kanzlei; Post-Zeug-Ant. 
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Von dem Kaiserlichen General-Post-Amt ressortiren: 
A. Die Kaiserliche Ober-Post-Direktion, welcher das Hof-Post- 
Amt, die Stadt- und Eisenbahn-Post-Aemter in Berlin untergeordnet 
sind; das Justitiariat; die Kommission zur Eröffnung der Retour- 
Briefe. 
B. Das Post-Zeitungs-A mt. 
Amtliches Organ des General-Post-Amts ist das „Post-Amts-Blatt“. 


3. Abtheilung Il. General-Direktion der Telegraphen des Deutschen Reiches. 


Dasselbe ist gleichfalls auf Grund der Art. 48. ff. der Bundes- bezw. 
Reichs-Verfassung durch den Allerh. Erlass vom 18. Dezember 1867. und bezw. 
3. Aug. 1871. errichtet und für das Gebiet des Telegraphenwesens in gleicher 
Weise zuständig, wie das General-Post-Amt für das Postwesen. — Derselben sind 
alle Telegraphen-Direktionen des Deutschen Reiches unterstellt. Die Aus- 
nahmestellung von Bayern und Württemberg ist durch Art. 52. der Verf. geregelt. 


Zum Ressort der General-Direktion der Telegraphen etc. gehören: 

die Telegraphen-Direktion; das Justitiariat; die Telegraphen-Schule; das 
Abrechnungs - Büreau; die Ober - Telegraphen - Kasse; die Telegraphen- 
Zentral-Station. 


4. Abtheilung Ill. für Elsass-Lothringen. 


Durch Gesetz vom 9. Juni 1871. (B.-G.-Bl. S. 212.) ist die Ausübung der 
Staatsgewalt in Elsass-Lothringen unmittelbar dem Kaiser, als Oberhaupt des 
Reiches, übertragen; seine Anordnungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Gegenzeichnung des damit die Verantwortlichkeit übernehmenden Reichs- 
kanzlers. — Gesetzlich ist hierdurch die Verwaltung der höchsten Reichsbe- 
hörde, dem Reichskanzler- Amte, überwiesen (vergl. Allerh. Erlass vom 12. 
August 1867., B.-G.-Bl. 8. 29., Reichs-Verf. Abschn. IV. Art. 11,): 

Während anfänglich alle Elsass-Lothringen betr. wichtigeren Angelegen- 
heiten im Reichskanzler-Amte erledigt wurden, stellte sich bald dieser Zustand 
als unzuträglich heraus. Indem für die obere Leitung der Angelegenheiten 
der genannten Reichslande eine eigene Abtheilung im Reichskanzler - Amte 
gebildet wurde, ward durch das Gesetz betr. die Einrichtung der Verwaltung 
vom 30. Dezember 1871. (G.-Bl. f. E.-L. 1872. 8. 49. ff.) eine anderweite Or- 
ganisation durch Errichtung des Ober-Präsidiums von E.-L. geschaffen, welches 
unmittelbar dem Reichskanzler unterstellt ward ($. 4. Gesetz vom 30. De- 
zember 1871.). 

Die Abtheilung III. des R.-K.- Amtes für Elsass-Lothringen steht nun- 
mehr vergleichsweise in einer ähnlichen Stellung zu dem Ober-Präsidium, wie 
die ist, welche in Preussen das Staats-Ministerium den Ober-Präsidenten der 
Provinzen gegenüber einnimmt, mit allerdings ausgedehnteren Befugnissen. Die 
Zuständigkeit der III. Abtheilung erstreckt sich auf alle Gebiete der Laandes- 
Verwaltung, soweit nicht einzelne derselben durch Gesetze oder besondere Ab- 
kommen der Leitung anderer Behörden überlassen sind, wie z. B. die mili- 
tärischen und die zum Ressort des Auswärtigen Amtes gehörigen Angelegen- 
‚heiten. 


II. Auswärtiges Amt des Deutschen Reiches. 


Chef: Fürst von Bismarck. 

Staats-Sekretair (mit dem Range eines Staats-Ministers): von Bülow, 
Grossherzoglich Mecklenb. Staats-Minister a. D. 

Direktor: von Philipsborn, Wirkl. Geh. Rath. 
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Die Geschäfte, welche früher dem Preussischen Ministerium der Aus- 
wärtigen Angelegenheiten obgelegen haben, sind gemäss der Verfassung des 
Norddeutschen Bundes resp. der Reichs-Verfassung auf das Auswärtige Amt 
des Deutschen Reiches übergegangen. Letzteres ist Königl. Preussisches Mi- 
nisterium der Auswärtigen Angelegenheiten nur insoweit geblieben, als es für 
Preussen die in dessen diplomatischem Verkehr mit den übrigen Staaten des 
Deutschen Reichs vorkommenden Geschäfte besorgt. 

Das Auswärtige Amt zerfällt, wie dies schon durch die Verordnung vom 
10. Oktober 1810. (Ges.-Samml. pro 1810. 8. 21.) für das Ministerium der 
Auswärtigen Angelegenheiten angeordnet worden war, in zwei Abtheilungen, 
von denen 

die I. Abtheiluug die äusseren Verhältnisse des Reiches, die Kommuni- 
kationen mit den fremden Gesandten, die Instruirung der Deutschen so- 
wohl als der Preussischen Gesandtschaften über die höhere Politik ete. 
behandelt; 

die II. Abtheilung die sonstigen Geschäfte des Auswärtigen De- 
partements, Handels-Konsulats-Angelegenheiten, Privat-Angelegenheiten der 
Reichs-Angehörigen, Justiz-, Polizei-, Pass-, Grenz- und andere Sachen, die 
nicht zu den höheren politischen Angelegenheiten gehören, bearbeitet. 


Unter dem Auswärtigen Amt stehen unmittelbar: 

a) die Gesandtschaften (Botschafter, Gesandten, Minister-Residenten, Ge- 
schäftsträger), 

b) die Konsulate (General-Konsuln, Konsuln, Vize-Konsuln), 

c) die Prüfungs-Kommission für das diplomatische Examen. 


III. Die Verwaltung des Reichsheeres. 


Eine gemeinsame Verwaltung für das gesammte Reichsheer besteht nicht. 
Die Kriegs-Ministerien von Preussen, Bayern, Sachsen und Württemberg 
haben zur Zeit noch die Verwaltung der bezüglichen Kontingente. Von dem 
Preussischen Kriegs - Ministerium wird ausserdem noch auf Grund besonderer 
Militair-Konventionen die Verwaltung der Norddeutschen — mit Ausnahme 
des Braunschweigischen Kontingents — sowie der Badischen und Hessischen 
Kontingente wahrgenommen. 

Eine Darstellung der Ressort-Verhältnisse ist in Anlage A. gegeben. 


IV. Die Admiralität, 


Chef von Stosch, General-Lieutenant und Staats-Minister. 
Direktor der Admiralität: Henk, Kontre-Admiral. 


| Die Admiralität, deren Geschäftskreis alle Angelegenheiten umfasst, welche 

die Einrichtung, Erhaltung und Entwickelung, sowie die Verwendung der 
Reichsmarine betreffen, hat einen Chef zum Vorstande, welcher die Verwal- 
tung unter Verantwortlichkeit des Reichskanzlers und den Oberbefehl nach den 
Anordnungen Seiner Majestät des Kaisers und Königs zu führen hat. Der 
zeitige Chef der Admiralität ist hierzu durch Allerhöchsten Erlass vom 31. 
Dezember 1871. mit dem Karakter eines Staats-Ministers und mit der Befugniss, 
den Sitzungen des Staats-Ministeriums beizuwohnen, ernannt worden. 

Unter dem Chef der Admiralität leitet ein Direktor die Geschäfte des 
Marine- Departements, welches die technischen Dezernate umfasst. Derselbe 
entscheidet und unterzeichnet selbstständig in allen dem genannten Departe- _ 
ment zugewiesenen technischen Angelegenheiten, insoweit der Chef der Ad- 
miralität sich die Entscheidung nicht vorbehalten hat. 
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In allen Fällen, in denen der Chef der Admiralität zur Lösung schwie- 
riger Fragen organisatorischer und technischer Natur des Beirathes erfahrener 
Seeoffiziere und sachverständiger Techniker, die der Admiralität nicht ange- 
hören, zu bedürfen glaubt, hat derselbe das Recht, den Admiralitäts- Rath zu 
berufen und solchem die betreffenden Fragen zur Begutachtung vorzulegen. 
Der Amiralitäts-Rath besteht, unter dem Vorsitze des Chefs der Admiralität, 
aus den von diesem bezeichneten Mitgliedern der Admiralität und den von 
ihm dazu berufenen Seeoffizieren, Beamten und Technikern. 


Die Geschäfte der Admiralität werden bearbeitet durch 
die Zentral-Abtheilung. 
A. Militärische Dezernate, umfassend: 


Persönliche, seemännisch-militärische und allgemeine militärische Ange- 
legenheiten, Unterrichtswesen, Nachrichtenwesen und Küsten-Vertheidigung, 
die Auditoriats- Geschäfte, das Sanitäts- und Medizinalwesen. 


B. Technische Dezernate, umfassend: 


Ausrüstung, Werft- Verwaltung, Schiffbau, Maschinenbau, Artillerie, 
Waffenwesen und Hafenbefestigung, Torpedowesen. 


©. Besondere Dezernate, für: 


Etats- und Kassenwesen, Garnison-Verwaltung, Justitiariats- Angelegen- 
heiten, Bauwesen und Rechnungs-Revision. 


D. Das Hydrographische Büreau. 


Zum Ressort der Admiralität gehören: 


1) die Kaiserliche Ober-Examinations-Kommission für Marine-Intendantur- 
Beamte zu Berlin, 

2) die Kaiserlichen Kommandos der Marine-Stationen der Ostsee zu Kiel 
und der Nordsee zu Wilhelmshafen mit den denselben unterstellten 
Marinetheilen, mit den Marine-Stations-Intendanturen zu Kiel und Wil- 
helmshafen, den technischen Instituten (Werften zu Kiel, Danzig und 
Wilhelmshafen, und Artillerie-Depots zu Friedrichsort und Wilhelms- 
hafen), den Hafenbau-Direktionen zu Kiel und Wilhelmshafen und der 
Marine-Akademie und Marine-Schule zu Kiel. 


V. Der Rechnungshof des Deutschen Reiches. 


Der dem Reichstag wiederholt vorgelegte Entwurf eines Gesetzes betr. 
Errichtung eines eigenen „Rechnungshofes für das Deutsche Reich“ hat be- 
kanntlich dessen Zustimmung noch nicht gefunden. 

Die Kontrole des gesammten Reichshaushalts ist daher auch für das 
Jahr 1873. wiederum der Preussischen Ober-Rechnungs-Kammer durch Gesetz 
vom 22. Juni 1873. (R.-G.-Bl. S. 145.) übertragen, welche sie unter der Be- 
nennung „Rechnungshof des Deutschen Reiches“ nach Massgabe des Gesetzes 
vom 4. Juli 1868. (B.-G.-Bl. S. 433. ff.) zu führen hat. Dieselbe ist zu diesem 
Zweck durch einen Direktor und 7 Mitglieder verstärkt, die aus Reichs- 
mitteln besoldet werden und deren Sitzungen getrennt von denen der Ober- 
Rechnungs-Kammer stattfinden. Der Rechnungshof hat seinen Sitz zur Zeit 
in Potsdam. 

(Das Regulativ für den Geschäftsgang ist als Beilage C. mitgetheilt.) 
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VI. Das Reichs-Ober-Handelsgericht. 


Dasselbe ist auf Grund des Gesetzes vom 12. Juni 1869. betr. die Errich- 
tung eines obersten Gerichtshofes für Handelssachen (Reichs- Ober - Handels- 
gericht, B.-G.-Bl. S. 201. ff.) errichtet und hat seinen Sitz in Leipzig. Nach 
Gesetz vom 14. Juni 1871. ist es als oberster Gerichtshof für Elsass-Lothringen 
an die Stelle des Kassationshofes zu Paris getreten (R.-G.-Bl. 1871. 8. 315.). 
Wie sein Name sagt, ist es oberster Gerichtshof in allen Handelssachen. 

Ausser durch das angeführte Gesetz vom 14. Juni 1871. sind Erweite- 
rungen der Zuständigkeit des Ober-Handelsgerichts eingetreten zufolge 8. 2. 
des Gesetzes über die Abgabeu von der Flösserei vom 1. Juni 1870., 8. 32. 
des Gesetzes über das Urheberrecht an Schriftwerken ete. vom 11. Juni 1870., 
$. 10. des Gesetzes über die Haftpflicht bei Eisenbahnen ete. vom 7. Juni 1871., 
88. 152. ff. des Gesetzes, betr. die Rechts- Verhältnisse der Reichs- Beamten 
vom 31. März 1873., und durch Gesetz, betr. die dem Reichs-Ober-Handels- 
gerichte gegen Rechtsanwalte und Advokaten zustehenden Disziplinar - Befug- 
nisse, vom 29. März 1873. (R.-G.-Bl. 1873. S. 60.). 

(Vgl. Archiv Bd. III. 8. 741. ff. und oben im II. Thl.) 


VI. Das Ober-Appellations-Gericht in Lübeck als 
Reichsgerichtshof. 


Dasselbe ist für das Dentsche Reich auf Grund des Artikel 75. der 
Reichs - Verfassung die zuständige Spruch-Behörde in erster und letzter 
Instanz für alle im Art. 74. d. R.-V. aufgeführten, gegen das ‚Reich gerich- 
teten hoch- oder landesverrätherischen Unternehmungen. 


VII. Das Reichs-Eisenbahn-Amt. 


Errichtet auf Grund des Gesetzes vom 27. Juni 1873. (R.-G.-Bl. 8. 164. ff.) 


Das Reichs-Eisenbahn-Amt hat nach $$. 4. und 5. des Gesetzes folgende 
Befugnisse: 

das Aufsichtsrecht über das Eisenbahnwesen wahrzunehmen; — für Aus- 

führung der bezüglichen Bestimmungen der Reichs-Verfassung und der 

betr. Gesetze etc. etc. Sorge zu tragen; — auf Abstellung von Mängeln 

und Missständen im Eisenbahnwesen hinzuwirken; — innerhalb seiner Zu- 

ständigkeit über alle Einrichtungen und Massregeln Auskunft zu fordern, 

persönlich Kenntniss davon zu nehmen und hiernach das Erforderliche zu 

veranlassen. YyE 

Bis zum Erlass eines Reichs- Eisenbahn - Gesetzes stehen dem R.-E.-Amt 
den Privatbahnen gegenüber alle Befugnisse der Aufsichts-Behörden der Bun- 
desstaaten zur Durchführung seiner Verfügungen zu; die Staats-Bahnen sind 
zur Erfüllung nöthigenfalls im verfassungsmässigem Wege anzuhalten. 

nf) Geschäftsgang für das Beschwerde-Verfahren wird durch Regulativ 
geregelt. 

(Vgl. oben 8. 901. ff. den Kommentar zu dem G’setze vom 27. Juni 1873.) 
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IX. Die Verwaltung des Reichs-Invaliden- und der Reichs- 
Festungs-Bau-Fonds. 


Errichtet auf Grund des $. 11. Gesetz vom 23. Mai 1873. über Gründung 
und Verwaltung des Reichs-Invaliden-Fonds (B.-G.-Bl. 8. 117. ff.). | 


Präsident: Ellwanger. 


Diese Behörde besteht aus einem vom Kaiser auf Lebenszeit ernannten 
Vorsitzenden und drei vom Bundesrath auf je 3 Jahre gewählten Mitgliedern 
und steht unter Aufsicht der Reichs-Schulden-Kommission und der oberen 
Leitung des Reichskanzlers. 

Die Behörde hat den auf Grund des Gesetzes vom 8. Juli 1872. (R.-G.-Bl. 
8. 289.) gestifteten Reichs-Invaliden-Fond nach Massgabe des Gesetzes vom 
23. Mai 1873. und gleichzeitig nach denselben Grundsätzen bis zum 1. Juli 
1875. den durch Art. III. des Gesetzes vom 30. Mai 1873., betr. die Geld- 
mittel zur Umgestaltung und Ausrüstung der Deutschen Festungen (R.-G.-Bl. 
S. 123.) geschaffenen „Reichs-Festungs-Bau-Fonds“ zu verwalten. Der 
Vorsitzende und die Mitglieder der Verwaltung des R.-I.-F. sind für dessen 
gesetzmässige Anlage, Verrechnung und Verwaltung unbedingt verantwortlich 
und dahin besonders zu vereidigen, „dass sie sich von Erfüllung dieser ihnen 
mit eigener Verantwortlichkeit obliegenden Pflichten durch keine Anweisungen 
oder Verordnungen irgend einer Art abhalten lassen wollen.“ 


&. Die Reichs-Rayon-Rommission. 


Errichtet auf Grund des $. 31. Ges. betr. die Beschränkungen des Grund- 
eigenthums in der Umgebung von Festungen vom 21. Dezember 1871. (R.- 
G.-Bl. S. 466.) 

Dieselbe ist eine durch den Kaiser berufene ständige Militair-Kommission, 
in welcher die Staaten, in deren Gebiet Festungen liegen, vertreten sind. 

Die Kommission ist zuständig zur Entstheidung von Rayon- Streitsachen 
im Rekurs-Verfahren. 


Anlagen. 


— 


Anlage A. 


Die Ressort-Verhältnisse des Preussischen Kriegs-Ministeriums. 


Chef: Kriegs-Minister Gen.-Lieut. v. Kameke. 


Das Kriegs-Ministerium hat in seinen Abtheilungen in den letzten Jahren 
mehrfache Aenderungen erfahren; die jetzige Organisation derselben ist nach 
den im Militair-Wochenblatt vom 13. Septbr. 1873 S. 703. ff. enthaltenen 
Mittheilungen folgende: 

Unter dem Öberbefehl Sr. Maj. des Kaisers und Königs über das Heer 
soll vom Kriegs-Ministerium dasjenige ressortiren, was das Preuss. Militair, 
dessen Verfassung, Einrichtung, Erhaltung und den von ihm zu machenden 
Gebrauch betrifft. 
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Das Kriegs-Ministerium zerfällt nach seiner gegenwärtigen Einrichtung 
in drei Departements und vier selbstständige Abtheilungen, welche 
direkt unter dem Minister stehen. 

Bei einer dieser Abtheilungen, der Zentral-Abtheilung, als dem 
eigentlichen Bureau des Kriegs-Ministers, konzentriren sich alle die- 
jenigen militairischen Angelegenheiten, über welche der Kriegs - Minister 
selbst die Entscheidung zu treffen beabsichtigt. 

Ausserdem ressortiren von der Zentral-Abtheilung die Personalien der 
Mitglieder und Beamten des Kriegs-Ministeriums, sowie der Intendanturen. 

Die drei Departements sind: das Allgemeine Kriegs-Departement, 
das Militair-Oekonomie-Departement und das provisorische Depar- 
tement für das Invaliden- Wesen. 


Zentral-Abtheilung: Abtheil.-Chef Oberst von Hartrott. 


A. Allgemeines Kriegs-Departement. 


An der Spitze desselben steht ein Direktor, die einzelnen Geschäfte wer- 
den wahrgenommen in: | 


1) Armee-Abtheilung A., 

2) Armee-Abtheilung B,, 

3) Abtheilung für die Artillerie-Angelegenheiten, 

4) technische Abtheilung für Artillerie-Angelegenheiten, 
5) Abtheilung für die Ingenieur-Angelegenheiten. 


B. Das Militair-Oekonomie-Departement. 


Unter Leitung eines Direktors werden die Geschäfte von folgenden Ab- 
theilungen erledigt: 
1) Abtheilung für das Etats- und Kassen-Wesen, 
2) Abtheilung für die Natural-Verpflegungs-Angelegenheiten, 
3) Abtheilung für die Bekleidungs-, Geldverpflegungs-, Reise- 
und Vorspann-Angelegenheiten, 
4) Abtheilung für das Servis-Wesen. 


C. Das provisorische Departement für das Invaliden-Wesen. 
Auch hier steht ein Direktor an der Spitze der einzelnen Abtheilungen 
diese sind: 
1) Abtheilung A., 
2) Abtheilung B,, 
Ausserdem die direkt unter dem Kriegs-Minister stehenden Abtheilungen: 


1) für die persönlichen Angelegenheiten mit der Geheimen 
Kriegs-Kanzlei, 

2) für das Remonte-Wesen, 

3) die Militair-Medizinal-Abtheilung. 


Vom Kriegs-Minister ressortiren ferner: 


die Ober-Examinations-Kommission im Kriegs-Ministerium und 
das Direktorium des grossen Militair-Waisenhauses in Potsdam. 


A. Das Allgemeine Kriegs-Departement. 


Dasselbe umfasst alle auf Formation, Organisation und Kommando- 
Verhältnisse der Armee bezüglichen Geschäfte. Es steht nnter einem 
eigenen Direktor und zerfällt in folgende fünf Abtheilungen: 
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1. Die Armee-Abtheilung A. 


Dieselbe hat zu bearbeiten: 


die Organisations-, Formations- und 
Mobilmachungs-Angelegenheiten ; 

allgemeine Dienstverhältnisse der 
Armee inkl. Landwehr; 

spezielle Dienst-Angelegenheiten aller 
Wafien inkl. Landwehr u. Landwehr- 
Dienstauszeichnungen; 

den Ersatz und die Rekrutirung der 
Armee, Kapitulationen, Auswan- 
derungen und Heimathsscheine; 

die Truppen-Uebungen mit Einschluss 
der Schiess-Uebungen; 

Dislokation der Armee; 

Angelegenheiten der Freiwilligen, 
Ausstands - Bewilligungen, Rekla- 
mationen, Beurlaubungen, Entlas- 
sungen, Versetzungen; den Wacht- 
und Garnison-Dienst, sowie inneren 
Dienst im Allgemeinen; 


das Rapport-Wesen; 

die Nachrichten über aufgelöste Trup- 
pentheile ete., sowie über aktive 
Militairs; 

den Etatstitel 20. der Militair-Verwal- 
tung (Gehälter und Löhnungen der 
Truppen); 

militair-ökonomische Angelegenheiten, 
insoweit dabeidas Allgem. Kriegs-De- 
partementüberhaupt mitzuwirken hat; 

Bestimmungen über Personal- und 
Qualifikations-Berichte, Ranglisten ; 

den Geschäfts-Verkehr in der Armee 
und Dienst-Reglements; 

die Militair-Konventionen und militair- 
politischen Angelegenheiten. 


2. Die Armee-Abtheilung B. 


Der Geschäftskreis derselben umfasst: 


das Militair-Erziehungs- und Bildungs- 
wesen (inkl. der betreffenden Etats- 
titel 44—47.), sowie die zur Aus- 
bildung der Armee errichteten In- 
stitute und Truppenkörper und zwar: 
die Kadetten-Anstalten, 
Examinations-Kommission für 
epee-Fähnriche, 
Ober - Militair - Examinations - Kom- 
mission, 
Kriegsschulen, 
Artillerie- und Ingenieur-Schule, 
Kriegs-Akademie, 
Ober-Feuerwerker-Schule, 
Ritter-Akademie zu Liegnitz, das Mi- 
litair-Knaben-Erziehungs-Institut zu 
Annaburg, die Garnison - Schulen, 
Unteroffizier-Schulen, 
Militair-Schiess-Schule und die Ar- 
tillerie-Schiess-Schule, das Lehr-In- 
fanterie-Bataillon, 
Militair - Reit - Institut, die Zentral- 
Turn-Anstalt, 
Militair-Rossarzt-Schule. 


Port- 


Ferner: 


die Angelegenheiten 
stabes; 

der milden Stiftungen; der Begräb- 
niss- und Krieger-Vereine; 

des Militair-Kirchenwesens und die 


des General- 


Angelegenheiten der Militair-Geist- 
lichkeit (inkl. der betreffenden Etats- 
titel 7. und 8.); 

die Militair- Justiz- und Angelegen- 
heiten der Auditeure, einschl. des 
General-Auditoriats (inkl. der dazu 
sehör. Etatstitel 9. und 10.); 

die Militair- Gesetzgebung, die Dis- 
ziplinar- und Polizei-, sowie die 
ehrengerichtlichen Angelegenheiten; 

Arbeiter- und Straf-Abtheilungen; 

Kartell- und Auslieferungs- Angelegen- 
heiten; 

Angelegenheiten der Land- und Hafen- 
Gendarmerie, inkl. Leib- und Feld- 
Gendarmerie; 


Angelegenheiten der Schlossgarde- 
Kompagnie und der reitenden Feld- 
Jäger; 


Steuer-Angelegenheiten ; 

Militair-Veterinär-Wesen und das Mi- 
litair-Medizinal-Wesen, soweit bei 
letzterem das Allgemeine Kriegs-De- 
partement mitzuwirken hat; 

Anstellung der versorgungs- resp. an- 
stellungsberechtigten Militairs im 
Zivildienst, sowie Invaliden- und 
Unterstützungs-Angelegenheiten, so- 
weit hierbei das Allgemeine Kriegs- 
Departement Konkurrirt; 

das Train- Wesen inkl. Sanitäts-De- 
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tachements und alle das Schanz- literarische Angelegenheiten ; 
zeug der Truppen betreffende An- Nachrichten über ausgeschiedene Mi- 


gelegenheiten; litairs; 
die Marsch- u. Etappensachen, sowie Gesuche um Verwendung aktiver und 
die Post- und Eisenbahn-Transport- inaktiver Militairs; 


resp. Telegraphen-Angelegenheiten; Militair-Musik; 
statistische Angelegenheiten inkl. Be- Ordens- Auszeichnungen und sonstige 
völkerungslisten; Belohnungs- Angelegenheiten. 


3. Die Abtheilung für die Artillerie-Angelegenheiten. 


sorgt für die Ausrüstung der Armee Artillerie-Materials, welches nicht 
und befestigten Plätze mit Waffen, in Königl. Werkstätten gefertigt 
Artillerie-Material und Munition; wird; 

für Aufbewahrung, Regenerirung und bearbeitet ferner die speziellen An- 
Instandsetzung des in den Artille- gelegenheiten der Artillerie, die 
rie-Depots niedergelegten Defen- Versuche über Waffen - Wirkung, 
sions-, Belagerungs-, Feld- und Felll- Munitions- Gegenstände, Konstruk- 
Reserve - Artillerie - Materials, des tion des Artillerie-Materials und 
Reserve-Munitions-Parks,der Kriegs- der Handwaffen ; 
und Reserve - Chargirungen, der endlich die Angelegenheiten des 
Augmentations- und Reserve-Hand- Waffen - Reparatur - Geschäfts bei 
waffen; den Truppen, der Zubehörstücke zu 

sie leitet die Fabrikation der Hand- den Hand-Schusswaffen und der 
waffen, der Munition und desjenigen Büchsenmacher.. 


Zum Ressort dieser Abtheilung gehören: 


die Inspektion der Gewehrfabriken, welcher die Gewehr- und Zündspiegel- 
Fabriken unterstellt sind und die Fuss-Artillerie-Regimenter in Bezug auf 
die Verwaltung der ihnen untergebenen Artillerie-Depots. 


4. Die technische Abtheilung für Artillerie-Angelegenheiten. 


Dieselbe leitet den Betrieb in den ihr untergebenen’Etablissements, näm- 
lieh: den Artillerie-Werkstätten, Pulver-Fabriken, der Geschützgiesserei und 
dem Feuerwerks-Laboratorium. 

Bei allen die Konstruktion und Anfertigung des Artillerie-Materials be- 
treffenden Fragen hat dieselbe eine berathende Stimme. 


5. Die Abtheilung für die Ingenieur-Angelegenheiten 
bearbeitet alle, die festen Plätze des Landes in fortifikatorischer Beziehung 
betreffenden Angelegenheiten. 
Ihr liegt ob: 


die Neuanlage und Instandhaltung der Festungen und fortifikatorischen Werke; 
die obere Lieitung und Beaufsichtigung der durch Mitglieder des Ingenieur- 
Korps auszuführenden Militair-Bauten; die Verwaltung der Festungs-Bau- 
Kassen und -Grundstücke; die Unterbringung der Staats- und Bau-Ge- 
fangenen. 


Sie bearbeitet ferner: 


die Angelegenheiten des Pionier - Korps und des Ponton - Trains und solcher 
Neuanlagen von Eisenbahnen und Chausseen, welche das Militair - Ressort 
berühren und demnach eine Konkurrenz des Kriegs-Ministeriums bedingen. 


B. Das Militair-Oekonomie-Departement. - 


Demselben sind alle die Militair-Oekonomie angehenden Geschäfte, mit 
Ausnahme der dem Allgemeinen Kriegs-Departement übertragenen, zugetheilt. 
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Das Departement steht unter einem besonderen Direktor und zerfällt in 


folgende Abtheilungen: 


1. Die Abtheilung für das Etats- und Kassenwesen. 


Von derselben werden bearbeitet: 


die Etatssachen; die Revision, Ab- 
schlüsse und Personal-Angelegen- 
heiten der General-Militair-Kasse 
und der General-Kriegs-Kasse. 


Ihr liegt ferner ob: 


die Verwaltung nachstehender Spezial- 
Etatstitel: 

Titel 1. u. 2. Kriegs-Ministerium, 

Titel 11. Besoldung der höheren Trup- 
pen-Befehlshaber, 

Titel 12. 13. Kommandanten, Platz- 
majors und Etappen-Kommandanten, 


Titel 14. Besoldung der Adjutantur 
S. Maj. des Kaisers und Königs, 

Titel 15. 16. Generalstab, 

Titel 17. Besoldung der Adjutantur- 
Offiziere, 

Titel 18. 19. Ingenieur-Korps, 

Titel 21. extraordinaire Gehälter für 
aggregirte Offiziere und Offiziere 
von der Armee, 

Titel 56. Unterstützungen für aktive 
Militairs und Beamte etc. und 

Titel 60. verschiedene Ausgaben. 


Sie führt die allgemeinen Kassen- und Abschlussarbeiten, die Kontrole 
der Einnahmen und Ausgaben der Militair-Verwaltungen und die Verrech- 


nung der extraordinairen Kredite aus. 


Auch ressortiren von ihr die Militair-Wittwen-Kasse, das Kautionswesen 
im Allgemeinen, die Einkommensteuer- und Stempel-Angelegenheiten. 


2. Die Abtheilung für die Natural-Verpflegungs-Angelegenheiten 


bearbeitet alle auf die Verpflegung 
der Truppen bezüglichen Angelegen- 
heiten ; die Etats-Kassen- und Rech- 
nungs - Angelegenheiten von den 
Titeln 22.—24. des Militair - Etats, 
die Personal-Wirthschafts- und Bau- 
sachen der Magazin-Verwaltungen. 


Ihr liegen ob: 


die Naturalien-Beschaffungen für die 
Magazine; 


die Brod-, Fourage-, Viktualien- und 
Marschverpflegung der Truppen; 

die Angelegenheiten der Militair- 
Bäcker-Abtheilung, die Brod-Unter- 
stützungen für Militair- Familien 
während des Kriegszustandes ; 

die Verproviantirung der Festungen, 
endlich die Kontrole des Brod- und 
Fourage-Empfanges der Truppen. 


3. Die Abtheilung für die Bekleidungs-, Geldverpflegungs-, Reise- und Vorspann-Angelegenheiten. 


Deren Ressort umfasst: 

die gesammte Bekleidungswirthschaft 
des stehenden Heeres und der Land- 
wehr; 

die Musterungen der Truppen; 

Anfertigung und Mittheilung der Be- 
kleidungs- und Ausrüstungs-Proben; 

Beschaffung der Fahnen; 

Aufstellung der Bekleidungs-Etats; 

Verwaltung der Montirungs - Depots 
und Personalien der Beamten der- 
selben ; 

Personalien der Zahlmeister und Zahl- 
meister-Aspiranten; 

 Geldverpflegnng der Truppen exkl. 

nicht regimentirter Offiziere; 


Kassen- und Defekts-A ngelegenheiten 
der Truppen; 

Geldverpflegung der Ersatz- und Re- 
serve-Mannschaften ete. (Titel 38.); 

die Verwaltung der Offizier- Unter- 
stützungs-Fonds, sowie der milden 
Stiftungen bei den Truppen; 

Reise - Umzugs-Vorspann- und Trans- 
port-Kosten der Armee; 

den Abschluss der Verträge mit Eisen- 
bahnen zur Beförderung der Truppen 
und Armee-Bedürfnisse; 

Feldpost-Angelegenheiten ; 

Reise- und Bade-Unterstützungen für 
Offiziere und Beamte. 
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4. Die Abtheilung für das Servis-Wesen. 


Zu deren Verwaltungsbereich gehören; 


die Etats der Titel 3. 6 27. bis 30. 
und 32.; die sämmtlichen Kasernen, 
Garnison-Anstalten, mit Ausnahme 
der Lazarethe, die Dienstwohnungen, 
die Offizier-Speise-Anstalten und die 
baulichen Einrichtungen in den- 
selben; 

Unterbringung der Truppen und ihre 
Servis-Kompetenz; 


Garnison-Verwaltung in sächlicher und 
personeller Beziehung; 

Verwaltung der Baufonds und die 
Hausverwaltung des Kriegs-Mini- 
steriums; 

Unterhaltung der Uebungsplätze, Gar- 
nison-Kirchen und Begräbnissplätze, 
ebenso die Flur-Entschädigungen. 


0. Das provisorische Departement für das Jnvaliden-Wesen. 


Von demselben ressortiren die Pensions- und Invaliden-Versorgungs-An. 
gelegenheiten der Offiziere, Beamten und Mannschaften, die in dieser Be. 
ziehung eingehenden Gesuche, die Pensionen für Wittwen und Erziehungs- 


gelder für Kinder. 


Das Departement hat einen besonderen Direktor und zerfällt in folgende 


zwei Abtheilungen: 


1. Abtheilung A. 


Deren Geschäftskreis umfasst: 


das Pensions-Anerkennungs-Wesen im 
Allgemeinen, insbesondere die An- 
erkennung der Offiziere, Aerzte, 
Militair-Beamten zu den gesetzlichen 
Pensionen; 

die in das Invaliden- Wesen ein- 
schlägigen Angelegenheiten verab- 
schiedeter Offiziere etc. (Ueber- 
weisung pensionirter Offiziere an 
die Postbehörde, Steuer-Angelegen. 
heiten derselben, Kürzung resp. Ein. 
ziehung der Pensionen bei Anstel. 
lung im Zivildienst); 

die Rekursgesuche der Militair - Per- 


sonen der Unterklassen in Bezug 
auf die Invaliden-Anerkennungen; 

Gesuche derselben wegen Neu- Aus- 
stellung von Zivil - Versorgungs- 
Scheinen; ausserdem die Verwaltung 
der beiden grossen Unterstützungs- 
Fonds des Titel 58. des Militair- 
Etats, betreffend die Pensionen für 
Wittwen und Pflege- und Erziehungs- 
Gelder für Kinder, sowie die Aller- 
höchst zu bewilligenden Unter- 
stützungen an Offiziere, Beamte, 
Wittwen und Kinder. 


2. Abtheilung B. 


umfasst: die Verwaltungs- Angelegen- 
heiten im Allgemeinen, insbesondere 
das Etats- und Kassen-Wesen; die 
Zivil-Versorgungs- Angelegenheiten 
der Unterchargen, (in Konkurrenz 
mit dem Allgemeinen Kriegs-De- 
partement); 

Forstversorgung: 

Rekursgesuche der Unterchargen in 
Bezug auf die Kürzung resp. Ein- 
ziehung von Pensionen bei An- 
stellung im Zivildienst; 

Anträge auf Belassung resp. Nieder- 
schlagung überhobener Pensionen 

' der Unterklassen; 


Angelegenheiten der Invaliden - In- 
stitute; 

Verwaltung der bei der Abtheilung A. 
nicht speziell bezeichneten Staats- 
Unterstützungs-Fonds und der dem 
Departement überwiesenen Stif- 
tungen; 

Anerkennung der Hinterbliebenen von 
Militair-Personen der Ober- und 
Unterklassen zu den gesetzlichen 
Staats-Beihülfen und die Bewilligung 
von Unterstützungen an nicht pen- 
sionsberechtigte Funktionaire und 
deren Hinterbliebenen. 
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Die ausserdem noch vorhandenen, direkt unter dem Kriegs-Minister 
stehenden selbstständigen Abtheilungen sind: 


Die Abtheilung für die persönlichen Angelegenheiten mit der 
Geheimen Kriegs-Kanzlei. 


Die Abtheilung für das Remonte-Wesen, 
unter welcher die Remonte-Ankaufs-Kommissionen und Remonte-Depots stehen 
und die ausserdem die Gestellung von Chargenpferden zu bearbeiten hat. 
Die Militair-Medizinal-Abtheilung. 
Derselben ist übertragen: 
dieWahrnehmungderMilitair-Hygiene; 
der Sanitätspolizei und Sanitäts- das gesammte Friedens-, Feld- und 


statistik der Armee; Belagerungs-Lazareth-Wesen ; 
ärztlich-teehnische Superarbitrien der die Angelegenheiten des Sanitäts- 
Ersatz-Aushebungs- und Invaliden- Korps, der militair-ärztlichen Bil- 
sachen ; dungs-Anstalten, der Bade-Institute, 
die Versorgung der Armee mit Arz- der Militair-Pharmazeuten,Lazareth- 
neien, Verbandmitteln und chirurg. Gehülfen und Krankenwärter. 


Instrumenten; 
Vom Kriegs-Minister ressortiren ferner: 


direkt: die Ober-Examinations-Kom- das Direktorium des Potsdam’schen 
mission im Kriegs-Ministerium und grossen Militair-Waisenhauses. 
Anlage B. 


Bekanntmachung, betreffend das Regulativ zur Ordnung des Geschäftsganges 
bei dem Bundes-Amte für das Heimathwesen. 
(Zentralblatt für das Deutsche Reich 1873. 8. 4 ff.) 


In Ausführung des $. 45. des Gesetzes über den Unterstützungs-Wohnsitz 
vom 6. Juni 1870. (B.-G.-Bl. S. 369.)*) hat der Bundesrath dem nachfolgen- 
den Regulativ zur Ordnung des Geschäftsganges bei dem Bundesamte für 
das Heimathwesen, die Bestägung ertheilt: 


$.1. (Sitzung des Bundesamtes.) Das Bundesamt für das Heimath- 
wesen versammelt sich an regelmässigen, im Voraus von ihm bestimmten 
Sitzungstagen; dem Vorsitzenden bleibt es unbenommen, im Bedürfnissfalle 
ausserordentliche Sitzungen anzuberaumen. 


$. 2. (Ferien.) Das Bundesamt hält Ferien während der Monate Juli 
und August. In der Ferienzeit fallen die regelmässigen Sitzungen aus; es 
müssen jedoch während derselben immer wenigstens drei Mitglieder, zur Er- 
ledigung schleuniger Angelegenheiten, am Sitze des Bundesamtes anwesend 
sein oder in solcher Nähe desselben sich aufhalten, dass sie auf erfolgte Ein- 
ladung ohne Verzug zu einer Sitzung erscheinen können. 


8. 3. (Urlaub der Mitglieder) Ausser der Ferienzeit darf der Vor- 
sitzende sich nicht über acht Tage ohne Urlaub des Reichskanzlers vom Sitze 
des Bundesamtes entfernen. Die anderen Mitglieder des Bundesamtes dürfen 
ausser der Ferienzeit sich nicht über drei Tage und jedenfalls nicht an einem 
für die regelmässigen Sitzungen bestimmten Tage ohne Urlaub vom Bitze 
des Bundesamtes entfernen; die Ertheilung des Urlaubs an diese Mitglieder 
steht bis zur Dauer von sechs Wochen dem Vorsitzenden, über diese Dauer 
hinaus dem Reichskanzler zu. 


*) Vergl. Archiv Bd. IV, S. 598. fl, 
Archiv des Deutschen Reiches Bd, I. (VI.) 59a 
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$. 4. (Leitung des Verfahrens.) Verfügungen, welche, ohne der sach- 
lichen Entscheidung vorzugreifen, lediglich die Leitung des Verfahrens vor 
dem Bundesamte bezwecken, werden der Regel nach ohne Vortrag im Kol- 
legium entweder von dem Vorsitzenden selbst oder, unter seiner Mitzeich- 
nung, von demjenigen Mitgliede des Bundesamtes erlassen, welchen der Vor- 
sitzende die Bearbeitung der Sache überträgt. Ergiebt sich zwischen diesem 
Mitgliede und dem Vorsitzenden eine Meinungsverschiedenheit, oder wird 
gegen das Verfügte Einspruch von Seiten einer Partei erhoben, so ist die 
Beschlussnahme des Kollegiums hierüber herbeizuführen. In allen anderen 
Fällen bleibt es übrigens dem Ermessen des Vorsitzenden überlassen, den 
vorgängigen Vortrag im Kollegium anzuordnen. 


$. 5. Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und Berathungen in den 
Sitzungen des Bundesamtes; er stellt die Frageg und sammelt die Stimmen 
— vorbehaltlich der Entscheidung des Kollegiums, falls über die Fragestel- 
lung oder über das Ergebniss der Abstimmung eine Meinungsverschiedenheit 
entsteht. 


$. 6. (Mündliche Verhandlung in öffentlicher Sitzung) Die Vorladung 
der Parteien zur mündlichen Verhandlung in der öffentlichen Sitzung des 
Bundesamtes erfolgt durch die Post gegen Behändigungsschein. 

Die zur mündlichen Verhandlung gelangenden Sachen werden in der, 
durch den Vorsitzenden bestimmten, durch Aushang vor dem Sitzungszimmer 
bekannt zu machenden Reihenfolge erledigt. | 

Der Vorsitzende verkündigt die ergangene Entscheidung nebst den Ent- 
scheidungsgründen. - Nach Befinden des Bundesamtes kann die Entscheidung 
oder die Verkündigung der Entscheidungsgründe bis auf die nächste regel- 
mässige Sitzung ausgesetzt werden. Zu letzterer werden die. erschienenen 
Parteien mündlich vorgeladen; einer Vorladung der ausgebliebenen Parteien be- 
darf es nicht. 


$. 7. Ueber die öffentliche Sitzung wird durch einen zuzuziehenden ver- 
eidigten Protokollführer eine Verhandlung aufgenommen, welche die wesent- 
lichen Hergänge enthalten muss und von den theilnehmenden Mitgliedern des 
Bundesamtes, so wie von dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 


$. 7.b. Bei den Beschlüssen, welche auf Grund einer mündlichen Ver- 
handlung erlassen werden, dürfen nur Mitglieder mitwirken, vor welchen die 
mündliche Verhandlung stattgefunden hat. | 


$. 8. Der Vorsitzende handhabt die Ordnung in den öffentlichen Sitzun- 
gen des Bundesamtes; er kann jeden Zuhörer aus denselben entfernen lassen, 
welcher Störungen verursacht. 


$.9. (Ausfertigungen etc) Die endgültigen Entscheidungen des Bundes- 
amtes in Streitsachen der Armenverbände werden 
Im Namen des Deutschen Reichs 
erlassen. Die Konzepte dieser Entscheidungen sind von allen theilnehmenden 
Mitgliedern zu vollziehen; den Ausfertigungen derselben ist das grosse Siegel 
des Bundesamtes beizudrücken; im Eingange der gedachten Ausfertigungen 
sind die Mitglieder des Bundesamtes aufzuführen, welche an der Entscheidung 
theilgenommen haben. 
Alle Entscheidungen und Verfügungen des Bundesamtes werden in der 
Ausfertigung mit der Unterschrift: 
Bundesamt für das Heimathwesen 
versehen und von dem Vorsitzenden vollzogen. 


$. 10. Das Bundesamt führt zwei Siegel: 
1. ein grosses Siegel, entsprechend dem grossen Siegel, welches im 
Reichskanzler-Amte geführt wird, 
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2. ein kleineres Siegel mit dem Reichsadler und der Unterschrift: Bun- 
desamt für Heimathwesen. 


$. 11. (Geschäfte des Vorsitzenden) Der Vorsitzende leitet und über- 
wacht den gesammten Geschäftsgang bei dem Bundesamte. Er eröffnet die 
eingehenden "Schriftstücke und versieht sie mit dem Eingangsvermerk. Er 
vertheilt die Geschäfte. Er verfügt — und zwar entweder selbst oder mit 
Zuziehung eines Dezernenten, in allen wichtigeren Fällen aber nach Berathung 
mit dem Kollegium — in den, das Bundesamt als solches betreffenden Ver- 
waltunes-Augelegenheiten, sowie bezüglich der Einrichtung der erforderlichen 
Geschäftskontrolen. Er überwacht die Dienstführung der der Subaltern- und 
Unterbeamten; er erlässt für diese Beamten die erforderlichen Instruktionen; 
er ertheilt ihnen Urlaub und übt über sie die Disziplin — vorläufig und bis 
zur Regelung der Disziplinarverhältnisse im Wege der Reichsgesetzgebung — 
nach Massgabe der in Preussen geltenden Vorschriften, 


$. 12, (Vertretung des Vorsitzenden.) Den Vorsitzenden vertritt im 
Falle der Abwesenheit oder Verhinderung das dem Dienstalter nach, und bei 
gleichem Dienstalter das der Geburt nach älteste Mitglied; das Dienstalter 
bestimmt sich in allen Fällen nach dem Tage der Ernennung zum Mitgliede 
des Bundesamtes. 


$. 13, (Geschäftsjahr, Geschäftsbericht.) Das Geschäftsjahr des Bundes- 
amtes beginnt mit dem 1. Dezember und endigt mit dem 30. November. 
Am Schlnsse des Geschäftsjahres hat das Bundesamt dem Reichskanzler 
eine Uebersicht der erledigten Geschäfte berichtlich einzureichen. 
Berlin, den 6. Januar 1873. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung: Delbrück. 


Anlage €. 


Allerhöchster Erlass, betreffend das Regulativ über den Geschäftsgang bei 
der Ober-Rechnungskammer. Vom 22. September 1873.*) 


(Preuss. Gesetz-Sammlung S. 459ff.) 


Organisation und Geschäftsgang im Allgemeinen. 


$:1. Die Geschäfte des Kollegiums der Ober-Rechnungskammer werden 
unter der obersten Leitung des Präsidenten in verschiedenen Abtheilungen 
und Revisions-Bureaus bearbeitet. Eine geeignete Anzahl dieser“ Bureaus 
bildet eine Abtheilung, welcher ein Direktor vorsteht. In jedem Bureau wird 
unter Leitung eines Raths des Kollegiums (des Departements-Raths) die er- 
forderliche Zahl von Revisions-Beamten beschäftigt. 


$. 2. Für die auf den persönlichen Wirkungskreis des Präsidenten be- 
züglichen Bureau-Geschäfte, für die Kassen-Verwaltung, die Registratur, 
Bibliothek, Journalführuug und Kanzlei sind besondere Bureau- und Kanzlei- 
Beamte, desgleichen für den auf die Hausordnung basiigieten Dienst die er- 
forderlichen Unterbeamten bestellt. 


$. 8. Sämmtliche Geschäfte sind durch allgemeine Feststellungen auf die 
Beamten möglichst gleichmässig und dergestalt zu vertheilen, dass jedem dauernd 
ein bestimmter Geschäftskreis überwiesen wird. 


%) Vgl. oben S. 937 unter V. „der Rechnungshof des Deutschen Reiches,“ sowie 
Archiv Bd. IT. S. 582 fl. Ges. v. 8. Juli 1868. betr. Kontrole des Bundeshaushalts für 
die Jahre 1867—69, und die Instrukt. für den Rechnungshof des Nordd. Bundes v. 
28. Mai 1869 a. a. 0. $. 589 f. | 

59a* 
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Was die zum Wirkungskreis des Kollegiums gehörigen Geschäfte betrifft, 
so ist, so weit es die obwaltenden Verhältnisse gestatten, darauf Bedacht zu 
nehmen, dass die Geschäftskreise der einzelnen Departementsräthe nach den 
verschiedenen Verwaltungsressorts und diejenigen der einzelnen Bevisions- 
Beamten nach Provinzen und Bezirken oder nach Materien abgegrenzt wer- 
den, dass der Regel nach kein Departementsrath in zwei verschiedenen Ab- 
theilungen und kein Revisions-Beamter in zwei verschiedenen Bureaus be- 
schäftigt und dass der Uebergang der Beamten von einem Geschäftskreise zu 
einem anderen möglichst vermieden wird. | 


$. 4 Für jeden Revisions-Beamten ist alljährlich ein Arbeitsplan auf- 
zustellen, in welchem die von ihm in den einzelnen Monaten des Geschäfts- 
jahres zu revidirenden Rechnungen und zu bearbeitenden Notaten - Beantwor- 
tungen wenigstens nach der Anzahl und Gattung im Voraus festgesetzt wer- 
den. Dabei ist jedoch für die Monate Juli und August zusammen nur ein 
Monatspensum in Ansatz zu bringen. 


$. 5. Das Geschäftsjahr der Ober-Rechnungskammer beginnt mit dem 
1. Mai des einen und schliesst mit 30. April des folgenden Jahres. 

Im Laufe eines jeden Geschäftsjahres ist das Revisions-Geschäft, ein- 
schliesslich der Feststellung der Revisions-Protokolle, in Ansehung sämmt- 
licher Rechnungen für das vorangegangene Kalenderjahr (Rechnungsjahr) zu 
beendigen, also beispielsweise in Betreff der Rechnungen für 1873, innerhalb 
des Geschäftsjahrs vom 1. Mai 1874. bis zum 1. Mai. 1875. 


Die Ober-Rechnungskammer ist verpflichtet, für die Erledigung der ge- 
zogenen Erinnerungen und die prompte Berichtigung der Rechnungen derge- 
stalt zu sorgen, dass die Entlastung der Rechnungsführer beziehungsweise 
der Abschluss des Revisions-Verfahrens spätestens im Laufe des folgenden 
Jahres, also beispielsweise in Betreff der Rechnungen für 1873. spätestens bis 
zum 1. Mai 1876. erfolgt. 


Ausgenommen von den vorstehenden Bestimmungen sind die Spezial- 
Bau-Rechnungen, deren Revision, soweit es möglich ist, innerhalb desjenigen 
Geschäftsjahres erfolgen muss, in welchem sie eingehen. Die Ober-Rechnungs- 
kammer hat dahin zu wirken, dass diese Rechnungen binnen kürzester Frist 
nach Beendigung des Baues zur Revision eingereicht werden und, falls die 
Bauten zu ihrer Vollendung mehrere Jahre in Anspruch nehmen, in den dazu 
geeigneten Fällen die Legung von Stückrechnungen anzuordnen. 


$. 6. Die ordentlichen Sitzungen des Kollegiums finden an fest bestimm- 
ten Tagen statt. Ausserordentliche Sitzungen werden von dem Präsidenten 
durch besondere Verfügung anberaumt. Wird ein Mitglied behindert, einer 
Sitzung beizuwohnen, so hat es hiervon dem Präsidenten rechtzeitig Anzeige 
zu machen. 


Die Abstimmungen erfolgen in der durch das Dienstalter bestimmten 
Reihenfolge dergestalt, dass zuerst der Jüngste Rath und zuletzt der Vor- - 
sitzende seine Stimme abgiebt. Die bei dem Kollegium etwa beschäftigten 
Hülfsarbeiter haben nur in den von ihnen selbst bearbeiteten Sachen eine 
Stimme. Ueber die Stellung der Fragen, sowie über das Ergebniss der Ab- 
stimmung entscheidet im Falle einer Meinungsverschiedenheit das Kollegium. 

Bei getheilten Stimmen bleibt es der Minderheit oder den einzelnen Mit- 


gliedern derselben überlassen, ihr abweichendes Votum schriftlich zu begrün- 
den und den betreffenden Akten beizufügen. 


$. 7. Die kollegialische Berathung und Beschlussfassung ist ausser den 

im $. 8. des Gesetzes vom 27. März 1872. aufgeführten Fällen erforderlich: 
1. wenn Gesetze und Verordnungen oder Erlasse der obersten Verwal- 
waltungs-Behörden ergehen, welche auf das Verfahren der Ober-Rech- 
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' nungskammer von Einfluss sind, oder den Geschäftskreis mehrerer Re- 
visions-Bureaus berühren; 


2 wenn Meinungsverschiedenheiten entweder zwischen der Ober-Rech- 
nungskammer und den obersten Verwaltungsbehörden oder zwischen 
den Mitgliedern der Ober - Rechnungskammer selbst zur Erörterung 
kommen, namentlich auch, wenn in den Grundsätzen oder dem Ver- 
fahren einzelner Revisions-Bureaus Abweichungen zu Tage treten; 

3. wenn Zweifel über Anwendung und Auslegung von Gesetzen, Verord- 
nungen etc. der Erledigung bedürfen, 


4. wenn anderweitige Gegenstände von dem Präsidenten oder von den 
Direktoren zur Beschlussfassung verwiesen werden, 


5. wenn von dem betreffenden Departements-Rath der Vortrag resp. die 
Beschlussfassung des Kollegiums für erforderlich erachtet wird. 


Jeder Beschluss, durch welchen ein allgemeiner Grundsatz festgestellt 
wird, ist schriftlich zu formuliren und allen betheiligten Revisions-Bureaus in 
Abschrift mitzutheilen. 


$. 8. Die auf Grund des Vortrages und der Beschlussfassung im Kol- 
legium ergehenden Angaben sind auf den betreffenden Konzepten als solche 
zu bezeichnen. Alle übrigen Gegenstände des gewöhnlichen Geschäftslaufes, 
welche unbedenklich sind und nach feststehenden Bestimmungen und Grund- 
sätzen ihre Erledigung finden, bedürfen des Vortrags und der Beschlussfassung 
in den Sitzungen nicht, ergehen jedoch unter derselben Form und Firma, wie 
die Ersteren. 


$..9. Sämmtliche den Wirkungskreis des Kollegiums betreffende Ver- 
handlungen, Beschlüsse, Schreiben und Erlasse werden in der Ausfertigung 
und Reinschrift, wie im Konzept, unter der Firma „Ober-Rechnungskanm- 
mer“ vollzogen. 

Die Vollziehung derselben in der Ausfertigung oder in der Reinschrift 
geschieht von dem Präsidenten oder von dem betreffenden Direktor, je nach 
dem die letzte Zeichnung der Konzepte in Gemässheit der nachfolgenden Be- 
stimmungen von dem Ersteren oder von dem Letzteren erfolgt ist. 


Amtliches Verhältniss des Präsidenten. 


$. 10. Dem Präsidenten steht die oberste Leitung und Beaufsichtigung 
des gesammten Geschäftsbetriebes der Ober-Rechnungskammer zu. 


$. 11, In Ansehung der zum Wirkungskreise des Kollegiums gehörigen 
Geschäfte hat er in materieller Beziehung dahin zu wirken, dass überall die 
bestehenden Gesetze, Vorschriften und massgebenden Verwaltungsnormen zur 
Anwendung gelangen und in den verschiedenen Abtheilungen und Bureaus 
nach gleichen Grundsätzen verfahren wird, zu welchem Zweck er dafür Sorge 
zu tragen hat, dass durch Beschlussfassung des Kollegiums das in dieser Be- 
ziehung Erforderliche festgestellt wird. 


$. 12. Die Regelung des formellen Geschäftsbetriebes gehört zu seinem 
persönlichen Wirkungskreise. Er hat alle diejenigen Diensteinrichtungen und 
Anordnungen zu treffen, welche zu diesem Zwecke erforderlich sind und die 
materielle Wirksamkeit der Ober-Rechnungskammer nicht berühren, desgleichen 
dafür zu sorgen, dass die Geschäfte prompt erledigt werden und dass jeder 
Beamte innerhalb seines Wirkungskreises die ihm obliegenden Verpflichtungen 
rechtzeitig und ordnungsmässig erfülle. 


$. 13. Insbesondere gehört zu seinem Wirkungskreise: 


1. der Erlass der erforderlichen allgemeinen wie besonderen Dienst - An- 
weisungen über den formellen Geschäftsbetrieb in den Revisionsbüreaus, 
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ferner für das Bureau des Präsidenten, die Kassenverwaltung, die Re- 
gistraturen, die Bibliothek, die Journalführung, die Kanzlei- und Unter- 
beamten der Ober-Rechnungskammer, desgleichen die Feststellung der 
Hausordnung und die Bestimmung über die Benutzung und Vertheilung 
der zum Dienst bestimmten Räume und Inventarienstücke; 


2. die Feststellung der Geschäftsvertheilung, die Anordnung dauernder oder 
vorübergehender Abänderungen derselben, sowie der erforderlichen Stell- 
‚vertretungen und die Beauftragung von Beamten mit einzelnen Arbeiten 
aus dem Geschäftskreise eines anderen Beamten; 


3. die Feststellung der Arbeitspläne für die Revisionsbeamten und die 
Genehmigung der Abweichung von denselben ($. 4.); 


4. die Abordnung von Kommissarien in allen Fällen, wo solche noth- 
wendig wird, namentlich auch zum Zweck der Erörterung von Bedenken 
und Erinnerungen gegen die Rechnungen oder zur Informations-Einziehung 
($. 13., Absatz 2. des Gesetzes vom 27. März 1872.) oder zu ausser- 
ordentlichen Kassen- und Magazinen-Revisionen ($. 13., Abs. 3. eben- 
daselbst); 


5. die Eröffnung der neu eingehenden Sachen, welche sodann, soweit sie 
zum Geschäftskreise des Kollegiums gehören, nach Massgabe der be- 
stehenden Geschäftsvertheilung an die Direktoren, Räthe und Revisions- 
beamten gelangen — vorbehaltlich der Befugniss des Präsidenten, Korre- 
ferenten zu bestellen; 


6. die Verfügung auf alle solche Schreiben, Berichte, Gesuche etc., welche 
nicht zum Wirkungskreise des Kollegiums. gehörige Gegenstände be- 
treffen ; | 

7. die Bestimmung der Zeit für die Sitzungen des Kollegiums nach Tag 
und Stunde, die Eröffnung und Schliessung derselben, die Leitung der 
Debatten und Abstimmungen; 


8. die Superrevision und Vollziehung aller derjenigen Konzepte und Ver- 
fügungen, deren Prüfung und Mitzeichnung er sich durch allgemeine 
Anordnung oder durch die besondere Bezeichnung der einzelnen Sachen 
bei ihrem Eingange vorbehalten hat. 


$- 14. Bei der Superrevision ($. 13., Nr. 8.) dürfen materielle Aenderungen 
ohne Einverständniss mit den betreffenden Direktoren und Departementsräthen 
nicht vorgenommen werden. 


Fälle, in denen ein solches Einverständniss nicht erreicht wird, sind 
zum Vortrag zu verweisen und nach dem Beschlusse des Kollegiums zu er- 
ledigen. | 

Formelle Aenderungen dagegen, welche sich lediglich auf die Anordnung, 
Deutlichkeit und Präzision der Darstellung oder die Angemessenheit des Aus- 
drucks beziehen, ist der Präsident nach eigenem pflichtmässigem Ermessen 
vorzunehmen befugt. 


$. 15. Der Präsident ist ferner berechtigt, die Ausführung eines Be- 
schlusses des Kollegiums einstweilen zu beanstanden, muss jedoch, wenn er 
von dieser Befugniss Gebrauch macht, binnen 14 Tagen, vom Tage der ersten 
Beschlussfassung an gerechnet, die betreffende Angelegenheit zur nochmaligen 
Berathung und Abstimmung bringen und die Mitglieder des Kollegiums hier- 
von spätestens drei Tage vor der diesfälligen Sitzung in Kenntniss setzen. 
Bei dem durch die zweite Abstimmung festgestellten Beschlusse behält es 
sein Bewenden. 


$. 16. Zu den Geschäften des Präsidenten gehören ferner die Personalien 
sämmtlicher Beamten, insbesondere die Vorschläge zur Besetzung von Stellen 
-der Direktoren und Räthe des Kollegiums ($. 2. des Gesetzes vom 27. März 
1872.), die Ernennung der übrigen Beamten ($. 6. ebendaselbst), die Hand- 
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habung der Disziplin über sämmtliche Beamte ($$. 5. und 6. ebendaselbst), 
die Urlaubsbewilligungen, die auf Rangerhöhung, Verleihung von Titeln, 
Orden und sonstigen Auszeichnungen, auf die Pensionirung der Beamten und 
auf die Fürsorge für die Hinterbliebenen derselben bezüglichen Angelegen- 
heiten. 


$. 17. Der persönliche Wirkungskreis des Präsidenten umfasst ferner die 
Verwaltung der Gelder, Grundstücke, Gebäude, Inventarienstücke und Ma- 
terialien, welche für den Dienst der Ober - Rechnungskammer bestimmt sind, 
desgleichen die Vertretung des Fiskus bei den auf diese Vermögensverwaltung 
bezüglichen Verträgen und Prozessen. 


$. 18. Dem Präsidenten bleibt es überlassen, in Angelegenheiten seines 
persönlichen Geschäftskreises das Gutachten des Kollegiums oder einzelner 
Mitglieder desselben einzuholen. 


$. 19. Die Kassenverwaltung wird von zwei, Seitens des Präsidenten 
dazu bestimmten Revisions-Beamten als Nebenamt geführt. 

Als Kurator der Kasse fungirt ein Mitglied des Kollegiums, welches 
dazu vom Präsidenten bestellt wird. i 


$. 20. In Bezug auf Beurlaubung des Präsidenten ist nach den für die 
Minister massgebenden Grundsätzen zu verfahren. In Ansehung des vom 
Präsidenten den Mitgliedern und den übrigen Beamten zu bewilligenden 
Urlaubs hat derselbe die den Ministern beigelegten Rechte. 


$. 21. Bei Abwesenheit oder Krankheit des Präsidenten vertritt ihn der 
älteste und wenn auch dieser verhindert sein sollte, der nächstfolgende 
Direktor. 


$. 22. In den zum persönlichen Geschäftskreise des Präsidenten ge- 
hörigen Angelegenheiten werden die Konzepte und Reinschriften unter Bei- 
fügung seines amtlichen Titels und Karakters vollzogen. 


Amtliches Verhältniss der Direktoren. 


8. 23. Die Direktoren leiten und beaufsichtigen sämmtliche Geschäfte der 
ihnen überwiesenen Abtheilung und liegt ihnen ob, für die gründliche und 
prompte Erledigung dieser Geschäfte in den dazu gehörigen Revisionsbüreaus 
zu sorgen. 


$. 24, Zu den Befugnissen und Obliegenheiten der Direktoren gehört ins- 
besondere: 

1. die Kenntnissnahme von allen neu eingehenden, auf die Geschäfte der 
betreffenden Abtheilung oder der Ober-Rechnungskammer überhaupt 
bezüglichen Dienstsachen, welche nach geschehener Eröffnung und Prä- 
sentation Seitens des Präsidenten durch die Hand der Direktoren in den 
vorschriftsmässigen Geschäftsgang übergehen; 

2. die Superrevision und Zeichnung aller von den Departementsräthen der 
Abtheilung an sie gelangenden Revisionsprotokolle, Verhandlungen, De- 
chargen, Verfügungen, Korrespondenzsachen und sonstigen Angaben im 
Konzept und in der Reinschrift, soweit die Vollziehung der letzteren 
nicht dem Präsidenten zusteht, 

3) die Begutachtung der von den Departementsräthen zu erstattenden perio- 
dischen oder sonstigen Berichte, sowie der zu solcher Begutachtung 
geeigneten dienstlichen Anträge, Eingaben und Promemorien der Mit- 
glieder und Beamten ihrer Abtheilung, 

4) die Beaufsichtigung der regelmässigen Thätigkeit und Geschäftsförderung 
in den Revisionsbüreaus ihrer Abtheilung, 
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5) die Berechtigung, in Bezug auf die Revisions-Beamten, vorübergehende 
Abweichungen von der Geschäftsvertheilung, der Folgeordnung und den 
Fristen der Geschäfte im Einverständniss mit den betreffenden Departe- 
mentsräthen und Revisoren zu genehmigen, insofern weder eine Ver- 
mehrung der Arbeitskräfte dadurch bedingt, noch die Entstehung von 
Arbeitsrückständen davon zu besorgen ist; 


6) die Urlaubsbewilligung für Revisions-, Registratur- und Unterbeamte 
ihrer Abtheilung, sofern die nachgesuchte Entfernung aus dem Dienst 
die Zeit von drei Tagen nicht überschreitet und eine Vertretung nicht 
erforderlich ist. 


$. 25. Die Direktoren haben bei Prüfung der ihnen vorgelegten Revisions- 
verhandlungen, Korrespondenzsachen und sonstigen Angaben vor Allem auf 
richtige Anwendung der gesetzlichen Vorschriften und auf Uebereinstimmung 
mit den bisher als massgebend angenommenen oder in anderen Revisions-Bü- 
reaus befolgten Grundsätzen, demnächst aber auch auf logische Anordnung, 
Präzision der Darstellung und Angemessenheit des Ausdrucks zu halten. Hin- 
sichtlich ihrer Befugniss, bei der Superrevision (8.24. Nr.2.) Aenderungen 
vorzunehmen, gelten dieselben Bestimmungen, welche im 8. 14. in Ansehung 
des Präsidenten getroffen sind. 


3. 26. Die Direktoren haben sich in Abwesenheits- und Krankheitsfällen, 
soweit es der Umfang ihrer Geschäfte zulässt, gegenseitig zu vertreten. An- 
derenfalls hat der Präsident ihre Vertretung durch die ältesten Räthe, sofern 
er dieselbe nicht ganz oder theilweise selbst übernehmen will, anzuordnen. 
Auch können in solchen Fällen durch den Präsidenten einzelne Räthe von 
der Superrevision ihrer Arbeiten entbunden werden. 


Amtliches Verhältniss der Departements-Räthe. 


$. 27. Die Departementsräthe der Ober - Rechnungskammer sind die un- 
mittelbaren Vorstände der ihnen zugetheilten Revisons-Büreaus. Sie sind für 
die gründliche und prompte Geschäftsführung in ihren Revisions-Büreaus ver- 
antwortlich und haben sich zu diesem Zwecke über die Befähigung und die 
Thätigkeit der Revisons-Beamten, über das Mass der denselben zugetheilten 
Arbeiten und über die Gründlichkeit und den Werth ihrer Leistungen in fort- 
dauernder Kenntniss zu erhalten. 


3. 28. Zu den Obliegenheiten der Departementsräthe gehört insbesondere 
die Prüfung und Vollziehung der Konzepte aller in den ihnen zugetheilten 
Revisons-Büreaus aufgestellten Revisions-Protokolle, Verhandlungen, Dechar- 
gen, Berichtigungs - Erklärungen und sonstigen Expeditionen oder Ver- 
fügungen. 

Durch die Vollziehung der diesfälligen Konzepte übernehmen sie die 
Verantwortlichkeit für die darin enthaltenen Ausführungen und thatsächlichen 


en welche sie nach den betreffenden Rechnungen und Belägen zu prüfen 
aben. 


Es liegt ihnen ob, sich durch selbstständiges Eindringen in die einzelnen 
Etats, Rechnungen und Beläge von der Vollständigkeit der vorgelegten Ar- 
beiten Ueberzeugung zu verschaffen. 


8. 29. Die Departementsräthe haben zufolge der ihnen obliegenden Ver- 
antwortlichkeit für den ganzen Inhalt dieser Arbeiten das Recht, Abänderun- 
gen der ihnen vorgelegten Konzepte der Revisions-Verhandlungen, Schreiben, 
Verfügungen u. s. w. in materieller wie in formeller Beziehung nach selbst- 
ständigem Ermessen vorzunehmen, unrichtige oder unerhebliche Monita — 
unter kurzer Angabe des Grundes — zu streichen, und neue Erinnerungen, 
wo sie solches für nothwendig erachten, hinzuzufügen. 
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Ob und inwiefern sie dabei ein vorgängiges Einvernehmen mit den Re- 
visions-Beamten, oder den Vortrag, bezw. die Beschlussfassung im Kollegium 
für erforderlich halten, bleibt, sofern letztere nicht ohnehin eintreten muss, 
ihrem pflichtmässigen Ermessen vorbehalten. 


$. 30. Als ständige Dezernenten innerhalb ihres Departements haben die 
Räthe alle dahin einschlagenden Gegenstände, namentlich die Korrespondenz 
mit den betreffenden Staatsbehörden zu bearbeiten, die dazu bestimmten oder 
nach ihrem eigenen Ermessen dazu geeigneten Sachen zum Vortrag zu bringen 
und dieselben den gefassten Beschlüssen gemäss zn erledigen. 


$. 31. Zu den Obliegenheiten der Departementsräthe gehört es ferner, 
die alljährlich in ihren Revisions-Büreaus gesammelten Materialien, welche 
zur Aufnahme in den Geschäftsbericht, beziehungeweise in die „Bemerkungen 
für den Landtag“ bestimmt sind, — nach erfolgter Feststellung im Kolle- 
gium — zu redigiren und für ihren Geschäftsbereich zusammenzustellen. 


8. 32. Die Departementsräthe haben sich endlich der Erstattung solcher 
Gutachten und Berichte zu unterziehen, welche von ihnen als Korreferenten 
in einzelnen Sachen abzugeben sind, oder welche in Bezug auf die Qualifikation 
der im Probedienst oder als Hülfsarbeiter beschäftigten Revisoren oder aus 
anderen dienstlichen Veranlassungen von ihnen verlangt werden. 


8. 88. In Abwesenheits- oder Krankheitsfällen haben die Departements- 
räthe sich gegenseitig nach näherer Anordnung des Präsidenten für die ein- 
zelnen Fälle — zu vertreten, sofern nieht mit Genehmigung des Präsidenten 
der betreffende Direktor die Vertretung ganz oder theilweise zu übernehmen 
bereit ist. | 


Amtliches Verhältniss der Revisions-Beamten. 


8. 34. Die Revisions-Beamten sind der Regel nach aus den für diesen 
Beruf sich vorzugsweise eignenden Beamten der Provinzial-Behörden zu ent- 
nehmen, ihre Anstellung erfolgt jedoch erst nach Ableistung eines Probe- 
dienstes von höchstens 6 Monaten. 


8. 85. Die Revisions-Beamten haben vorzugsweise den Beruf, die spezielle 
Vorrevision der Rechnungen, soweit solche einem Jeden nach Massgabe der 
allgemeinen Geschäftsvertheilung des jährlichen Arbeitsplans oder durch be- 
sondere Anordnung überwiesen werden, — unter Vergleichung mit den Rech- 
nungsbelägen, sowie die Bearbeitung der bezüglichen Notaten-Beantwortungen 
bis zum Abschluss des Revisionsgeschäftes zu bewirken. 


Mit dieser Revision der Rechnungen, zu welcher auch die kalkulatorische 
Prüfung der letzteren, wie der Beläge in den vorgeschriebenen Grenzen ge- 
hört, ist die sorgfältige Prüfung der neu aufgestellten Kassen - Etats unter 
steter Berücksichtigung ihres Verhältnisses zu den genehmigten Positionen 
des Staatshaushalts-Etats und seiner Unterlagen zu verbinden. Sie sind dafür 
verantwortlich, dass bei der von ihnen zu bewirkenden Rechnungs-Revision 
und Bearbeitung der Notaten-Beantwortungen nichts Erhebliches weder in der 
Materie, noch in der Form unerinnert bleibe. 


$. 86. Die Revisions-Beamten haben, was die Form, die Reihenfolge und 
die Erledigungsfristen der ihnen zugetheilten Revisionsarbeiten anlangt, die 
hierüber getroffenen Anordnungen sorgfältig zu beachten und sind verpflichtet, 
jeden Rückstand zu verhüten, falls aber ein solcher unvermeidlich werden 
sollte, dies rechtzeitig dem Departementsrath anzuzeigen. Das Gleiche gilt, 
wenn durch verspäteten Eingang der Rechnungen und Notaten-Beantwortungen 
etwa ein Arbeitsmangel eintreten sollte. 
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8. 37. Die Revisions-Beamten haben in den im 8. 30. erwähnten Sachen, 
insoweit solche ihnen von den Departements-Räthen zugeschrieben werden, die 
Verfügung und Konzepte zu entwerfen, ferner auf Grund der von ihnen zu 
führenden Notizen die jährlichen Zusammenstellungen sowohl der für den Ge- 
schäftsbericht als auch der für die „Bemerkungen“ bestimmten Gegenstände, 
aus ihrem Geschäftskreise, sowie die vorgeschriebenen periodischen Debersichten 
des Geschäftsstandes rechtzeitig zu liefern, welche demnächst nach bewirkter 
Prüfung Seitens des Departementsraths und des Abtheilungs - Direktors dem 
Präsidenten einzureichen sind. Die Revisions-Beamten haben zunächst die 
Vollständigkeit und Richtigkeit dieser Arbeiten zu vertreten. 


$- 38. Die Revisions-Beamten sind im Falle des Bedürfnisses zur Ver- 
tretung anderer Revisoren oder zur vorübergehenden Aushülfe in anderen 
Departements verpflichtet. 


Sonstiger Geschäftsgang. 


$. 39. Hinsichtlich des Geschäftsganges im Präsidial-Bureau, bei der 
Kasse, Registratur, Journalführung, Bibliothek und Kanzlei, sowie hinsichtlich 
der Gebäudeverwaltung und der Obliegenheiten der Unterbeamten bewendet 
es bei dem seitherigen Verfahren, bis über diese Gegenstände bei hervor- 
tretendem Bedürfniss anderweitige Dienst-Instruktionen und Anordnungen von 
dem Präsidenten getroffen werden. 


Schlussbestimmung. 


$. 40. Die Instruktion für den Chef - Präsidenten der Ober - Rechnungs- 
kammer vom 16. März 1831. und alle dem vorstehenden Regulativ zuwider- 
laufenden Vorschriften werden hiermit aufgehoben. 
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Nachtrag, 


Bessort-Verhältnisse der höchsten Reichs-Behörden betr. 


I. Reichskanzler-Amt. 
Zu Seite 932. 
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1. Zentral-Abtheilung: 


A. Die Reichs-Kommissariate. 
Zu diesen gehören: 


6. Die Kommissarien für die Ober-Aufsicht der Verwaltung der Strandungs-Angelegenheiten. 


Nach 8. 1. der „Strandungs-Ordnung“ vom 17. Mai 1874 (R.-G.-Bl. S. 73. ff.) 
wird die Verwaltung der Strandungs-Angelegerheiten durch Strand-Aemter geführt, 
denen Strandvoigte untergeordnet sind. Nach $. 2. a.a.O. sfeht die Organisation der 
Strand-Aemter, die Abgrenzung der Bezirke, Anstellung der Beamten etc. den Landes- 
Regierungen zu, während $. 3. a. a. O. die Oberaufsicht der Verwaltung der Strandungs- 
Angelegenheiten dem Reiche überweist. 


(Vgl. den Wortlaut der Strandungs-Ordnung unten in der Abthl. „Konsularwesen n. Seeschifffahrt.“ 


Ueber die Zuständigkeit des Reichskanzler-Amtes in Bezug auf „Medizinal- und Veterinär-Polizei‘ vgl. 
die im letzten Abschnitt dieses Bandes enthaltenen bezügl Gesetze v. 7. April 1869. und März 1874.) 
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Von der Zentral- Abtheilung ressortiren noch: 
C. Die amtlichen Gesetz- und Verordnungs-Blätter für das Deutsche Reich. 


1. Das Reichs-&esetzblatt.*) 


Dasselbe erschien seit dem 2. August 1867. anfänglich als „Bundes-Gesetzblatt 
des Norddeutschen Bundes,“ auf Grund der Bestimmung im Art. 2. der Verfassung 
des Nordd. Bundes, bezw. der Verf. des Deutschen Reiches, und wird vom Bundes-, 
bezw. Reichskanzler-Amte herausgegeben. Vom 31. Januar 1871. bis zum 2. Mai des- 
selben Jahres — No. 5—18. — führte das Blatt den Titel ‚Bundes-Gesetzblatt des 
Deutschen Bundes‘‘; seit dem 2. Mai 1871. — No. 19. — erscheint es unter seinem 
gegenwärtigen Namen. Nach der Verordnung vom 26. Juli 1367. betr. die Einführuug 
des Bundes-Gesetzblatts für den Nordd. Bund (B. G. Bl. S. 24.) sollen durch dasselbe 
sämmtliche Bundes-Gesetze, Verordnungen und Verfügungen des Bundes-Präsidiums 
verkündet werden; der Tag der Ausgabe ist auf der betr. Nummer des Blattes anzugeben. 


2. Das Gesetzbiatt für Elsass-Lothringen.*) 


Dieses .Gesetzblatt wird unter vorstehendem Titel auf Grund des Gesetzes für 
Elsass-Lothringen vom 3. Juli 1871., betr. die Verkündigung der Gesetze und Verord- 
nungen seit dem 7. Juli desselben Jahres im Reichskanzler-Amte herausgegeben. 

In Uebereinstimmung mit Art. 2. der Reichs-Verf. gilt auch für die in dem Gesetz- 
blatt für Elsass-Lothringen bestimmten Gesetze, dass, falls nicht in den Gesetzen ein 
anderer Geltungs- Termin für den Beginn der verbindlichen Kraft angegeben ist, 
diese mit dem 14. Tage nach Ablauf desjenigen Tages beginnt, an welchem die 
betreffende Nummer des Gesetzblattes in Berlin zur Ausgabe gelangte, 


3. Der Deutsche Reichs-Anzeiger, verbunden mit dem Königl. Preuss. Staats-Anzeiger. 


Diese Zeitung führt seit dem Geltungsbeginn der Verfassung des Deutschen 
Reiches — 4. Mai 1871. — obigen Titel und ist bestimmt, den höchsten Reichsbehörden 
auf dem Gebiete der Tagespresse als Publikations-Organ zu dienen. Kurator desselben ist: 
der Kgl. Pr. Geh. Ober-Reg.- und vortragende Rath im Staatsministerium: Zitelmann. 


*) Die oben unter 1. und 2. genannten Blätter können im .Wege des Buchhandels, ältere wie laufende 
Jahrgänge, zum Preise von 2 Mk., ebenso einzelne Nummern und Bogen durch uns bezogen werden. 
Der Verlag der Reichs-Gesetze. 
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Mit dem Reichs-Anzeiger in Zusammenhang stehen: 

a) das Zentral-Handelsregister für das Deutsche Reich. 
Dasselbe erscheint als besonderes Beiblatt zum Reichs-Anzeiger und ist be- 

stimmt zur Bekanntmachung aller Eintragungen etc. in den Handels-Registern 
des Deutschen Reiches. 

b) die Allgemeine Verloosungs-Tabelle, 
welche in Folge amtl. Veranlassung der Kgl. Hauptbank herausgegeben wird 
und die Ziehungs- und Restanten-Listen sämmtlicher an der Berliner Börse 
gangbaren Effekten enthält. 


4. Das Centralblatt für das Deutsche Reich. 


Dies Blatt wird seit dem 1. Januar 1873. vom Reichskanzler-Amte herausgegeben 
und dient für amtliche Mittheilung von Verordnungen, Bekanntmachungen u. s. w., 
deren Veröffentlichung durch das Reichs-Gesetzblatt unnöthig ist. 
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VI. Das Reichs-Oberhandels-Gericht. 


‚Dasselbe ist ferner auf Grund des & 44. der Strandungs-Ordnung vom 17. Mai 1874 
zuständig in den bürgerlichen Rechtsstreitigkeitem, in welchen auf Grund gedachten 
Gesetzes durch Klage oder Widerklage ein Anspruch geltend gemacht wird aus 
Rechtsverhältnissen, welche sich auf die Bergung, ausser im Falle der Seenoth, beziehen. 


Ueber die Ressort-Verhältnisse der Behörden in Elsass-Lothringen vgl. oben 
S. 851. ff. 


Zur Reichs-Verfassung Artikel 4. Ziffer 1.: 


Freizügigkeit, Heimaths- und Niederlassungs- 
Verhältnisse, Staatsbürgerrecht, Passwesen 
und Fremden-Polizei, Gewerbe-Betrieb ete. 


I. Gewerbe-Gesetzgehung. 


Bearbeitet und zusammengestellt von DL. Jacobi Königl. Preuss. Geh. Regierungs- 
rath, Mitglied des Reichstags und des Hauses der Abgeordneten. 


A. Einführung der Gewerbe-Ordnung in Baiern, Württemberg und 
Baden. 


1. Reichs-Gesetze betr. Einführung der Gewerbe-Ordnung. 
2. Vollzugs- und Einführungs-Bestimmungen der drei Süddeutschen Staaten und 
des $. 29. in Elsass-Lothringen. 
l. Bayern, 
II. Württemberg. 
III. Baden. 
IV. Elsass-Lothringen. 


B. Zusammenstellung der für das Deutsche Reich ergangenen Voll- 
zugs-Vorschriften ete. zu den einzelnen Paragraphen der Ge- 
werbe-Ördnung. 


Vollzugs-Vorschriften zu 88. 6. 8. 16. 24. 29. 41. 55.—63. 113. 


C. Materialien für die Fortbildung der Deutschen Gewerbe-Ordnung. 


Ueber Dampfkessel-Untersuchungs- und Versicherungs-Vereine in Deutschland. 
Muster-Statuten für die Deutschen Gewerk-Vereine. 

Uebersicht der bestehenden Landes-Gesetze über die Errichtung von Han- 
dels- und Gewerbe-Kammern in den hierfür wichtigsten Bundesstaaten. 
Uebersicht der zur Zeit im Deutschen Reiche bestehenden gesetzlich aner- 
kannten Vertretungen der Gewerbe. 

Preussische Vorschriften über Fortbildungs - Schulen für Lehrlinge von Ge- 
werbetreibenden. 

Preussisches Orts-Statut, betr. die Errichtung gewerblicher Schiedsgerichte. 
Statuten für Einigungs-Aemter. (Nach dem Entwurfe des Herrn Dr. Max 
Hirsch. 

Preussische Ministerial-Verfügung betr. die Beschäftigung jugendlicher Ar- 
beiter in Fabriken. 

3. Badische Verordnung betr. Fabrik-Inspektoren. 

0. Sächsische Verordnung, die Fabriken- und Dampfkessel-Inspektion betreffend. 
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D. Chronologisches Verzeichniss der Reichs- und Landes-Gesetze und 
Verordnungen, sowie gerichtlichen Entscheidungen ete., betr. Ge- 
werbewesen. 
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U. Heimaths- und Staatsbürgerrecht. 


A, Gesetz, betr. Gleichberechtigung der Konfessionen in bürger- 
licher und staatsbürgerlicher Beziehung. Vom 3. Juli 1869. 


Bearbeitet von einem Miteliede des Reichstages. 


B. Zusammenstellung der Gesetze und Verordnungen ete., betr. 


Einführung, Vollzug und bezw. Abänderung der Reichs-Gesetze 
über: 

Passwesen, vom 12. Oktober 186”. 

. Freizligigkeit, vom 1. November 18867. 

. Beseitigung der Doppelbesteuerung, vom 13. Mai 1870. 

. Erwerbung und Verlust der Bundes- und Staats-Angehörigkeit, vom 1. Juni 1870. 
. Eheschliessung und Beurkundung des Personenstandes von Bundes-Angehörigen im 


Auslande, vom 4. Mai 1870. 
. Unterstützungs-Wohnsitz, vom 6. Juni 1870. 
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(Vom Herausgeber.) 


Vorbemerkung. 


I Gemässheit unseres Programms bringen wir in Nachstehendem eine 
Zusammenstellung derjenigen Gesetze, Verordnungen, Bekanntmachungen 
ete., welche von Reichswegen zu den in Ausführung des Art. 4, Ziffer 
1. der Reichs-Verfassung emanirten-Gesetze ergangen sind. 

Im Anschluss an das die Gewerbe-OÖrdnung v. 21. Juni 1869 
mehrfache abändernde Reichs-Gesetz, betr. Einführung der Gewerbe-Ord- 
nung in Bayern vom 12. Juni 1872, sowie an die Einführunes- und Voll- 
zugs-Gesetze der ehmaligen norddeutschen Bundesstaaten — Archiv 
Bd. III. — sind die landesrechtlichen Einführungs-Verordnungen für 
Bayern vom 4. Dezember 1872, Württemberg vom 14. Dezember 1871 
und 19. Juni 1873 sowie für Baden das Gesetz vom 21. Dezember 1871 
nebst Verordnung vom 26. Dezember 1871 mitgetheilt. 

Bezüglich der anderweiten neueren Vollzugs-Vorschriften der Einzeln- 
Staaten verweisen wir auf die beigefügte „Chronologische Uebersicht“. 

Diese landesrechtlichen Bestimmungen für die süddeutschen Staaten 
sowie die ihnen folgenden neueren reichsgesetzlichen Ausführungs-Ver- 
ordnungen sind theilweise dem Werke „die Gewerbe-Gesetzgebung im 
Deutschen Reiche“ entmommen, welches kürzlich in unserem Verlage er- 
schien. 

Die Abtheilung „Materialien für die Fortbildung der Deut- 
schen Gewerbe-Ordnung“ dürfte mit Rücksicht auf die beabsichtigte 

„und erforderliche Abänderung mehrerer $$. dieses Reichs-Gesetzes viel- 
fach willkommen sein. 

Das weiter mitgetheilte Gesetz, betr. Gleichberechtigung der Kon- 
fessionen ete., gehört dem Zeitpunkt seiner Veröffentlichung nach einem 
früheren Bande Archiv an; es an richtiger Stelle in Band III. zu bringen, 
ist leider s. Z. in Folge der Erkrankung des -Herrn Dr. Koller unter- 
blieben. 

Die Zusammenstellung der in der Abtheilung II. B. enthaltenen süd- 
deutschen Einführungs- und Vollzugs Gesetze zu dem „Reichs-Gesetz 
vom 6 Juni 1870“ schliesst sich den gleichartigen Ausführungs-Bestim- 
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mungen der norddeutschen Bundesstaaten an, welche im IV. Bande des 
Archiv S. 709 ff. mitgetheilt sind. Die Bedeutung dieses Gesetzes wird 
die Wiedergabe der landesrechtlichen Vollzugs-Vorschriften gerechtfer- 
tigt erscheinen lassen. 

Da die späteren Bogen bereits gedruckt waren, so mussten leider 
von Seite 1120 an die Seiten mit 1120 a, b u. s. w. fortnummerirt werden. 

Um eine Ueberzahl gleichartiger Noten zu vermeiden, ist Abstand 
davon genommen, bei jeder Bezugnahme auf einen $ der bezüglichen 
Reichs-Gesetze auf die betr. Seitenzahl im Archiv zu verweisen; es er- 
schien genügend, einmal im Eingang diese anzuführen. 


Fr. Kortkampf. 


' 


I. Gewerbe - Gesetzgebung. 


A. Einführung der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 in 
Bayern, Württemberg und Baden. 


1. Reichs-Gesetze, betr. Einführung der Gewerbe-Ordnung. 


Während die Mehrzahl der Norddeutschen Bundes-Gesetze durch die Bündniss- 
und Verfassungs-Verträge mit den drei Süddeutschen Staaten vom 15., 23. und 
25. November 1870 sogleich mit in Krafttreten der » Bundes- Verfassung« oder 
doch in nahen, in dieser festgestellten Terminen Geltung für das ganze Bundesge- 
biet erlangten, blieb die Gewerbe-Ordnung einstweilen und mit Rücksicht auf die 
zahlreichen Aenderungen in dem ganzen Verwaltungs-Organismus, welchen die aber- 
malige Umgestaltung des Gewerberechtes erforderte, noch von der Ausdehnung auf 
Baden, Württemberg und Bayern ausgeschlossen. 

Indess trugen die Süddeutschen Regierungen bald genug der Nothwendigkeit 
Rechnung , diesem wichtigsten Grundgesetze für das ganze wirthschaftliche Leben 
allgemeine Geltung innerhalb des Gebietes ihrer Staaten zu geben. 


Zunächst erfolgte: 
die Einführung in Württemberg und Baden durch das bezügliche 
Reichs-Gesetz vom 10. November 1871: (Reichs-Gesetz-Blatt S. 392), 

welches folgendermassen lautet: 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preussen ete. 
verordnen u. s. w. was folgt: 


$. 1. Die Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund vom 21. Juni 1869 
tritt im Königreich Württemberg und im Grossherzogthum Baden am 1, Januar 1872 
als Reichs-Gesetz in Kraft. 


$. 2. Die Einführung des durch $. 21 der Gewerbe- Ordnung vorgeschrie- 
benen mündlichen und öffentlichen Verfahrens kann in Württemberg bis zum 
1. Juli 1873 verschoben werden. 

Urkundlich ete. 

Gegeben etc. 


Der Entwurf des Gesetzes ward ohne Verhandlungen von besonderem Interesse 
angenommen, nachdem auf Antrag Hölder’s der zweite Absatz des $. 2 gestrichen war. 
(Sten. Ber. S. 163—168 und 205, 206.) 

Die zur Ausführung der Gewerbe-Ordnung für Württemberg und Baden erlassenen 
allgemeinen Vollzugs-Anordnungen sind $. 1002 ff., 1008 ff. ihrem Wortlaute nach mit- 
getheilt. 
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Die Einführung in Bayern erfolgte durch: 


Gesetz, betreffend die Einführung der Gewerbe-Ordnung des Nord- 
deutschen Bundes vom 21. Juni 1869 in Bayern vom 12. Juni 1872*). 
(R.-G.-Bl. 1872. S. 170.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preussen etc. 
verordnen u. Ss. w., was folgt: 


$. 1. Die Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund vom 21. Juni 1869 
tritt im Königreich Bayern bezüglich der Vorschriften in $. 29 und $. 147, Ziffer 3 
am 1. Juli 1872, hinsichtlich der übrigen Bestimmungen am 1. Januar 1873 als 
Reichs-Gesetz in Kraft. 

Insoweit bisher in Bayern der Betrieb der Gast- und Schankwirthschaft oder 
des Kleinhandels mit geistigen Getränken, dann der Ausschank der eigenen Erzeug- 
nisse an Getränken ohne polizeiliche Erlaubniss statthaft war, bedarf es einer solchen 
auch in der Folge nicht. 

Die Einstellung eines solchen Geschäfts-Betriebes kann jedoch nach Massgabe 
des $. 53, Abs. II und $. 54 der Gewerbe-Ordnung verfügt werden, wenn That- 
sachen vorliegen, auf Grund deren gemäss $.. 33 der Gewerbe-Ordnung die Erlaub- 
niss zum Betriebe eines der daselbst bezeichneten Gewerbe versagt werden könnte. 


$.2. An Stelle der nachstehend bezeichneten Vorschriften der Gewerbe-Ord- 
nung treten für das Geltungsgebiet der Letzteren die folgenden Bestimmungen **): 
1) an Stelle des ersten Absatzes des $. 145: 

»Für das Mindestmass der Strafen, das Verhältniss von Geldstrafe zu 
Freiheitsstrafe, sowie für die Verjährung des im $. 153 verzeichneten Ver- 
gehens sind die Bestimmungen des Strafgesetzbuches für das Deutsche 
Reich ***) massgebend «. 

2) an Stelle des ersten und zweiten Absatzes des $. 146: 

» Zuwiderhandlungen gegen die $$. 134 bis 136 werden mit einer Geld- 
strafe bis zu Fünfhundert Thalern gestraft. Kann die Geldstrafe nicht bei- 
getrieben werden, so ist der Höchstbetrag der an Stelle derselben tretenden 
Freiheitsstrafe Gefängniss von sechs Monaten. Im Wiederholungsfalle wird 
die Strafe verdoppelt. 

Die Geldstrafen fliessen derjenigen Kasse zu, welcher die im $. 139 er- 
wähnten Forderungen nach den dort ertheilten Vorschriften zufallen «. 


*) Vergl. Archiv des Norddeutschen Bundes etc., Bd. III, S. 1—122, 445— 740, 8041— 
818 und 951—966. — Ferner: Jacobi, » Gewerbe-Gesetzgebung im Deutschen Reiche«. — 
»Fabrik-Gesetzgebung des Deutschen Reiches und der Einzelnstaaten«; — » Aufhebung 
und Ablösung der auf den Betrieb des Abdeckerei-Gewerbes bezüglichen Berechtigungen «; 
— Herfurth, »Gesetze und Verordnungen, betr. Gast- und Schankwirthschafts-Betrieb im 


Deutschen Reiche und den Einzelnstaaten.« — »Die gegenwärtige Patent-Gesetzgebung 
Deutschlands. « — »Die Ausübung der Medizinal-Gewerbe. « — »Der Betrieb der See- und 
Flussschifffahrt.« — »Anlage, Betrieb und Beaufsichtigung von Dampfkesseln nach der 


Gesetzgebung des Deutschen Reiches und der Einzelnstaaten. 3. Aufl.« 

**) Vergl. im Archiv Bd. III, $. 145, 8. 178. — $. 146, 8. 179. — &. 147, 8. 179. — 
8.148, $. 182. -— 8.149, S. 184. — $. 150, 8. 188. 

***) Ebenda Bd. IV, S. 85 ff. 
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3) an Stelle des ersten Satzes des $. 147: 
»Mit Geldstrafe bis zu Einhundert Thalern und im Unvermögensfalle mit 
Haft wird bestraft«: | 

‘* 4) an Stelle des ersten Satzes des $. 148: 

» Mit Geldstrafe bis zu fünfzig Thalern und im Falle des Unvermögens mit 
Haft bis zu vier Wochen wird bestraft «: 

5) an Stelle des ersten Satzes des $. 149: 
»Mit Geldstrafe bis zu zehn Thalern und im Falle des Unvermögens mit 
Haft bis zu acht Tagen wird bestraft «: 

6) an Stelle des ersten Absatzes des $. 150: 
»Wer den Vorschriften in den $$. 128, 129 und 131 zuwider jugendliche 
Arbeiter annimmt oder beschäftigt, wird mit einer Geldstrafe bis zu fünf 
Thalern und im Falle des Unvermögens mit Haft bis zu drei Tagen für jeden 
vorschriftswidrig angenommenen oder beschäftigten Arbeiter bestraft «. 

7) an Stelle des vierten Absatzes des $. 150: 
» Bei Zuwiderhandlungen gegen solche Erkenntnisse (Absatz 2 und 3) kann 
die im ersten Absatz dieses Paragraphen bestimmte Strafe bis zum vier- 
fachen Betrage erhöht werden «. 

Urkundlich u. s. w. 
Gegeben Berlin, den 12. Juni 1872. 


Dieses Gesetz, welches mittelst nachstehender Denkschrift (Drucksachen 
Nr. 118) dem Reichstage vorgelegt war, wurde von demselben unverändert ange- 
nommen. 


Denkschrift. 


»Das Bayerische Gewerbegesetz v. 30. Jan. 1868 *) beruht auf denselben prin- 
zipiellen Grundlagen wie die Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund vom 
91. Juni 1869, so dass bisher schon mit Ausnahme weniger Punkte materielle 
Rechtsgleichheit in Bezug auf das Gewerbewesen in den Geltungsgebieten jener bei- 
den Gesetze bestanden hat. 

Vorzugsweise aus diesem Grunde und da die Bayerische Regierung die Schwie- 
rigkeiten des Vollzuges der mit Einem Male zur Einführung gelangten zahlreichen 
Reichs-Gesetze durch Hinzufügung eines neuen nicht ohne Noth vermehren wollte, 
unterliess sie, schon im vorigen Jahre die Ausdehnung der Norddeutschen Gewerbe- 
Ordnung auf Bayern zu beantragen. 

Die baldige Herstellung einer auch in formeller Hinsicht übereinstimmenden 
Gewerbe-Gesetzgebung erscheint jedoch nicht blos naturgemäss, sondern namentlich 
auch deshalb geboten, weil sich wohl die meisten künftigen Reichs-Gesetze,, welche 
eine Weiterentwickelung auf dem Gebiete des wirthschaftlichen Lebens erstreben, 
mehr oder minder an die Gewerbe-Ordnung anzulehnen haben werden. 

Die Bayerische Regierung glaubte daher mit dem Antrage auf möglichst voll- 
ständige Einführung der Gewerbe-Ordnung v. 21. Jan. 1869 in Bayern schon mit 
Rücksicht auf Art. 4, Ziffer 1 der Verfassung nicht länger zögern zu sollen. 

Als selbstverständlich wird erachtet, dass die Bayerischen Gesetze über das 


*) Vergl. dazu »die Bayerische Gewerbe-Gesetzgebung« im I. Bande Archiv 8. 927 ff, 
60* 
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Immobiliar - Brandversicherungswesen durch die Gewerbe- Ordnung ebensowenig 
alterirt werden, als die steuergesetzlichen Bestimmungen und die Vorschriften des 
Bayerischen Gewerbe-Gesetzes über die für die Ausstellung von Hausirscheinen zu 
entrichtenden Abgaben, welche dermalen für Zwecke des gewerblichen Unterrichts 
bestimmt sind (Art. 6 in Verbindung mit Art. 28 und Art. 23, Abs. II und III des 
Bayerischen Gewerbe-Gesetzes*). Es ist ferner selbstverständlich, dass der Titel VI 
der Gewerbe-Ordnung auf die in Bayern auf Grund des Gewerbe-Gesetzes v. 30. Ja- 
nuar 1868 gebildeten Gewerbe-Vereine keine Anwendung findet. Dieses Gesetz hat 
nämlich mit dem früheren Innungswesen vollständig gebrochen und zwar in der 
Weise, dass sich sämmtliche Innungen unter Auseinandersetzung ihrer Vermögens- 
Verhältnisse aufzulösen hatten. Dagegen stellt das gedachte Gesetz, den hohen 
Werth des Vereinslebens im Gebiete der Gewerbe nicht verkennend, den Gewerbe- 
treibenden, wie allen übrigen Berufsklassen frei, zur Förderung ihrer Interessen 
Vereine zu bilden und bestimmt demgemäss in Art. 25 Folgendes: 
1. die Gewerbetreibenden haben vorbehaltlich der Bestimmungen des Vereins- 
Gesetzes 
»das Recht, zur Förderung gemeinsamer gewerblicher Interessen freie Ver- 
eine zu bilden. 

Dergleichen Vereine verwalten ihre Angelegenheiten selbständig und er- 
langen, wenn sie die Bestätigung ihrer Satzungen erwirken, die juristische 
Persönlichkeit «. 

Diese Vereine gehören demnach nicht zu den Innungen oder Zünften, welche 
der Titel VI der Gewerbe-Ordnung im Auge hat. 


Zu den einzelnen Vorschlägen des Entwurfes ist Folgendes zu bemerken : 


Zu $.1. Da die Gewerbe-Ordnung in formeller Hinsicht von dem Bayerischen 
Gewerbe-Gesetze v. 1868 sehr erheblich abweicht und überdies verschiedene andere 
mit dem Gewerbewesen verwandte Materien und Einrichtungen berührt, so werden 
zum Vollzuge, ganz abgesehen von der Instruirung der Behörden, zahlreiche Vor- 
schriften erforderlich, z. B. über die Organisation und Kompetenz der Verwaltungs- 
Behörden, über die Dienstverhältnisse des ärztlichen Personals, über das Veterinär- 
wesen, das Hebammenwesen, das Gewerbe im Umherziehen, den Marktverkehr 
u.s. w. Es erscheint daher die Einführung der ganzen Gewerbe-Ordnung vor dem 
1. Jan. 1873 nicht möglich, und dürfte dieser Termin um so weniger Beanstandung 
finden , als eine ähnliche Frist, wenigstens bezüglich eines Theiles der Gewerbe- 
Ordnung, auch im Jahre 1869 bestimmt wurde, und es jedenfalls wünschenswerth 
erscheint, wenn der Bevölkerung noch einige Zeit erübrigt, um dieses umfangreiche 
und tief eingreifende Gesetz’ vor dem Inslebentreten näher kennen zu lernen. 

Ein früherer Einführungs-Termin ist bezüglich der in $. 29 der Gewerbe-Ord- 
nung enthaltenen Vorschriften über die Verhältnisse des ärztlichen Personals und 
die Freizügigkeit der Aerzte höchst wünschenswerth und es liegt insbesondere im 
Interesse der Universitäten, dass die definitive Ordnung jener Verhältnisse noch vor 
dem Beginne des nächsten Winter-Semesters erfolgt. 

In der Bayerischen Rheinpfalz ist das Wirthschafts-Gewerbe und der Klein- 
handel mit geistigen Getränken seit mehr als einem halben Jahrhunderte freigege- 
ben, ohne dass erhebliche Missstände hervorgetreten wären. Desgleichen sind in 
den rechtsrheinischen Landestheilen Bayerns die Brauer sowie die Theilhaber der 
namentlich in einzelnen Theilen Frankens und der Oberpfalz vorkommenden Kom- 
mun-Brauereien nach althergebrachter Gewohnheit zum Ausschanke ihrer eigenen 
Erzeugnisse berechtigt. Dieser Rechtszustand wurde, und zwar zumeist auf Anre- 


*) Archiv Bd. I, S. 928, 937, 941. 
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gung der Volksvertretung, im Bayerischen Gesetze v. 30. Jan. 1868*), welches im 
Allgemeinen das Wirtbschafts-Gewerbe der Konzessionspflicht unterworfen hat, un- 
verändert gelassen, und es dürfte sich empfehlen , denselben auch gegenwärtig bei- 
zubehalten, da die fraglichen Verhältnisse rein lokaler Natur sind, und dem Interesse 
der öffentlichen Ordnung durch den im letzten Absatze des $. 1 des Entwurfs ge- 
machten Vorschlag im Sinne der $$. 33, 53 und 54 der Gewerbe-Ordnung genügt 
sein dürfte. 


Zu $. 2, Ziffer 1. Nach dem gegenwärtigen Stande der Reichs-Gesetzgebung 
sind für das Mindestmass der Strafen, das Verhältniss von Geldstrafe zu Gefäng- 
nissstrafe, sowie für die Verjährung des im $. 153 der Gewerbe-Ordnung verzeich- 
neten Vergehens nieht mehr die Bestimmungen der Landes-Gesetze , sondern die- 
jenigen des Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich massgebend. Ueber diese, an 
sich klare, Sachlage müssten mit Rücksicht auf den Grundsatz, dass das neuere Ge- 
setz dem älteren vorgeht, Zweifel entstehen, wenn der $. 145 nunmehr in seiner 
dermaligen Fassung in Bayern eingeführt würde. Der erste Absatz dieses Para- 
graphen dürfte daher entsprechend abzuändern sein, wobei mit Rücksicht auf die 
weiteren Vorschläge des Entwurfes der Ausdruck : » Gefängnissstrafe « durch »Frei- 
heitsstrafe« zu ersetzen sein wird. 


Zu $. 2, Ziffer 2—7. Die Ausdrucksweise und das System der Strafbestim- 
mungen der Gewerbe-Ordnung stehen mit dem Strafgesetzbuche für das Deutsche 
Reich mehrfach in Widerspruch. Dieses Verhältniss erschwert nicht blos den Voll- 
zug, sondern führt zu Konsequenzen, welche bei Abfassung der Gewerbe-Ordnung 
kaum beabsichtigt waren, indem einzelne Verfehlungen im Falle der Strafumwand- 
lung als Vergehen zu behandeln wären, obgleich sie sowohl im Sinne der Ge- 
werbe-Ordnung als nach dem Systeme des Strafgesetzbuches lediglich Uebertre- 
tungen sind. Für Bayern kommt noch besonders in Betracht, dass dasselbe in 
seinem neuesten Polizei-Strafgesetzbuche vom 26. Dezember 1871 die auf die Ge- 
werbe-Polizei bezüglichen Strafbestimmungen dem Strafgesetzbuche für das Deutsche 
Reich vollständig angepasst hat, und durch eine unveränderte Einführung der Ge- 
werbe-Ordnung genöthigt würde, zu einem von der neueren Reichs-Gesetzgebung 
selbst bereits verlassenen Systeme zurückzukehren. Zur Herstellung des wünschens- 
werthen Einklangs zwischen den Strafbestimmungen der Gewerbe-Ordnung und 
dem Systeme des Strafgesetzbuches dürfte der gegenwärtige Moment besonders ge- 
eignet sein und zwar um so mehr, als sich jene Uebereinstimmung mit geringen 
redaktionellen Aenderungen erreichen lässt. Um übrigens keine Verschärfung der 
Strafen herbeizuführen, sind im Entwurfe alle diejenigen Vorschriften der Gewerbe- 
Ordnung beibehalten, durch welche durch die Strafumwandlung bestimmte, den 
Betheiligten günstigere Grenzen gezogen sind, wiewohl diese Grenzen nicht voll- 
kommen mit dem Systeme des Strafgesetzbuchs harmoniren. 

Die in $. 2, Ziffer 2 des Entwurfs vorgeschlagene Aenderung des ersten und 
zweiten Absatzes des $. 146 der Gewerbe-Ordnung ist vorwiegend redaktioneller 
Natur und gewährt zugleich die Möglichkeit, die Bestimmung des $. 28, Abs. 2 des 
Strafgesetzbuches auch in den Fällen des $. 146 der Gewerbe- Ordnung anzu- 
wenden. 

Die in den $$. 148, 149 und 150 der Gewerbe-Ordnung angeführten Reate 
sind ihrer Natur nach offenbar Uebertretungen und es wurde daher in $. 2, Ziffer 4 si 
des Entwurfs die Umwandlung der Ausdrücke »Gefängnissstrafe« und »Gefängniss« 
in: »Haft« vorgeschlagen. 2 

Es dürfte nach dem Vorstehenden , sowie nach dem Vorgange des $. 12 des 


*) Archiv Bd. I, $. 928. Vergl. daselbst die Verordn. v. 25. April 1868. 


966 Allgemeine Ausführungs-Verordnungen zur Gewerbe-Ordnung. 88.1—2. 


Reichs-Gesetzes v. 22. April 1871, »die Einführung Norddeutscher Bundes-Gesetze 
in Bayern betreffend «, einer weiteren Begründung nicht bedürfen, dass die Bestim- 
mungen in $. 2 des Entwurfes nicht blos für Bayern, sondern für das ganze Reich 
gelten sollen ; auch ist es im Hinblick auf Art. 2 der Reichsverfassung selbstver- 
ständlich, dass dieselben bereits 14 Tage nach ihrer Verkündigung im dermaligen 
Geltungsgebiete der Gewerbe-Ordnung in Kraft treten. 


2. Vollzugs- und Einführungs-Verordnungen der drei Süddeutschen 
Staaten. 


I. Bayern. 


Zur Ausführung des Reichs-Gesetzes vom 12. Juni 1872 und zum Voll- 
zuge der Gewerbe-Ordnung in Bayern ist folgende Verordnung ergangen. 


Königliche Verordnung, den Vollzug der Gewerbe-Ordnung für den 
Norddeutschen Bund vom 21. Juni 1869 in Bayern betreffend. 
Vom 4, Dezember 1872. 

(Regierungs-Blatt Nr. 88 v. 12. Dezember 1872. S. 2657 ff.) 


$. 1. Die in $. 14, Absatz 1 der Gewerbe-Ordnung vorgeschriebenen Anzeigen 
sind nach Massgabe der von den einschlägigen Staats-Ministerien zu erlassenden 
instruktiven Anordnungen bei den Gemeinde-Behörden zu erstatten?). 

Die besonderen Anzeigen, welche ausserdem nach. $. 14, Absatz 2 für die 
Agenturen der Feuer-Versicherungs-Anstalten vorgeschrieben sind, müssen gemäss 
$. 7, Absatz 2 der Verordnung vom 11. September 1872, die Mobiliar-Feuer-Ver- 
sicherungen betreffend, bei der Distrikts-Verwaltungs-Behörde des Wohnortes des 
Agenten, in München bei dem Magistrate, und bei den Distrikts-Verwaltungs-Behörden 
des Agentur-Bezirkes erstattet werden. 

Die in $. 14, Abs. 2 der Gewerbe-Ordnung weiter für die Press-Gewerbe an- 
geordneten besonderen Anmeldungen müssen bei der Orts-Polizeibehörde erstattet 
und von dieser der vorgesetzten Distrikts-Verwaltungs-Behörde vorgelegt werden. 
In München erfolgen diese Anmeldungen sofort bei der Polizei-Direktion; in den 
übrigen einer Kreis-Regierung unmittelbar untergeordneten Städten sind dieselben 
vom Magistrate dem für die Ausübung der Press-Polizei aufgestellten Beamten mit- 
zutheilen. 

Zur Untersagung des Gewerbe-Betriebes nach $. 15, Absatz 2 der Gewerbe- 
Ordnung sind die einschlägigen Distrikts-Verwaltungs-Behörden zuständig. 


$. 2. Bezüglich der Errichtung von Stau-Anlagen für Wassertriebwerke ($. 16, 
Absatz 2 der Gewerbe-Ordnung) sind, soweit nicht in der Gewerbe-Ordnung 
und auf Grund derselben in $. 5 der gegenwärtigen Verordnung anders verfügt ist, 
die bestehenden gesetzlichen und verordnungsmässigen Bestimmungen massgebend. 

Zur Genehmigung der übrigen in $$. 16 und 24 der Gewerbe-Ordnung erwähn- 
ten Anlagen sind die Distrikts-Verwaltungsbehörden, in München die Lokalbau- 
Kommission in erster und die Kreis-Regierungen, Kammern des Innern, in zweiter 
und letzter Instanz zuständig. 


!) Vgl. die Ministerial-Entschliessung vom 18. Dezbr. 1872 über die fortdauernde Gil- 
tigkeit der instruktiven Anordnungen vom 15. März 1868. (Amts-Bl. des Staats-Minist. 
des Innern. Nr. 15. Jahrg. 1872.) 
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8.3. Bezüglich der Genehmigung der in $. 16 der Gewerbe-Ordnung aufge- 
führten gewerblichen Anlagen, mit Ausnahme der Stau-Anlagen für Wassertrieb- 
werke, gelten nachstehende Vorschriften : 

a. Der Antrag auf Frtheilung der Genehmigung ist bei der Distrikts - Verwal- 
tungs-Behörde, in deren Bezirk die Anlage errichtet werden soll, in München bei 
der Lokalbau-Kommission, mündlich oder schriftlich anzubringen. | 

Aus dem Antrage muss der vollständige Name, der Stand und Wohnort des 
Unternehmers ersichtlich sein. 

Dem Antrage sind eine Beschreibung, eine Situations-Zeichnung und der 
Bauplan der Anlage in doppelter, vollständig übereinstimmender Ausfertigung 
beizufügen. 

Trifft mit dem Antrage ein Baugesuch zusammen, so ist über dieses unter 
Beachtung der hiefür geltenden Vorschriften gleichzeitig zu verhandeln. 

b. Aus den nach lit. a., Absatz 3 erforderlichen Vorlagen muss hervorgehen : 

1. die Grösse des Grundstückes, auf welchem die Anlage errichtet werden soll, 
die Bezeichnung, welche dasselbe im Grundsteuer-Kataster führt, und der 
etwaige besondere Name; | 

2. die gleichmässige Bezeichnung der Grundstücke, welche das zu 1. erwähnte 
Grundstück umgeben, und die Namen der Eigenthümer, beziehungsweise 
Besitzer derselben ; 

3. die Entfernung, in welcher die zum Betrieb bestimmten Gebäude oder Ein- 
richtungen von den Grenzen der benachbarten Grundstücke und den darauf 
befindlichen Gebäuden, sowie von den nächsten öffentlichen Wegen zu liegen 
kommen sollen ; 

4. die Höhe und Bauart der benachbarten Gebäude, soferne zur Betriebsstätte 
Feuerungs-Anlagen gehören ; 

5. die Lage, Ausdehnung und Bauart der Betriebsstätte, die Bestimmung der 
einzelnen Räume und deren Einrichtung, soweit dieselbe nicht beweglich ist ; 

6. der Gegenstand der Fabrikation, soweit diese innerhalb der Betriebsstätte 
erfolgt, die ungefähre Ausdehnung, sowie die Art und der Gang des Be- 
triebes, bei chemischen Fabriken insbesondere die Bezeichnung aller Fabri- 
kate und des Herganges ihrer Gewinnung. 

c. Für die erforderlichen Zeichnungen ist ein Massstab zu wählen, welcher eine 
deutliche Anschauung gewährt, der Massstab selbst ist stets auf die Zeichnungen 
einzutragen. 

Beschreibungen, Zeichnungen und Nivellements sind von demjenigen, welcher 
sie gefertigt hat, und von dem Unternehmer unter Angabe des Datums zu unter- 
zeichnen. 

d. die Distrikts-Verwaltungs-Behörde, bei welcher der Antrag eingereicht wird, hat, 
nöthigenfalls unter Zuziehung von Sachverständigen, zu prüfen, ob gegen die 
Vollständigkeit der Vorlage etwas zu erinnern ist. Finden sich Mängel, so ist 
der Unternehmer auf kürzestem Wege zur Ergänzung zu veranlassen. 

e. Hierauf folgt ohne Rücksicht darauf, ob die betreffende Anlage sich sogleich als 
unzulässig darstellt oder nicht, die Bekanntmachung des Unternehmens durch 
die Distrikts-Verwaltungs-Behörde, bei welcher der Antrag eingereicht ist. Die- 
selbe muss enthalten: 

1. Namen, Stand und Wohnort des Unternehmers, den Gegenstand des Unter- 
nehmens und die Bezeichnung des Grundstückes, auf welchem dasselbe aus- 
geführt werden soll; 

3. die Aufforderung, etwaige Einwendungen binnen vierzehn Tagen ausschlies- 
sender Frist bei der Behörde, welche die Bekanntmachung erlässt, mündlich 
oder schriftlich anzubringen ; 
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3. den Hinweis, dass und wo die Beschreibungen, Zeichnungen und Pläne zur 
Einsicht aufgelegt sind. 


Die der Distrikts- Verwaltungs-Behörde bekannten Eigenthümer, be-/ 


ziehungsweise Besitzer der benachbarten Grundstücke und Gebäude sind 

ausserdem durch persönliche Zustellungen in der vorbemerkten Weise zu 

benachrichtigen. | | 

Von dem die Bekanntmachung enthaltenden Blatte ist ein Exemplar zu 
den Akten zu nehmen, ebenso der Nachweis über die vorstehend angeord- 
neten besonderen Zustellungen. 

f. Nach Ablauf der festgesetzten Frist sind die Akten mit den eingekommenen 
Einwendungen, soferne die Instruktion durch ein Bezirks-Amt erfolgte, an die 
Gemeinde-Behörde des Ortes, wo die Anlage errichtet werden soll, zur Einsicht 
und Erklärungs-Abgabe binnen kurzer Frist zu übermitteln. 

g. Sind gegen die Anlage Einwendungen nicht erhoben worden, und kann die Ge- 
nehmigung zur Ausführung ohne weitere Bedingungen nach dem Antrage des 
Unternehmers ertheilt werden, so fertigt die Distrikts-Verwaltungs-Behörde als- 
bald die Genehmigungs-Urkunde aus. 

In allen übrigen Fällen hat die Distrikts-Verwaltungsbehörde auf Grund 
protokollarischer Verhandlung Beschluss zu fassen. Zu der Verhandlung sind 
der Gesuchsteller, sowie diejenigen Betheiligten, welche Einwendungen erhoben 
haben, vorzuladen; bei derselben sind etwa vorliegende technische Gutachten 
zur Kenntniss der Betheiligten zu bringen und diese zur Erklärung über die- 
selben aufzufordern. Der Beschluss ist mit Entscheidungs-Gründen zu versehen 
und dem Unternehmer, sowie den Widersprechenden, im Falle der Widerspruch 
gemeinsam von Mehreren erhoben wurde, dem Zustellungs - Bevollmächtigten 
derselben unter Belehrung über das Rekursrecht zuzustellen. 

Die Ausfertigung der Genehmigungs-Urkunde erfolgt in letzteren Fällen 
erst, nachdem die Entscheidung der Distrikts-Verwaltungs-Behörde rechtskräftig 
geworden oder der Rekurs-Bescheid ergangen ist. In der Urkunde sind sämmt- 
liche Bedingungen, unter welchen die Anlage und der Betrieb genehmigt worden 
sind, aufzuführen, sowie die von dem Unternehmer eingereichten, dem Verfahren 
zu Grunde gelegten Beschreibungen, Zeichnungen und Pläne ausführlich zu be- 
zeichnen und in einem mit der amtlichen Hinweisung auf die Genehmigungs- 
Urkunde versehenen Exemplare hinauszugeben. 

Vor Ertheilung der Genehmigungs-Urkunde ist die Ausführung der Anlage 
nicht gestattet. 

h. Das Verfahren in erster Instanz ist tax- und stempelfrei. 


$. 4. Für das Verfahren bei der Genehmigung zur Anlegung von Dampfkesseln 
gelten die hiefür bestehenden besonderen Vorschriften. Bei dem Verfahren in der 
Rekurs-Instanz sind die Bestimmungen in &. 5 gegenwärtiger Verordnung in An- 
wendung zu bringen. 


$. 5. In denjenigen Fällen, in welchen nach der Gewerbe-Ordnung die Ent- 
scheidung in erster oder zweiter Instanz durch eine kollegiale Behörde erfolgen muss, 
bilden die Kreis-Regierungen, Kammern des Innern, die kollegiale Behörde, und 
zwar auch dann, wenn von der einschlägigen Behörde erster Instanz nach der für 
dieselbe bestimmten Organisation der Beschluss nach kollegialer Berathung erlassen 
worden ist. Die Kreis-Regierungen, Kammern des Innern, haben demnach ihre 
Entscheidungen gemäss $. 21 der Gewerbe-Ordnung stets in öffentlicher Sitzung und 
auf Grund mündlicher Verhandlung, zu welcher die Betheiligten vorzuladen sind, zu 
ertheilen. 

Zu diesem Behufe wird durch die Regierungs-Präsidien ein ständiger Senat ge- 


j 
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bildet, welcher aus mindestens drei Kollegial-Mitgliedern bestehen muss. Die Ent- 
scheidungen sind nach ihrer Verkündigung in öffentlicher Sitzung den Parteien 
schriftlich auszufertigen. Ist die sofortige Verkündigung nicht thunlich, so ist hiefür 
ein besonderer Termin anzuberaumen. Eine Entscheidung ist auch dann zu treffen, 
wenn die Parteien ungeachtet richtig erfolgter Ladung nicht erschienen sind. 

Der Verlauf der Sitzung ist durch ein Protokoll, welches die wesentlichen 
Momente der Verhandlung enthält und von dem Vorsitzenden und dem Protokoll- 
führer unterzeichnet wird, festzustellen. 


$. 6. Die in $. 27 der Gewerbe-Ordnung vorgesehene Entscheidung bezüglich 
der Betriebsstätte lärmender Gewerbe wird von der Distrikts-Verwaltungs-Behörde, 
in den einer Kreis-Regierung unmittelbar untergeordneten Städten vom Magistrate, 
in München von der Lokalbau-Kommission, getroffen. 

Gegen die Entscheidung dieser Behörden ist innerhalb vierzehn Tagen aus- 
schliessender Frist Beschwerde an die vorgesetzte Kreis-Regierung, Kammer des 
Innern, zulässig. Für dieselbe gelten die Bestimmungen in $. 5 gegenwärtiger Ver- 
ordnung. 


$. 7. Die in $. 28 der Gewerbe-Ordnung den höheren Verwaltungs-Behörden 
zugewiesene Befugniss kommt den Distrikts-Verwaltungs-Behörden, in München der 
Lokal-Baukommission, zu. 


$. 8. Zur Ertheilung der nach $. 30, Absatz 1 der Gewerbe-Ordnung erfor- 
derlichen Konzessionen für Unternehmer von Privat-Kranken-, Privat-Entbindungs- 
und Privat-Irren-Anstalten sind die Distrikts-Verwaltungs-Behörden, in München die 
Polizei-Direktion, zuständig. 

Die in Absatz 2 daselbst für die Hebammen geforderten Prüfungs-Zeugnisse 
werden von den Prüfungs-Kommissionen der Hebammen-Schulen München, Würz- 
burg und Bamberg ausgestellt. 


$. 9. Die nach $. 32 der Gewerbe-Ordnung für Schauspiel-Unternehmer er- 
forderliche Erlaubniss wird von den Distrikts-Verwaltungs-Behörden, in München 
von der Polizei-Direktion, ertheilt. 


$. 10. Die Erlaubniss zum Betriebe der Gastwirthschaft, Schankwirthschaft 
‘und des Kleinhandels mit Branntwein oder Spiritus, soweit eine solche nach $. 33 
der Gewerbe-Ordnung und $. 1, Abs. 2 des Einführungs-Gesetzes zu derselben vom 
12. Juni 1872 erforderlich ist, wird von den Distrikts-Verwaltungs-Behörden, in 
München von dem Magistrate, ertheilt. * ® 

Die Erlaubniss zum Ausschänken von Branntwein, sowie zum Kleinhandel mit 
Branntwein und dem als Getränke zubereiteten Spiritus (Liqueure) darf in den 
Landestheilen diesseits des Rheines nur wenn ein Bedürfniss hiefür vorhanden ist, 
ertheilt werden. 

Als Kleinhandel mit diesen Getränken ist der Verkauf in Quantitäten unter 
zwei Liter anzusehen, soferne derselbe nicht in versiegelten Flaschen von mindestens 
einem halben Liter erfolgt. 


$. 11. Zum Handel mit Giften ($. 34 der Gewerbe-Ordnung) ist, soweit 
hierüber nicht besondere Vorschriften bestehen, die Genehmigung der Distrikts- 
Verwaltungs-Behörden, in München der Polizei-Direktion, erforderlich. 


$. 12. Zur Entgegennahme der Anzeigen von dem Beginne der in $. 35 der 
Gewerbe-Ordnung bezeichneten Gewerbe sind die Distrikts-Verwaltungs-Behörden, 
in München die Polizei-Direktion, zuständig. 

Denselben kommt auch die Untersagung des Betriebes zu. 
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$. 13. Die in $. 37 der Gewerbe-Ordnung vorbehaltene ortspolizeiliche Re- 
gelung steht in München der Polizei-Direktion zu. 

Beschlüsse der Orts-Polizeibehörden auf Untersagung des Betriebes eines der 
in $. 37 erwähnten Gewerbe sind schriftlich auszufertigen. Die gegen solche Be- 
schlüsse nach $. 40, Abs. 2 der Gewerbe-Ordnung zulässigen Rekurse werden von 
den Kreis-Regierungen, Kammern des Innern, beschieden. 


$. 14. Die Zuständigkeit zur Aufhebung oder Veränderung von Kehr-Bezirken 
für Schornsteinfeger bemisst sich nach den hierüber bestehenden besonderen Vor- 
schriften. 


$. 15. Die nach $. 43 der Gewerbe-Ordnung erforderliche ortspolizeiliche 
Erlaubniss wird in München durch die Polizei-Direktion ertheilt. 

Rekurse gegen Beschlüsse, durch welche die ortspolizeiliche Erlaubniss in den 
Fällen des $. 43 versagt wird, sind von den Kreis-Regierungen, Kammern des In- 
nern, zu bescheiden. 

Für die Ausfertigung des Legitimations-Scheines haben sich die Orts-Polizei- 
behörden des anliegenden Formulars A zu bedienen und die allgemeinen tax- und 
stempelgesetzlichen Bestimmungen in Anwendung zu bringen. 

Ueber die Ertheilung der Legitimations-Scheine haben die Orts-Polizeibehörden 
dem für die Ausübung der Press-Polizei aufgestellten Beamten in jedem einzelnen 
Falle Mittheilung zu machen und ausserdem fortlaufende jährlich abzuschliessende 
Verzeichnisse nach anliegendem Formulare B zu führen 2). 


$. 16. Den inländischen Handels-Reisenden werden für den in $. 44 der Ge 
werbe-ÖOrdnung bezeichneten Geschäfts-Betrieb von den Distrikts-Verwaltungs-Be- 
hörden, in München von dem Magistrate, Gewerbe-Legitimations-Karten nach dem 
in dem Gesetzblatte Nr. 14 vom 21. November 1867, 8. 191 vorgezeichneten 
Formulare ertheilt. 

Die ausländischen Handels-Reisenden haben, soferne nicht Staats-Verträge ein 
Anderes bestimmen, für ihren Geschäfts-Betrieb bei einer Distrikts-Verwaltungs- 
Behörde, in München bei dem Magistrate, nach vorgängigem Nachweise der erfolgten 
Steuer-Zahlung, Legitimations-Scheine zu erwirken, welche nach anliegendem For- 
mulare C auszufertigen und nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen mit 
Taxe und Stempel zu belegen sind 3). 

Ueber die an Handels-Reisende ausgestellten Ausweise ist von den Distrikts- 
Verwaltungs-Behörden ein fortlaufendes, jährlich abzuschliessendes Verzeichniss nach 
dem anliegenden Formulare D zu führen. : 


$. 17. Zur Untersagung der ferneren Benützung einer gewerblichen Anlage 
nach $. 51 der Gewerbe-Ordnung sind die Kreis-Regierungen, Kammern des Innern, 
zuständig. 

Die Frage der Einstellung des Betriebes ist von der Distrikts-Verwaltungs- 
Behörde, in deren Bezirk die beanstandete Anlage sich befindet, in München von 
der Lokal-Baukommission, einer eingehenden Instruktion zu unterziehen, um fest- 
zustellen, ob und in welchem Grade Nachtheile und Gefahren für das Gemeindewohl 


?) Vgl. dazu d. Minist.-Entschl. v. 25. Nov. 1873. Statistik der Gewerbe- Anmel- 
dungen und Niederlegungen betr. (Amts-Bl. d. Kgl. Staatsminist. des Innern v. 1873, 8. 
582 ff. II. Ziffer 1, a.) 

3) Vergl. dazu a, die Minist. -Entschliessung v. 11. Nov. 1873, Gewerbe-Betrieb im 
Umherziehen betr. (Amts-Bl. d. M. d. I. v. 1873, S. 559 flg.), durch welche den Behörden 
wiederholt genaueste Beachtung aller gesetzl. Vorschriften in Bezug auf Ertheilung von 
Legitimations-Scheinen an Ausländer anempfohlen wird. b. Minist.-Entschliessung vom 
25. Noy. 1873. Art.IE, 1. b. 
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bestehen. Nach geschlossener Instruktion sind die Akten mit gutachtlicher Aeusse- 
rung der Kreis-Regierung, Kammer des Innern, vorzulegen, welche ihre Entschei- 
dung nach kollegialer Berathung in öffentlicher Sitzung gemäss $. 5 gegenwärtiger 
Verordnung zu ertheilen hat. 


$. 18. Ueber die Zurücknahme der Approbationen von Aerzten, Apothekern 
u. s. w. ($$. 29, 53 der Gewerbe-Ordnung), der Konzessionen für Unternehmer 
von Privat-Kranken-, Privat-Entbindungs- und Privat-Irren-Anstalten ($. 30 der 
Gewerbe-Ordnung), der Erlaubniss für Schauspiel-Unternehmer und für Wirthe 
($$. 32, 33 daselbst), der besonderen Genehmigung zum Gifthandel ($. 34 daselbst) 
und der Bestallungen nach $. 36 der Gewerbe-Ordnung, sowie über die Einstellung 
des Geschäfts-Betriebes gemäss $. 1, Abs. 3 des Gesetzes, betreffend die Einfüh- 
rung der Gewerbe-Ordnung des Norddeutschen Bundes vom 21. Juni 1869 in Bayern 
und die Abänderung einiger Straf-Bestimmungen der Gewerbe-Ordnung vom 12. 
Juni 1872, haben die einschlägigen Distrikts-Verwaltungs-Behörden in erster, die 
Kreis-Regierungen, Kammern des Innern, in zweiter und letzter Instanz zu ent- 
scheiden. 


- 8. 19. Die Ertheilung des Legitimations-Scheines zum Gewerbe-Betrieb im 
Umherziehen ($$. 55, 57, 58, 59 der Gewerbe-Ordnung) erfolgt: 
a. in den Fällen des $. 58, Ziff. 1 und 2 der Gewerbe-Ordnung durch die Gemeinde- 
Behörde ®), 
b. in allen anderen Fällen durch die Distrikts-Verwaltungs-Behörde?). 

In München werden die Legitimations-Scheine für den Gewerbe-Betrieb im 
Umherziehen in Bezug auf Press-Erzeugnisse durch die Polizei-Direktion, in allen 
übrigen Fällen durch den Magistrat ertheilt. 

Rekurse gegen Beschlüsse der Gemeinde-Behörden, durch welche in den Fällen 
des $. 58, Ziff. 1 und 2 der Gewerbe-Ordnung die Ertheilung des Legitimations- 
Scheines versagt wird, sind von den Kreis-Regierungen, Kammern des Innern, zu 
bescheiden. 


$. 20. Die in $. 58, Ziff. 2 und $. 62, Abs. 1 der Gewerbe-Ordnung vorbe- 
haltene.nähere Bestimmung der Umgegend des Wohnortes wird von der zur Aus- 
stellung des Legitimations-Scheines zuständigen Behörde getroffen. Dabei ist jedoch 
eine Umkreis-Entfernung von zwei Meilen vom Wohnorte in der Regel als äusserstes 
Mass einzuhalten. Eine weitere Ausdehnung kann von der vorgesetzten Distrikts- 
Verwaltungsbehörde gestattet werden. 


$. 21. Die Legitimations-Scheine werden nach den anliegenden Formularen 
E, F, G, H ausgefertigt. Es ist zu verwenden: 
a. Formular E in den Fällen des $. 58, Ziff. 1, 
b. Formular F in den Fällen des $. 58, Ziff. 2, 
c. Formular G in den Fällen des $. 59 der Gewerbe-Ordnung ?) , 
d. Formular H in allen übrigen Fällen). 


$. 22. Bei der Ausfertigung sämmtlicher Legitimations-Scheine für den Ge- 
werbe-Betrieb im Umherziehen haben die allgemeinen tax- und stempelgesetzlichen 
Bestimmungen in Anwendung zu kommen. 

Ausserdem sind für die Ausfertigung der Legitimations-Scheine und vor der 
Aushändigung derselben, mit Ausnahme der für die Verrichtung gewerblicher Ar- 
beiten, das Aufsuchen von Arbeits-Bestellungen und den Aufkauf von Waaren, so- 


4) Vergl. jetzt Minist.-Entschliess. v. 25. Nov. 1873, II, 2. a. 
5) Ebenda, litt. b. 
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wie der gemäss $. 58, Ziff 1 und 2 und $. 59 der Gewerbe-Ordnung ausgefertig- 
ten noch folgende Abgaben zu erheben: ' 
wenn der Gewerbe-Betrieb erstreckt werden soll: , 


a. auf einen Ort... u wen... 2. 
b. auf mehrere Orte oder einen Verwaltungs-Beziik . . . . fünf Gulden, 
c. auf mehrere Verwaltungs-Bezirke oder einen Regierungs-Bezirk zehn Gulden, 
d. auf zwei Regierungs-Bezirke . .- . . 2.0.0205 % fünfzehn Gulden, 
e. auf drei Regierungs-Bezirke . . 220.20... zwanzig Gulden, 
f. auf vier Regierungs-Beziike . . . 2... . »vierundzwanzig Gulden, 
g. auf fünf Regierungs-Bezirke . . . ....... siebenundzwanzig Gulden, 
h. aufsechs Regierungs-Bezirke . . . 2.2.2.2... dreissig Gulden, 
i. auf sieben Regierungs-Bezirke . . . . 2... dreiunddreissig Gulden, 
k. auf das ganze Königreich . sechsunddreissig Gulden. 


Das Staats-Ministerium des Innern ist ermächtigt, für die Bewohner einzelner 
Orte oder Bezirke, sowie für einzelne Gegenstände die Begünstigung einer ermässig- 
ten Abgabe eintreten zu lassen. 

Die für Legitimations-Scheine auf Grund vorstehender Bestimmungen erhobenen 
Abgaben, welche für den gewerblichen Unterricht verwendet werden, sind halb- 
Jährig an das Staats-Ministerium des Innern für Kirchen- und Schul-Angelegen- 
heiten einzusenden. 


$. 23. Wird bei einer Distrikts- Verwaltungs'- Behörde die Ausstellung eines 
Legitimations-Scheines, für welchen die in $. 22, Abs. 2 gegenwärtiger Verordnung 
bezeichnete besondere Abgabe zu entrichten ist, nachgesucht, und sind die allge- 
meinen gesetzlichen Vorbedingungen vorhanden, so ist der Legitimations-Schein 
auszufertigen, wenn jene Abgabe bezahlt ist. In dem Legitimations-Sehein selbst ist 
zu bemerken, für welche Bezirke und in welchem Betrage die Abgabe entrichtet wurde. 

Will der Inhaber des Legitimations-Scheines später, aber noch innerhalb des 
Kalender-Jahres, für welches der Schein ausgestellt wurde, seinen Gewerbe-Betrieb 
weiter ausdehnen, so muss er bei irgend einer Distrikts-Verwaltungs-Behörde die 
Differenz nachbezahlen , welche zwischen der bereits entrichteten und der für den 
nunmehrigen Geschäfts-Betrieb bestimmten Abgabe besteht. Ueber diese Nachzah- 
lung ist entsprechender Vermerk auf dem Legitimations-Scheine zu machen. 

Personen, welche nicht in Bayern ihren ständigen Wohnsitz haben, müssen 
auch die Entrichtung der sie treffenden Gewerbe-Steuer nachweisen. 


$. 24. Personen, welche auf Grund eines von einer nichtbayerischen Deutschen 
Behörde ausgestellten Legitimations-Scheines in Bayern einen Gewerbe-Betrieb im 
Umherziehen beabsichtigen, für welchen die in $. 22, Abs. 2 gegenwärtiger Ver- 
ordnung bezeichneten besonderen Abgaben zu entrichten sind, haben die sie treffende 
Abgabe bei derjenigen Distrikts-Verwaltungs-Behörde, in deren Bezirk sie das Kö- 
nigreich betreten oder den Gewerbe-Betrieb beginnen wollen, zu erlegen und sich 
über die Bezahlung der Gewerbe-Steuer auszuweisen, worauf ihnen die Behörde auf 
dem Legitimations-Scheine entsprechende Vorbemerkung macht. 

Die Bestimmung des $. 23, Abs. 2 gegenwärtiger Verordnung ist bei Inhabern 
nichtbayerischer Deutscher Legitimations-Scheine gleichmässig in Anwendung zu 
bringen ®). 


8.25. Für die dem Deutschen Reiche nicht angehörigen Personen erfolgt die 


6) Das Reichs-Gesetz vom 13. Mai 1870 wegen Beseitigung der Doppel-Besteuerung 
steht der Erhebung der vorgedachten Abgaben von bundesangehörigen Nicht-Bayern für 
den Gewerbe-Betrieb im Umherziehen nicht entgegen. (Ministerial-Entschliessung vom 
Bi er L 873, en des Staats-Minist. des Innern. Nr. 31. Jahrg. 1873.) Vgl. Archiv 

. IV, S. 949 £.. 
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Ausstellung von Legitimations-Scheinen zum Gewerbe-Betrieb im Umherziehen 
ausser in den Fällen des $. 58, Ziffer 1 und 2 der Gewerbe-Ordnung durch die be- 
sonders bekannt gemachten Behörden”). 


$. 26. Zur Ertheilung der nach $. 59, Abs. 1 der Gewerbe-Ordnung erfor- 
derlichen ortspolizeilichen Erlaubniss ist in München die Polizei-Direktion zuständig. 


$. 2%. Die Behörden haben die von ihnen ertheilten, beziehungsweise auf 
ihren Bezirk ausgedehnten Legitimations-Scheine fortlaufende jährlich abzuschlies- 
sende Verzeichnisse nach dem anliegenden Formulare J zu führen. 


$. 28. Die in $. 64, Abs. 2 der Gewerbe-Ordnung den höheren Verwaltungs- 
Behörden zugewiesene Befugniss der Regelung des herkömmlichen Wochenmarkt- 
Verkehres üben die Distrikts-Verwaltungs-Behörden, in München der Magistrat, aus. 


$. 29. Messen und Jahrmärkte bedürfen zu ihrer Einführung der Genehmi- 
gung des Staats-Ministeriums des Innern. 

Die Bewilligung zur Errichtung von Getreide-Schrannen, von Viehmärkten, 
von Woll-Märkten und dergleichen Märkten für Rohstoffe, welche nicht ausschliess- 
lich zur Befriedigung örtlicher Bedürfnisse dienen, sondern auf einen grösseren Ver- 
kehr berechnet sind, steht den Kreis-Regierungen, Kammern des Innern, zu. 

Die Erlaubniss zur Abhaltung von Holz- und Viktualien-Märkten für den vor- 
zugsweise örtlichen Bedarf, von Weihnachtsmärkten und Trödelmärkten ertheilt 
die Distrikts-Verwaltungs-Behörde, in München der Magistrat. 

An Kirchweihen und Patrozinien wie auf Viktualien-Märkten kann unter Be- 
achtung der bisherigen Orts-Gewohnheit von der Orts-Polizeibehörde, in München 
von dem Magistrate, den in der Gemeinde selbst wohnhaften Gewerbetreibenden das 
Feilhalten von Gegenständen ihres Gewerbes in Buden und Ständen gestattet werden. 

Die bleibende Abänderung der festgesetzten Mess- und Markttage kann nur 
von jener Behörde ausgehen, welcher die Bewilligung des Marktes selbst zusteht. 
Die durch vorübergehende Vorkommnisse veranlasste Verlegung einzelner Märkte 
wird der Zuständigkeit der Distrikts- Verwaltungs-Behörden, in München des Ma- 
gistrats, überlassen. 

$. 30. Die in $. 66, Abs. 2 der Gewerbe-Ordnung vorbehaltene Bestimmung 
darüber, welche Gegenstände nach Orts-Gewohnheit und Bedürfniss auf den 
Wochenmärkten verkauft werden dürfen, wird von den Distrikts-Verwaltungs-Be- 
hörden, in München vom Magistrate, getroffen. 


$. 31. Die in den $$. 67, Abs. 2 und 69 der Orts-Polizeibehörde vorbehal- 
tene Zuständigkeit wird in München vom Magistrate ausgeübt. 

$. 32. Die in den $$. 73 und 75 der Gewerbe-Ordnung in Bezug auf den 
Gewerbe-Betrieb der Bäcker und Verkäufer von Backwaaren, sowie der Gastwirthe 
den Orts-Polizeibehörden vorbehaltenen Befugnisse werden in München vom Ma- 
gistrate ausgeübt. 

$. 33. Die Befugniss zur Festsetzung von Taxen nach $. 76 der Gewerbe- 
Ordnung kommt in München der Polizei-Direktion zu. 

$. 34. Die nach $. 77 der Gewerbe-Ordnung für die Festsetzung von Taxen 
für Schornsteinfeger zuständige Verwaltungs-Behörde ist die Distrikts-Verwaltungs- 
Behörde. 


$. 35. Die in $. 99 der Gewerbe-Ordnung den höheren Verwaltungs-Behör- 


7) Diese Bekanntmachung ist unterm 4. Jan. 1873 ergangen. (Zentr.-Bl. f. d. R. S. 2.) 
Vergl. den Wortlaut unten (Amts-Bl. d. Kgl. M.d. I. S. 287). 
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den vorbehaltene Genehmigung der Statuten von Innungen, dann die den höheren 
Verwaltungs-Behörden in den $$. 85, Abs. 1, 92, 93, 94, Abs. 4 und 95 einge- 
räumten Zuständigkeiten, soferne diese Gesetzes-Bestimmungen nach $. 103 der 
Gewerbe-Ordnung auf neue Innungen Anwendung finden, kommen den Kreis-Re- 
gierungen, Kammern des Innern, zu. 


$. 36. Die in $. 106, Abs. 1 der Gewerbe-Ordnung vorgeschriebene Ueber- 
wachung in Bezug auf die Beschäftigung der Lehrlinge rücksichtlich der Gesundheit 
und Sittlichkeit und des Schul- und Religions-Unterrichts wird durch die Orts- und 
Distrikts-Verwaltungs-Behörde, in München durch den Magistrat, ausgeübt. 


$. 3%. Die Genehmigung von Schulen im Sinne des $. 128, Abs. 2 der Ge- 
werbe-Ordnung kommt den Kreis-Regierungen, Kammern des Innern, zu. 


$. 38. Die zur Genehmigung der Verlängerung der Arbeitszeiten nach $. 128, 
Abs. 4 zur Entgegennahme der Anzeigen von der Beschäftigung jugendlicher Ar- 
beiter in Fabriken nach Art. 130, Abs. 1 und 2 und zur Verabfolgung der Arbeits- 
Bücher für jugendliche Arbeiter nach $. 131, Abs. 2 der Gewerbe-Ordnung zustän- 
dige Orts-Polizeibehörde ist für München die Polizei-Direktion®). 


$. 39. Die nach $. 142, Abs. 1 der Gewerbe-Ordnung für Orts-Statuten er- 
forderliche Genehmigung wird von der der betreffenden Gemeinde vorgesetzten Ver- 
waltungs-Behörde ertheilt. 


$. 40. Als amtliche Organe der höheren Verwaltungs-Behörde im Sinne des 
$. 146, Abs. 3 der Gewerbe-Ordnung haben die Amts-Blätter der betreffenden 
Distrikts-Verwaltungs-Behörden zu gelten. 


$. 41. Die zuständige Behörde in den Fällen des $. 148, Ziffer 10 der Ge- 
werbe-Ordnung ist die Distrikts-Verwaltungs-Behörde, in München der Magistrat. 


$. 42. In denjenigen Fällen, in welchen gemäss Art. 31 des Gesetzes, das 
Gewerbswesen betr. vom 30. Januar 1868, die Beschlüsse der Kreis-Verwaltungs- 
Stellen auf Grund kollegialer Berathung zu fassen sind, hat diese Beschlussfassung 
unter Beachtung der in $. 5 der gegenwärtigen Verordnung gegebenen Vorschriften 
zu erfolgen. 

In allen übrigen Beziehungen verbleibt es, soweit durch gegenwärtige Verord- 
nung keine Aenderungen getroffen sind, bei den bisherigen Vorschriften über Zu- 
ständigkeit und Verfahren. 


$. 43. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1873 in Kraft. 


Stempel. Formular A. 
Nr. des Verzeichnisses $. 43, Abs. 1 der Gewerbe-Ordnung. 
Mn $. 15 der Verordnung vom 4. Dezember 1872. 


Legitimations-Schein. 
Dem... von... ..... Jahre alt, wird die ortspolizeiliche Erlaubniss zum 
gewerbsmässigen Ausrufen, Verkaufen, Vertheilen, Anheften und Anschlagen von 
Druckschriften oder anderen Schriften oder Bildwerken auf den öffentlichen Wegen, 


Strassen, Plätzen und anderen Öffentlichen Orten der Gemeinde .... für das 
laufende Jahr ertheilt. 
SSden 22,27 18%5, 
(L. 8.) 


8 Durch Verordnung vom 19. Dezember 1872 ist die Wirksamkeit der $$. 128 und 
1239 der Gewerbe-Ordnung für Bayern bis zum 31. Dezember 1873 suspendirt worden. 
(Amts-Bl. des Staats-Minist. des Innern. Nr. 15. Jahrg. 1872.) 


“ 
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Beschreibung der Person des Inhabers: Taxe bezahlt mit: 
Statur: . .. 
Augen: "ir, 
Haare: . 
Besondere Kennzeichen . 
Unterschrift des Inhabers : 


Formular B. 
6. 43, Abs. 1 der Gewerbe-Ordnung. 
$. 15, Abs. 4 der Verordnung vom 4. Dezember 1872. 


Verzeichniss 
der im Jahre 18... bei (Behörde) .... zum gewerbsmässigen Vertrieb von 
Schriften und Bildwerken an öffentlichen Orten ertheilten Legitimations-Scheine. 


Fortl. Vor- u. Zuname Vermerk über e 
Nr. er 2 = des Heimath. Einhebung der as 
TAEHUNS- | Gewerbetreibenden. Taxe. NSSD= 
er ea 
Formular C. 


$. 44, Abs. 2 der Gewerbe-Ordnung. 
$. 16, Abs. 2 der Verordnung vom 4. Dezember 1872. 


Stempel. 
Nr. des Verzeichnisses 
Legitimations-Schein 
auf das Jahr 18... 
für den Handels-Reisenden ... von... 
welcher Waaren aufzukaufen und Bestellungen auf Waaren zu suchen beab- 
sichtiget. 

Derselbe darf aufgekaufte Waaren nur behufs deren Beförderung nach dem 
Bestimmungs-Orte und von den Waaren, für welche er Bestellungen sucht, nur 
Proben oder Muster mit sich führen. | 

AB TR Kimi ITRIR A 
Unterschrift des Inhabers: 


(L. 8.) Taxe bezahlt mit: 


Ist als Karte auszufertigen. 
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Formular D. 
$. 44, Abs. 2 der Gewerbe-Ordnung. 
$. 16, Abs. 3 der Verordnung vom 4. Dezember 1872. 


% 


Verzeichniss 
der im Jahre 18... von dem k. Bezirks-Amte (Magistrate).. .... an Handels- 
Reisende ausgestellten Gewerbe-Legitimations-Karten und Gewerbe-Legitimations- 
Scheine. 

Art des Pr Nor R Sn 

Aus i schäfts-| Sitze | kungen. 
Fortl. | Tag der weises Vor- und Wohn- | MEN |Zweige| (Vermerk 
r AUS- (Karte Zuname des ort über be- 

® stellung. der Reisenden. “  |der von demReisenden zahlte 
Schein). vertretenen Häuser. Taxen.) 

| | | | | | | | 
‚Stempel. Formular E. 


Nr. des Verzeichnisses. $. 58, Ziff. 1 der Gewerbe-Ordnung. 
PR $. 21, lit. a. der Verordnung 
vom 4. Dezember 1872. 


Legitimations-Schein 
giltig für das Jahr 18.. 
N. N. (Name und Stand) .... wohnhaft zu...., .. Jahre alt, ist zum Auf- 
kauf und Verkauf selbstgewonnener Erzeugnisse der Jagd und des Fischfanges be- 
rechtigt. % 


KR  fae 
(Unterschrift des Vorstandes der Gemeinde-Behörde.) 
(L. 8.) 


Beschreibung der Person des Inhabers : 
Statur .... Augen.... Haare: .... Besondere Kennzeichen: .... 
Unterschrift des Inhabers: .... 


(Rückseite.) 
Verhaltungs-Vorschriften. 


1. Der Inhaber des Legitimations-Scheines ist verpflichtet, diesen während der 
thatsächlichen Ausübung des Gewerbe-Betriebes bei sich zu führen , auf Erfor- 
dern der zuständigen Behörde (Distrikts- und Orts-Polizeibehörde und deren 
Vollzugs-Organen) vorzuzeigen und soferne er hiezu nicht im Stande ist, auf 
Geheiss der Behörde den Betrieb bis zur Abhilfe des Mangels einzustellen. 

2. Die Mitführung von Begleitern darf nur mit ausdrücklicher Genehmigung der 
Behörde stattfinden. Für Kinder unter vierzehn Jahren wird diese Genehmigung 
nicht ertheilt. 
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Stempel. Formular F. 
Nr. des Verzeichnisses. $. 58, Ziff. 2 der Gewerbe-Ordnung. 
$. 21, lit. b. der Verordnung 
vom 4. Dezember 1872. 


Legitimations-Schein 
giltig für das Jahr 18.. 


N.N. (Name und Stand)... . wohnhaft zu ...., .. Jahre alt, ist zum Ver- 
kaufe von . ... (Bezeichnung der selbstverfertigten Waaren, welche zu den 
Gegenständen des Wochenmarktes gehören) 

oder: zum Anbieten von .... (Bezeichnung der anzubietenden gewerblichen 
Leistungen) 

innerhalb ..... . (Bezeichnung des Umkreises, für welchen der Legitimations-Schein 
gelten soll) 

berechtigt. 

Stellvertreter: . ... Begleiter: . .. . 


 inden: 2etenA Tu PER. 
(Name des Vorstandes der Gemeinde-Behörde.) 


EEE 112 Ran a a ER 
Beschreibung der Person des Inhabers: 
Statur.... Augen.... Haare... . Besondere Kennzeichen... 


Unterschrift des Inhabers: 


(Zweite Seite.) 
Verhaltungs-Vorschriften. 
Wie unter 1., 2. Rückseite des Formular E. angegeben. 


Stempel. Formular 6. 
Nr. des Verzeichnisses. $. 59, Abs. 1 der Gewerbe-Ordnung. 
en $. 21, lit. ec. der, Verordnung 


vom 4. Dezember 1872. 


Deutsches Reich. 


Königreich Bayern. 


Legitimations-Schein 
für das Jahr ... .. giltig für den Bezirk .... 
N. N. (Name und Stand)... ... wohnhaft zu....., .. Jahre alt, ist da, wo 
die Orts-Polizeibehörden die Erlaubniss hiezu ertheilen, befugt ...........- 
Begleiter: 
ON HÜRDE TeNn, ..... „LO, 
(L. 8.) 


Beschreibung der Person des Inhabers : 
Statur.... Augen.... Haare.... Besondere Kennzeichen... .. 
Taxe bezahlt mit ... 

Unterschrift des Inhabers: 
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(Zweite Seite.) 
Verhaltungs-Vorschriften. 


l., 2. gleichlautend mit 1., 2. des Formular E. 

3. Wer auf den Strassen oder sonst im Umherziehen oder an einem Orte vorüber- 
gehend und ohne Begründung eines stehenden Gewerbes öffentlich Musik auf- 
führen, Schaustellungen, theatralische Vorstellungen oder sonstige Lustbarkei- 
ten öffentlich darbieten will, bedarf hiezu ausser den übrigen Erfordernissen der 
vorhergehenden Erlaubniss der Orts-Polizeibehörde. 


(Dritte Seite.) 
Nr. des Verzeichnisses. 


LbBeEha TEERR WE RRELRRE 3 une Ira | 


Vorstehender Legitimations-Schein wurde ausgedehnt auf den Bezirk ..... 


„,. den . „tem 18% - 
ib...) 
Taxe bezahlt mit fl... .. 
Stempel. Formular H. 
Nr. des Verzeichnisses. $. 58, Abs. 2 der Gewerbe-Ordnung. 
ER $. 21, lit. d. der Verordnung 
® vom 4. Dezember 1872. 
Deutsches Reich, 
Königreich Bayern. 
Giltig für das Jahr 18... 
Legitimations - Schein. 
N. N. (Name und Stand) .... wohnhaftzu...., .. Jahre alt, ist berechtigt 


ZU... ai, 
in denjenigen Gebieten Bayerns und der übrigen Deutschen Staaten, für welche nach 
untenstehendem Vermerke die für den Gewerbe-Betrieb im Umherziehen zur Erhe- 
bung kommenden besonderen Abgaben und allgemeinen Landes-Steuern bezahlt sind. 


Begleiter: . .. . 

BE HA ‚.den ...: ten‘. © 2800 

(1. 8.) 
Beschreibung der Person des Inhabere: Vermerk über bezahlte Abgaben und 
Staturi....... : Augen... , Steuern. 
Haaren... Die Abgabe gemäss $. 22 der Ver- 
Besondere Kennzeichen ..... ordnung v. 4. Dezember 1872 wurde 

bezahlt: 
für den Ort N. N. mitfl.... 
Unterschrift des Inhabers: für den (die) Verwaltungs - Bezirk e N. N. mit 
A. 


für den (die) Regierungs - - Bezirk (e) Nr ‚N; mit» 
fl. 
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(Zweite Seite.) 
Verhaltungs-Vorschriften. 


1., 2. gleichlautend mit 1., 2. des Formular E. 
3. Ausgeschlossen vom An- und Verkauf im Umherziehen sind: 
a. geistige Getränke aller Art; 
b. gebrauchte Kleider und Betten, Garnabfälle, Enden und Dräumen von Seide, 
Wolle, Leinen oder Baumwolle, Bruchgold und Bruchsilber ; 
c. Spielkarten, Lotterie-Loose, Staats- und sonstige Werthpapiere ; 
d. Schiesspulver, Feuerwerks-Körper und andere explosive Stoffe ; 
e. Arzneimittel, Gifte und giftige Stoffe. 
4. Zum Gewerbe-Betriebe im Umherziehen im Zollvereins-Bezirke ist besondere 
Erlaubniss erforderlich, welche bei demjenigen Haupt-Zollamte nachzusuchen 
ist, innerhalb dessen Bezirkes der Gewerbe-Betrieb stattfinden soll. 


Formular ]. 
$$. 55 bis 60 der Gewerbe-Ordnung. 
$. 27 der Verordnung vom 4. Dezember 1872. 


Verzeichniss 
der im Jahre 18... bei (Behörde) .... zum Gewerbe-Betrieb im Umherziehen 
ertheilten, beziehungsweise auf den Bezirk ausgedehnten Legitimations-Scheine. 


Tag der Zur Mitführung zuge- | Bemerkun- 


= Vor- und iter - 
€ Zuge 068 Itapma| Ge. „Ans Benläter.. \gen, Vermerk 
| Er- | Aus- Heimath. über be- 

E hei deh Gewerb- werbe. Vor- Hei- zahlte Taxen 
S| thel- | deh- | treibenden. und Alter. 

= | lung. | nung. Zuname. math. undAbgaben. 


Se Por Mr Eau 


II. Württemberg. 


A. Verfügung vom 14. Dezember 1871 in Betreff der Anwendung der 
Beutschen Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 in Württemberg. 
(Regierungs-Blatt v. 1871. Nr. 34, S. 338 ff.) 


Nachdem die Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund vom 21. Juni 
1869 durch Reichs-Gesetz vom 10. November d. J. in Württemberg eingeführt 
worden ist, wird in Betreff der Anwendung dieser Gesetze Nachstehendes verfügt: 


Zu Titel I. 
Allgemeine Bestimmungen. 
$. 1. Die Deutsche Gewerbe-Ordnung geht davon aus, dass die Berechtigung 


zum Gewerbe-Betriebe grundsätzlich keinen andern, als den von ihr ausdrücklich 
61* 
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hervorgehobenen Beschränkungen unterworfen sei. Dabei wurde aber nicht beab- 
sichtigt, die Gewerbetreibenden von der Beachtung derjenigen Bestimmungen zu 
entbinden, welche sich aus allgemeinen polizeilichen, theils in Gesetzen, theils in . 
Verordnungen und Verfügungen enthaltenen Vorschriften ergeben und die für Jeder- 
mann, er mag ein Gewerbe betreiben oder nicht, Anwendung finden. Die in Würt- 
temberg bestehenden allgemeinen Vorschriften, insbesondere der Bau-, Feuer-, 
Gesundheits-, Sicherheits- und Sitten-Polizei sind daher bei dem Betriebe eines 
Gewerbes auch ferner zu beachten. Hieher gehören namentlich von den Bestim- 
mungen der Württembergischen Gewerbe-Ordnung vom 12. Februar 1862: 


Art. 7, betreffend die polizeiliche Aufsicht über den Betrieb der Gewerbe, 
soweit diese Vorschriften durch die Deutsche Gewerbe-Ordnung nicht abgeändert 
worden sind; 


Art. 8, betreffend die Aufsicht auf trügliche oder gemeinschädliche Berei- 
tungen ; 
Art. 9, Abs. 1, betreffend die polizeiliche Nöthigung zur Arbeit und zum 
Verkaufe). 
Soweit die Bestimmungen des in Württemberg geltenden Rechts mit der Deut- 
schen Gewerbe-Ordnung nicht vereinbar sind, verlieren sie vom 1. Januar 1872 an 
ihre Kraft. 


$. 2. Die gewerbepolizeiliche Bestimmung des Art. 2 des Gesetzes vom 12. 
Februar 1862, wonach die Ausübung eines Gewerbes durch die Volljährigkeit oder 
die erlangte Dispensation von der Minderjährigkeit bedingt war, ist weggefallen. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 6. 
$-. 3. Hinsichtlich der Auswanderungs - Unternehmer und Auswanderungs- 
Agenten verbleibt es bis auf Weiteres bei der Verfügung vom 11. Januar 1870 
(Reg.-Bl. 8. 134). | 


1) Die angezogenen Artikel lauten folgendermassen : 


Art. 7. In den Einrichtungen und dem Betriebe eines Gewerbes ist der Unternehmer 
den für dasselbe bestehenden polizeilichen Vorschriften unterworfen, namentlich: 

a. in Betreff der Feuer-Polizei ; 

b. in solchen Fällen, welche nach den allgemeinen oder besonderen Verhältnissen für die 
Nachbarn oder für das Publikum überhaupt erhebliche Benachtheiligungen oder Be- 
lästigungen herbeiführen können; 

c. in Betreff gesundheitsschädlicher Einrichtungen in den Werkstätten; 

d. in Betreff der Anlegung und Veränderung von Wasserwerken; 

e. in Betreff der Aufsicht über die Bereitung der unentbehrlichen Lebens- und der Arznei- 
mittel und den Verkehr mit denselben; 

f. in Betreff der Aufsicht über Mass und Gewicht; 

g.in Betreff der obrigkeitlichen Taxen für Brod, Fleisch und Arznei-Mittel, wie für 
Platzgefährte und Gepäckträger; 

h. in Betreff der Beaufsichtigung des Trödelhandels. 


Art. 8. Das Verbot trüglicher oder gemeinschädlicher Bereitungen und die Anstalten 
zu ihrer Verhinderung sind Gegenstände der Verordnung. Zu den letzten gehören nament- 
lich die Untersuchung der Werkstätten und Magazine, aus denen entweder erwiesener- 
massen schädliche Fabrikate hervorgegangen sind, oder gegen die ein von der zuständigen 
Behörde für genügend erkannter Verdacht einer Gefährdung für das gemeine Wesen 
vorliegt, und die öffentliche Bekanntmachung derjenigen Handwerker und Fabrikanten, 
welche sich betrüglicher oder gemeinschädlicher Bereitungen schuldig machen. 


Art. 9. In Nothfällen und aus Gründen des öffentlichen Wohls ist die Polizei-Behörde 
befugt, den Gewerbtreibenden zur Arbeit und zum Verkaufe seiner Waaren anzuhalten 
und den Preis dafür vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges vorläufig zu bestimmen. 
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Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 7. 
$. 4. Nachstehende Sportelsätze kommen vom 1. Januar 1872 an ausser An- 
wendung, weil die betreffenden Gewerbe von Ertheilung der Konzession nieht mehr 
abhängig sind: 

‚für Antiquars-Gewerbe, Billards, Buchdruckereien und Buchhandlungen, für 
Ausstellung von Kunstwerken und Seltenheiten, soweit solche nicht im Umher- 
ziehen stattfindet (vergl. unt. Abs. 2), Leih-Bibliotheken, Steindruckereien, und 
für den Gewerbe-Betrieb der fremden Zahnärzte. 

Vom 1. Januar 1873 an kommen in Wegfall: 
der Sportelsatz für Schauspieler und für Ausstellung von Kunstwerken und 
Seltenheiten, soweit letztere im Umherziehen gezeigt werden (vgl. oben Abs. 1). 
Endlich ist der Rekognitions-Zins für Pottaschen-Siedereien mit 1 fl. vom 1. 
Januar 1873 an nicht mehr zu entrichten. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 12, Abs. 1. 
$. 5. Die Ministerial-Verfügung vom 31. August 1853 (Reg.-Blatt 8. 399) 
findet künftignur noch Anwendung auf diejenigen Renten- und Lebens-Ver sicherten 
Banken, Hagel- und Vieh-Versicherungs-Anstalten, welche dem (Reichs-) Auslande 
mit Ausnahme der Schweiz (vgl. Vertrag vom 18. März 1869, Art. 2, Reg.-Blatt 
S. 375) angehören. 


Zu Titel Il. 
Stehender Gewerbe-Betrieb. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $$. 14 und 15. 

$.6. Die in $. 14 der Deutschen Gewerbe-Ordnung vorgeschriebene Anzeige 
über den Beginn jedes selbständigen Gewerbes ist an den Orts-Vorsteher der Ge- 
meinde zu erstatten, in welcher das Gewerbe betrieben wird. Diese Anzeige ist 
auch dann erforderlich, wenn der Betrieb des Gewerbes einer besonderen Genehmi- 
gung bedarf und diese bereits ertheilt ist. 

Nach erhaltener Anzeige hat die Orts-Behörde zu untersuchen, ob der Gewerbe- 
Betrieb den gesetzlichen Anforderungen entspricht. Mangelt dem Gewerbetreibenden 
der für das betreffende Gewerbe vorgeschriebene Nachweis der erlangten Befähigung 
(Gewerbe-Ordnung $. 30, Abs. 2, $. 31), Approbation ($. 29), Konzession ($. 30, 
Abs. 1, $. 34), Erlaubniss ($$. 32, 33, 43), Genehmigung ($. 34) oder Bestallung 
($. 39) oder erscheint mit Rücksicht auf erfolgte Bestrafung sein Gewerbe-Betrieb 
in polizeilichem Interesse bedenklich ($. 35) oder entspricht sein Gewerbe-Betrieb 
sonst den polizeilichen Anforderungen nicht ($. 37), so ist derselbe zu untersagen. 
In denjenigen Fällen, in welchen es zum Betriebe einer vorherigen Approbation, 
Konzession, Bestallung, Erlaubniss oder Genehmigung bedurft hätte, kann der 
unberechtigte Gewerbe-Betrieb im Exekutionswege verhindert werden , falls dies 
das polizeiliche Interesse erfordert, worüber die Entscheidung des Ober-Amts einzu- 
holen ist. 

Für den Empfang der Gewerbe-Anzeigen ist, soweit kein Anstand obwaltet, 
sofort, andernfalls aber innerhalb dreier Tage zu bescheinigen. 

Die Gewerbe-Anzeigen sind in einer fortlaufenden Uebersicht zu verzeichnen, 
zu den erforderlichen Einträgen in die Listen der Aktiv-, Bürger- und Wohnsteuer- 
Pflichtigen (Verf. vom 26. April 1828, Reg.-Bl. $. 292) zu benützen und gehörig 
aufzubewahren. 

Ueber den Beginn des Gewerbe-Betriebs der in den $$. 29 und 30 der Deutschen 
Gewerbe - Ordnung erwähnten Personen ist dem Ober-Amte Anzeige zu machen, 
welches die Niederlassung von AT zur Kenntniss der K. Kreis-Regierung zu 
bringen hat. 
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Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 14, Abs. 2. 

$. %. Die besonderen Anmeldungen, welche ausserdem der $. 14, Abs. 
2 für die Feuer-Versicherungs-Agenten und die Unternehmer von Press- 
Gewerben vorschreibt, sind’ an die Orts-Polizeibehörde des Wohnorts des Ge- 
werbetreibenden zu richten und von dieser dem Ober-Amte vorzulegen. Letzteres hat 
die Uebernahme von Haupt-Agenturen für die Feuer-Versicherung dem K. Ministe- 
rium des Innern anzuzeigen. 

Die Bestimmungen der Art. 11 und 23 des Gesetzes vom 19. Mai 1852 und 
die hieher bezüglichen Vorschriften der Instruktion vom 28. Mai 1852 sind aufge- 
hoben ($$. 2, 3, 4, 22, 29 und 31 Schlusssatz), beziehungsweise abgeändert (8. 34). 
Die Bestätigung der Agenten (Haupt-Agenten) und Unter-Agenten (Bezirks-Agen- 
ten) findet demnach nicht mehr statt. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $$. 16—28. 
$. 8. Hinsichtlich der Gewerbe-Anlagen, welche einer besonderen Genehmi- 
gung bedürfen, wird auf die Verfügung vom heutigen Tage Bezug genommen. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 30. 
$. 9. Zu Ertheilung der Konzession an Unternehmer von Privat-Kranken -, 
Privat-Entbindungs- und Privat-Irren-Anstalten sind die Kreis- 
Regierungen zuständig. 
Die Prüfungs-Zeugnisse für Hebammen werden von der an der Landes- 
Hebammenschule bestehenden Prüfungs-Kommission ausgestellt. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 31. 
$. 10. Die Bestimmung des Art. 11, Ziff. 2 der Gewerbe-Ordnung vom 12. 
Februar 1862, betreffend die Errichtung von Schifffahrts-Gewerben, ist auf- 
gehoben. 
Im Uebrigen bleiben die Vorschriften der Neckar-Schifffahrts-Ordnung vom 
1. Juli 1842 (Reg.-Blatt von 1843, 8. 151) nebst der Verfügung vom 7. Oktober 
1858 (Reg.-Blatt S. 212), der Donau-Schifffahrtsakte vom 7. November 1857 und 
der Zusatz-Bestimmung vom 1. März 1859, sowie der Schifffahrts- und Hafen- 
Ordnung für den Bodensee vom 22. September 1867 (Reg.-Blatt von 1868, 8. 39) 
in Kraft. 
Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 31. 
$. 11. Die zum Betriebe des Gewerbes der Schauspiel-Unternehmer 
erforderliche Erlaubniss wird von der Kreis-Regierung ertheilt. 
Bezüglich der wandernden Schauspieler vergl. die weiteren Bestimmungen 
unten $. 25. 
Deutsche Gewerbe-Ordnung 8. 33. 
$. 12. Hinsichtlich der Wirthschafts-Gewerbe treten folgende Aen- 
derungen ein: 

1. Bier-Brauereien und Branntwein-Brennereien ohne Ausschank bedürfen in Zu- 
kunft keiner Konzession. Dasselbe gilt von den Speise-Wirthschaften ohne Aus- 
schank (Garküchen) und von den Kaffee-Wirthschaften ohne Ausschank geistiger 
Getränke. Bezüglich dieser Gewerbe fallen auch die Bestimmungen des Gesetzes 
vom 3. November 1855 über die Konzessions-Geldsansätze und über die Ver- 
Jährung der Gewerberechte hinweg. | 

2. Der Konzession unterliegen fernerhin die Gast- und Schankwirthschaften. Als 
Ausschank ist der Getränke-Verkauf in Quantitäten verstanden, welche bei dem 
Wein, Obstmost und Bier unter 20 Liter und beim Branntwein unter 2 Liter 

. betragen. | 

3. Die Ertheilung der Eriaubniss zu diesen Wirthschafts-Gewerben kommt den 
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Oberämtern zu. Dieselben haben eine gemeinderäthliche Aeusserung darüber 
einzuholen, ob nicht solche Umstände vorliegen, unter welchen nach $. 33, 
Ziff. 1 und 2 der Deutschen Gewerbe-Ordnung die Erlaubniss zu versagen ist. 

Die öffentliche Bekanntmachung der Gesuche ist nicht mehr erforderlich. 

Die Erlaubniss darf nur mit persönlichem Rechte ertheilt und weder auf 
Zeit beschränkt, noch anders als beim Zutreffen der Bestimmungen der $$. 53 
und 143 der Deutschen Gewerbe-Ordnung zurückgenommen werden. Bestehende 
dingliche Berechtigungen dürfen nicht auf andere Gebäude übertragen werden. 
(Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 10, Abs. 2.) 

4. Die Erlaubniss zum Branntweinschanke und zum Kleinhandel mit Branntwein 
bleibt, soweit es sich nicht um Gastwirthschaften handelt, auch fernerhin von 
dem Nachweise eines vorhandenen Bedürfnisses abhängig. Wo das Recht zum 
Branntweinschanke in Verbindung mit dem Ausschanke anderer Getränke ertheilt 
wurde, ist der Ausschank von Branntwein unstatthaft, wenn der Ausschank der 
übrigen Getränke aufgegeben wird. 

5. Was die Bestimmungen des Gesetzes vom 3. November 1855 in Art. 9, Ziff. 1 
bis 4 anbelangt, so bleibt Ziff. 1, betreffend das Ausschanksrecht der Wein- 
Produzenten, auch ferner in Gültigkeit, übrigens mit der Aenderung, dass be- 
züglich der Untersagung des Betriebs statt des Art. 13 jenes Gesetzes der $. 
33, Abs. 2 nebst dem $. 53 der Deutschen Gewerbe-Ordnung Platz greift (s. 
auch unten Ziff. 10). 

Die Ziffern 2 und 4 des Art. 9 sind als aufgehoben anzusehen, vorbehältlich 
der schon erworbenen Wirthschaftsrechte (Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 10). 
Die Ertheilung der Erlaubniss an Apotheker zum Kleinverkaufe von Brannt- 
wein und Liqueur und an Zuckerbäcker zum Ausschanke ‚von Liqueur wird 
übrigens von dem Nachweise eines vorhandenen Bedürfnisses nicht abhängig 
gemacht. 

Ziff. 3 des Art. 9 des Gesetzes vom 3. November 1855 bleibt in Kraft. 

Die Orts-Behörden können den Verkauf geistiger Getränke zum Genuss auf 
der Stelle für Jahrmärkte gestatten. (Deutsche Gewerbe-Ordnung 8. 67.) 

6. Hinsichtlich des Umfangs der Gewerbe-Befugnisse ist bei bestehenden Wirth- 
schafts-Berechtigungen der Inhalt des Konzessions-Dekrets entscheidend. Bei 
Ertheilung neuer Konzessionen ist davon auszugehen, dass den Schankwirthen 
die Berechtigung zum Ausschank bestimmter Getränke zu ertheilen ist, den 
Gastwirthen aber sämmtliche Wirthschafts-Befugnisse zukommen, welche bisher 
den Schildwirthen zustanden. 

Das Konzessionsgeld für die Berechtigung zur Gastwirthschaft beträgt da- 
her 20 bis 120 fl. — Für Schankwirthschaften sind die in Art. 11, Ziff. 5 des 
Gesetzes vom 3. November 1855 enthaltenen einzelnen Sätze massgebend. 

7. Die Befugnisse zum Wirthschafts-Gewerbe können durch Stellvertreter ausgeübt 
werden und zwar auch in dem Falle, wenn nach dem Tode eines Gewerbetrei- 
benden minderjährige Erben vorhanden sind. (Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 
45 und 46). Dies ist jedoch ebenso wie die Ausübung einer dinglichen Wirth- 
schafts-Berechtigung durch Andere, als den Eigenthümer, von der Kognition der 
Bezirks-Polizeibehörde darüber abhängig, ob im Sinne des $. 33, Ziff. 1 der 
Deutschen Gewerbe-Ordnung kein Hinderniss vorliegt. 

8. Nach $. 3 der Deutschen Gewerbe-Ordnung ist der gleichzeitige Betrieb des 
Wirthschafts-Gewerbes in mehreren Betriebs- und Verkaufsstätten zulässig. Es 
darf auch die Ausübung eines persönlichen Rechts in ein anderes, als das ur- 
sprüngliche Lokal verlegt werden. Jedes Lokal, in welchem ein solcher Betrieb 
stattfinden soll, muss aber den polizeilichen Anforderungen im Sinne des $. 33 
des Gesetzes genügen, weshalb vor der Benützung desselben die oberamtliche 
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Erlaubniss nachzusuchen ist. Art. 5, Abs. 1 und 2 desGesetzes vom 3. Novbr. 
1855 ist hienach abgeändert. 

9.. Art. 12, lit. b. des Gesetzes vom 3. November 1855, betreffend den Verlust 
der persönlichen Wirthschafts-Berechtigungen durch Nichtgebrauch ist durch $. 
49 der Deutschen Gewerbe-Ordnung abgeändert. 

10. Art. 13 des Gesetzes vom 3. November 1855 ist durch die $$. 53 und 54 der 
Deutschen Gewerbe-Ordnung und Art. 15 durch die $$. 147 und 151 der letz- 
teren ersetzt. 

Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 34. 
$. 13. Hinsichtlich des Handels mit Giften bleiben die bestehenden Vor- 
schriften bis auf Weiteres in Geltung. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 35. 
$. 14. In Betreff der Ertheilung von Tanz-, Turn- und Schwimm- 
Unterricht als Gewerbe und des Handels mit den in $. 35, Abs. 2 erwähnten Gegen- 
ständen, sowie hinsichtlich der Pfandleiher und Gesinde-Vermiether ist 
die Orts-Polizeibehörde die zu Entgegennahme der Anzeige zuständige Behörde. 
Die Untersagung des Betriebs kommt in erster Instanz den Ober-Aemtern zu. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 39. 

$. 15. Hinsichtlich der Schornsteinfeger hat es bei der Verfügung vom 
27. Mai 1868 (Reg.-Blatt 8. 263) mit den in $. 39 und in $. 77 der Deutschen 
Gewerbe-Ordnung enthaltenen Modifikationen sein Bewenden. 

Zu Aufhebung oder Veränderung bestehender Kehr-Bezirke sind die Kreis- 
Regierungen befugt. 

Die Aufstellung der Taxen für Schornsteinfeger, welchen mehrere Orte zuge- 
wiesen sind (Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 77), kommt den Ober-Aemtern nach vor- 
gängiger Vernehmung den Amts-Versammlungen zu. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 40. 
$-. 16. Die Einführung des durch $. 21 der Deutschen Gewerbe-Ordnung vor- 
geschriebenen mündlichen und öffentlichen Verfahrens bleibt nach $. 2 des Reichs- 
Gesetzes vom 10. November d. J. (Reichs-Gesetz-Bl. 8. 392) vorerst ausgesetzt). 
Der nach $. 20 der Deutschen Gewerbe-Ordnung an die nächstvorgesetzte Be- 
hörde zulässige Rekurs ist innerhalb der gesetzlichen Frist von 14 Tagen bei der- 


Jenigen Behörde auszuführen, welche die Entscheidung eröffnet hat. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 43. 
$. 17. Für die Ausfertigung eines Legitimations-Scheins einschliesslich der 
Auslage für das Formular haben die Orts-Behörden 6 kr. anzusprechen. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 44. 

$-. 18. Der nach $. 44 der Deutschen Gewerbe-Ordnung erforderliche Legiti- 
mations-Schein zum Aufsuchen von Bestellungen und zum Aufkauf von 
Waaren wird von demjenigen Ober-Amte ausgestellt, in dessen Bezirk das stehende 
(sewerbe betrieben wird. 

Ueber die ausgestellten Scheine ist von der ausstellenden Behörde für jedes 
Jahr eine Nachweisung zu führen, welehe ausser der fortlaufenden Nummer des 
Scheins den Tag der Ausstellung, den Namen und Wohnort des Empfängers, die 
Bezeichnung der Geschäftsherren desselben und die Beurkundung über die Beiziehung 
zur Gewerbe-Steuer enthält?). 


2) Vgl. $$. 6 bis 8 der (unter D. nachfolgenden) Verordnung vom 19. Juni 1873. 
3) Vgl. Minist.-Erlass vom 26. Dezbr. 1871, betr. die Ausstellung von Legitimations- 
Scheinen. , 
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Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 51. 

$. 19%). Zu Untersagung der ferneren Benützung gewerblicher Anlagen sind 
in erster Instanz die Kreis-Regierungen und in zweiter Instanz das Ministerium des 
Innern zuständig. 

Der Antrag auf Einstellung des Betriebs ist an das Ober-Amt, in dessen Bezirk 
die beanstandete Anlage sich befindet, zu richten. Dasselbe hat sofort eine nähere 
Erörterung der Sache einzuleiten, um festzustellen, ob und in welchem Umfange 
durch den Betrieb der Anlage Nachtheile und Gefahren für das Gemeinwohl ent- 
stehen. Hiebei ist die Behörde an die Anträge der Betheiligten nicht gebunden. 

Nach dem Abschlusse der Erörterung, welche in der Regel in einer mündlichen 
Verhandlung zu geschehen hat, sind die Akten mit gutächtlicher Aeusserung des 
Ober-Amts der Kreis-Regierung vorzulegen. 

Nachdem die Entscheidung, durch welche die fernere Benützung der Anlage 
untersagt wird, rechtskräftig geworden ist, kann die Einstellung des Betriebs poli- 
zeilich erzwungen werden. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 53. 
$. 20. Hinsichtlich der Entziehung der Konzession für Unternehmer von 
Privat-Kranken-, Privat-Entbindungs- und Privat-Irren-Anstalten (Deutsche Ge- 
werbe-Ordnung $. 30), der Erlaubniss für Schauspiel-Unternehmer (Deutsche Ge- 
werbe-Ordnung $. 32) und für Wirthe ($. 33), sowie der besonderen Genehmigung 
zum Gifthandel ($. 34) sind ebenso wie bei der Zurücknahme der Bestallungen des 
$. 36 die Kreis-Regierungen in erster Instanz zuständig. | 

Bezüglich des Verfahrens und des Rekurses vgl. oben $. 16°). 


$. 21. Die Bestimmungen in Art. 16 der Gewerbe-Ordnung vom 12. Februar 
1862, soweit sie sich auf Gewerbe beziehen, deren Ausübung auch nach der Reichs- 
Gewerbe-Ordnung unbedingt verboten oder der Privat-Industrie ganz oder theil- 
weise entzogen bleibt, sind auch ferner anwendbar ®). 


Zu Titel Il. 


Gewerbe-Betrieb im Umherziehen. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $$. 59 — 58. 

$. 22. Die Ausstellung des Legitimations-Scheins erfolgt im Falle des $. 58, 
Ziff. 1 und 2 durch die Orts-Behörde. Der in Ziff. 2 dieses $. erwähnte Umkreis 
vom Wohnorte des Gewerbetreibenden wird auf 2 Meilen festgesetzt. Für die Aus- 
fertigung der Legitimations-Scheine haben die Orts-Behörden die oben ($. 17) fest- 
gesetzte Gebühr zu beziehen. 

In allen oben nicht erwähnten Fällen wird der Legitimations-Schein vom Ober- 
Amt des Wohnorts des Gewerbetreibenden gegen die gesetzliche Sportel ausge- 
stellt 7). 

Bezüglich der dem Deutschen Reiche nicht angehörigen Gewerbetreibenden ge- 
schieht die Ausstellung durch dasjenige, zur Ausstellung von Legitimations-Scheinen 
an Ausländer ermächtigte Ober-Amt, an welches sich der Ausländer zuerst wendet. 


.23. Der einen Legitimations-Schein nachsuchende, inländische Gewerbe- 
treibende hat dem Ober-Amte ein gemeinderäthliches Zeugniss darüber vorzulegen, 


4) Vgl. die Ergänzung durch $. 5 der (unter D nachfolgenden) Verordn. v. 19. Juni 1873. 

5) Vgl. $. S$ der (unter D. nachfolgenden) Verordnung vom 19. Juni 1873. 

6) Der gedachte Art. 16 der Gew.-O. v. 12. Febr. 1962 verweist nur auf die bestehen- 
den besonderen Gesetze und Verordnungen. ; 

7) Vgl. Min.-Erlass vom 26. Dezember 1871, betreffend die Ausstellung von Legiti- 
mations-Scheinen. 
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dass die in $. 57 der Deutschen Gewerbe-Ordnung erwähnten Fälle, in welchen ein 
Legitimations-Schein versagt werden darf, bei ihm nicht zutreffen, und dass Steuer 
für das betreffende Gewerbe entrichtet wird, beziehungsweise die Anmeldung zur 
Besteuerung erfolgt ist. | 

Nach Ablauf des je für ein Kalenderjahr giltigen Legitimations-Scheins ge- 
nügt die Beurkundung der Orts-Behörde, dass seit der früheren gemeinderäthlichen 
Aeusserung keine Aenderung in den Verhältnissen des Gewerbetreibenden einge- 
treten ist. Dieses Zeugniss ist von dem Gemeinde-Rath des Orts beizubringen, in 
welchem der Gewerbetreibende heimathberechtigt ist, oder seit längerer Zeit seinen 
Wohnsitz hat. 

Bezüglich der dem deutschen Reiche nicht angehörigen Gewerbetreibenden 
bleiben die Vorschriften der Ministerial-Verfügung vom 12. Juni 1865, $$. 19 bis 
30 und des Zirkular-Erlasses vom 11. Februar 1869 bis auf Weiteres in Kraft 
(Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 57). 

$. 24. Wird die Ausstellung eines Legitimations-Scheins von der Orts-Behörde 
verweigert, so ist die Vorschrift des $. 57, Abs. 2 der Deutschen Gewerbe-Ordnung 
zu beachten. Die zweite Instanz bildet in diesem Falle das Ober-Amt. 

Ist letzteres zur Entscheidung wegen Ausstellung eines Legitimations-Scheins 
in erster Instanz zuständig, so ist ebenfalls nach $. 57, Abs. 2 zu verfahren. Die 
öirledigung von Rekurs-Beschwerden gegen die abweisenden Verfügungen der Ober- 
Aemter steht den Kreis-Regierungen zu. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 59. 

$. 25. Die Legitimations-Scheine für die in $. 59 der Deutschen Gewerbe- 
Ordnung aufgeführten Gewerbetreibenden werden von den Ober-Aemtern je für ihre 
Bezirke ausgefertigt. Eine Sportel ist nur bei der erstmaligen Ausstellung des 
Scheins zu entrichten, nicht aber bei der Ausdehnung desselben auf einen anderen 
Bezirk. 

$. 26. Auch über die zum Gewerbe-Betrieb im Umherziehen ausgefertigten 
Legitimations-Scheine ist die oben ($. 18) verlangte jährliche Nachweisung zu führen. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 63. 

$. 27. Für den hausirweisen Verkauf von Brod und Fleisch innerhalb des in 
$. 22 dieser Instruktion erwähnten Umkreises wird vorbehältlich der Bestimmungen 
der Ministerial-Verfügung vom 14. März 1860, Reg.-Blatt S. 37, betreffend die 
Aufsicht auf den Verkehr mit Fleisch, das Erforderniss des Legitimations-Scheins 
erlassen. ' 

$. 28. An den bestehenden Bestimmungen über die Besteuerung des Hausir- 
handels ist durch das Gesetz Nichts geändert worden. le 

Die Bestimmung des Art. 51 der Gewerbe-Ordnung vom 12. Februar 1862 ist 
als polizeiliches Verbot weggefallen. Auch sind die beschränkenden Bestimmungen 
des Art. 53 nicht mehr gültig. 

Für den Hausirhandel im Zoll-Grenz-Bezirke gelten die Vorschriften des $. 124 
des Vereins-Zoll-Gesetzes vom 10. Juli 1869, Reg.-Blatt $. 268 und der Finanz- 
Ministerial-Verfügung vom 24. Dezember 1869, Reg.-Blatt S. 408 (vgl. Ministerial- 
Verfügung vom 31. August 1833, Reg.-Blatt 8. 242). 


Zu Titel IV. 
Marktverkehr., 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $$. 64— 71. 
$. 29. Die zu Festsetzung der Zahl, Zeit und Dauer der Messen, Jahr- und 
Wochenmärkte zuständigen Verwaltungs-Behörden (Deutsche Gewerbe-Ordnung 8. 
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65) sind die Kreis-Regierungen, welche auch zu bestimmen haben, welche Gegen- 
stände etwa ausnahmsweise nach Ortsgewohnheit und Bedürfniss auf Wochen- 
märkten verkauft werden dürfen ($. 66). Denselben kommen auch die in $. 70, 
Abs. 2 der Deutschen Gewerbe-Ordnung vorgesehenen Anordnungen wegen Erwei- 
terung des Verkehrs auf solchen Märkten zu, welche bei besonderen Gelegenheiten 
oder für bestimmte Gattungen von Gegenständen stattfinden. 

Im Uebrigen sind die Vorschriften des Ministerial-Erlasses vom 11. Februar 
1862, betreffend die Ertheilung von Markt-Berechtigungen, auch künftig zu be- 
achten. 


Zu Titel V. 


Taxen. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung 88. 72—80. 

$. 30. Die Orts-Polizeibehörden derjenigen Gemeinden, in welchen noch Brod- 
und Fleischtaxen bestehen, haben wegen Aufhebung derselben Beschluss zu fassen 
(Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 72). Die Ober-Aemter haben darüber zu wachen, 
dass diese Taxen spätestens bis 31. Dezember 1872 in Wegfall kommen. 

Die Bestimmungen, welche die Metzger vermöge besonderer Anordnungen nach 
Aufhebung der Fleischtaxe zu beobachten hatten, sind vorbehältlich der bestehenden 
gesundheitspolizeilichen Vorschriften (Ministerial-Verfügung vom 14. März 1860, 
Reg.-Blatt $. 37), nicht mehr gültig. 

Hinsichtlich der Taxen für Schornsteinfeger, welchen Bezirke ausschliesslich 
zugewiesen sind, ist oben $. 15 das Erforderlichesbestimmt. 


Zu Titel VIl. 
Gewerbe-Gehülfen, Gesellen, Lehrlinge, Fabrikarbeiter. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung 8. 106. 
$. 31. Die in Abs. 1 genannte Behörde, welche darauf zu achten hat, dass 
bei Beschäftigung der Lehrlinge gebührende Rücksicht auf Gesundheit und Sittlich- 
keit genommen und denjenigen Lehrlingen, welche des Schul- und Religions-Unter- 
richts noch bedürfen, Zeit dazu gelassen wird, ist die Orts-Polizeibehörde. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $$. 128 u. ff. 

$. 32. Die Genehmigung der Privatschulen im Sinne des $. 128, Abs. 2 
kommt den Kreis-Regierungen zu. 

Die Vorschriften in den $$. 128 bis 133 haben die Orts-Behörden den Arbeit- 
gebern, welche jugendliche Arbeiter beschäftigen, sofort zu eröffnen, mit der Auf- 
lage, die in $. 130 vorgeschriebene Anzeige bei der Orts-Polizeibehörde binnen vier 
Wochen zu bewirken. Binnen der gleichen Frist sind etwaige Gesuche um Frist- 
erstreckung für die Ausführung der Bestimmungen der $$. 128 und 129 von den 
betreffenden Fabrikanten den Ober-Aemtern einzureichen, welche sie durch Vermitt- 
lung der Kreis-Regierungen dem Ministerium des Innern zur Entscheidung vorzu- 
legen haben. (Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 133.) 

Die Ober-Aemter haben darüber zu wachen, dass die Vorschrift über die Arbeits- 
bücher der jugendlichen Fabrik-Arbeiter binnen drei Monaten vollzogen wird. 

Für die Ausfertigung des Arbeitsbuchs, bei welcher das von dem Ministerium 
vorgeschriebene Formular einzuhalten ist, haben die Orts-Behörden neben der Aus- 
lage für das Formular eine Gebühr von 4 kr. anzusprechen. 
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Zu Titel VII. 
Gewerbliche Hülfskassen. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $$. 140 und 141. 
$. 33. Die Bestimmungen der $$. 45 und 49 der Gewerbe-Ordnung: vom v2 
Februar 1862 bleiben mit der in $. 141, Abs. 2 der deutschen Gewerbe-Ordnung 
vom 21. Juni 1869 gegebenen Modifikation bis zu Erlassung eines Reichs-Gesetzes 
in Kraft. 
Zu Titel IX. 
Orts-Statuten. 


Deutsche Gewerbe-Ordnung $$. 142. 
$. 34. Die Orts-Statuten werden nach Anhörung betheiligter Gewerbetreiben- 
der vom Gemeinderath, in zusammengesetzten Gemeinden vom Gesammt-Gemeinde- 
Rath abgefasst. 
Sie unterliegen der Genehmigung der K. Kreis-Regierung. 


Stuttgart, den 14. Dezember 1871. 


——_ 


B. Verfügung, betreffend die Errichtung und den Betrieb von Anlagen, 
welche einer besonderen Genehmigung bedürfen. 


Zur Vollziehung der in 88. 16 bis 28 der Deutschen Gewerbe-Ordnung vom 21. 
Juni 1869 enthaltenen Bestimmungen bezüglich derjenigen Anlagen, welche einer : 
besonderen Genehmigung bedürfen, wird hiermit Nachstehendes verfügt: 


h Zu $. 16 der Deutschen Gewerbe-Ordnung. 
$. 1. Zur Genehmigung der in $. 16 der Deutschen Gewerbe-Ordnung er- 
wähnten Anlagen bleiben bis auf Weiteres in erster Instanz die Kreis-Regierungen 
und in zweiter Instanz das Ministerium des Innern zuständig. 


Zu $. 17 der Deutschen Gewerbe-Ordnung. 

$. 2. Der Antrag auf Ertheilung der erforderlichen Genehmigung ist bei dem 
Oberamt, in dessen Bezirk die betreffende Anlage errichtet werden soll, anzubringen. 

Aus dem Antrag muss der vollständige Name, der Stand und Wohnort des 
Unternehmers ersichtlich sein. 

Demselben sind eine Beschreibung, eine Situations-Zeichnung und der Bauplan 
der Anlage in doppelter, vollständig übereinstimmender Ausfertigung beizufügen. 

Trifft mit dem Antrag ein Baugesuch zusammen, so ist darüber unter Beach- 
tung der hiefür geltenden Vorschriften gleichfalls von -dem Oberamt zu verhandeln. 


$. 3. Aus den nach $. 2, Abs. 3 erforderlichen Vorlagen muss hervorgehen: 

a. die Grösse des Grundstücks, auf welchem die Betriebsstätte errichtet werden 
soll, die Bezeichnung, welche dasselbe im Güterbuch beziehungsweise im Primär- 
Kataster führt, und der etwaige besondere N ame; 

b. die gleichmässige Bezeichnung der Grundstücke, welche das zu a. erwähnte 
Grundstück umgeben und die Namen der Eigenthümer ; 

c. die Entfernung, in welcher die zum Betrieb bestimmten Gebäude oder Einrich- 
tungen von den Grenzen der benachbarten Grundstücke und den darauf befind- 
lichen Gebäuden, sowie von den nächsten öffentlichen Wegen zu liegen kommen 
sollen; 

d. die Höhe und Bauart der benachbarten Gebäude, sofern zur Betriebsstätte 
Feuerungs-Anlagen gehören ; 
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e. die Lage, Ausdehnung und Bauart der Betriebsstätte, die Bestimmung der ein- 
zelnen Räume und deren Einrichtung, soweit dieselbe nicht beweglich ist ; 

f. der Gegenstand der Fabrikation, soweit diese innerhalb der Betriebsstätte er- 
folgt, die ungefähre Ausdehnung, sowie die Art und der Gang des Betriebs, bei 
chemischen Fabriken insbesondere die genaue Bezeichnung des Fabrikats und 
des Hergangs seiner Gewinnung. 


$. 4. Bei Stau-Anlagen für Wassertriebwerke ist eine Zeichnung der ge- 
sammten Stau-Vorrichtungen einschliesslich der Gerinne und Wasserräder beizu- 
bringen. Ausserdem ist ein Nivellement erforderlich, in welchem 

a. das Längenprofil des zum Betrieb bestimmten Wasserlaufs und des Mutter- 
bachs, sowie 

b. eine Anzahl von Querprofilen von beiden dargestellt sein muss, 

und welches soweit auszudehnen ist, als die Wirkungen der anzulegenden Stau- 

Werke reichen. Die Profile sind auf eine und dieselbe Horizontale zu beziehen ; die 

letztere ist an einem unverrückbaren Festpunkt anzuschliessen. 

Es bedarf ferner der Angabe über die Höhe des gewöhnlichen, des niedrigsten 
und des höchsten Wasserstandes und über die Wassermengen, welche der Wasser- 
lauf in der Regel führt, sowie der Ermittelung, welche Stau-Werke ober- und unter- 
halb der projektirten Anlage zunächst derselben sich befinden. 

In dem Situations-Plane sind die Grundstücke, welche an den Wasserlauf stossen, 
soweit der Rück-Stau reicht, mit der Nummer, welche sie im Primär-Kataster führen, 
und mit dem Namen des Eigenthümers zu bezeichnen. 


$. 5. Für die erforderlichen Zeichnungen ist dauerhaftes, festes Material zu 
verwenden und ein Massstab zu wählen, welcher eine deutliche Anschauung gewährt ; 
der Massstab ist stets auf die Zeichnungen einzutragen. 

Nivellements und die dazu gehörigen Situations-Pläne für Stau-Anlagen ein- 
schliesslich der Zeichnungen der Gerinne und Wasserräder ($. 4) sind von solchen 
Technikern anzufertigen, welche die nach der Königlichen Verordnung vom 28. 
November 1856 (Reg.-Blatt $. 333) erforderliche Befähigung besitzen. Sonstige 
Situations-Zeichnungen können auch von anderen Technikern, welche eine höhere 
Staatsprüfung im Baufach (Königliche Verordnung vom 22. August 1843, $8. 10 
und 15, Reg.-Blatt S. 645 f.) mit Erfolg erstanden haben, sowie von beeidigten 
Feldmessern angefertigt, alle übrigen Zeichnungen aber von den mit der Ausfüh- 
rung der betreffenden Anlagen betrauten Technikern und Werkmeistern aufgenom- 
men werden. 

Beschreibungen, Zeichnungen und Nivellements sind von demjenigen, welcher 
sie gefertigt hat, und von dem Unternehmer unter Angabe des Datums zu unter- 
zeichnen. 


$. 6. Das Oberamt, bei welchem der Antrag eingereicht wird, hat, nöthigen- 
falls unter Zuziehung geeigneter Sachverständiger, zu prüfen, ob gegen die Voll- 
ständigkeit der Vorlage etwas zu erinnern ist. Finden sich Mängel, so ist der Unter- 
nehmer zur Ergänzung auf kürzestem Weg zu veranlassen. 


$. 7. Hierauf erfolgt ohne Rücksicht darauf, ob die betreffende Anlage sich 
sogleich als unzulässig darstellt oder nicht, die Bekanntmachung des Unternehmens 
durch das Oberamt, bei welchem der Antrag eingereicht ist. Sie muss enthalten: 

a. Namen, Stand und Wohnort des Unternehmers, den Gegenstand des Unter- 
nehmens und die Bezeichnung des Grundstücks, auf welchem dasselbe ausgeführt 
werden soll, 

:b. die Aufforderung, etwaige Einwendungen Hann 14 Tagen bei der Behörde, 
welche die Bekanntmachung erlässt, anzubringen ; 
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c. die Verwarnung, dass nach Ablauf der Frist Einwendungen in dem ı 
nicht mehr angebracht werden können ; 

d. den Hinweis, dass und wo die Beschreibungen, Zeichnungen und Pläne zur 
Einsicht aufgelegt sind. 


$. S. Von dem die Bekanntmachung enthaltenden Anzeige-Blatt ist ein Exem- 
plar den Akten beizulegen. 

Soll die Anlage in der Nähe einer öffentlichen Strasse, eines Waldes oder einer 
Eisenbahn errichtet werden, so ist auch der Strassenbau-Inspektion, dem Forst-Amt, 
oder dem # Eisenbahn-Bauamt beziehungsweise dem Betriebs-Bauamt je ein Exemplar 
des betreffenden Anzeige-Blattes zur etwaigen Aeusserung mitzutheilen. 

Weiter hat das Oberamt dafür Sorge zu tragen, dass von den Vorlagen bis zum 
Ablauf der anberaumten Frist innerhalb der Dienststunden an geeigneter Stelle Ein- 
sicht genommen werden kann. 


Zu $$. 18 und 19 der Deutschen Gewerbe-Ordnung. 

$- 9. Nach Ablauf des anberaumten Termins hat das Oberamt den Gemeinde- 
Rath des Orts, wo die Anlage errichtet werden soll, zu vernehmen, soweit erforder- 
lich sachverständige Gutachten einzuholen und Alles zu erheben, was für die Ent- 
scheidung von Bedeutung ist. 

Mit der technischen Behandlung von Anträgen in Betreff der Errichtung von 
Stau-Anlagen für Wassertriebwerke dürfen nur solche Sachverständige betraut 
werden, welche die nach der Königlichen Verordnung vom 28. November 1856 
erforderliche Befähigung besitzen. 


$. 10. Einwendungen gegen das Unternehmen können bei dem Oberamt schrift- 
lich eingereicht oder zu Protokoll erklärt werden. 

Werden solche vorgebracht, so hat das Oberamt hierüber mündliche Verhand- 
lung einzuleiten und hiezu sowohl den Unternehmer als die Widersprechenden vor- 
zuladen. Die Verhandlung ist, soweit erforderlich, am betreffenden Ort vorzunehmen 
und mit Augenschein zu verbinden. 

Ob sie von dem Ober-Amtmann beziehungsweise Oberamts-Aktuar zu leiten, 
oder aber damit der betreffende Techniker zu beauftragen sei, hat das Oberamt nach 
den besonderen Umständen des Falls zu erwägen. 

Jedenfalls haben im -Fall der Vornahme der Verhandlung im Ort des Unter- 
nehmens 2 Mitglieder der Ortsbauschau als Urkunds-Personen anzuwohnen, und ist 
das Ergebniss in ein von diesen, wie von den Betheiligten zu unterzeichnendes 
Protokoll vollständig niederzulegen. 


$. 11. Beider Verhandlung der Sache ist darauf Bedacht zu nehmen, die er- 
hobenen Einwendungen auf gütlichem Wege zu beseitigen. Kommt eine gütliche 
Einigung nicht zu Stande, so sind privatrechtliche Einwendungen, soweit sie auf 
besonderen privatrechtlichen Titeln (wie Vertrag, letztwillige Verfügung) beruhen, 
auf den Rechtsweg zu verweisen. Andere Einwendungen sind dagegen mit den 
Parteien unter dem Anfügen zu erörtern, dass dadurch die Verfolgung derselben, 
soweit sie privatrechtlicher Natur sind, auf dem Rechtsweg nach Massgabe der ge- 
setzlichen Vorschriften nicht ausgeschlossen sei. 

Sind mehrere Widersprechende vorhanden, welche ein gleichartiges Interesse 
haben, so ist zur Vereinfachung des Verfahrens darauf hinzuwirken, dass sie einen 
gemeinschaftlichen Bevollmächtigten bestellen, welcher sie bei den weiteren Ver- 
handlungen zu vertreten hat. 

Test zur Zeit der Vornahme der Verhan alınz schon ein technisches Gutachten 
. vor, so ist solches den Betheiligten zu eröffnen und sind sie zur Erklärung über den 
Inhalt desselben zu veranlassen. 
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$. 12. Nach geschlossener Verhandlung werden die Akten von dem Ober- 
Amt mit einer Aeusserung über die Zulässigkeit der Anlage und die etwa erhobenen 
Einwendungen der Kreis-Regierung zur Entscheidung vorgelegt. 


$. 13. Wenn der Unternehmer auch ein Hochbaugesuch eingereicht hat ($. 2, 
Abs. 4), so hat die Kreis-Regierung üher beide Gegenstände zu entscheiden. Da- 
bei darf jedoch das Erkenntniss über die Hochbauten dadurch , dass über den Be- 
trieb an sich noch nicht entschieden werden kann, nur in solchen Fällen aufgehalten 
werden, in welchen wegen des zwischen beiden Gegenständen bestehenden inneren 
Zusammenhangs eine abgesonderte Erledigung sich als unzulässig darstellt. 


$. 14. Wird die Anlage nach dem Antrag des Unternehmers ohne Bedingungen 
oder Einschränkungen genehmigt, so fertigt die Kreis-Regierung alsbald die Ge- 
nehmigungs-Urkunde ($. 18) aus. 

(Abs. 2 ist aufgehoben durch $. 3 der Verordnung vom 19. Juni 1873; s. 
D. unten.) 

Zu $. 20 der Deutschen Gewerbe-Ordnung. 

$. 15. Wer von dem Rekursrecht Gebrauch machen will, hat der Behörde, 
welche die Entscheidung der Kreis-Regierung eröffnet hat, innerhalb der gesetz- 
lichen Frist von 14 Tagen eine schriftliche Ausführung seiner Beschwerde zu über- 
geben oder zu Protokoll zu erklären, dass er sich zu Begründung seines Rekurses 
lediglich auf die bisherigen Verhandlungen berufe. 

Neue Einwendungen sind im Rekurs-Verfahren unzulässig. 

Wird der Rekurs schriftlich ausgeführt, so sind der Beschwerdeschrift die zur 
Mittheilung an die Gegenpartei erforderlichen weiteren Exemplare anzuschliessen. 

In Ermangelung der letzteren wird die Anfertigung des Fehlenden auf Kosten 
des Rekurrenten angeordnet. 


$. 16. Die protokollarische Erklärung des Rekurrenten beziehungsweise ein 
Exemplar der Rekurs-Schrift wird von dem Oberamt der Gegenpartei zur Beant- 
wortung binnen einer 14tägigen Frist mit dem Bemerken zugestellt, dass nach Ab- 
lauf der Frist eine Erklärung auf die Rekurs-Ausführung nicht mehr werde ange- 
nommen werden. 


$. 17. Nach Ablauf der der Gegenpartei anberaumten Frist sendet das Ober- 
amt die Verhandlungen wieder an die Kreis-Regierung ein, welche dieselben mit 
ihrer gutächtlichen Aeusserung dem Ministerium des Innern zur Entscheidung 
vorlegt. 

Der Rekurs-Bescheid wird der Kreis-Regierung zugefertigt und sofort in be- 
glaubigter Abschrift dem Unternehmer und denjenigen Gegnern, welche an dem Re- 
kurs-Verfahren Theil genommen haben, durch das Oberamt zugestellt. 


$. 18. Sind gegen eine Anlage Einwendungen nicht erhoben und soll die Ge- 
nehmigung ohne weitere Bedingungen und Einschränkungen nach dem Antrag des 
Unternehmers ertheilt werden, so wird hierüber alsbald von der Kreis-Regierung 
eine Urkunde ausgestellt (vergl. $. 14). 

In allen anderen Fällen erfolgt die Ausfertigung der Genehmigungs-Urkunde 
nach Abschluss des Verfahrens, sobald die Entscheidung der Kreis-Regierung rechts- 
kräftig geworden oder der Rekurs-Bescheid ergangen ist. 

In der Urkunde sind sämmtliche Bedingungen, unter welchen die Anlage ge- 
nehmigt worden ist, aufzuführen und die von dem Unternehmer eingereichten, dem 
Verfahren zu Grund gelegten Beschreibungen , Zeichnungen und Pläne ausführlich 
zu bezeichnen, auch in Einer Ausfertigung, soweit thunlich, damit zu verbinden. 
Auf Karten und Zeichnungen, welche in dieser Art mit der Urkunde nicht verbun- 
den werden können, ist die Zugehörigkeit zu derselben vorzumerken. 
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Die Genehmigungs-Urkunde ist in doppelter Ausfertigung mit den Verhand- 
lungen dem Oberamt zu übersenden, welches sofort ein Exemplar der Urkunde 
nebst Beilagen dem Unternehmer zustellt. 

Vor Ertheilung der Genehmigungs-Urkunde ist die Ausführung der Anlage 
nicht gestattet (vergl. übrigens $. 13). 


$. 19. Nach Ausführung der Anlage hat der Inhaber bei dem Oberamt An- 
zeige zu machen, welches sofort eine technische Untersuchung darüber anzuordnen 
hat, ob die Ausführung dem Plane und den polizeilichen Vorschriften gemäss er- 
folgt sei. 

; Nach Umständen kann auch eine technische Ueberwachung im Laufe der Her- 
stellung der Einrichtung angeordnet werden, wie dies bei dem Hochbauwesen ein- 
geführt ist. 

Zu $. 21 der Deutschen Gewerbe-Ordnung. 
$. 20. (Ist aufgehoben und ersetzt durch die unten mitgetheilten Vorschriften 
des $. 3, Verordn. v. 19. Juni 1873.) 1% 


Zu $. 24 der Deutschen Gewerbe-Ordnung. 
$. 21. Die allgemeinen polizeilichen Bestimmungen über die Anlegung von 
Dampfkesseln , welche der Bundesrath erlassen hat, enthält die Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 29. Mai 1871 (Reichs-Gesetzblatt $. 122 ff). 


$. 22. Hinsichtlich der Beschaffenheit der zur Aufstellung von Dampfkesseln 
bestimmten Räume und des Feuerwerks bleiben bis auf Weiteres auch nachfolgende 
Bestimmungen derMinisterial-Verfügung vom 4. April 1857 (Reg.- 
Blatt 8. 15 ff.) mit den durch anderweitige neue Vorschriften gebotenen Aenderun- 
gen in Kraft, und zwar: 


$$. 13 und 14. Insoweit Dampfkessel in oder unter Räumen, in welchen 
sich Menschen aufzuhalten pflegen, überhaupt aufgestellt werden dürfen, muss 
der Raum, in welchem der Kessel sich befindet, eine hinlänglich grosse Grund- 
fläche und Höhe besitzen und gehörig beleuchtet sein, um die Vorschriften über 
Bedienung und Beaufsichtung in Ausführung bringen zu können. Sollten mehrere 
gleichzeitig in Betrieb befindliche Dampfkessel in einem solchen Raum aufge- 
stellt werden, so darf die Summe der aus Heizfläche in Quadratmetern und aus 
Dampfüberdruck in Atmosphären gebildeten Produkte die Zahl 20 nicht über- 
steigen. 


$. 15. Für Dampfkessel von 5 Quadratmeter Heizfläche und darüber kann, 
wenn ihre Entfernung von fremden Wohngebäuden, Bauplätzen und öffentlichen 
Wegen weniger als 5%/, Meter beträgt, die Abscheidung von diesen Gebäuden, 
Bauplätzen und Wegen durch eine mindestens 72 Zentimeter dieke Mauer 
(Schutzmauer) vorgeschrieben werden, welcher Mauer eine Höhe von wenigstens 
86 Zentimeter über den höchsten Dampfraum des Kessels und eine dem Kessel- 
gemäuer mindestens gleiche Länge zu geben ist. 

Solche Schutzmauern dürfen keinerlei Oeffnungen erhalten. 

Wird indessen der Dampfkessel so tief in das natürliche Terrain eingesetzt, 
dass der höchste Theil des Dampfraums vom Kessel sich noch 86 Zentimeter 
unter der Oberfläche des Terrains befindet, so kann die Führung einer Schutz- 
mauer keinesfalls verlangt werden. 


$. 17. Die Aufstellung von Dampfkesseln im Freien zu vorübergehenden 
Zwecken, z. B. zum Betrieb eines Hoch- oder Wasser- oder Bergbaues kann 
zugelassen werden, wenn die zum Schutze der Nachbarschaft im einzelnen Falle 
nothwendigen Vorkehrungen getroffen werden. 
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$. 19. Dampfkessel überhaupt dürfen unter keinen Umständen mit schweren 
und eingemauerte Kessel auch nicht mit feuerfangenden Materialien bedeckt 
werden. 

$. 20. Die Feuerung von Dampfkesseln ist in der Art anzulegen, dass der 
Rauch möglichst vollkommen verzehrt wird. 


$. 21. Die Umfassungs-Wandungen des Raumes, in welchem ein Kessel 
aufgestellt wird, sind, insoweit sie weniger als 43 Zentimeter von dem Kessel- 
gemäuer und weniger als 1,72 Meter in irgend einer Richtung hin von der Schür- 
öffnung entfernt stehen, auf Stockhöhe von Stein mindestens 15 Zentimeter diek 
herzustellen. 

Oberhalb der Schüröffnung ist Holzwerk bis auf 1,72 Meter Entfernung ein- 
schliesslich unzulässig. 

Der Boden darf auf die gleiche Entfernung von dem Kesselgemäuer oder 
dem Kessel nicht aus Holz bestehen. 

Wo indessen im einzelnen Falle nach den allgemeinen bau- und feuerpoli- 
zeilichen Vorschriften hinsichtlich der Feuersicherheit strengere Anforderungen 
zu machen sind, kommen diese Vorschriften zur Anwendung. 


$. 22. Zur Abführung des Rauchs aus feststehenden Dampfkesseln ist ein 
Kamin von Steinen oder Eisen herzustellen. 

Die Weite des Kamins richtet sich nach der Stärke der Feuerung, darf je- 
doch nicht geringer sein, als die für gewöhnliche Kamine bestehenden Vor- 
schriften festsetzen. 

Die Höhe des Kamins ist unter Berücksichtigung der benachbarten Gebäude 
im einzelnen Falle zu bestimmen. 

Beträgt die Entfernung der benachbarten Gebäude, vom Kamine zum Dach- 
first gemessen, nicht mehr als 17,25 Meter, so muss jedenfalls die Ausmündung 
des Kamins den Dachfirst des höchsten benachbarten Gebäudes um mindestens 
1,5 Meter überragen. Nöthigenfalls kann auch bei grösserer Entfernung der 
Nachbargebäude diese Vorschrift ertheilt oder überhaupt grössere Höhe bestimmt 
werden. 

Auch kann schon bei der ersten Anlage des Kamins vorgeschrieben werden, 
dass die Fundamente und das Gemäuer in der Art angelegt werden, dass eine 
Erhöhung des Kamins noch später ausgeführt werden kann, wenn und sobald 
es von der zuständigen Polizei-Stelle angeordnet wird. 

Eiserne Kamine sind innerhalb des Gebäudes oder in der Nähe brennbarer 
Gegenstände mit einem mindestens 10 Zentimeter dieken Steingemäuer zu um- 
geben, welches.durch eine Luftschichte von nicht weniger als 6 Zentimeter von 
der Wand des eisernen Kamins getrennt ist. 

In allen Fällen muss alles Holzwerk oder was sonst brennbar ist, mindestens 
30 Zentimeter von der äusseren Seite des Kamins entfernt sein, ausserdem 
nöthigenfalls durch Stein- oder Blech-Bekleidung gesichert werden. 


$. 23. Erscheint die Herstellung eines feststehenden Dampfkessels in der 
von dem Unternehmer beantragten Weise mit Gefahren verbunden, welchen nur 
durch besondere in gegenwärtiger Verfügung nicht vorgesehene Massregeln vor- 
gebeugt werden kann, so ist die Anlage von besondern die Gefahrlosigkeit ver- 
bürgenden Bedingungen abhängig zu machen. 


$. 23. Bezüglich der Aufstellung von beweglichen Dampfkesseln für vorüber- 
gehende Zwecke gelten folgende weitere Bestimmungen : | 
1. Bei Benützung von Lokomobilen sind in allen Fällen die geeigneten Vorkehrun- 
gen zu thunlichster Verhütung von Feuersgefahr zu treffen, insbesondere ist 
Archiv des Deutschen Reichs. Bd. 1. (VI.) 62 
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ausreichendes Wasser in Bereitschaft zu halten, um einen entstehenden Brand 
sofort löschen zu können. | IuErsule 
2. In Scheuern, Ställen oder sonstigen Gebäuden, in welchen leicht entzündliche 
Gegenstände gelagert sind, dürfen Lokomobilen nicht in Betrieb genommen und 
nach Beendigung des Gebrauchs vor eingetretener Verkühlung nicht aufbewahrt 
werden. 
3. Im Freien ist die Aufstellung und Benützung von Lokomobilen nur dann zu- 
lässig, ‘wenn sie mit einem zweckentsprechenden Funkenfänger versehen sind 
ind der Ort der Aufstellung von Gebäuden wenigstens 6 Meter und von leicht 
entzündlichen Gegenständen, Waldungen oder öffentlichen Strassen und Wegen 
soweit entfernt ist, dass eine Gefahr für die Nachbarschaft nicht zu befürch- 
ten ist. 
4. Den Orts-Polizeibehörden liegt ob, über die gehörige Einhaltung dieser Bestim- 
mungen zu wachen, und nach Umständen die zur Vermeidung ' von Gefahr etwa 
weiter er rfor derlichen Anordnungen zu ir effen. 


S. 24. Zr den in $.-18 der Alpeireiten Beskiinintingen vom’ 29. Mai 1871 be- 
zeichneten Kessel-Konstruktionen ist’die in $. 24 der Deutschen Gewerbe-Ordnung 
vorgeschriebene Genehmigung nicht erforderlich. Ihre Anlage und ihr Betrieb ist 
ohne Weiteres unter Beachtung der allgemeinen gesundheits-, bau- und BENERPeN- 
zeilichen Vorschriften gestattet. 

Der Ober-Feuerschauer hat dieselben Bet seinen ordentlichen Umgängen zu 
untersuchen und von jeder Gefahr dem Oberamt zu geeigneter Verfügung Anzeige 
zu machen. 


8. 25. Zur Ertheilung der erforderlichen Genehmigung von Dampfkessel-An- 
lagen sind künftig in er sier Instanz die Kreis-Regierungen und in zweiter Instanz 
das Ministerium des Innern zuständig. 


$S. 26. Das Gesuch um Ertheilung der Genehmigung ist Bi dem Oberamt 
anzubringen, in dessen Bezirk ein feststehender Dampfkessel angelegt, oder ein be- 
weglicher Kessel zur vorübergehenden Verwendung an verschiedenen Orten fertig 
gestellt werden soll. 

Aus dem Gesuch muss der vollständige Name, der Stand und Wohnort des 
Unternehmers ersichtlich sein. Demselben sind eine Beschreibung und eine Zeich- 
nung des Kessels in einfachen Linien, ausserdem, wenn die Anlage eines feststehen- 
den Dampfkessels beabsichtigt wird, eine Situations-Zeiehnung und ein Bauriss in 
doppelter, vollständig übereinstimmender Ausfertigung beizufügen. 


8: 27. In der Beschreibung sind anzugeben: 
die Dimensionen und Heizfläche des Kessels; 
die Stärke und Gattung des Materials und die Art der Zusammensetzung ; 
die Dimensionen der Sicherheits-Ventile und deren Belastung in Atmosphäfen ; 
die Einrichtung der Wasserstands-Zeiger, des Manometers, der Speise-Vorrich- 
tungen und der Feuerung; 
die Bestimmung des Kessels, und wenn derselbe zum Betrieb einer Dampf- 
Maschine bestimmt ist, deren Kraft und Art; 
das Brennmaterial, mit welchem geheizt werden soll, und der Verfertiger des 
 Kessels. 

Aus der Kesselzeichnung muss die Grösse der vom Feuer berührten 
Fläche zu berechnen und die Höhe des niedrigst zulässigen Wasserstandes über den 
Feuerzügen zu ersehen sein. 

Die Situations-Zeichnung hat den Ort der Aufstellung des Kessels und 


88. 27—31. II. Württemberg. — Verfügung B. vom 14. Dezember 1871. 995 


die an denselben stossenden Gebäude und Grundstücke, sowie die benachbarten 
Wege mit den Eigenthumsgrenzen und den Namen der Eigenthümer zu umfassen. 

Aus dem Bauriss muss sich der Standpunkt der Maschine und des Kessels 
nebst den in der unmittelbaren Umgebung befindlichen inneren Räumen, der Stand- 
punkt, die Weite und die Höhe des Kamins, sowie die Lage der Feuer- und Rauch- 
röhren gegen die benachbarten Gebäude und Grundstücke deutlich ergeben. Den 
Umständen nach kann ein einfacher Grundriss und eine Längenansicht oder ein 
Durchschnitt genügen. 

Die Zeichnungen müssen den im $. 5 aufgestellten Anforderungen entsprechen. 


$. 28. Von dem Oberamt ist, erforderlichen Falls nach vorgängiger Ergän- 
zung etwaiger Mängel, ein Exemplar der Vorlagen dem für die Begutachtung der 
Dampfkessel-Anlagen von dem Ministerium des Innern bestellten Sachverständigen 
zur Prüfung und Begutachtung des Plans zuzustellen. 

Wird die Aufstellung eines Dampfkessels an einem bestimmten Ort für einen 
länger dauernden, beziehungsweise bleibenden Zweck beabsichtigt, so hat der Sach- 
verständige, wenn er es nothwendig findet, gemeinschaftlich mit der betreffenden 
Ortsbauschau an Ort und Stelle Augenschein einzunehmen und sodann die Akten 
mit seiner eigenen Aeusserung und der der Ortsbauschau wieder dem Oberamt zu 
übergeben. | | 

Findet er dagegen eigene Einsichtnahme nicht nothwendig, so hat er die Akten 

unter Anschluss seiner Aeusserung der betreffenden Ortsbauschau zuzustellen, 
welche söfort den erforderlichen Augenschein vornimmt und hierauf die Akten mit 
ihrem Gutachten dem Oberamt vorlegt. 
Zu dem Augenschein sind neben dem Unternehmer auch diejenigen Personen, 
welche etwa Einwendungen vorgebracht haben, beizuziehen. Die Bauschau hat sich 
angelegen sein zu lassen, die vorgebrachten Einwendungen auf gütlichem Wege zu 
erledigen. Kommt aber eine Uebereinkunft nicht zu Stande, so sind wenigstens die- 
jenigen Einwendungen, welche nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, 
vollständig zum Protokoll zu erörtern. 


$- 29. Ausserdem hat das Oberamt unverweilt die ihm etwa in: technischer 
oder polizeilicher Hinsicht weiter nothwendig scheinenden Aufklärungen und Er- 
gänzungen vorzunehmen und sodann die Verhandlungen der Kreis-Regierung zur 
Entscheidung vorzulegen. | | 


$. 30. (Aufgehoben durch $. 4 der Verordnung vom 19. Juni 1873; s. unter 
D. nachfolgend.) 


$. 831. Die nach $$. 11 bis13 der allgemeinen Vorschriften vom 19. Mai 1871 
erforderliche Wasser-Druckprobe kann sowohl in der Werkstätte, in welcher. der 
Kessel angefertigt worden ist, als da, wo er angewendet werden soll, vorgenommen 
werden. Zur Ausführung derselben ist jeder der vom Ministerium des Innern be- 
stellten Sachverständigen ermächtigt. RES 

Bei im Ausland gefertigten Kesseln muss auch, wenn dieselben am Fabrika- 
tionsort schon probirt worden sind, gleichwohl noch am Orte der Aufstellung die 
vorschriftsmässige Probe vorgenommen werden. Dampfkessel dagegen, welche 
bereits in einem anderen Staate des Deutschen Reichs, wo die Deutsche Gewerbe- 
Ordnung in Geltung steht, nach den allgemeinen polizeilichen Bestimmungen vom 
29. Mai d. J. geprüft sind, unterliegen einer anderweitigen Druckprobe nur dann, 
wenn sie durch den Transport oder andere sonstige Veranlassung Beschädigungen 
erlitten haben, welche die Wiederholung der Probe geboten erscheinen lassen. 

Im Uebrigen gelten für die Wasser-Druekprobe auch künftig noch folgende Be - 
stimmungen der.Instruktion vom 30. Januar 1859 (Reg.-Blatt 8. 9 £.): 

| 62* 
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$. 12. Sache des Eigenthümers oder Verfertigers des Kessels ist es, sich 
vor Eintreffen des Sachverständigen durch vorläufige Vornahme der Wasser- 
Druckprobe davon zu überzeugen, dass die an dem Kessel befindlichen Röh- 
ren, Flantschen, Verschlüsse von Oeffnungen etc. gehörig dicht sind. 

Bei Beginn der Probe sind die Wandstärken und Haupt-Dimensionen des 
Kessels nachzumessen. Besondere Aufmerksamkeit ist bei Bestimmung der 
Form-Veränderungen auf ebene Flächen und auf innere Röhren zu richten. Bei 
Röhren, welche zur inneren Heizung dienen, insbesondere bei denjenigen für in- 
nere Feuerung ist zu untersuchen, ob sie nicht erheblich von der zylindrischen 
Form abweichen, in welchem Falle auf ihr Verhalten bei der Druckprobe eine 
besondere Aufmerksamkeit zu verwenden und bei eintretenden Form-Verände- 
rungen auf Verstärkung zu dringen ist. 

In Beziehung auf die Beschaffenheit der Bleche kommt es hauptsächlich da- 
rauf an, dass sich an denselben keine durch Biegen oder Lochen entstandene 
Risse zeigen, welche immer auf ein sprödes Material hinweisen. 

Diese Risse gehen meistens nur bis auf eine gewisse. Tiefe, geben desshalb 
keine Veranlassung zum Rinnen, wenn der Kessel probirt wird, und müssen 
also durch andere Anzeigen aufgesucht werden. Es kann vorkommen, dass es 
versucht wird, sie durch Zuklopfen, oder durch den Anstrich, durch Kitt und 
dergl. unsichtbar zu machen, wesshalb eine sehr genaue Besichtigung, be- 
sonders bei angestrichenen Kesseln, nothwendig ist. Wird der Kessel in der 
Verfertigungs-Werkstätte probirt, so soll der Anstrich erst nach Vornahme der 
Probe erfolgen. Minder schädlich als die oben erwähnten Risse sind schieferige 
Stellen, welche in der Regel nur bei Blechen von sehr faseriger Textur :vor- 
kommen. 

Haben sich bei der Wasser-Druckprobe Defekte gefunden, so müssen solche 
entfernt werden und es tritt eine wiederholte Probe nach Massgabe der gege- 
benen Vorschriften ein. | 

Nach vorschriftsmässig bestandener Wasser - Druckprobe ist der Kessel zu 
stempeln. 

Ueber das ganze Verfahren ist ein Protokoll aufzunehmen, in welchem alle 
Einzelnheiten, besonders die in Betracht gekommenen Masse und Gewichte an- 
zugeben und die Stellen genau zu bezeichnen sind, an welchen der Kessel und 
seine Sieder, Vorwärmer etc. gestempelt wurden. 


$. 32. Bevor der Dampfkessel in Betrieb genommen wird, muss durch den 
von dem Ministerium des Innern hiemit beauftragten Sachverständigen nochmals eine 
Untersuchung vorgenommen und ermittelt werden, ob die Anlage in jeder Beziehung 
den Bestimmungen der ertheilten Genehmigung entspricht, 

Der Dampfkessel darf erst dann in Betrieb gesetzt werden, wenn der betref- 
fende Sachverständige hiezu die Erlaubniss ertheilt. 


$. 33. Bei Vornahme der nach $. 32 erforderlichen weiteren Untersuchung 
hat der betreffende Sachverständige auch künftig nachfolgende Bestimmungen 
der Instruktion vom 30. Januar 1858 mit den durch anderweitige neuere 
Vorschriften gebotenen Modifikationen zu beachten. 

$. 5. Auf zuverlässige Speise-Vorrichtungen von hinreichender Lieferungs- 
Fähigkeit ist das grösste Gewicht zu legen. 

Die gehörige Thätigkeit derselben soll leicht kontrolirt werden können. Sie 
sollen ihre Bewegung von einem Motor erhalten, auf welchen jeden Augenblick 
mit Zuverlässigkeit gerechnet werden kann. In dieser Beziehung sind die soge- 
nannten Dampfpumpen besonders zu empfehlen. Die Ventile der Pumpen 
sollen leicht und jederzeit zugänglich sein. 
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Saugröhren, Ventil-Gehäuse und Cylinder der Pumpen müssen vollkom - 
men luftdicht und die Ventile gut eingeschliffen und so angeordnet sein, dass 
sie nicht leicht in Unordnung gerathen. 

Liegt das Saugventil bedeutend höher als der Wasserspiegel im Wasser- 

Reservoir, so ist an dem unteren Ende der Saugröhre ein zweites Saug-Ventil 
anzubringen. 

Wo heisse Speisewasser verwendet werden, sollen die Pumpen nicht er- 
'heblich höher liegen, als der Wasserspiegel im Reservoir, weil sie wegen der 
leichten Verdampfbarkeit des heissen Wassers nur in dieser Lage zuverlässig 
wirken. 


$$. 6 und 7. Die Sicherheits- Ventile müssen gehörig empfindlich und in 
ihren Angaben zuverlässig sein. 

Die Leitungen an den Sicherheits-Ventilen, Hebeln und Gewichten müssen 
von der Art sein, dass sich dieselben nirgends klemmen oder überhaupt ihrer 
Hebung kein anderer Widerstand als derjenige ihres eigenen Gewichtes ent- 
gegentritt. 

Die Ausströmungs-Oeffnung der Sicherheits-Ventile soll durch die Leitungen 
und Stege derselben nicht erheblich vermindert werden. Die Auflage der Ven- 
tile soll so angeordnet sein, und in solchem Zustande erhalten werden, dass bei 
der geringsten Hebung des Ventils schon ein ungehinderter Dampfaustritt 
erfolgt. 

Wenn ein Sicherheits-Ventil in Folge mangelhaften Zustandes zu frühzeitig 
abbläst, so darf niemals die Belastung des Ventils vergrössert, sondern nur 
durch Reinigen und Einschleifen des Ventils oder durch anderweitige Nachhülfe, 
welche keine Aenderung der Belastung zur Folge hat, diesem Uebelstande ab- 
geholfen werden. 

Grössere Belastungs-Gewichte können aus einzelnen Stücken bestehen, deren 
Jedes alsdann besonders zu stempeln ist. Unverhältnissmässig grosse Belastungs- 
Gewichte sind durch Anwendung von Hebeln zu vermeiden. 


$. 9. Im Allgemeinen ist an die Wasserstands-Apparate die Anforderung 
zu stellen, dass sie den Wasserstand im Kessel zuverlässig anzeigen und nicht 
leicht in Unordnung gerathen. Insbesondere ist darauf zu sehen, dass die Röhren 
des Probehahnen und des Wasserstands-Glases so konstruirt und so weit sind, 
dass sie sich nicht allzuleicht verstopfen und dass man dieselben, wenn sie sich 
verstopfen sollten, auch während des Betriebs des Kessels durch Durchstossen 
eines Drahtes reinigen kann. 

Schwimm - Vorrichtungen sollen so angeordnet sein, dass die Stopfbüchsen- 
Reibung die Empfindlichkeit des Apparats nicht zu sehr beeinträchtigt und ein 
Klemmen in der Stopfbüchse möglichst vermieden wird. 


$. 10. Der Dampf darf dem Manometer nur unmittelbar aus dem Kessel 
und nicht aus den Dampf-Ableitungs-Röhren zugeführt werden. 

Die Bewegung des Zeigers des Manometers soll genau mit der stetigen Zu- 
und Abnahme der Dampfspannung übereinstimmen, die Skala, auf welcher der 
höchsterlaubte Ueberdruck deutlich und besonders in die Augen fallend zu be- 
zeichnen ist, richtig eingetheilt, dauerhaft, deutlich und an einem gehörig er- 
hellten Platz angebracht sein. 

Das Manometer soll so beschaffen und der erforderliche Absperrhahnen soll 
so durchbohrt sein, dass man auch während des Betriebs des Kessels den Dampf- 
druck auf das Manometer beseitigen und sich überzeugen kann, ob der Zeiger 
des Manometers noch auf den Nullpunkt der Skala zurückgeht. 
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$. 27. Bei der Untersuchung vor Benützung der Dampfkessel-Anlage ist 
zu ermitteln, ob bei der endlichen Herstellung des Dampfkessels und seiner Zu- 
behörden allen Vorschriften vollständig genügt worden ist, und: ob zur Besor- 
gung des Kessels erfahrene und zuverlässige Leute angestellt sind. 

Es ist zuerst zu untersuchen, ob der höchste Punkt der Heizkanäle inner- 
halb oder ausserhalb des Kessels in dem vorgeschriebenen Abstand unterhalb 
des zulässig niedersten Wasserstandes liegt, ob die Anordnung, die Belastung 
der Sicherheits-Ventile den gesetzlichen Anforderungen entspricht, ob’ dieselben 
gehörig eingeschliffen sind und sich nirgends klemmen und ob der Zeiger des 
Manometers auf den Nullpunkt der Skala zurückgeht, wenn der Dampfdruck 
beseitigt ist. | Er 

Hebel- und Belastungs-Gewichte der Sicherheits-Ventile sind zu stempeln, 
wenn dies nicht schon bei der Wasser-Druckprobe während der Ne UNE. der 
Belastung der Sicherheits-Ventile geschehen ist. 

Hierauf ist die Dampfspannung soweit zu treiben, dass’ die Sicherheits- 
Ventile abblasen und sich vollständig in der Schwebe:- befinden, und während 
dessen die Wirksamkeit, richtige Angabe, solide und zweckmässige Konstruk- 
tion, gehörige Zuverlässigkeit und Leistung der Sicherheits-Ventile, Manometer, 
Wasserstands-Apparate und Speise- -Vorriehtungen zu prüfen. Auch ist zu un- 
tersuchen, ob sich nirgends eine Undichtheit des Kessels zeigt. 

Während der ganzen Untersuchung muss man zu ermitteln Badlscht sein, ob 
der Heizer oder Wärter des Kessels für die Erfüllung seiner Obliegenheiten ge- 

nügend unterrichtet und qualifizirt ist, und denselben auf die Wiehtigkeit seiner 
einzelnen F Funktionen und die Folgen, welche äus einer Vernachlässigung er 
selben entstehen könnten, aufmerksam zu machen. 

Auch bei dieser Untersuchung muss in-gleicher Weise, wie bei äh Wahör- 
Druckprobe ein detaillirtes Protokoll aufgenommen werden. Ergeben sich bei 
dieser Untersuchung Mängel von solcher Art, dass die einstweilige Benützung 
mit keiner besonderen Gefahr verbunden ist, so kann der Sachverständige nach 
Ermessen die einstweilige Benützung des Kessels unter der Bedingung gestatten, 
dass die vorhandenen Mängel innerhalb einer bestimmten Frist: ODE sein 
müssen. 

Von der ertheilten Erlaubniss, den Kessel in Betrieb zu setzen, hat der Sach- 
verständige das betreffende Oberamt zu benachrichtigen. 


$. 34. Die Kosten der Dampfkessel-Untersuchungen ($$. 31—33) hat, eben- 
so wie die Kosten des sonstigen Verfahrens der Unternehmer zu tragen, soweit nicht 
ein Dritter aus einem besonderen Rechtsgrunde dazu für verpflichtet zu erkennen ist. 

Der Unternehmer hat auch die zu den Untersuchungen erforderliche Druck- 
pumpe nebst Zuleitungs-Röhren und sonstigen Requisiten, sowie das nöthige Wasser 
herbeizuschaffen. 

Die Sachverständigen liquidiren ihre regulativmässigen Gebühren und Reise- 
kosten dem betreffenden Oberamt, welches dieselben von den zu ihrer Entrichtung 
Verpflichteten einzuziehen und dem Sachverständigen portofrei zuzustellen hat. 


$. 35. Hinsichtlich des Betriebs der Dampfkessel und der regelmässig wie- 
derkehrenden Visitation derselben, sowie bezüglich der Gebühren und Sachverstän- 
digen bleiben neben den bestehenden allgemeinen polizeilichen Vorschriften bis auf 
Weiteres namentlich auch nachfolgende Bestimmungen der Ministerial-Verfügungen 
vom 4. April 1857 und vom 7. November 1863 (Reg.-Blatt 8. 209) und der In- 
struktion vom 30. Januar 1858 mit den durch anderweitige neuere Vorschriften 
‚gebotenen Aenderungen i in Kraft, und zwar: 
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8. 29 der Ministerial-Verfügung vom 4. April 1857. 

Es ist Pflicht des Eigenthümers oder Inhabers von Dampfkesseln, für einen 
ordnungsmässigen Betrieb, insbesondere für die fortwährende Tauglichkeit des 
Kessels und seiner Zubehörden, für den gehörigen Wasserstand und für die Ein- 
haltung der Bestimmungen über die Belastung der Sicherheits-Ventile , für die 
rechtzeitige Reinigung des Kessels u. dergl. sowie dafür zu sorgen, dass nur 
erfahrene und zuverlässige Leute zur Besorgung des Kessels verwendet werden. 


8.30 a.a.0.undMinisterial-Verfügungvom 7.November 1863. 


‘Von den Kosten der ordentlichen Visitationen werden den Sachverständigen 
die regulativmässigen Diäten und Reisekosten aus der Staats-Kasse vergütet. 
Die denselben zukommenden Gebühren haben dagegen die Kessel-Besitzer zu 
bezahlen. 

Bei ausnahmsweisen Besichtigungen ist über die Frage, wer die Kosten zu 
tragen habe, von der zuständigen Behörde nach Beschaffenheit des einzelnen 
Falls zu erkennen. 

Die betreffenden Sachverständigen haben alljährlich die Rechnungen über 
die auf die Staats-Kasse zu übernehmenden Vergütungen für ihre diesfälligen 
Reisen , soweit diese nicht mit Amtsreisen verbunden werden können, dem Mi- 
nisterium vorzulegen. 

Bezüglich der Liquidation und des Einzugs der übrigen Gebühren der Sach- 
verständigen gelten die Bestimmungen von $. 34, Abs. 3. 

$.31 der Ministerial-Verfügung vom 4. April 1857. 

Wenn der mit der Beaufsichtigung der Dampfkessel beauftragte Sachver- 
ständige den Fortbetrieb eines Dampfkessels gefährlich finden sollte, so hat 
er hievon dem Oberamte Anzeige zu machen, welches hierüber an die Kreis- 
Regierung zu berichten hat. In dringenden Fällen hat das Oberamt die Be- 
nützung des Kessels bis auf weitere Verfügung der Kreis-Regierung einzustellen. 
Er 

Im Fall einer eintretenden Explosion hat der Eigenthümer des Dampfkessels 
sogleich Anzeige davon an die Orts-Polizeibehörde, die letztere aber an das 
Ober-Amt zu machen. Soweit nicht die Fürsorge für Verwundete oder der 
Zweck der Verhütung weiteren Unglücks etwas zu thun gebietet, muss Alles in 
demselben Zustande und in derselben Lage belassen werden, wie es sich in Folge 
der Explosion befindet, bis der Bezirks-Polizei-Beamte erschienen ist. 

Uebrigens hat sich der Bezirks-Polizei-Beamte so schnell als möglich an 
Ort und Stelle zu begeben, von dem Sachverhalt Einsicht zu nehmen und über 
den Erfund, sowie über alle von dem Eigenthümer,, dessen Arbeitern und an- 
deren Personen zu bekommenden Notizen ein Protokoll aufzunehmen und nach 
geschlossener Untersuchung an die Kreis-Regierung Vortrag zu erstatten. Der 
aufgestellte Sachverständige ist wo immer möglich hiezu beizuziehen , jedenfalls 
aber demselben unverweilt Nachricht zu geben. 


8. 30 der Instruktion vom 30. Januar 1858. 


‚Bei den ordentlichen und ausserordentlichen Visitationen ist das Augenmerk 
hauptsächlich auf diejenigen Anforderungen zu richten, welche in $. 29 der 
Ministerial-Verfügung vom 4. April 1857 und $. 12 der allgemeinen Vorschrif- 
ten vom 29. Mai d. J. hervorgehoben sind, und es ist im Wesentlichen das 
Gleiche zu beobachten, was für die Untersuchung vor Benützung des Kessels 
vorgeschrieben ist. 

Der Eigenthümer und der Heizer des Kessels und erforderlichen Falls auch 
die Arbeiter sind darüber zu vernehmen, ob die Kessel von Zeit zu Zeit gehörig 
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gereinigt werden, und ob sich an dem Kessel und dessen Apparaten keine Er- 
scheinungen und Mängel zeigen, welche gefährliche Folgen befürchten lassen. 
Ergeben sich bei der Visitation Anstände und versäumt der Eigenthümer des 
Kessels, die Aufforderung des Sachverständigen zu Beseitigung derselben recht- 
zeitig nachzukommen, so hat der Sachverständige dem betreffenden Oberamte 
Behufs des weiteren Verfahrens Anzeige zu erstatten; sind aber die Anstände 
von solcher Bedeutung, dass sie den Fortbetrieb des Kessels gefährlich erschei- 
nen lassen, so ist ohne allen Verzug dem ÖOberamt hievon Mittheilung zu 
machen und dabei insbesondere ein Urtheil darüber zu geben, ob Gefahr auf 
dem Verzug und daher eine provisorische Verfügung des Oberamts geboten 
oder ob es zulässig ist, die Entschliessung der Kreis-Regierung abzuwarten. 
Sollten sich nach den Wahrnehmungen des Sachverständigen besondere Gründe 
ergeben, welche die gewöhnliche Kontrole des Betriebs eines Dampfkessels 
durch den Sachverständigen als unzureichend erscheinen lassen, so hat der 
Sachverständige wegen einer beständigeren und strengeren Aufsicht die geeig- 
neten Anträge an das Oberamt zu stellen, und das Oberamt hat die erforder- 
lichen Anordnungen unter der Mitwirkung des Sachverständigen, soweit dieselbe 
nöthig ist, zu treffen und im Anstandsfalle die Entschliessung der K. Kreis- 
Regierung einzuholen. 

Ueber alle amtlichen Verrichtungen hat der Sachverständige Protokolle zu 
führen , welche alles Wesentliche zu enthalten haben und mit den übrigen ihm 
in Dampfkessel-Angelegenheiten zukommenden Aktenstücken in chronologischer 
Ordnung, je die auf eine Dampfkessel-Anlage bezüglichen Aktenstücke zusam- 
mengeordnet, wohl zu verwahren sind. 

Ueberdies hat jeder Sachverständige über die unter seiner Aufsicht stehen- 
den Dampikessel ein Verzeichniss anzulegen und fortzuführen, welches folgende 
Rubriken zu enthalten hat: 

1. Ort der Aufstellung, 

2. Namen des Besitzers, 

3. Ob der Dampferzeuger eine Dampfmaschine in Bewegung zu setzen hat 
oder nicht, 

4. Arbeitszweck des Kessels beziehungsweise der Maschine, 

5. Konstruktion des Kessels und der Maschine nach allgemein üblicher Benen- 
nung, z. B. zylindrischer Kessel, Zylinder-Kessel mit Siederöhren, Heizung 
von unten nach oben oder umgekehrt, Kessel mit innerer Heizung u. Ss. w., 
sodann Hoch- und Niederdruck - Maschine, Expansions-, : Condensations-, 
stehende, liegende, Balancir-, Lokomobile ete. etc. Maschine, 

6. Name und Wohnort des Lieferanten, 

7. Maximum des Dampf-Ueberdrucks, 

8. Angabe der Pferdekräfte bei den Dampfmaschinen,, des u! des Ma- 
terials und der Heizfläche des Kessels, 

9. Zeit der Aufstellung. 

Auf den 1. Januar ist an das Ministerium jedesmal eine Zusammenstellung 
der vorgekommenen Veränderungen vorzulegen. 

Zugleich ist anzuzeigen, ob die ordentlichen Visitationen vollzogen sind, und 
wenn nicht, warum sie unterlassen wurden, welche ausserordentliche Visita- 
tionen vorgekommen sind und ob und welche ungewöhnliche Erscheinungen in 
Absicht auf den Betrieb der Dampfkessel beobachtet wurden. 

Die Sachverständigen haben für ihre Verrichtungen anzusprechen : 

I. Gebühren und zwar: 

1. für die ee einer a einschliesslich des Aus 
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ohne Augenschein . . . 2... 2: 
2. für die Wasser-Druckprobe per Kessel af. 
3. für die Heizprobe per Kessel . at, 
4. für jede Visitation per Kessel Se. 


Sind mehrere Kessel in einem Lokal, so hat der Sachverständige für den 
ersten Kessel 3 fi. Gebühren, für jeden weiteren aber je nur 1 fl. für die Visi- 
tation anzusprechen. 


II. Neben den Gebühren bei Reisen über eine Wegstunde Entfernung : 

1. Reisekosten bestehend in der einfachen Eilwagen- oder Post-Omnibus- be- 
ziehungsweise Eisenbahn-Fahrtaxe II. Klasse, und wo diese Reisegelegen- 
heiten fehlen oder nicht benützt werden können, in einer Entschädigung von 
48 kr. auf die Wegstunde. 

3. Diäten auf 1 Tag —: 4 fl. — Bei einem Tage ist ein Zeitaufwand von 
8 Stunden einem vollen, ein Zeitaufwand von weniger als 8, aber doch min- 
destens 4 Stunden, einem halben und ein Zeitaufwand von weniger als 
4 Stunden einem Viertelstag gleich zu achten. Dauert das auswärtige Ge- 
schäft mehr als einen Tag, so darf für die ganze Zeit der Abwesenheit nur 
je auf 24 Stunden die volle Tagesdiät und für einzelne weitere Stunden nur 
der — obigen Bestimmungen entsprechende Theil derselben berechnet 
werden. 

Werden bei einer Reise vers@hiedene Geschäfte besorgt, so ist der Betrag der 
Diäten und Reisekosten nach Verhältniss des Zeitaufwandes, den die verschie- 
denen Geschäfte erfordert haben, unter die Betheiligten zu vertheilen. 


Zu $. 25 der Deutschen Gewerbe-Ordnung. 

$. 36. Die Bestimmungen in $$. 1—34 finden auch dann Anwendung, wenn 
nach $. 25 der Deutschen Gewerbe-Ordnung zur Aenderung einer Anlage Genehmi- 
gung nothwendig ist. 

Zu $$. 27 und 28 der Deutschen Gewerbe-Ordnung. 

$. 37. Die höheren Verwaltungs-Behörden im Sinne der $$. 27 und 28 der 
Deutschen Gewerbe-Ordnung sind die Kreis-Regierungen. 

8. 38. Vorstehende Bestimmungen treten mit dem 1. Januar 1572 in Wirk- 
samkeit. g 

Von dem gleichen Tage an treten die Ministerial-Verfügungen v. 4. April 1857 
(Reg.-Blatt $. 9 ff.), vom 30. Januar 1858 (Reg.-Blatt S.5 ff.), vom 14. März 
1859 (Reg.-Bl. 8. 51), vom 9. April 1863 (Reg.-Bl. $. 12) und vom 7. Novem- 
ber 1863 (Reg.-Bl. $. 209) ausser Wirkung. 


Stuttgart, den 14. Dezember 1871. 


C. Verfügung, betreffend die Anlegung und Veränderung von Wasser- 
werken und Stau-Anlagen. 
Einziger Paragraph. 

Das durch die Verfügung vom Heutigen, betreffend die Erriehtung und den 
Betrieb von Anlagen, welche einer besondern Genehmigung bedürfen, in den $. 1 
bis 19 vorgeschriebene Verfahren ist auch bei der Anlegung und der Veränderung 
von Wasserwerken dann in Anwendung zu bringen, wenn es sich nicht zugleich um 
eine Stau-Anlage handelt. 

Im Uebrigen bleiben die für solche Wasserwerks-Anlagen bestehenden landes- 
gesetzlichen Vorschriften in Kraft. 

Stuttgart, den 14. Dezember 1871. 
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D. Königliche Verordnung, betreffend das Verfahren in Gewerbe-Sachen. 
| Vom 198. Juni 1873. 
Karl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 

Zur Vollziehung des$. 21 der Gewerbe-Ordnung des Norddeutschen Bundes 
vom 21. Juni 1869 und des $. 2 des Reichs-Gesetzes, betreffend die Einführung 
derselben in Württemberg, vom 10. November 1871 (Reichs-Gesetzblatt $. 392) 
verordnen Wir, nach Anhörung Unseres Geheimen-Raths, was folgt: 


- 4. Allgemeine Bestimmungen. 


$. 1. Das dureh $. 21 der Deutschen Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 
vorgeschriebene öffentliche und mündliche Verfahren in Gewerbe-Sachen tritt mit 
dem 1. Juli 1873 unter den in den $$. 2 bis 8 enthaltenen Bestimmungen in Kraft. 


$. 2. Dasselbe ist bei den vor dem 1. Juli 1873 bei den Behörden anhängig 
gewordenen Gewerbe-Sachen, auf welche die gegenwärtige Verordnung sich bezieht, 
dann in Anwendung zu bringen, wenn dieselben in erster Instanz noch anhängig 
sind, oder wenn die Entscheidung in erster Instanz zwar erfolgt, aber von einer 
nichtkollegialen Behörde ertheilt, und das Erkenntniss in zweiter Instanz noch nicht 
eröffnet ist. 

| II..Besondere Bestimmungen. 

4. Für das Verfahren, betreffend die Errichtung und den Betrieb von Anlagen, 
welche einer besonderen Genehmigung bedürfen. (D. 6.-O. $$. 16 und 25. 
$..49, Abs. 5.). | 

$. 3. An die Stelle der Vorschriften in’$. 14, Abs. 2, beziehungsweise $. 20 
der Verfügung B vom 14. Dezember 1871, betreffend die Errichtung und den Be- 
trieb von Anlagen, welche einer besonderen Genehmigung bedürfen (Reg.-Blatt $.. 

355 und 357), treten folgende Bestimmungen : | 

li. Wird in einem Falle, wo Einwendungen nicht erhoben sind, die Genehmigung 
versagt, oder nur unter Bedingungen oder Einschränkungen ertheilt, mit welchen 
der Unternehmer sich nicht bereits im Vorverfahren ausdrücklich einverstanden 
erklärt hat, so erlässt die Kreis-Regierung zunächst an den Unternehmer einen 
schriftlichen, mit Gründen versehenen Bescheid. 

Der Unternehmer kann innerhalb vierzehn Tagen nach Empfang des Beschei- 
des den Rekurs an das Ministerium des Innern einlegen, er kann aber auch zu- 
nächst auf mündliche Verhandlung der Sache vor der Kreis-Regierung antragen. 
Dieser Antrag ist stets an die Kreis-Regierung zu richten; auf Grund desselben 
findet das mündliche Verfahren statt. Die am Schluss desselben ertheilte Ent- 
scheidung tritt an die Stelle des früheren Bescheids, und es ist gegen diese 
Entscheidung der Rekurs an das Ministerium des Innern nach Massgabe des 
$. 20 der Deutschen Gewerbe-Ordnung zulässig. 

2. Sind Einwendungen gegen den Antrag erhoben, so ist das mündliche Verfahren 
nach Einlauf der Verhandlungen ($$. 2 bis 12 der Verfügung B vom 14. Dezbr. 
1871, Reg.-Blatt S. 351 bis 355) einzuleiten. 

3. Zweck des mündlichen Verfahrens ist die Klarstellung und, soweit nöthig, un- 
mittelbare Erhebung des für die Beurtheilung des Falles beziehungsweise der 
erhobenen Einwendungen belangreichen Materials, das nochmalige Gehör der 
Betheiligten und die Eröffnung der Entscheidung. | 

4. Die mündliche Verhandlung erfolgt in allen Fällen vor der Kreis-Regierung in 
öffentlicher Sitzung; die Tagesordnung ist durch Anschlag an dem Sitzungs- 
Gebäude bekannt zu machen. | 

Die Kreis-Regierung verhandelt und beschliesst in Anwesenheit von drei Mit- 
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Qt 


II. Württemberg. — D. Verordnung vom 19. Juni 1873. "1003 


gliedern einschliesslich des Vorsitzenden’ und geeigneten Falls unter Zuziehung 
der bei ihr angestellten technischen Referenten. 


. Der Unternehmer, sowie diejenigen, welche Einwendungen erhoben und diese 


in dem Vorverfahren nicht zurückgenommen haben, sind zur mündlichen Ver- 
handlung vorzuladen. Die Ladung derselben erfolgt schriftlich gegen Behän- 
digungs-Schein und mit der Verwarnung, dass im Falle des Ausbleibens dennoch 
in der Sache werde verfahren werden. 

In der mündlichen Verhandlung können sie persönlich mit oder ohne Beistand 
erscheinen oder sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen: 

Die Kreis-Regierung kann die persönliche Anwesenheit der Betheiligten bei 
der mündlichen Verhandlung anordnen. 


. Die Verhandlung ist mit einer Darstellung der Sache durch den Vorsitzenden oder 


nach seiner Anordnung durch ein anderes Mitglied des Kollegiums zu eröffnen. 
Demnächst werden die Betheiligten zum Worte aufgerufen. Neue thatsächliche 
Anführungen, welche in dem Vorverfahren nicht geltend gemacht worden sind, 
können bei der Entscheidung unberücksichtigt gelassen werden. Die Berufung 


auf neue Beweismittel ist zulässig. 


Die Einreichung schriftlicher Ausführungen ist in der mündlichen Verhandlung 
nicht gestattet, | . 


. Das Kollegium ist befugt, bevor es die Entscheidung fällt, die Aufnahme von 


Beweisen zu beschliessen, insbesondere Untersuchungen an Ort und Stelle zu 
veranlassen, Zeugen und Sachverständige unter Androhung von Ordnungs- 
Strafen für den Fall des Ausbleibens vorzuladen und eidlich zu vernehmen, 
überhaupt den Beweis im vollen Umfange zu erheben. Der Beweiseinzug er- 
folgt entweder in dem Termine selbst, oder durch Kommissarien oder die Ober- 
Aemter. Wenn die Zeugen und Sachverständigen vereidet werden sollen, so ist 
dieses unter Anwendung der gerichtlichen Eidesformen zu bewirken. 

Die Vereidigung von Sachverständigen kann in dem Falle nicht verlangt wer- 
den, wenn dieselben im Allgemeinen für die Begutachtung von Gegenständen 
der betreffenden Art von einer Staats-Behörde in Pflichten genommen sind. 


. Ueber den Verlauf der Verhandlung ist durch den Sekretär der Kreis-Regierung 


ein Protokoll aufzunehmen, das zu enthalten hat: Ort und Zeit der Verhand- 
lung, die Namen des Vorsitzenden und der Mitglieder des Kollegiums sowie des 
Sekretärs, die Namen der bei der Verhandlung Betheiligten, ihrer Bevollmäch- 
tigten und Beistände, die Bezeichnung des Gegenstandes, den Gang der Ver- 
handlung im Allgemeinen, die Entscheidung des Kollegiums, sofern dieselbe dem 
Protokoll nicht schriftlich beigefügt wurde, und Beurkundung über die erfolgte 
Verkündigung der Entscheidung. 
In das Sitzungs-Protokoll sind ferner und zwar vollständig aufzunehmen 
a. die Aussagen der in der Sitzung vernommenen Zeugen und Sachverständigen 
und das Ergebniss sonstiger dort vorgenommener Beweis-Erhebungen, 
b. die Erklärungen , deren Feststellung durch das Sitzungs-Protokoll der Vor- 
"sitzende auf Antrag oder von Amtswegen angeordnet hat. 


. Das Sitzungs-Protokoll ist von dem Vorsitzenden und dem Sekretär zu unter- 


zeichnen. | 

Die Theile des Protokolls, welche die beurkundeten Erklärungen der Bethei- 
listen, oder die Aussagen von Zeugen und Sachverständigen, oder das Ergebniss 
einer andern Beweis-Erhebung enthalten, werden den Betheiligten in der Sitzung 
vorgelesen ; im Protokoll ist zu bemerken, dass die Verlesung geschehen, sowie 
dass die Genehmigung erfolgt, oder welche Erinnerung erhoben sei. Die Ver- 
lesung der übrigen Theile des Protokolls ist nicht erforderlich. 
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10. 


IR 


12. 


13. 


Die Entscheidung kann nur von denjenigen Mitgliedern der Kreis-Regierung ge- 
fällt werden, welche den mündlichen Verhandlungen beigewohnt haben. 

Die Entscheidung ist den Betheiligten in der öffentlichen Sitzung zu verkün- 
digen. Die Verkündigung derselben kann auf eine spätere Sitzung, welche regel- 
mässig nicht über eine Woche hinaus anzusetzen ist, vertagt werden. Zu dieser 
Sitzung werden die erschienenen Parteien mündlich vorgeladen, einer Vorladung 
der ausgebliebenen Parteien bedarf es nicht. 


In dem zu erlassenden Bescheide sind die Unternehmer sowie die Widerspre- 
chenden namentlich zu bezeichnen. Der Inhalt des Bescheides, welcher von den 
Gründen zu sondern ist, muss aussprechen, welche Einwendungen für begründet 
zu erachten oder auf den Rechtsweg zu verweisen gewesen, wie über den Antrag 
des Unternehmers entschieden ist und wie die Kosten zu vertheilen sind. Ausser- 
dem ist in den Bescheid eine Belehrung über das Rechtsmittel des Rekurses und, 
falls die Anlage für zulässig erachtet wird, die Weisung aufzunehmen, dass der 
Unternehmer erst mit der Rechtskraft der Entscheidung die Befugniss zur Aus- 
führung der Anlage erhält. 

Der Bescheid ist nebst den Gründen schriftlich auszufertigen und sowohl dem 
Unternehmer als auch den widersprechenden Privat-Personen, oder, wenn diese 
einen gemeinschaftlichen Bevollmächtigten aufgestellt haben, dem letzteren, so- 
wie den widersprechenden Behörden durch Vermittlung des Ober-Amts gegen 
Empfangs-Bescheinigung zuzustellen. Ist von den Widersprechenden ein ge- 
meinschaftlicher Bevollmächtigter nicht bestellt, so ist der Bescheid mit Gründen 
einem derselben, den übrigen aber bloss Abschrift des Bescheides unter der Be- 
nachrichtigung zuzustellen, wem der Bescheid nebst Gründen zugesendet wor- 
den sei. 

Von dem Tag der Zustellung des schriftlichen Bescheides an läuft die gesetzliche 
Frist zur Rekurs-Ausführung. 


B. Verfahren bei der Errichtung oder Veränderung von Dampfkessel-Anlagen. 


(D. @.-0. $. 24, 25.) 
$- 4. An die Stelle des $. 30 der Verfügung B vom 14. Dezember 187 l, be- 


treffend die Errichtung und den Betrieb von Anlagen, welche einer besonderen Ge- 
nehmigung bedürfen (Reg.-Blatt $. 362), treten folgende Bestimmungen : 


1: 


Die Prüfung des Antrags des Unternehmers und die Entscheidung über den- 
selben, sofern eine mündliche Verhandlung nicht erforderlich ist (s. u. Ziff. 3), 
erfolgt durch die Kreis-Regierung in dem gewöhnlichen Geschäftsgang. 


. Wird die Genehmigung nach dem Antrage des Unternehmers ohne Einschrän- 


kungen und Bedingungen unter den allgemeinen polizeilichen Vorschriften er- 
theilt, so ist die Genehmigungs-Uykunde nach Vorschrift des $. 18, Abs. 3 der 
Verfügung B vom 14. Dezember 1871 (Reg.-Blatt 8. 356) sofort auszufertigen 
und dem Ober-Amt in dreifacher Ausfertigung zuzustellen. Das letztere hat ein 
Exemplar der Urkunde mit den zugehörigen Beilagen dem Unternehmer, ein 
zweites Exemplar mit den Kessel-Zeichnungen dem aufgestellten Sachverstän- 
digen-zu übergeben. 


. Wird dagegen die Genehmigung versagt oder nur unter besonderen Bedingungen 


oder Einschränkungen ertheilt, so richtet sich das weitere Verfahren nach den 
oben in $. 3, Ziff. 3 bis 13 gegebenen- Vorschriften. 


. Bezüglich des Rekurses gelten die Bestimmungen der $$. 15 bis 17 der Verfü- 


' gung B vom 14. Dezember 1871 (Reg.-Blatt $S. 355 bis 356). 
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©. Verfahren behufs Untersagung der ferneren Benützung einer gewerblichen 
G.-0.). 


Aulage ($. 51 der D. & 
$. 5. Die Vorschriften des &. 19 der Verfügung A vom 14. Dezember 1871 


(Reg.-Blatt S. 345) werden durch nachstehende Bestimmungen ergänzt : 


17 


2. 


(D. 


nach Einlauf der in Abs. 3 des$. 19 bezeichneten Vorlage hat die Kreis-Regie- 
rung das mündliche Verfahren einzuleiten. 

Zu dem Verhandlungs-Termine sind die Antragsteller, der Besitzer der Anlage 
und geeigneten Falls ein Vertreter des Gemeinde-Raths der betreffenden Ge- 
meinde vorzuladen. 


. Zweck der Verhandlung ist, festzustellen, ob und in welchem Umfang durch den 


Betrieb der Anlage überwiegende Nachtheile und Gefahren für das Gemeinwohl 
entstehen. 


. Für die Vorladung, das mündliche Verfahren und die Entscheidung, sind die 


Vorschriften des $. 3, Ziff. 4 bis 13 der gegenwärtigen Verordnung massgebend ; 
ebenso gelten bezüglich der Einlegung des Rekurses,und des weiteren Verfahrens 
die Vorschriften der $8. 15 bis 17 der Verfügung B vom 14. Dezember 1871 
(Reg.-Blatt 8. 355 ff.). 


Verfahren bei Versagung der Genehmigung zum Betrieb eines Gewerbes 
G.-0. $$. 30, 32, 33, 34, 43, 57, Abs. 2, 62, Abs. 2 sowie bei Untersagung 
eines Gewerbe-Betriebes (D. G.-O. $$. 15, 35, 37). 


$. 6. An die Stelle der Vorschrift des $. 16, Abs. 1 der Verfügung A vom 14. 


Dezember 1871 (Reg.-Blatt $. 344) treten die nachstehenden Bestimmungen. 


e 


co 


Wird die Genehmigung zum Betrieb eines der Gewerbe, welche einer solchen 
nach dem Gesetz bedürfen, versagt, so ist die versagende Verfügung schriftlich 
zu erlassen, mit Gründen und einer Belehrung über das zuständige Rechtsmittel 
zu versehen und dem Betheiligten gegen Behändigungs-Schein zuzustellen. 


. Ist die Verfügung von einem Ober-Amt (D. G.-O. 88. 33, 58, 62 und Verfü- 


gung A vom 14. Dez. 1871, 88. 12 bis 14, Reg.-Blatt $S. 342) oder von einem 
Orts-Vorsteher oder Gemeinde-Rath (D. G.-O. $. 43, $. 58, Ziff. 1 und 2, 
$. 62, Abs. 2 und Verfügung A vom 14. Dezember 1871, $. 22 ff., Reg.-Blatt 
S. 346) ergangen, so ist der dagegen zulässige Rekurs an die Kreis-Regierung 
zu richten. Der zweite Satz des $. 24, Abs. 1 der Verfügung A vom 14. Dezbr. 
1871 (Reg.-Blatt S. 347) wird hiedurch aufgehoben. 


. Die Kreis-Regierungen entscheiden auf Grund einer mündlichen Verhandlung, 


zu welcher der Rekurrent geladen wird. Sie sind befugt, zuvor diejenigen Erhe- 
bungen anstellen zu lassen, welche für die Beurtheilung der Sache nothwendig 
erscheinen. Für die Vorladung und das mündliche Verfahren sind die in $. 3 
der gegenwärtigen Verordnung enthaltenen Vorschriften massgebend. 


. Ist die Verfügung von der Kreis-Regierung in erster Instanz ergangen (D. G.-O. 


68. 30, 32), so kann entweder bei dieser auf mündliche Verhandlung der Sache 
angetragen oder auch alsbald der Rekurs an das Ministerium des Innern gegen 
die Verfügung eingelegt werden. 

Der Antrag auf mündliche Verhandlung ist innerhalb 14 Tagen nach Zustel- 


‘ lung der Verfügung an die Kreis-Regierung zu richten. Die Vorladung des 


Konzessions-Bewerbers und das mündliche Verfahren erfolgt nach Massgabe der 
Vorschriften in $. 3 der gegenwärtigen Verordnung. 


. Wird auf Grund der mündlichen Verhandlung dahin entschieden, dass die nach- 


gesuchte Genehmigung zu ertheilen sei, so fertigt die erkennende Behörde ohne 
weiteren schriftlichen Bescheid die Genehmigung aus. Wird dagegen die erste 
Verfügung, durch welche die Genehmigung versagt wurde, aufrecht erhalten, 
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so ist ein förmlicher Bescheid gemäss $. 3, Ziff. 11 und 12 zu erlassen und zu 
eröffnen. 

6. Der Rekurs gegen die erste Entscheidung ist, gleichviel ob dieselbe von der 
oberen oder unteren Behörde ergangen ist, binnen der gesetzlichen Frist von 14 
Tagen, von der Behändigung des Bescheids an gerechnet, auszuführen. Wer 
von dem Rekursrecht Gebrauch machen will, hat der Behörde, welche die Ent- 
scheidung eröffnet hat, eine schriftliche Ausführung seiner Beschwerde zu über- 
geben oder zu erklären, dass er sich zur Begründung seines Rekurses Bee 
auf die bisherigen Verhandlungen berufe. 

7. Wird durch den Rekurs-Bescheid die angefochtene Verfügung bestätigt, so ist 

zugleich ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass eine weitere Beschwerde äurch 

das Gesetz nicht zugelassen sei. Der ausgefertigte  ‚Rekurs-Bescheid wird der 
Behörde, welche in erster Instanz entschieden hat, übersendet. .Ist darin der 
Rekurs zurückgewiesen, so stellt diese Behörde dem Rekurrenten eine beglau- 
bigte Abschrift des Bescheides zu; ist der Rekurs für begründet. erachtet, so 
fertigt sie auf Grund des Bescheides die Genehmigung aus. 


$: 7. Auf die Untersagung des Betriebs eines Gewerbes (D. G.-0. 88. 15, 
35, 37) finden die Bestimmungen des $. 6 gleichfalls Anwendung. | 


E. Verfahren bei der Entziehung einer er angn Approbation, Konzession, 
Erlaubniss, @enehmigung oder Bestallung (D. &.-O. 44 29, 30, 32, 33, 34, 36). 
$. 8. An die Stelle des $. 16, Abs. 1, 8.20, Abs. 2 der Verkienee A vom 

14. Dezember 1871 (Reg.-Blatt S. 344 und. 346) treten folgende Vorschriften : 

1. Die Einleitung des Verfahrens: hat durch die in allen diesen Fällen in erster 
Instanz zuständige Kreis-Regier ung: zu erfolgen. 

Wenn bei dieser ein Antrag auf die Entziehung gestellt wird,_ oder wenn sie 
von Amtswegen sich veranlasst sieht, vorzugehen, so hat sie den Sachverhalt zu 
erheben, den Gewerbetreibenden unter Mittheilung der gegen ihn vorgebrachten 
oder ermittelten Tihatsachen zu hören, Zeugen und Sachverständige zu vernehmen 
und die zur Aufklärung der. Sache dienenden ‚Beweise herbeizuschaffen. Mit 
‚diesen Erhebungen kann das Ober-Amt oder ein Kommissär beauftragt werden. 

Bei der Vernehmung des Gewerbetreibenden und bei dem Verhör der Zeugen 
und Sachverständigen ist die Beiziehung eines beeidigten Protokoll-Führers oder 
zweier Urkunds-Personen nothwendig. 

2. Je nach dem Ausfall dieses Vorverfahrens beschliesst die Kreis Besarıne ent- 
weder die Einstellung des Verfahrens im Wege einfacher Verfügung, oder die 
weitere Verfolgung des Antrags. 

3. Von dem die weitere Verfolgung des Antrags ausspr echenden Beschindse welcher 

‚ mit Gründen zu versehen ist, ist dem Gewerbetreibenden eine Abschrift mitzu- 
theilen ; gleichzeitig ist Termin zur mündlichen Verhandlung anzuberaumen und 
der Gewerbetreibende dazu vorzuladen. Die Vorladung erfolgt gegen Behändi- 
gungs-Schein und mit der Verwarnung, dass im Falle des Ausbleibens gleich- 
wohl mit der Verhandlung der Sache werde vorgegangen werden. Der Gewerbe- 
treibende kann in der Verhandlung einen Beistand zuziehen oder sich durch 
einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Das persönliche Erscheinen des ge 
werbetreibenden kann die Kreis-Regierung jederzeit verordnen. 

4. Das mündliche Verfahren ist mit einer Darstellung des Sachverhalts und mit der 
Verlesung des in Ziff. 3 bezeichneten Beschlusses nebst Gründen Seitens des 
aufgestellten Referenten einzuleiten, worauf der Gewerbetreibende zu seiner 
Vertheidigung gehört wird. 

Das Kollegium kann, bevor es die Entscheidung fällt, die Aufnahme weiterer 

: Beweise beschliessen. Der Beweiseinzug erfolgt entweder in der mündlichen 
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Verhandlung selbst oder durch das Ober-Amt oder durch einen besonderen Kom- 
missär. Der Beschluss hierüber, sowie der Termin, an welchem die Fortsetzung 
des mündlichen Verfahrens erfolgen soll, sind alsbald zu eröffnen. 

5. Die Entscheidung kann nur auf Zurücknahme der ertheilten Approbation u. s. w. 
oder auf Einstellung des Verfahrens lauten. 

Im Uebrigen findet hinsichtlich des Verfahrens und der Fällung des Bescheids 
der $. 3, Ziff. 4 ff., sowie hinsichtlich des Rekurses der $. 6, Ziff. 6 Anwendung. 

6. Von dem Rekurs-Bescheid, welcher an die Kreis-Regierung ausgeschrieben wird, 
erhält der Gewerbetreibende gegen Behändigungs-Schein eime Ausfertigung. 

7. Von jedem auf Zurücknahme einer Approbation u. s. w. lautenden Bescheide 
ist, sobald gegen denselben eine Beschwerde nicht mehr zulässig ist, von der 
Kreis-Regierung sowohl der Gemeinde-Behörde des Wohnorts des Gewerbetrei- 
benden, als auch derjenigen Behörde, welche die Approbation u. s. w. ertheilt 
hat, eine Abschrift zuzustellen. | 

Unser Minister des Innern ist mit der Vollziehung dieser Verordnung beauf- 
tragt. | 

Gegeben Stuttgart, den 19. Juni 1873. 


III. Baden. 


A. Gesetz vom 21. Dezember 1871. 
(Gesetz- und Verordnungs-Blatt 8. 423, 424.) 


Artikel 1. Vom 1. Januar 1872 an treten ausser Wirksamkeit: 

. das Gewerbe-Gesetz vom 20. September 1862, 

3. das Gesetz vom 16. April 1870, die-Beschäftigung von Kindern und jugend- 
lichen Arbeitern in Fabriken betreffend, 

3, das Gesetz vom 2. Juni 1870, den Betrieb von Wirthschaften und den Klein- 
handel mit geistigen Getränken betreffend, mit Ausnahme der die Entrichtung 
von Taxen für die Erlaubniss zum Wirthschafts-Betrieb und zum Kleinhandel 
mit Branntwein oder Spiritus betreffenden Bestimmungen in $. 7, Absatz 1, 3, 
5 und $..81). 

Artikel 2. Die juristischen Personen des Auslandes (Deutsche Gewerbe- 
Ordnung, $. 12) werden hinsichtlich ihres Gewerbe-Betriebs im Grossherzogthum 
den Reichs-Angehörigen gleich behandelt. 

Durch Regierungs-Verordnung kann eine Ausnahme von dieser Bestimmung in 
Bezug auf die juristischen Personen derjenigen ausserdeutschen Staaten angeordnet 
werden, in welchen eine von der Deutschen Gewerbe-Ordnung grundsätzlich ver- 
schiedene, die Freiheit des Erwerbs und der Niederlassung beschränkende Gesetz- 
gebung besteht, oder in welchen der Badener nicht in gleicher Weise wie der eigene 
Staats-Angehörige zum Gewerbe-Betrieb zugelassen wird. 


Artikel 3. Durch Orts-Statuten (Deutsche Gewerbe-Ordnung $$. 23 und 
142) kann Bestimmung darüber getroffen werden, dass undinwieweit einzelne Orts- 
theile vorzugsweise zu Anlagen der im $. 16 der Deutschen Gewerbe-Ordnung er- 


ee 
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wähnten Art zu bestimmen, in anderen Ortstheilen aber dergleichen Anlagen ent- 
weder gar nicht oder nur unter besonderen Beschränkungen zuzulassen sind. 


Artikel 4. Die in $. 63 der Deutschen Gewerbe-Ordnung vorbehaltenen Aus- » 
nahme-Bestimmungen können im Wege der Verordnung oder der auf Grund einer 
solchen ergehenden bezirks- oder ortspolizeilichen Vorschriften erlassen werden. 


Artikel 5. Die Regierung kann, wo sich das Bedürfniss zeigt, die Errichtung 
von Gewerbe-Kammern veranlassen, welchen die Wahrung und Förderung der ge- 
meinsamen Interessen aller oder einzelner Klassen des Gewerbestandes eines Ortes 
oder Landestheiles zur Aufgabe gestellt ist (allgemeine oder besondere Gewerbe- 
Kammern, Handels-Kammern ete.). 

Für jede einzelne Gewerbe- oder Handels-Kammer werden die näheren. Be- 
stimmungen über ihre Verfassung und Einrichtung, ihren Bezirk und Wirkungskreis 
und über die Art und Weise, wie die zu ihrem Bestand erforderlichen Mittel aufzu- 
bringen sind, durch Beschlussfassung derjenigen, welche an Errichtung und Er- 
haltung derselben sich betheiligen wollen , unter Genehmigung der Regierung fest- 
gestellt. 


Artikel 6. Die Ministerien des Handels und des Innern sind, jedes soweit es 
seinen Wirkungskreis angeht, mit dem Vollzug der Deutscnen Gowerbe-Ordnung 
und des gegenwärtigen Gesetzes beauftragt. 


B. Verordnung vom 26. Dezember 1871, die Einführung und den Vollzug 
der Deutschen Gewerbe-Ordnung im Grossherzogthum Baden DESEOHERA. 
(Gesetz- und Verordnungs-Blatt 8. 503 ff.) 


Mit höchster Ermächtigung Seiner Königlichen Hoheit des Gross- 
herzogs aus Grossherzoglichem Staatsministerium vom 25. Dezember 1. J. und 
auf Grund des Artikels 6 des Gesetzes vom 21. Dezember 1871 (Gesetzes- und Ver- 
ordnungs-Blatt Nr. L. Seite 423) wird andurch verordnet, was folgt: 


$. 1. Soweit nicht in der Deutschen Gewerbe-Ordnung und in den zu ihrem 
Vollzug ergangenen Verfügungen der Reichs-Behörden oder in der gegenwärtigen 
Verordnung besondere Bestimmungen getroffen sind, finden die im Grossherzogthum 
geltenden allgemeinen Vorschriften über die Zuständigkeit der Behörden und das 
Verfahren, namentlich jene des Verwaltungs-Gesetzes vom 5. Oktober 1863 (Regie- 
rungs-Blatt Nr. XLIV. Seite 399 u. ff.), der Vollzugs-Verordnung hiezu vom 12. 
Juli 1864 (Regierungs-Blatt Nr. XXXI. Seite 333 und ff.), der $$. 22—33 desPoli- 
zei-Strafgesetzbuchs vom 31. Oktober 1863 (Regierungs-Blatt Nr. XLVIH. Seite 
443 und ff.), und der Verordnung vom 8. Februar 1561 (Regierungs-Blatt Nr. VI. 
Seite 47 und ff.) auch auf dieBehandlung von Gegenständen der Gewerbe-Ordnung 
und des Einführungs-Gesetzes vom 21. Dezember 1871 Anwendung. 


$. 2. Die in$. 14, Absatz 1 der Gewerbe-Ordnung vorgeschriebene Anzeige 
ist, vorbehaltlich der Bestimmung des $. 3 dieser Verordnung, der Ortspolizei- 
Behörde zu erstatten. Sie kann schriftlich eingereicht oder mündlich zu Protokoll 
erklärt werden. 

W anderlager und andere Zweig - Niederlassungen sind in den Orten, in 
welchen sie errichtet werden, besonders anzuzeigen. 

Die zum Beginn des Gewerbe-Betriebs erwirkte besondere Genehmigung (Ge- 
werbe-Ordnung $$. 29— 34) entbindet nicht vonder Anzeigepflicht. Ebenso müssen 
die mit Legitimations-Schein (Gewerbe-Ordnung $. 55) versehenen Hausir-Gewerb- 
treibenden an jedem Orte, an welchem sie ein stehendes Gewerbe selbstständig aus- 
üben wollen, der Orts-Polizeibehörde gleich beim Beginn davon Anzeige machen. 
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$. 3. Die Anzeige von dem Beginne eines in $. 14, Absatz 2, 88. 29—35 
und $. 37 der Gewerbe-Ordnung genannten Gewerbes ist dem Bezirks-Amt zu 
erstatten. 

Die in $. 8 der Vollzugs-Verordnung vom 3. November 1840 zu dem Gesetze 
vom 30. Juli 1840 über die Fahrnissversicherung gegen Feuersgefahr (Regierungs- 
Blatt Nr. XXXVI. Seite 277) vorgesehene Bestätigung der Feuerversicherungs- 
Agenten findet nicht mehr statt. Die $$. 9 und 10 dieser Verordnung und $. 1 der 
Verordnung vom 11. April 1868, den Betrieb von Leih-Bibliotheken betreffend (Re- 
gierungs-Blatt Nr. XXVII. Seite 415) sind aufgehoben. 


$. 4. Die Behörde ($. 2 und 3) hat über den Empfang der Anzeige eine kurze 
Bescheinigung nach anliegendem Muster A. zu ertheilen. 

Gleichzeitig hat sich dieselbe darüber zu verlässigen, ob der Gewerbtreibende 
den gesetzlichen Erfordernissen zur Ausübung des Gewerbes Genüge leiste, insbe- 
sondere ob er dem vorgeschriebenen Befähigungs -Nachweis (Gewerbe- Ordnung 
$$. 30, 31, 34) oder die erforderliche Approbation, Konzession, Erlaubniss, Ge- 
nehmigung (Gewerbe-Ordnung $$. 29, 30, 32, 33, 34, 42, 43), oder den für die 
besondere Art des Gewerbe-Betriebs zu verlangenden guten Leumund (Gewerbe- 
Ordnung $$. 35, 37) besitze. 

Mangeln dem Gewerbetreibenden die gesetzlichen Erfordernisse, so ist ihm 
der Betrieb durch das Bezirks-Amt zu untersagen und, falls die Untersagung nicht 
befolgt wird, im polizeilichen Wege einzuztellen. 


$. 5. In Fällen der Untersagung des Betriebs kann der Gewerbtreibende 
nach Massgabe des $. 21, Ziffer 2 der Gewerbe-Ordnung verlangen, dass über die 
Statthaftigkeit der Untersagung der Bezirks-Rath in erster Instanz mündliche Ver- 
handlung pflege und entscheide. Der Rekurs geht alsdann an das betreffende 
Mimisterium. 


$. 6. Sämmtliche Anzeigen sind in ein tabellarisches Verzeichniss nach an- 
liegendem Formular B. einzutragen. 

Den Steuer-Behörden sind auf Verlangen Abschriften dieses Verzeichnisses 
mitzutheilen. 

Von jeder bei der Orts-Polizeibehörde eingehenden Anzeige über den Beginn 
eines Kleinhandels mit Wein ist alsbald und unaufgefordert sowohl dem Bezirks- Amt 
als dem Orts-Steuer-Erheber Nachricht zu geben. 


$. %. Der Antrag auf Genehmigung einer Gewerbs-Anlage und die demselben 
beizufügenden Zeichnungen, Pläne und Beschreibungen (Gewerbe-Ordnung $$. 16, 
17, 23 und 25) müssen beim Bezirks- Amt in je 2 vom Unternehmer unterschriebenen 
übereinstimmenden Exemplaren eingereicht werden. Das eine Exemplar der Vor- 
lage verbleibt bei den amtlichen Akten, das andere, mit amtlicher Beglaubigung 
der Uebereinstimmung versehen, wird anden Gemeinde-Rath derjenigen Gemarkung, 
in welcher das Unternehmen ausgeführt werden soll, zur Offenlegung während der 
Einsprachefrist gesendet. 

Der Gemeinde-Rath hat dasselbe nach Ablauf der Frist mit seiner Bescheini- 
gung über die stattgehabte Offenlegung, sowie mit den allenfalls bei ihm erhobenen 
Einsprachen, und mit seinen eigenen Bemerkungen und Anträgen dem Bezirks-Amt 
wieder vorzulegen, von welchem es schliesslich der an den Unternehmer auszu- 
folgenden Genehmigungs-Urkunde beigefügt wird. 

Die Genehmigung der Anlage ist mittelst einmaliger Einrückung in das amtliche 
Verkündigungs-Blatt öffentlich bekannt zu machen. 

Die auf Dampfkessel-Anlagen oder Aenderungen an solchen bezüglichen Vor- 
lagen (Gewerbe-Ordnung $$. 24 und 25) sind gleichfalls in je zwei übereinstim- 
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menden unterzeichneten Exemplaren beim Bezirks-Amt einzureichen, welches das 
eine bei seinen Akten behält, das andere beglaubigt mit dem ergehenden Bescheide 
zurückgiebt. 


$. 8. Bei den Stau-Anlagen für Wassertriebwerke sind ausser den $$. 17—22 
der Gewerbe-Ordnung die Vorschriften der $$. 11—13 der Mühlen-Ordnung vom 
18. März 1822, der landesherrlichen Verordnung vom 10. April 1840 über Bauten 
in öffentlichen Flüssen oder an deren Ufern (Regierungs-Blatt Nr. IX. Seite 77 ff.), 
der Wasser-Polizei-Ordnung vom 29. Oktober 1868 (Regierungs-Blatt Nr. LXIV. 
Seite 936 u. f.) und die dazu ergangenen Vollzugs-Vorschriften, soweit sie nicht 
mit den Bestimmungen der Gewerbe-Ordnung in Widerspruch stehen, anzuwenden. 


$. 9. Die in dem Schlusssatz des $. 27 der Gewerbe-Ordnung erwähnte Ent- 
scheidung ist bei dem Bezirks-Rath einzuholen. 


$. 10. Die Gewerbs-Anlagen, welche nach der Gewerbe-Ordnung einer be- 
sondern Genehmigung bedürfen, bleiben bezüglich ihres Betriebs der in dem be- 
stehenden Rechte begründeten polizeilichen Aufsicht unterworfen. 

Bezüglich der Ueberwachung der Dampfkessel-Anlagen insbesondere behält 
es bei den Vorschriften der Verordnung vom 11. September 1870 ( Gesetzes- und 
Verordnungs-Blatt Nr. LXV. Seite 668) 1) sein Bewenden. 

Bei Ertheilung der Genehmigung neuer Dampfkessel-Anlagen oder wesent- 
licher Veränderungen an solchen ist jeweils nebst der Befolgung der vom Bundes- 
Rath erlassenen allgemeinen polizeilichen Vorschriften über die Anlegung von 
Dampfkesseln ausdrücklich zu bedingen, dass die Anlage alljährlich einer technischen 
Untersuchung unterworfen , jeder dabei entdeckte Mangel, wodurch die Sicherheit 
des Arbeits-Personals oder der Umgebung gefährdet wird, sofort beseitigt und der 
Bezirks-Polizeibehörde der Nachweis hierüber erbracht werden muss, widrigenfalls 
die Untersuchung und die Abstellung gefährlicher Zustände auf Kosten des In- 
habers der Anlage polizeilich verfügt würde. 


$. 11. Ueber die Konzessionirung von Privatkranken-Anstalten, Privat-Ent- 
bindungs-und Privat-Irren-Anstalten (Gewerbe-Ordnung $. 30, Absatz 1) beschliesst 
der Bezirks-Rath nach Vernehmung des Bezirks-Arztes. 


$. 12. Frauenspersonen, welche als Hebammen die denselben nach der 
geltenden Hebammen-Instruktion zugewiesenen geburtshilflichen Dienste verrichten 
wollen (Gewerbe-Ordnung $. 30, Absatz 2), müssen sich vorher bei dem Bezirks- 
Amte ihres Wohnorts über den Besitz der erforderlichen Befähigung ausweisen. 

Der Nachweis der Befähigung muss in der Regel durch das von dem Vorstand 


*) Dieselbe lautet wie folgt: 

8.1. Jeder Inhaber einer Dampfkessel-Anlage ist verpflichtet, dieselbe mindestens 
einmal im Jahr durch einen amtlich hiezu als befähigt anerkannten Sachverständigen un- 
tersuchen und alle dabei aufgefundenen, die Sicherheit des Arbeits-Personals oder der 
Nachbarschaft gefährdenden Mängel unverzüglich beseitigen zu lassen. 


8.2. Die Nachweise hierüber sind dem Bezirks-Amte vorzulegen. 

Wenn dieselben innerhalb amtlich bestimmter Frist nicht erbracht sind, so werden 
die erforderlichen Untersuchungen auf Kosten des Dampfkessel-Inhabers durch einen 
Techniker, welchen das Bezirks-Amt ernennt, vorgenommen. 

Hat der Inhaber der Dampfkessel-Anlage die nöthigen Verbesserungen nicht inner- 
halb amtlich bestimmter Frist zur Ausführung gebracht, so lässt das Bezirks-Amt den Be- 
trieb der Anlage einstellen. 


8.3. Die Bezirks-Aemter haben über sämmtliche Dampfkessel-Anlagen ihres Bezirks 
vollständige Verzeichnisse nach anliegendem Muster zu führen, die nöthigenfalls getroffenen 
Anordnungen in denselben vorzumerken und am Jahresschlusse ein Duplikat anher einzu- 
senden. 
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einer der im Grossherzosthum bestehenden öffentlichen Hebammenschulen ausge- 
stellte Zeugniss erbracht werden, dass die betreffende Frauensperson nach derin 
der Anstalt abgelegten Prüfung im Besitze der zum Berufe einer Hebamme nöthigen 
körperlichen Eigenschaften, Kenntnisse und Fertigkeiten sei. Inwieweit von den 
Behörden eines Deutschen Bundes-Staates ausgestellte Zeugnisse für genügend zu er- 
achten sind, entscheidet das Ministerium des Innern. , 


$. 13. Schauspiel-Unternehmern wird die Erlaubniss zum Betrieb ihres Ge- 
werbes von demjenigen Landes-Kommissär, in dessen Bezirk sie ihren Wohnsitz 
haben, für den ganzen Geltungs-Bereich der Deutschen Gewerbe-Ordnung ertheilt. 

Trägt der Landes-Kommissär Bedenken, die Erlaubniss zu ertheilen, zo ver- 
weist er das Gesuch zur mündlichen Verhandlung vor dem Bezirks-Rath seines 
dienstlichen Wohnsitzes. 


$. 14. Wer eine Gastwirthschaft, Schankwirthschaft oder den Kleinhandel 
mit Branntwein oder Spiritus betreiben will, hat dasGesuch um Ertheilung der hier- 
zu erforderlichen Erlaubniss bei dem Gemeinde-Rathe der Gemeinde, in welcher 
er das Geschäft betreiben will, schriftlich einzureichen und zugleich Zeugnisse der 
Orts-Polizeibehörde seines Wohnortes über seinen Leumund vorzulegen. Ausserdem 
ist in dem Gesuche das Lokal zu bezeichnen und näher zu beschreiben, in welchem 
das Geschäft betrieben werden soll. Bei Gesuchen um Erlaubniss zum Betrieb der 
Gastwirthschaft ist auch die Zahl der zur Beherbergung bestimmten Zimmer und 
Betten anzugeben. 

Bei Gesuchen um Erlaubniss zum Betrieb der Schankwirthschaft ist zu er- 
klären, ob auch Branntwein ausgeschenkt werden will, bejahendenfalls sowie auch 
bei Gesuchen um Erlaubniss zum Kleinverkauf von Branntwein und Spiritus hat 
der Bittsteller in seinem Gesuch darzuthun, inwiefern die Erlaubniss zum Aus- 
schank oder Verkauf des Branntweins und Spiritus einem Bedürfniss des Publikums 
entspricht, 


$. 15. Der Gemeinde-Rath hat nach Einkunft des schriftlichen Gesuchs dessen 
wesentlichen Inhalt (Namen des Bewerbers, Lokal, Art des Geschäfts) durch An- 
schlag an dem Gemeinde-Hause zur öffentlichen Kenntniss zu bringen. Etwaige Ein- 
sprachen gegen Gewährung des Gesuches sind innerhalb 8 Tagen nach erfolgtem 

Anschlage bei Ausschlussvermeiden bei dem Gemeinde-Rath vorzubringen. 

Nach Ablauf der achttägigen Frist sendet der Gemeinde-Rath das Gesuch dem 
Bezirks-Amte ein und fügt hinzu: 

1. eine ordnungsmässige Bescheinigung über Zeit und Dauer des Anschlags an dem 
Gemeinde-Hause ; 

2. die etwa eingekommenen Einsprachen ; 

3. sein eigenes Gutachten darüber, vb etwa die Erlaubniss wegen gesetzlicher 
Mängel in der Persönlichkeit des Bittstellers oder wegen ungeeigneter Be- 
schaffenheit oder Lage des Lokals zu versagen sei. 

Ist die Erlaubniss zum Ausschank oder Verkauf von Branntwein nachgesucht, 
so spricht sich der Gemeinde-Rath zugleich darüber aus, ob die Ertheilung der Er- 
laubniss einem Bedürfniss des Publikums entspricht. 


$. 16. Ueber die Ertheilnng oder Entziehung der Erlaubniss ($$. 33 und 
53, Absatz 2 der Gewerbe-Ordnung) beschliesst der Bezirks-Rath in öffentlicher 
Sitzung. 


$. 17. Die Erlaubniss zum Betrieb einer Gastwirthschaft verleiht das Recht 
der Beherbergung und der Verabreichung von Getränken jeder Art. 
Die Erlaubniss zum Betriebe einer Schankwirthschaft verleiht das Recht 
zum Ausschank von Getränken aller Art mit Ausnahme des Branntweins. Soll auch 
63* 
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Branntwein verabreicht werden dürfen, so ist die Erlaubniss hiezu besonders zu 
erwirken. 

Sie wird nur auf den Nachweis eines vorhandenen Bedürfnisses des Publikums 
ertheilt. 

Zu den Schankwirthschaften gehören namentlich auch die sogenannten 
italienischen Keller, Kaffeehäuser, Konditoreien, in welchen geistige Getränke aus- 
geschenkt werden. | 

Zum Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus wird der Verkauf in Mengen 
unter einem halben Liter gerechnet. Die Erlaubniss hierzu wird nur auf den Nach- 
weis eines vorhandenen Bedürfnisses des Publikums ertheilt. 


$. 18. Die bisher ertheilten Konzessionen bleiben in Wirksamkeit; die In- 
haber beschränkter Wirthschaftsrechte sind vom 1. Januar 1872 zum Betrieb der 
Schankwirthschaft in dem im $. 17 bestimmten Umfang berechtigt, haben aber dem 
Bezirks-Amte Anzeige zu erstatten, und die vorgeschriebene Taxe abzüglich der von 
ihnen bereits für ihre Konzession entrichteten Summe zu bezahlen. 


$. 19. Der Orts-Polizeibehörde müssen Wirthe und Kleinhändler mit Brannt- 
wein oder Spiritus schriftlich anzeigen : 

1. jede Aenderung des Geschäftlokals mit Eh und Beschreibung des neuen 
Lokals; 

2.2. jede Einstellung des Betriebs, welche sich auf die Zeitdauer von mehr als 4 
Wochen erstreckt und die nach einer solchen Einstellung erfolgte Wiedereröff- 
nung des Betriebs; 

3. das Ableben des Berechtigten unter Bezeichnung der das Geschäft fortsetzenden 
Wittwe oder Stellvertreter minderjähriger Erben (Gewerbe-Ordnung $. 46). 

Die Orts-Polizeibehörde hat diese Anzeigen dem Bezirks-Amtezu übersenden 
und zugleich darüber sich auszusprechen, ob etwa das neue Lokal wegen unge- 
eigneter Beschaffenheit oder Lage zu beanstanden sei. 


$. 20. Soll die Berechtigung zum Betrieb einer Wirthschaft oder zum Klein- 
handel mit Branntwein oder Spiritus durch einen Stellvertreter ausgeübt werden 
($. 45 der Gewerbe-Ordnung), so ist das Gesuch um Zulassung dieses Stellver- 
treters unter Vorlage eines Leumundszeugnisses bei dem Gemeinde-Rath einzureichen 
und von diesem mit gutächtlicher Aeusserung dem Bezirks-Amt vorzulegen. 

Das Gleiche gilt bezüglich der Personen, welche ein reales Wirthschaftsrecht 
ausüben wollen. 

Dem Gesuche sind die auf den Erwerb oder Pacht des Realrechts bezüglichen 
Urkunden beizulegen. 


$. 21. Die Bezirks-Aemter haben über sämmtliche Wirthschaften und Be- 
rechtigungen zum Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus eine nach Gemeinden ge- 
ordnete Tabelle zu führen, in welche die Namen der Berechtigten, der Umfang der 
Berechtigung, das Lokal zum Geschäfts-Betrieb, die Einstellung und Wieder-Er- 
öffnung des Betriebs und das Erlöschen der Berechtigung zu verzeichnen sind 
(Muster-Formular C.). 

Ueber die Ertheilung der Erlaubniss zum Betrieb einer Wirthschaft und über 
die Anzeigen in den Fällen des $. 18 haben die Bezirks-Aemter jeweils der be- 
treffenden Ober-Einnehmerei (Haupt-Steuer-Amt) alsbald Mittheilung zu machen. 


$. 22. Die Errichtung von Kehr-Bezirken wird von dem Ministerium des 
Innern angeordnet. 

Die zur Zeit bestehenden Kaminfeger-Bezirke bleiben bis auf Weiteres als 
Kehr-Bezirke bestehen. 
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Die Ernennung und Entlassung der Kaminfeger, ihre Rechte und Pflichten 
richten sich nach der Verordnung vom 21. August 1843 und den Nachträgen hierzu. 
Nach diesen Bestimmungen regeln sich auch die Taxen, solange nicht auf Grund 
des $. 77 der Gewerbe-ÖOrdnung eine Aenderung beschlossen wird. Solche 
Aenderungen bedürfen der Genehmigung des Gemeinde-Raths beziehungsweise des 
Bezirks-Raths. 

Das Badische Staats- Bürgerrecht und das Gemeinde-Bürgerrecht sind für die 
Bewerber um eine erledigte Kaminfeger-Stelle nicht mehr erforderlich. 


$. 23. Wenn die Orts-Polizeibehörde Bedenken trägt, die Erlaubniss zur 
gewerbsmässigen Öffentlichen Verbreitung von Schriften oder Bildwerken (Gewerbe- 
Ordnung $. 43) zu ertheilen, so hat sie das Gesuch dem Bezirks-Rath zur Ent- 
scheidung vorzulegen. 

Die Legitimations-Scheine sind nach anliegendem Fomular D. auszufertigen. 


$: 24. Den inländischen Handels-Reisenden werden für den in $. 44 der Ge- 
werbe-Ördnung bezeichneten Geschäftsbetrieb statt der Legitimations - Scheine 
durch die Bezirks-Aemter Gewerbe-Legitimations-Karten nach dem inNr. LI. Seite 
510 des Regierungs-Blatts vom Jahr 1867 und inNr. XIX. Seite 345 des Gesetzes- 
und Verordnungs-Blatts vom Jahr 1869 vorgezeichneten Muster ertheilt, welche 
ihnen sowohl im Grossherzogthum, als im übrigen Gebiete des Deutschen Reichs und 
in denjenigen Staaten, mit welchen hierüber Vereinbarungen getroffen sind, als Aus- 
weis dienen. 

Die ausserhalb des Deutschen Reichs ansässigen Handels-Reisenden haben, 
sofern nicht Staats-Verträge ein Anderes bestimmen, für den vorgenannten Geschäfts- 
betrieb im Grossherzogthum sich bei einem inländischen Bezirks-Amt einen Legiti- 
mations-Schein zu erwirken, welcher in der Form der bisherigen Handels-Patente 
(Regierungs-Blatt 1867 Nr. III. Seite 13) nach Entrichtung der Sporteln und der 
Gewerb-Steuer (Patenttaxe) auszufertigen ist. 

Die Handels-Reisenden haben diese Ausweise während der Ausübung des Ge- 
werbe-Betriebes bei sich zu führen und auf Verlangen den Behörden und demSteuer- 
Aufsichts-Personal vorzuzeigen. 

Ueber die an Handels-Reisende ausgestellten Ausweise ist ein tabellarisches 
Verzeichniss nach Formular E. zu führen. 


$. 25. Auf Handels-Reisende, welche Waaren zum hausirweisen Absatz 
mit sich führen wollen, finden nur die Bestimmungen über den Gewerbe-Betrieb im 
Umherziehen (Titel III. der Gewerbe-Ordnung, $$. 28 ff. gegenwärtiger Verordnung) 
Anwendung. 


$. 26. Die Untersagung der ferneren Benützung einer gewerblichen Anlage 
wegen überwiegender Nachtheile und Gefahren für das Gemeinwohl (Gewerbe- 
Ordnung $. 51) wird von dem Bezirks-Rath ausgesprochen. 


$. 27. Ueber die Zurücknahme der Approbation von Aerzten, Apothekern 
u. s. w. (Gewerbe-Ordnung $$. 29, 53) entscheidet das Ministerium des Innern. 
Der Rekurs geht an den Verwaltungs-Gerichtshof. 


$. 28. Der Hausirhandel mit Vieh fällt nicht unter die Ausnahme-Bestimmung 
im letzten Absatz des $. 55 der Gewerbe-Ordnung und darf nur mit einem Legiti- 
mations-Schein betrieben werden. | | 

Der Hausirhandel mit Geflügel innerhalb der polizeilich bestimmten Umgegend 
des Wohnorts ($. 30) wird den in $. 58, Ziffer 2 der Gewerbe-Ordnung erwähnten 
Beschäftigungen gleichgestellt. 
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$. 29. Die Ertheilung des Legitimations-Scheins zum Gewerbe- Betrieb im 
Umherziehen Gewerbe-Ordnung $$. 55,. 57, 58) erfolgt, vorbehaltlich der Be- 
stimmung des $. (34: 5 
a. in den Fällen des $. 58, Ziffer 1 und 2 der Gewerbe-Ordnung durch die Orts- 

Polizeibehörde, 
b. in allen andern Fällen durch das Bezirks-Amt des Orts, wo der Gewerbtreibende 
seinen Wohnsitz hat. 


$. 30. Die in $. 58, Ziffer 2 der Gewerbe-Ordnung vorbehaltene Bestimmung 
über den Umgebungskreis der Ortschaften , für welchen den daselbst wohnhaften 
Gewerbtreibenden der Legitimations-Schein zum Verkauf von Gegenständen des 
Wochenmarkt-Verkehrs und zum Anerbieten gewerblicher Leistungen durch die 
Orts-Polizeibehörde zu ertheilen ist, hat das Bezirks-Amt zu treffen, wobei das- 
selbe eine Entfernung von 2 Meilen vom Mittelpunkte des Wohnortes als äusserstes 
Mass einzuhalten hat. Zu einer weiteren Ausdehnung ist die Genehmigung des 
Landes-Kommissärs einzuholen. 


$. 31. Gesuche um einen Legitimations-Schein können auch in den Fällen, in 
welchen das Bezirks-Amt zur Ertheilung zuständig ist, mündlich oder schriftlich 
bei der Orts-Polizeibehörde angebracht werden, welche dieselben alsbald mit be- 
richtlicher Aeusserung über das Vorhandensein gesetzlicher Hinderungs-Gründe (Ge- 
werbe-Ordnung $. 57 und $. 59, Absatz 2) dem Bezirks-Amt vorzulegen hat. 


$. 32. Die Legitimations-Scheine werden für Einheimische und Fremde nach 
den anliegenden Formularen F., G. und H. auf gestempelten Impressen aus- 
gefertigt, welche die Behörden von der Grossherzoglichen Steuer-Verwaltung zu be- 
ziehen haben. 
Es ist zu verwenden: 
a. Formular F. in den Fällen des $. 58 Ziffer 2 der Gewerbe-Ordnung, 
b. Formular G. in den Fällen des $. 59 der Gewerbe-Ordnung, 
ce. Formular H. in allen andern Fällen. 


$. 33. Personen, welche von einer im Geltungsbereich der Deutschen Ge- 
werbe-Ordnung hiefür zuständigen nichtbadischen Behörde einen gültigen Legiti- 
mations-Schein besitzen, sind damit für die Zeit, für welche sie ihre hierländische 
Steuer (Gewerb-Steuer-Taxe) entrichten, auch innerhalb des Grossherzogthums zum 
Gewerbe-Betrieb im Umherziehen befugt. 

In den Fällen des $. 59 der Gewerbe-Ordnung jedoch haben auch diese Ge- 
werbtreibenden die Ausdehnung ihres heimathlichen Legitimations-Scheines für 
jeden Badischen Amts-Bezirk gemäss $. 60, Abs. 2 der Gewerbe-Ordnung bei den 
zuständigen inländischen Behörden besonders nachzusuchen. Die fremden Hausirer 
müssen ihre hierländische Gewerb-Steuer sogleich beim Betreten des Grossherzog- 
thums für die Dauer ihres hier beabsichtigten Gewerbe-Betriebs oder mindestens 
für einen Monat zum Voraus entrichten, worüber ihnen Quittung in den Legitima- 
tions-Schein eingetragen wird. 

Will ein Hausirer seinen Gewerbe-Betrieb im Grossherzogthum über die 
Zeit, für welche er die Steuer entrichtet hat, fortsetzen, so muss er spätestens 
am ersten Tag nach deren Ablauf seiner desfallsigen weiteren Steuerpflicht genügen. 

Das Aufsichts-Personal ist anzuweisen, die fremden Gewerbtreibenden beim 
ersten Betreten desLandes auf ihre vorgenannten Obliegenheiten und die Strafen der 
Defraudation aufmerksam zu machen. 

$. 34. Eine ausserhalb des Geltungsbereichs der Deutschen Gewerbe-Ord- 
nung ansässige Person, welche innerhalb desselben und zwar erstmals im Grossher- 
thum ein Gewerbe im Umherziehen betreiben will, muss hiezu, falls sie sich nicht 


Ver 
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lediglich in den anihre Heimath grenzenden Ortschaften des diesseitigen Staats-Gebiets 
mit dem Verkauf oder Ankauf roher Erzeugnisse der Land- und Forstwirthschaft, 
des Garten- und Obstbaues befasst, einen Legitimations-Schein bei demjenigen Gross- 
herzoglichen Bezirks-Amt erwirken, dessen Verwaltungs-Bezirk an ihren Heimath- 
Staat angrenzt oder von ihr bei ihrem Eintreffen im Geltungsbereich der Gewerbe- 
Ordnung zuerst betreten wird. Der Legitimations-Schein darf nur dann ertheilt 
werden, wenn der darum nachsuchende Ausländer sich in keinem der Fälle des $. 
57, Ziffer 1 bis 4 der Gewerbe-Ordnung befindet, und nur insoweit, als derselbe in 
seinem eigenen Heimathstaat zur Ausübung seines Hausir-Gewerbes befugt ist, wor- 
über er die erforderlichen Nachweise zu erbringen hat. 

Die Vorschriften der $$. 20 und 21 der Gewerbe-Ordnung sind hier nicht an- 
wendbar. 

Steht der Ertheilung eines Legitimations-Scheins kein Bedenken entgegen, so 
behändigt das Bezirks-Amt dem ausländischen Hausirer, ausser der in I. $. 8 Satz 
3 der Verordnung des Finanz-Ministeriums vom 3.November 1866 vorgeschriebenen 
Anweisung zur Sportelzahlung, vorerst nur einelmpresse des Legitimations-Scheins, 
in welcher bereits Namen, Heimath, Signalement, Art des beabsichtigten Gewerbe- 
Betriebs eingetragen und die Sporteln sowie die Gewerb-Steuertaxe konstatirt, die 
Unterschrift des Beamten aber sowie die Nummer, das Datum und das Amtssiegel 
noch weggelassen sind, mit der Weisung, die Papiere dem Orts-Steuer-Erheber vor- 
zulegen, an diesen sofort die Sporteln und Taxen zu bezahlen und sodann mit dessen 
Quittung die Papiere dem Bezirks-Amt wieder vorzulegen. 

Erst nachdem dies geschehen, wird der Legitimations-Schein mit Nummer, 
Datum, Unterschrift des Beamten und Siegel versehen und dem Hausirer zum Be- 
sinn des Geschäfts-Betriebs ausgefolgt. 

Im Uebrigen finden die Bestimmungen des $. 33 Anwendung. 


$. 35. Erachtet das Bezirks-Amt, dass die nachgesuchte Ertheilung oder Aus- 
dehnung eines Legitimations-Scheins zu versagen sei (Gewerbe-Ordnung $$. 57, 59, 
Abs. 2 und $. 60, Abs. 2), so hat es auf Verlangen des Nachsuchenden die Sache 
zur mündlichen Verhandlung und Entscheidung in erster Instanz vor den Bezirks- 
Rath zu bringen. 


$. 36. Die Behörden haben über die von ihnen ertheilten, beziehungsweise auf 
ihren Bezirk ausgedehnten Legitimations-Scheine tabellarische Verzeichnisse nach 
Formular J. zu führen. 


$. 3%. Personen, welche ein Gewerbe im Umherziehen betreiben, dürfen bei 
Ausübung desselben Häuser zur Nachtzeit oder gegen das Verbot der Bewohner 
nicht betreten. 

Zuwiderhandlungen werden nach $. 134 des Polizei-Strafgesetzbuches bestraft. 


8.38. Zum Betrieb des Handels auf Messen und Märkten ist eine besondere 
Legitimation nicht erforderlich. 

Dagegen sind die Bestimmungen des $. 59 der Gewerbe-Ordnung auf die dort 
genannten Gewerbe auch, soweit sie auf Messen und Märkten betrieben werden, in 
Anwendung zu bringen. 


8.39. Für Messen und Jahrmärkte, einschliesslich der Viehmärkte, hat nach 
Vernehmung der Gemeinde-Behörden der benachbarten Marktorte das Handels- 
Ministerium, für Wochenmärkte der Bezirks-Rath die Zahl, Zeit und Dauer derselben 
festzusetzen. 

Der Bezirks-Rath hat auch darüber Bestimmung zu treffen, welche Gegenstände 
ausser den in $. 66 der Gewerbe-Ordnung genannten zu den Wochenmarkt-Artikeln 
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gehören, und auf welche Gegenstände in den Fällen des $. 70 der Marktverkehr 
erweitert werden darf. 


$. 40. Insoweit die Erhöhung der in eine Innung zu entrichtenden Antritts- 
Gelder (Gewerbe-Ordnung $. 85) und die Aenderung der Innungs-Statuten (Ge- 
werbe-Ordnung $. 92) an höhere Genehmigung gebunden ist, beschliesst hierüber 
der Bezirks-Rath. 

Derselbe entscheidet als Rekurs-Behörde die Streitigkeiten über die Aufnahme 
und Ausschliessung von Genossen, über die Wahl der Vorstände und über die Rechte 
und Pflichten der letzteren (Gewerbe-Ordnung $. 95). | 

Er genehmigt die Orts-Statuten über gewerbliche Gegenstände (Gewerbe-Ord- 
nung $. 142) und legt Abschrift derselben mit den Akten dem Handels-Ministerium 
vor. 

Die Genehmigung der Auflösung einer Innung (Gewerbe-Ordnung $. 93), die 
Entscheidung über die hiebei zwischen der Ortsgemeinde und der Innung ent- 
stehenden Differenzen (Gewerbe-Ordnung $. 94, Absatz 4), die Ertheilung von 
Korporations-Rechten an die mit einer aufgelösten Innung bisher verbundenen 
Institute (Gewerbe-Ordnung $. 94, Absatz }, desgleichen die Bestätigung der. 
Statuten neuer Innungen (Gewerbe-Ordnung $. 97) und neuer gewerblicher Hülfs- 
Kassen (Gewerbe-Ordnung $. 140) bleibt dem Handels-Ministerium vorbehalten. 


$. 41. Die in $. 108, Abs. 2, in. 113, Abs. 1 und in $. 124 der Gewerbe- 
Ordnung bezeichneten Geschäfte der Gemeinde-Behörde sind durch das Bürger- 
meister-Amt zu besorgen. 


$. 42. Wenn die Orts-Polizeibehörde ausnahmsweise eine Verlängerung der 
für jugendliche Arbeiter zulässigen Arbeitszeit gestattet (Gewerbe-Ordnung $. 128, 
Absatz 4), so hat sie hievon unter Angabe der Gründe und der Dauer der Erlaub- 
niss dem Bezirks-Amt alsbald Anzeige zu erstatten. | 


$. 43. In jedem Bezirk, in welehem Fabriken vorhanden sind, ernennt der 
Bezirks-Rath eine genügende Anzahl von Inspektoren aus seiner Mitte oder aus der 
Zahl sonstiger ihm befähigt erscheinender Personen, welche sich von den Zuständen 
der jugendlichen Arbeiter in den Fabriken persönlich zu unterrichten und das 
’ Bezirks-Amt in der Aufsicht über die Ausführung der in den $$. 128 bis 133 der 
‚ Gewerbe-Ordnung enthaltenen Bestimmungen, sowie in der Abstellung der wahrge- 
nommenen Missstände zu unterstützen haben. 
Das Amt eines Fabrik-Inspektors ist ein unbesoldetes Ehrenamt. 


$. 44. Die gegenwärtige Verordnung tritt am 1. Januar 1872 in Wirksamkeit. 
Vom gleichen Tage an sind aufgehoben : | 
1. die Vollzugs-Verordnung vom 24. September 1862 zum Gewerbe-Gesetz vom 
20. desselben Monats (Regierungs-Blatt Nr. XLV., Seite 417); 
2. die Verordnung vom 16. August 1865 über die Ausübung der Thierheilkunde 
(Regierungs-Blatt Nr. XLIV., 8. 581); | 
3. die Verordnung vom 10. November 1865 über die Vornahme ärztlicher, wund- 
ärztlicher oder hebärztlicher Verrichtungen (Regierungs-Blatt Nr. LII., Seite 
663 und folgende) ; | 
4. die Verordnungen vom 1. Dezember 1866 (Zentral-Verordnungs-Blatt Nr. XXIV., 
Seite 120), vom 11. Oktober 1867 (Zentral-Verordnungs-Blatt Nr. XX., Seite 98) 
und vom 4. Juli 1870 (Gesetzes- und Verordnungs-Blatt Nr. LI., Seite 621), 
die Vorstellungen reisender Musikanten und Schauspieler betreffend ; 
5. die Verordnung vom 4. Juni 1870, den Vollzug des Gesetzes über den Betrieb 
von Wirthschaften und den Kleinhandel mit geistigen Getränken betreffend (Ge- 
setzes- und Verordnungs-Blatt Nr. XXXIX., Seite 479 und folgende) ; 
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6. die Verordnung vom 13. Januar 1867 über den Geschäfts-Betrieb der Handels- 
Reisenden (Regierungs-Blatt Nr. III., Seite 9 und folgende) ; 

7. die Verordnungen vom 7. Mai 1863 und vom 14. November 1865, die Aus- 
stellung von Hausir - Ausweisen betreffend (Zentral- Verordnungs-Blatt 1863 
Nr. X., Seite 45 und folgende, und 1865 Nr. XXXIII., Seite 215); 

8. die Verordnung vom 14. März 1863 über die Besteuerung der Ausländer, welche 
im Grossherzogthum ein Hausir-Gewerbe betreiben (Zentral-Verordnungs-Blatt 
Nr. X., Seite 51); 

9. die Verordnung vom 26. Januar 1867, betreffend die Besteuerung der Auslän- 
der, welche Hausir-Handel mit Vieh oder Pferden treiben (Zentral-Verordnungs- 
Blatt Nr. III., Seite 12 u. £.). 


Uebergangs-Bestimmung. 


$. 45. Innerhalb des Grossherzogthums behalten die nach den seitherigen 
Vorschriften ausgestellten Hausir-Ausweise auf den Rest der Zeit, für welche sie 
ertheilt sind, ihre Gültigkeit. | 

Den Bestimmungen der $$. 56, 59 bis 62 der Gewerbe-Ordnung, sowie des 
$. 37 gegenwärtiger Verordnung sind auch die Inhaber solcher Hausir-Ausweise 
unterworfen. 

Eine Verlängerung der ablaufenden Hausir-Ausweise darf nur noch in den 
ersten drei Monaten des Jahres 1872 aus dringenden Gründen und nur auf so lange 
bewilligt werden, als zur Beschaffung eines neuen Legitimations-Scheins unumgäng- 
lich nöthig ist. 


Beilagen zur Verordnung vom 26. Dezember 1871. 


Die Einführung und den Vollzug der Deutschen Gewerbe-Ord- 
nung im Grossherzogthum Baden betreffend. 


Formular A. (Verordn. $. 4.) 


(Vor- und Zuname) .... aus.... (Heimatb) .... hat unter dm .... 
(Datum) .... die Anzeige anher erstattet, dass erin .... (Ort und bei Press- 
gewerben Lokal) .... vom.... (Zeit des Geschäftsanfangs) .... an das 
Gewerbe ..... . betreibe, worüber demselben gemäss $. 15, Absatz 1 der Deut- 
schen Gewerbe-Ordnung gegenwärtige Bescheinigung ertheilt wird. 


lenetenye nn llSe.; 
. (Behörde) ... 
Formular B. (Verordn.. $. 6.) 
Tabelle 

über die im Jahre 18... bei. . (Behörde) . . erstatteten Gewerbs-Anzeigen. 
ei Des Gewerbtreibenden G Tag Tag der Einstellung des 
N V FEN 2:3 h Lokal. der Beschei- | Betriebs und sonstige 
E Keh Heimath.|"eT>®. Anzeige. | nigung. Bemerkungen. 
Ss Zunamen. 


| ae | | 
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Formular C. (Verordn. $. 21.) 


Tabelle 
über die in der Gemeinde ....... Amts-Bezirk .. .... bestehenden Wirthschaften 
und zum Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus berechtigten Geschäfte. 

;| Datum 1 s 
= Vor- und | Umfang | Lokal . Wieder- Erlöschen 
S der Er- |7unamen| der Be- | zum Ge- Fine; Eröffnung der Be- Bemer- 

i des Be- | rechti- | schäfts- Hung ge des Be- | rechti- kungen. 
E junse rechtigten| gung. | betrieb. 1eDS. | triebs. gung. - 

| | | | | | | 


Formular D. (Verordn. S. 23.) 


Legitimations-Schein. 

Dem .... aus... . Jahre alt, wird die ortspolizeiliche Erlaubniss zum 
gewerbsmässigen Anschlagen, Verkaufen, Vertheilen, Anheften von Druckschriften, 
andern Schriften oder Bildwerken auf den öffentlichen Wegen, Strassen, Plätzen 
und andern Öffentlichen Orten der Gemeinde .... .. für das laufende Jahr ertheilt. 

TE OHREN ir RU 


Formular E. 
Tabelle 


über die im Jahre 18 . . von Grossherzoglichem Bezirks-Amt..... an Handels- 
Reisende ausgestellten Gewerbe-Legitimations-Karten und Handels- 
Patente. | 


(Deutsche Gewerbe-Ordnung $. 44; Vollzugs-Verordnung vom26. Dezember 1871 $. 24.) 


= | Tagder Art des nd Firmen Geschäfts Sitze De- 
to A Zunamen |Wohn- zweige. | mer- 
° senden. ı der vom Reisenden vertretenen Häuser. | gen. 
Inhalt der ersten Seite. Formular F. (Verordn. $. 32. a.) 
> Sa on 
KicHru- Eo® 53 
BERSE: Grossherzogthum Baden. „Beasr 
vnosdo EA ear- 
SR BRRT „Bass 
gPEnsE Legitimations-Schein Bu 
Di .. .rj® .. ° = 
= ©. 23 für das Jahr 18... gültig für die Orte: .... wohn- | 7,3 a SE 
x Re d) Sa ar ©, . 
22333 haft zu... .. ist befugt, ® 2555 62 
= o — 04° 
BESSER een ten BE TE 
SEE a DU ee 443 
28385” BRSEN 


Inhaber hat diesen Legiti- 
mations-Schein während 
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Inhalt der zweiten Seite. 


Beschreibung der Person des Inhabers: 
Bratuy vers Augen: 22 3Haarer... =..Aller 225; 
Besondere Kennzeichen ...... 


Inhalt der letzten Seite. 


Vorschriften. 


. Die Mitführung von Begleitern darf nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Behörde 


Statt finden. Für Kinder unter 14 Jahren wird diese Genehmigung nicht ertheilt. 


. Ausgeschlossen vom An- und Verkaufim Umherziehen sind 


a. geistige Getränke aller Art; 

b. gebrauchte Kleider und Betten, Garnabfälle, Enden und Dräumen von Seide, 
Wolle, Leinen oder Baumwolle, Bruchgold, Bruchsilber; 

c. Spielkarten, Lotterie-Loose, Staats- und sonstige Werthpapiere; 

d. Schiesspulver, Feuerwerks-Körper und andere explosive Stoffe; 

e. Arzneimittel, Gifte und giftige Stoffe. 


‚, Wer gewerbsmässig Druckschriften oder andere Schriften oder Bildwerke auf öffent- 


lichen Wegen, Strassen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten ausrufen, ver- 
kaufen, vertheilen, anheften oder anschlagen will, bedarf der besonderen Erlaubniss 
der Orts-Polizeibehörde und hat den darüber erhaltenen Legitimations-Schein bei 
sich zu führen. 


‚ Zum Betrieb von Hausir-Gewerben im Zoll-Grenz-Bezirk ist besondere Erlaubniss er- 


forderlich, welche bei den Haupt-Zoll-Aemtern (Haupt- Steuer - Aemtern) nachzu- 
suchen ist. 

Der Hausirhandel im Zoll-Grenz-Bezirk darf nur mit den in der Erlaubniss bezeich- 
neten Waaren und unter den von den Zoll-Behörden angeordneten Beschränkungen 
ausgeübt werden. 


‚Wer ein Gewerbe im Umherziehen betreibt, darf hiebei Häuser zur Nachtzeit oder 


gegen das Verbot der Bewohner nicht betreten. 


. Zuwiderhandlungen werden nach. den bestehenden Gesetzen und Verordnungen be- 


straft. 


Inhalt der ersten Seite. Formular G. (Verordn. $. 32 b.) 


„ga 8 Bon 
5 2 Deutsches Reich. Me B = 
Ma zage | = 
e5<5 Grossherzogthum Baden. Saaben 
Being oo o 
See 2 “|. . . = = z 2 Br 
DNS Legitimations-Schein es 
2333 für das Jahr 18... gültig, vorbehaltlich der Entrich- IS ne =Z 
n - D E m. 
“3.0 5 | tung der Landes-Steuern und vorbehaltlich der Aus- | S&® 8.55 
>) .. ® . un 
©2223 | dehnung, für den Bezirk... . . wohnhaft zu... .. ist 1 248 
- - = 
ar el befugt... 2 noSH 
zog) oO © > u2n 
n ua hr . . den . . ten Brno e 18 u.» . ehr: 
Sue on Fn 
uFioi- ı98 ı ı 
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Inhalt der zweiten Seite: wie Formular F. 


Inhalt der letzten Seite: die Vorschriften 1, 3—6 wie Formular F.: nur an 
Stelle von Nr. 2 tritt folgende Vorschrift : 


2. Wer auf der Strasse oder sonst im Umherziehen oder an einem Orte vorübergehend 
öffentlich Musik aufführen, theatralische Vorstellungen oder sonstige Lustbarkeiten 
öffentlich darbieten will, bedarf hiezu ausser den übrigen Erfordernissen der vorher- 
gehenden Erlaubniss der Orts-Polizeibehörde. | 


Inhalt der ersten Seite. Formular H. (Verordn. $. 32 b.) 
3 a | ; eco + 
Ss S 23 SANT Deutsches Reich. „BERBE 
sa8E<3 Grossherzogthum Baden. Basuse 
:8 = = ® . . . = z g = r 
SRSSSE Legitimations-Schein SR 
333332 für das Jahr 18... gültig vorbehaltlich der Entrich- es =: RA 
" ERETRE tung der Landes-Steuern für das ganze Gebiet des 3 52. 
520 ARE Deutschen Reichs mit Ausnahme von Bayern. ... wohn- | 52, © 48 
2.28 Be Dalk zu... ....Ist.batuet | ELEQEH 
FREE a den. ben an PBräse 
ES: art 
Inhalt der zweiten Seite: wie Formular F. 
Inhalt der letzten Seite: wie Formular F. 
Formular J. (Verordn. $. 36.) 
Tabelle 
über die im Jahr 18... bei (Behörde) .... zum Gewerbe-Betrieb im Um- 


herziehen ertheilten, beziehungsweise auf den Bezirk ausgedehnten Le giti- 
mations-Scheine. | 


Ord.-Zahl. 


Tag der Vor- und Zu- Zur Mitführung zugelassene | Be- 
2 2 2 #35) namen:.dos | Hei- 1 7Ge- Begleiter. mer- 
Erthei- | Ausdeh- | Gewerbetrei-) math. | werbe.) Vor. und a kun- 
lung. nung. benden. | Zuname [Heimath) Alter.| gen. 


| | | [dan den) | ee 
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IV. Elsass-Lothringen. 


Für Elsass-Lothringen hat zur Zeit nur $. 29 der Reichs-Gewerbe-Ord- 
nung durch nachfolgendes Gesetz Geltung erlangt: 


Gesetz, 
betreffend die Einführung des $. 29 der Gewerbe-Ordnung in Elsass- 
Lothringen. Vom 15. Juli 1872. 
(Reichs-Gesetz-Bl. v. 1872. S. 350 flg.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preussen etc., 
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bun- 
desrathes, für Elsass-Lothringen was folgt: 


$. 1. Die Wirksamkeit des $. 29 der Gewerbe-Ordnung für das Deutsche 
Reich vom 21. Juni 1869, welcher lautet: 

Einer Approbation, welche auf Grund eines Nachweises der Befähigung 
ertheilt wird, bedürfen Apotheker und diejenigen Personen, welche sich als 
Aerzte (Wundärzte, Augenärzte, Geburtshelfer, Zahnärzte und Thierärzte) oder 
mit gleichbedeutenden Titeln bezeichnen oder seitens des Staats oder einer Ge- 
meinde als solche anerkannt oder mit amtlichen Funktionen betraut werden 
sollen. Es darf die Approbation jedoch von der vorherigen akademischen Dok- 
torpromotion nicht abhängig gemacht werden. 

Der Bundesrath bezeichnet mit Rücksicht auf das vorhandene Bedürfniss 
in verschiedenen Theilen des Bundesgebiets die Behörden, welche für das ganze 
Bundesgebiet gültige Approbationen zu ertheilen befugt sind und erlässt die 
Vorschriften über den Nachweis der Befähigung. Die Namen der .Approbirten 
werden von der Behörde, weiche die Approbation ertheilt, in den vom Bundes- 
rathe zu bestimmenden amtlichen Blättern veröffentlicht. 

Personen, welche eine solche Approbation erlangt haben , sind innerhalb 
des Bundesgebietes in der Wahl des Ortes, wo sie ihr Gewerbe betreiben wollen, 
vorbehaltlich der Bestimmungen über die Errichtung und Verlegung von Apo- 
theken, nicht beschränkt. 

Dem Bundesrathe bleibt vorbehalten, zu bestimmen, unter welchen Voraus- 
setzungen Personen wegen wissenschaftlich erprobter Leistungen von der vor- 
geschriebenen Prüfung ausnahmsweise zu entbinden sind. 

Personen, welche vor Verkündigung dieses Gesetzes in einem Bundesstaate 
die Berechtigung zum Gewerbe-Betrieb als Aerzte, Wundärzte, Zahnärzte, Ge- 
burtshelfer, Apotheker oder Thierärzte bereits erlangt haben, gelten als für 
das ganze Bundesgebiet approbirt. 

wird auf Elsass-Lothringen ausgedehnt. 


$. 2. Die in vorstehendem Paragraphen erwähnten Approbationen dürfen nicht 
auf Zeit ertheilt werden, und können nur dann zurückgenommen werden, wenn die 
Unrichtigkeit der Nachweise dargethan wird, auf deren Grund solche ertheilt wor- 
den sind. 

Ueber die Zurücknahme der Approbation entscheidet der Bezirksrath in öffent- 
licher Sitzung. Gegen die Entscheidung ist Rekurs an den Kaiserlichen Rath in 
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- Elsass-Lothringen zulässig, welcher bei Verlust desselben binnen vierzehn Tagen 
von Eröffnung der Entscheidung an gerechnet gerechtfertigt werden muss. Der 
Rekurs-Bescheid ist schriftlich zu eröffnen und muss mit Gründen versehen sein. 


.3. Mit Geldbusse bis zu Einhundert Thalern und im Unvermögensfalle mit 


Haft wird bestraft: 
1. wer den selbständigen Betrieb des Apotheker-Gewerbes ohne die vorschrifts- 


mässige Approbation unternimmt, oder fortsetzt; 

2. wer, ohne hierzu approbirt zu sein, sich als Arzt (Wundarzt, Augenarzt, Ge- 
burtshelfer, Zahnarzt, Thierarzt) bezeichnet oder sich einem-ähnlichen Titel bei- 
legt, durch den der Glauben erweckt wird, der Bu desselben sei eine ge- 
prüfte Medizinal-Person. 

$. 4. Die vorstehenden Bestimmungen ($$. 1 bis 3) treten mit dem 1. Oktober 
d. J. in Kraft. 

$. 5. Bestallungen (Zertifikate) für Herboristen werden nicht mehr ertheilt. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und ‚beigedruck- 
tem Kaiserlichen Insiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 15. Juli 1872. 


ERS : Wilhelm. 
Fürst v. Bismarck. 


B. Zusammenstellung der für das Deutsche Reich ergangenen 
Vollzugs-Vorschriften ete. zu den einzelnen Paragraphen der 
Gewerbe-Ordnung. 


Zu $. 6, 


Die in $. 6 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 enthaltene Zusicherung 
bezüglich der Regelung des Verkehrs mit Apothekerwaaren ist ausgeführt durch die 


Verordnung, betr. den Verkehr mit Apothekerwaaren. Vom 25. März 1872. 
(Reichs-Gesetz-Bl. 1872, S. 85 ff. und 136.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preussen etec., 
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, auf Grund der Bestimmungen am 
Schlusse des $. 6 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 (B.-G.-Bl. S. 245), 
was folgt: 


E $. 1. Das Feilhalten und der Verkauf der in dem anliegenden Verzeichnisse 
A. aufgeführten Zubereitungen zu Heilzwecken ist ausschliesslich in Apotheken 
gestattet. 


$. 2. Der Verkauf der in dem anliegenden Verzeichnisse B. aufgeführten 
Droguen und chemischen Präparate an das Publikum ist ausschliesslich in Apotheken 
gestattet. 

Urkundlich u. s. w. 

Gegeben etc. 
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A. Zubereitungen zu Heilzwecken. 


Gemischte Arznei-Balsame. 
Mit Arzneien gefüllte Gallertkapseln. 
Arznei-Abkochungen. 
-  Latwergen. 
-  Elixire. 
- Pflaster. 
-  Extrakte. 
- Aufgüsse. 
-  Linimente. 
Flüssige Arzneimischungen für den inner- 
lichen und für den äusserlichen Gebrauch. 
Arnznei-Pastillen (Zeltchen), mit Ausnahme 
der aus Mineralquellen bereiteten. 
Pillen. 
Arznei-Pulver, mit Ausnahme von Zahn- 
und kosmetischen Pulvern. 
Mengungen von gröblich zerkleinerten Arz- 
nei-Substanzen. 
Arznei-Syrupe. 
Aetherische, wässrige, spirituöse und wei- 
nige Arznei-Auszüge. 
Arznei-Salben und Wachs-Salben mit Aus- 
nahme der kosmetischen Pomaden. 
Arznei-Weine. 


Balsama medicinalia mixta. 

Capsulae gelatinosae medicamentis repletae. 

Decocta medicinalia. 

Electuaria medicinalia. 

Elixiria medicinalia. 

Emplastra medicinalia. 

Extracta medicinalia. 

Infusa medicinalia, 

Linimenta medicinalia. 

Mixturae medicinales in usum internum et 
externum. 

Pastilli et trochisci medicinales exceptis 
pastillis ex aquis mineralibus paratis. 

Pilulae. 

Pulveres medicinales, exceptis pulveribus 
dentrificiis et cosmeticis. 

Species medicinales. 


Syrupi medicinales. 

Tincturae aethereae, aquosae spirituosae et 
vinosae medicinales. 

Unguenta et crerata medicinalia exceptis 
cosmeticis. 

Vina medicinalia. 


B. Droguen und chemische Präparate. 


Aconitin und dessen Salze. 
Aloe. 

Amygdalin. 
Bittermandelwasser. 
Kirschlorbeerwasser. 
Atropin und dessen Salze. 
Basisch salpetersaures Wismuthoxyd. 
Baldriansaures Wismuthoxyd. 
Lärchenschwamm. 
Meerzwiebel. 

Spanische Fliegen. 
Cantharidin. 

Canadisches Bibergeil. 
Sibirisches Bibergeil. 
Chinioidin. 

Chinin und dessen Salze. 
Chloralhydrat. 

Reines Chloroform. 

Cinchonin und dessen Salze. 
Coflein. 

Cantharidinhaltiges Kollodium, 
Coniin und dessen Salze. 
Faulbaumrinde. 
Seidelbastrinde. 
Granatwurzelrinde. 
Chinarinden. 

Kupferalaun. 

Digitalin. 

Euphorbium. 

Trockene gereinigte Ochsengalle. 
Eingedickte Ochsengalle. 
Zuckerhaltiges kohlensaures Eisenoxydul. 
Eisenchlorür. 
Eisenchlorürlösung. 


Aconitinum et ejus salia. 
Aloe. 
Amygdalinum. 
Aqua amygdalarum amararum. 
- Lauro-Cerasi. 

Atropinum et ejus salia. 
Bismuthum hydrico-nitricum. 

- valerianicum. 
Boletus Laricis. 
Bulbus Scillae. 
Cantharides. 
Cantharidinum. 
Castoreum canadense. 

- sibiricum. 
Chinioidinum. 
Chininum et ejus salia. 
Chloralum hydratum. 
Chloroformium purum. 
Cinchoninum et ejus salia. 
Coffeinum. 
Collodium cantharidatum. 
Coniinum et ejus salia. 
Cortex Frangulae. 

-  Merzerei. 
-  Radicis Granadi. 

Cortices Chinae. 
Cuprum aluminatum. 
Digitalinum., 
Euphorbium. 
Fel tauri depuratum siccum. 

- inspissatum. 
Ferrum carbonicum saccharatum. 

- _ chloratum. 


solutum. 
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Eisenoxydhydrat. 
Durch Wasserstoff reduzirtes Eisen. 
Jodeisen. 
Milchsaures Eisenoxydul. 
Eisenchloridlösung. 
Arnikablüthen. 
Zittwerblüthen (al. Saamen). 
Koussoblüthen. 
Tollkirschenblätter. 
Buccoblätter. 
Fingerhutblätter. 
Bilsenkrautblätter. 
Sennesblätter. 
- mit Weingeist ausgezogen. 

Stechapfelblätter. 
Coloquinthen. 
Cubeben. 
Wasserfenchel. 
Sabatillsaamen. 
Lupulin. 
Kamala. 
Ammoniacum. 
Stinkasaat. 
Mutterharz. 
Myrrhe. 
Skammonium. 
Indischer Hanf. 
Schierlingskraut. 
Gottesgnadenkraut. 
Lobelienkraut. 
Weisses Quecksilberpräcipitat. 
Quecksilber-Jodid. 

- Chlorür (Calamel). 

- Jodür. 
Salpetersaure Quecksilber-Oxydullösung. 


Boraxhaltiges weinsaures Kali. 

Reines Kreosot., 

Lactucarium. 

Guajakholz. 

Quassiaholz. 

Sassafrasholz. 

Gereinigte schwefelsaure Magnesia. 

Gebrannte Magnesia. 

Manna. 

Morphium und dessen Salze und die an- 

deren Alkaloide des Opiums. 

Codein. 

Narcein. 

Narkotin u. 8. w. 

Gereinigtes phosphorsaures Natron. 
- schwefelsaures Natron. 
- weinsaures Natron. 
- salpetersaures Natron. 

Kajeputöl. 

Aetherisches Kamillenöl. 

Citronölhaltiges Kamillenöl. 

Crotonöl. 

Cubebenöl. 

Muskatöl oder Balsam. 

Ricinusöl. 

Sadebaumöl. 

Baldrianöl. 

Opium. 

Bleiessig. 
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Ferrum hydricum. 
- _ hydrogenio reductum. 
- jodatum. 
- lacticum oxydulatum. 
- sesquichloratum solotum. 
Flores Arnicae. 
- Cinae. 
- Kousso. 
Folia Belladonnae. 
-  DBucco. 
- Digitalis. 
- Hyoscyami. 
-  Sennae. 
- - spiritu vini extracta. 
- Stramonii. 
Fructus Colocynthidis. 
-  Cubebae. 
-  Phellandrii. 
-  Sabatillae. 
Glandulae lupuli. 
- Rottlerae. 
Gummi Resina ammoniacum. 
Asa foetida. 


- -  Galbanum. 
- -  Myrrhae. 
- - Scammonium. 
Herba Cannabis Indicae. 
- Coniü. 
-  Gratiolae. 
-  Lobeliae. 
Hydrargyrum amidato-bichloratum. 
= bijodatum. 
- chloratum mite. 
jodatum. 
- nitricum oxydulatum solu- 
tum. 


Kali tartarıcum boraxatum. 
Kreosotum purum. 
Lactucarium. 
Lignum Guajaci. 
-  Quassiae. 
- Sassafras. 
Magnesia sulphurica depurata. 
- uta. 
Manna. 
Morphium et ejus salia et alia Opii alcaloidea 
scilicet. 
Codeinum. 
Narceinum. 
Narcotinum et al. 
Natrum phosphoricum depuratum. 
-  sulphuricum depuratum., 
-  _tartaricum depuratum. 
-  nitricum depuratum. 
Oleum Cajeputi. 
- Chamomillae aethereum. 
5 - citratum. 
-  Crotonis. 
Cubebarum. 
Nueistae. 
Ricini. 
-  Sabinae. 
-  Valerianae. 
Opium. 
Plumbum hydrico-aceticum solutum, 


ZuS$.6. 


Jodblei. Plumbum jodatum. 
Eibischwurzel. Radix Althaeae. 
Angelikawurzel. -  Angelicae. 
Tollkirschenwurzel. -  Belladonnae. 
Columbowurzel. - Colombo. 
Süssholzwurzel. -  Glyeyrrhizae. 
Alantwurzel. - „ Helenii. 

Grüne Nieswurzel. -  Hellebori viridis. 
Brechwurzel. -  Ipecacuanhae. 
Liebstöckelwurzel. -  Levistici. 
Bertramwurzel. - Pyrethri. 
Rhabarberwurzel. - Rhei. 
Sarsaparillawurzel. - Sarsaparillae. 
Senegawurzel. -  Senegae. 
Schlangen wurzel. - Serpentariae. 
Baldrianwurzel. -  Valerianae. 
Guajakharz. Resina Guajaci. 
Jalapenharz. -  Jalapae. 
Farrenkrautwurzel. Rizoma Filicis. 

Weisse Nieswurzel. -  Veratri albi. 
Santonin. Santoninum. 
Mutterkorn. Secale cornutum. 
Calabarbohnen. Semen Calabar s. Physostichmatis. 
Zeitlosensaamen. -  Colchici. 
Bilsenkrautsaamen. - Hyoscyami. = 
Stechapfselsaamen. - Stramonii. 
Brechnüsse (Krähenaugen). -  Strycehni. 
Senfspiritus. Spiritus Sinapis. 


Salzäther-Weingeist. 
Salpetheräther- Weingeist. 


Brechweinstein. Stibio-Kali tartaricum purum. 
Goldschwefel. Stibium sulphuratum aurantiacum. 
Bittersüssstengel. Stipites Dulcamarae. 


Strychnin und dessen Salze. 


Präzipitirter Schwefel (Schwefelmilch). 


Verkehr mit Apotheker-Waaren. — Präsions-Waagen. 


_ aetheris chlorati. 
= nitrosi. 


Strychninum et ejus salia. 
Sulphur praecipitatum. 


Sadebaum. Summitates Sabinae. 
Sturmhutknollen. Tubera aconiti. 
Jalapenknollen. - jalapae. 
Veratrin. Veratrium. 


Essigsaures Zinkoxyd. 

Reines Chlorzink. 

Milchsaures Zinkoxyd. 

Reines schwefelsaures Zinkoxyd. 
Baldriansaures Zinkoxyd. 


Zincum aceticum. 
- chloratum purum. 
- lacticum. 
-  sulphuricum purum. 
- valerianicum. 
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Neben obiger Verordnung vom 25. März 1872 verdient Erwähnung die 


Bekanntmachung der Normal-Eichungs-Kommission, betr. die Anwen- 

dung von Präzisions-Waagen in den Offizinen der Apotheken, Vom 

1. Mai 1872. (Besondere Beilage zu Nr. 14 des R.-G.-Bl. v. 24. Mai 1872. — 

Vgl. auch in Archiv Bd. IV, S. 1007 die Anweisung vom 6. März 1871, betr. die 
Medizinal-Gewichte.) 


Auf Grund von Art. 18 der Mass- und Gewichts-Ordnung vom 17. Aug. 1868 
wird von der Normal-Eichungs-Kommission des Deutschen Reiches hiermit Nach- 
folgendes bestimmt: 

» Unter den in den Offizinen der Apotheker im Gebrauch befindlichen Waa- 
gen und zwar nicht nur den für die Rezeptur, d. h. für das eigentliche Medi- 
zinal-Geschäft dienenden, sondern auch den, dem sogenannten Handverkauf 
dienenden — wenngleich letztere auf einem separaten Handverkauftische auf- 


Archiv des Deutschen Reichs. Bd. I. (VI.) 64 


1026 Reichs-Vollzugs-Vorschriften zur Gewerbe-Ordnung. Zu$$.8u.16. 


gestellt sind — müssen alle diejenigen als Präzisions-Waagen geeicht sein (s. 
Eich - Ordnung v. 16. Juli 1869, $. 38, 2), welche zum Abwägen von Gegen- 
ständen dienen, deren Gewicht 200 Gramm und weniger beträgt.« 

Berlin, den 1. Mai 1872. 


In das Gebiet der Medizinal-Gesetzgebung schlägt ferner ein der Erlass der 
für das ganze Deutsche Reich geltenden » Pharmacopea Germanica. « 

Die bezügliche Bekanntmachung datirt vom 1. Juli 1872 und ist veröffentlicht 
im Reichs-Gesetz-Bl. 8. 172. 

Eine Abänderung bezweckt die Bekanntmachung vom 4. Juli 1873 (R.- 
G.-Bl. S. 200). Wegen der Abänderung selbst vgl. Zentral-Blatt für das Deutsche 
Reich 1873, 8. 213. 


Zu S. 8. 


»Nach einer zwischen Deutschland und Italien getroffenen Verein- 
barung sind Deutsche Aktiengesellschaften und andere kommerzielle, 
industrielle oder finanzielle Gesellschaften, wenn sie nach den am Orte ihres Domizils 
geltenden Gesetzen errichtet und als zu Recht bestehend zugelassen sind, befugt, 
innerhalb des Königreichs Italien die ihnen zustehenden Rechte, insbesondere das 
Recht des Auftretens vor Gericht, auszuüben. Hierbei haben sie sich jedoch den 
italienischen Gesetzen zu unterwerfen; auch werden sie zum Geschäfts- oder Ge- 
werbe-Betriebe in Italien nur dann zugelassen, wenn sie die Bedingungen erfüllt 
haben, welche durch die dortigen Gesetze und sonstigen Bestimmungen vorge- 
schrieben sind. 

Die Wirksamkeit dieser Vereinbarung beginnt am 1. Oktober 1873.« 

(Zentr.-Bl. f. d. D. R. 1873, 8. 188.) 


Eine gleichartige Vereinbarung ist nach der Bekanntmachung vom 7. De- 
zember 1873 (Zentr.-Bl.f.d.D.R. 1873, S. 380) zwischen dem Deutschen Reiche 
und Belgien abgeschlossen, deren Wirksamkeit mit dem 1. Januar 1874 beginnt. 


Zu $. 16. 


a. Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 20. Juli 1873. 
(R.-G.-Bl. 1873. S. 299.) 


»Der Bundesrath hat, vorbehaltlich der Genehmigung des Reichstages be- 
schlossen , das in $. 16 der Gewerbe-Ordnung enthaltene Verzeichniss konzessions- 
pfliehtiger Anlagen auf 
Hopfen-Schwefeldarren, Asphaltkochereien und Pechsiedereien, sofern sie ausser- 
halb der Gewinnungs-Orte des Materials errichtet werden, Strohpapierstoff- 
Fabriken und Darmzubereitungs-Anstalten *) 

auszudehnen.« 


*) In dem dem Reichstage vorgelegten Ges.-Entwurf, betr. die einer besonderen Ge- 
nehmigüng bedürfenden gewerblichen Anlagen sind noch hinzugefügt: »Fabriken, in 
welchen Dampfkessel oder andere Blechgefässe durch Vernieten hergestellt werden.«. 
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b. Beschluss des Bundesrathes vom 6. Juli 1873.*) 
(Gesetz- und Verordnungs-Bl. für das Grossh. Baden 1873. S. 117.) 


»In der Sitzung des Bundesraths vom 5. Juli 1873 wurde das Einverständniss 
der Bundes-Regierungen darüber konstatirt, dass 

1. die Frage, inwieweit aus Gesundheits- oder anderen polizeilichen Rücksichten 
die Lagerung von Fetten, ingleichen solche gewerbliche Anlagen , welche durch 
schädliche Effluvien fliessenden öffentlichen oder Privat-Gewässern Verderbniss 
drohen, Beschränkungen unterworfen werden können, nicht nach den Bestim- 
mungen der Gewerbe-Ordnung sich regele; 

2. dass der in $. 16 der Gewerbe-Ordnung gebrauchte Ausdruck »Schlächtereien« 
alle Schlachtstätten ohne Unterschied, also nicht blos die von einer grösseren 
Anzahl von Metzgern gemeinschaftlich benutzten Schlachthäuser, sondern auch 
jede vom einzelnen Metzger in seiner Behausung zum Schlachten benutzte Räum- 
lichkeit umfasse.« 


Zu $. 24. 


a. Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend allgemeine polizeiliche Bestim- 
mungen über die Anlegung von Dampfkesseln. Vom 29. Mai 1871. 
(Reichs-Gesetz-Blatt 1871. S. 112—26.) 


Auf Grund der Bestimmung im $. 24 der Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen 
Bund vom 21. Juni 1869 hat der Bundesrath nachstehende allgemeine polizeiliche Be- 
stimmungen über die Anlegung von Dampfkesseln erlassen. 


I. Bau der Dampfkessel. 
Kesselwandungen. 


8.1. Die vom Feuer berührten Wandungen der Dampfkessel!), der Feuerröhren und 
‚der Siederöhren dürfen nicht aus Gusseisen hergestellt werden, sofern deren lichte Weite 
bei zylindrischer Gestalt 25 Zentimeter, bei Kugelgestalt 30 Zentimeter übersteigt. 

Die Verwendung von Messingblech ist nur für Feuerröhren, deren lichte Weite 10 


Zentimeter nicht übersteigt, gestattet). 


1) Ueber die Gefährlichkeit der Dampfkessel mit innerer Feuerung (s. g. Corn- 
wall’sche Kessel) siehe Preuss. Min.-Erlasse vom 28. April 1857 u. 28. September 1860. 
(V. M.-Bl. 1857. S. 95 u. 1860. 8. 209.) 


2) Wenn auch durch die Preuss. Ministerial- Verordnung vom 11. Juni 1871 
die früheren landesgesetzlichen Bestimmungen, welche den Fabrikanten Beschrän- 
kungen in der Wahl des Materials auferlegten, aufgehoben sind, so ist doch die Haft- 
barkeit für schuldbares Versehen dadurch nicht berührt. Diese Haftbarkeit 
wird vielmehr ausdrücklich in der Zirk.-Verf. v. 11. Juni 1871 wieder hervorgehoben. 
— Die Sächsische Verordnung vom 6. Juli 1871 verpflichtet im $. 1 ebenfalls 
den Kessel-Fabrikanten ausdrücklich zur Anwendung guten Materials. — Die Baye- 
rische Verordnung vom 21. Januar 1872 macht im Abs. 2 des $. 5 den Fabrikanten 
zivilrechtlich verantwortlich für alle aus Verwendung schlechten Materials entstehenden 
Schäden. — Für Württemberg ist der in der Verordnung zur Einführung der Ge- 
'werbe-Ordnung allegirte $. 12 der Instruktion v. 30. Januar 1858 (s. diese) beachtens- 
werth. 

Für dieaus schuldbarem Versehen entstandenen Schäden können die 
Urheber solidarisch haftbar sein, sowohl nach der Bestimmung des Reichs- 
Strafgesetzb. v. 15. Mai 1871, $. 231, wie nach den allgemeinen und bezw. den landes- 
rechtlichen, Haftungs-Vorschriften. 


*) Bedauerlicher Weise werden die interpretatorischen Beschlüsse des Bundesrathes 
nur in seltenen Fällen in den amtlichen Organen des Deutschen Reiches oder Preussens 
veröffentlicht. Wir haben die hier und unten wiedergegebenen Beschlüsse Süddeutschen 
Gesetz-Sammlungen etc. entnommen. 
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Vergl. hierzu das unten mitgetheilte Gesetz, betr. Verbindlichkeit zum Schadens- 
Ersatz etc., vom 7. Juni 1871. 


Feuerzüge. 


$. 2. Die um oder durch einen Dampfkessel gehenden Feuerzüge müssen an ihrer 
höchsten Stelle in einem Abstande von mindestens 10 Zentimetern unter dem festgesetzten 
niedrigsten Wasserspiegel des Kessels liegen. Bei Dampfschiffskesseln von 1 bis 2 Meter 
Breite muss der Abstand mindestens 15 Zentimeter, bei solchen von grösserer Breite min- 
destens 25 Zentimeter betragen. 

Diese Bestimmungen finden keine Anwendung auf Dampfkessel, welche aus Siede- 
röhren von weniger als 10 Zentimeter Weite bestehen, sowie auf solche Feuerzüge, in 
welchen ein Erglühen des mit dem Dampfraum in Berührung stehenden Theiles der Wan- 
dungen nicht zu befürchten ist. Die Gefahr des Erglühens ist in der Regel als ausgeschlos- 
sen zu betrachten, wenn die vom Wasser bespülte Kesselfläche, welche von dem Feuer vor 
Erreichung der vom Dampfe bespülten Kesselfläche bestrichen wird, bei natürlichem Luft- 
zug mindestens zwanzigmal, bei künstlichem Luftzug mindestens vierzigmal so gross ist, 
als die Fläche des Feuerrostes 3) ®). 

x 3) Die allgemeine Fassung des Absatz 2 schliesst nicht aus, dass nicht die konzes- 
sionirende Behörde befugt sei, auch in anderen als den hier bezeichneten Fällen die 


Gefahr des Erglühens als drohend anzunehmen und demnach die Genehmigung zu ver- 
sagen. Vergl. Preuss. Zirkul.-Verfügung vom 11. Juni 1871 unter 1. 


4 Für Dampfkessel, welche durch die abziehenden Gase von Puddel- oder Schweiss- 
öfen geheizt werden, ist die besondere Bedingung vorzuschreiben: »Dieselben müssen 
einzeln ausser Betrieb gesetzt werden können, ohne dass dadurch der Ofenbetrieb ge- 
stört wird. Dazu ist die Herstellung eines direkten Kanals zwischen Ofenfuchs und 
Esse und die Anwendung eines Schiebers zwischen Ofen und Kessel, durch welchen die 
Einwirkung der Ofenhitze auf den Kessel verhindert werden kann, erforderlich«. Min.- 
Verf. v. 22. August 1873. 


Il. Ausrüstung der Dampfkessel. 
Speisung, 
$+ 3. An jedem Dampfkessel muss ein Speise-Ventil angebracht sein, welches bei 
Abstellung der Speise-Vorrichtung durch den Druck des Kesselwassers geschlossen wird. 


$. 4. Jeder Dampfkessel muss mit zwei zuverlässigen Vorrichtungen zur Speisung 

versehen sein, welche nicht von derselben Betriebs-Vorrichtung abhängig sind, und von 

denen jede für sich imstande ist, dem Kessel die zur Speisung erforderliche Wassermenge 

zuzuführen. Mehrere zu Einem Betriebe vereinigte Dampfkessel werden hierbei als ein 
Kessel angesehen). 

5) Ein Giffard’scher Injektor ist laut Preuss. Min.-Erlass v. 29. Dezbr. 1863 für 

eine zuverlässige Vorrichtung zur Speisung der Dampfkessel zu erachten, auch wenn er 


mit dem zu speisenden Kessel in Verbindung steht. — Für Württemberg empfiehlt 
die Instruktion v. 30. Jan. 1858 s. g. Dampf-Pumpen. 


Wasserstandszeiger. 


$. 5. Jeder Dampfkessel muss mit einem Wasserstandsglase und mit einer zweiten 
geeigneten Vorrichtung®) zur Erkennung seines Wasserstandes versehen sein. Jede dieser 
Vorrichtungen muss eine gesonderte Verbindung mit dem Innern des Kessels haben, es sei 
denn, dass die gemeinschaftliche Verbindung durch ein Rohr von mindestens 60 Quadrat- 
Zentimeter lichtem Querschnitt hergestellt ist). 
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6) Als zweite geeignete Vorrichtung ist ebenfalls ein Wasserstandsglas zulässig. 


7) Ueber den Black’schen Sicherheits-Apparat s. Bekanntmachung im Min.-Bl. der 
inn. Verw. für Preussen 1855. S. 27. 


$- 6. Werden Probirhähne zur Anwendung gebracht, so ist der unterste derselben in 
der Ebene des festgesetzten niedrigsten Wasserstandes anzubringen. Alle Probirhähne 
müssen so eingerichtet sein, dass man behufs Entfernung von Kesselstein in gerader 
Richtung hindurchstossen kann. 


Wasserstandsmarke. 


$- 7. Der für den Dampfkessel festgesetzte niedrigste Wasserstandist an dem Wasser- 
standsglase, sowie an der Kesselwandung oder dem Kessel-Mauerwerke durch eine in die 
Augen fallende Marke zu bezeichnen. 


Sicherheits-Ventil. 


$« 8. Jeder Dampfkessel muss mit wenigstens Einem zuverlässigen Sicherheits-Ventil$) 
versehen sein. 

Wenn mehrere Kessel einen gemeinsamen Dampfsammler haben, von welchem sie 
nicht einzeln abgesperrt werden können, so genügen für dieselben zwei Sicherheits-Ventile. 

Dampfschiffs-, Lokomobil- und Lokomotiv-Kessel®) müssen immer mindestens zwei 
Sicherheits-Ventile haben. Bei Dampfschiffs-Kesseln, mit Ausschluss derjenigen auf See- 
schiffen, ist dem einen Ventil eine solche Stellung zu geben, dass die vorgeschriebene Be- 
lastung vom Verdeck aus mit Leichtigkeit untersucht werden kann. 

_ Die Sicherheits-Ventile müssen jederzeit gelüftet werden können. Sie sind höchstens 
so zu belasten !0), dass sie bei Eintritt der für den Kessel festgesetzten Dampfspannung 
den Dampf entweichen lassen. 

8) Es ist davon abgesehen worden, für die Oeffnungs-Dimensionen der Sicherheits- 


Ventile bestimmte Minimalweiten vorzuschreiben; vergl. Preuss. Zirk.-Verf. vom 
11. Juni 1871 unter 2. 


9, Unter Lokomotiv-Kesseln sind nur die für den Eisenbahn-Betrieb be- 
stimmten Kessel zu verstehen. Dienach Art der Lokomotiv-Kessel gebauten Kessel 


($. 12) gehören, wenn sie fest aufgestellt sind, zu den stehenden Dampfkessel-Anlagen, 
sonst zu den Lokomobilen. 


10) Vergl. zu Abs. 4, Preuss. Verf. unter 4, wonach die zulässige Ventil-Belastung 
bei der amtlichen Abnahme des Kessels regulirt und besonders markirt werden muss. 


Manometer. 


'$- 9. An jedem Dampfkessel muss ein zuverlässiges Manometer angebracht sein, an 
welchem die festgesetzte höchste Dampfspannung durch eine in die Augen fallende Marke 
zu bezeichnen ist!!). 

An Dampfschifiskesseln müssen zwei dergleichen Manometer angebracht werden, von 
denen sich das eine im Gesichtskreise des Kesselwärters, das andere, mit Ausnahme der 
Seeschiffe, auf dem Verdecke an einer für die Beobachtung bequemen Stelle befindet. 
Sind auf einem Dampfschiffe mehrere Kessel vorhanden, deren Dampfräume mit einander 
in Verbindung stehen, so genügt es, wenn ausser den an den einzelnen Kesseln befindlichen 
Manometern auf dem Verdecke ein Manometer angebracht ist. 


1!) Die Verpflichtung der Dampfkessel-Besitzer, offene Quecksilber-Röh- 
ren-Manometer zu halten, ist aufgehoben. Es kann auch ein anderes Manometer 
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sein, dessen Zuverlässigkeit der revidirende Beamte mittelst des Kontroll-Manometers, 
oder eines Quecksilber-Röhren-Manometers ($. 15, Abs. 2) zu prüfen hat. 

Für eine zuverlässige Einrichtung wurden in Preussen früher nicht erachtet die 
Feder-Manometer und die s. g. Kompressions-Manometer. Siehe die Min.-Erlasse vom 
15. März 1852 u. 2. Juni 1857. (Min.-Bl. 1852. S. 93 u. 1857. S. 116.) 

Ueber die Beschaffenheit zuverlässiger Quecksilber- Röhren- Manometer vergl. 
Preuss. Min.-Verf. v. 12. November 1861. (Min.-Bl. 1861. S. 276). Wesentliches Er- 
forderniss ist, »dass bei denselben eine Quecksilber-Säule von 29 Zoll Höhe dem Druck 
einer jeden Atmosphäre entspricht«. | 


Kesselmarke. 


8. 10. An jedem Dampfkessel muss die festgesetzte höchste Dampfspannung, der 
Name des Fabrikanten, die laufende Fabriknummer und das Jahr der Anfertigung in 
leicht erkennbarer und dauerhafter Weise angegeben sein. 


Ill. Prüfung der Dampfkessel. 
Druckprobe. 


8. 11. Jeder neu aufzustellende Dampfkessel !?2) muss nach seiner letzten Zusammen- 
setzung vor der Einmauerung oder Ummantelung unter Verschluss sämmtlicher Oefinungen 
mit Wasserdruck geprüft werden. 

Die Prüfung erfolgt bei Dampfkesseln, welche für eine Dampfspannung von nicht 
mehr als fünf Atmosphären Ueberdruck bestimmt sind, mit dem zweifachen Betrage des: 
beabsichtigten Ueberdruckes'3), bei allen übrigen Dampfkesseln mit einem Drucke, welcher 
den beabsichtigten Ueberdruck um fünf Atmosphären übersteigt. Unter Atmosphärendruck 
wird ein Druck von einem Kilogramm auf den Quadrat-Zentimeter verstanden 1%). 

Die Kesselwandungen müssen dem Probedruck widerstehen, ohne eine bleibende 
Veränderung ihrer Form zu zeigen und ohne undicht zu werden. $ie sind für undicht zu 
erachten, wenn das Wasser bei dem höchsten Drucke in anderer Form als der von Nebel 
oder feinen Perlen durch die Fugen dringt 9). 


12) Ein Zirkular des Preuss. Handels-Ministers v. 7. Juni 1872 (V. M.-Bl. 1872. 
S. 181) hat über Zweifel, die darüber entstanden waren, 
»ob die nach Ausdehnung des Geltungsbereichs der Gewerbe-Ordnung auf ganz 
Deutschland ausgeführten Druckproben allgemeine Gültigkeit haben, oder ob solche 
Kessel, welche aus der Maschinen-Fabrik eines Staates hervorgehen, dagegen in 
einem anderen Staate in Betrieb gesetzt werden sollen, am Orte der Aufstellung einer 
neuen Druckprobe unterworfen werden müssen, obwohl sie bereits in der Fabrik 
dieser Probe unterzogen sind« — 
dahin entschieden, dass 

»dieim Bereich einesanderen Bundesstaates vorgenommene amt- 
liche Druckprobe eines Dampfkessels auch in Preussen als voll- 
gültig anzuerkennen sei.« 


Für Bayern bestimmt Abs. 2, $. 3 der Verordn. v. 26. Jan. 1872: 
»dass aus nichtbayerischen Fabriken bezogene Dampfkessel oder Dampf-Appa- 
rate bei ihrer Ablieferung einer weiteren Prüfung nicht unterliegen, wenn nach- 
gewiesen wird, dass dieselben nach der Vollendung, übereinstimmend mit gedachter 
Verordnung, geprüft und sicher befunden worden.« 


In Württemberg ist nach Vorschrift des $. 33, Abs. 2 der Verordn. v. 14. De- 
zember 1871: 
die Prüfung erforderlich am Aufstellungsorte: 
»für Kessel, die im Auslande angefertigt sind; « 
sie ist abernichterforderlich: 
»für Kessel, welche bereits in einem anderen Staate nach Massgabe der reichsge- 
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gesetzlichen Vorschriften geprüft sind, sofern nicht eine Probe wegen etwa in- 
zwischen auf dem Transport erlittener Schäden nothwendig ist. « 


Beachtenswerth ist die Sächsische Vorschrift des $. 12 der Verordnung vom 
6. Juli 1871: 
»Wenn ein aus Ober- und Unterkessel bestehender Dampfkessel, nachdem er in der 
Maschinen-Fabrik geprüft worden, des Transportes halber auseinander genommen 
wird, so erscheint die Wiederholung der Druckprobe nach der Wiederzusammen- 
setzung geboten. « 


13) Ein Preuss. Min.-Reskript v. 31. Dezbr. 1861 belehrte, dass die Druckprobe 
nicht nach dem Gesammtdrucke des Dampfes, sondern nach dem Drucke über die 
äussere Atmosphäre zu bemessen sei. 

Für Sachsen bestimmt die mehrfach erwähnte Verordnung v. 6. Juli 1872, dass 
die Bestimmung der für den Betrieb beabsichtigten höchsten Dampfspannung nur nach 
ganzen und halben Atmosphären zu erfolgen habe. 


14) Als Norm zur Bezeichnung der Pferdekraft ist eine Kraft anzusehen , welche 
480 Pfund in einer Sekunde 1 Preuss. Fuss hebt. Preuss. Min.-Verf. v. 17. Febr. 1859. 
(M.-Bl. 1858. S. 55.) 


15), Wegen der Druckprobe der aus dem Auslande bezogenen, mit einer Ummante- 
lung versehenen Lokomobilkessel bestimmt in Preussen die Min.-Verfüg. v. 7. Dezbr. 
1869. (Min.-Bl. 1870. 8. 26.) 

»Die Prüfung der lokomobilen Dampfkessel mittelst des Wasserdruckes nach $. 14 
des Regulativs x. 31. August 1861 (V. M.-Bl. S. 176) begegnet erfahrungsmässig in 
solchen Fällen Schwierigkeiten, in welchen die Kessel, bereits mit einer Ummante- 
lung versehen, aus dem Auslande bezogen werden. Eine unmittelbare Untersuchung 
der äusseren Blechwände der Kessel ist in diesen Fällen ohne die in vielen Fällen 
mit Unzuträglichkeiten verbundene Entfernung der Ummantelung nicht angänglich. 

In der Erwägung, dass etwaige Undichtigkeiten der Kesselwände, wie der Kessel 
überhaupt nicht ohne Beseitigung der Ummantelung mittelst des Probe-Manometers 
entdeckt werden können, da das Manometer den in Folge der Wassereinpumpung 
angenommenen hohen Stand, nachdem die Pumpe zu arbeiten aufgehört hat, nur so 
lange beibehält, als nicht in Folge einer Undichtigkeit des Kessels Wasser entweicht, 
im letzteren Falle dagegen sofort eine Abnahme der Spannung anzeigt, wird hiermit 
allgemein die Ermächtigung ertheilt, bei der Vornahme der Druckprobe solcher 
lokomobiler Dampfkessel, welche aus dem Auslande eingeführt werden und ganz 
neu sind, von der Entfernung der Kessel-Ummantelung abzusehen, sofern die Probe 
mit dem Manometer und nicht mit dem belasteten Sicherheits- Ventil ausgeführt 
wird. 

Für die aus dem Auslande eingeführten, aber schon gebrauchten Loko- 
mobilen findet diese Erleichterung nicht statt. « 


$. 12. Wenn Dampfkessel eine Ausbesserung in der Kesselfabrik erfahren haben 
oder wenn sie behufs der Ausbesserung an der Betriebsstätte ganz blosgelegt worden sind, 
so müssen sie in gleicher Weise, wie neu aufzustellende Kessel, der Prüfung mittelst Was- 
serdrucks unterworfen werden. 


Wenn bei Kesseln mit innerem Feuerrohr ein solches Rohr und bei den nach Art der 
Lokomotiv-Kessel gebauten Kesseln die Feuerbüchse behufs Ausbesserung oder Erneuerung 
herausgenommen, oder, wenn bei zylindrischen und Siedekesseln eine oder mehrere Plat- 
ten neu eingezogen werden, so ist nach der Ausbesserung oder Erneuerung ebenfalls die 
Prüfung mittelst Wasserdrucks vorzunehmen. Der völligen Blosslegung des Kessels bedarf 
es hier nicht. 


R Prüfungs-Manometer. 


$. 13. Der bei der Prüfung ausgeübte Druck darf nur durch ein. genügend hohes 
offenes Quecksilber-Manometer oder durch das von dem prüfenden Beamten geführte amt- 
liche Manometer festgestellt werden 6). 


1032 Reichs-Vollzugs-Vorschriften zur Gewerbe-Ordnung. Zu$.24. 


An jedem Dampfkessel muss sich eine Einrichtung befinden, welche dem prüfenden 
Beamten die Anbringung des amtlichen Manometers gestattet 17). 
16) Die Einrichtung der Prüfungs-Manometer bestimmen die Einzelstaaten; für 
Preussen sind die bezügl. Vorschriften in der Zirk.-Verf. v. 11. Juni 1871 gegeben. 
Vergl. diese, sowie die im Anhang als Beilage 1 mitgetheilte Beschreibung der Prü- 


fungs-Manometer. Die Benutzung von Quecksilber-Röhren-Manometer ist jedoch ge- 
stattet. Vergl. erwähnte Zirk.-Verf. Abs. 4. | 


17) Diese Einrichtung kann auch nicht durch das Vorhandensein eines Quecksilber- 
Röhren-Manometers ersetzt werden. 


IV. Aufstellung der Dampfkessel. 
Aufstellungsort. 


$. 14. Dampfkessel, welche für mehr als vier Atmosphären Ueberdruck bestimmt 
sind, und solche, bei welchen das Produkt aus der feuerberührten Fläche in Quadrat- 
metern und der Dampfspannung in Atmosphären Ueberdruck mehr als zwanzig beträgt, 
dürfen unter Räumen, in welchen Menschen sich aufzuhalten pflegen, nicht aufgestellt 
werden. Innerhalb solcher Räume ist ihre Aufstellung unzulässig, wenn dieselben über- 
wölbt oder mit fester Balkendecke versehen sind. 

An jedem Dampfkessel, welcher unter Räumen, in welchen Menschen sich aufzuhalten 
pflegen, aufgestellt wird, muss die Feuerung so eingerichtet sein, dass die Einwirkung des 
Feuers auf den Kessel sofort gehemmt werden kann). 

Dampfkessel, welche aus Siederöhren von weniger als 10 Zentimeter Weite bestehen, 
und solche, welche in Bergwerken unterirdisch oder in Schiffen aufgestellt werden, unter- 
liegen diesen Bestimmungen nicht. 

18) Um diese sofortige Hemmung der Feuereinwirkung auf den Kessel möglich zu 
machen, ist in Preussen für die Zulassung von Dampfkesseln unter Räumen, in denen 
sich Menschen aufzuhalten pflegen, durch Minist.-Verfüg. v. 4. April 1855 (Minist.-Bl. 
1855. S. 50) folgende Bedingung allgemein vorgeschrieben, dass 
1. durch irgend eine zweckdienliche Vorrichtung — etwa zum Kippen des Rostes — 

der Kessel sofort der Einwirkung des Feuers möglichst entzogen, und dass 


2. durch Anbringung von Klappen oder Schiebern die Möglichkeit gegeben werde, in 
entscheidenden Momenten den Zutritt der Luft zur Feuerung abzuschliessen. « 


Kesselmauerung. 


$. 15. Zwischen dem Mauerwerk, welches den Feuerraum und die Feuerzüge fest- 
stehender Dampfkessel einschliesst, und den dasselbe umgebenden Wänden muss ein 
Zwischenraum von mindestens 8 Zentimeter verbleiben, welcher oben abgedeckt und. an 


den Enden verschlossen werden darf. 


V. Allgemeine Bestimmungen. , * 
$. 16. Wenn Dampfkessel-Anlagen, die sich zur Zeit bereits im Betriebe befinden, 
den vorstehenden Bestimmungen aber nicht entsprechen, eine Veränderung der Betriebs- 
stätte erfahren sollen, so kann bei deren Genehmigung eine Abänderung in dem Baue 
der Kessel nach Massgabe der $$. 1 und 2 nicht gefordert werden. Dagegen finden im 
Uebrigen die vorstehenden Bestimmungen auch für solche Fälle Anwendung. 


$. 17. Die Zentral-Behörden der einzelnen Bundes-Staaten sind befugt, in einzelnen 
Fällen von der Beachtung der vorstehenden Bestimmungen zu entbinden. 
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$. 18. Die vorstehenden Bestimmungen finden keine Anwendung: 

“1. auf Kochgefässe, in welchem mittelst Dampfes, der einem anderweitigen Dampfent- 
wickler entnommen ist, gekocht wird; 

2. auf Dampf-Ueberhitzer oder Behälter, in welchem Dampf, der einem anderweitigen 
Dampfentwickler entnommen ist, durch Einwirkung von Feuer besonders erhitzt wird ; 

3. auf Kochkessel, in welchen Dampf aus Wasser durch Einwirkung von Feuer erzeugt 
wird, wofern dieselben mit der Atmosphäre durch ein unverschliessbares, in den 
Wasserraum hinabreichendes Standrohr von nicht über fünf Meter Höhe und minde- 
stens acht Zentimeter Weite verbunden sind 19). 


19) Die im $. 18 bezeichneten Dampfkessel sind überhaupt nicht konzessionspflichtig. 


$. 19. In Bezug auf die Kessel in Eisenbahn-Lokomotiven bleiben auch ferner noch 
die Bestimmungen des Bahnpolizei-Reglements für Eisenbahnen vom 3. Juni 1870 in 
Geltung). 


%) Die bezügl. sich hier anschliessenden Bestimmungen sind betr. des Maximal- 
druckes abgeändert durch Bekanntmachung v. 29. Dezbr. 1871. (Reichs-Gesetz-Blatt 
f. 1872. S. 34.) 


Berlin, den 29. Mai 1871. 
Der Reichs-Kanzler. 


In Vertretung: 
Delbrück. 


b. Uebersicht der in Ausführung der reichspolizeilichen Bekanntmachung vom 

29. Mai 1871 ergangenen, bezw. in Geltung gebliebenen landesrechtlichen Vor- 

schriften über Anlage und Betrieb von Dampfkesseln in den grösseren Einzel- 
staaten. (Vgl. Jacobi, Gewerbe-Gesetzgebung, S. 375 fl.) 


Preussen. a.Zirkular-Verfügung, die Vorschriften in Betreff der Anlage von 
u: Vom 11. Juni 1871. (Min.-Bl. f. d. innere Verw. 1871, 
21813 
b.Gesetz, betr. den Betrieb der Dampfkessel. Vom 3. Mai 1872. (G.-S. 
1872, S. 515.) | 
ce. Zirkular, die Revision der im Betriebe befindlichen Dampfkessel betr. 
Vom 24. Juni 1872. (M.-B.d.i. V. 1872, S. 183.) 
Bayern. Allerhöchste Verordnung, betr. die Sicherheits- Massregeln bei der 
Anlage und dem Gebrauche von Dampfkesseln und Dampfapparaten. Vom 
21. Jan. 1872. (Reg.-Bl. S. 306 ff.) 
Sachsen. Verordnung, die polizeiliche Beaufsichtigung der Dampfkessel betr. Vom 
6. Juli 1871. (Mit 5 Beilagen.) 
Württemberg. Verordnung, die Errichtung gewerblicher Anlagen betr. Vom 21.Ja- 
nuar 1872, $. 21 ft. 
Baden. a. Verordnung zum Vollzuge der Gew.-Ordn. Vom 26. Dezbr. 1871. 
$8. 7,10. 
b.Verordnung, betr. Ueberwachung von Dampfkessel- Anlagen. Vom 
11. Septbr. 1871. 
Braunschweig. a. Verordnung, das Verfahren bei der Genehmigung von Dampf- 
kesseln bis zur Inbetriebnahme derselben betr. Vom 11. Juni 1873. 
b.Gesetz, den Betrieb der Dampfkessel betr. Vom 11. Juni 1873. 
c. Verordnung, die Revision der im Betriebe befindlichen Dampf- 
kessel betr. Vom 1i. Juni 1873. 
d.Verordnung, polizeiliche Vorschriften beim Gebrauch von Loko- 
mobilen betr. Vom 11. Juni 1873. 
Mecklenburg-Schwerin und Strelitz. Verordnung, betr. Anlage und Betrieb von 
Dampfkesseln. Vom 18. April 1873. 
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Zu $. 29. 2 


In Ausführung des $. 29 der Gewerbe-Ordnung und im Anschluss an die 
Bekanntmachung des Bundes-Kanzlers vom 25. September 1869, betr. Prüfung der 
Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker (Archiv des Nordd. Bundes, Bd. II, 
S. 450) sind folgende für das Reich geltende abändernde, bezw. ergänzende 
Bekanntmachungen ergangen, welche auch für Elsass-Lothringen Geltung haben. 


a. Für Württemberg und Baden. 


Bekanntmachung, 


betreffend die Approbationen für Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker aus 
Württemberg und Baden. Vom 21. Dezember 1871. 
(Reichs-Gesetz-Blatt 1872, S. 473.) 


Auf Grund der Bestimmung im $. 29 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 (B.-G.- 

Bl. S. 245) hat der Bundesrath ‚beschlossen, seine durch die Bekanntmachung, betr. die 

Prüfung der Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker, vom 25. September 1869 (B.- 

G.-Bl. 8. 635) veröffentlichten Beschlüss€, wie folgt, zu ergänzen: 

1. Die zuständigen Ministerien Württembergs und Badens sind zur Ertheilung der Appro- 

bationen für Aerzte, Zahnärzte und Apotheker befugt; 

2. a. die Ertheilung der Approbation an diejenigen Kandidaten der Medizin, welche vor 
dem 1. Januar 1872 in Württemberg bereits eine theoretische Prüfung erstanden 
haben, darf bis zum 30. Juni 1872 noch auf Grund der nach Massgabe der bisherigen 
württembergischen Vorschriften vorzunehmenden Prüfungen stattfinden; 

b. im Laufe des ersten Halbjahrs 1872 darf noch eine Prüfung für Wundärzte 2. Ab- 
theilung und Geburtshelfer behufs ihrer Zulassung zur Praxis in Württemberg nach 
Massgabe der dort bisher in Geltung gewesenen Vorschriften stattfinden en 

3. Aerztliche und zahnärztliche Kandidaten aus Baden ‚ welehe vor dem 1. Oktober 1873, 

pharmazeutische Kandidaten aus Baden, welche vor dem 1. April 1873, und thierärzt- 
liche Kandidaten aus Baden, welche vor dem 1. April 1872 zur Prüfung sich melden, 
haben nur diejenigen Nachweise beizubringen , welche nach den badischen Vorschriften 
behufs Zulassung zur ärztlichen oder zahnärztlichen, beziehungsweise pharmazeutischen 
und thierärztlichen Staatsprüfung erfordert wurden. a 

4. Zur thierärztlichen Prüfung sind auch solche Kandidaten zuzulassen, welche nachweisen, 

dass sie während eines mindestens dreijährigen Besuches der Thierarznei-Schulen in 


Stuttgart oder München sämmtliche Disziplinen des thierärztlichen Studiums absolvirt 
haben. 


Berlin, den 21. Dezember 1871. 


Der Reichs-Kanzler. 
In Vertretung: 
Delbrück. 


b. Bekanntmachung, 
betreffend die Approbationen für Thierärzte und die Prüfung der Kandidaten der 
Thierheilkunde und der Pharmazie aus Württemberg, sowie den Besuch der poly- 
technischen Schulen zu Stuttgart und Karlsruhe. Vom 17. Mai 1879. 
(Reichs-Gesetz-Blatt 1872. 8.151.) 


Auf Grund der Bestimmung im $. 29 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 (B.-G.- 
Bl. S. 245) hat der Bundesrath beschlossen, die durch die Bekanntmachung, betr. die Ap- 
probationen für Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker aus Württemberg und Baden, 


vom 21. Dezember 1871 (R.-G.-Bl. S. 472) veröffentlichten Beschlüsse, wie folgt, zu er- 
gänzen: 


*) Durch die Bekanntmachung vom 9. März 1873 (Zentr.-Bl. f.d. D.R. 8. 74 
für Prüfung der Wundärzte 2. Abth. und Geburtshelfe 
berg bis zum Ablauf des Jahres 1873 verlängert. 


) ist die Frist 
r behufs Zulassung zur Praxis in Württem- 
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1. das zuständige Ministerium Württembergs ist zur Ertheilung der Approbation für Thier- 
ärzte ermächtigt; 

3, Kandidaten der Thierheilkunde aus Württemberg, welche vor dem 1. Juli 1873, ferner 
Kandidaten der Pharmazie aus Württemberg, welche vor dem 1. April 1873 zur Prüfung 
sich melden, haben nur diejenigen Nachweise beizubringen, welche nach den württem- 
bergischen Vorschriften behufs Zulassung zur thierärztlichen beziehungsweise pharma- 
zeutischen Staatsprüfung erfordert wurden; 

3.der Besuch der polytechnischen Schule zu Stuttgart oder derjenigen zu Karlsruhe ist 
dem Besuch einer Universität im Sinne der Vorschriften für die Prüfung der Apotheker 
gleichzuachten und es kann die Prüfung nach Massgabe dieser Vorschriften auch vor 
pharmazeutischen Examinations- Kommissionen bei den genannten polytechnischen 
Schulen abgelegt werden. 

Berlin, den 17. Mai 1872. 
Der Reichs-Kanzler. 
In Vertretung: 
Delbrück. 


c. Für Bayern. 


Bekanntmachung, 
betreffend die Prüfung der Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker. 


Vom 28. Juni 1872. 
(Reichs-Gesetz-Blatt 1872. S. 243.) 


Auf Grund der Bestimmung im $. 29 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 (B.-G.- 
Bl. S. 245) hat der Bundesrath beschlossen, die Bekanntmachung vom 25. September 1869, 
betr. die Prüfung der Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker (B.-G.-Bl. S. 635), 
wie folgt zu ergänzen, beziehungsweise abzuändern : 

1. Zur Ertheilung der Approbationen für Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker ist 
auch das zuständige Ministerium des Königreichs Bayern befugt. 

2. Der im $. 3, Ziffer 1 unter II. »Vorschriften über die Prüfung der Zahnärzte« vorge- 
schriebenen Schulbildung ist die Reife für die dritte Gymnasialklasse eines bayerischen 
Gymnasiums oder für den dritten Kurs eines bayerischen Real-Gymnasiums, und der im 
$. 3 unter III. »Vorschriften über die Prüfung der Thierärzte « vorgeschriebenen Schul- 
bildung, die Reife für die erste Gymnasialklasse eines bayerischen Gymnasiums oder 
den ersten Kurs eines bayerischen Real-Gymnasiums gleich zu achten. 

3, In den vier der Bekanntmachung vom 25. September 1869 unter A.,B., C. und D. bei- 
gefügten Formularen zu Approbations-Scheinen ist zu setzen: statt »für das Gebiet des 
Norddeutschen Bundes«: 

für das Gebiet des Deutschen Reichs, 
und statt »$. 29 der Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund«: 
$. 29 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869. 
Berlin, den 28. Juni 1872. 
Der Reichs-Kanzler. 


In Vertretung: 
Delbrück. 


d. Für Elsass-Lothringen. 
Bekanntmachung, 
betreffend die Approbationen für Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker. 
Vom 19: Juli 1872. | 
(Reichs-Gesetz-Blatt 1872. 8. 351.) 


Nachdem durch Gesetz vom 15. Juli 1872 (Gesetz-Bl. f. Elsass-Lothringen 8. 534) der 
$. 29 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 in Elsass-Lothringen vom 1. Oktober 1872 
ab eingeführt worden ist, hat der Bundesrath beschlossen, seine Bekanntmachungen 

v. 25. Sept. 1869, betr. die Prüfung der Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker 
(B.-G.-Bl. 1869, 8. 635—658); 

v. 9. Dez. 1869, betr. die Entbindung von den im $. 29 der Gewerbe-Ordnung für 
den Norddeutschen Bund vorgeschriebenen ärztlichen Prüfungen (B.-G.-Bl. 1869, 8. 687); 

v. 9. Dez. 1869, betr. die bei der Universität Giessen bestehende Veterinär-Anstalt und 
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die mit der polytechnischen Schule in Braunschweig verbundene pharmazeutische Fach- 
schule (B.-G.-Bl. 1869, S. 688); 

v. 21. Dez. 1871, betr. die Approbationen für Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apo- 
theker aus Württemberg und Baden (R.-G.-Bl. 1871, 8. 472—473); 

v. 17. Mai 1872, betr. die Approbationen für Thierärzte und die Prüfung der Kandi- 
daten der Thierheilkunde und der Pharmazie aus Württemberg, sowie den Besuch der poly- 
technischen Schulen zu Stuttgart und Karlsruhe (R.-G.-Bl. i872, S. 151) und 

v. 28. Juni 1872, betr. die Prüfung der Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker 
(R.-G.-Bl. 1872, 8. 243), 
wie folgt, zu ergänzen: 

1. Der Ober-Präsident von Elsass-Lothringen ist zur Ertheilung der Approbationen für 
Aerzte, Zahnärzte und Apotheker befugt. 

2. Was in den Bekanntmachungen bezüglich Norddeutscher Universitäten angeordnet ist, 
gilt auch für die Universität Strassburg. 

3. Aerztliche und zahnärztliche Kandidaten aus’ Elsass-Lothringen, welche vor dem 1. Ja- 
nuar 1876, thierärztliche Kandidaten aus Elsass-Lothringen, welche vor dem 2. Juli 
1875, und pharmazeutische Kandidaten aus Elsass - Lothringen, welche vor dem 
1. Dezember 1874 zur Prüfung sich melden, haben nur diejenigen Nachweise beizubrin- 
gen, welche nach den bisher dort geltenden Vorschriften behufs Zulassung zur ärzt- 
lichen, zahnärztlichen, thierärztlichen oder pharmazeutischen Staatsprüfung erfordert 
werden. 


Berlin, den 19. Juli 1872. 
Der Reichs-Kanzler. 
Im Auftrage: 
Herzog. 


e. Die Vorschriften für die Prüfung der Apotheker haben folgende Abänderung 

erfahren durch die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 18. Juli 1873, 

betr. die Prüfung der Apotheker. (Zentr.-Bl. f. d. Deutsche Reich f. 187 a 
8. 254.) 


Auf Grund der Bestimmung im $. 29 der Gewerbe-Ordnung v. 21. Juni 1869 
(B.-G.-Bl. 8. 245) hat der Bundesrath beschlossen, die Bekanntmachung vom 
25. September 1869, betr. die Prüfung der Aerzte ete. (B.-G.-Bl. 8. 635) dahin 
zu ändern, dass das zweite Alinea des $. 3 der Vorschriften über die Prüfung der 
Apotheker (Abschn. IV der Bekanntmachung) folgende Fassung erhält: 

Die Zulassung zur Prüfung ist bedingt: 

i. durch den Nachweis der wissenschaftlichen Befähigung eines Schülers der Se- 
kunda eines Gymnasiums oder einer Realschule erster Ordnung, in Bayern der 
ersten Gymnasial-Klasse oder des ersten Kursus eines Real-Gymnasiums. Dieser 
Nachweis ist zu führen durch ein Zeugniss über den in der genannten Klasse 
mindestens ein Jahr mit Erfolg genossenen Unterricht, oder durch das Befähi- 
gungs-Zeugniss zum Eintritt als einjährig Freiwilliger in die Armee. 

2. durch eine dreijährige Lehr- und eine dreijährige Servirzeit,, von welcher letz- 
teren jedoch mindestens die Hälfte in einer inländischen Apotheke zugebracht 
sein muss; 

3. durch ein mindestens einjähriges Universitäts-Studium. Dem Besuche einer 
Universität ist der Besuch der pharmazeutischen Fachschule bei der herzogl. 
Braunschweigischen polytechnischen Schule (Collegium Carolinum), sowie der 
Besuch der polytechnischen Schule in Stuttgart oder derjenigen zu Karlsruhe 
gleichzuachten. | 

Die Erfüllung der unter 2. und 3. erwähnten Bedingungen ist durch Zeugnisse 
in beglaubigter Form nachzuweisen. 

Vorstehende Bestimmungen treten am 1. Januar 1874 in Kraft. 

Diejenigen Kanditaten der Pharmazie , welche bereits vor diesem Zeitpunkt in 
die Lehre getreten waren, sind zur Prüfung auch dann zuzulassen, wenn sie die 


Zu $.29. Konvention mit Belgien vom 7. Februar 1873. 1037 


Erfüllung der nach den bisherigen Vorschriften hierfür erforderlichen Vorbedin- 
gungen nachweisen; jedoch haben die nach dem 1. Januar 1874 noch in der Lehre 
befindlichen Kandidaten eine dreijährige Lehr- und eine dreijährige Servirzeit, und 
die am genannten Tage noch in der Servirzeit begriffenen eine dreijährige Servirzeit 
darzuthun. 

Berlin, den 18. Juli 1873. 


f. Hierhin gehört ferner die 


Konvention zwischen dem Deutschen Reiche und Belgien, betreffend die 
gegenseitige Zulassung der in den Grenzgemeinden wohnhaften Medizinal- 
Personen zur Ausübung der Praxis. Vom 7. Bebruar 1873: 
(R.-G.-Bl. S. 55 ff.) 

Nachdem S. Maj. der Deutsche Kaiser, König v. Preussen, und $. Maj. der 
König der Belgier es für nützlich befunden haben, gegenseitig die in den Grenz- 
gemeinden wohnhaften Aerzte, Wundärzte, Hebammen und Thierärzte zur Ausübung 
ihrer Berufsthätigkeit zu ermächtigen, haben Allerhöchstdieselben den Abschluss 
einer diesfälligen Uebereinkunft beschlossen und zu diesem Behufe zu Bevollmäch- 
tigten ernannt: etc. etc., welche nach gegenseitiger Mittheilung ihrer in guter 
und gehöriger Form befundenen Vollmachten über folgende Artikel übereinge- 
kommen sind. 


Artikel 1. Die deutschen Aerzte, Wundärzte, Hebammen und Thierärzte, 
welche in den an Belgien grenzenden deutschen Gemeinden wohnhaft sind, sollen 
das Recht haben, ihre Berufsthätigkeit in den belgischen Grenzgemeinden in gleichem 
Masse, wie ihnen dies in der Heimath gestattet ist, auszuüben, vorbehaltlich der im 
Artikel 2 enthaltenen Beschränkung; und umgekehrt sollen unter gleichen Bedin- 
gungen die belgischen Aerzte, Wundärzte, Hebammen und Thierärzte, welche in 
den an Deutschland grenzenden belgischen Gemeinden wohnen, zur Ausübung ihrer 
Berufsthätigkeit in den deutschen Grenzgemeinden befugt sein. 


Artikel 2. Die vorstehend bezeichneten Personen sollen bei der Ausübung 
ihres Berufes in dem anderen Staate zur Selbstverabreichung von Arzneimitteln an 
die Kranken, abgesehen von dem Falle drohender Lebensgefahr, nicht befugt sein. 


Artikel 3. Die Personen, welche in Gemässheit des Artikels 1 in den Ge- 
meinden des Nachbarstaates ihre ärztliche Thätigkeit ausüben, sollen nicht befugt 
sein, sich dort dauernd niederzulassen oder ein Domizil zu begründen, es sei denn, 
dass sie die in diesem Staate für die Ausübung ihres Berufes geltenden gesetzlichen 
Erfordernisse erfüllen und sich nochmaliger Prüfung unterziehen. 


Artikel 4. Die gegenwärtige Konvention soll zehn Tage nach ihrer in der 
durch die Gesetzgebung der hohen Kontrahenten vorgeschriebenen Form erfolgten 
Publikation in Kraft treten, und sechs Monate nach etwa erfolgter Kündigung seitens 
einer der beiden Regierungen ihre Wirksamkeit verlieren. 

- Sie soll ratifizirt und die Ratifikationen sollen binnen vier Wochen oder womög- 
lich noch früher in Brüssel ausgewechselt werden. 

Zur Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieselbe unterzeichnet und ihr 
Siegel beigedrückt. 

In zweifacher Ausfertigung vollzogen zu Brüssel am siebenten Februar Ein- 
tausend achthundert drei und siebenzig. 

(L.8.) Xaver Uebel. (L.S.) Cie @Aspremont-Lynden. 

Die vorstehende Konvention ist ratifizirt und die Ratifikations-Urkunden sind 
ausgewechselt worden. 
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Zu S. 41. 


In Bezug auf den Gebrauch des Kaiserlichen Adlers zur Bezeichnung ete. von 
Waaren ist die nähere Feststellung erfolgt durch 
a. den Allerhöchsten Erlass, betreffend den Gebrauch des Kaiserlichen 
Adlers zur Bezeichnung von Waaren oder Etiketten. Vom 16. März 1872. 
(Reichs-Gesetz-Bl. 1872, S. 90.) 


Auf Ihren Bericht vom 9. dieses Monats will Ich allen deutschen Fabrikanten 
den Gebrauch und die Abbildung des Kaiserlichen Adlers in der durch Meinen Er- 
lass vom 3. August vorigen Jahres unter 2 festgesetzten Form zur Bezeichnung ihrer 
Waaren oder Etiketten hierdurch gestatten und beauftrage Sie, das Weitere hier- 
nach zu veranlassen. 


Berlin, den 16. März 1872. 
Wilhelm. 


Fürst v. Bismarck. 


Obigen Erlass ergänzend, bestimmt 
b. die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 11. April 1872. 
(R.-G.-Bl. S. 93.) 


»dass bei Gebrauch und bei Abbildung des Kaiserlichen Adlers zur Bezeichnung 
von Waaren oder auf Etiketten die Form eines Wappenschildes ausge- 
schlossen ist.« 


Ueber den Schutz der Bezeichnung und Etikettirung von 
Waaren sind mehrere Verträge zwischen dem Deutschen Reiche und fremden 
Mächten abgeschlossen. 


41. Bekanntmachung, betr. den mit der Regierung der vereinigten König- 
reiche Schweden und Norwegen vereinbarten gegenseitigen Schutz der 
Waaren-Bezeichnungen. Vom 11. Juli 1872. ; 
(Reichs-Gesetz-Blatt v. 1872, S. 293.) 


Zwischen dem Deutschen Reiche und den Vereinigten Königreichen Schweden 
und Norwegen ist etc. etc. ein Uebereinkommen dahin getroffen worden, 
dass in Betreff der Bezeichnung der Etikettirung der Waaren oder ihrer Ver- 
packung,, der Muster und der Fabrik- oder Handels-Zeichen die Deutschen in 
Schweden und Norwegen und die Schweden und Norweger in Deutschland den- 
selben Schutz wie die Inländer geniessen sollen, sowie, dass diese Vereinbarung 
sowohl in Deutschland als in den Vereinigten Königreichen mit dem 1. August 
1872 in Kraft treten soll. 
Dies wird mit Bezug auf $. 287 des Straf-Gesetzbuchs für das Deutsche Reich 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniss gebracht. 


Berlin, den 11. Juli 1872. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
Delbrück. 
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2. Bekanntmachung, betr. die UVebereinkunft mit Russland wegen des 
gegenseitigen Schutzes der Waaren-Bezeichnungen. Vom 18. August 1873. 
(Reichs-Gesetz-Blatt 1873, S. 337.) 


Zwischen dem Deutschen Reiche und Russland ist ete. ete. ein Uebereinkommen 
dahin getroffen worden, 
dass in Betreff der Bezeichnung der Waaren oder ihrer Verpackung und der 
Fabrik- und Handels-Zeichen die Angehörigen des Deutschen Reiches in Russ- 
land, und die russischen Unterthanen in Deutschland denselben Schutz wie die 
Inländer geniessen sollen. Diese Vereinbarung soll bis zur Kündigung von der 
einen oder der anderen Seite die Kraft eines Vertrages haben. 
Dies wird mit Bezug auf $. 287 des Straf-Gesetzbuchs für das Deutsche Reich 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniss gebracht. 


Berlin, den 18. August 1873. 
Der Reichskanzler. 
Im Auftrage: 
Eck. 


Gleichartige Bestimmungen sind ferner neuerdings getroffen 

3.im Art. 17 der Konsular-Konvention mit den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika vom 11. Dezember 1871. (R.-G.-Bl. 1872, 8. 106.) 

4.im Art. 10 des Handels- und Schifffahrts-Vertrages mit Portugal 
vom 2. März 1872. (R.-G.-Bl. $S. 254.) 

5. Der Art. 28 des Handels-Vertrages zwischen den Staaten des 
Deutschen Zoll- und Handels-Vereins und Frankreich vom 
2. August 1862 lautet: 

»In Betreff der Bezeichnung und Etikettirung der Waaren oder deren Ver- 
packung, der Muster und der Fabrik- oder Handels-Zeichen sollen die Unterthanen 
eines jeden der vertragenden Staaten in dem anderen denselben Schutz, wie die In- 
länder geniessen. 

Wegen des Gebrauchs der Fabrik-Zeichen des einen Landes in dem andern 
soll eine Verfolgung nicht stattfinden, wenn die erste Anwendung dieser Fabrik- 
Zeichen in dem Lande, aus- welchem die Ausfuhr der Erzeugnisse erfolgt, in eine 
frühere Zeit fällt als die durch Niederlegung oder auf andere Weise bewirkte An- 
eignung dieser Zeichen in dem Lande der Einfuhr.« 


In Bezug hierauf bestimmte die zusätzliche Uebereinkunft zu dem Friedens- 
Vertrag zwischen Deutschland und Frankreich vom 12. Oktober 1871 — (R.-G.- 
Bl. 8. 363) — im Art. 11, 

»die hohen kontrahirenden Theile sind übereingekommen, den Art. 28 des am 
2. August 1862 zwischen Frankreich und dem Zollverein abgeschlossenen Ver- 
trags, die Fabrik- und Handels-Zeichen betreffend, wieder in Kraft zu setzen.« 


Die ausdrückliche Verständigung darüber, dass diese Inkraftsetzung statt- 
gefunden habe, ist konstatirt worden durch die Deklaration des Art. 11 der zusätz- 
lichen Uebereinkunft vom 12. Oktober 1871 zu dem Friedens-Vertrage vom 
10. Mai 1871 zwischen Deutschland und Frankreich vom 8. Oktober 1873. 
(R.-G.-Bl. S. 365.) 
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Dieselbe lautet: 

Nachdem Zweifel über die Tragweite des Art. 11 der zusätzlichen Ueberein- 
kunft vom 12. Oktober 1871 zu dem Friedens-Vertrage zwischen Deutschland und 
Frankreich hervorgetreten sind, haben die Unterzeichneten auf Grund der ihnen er- 
theilten Ermächtigung sich über Folgendes verständigt: 

Man ist darüber einverstanden, dass alle Bestimmungen, welche in den vor 
dem Kriege zwischen einem oder mehreren deutschen Staaten einerseits und 
Frankreich andrerseits abgeschlossenen Verträgen über den Schutz der Fabrik- 
und Handels-Zeichen getroffen sind, durch Art. 11 der genannten Uebereinkunft 
wieder in Kraft gesetzt sind. 

Zu Urkund u. s. w. 


So geschehen in Paris, den 8. Oktober 1873. 
Arnim. Broglie. 


Zu Titel III. $$. 55—63. 


a. Beschluss des Bundesraths vom 20. Juni 1873, 
(Gesetz- und Verordnungs-Bl. für das Grossh. Baden 1873. S. 115.) 


In der Sitzung des Bundesraths vom 20. Juni 1873 ist festgestellt, dass das 
Verbot in $. 56 Ziffer 2 der Gewerbe-Ordnung auch von Theilen gebrauchter Betten 
und insbesondere von Bettfedern zu verstehen sei; demgemäss haben die zuständigen 
Behörden bei Ertheilung von Legitimationsscheinen zum Handel mit Bettfedern aus- 
drücklich in dem Legitimationsschein zu bemerken, dass der An- und Verkauf von 
gebrauchten Bettfedern verboten ist. 


b. Von der Königl. Preuss. Regierung ist gestattet worden, dass in dem Grenz-Be- 
zirke des Haupt-Zollamtes zu Liebau der Hausirhandel auch mit baumwollenen, sowie 
mit leinenen und wollenen mit Baumwolle gemischten dichten Waaren aller Art, mit 
Ausnahme der Stickereien. betrieben werden darf. (Zentr.-Bl. f. d. D. R. 1873, S. 74.) 


Zu $. 57. 


Bekanntmachung, betr. die Ausstellung von Legitimations -Scheinen 
für den Gewerbe-Betrieb im Umherziehen für Ausländer, Vom 4. Jan. 1873. 
(Zentral-Bl. f. d. Deutsche Reich 1873, 8. 2 fig.) 


Unter Aufhebung der Bekanntmachungen vom 17. Jan. und 31. Dezbr. 1871 
(R.-G.-Bl. pro 1871, S. 27 und R.-G.-Bl. pro 1872) wird hierdurch zur öffent- 
lichen Kenntniss gebracht, dass vom 1. Januar 1873 ab zur Ausstellung von Legi- 
timations-Scheinen zum Gewerbe-Betrieb im Umherziehen für Ausländer die nach- 
stehend bezeichneten Behörden befugt sind: 


I. Königreich Preussen. 


Die Regierungen zu Stralsund, Stettin, Köslin, Danzig , Königsberg, Gum- 
binnen, Marienwerder, Bromberg, Posen, Oppeln, Breslau, Liegnitz, Koblenz, 
Trier, Aachen, Düsseldorf, Münster, Schleswig, ferner die Landdrosteien zu Osna- 
brück, Aurich, Stade und das Admiralitäts-Kommissariat zu Oldenburg. 
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II. Königreich Bayern. 

Die Bezirks-Aemter zu Rehau, Wunsiedel, Tirschenreuth, Neustadt a. W.-U., 
Vohenstrauss, Neuburg v. W., Waldmünchen, Cham, Kötzting, Regen, Gräfenau, 
Wolfstein, Wegscheid, der Stadtmagistrat zu Passau, ferner die Bezirks-Aemter zu 
Passau, Grinsbach, Pfarrkirchen, Altkütting, Laufen, Berchtesgaden, Traunstein, 
Rosenhein, Miesbach, Tölz, Werdenfels, Schanzau, Füssen, Sonthofen, der Stadt- 
magistrat zu Lindau, ferner die Bezirks-Aemter zu Lindau, Zweibrücken, Pirmasens, 
Bergzakern und Germersheim. 

Ill. Königreich Sachsen. 


Die Kreis-Direktionen zu Bautzen, Dresden, Zwickau und Leipzig. 


IV. Königreich Württemberg. 
Das Ober-Amt zu Tettnamz. 


V. Grossherzogthum Baden. 

Die Bezirks- Aemter Ueberlingen, Stockach, Constanz , Engen, Bonndorf, 
Waldshut, Säckingen, Lörrach, Müllheim, Staufen, Alt-Breisach, Eltenheim, Lahr, 
Offenburg, Kork, Bühl und Rastatt. 

VI. Grossherzogthum Mecklenburg-Schwerin. 

Die Gewerbe-Kommission zu Schwerin. 


VII. Grossherzogthum Oldenburg. 
Die Polizei-Direktion zu Oldenburg und die Regierung zu Eutin. 


VII. Freie und Hansestadt Lübeck. 
Das Polizei-Amt zu Lübeck. 


IX. Freie Hansestadt Bremen. 
Die Polizei-Direktion zu Bremen. 


X. Freie und Hansestadt Hamburg. 
Das Gewerbe-Büreau zu Hamburg und das Amt Ritzebüttel. 
Berlin, den 4. Januar 1873. 
Der Reichskanzler. 


In Vertretung: 
Delbrück. 


Zu $. 113 


verdient Erwähnung die 


Bekanntmachung, betr. die Gesinde- und Dienstbücher. Vom 10. März 1873. 
(Zentr.-Bl. f. d. Deutsche Reich 1873, 8. 73.) 


Der Bundesrath hat in seiner Sitzung vom 28. Febr. d. J. sich mit einem Vor- 
schlage Preussens einverstanden erklärt, nach welchem fortan die in den einzelnen 
Bundesstaaten rechtsgiltig ausgestellten Gesindebücher in dem gesammten Reichs- 
gebiete zur Eintragung von Dienstzeugnissen fortbenutzt werden dürfen. 


Berlin, den 10. März 1873. 
Das Reichkanzler-Amt. 
Delbrück. 
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C. Materialien für die Fortbildung der Deutschen Gewerbe- 
Ordnung. 


1. Ueber Dampfkessel-Untersuchungs- und -Versicherungs-Vereine in 
Deutschland. 


Die Gesetzgebung in Deutschland hat sich neuerdings davon überzeugt, dass 
der Staat eine wichtige Aufgabe der Sicherheits-Polizei unter gewissen Bedingungen 
an das freie selbständige Walten der bürgerlichen Gesellschaft überlassen könne, — 
es ist dies die Beaufsichtigung des Betriebes der Dampfkessel. 

Die Gesetzgebung des Deutschen Reiches hat lediglich die erste Anlegung 
von Dampfkesseln durch $. 24 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 an 
eine behördiche Genehmigung gebunden; die Frage, ob und welcher Gestalt von 
Staatswegen eine geordnete sachverständige Kontrole des Kesssel-Betriebes 
selbst erzielt werden solle, ist den Landes-Gesetzgebungen anheimgestellt geblieben. 

Nach dem Vorgange von Preussen war in den meisten Deutschen Staaten 
bis auf die neueste Zeit der Grundsatz festgehalten, dass alle im Betriebe befind- 
lichen Dampfkessel einer periodisch regelmässigen Untersuchung durch amtlich 
sachverständige Organe des Staats unterliegen müssen. Inmittelst verbreitete 
sich aber mehr und mehr die Ueberzeugung, dass diese Revisionen den Zweck mög- 
lichster Gewährleistung für die fortdauernd gefahrlose Beschaffenheit der Dampf- 
kessel nur in beschränkter Weise erfüllen können, — einmal, weil den eintreffenden 
Beamten, welche sich nur nebensächlich mit der Dampfkessel-Technik zu beschäf- 
tigen pflegen, meist nicht die dringend wünschenswerthe, volle theoretisch-praktische 
Vertrautheit mit dem Gegenstande beiwohnt, — dann, weil diese staatlichen Re- 
visionen doch nur verhältnissmässig selten abgehalten werden können. Beides ge- 
staltet sich ganz anders, wenn die Dampfkessel-Besitzer selbst sich mit besonderen, 
lediglich zu dieser Aufgabe berufenen technischen Organen versehen und denselben 
die fortlaufende Untersuchnng ihrer Dampfkessel übertragen. 

Die diesfälligen Vorgänge in England wirkten auch nach Deutschland hinüber. 
In England stehen nur die Dampfkessel und Dampfmaschinen der Dampf- 
schiffe unter der Kontrole staatlicher Beamten, welche alljährlich eine zweimalige 
Untersuchung abhalten ; dagegen unterliegt die Aufstellung und der Betrieb von 
Dampfkesseln auf dem Lande keinerlei gesetzlichen Vorschriften. Die Folge 
dieses Mangels trat in einer sehr grossen Zahl von Unglücksfällen schmerzlichst 
hervor. Soweit es sich ermitteln liess, haben während des Laufes’ dieses Jahr- 
hunderts ungefähr 1600 Dampfkessel-Explosionen in England stattgefunden, welche 
etwa 5000 Menschen das Leben kosteten und über viele Tausende Verwundung und 
Verstümmlung verbreiteten ; daneben sind noch manche Unfälle dieser Art gar nicht 
zur Anzeige bei den Behörden gelangt und dadurch der Feststellung entzogen wor- 
den. Die fortwährende Zunahme der Dampfkessel-Explosionen drängten immer un- 
widerstehlicher zu der Ueberzeugung, dass entweder ‘die Gesetzgebung des Staats 
oder die Selbsthülfe der bürgerlichen Gesellschaft eine Abhülfe gegen das von 
Tage zu Tage wachsende Uebel schaffen müsse. Da bildete sich zuerst im Jahre 
1855 zu Manchester ein »Verein zur Verhütung von Dampfkessel- 
Explosionen«, welcher bezweckte, die Dampfkessel- Anlagen seiner Mitglieder 
durch besonders befähigte Techniker regelmässig revidiren zu lassen, um etwaige 
Fehler, welche zu einer Explosion Veranlassung geben könnten, rechtzeitig zu ent- 
‘decken und deren Beseitigung zu veranlassen; — ferner auch den Mitgliedern zur 
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möglichst billigen Erzeugung von Dampf und zum rationellen Betriebe der Maschine 
mit Rath und That der Inspektoren an die Hand zu gehen. 

Andere Vereine gleicher Art wurden nach diesem Vorgange errichtet, theil- 
weise auch zugleich zum Zwecke der Versicherung gegen Explosionsschäden. 
Die sachverständige Ueberwachung der Dampfkessel erwies sich als äusserst wohl- 
thätig für die Verhütung von Explosionen; nach den bisher gewonnenen Erfahrun- 
gen explodirte von den durch die englischen Vereine überwachten Dampfkesseln 
alljährlich nur einer auf etwa 3300, und die Zahl der Explosionen nimmt stetig ab. 

Dieser Gedanke, freie Vereine zu bilden, welche den Dampfkessel-Betrieb ihrer 
Mitglieder durch selbstgewählte Vereinsbeamte überwachen lassen, fand auch in 
Deutschland Anklang. Zuerst entstand 1866 in Baden, mit dem Sitze in 
Mannheim, eine Gesellschaft zur Ueberwachung und Versicherung von Dampf- 
kesseln. Ihre Wirksamkeit diente zur Befestigung und Verbreitung der Ueberzeu- 
gung, dass eine wahrhaft erfolgreiche Untersuchung von Dampfkesseln und ihres 
Betriebes nur durch eigentliche Maschinen - Techniker ausgeführt werden könne, 
und dass der Staat, bei dem vollständigen Zusammentreffen der polizeilichen Auf- 
gabe der öffentlichen Sicherheit mit den Privat-Interessen des wohlverstandenen 
eigenen Vortheils, sich dabei beruhigen könne, jene Aufgabe durch einen ver- 
trauenswürdigen Organismus der freien Vereinsthätigkeit gewahrt zu sehen. 

So lange indessen die Mehrzahl der Deutschen Staaten, — so lange namentlich 
Preussen an der gesetzlichen Einrichtung unbedingt obligatorischer Revision der 
Dampfkessel durch Staatsbeamte festhielt, konnte das Institut der Dampfkessel- 
Vereine in Deutschland nicht zum rechten Gedeihen kommen. Anders, — sobald 
dies gesetzliche Hinderniss fortfiel. Das Preussische Gesetz vom 3. Mai 1872, den 
Betrieb der Dampfkessel betreffend, (Ges.-S. 1872, 8. 515) bestimmte: 


$. 1. Die Besitzer von Dampfkessel-Anlagen oder die an ihrer Statt zur Leitung des 
Betriebes bestellten Vertreter, sowie die mit der Bewartung von Dampfkesseln beauf- 
tragten Arbeiter sind verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass während des Betriebes die 
bei Genehmigung der Anlage oder allgemein vorgeschriebenen Sicherheits-Vorrichtungen 
bestimmungsmässig benutzt, und Kessel, die sich nicht in gefahrlosem Zustande befinden, 
nicht im Betriebe erhalten werden. 


$. 2. Wer den ihm nach . 1 obliegenden Verpflichtungen zuwiderhandelt, verfällt 
in eine Geldstrafe bis zu 200 Thalern oder in eine Gefängniss-Strafe von 3 Monaten. 


$. 3. Die Besitzer von Dampfkessel-Anlagen sind verpflichtet, eine amtliche Revision 
des Betriebes durch Sachverständige zu gestatten, die zur Untersuchung der Kessel 
benöthigten Arbeitskräfte und Vorrichtungen bereit zu stellen und die Kosten der Revision 
zu tragen. N 

Die näheren Bestimmungen über die Ausführung dieser Vorschrift hat der Minister für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu erlassen. 


Diese Ausführungs-Verordnung ist unterm 24. Juni 1872 ergangen und wird, soweit sie 
auf unsern Gegenstand Bezug hat, nachstehend mitgetheilt: 


$. 1. Ein jeder im Betriebe befindliche Dampfkessel soll von Zeit zu Zeit einer techni- 
schen Untersuchung unterliegen. 

Es bleibt vorbehalten, Ausnahmen hiervon nachzulassen, insoweit dies im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit unbedenklich erscheint. 


$. 2. Die technische Untersuchung hat zum Zweck, den Zustand der Kessel-Anlage 
überhaupt, deren Uebereinstimmung mit dem Inhalt der Genehmigungs-Urkunde und die 
bestimmungsmässige Benutzung der bei Genehmigung der Anlage oder allgemein vorge- 
schriebenen Sicherheits-Vorrichtungen festzustellen. 


$. 3. Die Untersuchung erfolgt hinsichtlich der Dampfkessel auf Bergwerken, Aufberei- 
tungs-Anstalten und Salinen, auf welche die Vorschriften des allgemeinen Berg-Gesetzes. 
65* 
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vom 24. Juni 1865 Anwendung finden, durch die Berg -Revierbeamten, im Uebrigen 
durch die von von der zuständigen Staats-Behörde dazu berufenen Sachverständigen. 
Namen und Wohnort derselben wird, unter Bezeichnung des Bezirks, auf welchen ihr 
Auftrag sich erstreckt, durch das Amts-Blatt bekannt gemacht. 

Bewegliche Dampfkessel gehören zu demjenigen Bezirke, in welchem ihr Besitzer oder 
dessen Vertreter wohnt, Dampfschiffskessel zu demjenigen, in welchem die Schiffe 
überwintern, oder falls dies ausserhalb des Landes geschieht zu demjenigen, in welchem 
ihr Haupt-Anlegeplatz sich befindet. 


$. 4. Dampfkessel,, deren Besitzer Vereinen angehören, welche eine regelmässige und 
sorgfältige Ueberwachung der Kessel vornehmen lassen, können mit Genehmigung des 
Ministers für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten von der amtlichen Revision befreit 
werden. 

Es bedarf einer öffentlichen Bekanntmachung durch das Amts-Blatt, wenn einem Ver- 
eine eine solche Vergünstigung gewährt oder dieselbe wieder entzogen ist. *) 

Ausnahmsweise kann auch einzelnen Dampfkessel-Besitzern , welche für eine regel- 
mässige Ueberwachung ihrer Dampfkessel entsprechende Einrichtungen getroffen haben, 
die gleiche Vergünstigung zu Theil werden. **) 


$. 5. Die vorgedachten Vereine haben den Königlichen Regierungen (resp. Land- 
drosteien, Ober-Berg-Aemtern, in Berlin dem Königlichen Polizei-Präsidium) ein Ver- 
zeichniss der dem Verein angehörenden Kessel-Besitzer unter Angabe der Anzahl der von 
denselben in dem Bezirke betriebenen Kessel, sowie eine Uebersicht aller in dem Laufe 
des Jahres ausgeführten Untersuchungen , welche zugleich deren Art und Ergebniss 
ersehen lässt, am Jahresschluss einzureichen. Sie haben ferner von jeder Aufnahme eines 
Kessels in den Verband und von jedem Ausscheiden aus demselben, dem zur amtlichen 
Untersuchung der Dampfkessel in dem betreffenden Bezirke berufenen Sachverständigen 
unverzüglich Nachricht zu geben. 

Die veröffentlichten Jahres - Berichte sind regelmässig dem Ministerium für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten vorzulegen. 

Die Vorschriften im ersten Absatze finden auch auf einzelne von der amtlichen Auf- 
sicht befreite Kessel-Besitzer (4.) Anwendung. 


Die Absicht, die Ausbreitung und Wirksamkeit der in $$. 4 und 5 dieser Ver- 
ordnung gedachten Dampfkessel-Vereine nach Möglichkeit zu befördern, ist durch 
die bisherige Behandlung dieser Angelegenheit auch thatsächlich bestätigt worden. Das 
Handels-Ministerium hat die Gewährung der $. 4 vorgesehenen Begünstigung nur an solche 
Bedingungen geknüpft, welche aus sicherheitspolizeilichen Gründen unab- 
weisbar geboten erscheinen. Diese Bedingungen sind: 

1. Die Kessel der Mitglieder des Vereins sind der Art zu untersuchen, dass eine innerliche 
Revision des Kessels mindestens alle 6 Jahre stattfindet. 

2. Der Ingenieur hat alle dabei entdeckten Mängel, mögen diese in Unregelmässigkeiten 
des Betriebes oder in Fehlern der Konstruktion oder der Armatur des Kessels bestehen, 
dem Vorstande mitzutheilen und dieser, sowie der Ingenieur haben auf die schleunige 
Abstellung derselben mit Nachdruck zu dringen. 

3. Wenn sich jedoch der Kessel nach pflichtmässigem Ermessen des Ingenieurs in einem 
mit unmittelbarer-Gefahr verbundenen Zustande befindet und diese Gefahr nicht auf 
der Stelle beseitigt wird, oder wenn der Kessel-Besitzer den-auf Beseitigung der 
geringeren Mängel gerichteten Anordnungen des Vorstandes nicht nachkommt, so 
haben der Ingenieur resp. der Vorstand darüber der betreffenden Orts-Polizeibehörde 
— hinsichtlich der der Aufsicht der Königlichen Berg-Behörden unterliegenden Dampf- 
kessel dem zuständigen Königlichen Revierbeamten — sofort Anzeige zu erstatten. 

4. Ausserdem ist der Vorstand verpflichtet, auf Erfordern der Polizei-Behörde über den 
Zustand bestimmter der Vereinsaufsicht unterstellter Kessel- Anlagen jederzeit Aus- 
kunft zu ertheilen. 


*) Ein Beispiel solcher Bekanntmachung folgt nachstehend : 

Unter Bezugnahme auf das Gesetz vom 3. Mai 1872, den Betrieb der Dampfkessel betreffend, 
und auf den $. 4 des zur Ausführung desselben erlassenen Regulativs vom 24. Juni 1872, be- 
stimme ich hiermit, dass Dampfkessel, deren Besitzer dem „Schlesischen Verein zur Prüfung und 
Ueberwachung von Dampfkesseln in Breslau“ als ordentliche Mitglieder angehören, von der perio- 
dischen amtlichen Untersuchung befreit bleiben. 

Berlin, den 21. April 1873. 

Der Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


**) Eine solche Vergünstigung wird u. a. den Privat-Eisenbahn-Gesellschaften gewährt. 


) 
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5. Der Vorstand hat von jeder Aufnahme eines Kessels in den Verband und von jedem 
Ausscheiden aus demselben dem zur amtlichen Untersuchung der Dampfkessel in dem 
betreffenden Bezirke berufenen Beamten unverzüglich Nachricht zu geben. 

6. Der Vorstand verpflichtet sich, den betheiligten Königlichen Regierungen, Land- 
drosteien und Ober-Berg-Aemtern am Jahresschlusse ein Verzeichniss einzureichen, 
welches die den betreffenden Bezirken angehörigen ordentlichen Mitglieder des Vereins, 
die Anzahl der von letzteren betriebenen Kessel, die im Laufe des Jahres vorgenomme- 
nen Untersuchungen, sowie deren Art und Ergebniss ersehen lässt. 

. Denselben Behörden ist endlich jede Aenderung des Statuts, sowie jeder Wechsel in 
den Personen der Vorstands-Mitglieder und der Ingenieure anzuzeigen. 


| 


Der Uebergang der Dampfkessel in die Obhut der genossenschaftlichen Revi- 
sionen vollzieht sich jetzt innnerhalb des Deutschen Reiches mehr und mehr und 
zwar solchergestalt, dass sich viele Vereine neben einander bilden, nicht gleich wie 
in England, wo unseres Wissens nur vier Vereine bestehen, welche zusammen 
über 20,000 Kessel unter ihrer Aufsicht haben. 

Die Nachrichten über die bisherige Wirksamkeit und die Erfolge der Deutschen 
Dampfkessel-Vereine lauten sehr befriedigend. Man hat sich immer allgemeiner 
überzeugt, wie wichtig einerseits für die Sicherheit des Betriebes, andererseits für 
die rationelle Verwendung der Dampfkraft, namentlich für die Herbeiführung von 
Brennmaterial-Ersparniss, die regelmässige Untersuchung und der Beirath erfah- 
‘rener Maschinen-Techniker ist. Wir wollen beispielsweise hervorheben, dass bei 
den 316 Kesseln, auf welche sich die Untersuchungen des Pfälzischen Ver- 
eins im Jahre 1872, seinem ersten Geschäftsjahre, erstreckten, folgende Fehler 
ermittelt wurden: 

a. 734 Konstruktionsfehler ; 

b. 378 Fehler und Vernachlässigungen bei dem Betriebe; 

c. 201 Mängel an den Garnituren; 

d. 99 defekte Stellen an dem Kessel oder Mauerwerk ; — 
dass ferner der Bericht des Magdeburger Vereins für das zweite Geschäfts- 
jahr bezeugt, bei den inneren Revisionen seien an 30°/, der Kessel und bei den 
äusseren Revisionen an 20°/, sicherheitsgefährliche Schäden oder ungesetzliche Zu- 
stände befunden worden. 

Selbstverständlich vermindert sich die Zahl der entdeckten Fehler von Jahr zu 
Jahr, als Folge der sachkundigen Vereins-Revisionen. — Bei den sämmtlichen der 
Vereins-Kontrole unterliegenden Kesseln sind bisher nur zwei Explosionen im Be- 
reiche des Bayerischen Revisions-Vereins, welche vier Tödtungen nach sich zogen, 
— ferner das Auseinanderdrücken eines Sieders bei dem Pfälzischen Revisions-Ver- 
eine, und das ohne Explosion und erheblichen Schaden geschehene Zerreissen eines 
Siederohres bei dem Elsasser Vereine vorgekommen. 

Die Jahres-Berichte erweisen, wie sehr die Vereins-Ingenieure bemüht sind, 
die Mitglieder über alle Fehler und Mängel, welche zu Dampfkessel-Explosionen 
führen können, eingehend zu belehren, — sowie den rationellen Betrieb der Dampf- 
kessel und Dampfmaschinen durch Verbreitung aller Fortschritte der Technik in 
Erzeugung und Benutzung des Dampfes, zugleich mit einer sorgfältigen Ueber- 
wachung und Weiterbildung der Kesselwärter, zu fördern; zu letzterem Behufe ist 
u.a. die Anstellung von Wanderheizern angeregt worden. Im Interesse der 
Arbeiter sei hier hervorgehoben, dass es sich als die falscheste Ersparniss erwiesen 
hat, die Heizer durch unmässige Ausdehnung der Arbeitszeit zu ermüden, da sich 
dies durch Vergeudung von Brennmaterial, wie ein uns vorliegender Bericht sagt, 
um das 100fache des Arbeitslohnes rächt. 

Das nachfolgende Verzeichniss gewährt eine Uebersicht der gegenwärtig in 
Deutschland wirkenden Dampfkessel-Vereine. 
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ER, 
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14. 


. Mannheimer Dampf- 


kessel- Veberwachungs- 
Verein. 


. Elsasser Verein der 


Dampfkessel- Besitzer. 


. Sächsisch- Anhaltischer 


Dampfkessel - Ueber- 
wachungs- Verein. 


. Norddeutscher Verein 


zur Ueberwachung von 
Dampfkesseln. 

Magdeburger Verein 
für Dampfkessel- Be- 
irveb. 


. Bayerischer Dampf- 


kessel - Revis.-Verein. 


. Schlesischer Dampf- 


kessel- Untersuchungs- 
Verein. 


. Pfälzischer Dampf- 


kessel- Revisions - Ver- 
ein. 


. Dampfkessel - Ueber- 


wachungs- Verein. 


. Dampfkessel - Ueber- 


wachungs- Verein. 


Dampfkessel- Revions- 
Verein für Halle und 
Umgegend. 
Gesellschaft zur Revi- 
sion u. Ueberwachung 
von Dampfkesseln. 
Rheinischer Dampf- 
kessel- Ueberwachungs- 
Verein. 
Mittelrheinischer 
Dampfkessel - Revi- 
stons-Verein. 


Mannheim 


Mühlhausen 


Bernburg 


Hamburg 


Magdeburg 


München 


Breslau 


Kaiserslautern 


Berlin 
Siegen 


Halle a. d. $. 


Offenbach a. M. 


Aachen 


Koblenz 


Grün- 
dung 


1870 


1870 


1871 


1871 


1871 
1872 


1872 


1873 


soben 
erst 
er- 
rich- 
tet. 
zusam- 
men: 


Am 1. Dezbr. 1873 


a. Zahl der | b. Zahl der 


Mitglieder | beaufsich- 


"310 


255 


133 
218 
216 


427 


112 
248 


92 
76 


46 


138 


2231 


4. 


tigten 


608 


1000 


460 


371 


926 


811 


303 


403 


95 


289 


204 


219 


Kessel | 
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Namen des Ver- 
eins-Ingenieurs. 


C. Tsanıbert: 
Meunier-Dollfuss. 
H. v. Reiche. 

C. Kraut. 


R. Weinlig. 


H. ae 


H. Minsen. 
E. Chateau. 


H. Sommer. 


F. Münster. 


Eins der wirksamsten Mittel zur Vorbeugung der aus dem Haftpflicht-Gesetze 
vom 7. Juni 1871 entspringenden Vertretungs-Verbindlichkeiten der Dampfkessel- 
Besitzer ist der Beitritt zu einem Dampfkessel-Ueberwachungs-Vereine. 
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2%. Muster-Statuten für die Deutschen Gewerk-Vereine. 
(Titel VI. der Gew.-Ordn.) 


Statuten des Gewerk-Vereins der Deutschen .......- Arbeiter. 


Zweck, Hauptmittel und leitende Grundsätze. 


$. 1. Der Gewerk-Verein der Deutschen... . Arbeiter bezweckt den 


Schutz und die Förderung der Rechte und Interessen seiner Mitglieder auf gesetzlichem 
Wege. 


le 


[8%] 


ot 


$. 2. Dieser Zweck soll hauptsächlich erreicht werden: 

durch Errichtung einer Kranken-Unterstützungs-Kasse des Gewerkes, falls 
eine solche noch nicht vorhanden ist; zu diesem Behufe Beseitigung der Zwangs- 
Kassen, und soweit dies nicht möglich ist, Vereinigung und Verbesserung der beste- 
henden; 


. durch Errichtung einer Begräbniss-Kasse für die Mitglieder und ihre Gatten, falls 


eine solche noch nicht vorhanden ist, bezieh. durch Vereinigung und Verbesserung 
der bestehenden Begräbniss-Kassen ; 


. durch Errichtung einer Invaliden- und Alter-Versorgungs-Kasse des Gewerk- 


Vereins, womöglich aber des Verbandes Deutscher Gewerk-Vereine, zur Unterstützung 
der durch Unfall und Bejahrtheit Arbeits-Unfähigen; 


‚ durch Unterstützung derjenigen Mitglieder, welche in Folge von Aussperrung (Mass- 


regelung von Arbeitern durch Entlassung derselben) oder Arbeits-Einstellung ohne 
Arbeit sind, und durch Unterstützung in ausserordentlichen Nothfällen. (Die 
Unterstützung derjenigen Mitglieder, welche in Folge von Geschäftsstockung arbeits- 
los werden, ist eine zukünftige Aufgabe des Gewerk-Vereins, welche in Angriff genom- 
men werden soll, sobald die Kassen-Verhältnisse es erlauben); 


‚durch Aufstellung und Fortführung einer Arbeits-Statistik des... .-Gewerks, 


und hierauf begründete Arbeits- Vermittlung; ($ 51) 


. durch Beförderung der allgemeinen Bildung und des gewerblichen Unterrichts 


sowie Beaufsichtigung des Lehrlingswesens; ($ 52—54) 


. durch Vertretung der Mitglieder gegenüber den Arbeitgebern, dem Publi- 


kum und den Behörden, bei aller Art Beschwerden, event. durch Führung der 
Prozesse auf Vereinskosten; ($ 55) 


. durch Gründung und Unterstützung von wirthschaftlichen Genossenschaf- 


ten, insbesondere Produktiv-Genossenschaften des... . ..Gewerks; ($ 56) 


‚durch Verbindung mit den andern Deutschen Gewerk-Vereinen zur gegenseitigen 


Förderung und Unterstützung. 
Auch andere, als die hier aufgeführten Einrichtungen und Massregeln können durch 


Beschluss der General-Versammlung eingeführt werden, insofern sie dem statutenmässigen 
Zwecke entsprechen. 


8. 3. Der Gewerk-Verein befolgt in Betreff der Arbeits-Bedingungen für seine Mit- 


glieder folgende leitende Grundsätze: 


15 


ww 


ot 


Der Arbeitslohn muss ausreichen zum kräftigen Unterhalt des Arbeiters und sei- 
ner Familie, mit Einschluss der Versicherung gegen jede Art von Arbeits-Unfähigkeit, 
sowie der nöthigen Erholung und humanen Bildung. 


. Abzüge von dem bedungenen Lohne dürfen nur unter Zustimmung der Arbeitnehmer 


gemacht werden. 


‚ Die Sonntags-Arbeit ist, bis auf das unerlässlich Nothwendige, gänzlich abzu- 


stellen. 


‚ Die Arbeitszeit für Erwachsene ist auf höchstens 12 Stunden, einschl. 2 Stun- 


den Pause, zu normiren. 


‚Die Nachtarbeit ist, ebenfalls bis auf das unerlässlich Nothwendige, gänzlich ab- 


zustellen. 


. Jede neue Fabrik-, bezieh. Arbeits-Ordnung ist zwischen Arbeitgebern und 


Arbeitnehmern zu vereinbaren. 


. Zur Erledigung von Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und -Nehmern ist ein blei- 
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bendes Schieds-Gericht zu bilden, welches zu gleichen Theilen von beiden Seiten 
gewählt wird und einen unparteiischen Obmann hat. 

8. Das weibliche Geschlecht soll vollständige Arbeitsfreiheit geniessen; doch ist 
das Arbeiten desselben in Fabriken und Werkstätten mit allen Bürgschaften für Gesund- 
heit und Sittlichkeit zu umgeben. 

9. Die gewerbliche Arbeit der Kinder und Unerwachsenen muss so beschränkt 
werden, dass die vollständige körperliche, geistige und sittliche Ausbildung der Jugend 
dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

10. Die Zuchthaus-Arbeit darf nicht von den Arbeitgebern, indem sie ihre Arbeit 
ganz oder theilweis durch Sträflinge versehen lassen, zur Konkurrenz mit der freien 
Arbeit missbraucht werden. 


Erlangung und Verlust der Mitgliedschaft. 


$- 4. Mitglied kann jeder... . .-Arbeiter ohne Unterschied des Geschlechts und des 
Alters werden. Auch Arbeitgeber des... .-Gewerks können von der Orts-Ver- 
sammlung aufgenommen werden. Mitglieds-Kandidaten, welche wegen eines entehrenden 
Verbrechens verurtheilt sind, bedürfen zur Aufnahme der Zustimmung der Orts-Versamm- 
lung; alle übrigen Arbeitnehmer werden vom Orts-Ausschuss aufgenommen, gegen dessen 
Zulassung oder Zurückweisung jedoch an die Orts-Versammlung Berufung stattfinden kann. 


$- 9. Jedes neue Mitglied hat bei der Aufnahme die Vereins-Statuten zu unter- 
schreiben und ein Eintrittsgeld von... . Sgr. zu entrichten, wofür es das Statuten- 
und Quittungsbuch erhält. 


$- 6. Verloren wird die Mitgliedschaft: 
1. durch schriftliche Austritts-Erklärung,, 
2. durch Nichterfüllung der statutenmässigen Verpflichtungen, besonders durch Nicht- 
zahlung der Beiträge während sechs Wochen, 
. durch Begehung eines entehrenden Verbrechens und unmoralischen Lebenswandels, 
. durch gänzliche Auswanderung aus Deutschland, . 
. durch den Tod. 

In allen diesen Fällen haben die ausscheidenden Mitglieder, bezieh. deren Erben, 
keinerlei Ansprüche an das Vereins-Vermögen und die Vereins-Leistungen. — Jeder Aus- 
tritt ist vom Orts-Ausschuss der Orts-Versammlung in nächster Sitzung mit den Gründen 
anzuzeigen; die Orts-Versammlung hat in allen zweifelhaften Fällen die Entscheidung, 
vorbehaltlich der Berufung an die General-Versammlung. 


ar ww 


Pflichten und Rechte der Mitglieder. 
$- 7. Jedes Mitglied ist verpflichtet: 

1. den Statuten und statutengemäss gefassten Vereins-Beschlüssen streng nachzukommen, 
und überhaupt für die Ehre und Interessen des Gewerk-Vereins nach Kräften zu 
wirken; 

2. der Kranken- und Begräbniss-Kasse des Gewerk-Vereins, oder einer von dem Gewerk- 
Verein anerkannten Kranken- und Begräbniss-Kasse anzugehören; 

3. einen wöchentlichen Beitrag von mindestens 1 Sgr. an die Kasse des Gewerk-Vereins 
zu entrichten, sowie die statutengemäss etwa beschlossenen ausserordentlichen Beiträge 
zu leisten. 


$- 8: Jedes Mitglied ist berechtigt: 

1. in den Orts-Versammlungen Sitz und vom 18. Lebensjahre an Stimme zu haben, und 
zu allen Vereins-Aemtern, vorbehaltlich der Bestimmungen von $. 12 und 16,. wähl- 
bar zu sein; 

2. den Schutz und die Unterstützungen des Gewerk-Vereins, bezieh. des Verbandes der 
Gewerk-Vereine ($ 2) zu geniessen — jedoch beginnt die Berechtigung zu den Unter- 
stützungen erst mit Ablauf von 3 Monaten nach dem Eintritt in den Verein, ausge- 
nommen Fälle von Ehr- und Körper-Verletzungen, oder bei allgemeiner Arbeits-Ein- 
stellung; 

3. den kenn Begräbniss- und Invaliden-Kassen des Gewerk-Vereins ohne andere Be- 

. dingungen, als das vorgeschriebene Alter, ärztliche Attest und Eintrittsgeld beizu- 
treten. 

Alle dienstpflichtigen Mitglieder sind, wenn sie länger als 4 Wochen unter den Fah- 
nen stehen, von ihren Rechten und Pflichten entbunden. 


Organisation. 
$: 9% Der Gewerk-Verein der... . .-Arbeiter soll ganz Deutschland umfassen, und 
"besteht aus allen Orts-, bezieh. Bezirks-Vereinen, welche sich auf Grund dieser Statuten 


\ 
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bilden. — Die Aufnahme von Orts- und Bezirks-Vereinen des... . .-Gewerks, welche 
im Wesentlichen die gleiche Aufgabe und Verfassung haben, sowie die Verschmel- 
zung mit anderen Gewerk-Vereinen verwandter Geschäftszweige, bleibt der General-Ver- 
sammlung überlassen. — Jedes Mitglied des Gewerk-Vereins muss dem Orts-Vereine sei- 
nes Wohnorts angehören, und ist andererseits ohne Weiteres Mitglied desjenigen Orts- 
Vereins, an dessen Sitz es seine Wohnung verlegt. 


Die Orts-Vereine. 


$. 10. Sobald mindestens 10 Arbeitnehmer des . .... .-Gewerks an einem Orte oder 
in einem Umkreise von höchstens 3 Meilen Durchschnitt zusammentreten, können die- 
selben auf Grund dieser Statuten einen Orts-Verein gründen. Der Sitz und Name 
eines, aus mehreren Ortschaften bestehenden Orts-Vereins wird in der Regel durch die- 
jenige Ortschaft bestimmt, in welcher sich die meisten Vereins-Mitglieder befinden. — 
Beträgt die Mitgliederzahl in einer grossen Stadt (von mindestens 100,000 Einwohnern) 
über 500, so können sich in dieser Stadt so viel Orts-Vereine bilden, als die Mitglieder- 
zahl durch 500 theilbar ist. Die einzelnen Orts-Vereine sind möglichst in den verschie- 
denen Stadtgegenden zu errichten. — Die Meldung von der Errichtung des Orts-Vereins, 
nebst Personalien der Mitglieder, muss binnen acht Tagen an den General-Sekretair des 
Gewerk-Vereins eingesandt werden. 


Ausschuss und Beamte. 


$. 11. Jeder Orts-Verein wählt bei seiner Gründung und später halbjährlich im Juni 
und Dezember durch die Orts-Versammlung vermittelst Stimmzettel einen Ausschuss 
von 6 bis 9 Personen, je nach der Grösse des Orts-Vereins. Der Ausschuss besteht 
aus einem Vorsitzenden und dessen Stellvertreter, einem Sekretair, einem Kassirer, 
einem Kontroleur und 1 bis 5 Beisitzern. Erstere fünf werden jeder in einem besonde- 
ren Wahlgang, die Beisitzer in einem gemeinschaftlichen Wahlgang erwählt, und ist zur 
Wahl absolute Majorität der Anwesenden erforderlich. 


$. 12. Wählbar in den Ausschuss sind alle stimmfähigen Mitglieder des Orts-Ver- 
eins, welche mindestens 3 Monat dem Gewerk-Verein angehören, ausgenommen in neuen 
Orts-Vereinen, welche noch nicht 2 Jahre bestehen. Jeder Gewählte ist verpflichtet, die 
Wahl anzunehmen, nur längere Krankheit hebt diese Verpflichtung auf; auch dürfen 
Mitglieder, welche ein Jahr lang dem Ausschuss oder den Revisoren angehört haben, 
für das nächste Jahr die Wahl ablehnen. — Alle Ausschuss-Mitglieder können wieder- 
gewählt werden. 


$.13. Der Ausschuss versammelt sich regelmässig mindestens einmal alle 14 Tage zur 
Erledigung der laufenden Geschäfte. Ausserordentliche Ausschuss-Sitzungen können der 
Vorsitzende und der Sekretair, sowie 3 Mitglieder des Ausschusses berufen. Der Ausschuss 
ist beschlussfähig, wenn die Majorität seiner Mitglieder anwesend ist. Die Verhandlungen 
sind parlamentarisch. Mitglieder, welche ohne triftige Gründe ‚zu spät kommen, haben 1 
Sgr., diejenigen, welche ohne schriftliche Entschuldigung fehlen, 2 Sgr. Strafe zu zahlen; 
sechsmaliges Zuspätkommen und dreimaliges unentschuldigtes Fehlen führt zur Ausschlies- 
sung aus dem Ausschuss. — Das Nähere bestimmt die zu erlassende Geschäfts-Ordnung. 


$. 14. Sämmtliche Ausschuss-Mitglieder erhalten fürihre Anwesenheit in jeder Sitzung 
eine Entschädigung von 21/, bis 5 Sgr. aus der Vereins-Kasse. Ausserordentlicher Zeitauf- 
wand im Interesse des Vereins wird nach Massgabe der Geschäfts-Ordnung vergütet. Orts- 
Vereine unter 100 Mitgliedern dürfen ihren Ausschuss-Mitgliedern nicht über 21/, Sgr. und 
im ersten Geschäftsjahre keine Entschädigung zahlen. 


$.15. Der Gesammt-Ausschuss hat insbesondere folgende Geschäfte: 

1. die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern, vorbehaltlich der Genehmigung der 
Orts-Versammlung ; 

2. die Prüfung der Geschäfts-Berichte der Beamten, der monatlichen Kassen-Abschlüsse und 
der eingegangenen Korrespondenz ; 

3. die Aufsicht über die Geschäftsführung der Beamten, welche derselbe entfernen und 
durch andere Mitglieder ersetzen kann; 

4, die Vorbereitung der Orts-Versammlungen, einschl. Vorberathung der denselben zu un- 
terbreitenden Anträge; 

5. die Ausführung der Vereins-Beschlüsse, soweit dieselben nicht einzelnen Beamten über- 
tragen worden; 

6. die Beschaffung der erforderlichen Utensilien und Lokale, innerhalb der von der Orts- 
Versammlung gestellten Bedingungen ; 

7. Anträge und Beschwerden an den Vorort und die General-Versammlung; 
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8. die Prüfung der Beschwerden gegen Arbeitgeber und Versuch zu deren Abstellung durch 
eine Deputation des Ausschusses, event. Bericht an die Orts-Versammlunng. 


$. 16. Der Vorsitzende beruft und leitet die Ausschuss- und Orts-Versammlungen 
und vertritt den Verein gegen aussen. Im Verhinderungsfalle tritt der stellvertretende Vor- 
sitzende für ihn ein. Die Zeichnung für den Orts-Verein haben der Vorsitzende und der 
Orts-Sekretair gemeinschaftlich ; beide müssen daher volljährig sein. 


$. 17. Der Orts-Sekretair führt die Mitglieder-Listen und Ausschuss-Protokolle, 
sowie die Korrespondenz mit den Mitgliedern, dem Vorort, den übrigen Orts-Gewerk-Ver- 
einen und dem Publikum. Er hat ferner eine Liste über offene Arbeitsstellen und arbeitslose 
Mitglieder zu führen und mindestens jeden Monat die ihm zugesandten Formulare über Ar- 
beits-Statistik u. s. w. sorgfältig auszufüllen und dem Vorort einzusenden. Etwaige Reisen 
im Interesse des Vereins hat er vorzugsweise zu übernehmen, sowie er überhaupt der eigent- 
liche geschäftsführende Beamte des Orts-Vereins ist. Der Sekretair wird nach Massgabe der 
Mitgliederzahl seines Orts-Vereins besoldet. 


$: 18. Der Kassirer hat die Kassen-Verwaltung nach einer zu erlangenden Kassen- 
Ordnung zu führen. Diese Kassen-Ordnung soll Bestimmungen enthalten: über die Höhe 
und Art der vom Kassirer jedenfalls zu stellenden Kaution, seine Besoldung, die Form der 
Anweisungen, die Unterbringung der Kassen-Bestände, die Einsammlung der Beiträge u. s. w. 


$. 19. Die Befugnisse und Verpflichtungen des Kontroleurs sind ebenfalls durch 
die Kassen-Ordnung festzustellen. Derselbe hat u. a. allmonatlich den Kassen-Abschluss des 
Orts-Vereins an den Vorort einzusenden. 


Revisoren. 

$. 20. In denselben Versammlungen und in derselben Weise, wie den Ausschuss, 
wählt jeder Orts-Verein zwei Revisoren zur Revision der Kasse und der Abschlüsse. An 
diese Revisoren hat sich der Vorort zu wenden, falls der Sekretair oder Ausschuss dem Vor- 
ort gegenüber nicht ihre Schuldigkeit thun, und die Revisoren haben an’den Vorort zu be- 
richten, wenn sie die Geschäftsführung des Ausschusses für nachlässig oder fehlerhaft hal- 
ten. Im Auftrage des Vororts können die Revisoren eine ausserordentliche Orts- Versamm- 
lung zur Zurechtweisung, bezieh. Absetzung des Ausschusses einberufen. 


Orts-Versammlungen. 


$: 21. Die Mitglieder des Orts-Vereins versammeln sich zu ordentlichen beschliessenden 
Orts. Versammlungen an einem bestimmten Tage jedes Monats und in einem bestimm- 
ten Lokale ohne besondere Aufforderung. 

Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Ausschusses, das Protokoll führt der stellvertre- 
tende Vorsitzende. Fehlen Beide, oder wird ein bezüglicher Antrag gestellt und angenom- 
men, so erwählt die Versammlung für den betreffenden Abend einen andern Vorsitzenden 
und Schriftführer aus ihrer Mitte. 


$: 22. Ausserordentliche beschliessende Orts-Versammlungen können in drin- 
genden Fällen durch den Ausschuss oder die Revisoren berufen werden, und dies muss ge- 
schehen,, falls mindestens !/; der Mitglieder, oder der Generalrath es verlangt. Von diesen 
ausserordentlichen Orts-Versammlungen gelten sonst dieselben Bestimmungen, wie von den 
ordentlichen. — Endlich kann der Orts-Verein auch Mitglieder-Versammlungen zum Anhö- 
ren und Besprechen von Vorträgen einführen, zu deren Besuch jedoch kein Mitglied verpflich- 
tet ist. 


$. 23. Die Orts-Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 1/3 aller Mitglieder 
anwesend ist. Ist dies nicht der Fall, so muss binnen 8 Tagen eine ausserordentliche Orts- 
Versammlung berufen werden, welche dann jedenfalls beschlussfähig ist. 

Die Verhandlungen werden in parlamentarischer Weise, nach Anleitung der zu erlassen- 
den Geschäfts-Ordnung geführt. — Anträge müssen wenigstens 3 Tage vorher durch Anschlag 
im Vereins-Lokal oder durch Zirkular den Mitgliedern bekannt gemacht sein; jedoch können 
dringliche Aufträge mit 2/3 Majorität zur Beschlussfassung zugelassen werden. 

Die Beschlüsse und Wahlen erfolgen durch absolute Majorität der Anwesenden, ausser 
in den besonders vorgesehenen Fällen. 


$. 24. Die Orts-Versammlung bildet die letzte Instanz für alle Angelegenheiten des 
Orts-Vereins, soweit nicht ausdrücklich der Generalrath und die General-Versammlung des 
Gewerk-Vereins zur Entscheidung berechtigt sind. Die Orts-Versammlung beschliesst ins- 
besondere: 
1. über die Aufnahme neuer Mitglieder in zweifelhaften Fällen und über. den Ausschluss 
von Mitgliedern ; 
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%, über den Abschluss des verflossenen Quartals in den ordentlichen Sitzungen im Januar, 
April, Juli und Oktober, auf Bericht der Revisoren ; 

%, über Wahl und Absetzung der Ausschuss-Mitglieder, Revisoren, Schiedsrichter und be- 
sonderen Kommissionen ; 

4. über Auslegung der Statuten und Vereins-Beschlüsse, vorbehaltlich der Entscheidung 
der General-Versammlung ; 

5. über Anträge und Beschwerden an den Vorort und die General-Versammlung des Ge- 
werk-Vereins; 

6. über alle Ausgaben , welche nicht nothwendig aus den Statuten und Vereins-Beschlüssen 
folgen, und mehr als 5 Thlr. betragen, jedoch innerhalb der von der General-Versamm- 
lung gesteckten Grenzen, sowie über Miethsverträge: 

7. über die Genehmigung von Arbeits-Einstellungen, bezieh. Empfehlung derselben an den 
Vorort. 

Bezirks-Vereine. 

8. 25. Sobald in einer Stadt oder in einer Gegend von höchstens 3 Meilen Durchschnitt 
zwei oder mehr Orts-Vereine des Gewerk-Vereins der....-Arbeiter bestehen, so können die- 
selben einen Bezirks-Verein bilden, um die gemeinsamen Interessen zu verfolgen. 
Ebenso können auch die Orts-Vereine eines deutschen Landes, einer Provinz oder eines Indu- 
strie-Bezirks einen Bezirks-Verein bilden, wenn dieselben es für dienlich halten. Beschliesst 
die Majorität der Orts-Vereine eines Bezirks die Gründung eines Bezirks-Vereins, so sind die 
übrigen Orts-Vereine des Bezirks verpflichtet, demselben beizutreten. Auch Einzel-Mitglieder 
an Orten, wo Orts-Vereine nicht bestehen, können dem Bezirks-Verein beitreten. 


8. 26. Die Organe des Bezirksvereins sind: der Bezirks-Ausschuss und die Bezirks- 
Versammlung. 

Der Bezirks-Ausschuss hat dieselbe Zusammensetzung wie die Orts-Ausschüsse. 
Die Majorität seiner Mitglieder muss an dem Sitze des Bezirks-Vereins wohnhaft sein, wel- 
cher letztere in der Regel derjenige Orte ist, in welchem die meisten Vereins-Mitglieder vor- 
handen sind. Die Mitglieder des Bezirks-Ausschusses werden halbjährlich von den Orts- 
Versammlungen, in näher festzustellender Weise, gewählt. 


8. 27. Die Bezirks-Versammlung besteht: 

a. wenn der Bezirks-Verein sich in einer Stadt oder dreimeiligen Gegend befindet — aus 
sämmtlichen Mitgliedern der Orts-Vereine; 

b. andernfalls aus den Delegirten der Orts-Vereine. Jeder Orts-Verein kann für je 100 Mit- 
glieder einen Delegirten senden, und hat jedenfalls für je 50 Mitglieder 1 Stimme. Auch 
jeder Orts-Verein unter 50 Mitgliedern kann einen Delegirten senden und hat jedenfalls 
1 Stimme. 


8. 28. Die Befugnisse, Geschäfts-Ordnung u. s. w. des Bezirks-Ausschusses und der 
Bezirks-Versammlung werden von dem Bezirks-Verein selbst nach Grundzügen, welche die 
General- Versammlung desGewerk-Vereins festzustellen hat, geordnet. Die Bezirks-Vereine sind 
nur Mittelglieder zwischen den Orts-Vereinen und den Gesammt-Gewerk-Vereinen zur Vertre- 
tung der gemeinsamen Interessen eines Bezirks, insbesondere gegenüber den Arbeitgebern 
und den Behörden. 

Vorort und Generalrath. 


8. 29. Sobald (in der Regel) mindestens 5 Orts-Vereine auf Grund dieser Statuten gebil- 
det sind, treten dieselben durch Delegirte zusammen und wählen unter sich einen Vorort des 
Gewerk-Vereins. Der Sitz desselben soll womöglich eine grössere Stadt, mit einer ansehnlichen 
Zahl Gewerks-Genossen und im Mittelpunkte eines Bezirks mit entwickelter ... .... Industrie 
sein. Die Wahl des Vororts geschieht auf ein Jahr. 


8. 30. Zur Verwaltung der gemeinsamen Geschäfte des ganzen Gewerk-Vereins wird ein 
Generalrath erwählt, bestehend aus 16 Mitgliedern, wovon 9 dem Vorort nebst drei- 
meiligem Umkreis angehören müssen. Die Amtsdauer der Mitglieder ist ein Jahr. 

Die Mitglieder des Generalraths werden von der General- Versammlung vermittelst 
Stimmzettel gewählt, und zwar der Vorsitzende und dessen Stellvertreter, der General- 
Sekretär, der Schatzmeister und Kontroleur, welche sämmtlich dem Vorort angehören müssen, 
in besonderem Wahlgang, die übrigen gemeinsam. — Ausserdem wählt die General-Ver- 
sammlung 14 Stellvertreter (wovon jedenfalls 7 dem Vorort angehörig), welche bei Ver- 
hinderung oder Ausscheidung von Mitgliedern in den Generalrath eintreten. 


8. 31. Von dem Generalrath gelten in Bezug auf Befugnisse und Geschäfts-Ordnung 
im Allgemeinen dieselben Bestimmungen, wie von den Orts-Ausschüssen. Der Generalrath 
hat die Beschlüsse der General-Versammlung auszuführen, resp. die Ausführung derselben 
zu überwachen. In den Zwischenräumen der General-Versammlungen, jedoch nur bei äusser- 
ster Dringlichkeit, kann derselbe im Interesse des Gewerk-Vereins Beschlüsse fassen, die nu 
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bis zur nächsten General-Versammlung, bezieh. allgemeinen Abstimmung ($. 39) Gültigkeit 
haben. 

Gemäss der zu erlassenden Geschäfts-Ordnung sind bei solchen Beschlüssen, insbesondere 
wo es sich um eine grössere Arbeits-Einstellung handelt, die auswärtigen Mitglieder des 
Generalraths zur schriftlichen oder persönlichen Abstimmung heranzuziehen, Für die 
laufenden Geschäfte genügt die Einladung der zum Vorort und dreimeiligen Umkreis 
gehörigen Mitglieder des Generalraths, von denen mindestens 6 anwesend sein müssen. Die 
Sitzungs-Protokolle sind aber stets binnen 2 Tagen an die auswärtigen Mitglieder abzu- 
senden. 


$. 32. Der Generalrath führt die Aufsicht über die ihm angehörigen Beamten in 
gleicher Weise, wie die Orts-Ausschüsse, und ist, unter Zuziehung seiner auswärtigen Mit- 
glieder, zur Entbindung und Ersetzung derselben berechtigt. — Der Generalrath verfügt 
über die Kasse des Gewerk-Vereins innerhalb der von der General-Versammlung erlassenen 
Bestimmungen. Die Zeichnung für den Gewerk-Verein geschieht gemeinschaftlich durch den 
Vorsitzenden, bezieh. dessen Stellvertreter, den General-Sekretär und den Kontroleur. — 
Die Kautionen, Besoldungen und Vergütungen der Beamten und übrigen Mitglieder des 
Generalraths bestimmt die General-Versammlung. Der Schatzmeister hat jedenfalls eine 
angemessene Kaution zu stellen. 


$. 33. Der Vorsitzende des Generalraths und dessen Stellvertreter, der Schatzmeister 
und Kontroleur des Generalraths, haben für die gemeinsamen Angelegenheiten des Gewerk- 
Vereins die nämlichen Befugnisse und Verpflichtungen, wie die betreffenden Beamten für dic 
Orts-Vereine. Das Nähere ergiebt die zu erlassende Geschäfts-Ordnung. 


$. 34. Der General-Sekretär unterhält die Verbindung zwischen dem Generalrath und 
den Orts- und Bezirks-Vereinen und ist der eigentlich geschäftsführende Beamte des Vor- 
orts. Derselbe hat ein ständiges Büreau, worin sämmtliche Schriftstücke des Vereins, die 
Mitglieder-Listen, Gewerks-Statistik u.s. w. aufbewahrt werden. Der General-Sekretär stellt 
jeden Monat baldmöglichst die von den Orts-Sekretären eingelaufenen Tabellen und Berichte 
übersichtlich zusammen und hat dieselben, sobald die Kassen-Verhältnisse es gestatten, durch 
den Druck zu veröffentlichen. — Ferner soll der General-Sekretär darüber wachen, dass die 
Geschäfte der Orts-Vereine statutengemäss und im Einklang mit den Beschlüssen der General- 
Versammlung geführt werden, und dass insbesondere die Orts-Sekretäre ihre Schuldigkeit 
thun. — Endlich hat der General-Sekretär für Ausbreitung des Gewerk-Vereins zu wirken, zu 
welchem Zwecke er Reisen machen, bezieh. dem Generalrath andere Personen zu diesem 
Behufe vorschlagen kann. 

General-Revisoren. 


$. 35. Ausser dem Generalrath wählt die General-Versammlung 3 General-Revi- 
soren, welche dem Vorort angehören müssen, zur Revision der Kasse und der Abschlüsse 
des Gewerk-Vereins. Diese General-Reyisoren bilden eine Kommission, an welche alle Be- 
schwerden über die Geschäftsführung des General-Sekretärs und Generalraths bei N icht-Tagen 
der General-Versammlung zu richten sind. Findet die Revisions-Kommission die Beschwerde 
gerechtfertigt, so hat dieselbe entweder beim Generalrath auf Abhülfe zu dringen, oder im 
äussersten Falle unter Zustimmung der Vororts-Versammlung den Generalrath zu entbinden, 
und sofort eine Abstimmung sämmtlicher Ortsvereine über die Absetzung des Generalraths, 
bezieh. bestimmter Mitglieder desselben, unter schriftlicher Mittheilung der Gründe, herbei- 
zuführen. Die General-Revisoren sind besoldet. 


General-Versammlung. 


$. 36. Die General-Versammlung besteht aus Abgeordneten der sämmtlichen 
Orts-Vereine. Jeder Orts-Verein von mindestens 150 Mitgliedern wählt durch seine Orts-Ver- 
sammlung aus seiner Mitte einen Abgeordneten mit absoluter Majorität; bei 300—500 Mit- 
gliedern 2 Abgeordnete, für jede ferneren 500 Mitglieder einen Abgeordneten mehr. — 
Vereine unter 150 Mitgliedern, sowie einzelne Mitglieder haben sich zum Zwecke der Wahl 
auf Höhe von 150 zu vereinigen. Das Nähere hierüber bestimmt die Geschäfts-Ordnung. 


$- 37. Die General-Versammlun g bildet die oberste Instanz in allen Angelegen- 
heiten des Gewerk-Vereins und hat vorzugsweise über Folgendes zu entscheiden: 
. den Jahresabschluss des Gewerk-Vereins auf Bericht der General-Revisoren ; 
. die Wahl und Absetzung der Mitglieder des Generalraths und der General-Revisoren ; 
. die Absetzung der Mitglieder von Orts- und Bezirks-Ausschüssen, falls dieselben ihre 
statutenmässigen Pflichten verabsäumen ; 
4. in letzter Instanz die Ausschliessung von Mitgliedern wegen Zuwiderhandeln gegen die 
Statuten und Beschlüsse, sowie gegen die Ehre und Interessen des Gewerk-Vereins; 
‘9. den Eintritt in den Verband Deutscher Gewerk-Vereine und den Austritt aus demselben, 
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sowie die Genehmigung derjenigen Beschlüsse des Verbandes, welche nicht, gemäss den 
Statuten, von selbst verbindliche Kraft haben ; 

6. die Aufnahme von Orts- und Bezirks-Vereinen des... .-Gewerbes, mit ähnlicher Auf- 
gabe und Verfassung, und die Verschmelzung mit Gewerk - Vereinen verwandter Ge- 
schäftszweige ; 

. die Auslegung und Abänderung der Statuten und Vereins-Beschlüsse ; 

, alle Anträge und Beschwerden, welche sich auf die allgemeinen Verhältnisse des Gewerk- 
Vereins beziehen, insbesondere Schritte des Gewerk-Vereins gegenüber den Arbeitgebern 
und den Behörden im Allgemeinen; 

9, die Bewilligung aller grösseren Ausgaben, sowie die Ausschreibung ausserordentlicher 

Beiträge, vorbehaltlich der allgemeinen Mitglieder-Abstimmung ($. 38). 
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8. 38. Alle Anträge für die General-Versammlung sind mindestens 6 Wochen vor dem 
Zusammentritt derselben dem Generalrath einzureichen und von diesem binnen 14 Tagen 
an sämmtliche Orts-Vereine zu versenden. Binnen wiederum 14 Tagen haben sämmtliche 
Orts-Versammlungen in Vorberathung darüber zu treten. Alle Anträge, bei welchen nicht 
diese Fristen innegehalten sind, können nur in ganz dringlichen Fällen von der General-Ver- 
sammlung berathen werden; die Dringlichkeits- Erklärung erfolgt nur mit 2/3 Majorität. 
Statuten-Abänderungen dürfen niemals für dringlich erklärt werden, und erfordern zu ihrer 
Annahme ?/; Majorität. 

Allgemeine Abstimmungen. 


8.39. Beschliesst die General- Versammlung die Ausschreibung ausserordentlicher 
Beiträge, so muss dieser Beschluss binnen höchstens 14 Tagen durch eine allgemeine Ab- 
stimmung der Mitglieder in sämmtlichen Orts-Vereinen genehmigt werden. Eine solche Ab- 
stimmung soll ferner stattfinden, wenn in den Zwischenräumen der General-Versammlungen 
wichtige Entscheidungen des Gewerk-Vereins nothwendig sind. Zur Veranlassung einer all- 
gemeinen Abstimmung sind berechtigt: 1. der Generalrath, 2. die Revisions- Kommission, 
3. ein Drittel der sämmtlichen Orts-Vereine, wenn dieselben unter Angabe des Antrags und 
der Motive die Abstimmung verlangen. — Entscheidend ist die Majorität sämnmtlicher abge- 
gebenen Stimmen; die Abstimmungs-Protokolle sind binnen drei Tagen an die Revisions- 
Kommission einzusenden. 


Kassen-Verhältnisse. 


8. 40. Sämmtliche Fonds der Orts- und Bezirks-Vereine sind gemeinschaftliches 
Eigenthum des ganzen Gewerk-Vereins, sowie andererseits sämmtliche statutenmässig ge- 
leisteten Ausgaben der Orts- und Bezirks-Vereine für Rechnung des ganzen Gewerk-Vereins 
gehen. — Bedarf daher ein Orts- oder Bezirks-Verein zu seinen statutenmässigen Ausgaben 
grösserer Geldmittel, als in seiner Kasse vorhanden sind, so hat er sich unter Rechnungs- 
legung an den Generalrath zu wenden, welcher einen oder mehrere andere Orts-Vereine zur 
Absendung ihres Ueberschusses an den benöthigten Orts-Verein anweist. Anweisung und 
Uebersendung muss binnen spätestens 14 Tagen erfolgen. 


$. 41. Am Jahresanfang soll regelmässig eine allgemeine Ausgleichung der Fonds 
unter den sämmtlichen Orts-Vereinen erfolgen. Nach Massgabe des letzten Jahresabschlusses 
wird der Gesammtfonds des Gewerk-Vereins nach Köpfen berechnet, und jeder Orts-Verein 
soll durch die Ausgleichung annähernd so viel Fonds erhalten, als die Zahl seiner Mitglieder 
bedingt. Diejenigen Orts-Vereine, welche beträchtlich mehr Fonds haben, werden vom 
Generalrath angewiesen, an diejenigen Orts-Vereine zu übersenden, welche beträchtlich 
weniger haben. Diese Ausgleichung hat binnen spätestens vier Wochen stattzufinden. 


8.42. Die Kasse des Generalraths, welche von der des Vororts-Vereins vollständig 
getrennt ist, wird bei der allgemeinen Ausgleichung mit 5 pCt. des Gesammtfonds dotirt und 
ist auf dieser Höhe ferner zu erhalten. 


8. 43. Die Geldbestände sind gemäss der Kassen-Ordnung in flüssige und stehende zu 
theilen. Die ersteren müssen so angelegt werden, dass sie jederzeit sofort verfügbar sind; 
die letzteren auf 3- bis 6monatliche Kündigung. Bei Anlegung der Vereinsfonds ist zuerst 
vollkoınmene Sicherheit, dann aber die Verwendung zum Nutzen der arbeitenden Klassen, 
insbesondere bei Genossenschaften, massgebend. — Die Belegung ist dem Generalrath an- 
zuzeigen, und kann von diesem jederzeit anders,darüber bestimmt werden. 


Wander-Unterstützung. 
$. 44. Wenn der Gewerk-Verein sich für die Wander-Unterstützung ($.2, Abs. 4) erklärt, 
so gelten folgende Bestimmungen : Jedes Mitglied, welches reist, um Arbeit zu suchen, und 
mindestens drei Monate Mitglied des Gewerk-Vereins ist, erhält aus der Kasse der Orts-, 
bezieh. Bezirks-Vereine eine Wander-Unterstützung von .. . Sgr. für jede Meile von dem 
Orte, wo dasselbe zuletzt Unterstützung empfing. Diese Unterstützung wird in dem Mit- 
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gliedsbuche des Reisenden vermerkt und kann innerhalb sechs Monate von demselben Orts- 
Vereine nur einmal gewährt werden. — Bei jeder Unterstützung kann der Orts- bezieh. 
Bezirks-Sekretär den Reisenden zur Annahme von Arbeit zum üblichen Lohn an dem betref- 
fenden Orte verpflichten; geht der Reisende hierauf nicht ein, so verliert er den Anspruch 
auf weitere Wander-Unterstützung aus den Kassen des Gewerk-Vereins, was in seinem Mit- 
gliedsbuche zu vermerken ist. 


Arbeitslosigkeit. 


$. 45. Bei Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, welche die 
Arbeitgeber zur Entlassung von Mitgliedern (Aussperrung) bestimmt haben, hat, wenn 
es sich umhöchstens 10 Mitglieder handelt, der Orts-Ausschuss in einer sofort zu 
berufenden Sitzung und unter Einladung von Vertretern beider Theile die Angelegenheit zu 
prüfen. Er bat dann entweder die Mitglieder zur Annahme der von den Arbeitgebern ge- 
stellten Bedingungen zu verpflichten, oder durch eine Deputation ete. die Arbeitgeber um 
Nachgiebigkeit gegen die gerechten Ansprüche der Arbeitnehmer, — bezieh. um Beru- 
fung eines unparteiischen Schiedsgerichts anzugehen. — Weigern sich die Mitglieder, 
den Beschluss des Ausschusses auszuführen, so verlieren sie das Anrecht auf Hülfsgeld, 
können aber an die Orts-Versammlung, bezieh. den Generalrath, Berufung einlegen. — 
Weigern sich die Arbeitgeber, den Vergleich oder das Schiedsgericht anzunehmen, so 
hat der Ausschuss sofort eine ausserordentliche Orts-Versammlung zu berufen. Wenn deren 
Entscheidung zu Gunsten der Mitglieder ausfällt, so erhalten dieselben ein Hülfsgeld 
von ... Sgr. täglich aus der Kasse des Gewerk-Vereins, — Jede solche Angelegenheit ist sofort 
dem Generalrath anzuzeigen und ferner wöchentlich darüber zu berichten. Dauert die 
Aussperrung oder Arbeitslosigkeit länger als vier Wochen, so hat der Generalrath über die 
weitere Fortdauer des Hülfsgeldes zu entscheiden. — Jeder Beschluss des Generalraths in 
Bezug auf Hülfsgeld muss in spätestens drei Tagen dem betr. Orts-Verein mitgetheilt werden. 


$. 46. Kein Mitglied ist berechtigt, eigenmächtig die Arbeit einzustellen ‚es sei 
denn, dass ihm unverschuldete Ehr- oder Körper-Verletzung widerfährt. Nur in diesem Falle 
behält es das Anrecht auf Hülfsgeld. — Glauben Mitglieder ihre Rechte und Interessen von 
den Arbeitgebern verletzt und beabsichtigen in Folge dessen die Arbeit einzustellen , so 
haben sie sofort dem Orts-Sekretär Anzeige zu machen, und es treten dieselben Massregeln 
und Folgen ein, wie in $. 45. 


$. 47. Betrifft die Aussperrung oder beabsichtigte Arbeits-Einstellung mehr als 10 
Vereins-Mitglieder, so hat der Ausschuss nach vorheriger Prüfung sofort an den 
Generalrath zu berichten, in dessen Händen die Entscheidung ruht. Der Generalrath hat die 
Deputation an den betr. Arbeitgeber abzuordnen und bei Unwillfährigkeit der Arbeitgeber 
die Arbeits-Einstellung, bez. die Hülfsgelder der Ausgesperrten zu beschliessen. — Sowohl 
der Orts-Ausschuss als der Generalrath können zur Beilegung der Streitigkeit auch andere 
Mittel, als eine Deputation, wie z. B. die Vermittelung von angesehenen unbetheiligten Per- 
sonen, benutzen. In keinem Falle ist der Generalrath ve rpflichtet, die Arbeits-Einstel- 
lung zu beschliessen; derselbe hat vielmehr auf die Zeit- und Geschäfts-Verhältnisse ge- 
bührende Rücksicht zu nehmen und kann in Folge derselben den Austrag der Streitigkeiten 
auf eine gelegenere Zeit vertagen. 


$. 48. Betrifft die Aussperrung oder Arbeits-Einstellung mehr als 100 Mitglieder, 
so hat, nach Verlauf von vier Wochen, der Generalrath an den ständigen Ausschuss des Ge- 
werk-Vereins-Verbandes zu berichten und die statutenmässige Unterstützung des Verbandes 
zu beantragen. Erfolgt diese Unterstützung nicht und sind die Fonds des ...... -Gewerk- 
Vereins bereits stark angegriffen, so hat der Generalrath die Wiederaufnahme der Arbeit an- 
zuordnen, womit das Aufhören der Hülfsgelder allgemein eintritt. Nur durch die General- 
Versammlung, resp. die allgemeine Mitglieder-Abstimmung, kann in diesem Falle beschlossen 
werden, dass die Arbeits-Einstellung vermittelst ausserordentlicher Beiträge, Anleihen oder 
sonstiger Mittel weitergeführt werden soll. 


$. 49. Ist während einer Aussperrung oder Arbeits-Einstellung gegründete Aussicht, 
dass anderswo Arbeit für ein feierndes Mitglied zu finden ist, so muss ein unverheirathetes 
Mitglied auf Anordnung des General-Sekretärs binnen drei Tagen nach jenem Orte reisen, ein 
verheirathetes Mitglied binnen höchstens vierzehn Tagen, und ist jedes auf diese Weise 
reisende Mitglied zu...Sgr. pro Meile Reisespesen aus der Vereins-Kasse berechtigt. Findet 
sich auch an dem Orte, wohin das Mitglied dirigirt ist, keine Arbeit, so hat der dortige Orts- 
Sekretär mit Zustimmung des General-Sekretärs entweder die Rückreise, oder die Reise an 
einen dritten Ort, wo Aussicht auf Beschäftigung ist, anzuordnen, und in beiden Fällen das 
nöthige Reisegeld anzuweisen. Für die etwa nöthig werdende spätere Uebersiedelung der 
der Familien verheiratheter Mitglieder zahlt der Gewerk-Verein gleichfalls ein noch näher zu 
-bestimmendes Reisegeld. 
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$. 50. Entsteht eine allgemeinere Arbeitslosigkeit in Foigevon Geschäftsstockung, 
so hat der Orts-Ausschuss bezieh. Generalrath möglichst in Verbindung mit den Arbeitgebern 
des Gewerks und den gleichfalls betroffenen andern Gewerk-Vereinen geeignete Mittel zur 
möglichsten Abhilfe, wie z. B. Uebersiedlung und Auswanderung, energisch zu ergreifen. — 
In ausserordentlichen Nothfällen beschliesst der Generalrath auf Antrag der Orts-Ausschüsse 
eine Unterstützung aus der Kasse des Gewerk-Vereins. 


Arbeits-Statistik und Arbeits-Vermittlung. 


$. 51. Die Orts-Sekretaire haben nach Massgabe allgemeiner Formulare allmonatlich 
über die Höhe der Löhne, die Dauer der Arbeitszeit, den Gang des Geschäfts, die Anzahl 
der Lehrlinge und alle anderen für die Lage der..... -Arbeiter an ihrem Orte erheblichen 
Verhältnisse nach genauer Erkundigung an den General-Sekretär zu berichten und stellt Letz- 
terer daraus die Arbeits-Statistik des Gewerk-Vereins zusammen. — Alle Mitglieder, welche 
ihre Arbeit verlieren, haben dies sofort dem Orts-Sekretär anzuzeigen, worauf Letzterer ent- 
weder am Orte selbst, oder vermittelst der Bezirks- und General-Sekretäre an andern Orten 
den Arbeitslosen Beschäftigung zum üblichen Lohn zu verschaffen bemüht sein muss. 


Allgemeine Bildung, gewerblicher Unterricht und Lehrlingswesen. 


8. 52. Die Orts-Ausschüsse und der Generalrath sollen die Förderung derhumanen 
Bildung unter den Mitgliedern auf alle Weise sich angelegen sein lassen. Bestehen an 
dem betreffenden Orte Arbeiter-Bildungs- oder Handwerker-Vereine, so sind die Mitglieder 
zur Betheiligung an denselben aufzufordern, nach Umständen ist ein Zuschuss zu den Kos- 
ten des Unterrichts innerhalb der von der General-Versammlung zu steckenden Grenzen zu 
leisten. Bestehen solche Vereine nicht, so hat der Orts-Ausschuss die Gründung derselben 
zu veranlassen, bei genügender Mitgliederzahl für geeignete Vorträge und Unterrichtskurse 
für seine Mitglieder zu sorgen. Die Lehrer-Honorare sollen in der Regel von den betheilig- 
ten Mitgliedern aufgebracht werden. 


$. 53. Die Orts-Vereine und der Gewerk-Verein haben für Förderung auch des ge werb- 
lichen Unterrichts ihrer Mitglieder durch geeignete Kurse, Bücher, Modelle u. s. w. 
eifrig Sorge zu tragen, wo möglich in Verbindung mit den Arbeiter-Bildungs- und Hand- 
werker-Vereinen, oder mit den Orts-Vereinen verwandter Gewerke. Die Höhe der hierzu ver- 
wendbaren Geldmittel hat gleichfalls die General-Versammlung pro Kopf der Mitglieder 
festzustellen. 

$. 54. Desgleichen haben die Orts- Vereine und der Gewerk-Verein dafür zu sorgen, dass 
das Lehrlingswesen zu Gunsten des Gewerks sowohl, als auch der Lehrlinge selbst ver- 
bessert werde. Ist das Gewerk an einem Orte, in einer Gegend oder allgemein überfüllt, oder 
droht eine solche Ueberfüllung, so hat der Gewerk-Verein durch alle gesetzlichen Mittel, wie 
öffentliche Warnung, Vorstellung bei den Arbeitgebern u. s. w. gegen Annahme neuer Lehr- 
linge zu wirken. Andererseits hat er dafür zu sorgen, dass die einmal angenommenen Lehr- 
linge zu tüchtigen Arbeitern, Bürgern und Menschen herangebildet werden. 


Beschwerden gegen Arbeitgeber, Behörden und Publikum. 


8. 55. Alle begründeten Beschwerden der Mitglieder gegen Arbeitgeber, Be- 
hörden und Publikum sind sofort dem Orts-Sekretär mitzutheilen, welcher, womöglich 
unter Zuziehung der Betheiligten, dem Ausschuss darüber zu berichten hat. Letzterer sucht 
entweder selbst durch alle gesetzlichen Mittel Abhülfe zu schaffen, oder, wenn die Sache eine 
allgemeine und wichtige ist, so berichtet er an den Generalrath. — Lässt sich die Beschwerde 
nur auf gerichtlichem Wege abstellen, so wird der Prozess, bei wirklicher Schuldlosigkeit 
der betheiligten Mitglieder, auf Kosten des Gewerk-Vereins geführt. — Fälle, welche mehrere 
Gewerke gemeinsam betreffen, sind an den Verband Deutscher Gewerk-Vereine abzugeben. 


Genossenschaften. 
$. 56. Der Gewerk-Verein hat unter seinen Mitgliedern die Betheiligung an wirthschaft- 
lichen auf Selbsthülfe begründeten Genossenschaften zu fördern, insbesondere die 
Gründung von solide fundirten Produktiv-Genossenschaften. Die letzteren sollen insbeson- 
dere bei beträchtlichen Aussperrungen und Arbeits-Einstellungen zur Beschäftigung der 
arbeitslosen Mitglieder benutzt werden. 


Auflösung. 

8.57. Ein Orts-Verein musssich auflösen, sobald die Mitgliederzahl während drei 
Monaten weniger als sieben beträgt. Die übriggebliebenen Mitglieder können sich sofort dem 
nächstbelegenen Orts- oder Bezirks-Verein anschliessen. Die Kasse, Utensilien und .Schrift- 
stücke des aufgelösten Orts-Vereins werden zur Verfügung des Generalratbs gestellt, welcher 
die letzteren in Verwahrung eines dortigen Mitgliedes lassen kann, die Kasse aber einem an- 
dern Orts-Verein zuweist. 
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$. 58. Die Auflösung des ganzen Gewerk-Vereins erfolgt: 

1. im Falle der Zahlungs-Unfähigkeit, wobei es die Pflicht der sämmtlichen Mitglieder ist, 
die Beamten, welche für den Gewerk-Verein gezeichnet haben, vor Verlusten zu bewahren 4 
2. durch Beschluss der General-Versammlung, welcher mit 2/; Majorität gefasst uud durch 
allgemeine Mitglieder-Abstimmung, gleichfalls mit 2/3; Majorität der sämmtlichen abge- 
gebenen Stimmen, genehmigt werden muss. | 
Die auflösende General-Versammlung hat, vorbehaltlich des Ausfalls der Mitglieder-Ab- 
stimmung, eine Liquidations-Kommission niederzusetzen. Das übrig bleibende Vermögen 
soll auf keinen Fall unter die Mitgliedor vertheilt werden, sondern den Kranken-, Begräbniss- 

und Invaliden-Kassen des Gewerks, bezieh. der Arbeitnehmer überhaupt, zufallen. 


3. Uebersicht der bestehenden Landes-Gesetze über die Errichtung 
von Handels- und Gewerbe - Kammern in den hierfür wichtigsten 


Bundesstaaten. 
(Titel VII. der Gew.-Ordn.) 


A. Für Preussen gilt das Gesetz vom 24. Februar 1870 über die Handels-Kammern ; 
dasselbe besagt unter u. a.: 


$.1. Die Handels-Kammern haben die Bestimmung, die Gesammt-Interessen 
der Handels- und Gewerbetreibenden ihres Bezirks wahrzunehmen, insbesondere die Be- 
hörden in der Förderung des Handels und der Gewerbe durch thatsächliche Mitthei- 
lungen, Anträge und Erstattung von Gutachten zu unterstützen. 


$- 2. Die Errichtung einer Handels- Kammer unterliegt der Genehmigung des 
Handels-Ministers. — Bei Ertheilung dieser Genehmigung wird zugleich über die Zahl 
der Mitglieder und, wenn die Errichtung für einen über mehrere Örte sich erstrecken- 
den Bezirk erfolgt, über den Sitz der Handels-Kammer Bestimmung getroffen. 


$. 3. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder sind diejenigen Kaufleute und 
Gesellschaften berechtigt, welche als Inhaber einer Firma in dem für den Bezirk der 
Handels-Kammer geführten Handels-Register eingetragen stehen ; — ferner die grös- 
seren Bergbautreibenden. — 


“ Die Verordnung vom 9. Februar 1849 (Ges.-8. 1349. 8. 93) hatte in Preussen Gewerb e- 
Räthe zur gemeinschaftlichen Vertretung des Handwerker-, Fabrik- und Handelsstandes 
eingeführt ; dieselben bewährten sich indessen nicht und sind sämmtlich eingegangen. 


B. Für Bayern bestimmt die 


Verordnung, 
betreffend die Handels- und Gewerbe-Kammern, dann die Handels-, Fabrik- und 
Gewerbe-Räthe vom 20. Dezember 1868. 


I. Allgemeine Bestimmungen. 


$- 1. Zur Förderung uud Vertretung der Interessen des Handels und der Gewerbe 
soll in jedem Regierungs-Bezirke eine Handels- und Gewerbe-Kammer errichtet werden. 

Ausserdem können für Orte oder Bezirke, wo wegen eines erheblichen gewerblichen 
Verkehrs ein Bedürfniss zu einer gewerblichen Vertretung obwaltet, auf Antrag der Be- 
theiligten mit Genehmigung des Staats-Ministeriums des Handels und der öffentlichen 
Arbeiten Bezirks-Gremien — Handels-, Fabrik- oder Gewerbe-Räthe — gebildet werden. 

Das Staats-Ministerium des Handels und der öffentlichen Arbeiten bestimmt den Sitz 
dieser gewerblichen Organe , sowie deren Bezirk. 


Il. Handels- und Gewerbe-Kammern. 
$- 2 Den Handels- und Gewerbe-Kammern kommen folgende Obliegenheiten zu: 
1. Dieselben haben den betreffenden Staats- Behörden als begutachtende sachverständige 
Organe in Fragen zu dienen, welche Handel und Gewerbe angehen. In der Regel sind 
sie bei jeder wichtigen Angelegenheit dieser Art zu hören. 
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2. Die Handels- und Gewerbe-Kammern sind zur Wahrnehmung der kommerziellen und 
industriellen Interessen des einschlägigen Regierungs- Bezirkes berufen und daher 
befugt, die zur Förderung des Handels und der Industrie geeigneten Einrichtungen zu 
berathen und bei der zuständigen Behörde anzuregen. 

3. Die Handels- und Gewerbe-Kammern üben den ihnen durch besondere Gesetze und 
Vorschriften geregelten Einfluss auf die Ernennung der Handelsmäkler (Sensale) und 
Handelsgerichts-Besitzer aus. Denselben kann mit ihrer Zustimmung die Verwaltung 
oder die Aufsicht auf die Verwaltung allgemeiner Handels-Institute, wie z. B. Börsen, 
übertragen werden... . . 


$- 3. Jede Handels- und Gewerbe-Kammer besteht aus zwei Abtheilungen: 
1. der Handels-Kammer für Handel und Fabriken, 
2. der Gewerbe-Kammer für die nicht in diese Kategorie gehörenden Gewerbe. 

Die Zahl der Mitglieder jeder Abtheilung wird von der Königlichen Regierung, 
Kammer des Innern, festgesetzt. 


$. 4. Wahlstimmberechtigt sind alle Mitglieder des Handels-, Fabrik- und Gewerbe- 
stands, die am Sitze der Kammer, für welche die Wahl stattfindet, eine Handlung, eine 
Fabrik oder sonst ein Gewerbe selbständig betreiben, ferner die stellvertretenden Direk- 
toren oder Geranten von industriellen oder kommerziellen Unternehmungen. 

Wählbar sind alle Wahlberechtigte, welche 
a. Bayrische Staats-Bürger sind, 
b. das 30. Lebensjahr zurückgelegt haben, und 
C. ihr Geschäft seit mindestens drei Jahren betreiben. 

Wer in mehreren Abtheilungen ($. 3) wahlberechtigt ist, kann nur in einer derselben 
sein Stimmrecht ausüben und nur in eine Abtheilung als Mitglied eintreten. 

Von mehreren Theilhabern desselben Geschäftes kann nur einer Mitglied der Kam- 
mer sein. 

Wenn Frauen im Alleinbesitze eines Geschäfts sich befinden, so übt das Wahlrecht in 
ihrem Namen der Geschäftsleiter. 

Was von der Wahl der Gemeinde - Vertretung ausschliesst , schliesst auch von der 
Wahl und dem Eintritte in die Handels- und Gewerbe-Kammer aus. 


(88. 5 — 13 betreffen innere Organisation und den Geschäftsgang.) 


$. 14. Für jede Kammer wird von der K. Regierung, Kammer des Innern, ein K. 
Kommissar ernannt. Der K. Kommissar ist ermächtigt, den Sitzungen der Handels- und 
Gewerbe-Kammern beizuwohnen. Derselbe kann jederzeit das Wort verlangen; ein Stimm- 
recht steht ihm jedoch nicht zu. 


($. 15. betr. Auflösung und Neubildung.) 


Ill. Bezirks-Gremien. — Handels- und Fabrik-, dann Gewerbe-Räthe. 


$. 16. Den Bezirks-Gremien liegt die Förderung und Vertretung der industriellen und 
kommerziellen Interessen ihrer Bezirke in ähnlicher Weise ob, wie den Handels- und 
Gewerbe-Kammern in en des Regierungs - Bezirkes. Dieselben haben sich in 
Erstattung von Gutachten, sowie bei Vorbringung von Wünschen, Anträgen und Beschwer- 
den einerseits an die jbetreffende Handels- und Gewerbe-Kammer, andrerseits an die 
einschlägige Distrikts-Verwaltungs-Behörde zu wenden. 

Sie liefern den Handels- und Gewerbe-Kammern die Materialien zur Erstattuug des 
Jahresberichtes und befassen sich ausserdem mit der Erledigung der ihnen innerhalb ihres 
Wirkungskreises von den Handels- und Gewerbe-Kammern oder der Distrikts-Verwal- 
tungs-Behörde zukommenden Ansinnen. 


$. 17. Die Bezirks-Gremien können aus mehreren Sektionen bestehen, den Handels-, 
Fabrik- und Gewerbe-Räthen, je nachdem eine Vertretung des Handels-, der Fabrik- 
Industrie und der nicht in diese Kategorien gehörenden Gewerbe als Bedürfniss erscheint 
und geschaffen werden kann. 

Sind in einem Bezirke die Voraussetzungen zur Bildung eines Handels-, und eines 
Fabrik-Rathes gegeben, so werden die Betheiligten es zuträglicher finden, sich nicht in 
besondere Sektionen abzutheilen, und für Handel und Fabrik-Industrie nur eine Abthei- 
lung bilden. 


(88. 18 — 20. — Schluss — betr. : Bezirks-Gremien ; Wahl der Mitglieder zu diesen ; 
unentgeltliche Versehung der Geschäfte; Anwendbarkeit der für Handels- und Gewerbe- 


\ 


Kammern geltenden Bestimmungen auf die Gremien.) 


€. Für Sachsen hat das Gesetz vom 23. Juni 1868 folgende Bestimmungen getroffen. 
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»1. An geeigneten Orten des Landes werden Handels-Kammern und Ge- 
. werbe-Kammern gebildet. 

Die Bezeichnung der Orte des Sitzes, der zu jeder Kammer gehörenden Bezirke 
und der Zahl der Mitglieder erfolgt für jede Kammer durch Verordnung des Mini- 
sterium des Innern, in welcher zugleich bestimmt wird, ob und inwieweit Handels- 
Kammern und Gewerbe-Kammern getrennte Kollegien bilden oder vereinigt thätig sein 
sollen. 


2. Für die Handels-Kammern sind stimmberechtigt und wählbar alle dem 
Bezirke mit dem Sitze ihres Geschäfts angehörende männliche Personen, welche 

a. als Kaufleute oder als Fabrikanten mit mindestens zehn Thalern 
ordentlicher Gewerbe-Steuer besteuert, | | 

b. 25 Jahre alt sind; - 

ferner die Vertreter und beziehendlich Besitzer der im Bezirke belegenen fiska- 
lischen und kommunalen Gewerbs-Anstalten, Eisenbahn-, Schifffahrts-, Bergwerks- 
und Steinbruchs-Unternehmungen. | 


3. Für die Gewerbe-Kammern sind stimmberechtigt und wählbar alle dem 
Bezirke angehörigen Gewerbetreibenden, welche 

a. als Kaufleute und Fabrikanten mit weniger als zehn Thalern. aber mindestens 
Einem Thaler besteuert sind, 
oder 
b. ohne zu den Kaufleuten und Fabrikanten zu gehören, im Gewerbe-Steuer- 
Kataster mit mindestens Einem Thaler angesetzt sind. « 


D. Für Württemberg ist die Errichtung von Handels- und Gewerbe-Kam- 
mern durch die Verordnungen v. 19. Septbr. 1854 (Reg.-Bl. 1854 S. 79) und 17. Februar 
1858 (Reg.-Bl. 1858 $S. 17) geregelt. Leitende Grundsätze sind: Die Handels- und 
Gewerbe-Kammern haben den Beruf, Wünsche und Anträge, in Absicht auf die Förde- 
rung der Gewerbe und des Handels, den Gemeinde- und Staats-Behörden vorzutragen; 
statistische Notizen über Gegenstände der Gewerbe und des Handels zu sammeln; die 
Behörden bei Ausführung von Massregeln zur Förderung der Gewerbe und des Handels zu 
unterstützen und die ihnen etwa übertragene Aufsicht über hierzu dienende Anstalten und 
Einrichtungen zu übernehmen ; in Gewerbe- und Handels- Streitigkeiten privatrecht- 
licher Natur auf Anrufen der Betheiligten eine schiedsgerichtliche Entscheidung zu 
geben, u. s. w. — Niemand kann wählen oder gewählt werden, welcher nicht in guten 
Vermögens-Verhältnissen sich befindet und für eigene Rechnung ein Handelsgeschäft oder 
Gewerbe von bedeutenderem Umfange betreibt, oder betrieben hat oder ein solches als 
technischer oder kaufmännischer Vorstand leitet oder geleitet hat. Es wird nach den drei 
Gruppen der Kaufleute, Fabrikanten und Handwerker gewählt. 


E. Für Baden bestimmt Art. 5 des die Einführung derGewerbe-Ordnung betreffenden 
Gesetzes vom 21. Dezbr. 1871: | 
»Die Regierung kann, wo sich das Bedürfniss zeigt, die Errichtung von Gewerbe- 
Kammern veranlassen, welchen die Wahrung und Förderung der gemeinsamen In- 
teressen aller oder einzelner ‚Klassen des Gewerbestandes eines Ortes oder Landes- 
theiles zur Aufgabe gestellt ist (allgemeine oder besondere Gewerbe-Kammern, Han- 
dels-Kammern etc.). 

Für jede einzelne Gewerbe- oder Handels-Kammer werden die näheren Bestimmun- 
gen über ihre Verfassung und Einrichtung, ihren Bezirk und Wirkungskreis und über 
die Art und Weise, wie die zu ihrem Bestand erforderlichen Mittel aufzubringen sind, 
durch Beschlussfassung derjenigen, welche an Errichtung und Erhaltung derselben sich 
betheiligen wollen, unter Genehmigung der Regierung festgestellt. « 


F. Für Hessen ist unterm 17. Novbr. 1971 ein » Gesetz über Errichtung der Handels- 
Kammern« ergangen. (Hess.-Reg. 1871 Nr. 38.) Art. 1 bestimmt: » Handels-Kammern 
haben die Bestimmung, die Gesammt-Interessen des Handels und der Manufakturen ihres 
Bezirkes wahrzunehmen insbesondere die Behörden in der Förderung des Handels und 
der Fabriken durch thatsächliche Mittheilungen, Anträge und Gutachten zu unter- 
stützen.« 


6. Für Bremen gelten: Gesetz vom 21. Februar 1854, betreffend die Handels- 
Kammern, und Gesetz vom 27. Oktbr. 1863, betreffend die Gewerbe-Kammern. 2 

Der Kaufmannskonvent wird von den Mitgliedern der Bremischen Börse gebildet 

und wählt die Handels-Kammer. Der Gewerbekonvent wird von den Fabrik- 
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Besitzern und Handwerksmeistern gewählt und wählt seinerseits dieGewerbe-Kammer. 
Beide Kammern haben die Bestimmung, auf Alles, was für das Gewerbewesen ihres 
Geschäftsbereiches im Bremischen Staate dienlich sein kann, ihr Augenmerk zu richten, 
über die Mittel zu dessen Förderung zu berathen und gutachtlich zu berichten. Jede 
a net aus Staatsmitteln zur Bestreitung der Kosten ihrer Zwecke jährlich 
1000 Thaler. 


H. Für Hamburg regelt die Verfassung vom 28. Sept. 1860 Art. 93, — ferner die Be- 
kanntmachung vom 5. Dezember 1866 $$. 43 flg. die Bildung der »zur Förderung der 
Interessen des Handels« zu erwählenden Handels-Kammer; — dann das Gesetz vom 
18. Dezember 1872 die Einrichtung der »zur Förderung des Gewerbe-Betriebes von den 
Gewerbetreibenden zu erwählenden Gewerbe-Kamme r«, 

Die Bedürfnisse beider Kammern werden aus der Staats-Kasse bestritten. 


I. In Lübeck ist durch $. 6 der revidirten Kaufmanns-Ordnung vom 28. Januar 1867 
die Leitung der gemeinsamen Angelegenheiten der Kaufmannschaft einem Vorstande über- 
tragen, der den Namen »Handels-Kammer« führt. Der Wirkungskreis der Handels- 
Kammer umfasst theils die Geschäftsführung für die Kaufmännische Genossenschaft, theils 
die Ausübung derjenigen Befugnisse, welche ihr in Handels- und Schifffahrts-Angelegen- 
heiten des Lübeckischen Freistaats übertragen sind. Gleichzeitig ist die 


Ordnun g für die Lübeckische Gewerbe-Kammer vom 28. Januar 1867 
ergangen, welche u. a. bestimmt: 


Art. 1. Die Gewerbe-Kammer hat im Allgemeinen die Bestimmung, die gemeinsamen 
Interessen des Gewerbewesens im Lübeckischen Freistaate wahrzunehmen und zu fördern, 
mit Ausnahme jedoch derjenigen Gegenstände, welche der Handels-Kammer zur Fürsorge 
überwiesen sind. 

Insbesondere ist dieselbe verpflichtet, innerhalb des ihr zugetheilten Wirkungskreises 
auf Alles, was für das Gewerbewesen dienlich sein kann, fortwährend ihr Augenmerk zu 
richten, desfallsige Wünsche und Beschwerden der Gewerbetreibenden zu beachten, über 
die Mittel zur Hebung der Gewerbe, sowie über die Beseitigung etwaiger Hindernisse 
sich zu berathen und darüber dem Senate und den Behörden, auf deren Aufforderung oder 
auch unaufgefordert, gutachtlich zu berichten. 


Art. 2. Die Gewerbe-Kammer besteht aus sechszehn Mitgliedern. 
Art. 3. Die Mitglieder der Gewerbe-Kammer verwalten ihr Amt unentgeltlich. 


Art. 4. Wählbar zum Mitgliede der Gewerbe-Kammer sind alle im Lübeckischen 
Freistaate wohnhaften selbstständigen Gewerbetreibenden ,‚ welche zur Theilnahme an den 
Wahlen für die Bürgerschaft berechtigt sind, wiewohl mit Ausschluss der blossen Hand- 
und Lohnarbeiter. 


Art.5. DieMitglieder der Gewerbe-Kammer werden von dem Bürger-Ausschusse auf 
je vier Jahre erwählt. 


Art. 6. Zur Bestreitung der durch die Thätigkeit der Gewerbe-Kammer veranlassten 
nothwendigen Ausgaben wird alljährlich ein Beitrag von 500 772%, soweit erforderlich, aus 
der Staats-Kasse bewilligt. 


4. Verzeichniss der zur Zeit im Deutschen Reiche bestehenden, gesetz- 
lich anerkannten Vertretungen der Gewerbe. 


1, In Preussen bestehen folgende Handels-Kammern und kaufmännische Korporationen: 


1. Provinz Preussen. 


Braunsberg, Bez. : Stadt Braunsberg. 3 

Königsberg, Kaufmännische Korporation; Bez.: Stadt-Bezirk Königsberg. (Der 
Vorstand führt die Bezeichnung: »Vorsteher-Amt der Kaufmannschaft.«) 

Memel, Kaufmännische Korpanmön ,‚ Bez.: Stadt-Bezirk Memel nebst !/ameiligem 
Umkreise der Stadt, Bommelsvitte und Schmelz. (Der Vorstand führt die Bezeichnung: 
»Vorsteher-Amt der Kaufmannschaft.«) 
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Danzig, Kaufmännische Korporation; Bez.: Stadt Danzig. (Der Vorstand führt die 
Bezeichnung: »Vorsteher-Amt der Kaufmannschaft.«) | 

Elbing, Kaufmännische Korporation ; Bez.: Stadt Elbing. (Der Vorstand führt die 
Bezeichnung : »Aelteste der Kaufmannschaft.«) 

Thorn, Bez.: Kreis Thorn. 

Insterburg, Bez. : Stadt und Kreis Insterburg. 

Tilsit, Kaufmännische Korporation; Bez.: Stadt Tilsit. (Der Vorstand führt die 
Bezeichnung : »Vorsteher-Amt der Kaufmannschaft.«) | 


2. Provinz Brandenburg. 


Kottbus, Bez. : Kreis Kottbus. ; 

Frankfurt aa. O., Bez.: Stadt Frankfurt a. O. nebst dazu gehörigen Kämmerei- 
Dörfern. 

Sorau, Bez.: Oestlich vom Neissefluss belegener Theil des Kreises Sorau, exkl. 
der zur Gerichts-Deputation Forst gehörigen Ortschaften. 

Berlin, Kaufmännische Korporation ; Bez.: Stadt-Bezirk von Berlin und Charlotten- 
burg. (Der Vorstand führt die Bezeichnung: »Aelteste der Kaufmannschaft von Berlin.«) 


3. Provinz Pommern. 
‚Stettin, Kaufmännische Korporation ; Bez.: Stadt-Bezirk von Stettin. (Der Vor- 
stand führt die Bezeichnung: »die Vorsteher der Kaufmannschaft.«) 
Swinemünde, Bez.: Stadt Swinemünde und fiskalischer Hafengrund im Kreise 
Usedom-W ollin. 
4. Provinz Posen. 


Posen, Bez.: Stadt Posen. 


5. Provinz Schlesien. 


Görlitz, Bez.: Stadt und Kreis Görlitz, ausser Stadt Reichenbach. 

Grünberg, Bez.: Kreis Grünberg. 

Hirschberg, Bez.: Kreise: Hirschberg und Schönau. 

Landeshut, Bez.: Kreis Landeshut. IE 

Lauban, Bez.: Kreis Lauban und vom Kreise Löwenberg der südwestlich vom 
Eisenbahndamm der Schlesischen Gebirgsbahn belegene Theil. 

Liegnitz, Bez.: Kreis Liegnitz. 

Breslau, Bez.: Stadt Breslau. 

Schweidnitz, Bez.: Kreise Reichenbach, Schweidnitz, Waldenburg, und vom 
Kreise Striegau die Ortschaft Laasan. 

Gleiwitz, Bez.: Kreise Gleiwitz, Pless und Rybnik. 


6. Provinz Sachsen. 


Halle, Bez.: Gemeinde-Bezirk der Stadt Halle; Kreise Bitterfeld und Delitzsch 
(ausschl. Stadt Delitzsch); Saalkreis; Mansfelder Seekreis; Mansfelder Gebirgskreis 
(ausschl. Gerichts-Kommissions-Bezirk Ermsleben); Kreise Querfurt, Merseburg, Naum- 
burg, Weissenfels, Zeitz. 

Erfurt, Bez. : Stadt-Bezirk Erfurt, Kreis Schleusingen, Stadt Sömmerda. 

Mühlhausen, Bez. : Kreise Mühlhausen, Heiligenstadt, Worbis. 

Nordhausen, Bez.: Städte Nordhausen, Benneckenstein, Bleicherode, Ellrich; 
Kreis Sangerhausen (einschl. Grafschaft Stolberg-Stolberg und Stolberg-Rossla); Amts- 
Bezirk Hohnstein. | 

Halberstadt, Bez.: Kreise Halberstadt, Aschersleben, Oschersleben und Wernige- . 
rode; Gerichts-Kommissions-Bezirk Ermsleben. 

Magdeburg, Kaufmännische Korporation; Bez.: Magdeburg, Neustadt, Buckau 
nebst einmeiligem Umkreise dieser Städte. (Der Vorstand führt die Bezeichnung: »die 
Aeltesten der Kaufmannschaft.«) 


7. Provinz Schleswig-Holstein. 


Altona, Kaufmännische Korporation; Bez.: Stadt Altona. (Die Korporation führt 
die Bezeichnung: »Kommerz-Kollegium.«) | | 

Flensburg, Bez.: Städtischer Polizei-Bezirk von Flensburg einschl. Duburg und 
Jürgensbye. | | 

Kiel, Bez.: Stadt Kiel einschl. Dorfgarten, Ellerbeck und Neumühlen. 


8. Provinz Hannover. 


Goslar, Bez.: Aemter Liebenburg, Wöltingerode (einschl. Stadt Goslar), Zellerfeld 
und Elbingerode. 


Im Deutschen Reiche bestehende gesetzl. anerkannte Vertretungen der Gewerbe. 1061 


Göttingen, Bez.: Kreise Osterode, Göttingen und Einbeck. 

Hildesheim, Bez.: Kreise Hildesheim und Marienburg und Amt Bockenem. 

Lüneburg, Bez.: Kreise Lüneburg, Uelzen und Dannenberg ; Aemter Isenhagen, 
Soltau, Bergen, Winsen nebst Stadt Winsen. 

Osnabrück, Bez.: Landdrostei-Bezirk Osnabrück (ausschl. Stadt Papenburg) und 
und Kreis Tecklenburg. 

Emden, Bez.: Landdrostei-Bezirk Aurich und Stadt Papenburg. (Die Handels- 
Kammer führt die Bezeichnung : »Handels-Kammer für Ost-Friesland und Papenburg.«) 

Hannover, Bez.: Land- und Stadt-Kreis Hannover, Kreise Wennigsen, Hameln, 
Celle, Gifhorn (ausschl. Amt Isenhagen) und Rinteln. 

Verden, Bez.: Kreise Verden, Diepholz, Hoya und Nienburg, Aemter Rotenburg, 
Fallingbostel und Ahlden. 

Geestemünde, Bez.: Kreise Lehe und Osterholz. 

Harburg, Bez. : Kreis Harburg (ausschl. Amt und Stadt Winsen), Stader Marsch-, 
Stader Geest-Kreis, Kreis Neuhaus a. d. O., Kreis Otterndorf und Amt Zeven. 


9. Provinz Westphalen. 


Bielefeld, Bez.: Kreise Bielefeld, Halle, Wiedenbrück, Herford — ausschl. Amts- 
Bezirk Gohfeld-Menninghüffen und Bünde-Rödinghausen und Stadt Vlotho. 

Minden, Bez.: Kreise Minden, Lübbecke und vom Kreise Herford Amts-Bezirk 
Gohfeld-Menninghüffen und Bünde-Rödinghausen und Stadt Vlotho. 

Münster, Bez.: Regierungs-Bezirk Münster ausschl. Kreis Tecklenburg. 

Arnsberg, Bez.: Kreise Arnsberg, Meschede, Brilon. 

Bochum, Bez. : Kreis Bochum. 

Dortmund, Bez.: Kreis Dortmund. 

Hagen, Bez.: Kreis Hagen. 

Iserlohn, Bez.: Kreis Iserlohn, 

Lüdenscheid, Bez.: Kreis Altena. 

Siegen, Bez.: Kreis Siegen. 


10. Provinz Hessen-Nassau. 


Kassel, Bez.: Stadt- und Land-Kreis Kassel. 

Hanau, Bez.: Kreis Hanau. 

Dillenburg, Bez. : Dill- und Ober-Westerwald-Kreis. 

Frankfurta.M., Bez.: Städte Frankfurt a. M. und Bockenheim, Gemeinde-Bezirke 
Bonames und Bornheim. 

Limburg, Bez.: Unter-Westerwald-Kreis, Oberlahn-Kreis, Unterlahn-Kreis und 
{vom Rheingau-Kreise) Amts-Bezirk Braubach. 

Wiesbaden, Bez.: Stadt-Kreis Wiesbaden, Untertaunus-Kreis und vom Rheingau- 
Kreise: Aemter St. Goarshausen, Rüdesheim, Eltville; vom Land-Kreise Wiesbaden: 
Aemter Wiesbaden, Hochheim, Höchst; vom Obertaunus-Kreise: Aemter Usingen und 
Königstein. 

11. Rheinprovinz. 

Aachen, Bez. : Gemeinde-Bezirk von Aachen und Burtscheid. 

Eupen, Bez : Kreis Eupen. 

Stolberg, Bez.: Land-Kreis Aachen ausschl. Burtscheid und Kreis Düren. 

Koblenz, Bez. Gemeinde-Bezirk der Stadt Koblenz. 

Köln, Bez.: Stadt Köln. 

Mülheim a. Rh., Bez. : Kreis Mülheim a. Rh. 

Barmen, Bez.: Stadt-Kreis und Ober-Bürgermeisterei Barmen. 

Krefeld, Bez.: Gemeinde-Bezirk von Krefeld und Uerdingen und Stadt Kempen. 

Duisburg, Bez.: Gemeinde-Bezirk der Stadt Duisburg. 

Düsseldorf, Gemeinde-Bezirk Düsseldorf, Gerresheim nebst Erkrath, Eckamp, Ra- 
tingen und Hilden. 

Elberfeld, Bez.: Stadt-Kreis und Ober-Bürgermeisterei Elberfeld. 

Essen, Bez. : Kreis Essen. 

Gladbach, Bez.: Kreise Gladbach und Grevenbroich und vom Kreise Kempen die 
Bürgermeistereien Bracht, Dülken, Schüchteln, Kaldenkirchen, Lobberich, Burgwaldniel, 
Kirchspielwaldniel, Oedt, Grefrath, Breiell, Boisheim, Amern St. Anton und Amern 
St. Georg, sowie die Sammt-Gemeinden Brüggen und Born. 

Lennep, Bez.: Kreis Lennep. 

Mülheim a. d. Ruhr, Bez.: Stadt und Bürgermeisterei Mülheim a. d. Ruhr und 
Gemeinde-Bezirk Oberhausen. 

Neuss, Bez.: Bürgermeisterei Neuss. 
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Solingen, Bez.: Kreis Solingen. 

Wesel, Bez. : Stadt Wesel. 

Saarbrücken, Bez.: Kreis Saarbrücken. 

Trier, Bez.: Stadt- und Land-Kreis Trier, Kreise Bitburg, Saarburg und Wittlich. 


3. In Baden: 


3 


4. 


9 
6. 


7 


8 


9 


® 


10. 


11. 


Karlsruhe, Handels-Kammer. Konstanz, Handels- und Gewerbe-Kammer. 
Eberbach a. N., Handels-Genossenschaft. Heidelberg, Handels-Kammer. 

Lahr, Handels-Kammer. Mannheim, Handels-Kammer. Offenburg, Handels- 
Kammer. Pforzheim, Handels-Kammer. Rastatt, Handels-Kammer. 


In Bayern: 


Berchtesgaden, Bezirks-Gremium. München, Handels- und Gewerbe-Kammer. 
Rosenheim, Fabrik- und Handels-Rath. Landshut, Handels-Gremium. _ Pas- 
sau, Handels- und Gewerbe-Kammer. Pfarrkirchen, Bezirks-Gremium. Zwie- 
fel, Bezirks-Gremium. An weiler, Fabrik- und Handels-Kammer. Ber gzabern, 
Bezirks-Gremium. Cusel, Bezirks-Gremium. Frankenthal, Bezirks-Gremium. 

Germersheim, Bezirks-Gremium. Grünstadt, Bezirks-Gremium. Homb urg, 
Bezirks-Gremium. Kirchheimbolanden, Bezirks-Gremium. L udwigshafen, 

Handels- und Gewerbe-Kammer. Neustadt a. Haardt, Handels-Rath. Pirmasenz 5 

Bezirks-Gremium. Speyer, Handels-Rath. Zweibrücken, Bezirks- Gremium. 

Augsburg, Handels- und Gewerbe-Kammer. Donauwörth, Bezirks - Gre- 
mium. Kempten, Handels-Kammer. Krumbach, Bezirks-Gremium. Neu- 

burg a. d. Donau, Bezirks-Gremium. Ansbach, Bezirks-Gremium. Dinkels- 
bühl, Bezirks-Gremium. Eichstädt, Bezirks-Gremium. Erlan gen, Bezirks- 
Gremium. Fürth, Bezirks-Gremium. Nürnberg, Handels- und Gewerbe-Kammer. 
Rothenburg, Bezirks-Gremium. Schwaben, Bezirks-Gremium. Weissen- 
burg, Bezirks- Gremium. Bamberg, Bezirks - Gremium. B ayreuth, Handels- 
und Gewerbe-Kammer. Hof, Bezirks-Gremium. Münchber g, Bezirks-Gremium. 
Wunsiedel, Bezirks-Gremium. Kitzingen, Bezirks- Gremium.. Lahr ‚ Be- 
zirks-Gremium. Marktbreit, Bezirks-Gremium. Miltenberg, Bezirks-Gremium. 

Schweinfurt, Handels- und Fabrik-Rath. Würzburg, Handels-Rath. Ambe rg, 
Bezirks-Gremium. Aschaffenburg, Bezirks-Gremium. Kaiserslautern, Be- 
zirks- Gremium. Landau, Bezirks-Gremium. Lindau ‚„ Ausschuss der Handels- 
ar Regensburg, Handels- und Gewerbe-Kammer. Weiden, Bezirks- 

remium. 


In Braunschweig: 
Braunschweig, Handels-Kammer. 


In Bremen: Handels-Kammer. 


In Elsass-Lothringen: 


Bischweiler, Gewerbe-Kammer. Kolmar, Handels--Kammer. Markirch . 
Gewerbe-Kammer. Metz, Handels-Kammer. Mülhausen ‚ Handels-Kammer. 
Str assburg, Handels-Kammer. 


In Hamburg: 
Hamburg, Handels-Kammer. Ritzebüttel-Kuxhafen, Handels-Kammer. 


In Hessen: 


Bingen, Handels-Kammer. Darmstadt, Handels-Kammer. Giessen ‚ Han- 
dels-Verein.. Mainz, Handels-Kammer (und Verein mittelrhein. Fabrikanten). 
Offenbach, Handels-Kammer (und Handels-Verein). Worms ‚ Handels-Kammer. 


In Lübeck: 
Lübeck, Handels-Kammer. 


In Mecklenburg-Schwerin: 
Rostock, Kaufmannschaft. Wismar, Kaufm.-Kompagnie. 


In Oldenburg: 
Brake, Handels-Verein. Oldenburg, Handels- und Gewerbe-Verein. 


Preussen. Fortbildungs-Schulen. — Gewerbl. Schiedsgerichte. 1063 


12. In Sachsen: 


Chemnitz, Handels- und Gewerbe-Kammer. Dresden, Handels- und Gewerbe- 
Kammer; Kaufmannschaft. Leipzig, Handels-Kammer; Gewerbe-Kammer; Kra- 
mer-Innung. Plauen, Handels- und Gewerbe-Kammer. Zittau, Handels- und 
Gewerbe-Kammer. 


13. In den Sächsischen Herzogthümern: 


Altenburg, Kramer-Innung. Gera, Handels-Kammer. Gotha, Kaufmanns- 
Innung. Neustadta.d. Weide, Handels- und Gewerbe-Kammer. Jena, Handels- 
Kammer. Rodach, Handels-Kammer. 


14. In Württemberg: 


Calw, Handels- und Gewerbe-Kammer. Esslingen, Handels-Verein. Heiden- 
heim, Handels- und Gewerbe-Kammer. Heilbronn, Handels- und Gewerbe- 
Kammer. Ravensburg, Handels- und Gewerbe- Kammer. Reutlingen, 
Handels- und Gewerbe-Kammer. Rottweil, Handels- und Gewerbe-Kammer. 
Stuttgart, Handels- und Gewerbe-Kammer; Württembergischer Gewerbe-Verein. 
Ulm, Handels- und Gewerbe-Kammer. 


5. Vorschriften über Fortbildungs-Schulen für Lehrlinge von Ge- 
werbetreibenden. 
. ($. 106 der Gew.-Ordn.) *) 


A. Orts-Statut. 


Auf Grund der $. 106 und 142 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 wird, nach 
Anhörung von Vertretern des Gewerbestandes, unter Zustimmung der Stadt-Verordneten- 
Versammlung, für den Gemeinde-Bezirk N. N. Nachstehendes festgesetzt. 


8.1. Jeder Lehrling, welcher bei einem hiesigen Handwerkermeister in der Lehre 
steht, oder künftig in die Lehre tritt, ist, sofern er das 18. Lebensjahr nicht überschritten 
hat, zum regelmässigen Besuche der hiesigen Handwerker- Fortbildungs-Schule, der 
Lehrherr aber ist zur Gewährung der für diesen Behuf erforderlichen Zeit verpflichtet. 


8. 2. Auf Grund des Gutachtens des Lehrer-Kollegiums dieser Schule kann von dem 
Vorstande derselben die Befreiung vom Schulbesuche ausgesprochen werden, wenn die 
Ueberzeugung gewonnen ist, dass der betreffende Lehrling dasjenige Mass von Kennt- 
nissen besitzt, welches die Handwerker-Fortbildungs-Schule zu erwerben Gelegenheit 
giebt. | | 


8. 3. Die Lehrherren sind verpflichtet, ihre Lehrlinge innerhalb acht Tagen vom 
Beginne der Lehrzeit ab bei dem Dirigenten der Schule anzumelden und binnen gleicher 
Frist die Entlassung eines Lehrlings, welcher die Schule besucht, anzuzeigen. 


&. 4. Lehrlinge, /welche der im $. 1 ausgesprochenen Verpflichtung nicht nach- 
kommen, können zum regelmässigen Besuche der Schule zwangsweise angehalten werden. 


8. 5. Der Unterricht an der Fortbildungs-Schule wird unentgeltlich ertheilt. Die 
Besoldung der Lehrer, die Kosten für Beheizung und Beleuchtung der Schulräume, sowie 
für Beschaffung der Unterrichts-Mittel, einschliesslich der Zeichenvorlagen, werden aus der 
Kämmerei-Kasse bestritten. 


Dagegen hat sich jeder Schüler mit den erforderlichen Büchern, Schreib-Materialien 
und Arbeitszeug selbst zu versehen. 


$. 6. Unterrichts-Stunden finden statt: | 
a. Sonntags für Zeichnen 2 Stunden, | 
b. an 2 Wochentagen, Abends 7 Uhr 2 Stunden, nach Abtheilungen getrennt. 


8.7. Auch nicht verpflichteten jungen Leuten steht auf ihren Wunsch der Besuch der 
Schule frei.**) R 


*) Das Orts-Statut (A.) und die Polizei-Verordnung (B.) werden nur beispielsweise aus den 
Ausführungs-Vorschriften einer Preussischen Stadt mitgetheilt. 
**) An Orten, wo die Verpflichtung auch der jugendlichen Fabrik-Arbeiter zum Besuch der 
Fortbildungs-Schule bezweckt wird, ist die Fassung des Statuts demgemäss zu erweitern. 
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B. Polizei-Verordnung. i 

Auf Grund der Vorschriften im $. 6 und 20 des Gesetzes über die Polizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850 wird, nach Berathung mit dem Magistrate im Anschluss an das Orts- 
Statut vom — — , betreffend die hiesige Handwerker-Fortbildungs-Schule folgende Poli- 
zei-Verordnung erlassen. 

$. 1. (Gesellen, Gehülfen und) Lehrlinge, welche nach dem Orts-Statute vom — — 
zum Besuche der Handwerker-Fortbildungs-Schule verpflichtet sind, diese Schule aber 
entweder gar nicht besuchen oder die angeordneten Unterrichts-Stunden ohne genügende 
Entschuldigung versäumen, werden mit einer Geldstrafe bis zu 3 Thalern oder verhältniss- 
mässiger Haft belegt. 

Als genügende Entschuldigung gilt im Allgemeinen nur Krankheit des Lehrlings. 

$. 2. Mit gleicher Strafe werden bedroht Eltern, Vormünder , Arbeits- oder Lehr- 
herren, welche den Eintritt der nach $. 1 verpflichteten (Gesellen, Gehülfen und) Lehr- 
linge in die Schule gänzlich verhindern, oder ihnen die für deren Besuch erforderliche 
Zeit nicht gewähren oder diezur Ueberwachung des Schulbesuchs getroffenen Anordnungen 
nicht befolgen. 


$. 3. Nach Befinden kann der Eintritt der Schulpflichtigen in die Schule und der 
regelmässige Schulbesuch durch zwangsweise Zuführung ermöglicht werden. 
Die Polizei-Verwaltung. 


6. Orts-Statute, betreffend die Errichtung gewerblicher Schieds- 


gerichte in N. N.*) 
($. 109 der Gew.-Ordn.) 


Errichtung des Gewerbe-Schiedsgerichts. 
$. 1. Auf Grund der $$. 108, 127 und 142 der Gewerbe-Ordnung für das Deutsche 
Reich wird hierdurch für den Gemeinde-Bezirk der Stadt N. ein Gewerbe-Schiedsgericht 
errichtet. 


A. 


Kompetenz desselben. 
$. 2. Das Gewerbe-Schiedsgericht ist nur competent zur Entscheidung von Streitig- 
keiten: 


A. der selbständigen Gewerbetreibenden, mit ihren Gehülfen, Gesellen und Lehr- 
lingen; 
B. der Fabrik-Inhaber mit ihren Fabrik-Arbeitern , insofern sie betreffen: 


1. den Antritt, die Fortsetzung oder Aufhebung des Arbeits- oder Lehrverhältnisses, 
2. die gegenseitigen Leistungen während der Dauer derselben , 
3. die Ertheilung oder den Inhalt von Zeugnissen 
a. für Gehülfen, Gesellen und Fabrik-Arbeitern über die Art und Dauer ihrer Beschäfti- 
ung und ihre Führung während derselben , 
b. für Lehrlinge über die Dauer der Lehrzeit, ihr Betragen während derselben und ihre 
erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten. Der Rechtsweg in diesen Streitsachen ist 
nur im Falle der Berufung (cfr. $. 15) zulässig. 


$.3. AlsEinigungs-Amtfungirt das Gewerbe-Schiedsgericht bei Zerwürfnissen zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, welche das Interesse sämmtlicher Gewerbs- und Arbeits- 
Genossen gemeinschaftlieh berühren. 

Wird diese Vermittelung des Gewerbe-Schiedsgerichts in Anspruch genommen, so hat 
jede Partei ihre Schiedsrichter zu benennen. In dieser Figenschaft steht dem Gewerbe- 
Schiedsgericht keine richterliche oder Zwangbefugniss zu, seine Thätigkeit beschränkt sich 
vielmehr darauf, einen Ausgleich der vorhandenen Zerwürfnisse zur Zufriedenheit beider 
streitenden Theile zu erstreben und der Ausdehnung des Zwiespaltes vorzubeugen. 


Zusammensetzung des Gewerbe-Schiedsgerichts. 
$. 4. Das Gewerbe- Schiedsgericht wird unter dem Vorsitze eines Mitgliedes des 
Magistrats, welches derselbe fürsämmtliche Streitfälle ständig ernennt, unter gleichmässiger 
Zuziehung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern derartig gebildet, dass jede Partei für 
den zur Entscheidung stehenden Fall je einen oder zwei Schiedsrichter bezeichnet. 


*) A. und B. sind Beispiele zutreffender Orts-Statute Preuss. Städte. 
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Ernennt der Kläger nur einen Schiedsrichter, so ist vom Verklagten gleichfalls nur 
ein Schiedsrichter zu bezeichnen. 

Der Kläger hat bei Anbringung der Klage, der Verklagte bei Empfangnahme der 
Vorladung seinen oder seine Schiedsrichter zu bestimmen. Arbeitgeber dürfen nur 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer nur Arbeitnehmer zu Schiedsrichtern in Vorschlag bringen. 
Werden von einer oder beiden Parteien keine Schiedsrichter bezeichnet, so erfolgt deren 
Ernennung durch den Vorsitzenden. 


Eigenschaften der Gewerbe-Schiedsrichter. 


$. 5. Der Vorsitzende und die von den Parteien zu ernennenden Schiedsrichter 
müssen grossjährig sein, sich im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte und nicht im 
Konkurse befindeni, dürfen kein persönliches Interesse an der zu entscheidenden Sache 
haben , mit keiner der Parteien bis zum vierten Grade einschliesslich verwandt oder ver- 
schwägert, keiner derselben in der Sache Rath ertheilt haben, und mindestens seit einem 
Jahre in N. N. wohnen oder beschäftigt sein. 

Dass dies der Fall, muss von dem Vorsitzenden vor Eröffnung der Verhandlung durch 
abzunehmende eidesstattliche Versicherung festgestellt werden. 

Die Gewerbe-Schiedsrichter verwalten ihr Amt als Ehrenamt. 

Die Ablehnung der Uebernahme desselben ist nur aus den gleichen Gründen zulässig, 
aus welchen die Uebernahme eines unbesoldeten Gemeinde-Amtes nach den Bestimmungen 
der Städte-Ordnung verweigert werden darf. 

Zweifel über die Befähigung zum Gewerbe-Schiedsrichter-Amte oder über die Zulässig- 
keit einer Ablehnung entscheidet der Vorsitzende. 


Beschlussfähigkeit des Gewerbe-Schiedsgerichts. 
$.6. Das Gewerbe-Schiedsgericht ist nur dann beschlussfähig, wenn die von den 
Parteien gewählten oder von dem Vorsitzenden ernannten Schiedsrichter anwesend sind. 
Verhandlungen über einen Vergleich dürfen stattfinden, wenn auch das Gewerbe- 
Schiedsgericht nicht vollzählig ist. 


Verpflichtung der Schiedsrichter, Parteien und Zeugen zur Theilnahme an den Verhandlungen. 


8. 7. Schiedsrichter, Parteien und Zeugen sind verpflichtet, der an sie ergangenen 
Vorladung Folge zu leisten; wenn sie ohne ausreichende Entschuldigung, die rechtzeitig 
bei dem Vorsitzenden des Gewerbe-Schiedsgerichts anzubringen ist, im dem angesetzten 
Termine ausbleiben, so verfallen sie in eine in der Vorladung anzudrohende Ordnungs- 
strafe bis zu 3 Thlr., welche der Magistrat festsetzt. 


Geschäftsgang beim Gewerbe-Schiedsgericht. 
I. Verhandlungen. 


8.8. Die Verhandlungen des Gewerbe-Schiedsgerichts sind öffentlich und mündlich 
unter Leitung des Vorsitzenden oder in Behinderungs-Fällen von dessen Stellvertreter. 
Ueber dieselben wird ein Protokollbuch geführt. Die in dasselbe nach laufender Nummer 
einzutragenden Protokolle müssen den Streitgegenstand, die Entscheidung oder den Ver- 
gleich, die Unterschrift der Schiedsrichter , welche die Entscheidung getroffen haben und, 
im Falle ein Vergleich zu Stande kam, auch die Unterschrift der Parteien enthalten. 

Die sonstigen, auf die vor dem Gewerbe-Schiedsgericht verhandelten Streitsachen 
bezüglichen Schriftstücke werden mit der betreffenden Nummer des Protokollbuches bezeich- 
net und zu den Akten gesammelt. 


II. Persönliches Erscheinen der Parteien und Stellvertretung 

derselben. 

8.9. Die Parteien müssen 'vor dem Gewerbe-Schiedsgericht persönlich erscheinen ; 
eine Vertretung derselben ist nur in Fällen bescheinigter Krankheit oder Abwesenheit 
zulässig und kann nur durch grossjährige männliche Verwandte, Verschwägerte oder Ge- 
werbs-Genossen erfolgen. 


III. Verfahren in Betreff der Klagen und Termine. 


$. 10. Klagen können mündlich zu Protokoll gegeben, auch schriftlich eingereicht 
werden ; im letzeren Falle ist eine Abschrift derselben beizufügen. 

Auf die Klage wird sofort Termin zur Verhandlung der Sache anberaumt, die Parteien 
werden dazu vorgeladen, der Verklagte, nach dem Ermessen des Vorsitzenden, entweder 
mit blosser Angabe der Streitsache, oder unter Mittheilung einer Abschrift der Klage und 
der Verwarnung, dass bei seinem Ausbleiben angenommen werde, er erkenne den Anspruch 
des Klägers, als begründet an. Erscheint der Verklagte im Termine nicht, so wird der 
gestellten Verwarnung gemäss erkannt. Beim Ausbleiben des Klägers wird die Klage als 
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zurückgenommen erachtet, wenn der Verklagte sich dem Klage-Antrage nicht unterwirft. 
Dieses Kontumazial-Verfahren findet auch statt, wenn eine der Parteien eine Verhandlung 
vor dem Schiedsgericht durch ihr Verhalten oder auf andere Weise unmöglich macht. 

Erscheinen die Parteien, so hat das Gewerbe-Schiedsgericht vorzugsweise eine gütliche 
Erledigung der Streitsache zu erstreben; gelingt dieses nicht, so wird der Gegenstand voll- 
ständig verhandelt und darauf sofort entweder entschieden oder Beweis-Aufnahme und ein 
anderweiter Termin beschlossen, welcher den Parteien sogleich bekannt gemacht wird. 

Eine Verlegung der angesetzten Termine findet nur aus erheblichen Gründen statt, 
worüber der Vorsitzende befindet. 


Beschlussfassung des Gewerbe-Schiedsgerichts. 


$. 11. Das Gewerbe- Schiedsgericht fasst seine Entscheidungen nach Stimmen- 
mehrheit. 
Ausfertigung der Entscheidung oder des Vergleichs. 


$. 12. Auf Verlangen erhalten die Parteien eine Ausfertigung der schiedsgerichtlichen 
Entscheidung oder des geschlossenen Vergleiches. 


Rechtskraft der Entscheidungen und Vergleiche. 


$. 13. Die Entscheidung des Gewerbe-Schiedsgerichts wird rechtskräftig, sobald sie 
den Parteien bekannt gemacht ist. Die vor dem Gewerbe-Schiedsgericht geschlossenen 
Vergleiche haben dieselben Rechtswirkungen wie dessen Urtelssprüche. 


Vollstreckung der Entscheidung oder des Vergleiches. 


$ 14. Wird die zwangsweise Vollstreckung einer getroffenen Entscheidung oder 
eines Vergleiches nachgesucht, so erfolgt sie auf Antrag des Gewerbe-Schiedsgerichts 
durch den Magistrat. 


Berufung gegen die Entscheidung des Gewerbe-Schiedsgerichts. 


$. 15. Gegen die Entscheidung des Gewerbe-Schiedsgerichts steht die Berufung auf 
den Rechtsweg offen. Die.Berufung muss, bei Verlust dieses Rechtsmittels, innerhalb 
zehn Tagen nach Bekanntmachung der schiedsgerichtlichen Entscheidung bei dem zustän- 
digen Gericht angebracht werden. 

Die vorläufige Vollstreckung der Entscheidung wird durch die Berufungnicht gehemmt, 
es sei denn, dass durch die Vollstreckung ein unersetzlicher Schaden entstände. 


Kosten für die Verhandlungen des Gewerbe-Schiedsgerichts. 


$. 16. Die Verhandlungen vor dem Gewerbe-Schiedsgericht sind kostenfrei. 

Nur baare Auslagen sind zu erstatten. An Schreibgebühren sind 2 1/) Sgr. pro Bogen 
zu berechnen. Ueber die Verpflichtung zur Tragung dieser Kosten erkennt das Gewerbe- 
Schiedsgericht. 

Verwendung der Kosten und Strafgelder. 


$.17. Die nach $. 16 zu zahlenden Schreibgebühren, sowie die nach $. 7 zu ent- 
richtenden Ordnungsstrafen werden zur Bestreitung der Bureau-Ausgaben verwandt; ein 
etwaiger Ueberschuss wird der städtischen Armen-Kasse überwiesen. | 

Der Büreau-Beamte des Gewerbe-Schiedsgerichts wird vom Magistrat gestellt und die 
erste Anschaffung der Büreau-Utensilien erfolgt auf Kosten der Stadtgemeinde. 


B. Orts-Statut 


für die Stadt N. bezüglich der Bildung eines gewerblichen Schiedsgerichts zur Entscheidung 
von Streitigkeiten zwischen selbständigen Gewerbetreibenden oder Fabrikherren und deren 
Gesellen und Lehrlingen oder Arbeitern. | ; | 

Auf Grund der Vorschriften in den $$. 108 und 142 der Gewerbe-Ordnung für den 
Norddeutschen Bund vom 21. Juni 1869 und nach Anhörung betheiligter Gewerbetreiben- 
der wird folgende Festsetzung für die selbständigen Gewerbetreibenden und Fabrikherren 
und deren Gesellen und Lehrlinge, bezieh. Arbeiter im Bezirk der Stadt N. getroffen. 


$. 1. Streitigkeiten zwischen selbständigen Gewerbetreibenden und ihren Gesellen, 
Gehülfen oder Lehrlingen,, sowie zwischen Fabrik-Besitzern und ihren Arbeitern, die sich 
auf den Antritt, die Fortsetzung oder Aufhebung des Arbeits- oder Lehr-Verhältnisses, 
auf die gegenseitigen Leistungen während der Dauer desselben oder auf die Ertheilung 
oder den Inhalt der in den $$. 113 und 124 der Gewerbe-Ordnung erwähnten Zeugnisse 
beziehen, sind in Zukunft hier Orts nicht von der'Gemeinde-Behörde ‚ sondern von einem 
Schiedsgericht zu entscheiden. 
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8. 2. Das Schiedsgericht besteht aus: 
a. einem vorsitzenden Magistrats-Mitgliede, welches jedoch auch Stimme hat. 
b. aus mindestens zwei Beisitzern, welche fürjeden einzelnen Streitfall durch den Vorsitzen- 
Bar einberufen werden und zwar zur Hälfte aus Arbeitgebern und zur Hälfte aus Arbeit- 
nehmern. 


&. 3. Durch die Stadt-Verordneten-Versammlung werden aus der Mitte der Arbeitgeber 
6 und aus der Mitte der Arbeitnehmer 12 Personen auf 3 Jahre gewählt und diese Zahl 
stets ergänzt, aus welcher die Beisitzer für jeden Streitfall durch den Vorsitzenden ausge- 
wählt und einberufen werden. Sowohl die Auswahl, als auch die Bestimmung der die 
Mindestzahl ($. 2b.) übersteigenden Anzahl der Beisitzer erfolgt durch den Vorsitzenden. 


8.4. Wer von den Mitgliedern des Schiedsgerichts, Zeugen und Parteien ohne vor- 
herige ausreichende Entschuldigung, die bei dem Vorsitzenden rechtzeitig anzubringen ist, 
in einer Sitzung des Schiedsgerichts ausbleibt, verfällt in die Ordnungsstrafe, die der 
Magistrat festsetzt und welche die Höhe von 3 Thaler erreichen darf. 


8. 5. Die Entscheidung des Schiedsgerichts ist eine endgültige und ist gegen dieselbe 
kein Rechtsmittel zulässig. Die Vollstreckung des Urtheils erfolgt auf Antrag der ob- 
siegenden Partei durch die Gemeinde-Behörde. 


8.6. Durch den Spruch des Schiedsgerichts dürfen keinem von beiden Theilen 
Kosten, ausser den etwaigen Zeugen-Gebühren una sonstigen baaren Auslagen entstehen. 


Der Magistrat. 
Die Stadt-Verordneten-Versammlung. 


7. Statuten für das Einigungs-Amt des... ..-Gewerks zu..... 
(Nach dem Entwurfe des Herrn Dr. M. Hirsch.) 


$.1. Das»Einigungs-Amt des..... -Gewerks zu... .« hat den Zweck, über alle, 
die Löhne und die Arbeits-Verhältnisse betreffenden Streitfragen, welche jeweils von den 
Arbeitgebern oder Arbeitnehmern bei ihm angebracht werden, schiedsrichterlich zu ent- 
scheiden und durch versöhnliche Mittel dahin zu wirken, allen entstehenden Irrungen ein 
Ende zu machen. | 


$. 2. Das Einigungs-Amt besteht aus neun Arbeitgebern und neun Arbeitnehmern ; 
die neun Arbeitgeber werden von einer öffentlichen Versammlung der Arbeitgeber, die 
‚neun Arbeitnehmer von einer öffentlichen Versammlung der Arbeitnehmer erwählt. Die 
Vertreter bleiben ein Jahr im Amte und sind wiederwählbar. Die Neuwahl des Einigungs- 
Amtes findet im Januar jedes Jahres statt. 


8. 3. Jeder Vertreter erscheint im Einigungs-Amte mit Vollmacht von seiner Wähler- 
schaft, und die Entscheidung des Einigungs-Amtes soll als bindend für beide Theile, 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, angesehen werden. Zur Beschluss-Fähigkeit ist die An- 
wesenheit von mindestens drei Vertretern jedes der beiden Theile erforderlich. 


$.4. EinPrüfungs-Ausschuss aus vier Mitgliedern des Einigungs-Amtes, zwei Arbeit- 
gebern und zwei Arbeitnehmern, bestehend, hat alle Streitfälle, welche eingebracht werden, 
zu untersuchen und soll sich bemühen, die gütliche Beilegung zu bewirken. Falls der 
Ausschuss’ nicht im Stande ist, eine bei ihm vorgebrachte Angelegenheit freundschaftlich 
zu ordnen, so soll dieselbe an das Einigungs-Amt selbst überwiesen werden; in keinem 
Falle darf der Ausschuss ein Urtheil fällen. Der Prüfungs-Ausschuss wird jährlich in der 
ersten Sitzung des neugewählten Einigungs-Amtes ernannt. | 


$. 5. Das Einigungs-Amt erwählt in seiner ersten Jahressitzung aus seiner Mitte 
zwei Vorsitzende und zwei Schriftführer, welche ein Jahr im Amte bleiben und wieder- 
wählbar sind. Ein Vorsitzender und ein Schriftführer müssen Arbeitgeber, der andere 
Vorsitzende und der andere Schriftführer müssen Arbeitnehmer sein. 


$. 6. Das Einigungs-Amt versammelt sich zur Erledigung der Geschäfte einmal viertel- 
jährigan einem bestimmten Tage. Ausserdem hat der Vorsitzende auf einen von drei Mit- 
gliedern unterzeichneten Antrag, welcher das Wesentliche derzu erledigenden Angelegenheit 
enthält, binnen acht Tagen eine Versammlung der Mitglieder zu berufen. Das Berufungs- 
Schreiben soll die Tagesordnung deutlich angeben. | 
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$. 7. Klagen, welche dem Einigungs-Amt zur Untersuchung vorgelegt werden, sind 
schriftlich derart abzufassen, dass das Wesen der Beschwerde so klar als möglich daraus 


ersichtlich ist. 


$. 3. Die beiden Vorsitzenden führen abwechselnd den Vorsitz in den Sitzungen 
des Einigungs-Amtes. In Abwesenheit desjenigen Vorsitzenden, an welchem die Reihe 
ist, wird, falls derselbe Arbeitgeber ist, von den anwesenden Arbeitgebern, im andern 
Falle von den Arbeitnehmern, aus ihrer Mitte ein Vorsitzender für die betreffende Sitzung 
gewählt. Der Vorsitzende hat eine Stimme und bei Stimmengleichheit die entscheidende 
Stimme. 


$- 9. Wenn in einer Sitzung des Einigungs-Amts die Zahl der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer ungleich ist, so sollen zwar Alle das Recht haben, sich an der Berathung 
aller. vorliegenden Gegenstände zu betheiligen,, aber nur eine gleiche Zahl von jeder Seite 
soll stimmen; das Ausscheiden der überflüssigen Mitglieder geschieht durch das Loos. 
Wer bei einer besonderen Streitsache selbst Partei ist, muss bei Berathung derselben aus- 
scheiden. 


$. 10. Alle von dem Einigungs-Amte gemachten Ausgaben werden gleichmässig von 
den Arbeitgebern und Arbeitnehmern getragen; die Rechnung soll in jeder Vierteljahrs- 
Sitzung gelegt und entlastet werden. 


$- 11. Jede Aenderung und jeder Zusatz zu diesen Statuten bedarf der Genehmigung 
von Seiten der Versammlungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, welche mit einfacher 
Stimmenmehrheit zu beschliessen ist. 


8. Ministerial-Verordnung für Preussen, betreffend die Beschäftigung 
Jugendlicher Arbeiter in Fabriken. Vom 18. Aug.1853. 


(Zunächst erlassen zur Ausführung des Preussischen Gesetzes vom 16. Mai 1853.) 
($. 128 der Gew.-Ordn.) 


L 

Entstehen Zweifel darüber, ob eine Anstalt unter das Gesetz fällt, so ist vor Allem die 
Art und der Zweck der Beschäftigung der jugendlichen Arbeiter sorgfältig zu prüfen. Ergiebt 
sich hierbei, dass ein festes, die gesammte Ausbildung der jugendlichen Arbeiter zum selb- 
ständigen Betrieb eines Geschäftes bezweckendes Lehrverhältniss nicht stattfindet ‚so ist das 
Gesetz zur Anwendung zu bringen. Im entgegengesetzten Falle kommen in Betreff des Schul- 
unterrichts die allgemeinen Bestimmungen über den Schulbesuch zur Anwendung. . 

Letzteres gilt auch von der Beschäftigung jugendlicher Arbeiter ausserhalb der Fa- 
brikations-Stätten, namentlich bei dem Feld- und Gartenbau zu Fabrikations-Zwecken, 
wie z. B. zur Rüben-Zucker-Fabrikation. 

Treten in solchen Fällen besondere Gefahren für den Schulbesuch ein, so empfiehlt es 
sich, durch Polizei- Verordnungen die Arbeitgeber für den Schulbesuch der Arbeiter dadurch 
verantwortlich zu machen, dass ihnen für jedes während der Schulstunden ohne Erlaubniss 
der Orts-Schul-Inspektoren von ihnen beschäftigte schulpflichtige Kind eine Strafe angedroht 
wird. (Vgl. Amts-Blatt der Königlichen Regierung zu Magdeburg 1852, S. 65; der König- 
lichen Regierung zu Merseburg 1853, S. 40.) 


1I. 
Bei jeder Anstalt, welche dem Gesetz unterliegt, ist zu prüfen, ob dieselbe 
A. in baulicher, 
B. in sittlicher Hinsicht, und 
C. in Beziehung auf die Art der Arbeit und deren Einfluss auf die Gesundheit 
besonderer Anordnungen bedarf. 

Zu A. sind die Bau- und Sanitäts-Beamten der Kreise und Bezirke zu beauftragen, bei 
Gelegenheit ihrer amtlichen Reisen, unter Zuziehung der Polizei-Behörden, die betreffenden 
Lokalitäten in Augenschein zu nehmen und demnächst der Königlichen Regierung dasjenige 
vorzutragen, wasin Berücksichtigung der Vorschriften des Gesetzes, zu Anzeigen oder Vor- 
schlägen Anlass bieten möchte. 

Wenn hierbei mit Rücksicht auf die Fürsorge für die Erhaltung der Gesundheit der 
Jugendlichen Arbeiter Aenderungen in schon bestehenden Lokalitäten für unerlässlich er- 
‚achtet werden, so hat die Königliche Regierung für deren Ausführung in angemessenen 
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Fristen, nöthigenfalls im Wege der administrativen Exekution zu sorgen und nach Befinden 
der Umstände einstweilen die Beschäftigung der jugendlichen Arbeiter in solchen ungesun- 
den Räumen zu untersagen. Als nothwendig erscheinen, soweit sie irgend ausführbar sind, 
besonders solche Einrichtungen, welche die Erhaltung reiner Luft in den Fabrikräumen und 
die Beseitigung schädlicher Einflüsse der Kälte oder Hitze bezwecken. 

Mit besonderer Sorgfalt sind neue Baupläne dieser Art zu prüfen und nach den er- 
forderlichen Anweisungen zu vervollständigen. 

Bedarf eine Anlage, in welcher jugendliche Arbeiter beschäftigt werden sollen, einer 
Konzession, so ist bei Ertheilung derselben auf den Inhalt dieser Anweisung Rücksicht zu 
nehmen. 

Zu B. ist zu prüfen, ob und welche besondere Gefahren nach der Natur der speziellen 
Verhältnisse in sittlicher Beziehung den in einer Anstalt beschäftigten jugendlichen Arbeitern 
drohen. Solchen Gefahren ist mit Energie entgegenzutreten. Im Allgemeinen sind hierbei 
folgende Rücksichten zu beobachten: 

1. Die Beschäftigung der Kinder in Gemeinschaft mit Erwachsenen ist, wenn dıes mit dem 
Fabrik-Betrieb vereinbar ist, zu verhüten, oder doch, so viel irgend möglich, zu be- 
schränken, jedenfalls aber, wenn sich dieselbe nicht vermeiden lässt, von den Fabrikanten 
sorgfältig zu beaufsichtigen. Insbesondere ist darauf zu sehen, dass, wo es sich irgend 
vermeiden lässt, Mädchen unter 16 Jahren nicht mit Knaben oder Männern gleichzeitig in 
denselben Räumen arbeiten ; die Zigarren-Fabriken und Buchdruckereien bedürfen hier- 
bei besonderer Aufmerksamkeit. 

2. Es darf nicht geduldet werden, dass, wo jugendliche Arbeiter genöthigt sind, der Entfer- 
nung von der elterlichen Wohnung halber, ausserhalb der letzteren zu übernachten, in 
denselben Schlafräumen gleichzeitig Personen verschiedenen Geschlechts Aufnahme fin- 
den.*) Die Aufnahme jugendlicher Arbeiter darf nur unter Genehmigung ihrer Eltern 
oder Vormünder stattfinden. 

3. Der Verkehr der jugendlichen Arbeiter auf dem Wege nach und von der Fabrik wird 
der besonderen Fürsorge und Ueberwachung der für jeden Ort zu bildenden Aufsichts- 
Organe zu empfehlen sein. 

4. Die Auszahlung des Lohnes an die jugendlichen Arbeiter, statt an ihre Eltern oder Vor- 
münder, hat sich als ganz besonders sittenverderblich erwiesen, indem die ersteren da- 
durch, ihren Angehörigen gegenüber, frühzeitig eine Selbständigkeit und mannigfache 
Gelegenheit zu Ausschreitungen gewinnen, die von den traurigsten Folgen sind. Wenn 
es nun auch nicht zulässig erscheint, jene unmittelbaren Zahlungen schlechthin zu ver- 
bieten, weil ein solches Verbot leicht umgangen werden könnte, so haben die Behörden 
doch, soviel es sich thun lässt, durch die örtlichen Aufsichts-Organe dahin zu wirken, 
dass die Fabrik-Besitzer es sich selbst zum Gesetz machen, den Lohn nur den Eltern 
oder Vormündern oder den, von diesen beauftragten erwachsenen Stellvertretern zu 
zahlen. 

5. Die jugendlichen Arbeiter haben ihre Mahlzeiten, wo es die Räumlichkeit gestattet, nicht 
in den Arbeits-Lokalien, sondern in anderen Räumen einzunehmen. Es ist darauf zu 
achten, dass dies unter gehöriger Aufsicht über Zucht und Sitte geschehe. 

Ueberhaupt werden die Behörden es sich dringend angelegen gein lassen, die Ent- 
wiekelung der sittlichen Zustände der ihrer Aufsicht befohlenen gewerblichen Anstalten 
möglichst zu fördern. 

Zu C. muss sorgfältig erwogen werden, welche Beschäftigungen für jugendliche Arbeiter 
überhaupt nicht geeignet sind und daher für letztere gänzlich verboten werden müssen, **) 
und welche Vorsichts-Massregeln nöthig erscheinen, um den schädlichen Folgen zulässiger 
Beschäftigungen vorzubeugen. Die Königliche Regierung ist befugt, sowohl allgemeine als 
spezielle Anordnungen in dieser Beziehung zu erlassen. Bei der Verschiedenartigkeit der 
Beschäftigungsweise, selbst für eine und dieselbe Art der Arbeit, lassen sich hierüber füralle 
Fälle gültige Vorschriften nicht ertheilen. Im Allgemeinen bemerken wir Folgendes: 

1. Die Besitzer solcher gewerblicher Anstalten, in denen jugendliche Arbeiter beschäftigt 
werden, und in welchen der Betrieb Staub aufregt, oder die Arbeitsräume mit, der Ge- 
sundheit nachtheiligen Stoffen erfüllt, sind anzuhalten, solche Vorkehrungen zu treffen, 


*) »Das Nächtigen in Fabriken beschäftigter und daselbst oder in Schlafstellen und anderen 
Miethslokalien oder Gasthäusern gemeinsam untergebrachten Arbeiter verschiedenen Ge- 
schlechts in Einem Lokale« ist von einzelnen Preuss. Bezirks-Regierungen bei Strafe verboten. 
(Vergl. auch M.-V. vom 14. Novbr. 1854. M.-Bl.d. i..V. S. 263; ferner dasselbe M.-Bl. für 1852. 
Ss. 222.) 


**) Gegenwärtig können solche Verbots-Bestimmungen ein Hinderniss in den Zugeständnissen 
des $. 41 der Gewerbe-Ordnung wegen freier Wahl des Arbeits- und Hülfs-Persopals finden. 
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welche geeignet sind, die Zirkulation der frischen Luft zu sichern. Wo dies ausnahms- 
weise nicht ausführbar ist, oder wo die Verbesserung der Luft auf diesem Wegenicht zu 
erreichen ist, ist für die Ablösung der jugendlichen Arbeiter in angemessenen Zwischen- 
räumen zu sorgen. 

2. Die Beschäftigung solcher Arbeiter mit giftigen Stoffen ist nur in soweit zu gestatten, 
als, selbst bei Versehen aus Ungeschick oder Unvorsichtigkeit eine Gefahr für Gesund- 
heit oder Leben nicht zu besorgen ist. In dieser Beziehung kann die Beschäftigung ju- 
gendlicher Arbeiter mit Handhabung gewisser Stoffe, namentlich giftiger Farben, ganz 
untersagt oder an bestimmte, genau zu kontrolirende Bedingungen und Vorschriften 
geknüpft werden. i 

3. Eine Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in dauernd gebückter Stellung ist nicht ohne 
solche Vorkehrungen zu gestatten, welche einer Verkrümmung des Rückgrates oder son- 
stigen Nachtheilen für die Gesundheit möglichst vorbeugen. ; 

Die Aufsichts-Organe haben sich von Zeit zu Zeit von der Beachtung der gegebenen 
Vorschriften zu überzeugen und der Königlichen Regierung über das Ergebniss der Re- 
visionen Bericht zu erstatten. 


It 
' Der Schulbesuch der jugendlichen Arbeiter ist nunmehr folgendergestalt zu ordnen; 


A. Die schulpflichtigen Kinder dürfen fortan täglich nur sechs Stunden beschäftigt werden 
und müssen täglich wenigstens drei Stunden Schulunterricht erhalten. Dieser Unter- 
richt kann in besonderen, auf Kosten der Fabrikanten zu ‚errichtenden Fabrikschulen 
oder in den öffentlichen Elementar-Schulen ertheilt werden, ist aber in beiden Fällen so 
zu regeln, dass für die am Vormittag arbeitenden Kinder der Unterricht Nachmittags, 
und für die Nachmittags arbeitenden der Unterricht Vormittags ertheilt wird. Die An- 
ordnung der Zeit und Stunde bleibt im Uebrigen, je nach den speziellen örtlichen: Ver- 
hältnissen, der Königlichen Regierung überlassen; jedenfalls muss aber dafür gesorgt 
werden, dass an die Fabrikschulen in jeder Beziehung dieselben Anforderungen gestellt 
werden, wie an die öffentlichen Schulen. 

Ausnahmen von den Vorschriften der 88. 12S u. 129 der Gewerbe-Ordnung können nach 
dem zweiten Absatze des $. 133 zwar bewilligt werden, sobald bereits bestehenden An- 
stalten durch die Ausführung dieser Bestimmungen die nöthige Arbeitskraft entzogen 
werden würde. Diese Anträge werden aber stets wohl zu prüfen, und auch nur dann 
zu berücksichtigen sein, wenn die Fabrik-Besitzer sich zur Einrichtung von Fabrik- 
schulen auf ihre Kosten bereit erklären und die Unterrichts-Stunden in diesen Schulen 
täglich der Fabrikarbeit vorangehen. 


B. Für die aus der Schule entlassenen Kinder ist. die Einrichtung von Nachhülfe-Schulen zu 
befördern. 

Was die Zeit betrifft, so ist auch für diese Schulen die Benutzung früher Morgenstun- 
den sehr zu empfehlen, keinenfalls aber zu gestatten, dass sie an Sonn- und Festtagen 
während der Stunden des öffentlichen Gottesdienstes, es sei Vor- oder Nachmittags, ge- 
halten werden, 


9. Verordnung, betreffend Fabrik-Inspektoren für Baden. 


«1. Die durch den Bezirksrath ernannten Fabrik-Inspektoren üben ihren Beruf 
auf Grund des $. 132 der Gewerbe-Ordnung und $. 43 der Badischen Vollzugs - Ver- 
ordnung zu derselben aus. Hiernach haben sie das Bezirks-Amt in der Aufsicht über die 
Ausführung der in den $$. 128—133 der Gewerbe-Ordnung enthaltenen Bestimmungen zu 
unterstützen und sich von den Zuständen in den Fabriken des Amts-Bezirks Dafannlich zu 
unterrichten. 


$. 2. Den Fabrik-Inspektoren bleibt überlassen, die Aufsichtsführung über die ein- 
zelnen Fabriken unter sich zu theilen, oder sie gemeinschaftlich und überhaupt nach ihrem 
Ermessen zu besorgen. Die örtliche Visitation derselben muss Jedoch jährlich mindestens 
einmal geschehen. 


$. 3 Sie werden ihr Augenmerk besonders auf folgende Verhältnisse richten: Der 

Fabrikant ist verouunden auf seine Kosten alle diejenigen Einrichtungen herzustellen und 

zu unterhalten, welche mit Rücksicht auf den Aufenthalt der Arbeiter in den Räumen der 

Fabrik im Allgemeinen, als auf die besondere Beschaffenheit des Gewerbe-Betriebs und 
& 
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der Betriebsstätte, zu thunlichster Sicherung der Arbeiter gegen Gefahr für Leben und 
Gesundheit, nothwendig sind. 


8.4. Einrichtungen, welche die Sittlichkeit gefährden, z. B. in Hinsicht der Aborte, 
sind unzulässig. 


8.5. Bestehen Fabrik-Ordnungen,, so ist von denselben Einsicht zu nehmen und auf 
Bestimmungen, welche dem Gesetz zuwiderlaufen, aufmerksam zu machen. 


8.6. Bezüglich der jugendlichen Arbeiter von 12—16 Jahren ist zu prüfen: 


1. ob der Fabrikant für jeden derselben im Besitz eines Arbeitsbuches ist; 
3, ob keine Kinder unter 12 Jahren aufgenommen sind; 
3, ob die Kinder unter 14-Jahren nicht über 6, und die von 14—1$ Jahren nicht über 


10 Stunden beschäftigt werden; 
4. ob die Arbeitsstunden nicht vor 51/a Uhr Morgens beginnen und nicht über S!/, Uhr 
Abends dauern; 

5, ob denselben zwischen den Arbeitsstunden Vor- und Nachmittags eine Pause von einer 
halben Stunde, und Mittags eine ganze Freistunde, und zwar jedesmal auch Bewegung 
in der freien Luft gewährt wird; 

. ob sie an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden; 

. ob ihre Beschäftigung keine ungesunde ist; 

. ob die schulpflichtigen‘ Kinder, welche die Fabrikschule besuchen, den Unterricht 
nach Massgabe der Schul-Ordnung und wenigstens während 3 Stunden täglich be- 
suchen; : : 

9. ob die durch den $. 130 der Gewerbe-Ordnung vorgeschriebene Liste über die in der 
Fabrik beschäftigten jugendlichen Arbeiter geführt wird und in dem Arbeits-Lokal auf- 
gehängt ist. 

8. 7. Die Fabrik-Inspektoren werden sich auch über Lohn- und sonstige Lebens-Be- 
dingungen der Fabrik-Arbeiter, über die Spar-, Kranken-, Hülfs- und Sterbe-Kassen der- 
selben, die Beschaffenheit der sogenannten Laboranten- Häuser und Aehnliches unter- 
richten. 

$. 8. Sie haben das Recht, zu jeder Zeit unangemeldet diejenigen Räume der Fabrik 
zu revidiren, in welche Arbeiter Zutritt haben oder beschäftigt werden. Dasselbe Recht 
haben sie in den Fabrikschulen. 
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8.9. Sie erstatten mindestens einmal im Jahre einen Gesammt-Bericht an das Be- 
zirks-Amt, welcher sich in jedem Falle über die in den $$. 3—6 aufgeführten, wenn immer 
thunlich aber auch über die in $. 7 gedachten Verhältnisse zu verbreiten hat. Dies wird 
in der Regel nach beendigter Orts-Visitation ($. 2) geschehen. Uebertretungen des Ge- 
setzes sind jeweils sofort, nachdem sie beobachtet worden, in einer Sonder-Anzeige zur 
Kenntniss des Bezirks-Amtes zu bringen. 


10. Verordnung für Sachsen, die Fabriken- und Dampfkessel- 


Inspektion betreffend. Vom 4. September 1872. 
(Gesetz- und Verordn.-Blatt 1872. S. 413.) 


Mit dem 1. Oktober 1872 tritt in Bezug auf die technische Beaufsichtigung der Dampf- 
kessel, sowie in Bezug auf die Aufsichtsführung über die Beobachtung der Vorschriften 
wegen Beschäftigung von Kindern und jugendlichen Arbeitern in den Fabriken und wegen 
des Schutzes der Arbeiter in den Fabriken gegen Gefahren für Gesundheit und Leben 
($$. 107, 127 fg. der Reichs-Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869, Seite 270 und 274 fg. 
des Bundes-Gesetz-Blattes vom Jahre 1869) folgende Einrichtung in Kraft. 


8.1. Mit der Funktion der technischen Beamten für dıe Prüfung und Revision der 
Dampfkessel wird die Inspektion der Fabriken in den vorbemerkten Richtungen ver- 
bunden. 

8.2. Das Land wird für diesen kombinirten Aufsichtsdienst in vier Inspektions-Be- 
zirke eingetheilt. 

8.3. Für jeden Inspektions-Bezirk wird ein technischer Aufsichts-Beamter als 

»Fabriken- und Dampfkessel-Inspektor« 
angestellt. 
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Den dienstlichen Wohnsitz hat der Beamte 
des I. Inspektions-Bezirks in Dresden, 


a EN = - Chemnitz, 
- 11. - - Zwickau, 
= IV. - - Leipzig. 


$. 4. Die technische Beaufsichtigung und Prüfung sämmtlicher Lokomotiven, mögen 
sie in fiskalischem oder im Privatbesitze sich befinden, wird für das ganze Land bis auf 
Weiteres dem Beamten des 11. Inspektions-Bezirks (Chemnitz) übertragen. 


$- 5. Die Fabriken- und Dampfkessel-Inspektoren sind den Verwaltungs-Behörden 
erster Instanz koordinirt. 

$. 6. Hinsichtlich der dienstlichen Obliegenheiten, der amtlichen Befugnisse und der 
Gebühren-Bezüge dieser Beamten in ihrer Eigenschaft als Dampfkessel-Inspektoren be- 
wendet es allenthalben bei den Bestimmungen der Verordnung, die polizeiliche Beauf- 
sichtigung der Dampfkessel betreffend, vom 6. Juli 1871 (s. o. $. 382 £i.). 

In ihrer Eigenschaft als Fabrik-Inspektoren stehen diesen Beamten die im $. 132 der 


Reichs-Gewerbe-Ordnung gedachten Befugnisse zu. 
“ Die Obliegenheiten derselben werden durch eine ihnen zu ertheilende Dienst-Instruk- 


tion seinerzeit näher bestimmt. 
Dresden, den 4. September 1872. 
Ministerium des Innern. 


Chronologisches Verzeichniss. 


1073 


11. Chronologisches Verzeichniss der das ßewerbewesen betreffenden 
Reichs- und Landes-Gesetze und Verordnungen, sowie gerichtlichen 
Entscheidungen etc. 


Nachstehend werden unter der Bezeichnung: »Minist.-Verfüg.« (sofern 
nicht ein Anderes ausdrücklich ‘bemerkt ist) Preussische Ministerial- 
Erlasse verstanden, und die Quelle für dieselben bildet — ebenfalls mit 
Ausnahme anderweiter besonderer Angabe — das »Ministerial-Blatt für die 
gesammte innere Verwaltung in den Königlich Preussischen Staaten«, — 


welches einfach mit »Min.-Bl.« von uns angedeutet ist. 
Ebenso bedeutet die Abkürzung: »Ges.-S.« die »Gesetz-Sammlung für 
die Königl. Preussischen Staaten «. 
Soweit in der Quellen-Angabe das Jahr nicht besonders genannt worden, 
ist der dem Datum des Erlasses etc. entsprechende Jahrgang zutreffend. 


= Datum. REN Gegenstand desselben. Quellenangabe. 
| 
1794 _ Allgem. Preuss. Handelsberechtigung. 3 : 
ehe Begriff der onen Y Theil H Titel 8. 
Fähr- u. Prahm-Gerechtigkeit.] | TheillI Titel 15. 
Wasserbau und Mühlen a Theil I Titel 8. 
und in öffentlichen Flüssen.) | TheillI Tit. 15. 
1798 | 17. März. | Französ.Gesetz. | Bauten in schiffbaren Flüssen. 
1808 | 29. März. | Preuss. Gesetz. | Mühlengerechtigkeit und Auf- | Neue Sammlung 
hebung des Mühlenzwanges. Preuss. Verord- 
nungen 8. 319. 
1810 | 28. Okt. Preuss. Gesetz. | Mühlengerechtigkeit und Auf- | Ges.-8. S. 95. 
hebung des Mühlen-, Bier- 
und Branntwein-Zwanges. 
— 2. Nov Preuss. Gewer- | Keine Unterscheidung zwischen | Ges.-S. S. 83. 
besteuer-Edikt. Stadt und Land hinsichtlich 
des Gewerbe-Betriebes. 
1811 | 24. Okt. Landesherrliche | Anlegung neuer Apotheken. Ges.-S. S. 359. 
Verordnung. 
_ 7. Sept. | Preuss. Gesetz. | Polizeiliche Verhältnisse der | Ges.-S. S. 263. 
Gewerbe. 
2 15. Nov. Preuss. Gesetz. | Wasserstau bei Mühlen. Ges.-S. 8. 352. 
1813. | 19. April. | Landesherrliche | Nichtigkeit von Verträgen ge- | Ges.-S. S. 69. 
Verordnung. gen die Gewerbe-Freiheit. 
1815 | 14. Okt. Minist.- Verfüg. | Ertheilung von Erfindungs- | Min. -Bl. 1849 
Patenten. 8.228. 
1816 | 24. Febr. | Landesherrliche | Ableitung von Abgängen in | Ges.-S. 8. 108. 
Verordnung. schiffbare Flüsse. 
1820 | 30. Mai. Preuss. Gesetz. | Entrichtung d. Gewerbe-Steuer. | Ges.-S. 8. 147. 
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Gattung 
des Erlasses. 


| 


Gegenstand desselben. 


Quellenangabe. 


——————— m nn 
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1822 


1845 


1. März. 


18. März. 
11. 


23. 


LT, 


Juli. 


. April. 
. Febr. 
. April. 
. Juli. 
. Mai. 


. März. 


. Juni. 


. Febr. 


. April. 
. Aug. 
. Aug. 
. Okt. 


. Nov. 
. April. 
. Jul: 
. Jan. 

. Juni. 


. Sept. 


. Dez. 


. Febr. 
‚Juni. 


"Jun 


Nov. 


Jan. 


Württemberg. 
Gesetz. 

Badisch. Gesetz. 

Preuss. Gesetz. 


Mecklenb. We- 
gepoliz.-Ordn. 

Preuss. Hausir- 
Regulativ. 

Minist.- Verfüg. 


Hessische Ver- 
ordnung. 
Minist.- Verfüg. 


Preuss. Gesetz. 


Preuss. Gesetz. 
Minist.- Verfüg. 


Preuss. landes- 
herrl. Verordn. 


S.-Altenb. Ver- 


ordnung. 


Württemb. Ge- 
werbe-Ordn. 
S.- Kob.- Goth. 
Verordnung. 


Minist.- Verfüg. 


Preuss. Gesetz. 
Badische Ver- 
ordnung. 
Preuss. Gesetz. 
Minist.-Verfüg. 
Württemb. Ge- 
setz. 
Uebereinkunft 
d. Zollvereins- 
Regierungen. 
Minist. - Verfüg. 


Preuss. Gesetz. 
Minist.- Verfüg. 


Landesherrliche 
Verordnung. 


Minist.- Verf üg. 


Allgem. Preuss. 
Gewerbe-Ord- 


nung. 


mn 
> -1 


| 


Erhebung von Marktgebühren. 


Mühlen - Ordnung. 

Ablösung der Gewerbe-Berech- 
tigungen. 

Entfernung der Windmühlen 
von Wegen. 

Zulassung ausländischer Hau- 
sirer. 

Anlegung von Firniss - Siede- 
reien. 

Feingehalt der Gold- u. Silber- 
Waaren. 

Umgegend des Wohnortes ist 
gleich 2 Meilen zu rechnen. 

Aufhebung der Gewerbe - Be- 
rechtigungen in der Provinz 
Posen. 


Exekution in Civilsachen. 

Bauten in der Nähe der Chaus- 
seen. 

Betrieb der Gast- und Schank- 
wirthschaft und des Getränke- 
Kleinhandels. 

Gifthandel. 


Ertheilung von Erfindungs- 
Patenten. 
Gifthandel. 


Kleinhandel mit Getränken. 


Eisenbahn-Unternehmungen. 
Bauten in und an öffentlichen 
Flüssen. 
Fähr-Gerechtigkeiten. 

Anlage von Salmiak-Fabriken. 
Ertheilung von Erfindungs- 
Patenten. 

Ertheilung von Erfindungs- 
Patenten und Privilegien. 


Anlage von Zündholz-Trocken- 
öfen. 

Benutzung der Privatflüsse. 

Behandlung des Maschinen- 
Ausputzes. 

Getränke-Kleinhandel u. Gast- 
und Schankwirthschafts - Be- 
trieb. 


Prüfungspflicht der Unterneh- 
mer von Mineralwasser-Fabri- 
ken. 


Fähr-Gerechtigkeiten. 
Erfindungs-Patente. 


— 


Ges.-S. S. 187. 


Ges.-S. S. 129. 


v. Kamptz’ Ann. 
S. 208. 


v. Kamptz’ Ann. 
S. 609. 
Ges.-S. 8. 52. 


Ges.-S. 8. 31. 

v. Kamptz’ Ann. 
S. 551. 

Ges.-S. S. 18. 


— 


v. Kamptz Ann. 


S. 1074. 
Ges.-S. S. 505. 
Ges.-S. S. 227. 
Min.-Bl. S. 27. 
Ges. -S. 1843. 

S. 265. 
Min.-Bl. S. 402. 
Ges.-S. 8. 41. 
Min.-Bl. S. 157. 
Ges.-S. S. 214. 
Min.-Bl. S. 311. 
Ges.-S. S. 41. 
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1845 | 17. Jan. Allgem. Preuss. Ges.-S. $. 41. 
Gewerbe-Ord- 
nung. 
$.12. Beschränkung gewisser Ge- 
werbe auf die Städte hört auf. 
$.51. Anstellung von Gewerbetrei- 
benden. 
$. 56. Kehrbezirke der Schornstein- 
feger. 
$. 59. Gewerbebetrieb der Militär- 
Personen und Beamten. 
8.90. Taxen für Mäkler. 
$8.144,145,169. | Gewerbliche Unterstützungs- 
kassen. 
_ 17. Jan Preuss. Gesetz. | Entschädigungs-Gesetz zur all- | Ges.-S. S. 79. 
gemeinen Gewerbe-Ordnung. 
_ 12. Juli. Minist.- Verfüg. | Bewilligung von Märkten. Min.-Bl. S. 274. 
_ 13. Juli. Minist.- Verfüg. | Betrieb von Färbereien. Min.-Bl. S. 307. 
_ 14. Aug. Minist.-Verfüg. | Anlegung von Feldziegeleien. | Min.-Bl. S. 263. 
1846 | 10. April. | Minist.-Verfüg. | Bereitung von Braun- u. Stein- | Min.-Bl. S. 96. 
kohlen-Theer und Koaks. 
— 14. Sept. | Minist.-Verfüg. | Vorsichtsmassregeln b. Schiess- | Min.-Bl. S. 202 
pulver - Fabriken. —204. 
— 16. Nov Preuss. landes- | Betrieb der Schankwirthschaft | Ges.-S. S. 484. 
herrl. Erlass. durch Fabrik - Inhaber. 
1847 | 18. Jan Minist.-Verfüg. | Feuerpolizeiliche Rücksichten | Min.-Bl. $. 63. 
bei gewerblichen Anlagen. 
— 19. April. | Minist.-Verfüg. | Betrieb der Feuerwerkerei. Min.-Bl. S. 91. 
25. Mai. Hannöversches | Polizei-Strafgesetzbuch. Hann. Ges. -S. 
1847. 
— 14. Juni. |. Minist.-Verfüg. | Bedingungen fürStau-Anlagen. | Min.-Bl. 8. 137. 
— 1. Aug. Hannöversche Bedürfnissfrage in Schank- | Hann. Ges.-S. 
Gewerbe-Ord- sachen; Ertheilung von Er- | 8. 215 u. 224. 
nung. findungs-Patenten. 
— 18. Aug. | Preuss. Gesetz. | Fabrikzeichen an Eisenwaaren. | Ges.-S. S. 335. 
22. Aug. | Hannöv.Gesetz. | Entwässerung derGrundstücke. Be Ges. - 8. 
. 263. 
— 14. Sept Minist.-Verfüg. | Anlegungvon Hammerwerken. | Min.-Bl. S. 265. 
er 1. Nov Preuss. Feldpo- | Verunreinigung von Privat- | Ges.-S. 8. 383. 
lizei-Ordnung. gewässern. 
- 4. Dez Minist.-Verfüg. | Bau in der Nähe von Eisen- | Min.-Bl. S. 336. 
bahnen. 
_ 20. Dez Minist.-Verfüg. | Gegenstände des Wochen- | Min.-Bl. 1848. 
markt-Verkehrs. S. 25. 
1848 | 20. März. | Minist.-Verfüg. Bauten in der Nähe von Ei- | Min.-Bl. S. 133. 
_ 29. März - - senbahnen. 
_ 15. Aug. | Preuss. Regle- | für aussergerichtliche Auktio- | Min.-Bl. 8. 305. 
| ment natoren. 
1549 3. Jan Minist.-Verfüg. | Verwendung arsenikhaltiger | Min.-Bl. 8. 45. 
Kupferfarben. 
—_ 9. Febr Preuss. landes- | Errichtung von Gewerbe-Ge- | Ges.-S. S. 110 ff. 
herrl. Verordn. richten. 
3 9, Febr. | Preuss. landes- | Abänderungen der Gewerbe- | Ges.-8. 8.105 ff. 
herrl. Verordn. Ordnung. 
_ 8. Juni. | Württemberg. Ablösung der Gewerbe-Berech- | Württ. Reg.-Bl. 
Gesetz. tigungen. Busch 
en 9. Juni. | Minist.-Verfüg. | Umherziehender Verkauf von | Min.-Bl. S. 166. 
FErbauungsschriften. 
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1849 | 21. Juli. Vollzugs-Verfü- | 4.2. ©. Nr. 41 
— | 25. Sept. gungen zu vorgedachtem Gesetze. u. 695. 
— | 15. Okt. Minist.- Verfüg. | Anlegung von Feld-Kalköfen. | Min.-Bl. S. 231. 
1850 | 11. März. | Preuss. Gesetz. | Polizei- Verwaltung. Ges.-S. S. 265. 
— 11. März. | Preuss. Gesetz. | Versammlungs- und Vereini- | Ges.-S. S. 277. 
gungsrecht. 
_ 3. Mai. Minist.-Verfüg. | Verwendung arsenikhaltiger | Min.-Bl. S. 128. 
Kupferfarben. | 
_ 4. Mai. Minist.-Verfüg. | Handwerks-Betrieb in Straf- u. | Min.-Bl. S. 134. 
Besserungs-Anstalten. 
1851 | 23. Jan Minist.- Verfüg. | Umherziehender Vertrieb von: | Min.-Bl. S. 24. 
Bibeln etc. 
_ 2. Mai, Minist.-Verfüg. | Verwendung arsenikhaltiger | Min.-Bl. S. 37. 
Kupferfarben. 
_ 12. Mai. Preuss. Gesetz über die Presse. Ges.-S. 8. 273. 
_ 15. Sept. | Hess. Gesetz. Entschädigung für Gewerbe- | Hess. Reg.-Bl. 
Berechtigungen. S..336. | 
— 17. Nov Minist.-Verfüg. | Entfernung neuer. Gewerbe- | Min.-Bl. S. 303. 
Anlagen von bestehenden 
Windmühlen. 
E 19. Dez. Braunschweig. Erhaltung der Flüsse und Was- | Braunschweig. 
Gesetz. serabzüge. Ges.-8. Nr. 57. 
1852 | 19. März. | Hannöv.Gesetz. | Beförderung von Schiffspassa- | Ges.-S. für Han- 
Risen nach überseeischen Hä- | nover 8.19. 
en. 
— 13. April. | Kurhessische Verfassungsurkunde. 
— 28. Mai. Bayr. Gesetz. Benutzung des Wassers. Eu Ges. - Bl. 
489. 
— 7. Juni. | Entscheidg. des | Entschädigung der Nachbarn | Min.-Bl: S. 176. 
Preuss.O.-Tri- wegen nachtheiliger Dünste 
bunals. etc. einer Fabrik-Anstalt. 
1853 | 20. Jan Sächs. Verordn. | Ertheilung von Erfindungs- ei 
. Patenten. 
— | 25. Jan Minist.- Verfüg. | Verfahren in Betreff Ableitung | Min.-Bl. 8. 33. 
der Fabrikabgänge in Flüsse. 
- 20. Febr. | Hess. Verordn. | Wassertriebwerke an Bächen. oe Reg. -Bl. 
19, 
_ 7. Mai. Preuss. Gesetz. | Auswanderungs-Unternehmun- | Ges.-8. 8. 729. 
gen. 
_ 16. Mai. Preuss. Gesetz. | Beschäftigung jugendlicher Ar- | Ges.-S. S. 225. 
beiter. 
— 17. Mai. Preuss. Gesetz. | Geschäfts - Verkehr der Ver- | Ges.-S. S. 293. 
sicherungs-Anstalten. 
-— 18. Aug. Minist.-Verfüg. m beung jugendlicher Ar- | Min.-Bl. $. 198. 
eiter. 
— 6. Sept. | Minist.-Verfüg. | Auswanderungs-Unternehmun- Min.-Bl. S. 201. 
en. | 
_ 15. Dez Hannöversche Theile von Erfindungs- | Hannöy. Ges.-S. 
Verordnung. Patenten. S. 667. 
1854 | 22. Febr. | Kurhess; Ver- | Auswanderungs-Agenturen. res; 
ordnung. 
_ 3. April. | Preuss. Gesetz. SET DENE Unterstützungs- | Ges.-S. S. 138. 
assen. 
IL 24. April. | Preuss. Gesetz. | Fabrikzeichen an Eisenwaaren. | Ges.-8. $. 213. 
_ 24. April. | Preuss. Gesetz. | Arbeits - Einstellungen : der | Ges.-8. $. 215. 
Schiffsknechte ,  landwirth- 
schaftlichen Arbeiter etc. 
E 12. Aug. | Preuss. Ministe- | Beschäftigung jugendlicher Ar- | Min.-Bl. $. 185. 


rial- Verfüg. 


beiter in Bergwerken. 
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. Okt. | Kurhess. Ver- 
. Nov. 


1855 


| 


13. 
28. 


. Dez. 


. Jan. 
. Jan. 
. Febr. 
. März. 


. Juli. 
. Sept. 
. Nov. 


. März. 
. Mai. 


. Mai. 
. Sept. 
. Dez. 
. April. 


. Sept. 
. Okt. 


.Jan. 
. Jan. 
. Juli. 
. Nov. 
. Jan. 
. Jan. 
. April. 


„Juni. 


. Juli. 


Sept. 
Okt. 


Chronologisches Verzeichniss. 


Gattung 
des Erlasses. 


ordnung. 
Erkenntniss des 
Preuss.O.-Tri- 
bunals. 
Minist.- Verfüg. 


Bayrische Ver- 
ordnung. 
Sächs. Verordn. 


Hamburgische 
Verordnung. 
Minist.- Verfüg. 


Sächs. Verordn. 


Minist.- Verfüg. 
Württembergi- 
sches Gesetz. 


Minist.- Verfüg. 
Preuss. Gesetz. 


Minist.- Verfüg. 
Minist.- Verfüg. 


Sächs. Verordn. 


Württ. Minist.- 
Verfügung. 

Minist.- Verfüg. 

Minist.- Verfüg. 


Schwarzb.-Son- 
dersh. Gesetz. 
Wüärtt. Minist.- 

Instruktion. 
Sachs.-Weimar. 
Gesetz. 
Hess. Verordn. 


Minist.- Verfüg. 


Württ. Minist.- 
Instruktion. 
Württ. Gesetz. 


Erkenntniss des 
Preuss.O.-Tri- 
bunals. 

Preuss. landes- 
herrl. Erlass. 

Minist.- Verfüg. 


Minist.- Verfüg. 


Gegenstand desselben. 


Auswanderungs-Agenturen. 


Zuwiderhandlung gegen die 
Vorschriften wegen Beschäfti- 
gung jugendlicher Arbeiter. 

Verwendung arsenikhaltiger 
Kupferfarben. 


Aufstellung der Höhenmasse 
für Stau-Vorrichtungen. 
Gebrauch des Landeswappens 
auf Waaren-Etiketten. 
Gifthandel. 


Bedingung der Rauchverzeh- 
rung. 

Vorsichtsmassregel bei Schiess- 
pulver-Fabriken. 

Betrieb chemischer Fabriken. 

Berechtigung zum Bierbrauen, 
Branntweinbrennen und zu 
Wirthschafts-Gewerben. 

Aufstellung von Gasometern. 

Getränke-Kleinhandel in Ho- 
henzollern. 


Vorsichtsmassregeln b. Schiess- 
pulver-Fabriken. 

Aufseher jugendlicher Fabrik- 
arbeiter. 


Bereitung leicht entzündlicher 
Stoffe. 
Anlage von Dampfkesseln. 


Rostöfen für Nickelspeise. 
Betrieb der Zündwaaren - Fa- 
briken. 


Benutzung der Gewässer. 
Untersuchungder Dampfkessel. 
Gifthandel. 


Ertheilung von Erfindungs- 
Patenten. 

Umherziehender Verkauf von 
Bibeln etc. 

Wasserdruckprobe der Dampf- 
kessel. 

Verkauf nach Gewicht auf den 
Märkten. 


Getränke - Kleinhandel mit 
selbstfabrizirten Getränken. 


Geschäftsverkehr der Versiche- 
rungs-Anstalten. 

Bedürfnissfrage 
wesen. 

Umherziehender Verkauf von 
Bibeln etc. 


im Schank- 
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Quellenangabe. 
Min.-Bl. 1855. 
8.9. 

Min.-Bl. 1855. 
S. 6. 


Bayr. Reg.-Bl. 
S. 65 


Sächs. Ges. - 8. 
S. 37. 


——— 


Min.-Bl. S. 48. 


Sächs. Ges. -Bl. 
S. 423. 

Min.-Bl. S. 188. 

Württ. Reg.-Bl. 
S. 269. 


Min.-Bl. S. 72. 
Ges.-S. S. 453. 


Min.-Bl. S. 70. 


— 


Sächs. Ges. -Bl. 
S. 416. 

Württ. Reg.-Bl. 
S.15 fl. 

Min.-Bl. S. 177. 

Min.-Bl. S. 199. 


—_— 


Württ. Reg.-Bl. 
S. 57. 


Min.-Bl. S. 214. 


Ges.-S. S. 394. 
Min.-Bl. S. 217. 
Min.-Bl. S. 319. 


Chronologisches Verzeichniss. 


Gattung Gegenstand desselben. 


des Erlasses. | | Quellenangabe. 


= 
- Datum. 
ne 3 


1860 | 14. März. 


Württemb. Ver- 
ordnung. 


Polizeiliche Aufsicht auf. den 
Verkehr mit Fleisch. 


Württ. Reg.-Bl. 
Nr. 4 


_ 19. Juli. Minist.- Verfüg. | Umherziehender Verkauf von | Min.-Bl. S. 175. 
Bibeln etc. 
_ 11. Nov. | Minist.- Verfüg. | Dampfpfeife zum Signalgeben. | Min.-Bl. $. 242. 
1861 | 10. Juni. | Minist.- Verfüg. | Bedürfnissfrage im Schank- | Min.-Bl. S. 137. 
wesen. 
e 22. Juni. Preuss. Gesetz. Gewerbe-Betrieb juristischer | Ges.-8. S. 441. 
Personen des Auslandes. 
_ 24..Juni. | Preuss. Gesetz. | Gewerbe der Handelsmäkler. Ges.-8. S. 449. 
_ 11. Juli. Oldenburg. Ge- | Aufkauf von Waaren im Um- 
werbe-Gesetz. herziehen. 
n_ 12. Juli. Oldenb. Wege- | Entfernung der Windmühlen- -—— 
Ordnung. anlagen von Wegen. 
— 19. Juli. Preuss. Gesetz. ale der Gewerbe- | Ges.-S. S.697 ff. 
teuer. 
— , 26. Aug. | Minist.-Verfüg. | Bedürfnissfrage im Schank- | Min.-Bl. S. 168. 
| wesen. 
— 18. Sept. | Preuss. landes- | Geschäftsverkehr der Versiche- | Ges.-S. S. 790. 
herrl. Erlass. rungs-Anstalten. 
1862 | 4. Jan. Königl. Erlass. | Gebrauch des preussischen Ad- | Min.-Bl. S. 37. 
lers zur Waarenbezeichnung. |: . 
—_ 6. Febr. | Minist.-Verfüg. | Sicherheitsvorkehrungen bei | Min.-Bl. S. 63. 
Mineralwasser - Fabriken. 
_ 12. Febr. | Württ. Gesetz. | Schutz von Waaren-Bezeich- | Württ. Reg. Bl. 
| nungen. 8. 87. 
—_ 12. Febr. | Württemb. Ge- | Anzeige der Getreide-Mühlen ; — 
werbe-Ordn. olizeiliche Aufsicht über den 
etrieb der Gewerbe; Nöthi- 
gung zur Arbeit und zum Ver- 
kauf. | 
_ 11. März. | Minist.-Verfüg. | Umherziehender Betrieb der |Min.-Bl. $. 126. 
Tanzlehrer. 
_ 21. April. | Bayrische Ver- | Ertheilung von Erfindungs- 
ordnung. Patenten. 
z— 11. Mai. Württemb. Ver- | Ausübung von Gewerben durch | Württ. Reg.-Bl. 
ordnung. Minderjährige. 8. 151. 
_ 20. Sept. | Badisches Gewerbegesetz. — 
— 21. Dez. Bayr. Gesetz. Schutz der Waaren - Bezeich- — 
nungen. 
1863 | 31. März. | Sachs. - Altenb. | Gewerbliche Hülfskassen. —— 
Gewerbe-Ordn. 
_ 11. April. | Gewerbe-Ordn. | Begriff des selbständigen Ge- —— 
| für Reuss j. L. werbes. 
_ 15. Aug. Minist.-Verfüg. | Transport und Lagerung von | Min.-Bl. S. 182. 
Petroleum. 
— 5. Okt. Badisches Ver- — —— 
waltgs.-Gesetz. 
— 31. Okt. Badisch.Polizei- | 88. 63, 83, 93—95, 130-134, nn 
Strafgesetzb. 136, 140, 141, 142. 
_ 7. Nov Württ. Minist.- | Gebühren für Visitation der — 
Verfüg. Dampfkessel. 
1864 | 27. Mai. Württ. Minist.- | Aufsicht über den Verkehr mit: | Württ. Reg.-Bl. 
Verfüg. Brot. S. 63. 
_ 3. Aug. | Braunschw. Ge- | Erlass von Ortsstatuten für — 


werbe-Gesetz. 


Fabrikviertel. 
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Datum. 


Gattung 
des Erlasses. 


Gegenstand desselben. 


Quellen- 
Angabe. 


LLL————————————————————— ee ee 


30. Sept. 
30. 
17. 
19: 
16. 
10. 
24. 


28. 


- 
‘ 


14. 


21. 


Okt. 


Jan. 


April. 


Mai, 
Inni. 


Juni. 


Juni. 


. Nov. 


Nov. 


Nov. 


Badische 
ordnung. 
Minist.- Verfüg. 


Ver-,. 


Minist.-Verfüg. 


Weimar - Eise- 
nach. Gesetz. 
Sachs. - Altenb. 
Verordnung. 
Minist.- Verfüg. 


Preussisches 


Bayr. Gesetz. 
Badische Ver- 
ordnung. 
Schwarzb.-Son- 
dershaus. Ge- 
werbe-Ordn. 
Württ. Minist.- 
Verfüg. 
Schwarzb.-Son- 
dershaus.Min.- 
Verordnung. 


Minist.- Verfüg. 
Sächs. Verordn. 


Badisch.Gesetz. 
Preuss. Landes- 
herrl. Verordn. 
gleichfalls. 
gleichfalls. 
Sächs. Verordn. 
Vertrag des _ 
Preuss. Landes- 


herrl. Verordn. 
Minist.-Verfüg. 


Preuss. Landes- 
herrl. Verordn. 
ebenso. 


Lübecksche Me- 
dizinal-Ordn. 

Reichs-Gesetz. 

Reichs-Gesetz. 


Minist. „Verfüg. 


Bildung eines ärztlichen Aus- 


schusses. 

Anlegung von Mineralwasser- 
Fabriken. 

Anstalten zur Entfettung des 
Walkewassers. 

Aufhebung und Entschädigung 
von Zwangs- u. Bannrechten. 

Gewerbliche Hülfskassen. 


Anlegungvon Anilin-Fabriken. 


Berggesetz. 


Urheberrecht an literarischen 
Erzeugnissen. 

Auswanderungs-Unternehmun- 
gen. 

Schutz gegen Uebelstände der 
Gewerbe-Anlagen. 
Gewerbliche Hülfskassen. 

Freiwillige Prüfung in Bau- 
gewerken. 

Gewerbe- Anmeldung. 

Entfernung einerWindmühlen- 
Anlage von öffentlichen We- 
gen; Getränke-Kleinhandel. 


Betrieb von Pulvermühlen. 

Einrichtung der Schornstein- 
feger - Bezirke. 

Besteuerung der Wanderlager. 


Betrieb stehender Gewerbe in 
Hessen und Hannover. 

Die Heirathen der Berg- etc. 
Arbeiter. 

Erfindungspatentein Schleswig- 
Holstein. 

Transport und Lagerung von 
Petroleum. 

deutschen Zoll- und Handels- 
vereins. 

Betrieb stehender Gewerbe in 
Homburg. 

Nichtanwendung der Gewerbe- 
Ordnung auf Bewässerungs- 
Anlagen. 

Betrieb stehender Gewerbe in 
Schleswig-Holstein. 

Gewerbebetrieb der Militärper- 
sonen und Beamten. 

Gifthandel. 


Postwesen. 
Abgabe von Salz. 


Umherziehender Verkauf von 
Bibeln etc. 


Min.-Bl. S. 272. 


Min.-Bl. S. 158. 


Ges.-S. S. 705. 
Bad. Reg. -Bl. 
S. 656. 


Württ. Reg.-Bl. 
S. 486. 


Min.-Bl. S. 28. 


Bad. Reg. -Bl. 


Ges.-8. S. 1111. 
Ges.-S. S. 1113. 
Sächs. Ges. -Bl. 


S. 181. 
Bund.- Ges. -Bl. 
Ss.sıf. 
Ges.-S. S. 1441. 


Min.-Bl. S. 380. 


Ges.-S. S. 1641. 
Ges.-S. S. 1619. 


—— 


Bund.-Ges.-Bl. 
SE 4 

Bund.- Ges.-Bl 
S. 41 


Min.-Bl. S. 374. 
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© 
Bei 
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> 


Datum. 


Gattung 


LE, Gegenstand desselben. 


| 


Quellen- 
Angabe. 


Tel lösten 


30. 


30. 


17, 


Reichs-Gesetz. | Die Freizügigkeit. 


Reichs-Gesetz. Das Postwesen. 


Preuss. Gesetz. | Fabrikation von Spielkarten. 


Gewerbe-Gesetz. 

Stempelpflichtigkeit der Be- 
scheinigung überAbnahme der 
Dampfkessel. 

Benutzung des Wassers. 


Bayrisches 
Minist.-Verfüg. 


Schwarzb - Ru- 
dolst. Gesetz. 
Handels- und 

Zollvertrag zwischen dem deutschen Zoll- 
verein und Oesterreich. 
Aufhebung und Ablösung ge- 


werblicher Berechtigungen 


Preuss. Gesetz. 


Preuss. Gesetz. 
häuser. 

Berg-Gesetz. 

Berg-Gesetz. 

Kranken - Unterstützung 
werblicher Arbeiter. 

Schliessung der öffentlichen 
Spielbanken. 

Genossenschaftswesen. 


Sachs.-Meining. 
Sächsisches 
Sächs. Gesetz. 


ge- 
Reichs-Gesetz. 
Reichs -Gesetz. 
Bundes-Gesetz. | Betrieb der stehenden Gewerbe. 
Besteuerung des Branntweins. 
Feingehalt der Gold- u. Silber- 


waaren. 
Wasser - Ordnung. 


Bundes -Gesetz. 


Bayrische Ver- 
ordnung. 


Oldenburgsche 
Minist.-Verfüg. 


Württemb. Ge- 
werbe-Ordn. 

Bayrische Ver- 
ordnung. 

Reichs-Gesetz. 


Verkehr mit Sprengöl. 


Kranken - Unterstützung ge- 
werblicher Arbeiter. 
Kehrbezirke der Kaminkehrer. 


Massregeln gegen die Rinder- 


pest. 
Weimar-Eise- | Zusammenlegung der Grund- 
nachsches Ges. stücke. 


Handels-Vertr. des Zollvereines u. der Schweiz. 


Bayrisches Ges. | Kranken - Unterstützung 
werblicher Arbeiter. 

Allgemeine Deutsche Wechsel-Ordnung und 
Allgemein. Deutsch. Handels-Gesetzbuch (Art. 
6—9; 27; 66, 82, 84; 271, 272). 

Vereins - Zoll- 
Gesetz. 

Königl. Erlass. 


ge- 


—— 


Konzessionirung d. Schauspiel- 
Unternehmer. 
Feuer-Versicherung bei aus- 
wärtigen Anstalten. 
Desgleichen. 


Lippe-Detmold. 
erordnung. 
Sachs.-Altenb. 
Verordnung. 


Errichtung öffentlich. Schlacht- 


Bündi-GesBl. 


Bund „Ges -Bl 
S. 61 


Ges.-S. S. 1922. 


| Min.-Bl. S. 67. 


Bund.-Ges.-Bl. 
S. 246. 


Ges.-S. S. 249. 
Ges.-S. S. 277. 


Bund.-Ges.-Bl. 


S. 367. 
Bund.-Ges.-Bl 
S. 415. 
Bund.-Ges.-Bl. 
8. 406. 
Bund.-Ges.-Bl 
S. 384. 
Bayr. Reg.-Bl 
Nr. 79. 
Oldenb.Ges.-Bl. 
Stück 99. 


| Min.-Bl. S. 319. 


Bayr. Reg.-Bl. 
S. 289 


Bünd.-Ges.-Bl. 
S. 105. 


Bund.-Ges.-Bl. 
S. 31T ff. 


| Min.-Bl. 8. 231. 
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| Gattung 


sen: | Quellen- 
3 | Datum | HER | Gegenstand desselben. Angabe. 
1869 7. Sept. Oldenb.Verord. | Hebammenwesen. ae 
= 4. Sept. u. | Preuss. Verord. ) Min.-Bl.d.i.V. 

24. Nov. S. 200 u. 284. 
E= 7. Sa Lipp. Verordn. 
— 13. Sept 

ug ee Man EON, Ver- 

16. Dez. BER Et 
— 15. Sept. | Lübeck.Verord. 
— 16. Sept. | Sächs. Verordn. 

u. 18. Dez. 
— 17. Sept. Sachs. - Altenb. 

Verordn. 

— 16. Sept. | Sachs.-Weim.- 

18. Sept. Ges. u.Verord. 
— 18. Sept. | Anhalt. Verord. 

u. 16. Dez. 
— 7.14.17. | Oldenb.Verord. 

21. Sept 
— 21. Sept. | 
1. Okt. u. | [Sachs.-Kob. 

26. Dez. Verordnung. 

4. Jan 

1870. 
Er 21. Sept. | Schaumb.-Lipp. 
Verordn. 

= 15. u. 24. | Braunschweig. GES BIIN?TT: 


— | 24, Sept. | Reussj.L. Vrd. 
— 3. u. 24. | Hamb. Verord. 


80} 
+» 
SC) 
SvS 
CH 
[o) 
ne 


Brem. Verord. 


nam; 25. Sept. | Schwarzb.- Ru- 
dolst. Verord. 
—_ 25. Sept. | Schwarzb.-Son- 
dersh. ag 


Zur Ausführung der ‚Gewerbe-Ordnung.*) 


Sept. Verordn. | 
E 


— 18. 25. 27. | \Mecklenburg. 
28. Sept Schwerinsche 
28. Dez. Verordn. 
— 27. u. 28. | Reussä.L.Vrd. 
Sept. 
.— 30. Sept. | Waldeck. Vrdn. 
Er, = ge Mecklenburg.- 
i bog Strel. Verord. 
28. Dez. 
— 1. u. 18. | Hess. Verordn. Reg.-Bl. Nr. 53. 
Nov. 
— 17.Sept.u. | Sachsen-Mein. 
22. Dez. Verordn. 
— 25. Sept. | Bekanntm. des | Prüfung der Seeschiffer und | Reichs-Ges.-Bl. 
Reichskanzlers. Seesteuerleute. S. 660. 
_ 25. Sept. | Bekanntm. des | Prüfung der Aerzte und Apo- | Bund.-Ges.-Bl. 
Reichskanzl. theker. S. 635. 


— | 29. Sept. | Erkenntniss des | Stellvertreter beim Hausirbe- 
Preuss.O.-Trib. triebe, 


*) Die ohne Seitenzahl angezogenen Verordnungen sind in Archiv Bd. III. abgedruckt. 


Ohronologisches Verzeichniss. 


u 


. Dez. 


. Febr. 
. Febr. 


Gattung 
des Erlasses. 


Preuss. Minist.- 
Verfügung. 

Badische Was- 
ser-Polizei-O. 

Minist. -Verfüg. 


Minist.-Verfüg. 


BremischesGes. 
Minist.-Verfüg. 


Erkenntniss des 
Preuss. O.-Tri- 
bunals. 

Minist. -Verfüg. 

Minist.-Verfüg. 

Minist.-Verfüg. 

Minist.-Verfüg. 

Bekanntm. des 

Reichskanzlers. 

Minist. -Verfüg. 

Minist. -Verfüg. 

Mecklenb. Ge- 
setze. 


Minist.-Verfüg. 
Minist.-Verfüg. 


Minist. -Verfüg. 
Oldenburg. Ver- 


ordnung. 


Braunschweig. 
Verordnung. 


Oldenb. Verord. 


Schwarzb. - Ru- 
dolst. Verord. 
Minist.-Verfüg. 


Württemberg. 
Gesetz. 
Minist.-Verfüg. 


Erkenntniss des 
Preuss.O.-Trib. 
Minist.-Verfüg. 
Erkenntniss des 
Preuss.O.-Trib. 


Gegenstand desselben. 


Formulare für Legitimations- 
Scheine. 


Befähigungs-Nachweis für die 
Küsten-Schifffahrt nicht erfor- 
derlich. 


Dispensirung der Arzneien sei- 


tens der Thierärzte. 
Regelung d. Wasserbenutzung. 
Handelsbetrieb mit Bandagen 
und chirurg. Instrumenten. 
Streitigkeiten zwisch. Gewerbe- 
treibenden und Gesellen oder 
Lehrlingen. 
Formulare für Legitimations- 
Scheine. 
Legitimations- und Gewerbe- 
scheine in Hohenzollern. 
Formulare für Legitimations- 
Scheine. 
Fassung 
Scheine. 
Prüfung der Aerzte und Apo- 
theker. 
Selbstdispensiren homöopathi- 
scher Arzneien. 
Transport und Lagerung von 
Petroleum. 
Entrichtung einer Hausir-Ge- 
werbesteuer. 
Anerkennung geprüfter Heil- 
diener. 
Umherziehend. Verkauf selbst- 
gefertigter Gegenstände des 
Wochenmarkt-Verkehrs. 
Vereidigung der Aerzte, Apo- 
theker und Hebammen, 
Strafbarkeit des Zuwiderhan- 
delns gegen $. 59 der Ge- 
werbe-Ordnung. 


Ausführung der Gewerbe-Ord- 
nung. 

Desgleichen. 

Desgleichen. 


der Legitimations- 


Ertheilung von Legitimations- 
Scheinen. 

Auswanderungs-Unternehmun- 
gen. 

Umherziehender Betrieb inner- 
halb des Wohnortes ist legiti- 
mationsfrei u. nicht gewerbe- 
scheinpflichtig. 

Verjährung der Gewerbepoli- 
zei-Vergehen. 

Fassung d. Legitimat.-Scheine. 

Ausübung der Geburtshilfe. 


Quellen- 
Angabe. 


Min.-Bl. S. 282 
u. 284, 


Min.-Bl. $. 280. 
Min.-Blatt 1870 


5 EL 


Min.-Blatt 1870 
S. 10. 


Min.-Blatt 1870 
S. 39. 
Min.-Bl. S. 289. 


Min.-Bl. S. 289. 
Min.-Blatt 1870 


S. 18. 
Bund.-Ges.-Bl. 


8. 687 u. 688. 
Min.-Blatt 1870 
S. 51. 


Min.-Blatt 1870 
SR 


Min.-Blatt 1870 
S. 74. 
Min.-Blatt 1870 
S. 19. 


Min.-Blatt 1870 
S..74. 

Oldenb. Ges.- 
Bl. Band 21, S. 
204. 


Braunschw. Ge- 
setz-Bl. Nr. 3. 


Min.-Bl. 8. 19. 


Württ. Reg.-Bl. 
S. 134. 
Min.-Bl. S. 131. 


Min.-Bl. S. 132. 
Min.-Bl. S. 101. 


Chronologisches Verzeichniss. 1083 
' Gatt | Quell 
= Datum. de Puigas. | Gegenstand desselben. Rcabe, 
1870 | 16. Febr Minist.-Verfüg. | Steuerpflichtigkeit der Hand- | Min.-Bl. S. 85. 
lungs-Reisenden d. Auslandes. 
= 22. Febr Minist.-Verfüg. | Verfahren in Schanksachen. Min.-Bl. S. 84. 
-— 23. Febr Erkenntniss des | Gewerbe-Betrieb der Auswan- | Min.-Bl. S. 135. 
Preuss.O.-Trib. derungs-Unternehmungen. 
— 24. Febr Preuss. Gesetz. | Handels-Kammern. Ges.-S. 8. 140. 
— 28. Febr Minist.-Verfüg. | Verpachtung von Apotheken. -Blatt 1871 
. 106. 
— 28. Febr Minist.-Verfüg. ne der Legitimations- | Min.-Bl. S. 106. 
Scheine. ) 
— 2. März. | Minist.-Verfüg. | Desgleichen. Min.-Bl. S. 132. 
= 5. März. | Minist.-Verfüg. | Zuständigkeit der Behörden in | Min.-Bl. S. 107. 
Hannover. 
— 8. März Minist.-Verfüg. | Rezeptenicht approbirt. Aerzte. | Min.-Bl. S. 101. 
— 30. März Minist.-Verfüg. | 4jährige Studienzeit der Aerzte. | Min.-Bl. S. 295. 
— | 16. April. | Minist.-Verfüg. | Gewerbe-Betrieb der Zahn- | Min.-Bl. S. 158. 
künstler. 
— 18. April. | Minist.-Verfüg. ER der Legitimations- | Min.-Bl. S. 133. 
cheine: 
— 5. Mai. Badisches Ges. | Kranken-Unterstützung ge- | Badisches Ges.- 
werblicher Arbeiter. Bl. S. 394. 
= 11. Mai. Reichs-Gesetz. Urheberrecht an Schriftwer- | Bund.-Ges.-Bl. 
ken, Abbildungen etc. S. 339. 
— 13. Mai. Reichs-Gesetz. Beseitigungd.Doppel-Besteue- | Bund.-Ges.-Bl 
rung. 8. 119. 
E= 19. Mai. |. Minist.-Verfüg. Betrieb des Kammerjäger-Ge- | Min.-Bl. S. 159. 
werbes. 
_ 30. Mai. Bekanntm. des | Prüfung der Seeschiffer. Bund.-Ges.-Bl. 
Reichskanzl. S. 314. 
_ 31. Mai. Bundes-Gesetz Einführung des Straf-Gesetz- | Bund.-Ges.-Bl. 
buchs. S. 195. 
g= 1. Juni. | Erkenntnissdes | Polizeiliche Beschränkung der | Min.-Bl. S. 195. 
Preuss.O.-Trib. Gewerbe-Ausübung. 
— 1. Juni. | Erkenntnissdes | Kautionspflicht der Zeitschrif- | Min.-Bl. S. 195. 
| Preuss.O.-Trib. ten. 
2. Juni. | Badisches Ges. | Betrieb von Wirthschaften und | Badisches Ges.- 
Kleinhandel. Bl. 8. 475. 
_ 2.Juni. | Minist.-Verfüg. | Prüfung der Hebammen. Min.-Bl. S. 186. 
_ 3. Juni. Bahn - Polizei- —— Reichs -Ges.-Bl. 
Reglement. S. 461. 
_ 10. Juni. Bahn -Betriebs- _—— Reichs-Ges.- Bl. 
Reglement. S. 419. 
2 23. Juni. Minist.-Verfüg. | Gewerbe der Gesinde-Vermie- | Min.-Bl. S.199. 
ther. 
= 24. Juni. Minist.-Verfüg. Ertheilung von Legitimations- | Min.-Bl. S. 198. 
—_ 27. Juni. Minist.-Verfüg. Scheinen. 5199. 
_ 11. Juli. Minist.-Verfüg. | Prüfung der Seeschiffer etc. Min.-Bl. S. 232. 
— 20. Juli. Minist.-Verfüg. | Prüfung von Hühneraugen- | Min.-Bl.’S. 229. 
i Operateuren. 
—_ 4. Sept. | Minist.-Verfüg. | Transport und Lagerung von | Min.-Bl. S. 231. 
Petroleum. 
= 15. Sept. Erkenntn. des | Verjährung d. Gewerbe-Polizei- 
Deren Vergehen. 
+ 21. Sept. N Bestrafung der Zuwiderhand- | Min.-Bl. S. 288. 
lungen ge 147 Gew.-O. 
gen gegen $. w 
— 30. Sept. Minist.-Verfüg. | Privat-Kranken-, Irren- und | Min.-Bl. S. 265. 
Entbindungs-Anstalten. 
—— 4. Okt. Minist.-Verfüg. | Gewerbliche Schiedsgerichte. Min.-Bl. S. 282. 


1084 


E 
8 
” 


1870 


— 


Chronologisches Verzeichniss. 


Datum. 


12. 
17, 


Okt. 
Okt. 


. Okt. 
. Nov. 


. Nov. 
. Nov. 


. Nov. 


. Nov. 


Gattung 
des Frlasses. 


Erkenntniss des 
Preuss. ©.-Trib. 
Minist.-Verfüg. 


Minist.-Verfüg. 


Erkenntnissdes 
Preuss.O.-Tri- 
bunals. 

Minist.-Verfüg. 


Erkenntniss des 
Preuss. O.-Trib. 
Erkenntniss des 
Preuss.O.-Tri- 
bunals. 
Minist.-Verfüg. 


Erkenntniss d. 
Preuss.O.-Trib. 
Erkenntniss d. 
Preuss. O.-Trib. 
Minist.-Verfüg. 


Erkenntniss d. 
Preuss. O.-Trib. 


Minist.-Verfüg. 


Erkenntniss d. 
Preuss. O.-Trib. 
Erkenntniss d. 
Preuss.O.-Trib. 
Bekanntm. des 
Reichskanzl. 
Erkenntniss d. 
Preuss.O.-Tri- 
bunals. 
Erkenntniss d. 
Preuss. O.-Tri- 
bunals. 
Preuss. Reglem. 


Minist.-Verfüg. 
Minist. -Verfüg. 
Minist. -Verfüg. 
Minist.-Verfüg. 
Verfassung 

Minist.-Verfüg. 
Minist.-Verfüg. 


| 


Gegenstand desselben. | 


Bezeichnung als Thierarzt. 


Hausir-Gewerbesteuer- Pflich- 
tigkeit der Yersicherunge 
Agenten. 

Stempelpflichtigkeit d. Schähk- 
Verhandlungen. 

Fortdauernde Geltung der die 
Ausübung der Gewerbe re- 
gelnden Polizei-Verordngn. 

Ertheilung der Legitimations- : 
Scheine. 

Verpflichtung zur Lösung eines 
Hausir-Gewerbescheins. 

Fortdauernde Geltung der Po- 
lizei-Verordngn. wegen Füh- 
rung eines Fremdenbuchs. 
Schenkwirthschaften in der 
Nähe von Kirchen. 
Berechtigung der Wundärzte 
1. Klasse. 

Verkehr auf Wochenmärkten. 
Berechtigung .der Wundärzte 
1. Klasse. 

Strafbarkeit gewerbepolizeili- 
cher Uebertretungen. 


Besteuerung der Vorzeiger von 
Schaubuden etc. 
Ausübung der Geburtshilfe. 


Erforderniss eines steuerpflich- 
tigen Gewerbescheins. 

Ertheilung von Legitimations- 
Scheinen an Ausländer. 

Fortdauernde Geltung der Po- 
lizei-Verordnungen üb. Tanz- 
Lustbarkeiten. 

Stehender Gewerbe - Betrieb ; 
Gewerbemässigkeit.d. Schank- 
wirthschaft. 

für Feldmesser. 


Ortsstatutarische Fortbildungs- 
Schulen. 

Ausübung der Schankwirth- 
schaft durch einen Schulzen. 

Getränke-Kleinhandel. 

Gewerbeschein-Freiheitd. Hau- 
sir-Betriebes innerhalb des 
Wohnortes. 

des Deutschen Reichs. 


Ertheilung der Legitimations- 
Scheine. 

Erwerb von Grundeigenthum 
durch juristische Personen des 
Auslandes. 


Quellen- 
Angabe. 


Min.-Blatt 1871 
8. 12. 


Min. -Blatt 1871 
S. 26. 


Min.-Blatt 1871 
S. 55 


Min.-Blatt 1871 
13: 


Min.-Bl. S. 304. 
Min.-Bl. S. 26. 


Min.-Blatt 1871 
S..15, 


Min.-Bl. S. 302. 

Just.-Min.-Blatt 
1871 S. 42. 

Just.-Min.-Blatt 


1871 8. 47. 
Min.-Blatt 1871 
S. 10. 


Min.-Bl. S. 50. 
| Min.-Bl. Se 
Min.-Bl. S. 67. 
Reichs -Ges.-Bl. 


8.27: 
Just.-Min.-Blatt 
5.419; 


Min.-Bl. 8. 151. 


Ges.-S. 8. 
Min.-Bl. S. 106. 
.Min.-Bl. S. 118. 


Min.-Bl. 8. 118. 
Min.-Bl. S. 153. 


101. 


Bund.-Ges.-Bl. 
S. 63. 
Min.-Bl. S. 133. 


Min.-Bl. S. 153. 


Chronologisches Verzeichniss. 
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ler) 


Datum. 


Gattung 


des Erlasses. | 


Gegenstand desselben. 


Quellen- 
Angabe. 


1 
 E- 


1871 


24. April. 
‚10. 
15. 


Mai. 
Mai. 


Minist.-Verfüg. 


Friedens - Ver- 
trag 

Reichs -Strafge- 
setzbuch. 


Minist.-Verfüg. 
Reichs-Gesetz. 
Minist.-Verfüg. 


Bekanntm. des 
Reichskanz]. 
Minist.-Verfüg. 


Minist. -Verfüg. 
Minist.-Verfüg. 


Sächs. N erötän‘ 


Minist.-Verfüg. 
Minist.-Verfüg. 
Bayrische Ver- 
ordnung. 
Badische 
ordnung. 
Minist. -Verfüg. 
Minist. -Verfüg. 
Erkenntniss d. 
Preuss. O.-Tri- 
bunals. 
Minist. -Verfüg. 


Ver- 


Minist. -Verfüg. 
Minist.-Verfüg. 


Reichs-Gesetz. 


Erkenntniss d. 
Preuss.O.-Tri- 
bunals. 

Minist.-Verfüg. 


Hessisches Ges. 


Württemb. Ver- 
ordnung. 

Erkenntniss des 
Preuss. O.-Tri- 
bunals. 

Minist.-Verfüg. 


Württemb. Ver- 
ordnung. 


Ausübung der Schankwirth- 
schaft durch einen Schulzen. 
mit Frankreich. 


86. 110, 111, 113—116, 134,174, 
184, 222, 230, 240, 241, 266, 
274, 277, 278, 280—287, 290. 
300,324, 326, 360, 363, 365— 
67, 369. 

Zwischenhandel auf Wochen- 
märkten. 

Genossenschaftswesen. 


Auslehren taubstummer Lehr- 
linge. 
Anlegung von Dampfkesseln. 


Ertheilung der Legitimations- 
und Gewerbe-Scheine. 

Anlegung von Dampfkesseln. 
Beschäftigung jugendlicher 
Fabrik-Arbeiter. 
Beaufsichtigung der Dampf- 
kessel. 

Verkehr mit Schiesspulver. 


Gewerbl. Schiedsgerichte. 


Errichtung von Aerzte-Kam- 
mern. 


Ueberwachung der Dampfkes- 


sel. 
Impfung durch Nichtärzte. 
Liquidationen der Hebammen. 


Führung. des Titels: Homöo- 
path. 


Nichtzulassung.hausirender Zi- 
geuner etc. 

Aufstellung von Dampfkesseln. 

Mitführung von Kindern beim 
Hausir-Betriebe. 

Einführung der Gewerbe-Ord- 
nung in Württemb. u. Baden. 

Gewerbscheinpflicht d. Hausir- 
handels mit Vieh. 


Berechtigung der Schauspiel- 
Unternehmer. 


Errichtung von Handels-Kam- 
mern. 
Anordnung der Polizeistunde. 


Entziehung der Berechtigung 
zum Gewerbe-Betriebe. 


Anlegung von Dampfkesseln. 
Vollzug der Gewerbe-Ordnung. 


Min.-Bl. S. 153. 


Reichs-Ges.-Bl. 
S. 223 fl. 

Reichs-Ges.-Bl. 
S. 127 ff. 


Min.-Bl. S. 176. 


Reichs-Ges.-Bl. 
S. 101. 
Min.-Bl. S. 176. 


Reichs-Ges.-Bl. 
S. 122. 
Min.-Bl. S. 207. 


Min.-Bl. S. 181. 
Min.-Bl. S. 252. 


Min.-Bl. S. 205. 
Min.-Bl. S. 208. 


Badisches Ges.- 
Bl. S. 668. 


Min.-Bl. 8. 291. 
Min.-Bl. S. 305. 


Min.-Bl. 8. 345. 


Reichs-Ges.-Bl. 
S. 392. 

Justiz-Min.-Bl. 
S. 290. 


Min.-Bl. S. 345. 


Württ. Regier.- 
Bl. Nr. 33. 
Min.-Blatt 1872 
S. 5. 


Min.-Blatt 1872 
S. 7. 


Württ. Regier.- 
Bl. S. 338. 


| Datum. | 


Chronologisches Verzeichniss. 


(nr Ve E EEE neriesnue: 


Gattung 
des Erlasses. 


Gegenstand desselben. 


Quellen- 
Angabe. 


| 
TE EEE VE EEE 


14. 
14. 
21. 
21. 
22, 
26. 
26. 
29. 
31. 


Dez. 
Dez. 
Dez. 
Dez. 
Dez. 


Württemb. Ver- 
ordnung. 

Württemb. Ver- 
ordnung. 

Badisches Ges. 


Bekanntm. des 
Reichskanzl. 
Nachtrag zum 


Badische Ver- 


ordnung. 
Württemb. Mi- 

nist.-Erlass. 
Nachtrag zum 


Bekanntm. des 
Reichskanzl. 


Minist.-Verfüg. 

Bayrische Ver- 
ordnung. 

Minist. - Verfüg. 


Minist.-Verfüg. 

Sächs. Verordn. 

Kaiserl. Erlass. 

Minist. -Verfüg. 

Kaiserl. Verord- 
nung. 


Württemb. Ver- 
ordnung. 


Erkenntniss des 


Preuss. O.-Tri- 

bunals. 
Preuss. Gesetz, 
Minist. -Verfüg. 


Preuss. Gesetz, 
Erkenntniss des 
Preuss.O.-Tri- 
bunals. 
Weimar-Eisen. 
Verordnung. 
Reichs-Gesetz. 


Bekanntm. des 
Reichskanzl. 

Minist.-Verfüg. 

Minist.-Verfüg. 


Minist.-Verfüg. 


Minist.-Verfüg. 
Reichs-Gesetz. 


Errichtung u. Betrieb gewerb- 
licher Anlagen. 

Anlegung von Wasserwerken 
und Stau-Anlagen. 

Einführung der Deutschen Ge- 
werbe-Ordnung. 

Prüfung der Aerzte und der 
Apotheker. 

Bahn-Betriebs-Reglement. 


Vollzug der Gewerbe-Ordnung. 


Ausstellung von Legitimations- 
Scheinen. 
Bahn-Polizei-Reglement. 


Ertheilung von Legitimations- 
Scheinen an Ausländer. 


Betrieb v. Zündholz-Fabriken. 

Anlage u. Gebrauch von Dampf- 
kesseln. 

Zurücknahme der Erlaubniss 
f. Gast- u. Schankwirthschaft. 

Berechtigung der Wundärzte 
1. Klasse 

Farben zu Kinderspielwaaren, 
Tuschkasten ete. 

Gebrauch des Kaiserl. Adlers 
zur Waaren-Bezeichnung. 

Nichtzulassung ausländischer 
Bärenführer. 

Verkehr mit Apothekerwaaren. 


Das Medizinalwesen. 


Strafbarer Betrieb der Schank- 
wirthschaft in nicht konzes- 
sionirtem Lokale. 

Erhebung v. Marktstandsgeld. 

Sicherung der Arbeiter gegen 
Gefahren. 

Betrieb der Dampfkessel. 

Strafbare Beihilfe zu einem un- 
konzessionirten Gewerbe-Be- 
trieb. 

Entfernung der Windmühlen 
von öffentlichen Wegen etc. 

Erhebung der Brausteuer. 


Pharmacopoea germanica. 


Taxe für Wundärzte 1. Klasse. 

Wasserdruckprobe von Dampf- 
kesseln. 

Erhebung v. Marktstandsgeld. 

Exekution in gewerblichen 
Streitigkeiten. 

Einführung der Gewerbe-Ord- 
nung in Bayern. 


Württ. Regier.- 
Bl. S. 350 ft. 
Württ. Regier.- 

Bl.:8..372. 
Badisches Ges.- 
Bl: 8.2423. 
Reichs-Ges.-Bl. 
3.472: 

Reichs -Ges.-Bl. 
S.473. 
Badisches Ges.- 
Bl. S. 503 ff. 


Reichs-Ges.-Bl. 


1872 8. 34. 
Reichs-Ges.-Bl. 
18728. 2. 
Min.-Bl. S. 56. 
Bayr. Reg.-Bl. 
S. 306 ff. 


Min.-Bl. 8. 57. 
Min.-Bl. S. 74. 


Reichs-Ges.-Bl. 
S. 9O u. 9. 
Min.-Bl. S. 114. 


Reichs-Ges.-Bl. 
S. 85. 

Württ. Regier.- 
Bf. Nr. 14. 


Ges.-S. S. 519. 
Min.-Bl. S. 227. 


Ges.-S. 8. 515. 


Weimar. Reg.- 
Bl. S. 168. 
Reichs -Ges.-Bl. 
8.153. 

Reichs-Ges.-Bl. 
S. 172. 

Min.-Bl. S. 164. 
Min.-Bl. S. 181. 


Min.-Bl. S. 185. 
Min.-Bl. S. 176. 


Reichs-Ges.-Bl. 
S. 170. 


Chronologisches Verzeichniss. 
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TE ET 2 


1873 


Datum. 


14. Juni. 
92; Jumi. 
24. 


11. 


14 


. Juni. 


. Juli. 
. Juli. 


. Aug. 
. Aug. 
. Sept. 


. Sept. 
. Sept. 


. Okt. 
. Okt. 
„ Okt. 


Juni. 


Gattung 
des Erlasses. 


Minist.-Verfüg. 
Minist. -Verfüg. 
Minist.-Verfüg. 


Bekanntm. des 
Reichskanzl. 
Reichs-Gesetz. 


Bekanntm. des 
Reichskanzl. 
Nachtrag zum 


Minist.-Verfüg. 
Sächs. Verordn. 


Minist.-Verfüg. 
Minist.-Verfüg. 


Minist.-Verfüg. 
Minist.-Verfüg. 
Minist.-Verfüg. 


Minist.-Verfüg. 
Minist.-Verfüg. 
Polizei-Verord- 
nung. 
Bayrische Ver- 
ordnung. 
Minist.-Verfüg. 


Preuss. Kreis- 
Ordnung. 
Preuss. Gesetz. 


Bayrische Min.- 
Enntschliessng. 
Bayrische Ver- 
ordnung. 

Mecklenburg- 
Schw. Verord. 
Reichs-Gesetz,. 


Minist.-Verfüg. 


Meckl.-Schwer. 
Bekanntmach. 


Erkenntniss d. 
Preuss. O.-Tri- 
bunals. 

Bekanntm. des 
Reichskanzl. 


Minist.-Verfüg. 
Minist.-Verfüg. 
Minist.-Verfüg. 


| 
| 
| Gegenstand desselben. 


Pferde-Eisenbahnen fallen un- 
ter $. 37 der Gewerbe-Ordng. 

Bedingungen für den Bau von 
Rübenzucker-Fabriken. 

Beaufsichtigung der Dampf- 
kessel. 

Prüfung der Aerzte und Apo- 
theker. 


Einführung des $.29 der Ge- 
werbe-Ordnung in Elsass- 
| Lothringen. 


Bahn-Betriebs-Reglement. 


Erwerb des Bürgerrechts sei- 
tens Gewerbtreibender. 

Fabrik- und Dampfkessel-In- 
spektion. 

Anlegung von Dampfkesseln. 

Zuständigkeit der Behörden in 
Hannover. 

Haltefrauen und Haltekinder. 

Anstellung von Auktionatoren. 

Dampfkessel-Anlagen auf Ei- 
senbahnen. 

Aufstellung von Dampfkesseln. 

Verkehr mit Apothekerwaaren. 

Farben für Spielwaaren u. Ge- 
nussmittel. 

Vollzug der,Gewerbe-Ordnung. 


Zulassung von Ausländern zur 
ärztlichen Prüfung. 

Befugnisse des Kreis- Aus- 
schusses. 

Aufhebung und Ablösung der 
Abdeckerei-Berechtigungen. 
Gewerbe-Anmeldung. 


Beschäftigung jugendlicher Ar- 
beiter. 

Entschädigung von Gewerbe- 
Berechtigungen. 

Seemanns-Ordnung. 


Berechtigung 'der Wundärzte 
1. Klasse. 

Kehrbezirke für Schornstein- 
feger. 


Selbständigkeit des Gewerbe- 
Betriebes. 


Zuständigkeit der Behörden zur 
Ausstellung v. Legitimations- 
Scheinen für Ausländer. 

Betrieb der Gastwirthschaft. 

Taxe der Medizinal-Personen. 

Bedürfnissfrage im Schank- 
wesen. 


| 
| 
| 


Quelilen- 
Angabe. 


Min.-Bl. S. 179. 
Min.-Bl. 8. 184. 
Min.-Bl. S. 182. 


Reichs-Ges.-B}. 
S. 243. 

Reichs-Ges.-Bl. 

S. 350. 

- 8.351, 

Reichs-Ges.-Bl. 
S. 360. 

Min.-Bl. S. 224. 


Min.-Bl. S. 229, 
Min.-Bl. S. 217. 
Min.-Bl. S. 297. 
Min.-Bl. S. 303. 
Min.-Bl. S. 304. 
Min.-Bl. S. 304. 
Min.-Bl. S. 329. 
Bayr. Reg.-Bl. 
Nr. 88. 


Min.-Bl. S. 331. 
Ges.-S. S. 661. 
Ges.-S. 8. 717. 


Amts-Bl.Minist. 
d. Inn. Nr. 15. 

Amts-Bl.Minist. 
d. Inn. Nr. 15. 

Meckl.- Schwer. 
Reg.-Bl.Nr.68. 
Reichs-Ges.-Bl. 
S. 409. 

Min.-Blatt 1373 
S. 3 


Reg.-Bl. $. 448. 


Reichs -Central- 
BI? S2: 


Min.-Bl. S. 11. 
Min.-Bl. S. 3. 
Min.-Bl: S. 12. 
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= | | Gattun N Quellen- 
= | Datum. dest Salt N Gegenstand desselben. | Angabe 
1873 | 17. Jan. | Erk. d. Preuss. | Erforderniss der Lösung eines | 
Ob.-App.-Ger. Gewerbescheins. 
— 11. Febr. | Minist.-Verfüg. | Unzulässigkeit des Wahrsage- | Min.-Bl. S. 62. 
Gewerbes. 
— 11. Febr. | Minist.-Verfüg. | Exekut. b. gewerbl. Streitigk. 
= 28. Febr. | Minist.-Verfüg. | Bauten in der Nähe von Eisen- | Min.-Bl. S. 63. 
bahnen. 
_ 1. März. | Minist.-Verfüg. | Zuständigkeit der Behörden bei rt 
Ertheilung der Legitimations- 
und Gewerbescheine. 
_ 4, März. | Erk.d. Preuss. | Verjährung d. Gewerbepolizei- 
O.-Trib. Vergehen. | 
_ 5. März. | Minist.-Verfüg. | Taxe der Apotheker. Min.-Bl. S. 52. 
— | 19. März. | Minist.-Verfüg. | Betrieb der Strassen-Gewerbe. | Min.-Bl. S. 177. 
— | 31. März. | R.-Beamt.-Ges. | Gewerbe-Betrieb der Beamten. | R.-G.-Bl.S. 64. 
_ 18. April. | Mecklenb. Ver- | Anlage und Betrieb von Dampf- —— 
ordnungen. kesseln. 
— 9. Mai. Massregeln gegen Rinderpest. | R.-G.-B.S.147ff. 
— | 12.u.13. | Sächsische Ge- | Entschädigung der Brauurbar- | Sächs. Ges.-Bl. 
Mai. setze. Berechtigungen des Bierver- | 8. 428 ff. 
lagsrechts, des Mahlzwanges. 
_ 19. Mai. Bayrische Min.- | Abgaben f. Legitimat.-Scheine | Amts-Bl.Minist. 
Entschliessg. zum Gew.-Betr. im Umbherz.. d. Inn. Nr. 31. 
= 30. Mai. Minist.-Verfüg. | Sicherung der Arbeiter gegen — 
Unfälle etc. 
-— 11. Juni. | Braunschweig. Genehmigung und Betrieb der | Ges.-S. 1873, 
Ges. u. Verdn. Dampfkessel. Nr. 35—37. 
-— 19. Juni. | Württemb.Ver- | Verfahren in Gewerbesachen. | Württ. Reg.-Bl. 
ordnung. Nr. 20. 
= 23. Juni. | Reichs-Gesetz. Genossenschaftswesen. R.-G.-Bl.S.146. 
En 27. Juni. | Reichs-Gesetz. | Reichs-Eisenbahn-Amt. R.-G.-Bl.S.164. 
— 1. Juli. Minist.-Verfüg. | Gewerbeschein-Freiheit der für 
Rechnung eines Unternehmers 
auftretenden Schauspieler. 
u 4. Juli. | Bekanntm. des | Pharmacopoea germanica. Reichs-Ges.-Bl. 
Reichskanzl. S. 200. 
— | 16. Juli. | Erk.desPreuss. | Strafbarkeit des Wahrsage-Ge- | Justiz.- Min.-Bl. 
O.-Tribunals. werbes. Nr. 33. 
— 20. Juli. Bekanntm. des | Erweiterung des $. 16 der Ge- | Reichs-Ges -Bl. 
Reichskanzl. werbe-Ordnung. S. 299. 
— 26. Juli. Minist.-Verfüg. | Mittheilung der Anklageschrift | Min.-Bl. 8. 273. 
in gewerblichen Untersuchun- 
gen an den Angeschuldigten. 
— | 20. Aug. | Minist.-Verfüg. | Hausir Handel mit Bettfedern. | Min.-Bl. S. 274. 
— 18. Aug. Uebereink. mit | Schutz der Weaarenbezeich- | Reichs-Ges.-Bl. 
Russland. nungen. S. 337. 
— 8. Okt. Minist. -Verfüg. | Gebühren für Dampfkessel- | Min.-Bl. $. 277. 
Untersuchung. 
== 8. Okt. Deklar. dVertr. | Schutz der Fabrikzeichen. Reichs-Ges.-Bl. 
m. Frankreich. S. 365. 
— 9. Okt. Erk. d. Preuss. | Auslegung des $. 153: der Ge- | Justiz- Min.-Bl. 
O.-Tribunals. werbe-Ordnung. 8. sid. 
= 11. Okt. Lüb. Verordn. | Trödelhandel. 
— 14. Okt. Minist.-Verfüg. | Strafbarkeit des gewerbmässi- 
gen Wahrsagens. 
— 11. Nov Bayerische Mi- | Gewerbe-Betrieb im Umher- | Amts-Bl.d.Min. 
nist.-Entschl. ziehen betr. des Inn. 8.559. 
— | 25. Nov Desgleichen. Statistik der Gew.-Anmeldung | Amts-Bl.d.Min. 


und u ne betr. 


des Inn. S.582. 


II. Heimath-, Staatsbürger- ete. Recht. 


A. Gesetz betreffend die Gleichberechtigung der Konfos- 
sionen in bürgerlicher und staatsbürgerlicher Beziehung. 
Vom 3. Juli 1869.) 


Bundes - Gesetzblatt Seite 292. 


(Bearbeitet von einem Mitgliede des Reichstages.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen ete. verordnen 
im Namen des Norddeutschen Bundes, nach erfolgter Zustimmung des Bundes- 
‚rathes und des Reichstages, was folgt: 


Einziger Artikel. 

Alle noch bestehenden, aus der Verschiedenheit des religiösen Bekennt- 
nisses hergeleiteten Beschränkungen der bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Rechte werden hierdurch aufgehoben. Insbesondere soll die Befähigung zur 
Theilnahme an der Gemeinde- und Landes-Vertretung und zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter vom religiösen Bekenntniss unabhängig sein. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beige- 
drucktem Bundes-Insiegel. 
Gegeben Schloss Babelsberg, den 3. Juli 1867. 


(L. 8.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhausen. 


Das Gesetz ist formell als ein einfaches Gesetz entstanden, materiell 
enthält es ein wichtiges Grundrecht der Deutschen Nation, welches eben so gut 
zu einem Ausdruck in der Bundes- jetzt Reichs-Verfassung sich geeignet haben 
würde, wie es in den Verfassungs-Urkunden anderer Staaten garantirt ist. Nach 


=) In Folge eines unliebsamen Irrthums und der damals beginnenden Krank- 
heit des früheren Herrn Herausgebers ist es s. Z. übersehen das obige Gesetz im 
Archiv des Nordd. Bundes Bd. III., wohin es gehört, zum Abdruck zu bringen. 


_ Archiv des Deutschen Reiches. Bd. I. (VI.) 68 
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dieser einen Richtung hin ist das öfter, zuletzt von Seiten der Zentrums-Partei 
durch Antrag vom 27. März 1871 (Drucksachen des Reichstags No. 12.) geäusserte 
Verlangen, dass hinter Artikel 1. der Reichs-Verfassung eine Reihe von Grund- 
rechten aufzunehmen sei, theilweise erfüllt. 


Das Gesetz selbst bedarf der Erläuterung nur in geringstem Masse. Wegen 
der Wichtigkeit desselben verdient jedoch die Entstehungs-Geschichte eine genaue 
Darstellung. 


Bei Berathung der Verfassung des Norddeutschen Bundes waren ausser 
demjenigen, was Artikel 3. über den Inhalt und die Ausführung eines Deutschen 
Staats-Bürgerrechts (Indigenats) sagt, Rechte der Deutschen nicht festgestellt 
worden. Zwar hatte es an Anregung, das Prinzip der Gleichberechtigung aller 
Konfessionen zu sanktioniren, nicht gefehlt. Insbesondere hatten die Mecklen- 
burgischen Juden-Gemeinden unter dem 28. Februar 1867. dem konstituirenden 
Reichstag die Bitte unterbreitet: dahin zu wirken, dass der geheiligte Grundsatz 
der bürgerlichen Gleichstellung, in Bezug auf die Mecklenburger jüdischen Glaubens, 
zu Ehren des Deutschen Vaterlandes zur Geltung komme und dem auf ihnen 
schwer lastenden Ausnahmezustand ein Ende mache. 


Indessen erachtete der Reichstag diesen Antrag in Folge der Vorberathung 
namentlich über Artikel 3 für erledigt. 


Sofort bei Eröffnung des ersten ordentlichen Reichstags des Norddeutschen 
Bundes wurde diesem mehrere Petitionen eingereicht, welche die Gleichstellung 
der Bekenner jüdischen Glaubens forderten. 


Die erste (siehe Verzeichniss der Petitionen in den Drucksachen des Reichs- 
tages von 1867. No. 24. unter Ziffer 8.), eingereicht von J. Gumbert, beantraste 
das — damals bereits beabsichtigte — Gesetz über die Freizügigkeit auch auf 
die innerhalb des Norddeutschen Bundes wohnenden Juden zu erstrecken, aus- 
ländische Juden aber in Beziehung auf den Passzwang und den Betrieb von 
Handelsgeschäften gewissen Beschränkungen zu unterwerfen. Der Antrag war von 
selbst abgethan mit $. 1. des Gesetzes vom, 1. November 1867. über die Frei- 
zügigkeit. Ueber das letztere aber muss hier Folgendes angeführt werden. *®) 


Der Entwurf des Freizügigkeits-Gesetzes, wie er von der Bundes-Regierung 
vorgelegt worden war (Drucks. No. 50.), enthielt Nichts von der Gleichstellung 
der Konfessionen in Bezug auf die Ausübung des Freizügiekeitsrechts. Indessen 
wurde in der Kommission, welche mit der Vorprüfung desselben betraut war, aus- 
weislich des von ihr erstatteten Berichts (Drucks. No. 109) von einer Seite dar- 
auf hingewiesen, dass nothwendig „die aus dem religiösen Bekenntnisse und aus 
dem Mangel der Gemeinde-Angehörigkeit abgeleiteten Verbote“ der Zugfreiheit 
zu beseitigen seien. Demgemäss wurde zu $8. 1. des Entwurfes ein Amendement 
gestellt, dem zu Folge die Ausübung der nach diesem Gesetze gewährten Befug- 
nisse keinem Bundes-Angehörigen, namentlich nicht um des Glaubens-Bekennt- 
nisses willen, beschränkt sein sollte. Nach dem Bericht ‘erhob sich hiergegen 
kein Widerspruch. Es wurde also von der Kommission ein entsprechender Zusatz 
zu $. 1. vorgeschlagen. 


In der Plenar-Verhandlung über den Kommissionsbericht (Stenographische 
Berichte 1867, S. 532. ff.) war der Präsident des Reichskanzler - Amtes gegen 
die Aufnahme des Zusatzes; jedoch nicht, weil er den dort ausgesprochenen Ge- 
danken materiell für bekämpfenswerth hielt, sondern nur deshalb; weil er dessen 
Ausdruck für überflüssig erachtete. Was noch besonders gesagt werden solle, sei 
eine selbstverständliche Konsequenz des ersten Satzes in S. 1., und es sei aus 
allgemeinen Gründen für die Gesetzgebung nicht rathsam, einzelne selbstverständ- 


*) Vergleiche dazu die Bearbeitung dieses Gesetzes 8. 60. ff. des vorliegen- 
den. Bandes. 
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liche Konsequenzen noch besonders hervorzuheben (a. a. O. S. 534.). Indessen 
überzeugte sich der: Reichstag aus der Darstellung des Berichterstatters (a. a. O. 
S. 538.), wie nützlich gegenüber den bestehenden Verhältnissen es sei, wenigstens 
im Umfange des fraglichen Gesetzes jeden Unterschied des Glaubensbekenntnisses 
ausdrücklich zu verwischen. Grundsätzliche Gegner erhoben sich auch in dem 
Plenum nicht. Nach einigen Debatten um die Formulirung wurde dann der 
Absatz 3. des $. 1. mit grosser Majorität so angenommen (a. a. O. S. 555., 556. 
und S. 113. dieses Bandes), wie er jetzt lautet: 
„Keinem Bundes-Angehörigen darf um des Glaubens-Bekenntnisses willen 
oder wegen fehlender Landes- oder Gemeinde-Angehörigkeit der Aufent- 
halt, die Niederlassung, der Gewerbe-Betrieb oder der Erwerb von 
Grund-Eigenthum verweigert worden.“ 
Durch die Publikation des Freizügigkeits-Gesetzes (Bundesgesetz-Blatt 1867, 
S. 55. — vgl. auch 8. dieses Bandes) wurde daher einem Theil der Beschwer- 
den, die namentlich auf Seiten der jüdischen Glaubens-Genossen herrschten, ab- 
geholfen. Die Haupt-Hemmnisse freier wirthschaftlicher Thätigkeit, welche ihnen 
von früher her noch auferlegt erschienen, waren gefallen. 


Ehe das Freizügigkeits-Gesetz zu Stande kam, waren aber bereits noch 
andere weitergehende Petitionen bei dem Reichstage eingelaufen. Eine grössere 
Anzahl von Juden - Gemeinden des Grossherzogthums Mecklenburg- 
Schwerin baten 


„um Aufhebung der Beschränkungen im Genusse der bürgerlichen und 
staatsbürgerlichen Rechte.“ 
(Petitions-Verzeichniss, Drucksachen No. 24., Ziffer 23.) 


Und im Anschluss daran petitionirten der jüdische Gemeinde-Vorstand und 
Genossen zu Strelitz 


„um Gleichstellung der Juden mit den anderen Staatsbürgern.“ (Da- 
selbst Ziffer 26.) 


Die Schweriner Petition knüpfte an das Schicksal der von der nämlichen 
Stelle aus an den konstituirenden Reichstag gerichteten Petition an, deren bereits 
Erwähnung geschah. Sie erklärte es für durchaus geboten, die Verfassung von 
dem Flecken zu reinigen, dass noch ein Theil der zum Norddeutschen Bunde 
zählenden Staats-Angehörigen um seines religiösen Bekenntnisses willen im Genusse 
der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte auf eine unerhörte Weise gekränkt 
werde. Insbesondere belebe die Mecklenburgischen Juden der Gedanke, dass die- 
ser Reichstag dazu bestimmt sein werde, ihnen das höchste der irdischen Güter, 
reelle Glaubens- und Gewissens - Freiheit, zu gewähren. Dem Antrag war eine 
ausführliche Darstellung des gesetzlichen Zustandes der Juden in Mecklenburg- 
Schwerin beigegeben, aus der hervorging, welchen Beschränkungen dort, nachdem 
die in den Grundrechten der Reichs-Verfassung von 1849. verfügte Emanzipation 
seit 1853. mit dieser Verfassung zurückgezogen worden, die Juden unterworfen 
seien; theils in Bezug auf Niederlassung, Gewerbe-Betrieb, Besitz von Grund- 
eigenthum, theils aber auch in Bezug auf die Fähigkeit zu Advokatur und Nota- 
riat, sowie in Bezug auf die Fähigkeit, Bürger zu werden. 


In ähnlicher Weise schilderte die letzterwähnte Petition den in Mecklen- 
burg-Strelitz herrschenden Zustand. 


Die Kommission für Petitionen beschloss darauf, dem Reichstage den Vor- 
schlag zu machen, 


„die Petitionen 23. und 26. dem Bundeskanzler zu überweisen, mit der 


Aufforderung, in nächster Session des Reichstags einen Gesetz-Entwurf 
68* 
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‚vorzulegen, durch welchen alle noch bestehenden, aus den Verschie- 
denheiten des religiösen Glaubens-Bekenntnisses hergeleiteten Beschrän- 
kungen der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte aufgehoben 
werden.“ a 


Zum Referenten für die mündliche Berichterstattung wurde der Abgeordnete 
Dr. Endemann bestellt. (Drucksachen 1867 No. 140. Ziffer X.) 


Die Berichterstattung, welche in der 27. Sitzung am 23. Oktober erfolgte 
(Stenogr. Berichte S. 595), hatte zunächst hervorzuheben, dass sich seit Ein- 
reichung der Petitionen die Sachlage insofern wesentlich geändert habe, als einem 
Theil der Beschwerden nunmehr durch das vom Reichstag angenommene und der 
Publikation gewärtige Freizügigkeits-Gesetz Abhülfe geleistet worden sei. Indessen 
doch nur einem Theil; die weitergehenden Anträge verdienten noch immer Be- 
achtung. 


Nach einer näheren Darstellung des Inhaltes der Petitionen und der Ver- 


hältnisse speziell in den beiden Mecklenburgischen Grossherzosthümern vorhan- 
denen Lage der Juden, wurde bemerkt, dass die Dringlichkeit der Angelegenheit 


in der Kommission allgemein anerkannt worden sei. Die Gleichberechtigung aller 
Konfessionen sei -ein nothwendiges Postulat des modernen Staatsrechts, über das 
nicht viel Worte zu machen sei. 


Eben deshalb habe die Kommission auch durch die gerüchtweise Mittheilung, 
dass die Mecklenburgische Regierung beabsichtige, die "Rechts-Verhältnisse der 
Juden überhaupt gesetzlich zu ordnen und zu diesem Behufe bereits nach ver- 
schiedenen Seiten in Verhandlung getreten sei, nicht bestimmt werden können, 


die Sache für erledigt anzusehen. Selbst wenn viele Beschwerdepunkte durch ” 
das Freizügigkeits-Gesetz hinweggeschaft worden und die Mecklenburgische Re- 
gierung durch dessen Inhalt genöthigt sei, die auf die Juden bezüglichen Meck- 
lenburgischen Gesetze zu reformiren, bleibe immer noch zu erwägen übrig, dass 


die Lage der Juden in den einzelnen Staaten des Norddeutschen Bundes eine 
höchst ungleichartige sei. In den meisten, Preussen an der Spitze, sei die 
Gleichberechtigung der Religions- Bekenntnisse verfassungsmässig längst verbürgt. 
Nicht minder sei die völlige Emanzipation der Juden ausgesprochen in Oldenburg, 
Weimar, Koburg-Gotha, Braunschweig, Hamburg, Lübeck; in Sachsen mit einigen 


Beschränkungen für die fremden Juden. Dagegen seien in Hessen und in mehre- ° 


ren der kleinen Staaten die Verhältnisse noch ziemlich unklar. Deshalb müsse 
durch Reichs-Gesetze Gleichmässigkeit und Einheit herbeigeführt werden, selbst- 


verständlich in dem Sinne, dass alle Beschränkungen zu beseitigen seien. 
Weder das Freizügigkeits-Gesetz, noch auch Art. 3. der Verfassung verhelfe 


den Juden zur Garantie des Mitgenusses aller bürgerlichen und staatsbürgerlichen ” 


Rechte. Mithin sei es hinlänglich angezeigt, von der Kompetenz des Art. 4. 


Gebrauch zu machen und im Wege des Reichs-Gesetzes, wie die Kommission bean- ° 
trage die Gleichberechtigung festzustellen. Die Juden seien in alle Pflichten des 


Norddeutschen Bundes eingetreten, so sei es daher auch Pflicht, ihnen ganz zu 


den Rechten zu verhelfen, welche das Aequivalent bilden, sie also vollständig 


den übrigen Staatsbürgern "gleichzustellen. 


Eine Diskussion erhob sich nicht. Der Kommission - Antrag wurde mit M 


grosser Majorität angenommen (Stenogr. Berichte S. 597). 


Damit war jedoch die Sache keineswegs abgethan. Sie kam von Neuem 
auf die Tages-Ordnung in der Sitzung des Reichstag vom Jahre 1868; abermals 
veranlasst durch Missstände in Mecklenbure. 


Zunächst in Form einer Interpellation, die der Abgeordnete M. Wiggers, 


von mehreren Abgeordneten unterstützt, einbrachte (Drucksachen des Reichstags 
von 1868 No. 35). Er fragte darin an: 
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„ob es dem Bundes-Präsidium zur Kenntniss gekommen, dass die beiden 
Mecklenburgischen Regierungen gesetzliche Bestimmungen erlassen haben, 
nach denen jüdische Glaubens-Genossen, welche Grundeigenthum erwer- 
ben, von den mit dessen Besitz verbundenen Rechten der Ausübung der 
Landstandschaft, der Jurisdiktion und eines wesentlichen Theils der 
Polizei ausgeschlossen worden sind;“ 


eventuell 


„ob und welche Schritte gegenüber diesem im Widerspruch mit dem 
Freizügigkeits-Gesetz stehenden Vorgehen Seitens des Bundes-Präsidiums 
geschehen seien oder noch beabsichtigt werden.‘ 


Bei der mündlichen Begründung in der Plenar-Verhandlung vom 16. April 
1868. (Stenogr. Berichte $. 92. ff.) wies der Interpellant nach, dass in beiden 
Mecklenburg in Folge des Bundes-Gesetzes über die Freizügigkeit Gesetze er- 
lassen worden seien, welche das dort gewährte Recht des Erwerbs von Grund- 
Eigenthum für die Juden illusorisch machten. Nachdem durch erstern unmöglich 
geworden sei, ihnen ferner diesen Erwerb zu verbieten, bestimme nämlich ein 
Mecklenburg-Schwerin’sches Gesetz vom 23. Januar 1868. in $. 3., dass Juden, 
welche Grund-Eigenthum erwerben, mit dessen Besitz öffentliche Rechte verbun- 
den sind, zwar auch die Ausübung dieser letzteren zustehe; sie sollten jedoch von 
Ausübung der Landstandschaft, der Jurisdiktion, des Patronats, der Aufsicht und 
Verwaltung von christlichen Schulen und geistlichen Stiftungen, und nicht minder 
von der Ausübung der Polizei, insofern es sich um Untersuchung und Bestrafung 
von Vergehen handele, ausgeschlossen seien. Die Landstandschaft ruhe während 
der Dauer des Besitzes, die übrigen Rechte seien durch besondere, in jedem ein- 
zelnen Falle von der Regierung dauernd zu bestellende Vertreter auszuüben. 
Die jüdischen Besitzer blieben aber zur Tragung aller damit verbundenen Lasten, 
auch der Vertretungs - Kosten, verpflichtet. Im Wesentlichen ebenso lautete die 
Mecklenburg-Strelitz’sche Verordnnng vom 28. Januar 1868. 


Der Interpellant führte nun den offenen Widerstreit dieser Bestimmungen 
gegen das Bundes-Gesetz aus und kritisirte scharf die Motivirung der Mecklen- 
burgischen Regierungen, in der als Prinzip anerkannt werde: 

„Der Jude hat nach dem Bundes-Gesetz Anspruch auf die Einräumung 
aller mit dem Grund-Besitz verbundenen privatrechtlichen und öffent- 
lichen Befugnisse, welche nicht im inneren nothwendigen Zusammenhang 
mit der christlichen Religion stehen,“ 
die aber gleichwohl dahin komme, nach der Mecklenburgischen Verfassung be- 
stehende öffentliche Rechte von wesentlicher Bedeutung zu verkümmern. Es sei 


Pflicht des Bundeskanzlers auf strikter Durchführung der Bundes-Gesetze zu be- 
stehen. 


Darauf erwiderte der Bevollmächtigte des Bundesraths in dessen besonde- 
rem Auftrage Folgendes: 


„Durch Beschwerde der jüdischen Gemeinde zu Schwerin sei der Bun- 
desrath mit der Angelegenheit bekannt geworden und zu deren Be- 
yathung gelangt. Derselbe habe beschlossen, dass ein Widerspruch mit 
den Bestimmungen des Freizügigkeits-Gesetzes in jenen Mecklenburgi- 
schen Verordnungen nicht zu finden sei. Die Frage, ob Jemand zur 
Ausübung öffentlicher Rechte zuzulassen sei, ob und welche persönlichen 
Erfordernisse dazu noch verlangt werden dürfen, liege ganz ausserhalb 
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des Freizügigkeits-Gesetzes. In eine Kritik darüber, ob es wünschens- 
werth sei, die Ausübung solcher öffentlichen Rechte vom Glaubens- 
bekenntniss abhängig gemacht zu sehen, und ob andere Mittel der Ab- 
hülfe gegeben erschienen, habe der Bundesrath nicht eintreten können, 
Jedenfalls könne vom Standpunkt des Freizügigkeits-Gesetzes aus nicht 
verlangt werden, dass jene Landes-Verordnungen beseitigt würden.“ 


Der Beschluss des Bundesraths war, wie man später erfuhr, am 7. April 
gefasst worden. Er wurde, nachdem bereits die Erklärung im Reichstag gefallen 
war, durch Reskript vom 18. April 1868. der Petenten eröffnet. Das Reskript 
lautet ganz ebenso, wie die Erklärung des Kommissars. Dasselbe findet sich sei- 
nem Wortlaut nach mitgetheilt in dem Stenographischen Bericht über die Sitzung 
vom 16. Juni 1868, S. 494. 

In Folge dieser Antwort stellte die Fortschritts-Partei am %0. April 
1868. den Antrag (Drucksachen No. 58.): R 


„Der Reichstag wolle den Bundeskanzler auffordern, den in der Sitzung 
vom 23. Oktober 1867. mit grosser Majorität gefassten Beschluss, dass 
in dieser Session ein Gesetz-Entwurf vorgelegt werde, durch welchen 
alle noch bestehenden, aus den Verschiedenheiten des religiösen Bekennt- 
nisses hergeleiteten Beschränkungen der bürgerlichen und staatsbürger- 
lichen Rechte aufgehoben werden, in Ausführung zu bringen.“ 


Es wurde Schluss-Berathung im Plenum beschlossen und der Abgeordnete 
Dr. Endemann zum Berichterstatter ernannt. (Stenogr. Berichte $. 139.) 


Die Sache kam in der 24. Sitzung des Reichstags, den 16. Juni 1868. zur 
Verhandlung. 


Der Berichterstatter entwickelte zunächst. die seitherigen Schicksale der 
auf diesen Gegenstand bezüglichen Anträge. Sodann machte er Mittheilung über 
die mit Beantwortung der Wiggers’schen Interpellation zusammenhängende Petitio- 
nen. Natürlich diente auch das bereits erwähnte Gesuch, welches die Mecklen- 
burgischen Juden-Gemeinden um Durchführung des $. 1. des Freizügigkeits- 
Gesetzes an den Reichstag gerichtet hatten als Material, da in demselben über- 
haupt die Rechts-Verkürzungen unter denen die Juden noch zu leiden hätten, 
ausführlich erörtert wurden. 


Dazu kam dann eine schon im Dezember 1867. an den Reichstag addressirte 
Petition der Vorsteher der israelitischen Gemeinden zu Anhalt. In die- 
ser, wurde besonders bemängelt die Verpflichtung, auch an Sabbath- und Festtagen 
vor Gericht zu erscheinen, ferner die herabwürdigende Eides-Form und Eides- 
Solennität, die Versagung des öffentlichen Karakters ihrer Gemeinde -Vorsteher, 
die Bestreitung der Dotal-Privilegien der Ehefrauen und der Glaubwürdigkeit 
jüdischer Zeugnisse u. dgl. m. 


Der Reichstag wurde deshalb angegangen, 


„durch das Höchste Bundes-Präsidium die Anhaltische Regierung zu ver- 
anlassen‘, die völlige bürgerliche und politische Gleichstellung mit den 
christlichen Mitbürgern herbeizuführen.“ 


Insonderheit auf die Behandlung des Juden-Eides bezog sich ferner eine im 
März 1868 eingelaufene Petition aus Berlin, über welche in der Petitions- 
Kommission beschlossen worden war, bei dem Reichstag zu beantragen, dass sie, 
soweit sie auf Abschaffung der bei dem Juden-Eid üblichen Förmlichkeiten sich 
‚ beziehe, dem Bundeskanzler mit dem Ersuchen zu überreichen sei, dieselbe der 
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damals tagenden Zivil-Prozess-Kommission zur Berücksichtigung zuzustellen. Den 
ausführlichen Bericht, der in geschichtlichem Rückblick die Behandlung des Juden- 
Eides namentlich in Preussen darstellte, hatte der Abgeordnete Dr. Hüffer ver- 
fasst (Drucksachen Nr. 89., Litt. A.). Ueber den Bericht war in der Sitzung 
vom 10. Juni 1868. verhandelt und der Antrag der Kommission angenommen 
worden. (Stenogr. Berichte 5. 362—363.). 


Ausserdem war, wie der Referent mittheilte, nachdem die Aufmerksamkeit 
der Judenschaft rege geworden, auf Privatwegen ein reiches Material über die 
Situation, in der sie sich in den einzelnen Deutschen Staaten befanden, an den 
Reichstag gelangt. 

Auf Grund dieses gesammten Materials, führte derselbe aus, müsse der zu 
stellende Antrag weitere Dimensionen annehmen. Dieser Antrag erweise sich zwar 
nicht als ein fertiger Gesetz-Entwurf, sei aber doch darauf bedacht, die Haupt- 
punkte hervorzuheben, auf welche die Gesetzgebung ihr Augenmerk zu rich- 
ten habe. 

Der Antrag ging nämlich dahin, den Bundeskanzler zur Vorlage eines Ge- 
setzes in der Weise aufzufordern, wie dies der Antrag vom 20. April 1868. 
wünschte, wollte aber zugleich die Intention spezialisiren, indem er hinzufügte, 
dass ein Gesetz-Entwurf über Gleichstellung in Bezug auf bürgerliche und staats- 
bürgerliche Rechte gemeint sei, der insbesondere 


1. die Verbote und Beschränkungen der Eheschliessung zwischen Chris- 
ten und Israeliten, sowie die auf dem israelitischen Glaubens-Bekennt- 
niss des einen Theils beruhenden Beschränkungen der ehelichen 
Rechte beseitige, 

2. für alle Eidesleistungen der Israeliten eine der Gleichberechtigung 
entsprechende Form einführe und 

3. die volle Gleichberechtigung der Israeliten zur Theilnahme an der 
Gemeinde- und Landes-Vertretung, sowie zur Bekleidung öffentlicher 
Gemeinde- und Staats-Aemter im Gebiete des Norddeutschen Bundes 
ausdrücklich anerkenne. (Drucksachen Nr. 136.) 


Die einzelnen Positionen wurden sodann von dem Berichterstatter näher 
begründet. | 

Die Freigebung der Eheschliessung zwischen Christen und Israeliten sei 
schon darum geboten, weil die freie Eheschliessung in mehreren Deutschen Staa- 
ten bestehenden Rechtens sei. Damit müssten aber auch die Beschränkungen der 
ehelichen Rechte fallen, deren in Beziehung auf Kinder-Erziehung und Güter- 
Verhältnisse noch manche vorhanden. Ueberhaupt sei soviel selbstverständlich, 
dass die privatrechtliche Stellung der Juden in Bezug auf materielles Recht und 
Prozess durchaus der aller übrigen Staatsbürger gleich sein müsse. 


Die Regulirung der Eidesleistung möge vorher gehoben werden, um der 
Prozess-Gesetzgebung eine bestimmte Direktion zu geben, in welcher Richtung 
sie sich zu bewegen habe. Dabei wurde noch besonders des später bestrittenen 
und nicht völlig aufgeklärten Umstandes Erwähnung gethan, dass eine eigene 
Form des militärischen Eides für jüdische Soldaten existire. 


Was die öffentlichen Rechte anlange, so hätten die Juden selbst oft wieder- 
holt, dass sie kirchliche, insbesondere Patronats-Rechte nicht verlangten, wohl 
aber Wahlrecht, Geschworenen-Fähigkeit, Theilnahme an der Landes-Vertretung, 
die ihnen unmöglich vorzuenthalten, nachdem ihnen die Theilnahme vom Reichs- 
tage vollständig zustehe, ferner Fähigkeit zu Gemeinde- und Staats-Aemtern, die 
selbst da, wo sie theoretisch geltendes Recht sei, in der Praxis der Regierungen 
oft verkürzt werde. 
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Die Kompetenz zum Erlass des desiderirten Gesetzes sei in Art. A. zwei- 
fellos begründet, da es sich nur um die Konsequenzen des Staatsbürger-Rechts 
handle. Der Reichstag möge daher dafür sorgen, dass Missverhältnisse, die ander- 
wärts längst überwunden, im Norddeutschen Bunde beseitigt würden durch Aner- 
kennung eines nach dem heutigen Staatsrecht durchaus gebotenen Grundsatzes. 


Der Bundesraths-Bevollmächtigte Graf Eulenburg erklärte hierauf, 


„der Bundesrath habe in Folge des Reichstags-Beschlusses vom 23. Okto- 
ber 1867 eine Zusammenstellung derjenigen ‚Bestimmungen veranlasst, 
die in Bezug auf den Einfluss des religiösen Bekenntnisses auf die Aus- 
übung der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte innerhalb des 
Bundesgebietes noch bestünden. Dieselbe sei dem Justiz - Ausschusse 
überwiesen und bei solcher Sachlage auf eine Erörterung der einzelnen 
Punkte nicht einzugehen.“ 


Graf Bassewitz trat dafür ein, dass jeder Deutsche Staat das Recht in 
Anspruch nehmen könne, sich ein christliches Regiment zu bewahren. Würden 
doch auch die Juden, wenn ein jüdischer Staat noch denkbar wäre, sicher sich 
ein jüdisches Regiment bewahren. Zu dem speziell in die Gemeinde, Familie, 
Ehe, eingreifenden Theil des Antrags habe der Reichstag keine Kompetenz. 

Kompetenz-Bedenken in der angedeuteten Richtung wurden auch von dem 
Abgeordneten y. Brauchitsch ausgeführt. 


Nachdem noch der Abgeordnete Wiggers die Anträge vertheidigt, der 
Berichterstatter noch einmal insbesondere die Kompetenz-Bedenken als unerfind- 
lich bezeichnet, aber, um solchen auf alle Fälle zu No. 1., wogegen sie am mei- 
sten zum Vorschein gekommen seien, gerecht zu werden, getrennte Abstimmung 
über die einzelnen Sätze beantragt hatte, wurden der Hauptsatz, sodann auch die 
Untersätze 2. und der Untersatz 3. angenommen, dagegen Untersatz 1. abgelehnt. 
(Stenogr. Berichte $. 499.) 


Allein auch damit war die Angelegenheit noch keineswegs beendigt. 


Gleich zu Beginn der Reichstags-Sitzung vom Jahre 1869. fragte der Ab- 
geordnete Wiggers abermals durch eine Interpellation unter Hinweis auf den seit- 
herigen Verlauf der Dinge an, ob nicht die Bundes-Regierung ein dem Reichs- 
tags - Beschlusse vom 16. Juni 1868. entsprechendes Gesetz vorlegen werde. 
(Drucksachen von 1869, No. 28.) Der Präsident des Bundeskanzler-Amts ent- 
gegnete hierauf, dass dem Bundesrath binnen Kurzem ein Bericht seines Justiz- 
Ausschusses über den gedachten Reichstags-Beschluss zugehen und die Angelegen- 
heit in Folge dessen binnen kurzer Zeit zur Beschlussnahme im Bundesrath gelangen 
werde. (Stenogr. Berichte 1869, S. 32.) Dies geschah am 13. März. | 


Als wieder einige Wochen verstrichen waren, ohne dass von Seiten des 
Bundesraths dem Reichstage Etwas zuging, sah sich derselbe Abgeordnete veran- 
lasst, die Vorlage durch eine neue Interpellation in Erinnerung zu bringen und 
möglichste Beschleunigung zu empfehlen, damit noch in der laufenden Session die - 
Sache zu einem befriedigenden Abschluss komme und für immer von der Tages- 
Ordnung verschwinde. 


. „Minister Delbrück theilte darauf — in der Sitzung vom 4. Mai 1869. — 
mit, dass der Ausschuss des Bundesraths seinen Bericht erstattet habe und dass 


. Sich der Bundesrath in einer der nächsten Sitzungen werde schlüssig machen können. 
(Stenogr. Berichte 8. 783.) 


‚ Trotz dieser Eröffnung erfolgte in den nächsten Wochen weder die Vorlage 
Se En, noch eine Nachricht über die Beschluss-Fassung des Bun- 
esraths, 
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Der Abgeordnete Wiggers ging daher im Verein mit seinen Parteigenossen 
selbstständig vor. Am 24. Mai 1869. unterbreitete er dem Reichstag den Entwurf 
eines Gesetzes, bestehend aus dem’ einzigen Artikel: 


„Alle noch bestehenden aus der Verschiedenheit des religiösen Bekennt- 
nisses hergeleiteten Beschränkungen der bürgerlichen und staatsbürger- 
lichen Rechte werden hierdurch aufgehoben. Insbesondere soll die Be- 
fähigung zur Theilnahme an der Gemeinde- und Landes-Vertretung und 
zur Bekleidung öffentlicher Aemter vom religiösen Bekenntniss unab- 
hängig sein. 


Es verdient bemerkt zu werden, dass hiernach die früher hervorgehobene 
besondere Betonung der Gleichstellung in Bezug auf die Eidesleistung hin- 
wegblieb. 


Die erste und zweite Berathung fand am 2. Juni 1869. statt. (Stenogr. 
Berichte S. 1246—1247.) 


Der Antragsteller hielt es für überflüssig, seinen Antrag einleitend zu 
begründen. 


Graf von Bassewitz opponirte dem Gesetz-Entwurf aus dreierlei Gründen. 
Zuerst weil der zweite Satz einen Eingriff in die Gemeinde- und Landes-Ver- 
fassungen der einzelnen Staaten enthalte und der Kompetenz des Bundes entzogen 
sei. Zugleich wurde versucht, die Deduktion zurückzuweisen, als ob es sich nur 
um Folgerungen aus dem innerhalb der Kompetenz des Bundes gelegenen Staats- 
bürger-Recht des Bundes handle. Zweitens, weil er am Begriff des christlichen 
Staates festhalte. Drittens weil die gegenwärtige Lage der Sache, da man gehört 
habe, dass der Bundesrath mit der Sache befasst sei, das Eingehen auf den Antrag 
unzweckmässig erscheinen lasse. 


Diese, was die Wichtigkeit der Gründe betrifft, in absteigender Linie sich 
bewegende Reihe von Argumenten hielt den Bundes-Kommissar von Puttkammer 
nicht ab, im Namen des Bundesraths eine sehr abweichende Erklärung zu geben. 
Er eröffnete, 


„dass der Ausschuss-Bericht, der dem Bundesrath erstattet worden sei, 
zu Vorschlägen konkludire, welche im Wesentlichen mit dem Gesetz- 
Entwurf des Antragstellers übereinstimmten.‘“ 


Der Abgeordnete Windthorst war in der Sache selbst ganz mit dem 
Antrag einverstanden, bedauerte, dass es noch Staaten im Norddeutschen 
Bunde gebe, in denen die Staats- Angehörigen nicht frei und öffentlich ihre 
Religions-Uebungen vornehmen könnten, und hielt es nach dem Stande der Ver- 
hältnisse in Deutschland für unzulässig, dass das religiöse Bekenntniss irgend 
welchen Einfluss auf die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Verhältnisse habe. 
Allein er kam nicht über Bedenken gegen die Form, in welcher der Antrag ge- 
stellt sei, hinweg; Bedenken, entnommen den Verhandlungen des Konstituirenden 
Reichstags zu Art. 3. und 4. der Verfassung. 


Der Antragsteller Wiggers wollte sich zum Schluss nur darüber recht- 
fertigen, dass er den Entwurf des Gesetzes eingebracht, obwohl man gewusst habe, 
dass sich der Bundesrath mit der Frage beschäftige. Der herrannahende Schluss 
der Session und andererseits das Interesse des Norddeutschen Bundes, die Sache 
endlich erledigt zu sehen, hätten ihn bestimmt. 


Die Einwendungen in Betreff der Kompetenz seien schon früher hinlänglich 
widerlegt worden. Die Eidesleistung der Israeliten habe er unerwähnt gelassen, 
weil er voraussetze, dass diese im Einklang mit den Beschlüssen des Reichstags 
durch die Zivil-Prozess-Ordnung werde getroffen werden. 
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Hiernach wurde der Gesetz-Entwurf in zweiter Lesung mit grosser Majo- 
rität gutgeheissen. (Stenogr. Berichte S$. 1247.) | | 


Dasselhe geschah in dritter Berathung, die ohne alle Diskussion vorüber- 
ging, am 5. Juni 1869. (Stenogr. Berichte S. 1298.) 


Die Zustimmung des Bundesratbs blieb nicht aus. Am 9. Juli 1869 wurde 
das vom 3. Juli datirte Gesetz in seiner obigen Gestalt publizirt. (B.-G.-Bl. v. 
18692..8..292.) 


Das Gesetz hat in der Folge auch in den süddeutschen Staaten Geltung 
erlangt. In Baden und Hessen nach Art. 80., I. No. 20. der mit diesen verein- 
barten Verfassung (B.-G.-Bl. 1870, 8. 648.). In Württemberg nach dem Bünd- 
niss-Vertrag. vom 25. November 1870, Art. 1. und Art. 2., No. 6. (das. S. 654.). 
In diesen Staaten vom 1. Januar 1871 ab. In Bayern gilt dasselbe vermöge des 
Reichs-Gesetzes vom 22. April 1871 (Reichs-Gesetzblatt von I9/1,2. SU. 0.0, 
I. No. 10. von dem Tage der Wirksamkeit dieses Gesetzes an. 

| | 


So war denn nach mühevollem Ringen, das während dreier Sessionen des 
Reichstages fortgesetzt wurde, das Grundrecht der Gleichberechtigung der religiö- 
sen Bekenntnisse festgestellt worden. Dasselbe berührt seinem Wortlaut und sei- 
ner Entstehung nach nirgends ausdrücklich das Recht der Freiheit des Gewissens 
und des religiösen Bekenntnisses, sammt dem unmittelbar daraus fliessenden Recht 
der freien Religions-Uebung innerhalb der Grenzen :der ‚bürgerlichen Ordnung 
und des Schutzes der Gottes-Verehrung. Dieses Recht ist bekanntlich in den 
meisten Verfassungs - Urkunden der Deutschen Staaten ausdrücklich garantirt 
(vgl. Zachariä, Deutsches Staatsrecht, 2. Aufl., Bd. IL, S. 88.) und insbesondere 
über den mit dem Art. V. der Frankfurter Grundrechte von 1848. übereinstim- 
menden Art. 12. der Preussischen Verfassungs-Urkunde (H. Schulze, das Preussische 
Staatsrecht, Bd. I., ‚S. 403.). Wenn in manchen Deutschen Staaten eine solche 
Verfassungs-Bestimmung noch fehlt so .wird sich nicht sagen lassen, dass sie durch 
dass vorliegende Reichs-Gesetz überflüssig geworden sei. 


An sich erscheint die Gewährleistung der Gewissens- und Religions-Freiheit 
etwas ganz Anderes, als die Unabhängigkeit des Genusses der bürgerlichen und 
politischen Rechte von dem religiösen Bekenntniss. Allerdings ist mehrfach aus 
Art. 16. der alten Bundes-Akte deduzirt worden, dass er Anspruch auf freie 
Religions-Uebung gewähre, weil diese zu den bürgerlichen oder politischen Rech- 
ten gehöre (Zachariä, a. a. O. S. 448.). Allein in dem Art. 12, der Preussischen 
Verfassung wird die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung zu 
Religions-Gesellschaften und der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Religions- 
Uebung getrennt gehalten von dem Genuss der bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Rechte. Mit der Theilnahme der Einzelnen an dem letzteren unangesehen ihres 
Bekenntnisses ist noch keineswegs entschieden, wie sie von der Staats-Gewalt in | 
Bezug auf Bekenntniss und Religions-Uebung zu behandeln sind. Am wenigsten 
ist damit entschieden die Befugniss zu freier Vereinigung und die staatliche 
Anerkennung als Staats-Gemeinschaft. Bedarf es in dieser Beziehung noch eines 
Beweises, so braucht nur auf das Vereins-Gesetz hingewiesen zu werden. Aus 
den Verhandlungen über dasselbe erhellt auf das Deutlichste, dass das Recht der 
freien Vereinigung zur Ausübung der Religion oder zu religiösen Zwecke keineswegs 
als unmittelbar gegeben betrachtet worden ist. Sonst hätte es nicht die Klippe 
gebildet, an der die Vereins-Gesetzgebung schon mehrmals scheiterte. 


Man ist daher nicht zu der Folgerung berechtigt, dass das Reichs-Gesetz 
vom 3. Juli 1869., indem es alle um des religiösen Bekenntnisses willen bestehen- 
den Beschränkungen der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte hinwegräumte, 
auch den vollen Schutz freier Religions-Uebung übernommen habe. Darüber sich 
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zu verbreiten, war keine Veranlassung. Die Klagen, welche das Gesetz hervor- 
riefen, bezogen sich niemals auf Hindernisse, welche in dieser Richtung dem Be- 
kenntniss erwachsen seien. Von keiner Seite wurde im Reichstage bei den Ver- 
handlungen, die das jetzige Gesetz betrafen, oder diesem vorangingen, an solche 
Beschwerden und deren Hinwegräumung gedacht, Wäre daran gedacht worden, 
so würde nach der Stellung, welche die Reichs-Verfassung in Bezug auf die 
kirchlichen Dinge einnimmt, weit mehr Gelegenheit zu einer Anzweiflung der 
Kompetenz gewesen sein, als so schon. Es wird daher abzuwarten sein, ob durch 
die Verhältnisse in den Staaten, wo die Freiheit des Bekenntnisses und der 
Religions-Uebung noch nicht verfassungsmässig garantirt ist, etwa eine Erweiterung 
des hier gewährten Grundrechts veranlasst werden wird. 


Das Gesetz hat es ausschliesslich mit dem Genuss der bene und 
staatsbürgerlichen Rechte zu thun. In dieser Beziehung geben die Verhältnisse 
der verschiedenen Religions-Parteien des christlichen Bekenntnisses keinen Grund 
zum Einschreiten der Reichs-Gesetzgebung. Nach der historischen Entwicklung 
in Deutschland konnte selbst die Bundes-Akte von 1815 nicht umhin, in Art. 16. 
zu proklamiren, dass „die Verschiedenheit der christlichen Religions-Parteien 
in den Ländern und Gebieten des Deutschen Bundes keinen Unterschied in dem 
‚Genusse der bürgerlichen und politischen Rechte begründe.“ Und wenn auch die 
vor 1848. erlassenen Staats-Grund-Gesetze zum Theil den Vollgenuss aller Rechte 
auf die Angehörigen der anerkannten Kirchen beschränkten, da jener Art. 16. 
nach seiner Entstehungs-Geschichte nur die beiden anerkannten Kirchen, katho- 
lische und evangelische, im Auge hatte, so ist doch in den seit 1848. erlassenen 
Grundgesetzen die Bekenntniss - Freiheit, Kultus - Freiheit und Rechts - Fähigkeit 
überall weiter, in der Regel auf alle Bekenntnisse, nicht einmal blos christliche 
Religions-Parteien, ausgedehnt worden. 


Aus der Geschichte des Gesetzes vom 3. Juli 1869. erhellt, dass es ledig- 
lich die rechtliche Lage der Juden war, welche zu dem Erlass dieses Gesetzes trieb; 
und zwar die Lage derselben in einzelnen Deutschen Staaten. In einer Reihe 
von Deutschen Staaten hatte allerdings seit 1848. die Gesetzgebung durch den 
unterscheidungslosen Grundsatz, dass der Genuss der bürgerlichen und staats- 
bürgerlichen Rechte von dem Religions-Bekenntniss unabhängig sei, die Juden für 
gleichberechtigt erklärt. Dagegen hatte in anderen nur eine annähernde Gleich- 
stellung stattgefunden; in noch anderen war die, ohnehin mässige, Aussicht, die 
Art. 16. der alten Bundes - Akte eröffnete, ganz und gar unerfüllt geblieben. 
(Zachariä, a. a. O., 8. 104.). 


Abgesehen von den Querelen der Juden über einzelne Rechts-Ungleichheiten, 
von denen oben bei Erwähnung der Entstehungs-Geschichte des Gesetzes die Rede 
war, galt es also hauptsächlich, für den Norddeutschen Bund und jetzt das Deutsche 
Reich einen prinzipiell durchgreifenden Satz aufzustellen, der den Juden volle 
Gleichberechtigung sicherte. Allein, wenn es auch der nächste Zweck war, dem 
Rechts-Bedürfniss der Juden zu Hülfe zu kommen, so wirkt doch der Ausdruck 
des Gesetzes weiter. Da es nirgends sagt, dass es bloss auf die Juden berechnet 
sein soll, so bezieht sich dasselbe, obwohl davon in den Verhandlungen über das- 
selbe niemals die Rede war, ebenmässig auf alle „religiösen Bekenntnisse“, christ- 
liche und andere. Mithin erscheinen, was den Genuss der bürgerlichen und 
staatsbürgerlichen Rechte anlangt, nicht nur diejenigen Beschränkungen beseitigt, 
welche etwa das Landesrecht den ausserhalb der anerkannten Kirchen stehende 
Bekennern der christlichen Religion auferlegt, sondern auch die Gleichberechtigung 
aller derer anerkannt, welche etwa weder zum christlichen, noch zum jüdischen 
Glaubens-Bekenntnisse gehören. Im ganzen Reich ist der Genuss der bürgerlichen 
und staatsbürgerlichen Rechte für alle Reichs- Angehörige ein durchaus gleich- 
mässiger ohne Unterschied der Konfession. 


Der Inhalt des Gesetzes vom 3. Juli 1869. ist sehr einfach. Indessen er- 
schienen doch einige Bemerkungen nicht ganz überflüssig. 
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Der erste Satz. spricht den allgemeinen Grund-Gedanken aus. Aus der 
Entstehung des Gesetzes, die in den Beschwerden über bestehende Hemmnisse der 
Gleichberechtigung lag, erklärt sich die Fassung. Man hat nicht, wie es vielleicht 
wünschenswerther gewesen wäre, und wie es in der Preussischen Verfassung ge- 
schehen ist, positiv ausgesprochen: Der Genuss der Rechte ist unabhängig von 
dem religiösen Bekenntniss, sondern „alle noch bestehenden — Beschränkungen 
.—— sind aufgehoben“. Das Gesetz räumt auf, ohne ein bestimmtes. allgemeines 
Recht zu gewähren. Das letztere geschieht blos in der besonderen Richtung, 
welche der zweite Satz einschlägt. 


Wenn die „noch bestehenden“ Beschränkungen aufgehoben werden, so hat 
das thatsächlich keinen Bezug auf das Reichsrecht. Dieses kennt keine solche 
Beschränkungen. Allen seinen Gesetzen liegt von selbst die Idee der Gleich- 
berechtigung der religiösen Bekenntnisse unter. Staatsbürgerrecht, Wahlrecht, 
alle öffentlichen und privatrechtlichen Befugnisse, die von Reichswegen aufgestellt 
worden sind, wurden stets in Unabhängigkeit von dem religiösen Bekenntniss ge- 
halten. | 


Das Gesetz hat daher nur insofern unmittelbar praktische Bedeutung, als 
es in dem Partikular-Rechte Beschränkungen traf, welche bis zu seiner Publi- 
kation noch fortbestanden hatten; gleichviel welche und aus welchem Grunde, ob 
sie nach Verfassung oder nach Spezial-Gesetz bestanden. 


Sie wurden hierdurch „aufgehoben“, Das Gesetz vom 3. Juli 1869. ist 
insofern ein unmittelbar dispositives. Wenn schon in dem Ausdruck der Preussi- 
schen Verfassung ein direkt wirksamer Rechtssatz erblickt werden muss (H. Schulze, 
a. a. 0., S. 404.), so enthält vollends das vorliegende Gesetz nicht blos ein Axiom, 
das erst der Ausführung bedurfte und blos der künftigen Gesetzgebung eine ge- 
wisse Richtung vorschrieb, sondern eine reichsgesetzliche Anordnung, ‚welche ver- 
möge des Art. 2. der Reichs-Verfassung alle entgegenstehenden Bestimmungen des 
Landesrechts ohne Weiteres ausser Kraft setzt. | 


So wenig mach dieser Seite hin ein Bedürfniss zu weiteren Ausführungs- 
Massregeln von Seiten des Reichs vorlag, so stand es doch anders für die Einzel- 
staaten. Diese mussten der Natur der Sache nach, um dem Reichs-Gesetz Folge 
zu leisten, ihr eigenes Recht daraufhin einer Revision unterziehen, ob in dem- 


selben dem Reichs-Gesetz widersprechende und daher aufgehobenen Bestimmungen 
zu streichen seien. 


Bei der Revision kam aber ferner in Betracht die Definition der aufgeho- 
benen Rechte, welche sich in dem Gesetz vom 3. Juli 1869. findet. 


Aufgehoben sind die „aus der Verschiedenheit der religiösen Be- 
kenntnisses hergeleiteten Beschränkungen. Ob der Ausdruck bei strenger’ 
Kritik und strenger Auslegung sich als völlig zutreffend bewährt, mag unerörtert 
bleiben. Bei staatsrechtlienen Gesetzen, wie das vorliegende, wird man, darin 
unmöglich nach der peinlichen Auslegungs - Methode der exakten Rechtslehre 
verfahren dürfen. Leitender Grundsatz bleibt, dass die Verschiedenheit des 
Glaubens-Bekenntnisses keinen Unterschied im Genusse der bürgerlichen oder 


staatsbürgerlichen Rechte begründen soll. Das erhellt auch aus den Exempli- 
fikation des zweiten Satzes. 


Aber man kommt doch nicht darüber hinaus, dass nicht alle Beschränkungen 
jener Rechte aufgehoben sind, sondern nur die „aus der Verschiedenheit des 
religiösen Bekenntnisses hergeleiteten.“ | 


Darin liegt unabweislich die Anerkennung, dass es auch Beschränkungen 
der Rechte giebt, welche aus anderem#Grunde entspringen, als aus der Verschie- 
denheit des religiösen Bekenntnisses, auch in Hinsicht auf die Angehörigen der- 
verschiedenen Bekenntnisse. Mit anderen Worten: es ist doch noch möglich, dass. 
für Juden und Christen, um bei der Haupt-Tendenz des Gesetzes zu. verharren, 
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verschiedene Rechte bestehen; nämlich dann, wenn diese Rechts-Verschiedenheit 
nicht auf die Ursache der Verschiedenheit gerade des religiösen Bekenntnisses 
zurückgeführt werden kann. 


In Hinsicht auf die „staatsbürgerlichen“ Rechte wird freilich dieses 
Kriterium kaum in Betracht kommen. Wo noch Beschränkungen existiren, welche 
den’ Juden anders als den Christen, oder den Sektirer anders als das Mitglied 
der anerkannten Kirche in staatsbürgerlicher Hinsicht stellen, wird kein Zweifel 
sein, dass die Verschiedenheit he des verschiedenen religiösen Bekenntnisses 
und "mithin durch das Gesetz vom 3. Juli 1869. beseitigt ist. 


Nicht überall so einfach er sich mit den Verschiedenheiten der 
bürgerlichen Rechte. Hier giebt es namentlich Unterschiede zwischen den Juden 
und Christen, von denen sich nicht immer mit zweifelloser Gewissheit sagen 
lässt, ob sie nur in der Verschiedenheit des religiösen Bekenntnisses ihren 
Grund haben. Wäre zu einer solchen Annahme der Umstand genügend, dass sich 
im Effekt eine Verschiedenheit des Rechts zeigt, so würden durch das Gesetz vom 
3. Juli 1869. Bestimmungen mit beseitigt sein, an deren Beseitigung Niemand 
gedacht hat. Man hätte dann absolut nivellirt, während doch, wie sich noch 
weiter ergeben wird, entschieden die Meinung wenigstens des einen Faktors der 
Gesetzgebung, des Reichstags, dahin ging, dass z.B. die Eheschliessung, das ehe- 
liche Güter-Recht der Juden durch dieses Gesetz nicht berührt werden. Daraus 
geht hervor, dass die Definition der aufgehobenen Beschränkungen im ersten 
Satze limitirt sein soll auf die spezifisch aus der. Verschiedenheit des religiösen 
Bekenntnisses hergeleiteten. 


Ist nun diese Limitation bei dem sonst ganz umfassenden Begriff der „bür- 
gerlichen“ Rechte, der in dem hier gebrauchten Sinne alle die für die „Bürger“ 
gegebenen gesetzlichen Bestimmungen in sich schliesst, also so gut Strafrecht, wie 
Zivilrecht, Prozess, anzulegen, so ergiebt. sich daraus, dass wohl für die einzelnen 
Regierungen Veranlassung war, nun die bürgerlichen Rechte zu sichten, die, weil 
aus dem im Gesetze bezeichneten Grunde entsprungen, auszumerzen, dagegen 
die nicht aus solchem Grunde entsprungenen aufrecht zu erhalten. 


Selbstverständlich hat kraft ihres Rechts, die Durchführung der Reichs- 
Gesetze zu überwachen (Art. 17. der Verfassung g), die Reichsgewalt in letzter 
Linie auch darüber zu befinden, ob diese Beschränkungen als aus der Verschie- 
denheit des religiösen Bekenntnisses hergeleitet zu betrachten und daher aufge- 
hoben sei, oder nicht. Indessen liegt doch zunächst den Einzel-Regierungen ob, 
die thatsächlichen Konsequenzen zu ziehen. 


Dabei könnte, wenn man spitz sein will, auch noch insonderheit das Wort 
„hergeleitete“ der Erwägung unterworfen werden. Ist damit gemeint: solche, die 
thatsächlich von der Gesetzgebung der Einzelstaaten um der Verschiedenheit des 
Bekenntnisses willen eingeführt oder erhalten wurden, bei denen man sich mit 
anderen Worten der Herleitung bewusst war; oder sind solche gemeint, die nach 
verständigem Urtheil als aus jener Verschiedenheit entspringend angesehen werden 
müssen? Indessen sei dies nur. angedeutet. 


Nachdem der erste Satz des Gesetzes das Prinzip aufgestellt hat, hebt der 
zweite Satz „insbesondere“ die Unabhängigkeit der Fähigkeit zu Gemeinde- 
und Volks-Vertretung, sowie zu öffentlichen Aemtern hervor. Logisch erscheint 
dieser „zweite“ Satz als eine Exemplifikation des ersten. Es werden einzelne 
Punkte noch speziell betont, ohne dass der Allgemeinheit des ersten Satzes 
dadurch irgend welcher Abbruch geschieht. Dass dies in einer anderen Wen- 
dung des Ausdrucks geschieht, als in dem ersten Satz, indem hier positiv die 
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Unabhängigkeit des Grenusses gewisser Rechte anerkannt wird, während jene nur 
Beschränkungen aufhebt, macht Nichts aus, Aus dem bereits Gesagten erhellt, 
dass auch der erste Satz, wenn er gleich eine negative Fassung gewählt hat, das- 
selbe besagen will, was Verfassungs - Urkunden in gleicher Fassung wie Satz 2. 
positiv ausdrücken. 


Indessen ist das eben angedeutete Verhältniss des zweiten Satzes zum ersten 
doch keineswegs so rein, dass es weiter keiner Erläuterung bedürfte. Der zweite 
Satz empfängt eine bedeutsame Beleuchtung durch die vorangegangenen Verhand- 
lungen und damit zugleich auch der erste Satz. 


Man muss sich erinnern, dass die ganze Bewegung, welche endlich mit dem 
Gesetz vom 3. Juli 1869. abschloss, durch Petitionen angeregt wurde. Wenn diese 
anfänglich eine allgemeine Richtung einschlugen, so richteten sie sich doch in der 
Folge, nachdem durch das Freizügigkeits-Gesetz die wirthschaftliche Gleichberech- 
tigung der Juden bereits vollendet war, wesentlich gegen die noch fortdauernde 
Verkürzung politischer Rechte. 


Hierbei wurde, wie oben bemerkt, von den Petenten ausdrücklich hervor- 
gehoben, dass die Juden auf die Ausübung des Patronats-Rechts und ähnlicher 
Befugnisse selbstredend keinen Anspruch machten. Man darf wohl sagen, dass 
der Reichstag und der Bundesrath stillschweigend von der gleichen Unterstellung 
ausgegangen ist und angenommen hat, dass solche Rechte, die ihrer Natur nach 
füglich nur von Religions- Genossen ausgeübt werden können, weil sie sich auf 
die Ausübung eines bestimmten Bekenntnisses beziehen, nicht in den Rahmen des 
Gesetzes gehören. Trotz des allgemeinsten Ausdrucks im ersten Satze wird man 
daher das Gesetz vom 3. Juli 1869. doch wohl in dem Sinne beschränken, dass 
daraufhin der jüdische Besitzer eines mit dem Patronat über eine evangelische 
Kirche versehenen Ritterguts dieses Patronat nicht ausüben könne. 


Als in der Folge der Reichstag dahin kam, über die ursprünglichen Petitio- 
nen und deren Beschwerde-Punkte hinaus Aufforderung an die Legislation ergehen 
zu lassen, nahm aber in anderer Beziehung das Verlangen grössere Dimensionen 
an. Wie oben erwähnt, gewann man, wenn auch die offizielle Zusammenstellung, 
die der Bundesrath hatte anfertigen lassen, dem Reichstage unbekannt blieb, doch 
mannigfaches Material, welches lehrte, dass auch noch in anderen, als den von 
den Petitionen angedeuteten Richtungen eine Nachhülfe der Bundes-Gesetzgebung 
angezeigt sei. Aus dieser Erkenntniss entsprang der i. J. 1868. dem Reichstage 
über den Antrag des Abgeordneten Wiggers gemachte Vorschlag, welcher zunächst 
die prinzipielle Gleichstellung der religiösen Bekenntnisse in Bezug auf alle bür- 
gerlichen und staatsbürgerlichen Rechte ausgesprochen wissen wollte, sodann aber 
unter drei Ziffern diejenigen Punkte noch besonders hervorhob, welche nach dem 
über das bestehende Recht erlangten Ueberblick besonderer Hervorhebung bedürf- 
tig erschienen. Hier hatte man es also mit einer echten Exemplifikation zu thun, 
neben welcher der generelle erste Satz vollständig bei seiner Bedeutung blieb. 
Alle bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte sollten fortan gleich sein; ins- 
besondere sollten 1. auch die Verbote der Ehe zwischen Christen und Juden, so- 
wie die auf dem jüdischen Bekenntniss des einen Theils ruhenden Beschränkungen 
der ehelichen Rechte, 2. die der Gleichberechtigung widerstrebende Form der 
Jüdischen Eide beseitigt, 3. die Gleichberechtigung der Juden sur Gemeinde- 
und Landes-Vertretung, sowie zur Bekleidung öffentlicher Aemter anerkannt 
werden. 


Allein diese Exemplifikation ist allmählich bis auf die Ziffer 3. reduzirt 
worden, und das ist für die Bedeutung des jetzigen Gesetzes erheblich. 


Die Ziffer 1. erlitt die meisten Anfechtungen, hauptsächlich weil die Kom- 
petenz angefochten wurde. Wenn nun der Berichterstatter, um einen möglicher- 
weise sonst den ganzen Antrag gefährdenden Anstand hinwegzuräumen, diese Pro- 
position fallen liess und Niemand im Reichstag diese Ziffern 1. aufgriff, so ist 
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daraus offenbar zu schliessen, dass der Reichstag der Ueberzeugung war, mit den 
in jener Ziffer 1. berührten Punkten solle das gewünschte Gesetz Nichts zu thun 
haben. Von der gleichen Unterstellung ging man offenbar im Reichstage auch 
später aus, als aus dessen Initiative das gegenwärtige Gesetz vorgeschlagen wurde. 
Die Bundes-Regierung aber acceptirte das Gesetz so, wie es aus den Berathungen 
des Reichstags hervorgegangen war. Hiernach herrschte entschieden Einverständniss 
beider Gesetzgebungs-Faktoren auch über die Tragweite desselben. 


Man wird also, wenn nicht nach den Worten, aber doch nach der Absicht 
des „Gesetzgebers“ einräumen müssen, dass ungeachtet des allgemeinen Ausdrucks 
im ersten Satz Beschränkungen bestehen geblieben sind, die an sich die bürger- 
lichen Rechte betreffen und aus der Verschiedenheit des religiösen Bekenntnisses 
hergeleitet werden. Das ist nicht angenehm, aber es ist so. Auf den Ausweg 
der Erklärung, dass unter den „bürgerlichen Rechten“ des ersten Satzes in einem 
Reichs-Gesetze nur diejenigen zu verstehen seien, über welche das Reich Kom- 
petenz nach Art. 4. No. 3. der Verfassung hat, wollen wir nicht verfallen. Nur 
die aus der Entstehungs- Geschichte zu folgernde gesetzgeberische Intention kann 
als Grund dienen. 


Was solchergestalt nicht unter das Gesetz gehört, ist einmal die Beschrän- 
kung der Eheschliessung zwischen Christen und Israeliten. Gerade in dieser Hin- 
sicht ist die übereinstimmende Ueberzeugung des Reichstags und des Bundesraths 
klar, dass die betreffenden Hindernisse erst durch ein Gesetz über die Zivil-Ehe 
hinweggeräumt werden können. 


Ebenso verhält es sich mit den absichtlich nicht erwähnten. „Beschränkun- 
gen der ehelichen Rechte“. Darunter waren manche partikularrechtliche Bestim- 
mungen über die Erziehung der Kinder und über eheliche Güter-Rechte, Ver- 
sagung der Dotal-Privilegien u. dgl. gedacht. Von der Hervorhebung, dass auch 
in dieser Beziehung Rechts-Gleichheit herrschen müsse, hat man aus dem näm- 
lichen Grunde, wie in Betreff der Eheschliessung abgesehen. Davon wird also 
erst bei Abfassung eines Zivilrechts - Gesetzbuchs im Abschnitt des Personen-Rechts 
die Rede sein. 


Noch später, 1869, hat der Antragsteller des formulirten Entwurfs zum 
Gesetz vom 3. Juli 1869. auch den früher unter Ziff. 2. besonders bedachten 
Punkt der Eidesleistung der Israeliten hinweggelassen. Erklärtermassen deshalb 
weil die Regulirung desselben in der in Vorbereitung begriffenen Zivil-Prozess- 
Ordnung ihre Erledigung finden werde. Der Grund war freilich nicht vollkommen 
erschöpfend, wenn es sich, wie in den Verhandlungen mehrfach ausgesprochen 
wurde, nicht blos um Regelung der im Zivil-Prozess, ja nicht einmal blos um 
prozessualische oder gerichtliche Eide handelte. Wie dem auch sei, jedenfalls 
muss aus dem Verlaufe der Debatten gefolgert werden, dass mit bewusstem Willen 
die Eidesleistung der Israeliten von dem Zwecke. dieses Gesetzes ausgeschieden 
und demnächstiger Ordnung vorbehalten worden ist. Dass die Ordnung vielleicht 
bei Gelegenheit der Prozess-Ordnungen nicht vollständig zu erledigen sein wird, 
ändert Nichts an dem Sinne des Gesetzes. Auch in diesem Punkte muss Einver- 
ständniss des Reichstags und des Bundesraths konstatirt werden. 


Dasselbe, was hier zuvörderst in Anwendung auf die Verhältnisse der 
Juden zu bemerken war, muss dann natürlich für alle religiösen Bekenntnisse 
gelten. Giebt es sonst noch für die Angehörigen einer Konfession, für Sektirer 
u. dgl. besondere Bestimmungen über Eheschliessung, eheliche Rechte oder Eides- 
Leistung, so bezieht sich darauf das Gesetz nicht. 


Die einzige Exemplifikation, die aufgenommen wurde in den zweiten Satz, 
ist diejenige, die früher Ziff. 3. bildete. Sie geht, indem sie die Theilnahme an 
der Gemeinde- und Landes-Vertretung und die Bekleidung öffentlicher Aemter 
vom religiösen Bekenntniss unabhängig macht, lediglich die staatsbürgerlichen 
Rechte an. Insoweit erscheint der Gedanke des Gesetzes allerdings schlüssig. Alle 
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staatsbürgerlichen Rechte sollen unabhängig vom Religions-Bekenntniss sein, ins- 
besondere die hier ausdrücklich genannten, während dagegen die Unabhängigkeit 
der bürgerlichen Rechte keineswegs durch dieses Gesetz für alle bürgerlichen 
Rechte zur Wahrheit geworden ist. 


Was die im zweiten Satze besonders benannten Rechte angeht, so leidet es 
keine Zweifel, dass die Theilnahme an der Gemeinde- und Volks-Vertretung, das 
aktive und passive Wahlrecht nicht blos zu Landtagen und zu Gemeinde-Räthen 
oder Ausschüssen, sondern auch zu Kreis- und Provinzial-Versammlungen in sich 
begreift. Es soll jede Art von politischer Repräsentation von dem Bekenntniss 
unabhängig sein. Nicht minder ist die unbeschränkte Fähigkeit zu öffentlichen 
Aemtern im umfassendsten Sinne zu nehmen; nur mit der einzigen, auch hier 
wieder der Natur der Sache nach Platz greifenden Beschränkung, dass nicht 
solche Aemter mit gemeint sein können, welche, wie namentlich kirchliche, ein 
bestimmtes Bekenntniss voraussetzen. Ob mit der abstrakten Fähigkeit zu allen 
öffentlichen Aemtern auch die praktische Durchführung in allen Zweigen des 
öffentlichen Dienstes übereinstimmen wird, hat die Erfahrung noch zu lehren. 
Man hat sich dies versprochen, nachdem das Reichs-Gesetz die gleiche Fähigkeit 
zu allen Aemtern ohne Ausnahme, die in der Preussischen Verfassung zwar still- 
schweigend mit enthalten, aber doch nicht besonders hervorgehoben war, ausdrück- 
lich sanktionirt hat. 


Endlich mag noch bemerkt werden, dass das Reichs-Gesetz keinen Satz 
für nöthig erachtet hat, der, wie Art. 12. der Preussischen Verfassung aus- 
spricht, dass den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten durch die Ausübung 
der Religions-Freiheit kein Abbruch geschehen darf. Da das Reichs-Gesetz nicht 
die Religions-Freiheit konstituirt, sondern nur die Rechte der Reichs-Angehörigen 
von dem religiösen Bekenntniss loslöst, kam man nicht auf diese Kompensation. 
Ueberdies ist die Pflichten-Gleichheit als selbstverständlich betrachtet worden. 
Zum praktischen Belag kann darauf hingewiesen werden, dass die Befreiung der 
Mennoniten vom Militair-Dienst trotz dringender Bitten gerade aus dem Grunde 
in dem Gesetz vom 9. November 1867. betreffend die Militair-Pflicht, abgelehnt 
wurde, weil die Gleichheit der Pflichten um des religiösen Bekenntnisses willen. 
nicht gestört sein dürfe. 
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B. Einführungs- und Vollzugs-Gesetze etc. zu den auf Grund der Reichs- 
| Verfassung Artikel 4, Ziffer 1 ergangenen Gesetzen. 


1. Gesetz über das Passwesen, vom 12. Oktober 1867 (B.-G.-Bl. 8. 33, 
Archiv Bd. I., 8. 16 ff.), dasselbe ist eingeführt: 


a. in Südhessen und Baden 
durch Art. 80, I. Nr. 1 der Verfassung des Deutschen Bundes vom 15. November 
1870 «(B.-G.-Bl. 8. 647), bezhw. durch $. 2 des Gesetzes vom 16. April 
1871, betr. die Verfassung des Deutschen Reichs (B.-G.-Bl. S. 63) 

b. in Württemberg 
durch Art. 1 des Vertrags vom 25. November 1870, betr. den Beitritt Württem- 
bergs zur Verfassung des Deutschen Bundes (B.-G.-Bl. S. 654) ; 

c. in Bayern 
durch $. 2, Nr. 1 des Gesetzes vom 22. April 1871, betr. die Einführung 
Norddeutscher Bundesgesetze in Bayern (B.-G.-Bl. 8. 87); 

d. in Elsass-Lothringen nicht eingeführt. 


I. 


2, Gesetz über die Freizügigkeit,*) vom 1. November 1867 (B.-G.-Bl. 
S. 55, Archiv Bd. I, 8. 48 fig.), dasselbe ist eingeführt: 


a. in Südhessen und Baden | 
durch Art. 80, I. Nr. 3 der Verfassung des Deutschen Bundes vom 15. November 
1870, bezhw. durch $. 2 des Gesetzes vom 16. April 1871, betr. die Ver- 
fassung des Deutschen Reichs ; 


b. in Württemberg 
durch Art. 1 des Vertrags vom 25. November 1870; 
c. in Bayern 
durch $. 2, Nr. 3 des Gesetzes vom 22. April 1871; 
d. in Elsass-Lothringen 
durch Gesetz vom 8. Januar 1873 (G.-Bl. f. E.B. 8.1). 


$. Gesetz über die Aufhebung der polizeilichen Beschränkungen der 
Eheschliessung, vom 4. Mai 1868 (B.-G.-Bl. $. 149, Archiv Bd. I, 
8. 128 ff.). Dieses Gesetz ist eingeführt: 
a. in Südhessen und Baden 
durch Art. 80, I. Nr. 7 der Verfassung des Deutschen Bundes vom 15. November 
1870, bezhw. durch $. 2 des Gesetzes vom 16. April 1871; 
b. in Württemberg 
durch Art. 1 des Vertrags vom 25. November 1870. 


Dasselbe ist nicht eingeführt: 


*) Die Herstellung völliger militärischer Freizügigkeit zwischen.dem Königreich 
Bayern einer- und den übrigen Bundesstaaten andererseits ist: durch Verordnung des 
Reichskanzlers vom 8. Oktober 1872 erfolgt. 
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a. in Bayern | 
mit Rücksicht auf Ziffer I des Schluss-Protokolls zu dem Vertrag zwischen dem 
Norddeutschen Bund und Bayern vom 23. November-1870 über den Beitritt 
Bayerns zur Verfassung des Deutschen Bundes (R.-G.-Bl. 1871, 8. 23): 


„Es wurde auf Anregung der Königl. Bayerischen Bevollmächtigten von Seite des 
Königl. Preussischen Bevollmächtigten anerkannt, dass, nachdem sich das Gesetz- 
gebungsrecht des Bundes bezüglich der Heimaths- und Niederlassungs - Verhältnisse 
auf das Königreich Bayern nicht erstreckt, die Bundes-Legislative auch nicht zustän- 
dig sei, das Verehelichungswesen mit verbindlicher Kraft für Bayern zu regeln, und 
dass also das für den Norddeutschen Bund erlassene Gesetz vom 4. Mai 1868, die Auf- 
hebung der polizeilichen Beschränkungen der Eheschliessung betreffend , jedenfalls 
nicht zu denjenigen Gesetzen gehört, deren Wirksamkeit auf Bayern ausgedehnt 
werden könnte.“ 


b. in Elsass-Lothringen. 


Das Bayerische Gesetz über Heimath, Vereheliehung und 
Aufenthalt vom 16. April 1868, welches im Archiv Bd. I, S. 947 ff. mit- 
getheilt ist hat inzwischen durch das Gesetz vom 23. Februar 1872 (Gesetzbl. 
S. 214 ff.) folgende wesentliche Abänderungen und Ergänzungen erfahren ; 


a. Zu Art. 33. Voraussetzung der Verehelichung: 

»Eine im Widerspruche mit dieser Bestimmung eingegangene Ehe ist so lange, 
als die Ausstellung jenes Zeugnisses nicht nachträglich erwirkt wurde, bürgerlich 
ungültig, es sei denn, dass die Ehe von einem Manne , welcher ausserhalb Europas 
seinen Wohnsitz hat, am Orte dieses Wohnsitzes oder sonst ausserhalb Bayerns ab- 
geschlossen wurde und nach den Gesetzen des betreffenden Staates als gültig zu er- 
achten ist.« 


b. zu Art.35, Abs. 3 ist die Fassung »der Pfalz oder des Auslandes« durch Art. 5, 
Gesetz vom 23. Februar abgeändert in : »der Pfalz oder ausserhalb B ayerns«; 


c. zu Art.39. Verehelichung von Ausländern erging folgende erläuternde 


Bekanntmachung, den Vollzug des Artikels 39 des Gesetzes über Heimath, 
Verehelichung und Aufenthalt vom 16. April 1868 betreffend. 
Vom 17. Aug. 1872. (Reg. - Blatt S. 2033.) 


Bei den Berathungen über das Gesetz vom 23. Februar 1872, die Abänderung 
einiger Bestimmungen des Gesetzes über Heimath, Verehelichung und Aufenthalt vom 
16. April 1868 betreffend, wurde in der Sitzung der Kammer der Abgeordneten vom 
29. Dezember 1871 konstatirt, dass unter dem Ausdrucke „Ausländer“ im Sinne jenes Ge- 
setzes nur Unterthanen eines nicht zum Deutschen Reiche gehörenden Staates zu ver- 
stehen seien. = 

Demgemäss finden die Vorschriften in Art. 39 des Gesetzes über Heimath, Verehe- 
lichung und Aufenthalt vom 16. April 1868 auf die Angehörigen eines Deutschen Bundes- 
staates keine Anwendung. 

Es erscheint jedoch im Interesse eines geordneten Gesetzes-Vollzuges, sowie mit 
Rücksicht auf Art. 18 des Gesetzes vom 26. Dezember 187 1, den Vollzug der Einführung 
des Straf-Gesetzbuches für das Deutsche Reich in Bayern betreffend, nothwendig, 
dass in jedem Falle, in welchem ein nichtbayerischer Reichs- Angehöriger eine Ehe in 
Baiern schliessen will, entsprechend festgestellt wird, ob derselbe das deutsche Indigenat 
besitzt und nicht durch seine Militärdienst- Pflicht an der Verehelichung gehindert ist. 

Zu dieser Feststellung sind nach den allgemeinen Kompetenz-Verhältnissen zunächst 
die Distrikts - Verwaitungs- Behörden berufen. 

Hiernach wird verfügt, dass die Trauung eines nichtbayerischen Reichs-Angehörigen 
in Bayern erst dann vorzunehmen sei ‚ wenn der betreffende Mann bei der Distrikts- Ver- 
waltungs-Behörde des Ortes, an welchem die Eheschliessung erfolgen soll, den Besitz 
des deutschen Indigenats, sowie das Nicht-Obwalten militärdienstlicher Hindernisse 
nachgewiesen und eine schriftliche Bestätigung jener Behörde darüber, dass dies ge- 
schehen, beigebracht hat. 

Die Distrikts- Verwaltungs-Behörden sind verbunden, Gesuche um Prüfung des 
fraglichen Nachweises auf die einfachste und rascheste Art zu erledigen und werden 
insbesondere, was die militärdienstlichen Hindernisse betrifft, auf $. 15 Abs. II des auch 
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in Bayern als Reichs-Gesetz geltenden Gesetzes des vormaligen Norddeutschen Bundes, 
betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienste, vom 9. November 1867, hingewiesen. 


In Bezug auf das Trauungsrecht bei Bayerischen und Sachsen-Meiningen’schen 
Staats-Angehörigen bestimmt die Bekanntmachung vom 6. Jun 1863 (Rep. 
Bl. 8. 1066 ff.) : 


Nach der Bekanntmachung vom 31. Mai 1863. — Nr. 25 des Reg.-Bl. — ist auf Grund 
eines Uebereinkommens für vorkommende Verheirathungen zwischen Königlich Bayeri- 
schen und Herzoglich Sachsen-Meilfingen’schen Staats-Angehörigen das Recht zur Vor- 
nahme der Trauung dahin festgestellt worden, dass bei ungemischt protestantischen Ehen 
in beiden Ländern solches dem Pfarrer des zukünftigen Wohnorts der Brautleute zustehe, 
es jedoch den letzteren unbenommen bleiben soll, sich mit Einwilligung des hiernach be- 
rechtigten Pfarrers, welche gegen Erlegung der herkömmlichen Gebühren nicht zu ver- 
weigern ist, von einem anderen Pfarrer trauen zu lassen. 

Hierbei verbleibt es auch fernerhin, dagegen wird an Stelle des Abs. 2 der Bekannt- 
machung v. 31. Mai 1863 Folgendes angeordnet: 

» Der die Trauung in solchen Fällen vornehmende Pfarrer darf nicht eher zur Trau- 
ung schreiten, als bis 
1. »ein Zeugniss von dem ausländischen Pfarrer über vorschriftsmässig vollzogene 
Proklamation und« 

2. »insofern der Bräutigam in Bayern diesseits des Rheins seine Heimath hat, auch 
ein Zeugniss von der zuständigen Bayerischen Distrikts-Verwaltungs-Behörde bei- 
gebracht worden ist, dass gegen die beabsichtigte Eheschliessung kein gesetzlich 
begriindetes Hinderniss bestehe.« 

Den Brautleuten gemischter und ungemischt katholischer Konfession, sowie über- 
haupt anderen Glaubensgenossen steht überdies die Wahl frei, die Trauung in der Pfarrei 
des Bräutigams oder der Braut vollziehen zu lassen. 


d. die Art. 41 und 42 Straf-Bestimmungen sind durch das Gesetz vom 
23. Febr. 1873 wie folgt abgeändert: 


Straf-Bestimmungen. 
Gesetz v. 23. Februar 1872. 


Art. 41 soll lauten: Angehörige der rechtsrheinischen Landestheile werden, 
wenn sie ausserhalb Bayerns eine Ehe schliessen, ohne vorher das im Art. 33 vor- 
geschriebene Zeugniss erhalten zu haben, mit Geld bis zu funfzig Thalern oder mit 
Haft bis zu dreissig. Tagen bestraft. 

Die Verjährung dieser Strafe beginnt von dem Tage, an welchem die ausser- 
halb Bayerns Getrauten ihren Wohnsitz in Bayern genommen haben. 

Eine Straf-Verfolgung findet nicht statt, wenn vor Eröffnung eines Verfahrens 
das vorgeschriebene Zeugniss erwirkt, oder die Ehe wieder aufgelöst worden ist. 


Gesetz v. 23. Februar. 


Art. 42. An Stelle des Artikels 42 des Gesetzes vom 16. April 1868 treten 
nach dem Gesetz vom 23. Februar 1862 die Bestimmungen des Art. 18 des Ge- 
setzes, den Vollzug der Einführung des Straf-Gesetzbuches für das Deutsche Reich 
in Bayern vom 26, Dezember 1871 betreffend. 


Diese lauten: 

»Art. 18. An Geld bis zu Einhundert Thalern oder mit Gefängniss bis zu drei Mo- 
naten werden Geistliche und andere zur Vornahme einer Trauung berechtigte Personen 
in den reehtsrheinischen Landestheilen bestraft, wenn sie eine Trauung vornehmen, ehe 
das für den Abschluss der betreffenden Ehe gesetzlich erforderliche distriktspolizeiliche 
Zeugniss beigebracht war. 

Derselben Strafe unterliegen Zivilstands-Beamte der Pfalz: 

1) wenn sie eine Ehe für geschlossen erklären, ohne dass die zu deren Gültigkeit erfor- 
derliche Einwilligung des Vaters, der Mutter, der Grosseltern oder des Familienraths 
gegeben war; 

2) wenn sie der Vorschrift des Art. 157 des Zivil-Gesetzbuches zuwider in den Fällen, 
wo ein ehrerbietiges Ansuchen an Eltern oder Grosseltern zu stellen war, um die Ein- 
willigung in die Ehe zu erhalten, eine Ehe für geschlossen erklären, ohne dass diese 
Ansuchen stattgefunden haben: j: 

wg* 
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3) wenn sie vor Ablauf der im Art. 228 des Zivil-Gesetzgbuches vorgeschriebenen zehn- 
monatlichen Frist die Heiraths-Urkunde einer schon verheirathet gewesenen Frau auf- 
nehmen; 

4) wenn sie eine Ehe für geschlossen erklären, bezüglich welcher die gesetzlich vorge- 
geschriebenen Ehe-Verkündigungen nicht stattgefunden haben, ohne dass eine Be- 
freiung hiervon erholt worden, oder wenn die vorgeschriebenen Fristen zwischen den 
Ehe- Verkündigungen und dem Heiraths-Abschlusse nicht eingehalten wurden, oder 
wenn sie eine Ehe trotz bestehenden Einspruchs für geschlossen erklären: 

5) wenn sie eine Ehe für geschlossen erklären, ohn® hierbei die durch den Art. 165 des 

Zivil-Gesetzbuches vorgeschriebene Oeffentlichkeit der Handlung zu beobachten ; 

6) wenn sie eine Ehe für geschlossen erklären , bezüglich welcher sie nach den Bestim- 
mungen des Art. 165 des Zivil-Gesetzbuches nicht zuständig sind; 

7) wenn sie in Fällen, wo zum Abschlusse einer Ehe die Einwilligung dritter Personen 
durch das Gesetz gefordert ist, von der erfolgten Einwilligung in der Heiraths-Urkunde 
keine Erwähnung gethan haben; 

8) wenn sie die Ehe eines Wehrpflichtigen oder einer Militär-Person als geschlossen er- 
klären, bevor die für die Eingehung dieser Ehe vorgeschriebene Erlaubniss der Mili- 
tär-Behörde beigebracht war; 

9) wenn sie eine Ehe, deren Abschluss gesetzlich nur auf Grund eines distriktspolizei- 
lichen Zeugnisses erfolgen darf, für geschlosssn erklären, ehe das vorgeschriebene 
Zeugniss beigebracht war; | 

10) wenn Zivilstands-Urkunden auf einzelne fliegende Blätter geschrieben wurden. 

In den Fällen des Art. 24 des Gesetzes vom 2. Mai 1868 iiber die Schliessung und 
Trennung der Ehen der keiner anerkannten Religions-Gesellschaft angehörenden Personen 
ist statt der daselbst angedrohten Strafe auf Geldstrafe bis zu Einhundert Thalern oder 
Gefängniss bis zu drei Monaten zu erkennen. 

Die im gegenwärtigen Artikel enthaltenen Straf-Bestimmungen kommen auch dann 
zur Anwendung, wenn den erwähnten Handlungen nur Fahrlässigkeit zu Grunde liegt.« 


4. Gesetz, betr. die Eheschliessung und die Beurkundung des Personen- 
standes von Bundes-Angehörigen im Auslande, vom 4. Mai 1870 
(B.-G.-B. 8. 599. Archiv Bd. IV. 8. 908 1), 

Die Einführung dieses Gesetzes ist erfolgt: 


a. in Südhessen und Baden 
durch Art. 80, I. Nr. 28 der Verfassung des Deutschen Bundes vom 15. 
November 1870, bezhw. durch $. 2 des Gesetzes vom 16. April 1871; 
b. in Württemberg 
durch Art. 1 des Vertrags vom 25. November 1870; 
c. in Bayern 
durch $. 2 Nr. 12 des Gesetzes vom 22. April 1871. 
In Elsass-Lothringen nicht eingeführt. 

Vergl. die dazu ergangene Instruktion für die Konsuln des Deutschen Reiches, 
sowie die Gebühren und Kosten für die bezüglichen Amtshandlungen der Konsuln 
unter 8. 1163 ff., sowie für Baden die »Anleitung für die diplomatischen Vertreter. 
und Konsuln zur Vornahme der Beurkundung des bürgerlichen Standes und der 
Eheschliessung Badischer Staats-Angehöriger nach Badischem Rechte vom 22. Ok- 
tober 1872« (Ges.- u. Verordn.-Blatt $. 344 1), 


d. Gesetz wegen Beseitigung der Doppelbesteuerung, vom 13. Mai 
1870 (B.-G.-Bl. 8. 119, ‚Vergl. Archiv Bd. IV, 8. 949 ff., insbesondere 
S. 354—956). 


6. Gesetz über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und 
Staats-Angehörigkeit, vom 1. Juni 1870 (B.-G.-Bl. 8. 355. Archiv 
Bd. IV. 8. 880 ff.). Dasselbe i eingeführt: | 
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a. in Südhessen und Baden 
durch Art. 80, I. Nr. 24 der Verfassung des Deutschen Reichs vom 15. November 
1870, bezhw. durch $. 2 des Gesetzes vom 16. April 1871; 
b. in Württemberg 
durch Art. 1 des Vertrags vom 23. November 1870; 
c. in Bayern 
durch $. 9 des Gesetzes vom 22. April 1871: 


8.9. „Das Gesetz über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staats- 
Angehörigkeit vom 1. Juni 1870 tritt mit dem Tage der Wirksamkeit des gegenwär- 
tigen Gesetzes in Kraft, jedoch mit Ausnahme der Bestimmungen in $. 1 Absatz 2, 
$. 8 Absatz 3 und $. 16.“ 


Da nach $. 12 des zitirten Gesetzes die in $. 8 getroffenen Abänderungen des 
dort bezeichneten Gesetzes im ganzen Reiche Anwendung finden sollen, so lassen 
wir die hiernach aufgehobenen Bestimmungen des Gesetzes vom 1. Juni 1870 hier 
im Wortlaut folgen: 

8.1 Abs. 2 lautet: „Angehörige des Grossherzogthums Hessen besitzen die Bun- 


des-Angehörigkeit nur dann, wenn sie in den zum Bunde gehörigen Theilen des 
Grossherzogthums heimathberechtigt sind.“ 


8.8 Abs. 3 lautet: „Von Angehörigen der Königreiche Bayern und Württemberg 
und des Grossherzogthums Baden soll, im Falle der Reziprozität, bevor sie naturalisirt 
werden, der Nachweis, dass sie die Militärpflicht gegen ihr bisheriges Vaterland er- 
füllt haben oder davon befreit worden sind, gefordert werden.“ 


8. 16 lautet: „Norddeutschen, welche nach dem Königreich Bayern, dem König- 
reich Württemberg oder dem Grossherzogthum Baden oder nach den nicht zum Bund 
gehörigen Theilen des Grossherzogthums Hessen auswandern wollen , ist im Falle der 
Reziprozität die Entlassung zu verweigern, so lange sie nicht nachgewiesen haben, 
dass der betreffende Staat sie aufzunehmen bereit ist.“ 

Für die Stellung Bayerns zu der Gesetzgebung über Staatsbürgerrecht kommt 
ferner noch in Betracht die Zusage unter Ziffer II des Schluss-Protokolls zu dem 
Vertrag vom 23. November 1871. Dieselbe lautet: 

II. ‚Von Seite des Königl. Preussischen Bevollmächtigten wurde anerkannt, dass 
unter der Gesetzgebungs-Befugniss des Bundes über Staatsbürgerrecht nur das Recht 
verstanden werden solle, die Bundes- und Staats- Angehörigkeit zu regeln und den 
Grundsatz der politischen Gleichberechtigung aller Konfessionen durchzuführen , dass 
sich im Uebrigen diese Legislative nicht auf die Frage erstrecken solle, unter welchen 


Voraussetzungen Jemand zur Ausübung politischer Rechte in einem einzelnen Staate 
befugt sei.“ 


d. in Elsass-Lothringen. | 
eingeführt durch Gesetz vom $. Januar 1873 (G.-Bl. f. E.L. 8.1). 


7. Gesetz über den Unterstützungs-Wohnsitz, vom 6. Juni 1870 (B.-G.- 
Bl. 8. 360. Archiv Bd. IV 8. 520-—-766), das Gesetz ist eingeführt: 


a. in Südhessen 
vom 1. Juli 1871 ab durch Art. 80 II. der Verfassung des Deutschen Bundes 
vom 15. November 1870, bezhw. durch $. 2 des Gesetzes vom 16. April 
1871. Das hierzu erlassene Ausführungs-Gesetz vom 14. Juli 1871 (Reg.- 
Blatt Nr. 4) lautet wie folgt: 


Gesetz, die Ausführung des Reichs-Gesetzes über den Unterstützungs- 
Wohnsitz betreffend. 


Ludwig III. von Gottes Gnaden Grossherzog von Hessen und bei Rhein ete. etc. 
Zur Ausführung des Reichs-Gesetzes über den Unterstützungs-Wohnsitz vom 6. Juni 
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1870 (Bundes-Gesetz-Blatt S. 360 ff., Regierungs-Blatt von 1870, Nr. 63, Anlage 1,8. 54 
u. flg.) haben Wir mit Zustimmung Unserer getreuen Stände verordnet und verordnen 
hiermit für Unser Grossherzogthum, wie folgt: 


Artikel 1. Jedem hülfsbedürftigen Deutschen (Art. 21) ist von dem zu seiner Unter- 
stützung verpflichteten Armen-Verbande Obdach,, der unentbehrliche Lebensunterhalt, 
die erforderliche Pflege inKrankheitsfällen und im Falle seines Ablebens ein angemessenes 
Begräbniss zu gewähren. | | 

Die Unterstützung kann geeigneten Falles, so lange dieselbe in Anspruch genom- 
men wird, mittelst Unterbringung in einem Armen- oder Krankenhause, sowie mit- 
telst Anweisung der den Kräften des Hülfsbedürftigen entsprechenden Arbeiten ausser- 
halb oder innerhalb eines solchen Hauses gewährt werden. 


Artikel 2. Jede Gemeinde bildet für den Umfang ihrer Gemarkung oder ihrer Ge- 
markungen, wenn mehrere Orte mit besonderen Gemarkungen zusammen Eine Gemeinde 
bilden, einen Orts-Armen-Verband. Haben zwei Gemeinden eine gemeinschaftliche Ge- 
markung, so hat jede derselben für einen bestimmten Theil derselben die Verpflichtungen 
als Orts-Armen-Verband zu übernehmen. Können sich die betheiligten Gemeinden über 
die zu diesem Behufe erforderliche Theilung der Gemarkung nicht verständigen, so ent- 
scheidet hierüber der Administrativ-Justizhof endgültig. iR 

Die Orts-Armen-Verbände der Gemeinden werden durch den betreffenden Orts-Vor- 
stand vertreten, welchem die Verwaltung der öffentlichen Armenpflege als Gemeinde-An- 
gelegenheit obliegt. a. 

Auf Grund eines Gemeinderaths-Beschlusses können in allen Gemeinden für die Ver- 
waltung der öffentlichen Armenpflege durch den Orts-Vorstand besondere, ihm unter- 
geordnete Deputationen aus Mitgliedern des Orts-Vorstandes, geeigneten Falles unter 
Zuziehung anderer Ortseinwohner, gebildet werden. Den Vorsitz in solchen Deputationen 
führt der Bürgermeister beziehungsweise der Beigeordnete oder ein dazu von ihnen ab- 
geordnetes Mitglied der Deputation. H 

Ortspfarrer oder deren Stellvertreter, deren Pfarr-Bezirk über die Grenzen der poli- 
tischen Gemeinde ihres Wohnortes sich erstreckt, sind hinsichtlich des in der auswärti- 
gen Gemeinde liegenden Kirchspieltheiles den dortigen Ortseinwohnern gleich zu achten. 


Artikel 3. Diejenigen Gemarkungen, welche keiner Gemeinde angehören , bilden, 
Jede für sich, einen Orts-Armen-Verband. Sie können Jedoch unter Zustimmung der Be- 
theiligten mit einem andern Orts-Armen-Verband zu Einem Orts-Armen-Verband ver- 
einigt werden. ae 

Die Kosten der öffentlichen Armenpflege in den nicht mit einer Gemeinde verbunde- 
nen Gemarkungen haben deren Eigenthümer zu tragen. Sind mehrere Eigenthümer vor- 
handen und besteht für die Gemarkung noch keine für die gemeinschaftlichen Angelegen- 
heiten angeordnete Vertretung, so ist nach deren Anhörung von dem Kreisamte ein Statut 
zu erlassen, welches die Vertretung der Gemarkung als Orts-Armen-Verband und: die 
Aufbringung der Kosten der öffentlichen Armenpflege nach Massgabe der für die Ge- 
meinde-Verwaltung bestehenden Vorschriften regelt und der Genehmigung des Ministe- 
riums des Innern unterliegt. 


Artikel 4. Sämmtliche zu Einem Kreise gehörenden Orts-Armen-Verbände bilden 
zusammen einen Land-Armen-Verband. Die Verwaltung der Angelegenheiten des Land- 
Armen-Verbandes wird dem Bezirksrath übertragen. Derselbe hat aus seiner Mitte eine 
Kommission von drei Mitgliedern zu wählen, welche ihn in allen Angelegenheiten des 
Land-Armen-Verbandes vertritt und ihm bei seinem nächsten Zusammentritt über ihre 
Geschäftsführung zur geeigneten Beschlussnahme Vorlage macht. 

Die zur Erfüllung der Verpflichtungen der Land-Armen-Verbände. aufzubringenden 
Kosten sind von der betreffenden Kreiskasse zu tragen. 


Artikel 5. Die Land-Armen-Verbände sind befugt, die Kosten der öffentlichen Ar- 
menpflege, welche die Fürsorge für Geisteskranke, Idioten, Sieche und Blinde verursacht, 
unmittelbar zu übernehmen. Die Verpflichtung der Orts-Armen-Verbände zur vorläufi- . 
gen Unterstützung ($. 28 des Reichs-Gesetzes) der in ihrem Bezirke der Hülfsbedürftigkeit 
anheimfallenden Personen wird hierdurch nicht berührt. 


Artikel 6. Die Land-Armen-Verbände sind befugt, die ihrer Fürsorge gesetzlich an- 
heimfallenden Personen demjenigen Orts-Armen-Verbande gegen Entschädigung zu über- 
weisen, welcher nach $. 28 des Reichs-Gesetzes vom 6. Juni 1870 zur vorläufigen Unter- 
stützung derselben verpflichtet ist. 


Artikel 7. Befindet sich ein Orts-Armen-Verband ausser Stand, den ihm obliegen- 
den Verpflichtungen zu genügen, so hat ihm auf Ansinnen der Regierungs-Behörde der 
Land-Armen-Verband eine entsprechende Beihülfe zu gewähren. Pr 
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Ob und welehe Beihülfe zu leisten ist, entscheidet endgültig der Administrativ-Justiz- 
hof. Die Beihilfe kann in Geld oder mittelst Bereitstellung von Pflege-Anstalten oder 
in sonst geeigneter Weise gewährt werden. 


Artikel 8. Muss ein Deutscher , welcher keinen Unterstützungs-W ohnsitz hat, auf 
Verlangen äusländischer Staats-Behörden aus dem Auslande übernommen werden und ist 
bei der Uebernahme der Fall der Hülfsbedürftigkeit vorhanden oder tritt dieselbe inner- 
halb sieben Tagen nach erfolgter Uebernahme ein ($. 33 des Reichs-Gesetzes), so liegt 
die Verpflichtung zur Erstattung der Kosten demjenigen Land-Armen-Verbande ob, in- 
nerhalb dessen der Hülfsbedürftige seinen letzten Unterstützungs-W ohnsitz. gehabt hat. 
Lässt sich dieser Unterstützungs-Wohnsitz nicht ermitteln, so ist derjenige Land-Armen- 
Verband zur Tragung der Kosten verpflichtet , in dessen Bezirk die Hülfsbedürftigkeit 
hervorgetreten ist. 


Artikel 9. Die Vorschriften der $$. 38—51 des Reichs-Gesetzes vom 6. Juni 1870, 
betreffend das Verfahren in Streitsachen zwischen Armen-Verbänden, welche verschiede- 


nen Bundesstaaten angehören, finden auch auf diejenigen Streitsachen Anwendung, bei 
welchen nur Armen-Verbände des Grossherzogthums betheiligt sind. | 


Artikel 10. Die Entscheidung von Streitigkeiten, welehe gegen einen Hessischen 
Armen-Verband von einem andern Deutschen Armen-Verband erhoben werden, steht 
dem Administrativ-Justizhof zu. 


Artikel 11. In der bei demselben einzureichenden Klageschrift ist der Armen-Ver- 
band, dessen Verurtheilung verlangt wird, und der Gegenstand des erhobenen Anspruchs 
genau zu bezeichnen; es ist insbesondere ausdrücklich auszusprechen, ob die Ueber- 
Dahme des betreffenden Hülfsbedürftigen , Erstattung der aufgewendeten, beziehungs- 
weise aufzuwendenden Kosten, oder welche sonstige Leistung verlangt wird. 


Artikel 12. Die Klageschrift wird der Gegenpartei mit der Aufforderung zugefertigt, 
ihre schriftliche Erklärung innerhalb vier Wochen nach der Zustellung einzureichen, unter 
dem Rechtsnachtheile, dass sonst die in der Klageschrift behaupteten Thatsachen für zu- 
gestanden und die damit überreichten Urkunden für anerkannt würden erachtet werden. 

Die Erklärung kann geeigneten Falls dem klagenden Armen-Verbande zur Gegen- 
erklärung, diese dem beklagten Armen-Verbande zur Schlusserklärung, jedesmal binnen 
14 Tagen vom Tage der Zustellung an unter demselben Rechtsnachtheile mitgetheilt 
werden. REN 

Die vorgedachten Fristen können auf Antrag der betreffenden Partei nur aus be- 
scheinigten Verhinderungsgründen, jedoch nur einmal und nicht länger als 14 Tage, er- 
streckt werden. 


Artikel 13. Der Klageschrift und den.im Art. 12 gedachten weiteren Erklärungen 
der Parteien sind die als Beweismittel in Bezug genommenen Urkunden in Original oder 
in Abschrift beizufügen. Von allen Schriftstücken und deren Anlagen sind Duplikate 
einzureichen. 


Artikel 14. Das ganze Verfahren in Streitsachen der Armen-Verbände ist stempel- 
frei. | 
Der unterliegende Theil hat die in dem Verfahren entstandenen baaren Auslagen und 
Anwaltskosten, namentlich die Gebühren für Zeugen und Sachverständige, zu tragen und 
dem obsiegenden Theile die. durch das Verfahren verursachten nothwendigen Kosten zu 
ersetzen. ® 

Die zu erstattenden baaren Auslagen, Gebühren und Kosten werden von dem Ad- 
ministrativ-Justizhof endgültig festgesetzt. 


Artikel 15. Soweit die Organisation oder die örtliche Abgrenzung der einzelnen 
Armen-Verbände Gegenstand des Streites ist, bewendet es endgültig bei der Entschei- 
dung des Administrativ-Justizhofs. | 


Artikel 16. In allen Streitsachen zwischen Hessischen Armen-Verbänden ist die 
unterliegende Partei verpflichtet, der Gegenpartei die ihr in der Berufungs-Instanz ent- 
standenen baaren Auslagen , sowie die Gebühren eines, sie in der öffentlichen Sitzung 
des Bundes- Amtes für das Heimathwesen vertretenden Rechtsverständigen zu erstatten. 


Artikel 17. Gegen die im $. 56 des Reichs-Gesetzes erwähnten Anordnungen findet 
die Berufung an das Bundes-Amt für das Heimathwesen auch in denjenigen Fällen statt, 
in denen ein Streit zwischen zwei Hessischen Armen-Verbänden besteht. 


Artikel 18. Ist ein Armen-Verband zur Zahlung und Erstattung der ihm endgültig 
auferlegten Kosten und Gebühren laut Bescheinigung des betreffenden Kreis-Amts ganz 
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oder theilweise ausser Stande ($. 59 des Reichs-Gesetzes), so muss für deren Erstattung 
der betreffende Land-Armen-Verband aufkommen. 


Artikel 19. Einen Anspruch auf Unterstützung kann der Arme gegen einen Armen- 
Verband niemals im Rechtswege, sondern nur bei der Verwaltungs-Behörde geltend 
machen, in deren Pflicht es liegt, keine Ansprüche zuzulassen, welche über das Noth- 
wendige hinausgehen. | 

Beschwerden gegen Verfügungen der Vorstände der Armen-Verbände darüber, ob, 
in welcher Höhe und in welcher Weise Armen-Unterstützungen zu gewähren sind , wer- 
den, insofern sie gegen Verfügungen der Orts-Armen-Verbände gerichtet sind, von der 
Bezirksraths-Kommission (Art. 4), insofern sie Verfügungen der Land-Armen-Verbände 
zum Gegenstande haben, von dem Administrativ-Justizhof endgültig entschieden. 


Artikel 20. Jeder Ausländer ist, so lange ihm der Aufenthalt im Inlande gestattet 
wird, in Bezug 
a. auf die Art und das Mass der im Falle der Hülfsbedürftigkeit zu gewährenden öffent- 
lichen Unterstützung, 
b. auf den Erwerb und den Verlust des Unterstützungs-Wohnsitzes, 
einem Deutschen gleich zu behandeln. 


Artikel 21. Unter einem Deutschen Hülfsbedürftigen und einem Deutschen Armen- 
Verband im Sinne dieses Gesetzes ist ein solcher zu verstehen, welcher dem Geltungs- 
bereich des Reichs-Gesetzes über den Unterstützungs-Wohnsitz vom 6. Juni 1870 an- 
gehört. 

Artikel 22. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Juli 1871 in Kraft. 

Das in den Artikeln 9 ete. vorgeschriebene Verfahren kommt bei denjenigen Streit- 
sachen zur Anwendung, welche nach dem 30. Juni 1871 anhängig gemacht werden. ($. 65, 
Nr. 6 des Reichs-Gesetzes vom 6. Juni 1870.) 

Urkundlich Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrückten Grossherzog- 
lichen Siegels. 

Pillnitz, den 14. Juli 1871. Ludwig. 

(L. 8.) v. Bechthold. 


b. in Baden und Württemberg 
erfolgte die Einführung des Reichs-Gesetzes vom 6. Juni 1870 vom 1. Januar 
1873 ab durch Gesetz vom 8. November 1871 (R.-G.-Bl. $. 391. Archiv 
Bd. IV 8. 765). 

Da die Bestimmungen des Reichs-Gesetzes über den Unterstützungs-Wohnsitz 
das Badische Landes-Gesetz vom 5. Mai 187 0, betreffend die öffentliche Armen- 
pflege, in mehrfacher Beziehung abändert, so wurde auch in Baden ein besonderes 
Ausführungs-Gesetz nothwendig, durch welches das Reichs-Gesetz mit dem Landes- 
gesetz in Einklang gebracht wurde. 

Wir lassen zunächst das Landes-Gesetz seinem Wortlaute nach hier folgen. 
Dasselbe lautet: 


Gesetz, die öffentliche Armenpflege betreffend. 
(Vom 5. Mai 1870.) 


‚ Friedrich von GottesGnaden GrossherzogvonBaden, Herzog von Zäh- 
ringen. 
Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen, 
wie folgt: 
1. Allgemeine Bestimmungen. 
$. 1. Die öffentliche Armenpflege ist ein Theil der inneren Verwaltung und wird in 
Unterordnung unter die Staats- Verwaltung von den Gemeinden und Kreisen besorgt. 


$. 2. Die öffentliche Armenpflege unterstützt diejenigen Personen, welche dauernd 
oder vorübergehend ausser Stande sind, aus eigenen Mitteln oder durch eigene Kräfte 
sich den nothdürftigen Unterhalt selbst zu verschaffen. 


$- 3. Unterstützung aus Mitteln der öffentlichen Armenpflege wird nur gewährt, 
wenn und soweit der Unterstützungs-Bedürftige den nöthigen Unterhalt nicht von zur 
Leistung derselben rechtlich verpflichteten Dritten oder durch die freiwillige Armen- 
pflege erhält. 
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8.4. Die Verweisung an dritte Verpflichtete ist nicht zulässig, wenn der Unter- 
stützungs-Bedürftige sich in einer Lage befindet, welche alsbaldige Hülfeleistung er- 
fordert. 

Vielmehr hat in solchem Falle die Armen-Behörde desjenigen Armen-Verbands, wo 
das Bedürfniss hervortritt, die Unterstützung zu leisten, vorbehaltlich des Ersatzanspruchs 
an die dazu nach öffentlichem oder bürgerlichem Recht Verpflichteten. 


8.5. Der Unterstützte, welcher zu hinreichendem Vermögen gelangt, ist zur Rück- 
erstattung der von seinem 18. Lebensjahr an von der öffentlichen Armenpflege ihm ge- 
währten Unterstützung in angemessenen Fristen verpflichtet. 

Sofern nieht arme Notherben vorhanden sind, ist auch der Nachlass des Unterstützten 
ersatzpflichtig. 

Gegen den überschuldeten Nachlass findet die Rückforderung nicht statt. 


$. 6. Dritten Personen, welche, ohne kraft öffentlichen oder Privatrechts dazu ver- 
pflichtet zu sein, einem im Sinne des $. 2 Unterstützungs- Bedürftigen eine dringende 
nöthige Hülfe leisten, steht ein Anspruch auf Ersatz des durch die Umstände gebotenen 
Aufwands aus Mitteln der öffentlichen Armenpflege nur zu, wenn die Armen-Behörde von 
der Hülfeleistung sobald als möglich in Kenntniss gesetzt wird. Ausserdem beginnt der 
Anspruch auf Ersatz erst mit dem Tage der geschehenen Anzeige. 


8. 7. Aerzte und Apotheker haben einen Anspruch auf den Bezug der geordneten 
_ Gebühren und Taxen aus Mitteln der öffentlichen Armenpflege auch dann, wenn sie zur 
" Hülfeleistung öffentlich rechtlich verpflichtet sind. 

Wo jedoch die Armen- Verbände vertragsmässig bestimmte Aerzte und Apotheker 
zur Dienstleistung für Arme bestellt haben, steht anderen Aerzten und Apothekern. der 
erwähnte Anspruch nur dann zu, wenn sie in einem dringenden Falle die erforderliche 
Hülfe geleistet haben. 

Der Anspruch verjährt in zwei Jahren. 


8.8. Wer durch unwahres Vorgehen oder Vorenthaltung der Wahrheit von. der 
öffentlichen Amenpflege Unterstützung erschleicht, wird, sofern die That nicht in Betrug 
oder Fälschung im strafrechtlichen Sinn übergeht, mit Gefängniss bis zu vier Wochen 
polizeilich bestraft. 

In Wiederholungs- Fällen ist Schärfung der Gefüngnissstrafe zulässig. 


2. Armen -Verbände. 


8. 9.*) Zur Leistung der öffentlichen Armenpflege ist die Gemeinde verpflichtet, in 
welcher ein Inländer den Unterstützungs- Wohnsitz hat. 


8. 10. Den Unterstützungs- Wohnsitz hat der Inländer in der Gemeinde, in welcher 
er nach erreichter Volljährigkeit sich aus freier Selbstbestimmung drei Jahre lang auf- 
gehalten hat. 

Abgesonderte Hofgüter werden den Gemeinden gleich geachtet. 


8. 11. Tritt während der ersten drei Jahre des Aufenthalts aus andern Gründen als 
wegen einer nur vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit die Nothwendigkeit einer öffent- 
lichen Unterstützung ein, so ist die Gemeinde berechtigt, die Ausweisung zu verlangen. 
Gestattet sie gleichwohl die Fortsetzung des Aufenthalts, so steht die empfangene Unter- 
stützung der Erwerbung des Unterstützungs- Wohnsitzes ($. 10) nicht entgegen. 

nn Ausweisung darf nicht vollzogen werden, bevor ein verpflichteter Armen-Verband 
ermittelt ist. ä 


8. 12. Wird von einer Gemeinde der Antrag auf Ausweisung oder Uebernahme eines 
Hülfsbedürftigen durch einen andern dazu verpflichteten örtlichen oder Kreis- Armen- 
Verband gestellt, so wird dadurch vom Tage des Abgangs des Antrags an der Lauf der 
dreijährigen Frist unterbrochen. 

Die Unterbrechung gilt als nicht eingetreten, wenn der Antrag zwei Monate lang vom 
Tage des Abgangs nicht verfolgt oder wenn derselbe verworfen wird. 


8. 13. Der Unterstützungs-Wohnsitz geht verloren durch dreijährige auf freier Selbst- 
bestimmung beruhende Abwesenheit nach erreichter Volljährigkeit, sofern nicht die Ge- 
meinde einem Angehörigen die Frist für den Verlust urkundlich verlängert, in welchem 
Falle an die Stelle der gesetzlichen Frist für Erwerbung eines neuen Unterstützungs- 
Wohnsitzes ($. 10, Abs. 1) die verlängerte Frist tritt. 

8. 14. Die Gemeinde, in welcher ein Hülfsbedürftiger das Bürgerrecht angetreten 
oder durch Aufnahme erworben hat, ist zur Unterstützung dann verpflichtet, wenn und 


*) 68. 9—14 einschl. aufgehoben durch Ges. v. 14. März 1872. 
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solange er daselbst seinen gewöhnlichen Aufenthalt nimmt. In diesem Fall ruht die nach . 
$. 10 anderwärts etwa begründete Unterstützungs- Pflicht so lange, als sie nicht. zufolge 
des-$. 13 aufhört. 


$. 15. 8. 1, Ziffer 7, die 88. 59, 60, 61 und 62 und Titel III des Bürgerrechts-Gesetzes 
sind aufgehoben. Re ; 

Das auf Grund dieser Bestimmungen bereits bestehende Bürger- oder Einsassenrecht 
bleibt jedoch in Kraft. 


$. 16.*%) In Ermangelung einer verpflichteten Gemeinde wird hülfsbedürftigen In- 
ländern die öffentliche Armenpflege durch den Kreis- Verband gewährt, in dessen Be- 
zirk das Bedürfniss hervortritt. 

Kommt der hülfsbedürftige Inländer aus dem Ausland, so liegt die Unterstützungs- 
pflicht demjenigen Kreis- Verband ob, in dessen Bezirk zuletzt eine Verpflichtung zu 
seiner. Unterstützung bestand. 

Der Kreis - Verband ist befugt, die Verpflegung eines Hülfsbedürftigen gegen Ersatz 
des Aufwands mit Rücksicht darauf, wo zuletzt die Verpflichtung zu seiner Unterstützung 
bestand, oder wo er sich aufhält, einer Gemeinde des Kreises zu übertragen. Ein Unter- 
stützungs-Wohnsitz in dieser Gemeinde entsteht daraus nicht, so lange nicht die Gemeinde 
von dem Kreis die Anzeige erhalten hat, dass die Unterstützung eingestellt sei. 

Die vom Kreis gereichte Unterstützung berechtigt die Gemeinde nicht zur Ausweisung. 


$. 17.**) Für die Unterstützungspflicht gegenüber von Ehefrauen, Wittwen und Kin- 
dern gelten folgende Bestimmungen : \ 

1. Die Ehefrau gehört dem nämlichen Armen - Verband an, wie der Mann. 

2. Wittwen und geschiedene Ehefrauen verbleiben bei dem Armen-Verband, welchem der 
Mann bei Auflösung der Ehe angehört hatte, solange nicht zufolge der $$. 13 und 14 
eine Aenderung eintritt. 

3. Eine Ehefrau, welche sich an einem andern Ortals ihr Mann aufhält, gilt als selbst- 
ständig, wenn und solange der Mann ihr den Unterhalt nicht gewährt oder sie böslich 
verlassen hat, oder sich in Haft befindet, sowie wenn und insolange sie mit Bewilligung 
des Mannes, um sich selbstständig zu ernähren, von demselben getrennt lebt.' 

4. Minderjährige eheliche Kinder gehören dem nämlichen Armen- Verbande an, wie der 
Vater und verbleiben bei demselben auch nach dessen Tod und nach erreichter Voll- 
Jährigkeit, solange nicht einer der Fälle der $$. 13 und 14 eintritt. 

5. Dem nämlichen Armen - Verband wie die Mutter gehören minderjährige Kinder dann 
an, wenn sie Wittwe ist, oder wenn im Falle der Ziffer 3 die Kinder ihr in den neuen 
Hausstand gefolgt sind. 

Die minderjährigen Kinder verbleiben bei dem Armen - Verband der Wittwe auch 
nach deren Tod und nach erreichter Volljährigkeit, insolange nicht einer der Fälle der 
8. 13 und 14 eintritt. 

6. Bei Scheidung der Ehe folgen die minderjährigen Kinder dem Armen - Verband der 
Mutter, wenn dieser durch das Ehescheidungs-Urtheil deren Erziehung zuerkannt ist. 

7. Uneheliche Minderjährige gehören dem nämlichen Armen-Verband an, wie die Mutter : 
im Uebrigen finden die Bestimmungen unter Ziffer 4 auch auf sie Anwendung. 


3. Umfang der Armenpflege. 


9. 18. Der verpflichtete Armen-Verband hat dem Unterstützungs-Bedürftigen den un- 
entbehrlichen Unterhalt nach Massgabe des Bedürfnisses und unter Verwendung der etwa 
vorhandenen Arbeitskraft zu gewähren, insbesondere Sorge zu tragen für Erziehung, 
Unterricht und Erwerbs - Befähigung der Kinder, für ärztliche Behandlung und Verpfle- 
gung der Kranken und für die Bestreitung des Begräbnisses. 


$. 19. Die Organe der öffentlichen Armenpflege sind vorbehaltlich der Staats- 
Genehmigung ermächtigt, für die öffentlichen Armen - Anstalten Haus-Ordnungen zu er- 
lassen, durch welche den Vorstehern eine Disziplinar-Strafgewalt bis zu zwei Tagen 
Einsperrung übertragen werden kann. 

Nach Massgabe der genehmigten Haus-Ordnung üben jene Organe oder die mit der 
unmittelbaren Leitung einer Anstalt Beauftragten über die darin aufgenommenen Per- 
sonen die Haus- Disziplin. 

Wiederholte Uebertretung der Haus-Ordnung kann mit Gefängniss bis zu acht Tagen, 
wobei Schärfungen zulässig sind, polizeilich bestraft werden. 


$. 20. Die Gemeinden sind verbunden, die für die örtliche Armenpflege nothwen- 
wendigen Einrichtungen zu treffen. 


*) &. 16, Abs. 1, 2 aufgehoben durch Ges. v. 14. März 1872. 
**) $. 17 aufgehoben durch Ges. v, 14. März 1872. 


$8. 21—26. Baden. Landes-Gesetz, betr. öffentliche Armenpflege v. 5. Mai 1870. 1115 


Auch können sie Verträge abschliessen, wornach die Armen einer Gemeinde in den 
Armen- Anstalten einer andern Gemeinde untergebracht werden sollen oder wornach 
mehrere Gemeinden zur Beschaffung gemeinschaftlicher Einrichtungen für die Armenpflege 
sich vereinigen. 


$. 21. Arme Inländer oder Ausländer, welche ausserhalb ihres Wohnsitzes er- 
kranken, sind an dem Orte, wo sie sich im hülfsbedürftigen Zustand befinden, so lange zu 
verpflegen und ärztlich zu behandeln, bis sie ohne Nachtheil für ihre oder Anderer Ge- 
sundheit weiter kommen oder ihren Erwerb im Orte fortsetzen können. 


8. 2%2.*) Der Armen-Verband, von welchem ein ihm nicht angehöriger Kranker ver- 
pflegt wird, hat einen Anspruch auf Ersatz des Aufwands an die unterstützungspflichtige 
inländische Gemeinde und in Ermangelung einer solchen an den Kreis; es dürfen jedoch 
keine Beiträge zu den allgemeinen Verwaltungskosten der Anstalt, worin der Kranke 
verpflegt worden ist, und ärztliche Gebühren nur nach Massgabe der bestehenden Verord- 
nungen in Rechnung gebracht werden. 

Für den Ersatz - Anspruch gegenüber ausländischen Gemeinden sind die Staats-Ver- 
träge massgebend; ist hiernach der Ersatz - Anspruch ausgeschlossen, sö wird der Ersatz 
von der Staats-Kasse geleistet. 


$. 23. Der Armen-Verband, welcher einen ihm nicht angehörigen Armen verpflegt, 
hat die Kasse, von welcher er Ersatz verlangen will, längstens binnen acht Tagen von 
dem eingetretenen Bedürfniss in Kenntniss zu setzen. Bei später erfolgter Benachrich- 
tigung beginnt die Ersatzpflicht erst mit dem Tag des Abgangs der Anzeige, vorbehalt- 
lich des Nachweises von Seiten des Ersatz fordernden Armen-Verbands, dass die Benach- 
riehtigung nicht früher geschehen konnte. 


$. 24. Dienstboten, Fabrik- und Handarbeiter, Gewerbs- Gehülfen oder Lehrlinge, 
welche da, wo sie in Dienst oder Arbeit stehen, den Unterstützungs-W ohnsitz nicht haben, 
sind, wennsie durch Erkrankung an diesem Ort hülfsbedürftig werden, daselbst, sofern 
nicht ein Dritter dazu verpflichtet ist, für die Dauer von acht Wochen auf Kosten des 
Orts-Armen-Verbands zu verpflegen, ohne dass daraus ein Ersatz - Anspruch gegen einen 
andern Armen - Verband entsteht. 

Dauert die Krankheit länger als acht Wochen, so hat für den weiteren Aufwand der 
sonst unterstützungspflichtige Armen-Verband Ersatz zu leisten, wenn ihm spätestens acht 
Tage vor Ablauf der acht Wochen Anzeige gemacht worden ist. 


8. 25. Die Gemeinde des Unterstützungs- Wohnsitzes oder der Kreis können, wenn 
sie auf Ersatz belangt werden, nicht auf dritte Verpflichtete verweisen, vorbehaltlich je- 
doch ihres eigenen Rückgriffs auf dieselben. 


4. Armen -Behörde. 


$. 26. Die örtliche Armenpflege verwaltet der Armen -Rath. Derselbe besteht aus 
dem Gemeinde-Rath unter Zuzug eines Orts-Pfarrers jeder Konfession, des Armen-Arztes 
oder, in Ermangelung eines solchen, des Staats- Arztes, wo ein solcher seinen Wohnsitz 
hat, endlich des Polizei-Beamten, wo die Lokal-Polizei einer Staatsstelle übertragen ist. 
Auch die nichtbürgerlichen steuerpflichtigen Einwohner werden in dem Armen-Rath 
durch Abgeordnete aus ihrer Mitte vertreten, deren Zahl, welche jedoch 3 nicht über- 
steigen soll, von der Staats-Behörde mit Rücksicht auf die Zahl der nichtbürgerlichen 
steuerpflichtigen Einwohner und die Grösse ihrer Steuer-Kapitalien nach Vernehmung der 
Gemeinde- Behörde bestimmt wird, und welche durch geheime Abstimmung gewählt 
‚werden. 
Nicht wählbar in den Armen-Rath als Vertreter der nicht bürgerlichen Einwohner 
sind Diejenigen: 
1. welche zu einer peinlichen Strafe oder 
9. innerhalb der letzten fünf Jahre zu einer Arbeitshaus-Strafe von wenigstens sechs 
Monaten oder durch riehterliches Erkenntniss zur Dienst-Entlassung oder wegen Dieb- 
stahls, Unterschlagung, Betrugs oder Fälschung zu irgend einer andern Strafe ver- 
urtheilt wurden ; 
3. iiber deren Vermögen die Gant eröffnet worden ist, sofern sie nicht nachweisen, dass 
sie ihre Gläubiger befriedigt haben ; 
A. die mit andern Mitgliedern in auf- und absteigender Linie oder im zweiten oder dritten 
Grad der Seitenlinie verwandt oder verschwägert sind. 
Die Gewählten sind zur Annahme der Wahl, welche auf sechs Jahre geschieht, nicht 
verpflichtet; wegen dienstwidriger Handlungen kann ihre Entlassung durch den Bezirks- 
Rath ausgesprochen werden. 


*) 88. 22 bis einschl. 24 aufgehoben durch Ges. vom 14. März 1872, 
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$. 27. Der Armen-Rath kann für die verschiedenen Zweige oder Anstalten der 
Armenpflege aus seiner Mitte oder aus der Zahl der selbstständigen Einwohner eine oder 
mehrere Kommissionen bilden und für einzelne Bezirke der Gemeinde besondere Armen- 
pfleger bestellen. 


$. 28. Der Armen-Rath ist befugt, von der Verwendung solcher Stiftungen für 
Armenzwecke, über welche von anderen Behörden verfügt wird, Kenntniss zu nehmen 
und ist verpflichtet, durch Zusammenwirken mit den Organen der Stiftungs - Verwaltung 
und der freiwilligen Armenpflege eine möglichst einheitliche Leitung des gesammten ört- 
lichen Armenwesens und die thunlichste Verminderung des öffentlichen Armen- Aufwands 
herbeizuführen. 


$. 29. Die Kreis- Armenpflege wird von den gesetzlichen Organen der Kreise ver- 
waltet und bleibt, soweit nicht das gegenwärtige Gesetz ihnen die Verpflichtung zu be- 
stimmten Leistungen auferlegt, ihrer freien Beschlussfassung überlassen. 


5. Aufbringung des Aufwands. 


$. 30. Der für die örtliche Armenpflege erforderliche Aufwand wird in dem 
Gemeinde-Voranschlag der Zustimmung der Gemeinde unterbreitet ($. 56a der Gemeinde- 
Ordnung) und in der Gemeinde-Rechnung verrechnet. Er wird vorbehaltlich der Bestim- 
mung des 8. 31 gleich den übrigen Gemeinde - Ausgaben bestritten. 


$- 31. Reichen die Gemeinde-Einkünfte einschliesslich der Auflagen auf die Bürger- 
Nutzungen zur Bestreitung der Gemeinde-Ausgaben nicht hin, so werden diese Einkünfte 
zunächst auf den Armen- Aufwand und auf den übrigen Gemeinde- Aufwand nach Ver- 
hältniss ihrer Beträge vertheilt. Der hierdurch nicht gedeckte Theil des Armen-Aufwands 
wird mittelst besonderer Umlage von den in das Gemeinde - Kataster aufgenommenen 
Steuer - Kapitalien unter Beizug der Klassen - und Kapital -Steuer-Kapitalien, mit Aus- 
nahme jener der Stiftungen, erhoben. 

Dabei wird nur klassensteuerpflichtiges Einkommen über 500 fl. , dieses aber nur im 
zweifachen Betrag der Umlage, zu Grunde gelegt. Die Orts-Geistlichen und Schullehrer 
werden nicht mit dem gemeindeumlagepflichtigen Steuer-Kapital ihrer Pfründe, sondern 
mit ihrem klassensteuerpflichtigen Einkommen beigezogen. 

Das Kapital-Steuer-Kapital ist im nämlichen Verhältniss umlagepflichtig, wie es ver- 
glichen mit der Grundsteuer zur Staatssteuer beizutragen hat. 

Auf Umlagen für Armenzwecke findet $. 78 der Gemeinde-Ordnung keine Anwendung. 

Die gemeinde kann beschliessen, dass auch der Armen-Aufwand lediglich nach Mass- 
gabe der Bestimmungen der Gemeinde - Ordnung aufgebracht werden soll. 


$- 32. Die Bestimmungen des $. 31 über den Beizug der zur Gemeinde-Armenumlage 
beitragspflichtigen Steuer-Kapitalien gelten gleichmässig für Umlagen zur Bestreitung des 
Aufwands für die Kreis- Armenpflege. 


$- 33. Beträgt die zufolge des $. 16 erforderliche Umlage auf die zur Kreis- Armen- 
pflege beizuziehenden Steuer -Kapitalien ($. 32) mehr als einen halben Kreuzer von hun- 
dert Gulden, so ist die Staats- Kasse verpflichtet, den Mehrbetrag auf Anfordern an die 
Kreis - Kasse zu ersetzen. J 


$. 34. Dienstboten, Fabrik - und Handarbeiter , Gewerbs-Gehiilfen und Lehrlinge, 
welche am Ort, wo sie in Dienst oder Arbeit stehen, nicht im Familien - Verband leben, 
können, auch wenn sie daselbst den Unterstützungs- Wohnsitz oder Bürgerrecht haben, 
auf den Antrag der örtlichen Armen-Behörde durch Gemeinde - Beschluss mit Staats- 


Genehmigung verpflichtet werden, zur Deekung des Aufwandes für zu ihrer Verpflegung 


im Fall der Erkrankung bestimmte Anstalten besondere Beiträge bis zum Betrag von 
wöchentlich 3 kr. zu entrichten, sofern sie nicht den Nachweis liefern, dass ihre Ver- 
pflegung in Krankheits-Fällen in anderer Weise sichergestellt ist. Die Dienstherr- 
schaften, Arbeitgeber und Lehrherren haben die Obliegenheit, für die bei ihnen in Dienst, 
Arbeit oder Lehre stehenden Verpflichteten die festgesetzten Beiträge zu bezahlen; sie 
sind dagegen berechtigt, deren Betrag von denselben zu erheben. 

Die Entrichtung solcher Versicherungs-Beiträge berechtigt zu freier Verpflegung auf 
die Dauer von acht Wochen. Wird die Verpflegung länger gewährt, so ist der weitere 
Aufwand aus dem Vermögen des Verpflegten oder von den nach Massgabe dieses Gesetzes 
Verpflichteten ($$. 3, 24, Absatz 2) der Anstalt zu ersetzen. 


6. Zuständigkeit der Staats-Behörden. 
$. 35.*) Oeffentlich-rechtliche Streitigkeiten über Ersatz-Ansprüche der Orts-Armen- 
Verbände auf Grund der 88. 4, 5, 22,.24 Absatz 2, %. 25, über Ersatz- Ansprüche dritter 


*) $. 35 aufgehoben durch Ges. v. 14. März 1872. 
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Personen und Forderungen der Aerzte und Apotheker ($$. 6 und 7), über die Unter- 
stützungspflicht auf Grund des Unterstützungs - Wohnsitzes, des Bürgerrechts oder Ein- 
sassenrechts ($$. 10, 14, 15 Absatz 2, $. 17, $. 36 Absatz 2), über die Unterstützungspflicht 
des Kreis- Verbands ($. 16), über Umlagen für die Armenpflege ($$. 31 und 32) und über 
die Ei $. 34 entstehenden Rechte und Verbindlichkeiten entscheiden die Verwaltungs- 
Gerichte. 

Für Streitigkeiten über öffentlich-rechtliche Ansprüche an die Kreis- Verbände auf 
Grund dieses Gesetzes ist der Bezirks-Rath des Bezirks, in welchem die Verwaltung des 
Kreises ihren Sitz hat, das im ersten Rechtszug zuständige Verwaltungs - Gericht. 

Bei Streitigkeiten über Ersatz- Ansprüche im Falle des $. 33 entscheidet der Ver- 
waltungs - Gerichtshof. 

Die Fragen der Unterstützungs-Bedürftigkeit und der Art der Unterstützung werden 
von den Verwaltungs- Behörden entschieden. 


7. Vebergangs - Bestimmungen. 

$. 36. Der in die Zeit vor der Wirksamkeit dieses Gesetzes fallende Aufenthalt be- 
gründet den Unterstützungs - Wohnsitz nicht. 

Wer in einer Gemeinde das angeborene Bürgerrecht besitzt, oder das angeborene 
Bürgerrecht angetreten hat, oder als Bürger aufgenommen oder Einsasse ist, behält da- 
selbst drei Jahre lang nach Eintritt der Wirksamkeit dieses Gesetzes den bisherigen An- 
spruch auf Unterstützung, welcher auch nur durch dreijährige auf freier Selbstbestimmung 
beruhende Abwesenheit verloren geht. 

Bezüglich der Unterstützung der in den $$. 62 und 82 des Bürgerrechts - Gesetzes ge- 
nannten Personen tritt die Staats-Kasse an die Stelle der Gemeinde - Kasse.*) 


$. 57. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Juli 1870 in Wirksamkeit, mit Ausnahme der 
Bestimmungen über die Umlagen für die Armenpflege, welche mit dem Beginn des nächsten 
Rechnungsjahres zum Vollzug kommen. 


Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staats-Ministerium, den 5. Mai 1870. 


Das Ausführungs-Gesetz vom 14. März 1872 sodann lautet wie folgt: 
Gesetz, die Einführung des Gesetzes des Nordd. Bundes vom 6. Juni 1870 


über den Unterstützungs -Wohnsitz betreffend, vom 14. März 1872. 
(Ges.- u. Verordn,-Blatt S. 135, 136.) 


Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog von Zähringen. 
Zum Vollzug des Reichs-Gesetzes vom 8. November 1871, betreffend die Einführung des 
Gesetzes des Norddeutschen Bundes vom 6. Juni 1870 über den Unterstützungs-Wohnsitz 
in Württemberg und Baden, haben Wir mit Zustimmung Unserer getreuen Stände be- 
schlossen und verordnen, wie folgt: 


$-. 1. Jede politische Gemeinde bildet einen Orts-Armen-Verband, jeder Kreis einen 
Land-Armen-Verband. 
Abgesonderte Hofgüter werden den Gemeinden gleich geachtet. 


$- 2. In den Fällen des $. 33 des Reichs-Gesetzes liegt die Verpflichtung zur Er- 
stattung der Kosten der Unterstützung, beziehungsweise zur Uebernahme der Hülfsbe- 
dürftigen, demjenigen Land-Armen-Verbande ob, innerhalb dessen der Hülfsbedürftige 
seinen letzten Unterstützungs-Wohnsitz gehabt hat. Lässt sich dieser Unterstützungs- 
Wohnsitz nicht ermitteln, so ist derjenige Land-Armen-Verband zur Tragung der Kosten 
verpflichtet, in dessen Bezirk die Hülfsbedürftigkeit hervorgetreten ist. 


$- 3. Die $8. 9 bis einschliesslich 14, $. 16 Absatz 1 und 2, $. 17, die $$. 22 bis ein- 
schliesslich 24, $. 35 und $. 36 Abs. 2 und 3 des Gesetzes v. 5. Mai 1870 über die öffent- 
liche Armenpflege sind aufgehoben. 


$. 4. Oeffentlich-rechtliche Streitigkeiten über Ersatz--Ansprüche der Armen-Ver- 
bände auf Grund der $$. 4 und 5 des Landes-Gesetzes vom 5. Mai 1870 über die öffent- 
liche Armenpflege, über Ersatz-Ansprüche dritter Personen und Forderungen der Aerzte 
und Apotheker ($$. 6 und 7 des Landes-Gesetzes), über Umlagen für die Armenpflege 
(9. 31 und 32 des Landes-Gesetzes) und über die aus $. 34 des Landes-Gesetzes ent- 
stehenden Rechte und Verbindlichkeiten entscheiden die Verwaltungs-Gerichte. 


*) Abs. 2, 3 aufgehoben durch Ges. vom 14. März 1872. 


Das Gleiche gilt von Streitigkeiten zwischen verschiedenen Armen-Verbänden über 
die öffentliche Unterstützung Hülfsbedürftiger. | 

Für Streitigkeiten über Öffentlich-rechtliche Ansprüche an die Kreise als Armen- 
Verbände ist der Bezirksrath des Bezirks, in welchem die Verwaltung des Kreises ihren 


Sitz hat, das im ersten Rechtszug zuständige Verwaltungs-Gericht. 


BE 
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Bei Streitigkeiten über Ersatz-Ansprüche im Fall des $. 33 des Landes-Gesetzes ent- 


scheidet der Verwaltungs-Gerichtshof. 
Ueber die Hülfsbedürftigkeit, die Art und das Mass der Unterstützung entscheiden 
die Verwaltungs-Behörden. u 


$.5 Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1873 in Wirksamkeit. 
Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den.14. März 1872. 


Ueber das Verfahren zur Erwirkung des Ersatzes für geleistete Un 


terstützung, sowie der Uebernahme Hülfsbedürftiger ist unter dem 6. De- 
zember 1872 noch folgende Verordnung zum Vollzug des Reichsgesetzes vom 6. Juni 
1870 über den Unterstützungs-Wohnsitz ergangen (Gesetz- und Verordnungs-Bl. f. 
d. Grossh. Baden 1872 8. 377 ff.). Dieselbe lautet: | Ä 


Nach $$. 28 und 60 des Reichs -Gesetzes vom 6. Juni 1870 über den Unterstützungs- 
Wohnsitz muss jedem Hülfsbedürftigen von dem Orts-Armenverbande, in dessen Bezirk 


derselbe beim Eintritt der Hülfsbedürftigkeit sich befindet, die erforderliche Unterstützung 


gewährt werden. Da indessen solchen Hülfsbedürftigen, welche in dem Orts - Armen- 
Verbande, in dessen Bezirk sie sich aufhalten, den Unterstützungs-Wohnsitz 
nicht haben, der Orts- Armenverband die Unterstützung nur vorläufig, d.h. vor- 
behaltlich des Anspruchs auf Erstattung der Kosten, sowie — unter der gesetzlichen Vor- 
aussetzung ($. 31 des Reichs-Gesetzes) — der Uebernahme des Hülfsbedürftigen durch den 
verpflichteten Armenverband, zu leisten hat, so wird'zur Regelung des Verfahrens bei 
Verfolgung solcher Ansprüche verordnet, was folgt: 


$.1. Will ein Orts-Armenverband die Erstattung der aufgewendeten oder aufzuwen- 


denden Kosten der Unterstützung eines Hülfsbedürftigen in Anspruch nehmen, so hat der 
Vorsitzende des Orts- Armenraths oder der von letzterem damit Beauftragte durch An- 
frage bei der im Besitz der Wohnungs-Anzeigen (Verordnung vom 11. Juni 1870, Gesetzes- 
und Verordnungs - Blatt Seite 555) befindlichen Orts -Polizeibehörde sowie durch eine so 
bald als thunlich nach Anleitung eines der Formulare A. B. C. D. zu vollziehende Einver- 
nahme des Unterstützten über dessen persönliche, Heimaths- und Aufenthalts-Verhältnisse 
den zum Ersatz verpflichteten Armen-Verband zu ermitteln, bei welchem sodann möglichst 
bald, spätestens binnen 6 Monaten nach begonnener Unterstützung, der Ersatz-Anspruch 
mit der Anfrage anzumelden ist, ob derselbe anerkannt werde. ($. 34 Absatz 1 des Unter- 
stützungs- Wohnsitz-Gesetzes, Gesetzes- und Verordnungs -Blatt Seite 282.) 


$.2. Ist ein verpflichteter Orts- Armenverband auf dem bezeichneten Wege nicht 
sofort zu ermitteln, so hat der unterstützende Orts-Armenverband innerhalb obiger 
6 Monate ($. 1) den Ersatz- Anspruch beim vorgesetzten Bezirks- Amt anzumelden, wo- 
durch derselbe gewahrt wird. ($. 34 Absatz 2 des Unterstützungs-Wohnsitz-Gesetzes.) 

Das Bezirks- Amt hat die Vollständigkeit der gemachten Erhebungen zu prüfen und 
nach Erforderniss deren Ergänzung anzuordnen oder auch selbst vorzunehmen. 


$.3. Handelt es sich um die Verpflegung eines erkrankten Dienstboten, Gesellen, 
Gewerbegehülfen , Lehrlings, so hat der verpflegende Orts- Armenverband spätestens 
1 Tage vor Ablauf des sechswöchigen Zeitraums, während dessen er die Verpllegungs- 
kosten ohne Ersatz von Seiten des zur Unterstützung verpflichteten Armen-Verbands be- 
streiten muss, dem letzteren Nachricht von der Erkrankung zu geben, widrigenfalls die 
Erstattung der Kosten nur noch in beschränktem Umfang nach Massgabe des $. 29 Ab- 
satz 2 des Unterstützungs- Wohnsitz - Gesetzes gefordert werden kann. \ 

Lässt sich der verpflichtete Armen-Verband nicht sofort ermitteln, so ist die Erkrank- 
ung innerhalb vorstehender Frist dem Bezirks- Amt anzuzeigen, welches sodann nach 
Massgabe des $. 2 Absatz 2 dieser Verordnung verfährt. 


$.4. Bleibt die Kosten-Erstattungspflicht auch nach Beendigung der Erhebungen 
streitig, indem sie von dem hierwegen in Anspruch genommenen Armen - Verband aus- 


drücklich oder auch stillschweigend ($. 35 des Unterstützungs-W ohnsitz-Gesetzes) abge- 


lehnt wird, so kann der unterstützende Armen-Verband seine Ansprüche nach $$. 36 u. ff. 
des Unterstützungs-Wohnsitz-Gesetzes vor den zuständigen Spruch-Behörden verfolgen. 
Diese sind, soweit Ansprüche gegen einen inländischen Armen-Verband erhoben 
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werden, die Badischen Verwaltungs-Gerichte (Bezirksräthe und Verwaltungs-Gerichtshof, 
$. 4 des Badischen Einführungs-Gesetzes vom 14. März 1872, Gesetzes- und Verordnungs- 
Blatt Seite 136). 


$. 5. Der unterstützende"Orts-Armenverband kann nach Vollzug der ihm obliegen- 
den Einvernahme ($. 1) um die weiteren Nachforschungen zur Ermittelung des Unter- 
stützungs - Wohnsitzes des Hülfsbedürftigen und um die Erwirkung seiner Uebernahme 
($. 31 des Unterstützungs-Wohnsitz-Gesetzes), insbesondere auch um den Einzug von Er- 
kundigungen bei auswärtigen Behörden das Bezirks- Amt angehen, welches alsdann die 
betreffenden Geschäfte zu übernehmen hat. 

Auch für die Vermittlung der Korrespondenz bei Verfolgung streitiger Ansprüche 
vor ausländischen Behörden Können die betheiligten Orts- Armen - Verbände die Thätig- 
keit der Bezirks- Aemter in Anspruch nehmen. | 


$. 6. Erscheint als ersatzpflichtig ein inländischer Kreis, so hat der unterstützende 
Armen-Verband dem ihm vorgesetzten Bezirks-Amt Vorlage zu machen, welches zunächst 
prüft, ob die erforderlichen Erhebungen gemacht sind, und nach etwa nöthiger Ergänzung 
derselben die Akten dem Kreis- Ausschuss mittheilt. Dieser beschliesst, wenn er die 
Unterstützungspflicht nicht bestreitet, sofort über die allenfalls weiter nöthige»Verpflegung 
und insbesondere auch darüber, weleher Gemeinde etwa diese Verpflegung gegen 
Ersatz des Aufwandes zu übertragen sei. ($. 16 des Badischen Gesetzes vom 5. Mai 1870 
über die öffentliche Armenpflege.) 


$. 7. Ergibt sich, dass nach $. 36 Absatz 3 des Badischen Armen- Gesetzes, oder 
weil der Unterstützte kein Reichs-Angehöriger ist oder, wenn auch im Besitz dieser letz- 
teren Eigenschaft, doch dem Geltungs-Gebiet des Unterstützungs-W ohnsitz - Gesetzes 
nicht angehört *), die Staatskasse für die Verpflegungskosten aufzukommen hat, so 
ist dem Bezirks-Amt sogleich bei Eintritt der Unterstützungs-Bedürftigkeit hiervon An- 
zeige zu machen. 


$.8S. Ist die Unterstützung aus anderen Gründen als wegen einer nur vorübergehen- 
den Arbeitsunfähigkeit nothwendig geworden und der zur Kostenerstattung verpflichtete 
Armen-Verband deshalb nach $. 31 des Unterstützungs - Wohnsitz - Gesetzes auch zur 
Uebernahme des Hülfsbedürftigen verpflichtet, so kann nach Anhörung des Letzteren 
der unterstützende Orts-Armen-Verband von dem verpflichteten Armen-Verband zugleich 
mit der Anmeldung des Kostenersatz- Anspruchs ($. 1) auch diese Uebernahme verlangen 
($. 34 letzter Absatz des Unterstützungs - Wohnsitz - Gesetzes.) 

Ein Antrag auf Uebernahme, welchen der unterstützende Orts- Armen - Verband ge- 
stellt hat, ist, falls er ausdrücklich abgelehnt wird oder 14 Tage lang nach Empfang un- 
beantwortet bleibt, durch Klage vor der zuständigen Spruch - Behörde zu verfolgen. 

Diese Betreibung hat innerhalb der in $. 27 Absatz 3 des Unterstützungs - Wohnsitz- 
etes bestimmten Frist bei Vermeidung der. dort bezeichneten nachtheiligen Folge zu 
geschehen. 

Verlangt der verpflichtete Armen-Verband, dass der Hülfsbedürftige in seine unmittel- 
bare Fürsorge übergeführt werde, so hat der unterstützende Orts-Armen-Verband diesem 
Begehren bei Verlust des Kostenersatz-Anspruches für die Folgezeit beziehungsweise für 
die Zeit der Verzögerung ungesäumt zu entsprechen. ($. 32 Absatz 3 des Unterstützungs- 
Wohnsitz - Gesetzes.) 

Die Ausweisung des Hülfsbedürftigen kann gegen dessen Willen nur durch das Be- 
zirks - Amt vollzogen werden. 

Jeder der betheiligten Armen - Verbände oder der Hülfsbedürftige selbst kann gegen 
den Vollzug einer auf Einigung der betreffenden Armen-Verbände oder auf Entscheidung 
der Spruch - Behörde beruhenden Ausweisung auf Grund des $. 56 des Unterstützungs- 
Wohnsitz- Gesetzes beim Bezirks- Amt Einwendungen erheben. Ueber die Anträge der 
betheiligten Armen- Verbände oder des Hülfsbedürftigen entscheiden alsdann die Ver- 

" waltungs - Gerichte. 

8.9. Der$. 10 der diesseitigen Verordnung vom 11. Juni 1870 zum Vollzug des Ge- 
setzes über die öffentliche Armenpflege, insbesondere die Anzeigen bei Wohnungs - Ver- 
änderungen betreffend (Gesetzes- und Verordnungs- Blatt Seite 558) ist aufgehoben. 

Karlsruhe, den 6. Dezember 1872. 

| Grossherzogliches Ministerium des Innern. 

Jolly. 
Nach der die »Ausstellung von Heimathscheinen und Reiseausweisen« regelnden 


| Verordnung vom 7. November 1872 |Ges.- u. Verordn.-Bl. XLI, 8. 364] werden 


*) Anmerkung: Zur Zeit sind die Angehörigen von Bayern und Elsass - Lothringen 
in diesem Falle. 


1120 Zum Reichs-Gesetz vom 6. Juni 1870, — Württemberg. : Ati, 


1. Heimathscheine in der Regel auf die Dauer von 5 Jahren von den Bezirks-Aem- 
tern ausgefertigt und 2. Bescheinigungen über Besitz des Unterstützungs-Wohn- 
sitzes nicht ertheilt. " 


Das in Württemberg erlassene Ausführungs-Gesetz hat einen kodifizirenden 
Karakter, indem es die mit seinen Vorschriften im Widerspruch stehenden Be- 


stimmungen älterer Gesetze und Verordnungen ausser Kraft setzt. Es genügt des- 


halb sein Abdruck zum Verständniss der Württembergischen Landes-Gesetzgebung. 
Dasselbe lautet: . 
Württembergisches Ausführungs- Gesetz vom 17. April 1873. 

Karl, von Gottes Gnaden, König von Württemberg. Zu Ausführung des Reichs- 
Gesetzes iiber den Unterstützungs- Wohnsitz vom 6. Juni 1870 (Bundes - Gesetzblatt des 
Nordd. Bundes $. 360, Reichs - Gesetzblatt 1871 8. 391, Reg. -Bl. 1872 8. 32) verordnen 
und verfügen Wir nach Anhörung Unseres Geheimenraths und unter Zustimmung Un - 
serer getreuen Stände wie folgt: 


I. Umfang der öffentlichen Unterstützung. 


Art.1. Jedem hülfsbedürftigen Deutschen (Art. 2 und 49) ist von dem zu seiner 
Unterstützung verpflichteten Armen - Verbande Obdach, der unentbehrliche Lebensunter- 
halt, die erforderliche Pflege in Krankheitsfällen und im Falle seines Ablebens ein an- 
gemessenes Begräbniss zu gewähren. 

Wenn Jemand für seine Person oder seine nicht arbeitsfähigen Angehörigen (vergl. 
$. 4 des Freizügigkeits - Gesetzes vom 1. November 1867) Unterstützung in Anspruch 


nimmt, so kann solche mittels Unterbringung in einem Armen- oder Krankenhause, geeig- 


neten Falls mittels Anweisung der den Krätten der Hülfsbedürftigen entsprechenden Ar- 
beiten ausserhalb oder innerhalb eines solchen Hauses gewährt werden. 

Gebühren für die einem Unterstützungsbedürftigen geleisteten geistlichen Amtshand- 
lungen sind die Armen - Verbände zu entrichten nicht verpflichtet. 


Art. 2. Die öffentliche Unterstützung Hülfsbedürftiger hat nur in soweit einzutreten, 


als dieselben weder von andern zu ihrer Alimentation oder Unterstützung rechtlich Ver- 
pflichteten noch durch die freiwillige Armenpflege die nöthige Hülfe erhalten. 

Die Verweisung an dritte Verpflichtete (Abs. 1) ist nicht zulässig, wenn der Unter- 
stützungsbedürftige sich in einer Lage befindet, welche sofortige Hülfeleistung erfordert. 


Art. 3. Personen, welche ungeachtet des Besitzes genügender Mittel auf Grund des 
gegenwärtigen Gesetzes Öffentliche Armen -Unterstützung erlangt haben, sind zum Er- 
satze des Empfangenen verpflichtet. 

Ausserdem ist jede auf Grund dieses Gesetzes an eine Person über 18 Jahre für sich, 
ihre Ehefrau oder Kinder, welche mit ihr in häuslicher Gemeinschaft stehen, aus einer 
Armenkasse abgegebene Unterstützung, mit Ausnahme des Aufwands für Schulunterricht, 
als ein Vorschuss zu betrachten, dessen Wiedererstattung die Armen- Behörde verlangen 
kann, falls der Unterstützte in eine Lage gekommen ist, welche ihm die Ersatzleistung 
unbeschadet der Sicherstellung seines und der Seinigen Lebensunterhaltes ermöglicht. 


Art. 4. Dritten Personen, welche, ohne dazu rechtlich verpflichtet zu sein, einem im 
Sinne des Art. 2 Unterstützungsbedürftigen eine dringend nöthige Hülfe leisten, steht ein 
Anspruch auf Ersatz des durch die Umstände gebotenen Aufwandes aus Mitteln der 
öffentlichen Armenpflege und zwar an den zunächst verpflichteten Armen -Verband 
(Reichs - Gesetz vom 6. Juni 1870 $. 28) zu, jedoch nur, wenn die Orts- Armenbehörde 
dieses Verbandes von der Hülfeleistung innerhalb 24 Stunden oder, sofern diese Frist 
nicht eingehalten werden konnte, sobald als möglich in Kenntniss gesetzt worden ist. 


Art. 5. Die Bestimmungen des Art. 4 finden auch Anwendung auf Aerzte (Wund- 
ärzte, Hebärzte) rücksichtlich des Anspruchs auf den Bezug der regulativmässigen Ge- 
bühren für ärztliche Hülfe in Fällen, wo für die Armen - Verbände andere Aerzte zur Be- 
handlung der Hülfsbedürftigen der betreffenden Verbände aufgestellt sind. 

Sind öffentliche Aerzte für die Behandlung der Armen nicht bestellt, so haben die 
Aerzte Anspruch auf Bezug der regulativmässigen Gebühren für ihre Dienstleistungen 


an den zunächst verpflichteten Armen - Verband. Der Anspruch muss jedoch binnen drei 


Monaten, von dem Beginn der Hülfeleistung an gerechnet, erhoben werden. 

Unter den gleichen Voraussetzungen haben auch Hebammen Anspruch auf den Bezug 
der regulativmässigen Gebühren für geleistete Kunsthülfe. 
Art. 6. Apotheker haben Anspruch auf die Bezahlung der für Arme auf ärztliche ete. 
Verordnung abgegebenen Arzneimitteldurch den zunächst verpflichteten Armen - Verband, 
wenn 


3 
Er: 


Art. 7—10, Ausführungs-Gesetz vom 17. April 1873, 1120a, 


1. die Abgabe 

a. auf Verordnung des bestellten Armenarztes, 

b. wo ein solcher nicht bestellt ist oder in Nothfällen (vergl. Art. 4 und 5), auf Ver- 

ordnung eines anderen Arztes erfolgt, und 

2. der Anspruch binnen 3 Monaten von der Abgabe an bei dem zunächst verpflichteten 

Orts- Armenverband erhoben worden ist. 

Art. 7. Einen Anspruch auf Unterstützung kann der Arme niemals im Rechtswege, 

sondern nur bei der zuständigen Verwaltungs-Behörde geltend machen, in deren Pflicht 


‚es liegt, keine Ansprüche zuzulassen, welche über das Nothdürftige hinausgehen. 


Ueber Beschwerden gegen Verfügungen der Orts-Armenbehörden darüber, ob, in 
welcher Höhe und in welcher Weise Armen-Unterstützungen zu gewähren sind, ent- 
scheidet das vorgesetzte Oberamt. Gegen dessen Entscheidung ist eine weitere einmalige 
Beschwerde zulässig. 

Ueber Beschwerden der vorbezeichneten Art gegen Anordnungen der Land-Armen- 
behörden erkennt die Kreis-Regierung , gegen deren Verfügung eine weitere einmalige 
Beschwerde an das Ministerium des Innern stattfindet. 

Streitigkeiten iiber die Anwendung der Bestimmungen in Art. 3—6 sind im Verwal- 
tungsrechtswege zu entscheiden. 


Il. Organe der öffentlichen Unterstützung Hülfsbedürftiger. 
Orts-Armenverbände. 

Art. 8. Jede Gemeinde bildet für sich einen Orts-Armenverband. 

Theilgemeinden, welche mit eigener Markung versehen sind und die Unterstützung 
nothleidender Genossen schon bisher für sich zu bestreiten hatten (Gesetz über die Ver- 
hältnisse der zusammengesetzten Gemeinden vom 17. September 1853, Art. 7, Abs. 2), 
können auch fernerhin als besondere Orts-Armenverbände fortbestehen. 

Die Vereinigung mehrerer Theilgemeinden einer zusammengesetzten Gemeinde und 
die Vereinigung mehrerer Gemeinden eines Ober-Amtsbezirks zu einem Gesammt - Orts- 
Armenverbande ist statthaft und erfolgt durch Uebereinkunft der bürgerlichen Kollegien, 
beziehungsweise der Vertreter der Theilgemeinden (Gesetz über die Verhältnisse der zu- 
sammengesetzten Gemeinden vom 17. September 1853, Art. 8, Abs. 5 und 6). 


Der Art. 15 des eben erwähnten Gesetzes findet auf solche Vereinbarungen keine 
Anwendung. | 


Art. 9. Die Verwaltung der öffentlichen Armenpflege steht in den einen eigenen 
Orts-Armenverband bildenden Gemeinden und Theilgemeinden den durch die Gemeinde- 
Verfassungs- und Verwaltungsgesetze für die Besorgung der Gemeinde-Angelegenheiten 
bestellten Organen mit der Massgabe zu, dass bei den bezüglichen Verhandlungen und 


'Beschlussfassungen des Gemeinderaths der erste Ortsgeistliche oder sein Stellvertreter 


stimmberechtigtes Mitglied des Kollegiums ist. In Gemeinden, wo Ortsgeistliche ver- 
schiedener religiöser Bekenntnisse angestellt sind, ist von jeder Konfession der erste 
Ortsgeistliche oder sein Stellvertreter zur Mitwirkung berufen. 

Bestehen innerhalb einer und derselben Gemeinde mehrere Parochien, so hat der 
erste Ortsgeistliche einer jeden Parochie, deren Pfarrsitz innerhalb der Gemeinde ist, oder 
sein Stellvertreter mitzuwirken. | 

. Hat in einer, einen eigenen Orts-Armenverband bildenden Gemeinde oder Theilge- 
meinde keiner der für dieselbe bestellten Geistlichen seinen Pfarrsitz,, so ist zu den auf 
die Armenpflege sich beziehenden Verhandlungen und Beschlüssen des Kemeinderaths 
derjenige Geistliche mit Stimmrecht beizuziehen, dessen Pfarrsprengel die Gesammtheit 
oder die Mehrzahl der Einwohner des Armen-Bezirks angehört. 


Die Leitung der Sitzungen der Orts-Armenbehörde steht dem Ortsvorsteher und dem 
ersten Ortsgeistlichen oder seinem Stellvertreter gemeinschaftlich zu; dem Geistlichen 
gebührt die erste ordentliche, dem Ortsvorsteher im Falle der Stimmengleichheit die ent- 
scheidende Stimme. Im Uebrigen kommt die Führung der Geschäfte dem Ortsvor- 
steher zu. 

Wenn Geistliche verschiedener Konfessionen in der Orts-Armenbehörde mitwirken, 
so kommt der hievor bezeichnete Antheil am Vorsitz dem Geistlichen der in der Ge- 
meinde überwiegenden Konfession zu. Andernfalls ist ein geeigneter Wechsel festzu- 
stellen. Unter Geistlichen derselben Konfession entscheidet die dienstliche Stellung, 
beziehungsweise das Dienstalter. 

Die näheren Vorschriften für die Verwaltung der aus mehreren Gemeinden oder Theil- 
gemeinden zusammengesetzten Orts-Armenverbände werden durch ein von den Vertre- 
tern der Gemeinden und Theilgemeinden zu vereinbarendes Statut festgestellt, das der 
Genehmigung der Gemeinde-Aufsichtsbehörde unterliegt. 


Art. 10. Auf Grund eines Beschlusses der bürgerlichen Kollegien können in allen 
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Gemeinden besondere dem Gemeinderath untergeordnete Deputationen aus Mitgliedern 
der bürgerlichen Kollegien, geeignetenfalls unter Zuziehung anderer Ortseinwohner, für 
die Verwaltung der gesammten Öffentlichen Armenpflege und ebenso Kommissionen für 
die Verwaltung einzelner Zweige oder Anstalten der Armenpflege gebildet, auch für ein- 
zelne Bezirke der Gemeinde besondere Armenpfleger bestellt werden. 

Die näheren Bestimmungen über den Geschäftskreis und die Geschäftsführung der 
Armen-Deputationen und Kommissionen werden durch Beschlüsse der Gemeinde-Kolle- 
gien festgesetzt, welche der Bestätigung des Ministeriums des Innern bedürfen. 

Der erste Ortsgeistliche eines jeden religiösen Bekenntnisses oder sein Stellvertreter 
ist mit der in Art. 9 vorgesehenen Stellung stimmberechtigtes Mitglied der Armen-De- 
putation. 


Art. 11. Stiftungen einer Gemeinde, welche ausschliesslich dem Zweck der öffent- 
lichen Armen-Unterstützung im Sinne des gegenwärtigen Gesetzes gewidmet sind, gehen, 
soweit nicht vom Stifter eine besondere Verwaltungs-Behörde bestimmt worden ist (Ver- 
waltungs-Edikt vom 1. März 1822, $. 120), in welchem Falle es bei dieser Bestimmung 
sein Bewenden hat, in die Verwaltung der Orts-Armenbehörde über. Soweit das Ver- 
mögen dieser Stiftungen bisher zu bestimmten Zwecken zu verwenden war, ist es auch 
fernerhin in gleicher Weise zu verwenden. 

An den Vorschriften über die Art der Verwaltung des Vermögens dieser Stiftungen 
tritt eine Aenderung nicht ein. 

Die Verwaltung anderer öffentlicher Stiftungen als der in Abs. 1 bezeichneten ver- 
bleibt den durch die Gesetzgebung hiefür bestimmten Behörden. Die Verwaltungen 
dieser Stiftungen sind jedoch verpflichtet, aus dem Ertrage des Vermögens derselben all- 
Jährlich der Gemeinde-Armen-Verwaltung die für die öffentliche Armen-Unterstützung 
stiftungsgemäss zu verwendenden Mittel (Verwaltungs-Edikt vom 1. März 1822, $. 135, 
Abs. 1 und $. 136) zum Zwecke der Verwendung für die den Gemeinden obliegende Ar- 
menfürsorge zur Verfügung zu stellen, soferne sie nicht vorziehen, mit der Gemeinde sich 
durch Ueberlassung eines bestimmten Antheils an dem Stiftungs-Vermögen ein für alle- 
mal auseinander zu setzen. 

Auch sind diese Stiftungen, soweit solche im Besitze von Vermögens-Objekten oder 
von Einrichtungen sind, welche bisher ausschliesslich oder theilweise für die Öffentliche 
Armen-Unterstützung gedient. haben, wie Kranken-, Armen-, Siechenhäuser, Spitäler ete. 
verbunden, solche künftig der Gemeinde-Armenverwaltung zur Benutzung für die Zwecke 
der öffentlichen Armenpflege, insoweit, als dies bisher der Fall war, zu überlassen, so- 
fern nicht über die Abtretung derselben an die Gemeinde-Armenverwaltung eine Ueber- 
einkunft zu Stande kommt. | 


Art. 12. Zu den der öffentlichen Armenunterstützung gewidmeten Stiftungen (Art. 
11) sind nicht zu zählen diejenigen Bestandtheile des örtlichen Stiftungs-Vermögens, 
welche den örtlichen Kirchenfonds als solchen für Unterstützungszwecke zugewendet 
worden sind, und deren Verwaltung die Stiftungsräthe bisher nur in ihrer Eigenschaft als 
Verwalter des örtlichen Kirchen- Vermögens geführt haben. . 


Art. 13. In Streitsachen, welche durch die Vorschriften der Art. 11 und 12 veran- 
lasst werden, entscheiden, wenn die stiftungsmässige Bestimmung einer Stiftung oder 
eines Vermögenstheils einer solchen in Frage steht, die Verwaltungs-Justizbehörden , in 
den übrigen Fällen die Verwaltungs-Behörden, und zwar in letzter Instanz das Mini-. 
sterium des Innern. 

In derartigen Fällen ist die oberste Kirchen-Behörde befugt, in Vertretung: der 
Kirchen-Gemeinde eine Sache als streitig an die zuständige Behörde zu bringen, bezie- 
hungsweise Beschwerden gegen Entscheidungen der Verwaltungs-Justizbehörden oder 
der Verwaltungs-Behörden zu erheben. 


Art. 14. Die Vorsteher der Korporationen und anderer juristischer Personen sind 
verpflichtet, den Organen der Orts-Armenverbände auf deren Erfordern Auskunft über 
den Betrag der Unterstützungen zu ertheilen, welche einem Hülfsbedürftigen aus den 
‚unter ihrer Verwaltung stehenden, einem Zwecke der Wohlthätigkeit gewidmeten Fonds 
gewährt worden sind. 


Land - Armenverbände. 


Art. 15. Bis zur Konstituirung grösserer Land-Armenverbände hat jeder Ober- 
Amtsbezirk die Funktionen des Land- Armenverbandes zu übernehmen, und es erfolgt 
die Verwaltung nach Massgabe der für die Verwaltung der Amtskörperschaften bestehen- 
den gesetzlichen Bestimmungen. 

Der Amtsversammlung steht im Besonderen zu: über den Etat fiir die Einnahmen 
und Ausgaben der Land- Armenpflege Beschluss zu fassen, die Jahresrechnungen abzu- 
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nehmen, zu prüfen und darüber zu entscheiden, die Land- Armenbeiträge festzustellen, 
über Massregeln wegen Gründung und Veränderung von — dem Land - Armenbezirke ge- 
meinschaftlichen — Land - Armenanstalten und die Aufbringung der Mittel dazu Beschluss 
zu fassen, die Beamten und Offizianten für die Verwaltung des Land- Armenwesens und 
der Land - Armenanstalten zu bestellen und zu entlassen. 


Art. 16. Dem von der Amtsversammlung zur Besorgung der laufenden Geschäfte zu 
bestellenden Ausschuss (Verw.-Edikt vom 1. März 1822 $. 83 Abs. 1 vergl. mit $. 54 
Abs. 1), welcher für die Besorgung der Armenpflege durch zwei von der Amtsversamm- 
lung gewählte, derselben nicht angehörige, Mitglieder zu verstärken ist, liegt insbeson- 
dere ob: die Anweisung der Einnahmen und Ausgaben auf Grund des Etats, die Ent- 
scheidung darüber, ob der Fall einer von dem Land- Armenverband zu übernehmenden 
Fürsorge für einen Hülfsbedürftigen vorliege und in welcher Art diese zu bewirken sei, 
die Leitung der einzelnen Land-Armenanstalten und die Beaufsichtigung des Dienst- 
personals derselben, die Entwerfung des Etats und in Verbindung hiermit die Erstattung 
von Berichten über die Geschäftsführung und Verwaltung an die Amtsversammlung, des- 
gleichen die Vertretung des Land - Armenverbands in Streitsachen. 

In dringenden Fällen hat der Oberamtmann allein die vorläufige Verfügung zu treffen, 
von deren Inhalt jedoch in der nächsten, Sitzung dem Ausschuss Kenntniss zu geben und 
die künftigen Massnahmen dessen Beschlussfassung zu unterstellen. 


Art. 17. In dem Stadt -Direktionsbezirke Stuttgart werden die Angelegenheiten des 
Land - Armenverbandes nach den Vorschriften für die Verwaltung der Orts-Armenverbände 
besorgt. 


Art. 18. Die näheren Bestimmungen über die Verwaltung der Land- Armenver- 
bände und die Geschäftsführung ihrer Organe werden durch Verfügung des Ministeriums 
des Innern getroffen. 


Art. 19. Der Staatsregierung steht nach Massgabe der Gesetze über die Ver- 
fassung und Verwaltung der Gemeinden und Amtskörperschaften die Aufsicht über die 
Verwaltung der Orts- und Land- Armenverbände zu. 


ill. Pflichten und Rechte der Armenverbände. 


Art. 20. Die Orts- Armenverbände sind verpflichtet, die für die örtliche Armen- 
pflege nothwendigen Einrichtungen zu treffen. 

Sie dürfen Verträge abschliessen, wonach die Armen eines Orts- Armenverbandes in 
den Armen - Anstalten eines anderen Orts- Armenverbandes untergebracht werden sollen 
oder wonach mehrere Orts- Armenverbände zu Beschaffung gemeinschaftlicher Einrich- 
tungen für die Armenpflege sich vereinigen. 

Auf Antrag des Örts- Armenverbandes kann der Ortsvorsteher mit Zustimmung des 
Gemeinderaths Vorschriften über die Verpflichtung zur Anzeige des Austritts von Dienst- 
boten, Lehrlingen, Gewerbegehülfen oder Arbeitern erlassen , auf deren Uebertretung die 
Strafbestimmung des Art. 15 des Gesetzes vom 27. Dezember 1871, betreffend Aende- 
rungen des Polizei - Strafrechts, Anwendung findet. 


Art. 21. Die Land -Armenverbände sind befugt, die Kosten der öffentlichen Armen- 
pflege, welche die Fürsorge für Geisteskranke, für geistesschwache oder an Epilepsie 
oder ähnlichen Krankheiten leidende Personen, für verwahrloste Kinder (Art. 13 des Ge- 
setzes vom 27. Dezember 1871, betreffend Aenderungen des Polizei - Strafrechts) , sowie 
für Taubstumme oder Blinde verursacht, unmittelbar zu übernehmen. Die Verpflichtung 
der Orts- Armenverbände zur vorläufigen Unterstützung ($. 28 des Reichs-Gesetzes über 
den Unterstützungs- Wohnsitz vom 6. Juni 1870) der in ihrem Bezirk der Hülfsbedürftig- 
keit anheimfallenden Personen jener Kategorien wird hierdurch nicht berührt. 

Vereinigungen mehrerer Land- Armenverbände zur Gründung und Unterhaltung ge- 
meinschaftlicher Anstalten für Zwecke der ihnen obliegenden Armenpflege sind gestattet. 
Die Einrichtung und Verwaltung solcher Anstalten wird durch Statuten geregelt , welche 
von den betheiligten Land- Armenverbänden zu vereinbaren sind und der Genehmigung 
des Ministeriums des Innern unterliegen. Das letztere hat auch Bestimmung darüber zu 
treffen , in welcher Weise die Verwaltung dieser gemeinschaftlichen Anstalten und die 
Amtsführung ihrer Organe zu beaufsichtigen ist. 


Art. 22. Die Land-Armenverbände sind befugt, die ihrer Fürsorge gesetzlich an- 
heimfallenden Personen demjenigen Orts- Armenverband gegen Entschädigung zu. über- 
weisen, welcher nach $. 28 des Reichs - Gesetzes vom 6. Juni 1870 zur vorläufigen Unter- 
stützung derselben verpflichtet ist. 

Im Falle des Bestehens von Land- Armenanstalten (Art. 15) sind diejenigen dem 
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Land-Armenverband angehörigen Orts- Armenverbände, welche selbst keine geeignete 
Einrichtung für den von der Anstalt zu verfolgenden Zweck besitzen , verpflichtet, auf 
Verlangen der Land- Armenverwaltung dieselben gegen Bezahlung der statutenmässigen 
Beiträge zu benützen. 

Die Land- Armenverbände sind dagegen verbunden, in den Land- Armenanstalten, 
soweit es der Raum gestattet, gegen Entschädigung die der Fürsorge der Orts- Armen- 
verbände gesetzlich anheimfallenden, zur Aufnahme in jene Anstalten sich eignenden 
Personen auf Antrag dieser Verbände aufzunehmen. 

Im Fall der Weigerung entscheidet die vorgesetzte Kreisregierung, in zweiter Instanz 
endgiltig das Ministerium des Innern. ”ä 


Art. 23. Die Organe der öffentlichen Armenpflege sind ermächtigt, mit Genehnmi- 
gung des Ministeriums des Innern für die öffentlichen (Orts- oder Land-) Armenanstalten 
Hausordnungen zu erlassen, durch welche den Vorgesetzten eine Disziplinar - Strafgewalt 
bis zu zwei Tagen Haft übertragen werden kann. Gegen derartige Erkenntnisse findet 
ein einmaliger Rekurs nach Massgabe des Gesetzes vom 26. Juni 1821, betreffend den 
Rekurs in aussergerichtlichen Strafsachen , statt. Der Vollzug der erkannten Strafen er- 
folgt in der Anstalt selbst oder auf Requisition des Vorstandes im Ortsgefängnisse. 

Nach Massgabe der genehmigten Hausordnung üben jene Organe oder die mit der 
unmittelbaren Leitung einer. Anstalt Beauftragten über die darin aufgenommenen Per- 
sonen die Hausdisziplin. 

Wiederholte Uebertretung der Hausordnung wird mit Haft bis zu 8 Tagen bestraft. 
Die Untersuchung und das Erkenntniss kommt den Orts- Polizeibehörden innerhalb ihrer 
gesetzlichen Strafbefugnisse, in schwereren Fällen den Oberämtern zu. Diese Behörden 
haben die in $. 362 Absatz 1 des Reichs - Strafgesetzbuchs enthaltenen Befugnisse. 


Art. 24. Die für den Betrag der Erstattungsforderungen der Armenverbände. 
massgebenden Tarife (Reichs - Gesetz vom 6. Juni 1870, $. 30 Abs. 3) werden von dem 
Ministerium des Innern aufgestellt. 


Art. 25. Die Land- Armenverbände sind verpflichtet, denjenigen ihrem Bezirk an- 
gehörigen Orts- Armenverbänden eine Beihülfe zu gewähren, welche durch Erfüllung der 
ihnen obliegenden Verpflichtungen überbürdet werden, sowie die Zahlung und Erstattung 
der ihnen auferlegten Kosten, welche sie. ganz oder theilweise zu tragen ausser Stande 
a zu übernehmen ($. 59 des Reichs - Gesetzes über den Unterstützungs- Wohnsitz vom 
6. Juni 1870). 

Die Beihülfe kann in Geld oder mittelst Bereitstellung von Pflege - Anstalten oder in 
sonst geeigneter Weise geschehen. 

Ob und welche Beihülfe zu leisten ist, entscheidet im Streitfalle die dem betreffenden 
Land- Armenverband vorgesetzte Kreisregierung, in zweiter Instanz entgiltig das Ministe- 
rium des Innern. 


Art. 26. Insolange ein Orts- Armenverband eine Beihülfe von dem Land-Armen- 
verbande erhält (Art. 25), sind die für die Armenpflege bestehenden Organe des ersteren 
verpflichtet, die öffentliche Armenpflege nach den Weisungen des Oberamts einzurichten. 

Den betreffenden Land - Armenbehörden ist gestattet, von der Verwaltung des Armen- 
wesens in solchen Orts- Armenverbänden jederzeit durch Abgeordnete Einsicht nehmen 
zu lassen und wegen der dabei gefundenen Mängel die geeigneten Verfügungen durch das 
Oberamt zu veranlassen. 


Art. 27. Muss ein Deutscher, welcher keinen Unterstützungs - Wohnsitz hat, auf 
Verlangen ausländischer Staats- Behörden aus dem Ausland übernommen werden, und ist 
bei der Uebernahme der Fall der Hülfsbedürftigkeit vorhanden, oder tritt dieselbe inner- 
halb sieben Tagen nach erfolgter Uebernahme . ein ($. 33) des Reichs-Gesetzes vom 
6. Juni 1870), so liegt die Verpflichtung zur Erstattung der Kosten der Unterstützung 
demjenigen Land - Armenverbande ob, innerhalb dessen der Hülfsbedürftige seinen letzten 
Unterstützungs- Wohnsitz gehabt hat. | 

Lässt sich dieser Unterstützungs- Wohnsitz nicht ermitteln, so ist derjenige Land- 
Armenverband zur Tragung der Kosten der Unterstützung verpflichtet, in dessen Bezirk 
die Hülfsbedürftigkeit hervorgetreten ist. - 


Art. 28. Der Ersatz der Kosten, welche durch die Unterbringung der’auf Grund der 
Bestimmungen des $. 361 Ziff. 3—8 des Reichs-Straf-@Gesetzbuchs verurtheilten und 
nach verbüsster- Strafe der Landes-Polizeibehörde überwiesenen Personen (R.St.G.B. : 
$. 362) in einem Arbeitshaus (Art. 11 Abs. 3 des Gesetzes vom 27. Dezember 1871, be- 
treffend Aenderen des Polizei -Strafrechts bei Einführung des Straf- Gesetzbuchs für das 
Deutsche Reich), desgleichen derjenigen Kosten, welche durch die Unterbringung jugend- 
licher Verbrecher in einer Erzielungs- oder Besserungs- Anstalt entstehen, liegt dem- 
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jenigen Land - Armenverbande ob, zu welchem der Ort gehört, in dem der Betreffende 
seinen Unterstützungs - Wohnsitz hat. 

‚In Ermangelung eines solchen, oder wenn sich der Unterstützungs - Wohnsitz nicht 
ermitteln lässt, hat derjenige Land- Armenverband einzutreten , in dessen Bezirk der in 
dem Arbeitshaus beziehungsweise in der Erziehungs- oder Besserungs- Anstalt Unter- 
gebrachte festgenommen worden ist. 


IV. Bestreitung des Aufwandes für die Öffentliche Armenpflege. 


Art. 29. Insoweit die Einnahmen aus Armenfonds, Armenstiftungen, Armengefällen 
und aus den auf Grund von Orts - Statuten errichteten besonderen Unterstützungs-Kassen 
für die Krankenpflege zur Deckung der Kosten für die öffentliche Armenpflege nicht aus- 
reichen, sind die von den Orts- Armenverbänden aufgewendeten Kosten von den Gemein- 
den, die von den Land-Armenverbänden aufgewendeten Kosten von den Ober - Amts- 
bezirken zu bestreiten. 


Art. 30. Die Aufbringung der von den Gemeinden zu bestreitenden Kosten erfolgt 
bis zu anderweiter Regelung der Besteuerungsrechte der Gemeinden nach Massgabe der 
Vorschriften des Verwaltungsedikts vom 1. März 1522 und des Gesetzes vom 18. Juni 1849. 

Der Aufwand der Land-Armenverbände wird, soweit derselbe nicht aus eigenen 
Einnahmen gedeckt werden kann, nach den Grundsätzen für die Umlage des Amtsschadens 
mit diesem auf die einzelnen zu denselben gehörigen Gemeinden ausgetheilt. 


V. Verfahren in Streitsachen. 


Art. 31.? Zur Verhandlung und Entscheidung über Ansprüche, welche gegen einen 
Württembergischen Armen-Verband von einem anderen Deutschen Armen - Verband auf 
Grund des Reichs -Gesetzes vom 6. Juni 1870 erhoben werden, wird eine Behörde ein- 
gesetzt, welche den Namen »Landes- Amt für das Heimathwesen« führt und in Stuttgart 
ihren Sitz hat. 

Dieselbe besteht aus einem Vorsitzenden und vier Mitgliedern, von denen mindestens 
zwei die Befähigung zum Richteramt besitzen müssen. Der Vorstand und die Mitglieder 
werden aus der Zahl der Mitglieder der Oberregierung oder anderer Regierungs- oder 
Richter-Kollegien am Sitze des Landes- Amtes berufen und von dem König für die Dauer 
ihres Hauptamts am Sitze des ersteren ernannt. 


Art. 32. Das Landes- Amt bildet die höchste landesgesetzliche Instanz im Sinne 
des $.41 des Reichs - Gesetzes vom 6. Juni 1870 mit den Rechten eines Landes-Kollegiums. 


Art. 33. Das Landes- Amt als erkennende Behörde (Art. 43) fasst seine Beschlüsse 
in der Zahl von drei oder fünf Mitgliedern einschliesslich des Vorsitzenden, von denen 
mindestens eines beziehungsweise zwei die Befähigung zum Richteramte besitzen müssen. 


Art. 34. Die Klage wegen eines abgelehnten Anspruches ist bei dem Landes - Amt für 
das Heimathwesen schriftlich einzureichen. In derselben ist der Armenverband, dessen 
Verurtheilung verlangt wird, und der Gegenstand des erhobenen Anspruchs genau zu be- 
zeichnen; es ist insbesondere ausdrücklich auszusprechen, ob die Uebernahme des be- 
treffenden Hülfsbedürftigen oder welche sonstige Leistung verlangt wird. 


Art. 35. Die Klageschrift wird der Gegenpartei {mit der Aufforderung zugefertigt, 
ihre schriftliche Gegenerklärung innerhalb vier Wochen nach der Zustellung einzureichen, 
widrigenfalls die in der Klageschrift behaupteten Thatsachen für zugestanden und die da- 
mit überreichten Urkunden für anerkannt würden erachtet werden. 

Die Gegenerklärung wird dem klagenden Armen - Verbande zugefertigt, geeigneten- 
{falls mit der dieselbe Verwarnung enthaltenden Aufforderung, seine weitere Erklärung 
innerhalb 14 Tagen nach der Zustellung einzureichen. Geht eine solche weitere Erklä- 
rung ein, so wird sie der Gegenpartei zur Kenntnissnahme zugefertigt. 

Die vorgedachten Fristen können auf Antrag der betreffenden Partei verlängert 
werden. 


Art. 36. Der Klageschrift und den in Art. 35 gedachten weiteren Erklärungen der 
Parteien sind die als Beweismittel in Bezug genommenen Urkunden in Original oder in 
Abschrift beizufügen. Von allen Schriftstücken und deren Anlagen sind Duplikate ein- 
zureichen. 


Art. 37. Das Landes- Amt für das Heimathwesen ist befugt, Untersuchungen an 
Ort und Stelle zu veranlassen , Zeugen und Sachverständige zu laden und eidlich zu ver- 
nehmen, überhaupt den angetretenen Beweis in vollem Umfange zu erheben. 

Hinsichtlich der Verpflichtung, sich als Zeuge oder Sachverständiger vernehmen zu 


1120 f. Zum Reichs-Gesetz vom 6. Juni 1870. — Württemberg. Art. 38—46. 


lassen, kommen die entsprechenden Bestimmungen der bürgerlichen Prozess - Gesetze zur 
Anwendung. Das Landes- Amt erkennt auf die im Ungehorsamsfall zu verhängenden 


vorbehältlich des nach Massgabe der 8$. 14 und 16 des Strafrekurs-Gesetzes vom 26. Juni | 


1821 zulässigen Rekurses an den Geheimen Rath. i 


Art. 35. Das Landesamt für das Heimathwesen kann die Beweiserhebung durch 
eines seiner Mitglieder, oder durch ein Oberamt, oder eine sonstige zu dem Ende zu er- 
suchende Behörde bewirken lassen. Dasselbe kann anordnen, dass die Beweiserhebung 
in seiner Öffentlichen Sitzung stattfinden solle. Zu den Beweis-Verhandlungen sind die 
Parteien vorzuladen. 


Art. 39. Die Entscheidung erfolgt in öffentlicher Sitzung des Landes-Amtes nach er- 
folgter Ladung und Anhörung der Parteien oder ihrer mit Vollmacht versehenen Ver- 
treter. Die Ladung erfolgt unter der Verwarnung, dass beim Ausbleiben der Parteien 
nach Lage der Akten entschieden werden würde. Die Entscheidung kann sofort verkün- 
digt werden ; es ist über dieselbe aber jedenfalls ein schriftlicher, mit Gründen versehener 
Beschluss auszufertigen und den Parteien zuzustellen. 


Art. 40. In der öffentlichen Sitzung des Landes- Amts dürfen @ie Parteien neue 


T'hatsachen oder Beweismittel nur insofern vorbringen, als ihnen bei dem verspäteten 


Vorbringen eine schuldbare Verzögerung nicht zur Last fällt. 


Art. 41. Das Landesamt hat nach seiner freien, aus dem ganzen Inbegriffe der Ver- 
handlungen und Beweise geschöpften Ueberzeugung zu beschliessen. Insofern nicht 
etwa eine Ergänzung der Instruktion beschlossen wird, kann seine Entscheidung auf Ab- 
weisung des klagenden oder auf Verurtheilung des in Anspruch genommenen Armen- 
Verbandes gerichtet sein. Letzteren Falls ist in der Entscheidung ausdrücklich auszu- 
sprechen, ob der Armen-Verband zur Uebernahme des betreffenden Hülfsbedürftigen oder 
nur zu einer sonstigen Leistung verpflichtet sein soll. 


Art. 42. Ueber die öffentliche Sitzung ist ein Protokoll aufzunehmen‘, welches die 
wesentlichen Hergänge enthalten muss und von den.Mitgliedern des Landes-Amts, sowie 
von dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 


Art. 43. Die Entscheidung erfolgt im Namen des Königs. 

Der unterliegende Theil hat die in dem Verfahren entstandenen baaren Auslagen und 
Anwaltskosten, namentlich die Gebühren für Zeugen und Sachverständige, zu tragen und 
dem obsiegenden Theile die durch das Verfahren verursachten nothwendigen Kosten zu 
ersetzen. 

Die zu erstattenden baaren Auslagen, Gebühren und Kosten werden ihrem Betrage 
nach endsiltig von dem Landes-Amt festgesetzt. : 

Für die Endentscheidung ist die durch Art. 16 des Gesetzes vom 13. November 1855 
betreffend die Rechtsmittel in Verwaltungs-Justizsachen ‚ bestimmte Sportel anzusetzen. 


Art. 44. Zur Verhandlung und Entscheidung über Ansprüche, welche gegen einen 
württembergischen Armen-Verband von einem andern württembergischen Armen-Verband 
auf Grund des Reichs-Gesetzes vom 6. Juni 1870 erhoben werden, sowie der im Art. 7, 
Abs. 4 und Art. 13 auf den Verwaltungsrechtsweg verwiesenen Streitsachen ist in erster 
Instanz die Kreis-Regierung, in deren Bezirk der Beklagte seinen Sitz hat, zuständig; 
sie verhandelt und beschliesst in Anwesenheit von drei oder fünf Mitgliedern einschliess- 
lich des Vorsitzenden. s 

In Bezug auf das Verfahren finden die Art. 34 bis 43 sinngemässe Anwendung. 

Auf derartige Streitsachen (Abs. 1) finden die Bestimmungen des Gesetzes v. 13. No- 
vember 1855 über die Rechtsmittel in Verwaltungs-Justizsachen mit der Massgabe An- 
wendung, dass der Rekurs von der Kreis-Regierung an das Landesamt für das FHeimath- 
wesen geht. Dasselbe verhandelt und entscheidet als zweite Instanz nach Massgabe der 


Art. 33—43. Gegen Straferkenntnisse der Kreis-Regierungen in Ungehorsamsfällen geht 


der Rekurs an das Landes-Amt für das Heimathwesen nach Massgabe des Art. 37. 

Das Landes-Amt für das Heimathwesen erkennt in der Regel endgiltig; nur in den 
Fällen des Art. 13 dieses Gesetzes ist unter der in dem Art. 6 des Rechtsmittel-Gesetzes 
bezeichneten Voraussetzung gegen seine Entscheidungen ein weiterer Rekurs an die 
oberste Verwaltungs-Justizbehörde gestattet. ; 


‚. Art. 45. In Streitigkeiten zwischen Orts-Armenverbänden desselben Ober-Amtsbe- 
zirks hat der Einreichung der Klage ein Sühneversuch vor dem Oberamt voranzugehen. 


Art. 46. Die weiteren Vorschriften über das Verfahren und über den Geschäftsgang 
werden durch Ministerial-Verfügung gegeben. 


En 
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vi. Oeffentliche Unterstützung hülfsbedürftiger Ausländer. 


Art. 47. Jeder Ausländer ist, so lange ihm der Aufenthalt im Inlande gestattet wird, 
in Bezug auf die Art und das Mass der im Falle der Hülfsbedürftigkeit zu gewährenden 
öffentlichen Unterstützung einem Deutschen gleich zu behandeln. 

Zur Erstattung der durch die Unterstützung erwachsenen Kosten, beziehungsweise 
zur Uebernahme des hülfsbedürftigen Ausländers ist im Falle des $. 29 des Reichs-Ge- 
setzes der Armen-Verband des Dienstorts, ausserdem derjenige Land-Armenverband 
verpflichtet, in dessen Bezirk die Hülfsbedürftigkeit hervorgetreten ist. Eine Ausnahme 
von der letzteren Regel tritt dann ein, wenn der zu unterstützende Ausländer an dem 
Ort, wo er hülfsbedürftig geworden ist, falls er ein Deutscher wäre, den Unterstützungs- 


' Wohnsitz erworben hätte, in welchem Falle die Verpflichtung zur Unterstützung dem be- 


treffenden Orts-Armenverbande obliegt. 


Vil. Verhältniss der Armen-Verbände zu anderweit Verpflichteten. 


Art. 48. Ansprüche von Armen-Verbänden, welehe die Uebernahme der Unter- 
stützung eines Hülfsbedürftigen von privatrechtlich dazu verpflichteten Personen zum 
Zwecke haben, und ebenso Ansprüche der Armen-Verbände auf Erstattung bereits ver- 
ausgabter Unterstützungskosten durch solche Personen können nur im Zivilrechtsweg 
geltend gemacht werden. 


VIII. Schluss-Bestimmungen. 


Art. 49. Unter einem Deutschen Hülfsbedürftigen und einem Deutschen Armen-Ver- 
bande im Sinne dieses Gesetzes ist ein solcher zu verstehen, welcher dem Geltungsbereich 
des Reichs-Gesetzes über den Unterstützungs-Wohnsitz vom 6. Juni 1870 angehört. 


Art. 50. Oeffentliche Unterstützungen, welche von den zur Bestreitung des Armen- 
Aufwandes nach dem revidirten Bürgerrechts-Gesetz vom 4. Dezember 1833, Art. 2 ver- 
pflichteten örtlichen (Gemeinde- oder Stiftungs-) Kassen vom 1. Januar 1873 an zufolge 
der $$. 28 und 60 des Reichs-Gesetzes vom 6. Juni 1870 bestritten werden, sind als von 
dem Orts-Armenverbande geleistet anzusehen, und es finden rücksichtlich ihrer Erstattung 
die Vorschriften des Reichs-Gesetzes $. 30 und des gegenwärtigen Gesetzes Art. 27 und 
Art. 47, Abs. 2 Anwendung. 

Bei der Verhandlung und Entscheidung derjenigen Streitsachen, welche nach dem 
1. Januar 1773 anhängig gemacht worden sind, kommen, sofern sie zur Zeit der Verkündi- 
gung dieses Gesetzes noch nicht rechtskräftig entschieden sind, die Vorschriften der Art. 
31—46 zur Anwendung. Diese Streitsachen sind, gleichviel in welchem Stadium des 
Prozesses sie sich beim Erscheinen des Gesetzes befinden, an die zur Entscheidung in 
erster Instanz zuständige Behörde abzugeben. 


Art. 51. Alle mit den Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes in Widerspruch 
stehenden Bestimmungen älterer Gesetze und Verordnungen treten ausser Kraft, insbe- 
sondere 
1) das zweite Kapitel der 4. Kasten-Ordnung vom 2. Januar 1615 (Reischer, Regierungs- 

Gesetze I. Band, S. 641); 

9 das General-Reskript vom 27. August 1717 (ebend. II. Band, 8. 1079); 

3. Art. 2, 33—41 des revidirten Bürgerrechts-Gesetzes vom 4. Dezember 1833, Art. 40 
desselben jedoch nur mit der Massgabe, dass Leistungen der Amtskörperschaften für 
Unterstützung zugetheilter Heimathloser, deren Zutheilung vor dem 1. Januar 1873 
techtskräftig erfolgt ist, von denselben in so lange zu tragen sind, bis die zugetheilten 
Dersonen nach Vorschrift der Reichs-Gesetze vom 6. Juni 1870 und vom 8. November 
1871 einen Unterstützungs-Wohnsitz erworben oder den Unterstützungs-Wohnsitz in 
er Gemeinde, welcher sie seiner Zeit zugetheilt worden waren, verloren haben; 

4) Art. 7, Abs. 2, zweiter Satz des Gesetzes vom 17. September 1853, betreffend die 
Verhältnisse der zusammengesetzten Gemeinden, sowie Art. 5, Abs. 2 desselben Ge- 
s&zes, so weit es sich um die Bestreitung der Kosten für die öffentliche Armenpflege 
hindelt. 

Unsere Minister des Innern und des Kirchen- und Schulwesens sind mit der Voll- 
ziehing dieses Gesetzes beauftragt. 


kegeben Stuttgart, den 17. April 1873. 
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e. der Einführung des Gesetzes über den Unterstützungs-Wohnsitz in Bayern steht 
Ziffer III des Vertrags vom 23. November 1870 (R.-G.-Bl. 1871 8. 18) ent- / 
gegen, worin es heisst: | 


III. „Die vorstehend festgestellte Verfassung des Deutschen Bundes erleidet hin- 
sichtlich ihrer Anwendung auf das Königreich Bayern nachstehende Beschränkungen: 


$. 1. Das Recht der Handhabung der Aufsicht Seitens des Bundes über die Hei- / 
maths- und Niederlassungs- Verhältnisse und dessen Recht der Gesetzgebung über 
diesen Gegenstand erstreckt sich nicht auf das Königreich Bayern.“ 


Diese Bestimmung des Vertrags hat jedoch durch Ziffer III des Schluss-Proto- | 
kolls zu demselben (R.-G.-Bl. 1871 8. 23) folgende Einschränkung erfahren : 


IH. »Die unterzeichneten Bevollmächtigten kamen dahin überein, dass in An- 
betracht der unter Ziffer I statuirten Ausnahme von der Bundes-Legislative der Gothaer 
Vertrag vom 15. Juli 1851 wegen gegenseitiger Uebernahme der Ueberwiesenen und 
Heimathlosen, dann, die sogenannte Eisenacher Konvention vom 11, Juli 1853 wegen 
Verpflegung erkrankter und Beerdigung verstorbener Unterthanen für das Verhältniss 
Bayerns zu dem übrigen Bundesgebiete fortdauernde Geltung haben sollten«. 


Das Reservat-Recht Bayerns in Betreff der Armen-Gesetzgebun g ist auch 
heute noch in voller Kraft und das bezügliche Gesetz vom 29. April 1869 in un- 
geschmälerter Wirksamkeit. Dasselbe lautet: 


Gesetz, die öffentliche Armen- und Krankenpflege betreffend. 


„‚LudwiglIlI. von Gottes Gnaden König von Bayern ete. ete. 
Wir haben u. s. w. beschlossen und verordnen, was folgt: 


Erste Abtheilung. 
Allgemeine Bestimmungen. 


Art. 1. Aufgabe der öffentlichen Armenpflege ist: 
1. hülfsbedürftige Personen zu unterstützen ; 
2. der Verarmung entgegenzuwirken. 


Art. 2. Die öffentliche Armenpflege liegt vorbehaltlich der in den Gesetzen vor- 
geschriebenen Betheiligung des Staates den politischen Gemeinden, den Distrikts- und 
Kreis- Gemeinden ob. 


Art. 3. Als hülfsbedürftig sind nur diejenigen zu erachten, welche sich wegen 
Mangels eigener Mittel und Kräfte oder in Folge eines besonderen Nothstandes das zur 
Erhaltung des Lebens oder der Gesundheit Unentbehrliche nicht zu verschaffen vermögen. / 


Art.4. Die öffentliche Armenpflege gewährt nur bei erwiesener Hülfsbedürftigkei 
und nur dann Unterstützung, wenn der Hülfsbedürftige weder von den zu seiner Alimen- 
tation oder Unterstützung rechtlich Verpflichteten, noch durch die freiwillige Armenpflege 
die nöthige Hülfe erlangen kann. 


Art. 5. I. Personen, welche ungeachtet des Besitzes genügender Mittel ehe 
Armen-Unterstützung erlangt oder binnen 5 Jahren nach Empfang solcher Unterstützing 
ein Vermögen erworben haben, welches ihnen unbeschadet der Sicherstellung ihres abne- 
Unterhaltes die Ersatzleistung ermöglicht, sind zum Ersatze des Empfangenen verpflieltet. 

II. Desgleichen haben die zur Alimentation oder Unterstützung eines Hülfsbe irf- 
tigen Verpflichteten für die in Folge der Nichterfüllung ihrer Verbindlichkeit nothwendig 
gewordene Öffentliche Armen - Unterstützung Ersatz zu leisten. | 

Ill. Zur Geltendmachung eines Ersatz - Anspruches auf Grund des gegenwärigen 
Artikels ist diejenige Armenpflege oder öffentliche Kasse berechtigt, welche den Auf- 
wand für die Unterstützung bestritten hat. 


Art. 6. I. Der Anspruch auf öffentliche Armen - Unterstützung beschränkt sih auf 
die Gewährung des zur Erhaltung des Lebens oder der Gesundheit Unentbehrlichen 

ll. Wer Öffentliche Armen - Unterstützung geniesst, ist verpflichtet, sich nacl An- 
ordnung der Organe der öffenllichen Armenpflege zu einer seinen Kräften angemessenen 
Arbeit innerhalb oder ausserhalb einer Beschäftigungs - Anstalt verwenden zu lassen. 

III. Die Organe der öffentlichen Armenpflege sind befugt, für die unter ihre Auf- 
‚sicht stehenden Armenhäuser und sonstigen Anstalten Haus- Ordnungen und Diszplinar- 


Strafbestimmungen mit Genehmigung der vorgesetzten Behörde zu erlassen. | 
} 


| 
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IV. Die Handhabung der Disziplin über die in solchen Armenhäusern oder Anstalten 
untergebrachten Personen steht nach Massgabe der Haus-Ordnung den Organen der 
öffentlichen Armenpflege oder den hierfür aufgestellten Bediensteten zu. 


Art. 7. Die öffentlichen Armenpflegen, sowie die zur Armen-Unterstützung verbun- 
denen Öffentlichen Kassen können aus dem Nachlasse der von ihnen im Laufe der letzten 
5 Jahre vor eingetretenem Tode unterstützten Personen vollen Ersatz für die gewährte 
Unterstützung verlangen-, wenn nicht arme Notherben vorhanden sind oder der Unter- 
stützte von einer Wohlthätigkeits-Anstalt beerbt wird. 


Art. 8. I. Alle auf die öffentliche Armenpflege bezüglichen Angelegenheiten sind 
tax- und stempelfrei zu behandeln. 


II. Die Armenpflegen sind für Rechtsstreitigkeiten kraft des Gesetzes zum Armen- 
rechte zugelassen. 


III. Notare können gegenüber den Armenpflegen und öffentlichen Armenfonds für 
Beurkundung von Schuld-Bekenntnissen und Bürgschaften bei unverzinslichen Darlehen 
aus Armenfonds oder Wohlthätigkeits-Stiftungen, von Alimentations-Verträgen, von Voll- 
machten und anderen einseitigen Erklärungen, für Ausstellung von Zeugnissen oder für 
Vornahme von Beglaubigungen keine Gebühr beanspruchen. 


Zweite Abtheilung. 


Von der örtlichen Armenpflege. 


Art. 9. Für den Bezirk jeder politischen Gemeinde besteht eine örtliche Armenpflege, 
deren Geschäfte durch den Armenpflegschafts- Rath besorgt werden. 


Erster Abschnitt. 


Von den Verbindlichkeiten und Ersatz-Ansprüchen der Gemeinden. 


Art. 10. I. Die Unterstützungspflicht der Gemeinde erstreckt sich zunächst auf die 
in ihr heimathberechtigten hülfsbedürftigen Personen, soweit nicht diese Pflicht gesetzlich 
der Staats- oder einer anderen Kasse auferlegt ist. 


Il. Unter den Voraussetzungen der Art. 3 und 4 des gegenwärtigen Gresetzes ist es 
Aufgabe der Armenpflege: 

1. den ganz oder theilweise arbeitsunfähigen Personen die zur Erhaltung des Lebens un- 
entbehrliche Nahrung, Kleidung, Wohnung, Heizung und Pflege zu gewähren ; 

2. Kranken die erforderliche ärztliche Hülfe nebst Pflege und Heilmitteln zu verschaffen 
und insbesondere Geisteskranke, welche der nothwendigen Aufsicht und Pflege ent- 
behren, in einer Irren- Anstalt unterzubringen ; 8 

3. für die einfache Beerdigung verstorbener mittelloser Personen zu sorgen, wobei jedoch 
eine Verpflichtung zur Bezahlung von Stol-Gebühren nicht besteht; 

4. armen Kindern die erforderliche Erziehung und Ausbildung zu verschaffen. 


III. Arbeitsfähige Personen haben keinen Anspruch .auf öffentliche Armen - Unte r- 
stützung, die Armenpflege hat jedoch auch solchen Personen in Fällen dringender Noth 
die im Interesse der öffentlichen Sicherheit oder Sittlichkeit augenblicklich unentbehrliche 
Hülfe zu gewähren. 


Art. 11. I. Wenn Dienstboten, Gewerbs -Gehülfen, Lehrlinge, Fabrik- oder andere 
Löhnarbeiter, welche ausserhalb ihrer Heimath im Dienste oder in einer ständigen Arbeit 
stehen, wegen Erkrankung der Hülfe bedürfen , so ist letztere nach Massgabe des Art. 10 
Abs. II Ziff. 2 von jener Gemeinde, in welcher sie zur Zeit der Erkrankung im Dienste 
oder in Arbeit stehen, zu gewähren, und zwar auch dann, wenn sie in einer anderen Ge- 
meinde wohnen. 


II. Wurde diese Hülfe während voller 90 Tage gewährt und dauert die Nothwendig- 
keit der Hülfeleistung fort, so ist die Heimath- Gemeinde der erkrankten Person ver- 
pflichtet, letztere zu übernehmen oder die weiter entstehenden Kosten zu ersetzen. 

III. Die auf Verpflegung hülfsbedürftiger Geisteskranker oder Gebärender erwachsen- 
den Kosten hat die Heimath- Gemeinde vom Beginne der geleisteten Hülfe an zu tragen. 


Art. 12. Ausserdem ist jede Gemeinde verbunden : 

1: den im Gemeinde - Bezirke befindlichen Hülfsbedürftigen, deren Heimath unbekannt 
oder bestritten ist, oder deren Unterstützung von der verpflichteten Gemeinde oder 
öffentlichen Kasse verweigert wird, die nothwendige Hülfe nach Massgabe des Art. 10 
Abs. II Ziff. 1, 2 und 4, dann Abs. III so lange angedeihen zu lassen, bis die Heimathı 
oder die Unterstützungspflicht amtlich festgestellt ist; _ y 

2. sonstigen Fremden, welche während ihres Aufenthaltes in der Gemeinde der öffent- 
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liehen Hilfe bedürfen, die unentbehrlichen Reisemittel oder die erforderliche unver- 
schiebliche Unterstützung nach Massgabe des Art. 10 Abs. II Ziff. 1 und 2, dann 
Abs. IIl zu gewähren ; 

3. für einfache Beerdigung der im Gemeinde - Bezirke verstorbenen mittellosen Fremden 
und aufgefundenen Leichen zu sorgen, wobei jedoch eine Verpflichtung zur Bezahlung 
von Stol- Gebühren nicht besteht. 


Art. 13. Für die auf Grund des vorstehenden Artikels geleistete Hülfe steht den Ge- 
meinden ein Ersatz- Anspruch an diejenige inländische Gemeinde zu, welche nach Mass- 
gabe der Art. 10 oder 11 zur Unterstützung der betreffenden Person verpflichtet ist. 

Dieser Anspruch beschränkt sich auf den Ersatz der nothwendigen Kosten. 

Wird in einer Gemeinde fremden Personen, welche während ihres letzten Aufent- 
haltes in der Gemeinde Umlagen entrichtet haben, Krankenhülfe oder Unterstützung zur 
Bestreitung des Lebens - Unterhaltes gewährt, so tritt vorbehaltlich der Bestimmung des 
Art. 11 Abs. III ein Ersatz-Anspruch gegen die Heimath-Gemeinde nur ein, wenn und so- 
weit die Hülfeleistung über 14 Tage fortgesetzt worden ist. 


Art. 14. Die auf Grund der Art. 11 und 13 gegen eine inländische Gemeinde zu- 
lässigen Ersatz-Ansprüche finden auch gegenüber der Staats- oder einer sonstigen Öffent- 
lichen Kasse statt, wenn dieselbe nach den Gesetzen zur Unterstützung der hülfsbedürf- 
tigen Personen verpflichtet ist. 


Art. 15. I. Die Zulässigkeit eines Ersatz-Anspruches gegen Gemeinden oder Öffent- 
liche Kassen des Auslandes bemisst sich nach den hierüber bestehenden Staatsverträgen. 


II. Ist durch letztere der Ersatz- Anspruch ausgeschlossen oder bleibt dessen Geltend- 
machung ohne Erfolg, so ist die hülfeleistende Gemeinde berechtigt, den nach Art. 11 
oder 13 begründeten Anspruch gegen die bayerische Staats-Kasse geltend zu machen. 


Art. 16. Wenn einer Gemeinde neben den auf Grund vorstehender Artikel 11, 13, 
14 oder 15 zulässigen Ersatz-Ansprüchen auch ein Ersatz-Anspruch auf Gründ des Art. 5 
zusteht, so ist dieselbe befugt, die ersterwähnten Ansprüche zunächst geltend zu machen. 
Erlangt sie hierdurch Befriedigung, so tritt jene Gemeinde oder öffentliche Kasse , welche 
den Ersatz geleistet hat, in die nach Art. 5 begründeten Ansprüche ein. 


Art. 17. I. Die Gemeinden sind verpflichtet, die für die örtliche Armenpflege uner- 
lässlichen Einrichtungen zu treffen. 


II. Es ist gestattet, dass zwei oder mehrere benachbarte Gemeinden nach freier 
Uebereinkunft zu gemeinsamer Herstellung dieser Einrichtungen sich verbinden. 


III. Die Gemeinden sind befugt, die Unterstützung, Beschäftigung und Erziehung 
hülfsbedürftiger, sowie die Verpflegung kranker Personen im Wege freiwilligen Ueberein- 
kommens an andere Armenpflegen, Wohlthätigkeits-Anstalten, Vereine oder an geeignete 
Privatpersonen zu übertragen, und zu diesem Zwecke Hülfsbedürftige vorbehaltlich der 
gesetzlichen Bestimmungen über den Aufenthalt auch in anderen Gemeinden des König- 
reichs unterzubringen. 


IV. Ausser den im vorstehenden Absatze bezeichneten Fällen sind die unterstützungs- 
pfliehtigen Gemeinden oder öffentlichen Kassen zum Ersatze für die von einer Privat- 
person geleistete Hülfe nur dann verbunden, wenn diese so dringend war, dass die vor- 
herige Anzeige bei dem Armenpflegschafts-Rathe des Ortes der Hülfeleistung nicht statt- 
finden konnte. 


V. Der Ersatz - Anspruch erstreckt sich, insoferne diesem Armenpflegschafts - Rathe 
kein Verschulden zur Last fällt, lediglich auf die Entschädigung für Auslagen und beson- 
dere Mühewaltung und erlischt, wenn nicht innerhalb längstens 48 Stunden nach dem Be- 
ginne der Hülfeleistung Anzeige an den Armenpflegschafts- Rath erstattet wurde. 


Zweiter Abschnitt. 


Von den Hülfsquellen der örtlichen Armenpflege. 
Art. 18. I. Die Mittel zur Bestreitung des Bedarfs der örtlichen Armenpflege sind 
zu schöpfen : 
1. aus den Nutzungen des für Armenzwecke ausgeschiedenen Gemeinde - Vermögens 
(Lokal- Armen - Fonds) ; 
2. aus den stiftungsgemäss hierzu verfügbaren Nutzungen örtlicher Wohlthätigkeits- 
Stiftungen ; 
. aus den der Armenpflege durch die Gesetze zugewiesenen Einnahmen ; 
. aus den zu Gunsten der Armenpflege in der Gemeinde bereits rechtmässig bestehenden 
oder in gesetzlich zulässiger Weise einzuführenden örtlichen Abgaben für feierliche 


> wo 
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Hochzeiten in öffentlichen Wirthschaften, für Veranstaltung öffentlicher Festlichkeiten, 
Lustbarkeiten , Pferderennen, Musik - Produktionen, Tanz - Unterhaltungen , Theater- 
Vorstellungen und Schaustellungen aller Art; 

5. aus den regelmässigen oder ausserordentlichen Zuschüssen der Gemeinde-Kasse oder 
anderer Öffentlicher Kassen ; 

6. aus den für laufende Ausgaben bestimmten Schenkungen oder Vermächtnissen, aus 
den zum Besten der Armenpflege veranstalteten Sammlungen und Verloosungen,, aus 
Ersatz - Leistungen und sonstigen ausserordentlichen Einnahmen. 

II. Reichen diese Einnahmsquellen nicht aus, so ist der Mehrbedarf nach den Vor- 
schriften der Gemeinde-Ordnung über die Bestreitung der Gemeindebediürfnisse zu decken. 

III. In Land-Gemeinden kann die Verköstigung der Armen an die einen selbstän- 
digen Haushalt führenden Einwohner in bestimmter Reihenfolge nach einem billigen Mass- 
stabe übertragen werden, wenn der Gemeinde- Ausschuss und der Armenpflegschafts- 
Rath übereinstimmend für dieses Verfahren sich entscheiden; dasselbe darf jedoch auf 
Kinder bis zu vollendeter Werktags- Schulpflicht, auf kranke und sicherheitsgefährliche 
Personen keine Anwendung finden. 


Art.19. I. Die im vorstehenden Artikel aufgeführten Einnahmen fliessen in eine 
besonders zu verwaltende Armen-Kasse, aus welcher die der Gemeinde obliegenden Aus- 
gaben für Armenzwecke zu bestreiten sind. 

II. Nachhaltige Ueberschüsse, soferne sie nicht als Reserve bereit gehalten werden, 
sowie alle nicht zur Bestreitung laufender Ausgaben bestimmten Schenkungen, Vermächt- 
nisse und sonstigen Zuflüsse sind dem Grundstocke einzuverleiben. 


Dritter Abschnitt. 
Von den Kranken-Kassen und Kranken-Kasse-Beiträgen. 


Art. 20. I. Die Gemeinden sind berechtigt, von den im Artikel 11 Absatz I be- 
zeichneten Personen, so lange sie im Gemeinde-Bezirke dienen oder arbeiten, einen regel- 
mässigen Kranken-Kasse - Beitrag zu erheben, der nicht mehr als 3 kr. wöchentlich be- 
tragen darf. . 

II. Der Gemeinde-Verwaltung steht es frei, auch in der Gemeinde heimathberechtigte 
Personen, welche unter die im Art. 11 Abs. I bezeichneten Kategorien fallen und im Ge- 
meinde-Bezirke dienen oder arbeiten, wenn sie weder einen eigenen Haushalt haben noch 
bei ihren Eltern wohnen, zur Bezahlung des obigen Beitrags anzuhalten. 

II. Die Gemeinde-Verwaltung kann übrigens pflichtige Personen unbedingt oder 
auf Grund besonderen Uebereinkommens mit anderen Gemeinden, mit Korporationen, 
Stiftungen, Vereinen oder Privatpersonen von Entrichtung der Kranken - Kasse - Beiträge 
befreien. 

IV. Die zur Leistung solcher Beiträge verpflichteten Personen erwerben, sobald der 
Eintritt in das Art. 11 Abs. I bezeichnete Dienst- oder Arbeits- Verhältniss bei der Ge- 
meinde-Behörde ordnungsmässig angezeigt ist, ein Recht auf Gewährung der erforder- 
lichen Krankenpflege, ärztlichen Hülfe und Heilmittel, soweit die Kranken - Verpflegung . 
nicht länger als 90 Tage dauert. 

V. Die Kranken-Kasse-Beiträge können für je ein Vierteljahr voraus erhoben werden ; 
die Dienstherrschaften oder Arbeitgeber haften für richtige Bezahlung derselben , Rück- 
stände sind nach den für Gemeinde - Umlagen geltenden Bestimmungen beizutreiben. 

VI. Die Beiträge fliessen in die Armenkasse oder, wenn die Gemeinde - Verwaltung 
es vorzieht, in eine gesonderte Krankenhaus-Kasse, welche dann auch die treffenden 
Lasten zu tragen hat. 

VI. Die auf Grund dieses Artikels gewährte Krankenhülfe erscheint nicht als eine 
öffentliche Armen - Unterstützung. 


Art. 21. I. Unternehmer von bedeutenden industriellen oder gewerblichen Anlagen, 
welche gleichzeitig eine grosse Arbeiterzahl beschäftigen, können auf Antrag des Armen- 
pflegschafts-Rathes durch die Gemeinde-Verwaltung verpflichtet werden, ihren Arbeitern 
die nöthige Krankenhülfe nach Massgabe des Art. 11 selbst zu gewähren. 

II. Solehe Unternehmer sind dann befugt, zu diesem Zwecke eine Kranken - Unter- 
stützungs-Kasse zu gründen und für dieselbe Beiträge von ihren Arbeitern einzuheben. 

II. So lange die Unternehmer .ihrer Unterstützungspflicht nachkommen, sind ihre 
Arbeiter von der Verbindlichkeit, die in Art. 20 erwähnten Beiträge zu leisten, befreit. 

IV. Verordnungsmässige Bestimmungen über Unterbringung und Verpflegung ver- 
unglückter oder erkrankter Eisenbahn-Arbeiter bleiben vorbehalten. Die einer Gemeinde 
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in Folge dessen etwa erwachsenden Kosten hat die betreffende Eisenbahnbau - Unterneh- 
mung voll zu ersetzen. 


Vierter Abschnitt. 
Von dem Armenpflegschaftsrathe. 


A. Bestellung des Armenpflegschaftsrathes. 
Art. 22. ‘1. Der Armenpflegschaftsrath soll bestehen: 


I. in Gemeinden mit städtischer Verfassung: 

a. aus den Bürgermeistern ; 

b. aus den vom Magistrate abgeordneten Masgistratsräthen ; > 

c. aus den vom Kollegium der Gemeinde -Bevollmächtigten abgeordneten Mitgliedern 
dieses Kollegiums ; 

d. aus den sämmtlichen Pfarr-Vorständen der Gemeinde und aus dem Vorstande der 
israelitischen Kultus - Verwaltung, wenn eine solche in der Gemeinde besteht; 

e. aus einer Anzahl gewählter Armenpflegschaftsräthe ; 

f. aus dem Bezirksarzte, wenn ein solcher in der Gemeinde seinen Amtssitz hat; 

2. in den übrigen Gemeinden: 

a. aus dem Bürgermeister ; 

b. aus dem Beigeordneten ; 

117 Bun. daR von der Gemeinde-Verwaltung abgeordneten Gemeinde - Verwaltungsmit- 
gliedern ; | 

d: aus den sämmtlichen Pfarr- Vorständen der- Gemeinde und aus dem Vorstande der 
israelitischen Kultus- Verwaltung, wenn eine solche in der Gemeinde besteht; 

e. aus einer Anzahl gewählter Armenpflegschaftsräthe ; 

f. aus dem Bezirksarzte, wenn ein solcher in der Gemeinde seinen Amtssitz hat. 


II. Die Zahl der abzuordnenden Magistratsräthe, Gemeinde-Bevollmächtigten und 
Gemeinde - Verwaltungsmitglieder, sowie der besonders zu wählenden Mitglieder wird in 
Gemeinden mit städtischer Verfassung vom Magistrate unter Zustimmung der Gemeinde- 
Bevollmächtigten , in den übrigen Gemeinden von der Gemeinde - Verwaltung festgesetzt. 


II. Der Armenpflegschaftsrath ist berechtigt, sich durch von ihm gewählte Mitglieder 
aus a Vorstehern der in der Gemeinde bestehenden Wohlthätigkeits- Vereine zu ver- 
stärken. 1 


IV. Vorstand des Armenpflegschaftsrathes ist in den Gemeinden mit städtischer Ver- 
fassung, sowie in den Gemeinden der Pfalz der Bürgermeister, wo deren mehrere vor- 
handen sind, der erste; in den übrigen Gemeinden der Pfarrvorstand und, soferne deren 
mehrere vorhanden sind, die dienstälteste der Konfession der Mehrheit der Gemeinde- 
Angehörigen. 

u Die Stellvertreter des Vorstandes werden durch den Armenpflegschaftsrath ge- 
wählt. | 


Art. 23. I. Nach Vollendung der ordentlichen” Gemeindewahl ist zur Bildung des 
Armenpflegschaftsrathes zu schreiten. 


II. Die nach Art. 22 Ziff. I lit. e zu erwählenden Armenpflegschaftsräthe werden 
durch die in Einen Wahlkörper vereinigten Magistratsmitglieder und Gemeinde- Bevoll- 
mächtigten, die nach Art. 22 Ziff. II lit. e zu wählenden werden durch die Gemeinde- 
Verwaltung erwählt. 

Wählbar sind alle volljährigen männlichen Einwohner, welche eine direkte Steuer 
in der Gemeinde entrichten ; ausgeschlossen von der Wählbarkeit sind jedoch : 

1. Personen, die unter Kuratel stehen; 

2. diejenigen, welche wegen eines Verbrechens oder wegen Vergehens des Diebstahls, 
der Unterschlagung, des Betrugs, der Hehlerei oder. der Fälschung verurtheilt worden 
sind oder in Folge rechtskräftiger Verurtheilung wegen eines anderen Vergehens die 
im Art. 28 Ziff. 4 und 5 des Straf-Gesetzbuches bezeichneten Fähigkeiten oder eine 
derselben verloren haben ; 

3. diejenigen, gegen welche das gerichtliche Gantverfahren (Falliment) eröffnet wurde, 
so lange dieses Verfahren nicht beendigt ist; 

4. die der aktiven Armee und den besoldeten Stämmen der Landwehr angehörigen Mili- 
tärpersonen, ferner zeitlich pensionirte Offiziere und Militär - Beamte. 

IV. Als giltig gewählt sind diejenigen zu erachten, welche bei der Wahl die meisten 
Stimmen erhalten haben. 

V. Die Gewählten werden durch den Vorstand des Armenpflegschaftsrathes auf 

Handgelübde verpflichtet und in ihre Stellen eingewiesen, welche sie bis zur Vornahme 

der nächsten Wahl zu versehen haben. 
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VI. Abgänge in dem durch Wahl berufenen Personalstande des Armenpflegschafts- 
rathes sind sofort durch Neuwahl zu ersetzen. 


VIl. Die Bestimmungen des vorstehenden Abs. III finden auch auf die im Art. 22 
Abs. III erwähnten Vereins - Vorstände Anwendung. 


Art. 24. I. Der Armenpflegschaftsrath ist befugt, einzelne nach Art. 22 Abs. III 
wählbare Einwöhner als Armenpfleger für bestimmte Bezirke der (Gemeinde aufzustellen. 


II. Diese Bezirkspfleger, deren Funktion widerruflieh ist, haben unter Leitung des 
Armenpflegschaftsrathes bei der Armenpflege mitzuwirken. 


Art. 25. I. Die Mitglieder des Armenpflegschaftsrathes sowie die Bezirkspfleger 
versehen ihre Stellen unentgeltlich ; den mit der Verwaltung der Armenkasse oder mit der 
Leitung besonderer Anstalten betrauten Mitgliedern kann Jedoch auf Antrag des Armen- 
pflegschaftsrathes durch die Gemeinde - Verwaltung, in Gemeinden mit städtischer Ver- 
fassung unter Zustimmung der Gemeinde - Bevollmächtigten , ein entsprechendes Honorar 
aus der Armenkasse bewilligt werden. 


Il. Den in Folge ihres Amtes in den Armenpflegschaftsrath berufenen Mitgliedern 
steht ein Recht der Ablehnung nicht zu. 


III. Die gewählten Armenpflegschaftsräthe sowie die Bezirkspfleger können die Wahl 
nur aus den Gründen ablehnen, aus welchen die Wahl zu Gemeindestellen nach Massgabe 
der Gemeinde-Ordnung abgelehnt werden kann. Bezüglich der Uebernahme und Fort- 
führung dieser Funktionen, sowie bezüglich der Disziplin über die Mitglieder des Armen- 
pflegschaftsrathes finden die Bestimmungen der Gemeinde-Ordnung analoge Anwen- 
dung. 


Art. 26. Die Aufnahme der für die Armenpflege und deren Anstalten erforderlichen 
Bediensteten erfolgt durch die Gemeinde-Verwaltung auf Antrag des Armenpflegschafts- 
‘ rathes und unter Beachtung der Vorschriften der Gemeinde-Ordnung. Diese Bediensteten 
sind aus der Armenkasse zu bezahlen. 


B. Wirkungskreis des Armenpflegschaftsrathes. 


Art. 27. 1. Der Armenpflegschaftsrath vertritt die Gemeinde in allen Angelegen- 
heiten der öffentlichen Armenpflege. 


Il. Die Mitglieder des Armenpflegschaftsrathes sind für den durch schuldhafte Nicht- 
erfüllung ihrer gesetzlichen Obliegenheiten oder durch schuldhafte Ueberschreitung ihrer 
gesetzlichen Befugnisse verursachten Schaden haftbar. 


Art. 28. I. Der Armenpflegschaftsrath ist insbesondere verpflichtet: 
a. über den Stand und die Ursachen der Armuth in der Gemeinde sich Kenntniss zu ver- 
schaffen ; 
b. in den sich ergebenden Einzelfällen die Zulässigkeit einer Unterstützung zu ermitteln. 


Il. Alle öffentlichen Behörden, Stiftungs-Verwaltungen, Religionsdiener, Aerzte und 
Privat- Wohlthätigkeits- Vereine sind verpflichtet, dem Armenpflegschaftsrathe auf Ver- 
langen die ihnen zu Gebote stehenden und zur Lösung der oben vorgezeichneten Aufgabe 
erforderlichen Aufschlüsse zu ertheilen. 


Art. 29. I. Der Armenpflegschaftsrath beschliesst über Versagung oder Gewährung, 
über Umfang, Dauer und Art der Unterstützungen und regelt deren Verabreichung. 


II. Er ist berechtigt, arbeitsfähige Personen, welche ungeachtet ernstlicher Bemühung 
keinen Erwerb finden, durch Ermittelung oder Anweisung von Arbeit zu unterstützen. 


IT. Unter seiner Leitung und Aufsicht stehen die Armenhäuser und sonstigen un- 
mittelbar aus der Armenkasse unterhaltenen Anstalten. 


Art. 30. Der Armenpflegschaftsrath kann denjenigen Personen, welche seinen all- 
gemeinen oder besonderen Anordnungen in Bezug auf die Ermittelung ihrer Hülfs- 
bedürftigkeit, auf die Verabreichung von Unterstützungen , auf Leistung der ihnen zuge- 
wiesenen Arbeit oder auf den Aufenthalt in einer bestimmten Armen- Anstalt ungerecht- 
fertigten Ungehorsam entgegensetzten , jede Unterstützung versagen, so lange dieser Un- 
gehorsam währt. 


Art. 31. I. Wird einem fremden Hülfsbedürftigen, dessen sofortige Heimweisung 
nicht zulässig oder nicht thunlich ist, Unterstützung gewährt, so hat der Armenpfleg- 
schaftsrath beziehungsweise die Verwaltung der hülfeleistenden Kranken - Anstalt an den 
Armenpflegschaftsrath der ersatzpflichtigen Gemeinde binnen 3 Tagen Nachricht abzu- 
senden. 


II. Der Lauf dieser dreitägigen Frist beginnt mit dem auf den Anfang der Hülfe- 
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leistung folgenden Tage. In den Füllen des Art. 11 Abs. Il und Art. 13 Abs. III ist spä- 
testens 5 Tage vor Ablauf der dort festgesetzten Zeiträume die Nachricht abzusenden. 


III. Ist die Staatskasse ersatzpflichtig, so muss die vorgeschriebene Nachricht an 
die Distrikts- Verwaltungs-Behörde der Heimath des Hülfsbedürftigen, ist eine andere 
öffentliche Kasse ersatzpflichtig, so muss sie an die gesetzlichen Vertreter dieser Kasse 
ergehen. Ist die Heimath unbekannt, so ist die Anzeige an die der unterstützenden Ge- 
meinde vorgesetzte Verwaltungs- Behörde zu erstatten. 

IV. Wird die vorgeschriebene Frist versäumt, so ist ein Ersatz-Anspruch nur für die 
nach dem Tage der ergangenen Nachricht geleistete Hülfe zulässig. 

V. Die Geltendmachung der Ersatz-Ansprüche ist Sache des Armenpflegschaftsrathes 
oder der Verwaltung der hülfeleistenden Anstalt. 


Art. 32. I. Der Armenpflegschaftsrath hat für Herstellung und Erhaltung aller zur 
Uebung der Armenpflege in der Gemeinde nothwendigen Anstalten und Einrichtungen zu 
sorgen. f 
II. Bei Unternehmungen, deren Kosten nicht aus den laufenden Einnahmen der 
Armenkasse gedeckt werden können, bei Einrichtungen, welche eine dauernde Belastung 
der Gemeinde zur Folge haben, dann bei Einführung, Erhöhung oder Regulirung von 
Gemeinde-Umlagen oder Abgaben für Armenzwecke steht dem Armenpflegschaftsrathe 
nur die Anregung und Begutachtung, die Beschlussfassung aber den nach der Gemeinde- 
Ordnung zuständigen Organen der Gemeinde zu; der Armenpflegschaftsrath ist Jedoch zur 
Beschwerdeführung berechtigt. 


Art. 33. I. Die Armenkasse wird durch die vom Armenpflegschaftsrathe aus seiner 
Mitte gewählten Mitglieder oder durch die nach Art. 26 aufgestellten Bediensteten ver- 
waltet. z 

II. Die mit der unmittelbaren Verwaltung betrauten Personen haften zunächst für 
die richtige Erhebung der Einnahmen, für die Einhaltung der Etats und für die vor- 
schriftsmässige Verrechnung der Ausgaben; sie sind zur Leistung einer angemessenen 
Kaution verpflichtet, wenn dieselbe nicht vom Armenpflegschaftsrathe erlassen wird. 

II. Der Armenpflegschaftsrath ist befugt, von den Rechnungen der durch die Ge- 
meinde-Behörde verwalteten Armenfonds und Wohlthätigkeits- Anstalten Einsicht zu 
nehmen, die letzteren nach vorgängiger Anzeige bei der Gemeinde-Verwaltung durch ab- 
geordnete Mitglieder besichtigen zu lassen, die Abstellung wahrgenommener Missstände 
zu beantragen und bei verweigerter Abhülfe Beschwerde zu führen. 


Art. 34. I. Das Rechnungsjahr der Armenpflege beginnt mit dem 1. Januar und 
endet mit dem 31. Dezember. 

II. Der Armenpflegschaftsrath hat regelmässig in den letzten drei Monaten jeden 
Jahres einen Voranschlag für das nächste Jahr zu entwerfen. 

III. Dieser Voranschlag,, in welchen alle Einnahmen und Ausgaben der Armenkasse 
nach möglichst verlässiger Wahrscheinlichkeits-Berechnung einzusetzen sind, ist der Ge- 
meinde-Verwaltung, in Gemeinden mit städtischer Verfassung auch den Gemeinde-Bevoll- 


mächtigten, zur Einsicht und Abgabe etwaiger Erinnerungen mitzutheilen und hierauf 


während 14 Tagen Öffentlich aufzulegen. 


IV. Die Würdigung der von den Gemeinde-Kollegien oder von Privatpersonen vor- 
gebrachten Erinnerungen, sowie die Feststellung des Voranschlages erfolgt noch vor Ab- 
lauf des Jahres durch den Armenpflegschaftsrath in öffentlicher Sitzung. 


V. Werden Ausgaben nothwendig, die im Voranschlage nicht vorgesehen sind, so 
hat der Armenpflegschaftsrath in öffentlicher Sitzung Beschluss zu fassen. | 


VI. Alle nicht ständig angewiesenen Ausgaben setzen einen besonderen Beschluss 
des Armenpflegschaftsrathes voraus, dessen Vorstand jedoch ermächtigt ist, in dringenden 
Fällen und unter dem Vorbehalte nachträglicher Genehmigung des Armenpflegschafts- 
rathes die erforderliche Verfügung zu treffen. 


VII. Gleiche Ermächtigung kann vom Armenpflegschaftsrathe auch anderen Mit- 
gliedern, den Bezirkspflegern und den Leitern von Armen - Anstalten ertheilt werden. 


VIII. Sind zur Bestreitung der im Voranschlage vorgesehenen oder nachträglich be- 
schlossenen Ausgaben ausserordentliche Zuschüsse aus der Gemeindekasse, neue -oder er- 
höhte Gemeinde - Umlagen erforderlich, so darf die den Betrag der ordentlichen Deckungs- 
mittel iibersteigende Mehrausgabe erst dann gemacht werden, wenn die Bewilligung oder 
Anweisung der nöthigen Mittel nach Massgabe der Gemeinde - Ordnung erfolgt ist. 


Art. 35. I. Die Rechnungen für das abgelaufene Jahr sind spätestens bis zum darauf- 
folgenden 1. Mai zu stellen und während 14 Tagen öffentlich aufzulegen. 


Art. 36—39, Landes-Ges., die öffentl. Armenpflege betr. 1120p. 


, U. Nach Ablauf dieser vierzehntägigen Frist sind die Rechnungen nebst den etwa 
eingekommenen Erinnerungen an die Gemeinde - Verwaltung abzugeben. 

‚. Hl. Die Prüfung und Bescheidung der Rechnungen und das Beschwerderecht richten 
sich nach den in der Gemeinde - Ordnung für die Prüfung und Bescheidung der Gemeinde- 
Rechnungen festgestellten Bestimmungen. | 


Art. 386. I. Es ist dem Armenpflegschaftsrathe gestattet, Armen behufs gerichtlicher 
Verfolgung von Vermögensrechten die erforderlichen baaren Prozess- Auslagen vorzu- 
Schiessen. 

II. Den Mitgliedern und den besonders beauftragten Vollzugs- Organen des Armen- 
pflegschaftsrathes, sowie den Bezirkspflegern kann der Eintritt in die Wohnungen der 
unterstützten Armen zu keiner Zeit verwehrt werden. 

I. Wenn die Erziehung von Kindern, für welche Unterstützung aus der Armenkasse 
gewährt ist, von den Eltern oder deren Stellvertretern offenbar vernachlässigt wird, so 
kann der Armenpflegschaftsrath die Fortsetzung der Unterstützung davon abhängig 
Boaenon, dass solche Kinder ihm zur besseren Unterbringung und Erziehung überlassen 
werden. 

„IV. Der Armenpflegschaftsrath ist berechtigt, die Bestellung gerichtlicher Kuratel 
über Personen zu beantragen, welche durch Verschwendung die Besorgniss begründen, 
dass sie der Armenkasse zur Last fallen werden. 


C. Geschäftsgang. 

Art. 37. I. Der Armenpflegschaftsrath fasst seine Beschlüsse in den festgesetzten 
regelmässigen oder in besonders anberaumten Sitzungen, auf welche die Bestimmungen 
der Gemeinde -Ordnung über die Sitzungen der Gemeinde - Verwaltungen analoge An- 
wendung finden. 

U. Zur Giltigkeit eines Beschlusses ist erforderlich, dass mehr als die Hälfte der 
Mitglieder anwesend und dass dem Beschlusse die absolute Stimmenmehrheit der an- 
wesenden Mitglieder zugefallen ist; bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende. 

IH. Die Leitung der Sitzungen und des ganzen Geschäftsganges gebührt dem Vor- 
stande, beziehungsweise seinem Stellvertreter. 

IV. Zur Regelung des formellen Geschäftsganges ikann sich der Armenpflegschafts- 
rath eine Geschäfts - Ordnung geben; in Bezug auf Führung und Visitation der Kassen, 
sowie auf Behandlung des Rechnungswesens finden die Bestimmungen der Gemeinde- 
Ordnung analoge Anwendung. 

V. Die Erstattung von Uebersichts- Anzeigen über die Geschäftsführung der Armen- 
pflegen wird durch Ministerialvorschrift geregelt. 


Dritte Abtheilung. 
Von der Distrikts- Armenpflege. 


Art.38. Die Distrikts - Armenpflege bildet eine Aufgabe der Distrikts- Gemeinde und 
umfasst: 
1. die Unterstützung der mit Armenlasten überbürdeten Gemeinden des Distrikts; 
2. die Unterhaltung der bestehenden Distrikts- Wohlthätigkeits- und Kranken - Anstalten ; 
3. die Ansammlung und allmälige Vermehrung eines besonderen Distrikts- Armen- 
fonds; 
4. die Errichtung von Distrikts- Armenhäusern, Beschäftigungs-Anstalten, Armen- 
Kolonien und Krankenhäusern, sowie von Distrikts- Anstalten zur Erziehung armer 


verwahrloster Kinder; 
5. die Gründung von Spar- und Vorschuss-Kassen und ähnlichen Anstalten. 


Art. 39. I. Die unter Ziffer 1—3 des vorstehenden Artikel 38 erwähnten Leistungen 
bilden gesetzliche Lasten gemäss Art. 27 und Art. 29 Abs. II des Gesetzes vom 28. Mai 
1852, die Distriktsräthe betr. 

II. Die Mittel zur Deckung des Bedarfs der Distrikts- Armenpflege sind zu schöpfen: 

1. aus den Nutzungen des Distrikts- Armenfonds; 

3. aus den auf Gesetz oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Leistungen des Staates, 
des Kreises, einzelner Stiftungen, Genossenschaften, Gemeinen oder anderer — Juri- 
stischer oder physischer — Personen ; 

3. aus den freiwilligen Zuschüssen des Staates oder des Kreises, aus Beiträgen von Ge- 
meinden oder Privaten, welchen eine distrikte Einrichtung besonderen Vortheil ge- 
währt, endlich aus sonstigen ausserordentlichen Einnahmen. 


\ 
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III. Reichen alle diese Mittel nicht aus, so ist der noch ungedeckte Bedarf durch die 
Distrikts- Gemeinde aufzubringen. | 


Art. 40. I. Die Besorgung der Distrikts- Armenpflege, insbesondere die Verwaltung 
des Distrikts - Armenvermögens und der distrikten Armen- Anstalten und Einrichtungen 
findet nach den gesetzlichen Vorschriften über die Behandlung der sonstigen Distrikts- 
Gemeinde- Angelegenheiten statt und gehört hiernach zum Wirkungskreise des Distrikts- 
rathes und des Distriktsraths - Ausschusses. 


II. An den betreffenden Sitzungen dieser Organe haben jedoch die Bezirksärzte, so- 
wie zwei zu diesem Zwecke am Beginne jeder Distriktsraths- Wahlperiode und auf die 
Dauer derselben von dem neugebildeten Distriktsraths- Ausschusse nach Stimmenmehr- 
heit gewählte selbständige Pfarrer des Distrikts mit voller Stimmberechtigung Theil zu 
nehmen. Bei Verhinderung der Vorgenannten können Ersatzleute zugezogen werden. 


Vierte Abiheilung. 
Von der Kreis-Armenpflege. 


Art. 41. I. Die Kreis- Armenpflege umfasst alle auf öffentliche Armenpflege bezüg- 
lichen Leistungen, welche den Kreis- Gemeinden auf Grund gesetzmässiger Beschlüsse 
ihrer Vertreter oder auf Grund besonderer gesetzlicher Bestimmungen obliegen, nament- 
lich die Unterhaltung und Begründung von Wohlthätigkeits- und Beschäftigungs - An- 
stalten, Armen-Kolonien, Irrenhäusern und anderen Sanitäts- Anstalten und die Unter- 
stützung der mit Armenlasten überbürdeten Distrikts- Gemeinden. 


II. Die Kreis- Armenpflege gehört zum Wirkungskreise des Landrathes und des 
Landäraths- Ausschusses. nach Massgabe der Art. 15 und 33 des-Gesetzes vom 28. Mai 1852, 
die Landräthe betr., welches Gesetz auch auf die Deckung des Bedarfs der Kreis- Armen- 
pflege Anwendung findet. 


III. Der Landrath hat bei jeder seiner ordentlichen Jahresversammlungen (vgl. Art. 19 
des Landraths- Gesetzes vom 28. Mai 1852) darüber zu berathen und zu beschliessen , ob 
und in welchem Umfange einzelne Distrikts- Gemeinden des Kreises als mit Armenlasten 
überbürdet erscheinen und deshalb einer Kreis - Unterstützung bedürfen. 


Fünfte Abtheilung. 
Von dem Aufsichtsrechte und der Zuständigkeit der Staats-Behörden. 


Art.42. I. Die örtliche Armenpflege wird unter Oberleitung des Staats - Ministeriums 
des Innern durch die den Gemeinden unmittelbar vorgesetzten Verwaltungs- Behörden 
nach Massgabe der gesetzlichen Bestimmungen über Staats- Aufsicht in Gemeinde - Ange- 
legenheiten überwacht. 


Il. Die Betheiligung der Staats - Behörden an der Distrikts- und Kreis- Armenpflege 
bemisst sich nach den Bestimmungen des Distriktsraths- und Landraths - Gesetzes. 


Art. 45. I. Streitigkeiten über den Vollzug des gegenwärtigen Gesetzes, namentlich 
über die Unterstützungspflicht des Staates, der Gemeinden oder einer öffentlichen Kasse, 
über die nach Art. 5 Abs. I und Art. 11-17 begründeten Ersatz- Ansprüche, dann über 
die auf den Art. 20 und 21 beruhenden Verpflichtungen werden von den Distrikts - Ver- 
waltungs- Behörden in erster und von den Kreis- Regierungen , Kammern des Innern, in 
zweiter Instanz entschieden, — vorbehaltlich dessen, was das Gesetz über den obersten 
Verwaltungs - Gerichtshof bestimmen wird. 

Il. Zuständig ist: | 
a. bei Ansprüchen gegen eine Gemeinde die Distrikts- Verwaltungs - Behörde derselben ; 
-b. bei Ansprüchen gegen eine andere — juristische oder physische — Person die Distrikts- 

Verwaltungs- Behörde jener Gemeinde, welche den Anspruch erhebt. 


II. Beschwerden sind an eine unerstreckliche Frist von 14 Tagen gebunden. 


IV. Die Verwaltungs-Behörden können nöthigenfalls die Urkunden, durch welche 
Schuldigkeiten festgestellt werden, vollstreckbar erklären und für deren Beitreibung 
sorgen. a 


Sechste Abtheilung. | 
Straf-Bestimmungen. 


Art. 44. 1. Personen, welche öffentliche Armen - Unterstützung geniessen, werden 

mit Arrest bis zu 8 Tagen, im Rückfalle bis.zu 30 Tagen bestraft, wenn sie entweder: 
1. Durch ungeziemendes Benehmen die dem Armenpflegschaftsrathe, einem Mitgliede 
desselben, einem Bezirkspfleger oder denjenigen, von welchen sie im Auftrage des 


Art. 45. Landes-Ges., die öffentl. Armenpflege betr. 1420r.} 


Armenpflegschaftsrathes Almosen, Kleidung, Wohnung, Kost oder Arbeit erhalten, 
gebührende Achtung verletzen, oder wenn sie 

2. Lebensmittel, Heizungsmaterial, Kleidungsstücke, Heilmittel, Arbeitsstoffe, Werk- 
zeuge und dergleichen, welche sie von der Öffentlichen Armenpflege oder von einer 
öffentlichen Wohlthätigkeits- Anstalt empfangen haben, unbefugt veräussern oder 
muthwillig unbrauchbar machen. 

II. Mit Arrest bis zu 14 Tagen, im Rückfalle bis zu 30 Tagen, werden bestraft: 

1. arbeitsfähige Personen, welche von der Armenpflege Unterstützung beziehen oder be- 
anspruchen, wenn sie die ihnen gemäss Art. 6 Abs. II oder Art. 29 Abs. Il angewiesene 
Arbeit nicht verrichten: 

2. arbeitsfähige Personen, welche innerhalb Jahresfrist von der Armenpflege Unterstützung 
beansprucht oder bezogen haben, wenn sie weder einer ihren Kräften angemessenen 
a sich widmen noch darzuthun vermögen, dass sie sich auf erlaubte Weise er- 
nähren. 

II. In den Straffällen gegenwärtigen Artikels ist Schärfung der Arreststrafe zu- 
lässig; gegen Rückfällige kann in den Fällen des Abs. I Ziff. 2, dann des Abs. II Ziff. 1 
und 2 auch die Zulässigkeit der Stellung unter Polizeiaufsicht oder der Verwahrung in 
einer Polizei- Anstalt ausgesprochen werden. 


Art. 45. I. Gegenwärtiges Gesetz tritt mit dem 1. Juli 1869 für den ganzen Umfang 
des Königreiches in Wirksamkeit. 

II. Die an diesem Tage bestehenden Armenpflegschaftsräthe bleiben bis zum 1. Ja- 
nuar 1870 in Thätigkeit und üben ihr Amt nach Massgabe des gegenwärtigen Gesetzes. 
Es liegt ihnen die erstmalige Herstellung der in Art. 34 angeordneten Voranschläge ob. 

III. Mit dem 1. Juli 1869 erlöschen alle dem gegenwärtigen Gesetze entgegenstehen- 
den Gesetze, Verordnungen und Vorschriften, insbesondere die Verordnung vom 17. No- 
vember 1816, das Armenwesen betr., und das Gesetz vom 25. Juli 1850, die Unterstützung 
und Verpflegung hülfsbedürftiger und erkrankter Personen betreffend. 

Gegeben München am 29. April 1869. 


‘* Unter dem Einfluss des auch für Bayern geltenden Reichs-Gesetzesüber 
die Freizügigkeit hat sich dagegen die Bayerische Heimaths-Gesetz- 
gebung in sehr erfreulicher Weise modifizirt, so dass ein prinzipieller Unterschied 
zwischen der Bayerischen und Deutschen Gesetzgebung kaum noch vorhanden ist. 
Das Bayerische Gesetz über Heimath, Verehelichung und Aufent- 
halt vom 16. April 1868 hat nämlich durch das novellistische Gesetz vom 23. Fe- 
bruar 1872 in mehrfacher Beziehung wichtige Abänderungen im nationalen Sinn er- 


fahren. 
Das zuerst erwähnte Gesetz vom 16. April 1868 ist im Archiv Bd. I 8. 947 


abgedruckt. 
Das ergänzende Gesetz vom 23. Februar 1872 hat folgenden Wortlaut: 


Gesetz vom 23. Februar 1872. Art. 1: 


Art. 9 soll lauten: 

»Niehtbayern können auf Grund der vorstehenden Artikel 6 und 7 den Anspruch 
auf Verleihung der Heimath in einer Bayerischen Gemeinde erlangen; desgleichen sind 
die Gemeinden befugt, die Heimath nach Massgabe des vorstehenden Art. 8 einem 
Nichtbayern zu verleihen; die Verleihung der Heimath wird jedoch in allen diesen 
Fällen erst wirksam, wenn die betreffende Person die Bayerische Staats- Angehörig- 
keit erworben hat. 

Die Erwerbung des Heimathsrechtes erstreckt sich auch auf die Ehefrau und auf die 
noch unselbständigen — ehelichen oder denselben nach Art. 1; Abs. III. des Gesetzes 
gleichgeachteten — Kinder, wenn dieselben die Bayerische Staats-Angehörigkeit er- 
worben haben. 

Die Kinder einer Nichtbayerin, welche durch Verehelichung die Heimath in Bayern 
erwirbt, folgen dieser Heimath nur dann, wenn sie durch jene Verehelichung legitimirt 
werden. 

Bestehen in einem nicht zum Deutschen Reiche gehörigen Staate Bestimmungen, 
welche die Erwerbung des Heimathrechtes dortselbst den Angehörigen des Bayerischen 
Staates mehr erschweren, als es durch gegenwärtiges Gesetz Ausländern gegenüber 
geschieht, so können auf dem Wege der Verordnung die Angehörigen eines solchen 
Staates denselben Beschränkungen unterworfen werden.« 


Archiv des Deutschen Reichs. Bd. I. (VI.) 69b 


208. Zum Reichs-Gesetz vom 6. Juni 1870. — Bayern. Art, 2—9. 


Gesetz v. 23. Februar 1872. Art. 2: 


Art. 10 soll lauten: 


Heimathlose Angehörige des Bayerischen Staates, welche sich im Alter der Voll- 
jährigkeit fünf Jahre ununterbrochen freiwillig und selbständig in einer Bayerischen 
Gemeinde aufgehalten, während dieser Zeit direkte Steuern an den Staat bezahlt, ihre 
Verpflichtungen gegen die Gemeinde- und Armen-Kasse erfüllt, Armen-Unterstützung 
aber weder beansprucht noch erhalten haben, erlangen in dieser Gemeinde kraft des 
(Gesetzes die Heimath. 

Heimathlose Angehörige des Bayerischen Staates, welche den vorstehend erwähn- 
ten Bedingungen nicht vollständig genügten, erlangen, wenn sie sich im Alter der Voll- 
Jährigkeit ununterbrochen zehn Jahre lang freiwillig in einer Bayerischen Gemeinde 
aufgehalten und während dieser Zeit Armen-Unterstützung weder beansprucht noch 
erhalten haben, kraft des Gesetzes die Heimath in dieser Gemeinde. 

Die auf Grund der vorstehenden Bestimmungen erworbene Heimath erstreckt sich 
auch auf die Ehefrau und die ehelichen oder denselben nach Art. 1, Abs. III. des Ge- 
setzes gleichgeachteten Kinder, welche zwar die Bayerische Staats-Angehörigkeit, 
aber keine Heimath in einer Bayerischen Gemeinde besitzen. 

Heimathlose uneheliche Kinder einer Frauensperson, welche auf Grund des gegen- 
wärtigen Artikels die Heimath erlangt, folgen der Heimath der Mutter, wenn sie die 
Bayerische Staats-Angehörigkeit besitzen. 

Den Gemeinden bleibt es anheimgegeben, den auf dem Heimathrechte beruhenden 
Genuss an den örtlichen Stiftungen und Gemeinde-Nutzungen für die auf Grund des 
gegenwärtigen Artikels Heimath-Berechtigten von der Bezahlung der Heimath-@e- 
bühr abhängig zu machen. 


Gesetz v. 23. Februar 1872. Art.3: 


An die Stelle des letzten Absatzes des Art. 15 treten folgende Bestimmungen: 

Bundes- Angehörige, welche in den Bayerischen Staats- Verband aufgenommen 
worden sind , besitzen, so lange sie nicht eine wirkliche Heimath nach Massgabe des 
Gesetzes erworben haben , die vorläufige Heimath in jener Gemeinde, in welcher sie 
sich zur Zeit ihrer Aufnahme niedergelassen hatten. 

Beamte und öffentliche Diener, welche gemäss $. 9 des Gesetzes über die Erwer- 
bung und den Verlust der Bundes- und Staats-Angehörigkeit vom 1. Juni 1870 die 
Bayerische Staats-Angehörigkeit erlangten, besitzen, so lange sie nicht eine wirkliche 
Heimath nach Massgabe des Gesetzes vom 16. April 1868 erworben haben, die vor- 
läufige Heimath in der Gemeinde ihrer Anstellung. | 


. 


Gesetz v. 23. Februar 1872. Art. 4: 


Vo 


Der Art. 16 erhält folgende Fassung : 

Die Bestimmungen des Abs. Iund II des vorstehenden Artikels finden auch auf 
an layern Anwendung, so lange deren Wegweisung aus dem Staats-Gebiete nicht 
möglich ist. 

Falls solche Personen früher in Bayern heimathberechtigt waren, sind sie jener 
Gemeinde zuzuweisen, in welcher sie zuletzt das Heimathrecht hatten. 

(Die folgenden Art, 5—8 vgl. oben S. 1106 die Art. 33, 35, 39, 41 und 42 des Ges. 
16. April 1868.) 


Gesetz v. 23. Februar 1872. Art. 9: 


Art. 43 hat zu lauten: | 

Gegen Angehörige des Bayerischen oder eines anderen Deutschen Bundes-Staates 
sind Aufenthalts-Beschränkungen auf Grund des $. 3, Abs. I des Reichs-Gesetzes über 
die. Freizügigkeit vom 1. November 1867 *) nur nach Massgabe des Art. 45, Ziff. 5, 6 
und 9, dann Art. 46—49 zulässig. 5 

Auch Ausländern ist vorbehaltlich der in den nachfolgenden Artikeln zugelassenen 
Beschränkungen der Aufenthalt in jeder Gemeinde des Königreichs gestattet, wenn 
sie sich über ihre Staats-Angehörigkeit und Heimath genügend ausweisen und ihrem 
Aufenthalte ein sonstiges gesetzliches Hinderniss nicht im Wege steht. 

Ausländer, welchen in Bayern eine vorläufige Heimath angewiesen ist, sind bezüg- 
lich des Aufenthaltes wie Inländer zu behandeln. 


Art. 44. Wer sich. in einer fremden Gemeinde aufhält, hat binnen 8 Tagen nach 
der Ankunft hievon der Orts-Polizei-Behörde, in München der Königl. Polizei-Direk- 


 *) Siehe dieses oben. 


Art. 10. Gesetz über Heimath etc. u. Aufenthalt vom 23. Febr. 1872. 1120t. 


G 


or) 


10. 


tion nach Massgabe der oberpolizeilichen oder ortspolizeilichen Vorschriften Anzeige 
zu erstatten. 

Nichtbeachtung dieser Vorschrift, welche auf die in Art. 48 bezeichneten Personen 
keine Anwendung findet, wird an Geld bis zu 10 Fl. bestraft. 

Ueber die erfolgte Anzeige hat die Orts-Polizei-Behörde taxfreie Bescheinigung 
zu ertheilen, welche den zur Leistung von Krankenkasse-Beiträgen gesetzlich ver- 
pflichteten Personen erst dann behändigt werden soll, wenn sie die erstmalige Bezah- 
lung des treffenden Beitrages nachgewiesen haben. 

Die Königl. Polizei-Direktion München ist verpflichtet, von denjenigen nach Abs. 1. 
ihr erstatteten Anzeigen wenigstens einmal wöchentlich dem Magistrate vollständige 
Mittheilung zu machen. 


esetz v. 23. Februar 1872. Art. 10: 


Die Bestimmungen in Art. 45, Ziffer 5 und 6 erhalten folgende Fassung : 

Art. 45. 5) Personen, welche wegen Diebstahls, Unterschlagung, Betrugs, Heh- 
lerei, Fälschung oder einer Zuwiderhandlung gegen die Sittlichkeit zu einer Freiheits- 
strafe von mehr als sechs Wochen oder wegen einer sonstigen strafbaren Handlung zu 
einer Zuchthausstrafe von mehr als fünf Jahren, desgleichen Personen, welche inner- 
halb Jahresfrist wiederholt wegen Entwendung von Feldfrüchten oder wegen Feld- 
oder Forstfrevels oder unberechtigten Jagens, endlich Personen, welche wegen Ar- 
beitsscheu, Landstreicherei, Bettelns, Gaukelei oder gewerbsmässiger Unzucht zu 
einer Freiheitsstrafe verurtheilt worden sind, können in der Zeit von der Rechtskraft 
des Urtheils bis zum Ablaufe zweier Jahre nach Beendigung des Straf-Vollzuges für 
die Dauer von zwei Jahren, in welche jedoch die Zeit der Einsperrung nicht einge- 
rechnet wird, ausgewiesen werden. 


. Personen, welche wegen einer im Gemeinde-Bezirke verübten strafbaren Handlung 


nach Art. 149, Abs. I des Polizei-Strafgesetzbuches oder nach $. 284 bis 286 des Straf- 
Gesetzbuches für das Deutsche Reich oder als Veranstalter eines verbotenen Spieles 
nach $. 360, Ziff. 14 dieses Straf-Gesetzbuches, desgleichen Personen, welche binnen 
Jahresfrist wiederholt wegen einer im Gemeinde-Bezirke verübten Zuwiderhandlung 
gegen die Art. 106 und 155 des Polizei-Strafgesetzbuches oder Art. 10 des Gesetzes, 
den Vollzug der Einführung des Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich in Bayern 
betreffend , verurtheilt worden sind, können in der Zeit von der Rechtskraft des Ur- 
theils bis zum Ablaufe eines Jahres nach Beendigung des Straf- Vollzuges für die 
Dauer von zwei Jahren, in welche jedoch die Zeit der Einsperrung nicht eingerechnet 
wird, ausgewiesen werden. 


. Weibspersonen, welche offenkundig mit ihrem Körper ein unzüchtiges Gewerbe trei- 


ben und die Gelegenheit hierzu auf Öffentlicher Strasse aufsuchen, dann jene Perso- 
nen, welche offenkundig an dem Erträgnisse des unzüchtigen Gewerbes Antheil ha- 
ben, können für die Dauer von zwei Jahren aus der Gemeinde weggewiesen werden. 


. Ist im Gemeinde-Bezirke die Öffentliche Sicherheit durch eine Handlung gestört wor- 


den, zu deren Unterdrückung das Aufgebot der bewaffneten Macht erfolgte oder gesetz- 
lich zulässig war, so können Personen, welche an der Sicherheitsstörung oder an den 
Vorbereitungen hiezu Theil genommen oder hiezu aufgefordert haben — unbeschadet 
der Straf-Verfolgung. — für die Dauer eines Jahres aus der Gemeinde weggewiesen 
werden. 

Die Erlassung eines solchen Aufenthalts-Verbotes ist aber nur statthaft, so lange 
die Ruhestörung dauert oder deren Wiederholung zu befürchten ist. 

Eben so können Personen, welche einer Betheiligung an den Ruhestörungen drin- 
send verdächtig sind, innerhalb desselben Zeitraumes und für die gleiche Zeitdauer 
ausgewiesen werden, wenn sie weder ständigen Arbeits-Verdienst noch ausreichende 
Unterhaltsmittel haben. 


. Studirende oder Zöglinge einer Unterrichts-Anstalt, welche zur Strafe entlassen wor- 


den oder ohne Vorwissen ihrer Eltern oder Vormünder ausgetreten sind, dann ent- 
wichene oder entlassene Lehrlinge können binnen 3 Monaten nach der Entfernung von 
der Anstalt oder Lehre für die Dauer eines Jahres aus der Gemeinde weggewiesen 
werden, wenn die Familie, welcher sie angehören, nicht in dieser Gemeinde ihren 
Wohnsitz hat. 
Minderjährige Personen, welche sich ohne Bewilligung ihrer Eltern oder Vormünder 
in einer fremden Gemeinde aufhalten, können auf Antrag des Inhabers der elterlichen 
oder vormundschaftlichen Gewalt ausgewiesen werden. 

Blödsinnnige oder Geisteskranke, welche sich der Obhut jener Personen, welchen 


ihre Bewachung obliegt, entzogen haben, können diesen Personen oder deren Bevoll- 
mächtigten übergeben oder an die Gemeinde-Behörde des Wohnsitzes der gedachten Per- 
sonen abgeliefert werden. 
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1129 u. Zum Reichs-Gesetz vom 6. Juni 1870. — Bayern. ‚Art. 11. 


Gesetzv. 23. Februar 1872. Art. 11: 


Art. 50 hat zu lauten: 

Die zuständige Polizei-Behörde ist befugt, gegen jeden Ausländer, dem auf Grund 
des Art. 45 der Aufenthalt in einer Gemeinde untersagt wird, für die Dauer des Aufent- 
halts-Verbotes auch die Wegweisung aus dem Königreiche zu verfügen, wenn es im 
öffentlichen Interesse geboten erscheint. Bar, 

Ausserdem ist das Staats-Ministerium des Innern berechtigt, Ausländern aus Rück- 
sicht auf die öffentliche Wohlfahrt den Eintritt in das Königreich zu versagen oder 
dieselben aus dem Staats-Gebiete zu verweisen. 

Endlich hat die Staats-Regierung das Recht, die Aufenthalts-Befugniss von Aus- 
ländern in Bayern durch Verordnung denselben weiter gehenden Beschränkungen zu 
unterwerfen, welchen Bayerische Staats-Angehörige rücksichtlich ihres Aufenthaltes 
im Heimathlande jener Ausländer unterworfen sind. 


d. in Elsass-Lothringen ist das Gesetz über den Unterstützungs-Wohn- 
sitz gleichfalls nicht eingeführt. 
Dagegen sind die Bestimmungen der Eisenacher Konvention bezüglich der 
Kur-, Verpflegungs etc. -Kosten Hülfsbedürftiger ausgedehnt auf Elsass-Lothringen 
durch folgende Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 16. Januar 


1874. (Gesetzbl. f. Els.-Lothr. 8. 1). 

\ 

»Der Bundesrath hat durch Beschluss vom 6. Dezember v.J. sich damit einver- 
standen erklärt, dass die zu Eisenach zwischen den Regierungen mehrerer Deutschen 
Staaten wegen der Verpflegung erkrankter und der Beerdigung verstorbener gegensei- 
tiger Unterthanen am 11. Juli 1853 vereinbarten Bestimmungen, wonach 
1. hülfsbedürftigen Angehörigen des anderen Staates im Erkrankungs -Falle die nöthige 

Kur und Verpflegung nach denselben Grundsätzen wie bei eigenen Unterthanen zu ge- 
währen ist und ein Ersatz der hierbei oder durch die Beerdigung erwachsenden Kosten 
gegen die Staats-, Gemeinde- oder andere Öffentliche Kassen desjenigen Staats, 
welchem der Hülfsbedürftige angehört, selbst dann nicht beansprucht werden kann, 
wenn Kur oder Verpflegung länger als drei Monate gedauert haben; 

2. die Regierungen , sofern der Hülfsbedürftige oder andere privatrechtlich Verpflichtete 
zum Ersatze der Kosten im Stande sind, auf Antrag der betreffenden Behörde gegen- 
seitig die nach der Landes-Gesetzgebung zulässige Hülfe zu leisten haben, damit den- 
jenigen, von welchen die unter Nr. 1 bezeicheten Kosten bestritten worden sind, diese 
nach billigen Ansätzen erstattet werden, 

künftig auch zwischen Elsass-Lothringen und den übrigen Deutschen Staaten zur An- 
wendung kommen.« 


Zur Reichs-Verfassung Artikel 4. Ziffer 7.: 


Schutz des Deutschen Handels im Auslande, 
der Deutschen Schifffahrt und ihrer Flagge 
zur See; Konsulatwesen. 


1. Gesetz, betr. Organisation vom Bundes-Konsulaten sowie die Amtsrechte und Pflichten der 
Bundes-Konsuln. Vom 8. November 1867. 


2. Gesetz, betr. die Gerichtsbarkeit der Konsuln. Vom 29 Juni 1865. Mit Gebühren-Tarif 
v. 24. Oktober 1865. 


3. Gesetz, betr. Geblihren und Kosten bei den Knsulaten des Deutschen Reiches. Vom 
1. Juli 1872. Mit Gebühren-Tarif vom gleichen Tage. 


4. Allgemeine Dienst-Instruktion für die Konsuln des Deutschen Reichs. Von 6. Juni 1871. 
5. Nachtrag zur Allgemeinen Dienst-Instruktione Vom 22. Februar 1873. 


6. Instruktion vom 1. Mai 1871. zum Gesetz vom 4. Mai 1870. 
Bearbeitet von Professor Dr. Hänel, Mitglied des Reichstags und des Hauses 
der Abgeordneten. 


7. Gesetz, betr. Nationalität der Kauffahrteischiffe und ihre Befugniss zur Führung der Bun- 
desflagge. Vom 25. Oktober 1867. Mit Verordnung vom gleichen Tage. 


8. Gesetz, betr. Registrirung und Bezeichnung der Kauffahrteischiffe. Vom 28. Juni 1873. 


9. Verordnung dazu vom 13. November 1873. 
Bearbeitet von Justizrath Th. Lesse. Mitglied des Reichstags. 


Anhang: 


1. Seemanns-Ordnung. Vom 27. Dezember 1872. 


2. Gesetz, betr. Verpflichtung Deutscher Kauffahrteischiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger 
Seeleute. Vom 27. Dezember 1872. 


3. Erlass des Kriegs-Ministeriums, betr. Zusammenstellung derjenigen Bestimmungen, 
welche Seitens der Deutschen Seemanns-Aemter in Bezug auf die Anmusterung von 
Individuen, die ersatzpflichtig sind oder dem Beurlaubtenstande der Land-Armee 
oder der Marine angehören, zu beobachten sind. Vom 21. Februar 1873. 


4. Kosten-Tarif für Musterungs-Verhandlungen im Bundes-Gebiete. 
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Vorbemerkune:. 


Die fortschreitende Ausdehnung der Deutschen Konsulate sowohl, 
wie die rasche Entwiekelung der Deutschen Gesetzgebung überhaupt, 
haben in wenigen Jahren die Bestimmungen des Gesetzes vom 8. No- 
vember 1867., betr. die Organisation der Bundes-Konsulate, so- 
wie die Amtsrechte und Pflichten der Bundes-Konsuln, in einem 
‚ Masse vervollständigt und berichtigt, dass wir uns veranlasst gesehen 
haben, die im I. Band des Archivs gebrachte Erläuterung des gedachten 
Gesetzes unter Berücksichtigung der seitdem eingetretenen Veränderungen 
nochmals zum Abdruck zu bringen. Auf andere Weise liess sich der von. 
uns erstrebte Zweck, ein zuverlässiges Bild von den dermalen geltenden 
Bestimmungen über das Konsulatwesen zu geben, unter den vorliegenden 
Umständen nicht erreichen. 

Die Grundlagen der Organisation der Deutschen Konsulate sind zwar 
dieselben geblieben, ihre Rechte und noch mehr ihre Pflichten haben da- 
gegen in mehreren wesentlichen Punkten eine Erweiterung erfahren. Zu- 
nächst ist der provisorische Gebühren-Tarif vom 15. März 1868. durch 
das entsprechende Gesetz vom 1. Juli 1872. — R.-G.-B. S. 245. — er- 
setzt worden. Nur für die mit Gerichtsbarkeit versehenen Konsuln hat 
der Preussische Tarif vom 24. Oktober 1865. noch seine ergänzende 
Wirksamkeit behalten. Der enge Zusammenhang desselben mit dem eben- 
falls noch in Geltung befindlichen Gesetz über die Gerichtsbarkeit der 
Preussischen Konsuln vom 29. Juni 1865. liess es nicht rathsam erscheinen, 
hierin eine Aenderung vorzunehmen, so lange nicht das letztgedachte 
Getetz selbst durch die Deutsche Zivilprozess-Ordnung und das zu er- 
wartende Reichsgesetz über die Gerichts-Organisation Ersatz gefunden 
hat. Die Aenderungen welche in dieser Beziehung durch die Reichs-Ge- 
setzgebung getroffen worden sind, beziehen sich indess vorerst nur auf 
eine Abänderung des Instanzenzuges bei Rechtsstreitigkeiten, wie sie der 
8. 3. des Gesetzes vom 22. April 1871. (R.-G.-Bl. S. 87.) angeordnet hat. 

Eine sehr wesentliche Erweiterung der Befugnisse der Deutschen 
Konsuln ist eingeführt worden durch das Gesetz vom 4. Mai 1870., 
betr. die Eheschliessung und die Beurkundung des Personen- 
standes von Bundes-Angehörigen im Auslande (B.-G.-Bl. S. 599.). 
Archiv Bd. IV. S. 908. ff.) Die definitive Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der Deutschen Konsuln ist erfolgt durch das Gesetz 
vom 31. März 1873., betr. die Rechtsverhältnisse der Reichs-Be- 
amten (R.-G.-Bl. 5. 61. Archiv Bd. 1. 8.561. ff.). Auf die Strafgewalt der 
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Konsuln ist ferner das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich 
nieht ohne Einfluss geblieben. Der 8. 4. der Seemanns-Ordnung vom 
237. Dezember 1872. “(R. -G -Bl. S. 409.) bestimmt sodann: 

„Seemanns-Aemter sind innerhalb des Bundesgebietes die Musterungs- 

Behörden der einzelnen Bundestaaten, im Auslande die Kon- 

sulate des Deutschen Reiches“. 

Auch diese Vorschrift kann nicht ohne Rückwirkung auf die amtliche 
Thätiekeit der Deutschen Konsuln bleiben. Bei dem engen Zusammen- 
hang zwischen der fortschreitenden Entwickelung der Gesetzgebung über 
die Deutsche Seeschifffahrt und der den Deutschen Konsulaten zustehenden 
Oberaufsicht über das Schifffahrtswesen haben wir überhaupt Veran- 
lassung genommen, die in erstgedachter Beziehung ergangenen neueren 
Gesetze im Anschluss an die Gesetzgebung über das Konsulatswesen mit 
zum Abdruck zu bringen, und wir hielten ebenso es für angemessen, mit 
Rücksicht auf die durch das Gesetz betr. die Registrirung der Kauffahrtei- 
schiffe ete. herbeigeführte Abänderung des Gesetzes über die Nationalität 
der Kauffahrteischiffe auch dieses Gesetz noch einmal in einer neuen 
Bearbeitung zu geben. Aus gleichen Gründen erschien eswünschenswerth, die 
Seemanns-Ordnung vom 27. Dezbr. 1872. nebst dem Gesetz über Verpflichtung 
hülfsbedürftiger Seeleute ete. vom gleichen Tage und den Erlass des 


Kriegs-Ministers vom 21. Febr. 1873. dem Wortlaute nach als Anhang 


mitzutheilen. Eine eingehende Bearbeitung erstgenannten Gesetzes bleibt 
bis zum Abschluss der betr. Materie vorbehalten. 

Die vollständige Klarstellung der Befugnisse und Y armfielruninen 
der Deutschen Konsuln ist erfolgt durch die sehr eingehende Dienst-In- 
struktion für dieselben, welche vom Reichskanzler erlassen worden ist, 
deren Aufnahme an dieser Stelle daher eine weitere Motivirung nicht be- 
dürfen wird. 


1. 


Gesetz, 
betreffend 


die Organisation der Bundes-Konsulate, sowie die Amtsrechte 
und Pflichten der Bundes-Konsuln. 


Vom 8. November 1867. 
(B.-G.-Bl. 1867. S. 137.) 


Einleitung. 


Der erste Reichstag des Norddeutschen Bundes hatte in seiner 
ersten Session, Herbst 1867, vornehmlich die Aufgabe, in Gemeinschaft 
mit den anderen gesetzgebenden Faktoren diejenigen Gesetze zu schaffen, 
welche durch Forträumung der von den Partikular - Gesetzgebungen ge- 
zogenen Schranken jedem Bundes-Angehörigen gleiches Heimathrecht 
in jedem Bundesstaate gaben, die Wehrkraft des neuen Staates zu Lande 
und zu Wasser gleichmässig organisirten und befestigten, das Verkehrs- 
weser einheitlich regelten und dem Auslande gegenüber den Nord- 
deutschen Bund als einen festgeschlossenen Staatskörper hinstellten. 

Zu dieser letzten Gruppe von Gesetzen gehörten: a) das in Ausführung 
des Art. 4., Ziffer 7. der Bundes-Verfassung ergangene Gesetz betr. die 
Organisation der Bundes-Konsulate ete. vom 8. November 1867., sowie 
b) das Gesetz über die Nationalität der Kauffahrteischiffe ete. vom 
25. Oktober 1867. 

Der Entwurf des s. g. Konsular-Gesetzes wurde am 10. Oktober 
(17. Sitzung) eingebracht (Drucks. No. 79. 149.) und einer Kommission zur 
Vorberathung überwiesen. Die erste und zweite Berathung fand in der 
239. Sitzung am 25. Oktober, die dritte Berathung und definitive Annahme 
in der letzten Sitzung am 26. Oktober statt. (Stenogr. Berichte 1. Session 
1867. S. 643. ff. 669.). 

Durch die Bündniss-Verträge mit den Süddeutschen Staaten 
vom 15., 23. und 25. November 1870. (B.-G.-Bl. 1870. 8. 647. ff. S. 656. ff. 
v. 1871. 8.21. ff), und durch das Gesetz betr. Vereinigung von Elsass- 
Lothringen mit dem Deutschen Reiche, vom 9. Juni 1871. (R.-G.-Bl. 
S. 212.), ist das Gesetz über die Organisation der Bundes-Konsulate etc. 
auf das ganze Reich ausgedehnt worden. — Demgemäss sind, nach 8.2. 
Absatz 2. des Gesetzes vom 16. April 1871. betr. die Verfassung des 
Deutschen Reiches (R.-G.-Bl. S. 63.) — in den nachstehenden Gesetzen 
„wo von dem Norddeutschen Bunde, dessen Verfassung, Gebiet, Indigenat, 
Angehörigen, Beamten, Flagge u. s. w. die Rede ist, das Deutsche Reich 
und dessen entsprechende Beziehungen zu verstehen.“ 
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Den Motiven, mit welchen der Entwurf des Konsular-Gesetzes vorgelegt 
wurde, entnehmen wir Folgendes über die geschichtliche Entwickelung des 
Deutschen Konsularwesens und den Zweck des Gesetzes: 


„Das Konsulatswesen der Europäischen Staaten scheint in den Umge- 
staltungen, welche es im Laufe der Jahrhunderte durchzumachen gehabt, all- 
mälig wieder denjenigen Prinzipien sich zu nähern, von denen es bei seiner 
Entstehung im Mittelalter ausgegangen war. Zu der Zeit, als der Seehandel 
regelmässig den Kaufmann selbst aus seiner Heimath in einen fremden, nach 
damaligen Begriffen weit entfernten Hafen führte und ihn dort periodisch zu 
längerem Aufenthalt nöthigte, bildeten sich an den bedeutenderen Handels- 
plätzen aus den gemeinschaftlichen Wohnungen und Lagerräumen der. Kauf- 
leute einer und derselben Nation jene Handels-Faktoreien, deren von der 
Landes - Regierung anerkannte Vorsteher den Ursprung des K.onsulatswesens 
bezeichnen. Diese Gubernatores mercatorum oder Courtmasters, wie sie in 
den englischen Faktoreien hiessen, oder die Altermänner in den noch älteren 
Faktoreien der Deutschen Hansa, waren, wie sie vor den Ortsbehörden ihre 
an dem Orte sich aufhaltenden Landsleute zu vertreten hatten, diesen gegen- 
über mit umfassenden Befugnissen und namentlich mit Gerichtsbarkeit ausge- 
rüstet. Wie aus den deutschen oder hanseatischen Altermännern oder Haus- 
meistern allmälig die späteren Konsuln wurden, lässt sich an verschiedenen 
Handelsplätzen Europas, in Antwerpen, in London, in Bergen, historisch 
nachweisen, während zur Vertretung der deutschen Handels-Privilegien in 
Portugal schon im Anfang des 16. Jahrhunderts ein Konsulat in Lissabon 
und durch Beschluss des Hansatages von 1568 zu gleichem Zweck ein Konsulat 
in Frankreich errichtet wurde. Mit dem Zerfall des Hansabundes verloren die 
Vorsteher der Faktoreien und die hansischen Konsulate ihre Bedeutung; es 
waren nun nicht mehr die „Kaufleute Deutscher Nation“, deren Rechte sie zu 
vertreten hatten, sondern ihre Wirksamkeit beschränkte sich auf die Ange- 
hörigen der wenigen Städte, auf welche mit der Erbschaft an liegenden Gründen 
im Auslande auch die auswärtigen Vertreter der alten Hansa übergegangen 
waren; als die Städte im 17. Jahrhundert Konsulate in verschiedenen Häfen 
Spaniens und Italiens errichteten, traten neben denselben bald Konsulate 
anderer deutscher Staaten auf, und als später der deutsche Seehandel die 
europäischen Küsten verliess, um jenseits des Ozeans zunächst in den eman- 
zipirten Kolonien, dann auch in noch schwerer zugänglichen Ländern Ver- 
bindung anzuknüpfen, entstanden in allen Welttheilen die sehr zahlreichen, 
von verschiedenen Regierungen errichteten, mit sehr verschiedenen Rechten 
ausgestatteten Deutschen Konsulate, deren Reorganisirung im einheitlichen 
Sinne jetzt die Aufgabe des Norddeutschen Bundes ist. 

Inzwischen hatte in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts Frankreich 
eine vollständige Reform seines Konsulatswesens vorgenommen und. das 
Prinzip durchgeführt, dass an allen Plätzen, wo entweder die Interessen des 
französischen Handels oder die Angelegenheiten französischer Unterthanen 
eine konsularische Vertretung forderten, diese nur wirklichen Beamten anzu- 
vertrauen sei, welche dazu, wie zu einem besonderen Liebensberuf, vorbereitet 
und ausgebildet und durch ein ausreichendes Gehalt der Nothwendigkeit 
eines anderen Gewerbebetriebes überhoben würden. Diesem Beispiel waren, 
wenigstens zum Theil, andere Staaten gefolgt, namentlich Spanien, Sardinien 
und die Vereinigten Staaten von Nordamerika. Noch andere befolgten grund- 
sätzlich ein gemischtes System, sei es, dass besoldeten, mit Beamten besetzten 
General-Konsulaten kaufmännische Vize-Konsuln untergeordnet, sei es, dass 
neben den besoldeten Konsulaten in wichtigeren Distrikten unbesoldete in 
anderen eingesetzt wurden. Am eründlichsten wurde die Frage in England 
untersucht, wo im Jahre 1835 und dann 1856 wieder parlamentarische Unter- 
suchungs-Komitee’s die sehr reichhaltigen Erfahrungen der englischen Kon- 
. sular-Praxis sammelten, um zwischen dem System der besoldeten und der 

unbesoldeten Konsulate zu entscheiden, — eine Entscheidung, die zwar im 
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Allgemeinen zu Gunsten der eigentlichen Berufs-Konsuln ausfiel, doch aber 
noch nicht zur vollständigen Durchführung des in Frankreich befolgten 
Systems geführt hat, indem bis jetzt weder eine eigene konsularische Lauf- 
bahn für die anzustellenden Beamten eingerichtet, noch auch das Verbot des 
Handelsbetriebes unbedingt für alle Konsuln angeordnet worden ist. — Auch 
Oesterreich und Preussen erkannten die Nothwendigkeit, ihren Angehörigen 
im Auslande durch Einsetzung von Berufs-Konsuln wirksameren Schutz und 
in nichtchristlichen Ländern Gerichtsbarkeit zu gewähren, wogegen die übrigen 
Deutschen Staaten bei dem bisherigen System der kaufmännischen Konsulate 
eblieben sind. 

Handelte es sich jetzt, diesen verschiedenen Systemen gegenüber, um die 
Wahl eines derselben für das neu zu organisirende Bundes-Konsulatswesen, 
so musste zunächst die Erwägung massgebend sein, dass der Norddeutsche 
Bund, auch wenn derselbe schon jetzt sich entschliessen wollte, dem Beispiel 
anderer. Grossmächte zu folgen und dem System besoldeter Berufs-Konsuln 
unbedingt den Vorzug zu geben, doch jedenfalls noch eine Reihe von Jahren 
würde warten müssen, bevor er im Stande wäre, die grosse Anzahl noth- 
wendiger Konsulate mit hinlänglich vorgebildeten Beamten zu besetzen. 
Andererseits sind die Verhältnisse gewisser Konsulatsposten der Art, dass 
die Anstellung von Beamten dringend geboten scheint. Man wird also mit 
diesen beginnen können, ohne darum hinsichtlich der anderen Konsulate 
schon jetzt bindende Beschlüsse zu fassen. Zunächst kommen in dieser Be- 
ziehung die Häfen in den nichtchristlichen Ländern ÖOstasiens in Betracht, 
wo die Verhältnisse sich ähnlich zu gestalten scheinen, wie in den oben er- 
wähnten auswärtigen Faktoreien der Deutschen im Mittelalter, indem auch 
hier wieder die fremden Kaufleute und Schiffer den oft feindlich gesinnten 
Eingeborenen gegenüber zu eigener Sicherheit und zum Schutz vertragsmässig 
festgestellter Handels - Befugnisse sich enger an einander zu schliessen, sich 
nach der Nationalität zu sammeln und sich dem Vertreter ihrer heimathlichen 
Regierung als Vorgesetzten und als Richter zu unterwerfen genöthigt sind. 
Die Erfahrung hat bewiesen, dass die oft schweren Berufspflichten, welche 
diesen Vertretern, theils der Landesobrigkeit gegenüber, theils als Inhabern 
der Zivil-Gerichtsbarkeit und selbst der Strafgewalt über ihre Landsleute ob- 
liegen, mit Erfolg in der Regel nur von wirklichen Berufs-Konsuln zu erfüllen 
sind. Hierher gehören vor Allem die regelmässig von einer grossen Zahl 
deutscher Schiffe besuchten chinesischen Häfen und die Häfen von Japan, in 
welchen letzteren indessen die den bisherigen preussischen Schiffen gesicherten 
Reehte noch nicht auf alle deutschen Schiffe ausgedehnt sind.*) — Eine zweite 
Kategorie bilden die Stapelplätze in der Levante, welche für den deutschen 
Seehandel zwar von geringer Bedeutung sind, gleichwohl aber die Anstellung 
von Berufs-Konsuln deswegen nothwendig machen, weil auch hier den 
Europäern Schutz und Gerichtsbarkeit christlicher Obrigkeiten unentbehrlich 
ist, und es unangemessen sein würde, die dortigen Deutschen den Konsuln 
anderer Staaten unterzuordnen. — Eine dritte Klasse endlich bilden diejenigen 
Konsulate in transatlantischen Ländern christlicher Gesittung, welche zwar 
mit Zivil- oder Straf-Gerichtsbarkeit nicht ausgerüstet sind, aber wegen der 
sehr grossen Anzahl deutscher Einwanderer oder, deutscher Schiffe einen so 
ausgedehnten amtlichen Wirkungskreis haben, dass neben demselben die Wahr- 
nehmung von Handels - Geschäften nieht mehr thunlich sein wird; oder auch 
in denjenigen Ländern, wo wegen der eigenthümlichen politischen Verhält- 
nisse die Vertretung durch Beamte nothwendig wird. 

Wenn für die bisher bezeichneten Plätze aus den verschiedenen ange- 
deuteten Gründen die baldige Anstellung besoldeter Berufs-Konsuln zur Noth- 
wendigkeit wird, so bleibt dann aber noch die jedenfalls sehr grosse Anzahl 


*) Die Ausdehnung ist inzwischen erfolgt durch den Handels-Vertrag mit Japan 
vom 20, Februar 1869. (B.-G.-Bl. 1870. 8, 1. ff). 
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anderer Plätze übrig, wo für alle Fälle, wäre es auch nur zum Nutzen ein- 
zelner vielleicht zufällig sich einfindender deutscher Schiffe, die Anstellung 
von Konsuln zweckmässig, doch aber das Interesse, dem sie dienen sollen, 
lange nicht bedeutend genug ist, um einen irgend erheblichen Kostenaufwand 
aus Bundesmitteln rechtfertigen zu können., Schon aus diesem Grunde wird 
die Mehrzahl der konsularischen Vertreter des Bundes im Auslande noch 
lange aus kaufmännischen Konsuln bestehen. 


Wenn diese Gesichtspunkte bei der Organisation des Bundes-Konsulats- 
wesens festgehalten werden, so bildet sich ein gemischtes System, welches sich 
im Laufe der Jahre je nach dem Bedürfniss mehr nach der einen oder nach 
der anderen Richtung hin wird modifiziren lassen. Auch ist dabei nicht bloss 
an eine Zusammenstellung verschiedener Konsulate in dem Sinne gedacht, dass 
in dem einen Konsulats-Distrikt ein besoldeter Beamter, in dem anderen ein 
kaufmännischer Konsul angestellt würde, sondern es wird ohne Zweifel auch 
häufig zweckmässig befunden werden, einem etwa mit dem Titel „General- 
Konsul“ angestellten Beamten in demselben Bezirk unbesoldete Konsuln 
oder Vize-Konsuln unterzuordnen. Umgekehrt erscheint aber auch für gewisse 
Küstenplätze in transatlantischen Ländern eine solche Einrichtung ausführ- 
bar, dass die eigentliche konsularische Vertretung einem wohlhabenden und . 
angesehenen Kaufmanne übertragen, demselben aber zur Bewältigung sich 
häufender Amtsgeschäfte ein besoldeter Kanzler beigegeben würde, — eine 
Einrichtung, die zugleich den Vortheil einer praktischen Vorbildung für die 
konsularische Laufbahn gewähren würde. 


Wenn das vorliegende Gesetz, welches nur zwischen Berufs-Konsuln (eon- 
sules missi) und Wahl-Konsuln (consules electi) unterscheidet, über die oben 
angedeuteten anderweitigen Einrichtungen nichts enthält, so sollten diese 
damit nicht ausgeschlossen sein; nur wird die Ausführung voraussichtlich so 
sehr nach den persönlichen und lokalen Verhältnissen des einzelnen Falles 
sich richten müssen, dass es unthunlich schien, im Voraus allgemeine Regeln 
darüber aufzustellen. 


Eine weitere Folge des hier entwickelten gemischten Systems äussert sich 
in der Verschiedenheit der den Konsulaten zu übertragenden Befugnisse und 
Amtsgeschäfte. Das volle Recht- der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit erster 
Instanz kann nur verhältnissmässig wenigen und zwar in der Regel nur wirk- 
lichen Berufs-Konsuln ertheilt werden; es muss ihnen dieses Recht durch das 
besondere Herkommen ihrer Residenz oder durch Staatsvertrag gesichert sein 
($: 22.). Eine Anzahl anderer Konsuln soll wenigstens zu gewissen gericht- 
lichen Handlungen, nämlich zur Abhörung von Zeugen und zur Abnahme von 
Eiden befugt sein; hierzu bedarf es einer besonderen Ermächtigung von 
Seiten des Bundeskanzlers ($. 20.), und eine ähnliche Ermächtigung ist er- 
forderlich, wenn ein Konsul zu giltiger Eheschliessung und zur Ausstellung 
von Zivilstands-Akten befugt sein soll ($. 13.). Es kommt hierbei, abgesehen 
von den Landes-Gesetzen, besonders auf die ordentlichen Verhältnisse und 
namentlich darauf an, wie weit diese im Interesse der am Orte anwesenden 
Bundes-Angehörigen die Ertheilung solcher Befugnisse an das Konsulat noth- 
wendig oder wünschenswerth erscheinen lassen. Die übrigen Befugnisse end- 
lich sind allen Bundes-Konsuln gemeinsam und stimmen auch grösstentheils 
mit den bisherigen Befugnissen der Landes- Konsuln aller oder wenigstens 
einiger deutschen Staaten überein, wie sie theils durch Gesetze oder Regle- 
ments, theils bloss usanzemässig sich gebildet haben; hierher gehören in Be- 
zug auf die Schifffahrt die An- und Abmusterung von Seeleuten ($. 32.), die 
Ertheilung provisorischer Schiffszertifikate ($. 37.), die Aufnahme von Ver- 
klarungen ($. 36.) und die Mitwirkung bei Havereifällen, sowie bei Schiffs- 
verkauf ($. 37.) nach Massgabe des Handels - Gesetzbuches. Ebenso die Be- 
fugniss, Urkunden zu legalisiren ($- 14.), amtliche Atteste auszustellen (8. 15.), 
Insinuationen zu beschaffen. Dass den Bundes-Konsuln ausdrücklich auch die 
Notariatsrechte ($$. 16, und 17.) und gewisse Befugnisse bei Nachlass - Re- 


_ et ST 


Amtsrechte und Pflichten der Bundes-Konsuln. — Einleitung. 1129 


gulirungen ($. 18.), wie die letzteren schon jetzt den Konsuln mehrerer 
Deutschen Staaten zustehen, durch das Gesetz zugesprochen werden, wird dem 
Interesse der im Auslande lebenden Deutschen entsprechen und. einem wesent- 
lichen Bedenken nicht unterliegen. Uebrigens enthält der Gesetz - Entwurf 
über alle diese Befugnisse nur diejenigen allgemeinen Grundsätze, welche der 
lerislativen Sanktion bedürfen, während aile Einzelheiten der Ausführung der 
Reglements oder Instruktionen überlassen bleiben müssen.“ 


Aus dem Kommissions - Bericht ist in Bezug auf das Gesetz im Allgemeinen fol- 
gendes hervorzuheben: 


„Was die den Konsuln im 2. Abschnitt verliehenen Rechte angeht, 
so sind dieselben gegen früher bedeutend erweitert. Die Rechte der Legalisation 
(8. 14) und des Notariats ($. 16), der vorläufigen Nachlass-Regulirung (& 18.) 
und der Aufnahme prozessualischer Zeugenverhöre ($ 20.) sind, soweit es 
sich nicht um die levantischen oder ostasiatischen Kensulate handelt, von 
der preussischen Gesetzgebung nicht anerkannt gewesen. Die Konsular - Beamten 
der auswärtigen Kulturstaaten haben keinerlei Akte der Jurisdiktion oder Polizei 
auf preussischem oder hanseatischem Gebiet bisher ausüben dürfen (vergl. Denk- 
schrift der preussischen Regierung, betreffend die Konsular-Beamten. Alle. Dienst- 
Instruktion, Anhang Seite 55.). Die Kommission erklärte sich mit dem Grundsatz 
der Erweiterung der konsularischen Rechte einverstanden. Die gegen einzelne Be- 
fugnisse erhobenen Bedenken werden bei der Spezial-Diskussion gewürdigt werden. 

Bei dieser ihrer prinzipiellen Zustimmung ging die Kommission jedoch von der 
Voraussetzung aus, dass nach der rechtlichen Natur der Amtsbefugnisse und dem 
Wortlaut der Ueberschrift des Abschnitts II. des Gesetz-Entwurfs die dem Konsul 
anvertrauten Rechte zugleich Pflichten für ihn enthielten, deren Erfüllung den Bun- 
des-Angehörigen gegenüber er sich nicht entziehen dürfe. 

Die Bundes-Kommissare erklärten es ihrerseits für selbstverständlich, dass den 
Rechten die Pflichten entsprächen (vergl. $ 18.), wodurch jedoch nicht ausgeschlossen 
sei, dass im einzelnen Falle eine Pflicht vorhanden sein könne, welcher kein Recht 
korrespondire. 

In Bezug auf die Rechte der vollen Gerichtsbarkeit, insonderheit die Uebernahme 
des preussischen Gesetzes von 1865, wird auf die Spezial-Diskussion verwiesen. 

Die konsularische Wirksamkeit ist mit diesem Gesetz nicht gesichert. Die 
Konsuln dürfen ihre in dem Gesetz-Entwurfe ihnen verliehenen Rechte nicht geltend 
machen, so lange dieselben nicht völkerrechtlich Anerkennung gefunden haben. 8.1. 
des Gesetz-Entwurfs schärft dies den Konsuln noch besonders ein. Dazu ist, da 
das Völkerrecht auf Reziprozität beruht, nothwendig, dass der Norddeutsche Bund 
jene älteren engherzigen Auffassungen aufgiebt. von welchen noch die oben zitirte 
Denkschrift getragen wird, und seinerseits den Konsular-Beamten der befreundeten 
auswärtigen Mächte unter Voraussetzung der Gegenseitigkeit dieselben Rechte im 
Norddeutschen Bunde einräumt, welche dieser Gesetz-Entwurf für die Bundes-Kon- 
suln im Auslande in Anspruch nimmt. 


Bemerkung. Die wichtigste Erläuterung zu diesem Gesetze bildet die „Allgemeine 
Dienst-Instruktion für die Konsuln des Deutschen Reichs vom 6. Juni 1871 und der 
Nachtrag zu derselben vom 22. Februar 1873;“ welche unten im Wortlaute mit- 
getheilt sind. 


Gesetz vom 8. November 186%. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. verordnen u. 8. w. 
was folgt: 

I. Organisation der Bundes-Konsulate. 

8. 1. Die Bundes-Konsuln sind berufen, das Interesse des Bundes, 
namentlich’in Bezug auf Handel, Verkehr und Schifffahrt thunlichst zu 
schützen und zu fördern, die Beobachtung der Staatsverträge zu über- 
wachen und den Angehörigen der Bundesstaaten, sowie anderer befreun- 
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deter Staaten in ihren Angelegenheiten Rath und Beistand zu gewähren, 
Sie müssen hierbei nach den Bundes-Gesetzen und den ihnen ertheilten 
Instruktionen sich richten und die durch die Gesetze und die Gewohn- 
heiten ihres Amtsbezirks gebotenen Schranken einhalten. 


Aus dem Kommissions-Bericht: ‚Ein Verbesserungs-Vorschlag, dahin lautend, im 
ersten Satze, hinter dem Worte ‚überwachen“ einzuschalten: | 
„innerhalb ihrer Kompetenz streitige und freiwillige Gerichtsbarkeit nach den Ge- 
setzen, polizeilichen Funktionen, ausserdem nach den ihnen ertheilten BReglements 
zu üben,“ 
sodann aber den zweiten Satz in folgender Fassung anzuschliessen: 
„und sich innerhalb der durch die Gesetze und Gewohnheiten ihres Amtsbezirks 
gebotenen Schranken zu halten“ — fand nicht die Zustimmung der Kommission. 


Dieselbe nahm an, dass die angeregte Besorgniss, dass im Wege der Instruktion 
die Unabhängigkeit der Rechtsprechung der mit voller Gerichtsbarkeit versehenen Kon- 
suln ($ 22.) gefährdet werden könnte, durch die entgegenstehende Erklärung der Re- 
gierungs-Kommissarien und im Hinblick auf $. 23. des Gesetz-Entwurfes und $. 14. des 
Gesetzes vom 29. Juni 1865 (Ges.-S. S. 681) beseitigt sei.“ | 


Anmerkung, Durch das Konsulats- Gesetz vom 8. November 1867. ist den 
Deutschen Konsuln eine Reihe von Rechten überwiesen worden, welche ihnen bisher 
nicht zuerkannt waren. Es sind diess indess nur einseitige Festsetzungen, welche zur 
Durchführung nur gelangen konnten, wenn sie die Anerkennung der fremden Regie- 
tungen gewannen und das war wiederum nur durch die Anerkennung der gleichen Rechte 
der fremden Konsulate auf Deutschem Boden zu erreichen, Durch das gedachte 
Gesetz waren daher der Norddeutsche Bund und das Reich auf den Abschluss neuer völ- 
kerrechtlicher Verträge angewiesen. Soweit der Abschluss ‚bis jetzt erfolgt ist, be- 
treffen die Verträge das Konsulatswesen entweder nur beiläufig und in Verbindung 
mit anderen überwiegenden Bestimmungen, oder es sind Konsular-Verträge im 


5 


engeren Sinne, welche die Regelung des Konsulatswesens mehr oder minder aus- 


schliesslich zum Gegenstand haben. 

Zu den Verträgen der ersten Art gehören: 

Der Handels-Vertrag mit der Republik Liberia vom 31, Oktober 1867. 
Art. 7. (B.-G.-Bl. S. 197. f.); 

der Handels-Vertrag mit Oesterreich vom 9. März 1868., Art. 20; 21. 
Schluss-Protokoll No. 14. (B.-G.-Bl. 8. 239. ff.). 

der Handels-Vertrag mit Japan vom 20. Februar 1869, Art. 2, bis 154 10,, 
17., 19., 21. (B.-G.-Bl. 1870. 8. 1. ff.); 

der Handels-Vertrag mit Mexiko vom 28. August 1869. Art. 21. bis 24. ; 
Zusatz-Protokoll Nr. 3., 4. (B.-G.-B. 1870. S. 525. ff); 

der Handels=+Vertrag mit Salvador vom 13, Juni 1870. Art. 23. bis 31. 
(R.-G.-Bl. 1872. S. 377. f£.); 

der Handels-Vertrag mit Portugal vom 2. März 1872. Art. 17. bis 20. 
(R.-G.-Bl. S. 254, ff.); | 

der Handels-Vertrag mit Persien vom 11. Juni 1873. Art. PARSE BEN KEIN 6 =) 
15., 29. (R.-G.-Bl. S. 351. ff.). 

Zu den eigentlichen Konsular-Verträgen gehören: 

die Verträge mit Italien vom 7. Februar 1872. (R.-G.-Bl. 8. 134. fl.), bezw. 
vom 21. Dezember 1868. B.-G.-Bl. 1869. S. 113. ff.); 

mit Spanien vom 12. Januar 1872. (R.-G.-Bl. 8. 211. ff.), bezw. vom 22. Februar 
1870. (B.-G.-Bl. S. 99. ff.); 

mit den Vereinigten Staaten von Amerika vom 11. Dezember 1871. 
(R.-G.-Bl. 1872. S. 95. ff.); | 

mit den Niederlanden vom 11. Januar 1872. (R.-G.-Bl. S. 67. ff). 

Da die Regelung dieser Angelegenheit zur Zeit ihren Abschluss noch nicht ge- 
funden hat, so beschränken wir uns auf diese Andeutungen und Zitate. Wir behalten 
uns jedoch vor, dieselbe im Zusammenhang zu bearbeiten, sobald es uns möglich ist, 
eine umfassende Uebersicht des materiellen Inhalts zu gewinnen. 

£ & 


S. 2. Unter Konsulim Sinne dieses Gesetzes ist der Vorsteher eines 
' General-Konsulats, Konsulats oder Vize-Konsulats zu verstehen. 


8.3. sowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundes-Konsuln. 1131 


Motive: ‚Der $. 2. hält die in Deutschland übliche Eintheilung in General-Kon- 
suln, Konsuln und Vıze-Konsuln aufrecht. Dem General-Konsul steht die Oberleitung 
und Ueberwachung der zu seinem Sprengel gehörigen Konsulate und Vize-Konsulate zu. 
Konsuln und Vize-Konsuln haben im Allgemeinen gleiche Amtsrechte und Pflichten. 
Die grössere oder geringere Wichtigkeit der Residenz wird darüber zu entscheiden 
haben, ob die Amtsstelle als ein Konsulat oder Vize-Konsulat zu qualifiziren ist.“ 


8.3. Die Bundes-Konsuln sind der Aufsicht des Bundeskanzlers unter- 
worfen. In Angelegenheiten von allgemeinem Interesse berichten sie an 
den Bundeskanzler und empfangen von ihm ihre Weisungen. In Aring- 
lichen Fällen haben sie gleichzeitig die erforderlichen Anzeigen über er- 
hebliche Thatsachen unmittelbar an die zunächst betheiligten Regierungen 
gelangen zu lassen. 

In besonderen, das Interesse eines einzelnen Bundesstaates oder ein- 
zelner Bundes-Angehöriger betreffenden Geschäfts-Angelegenheiten berichten 
sie an die Regierung des Staates, um dessen besonderes Interesse es sich 
handelt, oder dem die betheiligte Privatperson angehört; auch kann ihnen 
in solehen Angelegenheiten die Regierung eines Bundesstaates Aufträge 
ertheilen und unmittelbare Berichtserstattung verlangen. 


Im Entwurf lautet Alinea 2.: 
„In besonderen, das Interesse einzelner Bundes- Angehöriger betreffenden Geschäfts- 
Angelegenheiten berichten sie an die Regierung des Staates, welchem der Betheiligte 
angehört, auch kann ihnen in solchen Angelegenheiten die Regierung eines Bundes- 
staats Aufträge ertheilen und unmittelbare Berichtserstattung verlangen.” 
Die Motive bemerken darüber: 


„ „Der Paragraph 3., indem er die Bundes-Konsuln im Allgemeinen der Auf- 
sicht des Bundeskanzlers unterstellt, unterscheidet Instruktionen und Berichte, 
welche Angelegenheiten von allgemeinem Interesse, von solchen, welche die 
Angelegenheiten einzelner Bundes-Angehöriger betreffen; in jenen Sachen haben 
die Konsuln mit dem Bundeskanzler, in diesen unmittelbar mit der betreffen- 
den Landes-Regierung zu korrespondiren. Es kommen aber noch andere Be- 
richte vor, welche zwar nicht die Angelegenheiten von Privat-Personen. be- 
treffen, deren direkte Mittheilung an einzelne Landes-Regierungen aber des- 
wegen wünschenswerth erscheint, weil sie für diese von besonderer Wichtigkeit 
sind, während der Umweg über Berlin, wie z. B. bei der Meldung die Schiff- 
fahrt oder den Export-Handel interessirender Thatsachen, einen vielleicht 
nachtheiligen Zeitverlust herbeiführen könnte. Ueber die Anordnung von Schiff- 
fahrts-Abgaben, Veränderungen im Zolltarif, Eintritt oder Aufhebung von 
Blokaden, Veränderung von Leuchtfeuern, Seetonnen und dergleichen mehr 
gelangen oft genug, namentlich aus entlegenen Ländern, die ersten zuver- 
lässigen Nachrichten durch Konsulats-Berichte nach Europa, und die Behörden 
in den Küstenplätzen sind in solchen Fällen am besten in der Lage, sie recht- 
zeitig zur Kenntniss der Betheiligten zu bringen. Uebrigens wird es Sache 
der Instruktion sein, die Fälle noch näher zu bezeichnen, in welchen die Kon- 
suln an die Landes-Regierungen zu berichten haben; eine erschöpfende Auf- 
zählung derselben im Gesetz würde unthunlich sein.“ (8. die unten abge- 
druckte Instruktion ad $. 5.) 


Aus dem Kommissions-Bericht ist wegen Abänderung des Entwurfes hervorzuheben: 


„Nach der von der König]. preuss. Regierung, laut Schluss-Protokoll v. 7. Febr. 
1867. zum Art. 53. des Entwurfs der Bundes-Verfassung (jetzt Art. 56. der Ver- 
fassung) abgegebenen Erklärung solle es den einzelnen Regierungen unverwehrt 
sein, den Bundes-Konsuln Aufträge zu ertheilen und Berichte von denselben einzu- 
ziehen. Dieser Erklärung entspreche der 8.3. der Regierungs-V orlage nicht vollständig 
und es empfehle sich daher, denselben dahin zu modifiziren, dass es den Regierungen 
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der einzelnen Bundesstaaten gestattet wird, mindestens in allen, ihr Interesse oder 
dasjenige ihrer Angehörigen betreffenden Angelegenheiten mit den Bundes-Konsuln 
in direkte Korrespondenz zu treten: dies gelte insonderheit für Jene Fälle, wo Gefahr 
im Verzuge sei; bei diesen könne leicht eine Gefährdung der Interessen der Einzel- 
Regierungen eintreten, wenn dieselben gezwungen wären, jedesmal die Vermittelung 
des Bundeskanzlers in Anspruch zu nehmen. Es sei auch in keiner Weise zu be- 
sorgen, dass durch eine dem Schluss-Protokoll v. 7. Febr. 1867. vollständig ent- 
sprechende Vorschrift die nothwendige einheitliche ‚Leitung des Bundes-Konsulats- 
wesens durch den Bundeskanzler leiden könnte, indem sich leicht auf dem Wege der 
Instruktion Fürsorge dafür treffen lasse, dass die Konsuln entweder in Jedem einzelnen 
Falle oder von Zeit zu Zeit über ihren Verkehr mit den einzelnen Regierungen an den 
Bundeskanzler berichten.“ 

„Gleichzeitig wurde von mehreren Seiten anerkannt, dass Fälle denkbar seien, 
wo allgemeine Interessen nicht in Frage ständen, wohl aber, abgesehen von den 
Geschäfts-Angelegenheiten einzelner Unterthanen, ein einzelner Bundesstaat aus- 
schliesslich interessirt sei. Eine Ausdehnung der Verpflichtung des Konsuls zu di- 
rekter Berichterstattung einerseits und der Berechtigung der Einzelregierung zu un- 
mittelbarer Auftragserklärung andererseits, liesse sich für solche Fälle in das Gesetz 
aufnehmen, ohne mit den Motiven in Widerspruch zu treten und in (das, ver- 
fassungsmässig nothwendige ausschliessliche Aufsichts- und Anweisungsrecht des 
dem Reichstag allein verantwortlichen Bundeskanzlers einzugreifen. Mit dieser 
Abänderung würde dem Vorwurf büreaukratischer Zentralisation begegnet und zu- 
gleich dem Gedanken Ausdruck gegeben, dass der Norddeutsche Bund in der 
grösstmöglichsten Förderung der Interessen der einzelnen Bundesstaaten zugleich 
die beste Wahrnehmung der Bundes-Interessen finde.“ 


8. 4. Die Bundes-Konsuln werden vor Antritt ihres Amtes dahin 
vereidet, dass sie ihre Dienstpfliehten gegen den Norddeutschen Bund 
nach Massgabe des Gesetzes und der ihnen zu ertheilenden Instruktionen 
treu und gewissenhaft erfüllen und das Beste des Bundes fördern wollen. 


Bemerkung: In der Formel des von Konsuln zu leistenden Diensteides ist durch 
die Kousul-Verordn. v. 29. Juni 1871. (R.-G.-Bl. 8. 803.) nichts geändert. Vgl. oben 
Kanngiesser, Recht der Deutschen Reichs-Beamten $. 588. 


$. 5. Die Bundes-Konsuln können ohne Genehmigung des Bundes- 
Präsidiums weder Konsulate fremder Mächte bekleiden, noch Geschenke 
oder Orden von fremden Regierungen annehmen. 
Aus dem Kommissions-Bericht: 


„Bin Bedenken, dass dieser Paragraph auch auf Stellvertreter der Konsuln An- 
wendung leiden könne, wurde mit Hinweisung auf den Begriff „bekleiden‘“, welcher 
auf eine interimistische Verwaltung nicht bezogen werden dürfe, durch die Bundes- 
Kommissarien beseitigt. 


Bemerkung: Materiell gleichen Inhalts ist 8. 15. Ges, betr, Rechtsverhältnisse der 
Reichs-Beamten. S. 631. dieses Bandes, 


8. 6. Bundes-Konsuln, welche sich von ihrem Amte ohne Urlaub 
entfernt halten, werden so angesehen, als ob sie die Enthebung von ihrem 
Amte nachgesucht hätten. 


Motive: „Wenn auch im Allgemeinen davon ausgegangen werden muss, dass 
der Konsul, wenn er von seinem Wohnsitze über die in der Instruktion ihm 
zugelassene Zeit hinaus abwesend sein will, wie jeder andere Beamte eines 
Urlaubs bedarf, so ist doch andererseits zu berücksichtigen, dass die kauf- 
männischen Konsuln oft in der Lage sind, ihrer Geschäfte wegen abreisen zu 
müssen, ohne erst die Gewährung des nachgesuchten Urlaubs abwarten zu 
können. Es wäre unpraktisch, solche Fälle mit Strafe zu bedrohen; nur das 
muss verhindert werden, dass ein Konsul nicht länger von seinem Posten 
entfernt bleibe, als das Interesse des Dienstes gestattet; die im Gesetz ge- 
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brauchten Worte: „sich von ihrem Amte entfernt halten“ sollen eine solche 
über die Gebühr verlängerte Abwesenheit bezeichnen.“ 
Aus dem Kommissions-Bericht: 

„Die Diskussion gab den Bundes-Kommissarien zu der Erklärung Veranlassung, 
dass der Paragraph seiner Stellung nach sich sowohl auf Berufs- wie auf Wahl- 
Konsuln beziehe und der terminus 

„entfernt halten‘ 
auf eine dauernde und ungebührliche Entfernung bezogen werden müsse. 
Bezüglich der Stellvertretung erklärten die Bundes-Kommissare: 

„Die Frage der Stellvertretung sei eine sehr schwierige und liesse sich an dieser 
Stelle nicht wohl lösen. Durch die Instruktion werde Fürsorge getroffen. 

In Bezug auf die Berufs-Konsuln sei die Stellvertretung durch die Regierung 
ein- für allemal geordnet. Wahl-Konsuln blieben für ihre Stellvertreter, auch wenn 
sie von der Regierung bestätigt worden, verantwortlich.“ 


Bemerkung: Vergl. 8. 14. Ges. vom 31. März 1873. (S. 628. dieses Bandes). 


8. 7. Zum Berufs-Konsul (consul missus) kann nur derjenige ernannt 
werden, welchem das Bundes-Indigenat zusteht und welcher zugleich 
1. entweder die zur juristischen Laufbahn in den einzelnen Bundes- 
staaten erforderliche erste Prüfung bestanden hat und ausserdem 
mindestens drei Jahre im inneren Dienste oder in der Advokatur 
und mindestens zwei Jahre im Konsulatsdienste des Bundes oder 
eines Bundesstaates beschäftigt gewesen ist, oder 
2. die besondere Prüfung bestanden hat, welche für die Bekleidung des 
Amtes eines Berufs-Konsuls einzuführen ist. Die näheren Bestim- 
mungen über diese Prüfung werden von dem Bundeskanzler erlassen. 
Die vorstehenden Bestimmungen kommen jedoch erst vom 1. Januar 
1873 ab zur Anwendung. 


Der Entwurf des $. 7. lautet: 


„Zum Berufs-Konsul (consul missus) kann nur derjenige ernannt werden, wel- 
chem das Bundes-Indigenat zusteht und welcher zugleich nicht allein die zur 
juristischen Laufbahn vorgeschriebene erste Prüfung bestanden hat, sondern 
auch mindestens drei Jahre im inneren Dienste oder in der Advokatur und min- 
destens zwei Jahre im Konsulatsdienste des Bundes oder eines Bundesstaates 
beschäftigt gewesen ist. 

Diese Bestimmungen kommen jedoch erst v. 1. Jan. 1873. ab zur Anwendung.“ 


Motive: „Wie voraussichtlich die Zahl der Berufs-Konsuln nur erst im 
Laufe der Jahre zunehmen wird, so wird auch eine besondere Laufbahn für 
die Inhaber dieser Posten nur allmälig sich ausbilden können; indessen ist es 
gewiss richtig, schon jetzt gewisse Vorbedingungen gesetzlich festzustellen, 
wie sie zum Staatsdienst überhaupt erforderlich sind. Unter der im Gesetz 
erwähnten „ersten Prüfung“ ist die auf die Universitäts-Studien zuerst folgende 
Prüfung, also entweder das akademische Doktor-Examen, oder eine Staats- 
prüfung zu verstehen. 


Aus dem Kommissions -Bericht: 


„Es scheine nothwendig, schon jetzt auf ein Mittel Bedacht zu nehmen, um die 
Bundes-Regierungen in den Stand zn setzen, ohne Verletzung der gesetzlichen 
Vorschriften für die Bundes-Konsulate besonders befähigte und geeignete Männer 
auch in dem Falle anzustellen, wo diese die Vorschriften des $. 7. der Regierungs- 
Vorlage nicht erfüllt hätten. Ein solches Mittel sei in einer Prüfung gefunden, 
welche im Wege des Reglements von dem Bundeskanzler für alle solche Konsulats- 
Aspiranten anzuordnen sei, die nicht bereits durch Erfüllung der gesetzlichen Vor- 
schriften des gegenwärtigen $. 7. Anspruch auf Berücksichtigung erlangt hätten. 


\ 
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Dies wäre ein Mittel, welches sich bereits in mehreren auswärtigen Staaten be-_ 


ährt habe.“ ; 
” Auf diesen Erwägungen beruht die Abänderung, welehe der Entwurf erfahren hat. 

Man war mit Ausnahme eines Mitgliedes darin einverstanden, dass der Erlass 
eines Prüfungs-Reglements Sache der Exekutive, d.h. des dem Reichstage 
verantwortlichen Bundeskanzlers sei. 

Durch Erklärungen der Bundes-Kommissare wurde anerkannt, dass der 
„innere Dienst“, in welchem der Konsulats-Aspirant beschäftigt worden, „nicht 
nothwendig unmittelbarer Staatsdienst gewesen zu sein brauche, sondern sehr füglich 
in einem Syndikat bei einer Handelskammer bestanden haben könne.“ 


$. 8. Die Berufs-Konsuln erhalten Besoldung nach Massgabe des 
Bundeshaushalts-Etats. 

Reise- und Einrichtungs-Kosten, sowie sonstige Dienstausgaben werden 
ihnen aus Bundesmitteln besonders erstattet. . 

Die Familien der Berufs-Konsuln werden, wenn letztere während ihrer 
Amtsdauer sterben, auf Bundeskosten in die Heimath zurückbefördert. 

Die Berufs-Konsuln erheben die indem Konsular-Tarife vorgesehenen 
Gebühren für Rechnung der Bundeskasse. 

Die Berufs-Konsuln dürfen keine kaufmännischen Geschäfte betreiben. 

In Bezug auf den Amtsverlust, die Dienstentlassung, die Versetzung 
in den Ruhestand und die Amtssuspension unterliegen die Berufs-Konsuln 
bis zum Erlass eines Bundes-Gesetzes den in dieser Beziehung: für 
die Preussischen diplomatischen Agenten zur Zeit geltenden Vorschriften 
mit der Massgabe, dass die in diesen Vorschriften dem Ministerium der 
Auswärtigen Angelegenheiten beiwohnenden Zuständigkeiten dem Bundes- 
kanzler und die nach denselben dem Disziplinarhofe und dem Staats- 


Ministerium beiwohnenden Zuständigkeiten dem Bundesrathe gebühren. 
Aus dem Kommissions-Bericht: 

„Ss. 8. wird auf Befragen von den Bundes-Kommissarien dahin erläutert, dass 
unter den Reisekosten auch Diäten begriffen ; dieselben seien nicht ausdrücklich au- 
genommen, weil es einzelne konsularische Stellungen, beispielsweise General-Kon 
sulate eäbe, wo die Diäten bereits bei Abmessung der Besoldung berücksichtig- 
worden und im einzelnen Falle nicht noch einmal gewährt werden sollten.“ 

Bemerkung. Das im letzten Alinea vorbehaltene Reichs-Gesetz ist das unter 
dem 31. März 1873. ergangene Gesetz, betreffend „die Rechtsverhältnisse der Reichs- 
Beamten“. Die Bestimmungen desselben sind antdie Stelle der Bestimmungen dieses 
Alinea getreten. 8. dieses $. 561. ff. dieses Bandes und insbesondere 88. 7.8.18. 69. 


Die definitive Regelung der Gebühren und Kosten ist durch das unten. mitgetheilte 
Ges. v. 1. Juli 1872, erfolgt. 


$: 9. Zu Wahl-Konsuln (eonsules electi) sollen vorzugsweise Kauf- 
leute ernannt werden, welchen das Bundes-Indigenat zusteht. 


Aus dem Kommissions-Bericht. In der Kommission wurde beantragt: 
Als Absatz 2. hinzuzufügen: 
„Wahl-Konsuln, welche der Deutschen Sprache nicht mächtig sind, haben in 
ihrem amtlichen Verkehr auf Verlangen der betheiligten Bundes- Angehörigen 
einen der Deutschen Sprache kundigen Mann zuzuziehen.“ 


Der Antrag wurde abgelehnt; in der Debatte, wieder aufgenommen vom Abe. 
Laasker, erklärte der Präsident des Bundeskanzler-Amtes: 

„Ich kann das Amendement zur Annahme nicht empfehlen, weil es das Bundes- 

Präsidium in verschiedenen Fällen in die Alternative stellen würde, entweder gar 
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keinen Konsnl zu ernennen, oder dem Reichstage auf dem Etat ein besoldetes 
Konsulat präsentiren zu müssen, ohne dass ein Bedürfniss vorhanden ist. Es ver- 
steht sich von selbst und ist — wenn ich von der preussischen Verwaltung des 
Konsulatwesens ausgehen darf — die feststehende Regel gewesen, in allen Fällen, 
wenn an einem Platze, wo ein konsularisches Bedürfniss hervortritt, sich ein 
geeigneter Deutscher befindet, diesem das Konsulat zu übertragen. In manchen 
Fällen ist dies nicht möglich. Wo dies nicht möglich ist, ist die Regierung ferner 
bemüht gewesen, bei Anstellung eines fremden, der deutschen Sprache nicht 
mächtigen Konsuls dafür zu sorgen, dass auf dem Bureau oder dem Komtoir des 
Kaufmanns ein deutscher Kommis vorhanden ist, der nöthigenfalls den, der engli- 
schen und französischen Sprache unkundigen Deutschen als Dolmetscher dienen 
kann; es wird keiner Versicherung bedürfen — und sollte es deren bedürfen, so 


will ich sie hiermit geben — dass das auch ferner geschehen wird. Aber, meine 
Herren, es liegen Fälle vor — und Sie mögen beschliessen, was Sie wollen, diese 
Fälle schaffen Sie nicht aus der Welt — wo weder ein der deutschen Sprache 


mächtiger, zum Konsul qualifizirter Mann vorkanden ist, noch wo es möglich ist, 

dass ein solcher Mann sich einen deutschen Kommis hält. In diesen Fällen trifft 

die Alternative ein, die ich vorhin erwähnt habe und zwar vielfach ohne Noth.“ 
Das Amendement ward abgelehnt. 


8. 10. Die Wahl-Konsuln beziehen die in Gemässheit des Konsular- 
Tarifs zu erhebenden Gebühren für sich. 

Dienstliche Ausgaben können ihnen aus Bundesmitteln ersetzt werden. 

Ihre Anstellung ist jederzeit ohne Entschädigung widerruflich. 


Aus dem Kommissions-Bericht: 


„Zu den dienstlichen Ausgaben im Sinne dieses Paragraphen gehören nach der 
ausdrücklichen Erklärung der Bundes-Kommissarien auch die nicht selten, z. B. in 
Brasilien, beträchtlichen Kosten des Exequatur.“ 


Bemerkung: Vgl. Ges. v. 31. März 1873. $. 1. Seite 577. ff. dieses Bandes. 


8, 11. Die Konsuln können mit Genehmigung des Bundeskanzlers 
in ihrem Amtsbezirke konsularische Privatbevollmächtigte (Konsular- 
Agenten) bestellen. 

Den Konsular -Agenten steht die selbstständige Ausübung der in 
diesem Gesetze den Konsuln beigelegten Rechte nicht zu. 

Den Konsular -Agenten können die von ihnen nach Massgabe des 
Konsular-Tarifs erhobenen Gebühren ganz oder theilweise belassen werden. 


Motive: „Die Konsular-Agenten sind nicht Konsuln im Sinne dieses 
Gesetzes und können daher die den Konsuln zustehenden Befugnisse nicht 
ausüben. Die betreffenden Konsuln können ihnen — unter eigener Verant- 
wortlichkeit — lediglich solche Geschäfte übertragen, welche keine obrigkeit- 
liche Autorität voraussetzen. 

Dass den Konsular-Agenten ein Antheil an den Gebühren eingeräumt 
wird, entspricht der Praxis.“ 


Aus dem Kommissions-Bericht: 


„Im Absatz 2. gab die Fassung, dass den Konsular-Agenten die selbststän- 
dige Ausübung der den Konsuln beigelegten Rechte nicht zustehe, zu dem Zweifel 
Veranlassung, als ob dieselben im Auftrage des Konsuls (vigore commissionis) die 
in Abschnitt VI. denselben anvertrauten theilweise obrigkeitlichen Befugnisse aus- 
üben könnten. Dieser Zweifel werde durch Streichung des Wortes „selbststän- 
dig‘, welches sich auch in den Motiven nicht finde, beseitigt werden. Die Bundes- 


| A® 


Kommissarien hielten dafür, dass die Streichung des Wortes „s elbstständig“ 
nur den Sinn des Paragraphen verdunkeln und zu der Ansicht führen könne, dass 
der Konsular-Bevollmächtigte nicht einmal die Meldung eines Kapitains entgegen- 
nehmen könne. Unzweifelhaft sei es nach dem 8. 2. des Gesetz-Entwurfes, dass 
der Konsular-Agent die in Abschnitt II. den Konsuln verliehenen Rechte nicht 
haben könne und stehe nicht zu besorgen, dass er dieselben ausüben werde, da er 
nur Privat-Bevollmächtigter sei. . 


II. Amtsrechte und Pflichten der Bundes-Konsuln. 


$. 12. Jeder Bundes-Konsul hat über die in seinem Amtsbezirke 
wohnenden und zu diesem Behufe bei ihm angemeldeten Bundes-Angehörigen 
eine Matrikel zu führen. | 

So lange ein Bundes-Angehöriger in die Matrikel eingetragen ist, 
bleibt ihm sein heimathliches Staatsbürgerrecht erhalten, auch wenn 
dessen Verlust lediglich in Folge des Aufenthalts in der Fremde ein- 
treten würde. 


Motive: „Die Aufstellung einer Matrikel, welche alle Schutzbefohlenen 
eines Konsulats umfasst, ist zweckmässig und im Interesse der öffentlichen 
Ordnung wünschenswerth, nur wird es voraussichtlich nicht leicht sein, na- 
mentlich bei sehr ausgedehnten Distrikten mit weit zerstreuter Bevölkerung, 
eine Vollständigkeit in diesem Verzeichnisse zu erzielen. Jedenfalls darf die 
vorgängige Eintragung in dasselbe nicht die Bedingung des vom Konsul zu 
gewährenden Schutzes sein. Ein Vortheil aber lässt sich allerdings auch für 
den Betheiligten mit der Eintragung in die Matrikel verbinden, insofern 
nämlich in seiner Heimath der Grundsatz gilt, dass die heimathliche Staats- 
angehörigkeit durch längeren ununterbrochenen Aufenthalt in der Fremde 
verloren geht; diesem Verlust-soll durch die Meldung beim Konsul und die 
Eintragung in sein Verzeichniss vorgebeugt werden können.“ (Vergleiche 
dazu $. 21. des Gesetzes über den Erwerb und Verlust der Bundes- und 
Staats-Angehörigkeit vom 1. Juni 1870. Archiv Bd. IV. 8. 380.) 

Aus dem Kommissions - Bericht,. betreffend den Zusatz zu dem Entwurf, im 
Texte mit kursiver Schrift gedruckt: 

„Der BRechtsstoff dieses Paragraphen steckt in der Bestimmung des zweiten 
Absatzes, wonach das heimathliche Staatsbürgerrecht durch Eintragung in die 
Konsular-Matrikel gewahrt werden soll. Ohne den aus derselben erwachsenden 
Rechtsanspruch der Bundes-Angehörigen auf Führung der Matrikel schien die hier- 
auf bezügliche Vorschrift Sache der Instruktion. Demnach durfte sich die gesetzliche 
Anordnung der Führung der Matrikel auf diej enigen Bundes-Angehörigen beschränken, 
welche die Eintragung verlangen oder sich melden. Wenn der Gesetz-Entwurf 
aber dem Konsul die Führung der Matrikel über alle Bundesangehörigen seines 
Bezirks als amtliche Verpflichtung auferlegt, so besorgten einzelne Mitglieder, dass 
daraus leicht eine Meldepflicht und die Berechtigung des Konsuls gefolgert werden 
könne, gegen diejenigen Bundes-Angehörigen, welche, wie z. B. die politischen 
Flüchtlinge, seine Bekanntschaft nicht zu machen wünschen, mit amtlichen Zwangs- 
massregeln vorzugehen.“ 


$. 13. Die Befugniss der Konsuln zu Eheschliessungen und zur 
Beurkundung der Heirathen, Geburten und Sterbefälle der Bundes-Ange- 
hörigen bestimmt sich bis zum Erlass eines diese Befugniss regelnden 
Bundes-Gesetzes nach den Landes-Gesetzen der einzelnen Bundesstaaten. 

Wenn nach den Landes-Gesetzen die Befugniss von einer besonderen 
Ermächtigung abhängig ist, so wird die letztere von dem Bundeskanzler 
auf Antrag der Landes-Regierung ertheilt. 
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Bemerkung. Die vorbehaltenen Bestimmungen sind getroffen durch das im 
Archiv Bd. IV. Seite 908. ff. mitgetheilte „Gesetz, betreffend die Eheschliessung und 
Beurkundung des Personenstandes von Bundes-Angehörigen im Auslande, vom 4. Mai 
1870.“ Die Namen derjenigen Konsuln des Deutschen Reiches welche zur Vor- 
nahme der im $. 13. bezeichneten Amtshandlungen vom Reichskanzler ermächtigt 
werden, werden durch das „Zentralblatt für das Deutsche Reich“ veröffentlicht. Ver- 
eleiche auch die unten abgedruckte Instruktion des Reichskanzlers zu diesem Gesetze 
vom 1. März 1871. 


&. 14. Die Bundes-Konsuln sind befugt zur Legalisation derjenigen 
Urkunden, welche in ihrem Amtsbezirke ausgestellt eder beglaubigt sind. 


Motive: „Die 88. 16—21. enthalten Bestimmungen über die Befugnisse der 
Konsuln bezüglich der freiwilligen und streitigen Gerichtsbarkeit. Die fran- 
zösische „Instruktion speeiale sur l’exereice de la jurisdietion consulaire en 
pays de Chretiente v. 29. Nov. 1833.“ (de Oussy S. 219.) hat hier zur Grund- 


lage gedient.“ 


Aus dem Kommissions-Bericht: 


„Legalisationen im technischen Sinne, welche bisher ein diplomatisches Attribut 
waren, können nur bei öffentlichen Urkunden vorkommen, zu denen alle Doku- 
mente, die von mit öffentlichem Glauben versehenen Personen innerhalb des Bereichs 
ihrer desfallsigen Wirksamkeit ausgestellt werden, mithin auch Notariats-Urkunden 
gehören.“ 


8. 15. Die schriftlichen Zeugnisse, welche von den Bundes-Konsuln 
über ihre amtlichen Handlungen und die bei Ausübung ihres Amtes 
wahrgenommenen Thatsachen unter ihrem Siegel und ihrer Unterschrift 
ertheilt sind, haben die Beweiskraft öffentlicher Urkunden. 


8.16. Den Bundes-Konsuln steht innerhalb ihres Amts-Bezirks in An- 
sehung der Rechtsgeschäfte, welche Bundes-Angehörige verrichten, ins- 
besondere auch derjenigen, welche dieselben mit Fremden schliessen, das 
Recht der Notare zu, dergestalt, dass die von ihnen aufgenommenen und 
mit ihrer Unterschrift und ihrem Siegel versehenen Urkunden den inner- 
halb der Bundesstaaten aufgenommenen Notariats-Urkunden gleich zu 
achten sind. 


Motive zu den 88. 16. und 17.: „Die Kanzler der französischen Konsulate 
haben das Notariatsrecht bereits seit der Ordonnance de la marine v. 1681.“ 
(de Cussy, Reglements consulaires 8. 297.). Den englischen Konsuln ist dies 
Recht durch ein Gesetz v. 2. Juli 1854. (preuss. Handelsarchiv 1855. I. S. 395.) 
verliehen. Den italienischen Konsuln steht es nach Art. 30. des Gesetzes vom 
15. August 1858. zu (Konsular-Vertrag mit Italien*). Auch die Konsuln anderer 
Staaten haben das Recht, Akte und Kontrakte mit gerichtlicher Kraft zu be- 
glaubigen NRBEN OR Regl. v. 1834., 8. 79.;. Griech. Instruktion von 1834., 
Art. 3. etc.). 

In Preussen und anderen deutschen Staaten hat man, von einzelnen Aus- 
nahmen 'abgesehen, bisher Bedenken getragen, den Konsuln gleiche Befugnisse 
einzuräumen, weil das Bedürfniss nicht nachgewiesen sei. Inzwischen hat sich 
das Bedürfniss, namentlich im Verkehr mit Amerika, immmer mehr fühlbar 
semacht. Den zahlreichen deutschen Auswanderern wird durch Verleihung 


*) Eine gleiche Bestimmung enthalten die neueren Konsular -Verträge mit Italien 
vom 21. Dezbr. 1868. mit Spanien v. 22. Febr. 1870. im Art. 10. unter ,2. Vel. Archiv 
Ba. IV. S. 1061. und 1111. 
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des Notariats an die Konsuln die Regelung ihrer Familienverhältnisse und 
ihrer Vermögensbeziehungen zu der Heimath sehr erleichtert werden. Gegen 
die aus der mangelhaften Qualifikation der Wahl-Konsuln hergeleiteten Besorg- 
nisse kann im Wesentlichen eine umfassende und klare Anweisung schützen. 
Das Gesetz kann übrigens nur über die Kraft der konsularischen Akte im 
Bundesgebiete, resp. in den einzelenen Bundesstaaten. bestimmen.. Ob. der- 
gleichen Akte auch Wirksamkeit an anderen Orten äussern, hängt von den 
dortigen Gesetzen resp. Staatsverträgen ab.“ 


Aus dem Kommissions-Bericht über: $. 16.: 


„In. der Kommission wurde ausgeführt: „Die Fassung des 8. 16. unterliege dem 
Bedenken, dass nicht für alle Bundesstaaten dasselbe Gesetz über das Notariats- 
Amt gelte und darumnicht zweifellos sei, ob in denjenigen Staaten, deren Gesetz- 
gebung dem Notariat eine engere Grenze ziehe, die in anderen Staaten mit wei- 
terer Notariats-Kompetenz hielten. Nehme man die Giltiekeit nicht an, so würden 
die Behörden des betreffenden Bundesstaates den Notariats-Akten der Bundes- 
Konsuln die rechtliche Wirksamkeit in demselben Umfange versagen, als sie die- 
selbe den in anderen Einzelstaaten mit weiterer Kompetenz aufgenommenen 
gleichartigen Notariats-Akten absprechen. Um eine solche nicht unmögliche — 
Unzuträglichkeit, jedenfalls aber um Prozesse über desfallsige Streitigkeiten aus- 
zuschliessen, sei es das sicherste Mittel, die rechtliche Wirksamkeit, welche den 
hier in Frage stehenden Konsulats- Akten beigelegt werden solle, nieht darin, dass 
es mit den Rechten der Notariats-Urkunden ausgestattete Akte, sondern einfach 
darauf zu gründen, dass es Konsulats-Akte seien, und zugleich bestimmt auszu- 
sprechen, dass die über Rechts-Geschäfte der hier fraglichen Art von den Konsuln 
ausgestellten amtlichen Urkunden den öffentlichen Urkunden ‚gleich zu achten 
seien. ‘Dadurch werde auch aus der Bestimmung das Relative herausgebracht, was 
bei der jetzigen Fassung darin liege. | 'g 

Wenn dies geschehe, so werde zugleich ausser Zweifel gestellt, dass man hier- 
bei auch einseitige Rechtsgeschäfte, Rekognitionen, Privat-Urkunden, Testaments- 
Errichtungen u. s. w. im Auge gehabt habe, und dass auch die von Konsuln auf- 
genommenen einfachen Protokolle, sofern sie mit dem Amtssiegel versehen worden, 
hätten damit getroffen werden sollen.“ 


„Ein hierauf bezügliches Amendement wurde jedoch in der Kommission verworfen, 
nachdem der Bundes-Kommissar erklärt: . „Der $.16. gehe viel weiter als das 
Amendement. Dieses halte sich auf der Linie des bisherigen Preussischen Kon- 
sularrechts, das sich als ungenügend herausgestellt habe. Es handle sich im $. 16. 
um mehr als um eine beweiskräftige Urkunde; es reiche aus auch für die Fälle, wo 
von der Landes-Gesetzgebung zur Giltigkeit der Rechtsgeschäfte notarielle Form 
erheischt werde. Noch weiter zu gehen, und die Befugniss bis auf gerichtliche 
Urkunden ‚auszudehnen, ‘habe als bedenklich gegolten. Die Abweichungen im 
Deutschen Notariatsrecht müssten gehoben, die Beschränkungen beseitigt werden.“ 


8. 17. Bei Aufnahme der Urkunden ($: 16.) haben die Bundes-Kon- 
suln zwei Zeugen zuzuziehen, in deren Gegenwart die Verhandlung vor- 
zulesen und von den Betheiligten durch Unterschrift oder im Falle der 


Schreib ens-Unerfahrenheit durch Handzeichen zu vollziehen ist. 


Die Befolgung dieser Vorschriften muss aus der Urkunde hervor- 
gehen, widrigenfalls dieselbe nicht die Kraft einer N otariats-Urkunde hat. 
Diese Kraft mangelt auch in dem Falle, wenn der Konsul 'oder seine Frau 
‚ oder einer von seinen oder seiner Frau Verwandten oder Verschwägerten 
in auf- oder absteigender Linie oder in der Seitenlinie bis zum. Grade 
des Oheims oder Neffen einschiesslich bei der Verhandlung betheiliet 
war, oder wenn darin eine Verfügung zu Gunsten einer der vorgenannten 
Personen oder der linzugezogenen Zeugen getroffen ist. Di 


Zu $.17.88.18.19. sowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundes-Konsuln. 1139 


Aus dem Kommissions-Bericht: 


„Der Konsul als Notar ist bei Aufnahme der Notariats-Akte weder an die hei- 
mische noch an die Notariats-Ordnung seines Amtssitzes gebunden. $$. 16. und 17. 
sind seine Notariats-Ordnung. Darin war ‚die Kommission mit ‚den Kommissaren 
einverstanden. 

Dagegen machten sich in der Kommission Bedenken geltend, dass es an einer 
Bürgschaft für die Zuverlässigkeit der Konsular-Zeugen in $. 17. fehle. Mindestens 
müssten nach dem Vorgange anderer Gesetzgebungen die Zeugen im Besitz der 
Ehrenrechte, der Sprache kundig, in welcher die Verhandlung geführt werde, und 
bei dem Notariats-Akt unbetheiligt sein. 

Die Bundes-Kommissare entgegneten: ‚Besondere Vorschriften über die Qualifi- 
kation der Zeugen führten zu grossen Unzuträglichkeiten, namentlich zu leichter 
Anfechtbarkeit der Akte, welche möglichst zu vermeiden sei; deshalb müsse man 
selbst auf das Verlangen verzichten, dass die Zeugen bei dem Konsulats-Akt be- 
theiligt seien; dies werde jedenfalls sehr selten vorkommen.“ “ 

Die Kommission nahm sodann diejenigen Zusätze zum Entwurf an, welche im 
Text durch Kursiv-Schrift ausgezeichnet sind.“ 


8. 18. Die Bundes-Konsuln sind berufen, der in ihrem Amts-Bezirke 
befindlichen Verlassenschaften verstorbener Bundes-Angehöriger, wenn ein 
amtliches Einschreiten wegen Abwesenheit der nächsten Erben oder aus 
ähnlichen Gründen geboten erscheint, sich anzunehmen; sie sind hierbei 
insbesondere ermächtigt, den Nachlass zu versiegeln und zu inventari- 
siren, den beweglichen Nachlass, wenn die Umstände es erfordern, in 
Verwahrung zu nehmen und öffentlich zu verkaufen, sowie die vorhan- 
denen Gelder zur Tilgung der feststehenden Schulden zu verwenden. 

Motive: „Diese Bestimmungen entsprechen der Auffassung, welche sich 
neuerdings immer mehr Bahn bricht und in einer Reihe von Staatsverträgen 
(efr. namentlich 'österreich-französischer Vertrag vom 11. Dezember 1866. — 
Handelsarchiv 1867. 8. 16.) zum Ausdruck gekommen ist. Die einschlagenden 
internationalen Rechtsfragen zu entscheiden, ist hier nicht der Ort. Uebri- 
eens wird es Sache der Instruktion sein, zu bestimmen, dass der Konsul über 


Fälle dieser Art jedesmal zu berichten hat, und zwar nach Massgabe des 8. 3. 
direkt an die Landes-Regierung des Verstorbenen.“ 


Aus dem Kommissions-Bericht: ‚8. 18. giebt den Bundes-Kommissarien zu der Er- 
klärung Veranlassung: 


1. „dass die Berechtigung zur Nachlass-Regulirung von Preussen bisher den aus- 
ländischen Konsuln geflissentlich vorenthalten sei. Neuerdings sei diese nament- 
lich in den von Frankreich mit Spanien und Oesterreich geschlossenen Ver- 
trägen anerkannt*). In der That sei die Berechtigung, an fremdes Vermögen 
Hand anzulegen, von grosser Tragweite. 

2. In dem ‚‚Sich des Nachlasses annehmen“ liege selbstverständlich die Pflicht, 
denselben auszuliefern.“ 


&. 19. Die Bundes-Konsuln können innerhalb ihres Amts-Bezirks an 
die dort sich aufhaltenden Personen auf Ersuchen der Behörden eines 
Bundesstaates Zustellungen jeder Art bewirken. Durch das schriftliche 
Zeugniss des Konsuls über die erfolgte Zustellung wird diese nach- 
gewiesen. 


*) Eine gleiche Bestimmung enthalten der erwähnte Konsular-Vertrag mit Italien 
v. 21. Dezember 1868. im Art. 11., sowie die Konsular-Konvention mit Spanien vom 
23, Febr. 1870, Art. 11. Vgl. Archiv Bd. IV. S. 1063. u. S. 1113. 
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$. 20. Zur Abhörung von Zeugen und zur Abnahme von Fiden 
sind nur diejenigen Bundes-Konsuln befugt, welche. dazu vom Bundes- 
kanzler besonders ermächtigt sind. Die von diesen Konsuln aufgenom- 
menen Verhandlungen stehen den Verhandlungen der zuständigen in- 
ländischen Behörden gleich. | | r Mpıaayni: 


Motive: „Die Abnahme von Eiden und die Abhörung von Zeugen wird, 
ebenso wie die zu $. 13. erwähnte Eheschliessung, nicht allen Konsuln über- 
tragen werden können; es wird auf die Lage und Entfernung des Ortes, auf 
die Persönlichkeit des Konsuls und ähnliche Umstände ankommen und’ also 
unter den Konsuln eine gewisse Auswahl getroffen werden müssen, die bei 
Bundes-Konsuln nicht wohl anders als von der Zentral-Behörde getroffen werden 
kann. Dagegen wird die Bestimmung darüber, ob im einzelnen Falle von 
einem solchen Konsul eine gerichtliche Handlung der gedachten Art verlangt 
werden soll, in der Regel von der Landes-Behörde selbst, vor welcher die 
Sache anhängig ist, getroffen werden müssen.“ 


Aus dem Kommissions-Bericht: 


„Die grosse Bedeutung dieses Paragraphen wurde in der Kommission hervor- 
gehoben und von den Bundes - Kommissaren’ bestätigt. ‘Es handelt sich hier um 
Akte der Gerichtsbarkeit in schwebenden Zivil-, Kriminal- und Disziplinar-Sachen, 
aufgenommen in der Fremde von einem zu. jeder Zeit absetzbaren, zum Richter 
nicht qualifizirten Verwaltungs-Beamten. Die wichtigsten Interessen, Leben, Ehre 
und Vermögen stehen auf dem Spiel. Die vom Konsul aufgenommenen Urkunden 
beweisen vollständig, so lange ihre Fälschung nicht dargethan ist. Dadurch scheint 
für diese jurisdiktionelle Befugniss eine besondere Ermächtigung und für diese eine 
Prüfung in doppelter Beziehung nothwendig: SE 

1. ob der Zustand der Rechtspflege in dem betreffenden Staate eine solche 

ausserordentliche Befugniss des Konsuls rechtfertigt; az 
2. ob der betreffende Konsul zu solchen Akten befähigt ist. 


Ein Bedürfniss hat sich nach der Auskunft der Bundes - Kommissare bisher 
in Europa nicht, vielmehr nur in Süd-Amerika und nach der Mittheilung eines 
Kommissions-Mitgliedes auch in Nord-Amerika geltend gemacht.“ 

Es wurde auch vorgeschlagen, hinter dem Worte „Bundeskanzler“ die 
Worte „oder in einzelnen Angelegenheiten ihrer Angehörigen von den 
einzelnen Bundes-Regierungen“ zu inseriren. Dabei machte der Amendement- 
steller für sich geltend, dass derartige Requisitionen in grosser Anzahl von den 
Hansestädten erlassen werden müssten und erlassen wären. Mit der «Annahme des 
$. 20. entstünden für dieselben belästigende Weiterungen und Schädigung: ihrer 
Interessen. Die Bundes-Kommissare erklärten hierauf, dass eine derartige 
nach dem lokalen Bedürfnisse von den Einzel-Regierungen zu ertheilende Frmäch- 
tigung ad hoc ‘den Grundsätzen dieses Paragraphen widerspreche. Eine Gefähr- 
dung des Interessen der Hansestädte sei nicht zu befürchten, da, wo diese solches 
erheischen, die Ermächtigung des Bundeskanzlers nicht versagt:werden würde. 


Aus den Verhandlungen: Auf jene obige Erklärung über das Bedürfniss stützt 
sich das Amendement Lasker: Den ersten Satz des $: 20. zu fassen wie folgt: 


„In aussereuropäischen Ländern sind die Konsuln zur Abhörung von Zeugen 
und zur Abnahme von Eiden befugt, wenn sie von dem Bundeskanzler dazu er- 
mächtigt sind.“ 


Das Amendement ward abgelehnt. 


$. 21. Bei Rechtsstreitigkeiten /der Bundes-Angehörigen unter sich 
und mit Fremden sind die Bundes-Konsuln berufen, nicht allein auf An- 
trag der Parteien den Abschluss von Vergleichen zu vermitteln, sondern 
auch das Schiedsrichter-Amt zu übernehmen, wenn sie in der durch die 
Orts-Gesetze vorgeschriebenen Form von den Parteien zu Schiedsriehtern 
ernannt werden. 
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Motive: „Den Konsuln steht im: Allgemeinen keine Gerichtsbarkeit zu (vgl. 
die Motive zu 88. 22.—24.). Sie sind nur Vermittler. Die Bundes-Angehörigen 
— abgesehen von den Bestimmungen der Deutschen Seemanns-Ordnung vom 
97. Dezember 1872., insbesondere $. 105. — zu zwingen, sich vor Anrufung 
der Landes - Tribunale: an sie Behufs gütlicher Vereinigung zu wenden, er- 
scheint bedenklich. Es war daher nur die Befugniss und Verpflichtung der 
Konsuln zum Sühneversuch, resp. zur Uebernahme des Schiedsrichter-Amts fest- 
zustellen. Wenn der Schiedsspruch rechtliche Wirkung, sowohl in dem Lande 
der konsularischen Residenz, als in der Heimath haben soll, muss das Kom- 
promiss den 'Orts-Gesetzen entsprechen.“ 


Aus dem Kommissions-Bericht: 

8. 21. wird vom Berichterstatter unter näherer Motivirung dahin ausgelegt: 

„dass auch die schiedsmännische Vermittelung des Konsuls nicht auf einseitigen, 

sondern auf Antrag beider Parteien zu erfolgen habe. Die Bundes-Kommissare 

widersprachen dieser Auffassung nicht.“ 

8, 22. Den Bundes-Konsuln steht eine volle Gerichtsbarkeit zu, 
wenn sie in Ländern residiren, in welehen ihnen durch Herkommen oder 
durch Staatsverträge die Ausübung der Gerichtsbarkeit gestattet ist. 

Der Konsular-Gerichtsbarkeit sind alle in den Konsular-Jurisdiktions- 
Bezirken wohnenden oder sich aufhaltenden Bundes-Angehörigen und 
Schutzgenossen unterworfen. In Betreff der pohtischen Verbrechen und 
Vergehen jedoch nur, wenn diese nicht innerhalb des Norddeutschen Bundes 
oder in Beziehung auf denselben verübt sind. | 


8, 23. Die Jurisdiktions-Bezirke der einzelnen Konsuln werden von 
dem Bundeskanzler nach Vernehmung des Ausschusses des Bundesrathes 
für Handel und Verkehr bestimmt. 


8, 24, Bis zum Erlasse eines Bundes-Gesetzes über die Konsular- 
Gerichtsbarkeit wird dieselbe von den Bundes-Konsuln nach Massgabe des 
über die Gerichtsbarkeit der Konsuln in Preussen erlassenen Gesetzes 
vom 29. Juni 1865. (Gesetz-Samml. S. 681.) ausgeübt. Die nach diesem 
Gesetze den Preussischen Ministern und Gesandten übertragenen Be- 
fugnisse stehen jedoch dem Bundeskanzler zu. 

Neue Bundes- Gesetze erlangen in den Konsular-Jurisdiktions-Bezürken nach 
Ablauf von sechs Monaten, von dem Tage gerechnet, an welchem dieselben 
durch das Bundes- @esetzblatt verkündet worden sind, verbindliche Kraft. 

Die durch den ersten Absatz begründete Zuständigkeit des Preussischen 
Ober- Tribunals geht vom 1. Juli 1871. an auf das Bundes- Oberhandelsgericht 
über. Wird in den. an dasselbe gelangenden Sachen eine Mitwirkung der 
Staatsanwaltschaft erforderlich, so ist zu deren Vertretung von dem Präsı- 
dienten des Ober-Handelsgerichts ein Mitglied des letztern, ein in Leipzig an- 
gestellter Staatsanwalt oder ewn dort wohnender Advokat zu ernennen. 


Motive zu den $$. 22. 23. 24.: 


„Das Jurisdiktionsrecht, welches bekanntlich den Konsuln in früheren 
Jahrhunderten allgemein zustand, konnte ihnen nicht erhalten bleiben, als 
in dem christlichen Europa die Staatsgewalt sich zu einer grösseren Macht- 
fülle entwickelte und die Territorial-Justiz ein von allen Souveränen streng 
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aufrecht erhaltenes Prinzip ward. Die Konsuln haben daher in den christ- 
lichen Ländern die Gerichtsbarkeit verloren. Die Verhältnisse in nicht 
christlichen Ländern haben aber die Europäischen Mächte dahin geführt, 
ihren Staats-Angehörigen durch besondere Verträge die Exemtion von der 
Lokal-Gerichtsbarkeit zu sichern. Vergl. den preussisch-türkischen Vertrag 
vom 22. März und 2. April 1761.; die Verträge mit Persien von 1857. und 
1558., mit Japan, China und Siam aus den Jahren 1861, und 1862., welche 
zum Theil für den Zollverein geschlossen sind, desgleichen die Verträge 
der Hansestädte mit Persien, der Türkei, Siam, China, Zanzibar. 

In einigen dieser Länder wird auch den Konsuln derjenigen Mächte, 
welche keine Verträge in dieser Beziehung abgeschlossen haben,‘ die Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit gestattet. Die Bundes-Konsuln können daher 
— ganz abgesehen von der Frage, ob ihnen nicht die Verträge der ein- 
zelnen Bundesstaaten zu statten kommen — sofort in der Lage sein, die 
Gerichtsbarkeit auszuüben. Die Konsular-Jurisdiktion beruht auf dem aus 
dem Mittelalter stammenden Prinzip der Nationalität des Rechts. Bis 
dahin, dass für den Norddeutschen Bund ein gemeinsames Recht eingeführt 
sein wird, bleibt nichts übrig, als sich an das preussische Gesetz vom 
29. Juni 1865. zu halten, weil in. den anderen Bundesstaaten ein ähnliches 
Gesetz nicht existirt. Dieses Gesetz ist aber eben so, wie der auf Grund 
des $.19. desselben erlassene Gebühren- Tarif — der inzwischen durch das 
Reichs-Gesetz vom 1. Juli 1872. festgestellt ist — nur als ein demnächst 
durch Bundes-Gesetz zu ersetzendes Provisorium zu betrachten.“ 


Bemerkung. Das letzte Alinea ist ein durch &. 3. des Reichs-Gesetzes vom 22. April 
1871. (R.-G.-Bl. 8. 87.) hinzugekommener Zusatz. Vergl. in Archiv Bd. III. S. 741 f. 
Ges. betr. Errichtung eines obersten Gerichtshofes in Handelssachen. — Das zweite 
Alinea beruht auf einem Amendement des Abg. Lasker. 


Aus dem Kommissions-Bericht: 


„Während der $. 20. nur vereinzelte Jurisdiktionsrechte dem Konsul in den 
Kulturstaaten überlässt, verbreiten sich 88. 22.—23. über die volle Gerichtsbarkeit, 
welche den Norddeutschen Konsuln nach Vorgang des Preussischen Gesetzes 
v. 1865. in der Levante und in Ostasien zustehen soll. 

Die volle Zivil-Gerichtsbarkeit der Konsular-Beamten jener Länder wurde von 
Niemand beanstandet; dagegen war Einräumung einer Straf-Gerichtsbarkeit für 
einzelne Mitglieder nicht ohne Bedenken. Nach ihrer Ansicht fehlt es dazu an 
einem Bedürfniss, und soll der Konsul sich darauf zu beschränken haben, im Falle 
des Verdachtes strafbarer Handlungen die Angeschuldigten in ihre Heimath vor 
den zuständigen Richter zu verweisen. Die Konsular-Gerichtsbarkeit, welche man 
1865. geschaffen und jetzt in den Norddeutschen Bund importiren wolle, biete eine 
bequeme Handhabe, um die politischen Flüchtlinge in jenen Ländern durch den 
Konsul verurtheilen zu lassen.“ 

Darauf wurde von den Bundes-Kommissarien und aus dem Schoose der 
Kommission erwidert: 

„Die Strafgerichtsbarkeit der Konsuln seinicht von Preussen geschaffen, sondern 
nur mit gesetzlichen Schranken umgeben, sie habe bestanden als ein Recht und 
als eine Pflicht auf Grund von Herkommen und Staatsverträgen. Diese existiren 
bekanntlich nur in wenigen Ländern. Dort unter Völkern (vergl. die Motive 8. 24.), 
welche in Glaube und Sitte, Rechtsanschauung und Rechtsbedürfniss dem Abend- 
lande fern stünden, werde diese Strafgerichtsbarkeit als ein werthvolles Privilegium 
von allen Kulturstaaten, z. B. England, Frankreich, Belgien und Sardinien, ge- 
schätzt, in Anspruch genommen und im vollem Umfange geübt. 

. „ Die Konsular-Gerichtsbarkeit sei mangelhaft, ja em Uebel, aber doch das ge- 
ringere. Sie wahre das Prinzip der Nationalität, des Rechts und der Entscheidung 
durch heimische Richter; man müsse sich vergegenwärtigen, dass mit ihrer Be- 
seitigung türkische und chinesische Gesetze und Rechtspflege eintreten würden. 

_ Aber auch solchen Mitgliedern, welche sich für die Strafgerichtsbarkeit der 
Konsuln aussprachen, war die provisorische Annahme des preussischen Gesetzes 
von 1865. anstössig, weil dasselbe für die Konsular-Jurisdiktions-Bezirke der Levante 
und Ostasiens ohne Unterschied das Preussische Landrecht und die Preussische 
RD EN mit den, diese Gesetzbücher abändernden neueren Gesetzen ein- 
ühren will, 
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Man zweifelte, ob der Bund kompetent sei, ‘anf diesem Wege die Preussische 
Gesetzgebung über Status- und Familienrecht für die Konsulats-Bezirke zu publiziren, 
da demselben im Gebiete des Zivilrechts die Bundes-Verfassung nur über Obli- 
gations-, Handels- und Wechselrecht Gesetzgebung und Aufsicht überwiesen hat. 
> Dieser Zweifel war nach Ansicht der Kommission nicht begründet. Die Bundes- 
Verfassung gelte nur im Bundesgebiet (Art. 2). Die Abgrenzung der Kompetenz, 
welche der Art. 5. gegenüber den einzelnen Bundesstaaten vornehme, beziehe sich 
daher nur auf die im Gebiete der letzteren gültigen, nicht aber auf Gesetze, die 
ausserhalb des Bundes und zwar da zu gelten haben, wo Norddeutschland als ein 
Staat auftrete. Wohl aber sei im Art. 4. der Bundes-V erfassung dem Norddeutschen 
Bunde die Gesetzgebung über das gesammte Konsularwesen anvertraut. Daraus 
folge zugleich die Zuständigkeit für den Erlass derjenigen Gesetze, ohne welche‘ 
eine konsularische Vertretung nicht wirksam werden könne. Hierzu gehöre für die 
Tevantinischen und Ostasiatischen Konsuln die Verleihung eines nationalen Rechtes 
ohne Beschränkung auf die Kategorien des Art. 4. Nr. 13. der Bundes-V erfassung. 

Man wies ferner darauf hin, dass mit der Annahme des Preussischen Gesetzes 
der Hanseate sein heimathliches Recht und seine heimischen Gerichtshöfe auch in 
den höheren Instanzen verliere. 

Darauf wurde erwidert: die Opfer, welche in dieser Beziehung von den ein- 
zelnen Staaten gebracht, würden vollständig gewürdigt. Innerhalb Preussens mit 


seinen drei verschiedenen Rechts-Systemen — dem Gemeinen, Rheinischen und dem 
A. L.-Recht — hätte es in dem Jahre 1865 an gleichen Opfern nicht gefehlt; die- 
selben seien unvermeidlich. Man müsse — wie für Preussen — SO jetzt für den 


Norddeutschen Bund feststellen, welches von den verschiedenen Rechten der Nord- 
deutschen Bundesstaaten als nationales Recht derselben territorial in der Levante, 
in China, Japan und Siam gelte. Die Missstände, welche in der Annahme des Ge- 
setzes v. 1865. zu liegen schienen, verringerten sich dadurch sehr wesentlich, dass 
im Gebiete des Zivilrechts in der Mehrzahl der Fälle das Deutsche Handels-Gesetz- 
buch und gemeinsame Handels-Usanzen zur Anwendung kommen würden. Ausser- 
dem sei zu erwähnen, dass alle im Konsular-Bezirk nicht wohnhaften Personen in 
Bezug auf ihre Status-, Familien- und erbrechtlichen Verhältnisse eben auf Grund 
der Vorschriften des Allgemeinen Landrechts nach dem Recht ihres eigenen Vater- 
landes, der Bremer nach bremischen, der Mecklenburger nach mecklenburgischem 
Recht beurtheilt‘ würden, im Falle strafbarer Handlungen aber das Recht haben 
würden, zu verlangen, dass sie zur Hauptuntersuchung und Entscheidung vor ihren 
Tandesrichter gestellt würden. Endlich aber komme in Betracht, dass für alle zum 
Zollverein gehörigen Staaten, deren Angehörige regelmässig als Schutzgenossen bei 
den preussischen Konsulaten immatrikulirt gewesen, bereits gegenwärtig. das preuss. 
Gesetz von 1865. mit allen seinen Konsequenzen gegolten habe.“ 

„Die Kommission neigte sich schliesslich in ihrer Mehrheit der Ansicht zu, dass, 
wenn man nicht die Organisation der Bundes-Konsulate bis zur Emanation eines 
Norddeutschen Zivilrechts vertagen wollte, nichts anders übrig bleiben würde, als 
das Gesetz v. 1865. provisorisch anzunehmen. 


Zu den 88. 22. und 24. wurde beantragt, 
a) Zu 8. 22: Ein dahin lautendes Amendement, zum Schluss dieses Paragraphen 
hinzuzusetzen: 
„der Strafgerichtsbarkeit wegen politischer Verbrechen und Vergehen nur, 
wenn sie nicht im Gebiete des Norddeutschen Bundes verübt sind“, 
dasselbe ward unter Bezugnahme auf die mit den Levantinischen und Ostasiatischen 
Staaten geschlossenen Verträge, welche die Ausübung der Gerichtsbarkeit zu einer 
Pflicht machen und die Unbestimmtheit des Begriffs der politischen Verbrechen und 
Vergehen abgelehnt. 
bh) 8,24, welcher das Preussische Recht in dieKonsular-Bezirke einführen will, 
wurde in entgegengesetzter Richtung zu amendiren versucht. 
Ein förmlicher Verbesserungs-V orschlag, hinter den Worten „Gesetzes vom 


99, Juni 1865.“ einzuschalten: 
„oder in Angelegenheiten von Angehörigen der anderen Bundesstaaten nach 


Massgabe der in denselben geltenden Gesetzes-Bestimmungen“, 
wurde durch unerträgliche Härte dieser Bestimmung für die Hansestädte begründet. 


Dagegen wiesen sowohl Mitglieder der Kommission, als die Bundes-Kom- 
missare auf die Unausführbarkeit dieses Amendements hin. Das Gesetz müsse 
feststellen, nach welchem Recht der Konsul entscheiden und verfahren solle, wenn 
z. B. Preussen mit Hanseaten Rechtsgeschäfte geschlossen und es darüber in 
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den Konsulats-Bezirken zum Prozess zwischen ihnen käme. Nur ein Recht sei 
möglich.“ 

Bei der Abstimmung wurde das Amendement verworfen. 

„Ein zweites Amendement, welches eingebracht wurde, enthielt eine Erweite- 
rung des $. 42, des Gesetzes v. 1865., und wollte das Recht, in Untersuchungen 
die Entscheidung durch den inländischen Richter zu verlangen, nicht blos dem vor- 
übergehend sich aufhaltenden, sondern auch dem in der Kolonie wohnhaften Nord- 
deutschen für den Fall gewährt wissen, dass die ihm zur Last gelegte strafbare 
Handlung im Gebiete des Norddeutschen Bundes verübt worden. 

Von den Vertretern der Bundes-Regie rung wurde auf die Seltenheiten solcher 
Untersuchungen, und auf die enormen Kosten hingewiesen, welche durch einen der- 
artigen Anspruch des Angeschuldigten dem Staate erwachsen müssten. Von anderer 
Seite ward für das Amendement angeführt, dass die Untersuchung in der Konsular- 
Instanz bei Vergehen in der Heimath thatsächlich vom inländischen Gericht geführt 
werden würde und müsse.“ 


Es ward eine Resolution, dahin lautend: ' 
„den Bundeskanzler aufzufordern, dem Reichstage mit möglichster Beschleuni- 
gung den Entwurf eines Gesetzes, die Gerichtsbarkeit der Bundes-Konsuln 
betreffend zur verfassungsmässigen Beschlussnahme vorzulegen,‘ 
einstimmig angenommen. 


Ein Amendement beruhte darauf, dass es bis jetzt an einer Publikationsfrist fir 
die Gültigkeit der Bundes-Gesetze in den Konsulats-Jarisdiktions-Bezirken fehle. 
Der Art. 2. der Bundes-Verfassung beziehe sich nur auf das Bundesgebiet, der $. 18. 
des Gesetzes von 1865. nur auf Preussiche Gesetze. — Die Bundes-Kommissarien 
hielten eine besondere Publikations-Vorschrift nicht für notwendig, weil die Bundes- 
Gesetze durch Publikation im Bundes-Gesetzblatt für Preussen verbindliche Kraft 
erhielten und in sofern zu den Preussischen Gesetzen gehörten, auf welche sich der 
8. 18. cit. beziehe. Nach der Erwiderung, dass die Bundes-Gesetze ihrem staats- 
rechtlichen Karakter nach den Preussischen Gesetzen vorgingen und daher nicht 
unter Bestimmungen gestellt werden könnten, welche für die Preussischen Gesetze 
als solche erlassen wären, wurde das Amendement: 

„Neue Bundes-Gesetze erlangen in den Konsular-Jurisdiktions-Bezirken nach 

Ablauf von 6 Monaten von dem Tage an gerechnet, an welchem dieselbe 

durch das Bundes-Gesetzblatt verkündet worden sind, verbindliche Kraft,“ 
mit Stimmenmehrheit angenommen.“ 


$. 23. Die Bundes-Konsuln sind befugt, den in ihrem Amts-Bezirke 
sich aufhaltenden Bundes-Angehörigen Pässe auszustellen, sowie Pässe zu 
visiren, die Pässe fremder Behörden Jedoch nur zum Eintritt in das 
Bundesgebiet. 

Vgl. zu 8. 25. das Gesetz über das Passwesen vom 12. Oktober 1867. in Archiv 


Bd. I. S. 16. ff, sowie die nenere Bearbeitung desselben in „Heimath- und Staats- 
bürgerrecht im Deutschen Reiche“ $. 121. f£, Berlin 1874. Kortkampf. En 


8. 26. Hülfsbedürftigen Bundes-Angehörigen haben die Bundes-Kon- 
suln die Mittel zur Milderung augenblicklicher Noth oder zur Rückkehr 


in die Heimath nach Massgabe der ihnen ertheilten Amts-Instruktion zu 
gewähren. 


Aus dem Kommissions-Berichte: 


„Dieser Paragraph, welcher die Hülfe des Bundes nicht mehr, wie das Preussi- 
sche Konsular-Reglement, auf Seeleute beschränkt, sondern gleichmässig auf alle 
hilfsbedürftigen Bundes-Angehörigen erstreckt, sie auch nicht wie früher auf auren- 
blickliche Wehrung der Noth in der Fremde, sondern auf die Rückkehr hilfsbedürf- 
tiger Angehörigen in die Heimath ausgedehnt, fand die Anerkennung der Kommis- 
sion. Wenn nach den hanseatischen Ordnungen der Konsul auch für die Beerdigung 
armer Hanseaten zu sorgen verpflichtet wird, so glaubte man einer solchen Be- 
stimmung in diesem Gesetze um so mehr entbehren zu können, als Niemand be- 
zweifelte, dass der Norddeutsche Bund Jene Sorge als Ehrenpflicht betrachten würde.“ 
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8, 27. Die Bundes-Konsuln haben den Schiffen der Bundes-Kriegs- 
marine, sowie der Besatzung derselben Beistand und Unterstützung zu 
gewähren. Insbesondere müssen sie die Befehlshaber derselben von den 
in ihrem Amtsbezirke in Bezug auf fremde Kriegsschiffe bestehenden 
Vorschriften und Ortsgebräuchen, sowie von etwa dort herrschenden 
epidemischen und ansteckenden Krankheiten unterrichten. 


8. 28. Wenn Mannschaften von Kriegsschiffen desertiren, so haben 
die Bundes-Konsuln bei den Orts- und Landes-Behörden die zur Wieder- 
haftwerdung derselben erforderlichen Schritte zu thun, 


&. 29. Die Bundes-Konsuln haben zum Schutze der von ihnen dienst- 
lich zu vertretenden Interessen, insbesondere zum Transport von Ver- 
brechern und hülfsbedürftigen Personen, den Beistand der Befehlshaber 
der Kriegsschiffe in Anspruch zu nehmen. 


Motive: „Im 8.29. hat nur von Benutzung der Kriegsschiffe zum Rück- 
transport hilfsbedürftiger Angehöriger die Rede sein können, weil die für 
_ einige Bundesstaaten geltende Verpflichtung der Kauffahrteischiffe zu 
solchem Transport noch nicht für alle Bundesstaaten gilt; eine Ausdehnung 
dieser Verpflichtung. auf alle Bundesschiffe wird der ferneren Gesetzgebung 
vorzubehalten sein.“ 

(Vergleiche jetzt das unten mitgetheilte Gesetz, betr. die Verpflichtung 
Deutscher Kauffahrteischiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute vom 
27. Dezember 1872.) 


&, 30. Die Bundes-Konsuln haben die Innehaltung der wegen Füh- 
rung der Bundes-Flagge bestehenden Vorschriften zu überwachen. 


Vgl. dazu das unten mitgetheilte Gesetz betr. Nationalität der Kauffahrteischiffe 
und ihre Berechtigung zur Führung der Bundes-Flagge v. 25. Oktober 1867. 


8. 31. Sie haben die Meldung der Schiffsführer entgegen zu neh- 
men und an den Bundeskanzler über Unterlassung dieser Meldung zu 
berichten. 


Motive: „Die Meldung bei dem Konsul ist als eine allgemeine Verpflichtung 
aller Kapitaine der Bundesstaaten anzusehen, auch wo sie noch nicht speziell 
vorgeschrieben sein sollte; hierbei aber ist selbstverständlich und es wird 
beabsichtigt, durch die Instruktion einzuschärfen, dass dem Konsul bei der 
Meldung nur das Schiffs-Zertifikat und die Musterrolle vorzulegen sind; die 
Vorlegung von Ladungspapieren könnte den Betheiligten zur Belästigung ge- 
reichen.“ 


Aus dem Kommissions-Bericht: 


„Dieser Paragraph spricht von den Pflichten des Konsuls in Bezug auf die Mel- 
dung der Kauffahrteischiffe; über ein Recht des Konsuls auf diese Meldung enthält 
der Paragraph nichts. 

Die Strafen für die unterbliebene Meldung sind in den einzelnen Ländern sehr 
verschieden, z. B. in Preussen 5, in Oldenburg bis 25 Thlr., in Amerika beispiels- 
weise 500 Dollars. Die Herbeiführung einer Polizei - Strafverordnung gleichen In- 
halts für alle Norddeutschen Staaten wurde als ein Bedürfniss innerhalb der Kom- 
mission angesehen. 

Die Pflicht - Anzeige von jeder unterlassenen Meldung an den Bundeskanzler 
scheint freilich eine der Stellung desselben kaum angemessene Belästigung, und als 
ein Internum der Verwaltung in die Instruktion zu gehören, 


A 


Ein Mitglied glaubte auch die Meldung lediglich dem Ermessen ‘des Konsuls 
überlassen zu müssen. Inzwischen hielt man eine derartige Anzeige für zweck- 
mässig, schon um die Nachzahlung der Konsulats-Gebühren und die Bestrafung ‚des 
säumigen Schifters in gleichmässiger Weise im Inlande herbeizuführen. Zu einer 
Streichung dieser Bestimmung fand die Kommission desshalb keine Veranlassung 
und nahm den Paragraphen einstimmig an,“ RM 
Bemerkung: Die in den $$. 32.—37. enthaltenen Vorschriften betr. die Befugnisse 
der Konsuln den Schiffen und Schiffern gegenüber, haben eine nähere Feststellung 
durch die „Seemanns-Ordnung vom 27. Dezember 1872.“ erfahren. Siehe diese unten. 


8, 32. Sie bilden für die Schiffe der Bundes - Handelsmarine im 
Hafen ihrer Residenz die Musterungs-Behörde. 


Motive: „An- und Abmusterungen gehören schon jetzt theils auf Grund be- 
sonderer Bestimmungen, theils kraft allgemeinen Gebrauchs zu. den. amtlichen 
Befugnissen der Konsuln (z. B. $. 22. des Preussischen Gesetzes vom 
26. März 1864.“) 


5. 33. Sie sind befugt, über diese Schiffe die Polizeigewalt aus- 
zuüben. 
Der Entwurf lautet: 


„Sie sind befugt, über diese Schiffe in Abwesenheit eines Schiffes der 
Bundes-Kriegsmarine die Polizeigewalt auszuüben.“ 


Aus dem Kommissions-Bericht: ! 

„Mit der Uebertragung der Polizei auf den Kauffahrteischiffen erklärte sich die 
Kommission einverstanden. Es werden dadurch eine Reihe von Kollisionen zwischen 
dem Konsul und dem Schiffer und den Orts-Behörden vermieden. Unmotivirt aber 
erschien die Bestimmung, dass der Konsul die Polizeigewalt verliert, sobald ein 
Schiff der Bundes-Kriegsmarine sich im Konsulats-Bezirk befindet. Die Bestinfhung 
ist der französischen Ordonnance vom 29. Oktober 1833, entnommen.. Kein anderes 
bekanntes Konsular-Reglement enthält eine ähnliche Anordnung. Aus der exterri- 
torialen Eigenschaft des Kriegsschiffes scheint jene Prärogative der Kriegsmarine 
nicht gefolgert werden zu dürfen. Eine derartige Beschränkung oder Suspension 
der Konsularischen Befugniss entspricht jedenfalls dem obrigkeitlichen Karakter des 
Konsuls nicht, gefährdet vielmehr das amtliche Ansehen in seinem Amts-Bezirke. 
Hierauf wurde das Amendement gegründet, in $. 33. die Worte: 

„„n Abwesenheit eines Schiffes der Bundes-Kriegsmarine‘ “ 
zu streichen. Dasselbe wurde von der Kommission, welche durch die Streichung 
an den hergebrachten Rechten der Kriegsmarine nichts ändern wollte, bei der Ab- 
stimmung mit Stimmenmehrheit angenommen.“ 


S. 34. Wenn Mannschaften von solchen Schiffen desertiren, so 
haben die Bundes-Konsuln auf Antrag des Schiffers bei den Orts- oder 
Landes-Behörden die zur Wiederhabhaftwerdung derselben erforderlichen 
Schritte zu thun. 


Aus dem Kommissions-Bericht: 

„Die Fassung dieser Paragraphen führt zu der Auslegung, dass in gleicher 
Weise, ‘wie bei der Bundes - Kriegsmarine, der Konsul von Amts wegen auf die 
Deserteure von Kauffahrteischiffen zu fahnden habe, Bei der Wiederergreifung ent- 
laufener Schiffsmannschäften von Kauffahrteischiffen sind inzwischen private Per- 
sonen betheiligt, selbst für die Kosten verhaftet. Ein Offizial-Verfahren schien 
daher nicht gerechtfertigt, vielmehr der Antrag des Schiffers für ‘die konsulare 
I'hätigkeit nach dieser Richtung entscheidend. So bestimmt es auch das 
Preussische Konsularrecht $. VII. und damit stimmen die hanseatischen Ordnungen 
überein. 

Das Amendement, dahin lautend, im $. 34. hinter dem Worte „Bundes-Kon- 
suln“ die Worte einzuschalten 

„„auf den Antrag des Schiffers“ “ 
fand einstimmig Annahme,“ 


% 
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88. 35. 36. sowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundes-K onsuln. 1147 


Bemerkung: In den neueren Konsular-Verträgen sind regelmässig Festsetzungen 
getroffen über Verpflichtung der Landes-Behörden, den Konsular-Beamten in Fällen des 
8. 34. Beistand zu leisten. So z. B. in Art. 15. 16. Vertrag mit Italien vom 21. Dez. 
1868.; und gleichlautend in Art. 15. 16. der Konvention mit Spanien v. 22. Febr. 1870. 
(Archiv Bd. IV. S. 1104. ff.) 


&. 35. Die Bundes-Konsuln sind befugt, an Stelle eines gestorbenen, 
erkrankten oder zur Führung des Schiffes untauglich gewordenen Schiffers 
auf den Antrag der Betheiligten einen neuen Schiffsführer einzusetzen. 


8, 36. Sie sind befugt, die Verklarungen aufzunehmen, und bei 
Unfällen, von welchen die Schiffe betroffen werden, die erforderlichen 
Bergungs- und Rettungs-Massregeln einzuleiten und zu überwachen, so- 
wie in Fällen der grossen Haverei auf Antrag des Schiffsführers die 
Dispache aufzumachen. 


Motive: „Das allgemeine Deutsche Handels-Gesetzbuch hat absichtlich hierüber 
nichts bestimmt, weil man der Ansicht war, dass diese Frage nicht in das 
Handels-Gesetzbuch (sondern in das Konsular-Gesetz) gehöre.“ 

Aus dem Kommissions-Bericht: 

„$. 36. spricht: 

1. von der Verklarung. Diese erfolgt nach Vorschrift des Handels - Gesetzbuches 
(Art. 492. —494.) eidlich*). Zur Aufnahme derselben ist nach der bestätigenden 
Erklärung der Bundes-Kommissare auch der zu eidlichen Verhören ($.20.) nicht 
ermächtigte Konsul befugt. £ 

2. Von den Bergungs- und Rettungs-Massregeln. Diesen kann sich der Konsul 
unter Umständen auch ohne Antrag des Korrespondenten oder Schiffers unter- 


*) Die in dem Kommiss.-Ber. erwähnten Bestimmungen des Allgem. Deutschen 
Handels-Gesetzbuches lauten: 


„Art. 492. Im Gebiete dieses Gesetzbuches muss die Verklarung, unter 
Vorlegung des Journals und eines Verzeichnisses aller Personen der Schifls- 
besatzung, bei dem zuständigen Gericht angemeldet werden. 

Das Gericht hat nach Eingang der Anmeldung sobald als thunlich die Verkla- 
rung aufzunehmen. N 

Der dazu anberaumte Termin wird in geeigneter Weise öffentlich bekannt ge- 
macht, insofern die Umstände einen solchen Aufenthalt gestatten. 

Die Interessenten von Schiff und Ladung, sowie die etwa sonst bei dem Un- 
falle Betheiligten sind berechtigt, selbst oder durch Vertreter der Ablegung der 
Verklarung beizuwohnen. 

Die Verklarung geschieht auf Grundlage des Journals. Kann das geführte 
Journal nicht beigebracht werden oder ist ein Journal nicht geführt (Art. 489.) 7) 
so ist der Grund hiervon anzugeben. 


Art. 493. Der Richter ist befugt, ausser den gestellten noch andere 
Personen der Schiffsbesatzung, deren Abhörung er angemessen findet, zu. ver- 
nehmen. Er kann zum Zweck besserer Anfklärung dem Schiffer sowohl als jeder 
anderen Person der Schiffsbesatzung geeignete Fragen vorlegen. 

Der Schiffer und die zugezogenen übrigen Personen der Schiffsbesatzung haben 
ihre Aussagen zu beschwören. 

Die über die Verklarung aufgenommene Verhandlung ist in Urschrift auf- 
zubewahren und jedem Betheiligten ‚auf Verlangen beglaubigte Abschrift zu 
ertheilen. 

Art. 494. Die in Gemässheit von Art. 492. und 493. aufgenommene 
Verklarung liefert vollen Beweis der dadurch beurkundeten Begebenheiten der 
Reise. 

Jedem Betheiligten bleibt im Prozesse der Gegenbeweis vorbehalten.“ 


+) Art. 489. „Die Landes-Gesetze können bestimmen, dass auf kleineren Fahrzeugen die Führung 
eines Journals nicht erforderlich sei,“ 
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ziehen. Ein dahin zielendes Amendement, das Einschreiten des Konsuls von 
einem solchen Antrage oder von der Abwesendeit jener Person abhängig zu 
machen, fand nicht die Zustimmung der Kommission. 
3. Von der Aufmachung der Dispache. 
Die betreffende Bestimmung entspricht dem französischen Recht. Es wird sich 
empfehlen, wenn die Schiffskapitaine nur da, wo es an vereideten Dispacheuren 
fehlt, sich an die Konsuln wegen Aufmachung der Dispache wenden, um nicht den 
Versicherungs-Gesellschaften gegenüber Weiterungen zu haben. Den Konsuln das 
Recht zur Aufmachung der Dispache zu entziehen, fand die Kommission keinen 
hinreichenden Grund.“ ' 


$: 37. In Betreff der Befugniss der Konsuln zur Mitwirkung bei 
dem Verkaufe eines Schiffes durch den Schiffer und bei Eingehung von 
Bodmerei-Geschäften, sowie in Betrefl der. einstweiligen Entscheidung von 
Streitigkeiten zwischen Schiffer ‚und. Mannschaft sind die Vorschriften 
‘Art. 499., 537. und 686. des Allgemeinen Deutschen Handels-Gesetz- 
buches massgebend; in Betreff. ihrer Befugniss zur Ertheilung.. von 
interimistischen Schiffs-Zertifikaten bewendet es bei den Vorschriften des 
Bundes-Gesetzes, betreffend die Nationalität der Kauffahrteischiffe und ihre 
Befugniss zur Führung der Bundes-Flagge vom 25. Oktober’ 1867. 


Bemerkung. An die Stelle der Art. 537. 547. des Allgem. D. H,-G.-B. sind die 
88. 64. und 105. der unten mitgetheilten Deutschen Seemanns-Ordnung vom 27. De- 
zember 1872. getreten. 


Der noch geltende Art. 199. schreibt vor: | 

„Die Befugniss zum Verkaufe des Schiffes hat der Schiffer nur im Falle 
dringender Nothwendigkeit, und nachdem dieselbe durch das Orts-Gericht nach 
Anhörung der Sachverständigen und mit Zuziehung des Landes-Konsuls (jetzt 
„des Konsuls des Deutschen Reiches‘), wo ein solcher vorhanden, festgestellt ist. 

Ist keine Gerichts-Behörde und auch keine andere Behörde, welche die Unter- 
suchung übernimmt, am Orte vorhanden, so hat der Schiffer zur Rechtfertigung 
seines Verfahrens das Gutachten von Sachverständigen einzuholen und, wenn dies 
nicht möglich ist, mit anderen Beweisen sich zu versehen. Rs 

Der Verkauf muss öffentlich geschehen.“ 


$. 38. Die von den Bundes-Konsuln zu erhebenden Gebühren werden 
durch Bundes-Gesetz festgestellt. Bis zum Inkrafttreten eines solchen 
Gesetzes erfolgt die Gebühren-Erhebung nach einem von dem Bundes- 
kanzler im Einvernehmen mit dem Ausschusse des Bundesrathes für 
Handel und Verkehr zu erlassenden provisorischem Tarife. 


Bemerkung. Der unter dem 15. März 1868. erlassene provisorische Gebührentarif 
ist durch das mehrfach erwähnte Gesetz betreffend die Gebühren und’ Kosten bei den 
Konsulaten des Deutschen Reichs vom 1. Juli 1872. ersetzt worden. : Für die mit Ge- 
richtsbarkeit versehenen Konsuln bleibt jedoch der ältere Tarif vom 24. Oktober 1865. - 
insoweit in Kraft, als es sich um Amtsgeschäfte handelt, für welche der Tarif vom 
1. Juli 1872. keine Ansätze enthält. | 


Urkundlich u. s, w. 
Gegeben u. s. w. 


>} 
Gesetz 


über 


die Gerichtsbarkeit der Konsuln in Preussen. 


Vom 29. Juni 1865. 
(B.-G.-Bl. 1867. - S. 144.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen ete., ver- 
ordnen u. 8. w., was folgt: 


I. Allgemeine Bestimmungen. 


$. 1. Unseren Konsuln steht die Gerichtsbarkeit zu, wenn sie in Ländern 
residiren, in welchen ihnen durch Herkommen oder durch Staatsverträge die 
Ausübung der Gerichtsbarkeit gestattet ist Der Konsular-Gerichtsbarkeit sind 
alle in den Konsular-Jurisdiktions-Bezirken wohnenden oder sich aufhaltenden 
Preussen und Preussischen Schutzgenossen unterworfen, 


$. 2. Soweit dieses Gesetz nicht etwas Anderes bestimmt, oder soweit 
nicht Herkommen oder Staatsverträge entgegenstehen, umfasst die Gerichts- 
barkeit der Konsuls sowohl die Zivil- als die Straf-Gerichtsbarkeit, beide in 
gleichem Umfange, wie sie den ordentlichen Kollegial-Gerichten der ersten 
Instanz (Kreis- und Stadt-Gerichten) in denjenigen Landestheilen der Monarchie 
zustehen, in welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichts- 
ordnung Gesetzeskraft haben. 


$. 3. Unter Konsul im Sinne dieses Gesetzes ist der Vorsteher eines 
General-Konsulats, Konsulats oder Vize-Konsulats zu verstehen. Im Falle der 
Abwesenheit oder Verhinderung des Vorstehers wird dessen Gerichtsbarkeit 
von seinem ordnungsmässig berufenen Stellvertreter ausgeübt. 


$. 4, Die Jurisdiktions-Bezirke der einzelnen Konsuln werden von dem 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten bestimmt. 


S.5. An dem Orte, wo eine Königliche Gesandtschaft ihren ‚Sitz hat, 
sowie in dem angrenzenden, von dem Minister der auswärtigen Angelegen- 
heiten zu bestimmenden Bezirke ($. 4.), wird die Konsular-Gerichtsbarkeit 
(88. 1. und 2.) in Ermangelung eines dort residirenden Konsuls von dem 
Kanzler der Gesandtschaft als Delegirten der letzteren ausgeübt. 


$. 6. In Bezug auf die Befähigung, die Ernennung, die Dauer der Anstellung, 
den Amtsverlust, die Dienstentlassung, die Versetzung in den Ruhestand und die 
Amtssuspension der mit Gerichtsbarkeit versehenen Konsulnund Kanzler der 
Gesandtschaften gelten nicht die für die richterlichen Beamten, sondern die für 
die Konsular-Beamten und Gesandtschafts-Kanzler bestehenden Vorschriften. *) 


*%) Jetzt das’ Ges. v. 31. März 1873. betr. Rechts-Verhältnisse der Reichs-Beamten. 
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$. 7. Die mit Gerichtsbarkeit versehenen Konsuln und deren Stellvertreter 
haben den allgemeinen Staatsdiener-Eid zu leisten. Sind dieselben Ausländer, 
so werden sie dahin beeidigt, dass sie die Pflichten ihres Amtes unparteiisch 
und gewissenhaft erfüllen wollen. 


$. 8: Die Gerichtsbarkeit wird von dem Konsul entweder allein oder 
durch das Konsular-Gericht ausgeübt Die Zuständigkeit des Konsular-Gerichts 
tritt nur in den durch das Gesetz bestimmten Fällen ein. 


$. 9. Das Konsular-Gericht besteht aus dem Konsul als Vorsitzenden und zwei 
Beisitzern, welche der Konsul aus den achtbaren Gerichts-Eingesessenen oder in 
Ermangelung solcher aus sonstigen achtbaren Einwohnern seines Bezirks ernennt. 


$. 10, Die Beisitzer werden am Anfang jeden Jahres für die Dauer 
desselben ernannt. Gleichzeitig sind zwei oder mehrere Stellvertreter zu er- 
nennen, welche für die Beisitzerin Abwesenheitoder Verhinderungsfällen eintreten. 


Ss. 11. Vor dem Antritt ihres Amtes werden die Beisitzer und deren Stell- 
vertreter dahin beeidigt, dass sie die Pflichten desselben unparteiisch und ge- 
wissenhaft erfüllen wollen. 


$. 12. Den Beisitzern steht ein unbeschränktes Stimmrecht zu. 


$. 13, Ist es nicht möglich, ein Konsular-Gericht zu berufen, so tritt der 
Konsul an Stelle desselben, es müssen jedoch in einem solchen Falle die 
Gründe, welche die Berufung des Konsular-Gerichts verhindert haben, von dem 
Konsul zu den Akten vermerkt werden, 


$. 14. Die Konsuln sind bei Ausübung der Gerichtsbarkeit der Aufsicht 
der ihnen vorgesetzten Gesandtschaften und, in Ermangelung solcher, sowie 
in letzter Instanz der Aufsicht der Minister der auswärtigen Angelegenheiten 
und der Justiz unterworfen, und zwar in demselben Masse, wie die inländischen 
Gerichte der Aufsicht des Justiz-Ministers. 


$- 15. Jeder Konsul hat die Personen zu bestimmen, welche in den zu 
seiner Gerichtsbarkeit gehörigen Rechtsangelegenheiten die Funktionen der 
Rechtsanwalte auszuüben haben. Ein Verzeichniss dieser Personen ist im 
gerichtlichen Geschäftslokale auszuhängen. 

Gegen die Verfügung des Konsuls, durch welche die Eintragung einer 
Person in das Verzeichniss abgelehnt oder ihre Löschung in dem Ver- 
Alan angeordnet wird, findet die Beschwerde an die Aufsichts-Behörde 
(8: 14.) statt. 


$. 16. Bei Beurtheilung der bürgerlichen Rechts-Verhältnisse der der 
Konsular-Gerichtsbarkeit unterworfenen Personen ist anzunehmen, dass in den 
Konsulats-Bezirken das Allgemeine Landrecht und die übrigen Preussischen 
allgemeinen Gesetzbücher nebst den dieselben abändernden, ergänzenden und 
erläuternden Bestimmungen gelten. In Betreff der handelsrechtlichen Ver- 
hältnisse kommt jedoch zunächst das in den Konsulats-Bezirken erweislich 
geltende Handels-Gewohnheitsrecht zur Anwendung. | | 


$. 17. Rücksichtlich der strafbaren Handlungen ist anzunehmen, dass für 
die der Konsular-Gerichtsbarkeit unterworfenen Personen das Strafgesetzbuch 
vom 14. April 1851.*) und die übrigen in der Monarchie geltenden Strafgesetze 
auch in den Konsulats-Bezirken Geltung haben. Die für die Konsulats-Bezirke 
erlassenen Strafgesetze der Landes-Regierungen bleiben ausser Anwendung, 
insofern nicht durch Staatsverträge oder Herkommen etwas anderes be- 
stimmt ist. | | | 

Jeder Konsul ist befugt, für seinen Jurisdiktions-Bezirk oder einen 
Theil. desselben polizeiliche Vorschriften mit verbindlicher Kraft für die 


*) An die Stelle das Strafgesetzbuches vom 14. April 1851. ist das Strafgesetzbuch 
‘für das Deutsche Reich getreten, Vergl. dieses Archiv Bd. IV. 8. 67. f. 
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seiner Gerichtsbarkeit unterworfenen Personen zu erlassen und die Nicht- 
befolgung derselben mit Geldstrafen bis zum Betrage von zehn Thalern zu 
bedrohen. 

Diese Vorschriften sind sofort in Abschrift der vorgesetzten Gesandt- 
schaft, und in Ermangelung derselben dem Minister der auswärtigen Ange- 
legenheiten einzureichen. Sowohl der Gesandte als der Minister ler aus- 
wärtigen Angelegenheiten ist befugt, die polizeilichen Vorschriften des Konsuls 
ausser ‚Kraft zu setzen. 

Die Verkündigung der polizeilichen Vorschriften erfolgt in der. im 
Konsulats-Bezirk üblichen Weise und jedenfalls durch Aushang: in dem ee- 
richtlichen Geschäftslokal des Konsuls. z 5 


$. 18. Neue Gesetze erlangen in den Konsulats-Bezirken Gesetzeskraft 
nach Ablauf von sechs Monaten, von dem Tage an gerechnet, an welchem 
das betreffende Stück der Gesetz-Sammlung in Berlin. ausgegeben worden ist, 
insofern nicht das neue Gesetz eine andere Zeitbestimmung für den Anfang 
seiner Geltung in den Konsulats-Bezirken oder die Bestimmung einer späteren 
Zeit für den Anfang seiner allgemeinen Geltung enthält.*) 


$- 19. Die von den Konsuln für die Gerichts-Verhandlungen zu erhebenden 
Kosten und Gebühren werden durch einen Tarif bestimmt, welchen die Minister 
derauswärtigen Angelegenheiten, der Justiz und der Finanzen zu erlassen haben. 

Dieser Tarif darf keine höheren Sätze vorschreiben, als die Gebühren- 
und Kosten-Gesetze zulassen, welche für die im $. 2. bezeichneten Landestheile 
ergangen sind. 


1. Bestimmungen, betreffend das Verfahren bei Ausübung 
der Zivil-Gerichtsbarkeit. 


8. 20. Bei Ausübung der Zivil-Gerichtsbarkeit der Konsuln bestimmt sich 
sowohl in Angelegenheiten der streitigen, als der nicht streitigen Gerichts- 
barkeit das Verfahren nach den für die in $. 2. bezeichneten Dandestheile be- 
stehenden Vorschriften, insoweit diese nicht Einrichtungen und thatsächliche 
Verhältnisse voraussetzen, welche in den Konsulats-Bezirken fehlen. 


$. 21. Es bleiben insbesondere die Vorschriften, welche die Mitwirkung 
der Staatsanwaltschaft betreffen, ausser Anwendung. Dasselbe gilt von den 
auf die kollegialische Erledigung der Geschäfte sich beziehenden Vorschriften, 
insoweit nicht die Zuständigkeit des Konsular-Gerichts ($.9.) begründet ist. 


Die Zuständigkeit des letzteren tritt ein für die mündliche Verhandlung und. 


für die auf die mündliche Verhandlung zu erlassenden Entscheidungen in 
Zivil-Prozesssachen mit Ausschluss der Bagatellsachen, 


$, 22. Bei Prozessen, in welchen eine der Konsular-Gerichtsbarkeit nicht 
unterworfene Person als Partei betheiligt ist, findet an Orten, wo es her- 
kömmlich ist, auf Verlangen dieser Partei die Verhandlung und Entscheidung 
durch eine Kommission statt, deren Zusammensetzung und deren Verfahren 
sich durch das Herkommen bestimmt. Das Erkenntniss der Kommission be- 
darf der Bestätigung (Homologation) des Konsuls. Dieser hat das Erkenntniss 
nur dann zu bestätigen, wenn er dasselbe formell und materiell gerechtfertigt 
findet, Gegen das von dem Konsul bestätigte Erkenntniss finden dieselben 
Rechtsmittel statt, welche gegen die von dem Konsul selbstständig erlassenen 
Erkenntnisse statthaft sind. 


$. 23. Für die zur Zuständigkeit der Konsuln gehörigen Zivilsachen 
wird die Gerichtsbarkeit der zweiten Instanz von dem Appellations-Gericht in 
Stettin, die der dritten und höchsten Instanz von dem Obertribunal in Berlin **) 


*) Vergleiche 8. 24. des Konsulats-Gesetzes vom 3. November 1867. 
*%*) An Stelle des Ober-Tribunals ist das Reichs-Oberhandelsgericht getreten. Vgl. 
oben $. 1141. 8. 24. Abs. 3. Ges. v. 8. Nov. 186. 
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in gleicher Art ausgeübt, wie für die, zur Zuständigkeit der im.$. 2. bezeich- 
neten Gerichte des Inlandes gehörigen Zivilsachen. Es gilt dies insbesondere 
von den Beschwerden und KRechtsmitteln, insoweit in den nachstehenden 
Paragraphen nicht etwas Anderes bestimmt ist, A 


$, 24. Die auf die Fristen und das Verfahren für die Rechtsmittel in 
schleunigen Sachen sich beziehenden Vorschriften, mit Ausnahme der Vor- 
schriften über die Anmeldungsfrist, bleiben ausser Anwendung. Es sind mit dieser 
Ausnahme die Vorschriften über die Fristen und das Verfahren für dieRechtsmittel 
in nicht schleunigen Sachen auch auf die schleunigen Sachen anwendbar. 


$. 25. Das Rechtsmittel der Appellation ist bei dem Konsul nicht allein 
anzumelden, sondern auch innerhalb der gesetzlichen Frist ($. 17. der Ver- 
ordnung vom 21. Juli 1846., Gesetz - Samml. 8. 291.) einzuführen und zu 
rechtfertigen. Be | 
Verordnung vom 21. Juli 1846. 8. 17. Die Einführung und Rechtfertigung muss 
bei Verlust des Rechtsmittels innerhalb vier Wochen nach Ablauf der für die An- 
‘meldung bestehenden Frist, und ohne dass es einer besonderen Aufforderung dazu 
bedarf, dem Gerichte höherer Instanz und zwar stets schriftlich überreicht werden. 


Nur aus Hinderungsgründen, die in der Sache selbst liegen, kann diese Frist . R 


angemessen verlängert werden. 

$. 26. Nach dem Eingang der Einführungs- und Rechtfertigungs-Schrift 
beschliesst der Konsul über die Zulassung des Rechtsmittels. Wird dasselbe 
von ihm zurückgewiesen, so findet gegen die zurückweisende Verfügung Be- 
schwerde nach den Bestimmungnn des $. 34. der Verordnung vom 21. Juli 1846. 
statt. Hält der Konsul die Zulassung des Rechtsmittels für gerechtfertigt, 
so erlässt er die Aufforderung an den Appellaten, binnen der gesetzlichen 
Frist die Beantwortung der Appellation bei ihm einzureichen ($. 20. der Ver- 
ordnung vom 21. Juli 1846.). 

Verordnung vom 21. Juli 1846. 8.54. Beschwerden gegen Verfügungen, wodurch 
ein Rechtsmittel zurückgewiesen wird, Können nur. innerhalb sechs Wochen bei 
den zur definitiven Entscheidung über die Zulässigkeit des Rechtsmittels: berufenen 
Gerichten der höheren Instanz angebracht werden. 

$. 20. Nach dem Eingange der Einführungs- und Rechtfertigungs-Schrift. und 
der Akten beschliesst der Appellations-Richter über die Zulassung des BRechts- 
mittels und erlässt sodann die Aufforderung zur Beantwortung der Schrift. Die 
Beantwortung ist schriftlich binnen einer vierwöchentlichen, nur aus den im 8. 17. 
angegebenen Gründen zu verlängernden Frist bei Vermeidung derjenigen Nach- 
theile einzureichen, welche in den $$. 44. und 45. der Verordnung vom 1. Juni 1833. 
festgesetzt sind. 


$. 27. Wenn der Konsul bei der Prüfung der Schriftsätze eine von der 
einen oder anderen Partei beantragte neue Beweisaufnahme erheblich findet, 
so kann er dieselbe durch einen Vorbescheid anordnen und nach den für das 
Verfahren in erster Instanz bestehenden Vorschriften bewirken. 


$- 25. Wird eine Beweisaufnahme nicht beantragt, oder von dem Konsul 
nicht für angemessen erachtet, oder ist dieselbe beendigt, so übersendet er 
die Akten an das Gericht zweiter Instanz und setzt hiervon gleichzeitig die 
Parteien in Kenntniss. E: 


$. 29. Jede Partei hat zu den Akten ohne vorherige Aufforderung eine 
im Inlande wohnende Person zu. bezeichnen, oder die Zuordnung eines 
Otffizial-Anwaltes zu beantragen, welcher zur Empfangnahme der für sie be- 
ERRIEOIEN Verfügungen und Ladungen des Gerichts zweiter Instanz berechtigt 
sein soll. | 

Der Partei, welche weder eine solche Anzeige erstattet, noch bei dem 
Gericht zweiter Instanz zu ihrer Vertretung einen Bevollmächtigten bestellt, 
noch die Zuordnung eines Offizial-Anwaltes beantragt hat, werden die für sie 
bestimmten Verfügungen und Ladungen des Gerichts zweiter Instanz ‚mittelst 
 Aushanges im Geschäftslokal dieses Gerichts wirksam zugestellt. 


aa 
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$. 30. Nach Eingang der Akten wird von dem Gericht zweiter Instanz 
sofort der Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumt. 


$. 31. Die gesetzlichen Fristen, innerhalb welcher das Rechtsmittel der 
Revision und Nichtigkeits-Beschwerde bei dem Obertribunal einzuführen und 
zu rechtfertigen ist, sowie diejenigen, innerhalb welcher die Revision und 
Nichtigkeits-Beschwerde zu beantworten sind, werden verlängert: 


1. um zwei Monate, wenn das Konsulat in Europa seinen Sitz hat; 


2, um vier Monate, wenn es in einem Küstenlande von Asien oder Afrika 
längs des Mittelländischen oder Schwarzen Meeres oder auf einer dazu 
gehörigen Insel seinen Sitz hat; 


3, um sechs Monate, wenn der Sitz desselben in einem anderen ausser- 
europäischen Lande sich befindet. 


$. 32. Wenn für die Partei, welche die Revision oder Nichtigkeits- 
Beschwerde zu beantworten hat, weder eine Beantwortung eingereicht, noch 
anderweit ein zur Prozesspraxis bei dem Ober-Tribunal befugter Rechtsanwalt *) 
als ihr Bevollmächtigter zu den Akten legitimirt ist, so werden ihr die für 
sie bestimmten Verfügungen und Ladungen des Ober-Tribunals mittelst Aus- 


hanges im Geschäftslokale des letzteren wirksam zugestellt. 


8. 33. Ist der gegen ein Erkenntniss des Konsuls angebrachte Rekurs 
rechtzeitig eingelegt und das Rechtsmittel dem Gegenstande nach zulässig 
(8. 8. des Gesetzes vom 20. März 1854., Gesetz-Samml. S. 115.), so wird die 
Rekursbeschwerde von dem Konsul dem Gegentheil mit der Aufforderung mit- 
getheilt, binnen vierzehn Tagen die Beantwortung bei ihm einzureichen oder 
zu Protokoll zu geben. Die Einsendung der Akten an das Gericht zweiter 
Instanz erfolgt erst nach Eingang der Beantwortung oder nach Ablauf der 
vierzehntägigen Frist. 

Bei dem Gericht zweiter Instanz findet die Anberaumung eines Termines 
zur Anhörung der Parteien und zur Verkündigung der Entscheidung 
nicht statt. 


Gesetz vom 20. März 1854. 


8.8. Das Gericht erster Instanz hat nur zu prüfen, ob die Anmeldung recht- 
zeitig erfolgt und das Rechtsmittel dem Gegenstande nach zulässig ist, und sen- 
det, wenn beides der Fall, die Rekursbeschwerde mit den Akten an das Gericht 
zweiter Instanz. 

Findet dieses nach Prüfung der Verhandlungen die Rekursbeschwerde unzu- 
lässig oder ungegrüudet, so ist dieselbe durch eine unter Beifügung der Gründe 
sofort zu erlassende Resolution zurückzuweisen und Abschrift davon unter Rück- 
sendung der Akten dem Gericht erster Instanz zuzufertigen. 

Andernfalls wird die Rekursbeschwerde dem Gegentheil zur Gegenausführung 
binnen einer Frist von vierzehn Tagen mitgetheilt und zugleich der Termin zur 
Entscheidung ‘über den Rekurs anberaumt. In der desshalb an beide Theile zu er- 
lassenden Verfügung ist denselben zu eröffnen, dass ihnen freisteht, in dem Ter- 
min persönlich oder durch einen legitimirten Vertreter zu erscheinen, dass jedoch 
auch in ihrer Abwesenheit die Entscheidung nach Lage der Verhandlungen erfol- 

en werde. 

E In schleunigen Prozessachen (8. 27. der Verordnung vom 27. Juli 1846., Gesetz- 
Sammlung $. 298.) ist die Frist zur Beantwortung der Rekursbeschwerde auf drei 
Tage zu bestimmen. 


‘8. 34. In denjenigen Fällen, in welchen eine Beschwerde binnen einer 
bestimmten Frist bei dem Gericht der höheren Instanz angebracht werden 
muss, kann die Anbringung derselben innerhalb der gesetzlichen Frist auch 
gültig bei dem Konsul erfolgen. 


*) Vgl. oben S. 1141. $. 24. Abs. 3. Ges. v. 8. November 1867. 
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IM. Bestimmungen, betreffend das Verfahren bei Ausübung der 
Strafgerichtsbarkeit. 


$. 35. Bei Ausübung der Strafgerichtsbarkeit der Konsuln bestimmt sich 
das Verfahren, soweit nicht nachstehend ein Anderes angeordnet ist, sowohl 
in Betreff der Führung der Untersuchungen, als der Abfassung und Voll- 
streckung der Erkenntnisse gleichfalls nach den für die im $. 2. bezeichneten 
Landestheile bestehenden Vorschriften. 


$- 386. Die Konsuln sind zur Verfolgung der strafbaren Handlungen von 
Amtswegen verpflichtet; sie haben sich in dieser Hinsicht nach den Vor- 
schriften der Allgemeinen Kriminal-Ordnung vom 11. Dezember 1805., insonder- 
heit nach den Bestimmungen über die gesetzlichen Veranlassungsgründe einer 
Untersuchung zu richten. Die Bestimmungen, welche die Bestrafung von dem 
Antrage einer Privatperson abhängig machen, werden hierdurch nicht berührt. 

Die Vorschriften, welche auf die Zuziehung der Staatsanwaltschaft sich 
beziehen oder dieselbe voraussetzen, bleiben in allen bei den Konsuln an- 
hängigen Untersuchungen ausser Anwendung. 


$+ 37, Der verhaftete Angeschuldigte kann sich von dem Augenblick 
seiner Verhaftung an eines Vertheidigers aus der Zahl der im $. 15. erwähn- 
ten Personen bedienen. Ein solcher Vertheidiger ist befugt, schon während 
der Voruntersuchung sich ohne Beisein einer Gerichtspersou mit dem An- 
geschuldigten zu besprechen und den gerichtlichen Untersuchungs-Verhand- 
lungen beizuwohnen. 


$. 88. Das über den Hergang in der Hauptverhandlung aufzunehmende 
Protokoll ist vor der Entscheidung in Gegenwart des Angeklagten und seines 
V-ertheidigers vorzulesen. Ingleichen muss jeder bei der Hauptverhandlung 
vernommenen Person ihre Aussage unmittelbar nach der Protokollirung der- 
selben vorgelesen werden. Bei der Verlesung sind die Betheiligten mit Er- 
klärungen und Anträgen zum Zweck der Berichtigung und Ergänzung des 
Protokolls zu hören. Die geschehene Verlesung ist im Protokoll zu ver- 
merken. 


$. 839. Wenn für die strafbare Handlung nach den im $. 35. erwähnten 
Gesetzen die Zuständigkeit der Einzelrichter begründet ist, so erfolgt die 
Untersuchung und Entscheidung durch den Konsul nach den für das Unter- 
suchungsverfahren durch Einzelrichter bestehenden Vorschriften. 


$. 40, Ist die strafbare Handlung ein zur Zuständigkeit der Gerichts- 
Abtheilungen gehöriges Verbrechen oder Vergehen, so erfolgt die Untersuchung 
und Entscheidung durch das Konsular-Gericht ($.9.) nach den für das Unter- 
suchungsverfahren durch Gerichts-Abtheilungen bestehenden Vorschriften. 


$. 41, Hält das Konsular-Gericht eine gerichtliche Verfolgung für gesetz- 
lich begründet, so verordnet es die gerichtliche Voruntersuchung, welche von 
dem Konsul geführt wird. Der mündlichen Verhandlung vor dem Konsular- 
Gericht muss in der Voruntersuchung eine Vernehmung des Angeschuldigten 
vorhergehen, bei welcher ihm der Gegenstand der Anschuldigung und der 
Inhalt der erhobenen Beweise mitzutheilen ist. ' 


$. 42. Ist der Angeschuldigte ein Preusse, welcher sich nur vorüber- 
gehend im Auslande aufhält, so ist der Konsul in den Fällen der $$. 39. und 40., 
sofern der Angeschuldigte nicht widerspricht, befugt und, wenn der Angeschul- 
digte es verlangt, verpflichtet, die Sache zur Einleitung des Hauptverfahrens 
und Abfassung des Erkenntnisses dem zuständigen Gericht des Inlandes, und, 
wenn es an einem solchen fehlt, dem Kreisgericht in Stettin zu überweisen. 

Die Ueberweisung geschieht nach Abschluss der Voruntersuchung, welche 
in einem solchen Falle auch wegen der im $. 39. bezeichneten strafbaren 
Handlungen einzuleiten ist. 
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$. 48. Ist die strafbare Handlung ein der schwurgerichtlichen Kompetenz 
unterliegendes Verbrechen, so hat der Konsul nur die zur strafrechtlichen 
Verfolgung erforderlichen Sicherheitsmassregeln zu treffen und geeigneten 
Falls die Voruntersuchung zu führen. Das weitere Verfahren, insbesondere 
die etwa erforderliche Vervollständigung der Voruntersuchung, ingleichen das 
Hauptverfahren, gehört vor das zuständige Kreis- und Schwurgericht des In- 
und, wenn es an einem solchen fehlt, vor das Kreis- und Schwurgericht 
in Stettin. 


$. 44. Wenn der Angeschuldigte ein Schutzgenosse ist, welcher einem 
anderen Staate als Unterthan angehört, so kann er in allen Fällen ($$. 39. 
40. 43.) der Regierung dieses Staates zur Untersuchung und Bestrafung über- 
wiesen werden. 


$. 45. In Bezug auf die zur Kompetenz des Kammergerichts gehörigen 
Staatsverbrechen bewendet es bei dem Gesetze vom 25. April 1853. (Gesetz- 
Samml. 8. 162.) 


$. 46. Gegen die von den Konsuln in Untersuchungen wegen Uebertretung 
erlassenen Erkenntnisse findet ein Rechtsmittel nicht statt. 


$. 47. In allen anderen ‚Fällen steht dem Angeklagten gegen das Er- 
kenntniss des Konsuls oder des Konsular-Gerichts das Rechtsmittel der 
Appellation zu. 


$, 48. Rücksichtlich der Frist, innerhalb welcher das Rechtsmittel anzu- 
melden und zu rechtfertigen ist, und rücksichtlich der Förmlichkeiten der An- 
meldung und Rechtfertigung gelten die Bestimmungen in den $$. 1256—129. der 
Verordnung vom 3. Januar 1849. (Gesetz-Samnml. 8. 37.) 


Verordnung vom 3. Januar 1849. 


8. 126. Gegen die von den Einzelrichtern und den Gerichts-Abtheilungen für 
Verbrechen (88. 27. 28.) gefällten Urtheile ist sowohl die Staatsanwaltschaft, als 
der Angeklagte innerhalb einer präklusiven Frist von zehn Tagen das Rechts- 
mittel der Appellation einzulegen berechtigt. Der Appellant kann dasjenige, was 
vom ersten Richter als thatsächlich feststehend angenommen worden ist, nur mit- 
telst neuer Thatsachen oder neuer Beweismittel anfechten und der Appellations- 
richter hat zu beurtheilen, ob diese neuen Thhatsachen und neuen Beweismittel er- 
heblich sind. 

8. 127. Die zehntägige Appellationsfrist beginnt mit dem Ablaufe des Tages, 
an welchem das erste Urtheil verkündet worden ist. Hat die Verkündung des Ur- 
theils in Abwesenheit des Angeklagten stattgefunden, so nimmt die Appellations- 
frist für denselben erst mit dem Ablaufe desjenigen Tages ihren Anfang, an welchem 
ihm die Ausfertigung des Urtheils behändigt worden ist. 

8. 128. Die Appellation ist bei dem Gerichte der ersten Instanz entweder 
mündlich zum Protokoll oder schriftlich anzumelden. 

8. 129. Die Angaben der Beschwerden, sowie deren Rechtfertigung und die 
Anführung neuer Thatsachen und Beweismittel können gleichzeitig mit der Appel- 
lations-Anmeldung erfolgen, müssen aber, wenn dies unterblieben ist, innerhalb der 
auf den Tag dieser Anmeldung nächstfolgenden zehn Tage geschehen. Das Ge- 
richt ist jedoch ermächtigt, diese Frist auf den Antrag des Appellanten den Um- 
ständen nach angemessen zu verlängern. 


-$. 49, Wenn der Konsul die von dem Angeklagten zur Rechtfertigung 
der Appellation angebrachten neuen Thatsachen und Beweise für erheblich 
erachtet, so hat er die Beweisaufnahme in den Formen des schriftlichen Ver- 


% 


-fahrens so weit zu bewirken, als dieselbe im Konsulats-Bezirke erfolgen kann. 


Dem Angeklagten oder dessen Vertheidiger ist die angeordnete Beweisauf- 
nahme bekannt zu machen und ihm die Anwesenheit dabei zu gestatten. 

$. 50. Auf die Appellation wird von dem Appellations-Gericht in Stettin 
auf Grund der Akten erkannt. Die Entscheidung erfolgt durch eine aus fünf 
Mitgliedern bestehende Abtheilung, nachdem vor derselben unter Zuziehung 
eines Gerichtsschreibers ein mündliches Schlussverfahren stattgefunden hat. 


a2 
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$. 51. Vor Einsendung der Akten an das Gericht zweiter Instanz erfordert 
der Konsul die Erklärung des Angeklagten, ob er in den höheren Instanzen 
seine Rechte in Person wahrnehmen, oder sich durch einen Vertheidiger ver- 
treten lassen wolle. Im letzteren Falle ist die Person des Vertheidigers von 
dem Angeklagten zu bezeichnen. Er kann auch beantragen, dass ihm von 
dem Gericht zweiter Instanz ein Vertheidiger von Amtswegen bestellt werde. 
Wenn er verhaftet ist, so steht ihm nur das Recht zu, durch einen Verthei- 
diger sich vertreten zu lassen. 


$. 52, Nachdem die Akten bei dem Gericht zweiter Instanz eingegangen 
sind, bestimmt dasselbe einen Termin zum mündlichen Schlussverfahren. Zu 
dem Termine ist der bei dem Gericht zweiter Instanz angestellte Ober-Staats- 
anwalt zuzuziehen und der Angeklagte oder der von diesem ernannte oder 
ihm von Amtswegen zu bestellende Vertheidiger vorzuladen. In Ermangelung 
eines Vertheidigers, oder wenn der von dem Angeklagten ernannte Verthei- 
diger nicht am Orte des Gerichts wohnt, erfolgt die Vorladung des Ange- 
klagten mittelst Aushanges im Geschäftslokal des Gerichts. 


$. 53. Bei dem mündlichen Schlussverfahren gibt zuerst ein aus der 
Zahl der Gerichtsmitglieder zu ernennender Referent auf Grund einer schrift- 
lichen Relation mündlich eine Darstellung der bis dahin stattgefundenen 
Verhandlungen. 

Hierauf wird der Angeklagte mit seinen Beschwerden, und der Ober- 
Staatsanwalt mit seinen Gegenerklärungen gehört. 


$. 54. Das Gericht zweiter Instanz ist bei der Abfassung des Erkennt- 
nisses an die thatsächlichen Feststellungen des ersten Richters nicht gebunden ; 
es hat unabhängig von denselben in den Entscheidungsgründen der Vorschrift 
des Art. 31. des Gesetzes v. 3. Mai 1852. (G.-S. S. 209.) zu genügen. Hält 
es eine Beweisaufnahme für nöthig, so verordnet es die Erhebuug des Be- 
weises im schriftlichen Verfahren ($. 49.). Nach Eingang der Beweisverhand- 
lungen ist ein neuer Termin zum mündlichen Schlussverfahren anzusetzen. 

Das Gericht zweiter Instanz kann jedoch die Vernehmung von Zeugen 
im Schlusstermin selbst veranlassen, wenn dieses ohne erheblichen Zeit- und 
Kostenaufwand ausführbar ist. 

Ist das Urtheil in Abwesenheit des Angeklagten verkündet, so sind 
in Bezug auf die Zustellung desselben die Bestimmungen des 8. 52. mass- 
gebend. 


Gesetz vom 3. Mai 1852, 

$. 31. Das Urtheil muss hervorheben, welche derjenigen Thatsachen, die zu den 
wesentlichen Merkmalen der den Gegenstand der Entscheidung bildenden straf- 
baren Handlung gehören, für erwiesen oder für nicht erwiesen zu erachten seien. 
Dieses gilt insbesondere ‚auch von solchen Umständen, welche nach Vorschrift des 
Gesetzes die Strafe ausschliessen, mildern oder erschweren, wenn ein Antrag 
je EI REANE one. oder des Angeklagten die Berücksichtigung derselben ver- 
angt hat, 

Die Thatsachen und Beweismittel, auf Grund deren jener Beweis als geführt 
oder als nicht geführt angenommen worden ist, sind in den Entscheidungsgründen 
anzugeben. . 


$. 55. In soweit aus den vorstehenden Paragraphen sich nicht ein Anderes 
ergibt, finden auf das Appellations-Verfahren diejenigen Vorschriften Anwen- 
dung, welche in den im $. 2. bezeichneten Landestheilen für das Appellations- 
Verfahren in Strafsachen gelten, 


$. 56. Gegen das Erkenntniss des Appellations-Gerichts in Stettin steht 
sowohl dem Angeklagten als dem Ober-Staatsanwalt das Rechtsmittel der 
Nichtigkeitsbeschwerde zu. Die letztere ist bei dem Appellations-Gericht an- 
zumelden, zu begründen und zu beantworten. Im Uebrigen gelten in Betreff 
des Rechtsmittels alle mit den Bestimmungen dieses Gesetzes vereinbarten 
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Vorschriften, welehe in den gedachten Landestheilen für das Rechtsmittel der 
Nichtigkeitsbeschwerde in Streitsachen bestehen. 


$. 57. Beschwerden gegen Verfügungen der Konsuln und Konsular-Gerichte 
in Strafsachen folgen dem Instanzenzuge der gegen Erkenntnisse in den be- 
treffenden Sachen zulässigen Rechtsmittel. Ist die Verfügung in einer Sache 
erlassen, in welcher nach $. 42. das Kreis- und Schwur-Gericht in Stettin zu- 
ständig ist, so geht die Beschwerde zunächst an das Appellations-Gericht in 
Stettin. Eine weitere Beschwerde an das Obertribunal ist zulässig, wenn die 
Verfügung aus Rechtsgründen angefochten wird. 

Wenn die Beschwerde binnen einer bestimmten Frist bei dem Gericht 
der höheren Instanz angebracht werden muss, so kommt die Vorschrift des 
8. 34. zur Anwendung. 


IV. Schlussbestimmungen. 


$. 58. Die Bestimmungen über die Militair-Gerichtsbarkeit werden durch 
dieses Gesetz nicht berührt. 


S. 59. Das Gesetz tritt für alle Konsulats-Bezirke am 1. Januar 1866 
in Kraft. 

Alle vor diesem Zeitpunkte durch Insinuation der Klage anhängig ge- 
wordenen Zivilprozesse und alle vor diesem Zeitpunkte durch Eröffnung der 
förmlichen Untersuchung anhängig gewordenen Strafsachen werden in dem 
bisherigen Verfahren durch alle nach demselben zulässigen Instanzen zu Ende 


geführt. 

$. 60. Unsere Minister der auswärtigen Angelegenheiten und der 
Justiz haben die zur Ausführung des Gesetzes erforderlichen Anordnungen 
zu erlassen. 

Urkundlich u. s. w. 


Gegeben etc. etc. 


3. 
Gesetz 


betreffend 


die Gebühren und Kosten bei den Konsulaten des 
Deutschen Reichs. 


Vom 1. Juli 1872. 
(R.-G.-Bl. 1872. 8. 245. ff.) 


' Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen etc. etc. verordnen u. s. w. was folgt: 


Aus den Motiven: 


Das vorliegende Gesetz ist bestimmt, der Vorschrift in $&. 38. des Ge- 
setzes vom 8. November 1867., betreffend die Organisation der Bundes- 
Konsulate*), wonach die von den Bundes-Konsuln zu erhebenden Gebühren 
durch Bundesgesetz festgestellt werden sollen, Genüge zu thun. Es hat 
zur Grundlage die Erfahrungen, welche hinsichtlich des unter dem 15. März 
1868. erlassenen provisorischen Gebührentarifs gewonnen sind, und be- 
zweckt, den in der Praxis hervorgetretenen Bedürfnissen thunlichst gerecht 
zu werden. 

Schon bald nachdem der provisorische Tarif ins Leben getreten war, 
erhoben sich überall seitens der Konsuln Klagen darüber, dass die auf 
Grund des Tarifs zu liquidirenden Gebühren in keinem Verhältniss zu der 
geforderten Arbeit ständen, und dass bei den bedeutenderen Wahlkon- 
sulaten die durch die Verwaltung des Amtes bedingten Ausgaben aus den 
Einnahmen bei Weitem nicht mehr bestritten werden könnten. ‘Eine Folge 
hiervon war, dass seitens der letzteren die Reichskasse in immer ausge- 
dehnterer Weise in Anspruch genommen wurde. Denn durch $. 10. des 
(esetzes vom 8. November 1867. und die dazu ergangene Instruktion ist 
den Wahlkonsuln die Erstattung der durch die Gebühren nicht gedeckten 
amtlichen Ausgaben zugesagt und bei keinem der Konsulate, dessen Ge- 
schäftsumfang ein besonderes Amtslokal, Sekretaire ete. nothwendig macht, 
kam in Folge der niedrigen Gebührensätze die Einnahme der Ausgabe 
auch nur entfernt gleich. Andererseits hatte aber auch die Arbeit bei den 
Konsulaten zum Theil in erheblichem Masse und damit auch die Zahl der- 
jenigen unter ihnen zugenommen, welche für die dienstlichen Geschäfte 
eines eigenen Liookals und Personals bedürfen. 

Der Schluss, welchen diese Beobachtungen und Erfahrungen nahe leg- 
ten, wurde durch die besonders eingeleiteten Erhebungen bestätigt. Als 


*) 8, dasselbe oben 8. 1148. ff. 
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Vorbereitung zu dem zu erlassenden Gesetze über die Konsulats-Gebühren 
wurden nämlich wie mehrere Handelskammern, so die bedeutenderen Kon- 
sulate, kaufmännische wie besoldete, zu gutachtlichen Aeusserungen ver- 
anlasst; einige sprachen ihre Ansicht auch unaufgefordert aus. Auf diese 
Weise wurden die Urtheile von 14 Berufs-Konsuln und 20 Wahlkonsuln 
gesammelt. Ausnahmslos erklärten sie sich dahin, dass die Sätze des pro- 
visorischen Tarifs viel zu niedrig seien, einige Hauptpunkte wurden für 
so tarifirt erachtet, dass es vorzuziehen sei, die Gebühren gar nicht zu er- 
heben, um den Charakter der Gratis- Arbeit rein hervortreten zu lassen. 
Vor allem richtet sich der Angriff gegen die Position 9. des provisorischen 
Tarifs (Expeditionsgebühr); die Meisten erklärten, dass, wenn nicht diese 
allgemeine Schiffsgebühr sehr erheblich gesteigert würde, die Umgestaltung 
des provisorischen Tarifs nutzlos sei, da einigermaassen bedeutende Ein- 
nahmen nur aus jener Gebühr zu erwarten seien. Prinzipaliter wurde 
Rückkehr zu dem Preussischen System gewünscht, event. aber eine bedeu- 
tende Erhöhung des jetzigen Maximalsatzes von 3 Thlrn., neben Aus- 
bringung besonderer Gebühren für eine grössere Anzahl von Amtsgeschäf- 
ten, welche jetzt mit unter Pos. 9. fallen, für unerlässlich gehalten. Ab- 
gesehen von diesen, den Schiffsverkehr betreffenden Wünschen und Vor- 
schlägen, wurden andere in den Kreis der konsularischen Thätigkeit 
fallende Geschäfte bezeichnet, für welche die Erhöhung der bisherigen 
Tarifsätze oder die Aufstellung neuer nöthig erscheine. 

Was den Hauptpunkt betrifft, so bestand bei Aufstellung des proviso- 
rischen Gebührentarifs die Absicht, nach dem Muster des Preussischen 
Tarifs eine allgemeine Schiffsgebühr einzuführen; mit Rücksieht auf den 
dagegen erhobenen Widerspruch ist indess davon Abstand genommen 
worden. Auf die übrigen Tarifsätze ist dabei weniger Gewicht gelegt, 
und sie treten auch, verglichen mit jenem einen Punkte, hinsichtlich ihrer 
Bedeutung und wenn man die erzielten Erträge ins Auge fasst, erheblich 
zurück. 

Man hatte sich daher in erster Linie darüber schlüssig zu machen, ob 
man die bisherigen Tarifbestimmnngen, Schiffsangelegenheiten betreffend, 
namentlich die allgemeine Schiffsgebühr, unverändert beibehalten oder die 
Rhederei mehr zur Kostenzahlung heranziehen wollte. Entschied man sich 
für das Erstere, so musste man auf eine erhebliche Mehrbelastung des 
Konsulats-Etats vorbereitet sein; dass die Wahlkonsuln bereits bisher 
nicht unbedeutende Summen aus der Reichskasse bezogen, ist oben 
bemerkt. 

Diese Anforderungen würden sich indess weiter steigern, theils in Folge 
des wachsenden Geschäftsumfangs, theils weil manche der Konsuln nur in 
Erwartung eines höheren Tarifs bisher die Mehrausgaben zu liquidiren 
unterlassen hatten, mit ihren Ansprüchen aber hervorgetreten wären, So- 
bald sie sahen, dass die in dieser Beziehung gehegten Erwartungen uner- 
füllt blieben. 

Eine weitere, noch schwerer wiegende Folge würde gewesen sein, dass 
die bereits vorliegenden Fälle sich mehrten, wo für ein Wahlkonsulat, 
wegen der mit der Mühwaltung und dem Opfer an Zeit in keinem Ver- 
hältniss stehenden Einnahme, sich kein Bewerber mehr fand, und also die 
Anstellung eines Consul missus, oder wenigstens eines Kanzlers nöthig 
wurde. 

Entschied man sich dagegen für die zweite Alternative, so musste es 
die Aufgabe sein, der Forderung der Konsuln ohne Schädigung der 
Schifffahrts-Interessen gerecht zu werden. 

In dem vorliegenden Gesetze ist der letztere Weg eingeschlagen. 


Zunächst kann, Angesichts der Thatsache, dass die Rhederei anderer 
Nationen viel höhere Gebühren zu zahlen und ebenso ein grosser "Theil 
der Deutschen Rheder bis 1868 gezahlt hat, ohne dass über eine Ueber- 
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bürdung geklagt wäre, im Ernste kaum behauptet werden, dass die Deut- 
sche Schifffahrt jetzt eine etwas stärkere Belastung nicht, zu tragen 
vermöge. 

Sodann mag zwar das Interesse der Schifffahrt in jeder Weise gefördert 
werden; es dürfen aber andere Interessen dabei nicht unberücksichtigt 
bleiben. Die Konsulate, mit verhältnissmässig wenig Ausnahmen in Hafen- 
plätzen errichtet, dienen vor Allem der Schifffahrt. Gerade aus den 
Kreisen der Rheder gehen denn auch vielfach Anträge auf Errichtung von 
Konsulaten hervor. Die Vorstellung, als kämen bei den Wahlkonsulaten 
Kosten überhaupt nicht in Betracht, widerlegt sich aus den obigen Aus- 
führungen. Nicht nur die Berufs-, auch die Wahl-Konsulate verursachen 
steigend zunehmende Ausgaben. Wie die Sache bisher lag, wurde die Er- 
haltung der Konsulate fast ganz aus Reichsmitteln bestritten; dabei fiel 
also auf diejenigen, welche wegen der Schifffahrt verhältnissmässig das 
Hauptinteresse an der Einrichtung haben, nur ein verschwindend kleiner 
Theil der Kosten. Das Hinzutreten der Süddeutschen Staaten, welche bei 
der Schifffahrt unmittelbar nicht betheiligt sind und die doch die Mittel 
für die Konsulate mit aufzubringen haben, verschärfte das Unrichtige des 
Verhältnisses noch weiter. Wenn man auch das amerikanische System 
nicht annehmen wollte, wonach durch die Konsulats-Gebühren die Gesammt- 
ausgabe sich fast deckt, so sollten dieselben doch so bemessen werden, dass 
ein erheblicher Theil der Kosten davon bestritten wird, und dass wenig- 
stens die Wahlkonsuln ihre Ausgaben aus den Einnahmen zu decken ver- 
mögen. Bisher blieben die Gesammt - Einnahmen aller Konsulate noch 
hinter der Summe zurück, welche für Wahlkonsulate allein aus der 
Reichskasse gezahlt werden musste. 


Endlich erschien es überhaupt billig, dass die Wahlkonsuln, mögen sie 
alle Kosten selbst tragen oder Erstattung beanspruchen, für ihre Arbeit 
und Mühwaltung angemessen entschädigt werden. Zwar wird geltend ge- 
macht, der Karakter des Ehrenamtes dürfe nicht verdunkelt, bei den 
Wahlkonsulaten, auf Einnahme nicht gesehen werden ete. Dass jener 
Karakter durch Beiordnung besoldeter Beamten, Uebernahme eines Theils 
der Kosten auf die Reichskasse, Zahlung von Pauschquanta, schon viel- 
fach verwischt ist und hat aufgegeben werden müssen, wurde oben her- 
vorgehoben; und ist es denn auch bereits mehrfach vorgekommen, dass an 
einem besonders für die Schifffahrt wichtigen Platze die Uebernahme des 
Postens an die Bedingung der Beiordnung eines Kanzlers, eines Sekre- 
tairs etc. geknüpft wurde. 

Dies waren die hauptsächlichsten Gründe, um eine Erhöhung des Ta- . 
‚rifs, vornehmlich in den die Schifffahrt betreffenden Positionen, im Prinzip 
als richtig, billig und nothwendig erscheinen zu lassen. 

Eine Hauptabweichung von dem früheren Tarif besteht darin, dass die 
Konsulate in Europa und die ausserhalb Europas (welchen letzteren jedoch 
mit Rücksicht auf die Aehnlichkeit der in Betracht kommenden Verhält- 
nisse die Konsulate in der Türkei angeschlossen sind) unterschieden, und 
für jede der Gruppen die Gebühren besonders bemessen sind. Diese be- 
reits in den Tarifen anderer Staaten eingeführte und als praktisch be- 
währte Unterscheidung trägt den thatsächlichen Umständen am besten 
Rechnung; einerseits werden in überseeischen Ländern die Konsulate von 
den Schutzangehörigen mehr in Anspruch genommen, namentlich in Schiffs- 
sachen, andererseits ist der Werth des Geldes dort geringer, beziehungs- 
weise der Werth der konsularischen Dienstleistung ein höherer. Es ist 
auf diese Weise andererseits möglich geworden, die Tarifsätze für euro- 
päische Konsulate in einzelnen Punkten zu ermässigen. 

Dem Tarif ist vorläufig die Thalerwährung zu Grunde gelegt. Für 
die Schiffsgebühren dient bis zur Annahme eines anderen Schiffsmasses 
die Tonne zur Grundlage. Die Erhöhung der einzelnen Positionen ist in 
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solcher Weise erfolgt, dass sie sich denen anderer Tarife wenigstens an- 
nähern. Das Verhältniss der Gebühren der beiden Kategorien von Kon- 
sulaten ist nicht durchgängig dasselbe; zum Theil sind sie sich gleichge- 
stellt, zum Theil ist das Verhältniss wie 1:2, 1:3, 2:3 ete., je nach der 
Verschiedenheit der zu berücksichtigenden Verhältnisse.“ 


Der Entwurf des Gesetzes wurde unter dem 24. Mai 1872. dem Reichs- 
tage vorgelegt und von diesem mit wenigen unten zu bemerkenden Ab- 
änderungen in den Sitzungen vom 29. Mai, 6. und 7. Juni 1872. erledigt. 


8. 1. Bei den Konsulaten des Deutschen Reichs sollen die Gebühren 
und Kosten nach dem diesem Gesetze angehängten Tarif und den fol- 
genden näheren Bestimmungen erhoben werden. 


8. 2. Die in dem Tarif festgesetzten Gebühren dürfen von Berufs 
Konsuln und von solchen Wahl-Konsuln, welche auf Grund des $. 10. 
des Gesetzes vom 8. November 1867., betreffend die Organisation der 
Bundes-Konsulate, sowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundes - Kon- 
suln, Erstattung dienstlicher Ausgaben aus Reichsmitteln beanspruchen, 
nur im Falle der Dürftigkeit der Betheiligten erlassen werden. 

Miesunter Nr. 2, 7..8.,. 19.,:17..20, 21.329.227 31, und. 34. des 
Tarifs aufgeführten Amtshandlungen müssen im Falle der Dürftigkeit der 


Betheiligten gebührenfrei verrichtet werden. 


Dem Entwurfe wurde durch Beschluss des Reichstages im Alinea 2. die Nr. 15. 
des Tarifes beigefügt, da die Abnahme eines Parteieides (Nr. 15.) auf ganz gleicher 
Stufe stehe mit der Zeugenvernehmung (Nr. 34.),. Dagegen wurde der Antrag Ber- 
nards, dem Alinea 2. die Nummern 4. (eheliches Aufgebot) und 14. (Eheschliessung) 
hinzuzufügen, abgelehnt. 


$. 3. Sind die Gebühren nach dem Werthe des Gegenstandes zu 
berechnen, so wird derselbe durch das Kapital und die rückständigen 
Zinsen bestimmt. Lässt der Gegenstand eine Schätzung nach Geld nicht 
zu, so erfolgt der Gebührenansatz nach dem Werthe von 500 Thalern, 
jedoch ist bei unbedeutenden Gegenständen der für die Amtshandlung 
bestimmte niedrigste Gebührensatz zur Anwendung zu bringen. 


8. 4. Wird die Amtsthätigkeit des Konsuls in Anspruch genommen, 
das Gesuch aber vor vollständiger Aufnahme der Verhandlung zurück- 
gezogen, oder der Abschluss des Geschäfts von Seiten der Parteien ver- 
eitelt, so wird die Hälfte der betreffenden Tarifsätze erhoben. 

Für die blosse Aufnahme von Anträgen sind keine Gebühren zu er- 
heben. 


8.5. Ist ein Dokument oder eine Verhandlung in verschiedenen 
Sprachen aufgenommen, so werden die Sätze des Tarifs um die Hälfte 
erhöht. 


8, 6. Baare Auslagen, (z. B. Gebühren der Zeugen, Rechtsbei- 
stände, Sachverständigen oder Dolmetscher, an dritte Personen gezahlte 
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Provisionen, Insertionskosten, Portokosten, Transportkosten bei Amts- 
geschäften ausserhalb des Konsulats, Lagergebühren u. s. w.) werden 


besonders erstattet. 
Dem Entwurfe fehlt das Wort „Rechtsbeistände.“ 


S. 7. Wahl-Konsuln können für dienstlich verausgabte Gelder orts- 
übliche Zinsen berechnen, auch für Geschäfte, welche ausserhalb des 
Kreises ihrer amtlichen Wirksamkeit liegen, die ortsübliche Vergütung 
beanspruchen. N 


$. 8. Für die mit Gerichtsbarkeit versehenen Konsuln bleibt der 
dem Gesetze vom 29. Juni 1865. über die Gerichtsbarkeit der 'preussi- 
schen Konsuln angehängte Tarif vom 24. Oktober 1865. insoweit in Kraft, 
als es sich um Amtsgeschäfte handelt, für welche der gegenwärtige Tarif 
keine Ansätze enthält*). 

Der Entwurf hatte den Zusatz: 

„Im Uebrigen ist für ein in dem Tarif nicht aufgeführtes Amtsgeschäft der 
Konsuln bei den Konsulaten in Europa, ausschliesslich der Türkei nebst Vasallen- 
staaten, eine Gebühr von 1 Thaler, bei denen ausserhalb Kuropa’s und in der Türkei - 
nebst Vasallenstaaten eine solche von 2 Thalern zu erheben.“ 

Derselbe wurde durch Beschluss des Reichstages gestrichen wegen seiner Unbe- 


stimmtheit, Unkontrolirbarkeit, sowie in Rücksicht auf die Anmerkung zu Nr. 30.b. 
des Tarifes, welche bereits eine Generalklausel enthält. 


$. 9. Beschwerden über den Ansatz der Gebühren und Kosten 
sind bei dem Reichskanzler (Auswärtiges Amt) anzubringen. 


5. 10. Der provisorische Gebühren-Tarif vom 15 März 1868. wird 
aufgehoben. | 


$. 11. Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1872. in Kraft, 


Urkandlieh u. 8. 
Gegeben u. s. w. 


*%) Bemerkung: 


Der in 8. 8. des vorstehenden Gesetzes in Bezug genommene, nach Massgabe des 
$. 18. des Gesetzes vom 29. Juni 1865. über die Gerichtsbarkeit der Konsuln (s. 0.) 
von den Preussischen Ministern der auswärtigen Angelegenheiten, der Justiz und der 
Finanzen unter dem 24. Oktober 1866. erlassene Tarif, nach welchen die Kosten und 
Gebühren für die Gerichtshandlungen der mit Gerichtsbarkeit versehenen Konsuln zu 
erheben sind, gelangt hier, eben so wie die Instruktion der Preussischen Minister 
der auswärtigen Angelegenheiten und der Justiz zur Ausführung des genannten 
Preussischen Gesetzes vom 6. November 1865., nicht zum Abdruck, theils wegen des 
beschränkten Geltungsgebietes, theils weil der Gegenstand seiner Regelung durch die 
Reichsgesetzgebung entgegensicht, ($. 24. des Gesetzes betr. die Organisation von 
Bundeskonsulaten und den Bemerkungen dazu. Die Instruktion und den Tarif 
ä a oulhai für die Preussische Gesetzgebung nnd Rechtspflege, 1864., 

. 235. u. 245. 
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Tarif. 


Gebühren der Konsulate 

ä . in Europa ausserhalb 
No. Bezeichnung des Amtsgeschäfts. exkl, Europa sowie in 
d. TürkeinebstV asallenstaaten 


Thlr. | Sgr. | Thlr. | Sgr. 


1. | Abschriften: 

für jede auch nur angefangene Folioseite, 
ausser den Gebühren für eine etwaige Beglau- 
bigung an Schreibgebühren........22.222:2... 
Bei Abschriften oder Ausfertigungen von 
Schriftstücken, deren Mittheilung durch den ge- 
wöhnlichen Geschäftsgang bedingt ist, wird für 
den ersten Bogen keine Schreibgebühr entrichtet 

2.1 Atteste (s. auch Schiffssachen): 
a) für Ausstellung eines Attestes (Bescheinigung, 


IRRE TRIER N a RE 8 — 12 

c) für Ausstellung eines Lebensattestes 

Ist dasselbe zur Erhebung von Renten und 
Pensionen bestimmt, so ist die Gebühr bei ge- 
ringeren Beträgen auf 10 Sgr. zu ermässigen. 

3.1 Aufbewahrung, Erhebung, Ayszahlung, Ueberwei- 
sung von Geldern oder Werthsachen, ausser 
den sonstigen Gebühren für besondere Amts- 
handlungen:*) 

von dem Betrage bis 500 Thlr. von je 10 Thlrn. 

doch nicht unter 
von dem Mehrbetrage bis 1600 'Thlr. von je 
50 Thlrn. 

von dem Mehrbetrage von je 100 Thlın. ...... 
Eis SE LTE LA N Dr EEE PER ER ERTHELRLE 
Ausfertigungen, wie Abschriften. (Nr. 1.) 
Beglaubigung: 

a) einer Uebersetzung 
Für Anfertigung der Uebersetzung selbst 
können, in Ermangelung anderweiten Ueberein- 
kommens, die ortsüblichen Sätze beansprucht 

werden, 
EDS OINSEBER DSSHLIL. 0 a eh et 
ce) der Unterschrift einer Privatperson........... 

Die Gebühren unter a. b. und c. sind 

nach Beschaffenheit des Falles auf ein 
Drittheil zu ermässigen.**) 

*) In den Verhandlungen des Reichstages wurde der Antrag hinter dem 
Worte „Amtshandlungen“ hinzuzufügen: „jedoch ohne Uebernahme einer Garantie 
Seitens des Reiches‘ abgelehnt. 

**) Die Motive bemerken zu 6.c.: 

„Der Umstand, dass erfahrungsmässig der Unterschied zwischen eigentlichen 

Legalisationen und Beglaubigung der Unterschriften von Privatpersoren oft nicht 

erkannt oder berücksichtigt wird, hat es nothwendig erscheinen lassen, beide 

schärfer zu bezeichnen und unter verschiedenen Positionen selbstständig aufzu- 
nehmen (cf. No. 20.). 53) Ve AEORRE 

Die Gebühren für Legalisation und Beglaubigung kommt hauptsächlich für die 
Konsuln in den Vereinigten Staaten in Betracht. Allgemein wird dort dafür die 
Summe von? Dollars mindestens erhoben, auch die Süddeutschen Konsulate waren 
hieran gewöhnt. Es erscheint um so unbedenklicher, an diesem Satze festzuhalten, 
da eine Liberalität in dieser Beziehung lediglich Fremden zu Gute kommen würde, 
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für mehrere, dieselbe Sache betreffende Atteste 
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Gebühren der Konsulate 

in Europa ausserhalb 
No. Bezeichnung des Amtsgeschäfts. exkl. Europa sowie in 
d. Türkei nebstV asallenstaaten 


Sgr. | Thlr. | Sgr. 


7.| Behändigung eines Schriftstücks, nebst Ausstellung 
eines Insinuations-Dokumentes. .....cercceneecen 
8. | Behändigung resp. Uebermittelung eines Schrift- 
stücks, ohne Ausstellung eines Insinuations-Do- 
KUMenteR" u. SEN. 
9. | Bergung: 

Mitwirkung bei Rettungs- und Bergungs- 
massregeln bei Schiffsunfällen: nach Umfang 
dor, ATDeIbe. null. ac SUR UN RR DE 

10. | Bodmerei: 
Feststellung der Nothwendigkeit eines Bod- 
TIORBIDESCHANS SE EEE een AR N 
Civilstands-Akta, 8. Geburten, Sterbefälle, Ehe- 
schliessung. 
11. | Diäten: 

Nimmt ein Geschäft die dienstliche Thätig- 
keit ausserhalb des Amtslokals in Anspruch, 
so sind ausser den betreffenden Gebühren, Diäte 
zu entrichten und zwar: 

für den Konsul: | 
für ‚die erste Stunde Wu... Ua 
für jede folgende auch nur angefangene 
StURde 0 0 Ru LEE SU 
für den Kanzler, Sekretair, Protokollführer: 
fürtdie. erste Diundas.. ch. .e var 
für-jede folgende Stunde. „u... su cecee 
Dauert das Geschäft länger als 6 Stun- 
den, so wird pro Tag entrichtet: 
lürkden-Roneul 2... 0 Be 
für, deniKanzler.ete.i2.. 1a. re 

Diese Nebenkosten sind in den Fällen Nr. 9., 

12., 19., 33. nicht zu entrichten. 
12. | Desertion: 

Mitwirkung bei Verfolgung eines desertirten 
Seemanns der Handelsmarine, . einschliesslich 
der Assistenz bei Gerichtsverhandlungen.*) ... 

13. | Dispache: 

Aufmachung einer Dispache, nach Umfang 

der Arbeit... ein ana SUN en 


2 15 


Denn wegen Vollmachten und anderer Urkunden, welche demnächst legalisirt 
werden, wendet man sich in Amerika vorzugsweise an die Notare; diese erheben 
dafür 5 Dollars, einschliesslich der von ihnen besorgten Legalisation, mag hierfür 
der Konsul 1, 2 oder 3 Dollars berechnen. Es würden also wesentlich die ameri- 
kanischen Notare sein, welche von einer niedrigeren Legalisationsgebühr Nutzen . 
zögen. Alle Konsulate in den Vereinigten Staaten, sowie die Gesandtschaft und 
ebenso die Konsuln in anderen überseeischen Ländern haben daher die Erhöhung 
dieser Gebühr lebhaft befürwortet. 

In den Verhandlungen des Reichstages wurde hervorgehoben, dass unter 
Umständen, insbesondere dann, wenn die in den Motiven bezeichneten thatsäch- 
lichen Voraussetzungen nicht zutreffen, die hier fraglichen Tarifsätze eine exorbi- 
tante Sportel seien. Aus -diesem Grunde wurde hier und zu'No. 20. des Tarifeg’ 
der gesperrt gedruckte Zusatz beschlossen. 

*) Aus den Motiven: „Die Mitwirkung bei Verhaftung eines Matrosen der Kriegs- 
marine erfolgt (ebenso wie bei Verfolgung eines flüchtigen Verbrechers), lediglich im 
Stastsinteresse; Gebühren sind dafür also nicht zu erheben.“ 


J 
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Gebühren der Konsulate 
in Europa ausserhalb 


No. Bezeichnung des Amtsgeschäfts. Seh; ENEODST BAND Il 
d. Türkei nebstV asallenstaaten 


Thlr, | Sgr. | Thlr. | Sgr. 


14. | Eheschliessung, umfassend die Eintragung in die 
Register, die vorangegangene Verhandlung und 
die Ausfertigung der Urkunde. ........crerreeo. 3 Tr 6 — 
. In den Fällen der $$. 9. und 12. der In- 
struktion vom 4. Mai 1871., betreffend die Ehe- 
schliessung ete. von Bundesangehörigen im Aus- 
lande, kann die Gebühr erhöht werden auf...... d Sr 8 _ 
15.| Eid, Abnahme eines Parteien-Eides..........:.... 2 — 3 — 
16. ı Entscheidung, provisorische, von Streitigkeiten zwi- 
schen Schiffer und Mannschaft. ................. 3 a 6 — 
Wird die Klage vor der Entscheidung zurück- 
genommen oder die Sache durch Vergleich er- 
I Be REED NEE NARBE 2 — 4 — 
Expedition von Schiffen, s. Schiffssachen. 
17. | Geburten: 
Beurkundung derselben, umfassend die Ein-| 
tragung in die Register, die vorangegangene 
Verhandlung und die Ausfertigung der Urkunde 1 — 2 u 
Gelderhebung und Aufbewahrung, s. Aufbewahrung. 
18. | Gesundheitspass: 
a) Ausstellung eines Gesundheitspasses......... 2 35 3 = 
DIoVIRaM, a SE EEE. 1 or 2 _ 
19. | Haverei: 
Besichtigung des Schiffes bei Havereifällen, 
behufs Ermittelung des Schadens............. 3 — 5 == 
Dauert das Geschäft länger als eine Stunde, 
für jede weitere auch nur angefangene Stunde 1 — 2 = 
Insinuations-Dokument, s. Behändigung. 
Inventar, s. Nachlasssachen. 
20.| Legalisation von Urkunden, die im Amtsbezirke 
ausgestellt oder beglaubigt sind................ 1 15 2 15 
Nach Beschaffenheit des Falles sind 
diese Gebühren auf ein Drittheil zu er- 
mässigen. *) 
21.| Matrikel, Eintragung in dieselbe........2.2222.... 1 —_ 2 au 
22: | Matzikelschein (Patent).......: Jon soncanesiease 1 _ 2 = 
23. |] Musterrolle: 
a) Ausfertigung einer neuen Musterrolle........ 4 ar 6 vr 
b) Abänderung der Musterrolle: 
für jede An- und Abmusterung.......... Sr; 20 1 — 
Werden mehrere An- und Abmusterungen in 
demselben Akte vollzogen, so wird für die zweite 
und jede folgende die Hälfte der vorstehenden 
Sätze entrichtet; 
für jede sonstige Abänderung ........... 2 — 3 _ 
Zu 23. Für Aufnahme des vorangehenden 
Heuervertrages wird keine besondere Gebühr ent- 
richtet. 
24.| Nachlasssachen: 
a) Inventarisirung, Sicherstellung (einschliesslich 
der Siegelung) und Aufbewahrung eines Nach- 
lasses: 
von dem Betrage bis 500 Thlr. 
| (13 pCt.) (2 pCt.) 


*) Vergl. die Bemerkungen zu No. 6. des Tarifes. . 
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Gebühren der Konsulate 


Anm. Die Gebühr wird entrichtet für: Attestirung 
der Schiffsmeldung und Abmeldung, Aufbewahrung 
und Bescheinigung der Schiffs-Papiere, Ertheilung 
von Auskunft an Schiffer und Mannschaft. sowie 
sonstige Dienstleistungen im Interesse derselben, für 
welche keine besonderen Gebühren angesetzt sind. 

Schiffe, welche in demselben Kalender- 
Jahre denselben Hafen wieder besuchen, 
zahlen bei der zweiten und jeder folgenden 
Fahrt die Hälfte des tarifmässigen Satzes, 
doch nicht unter 5resp. 10 Sgr. und in dem- 
selben Kalenderjahre nicht mehr als das 
Vierfache des tarifmässigen Satzes. 

Schiffe, welche in den Hafen zum Zweck 
der Löschung einlaufen, jedoch wegen er- 
haltener anderweitiger Bestimmung iohne 
vorgenommene Löschung wieder absegeln, 
oder welche wegen Sturm, Haverei, Kriegs- 


in Europa ausserhalb 
No. Bezeichnung des Amtsgeschäfts. exkl. Europa sowie in 
d.TürkeinebstVasallenstaaten 
Thlr, | Sgr. | Thlr.. | Sgr. 
doeh nicht, unter. ‚urn 2 3 — 
von dem Mehrbetrage (1 pCt.) (1% pCt.) 
Üoeh nie, Gbera un asia sauer 15 — 25 — 
b) Veräusserung eines Nachlasses: 
von dem Erlöse von je 1 Thlr........... ER 1 — 1% 
doch nicht zumter m. u, an Lo 2 3 Er 
c) Vornahme einer Siegelung allein............. 2 _ 4 = 
25.| Notariatsakte, Aufnahme eines Notariatsaktes (8. 
auch Beglaubigung und Protest): 
von dem Betrage bis 500 Thlr. 
(1 pCt.) (1% pCt.) 
doch ‚nicht under®, us a De 2 3 — 
von dem Mehrbetrage (% pOt.) (1 pt.) 
doch nie über. ....... NOS. 10 > 15 — 
26. | Oeffentliche Verkäufe: 
von dem Erlöse von je 1 Thlr........... — 1 — 13 
doch ‚nicht unter a y '2 ade 3 7 
27.| Pass (s. auch Gesundheitspass): 
a) Ausstellung eines Reisepasses ......22.2.22.... 1 Er 2 — 
b): Visainesselben.\. sun a... 0. ne — 15 1 — 
Patent (s. Matrikelschein). 
28.| Protest, Aufnahme eines Protestes ...... 2222... 2 - 3 — 
29.| Schiedsspruch: Abgabe eines Schiedsspruchs: 
Bei einem Gegenstande von einem Werthe 
b18 :10007Thlr.;ven jedThin 2.2... 0 — 1 = 1% 
doch ‚nicht unter un, 2 2 RR 2 nn 3 77 
Thlr, Thlr. 
vondemMehrbetrage bis 500 von je 50 — 15 1 — 
„ „ „ „ 1,000 200093 100 VRR 15 1 Sr, 
„ „ 2) „ 20,000 2308397 500 ; ET 2 wi 
„3 von je 1,000 T'hlr. 1 ei 2 _ 
30. | Schiffssachen: 
a) Ausstellung eines interimistischen Schiffszerti- 
DRata Jena an an ee re 4 _ 8 — 
(Sonstige Zertifikate in Schiffssachen nach 
Pos. No. 2.) 
b) Expedition eines Schiffes: 
Türrjede.'Eonno;(a 2000. Pfd)w.n.u. ul _— % u $ 
doch nichtainter un. 2m — 5 — 10 


bei den Konsulaten des Deutschen Reiches. 1167 


Gebühren der Konsulate 


in Europa ausserhalb 
No. Bezeichnung des Amtsgeschäfts. exkl. Europa sowie in 
d.TürkeinebstVasallenstaaten 
Thlr. | Sgr. | Thlr. | Sgr. 
EEE El. 
gefahr etc. in den Hafen als Nothhafen ein- | | 
laufen, zahlen die Hälfte des tarifmässigen 
Satzes, doch nicht unter 5 resp. 10 Sgr. 
In den Fällen, wo nach 8.31. der Dienst-Instruktion 
vom 6. Juni 1871. eine Meldung nicht nöthig ist, 
sowie von Schiffen, welche in den Hafen nur mit 
Ballast einkommen und mit Ballast wieder von dort 
ausgehen, sind Gebühren nur insoweit zu entrichten, 
als die Amtsthätigkeit des Konsuls besonders in An- 
spruch genommen wird. | 
c) Feststellung der Nothwendigkeit eines Schiffs- | 
Der ee Mh ars | 4 — 8 _ 


*) Der Entwurf lautete unter b.: 
Thlr. Sgr. Thlr. Ser. 


b) Expedition eines Schiffes: 


„bei Schiffen bis 100 Tonnen (4 2000 Pfd.) für jedeTome — % — 4 
OGBEIHCHESRTIGEARES ran lenehe aceah ana ee ea 1 — 
bei Schiffen über 100 Tonnen für jede Tonne........... Tann i 1 
ERBE TER Dh EI Re a en wesent a 4 — 2” — 


Anm. Alinea 1. stimmt überein mit Alinea 1. des Gesetzes. 


Alinea 2. und 3. 

„Schiffe, welche in demselben Jahre den Hafen wieder besuchen, zahlen bei 
der zweiten und jeder folgenden Meldung die Hälfte der vorstehenden Sätze, 
doch nicht unter 10 Sgr. resp. 1 Thlr. Ebenso Schiffe, welche in den Hafen 
zum Zweck der Löschung einlaufen, jedoch wegen erhaltener anderweitiger Be- 
stimmung ohne vorgenommene Löschung wieder absegeln, oder wegen Sturm, 
Haverei, Kriegsgefahr etc. in den Hafen als Nothhafen einlaufen.“ 

Alinea 4. gleichlautend mit Alinea 4. des Gesetzes. 
Alinea 5. : 

„Schiffe in periodischer Fahrt zahlen, falls die Berechnung nach Pos. 30b. 
nicht günstiger für sie ist, bei der vorgeschriebenen einmaligen Meldung 4 Thlr. 
bez. 8 Thlr.“ 

Zur Motivirung der vom Reichstag beschlossenen und jetzt zum Gesetz erhobenen 


Aenderungen bemerkte der Abg. Dr. Schleiden: 


„Der Antrag ist das Ergebniss der Berathung einer freien Kommission, welche 
sich die Aufgabe gestellt hatte, den in verschiedener Weise bei der ersten Lesung 
geltend gemachten Ansichten möglichst gerecht zu werden: einerseits dahin zu 
wirken, dass die vorzugsweise in der Ostseefahrt begriffenen meist kleineren Schiffe 
billiger gestellt würden, andererseits die Schiffe, welche in der transatlantischen 
Fahrt begriffen sind und meist einer grösseren Klasse angehören, eine höhere Ge- 
bühr bezahlen. Zu gleicher Zeit war das Hauptaugenmerk dieser freien Kom- 
mission dahin gerichtet, die ganze Position möglichst zu vereinfachen. Wir glauben, 
durch den Ihnen vorliegenden Vorschlag dieses Ziel erreicht zu haben. Schiffe 
unter 40 Tonnen werden künftig auch als Minimalgebühr erheblich weniger zahlen 
als nach der Regierungsvorlage, nämlich respektive 5 und 10 Silbergroschen statt 
10 Silbergroschen und 1 Thaler; alle Schiffe unter 400 "Tonnen werden gleichfalls 
in der europäischen Fahrt billiger gestellt werden, als bisher. Von 101 bis 400 
Tonnen werden sie in der europäischen Fahrt nach unserem Antrage auch nicht 
mehr zahlen als nach denjenigen Sätzen, die sie nach dem Vorschlage der Regie- 
rung bezahlen würden. Schiffe von höherer Tonnenlast werden in der europäischen 
Fahrt mehr zahlen, aber in der transatlantischen Fahrt erst mit 600 Tonnen den- 
selben Betrag erreichen, den sie nach der Regierungsvorlage bezahlen würden; alle 
grösseren Schiffe aber werden verhältnissmässig mehr und theilweise ziemlich er- 
heblich mehr zahlen. Wenn Sie nun berücksichtigen, dass von der Deutschen 
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Gebühren der Konsulate 
in Europa ausserhalb 


No. Bezeichnung des Amtsgeschäfts. a Europa sowie in 7} 
d.TürkeinebstVasallenstaaten 


Thlr. | Sgr. | Thlr. | Sgr. 


Siegelungen (s. Nachlasssachen). 
81. | Sterbefälle: 

Beurkundung von Sterbefällen, umfassend die 
Eintragung in die Register, die vorangegangene 
Verhandlung, und die Ausfertigung der Urkunde 

Uebersetzung (s. Beglaubigung). 
32. | Vergleich: 
Vermittelung eines Vergleiches............... 
33. | Verklarung: 
Aufnahme einer Verklarung. 2... .nen.aer use 

Dauert das Geschäft länger als eine Stunde, 

für jede weitere auch nur angefangene Stunde 
Visa (s. Pass und Gesundheitspass). 
34. | Zeugenvernehmung, für jeden Zeugen............. 2 Er 3 a; 


Handelsflotte 4705 Schiffe unter 600 Tonnen und nur 417 Schiffe grösser als 600 
T'onnen sind, so werden Sie zugestehen müssen, dass dem Interesse der kleineren 
Schiffe in sehr reichem Maasse Rechnung getragen ist. Um die Sache zu gleicher 
Zeit zu vereinfachen, schlagen wir Ihnen ferner vor, diejenigen Schiffe, welche 
häufiger einen Hafen besuchen, einerlei ob das in periodischer Fahrt oder 
sonst wie geschieht, für die zweite Fahrt und jede folgende nur mit der Hälfte 
des regelmässigen Gebührenbetrages heranzuziehen, zu gleicher Zeit aber vorzu- 
schreiben, dass niemals mehr als das Vierfache bezahlt werden soll, so dass also 
für ein Schiff von 3000 Tonnen niemals mehr bezahlt werden könnte als 200 Thlr., 
und wenn die Reise auch noch so oft wiederholt wird.“ 

Aus dieser Motivirung geht hervor, dass es u. a. die Absicht der Antragsteller 
war, alle Schiffe, welche in demselben Kalenderjahre denselben Hafen wiederholt’ be- 
suchen, völlig gleich zu behandeln, und in dieser Beziehung keinen Unterschied zwischen 
Schiffen in periodischer Fahrt und anderen Schiffen zu machen. Diese Absicht aber 
ist durch den im letzten Alinea der Anmerkung enthaltenen Hinweis auf die allge- 
meine Dienstinstruktion für die Konsuln des Deutschen Reiches vom 6. Juni 1871. 
nicht vollständig erreicht worden. Der dort zitirte $. 31. schreibt nämlich u. a. vor, 
dass bei periodischen Fahrten mit regelmässigen, im Voraus angekündigten Abfahrts- 
terminen die erste Meldung bei der ersten Ankunft und Abreise in einem Jahre von 
weiteren Meldungen im Laufe desselben Zeitabschnittes befreit, wenn das Schiff ohne 
Abänderung des Fahrplanes denselben Hafen im Laufe des Jahres besucht. Das letzte 
Alinea der Anmerkung aber bestimmt, dass von diesen Schiffen nur insoweit Gebühren 
zu entrichten sind, als die Amtsthätigkeit des Konsuls von ihnen besonders in An- 
spruch genommen wird. Durch die Ausführung dieser Bestimmung tritt eine Be- 
günstieung der Schiffe in periodischer Fahrt vor denen ein, welche ohne vorher be- 
stimmte Abfahrtstage und Bestimmungshäfen Jahr ein Jahr aus zwischen verschiedenen 
Häfen fahren und sich hier unter Entriehtung der gesetzlichen Gebühren bei den 
jedesmaligen Konsuln melden müssen. Faktisch ist allerdings die Begünsti- 
gung keine grosse, weil in den wichtigsten transatlantischen Häfen, wie z. B. 
New - York, Baltimore und New - Orleans, ebenso in Brasilien, sowie in ver- 
schiedenen Kolonien und Staaten Mittel- und Südamerika’s die Landesgesetze die 
jedesmalige Anmeldung der Schiffe aueh in periodischer Fahrt bei den Deutschen Kon- 
suln zur Pflicht machen. Um jedoch prinzipiell die jetzt nach Massgabe des Deutschen 
Gesetzes statthafte Begünstigung der periodischen Fahrt zu beseitigen, wurde in der 
4. Session der 1. Legislaturperiode des Deutschen Reichstages (1873.) ein dahin zielen- 
der Antrag des Abg. Mosle gestellt. Derselbe stiess jedoch auf den Widerspruch 
des Bundesrathes, umsomehr, als eine Revision des Gesetzes doch jedenfalls in An- 
sehung der Münz- und Gewichts-Verhältnisse stattzufinden babe. Der Antrag blieb wegen 
Schlusses der Session unerledigt. 


a 


4. 
Allgemeine Dienst-Instruktion 


für 


die Konsuln des Deutschen Reiches. 


Vom 6. Juni 1871. 
(Mit den durch die Instruktion vom 22, Februar 1873. getroffenen Abänderungen.) 


Bemerkung. Die Allgemeine Dienst-Instruktion ist vom Reichs- Kanzler unter dem 
6. Juni 1871. erlassen worden. Ein Nachtrag zu derselben vom 22. Februar 1873. 
hob die Erläuternngen zu den 88. 26., 32., 33., 34. und 37 auf, und ersetzte sie 
durch neue Bestimmungen. Zu den angeführten $$. kommen hier lediglich diese 
neueren Bestimmungen zum Abdruck. Ebenso ist „zu $. 38.“ hier in Wegfall ge- 
kommen, da dieser Passus den provisorischen Gebührentarif enthielt, welcher durch 
das vorstehend mitgetheilte Gesetz vom 1. Juli 1872. betreffend die Gebühren und 
Kosten bei den Konsulaten des Deutschen Reiches, aufgehoben und ersetzt worden ist. 


Zu $.1. des Gesetzes, betreffend die Organisation der Bundes-Konsulate 
sowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundeskonsuln, vom 8. November 1867. 


Der $. 1. des Gesetzes giebt im ersten Alinea eine zusammenfassende Be- 
griffs-Bestimmung der konsularischen Thätigkeit. 


1) Unter den Staatsverträgen, deren Beobachtung die Konsuln zu 
überwachen haben, sind nicht nur die von dem Deutschen Reiche, dem Nord- 
deutschen Bunde oder vom Deutschen Zollvereine abgeschlossenen, sondern 
auch diejenigen zu ‘verstehen, welche etwa zwischen einzelnen zum Reiche ge- 
hörigen Staaten und anderen Staaten bestehen. Den betreffenden Konsuln 
werden eintretenden Falls diese Staatsverträge besonders mitgetheilt. 


2) Zu den, an den Rath und den Beistand der Deutschen Konsuln ge- 
wiesenen Angehörigen der Bundesstaaten gehören nicht nur diejenigen, 
welche sich in dem Konsulats-Bezirke aufhalten, sondern überhaupt alle Reichs- 
Angehörige, welche Interessen daselbst wahrzunehmen haben. Die Konsuln 
werden also z. B. ihren Beistand auch solchen Deutschen zu Theil werden 
lassen, welche sich schriftlich an sie wenden, um Auskunft über die gegen 
ihre dortigen Schuldner zu ergreifenden Massregeln zu erhalten und der- 
gleichen. Es ist gestattet, dass die Konsuln sich in solchen Sachen — wenn 
sie keine Bedenken dabei finden — direkt mit den Betheiligten in Korres- 
pondenz setzen. 


3) Zu den anderen befreundeten Staaten, deren Angehörigen die 
Konsuln Rath und Beistand zu gewähren haben, gehören zunächst Oesterreich, 
Luxemburg und die Schweiz, da diesen Staaten gegenüber ausdrücklich ent- 
sprechende Verpflichtungen übernommen worden sind. Jedoch haben die 
Deutschen Konsuln sich der Angehörigen der genannten Staaten nur dann 
anzunehmen, wenn die betreffenden Individuen es konntragen und ein eigner 
Konsular-Beamter ihres Staates nicht am Orte ist. Eine Verpflichtung für die 
Angehörigen dieser Staaten, sich in Ermangelung eines eignen Konsuls an die 
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Deutschen Konsuln zu wenden, besteht nicht. Kommen bei der konsularischen 
Vertretung der Angehörigen der genannten Staaten Amtshandlungen vor, für 
welche tarifmässig Gebühren zu erheben sind, so sind diese Gebühren zu er- 
legen. In wie weit den Angehörigen anderer als der genannten drei Staaten 
der Beistand der Deutschen Konsuln zu ertheilen ist, wird durch Spezial-In- 
struktionen bestimmt. 


-4) Der Schluss des $. 1. verpflichtet die Konsuln, bei Ausübung ihres 
Amts die durch die Gesetze uud die Gewohnheiten ihres Amtsbezirks gebo- 
tenen Schranken einzuhalten. Es ist dies eine Bestimmung, deren genaue 
Beobachtung sich die Konsuln besonders angelegen sein lassen müssen. Kein 
Staat lässt fremde Keonsuln in seinem Gebiete anders zu, als unter dem aus- 
drücklichen oder stillschweigenden Vorbehalte, dass dieselben Nichts gegen 
die Gesetze des Landes vornehmen. Die Deutschen Konsuln können daher 
“die ihnen durch das Gesetz vom 8. November 1867. beigelegten Befugnisse 
nur insoweit ausüben, als die fremde Staatsgewalt es ihnen gestattet. Wäre 
z. B. in dem Amtsbezirke des Konsuls die Aufnahme von Vollmachten, Ver- 
trägen und anderen Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit den Landesgerichten 
oder Notaren vorbehalten, so würde der Konsul von den, ihm in SS. 16. #. 
des Gesetzes vom 8. November 1867. beigelegten Befugnissen keinen Gebrauch 
machen dürfen. Ebenso ist es mit anderen Bestimmungen dieses Gesetzes. 
Dasselbe kann selbstverständlich die fremden Staats-Regierungen nicht binden, 
vielmehr sind seine Bestimmungen zunächst und so lange nicht die völker- 
rechtliche Anerkennnng derselben Seitens der fremden Staatsgewalt erfolgt 
ist, nur für das Verhältniss zwischen den Konsuln und dem Deutschen Reiche 
massgebend. Mit anderen Worten: das Gesetz vom 8. November 1867. setzt 
fest, welche Befugnisse das Deutsche Reich seinen Konsuln einräumt; damit 
aber die Konsuln -diese Befugnisse wirklich ausüben können, muss diese Aus- 
übung nach den Gesetzen oder Gewohnheiten des betreffenden fremden Landes 
zulässig oder durch besondere Verträge gestattet sein. 


5) Kein Konsul darf seine amtliche Wirksamkeit beginnen, bevor die Re- 
gierung des Landes, in welchem diese Wirksamkeit sich äussern soll, ihre 
Genehmigung ertheilt hat. Diese Genehmigung ist auch in solehen Ländern 
erforderlich, mit deren Regierungen das Deutsche Reich über die Zulassung 
von Konsuln Verträge geschlossen hat, und auch für solche Plätze, wo im 
Allgemeinen fremde Konsuln zugelassen werden. Sie erfolgt gewöhnlich durch 
ein sogenanntes Exequatur oder Plazet, welches die dortige Staatsgewalt den 
Funktionen des Konsuls ertheilt und wodurch die amtliche Eigenschaft des 
Konsuls bei den Landesbehörden beglaubigt wird. Das Exequatur für die 
Konsuln des Deutschen Reichs wird in der Regel Seitens des Reichskanzlers 
auf diplomatischem Wege ausgewirkt. Wenn dies nicht angänglich ist, so 
müssen die Konsuln dasselbe für sich und die ihnen etwa untergeordneten 


Organe in der, in dem Lande ihrer Residenz üblichen Weise nachsuchen. 


Sie haben alsdann dem Reichskanzler von der Ertheilung oder einer etwaigen 
Verweigerung des Exequatur Anzeige zu erstatten. Sollten die Bedingungen, 
unter welchen das Exequatur ertheilt wird, ungünstiger sein, als sie anderen 
Konsuln an demselben Orte gestellt sind, oder sollten sie nicht durch die 
Reziprozität gerechtfertigt werden, so hat der Konsul vor Antretung seiner 
Funktionen zu berichteu, oder, falls bei grosser Entfernung den Interessen 
des Deutschen Reichs aus dem Verzuge ein wesentlicher Nachtheil erwachsen 
sollte, seine Funktionen nur unter geeignetem Vorbehalte anzutreten. 

Die Kosten, welche durch die Nachsuchung des Exequatur erwachsen, 
werden den Konsuln aus der Reichskasse erstattet. | 

Sobald der Konsul das Exequatur erlangt hat, hat er das Recht, seine 
Amtsbefugnisse auszuüben und die in dem Orte seines Amtssitzes den fremden 
Konsuln vertragsmässig, nach einer allgemeinen Staatenpraxis oder nach den 
' speziellen Gesetzen und Gebräuchen des Landes zugestandenen Rechte in An- 
spruch zu nehmen. 
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Bevor der Konsul von seinem Amte wirklich Besitz ergreifen kann, hat 
er den im $. 4. des Gesetzes vorgeschriebenen Eid abzuleisten. Das Nähere 
über die Ableistung dieses Eides ist weiter unten zu $. 4. des Gesetzes an- 
geordnet. 

Handelt es sich um ein bereits bestehendes Deutsches Konsulat, so über- 
nimmt der Konsul von seinem Amtsvorgänger, dessen Erben oder sonstigen 
Rechtsvertretern die Archive und Inventarienstücke des Konsulats, sowie die 
etwa vorhandenen Depositen. 

Wo es üblich ist, macht der Konsul bei Antritt seines Postens den Be- 
amten des Orts, mit welchen er in amtliche Verbindung zu treten hat, sowie 
den Vertretern anderer befreundeter Staaten einen persönlichen Besuch und 
notifizirt denselben seinen Amtsantritt schriftlich. Auch zur Kenntniss des 
betheiligten Publikums ist der Beginn der konsularischen Funktionen in an- 
gemessener Weise zu bringen. 


6) In ihrem Verkehr mit den Landes-Behörden haben sich die Konsuln 
der Aufrechterhaltung freundschaftlicher Beziehungen zu befleissigen. Sie 
müssen sich bemühen, etwaige Störungen des guten Vernehmens und Hinder- 
nisse des Verkehrs durch geeignete Aufklärungen und sonstige Schritte zu 
beseitigen. Bei politischen Bewegungen und auch sonst hat der Konsul es 
zu vermeiden, irgend welche kompromittirende Parteigesinnung kund zu geben. 

Etwaiger Benachtheiligung der Deutschen Interessen, namentlich des 
Deutschen Handels und der Deutschen Schifffahrt hat der Konsul energisch 
entgegenzuwirken. Aber auch wenn es sich um Reklamationen gegen Ein- 
griffe in die Rechte des Konsuls oder seiner Schutzbefohlenen handelt, muss 
die Sprache eine gemässigte sein. Es muss aus den Vorstellungen des Kon- 
suls hervorgehen, dass er sie nur aus eigenem Antriebe vorbringt und dem 
Reichskanzler darüber berichten wird. Kommen dabei Gegenleistungen des 
Deutschen Reichs in Frage, so hat der Konsul, ehe er amtliche Schritte unter- 
nimmt, Instruktionen einzuholen und sich an diese zu halten. 

Zum förmlichen Abbruch seiner Verbindungen mit den Landes-Behörden 
darf der Konsul ohne spezielle Ermächtigung des Reichskanzlers nicht 
schreiten. 

In der Regel können sich die Konsuln mit der Zentral-Behörde des Lan- 
des ihrer Residenz nur durch Vermittelung der Gesandten oder sonstigen 
diplomatischen Agenten des Kaisers in Verbindung setzen. In Ländern, in 
denen sich keine Kaiserlichen Gesandten befinden, wird den Konsuln der Weg 
besonders bezeichnet werden, welchen sie einzuschlagen haben, wenn das Be- 
dürfniss eines Verkehrs mit der Zentral-Behörde eintritt. 


7) Ueber die Uniform, welche die Konsuln des Deutschen Reichs zu 
tragen haben, gelten folgende Bestimmungen: 

Grundfarbe des Rocks und Unterfutter: dunkelblau. 

Schnitt des Rocks: eine Reihe Knöpfe, stehender Kragen, runde Aufschläge. 

Kragen und Aufschläge: schwarzer Sammet. | 

Stickerei: auf Kragen, Aufschlägen und Patten, in Gold, 1% Zoll breit; 
auf dem Kragen: die Konsuln eine Rosette (Stern), die General-Konsuln 
zwei Rosetten (Sterne), die Vize-Konsuln ohne solche. Den General-Kon- 
suln ist gestattet, die Stickerei so breit zu tragen, dass sie Kragen und 
Aufschläge völlig bedeckt. £ ' 

Knöpfe: gelb mit dem Wappenschilde. ur 

Degen und Portepee: der Degen mit vergoldetem Gefäss, das Portöp6e 
von Gold und dunkelblauer Seide. 

Unterkleider: von weissem Kasimir mit 1 Zoll breiter Gold-Tresse besetzt, 
bei kleineren Gelegenheiten von blauem Tuch mit &leicher Tresse. 

Hut- und Hutverzierung: ein dreieckiger Hut mit einer Kokarde, welche 
vom äusseren Rande gesehen, die Farben schwarz, weiss, roth enthält; 
die General-Konsuln Tressenlitzen und Kordons, die Konsuln und Vize- 
Konsuln nur Tressenlitzen. 
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Wo es üblich und gestattet ist, können die Könsuln des Deutschen 
Reichs das vorschriftsmässige Wappen über der Thür ihres Hauses oder 
ihres Bureaus anbringen. 

Die Flagge, welche die Konsuln da wo es der Gebrauch mit sich bringt, 
von den Dächern ihrer Wohnhäuser oder von einem Flaggenstocke wehen zu 
lassen berechtigt sind, ist die Flagge der Kriegsmarine des Reichs, doch ist 
es auch gestattet, die einfaeher herzustellende Handelsflagge zu führen. 

Wappenschild und Flagge haben die Wahl-Konsuln in der Regel auf 
eigene Kosten zu beschaffen. Nur wenn nachgewiesen wird, dass im Dienst- 
Interesse die Anbringung des Wappens, resp. der Flagge nothwendig ist, 
werden die Kosten derselben auf die Reichskasse übernommen. 

Die erforderlichen Dienst-Siegel werden den Konsuln vom Auswärtigen 
Amte kostenfrei zugesendet. Sie erhalten das Wappen mit der Umschrift: 
(General-, Vize-) Konsulat des Deutschen Reichs zu N. N. Des Konsulat- 
Siegels hat sich der Konsul in allen seinen Amtsgeschäften, aber auch nur in 
diesen, zu bedienen. 


Zu $. 2. Das Gesetz versteht nach Inhalt des $. 2. unter „Konsul“ die 
Vorsteher von General-Konsulaten, Konsulaten und Vize-Konsulaten, Es sind 
unter Vorstehern nicht bloss die wirklichen Titulare, sondern auch die ord- 
nungsmässig berufenen Stellvertreter begriffen. In gleichem Sinne wird das 
Wort Konsul auch in der gegenwärtigen Instruktion ‚gebraucht. Insoweit daher 
nicht bei der Anstellung ausdrückliche Einschränkungen erfolgen, beziehen 
sich die Bestimmungen des Gesetzes und der Instruktion auf die Vize- 
Konsuln, Konsuln und General-Konsuln in gleicher Weise. Dies schliesst nicht 
aus, dass den General-Konsuln, beziehungsweise einzelnen Konsuln die Ober- 
leitung und Ueberwachung der zu ihrem Sprengel gehörigen Konsulate und 
Vize-Konsulate anvertraut wird. | 


Zu $. 3. Die Konsuln des Deutschen Reichs stehen verfassungsmässig 
unter dem Reichskanzler als ihrem Vorgesetzten. Sie haben daher von ihm 
Weisungen zu empfangen und an ihn zu berichten. Die für den Reichskanzler 
bestimmten Berichte sind mit dem Zusatz: „Auswärtiges Amt“ zu versehen, 
da dieser Behörde die Aufsicht über das Konsulatwesen übertragen ist. Ist 
im Lande der Residenz des Konsuls ein Kaiserlicher Gesandter beglaubigt, 
so sind Berichte allgemeinen Inhalts unter fliegendem Siegel durch dessen 
Hand zu senden. Wenn dies nicht thunlich ist, so muss dem Gesandten der 
"Bericht abschriftlich oder auszugsweise mitgetheilt werden. Ebenso müssen 
diejenigen Konsuln und Vize-Konsuln, welche einem Generalkonsul unterstehen, 
ihre Berichte allgemeinen Inhalts durch die Hand des General-Konsuls gehen 
lassen, resp. Letzterem Abschrift einreichen. 

Der 8. 3. des Gesetzes bestimmt, dass die Konsuln in besonderen, das 
Interesse eines einzelnen Bundesstaats oder einzelner Bundes-Angehöriger be- 
treffenden Geschäfts-Angelegenheiten mit den Regierungen der einzelnen Bun- 
desstaaten Verkehr unterhalten. Es wird für den Konsul nicht schwer sein, 
die Grenze zwischen allgemeinen und besonderen Angelegenheiten zu ziehen. 
Unter den ersteren sind alle diejenigen zu verstehen, bei welchen das Reich 
als solches, oder ganze Klassen von Reichs- Angehörigen betheiligt sind. Findet 
sich also der Konsul beispielsweise veranlasst, über Anordnungen zu berichten, 
welche die Regierung des Landes seiner Residenz über Zölle, Schifffahrts-Ab- 
gaben und dergleichen erlassen hat, so sind diese Berichte an den Reichs- 
kanzler zu richten. Wenn es sich dabei um erhebliche Thatsachen handelt 
(z. B. Eintritt oder Aufhebung von Blokaden, Veränderung von Leuchtfeuern 
und Seetonnen, Anordnungen von Schifffahrts-Abgaben und dergleichen), deren 
schleunige Kenntniss für einige Bundesstaaten besonders wichtig ist, so hat 

der Konsul gleichzeitig eine Mittheilung an die betreffenden Regierungen ge- 
laneen zu lassen. Die speziell das Preussische Interesse betreffenden und 
deshalb für die Preussische Regierung bestimmten Berichte sind nicht an 
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das Preussische Ministerium, sondern unter der äusseren Adresse des Reichs- 
kanzlers (Auswärtiges Amt) abzusenden. 


Das zweite Alinea des $. 3. hat nicht beabsichtigt, unbedingt vorzuschreiben, 
dass der Konsul in allen besonderen Geschäfts-Angelegenheiten an die Zen- 
tralstelle (Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten, Kabinets-Ministe- 
rium, Senat u. s. w.) der betreffenden Landes-Regierung berichten soll. Viel- 
mehr ist es gestattet, dass die Konsuln in dergleichen Angelegenheiten mit 
den kompetenten Gerichts- oder Verwaltungs-Behörden direkt korrespondiren, 
sobald sie dazu von den betreffenden Regierungen ermächtigt werden. 

Was die äussere Form der Berichte betrifft, so sind sie auf der ersten 
Seite oben rechts mit Ort und Datum zu versehen, Eine kurze Angabe des 
Inhalts wird aussen auf die letzte Seite gesetzt. Die Adresse findet auf der 
ersten Seite des Berichts in der unteren linken Ecke ihren Platz. 

Die Berichte werden in ein besonderes Kuvert gelegt, welches ebenso 
wie der Bericht selbst zu adressiren und mit dem Vermerk „Deutsche Reichs- 
Sache“ zu versehen ist. Privatbriefe dürfen einer portofreien Dienstsendung 
nicht beigefügt werden. 

Zur Beförderung der Berichte haben sich die Konsuln der Post oder 
sicherer Schiffsgelegenheiten zu bedienen, auch können dieselben zuverlässigen 
Reisenden mitgegeben werden, | 

Was den Inhalt der Konsular-Berichte betrifft, so ist die Sprache derselben, 
namentlich der zur Mittheilung an den Handelsstand bestimmten Handels- 
und Schifffahrts-Berichte, in der Regel die Deutsche. 

Wenn über mehrere verschiedenartige Gegenstände berichtet wird, so 
sind dieselben nicht in einem Berichte zusammenzufassen, sondern es ist 
' über jeden Gegenstand ein besonderer Bericht zu erstatten. 

Bei Erwähnung von Deutschen Handelsschiffen ist jedesmal deren Hei- 
mathshafen und das Unterscheidungs-Signal anzugeben. 

‘Der Konsul ist zu unverzüglicher Berichterstattung verpflichtet, so oft 
sich Vorfälle ereignen, deren sofortige Kenntniss von Interesse ist, oder wo- 
bei er besonderer Verhaltungsmassregeln bedarf. 

Möglichst bald nach dem Schluss eines Kalenderjahres hat der Konsnl 
einen Generalbericht über seine gesammte Amtsthätigkeit, sowie über den 
Gang des Handels in seinem Amtsbezirke während des abgelaufenen Jahres 
an den Reichskanzler einzusenden. 


In ersterer Beziehung ist in diesem Berichte hervorzuheben, nach welcher 
Richtung hin die Amtsthätigkeit des Konsuls besonders in Anspruch ge- 


nommen gewesen ist — ob mit Schifffahrts-Angelegenheiten, Unterstützung 
Hülfsbedürftiger, Reklamationen Handelstreibender u. s. w. — mit den Re- 


gierungen welcher Bundesstaaten eine direkte Korrespondenz stattgefunden, 
und welche Gegenstände im Allgemeinen diese Korrespondenz betroffen hat. 


In letzterer Beziehung hat der Konsul in seinem Berichte insbesondere 

a) den Verkehr mit Deutschland, resp. den einzelnen Bundesstaaten mög- 
lichst zu spezialisiren. Zu diesem Behufe ist anzuführen, welches die wich- 
tigsten Einfuhr- und Ausfuhr-Artikel sind, wie viel und zu welchem Werthe 
davon importirt und exportirt ist, welche Länder dabei hetheiligt waren, 
namentlich welchen Antheil das Deutsche Reich daran gehabt hat. 

Die etwa erschienenen amtlichen Tabellen oder sonstige Veröffentlichungen 
über den dortigen Handelsverkehr, z. B. Ausschnitte aus Zeitungen, Jahres- 
berichte angesehener dortiger Handelshäuser, Preiskurante und Uebersichten 
über den Stand der Wechselkurse sind beizulegen. Desgleichen eine Liste 
der im Laufe des Jahres aus Deutschen Häfen nach dem Konsulats-Bezirke 
gekommenen oder von dort nach Deutschen Häfen expedirten nichtdeutschen 
Schiffe, sowie ein Verzeichniss der im Konsulats-Bezirke ein- und ausgegangenen 
Deutschen Schiffe unter Angabe des Abgangs- resp. Bestimmungs-Hafens nach 
dem hier folgenden Formular. 
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Verzeichniss 


der im Jahre 18.. in dem Hafen von N. N. angekommenen und von dort 
abgegangenen Deutschen Schiffe. $ 
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Der Jahresbericht wird ferner 


b) sich in motivirter Weise gutachtlich darüber äussern, welche Aus- 
sichten sich für den Deutschen Handel und die Deutsche Schifffahrt im nächsten 
Jahre dort eröffnen und in welcher Weise auf die Hebung derselben hinzu- 
wirken sein möchte. 


Zu $- & Der nach 8. 4. des Gesetzes von den Konsuln des Deutschen 
Reichs zu leistende Diensteid lautet: 

„Ich (Vor- und Zuname) schwöre zu Gott dem Allmächtigen und All- 
wissenden, dass ich, nachdem ich zum (General-, Vize-) Konsul des 
Deutschen Reichs zu N. N. ernannt worden bin, meine Dienstpflichten 
gegen das Deutsche Reich nach Massgabe des Gesetzes und der mir zu 
ertheilenden Instruktionen treu und gewissenhaft erfüllen und das Beste 
des Reichs fördern will.“ etc. 

Es ist Jedem freigestellt, am Schluss die seinem religiösen Bekenntniss 
entsprechende Bekräftigungsformel hinzuzufügen. 

Dieselbe lautet für evangelische Christen: 

„so wahr mir Gott helfe durch Jesum Christum zur Seligkeit, Amen“, 
für katholische Christen: 

„so wahr mir Gott helfe und sein heiliges Evangelium“, 
oder überhaupt: 

„so wahr mir Gott helfe.“ 

Ob der Eid von den bei ihrer Anstellung sich im Auslande aufhaltenden 
Konsuln vor einem mit der Eides-Abnahme beauftragten Beamten oder 
schriftlich mittelst Einsendung einer eigenhändig geschriebenen und voll- 
zogenen Urkunde zu leisten sei, wird in jedem einzelnen Falle von dem 
Reichskanzler bestimmt werden. 


Zu $ 3. Bei Anträgen auf Genehmigung der Annahme des Konsulats 
einer anderen Macht ist namentlich über den muthmasslichen Geschäfts-Umfang 
dieses Konsulats und über die Möglichkeit kollidirender Interessen zu berichten. 

Handelt es sich um die Annahme von Orden und Geschenken fremder 


Regierungen, so ist anzugeben, aus welchem Anlass dem Konsul Geschenk 
oder Orden zu Theil geworden ist. 


Zu $. 6. Im Allgemeinen dürfen die Konsuln ohne amtlichen Anlass (in 
Dienstgeschäften) ihren Amtssitz nur verlassen, wenn sie zuvor bei dem Reichs- 
kanzler Urlaub nachgesucht und denselben erhalten haben. Indessen gilt 
diese Bestimmung nur von den Berufs-Konsuln. 


1. Diese (die Berufs-Konsuln) müssen Urlaub nachsuchen, wenn sie sich 
von dem Orte, an welchem sie ihren amtlichen Wohnsitz haben, entfernen 
wollen, selbst wenn sie das Land, bei dessen Regierung sie beglaubigt sind, 
. nicht verlassen, es sei denn, dass die Dauer der beabsichtigten Abwesenheit 
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oder die räumliche Ausdehnung der Entfernung nach pflichtmässigem Ermes- 
sen die Möglichkeit gewährt, Aufträge des Reichskanzlers und insbesondere 
auf telegraphischem Wege ertheilte Weisungen so schleunig auszuführen, dass 
durch die zeitweise Entfernung von dem regelmässigen Domizil keine Ver- 
zögerung der Erledigung veranlasst wird, 

Mit dem Urlaubsgesuch sind die Vorschläge wegen der Vertretung zu 
verbinden. 

Bei Ertheilung des Urlaubs wird auch über die Kosten der Stellvertretung 
und über die Fortbeziehung des Gehalts Bestimmung getroffen werden, soweit 
diese Fragen nicht gesetzlich geregelt sind. 


3. Den Wahl-Konsuln ist es mit Rücksicht auf ihre anderweitigen Geschäfte 
gestattet, auch ohne Urlaub ihren Amtssitz zu verlassen, wenn es sich nur um 
eine kürzere Abwesenheit handelt oder wenn der Anlass zu der Abreise so 
schnell kommt, dass die Nachsuchung des Urlaubs unthunlich wird. Sie müssen 
in solchen Fällen für ihre angemessene Vertretung Sorge tragen und sind für 
alle Amtshandlung ihres Stellvertreters verantwortlich. Eine bestimmte Zeit- 
dauer, welche die Abwesenheit ohne Urlaub nicht übersteigen dürfte, ist nicht 
festgesetzt, vielmehr wird vertraut, dass die Wahl-Konsuln ihre Abwesenheit 
nieht zum Nachtheil des Dienstes über Gebühr verlängern werden. Wird eine 
längere Abwesenheitvon vornherein beabsichtigt, so ist auchvon denWahl-Konsuln 
bei dem Reichskanzler unter Beifügung von Vorschlägen hinsichtlich der Stell- 
vertretung Urlaub nachzusuchen und, wenn möglich, die Abreise bis nach Ein- 
gang des Urlaubs aufzuschieben. Wahl-Konsuln sind auch dann für ihre Stell- 
vertreter verantwortlich, wenn diese von dem Reichskanzler bestätigt worden sind. 

In allen Fällen ist von der erfolgten Abreise und von den in Bezug auf 
die Stellvertretung getroffenen Vorkehrungen, sowie demnächst von der Rück- 
kehr dem Reichskanzler Anzeige zu erstatten. 


Zu 8. 8. 1. Ueber die Höhe der Besoldung, sowie über die Art des 
Bezuges derselben erhalten die Berufs-Konsuln besondere Mittheilung. 


2. Desgleichen über die bei Veränderung ihres Amtssitzes ihnen zu ge- 
währenden Reise- und Einrichtungs-Kosten. 


3. Ueber die von den Berufs-Konsuln für Rechnung der Reichskasse zu er- 
hebenden Gebühren ist ebenso wie über die dienstlichen Ausgaben genau 
Buch zu führen. 

Die Einnahmen sind in ein foliirtes Journal einzutragen, welches mit 
einer anzusiegelnden Schnur dergestalt zu durchziehen ist, dass einzelne 
Blätter nicht unbemerkt entfernt werden können. Die Zahl der Folien ist 
neben dem Siegel in Buchstaben zu bescheinigen. 

Die Joumalführung erfolgt nach dem nachstehenden Formular *). 

Jede Einnahme wird zunächst als Soll-Einnahme eingetragen, wenn die- 
selbe auch nicht sogleich baar eingeht, sondern vorläußg gestundet oder später 
niedergeschlagen wird. Die baar berichtigten Beträge werden gleichzeitig in 
die Kolonne Soll- Einnahme (4) und in die Kolonne Ist- Einnahme (7) ein- 
getragen, die niedergeschlagenen und die einstweilen gestundeten Beträge 
neben der Eintragung in die Soll-Einnahme-Kolonne in die dazu vorhandenen 
besonderen Kolonnen (5 und 6) ausgeworfen. Sobald auf gestundete Beträge 
später Zahlungen eingehen, werden dieselben unter einer neuen fortlaufenden 
Nummer mit Hinweis auf die Nummer der Soll- Einnahme als Ist- Einnahme 
eingetragen. Dasselbe geschieht, wenn bisher gestundete Beträge definitiv 
niedergeschlagen werden. Selbstverständlich dürfen die schon einmal in Soll- 
Einnahme aufgeführten, einstweilen aber gestundeten Beträge nicht zum 


*) In demselben sind die mit rother Dinte zu bewirkenden Eintragungen durch 
Kursivschrift hervorgehoben. 
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zweiten Male in Soll-Einnahme erscheinen; vielmehr wird, sobald das Geld 
eingeht, diese Kolonne (4) durchpunktirt und der Betrag in der Kolonne 6 
mit rother Dinte abgesetzt (gleichsam als ein negativer Werth gegenüber den 
mit schwarzer Dinte geschriebenen positiven Werthen) und in der Kolonne 7 
als eingegangen vermerkt. 


Am Schlusse des Einnahme-Abschnitts ist das Ergebniss nachrichtlich zu 
vermerken, also z. B.: 


nach dem Journale sollen einkommen . ... . . 15% Piaster 20 Para, 
davon sind’ niedergeschlagen. =. . .ı 2... RED 
bleiben 105 Piaster — Para 


Davon sind zur Zeit noch gestundet (85 weniger 55) 30 Pe 


Ergiebt die obige Ist-Einnahme 75 Piaster — Para 


Zu welchem Kurse die landesüblichen Münzen im Verhältniss zum Thaler 
anzunehmen sind, wird für jedes Konsulat besonders bestimmt. Bei den von 
der Legationskasse durch Wechsel eingezogenen Summen ist der für den be- 
treffenden Wechsel erzielte Erlös mit einer Rechnung des Wechsel-Empfängers 


zu belegen. Diese Wechslernote ist den amtlichen Ausgabe-Liguidationen bei- 
zufügen. 


Ueber die aus der Konsulatskasse zu bestreitenden Ausgaben ist gleichfalls 
ein Journal zu führen, welches für die fortlaufende Nummer, Monat und Tag 
der Ausgabe, Bezeichnung und Betrag derselben besondere Kolonnen hat. 
Vorschüsse irgend welcher Art, Darlehen u. s. w. dürfen aus der Kasse in 
keinem Falle ohne Genehmigung des Reichskanzlers gezahlt werden. 


Nach dem Schluss jedes Vierteljahrs ist, wenn nicht etwa für einzelne 
Konsulate abweichende Bestimmungen getroffen worden sind, dem Reichs- 
kanzler eine Uebersicht der stattgefundenen Einnahmen und Ausgaben nach 
dem hier folgenden Formular mit Belegen einzureichen. 
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Die Ausgaben sind genau zu spezifiziren. Haben in besonderen Fällen 
keine Belege beigebracht werden können, so ist dies unter der Liquidation 
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mit dem Bemerken zu bescheinigen, dass die in Rechnung gestellten Beträge 
in der angegebenen Höhe und zu dem bezeichneten dienstlichen Zwecke wirk- 
lich gezahlt worden sind. 

Unter die Quittungen über angekaufte Inventarienstücke ist die Beschei- 
nigung zu setzen, dass der betreffende Gegenstand dem Konsulats-Inventarium 
einverleibt ist. 

Die Kassengelder sind an einem sicheren Orte in einem eisernen oder 
wenigstens mit Eisen beschlagenen Kasten, Schranke oder ähnlichen Behältnisse 
aufzubewahren. Vertraut der Konsul die Kassenverwaltung unter seiner 
Verantwortlichkeit einem ihm untergeordneten Beamten an, so müssen die 
Bestände unter doppeltem Verschlusse aufbewahrt werden. Der Konsul führt 
den einen, der Kassenverwalter den anderen Schlüssel. Der Konsul muss 
alsdann die Kasse am letzten Tage eines jeden Monats und ausserdem einige 
Mal im Laufe des Jahres unvermuthet revidiren. 


Zu $. 10. Für die Wahl-Konsuln ist das Konsulat wesentlich ein Ehren- 
amt. Die Gebühren-Erhebung soll den Ersatz für die mit Ausübung des Amts 
verbundenen baaren Auslagen sichern. Sind die amtlichen Ausgaben bei 
einem Konsulate so bedeutend, dass sie durch die Gebühren nicht gedeckt 
werden, so kann der Mehrbetrag aus der Reichskasse ersetzt werden. Es be- 
darf dazu der vorherigen Genehmigung der betreffenden Ausgaben durch 
den Reichskanzler und des Nachweises, dass diese Ausgaben durch die ein- 
genommenen Gebühren nicht haben gedeckt werden können. 

Alle Wahl-Konsuln haben nach Schluss des Jahres eine summarische Ueber- 
sicht der von ihnen während dieses Zeitabschnitts erhobenen Gebühren ein- 
zureichen. 


Zu $ 1l. Die Konsular-Agenten, welche die Konsuln nach zuvor erhaltener 
Genehmigung des Reichskanzlers in ihrem Amtsbezirke bestellen dürfen, sind 
keine selbstständigen Organe des Reichs, sie haben vielmehr nur die Bestimmung, 
dem Konsul bei Ausübung seiner Funktionen zur Hand zu gehen. Sie handeln 
stets im — ein für allemal oder für einen speziellen Fall ertheilten — Auf- 
trage des Konsuls und unter dessen Verantwortlichkeit. Es können ihnen nur 
solche Amtshandlungen übertragen werden, welche keine obrigkeitlichen Be- 
fugnisse voraussetzen. 

Was ihre Thätigkeit im Einzelnen betrifft, so können sie zwar ($.12. des 
Gesetzes) Meldungen Reichs-Angehöriger zur Eintragung in die Matrikel an- 
nehmen; sie sind aber zur Führung der Matrikel nicht befugt, sondern reichen 
die Meldungen ihrem Auftraggeber ein. Die Befugniss zu Eheschliessungen 
und zur Beurkundung der Heirathen etc. ($. 13.) wird ihnen niemals ertheilt. 
Zu Legalisationen und Ausstellung beweiskräftiger Zeugnisse (88. 14. 15.) sind 
sie nicht ermächtigt, ebenso wenig haben sie das Notariatsrecht ($$-. 16. 17.). 
Amtshandlungen in Bezug auf Nachlässe ($. 18.) können sie nur in Folge 
speziellen Auftrags ihres Vollmachtgebers vornehmen. Das schriftliche Zeug- 
niss über die von ihnen im Auftrage ihres Vollmachtgebers bewirkten Zu- 
stellungen ($. 19.) muss der letztere unterschreiben. Zur Abhörung von 
Zeugen und Abnahme von Eiden ($. 20.) werden die Konsular-Agenten nicht 
ermächtigt. Die Vermittelung von Vergleichen und das Schiedsrichteramt 
($. 21.) dürfen sie auf den Antrag der Parteien übernehmen. Volle Gerichts- 
barkeit ($$.22.—24.) steht ihnen nicht zu. Pässe zu ertheilen oder zu visiren 
($- 25.) sind sie nicht befugt. Bezüglich der Unterstützung Hülfsbedürftiger 
(3. 26.) sind sie an die, ihrem Vollmachtgeber ertheilte Amts- Instruktion ge- 
bunden. “In ihren Beziehungen zur Kriegsmarine des Reichs haben sie die 
$$. 27.—29. des Gesetzes zur Richtschnur zu nehmen. Ueber etwaige zu ihrer 
Kenntniss gelangende Verstösse gegen die Vorschriften wegen Führung der 
Reichsflagge haben sie an ihren Auftraggeber zu berichten. Die bei ihnen 
erfolgte Meldung der Schiffsführer (8. 31.) wird als vorschriftsmässig erfolgt 
angesehen. Die Befugnisse der Musterungsbehörden (8. 32.) stehen den Kon- 
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sular-Agenten nicht zu, auch sind sie zur Ausübung einer Polizeigewalt 
($. 33.), zur Einsetzung eines neuen Schiffsführers (8. 35.), zur Aufnahme von 
Verklarungen und Aufmachung von Dispachen ($. 36.) nicht ermächtigt. Die 
im Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuche und dem Gesetze vom 25. Ok- 
tober 1867., betreffend die Nationalität der Kauffahrteischiffe ete., den Kon- 
suln übertragenen Befugnisse stehen den Konsular-Agenten nicht zu. 


‚Zu 8.12. In die von dem Konsul zu führende Matrikel werden nur die- 
jenigen Reichs-Angehörigen eingetragen, welche in dem Amtsbezirk des Kon- 
suls wohnen und sich bei ihm Behufs der Eintragung melden. Reichs- 
angehörige, welche sich blos vorübergehend im Konsulats-Bezirke aufhalten 
sind nicht zur Eintragung in die Matrikel geeignet. Die Eintragung erfolgt, 
soweit nicht etwa Anordnungen der Landes - Regierung eine Ausnahme be- 
dingen, nur auf den Antrag des Reichs-Angehörigen. Der Konsul hat weder 
das Recht noch die Pflicht, die Meldung zu erzwingen, auch ist die vor- 
gängige Eintragung in die Matrikel nicht die Bedingung des von dem Konsul 
zu gewährenden Schutzes, vielmehr ist dieser Schutz allen denjenigen Per- 
sonen zu ertheilen, welche sich als Reichs-Angehörige legitimiren. 

Erachtet es der Konsul für angemessen, so kann er die in seinem Amts- 
“ bezirke wohnenden Reichs-Angehörigen durch öffentliche Bekanntmachung oder 
in sonst geeigneter Weise davon in Kenntniss setzen, dass die Matrikel an- 
gelegt ist. Dabei ist hervorzuheben, dass nach $. 21. des Gesetzes über die 
Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatangehörigkeit, vom 
1. Juli 1870.*) die zehnjährige Frist, nach welcher Reichs-Angehörige beim 
Aufenthalt im Auslande ihre Staatsangehörigkeit verlieren, durch die Ein- 
tragung in die Matrikel unterbrochen wird. 

Vor der Eintragung hat sich der Konsul die Ueberzeugung zu verschaffen, dass 
die betreffende Person die Reichsangehörigkeit resp. die Staatsangehörigkeit in 
einem Bundesstaate besitzt. Der Nachweis hiervon kann nur durch Vorlegung eines 
gültigen Nationalpasses oder Heimathscheines geführt werden. Erheben sich Be- 
denken gegen die Gültigkeit dieser Papiere, so ist beidem Reichskanzler oder bei 
der betreffenden Staatsregierung anzufragen und bis zum Eingang der Ent- 
scheidung die Eintragung in die Matrikel auszusetzen. Melden sich militair- 
pflichtige Personen, so sind sie darauf hinzuweisen, dass sie ihren militairischen 
Pflichten nachzukommen haben, die Eintragung in die Matrikel ist auszusetzen 
und dem Reichskanzler oder der betreffenden Staatsregierung ist von dem 
Falle Meldung zu machen. (Vergl. wegen der Militairpflicht unten zu $. 25.) 
Bei den Verhandlungen über die Eintragung sind die persönlichen Verhält- 
nisse des Antragstellers genau zu erörtern. Insbesondere sind Vor- und Zu- 
name des Betreffenden und seiner Familien-Angehörigen, Stand oder Gewerbe, 
Religion, Tag und Ort der Geburt, Wohnort festzustellen. Das Ergebniss ist 
in die Matrikel einzutragen, auch ist in derselben zu bemerken, durch welche 
— genau zu bezeichnenden:— Dokumente die einzelnen Angaben erwiesen 
worden sind. Die Dokumente sind demnächst der betreffenden Person in der 
Regel zurückzugeben. 

Die Eintragung in die Matrikel erfolgt auf die Dauer des laufenden 
Kalenderjahres. Die Meldung ist mithin jährlich zu erneuen. Der Konsul ist 
ermächtigt, die Rintragungsgebühr für das erste Jahr zu erlassen, wenn die 
Eintragung gegen Ende des Kalenderjahres erfolgt und die persönlichen Ver- 
hältnisse des Einzutragenden dies wünschenswerth erscheinen lassen. 

Ueber die Eintragung in die Matrikel ist auf Verlangen des Eingetragenen 
eine Bescheinigung in der ortsüblichen Form (Schutzschein, Patent etc.) aus- 
zustellen. 

Die Löschung in der Matrikel erfolgt, wenn die betreffende Person stirbt, 
aus dem Konsular-Bezirk dauernd verzieht, oder die Reichsangehörigkeit resp. 
Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate verliert, ferner wenn der Ein- 


*) Vol. Archiv Bd. IV. S. 899. ff. 
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getragene es verlangt, ingleichen wenn er die Erneuerung nach Ablauf des 
Jahres unterlässt. Im letzteren Falle muss er jedoch zunächst aufgefordert 
werden, sich binnen vier Wochen zu erklären, ob er die erneute Eintragung 
verlange. 

Die einzelnen Konsulaten oder den Konsulaten in einzelnen Ländern er- 
theilten Spezial - Instruktionen über die Eintragung in die Matrikel werden 
durch vorstehende allgemeine Anweisungen nicht aufgehoben. 


Zu $. 18, Die Befugniss zu Eheschliessungen und zur Beurkundung der 
Heirathen, Geburten und Sterbefälle der Reichsangehörigen steht nur den- 
jenigen Konsuln ‘zu, welchen die Ermächtigung dazu auf Grund des Reichs- 
Gesetzes vom 4..:Mai 1870. (Bundes-Gesetzbl. S. 599.) vom Reichskanzler er- 
theilt ist. Diejenigen Konsuln, welchen solche besondere Ermächtigung nicht 
zugegangen ist, haben mithin die im $. 13. des Konsular-Gesetzes vom 8. No- 
vember 1867. erwähnte Befugniss nicht und dürfen eine dergleichen Befugniss 
unter keinen Umständen ausüben. 


Zu 8, 14. Die durch $, 14. den Konsuln gegebene Befugniss der Lega- 
lisation bezieht sich nur auf Urkunden, welche von Beamten und andern 
mit öffentlichem Glauben versehenen Personen (z. B. Notare) innerhalb des 
Amtsbezirks der Konsuln ausgestellt oder beglaubigt sind. Die Legalisation 
solcher Urkunden bezweckt die Bezeugung, dass gegen die Aechtheit. der 
Unterschrift des Ausstellers kein Bedenken obwalte. 

Der Legalisationsvermerk wird unmittelbar unter die zu beglaubigende 
Unterschrift, darunter Ort und Datum, sowie die Firma des Konsuls gesetzt 
und von ihm unter Beidrückung des Siegels unterschrieben, z. B.: 


Gesehen im Konsulate des Deutschen Reichs zu N.N. zur Beglaubigung 
vorstehender Unterschrift des hiesigen Distrikts-Gouverneurs Herrn N.N. 


Zur denk eier a 


Der Konsul des Deutschen Reichs. 
(Siegel.) ‘ (Unterschrift.) 

Die Beglaubigung der Unterschriften von Privatpersonen gehört zu der 
in den $$. 16. und 17. des Gesetzes behandelten Notariatsbefugniss und unter- 
liegt daher den dort vorgeschriebenen Formalien, dagegen ist die vorstehend 
behandelte Legalisation von Urkunden kein Notariatsakt und gehört daher 
nicht in das Notariats-Register. | 


Zu $. 15. Wenn das Gesetz den schriftlichen Zeugnissen, welche 
von den Konsuln über ihre amtlichen Handlungen und die bei Ausübung 
ihres Amtes wahrgenommenen Thatsachen unter ihrem Siegel und ihrer Unter- 
schrift ertheilt sind, die Beweiskraft öffentlicher Urkunden beilegt, so hat dies 
nur in dem Vertrauen geschehen können, dass die Konsuln sich bei der Aus- 
stellung solcher Zeugnisse der äussersten Sorgfalt, Genauigkeit und Gewissen-- 
haftigkeit befleissigen, dabei nur der Wahrheit, Niemand zu Liebe und Nie- 
mand zu Leide, dienen, also nichts attestiren werden, was sie nicht mit einem 
gerichtlichen Zeugen-Eide zu bekräftigen vermöchten. Werden in dem Zeug- 
nisse T'hatsachen, welche der Aussteller nicht selbst wahrgenommen hat, er- 
wähnt, so muss er diese ausdrücklich hervorheben und genau angeben, auf 
welche Weise er dieselben in Erfahrung gebracht hat. 

Zur Vollständigkeit eines derartigen Zeugnisses gehört es, dass in dem- 
selben bemerkt werde, aus welcher Veranlassung, also ob von Amtswegen 
oder auf wessen Verlangen, und zu welchem Zwecke die Ausstellung dessel- 
ben erfolge. 


Zu den $$, 16. und 17, Das im 8.16. den Konsuln beigelegte Recht der 
Notare gehört zu ihren wichtigsten und verantwortlichsten Amtsbefugnissen, _ 
da ein Notar durch seine Mitwirkung bei der Beurkundung von Rechts- 
geschäften nicht nur ein vollkräftiges Beweismittel für den Inhalt der von 
den - Betheiligten abgegebenen Willenserklärungen herstellen, sondern auch 
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durch seinen sachverständigen Rath zur Verhütung formeller«oder materieller 
Mängel derselben beitragen soll. 


Die Konsuln haben bei der Ausübung des Notariatsrechtes vor Allem 


I. die ausdrücklichen Vorschriften des Gesetzes um so mehr auf 
das Sorgfältigste zu befolgen, als davon die Notariatskraft der aufgenommenen 
Urkunde abhängt. Es sind dies folgende Bestimmungen: 

1) Nur in Ansehung der Rechtsgeschäfte, welche Reichsangehörige 
errichten, haben die Konsuln-das Recht der Notare, jedoch ohne Unterschied, 
ob bei dem Geschäfte blos Reichsangehörige, oder ob auch Fremde als Mit- 
kontrahenten betheiligt sind. | 

2) Bei der Aufnahme einer Urkunde muss der Konsul zwei Zeugen 
zuziehen, deren wesentliche Funktion darin besteht, dass in ihrer Gegenwart 
die Verhandlung den Betheiligten vorzulesen und von denselben zu vollziehen 
ist, und zwar durch Unterschrift oder im Falle der Schreibens-Unerfahrenheit 
durch Handzeichen. Die Befolgung dieser Vorschrift muss aus der Urkunde 
hervorgehen, widrigenfalls sie nicht die Kraft einer Notariats - Urkunde hat. 
Eine bestimmte Form ist hierfür nicht vorgeschrieben, der instrumentirende 
Konsul wird aber in allen Fällen gut thun, bei dem die Beobachtung der in 
Rede stehenden Bestimmung bezeugenden Vermerke sich der Worte des Ge- 
setzes zu bedienen und denselben von den zugezogenen Zeugen unterschreiben 
zu lassen. 

3) Die Urkunde muss mit der Unterschrift und dem Dienstsiegel 
des instrumentirenden Konsuls versehen sein. Fehlt das eine oder das 
andere, so hat die aufgenommene Urkunde nicht die Kraft einer Notariats- 
Urkunde. Es ist üblich und angemessen, unter der aufgenommenen Verhand- 
lung, nachdem dieselbe von den Betheiligten und den Zeugen unterschrieben 
worden, zu attestiren, dass die Verhandlung, so wie sie niedergeschrieben, 
stattgefunden hat. Unter dieses Attest werden dann die Unterschrift und das 
Dienstsiegel des instrumentirenden Konsuls gesetzt. 

4) Die Urkunde erlangt auch in den Fällen die Kraft einer Notariats- 
Urkunde nicht, wenn entweder 

a) der Konsul oder seine Frau oder einer von seinen oder seiner Frau 
Verwandten oder Verschwägerten in auf- oder absteigender Linie oder in der 
Seitenlinie bis zum Grade des Oheims oder Neffen einschliesslich bei der Ver- 
handlung betheiligt war, oder 

b) wenn darin eine Verfügung zu Gunsten einer der vorgenannten Per- 
sonen oder der hinzugezogenen Zeugen getroffen ist. 


II. Ausser diesen ausdrücklichen Vorschriften des Gesetzes haben die 
Konsuln bei der Aufnahme von Urkunden alle diejenigen Umstände ins 
Auge zu fassen, welche für die Zwecke eines Notariats-Instruments im Allge- 
meinen und für das in Frage kommende einzelne Rechtsgeschäft insbesondere 
von Erheblichkeit sind. Die gegenwärtige Instruktion kann nicht beabsich- 
tigen, den Konsuln eine, alle denkbaren Fälle erschöpfende Anweisung zu er- 
theilen, sondern darf sich auf folgende allgemeine Gesichtspunkte beschränken, . 
welche überall oder in besonders häufigen Fällen zu berücksichtigen sind: 

1) Die Konsuln dürfen innerhalb ihres Amtsbezirkes die von einem 
Reichsangehörigen erbetene Aufnahme einer Urkunde in der Regel nicht 
verweigern. Ausgenommen sind Verhandlungen, deren Inhalt gegen ein 
Strafgesetz verstösst. Bezieht sich die Verhandlung auf ein Geschäft, welches, 
ohne gerade strafbar zu sein, dennoch verboten oder ungültig ist, so ist es 
die Pflicht des Konsuls, die Betheiligten hierüber zu belehren und, wenn sie 
bei ihrem Verlangen beharren, die Verhandlung zwar aufzunehmen, in der- 
selben aber die erfolgte Belehrung und die von den Betheiligten darauf ab- 
. gegebene Erklärung zu vermerken. 
| 2) Von besonderer Erheblichkeit ist die Feststellung der Identität 
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der bei der aufzunehmenden Urkunde Betheiligten. Die Konsuln werden da- 
her in der Verhandlung nicht nur die Betheiligten nach Stand oder Beruf, 
Vor- und Familiennamen, Wohnort und Nationalität so speziell als möglich 
bezeichnen, sondern auch vermerken, entweder, dass dieselben ihnen persön- 
lich bekannt sind, oder dass und wodurch sie sich die Ueberzeugung ver- 
schafft haben, dass die Erschienenen diejenigen wirklich sind, für welche sie 
sich ausgeben. 


3) Es ist ferner zu prüfen, ob die Betheiligten dispositionsfähig sind, 
d. h. nach den dafür maassgebenden Rechtsvorschriften die betreffenden 
Willenserklärungen mit rechtlicher Wirkung abzugeben vermögen, insbesondere, 
ob sie etwa unter väterlicher Gewalt, unter Vormundschaft oder Kuratel 
stehen, ob sie, wenn sie durch ihre Erklärung Andere verpflichten wollen, 
dazu legitimirt sind, ob sie sich in einem dispositionsfähigen Geisteszustande 
befinden und dergleichen. Ergiebt sich dabei, dass zu voller Gültigkeit der 
Urkunde noch ein ergänzender Akt erforderlich sei, z. B. väterliche oder 
obervormundschaftliche Genehmigung, so wird derselbe in der Verhandlung 
ausdrücklich vorbehalten. 


4) Lieidet einer der Betheiligten an einem körperlichen Gebrechen, 
welches die Verständigung. zwischen ihm und dem Konsul erschwert, ist er 
z. B. taub, stumm oder durch Krankheit in dem Ausdruck der Gedanken be- 
schränkt, so ist in der Verhandlung zu erwähnen, durch welche Mittel sich 
der Konsul die Gewissheit verschafft hat, dass er die Willensmeinung des 
Betheiligten richtig aufgefasst und dieser von dem Inhalte der Verhandlung 
nach seinem Wortlaute Kenntniss erlangt und denselben genehmigt habe. 


5) Wenn einer der Betheiligten sich nicht in einer Sprache auszudrücken 
vermag, welche von dem Konsul, den Zeugen und den übrigen Betheiligten 
verstanden wird, so wird unter Zuziehung eines Dragomans oder einer anderen, 
für die Funktion eines Dollmetschers geeigneten, unverdächtigen Person ver- 
handelt und, dass dies geschehen, im Protokoll vermerkt. 


6) Die Konsuln haben darauf zu achten, dass die Protokolle deutlich, 
ohne Abkürzungen, Lücken und Durchstreichungen geschrieben, unvermeidlich 
gewordene Korrekturen aber in einer solchen Weise ausgeführt werden, dass 
kein Verdacht einer späteren Aenderung entstehen kann. Rasuren müssen 
unter allen Umständen vermieden werden. Es ist rathsam, Zahlen von einiger 
Erheblichkeit in Ziffern und in Buchstaben auszudrücken. 


7) Die Willensmeinung der Parteien ist von dem Konsul sorgfältig zu 
erforschen. Wenn in dieser Beziehung kein Zweifel mehr besteht, so sind die 
Erklärungen und Abreden der Parteien umständlich, in klaren und bestimm- 
ten Ausdrücken, unter Vermeidung aller Dunkelheiten, Zweideutigkeiten und 
wenig bekannter Kunstausdrücke niederzuschreiben. 


8) Wollen die Betheiligten nur die Unterschriften unter einer von 
ihnen vollzogenen Urkunde anerkennen, so ist der Konsul nicht befugt, 
von dem Inhalte der Urkunde Kenntniss zu nehmen. Die aufzunehmende 
Verhandlung beschränkt sich in diesem Fall auf die Vorlegung der Urkunde 
seitens der Betheiligten und die Anerkennung derselben, dass sie die Urkunde 
zum Zeichen ihrer Genehmigung eigenhändig vollzogen haben. 


III. Hinsichtlich der geschäftlichen Behandlung des Notariats 
haben die Konsuln nachstehende Bestimmungen zu befolgen: 

1) Die aufgenommenen Verhandlungen sind im Original den Bethei- 
ligten auszuhändigen. Ist in einer Urkunde auf Anlagen Bezug genommen, 
so werden dieselben durch einen Heftfaden mit der Urkunde verbunden und 
die Enden des Fadens mittels des unter die Urkunde zu setzenden Konsulats- 
siegels an dieselbe befestigt. Bei der Beglaubigung von Unterschriften ist 
die Verhandlung in der Regel unter das betreffende Dokument zu schreiben, 
und nur, wenn dies nicht ausführbar ist, abgesondert abzufassen und mit dem. 
Dokumente in der so eben beschriebenen Weise zu verbinden. 
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2) Um sich für den Fall des Verlustes der aufgenommenen Urkunde und 
ihrer Anlagen den Beweis ihres Inhalts zu sichern, steht jedem Betheiligten 
frei zu verlangen, dass auf seine Kosten von der Urkunde und ihren Anlagen 
eine Abschrift genommen, die Richtigkeit derselben von dem Konsul unter 
seinem Siegel und seiner Unterschrift bezeugt und diese beglaubigte Ab- 
schrift bei den Konsulatsakten aufbewahrt werde. Dergleichen be- 
glaubigte Abschriften sind nach der Zeitfolge in besonderen Aktenbänden 
(nicht im Notariatsregister) zu sammeln. 

3) Unter jeder Notariatsverhandlung ist der Betrag der dafür angesetzten 
Gebühren zu vermerken. Dieser Vermerk kann zugleich die Quittung über 
den Empfang dieser Gebühren umfassen. 

4) Die aufgenommenen Verhandlungen sind in ein bei jedem Konsulate 
anzulegendes Notariats-Register einzutragen. Für dasselbe ist folgendes 
Formular maassgebend. 


5 

= } i 

3 Kurze Bezeichnung Cop. vid. Namen, Stand, 

2 Datum. des bei den Wohnort und Nationalität 
I ” Akten. nit 

3 Geschäfts. der Betheiligten. 

3 

-|Jahr.| Monat.| Tag. Vol. Fol. 

1.|1872| April | 2. | Vollmacht für den Rechts- Der Kaufmann Karl Friedr, 


anwalt N. zu Stettin. Gerold zu N., Preusse. 


2.11872| April! 4. |Kaufvertragüber dasBrigg-| I. | 1. |1. Der Schiffskapitain Joh. 
schiff „Ella“. Christian Lieck aus X., 
Grossherzoglich Meck- 
lenburg - Schwerinscher 
Unterthan. 

2. Der Kaufmann Charles 
William White hierselbst, 
Bürger der Vereinigten 

Staaten von Amerika. 


Das Notariatsregister ist mit einem festen Einbande zu versehen und, 
bevor es in Gebrauch genommen wird, von dem Konsul zu foliiren, auch mit 
einer anzusiegelnden Schnur dergestalt zu durchziehen, dass einzelne Blätter 
nicht unbemerkt entfernt werden können. Die Zahl der Folien ist neben dem 
Siegel in Buchstaben zu attestiren. Die Eintragung der aufgenommenen Ver- 
handlungen geschieht nach der Zeitfolge. In dem Register darf nichts radirt 
oder zwischen die Zeilen eingeschaltet werden. Auf jeder Verhandlung wird 
die Nummer vermerkt, unter welcher sie in das Register eingetragen ist. 
Bleibt eine beglaubigte Abschrift der Urkunde bei den Konsulatsakten zurück, 
so ist dies in dem Register in der betreffenden Spalte mit Angabe der Zahl 
des Aktenbandes und des Foliums zu notiren. 

Zur Veranschaulichung der vorstehenden Bemerkungen diene folgendes 
Beispiel eines Konsulats-Notariatsaktes: 

Verhandelt im Konsulate des Deutschen Reichs zu A. am 4. Juni 1872. 

Vor dem unterzeichneten Konsul erschienen heute: 

1) der Schiffskapitain Herr Johann Christian Lieck aus X., als Gross- 
herzoglich - Mecklenburg - Schwerinscher Unterthan Angehöriger des 
Deutschen Reichs; 

2) der Kaufmann Herr Charles William White, hier wohnhaft, Bürger 
der Vereinigten Staaten von Amerika, 


mit dem Antrag, einen zwischen ihnen verabredeten Kaufvertrag aufzunehmen. 


1184 Allgemeine Dienst-Instruktion für Zu88.17.18. 


. Herr Kaufmann White ist dem unterzeichneten Konsul persönlich bekannt 
und Herr Lieck wird von dem ebenfalls erschienenen, dem unterzeichneten 
Konsul persönlich bekannten Schiffsmakler, Herrn Ludwig Wichers als der- 
jenige rekognoszirt, für den er sich ausgiebt. Nachdem dieser Vermerk Herrn 
Wichers vorgelesen worden, hat er denselben, wie folgt: 

(Unterschrift des Ludwig Wichers.) 
unterschrieben und sich sodann entfernt. Herr White ist noch nicht voll- - 
jährig und steht unter der Gewalt seines Vaters. Im Uebrigen waltet gegen 
die Verfügungsfähigkeit der Erschienenen kein Bedenken ob. Der Konsul er- 
öffnete den Erschienenen, dass zur Gültigkeit des Vertrages die Genehmigung 
des Vaters des Herrn White erforderlich sei. Da derselbe auf einer Ge- 
schäftsreise abwesend ist, nach seiner Rückkehr aber, wie Herr White ver- 
sichert, den Vertrag genehmigen wird, so ist unter dem Vorbehalt dieser Ge- 
nehmigung folgender zwischen den. Erschienenen verabredeter Kaufvertrag 
aufgenommen: 

Herr Kapitain Lieck verkauft das ihm gehörige, im hiesigen Hafen 
ankernde Briggschiff „Ella“ dem Herrn Charles William White unter nach- 
stehenden Bedingungen: 

(Hier folgen die einzelnen Kaufbedingungen unter besonderen Nummern 
oder Paragraphen.) 

Da nichts weiter zu bemerken war, so wurden 

1) der Steuermann Herr Christoph Franz Schneider aus Rostock im 

Grossherzosthum Mecklenburg-Schwerin und | 

2) der Kaufmann Herr John Bright hier wohnhaft, 
als Zeugen herbeigerufen. In Gegenwart derselben ist die vorstehende Ver- 
handlung den Herren Lieck und White vorgelesen, von ihnen genehmigt und 
wie folgt vollzogen. 

(Unterschriften der Betheiligten.) 
Dies bezeugen die Herren Schneider und Bright mit ihrer Unterschrift. 
(Unterschriften der Zeugen.) 

Herr Lieck beantragt, beglaubigte Abschrift der Urkunde auf seine 
Kosten zu den Konsulats-Akten zu nehmen. 

Dass die Verhandlung so, wie sie vorstehend niedergeschrieben ist, statt- 
gefunden hat, wird hierdurch bescheinigt. A, 

Der Konsul des Deutschen Reichs. 


(Siegel.) (Unterschrift.) 
Eingetragen in das Notariatsregister unter Nr 2. 
Gebühren: 
für die Aufnahme der Urkunde Thlr. Sgr. Pf. 
für vidimirte Abschrift .. ... S “ 


” 
Summa Thlr. Sgr. Pf. 
über deren Empfang quittirt wird. 
(Unterschrift.) 


Zu $.18: Wenn es zur Kenntniss des Konsuls gelangt, dass sich in 
seinem Amtsbezirk nachgelassene Vermögensstücke eines verstor- 
benen Reichsangehörigen befinden, und Niemand anwesend ist, der 
Namens der Erben zu handeln legitimirt wäre, oder wenn ähnliche Gründe 
zur Sicherung gefährdeter Rechte ein amtliehes Einschreiten erfordern, so hat 
der Konsul die Verpflichtung, sich der Verlassenschaft anzunehmen. Gebührt 
das Einschreiten nach den Gesetzen des Landes, in welchem der Konsul 
fungirt, oder nach etwaigen Staatsverträgen den dortigen Behörden, so hat 
er bei denselben unverzüglich die erforderlichen Anträge zu stellen, zugleich 
aber solche mit den gedachten Landesgesetzen oder Vertragsbestimmungen 
vereinbarte Maassregeln zu treffen, welche zur einstweiligen Sicherstellung der 
Verlassenschaft geeignet sind. Soweit aber die Taandesgesetze oder Staats- 
verträge dem eigenen amtlichen Einschreiten des Konsuls nicht entgegen- 
stehen, hat derselbe den Nachlass in seine Obhut zu nehmen. In welcher 
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Weise dies zu geschehen habe, ist von dem Konsul nach der Beschaffenheit der Um- 
stände zu ermessen. In der Regel wird es das Erste sein, den Nachlass in den 
äumen, in welchen er sich befindet, unter Siegel zu legen. Jedenfalls ist so schnell 
als möglich ein vollständiges Inventarium aufzunehmen. Das Inventarium soll 
ein nach Rubriken, z. B. ; 


I. Grundstücke, II. Schiffe, III. Ausstehende Forderungen und Werthpapiere, IV. 
Baares Geld, V. Mobiliar, VI. Kleidungsstücke und Wäsche, VII. Gold- und Silber- 
sachen, Juwelen und andere Kostbarkeiten, VIII. Gedruckte Bücher und Karten, 
IX. Kunstwerke, X. Handelswaaren, XI. Vorräthe zum Gebrauch, XII. Handelsbücher 
und Skripturen etc. 


übersichtlich geordnetes Verzeichniss der Nachlassstücke mit Angabe ihres Tax- 
werths enthalten. Geeigneten Falls ist der Werth durch Sachverständige zu er- 
mitteln. Am Schlusse des Inventariums sind die zur Kenntniss der Konsuls gelan- 
genden Nachlassschulden zusammenzustellen. 

Die sichere Aufbewahrung der im Nachlass befindlichen Werthpapiere, Gelder 
und Kostbarkeiten hat der Konsul sich besonders angelegen sein zu lassen. Auch 
letztwillige Dispositionen, Handelsbücher, Briefschaften und andere für die Rechte 
der Erben oder dritter Personen wichtige Schriftstücke müssen vor Verlust, Be- 
schädigung und unbefugter Einsicht sorgfältig gesichert werden. 

Von der den Konsuln ertheilten Befugniss, den beweglichen Nachlass öffent- 
lich zu verkaufen, sowie die vorhandenen Gelder zur Tilgung feststehender Schul- 
den zu verwenden, ist nur dann Gebrauch zu machen , wenn solehe den Entschlies- 
sungen der Erben vorgreifende Dispositionen nach verständigem Ermessen des Kon- 
suls zur Vermeidung drohender Nachtheile durchaus nöthig sind. 

In jedem hierher gehörigen Falle hat der Konsul an die Landes-Regierung des 
Verstorbenen schleunig zu berichten, und zwar über seine amtliche Thätigkeit, über 
die ihm bekannt gewordenen persönlichen Verhältnisse des Verstorbenen, seine 
muthmasslichen Erben und alle sonstigen Umstände, welche die Benachrichtigung 
der Erben ermöglichen und für dieselben von Interesse sind. In einfachen Nach- 
lasssachen wird dem Bericht das Inventarium beigefügt werden können, anderen- 
falls ist in demselben über die Art, den Umfang und den ungefähren Werth der Ver- 
lassenschaft und die auf derselben haftenden Passiva vorläufige Anzeige zu erstatten. 

Zur amtlichen Publikation letztwilliger Dispositionen,, sowie zur amtlichen 
Nachlasstheilung sind nur diejenigen Konsuln befugt, denen die Gerichtsbarkeit zu- 
steht (66. 22—24 des Gesetzes). Die übrigen Konsuln haben etwa hierauf gerich- 
tete Anträge der Betheiligten an die zuständige Behörde des Auslandes oder eventuell 
des Landes, weichem der Verstorbene angehörte, zu verweisen. 

Die Herausgabe des Nachlasses erfolgt schliesslich an die diejenigen Personen, 
welche sich als die Erben des Verstorbenen oder als Bevollmächtigte derselben ur- 
kundlich legitimiren. 

Zu $. 19. Die Vorschrift, dass die Konsuln auf Ersuchen der Behörden eines 
Sundesstaates Zustellungen jeder Art an die im Konsulats-Bezirke sich auf- 
haltenden Personen bewirken können, bezieht sich nicht nur auf Zustellungen an 
Reichs-Angehörige, sondern auch auf solche an andere Personen. In jedem Falle 
muss sich der Adressat zur Zeit der Zustellung im Konsulats-Bezirk befinden ; aus- 
serhalb desselben eine Zustellung zu bewirken, ist der Konsul nicht ermächtigt. 
Selbstverständlich hat ein Konsul, welcher irrthümlich um eine Zustellung ersucht 
wird, welche er nach Vorstehendem vorzunehmen nicht ermächtigt ist, die Requisi- 
tion an den denjenigen Konsul oder an diejenige Behörde weiter zu geben, welche 
zur Bewirkung der Zustellung kompetent ist. 

Die Art und Weise der Zustellung richtet sich nach den, dem Konsul von der 
betreffenden Landes- Regierung etwa zugegangenen Spezial - Instruktionen , bezie- 
hungsweise nach den, in dem Requisitionsschreiben enthaltenen besonderen Anträgen. 

Von der erfolgten Zustellung benachrichtigt der Konsul demnächst die reqni- 
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rirende Behörde unter Angabe der näheren Umstände, unter welchen die Zustellung 
stattgefunden hat. also z. B. ob und wann die Zustellungsverfügung dem Adressaten 


persönlich behändigt, ob und wann sie zur Post gegeben ist u. s..w. ‘Wenn die requi- 
‚rirende Behörde auf ein Zustellungs-Zeugniss nicht ausdrücklich verzichtet, so ist ein 
solehes etwa in folgender Weise auszustellen ımd dem Antwortschreiben beizufügen : 
Zustellungs-Zeugniss. Dass die Verfügung des Handelsgerichts zu Hamburg 

vom 12. Mai 1871 in der Prozesssache des Schiffers Karl Heinrich Boye und Genossen, 
Kläger, wider den Kaufmann Ferdinand Blass und Genossen, Beklagte, nebst der bei- 


gefügten Abschrift der Klage und ihrer Anlagen, adressirt an den Kaufmann Joaquim. 


Bernardino da Costa Aguiar inN.N., dem Adressaten auf seinem im Amts-Bezirke des 

Unterzeichneten belegenen .Landsitze Buonavista am 14. Juni 1871 zugestellt worden 

ist ‘am 14. Juni 1871 hierseibst zur Post gegeben worden ist), bezeuge ich hierdurch. 
X., den 20. Juni 1871. Der Konsul des Deutschen Reichs. (Siegel. Unterschrift.) 

Hat die requirirende Behörde ein Duplikat des zuzustellenden Schriftstücks zu 
dem Zwecke beigefügt, dass auf demselben die Zustellung bescheinigt werde. so 
wird das Zustellungs-Zeugniss auf das Dnplikat gesetzt und auf den Inhalt des letz- 
teren verwiesen: z. B.: 

Zustellungs-Zeugniss. Dass eine Verfügung des Handelsgerichtes zu Ham- 

burg vom 12. Mai 1571 vorstehenden Inhaltes nebst ihren Anlagen, adressirtan..... 
u. s. w. wie bei obigem Beispiel. 

Für das Schreiben, durch welches die requirirende Behörde von der erfolgten 
Zustellung benachrichtigt wird, sind besondere Gebühren nicht zu liquidiren [viel- 
mehr haben die Konsuln nur auf den Ersatz der mit der Zustellung verbundenen 
baaren Äuslagen Anspruch]. Wird ein besonderes Zustellungs-Zeugniss übersendet, 
so kommt der Gebührensatz [für Ausstellung von Bescheinigungen! in Anwendung. 


Bemerkung. Rücksichtlich der eingeklammerten Worte am Schlusse vergleiehe jetzt das Gesetz vom 
1. Juli 1572, betr. die Gebühren und Kosten bei den Konsnlaten des Deutschen Reiches, Tarif Nr. 7 und. 


Zu $. 20. Die Vorschrift des $. 20 soll es den inländischen Behörden ermög- 
lichen, im Auslande zuverlässige beweiskräftige Zeugen-Vernehmungen und 
Eides-Abnahmen zu erlangen: sie ist daher nur auf Handlungen der Gerichts- 
barkeit zu beziehen. Wegen der Verklarungen vergl. unten zu $. 36. "Zeugen 
zu seiner Information nieht-eidlich abzuhören , steht jedem Konsul, zu, so oft sieh 
ihm eine amtliche Veranlassung dazu bietet. und ebenso ist er befugt, die dem 
öffentlichen Rechte angehörigen promissorischen Eide, insbesondere Diensteide, ab- 
zunehmen. Aber der eidlichen Abhörung von Zeugen und der Abnahme eines 
Parteien-Eides dürfen sich nur diejenigen Konsuln unterziehen, welche 
dazu vom Reichskanzler besonders ermäe htigt sind, und auch diese 
nur auf Ersuchen inländischer Behörden. Dabei haben diese Konsuln zunächst 
diejenigen Verhaltungs-Massregeln zu berücksichtigen , welehe von Seite der er- 
suchenden Behörde selbst mit Rücksicht auf die Vorschriften der einschlägigen Ge- 
setze ertheilt werden. 

Insoweit jedoch über die nachstehend berührten Punkte von Seite der er- 
suchenden Behörde keine andere Anweisung erfolgt, haben die Konsuln die folgen- 
den Vorschriften zu beachten: t 

1; Der Abnahme von Eiden der Zeugen oder Parteien hat stets eine, der persönlichen 
Stellung der zu beeidigenden Person entspreehende Erinnerung derselben an die Fol- 
gen eines Meineids vorauszugehen. 

2 Erstreckt sich eine Zeugenvernehmung auf mehrere Personen, so sind dieselben stets 
einzeln vorzurufen und zu vernehmen. | 

3 Vor jeder Vernehmung ‚zur Sache sind an den Zeugen allgemeine Fragen zu stellen 
über Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohnort, seine allen- 
fallsigen Verwandtschafts-, Schwägerschafts- und sonstigen Verhältnisse zu den Par- 
teien und seine etwaige Betheiligung am Ausgange der Sache. 

4, Ueber den Akt der Zeugen-Vernehmung oder Eides-Abnahme ist eine Urkunde {Proto- 
koll; aufzunehmen, welche Zeit und Ort der Handlung, die Namen der mitwirkenden 
Personen und das ganze Ergebniss der gepflogenen Vernehmung hinsichtlich der allge- 
meinen und sachlichen Fragen , beziehungsweise den vollen Hergang bei dem Beeidi- 
gungsakte ersehen lassen muss. Diese Urkunde ist nach vorgängiger, als geschehen 


darin zu erwähnender Vorlesung von den Betheiligten zu unterschreiben und von dem 
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Konsul mit Beidrückung des Amtssiegels und eigener Unterschrift zu unterfertigen. 
Können die Betheiligten nicht schreiben, so haben dieselben ein Handzeichen beizu- 
setzen, dessen Aechtheit der Konsul beglaubigt. Bei etwaiger Verweigerung einer Un- 
terschrift hat solches der Konsul zu beurkunden. 


Ausserdem finden die in der Instrukt. zu $$. 16 u. 17 unt. I., Ziff. 4, 5 u. 6 für 
die Aufnahme notarieller Akte ertheilten Vorschriften auch auf Zeugenvernehmungen 
undEidesabnahmen und die hierüber zuerrichtendenUrkunden (Protokolle) Anwendung. 

Zu$. 21. Die Vermittelung von Rechtsstreitigkeiten gehört nur 
dann zur amtlichen Wirksamkeit der Konsuln, wenn ein Reichs-Angehöriger zu den 
streitenden Parteien gehört. Aber auch in diesem Falle soll sich der Konsul nicht 
von Amtswegen in den Streit mischen. Wenn nur ein Theil den Konsul um seine 
Vermittelung angeht, so kann er zwar die andere Partei vor sich bescheiden, er- 
scheint dieselbe aber nicht, so hat sich der Konsul jedes Zwangsmittels zu enthalten. 
Bei den Vergleichs-Verhardlungen selbst muss er mit Ruhe und Unparteilichkeit 
durch Berichtigung irriger Meinungen auf die Anerkennung gerechter Ansprüche 
hinwirken und sonst in jeder Weise das Zustandekommen eines redlichen Vergleiches 
zu befördern suchen, schlauer Uebervortheilung geschäftsunkundiger Personen und 
anderen unredlichen Absichten aber mit Entschiedenheit entgegentreten. Kommt 
ein Vergleich zu Stande und bedarf es der Feststellung seines Inhalts in bindender 
Form, so ist darüber, jedoch nur auf Verlangen der Parteien, eine Notariats-Ur- 
kunde ($. 17) aufzunehmen; zur Sicherung des Beweises genügt dagegen ein 
schriftliches Konsulats-Zeugniss in beweisender Form ($. 15) über den Abschluss 
und Inhalt des Vergleiches. 

Bei Angelegenheiten, welche vor den Ortsgerichten anhängig sind, hat der 
Konsul den etwabetheiligten Deutschen auf ihr Ansuchen mit seinem Rathe und seiner 
Verwendung beizustehen, sie über die in Betracht kommenden Vorschriften und For- 
malitäten aufzuklären, auch bei der Wahl der geeigneten Rechtsmittel und Ver- 
treter zu unterstützen. 

Wird ein Konsul in rechtsgültiger Form — worüber die Orts-Gesetze entschei- 
den — von den Parteien zum Schiedsrichter ernannt, so ist er berufen, dies 
Amt zu übernehmen. Dem Schiedsrichter liegt es ob, nach eingehender Unter- 
suchung der Streitsache mit Unparteilichkeit und nach bester Einsicht zu ‚entschei- 
den, was zwischen den Parteien Rechtens sei. Der Schiedsspruch ist in der Form 
eines riehterlichen Urtheils (Erkenntnisses) unter Angabe der Entscheidungsgründe 
abzufassen, wenn nicht beide Theile bei der mündlichen Eröffnung des Schieds- 
spruches auf die schriftliche Abfassung verzichten. 


Zu$$.22 bis24. Die Ausübung der Kons.-Gerichtsbarkeit steht nur den- 
jenigen Konsuln zu, denen sie vom Reichskanzler unter Anweisung eines Jurisdiktions- 
Bezirkes speziell übertragen wird. Alleanderen Konsuln haben keine Gerichtsbarkeit. 

Der zweite Absatz des $. 24, welcher den Zeitpunkt für die Gültigkeit neuer 
Reichs-Gesetze betrifft, bezieht sich nur auf die Anwendung derselben in den Kon- 
snlar-Gerichten. In allen übrigen Fällen haben die Konsuln neue Reichs-Gesetze, 
welehe ihre Amtswirksamkeit berühren, von der Zeit ab anzuwenden, wo dieselben 
zu ihrer amtlichen Kenntniss gelangt sind, es sei denn, dass im besonderen Falle 
ein späterer Zeitpunkt des Inkrafttretens gesetzlich bestimmt wäre. 

Zu $. 25. Das Reichs-Gesetz vom 12. Oktober 1867 über das Passwesen *) 
hat die Passpfliecht aufgehoben. . Reichs-Angehörige so wenig, als Ausländer 
bedürfen zum Ausgaıge aus dem Reichsgebiete , zum Eintritt in dasselbe oder zum 
Aufenthalte und zu Reisen innerhalb desselben eines Reisepapiers. Doch sind die 
Konsuln des Deutschen Reichs auf Grund des $. 25 des Konsular-Gesetzes vom 


S. November 1867 befugt, 
I) den in ihrem Amts-Bezirke sich aufhaltenden Reichs-Angehörigen, ‚welche 


*) Vergl. Archiv des Nordd. Bundes Bd. I, S. 16 f. 
Tr 
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sich als solche in glaubhafter Art ausweisen, Pässe auszustellen, wenn dieselben es 
beantragen, und ihrer Befugniss zur Reise keine bekannten gesetzlichen Hindernisse, 

z. B. Militärpflicht, polizeiliche Beaufsichtigung, gerichtliche Untersuchung u. S. w., 

oder begründete Einsprache der Landes-Behörden entgegenstehen. Unter dieser 
Voraussetzung können Pässe ertheilt werden, sowohl zum Eintritt in das Reichsge- 
biet, als auch zu Reisen in dem Konsulats-Bezirke und in anderen Ländern ausser- 
halb des Reichsgebiets. Was das aus der Militärpflicht herzuleitende Hinderniss 
betrifft, so beginnt die Verpflichtung zum Dienst im stehenden Heere, beziehungs- 
weise in der Flotte mit dem 1. Januar desjenigen Kalenderjahres, in welchem der 
Wehrpflichtige das 20. Lebensjahr vollendet. Bei der Pass-Ertheilung an solche 
Personen , welche hiernach dienstpflichtig sind oder in Kurzem dienstpflichtig wer- 
den , ist mit besonderer Vorsicht zu verfahren. Unbedenklich ist ein Pass zu er- 
theilen, wenn der Antragsteller durch Atteste nachweist, dass er von der Militär- 
pflieht entbunden ist oder einen Aufschub zur Ableistung derselben erhalten hat. 

Der Dienst im stehenden Heere (der Flotte) dauert sieben Jahre. Davon kommen 
drei Jahre auf den aktiven Dienst. Während des Restes der siebenjährigen Dienst- 
zeit sind die Mannschaften zur Reserve beurlaubt, insoweit nicht die jährlichen 
Uebungen , nothwendige Verstärkungen oder Mobilmachungen des Heeres, bezie- 
hungsweise Ausrüstungen der Flotte, die Einberufung zum Dienst erfordern. Nach 
Ablauf der sieben Jahre erfolgt der Eintritt in die Landwehr |Seewehr) für weitere 
fünf Jahre. Die beurlaubten Mannschaften, sowohl die der Reserve, als diejenigen 
der Landwehr (Seewehr) sind während der "Beurlaubung i in der Wahl ihres Aufent- 
halts im In- und Auslande Beschränkungen nicht unterworfen. Doch darf nach 
den Bestimmungen über die Organisation der Landwehr-Behörden keinem Reser- 
visten oder Landwehrmann ein Pass zu einer Reise auf länger als 14 Tage ertheilt 
werden, wenn derselbe sich nicht über die geschehene Meldung an den Landwehr- 
bezirks-Feldwebel ausweist. Deshalb dürfen die Konsuln solchen Mannschaften 
des Beurlaubtenstandes Pässe nur dann ertheilen resp. verlängern, wenn dieselben 
nachweisen, dass sie ihren militärischen Verpflichtungen hinsichtlich der Abmeldung 
und Nachsuchung des erforderlichen militärischen Urlaubs nachgekommen sind. 
Mit Bezug hierauf ist zu bemerken : 

1) Mannschaften der Reserve und Landwehr von vorwurfsfreier militärdienst- 
licher Führung können unter friedlichen Verhältnissen, wenn sie beabsichtigen , auf 
längere Zeit nach aussereuropäischen Ländern, zu denen die Küstenländer des Mit- 
telländischen und Schwarzen Meeres nicht gerechnet werden sollen, zu gehen, zu- 
nächst auf zwei Jahre, unter der Bedingung der Rückkehr im Falle einer Mobil- 
machung beurlaubt werden. 

2) Wenn diese Mannschaften vor Ablauf des zweijährigen Urlaubs durch Kon- 
sulats-Atteste nachweisen, dass sie in einem der vorerwähnten aussereuropäischen 
Länder sich eine feste Stellung als Kaufleute, Gewerbetreibende ete. erworben ha- 
ben, so kann ihnen ein fünfjähriger Urlaub mit Dispensation von den Uebungen und 
von der Gestellung im Falle einer Mobilmachung gewährt werden. 

3) Vor Ablauf der fünf Jahre kann bei erneuter Vorlegung von Konsulats- 
Attesten, welche den ad. 2 aufgestellten Bedingungen entsprechen, der ihnen er- 
theilte Urlaub bis zur Entlassung aus dem Militärverhältniss verlängert werden. 

4) Alle auf die vorstehenden Bestimmungen gestützten Urlaubsgesuche sind an 
das heimathliche Landwehr-Bezirkskommando zu richten und von diesem auf dem. 
Instanzenwege dem vorgesetzten General-Kommando zur Entscheidung vorzulegen. 

5) Bei Rückkehr der in Rede stehenden Mannschaften nach Europa, sowie bei 
Uebersiedelung derselben in nicht Europäische Küstenländer des Schwarzen oder 
Mittelländischen Meeres erlischt der ihnen ertheilte Urlaub. 

Vorstehende Bestimmungen finden auf die Mann der Ersatz-Reserve 
erster Klasse analoge Anwendung. 
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Mannschaften der Ersatz-Reserve zweiter Klasse, welche die unter Nr. 2 näher 
bezeichneten Konsulats-Atteste an den Zivil-Vorsitzenden der Kreis-Ersatz-Kom- 
mission ihrer Heimath einsenden, können durch letzteren für die Dauer ihres Aufent- 
halts in aussereuropäischen Ländern von der Wieder-Anmeldung zur Stammrolle 
resp. von der Gestellung zur Aushebung im Falle einer Mobilmachung oder ausser- 
gewöhnlichen Ergänzungen des Heeres dispensirt werden und ist ihnen auf Verlan- 
gen dies zu attestiren. 

Die Konsuln werden sich auf den Antrag der Betheiligten der Uebermittelung 
der bezüglichen Gesuche an die heimathlichen Militär-Behörden unter Beifügung 
der abgelaufenen Reise-Dokumente, Urlaubs-Bewilligungen und der etwaigen Kon- 
sulats-Atteste zu unterziehen haben. 

Zu den Pässen haben die Konsuln das nachstehende Formular zu benutzen: 


Deutsches Reich. 
Nr. 


des Pass-Journals. 
Das (General-, Vize-) Konsulat des Deutschen Reiches 


Signalement. zu N. N. ersucht hiermit alle Militär- und Zivil-Behörden 
Alter: auf Vorzeigung dieses, d. 
Statur: 
Haar: 
Stirn: 
Augenbrauen: 
Augen: 
Mund: 
Bart: 
Ann: frei und hindert rei h nöthigenfalls ih 
Derichta a Sr un Ges n a Er igenfalls ih . . . 
Be re anfen: chutz und Beistand angedeihen zu lassen. 
Unterschrift des Pass-In- Gegeven zu NEN. 2 dene 
habers. Der (General-, Vize-) Konsul des Deutschen Reiches. 
Reise-Pass (Siegel.) (Unterschrift.) 
gültig auf 


Die Konsuln des Deutschen Reiches sind ferner befugt: 

II. Pässe, sowohl der Reichs-Behörden und der Behörden einzelner Bundes- 
Staaten, als auch fremder Behörden zu visiren. Die Ertheilung des Visa setzt immer 
voraus, dass der Pass von der zuständigen Behörde ausgestellt und dass weder der 
zu visirende Pass der Zeit nach abgelaufen ist, noch das Visa nach einem Orte hin 
begehrt wird, auf welchen der Pass von der Behörde, die ihn ertheilt hat, gar nicht 
gestellt ist. 

Pässe fremder Behörden dürfen nur zum Eintritt in das Reichsgebiet visirt 
werden, auch darf der Konsul nur solehen Personen fremder Behörden das Visa er- 
theilen, welche von der Polizei-Behörde seines Amtssitzes ausgestellt oder visirt 
oder mit dem Visa eines mit ihm in demselben Lande residirenden diplomatischen 
oder konsularischen Vertreters derjenigen Macht versehen sind, von deren Behörden 
der Pass ausgestellt ist. Nicht zu ertheilen ist das Visa an Personen , von welchen 
bekannt oder anzunehmen ist, dass sie der öffentlichen Sicherheit gefährlich sind 
oder dem Bettel nachziehen. 


1. Allgemeines. 


. 26.*) Reichs-Angehörigen, welche im Auslande hülfsbedürftig werden, 
en ein Fe ehtlicher Anspruch auf Unterstützung aus Öffentlichen Fonds ihres 
Heimathslandes nicht zu. Die Konsuln haben hülfsbedürftige Reichsangehörige an 


*) Nachtrags-Instruktion vom 22. Februar 1873. 
Archiv des Deutschen Reichs. Bd. I. (VI.) 76 
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die Behörden oder die etwaigen Wohlthätigkeits-Vereine des Orts zu verweisen, 
wobei sie sich darauf berufen können , dass im Bundesgebiete hülfsbedürftige Aus- 
länder ebenso wie Inländer unterstützt werden. Ist auf diese Weise keine Hülfe zu 
erreichen und sind auch keine alimentationspflichtigen Verwandten am Orte vor- 
handen, so können dergleichen hülfsbedürftige Reichs-Angehörige, welche ihre 
Eigenschaftalssolche vollständig nachweisen, von demKonsul unter- 
stützt werden. In Fällen, wo hiernach der Konsul die Unterstützung für angemessen 
hält, sind foigende Punkte zu berücksichtigen: 

Ist der zu unterstützende hülfsbedürftige Reichs- Angehörige krank, so hat der 
Konsul seine, wo möglich unentgeltliche Aufnahme in eine Heilanstalt zu bewirken 
oder sonst für seine Verpflegung und Heilung nach Thunlichkeit Sorge zu tragen. 

'Andern hülfsbedürftigen Reichs- Angehörigen, welche nicht im Stande sind, sich 
ihren Unterhalt am Orte selbst zu erwerben (z. B. nachgelassene Kinder verstor- 
bener Reichs-Angehöriger, Arbeitsunfähige), kann die konsularische Unterstützung 
zur Abhülfe augenblicklicher Noth gewährt werden. 

Die Kosten der Beerdigung eines im Konsulats-Bezirk verstorbenen Reichs- 
Angehörigen, zu deren Deckung der Nachlass nicht ausreicht, kann der Konsul be- 
streiten, wenn die Lokal-Bshörden dieselben zu übernehmen sich weigern und kein 
Anderer, welcher dafür aufzukommen verpflichtet ist, sich am Orte befindet. (Nach 
$. 5i der Seemanns-Ordnung hat z. B. der Rheder die Bestattungs-Kosten eines 
nach Antritt des Dienstes verstorbenen Schiffsmanns zu tragen.) 

Der Konsulhatseine Ausgaben in allen Fällen auf das noth- 
dürftigste Mass zu beschränken und Vorkehrungen zu treffen, dass die ge- 
währten Gelder wirklich zu dem bestimmten Zwecke verwendet werden. Er hat 
sich über alle geleisteten Zahlungen Quittungen geben zu lassen, die Umstände, 
unter welchen die Unterstützung gewährt worden, festzustellen, auch Erkundigungen 
einzuziehen, ob der Unterstützte in der Heimath eigenes Vermögen hat oder ob 
alimentationspflichtige Verwandte, resp. sonstige, zur Erstattung des Gegebenen 
Verpflichtete vorhanden sind. Gewährt das Ergebniss dieser Erkundigungen die 
Aussicht, dass die gegebene Summe wieder eingezogen werden kann, so hat der 
Kousul von dem Unterstützten das schriftliche Versprechen unterzeichnen zu lassen, 
dass er die erhaltene Sımme, sobald er dazu im Stande sein werde, zurückerstatten 
wolle. Die gewährten Reise-Unterstützungen sind in dem Passe (Reise-Papiere) 
des Unterstützten zu bemerken. Erscheint eine blosse Reise-Unterstützung nicht 
angemessen, sondern die Heimsendung des Hülfsbedürftigen ausnahmsweise 
erforderlich und kann dieselbe nicht kostenfrei erfolgen, so ist zuvor bei der Re- 
gierung des Heimathsstaats anzufragen. 

Aachen von jeder konsularischen Unterstützung sind Dessen aus 
der Landarmee, von der Kriegsfloite und von der Handelsmarine, sowie aus- 
getretene Militärpflichtige. Die Unterstützung ist ferner offenbar unwürdigen In- 
dividuen zu versagen, ingleichen solchen Reiehs-Angehörigen, welche die Staats- 
Angehörigkeit eines andern Landes erworben haben oder ohne Erlaubniss in fremde 
Militär- oder Zivildienste getreten sind. 


2. Besonderes in Bezug auf Schiffsleute. 


Bei der Unterstützung hülfsbedürftiger Seeleute, sowie überall da, wo die 
Verpflichtungen der Schiffs-Eigenthümer oder Schiffsführer gegen die Mannschaft 
und umgekehrt in Frage kommen, haben sich die Konsuln nach der Seemanns- 
Ordnung zu richten.*) 

Ausserdem finden noch folgende Bestimmungen Anwendung: 


-*) Siehe diese unten. 
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a) Wenn sich kranke Deutsche Seeleute an den Konsul wenden, so hat er, 
nöthigenfalls unter Anrufung der Hülfe der betreffenden Behörden, thunlichst dafür 
zu sorgen, dass der Schiffer alle nach Massgabe der Seemanns-Ordnung (namentlich 
$$. 48 fl.) gegen solche Kranke dem Rheder obliegende Pflichten vollständig erfülle 
und im Fall. der Abfahrt des Schiffes vor erfolgter Heilung derselben die vollständige 
Erfüllung dieser Pflichten sicher stelle. Gelingt dies nicht, oder gehört der kranke 
Seemann nicht zu einem im Hafen liegenden Schiffe, so hat der Konsul für Heilung 
und Verpflegung und demnächstige Heimsendung des Kranken Sorge zu tragen. 

b) Wenn Seeleute, welche bis zum Eintritt ihrer Hülfsbedürftigkeit auf Deut- 
schen, durch Zufall verloren gegangenen ($. 56 der Seemanns-Ordnung) Schiffen 
dienten, die Unterstützung des Konsuls nachsuchen, so hat er dieselben, insoweit 
sie Reichs-Angehörige sind, zu unterstützen und geeigneten Falls heimzusenden. 
Insoweit solche hülfsbedürftige Seeleute nicht Reichs- Angehörige sind, hat der Konsul 
dieselben mit ihrem Gesuche zunächst an das Konsulat desjenigen Staats zu ver- 
weisen, dessen Angehörige sie sind. Sollte jedoch ein solches Konsulat nicht am 
Orte sein, oder die bei ihm nachgesuchte Hülfe verweigern — welche Thatsache 
thunlichst durch schriftliche Beweisstücke zu konstatiren ist — so hat der Konsul 
auch der dem Deutschen Reiche nicht angehörigen Seeleute verloren gegangener 
Deutscher Schiffe sich anzunehmen, sofern nicht etwa den Deutschen Seeleuten in 
gleichem Falle von dem Konsul der betreffenden Staaten Beistand versagt wird. 

c) Wenn Reichs-Angehörige, welche bis zum Eintritt ihrer Hülfsbedürftigkeit 
auf fremden Schiffen dienten, die Unterstützung des Konsuls in Anspruch nehmen, 
so hat letzterer in Ermangelung anderweitig, z. B. von dem Konsul der Nation, 
welcher das Schiff angehört, zu erreichender Hülfe, denselben in gleichem Umfange 
beizustehen, wie dies für kranke und hülfsbedürftige Seeleute Deutscher Schiffe 
vorgeschrieben ist. 

Für Seeleute, welche aus den im $. 57 unter I bis 4 der Seemanns-Ordnung 
angegebenen Gründen entlassen worden sind, darf der Konsul die Heimschaffungs- 
Kosten nicht übernehmen, jedoch kann er ihnen bei dringender Noth einige Unter- 
stützung für Rechnung der Reichskasse gewähren. 

Etwaige Heuerforderungen an den Schiffsführer hat der Konsul nicht etwa 
dem Schiffsmann vorschussweise zu zahlen, ebenso wenig sich in sonstige Geld- 
angelegenheiten zu mengen, welche mit der Heimschaffungs-Massregel an sich in 
keinem nothwendigen Zusammenhange stehen, selbst wenn die Folge davon sein 
sollte, dass der Seemann wegen Schulden verhindert wird, abzureisen. Der Konsul hat 
sich in diesem Falle dann aller weiteren Unterstützungen des Seemanns zu enthalten. 

Auch in Bezug auf die Unterstützungen von Seeleuten sind die Ausgaben sowohl 
zum Zweck der Beseitigung augenblicklicher Noth, als Behufs Beförderung in die 
Heimath mit möglichster Sparsamkeit zu bemessen und auf den wirklich unvermeid- 
lichen Bedarf einzuschränken. Da der Zweck der Heimschaffung es mit sich bringt, 
auch für den einstweiligen Unterhalt zu sorgen, so versteht es sich von selbst, dass 
bei übernommener Heimschaffung zugleich die zunächst sich darbietenden drin- 
gendsten Bedürfnisse der Wohnung, Kost und Kleidung zu befriedigen sind. Das 
in dieser Beziehung Erforderliche ist aber möglichst «2 natura und nicht durch 
Verabreichung von baaren Geldmitteln an die Seeleute selbst zu gewähren. Die 
Beförderung des zur Heimschaffung übernommenen Seemanns, welche nicht immer 
unmittelbar nach dem Heimaths-Staate zu geschehen braucht, sondern unter Um- 
ständen auch erst auf andere Orte hin stattfinden kann, ist, wenn irgend thunlich, 
auf dem Seewege zu bewerkstelligen. Die Konsuln müssen daher Behufs der Er- 
mittelung von Schiffsgelegenheit in jedem einzelnen Fall nicht allein an ihrem eigenen 
Wohnort, sondern auch in benachbarten Häfen mit aller Sorgfalt Erkundigungen 
einziehen. Das Hauptaugenmerk muss dahin gerichtet bleiben, eine kostenfreie 
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Schiffsgelegenheit zu beschaffen. Arbeitsfähige Individuen werden wo möglich in 
anderem Schiffsdienst gegen Lohn unterzubringen sein; doch kann das Verheuern 
auf Schiffe eines ausserdeutschen Staates, besonders wenn dieselben nicht unmittelbar 
nach einem Deutschen Hafen fahren, nicht wünschenswerth sein. ' 

Jedes Deutsche Kauffahrtei-Schiff ist nach näherer Bestimmung des Reichs- 
Gesetzes vom 27. Dezember 1872*) verpflichtet, hülfsbedürftige Deutsche Seeleute 
Behufs ihrer Zurückbeförderung nach Deutschland auf schriftliche Anweisung des 
Konsuls nach seinem Bestimmungs-Hafen mitzunehmen. Die gleiche Verpflichtung 
besteht auch ausländischen Seeleuten gegenüber, welche unmittelbar nach einem 
Dienste auf einem Deutschen Kauffahrtei-Schiffe ausserhalb Deutschlands sich in 
einem hülfsbedürftigen Zustande befinden, sofern das betreffende Schiff nach einem 
Hafen im Heimathslande des Hülfsbedürftigen bestimmt ist. Es versteht sich, dass 
die Leistungen Deutscher Schiffe zu Gunsten fremder Seeleute nicht in Anspruch zu 
nehmen sind, in so weit für die letzteren Seitens des eigenen Landes-Konsuls ge- 
sorgt wird, oder die Heimschaffung ohne Aufwendung höherer Kosten auf einem 
Schiffe ihrer Nation erfolgen kann oder endlich diejenige Nation, welcher der Hülfs- 
bedürftige angehört, Deutschen Seeleuten in gleicher Lage jeden Beistand versagt. 
Zur Erfüllung der gedachten Verpflichtung kann der Schiffer vom Konsul zwangs- 
weise angehalten werden. Verweigert der Schiffer die Mitnahme unter Berufung 
auf einen der in $. 3 des Gesetzes aufgeführten Umstände, so hat der Konsul die 
zur Begründung der Weigerung angeführten Thatsachen zu untersuchen und nach 
dem Ergebniss dieser Prüfung zu entscheiden, ob die Weigerung als begründet an- 
zusehen ist, oder nicht. Hinsichtlich des Transports von Verbrechern, deren Mit- 
nahme verweigert werden kann, bleibt das in der Instruktion zu $$. 29, 33 vorge- 
schriebene Verfahren zu beobachten. Gegen den Schiffer, welcher sich der ihm 
obliegenden Verflichtung zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute entzieht, kann 
vom Konsul Geldstrafe bis zu funfzig Thalern oder entsprechende Haft festgesetzt 
werden (vergl. die Instruktion zu $. 33). | 

Der $. 5 des Gesetzes bestimmt die Höhe der Entschädigung, welche der Führer 
eines Deutschen Kauffahrtei- Schiffes für die Mitnahme eines Seemannes bean- 
spruchen kann. Die Konsuln werden jedoch darauf Bedacht zu nehmen haben, 
durch besondere Vereinbarung mit dem Schiffer, wozu unter Umständen, z. B. bei 
theilweiser Arbeitsfähigkeit des Heimzuschaffenden, Veranlassung sein kann, freie 
Beförderung oder wenigstens eine solche zu geringeren Kostensätzen zu erlangen. 
Die vereinbarte Entschädigung hat, wie die gesetzmässige, wo möglich Kost und 
Logis zu umfassen, damit dem zu transportirenden Seemann keine baaren Reise- 
Mittel ausgehändigt zu werden brauchen. 

Die Auszahlung der Entschädigung erfolgt im Bestimmungshafen durch das 
Seemanns-Amt gegen Auslieferung der wegen der Mitnahme ertheilten Anweisung. 
Kann daher die Heimschaffung nicht direkt nach einem Deutschen Hafen bewirkt 
werden, so hat das Konsulat der Zwischenstation die Entschädigung für die Beför- 
derung des Heimzuschaffenden bis dorthin auszuzahlen und für die weitere Beför- 
derung in entsprechender Weise Sorge zu tragen. 

Die Anweisung an den Schiffsführer wird beispielsweise folgendermassen lauten: 

Der 28 Jahr alte Matrose Johann Nörner aus Köslin, welcher mit dem am 
25. April d. J. aus Stettin abgesegelten, von dem Schiffer Ernst Krämer geführten, 
dem Stettiner Handlungshause J. Schlieckmann & Co. gehörigen Briggschiffe Pfeil 
hier angekommen ist, hat bei dem Abgange des gedachten Schiffes Krankheitshalber 
hier zurückgelassen werden müssen. Da derselbe gegenwärtig transportfähig ist und 
Sie im Begriffe stehen, von hier nach Liverpool zu segeln, auch der Einwand, dass an 


Bord Ihres Schiffes kein angemessener Platz für den Genannten vorhanden sei, nach 
der von dem unterzeichneten Seemanns- Amte vorgenommenen Besichtigung Ihres 


*) Vergl. den Wortlaut unten. 
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Schiffes nicht für begründet erachtet werden kann, so werden Sie hierdurch in Gemäss- 
heit des Reichs-Gesetzes vom 27. Dezember 1872 angewiesen, den Johann Nörner 
Behufs seiner Zurückbeförderung nach Deutschland bis nach Liverpool mitzunehmen 
und ihn bei Ihrer Ankunft daselbst dem dortigen Kaiserlichen Konsul zu überweisen. 
Der Letztere wird Ihnen gegen Aushändigung dieser Anweisung eine Entschädigung 
von fünfzehn Silbergroschen für den Tag, vom Tage der Aufnahme des Jonann Nör- 
neran bis zum Tage der Ankunft in Liverpool einschliesslich, auszahlen. DerJohann 
Nörner hat auf gleiche Kost und Logis, wie die übrige Schiffs-Mannschaft, Anspruch 
und ist Ihrer Disziplinar-Gewalt unterworfen. 
NENNEN 
DasSeemanns-Amt. 
Kaiserliches Konsulat. 
(Siegel.) Unterschrift. 


Wenn und inwieweit es sich nicht vermeiden lässt, einen Transport zu Lande 
gehen zu lassen, sei es, um eine benachbarte Schiffsgelegenheit zu erreichen, sei es, 
weil eine Benutzung des Seeweges durch die Umstände überhaupt ausgeschlossen, 
oder voraussichtlich für kostspieliger zu erachten ist, so unterliegt es im Allgemeinen 
keinem Bedenken, vorzugsweise von der Eisenbahn Gebrauch zu machen. Der 
Konsul hat alsdann das Fahrbillet, welches in der niedrigsten Klasse zu lösen ist, 
in natura, die ferneren Reise-Bedürfnisse für Nahrung, etwaiges Nacht-Quar- 
tier u. s. w. aber nach einem sorgfältigen Kosten-Ueberschlag baar im Voraus zu 
gewähren. Das Gepäck, so weit es die Personen nicht bei sich tragen oder innerhalb 
des Freigewichts mitnehmen können, muss auf wohlfeilerem Wege befördert werden. 

Schliesslich wird bemerkt, dass die Massregeln der Heimschaffung, mag diese 
durch Schiffsgelegenheit oder auf dem Landwege erfolgen, in der Regel nur bis 
zur Erreichung der jedes Mal nächsten Deutschen Behörde einzu- 
richten sind, d. h. also bei einem Transport, der nicht unmittelbar nach Deutsch- 
land geht, bis zur Erreichung eines andern Deutschen Konsulats oder einer Deut- 
schen Gesandtschaft, bei direkter Beförderung nach Deutschland aber bis zur 
Erreichung der Grenz-Behörde. Die leichtere Berechnung und Kontrolirung des 
Kostenbedarfs erfordert diese Beschränkung. Der jedes Mal gewährte Betrag ist 
auf dem Reisepass, beziehungsweise im Seefahrtsbuche zu vermerken. Die 
weiteren Transport-Massregeln im Innern Deutschlands, wo die inneren Be- 
hörden die weitere Beförderung übernehmen, sind ressortmässig von aller konsu- 
larischen Verfügung ausgeschlossen. 


3. Erstattung der bei Unterstützung Hülfsbedürftiger erwachsenen 
Kosten. 


Die den Konsulaten nach Massgabe der vorstehenden Bestimmungen entstan- 
denen Kosten kann der Konsul von den zur Erstattung Verpflichteten (alimentations- 
pflichtigen Verwandten, Rhedern ete.) direkt oder durch Vermittelung der betreifen- 
den Landes-Regierung wieder einziehen. Doch steht es ihm auch frei, dieselben 
sofort bei dem Reichskanzler zur Erstattung zu liquidiren. Den desfallsigen 
Liquidationen ist die Angabe des vollständigen Namens, sowie des Wohnorts des 
Unterstützten, ingleichen bei Seeleuten die Angabe des Namens, der Nationalität 
und des Heimathshafens des Schiffs, auf welchem sie zuletzt gedient haben, endlich 
eine vollständige Darlegung des Sachverhältnisses beizufügen, auch sind die be- 
schafften Beweisstücke und Beläge, insbesondere bei Seeleuten die von den Konsuln 
ertheilten Anweisungen wegen Mitnahme auf Deutschen Kauffahrtei-Schiffen, mit 
einzureichen. Sind in Strandungssachen durch Verkauf geretteter Gegenstände 
baare Geldmittel in die Hände des Konsuls gelangt, so sind sie zur Deckung seiner 
Ausgaben vorläufig zurückzubehalten und bei der Liquidation in Abzug zu bringen. 

Zu $. 27. ı. Die Deutschen Konsuln haben den Schiffen der Kriegsmarine 
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des Reichs Hülfe und Unterstützung zu gewähren, sobald eine diesfällige Requi- 
sition des Kommandanten an sie ergeht , oder sobald sie sonst verbürgte Kunde von 
der hülfsbedürftigen Lage eines solchen Schiffes erhalten. 

Sind Schiffe der Kriegsmarine des Reichs im Begriff, eine zum Bezirk des 
Konsuls gehörende Rhede anzulaufen oder in Häfen des Konsulats - Bezirks einzu- 
laufen, so giebt der Konsul, wenn eine ansteckende Krankheit am Orte herrscht, 
dem Befehlshaber ungesäumt davon Nachricht. Er thut alle nöthigen Schritte, um 
ein gutes Einvernehmen zwischen den kommandirenden Offizieren und den Orts- 
Behörden vorzubereiten und aufrecht zu erhalten. 

Er unterrichtet die Befehlshaber auf deren Verlangen über die Ehrenbezeu- 
gungen, welche am Orte nach Bestimmung und Herkommen zu erweisen sind und 
über das Verfahren, welches die fremden Flaggen in dieser Beziehung beobachten. 

Er giebt den Befehlshabern auf deren Verlangen über die zweckmässigste Art 
der Beschaffung von Geld oder sonstigen Bedürfnissen Auskunft. Wahl-Konsuln, 
welche zugleich Kaufleute sind, können in letzterer Eigenschaft die Besorgung von 
Geldvorschüssen und anderen Bedürfnissen selbst übernehmen. Nach der bei der 
Kriegsmarine des Reichs bestehenden Diensteinrichtung sind zur Erhebung von 
Geldern für Kriegsschiffe allein die Kassen-Kommissionen der Schiffe kompetent. 
Diese Kommissionen bestehen entweder aus dem Kommandanten, dem ersten Offizier 
und dem Zahlmeister resp. Verwalter, oder aus dem Kommandanten und dem Zahl- 
meister resp. Verwalter, sie sind für die Ermittelung des Geld-Bedürfnisses und für 
die Art der Geld-Beschaffung verantwortlich und die Erstattung der ihnen geleisteten 
Zahlungen ist gesichert. An einzelne Offiziere oder Mannschaften der in dem Amts- 
Bezirk des Konsuls anwesenden Schiffe der Kaiserlichen Marine sind ohne eine be- 
sondere Requisition von Seiten der Kassen- Kommission Geldvorschüsse für Rech- 
nung der Reichskasse nicht zu machen. 

Die Schiffe der Reichsmarine sind verpflichtet, vor dem Auslaufen aus Häfen 
für die pünktliche Bezahlung aller eingenommenen Bedürfnisse aus der Schiffs- 
kasse zu sorgen. Sollte dies unter besonderen Verhältnissen nicht möglich sein, so 
wird die Kassen-Kommission die konsularische Vermittelung, welche alsdann thun- 
lichst zu gewähren ist, schriftlich in Anspruch nehmen. Die Erstattung der hierbei 
erwachsenen konsularischen Auslagen ist unter Einreichung der Regquisition der 
Kassen-Kommission bei dem Reichskanzler nachzusuchen. Falls etwa nach dem 
Abgange von Kriegsschiffen noch Forderungen an dieselben bei dem Konsul zur 
Sprache kommen sollten, so ist darüber an den Reichskanzler zu berichten. 

Wenn ein Schiff der Kaiserlichen Marine beim Abgange aus dem Amts-Bezirk 
des Konsuls Offiziere oder Mannschaften wegen Krankheit oder aus anderen Ur- 
sachen zurückzulassen genöthigt ist, so hat der Konsul für dieselben im Einver- 
nehmen mit dem Schiffs-Kommando Sorge zu tragen. Letzteres ist verpflichtet, den 
Umfang der Geld-Kompetenzen dieser Personen dem Konsul schriftlich mitzutheilen, 
die für die Unterbringung oder Rücksendung nach der Heimath erforderlichen Mass- 
regeln mit denselben zu verabreden und ihn wegen der Art und Weise, in welcher 
die Wiedereinziehung der zu erstattenden Auslagen zu erfolgen hat, mit besonderer 
Ermächtigung zu versehen. Der Konsul fügt seinem hierüber an den Reichskanzler 
zu erstattenden Berichte die Requisition des Schiffs- Kommandos bei. Wenn es in 
Folge besonderer Umstände nicht zu vermeiden ist, ohne eine solche Vereinbarung 
mit dem Schiffs-Kommando einzelnen Offizieren oder Mannschaften von Konsulats- 
wegen Hülfe zu gewähren, so hat der Konsul die nothwendigsten Mittel zum Unter- 
halt und zur etwaigen Weiterbeförderung vorzuschiessen und seineAuslagen demReichs- 
kanzler Behufs der Erstattung anzuzeigen. Zur Berichtigung angeblicher Besoldungs- 
Kompetenzen an solche Offiziere oder Mannschaften ist der Konsul nicht ermächtigt. 

2. Bezüglich der offiziellen Besuche zwischen den Geschwader-Kommandanten, 
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sowie den Befehlshabern einzelner Schiffe der Reichsmarine einerseits und den 
Konsuln andererseits sind nachstehende Bestimmungen massgebend. 

Die General-Konsuln haben den Befehlshabern der Geschwader den ersten 
offiziellen Besuch zu machen, erhalten ihn aber von den Kommandanten einzelner 
Kriegs - Fahrzeuge. 

Die Konsuln machen den Kommandanten der Geschwader, sowie denjenigen 
einzelner Fahrzeuge, sofern letztere Kapitäne zur See oder Korvetten-Kapitäne sind 
und ihre Ankunft den Konsuln schriftlich kund gethan haben, den ersten offiziellen 
Besuch, erhalten ihn aber von den Kommandanten geringeren Ranges. 

Die Vize- Konsuln machen den Kommandanten der Geschwader und einzelner 
Fahrzeuge, auch wenn dieselben nur Kapitän-Lieutenants oder Lieutenants zur See 
sind, den ersten offiziellen Besuch. 

Dass die von den Offizieren der Kriegs-Marine den Konsuln gemachten Besuche 
thunlichst bald zu erwidern sind, ist selbstverständlich. 

Zu den offiziellen Besuchen wird den Konsuln auf Requisition derselben ein 
Boot des Schiffs zur Verfügung gestellt. 

An Bord des Schiffes fassen die Schildwachen das Gewehr vor den Konsuln an, 
wenn dieselben in Uniform sind. 

Beim Vonbordgehen erhalten die General-Konsuln einen Salut von neun, die 
Konsuln von sieben, die Vize-Konsuln von fünf Kanonenschüssen, jedoch General- 
Konsuln nur in den Häfen, die zu ihrem Bezirke gehören, Konsuln und Vize-Konsuln 
nur an dem Orte, wo sie ihren Sitz haben. Kriegsschiffe, welche weniger als zehn 
Kanonen führen, feuern keinen Salut. Dieselbe Person wird erst nach Ablauf eines 
vollen Jahres von demselben Schiffe wieder salutirt, es sei denn, dass der zu Be- 
grüssende in der Zwischenzeit eine Rangerhöhung erfahren hätte, oder das Schiff 
von Neuem in Dienst gestellt worden wäre. Nach Sonnenuntergang findet kein 
Salut statt. Bei Anwesenheit seiner Majestät des Kaisers in einem Seeplatze darf 
ohne Allerhöchsten Befehl und vorherige Anfrage kein Salut gefeuert werden. 

Wenn sich ein General-Konsul offiziell am Bord eines Kriegsschiffes befindet, 
darf im Auslande, namentlich beim Einlaufen in fremde Häfen oder beim Auslaufen 
aus denselben, falls besondere Gründe dies wünschenswerth erscheinen lassen , die 
National - Flagge im Grosstop gesetzt werden. 

Zu$. 28. Wenn Mannschaften von Schiffen der Kaiserlichen Marine desertiren, 
so wird der Kommandant des betreffenden Schiffs den Konsul unter Mittheilung des 
Nationale und der Umstände, unter welchen die Desertion erfolgt ist, um seine Mit- 
wirkung zur Wiederhabhaftwerdung des Deserteurs ersuchen. Der Konsul bean- 
tragt demnächst bei der kompetenten Lokal-Behörde die durch die Verhältnisse ge- 
botenen Massregeln. Wird der Deserteur ergriffen und verweigert die Lokal- 
Behörde seine Auslieferung, so berichtet der Konsul an den Reichskanzler. Erfolgt 
die Auslieferung, so veranlasst der Konsul, dass der Deserteur an Bord des Schiffes 
zurückgeführt wird. Sollte das Schiff bereits abgegangen und auch kein anderes 
Sebiff der Reichsmarine anwesend sein, so verfährt der Konsul nach den ihm von 
dem Schiffs-Kommandanten zurückgelassenen Weisungen. In Ermangelung solcher 
sendet er den Deserteur auf möglichst wenig kostspieligem Wege an die Marine- 
Behörde desjenigen Kriegshafens, zu welchem das betreffende Schiff gehört, oder an 
die nächste Grenzpolizei-Behörde des Bundesgebiets mit dem Ersuchen um Weiter- 
beförderung an die eben genannte Stelle. 

Zu$.29. Die Befehlshaber von Schiffen der. Reichsmarine haben die Wei- 
sung, den Konsuln des Deutschen Reichs allen thunlichen Beistand zur Erfüllung 
ihrer Dienstaufgaben zu gewähren. Dieselben werden namentlich, soweit es der 
Raum und die Rücksichten des Dienstes gestatten, bereit sein, auf die schriftliche 
Requisition des Konsuls hülfsbedürftigen Reichs-Angehörigen, weiche in Gemässheit 
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der zu $. 26 des Gesetzes ergangenen Bestimmungen nach der Heimath zu beför- 
dern sind, die Passage auf ihrem Schiffe zu bewilligen, auch den Transport von 
Reichs-Angehörigen zu übernehmen, welche wegen verübter Verbrechen an den hei- 
mischen Richter abgeliefert werden sollen. Letzteres darf übrigens nur auf vor- 
herige Anweisung des Reichskanzlers oder einer Bundesregierung geschehen. 
(Vgl. die Instruktion zu $. 33.) Bevor der Konsul eine Requisition der gedachten 
Art an den Schiffs-Kommandanten richtet, hat er sich durch eine Anfrage bei dem- 
selben über die Höhe der von der Marine - Verwaltung zu liquidirenden Kosten zu 
vergewissern, dass die Beförderung nicht auf andere Weise billiger zu bewirken ist. 


Zu $. 30. Die Vorschriften über Führung der Reichs-Flagge sind in dem zum 
Reichs-Gesetze erklärten Bundes-Gesetze vom 25. Oktober 1867 über die Nationa- 
lität der Kauffahrtei- Schiffe und ihre Befugniss zur Führung der Bundes -Flagge 
enthalten. Nach Inhalt dieses Gesetzes*) haben die zum Erwerb durch die Seefahrt 
bestimmten Deutschen Schiffe als National-Flagge ausschliesslich die Reichs-Flagge 
zu führen. Die Reichs-Flagge bildet ein längliches Rechteck , bestehend aus drei 
gleich breiten horizontalen Streifen, von welchen der obere schwarz, der mittlere 
weiss und der untere roth ist. Das Verhältniss der Höhe der Flagge zur Länge ist 
wie zwei zu drei. Die Reichs-Flagge wird von den Schiffen an einem Flaggstock 
am Heck oder am hintern Maste — und zwar in der Regel an der Gaffel dieses 
Mastes, in Ermangelung einer solchen aber am Top oder im Wand — geführt. 

Als Lootsen-Flagge, d. h. als diejenige Flagge, deren Aufhissen bedeutet, dass 
ein Lootse gebraucht wird, bedienen sich die Kauffahrtei-Schiffe der Reichs-Flagge 
in kleinerem Format, umgeben von einem weissen Streifen, welcher die Breite eines 
der übrigen Streifen erhält. 

Wenn der Konsul in Erfahrung bringt, dass ein Kauffahrtei-Schiff eines 
Bundesstaates als National-Flagge eine andere als die vorgeschriebene Flagge — 
auch besondere Abzeichen in der Flagge sind unzulässig — oder einen Wimpel ähn- 
lich demjenigen der Reichsmarine führt, so begiebt er sich an Bord und fordert den 
Schiffer auf, die vorschriftswidrige Flagge oder den unzulässigen Wimpel herunter- 
zuholen und ihm zu übergeben. Er nimmt über den Hergang ein von dem Schiffer 
zu unterzeichnendes Protokoll auf, welches er demnächst mit einer genauen Be- 
schreibung der vorschriftswidrigen Flagge etc. der Regierung desjenigen Staates, 
welchem das Schiff angehört, einreicht. Durch Befestigung des Konsulats-Siegels und 
des Siegels des Schiffers oder in sonst angemessener Weise ist die Identität der 
Flagge etc. sicherzustellen. Ist der Konsul verhindert, sich selbst an Bord des 
Schiffes zu begeben, so sendet er einen gehörig legitimirten Bevollmächtigten. 
Weigert sich der Schiffer, der Aufforderung des Konsuls oder seines Bevollmäch- 
tigten Folge zu geben, so ist die Hülfe der Lokal-Polizeibehörde zu requiriren. 
Lehnt letztere ihre Mitwirkung ab, so hat der Konsul dem Schiffer schriftlich zu er- 
öffnen, dass sein Schiff, so lange es die National-Flagge nicht führt, als ein Deutsches 
nicht angesehen werden könne, also weder des Schutzes Seitens des Konsulats, noch 
der Rechte werde theilhaftig werden, welche die Verträge mit dem Auslande den 
Deutschen Schiffen einräumen. 

Kommt es zur Kenntniss des Konsuls, dass ein nach den Bestimmungen des 
Gesetzes vom 25. Oktober 1867 zur Führung der Reichs-Flagge nicht berechtigtes 
Schiff diese Flagge in einem Hafen seines Amts-Bezirks führt, so hat er durch Ver- 
mittelung der Lokal-Polizeibehörde oder des betreffenden fremden Konsulats die 
erforderlichen Schritte zu thun, um solchen Missbrauch zu verhindern. Die in 
8. 13 ff. des Gesetzes vom 25. Oktober 1867 dem Führer eines unberechtigter 


*) B.-G.-Bl. 1867, S. 35. Siehe unten II. Abtheilung. 
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Weise unter Reichs- Flagge fahrenden Schiffes angedrohten Strafen hat nicht der 
Konsul festzusetzen, vielmehr entscheiden darüber die kompetenten Gerichte. 

Nach $. 16 des Gesetzes vom 25. Oktober 1867 und $. 37 des Konsular- 
Gesetzes haben die Konsuln des Deutschen Reichs das Recht, an Schiffe, welche in 
ihrem Bezirke durch den Uebergang in das Eigenthum eines Reichs-Angehörigen die 
Befugniss zur Führung der Reichs -Flagge erlangen , Atteste zu ertheilen, welche 
für die Dauer eines Jahres die Eintragung in das Schiffs-Register und das Zertifikat 
ersetzen. 

Vor Ausstellung eines solchen Attestes hat sich der Konsul durch Einsicht der 
Dokumente , auf welchen der Eigenthums -Uebergang beruht, sowie durch sonstige 
glaubhafte Nachweise, welche durch eine schriftliche Erklärung an Eidesstatt 
Seitens des Rheders oder des Kapitäns zu bekräftigen sind, zu überzeugen, dass das 
Schiff sich wirklich fortan in dem ausschliesslichen Eigenthum von Personen, denen 
das Indigenat in einem Bundesstaate zusteht oder einer der im $. 2 des Gesetzes 
vom 25. Oktober 1867 bezeichneten Gesellschaften oder Genossenschaften befindet. 
Als Beweis für die Nationalität des neuen Erwerbers kann unter Umständen auch 
die Notorietät genügen. Das Attest ist nach dem hier folgenden Formulare aus- 
zustellen: 

Flaggen-Attest. 


Der unterzeichnete Konsul des Deutschen Reichs zu N. N. bezeugt hiermit, dass 
das bisher unter N. N.scher Flagge gestandene....... (Bark, Brigg u. s. w.) Schiff... 
u (Name), welches im Jahre....inN.N.von..... (Eichen- u. s. w.) Holz ge- 


zu sein. 

Das gedachte Schif hat mithin auf Grund des Reichs-Gesetzes vom 25. Oktober 1867 
das Recht zur Führung der Deutschen Reichs - Flagge erworben, und es wird hierüber 
gegenwärtiges Attest für die Dauer Eines Jahres von heute ab mit dem Bemerken er- 
theilt, dass dasselbe über dieses Jahr hinaus nur für die Dauer einer durch höhere Ge- 
walt verlängerten Reise Gültigkeit hat. 

EL dei ten LM Der Konsul des Deutschen Reichs. 

(Siegel.) Unterschrift. 

Das vorstehende Formular ergiebt, dass dem Konsul auch die Identitäts-Merk- 
male des Schiffs in glaubhafter Weise (durch Vermessungs-Atteste, schriftliche, er- 
forderlichenfalls eidesstattliche Zeugnisse ete.) nachgewiesen werden müssen. 

In Kriegszeiten ist bei der Ertheilung von Flaggen-Attesten mit besonderer 
Vorsicht zu Werke zu gehen. Namentlich sind solche Atteste nicht an Schiffe zu 
ertheilen, welche bis zum Eigenthums-Uebergang auf einen Reichs-Angehörigen 
einer der im Kriege befindlichen Nationen angehört haben. Auch ist das Attest zu 
verweigern, wenn gegründeter Verdacht vorhanden ist, dass das Geschäft ein simu- 
lirtes sei. 

Von der Ertheilung jeden Flaggen-Attestes giebt der Konsul unverweilt der 
Regierung desjenigen Bundesstaates Kenntniss, welchem der neue Schifiseigenthü- 
mer angehört, oder in welchem der von dem neuen Schiffseigenthümer gewählte 
Heimathshafen liegt. 

Zu $. 31. Die Kapitäne der unter der Reichsflagge fahrenden Kauffahrtei- 
schiffe sind, wenn sie in einem zu dem Amts-Bezirke des Konsuls gehörigen Hafen 
vor Anker gehen, verpflichtet , sich spätestens innerhalb acht und vierzig Stunden 
nach der Ankunft bei dem Konsul persönlich zu melden und sich vor der Abreise 
ebenso abzumelden. 

Die Meldung ist nicht erforderlich, wenn das Schiff den Hafen nur angelaufen 
hat, um 
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auf Wind oder Fluth zu warten, 

den Bedarf an Proviant, Wasser oder Feuerungs-Material zu ergänzen, 

Lootsen einzunehmen oder abzusetzen, 

Passagiere einzunehmen oder abzusetzen, sofern hiermit nicht ein längerer als 
vier und zwanzigstündiger Aufenthalt verbunden ist, 

Briefe oder Ordres in Empfang zu nehmen oder abzusenden, 

etwaigen Polizei-, Zoll- oder anderen am Orte bestehenden Vorschriften nach- 
zukommen. . 
Die persönliche Meldung kann durch eine schrifliche ersetzt werden, wenn 
der Schiffsführer durch Quarantäne-Vorschriften oder Umstände höherer Gewalt 
verhindert wird, persönlich ans Land zu gehen, 
der Schiffsführer bei einem nicht über zweimal vier und zwanzig Stunden daueın- 
den Aufenthalt durch die Lage des Ankerplatzes bei der persönlichen Kom- 
munikation mit dem Lande besondere Schwierigkeiten finden würde. 

in dem Hafenorte weder der Konsul noch ein von demselben bestellter Konsu- 
lar-Agent wohnt. 

Bei periodischen Fahrten *) mit regelmässigen , im Voraus angekündigten Ab- 
fahrts-Terminen befreit die Meldung bei der ersten Ankunft und Abreise in einem 
Jahre von weiteren Meldungen im Laufe desselben Zeitabschnitts, wenn das Schiff 
ohne Abänderung des Fahrplans denselben Hafen wiederholt im Laufe des Jahres 
besucht. 

Bei der Meldung hat der Schiffer dem Konsul das Schiffs - Zertifikat und die 
Musterrolle vorzulegen. Zur Vorlegung der andern auf das Schiff und die Ladung 
bezüglichen Papiere und Rechnungen ist er nur dann verbunden, wenn die Rhederei 
oder Ladungs-Interessenten deren Visirung vorgeschrieben haben. 

Der Konsul hat die Verpflichtung, die ihm von dem Schiffer vorgelegten Pa- 
piere zu prüfen und, wenn er sie richtig befindet, dies auf Verlangen des 
Schiffers zu bescheinigen. Ohne einen ausdrücklichen Antrag des Schiffers hat 
der Konsul eine solche Bescheinigung nicht auszustellen. Sind die Papiere nicht in 
Ordnung, so kann der Konsul zwar die Abreise des Schiffs nicht hindern, er hat 
aber den Schiffer darauf aufmerksam zu machen, dass dieser keine Vertretung Sei- 
tens des Reiches zu erwarten habe, wenn durch den Mangel ordnungsmässiger Pa- 
piere Verwickelungen oder Verluste hervorgerufen werden. 

Der Schiffsführer hat bei der Meldung den Inhalt der Ladung seines Schiffs im 
Allgemeinen, mithin ob er Stückgüter, Holz, Getreide u. s. w. geladen hat, oder ob 
er in Ballast angekommen ist, anzugeben, von der gemachten Reise, dem Orte, wo- 
her er kommt, der Zeit seiner Abfahrt, den Häfen, in welche er etwa während der 
Reise eingelaufen und von allen ihm während der Reise vorgekommenen merkwür- 
digen Begebenheiten Anzeige zu erstatten. R : 

Der Konsul verzeichnet die Angaben des Schifisführers in ein zu diesem Behufe 


*) Das Reichskanzler-Amt hatin einem an den-Bremer Senat gerichteten Schrei- 
ben den Begriff »periodische Fahrt« dahin interpretirt, dass solche dann nicht vorliegt, 
wenn: 1. nicht im Voraus für das Jahr regelmässige Abfahrts-Termine angekündigt wer- 


den, oder — 2. die Termine nicht innegehalten werden, oder — 3. an Stelle des im Fahr- 
plan bezeichneten Schiffes ein anderes eingestellt wird, oder — 4. der Fahrplan im Laufe 
des Jahres abgeändert wird. — Die Fahrpläne sind nicht mehr, wie früher, von den betr. 


Rhedereien einzureichen, sondern die Schiffer, welche periodische Fahrten unternehmen 
wollen, haben den betr. Konsulaten bei dem ersten Besuche eines zu deren Amts-Bezirke 
gehörenden Hafens die nöthige Anzeige zu machen und den Fahrplan einzureichen, damit 
der Konsul sich vergewissere, ob allen Bedingungen für die Befreiung von der Expeditions- 
Gebühr entsprochen sei, ob namentlich der Fahirplan inne gehalten werde. (Bekanntm. der 
Senatskommiss. für Schifffahrts-Angelegenheiten, Interpretation der Nr. 31 der Dienst-In- 
str. f. Konsuln betr., vom 31. Oktober 1373, G.-8. f. Bremen, $. 186.) 


Zu 88.31. 32. die Konsuln des Deutschen Reiches. 1199 

\ 
zu führendes Aktenheft Jonrnal) und nimmt demnächst in die nach der Instruk- 
tion zu $. 3 einzureichende Schiffsliste das Erforderliche davon auf. 

In denjenigen Fällen, in welchen statt der persönlichen die schriftliche Mel- 
dung genügt, brauchen die Schiffspapiere nicht im Original übersendet zu werden, 
der Schiffer hat aber dem Konsul Namen, Gattung, Grösse, Tragfähigkeit, Bauart 
und Heimathshafen des Schiffs, sowie Namen und Nationalität des Rheders oder der 
Mitrheder nach Massgabe des Zertifikats und unter Angabe des Datums und Aus- 
stellungsorts des letzteren schriftlich anzuzeigen , auch nach Thunlichkeit über die- 
jenigen Punkte schriftliche Auskunft zu geben, über welche er nach Vorstehendem 
bei der persönlichen Meldung mündlich zu berichten hat. 

Die Kapitäne sind verpflichtet, sieh vor der Abreise wiederum im Konsulate zu 
melden, um ihren Bestimmungsort und ihre Ladung in ähnlicher Weise wie bei der 
Ankunft anzugeben. Dabei ist von den hinsichtlich der Zahl und der Personen der 
Schiffsmannschaft eingetretenen Veränderungen Anzeige zu erstatten. Der Konsul 
verzeichnet die betreffenden Angaben des Schiffers und ertheilt auf Verlangen des 
letzteren eine Bescheinigung über die erfolgte An- und Abmeldung. 

Unterlässt ein Schiffer die vorgeschriebene Meldung, so hat der Konsul un- 
verweilt an den Reichskanzler zu berichten, damit dieser wegen Einleitung des 
Strafverfahrens gegen denselben das Erforderliche veranlassen kann. 


Zu $. 32. (Nachtr.-Instr. v. 22. Febr. 1873.) Ueber die Musterung (An- 
musterung, Abmusterung) enthalten die $$. 10—22 der Seemanns-Ordnung nähere 
Bestimmungen.) 

Danach besteht die Anmusterung darin, dass der Schiffer oder dessen Vertreter 
die Schiffsmannschaft dem Konsul vorstellt, und beide vor dem letzteren den 
zwischen ihnen abgeschlossenen Heuervertrag. verlautbaren. Die hierüber aufzu- 
nehmende Verhandlung wird von dem Konsul als Musterrolle ausgefertigt. Wenn 
die zur Schiffsmannschaft eines Schiffes gehörigen Personen nicht gleichzeitig‘ 
mittelst einer Verhandlung angemustert werden, so erfolgt die Ausfertigung auf 
Grund der ersten Verhandlung. Wird ein Schiffsmann erst nach Ausfertigung der 
Musterrolle angemustert, so- hat der Konsul eine solehe Musterung in die Muster- 
rolle einzutragen. 

Bei der Anmusterung hat der Konsul die Bestimmungen des Heuervertrages 
vollständig zu Protokoll zu nehmen. Das Protokoll ist vom Schiffer oder dessen 
Vertreter und von jedem Schiffsmann zu unterzeichnen. Jeder Schifismann hat sich 
in Gemässheit der $$. 5—8 der Seemanns- Ordnung über seine Personal - Verhält- 
nisse auszuweisen und zwar, soweit er sich bereits früher in einem inländischen 
Hafen verheuert hat, durch das Seefahrtsbuch, welches ihm bestimmungsmässig von 
den inländischen Seemanns-Aemtern ausgefertigt wird. Insofern nach den bestehenden 
Vorschriften der Nachweis einer besonderen Befähigung zu dem übernommenen 
Schiffsdienst erforderlich ist, muss auch dieser Nachweis geführt werden. Wird 
diesen Bestimmungen nicht genügt, kann insbesondere z. B. der Schiffsmann die 
Beendigung des früheren Dienstverhältnisses nicht glaubhaft nachweisen, oder findet 
der Konsul sonst in Ansehung der Gültigkeit des Heuervertrages im Allgemeinen 
oder rücksichtlich einzelner darin enthaltener Bestimmungen wesentliche Eriune- 
rungen, so hat er seine Mitwirkung bei der Anmusterung bis zur Beseitigung der 
Anstände zu versagen. Dasselbe gilt, wenn der Konsul bei der von ihm zu bewir- 
kenden Prüfung ermittelt, dass der Schiffer nicht die vorgeschriebene Befähigung 
besitzt, oder dass der Anheuerung die Vorschriften über die Militairdienstpflicht ent- 
gegenstehen. In letzterer Beziehung ist dasjenige zu vergleichen, was oben zu $. 25 
der Dienstinstruktion bei Gelegenheit der Passertheilung gesagt ist.. Der Konsul 
darf bei Anmusterung von Schiffsleuten nicht mitwirken , welehe nach den dort er- 
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wähnten Bestimmungen bereits dienstpflichtig sind oder in Kurzem dienstpflichtig wer- 
den, wenn sie nichtdurch Atteste nachweisen, dass sie von der Militairpflicht entbunden 
sind oder einen Aufschub zur Ableistung derselben erhalten haben. Findet die Ver- 
heuerung für ein Schiff statt, welches nach einem Deutschen Hafen bestimmt ist, so 
können auch im dienstpflichtigen Alter stehende Personen angemustert werden, weil 
denselben dadurch Gelegenheit gegeben wird, in die Heimath zurückzukehren und 
dort ihre Militairverhältnisse zu ordnen. Wenn Seeleute, welche sich verheuert 
haben, erst in längerer Zeitin das militairpflichtige Alter treten, dieser Zeitpunkt 
aber doch noch in die Dauer des eingegangenen Dienstverhältnisses fällt, so dürfen 
die Konsuln zwar bei der Anmusterung mitwirken, sie haben jedoch hiervon dem 
Auswärtigen Amte unter Angabe des vollständigen Namens, des Alters und der 
Heimath der Betrefienden, sowie der Dauer der Anmusterung behufs Herbeiführung 
der Listenberichtigung Anzeige zu machen. 


Diejenigen Personen, welche ihrer aktiven Dienstpflicht im Deutschen Heere 
oder in der Reichs- Kriegsmarine genügt haben, treten in den Beurlaubtenstand 
über. Dieselben sind während der Beurlaubung in der Wahl ihres Aufenthaltes im 
In- und Auslande nicht beschränkt, bleiben jedoch der Kontrole ihres heimathlichen 
Landwehr-Bezirks-Kommandos unterworfen. Um den Militair-Behörden diese Kon- 
trole zu erleichtern, sind die Seemanns-Aemter nach einem Allerhöchsten Erlasse vom 
25. Februar 1872, welcher den meisten Konsuln mit der Militair-Ersatz-Instruktion 
vom 26. März 1868 und der Verordnung über die Organisation der Landwehr- 
Behörden vom 5. September 1867 mitgetheilt worden ist, zu einer wesentlichen 
Mitwirkung bei dieser Kontrole berufen. Die Konsuln haben danach von jeder An- 
musterung von Mannschaften des Beurlaubtenstandes dem Landwehr - Bezirks- 
Kommando, in dessen Kontrole der Betreffende ausweislich seines Militairpasses 
steht, Mittheilung zu machen und dabei ausser dem Namen, dem Heimathshafen 
und der Bestimmung des Schiffes, die Dauer der Anmusterung anzugeben. Mann- 
schaften, welche zur Disposition ihrer Truppentheile, beziehungsweise der Marine- 
theile beurlaubt sind, dürfen nicht angemustert werden. Im Falle einer Mobil- 
machung, beziehungsweise Kriegsausrüstung der Flotte, haben sich sowohl die im 
militairpflichtigen Alter stehenden Seeleute, als auch die Mannschaften des Beur- 
laubtenstandes , unaufgefordert so schnell als möglich nach Deutschland zurück-. 
zubegeben und sich zum Dienst zu melden. Die Konsuln haben diese Bestimmungen 
bei Anmusterungen zu beachten und überhaupt bei Verlautbarung der Heuerverträge 
dafür Sorge zu tragen, dass Individuen, welche dem Beurlaubtenstande der Land- 
armee oder der Marine angehören ‚ nicht Verpflichtungen eingehen, welche mit den 
in ihren Militairpapieren enthaltenen Weisungen in Widerspruch stehen. 


Was den Nachweis besonderer Befähigung zum Schiffsdienst betrifft, so sind 
die »Vorschriften über den Nachweis der Befähigung als Seeschiffer und Seesteuer- 
mann auf Deutschen Kauffahrteischiffen« vom 25. September 1869 (Bundes-Gesetz- 
blatt S. 660) und die »Anordnungen über das Prüfungs-Verfahren und über die Zu- 
sammensetzung der Prüfungs-Kommissionen« vom 30. Mai 1870 (Bundes-Gesetz- 
blatt 8. 314) zu vergleichen. (S. unten in Abschn. II.) 


Die Musterrolle, folglich auch die Verlautbarungs- Verhandlung, muss ent- 
halten: Namen und Nationalität des Schiffs, Namen und Wohnort des Schiffers, 
Namen, Wohnort und dienstliche Stellung jedes Schiffsmanns, und die Bestimmungen 
des Heuervertrages, einschliesslich etwaiger besonderer Verabredungen. Insbeson- 
dere muss aus der Musterrolle erhellen, was dem Schiffsmann für den Tag an Speise 
und Trank gebührt. Das im Anhange abgedruckte, dafür vorgeschriebene Formular 
ergiebt das Nähere. 


‚Die geschehene Anmusterung und die Zeit des Dienstantritts wird von dem 
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Konsul in dem Seefahrtsbuch des Schiffsmanns vermerkt, wenn dasselbe zu diesem 
Zwecke vorgelegt wird. 

Nach der Beendigung des Dienstverhältnisses erfolgt die Abmusterung der 
Schiffsmannschaft, und zwar, wenn nicht ein Anderes vereinbart wird, vor dem 
Konsul desjenigen Hafens, in welchem das Schiff liegt, und nach Verlust des Schiffes 
vor demjenigen Konsul, welcher zuerst angegangen werden kann. Die Abmusterung 
besteht in der Verlautbarung der Beendigung des Dienstverhältnisses Seitens des 
Schiffers und der aus diesem Verhältniss ausscheidenden Mannschaft. Vor der Ab- 
musterung hat der Schiffer dem abzumusternden Schiffsmann im Seefahrtsbuch die 
bisherigen Rang- und Dienstverhältnisse und die Dauer der Dienstzeit zu beschei- 
nigen, auf Verlangen auch ein Führungszeugniss zu ertheilen. Das letztere darf 
in das Seefahrtsbuch nicht eingetragen werden. Die Unterschriften des Schiffers 
unter der Bescheinigung und dem Zeugniss werden von dem Konsul, vor welchem 
die Abmusterung stattfindet, kostenfrei beglaubigt. Verweigert der Schiffer die 
Ausstellung des Zeugnisses, oder enthält dasselbe Beschuldigungen,, deren Richtig- 
keit der Schiffsmann bestreitet, so hat auf Antrag des letzteren der Konsul den 
Sachverhalt zu untersuchen und das Ergebniss der Untersuchung dem Schiffsmann 
zu bescheinigen. 

Die erfolgte Abmusterung wird vom Konsul in dem Seefahrtsbuche des ab- 
gemusterten Schiffsmanns und in der Musterrolle vermerkt. 

Die Musterrolle ist nach Beendigung derjenigen Reise oder derjenigen Zeit, 
auf welche die als Musterrolle ausgefertigte Anmusterungs-Verhandlung sich bezieht, 
dem Konsul, vor welchem abgemustert wird, zu überliefern. Letzterer übersendet 
dieselbe dem Seemanns-Amt des Heimathshafens, und zwar in der Regel, wenn nicht 
besondere Umstände eine Berichterstattung an das Auswärtige Amt erheischen, 
mittelst direkter Korrespondenz. 


Zu $. 33.*) Ueber die Frage, welcher Polizeigewalt die Kauffahrteischiffe in 
fremden Häfen unterworfen sind, herrscht keine übereinstimmende Auffassung. 
Manche Regierungen nehmen an, dass fremde Handelsschiffe, welche in die Häfen 
des Landes kommen, ebenso wie die Mannschaften derselben ausschliesslich der 
dortigen Schiffspolizei und Gerichtsbarkeit unterworfen sind. Andere Regierungen 
erkennen zwar im Allgemeinen an, dass ein fremdes Kauffahrteischiff den Polizei- 
gesetzen des Hafens unterworfen ist und dass die Schiffsmannschaft für strafbare 
Handlungen, welche sie am Lande oder, wenn an Bord, gegen die Sicherheit des 
Staats, oder gegen nicht zur Besatzung gehörige Personen begeht, bei den Orts- 
gerichten zu belangen ist. Dagegen halten sie die Ortsgerichte nicht für kompetent, 
wenn strafbare Handlungen vorliegen, welche an Bord eines fremden Schiffes von 
einem Manne der Besatzung gegen einen anderen oder gegen einen Matrosen eines 
Schiffes derselben Flagge verübt sind. In einem solchen Falle kann nach dieser 
anderen Auffassung ‘die Lokal-Behörde nur einschreiten, wenn sie ausdrücklich da- 
rum ersucht wird, oder wenn die öffentliche Ordnung gefährdet ist. 

Das Konsulats-Gesetz, indem es im $. 33 den Deutschen Konsuln die Be- 
fugniss zur Ausübung der Polizeigewalt einräumt, hat in Bezug auf diese völker- 
rechtliche Frage eine Entscheidung zu treffen nicht beabsichtigt. Vielmehr wird 
auch hier in Gemässheit des $. 1 vorausgesetzt, dass die Gesetze und Gewohnheiten 
des Konsulats- Bezirks dem Konsul die Ausübung der Polizei gestatten. . Da, wo 
dies der Fall ist, hat sich der Konsul die nachstehenden Bestimmungen zur Richt- 
schnur dienen zu lassen. 


*) Nachtrags-Instruktion vom 23. Febr. 1873. 
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Die Schiffsleute sind nach $8. 72 ff. der Seemanns - Ordnung der Disziplin des 
Schiffers unterworfen.*) 

Kommen hiernach im Hafen des Konsuls an Bord von Schiffen der Deutschen 
Handelsmarine Gewaltthätigkeiten, Meutereien u. s. w. vor, bei welchen die Lokal- 
Behörden nicht von Amtswegen einschreiten, so hat der Konsul nöthigenfalls durch 
ausdrückliche Requisition der Orts-Polizei Alles zu thun, was erforderlich ist, um 
die Disziplinargewalt des Schifiers zur Geltung zu bringen. 

Ebenso hat er, wenn der Schiffer sich einer strafbaren Handlung schuldig 
machen sollte ($$. 96 ff. der Seemanns-Ordnung), die nöthigen Massregeln zu treffen, 
um nachtheilige Folgen abzuwenden und die Feststellung des Thatbestandes zu 
sichern. Der Konsul kann hierbei nöthigenfalls bis zur Absetzung des Schiffers 
und zur Einsetzung eines neuen Schiffsführers gehen (vergleiche die Instruktion zu 
$. 35). | 
nn förmliche Untersuchung zu führen und Strafen zu verhängen ist der 
Konsul nur in den Fällen der 88. 81 Abs. 1, 84, 93 und 99 der Seemanns-Ordnung 
befugt. **) : 

Diese Fälle, von denen die ersteren drei den Schiffsmann, die im $. 99 auf- 
geführten den Schiffer betreffen, sind folgende: 

a) Der Schiffsmann , welcher nach Abschluss des Heuer - Vertrages sich ver- 
borgen hält, um sich dem Antritte des Dienstes zu entziehen , wird mit Geldstrafe 
bis zu zwanzig T'halern gestraft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Schiffers, 
also nicht von Amtswegen ein. Wegen der in Abs. 2 und 3 des $. 81 bezeichneten 
schwereren Fälle der Entweichung steht dem Konsul eine Strafbefugniss nicht zu. 

b) Mit Geldstrafe bis zum Betrage einer Monatsheuer wird ein Schiffsmann be- 
straft, welcher sich einer gröblichen Verletzung seiner Dienstpflichten sehuldig macht. 
Als Verletzung der Dienstpflicht in diesem Sinne gelten insbesondere die im $. 84 
der Seemanns-Ordnung aufgeführten Handlungen ; es ist jedoch nicht ausgeschlossen, 
auch wegen anderer Handlungen Bestrafung eintreten zu lassen, wenn darin nach 
pflichtmässigem Ermessen des Konsuls eine gröbliche Verletzung der Dienstpflicht 
zu finden ist. 

Gegen Schiffs-Offiziere kann die Strafe bis auf den Betrag einer zweimonatlichen 
Heuer erhöht werden. Als Schiffs- Offizier gilt regelmässig der Steuermann des 
Schiffes. Ob auch noch andere Personen der Schiffs-Mannschaft als Schiffs-Offiziere 
anzusehen sind, richtet sich nach der Grösse des Schiffes und anderen Umständen ; 
vergl. die Instruktion zu $. 37 (zu $. 47 der Seemanns-Ordnung). | 

Die Verfolgung tritt auch in diesem Falle nur auf Antrag ein, welcher bis zur 
Abmusterung zulässig ist. Sie ist ausgeschlossen, wenn der Schiffer die durch 
$. 85 der Seemanns- Ordnung vorgeschriebene Eintragung in das Schiffs - Journal 
versäumt hat. 

c) Mit Geldstrafe bis zu zwanzig Thalern oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 
wird bestraft ein Schiffsmann, welcher 2 

i. bei Verhandlungen, die sich auf die Ertheilung eines Seefahrtsbuches, auf eine 
Eintragung in dasselbe oder auf eine Musterung beziehen, wahre Thatsachen 
entstellt oder unterdrückt, oder falsche vorspiegelt, um den Konsul zu täuschen ; 

2. es unterlässt, sich gemäss $. 10 der Seemanns-Ordnung zur Musterung zu 
stellen ; | 

3. im Falle eines dem Dienstantritt entgegenstehenden Hindernisses unterlässt, sich 
hierüber gemäss $. 15 der Seemanns- Ordnung gegen den Konsul auszuweisen. 


*) Vgl. den Wortlaut der hier und unten betr. $$. im Anhange. 
.. .**) Selbstverständlich trifft diese Beschränkung die mit Gerichtsbarkeit versehenen 
Konsuln ($. 22) nicht. 
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d) Mit Geldstrafe bis zu funfzig Thalern oder mit Haft bis zu sechs Wochen 
wird bestraft ein Schiffer, welcher 

1. den ihm in Ansehung der Musterung obliegenden Verpflichtungen nicht genügt ; 

2. bei Verhandlungen, welche sich auf eine Musterung oder eine Eintragung in ein 
Seefahrtsbuch beziehen, walıre Thatsachen entstellt oder unterdrückt, oder 
falsche vorspiegelt, um den Konsul zu täuschen; 

3. bei Todesfällen die Beschaffung und Uebergabe des vorgeschriebenen Nach- 
weises unterlässt oder die ihm obliegende Fürsorge für den Nachlass verabsäumt ; 

4. eine der in den $$. 77 und S0 der Seemanns - Ordnung vorgeschriebenen Ein- 

tragungen in das Schiffs- Journal unterlässt ; 

. den ihm bei Vergehen und Verbrechen nach $$. 102 und 103 der Seemanns- 

Ordnung obliegenden Verpflichtungen nicht genügt ; 

6. dem Schiffsmann ohne dringenden Grund die Gelegenheit versagt, die Entschei- 
dung des Konsuls nachzusuchen ; 
. einem Schiffsmann grundlos Speise oder Trank vorenthält; 

8. es unterlässt, dafür Sorge zu tragen, dass ein Exemplar der Seemanns-Ordnung, 
sowie der massgebenden Vorschriften über Kost und Logis im Volkslogis zu- 
gänglich ist. 

Hierher gehört ferner 

e) der in der Instruktion zu $. 26 erwähnte Fall, wenn der Führer eines 
Deutschen Kauffahrteischiffes sich der Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtung 
zur Mitnahme eines hülfsbedürftigen Seemannes entzieht. Für diesen Fall ist Geld- 
strafe bis zu funfzig Thalern oder Haft bis zu sechs Wochen angedroht. 

Hat der Konsul in den vorstehenden Fällen einzuschreiten,, so ist der An- 
geschuldigte verantwortlich zu vernehmen und der Thatbestand durch Abhörung 
von Zeugen, Einsicht des Schiffs-Journals und auf sonst geeignete Weise summarisch 
festzustellen. Eine Vereidigung von Zeugen findet‘jedoch nicht statt. Nach Ab- 
schluss der Untersuchung ist ein mit Gründen versehener Bescheid schriftlich ab- 
zufassen, welcher dem Angeschuldigten im Falle seiner Anwesenheit zu verkünden, 
im Falle seiner Abwesenheit, sofern er aufgefunden werden kann, in Ausfertigung 
zuzustellen ist. 

Die geschehene Verkündigung oder Zustellung ist unter dem Bescheide mit 
Angabe des Tages, an welchem sie erfolgt ist, zu attestiren. Der Bescheid hat 
entweder auf Freisprechung oder auf eine innerhalb der Grenzen der betreffenden 
Strafandrohung zu bemessende Strafe zu lauten. Die Verhängung einer angedrohten 
Strafe wird dadurch nicht ausgeschlossen, dass der Schiffsmann aus Anlass der ihm 
zur Last gelegten That von dem Schiffer bereits disziplinarisch bestraft worden ist. 
Jedoch kann eine erlittene Disziplinarstrafe in dem Strafbescheide des Konsuls bei 
Abmessung der Strafe berücksichtigt werden. Wird eine Strafe festgesetzt, so ist 
gleichzeitig die Dauer der für den Fall des Unvermögens an Stelle der Geldstrafe 
tretenden Haft zu bestimmen. Hierbei ist nach $. 29 des Strafgesetzbuchs für das 
Deutsche Reich der Betrag von Einem Dritttheil bis zu fünf Thalern einer eintägigen 
Haft gleich zu achten. Der Mindestbetrag der Haft ist ein Tag. Dieselbe besteht 
in einfacher Freiheitsentziehung. 

Zur Veranschaulichung des Verfahrens diene folgendes Beispiel : 


Verhandelt im Konsulate des Deutschen Reiches zu A., den 5. Mai 1873. 

Vor dem unterzeichneten Seemanns - Amte erschien heute: 

der Schiffer Johann P.... aus Neufahrwasser, Führer des im hiesigen Hafen 
ankernden Deutschen Schiffes Sophie, Heimathshafen Danzig, und trug auf Bestrafung 
des Jungmanns Peter N.... an, weil derselbe am 28 v. M. Abends gegen 10 Uhr, 
während er die Wache gehabt habe, von dem Steuermann O.... auf Deck schlafend 
und anscheinend betrunken angetroffen worden sei. Da der N.... bereits öfter im 
Schiffsdienste betrunken und nachlässig gewesen sei, habe er ihn während drei Tage 


TU 


—] 
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auf schmale Kost gesetzt, diese Disziplinarstrafe erachte er aber nicht als ausreichend. 

Der Jungmann Peter N.... aus Elbing, 19 Jahre alt, welcher mit zur Stelle war 
und laut der von dem Schiffer vorgelegten, von dem Seemanns- Amt zu Danzig unterm 
1. April d. J. ausgefertigten Musterrolle für die Reise von dort nach A. und zurück 
gegen eine Heuer von monatlich 11 Thalern angemustert ist, bestreitet die angeführte 
T'hatsache und beruft sich auf den Matrosen R...., welcher bekunden könne, dass er 
an dem bezeichneten Abend ganz munter gewesen sei. 

Es wurden hierauf 

1. der Steuermann Ernst Wilhelm O.... aus Memel, 34 Jahre alt, 
2. der Matrose Anton Friedrich R.... aus Wolgast, 27 Jahre alt, 
herbeigerufen und über den Vorfall vernommen. 

Der Steuernann O....sagt aus, er habe den Angeschuldigten zu der angegebenen 
Zeit, wo derselbe die Wache hatte, an Deck schlafend angetroffen und ihn erst durch 
mehrmaliges Rütteln am Arm aufwecken können. Ob derselbe betrunken gewesen, 
könne er nicht mit Bestimmtheit behaupten. Der N....sei aber schon öfter wegen 
Trunkenheit und Nachlässigkeit im Wachdienste disziplinarisch bestraft worden. 

Der Matrose R.... bekundet, dass er an dem bezeichneten Abend die Wache mit 
dem N.... gehabt und noch um 9 Uhr mit ihm gesprochen habe, dass er aber später, 
da er durch seinen Dienst in Anspruch genommen gewesen sei, ‘nicht weiter aufihn 
geachtet habe. 

Die Einsicht des von dem Schiffer mitgebrachten Schiffs- Journals ergab, dass der 
Vorfall so, wie er von dem Schiffer dargestellt wird, in dasselbe eingetragen und dem 


N.... davon Mittheilung gemacht worden ist, ferner, dass Letzterer bereits am 20. und 
24. April wegen Nachlässigkeit im Wachdienste disziplinarisch bestraft worden ist. 
Vorgelesen Genehmigt Unterschrieben 


Unterschriften des Schiffers 
des Angeschuldigten 
der Zeugen. 
Es wurde hierauf zum Bescheide ertheilt und dem anwesenden Angeschuldigten ver- 
kündet: 
dass derselbe wegen gröblicher Verletzung seiner Dienstpflichten mit einer Geldstrafe 
von fünf Thalern, im Unvermögensfalle mit eintägiger Haft zu bestrafen. 


Gründe. 

Auf Grund der Aussage des Steuermanns O.... ist als erwiesen anzunehmen, dass 
der Angeschuldigte am 28. April 1873 Abends gegen 10 Uhr, als er die Wache hatte, 
geschlafen und dadurch eine Nachlässigkeit im Wachdienste begangen hat. Die Aus- 
sage des Matrosen R.... ist nicht geeignet, das Gegentheil darzuthun, da derselbe von 
9 Uhr ‘ab auf den Angeschuldigten nicht mehr geachtet hat. Ob Letzterer gleichzeitig 
betrunken gewesen ist, kann dahin gestellt bleiben, da er sich jedenfalls schon durch 
die erwiesene Nachlässigkeit im Wachdienste einer gröblichen Verletzung seiner Dienst- 
pflichten schuldig gemacht hat und deshalb nach $. 84 der Seemanns - Ordnung zu be- 
strafen ist. Bei Abmessung der Strafe kam einerseits in Betracht, dass der Angeschuldigte 
sich schon früher nachlässig in seiner Pflichterfüllung gezeigt hat und andererseits, dass 
derselbe wegen des in Rede stehenden Vorfalls bereits eine Disziplinar- Bestrafung er- 
litten hat. Es erschien deshalb eine Geldstrafe von fünf Thalern angemessen. Im Un- 
vermögensfalle tritt nach $. 29 des Strafgesetzbuchs an die Stelle derselben ein- 
tägige Haft. - 

a. u. S. 
Das Seemanns-Amt. 
Kaiserliches Konsulat. 
Unterschrift des Konsuls. 


Ist eine Ausfertigung des Bescheides zu ertheilen , so geschieht dies etwa in 
folgender Form: 


Das unterzeichnete Seemanns-Amt hat auf Grund der stattgefundenen Untersuchung 


gegen den Jungmann Peter N.... des Deutschen Schiffes Sophie, Heimathshafen 
a unterm 5. Mai 1873 zum Bescheide ertheilt: 
ass 


(hier ist der obige Bescheid mit den Gründen wörtlich einzurücken). 
Urkundlich ausgefertigt. 


A., den 10. Mai 1873. 
Das Seemanns-Amt. 
Kaiserliches Konsulat. 
(Siegel.) Unterschrift des Konsuls. 
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Gegen den Bescheid kann der Beschuldigte innerhalb einer zehntägigen Frist 
von der Verkündigung oder der Zustellung ab, auf gerichtliche Entscheidung an- 
tragen. Der Antrag ist bei dem Konsul zu Protokoll oder schriftlich anzubringen. 
Der Tag des Eingangs ist von dem Konsul auf dem Schriftstück zu vermerken. 
Gegen einen freisprechenden Bescheid findet eine Berufung auf richterliches Gehör 
nicht statt. 

Für das weitere Verfahren ist dasjenige Gericht zuständig, in dessen Bezirk 
der Heimathshafen und in Ermangelung eines solchen derjenige Deutsche Hafen 
belegen ist, welchen das Schiff nach der Straffestsetzung zuerst erreicht. Ist die 
Frist zur Anbringung des Antrages auf gerichtliche Entscheidung gewahrt, so hat 
der Konsul die sämmtlichen aufgenommenen Verhandlungen mit dem ertheilten Be- 
scheide und dem Antrage auf gerichtliche Entscheidung dem zuständigen Gericht 
direkt, oder falls er über dasselbe zweifelhaft ist, dem Auswärtigen Amte zur wei- 
teren Veranlassung zu übersenden. 

Lautet der Strafbescheid des Konsuls auf Geldstrafe, so kann dieselbe, auch 
wenn von dem Beschuldigten auf gerichtliche Entscheidung angetragen ist, vorläufig 
zwangsweise beigetrieben werden. Die etwa festgesetzte Haft darf dagegen in diesem 
Falle von dem Konsul nicht vollstreckt werden. Ist gegen den Strafbescheid inner- 
halb der vorgeschriebenen Frist nicht auf gerichtliche Entscheidung angetragen, so 
ist die Strafe zu vollstrecken. Ist dies nicht möglich, z. B. weil das betreffende 
Schiff inzwischen bereits wieder in See gegangen ist, so hat der Konsul Ausfertigung 
des Bescheides mit einem Atteste darüber, mit welchem Tage die Frist zur Anbrin- 
gung des Antrages auf gerichtliche Entscheidung abgelaufen ist, gleichfalls dem 
zuständigen Gerichte behufs Veranlassung der Strafvollstreekung einzusenden. 

Die eingezogene Geldstrafe ist dem Seemanns-Amte des Heimathshafens des 
Schiffes, welchem der Thäter zur Zeit der Begehung der strafbaren Handlung an- 
gehörte, zu überweisen. 

Wird dem Konsul von Begehung einer der in den $$. 81—99 der Seemanns- 
Ordnung aufgeführten strafbaren Handlungen, insbesondere von Desertionen, An- 
zeige gemacht und schreitet derselbe nicht selbst ein, sei es, weil er zur Entschei- 
dung der Sache nicht befugt, sei es, weil z. B. der Angeschuldigte nicht aufzufinden 
ist, so hat er dem Seemanns-Amte des Heimathshafens des betreffenden Schiffes, 
unter Angabe des Tages der Ankunft des letzteren, sofort davon Mittheilung zu 
machen. 

Schreiten bei einer an Bord eines Deutschen Schiffes vorgekommenen strafbaren 
Handlung die Landes-Behörden ein, so hat der Konsul darauf zu achten, dass dem 
Angeschuldigten prompte und unparteiische Justiz zu Theil wird. Ist ihm hierbei 
die Kompetenz der Landes-Behörden oder die Rechtmässigkeit des Verfahrens 
zweifelhaft, so berichtet er an den Reichskanzler. 

Enthalten sich dagegen die Lokal-Behörden des Einschreitens und ist nach 
dem Vorhergesagten der Konsul auch nicht selbst zur Untersuchung und Entschei- 
dung befugt, so richtet sich das weitere Verfahren nach der Beschaffenheit des Falles. 
Gewähren die Umstände dem Konsul die Ueberzeugung, dass der Schiffer nur ein 
Verbrechen des Schiffsmanns vorschützt, um sich desselben zu entledigen, so hat 
der Konsul bei dem Widerspruche des Schiffsmanns seine Genehmigung zur Zurück- 
lassung des letzteren zu versagen und den Kapitain zwangsweise anzuhalten, den 
Schiffsmann zu behalten. Erscheint aber der Schiffsmann einer strafbaren Handlung 
wirklich schuldig, so kommt es darauf an, ob eine der im $. 57 Ziffer 3 der See- 
manns-Ordnung bezeichneten, mit schwerer Strafe bedrohten Handlungen vorliegt, 
oder nicht. Für den ersteren Fall bestimmt $. 103 der Seemanns-Ordnung, dass 
der Thäter unter Mittheilung der aufgenommenen Verhandlungen an dasjenige See- 
manns-Amt, bei welchem es zuerst geschehen kann, abzuliefern ist. Diese Bestim- 


Archiv des Deutschen Reichs. Bd. I. (VI.) 1X; 
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mung hat den Zweck, den Thäter der Untersuchung und Bestrafung der heimath- 
lichen Gerichte zuzuführen. Ist daher das zuerst angegangene Seemanns - Amt ein 
Konsulat, und schreiten die Lokal-Behörden nicht von Amtswegen ein, so hat der 
Konsul mit Rücksicht auf den im $. 9 des Straf-Gesetzbuchs enthaltenen Grundsatz, 
welcher die Ueberlieferung eines Deutschen an eine ausländische Regierung behufs 
der Verfolgung oder Bestrafung nicht gestattet, den Angeschuldigten nur behufs 
dessen Uebermittelung an die zuständige Behörde des Heimathshafens des Schiffes 
zu übernehmen. Erscheint ein solcher Transport unausführbar oder wird die Ueber- 
nahme durch die örtlichen Verhältnisse oder durch sonstige Umstände unthunlich 
gemacht, so hat der Konsul dieselbe abzulehnen und den Schiffer zur weiteren Mit- 
nahme des Schiffsmanns nöthigenfalls zwangsweise anzuhalten. 

Gehört die verübte strafbare Handlung nicht zu den im $. 57 Ziffer 3 der See- 
manns-Ordnung vorgesehenen, so sind wiederum zwei Fälle zu unterscheiden : ent- 
weder der Schiffsmann willigt in seine Entlassung vom Schiff, oder er thut dies nicht. 
Im letzteren Falle wird der Konsul gleichfalls seine Genehmigung zur Zurücklassung 
des Schiffsmanns nicht ertheilen, da im Allgemeinen auch der einer strafbaren Hand- 
lung beschuldigte Schiffsmann nicht wider seinen Willen im Auslande zurückgelassen 
werden darf, wenn er dadurch in eine hülflose Lage geräth. Ist aber der Schiffs- 
mann selbst mit seiner Entlassung einverstanden, so hat der Konsul je nach Be- 
schaffenheit des Falls denselben entweder seinem Schicksal zu überlassen oder auf 
seine Bestrafung durch das heimathliche Gericht hinzuwirken. Hält er letzteres 
für geboten, so hat er bei der Regierung des Bundesstaates, welchem das Schiff an- 
gehört, weitere Verhaltungsmassregeln zu beantragen. Er kann jedoch auch in 
diesem Falle, insbesondere wenn zu besorgen ist, dass der Schiffsmann sich der 
Verfolgung entziehen würde, die Genehmigung zur Zurücklassung desselben ver- 
weigern. 

Deutsche Kauffahrteischiffe in fremden Häfen, sind kein Asyl für flüchtige 
Verbrecher und die Schiffsführer sind nicht berechtigt, verfolgten Verbrechern oder 
Deserteuren an Bord ihres Schiffes eine Zufluchtsstätte zu gewähren. Ist dies den- 
noch geschehen, so haben die Hafen-Behörden das Recht, die Verhaftung des Ver- 
folgten vorzunehmen. Auch sind die Behörden befugt, Recherchen nach verbotenen 
Waaren an Bord Deutscher Schiffe vorzunehmen. Sucht die betreffende Behörde. 
zu diesem Zwecke den Beistand des Konsuls nach , so ist die erbetene Assistenz zu 
gewähren. Ebenso ist, wenn es sich um fremde auf Deutsche Schiffe geflüchtete 
desertirte Schiffsleute handelt, dem Konsul desjenigen Landes, von dessen Schiffe 
der Deserteur entlaufen ist, auf Verlangen und gegen Zusicherung der Reziprozität 
der erforderliche Beistand zur Ergreifung des Deserteurs zu leisten. 


Zu $. 34.*) Der Schiffsführer kann nach $. 29 der Seemanns- Ordnung einen 
Schiffsmann, welcher nach der Anmusterung sich dem Antritt oder der Fortsetzung 
des Dienstes entzieht, zur Erfüllung seiner Pflicht zwangsweise anhalten lassen. 
Beansprucht der Führer eines Deutschen Schiffes die konsularische Mitwirkung zur 
Wiederergreifung eines desertirten Schiffsmanns und ergeben nicht etwa schon die 
eigenen Angaben des ersteren, dass der Schiffsmann einen gesetzlichen Grund hatte, 
seine Entlassung zu fordern (vgl. 88. 54 ff., 61 ff. der Seemanns-Ordnung) , so 
nimmt der Konsul mit dem Schiffer ein Protokoll auf, welches enthalten muss: 

1. den Namen des Schiffs, des Schiffers und des Rheders: 

2. Namen und Signalement des reklamirten Schiffsmanns und ‚die Angabe, in 
welcher Weise bewiesen werden kann, dass derselbe zur Mannschaft des 
‚Schiffes gehört hat. Wie dieser Nachweis zu führen ist, darüber entscheiden 


*| Nachtrags-Instruktion vom 23. Febr. 1873. 
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die Landes-Gesetze. Meistens gelten die Schiffsregister, die Musterrolle oder 
andere amtliche Dokumente, wenn sie im Original oder in beglaubigter Abschrift 
vorgelegt werden, als genügende Beweismittel. Zuweilen muss das Ausliefe- 
rungs-Gesuch noch durch einen Eid bekräftigt werden Das Protokoll muss 

3. die Erklärung des Schiffers enthalten, dass er alle durch das Reklamations-Ver- 
fahren entstehenden Kosten tragen wolle. 

Weigert sich der Schiffer, diese letztere Zusicherung zu geben, so hat sich der 
Konsul jedes weiteren Einschreitens zu enthalten. Erklärt sich dagegen der Schiffer 
zur Kostentragung bereit, so wendet sich der Konsul schriftlich an die zuständigen 
Orts-Behörden mit dem Ersuchen, die Ausmittelung, Ergreifung und Verhaftung 
des Deserteurs zu bewirken. 

Nach völkerrechtlichen, in Staatsverträgen meist ausdrücklich anerkannten 
Grundsätzen werden Deserteure, welche Angehörige des Landes sind, in welches 
sie entlaufen, nicht ausgeliefert. Ebenso wird die Auslieferung eines Deserteurs 
von den Orts-Behörden mit Recht beanstandet, wenn derselbe am Lande eine straf- 
bare Handlung begangen haben sollte. In einem solchen Falle pflegt die Ausliefe- 
rung bis dahin hinausgeschoben zu werden, dass die zuständigen Gerichte über die 
Sache erkannt haben und die Strafe vollstreckt ist. 

Die kostenfreie Mitwirkung der Landes-Behörden kann in der Regel nicht 
verlangt werden. . Daher muss der Schiffer auf Verlangen einen Kostenvorschuss 
leisten, widrigenfalls die Reklamation nicht weiter betrieben wird. 

Wenn der Deserteur kein Landes - Unterthan, aber auch kein Reichs-Angehö- 
riger ist, sondern einem dritten Staate angehört, oder wenn der Deserteur sich auf 
das Schiff eines solchen dritten Staats geflüchtet hat, so ist erforderlichen Falls die 
Hülfe des betreffenden Konsuls nachzusuchen. 

Wird ein reklamirter Deserteur ergriffen und dem Konsul ausgeliefert, so über- 
giebt dieser ihn dem Schiffer gegen Erstattung der Kosten. Willder Schiffer den Deser- 
teur nicht wieder annehmen, verlangt aber dennoch dessen Anhaltung und Zurück- 
sendung in die Heimath auf Kosten der Rhederei, so hat der Konsul diesem 
Antrag zu genügen. Ebenso tritt die Rücksendung des Deserteurs in die Heimath 
auf Kosten der Rhederei ein, wenn der Schiffer inzwischen abgesegelt ist, ohne seine 
Reklamation zurückgenommen zu haben. . Desgleichen, wenn der inzwischen ab- 
gesegelte Schiffer zwar die Reklamation zurückgenommen hat, der Konsul aber den 
Verhältnissen nach nicht mehr auf die Auslieferung verzichten kann, sondern den 
einmal reklamirten Deserteur von den Landes -Behörden übernehmen muss. 

Die Orts-Behörden halten in der Regel den ergriffenen Deserteur auf Requi- 
sition und auf Kosten des Konsuls so lange in gefänglichem Gewahrsam, bis der 
Konsul Gelegenheit findet, ihn fort zu senden. Doch wird verlangt, dass die Haft 
nicht über zwei oder drei Monate dauere; in manchen Ländern besteht eine noch 
kürzere Frist, nach deren Ablauf der Deserteur in Freiheit gesetzt wird, ohne dass 
er wegen derselben Ursache noch einmal verhaftet werden könnte. 

In Bezug auf die Art und Weise der Heimsendung, sowie in Bezug auf die für 
den Transport zu bewilligende Entschädigung finden im Allgemeinen die zu $. 26 
gegebenen Vorschriften wegen Heimschaffung hülfsbedürftiger Seeleute Anwendung, 
wobei jedoch in Betracht kommt, dass der Schiffsführer nach $. 3 Ziffer 2 des 
Gesetzes-vom 27. Dezember 1872 nicht verpflichtet werden kann, wider seinen 
Willen einen Deserteur in die Heimath zu befördern. 

Von desertirten Matrosen , welche der Schiffer, obwohl im Hafen anwesend, 
nicht reklamirt hat, ingleichen von solehen, welche schon vor längerer Zeit irgendwo 
desertirt oder vagabondirend oder im fremden Schiffsdienst in den Amts-Bezirk des 
Konsuls gekommen sind, hat der Konsul ex officio keine Notiz zu nehmen. Wird 


ein nicht reklamirter Deserteur von den Lokal-Behörden ergriffen und dem Konsul 
"mx 
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vorgeführt, so hat letzterer zwar diejenigen Notizen über denselben, welche den 
inländischen Behörden interessant sein können, aufzunehmen und darüber der 
Regierung desjenigen Staats, welchem das Schiff angehört, Bericht zu erstatten, 
dessen Uebernahme aber, wenn sie ihm angesonnen wird, abzulehnen, es sei denn, 
dass sich Gelegenheit fände, denselben unentgeltlich auf einem Deutschen Schiffe 
unterzubringen. i ge 

Zu $. 35. Der Artikel 460 Allgemeinen Deutschen Handels - Gesetzbuchs 
erklärt den Korrespondent-Rheder für befugt, den Schiffer anzustellen und zu ent- 
lassen, und nach Artikel 483 ebendaselbst muss der Schiffer, wenn er durch 
Krankheit oder andere Ursachen verhindert wird, das Schiff zu führen, die Anord- 
nung des Rheders einholen und, wenn Zeit und Umstände dies gestatten, einen 
andern Schiffsführer einsetzen. Sollte der Führer eines Deutschen Schiffes im Kon- 
sulats-Bezirke sterben, krank oder sonst zur Führung des Schiffes unfähig werden 
und im letzteren Falle keine Fürsorge treffen, der Korrespondent-Rheder auch nicht 
am Orte anwesend oder vertreten sein: so hat der Konsul auf den Antrag der Be- 
theiligten (der Mannschaft, Befrachter, Ablader) für die Bestellung eines neuen 
Schiffers Sorge zu tragen. Der Konsul muss in einem solchen Falle zunächst ver- 
suchen, einen mit dem vorschriftsmässigen Befähigungszeugnisse einer inländischen 
Behörde versehenen Deutschen zu gewinnen, und sich bemühen, den neuen Schiffs- 
führer mindestens unter denselben Bedingungen wie den bisherigen Kapitain zu 
engagiren. Gewöhnlich wird der erste Schiffs-Offizier (Steuermann) zu wählen sein. 
Ist ein geprüfter Deutscher Schiffer nicht zu finden, so ist ein Schiffer einzusetzen, 
über dessen Qualifikation der Konsul sich sonst (z. B. durch eine Seitens anderer, 
im Hafen anwesender Kapitaine abzuhaltende Prüfung) hinreichende Gewissheit 
verschafft hat. 

Von den in Bezug auf die Einsetzung eines neuen Schiffers getroffenen Mass- 
regeln ist der Rhederei oder der Regierung des Staats, welchem das Schiff angehört, 
Kenntniss zu geben. 


Zu $. 36. Bei Unglücksfällen Deutscher Schiffe äussert sich die amtliche 
Thätigkeit der Konsuln nach zwei Richtungen hin. Einmal haben die Konsuln 
thunlichst auf Abwendung oder Verminderung der nachtheiligen Folgen des Unfalls 
hinzuarbeiten, sodann haben sie bei der Feststellung des Sachhergangs und des bei 
Gelegenheit solcher Unfälle eingetretenen Schadens mitzuwirken. 

1) Sobald es zur Kenntniss des Konsuls kommt, dass ein Deutsches Schiff sich 
innerhalb seines Bezirks oder in der Nähe in Noth befindet, so hat er sich dafür zu 
verwenden, dass schleunigst die zum Besten des Schiffs und der Ladung nötbigen 
Anstalten getroffen werden. In der Regel enthalten Schifffahrts- resp. Handels- 
Verträge die Bestimmung, dass bei Strandung, Schiffbruch oder sonstiger Beschädi- 
gung eines fremden Schiffes die Landes-Behörden alle Hülfe und Beistand leisten 
müssen. Aber auch da, wo keine, solche Bestimmungen enthaltende Staats-Verträge 
vorhanden sind, wird dem Konsul die Mitwirkung der Landes-Behörden um so 
weniger versagt werden, als bei allen an den Deutschen Küsten vorkommenden 
Schiffbrüchen und anderen Unglücksfällen die Lokal-Behörden stets mit Rettungs- 
Anstalten und Fürsorge bei der Hand sind. Der Konsul hat dies nöthigenfalls 
ausdrücklich hervorzuheben, auch dem Reichskanzler von etwaigen Weigerungen 
der Landes-Behörden Anzeige zu machen. Auf eigne Hand Kosten zur Bergung 
eines Schiffs — soweit es sich nieht um Rettung von Menschenleben handelt — 
aufzuwenden, sind der Regel nach die Konsuln nicht ermächtigt. 

Haben die Rheder und Befrachter Bevollmächtigte oder Korrespondenten am 


*) Vgl. die bezügl. Bestimmungen der Bekanntmachung vom 25. Sept. 1869 im Archiv 
d. Nördd. Bundes Bd. III. 8. 445 ff. 
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Orte, so fallen diesen die Detailmassregeln zu, und der Konsul hat ihnen nur auf 
Verlangen mit Rath und That an die Hand zu gehen. 

Was die Mannschaft verunglückter Deutscher Schiffe betrifft, so ist die In- 
struktion zu $. 26 zu vergleichen. 

2) Die Konstatirung des Sachhergangs und des Schadens bei Schiffsunfällen ist 
nöthig, theils um das Interesse der Rheder und Befrachter gegenüber dem Schiffer 
zu wahren; theils um, wenn Schiff und Ladung versichert gewesen ist, den Betrag 
der von dem Versicherer zu zahlenden Versicherungssumme zu ermitteln; theils 
endlich um beurtheilen zu können, nach welchem Verhältniss der erlittene Schaden 
zwischen Schiff, Fracht und Ladung zu vertheilen ist. 

Auf letzteren Punkt bezielıt sich die Lehre von der Haverei. Alle Schäden, 
welche dem Schiffe oder der Ladung oder beiden zum Zweck der Errettung beider 
aus einer gemeinsamen Gefahr von dem Schiffer oder auf dessen Geheiss vorsätz- 
lich zugefügt werden, sowie auch die durch solche Massregeln ferner verursachten 
Schäden, ingleichen die Kosten, welche zu demselben Zweck aufgewendet werden, 
sind grosse Haverei. Alle nicht zur grossen Haverei gehörigen, durch einen Unfall 
verursachten Schäden und Kosten, soweit letztere nicht zu den gewöhnlichen und 
ungewöhnlichen Unkosten der Schifffahrt (Lootsengeld, Hafengeld u. s. w.) gehören 
(vergl. Artikel 622 Allgemeinen Deutschen Handels-Gesetzbuchs), sind besondere 
Haverei (Artikel 702, 703 Allgemeinen Deutschen Handels- Gesetzbuchs). Das 
Nähere über die Frage, welche Schäden und Kosten bei einer grossen (gemein- 
schaftlichen) Haverei ersetzt werden, wie dieser Schaden zu ermitteln ist, sowie 
darüber, nach welchem Verhältniss die einzelnen Interessenten zur gemeinschaft- 
lichen Haverei beitragen, enthält das Allgemeine Deutsche Handels-Gesetzbuch im 
Artikel 708 flgde. 

Ueber die Schadensfeststellung Behufs Reklamirung der Versicherungssumme 
ergeben die Artikel 886 flgde. des Handels-Gesetzbuchs das Nähere. 

Zum Nachweise des Unfalls selbst dient in beiden Fällen (sowohl bei der Ha- 
verei, als bezüglich der Versicherungs-Verhältnisse) die Verklarung und das Schifts- 
Journal. 

Der Schiffsführer ist für das ihm anvertraute Schiff und dessen Ladung ver- 
antwortlich. Kommt Schiff oder Ladung in beschädigtem Zustande oder gar nicht 
an, oder hat zum Vortheil von Schiff oder Ladung ein ausserordentlicher Kosten- 
aufwand gemacht werden müssen, so muss der Schiffer erforderlichen Falls die 
Seeunfälle, von welchen er betroffen zu sein angiebt, bewahrheiten und sich darüber 
ausweisen, dass er den ihm obliegenden Verpflichtungen nachgekommen ist. 

Es kann, der Natur der Sache nach, in den meisten Fällen keine anderen 
Beweismittel über den Hergang geben, als die Aussage des Schiffers und der Schiffs- 
mannschaft. Damit diese Beweismittel nicht verloren gehen, schreibt das Handels- 
Gesetzbuch vor, dass der Schiffer nicht nur alle Unfälle, welche dem Schiff oder der 
Ladung zustossen und die Beschreibung derselben in das Schiffs-Journal einzutragen 
hat (Artikel 487 Allgemeinen JJeutschen Handels-Gesetzbuchs), sondern es ver- 
ordnet auch, dass der Schiffer im Bestimmungshafen, im Nothhafen oder am ersten 
geeigneten Orte mit Zuziehung aller Personen der Schiffs-Besatzung oder einer ge- 
nügenden Zahl derselben eine Verklarung ablegen soll. 

Nach $. 36 des Konsular- Gesetzes sind die Konsuln befugt, Verklarungen 
aufzunehmen. Sie haben dies aber nur auf den Antrag der Betheiligten zu thun; 
verlangt keiner der Interessenten die Verklarung, so ist sie nicht von Amtswegen 
zu veranlassen. 

Dem Antrage auf Verklarung muss das Schiffs-Journal und ein Verzeichniss 
aller Personen der Schiffs- Besatzung beigefügt werden. Der Konsul setzt nach 
Empfang einer solchen Anmeldung einen Termin zur Aufnahme der Verklarung an. 
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Dieser Termin wird in geeigneter Weise öffentlich bekannt gemacht, insofern die 
Umstände einen solchen Aufenthalt gestatten. Die Interessenten von Schiff und La- 
dung, sowie die etwa sonst bei dem Unfall Betheiligten (Hülfsleute, Berger, Lootsen, 
Angesegelte etc.) sind berechtigt, selbst oder durch ihre Vertreter der Ablegung 
der Verklarung beizuwohnen. Sie haben die Befugniss, durch den Konsul Fragen 
an den Schiffer und dessen Leute richten zu lassen. Die Verklarung geschieht auf 
Grundlage des Schiffs-Journals. Kann das geführte Journal nicht beigebracht wer- 
den oder ist ein Journal nicht geführt, so ist der Grund davon anzugeben. Die 
Auswahl der bei der Verklarung zu hörenden Schiffsleute steht zunächst dem Schiffer 
zu. Der Konsul ist aber befugt, ausser den gestellten noch andere Personen der 
Schiffs-Besatzung, deren Abhörung er angemessen findet, zu vernehmen. Der Konsul 
kann dem Schiffer und den Schiftsleuten zum Zweck besserer Aufklärungen geeignete 
Fragen vorlegen. Der Schiffer und die zugezogenen übrigen Personen der Schiffs-. 
Besatzung haben ihre Aussage zu beschwören. Das Handels-Gesetzbuch verpflichtet 
jeden Schiffsmann ausdrücklich, auf Verlangen bei der Verklarung mitzuwirken und 
seine Aussage eidlich zu bestärken. Er kann dazu durch Verhaftung angehalten 
werden. 

Der Eid ist dahin zu formuliren, »dass der Schwörende von Allem, worüber er 
vernommen worden, nach seinem besten Wissen die reine Wahrheit gesagt und 
wissentlich weder etwas verschwiegen, noch hinzugefügt habe.« (Wegen Eingangs- 
und Schlussformel vergl. oben zu $. 4.) 2 

Die über die Verklarung aufzunehmende Verhandlung ist in Urschrift aufzu- 
bewahren und jedem Betheiligten auf Verlangen beglaubigte Abschrift zu ertheilen. 

Die von den Konsuln aufgenommenen Verklarungen haben im Gebiete des 
Handels-Gesetzbuchs volle rechtliche Wirkung. Wenn aber die Verklarung ausser- 
halb des Gebiets des Handels-Gesetzbuchs gebraucht wird, so kann es in Frage 
kommen, ob das von einem Konsul aufgenommene Dokument Gültigkeit hat. Um 
den Interessenten Weitläufigkeiten und Verluste zu ersparen, hat deshalb der Konsul 
dieselben darauf aufmerksam zu machen, dass die Konsulats-Urkunde möglicher 
Weise ausserhalb des Reichsgebiets nicht anerkannt werden würde. 

3) Die Feststellung und Vertheilung der Schäden. bei der grossen Haverei 
nennt man Dispache. 

Auch in Fällen besonderer Haverei bedarf es bei Partialschäden oft der Auf- 
machung einer Schaden -Berechnung (Dispache), um Seitens des Versicherten den 
Versicherer in Anspruch nehmen zu können. 

Die Dispache wird im Gebiete des Handels-Gesetzbuchs durch die ein für alle- 
mal oder für den besonderen Fall bestellten Dispacheure aufgemacht. = 

Die Frage, von wem die Dispachen im Auslande aufgemacht werden müssen, 
um gültig zu sein, ist im Handels-Gesetzbuch nicht entschieden. | 

Der $. 36 des Konsular-Gesetzes ermächtigt die Konsuln, auf Antrag des 
Schiffsführers die Dispache aufzumachen. Das Handels -Gesetzbuch enthält 
keine Bestimmungen über das Verfahren bei der Aufmachung der Dispache, es hat 
dieselben vielmehr ausdrücklich den Landes-Gesetzen vorbehalten. 

Wird der Konsul um Aufmachung einer Dispache angegangen, so hat er sich 
zunächst alle auf den Fall bezüglichen Dokumente (Verklarung, Polize, Charte- 
partien, Konnossemente, Fakturen u. s. w.) vorlegen zu lassen, die Interessenten 
zu hören und sich sonst alle erforderliche Aufklärung zu verschaffen. Das Dispache- 
Dokument selbst beginnt mit einer Darstellung des Havereifalls unter genauer An- 
führung der dem Konsul eingehändigten, darauf bezüglichen Papiere. Alsdann folgt 
die Festsetzung der Schäden und Kosten, die Bestimmung der Werthe, mit welchen 
Schiff, Ladung resp. Fracht zu den Schäden beizutragen haben, endlich die Fest- 
stellung der Summen, welche hiernach auf Schiff, Ladung resp. Fracht fallen. Der 
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Konsul muss bei Aufmachung der Dispachen diejenigen Grundsätze über Assekuranz- 
und Havereisachen zur Richtschnur nehmen, welchen die Betheiligten, sei es in 
einer Polize, sei es auf andere Weise, gleich Anfangs oder mittelst späterer Verein- 
barung nachweislich sich unterworfen haben oder welchen sie durch Gesetz oder 
Gewohnheit unterworfen sind. Es kann im einzelnen Falle sehr schwierig sein, zu 
beurtheilen, welche Bestimmungen hiernach in Anwendung zu bringen sind. Daher 
wird dem Konsul empfohlen, im Zweifel Sachverständige zu Rathe zu ziehen. 


Zu $. 37.*) Der $. 37 verweist in Betreff? mehrerer Befugnisse und Obliegen- 
heiten der Konsuln auf die bezüglichen Vorschriften des Allgemeinen Deutschen 
Handels-Gesetzbuchs. Von diesen sind die Art. 537 und 547 aufgehoben und 
durch die betreffenden Bestimmungen der Seemanns-Ordnung ersetzt. 

1) Zu den Rechtsgeschäften, welche der Schiffer kraft seiner Anstellung ausser- 
halb des Heimathhafens für den Rheder vorzunehmen befugt ist, gehört nach 
Art. 499 des Handels-Gesetzbuchs auch der Verkauf des Schiffes, aber nur 
im Falle dringender Nothwendigkeit. Vor dem Verkauf, der übrigens öffentlich ge- 
schehen muss, hat der Schiffer feststellen zu lassen, dass dringende Nothwendigkeit 
obwaltet. Diese Feststellnng muss in der Regel durch das Orts-Gericht nach An- 
hörung von Sachverständigen und mit Zuziehung des Konsuls erfolgen. Die Konsuln 
haben in solchen Fällen einerseits dem Schiffer allen Beistand zu leisten zur Herbei- 
führung einer prompten Entscheidung des Orts-Gerichts, andererseits darauf hinzu- 
wirken, dass sachgemäss und den Interessen des Rheders entsprechend entschieden 
wird. Ist die Feststellung durch das Orts-Gericht oder durch eine andere Behörde 
im Konsulats-Bezirk nicht zu erlangen, so ist der Konsul verpflichtet, sich selbst der 
Untersuchung zu unterziehen, und, wenn er nach Anhörung von Sachverständigen 
die Ueberzeugung gewinnt, dass ein Fall dringender Nothwendigkeit vorliege, dar- 
über dem Schiffer ein schriftliches Zeugniss in beweisender Form (oben $. 15) 
auszustellen. 

2) Ist der Schiffer zur EingehungvonBodmerei-Geschäften genöthigt, 
so bedarf er nach Artikel 686 des Handels-Gesetzbuches einer urkundlichen Be- 
zeugung der Nothwendigkeit. In diesem Falle ist aber der Konsul in erster Stelle 
zur Untersuchung des Falles und Ausstellung des Zeugnisses berufen; nur wo kein 
zuständiges Konsulat erreichbar ist, darf der Schiffer sich an das Gericht oder die 
sonst zuständige Behörde des Aufenthaltsortes wenden. Der Konsul darf also in 
den Fällen des Artikels 686 den Schiffer niemals an eine andere Behörde verweisen. 
Vor der Ausstellung des Zeugnisses hat der Konsul sorgfältig und gewissenhaft zu 
prüfen, ob die Verbodmung nach den Vorschriften der Artikel 680 und 681 des 
Handels-Gesetzbuchs zulässig und im Sinne derselben nothwendig sei. 

3) Die Vorschriften in den $$. 46, 47, 64, 66, 71, 104 und 105 der 
Seemanns- Ordnung regeln das Verhalten der Konsuln bei Streitigkeiten 
zwischen dem Schiffer und den Schiffsleuten. Nach $. 104 ist zunächst 
jeder Konsul verpflichtet, die gütliche Ausgleichung der zu seiner Kenntniss ge- 
brachten, zwischen dem Schiffer und dem Schiffsmann bestehenden Streitigkeiten 
zu versuchen. Insbesondere hat der Konsul, vor welchem die Abmusterung des 
Schiffsmanns erfolgt, hinsichtlich solcher Streitigkeiten einen Güteversuch zu ver- 
anstalten. Der $. 105 betrifft speziell die Ansprüche des Schiffsmanns gegen den 
Schiffer während der Dauer des Dienstverhältnisses. Wegen derselben darf der 
Schiffsmann zur Vermeidung der im $. 105 angedrohten Nachtheile den Schiffer 
vor einem fremden Gerichte nicht belangen; er kann dagegen in Fällen, die keinen 


*) Nachtrags-Instruktion vom 23. Februar 1873. 
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Aufschub leiden, die vorläufige Entscheidung des Konsuls nachsuchen, welche bis 
zu anderweiter Entscheidung der nach Beendigung der Reise in der Sache zustän- 
digen Behörde beide Theile bindet. Der Schiffer, welcher dem Schiffsmann ohne 
dringenden Grund die Gelegenheit versagt, die Entscheidung des Konsuls nachzu- 
suchen, verfällt in Strafe (vergl. die Instruktion zu $. 33). Durch $. 46 wird 
ferner dem Konsul, vor welchem abgemustert wird, die Befugniss eingeräumt, über 
den Anspruch des Schiffsmanns auf Vergütung wegen einer vom Schiffer angeord- 
neten Kürzung der Rationen ete. unter Vorbehalt des Rechtsweges zu entscheiden. 
Nach $. 64 darf der Schiffsmann, welcher sich für berechtigt hält, die ihm vom 
Schiffer versagte Entlassung zu fordern, ausserhalb des Deutschen Reiches, abge- 
sehen von dem Falle eines Flaggenwechsels, den Dienst nicht ohne Genehmigung 
des zuständigen Konsuls verlassen. Das Zuwiderhandeln gegen diese Vorschrift 
ist nach $. 83 mit Strafe bedroht. Umgekehrt darf der Schiffer nach $. 71 einen 
Schiffsmann im Auslande nicht ohne Genehmigung des Konsuls zurücklassen. Nach 
$. 66 ist die Genehmigung des Konsuls erforderlich, wenn der dem Schiffsmann 
zustehende Anspruch auf freie Zurückbeförderung durch Nachweisung eines ent- 
sprechenden Schiffsdienstes als erfüllt angesehen werden soll. 

Bei der Entscheidung derartiger Streitigkeiten haben die Konsuln, abgesehen 
von den in Betracht kommenden thatsächlichen Verhältnissen, zunächst die von den 
Parteien schriftlich (z. B. in der Musterrolle) oder mündlich getroffenen Verab- 
redungen, soweit dieselben gesetzlich verbindlich sind, demnächst aber die mass- 
gebenden Rechtsvorschriften, insbesondere die Vorschriften der Seemanns-Ordnung 
zu beachten. In den Fällen der $$. 46 und 105 der Seemanns - Ordnung haben 
die Konsuln ihre Entscheidung unter Angabe der Gründe schriftlich abzufassen und 
Jeder Partei eine Ausfertigung unter ihrem Siegel und ihrer Unterschrift zuzustellen, 
sofern darauf nicht verzichtet wird; in den Fällen der $8. 64, 66, 71 bedarf es 
dagegen der Ausfertigung einer schriftlichen Genehmigung nur auf besonderes Ver- 
langen des einen oder des anderen Theils. 


Endlich gehört hierher noch die Vorschrift des $. 47 der Seemanns - Ordnung. 
Danach hat, wenn ein Schiffs-Offizier oder nicht weniger als drei Schiffsleute Be- 
schwerde darüber erheben, dass das Schiff, für welches sie angemustert sind, nicht 
seetüchtig ist, oder dass die Vorräthe, welche das Schiff für den Bedarf der Mann- 
schaft an Speisen und Getränken mit sich führt, ungenügend oder verdorben sind, 
der Konsul eine Untersuchung des Schiffs, beziehungsweise der Vorräthe zu veran- 
la:sen, und deren Ergebniss in das Schiffs-Journal einzutragen, auch, falls die 
Beschwerde sich als begründet erweist, für die geeignete Abhülfe Sorge zu tragen. 
Um eine missbräuchliche Anwendung des der Schiffs-Mannschaft durch diese Bestim- 
mung eingeräumten Beschwerderechts und die daraus der Rhederei und den sonst 
Betheiligten erwachsenden Schäden zu verhüten, haben die Konsuln bei der Aus- 
führung des $. 47 folgende, im Einvernehmen mit den betreffenden Ausschüssen 
des Bundesraths aufgestellte Vorschriften, auf das Sorgfältigste zu beobachten. 


1. Wird bei dem Konsul von Angehörigen der Mannschaft eines Schiffes Be- 
schwerde darüber erhoben, dass dasselbe nicht seetüchtig sei, oder dass die Vorräthe, 
welche es für den Bedarf der Mannschaft an Speisen und Getränken mit sich führt, 
ungenügend oder verdorben seien, so hat der Konsul zunächst die Legitimation der 
Beschwerdeführer festzustellen. Insbesondere ist, wenn die Beschwerde von einem 
Schiffsmann unter Berufung auf seine Eigenschaft als Schiffs-Offizier erhoben wird, 
von ihm der Nachweis zu führen, dass ihm dieselbe wirklich zusteht. Nur der 
Steuermann des Schiffes ist von diesem Nachweise befreit. 


2. Nach Feststellung der Legitimation sind die Beschwerdeführer über ihren 
Antrag zu Protokoll zu vernehmen. 
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3. Die Vernehmung jedes einzelnen Beschwerdeführers erfolgt abgesondert 
ohne Beisein der übrigen. 

Vor der Vernehmung ist jeder derselben auf die Straf-Bestimmungen des $. 94 
der Seemanns-Ordnung und auf die Entschädigungs-Ansprüche hinzuweisen, welche 
er, falls die Beschwerde unbegründet befunden wird, zu gewärtigen hat. 


4. Der Vernommene hat sich ausführlich darüber zu erklären : 

a) auf welche Thatsachen er die Annahme stützt, dass das Schiff nicht see- 
tüchtig sei, oder dass die Vorräthe, welche dasselbe für den Bedarf der 
Mannschaft an Speisen und Getränken mit sich führt, ungenügend oder 
verdorben seien; 

b) durch welche Beweismittel die Feststellung dieser Thatsachen zu be- 
wirken ist. 


5. Nach dem Abschluss der Vernehmungen hat der Konsul zu prüfen: 

a) ob die thatsächlichen Angaben der Beschwerdeführer, wenn sie durch 
die Beweisaufnahme bestätigt werden sollten, die Annahme rechtfertigen, 
dass das Schiff nicht seetüchtig sei, oder dass die Vorräthe desselben 
für den Bedarf der Mannschaft an Speisen und Getränken ungenügend 
oder verdorben seien ; 

b) ob, wenn die Beschwerde von mindestens drei Schiffsleuten erhoben ist, 
die thatsächlichen Angaben jedes Einzelnen von ihnen im Wesent- 
lichen mit den Aussagen der anderen Beschwerdeführer übereinstimmen. 

Trifft die eine oder die andere dieser beiden Voraussetzungen nicht 
zu, so ist die Beschwerde ohne Weiteres als unbegründet, beziehungs- 
weise unzulässig abzu weisen. 


6. Wenn dagegen der erhobenen Beschwerde nach Massgabe der unter Nr. 5 
getroffenen Bestimmungen weitere Folge zu geben ist, so hat der Konsul zunächst 
den Schiffer über die einzelnen Beschwerdepunkte zu hören. Findet die Angelegen- 
heit durch dessen Erklärung nicht ihre Erledigung und ist auch durch die sonst sich 
darbietenden Beweismittel, insbesondere durch eine Vernehmung der übrigen Schifis- 
Mannschaft eine genügende Aufklärung des Sachverhaltes nicht zu gewinnen, so hat 
der Konsul eine Untersuchung des Schiffs, beziehungsweise der Vorräthe zu veran- 
lassen, und nach Beendigung derselben in Gemässheit des $. 47 der Seemanns- 
Ordnung weiter zu verfahren. 


7. Mit der Untersuchung des Schiffes oder der Vorräthe sind unparteiische 
Sachverständige und zwar, wenn im Hafen Deutsche oder einer anderen befreun- 
deten Nation angehörige Schiffe anwesend sind, zwei oder drei von den Führern 
dieser Schiffe zu betrauen. 

Das Ergebniss der Untersuchung ist durch ein von den Sachverständigen zu 
unterzeichnendes Protokoll festzustellen. 


8. Hat eine Untersuchung des Schiffes oder der Vorräthe stattgefunden, so 
hat der Konsul unverzüglich unter abschriftlicher Einreichung der Verhandlungen, 
sowie unter Mittheilung der getroffenen Entscheidung und der zu deren Ausführung 
etwa erlassenen Anordnungen dem Auswärtigen Amte eingehenden Bericht zu er- 
statten. 


4) Ueber die Befugniss der Konsuln zur Ausstellung interimistischer Schiffs- 
Zertifikate vergl. oben zu $. 30. 


1914 = Gesetz, betr. Eheschliessung und Beurkundung Ü TR 


Der Erwerb und Verlust der Bundes-, resp. Reichs- und Staats-Ange- 
hörigkeit, sowie die Beurkundung des Personenstandes und die Form 
der Eheschliessung Bundes- bezw. Reichs-Angehöriger im Auslande 


sind durch die nachfolgenden beiden Gesetze des Norddeutschen Bundes vom 1. Mai 
und 1. Juni 1870*) geregelt. In Gemässheit des Art. 80 der auf Grund der Bünd- 
niss-Verträge mit den Süddeutschen Staaten vom Nov. 1870 vereinbarten »Verfas- 
sung des Deutschen Bundes« (B.-G.-Bl. 1870, 8. 647 ff. — vgl. auch: Koller, Ver- 
fassung des Deutschen Reiches, 8.1 ff. dies. Bds.) sind diese Gesetze auf Süddeutsch- 
land ausgedehnt, und durch $. 2 des Gesetzes, betr. die Verfassung des Deutschen 
Reiches, vom 16. April 1871 (R.-G.-Bl. 8. 63 ff.) zu Reichs-Gesetzen erklärt. 
Abs. 1 des $. 2 bestimmt: 


»Wo in denselben von dem Norddeutschen Bunde, dessen Verfassung, Ge-. 
biet, Mitgliedern oder Staaten, Indigenat, verfassungsmässigen Organen, An- 
gehörigen, Beamten, Flagge u. s. w. die Rede ist, sind das Deutsche Reich und 
dessen entsprechende Beziehungen zu verstehen.« 


Der Wortlaut dieser, in der Allgem. Dienst-Instruktion für die Konsuln wie- 
derholt in Bezug genommenen Gesetze ist folgender: 


Gesetz, betreffend die Eheschliessung und die Beurkundung des Per- 


sonenstandes von Bundes-Angehörigen im Auslande. Vom 4. Mai 1870. 
(Bundes-Gesetz-Blatt S. 599 fig.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen ete., 
verordnen im Namen des Norddeutschen Bundes, nach erfolgter Zustimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


I. Allgemeine Bestimmungen. 


$. 1. Der Bundeskanzler kann einem diplomatischen Vertreter des Bundes für 
das ganze Gebiet des Staates, bei dessen Hofe oder Regierung derselbe beglaubigt 
ist, und einem Bundes-Konsul für dessen Amts-Bezirk die allgemeine Ermächtigung 
ertheilen,, bürgerlich gültige Eheschliessungen von Bundes-Angehörigen vorzuneh- 
men, und die Geburten, Heirathen und Sterbefälle von Bundes-Angehörigen zu be- 
urkunden. 

$. 2. Die zur Eheschliessung und zur Beurkundung des Personenstandes er- 
mächtigten Beamten ($. 1) haben über die Beurkundung der Geburten, Heirathen 
und Sterbefälle getrennte Register zu führen. Die vorkommenden Fälle sind in 
protokollarischer Form unter fortlaufender Nummer in die Register einzutragen. 
Jedes Register wird in zwei gleichlautenden Originalen nach einem Formulare ge- 
führt, welches von dem Bundeskanzler vorgeschrieben wird. Das Formular soll für 
alle Beamten ein übereinstimmendes sein. 


*), Durch das Gesetz, betreffend die Einführung Norddeutscher Bundes-Gesetze in 
Bayern, vom 22. April 1871 (Bundes-Gesetzbl. $. 87) sind einige Bestimmungen dieses 
Gesetzes aufgehoben. Diese obsoleten Bestimmungen sind hier weggelassen. 

(Anmerkung der Verlagshandlung.) Ausführliche Bearbeitungen dieser beiden Gesetze 
sind enthalten in Archiv des Nordd. Bundes Bd. IV, S. 880 ff. und S. 908 ft. 
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Am Jahresschlusse hat der Beamte die Register abzuschliessen und das eine 
Exemplar derselben dem Bundeskanzler einzusenden. Gleichzeitig hat er den Re- 
gierungen der einzelnen Bundesstaaten aus den Registern einen Auszug der Fälle 
mitzutheilen, welche Angehörige derselben betreffen. 

Wenn im Laufe des Jahres in ein Register eine Eintragung nicht erfolgt ist, 
so hat der Beamte eine amtliche Bescheinigung hierüber am Jahresschlusse dem 
Bundeskanzler einzusenden. 


II. Eheschliessung und Beurkundung derselben. 


$. 3. Der Schliessung der Ehe muss das Aufgebot vorangehen. Vor Beginn 
desselben sind dem Beamten die zur Eingehung einer Ehe nach den Gesetzen der 
Heimath der Verlobten nothwendigen Erfordernisse als vorhanden. nachzuweisen. 
Insbesondere haben die Verlobten in beglaubigter Form beizubringen: 

1. ihre Geburts-Urkunden ; | 
2. die zustimmende Erklärung.derjenigen Personen, deren Einwilligung nach den 
Gesetzen der Heimath der Verlobten erforderlich ist. 

Der Beamte kann die Beibringung dieser Urkunden erlassen, wenn ihm die 
Thatsachen , welche durch dieselben festgestellt werden sollen, persönlich bekannt 
oder auf andere Weise glaubhaft nachgewiesen sind. 

Auch kann er von unbedeutenden Abweichungen in den Urkunden , beispiels- 
weise von einer verschiedenen Schreibart der Namen, oder einer Verschiedenheit der 
Vornamen absehen, wenn in anderer Weise die Identität der Betheiligten festgestellt 
wird. 

Der Beamte ist berechtigt, den Verlobten die eidesstattliche Versicherung über 
die Richtigkeit der Thatsachen abzunehmen, welche durch die vorliegenden Urkun- 
den oder die sonst beigebrachten Beweismittel ihm nicht als hinreichend festgestellt 
erscheinen. 


$.4. Das Aufgebot geschieht durch eine Bekanntmachung des Beamten, 
welche die Vornamen, die Familiennamen, das Alter, den Stand oder das Gewerbe 
und den Wohnort der Verlobten und ihrer Eltern enthalten muss. Diese Bekannt- 
machung muss an der Thüre oder an einer in die Augen fallenden Stelle vor oder 
in der Kanzlei des Beamten eine Woche hindurch ausgehängt bleiben. Erscheint 
an dem Amtssitze des Beamten eine Zeitung, so ist die Bekanntmachung ausserdem 
einmal darin einzurücken, und die Eheschliessung nicht vor Ablauf des dritten Tages 
von dem Tage an zulässig, an welchem das die Bekanntmachung enthaltende Blatt 
ausgegeben ist. Unter mehreren an dem bezeichneten Orte erscheinenden Zeitungen 
hat der Beamte die Wahl. 


$. 5. Wenn eine der aufzubietenden Personen innerhalb der letzten sechs Mo- 
nate ihren Wohnsitz ausserhalb des Amts-Bereichs ($. 1) des Beamten gehabt hat, 
so muss die Bekanntmachung des Aufgebots auch an dem früheren Wohnsitze nach 
den dort geltenden Vorschriften erfolgen, oder ein gehörig beglaubigtes Zeugniss der 
Obrigkeit des früheren Wohnortes darüber beigebracht werden, dass daselbst Ehe- 
hindernisse in Betreff der einzugehenden Ehe nicht bekannt seien. 


$. 6. Der Beamte kann aus besonders dringenden Gründen von dem Aufge- 
bote ($$. 4 und 5) ganz dispensiren. 


$. 7. Die Schliessung der Ehe erfolgt in Gegenwart von zwei Zeugen durch 
die an die Verlobten einzeln und nach einander gerichtete feierliche Frage des Be- 
amten: | 

ob sie erklären, dass sie die Ehe mit dem gegenwärtigen anderen Theile ein- 

gehen wollen, 
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und durch die bejahende Antwort der Verlobten und durch den hierauf erfolgenden 
Ausspruch des Beamten, 
dass er sie nunmehr kraft des Gesetzes für rechtmässig verbundene Eheleute 
erkläre. 


$. 8. Die Ehe erlangt mit dem Abschlusse vor dem Beamten bürgerliche Gül- 
tigkeit. 
$. 9. Die über die geschlossene Ehe in die Register einzutragende Urkunde 
(Heiraths-Urkunde) muss enthalten : 
1. Vor- und Familiennamen, Staatsangehörigkeit, Alter, Stand oder Gewerbe, Ge- 
burts- und Wohnort der die Ehe eingehenden Personen ; 
2. Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohnort ihrer Eltern; 
3. Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohnort der zuge- 
zogenen Zeugen ; 
4. die auf Befragen des Beamten abgegebene Erklärung der Verlokten, sowie die 
erfolgte Verkündigung ihrer Verbindung; 
5. die Unterschrift der anwesenden Personen : 


$. 10. Die vorstehenden Bestimmungen über die Eheschliessung ($$. 3—9) fin- 
den auch Anwendung, wenn nicht beide Verlobte, sondern einer derselben ein Bun- 
des-Angehöriger ist. 


IV. Urkunden über Sterbefälle. 


$. 11. Die Eintragung der Geburt eines Kindes in die Register kann von dem 
Beamten nur vorgenommen werden , nachdem sich derselbe dureh Vernehmung des 
Vaters des Kindes oder anderer Personen die Ueberzeugung von der Richtigkeit der 
einzutragenden Thatsachen verschafft hat. | 
Diese Eintragung muss enthalten : 
. den Ort, den Tag und die Stunde der Geburt; 
. das Geschlecht des Kindes; 
. die ihm beigelegten Vornamen ; 
. Vor- und Familiennamen, Staats- Angehörigkeit, Stand oder Gewerbe, sowie 
den Wohnort der Eltern und zweier bei der Eintragung zu zuziehender Zeugen ; 
. die Unterschrift des Vaters, wenn er anwesend ist ‚ und der vorgedachten 
Zeugen. En 


»wmvwerm 


[abi | 


$. 12. Die Eintragung eines Todesfalles in die Register erfolgt auf Grund der 
Erklärung zweier Zeugen. Sie muss enthalten : 

1. Vor- und Familiennamen der Verstorbenen, dessen Staats-Angehörigkeit, Alter, 
Stand oder Gewerbe, Wohn- und Geburtsort ; 

2. Vor- und Familiennamen seines Ehegatten ; 

3. Vor- und Familiennamen, Staats-Angehörigkeit, Stand oder Gewerbe und Wohn- 
ort der Eltern des Verstorbenen : 

4. Ort, Tag und Stunde des erfolgten Todes, 

soweit diese Verhältnisse bekannt sind; 

5. Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohnort der Zeugen, 
welche die Erklärung abgeben, und, wenn es Verwandte des Verstorbenen 
sind, den Grad ihrer Verwandtschaft ; 

6. Unterschrift der Zeugen. 


$. 13. Insoweit durch die Gesetze eines Bundesstaates den diplomatischen 
Vertretern und Konsuln in Ansehung der Eheschliessungen, sowie der Beurkundung 
der Geburten, Heirathen und Sterbefälle der Angehörigen dieses Staates von einer 
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besonderen Ermächtigung nicht abhängige oder ausgedehntere Befugnisse , als die 
im gegenwärtigen Gesetze bestimmten, beigelegt sind oder künftig beigelegt wer- 
den, stehen diese Befugnisse für die bezeichneten Angehörigen auch den diploma- 
tischen Vertretern des Bundes und den Bundes-Konsuln zu. 


$. 14. Auf die Gebühren, welche für die durch das gegenwärtige Gesetz den 
Beamten des Bundes überwiesenen Geschäfte und insbesondere für die Ausfertigun- 
gen und Abschriften aus den Personenstands-Registern zu erheben sind, findet der 
$. 38 des Bundes-Gesetzes, betreffend die Organisation der Bundes-Konsulate , 80- 
wie die Amtsrechte und Pflichten der Bundes-Konsuln, vom 8. November 1867 
(Bundes-Gesetz-Bl. 8. 137) Anwendung.*) 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem 
Bundes-Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 4. Mai 1870. 

WER, Wilhelm. 

Gr. v. Bismarck-Sehönhausen. 


Zu vorstehendem Gesetz erging unterm 1. März 1871 folgende 
Instruktion des Reichskanzlers zu dem Gesetze vom 4. Mai 1870, 
betreffend die Eheschliessung und die Beurkundung des Personen- 
standes von Bundes - Angehörigen im Auslande. 


Diejenigen diplomatischen Vertreter und Konsuln des Deutschen Reiches, 
welchen auf Grund des Gesetzes vom 4. Mai 1870 (B.-G.-Bl. 8. 599) die Be- 
fuguiss zur Abschliessung von Ehen, sowie zur Beurkundung von Geburten, Hei- 
rathen und Sterbefällen Bundes- Angehöriger übertragen wird, sowie die in Ab- 
wesenheits- oder sonstigen Verhinderungsfällen zu ihrer Stellvertretung berufenen 
Personen haben sich, neben den Vorschriften des gedachten Gesetzes, die nach- 
folgenden Bestimmungen zur Richtschnur zu nehmen. 


I. Allgemeine Bestimmungen. 


$. 1. Jeder zur Eheschliessung und zur Beurkundung des Personenstandes 
ermächtigte Beamte hat drei fest gebundene Register von starkem Papier , das eine 
für die Heiraths-, das andere für die Geburts-, das dritte für die Sterbefälle an- 
zuschaffen. Dieselben sind, bevor sie in Gebrauch genommen werden, zu foliiren, 
auf der letzten Seite mit einem Attest über die Zahl der Folien unter Siegel und 
Unterschrift des Amts zu versehen und in dem Amts-Lokale an einem besonders 
gesicherten Orte zu verwahren. In den Registern darf Nichts radirt oder zwischen 
die Zeilen eingeschaltet werden. 

Das nach $. 2 Alinea 2 des Gesetzes dem Reichskanzler jährlich einzureichende 
zweite Exemplar ist auf dünnerem Papier und auf einzelnen Bogen zu führen. Ist 
ein Bogen vollgeschrieben, so wird ein zweiter, dritter u. s. w. mittelst eines durch 
das Amts-Siegel zu befestigenden Fadens angeheftet. 


*) Die Höhe der Gebühren etc. ist inzwischen geregelt durch das oben mitgetheilte 
Gesetz v. 2. Juli 1872. 
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$. 2. Der Beamte hat sich zu vergewissern, dass die Personen, deren Geburt 
oder Sterbefall zu beurkunden ist, Bundes- Angehörige sind; bei Ehe-Schliessungen 
genügt es nach $. 10 des Gesetzes, dass auch nur einer der Verlobten die Eigen- 
schaft als Bundes -.Angehöriger besitzt. Der Nachweis der Bundes- Angehörigkeit 
ist durch schriftliche Urkunden, namentlich durch noch nicht abgelaufene, von der 
kompetenten Heimaths - Behörde ausgestellte Pässe, Heimaths - Scheine etc. , durch 
konsularische Schutzseheine, Patente etc. zu führen: 


$. 3. Die Eintragungen in die Register erfolgen nach der Zeitfolge hinter ein- 
ander, ohne dass ein Zwischenraum zwischen der vorhergehenden und der unmittel- 
bar darauf folgenden Eintragung gelassen werden darf. | 

Der Tag der Eintragung selbst, sowie der Tag der Geburt oder des Todes- 
falls, um den es sich handelt, sind mit Worten, die Namen mit besonders grossen, 
in die Augen fallenden Buchstaben zu schreiben. 


$.4. Da es wesentlich darauf ankommt, dass die Eintragungen in den 


Registern besonders-deutlich und leserlich geschrieben werden, so kann der Beamte 
die Eintragung unter seiner unmittelbaren Aufsicht durch eine Person, die sich durch 
eine gute Handschrift auszeichnet, bewerkstelligen lassen ; es muss aber jede Ein- 
tragung von dem Beamten, von den Zeugen und von allen Betheiligten eigenhändig 


unterschrieben werden. Sind unter den letzteren Personen , welche nicht schreiben. 


können, so ist deren Handzeichen oder, wenn sie auch ein solches zu machen nicht 

im Stande sind, der Grund hiervon von dem Beamten besonders zu beglaubigen. 
Als Zeugen dürfen in der Regel nur unbescholtene grossjährige Personen zu- 

gelassen werden. 


$. 5. Die Eintragung in die Register ist nicht als ein blosser Vermerk über 
die zu beurkundende Thatsache (Heirath, Geburts- oder Sterbefall), sondern in 
Form eines über den ganzen Hergang aufgenommenen vollständigen Protokolls, in 
der Regel in deutscher Sprache, zu bewirken. & | | 

Wenn Personen bei der Handlung sich betheiligen, welche der deutschen 
Sprache überhaupt nicht oder nicht vollkommen mächtig sind, so hat der Beamte 
dafür zu sorgen, dass denselben der Inhalt der Verhandlung vollständig zur Kennt- 
niss gebracht werde; es ist in dem Protokoll zu vermerken, dass und in welcher 
Weise dies geschehen ist. 

Unter besonderen Umständen und namentlich, wenn der Beamte der deutschen 
Sprache selbst nicht recht mächtig ist, soll es demselben gestattet sein, sich auch 
einer anderen Sprache zu bedienen; es ist jedoch in einem solchen Falle dafür zu 
sorgen, dass diejenigen Personen, welche nicht der gewählten Sprache mächtig sind, 
von dem Inhalt der Verhandlung vollständig Kenntniss erhalten. | 


$. 6. Die den Parteien auf ihr Verlangen auszuhändigende Urkunde über die 


» 


geschlossene Ehe, den Geburts- oder Todesfall ist durch die Ausfertigung der in 


das betreffende Register eingetragenen bezüglichen Verhandlung unter Siegel und 
Unterschrift des Beamten in nachstehender Form zu ertheilen: 


Nachstehende Verhandlung, welche Blatt... Band. . . des bei der Deutschen Gesandt- 
schaft (dem Deutschen Konsulate etc.) zu.-........ in Gemässheit des Bundes- 
Gesetzes vom 4. Mai 1870 geführten Registers über Eheschliessungen (Geburten, Sterbe- 
fälle) eingetragen ist, und welche wörtlich, wie folgt, lautet: | 
EL BE ER (hier ist das betreffende Protokoll'einzurücken) 
wird hiermit zu öffentlichem Glauben unter Siegel und Unterschrift der Gesandschaft 
(des Konsulats etc.) zu .:......... ausgefertigt. 
NONE den den ac are 18 


Gebühr. (Siegel.) 


ET ar u 
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II. Besondere Bestimmungen. 
1. Für Eheschliessungen. 


.$» 7. Wenn die Schliessung einer Ehe vor dem Beamten beantragt wird, so 
hat derselbe die Identität und Dispositions- Fähigkeit der Interessenten festzustellen 
und zu prüfen, ob die zur bürgerlichen Gültigkeit einer Ehe nach den Gesetzen der 
Heimath der Verlobten vorgeschriebenen Bedingungen vorhanden sind. 

Eine Uebersicht über die in dieser Beziehung hauptsächlich in Betracht kom- 
menden Gesetze findet sich in der Anlage. 

Von der Beibringung der im $. 3 des Gesetzes bezeichneten Papiere kann nur 
unter den im Gesetze erwähnten Umständen abgesehen werden. 

Behauptet ein Interessent den Tod der im $. 3 des Gesetzes Alinea 1 unter 
No. 2 bezeichneten Personen, so sind die Todenscheine derselben in beglaubigter 
Form beizubringen; doch ist es unter besonderen Umständen gestattet, von der Bei- 
bringung dieser Papiere ebenfalls abzusehen, wenn der Beamte anderweitig genü- 
gende Ueberzeugung von der Richtigkeit der Behauptung gewonnen hat. 


$. 8. Ueber den Antrag auf Schliessung der Ehe und die angestellten Er- 
örterungen ($. 7) ist eine Verhandlung aufzunehmen. 

Hat der Beamte hiernach die Ueberzeugung gewonnen, dass der bürgerlichen 
Gültigkeit der beabsichtigten Ehe keine Hindernisse entgegenstehen , so ist unter 
Beachtung des $. 5 des Gesetzes das Aufgebot durch eine Bekanntmachung des Be- 
amten in der deutschen und in der Landessprache nach dem hier folgenden Formular 
zu bewirken: 

Es wird hiermit bekannt gemacht, dass 
der N.N. (Vornahme und Familienname), seines Standes (Gewerbes) . ........ i 
ae inN.,.. Jahr alt, wohnhaft in N., Sohn des N. und der N. inN. 
un 
die N. N. (Vorname und Familienname), geboren inN.,... Jahr alt, wohnhaft inN., 
Tochter des N. und der N. inN. 
beabsichtigen, sich mit einander zu verheirathen und diese Ehe in Gemässheit des 


Bundes-Gesetzes vom 4. Mai 1870 vor dem unterzeichneten Beamten abzuschliessen. 
NEN Sden? vten. ::.. Sn... 18 


ATDBsEL GEN EV EINE, 
Refigirt und zu den Akten den... .:...... 


Diese Bekanntmachung muss eine Woche an der Thür oder an einer in die 
Augen fallenden Stelle vor oder in der Amts-Kanzlei aushängen, nach Ablauf dieser 
Frist aber, mit dem Affıktions- und Refiktions- Vermerk versehen, zu der oben be- 
zeichneten Verhandlung genommen werden. Wegen Bekanntmachung in einer 
Zeitung sind die Bestimmungen des Gesetzes zu beachten. 


$- 9. Wohnen die Brautleute in verschiedenen Amts -Bereichen , so steht es 
ihnen frei, darauf anzutragen, dass der Beamte, an welchen sie sich zuerst gewendet 
haben, nach erlassenem Aufgebote die betreffende Verhandlung mit den dazu ge- 
hörigen Urkunden urschriftlich an den Beamten, in dessen Bereich der andere Theil 
seinen Wohnsitz hat, übersendet. Letzterer hat alsdann auch seinerseits zu prüfen, 
ob die zur bürgerlichen Gültigkeit der Ehe gesetzlich nothwendigen Erfordernisse 
vorhanden sind. Findet er hiergegen nichts zu erinnern, so ist das Aufgebot zu 
veranlassen. 

Nach Ablauf der im $. 4 des Gesetzes bestimmten Frist hat er den zuerst ge- 
dachten Beamten unter Wiederbeifügung. der ihm übersandten Verhandlung mit ihren 
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Anlagen zu benachrichtigen, dass das Aufgebot erfolgt und Einspruch nicht erhoben 
worden ist. Der Zurückbehaltung einer Abschrift der Verhandlung bedarf es nicht; 
vielmehr genügt es, wenn über den ganzen Hergang ein Vermerk zu den Akten ge- 
bracht wird, aus welchem das Datum der Verhandlung und der Beamte, der sie auf- 
genommen hat, hervorgehen. 

Ein ähnliches Verfahren findet statt, wenn der frühere Wohnsitz einer der auf- 
zubietenden Personen, an welchem nach $. 5 des Gesetzes das Aufgebot zu erfolgen 
hat, zu dem Amts - Bereiche eines anderen Beamten gehört. 


. 10. Eine Dispensation von dem Aufgebote darf nur in besonders dringen- 
den Fällen erfolgen, namentlich bei eintretender plötzlicher Todes-Gefahr eines der 
beiden Verlobten, oder wenn dieselben den Bereich des Beamten zu verlassen beab- 
sichtigen und eine Verzögerung der Abreise um die Dauer der Aufgebotsfrist sehr 
wesentliche Nachtheile für sie herbeiführen würde. 


$. 11. Sämmtliche in einem Jahre vorkommende Ehe-Anmeldungs- und Auf- 
gebots- Verhandlungen sind, chronologisch geordnet, aktenmässig zu sammeln und 
neben den drei Registern aufzubewahren. 


$.12. Werden auf Grund des Aufgebots gegen die beabsichtigte Ehe- 
schliessung Einwendungen erhoben, so können sich dieselben entweder auf ein dem 
Beamten bis dahin nicht bekannt gewordenes gesetzliches Ehe-Hinderniss oder auf 
Privat-Ansprüche Seitens einer dritten Person gründen. Im ersteren Falle ist, wenn 
das Hinderniss bescheinigt oder unter Beweis gestellt wird, die Eheschliessung so 
lange zu versagen, bis der Beamte das Hinderniss nach genauer Prüfung für nicht 
erwiesen befindet, oder bis das Hinderniss gehoben ist. Einsprüche dritter Personen 
finden überhaupt nur Berücksichtigung , wenn sie sich auf ein älteres förmliches 
Ehe-Gelöbniss oder auf eine glaubhaft nachgewiesene, unter dem Versprechen der 
Ehe erfolgte Schwängerung gründen. Gelingt es den Parteien nicht, den Wider- 
sprechenden zur Zurücknahme des Widerspruchs — allenfalls gegen Bestellung einer 
Sicherheit für etwaige im Wege Rechtens zu erstreitende Entschädigung — zu be- 
wegen oder den Beamten von der Unwirksamkeit des Ehe-Gelöbnisses, beziehungs- 
weise von dem Nicht - Vorhandensein einer Schwängerung zu überzeugen, so ist die 
Eheschliessung auszusetzen und an den Reichskanzler unter ausführlicher Dar- 
“ legung des Sachverhältnisses Behufs Ertheilung weiterer Weisung zu berichten. 

Sind keine Einwendungen erhoben, oder geben die erhobenen zu keinem Auf- 
schub Veranlassung, so ist mit der Eheschliessung zu verfahren. 

Die Brautleute müssen persönlich vor dem Beamten erscheinen, welcher zu der 
Eheschliessung ein der Würde der Handlung angemessenes Lokal im Amtsgebäude 
zu bestimmen hat. 

Die Eheschliessung selbst erfolgt in der im $. 7 des Gesetzes vorgeschriebenen 
Weise. 

Ueber den ganzen Hergang ist in dem Register für Heirathen ein Protokoll 
nach dem folgenden Formular aufzunehmen : 


Verhandelt zu N. N. den ersten (zweiten etc.) .. ... Achtzehnhundert...... 
Vor mir, dem unterzeichneten Beamten, erschienen heute im Amts-Lokale, bekannt 
und verfügungsfähig: 


1. der (Vorname und Familienname) , seines Standes (Gewerbes) ..... ‚= swahr.alt, 
BUS gebürtig, wohnhaft in ..... „Bohnsdesk, 293 und.der :.:.8..,, 
Bere (Vor- und Familienname, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohnort der 
Eltern) ; 

3, die (Vor- und Familienname), .. ... Jahralt, aus... . gebürtig, wohnhaftin...., 
Tochter des....undder..... In a (wie ad 1); 

3. der N.N. (Vor- und Familienname), ..... . Jahr alt, seines Standes (Gewerbes) ...., 


aus... .gebürtig, wohnhaftin..:., als erster Zeuge; 
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4. der N. N. etc. (wie ad 3), als zweiter Zeuge; 

5. 

6. ? die sonst noch anwesenden Personen. 
etc. ! 
Die beiden unter No. 1 und 2 aufgeführten Personen, nämlich der p. N. N. und die 
p. N. N. erklärten, dass es ihre Absicht sei, eine Ehe mit einander einzugehen und die- 
selbe in der durch das Gesetz vom 4. Mai 1870 vorgeschriebenen Form abzuschliessen. 

Da die in diesem Gesetze angeordneten Förmlichkeiten erfüllt sind, so richtete ich, 
der unterzeichnete Beamte, in Gemässheit des $. 7 des genannten Gesetzes sowohl an 
den p. N. N., als auch an diep. N. N. einzeln die Frage, ob es ihre ernstliche und ge- 
wisse Absicht sei, mit dem gegenwärtigen anderen Theile eine Ehe einzugehen und for- 
derte sie auf, wenn dies der Fall sei, diese ihre Absicht durch ein lautes und deutliches 
»Ja« zu bekunden. 

Nachdem von beiden Theilen die Bejahung dieser Frage in einer der Aufforderung 
entsprechenden Weise erfolgt war, so erklärte ich, der unterzeichnete Beamte, den 
p- N. N. und die p. N. N. kraft des Gesetzes für rechtmässig verbundene Eheleute. 

Diese Verhandlung ist hierauf den Eheleuten, den beiden Zeugen, sowie den 
übrigen Anwesenden vorgelesen, von denselben genehmigt und eigenhändig unter- 
schrieben worden (mit Ausnahme des des Schreibens unkundigen N. N., welcher die . 
Verhandlung unterkreuzt hat — mit Ausnahme desN.N., welcher, wie hiermit bezeugt 
wird, an den Händen gelähmt ist und deshalb nicht unterzeichnen konnte). 

Geschlossen wie oben. 

(Unterschriften.) 
(Amts - Karakter und Unterschrift des Beamten.) 


2. Bei Geburten. 


$. 13. Die Eintragung der Geburt eines Kindes in das Register für Geburts- 
fälle erfolgt auf den Antrag des Vaters, oder bei unehelichen Kindern auf den An- 
trag der Mutter oder ihrer Angehörigen, unter Beachtung der in $. 11 des Gesetzes 
enthaltenen Bestimmungen nach dem folgenden Formular: 
WerBanaslermnn. sans den ersten (zweiten etc.).... . Achtzehnhundert. .... 


Vor mir, dem unterzeichneten Beamten, erschien heute im Amts- Lokale, bekannt und 
verfügungsfähig: 


Der (dieete.) ........ welcher (welche) mir erklärte, dass am ersten etc. ....... 
Achtzehnhundert und....um.. Uhr Vormittags (Nachmittags) dem Preussischen 
(Sächsischen etc.) Unterthan........ (Stand oder Gewerbe) N. N. (Vor- und 


Familienname) , wohnhaft in N., von seiner Ehefrau, der früheren Mecklenbur- 
gischen (Sachsen - Altenburgischen etc.) Staats- Angehörigen N. N. (Vor- und 
Familiennamen) , wohnhaft inN., einKind........ Geschlechts geboren und 
Mesem-Kınded:...- Name. und.is,, beigelegt worden sei. (Ist die erklärende 
Person nicht der Vater oder die Mutter, so ist noch eine Angabe über die Basis der 
Anzeige, z. B. Auftrag der Eltern, hinzuzufügen.) 
Diese von mir aufgenommene Erklärung ist geschehen in Anwesenheit der beiden 
Zeugen, nämlich: 
1. N. N. (Vor- und Familienname, Staats - Angehörigkeit, Stand oder Gewerbe, 
Wohnort), 
2,N.N. (wie ad). 
GER enHÄRUge Urkunde ist den Erscheinenen vorgelesen und von denselben unterzeichnet 
worden. 
Geschlossen wie oben. 
2 (Unterschriften.) 
(Amts-Karakter und Unterschrift des Beamten.) 


$. 14. Als Zeugen sind, wenn sonst keine Bedenken entgegenstehen, wo 
möglich solche Personen zuzuziehen, welche der Geburt des Kindes, um welches es 
sich handelt, persönlich beigewohnt haben, und ist in diesem Falle weniger auf Ge- 
schlecht und Nationalität der Zeugen, wohl aber unbedingt auf Unbescholtenheit 
derselben zu sehen. 


$. 15. Entstehen Bedenken über die Richtigkeit der Angaben des die Geburt 
Anmeldenden oder ist die Anzeige länger als drei Tage nach der Geburt verzögert 
Archiv des Deutschen Reichs. Bd. I. (VI.) 18 
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worden , so hat der Beamte durch Vernehmung des Geburtshelfers, der Hebamme 
oder anderer Personen, welche Auskunft zu ertheilen vermögen, anderweiten Be- 
weis zu erheben, und bis dies geschehen, die Eintragung in das Register auszusetzen. 
Die Eintragung ist auch dann auszusetzen, wenn’ dem Kinde zur Zeit der An- 
meldung ein Vorname noch nicht gegeben worden ist. | 


$. 16. In allen Fällen, wo die Eintragung einer Geburt in das Register aus- 
gesetzt werden muss, ist über die Anmeldung und über die sich an dieselbe knüpfen- 
den weiteren Erörterungen eine Verhandlung aufzunehmen und auf dieselbe bei der 
später wirklich erfolgenden Eintragung in das Register kurz zu verweisen. 

Diese Verhandlungen sind, nach Jahrgängen chronologisch geordnet, akten- 
mässig zusammenzufassen und neben den drei Registern aufzubewahren. 


"3. Für Todesfälle. 


$. 1%. Die Eintragung eines Todesfalles in das Register für Sterbefälle erfolgt 
nach folgendem Formular: 
Verhandelt zu... .. den ersten (zweiten etc.) .... Achtzehnhundert und.... 
Vor mir, dem unterzeichneten Beamten, erschienen heute im Amts- Lokale 
u ee (Vor- und Familienname, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohn- 
9 de ort der beiden Zeugen, und wenn es Verwandte des Verstorbenen sind, 
; Grad ihrer Verwandtschaft), 
welche beide übereinstimmend erklärten, dass am... .ten..... Achtzehn- 
hundert....um... Uhr Nachmittags (Nachts etc.) in N. N. verstorben sei: 
der. (die) ee. (Vor- und Familiennamen des Verstorbenen, dessen Staats- 
Angehörigkeit, Alter, Stand oder Gewerbe, Wohn- und Geburtsort), Ehemann 
(Ehefrau) der (des)... . (Vor- und Familiennamen des Ehegatten), Sohn (Tochter 
ER (Vor- und Familiennamen, Staats-Angehörigkeit, Stand oder Gewerbe 
und Wohnort der Eltern des Verstorbenen) 
worüber gegenwärtige Verhandlung aufgesetzt und nach Vorlesung von den Anzeigenden 
unterschrieben wurde. 
Geschlossen wie oben. 
(Unterschriften der Deklaranten.) 
(Amts-Karakter und Unterschrift des Beamten.) 


Hat der Verstorbene Abkömmlinge hinterlassen, so sind deren Namen, Alter ete. 
in das Protokoll aufzunehmen. 


$. 18. Als Zeugen sind wo möglich solche Personen zuzuziehen, welche ent- 
weder dem Hinscheiden des Verstorbenen beigewohnt, oder von dessen Tode zu- 
verlässige Kenntniss erhalten haben. 


$. 19. Entstehen Bedenken über die Richtigkeit der Angaben der Zeugen, 
oder kann nach den besonderen Umständen des Falls der Tod durch Zeugenaussagen 
nicht füglich festgestellt werden, so bleibt es dem pflichtmässigen Ermessen der 
Beamten überlassen, noch anderweitige Erörterungen, namentlich die Vernehmung 
eines Arztes, welcher den angeblich Verstorbenen in der letzten Krankheit be- 
handelt hat, zu veranlassen oder die Vermittlung der Lokal- Behörden anzurufen. 


...8. 20. In allen Fällen, in welchen die Eintragung des Todesfalls nicht streng 
nach Vorschrift des $. 12 des Gesetzes oder sofort nach der Anmeldung des Todes- 
falls hat bewirkt werden können, ist eine Verhandlung aufzunehmen, aus welcher 
die stattgehabten Erörterungen und namentlich die Nothwendigkeit der Abweichung 
von der gesetzlichen Regel zu erkennen sind. Alle derartige Verhandlungen sind, 
chronologisch geordnet, in ein besonderes Aktenstück für jedes Jahr zusammen- 
zufassen und neben den drei Registern aufzubewahren. 


$. 21. Für die auf Grund des Gesetzes vom 4. Mai 1870 und dieser In- 
struktion vorgenommenen Verrichtungen sind provisorisch nachstehende im Einver- 
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nehmen mit dem Ausschusse des Bundesraths für Handel und Verkehr festgesetzte 
Gebühren zu erheben: 
1. für die Eintragung in das Register, die vorhergegangenen ‚Verhandlungen und 
die Ausfertigung der Urkunde 
a) bei Ehe-Schliessungen drei Thaler, jedoch können in den Fällen der $$. 9 
und 12 der gegenwärtigen Instruktion bis fünf Thaler erhoben werden; 
b) bei Geburten und Sterbefällen ein Thaler. Wenn die Vermögens-Verhält- 
nisse der Zahlungspflichtigen dies erforderlich erscheinen lassen , erfolgt 
die Eintragung in das Register incl. der vorhergegangenen Verhandlung 
gebührenfrei: 
2. für die Ausfertigung und Bekanntmachung des Aufgebots ein Thaler. 
Insertions-Kosten ($. 4 des Gesetzes) und sonstige baare Auslagen sind be- 
sonders zu erstatten. 
Berlin, den 1. März 1871. 
Der Reichs-Kanzler. 
In Vertretung: 
(gez.) v. Thile. 

Nach der Bekanntmachung des Grossherzogl. Badischen Ministeriums der Justiz, des 
Auswärtigen etc. vom 22. Oktober 1872 [Gesetz- u. Vercrdn.-Bl. S. 344] ist zum Vollzuge 
des $. 32 des Bad. Gesetzes v. 21. Dezbr. uud des $. 13 des Reichs- Gesetzes vom 4. Mai 
1870 eine a. a. OÖ. mitgetheilte Anleitung für die diplomatischen Vertreter und Konsuln des 
Reiches zur Vornahme der Beurkundungen des bürgerlichen Standes und der Eheschlies- 
sung Badischer Staats-Angehöriger nach Badischem Rechte vom Reichs- 
kanzler-Amte erlassen worden und die Deutschen Gesandtschaften und Konsuln ange- 


wiesen, nach Massgabe gedachter ihnen zugefertigter Anleitung eintretenden Falles zu 
verfahren. 


Gesetz über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staats- 


Angehörigkeit vom 1. Juni 1870. 
(Bundes-Gesetzblatt S. 355 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen ete., 
verordnen im Namen des Norddeutschen Bundes, nach erfolgter Zustimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


$. 1. Die Bundes-Angehörigkeit wird durch die Staats-Angehörigkeit in einem 
Bundesstaate erworben und erlischt mit deren Verlust. 


$- 2. Die Staats-Angehörigkeit in einem Bundesstaate wird fortan nur be- 
gründet: 
1. durch Abstammung ($. 3), 
2. durch Legitimation ($. 4), 
3. durch Verheirathung ($. 5), 
4. für einen Norddeutschen durch Aufnahme und (6. 6 £.) 
5. für einen Ausländer durch Naturalisation MDER® 
Die Adoption hat für sich allein diese Wirkung nicht. 


$. 3. Durch die Geburt, auch wenn diese im Auslande erfolgt, erwerben ehe- 
liche Kinder eines Norddeutschen die Staats-Angehörigkeit des Vaters, uneheliche 
Kinder einer Norddeutschen die Staats-Angehörigkeit der Mutter. 


$. 4. Ist der Vater eines unehelichen Kindes ein Norddeutscher und besitzt 


* Die Gebührensätze sind inzwischen definitiv festgestellt durch das Gesetz, betr. Ge- 
bühren und Kosten bei den Konsulaten des Deutschen Reiches vom 1. Juli 1872.(S. oben.) 


Li 
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die Mutter nicht die Staats-Angehörigkeit des Vaters, so erwirbt das Kind durch 
eine den gesetzlichen Bestimmungen gemäss erfolgte Legitimation ie Staats-Ange- 
hörigkeit des Vaters. 


$. 5. Die Verheirathung mit einem Norddeutschen begründet für die Ehefrau 
die Staats-Angehörigkeit des Mannes. 


$. 6. Die Aufnahme, sowie die Naturalisation ($. 2, Nr. 4 und 5) erfolgt 
durch eine von der höheren Verwaltungs-Behörde ausgefertigte Urkunde. 


$. 7. Die Aufnahme-Urkunde wird jedem Angehörigen eines anderen Bundes- 
staates ertheilt, welcher um dieselbe nachsucht und nachweist, dass er in dem 
Bundesstaate, in welchem er die Aufnahme nachsucht, sich niedergelassen habe, 
sofern kein Grund vorliegt, welcher nach den $$. 2 bis 5 des Gesetzes über die 
Freizügigkeit vom I. November 1867 (Bundes-Gesetzbl. 8. 55) die Abweisung 
eines Neuanziehenden oder die Versagung der Fortsetzung des Aufenthalts recht- 
fertigt. 


$. 8. Die Naturalisations-Urkunde darf Ausländern nur dann ertheilt werden, 
wenn sie 


1. nach den Gesetzen ihrer bisherigen Heimath dispositionsfähig sind, es sei denn, 
dass der Mangel der Dispositionsfähigkeit durch die Zustimmung des Vaters, 
des Vormundes oder Kurators des Aufzunehmenden ergänzt wird ; 

2. einen unbescholtenen Lebenswandel geführt haben ; 

3. an dem Orte, wo sie sich niederlassen wollen, eine eigene Wohnung oder ein 
Unterkommen finden; 

4. an diesem Orte nach den daselbst bestehenden Verhältnissen sich und ihre An- 
gehörigen zu ernähren im Stande sind. 

Vor Ertheilung der Naturalisations-Urkunde hat die höhere Verwaltungs-Be- 
hörde die Gemeinde, beziehungsweise den Armen-Verband desjenigen Orts, wo der 
er sich niederlassen will, in Beziehung auf die Erfordernisse unter 
Nr. 2, 3 und 4 mit ihrer Erklärung zu hören. 


e 9. Eine von der Regierung oder von einer Zentral- oder höheren Verwal- 
tungs-Behörde eines Bundesstaates vollzogene oder bestätigte Bestallung für einen 
in den unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienst oder in den Kirchen-, Schul- 
oder Kommunaldienst aufgenommenen Ausländer oder Angehörigen eines anderen 
Bundesstaates vertritt die Stelle der Naturalisations-Urkunde, beziehungsweise Auf- 
nahme-Urkunde, sofern nicht ein a Vorbehalt in der men 
ausgedrückt wird. 

Ist die Anstellung eines Ausländers im Bundesdienst erfolgt, so erwirbt der 
Angestellte die Staats-Angehörigkeit in demjenigen Bundesstaate, in welchem er 
seinen dienstlichen Wohnsitz hat. 


$. 10. Die Naturalisations- Urkunde, beziehungsweise Aufnahme - Urkunde, 
begründet mit dem Zeitpunkte der Aushändigung alle mit der Staats-Angehörigkeit 
verbundenen Rechte und Pflichten. 


$. 11. Die Verleihung der Staats-Angehörigkeit erstreckt sich, insofern nicht 
dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und die noch unter 
väterlicher Gewalt stehenden minder jährigen Kinder. 


$. 12. Der Wohnsitz innerhalb eines Bundesstaates begründet für sich allein 
die Staats-Angehörigkeit nicht. 


$. 13. Die Staats-Angehörigkeit geht fortan nur „verloren; 
1. durch Entlassung auf Antrag ($$. 14 ff, r 
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2. durch Ausspruch der Behörde ($$. 20 und 22); 

3. durch zehnjährigen Anfenthalt im Auslande (62 21); 

4. bei unehelichen Kindern durch eine den gesetzlichen Bestimmungen gemäss er- 
folgte Legitimation, wenn der Vater einem anderen Staate angehört als. die 
Mutter ; 

5. bei einer Norddeutschen durch Verheirathung mit dem Angehörigen eines an- 
deren Bundesstaates oder mit einem Ausländer. 


$. 14. Die Entlassung wird durch eine von der höheren Verwaltungs-Behörde 
des Heimathsstaates ausgefertigte Entlassungs-Urkunde ertheilt. 


$. 15. Die Entlassung wird jedem Staats-Angehörigen ertheilt, welcher nach- 
weist, dass er in einem anderen Bundesstaate die Staats- Angehörigkeit erwor- 
ben hat. 

In Ermangelung dieses Nachweises darf sie nicht ertheilt werden : 

1. Wehrpflichtigen, welche sich in dem Alter vom vollendeten siebenzehnten bis 
zum vollendeten fünf und zwanzigsten Lebensjahre befinden, bevor sie ein Zeug- 
niss der Kreis-Ersatzkommission darüber beigebracht haben, dass sie die Ent- 
lassung nicht blos in der Absicht nachsuchen, um sich der Dienstpflicht im ste- 
henden Heere oder in der Flotte zu entziehen ; 

2. Militärpersonen, welche zum stehenden Heere oder zur Flotte gehören, Offizieren 
des Beurlaubtenstandes und Beamten, bevor sie aus dem Dienste entlassen sind ; 

3. den zur Reserve des stehenden Heeres und zur Landwehr, sowie den zur Re- 
serve der Flotte und zur -Seewehr gehörigen und nicht als Offiziere angestellten 
Personen, nachdem sie zum aktiven Dienste einberufen worden sind. 


$. 16. Aufgehoben. 


$. 17. Aus anderen als aus den in den $$. 15 und 16 bezeichneten Gründen 
darf in Friedenszeiten die Entlassung nicht verweigert werden. Für die Zeit eines 
Krieges oder einer Kriegsgefahr bleibt dem Bundes-Präsidium der Erlass besonderer 
Anordnung vorbehalten. 


$. 18. Die Entlassungs-Urkunde bewirkt mit dem Zeitpunkte der Aushändi- 
gung den Verlust der Staats-Angehörigkeit. 

Die Entlassung wird unwirksam, wenn der Entlassene nicht binnen sechs Mo- 
naten vom Tage der Aushändigung der Entlassungs-Urkunde an seinen Wohnsitz 
ausserhalb des Bundesgebietes verlegt oder die Staats-Angehörigkeit in einem an- 
deren Bundesstaate erwirbt. 


$. 19. Die Entlassung erstreckt sich, insofern nicht dabei eine Ausnahme ge- 
macht wird, zugleich auf die Ehefrau und die noch unter väterlicher Gewalt stehen- 
den minderjährigen Kinder. 


$. 20. Norddeutsche, welche sich im Auslande aufhalten, können ihrer Staats- 
Angehörigkeit durch einen Beschluss der Zentral-Behörde ihres Heimathsstaates 
verlustig erklärt werden, wenn sie im Falle eines Krieges oder einer Kriegsgefahr 
einer durch das Bundes-Präsidium für das ganze Bundesgebiet anzuordnenden aus- 
drücklichen Aufforderung zur Rückkehr binnen der darin bestimmten Frist keine 
Folge leisten. 


$- 21. Norddeutsche, welche das Bundesgebiet verlassen und sich zehn Jahre 
lang ununterbrochen im Auslande aufhalten, verlieren dadurch ihre Staats-Ange- 
hörigkeit. Die vorbezeichnete Frist wird von dem Zeitpunkte des Austritts aus dem 
Bundesgebiete oder, wenn der Austretende sich im Besitz eines Reisepapieres oder 
Heimathsscheines befindet, von dem Zeitpunkte des Ablaufs dieser Papiere an ge- 
rechnet. Sie wird unterbrochen durch die Eintragung in die Matrikel eines Bun- 
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des-Konsulats. Ihr Lauf beginnt von Neuem mit dem auf die Löschung in der Ma- 
trikel folgenden Tage. 

Der hiernach eingetretene Verlust der Staats-Angehörigkeit erstreckt sich zu- 
gleich auf die Ehefrau und die unter väterlicher Gewalt stehenden minderjährigen 
Kinder, soweit sie sich bei dem Ehemanne, beziehungsweise Vater befinden. 

Für Norddeutsche, welche sich in einem Staate des Auslandes mindestens fünf 
Jahre lang ununterbrochen aufhalten und in demselben zugleich die Staats-Ange- 
hörigkeit erwerben, kann durch Staats-Vertrag die zehnjährige Frist bis auf eine 
fünfjährige vermindert werden, ohne Unterschied, ob die Betheiligten sich im Be- 
sitze eines Reise-Papieres oder Heimathsscheines befinden oder nicht. 

Norddeutschen, welche ihre Staats-Angehörigkeit durch zehnjährigen Aufent- 
halt im Auslande verloren und keine andere Staats-Angehörigkeit erworben haben, 
kann die Staats- Angehörigkeit in dem früheren Heimathsstaate wieder verliehen 
werden, auch ohne dass sie sich dort niederlassen. 

Norddeutsche, welche ihre Staats-Angehörigkeit durch zehnjährigen Aufent- 
halt im Auslande verloren haben und demnächst in das Gebiet des Norddeutschen 
Bundes zurückkehren, erwerben die Staats-Angehörigkeit in demjenigen Bundes- 
staate, in welchem sie sich niedergelassen haben , durch eine von der höheren Ver- 
waltungs-Behörde ausgefertigte Aufnahme-Urkunde, welche auf Nachsuchen ihnen 
ertheilt werden muss. 


$. 22. Tritt ein Norddeutscher ohne Erlaubniss seiner Regierung in fremde 
Staatsdienste, so kann die Zentral-Behörde seines Heimathsstaates denselben durch 
Beschluss seiner Staats-Angehörigkeit verlustig erklären, wenn er einer ausdrück- 
lichen Aufforderung zum Austritte binnen der darin bestimmten Frist keine Folge 
leistet. . 


$. 23. Wenn ein Norddeutscher mit Erlaubniss seiner Regierung bei einer 
fremden Macht dient, so verbleibt ihm seine Staats-Angehörigkeit. 


$. 24. Die Ertheilung von Aufnahme-Urkunden und in den Fällen des $. 15, 
Absatz 1 von Entlassungs-Urkunden erfolgt kostenfrei. 

Für die Ertheilung von Entlassungs-Urkunden in anderen als den im $. 15, 
Absatz 1 bezeichneten Fällen darf an Stempel-Abgaben und Ausfertigungs-Gebühren 
zusammen nicht mehr als höchstens Ein Thaler erhoben werden. 


$. 25. Für die beim Erlasse dieses Gesetzes im Auslande sich aufhaltenden 
Angehörigen derjenigen Bundesstaaten, nach deren Gesetzen die Staats-Angehörig- 
keit durch einen zehnjährigen oder längeren Aufenthalt im Auslande verloren ging, 
wird der Lauf dieser Frist durch dieses Gesetz nicht unterbrochen. 

Für die Angehörigen der übrigen Bundesstaaten beginnt der Lauf der im $. 21 
bestimmten Frist mit dem Tage der Wirksamkeit dieses Gesetzes. 


8.26. Alle diesem Gesetze zuwiderlaufenden Vorschriften werden aufge- 
hoben. 


$. 27. Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1871 in Kraft. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem 
Bundes-Insiegel. ; 

Gegeben Schloss Babelsberg, den 1. Juni 1870. 


(L. 8.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhausen. 


N 
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Instruktion vom 1. Mai 1872, betreffend die Ertheilung des von den 

Kaiserlich Deutschen Konsular-Behörden zu gewährenden Schutzes im 

Türkischen Reiche mit Einschluss von Egypten, Rumänien und Serbien, 
sowie in China und Japan. 


‚$. 1. Die Schutzgenossen zerfallen in: 

1) Reichs-Angehörige, 

2) Angehörige solcher Staaten, welchen durch Staats-Verträge oder sonstige Ver- 
abredungen mit dem Deutschen Reiche oder einem der zu demselben gehörigen 
Staaten der Schutz der Deutschen Konsular-Behörden für ihre Nationalen zu- 
gesagt ist, 

3) Personen, welche, ohne ein bestimmtes Anrecht auf den Deutschen Schutz zu 
haben, denselben vergünstigungsweise erhalten (de facto Unterthanen). 


. 2. Die Reichs-Angehörigen, welche in dem Konsular-Bezirke wohnen, 
sind verpflichtet, unter.dem Deutschen Schutz zu stehen. Die im $. 1, Nr. 2 und 3 
bezeichneten Personen werden nur auf ihren Antrag in den Schutz aufgenommen. 


$. 3. Als de facto Unterthanen können den Deutschen Schutz erhalten : 
1) Personen, welche einem der zu dem Reiche gehörigen Staaten angehört haben, 

desgleichen Abkömmlinge solcher Personen ; 

2) Deutsche, welche den Schutz nicht auf Grund von Staats-Verträgen i in Anspruch 
nehmen können : 

3) die Dragomans, Kawassen, Jassakdschis und sonstigen Unterbeamten der Ge- 
sandtschaften und der Konsular-Behörden ; 

4) Familien der unter Nr. 3 bezeichneten Per sonen, desgleichen Individuen, 
welche früher ein solches Amt bekleidet haben. 


$. 4. Der Schutz wird in dem durch Gesetze, Verträge und Herkommen be- 
gründeten Umfange sämmtlichen Schutzgenossen gleichmässig gewährt. 

Türkische ete. Unterthanen , welche die Deutsche Reichs-Angehörigkeit er- 
worben, haben den Landes-Behörden gegenüber auf den Schutz der Kaiserlichen 
Konsulate so lange keinen Anspruch, als sie nicht aus ihrem ursprünglichen Unter- 
thanen-Verbande entlassen sind. 


$. 9. In jedem Konsular-Amte ist über sämmtliche, dauernd in dem Konsular- 
Bezirk anwesenden Schutzgenossen ein Verzeichniss (Matrikel) nach dem Formular 
Anlage A. zu führen. 


$. 6. Die Eintragung der Schutzgenossen in die Matrikel erfolgt unter fort- 
laufender Nummer. Bei jedem Schutzgenossen sind dessen im Konsular-Bezirke 
als Schutzgenossen sich aufhaltenden Eltern, Ehegatten und Kinder unter Bezug- 
nahme auf deren besonderen Nummern namhaft zu machen. 


$. 7. Zur Herbeiführung der Eintragung sind die erforderlichen Legitimations- 
Papiere (Pass, Wanderbuch, Geburtsschein, Trauschein, Naturalisations-Urkunden 
etc.) dem Konsul zu übergeben, beziehungsweise in einer nach den Verhältnissen 
zu bemessenden Frist zu beschaffen. 

Bei Prüfung der Papiere ist mit der grössten Vorsicht zu verfahren, um fremd- 
artige Elemente fernzuhalten. Pässe, welche nicht von den zuständigen inländischen 
Behörden ausgestellt sind, sind für sich allein zur Führung der Legitimation 
nicht hinreichend. 

$. 8. Ueber die erfolgte Eintragung in die Matrikel erhält der Schutzgenosse 
eine vom Konsul nach dem Formular Anlage B. für das laufende Kalenderjahr in 


deutscher und französischer Sprache auszufertigende Bescheinigung (Schutzschein) 
gegen Entrichtung der tarifmässigen Gebühr. 
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An Stelle der französischen kann auch eine andere Sprache angewendet werden, 
sofern letztere im Konsular-Bezirk als allgemeiner verständlich erscheint. 


$. 9. Für Ehefrauen genügt deren Verzeichnung auf den Schutzscheinen | 
ihrer Ehemänner und für minderjährige noch unter väterlicher Gewalt stehende 
Kinder deren Verzeichnung auf den Schutzscheinen ihrer Väter. 

Die Ertheilung getrennter Schutzscheine an solche Personen erfolgt nur, wenn 
die Verzeichnung auf den Schutzscheinen der Ehemänner, beziehungsweise Väter, 
wegen Abwesenheit derselben oder aus anderen Gründen nicht herbeizuführen ist. 


$. 10. Reichs-Angehörige, welche in dem Konsulats-Bezirk ihren dauernden 
Wohnsitz nehmen, haben ihre Eintragung in die Matrikel innerhalb der ersten drei 
Monate ihres dortigen Aufenthalts zu erwirken oder unter Angabe der Gründe, aus 
welchen dies ausnahmsweise nicht erreichbar ist, die Ausstellung provisorischer 
Schutzscheine zu beantragen. 

'Sämmtliche Schutzgenossen haben im Monat Januar jedesmal für das laufende 
Kalenderjahr die Erneuerung der Schutzscheine gegen Entrichtung der tarifmässigen 
Gebühren zu veranlassen. Ausnahmen in Betreff dieses Termins sind nur aus 
Gründen lokaler Verhältnisse zu gestatten. 


$. 11. Den Vorschriften der $$. 7 und 10 haben für alle bevormundeten 
Personen deren Vormünder (Kuratoren) -Genüge zu leisten. 


$..12. Wenn für gesetzlich zu bevormundende Personen noch kein Vormund 
(Kurator) bestellt ist, so ist der Konsul in Bezug auf die Reichs-Angehörigen ver- 
pflichtet, in Bezug auf andere Schutzgenossen befugt, von Amtswegen, allenfalls 
unter Zuordnung einessanderweitigen Vertreters dafür zu sorgen, dass im Interesse 
derselben den Vorschriften der $$. 7 und 10 Genüge geschehe. 


$. 13. Die im $. 3 Nr. 1 und 2 bezeichneten Personen können nur nach 
vorhergehender , oder wenn Gefahr im Verzuge obwaltet, mit nachträglicher Ge- 
nehmigung des diplomatischen Vertreters des Reiches in den Schutz aufgenommen 
werden. 

Die Genehmigung ist in jedem einzelnen Falle auf den Antrag der Betheiligten 
von dem Konsul besonders nachzusuchen. 

Bei .der Aufnahme der in $. 3 Nr. 1 bezeichneten Personen ist besonders 
darauf zu achten, ob die Aufzunehmenden in der That die Deutsche Nationalität 
noch bewahrt haben, was an der Sprache, deren sie sich bedienen und an ihren 
sonstigen Verhältnissen leicht zu erkennen sein wird. 

Dem an die Kaiserliche Mission zu richtenden Antrag auf Genehmigung der 
Aufnahme sind die zur Orientirung in dieser Richtung nothwendigen Notizen bei- 
zufügen. 


$. 14. Die im $. 3 Nr. 3 genannten Beamten geniessen für ihre Person und 
während der Dauer ihres Amtes den Deutschen Schutz, sofern ihre Anstellung, 
wenn sie Landesunterthanen sind, gemäss den mit der Landesregierung getroffenen 
Vereinbarungen erfolgt ist. Sind sie Unterthanen einer anderen fremden Macht, so 
müssen sie Seitens dieser letzteren die Genehmigung zum Eintritt in den Schutz- 
verband beibringen. 


$. 15. Soll ausnahmsweise der Schutz auf die Familie der Beamten und über 
die Amtsdauer hinaus erstreckt werden, so kann dies nur mit Genehmigung der 
Kaiserlichen Mission und unter Zustimmung der nationalen Behörde geschehen. 

$. 16. Die Eintragung der Beamten in die Matrikel und ihre Fortführung in 


derselben erfolgt auf ihren Antrag, ohne dass es der Beibringung besonderer 
Dokumente bedarf. 
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Schutzscheine werden ihnen nur auf Verlangen und alsdann unentgeltlich aus- 
gefertigt. ' 

$.1%. Personen, welche nicht Reichs-Angehörige sind und unter einem anderen 
fremdländischen Schutze stehen, oder sich ausdrücklich unter den Schutz der Lokal- 
Behörde gestellt haben, können, so lange dies Verhältniss dauert, in den Deutschen 
Schutz nicht aufgenommen werden. 

Auch nach Auflösung des Verhältnisses haben sie, bevor ihre Aufnahme er- 
folgen kann, durch ein Attest der früheren Schutz-Behörde nachzuweisen, dass sie 
die sämmtlichen schwebenden Rechtsangelegenheiten erledigt haben. 


&.18. Die Eigenschaft als Schutzgenosse endet: 

1) durch den Tod des Schutzgenossen, 

2) durch Uebertritt desselben zum Islam, 

3) durch Verlassen des Konsular-Bezirks, sofern nicht anzunehmen ist, dass die 
Abwesenheit eine blos vorübergehende sein soll ; 

4) bei einer Schutzgenossin durch Verheirathung mit einem nicht zum Schutzver- 
bande gehörigen Mann; 

5) für die im $. 1 Nr. 1 und 2 aufgeführten Schutzgenossen durch Verlust ihrer 
Nationalität, sofern sie nicht nach $. 1 Nr. 3 im Schutz verbleiben ; 

6) für die im $. 1 Nr. 2 aufgeführten Schutzgenossen durch Errichtung einer 
konsularischen Behörde ihres Landes; 

7) für die im $. 3 Nr. 3 aufgeführten Schutzgenossen durch Verlust ihres Amtes, 
sofern sie nicht nach $. 3 Nr. 4 im Schutze verbleiben ; 

8) für die im $. 1 Nr. 2 und 3 aufgeführten Schutzgenossen auf ihren Antrag, 
soforn sie nicht noch Verbindlichkeiten zu erfüllen haben, insbesondere bei 
schwebenden Rechtsangelegenheiten betheiligt sind ; 

9)Schutzgenossen, welche nicht Reichs-Angehörige sind, können, wenn sie durch 
bescholtenen, mit Vergehen oder Verbrechen befleckten Lebenswandel oder 
durch wiederholte Nichterfüllung ihrer Pflichten gegen die Schutzbehörde sich 
des Schutzes unwürdig machen, von dem Konsul der Eigenschaft als Schutz- 
genosse für verlustig erklärt werden. Gegen die Entscheidung des Konsuls 
steht dem Betroffenen innerhalb zehn Tagen der Rekurs an die Kaiserliche 
Mission zu. Bis deren Entscheidung erfolgt, ist der Schutz zu versagen. 


$. 19. Die Löschung in der Matrikel erfolgt, sobald das Schutzverhältniss 
einer Person in Gemässheit des $. 18 beendet ist, sowie wenn die rechtzeitige Er- 
neuerung des Schutzscheins unterlassen wird. (Allg. Dienst-Instruktion vom 
6. Juni 1871. 8. 12). 

$. 20. Im Februar jeden Jahres hat der Konsul der Kaiserlichen Mission über 
die Führung der Matrikel Bericht zu erstatten und in demselben sämmtliche in der 
Zwischenzeit vorgekommenen Veränderungen anzuführen. Im Fall die Aufnahme 
neuer Schutzgenossen stattgefunden hat, sind die Legitimations-Papiere genau an- 
zugeben, auf Grund deren dieselbe erfolgt ist. 


$. 21. Personen, welche an sich zur Aufnahme in den Schutzverband geeignet 
erscheinen, sich aber nur vorübergehend im Konsulats-Bezirke aufhalten, werden 
nicht in die Matrikel eingetragen. Es können ihnen aber auf ihr Verlangen für die 
Dauer ihres Aufenthalts unter Eintragung in eine besondere Liste provisorische 
Schutzscheine nach dem Formular Anlage C. in deutscher und französischer Sprache 
ertheilt werden. 

An Stelle der französischen kann auch eine andere Sprache angewendet 
werden, sofern letztere in dem Konsular-Bezirke allgemeiner verständlich erscheint. 


$. 22. Ebenso ist der Konsul befugt, für Personen, welche die erforderlichen 
Legitimations-Papiere noch nicht beschafft haben, dergleichen provisorische Schutz- 


1230 Instruktion, betreffend Ertheilung von Schutzscheinen im Orient. $. 28. 


scheine auszustellen, sofern diese Personen nach den sonst eingezogenen Er- 
kundigungen ihm als zur Aufnahme in den Schutzverband voraussichtlich geeignet 
erscheinen. 

$. 23. Personen der im $. 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten Kategorien , welche 
im Konsular-Bezirk weder wohnen noch sich aufhalten, können dennoch ihre im 
Konsulats-Bezirke vorkommenden Angelegenheiten unter dem Schutze des Konsuls 
selbt oder durch Bevollmächtigte betreiben. Die Eintragung in die Matrikel, sowie 
die Ertheilung und Erneuerung von Schutzscheinen finden in diesem Falle nicht Statt. 

Der Konsul hat in jedem einzelnen Falle über die Zulässigkeit des verlangten 


Schutzes zu entscheiden, 
Berlin, den 1. Mai 1872. 


. Der Reichskanzler. 


In Vertretung: 
von Thile. 


"Anlage NE 
Matrikel der Schutzgenossen 


General-Konsulats 


des Kaiserlich Deutschen | Konsulats EU. na re 
Vize-Konsulats 


(I. Seite, links.) 


; }4 : i= g 5 _ | Staats- Nachweis 
= Vo : a E E 3 E air Sr Fe 
e er a je Bee altS- | sehörig- | Schutzbe- 
= Zuname. Gewerbe. 3 5 E = ort. keit. - [rechtigung. 


(II. Seite, rechts.) 


Angabe | Tag Ver- 
der En der Tag |anlas- Be 
Piirs- Ertheilg. |Erneuerg. sung. 
Eltern Ehe- | ga eh des der merkungen. 
em. | gatten. Inder. | SUNS. | Schutzscheines. Löschung. 


Gesetz, betr. Einschränkung der Kons. Gerichsbarkeit in Egypten. 


Anlage B. 
Nr. 
(Wappen.) 
General-Konsulat. 
Kaiserlich Deutsches * Konsulat. 
Vize-Konsulat. 
Schutzschein. 
Signalement. Der ° 
Alter: gebürtig aus 
Statur: i 
Haar: wohnhaft zu 
Stirn: ist in der Matrikel des. Kaiserlich 
Augenbrauen : Deutschen Generals - Konsulats 
Augen: (Konsulats, Vize-Konsulats) als 
Nase: Schutzgenosse eingetragen. 
Mund: Zu Urkunde dessen ist ihm 
Bart: der gegenwärtige Schutzschein 
Kinn: E gültig bis zum 
Gesichtsfarbe : 18 ertheilt 


Besondere Kennzeichen: | worden. 


Unterschrift des Inhabers: 
den 


Der General-Konsul. 
Der Konsul. 
Der Vize-Konsul. 


18 
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Anlage C. 
(Wappen.) 
Kaiserlich Deutsches 
General-Konsulat. 
Konsulat. 
Vize-Konsulat. 


Vorläufiger Schutzschein 
gültig bis zum 
für 
Vor- und Zuname: 
Stand und Gewerbe: 
Alter: 
Statur: 
Haar: 
Stirn: 
Augenbrauen: 
Augen: 
Nase: 
Mund: 
Bart: 
Kinn: 
Gesichtsfarbe : 
Besondere Kennzeichen: 


Unterschrift des Inhabers: 


den 18 
: Der General-Konsul. 
Der Konsul. 


Der Vize-Konsul. 


Gesetz, betreffend die Einschränkung der Gerichtsbarkeit der Deutschen 
Konsuln in Egypten vom 30. März 1874. 
(Reichs-Gesetzblatt 1874 S. 23.) 


Vorbemerkung. 


Der Entwurf des nachstehenden Gesetzes ward bei dem Reichstag unterm 
7. März 1874 eingebracht (Drucksachen Nr. 57). Die erste und zweite Be- 
rathung fand in der 17. Sitzung am 14. März statt. Die Verhandlungen bieten 
Momente von besonderer Bedeutung nicht; beide Redner, welche das Wort nahmen, 
die Abg. Dr. Kapp und Freihr. v. Dücker empfahlen die Annahme des Ent- 
wurfs (Stenogr. Ber. 8. 335, 336.). Die dritte Berathung erfolgte in der 
nächsten Sitzung am 16. März. In derselben machte der Abg. Dr. Tellkampf 
einige Bedenken geltend wegen der Zusammensetzung und Befugnisse der an Stelle 
der Konsular-Gerichte zu treten bestimmten »internationalen Gerichte«, und wünschte 
namentlich eine Hinwirkung darauf, dass dem $. 7 Art. 38 des beigelegten »Regle- 
ment d’Organisation judieiaire ete.« eine Erweiterung dahin gegeben werde, . dass 
dem Kaiser in Fällen, wo es sich um eine Todesstrafe handle, das Begnadigungs- 
recht vorbehalten werden müsse. — Auch die Bestimmung im $. 1 Art. 2 errege 
Bedenken, bezüglich der Zahl der Richter, 4 fremde und 3 einheimische, bezw. 3 
fremde und 2 einheimische ; auch heisse es immer : ves präsidiren Vize-Präsidenten«; 
wer Präsident sein, und wer denselben ernennen solle, ob dieser ein einfaches oder 
Doppelvotum haben solle, sei nicht gesagt. — Indessen sei die Annahme des Ent- 
wurfs zu empfehlen. 
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Ueber die beiden angeregten Fragen äusserte sich der Bundes-Kommis- 
sarius, Wirkl. Leg.-Rath Hellwig folgendermassen : 


»Die Egyptische Regierung will sich das Recht vorbehalten, bei den neu einzusetzen- 
den Gerichten ein Mitglied aus der Zahl der einheimischen Richter zu einer Art von 
Ehren-Präsidenten zu ernennen, der gewissermassen nach aussen hin das Gericht zu re- 
präsentiren hat. Dagegen wird der zu ernennende Vize-Präsident die eigentliche Lei- 
tung der Geschäfte haben, namentlich also auch das Präsidium in den Sitzungen führen, 
in denen die gerichtlichen Entscheidungen gefällt werden. Dieser Vize-Präsident soll 
von dem Richter-Kollegium selbst erwählt werden, wobei sich also die-Majorität, welche 
die Europäischen Richter in demselben haben, geltend machen kann. Das Zahlen- 
Verhältniss in der Zusammensetzung der Gerichte wird durch den Präsidenten, den die 
Egyptische Regierung etwa ernennen wird, nicht geändert. Die Gerichte erster Instanz 
werden aus vier Europäischen und drei Egyptischen Richtern bestehen und die Spruch- 
Kollegien entsprechend aus drei Europäischen und vier einheimischen Richtern. 

Was die Frage wegen der Todesstrafe und des etwaigen Begnadigungsrechtes anbe- 
trifft, so ist in dem Entwurf, den die Egyptische Regierung über die Gerichts-Organisation 
aufgestellt hat, gesagt: 

»En cas de condamnation a la peine capitale, Messieurs les Repr&sentants des 
Puissances auront la facult€E de r&clamer leur administre.« ; 

Dies hat den Sinn, dass, wenn Jemand zur Todesstrafe verurtheil€ worden ist, der 
Konsul, unter dessen Schutz derselbe seiner Nationalität nach steht, verlangen kann, 
dass ihm der Verurtheilte übergeben wird, um über ihn zu verfügen, wie es nach Lage 
der Verhältnisse angezeigt sein wird. Es ist diese Bestimmung gerade getröffen worden | 
mit Rücksicht auf den Fall, dass durch die Gesetzgebung einzelner derjenigen Staaten, 
welche der beabsichtigten Justiz-Reform in Egypten zustimmen, die Todesstrafe über- 
haupt ausgeschlossen wird. Diesen Staaten soll das Recht gewahrt werden, ihre Ange- 
hörigen auch in Egypten nicht der Todesstrafe unterliegen zu lassen.« 

(Stenogr. Ber. 8. 373., 374.) 


Der Entwurf ward darauf ohne weitere Verhandlungen mit grosser Mehrheit 
angenommen. 


Der Wortlaut des Gesetzes vom 30. März ist folgender: 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preussen ete. | 
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundes- 
raths und des Reichstags, was folgt: 


Einziger Artikel. 

Die den Konsuln des Deutschen Reichs in Egypten zustehende Gerichtsbarkeit 
kann durch eine mit Zustimmung des Bundesraths zu erlassende Kaiserliche Ver- 
ordnung eingeschränkt oder aufgehoben werden. 

Die Dauer der Einschränkung oder Aufhebung soll jedoch den Zeitrauu von 
fünf Jahren nicht übersteigen. 

Urkundlich ete. 

Gegeben Berlin, den 30. März 1874. 


Die dem Entwurf beigegebenen Motive lauten : 


‚»In Egypten bestehen zur Zeit neben den Landes-Gerichten sechzehn Konsular- 
Gerichte, deren Zuständigkeit nach einem Gewohnheitsrechte, welches sich dort 
gebildet hat, die Grenzen erheblich überschreitet, die in den Kapitulationen zwischen 
der Pforte und den christlichen Mächten der Konsular-Gerichtsbarkeit im Orient 
gezogen sind. Die Kapitulationen schliessen nur Rechtsstreitigkeiten zwischen 
Fremden unter sich von der einheimischen Gerichtsbarkeit aus; das Gewohnheits- 
recht in Egypten macht die Zuständigkeit der Konsular-Gerichte lediglich von der 
Nationalität des Verklagten oder Angeklagten abhängig. Während für die Landes- 
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Gerichte das geistliche muselmännische Recht massgebend ist, bringen die Konsular- 
Gerichte in materieller und formeller Hinsicht das Recht desjenigen Staates zur 
Anwendung, welcher durch das Konsulat vertreten wird. 
efr. Preussisches Gesetz über die Gerichtsbarkeit der Konsuln vom 29. Juni 
1865 $$. 16, 17, 18, 20 (B.-Gbl. 1867 8. 144 ff). *) 

Die Berufungen gegen die Entscheidungen der Konsular-Gerichte gehen an die 
den letzteren durch die Landes-Gesetzgebungen übergeordneten heimischen Ober- 
Gerichte für die bei den Deutschen Konsulaten anhängigen Sachen an das Kgl. 
Preuss. Appellations-Gericht in Stettin, bezw. an das Reichs-Oberhandelsgericht. 

$%. 22—24 des Konsulats- Gesetzes vom 8. November 1867 (B.-Gbl. 
S. 137 ff.) ; Preuss. Gesetz vom 29. Juni 1865 $$. 23, 50, Reichs-Gesetz 
vom 22. April 1871 $. 3 (R.-Gbl. 8. 87). 

Zur Entscheidung über Verbrechen sind in der Regel nichtdie Konsular-Gerichte, 

sondern Landes-Gerichte des Staates, dem der Verbrecher angehört, kompetent. 
Preuss. Gesetz vom 29. Juni 1865 $£. 42—44.**) 

Die Mängel einer solchen Justiz-Verwaltung liegen am Tage. Das von den 
Konsulaten anzuwendende Recht setzt andere thatsächliche Verhältnisse als die in 
Egypten herrschenden voraus. Niemand kann bei dem Abschlusse eines Vertrages 
wissen, nach welchem Recht derselbe zur Zeit der Erfüllung interpretirt werden 
wird. Sind mehrere Verpflichtete verschiedener Nationalität vorhanden, so müssen 
Prozesse vor verschiedenen Gerichten geführt werden, deren Entscheidungen nicht 
selten von einander abweichen. Ist der Gegenstand des Streites eine individuell 
bestimmte Sache, so kann der zur Herausgabe Verurtheilte die Vollstreckung des 
Erkenntnisses durch Weiterbegebung der Sache an den Schutzgenossen eines an- 
deren Konsulats verhindern. Indessen können und müssen alle diese Mängel ge- 
tragen werden, so lange die Konsular-Gerichte nicht durch bessere Gerichte ersetzt 
werden, und ein solcher Ersatz durch bessere Gerichte war bisher nicht in Aussicht 
zu nehmen. 

Die Egyptische Regierung hat sich inzwischen bemüht, einen solchen Ersatz zu 
schaffen. Sie war dazu durch ihr eigenes Interesse gedrängt. Sie sah sich durch 
die Privilegien der Ausländer nicht nur an der Durchführung einer wirksamen Re- 
form ihrer eigenen Justiz-Verfassung, sondern auch an einer, im Interesse des 
Grundbesitzes dringend wünschenswerthen, einheitlichen Hypotheken-Gesetzgebung 
verhindert, und nicht minder glaubte sie die öffentliche Sicherheit durch die Be- 
schränkungen gefährdet, welche der Exekutiv-Gewalt der Landes-Behörden in Folge 
der Justiz-Hoheit fremder Mächte auferlegt werden mussten, während die Recht- 
sprechung über Verbrechen der Fremden darunter leidet, dass letztere in der Regel 
fern vom Orte der That, unter wesentlicher Erschwerung der Beweisführung, abgeur- 
theilt werden. | 

Die ersten Vorschläge der Egyptischen Regierung, welche eine durchgreifende 
Neugestaltung der gesammten Justiz-Verwaltung umfassen, sind zuerst in den Jah- 
ren 1869 und 1870 von einer internationalen zu Kairo versammelt gewesenen 
Kommission, die sich zu Gunsten der Reform .aussprach, geprüft und demnächst 
nach Massgabe des Ergebnisses dieser Prüfung und der zwischen den betheiligten 
Mächten und Egypten weiter gepflogenen Verhandlungen ergänzt worden. 

Auf dieser Grundlage ist das in der Anlage abgedruckte »reglement d’orga- 
nisation judieiaire pour les proc&s mixtes en Egypte« aufgestellt worden, dessen 
Naupt-Bestimmungen die folgenden sind: 


\ Vergl. den Worlaut der angezogenen Stellen des Ges. v. 29. Juni 1865 oben. 

urch das Ges. v. 22. April 1871 über die Einführung Nordd. Bundes-Gesetze in 
Bayern istuig Zuständigkeit des Preuss. Ober-Trib. in den bezügl. Rechtsstreitigkeiten 
auf das Reichs-Öberhandelsgericht übertragen. 
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Es sollen drei Gerichte erster Instanz in Alexandria, Kairo und Zagazig und 

ein Appellhof in Alexandria eingesetzt werden. 

Die erstgedachten Gerichte sollen mit je vier ausländischen und drei Egypti- 
schen, der Appellhof mit sieben ausländischen und vier Egyptischen Richtern besetzt 
werden. 

Die Entscheidungen werden in erster Instanz von fünf Richtern, drei auslän- 
dischen und zwei einheimischen, in zweiter Instanz von acht Richtern, fünf auslän- 
dischen, drei einheimischen, gefällt. Der Vorsitzende wird aus der Zahl der fremden 
Mitglieder erwählt. 

Die Richter fremder Nationalität sollen zwar, wie die einheimischen, von dem 
Vize-Könige von Egypten ernannt werden, jedoch nur mit Zustimmung der Regie- 
rung ihres Heimathsstaates. Auch hat die Egyptische Regierung. die Zusicherung 
ertheilt, die für. die Fremden reservirten Richterstellen bei dem Appellhofe mit je 
einem Angehörigen der sechs europäischen Grossmächte und der Vereinigten Staaten 
von Amerika, bei den Gerichten erster Instanz dagegen ausschliesslich mit Ange- 
hörigen der mittleren nordeuropäischen Staaten (wie der Schweiz, Belgien, Holland, 
Dänemark, Schweden und Norwegen) zu besetzen. 

Die Richter gleicher Kategorie erhalten gleiches Gehalt und dürfen bei Strafe 
sofortiger Dienst-Entlassung andere Vortheile oder Auszeichnungen nicht annehmen. 
Ueber die Dienst-Vergehen der Richter, die im Verwaltungswege unabsetzbar sind, 
entscheidet der Appellhof. 

Dem so gestalteten Gerichtshöfen soll die Zivil-Gerichtsbarkeit zustehen: 

1) in allen Rechtsstreitigkeiten zwischen Ausländern und Egyptern, sowie 

zwischen Ausländern verschiedener Nationalität, 

2) in Streitigkeiten zwischen Ausländern derselben Nationalität nur dann, . wenn 
dieselben sich auf ein in Egypten belegenes Grundstück beziehen. 

In Strafsachen ist dagegen ihre Zuständigkeit beschränkt: 

1) auf alle Uebertretungen, 

2) auf Verbrechen oder. Vergehen, welche gegen die Beamten der oh 
höfe in der Ausübung ihres Berufes oder in Bezug auf denselben verübt 
werden, oder welche 

3) von Mitgliedern und Angestellten der Gerichtshöfe selbst im Amte begangen 
werden möchten. 

Die Reehtsprechung soll auf Grund der von der Egyptischen Regierung aus- 
gearbeiteten Gesetzbücher erfolgen, welche sich im Grossen und Ganzen den Fran- 
zösischen anschliessen. Dieselben sind von der Mehrzahl der betheiligten Mächte, 
insbesondere auch von dem Königlich Preussischen Justiz-Ministerium einer Prüfung 
unterzogen und als zweckentsprechend anerkannt worden. 

Die beabsichtigte Reform soll zunächst nur versuchsweise auf fünf Jahre ein- 
geführt werden and es soll den Mächten freistehen, nach Verlauf dieser Frist zu 
dem alten Zustande zurückzukehren. 

Von der Pforte ist das Projekt gebilligt worden. 

Dasselbe erscheint nicht ungeeignet, den mit der bisherigen Art der Konsular- 
Jurisdiktion unleugbar verbundenen Missständen Abhülfe zu verschaffen. Während 
bei den anderwärts hervorgetretenen Bestrebungen nach Beseitigung der bestehenden 
Kapitulationen wesentlich der Anspruch erhoben wurde, dass die Gerichtsbarkeit 
über die Fremden einfach auf die Landes-Gerichte übergehen müsse: ist anzuer- 
kennen, dass die Egyptische Regierung Gerichtshöfe einzusetzen beabsichtigt, w 
denen das europäische Element erheblich überwiegt, und welche durch ihre Orr, ä 
nisation die unter den obwaltenden Verhältnissen überhaupt mögliche Gewähr, 
unabhängigen und unparteiischen Rechtspflege zu bieten scheinen. 1, 

Von den Grossmächten haben Grossbritannien und Italien ihre Fistimmung Er 


"einer 
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dem Reform - Projekte ausgesprochen; Deutschland, Russland und Oesterreich- 
Ungarn haben übereinstimmend das Reform-Projekt für eine Versuchszeit von fünf 
Jahren und mit der Massgabe angenommen, dass, falls die Egyptische Regierung die 
aufgestellten Voraussetzungen nicht erfüllen oder seitens der Mächte die Nothwen- 
digkeit weiterer Modifikationen erkannt werden sollte, die Rückkehr zu dem früheren 
Zustande der Dinge selbst vor Ablauf der gedachten Frist freistehen soll. 

Für die von deutscher Seite eingenommene Haltung sprach ausser den bereits 
angeführten Momenten noch der Umstand, dass die Handels-Beziehungen Deutsch- 
lands zu Egypten zur Zeit von geringerem Umfange sind, als diejenigen der übrigen 
Grossmächte, welche sich mit dem Projekte einverstanden erklärt haben, und dass 
ferner die um ihre Meinung befragten Handels-Vorstände zu Berlin, Königsberg 
i. Pr., Breslau, Aachen, Kottbus, Görlitz, Sorau, Hagen, Crefeld, Leipzig, Zittau, 
Dresden, Solingen und Chemnitz sich — mit alleiniger Ausnahme der beiden letzt- 
genannten — der beabsichtigten Reform günstig geäussert haben. Auch die beiden 
dissentirenden Handels-Kammern haben indessen die Mängel des gegenwärtigen Sy- 
stems zugestanden und die Möglichkeit anerkannt, dass bei der beabsichtigten Or- 
ganisation, gegenüber der Beschaffenheit mehrerer der jetzigen Konsular-Gerichte, 
wenigstens keine Verschlechterung des Rechtszustandes eintreten werde. 

Die Einführung der neuen Gerichts-Organisation in Egypten bedingt indessen 
eine zeitweise Abänderung der $$. 22 ff. des Gesetzes, betreffend die Organisation 
der Bundes-Konsulate vom 8. November 1867 und insbesondere des durch dieses 
in Kraft erhaltenen Preussischen Gesetzes vom 29. Juni 1865, betreffend die Ge- 
richtsbarkeit der Konsuln, und endlich des $. 3 des Gesetzes vom 22! April 1871, 
betreffend die Einführung Norddeutscher Gesetze in Bayern. Deutscherseits ist 
deshalb bei der Zustimmung zu den Egyptischen Vorschlägen der ausdrückliche 
Vorbehalt gemacht worden, dass dieselbe als eine definitive erst zu betrachten sei, 
wenn der Bundesrath und Reichstag in die erforderliche Aenderung der gedachten 
reichsgesetzlichen Bestimmungen gewilligt hätten. 

Aus diesen Betrachtungen rechtfertigt sich der vorliegende Gesetz-Entwurf. 
Derselbe trägt dem Umstande Rechnung, dass es sich um einen Versuch handelt 
und dass die Möglichkeit etwaiger Aenderungen und Besserungen der beabsichtigten 
Einrichtungen offen gehalten werden muss. Er sieht deshalb von detaillirten Vor- 
schriften über die künftige Zuständigkeit der Deutschen Konsular-Gerichte in Egyp- 
ten ab und behält dieselben dem Verordnungs-Wege vor, auf welchem etwa erfor- 
derliche Modifikationen mit geringeren Schwierigkeiten getroffen werden können. 
Voraussetzung der zu erlassenden, an die Zustimmung des Bundesraths geknüpften 
Verordnung ist selbstverständlich das Zustandekommen der von der Egyptischen 
Regierung beabsichtigten Gerichts-Organisation. Der vorliegende Gesetz-Entwurf 
beschränkt endlich die in der Verordnung auszusprechende Dauer der Einsehrän- 
kung der Konsular-Gerichtsbarkeit auf die vorläufige Probezeit von höchstens fünf 
Jahren, um bei etwaiger definitiver Einführung der gegenwärtig beabsichtigten oder 
anderer Einschränkungen der Deutschen Gerichtsbarkeit in Egypten die Mitwirkung 
der legislativen Faktoren bei der Annahme derselben zu sichern. Der Beginn des 
fünfjährigen Zeitraums wird der Natur der Sache nach auf den Tag festzusetzen 
sein, an welchem nach einer mit der Egyptischen Regierung noch zu treffenden 
Verständigung die neuen Egyptischen Gerichte ins Leben treten werden.« 
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Anlage. 
Reglement d’Organisation judieiaire pour les proces mixtes en Egypte. 
Titre 1. 


'Juridietion en matiere civile et commereiale. 
Chapitre Ier 


Tribunauz de premiere instance et cour d’ Appel. 


$. I. — Institution et Composition. 

Art. 1. Il sera institue trois tribunaux de premiere instance, & Alexandrie a Caire 
et & Zagazig. 

‘Art.2. Chacun de ces tribunaux sera compose& de sept juges:: quatre etrangers et 
trois indigenes. | 

Les sentences seront rendues par cing juges, dont trois etrangers et deux indigenes. 

L’un des juges &trangers presidera avec le titre de vice-president et sera designe par 
la majorite absolue des membres etrangers et indigenes du tribunal. 

Dans les affaires commerciales, le tribunal s’adjoindra deux negociants, un indigene 
et un etranger, ayant voix deliberative et choisis par voie d’election. 

Art. 3. Il y aura & Alexandrie une Cour d’Appel composee de onze magistrats, 
quatre indigenes et sept &trangers. 

L’un des magistrats etrangers pr&sidera sous le titre de vice-president et sera designe 
de la m&me maniere que les vice-presidents des tribunaux. 

Les arr&ts de la Cour d’Appel seront rendus par huit magistrats, dont eing 6trangers 
et trois indigenes. | 

Art. 4. Le nombre des magistrats de la Cour d’Appel et des tribunaux pourra ötre 
augmente, si la Cour en signale la n&cessite pour le besoin du service, sans alterer la 
proportion fix&e entre les juges indigenes et &trangers. 

En attendant, dans le cas d’absence ou d’emp&chement de plusieurs juges & la fois 
de la Cour d’Appel, ou du m&me tribunal, le president de la Cour pourra les faire suppleer, 
sil sagit de juges Etrangers, par leurs collegues des autres tribunaux ou par les magistrats 
etrangers de la Cour d’Appel; lorsque l’un des magistrats de la Cour sera ainsi delegu& 
a intervenir aux audiences d’un des tribunaux, il en aura la presidence. 


Art. 5. La nomination et le choix des juges appartiendront au Gouvernement 
Egyptien, mais, pour 6&tre rassur& lui-m&me sur les garanties que pr&senteront les per- 
sonnes dont il fera choix, il s’adressera officieusement aux Ministres de la justice & 
letranger, et n’engagera que les personnes munies de l’acquiescement et de l’autorisation 
de leur Gouvernement. 


Art. 6. Il y aura dans la Cour d’Appel et dans chaque tribunal un greffier et plusieurs 
commis-greffiers asserment6s par lesquels il pourra se faire remplacer. 


Art. 7. Ilyaura aussi pres la Cour d’Appel et de chaque tribunal des interpretes 
asserment6s en nombre suffisant, et le personnel d’huissiers necessaire qui seront charges 
du service de l’audience, de la signification des actes et de l’ex&cution des sentences. 


Art. 8. Les greffiers, huissiers et interpr&tes seront d’abord nommes par le.Gou- 
vernement, et pourront &tre revoques par le tribunal auquel ils seront attaches; quant 
aux greffiers, ils seront choisis pour la premiere fois ä l’&tranger parmi les offieiers 
ministeriels qui exercent ou qui ont d&jä exerc&, ou parmi les personnes aptes & remplir 
les m&mes fonctions & l’&tranger. 


$. Il. Compätence. 


Art. 9% Ces tribunaux connaitront seuls de toutes les contestations en matieres 
civile et commerciale entre indigenes et &trangers, et entre &trangers de nationalites 
differentes, ainsi que de toutes les actions r&elles immobilieres entre toute personne, 
möme appartenant a la m&me nationalite. 

Art. 10. Le Gouvernement,, les Administrations‘, les Dairas de S. A. le Khedive et 
des membres de sa famille seront justiciables de ces tribunaux dans les proc&s avec les 
sujets etrangers. : 

Art. 11. Ces tribunaux, sans pouvoir statuer sur la propriet6 du domaine public ri 
interpreter ou arr&ter l’ex6&cution d’une mesure administrative, pourront juger, dans les 
cas prevus par le code civil, les atteintes portdes ä un droit acquis d’un 6tranger ‚par un 

acte d’administration. 


Art. 12. Ne sont pas soumises & ces tribunaux les demandes des &trangers contre 
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un etablissement pieux en revendication de la propriete d’immeubles possedes par cet 
etablissement, mais ils seront competents pour statuer sur la demande intentee sur la 
question de possession legale, quel que soit le demandeur ou le defendeur. 

Art. 13. Le seul fait de la constitution d’une hypotheque en faveur d’un &tranger 
sur les biens immeubles, quels que soient le possesseur et le proprietaire, rendra ces 
tribunaux competents pour statuer sur la validit& de l’hypotheque et sur toutes ses 
consequenses jusques et y compris la vente forc&e de l’immeuble ainsi que la distribution 
du prix. 

Art. 14. Les tribunaux delegueront un des magistrats qui, agissant en qualit6 de 
Juge de paix, sera charge de concilier les parties et de juger les affaires dont l’importance 
sera fix&e par le code de procedure. 


$. III. — Audiences. 


Art. 15. Les audiences seront publiques, sauf les cas oü le tribunal, par une deeision 
motivee, ordonnera l’huis-clos dans liinter&t des bonnes moeurs ou de l’ordre public; la 
defense sera libre. 

Art. 16. Les langues judiciaires employees devant le tribunal pour les plaidoiries 
et la redaction des actes et sentences seront les langues du pays, litalien et le frangais. 

Art. 17. Les Personnes ayant le diplöme d’avocat, seront seules admises ä reprösenter 
et defendre les parties devant la Cour d’Appel. 


8. IV. — Execution des Sentences. 


Art. 18. L’execution des jugements aura lieu en dehors de toute äction administra- 
tive Consulaire ou autre et sur lordre du Tribunal. Elle sera effectu&e par les huissiers 
du Tribunal avec l’assistance des autorites locales si cette assistance devient nöcessaire, 
mais toujours en dehors de toute ingerence administrative. 

Seulement lofficier de justice charge de l’ex&cution par le Tribunal est oblig& d’avertir 
les Consulats du jour et de l’heure d’ex&cution et ce ä peine de nullit6 et de dommages 
interets contre lui. Le Consul, ainsi averti a la facult& de se trouver present & l’ex&eution ; 
mais en cas d’absence, il sera passe outre & l’ex&cution. 


$. V. — Inamovibilite des Magistrats; — Avancement; — Incompatibilite; — Discipline. 


Art. 19. Les magistrats qui composent la Cour d’Appel et les tribunaux seront 
inamovibles. 

L’inamovibilit& ne subsistera que pendant la periode quinquennale. Elle ne sera 
definitivement admise qu’apres ce delai d’&preuve. 

Art. 20. L’avancement des magistrats et leur passage d’un tribunal & un autre 
nauront lieu que de leur consentement et sur le vote de la Cour d’Appel qui prendra 
lavis des tribunaux interesses. 

Art. 21. Les fonctions de magistrats, de greffiers, commis-greffiers, interpretes et 
huissiers seront incompatibles avec toutes autres fonctions salariees et avec la profession 
de negoeciant. 

Art. 22. Les magistrats ne seront point lobjet de la part de l’administration 
Egyptienne de distinetions honorifiques ou mat£rielles. 


Art. 23. Tous les juges de la m&me categorie recevront les m&mes appointements. 
L’acceptation d'une r&muneration en dehors de ces appointements, d’une augmentation 
des appointements, de cadeaux de valeur ou d’autres avantages materiels entraine pour 
le juge la dech&ance de l’emploi et du traitement sans aucun droit ä& une indemnite. 

Art. 24. La discipline des magistrats, des Officiers de justice et des avocats est 
reservee & la Cour d’Appel. La peine disciplinaire applicable aux magistrats pour les 
faits qui compromettent leur honorabilit& comme magistrat ou lindöpendance de leurs 
votes sera la revocation et la perte du traitement sans aucun droit ä& une indemnite. La 
peine applicable aux Avocats pour les faits qui compromettent leur honorabilite sera la 
radiation de la liste des Avocats admis ä& plaider devant la Cour, et le jugement devra 
etre rendu par la Cour en r&eunion generale & la majorite des trois quarts des Conseillers 
presents. 

Art. 25. Toute plainte pr&sentee au Gouvernement par un membre de corps 
Consulaire contre les Juges pour cause disciplinare devra &tre deferde ä la Cour qui sera 
tenue d’instruire l’affaire. 
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Chapitre II. 


$. V. Parquet. 
Art. 26. Il sera institu& un parquet & la t&te duquel sera un procureur general. 


Art. 27. Le procureur general aura sous sa direction auprös de la Cour d’Appel et 
des tribunaux des substituts en nombre suffisant pour le service des audiences et la police 
Judieiaire. 

Art. 28. Le procureur gen6ral pourra sieger & toutes les Chambres de la Cour et des 
-tribunaux, & toutes les Cours criminelles et & toutes les assembl&es generales de la Cour 
et des tribunaux. 


Art. 29. Le procureur general et ses substituts seront amovibles, et ils seront 
nomme&s par 8. A. le Khedive. 


$. VI. — Dispositions speciales et transitoires. 


Art. 30. Le droit de r&cusation p&remptoire des magistrats, des interpretes et des 
traduetions Ecrites sera reserve pour toutes les parties. 


Art. 31. Il y aura, dans chaque greffe des tribunaux de premiere instance, un 
employ& du Mehk&me& qui assistera le greffier dans les actes translatifs de propriete 
immobiliere et de constitution de droit de privil&ge immobilier et en dressera acte qu'il 
transmettra au Mehk&me£. 


Art. 32. Ily aura egalement aupres du Mehk&m& des commis delegues par le greffier 
du tribunal de premiere instance qui devront lui transmettre, pour &tre transerits d’office 
au registre des hypotheques, les actes translatifs de propriete immobiliere et de constitu- 
tion de gage immobilier. 

Ces transmissions seront faites sous peine de dommages inter&ts et de poursuite 
diseiplinaire, et sans que l’omission entraine nullite. 


Art. 33. Les conventions, donations et les actes de constitution d’hypotheque ou 
translatifs de propriete immobiliere recus par le greffier du tribunal de premiere instance 
auront la valeur d’actes authentigues, et leur original sera depose dans les archives 
du greffe. 


Art. 34. Les nouveaux tribunaux, dans l’exercice de leur juridietion en matiere 
civile et commereciale et dans la limite de celle qui leur est consentie en matiere pönale, 
appliqueront les codes prösentes par l’Egypte aux Puissances, et en cas de silence, 
d’insuffisance et d’obscurite de la loi, le juge se conformera aux principes du droit naturel 
et aux regles de l’Equite. 

Art. 35. Le Gouvernement fera publier, un mois avant le fonctionnement des 
nouveaux tribunaux, les codes, dont un exemplaire en chacune des langues judieiaires 
sera d&pos& jusqu’& ce fonctionnement dans chaque Mudirieh, aupres de chaque Consulat 
et aux grefies de la Cour d’Appel et.des tribunaux qui en conserveront toujours un 
exemplaire. 


Art. 36. Il publiera egalement les lois relatives au Statut personnel des indigenes, 
un tarif des frais de justice, les ordonnances sur le regime des terres, des digues et 
canauX. ; 

Art. 37. La Cour pröparera le reglement general judieiaire en ce qui concerne la 
police de l’audience la discipline des tribunaux,, des Offieiers de justice, des avocats et 
les devoirs des mandataires repr6sentant les parties 4 l’audience, ’admission des personnes 
indigentes au bureau d’assistance judiciaire, l’exercice du droit de r&cusation peremptoire, 
et la maniere de proceder en cas de partage des votes pour les jugements de la Cour 
d’Appel. 

Le projet de reglement ainsi pr&öpare sera transmis aux tribunaux de premiere instance 
pour leurs observations, et, apres une nouvelle deliberation de la Cour qui sera definitive, 
rendu ex6&cutoire par decret du Ministre de la Justice. 


Art. 38. Les tribunaux en matiere Civile et Commerciale ne commenceront & 
connaitre des causes mixtes qu’un mois apres leur installation. 


Art. 39. Les causes d&ja commenc6es devant les Consulats etrangers au moment de 
installation des tribunaux seront jugees devant leur ancien forum jusqu’a leur solution 
definitive. Elles pourront cependant, & la demande des parties et avec le consentement 
de tous les interesses, &tre referdes aux nouveaux tribunaux. 
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Titre Il. 


Juridietion en matiere p&nale en ce qui concerne lesinculp6s 
etrangers. 


Chapitre I. 


Tribunaux des Contraventions, de Police Correctionnelle et Cour d’ Assises. 


> 


$. I. — Composition. 


Art. 1. Le juge des contraventions ä la charge des Etrangers sera un des membres’ 
etrangers du tribunal. 


Art. 2. La chambre du Conseil, aussi bien en matiere de delits qu’en matiere de 
crimes, sera composee de trois juges, dont un indigene et deux &trangers, et de quatre 
assesseurs etrangers. 


Art. 3. Le tribunal correctionnel aura la m&me composition. 


Art. 4. La Cour d’Assises sera compos6de de trois Conseillers, dont un indigene et 
deux etrangers. 

Les douze jur&s seront etrangers. 

Dans ces divers cas, la moiti6 des Assesseurs et des jur6s sera de la nationalit& de 
Vinculpe, sil le demande. Dans le cas oü la liste des jur6s ou des assesseurs de la 
nationalite de l’accuse serait insuffisante, ii designera la nationalit& & laquelle ils devront 
appartenir pour completer le nombre voulu. 


Art. 5. Lorsqu’ily aura plusieurs inculpes, chacun d’eux aura droit de demander un 
nombre egal d’assesseurs ou de jur6s, sans que le nombre des assesseurs ou jur6s puisse 
&tre augmente, et sauf & determiner par la voie du sort ceux des inculp6s qui, & raison de 
ce nombre, ne pourront exercer leur droit. 


$. Il. — Competence. 


Art. 6. Seront soumises & la juridietion des tribunaux Egyptiens, les poursuites 
pour contraventions de simple police, et, en outre, les accusations port&es contre les 
auteurs et complices des crimes et delits suivants: 


Art. 7. Crimes et delits commis direetement contre les magistrats, les jurös et les 
officiers de Justice dans l’exereice ou & l’occasion de l’exercice de leurs fonctions, 
Savoir: 

a) Outrages par gestes, paroles ou menaces, 

b) Calomnies, injures, pourvu quwelles aient &t& profer&es soit en presence du magistrat, 
du jur& ou de l’officier de justice, soit dans l’enceinte du tribunal, ou publi6es par voie 
d’affiches, d’ecrits, d’imprimes, de gravures ou d’emblemes, 

c) Voies de fait contre leur personne, comprenant les coups, blessures, et homicide 
volontaire avec ou sans premeditation, 

d) Voies de fait exere6es contr’eux ou menaces ä eux faites pour obtenir un acte injuste 
ou illegal ou l’abstention d’un acte juste ou legal, 

e) Abus par un fonctionnaire publie de son autorit& contr’eux dans le m&me but, 

f) Tentative de corruption exerc&e direetement contr’eux, 

8) Recommandation donnee & un juge par un fonetionnaire public en faveur d’une des 
parties. 


Art. 8. Crimes et delits commis“directement contre l’ex&cution des sentences et des 
mandats de justice, 
Savoir: 

a) Attaque ou resistance avec violence ou voies de fait contre les magistrats en fonctions, 
ou des offieiers de justice instrumentant ou agissant l&galement pour l’exöcution des 
sentences ou mandats de Justice, ou contre les d&positaires ou agents de la force 
publique charges de pr&ter main-forte a cette ex6cution, 

b) Abus d’autorite de la part d’un fonctionnaire publie pour emp£&cher l’ex6cution, 

c) Vol de pieces judiciaires dans le m&me but, 

d) Bris de scell&s apposes par l’autorite judiciaire, d&tournement d’objets saisis en vertu 
d’une ordonnance ou d’un jugement, 

e) Evasion de prisonniers dötenus en vertu d’un mandat ou d’une sentence et actes qui 
ont direetement procure cette &vasion, 

f} Recel des prisonniers &vad&s dans le möme cas, 

8) Les accusations, en tant qu’elles concernent le failli exclusivement, pour faits earact6- 
ristiques de la banqueroute frauduleuse commis par lui apres la signification ou l’affiche 
du Jugement d6claratif de la faillite, en d&tournant ou dissimulant une partie de son 
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actif au pr&öjudice de la masse des cr&anciers, en dötournant ou detruisant ses livres 
dans le but de commettre ce detournement ou cette dissimulation d’actif, ou en se - 
reconnaissant ou se faisant reconnaitre, dans le m&me but, debiteur de sommes quiil . 
ne devait pas r6ellement. 


Art. 9. Les crimes et delits imput6s aux juges, jur&s et officiers de justice, quand 
ils seront accuses de les avoir commis dans l’exercice de leurs fonetions ou par suite d’un 
abus de ces fonctions, 

Savoir: 

Outre les erimes et?delits communs qui pourront leur &tre imputes dans ces eircon- 
stances, les crimes et delits sp&ciaux sont: 

a) Sentence injuste rendue par faveur ou inimitie, 

b) Corruption, 

c) Non revelation de la tentative de corruption, 

d) DEni de justice, 

e) Violences exerc&es contre les partieuliers, 

f) Violation du domicile sans les formalites l&gales, 

8); Exactions, 

h) Detournement de deniers publies, 

i) Arrestation illegale. 4 
j) Faux dans les sentences et actes. 

Dans les dispositions qui precedent, sont compris, sous la designation d’offhiciers de 
Justice, les greffiers, les commis-greffiers assermente6s les interprötes attach6s au tribunal, 
et les huissiers titulaires, mais non les personnes charg6es acceidentellement par delegation 
du tribunal d’une signification ou d’un acte d’huissier. 

La denomination de magistrats comprend les assesseurs. 


Chapitre II. 


Derogation au code d’instruction criminel dans le jugement des contraventions des erimes et 
delts a la charge des etrangers. 


$. I. — Poursuite. 


Art. 11. Lorsqu’un membre du Corps Consulaire denoncera un fait delietueux & la 
charge d’un magistrat ou d’un officier de justice, le Gouvernement devra donner les ordres 
necessaires au Ministere publie qui sera tenu de suivre sur la denoneiation. 


Art. 12. Toutes les poursuites pour crimes et delits feront l’object d'une instruction 
qui sera soumise & une Chambre du Öonseil. 


Art. 13. Le Consul de linculp& sera sans delai avise de toute poursuite pour crime 
ou delit intentee contre son administre. 


$. Il. — Instruction. 

Art. 14. Liinstruction ainsi que les debats auront lieu dans celle des langues 
Judieiaires que connaitrait l’inculpe. 

Art. 15. Toute instruction contre un &tranger, ainsi que la direction des debats lors 
du jugement, appartiendront ä& un magistrat tranger, tanten matiere de simple police 
qu’en matiere eriminelle ou correctionnelle. 

Art. 16. Si linculp& d’un erime ou d’un delit n’a pas de defenseur il lui en sera 
designe un d’office, au moment de l’interrogatoire ä peine de nullite. 


Art. 17. Jusqu’& ce quil soit constate quil existe en Egypte une installation 
suffisante des lieux de detention, les inculpes arretes pr&ventivement seront livres 
au Consul immediatement apres l’interrogatoire et dans les 24 heures de l’arrestation 
au plus tard, & moins que le Consul n’ait autorise la, detention dans la prison du 
Gouvernement. 


Art. 15. Le temoin qui refusera de r&pondre soit au juge d’instruction, soit devant 
un tribunal du jugement, pourra &tre condamn& äla peine de l’emprisonnement qui variera 
d’une semaine & un mois en matiere de delit, et qui pourra &tre porte & 3 mois en matiere 
de crimes, ou, en tout cas, & une amende de 100 2 4000 P. E. 

Ces peines seront prononcees suivant les cas par le tribunal ou la Cour. 


Art. 19. Les seuls t@moins qui pourront &tre r&cuses sont les ascendants, les descen- 
dants, et les freres et soeurs de linculpe ou ses allies au m&me degr& et son conjoint 
m&me divoree, sans que l’audition des personnes ci-dessus entraine nullit& lorsque ni le 
ministere publie, ni la partie civile ni !’ineulp& ne les aura r&cuses. 
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Art. 20. Lorsque dans le cours d’une instruetion, il y aura lieu de proceder ä une 
visite domiciliaire, le Consul de l’ineulp& sera avise. 

Il sera dresse proces-verbal de l’avis donn6 au Consul. 

Copie de ce proces-verbal sera laisse au Consulat au moment de l’interpellation. 


Art. 21. Hors les cas de flagrant delit, ou d’appel de secours de l’int&rieur, l’entr6e 
du domieile pendant la nuit ne pourra avoir lieu qu’en presence du Consul ou de son 
delegue, siil ne l’a pas autorisde hors sa prösence. 


$. II. — Reglement de la compe&tence dans les conflits de juridiction. 


Art. 22. Trois jours avant la r&union de la chambre du Conseil, la communication 
des pieces de l’instruction sera faite au greffe, au consul ou & son delegue. 

. Il devra sous peine de nullite &tre delivre au Consul texpe&dition des pieces dont il 
demandera copie. 

Art. 23. Si, sur la communication des pieces, le Consul de linculpe pretend que 
affaire appartient & sa juridietion, et qu’elle doit &tre defer&e & son tribunal, la question 
de competence, si elle est contestee par le tribunal Epyptien, sera soumise & l’arbitrage 
d’un Conseil compos& de deux Conseillers ou juges, designös par le Prösident de la Cour 
et de deux Consuls choisis par le Consul de l'inculpe. 

Art. 24. Lorsque le juge d’instruction et le Consul instruiront en mäme temps sur 
le m&me fait, si l!’un ou l’autre ne croit pas devoir se reconnaitre incomp6tent, le Conseil 
des conflits devra ötre r&uni pour regler le differend a la demande de l’un des deux. 

Il est bien entendu que le conflit ne pourra jamais &tre soulev& par le juge d’instruc- 
tion & l’occasion d’un crime ou d’un delit ordinaire, de plus le crime ou le delit qwii 
pretendra avoir et@ commis devra &tre qualifi& par le r&equisitoire dont il aura &t& saisi, 
conformement aux categories ci-dessus des faits attribu&s aux nouveaux tribunaux. 
Enfin si le magistrat ou l'officier de justice offense a porte sa plainte devant le tribunal 
Consulaire, ce tribunal statuera sur la plainte sans qu'il y ait possibilite de conflit. 

Art. 25. Le tribunal qui, apres que les formalites ci-dessus auront &t& remplies, 
restera saisi de l’affaire, statuera sur cette affaire sans qu'il puisse y avoirlieu ulterieure- 
ment & declaration d’incompetence. 


$. IV. — Debats devant la Cour d’Assises. 
* Art. 26. Devant la Cour d’Assises quand les debats seront elos, et les questions & 
poser aux juges arr&tees, le President r&sumera l’affaire et les prineipales preuves pour 
ou contre l’accuse. 


$. V. — De l’appel et du pourvoi contre les jugements de condamnation. 

Art. 27. Les appels quand ils sont permis en matiere de contravention contre les 
Jugements du tribunal de simple police, seront portes devant le tribunal correctionnel. 

Art. 28. Les pourvois dans le cas oü ils sont autorises par le Code d’instruction 
criminelle contre les jugements de condamnation en matiere penale seront portes devant 
la Cour composee comme en matiere civile. 

Les conseillers ayant siege dans la Cour d’Assises ne pourront connaitre du pourvoi 
€lev& contre l’arr&t de la Cour. 


$. VI. — Etablissement de la liste des jures et choix des assesseurs. 


Art. 29. La liste des jures de nationalite &trangere sera dressde annuellement par le 
Corps Consulaire. 

A cet effet, chaque Consul adressera au doyen du Corps Consulaire, la liste de ses 
nationaux qui remplissent, d’apres lui, les conditions voulues pour &tre jures. Les jur6s 
devront avoir läge de 30 ans et une r&ösidence en Egypte d’un an au moins. 

Art. 30. La liste definitive sera dressee par le Corps :Consulaire sur les listes 
partielles en proc&dant par voie d’elimination, jusqu’& ce que le total des jures atteigne 
et n’exc&de pas le nombre de deux cent cinquante. 

Art. 31. Chaque nationalit& pourra avoir un maximum de trente jur6s et un minimum 
de dix-huit jur6s, pourvu que, dans ce dernier cas, la composition de la nationalite le 
permette. 

Art. 32. Les assesseurs correctionnels seront choisis par le Corps Consulaire sur la 
liste des jures. 

Art. 33. Le minimum des assesseurs sera de six, et le maximum de douze par 
nationalite. 
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Art. 34. Lorsqu’'un delit correctionnel devra &tre juge dans une ville ot il ne se 
trouvera pas un nombre suffisant d’assesseurs &trangers,, la Cour designera les assesseurs 
du tribunal voisin qui devront venir sieger. 

Art. 35. Les assesseurs et jures qui ne comparaitront pas pour remplir leurs 
fonetions seront condamn6s par le tribunal ou la Cour, suivant les cas, & une amende de 
200 & 4000 Piastres Egyptiennes, & moins d’excuse l&egitime. 


$. VII. — Execution. 


Art. 36. Jusquw’a ce qu’il soit constate qu'une installation suffisante des lieux de 
detention existe r6ellement en Egypte, les condamn6s & l’emprisonnement seront, si le 
Consul le demande, detenus dans les prisons consulaires. 

Art. 37. Le Consul dont l’administre subira sa peine dans les &tablissements du 
Gouvernement Egyptien aura le droit de visiter les lieux de detention et d’en v£rifier 
letat. 

Art. 38. En cas de condamnation & la peine capitale, Messieurs les Repr&sentants 
des Puissances auront la faculte de r&clamer leur administre. 

A cet effet un delai suffisant interviendra entre le prononce et l’ex&cution de la 
sentence pour donner aux Representants des Puissances le temps de se prononcer. 


Titre Il. 


8. I. — Disposition speciale. 
Art. 39. Il sera etabli pres de nouveaux tribunaux un nombre suffisant d’agents 
choisis par les tribunaux eux-memes, pour pouvoir, quand il n’y aura pas peril en la 
demeure, assister au besoin les magistrats et les officiers de justice dans leurs fonctions. 


$. II. — Disposition finale. 


Art. 40. Pendant la periode, quinquennale, aucun changement ne devra avoir lieu 
dans le systeme adopte. A 

Apres cette periode, si l’experience n’a pas confirm& l’utilit pratique de la Reforme 
Judiciaire, il sera loisible aux Puissances soit de revenir & l’ancien ordre de choses, soit 
d’aviser d’accord avec le Gouvernement Egyptien a d’autres combinaisons. 


Zweiter Abschnitt. 


Die Gesetzgebung des Deutschen Reiches über 
Seeschifffahrtswesen. 


Vorbemerkung. 


Nach Art. 4, Ziffer 7 und 9 der Reichs-Verfassung sollen der Gesetzge- 
bung des Reichs und seiner Aufsicht unterliegen : 
1. Die Organisation eines gemeinsamen Schutzes der Deutschen Schif- 
fahrt und ihrer Flagge zur See (Art. 4, Abs. 7), 
2. die Seeschifffahrtszeichen |Leuchtfeuer , Tonnen, Baken und sonstigen 
Tagesmarken) (Art. 4, Nr. 9). 


Ferner enthält die Reichs-Verfassung die grundlegende Bestim- 
mung: dass die Kauffahrteischiffe aller Staaten des Reichs eine einheitliche 
Handelsmarine bilden (Art. 54). Zum Zweck der Durchführung und Auf- 
rechterhaltung dieses Prinzips setzt sie fest: 


Dass der Reichsgewalt ausschliesslich das Recht gebührt 

l. das Verfahren zur Ermittelung der Landungsfährgkeit der Seeschiffe 
zu bestimmen, die Ausstellung der Messbriefe, sowie der Schiffs-Zerti- 
fikate zu regeln und die Bedingungen festzustellen, von denen die Er- 
laubniss zur Führung eines Seeschiffes abhängig ist (Art. 54, Abs. 2); 

2. auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere Abgaben 
zu legen, als von den Schiffen der Bundesstaaten oder deren Ladungen 
zu entrichten sind (Art. 54, Abs. 5). 


Ausserdem kommt hier in Betracht die Bestimmung, dass dem Reiche die 
seehandelsrechtliche Gesetzgebung zusteht (Art. 4, Nr. 13), sowie: 


Die Gesetzgebung und die Aufsicht über die Auswanderung nach ausser- 
europäischen Ländern. (Art. 4, Nr. 1). 


Die einzelnen Gesetze und Verordnungen, welche auf Grund der genann- 
ten Befugnisse, bis jetzt erlassen sind, sind die folgenden : 
Zur Ausführung der Art. 4, Ziffer 7 und 54, Abs. 1. 
1. Gesetz vom 25. Oktober 1867, betreffend Nationalität der Kauffahrter- 


schiffe. 
2. Verordnung vom 25. Oktober 1867, Form, Beschaffenheit und Füh- 


rung der Nationalflagge betreffend. 
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3. Gesetz vom 28. Juli 1873, betreffend Registrirung und Bezeichnung der 
Kauffahrteischiffe und 
Vorschriften des Bundesraths zu demselben vom 13. November 1873. 


Im Anschluss an Art. 4, Ziffer 1 und 13, sowie an 54, Abs. 2: 


1.8. 31 der Gewerbe- Ordnung vom 21.- Juni 1869 mit der Vorschrift, 
dass Seeschiffer, Seesteuerleute und Lootsen über den Besitz der er- 
Fforderlichen Kenntnisse durch ein Befähigungs-Zeugniss der zustündi- 
gen Verwaltungs-Behörde sich ausweisen müssen. 

2. Bekanntmachung des Reichskanzler- Amts vom 25. September 1869, 
betr. Prüfung der Seeschiffer. 

3. Bekanntmachung des Bundesrathes vom 30. Mai 1870, betr. Anord- 
nungen über das Prüfungs-Verfahren und über die Zusammensetzung 
der Prüfungs- Kommissionen. 

4. Schiffs- Vermessungs-Ordnung vom 5. Juli 1872. 

d. Die Seemanns-Ordnung vom 27. Dezember 1872. 

6. Das Gesetz, betr. die Verpflichtung Deutscher Kauffahrteischiffe zur 
Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute. Vom 27. Dezember 1872. 

4. Die Kaiserliche Verordnung vom 25. Dezember 1871 zur Verhütung 
des Zusammenstosses von Schiffen auf See mit den anschliessenden Be- 
stimmungen über Noth-Nebelsignale. 

8. Die Strandungs-Ordnung vom 17. Mai 1874. 
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I. Vorschriften der Reichs-Gesetzgebung über die Befugniss zur Aus- 
übung des Gewerbes als Seeschiffer (Schiffs- Kapitän) und Seesteuer- 
mann. 


Artikel 54, Abs. 2 der Reichs-Verfassung bestimmt: 
»Das Reich hat die Bedingungen festzustellen, von welchen die Er- 
laubniss zur Führung eines Seeschiffes abhängig ist«. 


Die Ausführung dieser Verfassungs-Bestimmung ist erfolgt durch $. 31 der 
Gewerbe-Ordnung vom 21. Juli 1869, welcher in dem hier bezüglichen 
ersten und zweiten Absatz folgendermassen lautet: 


»Seeschiffer, Seesteuerleute und Lootsen müssen sich über 
den Besitz der erforderlichen Kenntnisse durch ein Befähigungszeugniss der 
zuständigen Verwaltungs-Behörde ausweisen«. 

»Der Bundesrath erlässt die Vorschriften über den Nachweis der Befähi- 
gung. Die auf Grund dieses Nachweises ertheilten Zeugnisse gelten für das 
ganze Bundesgebiet «. 


Das Erforderniss eines Befähigungsnachweises rechtfertigt sich durch das Bei- 
spiel der meisten seefahrenden Nationen und durch die Erwägung, dass der Ge- 
schicklichkeit des Schiffsführers nicht nur das Leben der Mannschaften und Passa- 
giere anvertraut wird, sondern auch dass demselben durch die Bestimmungen der 
Deutschen Seemanns-Ordnung vom 27. Dezember 1872 den Schiffsmannschaften 
gegenüber zugleich strenge disziplinarische Befugnisse gewähren, die nur solchen 
Händen anvertraut werden können, welche ihre Befähigung zu solchen Funktionen 
nachgewiesen haben. Der $. 31 giebt zugleich den nach den Anordnungen des 
Bundesraths geprüften Seeschiffern und Seesteuerleuten die gewerbliche Freizügig- 
keit innerhalb des ganzen Reichsgebiets. 

Die dem Bundesrathe vorbehaltenen Vorschriften über den Nachweis der Be- 
fähigung sind bezüglich der Seeschiffer und Seesteuerleute ergangen durch 
die Bekanntmachungen vom 25. September 1869 (B.-G.-Bl., S. 660), 
und vom 30. Mai 1870 (B.-G.-Bl., S. 314), von welchen unten die erstgenannte 
mitgetheilt ist.*) Zu diesen Bekanntmachungen des Bundesrathes sind drei Ausfüh- 


*) Nach Mittheilungen des »Deutschen Reichs-Anzeigers« ist eine Abänderung der 
Bekanntmachung vom 25. September 1869 in Aussicht genommen, welche dahin geht, Offi- 
zieren etc. der Kaiserlichen Marine bei einem Uebertritt zur Handels-Marine den Nach- 
weis der Befähigung, bezw. die Ablegung einer Prüfung zu erlassen. Diese Abänderung 
lautet im Entwurf — die demnächstige unveränderte Annahme dürfte als sicher anzuneh- 
men sein — wie folgt: 

» Anordnungen, betreffend die Zulassung ehemaliger Offiziere etc. der Kaiserlichen Marine als 
Seeschiffer und Seesteuerleute auf Deutschen Kauffahrteischiffen. 


$.1. AlsSchiffer auf grosser Fahrt sind ohne vorgängige Ablegung der im 
$. 9 der Vorschriften vom 25. September 1869 (B.-G.-Bl. S. 660) vorg&schriebenen 
Schiffer-Prüfung zuzulassen : 
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rungs-Bestimmungen der Preuss. Regierung vom 11. Juli 1870, betreffend die 
Prüfung für grosse Fahrt, — für kleine Fahrt — und den Austausch der Befähi- 
gungszeugnisse erlassen. — | 

Für das Beschwerde-Verfahren bei Nichtzulassung zur Prüfung oder 
bei Versagung des Prüfungszeugnisses ist ein formelles Verfahren durch 
die Gewerbe-Ordnung nicht vorgeschrieben. Die Verfügungen der Behörde folgen 
dem durch die Sache gegebenen Instanzenzuge; den Betheiligten steht der gewöhn- 
liche Beschwerdeweg offen. 

Ob gegen Seeschiffer (Schiffsführer) und Seesteuerleute, welche, ohne in Besitz 
eines Befähigungszeugnisses zu sein, das in Rede stehende Gewerbe ausüben, die 
Strafbestimmungen des $. 147 der Gewerbe-Ordnung — Geldstrafe bis zu Einhun- 
dert Thaler und im Unvermögensfalle Haft — analoge Anwendung finden, erscheint 
zweifelhaft. Dafür spricht, dass das Gesetz auch diese Fälle unter den von » be- 
sonderer Genehmigung« handelndem Abschnitt U, 2 des Titels II aufführt. Die 
Preussische Anweisung zur Ausführung der Gewerbe-Ordnung vom 4. Septem- 
ber 1869 bemerkt in Abschnitt I unter Nr. 2 


» Die Polizei-Behörde prüft, ob von dem Gewerbetreibenden den gesetzlichen 
Anforderungen Genüge geleistet ist. 

Mangelt demselben für den begonnenen Gewerbe-Betrieb der vorgeschrie- 
bene Befähigungsnachweis ($$. 30, 31, 34)... ... ,‚ so ist ihm der Gewerbe- 


a) ehemalige Lieutenants zur See und See-Offiziere höherer Chargen der Kaiserlichen 
Marine nach Zurücklegung einer auf den Ablauf des fünfzehnten Lebensjahres fol- 
genden, mindestens 69monatlichen Fahrzeit zur See; 

b) ehemalige Unter-Lieutenants zur See der Kaiserlichen Marine nach Zurücklegung 
einer auf den Ablauf des fünfzehnten Lebensjahres folgenden, mindestens 69monat- 
lichen Fahrzeit zur See, von welcher mindestens 24 Monate in der Charge als Unter- 
Lieutenant zur See oder Steuermann zugebracht sind. 


8.2. AlsSteuermann auf grosser Fahrtist ohne vorgängige Ablegung der 
im $. 7b der Vorschriften v. 25. Sept. 1869 (B.-G.-Bl. S. 660) vorgeschriebenen Steuer- 
manns-Prüfung sowie ohne Nachweis der Fahrzeit 
jeder ehemalige Offizier der Kaiserlichen Marine 
zuzulassen. 
$.3. Als Schifferauf kleiner Fahrt sind ohne vorgängige Ablegung der im 
$. 5 der Vorschriften v. 25. Sept. 1869 (B.-G.-Bi. S. 660) vorgeschriebenen Schiffer- 
Prüfung zuzulassen: 
a) ehemalige Tieutenants zur See und See-Offiziere höherer Chargen der Kaiserlichen 
Marine ohne Nachweis der Fahrzeit; 
b) ehemalige Unter-Lieutenants zur See der Kaiserlichen Marine nach Zurücklegung 
einer auf den Ablauf des fünfzehnten Lebensjahres folgenden, mindestens 60 monat- 
lichen Fahrzeit zur See. 


8. 4. Die Fahrzeit zur See als Deck-Offizier der Kaiserlichen Marine ist der Fahr- 
zeit zur See als Steuermann und Einzelsteuermann auf Kauffahrteischiffen im Sinne 
Ber $$. 10b bezw. 11b der Vorschriften v. 25. Sept. 1869 (B.-G.-Bl. S. 660) gleich zu 
achten. 

8. 5. Anträge wegen Zulassung zum Gewerbe-Betriebe auf Grund der $$. 1 bis 3 
sind an diejenige Landes-Regierung zu richten, in deren Gebiet das Gewerbe zuerst 
betrieben werden soll. 

8.6. Die Ausfertigung der auf Grund der $$. 1 bis 3 zu ertheilenden Befähigungs- 
Zeugnisse erfolgt durch‘ die von den Landes-Regierungen damit betrauten Behörden 
nach den, den Anordnungen über das Prüfungs-Verfahren und über die Zusammen- 
setzung der Prüfungs-Kommissionen vom 30. Mai 1870 (B.-G.-Bl. S. 314) angehängten 
Formularen E., D. und H. mit der Massgabe, dass an Stelle der in denselben enthal- 
tenen Sätze, welche mit den Worten »welcher die vorschriftsmässige« beginnen und 
mit den Worten »die Befugniss beigelegt « schliessen, zu setzen ist: 

» wird hierdurch auf Grund der nachgewiesenen Befähigung die Befugniss bei- 
gelegt«. 
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Betrieb zu untersagen, und falls die Untersagung nicht beachtet wird, der zu- 
ständigen Gerichts - Behörde zur strafgerichtlichen Verfolgung Anzeige zu 
IDACHEeN), wa « 


Die oben erwähnte und in der Dienst-Instruktion für Konsuln — 8. 1200 — 
in Bezug genommene 


Verordnung, betreffend die Prüfung der Seeschiffer und Seesteuerleute 


auf Deutschen Kauffahrteischiffen. Vom 25. September 1869 
'B.-G.-Bl. 1869, Nr. 34) 
lautet: 


»Auf Grund der Bestimmung im $. 31 der Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen 
Bund v. 21. Juni d. J. in Verbindung mit Art. 54 der Bundes-Verfassung hat der Bundes- 
rath die nachstehenden 


Vorschriften über den Nachweis der Befähigung als Seeschiffer und 
Steuermann auf Deutschen Kauffahrteischiffen 
ertheilt: 


$- 1. Küstenschifffahrt im Sinne dieser Vorschriften ist die Fahrt in der Nord- 
see bis zum 61. Grade nördlicher Breite und in der Ostsee a. mit Seeschiffen unter 30 Tonnen 
(zu 1000 Kilogramm) Tragfähigkeit, b. mit solchen Fahrzeugen jeder Grösse, welche sich 
nicht über 20 Seemeilen von der Küste entfernen und nicht zur Beförderung von Reisenden 
dienen, €, mit kleinen zur Fischerei dienenden Fahrzeugen (Kuttern, Schaluppen etc.) und 
mit Lootsen- und Lustfahrzeugen. 


$- 2. Kleine Fahrt im Sinne dieser Vorschriften ist die Fahrt in der Nordsee bis zum 
61. Grade nördlicher Breite und in der Ostsee mit Seeschiffen von 30 bis ausschliesslich 100 
Tonnen (zu 1000 Kilogramm) Tragfähigkeit. j 


$. 3. Grosse Fahrt im Sinne dieser Vorschriften ist diejenige Seeschifffahrt, welche 
die Grenzen der Küstenschifffahrt ($. 1) und der kleinen Fahrt ($. 2) überschreitet. Die 
grosse Fahrt ist entweder 4. europäische Fahrt, wenn sie nur europäische Häfen und 
Häfen des Mittelländischen, Schwarzen und Azowschen Meeres berührt, oder b, ausser- 
europäische Fahrt, wenn sie diese Grenzen überschreitet, 


$. 4. Ob und welcher Nachweis der Befähigung als Führer von Küstenschiffen ($. 1) 
erforderlich ist, bleibt einstweilen der Bestimmung der Landes-Regierungen überlassen. 


$. 9. Die Zulassung als Schiffer auf kleiner Fahrt wird bedingt durch die Ab- 
legung einer Prüfung in den in Anlage I*) bezeichneten Gegenständen (Schifferprüfung 
für kleine Fahrt). Diese Prüfung wird denjenigen erlassen, welche die Steuermanns- 
Prüfung ($. 7b) bestanden haben. 


$- 6. Um zur Schifferprüfung für kleine Fahrt zugelassen zu werden, ist erforderlich 
die Zurücklegung einer auf den Ablauf des fünfzehnten Lebensjahres folgenden, mindestens 
60monatlichen Fahrzeit zur See. 


$. 7. Die Zulassung als Steuermann auf grosser Fahrt wird bedingt durch: 
a. die Zurücklegung einer auf den Ablauf des fünfzehnten Lebensjahres folgenden, mindestens 
45monatlichen Fahrzeit zur See, von welcher mindestens 24 Monate entweder als Voll- 
matıcse auf -Kauffahrteischiffen oder als Matrose I. oder II. Klasse in der Bundes-Kriegs- 
Marine, und zwar mindestens zwölf Monate auf einem Segelschiffe zugebracht sein müssen, 
b. die Ablegung einer Prüfung in den in Anlage II, bezeichneten Gegenständen (Steuer- 
manns-Prüfung). 


$- 8. Um zur Steuermanns-Prüfung zugelassen zu werden, ist erforderlich die Zurück- 
legung einer auf den Ablauf des fünfzehnten Lebensjahres folgenden, mindestens 33monat- 
lichen Fahrzeit zur See, von welcher mindestens zwölf Monate entweder als Vollmatrose 
auf Segelschiffen der Handels-Marine oder als Matrose I. oder II. Klasse in der Bundes- 
Kriegs-Marine zugebracht sein müssen. 
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$.9. Die Zulassung als Schiffer auf grosser Fahrt wird bedingt durch die 
Ablegung einer Prüfung in den in der Anlage III. bezeichneten Gegenständen (Schiffer- 
prüfung für grosse Fahrt), vorbehaltlich der nach $. 11 eintretenden Ausnahme, 


$. 10. Um zur Schifferprüfung für grosse Fahrt zugelassen zu werden, ist erforderlich: 
a. die Ablegung der Steuermanns-Prüfung ($. 7b), b. die Zurücklegung einer auf die Zu- 
lassung als Steuermann ($. 7) folgenden mindestens 24monatlichen Fahrzeit zur See als 
Steuermann auf Kauffahrteischiffen, @. die Ausführung und schriftliche Aufzeichnung von 
Beobachtungen und Berechnungen über Kurse und Distanzen, Breite und Länge während 
dieser Fahrzeit. 

$. 11. Für die Zulassung als Schiffer auf europäischer Fahrt ($. 3a) mit 
Segelschiffen unter 250 Tonnen (zu 1000 Kilogramm) Tragfähigkeit und mit Dampfschiffen 
jeder Grösse genügt: a. die Ablegung der Steuermanns-Prüfung ($. 7b); b. die Zurücklegung 
einer auf Zulässung als Steuermann ($. 7) folgenden mindestens 36monatlichen Fahrzeit zur 
See als Steuermann, von welcher mindestens 24 Monate als Einzel-Steuermann zugebracht 
sein müssen. 

$. 12. Der Schiffer auf grosser Fahrt darf auf Schiffen von 100 Tonnen (zu 1000 Kilo- 
gramm) und mehr Tragfähigkeit nicht ohne einen Steuermann fahren. 


$. 13. Hat ein Schiff in grosser Fahrt mehrere Steuerleute, so muss einer derselben 
(der Ober-Steuermann) die Schifferprüfung für grosse Fahrt ($. 9) abgelegt haben. 


$. 14. Seeleute, welche vor dem 1. Mai 1870 in einem Bundesstaate oder in einem zu 
einem Bundesstaate gehörigen Gebiete als Schiffer oder Steuerleute zugelassen sind, dürfen 
diese Befugniss auf Schiffen, welche in dem betreffenden Staate oder Gebiete heimaths- 
berechtigt sind, im bisherigen Umfange auch ferner ausüben, 

Beispielsweise bleiben also befugt: a. die in den Preussischen Provinzen Preussen und 
Pommern mit beschränkter Befugniss zugelassenen Schiffer II. und III. Klasse zur Führung 
von Schiffen jeder Grösse in der Ostsee; b. diejenigen Schiffer, welche bisher Watt- und 
Küstenfahrt betrieben haben, sowie die zur Schiffsführung auf Nord- und Ostsee zuge- 
lassenen früheren Kahnschiffer im Preussischen Amte Blumenthal zur ferneren Ausübung 
ihres Gewerbes im bisherigen Umfange; €. die in Bremen mit beschränkter Befugniss zu- 
gelassenen Schiffer zur Führung Bremischer Schiffe ohne Steuermann in den europäischen 
Meeren bis zum Kap Finisterre. 


$. 15. Vom 1. Mai 1870 ab stehen die bis dahin in einem Bundesstaate oder in einem 
zu einem Bundesstaate gehörigen Gebiete zugelassenen Unter - Steuerleute, Steuerleute 
aller Klassen und Ober-Steuerleute in Ansehung ihrer Befugnisse den nach $. 7 dieser Vor- 
schriften zugelassenen Steuerleuten gleich. 


$. 16. Diejenigen Seeleute, welche vor dem 1. Mai 1870 die Oldenburgische oder die 
Bremische Prüfung zum Unter-Steuermann bestanden haben, jedoch wegen Mangels des 
erforderlichen Lebensalters oder der vorschriftsmässigen Fahrzeit noch nicht als Steuerleute 
zugelassen sind, erlangen die Befugnisse der nach $. 7 dieser Vorschriften zugelassenen 
Steuerleute, sobald sie die in $. 7a bezeichnete Fahrzeit zurückgelegt haben. 


$. 17. Denjenigen Seeleuten, welche vor dem 1. Mai 1870 in einem Bundesstaate oder 
in einem zu einem Bundesstaate gehörigen Gebiete zur Schiffsführung auf allen Meeren 
zugelassen sind, steht die gleiche Befugniss auf allen Deutschen Kauffahrteischiffen zu, sobald 
sie 24 Monate lang auf Kauffahrteischiffen als Steuermann oder Schiffer gefahren haben. 


$. 18. Vom 1. Mai 1870 ab sind die bis dahin in den Preussischen Provinzen Preussen 
und Pommern mit beschränkter Befugniss zugelassenen Schiffer II. und III. Klasse zur 
Führung aller Deutschen Kauffahrteischiffe unter 250 Tonnen (zu 1000 Kilogramm) Trag- 
fähigkeit in europäischer Fahrt ($. 3a) befugt. 


$. 19. Vom 1. Mai 1870 ab sind die bis dahin in den Preussischen Provinzen Hannover 
und Schleswig-Holstein, in Lübeck und Hamburg zugelassenen Steuerleute, sowie die bis 
dahin in Oldenburg und Bremen zugelassenen Ober-Steuerleute, sobald sie mindestens 24 
Monate als Steuermann auf Kauffahrteischiffen gefahren haben, zur Führung aller Deutschen 
Kauffahrteischiffe in allen Meeren befugt. 


$. 20. Diese Vorschriften treten am 1. Mai 1870 in Kraft. 


$. 21. Der Bundesrath erlässt die Vorschriften über das Prüfungs-Verfahren und über 
die Zusammensetzung der Prüfungs-Kommissionen. 

Berlin, den 25, September 1869. 

Der Kanzler des Norddeutschen Bundes. 

In Vertretung: Delbrück.« 
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II. Gesetz, betreffend die Nationalität der Kauffahrtei-Schiffe und 
ihre Befugniss zur Führung der Bundes-Flagge vom 25. Oktober 1867. 
(Bundes-Gesetzblatt von 1867. Nr. 5, S. 35.) 


Vergieiche: 


1. Gesetz - Entwurf mit Motiven (Sten. Berichte pro 1867, Anl. 8. 58 1.7, 
Kommissions-Bericht (Anl. 8. 126 ff.) und Plenar-Verhandlung $. 361—383. 

2. Art. 54, 55 der Bundes- bezw. Reichs-Verfassung. 

3. Art. 432 ff. des Allgem. Deutschen Handelsgesetzbuchs, Art. 53 des Preussi- 
schen Einführungs-Gesetzes zum Allgem. Deutschen Handelsgesetzbuch vom 
24. Juni 1861. 


Zweck und Wirksamkeit des Gesetzes. 


Art. 54 der Bundes-Reichs-Verfassung bestimmt: 
»die Kauffahrtei-Schiffe aller Bundes-Staaten bilden eine einheitliche Handels- 
Marine« 
»Der Bund (Das Reich) hat... .... die Ausstellung der Schiffs-Zertifikate 
zu regeln« 
und Art. 55 setzt hinzu: 
»Die Flagge der Kriegs- und Handels-Marine ist schwarz-weiss-roth«. 

Nachdem hiernach die Einheitlichkeit der Handels-Marine des Norddeutschen 
Bundes zum vollen gesetzlichen Ausdruck gelangt ist, bedurfte es eines Bundes- 
Gesetzes, durch welches einerseits die Bundes-Flagge als die ausschliessliche 
National- oder Bundes-Flagge der Kauffahrtei-Schiffe aller Bundesstaaten prokla- 
mirt wird, andererseits über die materiellen und formellen Erfordernisse der Nationa- 
lität der Kauffahrtei-Schiffe, sowie über die zum Ausweis der Nationalität dienenden 
Papiere, insbesondere zum Zweck der Sicherstellung des den Nationalitäts-Urkunden 
im internationalen Verkehr unentbehrlichen Ansehens, die nöthigen übereinstimmen- 
den Vorschriften gegeben werden. Diesem Bedürfnisse abzuhelfen ist der Zweck 
des gegenwärtigen Gesetzes. 

»Wenn der Gesetzgeber Vorschriften über die Erfordernisse der Nationalität 
der Seeschiffe erlässt, so ist zu beachten, dass diese Vorschriften nach zwei ver- 
schiedenen Richtungen ihre Geltung zu behaupten haben. Die eine Richtung bezieht 
sich auf das Inland; in dieser Hinsicht hat der Gesetzgeber freie Hand. Die zweite 
Richtung bezieht sich auf den internationalen Verkehr. Hier muss er gewisse 
Schranken einhalten, damit er nicht mit dem internationalen Rechte in Konflikt ge- 
rathe, damit er nicht Gefahr laufe, Vorschriften zu erlassen, welche bei den fremden 
Mächten und deren Organen keine Anerkennung finden.« (Plenar - Verhandlung 
S. 366.) | 

Die Pariser Deklaration vom Jahre 1856 schafft die Kaperei ab, und sichert 
neutralem Gut unter feindlicher Flagge und feindlichem Gut unter neutraler Flagge 
Schutz zu. Die Unverletzlichkeit des Privat-Eigenthums zur See überhaupt ist 
allgemein noch nicht anerkannt.*) Preussen, Oesterreich und Italien haben sich zu 
diesem Grundsatze bekannt, allgemein wird derselbe aber noch nicht respektirt. 
Das war bei Erlass des vorliegenden Gesetzes zu berücksichtigen. Es kommt dar- 
auf an, die Bundesschiffe für den Fall, dass der Bund im Kriege neutral bleibt, 
vor der Gefahr der Aufbringung zu schützen, und das ist nur zu erreichen, wenn 


*) Vergl.: Zur Reform des Seekriegsrechts. Berlin, 1868. Kortkampf. 
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die Bestimmungen, betreffend die Nationalität seiner Schiffe, völkerrechtlich nicht 
angezweifelt werden können. | | 

Anders läge die Sache, wenn der Grundsatz, die Nationalität eines Seeschiffes 
bestimme sich einzig und allein nach den Gesetzen des Landes, welchem es ange- 
hört, allgemein anerkannt wäre. So lange dies aber noch nicht der Fall, so lange 
vielmehr die grösseren maritimen Staaten davon ausgehen, dass die Nationalität 
eines Seeschiffes zunächst oder doch vorzugsweise nach den Grundsätzen des natür- 
lichen Rechtes oder des Völkerrechtes sich bestimme (wobei dann jeder Staat mehr 
oder weniger von der Auffassung geleitet wird, dass seine Gesetzgebung die da- 
durch gebotenen Schranken eingehalten habe), durfte der Gesetzgeber bei Erlass 
des gegenwärtigen Gesetzes die Grundsätze des Völkerrechtes nicht ausser Acht 
lassen. 

Hiervon ausgehend schien es erforderlich, in $. 2, Al. 1 (der wichtigsten Be- 
stimmung) des Gesetzes daran festzuhalten, dass zur Führung der Bundes-Flagge 
die Kauffahrtei-Schiffe nur dann berechtigt sein sollen, wenn sie in dem aus- 
schliesslichen Eigenthum solcher Personen sich befinden, welchen das Bundes- 
Indigenat (Art. 3 der Bundes-Verfassung) zusteht, indem nach den Grundsätzen des 
Völkerrechtes erhebliche Zweifel darüber entstehen können, ob ein Schiff, welches 
theilweise im Eigenthum von fremden Staats-Angehörigen sich befindet, noch als 
‘ nationales anzusehen sei. Zu berücksichtigen war hierbei auch, dass von den 
grösseren maritimen Staaten England: Nordamerika und nach der bisherigen Gesetz- 
gebung auch sämmtliche Norddeutsche Staaten, mit Ausnahme Mecklenburg-Schwe- 
rins, an dem Prinzip des $. 2, Al. 1 des Gesetzes festhalten, und dass, wenn 
andere Staaten, wie z. B. Frankreich, die Quote des Schiffes, welche sich im Eigen- 
ihum Fremder befinden kann, auf !/, herabsetzt, daneben verlangt wird, dass das 
Schiff in Frankreich erbaut oder durch den Spruch einer Französischen Behörde 
kondemnirt oder konfiszirt ist, und dass sämmtliche Schiffs-Offiziere und ®/, der 
übrigen Besatzung Nationale sein müssen — Voraussetzungen, welche dem Deut- 
schen Handelsstande wenig willkommen sein dürften. Betreffend die Nachtheile 
des im $. 2, Al. 1 angenommenen Prinzips, so ist allerdings nicht in Abrede zu 
stellen, dass dasselbe die Betheiligung fremdländischer Kapitalien an dem inlän- 
dischen Rhederei - Betriebe einigermassen erschwert, von einer Ausschliessung 
des fremden Kapitals kann aber nicht die Rede sein, da die Form der stillen Ge- 
sellschaft, Aktien- und Kommandit-Gesellschaft auf Aktien die Heranziehung des- 
selben ermöglicht. Endlich ist zu berücksichtigen, dass, wenn unsere nationale 
Flagge von aller Kontroverse frei ist, die Befrachter um so eher ihre Güter unseren 
Schiffen anvertrauen werden, ein Vortheil, welcher nicht zu unterschätzen ist. 


A. Gesetz vom 25. Oktober 1867. *) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen, ete., verordnen im 
Namen des Norddeutschen Bundes, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und 
des Reichstags, was folgt: 


$. 1. Die zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmten Schiffe (Kauffahrtei- 
Schiffe) der Bundesstaaten haben fortan als National-Flagge ausschliesslich die 
Bundes-Flagge zu führen (Art. 54 und 55 der Bundes-Verfassung) . 


*) Durch Art. 80 der Verfassung des Deutschen Bundes (Bundes-Gesetz-Blatt pro 1870 
Nr. 51) und $. 2 des Gesetzes, betreffend die Verfassung des Deutschen Reiches vom 16. 
April 1871 (Bundes-Gesetz-Blatt pro 1871, Nr. 16) ist das obige Gesetz zum Reichs-Gesetz 
erklärt worden. 


88.12. und ihre Berechtigung zur Führung der Bundesflagge. 1251 


Motive: 

»Der $. 1 spricht klar und bestimmt den der Bundes-Verfassung zum Grunde liegen- 
den Gedanken aus: die Bundes-Flagge ist die ausschliessliche National- oder Landes- 
Flagge der Kauffahrtei-Schiffe aller Bundesstaaten. Dass neben dieser National-Flagge 
noch eine andere Flagge, z. B. die spezielle Landes- Flagge des Bundesstaates geführt 
werde, schliesst er zwar nicht aus. Allein klar ist, dass die letztere Flagge sich nicht mehr 
als National-Flagge im völkerrechtlichen Sinne betrachten lässt, dass ihr vielmehr nur eine 
ähnliche Bedeutung beiwohnen kann, wie einer Stadt- oder Nummer-Flagge.« (Motive $. 59.) 


Aus den Verhandlungen: 
Der Antrag, diesem Paragraphen als neues Alinea die Worte hinzuzufügen : 


»Nur solche Schiffe, welche nach Erfüllung der Vorschriften dieses Gesetzes die 
Bundes-Flagge führen, haben Ansprüche auf den Schutz des Norddeutschen Bundes .« 


wurde abgelehnt. 

Dass ein Schiff, welches nicht unter der Bundes-Flagge fährt, auf den Schutz des 
Bundes verzichte, wurde vom Bundes-Kommissar für selbstverständlich erachtet. Dem 
beantragten Zusatze müsse aber widersprochen werden, weil er das gefährliche Missver- 
ständniss erwecken könne, als wenn es den Schiffen, sofern sie auf den Bundesschutz 
verzichten wollen, gestattet sein sollte, fortan noch unter den alten Landes-Flaggen als 
National-Flaggen zu fahren, was unmöglich erlaubt werden dürfe (Sten. Ber. S. 375). 


$. 2. Zur Führung der Bundes-Flagge sind die Kauffahrtei-Schiffe nur dann 
berechtigt, wenn sie in dem ausschliesslichen Eigenthum solcher Personen 1) sich 
befinden, welehen das Bundes-Indigenat (Art. 3 der Bundes-Verfassung) zusteht. 

Diesen Personen sind gleich zu achten die im Bundes-Gebiete errichteten 
Aktien-Gesellschaften und Kommandit-Gesellschaften auf Aktien, en Preussen auch 
die nach Massgabe des Gesetzes vom 27. März 1867 eingetragenen Genossen- 
schaften ?), sofern diese Gesellschaften und Genossenschaften innerhalb des Bun- 
desgebiets ihren Sitz haben:) und bei den Kommandit -Gesellschaften auf Aktien 
allen persönlich haftenden Mitgliedern das Bundes-Indigenat zusteht. 
Aus den Verhandlungen: 


1) Hierzu war das Amendement gestellt: 
Die Worte: »in dem ausschliesslichen Eigenthum solcher Personen« 
zu ersetzen durch die Worte 


»mindestens zu drei Vierteln ein Eigenthum solcher Personen«. 


Das Amendement wurde, abgesehen von den oben bereits berührten allgemeinen 
Gründen, auch durch die nothwendige Rücksichtnahme auf die Mecklenburgische Rhederei 
vertheidigt. Es wurde geltend gemacht, dass unter der Herrschaft einer gleichen Bestim- 
mung des Mecklenburg-Schwerin’schen Gesetzes vom 31. Januar 1865 die dortige Rhederei 
zu grosser Blüthe gelangt sei, und durch das in $. 2, Al. 1 dieses Gesetzes enthaltene Prin- 
zip schwer geschädigt werden dürfte. Dem wurde von anderer Seite widersprochen, und 
vom Bundes-Kommissar darauf hingewiesen, dass alle Nachtheile Beseitigung finden wür- 
den, wenn innerhalb der im $. 20 dieses Gesetzes gegebenen Uebergangsfrist die auch aus 
anderen Gründen nothwendige Umwandlung der Mecklenburgischen Rhederei-Gesellschaft 
in die ihr nahe verwandte Aktien-Gesellschaft stattfände. Das Amendement wurde hierauf 
abgelehnt. (Sten. Ber. $. 363, 365, 367, 376, 381.) 


?) Der Entwurf enthielt die Bestimmung, betr. die eingetragenen Genossenschaf- 
ten, nicht. Ein bei der Plenar-Berathung angenommenes Amendement brachte sie in das 
Gesetz hinein. (Sten. Ber. S. 361, 377, 378, 381.) Inzwischen haben wir das gemeinsame 
Deutsche Genossenschafts-Gesetz vom 4. Juli 1868 {R.-G.-Bl. S. 415 ff.) erhalten, und kann 
es nicht zweifelhaft sein, dass auch auf Genossenschaften, welche nach Massgabe des 
letzteren Gesetzes eingetragen sind, der $. 2 des obigen Gesetzes Anwendung findet. 


®) Der Entwurf enthielt die Bestimmung, dass bei den Aktien-Gesellschaften allen 
Mitgliedern des Vorstandes das Bundes-Indigenat zustehen müsse. 
Die Kommission schlug vor statt: 
»allen Mitgliedern des Vorstandes« 
zu sagen: 
»der Mehrheit der Mitglieder des Vorstandes«. 
Die Aktien-Gesellschaft sei ein selbständiges Rechtsganzes und werde an dem natio- 
nalen Karakter derselben Nichts geändert, wenn Aktien sich in Händen von Ausländern 
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befinden, resp. einer oder mehrere derselben in den Vorstand gewählt werden. Die letz- 
tere Befugniss liege auch im Interesse der Heranziehung fremden Kapitals, indem, wer 
sich mit bedeutendem Kapital an einer Gesellschaft betheilige, in der Regel auch auf die 
Vertretung derselben eine Einwirkung zu haben wünsche. Auch wurde von der Kom- 
mission darauf hingewiesen, dass nach der Englischen Kauffahrtei-Schifffahrts-Akte vom 
10. August 1854 nebst Ergänzungs- Akte vom 14. August 1855 es nur darauf ankomme, dass «# 
die Aktien-Gesellschaft in England errichtet sei und dort ihren Sitz habe, und dass in 
Frankreich ebenfalls auf die Nationalität der Vorsteher kein Gewicht gelegt werde. 
(Komm.-Ber. S. 127, 128.) 

In Folge eines bei der Plenar-Berathung gestellten Antrags wurde der Zusatz, dass 
die Mehrheit der Mitglieder des Vorstandes national sein müsse, fortgelassen (Plenar-Ver- 
handlung $. 381), so dass das Gesetz nunmehr in Uebereinstimmung mit Art. 53 8. 1 des 
Preussischen Einführungs-Gesetzes zum Allgem. Deutschen Handelsgesetzbuch vom 24. 
Juni 1861 nur verlangt, dass die Aktien-Gesellschaft innerhalb des Bundes-Gebietes er- 
richtet sei und dort ihren Sitz habe. 

$.3. Für die zur Führung der Bundes-Flagge befugten Kauffahrtei-Schiffe 
sind in den an der See belegenen Bundesstaaten Schiffs-Register zu führen. Die 
Landes-Gesetze bestimmen die Behörden, welche das Schiffs- Register zu führen 
haben.”) 


$.4. Das Schiffs-Register ist öffentlich ; die Einsicht desselben ist während 
der gewöhnlichen Dienststunden einem Jeden gestattet. 


$.5. Ein Schiff kann nur in das Schiffs-Register desjenigen Hafens einge- 
tragen werden, von welchem aus die Seefahrt mit ihm betrieben werden soll 
(Heimathshafen, Registerhafen). 


*) Zu vorstehendem $. ist folgende Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
13. Mai 1873 (Zentralblatt f. d. Deutsche Reich $. 155) ergangen: 
»Die zufolge $. 3 des Gesetzes, betr. die Nationalität der Kauffahrtei-Schiffe ete. in den 
an der See belegenen Bundesstaaten fungirenden 
Schiffsregister-Behörden 
sind: 
. das Kgl. Kreisgericht zu Memel, 


Mn 


2. - -  XKommerz- und Admiralitäts-K ollegium zu Königsberg i. Pr., 
re - - - - - Danzig, 
4. - -  Kreisgericht zu Elbing, 

5. - = See- und Handelsgericht zu Stettin, 

6. - - Koıeisgericht zu Greifswald, 

ne N - - Stralsund, 

8. - - - - Kiel, 

9, -. - - - Altona, 

10. - - - - Itzehoe, 

I 9,7 = - - Flensburg, 

N Re - - Schleswig, 

13. die - Landdrostei zu Aurich, 

14. - - - - Stade, 

1a - - Lüneburg, 

10. u - - Osnabrück, 
17. - Schiffsregister- Behörde zu Rostock, 
18. - - - - Wismar, 


19. das Grossh. Staats-Minist., Depart. des Innern, zu Oldenburg, 
20. - Handelsgericht zu Lübeck, 
21. die Senatskommission für Schifffahrts-Angelegenheiten in Bremen, 
22. - Deputation für Handel und Schifffahrt zu Hamburg«. 
Vgl. auch die unten mitgetheilte Preuss. Instr. für Eintragung in die Schiffsregister 
vom 25. März 1868. 


8.6. und ihre Berechtigung zur Führung der Bundestflagge. 1253 * 


Motive: 

»Ein Schiff kann begreiflich nur einmal registrirt werden. Das Gesetz hat zu be- 
stimmen, wo die Registrirung zu erfolgen habe. Ohne Zweifel muss bestimmt werden, 
dass das Schiff in dasjenige Register einzutragen sei, welches für seinen Heimathshafen 
geführt wird. Denn der Heimathshafen, welchen jedes Schiff nothwendig haben muss 
(Handels - Gesetzbuch, Art. 435. Ziff. 3), obschon er von der Wahl des Rheders abhängt, 
gilt als Domizil des Schiffs und als der Mittelpunkt der Geschäftsführung des Rheders, 
gleichviel, wo dieser sein sonstiges Domizil hat (Handels- Gesetzbuch, Art. 435, 448, 455, 
495 ff.).*) Hieraus rechtfertigt sich der aus d. 3 Art. 53 des Preussischen Gesetzes vom 24. 
Juni JS61 entlehnte $. 5. Aus dem $. 5 folgt von selbst, dass, wenn ein Schiff in das Re- 
gister des einen Bundesstaates eingetragen ist, seine Aufnahme in das Register eines an- 
deren Bundesstaats die yorherige Austragung in dem erstern Register voraussetzt. Die 
Register- Behörden sind in dieser Beziehung, wenn nöthig, im Instruktionswege mit 
näherer Anweisung zu versehen.« (Motive $. 60.) 


$. 6.!) Die Eintragung des Schiffes in das Schiffs-Register muss enthalten : 

1. den Namen und die Gattung des Schiffs (ob Barke, Brigg u. s. w.); 

. seine Grösse und die nach der Grösse berechnete Tragfähigkeit; 2) 

3. die Zeit und den Ort seiner Erbauung, oder wenn es die Flagge eines nicht zum 
Norddeutschen Bunde gehörenden Landes geführt hat, den Thatumstand, 
wodurch es das Recht, die Bundes-Flagge zu führen, erlangt hat, und ausser- 
dem, wenn thunlich, die Zeit und den Ort der Erbauung; 

. den Heimathshafen ; 

5. den Namen und die nähere Bezeichnung des Rheders, oder, wenn eine Rhederei 
besteht, den Namen und die nähere Bezeichnung aller Mitrheder und die Grösse 
der Schiffspart eines Jeden; ist eine Handels- Gesellschaft Rheder oder Mit- 
rheder , so sind die Firma und der Ort, an welchem die Gesellschaft ihren 
Sitz hat, und, wenn die Gesellschaft nicht eine Aktien- Gesellschaft ist, die 
Namen und die nähere Bezeichnung aller, die Handels-Gesellschaft bildenden 
Gesellschafter ?) einzutragen; bei der Kommandit-Gesellschaft auf Aktien ge- 
nügt statt der Eintragung aller Gesellschafter die Eintragung aller persönlich 
haftenden Gesellschafter ; 

6. den Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung des Eigenthums des Schiffs oder 
der einzelnen Schiffsparten beruht; 

7. die Nationalität des Rheders oder der Mitrheder; 

8. den Tag der Eintragung des Schiffes. 


”— 


Hr 


*) Die angezogenen Artikel des Allgemeinen Deutschen Handels-Gesetz- 
buchs lauten: 

Art. 435. Die Eintragung in das Schiffs-Register muss enthalten: 

1. die Thatsachen, welche das Recht des Schiffs, die Landes-Flagge zu führen, be- 
gründen; 

2. die Thatsachen, welche zur Feststellung der Identität des Schiffes und seiner 
Eigenthums-Verhältnisse erforderlich sind; 

3. den Heimathshafen, von welchem aus mit dem Schiffe die Seefahrt betrieben 
werden soll (Heimathshafen, Registerhafen). 

Ueber die Eintragung wird eine mit dem Inhalte derselben übereinstimmende Ur- 
kunde ausgefertigt. 

Art. 448. Die Bestimmungen des fünften Buches, welche sich auf den Aufenthalt 
des Schiffes im Heimathshafen beziehen, können von den Landes-Gesetzen auf alle oder 
einige Häfen des Reviers des Heimathshafens ausgedehnt werden. 

Art. 455. Der Rheder als solcher kann wegen eines jeden Anspruchs, ohne Unter- 
schied, ob er persönlich, oder nur mit Schiff und Fracht haftet, vor dem Gerichte des 
Heimathshafens (Art. 435) belangt werden. 
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Ein jedes Schiff wird in das Schiffs-Register unter einer besonderen Ordnungs- 
Nummer eingetragen. 
Motive: 

!) »Der $. 6 giebt den Artikel 435 des Handels-Gesetzbuchs mit einigen nothwendigen 
Ergänzungen wieder, wobei der $. 4 Art. 53 des Preussischen Gesetzes vom 24. Juni 1861 
gleichfalls zum Vorbilde gedient hat. Die genaue Bezeichnung der einzutragenden That- 
sachen ist von besonderer Wichtigkeit, weil sie einestheils die nothwendige Voraussetzung 
zu dem Grundsatze bildet, dass der Nachweis der Nationalität durch das Register-Zerti- 
fikat geführt werde, wozu die Urkunde nur geeignet ist, wenn das Register den zur Fest- 
stellung der Identität erforderlichen Anhalt gewährt und weil anderntheils die für den 
internationalen Verkehr bedeutungsvolle Gleichförmigkeit der Nationalitäts- Urkunden 
davon abhängig ist.« 

Aus den Verhandlungen: 

2) Beider Kommissions-Berathung wurde der Wunsch geäussert, hinzuzufügen, 
dass bezüglich der Grösse des Schiffes bis zur Einführung eines allgemeinen Deutschen 
Schiffs-Messverfahrens die Messung der Einzelstaaten Gültigkeit haben soll. Die Bundes- 
Kommissarien erklärten, es sei wohl unzweifelhaft, dass bis zum Erlass eines allgemeinen 
Gesetzes über Schiffs-Messungen die Messung des einen Deutschen Staates im anderen für 
die Eintragung in das Schifis-Register als gültig anerkannt werden wird. Die Erledi- 
gung dieser Frage müsse indessen einem besonderen Gesetze vorbehalten bleiben.*) {Kom- 
missions-Bericht, 8. 128.) 

3) Im Entwurf hiess es statt »aller die Handels-Gesellschaft bildenden Gesellschaf- 
ter«: »aller Gesellschafter«. 

Die erstere Fassung wurde gewählt, um klar auszudrücken, dass die Verpflichtung zur 
Eintragung in Bezug auf die stillen Gesellschafter nicht bestehe (Kommissions-Bericht, 
S. 129). 


$.7. Die Eintragung des Schiffes in das Schiffs-Register darf erst geschehen, 
nachdem das Recht desselben, die Bundes-Flagge zu führen, und alle in dem $. 6 
bezeichneten Thatsachen glaubhaft nachgewiesen sind. 


$. 8. Ueber die Eintragung des Schiffes in das Schiffs-Register wird von der 
Register-Behörde eine mit dem Inhalt der Eintragung: übereinstimmende Urkunde 
(Zertifikat) ausgefertigt. 

Das Zertifikat muss ausserdem bezeugen, dass die nach $. 7 erforderlichen 
Nachweisungen geführt sind, sowie, dass das Schiff zur Führung der Bundes-Flagge 
befugt sei. !) 

Aus den Verhandlungen: 

1) Alinea 2 lautete im Entwurf: 

»Das Zertifikat muss in naturgetreuer Uebereinstimmung Alles enthalten, was in das 
Schiffs-Register eingetragen ist, und bezeugen, dass die nach $. 7 erforderlichen Nach- 
weisungen geführt siad, sowie, dass das Schiff zur Führung der Bundes-Flagge be- 
fugt sei.« 

Hiergegen wurde bei der Kommissions-Berathung erinnert, dass, wenn das Zertifikat 
in wortgetreuer Uebereinstimmung Alles enthalte, was in das Schiffs-Register einge- 
tragen sei, es dadurch an Uebersichtlichkeit verlieren werde. Es scheine nicht erforderlich, 
dass das Zertifikat die ganze Geschichte des Schiffes angebe. Darauf wurde der Paragraph 
in der obigen Fassung angenommen. Dabei wurde einstimmig der Wunsch ausgesprochen, 
dass sobald als möglich Anordnung getroffen werde, ein gleichmässiges Formular für das 
Zertifikat festzusetzen (Kommissions-Bericht, S. 128). 


$. 9. Durch das Zertifikat wird das Recht des Schiffs, die Bundes-Flagge zu 
führen, nachgewiesen. 

Zum Nachweis dieses Rechts ist insbesondere ein See-Pass micht erfor- 
derlich.}) 


*) Diese Frage ist inzwischen geregelt durch die »Schiffs- Vermessungs-Ord- 
nung« vom 2. Juli 1872. (R.-G.-Bl., S. 270 ff.) 


88. 10—14. und ihre Berechtigung zur Führung der Bundesflagge. 1255 


Aus den Verhandlungen: 


!) Alinea 2 wurde von der Kommission hinzugefügt, weil in einzelnen Staaten Nord- 
deutschlands auch noch ein See-Pass erfordert wird (Kommissions-Bericht, $. 128). 


$. 10. Das Recht, die Bundes-Flagge zu führen, darf weder vor der Eintra- 
gung des Schiffs in das Schiffs-Register, noch vor der Ausfertigung des Zertifikats 
ausgeübt werden. 


$. 11. Treten in den Thatsachen, welche in dem $. 6 bezeichnet sind, nach 
der Eintragung Veränderungen ein, so müssen dieselben in das Schiffs-Register ein- 
getragen und auf dem Zertifikate vermerkt werden. 

Im Fall das Schiff untergeht oder das Recht, die Bundes-Flagge zu führen, 
verliert, ist das Schiff in dem Schiffs-Register zu löschen und das ertheilte Zertifikat 
zurückzuliefern, sofern nicht glaubhaft bescheinigt wird, dass es nicht zurückgeliefert 
werden könne. 


$. 12. Die Thatsachen, welche gemäss $. 11 eine Eintragung oder die 
Löschung im Schiffs- Register erforderlich machen, sind von dem Rheder binnen 
sechs Wochen nach Ablauf des Tages, an welchem er von ihnen Kenntniss erlangt 
hat, der Register-Behörde zum Zweck der Befolgung der Vorschriften des $. 11 
anzuzeigen und glaubhaft nachzuweisen, betreffenden Falls unter Zurücklieferung 
des Zertifikats. 

Die Verpflichtung zu der Anzeige und Nachweisung liegt ob: 


1. wenn eine Rhederei besteht, allen Mitrhedern ; 

2. wenn eine Aktien-Gesellschaft Rheder oder Mitrheder ist, für dieselbe allen Mit- 
gliedern des Vorstandes ;. 

3. wenn eine andere Handels-Gesellschaft Rheder oder Mitrheder ist, für dieselbe 
allen persönlich haftenden Gesellschaftern ; 

4. wenn die Veränderung in einem Eigenthumswechsel besteht, wodurch das Recht 
des Schiffs, die Bundes-Flagge zu führen, nicht berührt wird, dem neuen Er- 
werber des Schiffs oder der Schiffspart. 

Aus den Verhandlungen: 


Nach dem Kommissions-Bericht soll durch das Wort »glaubhaft« ausge- 
‚drückt werden: 
» dass nicht unter allen Umständen der strikte juristische Beweis verlangt wird«. 


$. 13. Wenn ein Schiff, welches gemäss der Bestimmung des $. 2 zur Führung 
(der Bundes-Flagge nicht berechtigt ist, unter der Bundes-Flagge fährt, so hat der 
Führer des Schiffs Geldbusse bis zu Fünfhundert Thalern oder Gefängniss-Strafe 
bis zu sechs Monaten verwirkt; auch kann auf Konfiskation des Schiffs erkannt 
werden. 
Motive: 

»Der unbefugte Gebrauch oder Missbrauch der National-Flagge darf nicht ungeahndet 
bleiben. Das Ansehen der National-Flagge würde leiden und noch manche andere Uebel- 
stände würden sich fühlbar machen, wenn ein solcher unbefugter Gebrauch straflos wäre. 
(Vergleiche Englische Kauffahrtei-Schifffahrts-Akte vom 16. August 1854, $. 103.) 

Die Strafe, welche der $. 13 androht, gestattet den Umständen des Falles Rechnung 
zu tragen. Diese Umstände können namentlich in Kriegszeiten der Art sein, dass eine 
blosse Geldbusse unangemessen wäre.« (Motive 8. 61.) 


$. 14. Wenn ein Schiff, welches gemäss $. 10 sich der Führung der Bundes- 

Flagge enthalten muss, weil die Eintragung in das Schiffs-Register oder die Aus- 

fertigung des Schiffs-Zertifikats noch nicht erfolgt ist, unter der Bundes-Flagge 

fährt, so hat der Führer des Schiffs Geldbusse bis zu Einhundert Thalern oder ver— 
80* 
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hältnissmässige Gefängniss-Strafe verwirkt, sofern er nicht nachweist, dass der un- 
befugte Gebrauch der Bundes-Flagge ohne sein Verschulden geschehen sei. 


$. 15. Die im $. 14 angedrohte Strafe hat auch derjenige verwirkt, welcher 
eine nach den Bestimmungen des $. 12 ihm obliegende Verpflichtung binnen der 
sechswöchentlichen Frist nicht erfüllt, sofern er nicht beweist, dass er ohne sein 
Verschulden ausser Stande gewesen sei, dieselbe zu erfüllen. Die Strafe tritt nicht. 
ein, wenn vor Ablauf der Frist die Verpflichtung von einem Mitverpflichteten erfüllt 
ist. Die Strafe wird gegen denjenigen verdoppelt, welcher die Verpflichtung auch. 
binnen sechs Wochen, nach Ablauf des Tages, an welchem das ihn verurtheilende: 
Erkenntniss rechtskräftig geworden ist, zu erfüllen versäumt. 
Aus den Verhandlungen: 


Es wurde als selbstverständlich angenommen, dass in denjenigen Staaten, wo solche. 
Strafen durch die betreffenden Verwaltungs-Behörden festgesetzt werden, das Resolut 
dieser Behörden dem in diesem $. bezeichneten Erkenntnisse gleich zu achten sei (Kom- 
missions-Bericht, S. 128). 


$. 16. Wenn ein ausserhalb des Bundes-Gebiets befindliches fremdes Schiff 
durch den Uebergang in das Eigenthum einer Person, welcher das Bundes-Indigenat: 
zusteht, das Recht, die Bundes-Flagge zu führen, erlangt, so können die Eintra- 
gung in das Schiffs-Register und das Zertifikat durch ein von dem Bundes-Konsul, 
in dessen Bezirk das Schiff zur Zeit des Eigenthums-Ueberganges sich befindet, über‘ 
den Erwerb des Rechts, die Bundes-Flagge zu führen, ertheiltes Attest*), jedoch 
nur für die Dauer eines Jahres seit dem Tage der Ausstellung des Attestes und über 
dieses Jahr hinaus nur für die Dauer einer durch höhere Gewalt verlängerten 
Reise!), ersetzt werden. So lange Landes-Konsulate noch bestehen , ist, zur Aus- 
stellung des Attestes auch der Konsul des Bundesstaates befugt, welchem ‚der Er- 
werber angehört, und in Ermangelung eines solchen Konsuls , sowie ın Erman- 
gelung eines Bundes- Konsuls, der Konsul eines anderen Bundesstaates (Art. 56 
der Bundes-Verfassung) 2). u 
Aus den Verhandlungen: r 

1} Die Worte 


»und über dieses Jahr hinaus nur für die Dauer einer durch höhere Gewalt verlängerten 

Reise« { 
sind auf Vorschlag der Kommission in das Gesetz hineingebracht worden, weil Fälle denk-- 
bar seien, in denen der Erwerber durch vis major verhindert werde, innerhalb eines Jahres 
die Eintragung in das Schiffs-Register zu bewirken und das Zertifikat dem Schiffe zukom- 
men zu lassen. 

2) Die Worte 

»und in Ermangelung eines solchen Konsuls, sowie in Ermangelung eines Bundes-Kon- 

suls, der Konsul eines anderen Bundssstaates« 
sind ebenfalls auf Vorschlag der Kommission hineingebracht worden, weil Fälle vorkom- 
men können, wo ein Bundes- und Landes-Konsul nicht vorhanden ist (Kommissions-Be- 
richt, S, 128). - 


$.17. (Den Landes-Gesetzen bleibt vorbehalten, zu bestimmen, dass und welche 
kleinere Fahrzeuge (Küstenfahrer u. s. w.) zur Ausübung des Rechts, die Bundes-Flagge 
zu führen, auch ohne vorherige Eintragung in das Schiffs-Register und Ertheilung des. 
Zertifikats befugt seien). 
Bemerkung. 


1) Dieser Paragraph ist durch $. I des Reichs-Gesetzes vom 28. Juni 1873 (B-G-R, 
S. 184) aufgehoben, resp. ersetzt worden. (S. dieses unten.) 


© *) Vgl. oben Allgemeine Dienst-Instruktion für die Konsuln des Deutschen Reiches 
vom 6. Juni 1871. Er 2 ne 5% ak 
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$S. 18. Die in Gemässheit des $. 2 zur Führung der Bundes-Flagge berech- 
tigten Schiffe, welche in Folge der Vorschrift Art. 432 und folg. des Allgemeinen 
Deutschen Handels-Gesetzbuchs in das Schiffs-Register eines Bundesstaates bereits 
eingetragen und mit Zertifikaten behufs Führung der Landes-Flagge versehen sind, 
brauchen zur Ausübung des Rechts, die Bundes-Flagge zu führen, von Neuem in 
‚das Schiffs-Register nicht eingetragen und mit neuen Zertifikaten nicht versehen zu 
werden. 


$. 19. Die landesgesetzlichen Bestimmungen über die Führung der bisherigen 
Schiffs- Register finden auch auf die nach diesem Gesetze zu führenden Schiffs- 
‚Register Anwendung, soweit sie mit den Vorschriften desselben sich vertragen und 
unbeschadet ihrer späteren Aenderung auf landesgesetzlichem Wege. 


$. 20. Gegenwärtiges Gesetz tritt mit dem 1. April 1868 in Wirksamkeit. 

Für die Schiffe, welche gegenwärtig die Mecklenburg-Schwerin’sche Lan- 
des-Flagge zu führen befugt sınd, treten die Vorschriften des $. 2 über die 
Erfordernisse der Nationalität erst am 1. April 1869 in Geltung‘). 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem 
Bundes-Insiegel. 


Gegeben Schloss Babelsberg, den 25. Oktober 1867. 


823 Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhausen. 
!) Alinea 2 wurde auf Vorschlag der Kommission zugesetzt. — Durch dieses Ueber- 


gangs-Stadium sollte die Mecklenburg-Schwerin’sche Rhederei vor Nachtheilen geschützt 
werden (cf. Anmerkung 1 zu $. 2). Es wurde erwogen, dass es nicht möglich sein werde, 
bis zum 1. April 1868 die erforderlichen Erwerbungen der im Betrage von ungefähr einer 
Million Thaler in fremden Händen befindlichen Schiffsparten zu bewirken, resp. die bisher 
bestandenen Gemeinschaften in Aktien-Kommandit-Gesellschaften auf Aktien oder stille 
Gesellschaften umzuformen (Kommissions-Bericht, S. 128). Der Vorschlag, das Ueber- 
gangs-Stadium bis 1. April 1873 auszudehnen, wurde abgelehnt (Plenar-Verhandlung, S. 
383). Nach den inzwischen gemachten Erfahrungen scheint die gesetzte Frist sich als aus- 
reichend bewährt zu haben. 


B. Verordnung, betreffend die Bundes-Flagge für Kauffahrtei-Schiffe 


vom 25. Oktober 186%. 
(Bundes-Gesetzblatt von 1867, S. 39.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen ete. verordnen auf 
Grund des Artikels 55 der Verfassung des Norddeutschen Bundes im Namen des 
Bundes, was folgt: 


Die Bundes-Flagge, welche von den Kauffahrtei- Schiffen der Bundesstaaten 
fortan als National-Flagge ausschliesslich zu führen ist ($. 1 des Gesetzes, betreffend 
die Nationalität der Kauffahrtei-Schiffe und ihre Befugniss zur Führung der Bundes- 
Flagge vom heutigen Tage) bildet ein längliches Rechteck, bestehend aus drei gleich 
breiten horizontalen Streifen, von welchen der obere schwarz, der mittlere weiss 
und der untere roth ist. Das Verhältniss der Höhe der Flagge zur Länge ist wie 
zwei zu drei. Die Bundes-Flagge wird von den Schiffen am Heck oder am hinteren 
Maste — und zwar in der Regel an der Gaffel dieses Mastes, in Ermangelung einer 
solchen aber am Topp oder im Want — geführt. 
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Ein besonderes Abzeichen in der Bundes-Flagge oder einen Wimpel zu führen, 
ähnlich demjenigen der Kriegs-Marine des Norddeutschen Bundes, ist den Kauf- 
fahrtei-Schiffen nicht gestattet. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem 
Bundes-Insiegel. 

Gegeben Schloss Babelsberg, den 25. Oktober 1867. 

ES Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhausen. 


Ill. Gesetz, betreffend die Registrirung und die Bezeichnung der 


Kauffahrtei-Schiffe vom 28. Juni 1873. 
(Reichs-Gesetzblatt pro 1873, S. 184.) 


Vergleiche: 

1. Gesetz-Entwurf mit Motiven (Sten. Ber. pro 1873, Anlagen, $. 642 und Plenar- 
Verhandlung, 8. 921—930, 949); 

2. Gesetz, betr. die Nationalität derKauffahrtei-Schiffe und ihre Befugniss zur Füh- 
rung der Bundes-Flagge vom 25. Oktober 1867 und Verordnung, betreffend 
die Bundes-Flagge für Kauffahrtei-Schiffe von demselben Tage. 
(Bundes-Gesetzblatt pro 1867, 8. 35 ff., Reichs-Gesetzblatt pro 1871, 8. 63.) 


A. Gesetz vom 28. Juni 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preussen etc., 
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundes- 
rathes und des Reichstages, was folgt: 


$. 1. An Stelle des $. 17. des Gesetzes, betreffend die Nationalität der Kauf- 
fahrtei-Schiffe und ihre Befugniss zur Führung der Bundes-Flagge, vom 25. Oktober 
1867, tritt die folgende Bestimmung: 
Schiffe von nicht mehr als 50 Kubikmeter Brutto-Raumgehalt sind zur Ausübung 
des Rechts, die Reichs-Flagge zu führen, auch ohne Eintragung in das Schiffs- 
Register und Ertheilung des Zertifikats befugt). 


!) Die Motive der Gesetz-Vorlage sprechen sich über den $. 1 in folgender 
Weise aus: 
»Der $. 17 des Gesetzes vom 25. Oktober 1867 behielt den Landes-Gesetzen 
das Recht vor, zu bestimmen, 
»dass und welche kleinere Fahrzeuge (Küstenfahrer u. s. w.) zur Ausübung des 
Rechts, die Bundes-Flagge zu führen, auch ohne vorherige Eintragung in das 
Schiffs-Register und Ertheilung des Zertifikats befugt seien.« 


Der Umfang, in welchem die Landes-Gesetzgebungen der Bundes-Seestaaten 
von diesem Rechte Gebrauch gemacht haben, ist ein sehr verschiedenartiger. Es 
stimmen hierin weder die betheiligten Staaten unter einander überein, noch ist der 
Gegenstand innerhalb jedes einzelnen Staats gleichmässig geregelt worden. In 
einigen Theilen des Bundesgebiets werden alle Schiffe registrirt, die zum Erwerb 
durch die Seefahrt benutzt werden können, mögen sie für solchen Erwerb auch nicht 
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ausschliesslich bestimmt sein; in anderen Theilen des Bundesgebietes dagegen 
wird der Kreis der zu registrirenden Schiffe enger gefasst und werden nur diejenigen 
Schiffe in das Schiffs-Register eingetragen, welche zu grösseren Seereisen gebraucht 
werden. 


Da der Werth der die gesammte Deutsche Handels-Marine umfassenden amt- 
lichen Schiffs-Verzeichnisse mit dadurch bedingt wird, dass die Aufnahme der in 
den einzelnen Bundesstaaten heimathsberechtigten Kauffahrtei-Schiffe in das Schiffs- 
Register und demnächst in die amtliche Schiffsliste, sowie in das alphabetische 
Schifis-Verzeichniss nach gleichartigen Grundsätzen erfolge, so ist schon deshalb 
die Herbeiführung einer Uebereinstimmung unter den bezüglichen innerhalb des 
Bundesgebietes jetzt in Geltung stehenden Vorschriften wünschenswerth. Ausser 
diesem Interesse weisen aber auch allgemeinere Rücksichten völkerrechtlicher und 
internationaler Natur darauf hin, die Registrirungs-Pflicht und die damit in Zusam- 
menhang stehende Pflicht zur Führung der Zertifikate für die Kauffahrtei-Schiffe 
der Bundes-Seestaaten gleichmässig zu regeln. Schon die Erwägung, dass die 
Kauffahrtei-Schiffe aller Bundesstaaten eine einheitliche Handels- Marine bilden 
und die Deutsche Flagge unter dem Schutze des Reiches steht, dürfte dazu führen, 
die Feststellung einer für alle Bundesstaaten gleichen Norm für die Verpflichtung 
zur Eintragung der Schiffe in das Schiffs-Register als im Bedürfniss liegend anzu- 
erkennen. 


Eine vollständig befriedigende Lösung der obenerwähnten, mit der Registrirungs- 
Pflicht zusammenhängenden Inkongruenzen ist jedoch nur zu erreichen, wenn alle 
zur Zeit darüber bestehenden partikularrechtlichen Normen und der ihnen zu Grunde 
liegende Vorbehalt des Gesetzes vom 25. Oktober 1867 durch eine einheitliche Be- 
stimmung der Reichs-Gesetzgebung ersetzt wird. 


Diesen Zweck verfolgt $. 1 des vorliegenden Entwurfs. Einerseits sollen 
danach alle zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmten Deutschen Schiffe i 
welche die in dem Paragraphen angegebene Grösse überschreiten, zur Eintragung 
in das Schiffs- Register verpflichtet sein. Andererseits soll aber dadurch auch dem 
kleinsten See-Fahrzeuge das Recht zur Eintragung in das Schiffs-Register und 
der erst durch die Einregistrirung in vollem Umfange gesicherte Schutz im inter- 
nationalen Verkehr offen gehalten und demgemäss jedes Kauffahrtei-Schiff, für 
welches eine Pflicht zur Eintragung nicht besteht, auf Verlangen des Rigenthümers 
zur Registrirung zugelassen werden. Ist ein solches einmal eingetragen, so finden 
auf dasselbe fortan alle für einregistrirte Schiffe bestehenden Vorschriften (88. 11 ff. 
des Gesetzes vom 25. Oktober 1867) von selbst Anwendung. 

Die Grenze der Registrirungs-Pflicht ist im öffentlichen Interesse so zu ziehen, 

dass möglichst alle nach ausländischen Häfen gehenden oder sonst in internationale 
Beziehungen tretenden Schiffe zur Registrirung verpflichtet werden. Zu diesem 
Zwecke empfiehlt sich die Festsetzung einer Minimalgrösse von 


»50 Kubikmeter Brutto-Raumgehalt« 


für die registrirungspflichtigen Schiffe. Dieser Grösse entsprechen etwa 18 britische 
Register-Tons Brutto-Raumgehalt, oder etwa 22 Tonnen zu 1000 Kilogramm der- 
Jenigen Tragfähigkeit, welche in den vor dem 1. Januar d J. ausgestellten Deut- 
schen Messbriefen aufgeführt ist. Diese Grösse dürfte einerseits tief genug greifen, 
um für die grosse Mehrzahl aller Fälle das öffentliche Interesse zu sichern und 
andererseits hoch genug, um mit wenigen Ausnahmen alle diejenigen Schiffe frei- 
zulassen, für welche in der Registrirung nur eine lästige Verpflichtung ohne ent- 
sprechenden Nutzen zu erblicken ist. Dem »Brutto-Raumgehalt« gebührt vor dem 
»Netto-Raumgehalt« deshalb der Vorzug, weil er die wirkliche Grösse Jedes Schiffes 
nicht nur am richtigsten, sondern auch am unveränderlichsten darstellt, während 
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der Netto-Raumgehalt, da derselbe von der inneren Einrichtung der Schiffe wesent- 
lich abhängt, der Veränderung leicht und häufig unterworfen ist. 

Die Vorschriften des Entwurfs treten, sobald derselbe Gesetzeskraft erlangt, 
allgemein in Geltung; die Bestimmung des $. 1 wird daher von diesem Zeitpunkt 
ab auch auf diejenigen zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmten Schiffe Anwen- 
dung finden, welche nach der bisherigen Gesetzgebung, obwohl ihr Brutto-Raum- 
gehalt mehr als 50 Kubikmeter beträgt, gegenwärtig ohne Eintragung in das 
Schiffs-Register ete. zur Führung der Reichs-Flagge befugt sind. Auch diese 
Schiffe werden mithin fortan der Eintragungs-Pflicht unterliegen. « x 

Im Reichstage fand die Tendenz des $. 1 allseitige Anerkennung. Nur wurde von 


einem Redner bezweifelt, ob die Grenze von 50 Kubikmeter für die Nordsee richtig nor- 
mirt sei. 


$S. 2. Die Aenderung des Namens eines in das Schiffs-Register eingetragenen 
Schiffes soll nur aus ganz besonders dringenden Gründen gestattet werden. Sie 
bedarf der Genehmigung des Reichskanzler- Amts. 


Die Motive äusserten sich zu $. 2 wie folgt: 

»Die Aenderung der Namen der Schiffe giebt nicht selten zu Irrungen Veran- 
lassung, durch welche dritten Personen, welche von derselben keine Kenntniss 
haben, Nachtheile erwachsen. Nach dem Vorgange anderer Seestaaten, insbe- 
sondere Grossbritanniens und der Vereinigten Staaten von Amerika, erscheint daher 
der Erlass einer auf die Aenderung der Namen der Kauffahrtei-Schiffe bezüglichen 
reichsgesetzlichen Bestimmung gleichfalls erforderlich. Ein unbedingtes Verbot der 
Aenderung des einmal angenommenen Namens dürfte jedoch nicht nothwendig sein. 
Es sind Umstände denkbar, unter denen die Veränderung eines Schiffsnamens für 
den Rheder dringend wünschenswerth sein kann, ohne dass anderweite Interessen 
dadurch beeinträchtigt werden. Deshalb hat man auch in Grossbritannien von dem 
früher dort eingeführten unbedingten Verbote wieder Abstand genommen und Na- 
mensänderungen einregistrirter Schiffe mit Genehmigung des Board of Trade zuge- 
lassen. In den Vereinigten Staaten von Amerika ist die Aenderung des Namens 
eines einmal registrirten Schiffes nur mit Genehmigung des Kongresses gestattet. 
Für das Deutsche Reich dürfte sich die Einrichtung empfehlen, dass die überhaupt 
nur aus ganz besonders dringenden Gründen zu gestattende Aenderung des Namens 
eines in das Schiffs-Register eingetragenen Schiffs an die Genehmigung der Zentral- 
Landesbehörde geknüpft wird.« 

Im Reichstage erklärte man sich damit einverstanden, dass die Genehmigung zur 
Aenderung des Namens eines Schiffes nur ausnahmsweise ertheilt werden möge, damit aber 
eine übereinstimmende Praxis in dieser Frage erreicht werde, substituirte der Reichstag 


auf Antrag der Abgeordneten Lesse und Schmidt an Stelle der Worte »der Zentral-Lan- 
des-Behörde« die Worte: »des Reichskanzler-Amtes«. 


$S. 3. Jedes in das Schiffs-Register eingetragene Schiff muss: 
1. seinen Namen auf jeder Seite des Dugs 
und 
2. seinen Namen und den Namen des Heimathhafens am Heck 
an den festen Theilen in gut sichtbaren und fest angebrachten Schriftzeichen führen. 


In der Vorlage lautete der $. 3 wie folgt: 


»Jedes in das Schiffs-Register eingetragene Schiff muss: 
1. seinen Namen auf jeder Seite am Bug, 
3. seinen Namen und den Namen des Heimathshafens am Heck 
und 
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3. dasilim. zugetheilte Unterscheidungs-Signalaussen aufjeder 
Seite an den festen Theilen 
in gut sichtbaren und fest angebrachten ‚Schriftzeichen führen.« 


Zur Begründung desselben heisst es in den Motiven: 


»Die im $. 3 des Entwurfs gegebenen allgemeinen Vorschriften wegen Anbrin- 
gung der Schiffsnamen, der Namen der Heimathshäfen und der Unterscheidungs- 
Signale an der Aussenseite der Schiffskörper haben sich als im Bedürfniss liegend 
herausgestellt. Es ist höchst schwierig, ja zuweilen ganz unmöglich, in einem 
Hafen aus einer grösseren Zahl beisammen liegender Schiffe ein bestimmtes einzelnes 
Schiff herauszufinden, wenn nicht der Name desselben, und wegen der häufigen 
Gleichheit derselben auch der Name des Heimathshafens und das Unterscheidungs- 
Signal des Schiffes, an der Aussenseite desselben in deutlichen Schriftzeichen an- 
gebracht ist. Die gedachten Bestimmungen werden übrigens zur Erleichterung und 
Sicherung des Schiffsverkehrs nicht nur in den Häfen, sondern auch auf See, 
insbesondere bei dem Vorbeisegeln oder Passiren, beitragen. Für letzteren Zweck 
wird namentlich die Vorschrift wegen Anbringung der Unterscheidungs-Signale an 
den Schiffsseiten sich förderlich erweisen.« 


Die Aenderungen der Vorlage wurden im Reichstage auf Vorschlag der Abgeordneten 
v. Freeden und Dr. Wolffson angenommen. 


$. 4. Im Falle einer Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften des $. 3 hat 
der Führer des Schiffes Geldstrafe bis zu Einhundertfünfzig Mark oder Haft verwirkt. 


$. 5. Dieses Gesetz tritt am I. Januar 1874 in Kraft. 

Urkundlich unter Unserer höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck- 
tem Kaiserlichem Insiegel. 

Gegeben Schloss Babelsberg, den 28. Juni 1873. 


(L. 8.) Wilhelm. 
Fürst von Bismarck. 


B. Vorschriften über die Registrirung und Bezeichnung der Kauf- 
fahrteischiffe.. Vom 13. November 1813. 
(R.-G.-Bl., S. 367.) 

Auf Grund des Artikels 7, Nr. 2 der Verfassung des Deutschen Reichs hat 
der Bundesrath behufs Ausführung des Gesetzes, betreffend die Nationalität der 
Kauffahrteischiffe und ihre Befugniss zur Führung der Bundesflagge, vom 25. Ok- 
tober 1867 (Bundes-Gesetz-Bl., S. 35), sowie des Gesetzes, betreffend die Registri- 
rung und die Bezeichnung der Kauffahrteischiffe, vom 28. Juni 1873 (Reichs - Ge- 
setz-Bl., S. 184) die nachstehenden 


Vorschriften 
erlassen : 


$. 1. Als »Seefahrt« im Sinne des $. 1 des Gesetzes vom 25. Oktober 1867 
(Bundes-Gesetz-Bl., S. 35! ist in den nachstehend aufgeführten Revieren die Fahrt 
ausserhalb der dabei bezeichneten Grenzen anzusehen : 

1) bei Memel 

ausserhalb der Mündung des Kurischen Haffs, 
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2) bei Pillau 
ausserhalb des Pillauer Tiefs, 
3) bei Neufahrwasser 
ausserhalb der Mündung der Weichsel, 
4) in der Putziger Wiek 
ausserhalb Rewa und Heisternest, 
5) bei Dievenow, Swinemünde und Peenemünde 
ausserhalb der Mündungen der Dievenow und Swine, sowie ausserhalb der 
nördlichen Spitze der Insel Usedom und der Insel Ruden, 
6) bei Rügen 
östlich: ausserhalb der Insel Ruden und dem Thiessower Höft, 
westlich: ausserhalb Wittower Posthaus und der nördlichen Spitze von 
Hiddens-Oe, sowie ausserhalb des Bock bei Barhöft, 
7) bei Wismar | 
ausserhalb Jackelsbergs-Riff, Hannibal-Grund, Schweinskötel und Lieps, 
sowie ausserhalb Tarnewitz, 
8) auf der Kieler Föhrde 
ausserhalb Stein bei Labö und Bülk, 
9) auf der Eekern Föhrde 
ausserhalb Nienhof und Bocknis, 
10) bei Flensburg, Sonderburg und Apenrade. 
ausserhalb Birknakke und Kekenis-Leuchtthurm, sowie ausserhalb Tund- 
toft-Nakke und Knudshoved, \ 
11) bei Hadersleben 
ausserhalb Raadhoved, Insel Aarö, Insel Linderum und Orbyhage, 
12) bei Husum 
ausserhalb Nordstrand, 
13) auf der Eider 
ausserhalb Vollerwiek und Hundeknoll, 
14) auf der Elbe 
ausserhalb der westlichen Spitze des hohen Ufers (Dieksand) und der Ku- 
gel-Bake bei Döse, 
15) auf der Weser 
ausserhalb Cappel und Langwarden, 
16) auf der Jade 
ausserhalb Langwarden und Schillingshörn, 
17) auf der Ems 
ausserhalb der westlichen Spitze der Westermarsch (Utlands-Hörn) und 
Östpolder Siel. 


4 


$. 2. Zu den »zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmten Schiffen« im Sinne 
des $. 1 des Gesetzes vom 25. Oktober 1867 (Bundes-Gesetz-Bl., 8. 35) gehören: 
a) die zur grossen Seeschifferei bestimmten Schiffe und 
b) die zum Schleppen anderer Schiffe bestimmten Fahrzeuge, welche Seefahrt be- 
treiben. 


$. 3. »Fünfzig Kubikmeter Brutto-Raumgehalt« im Sinne des $. 1 des Gesetzes 
vom 28. Juni 1873 (Reichs-Gesetz-Bl., 8. 184) ist zu rechnen: 
a) beiSegelschiffen gleich 22 Tonnen zu 1000 Kilogramm, 
b) bei Dampfschiffen gleich 15 Tonnen zu 1000 Kilogramm 
derjenigen Tragfähigkeit, welche in den vor dem 1. Januar 1873 für Deutsche 
Schiffe ausgefertigten Deutschen Messbriefen aufgeführt ist. 
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$. 4. Anträge auf Aenderung von Namen der in das Schiffs-Register einge- 
tragenen Schiffe sind an die zuständigen Schiffsregister-Behörden zu richten ,‚ welche 
dieselben mit denjenigen Bemerkungen, zu denen die Anträge ihnen etwa Anlass 
geben, dem Reichskanzler-Amte vorzulegen haben. 


$. 5. Die nach $. 3 des Gesetzes vom 28. Juni 1873 (Reichs-Gesetz-Bl., S. 
184) von den Schiffen zu führenden Namen sind hell auf dunklem Grunde in latei- 
nischer Druckschrift von solcher Grösse anzubringen, dass 

1) die Höhe der kleinsten Buchstaben 


bei Schiffen unter 300 Kubikmeter Netto-Raumgehalt mindestens 5 Zenti- 
meter, 


bei Schiffen von 300 bis 1000 Kubikmeter Netto-Raumgehalt mindestens 
7,, Zentimeter, 


bei Schiffen von 1000 Kubikmeter Netto-Raumgehalt und darüber minde- 
stens 10 Zentimeter, und 


2) die Breite der die Buchstaben bildenden Grundstriche mindestens !/, der Höhe 
der Buchstaben 
beträgt. 


Berlin, den 13. November 1873. Der Reichskanzler. 


Zu dem oben $. 1250 mitgetheilten Gesetz vom 25. Oktober 1867 ist für 
Preussen unterm 25. März 1868 seitens des Justizministers die hier nachrichtlich 
wiedergegebene Verfügung — Just.-Min.-Blatt v. 1868, 8.95. — ergangen, 
welche auch nach Erlass des Reichs-Gesetzes vom 28. Juni 1873 über die Registri- 
rung der Kauffahrteischiffe ihrem wesentlichen Inhalte nach in Geltung geblieben ist. 


Allgemeine Verfügung vom 25. März 1868, betreffend die Führung des 
Schiffsregisters. 


Instruktion vom 12. Dezember 1561, zweiter Theil (Just.-Min.-Bl., 8. 356). Instruktion 
vom 31. August 1867, zweiter Theil (Just.-Min.-Bl., S. 300). 


Das über die Nationalität der Kauffahrteischiffe und ihre Befugniss zur Führung der 
Bundesflagge erlassene, durch das B.-G.-B., S. 35 publizirte Gesetz vom 25. Oktober v.J. ist 
für die Führung des Schiffsregisters nicht ohne Bedeutung. — Die gesetzlichen Vorschriften, 
welche für die Führung des Schiffsregisters bisher massgebend gewesen sind, namentlich 
die Art. 432—438 des Allg. Deutschen Handels- Gesetzbuchs in Verbindung mit den Be- 
stimmungen des Art. 53 des Einführungs-Gesetzes vom 24. Juni 1861 (G.-S., 8. 449), bezie- 
hungsweise für das ehemalige Königreich Hannover der Kgl. Verordnung vom 4. Januar 
v. J. (G.-8., S. 77) und für die Herzogthümer Holstein und Schleswig der $$. 56—66 der 
Einführungs-Verordnung vom 5. Juli v. I. (G.-S., S. 1133) sind insofern als aufgehoben an- 
zusehen, als sie auf der Voraussetzung beruhen, von den Preussischen Kauffahrteischiffen 
sei die Preussische Flagge als National- und Landesflagge zu führen, welche wesentliche 
Voraussetzung mit dem 1. April 1868 wegfallen wird, weil von diesem Zeitpunkt an in Ge- 
mässheit des Bundes-Gesetzes vom 25. Oktober v. J. die Kauffahrtheischiffe aller zum Nord- 
deutschen Bunde!) gehörenden Staaten nur. die neue in der Verordnung vom 25. Oktober 
v.J. (B.-G.-B.,S. 39) beschriebene Bundesflagge als Nationalflagge zu führen haben. Gleich- 
wohl werden jene gesetzlichen Bestimmungen auch noch künftig insofern ihre praktische 
Geltung behaupten, als die meisten derselben mit wenigen Aenderungen in das Gesetz vom 
25. Oktober v. J. übergegangen sind, anderntheils aber der $. 19 des letztern ausdrücklich 
bestimmt: 


1) Jetzt »zum Deutschen Reiche gehörenden Staaten«. 
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»Die landesgesetzlichen Bestimmungen über die Führung der bisherigen Schiffsregister 
finden auch auf die nach diesem Gesetze zu führenden Schiffsregister Anwendung, so- 
weit sie mit den Vorschriften desselben sich vertragen und unbeschadet ihrer späteren 
Aenderung auf landesgesetzlichem Wege.« 

Wie bereits erwähnt, haben in Preussen für die Führung des Schiffsregisters bisher 
hauptsächlich die Vorschriften der Art. 432—438 des Allg. Deutschen Handels-Gesetzbuchs 
und des Art. 53 des Einführungs-Gesetzes vom 24. Juni 1861, beziehungsweise der $$. 56—66 
der Einführungs-Verordnung vom 5. Juli v. J. zur Richtschnur gedient. Gerade diese Be- 
stimmungen sind in das Gesetz vom 25. Oktober v. J. nur mit wenigen Abweichungen auf- 
genommen, als welche hervorzuheben sind: 

a. In Betreff der materiellen Erfordernisse der Nationalität ist das für das neue Gesetz ein- 
leuchtend nicht passende Erforderniss der Eigenschaft eines Preussischen Unter- 
thanen (Art. 53 $. 1. d. Ges. vom 24. Juni 1861 und $. 56 der Verordn. vom 5. Juli v. J.) 
durch das entsprechende Erforderniss des Bundes-Indigenats?) ersetzt ($. 2 d. Ges. 
v2 Okt! WER 

b. Hiermit im Zusammenhange steht, dass es hinsichtlich der den Nationalen gleichzuach- 
tenden Aktien-Gesellschaften und Kommandit-Gesellschaften auf Aktien nach $. 2 des 
Ges. vom 25. Okt. v. J. in ähnlicher Erweiterung der betreffenden Vorschriften des Art. 
53 $. 1 des Ges. vom 24. Juni 1861 und $. 56 der Verordn. vom 5. Juli v. J. genügt, wenn 
die Gesellschaft im Bundesgebiet errichtet ist und hier ihren Sitz hat, bei einer Kom- 
mandit-Gesellschaft auf Aktien ausserdem allen persönlich haftenden Mitgliedern das 
Bundes-Indigenat zusteht. Dazu kommt aber noch, dass der $. 2 des Ges. vom 
25. Okt. v. J. die in Preussen nach Massgabe des Ges. vom 27. März v. J. (G.-S., 8.501) 
eingetragenen Genossenschaften den Aktien-Gesellschaften gleichgestellt hat. Das Ge- 
setz vom 27. März v. J. ist übrigens, was nicht zu übersehen ist, auch in die neuen Lan- 
destheile eingeführt (Verordn. vom 12. Juli, 12. August und 22. September v. J. — 
G.-S., S. 1189, 1449, 1624). 

. Durch die Aenderungen der Bedingungen der Nationalität ändern sich nothwendig zu- 
gleich die Bedingungen der Nationalisirung und umgekehrt die des Verlustes der Na- 
tionalität. Nach dem neuen Gesetze ($. 6 Nr. 3, $. 11 Abs. 2, $. 16) steht in dieser Be- 
ziehung das Bundes-Indigenat, wenn z. B. ein fremdes Schiff von einer Person erworben 
wird, welcher das Bundes-Indigenat zusteht, oder wenn umgekehrt ein nationales Schiff 
ganz oder zum Theilin das Eigenthum einer Person übergeht, welcher das Bundes-In- 
digenat nicht zusteht, der Eigenschaft eines Preussischen Unterthanen nach den bishe- 
rigen Gesetzen (Art. 538. 4 Nr. 3. $$. 7 und 8 des Ges. vom 24. Juni 1861; $. 59 Nr. 3, 
$$. 62 und 63 der Verordnung vom 5. Juli 1867) gleich. 

Den vorstehenden, unmittelbar durch den Zweck des neuen Gesetzes gebotenen Ab- 
weichungen treten noch folgende, hiermit in keiner Verbindung stehende, meist unwichtige 
Abweichungen hinzu: 

d. Im $. 6 des Ges. vom 25. Okt. v. J. ist unter Nr. 5 durch Hinzufügung der im Art. 53 
$. 4 des Ges. vom 24. Juni 1861 und $. 59 der Verordnung vom 5. Juli v. J. fehlenden 
Worte: »die Handelsgesellschaft bildenden« vor: »Gesellschafter« verdeutlicht, dass stille 
Gesellschafter (Art. 250 ff. des Handelsgesetzbuchs) nicht gemeint seien. 

e. Der, dem zweiten Absatz des Art. 435 des Handelsgesetzbuchs nebst dem Art. 53 $. 6 
Abs. 2 des Ges. vom 24. Juni 1861 und dem $. 61 Abs. 2 der Verordnung vom 5. Juli 
v. J. entsprechende $. 8 des Ges. vom 25. Okt. v. J. hat die Nothwendigkeit der wort- 
getreuen Uebereinstimmung des Register-Zertifikats mit dem Inhalt des Schiffsregisters 
aufgehoben, um trotz der formalen Verschiedenheiten, welche zwischen den Schiffsre- 
gistern der einzelnen Bundesstaaten bestehen, ein einheitliches Formular für die Re- 
gister-Zertifikate einführen zu können (unter Nr. 5). 

f. Der zweite Absatz des $. 9 des Ges. vom 25. Okt. v. J. hebt noch deutlicher als der 
Art. 53 $. 6 Abs. 3 des Ges. vom 24. Juni 1861 und $. 61 der Verordnung vom 5. Juli 
v. J. hervor, dass zum Nachweis der Nationalität insonderheit auch ein Seepass nicht 
erforderlich ist. 

g. Im $. 12 des Ges. vom 25. Okt. v. J., welcher den Art. 53 $. 8 des Ges. vom 24. Juni 

- 1861 und den $. 63 der Verordnung vom 5. Juli v. J. in Verbindung mit dem Art. 436 
des Handelsgesetzbuchs überträgt, ist durch Einschaltung des Wortes: »glaubhaft« vor 
»nachweisen« der Zweifel beseitigt, ob ein strengerer Beweis verlangt werde, als im Falle 
des $. 7. (Zu vergl. Art. 53 $. 5 des Ges. vom 24. Juni 1865 und $. 60 der Verordn. vom 
5.:Juli v. F:) 

h. Der Art. 53 $. 9 des Ges. vom 24. Juni 1861 und der $. 64 der Verordnung vom 5. Juli 
v.J. haben weder den unbefugten Gebrauch oder den Missbrauch derNationalflagge unter 


2) Unter »Bundes-Indigenat« ist zu verstehen »Indigenat des Deutschen Reiches«. 
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Strafe gestellt, noch den Fall vorgesehen, dass auch nach der rechtskräftigen Verurthei- 
lung die vorgeschriebene Anzeige und Nachweisung unterbleibt. In beiderlei Hinsicht 
BEL. die allegirten Strafbestimmungen durch die $$. 13—15 des Ges. vom 25. Okt. 
v. J. ergänzt. 

i. Der $. 16 des Ges. vom 25. Okt. v. J. schliesst sich an den Art. 53 $. 7 des Ges. vom 
24. Juni 1861 und den $. 62 der Verordnung vom 5. Juli v. J. an, erklärt jedoch zur 
Ertheilung der interimistischen Zertifikate die Bundes-Konsuln, unter bestimmten Vor- 
aussetzungen aber auch die Landes-Konsuln des einen oder anderen Bundesstaates für 
zuständig, erweitert sodann für einen gewissen Fall die einjährige Frist und stellt im 
Eingange das gesammte Bundesgebiet dem Inlande gleich. 

Anlangend die übrigen, auf die Führung des Schiffsregisters Bezug habenden, in das 
Gesetz vom 25. Okt. v. J. mit oder ohne Abweichungen nicht übergegangenen gesetzlichen 
Vorschriften, so wird deren fernere Anwendbarkeit durch den $. 19 des enge an das Preus- 
sische Recht sich anschliessenden Gesetzes vom 25. Okt. v. J. zur Genüge gesichert. Da- 
hin gehören insbesondere die Vorschriften über die Behörden, welche das Schiffsregister zu 
führen haben, über die von der Registrirung befreiten Schiffe, über die im Gebiete des Allg. 
Landrechts stattfindende Eintragung der Verpfändung der Schiffe und die über die Gebüh- 
ren und Kosten. Die grosse Uebereinstimmung der neuen mit den bisherigen Rechtsnormen 
gestattet es zugleich, es bei den den Gerichten über die Führung des Schiffsregisters unter 
dem 12. Dezember 1861 (Just.-Minist.-Bl., S. 327) und 31. August v. J. (Just.-Min.-Bl., S. 275) 
ertheilten beiden Instruktionen im Allgemeinen bewenden zu lassen. Indem die zur Füh- 
rung des Schiffsregisters berufenen Behörden daher angewiesen werden, die erwähnten In- 
struktionen auch bei Ausführung des Ges. vom 25. Oktober v. J. zur Richtschnur zu neh- 
men, sind dabei jedoch folgende, aus dem Öbigen sich rechtfertigende Modifikationen und 
Ergänzungen zu beachten. 

1. Insoweit die Instruktionen auf gesetzliche Bestimmungen verweisen, welche durch die 

entsprechenden des Ges. vom 25. Okt. v. J. ersetzt worden sind, müssen nunmehr, wie 

sich von selbst versteht, die letzteren als die massgebenden angesehen werden. Ebenso 
selbstverständlich ist, dass überall, wo von der Preussischen Flagge, der Eigenschaft 
eines Preussen u. dergl. die Rede ist, die Flagge, beziehungsweise das Indigenat des 

Norddeutschen Bundes?) u. dergl. zu unterstellen sind. 

. Was im $.11 der beiden Instruktionen über die Aktien-Gesellschaften bestimmt ist, gilt 
auch von den in Preussen nach Massgabe des Gesetzes vom 27. März 1867 eingetragenen 
Genossenschaften ®). 

3. Soll ein Schiff, welches bisher in das Schiffsregister eines anderen Bundesstaates einge- 
tragen war, wegen Veränderung des Heimathshafens mit oder ohne Veränderung des 
Eigenthümers, sofern nur auch dem neuen Eigenthümer das Bundes-Indigenat zusteht, 
in das diesseitige Schiffsregister eingetragen werden, so muss, weil der Fall der Natio- 
nalisirung nicht vorliegen kann, gemäss $. 5 des Ges. vom 25. Okt. v: J. der Nachweis 
geführt werden, dass es im ersteren Register durch Schliessung des Foliums oder in an- 
derer Art ausgetragen seid). Zugleich ist das früher ertheilte Zertifikat beizubringen, 
oder nachzuweisen, dass es der früheren Registerbehörde zurückgeliefert sei oder aus 
einem anderen Grunde nicht mehr beigebracht werden könne. Bei der neuen Eintra- 
gung ist nach Massgabe der Schlussbestimmung des $. 19 der Instruktion vom 12. De- 
zember 1861, beziehungsweise $. 18 der Instruktion vom 31. August v. J. zu verfahren. 
Das frühere Zertifikat ist, wenn es beigebrachtwar, zu kassiren und ein neues Zertifikat 
auszufertigen. 

Wenn dagegen ein in das diesseitige Register eingetragenes Schiff in das Register 
eines anderen Bundesstaates eingetragen werden soll, so ist auf Antrag des Rheders das 
Folium, auf welchem dasselbe bisher eingetragen war, nach Anleitung des $. 19 der In- 
struktion vom 12. Dezember 1861 und $. 18 der Instruktion vom 31. August v. J. zu 
schliessen und das zurückzuliefernde Zertifikat zu kassiren. 

4. In der 6. und 8. Kolonne des Registers sind die Worte: »Preussischer Unterthan« durch 
die Worte: »welchem das Indigenat des Norddeutschen Bundes zusteht«®) zu ersetzen. 

5. Für das über die Eintragung des Schiffes in das Schiffsregister zu ertheilende Zertifikat 
(Art. 435 des Handels-Gesetzbuchs) ist auf Grund des $. 54 der Verfassung des Nordd. 
Bundes vom Bundesrath ein Formular vorgeschrieben’), und zur Herstellung völliger 


m 


3) Jetzt: »Indigenat des Deutschen Reiches«. 

4) Vergl. hierzu die Anmerkung zu $. 4 des Ges. v. 25. Okt. 1867 oben. 

5) Vergl. oben Reichs-Ges. v. 28. Juni 1873 über Registrirung und Bezeichnung der 
Kauffahrteischiffe. 

6) Jetzt: »welchem das .Indigenat des Deutschen Reiches zusteht«. 

7) Ein neueres Formular für Schiffs-Zertifikate ist von dem Bundesrathe unterm 21. De- 
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Gleichartigkeit in allem Aeusserlichen angeordnet, dass dasselbe nur in den von der 
Staatsdruckerei zu Berlin hergestellten Druckexemplaren zur Anwendung gelange. Das 
Zertifikat kann danach aus einem oder aus zwei oder mehr Bogen bestehen. Befindet 
sich das Schiff im- Eigenthum einer Person oder weniger Personen, so wird in der Regel 
der anliegende mit A. bezeichnete Bogen, der für sich ein vollständiges Zertifikat-For- 
mular bildet, zu wählen sein. Sind aber die Rhederei-Verhältnisse komplizirter, so ist 
der Umschlagebogen B. mit dem Einlagebogen C. zu verwenden, und wenn auch dies 
zur Aufführung sämmtlicher Rheder noch nicht Platz genug schafft, zwischen die Bogen 
B. und C. der Einlagebogen D. zu legen. Nach den Anträgen der Rheder und nach 
dem Bedürfnisse ist Jedesmal zu bestimmen, welche Bogen zu dem Zertifikate zu ver- 
wenden seien. Für die mit lateinischen Lettern zu druckenden, zur Verwendung gelan- 
genden Formularbogen sind die baaren Auslagen bei den Gerichtsgebühren zu liqui- 
diren. Werden zwei oder mehr Bogen zu einem Zertifikat verwendet, so sind sie mit 
schwarz-weiss-rother Seide zu heften und die Enden derselben mit dem Ausfertigungs- 
Siegel festzulegen. 
Bei der Ausfertigung des Zertifikats und bei der Vermerkung von Veränderungen 
und Verpfändungen auf demselben sind folgende Bestimmungen zu beachten: 
a. Die Ausfüllung der Formulare geschieht durchweg mit lateinischer Schrift. 
b. Das Siegel ist niemals in Siegellack auszudrücken, sondern entweder der Schwarz- 
druckstempel, oder ein Oblatensiegel oder eine gummirte Siegelmarke zu verwenden. 
c. Der Inhalt des Schiffsregisters kann nach der Veränderung des Zertifikat-Formulars 
nicht mehr in allen Stücken wortgetreu in das Zertifikat übertragen werden; es ge- 
nügt, wenn das Zertifikat überall den wesentlichen Inhalt des Registers wiedergiebt. 
Demgemäss sind fortan in das Zertifikat als unwesentlich nicht zu übernehmen : 
aa) das Datum der Verfügung, durch welche eine Eintragung in das Schiffsregister 
oder ein Vermerk auf dem Zertifikat angeordnet ist, vielmehr ist überall nur das 
Datum der wirklich erfolgten Eintragung anzugeben; 

bb) die ausführliche Beschreibung der Bauart; jedoch sind die besonders karakte. 
ristischen Merkmale der Bauart in der Rubrik :: »zweite Gattung« anzugeben, z.B. 
»Bark von Holz mit Kupferhaut« oder: »eiserner Schraubendampfer mit Schooner- 
Takelage«; 

In re oben erwähnten Fällen, wo der für die Eintragung der Eigenthums- 
Verhältnisse auf der zweiten Seite (B) des Bogens bestimmte Raum zur Aufführung aller 
Mitrheder nicht ausreicht, soll statt dieses Formulars ein solches zur Anwendeng kom- 
men, auf dem dasam Fuss der zweiten Seite befindliche Attest sich nicht befindet. Dieses 
Attest ist auf der ersten Seite eines anderen einzuheftenden Bogens enthalten. 

cc) die bei der Ausstellung des Zertifikats seit der Eintragung des Schiffes in das Re- 

gister durch eingetretene Veränderungen beseitigten Thatsachen. In das Zerti- 
fikat sind daher nur die zur Zeit der Ausfertigung desselben aus dem Register, 
einschliesslich der Kolonnen 8 und 9, sich ergebenden neuesten Thatsachen auf- 
zunehmen, und zwar bei der betreffenden Rubrik, so dass bei der Ausfertigung 
des Zertifikats der für die Eintragung späterer Veränderungen bestimmte Raum 
ganz leer bleibt. Wenn z. B. in Kolonne 9 des Registers eine Namensverände- 
rung eingetragen ist, so wird im Zertifikat unter »1. Namen des Schiffes« nur der 
neue Namen angegeben, nicht auch der frühere. 

Im Uebrigen ist der Inhalt des Registers genau und vollständig in die betreffende 
Rubrik des Zertifikates zu übertragen, wobei namentlich zu beachten, dass das Datum 
der Eintragung des Schiffes in das Register (Kol. 7) im Eingange des Zertifikates 
seinen Platz findet. Bei der Ausfüllung der ersten Seite des Zertifikat- For- 
mulars ist der Raum unter den Rubrikzahlen frei zu lassen, um die Uebersichtlich- 
keit nicht zu beeinträchtigen. Bei der Rubrik 6 des Zertifikat-Formulars ist die 
Spalte »Wohnort«, welche das Schiffsregister enthält, fortgeblieben, aber nur zur 
Raumersparung und in der Meinung, die Ueberschrift »nähere Bezeichnung« führe 
von selbst darauf, auch den Wohnort der einzelnen Rheder anzugeben. 

d. Die Ausfertigung des Zertifikates ist künftig nur vom Vorstande des Gerichts zu 
vollziehen. 
e. Die nach der Ertheilung des Zertifikates vorkommenden und in der Kolonne $ oder 


zember 1872 auf Grund der Schiffs-Vermessungs-Ordnung v. 25. Juli 1872 festgestellt, 
— 8. d. unten —. Das neue Formular weicht von dem oben unter 5 erwähnten darin ab, 
dass in ersteres zwischen den Nr. 3 und 4 die Angaben über die erfolgte Vermessung, 
den Brutio- und Netto-Raumgehalt des Schiffes einzutragen sind. Die anderweiten 
Aenderungen betreffen nur die Ersetzung der Bezeichnungen »norddeutsch« durch 
»deutsch«, 
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Y des Registers zur Eintragung gelangenden Veränderungen sind im Zertifikat chro- 
nologisch in der Weise zu vermerken, dass die Urkunde nirgends eine Lücke auf- 
weist. Es ist insbesondere unzulässig, den für die Vermerkung der Veränderungen 
bestimmten Raum auf die einzelnen Rubriken des Zertifikates im Voraus zu ver- 
theilen. Die erforderliche Uebersichtlichkeit wird dadurch hergestellt, dass in die 
schmale Spalte am linken Rande die betreffende Rubrik-Nummer vermerkt wird. 
In dem übrigen Raum wird der Vermerk ohne weitere Eintheilung in Spalten quer 
durchgeschrieben. Eine Eigenthums-Veränderung würde z. B. folgendermassen zu 
vermerken sein: 
6.|Der Kaufmann Georg Scholz zu Stettin hat die 34 Part des oben unter 6. lauf. 
Nr. I eingetragenen Friedrich Scholz geerbt. Eingetragen auf Grund des Erbes- 
legitimations-Attestes vom 10. November 1863 am 2. Dezember 1863. 
Jeder Veränderungsvermerk ist durch Beifügung des Namens, sowie des Siegels 
‘ und der Unterschrift des Gerichtsvorstandes zu beglaubigen. Die Vorschriften im 
zweiten und dritten Absatze des $. 18 der Instruktion zur Führung des Schiffsre- 
gisters vom 12. Dezember 1861, bezw. des $. 17 der bezüglichen Instruktion für die 
Gerichte in Schleswig-Holstein vom 31. August 1867, bleiben unverändert. 

f. Nach den im Geltungsgebiete des Allgem. Landrechts bestehenden Vorschriften 
muss die Verpfändung eines Schiffes auf dem Zertifikate vermerkt werden. Hierzu 
ist die letzte Seite bestimmt. Dieselbe erhält bei der Eintragung des ersten Ver- 
merks die Ueberschrift: »Verpfändungen« und ist nicht in Spalten zu zerlegen, viel- 
mehr sind die Verpfändungs-, Zessions- und Löschungsvermerke mit möglichster 
Raumersparung chronologisch hintereinander zu schreiben. Jeder Verpfändungs- 
vermerk erhält eine Ordnungsnummer, auf welche die zu dieser Verpfändung gehö- 
rigen Zessions- etc: oder Löschungsvermerke Bezug zu nehmen haben. Alle hier- 
her gehörigen Vermerke'sind ebenso wie die Veränderungsvermerke zu beglaubigen. 

8. Die Ausfertigung eines Zertifikats, sowie die Eintragung eines Veränderungs- oder 
Verpfändungs- etc. Vermerks geschieht auf Grund einer vollständigen Expedition, 
nach Revision derselben durch den Dezernenten und den Vorstand des Gerichts. 

6. Nach $. 18 des Ges. vom 25. Okt. v. J. hängt die Befugniss der bisher zur Führung der 
Preussischen Flagge befugten Schiffe, nunmehr die Bundesflagge zu führen, nicht davon 
ab, dass sie von neuem registrirt und mit neuen Zertifikaten versehen werden. Auf Ver- 
langen ist jedoch auch für ein solches Schiff ein neues, das Recht zur Führung der Bun- 
desflagge unmittelbar bezeugendes, also nach dem neuen Formular auszufertigendes 
Zertifikat gegen Zurücklieferung des früheren Zertifikats gebührenfrei zu ertheilen, 
ohne dass es einer neuen Registrirung oder der Uebertragung auf ein anderes Folium 
bedarf. 

7. Die im $. 89 der Einführungs-Verordnung vom 5. Juli v. J. für die Schiffe der Herzog- 
thümer Holstein und Schleswig zur Eintragungin das Schiffsregister nachgelassene Frist 
kann nicht als durch das Gesetz vom 25. Okt. v. J. aufgehoben oder beschränkt erachtet 
werden. 

Berlin, den 25. März 1868. Der Justiz - Minister. 

Dr. Leonhardt. 


An die zur Führung der Schiffs-Register berufenen Gerichts-Behörden. 
I. 1345. Bundessachen 3. 
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Formulare zum Gesetz, betr. 


Anlage A 


1) 


Cr 


5,276, 8 6 I 51 IE EP IST, 


-— [0 


Die unterzeichnete Behörde bezeugt hierdurch, dass in das von 
derselben kraft gesetzlicher Anordnung geführte Schiffsregister 


das: Schiffi..iu.ni20s tes au 
unter AS... ._. auf Grund glaubhafter Nachweisungen am ........... 
18... eingetragen ist wie folgt: 


SO 


1..Namen:des:Schiffes 1:3 12. /u ua teiwsiner anne re 
2 ballung: u.sul..uenus .uub..dosu nee. snbnansesad alla 
3. Grösse und Ladungsfähigkeit: 


nn a nn nn La m hm, 


Die Vermessung erfolgte auf Grund der Schiffsvermessungs-Ord- 
nung vom 5. Juli 1872 (Reichs-Gesetzblatt, $. 270) nach dem | 


a! Verfahren und beträgt: Hubik-Meter. | Britische 
Register-Tons. 
Brutto-Raumgehalt. des Schiffes ........ 1................ 2 se 
Netto-Raumgehalt des Schiffes ..:::-.: Ü 0. ler 
Im Worten... 22 er ere Kubik-Meter, 
elch 2... 00008 EL IE britischen Register-Tons. 


4. Zeit und Ort:der Erhauung: _.. ... mr 
9. Heimathshafen: 2... 0. „2 Se 


pm mm on nn mn 


Registrirung ete. der Kauffahrteischiffe. 1269 
Anlage B, 


6. Eigenthums-Verhältnisse. 


Fort. Namen, nähere Bezeichnung und | Schiffs- 


laufende Nationalität der Rheder. parten. | Frwerbsgrund. 
Nummer. 


TE ER 


Ueber vorstehende Eintragung wird dieses Zertifikat ertheilt und 
zugleich bezeugt, dass dem Schiffe &. das Recht, die 
Deutsche Flagge zu führen, nebst allen Rechten, Eigenschaften und Pri- 
vilegien eines Deutschen Schiffes zusteht. 


Anlage C, 
VE 


Zu Veränderungen 
ın 
den eingetragenen Thatsachen. 


Nummer. 


AnlageD. 


Anmerkung. In denjenigen Gebietstheilen des Deutschen Reiches, in welchen 
das Allgemeine Preussische Landrecht gilt, ist diese Seite zur Eintragung von Ver- 
pfändungen bestimmt. ‚ 


a 2 Ill a u Rn 
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IV. Vorschriften über das Schiffs-Vermessungswesen. 


A. Bekanntmachung, betreffend die Schiffs-Vermessungs-Ordnung. Vom 
5. Juli 1872. 
(Reichs-Gesetzblatt S. 270 ff.) 


Auf Grund des Artikeis 54 der Verfassung des Deutschen Reichs hat der Bundes- 


rath die nachstehende 
Schiffs-Vermessungs-Ordnung 


erlassen: 
I. Allgemeine Bestimmungen. 


$. 1. Die nachstehenden Vorschriften finden Anwendung auf alle Schiffe, 
Fahrzeuge und Boote, welche nach ihrer Bauart ausschliesslich oder vorzugsweise 
zum Verkehr auf See, oder auf den Buchten, Haffen und Watten derselben bestimmt 
sind, mit alleiniger Ausnahme derjenigen ausschliesslich zur Fischerei bestimmten 
Fahrzeuge, welche mit durchlöchertem Fischbehälter versehen sind. 


$.2. Zur Ermittelung der Ladungsfähigkeit der Schiffe wird deren Raum- 
gehalt durch Vermessung festgestellt. Die Vermessung erfolgt nach metrischem 
Mass und erstreckt sich auf sämmtliche innere Räume des Schiffes und der auf 
demselben fest angebrachten Aufbauten. 

Das Ergebniss der Vermessung aller Räume eines Schiffes, in Körpermass 
ausgedrückt, heisst der Brutto-Raumgehalt des Schiffes und, nach Abzug der 
Logisräume der Schiffsmannschaft ($. 15), sowie der etwa vorhandenen Maschinen-, 
Dampfkessel- und Kohlen-Räume ($. 16), der Netto-Raumgehalt desselben. 


$. 3. Die Vermessung erfolgt nach dem in den $$. 4 bis 11 vorgeschriebenen 
vollständigen Verfahren. 

Ausnahmsweise kann jedoch nach Massgabe der $$. 12 und 13 ein abge- 
kiürztes Verfahren zur Anwendung gebracht werden, wenn das Schiff ganz oder 
theilweise beladen ist, oder Umstände anderer Art die Vermessung nach dem voll- 
ständigen Verfahren verhindern. 


Il. Das vollständige Vermessungs-Verfahren. 


.4. Dasjenige Deck, welches in Schiffen mit weniger als drei Decken das 
oberste und in Schiffen mit drei und mehr Decken das zweite von unten ist, heisst 
das Vermessungs-Deck. 

Die unter dem Vermessungs- Deck befindlichen Schiffsräume werden als ein 
zusammenhängendes Ganze betrachtet und vermessen. 

Die über dem Vermessungs-Deck befindlichen Räume, mögen sie durch ein 
drittes oder ein weiteres Deck. oder durch Aufbauten auf dem obersten Deck gebildet 
sein, werden als selbständige Räume behandelt und ein jeder für sich vermessen. 


$.5. Die Messung des inneren Schiffsraumes unter dem Vermessungs-Deck 
geschieht durch Aufnahme der Länge und einer je nach der Länge verschieden 
grossen Anzahl von Querschnitten ($. 6). 


$.6. Die Länge wird auf dem Vermessungs-Deck in gerader Linie ge- 
messen und zwar von der inneren Fläche der Binnenbords-Bekleidung (in mittlerer 
Dieke) neben dem Vordersteven bis zu der inneren Fläche des mittelsten Heck- 
stützens, oder der mittschifis am Heck befindlichen Bekleidung (in mittlerer Dicke). 
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Von dieser Länge wird ein Abzug gemacht, bestehend in dem Fall des Bugs 
in der Dicke des Decks, in dem Fall des Heckstützens in der Dicke des Decks und 
in dem Fall des Heckstützens in einem Drittel der Deckbalkenbucht. 

Die auf diese Weise gefundene Länge wird in eine Anzahl gleicher Theile ge- 
theilt, und zwar: 

. eine Länge bis zu 15 Meter in 4 gleiche Theile; 

. eine Länge über 15 Meter und bis zu 37 Meter in 6 gleiche Theile; 
. eine Länge über 37 Meter und bis zu 55 Meter in 8 gleiche Theile: 
. eine Länge über 55 Meter und bis zu 69 Meter in 10 gleiche Theile ; 
. eine Länge über 69 Meter in 12 gleiche Theile. 


Sta v 


$. 7. Auf jedem dieser Theilungspunkte wird ein Querschnitt des unter 
dem Vermessungs-Deck befindlichen Schiffsraumes in folgender Weise gemessen: 

Die Tiefe jedes Querschnittes wird zwischen zwei Punkten gemessen, von 
denen der obere Punkt in einem Abstand von einem Drittel der Deekbalkenbucht 
unter dem Vermessungs-Deck und der untere Punkt in der oberen Fläche der Boden- 
wrange an der inneren Seite des Füllungsganges liegt. Fällt ein solcher Quer- 
schnitt in eine Erhöhung oder Vertiefung des Deckes, so wird der obere Punkt in 
der verlängert gedachten Fluchtlinie des Deckes ermittelt. Von der so gefundenen 
Tiefe wird die mittlere Dicke der zwischen der Kimmwegerung und dem Füllungs- 
gange befindlichen Binnenbords-Bekleidung in Abzug gebracht. 

Beträgt die nach dem Vorstehenden bestimmte Tiefe des durch den mittelsten 
Theilungspunkt der Länge gelegten Querschnittes nicht mehr als 5 Meter, so wird 
die Tiefe eines jeden Querschnittes in vier gleiche Theile getheilt. Durch jeden 
der drei mittleren Theilungspunkte, sowie durch den oberen und unteren Endpunkt 
der Tiefe, werden sodann die inneren Breiten jedes Querschnitts rechtwinklig zur 
vertikalen Kielebene gemessen, indem jedes Mass bis zur mittleren Dicke desjeni- 
gen Theiles der Binnenbords-Bekleidung genommen wird, welcher zwischen den 
Vermessungspunkten liegt. 

Zum Zwecke der Berechnung des Flächen-Inhaltes der Querschnitte werden 
die fünf gemessenen Breiten eines jeden Querschnittes in der Weise nummerirt, dass 
die oberste Breite mit 1, die nächstfolgenden Breiten mit 2, 3, 4, und die unterste 
Breite mit 5 bezeichnet wird. Die Summe nun, welche sich ergiebt, wenn die zweite 
und vierte Breite mit 4, die dritte Breite mit 2 multiplizirt wird und hierzu die erste 
und die fünfte Breite addirt werden, wird mit dem dritten Theile des gemeinsamen 
Abstandes der Breiten von einander multiplizirt. Das Produkt ergiebt sodann den 
Flächen-Inhalt des Querschnittes. 

Beträgt jedoch die nach dem zweiten Absatze dieses Paragraphen bestimmte 
Tiefe des durch den mittelsten Theilungspunkt der Länge gelegten Querschnitts mehr 
als 5 Meter, so wird die Tiefe eines jeden Querschnitts, anstatt in vier, in sechs 
gleiche Theile getheilt, so dass anstatt fünf Breiten sieben Breiten der Querschnitte 
zu messen sind. Die Messung geschieht übrigens in derselben Weise und auch die 
Art und Weise der Berechnung bleibt dieselbe. Es werden nämlich die zweite, vierte 
und sechste Breite mit 4, die dritte und fünfte Breite mit 2 multiplizirt, die Pro- 
dukte addirt und zur Summe derselben die erste und die siebente Breite hinzugezählt. 
Diese Gesammtsumme wird mit dem dritten Theil des gemeinsamen Abstandes der 
Breiten von einander multiplizirt und das Produkt ergiebt sodann den Flächeninhalt 
des Querschnitts. 


$. 8. Aus dem nach den Vorschriften des $. 7 ermittelten Flächen-Inhalt aller 
einzelnen Querschnitte wird der Inhalt des unter dem Vermessungs-Deck befindlichen 
Schiffsraumes in folgender Weise berechnet: 
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Die Querschnitte werden nach einander mit 1, 2, 3 u. s. w. in der Art numme- 
rirt, dass mit 1 der durch den Anfangspunkt der Länge am Bug und mit der letzten 
Nummer der durch den Endpunkt der Länge am Heck gelegte Querschnitt bezeich- 
net wird. Die Summe, welche sich ergiebt, wenn jeder mit einer geraden Num- 
mer bezeichnete Querschnitt mit 4, jeder mit einer ungeraden, mit Ausnahme der 
ersten und letzten Nummer, bezeichnete Querschnitt mit 2 multiplizirt wird und 
hierzu die mit der ersten und letzten Nummer bezeichneten Querschnitte — sofern 
diese überhaupt einen Flächen-Inhalt ergeben haben — addirt werden, wird mit dem 
dritten Theil des gemeinsamen Abstandes der Querschnitte von einander multipkzirt. 
Das Produkt ergiebt sodann den Inhalt des unter dem Vermessungs-Deck befind- 
lichen Schiffsraumes. 


$. 9. Hat das Schiff über dem Vermessungs-Deck noch ein drittes Deck, 
so wird der Inhalt des Raumes zwischen dem dritten Deck und dem Vermessungs- 
Deck folgendermassen bestimmt: 

Die innere Länge des Raumes wird auf halber Höhe desselben von der Be- 
kleidung neben dem Vordersteven bis zur Bekleidung der Inhölzer am Heck gemessen. 
Diese Länge wird in dieselbe Anzahl gleicher Theile getheilt, in welche die auf dem 
Vermessungs-Deck gemessene Länge vertheilt worden ist ($. 6). An jedem dieser 
Theilungspunkte,- sowie an den Endpunkten der Länge, am Bug und am Heck, wer- 
den die inneren Breiten gemessen und zwar ebenfalls auf halber Höhe. 

Die Breiten werden nacheinander mit 1, 2, 3 u. s. f. in der Art nummerirt, 
dass die Breite am Bug als Nr. 1 bezeichnet wird. Die zweite und alle anderen 
mit geraden Nummern bezeichneten Breiten werden mit 4, die dritte und alle ande- 
ren, mit ungeraden Nummern bezeichneten Breiten, mit Ausnahme der ersten und 
der letzten Breite, werden mit 2 multiplizirt. Die Summe der Produkte und der 
ersten und letzten Breite wird mit dem dritten Theile des gemeinsamen Abstandes 
der Breiten von einander multiplizirt. Das Produkt ergiebt den Flächen-Inhalt der 
mittleren wagerechten Durchschnittsfläche und dieser, mit der mittleren Höhe des. 
Raumes multiplizirt, den Inhalt des gemessenen Raumes. 


$. 10. Hat das Schiff mehr als drei Decke, so werden die über dem Ver- 
messungs-Deck befindlichen Zwischendeck-Räume, ein jeder für sich, in der m$. 9 
beschriebenen Weise vermessen. 


$. 11. Befindensich Kajüten, Hütten, Deekhäuser, Backe oder sonstige, fest 
angebrachte Aufbauten auf dem obersten Deck, welche zur Aufnahme von 
Gütern oder Vorräthen, oder zur Unterbringung oder sonstigen Bequemlichkeit der 
Passagiere oder der Schiffsbesatzung, einschliesslich des Schiffsführers dienen, so 
wird der Raumgehalt derselben in folgender Weise festgestellt: 

Es wird die innere mittlere Länge eines jeden solchen Raumes gemessen und 
in zwei gleiche Theile getheilt. In halber Höhe desselben werden ferner drei innere 
Breiten gemessen, und zwar je eine Breite durch jeden der beiden Endpunkte, und 
die dritte durch die Mitte der gemessenen Länge. Zur Summe der beiden End- 
breiten wird sodann das Vierfache der mittelsten Breite addirt und die Gesammt- 
summe mit einem Drittel des gemeinsamen Abstandes Jer Breiten von einander 
multiplizirt: Das Produkt ergiebt den Flächeninhalt der mittleren wagerechten 
Durchschnittsfläche, und dieser, mit der mittleren Höhe des Raumes multiplizirt, den: 
körperlichen Inhalt desselben. 


Ill. Das abgekürzte Vermessungs-Verfahren. 
.$& 12. Die Länge wird auf dem obersten Deck gemessen, von der Aussen- 
fläche der Aussenhaut neben dem Vordersteven bis zur hinteren Fläche des Hinter- 
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stevens. Von dieser Länge wird der Abstand zwischen der hinteren Fläche des 
Hinterstevens und demjenigen Punkte der Sponung im Hintersteven, in welchem 
die Gillungsplanke dieselbe schneidet oder die Sponung in die Gillungslinie übergeht, 
in Abzug gebracht. 

Es wird ferner die grösste Breite des Schiffes gemessen zwischen den Aussen- 
flächen der Aussenbords-Bekleidungen oder der Berghölzer. Auf der grössten 
Breite wird sodann die Höhe des obersten Deckes aussenbords an beiden Seiten ver- 
merkt und mittelst einer, in senkrechter Richtung zum Kiel straff um das Schiff 
herum gezogenen Kette diejenige Linie gemessen, welche den einen der vermerkten 
Punkte unter dem Kiel hindurch mit dem anderen gegenüberliegenden Punkte ver- 
bindet. Zur Hälfte des so ermittelten äusseren Umfangs wird die Hälfte der grössten 
Breite addirt. Die sich ergebende Summe wird mit sich selbst multiplizirt, sodann 
mit der nach Absatz 1 dieses $ ermittelten Länge des Schiffes multiplizirt und das 
Produkt wird nochmals, und zwar, wenn das Schiff zumeistvon Eisen erbaut ist, mit 
0,18 (achtzehn Hundertstel). wenn es zumeist von Holz erbaut ist, mit 0,17 (sieben- 
zehn Hundertstel) multiplizirt. Die gefundene Zahl ergiebt den Inhalt des unter dem 
obersten Deck befindlichen Schiffsraumes in Kubikmetern. 


$. 13. Befinden sich Kajüten, Hütten, Deekhäuser, Backe oder sonstige, fest 
angebrachte Aufbauten auf dem obersten Deck, so wird der Inhalt dieser Räume in 
der Weise ermittelt, dass die mittlere Länge, mittlere Breite und mittlere Höhe der- 
selben mit einander multiplizirt wird. 


IV. Die Vermessung offener Fahrzeuge. 

$. 14. Bei Bestimmung des Brutto-Raumgehaltes offener Fahrzeuge 
bezeichnet die Oberkante des obersten Plankenganges die Grenzfläche des zu ver- 
messenden Raumes. 

Die Tiefen werden von denjenigen Querlinien ab gemessen, welche von Ober- 
kante zu Oberkante des obersten Plankenganges durch die Theilungspunkte der 
Länge gezogen sind. 

Im Uebrigen kommen die Vorschriften des zweiten bezw. dritten Abschnittes 
zur Anwendung. 

V. Die Abzüge vom Brutto-Raumgehalt. 

$. 15. Bei allen Schiffen wird der Raumgehalt der vollständig und ausschliess- 
lich zum Gebrauch der Schiffsmannschaft dienenden Räume, nach ihrer durch Mes- 
sung ermittelten Grösse jedoch höchstens bis zum zwanzigsten Theile des Brutto- 
Raumgehaltes des Schiffes, von dem letzteren in Abzug gebracht. 

Für die Vermessung der erwähnten Räume gelten die im $. 11 gegebenen 
Vorschriften. 


$. 16.*) Bei Schiffen, welche durch Dampf oder durch eine andere künstlich 
erzeugte Kraft bewegt werden, wird der Inhalt der Räume, welche von der Maschine 
und den Dampfkesseln thatsächlich eingenommen werden und für die wirksame Thä- 
tigkeit derselben abgeschieden sind, sowie ferner der abgeschlossene Raum solcher 
Kohlenbehälter, welche dauernd hergerichtet und derartig angebracht sind, dass aus 
ihnen die Kohlen unmittelbar in den Maschinenraum geschüttet werden können, je 
nach der durch Messung ermittelten Grösse dieser Räume, jedoch höchstens bis zur 
Hälfte des Brutto-Raumgehaltes des Schiffes, von dem letzteren in Abzug gebracht. 

Bei Schlepp-Dampfschiffen, welche ausschliesslich zum Schleppen anderer 
Schiffe dienen, wird der Inhalt sämmtlicher Maschinen-, Dampfkessel- und Kohlen- 
räume ohne Beschränkung auf die Hälfte des Brutto-Raumgehaltes des Schiffes in 


*) Vergl. zu $$. 16 u. 17 die unter C. mitgetheilte Bekanntmachung, betr. Ermittelung 
der Maschinen- etc. Räume für Dampfschiffe für die Suez-Kanalfahrt. 
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Abzug gebracht, sobald diese Räume den im ersten Absatze dieses Paragraphen ent- 
haltenen Bestimmungen entsprechen. 

Bei Schrauben-Dampfschiffen gehört auch der von dem Wellentunnel ein- 
genommene Raum zu den in dem ersten Absatze dieses Paragraphen bezeichneten 
Räumen. 


$. 17. Für die Vermessung der im $. 16 erwähnten Räume gelten folgende 
Vorschriften : 

1. Es wird die mittlere Länge des Maschinenraumes einschlie Mh der in der vor- 
geschriebenen Weise eingerichteten Kohlenbehälter gemessen. Ferner werden 
in Gemässheit der Bestimmungen des $. 7 drei Querschnitte gemessen bis zur 
Höhe des Deckes des Maschinenraumes oder des unmittelbar über dem Maschi- 
nenraume befindlichen Deckes, und zwar ein Querschnitt an jedem der beiden 
Endpunkte und ein Querschnitt in der Mitte der Länge. Zur Summe der beiden 
Endquerschnitte wird das Vierfache des Mittel-Querschnitts addirt und die Ge- 
sammtsumme mit einem Drittel des gemeinsamen Abstandes zwischen den Quer- 
schnitten multiplizirt. Das Produkt ergiebt den Inhalt des fraglichen Raumes. 

2. Ist das unter Nr. 1 erwähnte, über dem Maschinenraume befindliche Deck nicht 
das oberste Deck des Schiffes, so wird der Inhalt des Raumes zwischen dem be- 
reits gemessenen und dem obersten Deck, soweit er für die Maschine oder für 
den Zutritt von Licht und Luft abgeschieden ist, in der Weise ermittelt, dass 
die mittlere Länge, mittlere Breite und mittlere Tiefe mit einander multiplizirt 
werden. Der Inhalt dieses Raumes wird sodann dem Inhalt des übrigen Maschi- 
nenraumes zugerechnet. 

Das Gleiche gilt von dem Inhalt der in der vorgeschriebenen Weise ange- 
brachten Kohlenbehälter, welche durch zwei Decke gehen. 

3. Befinden sich die Maschine, die Dampfkessel oder die Kohlenbehälter in selbstän- 
digen Abtheilungen, so werden diese in der unter Nr. 1 und 2 angegebenen 
Weise einzeln vermessen und die Summe des Raumgehaltes derselben gilt als der 
Inhalt des ganzen Raumes. 

4. Zur Ermittelung des körperlichen Inhaltes des von dem Wellentunnel in Schrau- 
ben-Dampfschiffen eingenommenen Raumes wird die mittlere Länge, mittlere 
Breite und mittlere Tiefe des Tunnels mit einander multiplizirt. 


$. 18. Werden diejenigen Räume eines Schiffes, welche bei der Vermessuug 
desselben vom Brutto-Raumgehalte in Abzug gebracht worden sind, in anderer Weise 
als in den $$. 15 und 16 vorgesehen, später nutzbar gemacht, so müssen sie dem 
Netto-Raumgehalte des Schiffes sofort zugezählt werden. Ob zu diesem Zwecke 
die Neuvermessung des Schiffes erforderlich ist oder nicht, bestimmt die Vermes- 
sungs-Behörde. 


VI. Die Vermessungs-Behörden und die Ausfertigung der Messbriefe. 


$. 19. Die Vermessung der Schiffe geschieht durch die von den Landesregie- 
rungen bestellten Vermessungs-Behörden!). Jeder Behörde ist ein Schiff- 
bau-Techniker als Mitglied zuzuordnen. 
Diesen Behörden liegt ob: 
1. die Vermessung der in ihrem Bezirke sich aufhaltenden Schiffe, 
2. die Ausfertigung der Messbriefe ‘$. 24) für 
a. diejenigen deutschen Schiffe, welche in ein nach dem Gesetze vom 25. Ok- 


+ Die Verzeichnisse dieser Behörden sind im Zentralblatt für das Deutsche Reich für 
1873, 8. 36, 50, 260 und 278 veröffentlicht. 
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tober 1867 \B.-G.-Bl., 8. 35) geführtes Schiffsregister weder eingetragen 
sind, noch eingetragen werden sollen, 
b. die nach dem abgekürzten Verfahren vermessenen Schiffe. 


$. 20. Ueber den Vermessungs-Behörden werden von den Landes-Regierun- 
gen Revisions-Behörden bestellt. 
Diesen oberen Behörden liegt ob: 

1. die Prüfung und Berichtigung der von den Vermessungs-Behörden vorgenomme- 
nen Berechnungen — nach Befinden auch der Messungen — insoweit dieselben 
nach dem vollständigen Verfahren ausgeführte Vermessungen von Schiffen be- 
treffen, welche 

a. in ein nach dem Gesetze vom 25. Oktober 1867 (Bundesgesetzbl. S. 35) 
geführtes Schiffsregister eingetragen sind oder eingetragen werden sollen, oder 
b. unter fremder Flagge fahren; 

2. die Ausfertigung der Messbriefe ($. 24) für die unter vorstehender Nr. 1 be- 
zeichneten Schiffe ; 

3. die Mittheilung der nach vorstehender Nr. 2 für deutsche Schiffe ausgefer- 
tigten Messbriefe an die Schiffsregister-Behörden, in deren Register die Schiffe 
eingetragen sind oder eingetragen werden sollen ; 

4. die Prüfung und Berichtigung der anzuwendenden Mess-Instrumente nach den 
Probemassen. 


$. 21. Die Aufsicht über das Schiffs-Vermessungswesen übt der Reichskanzler 
durch Inspektoren aus, welche er nach Anhörung der Bundesraths-Ausschüsse für 
das Seewesen und für Handel und Verkehr bestellt). 

Die Inspektoren sind befugt, der Aufnahme der Messungen beizuwohnen, die 
Richtigkeit der Masse zu prüfen, von den Aufzeichnungen und Berechnungen der 
Vermessungs- und Revisions - Behörden Einsicht zu nehmen und auf vorgefundene 
Mängel aufmerksam zu machen. 


$. 22. Behufs Feststellung der Identität der Schiffe haben die Vermessungs- 
Behörden vor Ausfertigung der Messbriefe folgende Hauptmasse der Schiffe auf- 
zunehmen : 

Es ist zu messen: 

1. bei Schiffen mit Deck | 

a. die Länge des Schiffes zwischen der vorderen Fläche des Vorderstevens 
unter dem Bugspriet bis zu der hinteren Fläche des Hinterstevens auf dem 
obersten festen Deck, ; 

b. die grösste Breite des Schiffes zwischen den Aussenflächen der Aussen- 
bords-Bekleidungen oder der Berghölzer, 

c. die Tiefe des Schiffsraumes zwischen der Oberkante des obersten festen 
Deckes und der Oberkante der Binnenbords-Bekleidung neben dem Kiel im 
mittelsten Querschnitt ($. 7), 

d. die Länge des Maschinenraumes, einschliesslich der festen Kohlen- 
behälter des Schiffes, falls dasselbe ein Dampfschiff ist; 

2. bei Fahrzeugen ohne Deck 

a. die Länge des Fahrzeuges zwischen der vorderen Fläche des Vorderstevens 
bis zu der hinteren Fläche des Hinterstevens in der Höhe der Oberkante des 
obersten Plankenganges, 


2) Schiffsvermessungs-Inspektoren sind zur Zeit bestellt je einer für die Ostsee- und 
Nordseehäfen. 
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b. diegrösste Breite des Fahrzeuges zwischen den Aussenflächen der Aussen- 

bords-Bekleidungen, 

c. die nach $. 14 ermittelte Tiefe des Fahrzeuges im mittelsten Querschnitt, 

d. die Länge des Maschinenraumes, einschliesslich der festen Kohlen- 

behälter des Fahrzeuges, falls dasselbe ein Dampffahrzeug ist. 

Hat die Vermessung nach dem abgekürzten Verfahren stattgefunden, so ist an 
Stelle der unter vorstehenden Nummern 1c. und 2c. bezeichneten Tiefe der nach 
$. 12 ermittelte Umfang des Schiffes in der Aussenfläche der Aussenbords-Beklei- 
dung aufzunehmen. 


$. 23. Vor Ausfertigung der Messbriefe ($. 24) haben die Vermessungs-Be- 
hörden, bezw. die Revisions-Behörden sich zu vergewissern : 

1. wenn die Vermessung des Schiffes durch Neubau oder Umbau erforderlich ge- 
"worden war, dass der Bau beendet ist und dass alle Aufbauten auf dem obersten 
Deck und alle räumlichen Einrichtungen im Innern des Schiffes vollendet sind ; 

2. wenn die Vermessung ein deutsches Schiff betrifft, dass die den Netto-Raumge- 
halt des Schiffes bezeichnende Kubikmeterzahl auf einem der Deekbalken des 
Schiffes eingeschnitten, eingebrannt oder in anderer Art gut sichtbar gemacht 
und fest angebracht ist; 

3. wenn die Vermessung ein mit einem älteren deutschen Messbriefe versehenes 
Schiff betrifft, dass dieser Messbrief zurückgeliefert ($. 26) oder dessen Verlust 
glaubhaft nachgewiesen ist. 


$. 24. Ueber jede Vermessung wird ein Messbrief ausgefertigt. 

Neben der den Brutto- und Netto-Raumgehalt des Schiffes ausdrückenden Zahl . 
der Kubikmeter ist in den Messbriefen stets auch zugleich die entsprechende Zahl 
britischer Register-Tons anzugeben. Die Umrechnung der Kubikmeter in britische 
Register-Tons ist in der Weise zu bewirken, dass ein Kubikmeter gleich 0,35; 'bri- 
tische Register-Tons zu rechnen ist. \ 

Hat die Vermessung nach dem abgekürzten Verfahren stattgefunden, so ist in 
dem Messbriefe der Grund zu vermerken, welcher der Anwendung des vollständigen 
Verfahrens entgegenstand. Mit dem Fortfall dieses Hinderungsgrundes verliert der 
Messbrief seine Gültigkeit. 

Die Ausfertigung der Messbriefe erfolgt nach Massgabe der unter A., B., C., 
D. und E. angehängten Formulare. 


$. 25. Findet die Vermessung in Folge einer räumlichen Veränderung durch - 
Umbau statt, und ist für das Schiff bereits ein Messbrief nach Massgabe der Formu- 
lare A., B., C. oder D. ausgefertigt, so werden die in dem bisherigen Messbrief 
enthaltenen Angaben über den Raumgehalt der durch den Umbau nicht veränderten 
Schiffisräume ohne nochmalige Vermessung der letzteren in den neuen Messbrief 
übertragen. 


$. 26. Die Vermessungs- und Revisions-Behörden ($$. 19 und 20) haben 
Listen zu führen, in welche der Inhalt aller ausgefertigten Messbriefe nach der 
Ordnung des Datums der Ausfertigung einzutragen ist. Dieselben haben alle auf 
die vorgenommenen Messungen und Berechnungen bezüglichen Aufzeichnungen, so- 
wie die zurückgelieferten Messbriefe ($. 23 Ziffer 3) bei ihren Aktenautzubewahren. 


VIl. Verpflichtungen der Erbauer, der Rheder und des Führers eines Schiffes in Bezug auf die 
Vermessung desselben. 

‚8.27. Die Vermessung neuer im Bau begriffener Schiffe ist, unbeschadet 

einer nachträglichen Vermessung der Aufbauten auf dem obersten Deck und der 
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Räume im Innern des Schiffes, vorzunehmen, sobald das Deck gelegt und bevor 
irgend eine Einriehtung im Innern des Schiffes angebracht ist, welche die Aufnahme 
der vorgeschriebenen Masse verhindern könnte. Die Erbauer des Schiffes sind ver- 
pflichtet, eine schriftliche Anzeige hiervon der zuständigen Vermessungs-Behörde 
rechtzeitig zugehen zu lassen. ” 


$. 28. Die Rheder und der Führer eines jeden Schiffes sind verpflichtet, bei 
der Vermessung entweder selbst oder durch ihre Leute der Vermessungs-Behörde 
Jede Hülfe und jeden Aufschluss zu gewähren, welche diese für die Ausführung des 
Vermessungs-Geschäftes von ihnen zu beanspruchen sich veranlasst sehen. Ebenso 
haben die gedachten Personen den etwaigen Aufforderungen nachzukommen, welche 
die Vermessungs-Behörde behufs Aufräumung des inneren Schiffsraumes zum Zwecke 
der Vermessung an sie richtet. 

Ladung oder Ballast darf vor beendeter Vermessung ohne vorherige Zustim- 
mung der Vermessungs-Behörde nicht eingenommen werden. 


$- 29. Sind an einem Schiff räumliche Veränderungen durch Umbau vorge- 
nommen worden, welche bei Ausstellung des Messbriefes nicht berücksichtigt sind, 
so hat, wenn der Umbau im Inlande ausgeführt wurde, derjenige, welcher den Um- 
bau ausgeführt, der zuständigen Vermessungs-Behörde und, wenn der Umbau im 
Auslande ausgeführt wurde, der Führer des Schiffes der Vermessungs-Behörde 
in dem ersten inländischen Hafen, in welchen das Schiff einläuft, ‘eine schriftliche 
Anzeige von dem stattgehabten Umbau zu machen. Die Anzeige ist stets so zeitig 
zu machen, dass die Vermessung ungehindert stattfinden kann. 


$. 30. Die im $. 29 erwähnten Verpflichtungen bestehen für die Rheder und 
für den Führer auch bezüglich aller Veränderungen in der Grösse und Benutzung 
derjenigen Räume, welche gemäss den Bestimmungen der $$. 15 und 16 von dem 
Brutto-Raumgehalt in Abzug gebracht worden sind. 


$. 31. Die Vermessungs-Behörden sind befugt, auch unaufgefordert ein Schiff 
der Kontrole wegen zu vermessen. Die Verpflichtungen der Rheder und des Führers 
($- 28) bleiben in diesem Falle dieselben, als wenn die Vermessung auf ihren Wunsch 
vorgenommen wurde. Ergiebt sich bei der Vermessung, dass unangemeldete räum- 
liche Veränderungen im Bau des Schiffes vorgenommen worden sind, so sind von den 
Rhedern oder von dem Führer Vermessungs-Gebühren zu dem im $. 32, Ziffer 2 be- 
zeichneten Betrage zu entrichten. Entgegengesetzten Falles werden Gebühren für 
solche Nachvermessung nicht erhoben. 


VIII. Gebühren für die Vermessung. 
$- 32. Die Gebühren für die Vermessung und für die Ausfertigung des Mess- 
* briefes, einschliesslich der etwaigen Stempelkosten, betragen: 
1. wenn die Vermessung nach dem vollständigen Verfahren ausgeführt wurde und 
ein früherer deutscher Messbrief nicht vorgezeigt werden konnte, 
1/a Silbergroschen (1/,, Mark) für jedes angefangene Kubikmeter des Brutto- 
Raumgehaltes des Schiffes, jedoch nie unter zwanzig Silbergroschen (2 Mark) ; 
2. wenn die Erbauer, die Rheder oder der Führer des Schiffes den ihnen nach den 
$$. 27 bis 30 obliegenden Verpflichtungen nicht nachgekommen sind, oder wenn 
der im $. 31 erwähnte Fall vorliegt, 
das Doppelte der unter Nr. 1 bestimmten Gebühren : 
3. in allen anderen Fällen 
die Hälfte der unter Nr. 1 bestimmten Gebühren. 
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IX. Schluss-Bestimmungen. 
$. 33. Die Umrechnung der in den bisherigen deutschen Messbriefen aufge- 
führten Tonnen und Lasten in Kubikmeter ist in der Weise vorzunehmen, dass eine 
Tonne von 1000 Kilogramm gleich 2,};5 Kubikmeter, eine Last von 4000 Pfund 
gleich 4,54 Kubikmeter, eine Last von 5200 Pfd. gleich 5,55 Kubikmeter, eine Last 
von 6000 Pfd. gleich 6,3, Kubikmeter gerechnet wird. 


$. 34. Mit dem 1. Januar 1878 verlieren die bisherigen für deutsche Schiffe 
ausgefertigten Messbriefe ihre Gültigkeit. 


$. 35.. Die zur Ausführung dieser Vermessungs-Ordnung erforderlichen Be- 
stimmungen erlässt der Reichskanzler nach Anhörung der Bundesraths-Ausschüsse 
für das Seewesen und für Handel und Verkehr). 


$. 386. Die gegenwärtige Schiffs-Vermessungs-Ordnung tritt mit dem i. Ja- 
nuar 1873 in Kraft. 


Berlin, den 5. Juli 1872. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung: Delbrück. 


*) Von Wiedergabe der lediglich technische Vorschriften für das Vermessungs-Ver- 
fahren enthaltenden » Instruktion zur Schiffs-Vermessung« ist Abstand genommen. 
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Beilage I. Messbrief-Formulare. 


Formular A. 
Für Segelschiffe mit Deck.) 


Deutsches Reich. 


(Kaiserliches Wappen.) 


Schiffs-Messbrief. 


Die unterzeichnete Behörde bezeugt hierdurch , dass das Segelschiff, mit Na- 
MERK. und mit dem Unterscheidungs-Signal........ anterin. 2. 
Flagge, welches seinen Heimathshafen in... ..... hat und vom Schiffer... . 
.... geführt. ..., auf Grund der Schiffsvermessungs-Ordnung vom 5. Juli 1872 
(Reichs-Gesetzblatt S. 270) nach dem vollständigen Verfahren vermessen 
worden ist. 

Das Behiffist von. an 2, FA Ve im Jahre 18... erbaut wor- 
den. Das Haupt-Baumaterial besteht aus... ...... Ueber dem Vermessungs- 
deck befinde. . sich. ....Deck..... Auf dem obersten Deck sind... ... 
Aufbauten angebracht. Die Form des Hecks ist... ..... Der äussere Schiffs- 
hodemastsrra. 27 25 Das Schiff hat... Mast. . undistals. .... getakelt. 

Die Länge des Schiffes zwischen der vorderen Fläche des Vorderstevens un- 
ter dem Bugspriet bis zur hinteren Fläche des Hinterstevens auf dem obersten festen 
IecBeneitäg a ee. 1 WERTE SL ARSER EN AEG En ae Meter. 

Die grösste Breite des Schiffes zwischen den 
Aussenflächen der Aussenbords-Bekleidungen oder der 
BELINOEBEISDOsPäst. a en en 0 oa are re » 

Die Tiefe des Schiffsraumes zwischen der Ober- 
kante des obersten festen Decks und der Oberkante der 
Binnenbords-Bekleidung neben dem Kiel im mittelsten 
Quemseniuit beitärten 3 22. en Test. seiglrairion Serie ae » 

Die Grösse der Schiffsräume beträgt im Einzelnen : 


i Britische Re- 
Bug gister-Tons. 


a. Raum unter dem Vermessungsdeck . . . .. . 
... Zwischendeck-R .. 

b. Räume über dem Vermes- |... Hütte ...... 
Sungsdecku 2 Io, +: + Baokiii malt 


... sonstige Aufbauten 
Der Brutto-Raumgehalt des Schiffes beträgt so- 
TE TR ER ER 


Hiervon geh... abd. . Logisr... . . der Schiff$- 


mannsohaft,, welche sicher... an 0% WW io  Esirise 
er ee Donudese 2 
Mithin beträgt der Netto-Raumgehalt des 
BOTEN ee a SEE. | 
EP PL EN ch 0 RE ERBE Kubikmeter 
IT OI a 227 a) a ea aachen 2 3x 65 britischen Register-Tons. 
Ueber die vorstehende , von der Vermessungs-Behörde zu... ..... am 
.ten....18. . beendete Vermessung wird dieser Messbrief ausgefertigt. 
Se ‚„denzarten 18 een 


(Siegel. (Firma und Unterschrift der Behörde.) 
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Formular B. 
(Für Dampfschiffe mit Deck.) 


Deutsches Reich. 


(Kaiserliches Wappen.) 


Schiffs-Messbrief, 


Die unterzeichnete Behörde bezeugt hierdurch, dass das Dampfschiff, mit Namen... 


Sarg und mit dem Unterscheidungs-Signal. ...... unter ....... Flagge, 
welches seinen Heimathshafen in... ..... hat'-und vom Schiffer 22 2 72% ge- 
führt ...., auf Grund der Schiffs-Vermessungs-Ordnung vom 5. Juli 1872 (Reichs-Gesetz- 
blatt S. 270) nach dem vollständigen Verfahren vermessen worden ist. 

Das: SChilk- ist, von .. „er... ZU . . 2... s „im Jahre 48 erbaut worden: 
Das Haupt-Baumaterial besteht aus... ..... Ueber dem Vermessungsdeck be- 
finde: sicht. Sıo1ı & Deck IR Auf dem obersten Deck sind .. ...... Auf- 
bauten angebracht. Die Form des Hecks ist. ....... Der äussere Schiffsboden 
Te Das Schiff hat ..... . Dampfmaschinen-Schornstein .., ... Mast... 


und istals. . . . getakelt. 
Die Länge des Schiffes zwischen der vorderen Fläche des 
Vorderstevens unter dem Bugspriet bis zur hinteren Fläche des 
Hinterstevens auf dem obersten festen Deck beträgt. ..... 22.2. 0 le. Meter. 
Die grösste Breite des Schiffes zwischen den Aussen- 
flächen der Aussenbords-Bekleidungen oder der Berghölzer be- 
ARE NE ST RR Ne RAR Rn, ee » 
e Die Tiefe des Schiffsraumes zwischen der Oberkante des | 
obersten festen Decks und der Oberkante der Binnenbords-Be- 


kleidung neben dem Kiel im mittelsten Querschnitt beträgt .... .- :..... » 
Die Länge des Maschinenraumes, einschliesslich 
der festen Kohlenbehälter, des Schiffes beträgt en en N » 


Die Grösse der Schiffsräume beträgt im Einzelnen: 


Kubikmeter, gister-Tons. 

a: Raum’unter dem Vermessungsdeck .« »..,. „iu. 2... meer 

2 ielawäschendeck-R’ ie: Do 

b. Räume über dem Vermes- „Hütter... 2.2.00. 20002 Se 
SUNESAECK IT EUER Back’. 1. r.etelli 20. ee EEE 
‚sonstige Aufbauten |... WEN er 

Der Brutto-Raumgehalt des Schiflessbeträgt somit - ||. . : Sean 


Hiervon geh . . ab: 
l1)d. . Logisra. . . . der Schiffsmannschaft, welche .... 


ich een 

ee befinden ann Sea 
2)d.. Ra...., welöhe.. von de .. Maschine . 

und de: 1.2309 % Dampfkessel . ., sowie von de.... 

festen Kohlenbehälter .: . eingenommen w. .. .»... ln»: - en 


Die Abzüge vom Brutto-Raumgehalt des Schiffes betragen 
ZUSAINWDEN nr. 20 RR RR 


STETTEN 


Mithin beträgt.der Netto-RaumgehaltdesSchiffes . .|....... I. ..2.... 
In Molke Lee a a Re Re Kubikmeter 
SIEUN I A ee britischen Register-Tons. 

Ueber die vorstehende, von der Vermessungs-Behörde zu ........ am. .ten 
2.18. . beendete Vermessung wird dieser Messbrief ausgefertigt. | 
Fe ne SEN Er en! 7.018 © 
(Siegel.) 


(Firma und Unterschrift der Behörde.) 
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Formular E.*) 
(Für Segel- und Dampfschiffe. ) 


Deutsches Reich. 
Kaiserliches Wappen.) 


Interimistischer Schiffs-Messbrief. 


Die unterzeichnete Behörde bezeugt hierdurch, dass das Schiff, mit Namen... .... 
und mit dem Unterscheidungs-Signal . .. ... a N: Flagge, welches 
seinen Heimathshafen in... ..... hat’und vom schifer u. eführt.... ., 
auf Grund der Schiffs-Vermessungs-Ordnung vom 5. Juli 1872 (Reichs-Gesetzblatt S. 270) 
nach dem abgekürzten Verfahren vermessen worden ist. 


BFRRRREHHENELN VON RE STE LE im Jahre 18. . erbaut worden. 
Das Haupt-Baumaterial besteht aus ........ Auf dem obersten Deck sind... 
BIETER TE Aufbauten angebracht. Die Form des Hecks ist ......... Der äussere 
Sohiffsboden..ist «iau.1& 80% 82. Das Schiff ist ein... .... schiff, hat Dampfmaschi- 
nen-Schornstein .. Mast. .undistals.... . getakelt. 


Die Länge des Schiffes zwischen der vorderen Fläche 

des Vorderstevens unter dem Bugspriet bis zur hinteren Fläche 

des Hinterstevens auf dem obersten festen Deck beträgt. . .» 2: 22... .2.. Meter. 
Die grösste Breite des Schiffes zwischen den Aussen- 

flächen der Aussenbords-Bekleidungen oder der Berghölzer be- 

a RN a RT EEE EIER » 
Der nach$. 12 der Schiffs-Vermessungs-Ordnung ermittelte 

Umfang des Schiffes in der Aussenfläche der Aussenbords- 


ya nl ES  rankr een ka pe ec » 
Die Länge des Maschinenraumes, einschliesslich 
der festen Kohlenbehälter, des Schiffes beträgt : . ..... 222222... » 


Die Grösse der Schiffsräume beträgt im Einzelnen: 


ritische Re- 
gister-Tons. 


a. Raum unter dem obersten Deck. . . . 2: 2 2 0. 


b. Räume über dem Deck RL 
\ . sonstige Aufbauten 
Der Brutto-Raumgehalt des Schiffes beträgt. . . 
Hiervon geht ab: 
1.d. . Logisra ... . der Schiffsmannschaft, welche... sich 
ERROR TE hefindeayune. BEL... zus 
2.d.. Ra....,welche...vonden.. . Maschine... 
und des 0, Dampfkessel ... , sowie von den... 
festen Kohlenbehälter . . eingenommen w........ 
D.. Abz. . vom Brutto-Raumgehalt des Schiffes betr . . 
Mithin beträgt der Netto-Raumgehalt des Schiffes . . 


In „Worten en le ae a ae 2 ee  alfirat Kubikmeter 
BEIN a N EN RMRNN E britischen Register-Tons. 
Ueber die vorstehende, von der Vermessungs-Behörde zu ........ BI ten 

. 18... beendete Vermessung wird dieser interimistische Messbrief mit dem Be- 


merken ausgefertigt, dass die Vermessung nach dem vollständigen Verfahren nicht vorge- 
Drursesluwerden KONNLE,KWeIN ES Re ee 


er‘, ulen tar aten? 2 Lu 


(Firma und Unterschrift der Behörde.) 


*) Die Formulare C. und D. beziehen sich auf Segel- und Dampfschiffe ohne Deck 
und sind deshalb hier nicht berücksichtigt. 


1282 Anweisung vom 5. Januar 1873. 


_ Beilage II. 


B. Anweisung vom 5. Januar 1873. 


Ueber die Eintragung der Vermessungs-Ergebnisse erging folgende 


Anweisung für die Deutschen Schiffsregister-Behörden, betreffend die Eintra- 
gung der nach der Schiffs-Vermessungs-Ordnung vom 5. Juli 1872 ermittelten Ver- 
messungs-Ergebnisse in die Schiffszertifikat-Formulare. 

(Zentralblatt für das Deutsche Reich S. 156.) 


Zur Sicherung eines möglichst gleichmässigen Verfahrens bei Eintragungen in die 
Schiffs-Zertifikate sowie namentlich um die in die Zertifikate einzutragenden Ergebnisse 
der neuen Vermessungen für die Behörden in ausserdeutschen Häfen leichter erkenn- 
bar zu machen, sind sämmtliche Deutsche Schiffsregister-Behörden in übereinstimmender 
Weise wie folgt instruirt worden. 


1. Wird einem nach dem neuen Verfahren vermessenen Schiffe ein neues Zertifikat er- 
theilt, so hat die Eintragung des auf die Grösse und Ladungsfähigkeit bezüglichen In- 
halts des Messbriefes in die auf Seite 1 des neuen Zertifikat-Formulars dazu eingerich- 
tete, mit der Ueberschrift: »3. Grösse und Ladungsfähigkeit« versehene Rubrik zu 
erfolgen. Um die Form der Eintragung ersichtlich zu machen, sind in den Anlagen 
A. und B. zwei beispielsweise ausgefüllte Formulare beigefügt, von denen das erstere 
ein nach dem vollständigen Verfahren vermessenes Segelschifl, das andere ein nach dem 
abgekürzten Verfahren vermessenes Dampfschiff betrifit. 


2. Bei denjenigen Schiffen, welche zur Zeit ihrer Vermessung nach dem neuen Verfahren 
bereits im Besitze eines nach dem bisher gültigen Formular ausgefertigten Zertifikats 
sich befinden, hat die Eintragung des:auf die Grösse und Ladungsfähigkeit bezüglichen 
Inhalts des Messbriefes unter der Rubrik des Zertifikats »Veränderungen in den einge- 
tragenen Thatsachen« gleichfalls nach Massgabe der Anlagen A. und B. zu erfolgen. 
Zugleich ist aber in der, auf Seite 1 des Zertifikats enthaltenen, mit der Ueberschrift: 
»3. Grösse und Tragfähigkeit« versehenen Rubrik mit rother Tinte folgender Ver- 
merk einzutragen: 


»Das Schiff ist im Monat... .... 18... nach der Schiffs-Vermessungs-Ordnung vom 
5. Juli 1872 (Reichs-Gesetzblatt Seite 270) zu vermessen. Siehe Seite .... des 
Zertifikats.« 


3. Wird ein Schiff, dessen Zertifikat bereits nach den unter Ziffer 1 und 2 gegebenen Be- 
stimmungen ausgefertigt, beziehungsweise ergänzt ist, einer zu einem abweichenden Er- 
gebnisse führenden, wiederholten Vermessung nach dem neuen Verfahren unterzogen, 
so ist durch einen in der dritten Rubrik auf der ersten Seite des Zertifikats mitrother 
Tinte einzutragenden wie folgt lautenden Vermerk: 

»Das Schiff ist im Monat...... 18.. neu vermessen. Siehe Seite.... des Zer- 
tifikats« 


auf den betreffenden Inhalt der Kolonne »Veränderungen in den eingetragenen That- 
sachen« hinzuweisen. 


4. Die Schiffsregister-Behörden haben die Eintragung der Vermessungs-Ergebnisse in die 
ihnen von den Schiffsführern oder Rhedern vorgelegten Schiffs-Zertifikate mit mög- 
lichster Deutlichkeit zu bewirken. | 

Berlin, den 5. Januar 1873. 
\ Das Reichskanzler-Amt. 
Delbrück. 
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Anlage A. 
Für ein Segelschiff. 


GrösseundLadungsfähigkeit: Die nach Ziffer 1 des $.22 der Schiffs- Vermessungs- 
Ordnung aufgenommenen Hauptmasse sind: Länge 
= 58,95 Meter; Breite = 9,4; Meter; Tiefe = 5,48 
Meter. 
Die Vermessung erfolgte auf Grund der Schiffs-Vermessungs-Ordnung vom 5. Juli 1872 
(Reichs-Gesetzblatt S. 270) nach dem vollständigen Verfahren und beträgt: 


E Kubik- |Britische Re- 

Meter. gister-Tons. 
a) Raum unter dem Vermessungs-Deck . . . 2... 1885,4 665,55 
bi Rauneith or. dem ein Hüttenraum auf dem Hinterdeck 163} 57,57 
Vermessun s-Deck ein Back-Raum . . . . . . . 77,8 27 ‚46 
8 zwei sonstige Aufbauten-Räume . 57,7 20,37 


Brutto-Raumgehalt des Schiffes 2184,90 


70,95 


Hiervon gehen ab: 
die drei Logisräume der Schiffsmannschaft, welche sich in 
der Hütte auf dem Hinterdeck und in der Back befin- 
den I 3 Or KEN Tr ae RE OR 94,6 
Netto-Raumgehalt des Schiffes . 2089,4 
in Worten : Zwei Tausend und Neun und Achtzig Vier Zehntel Kubik-Meter 
gleich: Sieben Hundert und Sieben und Dreissig 56/99 britischen Register-Tons. 


Anlage B. 
Für ein Dampfschiff. 


Grösseund Ladungsfähigkeit:Die nach Ziffer 1 des $. 22 der Schiffs-Vermessungs- 
Ordnung aufgenommenen Hauptmasse sind: Länge 
= 58,98 Meter; Breite = 9,4; Meter; Umfang in 
der Aussenfläche der Aussenbords-Bekleidung = 
17,9, Meter; Länge des Maschinenraumes = 18,3 
Meter. 

Die Vermessung erfolgte auf Grund der Vermessungs-Ordnung vom 5. Juli 1872 

(Reichs-Gesetzblatt 8. 270) nach dem abgekürzten Verfahren und beträgt: 


Kubik- ||Britische Re- 
Meter. | gister-Tons. 
a) Raum unter dem obersten Deck. . . . 2 2 2.0. 1885,44 || 665,55 
bi. Räume uber dem ein en un aufdem Hinterdeck 163, | 57,357 
obersten Deck ein Back-I RUDI ar az an, 11,8 27,46 
zwei sonstige Aufbauten-Räume.. . 57,7 | 20,37 
Brutto-Raumgehalt des-Schifles . 2184,90 770,95 
Hiervon gehen ab: 
1. die drei Logisräume der Schiffsmannschaft in der Hütte ) 
auf dem Hinterdeck und in der Back Br a ERRUEN Ye ı 33,39 
2. der vonden zwei Maschinen, den zwei Dampfkesseln und | 
den zwei festen Kohlenbehältern eingenommene Raum 9864 | 318,90 
Zusammen . 1081,0 1 381,59 
Netto-Raumgehalt des Schiffes . 1103,91] 389,36 


in Worten : Eintausend Einhundert und Drei, Null Zehntel Kubik-Meter 
gleich: Drei Hundert und Neun und Achtzig 3%/ıoo britischen Register-Tons. 
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C. Bekanntmachung, betr. die Ermittelung der Maschinen-, Kessel- und 
Kohlen-Räume für die zu Fahrten durch den Suez-Kanal bestimmten 
Deutschen Dampfschiffe. 


1. Bei denjenigen Deutschen Dampfschiffen,, welehe auf Grund der Schiffs-Vermessungs- 
Ordnung vermessen sind, kann für die Fahrten durch den Suez-Kanal auf Antrag der 
Rheder oder Führer der Schiffe eine anderweite Ermittelung der Maschinen-, Kessel- 
und Kohlen-Räume vorgenommen werden. 

2. Für diese Ermittelung gelten folgende Vorschriften: 

a) der Raumgehalt der Maschinen- und Kessel-Räume ($$. 16 und 17 der Schifls-Ver- 
messungs-Ordnung) wird mit Ausschluss der Kohlen-Räume nach dem im $. 13 der 
Schiffs-Vermessungs-Ordnung bezeichneten Verfahren vermessen. Hat jedoch eine 
gesonderte Vermessung jener Räume auf Grund der $8.d6 und 17 der Schiffs-Ver- 
messungs-Ordnung schon früher stattgefunden, so ist deren Ergebniss massgebend ; 

b) Der Raumgehalt der Kohlenbehälter wird nicht vermessen, sondern 

bei Schrauben-Dampfschiffen auf 0,75, 
bei Räder-Dampfschiffen auf 0.59 
der nach a. ermittelten Maschinen- und Kessel-Räume angenommen; 

c) der Gesammt-Raumgehalt der nach a. und b. ermittelten Maschinen-, Kessel- und 

Kohlen-Räume wird von dem Brutto-Raumgehalt des Schiffes in Abzug gebracht. 
Der Abzug darf mit Ausnahme des im $. 16, Absatz 2 der Schiffs-Vermessungs- 
Ordnung bezeichneten Falles die Hälfte des Brutto-Raumgehalts nicht übersteigen. 

. Auf Grund dieser Ermittelung wird von den Revisions-Behörden für die Schiffs-Ver- 

messung ein Messbrief-nach dem angeschlossenen, von der Königlichen Staatsdruckerei 

zu Berlin zu beziehenden Formulare ausgefertigt und dem Schiffer ausgehändigt. Der 

Messbrief hat ausschliesslich für die Fahrten durch den Suez-Kanal Geltung. 

4. Die Gebühren für das Ermittelungs-Verfahren und die Ausfertigung des Messbriefs 
betragen 5 Pfennige Reichsmünze für jedes angefangene Kubikmeter des Gesammt- 
Raumgehalts der Maschinen-, Kessel- und Kohlen-Räume. 

5. Der Inhalt des Messbriefs ist nach $. 26 der Schiffs-Vermessungs-Ordnung in die dort 
bezeichneten Listen einzutragen. Alle auf die vorgenommenen Messungen und Be- 
rechnungen bezüglichen Aufzeichnungen sind in der dort vorgeschriebenen Weise auf- 
zubewahren. 

6. Im Uebrigen finden die Grundsätze und Vorschriften der Schiffs-Vermessungs-Ordnung 
und der dazu erlassenen Instruktion auch hier Anwendung. Der Reichskanzler. 


= 


Suez-Kanal-Messbhrief. 
Deutsches Reich. 


(Wappen.) 
Schiffs - Messbrief 
für 
die Fahrt durch den Suez-Kanal. 
Die unterzeichnete Behörde bezeugt hierdurch, dass das Deutsche... ..... Dampf- 
schit: mit Namen. - „u... 0,0 und mit dem Unterscheidungs-Signal. ........ ; 
welches seinen Heimathshafen in... ....2.... hat, auf Grund der Schiffs- Vermes- 


sungs-Ordnung vom 5. Juli 1872 vermessen, sowie demnächst bezüglich seiner Maschinen-, 
Kessel- und Kohlen-Räume auf Grund der Donauregel nachvermessen ist. 


SE Register- 
Nach diesen Vermessungen beträgt: Kun Tons 
TI. der Brutto-Baumgeha lt.des:Schiffes ur. u... 1. 228 Sa Kan 
II. der Abzug, und zwar: 
1. fürd. . Logisra.. ... der Schiffmannschaft, welche... 
RICH N a en befinde... 0 che, Sea 
2. für d.... Ra... ., welche... von de... Maschine... 
und de... Dampfkessel.. . .’eingenommenw...... I... 00 0. 
3. für die Kohlenbehälter = 0,... von de. . unter 2 be- 
weichneten Ba una en Se Be 
ABB ER In eng 0 on re ee ee ee le ee a 
11lder Netto-Raumgehalt des Schittes „ve... 2.07. 1 ae 
in Worten a NER NT RER I CIE ER Kubikmeter, 
BICHCH N a TRIER LEN. BR RUN britischen Register-Tons. 


. Dies wird in Gemässheit der von der internationalen Kommission zur Regelung der 
Abgaben auf dem Suez-Kanal angenommenen Regeln hiermit bescheinigt. 


RL NEN. EN. an 2 8 k 
(Siegel.) ‚(Firma und Unterschrift der Behörde.) 
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Y. Die Rechts-Verhältnisse der Schiffsleute auf Deutschen Kauffahrtei- 
Schiffen nach den Reichs-Gesetzen vom 27. Dezember 1872. 


Einleitung. 


Die Regelung dieser Verhältnisse im Wege der Reichs-Gesetzgebung entsprach 
ebenso sehr einem praktischen Bedürfnisse, wie sie in der positiven Bestimmung des 
Art. 54 der Reichs-Verfassung begründet war. 

Die Anbahnung einer praktischen Lösung dieser Frage ging von Oldenburg, 
Bremen und Hamburg aus, deren Bevollmächtigte in der Bundesraths-Sitzung v. 
26. Febr. 1870 den Entwurf einer »Seemanns-Ordnung für den Nord- 
deutschen Bundc« zur weiteren Beschlussnahme einbrachten. Dieser » Entwurf« 
ward den Regierungen der See-Uferstaaten vorgelegt und gabAnlass zur Aufstellung 
eines Gegen-Entwurfs von Preussischer Seite. Beide Entwürfe wurden einer Kom- 
mission , bestehend aus allen Bundes-Seestaaten angehörenden Beamten, Vertretern 
der Rhederei und des Schifferstandes und einem See-Offizier überwiesen; aus den 
Berathungen dieser Kommission ging sodann ein dritter Entwurf hervor, an den 
sich in allem Wesentlichen die dem Reichstage demnächst gemachte Vorlage (Akten- 
stück Nr. 65) anschloss. 


Die Motive der Bundesraths-Vorlage bemerken hierüber : 

» Das Material, welches den Vorarbeiten als nächste Grundlage zu dienen hatte, bot 
sich theils in der Reichs-Gesetzgebung, theils in den Landes-Gesetzen der einzelnen Deut- 
schen Seestaaten dar. 

In ersterer Beziehung nimmt die bei weitem wichtigste Stelle das Allg. Deutsche Han- 
dels-Gesetzbuch ein. Dasselbe regelt die Rechts-Verhältnisse der Schiffsmannschaft — ab- 
gesehen von einzelnen, in anderen Abschnitten zerstreuten Bestimmungen, wiez. B. den 
Artikeln 445, 446, 453, 495, 742, 757, 761, 765, 772, 906, 908, 911 — in dem vierten Titel 
des fünften Buchs (Art. 528 bis 556). Es erschöpft aber den Gegenstand auch nicht an- 
nähernd in dem Umfange, wie dies als Aufgabe einer » Seemanns-Ordnung« anzusehen ist. 
Vor Allem enthält das Handels-Gesetzbuch — seiner gesammten Anlage und Bestimmung 
gemäss — überwiegend nur Satzungen privatrechtlichen Inhalts. Die dem öffentlichen 
Rechte angehörigen Beziehungen, insbesondere die polizeiliche und die strafrechtliche 
Seite, sind ganz ausgeschlossen oder doch nur gelegentlich in einzelnen Bestimmungen 
berührt. Aber auch in vielen privatrechtlichen Fragen bewegt sich das Handels-Gesetz- 
buch innerhalb verhältnissmässig enger Grenzen, wie sie zum Theil schon in der früheren 
staatlichen Organisation Deutschlands ihre Erklärung finden. Bei den Vorberathungen 
dieses Gesetzbuchs wurde sogar von Einer Seite — und zwar in beiden Lesungen — be- 
fürwortet, von Bestimmungen über die Rechts-Verhältnisse der Schiffsmannschaft über- 
haupt abzusehen und diesen Gegenstand ausschliesslich der Partikular-Gesetzgebung der 
einzelnen Staaten zu überlassen. (Prot. S. 1961 ff., 3810 ff.) Fand nun auch dieser An- 
trag keine ausreichende Unterstützung, so wurde doch den für denselben geltend gemach- 
ten Gründen in vielen Beziehungen Rechnung getragen. Es ist nicht nur für manche ein- 
zelne Punkte auf die Landes-Gesetze ausdrücklich hingewiesen (Art. 533, 534, 536, 541, 
944, 547, 553), sondern auch im Schluss-Artikel (956) generell den Landes-Gesetzen vor- 
behalten, »sowohl in Ansehung des im vorhergehenden Artikel erwähnten Lohnverhält- 
nisses, als in andern Beziehungen die Vorschriften dieses Titels zu ergänzen « — ein Vor- 
behalt, von welchem, wie der nachfolgende Ueberblick über die einzelnen Landes-Gesetze 
ergiebt, in weitem Umfange Gebrauch gemacht ist. Im Zusammenhange hiermit trat dem 
Unternehmen der Herstellung einer selbständigen, umfassenden Seemanns-Ordnung vor 
Allem die Schwierigkeit entgegen , welche im Jahre 1864 bereits die Preussische Regierung 
in Uebereinstimmung mit der Landesvertretung veranlasst hatte, das bei der Publikation 
des Handels-Gesetzbuchs in Aussicht genommene Projekt einer vollständigen Kodifikation 
aller Bestimmungen über die Rechte und Pflichten der Schiffsmannschaft aufzugeben und 
sich auf den Erlass einer blossen Novelle — des Ges. vom 26. März 1864 (G.-S. f. d. Pr. 
Staaten 8. 693) — zu beschränken. Wie damals, war man wiederum vor die Alternative 
gestellt, entweder den gesetzlichen Stoff, soweit er bereits in das Handels-Gesetzbuch 
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Aufnahme gefunden hat, dort zu belassen und damit von vornherein auf die für jede See- 
manns-Ordnung unerlässliche Vollständigkeit, Uebersichtlichkeit und Verständlichkeit zu 
verzichten, oder aber diesen Stoff ebenfalls in das neue Gesetz zu übernehmen und mit 
dessen übrigen Bestimmungen zu einem einheitlichen Ganzen zusammenzufügen. Die nun- 
mehrige Stellung der Reichs-Gesetzgebung zu dieser Frage lässt sich nur insofern der der 
Preussischen Legislative vom Jahre 1864 nicht vergleichen, als letztere, falls sie sich für 
eine solche Zusammenfügung in dem angedeuteten Sinne entschieden hätte, nicht wohl eine 
Aufhebung der entsprechenden Bestimmungen des Handels-Gesetzbuchs in Aussicht neh- 
men durfte und andererseits befürchten musste, dass ein etwaiges Fortbestehen dieser Be- 
stimmungen neben den Reproduktionen derselben in der Seemanns-Ordnung, sowie die 
mit einer solchen Reproduktion unvermeidlich verbundenen Aenderungen in System und 
Ausdruck zugleich einzelne Abweichungen im Sinne oder doch manche Zweifel über die 
Tragweite jener Abänderungen zur Folge haben würden. Dagegen ist die Reichs-Gesetz- 
gebung in der günstigeren Lage, in Verbindung mit der neuen Kodifikation zugleich den 
Titel 4, Buch V. des Allg. Deutschen Handels-Gesetzbuchs ausser Kraft zu setzen. An 
sich unerwünscht bleibt freilich ein solcher Eingriff noch immer. Es entsteht durch ihn in 
dem V. Buche des Handels-Gesetzbuchs eine Lücke, welche die gesammte Oekonomie des- 
selben durchbricht, die Bedeutung dieses Buches als eines die sämmtlichen privatrecht- 
lichen Verhältnisse des Seerechts zusammenfassenden Ganzen beeinträchtigt und um so 
fühlbarer erscheint, als in andern Abschnitten des Handels-Gesetzbuchs auf Vorschriften des 
nunmehr aufzuhebenden Titels vielfach Bezug genommen wird. Dem tritt hinzu, dass die 
Handels-Gesetzbücher fast aller seefahrender Nationen, insbesondere das Französische und 
die dem letzteren mehr oder minder nachgebildeten, das Verhältniss der Schiffsmannschaft 
mit in ihren Bereich ziehen und dass die Deutsche Gesetzgebung, wenn sie dieses Ver- 
hältniss nunmehr zum Gegenstande eines besonderen Gesetzes macht, hierin die vom inter- 
nationalen Gesichtspunkt aus sich empfehlende, gegenwärtig bestehende Uebereinstimmung 
aufgiebt. . Einmal indess berühren die eben angedeuteten Bedenken nicht sowohl den In- 
halt, als vielmehr — im Wesentlichen wenigstens — nur die Form und das System. So- 
dann aber ist vor Allem zu erwägen, dass die Entscheidung zu Gunsten der nach Obigem 
sich darbietenden anderen Alternative geradezu dem Verzicht auf die Herstellung einer 
»Seemanns-Ordnung« überhaupt gleichkommen würde. Denn die Aufgabe einer solchen 
besteht eben, was die formelle Seite anlangt, in erster Linie gerade darin, dass das ge- 
sammte Material vollständig und erschöpfend zusammengefasst wird, dass eine selbstän- 
dige, in sich abgeschlossene, nach allen Seiten hin leicht übersichtliche und fassliche 
Grundlage eben sowohl den: zunächst Betheiligten selbst, wie auch denjenigen Organen 
geboten wird, welche zur Untersuchung, Entscheidung und anderweiten Erledigung der 
auf der Reise, besonders im Auslande,, entstehenden Streitigkeiten zwischen Schiffer und 
Mannschaft berufen sind. 

Der Entwurf ($. 110) geht demnach davon aus, dass mit demselben Tage, mit welchem 
die Seemanns-Ordnung Gesetzeskraft erlangt, der vierte Titel des V. Buches des Handels- 
Gesetzbuchs, dessen Bestimmungen nunmehr hierher übernommen sind, ausser Kraft zu 
treten hat. 

Was den Inhalt dieser übernommenen Bestimmungen anlangt, so ist im Allgemeinen 
darnach gestrebt, denselben thunlichst unverändert zu erhalten. Auch auf diesem Gebiete 
hat sich das Handels-Gesetzbuch in der grossen Mehrzahl aller darin erledigten Fragen als 
eine so vorzügliche Grundlage bewährt, dass im Allgemeinen auf einen Ersatz durch Voll- 
kommeneres nicht erst Bedacht zu nehmen, diese Grundlage vielmehr als ein fest gegebener 
Ausgangspunkt zu benutzen und darauf weiter zu bauen war. Andrerseits haben sich 
aber doch manche zum Theil tief eingreifende Abweichungen nicht vermeiden lassen. Die- 
selben sind sämmtlich in den nachfolgenden Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen 
speziell hervorgehoben und, soweit erforderlich, zugleich motivirt. An dieser Stelle ist 
nur im Allgemeinen darauf hinzuweisen, dass es als eine besonders erwünschte Aufgabe 
der Reichs-Gesetzgebung angesehen werden musste, die Verweisungen auf die Landes- 
Gesetze und die Vorbehalte zu Gunsten derselben , zu entfernen oder doch auf das uner- 
lässliche Mass zurückzuführen. Von anderen Abweichungen -— im Gegensatze zu blossen 
Ergänzungen — wären hier als die wichtigsten etwa noch anzuführen: 

die Einführung des Begriffs des sogenannten » Musterungshafens« (vergl. zu $. 13), 

die Bestimmungen über die »Rückreise« als Dienstbeendigungs-Grund (vergl. zu 
$. 54), 

die weitere Fixirung der dem Schiffsmann bei nicht motivirter vorzeitiger Entlassung 
gebührenden Abfindung (vergl. zu $$. 59, 60), 

der zur Abwendung des Anspruchs auf freie Zurückbeförderung zugelassene Ersatz 
(vergl. zu $. 65), | | 

die anderweite Regelung der Haltung des Rheders für die Ansprüche aus den 
Dienst- und Heuer-Verträgen (vergl. zu $. 69). 
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In zweiter Linie haben das Material für die Vorlage die Landes-Gesetze der Deutschen 
Seestaaten dargeboten. Auch in dieser Beziehung soll an gegenwärtiger Stelle — vorbe- 
haltlich späterer Verweisungen auf einzelne Detail-Bestimmungen — nur eine Uebersicht 
der wichtigsten Gesetze der einzelnen Staaten vorangeschickt werden. 

Eine Sonderstellung nimmt zunächst Mecklenburg in sofern ein, als daselbst amtlich 
vorgeschriebene Musterrollen-Formulare die Stelle der in allen andern Staaten bestehen- 
den Gesetze vertreten. Daneben ist nur etwa noch das Einführungs-Gesetz zum Handels- 
Gesetzbuch vom 28. Dezember 1863 (88. 61 ff.) zu erwähnen. 

Die übrigen Staaten zerfallen in zwei Gruppen, je nachdem in ihnen der Erlass des 
Handels-Gesetzbuches zu umfassenden neuen Bestimmungen geführt hat oder die älteren 
Vorschriften neben jenem fortbestehen. 

Zur ersten Gruppe gehören Preussen, Oldenburg und Hamburg, zur zweiten Lübeck 
und Bremen. 

Von Preussischen Gesetzen sind hervorzuheben :!) 

1. das Gesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Schiffsmannschaft auf den Seeschiffen, 
vom 26. März 1864 (G.-S. S. 693), welches — ebenso wie die unter 2, 3 und 4 erwähnten 
Gesetze — mittelst Verordnungen vom 24. Juni und 5. Juli 1867 (G.-S. S. 1133, 1165) 
auch in den Provinzen Schleswig-Holstein und Hannover und mittelst Gesetzes vom 
9. März 1870 (G.-S. S. 248) im Jadegebiet eingeführt ist; 

2. das Gesetz zur Aufrechterhaltung der Mannszucht auf den Seeschiffen vom 31. März 
1841 (G.-S. S. 64); 

3. das Gesetz über die Bestrafung von Seeleuten Preussischer Handelsschiffe, welche sich 
dem übernommenen Dienste entziehen, vom 20. März 1854 (G.-S. S. 134); 

4. das Gesetz über die Einführung des Allgemeinen Deutschen Handels-Gesetzbuchs vom 
24. Juni 1861 (G.-S. S. 449), Art. 56. 

Oldenburg und Hamburg haben mit einander gemein, dass daselbst die Bestim- 
mungen des Handels-Gesetzbuchs zu integrirenden Bestandtheilen der Landes-Gesetze mit 
diesen verschmolzen sind. So: 

in dem Gesetze, betreffend die Schiffsmanns-Ordnung für das Grossherzogthum Ol- 
denburg vom 11. Mai 1864 — und: 
inder Hamburgischen Seemanns-Ordnung vom 22. Dezember 1865. 

Zu erwähnen sind ausserdem noch die Reglements für die Wasserschoute zu Hamburg 
und zu Cuxhafen von demselben Tage. 

Die zweite Gruppe bilden, wie erwähnt, Bremen und Lübeck. 

In Bremen ist das Haupt-Gesetz die obrigkeitliche Verordnung‘, die Pflichten und 
Rechte der auf Bremischen Seeschiffen fahrenden Seeleute und die Musterrolle betreffend, 
vom 15. November 1852 — aufrecht erhalten im Einführungs-Gesetze zum Handels-Ge- 
setzbuch ($. 43) neben letzterem. 

Dazu kommt die obrigkeitliche Verordnung, die Revision der Wasserschout-Ordnung 
von 1805 betreffend, vom 6. Januar 1862. 

Der Entwurf einer revidirten Seemanns-Ordnung vom Jahre 1869 ist nicht zum Ab- 
schluss gelangt. 

In Lübeck endlich gilt im Wesentlichen unverändert — auch nach der Publikation 
des Handels-Gesetzbuches — die Verordnung über die Stellung und Disziplin der Mann- 
schaft auf den Seeschiffen vom 6./11. April 1853 nebst dem Reglement für den Wasser- 
schout vom 6./12. April 1853.« (Sten. Ber. III, $. 291 fi.) 


In Bezug auf die Verhandlungen des Reichstags über den Entwurf 
einer Seemanns-Ordnung ist Folgendes zu bemerken: 

Der Reichstag überwies nach der ersten Lesung — 24. Sitzung v. 17. Mai 
1872, Sten. Ber. $S. 429—435 — den Gesetz-Entwurf einer Kommission von 14 
Mitgliedern zur Vorberathung, in deren Namen der Abg. für Hamburg Dr. Wolff- 
sonin der 46. Sitzung, 18. Juni, — Sten. Ber. 8.1114 u. 1115 — mündlich Be- 
richt erstattete. Die Kommission hatte die Bestimmungen des Entwurfs über den 
Musterungshafen als den thatsächlichen Verhältnissen an mehreren Küstenplätzen 
nicht entsprechend gestrichen (Entw. $. 13), und die Wahl des Anmusterungs- 
hafens der freien Vereinbarung zwischen Schiffer und Schiffsmannschaft überlassen 
(Ges. $. 11); ferner die im Entwurfe nicht vorgesehene Trennung derjenigen Fälle 
herbeigeführt, in denen der Schiffer im Zustande der Nothwehr gegen eine tumultui- 


!) Diese Gesetze sind abgedruckt im Archiv d. Nordd. Bds., Bd. I, S. 1179 ff. 
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rende Schiffsmannschaft handelt (Ges. $. 80) und in denen er eine einfache Dis- 
ziplinar-Strafe zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zur Sicherung der Regel- 
mässigkeit des Dienstes verhängt (Ges. $. 79); endlich hatte die ausschliessliche 
Zuständigkeit der Verwaltungs-Behörden, die der Entwurf nach Massgabe der 
Landes-Gesetzgebungen beibehalten hatte, beseitigt (Ges. $. 101). Stenogr. Ber. 
S. 1114, 1115. Im der zweiten Berathung wurden die $$. 1—63, 65—71, 
105—112 unverändert nach den Vorschlägen der Kommission — Drucksachen 182 
— die übrigen $$. mit verschiedenen vom Abg. Dr. Banks und! Genossen bean- 
tragten Abänderungen ohne Verhandlungen von besonderer Wichtigkeit angenom- 
men. Die Annahme der Beschlüsse der 2. Berathung erfolgte demnächst in der 
3. Berathung — 48. Sitzung, 19. Juni, Sten. Ber. $. 1121 und 1122 — ohne 
weitere Debatten. 

Die von der Kommission vorgeschlagene und vom Reichstage angenommene 
Fassung des $. 47 fand anfänglich eine ungünstige Aufnahme im Bundesrathe. In- 
dess erfolgte die Zustimmung zu den Beschlüssen des Reichstages, denen auch Se. 
Majestät der Kaiser am 27. Dezember 1872 durch Vollzug des Gesetzes beitrat. — 

Es ist nun zunächst Abstand davon genommen, die Deutsche Seemanns- 
Ordnung ausführlich und unter Berücksichtigung der seerechtlichen Bestimmun- 
gen des Handels-Gesetzbuchs kommentirt hier wiederzugeben, erschien vielmehr 
zweckmässig, die Aufgabe, »das gesammte Seerecht in eingehendster Weise erläutert 
darzustellen«, einem späteren Bande des »Archiv« vorzubehalten, wenn die in Aus- 
sicht genommene Revision dieser Materie stattgefunden haben wird. In der vor- 
liegenden Bearbeitung sind neben dem Wortlaut des Gesetzes nur die Motive, so- 
wie die Verhandlungen des Reichstages in ihren wichtigsten Stellen mitgetheilt. — 
Eine für die Handhabung der Seemanns- Ordnung willkommene Zugabe wird die 
uns zur Verfügung gestellte, in den amtlichen Organen nicht veröffentlichte 

Dienst-Anweisung des Ministers für Handel, Gewerbe etc. für die Preussischen Muste- 

rungs-Behörden vom 24. Februar 1873 nebst Nachtrags-Bestimmungen vom 11. Juni 1873 
sein, welche den bezüglichen Paragraphen der Seemanns-Ordnung unmittelbar an- 
gefügt ist. 

Im Eingang gedachter Dienst-Anweisung heisst es: 

»Zur Ausführung der in der Anlage A. abgedruckten Seemanns-Ordnung 
vom 27. Dezember 1872 (R.-G.-Bl. S. 409) wird den Musterungs-Behör- 
den, unter Aufhebung der jetzt geltenden Instruktionen, 
die nachstehende Dienst - Anweisung ertheilt, welche 
gleichzeitig mit der Seemanns-Ordnung in Kraft tritt.« 

Die Anweisung enthält in 59 Nrn. Ausführungs-Bestimmungen zu den SS. 4, 
56, 7..8, 10, 11, 12,19, 14,15, 16,.17.19, 20,21 292 0000 0072 
4345, 46, 47, 52 u. 53, 66, 82, 101, 103, 104. 

Die durch den Nachtrag vom 11. Juni 1873 getroffenen Abänderungen sind 
durch Kursiv-Schrift kenntlich gemacht. 

Auf die anderweiten, von Seiten des Reichs und der Deutschen Seeuferstaaten 
ergangenen Vollzugs-Bestimmungen ist betr. Ortes in Anmerkungen verwiesen, und 
deren Wortlaut am Schluss der Seemanns-Ordnung als Anlagen beigegeben. 

Eine weitere interpretatorische Auslegung einzelner Bestimmungen der See- 
manns-Ordnung ist erfolgt durch die Nachtrags-Instruktion vom 22. Februar 1873 
zur Allgemeinen Dienst-Instruktion für die Konsuln vom 6. Juni 1871, welche oben 
im I. Abschnitt dieser Abtheilung des Archiv mitgetheilt ist. 
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1. Seemanns- Ordnung vom 27. Dezember 1872. 
(Reichs- Gesetzblatt 1872, Seite 409 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preussen, etc. etc. 
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundes- 
rathes und des Reichstages, was folgt: 


‚ Erster Abschnitt. 
Einleitende Bestimmungen. 


$. 1. Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auf alle Kauffahrtei - Schiffe 
(Gesetz vom 25. Oktober 1867, $. 1, Bundes- Gesetz-Blatt 8. 35) Anwendung, 
welche das Recht, die Reichs - Flagge zu führen, ausüben dürfen. 


Entstehungs-Geschichte. 
Zu $$. 1, 109 bemerken die Motive: 


»Durch die Bestimmung darüber, auf welche Schiffe die Seemanns-Ordnung An- 
wendung zu finden hat, wird zunächst die ohnehin aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
abzuleitende Konsequenz bestätigt, dass Schiffe fremder Nationalität den Vorschriften 
dieses Gesetzes überhaupt nicht unterworfen sind. Der Schwer punkt des $.1 
liegt indess nicht sowohl hierin, als vielmehr in der Frage,inwieweitdasGe- 
setz auf die einzelnen vorzugsweise nach ihrer Bestimmung und 
Verwendung unterschiedenen Kategorien Deutscher Schiffe An- 
wendung finden soll. 

In dieser Beziehung konnte im Allgemeinen nicht zweifelhaft sein, dass als erster 
Ausgangspunkt und Anhalt das Reichs-Gesetz, betr. die Nationalität der Kauffahrtei- 
schiffe und ihre Befugniss zur Führung der Bundes- — nunmehr Reichs- — Flagge 
vom 25. Oktober 1867 (B.-G.-Bl. S. 35) zu dienen hat. Dasselbe definirt zunächst den 
Begriff der »Kauffahrteischiffe« — im Anschluss an Artikel 432, H.-G.-B. — dahin, 
dass darunter »die zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmten Schiffe« zu verstehen 
sind. Das Gesetz stellt ferner als die regelmässige Voraussetzung, ohne welche 
das Recht zur Führung der Reichsflagge nicht ausgeübt werden darf, die Eintragung 
des Schiffes in das Schiffs-Register (nebst der damit zusammenhängenden Ausferti- 
gung des Zertifikats) hin und es lässt endlich von dieser Regel zwei Ausnahmen zu. 
Einerseits nämlich können die Eintragung in das Schiffs-Register und das Zertifikat 
in Ansehung der im Auslande in das Eigenthum Deutscher übergehenden Schiffe vor- 
übergehend durch ein von dem zuständigen Konsul zu ertheilendes sogenanntes Flag- 
gen-Attest ersetzt werden ($. 16).« 

(Die damals im $. 17 noch vorbehaltenen Bestimmungen darüber, »dass und welche 
kleinere Fahrzeuge (Küstenfahrer u. s. w.) zur Ausübung des Rechts, die Bundesflagge zu 
führen, auch ohne vorherige Eintragung in das Schiffs- Register und Ertheilung des 
Zertifikats befugt seien« sind inzwischen durch das Gesetz vom 28. Juni 1873 aufgehoben. 
(S. oben S$. 1258 ff.) 


Die »Motive« erörtern dann die Schwierigkeiten und Bedenken, welche die An- 
wendung des $. 17 des R.-G. v. 25. Okt. 1867 hervorrufen könne ; die Frage ist 
inzwischen gelöst durch das erwähnte Gesetz vom 28. Juni 1873. Die »Motive« 
führen dann weiter aus: ..... 

»Der Entwurf geht davon aus, dass auch die auf Grund des $. 17 eit. landesgesetz- 


lich von der Registrirung eximirten »kleineren Fahrzeuge (Küstenfahrer u. 3. w.)« im 
Allgemeinen den Vorschriften der Seemanns-Ordnung unterworfen sein sollen. Im 
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Wesentlichen ist hiergegen nur geltend gemacht, dass dergleichen kleinere Fahrzeuge 
die zum Theil recht schweren Konsequenzen dieser Vorschriften oft überhaupt nicht 
zu tragen im Stande sein würden, und dass sie ferner mit dem Auslande entweder 
überhaupt nicht oder doch nicht in so enge und umfassende Beziehungen träten, dass 
sie sich daselbst, wie in der Seemanns-Ördnung mehr oder minder überall vorausge- 
setzt, gewissermassen als vorübergehend losgelöste Bestandtheile des Bundesgebiets 
darstellten. Diesen Bedenken ist zunächst darin Rechnung getragen, dass nach $. 109 
den Landes- Regierungen vorbehalten bleiben soll, die Anwendung der $$. 10 bis 
24 (jetzt 5 bis 23), betreffend die Musterung, und $%. 48 bis 52, betreffend Erkran- 
kungs-, Verwundungs- und Todesfälle, zu Gunsten der Küstenfahrer und ähn- 
licher kleiner Fahrzeuge auszuschliessen. Im Uebrigen stehen aber jenen Bedenken 
auch noch die Erwägungen entgegen, dass die bei weitem meisten privatrechtlichen 
Bestimmungen — wenigstens, insoweit sie dem H.-G.-B. entnommen sind — schon 
bisher als Bestandtheile des letzteren ohne Unterschied auf die kleinsten wie auf die 
grössten »zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmten« Schiffe Anwendung gefunden 
und zu erheblichen Beschwerden gleichwohl keine Veranlassung gegeben haben, dass 
sich ferner ein grosser Theil der Bestimmungen bei ihrer überwiegend dispositiven 
Natur im Falle des Bedürfnisses auch mittelst Uebereinkommens ausser Anwendung 
setzen lässt, und dass endlich ein nicht geringer anderer Theil bei den kleineren Fahr- 
zeugen sich einfach als gegenstandslos herausstellen wird. Vor Allem aber hat man 
sich zu vergegenwärtigen, dass, falls etwa dennoch — jenen Bedenken entsprechend 
— die Geltung der Seemanns-Ordnung auf die bezeichneten kleineren Fahrzeuge über- 
haupt nicht erstreckt werden sollte, für diese hieraus geradezu unerträgliche Rechts- 
zustände erwachsen würden, nämlich in privatrechtlicher Beziehung, bei Aufhebung 
des Titel4, Buch V. des A.D. H.-G.-B., eine schwer auszufüllende Lücke und in 
jeder anderen Beziehung ein Fortbestehen der für alle grösseren Schiffe durch die 
Seemanns - Ordnung ersetzten partikularrechtlichen Normen neben diesem neuen 
Reichs-Gesetze.« | | 


$.2. Schiffer im Sinne dieses Gesetzes ist der Führer des Schiffes (Schiffs- 
Kapitän), in Ermangelung oder Verhinderung desselben dessen Stellvertreter. 


Die Motive bemerken: 
»Die in der Ausdrucksweise an das H.-G.-B. (insbesondere Artikel 478) sich an- 
lehnende Bestimmung des $. 2 hat nur die Aufgabe einer Regelung und Vereinfachung 
der für die folgenden Bestimmungen massgebenden Terminologie.« 


$. 3. Zur »Schiffsmannschaft « (»Mannschaft«) werden auch die Schiffs-Offi- 
ziere mit Ausschluss des Schiffers gerechnet, desgleichen ist unter »Schiffsmann« 
auch jeder Schiffs-Offizier mit Ausnahme des Schiffers zu verstehen. 

Personen, welche , ohne zur Schiffsmannschaft zu gehören , auf einem Schiffe 
als Maschinisten, Aufwärter, oder in anderer Figenschaft angestellt sind, haben die- 
selben Rechte und Pflichten, welche in diesem Gesetze in Ansehung der Schiffs- 
mannschaft festgesetzt sind. Es macht hierbei keinen Unterschied , ob sie von dem 
Schiffer oder von dem Rheder angenommen worden sind. 


Entstehungs-Geschichte. 
a. Der »Entwurf« hatte im 2. Absatz zwischen den Worten : haben dieselben Rechte (Zeile 
3, oben) noch den von der Kommission gestrichenen Zwischensatz : | fl 
»sofern nicht in Ansehung der Bestimmungen des III. Abschnitts durch Vertrag ein 
Anderes bestimmt ist«. 
Im Uebrigen schliesst sich Abs. 1 demfArt. 528 des H.-G.-B. an, während Abs. 2 
dem Art. 554 des zit. Ges. entnommen ist. 


b. die Motive führen zur Begründung an: 


»In dieser Bestimmung sind die Art. 528 und 554 H.-G.-B. wiedergegeben — und 
zwar, von geringen Fassungs-Aenderungen abgesehen, — der erstere unverändert, 
der letztere mit der Abweichung, dass in dem Zwischensatze: 

»sofern nicht durch Vertrag ein Anderes bestimmt ist« 
die Worte: 

»in Ansehung der Bestimmungen des III. Abschnitts« 
eingeschaltet und in dem folgenden Zwischensatze die Worte: 

»in diesem Titel« | 
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durch: 
»in diesem Gesetze« 

ersetzt sind. Jener Beschränkung auf die das Vertragsverhältniss regelnden Bestim- 
mungen bedurfte es im H.-G.-B. noch nicht, da dieses im Wesentlichen ohnehin nur 
privatrechtliche Satzungen enthält. Dieselbe wurde erst dadurch bedingt, dass die 
Seemanns-Ordnung sich in weiterem Umfange auch auf das öffentliche Recht er- 
streckt. Auf dem Gebiete des letzteren aber würde die Statuirung einer Willkür der 
Interessenten, wie das H.-G.-B. solche zulässt, mit einem allgemeinen, unbedingt 
aufrecht zu erhaltenden Fundamentalsatze in Widerspruch treten. Aus praktischen 
Gründen — im Interesse der unter allen Umständen thunlichst sicher zu stellenden 
Autorität des Kapitäns — muss es sogar schon für bedenklich erachtet werden, jene 
Privat-Autonomie selbst nur in Ansehung der Disziplinar-Bestimmungen zuzulassen, 
die allerdings nicht als ausschliesslich im öffentlichen Rechte wurzelnd und nur diesem 
angehörig zu betrachten sein dürften. Im H.-G.-B. ist freilich, obschon der Art. 66_ 
sogar Reisende einer gewissen Disziplinar-Gewalt unterstellt, jenem Bedenken inso 
fern noch keine Rechnung getragen, als dort auch der die Disziplinar-Gewalt de 
Schiffers konstituirende Art. 533 zu denjenigen Bestimmungen gehört, in Ansehung 
welcher der Art. 534 die vertragsmässige Ausschliessung der Anwendung auf Maschi- 
nisten, Aufwärter u. Ss. w. gestattet. Indess spricht die hohe Bedeutung, welche im 
allgemeinen Interesse einer in disziplinarischer Beziehung nach allen Richtungen hin 
unbeschränkten Stellung des Schiffers sämmtlichen zum Schiffsdienste — im wei- 
testen Sinne des Wortes — berufenen Personen gegenüber beigelegt werden muss, 
dringend für die empfohlene Abweichung vom H.-G.-B.« 

Die Kommission erachtete indess, wie bemerkt, diese Abweichung nicht für erfor- 

derlich. 


$. 4. Seemanns-Aemter sind innerhalb des Bundesgebiets die Musterungs- 
Behörden der einzelnen Bundesstaaten und im Auslande die Konsulate des Deutschen 
Reichs!) . 

Die Errichtung der Musterungs-Behörden innerhalb des Bundesgebiets steht 
den Landes-Regierungen nach Massgabe der Landes-Gesetze zu.2) Die Geschäfts- 
führung derselben unterliegt der Ober-Aufsicht des Reichs’). 


I. Entstehungs-Geschichte. 

a. Der Entwurf lautete im Abs. 2 nur: 
»Die Errichtung der Musterungs-Behörden innerhalb des Bundesgebiets steht den 
Landes-Regierungen zu und erfolgt nach den Landes-Gesetzen.« 

b. Die Motive bemerken: 

»Eine Organisation der Seemanns-Aemter als ausschliesslicher Reichs-Behörden 
hat nicht in Aussicht genommen werden können. Nurim Auslande sind die Reichs- 
Konsulate, wie bereits in dem Ges. v. 8. Nov. 1867, $. 32 (B.-G.-Bl. S. 143) zu Mu- 
sterungs-Behörden, so nunmehr in dem vorliegenden Entwurfe zu Seemanns-Aemtern 


1) Vgl. oben S. 1146, 8.32. Gesetz betr. Organisation der Bundes-Konsulateund Amts- 
rechte und Pflichten der Bundes-Konsuln, vom 8. Novbr. 1867. Die Konsuln haben , wo 
sie die Funktionen von Seemanns-Aemtern übernehmen, bei allen Verhandlungen und 
Ausfertigungen zu zeichnen: Das Seemanns-Amt. Kaiserliches (General-Vize-)Kon- 
sulat. Vgl. oben Dienst-Instr. zu $. 33, S. 1203 ff. 


2) Die Errichtung von Seemanns-Aemtern (Musterungs-Behörden) in den übrigen 
Deutschen Seeuferstaaten ist erfolgt: | 

a) für Oldenburg durch Verordnung v. 25. Febr. 1873. (S. Anlage 2. A.) 

b) für Mecklenburg-Schwerin fungiren als Seemanns-Aemter die Schiffer-Muste- 
rungs-Behörden in Rostock und Wismar, sowie das Grossh. Amt und der Magi- 
strat in Ribnitz. 

c) für Lübeck durch Bekanntmachung v. 26. Febr. 1873. (S. Anlage 2. B.) 

d) für Bremen durch Bekanntmachung v. 5. April 1873. (S. Anlage 2. C.) 

e) fir Hamburg durch Verordnung v. 26. Febr. 1873. (S. Anlage 2. D.) 


3) Vergl. Bekanntmachung des Reichskanzler-Amtes v. 22. Febr. 1873, den Kosten- 
Tarif für Musterungs-Verhandlungen der Seemanns-Aemter im Bundesgebiete betr., 
unten unter Anlage 1. J. 

Für Musterungs-Verhandlungen bei den Deutschen Konsulaten im Auslande sind 
die Kosten geregelt durch Nr. 23 des Tarifs zu dem Reichs-Gesetz vom 1. Juli 1872. 8. 
oben 8. 1165. 
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berufen. Dagegen sollen innerhalb des Bundesgebiets die Musterungs-Behörden der 
einzelnen Bundesstaaten als Seemanns-Aemter fungiren. Es liegt kein dringender 
Anlass vor, in die bestehenden und mehrentheils bewährten Organisationen, wie 
solche den örtlichen Bedürfnissen und sonstigen Verhältnissen der einzelnen Bundes- 
staaten und Hafenplätze angepasst sind, einzugreifen. Die nunmehr den Seemanns- 
Aemtern zu übertragenden Funktionen gehen auch über die Grenzen der bisherigen 
Wirksamkeit der Landes-Musterungsbehörden nicht so weit hinaus, dass ihre sach- 
gemässe Erfüllung durch die letzteren in Frage gestellt erscheint. Es gilt dies so- 
wohl von den vorzugsweise in den Hansestädten berufenen einzelnen Beamten, den 
sogenannten Wasserschouten, als auch von den kollegialisch organisirten Musterungs- 
Behörden, wie solche insbesondere in Preussen auf Grund des Gesetzes vom 26. März 
1864 ($. 12) eingesetzt sind. Die Fassung des $. 4, welche zum Theil dem Art. 16 
der Mass- und Gewichts-Ordnung vom 17. August 1868 nachgebildet ist, bezweckt 
zunächst den Fortbestand organisatorischer Bestimmungen dieser Art, zugleich aber 
auch die Zulässigkeit einer den Landes-Gesetzen entsprechenden Reorganisation der 
Musterungs-Behörden ausser Zweifel zu stellen. 

Das den Reichs-Organen verfassungsmässig gesicherte allgemeine Recht der Exe- 
kutive und der Beaufsichtigung wird im Uebrigen durch die Bestimmungen des $. 4 
nicht berührt.« 

c. Aus den Verhandlungen des Reichstages. | 
Bei der ersten Lesung bemerkte der Abg. Dr. van Freeden: Es sei aufgefallen, 
dass die Bestimmung des Entwurfs von 1869, dass dieSeemanns-Aemter im 
NamendesReiches fungiren, nicht in der gegenwärtigen Vorlage enthalten sei; 
die freie Marine-Kommission habe den Ausdruck noch verschärft, indem sie sage: 
| »unter Aufsicht des Reiches« 
Sie habe damit andeuten wollen ‚.dass das Reich das Recht und die Pflicht habe, über 
den Seemanns-Aemtern zu stehen. Der in den Motiven gegebene kurze Zusatz ge- 
nüge nicht. Wenn das Reich eine direkte Aufsicht über die Seemanns-Aemter üben 
solle, so sei nicht anzunehmen, dass diese in irgend einer polizeilichen Leitung u. s. w. 
bestehe, in dieser Beziehung verdiene die bisherige Stellung der Seemanns-Aemter un- 
ter den Behörden der Einzelnstaaten den Vorzug. Zu erwähnen sei aber Folgendes: 
$. 22 besage, dass die Musterrollen künftig dem Seemanns-Amte des Musterungs- 
hafens zugestellt und dort liegen bleiben sollen. Die Aufsicht des Reiches müsse nun 
wesentlich nach der Seite hin geübt werden, dass man endlich beginne, ein Zentral- 
Seemanns-Amt gesetzlich zu schaffen, bei dem sämmtliche Musterrollen aufbewahrt 
werden. In Bezug auf Vermögensrechte der Seeleute, statistische Erhebungen über 
den Stand der seemännischen Bevölkerung, deren Verbleib, und aus militärischen 
Rücksichten erscheine eine Nachbildung des englischen »Registrar general of seamen« 
für Deutschland erwünscht. (Sten. B. S. 435.) 
In der Kommission ward der durch Kursivschrift hervorgehobene Zusatz be- 
schlossen; ein Antrag des Abg. Graf zu Münster: 
»die Errichtung der Musterungs-Behörden dem Reiche zu überweisen« 
jedoch abgelehnt. (Sten. B., $. 1116.) 


ll. Landesgesetzliche Bestimmungen: 


Zu $. 4 bestimmt die Preuss. Dienst- Anweisung: 

1. Die Musterungs-Behörden haben die den Seemanns-Aemtern durch die See- 
manns-Ordnung überwiesenen Obliegenheiten und Befugnisse in Ansehung aller Deut- 
schen Kauffahrteischiffe und deren Besatzungen wahrzunehmen. 

In Ansehung anderer Schiffe und deren Besatzungen sind sie dagegen nicht zu- 
ständig. 

2. Die auf $. 12 des Gesetzes vom 26. März 1864 (G.-S. 8. 693) 1) beruhende Or- 
ganisation der Musterungs-Behörden bleibt bis auf Weiteres unverändert. 

Die darnach eingesetzten »besonderen Musterungs-Behörden«, desgleichen die 
Hafenpolizei-Behörden in ihrer Eigenschaft als Musterungs-Behörden sind derjenigen 
Königlichen Regierung, bez. Landdrostei direkt untergeordnet, in deren Verwaltungs- 
Bezirk sie ihren Sitz haben. Die Musterungs-Behörde zu Papenburg steht jedoch unter 
der Königlichen Landdrostei zu Aurich. 


!) Die betreffenden Bestimmungen des Ges. v. 26. März 1864 lauten, wie folgt: 

»Für jeden Hafen wird einebesondere Musterungs-Behörde eingesetzt. Die 
Mehrzahl der Mitglieder derselben soll aus Personen bestehen, welche der Schifffahrt kun- 
dig und im Schifisdienst erfahren sind. Wo die Einsetzung einer solchen Musterungs-Be- 
hörde nicht hat erfolgen können, gilt als Musterungs-Behörde die Hafenpolizei-Be- 
hörde.« 
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Zweiter Abschnitt. 
Seefahrtsbücher und Musterung. 


$.5. Niemand darf im Bundesgebiet als Schiffsmann in Dienst treten, bevor 
er sich über Namen, Heimath und Alter vor einem Seemanns-Amte ausgewiesen und 
von demselben ein Seefahrtsbuch ausgefertigt erhalten hat. 

Ist der Schiffsmann ein Deutscher , so darf er vor vollendetem vierzehn- 
ten Lebensjahr zur Uebernahme von Schiffsdiensten nicht zugelassen werden ;') 
auch hat er sich über seine Militär-Verhältnisse , sowie, wenn er noch der väter- 
liehen Gewalt unterworfen, oder minderjährig ist, über die Genehmigung des Va- 
ters oder Vormundes zur Uebernahme von Schiffsdiensten auszuweisen. 

Mit dem Seefahrtsbuch ist dem Schiffsmann zugleich ein Abdruck der 
Seemanns-Ordnung und des Gesetzes, betreffend die Verpflichtung Deutscher 
Kauffahrteischiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute, auszuhändigen.?) 


$. 6. Die väterliche oder vormundschaftliche Genehmigung ($. 5) gilt, sofern 
ihr eine Binschränkung nicht beigefügt ist, als ein- für allemal ertheilt. 

Kraft derselben wird der Minderjährige einem Grossjährigen gleichgeachtet, 
insoweit es sich um den Abschluss von Heuer- Verträgen, die aus ihnen hervor- 
gehenden Rechte und Pflichten und das gerichtliche Verfahren darüber handelt. 


I. Entstehungs-Geschichte. 


a. $. 5. Im Entwurf fehlen im Abs. 2 die kursiv gedruckten Worte. Diese, sowie Abs. 3 
sind auf Beschluss der Kommission hinzugefügt. (Drucksachen Nr. 182.) 


$- 6 lautete abweichend im zweiten Satz in der Reg.-Vorlage: 
ah »Kraft derselben wird, wer das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat, einem 
selbständigen Grossjährigen gleichgeachtet , insoweit es sich um den Abschluss von 
Heuer-Verträgen und die aus denselben hervorgehenden Rechte und Pflichten han- 
delt. Die gesetzlichen Bestimmungen über die Fähigkeit, vor Gericht aufzutreten, 
werden hierdurch nicht berührt.« 
b. die Motive bemerken zu beiden Paragraphen: 

»In erster Linie hat das Seefahrtsbuch dem?Schiffsmann als Ausweis und Legiti- 
mation über seine allgemeinen persönlichen Verhältnisse, wie als Grundlage für die 
Musterungs-Verhandlungen zu dienen. Hierauf zielt zunächst die Bestimmung des 
$. 5 ab, nach welcher Niemand — gleichviel, ob In- oder Ausländer — im Bundes- 
gebiete als Schiffsmann (auf einem Deutschen Schiffe) in Dienst treten darf, bevor 
er ein jene persönlichen Verhältnisse konstatirendes Seefahrtsbuch ausgefertigt er- 
halten hat. Die Beschränkung auf das Bundesgebiet lehnt sich ebenfalls an bereits 
bestehende Landes-Gesetze an. Sie hat ihren Grund darin, dass die im Auslande 
auf Preussischen Schiffen in Dienst tretenden Schiffsleute in der Regel überhaupt 
nur vorübergehend auf denselben verbleiben und dass auch der Schiffer im Auslande 
häufig durch die Verhältnisse genöthigt ist, von der Beibringung einer ordnungs- 
mässigen Legitimation des Anzuheuernden abzusehen (vgl. $$. 8, 11, 15, jetzt 14). 
Die Ausfertigung der Seefahrtsbücher hat demnach überhaupt nur im Inlande zu er- 
folgen und 3) zwar sind dazu die Seemanns-Aemter berufen. Von einer Beschrän- 
kung auf dasjenige Seemanns-Amt, in dessen Bereiche sich der Schiffsmann »zuerst 
verheuern will« (Preuss. Ges. v. 26. März 1864, $. 1), konnte abgesehen werden. 

Unter den persönlichen Verhältnissen, über welche ein Ausweis der Ausfertigung 
des Seefahrts-Buches voranzugehen hat, verdienen in Betreff der Deutschen See- 
leute, neben den Militär-Verhältnissen derselben, die aus der väterlichen Gewalt 
und der Minorennität sich ergebenden Beziehungen besondere Berücksichtigung, da 
die Mehrzahl aller Schiffsleute noch , während sie in solchen Beziehungen steht, in 
Dienst zu treten pflegt. 


) Vergl. $. 128, Gewerbe-Ordn. v. 21. Juni 1869. Archiv Bd. III, S. 154. 
2) Vergl. $. 108 dieses Gesetzes unten $. 1360. 


3) Danach sind also Konsulate zur Ausstellung von Seefahrts-Büchern nicht befugt. 
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Der Inhalt der hierauf bezüglichen Bestimmungen entspricht Demjenigen, was 
vielfach auch schon auf andern privatrechtlichen Gebieten gilt. In nsehung des 
Schiffsdienstes finden sich ähnliche Vorschriften in dem [Preuss. Ges. v. 26. März 
1864, $. 1 und in dem Oldenb. Ges. v. 11. Mai 1864, Art.5. Nur in Ansehung der 
Fähigkeit, vor Gericht aufzutreten, soll es bei den gesetzlichen Bestimmungen be- 
wenden, unter denen sowohl die landesgesetzlichen als auch die etwa vom Reiche 
zu erlassenden zu verstehen sind.« . 

Durch die von der Kommission erfolgte Streichung des letzten Satzes im $. 6 des 


Entwurfs ist auch den Minderjährigen die Prozessfähigkeit in Bezug auf alle aus Heuer- 
Verträgen abzuleitenden Rechtsstreitigkeiten gewahrt. 


Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $$- 5 und 6 führt die Preuss. Dienst-Anweisung aus: 


3. Zur ersten und zu jeder ferneren Ausfertigung eines Seefahrtsbuches auf Grund 
der Seemanns-Ordnung — Deutschen Seefahrtsbuches — ist ohne die bisherigen ört- 
lichen Beschränkungen jede darum angegangene Musterungs-Behörde zuständig. 


4. Die erste Ausfertigung eines Deutschen Seefahrtsbuches darf nicht eher er- 
folgen, als bis die in Absatz 1 und 2 des $. 5 vorgeschriebenen Ausweise erbracht sind. 

Als genügende Ausweise über Namen, Heimath und Alter sind die bezüglichen 
Vermerke in den vor dem 1. März 1873 in einem der Deutschen Seestaaten ausgefertig- 
ten Seefahrtsbüchern anzusehen. Der Besitz eines solchen Preussischen Seefahrts- 
buches überhebt den Inhaber zugleich des Nachweises der Genehmigung des Vaters 
oder Vormundes zur Uebernahme von Schiffsdiensten. 

In das ältere Seefahrtsbuch, auf Grund dessen die erste Ausfertigung eines Deut- 
schen Seefahrtsbuches erfolgt, ist nach der letzten darin befindlichen Eintragung oder 
an einer sonst geeigneten Stelle, unter Durchstreichung aller etwa noch unbenutzten 
Seiten, folgender Vermerk von der Musterungs-Behörde einzutragen: 


»Inhaber hat ein Seefahrtsbuch gemäss $. 5 der Seemanns-Ordnung 
vom 27. Dezember 1872 ausgefertigt erhalten. 
(Ort und Datum.) 
Das Seemanns- Amt. 
(Wappenstempel.) (Firma.) 
(Unterschrift.)« 


Wer die erste Ausfertigung eines Deutschen Seefahrtsbuches ohne Vorlegung eines 
vor dem 1. März 1873 in einem der Deutschen Seestaaten ihm ertheilten Seefahrts- 
buches nachsucht, hat sich über Namen, Heimath und Alter durch ein Attest der Poli- 
zei-Behörde seines Wohnortes auszuweisen. Jedoch ist, namentlich bei Nichtdeutschen, 
nach dem Ermessen der Musterungs-Behörde auch ein anderer Ausweis zulässig. 

Eines Ausweises über die Genehmigung des Vaters oder Vormundes zur Ueber- 
nahme von Schiffsdiensten bedürfen nur Deutsche. Diese Genehmigung kann münd- 
lich oder schriftlich erklärt werden. Im ersteren Falle hat die Musterungs-Behörde 
darüber ein Protokoll aufzunehmen. Bei schriftlicher Erklärung muss die Unterschrift 
beglaubigt sein. 


ö. Für einen Deutschen, welcher das vierzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, darf ein Seefahrtsbuch nicht ausgefertigt werden. 


6.1) Die vom Bundesrathe festgestellten Formulare zu den Seefahrtsbüchern sind 
zum Preise von 3 Sgr. für das Stück von der der Musterungs-Behörde vorgesetzten 
Königlichen Regierung, bez. Landdrostei zu beziehen. Von diesen Kosten ist der Be- 
trag von 21/, Sgr. (1/a Mark) bei der Ausfertigung von dem’ Schiffsmann wieder einzu- 
ziehen und der Rest aus den aufkommenden Musterungs- Gebühren zu bestreiten. 

Die Ausfertigung dieser Seefahrtsbücher beginnt selbstverständlich erst am 1. März 
d. J. und darf von diesem Tage ab keines der bisher vorgeschrieben gewesenen Preussi- 
schen Seefahrtsbücher mehr ausgegeben werden. Die noch vorhandenen Formulare zu 
letzteren sind bis auf Weiteres aufzubewahren. 

Ueber die Art und Weise der Ausfertigung des Deutschen Seefahrtsbuches ist Fol- 
gendes zu beachten: 

Auf der Titelseite oben links wird die laufende Nummer vermerkt; am 1. März RN 
und später am 1. Januar jedes Jahres wird von jeder Musterungs-Behörde mit Num- 
mer I begonnen. Nach den Worten »Seefahrtsbuch für den« werden Vor- und Zu- 


!) Vergl. Anlage K. 
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namen des Inhabers und nach dem Worte »aus« sein Wohnort — in Ermangelung 
eines festen Wohnsitzes sein Geburtsort unter Zufügung des Wortes »gebürtig« vor 
»aus« — eingetragen. Hinter dem Worte: » Ausgefertigt« folgen Ort und Datum der 
Ausfertigung, unter den Worten »])as Seemanns-Amt« der Wappenstempel. sowie die 
Firma der Behörde und unter letzterer die Unterschrift des bei der Ausfertigung fun- 
girenden Vorsitzenden. Die Firma hat bei den besonderen Musterungs - Behörden 
(vergl. oben Nr. 2, zweiter Absatz) zu lauten : » Die Königlich-Preussische Musterungs- 
Behörde«, bei den als Musterungs- Behörden geltenden Hafenpolizei- Behörden wie 
deren gewöhnliche Firma, also z. B. »Die Königlich-Preussische Schifffahrts-Kommis- 
sion«, »Das Königlich-Preussische Amt«, »Die Königlich - Preussische Kirchspiels- 
vogtei«, »Der Magistrat« etc. 

In gleicher Form erfolgen die sonst vorkommenden Ausfertigungen , insbesondere 
die der Musterrolle. 

Die Rückseite des Titelblatts bleibt leer. 

Die Seite 3 ist dem Vordruck entsprechend auszufüllen. Kann der Schiffsmann an- 
geblich seinen Namen nicht schreiben, so wird die für die Unterschrift bestimmte Stelle 
von der Musterungs-Behörde mit den Worten: »Angeblich schreibensunkundig« aus- 
gefüllt. Ebenfalls auf Seite 3 wird, wenn etwa der väterlichen oder. vormundschaft- 
lichen Genehmigung zur Uebernahme von Schiffsdiensten eine Einschränkung beigefügt 
ist (8. 6), das Nähere hierüber vermerkt. 

Wegen der auf Seite 4 einzutragenden Vermerke wird auf Nr. 8 dieser Anweisung 
verwiesen. 

Ist der Schiffsmann ein Deutscher, so wird auf Grund der von ihm vorgelegten Mili- 
tär-Papiere und unter Beibehaltung der in denselben gebrauchten Bezeichnungen das 
Nähere über sein Militär-Verhältniss zur Zeit der Ausfertigung des Buches auf Seite 5 
hinter die betreffenden Worte des Vordrucks eingetragen, im Uebrigen der Vordruck, 
sowie der unbenutzt gebliebene Raum unter den Worten »ist militärfrei« durchstrichen 
und die vorgesehene Bescheinigung der Musterungs - Behörde unter deren Firma, 
Wappenstempel und Unterschrift, jedoch ohne Wiederholung des Orts und Datums, 
hinzugefügt. Ist der Schiffsmann kein Deutscher, so werden die Seiten 5, 6 und 7 
gleich bei der Ausfertigung des Seefahrtsbuches von der Musterungs-Behörde durch- 
strichen. 

Endlich sind auf dem weissen Papierausschnitt auf der Aussenseite des Buchdeckels 
Vor- und Zunamen des Inhabers zu vermerken. 


7. Jede Musterungs-Behörde hat über die vom 1. März 1873 ab von ihr ausgefer- 
tigten Seefahrtsbücher ein alljährlich mit dem 31. Dezember abzuschliessendes Ver- 
zeichniss nach dem unter Anlage B!) beigefügten Formulare zu führen. 

In der vorletzten Spalte desselben werden diejenigen behufs Erwirkung des See- 
fahrtsbuches vorgelegten schriftlichen Ausweise kurz verzeichnet, welche die Muste- 
rungs-Behörde den Betheiligten zurückgiebt. 


$. 7. Wer bereits ein Seefahrts- Buch ausgefertigt erhalten hat, muss behufs 
Erlangung eines neuen Seefahrts-Buches das ältere vorlegen oder den Verlust des- 
selben glaubhaft machen. Dass dies geschehen, wird von dem Seemanns - Amt in 
dem neuen Seefahrtsbuch vermerkt. | 

Wird der Verlust glaubhaft gemacht, so ist diesem Vermerke zugleich eine Be- 
scheinigung des Seemanns-Amtes über die früheren Rang- und Dienst-Verhältnisse, 
sowie über die Dauer der Dienstzeit, insoweit der Schiffsmann sich hierüber genügend 
ausweist, beizufügen. 


I. Entstehungs-Geschichte. 


a. Im Entwurf lautete Abs. 2 des $. 7: 
Wird »ein unverschuldeter« Verlust ete. 
Die Streichung dieser Worte erfolgte auf den Antrag der Kommission. 
b. Die Motive bemerken: 
»Die Bestimmung des ersten Absatzes beruht ebenfalls auf Vorgängen in den oben 
allegirten Gesetzen (Preussen $8. 5, 6, Oldenburg Art. 8). 
Der zweite Absatz soll dem Schiffsmann die Gelegenheit’gewähren,, Ersatz für ein 
schuldlos verlorenes Seefahrtsbuch, auch insoweit dessen Bedeutung als Ausweis über 


\) Hier Anlage 1. C. 
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die früheren Rang- und Dienst-Verhältnisse, so wie über die Dauer der Dienstzeit in 
Betracht kommt (vergl. die Bemerkungen zu $$. 18, 19 — jetzt $$. 17, 18), zu erlan- 
gen..... « 
Il. Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 7 giebt die Preuss. Dienst-Anweisung folgende Erläuterung: 


8. Die Bestimmung im ersten Absatze dieses $. ist dahin zu verstehen, dass, wer 
nach dem 28. Februar 1873 ein Seefahrtsbuch ausgefertigt erhalten hat, behufs Erlan- 
gung eines neuen jenes vorlegen oder dessen Verlust glaubhaft machen muss. 

Wird das Seefahrtsbuch vorgelegt, so ist unter Durchstreichung der etwa noch un- 
benutzten übrigen Seiten auf Seite 4 desselben folgender Vermerk einzutragen: 


»Inhaber hat ein neues Seefahrtsbuch gemäss $. 7 der Seemanns-Ordnung vom 
27. Dezember 1872 ausgefertigt erhalten.« 


Der auf Seite 4 des neuen Seefahrtsbuches einzutragende Vermerk hat dann zu 
lauten, wie folgt: 


»Inhaber hat vor Ausfertigung dieses Seefahrtsbuches das ihm unter dem... ten’ 
RR Are 18.. von dem (unterzeichneten) Seemanns-Amte (zu N. N.) aus- 
gefertigte Seefahrtsbuch vorgelegt.« 


Wird das ältere Seefahrtsbuch nicht vorgelegt, dessen Verlust aber glaubhaft ge- 
macht, so ist auf Seite 4 des neuen Seefahrtsbuches Folgendes zu vermerken: 


»Inhaber hat vor Ausfertigung dieses Seefahrtsbuches den Verlust eines ihm 
untersdemi.i.itenin 2 2.30% 18.. von dem (unterzeichneten) Seemanns-Amte 
(zu N. N.) ausgefertigten Seefahrtsbuches glaubhaft gemacht, sich auch genü- 
gend darüber ausgewiesen, dass er 


Ivan my Herner bDissh sms iackk: wre auf dem (Deutschen) 
Schiffe N. N., Schiffer N. N. als (Rang- und Dienst-Verhältniss), 

2 VOR dr OEL EN „m Dis JR N STERBEN auf dem (Deutschen) 
U. 8.W. 


gedient hat.« 

Im Uebrigen erfolgt die Ausfertigung eines neuen Seefahrtsbuches nach Massgabe 
der Vorschriften über die erste Ausfertigung eines Seefahrtsbuches (vgl. oben Nr. 4 
etc.). Der in letzterem Falle erforderlichen Ausweise wird es indess bei Vorlegung des 
älteren Seefahrtsbuches der Regel nach nicht weiter bedürfen. Ob der Ausweis über 
die väterliche oder vormundschaftliche Genehmigung zur Uebernahme von Schiffs- 
diensten von Neuem erbracht werden muss, bestimmt sich nach dem Inhalt der früher 
ertheilten Genehmigung (vgl. $. 6). | 


$. 8: Wer nach Inhalt seines Seefahrtsbuches angemustert ist, darf nicht 
von Neuem angemustert werden, bevor er sich über die Beendigung des früheren 
Dienstverhältnisses durch den in das Seefahrtsbuch einzutragenden Vermerk 
($$. 20, 22) ausgewiesen hat. Kann nach dem Ermessen des Seemanns-Amtes ein 
solcher Vermerk nicht beigebracht werden, so dient statt desselben, sobald die Be- 
endigung des Dienstverhältnisses auf andere Art glaubhaft gemacht ist, ein vom 
Seemanns-Amt hierüber einzutragender Vermerk im Seefahrtsbuche. 


I. Entstehungs-Geschichte. 
a. Der Entwurf stimmt mit dem Gesetze überein bis auf die eingeklammerten Zahlen, die 
in jenem 21 und 23 lauteten. 


b. Die Motive führen aus: 

»Der bereits oben angedeutete enge Zusammenhang zwischen Seefahrtsbuch und 
Musterung wird in den folgenden, von letzterer handelnden Bestimmungen haupt- 
sächlich dadurch hergestellt, dass über jede Musterung, wie über die eine solche un- 
ter Umständen ersetzende Anzeige ein Vermerk in das Seefahrtsbuch einzutragen 
ist (88. 15,21, 23 — jetzt $$. 14, 20, 22). Diesen Vermerken, insoweit sie sich auf 
die Beendigung eines Dienst-Verhältnisses beziehen, sichert vorweg der $. 8 die ihnen 
zugedachte Bedeutung dadurch, dass er sie zu Voraussetzungen, wenn auch nicht 

jeder neuen Anheuerung (Preuss. Ges. v. 26. März 1864, $. 9), doch jeder weiteren 
Anmusterung erhebt. Auf Anmusterungen im Auslande würde nach den Bemerkun- 
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gen zu den $$. 5 und 6 auch diese Bestimmung nur dann Anwendung finden, wenn 
der Schiffsmann, wozu keine Verpflichtung besteht, dabei ein Seefahrtsbuch über- 
haupt vorlegt. 

Der Schlusssatz enthält für die Fälle, in denen der geforderte Vermerk nicht bei- 
gebracht werden kann, eine Modifikation, durch welche verhütet werden soll, dass 
die Bestimmung unter Umständen dem weiteren Fortkommen des Schiffsmannes ein 
unüberwindliches Hinderniss entgegenstellt. 


Il. Landesgesetzliche Vorschriften. 
Zu $. 8 ist durch die Preuss. Dienst-Anweisung bestimmt: 

9. Der am Schlusse dieses $. erwähnte Vermerk ist gegenüber dem entsprechenden 
Anmusterungs-Vermerk unten auf Seite 9, bez. 11, 13 u. s. w. des Seefahrtsbuches, wie 
folgt, einzutragen: 

»Die Beendigung des nebenseitig bezeichneten Dienst-Verhältnisses ist gemäss 
$. 8 der Seemanns-Ordnung vom 27. Dezember 1872 glaubhaft gemacht «, 
el alsdann der nicht ausgefüllte Vordruck auf der betreffenden Seite durch- 

strichen. 


10. Gegen einen Schiffer, welcher bei Verhandlungen, die sich auf eine Eintragung 
in ein Seefahrtsbuch beziehen, desgleichen gegen einen Schiffsmann,, welcher bei Ver- 
handlungen, die sich auf die Ertheilung eines Seefahrtsbuches oder auf eine Eintragung 
in dasselbe beziehen, wahre Thatsachen entstellt oder unterdrückt, oder falsche vor- 
spiegelt, um ein Seemanns-Amt zu täuschen, ist auf Grund .des $. 99, Nr. 2, bez. des 
$. 93, Nr. 1, das Strafverfahren von der Musterungs-Behörde einzuleiten. 

In den Fällen des $. 271 des Strafgesetzbuchs!) muss die Einleitung des gericht- 
lichen Strafverfahrens herbeigeführt werden. 


$. 9. Einrichtung und Preis des Seefahrtsbuches bestimmt der Bundesrath. 
Die Ausfertigung selbst erfolgt kosten- und stempelfrei. 

Das Seefahrtsbuch muss über die Militär - Verhältnisse des Inhabers ($. 5) 
Auskunft geben.?) 


$. 10. Der Schiffer hat die Musterung (Anmusterung, Abmusterung) der 
Schifismannschaft nach Massgabe der folgenden Bestimmungen ($$. 11 bis 22) zu 
veranlassen. 

Der Schiffsmann hat sich, wenn nicht ein unabwendbares Hinderniss entgegen- 
steht, zur Musterung zu stellen. 


I. Entstehungs-Geschichte. 


a. Der Entwurf enthielt zwischen den Worten »Anmusterung« und »Abmusterung« das 
Wort»Nachmusterung«, dessen Streichung auf Beschluss der Kommission beruht. 
b. Die Motive bemerken: 

»An der Spitze der mit $. 10 beginnenden Bestimmungen, welche sich unmittelbar 
auf die Musterung (Anmusterung, Nachmusterung, Abmusterung) beziehen, sind die 
allgemeinen Verpflichtungen zusammengefasst , welche in dieser Beziehung von bei- 
den Theilen — dem Schiffer und der Mannschaft -—— bei Vermeidung der in den $$. 95 
(jetzt 93 und 94) und 99, angedrohten Strafen zu erfüllen sind. In Ansehung des 
Schiffers hat durch die Fassung zugleich angedeutet werden sollen, dass eine Ver- 
tretung desselben bei den Musterungs-Verhandlungen nicht ausgeschlossen ist.« 


ll. Reichsgesetzliche Bestimmungen. ! 

Ueber die mit $. 10 beginnenden Vorschriften über Musterungs-Verhandlungen sind 
bezügl. der Deutschen Konsular-Behörden die näheren Bestimmungen getroffen durch 
die Nachtrags-Instr. zur Allgemeinen Dienst-Instr. für die Konsuln v. 22. Febr. 1874. 
(Vergl. diese oben unter $. 33, $. 1203.) 

Il. Landesgesetzliche Vorschriften. 
Zu $. 10 ist in der Preuss. Dienst-Anweisung folgende Erläuterung gegeben: 
11. Der Ausdruck » Musterung« soll, wie sich aus der im $. 10 hinzugefügten Er- 


BER DER Bi, GEREEL S: BER DEREN KERN EEE, WERE EI BRREERL DES VREREEEREEN 


1) Vgl, oben 8. 1349. 
?) Vergl. den Erlass des Kriegsministers v. 21. Febr. 1873 unten in Anlage I. A. 
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läuterung in Verbindung mit $. 13 ergiebt, sowohl die Anmusterung, mag dieselbe der 
Ausfertigung der Musterroile vorangehen oder nachfolgen (sogenannte N achmusterung), 
als auch die Abmusterung umfassen. Danach ist dieser Ausdruck jedesmal sinnge- 
mäss auszulegen. 


12. Aus der Fassung des ersten Absatzes des $. 10 ergiebt sich, dass eine Vertre- 
tung des Schiffers bei den Musterungs-Verhandlungen nicht ausgeschlossen sein soll. 


13. Gegen einen Schiffsmann oder einen Schiffer, welcher bei Verhandlungen, die 
sich auf eine Musterung beziehen, wahre Thatsachen entstellt oder unterdrückt, oder 
falsche vorspiegelt, um ein Seemanns-Amt zu täuschen, desgleichen gegen einen 
Schiffsmann,, welcher es unterlässt, sich gemäss $. 10 zur Musterung zu stellen, und 
gegen einen Schiffer, welcher den ihm in Ansehung der Musterung obliegenden Ver- 
pflichtungen nicht genügt, ist auf Grund des $. 99, Nr. 2 bez. des $. 95, Nr. 1 das Straf- 
verfahren von der Musterungs-Behörde einzuleiten. 

In den Fällen des $. 271 des Strafgesetzbuchs muss die Einleitung des gerichtlichen 
Strafverfahrens herbeigeführt werden. 


$. 11. Die Anmusterung besteht in der Verlautbarung des mit dem Schiff s- 
mann geschlossenen Heuer -Vertrages vor einem Seemanns- Amt. Sie muss für die 
innerhalb des Bundesgebietes liegenden Schiffe unter Vorlegung der Seefahrts- 
biicher vor Antritt oder Fortsetzung der Reise, für andere Schiffe, sobald ein See- 
manns- Amt angegangen werden kann, erfolgen. 


I. Entstehungs-Geschichte. 


a. Der Entwurf der Regierungs-Vorlage lautete: 

»Die Anmusterung besteht in der Verlautbarung des mit der 8 chiffsmann- 
schaft geschlossenen Heuer-Vertrages vor einem Seemanns-Amt. Sie muss für die 
innerhalb des Bundesgebietes liegenden Schiffe unter Vorlegung der Seefahrtsbücher 
vor Antritt oder Fortsetzung der Reise vor demjenigen Seemanns-Amt, in 
dessen Bereiche das Schiff liegt, für andere Schiffe, sobald ein Seemanns- 
Amt angegangen werden kann, erfolgen.« 

Die Aenderungen beruhen gleichfalls auf Beschlüssen der Kommission. 


b. Die Motive führen aus: 

»Auf dem eben (in den Motiven zu $. 10) angedeuteten Gesichtspunkte beruht auch 
die Fassung des ersten Satzes des $. 11, betreffend den Begriff der Anmusterung. 

Der zweite Satz trifft iiber Ort und Zeit der Anmusterung Bestimmung. In bei- 
den Beziehungen ist zu unterscheiden zwischen den innerhalb des Bundesgebiets lie- 
genden und anderen Schiffen. Die letzteren müssen, da im Auslande nicht überall 
Seemanns-Aemter anzutreffen sind, freier als erstere gestellt werden. Es lässt sich 
für sie ein Weiteres nicht bestimmen, als dass, sobald ein Seemanns-Amt angegangen 
werden kann, anzumustern ist. In dieser Zeitbestimmung ist zugleich zum Ausdruck 
gebracht, dass dasjenige Seemanns-Amt örtlich zuständig ist, welches zuerst ange- 
gangen werden kann. Dagegen werden innerhalb des Bundesgebiets die Einrichtun- 
gen in der Art zu treffen sein, dass jedes Schiff — ohne Unterschied des Ausgangs- 
punktes — vor Antritt oder Fortsetzung der Reise anzumustern in der Lage ist und 
demgemäss hierzu auch verpflichtet werden kann. Verschiedene Auffassungen sind 
im Laufe der vorbereitenden Verhandlungen vorzugsweise nur in der Frage hervor- 
getreten, vor welches Seemanns-Amt die Anmusterungen innerhalb des Bundesge- 
biets zu verweisen sein möchten. Zwar hat die Bestimmung des Preuss. Ges. von 
1864 ($. 12), dass die Musterrolle von der Musterungs-Behörde desjenigen Hafens 
auszufertigen ist, in welchem die Schiffsmannschaft geheuert wird, nur geringen An- 
klang gefunden. Die Meinungs- Verschiedenheit beschränkte sich darauf, ob den 
Interessenten die Wahl des Seemanns-Amtes, vor welchem sie anmustern wollen, 
ganz freizugeben, oder ob ausschliesslich dasjenige Seemanns-Amt zu berufen sei, in 
dessen Bereiche das Schiff — zur Zeit der Anmusterung — liegt. Die Entscheidung 
ist schliesslich zu Gunsten der letzteren Alternative getroffen. Die erstere hätte im 
praktischen Erfolge für die Mehrzahl aller Fälle dazu geführt, dass allein der Schiffer 
die Auswahl unter den mehreren , überhaupt zugänglichen Seemanns-Aemtern trifft 
und hiergegen ist von erfahrenen Vertretern der Praxis die Besorgniss geäussert, dass 
eine solche Wahl nicht immer in dem Sinne ausfallen werde, wie es im Interesse der 
Schiffsmannschaft dringend zu wünschen sei. Nicht minder spricht für die getroffene 
Entscheidung die Erwägung, dass der Entwurf in den folgenden Bestimmungen an 
den Hafen, in welchem angemustert und also auch die Musterrolle ausgefertigt wird, 
den sogenannten »Musterungshafen« ($$. 12, 13), eine grosse Anzahl weiterer recht- 
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licher Beziehungen von bedeutender Tragweite anknüpft. Auch von diesem Ge- 
sichtspunkte aus empfiehlt sich eine Bestimmung, nach welcher — unter Ausschluss 
Jeder Willkür der Betheiligten — die Anmusterung gleichmässig für alle Fälle vor 
ein im Gesetze selbst bestimmtes Seemanns-Amt verwiesen wird. 

Dass und aus welchen Gründen die Vorlegung der Seefahrtsbücher bei der An- 
musterung nur, sofern diese innerhalb des Bundesgebiets erfolgt, vorzuschreiben 
war, ergiebt sich aus den Bemerkungen zu den 8. 5, 6 und 8.« 


c. Aus den Verhandlungen des Reichstages. 

Die Vorschrift im $. 11 des Entw., dass die Anmusterung im Inlande vor demjenigen 
Seemanns-Aımte erfolgen müsse, in dessen Bereich das Schiff liege, war eine 
derjenigen, die zu eingehenderen Verhandlungen im Reichstage Anlass boten. 

Bei der ersten Berathung hob der Abg. Lesse hervor: 

' Eine sehr wichtige Aenderung der Seemanns-Ordnung, prinzipieller Natur sei, 
dass diese einen neuenBegriffeinführe, den des Musterungshafens, undnun 
im $. 11 den Grundsatz ausspreche, dass, wenn die Schiffe nicht im Auslande liegen, 
sondern im Bundesgebiet, dann bei demjenigen Seemanns-Amte die Musterung er- 
folge, in dessen Bereich die Schiffe liegen. Hier habe man gegen das Preuss. Ges. 
eine Aenderung eintreten lassen, gegen die doch einige Bedenken nicht zu unter- 
drücken seien. Es werde im Ganzen von Vortheil sein, wenn der Rheder da an- 
mustern könne, wo die Mannschaft geheuert werde, das habe sich in der Praxis er- 
wiesen. - Dass die Leute durch den Vorschuss sich nicht gebunden halten, sei in der 
Praxis doch auch vorgekommen; denn die Leute betrachten die Anmusterung als das 
Entscheidende, nicht die Anheuerung. Ein Schiff liege z. B. in Stettin, in Danzig 
werden die Leute geheuert; da scheine es doch wünschenswerth, zu ermöglichen, 
dass die Leute in Danzig auch angemustert werden können und nicht erst in Stettin. 
Noch wichtiger sei es, wenn ein Schiff im Auslande liege. Z. B. in Riga und in Kö- 
nigsberg werde geheuert, so habe es etwas Missliches, dass die Leute nicht zugleich 
in Königsberg angemustert werden, sondern erst in Riga. Durch eine kleine Aen- 
derung der $$. 11 und 17, welche nicht eine vollständige Aenderung des Prinzips der 
Seemanns-Ördnung zu sein brauche, werde den Bedenken abgeholfen werden können. 
Er mache darauf aufmerksam, dass diese wichtigen $$. 11 und 17 Einen Begriff ent- 
halten, der ihm bis jetzt noch unklar sei. Vielleicht erfolge später darüber einige Er- 
läuterung. Es werde dort gesprochen von »demjenigen Seemanns-Amte , welches 
zunächst angegangen werden kann«; solle das immer gerade das nächste Seemanns- 
Amt sein, oder dasjenige, welches den Verhältnissen nach gerade das geeignetste 
und das bequemste ist? Wenn letzteres gemeint, so würde gegen diese Art der Aus- 
drucksweise nichts einzuwenden sein. Wenn z.B. ein Schiff an der chinesischen Küste 
strande und es sich um Rückbeförderung der Leute handele, sei der Kapitän da ge- 
nöthigt, nach Shanghai zu gehen, wo der nächste Konsul sei, oder könne er nicht, 
wenn durch einen Zufall die Leute auf eine zweckmässige Weise direkt nach Hause 
spedirt werden können, das auf diesem Wege thun, und dann von dem Rechte des 
$. 23 in der Heimath Gebrauch machen? Auf diese Bedenken sei kurz hingewiesen ; 
wenn die Seemanns-Ordnung das Prinzip des Preuss. Gesetzes vom Jahre 1864, 
wonach da eingemustert wurde, wo geheuert wurde, gänzlich verlasse, so scheine 
das bedenklich. (St. B. S. 431.) 

Die Kommission trug den oben geäusserten Bedenken Rechnung, welche auch 
in vier Petitionen Ausdruck fand, in denen beantragt war, der Reichstag wolle den 
$. 11 dahin formuliren, dass dem Schiffer gestattet sei, seine Mannschaft vor Jedem 
Seemanns-Amte anzumustern. 

Bei der zweiten Berathung begründete der Berichterstatter der Kommission die 
Aenderung des Reg.-Entw. damit, dass die Kommission die Wünsche der Petenten 
für berechtigt erachtet und deshalb den Paragraphen aus den Gründen, welche zur 
Streichung des $. 13 des Reg.-Entw. geführt haben, in der nunmehr zum Gesetz erho- 
benen Fassung formulirt habe. 

Der $. 13 der Reg.-Vorlage hatte folgenden Wortlaut: »Der Hafen, in welchem die 

Musterrolle ausgefertigt ist, gilt als Musterungshafen im Sinne dieses Gesetzes«. 


Die Motive begründeten diesen Paragraphen folgendermassen : 

Der hier eingeführte Begriff des »Musterungshafens« ist neu und insbesondere dem 
H.-G.-B. noch fremd. Das letztere unterscheidet in dem Titel 4, Buch V. »von der 
Schiffsmannschaft« zwischen dem »Heimaths- (Register-) Hafen (Art. 435 — Reichs- 
Gesetz vom 25. Oktober 1867, $. 5), auf welchen die Art. 536, 538 und 548 verweisen 
und dem Hafen, »wo er (der Schiffsmann) geheuert worden ist«, welcher in den Ar- 
tikeln 538, 542, 544, 545, 547 und 548 in Bezug genommen wird. Die Verweisung 
auf letzteren empfiehlt sich schon insofern nicht, als keineswegs in allen Fällen ge- 
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rade in einem »Hafen«, vielmehr oft auch tief im Binnenlande geheuert wird. Sie hat 
ferner zur Folge, dass da, wo es sich um freie Zurückbeförderung der Mannschaft 
oder auch einzelner Schiffsleute handelt, der Anspruch eines Jeden sich nach einem 
seinen persönlichen Beziehungen entsprechenden besonderen Massstabe bestimmt 
oder doch bestimmen kann — ein Fall, der besonders bei Nachmusterungen ($. 14 
des Entwurfs, jetzt $. 13) regelmässig eintreten wird. Im Zusammenhange hiermit 
führt sie nicht selten, wenn nämlich die Schiffsmannschaft successive in verschiede- 
nen, weit auseinander gelegenen Plätzen ergänzt und ersetzt ist, zu Konsequenzen, 
die nicht nur für den Rheder überaus drückende Verpflichtungen mit sich bringen, 
sondern auch den Anschauungen aller Betheiligten selbst, insbesondere der im Uebri- 
gen stets festgehaltenen Voraussetzung der Zusammengehörigkeit und Gleichstellung 
sämmtlicher Glieder einer und derselben Mannschaft, zuwiderlaufen. Die Einführung 
des neuen Begriffes erleichterte zugleich die Regelung einiger anderer Beziehungen, 
deren an den betreffenden späteren Stellen noch Erwähnung geschehen soll, und sie 
kann endlich auch nicht etwa von dem Gesichtspunkt aus angefochten werden, dass 
sie zu einer Benachtheiligung der Schiffsmannschaft führe. Für die grosse Mehrzahl 
aller Fälle bleibt der Mannschaft im praktischen Erfolge jedenfalls und mindestens 
dasjenige gesichert, worauf sie bisher Anspruch hatte. Wo sich diese Voraussetzung 
in einzelnen Ausnahmefällen dennoch nicht bestätigen sollte, wird den Interessenten 
überlassen werden können, im Wege der freien Vereinbarung sich über die den Um- 
ständen angemessenen abweichenden Ansprüche zum Voraus zu verständigen. Dem- 
gemäss ist in den $$. 54, 56, 58, 59, 63, 48 des Entwurfs, welche den Art. 598, 542, 
544, 545, 547, 548 H.-G.-B. entsprechen, dem Hafen, in welchem der Schiffsmann 
geheuert worden ist, der Musterungshafen im Sinne des $. 13 substituirt. Fernere 
Anwendungen dieses Begriffes finden sich in den $$. 22, 26, 38 (jetzt 21, 25, 37), 
(H.-G.-B. Art. 536) 43 (jetzt 42), 54, 66, 101. Auf den Heimathshafen ist nur noch 
in den $$. 46 (jetzt 45), 48, 83 (ist gestrichen), 101, 103, 107 Bezug genommen.« 
Nachdem, wie vorstehend 8. 1299 angeführt, schon bei der ersten Berathung sei- 
tens des Abg. Lesse gegen die Einführung des neuen Begriffs »Musterungshafen« Be- 
denken erhoben waren, erklärte in zweiter Berathung der Berichterstatter der Kom- 
mission, Abg. Dr. Wolffson, dass die wesentlichste Abweichung der Kommission 
von der Regierungs-Vorlage in Bezug auf die Bestimmungen über den Musterungs- 
hafen bestehe, indem er hervorhob: 

Der Heuer-Kontrakt, der zwischen dem Schiffsmann und dem Schiffer abgeschlossen 
sei, begründe nur das zivilrechtliche Verhältniss ; das staatliche Interesse an dem Ver- 
hältniss zwischen Schiffer und Schiffsmann in Bezug auf die Disziplin, auf die Ver- 
pflichtung des Schiffers zur Versorgung, auf den Schutz der Personen und ihres 
Dienst-Verhältnisses im Auslande, komme zum Ausdruck in der Anmusterung, die 
eine Sanktionirung, eine staatliche Bekräftigung des Heuer-Vertrages sei, und über 
den in der Musterrolle ein staatliches, Öffentliches Dokument ausgestellt werde. Die 
Natur der Sache bringe es mit sich, dass ein solches Dokument ein einheitliches sein 
müsse. Es sei nun zunächst die Frage entstanden: an welchem Orte die Anmuste- 
rung stattfinden und die Musterrolle ausgefertigt werden solle? Die Vorlage habe 
abweichend von den bisherigen gesetzlichen Bestimmungen in der Beziehung den 
Vorschlag gemacht, dass die Anmusterung in demjenigen Hafen obligatorisch statt- 
finden solle, in welchem das Schiff liege. Es sollen also die sämmtlichen Seeleute, 
einerlei wo sie geheuert seien, nach diesem Hafen, wo sie ja doch das Schiff betreten 
müssen, hin dirigirt werden, und dort solle die Musterung stattfinden. Die Vorlage 
habe dabei den Gedanken ins Auge gefasst, überhaupt den Musterungshafen dem 
ganzen Verhältniss zwischen Schiffer und Schiffsmannschaft zu Grunde zu legen, ge- 
wissermassen alle späteren Bestimmungen so aufzufassen, als ob sie auf diesen Mu- 
sterungshafen reduzirt, als ob sie in diesem Musterungshafen eingegangen wären. 
Für die Einrichtung des ganzen Gesetzes sei dieser Vorschlag ein ausserordentlich 
zweckmässiger gewesen , er habe die Einheit und Konstruktion des ganzen Gesetzes 
in hohem Grade erleichtert. Nichtsdestoweniger habe sich die Kommission bei den 
weiteren Berathungen über die Sache in ihrer grossen Mehrheit nicht für die Beibe- 
haltung des Musterungshafens entschliessen können, sie’habe diesen Vorschlag nicht 
für einen solchen gehalten, der in gleicher Weise, wie der Konstruktion des Gesetzes, 
auch der Praxis zum Vortheil gereichen würde. Es seien namentlich diejenigen 
Fälle ins Auge gefasst worden, wo ein Schiffer an einem anderen Platze seine Mann- 
schaft heuere und suche, als in demjenigen, wo das Schiff liege. Es gebe eine grosse 
Zahl von Küstenplätzen, von denen aus Rhederei getrieben werde, deren Häfen aber 
nicht praktikabel seien für die Schiffe der Rheder, welche sich in diesen Plätzen be- 
finden. Solche Rheder lassen dann ihre Schiffe nach anderen Plätzen gehen , suchen 
aber ihre Schiffsmannschaft in ihrer eigenen Heimath vorzugsweise zu rekrutiren. In 
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dieser eigenen Heimath werden die Leute geheuert, sie erhalten die ganz unerläss- 
lichen Vorschussgelder, sie erhalten die Reisekosten und werden dann, nachdem sie 
in der Nähe dieses Platzes angemustert seien, oft erheblich später nach dem Platze 
hin dirigirt, in welchem das Schiff liege. Allerdings sei der Heuer-Vertrag selbst ein 
zivilrechtlich bindender Vertrag; die Praktiker gehen aber von der Ansicht aus, dass 
der Schiffsmann sich erst durch die Bestätigung des Vertrages durch die Obrigkeit 
als definitiv gebunden erachte, die ja doch jedenfalls dem Vertrage eine grössere 
Festigkeit verleihe und seine Ausführung unter besseren Schutz stelle. Wenn man 
nun die Musterung in den Hafen verlegen wolle, in welchem das Schiff liege, so be- 
komme die Schiffsmannschaft ihre Vorschussgelder und ihre Reisekosten auf Grund- 
lage eines noch nicht von der Behörde sanktionirten Vertrages, und die Gefahr sei 
vorhanden , namentlich wenn die Schiffsmannschaft in das Ausland dirigirt werden 
solle, dass sie, sei es in ihrer Heimath selbst oder unterwegs oder an dem Platze, wo 
das Schiff liege, wenn ihr eine bessere Gage geboten werde, sich anderweitig ver- 
heuere. Das wolle man vermeiden und so sei man von Seiten der Kommission zu- 
rückgekehrt zu demjenigen, was grösstentheils jetzt Rechtens sei, dass man nämlich 
die Wahl des Anmusterungshafens der Vereinbarung zwischen Schiffer und Schiffs- 
mann überlasse und dass, wenn Fälle der eben bezeichneten Art eintreten ‚ und der 
Schiffsmann in einem anderen Hafen geheuert werde als da, wo das Schiff liege, dann 
der Schiffsmann gemustert werde in der Nähe des Hafens, wo er geheuert wird, und 
dass er erst nach der Musterung nach dem Orte dirigirt werde, wo das Schiff liegt. 
Das habe zur Folge gehabt, dass der Begriff des Anmusterungshafens beseitigt wer- 
den musste, und in denjenigen Fällen, in denen die Vorlage gewisse Rechts-Verhält- 
nisse auf den Anmusterungshafen reduzire, entweder der Heimathshafen des Schiffes, 
oder der Hafen, wo der einzelne Schiffsmann angemustert ist, oder derjenige 
Hafen substituirt werde, von welchem aus das Schiff seine Reise antrete. Letztere 
Bestimmung habe namentlich ihre grosse Bedeutung für den Begriff der Rückreise 
und ihre Vollendung. (Sten. Ber. $. 1114 ff.) 

Die Kommission beschloss, den $. 13 des Reg.-Entw. zu streichen, welcher Beschluss 

bei der Plenar-Berathung die Zustimmung des Reichstages gefunden hat. 


Hl. Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 11 führt die Preuss. Dienst-Anweisung aus: 


14. Die Musterung darf nur vorgenommen werden, wenn das Schiff ein Kauffahr- 
teischiff ist, welches das Recht, die Deutsche Reichsflagge zu führen , besitzt und aus- 
üben darf. Der Nachweis dieses Erfordernisses ist zu führen durch Vorlegung ent- 
weder des von einer Deutschen Schiffsregister-Behörde ausgefertigten Schiffs - Zerti- 
fikats oder des von einem Konsul gemäss $. 16 des Gesetzes vom 25. Oktober 1867 
(B.-G.-Bl. S. 38)1) ertheilten (s. g. »Flaggen-«) Attestes. Statt eines solchen Schiffs- 
Zertifikats, bezw. Attestes braucht für die nachstehend unter a. bis e. aufgeführten 
Fahrzeuge, nämlich: 

a) die in den Provinzen Preussen, Pommern und Schleswig-Holstein heimathberech- 
tigten,, lediglich zur Küstenfahrt bestimmten Fahrzeuge, welche nicht mit einem 
festen Deck versehen sind, 

b) die in den Regierungs-Bezirken Stralsund und Stettin zu Hause gehörigen Küsten- 
Fahrzeuge, welche ihre Reisen über das Küstengebiet des Regierungs-Bezirks Stral- 
sund und des Usedom-Wolliner Kreises nicht ausdehnen, 

c) die in der Provinz Hannover und im Jadegebiet heimathberechtigten Fahrzeuge, 
welche ihre Fahrten auf die Häfen von der Eider bis zur Schelde, mit Einschluss 
dieser beiden Flüsse, zu beschränken, bezw., wenn sie durch den Eiderkanal in die 
Ostsee gehen , nicht über Stettin, Kopenhagen und die Belte auszudehnen pflegen, 

« d) die im Grossherzogthume Oldenburg heimathberechtigten Fahrzeuge unter 5 Lasten 

(zu 4000 Pfd. oder 4,94 Kubikmeter Netto-Raumgehalt) Tragfähigkeit, 

e) die im Gebiete der freien und Hansestadt Bremen heimathberechtigten Fahrzeuge, 
für welche ein Schiffspatent zur Flussschifffahrt ausgestellt ist, auch wenn sie zum 
Erwerbe durch die Seefahrt benutzt werden, 

: nur ein amtliches Zeugniss darüber vorgelegt zu werden, dass sie zu einer dieser Kate- 
gorien (a bis e) gehören). 


15. Die Anmusterung kann vor jeder darum angegangenen Musterungs-Behörde 


I) Siehe oben $. 1204 ff. 
°) Vergl. hierzu $. 1 des Reichs-Gesetzes vom 28. Juni 1873 und Verordnung dazu vom 
13. Nov. 1873. Oben $. 1258 ff. 
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le und gelten in dieser Beziehung die bisherigen örtlichen Beschränkungen nicht 
mehr. 

16. Die Anmusterung darf nicht vorgenommen. werden, wenn in Ansehung des 
Schiffers und der Steuerleute den in Anlage CO. beigefügten Vorschriften des Bundes- 
raths vom 25. September 18691) (B.-G.-Bl. S. 660) nicht genügt ist. Diesen Vor- 
schriften zufolge ist es erforderlich, dass der Schiffer je nach der beabsichtigten Reise 
als Schiffer zur grossen, bezw. Europäischen oder kleinen Fahrt befähigt ist, dass jedes 
zur grossen Fahrt bestimmte Schiff von 100 Tonnen (zu 1000 Kilogramm oder 2,12 Ku- 
bikmeter Netto-Raumgehalt) oder mehr Tragfähigkeit einen 'zur grossen Fahrt be- 
fähigten Steuermann hat und dass, wenn ein Schiff in grosser Fahrt mehrere Steuer- 
leute hat, einer derselben (der Ober-Steuermann) die Schifferprüfung für grosse Fahrt 
abgelegt hat. Befindet sich in solchen Fällen noch kein befähigter Steuermann, bezw. 
Ober-Steuermann unter der Schiffsmannschaft, so ist die Anmusterung nur zulässig, 
wenn der Musterungs-Behörde glaubhaft gemacht wird, dass diesem Mangel noch zeitig 
werde abgeholfen werden. 

Der Nachweis der erforderlichen Befähigung des Schiffers und der Steuerleute muss 
durch entsprechende Befähigungs-Zeugnisse oder Befugniss-Ausweise geführt werden, 
welche von dem Herrn Reichskanzler oder von einer Behörde eines Deutschen Seestaats 
ausgefertigt worden sind. Die Musterungs-Behörde darf von diesem Nachweise nur 
absehen, wenn ihr derselbe bereits in einem früheren Falle erbracht worden ist. 

Führer von Küstenschiffen (im Sinne des $. 1 der vorerwähnten Vorschriften des 
Bundesraths vom 25. Septbr. 1869 — Anlage ©. —)!) sind in den Deutschen Seestaa- 
En ausgenommen in Hamburg, von Erbringung eines Befähigungs-Ausweises bis jetzt 
befreit. 


17. Ausserin dem im $. 8 erwähnten Falle ist die Anmusterung auch dann unzu- 
lässig, wenn die Militär-Verhältnisse des Betheiligten (vgl. Nr. 18) oder die gegen den- 
selben von einer Deutschen Gerichts- oder Polizei-Behörde verhängten Freiheits-Be- 

. schränkungen entgegenstehen. 


18. Die Musterungs-Behörde muss, ehe die Anmusterung vor sich geht, das See- 
fahrtsbuch jedes Schiffsmanns zur Feststellung seiner Persönlichkeit sich vorlegen 
lassen, die in Ansehung der Ableistung der Militärpflicht geltenden, in Anlage D. bei- 
gefügten Vorschriften?) beachten, und, wenn das im Seefahrtsbuche vermerkte Mili- 
tär-Verhältniss des Inhabers sich inmittelst verändert hat, die eingetretene Verände- 
rung auf Seite 6, bezw. 7 des Seefahrtsbuches nach Massgabe der Vorschriften über die 
Eintragungen auf Seite 5 (vgl. oben Nr. 6) vermerken, wobei darauf zu achten ist, dass 
für etwa später erforderliche Vermerke noch Raum offen bleibt. 

19. Bei der Verlautbarung des Heuer-Vertrages hat die Musterungs-Behörde die 
Aufnahme von ungesetzlichen Bestimmungen abzulehnen , die Schiffsmannschaft thun- 
lichst gegen ungerechte Behandlung zu sichern und künftigen Streitigkeiten durch 
möglichst klare und unzweideutige Fassung des Heuer-Vertrages zu begegnen. Ins- 
besondere hat sie Minderjährige auf aussergewöhnliche, ihnen nachtheilige Verab- 
redungen besonders aufmerksam zu machen und über den Sinn und die Folgen solcher 
Verabredungen aufzuklären. Vereinbarungen, welche dahin abzielen, die Grösse oder 
die Einrichtung des Logisraums, auf den die Mannschaft an Bord des Schiffs Anspruch 
hat (vgl. unten Nr. 45), zu ihrem Nachtheile zu verringern, bezw. zu verändern, sind als 
ungesetzlich anzusehen und ist ihre Aufnahme abzulehnen. Dasselbe gilt von Verein- 
barungen, durch welche die dem Schiffsmann für den Tag mindestens zu verabreichen- 
den Speisen und Getränke (vgl. unten Nr. 45) zu seinem Nachtheile verringert oder ver- 
ändert werden sollen. Nicht ausgeschlossen sind hingegen Vereinbarungen, welche 
eine Vermehrung der üblichen oder vorgeschriebenen Speisen oder Getränke oder ihren 
Ersatz durch genügende Aequivalente zum Gegenstande haben. 


20. Befinden sich unter der anzumusternden Schiffsmannschaft Personen, welche 
weder der Deutschen Sprache, noch einer solchen fremden Sprache mächtig sind, in 
welcher wenigstens eines der Mitglieder der Musterungs,- Behörde sich verständlich 
auszudrücken vermag, so ist zu der Verhandlung ein als zuverlässig bekannter Dol- 
metscher zuzuziehen,, welcher dem Schiffsmann den Inhalt des Heuer-Vertrages, sowie 
die etwaigen Erinnerungen der Musterungs-Behörde zu erklären und die Willens- 
äusserung desselben entgegen zu nehmen hat. Die etwaige Zuziehung eines Dolmet- 
schers muss in der Verhandlung (vgl. unten Nr. 22 und 25) ausdrücklich erwähnt 
werden. 


1) Vgl. diese oben 8. 1247. 
2) Im vorliegenden Werke: »Anlage 1. A« 
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$. 12. Die Anmusterungs-Verhandlung wird vom Seemanns-Amt als Muster- 
rolle ausgefertigt!),. Wenn die zur Schiffsmannschaft eines Schiffes gehörigen 
Personen nicht gleichzeitig mittelst Einer Verhandlung angemustert werden, 
so erfolgt die Ausfertigung auf Grund der ersten Verhandlung. 

Die Musterrolle muss enthalten: Namen und Nationalität des Schiffs, Namen 
und Wohnort des Schiffers, Namen, Wohnort und dienstliche Stellung jedes Schiffs- 
mannes, und die Bestimmungen des Heuer-Vertrages, einschliesslich etwaiger 
besonderer Verabredungen. Insbesondere muss aus der Musterrolle erhellen, was 
dem Schiffsmann für den Tag an Speise und Trank gebührt. Im Uebrigen wird die 
Einrichtung der Musterrolle vom Bundesrath bestimmt. 


I. Entstehungs-Geschichte. 

a. Im Entwarf ist der zweite Satz des ersten Alinea nicht enthalten. In Folge dessen ist 
im Eingange des nächstfolgenden Satzes das Wort: »dieselbe« in: »die Musterrolle« ab- 
geändert worden. 

b. Die Motive führen aus: 

»Die Musterrolle besteht aus einer Ausfertigung der Anmusterungs-Verhandlung 
und enthält demnach, da letztere wieder den Heuer-Vertrag reproduzirt, auch die Be- 
stimmungen des letzteren. (H.-G.-B. Art. 529.) Von den einzelnen Gegenständen, 
welche in die Verhandlung aufzunehmen sind, hat die wichtigsten das Gesetz selbst 
zu bezeichnen. Die ausdrückliche Erwähnung der »vetwaigen besonderen Verabre- 
dungen« und der Normen, nach welchen sich die Ansprüche des Schiffsmanns auf die 
Beköstigung bestimmen, ist aus praktischen Kreisen befürwortet. 

Im Uebrigen ist auch die Bestimmung über die Einrichtung der Musterrolle — wie 
die über das Formular ($. 9) zum Seefahrtsbuche — dem Bundesrathe vorbehalten.« 


il. Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 12 führt die Preuss. Dienst-Anweisung aus: 

21. Aus der Schlussbestimmung im ersten Absatze des $. 12 ergiebt sich, dass es 
zwar zulässig ist, die zur Mannschaft eines Schiffes gehörigen Personen nach und nach, 
etwa abtheilungsweise, mittelst verschiedener, auf einander folgender Verhandlungen 
anzumustern, dass aber die Musterrolle gleich bei und auf Grund der ersten Än- 
musterungs-Verhandlung ausgefertigt werden muss, während die späteren Anmuste- 
rungen als Nachmusterungen im Sinne des $. 13 anzusehen sind und dabei nach den 
Vorschriften unter Nr. 25 zu verfahren ist. Die Musterungs-Behörden haben aber 
thunlichst darauf hinzuwirken, dass, wenn nicht die Anmusterung dergesammten 
Mannschaft mittelst einer Verhandlung herbeizuführen ist, doch wenigstens der 
grössere Theil der Mannschaft schon mittelst der ersten Verhandlung angemustert 
wird. 


22. Die erste Anmusterungs-Verhandlung wird nicht mehr, wie bisher, in ein bei 
der Musterungs-Behörde verbleibendes besonderes Protokoll aufgenommen, sondern 
unmittelbar in das Musterrollen-Formular selbst eingetragen und dort von allen Be- 
theiligten, einschliesslich des etwa zugezogenen Dolmetschers, eigenhändig unter- 
schrieben, bezw. von Schreibensunkundigen unterkreuzt, um solchergestalt im Original 
als Musterrolle ausgefertigt zu werden. 


23. Da kein Schiff mit mehr als einer Musterrolle versehen sein darf, so hat die 
Musterungs-Behörde vor Ausfertigung einer Musterrolle sich jedesmal zu vergewissern, 
dass nicht etwa noch eine ältere Musterrolle in Wirksamkeit steht. So lange eine 
ältere Musterrolle auch nur noch für einen an- oder nachgemusterten Schiffsmann 
Gültigkeit hat, darf eine neue Musterrolle nicht ausgefertigt werden, vielm:hr sind so 
lange alle neuen Anmusterungen als Nachmusterungen anzusehen und nach Massgabe 
der desfallsigen Vorschriften (vgl. $. 13 und unten Nr. 25) zu behandeln. 


24. Das vom Bundesrathe festgestellte, vom 1. März 1873 ab zu neuen Muster- 
rollen ausschliesslich zu verwendende Formular!) besteht aus sechs verschiedenen, mit 


!} Vgl. das in Anlage1. B. mitgetheilte Formular. — Auf die grosse Bedeutung der Ein- 
tragungen in die Musterrolle, einerseits als Beweismittel über die Nationalität der Schiffs- 
Besatzung in Kriegszeiten, andererseits für die Theilnahmz an Handels- etc. vertragsmässi- 
gen Vortheilen, endlich in Beziehung auf die Rechts-Verhältnisse zwischen Rheder, 
Schiffer und Schiffsmannschaft, sei besonders verwiesen. 
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A,B, B,, ©, C, und ©z bezeichneten vorgedruckten Bogen. Ein siebenter mit D 
bezeichneter Bogen ist nur zur Vergrösserung bereits angefüllter Musterrollen be- 
stimmt. . Sämmtliche Formularbogen sind von der der Musterungs-Behörde vorgesetz- 
ten Königlichen Regierung, bezw. Landdrostei zu beziehen. Auf wie vielen und auf 
welchen der erstgenannten sechs Bogen eine neue Musterrolle auszufertigen ist, be- 
stimmt sich in jedem einzelnen Falle nach der Zahl der mittelst der ersten Anmuste- 
rungs-Verhandlung anzumusternden Schiffsleute und zwar hat die Ausfertigung zu er- 
folgen: 

E bei 12 und weniger Schiffsleuten lediglich auf dem Formularbogen A, 

bei mehr als 12 bis 25 Schiffsleuten auf den beiden Formularbogen Bund B;, 

bei mehr als 25 bis 50 Schiffsleuten auf den beiden Formularbogen C und C;, 

bei mehr als 50 bis 100 Schiffsleuten auf den drei Formularbogen C, C» und C,, 

bei mehr als 100 bis 150 Schiffsleuten auf den vier Formularbogen C, Ca, Ca 
und C.. 

Zwei und mehrere Bogen sind in der vorstehend angegebenen Reihefolge in einan- 
der (nicht neben einander) zu legen und mit schwarz-weiss-rothen Fäden zu heften, 
deren Enden neben der Unterschrift mittelst des Wappenstempels unter einem gum- 
mirten oder mit Oblate versehenen Papierausschnitt befestigt werden. 

Auf der Titelseite des Formulars werden unter dem entsprechenden Vordruck die 
Namen des Schiffes und seines Heimathshafens, sowie, wenn das Schiff ein Unterschei- 
dungs-Signal beigelegt erhalten hat, auch dieses eingetragen. Nur Schiffe, welche in 
das Schiffsregister eines Deutschen Seestaates eingetragen sind, haben ein solches Un- 
terscheidungs-Signal und ist dasselbe in ihrem Schiffs-Zertifikat auf der ersten Seite 
oben links mittelst vier lateinischer Konsonanten verzeichnet. Letztere müssen auf der 
Musterrolle genau und deutlich vermerkt werden. Bei Schiffen, welche kein Unter- 
scheidungs-Signal haben‘, wird der Vordruck dieses Wortes auf der Musterrolle durch- 
strichen. 

Auf der zweiten Seite unter den Eingangsworten: »Vor dem unterzeichneten See- 
manns-Amte«, sind nach Massgabe der oben unter Nr. 6 gegebenen näheren Vorschrif- 
ten Firma und Sitz der Behörde einzutragen ‚ also z. B. der »Königlich Preussischen 
Musterungs-Behörde zu N. N.« oder »der Königlich Preussischen Schifffahrts-Kommis- 
sion zu N. N.«etc. 

Im. Uebrigen müssen die Eintragungen ihrem Inhalte nach den Vorschriften des 
$. 12 und den Bestimmungen des Heuer-Vertrages, sowie in der Form dem Vordrucke 
entsprechen. Den Musterungs- Behörden ist gestattet, die Angabe darüber, was dem 
Schfsmann für den Tag an Speise und Trank gebührt, in die Formulare eindrucken zu 
lassen und die desfallsigen Kosten aus den aufkommenden Musterungs- Gebühren zu be- 
streiten. 

Die Namensunterschriften,, bezw. Handzeichen der Schiffsleute müssen in derselben 
Reihefolge und unter denselben Ordnungs-Nummern sich anschliessen, welche bei 
Aufführung der einzelnen Schiffsleute im Eingange der Verhandlung denselben ange- 
wiesen sind. 

Damit in die Musterrolle nicht unbefugter Weise nachträglich Zusätze eingetragen 
werden können, sind die zwischen dem Vordruck etwa unbenutzt bleibenden Räume 
von der Musterungs-Behörde zu durchstreichen. 

Soweit in den Formularbogen die Seitenzahlen nicht vorgedruckt sind, müssen sie 
der Reihenfolge entsprechend oben auf jeder Seite zwischen die vorgedruckten Striche 
eingetragen werden. Nur auf der Titelseite bleibt die Seitenzahl fort. 

Die ausgefertigte Musterrolle wird unter Zurückbehaltung einer wortgetreuen, zu 
beglaubigenden Abschrift dem Schiffer ausgehändigt. Zu diesen bei den Akten der 
Musterungs- Behörde bleibenden Abschriften werden nicht die oben erwähnten, sondern 
einfache und nicht stempelpflichtige Konzept- Formularbogen verwandt, welche ebenfalls 
von den vorgesetzten Königl. Regierungen, bezw. Landdrosteien zu beziehen sind, soweit 
nicht einzelnen Musterungs- Behörden gestattet wird, den Druck solcher Formulare ıhrer- 
seits zu veranlassen. 


$: 13. Wird ein Schiffsmann erst nach Ausfertigung der. Musterrolle an- 
gemustert, so hat das Seemanns-Amt eine solche Musterung in die Musterrolle 
einzutragen. 
il. Entstehungs-Geschichte. 


a. Im Entwurf enthält der $. 14!) statt der vorstehend kursiv gedruckten die folgenden 
Worte: »Nachmusterung in der Musterrolle zu vermerken. 


-.1,Da der $. 13 des Entwurfs ausgefallen ist, sind die 88. 13 bis -46 Einsehl: der See- 
manns-Ordnung den $$. 14 bis 47 des Entwurfs gegenüberzustellen. 
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b. Die Motive bemerken: 

»Die Nachmusterung — d. i. die nach Ausfertigung der Musterrolle erfolgende An- 
musterung einzelner Schiffsleute (H.-G.-B. Art. 530, Entwurf $$. 10,28) — fällt im 
Allgemeinen unter den Begriff der Anmusterung überhaupt. Nur eine besondere 
Ausfertigung kann hier nicht erfolgen ; vielmehr tritt an deren Stelle ein blosser Ver- 
merk in der Musterrolle. Die Nothwendigkeit dieses Verfahrens ergiebt sich schon 
daraus, dass — zumal wenn der Begriff des »Musterungshafens« eingeführt wird — 
kein Schiff gleichzeitig mit mehreren Musterrollen versehen sein darf.« 


il. Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 13 ist in der Preuss, Dienst-Anweisung bestimmt: 


25. Für die nach Ausfertigung der Musterrolle erfolgenden Anmusterungen (sog. 
Nachmusterungen) gelten ebenfalls die zu 88. 10, 11 und 12 für die erste Anmusterung 
gegebenen Vorschriften (vgl. oben Nr. 11 bis 24), mit dem Unterschiede jedoch, dass 
die Nachmusterungs-Verhandlung nicht in die Musterrolle selbst, sondern‘in ein — 
dem Schema in dem Formulare der Musterrolle entsprechendes — besonderes Protokoll 
aufzunehmen ist, welches bei den Akten der Musterungs-Behörde verbleibt, während 
in die Musterrolle ein Vermerk eingetragen wird, aus welchem Namen, Wohnort und 
dienstliche Stellung des nachträglich angemusterten Schiffsmanns und die Bestimmun- 
gen des mit ihm abgeschlossenen Heuer-Vertrages, einschliesslich etwaiger besonderer 
Verabredungen und der ihm für den Tag gebührenden Beköstigung, sowie die gezahl- 
ten Vorschüsse, bezw. Handgelder erhellen müssen. - Insoweit die Bestimmungen des 
Heuer-Vertrages dieselben sind, welche Inhalts der Musterrolle bereits mit früher an- 
gemusterten Schiffsleuten vereinbart wurden, bedarf es statt wörtlicher Wiederholung 
sowohl in dem Nachmusterungs-Protokoll, als auch in dem darüber in die Musterrolle 
aufzunehmenden Vermerk nur eines Hinweises hierauf. Es muss jedoch der in Bezug 
genommene Vorgang alsdann dem nachgemusterten Schiffsmann mit vorgelesen, und, 
dass dies geschehen, in dem Nachmusterungs-Protokoll ausdrücklich vermerkt werden. 

Aus letzterem muss auch stets erhellen, von welchem Seemanns-Amte und unter 
welchem Datum die Musterrolle, in welche der Nachmusterungs-Vermerk eingetragen 
wird, ausgefertigt worden ist. 2 

Der Nachmusterungs-Vermerk erhält in der Musterrolle seine Stelle unmittelbar 
hinter der letzten darin befindlichen Eintragung und wird in der oben unter. Nr. 6 vor- 
geschriebenen Weise ausgefertigt. 


26. Wenn die Musterrolle bereits so weit angefüllt ist, dass es zur Eintragung eines 
Nachmusterungs- oder eines anderen Vermerks an dem nöthigen Raum fehlt, so wird 
ihr ein Formularbogen D. angeheftet, und zwar in derselben Weise, wie oben unter 
Nr. 24 bezüglich des Heftens einer aus mehr als einem Bogen bestehenden Musterrolle 
vorgeschrieben worden ist. In den angehefteten Bogen sind dann auch die ent- 
sprechenden Seitenzahlen einzutragen. Zur Vergrösserung der Musterrolle anderes 
Papier, als den Formularbogen D., zu verwenden, ist nicht gestattet. 


$. 14. Bei jeder innerhalb des Bundesgebiets erfolgenden Anmusterung. wird 
vom Beemanns-Amt hierüber und über die Zeit des Dienstantritts ein Vermerk in 
das Seefahrtsbuch jedes Schiffsmannes eingetragen, welcher zugleich als Ausgangs- 
oder Seepass dient. Ausserhalb des Bundesgebiets erfolgt eine solche Eintragung 
nur, wenn das Seefahrtsbuch zu diesem Zweck vorgelegt wird. 

Das Seefahrtsbuch ist hiernächst vom Schiffer für die Dauer des Dienst- 
verhältnisses in Verwahrung zu nehmen. 


1. Entstehungs-Geschichte. 


a. Der Entwurf enthielt hinter dem Worte »Anmusterung« noch die {Worte »oder 
Nachmusterung«. 


b. Die Motive lauten: 


»In den Bemerkungen zu $. 8 ist bereits darauf hingewiesen, dass der Zusammen- 
hang zwischen Seefahrtsbuch und Musterung, auf welehen im Interesse beider Ein- 
richtungen der grösste Werth zu legen ist, zunächst durch die nach $.. 15 (jetzt $.14), 
in die Seefahrtsbücher aufzunehmenden An- und Nachmusterungs-Vermerke herge- 
stellt wird. Entsprechend der Schluss-Bemerkung zu $. 11 hätte diese Bestimmung 
unbedingt auf die innerhalb des Bundesgebiets erfolgenden An- und Nachmusterun- 
gen beschränkt werden können, da in anderen Fällen eine Verpflichtung zur Vorle- 
gung der Seefahrtsbücher überhaupt nicht beabsichtigt wird (vergl. auch ‚die Bemer- 
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kungen zu 8. 5, 6 und zu $. 8). Andererseits steht indess kein Bedenken entgegen, 
auch über die im Auslande aufgenommenen Akte gleiche Vermerke eintragen zu 
lassen, wenn und insoweit die Betheiligten, die hierauf nicht selten Werth legen wer- 
den, zu dem Ende ihre Seefahrtsbücher freiwillig vorlegen. 

Der Satz, dass der in das Seefahrtsbuch eingetragene Vermerk zugleich als Aus- 
gangs- oder Seepass dient, ist dem Preussischen Gesetze vom 26. März 1864 ($. 15) 
entlehnt. Der von mehreren Seiten empfohlenen Uebernahme desselben steht das 
Reichs-Gesetz vom 12. Oktober 1867 (B.-G.-Bl. S. 33) nicht entgegen. 

Ebenfalls auf dem Vorgange des Preussischen Gesetzes von 1864 ($. 30) und an- 
derer Partikularrechte beruht auch der Schlusssatz , wonach das Seefahrtsbuch wäh- 
rend der Dauer des Dienst-Verhältnisses in dem Gewahrsam des Schiffers verbleibt.« 


1. Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 14 ist in der Preuss. Dienst-Anweisung angeordnet: 

27. Der Vermerk über die erfolgte Anmusterung und über die Zeit des Dienstan- 
tritts wird auf der unteren Hälfte der Seiten 8, 10, 12 u. s. w. des Seefabrtsbuches — 
dem dort befindlichen Vordruck entsprechend — eingetragen. Je nachdem das Schiff 
ein Segelschiff oder Dampfschiff ist, wird das vorgedruckte Wort »Dampf-« oder »Segel-« 
durchstrichen. 

Wenn die Parteien den Vordruck auf der oberen Hälfte der betreffenden Seite etwa 
nicht ausgefüllt haben, so braucht dies nicht nachgeholt zu werden, da zufolge $. 24 
die Gültigkeit des Heuer-Vertrages durch schriftliche Abfassung nicht bedingt ist. In 
solchen Fällen wird der Vordruck von der Musterungs-Behörde durchstrichen. 


28. Jede Musterungs-Behörde hat über die bei ihr vorgenommenen Anmusterungen 
und Nachmusterungen und die dafür erhobenen Gebühren (vgl. unten Nr. 41) ein mit 
dem Kalenderjahre abzuschliessendes Verzeichniss nach dem unter Anlage E1) beige- 


fügten Formulare zu führen (vgl. auch unten Nr. 39 und 40). 
In dieses Verzeichniss sind auch die unter Nr. 4 des Kostentarifs (vergl. unten Nr. 41) 
erwähnten Fälle der Abänderung der Musterrolle und die dafür erkobenen Gebühren ein- 


zutragen. ; 


$. 15. Wenn ein angemusterter Schiffsmann durch ein unabwendbares Hin- 
derniss ausser Stande gesetzt wird, den Dienst anzutreten, so hat er sich hierüber 
sobald wie möglich gegen den Schiffer und das Seemanns- Amt, vor welchem die 


Musterung erfolgt ist, auszuweisen. 


I. Entstehungs-Geschichte. 
Die Motive bemerken: 

»Die dem angemusterten Schiffsmann auferlegte Verpflichtung zur alsbaldigen An- 
zeige von etwaigen, den Dienstantritt nicht gestattenden Hindernissen setzt den 
Schiffer zu den erforderlichen anderweiten Dispositionen und das Seemanns-Amt zu 
der unerlässlichen Kontrole in den Stand. In ersterer Beziehung ist sie überwiegend 
privatrechtlicher Natur, in letzterer dagegen berührt sie lediglich das öffentliche 
Recht. Ihre Erfüllung nach dieser Richtung hin war durch eine entsprechende Straf- 


Bestimmung sicher zu stellen ($. 95, Nr. 3).« 


Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 15 wird durch die Preuss. Dienst-Anweisung vorgeschrieben : 

29. Gegen den Schiffsmann, welcher im Falle eines dem Dienstantritt entgegen- 
stehenden Hindernisses unterlässt, sich hierüber gegen die Musterungs-Behörde auszu- 
weisen, ist auf Grund des $. 93, Nr. 3 das Strafverfahren von der Musterungs-Behörde 


einzuleiten. 
Wenn zur Erbringung jenes Ausweises mündliche Erklärungen abgegeben werden, 


so sind sie von der Musterungs-Behörde zu Protokoll zu nehmen. 


$. 16. Die Abmusterung besteht in der Verlautbarung der Beendigung des 
Dienst-Verhältnisses seitens des Schiffers und der aus diesem Verhältniss ausschei- 
denden Mannschaft. Sie muss, sobald das Dienst-Verhältniss beendigt ist, erfolgen, 

. und zwar, wenn nicht ein Anderes vereinbart wird, vor dem Seemanns - Amt des- 


1) Hier Anlage 1. D. 
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jenigen Hafens, wo das Schiff liegt, und nach Verlust des Schiffs vor demjenigen 
Seemanns- Amt, welches zuerst angegangen werden kann. 


Entstehungs-Geschichte. 
In den Motiven heisst es: 


»Auch die Abmusterung findet sich in den meisten Partikularrechten bereits vor- 
geschrieben, wiewohl in der Praxis — bald wegen Unzulänglichkeit der bezüglichen 
Bestimmungen, bald missbräuchlich — hier minder streng verfahren zu werden pflegt, 
wie in Ansehung der Anmusterung. Indess besteht doch in den betheiligten Kreisen 
volles Einverständniss über die Zweckmässigkeit einer obligatorischen Abmuste- 
rung. Erst ein mit der Anmusterung korrespondirendes Ineinandergreifen beider 
Akte ermöglicht und sichert ein geordnetes Wirken der Seemanns-Aemter. Insbe- 
sondere giebt die Abmusterung der Behörde die erwünschte Gelegenheit, die vom 
Schiffer den aus dem Dienst-Verhältniss ausscheidenden Schiffsleuten zu ertheilen- 
den Bescheinigungen und Zeugnisse zu kontrolliren ($$. 18, 19, 20 des Entwurfs, jetzt 
$8. 17, 18, 19), schwebende Streitigkeiten mittelst Vergleichs beizulegen oder auch 
zu entscheiden ($$. 47, jetzt $. 46, 104, 105, 106), von der Handhabung der Schiffs- 
Disziplin sich zu überzeugen, und auch hierbei über etwaige Beschwerden zu be- 
finden ($$. 82, 83, jetzt $$. 81, 101), Anzeigen über Todesfälle ($$. 52, 53) und über 
etwaige auf der Reise begangene strafbare Handlungen entgegen 'zu nehmen und in 
anderen Beziehungen ebenso die öffentlichen Interessen, wie die der Betheiligten 
wahrzunehmen. 

Anlangend die Bestimmungen über Zeit und Ort der Abmusterung, so endigt das 
Dienst-Verhältniss regelmässig im Inlande , und für diese grosse Mehrzahl aller Fälle 
genügt die Vorschrift, dass alsbald nach der Beendigung des Dienst-Verhältnisses 
vor dem Seemanns-Amte desjenigen Hafens abzumustern ist, wo das Schiff liegt 
(vergl. die Bemerkungen zu $. 11). Eine besondere Berücksichtigung hat der Fall 
eines Verlustes des Schiffes gefunden. Alsdann soll, wie für die Fälle von Aende- 
rungen im Bestande der Mannschaft der $. 23 des Entwurfs (jetzt $. 22) in Ansehung 
Jeder Art der Musterung vorschreibt, vor demjenigen Seemanns-Amte abgemustert 
werden, welches zuerst angegangen werden kann.« 


Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 16 hat die Preuss. Dienst-Anweisung bestimmt: 

30. In Beziehung auf die Abmusterung, welche alsbald nach der Beendigung des 
Dienst-Verhältnisses erfolgen soll, sind die örtlichen Beschränkungen , welche bisher 
für die Zuständigkeit der Musterungs-Behörden massgebend waren, insofern aufge- 
geben, als fortan zunächst das durch Vereinbarung der Parteien, und erst, in Erman- 
gelung einer solchen Vereinbarung, das im $. 16 bestimmte Seemanns-Amt eintritt. 


31. Hinsichtlich des Versuchs zur gütlichen Ausgleichung von Streitigkeiten 
zwischen dem Schiffer und dem Schiffsmann, welcher nach $. 104 insbesondere von dem 
mit der Abmusterung befassten Seemanns-Amte zu veranstalten ist, wird auf die Vor- 
schriften unter Nr. 59 verwiesen. 


32. Die Musterungs-Behörde hat bei der Abmusterung — etwa durch Einsicht der 
Musterrolle oder Vernehmung des Schiffers — sich darüber zu vergewissern, ob wäh- 
rend der zurückgelegten Reise ein Todesfall unter der Schiffs-Besatzung eingetreten 
und ob solchenfalls den Vorschriften in $$. 52 und 53 bereits genügt ist. Eventuell 
hat die Musterungs-Behörde auf Nachholung des Unterlassenen hinzuwirken. 


33. Desgleichen hat die Musterungs-Behörde bei der Abmusterung ihre Aufmerk- 
samkeit darauf zu richten, ob während der zurückgelegten Reise sonstige strafbare und 
ohne Antrag zu verfolgende Handlungen vom Schiffer oder von den Schiffsleuten be- 
gangen worden sind. Liegt ein solcher Fall vor, so muss die Musterungs-Behörde, je 
nachdem zufolge $. 101 (vgl. unten Nr. 52) die Untersuchung und Entscheidung ihr 
zufällt oder nicht, alsbald selbst einschreiten oder dem Staatsanwalt — unter Ueber- 
weisung aller einschlagenden Vorgänge — Anzeige machen. 


34. Ueber die Abmusterung wird von der Musterungs-Behörde ein Protokoll nach 
dem unter Anlage F) beigefügten Schema aufgenommen, in welches ausser dem 
eigentlichen Abmusterungs-Akte auch der Inhalt der sonst noch vorgekommenen Ver- 
handlungen (vgl. unten Nr. 59) aufzunehmen ist. 


!) Hier Anlage 1. E. 
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$S. 17. Vor der Abmusterung hat der Schiffer dem abzumusternden Schiffs- 
mann im Seefahrtsbuch die bisherigen Rang- und Dienst- Verhältnisse und die 
Dauer der Dienstzeit zu bescheinigen, auf Verlangen auch ein Führungs -Zeugniss 
zu ertheilen. Das letztere darf in das Seefahrts-Buch nicht eingetragen werden. 


Nach den Motiven soll auch die im $. 4 des Preuss. Ges. vom 26. März 1864 ange- 
ordnete Eintragung der gerichtlichen Bestrafungen in das Seemanns-Buch fortfallen. 
Vergl. $. 30 ebenda. | ach 


$. 18. Die Unterschriften des Schiffers unter der Bescheinigung und dem 
Zeugniss (8. 17) werden von dem Seemanns-Amte, vor welchem die Abmusterung 
stattfindet, kosten- und stempelfrei beglaubigt. 


$. 19. Verweigert der Schiffer die Ausstellung des Zeugnisses ($. 17), oder 
enthält dasselbe Beschuldigungen , deren Richtigkeit der Schiffsmann bestreitet, so 
hat auf Antrag des Letzteren das Seemanns- Amt den Sachverhalt zu untersuchen 
und das Ergebniss der Untersuchung dem Schiffsmann zu bescheinigen. 


I. Entstehungs-Geschichte. 


Der $. 18 lautete im Entwurf (als $. 19) wie folgt: 
»Die Bescheinigung und dasZeugniss ($. 18, jetzt $. 17)’werden von dem Seemanns- 
Amt, vor welchem die Abmusterung stattfindet, kosten- und stempelfrei beglaubigt.« 
Im $. 19 ist in Folge Ausfalls des $. 13 des Entwurfs statt des $. 18 der $. 17 alle- 
girt worden, 


Die Motive bemerken zu $$. 18, 19 (jetzt $. 17, 18): 

. »Neben der in den Bemerkungen zu den $$. 5 und 6 hervorgehobenen Bedeutung 
des Seefahrtsbuches hat dasselbe die fernere Bestimmung, den Schiffsleuten jeder 
Zeit einen ebensowohl ihrem eigenen Interesse wie dem der anheuernden Schiffer ent- 
sprechenden, vollständigen und beglaubigten Ausweis über die gesammten bisherigen 
Rang- und Dienst-Verhältnisse und über die bereits zurückgelegte Dienstzeit zu 
bieten. Demgemäss ist der Schiffer zu einer hierauf bezüglichen Bescheinigung im 
Seefahrtsbuche des Abzumusternden und das Seemanns-Amt zur Beglaubigung zu 
verpflichten. 

Der Werth, ja sogar die Unentbehrlichkeit dieser auf rein thatsächliche Momente 
gerichteten Bescheinigungen ist allgemein anerkannt. Desto weiter gehen oder gin- 
gen wenigstens früher die Ansichten darüber auseinander, welche Bedeutung den 
ferner üblichen Führungs-Zeugnissen beizumessen sei und welche Einrichtungen sich 
nach dieser Richtung hin empfehlen. Zu besonders lebhaften Erörterungen haben 
dabei von jeher die Fragen geführt, ob die Ertheilung solcher Zeugnisse — unab- 
hängig von dem Verlangen des Schiffsmannes — beiden Theilen gegenüber zu einer 
obligatorischen zu machen sei und ob eine Eintragung in die Seefahrtsbücher statt- 
zufinden habe. Beide Fragen sind eminent praktische. Nur die Erfahrung kann zu 
der richtigen Entscheidung führen. In dieser Beziehung ist nun zu konstatiren, dass 
die überwiegende Mehrzahl der Vertreter der Praxis in neuerer Zeit immer mehr und 
mehr dazu neigt, beide Fragen zu verneinen. So haben sich insbesondere auch die 
meisten derjenigen Stimmen geäussert, welche unmittelbar vor Aufstellung des vor- 
liegenden Entwurfs gehört sind. Ebenso hat in demselben Sinne bereits die Mehr- 
zahl der betheiligten Landes-Gesetzgebungen Bestimmung getroffen. Statt aller sei 
hierbei das Preussische Gesetz vom 26. März 1864 ($. 30) in Bezug genommen. Die 
demselben vorangegangenen Verhandlungen bieten auch einen vollständigen Ueber- 
blick über die vorzüglichsten Für und Wider geltend zu machenden Gründe. Nach 
diesen Vorgängen konnte es kaum noch erheblichen Bedenken unterliegen, denselben 
Standpunkt auch in dem gegenwärtigen Entwurfe zur Geltung 'zu bringen und in 
konsequenter Durchführung desselben selbst von derjenigen Bestimmung des Preussi- 
schen Gesetzes ($. 4) abzusehen, welche für den Fall einer gerichtlichen Bestrafung 
des Schiffsmannes deren Eintragung in das Seefahrtsbuch durch das Gericht ver- 
ordnet. In ersterer Beziehung ist ein positives Verbot der Eintragung der Zeugnisse 
in die Seefahrtsbücher aufgenommen, um abweichenden Landes-Gesetzen entgegen- 
zutreten.« 

Zu $. 20 (jetzt $.19): »Die Berufung des Seemanns-Amts zur Untersuchung des 
‚Sachverhalts und zur Bescheinigung des Ergebnisses bei etwaiger Verweigerung des 
Zeugnisses oder bei angeblich unrichtigen Beschuldigungen in demselben iiberhebt 
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den Schiffsmann der Nöthigung, aus solchen Veranlassungen den ohnehin im Erfolge 
zweifelhaften und auch sonst hier wenig empfehlenswerthen Rechtsweg zu beschrei- 
ten. In einzelnen Landes-Gesetzen (z. B. in dem Preussischen Gesetz vom 20. März 
1864 $. 30) und auf verwandten Gebieten des Privatrechts finden sich ähnliche Be- 
stimmungen, welche sich auch bereits praktisch bewährt haben.« 


il. Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu den $$. 17, 18 und 19 ist in der Preuss. Dienst-Anweisung bemerkt: 

35. Die Unterschrift des Schiffers ist unter dem Führungs-Zeugnisse in derselben 
Form, wie im Seefahrtsbuche zu beglaubigen, also mit den Worten: 

»Die vorstehende Unterschrift wird beglaubigt«. 

Die. im $. 19 vorgeschriebene Untersuchung ist summarisch in der nach den Um- 
ständen geeigneten Weise, z. B. durch Einsicht des Schiffs-Journals und der Muster- 
rolle, nichteidliche Abhörung von Zeugen etc. zu führen. 

Das darüber aufzunehmende Protokoll muss auch ergeben, ob und welche Bescheini- 
gung über das Ergebniss der Untersuchung für den Schiffsmann ausgefertigt worden ist. 

Die Untersuchung sowohl, als auch die Bescheinigung erfolgt kostenfrei. 


$. 20. Die erfolgte Abmusterung wird vom Seemanns-Amt in dem Seefahrts- 
buche des abgemusterten Schiffsmannes und in der Musterrolle vermerkt. 


1. Entstehungs-Geschichte. 
Die Motive lauten: 

»Der mehrfach hervorgehobene Zusammenhang zwischen Seefahrtsbuch und Mu- 
sterung bedingt, dass, wie die Anmusterung ($. 15, jetzt 14), so auch die Abmuste- 
rung im Seefahrtsbuche des Abgemusterten amtlich vermerkt werde. Ein gleicher 
Vermerk muss in die Musterrolle aufgenommen werden, damit aus ihr der jederzei- 
tige Bestand der Mannschaft zu ersehen ist. Selbst für den Fall, dass die Musterrolle 
unmittelbar nach der Abmusterung ausser Verkehr gesetzt werden soll, behalten 
diese Vermerke ihren Werth insofern , als sie noch für die nicht 'seltenen Fälle spä- 
terer Recherchen einen vollständigen und leicht übersichtlichen Ausweis über die 
Abwickelung aller in die Musterrolle aufgenommenen Dienst-Verhältnisse gewähren. 
Von besonderer Bedeutung ist dies auch für den Schiffer, wenn derselbe — etwa zu 
Zwecken der Rechnungslegung — sich eine Abschrift der Musterrolle geben lässt. « 


il. Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 20 wird durch die Preuss. Dienst-Anweisung vorgeschrieben : 
2 36. Der in die Musterrolle einzutragende Abmusterungs-Vermerk hat zu lauten wie 
olgt: 
»Der (die) vorstehend (unter Nr. ..... ) aufgeführte(n) 
(folgen Rang und Namen des, bezw. der Betreffenden) 
ist (sind) abgemustert«. 


$. 21. Die Musterrolle ist nach Beendigung derjenigen Reise oder derjenigen 
Zeit, auf welche die als Musterrolle ausgefertigte Anmusterungs-Verhandlung ($. 12) 
sich bezieht, dem Seemanns - Amt, vor welchem abgemustert wird, zu überliefern. 

Letzteres übersendet dieselbe dem Seemanns-Amt des Heimathshafens. 


1. Entstehungs-Geschichte. 


2 2 der Reg.-Vorlage heisst es am Schlusse statt»Heimathshafens«»Musterungs- 
afens«. 


Die Motive bemerken: 

»Aus ähnlichen Gründen (wie zu $. 20) und zugleich zur Verhütung etwaiger Miss- 
bräuche, insbesondere unübersehbarer Prolongationen, empfiehlt es sich, die Muster- 
rolle nach Beendigung der Reise oder der Zeit, für welche sie zunächst ausgefertigt 
ist, wieder in amtlichen Gewahrsam — und zwar an das Seemanns-Amt des Muste- 
rungshafens — zurückgelangen zu lassen und damit zugleich indirekt für etwaige 
Terpere Unternehmungen den Schiffer zur Extrahirung einer neuen Musterrolle zu 
nöthigen. 


ll. Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 21 befindet die Preuss. Dienst-Anweisung: 
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37. Die abgelieferte Musterrolle wird dem Seemanns-Amte des Heimathshafens 
übersandt, nachdem dem Schiffe die etwa verlangte Abschrift ertheilt ist. 


38. Jede Musterungs-Behörde hat über die bei ihr vorgenommenen Abmusterun- 
gen ein mit dem Kalenderjahr abzuschliessendes Verzeichniss nach dem unter Anlage 
G!) beigefügten Formulare zu führen (vgl. auch unten Nr. 39 und 40). % 


$. 22. Wenn der Bestand der Mannschaften Aenderungen erfährt, bei welchen 
eine Musterung ($. 10) nach Massgabe vorstehender Bestimmungen unausführbar 
ist, so hat der Schiffer, sobald ein Seemanns- Amt angegangen werden kann, bei 
demselben unter Darlegung der Hinderungsgründe die Musterung nachzuholen, 
oder , sofern auch diese nachträgliche Musterung nicht mehr möglich ist, den Sach- 
verhalt anzuzeigen. Ein Vermerk über die Anzeige ist vom Seemannts-Amt in die 
Musterrolle und in die Seefahrtsbücher der betheiligten Schiffsleute einzutragen. 


I. Entstehungs-Geschichte. 
In den Motiven heisst es: - 
»Der Entwurf hat schärfer und präziser, als es in den meisten Landes-Gesetzen 
geschehen, Bestimmungen auch über den Zeitpunkt der Musterung vorgesehen in der 
Art, dass schon ein Verstoss hiergegen unter Strafe gestellt ist. (8$. 10, 11, 17, 99, 
Nr. 1.) Es liegt in der Natur der Verhältnisse, dass dieser Zeitpunkt nicht aus- 
nahmslos in allen Fällen wird eingehalten werden können. Hieraus ergiebt sich die 
Nothwendigkeit der Einführung des Begriffes der »nachträglichen Musterung«. Aber 
auch eine solche wird unter Umständen — wie z. B. in Todes- oder in Entweichungs- 
fällen — nicht mehr möglich sein. Als weiteres Surrogat der ordnungsmässigen 
Musterung ist demnach eine vom Seemanns-Amte in der Musterrolle und den See- 
fahrtsbüchern der Betheiligten zu vermerkende »Anzeige« des Sachverhalts einge- 
führt.« 


1. Landesgesetzliche Bestimmungen. 

$. 22 istin der Preuss. Dienst-Anweisung dahin erläutert: i 

39. Es liegt in der Natur der Verhältnisse, dass der Zeitpunkt der Musterung, wie 
erin den $$. 11 und 16 vorgesehen ist, nicht ausnahmslos in allen Fällen eingehalten 
werden kann. Für solche Ausnahmefälle ist im $. 22 dienachträgliche Musterung 
vorgeschrieben. Die Musterungs- Behörde hat auch über eine solche nachträgliche 
Musterung ein Protokoll nach Massgabe der Bestimmungen unter Nr. 25 und 34 auf- 
zunehmen, in welchen zugleich die dargelegten Hinderungsgründe zu erwähnen sind. 
Für den Vermerk, welcher darüber in die Musterrolle einzutragen ist, bleiben eben- 
falls die Bestimmungen unter Nr. 25 und 36 massgebend. Der Vermerk im Seefahrts- 
buche ist — erforderlichen Falls unter entsprechender Abänderung des Vordrucks — 
auf den Seiten 8, 10, 12 u.s. w. (bei Anmusterungen), bez. auf den Seiten 9, 11, 13 
u. Ss. w. (bei Abmusterungen) und soweit hier der Raum nicht ausreicht, auf dem vor 
dem Titelblatte befindlichen leeren Blatte einzutragen. Jede nachträgliche Muste- 
rung muss in das betreffende Verzeichniss (vgl. oben Nr. 28 und 38) aufgenommen und 
dort in der Spalte »Bemerkungen«, unter Hinweis auf den $. 22, als solche bezeichnet 
werden. 


40. Unter Umständen, z. B. in Todes- oder Entweichungsfällen,, wird selbst eine 
nachträgliche Musterung nicht mehr möglich sein. Ueber die in solchen Fällen vom 
Schiffer zu machende Anzeige des Sachverhalts wird von der Musterungs-Behörde ein 
Protokoll aufgenommen, aus welchem sich auch ergeben muss, wie der darüber in die 
Musterrolle und in die Seefahrtsbücher der betheiligten Schiffsleute vorschriftsmässig 
eingetragene Vermerk lautet. In der Musterrolle wird dieser Vermerk unmittelbar 
hinter der letzten darin befindlichen Eintragung, in den Seefahrts-Büchern an der vor- 
stehend unter Nr. 39 bezeichneten Stelle eingetragen. 

Jeder solcher Anzeigefall ist in das Verzeichniss der An- und Nachmusterungen 
(vgl. oben Nr. 28), bez. der Abmusterungen (vgl. oben Nr. 38) aufzunehmen und dort 
in der Spalte »Bemerkungen«, unter Hinweis auf $. 22, der Sachlage entsprechend 
näher zu erläutern. 


$. 23. Die für die Musterungs- Verhandlungen, einschliesslich der Aus- 
Jertigung der Musterrolle zu erhebenden Kosten fallen dem Rheder zur Last. 


1) Hier Anlage 1. F. 


88.23. 24. II. Abschn. Seefahrtsbücher und Musterung. — 111. Abschn. 1311 


Die Bestimmung über die «n gleicher Höhe für alle Seemanns- Aemter in- 
nerhalb des Bundesgebrets festzustellenden Kosten bleibt dem Bundesrath vorbe- 


halten. 
Bis zur Erledigung dieses Vorbehaltes steht die Bestimmung über die Höhe der 


Kosten den Landes - Regierungen im Verordnungswege zu. 


I. Entstehungs-Geschichte. 
Dieser Paragraph lautete im Entwurf als $. 24 in Abs. 1 und 2 abweichend wie folgt: 
»Die Bestimmung über die für die Musterungs-Verhandlungen, einschliesslich der 
Ausfertigung der Musterrolle, zu erhebenden Kosten bleibt dem Bundesrath mit der 
Massgabe vorbehalten, dass die Kosten zu einem Drittheile dem Schiffsmann, zu 
zwei Drittheilen dem Rheder zur Last fallen.« 
Die Aenderungen beruhen auf Vorschlägen der Kommission. 


Die Motive führen aus: 
»Die Bestimmungen der Landes-Gesetze über die für die Musterungs-Verhand- 


lungen zu erhebenden Kosten gehen sehr weit aus einander. Die Verhandlungen 
wegen Fixirung einheitlicher Sätze dürften schon hierdurch , wie nicht minder durch 
die Vorbereitung der erforderlichen statistischen Unterlagen, einige Verzögerung er- 
fahren und selbst dann nur zu Ergebnissen führen können, welche die Nothwendig- 
keit einzelner, thunlichst bald zu veranlassender Berichtigungen und sonstiger Modi- 
fikationen nach Massgabe der erst unter der Herrschaft des neuen Gesetzes zu ge- 
winnenden Erfahrungen nicht ausschliessen. Von diesen Gesichtspunkten aus em- 
pfiehlt es sich, die Bestimmung über die Kosten dem Bundesrath vorzubehalten, bis 
zur Erledigung dieses Vorbehalts aber noch den Landes-Regierungen — und zwar 
im Verordnungswege (Reichs-Gesetz vom 4. Juli 1868, $. 72 — B.-G.-Bl. S. 433) — 
zu überlassen. 

Auch insofern weichen die Landes-Gesetze von einander wesentlich ab, als in 
einigen Staaten, wie insbesondere in Preussen und in Mecklenburg, die sämmtlichen 
Kosten ausschliesslich dem Schiffe, in andern, wie in Hamburg und in Bremen, zu 
einem, wenn auch verhältnissmässig geringeren, Theile zugleich der Schiffsmann- 
schaft zur Last fallen. Von letzterer Seite ist Werth darauf gelegt, dass es 
hierbei ferner bewende. Es lässt sich auch nicht verkennen, dass die allgemeinen 
Rechts-Grundsätze für ein solches Zugeständniss sprechen. Insoweit der Muster- 
rolle die Bedeutung eines im Öffentlichen Rechte wurzelnden, internationalen Doku- 
mentes zukommt, mag prinzipiell nichts Erhebliches dagegen zu erinnern sein, dass 
der Rheder allein zu den Kosten herangezogen wird. Die nicht minder wesentliche 
und beide Theile in gleichem Masse berührende privatrechtliche Seite weist aber 
allerdings darauf hin, auch den Schiffsmann an den Kosten partizipiren zu lassen. 
Eine billige Abwägung dieser einander gegenüberstehenden Gesichtspunkte und der 
von Seiten der einzelnen betheiligten Staaten geltend gemachten divergirenden 
Interessen hat zu dem Vorschlage geführt, dass der Schiffsmann zu einem Drittheil, 
der Rheder zu zwei Drittheilen mit den Kosten belastet werden möge.« 


II. Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 23 ist bezüglich der Kosten in der Preuss. Dienst-Anweisung v. 11. Juni 1873 
neu bemerkt: 

41. duf Grund des $. 23 ist vom Bundesrathe der (unten als Anlage 1. J. mitge- 
theilte) Tarif der Kosten, welche für die Musterungs-Verhandlungen von den Seemanns- 
Aemtern innerhalb des Bundesgebietes zı: erheben sind, festgestellt. 

Zur Nachricht wird bemerkt, dass 300 Kubikmeter gleich sind 141,5; Tonnen zu 1000 
Krlogramm , 10,75 Lasten zu 4000 Pfd., 54,3; Lasten zu 5250 Pfd. und AT,ın Lasten zu 
6000 Pfa. . 


Dritter Abschnitt. 
Vertrags-Verhältniss. 
$. 24. Die Gültigkeit des Heuer- Vertrages ist durch schriftliche Abfassung 
nicht bedingt. 


Die Motive führen aus: 
»Bei Handelsgeschäften ist, abgesehen von den im Handels-Gesetzbuch bestimm- 


ten Ausnahmen, die Gültigkeit der Verträge durch schriftliche Abfassung nicht be- 
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dingt (H.-G.-B. Art. 317). In Betreff des Heuer-Vertrages enthält das H.-@.-B. 
keine, denselben von der-Regel ausnehmende Vorschrift. Es besteht jedoch eine 
Meinungs-Verschiedenheit darüber, ob derselbe als Handels-Geschäft anzusehen sei, 
und demgemäss, ob der Art. 317 auf Heuer-Verträge Anwendung finde. Bei der 
Berathung des H.-G.-B. wurde die Frage gelegentlich verneint (Hamb. Prot., 8. 5117). 
In Preussen schwankt zwar die Rechtssprechung. Das Ober-Tribunal aber hat in 
einem Urtheil vom 23. Januar 1864 sich für die Bejahung entschieden (Gold- 
schmidt, Zeitschrift für Handelsrecht, Bd. S, 8. 630. Löhr, Zentral-Organ für 
den Deutschen Handelsstand, Bd. I, S. 258, 273, Bd. I, 8. 99, Bd. IIL, S. 128). In 
Oldenburg ist durch gesetzliche Bestimmung, in einigen sonstigen Hafenplätzen durch 
Ortsgebrauch die Gültigkeit des Heuer-Vertrages an die schriftliche Form gebunden 
(Oldenburg, Schiffsmanns-Ordnung Art. 11, $$.1 und 2). Bei Aufstellung des Ent- 
wurfs war die Erwägung massgebend, dass es weder angezeigt erscheine, die in Rede 
stehende wichtige Frage für die Gebiete, in welchen besondere Vorschriften oder 
Ortsgebräuche über die Form der. Heuer-Verträge nicht bestehen, unentschieden zu 
lassen, noch die letzterwähnten, mit einer einheitlichen Regelung der Verhältnisse 
der Schiffsmannschaft unverträglichen Besonderheiten aufrecht zu erhalten. Die 
demgemäss in den Entwurf aufgenommene Bestimmung schliesst sich dem Art. 317, 
soweit dessen Inhalt hier in Betracht kommt, an, entspricht dem in den meisten See- 
staaten zur Zeit geltenden Recht, und rechtfertigt sich auch, abgesehen hiervon, im 
Hinblick darauf, dass ein praktisches Bedürfniss nicht anerkannt werden kann, die 
Gültigkeit des Heuer-Vertrages von der schriftlichen Form abhängig zu machen.« 


$. 25. Wenn bei dem Abschluss des Heuer-Vertrages die Vereinbarung über 
den Betrag der Heuer nicht durch ausdrückliche Erklärung getroffen ist, so wird im 
Zweifel diejenige Heuer als vereinbart angesehen, welche das Seemanns- Amt des 
Hafens, in welchem der Schiffsmann angemustert wird, für die daselbst zur Zeit 
der Anmusterung übliche erklärt. 


l. Entstehungs-Geschichte. 


Statt der kursiv gedruckten Worte heisst es in der Reg.-Vorlage: 
»des Musterungshafens«. 
Die Motive lauten: 

»Die Vereinbarung über den Betrag der Heuer bildet ein wesentliches Erforderniss 
des Heuer-Vertrages, so dass in deren Ermangelung der Vertrag als zu Stande ge- 
kommen nicht angesehen werden kann. Dagegen ist, sofern für den Heuer-Vertrag 
die Beobachtung einer bestimmten Form nicht vorgeschrieben wird, die Gültigkeit 
desselben nicht dadurch bedingt, dass die Feststellung des Betrages der Heuer durch 
ausdrückliche Willens-Erklärung erfolge. Unter dieser Voraussetzung genügt eine 
stillschweigend getroffene Vereinbarung. Erfahrungsmässig wird bei dem Abschluss 
von Heuer-Verträgen der Betrag der Heuer in überaus häufigen Fällen in solcher 
Weise vereinbart, indem die beiderseits Betheiligten bei der Anheuerung und bezw. 
bei der Verheuerung der Natur des Sachverhältnisses entsprechend davon ausgehen, 
dass die zur Zeit der Anmusterung nach den Umständen des Falls übliche Heuer ge- 
zahlt werden solle. In der Praxis hat sich hieraus, ähnlich wie bei dem Gesinde- 
Verhältniss, das Bedürfniss ergeben, von vorn herein den Streitigkeiten vorzubeu- 
gen, welche über den als üblich anzunehmenden Betrag bei der Anmusterung ent- 
stehen können. Das Seemanns-Amt, welchem schon durch die vor demselben stetig 
stattfindenden Anmusterungen das vollständige Material für die Beurtheilung jeder- 
zeit gegenwärtig ist, erscheint vorzugsweise geeignet, eine sachgemässe, beiden 
Theilen gerecht werdende Feststellung zu treffen. Die hierauf bezügliche Bestim- 
mung des Entwurfs ist im Wesentlichen der den Gegenstand betreffenden Vorschrift 
der Oldenburger Schiffsmanns-Ordnung nachgebildet, und findet auch in Lübecki- 
schen und Bremischen Vorschriften einen, dem gleichenZweck dienenden Vorgang. 

Oldenburger Schiffsmanns-Ordnung, Art. 12, $. 3. — Lübecker Reglement für 
die Wasserschout, $. 5. — Bremer Wasserschout-Ordnung, $. 9.« 


Il. Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 25 erklärt die Preuss. Dienst-Anweisung: 


42. Die Formen und das Verfahren, in welchen die hier dem Seemanns-Amte über- 
tragene Erklärung über die übliche Heuer zu erfolgen hat, bestimmen sich nach der 
‚ Veranlassung, durch welche das Seemanns-Amt mit der Frage befasst wird. 

Kommt der Gegenstand, wie es in der Regel geschehen wird, bei Gelegenheit der 
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Anmusterung selbst zur Sprache, so ist, insofern er sachlich alsbald durch eine zum 
Abschluss gelangende Anmusterungs -Verhandlung seine Erledigung findet, nur in 
dieser Verhandlung kurz zu erwähnen, dass und in welchem Sinne die Erklärung ab- 
gegeben sei, während letztere nebst dem wesentlichen Inhalte des etwaigen Wider- 
spruchs der Betheiligten in einem diesen zur Genehmigung und Unterschrift vorzule- 
genden besonderen Protokolle festzustellen ist, insofern in Folge jenes Widerspruchs 
die Anmusterungs-Verhandlung überhaupt nicht zum Abschluss gelangt. 

In anderen Fällen hat die Musterungs-Behörde Erklärungen über die Zeit gewisser, 
vor ihr erfolgter Anmusterungen ortsüblich gewesene Heuer regelmässig nur auf An- 
frage von Gerichten oder sonstigen Behörden abzugeben. 

In allen Fällen muss der Erklärung eine sorgsame Berücksichtigung der sämmt- 
lichen, dem betreffenden Orte und der betreffenden Zeit angehörigen Heuervertrags- 
Abschlüsse, insoweit solche glaubhaft zur Kenntniss der Musterungs-Behörde gelangt 
sind, vorangehen und dabei auch solchen besonderen Vertrags-Bedingungen gebührend 
Rechnung getragen werden, welche — wie z. B. Ziel und Dauer der Reise — Ab- 
Br von den sonst als Regel festgehaltenen Heuersätzen zur Folge zu haben 
pflegen. 


$. 26. Wenn ein Schiffsmann sich für eine Zeit verheuert, für die er 
durch einen früher geschlossenen Heuer-Vertrag gebunden ist, so hat der Anspruch 
auf Erfüllung des zuerst geschlossenenVertrages den Vorzug. 

Hat jedoch eine Anmusterung auf Grund des späteren Vertrages statt- 
gefunden, ohne dass auch auf Grund des ersten Vertrages angemustert ist, so 
geht jener vor. 

Eutstehungs-Geschichte. 

Der Wortlaut dieses Paragr. ist in’der Reg.-Vorlage ($. 27) wie folgt: 
»Wenn sich Jemand verheuert, obwohl er durch einen früher geschlossenen Heuer- 
Vertrag gebunden ist, so findet ein Anspruch auf Erfüllung nur aus dem zuerst 
geschlossenen Vertrage statt.« 

Aus dem Kommissions-Bericht ist hervorzuheben, dass: 
»Dieser Paragr. so zu verstehen sei, dass im Falle eines Konflikts dem ersten 
Vertrage der Vorrang gebühre, dass aber dem durch die Anmusterung verstärkten 
Heuer-Vertrage der Vorzug gesichert sei.« 


Nach den Motiven trifft dieser Paragr., indem er den Anspruch auf Schadensersatz 
des aus der späteren Anheuerung Berechtigten unberührt lässt, eine Bestimmung, wie 
dieselbe für den gleichen Fall in Gesinde-Ordnungen enthalten zu sein pflegt, und sich 
als zweckmässig bereits vielfach bewährt hat. 


$. 27. Wird ein Schiffsmann erst nach Anfertigung der Musterrolle geheuert, 
so gelten für ihn in Ermangelung anderer Vertrags -Bestimmungen die nach Inhalt 
der Musterrolle mit der übrigen Schiffsmannschaft getroffenen Abreden ; insbeson- 
dere kann er nur dieselbe Heuer fordern, welche nach der Musterrolle den übrigen 
Schiffsleuten seines Ranges gebührt, | 
Dieser Paragr. giebt den Inhalt des Art. 530, H.-G.-B., wieder. 


$. 28. Die Verpflichtung des Schiffsmannes, mit seinen Effekten sich an Bord 
einzufinden und Schiffsdienste zu leisten, beginnt, wenn nicht ein Anderes bedungen 
ist, mit der Anmusterung. 

Wenn der Schiffsmann den Dienstantritt länger als vierundzwanzig Stunden 
verzögert, ist der Schiffer zum Rücktritt von dem Heuer-Vertrage befugt. Die An- 
sprüche wegen etwaiger Mehrausgaben für einen Ersatzmann und wegen sonstiger 
aus der Verzögerung erwachsener Schäden werden hierdurch nicht berührt. 
Entstehungs-Geschichte. 

Nach den Motiven ist der Abs. 1 dieses $. aus dem H.-G.-B., und zwar aus Art. 531, 
Abs. 1, entnommen. Er ergänzt jedoch die letztgedachte Bestimmung dahin, dass er die 
Verpflichtung des Schiffsmanns, bei dem Dienstantritt seine Effekten mit an Bord zu 
bringen, ausdrücklich erwähnt. 

Bei einer Verzögerung des Dienstantritts darf der Schiffer nicht der Gefahr ausge- 

setzt werden, die Reise mit unvollständiger Mannschaft antreten zu müssen. Es soll 
ihm deshalb, gleichviel, ob der Verspätung ein Verschulden des Schiffsmanns zu Grunde 
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liegt oder nieht. die Möglichkeit verschafft werden, rechtzeitig einen Ersatzmann an- 
zuheuern, ohne dem Ausgebliebenen aus dem Heuer-Vertrage verhaftet zu bleiben. Auf 
dieser Erwägung beruht die Bestimmung im zweiten Absatz, welche den Schiffer für 
den in Rede stehenden Fall die Befugniss zum Rücktritt von dem Vertrage ertheilt. 
Diese Befugniss soll jedoch den Anspruch, welcher gegen den Schiffsmann nach allge- 
meinen Rechts-Grundsätzen auf Ersatz des durch die Verzögerung verursachten Scha- 
dens begründet sein kann, nicht ausschliessen. Die Vorschrift im Schlusssatz be- 
zweckt, einem hierauf bezüglichen Zweifel zu begegnen.« 


$. 29. Den Schiffsmann , welcher nach der Anmusterung dem Antritt oder 


der Fortsetzung des Dienstes sich entzieht, kann der Schiffer zur Erfüllung seiner 
Pflicht durch das Seemanns - Amt zwangsweise anhalten lassen. 


Die daraus erwachsenden Kosten hat der Schiffsmann zu ersetzen. 


Entstehungs-Geschichte. 
In den Motiven heisst es: 

»Die im Uebrigen aus dem Art. 532 H.-G.-B. entnommene Bestimmung bezeichnet 
das Seemanns-Amt als diejenige Behörde, welche eintretenden Falls den Zwang zum 
Antritt oder zur Fortsetzung des Dienstes zu vollstrecken hat. Schon die Stellung 
und der Wirkungskreis, welche der Entwurf den Seemanns-Aemtern im Allgemeinen 

_ einräumt, fihrt dazu, ihnen diese Funktion zu übertragen. Es empfiehlt sich dies 
aber um so mehr, als nach dem Vorschlage im $. 106 des Entwurfs über die auf den 
Antritt oder die Fortsetzung des Dienstes zwischen dem Schiffer und dem Schiffs- 
mann nach der Anmusterung entstehenden Streitigkeiten auch im Inlande den See- 
manns- Aemtern die vorläufige Entscheidung zustehen soll. Für das Ausland kann, 
selbst abgesehen von den Vorschriften des $. 105 die Zweckmässigkeit der Uebertra- 
gung der fraglichen Funktion auf die Seemanns-Aemter nicht wohl einem Bedenken 
unterliegen. 

Der Zwang findet nur statt, wenn der Schiffsmann sich der ihm obliegenden Pflicht 
entzieht. Er hat also namentlich zu unterbleiben,, wenn die Versagung des Antritts 
oder der Fortsetzung des Dienstes aus einem als gerechtfertigt anzusehenden Grunde 
erfolgt. Lässt der Schiffsmann bei dem Mangel eines solchen Grundes es bis zur 
Zwangs-Vollstreckung kommen, so hat er nach allgemein geltenden Grundsätzen die 
dadurch erwachsenden Kosten zu ersetzen. Obwohl sonach eine hierauf bezügliche 
ausdrückliche Festsetzung in dem Gesetz entbehrlich sein würde, empfiehlt sich die 
Aufnahme einer solchen dennoch, um auch in dieser Beziehung dem Schiffsmann die 
Folgen einer Pflichtwidrigkeit klar vor Augen zu stellen. Der Anlass zur Beantra- 
gung des Zwangs-Verfahrens ergiebt sich keineswegs stets oder auch nur der Regel 
nach aus einem Streit über die rechtliche Verpflichtung des Schiffsmannes zum An- 
tritt oder zur Fortsetzung des Dienstes. In den Fällen aber, in welchen der Zwang 
in der That behufs der Vollstreckung einer über einen solchen Streit erlassenen vor- 
läufigen Entscheidung des Seemanns- Amtes erfolgt, umfasst der Vorbehalt des’ 
Rechtsweges ($. 106) bezw. der Anrufung der zuständigen Behörde ($. 105) selbstver- 
ständlich auch den Anspruch des Schiffsmanns auf Erstattung der fraglichen Kosten.« 


. Landesgesetzliche Bestimmungen. 


Zu $. 29 istin der Preuss. Dienst-Anweisung bemerkt: 


43. Als zuständig ist in erster Reihe das dem zeitigen Aufenthaltsorte des Schiffs- 
mannes nächste Seemanns-Amt anzusehen,, ohne dass damit eine Betheiligung anderer 
Seemanns-Aemter in den dazu geeigneten Fällen ausgeschlossen wäre. 

Der Zwang findet unmittelbar auf Grund der Musterrolle und auf Antrag des 
Schiffers statt, wenn und so lange der Schiffsmann dem Antritt oder der Fortsetzung 
des Dienstes, ohne dass er die rechtliche Verpflichtung dazu bestreitet, sich entzieht. 

Besteht dagegen Streit über die Verpflichtung, so hat die Musterungs-Behörde zu- 
nächst eine gütliche Ausgleichung gemäss $. 104 (vgl. unten Nr. 59) zu versuchen, in 
Ermangelung solcher gemäss $. 106 Entscheidung zu treffen und erst von dem Ergeb- 
nisse dieser Verhandlungen die weiteren Massnahmen abhängig zu machen. 
z En Zwangsmittel dient in der Regel die Ablieferung des Schiffsmannes auf dem 

chiffe. 

Besondere Kosten für das Zwangsverfahren kommen nicht zum Ansatz. Die Muste- 
rungs-Behörde hat sich auf die Einziehung der etwa erwachsenen baaren Auslagen zu 
beschränken. Kommt es zu einer Entscheidung nach Massgabe des $. 106, so ist in 
dieser zugleich über die Verpflichtung zum Kostenersatz Bestimmung zu treffen. 
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$. 30. Der Schiffsmann ist verpflichtet, in Ansehung des Schiffsdienstes den 
Anordnungen des Schiffers unweigerlich Gehorsam zu leisten und zu jeder Zeit alle 
für Schiff und Ladung ihm übertragene Arbeiten zu verrichten!). 

Er hat diese Verpflichtung zu erfüllen, sowohl an Bord des Schiffs und in dessen 
Booten, als auch in den Leichter-Fahrzeugen und auf dem Lande, sowohl unter ge- 
wöhnlichen Umständen, als auch unter Havarie?). 

Ohne Erlaubniss des Schiffers darf er das Schiff bis zur Abmusterung nicht 
verlassen. Ist ihm eine solch® Erlaubniss ertheilt, so muss er zur festgesetzten Zeit, 
wenn aber keine Zeit festgesetzt ist, noch vor 8 Uhr Abends zurückkehren. 


S. 31. Wenn das Schiff in einem Hafen liegt, so ist der Schiffsmann nur in 
dringenden Fällen schuldig, länger als zehn Stunden täglich zu arbeiten.>) 


Entstehungs-Geschichte. 


Der $. 31 bestand in der Reg.-Vorlage als $. 32 aus 2 Absätzen. Der erste, welcher 
auf Antrag der Kommission gestrichen ist, lautete wie folgt: 

»Zur Leistung von Wachdiensten auf dem Schiffe ist der Schiffsmann den Anord- 
nungen des Schiffers gemäss jeder Zeit, sowohl auf der Reise wie im Hafen , ver- 
pflichtet. Der nicht dienstthuenden Wache muss auf der Reise eine Ruhe von zwei 
Stunden Vormittags und drei Stunden Nachmittags bewilligt werden, sofern eine 
dringende Arbeit nicht die Bewilligung hindert.« 


$. 32. Bei Seegefahr, besonders bei drohendem Schiffbruch, sowie bei Gewalt 
und Angriff gegen Schiff oder Ladung hat der Schiffsmann alle befohlene Hülfe zur 
Erhaltung von Schiff und Ladung unweigerlich zu leisten, und darf ohne Einwilli- 
gung des Schiffers, so lange dieser selbst an Bord bleibt, das Schiff nicht verlassen. 

Er bleibt verbunden, bei Schiffbruch für Rettung der Personen und ihrer 
Effekten, sowie für Sicherstellung der Schiffstheile, der Geräthschaften und der 
Ladung, den Anordnungen des Schiffers gemäss, nach besten Kräften zu sorgen und 
bei der Bergung gegen Fortbezug der Heuer und der Verpflegung Hülfe zu 
leisten?). 


Entstehungs-Geschichte. 


In dem Entwurf zum $. 33 (jetzt $. 32) ist statt der kursiv gedruckten Worte: drohen- 
dem Schiffbruch«: »der Besorgniss eines Schiffbruchs«, »Passagiere« statt 
»Personen«und»Beköstigunge: statt »Verpflegung« gesagt. 

Ferner heisst es im Entwurfe am Schlusse des zweiten Absatzes statt »täglich zu 
arbeiten«e: »täglich beim Laden, Steuen und Löschen zu arbeiten.« 

Die Aenderungen sind von der Kommission beschlossen und bei der Plenar-Bera- 
thung genehmigt worden. 


Die Motive bemerken zu den vorstehenden $$. 30—32: 

»Der erste Absatz des $. 31 (jetzt 30) ist mit dem Art. 533, Abs. 1 H.-G.-B. 
gleichlautend. Im Anschluss an dessen Inhalt enthalten die beiden folgenden Ab- 
sätze, sowie die $$. 32 und 33 (jetzt $$. 31 u. 32) einige nähere Bestimmungen über die 
dem Schiffsmann in Ansehung des Schiffsdienstes obliegenden Verpflichtungen. Die- 
selben sind den betreffenden Vorschriften nachgebildet, welche in den verschiedenen 
Seestaaten gegenwärtig in Geltung stehen. Insbesondere entspricht es auch dem be- 
stehenden Recht, dass, obwohl bei einem zufälligen Verlust des Schiffs der Heuer- 
Vertrag endet, der Schiffsmann bei Schiffbruch zur Leistung der im $. 33 (jetzt $. 32), 
Abs. 2 bezeichneten Dienste, sowie zur Hülfe bei der Bergung verbunden bleibt (vgl. 
Art. 542, Abs. 3 H.-G.-B.). 

Ebenso beruhen die Vorschriften des $. 32 (jetzt $. 31) welche theils, von Fällen 
dringender Arbeit abgesehen, der nicht dienstthuenden Wache auf der Reise eine be- 
stimmte Ruhezeit sichern, theils für die Dauer der täglichen Arbeitszeit in Häfen ein 


1) Vergl. Handels-Gesetzb. Art. 533, Abs. 1. 

2) Vergl. Preuss. Gesetz v. 26. März 1864, $. 25. re S 

3) Vergl. Preuss. Gesetz v. 26. März 1564, $. 28. a EL 
#) Vergl. die $$. 6 bis 10 der unten mitgetheilten Strandungs-Ordnung. 
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bestimmtes Mass als Regel festsetzen, auf Bestimmungen, welche durch die Erfah- 
rung als zweckmässig bereits erprobt sind. Für den Fortfall derartiger Bestimmun- 
gen hat man zwar geltend zu machen versucht, es widerrathe sich, gesetzlich festzu- 
setzen, dass der Schiffsmann sich weigern dürfe, den Anforderungen des Schiffers zu 
jeder Zeit und in jeder Weise zu entsprechen. Um eine solche Festsetzung handelt 
es sich jedoch nicht. Bei ungebührlichen Anforderungen des Schiffers sind Weige- 
rungen der Schiffsleute, — gleichviel, ob ein Mass der Arbeitszeit festgesetzt ist oder 
nicht — der Natur der Sache nach unvermeidlich. Im Hinblick hierauf bezwecken die 
in Rede stehenden Vorschriften zwar allerdings, den Schiffsleuten einen Schutz gegen 
zu weit gehende Anforderungen zu gewähren: Hauptsächlich aber sollen sie in bei- 
derseitigem Interesse dazu dienen, Streitigkeiten über das Mass der. Arbeitszeit be- 
ziehungsweise der Ruhe von vorn herein abzuschneiden. 

Preuss. Ges. v. 1864, 88. 28, 25. — Oldenb. Sch. Ordn., Art. 19, 88. 1,2, 4. 

— Mecklenb. Musterrolle, Art. 6 bis 8, 12, 17. — Hamburg. $.-O., Art. 6, 

13, 7, 9. (Archiv Bd. 1. $. 1179 ff.) 

Als die dem Schiffsmann während der Hülfsleistung bei der Bergung gebiührende 
Gegenleistung bezeichnet das H.-G.-B. (Art. 542) nur den Fortbezug der Heuer. Es 
unterliegt jedoch kaum einem Zweifel, dass neben der Heuer auch der Fortbezug der 
Beköstigung hat zugebilligt werden sollen. Keinenfalls rechtfertigt es sich, den 
Schiffsmann wegen der Beköstigung während der in Rede stehenden Zeit auf seine 
eigenen Mittelzu verweisen. Dem entsprechend erwähnt der Schlusssatz des $. 33 
jetzt $. 32), neben der Heuer ausdrücklich auch den Fortbezug der Beköstigung.« 


$. 33. Der Schiffsmann ist verpflichtet, auf Verlangen bei der Verklarung 
mitzuwirken und seine Aussage eidlich zu bestärken. 

Dieser Verpflichtung hat er gegen Zahlung der etwa erwachsenden Reise- und 
Versäumniss - Kosten nachzukommen, auch wenn der Heuer-Vertrag in Folge eines 
Verlustes des Schiffes beendigt ist. (8. 56.) Ä 


Dieser Paragr. stellt in Uebereinstimmung mit Art. 535 und 542, Abs. 3 H.-@.-B. die 
Verpflichtungen des Schiffsmanns hinsichtlich der Mitwirkung bei der Verklarung fest. 


$. 34. Wird nach Antritt der Reise entdeckt, dass der Schiffsmann zu dem 
Dienste, zu welchem er sich verheuert hat, untauglich ist, so ist der Schiffer befugt, 
den Schiffismann , mit Ausschluss des Steuermannes, im Range herabzusetzen, und 
seine Heuer verhältnissmässig zu verringern. 

Macht der Schiffer von dieser Befugniss Gebrauch, so hat er die getroffene An- 
ordnung, sobald £hunlich, dem Betheiligten zu eröffnen, auch in das Schiffs-Jour- 
nal einzutragen, dass und wann dies geschehen. Vor der Eröffnung und Eintra- 
gung tritt die Verringerung der Heuer nicht in Wirksamkeit. 

I. Entstehungs-Geschichte. 


In der Reg.-Vorlage lautete der 2. Abs. abweichend (im Entwurf $. 35) wie folgt: - 

»Macht der Schiffer von dieser Befugniss Gebrauch, so hat er die getroffene An- 
ordnung, sobald es geschehen kann, dem Betheiligten bekannt zu machen und in das 
Schiffs-Journal einzutragen. Vor der Bekanntmachung und der Eintragung tritt die 
Verringerung der Heuer nicht in Wirksamkeit.« 

Die durch Kursivschrift bezeichneten Aenderungen sind von der Kommission be- 
schlossen worden. 5 
Zu den Motiven heisst es: 

»Die Bestimmung des ersten Absatzes ist aus der Ziffer 1 des Art. 543 H.-G.-B. 
entnommen. In Uebereinstimmung mit dem H.-G.-B. dehnt sie die Befugniss des 
Schiffers, den Schiffsmann unter den daselbst angegebenen Voraussetzungen im Ränge 
herabzusetzen und seine Heuer verhältnissmässig zu verringern , auf den Steuermann 
nicht aus. Mit der Stellung, welche der letztere einerseits dem Schiffer, andererseits 
der übrigen Schiffsmannschaft gegenüber einnimmt, sowie mit der dadurch bedingten 
Schiffs-Ordnung erscheint eine Degradation desselben zum Matrosen nicht verträg- 
lich. Falls er, sei es wegen Mangels der wissenschaftlichen Befähigung oder son- 
stiger, für seine Stellung erforderlichen Eigenschaften, zu dem Dienst als Steuer- 
mann untauglich sein sollte, genügt die Befugniss des Schiffers, ihn seiner Stellung 

. zu entheben. Diese Befugniss bedarf als selbstverständlich keiner ausdrücklichen 
Erwähnung im Gesetz (Hamb. Prot., 8. 1992). 


$8. 34—37. | III. Absch. Vertrags-Verhältniss. 1317: 


Bei der eingreifenden Wirkung, welche eine Herabsetzung im Range und eine 
dem entsprechende Verringerung der Heuer für den Schiffsmann zur Folge hat, ist in 
dem Entwurf nicht nur dem Schiffer die Pflicht auferlegt, die Anordnung, so bald als 
thunlich, dem Betheiligten bekannt zu machen und in das Schiffs-Journal einzutragen, 
sondern auch davon, dass dies geschehen, der Beginn der Verringerung der Heuer 
abhängig gemacht. Die letzterwähnte Vorschrift dient zugleich zur Vorbeugung von 
Streitigkeiten, wie zur Abwendung nachträglicher Bevortheilungen des Schiffsmanns. 
Nach dieser Richtung hin noch weiter zu gehen, erschien nicht räthlich. Insbeson- 
dere fällt gegen die von einigen Seiten her befürwortete vorherige Zuziehung oder 
Anhörung eines Schiffsrathes in das Gewicht, dass dieselbe in Fällen der in Rede 
stehenden Art dazu führen könnte, die Autorität des Schiffers zu beeinträchtigen, 
sowie die ihm stets verbleibende Verantwortlichkeit zu erschweren.« 


$. 35. Die Heuer ist in Ermangelung einer anderweitigen Abrede vom Zeit- 
punkte der Anmusterung an zu zahlen. 


$. 36. Die Heuer ist dem Schiffsmann, sofern keine andere Vereinbarung ge- 
troffen ist, erst nach Beendigung der Reise oder bei der sonstigen Beendigung des 
Dienstverhältnisses zu zahlen, wenn diese früher erfolgt. 

Der Schiffsmann kann jedoch bei Zwischenreisen in dem ersten Hafen, in 
welchem das Schiff ganz oder zum grösseren Theile entlöscht wird, die Auszahlung 
der Hälfte der bis dahin verdienten Heuer ($. 67) verlangen, sofern bereits sechs 
Monate seit der Anmusterung verflossen sind. In gleicher Weise ist der Schiffsmann 
bei Ablauf je weiterer sechs Monate nach der früheren Auszahlung wiederum die 
Auszahlung der Hälfte der seit der letzten Auszahlung verdienten Heuer zu fordern 
berechtigt. 


$. 3%. Ob und in wie weit vor dem Antritt der Reise Vorschusszahlungen auf 
die Heuer zu leisten oder Handgelder zu zahlen sind, bestimmt in Ermangelung 
einer Vereinbarung der Ortsgebrauch des Hafens, in welchem der Schiffsmann 
angemustert wird. 


Entstehungs-Geschichte. 


Im Entwurf ($. 38) ist am Schluss des $. 37 statt der kursiv gedruckten Worte gesagt: 
»des Musterungshafens«. 
Diese Aenderung war durch die Streichung des $. 13 der Reg.-Vorl. bedingt. 


Die Motive bemerken zu $$. 36—38 (jetzt 35—37) : 

»Die Vorschrift des $. 36 (jetzt $. 35) entspricht dem Art. 531, Abs. 2, die des $. 37 
(jetzt $. 36), Abs. 1 mit einer den Inhalt nicht berührenden Abweichung in der Fassung 
dem Art. 536, Abs. 1 H.-G-B. 

Ueber den Anspruch des Schiffsmanns auf Abschlagszahlungen während der Reise 
trifft der $. 37 (jetzt $. 36), Abs. 2 die zur Zeit nach Art. 536, Abs. 2 H.-@.-B. den Lan- 
des-Gesetzen und in Ermangelung dem Ortsgebrauch des Heimathshafens vorbehal- 
tene Bestimmung. Dieselbe schliesst sich, indem sie den, dem Schiffsmann zu ge- 
währenden Theil der innerhalb der betreffenden Zeiten verdienten Heuer auf die 
Hälfte ihres Betrages festgesetzt, der in Preussen und Mecklenburg bestehenden Ge- 
setzgebung an, und ändert dadurch die in Oldenburg und den Hansestädten gelten- 
den, dem Schiffsmann nur ein Drittheil zubilligenden Vorschriften zu Gunsten der 
Schiffsmannschaft ab. 

In Betreff der Vorschuss-Zahlungen enthält das H.-G.-B. im Art. 536, Abs. 2 den 
gleichen Vorbehalt, wie für Abschlags-Zahlungen. Auch der Entwurf ($. 38, — Jetzt 
$. 37) belässt es hinsichtlich der Vorschuss-Zahlungen bei einem Vorbehalt. Er be- 
seitigt denselben aber, soweit er sich auf die Landes-Gesetze bezieht und setzt zu- 
gleich an die Stelle des Ortsgebrauchs des Heimathshafens den Ortsgebrauch des 
Musterungshafens. Ausserdem nennt er neben den Vorschuss-Zahlungen auch die 
Handgelder, um zugleich den Fall zu decken, in welchem das Handgeld nicht in An- 
rechnung auf die Heuer, sondern nach Verabredung oder nach Ortsgebrauch als Zu- 
gabe gezahlt wird (vergl. Art. 285, Abs. 2 H.-G.-B.).« 


Archiv des Deutschen Reichs. Bd. 1. (VI.) 54 
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$. 38. Alle Zahlungen an Schiffsleute müssen, wenn nicht ein Anderes ver- 
einbart ist, nach Wahl derselben entweder baar oder mittelst einer auf den Rheder 
ausgestellten, auf Sicht zahlbaren Anweisung geleistet werden. 


$. 39. Vor Antritt der Reise hat der Schiffer ein Abrechnungsbuch anzu- 
legen, in welches alle auf die Heuer geleisteten Vorschuss- und Abschlags - Zah- 
lungen, sowie die etwa gegebenen Handgelder einzutragen sind. In dem Abrech- 
nungsbuche ist von dem Schiffsmann über den Empfang jeder Zahlung zu quittiren. 
Auch hat der Schiffer jedem Schiffsmann , der es verlangt, noch ein besonderes 
Heuerbuch zu übergeben und darin ebenfalls jede auf die Heuer des Inhabers ge- 
leistete Zahlung einzutragen. 


Die Motive zu diesem Paragr. lauten: 

»Der Zweck der Bestimmung geht im Wesentlichen dahin, die Abrechnung 
zwischen dem Schiffer und dem Schiffsmann zu erleichtern und Streitigkeiten über 
den Betrag der dem letzteren vor oder während der Reise geleisteten Zahlungen ab- 
zuwenden. Zur Erreichung dieses Zwecks eignet sich nach den namentlich in Ham- 
burg gemachten Erfahrungen vorzugsweise ein von dem Schiffer iiber die Heuerfor- 
derungen der Mannschaft zu führendes Abrechnungsbuch, in welchem bei dem Ver- 
merk jeder Zahlung zugleich von dem Schiffsmann über den Empfang zu quittiren 
ist. Die in dem Entwurf enthaltene Vorschrift, wonach auf jedem Schiff und für jede 
Reise ein solches Buch geführt werden soll, schafft auch in dieser Beziehung eine für 
die gesammte Handelsmarine gleichmässige Einrichtung. 

Nach den z. Z. in Preussen und Mecklenburg bestehenden Anordnungen hat 
der Schiffer vor, bezw. bei Antritt der Reise jedem Schiffsmann ein Buch zu überge- 
ben, in welches die fraglichen Zahlungen einzutragen sind. Es fehlt zwar ein aus- 
reichender Anlass, eine dem entsprechende Vorschrift in den Entwurf aufzunehmen, 
da neben dem vom Schiffer zu führenden Abrechnungsbuch die in Rede stehenden 
Bücher entbehrlich erscheinen. Dagegen empfiehlt es sich, dem Schiffer zur Pflicht 
zu machen, denjenigen Schiffsleuten , welche es etwa verlangen, ein solches Buch zu 
übergeben, und sodann darin die betreffenden Zahlungen ebenfalls einzutragen.« 


$. 40. Wenn die Zahl der Mannschaft sich während der Reise vermindert und 
nicht wieder ergänzt wird, so sind, falls nicht ein Anderes bedungen ist, die dadurch 
ersparten Heuerbeträge unter die verbleibenden Schiffsleute'nach Verhältniss ihrer 
Heuer zu vertheilen. Ein Anspruch 'auf die Vertheilung findet jedoch nicht statt, 
wenn die Verminderung der Mannschaft durch Entweichung herbeigeführt ist und 
die Effekten des entwichenen Schiffsmannes nicht an Bord zurückgeblieben sind. 

Wenn die Zahl der Mannschaft sich während der Reise um ‘mehr als ein 
Sechstel verringert, so muss der Schiffer dieselbe auf Verlangen der verbleibenden 
Schiffsleute ergänzen, sofern die Umstände eine Ergänzung gestatten. 


In den Motiven heisst es: 

»Bereits der Preussische Entwurf zum H.-G.-B. enthielt im Art. 450 Bestimmun- 
gen, welche mit den Vorschriften des: $. 41 (jetzt $. 40) im Wesentlichen übereinstim- 
men. Ihre Aufnahme in das H.-G.-B. wurde auf Grund der dagegen insbesondere 
von Seiten Oesterreichs geltend gemachten Bedenken abgelehnt (Hamb. Prot..S. 1975 
ff.) Die später in Oldenburg und Hamburg erlassenen Seemanns-Ordnungen haben 
sich jedoch für die Aufnahme derartiger Vorschriften entschieden. 

Oldenb. Sch.-O., Art. 31. 
Hamb. 8.-0., Art. 8. 
Vgl. Mecklenb. Musterrolle, Art. 15. 

In der That lässt sich, falls die Mannschaft während der'Reise sich vermindert 
und die verbleibenden Schiffsleute die gesammte Arbeit verrichten müssen, den letz- 
teren der Anspruch auf die dadurch ersparte Heuer ohne Unbilligkeit nicht versagen. 
Eine Ausnahme erscheint jedoch unter den am Schluss des ersten Absatzes angege- 
benen Voraussetzungen geboten. 'Erfahrungsmässig entweichen 'Schiffsleute nur 
selten ohne Mitwissen der übrigen Mannschaft. Insbesondere erscheint es gerecht- 
fertigt, eine Mitwissenschaft zu unterstellen, wenn die Effekten der Entwichenen von 
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Bord geschafft sind. Wenn in Fällen der letztgedachten Art den verbleibenden 
Schiffsleuten ein Anspruch auf Erhöhung der Heuer gewährt werden sollte, würde 
dies zu einer Begünstigung der Mitwisser führen und Entweichungen Vorschub ge- 
leistet werden. Der Entwurf folgt in der auf jene Ausnahme bezüglichen Bestim- 
mung der, im Gegensatz zu der Öldenburgischen Schiffsmanns-Ordnung, der Mann- 
schaft günstigeren Vorschrift der Hamburgischen Seemanns-Ordnung 

Wenn die Mannschaft während der Reise sich erheblich vermindert, und in Folge 
dessen für die verbleibenden Schiffsleute die Gefahr übermässiger Anstrengungen 
entsteht, ist es als eine dem Schiffer denselben gegenüber obliegende Pflicht anzu- 
sehen, die Mannschaft, sofern die Umstände es gestatten, zu ergänzen«. 


$. 41. In allen Fällen, in welchen ein Schiff länger als zwei Jahre auswärts 
verweilt, tritt in Ermangelung einer anderweitigen Abrede für den seit zwei Jahren 
in Dienst befindlichen Schiffsmann eine Erhöhung der Heuer ein, wenn diese nach 
Zeit bedungen ist, 

Diese Erhöhung wird wie folgt bestimmt: 

1) Der Schiffsjunge tritt mit Beginn des dritten Jahres in die in der Musterrolle be- 
stimmte oder aus derselben als Durchschnitts-Betrag sich ergebende Heuer der 
Leichtmatrosen, und mit Beginn des vierten Jahres in die in der Musterrolle be- 
stimmte Heuer der Vollmatrosen ein ; 

2. der Leichtmatrose erhält mit Beginn des dritten Jahres die in der Musterrolle 
bestimmte Heuer der Vollmatrosen und mit Beginn des vierten Jahres ein Fünftel 
derselben mehr an Heuer ; 

3. für die übrige Mannschaft steigt .die in der Musterrolle angegebene Heuer mit 
Beginn des dritten Jahres um ein Fünftel und mit Beginn des vierten Jahres um 
ein ferneres Fünftel ihres ursprünglichen Betrages. 

In dem Fall der Ziffer 2 tritt der Leichtmatrose mit Beginn des dritten 
Jahres in den Rang eines Vollmatrosen ein. 


Entstehungs-Geschichte. 


Im Entwurf heisst es im ersten Absatz statt »zwei Jahren«: »der Ausreise«. 
Ferner fehlt in demselben der Abs. 3. Diese Aenderungen sind durch die Kommis- 
sions-Beschlüsse veranlasst. 

Die Motive führen aus: 

»Für die Fälle, in welchen ein Schiff länger als zwei Jahre auswärts verweilt, soll 
nach dem H.-G.-B. (Art. 541) in Ermangelung einer anderweitigen Abrede für den 
seit der Ausreise in Dienst befindlichen Schiffsmann eine Erhöhung der nach Zeit be- 
dungenen Heuer eintreten. Die Bestimmung über das Mass der Erhöhung überlässt 
das H.-G.-B. den Landes-Gesetzen. In Folge dessen sind in Preussen, Mecklenburg, 
Oldenburg und Hamburg ergänzende Vorschriften erlassen, welche nur in Betreff der 
Schiffsjungen und der Leichtmatrosen nicht übereinstimmen. Die in Oldenburg be- 
stehende Vorschrift ist als eine allseitig angemessene anzusehen und demgemäss in 
den $. 42, (jetzt$.41) des Entwurfs, aufgenommen. Dass in dem letzteren, und zwar in 
Ziffer 1 neben der in der Musterrolle bestimmten , noch die aus derselben als Durch- 
schnittsbetrag sich ergebende Heuer Erwähnung gefunden hat, erklärt sich daraus, 
dass namentlich auf grösseren Schiffen Leichtmatrosen von verschiedener Abstufung 
und danach sich bemessender Verschiedenheit der Heuer vorhanden zu sein pflegen. 

Preuss. Einf.-Gesetz vom 34. Juni 1861, Art. 56, Be 
Mecklenb. Einf.-V. vom 28. Dezember 1863, $. 65. 
Oldenb. Sch.-O., Art. 30, $. 65. 

Hamb. S.-O., Art. 25.« 


$.42. Die aus den Dienst- und Heuer - Verträgen herrührenden Forde- 
rungen des Schiffers und der zur Schiffsmannschaft gehörigen Personen, welche 
auf einem, nach den Artikeln 866 und 867 des Allgemeinen Deutschen Han- 
dels-Gesetzbuchs!) als verschollen anzusehenden Schiffe sich befunden haben, wer- 


!) Die angezogenen Art. des Allg. Deutschen Handels-Gesetzbuchs lau- 
ten: 
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den fällig mit Ablauf der Verschollenheitsfrist. Das Dienst-Verhältniss gilt sodann 
einen halben Monat nach dem Tage für beendet, bis zu welehem die letzte Nachricht 
über das Schiff reicht. 

Der Betrag der Forderungen ist dem Seemanns-Amt des Feimathshafens zu 
übergeben, welches die Aushändigung an die Empfangsberechtigten zu vermit- 
teln hat. 


I, Entstehungs-Geschichte. 


Der Absatz 1 dieses Paragr. lautete in der Reg.-Vorlage wie folgt: 

»Die aus dem Heuer-Vertrage herrührenden Forderungen eines Schiffsmannes, 
welcher auf einem als verschollen anzusehenden Schiffe sich befunden hat, werden 
fällig mit Ablauf der in den Art. 866 und 867 des Allg. D. H.-G.-B. festgestellten 
Verschollenheitsfrist. Das Dienst-Verhältniss gilt sodann, sofern ein anderer Zeit- 
punkt der Beendigung nicht nachgewiesen wird, einen halben Monat nach dem Tage 
für beendigt, bis zu welchem die letzte Nachricht über das Schiff reicht.« 

“ a war im 2. Abs. statt »Heimathshafens« gesagt: »Musterungs- 
atTens«. ‘ 
Die Aenderungen beruhen auf Beschlüssen der Kommission. 


In den Motiven heisst es: 
»Für die Angehörigen oder die sonstigen Rechtsnachfolger der Schiffsleute, welche 
auf einem als verschollen anzusehenden Schiffe sich befunden haben, können bei Un- 
gewissheit über den Verbleib des Schiffes und in Folge dessen über den Zeitpunkt 
der Beendigung des Heuer-Vertrages gegenwärtig dadurch Härten entstehen, dass 
für solche Fälle eine Bestimmung über den Fälligkeitstermin der dem Schiffsmann 
aus dem Heuer-Verhältniss zustehenden Forderungen mangelt. Da ferner der Ent- 
wurf den Rheder im Fall eines Verlustes des Schiffs für die Forderungen des Schifts- 
mannes auch aus der nicht vollendeten Reise, bezw. aus dem letzten Reise-Abschnitt 
für persönlich verhaftet erklärt ($. 69, jetzt$.68), bedarf es zugleich einer Feststellung 
des Zeitpunkts, mit welchem bei einer Verschollenheit des Schiffes der Heuer-Ver- 
trag als beendet anzusehen ist. 

Der erste Absatz des $. 43 (jetzt $. 42) sucht nach den beiden angegebenen Rich- 
tungen hin dem Bedürfniss zu genügen. Als ein geeigneter Termin für die Fällig- 
keit der fraglichen Forderungen ergab sich die Zeit des Ablaufs der in dem H.-G.-B. 
für das Schiff festgesetzten Verschollenheitsfrist. Der Zeitpunkt der Beendigung 
des Heuer-Vertrages aber konnte nach Massgabe dieser Frist nicht bestimmt werden, 
weil dem Rheder hierdurch eine das gebührliche Mass übersteigende Last aufgebür- 
det und den Angehörigen des Schiffsmannes ein der Regel nach ihnen nicht zukom- 
mender Vortheil von erheblichstem Betrage zugewendet werden würde.. Die in dem 
Entwurfe vorgeschlagene Bestimmung dürfte eine der Billigkeit entsprechende Aus- 
gleichung der beiderseitigen Rechte und Interessen darbieten. 


»Art. 866. Ein Schiff, welches eine Reise angetreten hat, ist als verschollen anzusehen, 
wenn es innerhalb der Verschollenheitsfrist den Bestimmungs-Hafen nicht erreicht hat, 
auch innerhalb dieser Frist den Betheiligten keine Nachrichten über dasselbe zugegangen 
sind. 

Die Verschollenheitsfrist beträgt: 

1. wenn sowohl der Abgangs-Hafen als der Bestimmungs-Hafen ein Europäischer Hafen 
ist, bei Segelschiffen sechs, bei Dampfschiffen vier Monate; 

9. wenn entweder nur der Abgangs- Hafen oder nur der Bestimmungs- Hafen ein nicht 

‘ Europäischer Hafen ist, falls derselbe diesseits des Vorgebirges der guten Hoffnung 
und des Kap Horn belegen ist, bei Segel- und Dampfschiffen neun Monate, falls der- 
selbe jenseits des einen jener Vorgebirge belegen ist, bei Segel- und Dampfschiffen 
zwölf Monate; 

3 wenn sowohl der Abgangs- als der Bestimmungs - Hafen ein nicht Europäischer Hafen 
ist, bei Segel- und Dampfschiffen sechs, neun oder zwölf Monate, je nachdem die Durch- 
schnittsdauer der Reise nicht über zwei oder nicht über drei oder mehr als drei Monate 
beträgt. Im Zweifel ist die längere Frist abzuwarten. 


Art. 863. Die Verschollenheitsfrist wird von dem Tage an berechnet, an welchem 
das Schiff die Reise angetreten hat. Sind jedoch seit dessen Abgange Nachrichten von 
demselben angelangt, so wird von dem Tage an, bis zu welchem die letzte Nachricht reicht, 
diejenige Frist berechnet, welche massgebend sein würde, wenn das Schiff von dem Punkt, 


an welchem es nach sicherer Nachricht zuletzt sich befunden hat, abgegangen wäre.« 
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Die Vorschrift des zweiten Absatzes soll sowohl dem Rheder wie sämmtlichen 
übrigen Betheiligten die Abwicklung der Angelegenheit erleichtern, und namentlich 
auch zur Förderung einer thunlichst baldigen Auszahlung der Heuer-Beträge an die 
Empfangsberechtigten dienen. Wegen des von den Seemanns-Aemtern zu beobach- 
tenden Verfahrens ist denselben die nähere Anweisung, soweit eine solche sich als 
erforderlich ergiebt, in Wege der Instruktion zu ertheilen.« 


ll. Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 42 ist in der Preuss. Dienst-Anweisung ausgeführt: 


44. Wegen Uebergabe des Betrages der hier bezeichneten Forderungen hat die 
Musterungs-Behörde nicht von Amtswegen, sondern nur auf Antrag — sei es des Rhe- 
ders des verschollenen Schiffes, sei es angeblich Empfangsberechtigter — einzuschrei- 
ten. Letztere sowohl, wie der Rheder haben zunächst die allgemeinen Voraussetzun- 
gen des $. 42, insoweit die Musterungs-Behörde dieselben nicht etwa schon anderweit 
in sichere Erfahrung gebracht hat, glaubhaft zu machen. 

Das weitere Verfahren beschränkt sich, wenn und so lange nur ein Antrag angeb- 
lich Empfangsberechtigter vorliegt, darauf, dass derselbe dem Rheder zur Gegenäusse- 
rung binnen angemessener Frist mitgetheilt und nach deren Verlauf den Antragstellern 
von dem Erfolge Nachricht gegeben wird. Bei etwa nicht befriedigendem Erfolge sind 
fernere Ansprüche auf den Rechtsweg zu verweisen. 

Erbietet sich dagegen der Rheder zur Uebergabe, so hat derselbe zunächst noch für 
jede einzelne Forderung eine thunlichst vollständige Berechnung des schuldigen Be- 
trages — im Anschluss an die massgebenden Vertrags- und Gesetzes-Bestimmungen, 
sowie unter Gegenüberstellung etwa bereits erfolgter Zahlungen — vorzulegen, die 
Musterungs-Behörde aber diese Berechnung einer vorläufigen Prüfung und, falls der 
Rheder ohne Weiterungen zustimmt, der erforderlichen Berichtigung zu unterwerfen 
und hiernächst den festgestellten Betrag zur einstweiligen Aufbewahrung in der von 
der vorgesetzten Dienst-Behörde dazu bestimmten Kasse anzunehmen. 

Zum Zwecke der weiteren Verfügung über den Bestand wird nach den Angaben der 
Betheiligten und den sonst sich darbietenden Nachrichten die Feststellung der Em- 
pfangsberechtigten und ihrer Legitimation versucht und, wenn dieselbe ohne erhebliche 
Weiterungen gelingt, den legitimirten Empfangsberechtigten unter Mittheilung der 
Berechnung Zahlung geleistet, andernfalls dagegen, unter Ueberweisung sämmtlicher 
Vorgänge, bei dem Gerichte, in dessen Bezirke der Schiffsmann oder, wenn es sich um 
Forderungen des Schiffers handelt, dieser seinen ordentlichen Gerichtsstand hat — in 
der Regel dem Gerichte, in dessen Bezirke er zuletzt gewohnt oder, in Ermangelung 

. eines Wohnsitzes, sich aufgehalten hat — die Annahme zum-Depositorium oder bei der 
sonst zuständigen Behörde die weitere Verfügung nachgesucht. 

Die Leitung dieser Verhandlungen ist, sobald dazu nach den örtlichen Beziehungen 
zu den Betheiligten ein anderes Seemanns-Amt unzweifelhaft geeignet erscheint, als 
das des Heimathshafens, auf Requisition des letzteren von ersterem zu übernehmen. 


$. 43. Dem Schiffsmann gebührt Beköstigung für Rechnung des Schiffs von 
dem Zeitpunkt des Dienstantritts an. Er darf die verabreichten Speisen und Ge- 
tränke nur zu seinem eigenen Bedarf verwenden und nichts davon veräussern, ver- 
geuden oder sonst bei Seite bringen. 


$. 44. Die Schiffsmannschaft hat an Bord des Schiffs Anspruch auf einen, 
ihrer Zahl und der Grösse des Schiffs entsprechenden, nur für sie und ihre Effekten 
bestimmten, wohlverwahrten und genügend zu lüftenden Logisraum. 

Kann dem Schiffsmann in Folge eines Unfalls oder aus anderen Gründen zeit- 
weilig ein Unterkommen auf dem Schiffe nicht gewährt werden, so ist ihm ein ander- 
weitiges angemessenes Unterkommen zu verschaffen. 


$. 45. Die dem Schiffsmann für den Tag mindestens zu verabreichenden 
Speisen und Getränke ($. 43), die Grösse und die Einrichtung des Logisraumes 
($. 44) und die mindestens mitzunehmenden Heilmittel bestimmen sich im Zweifel 
nach dem örtlichen Rechte des Heimathshafens. 

Der Erlass näherer Bestimmungen steht den Landes-Regierungen im Ver- 
ordnungswege zu. 
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I, Entstehungs-Geschichte. 
Die Motive zu den $$. 43—45 lauten: 

»Die auf die Beköstigung und auf das Logis der Schiffsmannschaft bezüglichen 
Bestimmungen des $. 44 (jetzt $. 43), Satz 1 und des $. 45 (jetzt:$. 44) werden keiner 
näheren Begründung bedürfen. 

Die Beköstigung wird dem Schiffsmann nur zu seinem eigenen Bedarf verabreicht, 
so dass, was davon nicht verzehrt wird, dem Mundvorrath des Schiffes wieder zu- 
fällt. Dem entsprechend und in Uebereinstimmung mit den überall bestehenden, 
theils in den Landes-Gesetzen, theils in den Formularen der Musterrollen zum Aus- 
druck gebrachten Vorschriften untersagt der Schlusssatz des $. 44 (jetzt $. 43), dem 
en jede anderweite Verfügung über die ihm verabreichten Speisen und Ge- 
tränke. 

Preussisches Gesetz von 1864, $. 26, Abs. 4. 
Mecklenburgische Musterrolle, Art. 18. 
Oldenburgische Schiffs-Ordnung, Art. 26, 8.3. 
Lübeckische Verordnung, Art. 19. 
Bremische Verordnung, $. 49, Zeile 3. 
Hamburgische Seemanns-Ordnung, Art. 17. 

Für die Schiffsmannschaft , welche oft mehrere Jahre lang auf einem und demsel- 
ben Schiffe ununterbrochen im Dienste steht, bildet die Art und das Mass der Be- 
köstigung einen Gegenstand von hervorragender Wichtigkeit. Im Hinblick hierauf 
bestimmt bereits der $. 12, dass aus der Musterrolle erhellen müsse, was dem Schiffs- 
mann für den Tag an Speise und Trank gebührt. 

In Preussen bestimmt sich gegenwärtig die dem Schiffsmann für den Tag minde- 
stens zu verabreichende Kost nach den örtlichen Verordnungen und in deren Er- 
mangelung nach dem Ortsgebrauch des Hafens, in welchem die Mannschaft geheuert 
ist. In Oldenburg und inden Hansestädten bestehen allgemeine Vorschriften 
über die der Mannschaft für den Tag, bezw. für die Woche gebührenden Rationen und 
für Mecklenburg stellt sich durch die Uebereinstimmung der Musterrollen-Formu- 
lare ein ähnliches Verhältniss heraus. 

Vergl. die obigen Allegate und Oldenburgische Bekanntmachung vom 25. 
August 1864. 

Die Einheitlichkeit der Deutschen Handelsmarine, sowie die nationale, in Folge 
der Freizügigkeit stets mehr und mehr erstarkende Zusammengehörigkeit der Deut- 
schen Schiffsleute lässt die Aufstellung gemeinschaftlicher Normen über den in Rede 
stehenden Gegenstand an sich wünschenswerth erscheinen. Dem stellt sich jedoch 
die Ungleichmässigkeit der örtlichen Verhältnisse und die Verschiedenheit der Ge- 
wöhnung der Seeleute in Betreff der Kost zur Zeit noch entgegen. Es musste des- 
halb davon Abstand genommen werden, in den Entwurf eine auf die einheitliche Re- 
gelung des Gegenstandes bezügliche Vorschrift aufzunehmen. 

Eine derartige Vorschrift widerräth sich, und zwar ebenfalls wegen der Verschie- 
denheit der Verhältnisse der einzelnen Häfen, auch hinsichtlich der Grösse und*der 
Einrichtung des Logisraums. Nur in einzelnen Deutschen Seestaaten bestehen ge- 
genwärtig hierüber Bestimmungen, deren Zweckmässigkeit überdies von mehrfachen 
Gesichtspunkten aus in Zweifel gezogen wird. 

Preuss. Ges. von 1864, Art. 26. 
Hamb. Seemanns-Ordnung, Art. 17. 

Demgemäss beschränkt der Entwurf (8. 46, jetzt $. 45) sich auf eine Vorschrift, wo- 
nach das Minimum der Kost und der mitzunehmenden Heilmittel, sowie die Grösse und 
die Einrichtung des Logisraumes im Zweifel sich nach dem örtlichen Recht des Hei- 
mathshafens bestimmen. Dass das örtliche Recht des Heimathshafens, und nicht des 
Musterungshafens, massgebend sein soll, bedarf hinsichtlich des von der Bauart und 
der Einrichtung des Schiffs abhängigen Logisraums keiner näheren Begründung. In 
Betreff der Minimalsätze für die Kost könnte allerdings"der Zweifel erhoben werden, 
ob nicht das örtliche Recht des Musterungshafens den Vorzug verdiene. In dieser 
Beziehung ist zur Sprache gebracht worden, dass, obwohl die Mannschaft, nament- 
lich auf grösseren Schiffen, häufig aus Schiffsleuten zusammengesetzt sei, welche 
ihre Heimath in den verschiedensten Gegenden haben, dennoch die in einem Hafen 
geheuerte, bezw. angemusterte Mannschaft der Regel nach zum grösseren Theile aus 
Schiffsleuten bestehen werde, welche in mehr oder minder nahe belegenen Landes- 
theilen ihren Wohnsitz haben und dass sie demgemäss, wenn ihre Gewöhnung in Be- 
tracht gezogen werde, dem Recht des Musterungshafens zu unterwerfen sei. Dem 
gegenüber muss jedoch als entscheidend angesehen werden, dass nur das Recht des 
Heimathshafens als das dem Schiff in allen hauptsächlichen Beziehungen verbleibende 
anzusehen ist, dass durch die Vorschriften über die Beköstignug der Schiffsleute' zu- 
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gleich die Art und Weise und, in gewissen Grenzen, selbst das:Mass der Verprovian- 

tirung des Schiffes mitbedingt wird, endlich dass, wenn ungeachtet dessen die Kost 

nach den Speisevorschriften des in dem einzelnen Fall von dem Heimathshafen ver- 

schiedenen Musterungshafens verabreicht werden soll, die hierauf bezügliche Verein- 

BENUE, soweit dieselbe rechtlich zulässig ist, in der Musterrolle Aufnahme finden 
ann. 

Der Schlusssatz des $. 46 (jetzt $. 45) ist aus der Erwägung hervorgegangen, dass es 
sich empfiehlt, den Landes-Regierungen den Erlass näherer Bestimmungen über die 
in Rede stehenden Gegenstände auf einem einfacheren Wege als dem der Gesetzge- 
bung zu ermöglichen. Die Sammlung weiterer Erfahrungen, ein nach der Natur der 
Sache nicht ausgeschlossener Wechsel in den Anschauungen der Betheiligten, sowie 
sonstige Umstände, hinsichtlich des Logisraums auch die in der Neuzeit stets zuneh- 
mende Verschiedenheit in der Bauart der Schiffe, selbst in dem Bau und der Einrich- 
tung speziell des Logisraums, können häufigere Abänderungen der jedesmal beste- 
henden Vorschriften von Zeit zu Zeit nothwendig oder zweckmässig erscheinen 
lassen.« | 

ll. Landesgesetzliche Bestimmungen. 


Zu $$. 43, 44 und 45 äussert die Preuss. Dienst-Anweisung: 


45.. So lange über die Speisen und Getränke, sowie über die Grösse und Einrich- 
tung des Logisraumes, welche dem Schiffsmann auf Preussischen Schiffen mindestens 
zu. gewähren sind, nähere Bestimmungen im Verordnungswege nicht getroffen sind, 
bewendet es für diese Schiffe bei den Bestimmungen im zweiten und dritten Absatze 
des $. 26 des Gesetzes vom 26. März 1864 (G.-S. S. 693), bei der Nr. 3 der Aller- 
höchsten Verordnung vom 24. Juni 1857 (G.-S. 8. 1165) und bei dem $. 7 des Gesetzes 
vom 9. März 1870 (G.-S. 8. 248)2). 


$. 46. Der Schiffer «st berechtigt, bei ungewöhnlich langer Dauer der Reise, 
oder wegen eingetretener Unfälle, eine Kürzung der Rationen oder eine Aenderung 
hinsichtlich der Wahl der Speisen und Getränke eintreten zu lassen. 

Er hat im Schiffs- Journal zu bemerken, wann, aus welchem Grunde und in 
welcher Weise eine Kürzung oder Aenderung eingetreten ist. 

Wenn’ dies versäumt ist, oder wenn die vom Schiffer getroffenen Anordnungen 
sich als ungerechtfertigt oder durch sein Verschulden herbeigeführt erweisen, so 
gebührt dem Schiffsmann eine den erlittenen Entbehrungen entsprechende Vergütung. 
Ueber diesen Anspruch entscheidet unter Vorbehalt des Rechtsweges das Seemanns- 
Amt, vor welchem abgemustert wird. 


I. Entstehungs-Geschichte. 


Im Entwurfilautete der erste Absatz dieses Paragr. folgendermassen : 
»Findet der Schiffer bei ungewöhnlich langer Dauer der Reise oder wegen einge- 


1) Dieselben lauten wie folgt: 

$. 26. Gesetz v. 26. März 1864, zweiter Absatz: 

»Am Bord des Schiffes hat die Schiffsmannschaft auf einen nur für sie und ihre Fffek- 
ten bestimmten, wohlverwahrten und genügend zu lüftenden Logisraum Anspruch. Der 
Logisraum, mit Ausnahme des Kojenraumes, muss mindestens 4!/g Fuss hoch und so gross 
sein, dass auf jeden Schiffsmann, einschliesslich seines Kojenraumes, mindestens 65 Ku- 
bikfuss kommen. 

(Dritter Absatz.) 

Die dem Schiffsmann für den Tag mindestens zu verabreichenden Speisen und Getränke 
werden durch die örtlichen Verordnungen und in deren Ermangelung durch den Ortsge- 
brauch des Hafens bestimmt, in welchem die Schiffsmannschaft geheuert ist. Die Be- 
zirks-Regierungen sind ermächtigt, solche Verordnungen nach Anhörung der Lokal-Be- 
hörden und deren Organe des Handelsstandes zu erlassen.« 


2, Danach steht die im vorstehend abgedruckten dritten Absatze des $. 26 des Ge- 
setzes vom 26. März 1864 den Bezirks-Regierungen übertragene Befugniss zur Erlassung 
von örtlichen Verordnungen über die dem Schiffsmann zu verabreichenden Speisen und 
Getränke in der Provinz Hannover, so lange Bezirks-Regierungen nicht eingesetzt sind, 
den Landdrosteien, und im Jadegebiet, bis zur anderweiten Organisation der Verwaltung 
desselben, dem Admiralitäts- Kommissariat zu. 
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tretener Unfälle eine Kürzung der Rationen oder eine Aenderung hinsichtlich der 
Wahl der Speisen und Getränke nöthig, so muss der Schiffsmann sich solchen An- 
ordnungen unterwerfen.« 
Ferner fehlen im 3. Abs. des Entwurfs die kursiv gedruckten Worte. 
Diese Aenderungen sind eine Folge der Kommissions-Beschlüsse. 
Die Motive führen aus: | 

»Nach Art. 480 H.-G.-B. hat der Schiffer vor Antritt der Reise für die gehörige 
Verproviantirung des Schiffs zu sorgen. Selbst wenn dieser Verpflichtung, deren Er- 
füllung die Strafbestimmung des $. 98 sicher zu stellen sucht, vollständig genügt ist, 
kann eine nicht vorausgesehene Verlängerung der Reise oder der Eintritt von Un- 
fällen eine Verkürzung der Rationen oder eine Aenderung in Betreff der Gattung der 
Speisen und Getränke erforderlich machen. Im Fall eines solchen Nothstandes muss 
selbstverständlich die Mannschaft sich die Kürzung oder Aenderung gefallen lassen. 
Es entspricht jedoch ebenso dem Recht wie der Billigkeit, den Schiffsleuten eine den 
erlittenen Entbehrungen entsprechende Vergütung zu Theil werden zu lassen, falls 
die betreffende Anordnung des Schiffers — sei es, weil eine gehörige Verprovianti- 
rung des Schiffs verabsäumt worden ist, oder aus einem sonstigen Grunde — sich als 
ungerechtfertigt erweist. Ausserdem erscheint es angezeigt, dem Schiffer die Jour- 
nalisirung der von ihm getroffenen Anordnungen des Grundes derselben zur Pflicht 
zu machen, und zugleich im Falle der Unterlassung dem Schiffsmann, ohne dass es 
einer Feststellung über den der Anordnung zu Grunde liegenden Anlass bedarf, den 
Anspruch auf die erwähnte Vergütung zuzubilligen. Der Schlusssatz bezweckt, eine 
möglichst schleunige und sachgemässe Entscheidung über derartige Ansprüche her- 
beizuführen. Mit Rücksicht auf die privatrechtliche Natur des Anspruchs lässt der 
Entwurf gegen die Entscheidung des Seemanns-Amtes den Rechtsweg zu.« 


ll. Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 46 ist in der Preuss. Dienst-Anweisung vorgeschrieben: 

46. Der Anspruch auf die nach näherem Inhalt dieser Bestimmung der Mannschaft 
gebührende Vergütung wird in der Regel, wie auch der Schlusssatz des $. 46 andeutet, 
bei der Abmusterung geltend gemacht werden, und ist unter dieser Voraussetzung das 
mit der Abmusterung befasste Seemanns-Amt zur Entscheidung berufen. In andern 
Fällen besteht eine solche Beschränkung hinsichtlich der Zuständigkeit nicht. In Be- 
ziehung auf ihre rechtliche Natur, die zu beobachtenden Formen und den Vorbehalt 
des Rechtsweges steht die Entscheidung, da auch ihr Gegenstand überwiegend dem 
privatrechtlichen Gebiete angehört, denjenigen auf Antritt oder Fortsetzung des Dienstes 
bezüglichen Entscheidungen im Allgemeinen gleich, auf welche der $. 106 sich bezieht. 

Wird. der Anspruch bei der Abmusterung geltend gemacht, so ist in die Abmuste- 
rungs-Verhandlung selbst nur ein kurzer Vermerk hierüber aufzunehmen. Im Uebrigen 
muss die Entscheidung in besonderen Verhandlungen vorbereitet und abgeschlossen 


werden. 
Die Vollstreckung der Entscheidung ist auszusetzen, sobald sich ergiebt, dass der 


Rechtsweg beschritten ist. 


$. 4%. Wenn ein Schiffs-Offizier oder nicht weniger als drei Schiffsleute 
bei einem Seemanns- Amte Beschwerde darüber erheben, dass das Schiff, für 
welches sie angemustert sind, nicht seetüchtig ist, oder dass die Vorräthe, welche 
das Schiff für den Bedarf der Mannschaft an Speisen und Getränken mit sich 
Führt, ungenügend oder verdorben sind, so hat das Seemanns- Amt eine Unter- 
suchung des Schiffs beziehungsweise der Vorräthe zu veranlassen, und deren 
Ergebniss in das Schiffs-Journal einzutragen. Auch hat dasselbe, falls die Be- 
schwerde sich als begründet erweist, für die geeignete Abhülfe Sorge zu tragen‘). 
1. Entstehungs-Geschichte. 
Dieser Paragr. ist von der Kommission dem Gesetze eingefügt und vom Reichs- 
tage bei der Plenar-Berathung adoptirt worden. 
ll. Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $. 47 wird in der Preuss. Dienst-Anweisung bestimmt: 


.3) Vergl. dazu die Strafbestimmung im $. 94, sowie Dienst-Instruktion für Konsuln 
vom 23. Febr. 1873 unter Nr. 37, oben 8. 1211. 
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47. Wenn eine auf diese Bestimmung gegründete Beschwerde erhoben wird, so hat 
die Musterungs-Behörde!) zunächst den einzelnen Beschwerdeführer (Schiffs-Offizier) 
und, sofern die Beschwerde von Mehreren ausging, Jeden derselben abgesondert über 
die zur näheren Begründung beizubringenden Thatsachen und Beweismittn] ausführlich 
zu Protokoll zu vernehmen und auf die Straf-Bestimmung des $. 94, sowie auf die Ent- 
schädigungs-Ansprüche hinzuweisen , welche er, falls die Beschwerde unbegründet be- 
funden wird, zu gewärtigen hat. 

Nach dem Ergebniss dieser Verhandlungen prüft die Musterungs-Behörde, ob — 
den Beweis der behaupteten Thatsachen vorausgesetzt — das Schiff als nicht seetüchtig 
oder die Vorräthe als für den Bedarf der Mannschaft an Speisen und Getränken unge- 
nügend oder als verdorben anzusehen sein würden. Bei Verneinung dieser Frage ist 
die Beschwerde ohne Weiteres als unbegründet oder unzulässig zurückzuweisen. An- 
derenfälls dagegen hat die Musterungs-Behörde zunächst noch den Schiffer über die 
einzelnen Beschwerdepunkte zu hören und erst, wenn weder hierdurch die Angelegen- 
heit ihre Erledigung findet, noch durch die sonst sich etwa darbietenden Beweismittel, 
insbesondere durch eine Vernehmung der übrigen Schiffsmannschaft, das Sachverhält- 
niss genügend aufzuklären ist, eine Untersuchung des Schiffs, bezw. der Vorräthe — 
nach Bedürfniss unter Zuziehung geeigneter, protokollarisch zu vernehmender Sach- 
verständiger — zu veranlassen und die dem Ergebniss entsprechenden weiteren An- 
ordnungen gemäss $. 47 zu treffen. 

Ueber die Anforderungen , welche die Musterungs-Behörde nach Abschluss der Un- 
tersuchung etwa zur Abhülfe der Beschwerde stellt, sowie über die Erfüllung solcher 
Anforderungen, ist dem Schiffer, falls er es verlangt, eine schriftliche Bescheinigung 
zu ertheilen. 

Kosten kommen für dieses Verfahren nicht in Ansatz. Etwaige baare Auslagen 
sind, wenn die Beschwerde sich als begründet erweist, von dem Schiffer, andernfalls von 
dem oder den Beschwerdeführern einzuziehen. 

Bis auf Weiteres haben die Musterungs-Behörden über jede gemäss $. 47 ange- 
brachte Beschwerde, sowie über den Verlauf und den Ausgang der dadurch veranlass- 
ten Verhandlungen nach deren Abschluss der vorgesetzten Königlichen Regierung, 
bezw. Landdrostei zu berichten. | 


$. 48. Falls der Schifismann nach Antritt des Dienstes erkrankt oder ver- 
wundet wird, so trägt der Rheder die Kosten der Verpflegung und Heilung : 

1. wenn der Schiffsmann wegen der Krankheit oder Verwundung die Reise nicht 
antritt, bis zum Ablauf von drei Monaten seit der Erkrankung oder Verwundung ; 

2. wenn er die Reise antritt und mit dem Schiffe nach einem Deutschen Hafen 
zurückkehrt, bis zum Ablauf von drei Monaten seit der Rückkehr des Schiffs ; 

3. wenn er die Reise antritt und mit dem Schiffe zurückkehrt, die Rückreise des 
Schiffs jedoch nicht in einem Deutschen Hafen endet, bis zum Ablauf von sechs 
Monaten seit der Rückkehr des Schiffs ; 

4. wenn er während der Reise am Lande zurückgelassen werden musste, bis zum 
Ablauf von sechs Monaten seit der Weiterreise des Schiffs. 

Auch gebührt dem Schiffsmann, falls er nicht mit dem Schiffe nach dem Hafen 
zurückkehrt, von welchem das Schiff seine Ausreise angetreten hat, freie Zurück- 
beförderung nach diesem Hafen ($$. 65, 66), oder nach Wahl des Schiffers eine 
entsprechende Vergütung. 


Entstehungs-Geschichte. 


Im Entwurf hiess es im 1. Abs. unter 2: statt »einem Deutschen Hafen« 
»dem Heimathshafen oder nach dem Musterungshafen«, unter 3: statt 
»Deutsehen Hafen« »der genannten Häfen«. 

Der Abs. 2 lautete wie folgt: 

»Auch gebührt dem Schiffsmann,, falls er nicht mit dem Schiffe nach dem Muste- 
rungshafen zurückkehrt, freie Zurückbeförderung nach diesem Hafen ($8. 65, 66) oder 
nach Wahl des Rheders eine entsprechende Vergütung.« 

Diese Aenderungen beruhen auf den Kommissions-Beschlüssen. 

Die Motive bemerken, dass diese $$. den Art. 548 bis 550 H.-G.-B. entlehnt sind. 


!) Vergl. dazu Betr. der den Konsuln zustehenden Befugnisse die bezügl. Bestimmun- 
gen der »Allgemeinen Dienst-Instruktion« unter Nr. 37, oben 8. 1211 ff. 
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$.49. Die Heuer bezieht der erkrankte oder verwundete Schiffsmann: 
wenn er die Reise nicht antritt, bis zur Einstellung des Dienstes; 
wenn er die Reise antritt und mit dem Schiffe zurückkehrt, bis zur Beendigung 
der Rückreise; 
wenn er während der Reise am Lande zurückgelassen werden musste, bis zu 
dem Tage, an welchem er das Schiff verlässt. | 
Ist der Schiffsmann bei der Vertheidigung des Schiffs beschädigt, so hat er 
überdies auf eine angemessene, erforderlichenfalls von dem Richter zu bestimmende 
Belohnung Anspruch. 


$. 50. Auf den Schiffsmann, welcher die Krankheit oder Verwundung durch 
eine unerlaubte Handlung sich zugezogen hat, oder mit einer syphilitischen Krank- 
heit behaftet ist, finden die 8. 48 und 49 keine Anwendung. 


$. 51. Stirbt der Schiffsmann nach Antritt des Dienstes , so hat der Rheder 
die bis zum Todestage verdiente Heuer ($. 67) zu zahlen und die Bestattungskosten 
zu tragen. 

Wird der Schiffsmann bei Vertheidigung des Schiffs getödtet, so hat der Rheder 
überdies eine angemessene, erforderlichenfalls von dem Richter zu bestimmende Be- 


lohnung zu entrichten. 


8. 52. Ueber jeden nach Antritt des Dienstes eintretenden Todesfall eines 
Schiffsinannes muss vom Schiffer unter Zuziehung von zwei Schiffs - Offizieren oder 
anderen glaubhaften Personen ein urkundlicher Nachweis beschafft werden. Die 
Urkunde muss Tag und Stunde des Todes, Vor- und Familien-Namen, Geburts- oder 
Wohnort und Alter des Verstorbenen, sowie die muthmassliche Ursache des Todes 
enthalten. Sie ist von dem Schiffer und den zugezogenen Zeugen zu vollziehen. 

Soweit der Nachlass des verstorbenen Schiffsmannes sich an Bord befindet, hat 
der Schiffer für die Aufzeichnung und Aufbewahrung , sowie erforderlichenfalls für 
den Verkauf des Nachlasses Sorge zu tragen. Die Aufzeichnung ist unter Zuziehung 
von zwei Schiffs- Offizieren oder anderen glaubhaften Personen vorzunehmen. 

Die Nachlass - Gegenstände selbst, der etwaige Erlös aus denselben, sowie der 
etwaige Heuer-Rückstand sind nebst der erwähnten Aufzeichnung und dem Nach- 
weis über den Todesfall demjenigen Seemanns- Amt, bei dem es zuerst geschehen 
kann, zu übergeben. Wenn im Auslande das Seemanns-Amt aus besonderen Grün- 
den die Uebernahme der Nachlass-Gegenstände ablehnt, so hat der Schiffer die 
Uebergabe bei demjenigen Seemanns- Amt zu bewirken , bei welchem es anderweit 
zuerst geschehen kann. 

Durch die Vorschriften des ersten und dritten Absatzes werden die auf die 
Führung der Zivilstands - Register bezüglichen Bestimmungen der Landes - Gesetze 
nicht berührt!). 


!) Ueber die Beurkundung des Personenstandes der auf der See befind- 
lichen Personen bestimmt der fünfte Abschnitt des Preuss. Gesetzes vom). März 
1874 (G.-S. S. 95 ff.), betr. »die Beurkundung des Personenstandes und die 
Form der Eheschliessung«: 

8.44. Geburten und Sterbefälle, welche sich auf Seeschiffen während der Reise er- 
eignen, sind nach den Vorschriften dieses Gesetzes 'spätestens am nächstfolgenden Tage 
nach der Geburt oder dem Todesfalle von dem Schiffer, unter Zuziehung von zwei Schifis- 
Offizieren oder anderen glaubhaften Personen, in dem Tagebuche zu beurkunden. Bei 
Sterbefällen ist zugleich die muthmassliche Ursache des Todes zu vermerken. 

8.45. Der Schiffer hat zwei von ihm beglaubigte Abschriften der Urkunden dem- 
jenigen Seemanns-Amte, bei dem es zuerst geschehen kann, zu übergeben. Eine dieser 
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«53. Wenn der Schiffer während der Reise stirbt, ist der Steuermann ver- 
pflichtet, für die Beschaffung eines Nachweises über den Todesfall und für den Nach- 
lass nach Massgabe der vorstehenden Bestimmungen ($. 52) zu sorgen. 


l. Entstehungs-Geschichte. ($$. 51-53.) 
Im Entwurf fehlen im 2. Satz des Abs. 3 des $.52 die kursiv gedruckten Worte. Die 
Einschaltung derselben beruht auf den Kommissions-Beschlüssen. 
Die Motive bemerken zu 8$. 51 bis 53: 

»Der $. 51 giebt den ersten Abs. des Art. 551 H.-G.-B. wieder unter Veränderung 
des Ausdruckes: »Beerdigungskosten« in den, der in Regel zutreffenderen : »Bestat- 
tungskosten«. Die 88. 52 und 53 ergänzen die in den $. 52 mit aufgenommene Vor- 
‚schrift des zweiten Absatzes jenes Artikels. 

Nach Art. 487 H.-G.-B. sind die auf dem Schiff vorgekommenen Geburts- und 
Sterbefälle in das Journal einzutragen. Durch eine solche Eintragung wird jedoch 
die urkundliche Feststellung nicht in überall genügenden Masse erreicht. Auch die 
Gesetze der einzelnen Bundesstaaten lassen hinsichtlich der Beurkundung der in Rede 
stehenden Geburts- und Sterbefälle ausreichende Bestimmungen oft vermissen ; den- 
noch musste von einer einheitlichen und durchgreifenden Regelung des Gegenstandes, 
als in die Seemanns-Ordnung nicht gehörig, Abstand genommen werden. Dagegen 
unterliegt die Aufnahme von Vorschriften über die Feststellung der Todesfälle der 
zur Schifisbesatzung gehörigen Personen keinem Bedenken. Um insoweit dem Bedürf- 
niss zu genügen, legen der $. 52 im Falle des Todes eines Schiffsmanns dem Schiffer 
und der $. 53 im‘Falle des Todes des Schiffers dem der Regel nach an dessen Stelle 
tretenden ($. 2) Steuermann die Pflicht auf, in der daselbst angegebenen Weise für 
die Beschaffung eines urkundlichen Nachweises zu sorgen. 

Hinsichtlich der Vorschrift im dritten Absatz des $. 52 kann im Wesentlichen auf 
die Bemerkung zum $. 43 (jetzt $.42), Absatz 2 Bezug genommen werden. Es musste 
jedoch den im Auslande residirenden Seemanns-Aemtern offen gehalten werden, die 
Uebernahme der Nachlass-Gegenstände u. s. w. abzulehnen. Hierzu führt schon die 
Erwägung, dass in ausländischen Häfen, in welche Deutsche, auf der Rückreise be- 
griffene Schiffe nur selten gelangen, zunächst nur das Schiff selbst, auf dem der 
Todesfall sich ereignet hat, geeignete Gelegenheit zur Beförderung der Gegenstände 
nach Deutschland darbieten wird. Auch sonstige Gründe können im Auslande dem 
Seemanns-Amte die Uebernahme unthunlich erscheinen lassen. 

Der Schlusssatz des $. 52 soll ersichtlich machen, dass durch die den Nachweis 
der Todesfälle betreffenden Vorschriften der Seemanns-Ordnung ein Eingriff in die 
auf die Führung der Zivilstands-Register (Kirchenbiücher etc.) bezüglichen Landes- 
Gesetze, soweit dieselben die fraglichen Sterbefälle mit umfassen, nicht beabsichtigt 
wird. 

Bei der Wichtigkeit, welche’die Befolgung der dem Schiffer, beziehungsweise im 
Fall seines Todes dem Steuermann zur Pflicht gemachten Fürsorge für die Angehöri- 
gen oder die sonstigen Betheiligten hat, ist die Unterlassung im $. 99, Ziff. 3 als 
Uebertretung unter Strafe gestellt.« 


Il, Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu $$. 52 und 53 hat die Preuss. Dienst-Anweisung vorgeschrieben : 

48. Die Musterungs-Behörde, welcher der urkundliche Nachweis über den nach 
dem Dienstantritt erfolgten Tod eines Schiffsmannes, die Aufzeichnung des Nachlasses; 
die Nachlass-Gegenstände selbst, oder deren Erlös, oder endlich ein etwaiger Heuer- 
Rückstand gemäss $.52 zur Uebernahme angeboten werden ‚ hat hierüber, sowie über 


Abschriften ist bei dem Seemanns-Amte aufzubewahren, die andere ist demjenigen Standes- 
Beamten, in dessen Bezirk die Eltern des Kindes, beziehungsweise der Verstorbene, ihren 
ne haben, oder zuletzt gehabt haben, Behufs der Eintragung in das Register zuzu- 
ertigen. 

$. 46. Ist der Schiffer verstorben, so hat der Steuermann die in den $$. 44 und 45 dem 
Schiffer auferlegten Verpflichtungen zu erfüllen. 

$..47. Sobald das Schiff in den inländischen Hafen eingelaufen ist, in welchem es seine 
Fahrt beendet, ist das Tagebuch der für den Standes-Beamten des Hafenorts zuständigen 
Aufsichts - Behörde vorzulegen. 

Diese hat beglaubigte Abschrift der in das Tagebuch eingetragenen Standes - Urkunde 
dem Standes-Beamten, in dessen Register der Fall gehört ($. 45), Behufs Kontrollirung der 
Eintragungen zuzustellen. 
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die dabei etwa hervortretenden Mängel und Ordnungswidrigkeiten den Schiffer voll- 

ständig zu Protokoll zu vernehmen und demnächst gegen Ausstellung einer Em- 

pfangs-Bescheinigung sich der Uebernahme zu unterziehen. | 

In Betreff der vorläufigen Aufbewahrung und der weiteren Verfügung finden die 
Bestimmungen unter Nr. 44 entsprechende Anwendung mit der Massgabe, dass: 

a) Gegenstände, deren längere Aufbewahrung oder weiterer Transport unverhältniss- 
mässige Kosten verursachen würde oder eine Entwerthung oder ein Verderben be- 
sorgen lässt, auf dem nach pflichtmässigem Ermessen der Musterungs-Behörde ge- 
eignetsten Wege rechtzeitig zu veräussern sind, 

b) der urkundliche Todes-Nachweis und die Aufzeichnung des Nachlasses nur unter 
Zurückbehaltung beglaubigter Abschriften herausgegeben werden dürfen. 

Nach Massgabe vorstehender Bestimmungen wird auch in dem Falle verfahren, 
wenn nach dem während der Reise erfolgten Tode des Schiffers der Steuermann sich 
zur eg der ihm im $. 53 auferlegten Verpflichtungen an die Musterungs-Behörde 
wendet. 


49. Gegen einen Schiffer, welcher bei Todesfällen die Beschaffung und Uebergabe 
des vorgeschriebenen Nachweises unterlässt oder die ihm obliegende Fürsorge für den 
Nachlass verabsäumt, ist auf Grund des $. 99, Nr. 3 das Strafverfahren von der Muste- 
rungs-Behörde einzuleiten. 


$. 54. Der Schiffsmann ist verpflichtet, während der ganzen Reise einschliess- 
lich etwaiger Zwischenreisen, bis zur Beendigung der Rückreise im Dienste zu ver- 
bleiben, wenn in dem Heuer - Vertrage nicht ein Anderes bestimmt ist. 

Unter Rückreise im Sinne der vorstehenden Bestimmung ist die Reise nach dem 
Hafen zu verstehen, von welchem das Schiff’ seine Ausreise angetreten hat. Wenn 
jedoch das Schiff von einem nichteuropäischen Hafen oder von einem Hafen des 
Schwarzen oder des Azow’schen Meeres kommt und dasselbe seine Ausreise von 
einem Deutschen Hafen angetreten hat, so gilt auch jede der nachstehend be- 
zeichneten Reisen als Rückreise, falls der Schiffer spätestens alsbald nach der 
Ankunft die Reise der Schiffsmannschaft gegenüber für beendigt erklärt: 

1. die Reise nach jedem anderen Deutschen Hafen, 

2. die Reise nach einem ausserdeutschen Hafen der Nordsee oder nach einem Hafen 
des Kanals oder Grossbritanniens, 

3. sofern das Schiff seine Ausreise von einem Hafen der Ostsee angetreten hat, 
auch die Reise nach einem ausserdeutschen Hafen der Ostsee oder nach einem 
Hafen des Sundes oder des Kattegats. “ 

Endet die Rückreise nicht in dem Hafen, von welchem das Schiff seine Aus- 
reise angetreten hat, so hat der Schiffsmann Anspruch auf freie Zurückbeförderung 
($$. 65, 66) nach diesem Hafen und auf Fortbezug der Heuer während der Reise 
oder nach seiner Wahl auf eine entsprechende Vergütung. 


Entstehungs-Geschichte. 


Im Entwurf hatten der 2. und 3. Abs. dieses Paragr. folgenden Wortlaut: 

»Unter Rückreise im Sinne der vorstehenden Bestimmung ist die Reise nach dem 
Musterungshafen zu verstehen. Wenn jedoch das Schiff von einem nichteuropäischen 
Hafen oder von einem Hafen des Schwarzen oder des Azow’schen Meeres kommt und 
der Musterungshafen ein Deutscher Hafen ist, so gilt auch jede der nachstehend be- 
zeichneten Reisen als Rückreise, falls der Schiffer alsbald nach der Ankunft die 
Reise der Schiffsmannschaft gegenüber für beendigt erklärt: 

1. die Reise nach jedem anderen Deutschen Hafen, 
9. die Reise nach einem ausserdeutschen Hafen der Nordsee oder nach einem Hafen 
des Kanals oder Grossbritanniens, 
3. sofern der Musterungshafen an der Ostsee liegt, auch die Reise nach einem ausser- 
deutschen Hafen der Ostsee oder nach einem Hafen des Sundes oder des Kategats. 
Endet die Rückreise nicht in dem Musterungshafen,, so hat der Schiffsmann An- 
spruch auf freie Zurückbeförderung ($$. 65, 66) nach diesem Hafen und auf Fortbe- 
'zug der Heuer während der Reise oder nach seiner Wahl auf eine entsprechende Ver- 
gütung.« | 
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Die Aenderungen sind durch die Kommissions-Beschlüsse veranlasst. 


Die Motive bemerken: 

»Das Handels-Gesetzbuch geht davon aus, dass die Rückreise der Regel nach im 
Heimathshafen ende. Auf dieser Annahme beruht namentlich auch die Bestimmung 
des Art. 538, Abs. 2 H.-G.-B., welche, wenn die Rückreise nicht in dem Heimaths- 
hafen endet, dem Schiffsmann den Anspruch auf freie Zurückbeförderung nach dem 
Hafen, wo er geheuert worden ist, u. s. w. gewährt. Bei der mehrfach erwähnten, 
in dem Entwurfe dem Musterungshafen zugewiesenen Bedeutung muss in Abweichung 
hiervon der Musterungshafen als derjenige Hafen angesehen werden, in welchem der 
Regel nach die Rückreise endet, so dass der Schiffsmann in Ermangelung einer an- 
derweiten Abrede im Dienst zu verbleiben hat, bis die Reise nach diesem Hafen be- 
endigt ist. Dies auszusprechen, sind der mit Art. 538, Abs. 1 H.-G.-B. gleichlau- 

‘tende erste Absatz und der Eingang des zweiten Absatzes dieses Paragraphen be- 
stimmt. 

Bei den gegenwärtigen Verhältnissen des Schiffsverkehrs und namentlich bei wei- 
teren Ausreisen trifft jedoch die Voraussetzung, dass die Rückreise in dem bestimm- 
ten Hafen ende, thatsächlich insofern nicht in allen Fällen zu, als die mannigfach 
sich verschieden gestaltenden und dem Wechsel unterworfenen Konjunkturen den 
Rheder verarlassen können, in Betreff der Rückreise ändernde Verfügungen zu 
treffen. Wenn in solchen Fällen nach einer weiteren Ausreise die Entlassung der 
Mannschaft in einem Deutschen Hafen oder in einem, den Deutschen Küsten nahe 
belegenen Hafen erfolgen soll, würde es eine Härte wider den Rheder in sich schlies- 
sen, die Entlassung als eine rechtlich nicht begründete anzusehen, und demgemäss 
die Vorschrift des $. 59, Abs. 3 wider ihn Anwendung finden zu lassen. Hieraus 
dürften die ferneren Bestimmungen des $. 54, Abs. 2 sich rechtfertigen, welche sorg- 
sam vermeiden, die in Rede stehende Befugniss für eine zu weit gehende räumliche 
Ausdehnung zu ertheilen. Bei Festhaltung der in dieser Beziehung Seitens des Ent- 
wurfs vorgezeichneten Schranken erscheint die Schiffsmannschaft durch die frag- 
lichen Bestimmungen nicht in unbilliger Weise geschädigt, da der dritte Absatz des 
$. 54 in allen Fällen, in welchen der Absatz 1 Anwendung findet und die Rückreise 
nicht im Musterungshafen endet, namentlich also auch in den oben erwähnten Fällen, 
sofern eine anderweite Vereinbarung nicht getroffen ist, dem Schiffsmann Anspruch 
auf freie Zurückbeförderung nach dem Musterungshafen (vergl. die Bemerkung zu 
$. 48) und den Fortbezug der Heuer während der Reise zubilligt. 

Dass die Bestimmungen des $. 72 (jetzt $. 71) durch den $. 54 nicht berührt wer- 
den, bedurfte.als selbstverständlich keiner ausdrücklichen Erwähnung. : 


$. 95. Nach beendigter Reise kann der Schiffsmann seine Entlassung nicht 
früher verlangen, als bis die Ladung gelöscht, das Schiff gereinigt und im Hafen 
oder an einem anderen Orte festgemacht, auch die etwa erforderliche Verklarung 
abgelegt ist. 
Nach den Motiven stimmt diese Vorschrift ihrem Inhalte nach mit dem Art. 28, $. 5 
der Oldenb. Schiffsmanns-Ordnung überein. 


$. 36. Der Heuer- Vertrag endet, wenn das Schiff durch einen Zufall dem 
Rheder verloren geht, insbesondere 
wenn es verunglückt; 
wenn es als reparaturunfähig oder reparaturunwürdig kondemnirt (Art. 444 
des Allg. Deutschen Handels-Gesetzbuchs) !) und in dem letzteren Falle 
ohne Verzug öffentlich verkauft wird; 


!) Das Allgem. Deutsche Handels-Gesetzbuch bestimmt im 


Art. 444: »Im Sinne dieses fünften Buches gilt ein seeuntüchtig gewordenes Schiff: 

1. als reparaturunfähig, wenn die Reparatur des Schiffes überhaupt nicht möglich ist, oder 
an dem Ort, wo das Schiff sich befindet, nicht bewerkstelligt, dasselbe auch nicht nach 
dem Hafen, wo die Reparatur auszuführen wäre, gebracht werden kann; 

2. als reparaturunwürdig, wenn die Kosten der Reparatur ohne Abzug für den Unter- 
schied zwischen alt und neu mehr betragen würden, als drei Viertel seines früheren 
Werthes. Ist die See- Untüchtigkeit während einer Reise eingetreten, so gilt als der 
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wenn es geraubt wird; 
wenn es aufgebracht oder angehalten und für gute Prise erklärt wird. 
Dem Schiffsmann gebührt alsdann nicht allein die verdiente Heuer ($. 67), 
sondern auch freie Zurückbeförderung ($$. 65, 66) nach dem Hafen, von welchem 
das Schiff seine Ausreise angetreten hat, oder nach Wahl des Schiffers eine ent- 
sprechende Vergütung. 


Entstehungs-Geschichte. 
Im Entwurf ist statt der kursiv gedruckten Worte gesagt: »Musterungshafens«. 
Die Motive verweisen auf die beiden ersten Absätze des Art. 542 H.-G.-B. 


$. 57. Der Schiffer kann den Schiffsmann, abgesehen von den in dem Heuer- 
Vertrage bestimmten Fällen, vor Ablauf der Dienstzeit entlassen : 

1. zo lange die Reise noch nicht angetreten ist, wenn der Schiffsmann zu dem 
Dienste, zu welchem er sich verheuert hat, untauglich ist; 

2. wenn der Schiffsmann eines groben Dienstvergehens,, insbesondere des wieder- 
holten Ungehorsams oder der fortgesetzten Widerspenstigkeit, der Schmuggelei 
sich schuldig macht; 

3. wenn der Schiffsmann des Vergehens des Diebstahls, Betrugs, der Untreue, 
Unterschlagung, Hehlerei oder Fälschung oder einer nach dem Strafgesetzbuche 
mit Zuchthaus!) bedrohten Handlung sich schuldig macht; 

4. wenn der Schiffsmann mit einer syphilitischen Krankheit behaftet ist, oder wenn 
er durch eine unerlaubte Handlung eine Krankheit oder Verwundung sich zu- 
zieht, welche ihn arbeitsunfähig macht; 

5. wenn die Reise, für welche der Schiffsmann geheuert war, wegen Krieg, Em- 
bargo oder Blokade oder wegen eines Ausfuhr- oder Einfuhr-Verbots oder wegen 
eines anderen, Schiff oder Ladung betreffenden Zufalls nicht angetreten oder 
fortgesetzt werden kann. 

Die Entlassung , sowie der Grund derselben muss, sobald es geschehen kann, 
dem Schiffsmann angezeigt und in den Fällen der Ziffern 2, 3, 4 in das Schiffs- 
Journal eingetragen werden. 


$. 58. Dem Schiffsmann gebührt in den Fällen der Ziffern 1 bis 4 des $. 57 
nicht mehr als die verdiente Heuer ($. 67); in den Fällen der Ziffer 5 hat er, wenn 
er nach Antritt der Reise entlassen wird, nicht allein auf die verdiente Heuer, 
sondern auch auf freie Zurückbeförderung ($$. 65, 66) nach dem Hafen, von 
welchem das Schiff seine Ausreise angetreten hat, oder nach Wahl des Schiffers 
auf eine entsprechende Vergütung Anspruch. 


Entstehungs-Geschichte. 
An Stelle der im $. 58 kursiv gedruckten Worte, welche in Folge der Kommissions- 
Beschlüsse aufgenommen sind, hiess es im Entwurf: »Musterungshafen«. 
Die Motive bemerken: 
‚ ‚Durch den $. 57, Abs. 1 wird der Art. 543 H.-G.-B. mit Ausnahme des in $. 35, 
Jetzt. 34 aufgenommenen Schlusssatzes der Ziff. 1, durch’ den $. 58 der erste Absatz 
des Art. 544 H.-G.-B. mit den, den Anspruch auf freie Zurückbeförderung betreffen- 


frühere. Werth derjenige, welchen das Schiff bei dem Antritt der Reise.gehabt hat, in 
den übrigen Fällen derjenige, welchen das Schiff, bevor es seeuntüchtig geworden ist, 
gehabt. hat oder bei gehöriger Ausrüstung gehabt haben würde.« 


1) Vergl.:im Archiv Bd. IV. Fre Thorn, Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich, 
88. 1—17, 19—30, 31—39, 44—50, AT—aB6,, 39—46, 51—58, 71, 79—85, 86—-89, 100, 
103, 116, 117, 19H, Seite 81,,83, 95, 96, 98100, 105, 106, 118, 125, 146, 147. Ferner 
Abschn. 9, 1, 13, 18, 17,18, 19, 20, 21, 22, 23, 27. 
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den Abänderungen wiedergegeben. Jedoch hat, da dem Strafgesetzbuche der Be- 
griff der »mit schwerer Strafe bedrohten Handlungen« als technischer Begriff fremd 
ist, eine nähere Bezeichnung derjenigen strafbaren Handlungen gegeben werden 
müssen, welche den Schiffer zur sofortigen Dienst-Entlassung berechtigen. Die im 
Anschluss an Art. 487 H.-G.-B. getroffene nähere Vorschrift des $. 57, Abs. 2 dient 
zur Sicherung des Schiffsmanns dagegen, dass nicht ein früher unbeachtet gelassener 
Grund zur Entlassung Seitens des Schiffers gelegentlich wieder hervorgesucht wird.« 


$. 59. Der für eine Reise geheuerte Schiffsmann,, welcher aus anderen als 
aus den in dem $. 57 erwähnten Gründen vor Ablauf des Heuer-Vertrages entlassen 
wird, ‚behält, wenn die Entlassung vor Antritt der Reise erfolgt, als Entschädigung 
die etwa empfangenen Hand- und Vorschuss-Gelder , soweit dieselben den üblichen 
Betrag nicht übersteigen. 

Sind Hand- und Vorschuss-Gelder nicht gezahlt, so hat er als Entschädigung 
die Heuer für einen Monat zu fordern. 

Ist die Entlassung erst nach Antritt der Reise erfolgt, so hat er Anspruch auf 
freie Zurückbeförderung ($$. 65, 66) nach dem Hafen, von welchem das Schiff 
seine Ausreise angetreten oder nach Wahl des Schiffers auf eine entsprechende Ver- 
gütung. Auch erhält er ausser der verdienten Heuer ($. 67) noch die Heuer für 
zwei oder vier Monate, je nachdem er in einem europäischen ($. 70) oder in einem 
nichteuropäischen Hafen entlassen ist, jedoch nicht mehr als er erhalten haben 
würde, wenn er.erst nach Beendigung der Reise entlassen worden wäre. 


$. 60. ‘Wenn die Vorschrift am Schluss des vorstehenden Paragraphen An- 
wendung findet, und der Schiffsmann nach Beendigung der Reise in einem Deutschen 
Hafen entlassen worden wäre, so wird, um die ihm ausser der verdienten Heuer 
gebührende Heuer zu bestimmen, die Dauer der Reise eines Segelschiffs gerechnet : 


von Häfen nach Häfen der der 
Nordsee Ostsee 
1. der Nordsee bis zum 61. Grade nördlicher ‚Breite und des Monaten 
Englischen Kanalsızu ©... 1. 7 2 year, 1 11/5 
. der Ostsee und der angrenzenden Gewässer zu 1173 1 


2 : 

3. in Europa ausserhalb des Englischen Kanals und bis zur 
Strasse von Gibraltar mit Einschluss der Azoren, sowie der 
Nordsee über den 61. Grad nördlicher Breite hinaus und 
ausserhalb der Nordsee bis zum Nordkap einschliesslich zu . 11, 2 

4. des Mittelmeeres, des Schwarzen und Azow’schen Meeres zu 2 


5. in Europa, östlich des Nordkaps u . . 2 2 2.0. 
6. der Ostküste Amerikas von Quebek bis Rio de Janeiro ein- 
BEE tie ea 2 21/, 
7. südlich von Rio de Janeiro bis Kap Horn einschliesslich zu 21/, 3 
8. der Westküste Amerikas von Kap Horn bis Panama ein- 
SChllanslichnzie ul a. 2. Sfen,  ne 31 4 
9. der Westküste von Afrika nördlich vom Aequator ein- 
schliesslich der Kanarischen und der Kapverdischen Inseln zu 2 21/, 
10. südlich vom Aequator bis zum Kap der guten Hoffnung ein- 
schliesslich zu. . . 2: 23/, 


11. jenseits des Kap der guten Hoffnung, diesseits des Kap 

Komorin mit Einschluss des Rothen Meeres und des Persischen 

SL en N RR RR A RR SR  EREN tun nu 347g 4 
1l. von den sonstigen, vorstehend nicht mit einbegriffenen 

I Te a a ei a nn 4 4 
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Entstehungs-Geschichte. 


Ebenso wie bei den vorhergehenden Paragraphen ist der im Abs. 3 des $. 59 des 
Entwurfs gebrauchte Ausdruck »Musterungshafen« in der mit Kursivschrift be- 
zeichneten Weise abgeändert worden. 


In den Motiven heisst es: 

»Während die beiden vorhergehenden Paragraphen sich auf die Fälle beziehen, in 
welchen dem Schiffer die Befugniss zur Entlassung des Schiffsmanns vor Ablauf der 
Dienstzeit zusteht, enthalten die $$. 59 und 60 die Vorschriften für den Fall, wenn 
der Schiffer ohne eine solche Befugniss den Schifismann vorzeitig entlässt. Die 
Grundsätze, nach welchen in diesem Falle die Ansprüche des Schiffsmanns sich be- 
messen, sind im $. 59 im Wesentlichen, nämlich nur mit den Modifikationen in Be- 
treff des Rückbeförderungs-Anspruchs, in Uebereinstimmung mit Art. 545 H.-G.-B. 
aufgestellt. 

Die Bestimmung im dritten Absatz des $. 59, welche in Uebereinstimmung mit 
Art. 545, Abs. 3 H.-G.-B. dem vor Ablauf des Heuer-Vertrages, aber nach Antritt 
der Reise ohne gesetzlichen Grund entlassenen Schiffsmann als Entschädigung die 
Heuer für zwei, bezw. für vier Monate bewilligt, ist in dem Sinne zu verstehen, dass 
diese Sätze das Maximum der Entschädigung bilden. Die Schlussworte »jedoch nicht 
mehr, als er erhalten haben würde, wenn er erst nach Beendigung der Reise ent- 
lassen worden wäre« beschränken jenes Maximum für diejenigen Fälle, in welchen 
die Reise, für die der Schiffsmann geheuert worden ist, noch vor Ablauf der zwei, 
bezw. vier Monate nach der Entlassung beendigt sein würde, indem sie verhüten 
wollen, dass der Schiffsmann mehr erhalte, als er bis zum Ablauf der vertragsmässigen 
Dienstzeit noch verdient haben würde (Hamb. Prot. S. 2001). Die Festsetzung des 
Betrages, welcher in dem letzterwähnten Falle dem Schiffsmann gebührt, überlässt 
das Handels-Gesetzbuch der Vereinbarung oder der richterlichen Entscheidung. 
Einer sofortigen Vereinbarung stellen sich jedoch Schwierigkeiten daraus entgegen, 
dass zur Zeit der Entlassung die fernere Dauer der Reise sich nicht mit Sicherheit 
und oft nur nach mehr oder minder wahrscheinlichen Vermuthungen bemessen lässt. 
Hieraus ergiebt sich ein Anlass zur Aufstellung von Normen, welche in Ergänzung 
der Schlussvorschrift des $. 59 die für die fernere Dauer der Reise zu rechnende Zeit 
gesetzlich festsetzen. Derartige Normen können allerdings nicht sämmtliche vor- 
kommende Fälle erschöpfen, da es sich bei denselben darum handelt, den Hafen, in 
welchem die Entlassung geschehen ist, demjenigen Hafen gegenüber zu stellen, wo 
die Reise, für welche der Schiffsmann geheuert worden ist, ihre Beendigung zu fin- 
den hat. Für die bei Weitem häufigsten Fälle, nämlich für diejenigen, in welchen 
der Endhafen ein Deutscher Hafen, und das Schiff, auf dem der Schiffsmann gedient 
hat, ein Segelschiff ist, steht aber einer gesetzlichen Normirung kein Hinderniss ent- 
gegen. Es genügt hierzu eine Vorschrift, welche nach dem Vorgang der Oldenbur- 
gischen Schiffsmanns-Ordnung (Art. 34, $. 4) die Dauer der Reise eines Segelschiffs 
von den Häfen bestimmt bezeichneter Küsten bis zu den Deutschen Häfen und da- 
durch die Zeit, für welche die Heuer noch zu zahlen ist, innerhalb der Maximal- 
grenzen von zwei und bezw. vier Monaten und im Verhältniss zu diesen Zeiten nach 
bestimmten Durchschnittssätzen ein für allemal feststellt. Dem zu genügen, ist der 
$. 60 des Entwurfs bestimmt. Die in demselben enthaltenen Ansätze beruhen auf 
eingehenden Prüfungen Sachverständiger.« 


$S. 61. Der Schiffismann kann seine Entlassung fordern: 

1. wenn sich der Schiffer einer schweren Verletzung seiner ihm gegen denselben 
obliegenden Pflichten, insbesondere durch Misshandlung oder durch grundlose 
Vorenthaltung von Speise und Trank schuldig macht; 

2. wenn das Schiff die Flagge wechselt ; 

3. wenn nach Beendigung der Ausreise eine Zwischenreise beschlossen, oder wenn 
eine Zwischenreise beendigt ist, sofern seit dem Dienstantritt zwei oder drei 
Jahre, je nachdem das Schiff in einem europäischen ($. 70) oder in einem nicht- 
europäischen Hafen sich befindet, verflossen sind. 

Der Wechsel des Rheders oder Schiffers gibt dem Schiffsmann kein Recht, die 
Entlassung zu fordern. 


$. 62. In dem Falle des $. 61 Ziffer 3 kann die Entlassung. nicht gefordert 
werden: 
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1. wenn der Schiffsmann für eine längere als die daselbst angegebene Zeit sich 
verheuert hat. Die Verheuerung auf unbestimmte Zeit oder mit der allgemeinen 
Bestimmung, dass nach Beendigung der Ausreise der Dienst für alle Reisen, 
welche noch beschlossen werden möchten, fortzusetzen sei, wird als Verheuerung 
auf solche Zeit nicht angesehen ; 

2. sobald die Rückreise angeordnet ist. 


$. 63. Der Schiffsmann hat in den Fällen der Ziffer 1 und 2 des $. 61 die- 
selben Ansprüche, welche für den Fall des $. 59 bestimmt sind; in dem Falle der 
Ziffer 3 gebührt ihm nicht mehr, als die verdiente Heuer ($. 67). 


$. 64. Im Auslande darf der Schiftsmann , welcher seine Entlassung fordert, 
ausser in dem Falle eines Flaggenwechsels, nicht ohne Genehmigung eines See- 
manns-Amtes ($. 105) den Dienst verlassen. 


Entstehungs-Geschichte. 


In der Reg.-Vorlage hiess es im $. 61, Ziff. 1 statt »durch Missh andlunge« 
»durch grobe Misshandlung«. 

Ferner war im $. 64 stattveines Seemanns-Amtes«»des Seemanns-Amtes« 
gesagt. 

Diese Aenderungen gründen sich auf die Kommissions-Beschlüsse. 

Die im $. 64 kursiv gedruckten Worte »ausser in dem Falle eines Flaggen - 
wechsels« sind auf den Antrag der Abg. Dr. Banks und Gen. eingeschaltet worden. 


Die Motive zu den 8$. 61—64 lauten: 

»In dem $. 61 sind die Gründe zusammengefasst, welche den Schiffsmann berech- 
tigen, vor Ablauf der Dienstzeit seine Entlassung zu fordern. Den !in dem H.-G.-B. 
bestimmten Gründen (Art. 547, Abs. 1, Art. 539, Abs. 1) tritt nach dem Entwurf 
noch der Wechsel der Flagge hinzu. Schon von privatrechtlichem Gesichtspunkt 
aus kann ein Schiffsmann, welcher sich für ein Deutsches Schiff verheuert hat, nicht 
für verpflichtet erachtet werden, auf einem, irgend welcher Nation angehörigen und 
den Gesetzen dieser Nation unterworfenen Schiff den Vertrag zu erfüllen. Ueberdies 
erheischt das nationale Interesse die vorgeschlagene Ergänzung. 

Nach dem auf Art. 547, Abs. 3 H.-G.-B. beruhenden Preussischen Gesetz von 
1864 kann der Schiffsmann seine Entlassnng auch fordern , wenn er Gelegenheit fin- 
det, die Führung eines Schiffs zu erlangen und diese Gelegenheit ihm durch Fort- 
setzung des Dienstes verloren gehen würde, oder wenn er zur Prüfung als Schiffer 
oder Steuermann verstattet ist, sofern er in diesen Fällen einen’Ersatzmann stellt, 
welcher unter denselben Bedingungen sich zu verheuern bereit ist. Den erstgedach- 
ten Fall erkennt auch die Oldenburgische Schiffsmanns-Ordnung (Art. 3, $. 2) als 
Grund zur Forderung der Entlassung an. Der Entwurf hat von der Aufnahme der 
beiden in Rede stehenden Gründe Abstand genommen. Den für die Aufnahme 
sprechenden Momenten gegenüber blieb die Erwägung entscheidend, einerseits, dass 
es sich in den betreffenden Fällen um Glieder der Mannschaft handelt, welche der 
Regel nach als Steuermann oder sonstiger Schiffs-Offizier eine auf besonderem Ver- 
trauen beruhende Stellung einnehmen und dass dem Rheder nicht statt der von ihm 
oder dem Schiffer demgemäss mit besonderer Sorgfalt ausgewählten Persönlichkeit 
eine andere aufgedrungen werden darf; andererseits, dass dem Schiffsmann,, bevor 
er sich für eine Reise verheuert, die Prüfung obliegt, ob die Verheuerung ihn in seiner 
Laufbahn beeinträchtigen könne, und dass, selbst abgesehen von der rechtlichen In- 
kongruenz, es nicht einmal eine Unbilligkeit in sich schliesst, ihm ein einseitiges 
Abgehen von dem geschlossenen Vertrage aus den fraglichen Gründen zu versagen. 

Die Schluss-Bestimmung des $. 61 rechfertigt sich aus dem bestehenden Recht. 
Ihre Aufnahme empfiehlt sich, um missverständlichen Auffassungen zu begegnen. 

In Betreff der Bestimmungen der $$. 62 bis 63 ist auf die Art. 539, 540 und 547 
H.-G.-B. zu verweisen; und zwar zu 8. 62, Ziffer 1 auf Art. 540, zu $. 62, Ziffer 2 
auf Art. 539, Absatz 2, zu $. 63 auf Art. 547, Absatz 2 und auf den Schlusssatz des 
Art. 539, Absatz 1, zu $. 64 auf Artikel 547, Abs. 4. Dass der $. 63 dem Schiffs- 
mann im Fall der Ziffer 2 des $. 61 dieselben Ansprüche wie für den Fall der Ziffer ı 
daselbst zu gewähren hatte, ergiebt sich aus der Natur des betreffenden, den Schiffs- 
mann zur Forderung seiner Entlassung berechtigenden Sachverhältnisses. 
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‚65. Wenn nach den Bestimmungen dieses Gesetzes ein Anspruch ‚auf 
freie Zurückbeförderung begründet ist, so umfasst derselbe auch den Unterhalt 
während der Reise. | 


$. 66. Dem Anspruche auf freie Zurückbeförderung wird genügt, wenn dem 
Schiffsmann , welcher arbeitsfähig ist, mit Genehmigung des Seemanns-Amtes ein 
seiner frühern Stellung entsprechender und durch angemessene Heuer zu ver- 
sgütender Dienst auf einem Deutschen Kauffahrteischiffe nachgewiesen wird, welches 
nach dem Hafen , von welchem das Schiff seine Ausreise angetreten hat, oder 
einem demselben nahe belegenen Hafen geht, letzteren Falls unter Gewährung. der 
entsprechenden Vergütung für die weitere freie Zurückbeförderung ($. 65) bis zum 
Hafen, von welchem das Schiff seine Ausreise augetreten hat. 

Ist der Schiffsmann kein Deutscher, so wird ein Schiff seiner Nationalität einem 
Deutschen Schiffe gleichgeachtet. \ 


I. Entstehungs-Geschichte. 
In Folge der Kommissions-Beschlüsse war an die Stelle des im: $.-66 des Entwurfs 
genannten »Musterungshafens« »der Hafen. von welchem das Schiff 
seine Ausreise angetreten hat,« gesetzt. 


Die Motive bemerken: 

»Der $. 65 ist dem Schlusssatz des Art. 517 H.-G.-B. entlehnt. BR: 

Dem Schiffsmann, welcher Anspruch auf freie Zurückbeförderung nach einem be- 
stimmten Hafen hat, wird, sofern er arbeitsfähig ist, der Regel nach nicht damit 
gedient sein, die Reise arbeitslos als Reisender zu machen. Auch abgesehen. hier- 
von erfordern, stets die Arbeitsfähigkeit des Schiffsmannes vorausgesetzt, Rücksich- 
ten der Billigkeit, den Rheder von der Verpflichtung der freien Zurückbeförderung 
zu entlasten, wenn dem Berechtigten ein seiner früheren Stellung entsprechender, 
ihm nach dem betreffenden Hafen zurückführender Dienst.als Schiffsmann auf einem 
Deutschen Schiffe beziehungsweise auf einem Schiffe seiner Nationalität nachge- 
wiesen wird. 

Zu seinem Schutz gegen die Aufdringung eines in irgend einer Beziehung als 
nicht angemessen anzusehenden Dienst-Verhältnisses ist die Ausübung der in Rede 
stehenden Befugniss von der Genehmigung des Seemanns-Amtes abhängig gemacht. 
Die in den Entwurf aufgenommene Bestimmung schliesst sich den ähnlichen, in 
Mecklenburg, Oldenburg und Bremen bereits bestehenden Vorschriften an.« 


Landesgesetzliche Bestimmungen. 
Zu'$. 66 wird von der Preuss. Dienst-Anweisung vorgeschrieben: 


50. Die Nachweisung eines Dienstes mit der Wirkung, dass dadurch dem prinzipalen 
Anspruche des Schiffsmannes auf freie Zurückbeförderung ($$. 48, 54, 56, 58 und 59) 
genügt: wird, ist von der Genehmigung des Seemanns-Amtes abhängig gemacht, um den 
Schiffsmann gegen .die Aufdringung eines in irgend einer Beziehung nicht angemessen 
erscheinenden Dienst-Verhältnisses zu schützen. 

Der Antragsteller hat die allgemeinen Voraussetzungen des $. 66, insoweit dieselben 
nicht notorisch oder sonst ohne Weiterungen festzustellen sind, zu bescheinigen. 

Im Uebrigen braucht zwar ein kontradiktorisches Verfahren , wie es den privat- 
rechtlichen » Entscheidungen« ($$. 46 und 106) voranzugehen hat, nicht zu erfolgen. 
Doch muss, bevor die Genehmigung ertheilt wird, dem Schiffismann Gelegenheit zur 
Aeusserung gegeben und der von ihm etwa erhobene Einspruch einer sorgfältigen Prü- 
fung unterworfen werden. Demnächst wird, wenn der angebotene Dienst sich als an- 
gemessen erweist, der Antragsteller mit schriftlicher Verfügung dahin versehen, dass 
— unter Verwerfung des erhobenen Einspruchs — die Nachweisung des speziell zu be- 
zeichnenden Dienstes genehmigt werde, andernfalls dagegen in derselben Form die 
Genehmigung — unter Angabe der Gründe — abgelehnt. 


8. 67. In den Fällen der $$. 36, 51, 56, 58, 59 und 63 wird die verdiente 
Heuer, sofern die Heuer nicht zeitweise, sondern in Bausch und Bogen, für die 
ganze Reise bedungen ist, mit Rücksicht auf den vollen Heuerbetrag nach Ver- 
hältniss der geleisteten Dienste, sowie des etwa zurückgelegten Theils der Reise 
bestimmt. Zur Ermittelung der in den $$. 59 und 60 erwähnten Heuer für einzelne 
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Monate wird die durchschnittliche Dauer der Reise einschliesslich der Ladungs- und 
Löschungszeit unter Berücksichtigung der Beschaffenheit des Schiffs in Ansatz ge- 
bracht und danach die Heuer für die einzelnen Monate berechnet. 


Nach den Motiven stimmen die in diesem '$. aufgestellten Grundsätze mit den Art. 
546 und 519 H.-G.-B. überein. 


$. 68. Der Rheder haftet für die Forderungen des Schiffers und der zur 
Schiffsmannschaft gehörigen Personen aus den Dienst- und Heuer-Verträgen nicht 
nur mit Schiff und Fracht, sondern persönlich. 

Diese Bestimmung tritt an die Stelle des Artikels 453 des Allgemeinen Deutschen 
Handels-Gesetzbuchs. 


Entstehungs-Geschichte. 


Der $. 68 der Reg.-Vorlage enthielt Straf-Bestimmungen. Die letzteren sind von 
der Kommission sämmtlich im fünften Abschnitt vereinigt worden, und ist in Folge 
dessen bezüglich des $. 68 des Entwurfs auf den $. 83 des Ges. zu verweisen. 


Der jetzige $. 68 stimmt mit dem $. 69. des Entwurfs wörtlich überein, zu welchen 
die Motive sich, wie folgt, äussern: 

»Die Frage, ob der Rheder im Fall eines ohne sein Verschulden vor Vollendung 
der Reise eintretenden Verlustes des Sehiffs für die Forderungen der Schiffs-Be- 
Satzung aus den Dienst- und Heuer-Verträgen persönlich oder nur mit Schiff und 
Fracht zu haiten habe, ist bei der Berathung des H.-G.-B. eingehend erörtert. 
(Hamb. Prot. ‘8. 1617 bis 1623). Damals entschied die Mehrheit, jedoch nur mit 6 
gegen 5 Stimmen, die Frage mit derin dem Art.:453 enthaltenen , nur bei den aus 
mehreren Abschnitten bestehenden Reisen zur Anwendung kommenden Einschrän- 
kung im vermeintlichen Interesse der Rheder und der Seeschifffahrt zu Ungunsten 
der Schiffs-Besatzung. Seitdem ist die Frage wiederholt von Neuem zur Prüfung 
gezogen und hierbei auch darauf hingewiesen worden, dass der von der Französischen 
Regierung behufs einer Revision des Seerechts im Jahre 1867 aufgestellte Gesetz- 
Entwurf im Wesentlichen dem in Grossbritannien geltenden , der Schiffsmannschaft 
günstigen Recht sich angeschlossen habe, sowie dass bei der in Grossbritannien Jetzt 
in Angriff genommenen neuen Kodifikation der Kauffahrtei- Schifffahrtsakte Keine 
Abweichung von dem letzteren beabsichigt werde. 

Goldschmidt, Zeitschrift für Handelsrecht, Ba. 14, S. 110. 
Merchant-Shipping Code 1871 (Entwurf erster Lesung) sect. 138, vergl. 
sect. 137. 

Der Schiffsmann erhält die Heuer als Lohn fir die Leistung des Schiffsdienstes. 
Dieselbe nebst der Beköstigung bildet die ihm von dem Rheder zu gewährende Ge- 
genleistung. Ein Antheil an dem Gewinn steht, abgesehen von dem hier nicht in 
Betracht kommenden Falle des $. 70 (jetzt 69), ihm nicht zu, und es ist auch, soweit 
bekannt, bisher noch nicht behauptet worden, dass etwa die Höhe der Heuer mit 
Rücksicht auf die Gefahr des Verlustes, welcher das bestehende Recht den Schiffs- 
mann unterwirft, bemessen werde. Auf allgemeine Rechtsgründe lässt sich sonach 
der fragliche Satz nicht zurückführen. Die Vertheidiger desselben gründen dem ent- 
sprechend ihre Ansicht auch nicht auf die Behauptung, dass er den Prinzipien der 
Gerechtigkeit oder auch nur der Billigkeit entspreche, sondern auf eine den Beson- 
derheiten der Seeschifffahrt entnommene Auffassung. 

Diese Auffassung, wie sie namentlich bei der Berathung des Handels-Gesetzbuchs 
zum Ausdruck gebracht ist, geht im Wesentlichen dahin, dass den Interessen der 
Schifffahrt und des Rhederei-Betriebes die äusserste Gefahr erwachse, falls nicht die 
Mannschaft irgend ein namhaftes Risiko bei Einführung der Reise laufe; die Mann- 
schaft müsse auf dem Schiff, so lange noch Rettung möglich sei, ausharren und alle 
Kräfte zu dessen Rettung aufbieten;; zur Sicherung dieser, in Augenblicken, wo das 

. Leben auf dem Spiele stehe, doppelt schweren Pflicht bedürfe das iSchiffsvolk im 
Hinblick auf seinen Bildungszustand eines Rechts, welches die Mannschaft mit dem 
Bewusstsein durchdringe, dass sie mit dem Aufgeben von Schiff und Ladung sich 
selbst empfindlichsten Vermögens - Nachtheilen aussetze; überdies aber werde den 
Rhedern durch ein Abgehen von dem bisherigen Recht bei der stets zunehmenden 
Ausdehnung der Reisen eine fortwährend wachsende Last auferlegt, was um so be- 
denklicher erscheine, als der Rhederei-Betrieb im Ganzen nicht als ein sehr einträg- 
liches Geschäft bezeichnet werden könne. 

Dem gegenüber kann jedoch zunächst schon nicht verkannt werden, dass die 
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Mannschaft bei einer dem Schiffe drohenden Gefahr in der bei Weitem überwiegen- 
den Mehrzahl der Fälle auch ohne den Hinblick auf den Verlust der Heuer bei der 
Rettung des Schiffs in einer sie zu jedem Ausharren und zu jeder Anstrengung auf- 
opfernden Weise betheiligt ist. Ein Schiffbruch gefährdet das Leben des Schiffs- 
manns und giebt ihn, wenn dies auch gerettet wird, allen Wechselfällen, welchen ein 
Schiffsbrüchiger ausgesetzt ist, Preis. Mit dem Untergang des Schiffs hat er über- 
dies den Verlust seiner Effekten zu besorgen, und zugleich endet der Heuer-Vertrag, 
so dass er von da ab einen Lohn nicht mehr empfängt. Wenn, von anderen Lebens- 
stellungen aus betrachtet, der Verlust der Effekten als verhältnissmässig unbedeu- 
tend erscheinen mag, so bilden sie doch der Regel nach für den Schiffsmann ein Gut 
von hohem Werth und oft seine einzige Habe. Die Befürchtung, dass ungeachtet 
dessen die Mannschaft ihre Pflicht verabsäumen werde, liegt sonach keineswegs so 
nahe, um die Härte zu rechtfertigen, welche das bestehende Recht gegen die Mann- 
schaft und dadurch zugleich gegen deren Angehörige übt. Selbst wenn der Schiffs- 
mann bei eingetretener Gefahr zur Abwendung derselben mit Nichtachtung des eige- 
nen Lebens das Aeusserste angewendet und gewagt hat, kann er, sofern das Schiff 
dennoch verloren geht, den Lohn für eine vielleicht lange Dienstzeit einbüssen. Die 
Bestimmungen ferner über die Fälligkeitszeit der der Regel nach monatsweise be- 
dungenen Heuer ($. 37, jetzt 36) beruhen ebenfalls bereits auf einer Besorgniss, in- 
dem sie vorzugsweise Entweichungen zu verhüten bezwecken. Sie führen jedoch in 
Verbindung mit dem in Rede stehenden Rechtssatz zugleich dazu, bei einem Verlust 
des Schiffs die Einbusse des Schiffsmanns zu vergrössern ; und zwar stellt die letztere 
sich um so beträchtlicher, je länger die Reise seit dem Antritt oder seit dem Abgang 
aus dem letzten Hafen gedauert hat, so dass der Schiffsmann um so mehr an Heuer 
verliert, je längere Zeit er den Schiffsdienst geleistet hat. Endlich bleibt zu berück- 
sichtigen, -dass dem Schiffsmann die Versicherung der Heuer nach ausdrücklicher 
Vorschrift des Handels-Gesetzbuches versagt ist. 

Schon der Preussische Entwurf zum Handels-Gesetzbuch (Art. 406, Abs. 2 und 3) 
enthielt die Bestimmung, dass der Rheder durch den Untergang oder Verlust des 
Schiffes von der persönlichen Haftung für die Forderung der Schiffs-Besatzung an 
Heuer, Reisekosten und Entschädigung nicht befreit werde. Im Laufe der Zeit ha- 
ben die Stimmen sich vermehrt, welche auf die Annahme des in dieser Bestimmung 
ausgesprochenen Grundsatzes dringen. Das Zurückkommen auf denselben muss als 
ein wesentlicher Fortschritt auf dem hier fraglichen Rechtsgebiet bezeichnet werden. 
Wenn sonach die Bestimmung des Art. 453 H.-G.-B. rücksichtlich der Schiffsmann- 
schaft ausser Kraft zu setzen war, so musste ein Gleiches hinsichtlich des Schiffers 
geschehen. Es liegen keine zureichenden Gründe vor, den Letzteren in einem so 
wichtigen Punkte ungünstiger zu stellen als die erstere. Allerdings ist die Regelung 
des Verhältnisses zwischen dem Rheder und dem Schiffer nicht eigentlich die Auf- 
gabe der Seemanns-Ordnung. Man wird aber über dieses formale Bedenken hinweg- 
gehen dürfen, um die Nothwendigkeit zu vermeiden, wegen jenes einzelnen Punktes 
eine Novelle zum Handels-Gesetzbuch zu erlassen.« 


8.69. Der dem Schiffsmann als Lohn zugestandene Theil an der Fracht oder 
am Gewinn wird als Heuer im Sinne dieses Gesetzes nicht angesehen. 
Die Vorschrift giebt nach den Motiven den Art. 555 H.-G.-B. wieder. 


$.%0. In den Fällen der $$. 59 und 61 sind den europäischen Häfen die 
nichteuropäischen Häfen des Mittelländischen, Schwarzen und Azow’schen Meeres 
gleichzustellen. | 


Die Motive zu diesem Paragr. (71 des Entwurfs) lauten: 

»Nach $. 110 soll der die Schiffsmannschaft betreffende Titel des Handels-Ge- 
setzbuchs mit dem Eintritt der Gesetzeskraft der Seemanns-Ordnung ausser Kraft 
treten. In Folge dessen würde der Art. 447 H.-G:-B., dessen Bestimmung des 
Begriffs der europäischen Häfen im Gegensatz zu den nichteuropäischen Häfen nur 
für das fünfte Buch des H.-G.-B. Geltung hat, auf die betreffenden Vorschriften der 
Seemanns-Ordnung ausser Anwendung bleiben. Diese Erwägung hat zur Aufnahme 
einer entsprechenden Begriffs-Bestimmung in den Entwurf geführt. Bereits bei der 
Berathung des H.-G.-B. ist der Zweifel angeregt worden, ob nicht sämmtliche Häfen 
des Azow’schen Meeres als in Europa liegend anzusehen seien, so dass eine Erwäh- 
nung derselben in dem Art. 447 sich erübrige. (Hamb. Prot. pag. 3712.) Dieser 
Zweifel war hier nicht weiter zu verfolgen. Es konnte nicht räthlich erscheinen, in 
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dieser Beziehung die Fassung des Artikels, welcher, abgesehen von dem auf die 
Schiffsmannschaft bezüglichen Titel, für sämmtliche übrigen Titel des, das gesammte 
Seerecht umfassenden fünften Buches des H.-G.-B. in unveränderter Geltung bleibt, 
bei Pl Aufnahme in die Seemanns-Ordnung einer sachlichen Abänderung zu un- 
terwerfen.« 


$. 71. Der Schiffer darf einen Schiffsmann im Auslande nicht ohne Genehmi- 
gung des Seemanns-Amtes zurücklassen. Wenn für den Fall der Zurücklassung eine 
Hülfsbedürftigkeit des Schiffsmannes zu besorgen ist, so kann die Ertheilung der 
Genehmigung davon abhängig gemacht werden, dass der Schiffer gegen den Eintritt 
der Hülfsbedürftigkeit für einen Zeitraum bis zu drei Monaten Sicherstellung leistet. 
Die Bestimmungen des $. 103 werden hierdurch nicht berührt. 


Die Motive zu diesem Paragr. (72 des Entwurfs) bemerken: 

»Der $. 72 bezieht sich auf das sog. Abandonniren eines Schiffsmanns im Aus- 
lande. Die in dieser Beziehung in den verschiedenen Seestaaten bestehenden Vor- 
schriften beruhen ebenso wie die im Entwurf enthaltene Bestimmung vorzugsweise 
auf Rücksichten, welche durch das öffentliche Interesse geboten sind. Abweichend - 
von dem in Preussen und in anderen Deutschen Seestaaten zur Zeit geltenden Recht 
unterscheidet der Entwurf nicht zwischen Deutschen und ausländischen Schiffsleuten 
und ebensowenig zwischen den Fällen, in welchen der Schiffsmann mit seiner Zurück- 
lassung einverstanden ist oder derselben widerspricht. Er enthält sich ferner, um 
das Ermessen des Seemanns- Amtes nicht zu binden, der Aufstellung von Vorschrif- 
ten über die Behufs der Ertheilung der Genehmigung von dem Schiffer zu führenden 
Nachweise. Diese Abweichungen werden auf Zustimmung rechnen dürfen. Die dem 
Seemanns-Amte zugewiesene Befugniss, die Ertheilung der Genehmigung, sofern 
eine Hülfsbedürftigkeit des Schiffsmanns zu besorgen ist, davon abhängig zu machen, 
dass der Schiffer gegen den Eintritt einer Hülfsbedürftigkeit für einen Zeitraum bis 
zu drei Monaten Sicherheit leiste, wird in vielen Fällen dazu dienen ,‚ das öffentliche 
Interesse mit dem Interesse des Rheders zu einer billigen Ausgleichung zu bringen. 

Die Zurücklassung ohne vorherige Einholung der Genehmigung ist im $. 99, Ziff. 
4 mit Strafe bedroht. 


Vierter Abschnitt. 
Disziplinar-Bestimmungen. 


Die ursprünglichen Bestimmungen der Reg.-Vorlage dieses und des folgenden Ab- 
schnitts (Entw. $$. 73—84 und $$. S5—103) hatten schon bei der Lesung manche Bedenken 
hervorgerufen, über die sich die Abgg. Lesse, Dr. Banks und Dr. Löwe anlässlich 
der ersten Lesung äusserten. (Sten. Ber. I, 8. 429 ff.) Insbesondere ward eine schärfere 
Begrenzung der Disziplinar-Befugnisse des Schiffers und eine Herabsetzung mancher 
Strafen als erforderlich bezeichnet und namentlich das ausschliesslich administrative Ver- 
fahren in Strafsachen, welches die Vorlage anordnete, bemängelt. 

In der Kommission erlitten diese Vorschriften, namentlich diejenigen des sechsten 
Abschnittes eine Reihe z. Thl. sehr wesentlicher Aenderungen. Ueber die für die Kom- 
missions-Beschlüsse massgebenden Gründe ist in den mündlichen Bericht des Abg. 
Dr. Wolfson nur Folgendes kurz ausgeführt: 

»Es versteht sich ganz von selbst, dass der Schiffer einer besonderen Gewalt be- 
darf zur Aufrechterhaltung der Ordnung und der Herrschaft an Bord. Ihm kommt 
nicht, wie in Verhältnissen am Lande, die Allgegenwart des Schutzmanns zur Hülfe, 
er ist auf seine eigene Kraft und auf die ihm selbst zustehenden Mittel angewiesen, 
um die Ordnung aufrecht zu erhalten. Dies hat dazu geführt, dass nicht blos in der 
Praxis, sondern vielfach auch in Gesetzen die Disziplinar-Strafgewalt des Schiffers 
geordnet worden ist. 

Wir haben uns, abweichend von der Vorlage, für folgende Auffassung der Sache 
entschieden. Wir glaubten unterscheiden zu müssen, wie das allerdings 
theilweise, aber keineswegs durchweg schon in früheren Gesetzen geschieht, zwi- 
schen der Nothwendigkeit eines Widerstandes, den Schiffer einem auf- 
geregten, tumultuirenden, ihm den Gehorsam versagenden, seinen eigenen Willen 
durchsetzenden Haufen in Anwendung bringt, wo er im Zustande der Nothw ehr 
ist, — für welchen Fall sich die angemessenen Mittel aber ebenso wenig kodifiziren 
lassen, wie die angemessenen Mittel im Falle der Nothwehr, — und andererseits 
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demjenigen, was man Disziplinar-Strafe nennen kann. Die Diszipli- 
nar-Strafe ist in manchen Gesetzen, namentlich in dem jetzt bestehenden Preuss. Ge- 
setze in gewisse bestimmte Regeln gebracht worden. Dem Schiffer ist eine Art rich- 
terliche Strafgewalt eingeräumt, z. B. darf er Geldstrafen bis zu 5 Thlrn., Schmäle- 
rung der Kost, Gefängniss bis zu 8 Tagen bei Wasser und Brod, Anschliessung mittelst 
eiserner Fesseln bis zu 3 Tagen und körperliche Züchtigung verhängen. Man hat in 
der Vorlage der Reg. von allen diesen Strafen abgesehen bis auf. das Strafmittel der 
Geldstrafe, und zwar offenbar deshalb, weil man sich gesagt hat, die Geldstrafe ist 
die alleinige von diesen Strafen, welche allenfalls redressirt werden kann ; der Schiffer 
fungirt danach als erste und letzte strafrechtliche Instanz, aber.er bietet doch keine 
Garantie dafür, dass Alles, was er thut, auch recht sei. Hat er mittelst einer. Geld- 
strafe unrecht gethan, so lässt sich das wieder gut machen, während ein durch.den 
Vollzug der körperlichen Züchtigung 6der der Freiheitsstrafe begangenes Unrecht 
sich nicht wieder gut machen lässt. So berechtigt dieses Raisonnement auch ist, so 
lässt es doch unberücksichtigt, dass die Strafen , die sich wieder: gut maehen. lassen, 
in der Regel nicht die wirksamsten sind. Denken Sie sich die Verfügung einer Geld- 
strafe von Seiten eines Schiffers;, vielleicht einem leichtlebigen jungen Menschen ge- 
senüber, die erst nach Jahr und Tag zur Ausführung kommen soll, dabei die Hoff- 
nung, dass das Seemanns-Amt diese Strafe wieder aufhebt, so.werden Sie mir zuge- 
stehen, dass das kein Mittel ist, von dem man sich eine ausserordentliche Wirksamkeit 
versprechen kann. Wir haben aber andererseits geglaubt, dass es: durchaus unbe- 
rechtigt ist, dem Schiffer die Stellung eines Richters zu geben. Dafür bietet.er in 
keiner Weise Garantie, denn der Schiffer wird nicht ausgesucht vom: Staate nach 
seiner Würdigkeit und Fähigkeit, ein. Richter-Amt auszuüben, sondern er-wird vom 
Rheder ausgesucht nach seiner Fähigkeit, ein Schiff geschickt führen zu können, und 
dass in der geschickten Führung eines Schiffes keine Garantie liegt für. die-Redlich- 
keit und Unparteilichkeit den Untergebenen gegenüber, das werden Sie mir zugeben. 
Andererseits liegt in dem fortwährenden Zusammenleben von Schiffer. und Schiffs- 
mannschaft ein ganz ausserordentliches Reizmittel dafür — Jeder kann nicht jederzeit 
seine ruhige objektive Stimmung, bewahren —, in einzelnen Fällen auch:der bösen 
Laune freies Spiel zu lassen und ungerecht zu strafen. 

Das sind keine Voraussetzungen für einen Richter einem Angeklagten gegenüber, 
und deshalb haben wir geglaubt, dass diese Auffassung von der Disziplinar-Strafe als 
richterliche Thätigkeit nicht festzuhalten ist. Die Disziplinar-Strafe soll nicht in dem 
Grade zugefügt werden, dass sie der Grösse des Unrechts entspricht, welches began- 
gen wird, sondern sie soll nur in soweit zur Anwendung kommen, als sie nothwendig 
ist, um die Ordnung aufrecht zu erhalten. ‘Diesem Gedanken haben wir Ausdruck ge- 
geben in einem Vorschlage zu $. 80 (jetzt 79), wo wir zunächst- von den Massregeln 
gesprochen haben, die der Schiffer zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zur Siche- 
rung der Regelmässigkeit des Dienstes für erforderlich achtet. Auch dieses Verhält- 
niss glaubten wir ebenso wenig kodifiziren zu können, wie man etwa das Verhältniss 
der Autorität des Dienstherrn über die dienende Persönlichkeit kodifiziren kann, son- 
dern wir haben es nur für nothwendig gehalten, darauf hinzuweisen, dass die erfor- 
derlichen Massregeln sich bestimmen nach den herkömmlichen Begriffen , :und' dass‘ 

Ihnen gewisse-Schranken gezogen werden müssen, indem Schmälerung der Kost nie- 
mals über 3 Tage eintreten darf, Geldbusse, körperliche Züchtigung‘oder Einsperrung 
aber ganz ausgeschlossen sind. Daneben aber haben wir diejenige Bestimmung ge- 
setzt, die dem Schiffer das Recht giebt, inFällen der Widersetzlichkeit, also wo wirk- 
liche Nothwehr' eintritt, jedes durch die Nothwehr gebotene Mittel zu'ergreifen.‘ 

Die Folge dieser Veränderung war zunächst die, dass nach unseren Vorschlägen 
der Schiffer die Geldstrafe nicht verfügen, sondern nur, falls thunlich,, androhen, die 
Entscheidung aber vom Seemanns-Amt, beziehungsweise Richter; getroffen‘ werden 
soll. Im Zusammenhang. damit haben wir auch bei diesen Strafen die 
ausschliessliche administrative Kompetenz beseitigt und haben Jeder- 
mann,.auch demjenigen, den das -Seemanns-Amt mit’einer Geldstrafe bedroht hat, das 
Recht gegeben, sich an die Gerichte zu wenden.« (Sten. Ber. I, $S: 1115:) 


$. 72: Der Schiffsmann ist der Disziplinar-Gewalt des Schiffers unterworfen. 
Dieselbe beginnt mit dem Antritt‘ des Dienstes und erlischt mit dessen Be- 
endigung. | 
Die Motive zu diesem Paragr. (73 des Entwurfs) lauten: 
»Im Allgemeinen ist die Disziplinar-Gewalt des: Schiffers bereits im Art: 533 H.-G.- 
.. B: (vergl. Art. 487, 666) reichsgesetzlich sanktionirt.. Die Stellung des Schiffsführers 
zur Schiffsmannschaft — zumal in fremden’ Häfen und auf offenem Meere — weicht 
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von'den'Beziehungen jedes anderen Arbeitsgebers zu den Arbeitsnehmern vorzüg- 
lich darin ab, dass der Schiffer meisthin ohne irgend zulängliche Kenntniss von der 
Persönlichkeit des einzelnen Schiffsmannes mit demselben eine auf längere Zeit; be= 
rechnete Verbindung einzugehen und’ solche oft unter den grössten Gefahren für 
Schiff, Ladung. ‚und Besatzung , immer aber unter der schweren Verantwortlichkeit, 
welche das.Gesetz ihm allen Interessenten gegenüber auferlegt, und ohne die jeder- 
zeitige Möglichkeit einer Anrufung der Staatshülfe zu behaupten und zu erhalten ge- 
nöthigt.ist: Wie sich hieraus.auf der einen Seite polizeiliche Kontrol- und Zwangs- 
Bestimmungen rechtfertigen, welche dem Schiffer die überhaupt erreichbaren Garan- 
tieen in Betreff der Persönlichkeit des anzuwerbenden Schiffsmannes gewähren, so 
ergiebt sich andererseits aus denselben Gesichtspunkten die Nothwendigkeit einer 
Unterordnung der Schiffsmannschaft unter eine nahezu militärische Disziplinar-Ge- 
walt. Wenn ferner ebenso der Bildungsgrad der zunächst Betheiligten wie der' weit 
über die Grenzen des Heimathslandes hinausreichende Umfang des Geltungsgebietes 
der Seemanns-Ordnung mehr oder minder für alle Theile dieses Gesetzes auf eine 
grössere als die den sonstigen legislatorischen Grundsätzen entsprechende Ausführ- 
lichkeit hinweist, so wird diesen Rücksichten vorzugsweise in dem die Disziplinar- 
Bestimmungen enthaltenden Abschnitt Rechnung zu tragen sein, da Zweifel: und 
Meinungs-Verschiedenheiten über ihre Tragweite der Autorität des Schiffers beson- 
ders gefährlich werden können.« 


$. 73. Der Schiffsmann ist verpflichtet, sich stets nüchtern zu halten und 
gegen. Jedermann ein angemessenes und friedfertiges Betragen zu beobachten. 

Dem Schiffer und seinen sonstigen Vorgesetzten hat er mit Achtung: zu! be- 
gegnen und ihren dienstlichen Befehlen unweigerlich Folge zu leisten. 
Entstehungs-Geschichte. 

Der Abs. 2 des $. 73 (74) lautete nach dem Entwurfe. im Anfange,, wie folgt: »Dem 

Schiffer, den Schiffs-Offizieren und seinen sonstigen Vorgesetzten ete.« 


Die Streichung.der Worte : »den Schiffs-Offizieren« beruht auf Beschluss der 
Kommission. 


$. 74. Der Schiffsmann hat dem Schiffer auf Verlangen wahrheitsgemäss und 
vollständig mitzutheilen, was ihm über die den Schiffsdienst betreffenden Angelegen- 
heiten bekannt ist. 
Entstehungs-Geschichte. 


In der Reg.-Vorlage lautete der $. 74 (75) wie folgt: 

 »Der Schifismann hat dem Schiffer auf Verlangen wahrheitsgemäss und vollständig 
mitzutheilen, was ihm über irgend eine den Schiffsdienst betreffende Angelegenheit, 
insbesondere über eine beabsichtigte, versuchte oder vollführte Entweichung be- 
kannt ist.« 

'" Durch Kommissions- Beschluss wurden die Worte: »über irgend eine den 
Schiffsdienst betreffende Ängelegenheit« geändert in: »über die — 
Angelegenheiten«. 

Sodann wurde bei der Plenar-Berathung von den: Abgg. Dr. Banks u. Gen. der 
Antrags gestellt, die Worte: »insbesondere über eine beabsichtigte, ver- 
suchte oder vollführte Entweichung« zu streichen. Dieser Antrag wurde 
ohne Debatte angenommen und dadurch dem $. 74 seine jetzige Fassung’ gegeben. 


$S. 73. Der Schiffsmann darf ohne Erlaubniss des Schiffers keine Güter an 
Bord bringen oder bringen lassen... Für die gegen dieses ‚Verbot beförderten eigenen 
oder fremden Güter: muss: er: die höchste am Abladungsorte zur,Abladungszeit, für 
solche Reisen und Güter bedungene Fracht erstatten, unbeschadet der'Verpflichtung 
zum Ersatz eines erweislich höheren Schadens. 
Der Schiffer ist auch befugt, die Güter über Bord zu werfen, wenn dieselben 
Schiff oder Ladung gefährden. . 
Die Motive zu diesem Paragr. (76 des Entwurfs) bemerken‘: 
»Bereits: im H.-@.-B. (Art. 534) ist: dem Schiffsmann: verboten, oline Erlaubniss 
Güter an Bord zu bringen. Dieses Verbot ist — einschliesslich der den Fall der Zu- 
widerhandlung betreffenden Bestimmungen — von dort: in den Entwurf übernommen, 


zugleich'aber ‘dahin ausgedehnt, dass dem Schiffsmann auch untersagt ist, Güter an 
Bord bringen zu lassen. 
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Der am Schlusse des Art. 534 enthaltene Vorbehalt zu Gunsten der Landes-Ge- 

setze ist entbehrlich.« 
' Bemerkungen. 
Auf Fälle des $. 75 findet event. $. 297 des Reichs-Strafges.-B. Anwendung: 

»Ein (Reisender oder) Schiffsmann, welcher ohne Vorwissen des Schiffers (in- 
gleichen ein Schiffer, weleher ohne Vorwissen des Rheders) Gegenstände an Bord 
nimmt, welche das Schiff oder die Ladung gefährden, indem sie die Beschlagnahme 
oder Einziehung des Schiffes oder der Ladung veranlassen können, wird mit Geld- 
strafe bis zu 500 Thlr. oder mit Gefängniss bis zu 2 Jahren bestraft. 


$. 16. Die Bestimmungen des $. 75 finden ebenfalls Anwendung, wenn der 
Schiffsmann ohne Erlaubniss des Schiffers Branntwein oder andere geistige Ge- 
tränke oder mehr an Tabak, als er zu seinem Gebrauche auf der beabsichtigten 
Reise bedarf, an Bord bringt oder bringen lässt. 

Die gegen dieses Verbot mitgenommenen geistigen Getränke und Tabak ver- 
fallen dem Schiffe. 


Zu diesem Paragr. (77 des Entwurfs) äussern sich die Motive wie folgt: 

»Das unerlaubte Mitnehmen von Spirituosen überhaupt und von Tabak über den 
Umfang hinaus ist schon gegenwärtig in fast allen Landes-Gesetzen noch besonders 
untersagt nnd es muss auch anerkannt werden, dass die nur von »Gütern« handelnde 
Bestimmung ($. 76, jetzt 75) Fälle dieser Art nicht nach allen Richtungen hin voll- 
kommen deckt. In jedem Falle empfiehlt es sich, im Hinblick auf jene Vorgänge, 
sowie auf die grossen Gefahren, welche der übermässige Genuss von Spirituosen und 
das Mitnehmen des meist mit hohem Zolle belegten Tabaks zur Folge haben können, 
schon aus praktischen Gründen, in dieser Beziehung den Landes-Gesetzen zu folgen. 

Eine Zuwiderhandlung gegen dieses Verbot soll die im Falle des $. 76 (jetzt 75) 
eintretenden Konsequenzen mit der Massgabe nach sich ziehen, dass Spirituosen und 
Tabak, deren Werth in der Regel nicht von grossem Belange sein wird, dem durch 
die Mitnahme mehr oder minder stets gefährdeten Schiffe verfallen. Ein Missbrauch 
dieser Bestimmung steht nicht zu besorgen.« | 


$. 7%. Die auf Grund der Bestimmungen der $$. 75 und 76 getroffenen An- 
ordnungen des Schiffers sind, sobald es geschehen kann, in das Schiffs-Journal 
einzutragen. e PS 


Die Motive zu diesem Paragr. (78 des Vorlage) lauten: 

»Die Anordnungen, ee der Schiffer auf Grund der ss 16, 77. (jetzt..75, 76) 
trifft, karakterisiren sich überwiegend als ein Ausfluss der Disziplinar-Gewalt. Hierin 
findet die nun, ihre Rechtfertigung, dass dieselben bei Vermeidung der im 
$. 99 unter Nr. 5 (jetzt Nr. 4) angedrohten Strafe in das Schiffs-Journal eingaTagen 
werden sollen. (H.-@.-B. Art. 487.)« 


$. 78. Wenn das Schiff in einem Hafen liegt, so ist der Schiffer befugt, die 
Effekten der Schiffsleute zur Verhütung einer Entwerchung bis zur Abreise des. 
Schiffs in Verwahrung zu nehmen. 


Entstehungs-Geschichte. 


Nach den Beschlüssen der Kommission war der $. 78 gleichlautend mit dem 
$. 79 der Reg.-Vorlage. Auf Antrag der Abg. Dr. Banks u. Gen. ist dieser Paragr.. 
jedoch hier gestrichen und als Abs. 1 zu $. 104 (jetzt 103) aufgenommen. 

Der jetzige $. 78 lautete in dem Entwurf als $. 80 wie folgt: 

»Wenn das Schiff in einem Hafen liegt, so ist der Schiffer befugt, die Effekten 
eines Schiffsmannes, welchen er der Absicht der Entweichung für verdächtig; hält, 
zur Verhütung derselben bis zur Abreise des Schiffs in ‘Verwahrung zu nehmen.« 

Die Aenderungen gründen sich auf die Kommissions-Beschlüsse. 

In den Motiven zu diesem Paragr. heisst es: 

»Unter den Massregeln,, welche der. der Deutschen Rhederei fortdauernd schwere 
Schäden bereitenden Entweichung vorzubeugen bezwecken, hat sich als eine beson- 
ders praktische die Verwahrung der Effekten verdächtiger Schiffsleute bewährt. Be- 
'stimmungen , welche den Schiffer hierzu ermächtigen, bestehen bereits in Oldenburg, 
Bremen und Hamburg. Der Entwurf schliesst sich den Vorgängen an.« 
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$. 19. Der Schiffer ist befugt, alle zur Aufrechterhaltung der Ordnung und 
zur Sicherung der Regelmässigkeit des Dienstes erforderlichen Massregeln zu 
ergreifen. Zu diesem Zwecke darf er namentlich auch herkömmliche Erschwe- 
rungen des Dienstes oder müssige Schmälerungen der Kost, letztere Jedoch auf 
höchstens drei Tage, als Strafe eintreten lassen. Geldbusse, körperliche Züch- 
tigung oder Einsperrung darf er als Strafe nicht verhängen. 

Bei einer Widersetzlichkeit oder bei beharrlichem Ungehorsam ist der 
Schiffer zur Anwendung aller, Mittel befugt, welche erforderlich sind, um sei- 
nen befehlen Gehorsam zu verschaffen. Er darf gegen die Betheiligten. die 
geeigneten Sicherungs-Massregeln ergreifen und sie nöthigenfalls während der 
Reise jesseln. 

Jeder Schiffsmann muss dem Schiffer auf Erfordern Beistand zur Auf- 
rechterhaltung der Ordnung , sowie zur Abwendung oder Unterdrückung einer 
Widersetzlichkeit leisten. 

Im Auslande hat der Schiffer in dringenden Fällen die Kommandanten der ihm 
zugänglichen Fahrzeuge der Kriegsmarine des Reichs um Beistand zur Aufrecht- 
haltung der Disziplin anzugehen. 


Enistehungs-Geschichte. 

Im Entwurf (als $. S4) fehlt der 1. Abs. ganz; im Abs. 2 (Abs. des Entw.) hiess es 
statt voder bei beharrlichem Ungehorsam« »oder einer dem Schiffe drohenden 
Gefahr ist u. s. w.« 

»Bei Vermeidung gleicher Massregeln muss jeder Schiffsmann dem Schiffer auf 
Erfordern Beistand zur Abwendung oder Unterdrückung einer Widersetzlichkeit 
leisten.« 

Abs. 3 wie Abs. 4 des Gesetzes. 

Die Aenderungen beruhen auf den Kommissions-Beschlüssen. 


Die Motive bemerken: 

»Die Disziplinar-Gewalt des Schiffers gipfelt in der Befugniss , äussersten Falles 
absolut jedes Mittel zur Anwendung zu bringen, dessen er zur Durchführung seiner 
Anordnungen bedarf. Es ist unmöglich, die Verantwortlichkeit, die das Gesetz dem 
Schiffer nach allen Richtungen hin auferlegt, zu tragen, wenn ihr nicht eine ent- 
sprechende Machtvollkommenheit gegenübersteht. Die Entscheidung darüber , ob 
die gewählten Mittel in angemessenem Verhältnisse zum Zwecke stehen, kann nur 
nach der Gesammtheit der Umstände des einzelnen Falles zunächst von dem Schiffer 
selbst und in zweiter Linie von dem Strafrichter ($. 97, jetzt 96) getroffen werden. 
Weitere Schranken zum Schutze der Schiffsmannschaft vermag das Gesetz selbst 
nieht aufzustellen, wenn nicht zugleich die Autorität des Schiffers in Frage gestellt 
werden soll. 

Eine in den betheiligten Kreisen mit allseitiger Anerkennung aufgenommene Be- 
stimmung enthält der Schlusssatz, insofern nach demselben der Schiffer im Auslande 
in dringenden Fällen die Kommandanten der Fahrzeuge der Kriegsmarine um Bei- 
stand zur Aufrechterhaltung der Disziplin anzugehen hat. Die Beziehungen, in 
welche schon bisher Kriegs- und Handels-Marine durch wichtige gemeinschaftliche 
Interessen mancherlei Art zu einander gesetzt waren, erfahren durch die hiermit er- 
öffnete fernere Annäherung eine Erweiterung, von welcher sich günstige Ergebnisse 
. vorzugsweise da erwarten lassen, wo durch die Einrichtung des Konsulatwesens der 
erforderliche Schutz noch nicht hinlänglich gesichert erscheint.« 


$. SO. Jede vom Schiffer in Gemüssheit der Bestimmungen des $. 79 ge- 
troffene Verfügung ist mit Angabe der Veranlassung , sobald es geschehen kann, 
in das Schiffs-Journal einzutragen. 
Entstehungs-Geschichte. 
Dieser Paragr. ist an die Stelle des $. 82 der Vorlage getreten, welch letzterer fol- 
genden Wortlaut hatte: 

»Vor Verhängung einer den Betrag einer halben Monatsheuer übersteigenden 
Geldbusse hat der Schiffer Schiffs-Offiziere anzuhören, welche bei dem zu ahndenden 
Dienstvergehen nicht betheiligt sind. i 

Jede verhängte Disziplinar-Strafe ist, sobald’es geschehen kann, mit Angabe der 
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Veranlassung in das Schiffs-Journal einzutragen und zur Kenntniss des Bestraften 
zu bringen: Eine Geldbusse, deren. Eintragung unterblieben ist, darf nicht voll- 
streckt werden.« 

Die Aenderungen gründen sich auf die Kommissions-Beschlüsse. 


Die Motive zu Abs. 2 des in das Gesetz iibernommenen Entwurfs gehen dahin: 

»Die Bestimmung des H.-G.-B. (Art. 487), dass die auf dem Schiffe begangenen 
strafbaren Handlungen und die verhängten Disziplinar-Strafen in das Schiffs-Journal 
einzutragen sind, ist, insoweit sie sich auf die disziplinarische Seite bezieht, in der 
Seemanns-Ordnung zu wiederholen und: in ihrer Wirksamkeit durch eine 
Straf-Bestimmung- ($. 99, Nr. 5, jetzt 4), sowie dadurch, dass der nicht 
ee Strafe die Vollstreekbarkeit versagt wird, zu er- 
höhen. 

Der Zweck der Strafe erheischt ferner, dass die erfolgte Verhängung alsbald zur 
Kenntniss des Betheiligten gebracht werde, wenn auch die Vollstreckung noch aus- 
gesetzt bleiben mag. Andernfalls würden die Strafen während der Reise eine nach 
der andern stillschweigend 'notirt werden können und dann erst bei der Abmusterung 
($. 83 des Entwurfs, vgl. $. 85) zur Kenntniss des bis dahin nichts ahnenden 'Schiffs- 
mannes:gelangen. Derartigen Chikanen muss das Gesetz-entgegentreten.« 


Fünfter Abschnitt. 


Strafbestimmungen. 


$. 81. Ein Schiffsmann , welcher nach Abschluss des Heuer-Vertrages sich 
verborgen hält, um sich dem Antritte des Dienstes zu entziehen, wird mit Geld- 
strafe bis zu zwanzig Thalern gestraft. Die Verfolgung tritt nur auf An- 
trag ein. 

“ Wenn ein Sehiffsmann‘, um ‘sich der Fortsetzung des Dienstes’ zu’ entziehen, 
entläuft oder sich verborgen hält, so tritt Geldstrafe bis zu einhundert Thalern ‘oder 
Gefängniss-Strafe bis zu drei Monaten ein. Die Verfolgung tritt nur auf An- 
trag ein. | ee: 

Ein Schiffsmann, welcher mit.der. Heuer. entläuft oder: sich verborgen hält, um 
sich dem übernommenen Dienste zu entziehen, wird mit der im’$. 298: des Straf- 
gesetzbuchs !) angedrohten Gefängniss-Strafe bis zu einem Jahr belegt. 


Im Entwurfe zu diesem $. (85) hiess es im Abs: 1. statt der kursiv. gedruckten Worte: 
»wird mit Geldstrafe bis zu funfzig Thalern oder mit Haft bestraft«. 
Ferner fehlte der im Abs. 1 u. 2 enthaltene gleichlautende Schlusssatz in der Vorlage. 

Diese Aenderungen rühren von der Kommission her. 
Entstehungs-Geschichte. 
In. den Motiven: heisst es: | | term! 
»Nach $.,298:des Strafges:-B. wird der Schiffsmann , welcher mit der'Heuer' ent- 
läuft, oder, sich verborgen hält, um sich‚dem übernommenen Dienste zu: entziehen, 
wegen strafbaren Eigennutzes mit Gefängniss bis zu einem Jahre bestraft. 
Den Fall, in welchem die Entweichung nur einen Vertragsbruch:in'sich schliesst 
-- dieieinfache Entweichung — hatte der'erste Entw. des'St.-G.-B, in'$. 349, Ziff. 2 
durch ‚Aufnahme einer dem’ Preuss. Ges: v. 20. März 1854 entlehnten Straf-Bestim- 
mung vorgesehen: Dieselbe'setzte eine Geldbusse bis zu 50: Thlrn. gegen den See- 
mann fest, welcher nach abgeschlossenem Vertrage — von einem Norddeutschen 
Schiffe — entläuft oder sich verborgen hält, um sich dem übernommenen Dienste zu 
entziehen. Bei. Aufstellung des zweiten Entwurfs wurde die Bestimmung in Weg- 
fall gebracht, um das Weitere der Seemanns-Ordnung zu überlassen. i 
Der vorliegende Entwurf unterscheidet bei der einfachen Entweichung, 
zwei durch ein karakteristisches Merkmal von einander sich scharf abgren- 
zende Fälle. Massgebend war für die Sonderung vorzugsweise, dass, wenn’ däs 
Vertrags-Verhältniss noch nicht in thatsächliche Wirksamkeit getreten ist, der Ver- 


1) St.-G:-B. $..298., „Ein Schiffsmann“,u.‘s. w. wie.oben, „wird ohne Unterschied ob 
das Vergehen im Inlande oder im Auslande begangen worden ist, mit Gefängniss' bis zu 
einem'Jahre bestraft.“ | 
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tragsbruch des Schiffsmanns eine mildere Beurtheilung zulässt und erheischt , als der 
Vertragsbruch, welchen derselbe sich zu Schulden kommen lässt, wenn er nach An- 
tritt des Dienstes aus demselben’ entweicht. Ausserdem kommt in Betracht, dass 
dem Rheder ein Ersatz für den vor dem Dienstantritt entweichenden Schiffsmann 
eher möglich und weniger kostspielig zu sein pflegt, als im Fall einer späteren, ins- 
besondere etwa im Auslande erfolgenden Entweichung: Hieraus ergab sich die durch 
die beiden ersten Absätze in Vorschlag gebrachte Abstufung der Strafandrohung. 
Als schwerster Fall der Entweichung tritt der in dem $. 298 des Strafgesetzb. berück- 
sichtigte hinzu.« 


$. 82. In den Fällen der beiden letzten Absütze des $. 87 verliert der 


Schffsmann , wenn er vor Abgang des Schiffes weder zur Fortsetzung des 
Dienstes freiwillig zurückkehrt, noch zwangsweise zurückgebracht wird, den 
Anspruch auf die bis dahin verdiente Heuer. Die Heuer und sofern diese micht 
ausreicht, auch die Effekten können zur Deckung der Schaden- Ansprüche’ des 
Ktheders aus dem Heuer- oder Dienst-Vertrage in Anspruch genommen wer- 
den, soweit die Heuer hierzu nicht erforderlich ist, wird mit ihr nach Mass- 
gabe des $. 107 verfahren. 


il. 
. Zu $. 82 bemerkt die Preuss. Dienst-Anweisung: 


Entstehungs-Geschichte. 


‚ Dieser Paragr. ist an die Stelle.des $. 68 der Reg.-Vorlage getreten, welcher folgen- 


dermassen lautete: 


»Der Schiffsmann, welcher entweicht und nicht vor Abgang des Schiffes zur Fort- 
setzung des Dienstes freiwillig zurückkehrt oder zwangsweise zurückgebracht wird, 
verliert den Anspruch auf die bis dahin verdiente Heuer. Seine Effekten verfallen 
dem Schiffe.« 


Die Kommission beschloss, diesem Paragr. folgende Fassung zu geben : 


»In den Fällen der beiden letzten Absätze. des $. 82 (jetzt 81) verliert der Schiffs- 
mann, wenn er vor Abgang des Schiffes weder zur Fortsetzung des Dienstes frei- 
willig zurückkehrt, noch zwangsweise zurückgebracht wird, den Anspruch auf die 
bis dahin verdiente Heuer und seine Effekten. Soweit die Heuer und die Effekten 
nicht zur Deckung der Schadensforderung des Rheders aus dem Heuer- und Dienst- 
Vertrage in Anspruch ‚genommen werden, wird mit ihnen nach Massgabe des $. 108 
(jetzt 107) verfahren. Ueber die Höhe des Schadensersatzes bestimmt das Seemanns- 
Amt unter Vorbehalt des Rechtsweges. 

In Folge der zu diesen Beschlüssen von den Abg. Dr. Banks’ u. Gen. gestellten 


Anträge, welche ohne, Debatte angenommen sind, hat dann $. 82 seinen jetzigen Wort- 
laut erhalten. 


Die Motive zu diesem Paragr. lauten: 


»In sämmtlichen Deutschen Seestaaten ist nach der zur Zeit geltenden Gesetzge- 
bung die Entweichung (Desertion) nicht'nur unter Strafe gestellt, sondern auch mit 
privatrechtlichen Nachtheilen bedroht. “Nach Preussischem und Mecklenburgischem 
Recht verliert der Entwichene nur die verdiente Heuer. In Oldenburg und in den 
Hansestädten tritt neben dem Verlust der Heuer noch der Verlust der an Bord be- 


. findlichen Effekten ein. — Preuss. Ges. von 1864, 8. 27. — Mecklenb. Einf.-Ges. v. 


28. Dez. 1863, $. 66, II. — Oldenb. Schiffsmanns-Ordn., Art. 18, & 2. — Lübeck. 
Verordn. v. 7. Mai 1860. — Bremische Verordn., $. 21. — Hamburg. Seemanns-Ordn., 
Art.-16. 

_ Der Entwurf schliesst in dieser Beziehung sich zwar der dem Schiffsmann ungin- 
stigeren Auffassung an. Er mindert aber selbst im Verhältniss zu dem Preuss. und 
Mecklenb. Recht die gegenwärtig massgebenden Vorschriften insöfern, als die Heuer 
und die Effekten dem Schiffsmann nur. entzogen werden sollen, wenn er nicht vor 
Abgang des Schiffs zur Fortsetzung des Dienstes freiwillig zurückkehrt oder zwangs- 
weise zurückgebracht wird. Auf einen’ Vorschlag, den’ Verlust der Heuer und den 
Verfall der Effekten zu Gunsten Öffentlicher Kassen eintreten zu lassen, ist nicht 
eingegangen, weil nicht verkannt werden kann, dass der dem Rheder durch die Ent- 
weichung’ erwachsende Schaden der Regel nach den Betrag der Heuer und den Werth 
der Effekten übersteigt.« 


Landesgesetzliche Bestimmungen. 


öl. Die Bestimmungen über die vermögensrechtlichen Nachtheile, welche im Falle 
der Entweichung (Desertion) den Schiffsmann — unbeschadet der sonstigen Bestrafung 
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($. 81) — treffen, weichen in mehreren Beziehungen von dem bisherigen Rechte ab. 
Da jedoch Nachtheile solcher Art überhaupt nur in den ausschliesslich der gerichtlichen 
Entscheidung vorbehaltenen Fällen der schweren Desertion ($. 81, zweiter und dritter 
Absatz) eintreten, so sind die Musterungs-Behörden im Allgemeinen mit diesem Ge- 
genstande nicht befasst.. Ihre Mitwirkung wird in der Regel darauf beschränkt blei- 
ben dürfen, dass sie diejenigen Kassen, in welche gemäss der $$. 82-und 107 ein nach 
Deckung der bevorzugten Schadensersatz-Ansprüche des Rheders etwa verbleibender 
Ueberschuss der verdienten Heuer des Entwichenen fliessen würde, von den, den An- 
spruch auf einen solchen Ueberschuss begründenden Voraussetzungen, wenn und so 
weit solche glaubhaft zu ihrer Kenntniss gelangen, benachrichtigen. 


$. 83. Hat der Schiffsmann sich dem Dienste in einem der Fälle des $.61, 
1 und 3 ohne Genehmigung des Seemanns- Amtes ($. 64) entzogen, so tritt Geld- 
strafe bis zum Betrage einer Monatsheuer ein. 
Entstehungs-Geschichte. 
Dieser Paragr. ist auf Beschluss der Kommission eingeschaltet. In der 
Fassung der Kommission war jedoch statt »$. 61, 1 und 3« nur gesagt: 8.61. Diese 
Aenderung ist von den Abg. Dr. Banks u. Gen. beantragt und ohne Debatte geneh- 
migt worden. 


$. 84. Mit Geldstrafe bis zum Betrage einer Monatsheuer wird ein Schiffs- 
mann bestraft, welcher sich einer gröblichen Verletzung seiner Dienstpflichten 
schuldig macht. 

Als Verletzung der Dienstpflicht, ın diesem Sinne wird insbesondere ange- 
sehen : | 
Nachlässigkeit im Wachdienste ; 

Ungehorsam gegen den Dienstbefehl eines Vorgesetzten ; | 
nngebührliches Betragen gegen Vorgesetzte, gegen andere Mitglieder der 
Schiffsmannschaft oder gegen Reisende; 1. | 
Verlassen des Schiffes ohne Erlaubniss oder Ausbleiben über die festgesetzte Zeit; 
Wegbringen eigener oder fremder Sachen von Bord des Schiffes und an Bord 

bringen oder an Bord bringen lassen von Gütern oder sonstigen Gegenständen 
ohne Erlaubniss ; 
eigenmächtige Zulassung fremder Personen an Bord und Gestattung des An- 
legens von Fahrzeugen an das Schiff; 
Trunkenheit im Schiffsdienste ; 
Vergeudung, unbefugte Veräusserung oder bei Seite bringen von Proviant. 

Gegen Schiffs-Offiziere kann die Strafe bis auf den Betrag einer zwei- 
monatlichen Heuer erhöht werden. 

Wenn die Heuer nicht zeitweise bedungen ist, so wird die Strafe auf einen 
nach dem Ermessen des Seemanns-Amtes der Monatsheuer entsprechenden 
Geldbetrag bestimmt. Haral 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Der Antrag ist bis zur Ab- 
musterung zulässig. | Wet 


Entstehungs-Geschichte. | % 
Der $. 84 ist an die Stelle des $. 81 des Entwurfs getreten, welcher folgendermassen 
lautete : 
»Der Schiffer ist befugt, Dienst-Vergehen des Schiffsmannes mit Geldbusse bis 
zum Betrage einer Monatsheuer zu bestrafen. 
Als Dienst-Vergehen werden insbesondere angesehen: 
Nachlässigkeit im Dienste, namentlich im Wachdienste, sowie wiederholte _ 
Fahrlässigkeit beim Steuern ; 
Ungehorsam gegen Vorgesetzte; Bat = 
ungebührliches Betragen gegen Vorgesetzte, gegen andere Mitglieder der 
Schiffsmannschaft oder gegen Reisende ; | 
Verlassen des Schiffs ohne Erlaubniss oder Ausbleiben über die festgesetzte 
Zeit; | 
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Wegbringen eigener oder fremder Sachen von Bord des Schiffs und an Bord 
bringen oder an Bord bringen lassen von Gütern oder sonstigen Gegen- 
ständen ohne Erlaubniss ; 

eigenmächtige Zulassung fremder Personen an Bord und Gestattung des An- 
legens von Fahrzeugen an das Schiff; 

wiederholte Trunkenheit; 

Vergeudung, unbefugte Veräusserung oder bei Seite bringen von Proviant. 

Unter welchen Voraussetzungen das Verhalten des Schiffsmannes auch noch in 
anderen Fällen die Annahme und Ahndung eines Dienst- Vergehens begründet, hat 
der Schiffer nach den Bestimmungen dieses Gesetzes und’insbesondere des IV. Ab- 
schnitts pflichtmässig zu ermessen. 

Dienst-Vergehen der Schiffs-Offiziere kann der Schiffer mit einer Geldbusse bis 
zum Betrage einer zweimonatlichen Heuer ahnden. 

Schiffsjungen , sofern dieselben das achtzehnte Lebensjahr nicht vollendet haben, 
sind der väterlichen Zucht des Schiffers unterworfen.« 


Die jetzige Fassung gründet sich auf die Kommissions-Beschlüsse, mit 
Ausnahme des Abs. 2, in welchem statt »Ungehorsam gegen den Dienstbefehl eines Vor- 
gesetzten« gesagt war »Ungehorsam gegen Vorgesetzte«. Der jetzige Wortlaut ist von 
den Abg. Dr. Banks u. Gen. beantragt und ohne Debatte genehmigt worden. 


Bei der ersten Lesung des Entwurfs hob der Abg. Dr. Löwe den Wider- 
spruch hervor, dass, während einerseits das Gesetz den 14jährigen Knaben in Ansehung 
gewisser Rechtshandlung für »volljährig« erkläre, er nun zufolge $. 81, Abs. 4 der väter- 
lichen Gewalt des Schiffers, und dem daraus für diesen entspringenden Rechte der kör- 
perlichen Züchtigung unterworfen sei. Die Vorschrift erscheine aber auch ausserdem 
bedenklich, weil sie vielfach Anlass zu Entweichungen geben werde; die Folge hiervon 
werde wiederum die sein, dass bei den langen Verjährungsfristen des St.-G.-B. häufig 
Junge Seeleute von dem Wiederkommen zurückgehalten, und damit auch für den Dienst 
in der Kriegs-Marine verloren würden. (Sten. Ber. $. 434.) 

Die Motive zum $. 81 der Reg.-Vorlage lauten: 

»In Ansehung der Disziplinar-Strafbefugnisse des Schiffers weichen die einzelnen 
Landes-Gesetze vorzugsweise darin von einander ab, dass einerseits die Mehrzahl 
ausschliesslich die Verhängung von Geldbussen zulässt, während andere — so be- 
sonders das Preuss. Ges. v. 1864 ($.'29) — auch einfache und verschärfte Freiheits- 
entziehung und ähnliche körperliche Strafen verhängen lassen und dass andererseits 
in mehreren Gesetzen eine spezielle Aufführung der einzelnen unter Strafe gestellten 
Disziplinar-Vergehen nach den wesentlichsten Momenten des Thatbestandes versucht 
ist, während die übrigen — so wiederum das Preuss. Ges. (a. a. 0.) — hiervon über- 
haupt absehen und sich darauf beschränken, auch in Ansehung der Straf-Befugnisse 
des Schiffers einfach und allgemein auf die ihm zugestandene Disziplinar-Gewalt zu 
verweisen. 

In ersterer Beziehung kann darüber kein Zweifel bestehen, dass man iiber das 
äusserste Mass dessen, was das Bedürfniss unbedingt erheischt, nicht-hinauszugehen 
hat. Es ist nun aus den Staaten, welche bisher nur Geldbussen verhängen liessen, 
von den verschiedensten Seiten übereinstimmend bezeugt, dass diese Strafe aus- 
reichend befunden und ein Bedürfniss zur Einführung anderer Strafen niemals her- 
vorgetreten sei. Es ist ferner aber auch von erfahrenen Sachverständigen aus den 
Staaten, woselbst zur Zeit noch die erwähnten anderen Strafen zugelassen sind, be- 
stätigt, dass von letzteren in der That nur äusserst selten praktisch Gebrauch ge- 
macht werde, dass insbesondere Freiheitsentziehung, wenn sie nicht etwa als eine 
geeignete Sicherheitsmassregel im Sinne des $. 84— jetzt 79) stattfinde, im Allgemei- 
nen durchaus ungebräuchlich, meisthin sogar unausführbar sei und dass die Ab- 
schaffung dieser Strafen voraussichtlich ebenso wenig die Schiffs-Disziplin in Frage 
stellen oder in anderen Beziehungen der Schifffahrt Verlegenheit bereiten werde, wie 
solche Folgen in Preussen bei Abschaffung der körperlichen Züchtigung (Gesetze v. 
31. März 1841, $. 2 und v. 26. März 1864, $. 29) konstatirt seien. Daneben ist gegen 
jede andere als die Geldstrafe auch noch der allerdings wohl zu berücksichtigende 
Einwand erhoben, dass in Fällen der Willkür oder des Missbrauches eine wirksame 
Remedur thatsächlich so gut wie unmöglich sei. Auf diese Gutachten und Erwä- 
gungen gestützt, empfiehlt der Entwurf, fortan als einzige Disziplinar-Strafe nur noch 
die Geldbusse zuzulassen. — Das Mass derselben anlangend , so gehen auch hierin 
die einzelnen Landes-Gesetze weit auseinander. Während in Preussen das Maxmum 
fünf Thaler beträgt, lassen andere Gesetze Geldbussen bis zum Betrage einer mehr- 
fachen Monatsheuer (deren Durchschnittssatz bei einem Voilmatrosen etwa auf 12 bis 
15 Thaler anzunehmen sein wird) zu. Bei jenem geringen Preussischen Satze wird 


. 
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allerdings schon mit Rücksicht auf die projektirte Beseitigung aller andern schärferen 
Strafmittel nieht stehen zu bleiben sein. : Ebenso wenig ist aber-auch dem entgegen- 
gesetzten Vorgange bis an die äusserste Grenze zuzustimmen und zu folgen. Die 
Straf-Befugniss des Schiffers darf nicht so weit ausgedehnt werden, dass dadurch ge- 
radezu das Fortkommen des Schiffsmanns , sein und ‚seiner Familie Nahrungsstand 
zeitweise gefährdet wird. Demnach ist als Maximum im Allgemeinen der Betrag 
einer Monatsheuer festgehalten. Nur den Schiffs- Offizieren gegenüber, an deren 
Leistungen und Verhalten höhere Anforderungen ‚gestellt werden dürfen und deren 
Dienst-Vergehen überdies regelmässig für alle Betheiligten von bedenklicheren Fol- 
gen begleitet sind, soll die Geldbusse bis zum Betrage einer zweimonatlichen Heuer 
erhöht werden dürfen. Allerdings ergiebt sich ein.höherer Betrag der Geldbusse für 
Sehiffs-Offiziere schon daraus , dass sie regelmässig eine höhere Heuer beziehen, als 
die übrigen Glieder der Mannschaft. Nach den von sachverständiger Seite abgege- 
benen Gutachten liegt indess hierin eine zulängliche Ausgleichung noch nicht. 

In der zweiten der im Eingange angedeuteten Fragen ist ebenfalls ein Mittelweg 
eingeschlagen. Der Entwurf beschränkt sich weder darauf, nur einzelne Dienst- 
Vergehen nach den allgemeinen Umrissen des Thatbestandes zu bezeichnen und unter 
Strafe zu stellen, noch verweist er dem Vorgange des allegirten Preussischen Gesetzes 
gemäss ausschliesslich auf die dem Schiffer überhaupt zugestandene Disziplinar-Gewalt. 
Die Sachverständigen derjenigen Staaten , in welchen jener erste Weg eingeschlagen 
ist, legen grossen Werth darauf, dass die bisher besonders aufgeführten einzelnen 
Dienst-Vergehen auch in dem Reichs-Gesetze — und zwar in unmittelbarem Zusam- 
menhange mit der generellen Disziplinar-Strafbestimmung — einen speziellen Aus- 
druck finden. Sie knüpfen an die Unterlassung die ernste Besorgniss grober Miss- 
deutungen — zum Mindesten von Seiten der betheiligten Schiffsleute. Andererseits 
ist anerkannt, und ergiebt sich schon aus der Natur der Disziplinar-Gewalt überhaupt, 
dass eine erschöpfende Aufzählung der einzelnen Dienst-Vergehen geradezu un- 
erreichbar bleiben muss. Beiden Gesichtspunkten hätte sich vielleicht einfacher, als 
es im Entwurfe geschehen, schon dadurch Rechnung tragen lassen, dass — dem Art. 
20 des Oldenburgischen Gesetzes entsprechend — das spezielle Verzeichniss der 
wiehtigeren Fälle nur durch einen diese ihre Bedeutung ausser Zweifel: stellenden 
Ausdruck eingeleitet wäre. Die in der Schluss-Bemerkung zu $. 73 (jetzt 72) vor- 
angeschickten allgemeinen Erwägungen haben indess auch dazu geführt, ‚die Trag- 
weite des Ausdrucks »insbesondere« noch in einem ausführlicheren Nachsatze hervor- 
zuheben und zu erläutern. 

Die Unterwerfung der Schiffsjungen unter die väterliche Gewalt des Schiffers ent- 
spricht im Wesentlichen dem $. 119 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni:1869. Die 
Beschränkung auf Schiffsjungen unter 18 Jahren beruht auf den Erfahrungen, welche 
hierfür von praktischer Seite geltend gemacht wurden. Als besonders bedenklich ist 
es bezeichnet, ältere Schiffsjungen noch einer Züchtigung auszusetzen.« 


$. 85. Der Schiffer hat jede Verletzung der Dienstpflicht ($. 84), sobald 
es geschehen kann, mit genauer Angabe des Sachverhaltes in das Schiffs-Jour- 
nal einzutragen und, wenn thunlich, dem Schiffsmann von dem. Inhalt der. Ein- 
tragung unter ausdrücklicher Hinweisung auf die Strafandrohung des $. 84 
Mittheilung zu machen. 
Unterbleibt die Mittheilung, so sind die Gründe der Unterlassung im Jour- 
nal anzugeben. Ist die Eintragung versäumt, so tritt keine Verfolgung ein. 
Dieser Paragr. ist von der Kommission eingeschaltet worden. 


$. 86. Ein Schiffsmann, welcher den wiederholten Befehlen des Schiffers oder 
eines anderen Vorgesetzten den schuldigen Gehorsam verweigert, wird mit Ge- 
fängniss bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu einhundert Thalern be- 
straft. 


$. 8%. Wenn zwei oder mehrere zur Schiffsmannschaft gehörige Personen 
dem Schiffer oder einem anderen Vorgesetzten den schuldigen Gehorsam auf Ver- 
abredung gemeinschaftlich verweigern, so tritt gegen jeden Betheiligten Gefängniss- 
Strafe bis zu einem Jahre ein. Der Rädelsführer wird mit Gefängniss bis zu drei 
Jahren bestraft. 
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Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geldstrafe bis zu zwei- 
hundert Thalern erkannt werden. 
Der Rädelsführer wird mit Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft. 


$. 88. Ein Schiffsmann , welcher zwei oder mehrere zur Schiffsmannschaft 
gehörige Personen zur Begehung einer nach den 8%. 87 und 91, strafbaren 
Handlung auffordert, ist gleich dem Anstifter zu bestrafen, wenn die Auffor- 
derung die strafbare Handlung oder einen strafbaren Versuch derselben zur 
Folge gehabt hat. 

Ist die Aufforderung ohne Erfolg geblieben, so tritt im Fall des %. 87 
Geldstrafe bis zu einhundert Thalern, im Falle des $. 91 Geldstrafe bis zu 
zwerhundert T’halern oder Gefängniss-Strafe bis zu einem Jahre ein. 


$. 89. Ein Schiffsmann, welcher es unternimmt, den Schiffer oder einen 
andern Vorgesetzten durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt, oder 
durch Verweigerung der Dienste zur Vornahme oder zur Unterlassung einer 
dienstlichen Verrichtung zu nöthigen, wird mit Gefängniss bis zu zwei Jahren 
bestraft. Sind mildernde Umstände vorhanden ‚so kann auf Geldstrafe bis zu 
zweihundert Thaletn erkannt werden. 


$. 90. Dieselben Strafbestimmungen ($. 89) finden auf den Schiffsmann An- 
wendung, welcher es unternimmt, dem Schiffer oder einem anderen Vorgesetzten 
durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerstand zu leisten oder 
den Schiffer oder einen anderen Vorgesetzten thätlich anzugreifen. 


$. 91. Wenn eine der in den $$. 89, 90 bezeichneten Handlungen von 
mehreren Schiffsleuten auf Verabredung gemeinschaftlich begangen wird, so kann 
die Strafe bis auf das Doppelte des angedrohten Höchstbetrages erhöht werden. 

Der Rädelsführer sowie diejenigen, welche gegen den Schiffer oder gegen 
einen anderen Vorgesetzten Gewaltthätigkeiten verüben, werden mit Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren oder mit Gefängniss von gleicher Dauer bestraft; auch kann auf 
Zulässigkeit von Polizei-Aufsicht erkannt werden. Sind mildernde Umstände vor- 
handen, so tritt Gefängniss-Strafe nicht unter drei Monaten ein. 


$. 92. Ein Schiffsmann, welcher solchen Befehlen des Schiffers oder eines 
anderen Vorgesetzten den Gehorsam verweigert, welche sich auf die Abwehr oder 
auf die Unterdrückung der in den $$. 89, 90 bezeichneten Handlungen beziehen, 
ist als Gehülfe zu bestrafen. 
Entstehungs-Geschichte. 
« Die $$. S6 bis 92 sind an die Stelle der $$. 86 bis 94 des Entwurfs getreten, welche 
folgenden Wortlaut hatten: 

»$. 86. Ein Schiffsmann, welcher den wiederholten Befehlen des Schiffers oder 
eines anderen Vorgesetzten den schuldigen Gehorsam verweigert, wird mit Gefäng- 
niss bis zu sechs Monaten bestraft. 

$. 87. Wenn zwei oder mehrere zur Schiffsmannschaft gehörige Personen dem 
Schiffer oder einem anderen Vorgesetzten den schuldigeu Gehorsam gemeinschaftlich 
verweigern, so tritt gegen jeden Betheiligten Gefängniss-Strafe bis zu einem Jahre ein. 
Der Rädelsführer wird mit Gefängniss bis zu drei Jahren bestraft. 

$. 88. Ein Schiffsmann, welcher vor zwei oder mehreren zur Schiffsmannschaft 
gehörigen Personen zum Ungehorsam gegen den Schiffer oder gegen einen anderen 
Vorgesetzten auffordert, wird mit Geldstrafe bis zu einhundert Thalern oder mit Ge- 
fängniss bis zu sechs Monaten bestraft. 

$. 89. Ein Schiffsmann, welcher auf die vorbezeichnete Weise ($. 88) zur Be- 
gehung einer nach den $$. 87, 90, 91, 92, 94 strafbaren Handlung auffordert, ist gleich 
dem Anstifter zu bestrafen, wenn die Aufforderung die strafbare Handlung oder einen 
strafbaren Versuch derselben zur Folge gehabt hat. 
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Ist die Aufforderung ohne Erfolg geblieben, so tritt Geldstrafe bis zu zweihun- 
dert Thalern oder Gefängniss-Strafe bis zu einem Jahre ein. 

$. 90. Ein Schiffsmann, welcher dem Schiffer oder einem anderen Vorgesetzten 
durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerztand leistet, oder den Schiffer 
oder einen anderen Vorgesetzten thätlich angreift, wird mit Gefängniss bis zu zwei 
Jahren bestraft. 

$. 91. Dieselbe Straf- Bestimmung ($. 90) findet auf den Schiffsmann Anwen- 
dung, welcher es unternimmt, den Schiffer oder einen anderen Vorgesetzten durch 
Gewalt oder durch Drohung oder durch Verweigerung der Dienste, zur Vornahme 
oder zur Unterlassung einer dienstlichen Verrichtung zu nöthigen. 

$. 92. Wenn eine der in den $$. 90, 91 bezeichneten Handlungen von mehreren 
Schiffsleuten gemeinschaftlich begangen wird, so kann die Strafe bis auf das Doppelte 
des angedrohten Höchstbetrages erhöht werden. 


Der Rädelsführer, sowie diejenigen, welche gegen den Schiffer oder einen anderen 


Vorgesetzten Gewaltthätigkeiten verüben, werden mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
bestraft; auch kann auf Zulässigkeit von Polizei-Aufsicht erkannt werden. Sind mil- 
dernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängniss-Strafe nicht unter sechs Monaten ein. 
«93. Der Versuch der in den 8$. 90, 91, 92 bezeichneten Handlungen ist strafbar. 
& 94. Ein Schiffsmann, welcher solchen Befehlen des Schiffers oder eines an- 
deren Vorgesetzten den Gehorsam verweigert, welche sich auf die Abwehr oder auf 
die Unterdrückung einer in den $$. 90, 91, 92, 93 bezeichneten Handlung beziehen, 
ist ebenso zu bestrafen, als wenn er diese Handlungen selbst begangen hätte.« 
Die veränderte Fassung beruht auf den von dem Berichterstatter nicht weiter. be- 
gründeten Beschlüssen der Kommission und den zu denselben von den Abg. 
Dr. Banks u. Gen. gestellten Anträgen, welche ohne Debatte angenommen sind. 


Die Motive zu den $$. 86—92 der Vorlage äussern sich dahin: 

»Der erste Entwurf des Strafgesetzbuchs enthielt im Theil II, Abschn. 7 unter der 
Ueberschrift »Ungehorsam, Widerstand und Gewalt von Schiffsleuten gegen ihre 
Vorgesetzten auf Seeschiffen« die den Gegenstand betreffenden Straf-Bestimmungen. 
Die letzteren sind aus demselben Grunde wie der weiter oben erwähnte $. 349, Ziff. 2 
(vergl. die Motive zu $. 81) in das Strafgesetzbuch nicht mit übernommen worden. 

Für die Feststellung des Thatbestandes der einzelnen in den $$. 86 bis 92 und im 
$. 94 unter Strafe gestellten Verbrechen und Vergehen boten die Bestimmungen des 
erwähnten Entwurfs eine geeignete Grundlage dar. Im Anschluss insbesondere an 
den durch das Strafgesetzbuch festgestellten Thatbestand von solchen Verbrechen 
und Vergehen, welche mit den in Rede stehenden strafbaren Handlungen Vergleichs- 
punkte darbieten, erschienen jedoch einige Abänderungen und Ergänzungen ange- 
gezeigt. Bei der Strafbemessung konnte nicht ausser Betracht bleiben, dass die 
grosse Gefahr, welche durch Ungehorsam und Widersetzlichkeiten der Schiffsleute 
gegen ihre Vorgesetzten, insbesondere auf hoher See bei dem Mangel jedes bereiten 
obrigkeitlichen Schutzes und Beistandes, entstehen kann, die Androhung schwerer 
Strafen nothwendig macht. Ohne diesen Gesichtspunkt ausser Augen zu verlieren, 
hat der Entwurf, auch hierin der Auffassung des Strafgesetzbuchs sich unterordnend, 
das Strafmass vielfach minder, als die bestehende Gesetzgebung und der mehr- 
erwähnte Entwurf festgesetzt. ! 

Nach den $$. 88 und 89 soll strafrechtliche Verfolgung gegen den Schiffsmann ein- 
treten, welcher vor zwei oder mehreren zur Schiffsbesatzung gehörigen Personen zum 
Ungehorsam gegen den Schiffer oder gegen einen anderen Vorgesetzten auffordert 
($. 88;, oder zu einer der im $. 89 bezeichneten, gegen den Schiffer oder einen än- 
deren Vorgesetzten strafbaren Handlungen auffordert. Es beruht dies auf der Er- 
wägung, dass die ausserordentliche Gefährlichkeit einer von einem Mitgliede der 
Mannschaft ausgehenden Aufreizung des Schiffsvolks zu Unbotmässigkeiten oder 
Gewaltthätigkeiten eine strenge Repression erheischt. Der $. 111 des Strafgesetz- 
buchs konnte hierzu’nicht für ausreichend erachtet werden, weil, soweit dessen In- 
halt hier in Frage steht, seine Anwendung voraussetzt, dass die Aufforderung 
»öffentlich vor einer Menschenmenge« erfolge, und es mehr als zweifelhaft erscheint, 
dass diese Voraussetzung durch die Anwesenheit von zwei oder einigen zur Mann- 
schaft gehörigen Personen für hergestellt erachtet werden würde. Der $. 48 des 
Strafgesetzbuchs aber erübrigt den $. 89 des Entwurfs aus eben denselben Gründen 
nicht, aus welchem der Anlass zur Aufstellung des den Begriff der Anstiftung er- 
weiternden $. 111 Abs. 1, genommen ist.« 


$. 93. Mit Geldstrafe bis zu zwanzig Thalern oder mit Haft bis zu vierzehn 
Tagen wird bestraft ein Schiffsmann, welcher 
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1. bei Verhandlungen, die sich auf die Ertheilung eines Seefahrtsbuches, auf eine 
Eintragung in dasselbe oder auf eine Musterung beziehen, wahre Thatsachen 
entstellt oder unterdrückt oder falsche vorspiegelt, um ein Seemanns-Amt zu 
täuschen ; 

2. es unterlässt, sich gemäss $. 10 zur Musterung zu stellen ; 

3. im Falle eines dem Dienstantritt entgegenstehenden Hindernisses unterlässt, 
sich hierüber gemäss $. 15 gegen das Seemanns-Amt auszuweisen. 

Durch die Bestimmung der Ziffer 1 wird die Vorschrift des $. 271 des Straf- 
gesetzbuchs nicht berührt. 1) 
Entstehungs-Geschichte. 


Dieser Paragr. (im Entwurfe $. 95) ist, abgesehen davon, dass statt des $. 16 der 
$. 15 zu allegiren war, unverändert angenommen worden. 


In den Motiven zu demselben wird auf die betreffenden Bemerkungen zu dem zweiten 
Abschnitt der Seemanns-Ordnung verwiesen. 


$: 9. Wer wider besseres Wissen eine auf unwahre Behauptungen ge- 
stützte Beschwerde über Seeuntüchtigkeit des Schiffs oder Mangelhaftigkeit des 
Proviants bei einem Seemanns- Amte vorbringt und auf Grund dieser Behaup- 
tungen eine Untersuchung veranlasst, wird mit Gefängniss bis zu drei Mo- 
naten bestraft. 

Wer leichtfertig eine auf unwahre Behauptungen gestützte Beschwerde 
über Seeuntüchtigkeit des Schiffs oder Mangelhaftigkeit des Proviants bei einem 
Seemanns- Amte vorbringt, und auf Grund dieser Behauptungen eine Unter- 
suchung veranlasst, wird mit Geldstrafe bis zu einhundert Thalern bestraft.2) 
Entstehuings-Geschichte. 


Diesen Paragr. hat die Kommission eingeschaltet. Nach dem Beschlusse dessel- 
ben hatte er folgenden Wortlaut: 

»Mit Geldbusse bis zu einhundert Thalern oder mit Gefängniss bis zu drei Mo- 
naten wird bestraft ein Schiffsmann, welcher wider besseres Wissen oder leicht- 
sinniger Weise durch Vorbringung unbegründeter Beschwerden über Seeuntüchtig- 
keit des Schiffes oder Mangelhaftigkeit des Proviants bei einem Seemanns-Amte eine 
Untersuchung veranlasst ($. 47).« 

Durch den ohne Debatte angenommenen Antrag der Abg. Dr. Banks/u. Gen. hat 
derselbe seine jetzige Fassung erhalten. 


$. 95. Die Verhängung einer in diesem Abschnitte oder durch sonstige straf- 
gesetzliche Bestimmungen angedrohten Strafe wird dadurch nicht ausgeschlossen, 
dass der Schuldige aus Anlass der ihm zur Last gelegten That bereits disziplinarisch 
bestraft worden ist. Jedoch kann eine erlittene Disziplinar-Strafe, sowohl in dem 
Strafbescheide des Seemanns-Amtes ($. 101), wie in dem gerichtlichen Strafurtheil 
bei Abmessung der Strafe berücksichtigt werden. 
Entstehungs-Geschichte. 


Die Kommission hatte beschlossen, den Paragr. (im Entwurf $. 96) in der Fassung 
der Reg.-Vorlage anzunehmen. Die Abg. Banks u. Gen. beantragten indessen, die 
kursiv gedruckten Worte: »bei Abmessung der Strafe berücksichtigt werden« an die 


1) St.-G.-B. $. 271. »Wer vorsätzlich bewirkt, dass Erklärungen, Verhandlungen oder 
Thatsachen, welche für Rechte oder Rechtsverhältnisse von Erheblichkeit sind, in öffent- 
lichen Urkunden, Büchern oder Registern als angegeben oder geschehen beurkundet 
werden, während sie überhaupt nicht oder in anderer Weise oder von einer anderen Person 
in einer ihr nicht zustehenden Eigenschaft oder von einer anderen Person abgegeben oder 
geschehen sind, wird mit Gefängniss bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu ein- 
hundert Thalern bestraft.« 

2) Vgl. $. 47 Seemanns-Ordnung, sowie Dienst-Instruktion für Konsuln vom 22. Febr. 
1873 unter Nr. 37. Oben S$. 1211 ff. 
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Stelle der im Entwurf befindlichen Worte: »auf die zu verhängende Strafe ganz oder 
theilweise berücksichtigt 'werden«, zu setzen, welcher Antrag ohne Debatte ange- 
nommen wurde.« 
Die Motive zu diesem Paragr. gehen dahin: | 

»Das Preuss. Ges. v. 31. März 1841 ($. 4) untersagt, bei Abmessung der Kriminal- 
Strafe auf die vorangegangene Disziplinar-Strafe Rücksicht zu nehmen. Die hierin 
liegende Härte wird durch $. 98 des Entw. beseitigt, welcher, der Form nach an $. 60 
des St.-G.-B. sich anschliessend , es in das Ermessen des Richters, oder in dem Fall 
des $. 101, des Seemanns-Amts stellt, in dem Strafurtheil, beziehungsweise in dem 
die Strafe festzusetzenden Bescheide die Disziplinar-Strafe auf die zu verhängende 
Strafe in Anrechnung zu bringen. Ueber diese Grenzen hinausreichende Folgen sind 
der disziplinarisch erfolgten Vorbestrafung in ihrem Verhältniss zu der strafrecht- 
lichen Ahndung selbst für die minder schweren Fälle nicht zuzugestehen. Bestim- 
mung und Karakter beider Strafen gehen soweit auseinander, dass ein weiteres Zu- 
geständniss mit den im Öffentlichen Interesse zu stellenden Anforderungen in Wider- 
spruch treten würde.« 


$. 96. Der Schiffer oder sonstige Vorgesetzte, welcher einem Schifismann 
gegenüber seine Disziplinar-Gewalt missbraucht, wird mit Geldstrafe bis zu drei- 
hundert Thalern oder mit Gefängniss bis zu einem Jahre bestraft. 


Entstehungs-Geschichte. 

Im Entwurf befand sich in diesem Paragr. (97) zwischen den Worten: »Disziplinar- 
Gewalt« und »missbraucht« noch das Wort »gröblich«, welches auf Beschluss der 
Kommission gestrichen ist. 

Nach den Motiven soll der vorstehende Paragr. »dem Schifismann einen genügenden 
Schutz gegen den Missbrauch einer so weit ausgedehnten Gewalt, wie sie das Gesetz 
dem Schiffer und sonstigen Vorgesetzten einräumt, gewähren.« = 


$. 97. Der Schiffer, welcher seine Verpflichtung , für die gehörige Ver- 
proviantirung des Schiffes zu sorgen, vorsätzlich nicht erfüllt , wird mit Gefängniss 
bestraft, neben welchem auf Geldstrafe bis zu fünfhundert Thalern, sowie auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann. 

Hat der Schiffer die Erfüllung der Verpflichtung fahrlässiger Weise unter- 
lassen, so ist, wenn in Folge dessen der Schiffsmannschaft die gebührende Kost 
nicht gewährt werden kann, auf Geldstrafe bis zu zweihundert Thalern oder Ge- 
fängniss bis zu einem Jahre zu erkennen. 

Die Motive bemerken zu diesem Paragr. (im Entwurf $. 98): 

„Wenn der Schiffer die ihm dureh Art. 480 H.-G.-B. auferlegte Pflicht, vor Antritt 
der Reise für die gehörige Verproviantirung des Schiffes zu sorgen, verletzt, so haftet 
er nach Art. 478 und 479, Abs. 1 a. a. O. der Schiffsmannschaft für den Schaden, 
welcher derselben aus der Pflichtverletzung entsteht. Die privatrechtliche Haftung, 
von welcher der Schiffer nach Art. 479, Abs. 2 dadurch nicht befreit wird, dass er 
auf Anweisung des Rheders gehandelt hat, kann jedoch zu einer allseitigen Siche- 
rung der Erfüllung der fraglichen Pflicht, deren Verletzung unter Umständen die Ge- 
sundheit und selbst das Leben der Mannschaft gefährdet, nicht für ausreichend er- 
achtet werden. Im Hinblick hierauf soll nach dem in seiner Fassung einem ver- 
wandtem Vorgange des St.-G.-B. ($. 329) sich anschliessenden $. 98 sowohl wegen 
vorsätzlicher, wie wegen einer auf Fahrlässigkeit beruhenden Nichterfüllung straf- 
rechtliche Verfolgung stattfinden. Die für den Fall der Fahrlässigkeit ohne Fest- 
setzung eines Mindestbetrages gestattete Wahl zwischen Geld- und Gefängniss-Strafe 
giebt dem Ermessen des Richters geeigneten Raum.« | 


$. 98. Mit Geldstrafe bis zu einhundert Thalern, mit Haft oder mit Gefängniss 


bis zu drei Monaten wird ein Schiffer bestraft, welcher einen Schiffsmann im Aus- 


lande ohne Genehmigung des Seemanns-Amtes zurücklässt ($. 71). 
Dieser Paragr. ist auf Grund der Kommissions-Beschlüsse eingeschaltet. 


8.99. Mit Geldstrafe bis zu fünfzig Thalern oder mit Haft wird bestraft ein 
Schiffer, welcher 
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1. den ihm in Ansehung der Musterung obliegenden Verpfliehtungen nicht genügt 
suhllbi 

2. bei Verhandlungen, welche sich auf eine Musterung oder eine Eintragung in ein 
Seefahrtsbuch beziehen, wahre Thatsachen entstellt oder unterdrückt ‚ oder 
falsche vorspiegelt, um ein Seemanns-Amt zu täuschen ; 

3. bei Todesfällen die Beschaffung und Uebergabe des vorgeschriebenen Nach- 
weises unterlässt oder die ihm obliegende Fürsorge für den Nachlass verabsäumt 
St. 52, 53); | 

4. N der in den $8. 77 und SO vorgeschriebenen Eintragungen in das Schiffs- 
Journal unterlässt ; 

5. den ihm bei Vergehen und Verbrechen nach 18. 102 und 103 obliegenden 
Verpflichtungen nicht genügt ; 

6. dem Schiffsmann ohne dringenden Grund die Gelegenheit versagt, dıe Ent- 

scheidung des Seemanns- Amtes nachzusuchen ($$. 705, 106) ; 

. einem Schiffsmann grundlos Speise oder Trank vorenthält ; 

8. es unterlässt, dafür Sorge zu tragen, dass ein Exemplar dieses Gesetzes , sowie 
der massgebenden Vorschriften über Kost und Logis im Volkslogis zugänglich 
ist ($. 108). 

Durch die Bestimmung der Ziffer 2 wird die Vorschrift des $. 271 des Straf- 
gesetzbuchs nicht berührt. !) 
Entstehungs-Geschichte. 


Im Entwurf hatten die Ziffern 4 bis 6 folgenden Wortlaut: a 
»4) einen Schiffsmann im Auslande ohne Genehmigung des Seemanns-Amtes zurück- 
lässt ($. 72); 
5) eine der in den $$. 78, 82 vorgeschriebenen Eintragungen in das Journal unter- 
lässt ; 
6) bei der Abmusterung es unterlässt, verhängte Disziplinar-Strafen vorschrifts- 
mässig anzuzeigen ($. 83).« 
Die vorgenommenen Aenderungen gründen sich auf dieKommissions-Beschliüsse. 
Die Motive äussern sich wie folgt: 
»In dem $. 99 sind Fälle zusammengefasst, welche als Uebertretungen des Schiffers 
unter Strafe gestellt sind. Dieselben sind in den vorhergehenden Bemerkungen be- 
reits berücksichtigt.« 


I 


$. 100. Die Bestimmungen der $$. 87—99 finden auch dann Anwendung, 
wenn die strafbaren Handlungen ausserhalb des Bundesgebietes begangen sind. 

Die Verjährung der Strafverfolgung beginnt in diesem Falle erst mit dem Tage, 
an welchem das Schiff, dem der Thäter zur Zeit der Begehung angehörte , zuerst 
ein Seemanns- Amt erreicht. 

Entstehungs-Geschichte. 

Statt der im Entwurf allegirten $$. 85—99 waren in Folge der beschlossenen Aende- 

rungen die $$. 81—99 zu allegiren. 

Ferner hiess es in der Reg.-Vorlage, zu deren Fassung von der Kommission 
sonstige Aenderungen nicht beschlossen waren, statt der kursiv gedruckten Worte: 
»ein Seemanns-Amt« »einen Deutschen Hafen«. Diese Aenderung ist von den Abg. Dr. 
Banksu. Gen. beantragt und ohne Debatte genehmigt worden. 

Die Motive bemerken zu diesem Paragr. : 

»Die in den $$. 4 ff. Strafges.-B. zur Geltung gebrachten Grundsätze über die Ver- 
folgung der im Auslande begangenen strafbaren Handlungen machen eine Bestim- 
mung, wie sie der $. 100 enthält, erforderlich.?2) Bei dem Mangel einer solchen würde 
in einer grossen Anzahl von Fällen die Anwendung der in der Seemanns-Ordnung 
enthaltenen Strafbestimmungen in Zweifel gestellt werden können oder ausge- 
schlossen sein. In dieser Beziehung ist namentlich hervorzuheben, dass Handels- 


1) S. Note zu $. 93. 
?) Vergl. hierzu die Erläuterungen zu $. 4 St.-G.-B. im Archiv Bd. IV. TI 
86* 


* 
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schiffe, wenn sie sich in dem Eigenthums-Gewässer eines fremden Staates, beispiels- 
weise in Häfen und Flussmündungen, befinden, in der Regel den Gesetzen des frem- 
den Staates unterliegen, und als Ort der Begehung einer auf dem Schiff verübten 
strafbaren Handlung das Staatsgebiet angesehen zu werden pflegt, welchem das Ge- 
wässer gehört. (Entsch. des Preuss. Ober-Trib. Bd. 42, Abth. 2, 8. 12). 

Für den Fall der Entweichung enthält, wie schon zu $. 85 (jetzt 81) erwähnt wor- 
den ist, $. 298 des St.-G.-B. eine gleiche Bestimmung. Die Motive des letzteren 
heben bereits hervor, dass, soweit die Verhältnisse der Schiffsleute weitergehende 
Normen, als die in dem $. 3 des St.-G.-B. enthaltenen, erforderlich machen, solche 
der besonderen Gesetzgebung vorzubehalten seien. 

Die Bestimmung des Abs. 1, $. 100, genügt jedoch nicht, um den beabsichtigten 
Erfolg zu sichern. Es muss vielmehr zugleich dem vorzeitigen Eintritt der Ver- 
jährung begegnet werden. Nach der allgemeinen Vorschrift des $. 67 St.-G.-B. be- 
ginnt dieselbe mit dem Tage, an welchem die Handlung begangen ist. Die Anwen- 
dung dieser Vorschrift würde, zumal bei Berücksichtigung des die Unterbrechung der 
Verjährung betreffenden $. 68 St.-G.-B., dazu führen, dass in vielen Fällen, beson- 
ders bei Uebertretungen, die Verfolgung zur Zeit der Rückkehr des Schiffes durch 
Verjährung bereits ausgeschlossen sein würde.« 


$. 101. In den Fällen der $$. 87, Abs. 1, 84, 93, 99 erfolgt die Unter- 
suchung und Entscheidung durch das Seemanns- Amt. Dasselbe hat den An- 
geschuldigten verantwortlich zu vernehmen und den Thatbestand summarisch 
‚festzustellen. Eine Vereidigung von Zeugen findet nicht statt. Nach Ab- 
schluss der Untersuchung ist ein mit Gründen versehener Bescheid zu ertheilen, 
welcher dem Angeschuldigten im Falle seiner Anwesenheit zu verkünden, im Falle 
seiner Abwesenheit in Ausfertigung zuzustellen ist. Wird eine Strafe festgesetzt, so 
ist die Dauer der für den Fall des Unvermögens an Stelle der Geldstrafe tretenden 
Haft zu bestimmen. 

Gegen den Bescheid kann der Beschuldigte innerhalb einer zehntägigen Frist 
von der Verkündigung oder der Zustellung ab auf gerichtliche Entscheidung an- 
tragen. Der Antrag ist bei dem Seemanns- Amt zu Protokoll oder schriftlich 
anzubringen. | 

Hat das Seemanns-Amt seinen Sitz im Auslande, so ist für das weitere Ver- 
fahren dasjenige Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Heimathshafen und 
in Ermangelung eines solchen derjenige Deutsche Hafen belegen ist, welchen das 
Schiff nach der Straffestsetzung zuerst erreicht. 

Der Bescheid des Seemanns-Amtes ist in Betreff der Beitreibung der Geldstrafe 
vorläufig vollstreckbar. !) 

I. Entstehungs-Geschichte. 


Dieser Paragr. ist an die Stelle der $$. 83 und 101 des Entwurfs getreten. Der 
:&. 83 des Entwurfs hatte folgenden Wortlaut: 

»Bei der Abmusterung hat der Schiffer die verhängten Geldbussen unter Vorle- 
gung des Schiffs-Journals dem Seemanns-Amt zur Anzeige zu bringen und demselben 
die zur Beitreibung zurückbehaltenen oder eingezogenen Beträge zu übergeben. 

Wegen der Bestrafung kann der Schiffsmann bei der Abmusterung oder innerhalb 
einer mit dem Ablauf des Tages der Abmusterung beginnenden Frist von drei Tagen 
bei dem Seemanns-Amt Beschwerde erheben. Das letztere hat den Sachverhalt zu 
untersuchen und über die Beschwerde durch einen dem Angeschuldigten zu verkün- 
denden Bescheid zu entscheiden. BR 

Gegen den Bescheid kann der Angeschuldigte innerhalb einer zehntägigen Frist 
nach der Verkündigung den Rekurs einlegen. Der Rekurs ist unter Angabe der et- 
waigen neuen zur Vertheidigung dienenden Thatsachen oder Beweismittel bei dem 
Seemanns-Amt zu Protokoll oder schriftlich anzubringen. Ueber denselben ent- 
scheidet die dem Seemanns-Amt vorgesetzte höhere Verwaltungs-Behörde, sofern 
jedoch die Abmusterung im Auslande erfolgt ist, die höhere Verwaltungs-Behörde, 
welche dem Seemanns-Amt des Heimathshafens vorgesetzt ist. Gegen diese Ent- 
scheidung findet eine weitere Beschwerde nicht statt. 


1) Siehe auch $. 32. 
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Die Vollstreckung der Strafe wird durch die Einlegung des Rekurses nicht auf- 
gehalten.« 


Der $. 101 hatte nach dem Entwurf im Abs. 1 nachstehende Fassung: 

»In den Fällen des $. 85, Abs. I und der ö$. 95, 99 wird die Strafe von dem See- 
manns-Amt festgesetzt. Die Festsetzung erfolgt unter Angabe der Gründe und unter 
Bestimmung der Dauer der für den Fall des Unvermögens an Stelle der Geldstrafe 
tretenden Haft durch einen Bescheid, welcher dem Beschuldigten im Falle seiner 
Abwesenheit in Ausfertigung zuzustellen ist.« 

Ferner finden sich im Abs. 3 zwischen den Worten: »in dessen Bezirk« und »der 
Heimathshafen« noch die Worte: »der Musterungshafen oder, sofern dieser im Auslande 
liegt«, aufgeführt. 

Abs. 2 und 4 sind unverändert geblieben. 

Die jetzige Fassung des $. 101 beruht auf den Kommissions-Beschlüssen. 
Als wesentlichste Aenderung ist hervorzuheben, dass an Stelle des administrativen 
Verfahrens im Rekurswege, wie die Reg.-Vorl. wollte, nunmehr auf gericht- 
liche Entscheidung angetragen werden kann. 


Zu $. 83 des Entwurfs führen die Motive aus: 

»Das bereits oben — in den Bemerkungen zu $. 17 (jetzt 16) — erwähnte Ein- 
greifen des zum Zwecke der Abmusterung angegangenen Seemanns-Amtes in An- 
sebung verhängter Disziplinar-Strafen empfiehlt sich als ein wirksamer Schutz für den 
Schiffsmann gegen Willkür und Missbrauch. 

Es soll diese Mitwirkung des Seemanns-Amtes einmal in der Entgegennahme der 
Anzeigen des Schiffers, sowie der erhobenen Geldbussen und andererseits in der Un- 
tersuchung und Entscheidung in Beschwerdefällen bestehen. { 

Gegen die in solchen Fällen ergehende Entscheidung des Seemanns-Amtes ist dem 
Angeschuldigten nur noch das Rechtsmittel des Rekurses mit der Massgabe zuge- 
standen, dass die im Entwurfe näher bezeichnete höhere Verwaltungs-Behörde über 
den Rekurs entscheiden soll. Die ebenfalls in Erwägung gekommene Zulassung des 
Rechtsweges ist als nicht wohl durchführbar und unzweckmässig aufgegeben. Es 
könnte hierbei nur allenfalls das Strafverfahren in Betracht kommen. Die diskre- 
tionäre Natur der Disziplinar-Strafgewalt lässt es jedoch nach den zu $. 81 (jetzt 84) 
gegebenen Andeutungen nicht zu, die einzelnen der Disziplinar-Bestrafung unterlie- 
genden Handlungen sämmtlich nach ihren thatsächlichen Merkmalen fest abzugrenzen, 
so dass es unthunlich erscheint, die für richterliche Erkenntnisse unerlässliche Grund- 
lage materieller Straf-Bestimmungen befriedigend herzustellen. Dem tritt hinzu, 
dass bei Zulassung des Rechtsweges, nachdem der Schiffer die Strafe verhängt und 
das Seemanns-Amt die Strafe gebilligt hat, noch der ganze im Strafverfahren zu- 
lässige Instanzenzug eröffnet und damit ein Apparat in Thätigkeit gesetzt werden 
müsste, dessen gesammte Anlage und Dimensionen über die Bedeutung des Gegen- 
standes mehrentheils weit hinausgehen würden.« 


Zu $. 101 äussern die Motive sich wie folgt: 

»Für die Bestimmungen über das Verfahren in den im Entwurfe vorgesehenen 
Uebertretungsfällen haben im Wesentlichen die Vorschriften des Preuss. Ges. vom 
14. Mai 1852 über die vorläufige Straffestsetzung wegen Uebertetungen zum Vorbilde 
gedient. Eine erhebliche Abweichung besteht jedoch darin, dass der Entwurf den 
die Strafe festsetzenden Bescheid des Seemanns-Amtes in Betreff der Beitreibung der 
Geldstrafe für vorläufig vollstreckbar erklärt. Diese Abweichung erscheint erfor- 
derlich, um dem Hinderniss zu begegnen, welches der Wechsel des Aufenthalts der 
Seeleute und deren oft jahrelange Abwesenheit von der Heimath der Vollstreckung 
entgegenstellt. 

Für diejenigen Fälle, in welchen das die Strafe festsetzende Seemanns- Amt seinen 
Sitz im Auslande hat, bestimmt der Entwurf das Gericht des Inlandes, welches, so- 
fern auf gerichtliche Entscheidung angetragen wird, für das weitere Verfahren ört- 
lich zuständig sein soll. Hierbei musste zugleich berücksichtigt werden, dass den 
Kauffahrteischiffen, welche das Recht zur Führung der Reichsflagge auf Grund eines 
konsularischen Flaggen-Attestes ausüben, der Heimathshafen mangelt. Im Uebrigen 
ist die Bestimmung in geschehener Weise getroffen, um sowohl das Seemanns-Amt, 
welches die Strafe festgesetzt hat und bei welchem demgemäss auch der Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung anzubringen ist, als auch die Betheiligten in die Lage zu 
setzen, sich sofort über den inländischen Ort, dessen Gericht für das weitere Ver- 
fahren zuständig ist, zu vergewissern. Eine Bestimmung über den Gerichtsstand 
bei Anträgen auf richterliche Entscheidung gegen Straffestsetzungs-Bescheide der 
Seemanns-Aemter im Auslande kann als entbehrlich angesehen werden.« 
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il. Landesgesetzliche Vorschriften. 
Zu $. 101 wird in der Preuss. Dienst-Anweisung angeordnet: 


52. Der den Seemanns-Aemtern übertragenen Strafgerichtsbarkeit unterliegen: 

a) der Schiffsmann, welcher nach Abschluss des Heuer-Vertrages sich verborgen hält, 
um sich dem Antritt des Dienstes zu entziehen ($. 81, erster Absatz); 

b) der Schiffsmann, welcher einer gröblichen Verletzung seiner Dienstpflicht sich 
schuldig macht ($. 84); 

c) der Schifismann, welcher eine der im $. 93 vorgesehenen Uebertretungen begeht; 

d) der Schiffer, welcher eine der im $. 99 vorgesehenen Uebertretungen begeht; 

e) der Schiffer und andere Personen, welche der Erfüllung einer ihnen nach $. 1 des 
in Anlage H!) abgedruckten Gesetzes, betreffend die Verpflichtung Deutscher 
Kauffahrteischiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute, vom 27. Dezember 1872, 
sich entziehen ($. 8 dieses Gesetzes). _ 

In den beiden ersten vorgenannten Fällen (a und b) tritt die Verfolgung nicht von 
Amtswegen, sondern nur auf Antrag ein. Im zweiten Falle (b) muss ausserdem dieser 
Antrag bis zur Abmusterung gestellt, auch von dem Nachweise begleitet sein, dass die 
Eintragung der Dienstpflicht- Verletzung in das Schiffs- Journal nicht versäumt ist. 
Wird der Antrag mündlich angebracht, so ist darüber ein Protokoll aufzunehmen. Bis 
zur Verkündung einer auf Strafe lautenden Entscheidung ikann der Antrag zurückge- 
nommen werden. 


53. Als zuständig gelten zunächst und gleichmässig: 
a) das zum Zwecke der Abmusterung des Beschuldigten angegangene Seemanns-Amt; 
b) falls das Schiff vorher in einem anderen Hafen einläuft, das dortige Seemanns-Amt; 
c) das Seemanns-Amt desjenigen Hafens, welcher dem Beschuldigten als Aufenthalts- 

ort dient oder diesem Orte zunächst belegen ist. 

Doch wird hierdurch, zumal so lange von diesen Stellen noch nicht eingeschritten 
ist, die Betheiligung anderer Seemanns-Aemter in den dazu geeigneten Fällen nicht 
ausgeschlossen. 


54. Von einer Strafverfolgung ist abzusehen, wenn aus vorläufigen Nachfragen und 
sonstigen vorbereitenden Ermittelungen sich ergiebt: 

a) dass der Beschuldigte flüchtig oder sonst unerreichbar ist, | 

b) oder dass er wegen Unzulänglichkeit des sich darbietenden Beweis-Materials vor- 
aussichtlich nicht zu überführen sein würde, 

c) oder dass die Strafverfolgung bereits verjährt ist. Letzteres wird in der Regel an- 
zunehmen sein, wenn seit Begehung der strafbahren Handlung oder, sofern die 
Handlung auf hoher See oder im Auslande begangen wurde, seitdem das Schiff zu- 
erst ein Seemanns-Amt erreichte ($. 100), bereits 3 Monate verflossen sind, auch 
eine inzwischen etwa erfolgte Unterbrechung der Verjährung nicht festzustellen ist 
($. 67 und 68 des Strafgesetzbuchs) .?) 


55. Das Untersuchungs-Verfahren beginnt mit der Ausfüllung des Abschnitts I. des 
zufolge des Schemas in Anlage J3) anzulegenden Aktenbogens und mit dessen Voll- 


!) Das Gesetz ist hier nicht als Anlage, sondern für sich 8. 1375 abgedruckt. 


2) Die $$. 67, 68 St.-G.-B. lauten, wie folgt: 
. 67. Die Strafverfolgung von Verbrechen verjährt, 
wenn sie mit dem Tode oder mit lebenslänglichem Zuchthaus bedroht sind, in 
zwanzig Jahren; 
wenn sie im Höchstbetrage mit einer Freiheits-Strafe von einer längeren als zehnjäh- 
rigen Dauer bedroht sind, in funfzehn Jahren ; 
wenn sie mit einer geringeren Freiheits-Strafe bedroht sind, in zehn Jahren. 

Die Strafverfolgung von Vergehen, die im Höchstbetrage mit einer längeren als drei- 
monatlichen Gefängniss-Strafe bedroht sind, verjährt in fünf Jahren, von anderen Vergehen 
in drei Jahren. 

Die Strafverfolgung von Uebertretungen verjährt in drei Monaten. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem die Handlung begangen ist, ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges. 

8.68. Jede Handlung des Richters, welche wegen der begangenen That gegen den 
Thäter gerichtet ist, unterbricht die Verjährung. 

Die Unterbrechung findet nur rücksichtlich desjenigen statt, auf welchen die Hand- 
lung sich bezieht. ‘ 

Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung. 


3) Hier Anlage G. 
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ziehung. Der Aktenbogen erhält dieselbe Nummer, unter welcher der betreffende 
Untersuchungsfall in dem Verzeichnisse (vgl. unten Nr. 57) aufgeführt wird. 

Gleichzeitig hat die Musterungs-Behörde, wenn der Beschuldigte zur Stelle ist, und 
Beweismittel entweder mit Rücksicht auf ein umfassendes Schuldbekenntniss über- 
haupt entbehrlich erscheinen oder, soweit erforderlich, ebenfalls zur Hand sind, in der 
Regel auf der Stelle die Untersuchung zu führen und den Bescheid zu ertheilen, an- 
dernfalls aber — unter Ausfüllung des Abschnitts II. des Aktenbogens — zum münd- 
lichen Verfahren und zur Entscheidung der Sache einen möglichst nahen Termin anzu- 
beraumen und dazu den Beschuldigten — mittelst einer dem gesammten Inhalt des 
Aktenbogens genau entsprechenden Vorladung gegen Behändigungsschein vorzuladen. 
Zum Termin sind die Zeugen, deren Abhörung die Musterungs-Behörde für nöthig er- 
achtet, sowie die sonst erforderlichen Beweismittel herbeizuschaffen. 

In dem Termine wird zunächst der Beschuldigte über die ihm nochmals mündlich 
vorzuhaltende strafbare Handlung verantwortlich vernommen, darauf, soweit dies noch 
erforderlich, der Thatbestand im Wege der Beweisaufnahme summarisch festgestellt, 
wobei jedoch eine Vereidigung der etwa vernommenen Zeugen und Sachverständigen 
unterbleibt, hiernächst der Beschuldigte zum Schlusswort verstattet und nach Ab- 
schluss der Untersuchung der Bescheid ertheilt und mit Gründen verkündet. 

Erscheint der Beschuldigte der gehörig erfolgten Vorladung unerachtet in dem Ter- 
mine nicht, oder verweigert er seine Auslassung über die Beschuldigung, so wird der 
Beweis aufgenommen und nach Anhörung des für den Beschuldigten etwa erschienenen 
Vertheidigers der Bescheid ertheilt. 

Dem ausgebliebenen Beschuldigten ist der Bescheid gegen Empfangschein in Aus- 
fertigung zuzustellen. 

Ueber den Hergang im Termine wird ein Protokoll aufgenommen, in welches der 
wesentliche Inhalt der Erklärungen der Betheiligten, der Aussagen der Zeugen und der - 
sonst etwa stattgehabten Beweis-Verhandlungen, sowie der Bescheid nebst Gründen auf- 
zunehmen ist. Die anwesenden Mitglieder der Musterungs-Behörde haben dieses 
Protokoll zu vollziehen. 

Der Mindestbetrag der Geldstrafe ist !/3 Thlr. (1 Mark). Der Höchstbetrag der 
Haft ist, wo die betreffende gesetzliche Strafbestimmung ihn nicht etwa ausdrücklich 
geringer bestimmt, sechs Wochen, ihr Mindestbetrag ein Tag. N 

Wird in dem Bescheide eine Geldstrafe festgesetzt, so ist zugleich die Dauer der 
für den Fall des Unvermögens an die Stelle der Geldstrafe tretenden Haft zu bestim- 
men. Dabei wird — jenach den Umständen — der Betrag von !/; bis zu 5 Thlrn. (1, 
bis zu 15 Mark) einer eintägigen Haft gleichgeachtet. 

Mit der Verurtheilung des Beschuldigten zu einer Strafe ist zugleich die Verpflich- 
tung desselben zum Ersatze der baaren Auslagen des Verfahrens auszusprechen. Be- 
sondere Kosten kommen nicht zum Ansatz. 


56. Gegen den Bescheid kann der Beschuldigte innerhalb einer zehntägigen Frist 
von der Verkündigung oder der Zustellung des Bescheides ab — diesen Tag selbst 
nicht mitgerechnet — auf gerichtliche Entscheidung antragen. Der Antrag ist zu 
Protokoll oder schriftlich bei der Musterungs-Behörde anzubringen, und von dieser 
mit sämmtlichen Vorverhandlungen im Original an denjenigen Polizei-Anwalt abzuge- 
ben, in dessen Bezirk die Musterungs-Behörde ihren Sitz hat. 

Insoweit es sich um die Beitreibung einer Geldstrafe handelt, kann der Bescheid 
noch vor Ablauf der zehntägigen Frist und selbst, nachdem bereits auf gerichtliche 
Entscheidung angetragen ist, vollstreckt werden. Regelmässig hat dies dann zu ge- 
schehen, wenn anzunehmen ist, dass andernfalls die Vollstreckung erschwert oder er- 
heblich verzögert werden würde. 

Die Beitreibung der Geldstrafe erfolgt nach denjenigen Vorschriften, welche für die 
Exekution der im Verwaltungswege festgesetzten Geldstrafen ertheilt sind. 

Die Geldstrafen fliessen der Seemannskasse und in Ermangelung einer solchen der 
Orts-Armenkasse des Heimathshafens desjenigen Schiffes zu, welchem der 'Thäter zur 
Zeit der Begehung der strafbaren Handlung angehörte ($. 107). Die Abführung dort- 
hin kann mit Genehmigung der vorgesesetzten Dienst-Behörde ein für alle Male in der 
Art geregelt werden, dass sie — unter vorläufiger Asservation der eingezogenen Be- 
träge in einer anderweit dazu geeigneten Kasse — erst aus dieser, und zwar in regel- 
mässigen festbestimmten Terminen erfolgt. 

Die Vollstreckung von Freiheits-Strafen und die Einziehung baarer Auslagen dürfen 
erst erfolgen , nachdem die zehntägige Frist abgelaufen ist, ohne dass der Verurtheilte 
auf richterliche Entscheidung angetragen hat. 

Die Freiheits-Strafen sind im Polizei-Gefängnisse zu vollstrecken. 


57. Die Musterungs-Behörde hat über die sämmtlichen bei ihr zur Einleitung ge- 


1356 Seemanns-Ordnung vom 27. Dezember 18% $8. 102,103. 


langenden Untersuchungsfälle ein Verzeichniss nach dem unter Anlage K1) beigefüg- 

ten Formulare zu führen. Die laufenden Nummern desselben beginnen mit dem An- 

fange und schliessen mit dem Ende jedes Kalenderjahres. Die Eintragungen beginnen 

gleichzeitig mit der Ausfüllung des Aktenbogens, und werden nach Massgabe des Fort- 

ganges der Verhandlungen dergestalt fortgesetzt, dass der Inhalt des Verzeichnisses 

et mit der der jeweiligen Lage dieser Verhandlungen in Uebereinstimmung 
eibt. 


$. 102. Begeht ein Schiffsmann, während das Schiff sich auf der See oder im 
Auslande befindet, ein Vergehen oder Verbrechen, so hat der Schiffer unter Zu- 
ziehung von Schiffs-Offizieren und anderen glaubhaften Personen alles dasjenige 
genau aufzuzeichnen, was auf den Beweis der That und auf deren Bestrafung Ein- 
fluss haben kann. Insbesondere ist in den Fällen der Tödtung oder schweren 
Körperverletzung die Beschaffenheit der Wunden genau zu beschreiben, auch zu 
vermerken, wie lange der Verletzte etwa noch gelebt hat, ob und welche Heilmittel 
angewendet sind und welche Nahrung der Verletzte zu sich genommen hat. 
Entstehungs-Geschichte. 


Nach den Motiven ist der $. 102 von einigen nur die Fassung betreffenden Abände- 
rungen abgesehen, aus dem im Wesentlichen mit dem Inhalt der $8. 10 und 11 des 
Preuss. Ges. v. 31. März 1841 übereinstimmenden Art. 22, $. 1 der Oldenburg. Schiffs- 
manns-Ordn. entnommen. 


$. 103. Der Schiffer ist ermächtigt, jederzeit die Effekten der Schiffs- 
leute, welche der Betheiligung an einer strafbaren Handlung verdächtig sind, 
zu durchsuchen. 

Der Schiffer ist ferner ermächtigt, denjenigen Schiffsmann, der sich einer mit 
schwerer Strafe bedrohten Handlung ($. 57, Ziffer 3) schuldig macht, festzu- 
nehmen. Er ist hierzu verpflichtet, wenn das Entweichen des Thäters zu be- 
sorgen steht. 

Der Thäter ist unter Mittheilung der aufgenommenen Verhandlungen an das- 
Jenige Seemanns-Amt, bei welchem es zuerst geschehen kann, abzuliefern. Wenn 
im Auslande das Seemanns-Amt, aus besondern Gründen die Uebernahme ablehnt, 
so hat der Schiffer die Ablieferung bei demjenigen Seemanns-Amt zu bewirken ‚ bei, 
welchem es anderweit zuerst geschehen kann. 

In dringenden Fällen ist der Schiffer, wenn im Auslande ein Seemanns-Amt 
nicht rechtzeitig angegangen werden kann, ermächtigt, den Thäter der fremden 
Behörde behufs dessen Uebermittelung an die zuständige Behörde des Heimaths- 
hafens zu übergeben. Hiervon hat er bei demjenigen Seemanns-Amt, bei welchem 
es zuerst geschehen kann, Anzeige zu machen. 

I. Entstehungs-Geschichte. 

Die Kommission hatte beschlossen, diesen Paragr. in der Fassung der Reg.-Vorlage 
unverändert anzunehmen. Die Abg. Dr. Banks u. Gen. beantragten dagegen zu den 
Kommissions-Beschlüssen, den $. 78 ($. 79 im Entwurf) an seiner ursprünglichen Stelle 
zu streichen und als Abs. 1 zu $. 104 (jetzt, sowie im Entwurf $. 103) aufzunehmen. 
Dieser Antrag ist ohne Debatte angenommen und dadurch eine sprachliche Aenderung 
der Fassung des jetzigen zweiten Absatzes dieses Paragraphen insofern nöthig gewor- 
den, als statt: »Der Schiffer ist ermächtigt« zu sagen war: »Der Schiffer ist ferner er- 
mächtigt«. 

Die Motive lauten: 
a. zu $. 79desEntwurfs: 
»Man wird vielleicht auch ohne speziellen gesetzlichen Anhalt geneigt sein, den 

Schiffer kraft seiner allgemeinen Disziplinar-Gewalt zur Durchsuchung der Effekten 


der der Betheiligung an einer strafbaren Handlung verdächtigen Schiffsleute für be- 
fugt zu erachten. Es ist indess die Besorgniss geäussert, dass in Ermangelung einer 


!) Hier Anlage H. 
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ausdrücklichen Bestimmung, zumal da solche in einzelnen Landes-Gesetzen bereits 
enthalten ist, jene Befugniss irrthümlich für ausgeschlossen erachtet werden möchte. 
Derartigen Missdeutungen soll durch den $. 79 begegnet werden.« 

b. zu. 103des Entwurfs: 

»Der erste Absatz entspricht seinem Inhalt nach dem $. 9 des Preuss. Ges. und 
dem Art. 22, $.2, Abs. 1 der Oldenb. Schiffsmanns-Ordn. Die Worte »einer mit 
schwerer Strafe bedrohten Handlung« erhalten durch die Bezugnahme auf $. 57, - 
Ziff. 3 ihre nähere Bestimmung. 

Die Vorschrift, wonach der Thäter demjenigen Seemanns-Amt, bei welchem es 
zuerst geschehen kann, abzuliefern ist, trägt dem öffentlichen Interesse und dem 
Interesse der Betheiligten in gleicher Weise Rechnung. Den im Auslande residiren- 
den Seemanns-Aemtern musste theils aus ähnlichen Gründen, wie im Fall des $. 52, 
Abs. 3, überdies aber auch namentlich deshalb die Ablehnung der Uebernahme offen 

"gehalten werden, weil dieselbe dem betreffenden Konsul durch die örtlichen Verhält- 
nisse oder durch sonstige Umstände völlig unthunlich gemacht sein kann. 

Das Preuss. Ges. v. 31. März 1841 ($. 14) ermächtigt den Schiffer, unter der da- 
selbst angegebenen Voraussetzung, den Thäter einem ausländischen Gericht zur Un- 
tersuchung und Bestrafung zu übergeben. Der Entwurf hat sich dem nicht ange- 
schlossen. Unter Festhaltung des im $. 9 des St.-G.-B. enthaltenen Grundsatzes, 
welcher die Ueberlieferung eines Deutschen an die ausländische Regierung behufs 
der Verfolgung oder Bestrafung nicht gestattet, ermächtigt er den Schiffer nur, bei 
Vorhandensein der sonstigen Voraussetzungen den Thäter der fremden Behörde be- 
hufs dessen Uebermittelung an die zuständige Behörde des Heimathshafens zu 
übergeben.« 


ll. Landesgesetzliche Vorschriften. 
Zu $. 103 ist in der Preuss. Dienst-Anweisung bestimmt: 

88. Der Schiffsmann, welchen der Schiffer wegen einer mit schwerer Strafe be- 
drohten Handlung ($. 57, Nr. 3) festgenommen hat, soll der Regel nach an dasjenige 
Seemanns-Amt, bei welchem es zuerst geschehen kann, abgeliefert werden, — und 
zwar unter Mittheilung der gemäss $. 102 aufgenommenen Verhandlungen. Wenn der 
Schiffer gegen diese Bestimmungen gefehlt hat, so ist die demnächst angegangene 
Musterungs-Behörde verpflichtet, nicht nur die Ahndung der Unterlassung in Erwägung 
zu nehmen ($. 99, Nr. 5 und $. 101), sondern insbesondere auch die etwa fehlenden 
Verhandlungen, soweit dies ohne Verzug möglich ist, thunlichst zu ersetzen. 

Die Uebernahme des festgenommenen Schiffsmannes darf indess weder hierdurch, 
noch aus anderen Gründen verzögert werden. Zur einstweiligen Aufnahme dient das 
SEAREN: Gefängniss und nur bei dessen Unzulänglichkeit erfolgt die sofortige Ab- 
ieferung in das gerichtliche Gefängnis. 

Als die erste und nächste Aufgabe ihres weiteren Verfahrens hat die Musterungs- 
Behörde die genaue Erfüllung derjenigen Bestimmungen des Gesetzes vom 12. Fe- 
bruar 1850 (G.-S., S. 45) anzusehen, 

wonach spätestens im Laufe desfolgenden Tages entweder der Festge- 
nommene in Freiheit gesetzt oder doch das Erforderliche veranlasst werden soll, 
um ihn dem Staatsanwalt vorzuführen. 

Die Musterungs - Behörde selbst hat die Freilassung nur bei offenbaren Missver- 
ständnissen und in sonst völlig zweifelsfreien Fällen zu verfügen, übrigens auch alsdann 
die Verhandlungen unverzüglich dem Staatsanwalt ‚ in dessen Bezirke die Einlieferung 
des Festgenommenen erfolgte, mitzutheilen. 

In allen anderen Fällen ist die Verfügung über den Festgenommenen dem Staats- 
anwalt des eben bezeichneten Bezirks zu überlassen und zu diesem Zwecke demselben, 
sofern der Festgenommene nicht etwa ausdrücklich auf persönlicher Vorführung be- 
steht, zunächst nur — bei Zufertigung aller einschlagender Verhandlungen — von den 
Vorgängen sofortige Anzeige zu machen. 


Sechster Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen. 
$. 104. Jedes Semanns-Amt ist verpflichtet, die gütliche Ausgleichung der 
zu seiner Kenntniss gebrachten, zwischen dem Schiffer und dem Schiffsmanne be- 
stehenden Streitigkeiten zu versuchen. Insbesondere hat das Seemanns-Amt, vor 
welchem die Abmusterung des Schiffmannes erfolgt, hinsichtlich solcher Streitig- 
keiten einen Güteversuch zu veranstalten. 
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Landesgesetzliche Vorschriften. 
Zu $. 104 bemerkt die Preuss. Dienst-Anweisung: 

59. Die Verpflichtung der Musterungs-Behörden, eine gütliche Ausgleichung der 
zwischen dem Schiffer und dem Schiffsmanne bestehenden Streitigkeiten zu versuchen, 
stand bisher mit der Abmusterung in einer Verbindung, die nunmehr — zum Theil we- 
nigstens — aufgegeben ist. Vorzugsweise wird allerdings auch fernerhin der mit der 
Abmusterung befassten Musterungs- Behörde die Gelegenheit zu solchen Gütever- 
suchen sich bieten. In diesen Fällen ist der Gegenstand, sowie das Ergebniss solcher 
Versuche in die Abmusterungs-Verhandlung aufzunehmen, und zwar genügt, wenn die 
Ausgleichung misslingt, ein hierauf beschränkter kurzer Vermerk, während bei etwa 
zu Stande kommendem Vergleich derselbe vollständig niederzuschreiben, auch das 
Protokoll den Parteien zur Unterschrift vorzulegen und auf Erfordern in Abschrift 
oder Ausfertigung kostenfrei mitzutheilen ist. 

In anderen Fällen ist eine besondere Verhandlung aufzunehmen, für welche im 
Uebrigen aber dieselben Bestimmungen gelten. 

Eine Verpflichtung der Musterungs-Behörden, von Amtswegen den etwa bestehen- 
den Streitigkeiten zum Zwecke der gütlichen Ausgleichung nachzuforschen, besteht 
nicht. Die Veranlassung eines Güteversuches bleibt vielmehr auf diejenigen Fälle be- 
schränkt, in welchen mindestens einer der Betheiligten die Streitigkeit zur Kenntniss 
der Musterungs-Behörde bringt. 


Schluss- Bestimmungen. 


Vorgedruckte Formulare zu den unter Anlage E, F, @, J und K vorgeschriebenen 
Verzeichnissen und Urkunden sind von den, den Musterungs-Behörden vorgesetzten Kö- 
nigl. Regierungen, bez. Landdrosteien, zu beziehen, soweit nicht einzelnen Musterungs- 
Behörden gestattet wird, den Druck solcher Formulare ihrerseits zu veranlassen. 

Die Musterungs- Behörden können sich wegen Mittheilung der für ihren und ihrer Mit- 
glieder Bedarf erforderlichen Exemplare der Dienst- Anweisung , ‚sowie dieses und der 
etwaigen ferneren Nachträge direkt hierher wenden. 


Berlin, den 24. Februar (11. Juni) 1873. 
Der Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


$. 105. Der Schifismann darf den Schiffer vor einem fremden Gericht nicht 
belangen. Handelt er dieser Bestimmung zuwider, so ist er nicht allein für den 
daraus entstehenden Schaden verantwortlich, sondern er wird ausserdem der bis 
dahin verdienten Heuer verlustig. 

Er kann in Fällen, die keinen Aufschub leiden, die vorläufige Entscheidung 
des Seemanns-Amts nachsuchen. Die Gelegenheit hierzu darf der Schiffer ohne 
dringenden Grund nicht versagen. 

Jeder Theil hat die Entscheidung des Seemanns-.Amtes einstweilen zu befolgen, 
vorbehaltlich der Befugniss, nach Beendigung der Reise seine Rechte vor der zu- 
ständigen Behörde geltend zu machen. 

Im Falle eines Zwangsverkaufs des Schiffes finden die Bestimmungen des 
ersten Absatzes auf die Geltendmachung der Forderungen des Schrffsmanns 
aus dem Dienst- oder Heuer-Vertrage keine Anwendung. 


$. 106. Im Inlande wird der Streit zwischen dem Schiffer und dem Schiffs- 
mann, welcher nach der Anmusterung über den Antritt oder die Fortsetzung des 
Dienstes entsteht, von dem Seemanns-Amt unter Vorbehalt des Rechtsweges ent- 
schieden. Die Entscheidung des Seemanns-Amtes ist vorläufig vollstreckbar. 
I. Entstehungs-Geschichte. 


Der Abs. 4 im $. 105 fehlt in der Reg.-Vorlage; derselbe ist auf Beschluss der 
Kommission hinzugefügt worden. 
Die Motive zu den Paragraphen 105, 106 führen aus: 

»Schon im dritten, vierten und fünften Abschnitt finden sich einige Bestimmungen, 
mittels derer das Seemanns-Amt zu mehr oder minder richterlichen Funktionen be- 
rufen wird. Sy 
5 Abgesehen von den 88. 26 (jetzt 25), 30 (jetzt 29), 64, 66 und 72 (jetzt 71) gehören 

ierher: 
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$. 47 (jetzt 46) — betr. den für den Fall einer Kürzung der Rationen ete. dem 
Schiffsmann zugebilligten Anspruch auf eine billige Vergütung —, 

$. 83 (vergl. 102) — betr. die Beschwerden wegen erlittener Disziplinar - Be- 
strafungen —, 

$. 101 — betr. die Straffestsetzungen wegen gewisser Uebertretungen ($$. 85, 95, 
99 (jetzt $$. 81, Abs. 1, 84, 93, 98). 

Weitere Funktionen ähnlicher Art sind folgende: 

Zunächst soll jedes Seemanns-Amt die gütliche Ausgleichung der zu seiner Kennt- 
niss gebrachten Streitigkeiten zwischen Schiffer und Schiffsmann versuchen. ($. 104). 
Die Abmusterung bietet hierzu die vorzüglichste Gelegenheit. (Vgl. $. 16 u. Bemerk. 
dazu). Doch liegt andererseits kein Grund vor, die Verpflichtung zu einem solchen 
Güteversuch ausschliesslich dem mit dem Akte der Abmusterung befassten See- 
manns-Amte aufzuerlegen. 

Sodann ist aus dem Handels-Gesetzb. (Art. 537) das Verbot wegen Belangung des 
Schiffers vor einem fremden Gerichte mit den dort bestimmten Konsequenzen der 
Zuwiderhandlung und im Zusammenhange hiermit die weitere Bestimmung übernom- 
men, dass in dringenden Fällen die vorläufige Entscheidung des Seemanns-Amtes 
vom Schiffsmann nachgesucht werden kann und von beiden Theilen einstweilen zu 
befolgen ist ($. 105). Der Entwurf weicht dabei vom H.-G.B. nur insoweit ab, als 
solches einerseits durch die gegenwärtige Einrichtung des Konsulatswesens bedingt 
war und als andererseits dem Schiffer untersagt ist, dem Schiffsmann die Gelegen- 
heit zur Nachsuchung einer vorläufigen Entscheidung des Seemanns-Amtes vorzu- 
enthalten. 

Endlich sind auch noch Streitigkeiten über den Antritt oder die Fortsetzung des 
Dienstes mit der Massgabe den Seemanns-Aemtern überwiesen, dass die Entschei- 
dungen derselben zwar vorläufig zur Vollstreckung, übrigens aber demnächst noch 
auf den Rechtsweg gebracht werden können ($$. 106, 30, jetzt 29). Die letzteren 
Bestimmungen finden ihre Rechtfertigung in der besonderen Dringlichkeit derartiger 
Fälle. Die Betheiligten selbst werden hier in der Regel im eigenen Interesse die 
summarische Untersuchung und sofortige Entscheidung Seitens einer leichter als 
der Richter anzugehenden und in den Formen des Verfahrens freier gestellten Be- 
hörde den grösseren Garantieen, welche im Uebrigen das richterliche Erkenntniss 
bieten mag, unbedingt vorziehen.« 


$. 10%. Die nach den Bestimmungen des V. Abschnittes festgesetzten oder 
erkannten Geldstrafen fliessen der Seemanns-Kasse und in Ermangelung einer 
solchen der Orts-Armenkasse des Heimathshafens des Schiffes, welchem der Thäter 
zur Zeit der Begehung der strafbaren Handlung angehörte, zu, in sofern sie nicht im 
Wege der Landes-Gesetzgebung zu anderen ähnlichen Zwecken bestimmt werden. 
Entstehungs-Geschichte. 


Im Entwurf hatte dieser Paragr. folgenden Eingang : 
»Die nach den Bestimmungen des IV. Abschnitts verhängten Geldbussen und die 
nach den Bestimmungen des V. Abschnitts u. s. w.« 
Die Aenderung ist eine Folge der Kommissions-Beschlüsse. 


In den Motiven heisst es: 

»Die Landes-Gesetze, welche der Entw. zu berücksichtigen hatte, bestimmen fast 
ausnahmslos alle Geldstrafen — sie mögen disziplinarisch vom Schiffer oder in an- 
derer Art von staatlichen Organen verhängt sein — direkt oder indirekt zur Unter- 
stützung von hülfsbedürftigen Seeleuten und deren Angehörigen oder von Armen 
überhaupt, wobei in örtlicher Beziehung dem Heimathshafen ein Vorzugsrecht zuge- 
standen zu werden pflegt. Der unveränderte Fortbestand dieser Einrichtungen nach 
Erlass einer Reichs-Seemanns-Ordnung wird als eine vollkommene Lösung. der sich 
hier darbietenden Aufgabe allerdings nicht angesehen werden können. Es liegt viel- 
mehr nahe, zum Mindesten eine Vereinigung aller jetzt bestehenden Kassen zu 
versuchen. Allein dieser Versuch und die sich an ihn knüpfenden weiteren, neuer- 
lich vielfach erörterten Projekte bieten so ausserordentliche Schwierigkeiten und 
entbehren zur Zeit noch so vollständig jeder ausreichenden Vorbereitung, dass eine 
Erledigung bei dieser Gelegenheit keinenfalls in Aussicht zu nehmen war. Für jetzt 
konnte nur darauf Bedacht genommen werden, die schon bestehenden Landes-Ge- 
setze, insoweit sie in dem vorangegebenen Sinne disponiren, aufrecht zu erhalten 
und der Nothwendigkeit des Erlasses neuer Landes-Gesetze zu überheben, sodann 
aber auch Vorkehrung dagegen zu treffen, dass die Landes-Gesetze eine Verwendung 
zu anderen als zu ähnlichen Zwecken eintreten lassen.« 
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$. 108. Ein Exemplar dieses Gesetzes, sowie der für das Schiff über Kost 
und Logis geltenden Vorschriften ($. 45) muss im Volkslogis zur jederzeitigen Ein- 
sicht der Schiffsleute vorhanden sein. 


Die Motive bemerken: 
»Diese Bestimmung lehnt sich an einzelne bereits praktisch bewährte Landes-Ge- 
setze insbesondere an das Preuss. Ges. v. 1864 ($. 30) an. 
Eine entsprechende Straf-Bestimmung enthält der $. 99 unter Ziff. 8.« 


$. 109. Die Anwendung der $$. 5 dis 23 und der $$. 48 bis 52 auf kleinere 
Fahrzeuge (Küstenfahrer u. s. w.) kann durch Bestimmung der Landes-Regierungen 
im Verordnungswege ausgeschlossen werden. 
Entstehungs-Geschichte. 


J 
Der Entwurf hatte statt der $$. 5—23 die $$. 10—24 (jetzt 10—23) allegirt. Die 
Aenderung beruht auf den Kommissions-Beschlüssen. 


Wegen der Motive zu diesem Paragr. ist auf das zu $. 1 Gesagte Bezug zu nehmen. 


$. 110. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. März 1873 in Kraft. Mit demselben 
Tage tritt der vierte Theil des fünften Buchs des Allgemeinen Deutschen Handels- 
gesetzbuches ausser Kraft. 


Die Motive nehmen in Ansehung der Aufhebung des Tit. 4, Buch V, H.-G. -B. auf 
die einleitenden Bemerkungen Bezug. 


. 111. Wenn in anderen Gesetzen auf Bestimmungen verwiesen wird, welche 
durch dieses Gesetz ausser Kraft gesetzt sind, so‘treten die entsprechenden Be- 
stimmungen des letzteren an die Stelle des ersteren. 

Nach den Motiven ist diese Bestimmung dem $. 3 des Einführungs-Gesetzes zum 
Strafgesetzbnch vom 31. Mai 1870 nachgebildet. 
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck- 
tem Kaiserlichen Insiegel. 
Gegeben Berlin, den 27. Dezember 1872. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Fürst Bismarck. 
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Anlagen zur Seemanns-Ordnung. 


1. Für das Deutsche Reich geltende Vollzugs-Bestimmungen. 


Anlage A. 
ee 


Erlass des Kriegs-Ministeriums betr. Zusammenstellung derjenigen 
Bestimmungen, welche Seitens der Deutschen Seemanns-Aemter in Bezug auf 
die Anmusterung von Individuen, die ersatzpflichtig sind oder dem Beurlaub- 
tenstande der Land-Armee oder der Marine angehören, zu beachten sind. Vom 
21. Februar 1873. 
(Armee-Verordnungsblatt 1873 S. 43.) 


Auf Grund des Gesetzes vom 27. Dezember 1872 sind die Deutschen Seemanns- 
Aemter in Betreff der Anmusterung von Militärpflichtigen , beziehungsweise von 
Mannschaften des Beurlaubtenstandes mit nachstehender Instruktion versehen worden: 


1. Die Verpflichtung zum Eintritt in das stehende Heer, beziehungsweise 
in die Marine beginnt mit dem 1. Januar desjenigen Kalender-Jahres, in welchem 
der Wehrpflichtige das 20. Lebensjahr vollendet. 


2. Junge Leute, welche noch nicht militärpflichtig sind, dürfen zur Ueber- 
nahme von Schiffsdiensten nur bis zum Beginn ihres militärpflichtigen Alters zu- 
gelassen werden, zu welchem Termin sie bei Vermeidung der gesetzlichen Strafen 
zur Anmeldung bei der Orts-Behörde und Gestellung vor der Ersatz-Behörde ver- 
pflichtet sind. 

Eine Anmusterung über den Eintritt in das militärpflichtige Alter hinaus darf 
nur auf Grund einer durch den Zivil-Vorsitzenden der heimathlichen Kreis-Ersatz- 
Kommission erhaltenen schriftlichen Bewilligung bis zu dem darin festgesetzten 
Termin erfolgen. 


3. Junge Leute, welche das militärpflichtige Alter bereits erreicht haben, 
dürfen ohne die ad 2 erwähnte Ausstands-Bewilligung des Zivil-Vorsitzenden der 
Kreis-Ersatz-Kommission nicht angemustert werden. 


4. Der Nachsuchung einer Ausstands-Bewilligung bedarf es für diejenigen 
Individuen nicht, welche von den Ersatz-Behörden bereits eine endgültige Entschei- 
dung über ihr Militär-Verhältniss dahin erhalten haben, dass ihnen ein von einer 
Departements-Ersatz-Kommission vollzogener und besiegelter 

Ausmusterungs-Schein oder ein Schein für die 2. Klasse der Ersatz-Reserve, 
oder denen Seitens der Kreis-Ersatz-Kommission ein Attest über ihre augenschein- 
liche Dienstunbrauchbarkeit oder ihre moralische Unwürdigkeit ausgehändigt wor- 
den ist. 


5. Mannschaften des Beurlaubtenstandes der Armee, welche durch ihre 
Militär-Papiere nachweisen können, dass sie der Reserve, der Landwehr oder der 
Ersatz-Reserve 1. Klasse angehören, dürfen erst nach geführtem Nachweise! über 
ihre erfolgte Abmeldung beim Bezirks-Feldwebel angemustert werden. 

6. Die Mannschaften der Marine-Reserve und der Seewehr sind während 
der Dauer ihres Beurlaubten-Verhältnisses in Friedenszeiten bei Fahrten zur See 
von der jedesmaligen Ab- und Rückmeldung entbunden, wenn ihre Abwesenheit 
nicht in die Zeit der Kontrol- Versammlungen resp. Uebungen fällt. Eventuell 
haben dieselben eine Bescheinigung Seitens des Bezirks-Kommandos, in dessen 
Kontrole sie stehen, darüber beizubringen, dass sie von der Beiwohnung der Kontrol- 
Versammlung dispensirt, beziehungsweise von der Uebungspflicht entbunden sind. 
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Von jeder Anmusterung ist Seitens des betreffenden Seemanns-Amtes dem 
Bezirks- Kommando, von welchem der Angemusterte ausweislich seines Militär- 
Passes kontrolirt wird, Mittheilung zu machen und dabei die Dauer der Anmusterung 
anzugeben. 

4. Mannschaften, welche zur Disposition der Truppen-, resp. Marinetheile 
beurlaubt werden, sind nicht angemustert. 

8. Diejenigen Leute, welche aus allen Militär-Verhältnissen ausgeschieden 
sind und sich darüber durch ihre Entlassungs-Papiere ausweisen können, dürfen 
ohne Weiteres angemustert werden. 

9. Bei ausbrechendem Kriege Sa die im dienstpflichtigen Alter stehenden 
Individuen, sowie sämmtliche Mannschaften des Beurlaubtenstandes der Armee und 
Marine, wenn sie sich auf See befinden, verpflichtet, in die Heimath zurückzukehren 
und sich bei dem nächsten Bezirks-Feldwebel resp. Marinetheil anzumelden. Wer 
an der pünktlichen Rückkehr verhindert sein sollte, hat. sich hierüber durch zuver- 
lässige Atteste auszuweisen, widrigenfalls er Strafe nach der ganzen Strenge der 
Gesetze zu gewärtigen hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen sind von den Seemanns-Aemtern bei den An- 
musterungen auf das Genaueste zu beachten und haben dieselben bei der Ausferti- 
gung der Musterrollen dafür Sorge zu tragen, dass Individuen, welche ersatzpflichtig 
sind, oder dem Beurlaubtenstande der Armee oder Marine angehören, sich nicht zu 
Reisen über die Zeit hinaus verpflichten, zu welcher sie gestellungspflichtig sind, 
resp. für welche sie Ausstands-Bewilligung oder Urlaub haben. 

Die Ausfertigung der Seefahrts-Bücher hat auf Grund der vorgelegten Militär- 
Papiere zu erfolgen. Für die Form der Eintragungen sind die in den letzteren ge- 
brauchten Bezeichnungen massgebend. 


Vorstehende Anweisung wird mit dem Bemerken zur Kenntniss der Ersatz- und 
Landwehr-Behörden gebracht, wie die Bestimmungen des $. 44 der Militär-Ersatz- 
Instruktion vom 26. März 1868, sowie des $. 22 b. der Allerhöchsten Verordnung, 
betreffend die Organisation der Landwehr-Behörden ete., vom 5. September: 1867 
dementsprechend zu vervollständigen sind. 


Berlin, den 21. Februar 1873. Kriegs-Ministerium. 
v. Kameke. 


hr (Seite 1.) 
Formular zur Musterrolle. 


Deutsches Reich. 


Anlage B. 
u 


Musterrolle 
der Mannschaft des Deutschen Schiffes 
Heimathshafen : Unterscheidungs-Signal: 
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(Seite 2.) 
Vor dem unterzeichneten Seemanns-Amte 


a Re SE u BE ET re, da ee ae nee ae wire le ie 


Sind-erschienert den Schiller. Ur NEre Ar Bl nn 
führend das’ Deutsehe Schif ;... 2... za =. . einerseits und 

die nachbenannten Schiffsleute andererseits 

et sirlegiitn A We 1a, En reine ra re 
22 Unterseite ee BUS. 20 N 
Re. ve A N TR KETTE ap Salt Fe ERBBEEE N DE a 


_Dieselben haben den‘ nachfolgenden zwischen ihnen abgeschlossenen Heuer- 
Vertrag verlautbart. 


I. Die vorbenannten Schiffsleute verheuern sich zum Schiffsdienste auf dem 
oben bezeichneten Schiffe nach Massgabe der Seemanns-Ordnung etc. ...... 
BE A 


Il. Die Heuer für die einzelnen Schiffsleute ist auf die neben den Namens- 
unterschriften vermerkten Beträge (A.) vereinbart und sind darauf die eben- 
daselbst (B.) angegebenen Vorschüsse bezw. Handgelder gezahlt. 


III. An Beköstigung erhält jeder Schiffsmann für den Tag... ...... 
IV. Besondere Verabredungen sind... .... götrölen 


(Seite 3.) 

Vorstehende Verhandlung ist — einschliesslich der nachfolgenden Angaben 

über Heuer, Vorschuss und Handgeld — den Anwesenden vorgelesen, von ihnen 
genehmigt und von den Schiffsleuten 


D. Dienst- 
C. Namensunterschrift. liche 
Stellung. 


A. Heuer. B. Vorschuss 
(monatlich.) bezw. Handgeld. 


Steuermann. 


Untersteuer- 
mann. 


Förstehend.. Sowie von dem: Schiffer, wi@-folgt] .. . 0 cn. u 
unterschrieben. 


Das Seemanns-Amt. 
(8%) 


*) Zur event. Aufnahme der Bezeichnung des Konsulats bestimmt. 
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Anlage ©. 
mn, eu 


Verzeichniss 
der 


von der (Musterungs-Behörde) 
zuN.N. 
im Jahre 187... 
ausgefertigten Seefahrtsbücher. 


(Seite 1.) 


(Seite 2.) . (Seite 3.) 


| Der Ausfertigung Des Inhabers 
Ge- 


Vor- und  |burts- 


Z 
unamen us J ahr|Monat | Tag 


Zurückgege- 
bene Ausweise 


> 


Wohn- Geburts- Besondere Bemerkungen. 


Monat Tag Haare AUGEN Kennzeichen 


Lfde. Nr. 
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Anlage D. 
(Seite 1.) 
Verzeichniss 
der 


(bei der Musterungs-Behörde) 
zuN.N. 
im Jahre 187... 
vorgenommenen Anmusterungen und Nachmusterungen 


und 


der dafür erhobenen Gebühren. 


(Seite 2.) 


= Namen a ae 

: Wohnort 
S des Schiffes des 
_ 


| \ Schiffers 


Thlr. | Sgr. Thlr. | Sgr. 
Ö6L—ä_,_eeeee Da 15 


1.| Victoria | Wolgast |N.N.zuN.N. 
2.| Greif Stettin N.N.zuN.N. 


Archiv des Deutschen Reichs. Bd. I. (VI.) 


Anmusterungen. | Nachmusterungen. 


U 
= 

1 
Betrag der | Zahlder | Betrag der | ® 
Zahl der an-| erhobenen | nachge- erhobenen E = 
gemusterten) Gebühren | musterten | Gebühren Bee 
Schiffsleute Schiffsleute Pi 


12 3 


DD 
N 
a 


Anlage E. 


Verhandelt vor (der Königlich - Preussischen 
Musterungs-Behörde zu N. N., der König- 
lich-Preussischen Schifffahrts-Kommission zu 
Nena 8. ten a ISre,,, 

Vor dem genannten Seemanns- Amt er- 
schienen heute: 


der Schiffer N. N. aus N. N., Führer des 
Deutschen Schiffes N. N., Heimaths- 
hafen N. N. 
und 
die nachbenannten Schiffsleute : 


1) der Steuermann N. N. aus N.N., 
2) der Matrose N. N. aus N.N. 


U. 8. W. 


Nachdem die Seefahrtsbücher dieser 
Schiffsleute und die von dem (genannten) 
Seemanns-Amte (zu N. N.) unter dem. . ten 
A 187 . ausgefertigte Musterrolle über- 
geben waren, verlautbarten die Erschienenen, 
dass das zufolge jener Musterrolle bisher 
zwischen ihnen bestandene Dienst-Verhält- 
niss beendigt sei. 

Die Seefahrtsbücher und die Musterrolle 
wurden mit dem vorgeschriebenen Abmuste- 
rungs-Vermerk versehen und erstere sodann 
den Inhabern wieder zurückgegeben. 


(Folgen die sonst etwa noch vorgekom- 
menen Verhandlungen.) 


Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben : 
(Folgen die Unterschriften.) 
Zur Beglaubigung: 
(Unterschrift.) 


87 


i 
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(Seite 1.) Anlage F'. 
N ; m 
Verzeichniss 
der 
bei (der Musterungs-Behörde) 
zuN.N. 


im Jahre 187.. 
vorgekommenen Abmusterungen. 


(Seite 2.) 
Lau- Namen Heimaths, | Namen und | Zahl der 
hafen 
fende Wohnort abgemuster-| 3 k 
Num- des Schiffes. des ten Schiffs- Ba een 
mer. | Schiffers. leute. 
Rn Victoria Wolgast IN.N.zuN.N. 12 
2.1, Greif ‚Stettin N.N.zuN.N. 2 
Anlage G& 
Nummer 
des Verzeichnisses. Da een, 
vom'Schifte,. 2 u au : 
wird beschuldigt, 
am: 0: ae a ae ie 
Be 
Beweis; u... 2 we ee 
Strafbestimmung: 8... . . 
(Die Bestrafung ist beantragt von... ... ) 


II. Zum mündlichen Verfahren und zur Ent- 
scheidung der Sache ist ein Termin auf 
den d..J. 2 Usa ar 
anberaumt und wird dazu der Beschul- 
digte mit der Aufforderung vorgeladen : 

zur festgesetzten Stunde in dem Ge- 
schäftslokale des unterzeichneten See- 
manns-Amtes zu erscheinen, die etwa 
zu seiner Vertheidigung dienenden Be- 
weismittel mit zur Stelle zu bringen 
oder solche dem Seemanns- Amte so 
zeitig vor dem Termine anzuzeigen, 
dass sie noch zu demselben herbeige- 
schafft werden können. 

Im Falle des Ausbleibens des Beschuldig- 
ten wird mit der Untersuchung und Entschei- 
dung in contumaciam verfahren werden. 

Etwaigen Anträgen auf Ansetzung eines 
neuen Termines kann nur auf Grund beschei- 
nigter erheblicher Hindernisse stattgegeben 
werden. 


Das Seemanns-Amt. | 
(Firma der Musterungs-Behörde.) 
(Unterschrift.) 
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Anlage J. 
Tarif Bene 
der Kosten, welche für die Musterungs - Verhandlungen von den Seemanns- 
Aemtern innerhalb des Bundes-Gebietes zu erheben sind. 
(Vom Bundesrathe erlassen.) 
———6666—_—_— 


Kosten. 


Nr. Bezeichnung des Amtsgeschäfts. 
Reichsm. Pf. 
1. | Ausfertigung einer neuen Musterrolle 
a. für ein Schiff von mehr als 300 Kubikmeter = 105,9 Brit. Re- 
gister-Tons Netto-Raumgehalt. . » » 2 nn en. 6 — 
b; für ein kleineresischifl .. .. “.. 2... 3 —_ 
3. | Anmusterung eines Schiffsmanns — 15 
3. |’ Abmusterung einesSchiflsmanns 5 . u = |!" e.. Sue an 75 
4. | Abänderung der Musterrolle, ausserhalb des Falles einer An- oder | 
Abmusterung 
a. für ein Schiff von mehr als 300 Kubikmeter = 105,9 Brit. Re- 
gister-Tons Netto-Raumgehalt ih 3 — 
b. für ein kleineres Schiff ; 1 50 
Anmerkung: 


a. Die Beiträge zu 2 und 3 sind für jeden Schiffsmann und für jede Person, welche, ohne 
zur Schiffs-Mannschaft zu gehören, auf einem Schiffe als Maschinist, Aufwärter oder in 
anderer Eigenschaft angestellt ist (Seemanns-Ordn. v. 27. Dezbr. 1872 $. 3), besonders 
zu entrichten. 


b.Die vorstehenden Tarifsätze schliessen zugleich etwaige Stempelkosten in sich. 
| ‚Anlage K. 
Formular. zum Seefahrtsbuch. Ba 


(Titelblatt.) 


INTERN. 
Deutsches Reich. 
Seefahrtsbuch 
für 
den mer Le 
u iiikleianemelel.Dae: 
Ausgefertigt 
A N ten... We BE 


Das Seemannsamt. 


Anlage 1. K. zur Seemanns-Ordnung. 1369 
(Seite 3.) 


Bezeichnung des Inhabers. 


Vor- und Zunamen: . 


ee N 
Wohnort: 

Jahr und Tag der Geburt : 

Haare: 

Augen: 


Besondere Kennzeichen :. 


Unterschrift des Inhabers: 


(Seite 4.) 
(Leeres Blatt.) 


Anmerkun g. Diese Seite ist zur Aufnahme des im $. 7 der Seemanns-Ordnung vorge- 
sehenen Vermerks bestimmt. 


(Seite 5.) 
Militärverhältniss 
zur Zeit der Ausfertigung:des Buches. 


Inhaber 

a) wird dienstpflichtig im Jahre 

b) hat Ausstand bis ’ 

c) hat gedient ba ohne tel oder. 
in der Marine . . .-Jahre . . . Monate 
im Landheere . . . Jahre . .- .. Monate 

d) Befindet sich 
in der Reserve 
in.der Seewehr 
in.der Ersatz-Reserve 78 II. Klasse 
in.der Landwehr . 

e) ist militärfrei 


Ä 


Bescheinigt auf Grund - . 


(Seite 6. 7.) ; 
Aenderungen des Militärverhältnisses. 


(Leerer Raum.) 


en nn 
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(Seite 8.) 
Segel- 


Dampf- Schiffe 


Inhaber hat sich zum Schiffsdienste auf dem 


123 Heimathshafen. aa ie ee N 
geführt von LU ” 
für die Reise : * : 

gegen eine Heuer von : "2 2 2.2.2202. N air 
als . i RE a VATER 
verheuert und sich verpflichtet, am 


zur Anmusterung in: > 2 2 2 u vun se 5 „Bibi erscheinen: 
SR der en an... vie s1Bn ch 
Unterschrift des Schiffers: Unterschrift des Verheuerten: 


Inhaber ist angemustert als 


Segel- 
auf dem Dampf. Schiffe | 
— Homathshafen a van EDIT oa 
geführt von 43 7.0 291.290 9, ATI IE IDG BROT Er: 
gegen ’eine Heuer von . ....... 2,20 P RaaU FAISNER N 


für die Reise . 
Derselbe ist verpflichtet : an Bord zu | gehen am 


„den . . ten. vonamiibßae ). . 
Das Seemannsamt. 


(Seite 9.) 
| l- 
Inhaber hat auf dem Su Schiffe: 
| Dampf- 

ahrend der Reise von | 
nach 
in der Zeit vom 
DISZUM! 00 en ee ee a a 
Dianstzeit: 2... 0 20002 Monster... 0. 00 ee 


Be Be 
N, , „den.\sı stenin in a DSL, 


" unferschkit des Schiffers: 


Die vorstehende Unterschrift wird. BeMublet und die Me. Abmusterung 
hiermit vermerkt. »a92inlik, | 

en a 

r Das Saomannsam. 
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2. Landesgesetzliche Vollzugs-Bestimmungen. 


A. Oldenburg 
Verordnung, betreffend die Errichtung von Seemanns-Aemtern für das 
Grossherzogthum. Vom 25. Februar 1873. 


(Mitgetheilt vom Grossherzoglichen Staats-Ministerium.) 


Wir Nikolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden Grossherzog von 
Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog von Schleswig-Holstein, Stormarn, der 
Dithmarschen und Oldenburg, Fürst von Lübeck und Birkenfeld, Herr von Jever 
und Kniphausen ete. ete., verordnen zur Ausführung der Seemanns-Ordnung vom 
97. Dezember 1872 (Reichs-Gesetz-Blatt $. 409) was folgt: 


Art.1. Es werden für folgende Distrikte und an folgenden Orten Seemanns - 
Aemter errichtet: 
1. für den Distrikt der Weser und ihrer Nebenflüsse: in Brake, 
2. für den Jade-Distrikt und zwar: 
a) für die Ost- und Südküste der Jade: in Varel, 
b) für die Westküste der Jade: in Jever, 
3. für den Ems-Distrikt : in Friesoythe. 


Art. 2. Jedes Seemanns-Amt wird mit einem rechtskundigen Mitgliede und 
mit zwei anderen Mitgliedern, welche thunlichst schifffahrtskundige Personen sein 
sollen, besetzt. 


Art. 3. Wegen Ernennung der Mitglieder der Seemanns-Aemter, der Ver- 
theilung der Geschäfte über 1) die Mitglieder, sowie wegen des sonst zur Ausführung 
dieser Verordnung Erforderlichen, hat das Staats- Ministerium, Departement der 
Justiz, beziehungsweise des Innern, das Weitere zu veranlassen. 

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens - Unterschrift und beigedruckten 
Grossherzoglichen Insiegels. 

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 25. Febr. 1873. 


(gez.) Peter, 
(gegengez.) v. Rössing. v. Berg. 


B. Bremen. 
Bekanntmachung, betreffend die Seemanns-Aemter und deren Muste- 
rungs-Gebühren. Vom 5. April 1873. 


(Gesetzbl. der freien Hansestadt Bremen v. 1873, Nr. 8.) 


In weiterer Ausführung der Deutschen Seemanns-Ordnung wird hiermit zur 
öffentlichen Kunde gebracht, dass als Seemanns-Aemter nach Massgabe des $. 4 
der Seemanns-Ordnung im Bremischen Staatsgebiete der Wasserschout in Bremen 
und der Wasserschout-Gehülfe in Bremerhafen fungiren. 

Dieselben haben die Gebühren für die Musterungs-Verhandlungen nach Mass- 
gabe des dieser Bekanntmachung angehängten, vom Bundesrathe festgestellten 
Tarifs2) (Bekanntmachung vom 22. Febr. 1873 im Zentralbl. für das Deutsche 
Reich, 8. 62) zu erheben, — wogegen die Sätze unter a. der Verordnung, die Ge- 
bühren des Wasserschouts betreffend, vom 28. Juni 1872, mit dem 1. März.d. J. 
in Wegfall gekommen sind. 

Beschlossen Bremen in der Versammlung des Senats v. 2. April und bekannt 
gemacht am 5. April 1873. 


1) Anmerk. des Herausgebers. In der üns abschriftlich mitgetheilten Verord- 
nung heisst es ausdrücklich im Manuskript: »Vertheilung über die Mitglieder«. 
2) Siehe diesen oben unter Anlage J. auf S. 1368. 
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C. Lübeck. 
Bekanntmachung des Senats Ausführungs - Bestimmungen zur See- 
manns-Ordnung betreffend. Vom 26. Februar 1873. 


(Publizirt durch die Samnl. der Lüb. Verordn. etc. etc. Nr. 14. am 1. März 1873.) 


Mit Beziehung auf die im 33. Stücke des Reichs-Gesetz-Blattes vom Jahre 1872 | 
verkündete Seemanns- Ordnung, welche mit dem 1. März d. J. in Kraft 


tritt, bringt der Senat das Nachstehende hierdurch zur öffentlichen Kenntnis: 


$: 1. Die Funktionen des Seemanns-Amtes werden im Lübeckischen Frei- 
staate bis auf Weiteres durch den Wasserschout wahrgenommen, welcher. zu 
seiner. Beihülfe einen vor dem Stadt- und Land-Amte zu heeidigenden Sohteiher zu 
halten hat. 


. 2. Unbeschadet ‘der nach $. 4 der Seemanns-Ordnung dem Reichet; ge- 
bühr enden Ober-Aufsicht auf die Geschäftsführung des Seemanns- Amtes bleibt der 
Wasserschout zunächst in seinen Beziehungen zu den Schiffern und Seefahrenden, 
sowie überhaupt in seinen dienstlichen Verhältnissen, dem Stadt- und Land- Amte 
unterstellt, welches, soweit nicht nach dem Gesetze über die Gerichts-Verfassung der 
freien und Hansestadt Lübeck vom 17.. Dezember 1860 die Zuständigkeit der Ge- 
richte begründet ist, etwa vorkommende Beschwerden gegen ihn untersuchen. und 
darin den Umständen nach verfügen wird, wogegen Berufung an den Senat vorke- 
halten bleibt. 


$. 3.. Das Seemanns-Amt hat die Gebühren für die Musterungs-Ver ae 
nach Massgabe des dieser Bekanntmachung angehängten, vom Bundesrath erlassenen 
Tarifs zu erheben. !) 
$. 4. Die Bestimmungen über die der Schiffs-Mannschaft zu verenden 
Speisen und Getränke ($ 45 der Seemanns-Ordnung;) bleiben bis auf Weiteres un- 
verändert dieselben, wie sie im Art. 19 der Verordnung über die Stellung und Dis- 
ziplin der Mannschaft auf den Seeschiffen vom 6. April 1853 normirt sind. 
Gegeben Lübeck, in der Versammlung des Senats am 26. Februar 1873. 
G. Eschenburg Dr., 
Sekretarius. 


D. Hamburg. 
Verordnung des Senats, betreffend die Ausführung der Seemanns-Ordnung 
| des Deutschen Reiches. Vom 26. Februar 1873. 


$. 1. Diein Nr. 33 des Reichs-Gesetz-Blattes von 1872 pub Seemanns- 
Ordnung des Deutschen Reiches vom 27. Dezember v. J. tritt in Gemässheit des 
$. 110 des Gesetzes mit dem 1. März d. J. in Kraft. 


$. 2. In Folge dessen treten mit dem genannten Tage ausser Wirksamkeit: 

1. die Hamburgische Seemanns-Ordnung vom 22. Dezember 1865, 

2. das Reglement für den Wasserschout zu Hamburg und Reglement für den 
Wasserschout zu Cuxhaven von demselben Tage, 

3. die Bestimmungen des revidirten Statuts der Hamburgischen Seemanns-Kasse 
vom 17. Dezember 1866, nach denen Jeder, der für ein Hamburgisches Schiff 
angemustert wird, Mitglied dieser Kasse werden muss, und die Mitglieder wie 
die Rheder bestimmte Beiträge zu der Kasse zu leisten haben. 


!) Vergl. Anlage 1. J., oben $. 136%. 


/ 


zur Seemanns-Ordnung. 1373 


$. 3. Als Seemanns-Aemter nach Massgabe des $. 4 der Reichs-Seemanns- 
Ordnung fungiren der Wasserschout zu Hamburg und der Wasserschout zu Cux- 
haven. Dieselben sind der Deputation für Handel und Schifffahrt untergeordnet und 
erhalten von derselben ihre Instruktion. Die Bedingungen ihrer Anstellung sowie 
der ihres Hülfs-Personals ($. 14) in Bezug auf Gehalt, Kautionsleistung, Kündi- 
gung u. s. w. bleiben unverändert dieselben, wie sie in den Reglements für den 
Wasserschout zu Hamburg und für den Wasserschout zu Cuxhaven beziehentlich 
festgestellt waren. 

$.4. Für die An- und Abmusterung der Matrosen tritt der vom Bundesrath 
in Gemässheit des $. 23 der Seemanns-Ordnung des Deutschen Reichs erlassene 
Tarif!) mit dem 1. März d. J. in Kraft, für die übrigen im $. 10 des Reglements 
für den Wasserschout zu Hamburg erwähnten Leistungen bleiben bis auf Weiteres 
die dafür in diesem $. 10 bestimmten Tarifsätze gültig. 

$. 9. Wenn privatrechtliche Streitigkeiten zwischen dem Schiffer und den zur 
Schiffsmannschaft gehörenden Personen vom Wasserschout nicht gütlich, beigelegt 
werden können, so erfolgt bis auf Weiteres deren richterliche Entscheidung, wie es 
für Hamburgische Schiffe bisher nach $. 9 und $.. 3 der respektiven Reglements der 
Fall war, — jedoch unbeschadet der provisorischen Vollstreckbarkeit der von dem 
Schout etwa getroffenen vorläufigen Verfügungen nach $$. 105 und 106 der Reichs- 
Seemanns-Ordnung, — in Hamburg durch die Schiffer-Alten und in Cuxhaven durch 
das Ritzebüttler Amts-Gericht, vorbehältlich des gegen solche Entscheidung wie 
bisher innerhalb 10 Tagen einzulegenden Rechtsmittels der Supplikation an das 
Öber-Gericht als letzte Instanz. | 

$. 6. Die Bestimmungen über die der Schiffsmannschaft zu verabreichenden 
Speisen und Getränke (vgl. $. 45 der: Seemanns-Ordnung des Deutschen Reiches) 
bleiben bis auf Weiteres unverändert dieselben, wie sie im Art. 17. der Hambur- 
gischen Seemanns-Ordnung normirt waren. 

$. %. In die Hamburgische Seemanns-Kasse sind bis auf Weiteres keine neuen 
Mitglieder aufzunehmen. Eine gesetzliche Bestimmung über die gänzliche oder 
theilweise Liquidation der Kasse bleibt vorbehalten. 

| Gegeben in der Versammlung des Senats. 
Hamburg, den 26. Februar 1873. 


!) Vergl. Anlage 1. J , oben S. 1368. 
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2. Gesetz, betreffend die Verpflichtung Deutscher Kauffahrteischiffe 


zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute. Vom 27. Dezember 1872. 
(Reichs-Gesetzblatt $. 432 ff.). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preussen etc. 
verordnen, u. 8. w. was folgt: | Ä 


$. 1. Jedes Deutsche Kauffahrteischiff, welches von einem ausserdeutschen 
Hafen nach einem Deutschen Hafen oder nach einem Hafen des Kanals, Gross- 
britanniens, des Sundes oder des Kattegats oder nach einem ausserdeutschen Hafen 
der Nordsee oder der Ostsee bestimmt ist, ist verpflichtet, Deutsche Seeleute, welche 
im Auslande sich in hülfsbedürftisem Zustande befinden, behufs ihrer Zurückbe- 
förderung nach Deutschland auf schriftliche Anweisung des Seemanns-Amtes gegen 
eine Entschädigung ($. 5) nach seinem Bestimmungs-Hafen mitzunehmen, 

In Ansehung ausländischer Seeleute, welche unmittelbar nach einem Dienste 
auf einem Deutschen Kauffahrteischiffe ausserhalb Deutschlands sich in einem hülfs- 
bedürftigen Zustande befinden, liegt den nach deren Heimathslande bestimmten 
Deutschen Kauffahrteischiffen eine gleiche Verpflichtung ob. Ä 

Zur Erfüllung dieser Verpflichtungen kann der Schiffer vom Seemanns-Amt 
zwangsweise angehalten werden. 


Die Motive bemerken zu $. 1: 

»An dieser Stelle findet'das bereits berührte leitende Prinzip des ganzen Gesetzes 
seinen Ausdruck. Der Kern desselben geht dahin, dass jedes Deutsche Kauffahrtei- 
schiff die ihm im Auslande von einem Seemanns-Amt als hülfsbedürftige Glieder der 
Deutschen Handelsmarine übewiesenen Seeleute gegen angemessene Entschädigung 
nach seinem Bestimmungshafen mitzunehmen hat, sofern die Hülfsbedürftigen auf 
diesem Wege wieder ihrer Heimath zugeführt werden können. 

Die Verpflichtung soll — allerdings abweichend von einzelnen Landes-Gesetzen 
— auch ausländischen Seeleuten gegenüber bestehen, nur mit der zwiefachen Be- 
schränkung, dass in diesem Falle einerseits eine unmittelbar nach einem Dienste auf 
einem Deutschen Kauffahrteischiffe eingetretene Hülfsbedürftigkeit und andererseits 
ein unmittelbar im Heimathslande des Hülfsbedürftigen belegener Bestimmungshafen 
vorausgesetzt wird. In letzterer Beziehung war es von vornherein unthunlich, für 
jeden einzelnen nichtdeutschen Staat gewisse , ihm mehr oder minder nahe belegene 
Häfen als den eigenen gleichstehend aufzuführen, wie dies für Deutschland geschehen 
ist, und in ersterer Beziehung kam in Betracht, dass das Prinzip einer Behandlung 
der ausländischen Seeleute als Glieder der Deutschen Handelsmarine — im Hinblick 
auf die damit für die Deutsche Rhederei verbundenen Opfer — doch keinenfalls auf 
solche Fälle erstreckt werden darf, wo jeder zeitliche Zusammenhang zwischen dem 
Dienste unter Deutscher Flagge und dem Eintritt der Hülfsbedürftigkeit fehlt. In 
dieser Beschränkung aber findet die Ausdehnung der Fürsorge auf Fremde ihre 
Rechtfertigung nicht nur in einzelnen Vorgängen mehrerer Bundesstaaten und an- 
derer Nationen, sondern auch in allgemeinen Gesichtspunkten der Humanität und der 
Zusammengehörigkeit sämmtlicher Glieder eines Schiffes. (Vergl. auch die Allgem. 
Dienst-Instr. für die Konsuln des Deutschen Reichs v. 6. Juni 1871 — zu $. 26 des 
Reichs-Ges. v. 8. Nov. 1867 — Nr. 2b, S. 1191). 

Im Uebrigen beschränkt sich $. 1 auf das nothwendige Mass dessen, was eines un- 
mittelbar gesetzlichen Ausdrucks bedarf. Der Instruktion kann und muss vorbe- 
halten bleiben, weitere Garantieen für eine richtige Handhabung des Gesetzes zu 
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schaffen. Insbesondere wird auf diesem Wege auch Vorkehrung dahin zu treffen 
sein, dass die Leistungen Deutscher Schiffe zu Gunsten fremder Seeleute nicht in 
Anspruch genommen werden, insoweit für die letzteren Seitens der eigenen Landes- 
Konsuln gesorgt wird, oder diejenige Nation, welcher der Hülfsbedürftige angehört, 
Deutschen Seeleuten in gleicher Lage jeden Beistand versagt. 

Auf demselben Wege können nähere Bestimmungen über die Zuständigkeit der 
einzelnen Seemanns-Aemter, soweit solche für die Beziehungen der Behörden unter 
einander etwa als ein Bedürfniss erkannt werden sollten, getroffen werden. Dass 
sich den Betheiligten gegenüber ein solches Bedürfniss ergeben sollte , ist überhaupt 
nicht anzunehmen.« 


$. 2. Bieten mehrere Schiffe Gelegenheit zur Mitnahme, so sind die zu be- 
fördernden Seeleute durch das Seemanns- Amt nach Verhältniss der Grösse der 
Schiffe und der Zahl ihrer Mannschaften auf die einzelnen Schiffe zu vertheilen. 


Nach den Motiven schliesst dieser Paragr. sich an eine ähnliche Bestimmung des 
Öldenb. Ges. an. 


$. 3. Die Mitnahme kann verweigert werden : 
1. wenn und soweit an Bord kein angemessener Platz für .die Mitzunehmenden vor- 
handen ist. | 
2. wenn der Mitzunehmende bettlägerig krank oder mit einer syphilitischen oder 
einer sonstigen, die Gesundheit oder Sicherheit der Mannschaft gefährdenden 
Krankheit behaftet ist, oder wegen eines Vergehens oder Verbrechens zurück- 
befördert werden soll; 
3. wenn und soweit die Zahl der Mitzunehmenden ein Viertheil der Schiffs-Mann- 
- schaft übersteigt ; 
4. wenn die Mitnahme nicht mindestens zwei Tage vor dem Zeitpunkt verlangt 
wird, an welchem das Schiff zum Abgehen fertig ist. 
Die Entscheidung über den Grund der Weigerung steht dem Seemanns-Amt zu. 


Die Motive zu diesem Paragr. führen aus: 

»Als Befreiungsgründe sind im Allgemeinen diejenigen Fälle anerkannt, welchen 
diese Bedeutung zur Zeit in Preussen, mehrentheils auch in Oldenburg zukommt. 

Unter Nr. 1 ist jedoch davon abgesehen, nach dem Preussischen Vorgange ($. 4) 
im Gesetze selbst die Voraussetzungen näher zu bestimmen, unter welchen vange- 
messener Platz« als vorhanden nicht anzunehmen ist. Jeder derartige Versuch führt 
zu kasuistischen Detail-Bestimmungen, durch welche der Zweck einer angemessenen 
und erschöpfenden Erledigung aller in der Praxis sich darbietenden Fälle doch nicht 
zu erreichen ist. 

Der Transport der unter Nr. 2 bezeichneten Kranken und Verbrecher ist den 
Kauffahrteischiffen nicht wohl zuzumuthen. Die erforderlichen Weisungen wegen 
Verbrecher enthält das Reichs-Ges. v. 8. Nov. 1867 ($. 29), sowie die dazu ergangene 
Dienst-Instruktion (S. oben 8. 1145 u. $. 1169 ff.). 

Die unter Nr. 3 enthaltene Bestimmung über die nach einer Quote der eigenen 
Schiffsmannschaft zu bemessende Zahl der Mitzunehmenden beruht auf einer unge- 
fähren Ausgleichung der hierin weit auseinandergehenden Landes-Gesetze. Wäh- 
rend in Preussen jede Quote auf !/, bestimmt ist, beträgt sie in Oldenburg und Bre- 
ınen nur !/;. Die über diesen Gegenstand gehörten Sachverständigen haben es — 
im ch übereinstimmend — für geradezu unthunlich erklärt, über 1/4 hinaus- 
zugehen. 

Hisker Nr. 4 folgt der Entwurf wieder ‘den Vorgängen Preussens und Oldenburgs.« 


$. 4. Während der Reise erhält der Mitgenommene Kost und Logis von Seiten 
des Schiffs. Er ist der Disziplinar-Gewalt des Schiffers unterworfen. 
Entstehungs-Geschichte. 
a. Der Entwurf hatte im $. 3 noch folgenden Zusatz : 
»und hat, wenn er arbeitsfähig ist, nach dessen Anordnung an den Schiffsarbeiten 
seiner früheren Stellung gemäss theilzunehmen.« 


b. Die Motive bemerken: 
| »Auch die Vorschriften über die Beköstigung, über die disziplinarischen Be- 
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ziehungen und über die Dienstleistungen der aufgenommenen Seeleute sind fast un- 
verändert den vorbezeichneten beiden Landes-Gesetzen entnommen.« 


c. Aus den Verhandlungen des Reichstages: 

Nachdem bereits bei der ersten Berathung von dem Abg. Dr. Banks gegen die 
Schluss-Bestimmung des $. 4 erhebliche Bedenken geltend gemacht worden waren, 
hatte die betreffende Kommission beschlossen, den vorstehenden Schlusssatz zu 
streichen. Bei der zweiten Berathung hob der Berichterstatter der Kommission, Abg. 
Dr. Wolffson, in Bezug auf diese Aenderung hervor, dass dieselbe im Wesentlichen 
aus den Gründen erfolgt sei, welche bei der ersten Lesung vorgebracht seien. Es sei 
eine Härte, von dem Schiffsmann zu verlangen, dass er Arbeiten vollführen solle, für 
die er sonst bezahlt werde, wenn er in Wahrheit ein Passagier, in erster Linie ein 
Passagier auf Kosten des Staats oder des Rheders, in zweiter Linie für eigene Rech- 
nung sei: Kommen die Arbeiten demjenigen zu Gute, der das Passagiergeld zu be- 
zahlen habe, so würde es richtig sein, ihn zu solchen Dienstleistungen anzuhalten, Das 
sei aber nicht der Fall, die Dienstleistung komme dem Schiffer zu Gute, während das 
Passagegeld von anderen Personen resp. von ihm selbst bezahlt werde. 

Hierauf bemerkte der Abg. Schön: Ä 
»Wenn es eine Härte sein solle für den Schiffsmann, der mitgenommen wird, zur 
Arbeit gezwungen zu werden, so sei die Härte viel grösser für,den Schiffer oder 
Rheder — was ja hier ein einheitliches Ganze bilde —, des einzigen Mittels beraubt 
zu werden, die Elemente der Gefahr zu beseitigen, die mit einem unbeschäftigten 
und privilegirten Bummler an Bord eingeführt werden. Die Sache liege ganz einfach 
so, dass jeder gute und fleissige Seemann, der auf diese Weise aus einer hülfsbe- 
dürftigen Lage entrissen und mitgenommen werde, durch das Zusammenleben 
mit der übrigen Schiffsmannschaft, durch die Theilung ihrer Unterhaltung und Freu- 
den dahin geleitet werde, auch an ihren Arbeiten Theil zu nehmen. Anders liege 
aber die Sache, wenn ein schlechter Karakter sich an Bord befinde, dann sei durch 
die Abwesenheit eines Zwangs zur Arbeit, den der Kapitän auferlegen könne, die 
Gefahr gar nicht zu berechnen, denn ein solcher privilegirter Bummler an Bord sei 
ein Wurm, der an der ganzen Schiffsmannschaft nage. Um auf diese Weise der Ge- 
fahr für das Schiff und das anvertraute Gut entgegentreten und sie beseitigen zu 
können, müsse dem Kapitän Mittel an die Hand gegeben sein, und das Mittel dieses 
Zwangs zur Arbeit sei das Einzige, welches einem schlechten Karakter gegenüber 
von Erfolg sein könne. — Es empfehle sich daher, den Paragr. der Reg.-Vorlage 
beizuhalten.« Er 


Auf diese Bemerkung entgegnete der Abg. Dr. Banks: 

»Es sei auffällig, dass gerade aus den Rücksichten, welche geltend gemacht wor- 
den seien in den Seestädten, in Hamburg, Bremen und sonst, der gleiche Vorschlag, 
der sich hier in deräReg.-Vorlage befunden habe, als es sich um die Zusammen- 
setzung unseres H.-G.-B. handelte, abgelehnt worden sei von der Kommission, die 
in Hamburg tagte behufs Prüfung des Theils des H.-G.-B., welcher das Seerecht be- 
handelte, nachdem von sachverständiger Seite mehrfach gründliche Gutachten ein- 
gezogen und ertheilt worden seien, welche durchaus gegen einen solchen Vorschlag, 
wie er hier gemacht war, lauteten. Denn man sei von dem Gesichtspunkte ausge- 
gangen, dass es manche Kapitäne geben würde, welche allzu bereit wären, solche 
Hülfsbedürftige aufzunehmen und sie nachher zur Arbeit anzuhalten, ohne ihnen 
einen Lohn zu bezahlen, zumal wenn noch dazu für die Mitnahme eine Vergütung 
gezahlt werde. Man glaubte, dass eine derartige Einrichtung, welehe den bisherigen 
Gebräuchen im Seeleben durchaus widerspreche, zu grossen Missständen Veran- 
lassung geben würde, zu Missständen, deren Tragweite namentlich von mit der Sach- 
lage Vertrauten als sehr weitgehend dargestellt worden. Damals sei dies gestrichen 
worden — heute werde versucht, wieder in die Reg.-Vorlage hineinzubringen „dass 
solehe Leute zur Arbeit gezwungen werden sollen, welche als Hülfsbedürftige. be- 
fördert werden und überdies ihre eigene Ueberfahrt bezahlen müssen, die keineswegs 
also solehe Bummler seien, wie sie der Vorredner bezeichnet habe. wenigstens nicht 
mehr als andere Passagiere. 

Er bitte daher, dem Antrage der Kommission zuzustimmen.« 

Bei der Abstimmung wurde der Antrag des Abg. Schön, die Reg.-Vorlage im $. 4 
wieder herzustellen , abgelehnt und der Paragr. der Kommissions-Vorlage ange- 
nommen. 


$.5. Die Entschädigung ($. 1) beträgt, in Ermangelung der Vereinbarung 
über einen geringeren Satz, für jeden Tag des, Aufenthalts an Bord: | 
1. für einen Schiffer, einen Steuermann, einen Arzt, einen Maschinisten oder den 
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Assistenten eines solchen, einen Proviant- oder Zahlmeister einen Thaler auf 
Segelschiffen und einen und einen halben Thaler auf Dampfschiffen ; 

2. für jeden anderen Seemann einen halben Thaler auf Segelschiffen und zwei 
drittel "Thaler auf Dampfschiffen. 


Die Motive gehen dahin: 

»Keinen ausreichenden Anhalt boten die Landes-Gesetze für die Normirung der 
Höhe der Entschädigung. In den betheiligten sachverständigen Kreisen hat sich von 
vorn herein darüber allseitiges Einverständniss ergeben, dass die bisher landesgesetz- 
lich bestimmten Sätze, welche für jeden Mann und Tag in Preussen 10 Sgr., in Olden- 
burg 71/, Gr., in Lübeck 12 Schill., in Bremen 12 Grote und in Hamburg 12 Schill. 
Kourant betragen, den heutigen Verhältnissen nicht mehr entsprechen, vielmehr 
durchaus unzulänglich geworden sind. Auch darüber war man im Allgemeinen ein- 
verstanden, dass der einfache Normalsatz auf einen halben Thaler zu erhöhen sei — 
selbst wenn man daran festhalte, dass durch die Entschädigung wohl überhaupt nicht 
ein erheblich Mehreres geboten werden könne und solle, als eine billige Abfindung 
vorzugsweise für die Beköstigung. Dagegen lässt sich ein gleiches Einverständniss 
nicht konstatiren in Ansehung der beiden Fragen, ob und inwieweit einerseits für 
den Transport von Schiffs-Offzieren — im Gegensatze zu den übrigen Schiffsleuten 
— und andererseits für den Transport (von Seeleuten aller Grade) auf Dampfschiffen 
— im Gegensatze zu Segelschiffen — erhöhte Sätze zuzubilligen sind. 

In ersterer Beziehung beschränkt sich indess die hervorgetretene Meinungs-Ver- 
schiedenheit wesentlich darauf, ob die im Allgemeinen als berechtigt anerkannte 
Steigerung des einfachen Normalsatzes auf etwa das Doppelte bei allen »Schiffs- 
Offizieren« oder nur bei gewissen Kategorieen derselben eintreten soll. Die Ent- 
scheidung ist zu Gunsten der letztern Alternative getroffen, weil der Begriff »des 
Schiffs-Offiziers«, wie auch bei Berathung des Entwurfs der Seemanns-Ordnung nach 
eingehender Berathung anerkannt werden musste, sich einer gleichmässig auf die 
Besatzungen aller Schiffsgattungen anwendbaren Definition unbedingt entzieht. Es 
lag um so weniger Veranlassung vor, über die im Entwurfe festgehaltene Grenze 
hinauszugehen und beispielsweise auch für den Bootsmann, den Zimmermann und 
ähnlich gestellte Schiffsleute , die nur auf einzelnen Fahrzeugen zu den »Schiffs-Offi- 
zieren« gerechnet werden, die höheren Sätze zu bewilligen, als jener Beschränkung 
zugleich der Gebrauch in Ansehung der Art und Weise der Beköstigung und son- 
stigen Verpflegung der Glieder der einzelnen Rangklassen im Allgemeinen entspricht. 

Was sodann die Unterscheidung zwischen Dampf- und Segelschiffen anlangt, so 
war dieselbe in den betheiligten Landes-Gesetzen allerdings bisher noch nicht zur 
Geltung gebracht. ‘Hierauf kann indess ein entscheidendes Gewicht schon um des- 
willen nicht gelegt werden, weil gerade erst im Laufe der letzten Jahre die Dampf- 
schifffahrt im Verhältniss zur Segelschifffahrt auch in Deutschland wesentlich erwei- 
terte Dimensionen angenommen hat und sicher einer noch grösseren Ausdehnung 
schon in nächster Zeit entgegengeht. Von eben diesem Gesichtspunkte aus ist im 
Uebrigen geltend gemacht, dass eine Gleichstellung der Dampf- und Segelschiffe dem 
Erfolge nach zu einer vollständigen Entlastung der letzteren auf Kosten der ersteren 
führen müsse. Denn natürlich werde unter jener Voraussetzung, wo es irgend thun- 
lich sei, der Transport ausschliesslich den Dampfschiffen angesonnen werden, deren 
Benutzung vermöge der kürzeren Reisedauer den zur Entschädigung Verpflichteten 
eine weit über das Doppelte hinausreichende Ersparniss sichere. Es bedürfe eines 
wirksamen Gegengewichts zur Herstellung und Sicherung einer gerechten Verthei- 
lung und könne als ein solches noch kaum einmal die Steigerung der Sätze auf das 
Doppelte gelten. Diesen Erwägungen trägt der Entwurf Rechnung. 

Wenn die Entschädigungssätze, wie beabsichtigt, ein für alle Male fixirt werden, 
so bleibt allerdings nur wenig Raum übrig für etwaige Vereinbarungen über geringere 
Sätze. Andererseits werden durch die gesetzliche Normirung fester Sätze vertrags- 
mässige Abweichungen, auch wenn sie im Gesetze unerwähnt bleiben, gewiss nicht 
ausgeschlossen. Wenn demungeachtet im Eingange des $. 5 noch ausdrücklich auf 
Vereinbarungen dieser Art hingewiesen ist, so beruht dies auf der von mehreren 
Seiten geäusserten Besorgniss, dass andernfalls mindestens da, wo bisher in den 
Landes-Gesetzen ein solcher Hinweis enthalten gewesen , die Uebergehung desselben 
zu Missdeutungen in den betheiligten Kreisen führen werde.« 


$.6. Die Auszahlung der Entschädigung erfolgt im Bestimmungshafen durch 
das Seemanns-Amt gegen Auslieferung der wegen der Mitnahme ertheilten An- 
weisung ($. 1). 
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Zu $. 6 äussern sich die Motive wie folgt: - 

»Die Transport-Entschädigung soll der Berechtigte (vorschussweise) alsbald nach 
der Ankunft im Bestimmungshafen von dem dortigen Seemanns-Amte zu erheben 
haben. Die Uebernahme der Weiterungen , welche regelmässig mit dem Versuche 
einer Einziehung von dem definitiv Ersatzpflichtigen verbunden sein werden, darf so 
wenig dem Schiffer wie dem Rheder des zum Transport benutzten Schiffes angeson- 
nen werden, wenn anders die der Entschädigung zugedachte Bedeutung überhaupt 
zur vollen Geltung gelangen soll.« 


$- . Der Mitgenommene haftet für die durch die Zurückbeförderung verur- 
sachten Aufwendungen. 

Die Vorschriften, welche den Rheder oder andere Personen zur Erstattung | 
solcher Aufwendungen verpflichten, werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 


Der $. 7 des Entwurfs lautete wie folgt: 

»Das Seemanns-Amt im Bestimmungshafen hat, wenn dieser im Auslande liegt, 
für die Weiterbeförderung des Hülfsbedürftigen nach Massgabe der vorstehenden Be- 
Stimmungen zu sorgen.« 

Die Motive zu diesem Paragr. äussern sich dahin: 

»Wie bereits in den Bemerkungen zu $. 1 angedeutet, sollen Deutschen See- 
leuten gegenüber nicht nur die gerade nach Deutschland selbst, sondern auch die 
nach gewissen benachbarten Häfen bestimmten Schiffe zur Mitnahme verpflichtet 
werden. In letzterem Falle kann der Zweck — nämlich die Zurückführung der 
Hülfsbedürftigen auf heimischen Boden — nur gewissermassen absatzweise unter 
Angehung von Zwischenstationen erreicht werden. Beispielsweise hat das See- 
manns-Amt in Liverpool einen zunächst nur bis dorthin von einem transatlantischen 
Platze aus übergeführten Seemann mittelst eines von Liverpool nach einem Deutschen 
Hafen bestimmten anderen Schiffes weiter zu befördern. Es empfiehlt sich, diese 
Konsequenz des leitenden Prinzips zur Verhütung jeden Missverständnisses noch be- 
sonders zum Ausdruck zu bringen.« 

Die Kommission hielt diesen Paragr. nicht für erforderlich und beschloss die 
Streichung. desselben, und zwar, wie der Berichterstatter der Kommission, Abg. Dr. 
Wolffson, bei der zweiten Berathung bemerkte, weil er schon im $. 1 implicite 
enthaiten sei. 

Der jetzige $. 7 stimmt mit dem Wortlaut des $. 8 der Reg.-Vorlage überein, zu 
welchem die Motive Folgendes bemerken: 

»Allgemeinen Rechtsgrundsätzen entsprechend, kann in den auf Grund des pro- 
Jektirten Gesetzes übernommenen und bestrittenen Aufwendungen ein Verzicht auf 
deren Widererstattung Seitens des Hülfsbedürftigen , insofern derselbe zunächst in 
den Besitz der Mittel hierzu gelangt, nicht gefunden werden. Ebenso wie der Unter- 
stützte selbst, bleibt aber auch der Rheder und jeder andere vertrags- oder gesetz- 
mässig zur Zurückbeförderung des Hülfsbedürftigen oder zu dessen Alimentation und 
Unterstützung überhaupt Verpflichtete für jene Aufwendungen verhaftet.« 


$. 8. Wer sich der Erfüllung einer ihm nach $. 1 obliegenden Verpflichtung 
entzieht, wird mit Geldstrafe bis zu fünfzig Thalern oder mit Haft bestraft. Für 
die Festsetzung der Strafe und für das weitere Verfahren kommen die im $. 101 
der Seemanns-Ordnung enthaltenen Vorschriften zur Anwendung. 
Die Motive zu diesem Paragr. ($. 9 der Reg.-Vorlage) lauten: 
»Die Strafbestimmung gegen Diejenigen, welche sich den ihnen im $. 1 auferlegten _ 
Verpflichtungen entziehen, schliesst sich materiell an die verwandten Vorschriften 
des $. 99 und formell an die des $. 101 des gleichzeitig mit dieser Vorlage einge- 
brachten Entwurfs einer Seemanns-Ordnung an.« | 


$. 9.. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. März 1873 in Kraft. 
Urkundlich ete. 
Gegeben Berlin, den 27. Dezember 1872. 
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VI. Massregeln zur Verhütung des Zusammenstossens der Schiffe auf 
See. Kaiserliche Verordnung vom 23. Dezember 1871. 
(Reichs-Gesetzblatt, S. 475 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preussen ete. 
verordnen auf Grund des $. 145 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich vom 
15. Mai 18711) (Reichs-Gesetz-Bl. S. 127) behufs Herbeiführung einheitlicher Vor- 
schriften über die Verhütung des Zusammenstossens der Schiffe auf See, was folgt: 

Jeder Schiffsführer hat auf See und auf den mit der See im Zusammenhange 
stehenden, von Seeschiffen befahrenen Gewässern, soweit für letztere nicht ab- 
weichende örtliche Anordnungen bestehen, die nachstehenden Vorschriften zu be- 
folgen, auch dafür zu sorgen, dass die zur Ausführung derselben erforderlichen 
Signal-Apparate vollständig und in brauchbarem Zustande auf seinem Schiffe vor- 
handen sind. 


Art. 1. In den folgenden Vorschriften gilt jedes Dampfschiff, welches nur 
unter Segel und nicht unter Dampf fährt, als Segelschiff, dagegen jedes unter Dampf 
fahrende Schiff, mag es zugleich unter Segel sein oder nicht, als Dampfschiff. 


Vorschriften über das Führen von Lichtern. 


Art.2. Die in den folgenden Artikeln erwähnten Lichter, und keine anderen, 
müssen bei jedem Wetter von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang geführt werden, 


Art. 3. Dampfschiffe, welche in Fahrt sind, müssen führen: 

a) am Top des Fockmastes ein helles weisses Licht, so eingerichtet und an- 
gebracht, dass es ein gleichmässiges und ununterbrochenes Licht über einen 
Bogen des Horizonts von zwanzig Kompass-Strichen wirft, nämlich zehn Strich 
an jeder Seite, von vorn bis zu zwei Strich hinter die Richtung quer ab (zwei 
Strich achterlicher als dwars), und von solcher Helligkeit, dass es in dunkler 
Nacht bei klarer Luft auf eine Entfernung von mindestens fünf See -;Meilen 
sichtbar ist; 

b) ander Steuerbordseite ein grünes Licht, so eingerichtet,und angebracht, 
dass es ein gleichmässiges und ununterbrochenes Licht über einen Bogen des 
Horizonts von zehn Kompass-Strichen wirft, nämlich von vorn bis zu zwei Strich 
hinter die Richtung quer ab (zwei Strich achterlicher als dwars) an Steuerbord, 
und von solcher Helligkeit, dass es in dunkler Nacht bei klarer Luft auf eine 
Entfernung von mindestens zwei See-Meilen sichtbar ist; 

c) an der Baekbordseite ein rothes Licht, so eingerichtet und angebracht, 
dass es ein gleichmässiges und ununterbrochenes Licht über einen Bogen des 
Horizonts von zehn Kompass-Strichen wirft, nämlich von vorn bis zu zwei Strich 
hinter die Richtung quer ab (zwei Strich achterlicher als dwars) an Backbord, 
und von solcher Helligkeit, dass es in dunkler Nacht bei klarer Luft auf eine 
Entfernung von mindestens zwei See-Meilen sichtbar ist; 

d) die Laternen dieser grünen und rothen Seiten-Lichter müssen an der Binnen- 


t) Str.-G.-B. Art. 145. »Wer die vom Kaiser zur Verhütung des Zusammenstossens 
der Schiffe auf See erlassenen Verordnungen übertritt, wird mit Geldstrafe bis zu fünf- 
hundert Thalern bestraft.« 


1380 VI. Abschn. Massregeln zur Verhütung des Zusammenstossens Art.4—9.. 


bordseite mit Schirmen versehen sein, welche mindestens Ein Meter vor dem 
Lichte vorausragen, damit die Liehter nicht querüber von der andern Seite her 
gesehen werden können. 


Art. 4. Dampfschiffe, welche andere Schiffe schleppen, müssen zur Unter- 
scheidung von anderen Dampfschiffen ausser den Seitenlichtern zwei helle weisse 
Lichter senkrecht über einander am Top des Fockmastes führen. Jedes dieser 
Toplichter muss von derselben Einrichtung und Helligkeit sein , wie das eine Top- 
licht, welches andere Dampfschiffe zu führen haben. 


Art. 5. Segelschiffe, welche unter Segel sind oder geschleppt werden, müssen 
dieselben Lichter, ‘wie die in Fahrt begriffenen Dampfschiffe führen, jedoch mit Aus- 
nahme der weissen Lichter am Top des Fockmastes , welche sie niemals führen 
dürfen. 

Art. 6. Wenn, wie es bei kleinen Schiffen in schlechtem Wetter der Fall, die 
grünen und rothen Lichter nicht fest angebracht werden können, so müssen diese 
Lichter doch auf Deck an den betreffenden Seiten des Schiffes zum sofortigen Ge- 
brauche bereit gehalten und bei jeder Annäherung von oder zu anderen Schiffen 
zeitig genug, um einen Zusammenstoss zu verhüten, gezeigt werden, und zwar 
derart, dass sie möglichst gut sichtbar sind und dass das grüne Licht nicht von der 
Backbordseite her und das rothe Licht nicht von der Steuerbordseite her gesehen 
werden kann. 

Um den Gebrauch dieser tragbaren Lichter zu sichern und zu erleichtern, 
müssen die Laternen aussen mit der Farbe des Lichtes, welches sie zeigen, ange- 
strichen und mit passenden Schirmen versehen sein. 


Art. 7. Schiffe, und zwar sowohl Dampfschiffe als Segelschiffe, welche auf 
Rheden oder in Fahrwassern vor Anker liegen, müssen von Sonnenuntergang bis 
Sonnenaufgang ein weisses Licht in einer kugelförmigen Laterne von mindestens 
zwanzig Zentimetern Durchmesser an der Stelle des Schiffes, wo es am besten ge- 
sehen werden kann, jedoch nicht höher als sechs Meter über dem Schiffsrumpfe 
zeigen und zwar so, dass ein klares, gleichmässiges und ununterbrochenes Licht um 
den ganzen Horizont und auf eine Entfernung von mindestens einer See-Meile sicht- 
bar wird. 


Art. 8. Lootsen-Segelschiffe haben nicht diejenigen Lichter, welche für andere 
Segelschiffe vorgeschrieben sind, sondern ein weisses um den ganzen Horizont sicht- 
bares Licht am Masttop zu führen und ausserdem alle fünfzehn Minuten ein Flacker- 
Feuer zu-zeigen. 


Art. 9. Offene Fischer-Fahrzeuge und andere offene Boote sind nicht ver- 
pflichtet , die für andere Schiffe vorgeschriebenen Seitenlichter zu führen; sie 
müssen aber, wenn sie solche Lichter nicht haben, eine Laterne führen, welche mit 
einem Schieber von grünem Glase an der einen Seite und mit einem Schieber von 
rothem Glase an der anderen Seite versehen ist ; diese Laternen müssen sie bei jeder 
Annäherung von oder zu anderen Schiffen zeitig genug, um einen Zusammenstoss zu 
verhüten, und in solcher Weise zeigen, dass das grüne Licht nicht von der Back- 
bordseite her und das rothe Licht nicht von der Steuerbordseite her gesehen werden 
kann. 

Fischer-Fahrzeuge und offene Boote, welche vor Anker oder vor ihren Netzen 
liegen und nicht in Fahrt sind, müssen ein helles weisses Licht zeigen. 

Ausserdem können Fischer-Fahrzeuge und offene Boote eines Flacker-Feuers 
sich bedienen, wenn sie es für zweckmässig halten. 
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VorschriftenüberdieAnwendungvon Nebel-Signalen. 


Art. 10. Bei jedem Nebelwetter, es mag Tag oder Nacht sein, müssen die 
nachstehend beschriebenen Nebel-Signale angewendet werden und mindestens alle 
fünf Minuten ertönen, nämlich : 

a) Dampfschiffe in Fahrt haben sich ‚einer Dampfpfeife zu bedienen, welche vor 
dem Schornsteine mindestens ‚2!/, Meter hoch über Deck angebracht sein muss; 

b) Segelschiffe in Fahrt müssen ein Nebelhorn gebrauchen; 

ce) Dampfschiffe und Segelschiffe, welche nicht in Fahrt sind, haben sich einer 
Glocke zu bedienen. 


Vorschriften über das Ausweichen der Schiffe. 


Art. 11. Wenn zwei Segelschiffe sich in grade entgegengesetzter oder beinahe 
grade entgegengesetzter Richtung einander nähern, so dass dadurch Gefahr des 
Zusammenstossens entsteht, so müssen die Ruder beider Schiffe backbord gelegt 
werden, damit sie einander an Backbordseite passiren (vgl. Art. 13a.). 


Art. 12. Haben zwei Segelschiffe, deren Kurse sich so kreuzen, dass Gefahr 
des Zusammenstossens entsteht, den Wind von verschiedenen Seiten, so muss das 
Schiff, welches den Wind von Backbord hat, dem Schiffe, welches den Wind von 
Steuerbord hat, aus dem Wege gehen. Nur in dem Falle, wenn das Schiff mit 
Backbordhalfen dicht am Winde liegt und das andere Schiff den Windraum hat, 
muss das letztere aus dem Wege gehen. 

Haben ‚aber zwei Segelschiffe den Wind von derselben Seite, oder segelt eins 
derselben vor dem Winde, so muss das luvwärts befindliche Schiff dem leewärts 
befindlichen aus dem Wege gehen. 


Art. 13. Wenn zwei Dampfschiffe sich in grade entgegengesetzter oder bei- 
nahe grade entgegengesetzter Richtung einander nähern, so dass dadurch Gefahr 
des Zusammenstossens entsteht, so müssen die Ruder beider Schiffe backbord gelegt 
werden, damit sie einander an Backbordseite passiren (vgl. 13a.). 


Art. 13a. Die vorstehenden Artikel 11 und 13 finden nur dann Anwendung, 
wenn zwei Schiffe sich in grade entgegengesetzter oder beinahe grade entgegengesetzter 
Richtung einander nähern, so dass dadurch Gefahr des Zusammenstossens entsteht, 
nicht aber dann, wenn zwei Schiffe, sofern sie beide ihren Kurs beibehalten, frei 
von einander passiren können. 

Die gedachten beiden Artikel finden daher nur in solchen Fällen Anwendung, 
wenn zwei Schiffe grade oder beinahe grade auf einander zusteuern; mit anderen 
Worten, wenn bei Tage jedes der beiden Schiffe die Masten des andern mit den 
seinigen in einer graden oder beinahe graden Linie sieht und wenn bei Nacht jedes 
der beiden Schiffe sich in solcher Stellung befindet, dass es beide Seitenlichter des 
andern Schiffes erblicken kann. 

Dagegen finden die gedachten beiden Artikel keine Anwendung, wenn bei Tage 
das eine Schiff sieht, dass sein Kurs vor dem Buge von dem andern Schiffe gekreuzt 
wird, oder wenn bei Nacht das rothe Licht des einen Schiffes dem rothen des andern, 
oder das grüne Licht des einen Schiffes dem grünen des andern gegenübersteht, 
oder wenn ein rothes Licht ohne ein grünes, oder ein grünes Licht ohne ein rothes 
voraus in Sicht ist, oder wenn beide farbige Seitenlichter anderswo, als voraus, 
in. Sicht sind. | 


Art. 14. Wenn die Kurse zweier Dampfschiffe sich so kreuzen, dass Gefahr 
des Zusammenstossens entsteht, so muss dasjenige Dampfschiff aus. dem Wege gehen, 
welches das andere an seiner Steuerbordseite hat. 
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Art. 15. Wenn ein Dampfschiff und ein Segelschiff in solchen Richtungen 
fahren, dass für sie Gefahr des Zusammenstossens entsteht, so muss das Dampfschiff 
dem Segelschiffe aus dem Wege gehen. 


Art. 16. Jedes Dampfschiff, welches sich einem in Schiffe in solcher“ 
Weise nähert, dass dadurch Gefahr des Zusammenstossens entsteht, muss seine 
Fahrt mindern, oder, wenn nöthig, stoppen und rückwärts gehen. 

Bei Nebelwetter muss jedes Dampfschiff mit gemässigter Geschwindigkeit fahren. 


Art. 17. Jedes Schiff muss beim Ueberholen eines anderen diesem letzteren: 
aus dem Wege gehen. 


Art. 18. Inallen Fällen, wo nach den obigen Vorschriften das eine von zwei 
Schiffen dem andern aus dem Wege zu gehen hat, muss dieses letztere seinen Kurs 
beibehalten, zugleich aber die Bestimmungen des folgenden Artikels berücksichtigen. 


Art. 19. Bei Befolgung der vorstehenden Vorschriften muss stets gehörige 
Rücksicht auf alle Gefahren der Schifffahrt, sowie nicht minder auf solche besondere 
Umstände genommen werden, welche etwa im einzelnen Falle zur Abwendung un- 
mittelbarer Gefahr ein Abweichen von obigen Vorschriften nothwendig machen 
möchten. 


Art. 20. Die vorstehenden Vorschriften sollen übrigens in keiner Weise ein 
Schiff oder den Rheder, den Führer oder die Mannschaft desselben von den Folgen 
befreien, welche durch Versäumniss in dem Gebrauche der Lichter oder Signale oder 
durch Mangel an gehöriger Achtsamkeit oder durch Vernachlässigung einer von der 
gewöhnlichen seemännischen Praxis oder durch die besonderen Umstände des Falls. 
gebotenen Vorsicht entstehen. 


Art. 21. Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1872 in Kraft. 
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem. 
Kaiserlichen Insiegel. 


Gegeben Berlin, den 23. Dezember 1871. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Fürst v. Bismarck. 


Anlagen zur Verordnung vom 23. Dezember 1871. 
Anlage A. 


In Anschluss an vorstehende Verordnung lassen wir die einschlagenden Be- 
stimmungen der Englischen »Merchant Shipping Act« folgen, welche vom Reichs- 
kanzler- Amte den Oberpräsidien mit der Aufforderung mitgetheilt sind, sie zur 
Kenntniss der betheiligten Kreise zu bringen. 


- Auszug aus dem Merchant Shipping Aci, über Zusammenstoss auf See, Lootsen- 
und Noth-Signale etc. 
(»Mercantile Marine Magazine«. 1873. November-Heft. Nachrichten für Seefahrer 1373,. 
S..2984,| 
a. Merchant Shipping Act 1873. — Ueber Zusammenstoss (Collisions). 
»Das Board of Trade macht bekannt, dass vom 1. Nov. 1873 ab die folgenden ‚Ab- 
schnitte (Nr. 16 u. 17) der Merchant Shipping Act 1873, in Kraft treten. 


Nr. 16. Bei jedem Zusammenstoss zweier Schiffe hat der Führer oder derjenige, 
welcher jedes der beiden Schiffe befehligt,, die Verpflichtung, wenn und sofern derselbe es: 
ohne Gefahr für das eigene Schiff, die Besatzung, event. die Passagiere thun kann, bei dem. 
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anderen Schiffe zu verbleiben, bis er sich versichert hat, dass das Schiff weitere Hülfelei- 
stung nicht bedarf; und dem anderen Schiffe, dessen Führer, der Besatzung, event. den 
Passagieren solche Hülfe zu leisten, wie sie durch die Umstände bedingt wird und wie die- 
selbe nothwendig ist, um die Genannten aus irgend einer Gefahr, welche durch den Zu- 
sammenstoss veranlasst wurde, zu retten. Ferner ist er verpflichtet, dem Führer oder der 
Person, welche das Kommando des anderen Schiffes hat, den Namen seines eigenen Schiffes, 
den Hafen, in welchen dasselbe registrirt ist, oder den Hafen oder Ort, wo es zu Hause 
gehört, zu nennen, wie auch den Hafen oder Ort des Abganges und den der Bestimmung, 
anzugeben. 

Wenn;er dieses zu thun unterlässt, und keinen vernünftigen Grund für solches Unter- 
lassen vorbringen kann, so soll der Zusammenstoss, beim Mangel eines Gegenbeweises, so 
angesehen werden, als sei derselbe durch seine gesetzwidrige Handlung, seine Nachlässig- 
keit oder sein Verschulden begangen worden. 

Jeder Schiffsführer oder jede befehligende Person eines britischen Schiffes, welche es 
unterlässt, solche Hülfe zu leisten oder solche Auskunft zu geben, wie sie eben beschrie- 
ben worden, soll, wenn er keinen vernünftigen Grund vorbringen kann, als solchen Ver- 
gehens schuldig erachtet werden. Sollte derselbe ein, mit einem Zertifikat versehener 
Schiffs-Offizier sein, so kann über sein Benehmen eine Untersuchung eingeleitet und sein 
Zertifikat vernichtet oder für eine gewisse Zeit als ungültig erklärt werden. 


Nr. 17. Wenn in irgend einem Falle des Zusammenstosses dem Gerichtshof, welcher 
den Fall abzuurtheilen hat, der Beweis erbracht werden kann, dass irgend eine der Be- 
stimmungen gegen den Zusammenstoss, welche in dem Merchant Shipping Act von 1854 
bis 1873 enthalten sind, verletzt wurde, so wird das Schiff, durch welches die Bestimmung 
verletzt worden ist, für schuldig erklärt, es sei denn, dass dem Gericht zur Genüge darge- 
than werde, dass die besonderen Umstände des Falles ein Abweichen von den angegebenen 
Vorschriften nöthig gemacht haben. 

September 1873. Thomas Gray, 

Assistant Secretary, Marine Department, Board of Trade.« 


b. Merchant Shipping Act, 1873. — Lootsen-Signale. 


»Das Board of Trade macht bekannt, dass vom 1. November 1873 ab, wenn ein 
Schiff einen Lootsen verlangt, die anzuwendenden oder zu zeigenden Signale, in Ueberein- 
stimmung mit dem 19. Abschnitte der Merchant Shipping Act, 1872, die folgenden sind: 


Bei Tage. Die nachstehenden Signale, nummerirt 1 und 2, zusammen oder einzeln 
angewandt oder gezeigt, sollen als die Lootsen-Signale bei Tage angenommen werden: 

I. Im Vortopp ist der »Jack« oder eine andere, von den Kauffahrteischiffen gewöhnlich 
geführte Nationalflagge mit einem weissen Streifen, der !/; der Flaggenbreite beträgt, 
eingefasst, zu hissen ; oder 

2. Die Signalflaggen P. T. (Lootsen - Signal) des »Internationalen Signalbuches für die 
Kauffahrteischiffe aller Nationen«. 

Bei Nacht. Die nachstehenden Signale, nummerirt ‘1 und 2, zusammen oder einzeln 
angewandt oder gezeigt, sollen als die Lootsen-Signale bei Nacht angenommen werden: 

1. Ein pyrotechnisches Feuer, gewöhnlich Blaufeuer genannt, jede 15 Minuten ; oder 

2. Ein helles weisses Feuer, aufblitzend in kurzer oder häufiger Aufeinanderfolge,, jedes- 
mal ungef. eine Minute lang, dicht oberhalb der Verschanzung (Flackerfeuer). 

Jeder Schiffsführer, welcher diese aufgeführten Signale zu einem anderen Zwecke, als 
um einen Lootsen zu rufen, anwendet oder zeigt oder irgend einer unter seiner Autorität 
stehenden Person solche zu zeigen oder anzuwenden erlaubt oder irgend ein anderes Sig- 
nal um einen Lootsen zu rufen anwendet oder anzuwenden erlaubt, wird in eine Strafe 
nicht über 20 .£ (400 Reichsmark) genommen. 

September 1873. O,.0ecil’Trevor, 

Assistant Secretary, Harbour Department, Board of Trade.« 


c. Merchant Shipping Act, 1873. — Noth-Signale. 


»Das Board of Trade macht bekannt, dass vom 1. November 1873 ab, die nach- 
stehenden Signale, in Uebereinstimmung mit dem 18. Abschnitt des Merchant Shipping 
4et, 1873, als Noth-Signale angenommen sind: 

Bei Tage. Die nachstehenden Signale, nummerirt 1, 2 und 3, zusammen oder einzeln 
angewendet oder gezeigt, sind als Noth-Signale bei Tage angenommen worden : 

1. Kanonenschüsse in Zwischenräumen von ungef. einer Minute. 
2, Die Signalflagge N. C. (Noth-Signal) des »Internationalen Signalbuches für die Kauf- 
fahrteischiffe aller Nationen«. 
ae 
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3. Das Fern-Signal, bestehend aus einer viereckigen Flagge und entweder darüber oder 
darunter einen Ball oder einen einem Ball gleichenden Gegenstand. 


Bei Nacht. Die nachstehenden Signale, nummerirt 1, 2 und 3, zusammen oder ein- 

zeln angewendet oder gezeigt, sind als Noth-Signale bei Nacht angenommen worden: 

1. Kanonenschüsse in Zwischenräumen von ungef. einer Minute. 

2. Ein Feuer an Bord (von einer brennenden Theer- oder Oeltonne etc.). 

3. Raketen und Leuchtkugeln von jeder Farbe oder Art, stets eine zur Zeit und in kurzen 
Zwischenräumen, 

Jeder Schiffsführer, welcher eines dieser besagten Signale selbst zeigt, oder irgend einer 
unter seiner Autorität stehenden Person, mit Ausnahme, wenn das Schiff wirklich in Noth 
ist, zu zeigen erlaubt, soll verpflichtet sein, Vergütigung zu entrichten für irgend eine be- 
reits unternommene Arbeit, für bestandene Gefahr oder dabei eingetretenen Verlust, als 
Folge davon, dass solche Signale als Noth-Signale angesehen worden sind; und solche 
Vergütung kann, ohne dass dadurch ein anderer Weg ausgeschlossen wird, in der Weise, 
wie gewöhnlich Bergungsgelder, eingezogen werden. 

August, 1873. Thomas Gray, 

Assistant Secretary, Marine Department, Board of Trade.« 


d. Merchant Shipping Act, 1873. — Privat-Signale. 


»Das Board of Trade macht hierdurch bekannt, das gemäss des 21. Abschnittes des 
Merchant Shipping Act, 1873, jeder Schiffs-Rheder, welcher Raketen-, Licht- oder andere 
ähnliche Signale zum Zweck von Privat-Signalen gebrauchen will, solche bei dem Board 
of Trade registriren lassen kann. Dieses kann die Aufnahme in das Register verweigern, 
wenn nach seiner Meinung dieselben nicht!) als Noth- und Lootsen-Signale etc. zu erken- 
nen sind. Wenn aber derartige Signale registrirt sind, so kann derjenige, welcher die- 
selben gebraucht, dafür keiner Strafe unterworfen werden und auch nicht solchen Unan- 
nehmlichkeiten ausgesetzt sein, wie Personen, die in ungerechtfertigter Weise Signale 
zeigen. 

Da diese Verordnung am 1. November 1873 in Kraft tritt, so sollten dies bezügliche 
Meldungen sofort an den Unterzeichneten gemacht werden. 

September, 1873, Thomas Gray, 

Assistant Secretary, Marine Department, Board of Trade.« 


e. Privat-Signale an den britischen Küsten. 
(Nachrichten für Seefahrer. 1874. S. 14.) 


»Nach Mittheilung des Deutschen Reichskanzler-Amtes hat .das Board of Trade zu 
London die von den Rhedern zu Privatzwecken von ihren Schiffen zu benutzenden Privat- 
Signale zu registriren und kann deren Registrirung verweigern, wenn solche mit den für 
Noth- und Lootsen-Signale (siehe oben mitgetheilte Auszüge aus den »Nachrichten für 
Seefahrer« 1873) gegebenen Bestimmungen zu verwechseln sind. Der 21. Abschnitt der 
Merchant Shipping Act 1873, besagt hierüber wie folgt: 

»Jeder Schiffsrheder, welcher Raketen-, Licht- oder andereähnliche Signalezum Zweck 
von Privat-Signalen gebrauchen will, muss solche bei dem Board of Trade registriren 
lassen und das Board wird solche registrirten Signale bekannt machen, wenn es ihm: 
nothwendig erscheint, um zu verhindern, dass derartige Signale mit den Noth- oder 
Lootsen-Signalen verwechselt werden können. 

Das Board kann Signalen die Aufnahme in das Register verweigern, wenn nach 
seiner Meinung dieselben nicht leicht von den Noth- und Lootsen-Signalen zu unter- 
scheiden sind. 

Wenn aber derartige Signale registrirt sind, so soll derjenige, welcher sie mit Er- 
laubniss des Schiffs-Rheders, unter dessen Namen solche registrirt sind, gebraucht, keiner 
Strafe oder Verpflichtung unterworfen werden, wie solche Personen, die in ungerecht- 
fertigter Weise Signale zeigen.« 

Mit Bezug auf diesen 21. Abschnitt der Merchant Shipping Act macht das 
Board of Trade in einem Zirkular, November: 1873, Nr. 680 noch folgendes bekannt: 

»Da Kanonenschüsse (in jeder Minute) und Raketen zu Noth-Signalen benutzt wer- 
den, so ist das Board nicht Willens, ein Privat-Nacht-Signal, in welchem Kanonen- 


!) Hier scheint ein Fehler im Original vorzuliegen : statt »nicht ete. zuerkennen« 
heisst es anscheinend richtiger »leicht mitete. zuverwechseln sind«, Vergl. Abs. 1.2. 
des Abschn. 21. M. Sh. A. 1873 oben. 
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schüsse vorkommen, zu registriren. Ferner ist es nicht Willens, ein Privat-Nacht- 
Signal zu registriren, in dem Raketen-Signale vorkommen, mit Ausnahme an den drei 
folgenden Orten: 
1. Bei Movelle und der Einfahrt nach dem Zough-Foyle in der Grafschaft Donegal an 
der NW-Küste von Irland. 
2. Bei Browhead in der Grafschaft Cork, an der SO-Küste von Irland. 
3. Beim Queenstown Hafen, in der Grafschaft Cork, an der SO-Küste von Irland. 

Die Registrirung von Raketen zu Privat-Signalen wird mit Ausnahme an den drei 
genannten Orten in Zukunft verweigert werden und die Registrirung der bereits mit 
Kanonenschüssen oder Raketen verbundenen Signale, welche an anderen Orten als an 
diesen vorhergenannten drei Orten bereits stattgefunden, werden am 30. November 1873 
gestrichen werden. 

Die Kanonenschüsse (in jeder Minute), die Raketen und Lichter bleiben ausschliess- 
lich für Noth-Signale während der Nacht auf britischen Schiffen, sowohl an den Küsten 
des vereinigten Königreichs wie auf hoher See, im Gebrauch.« 


Anlage B. 


Verordnung des Senats zu Bremen, statistische Erhebungen über die Ver- 
unglückungen von Seeschiffen betreffend. Vom 22. Febr. 1874. 


Zum Zweck der Ausführung des Beschlusses des Bundesrathes vom 7. De- 
zember 1871'), statistische Erhebungen über die Verunglückungen Deutscher See- 
schiffe betreffend, verordnet der Senat, was folgt: 


$. 1. Die Rheder in das Bremische Schiffsregister eingetragener Seeschiffe sind 
gehalten, alljährlich bis zum 15. Febr. jeden Jahres Zusammenstellungen über ihre 
vorbezeichneten, im Laufe des verflossenen Kalenderjahres verunglückten oder ver- 
schollenen Seeschiffe der Regierungs-Kanzlei einzureichen und zwar nach Formu- 
laren, welche daselbst unentgeldlich in Empfang zu nehmen sind. 


$. 2. In diesen Zusammenstellungen ist, soweit glaubwürdige Nachrichten zu 
erhalten sind, für jedes dieser Schiffe anzugeben: 
1) die Bezeichnung des Schiffes mindestens durch das Unterscheidungs-Signal und 
den Namen, 
2) die Zeit der Verunglückung, 
3) der Ort der Verunglückung, 
4) die Zahl der Besatzung, einschliesslich des Schiffsführers, zur Zeit der Ver- 
unglückung, 
5) die Zahl der an Bord gewesenen, nicht zur Besatzung gehörigen Personen, 
6) der Hauptgegenstand der Ladung, 
7) der letzte Abgangsort des Schiffs, 
8) der Bestimmungsort des Schiffs, 
9) die Art der Verunglückung, z. B. ob: bei Sturm oder Seegang gesunken oder 
sinkend verlassen, 
in Folge von Zusammenstoss gesunken oder wrack, 
durch Feuer, Blitz oder Explosion gesunken, verbrannt oder wrack, 
im Eise untergegangen oder wrack, 
gestrandet, wrack und nicht wieder abgebracht, 
in Folge von Strandung abgewrackt, verschollen ; 
10) der Menschenverlust; umgekommen: 
a. von der Besatzung, 
b. von den nicht zur Besatzung gehörigen Personen ; 


1) Der Wortlaut dieses Beschlusses war uns leider nicht zugänglich. 
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11) der Ausgang des Unfalls für die Ladung ob: 
ganz verloren, 
ganz verdorben, 
zu etwa 1/,, 1/5, 3/, des Werths gerettet, 
ganz geborgen; 
12) ob das Schiff versichert war, wie hoch und wo; 
13) ob die Ladung versichert war, wie hoch und wo; 
14) was sonst etwa über die muthmasslichen oder erwiesenen Ursachen des Unfalls 
oder über sonstige Umstände zu bemerken ist (Bemerkungen). | 
$. 3. Am Schlusse dieser Zusammenstellungen sind die unvollständig geblie- 
benen Nachweise aus früheren Jahren, auf Grund von inzwischen etwa eingegan- 
genen Nachrichten unter Angabe des Jahres der Verunglückung des betreffenden 
Schiffes, thunlichst zu vervollständigen. 
$.4. Die Zusammenstellungen für das Jahr 1873 sind bis zum 15. März 1874 
der Regierungs-Kanzlei einzureichen. 
$. 5. Zuwiderhandlungen werden mit einer Geldstrafe bis zu 100 Mark ge- 
ahndet. 
Beschlossen Bremen in der Versammlung des Senats vom 18. Februar und 
bekannt gemacht am 22. Februar 1874. 
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VII. Anhang. 


Strandungs-Ordnung vom 17. Mai 1874. 
(Reichs-Gesetzblatt, S. 73 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preussen etc. 
yerordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundes- 
raths und des Reichstags, was folgt: 


I. Abschnitt. 
Von den Strand-Behörden. 


$. 1. Die Verwaltung der Strandungs - Angelegenheiten wird durch Strand- 
Aemter geführt. | 

Den Strand-Aemtern werden Strand-Vögte untergeordnet. Letztere haben ins- 
besondere diejenigen Massregeln zu leiten, welche zum Zwecke der Bergung oder 
Hülfsleistung zu ergreifen sind. 


$.2. Die Organisation der Strand- Aemter, die Abgrenzung ihrer Bezirke, 
‚die Anstellung der Strand-Beamten, die Regelung des Verhältnisses der Strand- 
Vögte zu den Strand-Aemtern, und die Bestimmung der Behörden, welche die Auf- 
sieht über diese Aemter und Beamten zu führen haben, sowie die Feststellung der 
Dienstbezüge der Strand -Beamten steht den Landes -Regierungen nach Massgabe 
‚der Landes-Gesetze zu. 

Der Vorsteher eines Strand- Amts kann für den ihm-überwiesenen Bezirk oder 
‚einen Theil desselben zugleich zum Strand - Vogt bestellt werden. 


$. 3. Die Ober- Aufsicht über die Verwaltung der Strandungs - Angelegen- 
‘heiten steht dem Reiche zu. 


II. Abschnitt. 
Yon dem Verfahren bei Bergung und Hülfsleistung in Seenoth. 


‚4. Wer ein auf den Strand gerathenes oder sonst unweit desselben in See- 
noth befindliches Schiff wahrnimmt, hat hiervon sofort dem zuständigen Strand-Vogt 
oder der nächsten Gemeinde - Behörde Anzeige zu machen. Der Ueberbringer der 
ersten Anzeige hat Anspruch auf eine angemessene Vergütung. 


$.5. Die Gemeinde -Behörde hat unverzüglich für die Mittheilung der Nach- 
rieht an den Strand-Vogt zu sorgen. Die Gemeinden sind verpflichtet, hierzu gegen 
‚eine den ortsüblichen Sätzen entsprechende Vergütung einen Boten und die nöthigen 
Beförderungsmittel (Pferd, Gespann, Boot) zu stellen. 


$.6. Der Strand - Vogt hat unverzüglich nach Empfang der Nachricht ($. 5) 
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sich an Ort und Stelle zu begeben und daselbst die zur Aufrechterhaltung der Ord- 
nung, sowie zur Bergung oder Hülfsleistung erforderlichen Anordnungen zu treffen. 
Auch hat er für schleunigste Benachrichtigung des Strand-Amts, sowie des nächsten 
Zoll-Beamten Sorge zu tragen, bis zur Ankunft des letzteren aber das Zoll-Interesse 
selbst wahrzunehmen. 

Bis zum Erscheinen des Strand-Vogts sind die Strand-Unterbeamten und in 
deren Ermangelung die nächste Gemeinde- Behörde zu den erforderlichen Anord- 


nungen berufen. 


$. 7. Wider den Willen des 'Schiffers ‘dürfen Massregeln zum Zweck der 
Bergung oder Hülfsleistung nicht ergriffen werden. Insbesondere darf wider den 
Willen des Schiffers weder an das Schiff angelegt ; noch dasselbe betreten werden. 
Ist das Schiff von der Schiffs- Besatzung. verlassen, so bedarf es zum Anlegen an 
dasselbe oder zum Betreten desselben, sofern nicht dringende Gefahr im Verzuge 
liegt, der Erlaubniss des Strand - Vogts. | u 

Auf die Thätigkeit der Vereine zur Rettung 'Schiffbrüchiger finden ‘diese Be- 
Stimmungen keine Anwendung. INGE 28 a 


$. 8. Der Schiffer ist befugt, dem Strand-Vogt die Leitung des Verfahrens 
Jederzeit wieder abzunehmen, sobald er für die etwa bereits entstandenen Bergungs- 
und Hülfskosten, einschliesslich des Berge- und Hülfslohnes (Art. 753 des.All- 
gemeinen Deutschen Handels-Gesetzbuchs)!) die von dem Vorsteher des Strand- 
Amtes oder dem Strand - Vogt erforderlich befundene Sicherheit bestellt hat. 


$. 9. Die Verpflichtung, den polizeilichen Aufforderungen zur Hülfe Folge zu 
leisten, bestimmt sich nach $. 360, Nr. 10 des Strafgesetzbuches 2) mit. der Mass- 
gabe, dass als »Polizei-Behörde« im Sinne dieser Vorschrift auch der Strand-Vogt gilt. 

Während der Seenoth ist der Strand-Vogt befugt, zur Rettung von Menschen- 
leben die erforderlichen Fahrzeuge und Geräthschatten , sowie Jeden ausserhalb der 
öffentlichen Wege zum Strande führenden Zugang auch ohne Einwilligung der Ver- 
fügungs - Berechtigten in Anspruch zu nehmen. Der hieraus entstehende wirkliche 
Schaden ist zu vergüten. Wer der Anordnung des Strand-Vogts nicht Folge leistet, 
wird mit der im $. 360, Nr. 10 a. a. O. angedrohten Strafe belegt. 

Die Fahrzeuge und Geräthschaften Jer ‚Vereine zur Rettung ‚Schiffbrüchiger 
dürfen nur , insoweit die Vereins- Mannschaft nicht selbst einschreitet ‚ zur Rettung; 
von Menschenleben in Anspruch genommen werden. 


$. 10. Die in den $. 4, 5 und 9 bezeichneten Vergütungen gehören zu den 
im Art. 745, Abs. 2 des Allgemeinen Deutschen Handels-Gesetzbuchs bestimmten. 
Bergungs- und Hülfskosten. Dieselben werden nach Massgabe der Bestimmungen 
des fünften Abschnittes festgesetzt, und sind, wenn anderweit die Befriedigung nicht 
zu erreichen ist, aus Staatsmitteln zu leisten. Auf Verlangen sind sie aus diesen. 
vorschussweise zu zahlen. 


$. 11. Der Strand-Vogt hat vor Allem für die Rettung der Personen zu. 


ler nn oe re | 

').Vergl. den Wortlaut der hier und in den folgenden Paragr. angezogenen Art. des: 
A. D. Hals.-Ges.-B. unten in dem als Anlage mitgetheilten Tit. 9. H.-G.-B., bezw. im 
Archiv des Nordd. Bundes, Bd. III., S. 300, 400. | 

. Strafgesetzb. $. 360: »Mit Geldstrafe bis zu 50 Thlın. oder mit Haft wird be- 
straft: 
10. wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Noth von der Polizei-Behörde oder 
deren Stellvertreter zur Hülfe aufgefordert, keine Folge leistet, obgleich er der Aufforde- 
rung ohne erhebliche eigene Gefahr genügen konnte.« 
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sorgen. Im Falle der Bergung hat er zunächst die Schiffs- und Ladungs- Papiere, 
insbesondere das Schifis-Journal an sich zu nehmen, das letztere sobald als möglich 
mit dem Datum und seiner Unterschrift abzuschliessen und demnächst sämmtliche 
Papiere dem Schiffer zurückzugeben. ; 


$. 12. Ohne Genehmigung ‘des Schiffers darf nichts aus dem Schiffe fort- 
geschafft werden. Auch hat zunächst der Schiffer darüber Bestimmung zu treffen, 
wohin die fortgeschafften Gegenstände sowie das Schiff selbst zu bringen sind. So- 
wohl jene Genehmigung als auch diese Bestimmung steht dem Strand-Vogt zu, wenn 
derselbe die Leitung des Verfahrens übernommen hatte. In Ermangelung einer Be- 
stimmung des Schiffers oder des Strand-Vogts muss das Geborgene, sofern keine 
Hindernisse entgegenstehen, bei Verlust des Anspruchs auf berge- oder Hülfslohn 
nach dem zunächst erreichbaren Deutschen Hafen oder Landungsplatze gebracht 
und sofort der nächsten Polizei- Behörde oder dem Strand - Vogt angezeigt werden. 

Die aus dem Schiffe fortgeschafften Gegenstände sind, sobald dies thunlich, zu 
verzeichnen. 


. 13. Werden einzelne Stücke der Ladung oder des Schiffes oder sonstige 
Gegenstände, welche auf dem Schiffe sich befunden oder zu demselben gehört haben, 
an das Land getrieben, so hat derjenige, welcher dieselben birgt, dies sofort einem 
der mitwirkenden Beamten anzuzeigen und auf Erfordern die Sachen abzu- 
liefern. 


$. 14. Der Strand-Vogt hat dem nächsten Steuer- Beamten von der Bergung 
sofort Nachricht zu geben und bis zur Ankunft desselben das steuerfiskalische Inter- 
esse wahrzunehmen. 

Die geborgenen Gegenstände werden von dem Strand- Amt und dem Zoll- 
Beamten gemeinschaftlich in Gewahrsam genommen. 


$. 15. Das Strand-Amt hat mit Zuziehung des Schiffers und des Zoll-Beamten 
ein Inventarium der geborgenen Gegenstände unter Angabe der etwa vorhandenen 
Marken und Nummern und mit Benutzung der vorläufigen Verzeichnisse ($. 12) auf- 
zunehmen, dabei auch überall den Werth und die Menge zu vermerken, soweit die- 
selben sich aus vorhandenen Schriftstücken ergeben oder anderweit ohne Verletzung 
der Verpackung festzustellen sind. Das Inventarium ist von dem Zoll- Beamten 
und dem Schiffer zu unterschreiben, die Einsicht desselben oder die Fertigung einer 
Abschrift ist auch anderen Betheiligten zu gestatten. 


$. 16. Die geborgenen Gegenstände sind dem Schiffer, in Ermangelung des- 
selben demjenigen, welcher sonst seine Empfangs - Berechtigung nachweist, auszu- 
liefern. Die Auslieferung darf jedoch , mit Ausnahme der für das augenblickliche 
Bedürfniss der Mannschaft und der Passagiere erforderlichen Gegenstände, erst 
nach Bezahlung oder Sicherstellung der Bergungskosten einschliesslich des Berge- 
lohns (Art. 753 des Allgemeinen Deutschen Handels-Gesetzbuchs) und nach erfolg- 
ter zollamtlicher Abfertigung geschehen. 


$. 1%. Behufs Uebernahme der Vertretung der Betheiligten in Bergungs- und 
Hülfsleistungs-Fällen können von den Landes-Regierungen an geeigneten Orten ein- 
für allemal Sachverständige bestellt werden. Dieselben sind in den einzelnen Fällen 
den Betheiligten von dem Strand-Amt namhaft zu machen. Die Wahl anderer Ver- 
treter ist hierdurch nicht ausgeschlossen. 


$. 18. Leicht verderbliche und solche Gegenstände, deren Aufbewahrung mit 
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Gefahr oder unverhältnissmässigen Kosten verbunden sein würde, können von dem 
Strand- Amt öffentlich verkauft werden, jedoch bei Anwesenheit des Empfangs- 
Berechtigten nur mit Zustimmung desselben oder nach fruchtlos an ihn ergangener 
Aufforderung, die Gegenstände gemäss $. 16 in Empfang zu nehmen. ; 


$. 19. Entstehen Zweifel oder Streitigkeiten über die Empfangs-Berechtigung, 
oder sind die Empfangs-Berechtigten nicht alsbald zu ermitteln, so hat das Strand- 
Amt die ‚betreffenden Gegenstände oder deren Erlös ($. 18) in Verwahrung zu 
nehmen , und demnächst nach den Bestimmungen des IV. Abschnitts zu verfahren. 


III. Abschnitt. 


Von See-Auswurf und strandtriftigen Gegenständen, Sowie von 
versunkenen und seetriftigen Gegenständen. 


$. 20. Wenn ausser dem Falle der Seenoth eines Schiffes besitzlos gewordene 
Gegenstände von der See auf den Strand geworfen oder gegen denselben getrieben, 
und vom Strande aus geborgen werden, so haben auch in diesen Fällen die Berger 
Anspruch auf Bergelohn nach den Vorschriften des Allgemeinen Deutschen Handels- 
Gesetzbuchs, Buch V. Titel 9. Sie sind verpflichtet, bei Verlust des Anspruchs 
auf Bergelohn von den geborgenen Gegenständen der nächsten Polizei-Behörde oder 
dem Strand-Vogt sofort Anzeige zu machen, und dieselben zur Verfügung zu stellen. 


$. 21. Denselben Anspruch und dieselbe Verpflichtung haben die Berger, 
wenn versunkene Schiffstrimmer oder sonstige Gegenstände vom Meeresgrunde 
heraufgebracht, oder wenn ein verlassenes Schiff oder sonstige besitzlos gewordene 
Gegenstände, in offener See treibend, von einem Fahrzeuge geborgen werden. 

Die Verpflichtung tritt in diesem Falle ein, sobald das bergende Fahrzeug nach 
der Bergung an der Deutschen Küste anlegt oder vor Anker geht, fällt aber fort, 
wenn das Fahrzeug inzwischen an einer fremden Küste angelegt hat, oder vor Anker 
gegangen ist, und die Berger dort die geborgenen Gegenstände dem Eigenthümer 
oder einer Behörde zur Verfügung gestellt haben. 


$. 22. Welche Gewässer bei Anwendung der $$. 20 und 21 der See gleich- 
zustellen sind, bestimmen die Landes - Regierungen. 


8.23. Das Strand-Amt hat den Berger über die Zeit, den Ort und die Um- 
stände der Bergung, sowie über .den beanspruchten Lohn zu hören und für die an- 
gemessene Aufbewahrung der Gegenstände zu sorgen, auch dem nächsten Zoll- 
Beamten Nachricht zu geben. Die Bestimmungen der $$. 14, 15 und 18 finden 
auch hier Anwendung. 

Kann der Empfangs-Berechtigte alsbald ermittelt werden, so ist nach der Vor- 
schrift des $. 16, andernfalls nach den Vorschriften des IV. Abschnitts, zu ver- 
fahren. 


„24. Die Landes-Regierungen sind ermächtigt, Anmeldestellen einzurichten, 
welchen die Strand- Aemter jede Bergung in den Fällen der $$. 20 und 21 mitzu- 
theilen haben. Auf diesen Anmeldestellen’ist ein Fundverzeichniss über die ge- 
borgenen Gegenstände und den Ort ihrer Aufbewahrung zu führen und zur Einsicht 
fir Jedermann auszulegen. Ein Auszug aus dem Verzeichniss wird in angemessenen 
Fristen bekannt gemacht. 

Die Bestimmungen des $. 23 finden auch da Anwendung, wo Anmeldestellen 
bestehen. 
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$. 25. Wenn auf der Rhede oder im Fahrwasser eines Hafens versunkene 
Wracks, Anker oder andere Gegenstände die Schifffahrt beeinträchtigen und der 
Eigenthümer entweder nicht bekannt oder zur Fortschaffung derselben nicht bereit 
ist, so ist die Behörde befugt, die Beseitigung zu veranlassen und zur Deckung der 
Kosten die beseitigten Gegenstände öffentlich zu verkaufen. In diesem Falle ist mit 
dem Rest des Erlöses nach den $$. 16 und 19 zu verfahren. Nach fruchtlosem Auf- 
gebots- Verfahren ($. 26) fällt derselbe der Seemanns - Kasse oder in Ermangelung 
einer solchen der Armen - Kasse des Hafenorts zu. 


IV. Abschnitt. 


Von dem Aufgebots- Verfahren in Bergungs-Sachen und dem 
Rechte auf herrenlose geborgene Gegenstände. 


$. 26. Behufs der Ermittelung: des Empfangs- Berechtigten hat das Strand- 
Amt, sofern sich genügender Anlass dazu bietet, geeignete Vorverhandlungen ein- 
zuleiten. Dem dadurch ermittelten Berechtigten sind die geborgenen Gegenstände 
nach Massgabe des $. 16 auszuliefern. 

Wenn sich kein Anlass zu Vorverhandlungen bietet, oder durch dieselben der 
Empfangs- Berechtigte nicht ermittelt wird, so tritt das Aufgebots- Verfahren 
($$. 27 ff.) ein. 


$. 2%. Im Aufgebots-Verfahren werden alle unbekannten Berechtigten auf- 
gefordert, bis zu einem bestimmten Termine bei dem Strand - Amte ihre Ansprüche 
anzuzeigen, widrigenfalls dieselben bei der Verfügung über die geborgenen Gegen- 
stände unberücksichtigt bleiben würden. 

Der Termin ist auf vier Wochen bis neun Monate zu bestimmen. Das Auf- 
gebot wird durch Aushang (Anschlag) an der Amtsstelle, sowie nach dem Ermessen 
des Strand- Amtes durch eine oder mehrere Anzeigen in öffentlichen Blättern und 
Anschlag an Börsen und anderen geeigneten Orten bekannt gemacht. Zur Erspa- 
rung von Kosten kann das Aufgebot so lange ausgesetzt werden, bis eine ange- 
messene Zahl von Gegenständen angesammelt ist. 

Ein Ausschluss - Bescheid wird nicht erlassen. 


$. 28. Diejenigen Gegenstände, auf welche ein Anspruch nicht angezeigt ist, 
werden nach Ablauf des Termins den nach $. 35 Berechtigten gegen Erlegung der 
Bergungskosten, zu welchen in den Fällen des ersten Absatzes des $. 35 auch der 
Bergelohn gehört, nach erfolgter zollamtlicher Abfertigung ausgeliefert. 

Der Empfänger ist, wenn versäumte Ansprüche später geltend gemacht werden, 
nur insoweit, als er sich dann im Besitze der Sache noch befindet oder durch den 
aus derselben gelösten Werth noch bereichert ist, dem Berechtigten zur Entschädi- 
gung verpflichtet. In den Fällen des zweiten Absatzes des $. 35 behält der Berger 
auch den noch in seinem Besitze befindlichen Vortheil, insoweit dieser den Bergelohn 
nicht übersteigt. 


$. 29. Sind dagegen Ansprüche angezeigt, so fordert das Strand- Amt die 
nach $. 35 Berechtigten auf, sich binnen einer bestimmten Frist zu erklären, ob sie 
diese Ansprüche anerkennen wollen oder nicht, widrigenfalls dieselben für aner- 
kannt erachtet werden würden. : 

Wenn innerhalb dieser Frist ein Widerspruch seitens der Aufgeforderten nicht 
erfolgt, so ist die Auslieferung der Gegenstände an denjenigen, welcher den An- 
spruch angezeigt hat, gemäss $. 16 zu bewirken und zwar, falls das Strand - Amt 
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den Anspruch für nachgewiesen erachtet, sofort, andernfalls erst nach Ablauf des 
Aufgebots- Termins, sofern auch bis dahin weitere Ansprüche nieht angemeldet 
werden. 

Wenn dagegen ein Widerspruch von einem der Aufseforderten inrtenkörlh der 
Erklärungsfrist erfolgt, so sind die angezeigten Ansprüche gegen genselkieat im Wege 
der Klage auszuführen. 


$. 30. Wenn die Berechtigung zum Empfang streitig, und von keinem der 
nach $. 35 Berechtigten ein Widerspruch erhoben ist, so bestimmt das Strand-Amt 
denjenigen, gegen welchen die sonst angezeigten Ansprüche im Wege der Klage 
auszuführen sind. _ 

Diesem steht auch die Befugniss zu, gegen Leistung der vom Strand-Amte zu 
bestimmenden Sicherheit die Auslieferung der geborgenen Gegenstände zu verlangen. 


-$. 31. Zur Anstellung der Klage ($$. 29, Abs. 3 und 30), welche bei dem für 
den Ort des Strand- Amts zuständigen Gerichte zu erheben ist,. bestimmt das 
Strand-Amt eine angemessene Ausschlussfrist. 


$. 32. Im Falle des $. 30 hat das Strand- Amt auf Antrag dafür zu sorgen, 
dass die nach Abschnitt V dieses Gesetzes festgestellen Ansprüche aus der bestell- 
ten Sicherheit oder durch den Verkauf der geborgenen Gegenstände befriedigt werden. 


$. 33. Streitigkeiten über die ee echtigung werdemi im Prozesswege 
erledigt. ti. 

$. 34. Die Kosten der Vorverhandlungen und des Aufgebots-Verfahrens ge- 
hören zu den im Artikel 745 Absatz 2 des Allgemeinen Deutschen Handels-Gesetz- 
buchs bestimmten Bergungskosten. 


. 35. Wenn der Empfangs-Berechtigte auch durch das Aufgebots-Verfahren 
nicht ermittelt wird, so werden Gegenstände, welche in Seenoth vom Strande aus 
geborgen sind ($$. 4—19), desgleichen See-Auswurf und strandtriftige Güter ($. 20) 
dem Landes-Fiskus überwiesen. 

Unter gleicher Voraussetzung werden versunkene und seetriftige Ir 
'$. 21) dem Berger überwiesen. 

Die Antheile mehrerer Mitberechtigter im Falle des Artikel 751 des Allge- 
meinen Deutschen Handels-Gesetzbuchs bestimmen sich auch in Beziehung auf 
diesen Anspruch nach den dort vorgeschriebenen Grundsätzen. Wer die ihm nach 
dem $. 22 obliegende Anzeige unterlässt, geht dieses Anspruchs zu Gunsten der 
Seemanns-Kasse des Orts, wo das Strand-Amt seinen Sitz hat, und in Ermangelung 
einer solchen zu Gunsten der Orts- Armenkasse verlustig. 

Ob und in welcher Weise diejenigen zu entschädigen sind, welchen nach den 
bisherigen Bestimmungen die in den vorstehenden Absätzen der Staats- Kasse und 
dem Berger überwiesenen Ansprüche Pugertanden haben, bestimmen die Landes- 
Gesetze. 


V. Abschnitt. 
Von der Festsetzung der Bergungs- und Hals chon, 


$. 36. Wer Berge- oder Hülfslohn oder die Erstattung sonstiger Bergungs- 
oder Hülfskosten verlangt, hat in Ermangelung einer gütlichen Einigung seine An- 
sprüche bei dem Strand- Amt anzumelden. 
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$. 3%. Das Strand-Amt hat nach Anhörung der Betheiligten, soweit dieselben 
anwesend sind, eine Berechnung der aufgestellten Forderungen zu entwerfen und 
mit seinen gutachtlichen Bemerkungen der Aufsichts - Behörde einzureichen. 


$- 38. Die Aufsichts - Behörde hat die angemeldeten Ansprüche nach den Be- 
stimmungen des Allgemeinen Deutschen Handels-Gesetzbuchs , Buch V. Titel 9, 
zu prüfen und durch Bescheid festzusetzen. Jedem Betheiligten ist der Bescheid zu 
Protokoll bekannt zu machen, oder eine Ausfertigung desselben zuzustellen. 

Die Zustellung ist gültig, wenn sie unter Beobachtung der für Zustellungen in 
bürgerlichen Rechts-Streitigkeiten vorgeschriebenen Formen erfolgt. Die vereideten 
Verwaltungs -Beamten haben dabei die Glaubwürdigkeit der Gerichts - Beamten. 


$. 39. Gegen den Bescheid der Aufsichts-Behörde findet nur der Rechts- 
weg statt. 

Die Partei, welche sich durch den Bescheid beschwert fühlt, hat binnen einer 
Ausschlussfrist von 14 Tagen — vom Tage nach der Bekanntmachung oder Behän- 
digung des Bescheides ($. 38) an gerechnet — die Klage bei dem für den Ort des 
Strand- Amts zuständigen Gerichte anzubringen. Das Gericht kann aus Gründen, 
die in der Sache selbst liegen, diese Frist angemessen verlängern. 

Durch rechtzeitige Erhebung der Klage verliert der Bescheid zwischen den 
Prozess - Parteien seine Kraft. 


$. 40. Den Landes-Regierungen steht es zu, die in $. 38 der Aufsichts- 
Behörde zugewiesenen Obliegenheiten dem Strand - Amt zu übertragen. 


$. 41. Die Erhebung der festgesetzten Beträge und die Vertheilung derselben 
unter die Berechtigten erfolgt in der Regel durch das Strand - Amt. 

Der Vorsteher des Strand- Amts hat auch in dem Falle keinen Anspruch auf 
Berge- oder Hülfslohn, wenn er zugleich zum Strand -- Vogt bestellt ist. 


VI. Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen. 


$. 42. Schiffer im Sinne dieses Gesetzes ist der Führer des Schiffes (Schifts- 
Kapitän), in Ermangelung oder Verhinderung desselben dessen Stellvertreter. 


$. 43. Wer den Vorschriften der $$. 4, 7 Absatz 1, 12 Absatz 1, 13, 20, 21 
zuwiderhandelt, wird, sofern nicht nach allgemeinen Strafgesetzen eine höhere 
Strafe verwirkt ist, mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft 
bestraft. 


$. 44. Die Bestimmungen des Gesetzes, betreffend die Errichtung eines 
obersten Gerichtshofes für Handelssachen, vom 12. Juni 1869, sowie die Ergänzun- 
gen desselben !) werden auf diejenigen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ausgedehnt, 
in welchen durch Klage oder Widerklage ein Anspruch aus Rechtsverhältnissen 
geltend gemacht wird, welche auf die Bergung ausser dem Falle der Seenoth sich 
beziehen. 


$. 45. Ob und in wieweit im Falle der Bergung des von den Landes - Regie- 
rungen zur Betonnung verwendeten Materials an Tonnen, Ketten und sonstigem Zu- 


1) Vergl. Archiv ete. Bd. III., S. 746 ff. 
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behör bestimmte Lohnsätze an Stelle des Bergelohns treten, bestimmt sich, wenn die 
Bergung im eigenen Gebiete erfolgt, nach dem bezüglichen Landesrecht, andernfalls 
nach den etwa abgeschlossenen Staatsverträgen. 


S- 46. Die in diesem Gesetz vorgeschriebene Mitwirkung der Zoll- Behörde 
findet in den Zoll- Ausschlüssen nicht statt. 


$. 47. Die Bestimmungen der Staatsverträge über die den Konsuln fremder 
Staaten in Bergungsfällen zustehenden Rechte werden durch dieses Gesetz nicht 
berührt. 

$. 48. Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1875 in Kraft. 


Urkundlich ete. 
Gegeben etc. 
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Anlage. 


Allgemeines Deutsches Handels-Gesetzbuch. 
Fünftes Buch. Neunter Titel. 


Von der Bergung und Hülfsleistung in Seenoth. 


»Art. 742, Wird in einer Seenoth ein Schiff oder dessen Ladung ganz oder theilweise, 
nachdem sie der Verfügung der Schiffs-Besatzung entzogen oder von derselben verlassen 
waren, von dritten Personen an sich genommen und in Sicherheit gebracht, so haben diese 
Personen Anspruch auf Bergelohn. 

Wird ausser dem vorstehenden Fall ein Schiff oder dessen Ladung durch Hülfe dritter 
Personen aus einer Seenoth gerettet, so haben dieselben nur Anspruch auf Hülfslohn. 

Der Schiffs-Besatzung des verunglückten oder gefährdeten Schiffs steht ein Anspruch 
auf Berge- oder Hülfslohn nicht zu. 


Art. 743. Wenn noch während der Gefahr ein Vertrag über die Höhe des Berge- 
oder Hülfslohns geschlossen ist, so kann derselbe wegen erheblichen Uebermasses der zu- 
gesicherten Vergütung angefochten und die Herabsetzung der letzteren auf das den Um- 
ständen entsprechende Mass verlangt werden. | 


Art. 744. In Ermangelung einer Vereinbarung wird die Höhe des Berge- oder Hülts- 
lohns von dem Richter unter Berücksichtigung aller Umstände des Falles nach billigem 
Ermessen in Geld festgesetzt. 


Art. 745. Der Berge- oder Hülfslohn umfasst zugleich die Vergütung für die Auf- 
wendungen, welche zum Zweck des Bergens und Rettens geschehen sind. 

Nicht darin enthalten sind die Kosten und Gebühren der Behörden, die von den ge- 
borgenen oder geretteten Gegenständen zu entrichtenden Zölle und sonstigen Abgaben und 
die Kosten zum Zweck der Aufbewahrung, Erhaltung, Abschätzung und Veräusserung | 
derselben. 


Art. 746. Bei der !Bestimmung des Betrages des Berge- oder Hülfslohns kommen 
insbesondere in Anschlag: der bewiesene Eifer, die verwendete Zeit, die geleisteten Dienste, 
die geschehenen Aufwendungen, die Zahl der thätig gewesenen Personen, die Gefahr, 
welche den geborgenen oder geretteten Gegenständen gedroht hat, und der nach Abzug 
der Kosten (Artikel 745, Absatz 2) verbliebene Werth derselben. 


Art. 747. Der Berge- oder Hülfslohn darf ohne den übereinstimmenden Antrag der 
Parteien nicht auf eine Quote des Werthes der geborgenen oder geretteten Gegenstände 
festgesetzt werden. 

Art. 748. Der Betrag des Bergelohns soll den dritten Theil des Werthes der gebor- 
genen Gegenstände (Artikel 746) nicht übersteigen. 

Nur ausnahmsweise, wenn die Bergung mit ungewöhnlichen Anstrengungen und Ge- 
fahren verbunden war und jener Werth zugleich ein geringer ist, kann der Betrag bis zur 
Hälfte des Werthes erhöht werden. 


Art. 749. Der Hülfslohn ist stets unter dem Betrage festzusetzen, welchen der Berge- 
lohn unter sonst gleichen Umständen erreicht haben würde. Auf den Werth der gerette- 
ten Gegenstände ist bei Bestimmung des Hülfslohns nur eine untergeordnete Rücksicht 
zu nehmen. 


Art. 750. Haben mehrere Personen an der Bergung oder Hülfsleistung sich bethei- 
ligt, so wird der Berge- oder Hülfslohn unter dieselben nach Massgabe der persönlichen 
und sachlichen Leistungen der Einzelnen und im Zweifel nach der Kopfzahl vertheilt. 

Zur gleichmässigen Theilnahme sind auch diejenigen berechtigt, welche in derselben 
Gefahr der Rettung von Menschen sich unterzogen haben. 


Art. 751. Wird ein Schiff oder dessen Ladung ganz oder theilweise von einem an- 
deren Schiff geborgen oder gerettet, so wird der Berge- oder Hülfslohn zwischen dem Rhe- 
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der, dem Schiffer und der übrigen Besatzung des anderen Schiffs, sofern nicht durch Ver- 
trag unter ihnen ein Anderes bestimmt ist, in der Art vertheilt, dass der Rheder die Hälfte, 
der Schiffer ein Viertel und die übrige Besatzung zusammen gleichfalls ein Viertel erhal- 
ten. Die Vertheilung unter die letztere erfolgt nach Verhältniss der Heuer, welche dem 
Einzelnen gebührt oder seinem Range nach gebühren würde. | 


Art. 752. Auf Berge- und Hülfslohn hat keinen Anspruch: ; 
1. wer seine Dienste aufgedrungen, insbesondere ohne Erlaubniss des anwesenden Schiffers 
das Schiff betreten hat; 
2. wer von den geborgenen Gegenständen dem Schiffer, dem Eigenthümer oder der zu- 
ständigen Behörde nicht sofort Anzeige gemacht hat. 


Art. 753. Wegen der Bergungs- und Hülfskosten, wozu auch der Berge- und Hülfs- 
lohn gezählt wird, steht dem Gläubiger ein Pfandrecht an den geborgenen oder geretteten 
Gegenständen, an den geborgenen Gesenständen bis zur Sicherheitsleistung zugleich das 
Zurückbehaltungsrecht zu. 

In Ansehung der Geltendmachung des Pfandrechts finden die Vorschriften des zwei- 
ten und dritten Absatzes des Artikels 697 Anwendung. 


Art. 754. Der Schiffer darf die Güter vor Befriedigung oder Sicherstellung des Gläu- 
bigers weder ganz noch theilweise ausliefern, widrigenfalls er dem Gläubiger insoweit per- 
sönlich verpflichtet wird, als derselbe aus den ausgelieferten Gütern zur Zeit der Ausliefe- 
rung hätte befriedigt werden können. 

Hat der Rheder die Handlungsweise des Schiffers angeordnet, so kommen die Vor- 
schriften des zweiten und dritten Absatzes des Artikels 479 zur Anwendung. 


Art. 755. Eine persönliche Verpflichtung zur Entrichtung der Bergungs- und Hülfs- 
kosten wird durch die Bergung oder Rettung an sich nicht begründet. 

Der Empfänger von Gütern wird jedoch, wenn ihm bei Annahme derselben bekannt 
ist, dass davon Bergungs- oder Hülfskosten zu berichtigen seien, für diese Kosten insoweit 
persönlich verpflichtet, als dieselben, falls die Auslieferung nicht erfolgt wäre, aus den 
Gütern hätten berichtigt werden können. 

Sind noch andere Gegenstände gemeinschaftlich mit den ausgelieferten Gütern gebor- 
gen oder gerettet, so geht die persönliche Haftung des Empfängers über den Betrag nicht 
hinaus, welcher bei Vertheilung der Kosten über sämmtliche Gegenstände. auf die ausge- 
lieferten Güter fällt. 

Art. 756. Den Landes-Gesetzen bleibt vorbehalten, die Vorschriften dieses Titels zu 
ergänzen. 

Dieselben können bestimmen, dass über die Verpflichtung zur Zahlung eines Berge- 
oder Hülfslohns oder über den Betrag desselben von einer anderen als einer richterlichen 
Behörde unter Vorbehalt des Rechtsweges (Artikel 744) zu entscheiden sei. 

Die Bestimmungen der Landes- Gesetze über die Wiedernehmung eines von dem 
Feinde genommenen Schiffs werden durch die Vorschriften dieses Titels nicht berührt. 


Zur Reichs-Verfassung Artikel 4, Ziffer 13. 


Gemeinsame Gesetzgebung über das gesammte bürgerliche Recht, 
das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren. 


A. Einführungs- und Vollzugs-Bestimmungen zu den unter 1—9 genannten 
Gesetzen. 

l. Gesetz über die vertragsmässigen Zinsen. Vom 14. November 1867, 

2. Gesetz wegen Aufhebung der Schuldhaft. Vom ?9. Mai 1868. 

3. Gesetz wegen Schliessung und Beschränkung der öffentlichen Spiel- 
banken. Vom 1. Juli 1868. 

4. a. Gesetz, betr. die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirth- 

schafts-Genossenschaften. Vom 4. Juli 1868. 
b. deklaratorisches Gesetz vom 19. Mai 1871 zu $. 1 des Ges. vom 4. Juli 1868. 

9. Gesetz, betr. die Einführung der Allgemeinen Deutschen Wechsel- 
Ordnung, der Nürnberger Wechsel-Novellen und des Allgemeinen 
Deutschen Handels-Gesetzbuchs als Bundes-Gesetze. Vom 5. Juni 1869. 

6. Gesetz, betr. die Errichtung eines obersten Gerichtshofes für Handels- 
sachen. Vom 12. Juni 1869. 

78 Gesetz, betr. die Beschlagnahme des Arbeits- und Dienstlohnes. Vom 

21. Juni 1869. 

8. Strafgesetzbuch f. d. Norddeutschen Bund. Vom 31. Mai 1870. Mit Ein- 
führungs-Gesetz von demselben Tage. — Als Strafgesetzbuch für das Deut- 
sche Reich mit redaktionellen Aenderungen publizirt unterm 15. Mai 1871. 

9. Gesetz, betr. die Aktien-Gesellschaften und die Kommandit-Gesell- 
schaften auf Aktien. Vom 11. Juni 1870. 

10. Gesetz, betr. die zu Gunsten der Militär-Personen eintretende Ein- 
stellung des Zivilprozess-Verfahrens. Vom 21. Juli 1870. 


B. Gesetze mit Erläuterungen. 

ll. Gesetz, betr. die Verbindlichkeit zum Schadenersatz für die bei dem 
Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken ete. herbeigeführten Tödtun- 
gen und Körperverletzungen. Vom 7. Juni 1871. Bearbeitet von L. Ja- 
cobi, Geh. Regierungsrath, Mitglied des Reichstages. 

12. Gesetz, betr. das Aufgebot und die Amortisation verlorener oder ver- 
nichteter Schuld-Urkunden des Norddeutschen Bundes und des Deut- 
schen Reiches. Vom 12. Mai 1873. 

13. Gesetz, betr. die Inhaber-Papiere mit Prämien. Vom $. Juni 1871. Be- 
arbeitet von einem Mitgliede des Reichstages. 
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Vorbemerkung. 


Die nachfolgenden Blätter enthalten neben einer Uebersicht, der auf Grund der Ver- 
fassung des Norddeutschen Bundes Art. 4, Ziff. 13 ergangenen Bundes-, jetzt Reichs-Ge- 
setze und ihres Geltungsgebietes die betreffenden abändernden oder ergänzenden reichs- 
rechtlichen Bestimmungen, sowie in beschränktem Masse die landesgesetzlichen Vollzugs- 
Vorschriften, ferner die mit Italien, Grossbritannien und der Schweiz abge- 
schlossenen Auslieferungs-Verträge, en dlich ausführliche Bearbeitungen der 
Reichs-Gesetze vom 7. und 8. Juni 1871, sowie vom 12. Mai 1873, 

Während in früheren Bänden des »Archiv« und auch in den vorhergehenden Abthei- 
lungen des gegenwärtigen Bandes die landesrechtlichen Vollzugs-Vorschriften zu Reichs- 
Gesetzen z. Thl. wörtlich abgedruckt sind, glauben wir von einer derartigen Wiedergabe 
bezügl. einer der unter Nr. 1 bis 9 auf dem Titel dieser Abtheilung genannten Gesetze 
Abstand nehmen zu müssen; für diese Fortlassung waren uns folgende Gründe mass- 

ebend. 

. Die zu dem Gesetz, betr. privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und 
Wirthschafts-Genossenschaften v. 8. Juli 1868 nach dessen Emanation von den 
Nordd. Bundes-Regierungen s. Z. erlassenen Ausführungs- Bestimmungen sind schon 
früher nicht mitgetheilt, weil sie, mehr oder minder, sich nur auf Führung der Genossen- 
schafts-Register beziehen, und formelle Anordnungen hierfür treffen, — Eine weiter- 
gehende Bedeutung für die Auslegung, bezw. die richterliche Handhabung, findet sich nur 
in verhältnissmässig wenigen Paragraphen. Wenn die bezügl. neueren Vorschriften der 
Süddeutschen Regierungen jetzt gebracht werden, so ist mit gleichem Rechte der Abdruck 
der älteren entsprechenden Anordnungen der Staaten des ehemaligen Nordd. Bundes zu 
verlangen. — Diesen fast rein formellen Vorschriften aber einen Raum von mehreren Bo- 
gen zu widmen, erschien umsomehr zwecklos, als dieselben anderweit leicht zugänglich 
Sind. Wir haben uns daher auf einen Nachweis der betr. einzelnstaatlichen Vollzugs-Ord- 
nungen beschränkt; dagegen wird die Mittheilung des neben dem Reichs-Gesetz vom 
8. Juli 1869 noch in Geltung verbliebenen Kgl. Sächsischen Landes-Gesetzes vom 17. Juni 
1868 vielleicht vielfach willkommen sein. | 

Aehnlich liegen die Verhältnisse bei dem Reichs-Gesetz über Aktien-Ge- 
sellschaften vom 11. Juni 1870, auch die zu diesem ergangenen Vollzugs-Bestimmun- 
gen entbehren durchweg eines allgemeineren Interesses ausserhalb der Grenzen des 
betr. Staates. 

Die Einführung und der Vollzug _des Strafgesetzbuches vom 31. Mai 1870, 
bezw. 15. Mai 1871, hat sich bei der Wichtigkeit dieses Gesetzes und den dadurch be- 
dingten tiefgreifenden Aenderungen in den Landesstraf-Gesetzen naturgemäss in den Ein- 
zelnstaaten eine grosse Reihe von neuen Gesetzen und Verordnungen hervorgerufen. Die- 
selben zerfallen in 3 Gruppen: a. Einführungs- Gesetze im engeren Sinne, b. 
Gesetze über Abänderung. bestehender landesrechtlicher Vorschriften, 
c. Gesetze, betr. anderweite, bezw. Neu-Regelung von dem Gebiete des 
Strafrechts angehörenden Materien. ei 

Wir haben es uns ungern versagt, diese »Materialien zum Strafgesetzbuch« vollständig 
mitzutheilen , mussten uns jedoch schon mit Rücksicht auf den Raum auf Wiedergabe der 
inhaltlich wichtigsten beschränken und bezüglich der übrigen uns mit möglichst vollstän- 
digen Hinweisen auf dasjenige, was auf diesem Gebiete ergänzend und fortbauend ge- 
schaffen ist, begnügen. — ! 

Die Verträge mit Baden und Südhessen vom 15., sowie mit Württemberg vom 
95. November 1870, die Gesetze, betr. die Verfassung des Deutschen Reiches vom 16., und 
betr. die Einführung Nordd. Bundes-Gesetze in Bayern vom 22. April 1871, sind gefl. in 
der I. Abtheilung des vorliegenden Bandes Archiv nachzusehen. | 

Fr. K. 
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A. Einführungs- und Vollzugs-Gesetze und Verordnungen etc. zu den 
Bit Grund der Reichs-Verfassung Artikel 4, Ziffer 13 ergangenen 
esetzen. 


1. Gesetz, betr. die vertragsmässigen Zinsen. Vom 14. November 1867. 'B.-G.- 
Bl., 8. 159. — Archiv, Bd. Ia, 8. 678 ff. —) Dasselbe ist eingeführt: 


a. In Südhessen und Baden (vom Geltungsbeginn der Verf. ab) durch Art. 80, I. Nr. 6 
der Verfassung des Deutschen Bundes- Vertrages vom 15. Novbr. 1870 (B.-G.-Bl., 
S. 647) — bezw. durch $. 2 des Gesetzes vom 16. April 1871 (B.-G.-Bl., S. 63 ft.). 

b. In Württemberg (vom 1. Juli 1871 ab) durch Art. 2, Nr. 6, Ziffer II. Vertrag vom 
25. November 1870 (B.-G.-Bl., S. 656) und bezw. $. 2, Nr. 6, I. des Gesetzes v. 16. 
April 1871. 

Zu dem Gesetz vom 14. Nov. ist auf Grund des $. 5, Abs. 2 Seitens des Kgl. Würt- 
temberg. Justiz-Ministers durch Bekanntmachung vom 23. Juni 1871 (Reg.- 
Bl., S. 157) und vom 27. Februar 1872 (Reg.-Bl. 56) bestimmt, 

»dass nach Württembergischem Landesrecht die in $. 2 des Reichs-Gesetzes v. 14. Nov. 
1867 dem Schuldner eingeräumte Kündigungs-Befugniss für den Fall eines 60%/, jährlich 
übersteigenden Zinses ausgeschlossen sei.« 


Das Gesetz ist nicht eingeführt: 
a. in Bayern; 
- dort ist das entsprechende Landes-Gesetz v. 5. Dezember 1867 in Geltung geblieben. 
Ueber die Gründe, welche die Kgl. Bayerische Staats- Regierung veranlassten, das 
Gesetz über die vertragsmässigen Zinsen v. 14. Nov. 1867 nicht einzuführen , äusserte sich 
der Kgl. Bayer. Staats-Minister von Lutz bei Gelegenheit der ersten Berathung 
über den »Entw. des Ges. betr. Einführung der Nordd. Bundes-Gesetze in Bayern« in der 
Reichstags-Sitzung vom 31. März 1871 folgendermassen : 


»Was das Gesetz über die vertragsmässigen Zinsen angeht, so hat das Gesetz vom 
3. Dez. 1867 in Bayern fast gleichzeitig mit der Gesetzgebung des Nordd. Bundes sich 
mit der Materie der Beseitigung althergebrachter Zinsbeschränkungen befasst. Beide 
Gesetze kommen im Wesentlichen auf dasselbe hinaus; sie begründen über die Frage 
der Zulässigkeit freier Vereinbarung über die Zinshöhe im Wesentlichen in ganz 
Deutschland, uns eingerechnet, Rechtsgleichheit. Das Bayer. Gesetz geht nur in mehr- 
facher Beziehung weiter als das Nordd. Gesetz. Sofern es sich darum fragen könnte, 
einfach das Nordd. Gesetz bei uns einzuführen , ohne dass anderes aufrecht erhalten 
wird, so würde man uns in Bayern zumuthen, einen Rückschritt zu machen, und das 
wollen Sie sicherlich nicht. Das Bundes-Gesetz befasst sich nur mit den vertrags- 
mässigen Zinsen, und nur gelegentlich wirft es einen Seitenblick — ich meine hier 
den $. 3 — auf gesetzliche Zinsen. Die Bestimmungen des Bayer. Gesetzes betreffen 
ganz in gleicher Weise die Normen über die vertragsmässigen, wie über die gesetz- 
lichen Zinsen. Was ich hiermit meine, wird alsobald klar, wenn ich daran erinnere. 
dass das Bayer. Gesetz den Anatozismus, das heisst das Verbot der Zinseszinsen, be- 
seitigt und zugleich das Verbot aufhebt, Zinsen über die Summe hinaus zu verlangen, 
welche das Kapitel ausmacht, von welchem die Zinsen zu erreichen sind. Die Ab- 
schaffung des Anatozismus lässt das Nordd. Bundes-Gesetz offen; es belässt es wegen 
dieses Punktes bei den Bestimmungen der Landes-Gesetze, welche Anatozismus be- 
seitigt haben, ebenso gut wie bei denjenigen, die ihn aufrecht erhalten. 

Was das Verbot der Zinsen über das alterum tantum betrifft, so hat das Bundes- 
Gesetz mit dieser Vorschrift entweder gar nichts zu thun, oder der Satz, dass es dieses 
Verbot beseitige, muss durch Sehlussfolgerungen und — ich glaube, ich behaupte 
nichts unrichtiges — auf dem Wege der Entscheidung einer Kontroverse hergestellt 
werden. Ich weiss sehr wohl, dass einer der bedeutendsten Kommentatoren dieses 
Gesetzes den Artikel dahin versteht, dass er sich auch auf die Beseitigung des Ver- 
botes von Zinsen über den Betrag des Kapitals erstrecke ; aber der Wortlaut spricht 
nicht entschieden dafür, und es bedarf, wie ich gesagt, erst Juristischer Konklusionen. 
Aeussersten Falls aber bleibt eines wahr, nämlich dass dieses Verbot nur bezüglich 
der vertragsmässigen,, nicht aber auch bezüglich der Verzugszinsen durch das Nordd. 
Bundes-Gesetz beseitigt wird. Auch hierfür berufe ich mich auf die eben zitirte 
Autorität. Was sodann die Kündigungsfrist betrifft, so haben wir eine Kindigungs- 
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frist in dem Falle, dass mehr als 5prozentige Zinsen bedungen worden sind, nicht 
in unser Gesetz aufgenommen. 

Der hierin liegenden Beschränkung ist also die Vereinbarung über Zinsen bei uns 
nieht unterworfen. Nun werden Sie mir entgegnen, das Bundes-Gesetz tritt dem 
nicht entgegen, insofern es im $. 5 die Landes-Gesetze über diesen Punkt aufrecht er- 
hält. Ich kann aber nicht umhin, darauf hinzuweisen, dass dieser $. 5 den Landes- 
Gesetzen nur das Recht giebt, eine Bestimmung zu treffen, wodurch das Kündigungs- 
recht beseitigt wird, während unser Recht eben einfach keine Normen hierüber ent- 
hält. Wenn nun das Bundes-Ges. nicht bloss die Absicht hatte, den Landes-Gesetzen 
die Anordnung anheim zu geben, dass das in dem Bundes-Gesetze aufgeführte Kündi- 
gungsrecht ausgeschlossen werde, sondern wenn das Bundes-Ges. wollte, dass es bei 
den Bestimmungen derjenigen Landes-Ges. einfach verbleibt, in welchen ein solches 
Kündigungsrecht statuirt ist, so musste sich, wie ich glaube, das Bundes-Gesetz an- 
ders ausdrücken, und wir stehen somit mindestens vor einer neuen Kontroverse, um 
so viel mehr, als das Bayer. Recht nur von Beseitigung der bestehenden und nicht der 
erst neu einzuführenden Beschränkungen spricht. 

Also die Einführung des Bundes-Gesetzes über die vertragsmässigen Zinsen hat 
gar nichts anderes zur Folge, als dass die ohnehin schon bestehende Rechtsgleichheit 
mit Kontroversen bereichert wird, und dass die Rechtsuchenden ausserdem in die 
Nothwendigkeit versetzt werden, das Recht aus zerrissenen Quellen zusammenzu- 
suchen. Und wenn Sie alle diese Nachtheile in den Kauf genommen haben, dann, m. H., 
haben wir doch kein gemeines Recht, denn Sie haben es immer noch belassen, wie ich 
bereits erwähnt habe, bei den Bestimmungen des Anatozismus, wo er in den einzelnen 
Staaten gilt, und Sie lassen die Differenz bestehen, die sich ergiebt, je nachdem es 
den Landes-Ges. gefällt, über das Kündigungsrecht, von dem ich auch soeben zu 
sprechen mir erlaubt habe, anders zu disponiren. 

Unter diesen Umständen sollte es mir scheinen, dass man es einfach bei der Nicht- 
einführung des betreffenden Gesetzes in Bayern belassen könnte, und — rechnen Sie 
es mir nicht zur Unbescheidenheit, wenn ich das sage — dass, wenn man in der That 
formelle Rechtsgleichheit will, man lieber sich dazu entschliessen sollte, das Bayer. 
Gesetz zu übernehmen und also einen Schritt weiter zu thun.“ (Sten. Ber. S. 81.) 


Das Gesetz vom 14. Nov. 1867 ist ferner nicht eingeführt. 
b. In Elsass-Lothringen. 


2. Gesetz, betr. die Aufhebung der Schuldhaft. Vom 29. Mai 1868. (B.-G.-Bl., 

S. 237. — Archiv, Bd. II, S. 140 ff.) Dasselbe ist eingeführt: 

a. In Südhessen und Baden 
durch Art. 80, I, Nr. 8 der Verfassung des Deutschen Bundes-Vertrages v. 15. Nov. 
1870 —, bezw. durch $. 2 des Gesetzes vom 16. April 1871; 

b. In Württemberg 
durch Art. 2, Nr. 6, Vertrag v. 25. Nov. 1870 und bezw. Gesetz v. 16. April 1871, 
$. 2; 

c. In Bayern : 
durch $. 2, ad. I, Nr. 4. Gesetz v. 22. April 1871 (B.-G.-Bl., S. 88). 

In Elsass-Lothringen nicht eingeführt. 


Gesetz, betr, die Schliessung und Beschränkung der öffentlichen Spielbanken. 
Vom 1. Juli 1868. (B.-G.-Bl., 8. 367. — Archiv, Bd. U, 8. 579 ff.) Dasselbe 
ist eingeführt : 
a. In Südhessen 
durch Art. 80, II. der Verfassung des Deutschen Bundes — Vertrag v. 15. Nov. 
1870 — bezw. $. 2, ad. I., Nr. 6. Ges. v. 16. April 1871. 
b. In Württemberg 
durch Art. I. Vertrag v. 23. Nov. 1870; bezw. $. 2. Ges. v. 16. April. 
c. In Bayern 
durch $. 2, ad. I., Nr. 6. Ges. v. 22. April 1871. 
Das Gesetz ist nicht eingeführt : 
a. In Baden, wo ein betr. Landes-Gesetz bereits vorhanden war; 
b. In Elsass-Lothringen. 
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4. A. Gesetz, betr. die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirth- 
schafts-Genossenschaften. Vom 4. Juli 1868. (B.-G.-Bl., 8. 415. — Archiv, 
Bd. II., S. 268 ff.) Dasselbe ist eingeführt : 

a. In Südhessen und Baden 
durch Art. 80, I., Nr. 10 der Verfassung des Deutschen Bundes — Vertrag vom 
15. Nov. 1870, bezw. durch $. 2. Ges. v. 16. April 1871. 

In Hessen war für die südlich des Main liegenden Landestheile das dem Nordd. 
Gesetze v. 4. Juli 1868 sich eng anschliessende Gesetz v. 4. August 1869 erlassen. 
Zu beiden erging die bezügl. Ausführungs-Verordnung unterm 20. Mai 1870. 

In Baden war unterm 11. Februar 1870 ebenfalls ein dem Bundes-Ges. v. 4. Juli 
nachgebildetes Landes-Gesetz ergangen (Ges. und Verordn.-Bl., $. 191 ff.), dessen 
Vollzug mittelst Verordnung v. 4. Mai 1870 (a. a. O. 8. 416 ff.) erfolgte. — Letz- 
tere, aus 16 $$. bestehend, ist mit einigen unerheblichen Aenderungen in den SS. 2, 
11 und 15 als Vollzugs-Verordnung für das Reichs-Ges. v. 4. Juli durch Minist.- 
Verordn. v. 31. Dezember 1870 (a. a. ©. 8. 763) in Geltung bleibend erklärt. 

b. In Württemberg (vom Geltungsbeginn der Verfassung ab) 
durch Art. 1. Vertrag v. 25. Nov. 1870 — bezw. $. 2. Gesetz v. 16. April 1871. — 
Dazu ergingen.: 
a. Verfügung des Justiz-Minist. v. 28. Jan. 1871 (Reg.-Bl., 8. 70 £f.). 
b. Verfügung des Justiz-Minist. v. 14. Febr. 1871 (Reg.-Bl., S. 97 ff.). 

Dieselben halten im Wesentlichen die Vorschriften der Minist.-Verf. v. 31. Okt. 

1865 über Führung der Handels-Register aufrecht und verweisen bezügl. der 

Handhabung des Ges. auf die entsprechenden Art. des Gerichts-Verf.-Ges. vom 

13. März 1868 und der Zivil-Prozess-Ordnung vom 3. April 1868. 


B. Zu dem Gesetz v. 4. Juli 1868 erging das 


Reichs - Gesetz, beir. die Deklaration des $. 1 des Gesetzes vom 4. Juli 1868 
(B.-G.-Bl., 8. 415). Vom 19. Mai 1871 (R.-G.-Bl., 8. 101) 
Dasselbe lautet: 


»Wir, Wilheim, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 

Preussen ete., verordnen u. s. w. was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Die im $. 1 des Gesetzes vom 4. Juli 1868 (B.-G.-Bl., 8. 415) be- 
zeichneten Gesellschaften verlieren den Karakter von Genossenschaften 
im Sinne des gedachten Gesetzes dadurch nicht, dass ihnen die Aus- 
dehnung ihres Geschäftsbetriebes auf Personen, welche nicht zu ihren 
Mitgliedern gehören, im Statute gestattet wird. 

Urkundlich ete. 

Gegeben etec.« 


Aus der Entstehungs-Geschichte des Gesetzes, nach den Sten. Ber. über die Sitzung 
vom 29. April 1871, 8. 461 ff., ist Folgendes hervorzuheben : 

Die Weigerung verschiedener Gerichte, Erwerbs-Genossenschaften , welche auf- 
gekaufte Waaren an Nichtmitglieder wieder verkauften, in das Handels-Register ein- 
zutragen, hatten bereits 1370 mehrfach Petitionen an den Reichstag veranlasst, des 
ae ae derselbe möge eine massgebende Auslegung des $. 1, Ges. v. 4. Juli 1868, ver- 
anlassen. 

Die Reichstags-Kommission erkannte die Beschwerden der Genossenschaften über 
die beschränkende Auslegung des $. 1 als begründet an, indess kam der Kommissions- 
Bericht nicht mehr zur Verhandlung im Plenum. 

Der Abg. Schulze-Delitzsch nahm nun Anlass, eine Interpellation an den Bun- 
deskanzler zu richten über dessen Stellung zu der beschränkenden Auslegung des 8. 1. 

Der Staatsminister Delbrück erklärte darauf ‚ namens des Bundeskanzler-Amtes, 
im Bundesrathe sei die Sache noch nicht zur Erläuterung gekommen, bemerkend: 

»dass das Bundeskanzler-Amt ebenfalls der Ansicht sei, $. 1 dürfe nicht in der 
beschränkenden Weise ausgelegt werden; indess habe dasselbe keine Macht, auf 
die Entscheidungen der Gerichte einzuwirken, es sei Jedoch zu hoffen, die Ver- 
handlungen über den Gegenstand werden der, wie anzunehmen, richtigeren Auf- 
fassung Geltung verschaffen, und damit ein weiteres legislatives Einschreiten ent- 
behrlich werden.« 

Ungeachtet dieser Erklärung machte sich auch ferner eine verschiedenartige Ausle- 
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gung und Anwendung des $. 1 hinsichtlich der Eintragung bei den Gerichten geltend. 
So war der Elberfelder Konsum- und Spar-Verein, welcher einen bedeutenden Handel 
it Kolonialwaaren trieb und solche auch an Nichtmitglieder absetzte, auf sein Ge- 
such um Eintragung in das Genossenschafts-Register vom Handels-Ger. in Elberfeld 
abschläglich beschieden , eine motivirte Beschwerde bei dem Kgl. Appell.-Ger. in Köln 
war ablehnend beantwortet und der Bescheid des Handels-Ger. in Elberfeld aufrecht er- 
halten. — Zwar hatte das Kölner Appell.-Ger. anerkannt, dass durch das Wort »nament- 
lich«, mit welchem die verschiedenen Arten von Genossenschaften im $. 1 des Ges. ein- 
geführt werden, angedeutet, es sei deren erschöpfende Aufzählung nicht beabsich- 
tigt, indess fehle im Eingang gedachten Paragr. eine Beziehung zwischen Genossen- 
schaften, die nur mit ihren Mitgliedern und solchen, die auch an Nichtmitglieder 
Waaren abgeben. Die s. Z. in der Kommission des Reichstags stattgehabten Aus- 
lassungen über eine beschränkte oder eine weitergehende Auffassung des $. 1 können 
nur als Erwägungs-, nicht aber als Entscheidungs-Gründe gelten!) und so lange nicht 
der Gesetzgeber selbst sich über diesen Punkt klar ausgesprochen, müsse man sich 
für eine beschränkende Auslegung erklären. 

Dieser Thatsache gegenüber, und da auch das Berliner Kammer-Gericht, sowie das 

„Preuss. Justiz-Ministerium sich im Sinne einer beschränkenden Auslegung geäussert, 
erachtete es die Pet.-Kommission des Reichstages für geboten, eine die Absichten des 
Gesetzgebers klarstellende Deklaration des $. 1 zu veranlassen. 

Dieser Auffassung trat auch der in der Kommissions-Berathung anwesende Vertreter 
des Bundeskanzler-Amtes bei. Die Kommission empfahl dem Hause sich in gleichem 
Sinne zu erklären und, indem sie es für angezeigt erachtete, dem Bundesrathe das Ein- 
bringen eines Entwurfs zu überlassen, beantrage sie, das Haus wolle die Petition dem 
Bundeskanzler mit dem Ersuchen um schleunige Vorlage eines Gesetz-Entwurfs über- 
weisen. — 

Nach dem Berichterstatter, Abg. Albrecht, erklärte der Präs. des B.-K.-A., Staats- 
Minister Dr. Delbrück, sich mit dem Antrage vollkommen einverstanden, und fügte 
hinzu, dass der Entwurf einer Deklaration des $. 1 bereits ausgearbeitet sei. 

Das Haus trat dem Antrage der Kommission bei. Der Entwurf eines Gesetzes, betr. 
die Deklaration des $. 1 des Gesetzes vom 4. Juli 1868, ward bereits unterm 6. Mai 1871 
eingebracht (Drucksachen Nr. 101) und unverändert ohne weitere Verhandlungen ange- 
nommen. (Sten. Ber., S. 653 und 8. 673.) 

Die Einführung der Reichs-Ges. v. 4. Juli 1868 und 19. Mai 1871 erfolgte ferner: 

c. In Elsass-Lothringen, vom 1. Oktbr. 1872 ab 
durch Gesetz v. 12. Juli 1872 (G.-Bl. f. B.-L., 8. 511). Zur Ausführung dieses, an- 
dere Bestimmungen nicht enthaltenden Gesetzes erging die Verordnung des 
Reichskanzlers v. 28. Sptbr. 1872 (a. a. O., 8. 745), welche im $. 1 hinsichtlich der 
im $. 66, Ges. v. 4. Juli, angedrohten Ordnungsstrafen die $$. 19—26 des Ges. vom 
19. Juni 1872 (s. d. unten) anwendbar erklärte, und im 8. 2 unter Verweis auf das 


letztgenannte Gesetz die Gebühren regelt. — Unter gleichem Tage erging die »In- 
struktion, betr. Führung der Handels-Register« (a. a. O., S. 746 f}.). 
d. In Bayern 


durch das nachfolgende Gesetz, betr. Einführung ete., des Gesetzes vom 4. Juli 1868 im 
Königreiche Bayern. Vom 23. Juli 1873 (R.-G.-Bl., S. 146). 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen ete., verordnen u. s. w. was folgt: 

$.1. Das Gesetz des Norddeutschen Bundes vom 4. Juli 1868, betref- 
fend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirthschafts-Genossen- 
schaften, tritt nebst dem Reichs-Gesetze vom 19. Mai 1871, betreffend die 
Deklaration des $. 1 des Gesetzes vom 4. Juli 1868, am 1. August 1873 im 
Königreiche Bayern in Kraft. 

Die vor dem 1. August 1873 nach Vorschrift des Bayerischen Gesetzes 
vom 29. April 1869, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- 
und Wirthschafts- Genossenschaften, vollzogenen Einträge von Genossen- 
schaften in das bisher geführte besondere Genossenschafts-Register gelten 
als Einträge in das Genossenschafts-Register im Sinne der $$. 4 bis 8 des 
Norddeutschen Gesetzes vom 4. Juli 1868. 


1) Vergl. hierzu die bezügl. im Archiv, Bd. II, S. 268 ff. mitgetheilten Motive und den 
Kommissions-Bericht, sowie 8. 298 ff. den Ber. der Kommission des Abg.-Hauses v. 1866. 
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8.2. Für die rechtlichen Verhältnisse der auf Grund des Bayerischen 
Gesetzes vom 29. April 1869, betreffend die privatrechtliche Stellung der Er- 
werbs- und Wirthschafts-Gesellschaften), vor dem 1. August 1873 einge- 
tragenen »registrirten Gesellschaften« bleiben die Bestimmungen des letzt- 
erwähnten Gesetzes massgebend. 

Urkundlich u. s. w. 

Gegeben Schloss Babelsberg, den 23. Juni 1873. 


1) Die in Abs. 2 erwähnten Bestimmungen des Bayerischen Gesetzes v. 29. April 1869 
finden sich im Zweiten Hauptstück desselben: »V/on den Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftpflicht« und lauten: 

»Art. 70. Gesellschaften, welche zwar unter den Art. 1 des gegenwärtigen Gesetzes 
fallen, welche aber die Bestimmung, dass alle Gesellschafter für die Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft solidarisch und mit ihrem ganzen Vermögen haften, nicht in ihren Gesell- 
schafts-Vertrag aufnehmen, sondern bestimmen, dass jeder Gesellschafter nur mit einer 
bestimmten Einlage und wiederkehrenden Beiträgen bis zu einer bestimmten Höhe haftet, 
erwerben die in den nachfolgenden Art. bezeichneten Rechte einer »registrirten Gesell- 
schaft« unter den nachstehend angegebenen Bedingungen. 


Art. 71. Zur Gründung einer solchen Gesellschaft bedarf es 
1. der schriftlichen Abfassung des Gesellschafts- Vertrages (Statuts), 

2. der Annahme einer gemeinschaftlichen Firma. 

Die Firma muss von dem Gegenstande der Unternehmung entlehnt sein und die zu- 
sätzliche Bezeichnung: »registrirte Gesellschaft mit beschränkter Haftpflicht« enthalten. 

Der Name von Mitgliedern (Gesellschaftern) oder anderen Personen darfin die Firma 
nicht aufgenommen werden. Jede neue Firma muss sich von allen an demselben Orte 
oder in derselben Gemeinde bereits bestehenden Firmen eingetragener Genossenschaften 
oder registrirter Gesellschaften deutlich unterscheiden. 

Zum Beitritte der einzelnen Gesellschaften genügt die schriftliche Erklärung. 

Art. 72. Die Bestimmungen der Art. 3, Ziff. 1—11, Art. 4—8, Art. 10, 11, Art. 13 bis 
38, Art. 39, Abs. 2 u. 3, Art: 40—46, Art. 48—50, Art. 51, Abs. 1—4, Art. 67—69 des ge- 
genwärtigen Gesetzes finden auch auf die Gesellschaften mit beschränkter Haftpflicht An- 
wendung.*) Y 

Gleiches gilt von der Bestimmung des Art. 66 mit Ausnahme der dort im ersten Ab- 
satze vorkommenden Hinweisung auf die Vorschriften der Art. 52—59 und Art. 61. 

Ebenso findet hier die Anwendung der Art. 9 u. 47 lit. c. statt, jedoch mit der Be- 
schränkung, dass eine Vertheilung des Gewinnes und Verlustes nach Köpfen — soweit 
nicht der Gesellschafts-Vertrag etwas Anderes bestimmt — ausgeschlossen ist. 

Art. 73. Der Gesellschafts-Vertrag muss auch Bestimmungen über die Grösse der Ein- 
lagen und der wiederkehrenden Beiträge enthalten, bis zu welchen jeder Gesellschafter für 
die Verbindlichkeiten der Gesellschaft haftet, ferner Bestimmung über die Bildung des Ge- 
schäfts-Antheils und die Art der Erhebung der Beiträge. 

Art. 74. Das im Art. 4 bezeichnete Register ist für die Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftpflicht bei dem Handelsgericht gesondert zu führen. 

Die dortselbst angeordnete Bekanntmachung muss auch die Bestimmung über die 
Grösse der Einlagen und der wiederkehrenden Beiträge enthalten, bis zu welchen jeder 
Gesellschafter für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft haftet, ferner Bestimmung über 
die Bildung der Geschäfts-Antheile und die Art der Erhebung der Beiträge. 

Art. 75. Im Falle des Ausscheidens eines Gesellschafters dauert die vertragsmässige 
Haftung desselben noch 2 Jahre nach Ablauf des Geschäftsjahres, in welchem das Aus- 
scheiden erfolgt ist, fort. 

Diese Haftung erstreckt sich auf alle Verbindlichkeiten, welche von der Gesellschaft 
bis zum Ausscheiden des Gesellschafters eingegangen waren. 

Vor dem Erlöschen dieser Haftung darf der Geschäfts-Antheil des ausgeschiedenen Ge- 
sellschafters und das sonst demselben auf Grund des Gesellschafts-Vertrages gebührende 
Guthaben nicht hinausbezahlt werden. 

Art. 76. Im Gesellschafts-Vertrage ist zu bestimmen, ob und unter welchen Voraus- 
nnEE der Geschäfts-Antheil eines Gesellschafters an einen Anderen übertragen wer- 
den kann. 


a *) Dieselben stimmen mit den bezügl. Vorschriften des Nordd. Ges. v. 4. Juli 1868 
überein. 
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Aus der Entstehungs-Geschichte des Gesetzes ist hervorzuheben: 

Wie die Motive der unverändert vom Reichstage angenommenen Vorlagen — s. d. 
Drucks. Nr. 176 — bemerken, war bei dem Reichstage eine grössere Anzahl von Peti- 
tionen Bayerischer Genossenschaften eingegangen, welche die Einführung des Nordd. 
Gesetzes v. 4. Juli 1868 an Stelle des bisherigen Bayer. Ges. v. 29. April 1869 erstrebten. 
Die Petitions-Kommission hatte sich in ihrem Bericht v. 30. Mai den Anträgen der Peten- 
ten zustimmend erklärt; die Königl. Bayer. Regierung nahm daraus Anlass, die Frage 
der Einführung jenes Gesetzes näher zu erwägen und wirkte demnächst auf Vorlegung 
eines bezüglichen Entwurfes hin. 

Den Schwerpunkt der Frage bildet die Zulassung von Genossenschaften mit be- 
schränkter Haftpflicht, wie solche von dem Nordd. Gesetze ausgeschlossen, nach dem 
Bayer. Gesetze aber zulässig. Da diese Art von genossenschaftlichen Verbindungen, die 
Ss. g. »registrirten Gesellschaften«, in Bayern nur in geringer Zahl vorhanden, so trug man 
nicht ferner Bedenken, den Wünschen der Mehrheit der auf dem Prinzip der Solidarhaft 
gegründeten Genossenschaften zu entspreehen. Nur ward es geboten erachtet, ausdrück- 
lich im Gesetz zu erklären, dass keinenfalls eine Rückwirkung aufdie nach Mass- 
gabe des Bayerischen Gesetzes vom 29. April 1869 bereits bestehen- 
den s. g. »registrirten Gesellschaften« in der Art verknüpft werde, dass letztere ge- 
zwungen würden, sich aufzulösen oder sich unter das Prinzip der Solidarhaft fortan zu 
stellen. Ein derartiger Zwang würde tiefgreifende und persönlich schädigende Störungen 
in gesetzlich und ordnungsmässig begründete Rechts-Verhältnisse bringen und sich daher 
nicht rechtfertigen lassen. 

Bezüglich der auf Grund des Bayer. Ges. v. 29. April 1869 eingetragenen Genossen- 
schaften mit Solidarhaft sollen die nach erwähntem Gesetze stattgehabten Eintragungen 
in die Genossenschafts-Register als im Sinne der $$. 4 ff. des Nordd. Gesetzes vorgenom- 
mene Akte gelten, da der Unterschied in den nach Massgabe der beiden Gesetze vorge- . 
nommenen Eintragungen nur ein rein äusserlicher ist. 

Der Entwurf gelangte in der Reichstags-Sitzung vom 16. Juni 1873 zur ersten und 
zweiten Berathung, und gab Anlass zu lebhaften Erörterungen über das »System der 
Haftpflicht« unter den Abgg. Bamberger, Schultze-Delitzsch, Lesse, Braun 
und Marquardsen, die indess für die Auslegung des Gesetzes erhebliche Momente 
nicht bieten; die Ausführungen des Bayer. Bevollmächtigten zum Bundesrathe , Justiz- 
Minister Dr. Fäustle, beschränken sich auf eine Wiederholung des in den Motiven Ge- 
sagten. — Anträge wurden nicht gestellt. (Sten. Ber., S. 1151 ff.) In dritter Bera- 
thung — 17. Juni — erfolgte unveränderte Annahme des Entwurfs ohne jede Verhand- 
lung. ia. a. O., 8. 1190.) 


Jedenfalls bleibt der ausscheidende Gesellschafter subsidiarisch in derselben Weise 
verhaftet, wie dieses im Art. 75 für den Fall des Ausscheidens eines Gesellschafters ange- 
geordnet ist. 


Art. 77. Ergiebt sich aus einer Bilanz (Art. 26), dass die Hälfte des Betrages der Ge- 
schäfts-Antheile der zur Zeit der Bilanz-Errichtung der Gesellschaft angehörenden und in 
Gemässheit des Art. 75 noch in Haftung stehenden Mitglieder verloren gegangen ist, so 
muss der Vorstand unverzüglich eine General-Versammlung berufen und dieser, sowie der 
nach Verordnung zuständigen Verwaltungs-Behörde *) Anzeige erstatten. 

Die Verwaltungs-Behörde kann in diesem Falle von den Büchern der Gesellschaft Ein- 
sicht nehmen und nach Befinden der Umstände die Auflösung der Gesellschaft verfügen. 

Art. 78. Ergiebt sich, dass das Vermögen der Gesellschaft nicht mehr die Schulden 
a so muss der Vorstand hiervon dem Gericht behufs der Eröffnung des Gant Anzeige 
machen. 

Art. 79. Mitglieder des Vorstandes, welche den in den Artikeln 75, Abs. 3, 77 u. 78 
enthaltenen Anordnungen entgegen handeln, haften persönlich und solidarisch für den 
hierdurch entstandenen Schaden. 

Art. 80. Die Unterlassung der in Art. 77 u. 78 vorgeschriebenen Anzeigen ist, vorbe- 
haltlich der Bestimmungen des Strafgesetzbuchs, an den schuldtragenden Mitgliedern des 
Vorstandes als Vergehen mit Geld bis zu tausend Gulden zu bestrafen.« 


*) Als die »zuständige Verwaltungs-Behörde« ist durch K. Verordnung vom 3. Oktober 
1869 (Reg.-Bl. für 1869, S. 1825—1828) das K. Staats-Ministerium des Handels- und der 
öffentlichen Arbeiten bezeichnet. 

Nach der K. Verordnung vom 1. Dez. 1871 über die Formation der K. Staats-Mini- 
nisterien (Reg.-Bl. für 1871, 8. 1833—1840) $. 2, Ziff. 2 lit. b., ist nach Auflösung desK. 
Staats-Ministeriums des Handels und der öffentlichen Arbeiten die Zuständigkeit in dieser 
Sache an das K. Staats-Ministerium des Innern übergegangen. | 
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In den folgenden Staaten des ehemaligen Norddeutschen Bundes sind 
zum Vollzuge des Gesetzes vom 4. Juli 1868 Ausführungs-Verordnungen ergangen: 
1. Preussen. Allgemeine Verfügung und Instruktion des Justiz-Ministers. Vom 17. De- 
zember 1868. (J.-M.-Bl., S. 392 ff.) 
2.Sachsen (Königreich). Verordnung des Justiz-Ministers. Vom 23. Juli 1868. (Ges.- und 
Verordn.-Bl., S. 499 ff.) 
Hessen s. oben S. 1401. 
3. Mecklenburg-Schwerin. Verordnung v. 2. Januar nebst berichtigendem Nachtrag vom 
5. März 1869. 
4. Sachsen-Weimar-Eisenach. Verordnung v. 25. November 1868. (Reg.-Bl., 8. 401 ff.) 
5. Mecklenburg-Strelitz. Verordnung v. 2. Januar nebst berichtigendem Nachtrag vom 
9. März 1869. 
6. Oldenburg. Verordnung v. 11. Mai 1870. (Ges.-Bl., S. 478.) 
7. Braunschweig. Verordnung v. 15. Januar 1869. (Ges.- u. Verordn.-Samml., S. 47 ff.) 
8. Sachsen-Meiningen. Verordnung v. 19. Dezember 1868. (Samml. d. landesh. Verordn., 
8. 195 #.) Durch dieselbe wurde dies Ausschreiben v. 28. Nov. 1867 zu dem bisherigen 
Landes-Gesetze aufgehoben. 
3.Sachsen-Altenburg. Verordnung vom 18. Dezember 1868. (G.-8., 8. 284 fi.) 
10. Sachsen-Gotha. Verordnung v. 9. Dezember 1868. (G.-8., S. 1199 ff.) 
- -Koburg. Verordnung v. 13. Mai 1869. (G.-S., 8. 114 ff.) 
11. Anhalt. Verordnung v. 17. Oktober 1868. 
12. Schwarzburg-Rudolstadt. Verordnung v. 24. Dezember 1868. (G.-S. 1869, S. 1 ff.) 
13. Schwarzburg-Sondershausen. Verordnung v. 12. Dezember 1868. (G.-S., 8. 373 fi.) 
14. Reuss, ält. L. Verordnung v. 20. Januar 1869. (G.-S. 1869, Nr. I.) 
15. Reuss, jüng. L. Verordnung v. 15. Dezember 1868. 
16. Lippe-Detmold. Verordnung v. 23. Dezember 1868. (G.-S. 1869, Nr. II.) 
17.Lübeck. Verordnung v. 4. November 1868. (Samml. d. Verordn. u. Bekanntm., $. 192.) 
18. Bremen. Verordnung v. 25. November 1868. (G.-Bl., S. 192.) 
19. Hamburg. Verordnung v. 30. November 1868. (G.-S., S. 86 ff.) 


Er Be aunburg: Fehlen Vollzugs-Bestimmungen. 


Die in der vorstehenden Uebersicht aufgeführten Vollzugs-Verordnungen sind wört- 
lich, bezw. auszugsweise enthalten in dem Werke: »Die Entwickelung des Genossen- 
schaftswesens in Deutschland. Von H. Schulze-Delitzsch.« Berlin 1870. 


Anlage. 
Königreich Sachsen. 


Gesetz, die juristischen Personen betreffend. Vom 15. Juni 1868. (Ges.- und 
Verordn.-Bl., S. 315 ff.) 


Wir, Johann, von Gottes Gnaden König von Sachsen ete., haben über juristische 
Personen im Anschlusse an $$. 52 ff. des bürgerlichen Gesetzbuchs nähere Bestimmung 
zu treffen beschlossen und verordnen deshalb, mit Zustimmung unserer getreuen Stände, 
wie folgt: 

$. 1. Gegenwärtiges Gesetz leidet Anwendung auf alle juristischen Personen mit 
Ausnahme der dem öffentlichen Rechte angehörigen oder durch besondere Gesetze bereits 
geregelten juristischen Personen, z. B. Gemeinden, Kreis- und Provinzial-Stände, Berg- 
Gewerkschaften, Innungen, Unterstützungs-Kassen, hinsichtlich deren eine gesetzliche 
Pflicht zu Beisteuern besteht. Für solche bleiben die darauf bezüglichen besonderen Vor- 
schriften massgebend. 

Inwieweit gegenwärtiges Gesetz auf Handels-Aktiengesellschaften anzuwenden ist, 
wird im d. 55 bestimmt. 

$- 2. Die sogenannten Altgemeinden können, junbeschadet des Rechtes ihrer Mit- 
glieder, unter den gesetzlichen Voraussetzungen auf Theilung der gemeinschaftlichen 
Grundstücke anzutragen, über Verwaltung und Veräusserung des gemeinschaftlichen 
Vermögens nach $. 55 des bürgerlichen Gesetzbuchs Beschluss fassen. 


I. Von juristischen Personen im Allgemeinen. 
$. 3. Jede juristische Person muss einen bestimmten bezeichneten Zweck haben. 
$. 4. Juristische Personen haben ihren ordentlichen Gerichtsstand an dem Orte, an 
welchem sich der Sitz ihrer Verwaltung befindet. | | 
$. 5. Ob ein Personenverein, eine Anstalt oder Vermögensmasse gegenwärtig bereits 
die juristische Persönlichkeit besitze, ist in jedem einzelnen Falle nach den bisher geltend 
gewesenen Grundsätzen zu beurtheilen. 
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$. 6. Von Beginn der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes an erfolgt die nach 
$. 52 des bürgerlichen Gesetzbuchs erforderliche Staats-Anerkennung folgendermassen: 

a) für Stiftungen und Anstalten, welche zu dauernden kirchlichen, mildthätigen oder ge- 
meinnützigen Zwecken selbstständig errichtet sind, genügt hierzu die Genehmigung 
der Stiftung oder Anstalt und ihres Zweckes durch die kompetente Verwaltungs- 
Behörde. 

Stiftungen und Anstalten oder Vermögensmassen, welche anderen Zwecken dienen, be- 
dürfen der ausdrücklichen Anerkennung als juristische Person Seiten der gedachten 
Behörde. | 

b) Personen-Vereine (Genossenschaften) erlangen die juristische Persönlichkeit durch 
den Eintrag in das $. 70 vorgeschriebene Genossenschafts-Register. 

$. 7. Werden für juristische Personen Ausnahmen von bestehenden Gesetzen in An- 
spruch genommen, so bedarf es hierzu der Genehmigung des kompetenten Ministeriums. 
Nach deren Ertheilung sind solehe Ausnahmen im Gesetz- und Verordnungsblatte be- 
kannt zu machen. 

g. 8. Die Vertretung und Verwaltung von Stiftungen ist, wenn bei deren Begrün- 
dung darüber keine Bestimmung getroffen worden ist, von der Behörde , welcher die Ge- 
nehmigung oder Anerkennung zusteht, zu regeln. 

$. 9. Juristische Personen der $. 6 unter a gedachten Art können, soweit dies über- 
haupt statthaft ist, nur durch eine Verfügung der kompetenten Verwaltungs - Behörde 
erlöschen. 

II. Von Genossenschaften insbesondere. 
A. Allgemeine Grundsätze. 

$. 10. Personen-Vereine, welche die Rechte einer juristischen Person erlangen 
wollen (Genossenschaften), müssen ein schriftliches Statut errichten. 

$. 11. Das Statut muss aussprechen, dass die Genossenschaft juristische Persönlich- 
keit haben soll, auch insbesondere angeben: 

1. den Namen (oder die Firma), unter welchem die Genossenschaft die Rechte der juri- 

stischen Person ausüben will, 

‚einen im Inlande gelegenen Sitz derselben, 

. den Zweck der Genossenschaft, 

‚ die Bedingungen für die Aufnahme und für das freiwillige Ausscheiden oder die Aus- 

schliessung der Mitglieder, 

5. die Dauer der Vereinigung, dafern eine solche im Voraus festgesetzt ist, 

6. Bestimmung darüber, ob und welche Geldleistungen die Mitglieder für den Zweck der 
Genossenschaft übernehmen, insbesondere ob die Verpflichtung zu dergleichen Lei- 
stungen (Haftpflicht) im Voraus ihrem Umfange nach bestimmt (beschränkt), oder nach 
dem Bedarfe bemessen (unbeschränkt) sein soll, 

7. Bestimmung darüber, ob der Vorstand aus einer oder mehreren Personen bestehen soll 
und wie er zu bestellen sei, | 

8. die der Beschlussfassung aller Mitglieder vorbehaltenen Gegenstände und die Art der 
Beschlussfassung selbst, insoweit solche von der Vorschrift im $. 55 des bürgerlichen 
Gesetzbuchs abweichen soll, 

9. die Art der Zusammenberufung der Mitglieder, soweit eine solche stattfindet, und das 
denselben in dergleichen Versammlungen oder sonst zukommende Stimmrecht, 

10. die Art, fin welcher die in dem Statute vorgeschriebenen Bekanntmachungen zu er- 
folgen haben, und in Fällen, wo die Bekanntmachung durch öffentliche Blätter ge- 
schehen soll, die Angabe der letzteren, > 

11. bei Erwerbs-Gesellschaften die Vorschriften über Aufstellung und Prüfung der Jähr- 
lichen Bilanz, Berechnung und Vertheilung des Gewinns, ingleichen über die Ver- 
wendung, beziehentlich Vertheilung des Vermögens im Falle der Auflösung, soweit 
ASERIDF nicht das Gesetz bereits Bestimmungen enthält ($. 25, Abs. 1, $$. 34, 45 
und 46). 

Die Mitglieder der Genossenschaft sind als solche nur der Letzteren, nicht Dritten 
gegenüber verpflichtet. Soll aber von denselben ausser ihrer Haftpflicht gegen die 
Genossenschaft (Nr. 6 oben) auch noch eine Verbindlichkeit zu direkter Haftung gegen 
die Gläubiger der Genossenschaft übernommen werden, so muss das Statut auch die 
nöthigen Bestimmungen über Umfang und Dauer dieser Haftpflicht, sowie über die 
Voraussetzungen ihres Eintritts enthalten. 

$. 12. Der Name der Genossenschaft ($. 11, Nr. 1) darf nicht Namen einzelner Per- 
sonen enthalten, auch nicht zu Verwechslungen mit anderen Genossenschaften oder An- 
stalten oder mit bestehenden Handelsfirmen Veranlassung geben. 

. 8.13. Der gemeinsame Zweck kann, soweit das Statut nicht etwas Anderes be- 
stimmt, nur durch Uebereinstimmung aller Mitglieder geändert werden. 

$.14. Durch das Statut kann auch eine von den gesetzlichen Vorschriften ab- 
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weichende Form für die Legitimation der Genossenschafts - Vertreter vorgeschrieben 
werden, ohne dass es dazu der $. 7 gedachten Genehmigung bedarf. 

$.15. Für Verbindlichkeiten, welche vor Zusammentritt der Genossenschaft oder 
vor Erlangung der juristischen Persönlichkeit für dieselbe in deren Namen von einzelnen 
Personen eingegangen worden sind, haben diese Personen, wenn nicht unter den Be- 
theiligten etwas Anderes bestimmt worden, so lange als Selbstschuldner und Gesammt- 
schuldner zu haften, bis die Genossenschaft, als juristische Person, die Haftung über- 
nommen hat. 

$. 16. Das Statut ist in gehörig vollzogenem Originale bei dem Gerichte ($. 4) ein- 
zureichen und dort mindestens eine beglaubigte Abschrift zu Jedermanns Einsicht nieder- 
zulegen. 

Das Gleiche gilt von allen Abänderungen des Statuts. 

Ebenso hat jede Genossenschaft die Personen ihrer Vorstandsmitglieder und die bei 
denselben vorkommenden Veränderungen unter Beifügung der erforderlichen Legitima- 
tionen bei dem Gerichte anzuzeigen. 

Genossenschaften, deren Zweck in gewerbsmässiger Betreibung von Handelsgeschäf- 
ten besteht, haben die Niederlegung ihres Statuts und die vorerwähnte Anzeige bei dem 
Handelsgerichte zu bewerkstelligen. 

$. 17. Die Vertheilung eines Mehreren als des reinen Gewinns unter die Mitglieder 
ist nicht gestattet. 

Zinsen von bestimmter Höhe dürfen für dieselben wegen der von ihnen gemachten 
Einlagen weder bedungen noch ausgezahlt werden (vergl. aber $. 47). 

$. 18. Die Genossenschaft wird durch ihren Vorstand sowohl gegen die einzelnen 
Mitglieder, als gegen Dritte gerichtlich und aussergerichtlich vertreten. 

Von dem Vorstande werden auch die der Genossenschaft obliegenden Eide geleistet. 

Die Bestellung des Vorstands ist jederzeit widerruflich, unbeschadet der Entschädi- 
gungs-Verbindlichkeiten aus bestehenden Verträgen. 

Die Handlungen der dem Gerichte angezeigten oder nach $. 14 legitimirten Vorstands- 
Mitglieder bleiben gültig und für die Genossenschaft verbindlich, wenn sich auch später 
etwa die Ungültigkeit ihrer Wahl ergeben sollte. 

$. 19. Genossenschaften können eine in den Personen des Vorstands vorgekommene 
Veränderung einem Dritten nur dann entgegensetzen, wenn dieselbe in das Genossen- 
schafts-Register eingetragen (vergl. $$. 16 und 71) und bei Genossenschaften, welche die 
Legitimation ihres Vorstands durch Bekanntmachung in Öffentlichen Blättern bewirken 
‘$. 11, Nr. 10), überdies die öffentliche Bekanntmachung statutenmässig erfolgt oder dem 
Dritten bei Abschluss des Geschäfts die Aenderung bekannt gewesen ist. Ist die Aende- 
rung eingetragen und beziehentlich öffentlich bekannt gemacht worden, so muss jeder 
Dritte dieselbe gegen sich gelten lassen, sofern nicht durch die Umstände die Annahme 
begründet ist, dass er die Aenderung bei Abschluss des Geschäfts weder 'gekannt habe, 
noch habe kennen müssen. 

$. 20. Der Vorstand ist der Genossenschaft gegenüber verpflichtet, die ihm durch 
Sn Statut oder durch Beschlüsse der Genossenschaft auferlegten Beschränkungen ein- 
zuhalten. 

Gegen dritte Personen haben jedoch dergleichen Beschränkungen keine rechtliche 
Wirkung. Dies gilt insbesondere für den Fall, dass die Vertretung sich nur auf gewisse 
Geschäfte oder Arten von Geschäften erstrecken, oder nur unter gewissen Umständen 
oder für eine gewisse Zeit oder an einzelnen Orten stattfinden soll, oder dass die Zustim- 
mung der General-Versammlung, eines Verwaltungsraths, eines Aufsichtsraths oder eines 
anderen Organs der Genossenschaft für einzelne Geschäfte erfordert ist. 

$. 21. Wenn der Vorstand aus mehreren Mitgliedern besteht, so ist zu bindenden 
Erklärungen für die Genossenschaft, insoweit das Statut nicht etwas Anderes bestimmt, 
die Zustimmung sämmtlicher Mitglieder erforderlich. 

Zur gültigen Behändigung an die Genossenschaft genügt die Behändigung an ein Vor- 
standsmitglied. 

$. 22. Der Vorstand beruft und leitet die nach dem Statute stattfindenden Versamm- 
lungen der Mitglieder, soweit nicht statutarisch oder nach den Gesetzen noch andere Per- 
sonen dazu ermächtigt sind. 

Eine solche Versammlung muss auch dann zusammenberufen werden, wenn der zehnte 
Theil der Mitglieder, oder bei Aktien-Gesellschaften ein oder mehrere Mitglieder, welche 
mindestens den zehnten Theil des Gesellschafts-Kapitals vertreten, darauf antragen. Das 
Statut kann diese Quote erhöhen oder verringern , oder auch die Berufung einer General- 
Versammlung auf Antrag einer bestimmten Zahl von Mitgliedern vorschreiben. 

8.23. Die Gegenstände, über welche in einer Versammlung sämmtlicher Mitglieder 
(General-Versammlung) Beschluss gefasst werden soll, sind — insofern nicht das Statut 
hierunter besondere Beschränkungen enthält — bei der Zusammenberufung der Mitglieder 
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mit anzuzeigen. Jedenfalls muss dies geschehen, wenn es sich um Aenderung des Statuts, 
Auflösung der Genossenschaft oder Beschlüsse der $. 53 gedachten Art handelt. Ohne 
diese Anzeige kann ein gültiger Beschluss nicht gefasst werden. 

Auf blos formelle Beschlüsse, wie die Wahl von begutachtenden Ausschüssen , die 
Einberufung einer ausserordentlichen Versammlung, ingleichen auf Beschlüsse über Gegen- 
stände, welche nach den Statuten von dem Vorstande oder anderen Genossenschafts-Orga- 
nen erledigt werden können, leidet obige Vorschrift keine Anwendung. 

$. 24. In Genossenschaften, bei welchen das Stimmrecht der Mitglieder nicht gleich, 
sondern nach Verhältniss ihres Einschusses zum Geschäfts-Kapitale oder nach der Höhe 
ihrer Versicherung u. s. w. verschieden ist, wird die $. 55 des bürgerlichen Gesetzbuchs 
zu Fassung gültiger Beschlüsse erforderte Hälfte nicht nach der Kopfzahl, sondern nach 
dem Gesellschafts-Kapitale u. s. w. berechnet. 

$. 25. Der Vorstand hat Sorge zu tragen, dass über alle Beschlüsse der $. 11, Nr. 8 
gedachten Art, sowie des Vorstandes selbst, dafern Letzterer aus mehreren Personen be- 
steht, wahrheitsgetreue Niederschriften aufgenommen, auch die zur Uebersicht der Ver- 
mögenslage der Genossenschaft erforderlichen Bücher geführt werden. Er muss spätestens 
in den ersten sechs Monaten jedes Geschäftsjahrs die Rechnung des verflossenen Jahres 
vorlegen, doch kann diese Frist statutarisch auf ein Jahr verlängert werden. 

Die für die Genossenschaft geführten Bücher genügen den Mitgliedern gegenüber 
zum Beweise einer der Genossenschaft obliegenden Verbindlichkeit, und die in General- 
Versammlungen aufgenommenen Protokolle haben, wenn sie von dem die Verhandlung 
leitenden Vorsitzenden und mindestens zwei anderen, bei den Beschlüssen mitwirkenden 
Personen nach dem Vorlesen unterschrieben sind, gegen die Genossenschafts-Mitglieder 
volle Beweiskraft. 

Sämmtliche Niederschriften und Bücher sind während zehn Jahren, vom Tage der 
Aufnahme, beziehentlich des letzten darin seschehenen Eintrags an gerechnet, aufzube- 
wahren. Dasselbe gilt in Betreff der Geschäftsbriefe, Inventuren und Bilanzen. 

$- 26. Sobald sich die Unfähigkeit einer Genossenschaft, ihre Schuldverbindlich- 
keiten ganz zu erfüllen, ergiebt, ist dem Gerichte vom Vorstande Anzeige davon zu 
machen, auch jede Zahlung zu unterlassen. 

$. 27. Der Vorstand hat darüber zu wachen, dass der statutarische Zweck nicht über- 
schritten wird, und ist, wenn gesetzwidrige Zwecke verfolgt oder ohne die $. 72, Abs. 2 
erforderte Genehmigung öffentliche Angelegenheiten zum Gegenstande der Berathung 
En a RES gemacht werden, mit einer Geldbusse bis zu zweihundert Thalern 
zu belegen. 

‚Die Unterlassung der $. 26 vorgeschriebenen Anzeige zieht Gefängniss-Strafe bis zu 
drei Monaten nach sich. Uebersteigt die Gefängniss-Strafe nicht die Dauer von sechs 
Wochen, so kann statt derselben auf Geldstrafe bis zu einhundert Thalern erkannt werden. 

Jede Unterlassung anderer, dem Vorstande im gegenwärtigen Gesetze vorgeschriebe- 
nen Anzeigen ist, ebenso wie jede falsche Anzeige, ausser der etwa verwirkten Kriminal- 
strafe, mit einer Geldbusse bis zu zwanzig Thalern zu ahnden.. 

Diese sämmtliche Strafen sind von dem Gerichte anzuerkennen. 

Uebrigens werden, so oft der Vorstand gegen die Gesetze oder gegen das Statut 
handelt, dessen Mitglieder dadurch, soweit nicht einzelne derselben den Beweis führen, 
dass ihnen dabei keine Verschuldung zur Last fällt, als Gesammtschuldner verpflichtet. 

‚.% 28. Ist nach dem Statute ein Organ zur Ueberwachung des Vorstands oder der 
Genossenschafts-Verwaltung überhaupt (Aufsichtsrath, Ausschuss ete.) bestellt, so kann 
derselbe sich von dem Gange der Angelegenheiten der Gesellschaft unterrichten, die 
Bücher und Schriften derselben jederzeit einsehen und den Bestand der Gesellschafts- 
Kasse untersuchen. Ihm steht nicht nur gleich dem Vorstande das Recht zu Berufung 
der General-Versammlung und zu Ernennung des Vorsitzenden in Letzterer zu, sondern 
es Ist dieses Aufsichtsorgan auch ermächtigt, die Genossenschaft gegen den Vorstand 
gerichtlich und aussergerichtlich zu vertreten, erforderlichen Falles den Letzteren bis zur 
Entscheidung der Genossenschaft ($. 11, Nr. 8) zu suspendiren und wegen einstweiliger 
Besorgung seiner Geschäfte das Nöthige zu verfügen. 

Hinsichtlich der Verantwortlichkeit der Aufsichts-Organe findet die Bestimmung im 
$. 27, Abs. 5 Anwendung. 

$- 29. Die juristische Persönlichkeit einer Genossenschaft erlischt ausser den im 
$. 56 des bürgerlichen Gesetzbuchs gedachten Fällen auch dann, wenn sämmtliche Mit- 
glieder ausgeschieden sind. 

. $. 30. Die Auflösung von Genossenschaften findet statt: 
a) nach Ablauf der im Statute bestimmten Zeit ($. 11, Nr. 5) 
b) wenn die Genossenschaft dieselbe beschliesst, 
c, wenn das Recht der juristischen Persönlichkeit erloschen ist. 
$. 31. Jede Auflösung ist sofort dem $. 16 gedachten Gerichte anzuzeigen, auch 
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nach erfolgtem Eintrage in das Genossenschafts - Register (vergl. $. 71) von dem Vor- 
stande unverzüglich einmal im Amtsblatte des Gerichts und dreimal in der Leipziger 
Zeitung bekannt zu machen. 

Durch diese Bekanntmachungen sind zugleich die Gläubiger aufzufordern , sich bei 
der Genossenschaft zu melden. 

32. Die aus den Büchern ersichtlichen oder in anderer Weise bekannten Gläubi- 
ger der Genossenschaft sind hierzu ausserdem durch besondere Erlasse aufzufordern. 
Unterlassen sie die Anmeldung, so ist der Betrag ihrer Forderungen gerichtlich nieder- 
zulegen. 

Das Letztere muss auch in Ansehung der noch schwebenden Verbindlichkeiten und 
streitigen Forderungen geschehen, sofern nicht die Vertheilung des Genossenschafts- Ver- 
mögens bis zu deren Erledigung ausgesetzt bleibt, oder den Gläubigern eine angemessene 
Sicherstellung gewährt wird. 

$. 33. Die Bücher und $. 25 erforderten Niederschriften der aufgelösten Genossen- 
schaft sind an einem in Mangel eines Beschlusses der Letzteren von dem kompetenten 
Gerichte ($. 16) zu bestimmenden sicheren Orte auf die Dauer von zehn Jahren aufzube- 
wahren und steht den vormaligen Mitgliedern, sowie deren Rechtsnachfolgern, die Ein- 
sicht derselben frei. 

$. 34. Die Vertheilung des Genossenschafts-Vermögens darf in keinem Falle früher 
stattfinden, als nach Ablauf eines Jahres, von dem Tage an gerechnet, an welchem die 
$. 31 vorgeschriebene Bekanntmachung der Auflösung zum dritten Male abgedruckt 
worden ist. 

Im Falle der Zuwiderhandlung sind die Mitglieder des Vorstands und die sonstigen 
(Genossenschafts-Organe nach Massgabe von $$. 27 und 28 als Gesammtschuldner zu Er- 
stattung der geschehenen Zahlungen verpflichtet. 

$- 35. Auf den Fall, wenn die Auflösung einer Genossenschaft mit der Eröffnung 
des Konkurses zu ihrem Vermögen verbunden ist, leiden die Vorschriften in 88. 31 bis 34 
keine Anwendung. Es ist aber den Bestimmungen der Konkurs-Gesetzgebung nach- 
zugehen. 

R $. 36. Der für eine Genossenschaft begründete Gerichtsstand bleibt für dieselbe 
auch nach der Auflösung oder dem Erlöschen der juristischen Persönlichkeit bis zur Be- 
endigung der Liquidation bestehen. 

Ebenso bleiben die Vertreter einer Genossenschaft, wenn nicht durch die Statuten 
oder durch einen Genossenschafts-Beschluss etwas Anderes bestimmt ist, berechtigt und 
verpflichtet, die zur Liquidation erforderlichen Geschäfte zu erledigen und insoweit die 
bisherige juristische Person zu vertreten. Es können auch zu diesem Zwecke später noch 
Vorstandswahlen vorgenommen werden. 

Werden mit der Liquidation besondere Personen (Liquidatoren) beauftragt, so leiden 
auf sie alle auf den Vorstand bezüglichen Vorschriften Anwendung. 


$- 37. Die Vorstands-Mitglieder oder sonstigen Liquidatoren sind auch nach dem 
Auflösungs-Beschlusse und überhaupt während der Dauer der Liquidations-Geschäfte zu 
Erstattung der $. 26 vorgeschriebenen Anzeige gehalten. 


$. 33. Auf Genossenschaften, welche ausschliesslich kirchliche, milde oder gemein- 
nützige Zwecke verfolgen, leiden die Vorschriften im $. 20, Abs. 2, $. 22, Abs. 2, $. 23, 
$. 25, Abs. 1 und 3, $$. 32 bis 34 keine Anwendung. Doch hat auch hier der Vorstand 
die zur Uebersicht der Vermögenslage erforderlichen Bücher zu führen und für treue 
Niederschrift der $. 11, Nr. 8 gedachten Beschlüsse zu sorgen. 


B. Von den Genossenschaften mit beschränkter Haftpflicht. 
AA. Von den Aktien-Gesellschaften. 


$. 39. Soll die Haftpflicht der Genossenschafts-Mitglieder ($. 11, Nr. 6) auf Leistung 
bestimmter Zuschüsse zu einem im Voraus bestimmten Gesellschafts-Kapitale beschränkt 
sein, so muss das Statut ausser dem $. 11 Bemerkten noch enthalten: 
i. die Höhe des durch die Geldeinlagen der Mitglieder aufzubringenden Gesellschafts- 
Kapitals (Aktien-Kapitals), 
. die Höhe der einzelnen Geldeinlagen (Aktien oder Aktien-Antheile), 
. Bestimmung darüber, ob die Urkunden über die Geldeinlagen auf die Namen der Mit- 
glieder oder auf den Inhaber ausgestellt werden sollen, und 
4. letzteren Falles die Vorschrift, dass die $. 11, Nr. 10 gedachten Bekanntmachungen 
durch Öffentliche Blätter zu erfolgen haben. 
Zu Ausstellung von Aktien auf den Inhaber bedarf es keiner besonderen Genehmi- 
gung der Staatsregierung. 
$. 40. Der Name einer Aktien-Gesellschaft muss in der Regel von dem Gegenstande 
ihrer Unternehmung entlehnt sein. 
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8.41. Eine Aktie ist nurjinsoweit theilbar, als das Statut dies ausdrücklich gestattet. 
Eine Aktie oder ein Aktien-Antheil darf 
a) wenn das Gesellschafts-Kapital die Summe von 100,000 Thlr. erreicht, auf keinen ge- 

ringeren Betrag als 100 Thaler, i 
b) wenn das Gesellschafts-Kapital 25,000 Thlr. erreicht, auf keinen geringeren Betrag 

als 25 Thaler, 

c) bei kleinerem Gesellschafts-Kapitale auf keinen geringeren Betrag als 10 Thlr. lauten. 

Sollen Aktien unter dem Nennwerthe ausgegeben werden, so ist ein darauf abzielender 
Beschluss vor der Ausführung zum Eintrage in das Genossenschafts-Register anzumelden, 
auch in der Leipziger Zeitung und im Amtsblatte bekannt zu machen. 

$. 42. Ist im Statute keine besondere Form, wie die Aufforderung zur Einzahlung des 
Aktienbetrags geschehen soll, bestimmt, so geschieht dieselbe in der Form, in welcher 
die Bekanntmachungen der Gesellschaft nach dem Statute überhaupt erfolgen müssea 
RN 

Jedoch kann, insoweit diese Bekanntmachungen nach $. 39, Nr. 4 durch öffentliche 
Blätter stattfinden, ein Aktionär in keinem Falle seines Rechtes aus der Aktienzeichnung 
und der geleisteten Theilzahlungen verlustig erklärt werden, wenn nicht die Aufforderung 
zur Zahlung mindestens dreimal in den hierzu bestimmten Öffentlichen Blättern, das letzte 
Mal wenigstens vier Wochen vor dem für die Einzahlungen gesetzten Schlusstermine, be- 
kannt gemacht worden ist. Wenn die Aktien auf Namen lauten und ohne Einwilligung 
der übrigen Aktionäre nicht übertragbar sind, so kann die Bekanntmachung dieser Auf- 
forderungen durch besondere Erlasse an die einzelnen Aktionärestatt der Einrückungen in 
die Öffentlichen Blätter erfolgen. 

$. 43. Wenn die Aktien oder Aktien-Antheile auf Inhaber gestellt werden, so kommen 
folgende Grundsätze zur Anwendung: 

1. Die Ausgabe der Aktien darf vor Einzahlung des ganzen Nominalbetrages derselben 
nicht erfolgen; ebensowenig dürfen über die geleisteten Partialzahlungen Promessen oder 
Interimsscheine, welche auf den Inhaber lauten, ausgestellt werden. 

2. Der Zeichner der Aktie ist für die Einzahlung von fünfundzwanzig Prozent des No- 
minalbetrages der Aktie unbedingt verhaftet; von dieser Verpflichtung kann derselbe 
weder durch Uebertragung seines Anrechts auf einen Dritten sich befreien, noch Seitens 
der Gesellschaft entbunden werden; wird der Zeichner der Aktie wegen verzögerter Ein- 
zahlung seines Anrechts aus der Zeichnung verlustig erklärt, so bleibt er demungeachtet 
zur Einzahlung von fünfundzwanzig Prozent des Nominalbetrags der Aktie verpflichtet. 

3. Im Statute kann bestimmt werden, dass und unter welchen Massgaben nach er- 
folgter Einzahlung von fünfundzwanzig Prozent die Befreiung des Zeichners von der Haf- 
tung für weitere Einzahlungen zulässig sei und dass im Falle der eingetretenen Befreiung 
über die geleisteten Einzahlungen Promessen oder Interimsscheine, welche auf Inhaber 
lauten, ausgestellt werden dürfen. Auch hierzu bedarf es keiner besonderen Genehmigung 
der Staatsregierung. 

$. 44. Wenn die Aktien auf Namen lauten, so können dieselben, insoweit nicht das 
Statut etwas Anderes bestimmt, beliebig und durch Indossement auf Andere übertragen 
werden. Es ist aber die Veräusserung der Genossenschaft nachzuweisen und sodann von 
Letzterer im Aktienbuche zu bemerken. Im Verhältnisse zur Genossenschaft werden nur 
dieim Aktienbuche als Eigenthimer von Aktien eingetragenen Personen als solche an- 
Ban, Zur Prüfung der Legitimation ist die Genossenschaft berechtigt, aber nicht ver- 
pflichtet. 

So lange der Betrag der Aktie nicht vollständig eingezahlt ist, wird der Aktionär 
durch Uebertragung seines Anrechts auf einen Anderen von der Verbindlichkeit zur Zah- 
lung des Rückstands nur dann befreit, wenn die Gesellschaft den neuen Erwerber an seiner 
Stelle annimmt und ihn der Verbindlichkeit entlässt. 

Auch in diesem Falle bleibt der austretende Aktionär auf Höhe des Rückstands für 
alle bis dahin von der Gesellschaft eingegangenen Verbindlichkeiten, noch auf ein Jahr, 
vom Tage des Austritts an gerechnet, subsidiarisch verhaftet. 


. 8. 25. Die Mitglieder können den eingezahlten Betrag niemals zurückfordern, haben 
vielmehr nur im Falle der Auflösung Anspruch auf einen verhältnissmässigen Antheil des 
zu vertheilenden Genossenschafts-Vermögens. 


$. 46. Der nach dem Statute zur Vertheilung kommende Gewinn ist im Mangel anderer 
Bestimmung unter die Mitglieder nach Verhältniss ihrer Aktien zu vertheilen. Das Gleiche 
gilt von der Vertheilung des Genossenschafts-Vermögens im Falle der Auflösung. 

$-. 47. Von dem $. 17 enthaltenen Verbote kann durch das Statut eine Ausnahme in- 
sofern gemacht werden, als den Mitgliedern für einen bestimmten, der Vorbereitung des 
Unternehmens bis zum Anfang des vollen Betriebs entsprechende Zeitraum Zinsen ihrer 
Einlagen von bestimmter Höhe zugesichert werden können. 
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8.48. Der Aktionär ist in keinem Falle verpflichtet, die in gutem Glauben empfan- 
genen Zinsen und Dividenden zurückzugeben. 

$.49. Jede Aktie gewährt bei den $. 11, Nr. 8 gedachten Beschlussfassungen eine 
Stimme, wenn nicht das Statut ein Anderes fsstsetzt. 

$. 50. Ergiebt sich aus der letzten Bilanz, dass sich das Gesellschafts-Kapital um die 
Hälfte vermindert hat, so hat der Vorstand unverzüglich den Mitgliedern in einer Gene- 
ral-Versammlung oder in der für deren Berufung, beziehentlich sonst zu Herbeiführung 
eines Beschlusses aller Mitglieder (vergl. $. 11, Nr. 8) im Statute vorgeschriebenen Weise 
davon Anzeige zumachen. 

$. 51. Die $. 31 vorgeschriebene Bekanntmachung hat, ausser in den dort gedachten 
Zeitungen, auch drei Mal in den nach $. 39, Nr. 4 durch das Statut bestimmten öffent- 
lichen Blättern zu erfolgen. 

$. 52. Der Auflösung ist die Vereinigung einer Aktien-Gesellschaft mit einer anderen 
gleich zu achten, doch gilt für den Beschluss hierüber die Vorschrift im $. 13. 

Im Uebrigen kommen hierbei folgende Bestimmungen zur Anwendung: 

1. Das Vermögen der aufzulösenden Gesellschaft ist so lange getrennt zu verwalten, 
bis die Befriedigung oder Sicherstellung ihrer Gläubiger erfolgt ist. 

2. Der bisherige Gerichtsstand der Gesellschaft bleibt für die Dauer der getrennten 
Vermögens-Verwaltung bestehen; dagegen wird die Verwaltung von der anderen Gesell- 
schaft geführt. 

3. Der Vorstand der letzteren Gesellschaft ist den Gläubigern für die Ausführung der 
getrennten Verwaltung persönlich und solidarisch verantwortlich. 

4. Die öffentliche Aufforderung der Gläubiger der aufgelösten Gesellschaft kann 
unterlassen oder auf einen späteren Zeitpunkt verschoben werden. Jedoch ist die Ver- 
einigung der Vermögen der beiden Gesellschaften erst in dem Zeitpunkte zulässig, in 
welchem eine Vertheilung des Vermögens einer aufgelösten Aktien-Gesellschaft unter die 
Aktionäre erfolgen darf. 

$.53. Auch eine blos theilweise Vertheilung des Gesellschafts-Vermögens unter die 
Mitglieder kann nur unter Beobachtung der $$. 31, 32, 34 und 51 enthaltenen Vorschriften 
stattfinden. 

$. 54. Auf Genossenschaften, welche ausschliesslich kirchliche, milde oder gemein- 
nützige Zwecke verfolgen, leiden die Bestimmungen $$. 40 bis 44, 46, 47, 50, 51, 53 keine 
Anwendung, selbst wenn die Einschüsse der Mitglieder im Voraus fest bestimmt sind und 
das Aufbringen eines vorher bestimmten Kapitals bezwecken. 

$. 55. Zu Errichtung von Handels-Aktiengesellschaften und Handels-Kommandit- 
Gesellschaften auf Aktien bedarf es in Zukunft keiner staatlichen Genehmigung, wenn die 
von ihnen auszugebenden Aktien der Vorschrift im $. 41 entsprechen. 

Uebrigens leiden auf sämmtliche Handels-Aktien-Gesellschaften und Handels-Kom- 
mandit-Gesellschaften auf Aktien die Bestimmungen im $. 7 und $. 39, Abs. 2 gleichfalls 
Anwendung. 

BB. Vonanderen Genossenschaften mit beschränkter Haftpflicht. 

$. 56. Soll die Haftpflicht der Genossenschafts-Mitglieder ($. 11, Nr. 6), ohne die 
Aufbringung eines bestimmten Gesellschafts-Kapitals zu bezwecken, dennoch auf die 
Leistung bestimmter einmaliger oder wiederkehrender Beiträge zu dem Gesellschafts- 
zwecke beschränkt sein (wie z. B. bei den auf Gegenseitigkeit beruhenden Kapital-, 
Renten-, Kranken- oder sonstigen Versicherungs-Kassen), so muss das Statut die Höhe 
der Beiträge oder die für deren Feststellung massgebendeu Grundsätze enthalten. 

857. Genossenschaften dieser Art, wenn sie nicht ausschliesslich kirchliche, milde 
oder gemeinnützige Zwecke verfolgen oder von Anfang an auf bestimmte Personen be- 
schränkt sind, haben die im Statute vorgeschriebenen Bekanntmachungen durch Öffent- 
liche Blätter zu bewirken, auch im Falle der Auflösung der Vorschrift im $. 51 nach- 
zugehen. 

$. 58. Ist nicht nur die Summe der Beiträge, sondern auch die Zahl der Mitglieder 
im Voraus fest bestimmt, so ist die Genossenschaft, dafern sie nicht blos Versicherungs- 
Geschäfte unter den Mitgliedern (auf Gegenseitigkeit) bezweckt, als Aktien-Gesellschaft 
zu behandeln und haben die $$. 39 ff. enthaltenen Vorschriften auch für sie analoge An- 
wendung. 

$. 59. Versicherungs-Gesellschaften, welche auf Gegenseitigkeit der Mitglieder ge- 
gründet sind, können nur dann die Rechte einer juristischen Person erlangen, wenn die 
durch Sachverständige nach den Grundsätzen der Wahrscheinlichkeits-Rechnung, soweit 
möglich, vorzunehnende Prüfung des Statuts kein erhebliches Bedenken dagegen ergiebt, 
dass die Genossenschaft die gegen ihre Mitglieder übernommenen Verpflichtungen werde 
erfüllen können. Ebenso dart das im Statute festgesetzte Verhältniss zwischen den Bei- 
trägen der Versicherten und den Leistungen der Genossenschaft nur unter gleicher Vor- 
aussetzung geändert werden. 
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$. 60. Für Begräbniss- oder Kranken-Unterstützungs-Kassen der $. 59 gedachten Art 
kann durch das Statut bestimmt werden, dass die zu gewährenden Unterstützungen nicht 
mit Beschlag belegt, auch nichtvor der Verfallzeit an andere Personen abgetreten werden 
dürfen. Eine derartige Bestimmung bedarf nicht der $. 7 gedachten Genehmigung. 


t. Von den Genossenschaften mit unbeschränkter Haftpflicht. 

$.61. Wenn die Mitglieder einer Genossenschaft zu der Gesellschafts-Kasse unbe- 
schränkt so viel, als der Gesellschaftszweck erheischt, beizutragen verpflichtet sein sollen, 
ist in dem Statute zwar zu bestimmen, nach welchem Verhältnisse die Mitglieder zunächst 
Einschüsse zu leisten haben, es bleibt aber jedes Mitglied zur Deckung des ganzen von 
den übrigen etwa nicht erlangten Bedarfs verpflichtet. | 

$. 62. Bei auf Gegenseitigkeit beruhenden Versicherungs-Gesellschaften kann die Haft- 
pflicht der Mitglieder nicht auf Deckung der den einzelnen Mitgliedern gegen die Genos- 
senschaft zustehenden Ansprüche beschränkt sein, sondern erstreckt sich stets auf alle 
Verbindlichkeiten der Genossenschaft. H 

Eine dem zuwiderlaufende Bestimmung des Statuts ist ungültig. 

$. 63. Den ohne Bestimmung einer Frist beigetretenen Mitgliedern kann im Statute 
der Austritt nach vorgängiger Kündigung gestattet werden. 

$. 64. Dafern die Mitgliedschaft nicht von Anfang an auf bestimmte Personen be- 
schränkt ist, hat die Genossenschaft die in ihrem Statute vorgeschriebenen Bekannt- 
machungen durch Öffentliche Blätter zu bewirken und im Falle der Auflösung der Vor- 
schrift im $. 51 nachzugehen. 

$- 65. Genossenschaften mit unbeschränkter Haftpflicht haben dafür Sorge zu tragen, 
dass die Mitgliedschaft jedes einzelnen Genossen nachgewiesen werden kann, und die in 
ihrer Hand befindlichen Beweismittel den dabei Interessirten auf Verlangen vorzulegen. 

$. 66. Dem Gerichte ist nicht nur mit dem Statute ($. 16), sondern auch, dafern Ver- 
änderungen vorgekommen sind, am Ende eines jeden Kalenderjahrs ein genaues, alpha- 
betisch geordnetes Verzeichniss der Mitglieder zu überreichen, ingleichen mindestens am 
Schlusse jedes Vierteljahrs eine gleiche Anzeige über die beigetretenen oder ausgeschie- 
denen Mitglieder zu erstatten. Bei Genossenschaften, deren Mitgliedschaft an das Eigen- 
thum bestimmter Grundstücke geknüpft ist, genügt die Ueberreichung eines Verzeich- 
nisses der letzteren und die Anzeige des etwa vorkommenden Abgangs oder Zuwachses. 

Diese Verzeichnisse und Anzeigen ist Jeder einzusehen berechtigt. 

$. 67. Ausgeschiedene Mitglieder, ingleichen die Erben verstorbener Mitglieder blei- 
ben in Bezug auf alle der Genossenschaft zur Zeit des Ausscheidens eines solchen Mit- 
glieds obliegenden Verpflichtungen nach $. 61 haftbar. 

Die Klagen aus dieser Haftpflicht verjähren aber in einem Jahre nach Schluss des 
Quartals, in welchem die Anzeige des Ausscheidens bei Gericht ($. 66) erfolgt ist. Ist zu 
dieser Zeit eine Forderung noch nicht klagbar, so ist die nurgedachte Jahresfrist von Ein- 
tritt der Klagbarkeit, und wenn letztere noch eine Kündigung voraussetzt, von demjeni- 
gen Tage an zu berechnen, an welchem nach Bekanntmachung des Ausscheidens diese 
Kündigung möglich war und bei deren Erfolg die Klagbarkeit eingetreten sein würde. 

Eine Einmischung in die Angelegenheiten der Genossenschaft steht dem ausgetretenen 
Mitgliede, ingleichen den Erben der gewesenen Mitglieder deshalb nicht zu, doch können 
sie Einsicht der Jahresrechnungen verlangen. 

Ob und welcher Antheil vom Vermögen des Vereins, ingleichen von dem während der 
oben bemerkten Jahresfrist erwachsenen Geschäftsgewinne ihnen zukommen soll, ist im 
Statute nicht zu bestimmen. ! 

Wird binnen des gedachten Zeitraums die Liquidation der Genossenschaft nothwendig, 
oder von der letzteren beschlossen, so dauert die bemerkte Haftpflicht bis zur Beendigung 
der Liquidation fort. | 

$- 68. Sobald die Auflösung beschlossen oder die Liquidation sonst nothwendig wird, 
ist keinem Mitgliede der Austritt mehr gestattet. 

‚Dasselbe gilt, wenn für die Dauer der Vereinigung ein bestimmter Zeitraum festgesetzt 
ist ($. 12, Nr. 5), schon während des letzten Jahres dieser Frist. 

. $.69. Auf Versicherungs-Gesellschaften, welche auf Gegenseitigkeit beruhen, leiden 
die $$. 66 bis 68 keine Anwendung. Auch kann im Statute den auf bestimmte Zeitfrist 
beigetretenen Mitgliedern dennoch der Austritt gestattet werden. 

Dagegen gelten die Bestimmungen in 88.59 und 60 auch für Versicherungs-Gesellschaften 
mit unbeschränkter Haftpflicht. | 


Ka II. Von dem Verfahren der Behörden. | 

‚8: 70. Bei jedem Gerichte ($. 16) ist ein Genossenschafts-Register zu halten, dessen 
Einsicht Jedem freisteht. Bei den Handels-Gerichten ist dasselbe mit dem Handels-Re- 
gister zu verbinden. | 


$- 71. In dieses Register sind nach Einreichung des Statuts ($. 16) der Name der 
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Genossenschaft und deren Statut, sowie spätere Aenderungen des letzteren, ingleichen 
die legitimirten Mitglieder des Vorstands, ferner die Auflösung der Genossenschaft ($. 31) 
und die von derselben nach $. 41, Abs. 2 gefassten Beschlüsse, endlich der Beschluss, auf 
die juristische Persönlichkeit zu verzichten, einzutragen. 

Durch diesen Eintrag erhält der zuletzt gedachte Beschluss die $. 56 des bürgerlichen 
Gesetzbuchs erforderte Genehmigung. 
.. Abänderungen des Statuts erlangen gegen Nichtmitglieder erst mit dem Eintrage 
rechtliche Wirkung. 

8. 72. Vor dem Eintrage hat das Gericht zu prüfen, ob das Statut oder die Statuten- 
Aenderungen dem gegenwärtigen Gesetze entsprechen und nichts Gesetzwidriges enthal- 
ten, nicht minder, ob die einzutragenden Beschlüsse in gültiger Weise gefasst worden sind. 

Personen-Vereine, deren Zweck sich auf öffentliche Angelegenheiten bezieht, dürfen 
nur dann in das Genossenschafts-Register eingetragen werden, wenn das Ministerium des 
Innern hierzu ausdrücklich seine Genehmigung ertheilt hat. Das Gleiche gilt von späte- 
ren Abänderungen der Statuten solcher Vereine. 

$. 73. Dem Ermessen des Gerichts bleibt es überlassen, für das Statut und Statuten- 
Aenderungen gerichtliche oder notarielle Beurkundung zu verlangen. Zum Beitritte der 
- einzelnen Mitglieder genügt jede rechtsverbindliche Erklärung (s. aber $. 65). 

$. 74. Nach dem Eintrage einer neu errichteten Genossenschaft ist auf deren Kosten ° 
im Amtsblatte und in der Leipziger Zeitung bekannt zu machen, dass die Genossenschaft 
als juristische Person eingetragen worden ist. 

$. 75. Das Gericht kann juristische Personen und deren Vertreter zur Befolgung der 
ihnen obliegenden Verpflichtungen durch Ordnungsstrafen bis zum Betrage von 50 Tha- 
lern, welche im Falle des Ungehorsams angemessen zu erhöhen sind, anhalten. 

Dasselbe ist berechtigt, die bei der Genossenschaft nach $. 25 in Verbindung mit $. 11, 
Nr. S aufgenommenen Niederschriften jederzeit einzusehen. 

$- 76. Wenn und so lange eine juristische Person keine gehörig legitimirten Vertreter 
haben sollte, kann das $. 16 gedachte Gericht solche auf Kosten der Ersteren bestellen. 
Es ist jedoch diesfalls stets auf baldthunliche Herstellung der statutenmässigen Vertre- 
tung hinzuwirken. 

$. 77. Der Vorstand einer Genossenschaft hat, wenn es das Gericht anordnet, eine 
Genossenschafts-Versammlung zu berufen. 

Ist kein Vorstand vorhanden oder kommt Letzterer der Anordnung nicht sofort nach, 
so kann das Gericht auf Kosten der Genossenschaft selbst die General-Versammlung zu- 
sammenberufen und mit dem Vorsitze in derselben ein geeignetes Mitglied der Genossen- 
schaft, oder, wenn ein solches nicht sofort zu erlangen, einen Beamten oder Notar be- 
auftragen. 

$- 78. Die Entziehung des Rechtes der Persönlichkeit kann durch das Gericht dann 
erfolgen, wenn 

1. eine juristische Person ihre Wirksamkeit auf gesetzwidrige Zwecke oder, ohne die 

-$. 72, Abs. 2 erforderte Genehmigung, auf öffentliche Angelegenheiten richtet, 

2. wenn sich die Zahlungs-Unfähigkeit der juristischen Person ergiebt. 

Hinsichtlich der Stiftungen bewendet es bei den Bestimmungen im $. 60 der Verfas- 
sungsurkunde. 

$. 79. Gegen die vom Gerichte nach diesem Gesetze gefassten Entschliessungen kann 
eine Beschwerde zunächst an das Appellations-Gericht, als Aufsichts-Behörde, gegen 
dessen Entschliessung weiter an das Ministerium der Justiz eingewendet werden. 

$. 50. Jede Entziehung des Rechtes der Persönlichkeit ist auf Kosten der juristischen 
Person im Amtsblatte des $. 16 gedachten Gerichts, in der Leipziger Zeitung und in den 
durch das Statut etwa bestimmten anderen Blättern bekannt zu machen. 

$. 51. Ist für den Fall der Auflösung einer Genossenschaft über die Vertheilung oder 
sonstige Verwendung ihres Vermögens statutarische Bestimmung getroffen, so ist dersel- 
ben auch in den $. 78 unter 1 gedachten Fällen nachzugehen und, soweit nöthig, vom Ge- 
richte auf Kosten der Genossenschaft das Erforderliche zu verfügen. 

IV. Schlussbestimmung. 

$. 82. Auf die bei Erlass des gegenwärtigen Gesetzes bereits bestehenden juristischen 
Personen leidet in Bezug auf den von ihnen bereits geführten Namen $. 12 keine Anwen- 
dung, auch wird die Fortdauer ihrer juristischen Persönlichkeit nicht durch die Befolgung 
der über deren Erwerb in gegenwärtigem Gesetze enthaltenen Vorschriften bedingt, und 
treten für sie $. 18, Abs. 3, $. 20, Abs. 2, und $. 67 erst ein Jahr nach Beginn der Wirk- 
samkeit des Gesetzes in Kraft. 

Genossenschaften dieser Art haben die $. 16, Abs. 3, und $. 66 vorgeschriebenen An- 
zeigen zum ersten Male binnen vier Wochen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu er- 
statten, auch in derselben Frist der Vorschrift im $. 16, Abs. 1 nachzukommen und sind 
nach dessen Erfolg in das Genossenschafts-Register einzutragen. 
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Endlich bleiben Abweichungen von $. 4 und $. 11, Nr. 2, ebenso wie von den Vor- 
schriften im $. 42, Satz 2, und $. 44 auf Grund eines vor Erlassung gegenwärtigen Gesetzes 
abgeschlossenen Gesellschaftsvertrags, selbst wenn die Genossenschaft erst später die 
juristische Persönlichkeit erlangt, so lange in Geltung, bis das Statut in dieser Beziehung 
geändert wird. | 

Insoweit in Statuten, welche vor Erlassung dieses Gesetzes errichtet sind, zur Abän- 
derung derselben oder zur Auflösung der Genossenschaft die ausdrückliche Genehmigung 
der Staatsregierung erfordert wird, ist dennoch auch in dieser Beziehung nur den Vor- 
schriften dieses Gesetzes nachzugeben. Es kann jedoch durch solche Statuten-Aenderung 
eine der Genossenschaft etwa bewilligte und dem Öffentlichen Rechte angehörige Be- 
günstigung, z. B. die Ausgabe unzinsbarer Noten, Befreiung von der Stempelsteueru. 8. w., 
ohne ausdrückliche staatliche Genehmigung weder verlängert noch verändert werden. 

Urkundlich u. s. w. 


Die Ausführung sowohl des vorstehenden Landes-Gesetzes vom 15. Jun 


1868, wie des Bundes-Gesetzes vom 4. Juli 1868 erfolgte durch die Verord- 
nung vom 23. Juli 1868. (Ges.- u. Verordn.-Bl., 8. 499 ff.) 


5. Gesetz, betreffend die Einführung der Allgemeinen Deutschen Wechsel-Ord- 
nung, der Nürnberger Wechsel-Novellen und des Allgemeinen Deutschen 
Handels -Gesetzbuchs als Bundes-Gesetze. Vom 5. Juni 1869. -(B.-G.-Bl., 
S. 379 ff. — Archiv, Bd. III., S. 250 ff.) 


Das Gesetz ist eingeführt: 
a. In Südhessen und Baden: 
Durch Art. 80. I, Nr. 15 der Verf. des Deutschen Bundes-Vertrages v. 15. Nov. 1870 
— bezw. $. 2, Ges. v. 16. April 1871. 
b. In Württemberg 
durch Art. 80. I, Nr. 15. Verf. des Deutschen Bundes-Vertrages v. 25. Nov. 1870 — 
bezw. durch $. 2, Ges. v. 16. April 1871. 
c. In Bayern: 
durch $. 2, Ziff. 8, Ges. v. 22. April 1871. 

Durch das Bayer. Ges. v. 27. Juli 1874 haben die das Handels-Register betref- 
fenden Bestimmungen des Gesetzes v. 10. Nov. 1861 über Einführung. des Allgem. 
Deutschen Handels-Ges.-B. in Bayern eine wesentliche Ergänzung erfahren, indem 
das Rechtsmittel der Nichtigkeits-Beschwerde auch auf die Verpflichtung zur Ein- 
tragung in das Handels-Register ausgedehnt ist. 

d. In Elsass-Lothringen : !) 
durch das nachfolgende 


Gesetz, betreffend die Einführung der Allgemeinen Deutschen Wechsel-Ordnung 
und des Allgemeinen Deutschen Handels-Gesetzbuchs in Elsass-Lothringen. 
Vom 19. Juni 1872. : 


(Ges.-Bl. für Elsass-Lothr..S. 213 ff.) | 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preussen etec., 
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths, 
für Elsass-Lothringen, was folgt: 

$. 1. Die Allgemeine Deutsche Wechsel-Ordnung und das Allgemeine Deutsche 
Handels-Gesetzbuch erlangen in der Fassung, in welcher sie in den Anlagen A. und B. 
enthalten sind, nebst den gegenwärtigen Einführungs-Bestimmungen mit dem 1. Oktobeı 
1872 in Elsass-Lothringen Gesetzeskraft. 

Mit dem bezeichneten Zeitpunkte treten die bestehenden Gesetze und anderen Vor- 
schriften über Handelsrecht, insoweit sie Materien betreffen, welche Gegenstand der zuı 
Geltung gelangenden Gesetze sind, ausser Kraft. Es bleiben jedoch, soweit nicht Be- 
stimmungen der letzteren Gesetze entgegenstehen, in Wirksamkeit: 

1. der fünfte Titel des Gesetzes über die Gesellschaften vom 24. Juli 1867. (Bull. off. 
1513, Nr. 15,328.), 

2. der zweite Titel des Kaiserlichen Dekrets vom 22. Januar 1868, betreffend die Ver- 
sicherungs-Gesellschaften (Bull. off. 1558, Nr. 15,758), mit der Massgabe, dass unter 


1) Eine erschöpfende Zusammenstellung der bezügl. in Elsass-Lothringen geltenden 
Gesetze enthält das Werk: »Gesammte Wechsel-, Handels- und Genossen- 

schafts-Gesetzgebung von Elsass-Lothringen. Bearbeitet von Ed. Grüne- 

wald, Kaiserl. Friedensrichter in Metz. Mannheim und Strassburg 1874. 
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den Staats-, resp. den vom Staate garantirten Werthpapieren, in denen die’Anlage der 
Fonds der Versicherungs -Gesellschaften nach Vorschrift des Artikels 33 dieses 
Dekrets erfolgen soll, Deutsche Staats-, bezw. von einem Deutschen Staate garantirte 
Werthpapiere zu verstehen sind, und dass die Anlage in französischen Staatsrenten, 
bei der französischen Bank und dem er&dit foncier nicht mehr gestattet ist, 

3. na über das Börsen- und Mäklerwesen und über öffentliche Waaren- 
verkäufe. 

$. 2. Die in den Handels-Gesetzen der Staats-Regierung oder den Fach-Ministerien 
eingeräumten Befugnisse gehen auf den Reichskanzler über. Der Reichskanzler kann 
diese Befugnisse auf ihm untergeordnete Behörden übertragen. 

Die Anstellung der Wechsel-Agenten und Mäkler unterliegt in den Fällen, in welchen 
sie bisher der landesherrlichen Bestätigung unterworfen war, an Stelle der letzteren der 
Bestätigung durch den Ober-Präsidenten. 

$. 3. Ein Minderjähriger, ohne Unterschied des Geschlechts, kann nur dann Kauf- 
mann sein und auf Grund des Artikels 487 des Zivil-Gesetzbuchs in Ansehung der in 
seinem ‚Handels-Betrieb eingegangenen Verbindlichkeiten für volljährig erachtet werden, 
wenn er 18 Jahre alt, emanzipirt und ausdrücklich ermächtigt ist, das Handels-Gewerbe 
zu betreiben. 

Die Ermächtigung wird von dem Vater, wenn dieser gestorben , interdizirt oder ab- 
wesend ist, von der Mutter, in Ermangelung beider durch einen von dem Landgericht be- 
stätigten Beschluss des Familienraths ertheilt. 

Sind diese Erfordernisse vorhanden, so kann der Minderjährige auch seine Immobi- 
lien in Bezug auf den Handels-Betrieb mit Schulden beschweren, zur Hypothek stellen 
und veräussern, das Letztere jedoch nur unter Beobachtung der Artikel 457 ff. des Zivil- 
Gesetzbuchs. 

$. 4. Ein emanzipirter Minderjähriger, welcher nicht Kaufmann ist, kann einzelne 
Handelsgeschäfte selbstständig und mit derselben Wirkung wie ein Volljähriger schlies- 
sen, wenn er 18 Jahre alt und zu den einzelnen Geschäften in der durch den vorhergehen- 
den Paragraphen bezeichneten Weise ausdrücklich ermächtigt ist. 

$. 5. Eine Ehefrau, welche Handelsfrau ist, kann ohne Autorität ihres Ehemannes 
ihre Immobilien in Bezug auf den Handelsbetrieb mit Schulden beschweren, zur Hypo- 
thek stellen und veräussern. 

Wenn jedoch für die Ehe Dotalrecht gilt, so kann die Verpfändung oder Veräusse- 
rung der Immobilien, welche Dotalgut sind, nur in den durch das Zivil-Gesetzbuch be- 
zeichneten Fällen und unter Beobachtung der dort vorgeschriebenen Formen erfolgen. 

In Betreff der Haftung des Ehemannes für die Verpflichtungen der Ehefrau aus ihrem 
Handelsgewerbe behält es bei der Bestimmung des Artikels 220 des Zivil-Gesetzbuchs 
sein Bewenden. 

$. 6. Jeder Ehevertrag zwischen Ehegatten, von welchen einer zu den Kaufleuten 
gehört, muss binnen Einem Monat nach dem Abschluss des Vertrages im Auszuge den in 
dem Artikel 872 der Zivil-Prozess-Ordnung bezeichneten Sekretariaten und Kammern 
übersendet werden, damit die Veröffentlichung mittelst Eintragung in die Tabellen nach 
Massgabe jenes Artikels erfolge. 

In dem Auszuge muss angegeben sein, ob für die Ehegatten Güter-Gemeinschaft be- 
steht, ob Trennung der Güter oder ob Dotalrecht vereinbart ist. 

Der Notar, welcher den Ehevertrag aufgenommen hat, ist verpflichtet, die in diesem 
Paragraphen vorgeschriebene Uebersendung zu bewirken; unterlässt er dies, so hat er 
eine Geldbusse von 25 Thalern verwirkt; er ist den Gläubigern verantwortlich und wird 
mit Amts-Entsetzung bestraft, falls bewiesen wird, dass die Unterlassung in Folge einer 
Kollusion stattgefunden hat. 

$. 7. Jeder Ehegatte, für dessen Ehe Gütertrennung oder Dotalrecht vereinbart ist, 
muss, wenn er nach Schliessung der Ehe das Gewerbe eines Kaufmanns ergreift, binnen 
Einem Monat, von dem Tage an gerechnet, an welchem er den Geschäftsbetrieb begonnen 
hat, die in dem vorhergehenden Paragraphen erwähnte Uebersendung bewirken; unter- 
lässt er dies, so kann er, im Fall er seine Zahlungen einstellt, mit Gefängniss bis zu zwei 
Jahren bestraft werden. 

‘8.8. Der Auszug, welcher in Gemässheit der beiden vorhergehenden Paragraphen 
dem Sekretariat, des Handelsgerichts übersendet wird, muss ausser den in dem Artikel 
872 der Zivil-Prozess-Ordnung vorgeschriebenen Veröffentlichungen durch den Sekretär 
des Handelsgerichts ohne Verzug in einem der Öffentlichen Blätter bekannt gemacht wer- 
den, welche nach Vorschrift des Artikels 13 des Deutschen Handels-Gesetzbuchs zur 
Veröffentlichung der in dem Handelsregister erfolgenden Eintragungen bestimmt sind. 

$. 9. Bei jeder Klage auf Gütertrennung und dem darauf folgenden Verfahren kom- 
men die Artikel 1441 bis 1452 des Zivil-Gesetzbuchs und die Artikel 865 bis 874 der 
Zivil-Prozess-Ordnung zur Anwendung. 
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Bei jedem Urtheil, welches zwischen Ehegatten, von denen einer zu den Kaufleuten 
gehört, die Trennung von Tisch und Bett oder die Ehescheidung ausspricht, müssen die 
in dem Artikel 872 der Zivil-Prozess-Ordnung vorgeschriebenen Förmlichkeiten beobach- 
tet werden, widrigenfalls die Gläubiger zu jeder Zeit befugt sind, gegen das Urtheil, so- 
weit es ihr Interesse betrifft, Einspruch zu erheben und jede in Folge desselben geschehene 
Auseinandersetzung anzufechten. 

$. 10. Handelssachen sind diejenigen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in welchen 
durch die Klage ein Anspruch 

1. gegen einen Kaufmann (Artikel 4 des Deutschen Handels-Gesetzbuchs) aus dessen 
Handelsgeschäften (Artikel 271—276 des Deutschen Handels-Gesetzbuchs) ; 

2. aus einem Wechsel im Sinne der Allgemeinen Deutschen Wechsel-Ordnung ; 

3. aus einem der nachstehend bezeichneten Rechtsverhältnisse geltend gemacht wird; 

a) aus dem Rechtsverhältnisse zwischen den Mitgliedern einer Handels -Gesellschaft, 
zwischen dem stillen Gesellschafter und dem Inhaber «des Handels-Gewerbes, sowie 
zwischen den Theilnehmern einer Vereinigung zu einzelnen Handelsgeschäften oder 
einer Vereinigung zum Handels-Betriebe (Art. 10 des Deutschen Handels-Gesetz- 
buchs), sowohl während des Bestehens, als nach Auflösung des gesellschaftlichen 
Verhältnisses, ingleichen aus dem Rechtsverhältnisse zwischen den Liquidatoren oder 
den Vorstehern einer Handels-Gesellschaft und der Gesellschaft oder den Mitgliedern 
derselben ; 

b) aus dem Rechtsverhältnisse, welches das Recht zum Gebrauch der Handelsfirma be- 
trifft ; 

c) aus dem Rechtsverhältnisse , welches durch die Veräusserung eines bestehenden Han- 
‚delsgeschäfts zwischen den Kontrahenten entsteht; 

d) aus dem Rechtsverhältnisse zwischen dem Prokuristen, dem Handlungs-Bovollmäch- 
tigten oder dem Handlungs-Gehülfen und dem Eigenthümer der Handels-Niederlas- 
sung, sowie aus dem Rechtsverhältnisse zwischen einer dritten Person und demjeni- 
gen, welcher ihr als Prokurist oder Handlungs-Bevollmächtigter aus einem Handels- 
geschäfte haftet (Artikel 55 des Deutschen Handels-Gesetzbuchs); 

e) aus dem Rechtsverhältnisse, welches aus den Berufsgeschäften des Handelsmäklers 

im Fine des Deutschen Handels-Gesetzbuchs zwischen diesem und den Parteien ent- 

steht; 

aus dem Rechtsverhältnisse des Seerechts, insbesondere aus denjenigen, welche auf 

die Rhederei, die Rechte und Pflichten des Rheders, des Korrespondent-Rheders und 

der Schiffsbesatzung, auf die Bodmerei und die Haverei, auf den Schaden-Ersatz im 

Falle des Zusammenstossens von Schiffen, auf die Bergung und Hülfeleistung in See- 

noth und auf die Ansprüche der Schiffsgläubiger sich beziehen. 

$. 11. An die Stelle der Artikel 631 bis 634 und 636 bis 638 des »eode de commeree« 

treten folgende Bestimmungen : 

1. Die Friedensrichter erkennen innerhalb der Summe ihrer allgemeinen Zuständigkeit, 
mit Ausschluss der Handelsgerichte, über Handelssachen , unbeschadet ihrer weiteren 
Befugnisse, nach dem Gesetze vom 25. Mai 1838. 

2. Vor die Handelsgerichte gehören : 

a) die Rechtsstreitigkeiten aus Geschäften , welche auf Seiten beider Kontrahenten Han- 
delsgeschäfte im Sinne des Deutschen Handels-Gesetzbuchs sind ; 

b) die Rechtsstreitigkeiten aus Wechseln im Sinne der Deutschen Wechsel-Ordnung;; 

c) die im $. 10, Ziffer 3 unter a bis f aufgeführten Rechtsstreitigkeiten ; 

3. Klagen aus einem Geschäfte, welches nur auf Seiten des Beklagten ein Handels- 
geschäft ist, können nach Wahl des Klägers bei dem Handelsgerichte oder Landge- 
richte erhoben werden. Dasselbe gilt von Klagen gegen mehrere Verpflichtete, wenn 
das Handelsgericht nur in Ansehung einzelner derselben zuständig ist. 

$. 12. In Handelssachen ($. 10) finden die Artikel 1326 und 1328 des bürgerlichen 
Gesetzbuchs keine Anwendung. 

Die Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuchs iiber die Beschränkungen des 
Zeugen-Beweises sind für Handelssachen aufgehoben. 

$. 13. Das Handelsgericht kann in allen Fällen Sachverständige zur Erstattung eines 
Gutachtens ernennen, oder anordnen, dass zunächst behufs Aufklärung und Feststellung 
der Streitpunkte und zum Versuch einer;gütlichen Beilegung des Streits vor einem Kom- 
missar des Gerichts verhandelt werde. | 

$. 14. Die im Artikel 80, Satz 2 der Wechsel-Ordnung der Streit-Verkündigung 
beigelegte Wirkung tritt durch Beiladung ein. 

$. 15. Ist ein Wechsel oder ein anderes an Order lautendes Papier (Artikel 301, 302, 
305 des Deutschen Handels-Gesetzbuchs) abhanden gekommen , so gelten hinsichtlich der 
. .“mortisation neben den Artikeln 73 und 98, Nr. 9 der Wechsel-Ordnung folgende Be- 
\mungen : 


af 
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1. Der Antrag auf Amortisation ist durch Bittschrift bei dem Handelsgericht des Zahlungs- 
ortes anzubringen. Der Betreibende muss eine Abschrift des Wechsels oder Order- 
papiers beibringen oder doch den wesentlichen Inhalt desselben und Alles, was zur 
vollständigen Erkennbarkeit nöthig ist, angeben, auch den Besitz und Verlust glaub- 
haft machen; 

2. das Gericht erlässt eine öffentliche Aufforderung an den unbekannten Inhaber, binnen 
einer bestimmten Frist das Papier dem Gerichte vorzulegen, mit der Verwarnung, dass 
dasselbe sonst für kraftlos erklärt werde. Die Aufforderung wird in dem Sitzungs- 
saale des Handelsgerichts, und wenn am Zahlungsorte eine Börse besteht, im Börsen- 
lokale angeschlagen, auch ein oder mehrere Male, je nachdem das Gericht es für ange- 
messen erachtet, in den für die Eintragungen in das Handelsregister bestimmten Blät- 
tern (Art. 14 des Deutschen Handels-Gesetzbuchs), sowie auf Antrag des betreibenden 
Theils oder geeignetenfalls von Amtswegen in anderen in- oder ausländischen Blättern 
bekannt gemacht. Die Frist zur Meldung wird auf mindestens sechs Monate und 
höchstens Ein Jahr, vom Verfalltage an gerechnet, bestimmt ; 

3, wird das Papier von dem Inhaber vorgelegt, so ist dem Antragsteller zu überlassen, 
sein Recht gegen denselben geltend zu machen; 

4. meldet sich kein Inhaber, so erklärt das Gericht auf weiteren Antrag des betreiben- 
den Theils das Papier für amortisirt. 

$. 16. Zu den Gerichts-Beamten,, welche Protest aufnehmen können, gehören auch 
die Gerichts-Vollzieher. Ueber das von den Letzteren hierbei zu führende Amtssiegel 
(Art. 88, Nr. 6 der Wechsel-Ordnung) wird der General-Prokurator Bestimmnng treffen. 

Die Register , in welchen die Proteste nach Vorschrift des Art. 90 der Wechsel-Ord- 
nung eingetragen werden sollen, sind in der für die Repertorien vorgeschriebenen Form 
anzulegen und zu paraphiren. 

Proteste dürfen nur von 9 Uhr Vormittags bis 6 Uhr Abends, zu einer früheren oder 
späteren Tageszeit aber nur mit Zustimmung des Protestaten erhoben werden. 

Die Beamten sind nicht gehalten, eine Abschrift der Protest-Urkunde zurückzu- 
lassen. 
$. 17. Die bei den Handelsgerichten angestellten Gerichtsschreiber stehen unter der 
Aufsicht des General-Prokurators, welcher die Ober-Prokuratoren mit Ueberwachung 
ihrer Dienstführung beauftragen kann. 

$. 18. Jede zur Eintragung in das Handelsregister bestimmte Anmeldung muss auch 
in denjenigen Fällen, für welche das Handels-Gesetzbuch dies nicht besonders vorschreibt, 
entweder persönlich vor dem Sekretariate des Handelsgerichts erklärt oder in beglaubig- 
ter Form bei demselben eingereicht werden. Geschieht die Anmeldung durch einen Be- 
vollmächtigten, so hat dieser eine gerichtliche oder notarielle Vollmacht beizubringen. 

Dieselben Formvorschriften gelten in Bezug auf die Zeichnung oder Einreichung der 
Zeichnung einer Firma oder Unterschrift, welche nach Vorschrift des Handels-Gesetz- 
buchs bei dem Handelsgericht bewirkt werden soll. 

Die näheren geschäftlichen Anordnungen über die Führung des Handelregisters 
bleiben einer von dem Reichskanzler zu ertheilenden Instruktion vorbehalten. 

8.19. In den Fällen, in welchen nach dem Deutschen Handels-Gesetzbuche das 
Handelsgericht die Betheiligten zur Befolgung der gesetzlichen Anordnungen über die 
Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister und über die Zeichnung oder Ein- 
reichung der Firmen oder Unterschriften anzuhalten hat, besteht die gesetzliche Ordnungs- 
strafe in Geldstrafe von fünf bis zweihundert Thalern. 

Eine Beitreibung der Geldstrafe mittelst Körperhaft oder eine Umwandlung derselben 
in Freiheitsstrafe findet nicht statt. 

Neben der Geldstrafe hat der Betheiligte auch die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

$. 20. Der Präsident des Handelsgerichts oder der von ihm dazu beauftragte Richter 
hat die Befolgung der in den vorgehenden Paragraphen erwähnten gesetzlichen Anord- 
nungen zu überwachen und die Strafverfügungen zu erlassen. Letztere enthalten die Auf- 
forderung , innerhalb einer bestimmten Frist die gesetzliche Anordnung zu befolgen oder 
bei dem Sekretariate des Handelsgerichts mündlich oder schriftlich Einspruch zu erheben 
mit dem Eröffnen, dass andernfalls die angedrohte Strafe verwirkt ist. 

$. 21. Wird binnen der durch die Verfügung bestimmten Frist weder die gesetz- 
liche Anordnung befolgt noch Einspruch -erhoben, so hat der Präsident des Handels- 
gerichts oder der von ihm beauftragte Richter die Strafverfügung für vollstreckbar zu er- 
klären und der Sekretär dieselbe zum Zwecke des Vollzugs auszufertigen. Gleichzeitig 
ist die Verfügung unter Androhung einer anderweiten Ordnungs-Strafe zu wiederholen. 
Mit den Strafverfügungen wird fortgefahren, bis die gesetzliche Anordnung befolgt oder 
ihre Voraussetzung weggefallen ist. 

$. 22. Wird gegen die Verfügung binnen der bestimmten Frist Einspruch erhoben, 
so kann das Handelsgericht zur Aufklärung des Sachverhalts Erhebungen anordnen; 
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wird die Strafverfügung nicht aufgehoben, so ist der Betheiligte in eine bestimmte Sitzung 
zur öffentlichen Verhandlung vorzuladen. ; ' 

8. 23. Binnen zehn Tagen, vom Tage der Verkündigung des Urtheils, kann der Be- 
theiligte Berufung an das Appellations-Gericht einlegen. Dieselbe ist bei dem Sekre- 
tariate des Handelsgerichts schriftlich oder mündlich anzumelden. Das Handelsgericht 
sendet die Verhandlungen an den General-Prokurator, welcher die Vorladung des Be- 
theiligten veranlasst. Die Entscheidung kann auf Grund der Akten erfolgen. 

Gegen die Entscheidung des Appellations- Gerichts findet ein Rechtsmittel nicht 
statt. 

$. 24. Verspätete Einsprüche heben die vorausgegangenen vollstreckbaren Straf- 
verfügungen nicht auf, jedoch kann das Handelsgericht oder in höherer Instanz das Ap- 
pellations-Gericht die Einstellung des Vollzugs aus besonderen Gründen anordnen. Bei 
verspäteten Einsprüchen werden die aus der Vollziehung der!früheren Strafverfügungen 
entstandenen Kosten stets von dem Betheiligten getragen. 

$. 25. Die vorhergehenden $$. 19 bis 24 finden entsprechende Anwendung bei dem 
Einschreiten gegen diejenigen, welche sich einer nach den Vorschriften des dritten 
Titels des ersten Buchs des Deutschen Handels - Gesetzbuchs ihnen nicht zustehenden 
Firma bedienen. 

$. 26. Die Verfügungen und Entscheidungen in dem die Festsetzung der Ordnungs- 
Strafen betreffenden Verfahren werden durch einen von dem Handelsgerichts-Präsiden- 
ten beauftragten Gerichts-Vollzieher zugestellt. | 

Die Festsetzung und Ausweisung der Gebühren der Beamten und Zeugen und die 
Einziehung der Geldstrafen und Kosten geschieht in derselben Art, wie bei den land- 
gerichtlichen Strafsachen. 

. 27. Die Höhe der gesetzlichen Zinsen ist in Handels- und Wechselsachen sechs 
vom Hundert jährlich. 

Die Höhe der vertragsmässigen Zinsen unterliegt in Handelssachen der freien Ver- 
einbarung. 

Derjenige, welcher für eine Schuld dem Gläubiger einen höheren Zinssatz als jähr- 
lich sechs vom Hundert gewährt oder zusagt, ist zu einer halbjährigen Kündigung des 
Vertrages befugt. Jedoch kann er von dieser Befugniss nicht unmittelbar bei Eingehung 
des Vertrages, sondern erst nach Ablauf eines halben Jahres Gebrauch machen. Ver- 
trags-Bestimmungen, durch welche diese Vorschrift zum Nachtheil des Schuldners be- 
schränkt oder aufgehoben wird, sind ungültig. Auf Schuld-Verschreibungen, welche 
unter den gesetzlichen Voraussetzungen auf jeden Inhaber gestellt werden, sowie auf 
Darlehne,, welche ein Kaufmann empfängt und auf Schulden eines Kaufmanns aus seinen 
Handels-Geschäften, findet dieselbe keine Anwendung. 

$. 28. Die Einregistrirung der Urkunde über die Pfandbestellung ist in Handels- 
sachen zur Herstellung des sicheren Datums nicht erforderlich. 

Im Uebrigen kommen die Bestimmungen des Zivil-Gesetzbuchs über das Faustpfand 
auch in Handelssachen zur Anwendung, soweit die Artikel 309 bis 316 des Deutschen 
Handels-Gesetzbuchs nicht ein Anderes bestimmen. 

8.29. Gegen den Gläubiger, welcher den Besitz einer Sache oder eines Werthpa- 
piers des Schuldners in einer das Zurückbehaltungsrecht der Artikel 313 und 314 des 
Deutschen Handels-Gesetzbuchs begründenden Weise erst seit dem Tage der Zahlungs- 
einstellung oder innerhalb der nächst vorhergegangenen zehn Tage erlangt hat, sind die 
Vorschriften der Artikel 446, 447 des »code de commerce« in gleicher Weise anzuwenden, 
wie wenn ihm ein Faustpfand bestellt worden wäre. 

$. 30. Die im $. 11 dieses Gesetzes enthaltenen Kompetenz - Bestimmungen finden 
keine Anwendung auf die am 1. Oktober 1872 bereits anhängigen Sachen. 

Als anhängig sind diejenigen Sachen zu betrachten, in denen eine Ladung an den 
Beklagten ergangen ist. 

$. 31. Die Vorschriften über die Eintragung der Firmen und die Eintragung der 
Handels-Gesellschaften, ihrer Vertreter und Liquidatoren in das Handels-Register,, sowie 
die Vorschriften über die Zeichnung der Firmen und Unterschriften gelten auch für die 
Kaufleute, welche bereits vor dem 1. Oktober 1872 ihren Geschäftsbetrieb begonnen ha- 
ben, sowie für die vor diesem Zeitpunkt errichteten Gesellschaften. Letztere sind in das 
Handels-Register auch dann einzutragen, wenn die Voraussetzungen nicht vorhanden sind, 
welche nach dem Deutschen Handels-Gesetzbuch für die Errichtung der Gesellschaft er- 
forderlich sein würden. Zur Anmeldung wird eine Frist von drei Monaten, vom 1. Ok- 
tober 1872 an gerechnet, gewährt. Geschieht die Anmeldung rechtzeitig, so kommen 
die Artikel 16—18, 20, 21, Absatz 2 und 168 des Deutschen Handels-Gesetzbuchs nicht 
‘ zur Anwendung. 

Die im Artikel 13 des Deutschen Handels-Gesetzbuchs angeordnete Veröffentlichung 
der Eintragung unterbleibt bei denjenigen Gesellschaften, deren Errichtung schon 
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Ba, N des Artikels 56 des Gesetzes vom 24. Juli 1867 bekannt gemacht wor- 
en ist. 
$. 32. Sind die persönlich haftenden Gesellschafter oder Vertreter einer Handels- 

Gesellschaft in der Befugniss,, die Gesellschaft zu vertreten, beschränkt, so finden die 
Art. 116 und 231, Abs. 2 des Deutschen Handels-Gesetzbuchs für die nächsten fünf Jahre, 
vom 1. Oktober 1872 an gerechnet, keine Anwendung, wenn die Beschränkung innerhalb 
der in den vorhergehenden Paragraphen bezeichneten dreimonatlichen Frist zur Eintra- 
gung in das Handelsregister angemeldet ist. Ist dies nicht geschehen, so kommen jene 
Artikel nach Ablauf von drei Monaten, vom 1. Oktbr. 1872 an gerechnet, zur Anwendung. 

$. 33. Die bestehenden Aktiengesellschaften sind als solche staatlicher Beaufsichti- 
gung nicht mehr unterworfen. 

$. 34. Soweit in Folge der Einführung des Deutschen Handelsrechts Bestimmungen 
über Gebühren und Kosten erforderlich sind, werden dieselben durch Kaiserliche Verord- 
nung getroffen.« 

Urkundlich ete. 

Gegeben u. 8. w. 

Zu vorstehendem Gesetz erging die Instruktion, betr. Führung des Handels-Registers 
v. 28. Sept. 1872 (G.-Bl. f. E.-L., S. 746 ff.), welche nach der oben angeführten Verord- 
nung vom gleichen Tage auch bezügl.der »Genossenschaften« Anwendung findet. 


Das Allgemeine Deutsche Handels-Gesetzbuch ist durch fol- 
gende Reichs-Gesetze abgeändert, bezw. ergänzt: 
I. Gesetz, betr. Aktien-Gesellschaften und Kommandit-Gesellschaften auf Aktien. 
Vom 11. Juni 1871. (8. d. unter Nr. 9 unten.) 
II. Die Seemanns-Ordnung vom 27. Dezember 1872. (S. diese im vorliegenden 
Bande, Archiv, $. 1285 ff.) 
III. Die Strandungs-Ordnung vom 17. Mai 1874 (a. a. O., 8. 1389 ff.) 


Die mit Italien, Belgien und Grossbritannien abgeschlossenen Ueberein- 
kommen bezügl. gegenseitiger Zulassungen von Aktien-Gesellschaften zum Gewerbe-Be- 
triebe vergl. unter Nr. 9 unten. 


6. Gesetz, betr. die Errichtung eines obersten Gerichtshofes für die Handels- 
sachen. Vom 12. Juni 1869. (B.-G.-Bl., 8. 201 ff. — Archiv, Bd. II, 8. 
741 ff. und in diesem Bde., $. 938.) 


Die Einführung ist erfolgt: 

a. In Südhessen und Baden: (vom Tage der Wirksamkeit der Verf. an) 
durch Art. 80. I, Nr. 17, Verfassung des Deutschen Bundes-Vertrags vom 15. Nov. 
1870 — bezw. $. 1, Ges. v. 16. April 1871. 

b. In Württemberg: (vom 1. Juli 1871 an) 
durch Art. 2, Ziffer 6, Nr. I, des Vertrags v. 25. Nov. 1870 — bezw. $. 2, Ges. v. 
16. April 1871. 

Die Einführung des Gesetzes vom 12. Juni 1869 machte für Württemberg 
einige Aenderungen des Gesetzes über die Gerichts-Verfassung vom 13. März 1868 
(Reo.-Bl., 8. 61 ff.) und der Zivil-Prozess-Ordnung vom 3. April 1868 (Reg.-Bl., 
S. 191 ff.) erforderlich, welche durch das »Gesetz vom 4. Juli 1871, betr. die Errich- 
tung eines Landes - Oberhandels-Gerichts« — (Reg.-Bl., 8. 151 ff.) — erfolgte. (Vgl. 
den Wortlaut dieses Gesetzes nebst den Motiven des Entwurfs, sowie den Bericht 
der Kommission der Württemb. Kammer der Abg. in: »die neue Justiz-Gesetzge- 
bung im Königreich Württemberg«. Amtl. Hand-Ausgabe, Bd. IV, S. 126 ff.) 

c. In Bayern: (vom 1. Juli 1871 ab) 
durch Gesetz v. 22. April 1871, — B.-G.-B., 8. 87 fl. — 8. 5. Dieser bestimmt: 


»In den nach dem Bayerischen Prozessrechte zu verhandelnden 
Sachen treten an Stelle des letzten Satzes des $. 18 dieses Gesetzes 
(desjenigen v. 12. Juni 1869) folgende Bestimmungen : |) 


1) $. 18, Abs. 2 des Gesetzes vom 12. Juni 1869 lautet: 

»Nach beendeter Instruktion hat der gedachte (höchste Landes-)Gerichtshof, wenn er 
das Bundes-Oberhandels-Gericht für zuständig erachtet, die Akten an dieses abzugeben. 
Findet nach den für das Verfahren massgebenden Prozess-Gesetzen mündliche Verhand- 
lung vor der Entscheidung über das Rechtsmittel statt, so erfolgt diese mündliche Ver- 
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Handelt es sich um eine zur Zuständigkeit des Bundes- (Reichs-) 

Oberhandels-Gerichts gehörende Nichtigkeits-Beschwerde, so hat der 

oberste Landes-Gerichtshof, sobald die vorgeschriebene Hinterlegung 

der Akten erfolgt ist, oder eine Frist hierfür nieht mehr läuft, nach 

Vernehmung des Staats-Anwalts mittelst eines in geheimer Sitzung 

zu fassenden Beschlusses die Abgabe der Akten an das Bundes- 
(Reichs-)Oberhandels-Gericht zu verfügen. Ka iR 

Den abzugebenden Akten ist in allen Fällen ein schriftliches Requisi- 

torium des Staats-Anwalts beizufügen.« | 
Bezüglich dieses Zusatzes zu dem Ges. v. 12. Juni 1869 bemerken die Motive zum Ent- 
wurf des Ges. v. 22. April 1871 (Drucks. Nr. 14): 

»Der Zusatz bezweckt, die Vorschrift des $. 18 mit der Bayer. Bürgerl. Prozess-Ordn. 
in Einklang zu setzen. Während namentlich im Hinblicke auf Art. 743 u. 649 des letz-- 
tern Ges. in Betreff des Rechtsmittels der Nichtigkeits-Beschwerde die $8. 17 u. 18 des 
Bund.-Ges. ausreichen, bedarf es gegenüber den Bestimmungen der Art. 148 u. 807 für das 
Rechtsmittel der Nichtigkeits- Beschwerde einer ausdrücklichen Anordnung über die 
Voraussetzungen, unter welchen der oberste Bayerische Gerichtshof über Einsendung 
der Akten an das Bundes-Oberhandels-Gericht zu beschliessen hat ; ebenso ist nach Art. 
803, 806, 810, 759 der Zeitpunkt für die Akten-Angabe anders zu fixiren als der $. 18 
des Bundes-Ges. am Schlusse vorschreibt.« 

Die Einführung des Reichs-Gesetzes v. 12. Juni 1869 erfolgte 

d. In Elsass-Lothringen: j 
durch das nachstehende Gesetz vom 14. Juni 1871. (R.-G.-Bl., S. 315.) 
Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 

Preussen etc., verordnen u. s. w., was folgt: 


$. 1. Das Bundes-Oberhandels-Gericht zu Leipzig tritt als oberster 
Gerichtshof für Elsass-Lothringen an die Stelle des Kassationshofes zu 
Paris. | 


$.2. Die Zuständigkeit und das Prozess- Verfahren bestimmen sich 
nach den in Elsass-Lothringen für den obersten Gerichtshof geltenden 
Gesetzen. Ein besonderes Admissions-Verfahren über das Kassations- 
Gesuch hat jedoch nicht statt. 

Auf die Einziehung der Gerichtskosten und Stempel, sowie die Erstat- 
tung der Reisekosten auswärtiger Anwalte oder Advokaten finden die Be- 
Stimmungen im $. 22 des Ges. v. 12. Juni 1869 u. s. w. Anwendung. 


$. 3. Bei dem Bundes-Oberhandels-Gerichte kann ein besonderer Be- 
amter mit Wahrnehmung der Vorrichtungen der Staatsanwaltschaft be- 
auftragt werden. Bis dies geschieht, hat der Präsident des Gerichtshofes 
zur Vertretung der Staatsanwaltschaft in den aus Elsass-Lothringen an 
denselben gelangenden Sachen ein Mitglied des Bundes: Oberhandels- 
. . Gerichts, einen in Leipzig angestellten Staatsanwalt oder einen dort wohn- 
haften Advokaten zu ernennen. N 
$.4. Zu Mitgliedern des Bundes-Oberhandels-Gerichts können auch 
Rechtskundige aus Elsass-Lothringen ernannt werden, welche nach den 
dortigen Gesetzen befähigt sind, zu rechtskundigen Mitgliedern eines 
oberen Gerichtshofes ernannt zu werden. 
$. 5. Zur Praxis bei dem Bundes-Oberhandels-Gerichte , einschliesslich 
der zur Instruktion der Rechtsmittel dienenden Handlungen, sowie zur 


handlung bei dem Bundes-Oberhandels-Gericht. — In den nach dem Rheinischen Prozess- 
recht zu verhandelnden Sachen werden die Akten nach Eingang der Erwiderungsschrift 
des Kassations-Verklagten oder nach Ablauf der für die Niederlegung dieser Schrift be- 
-stimmten Frist unter Beifügung eines schriftlichen Requisitoriums des General-Staatsan- 
walts an das Bundes-Oberhandels-Gericht abgegeben.« 
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Niederlassung am Sitze des Gerichtshofes sind auch die in Elsass und 
Lothringen zur gerichtlichen Praxis fest zugelassenen Advokaten be- 
rechtigt. 

Urkundlich u. s. w. 

Gegeben u. 8. w. 


In Bezug auf die Zuständigkeit des Reichs-Oberhandels-Gerichts ist, die 
Notizen auf. 938 dieses Bandes ergänzend, zu bemerken, dass sich dieselbe noch erstreckt 
a. direkt durch $. 44 der Strandungs-Ordnung vom 17. Mai 1874 »auf diejenigen 
bürgerl. Rechtsstreitigkeiten, in welchen durch Klage oder Widerklage ein Anspruch 
aus Rechts-Verhältnissen geltend gemacht wird, welche sich auf die Bergung ausser 
im Falle der Seenoth beziehen«; 
b.indirekt durch das deklaratorische Gesetz vom 19. Mai 1871, nach welchem 
Erwerbs- und Wirthschafts-Genossenschaften auf Grund des $. 11 des Ges. v. 4. Juli 
1868 als Kaufleute im Sinne des Allgem. D. Hdls.-Gesetzb. gelten, soweit das genannte 
Gesetz keine entgegenstehenden Vorschriften enthält. (Entsch. des R.-O.-H.-G. II, 
S. 4.) 


Anlage. 


Die erweiterte Ausdehnung der Zuständigkeit des Reichs-Oberhandels-Gerichts so- 
wohl in territorialer, als auch in sachlicher Beziehung machten eine Abänderung des Ge- 
schäfts-Regulativs vom 11. Mai 1871 erforderlich. Diese ist erfolgt durch das nachstehende, 
mittelst Bekanntmachung des Reichskanzlers v. 9. Juli 1874 im Zentral-Bl. f. d. Deutsche 
Reich, 8. 276 ff. publizirte: 


Regulativ für den &eschäftsgang bei dem Reichs-Oberhandels-Gericht. 


Geschäfts-Kontrolen. 

a $. 1. Bei dem Reichs-Oberhandelsgericht werden folgende Geschäfts-Kontrolen ge- 

ührt: 

1. ein Geschäfts-Journal, 

2. ein Repertorium über General- und Sammel-Akten, 

3. ein Repertorium über die Spruchsachen, 

4. ein Repertorium über die nicht durch Urtheil zu erledigenden Beschwerden, 

5. ein Reproduktions-Kalender, 

6. ein Termins-Kalender, 

7. für jeden Senat ein Distributions- und Spruchbuch, in zwei Abtheilungen, die eine für 
die im mündlichen Verfahren, die andere für die im schriftlichen Verfahren zu erledi- 
genden Sachen. 

$. 2 Auf Grund der im $. 1 bezeichneten Kontrolen wird am Schluss des Jahres eine 
Ba nnenetelläng der gesammten Geschäfte angefertigt und dem Reichskanzler über- 
sandt. 

$- 3. Das Geschäftsjahr (Gerichtsjahr) beginnt mit dem i. Dezember und endet mit 
dem 30. November. 

Theilung in Senate. 

$. 4. Der Gerichtshof wird in drei Senate getheilt. 

Die Senate führen die Bezeichnung : »Erster Senat«, »Zweiter Senat«, »Dritter Senat«. 
Vorsitzender des ersten Senats ist der Präsident, Vorsitzender des zweiten Senats der 
erste Vize-Präsident, Vorsitzender des dritten Senats der zweite Vize-Präsident, vor- 
behaltlich der Befugniss des Präsidenten, den Vorsitz in einzelnen Sitzungen des zweiten 
oder dritten Senats zu übernehmen. 

$- 9. Jedes Mitglied muss einem Senate als ständiges Mitglied angehören und jeder 
ne einschliesslich des Vorsitzenden aus mindestens sieben ständigen Mitgliedern be- 
stehen. 

$. 6. Die Vertheilung der Sachen unter die Senate erfolgt vorläufig und bis auf wei- 
tere Anordnung in jedem einzelnen Falle durch den Präsidenten. 

$. 7. Jeder Senat bearbeitet die ihm zugetheilten Sachen selbständig. 

$- 8. Vor das Plenum gehören ausser den Angelegenheiten, welche durch das Gesetz 
vor das Plenum verwiesen sind: 

4% 2 an eling der Rechtsmittel, welche gegen Entscheidungen des Gerichtshofes ein- 
gelegt sind ; 

2. die Entscheidung auf die Nichtigkeits- Beschwerde in den Fällen des Artikels 820, 
Abs. 2 der Bayerischen Zivilprozess-Ordnung v. 29. April 1869; 

3. die Berathung und Beschlussfassung über die bei dem Bundesrathe in Vorschlag zu 
bringenden Aenderungen des Geschäfts- Regulativs, sowie die Berathung und Be- 
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schlussfassung über andere geschäftliche Angelegenheiten, soweit diese zur Kompetenz 
des Gerichtshofes gehören ; | 

4. die von dem Gerichtshofe zu erstattenden Gutachten, insbesondere die über legislative 
Angelegenheiten; 

5. die Spruchsachen, welche von dem Präsidenten vor das Plenum verwiesen sind; 

6. die Einführung der neuen Mitglieder und Sekretäre des Gerichtshofes. 

8.9. Jeder Senat hat ein besonderes Präjudizien-Buch über die bei der Erledigung 
der einzelnen Sachen erfolgten Entscheidungen zweifelhafter und wichtiger Rechtsfragen 
zu führen. Die Eintragung erfolgt infolge Anregung des Referenten oder eines anderen 
Mitgliedes auf Beschluss des Senats. In dem Beschlusse ist die wörtliche Fassung der 
Eintragung zu bestimmen. Die Eintragung wird von einem Sekretär unter Kontrole des 
Referenten bewirkt. Die in das Präjudizien-Buch eines Senats eingetragenen Entschei- 
dungen sind in den beiden anderen Senaten durch deren Vorsitzende zum Vortrag zu 
bringen. Sie werden in eine besondere Abtheilung der Präjudizien-Bücher dieser Senate 
abschriftlich iibertragen. 

Ueber die Plenar-Entscheidungen wird ein besonderes Präjudizien-Buch in drei gleich- 
lautenden, zum Gebrauche der drei Senate bestimmten Exemplaren geführt. 

$. 10. Wenn in Gemässheit des $. 9 des Gesetzes vom 12. Juni 1869 eine Rechts- 
frage durch das Plenum zu entscheiden ist, so erfolgt die Entscheidung auf den Vortrag 
zweier von dem Präsidenten zu ernennenden Referenten. Die beiden Referenten dürfen 
nicht demselben Senate als ständige Mitglieder angehören. 

Sitzungen. 

$. 11. Die Sitzungen der Senate finden wöchentlich an ein für alle Mal bestimmten 
Tagen statt, vorbehaltlich der Bestimmung ausserordentlicher Sitzungen, sofern die Um- 
stände es erfordern. Die Plenar-Sitzungen werden nach Bedürfniss von dem Präsidenten 
bestimmt. 

Form der Ausfertigung der Erkenntnisse, Beschlüsse ete. 

$. 12. Der Gerichtshof erlässt alle Urtheile, Beschlüsse, Verfügungen, Berichte, Re- 
quisitionen u. s. w. unter dem Namen: »das Reichs-Oberhandels-Gericht«e Die Rein- 
schriften werden von dem Präsidenten unter Kontra-Signatur eines Sekretärs vollzogen. 

Bei Urtheilen, Beschlüssen ete. eines Senats wird die Bezeichnung des letzteren hin- 
zugefügt und die Reinschrift von dem Vorsitzenden des Senats unterschrieben. Für pro- 
zessleitende und ähnliche Verfügungen ist die Beglaubigung durch einen Subaltern-Be- 
amten genügend. 

$. 13. Die förmlichen Ausfertigungen, insbesondere die der Urtheile, enthalten ne- 
ben dem Siegel des Gerichtshofes die Schlussformel: 

»Urkundlich unter dem Siegel des Reichs-Oberhandels-Gerichts und der verord- 
neten Unterschrift.« 

Urtheils-Ausfertigungen werden mit der Ueberschrift versehen: »Im Namen des 
Deutschen Reichs«. Die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen in den Ausferti- 
gungen der Landesherren Erwähnung geschehen soll, finden keine Anwendung. Wenn 
nach den Landes-Gesetzen die Vollstreckungs-Klausel im Namen des Landesherrn ertheilt 
wird (z. B. »Im Namen des Königs sofort vollstreekbar«) , wird statt des Landesherrn gleich- 
falls das Deutsche Reich bezeichnet (z. B. »Im Namen des Deutschen Reichs sofort voll- 
streckbar«). R 

$. 14. In den Sachen des Rheinischen Rechts und des Bayerischen Rechts sind für 
die Ausfertigungen die Bestimmungen des Rheinischen, beziehungsweise des Bayerischen 
Rechts mit den aus dem $. 13, Abs. 2 sich ergebenden Modifikationen massgebend. Dies 
gilt insbesondere auch für die nach dem Rheinischen Recht mit der exekutorischen 
Klausel zu ertheilenden Urtheils- Ausfertigungen. Der Eingang der letzteren wird lau- 
ten: »Im Namen des Deutschen Reichs wird hiermit kund und zu wissen gethan« Die 
Schlussbestimmung beginnt: »Befohlen und verordnet wird allen darum ersuchten etc.« 
Bei Bezeichnung der General-Prokuratoren und Prokuratoren bleibt das Wort: »Unserer« 
weg. 

Biegel. 

$. 15. Das Reichs-Oberhandels-Gericht führt zwei Siegel: 

1. ein grosses Siegel, entsprechend dem grossen Siegel, welches im Reichskanzler- Amt 
geführt wird, 

2. ein kleineres Siegel, entsprechend dem bei den Gesandtschaften des Deutschen Reichs 
Nr Siegel, mit der Umschrift : »Deutsches Reich , Reichs-Oberhandels-Ge- 
richt «. 

Das grössere Siegel wird nur bei den förmlichen Ausfertigungen, insbesondere der 
Urtheile, gebraucht. 

Das Sekretariat bedient sich eines einfachen, nur die Worte: »Deutsches Reich, 
Sekretariat des Reichs-Oberhandels-Gerichts« enthaltenden Siegels. 
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Kosten. 
8. 16. Ueber die Berechnung, Festsetzung und Einziehung der Kosten ertheilt das 
Reichskanzler-Amt die erforderlichen Vorschriften. 


Vortrag neuer Gesetze. ; 
8. 17. Neue Reichs-Gesetze oder Landes-Gesetze,, soweit sie für den Gerichtshof 
von Interesse sind, werden in dem Plenum des Kollegiums zum Vortrag gebracht. 


Bearbeitung der Dezernenda und Spruchsachen. j 
$. 18. Prozessleitende und ähnliche Verfügungen können, sofern nicht über den Wi- 
derspruch einer Partei zu entscheiden ist, oder ein besonderes Bedenken obwaltet, oder 
der Vorsitzende den Vortrag angeordnet hat, von dem Dezernenten unter Zustimmung 
des Vorsitzenden ohne Vortrag erlassen werden. 

Der Vortrag, wenn er erforderlich ist, wird von dem Dezernenten in der Sitzung des 
Kollegiums mündlich erstattet. Eine besondere Feststellung der Entscheidung des Kolle- 
giums durch Protokollirung oder !durch Eintragung in eine Geschäfts -Kontrole findet 
nicht statt. 

$. 19. Bei den im schriftlichen Verfahren zu erledigenden Spruchsachen einschliess- 
lich der Beschwerdesachen ($. 1, Nr. 4) wird ein Referent ernannt. 

Der Referent kat eine schriftliche, mindestens das Votum und eine gedrängte Be- 
gründung desselben enthaltende Relation zu fertigen. Der Referent kann den Vortrag 
auf Grund der Relation auch mündlich erstatten. 

Ob ein Korreferent zu ernennen sei, hängt von der Bestimmung des Vorsitzenden 
ab. Dem etwa ernannten Korreferenten werden die Akten mit der schriftlichen Relation 
des Referenten zugestellt. Der Korreferent hat gleichfalls schriftlich zu referiren ; findet 
er bei der Relation des Referenten nichts zu erinnern und ist er insbesondere auch mit 
dem Votum desselben einverstanden, so kann er sich auf die Bemerkung beschränken, 
dass er dem Votum des Referenten beitrete. Der Vortrag im Kollegium erfolgt durch 
den Referenten; nach diesem wird zunächst der Korreferent mit seinem Votum gehört. 
— In Beschwerdesachen ist, wenn ein Korreferent nicht bestellt, auch von dem Vorsitzen- 
den Do angeordnet ist, dass schriftlich zu referiren sei, eine schriftliche Relation ent- 
behrlich. 

$. 20. Ob bei den im mündlichen Verfahren zu erledigenden Spruchsachen ein Refe- 
rent zu ernennen sei, bestimmt sich nach den Prozess-Gesetzen des Rechtsgebietes, aus 
welchem die Sache an den Gerichtshof gelangt ist. Dasselbe gilt von den einem solchen 
Referenten obliegenden Verrichtungen. 

$. 21. Die Berathungen des Kollegiums erfolgen sowohl bei den im schriftlichen 
Verfahren, als auch bei den im mündlichen Verfahren zu erledigenden Sachen ohne Zu- 
ziehung eines Protokollführers. 

Die Feststellung des Ganges der Berathung, sowie die Feststellung der Vota der ein- 
zelnen Mitglieder und der Gründe, welche die einzelnen Votanten geltend gemacht ha- 
ben, unterbleibt. 

In Spruchsachen hat der Vorsitzende den gefassten Beschluss in dem Spruchbuche 
ohne Angabe der Stimmenmehrheit zu vermerken ; eine anderweite Feststellung ist nicht 
erforderlich. 

Erfolgt in einer Sitzung die Erledigung von Spruchsachen, welche dem schriftlichen 
Verfahren angehören, so ist in Ansehung dieser Sachen eine Präsenzliste zu führen. Die 
Präsenzliste wird von dem Vorsitzenden oder von einem Mitgliede geführt, welches der 
Vorsitzende mit der Führung beauftragt. In der Liste sind die dem schriftlichen Ver- 
fahren angehörenden Spruchsachen, deren Erledigung in der Sitzung erfolgt, unter Be- 
nennung der Mitglieder, welche bei der Erledigung der einzelnen Sachen mitgewirkt ha- 
ben, zu bezeichnen. 

In Ansehung der im mündlichen Verfahren zu erledigenden Sachen bleiben die Be- 
stimmungen der im einzelnen Falle massgebenden Prozess-Gesetze über den Inhalt der 
Sitzungs-Protokolle, über die Verkündigung der Beschlüsse in der Gerichtssitzung und 
über die Feststellung der Beschlüsse, sowie deren Verkündigung durch das Sitzungs- 
Protokoll, ferner die Vorschriften des Rheinischen Rechts und des Bayerischen Rechts 
über die Führung der Urtheilsbücher unberührt. 

$. 22. Der Vorsitzende leitet die Berathung, stellt die Fragen und sammelt die 
Stimmen. 

Im Falle einer Meinungsverschiedenheit über die Stellung der Fragen oder über das 
Ergebniss der Abstimmung entscheidet der Gerichtshof. 


$. 23. Die Abstimmungen erfolgen in der nachstehenden Reihenfolge. 

Zuerst stimmt der Dezernent oder Referent (wenn ein solcher bestellt ist), nach dem 
Referenten der etwa ernannte Korreferent; im Uebrigen bestimmt sich die Reihenfolge 
der Abstimmung nach dem Dienstalter, so zwar, dass der jüngste Rath zuerst stimmt. 
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Der zweite Vize-Präsident stimmt vor dem ersten Vize-Präsidenten und dieser vor dem 
Präsidenten. 

$. 24. Die Ausarbeitung der nach den massgebenden Prozess-Gesetzen den Parteien 
mitzutheilenden Entscheidungsgründe erfolgt, sofern nicht dieselben bei Erledigung der 
Sache durch Kollegial-Beschluss bereits festgestellt sind, durch den Dezernenten, bezie- 
hungsweise den Referenten, und wenn ein Dezernent oder Referent nicht fungirt hat oder 
derselbe ausgeschieden ist, durch ein von dem Vorsitzenden mit der Ausarbeitung zu be- 
auftragendes Mitglied. 

In diesen Fällen ist eine Feststellung der Entscheidungsgründe durch Kollegial- Be- 
schluss aller Mitglieder, welche bei der Entscheidung mitgewirkt haben, nicht erforder- 
lich. Die Feststelllung der Entscheidungsgründe kann vielmehr auf Grund eines Be- 
schlusses der genannten Mitglieder, auch durch eine aus drei dieser Mitglieder bestehende 
Kommission erfolgen, welcher der Vorsitzende und der Referent angehören müssen ; das 
dritte Mitglied wird von dem Vorsitzenden ernannt. Erhebt ein Mitglied gegen eine von 
der Kommission festgestellte Fassung Widerspruch, so ist dieser durch Beschluss aller 
Mitglieder zu erledigen, welche an der Entscheidung Theil genommen haben. 

Die Konzepte der Urtheile werden durch alle Mitglieder, welche an der Entscheidung 
Theil genommen, die Konzepte der Entscheidungsgründe durch die Mitglieder unter- 
schrieben, welche bei der Feststellung der Entscheidungsgründe mitgewirkt haben. 

Die Entscheidungsgründe können der Entscheidung vorangestellt oder nachgestellt 
werden. 

$. 25. In allen Urtheilen sind die Mitglieder namentlich aufzuführen, welche an der 
Entscheidung Theil genommen haben. Auch ist darin der Tag der Sitzung zu bezeichnen, 
in welcher die Entscheidung erfolgt ist. 

Was im Uebrigen das Urtheil enthalten muss, bestimmt sich nach den im einzelnen 
Falle massgebenden Prozess-Gesetzen. 

$. 26. Eine Abstimmung per eirculum findet in keinem Falle statt. 

$. 27. Ist über ein Rechtsmittel zu entscheiden , welches gegen eine Entscheidung 
des Reichs-Oberhandels-Gerichts selbst eingelegt ist, so sind die Mitglieder, welche 
bei der früheren Entscheidung die Verrichtung des Referenten oder Korreferenten ver- 
schen haben, von der Theilnahme an der Entscheidung zwar nicht ausgeschlossen, sie 
dürfen jedoch nicht zum Referenten oder Korreferenten ernannt werden. 

$- 28. Bei den Beschlüssen , welche auf Grund einer mündlichen Verhandlung er- 
lassen werden, dürfen nur Mitglieder mitwirken, vor welchen die mündliche Verhandlung 
stattgefunden hat. 

$. 29. Für die Sachen des Rheinischen Rechts und des Bayerischen Rechts sind die 
Verrichtungen des Gerichts-Schreibers einem der Sekretäre, die eines Gerichts-Vollziehers, 
wenn sich das Bedürfniss zur Anstellung eines solchen herausstellen sollte, einem Subal- 
. tern- oder Unterbeamten des Gerichtshofs zu übertragen. 

Beide Beamte werden nach Massgah3 der bei dem Rheinischen Senate des Königlich 
Preussischen Ober-Tribunals bestehenden Einrichtungen, beziehungsweise der Bestimmun- 
gen der Bayerischen Zivilprozess-Ordnung, mit einer besonderen Instruktion versehen. 

Ferien. ' 

$. 30. Das Reichs-Oberhandels-Gericht wird ausser den Sonntagen und den in der 
Stadt Leipzig bestehenden Feiertagen (Neujahrstag, 6. Januar Fest der Erscheinung 
Christi, 25. März Mariä Verkündigung, Charfreitag, Ostermontag, Himmelfahrtstag, 
Pfingstmontag, 31. Oktober Reformationsfest, 25. und 26. Dezember Weihnachtsfeiertage, 
die beiden Busstage: Freitag vor Okuli und Freitag vor dem letzten Sonntage nach Trini- 
tatis) vom 1. Juli bis 1. September Ferien haben. 

Während der Sommerferien müssen sieben Mitglieder des Gerichtshofes zur Erledi- 
dung der Geschäfte, welche nach den Landes-Gesetzen auch während der Ferien zu er- 
ledigen sind, am Sitze des Gerichts oder in einer solchen Nähe desselben sich aufhalten, 
dass sie auf erfolgte Einberufung binnen 48 Stunden zu einer Sitzung erscheinen können. 

Insoweit die Feriensachen in den Landes-Gesetzen nicht bezeichnet sind ‚ gelten als 
Feriensachen in denjenigen, welche für die Sachen aus dem Gebiete des Preussischen 
Rechts bei dem Königlich Preussischen Ober-Tribunal zu den Feriensachen den bestehen- 
den Vorschriften gemäss gehören. 

Die zur Erledigung der Feriensachen berufenen Mitglieder bilden unter dem Vorsitz 
des Präsidenten, eines Vize-Präsidenten oder des ältesten Raths den Feriensenat, auf 
welchen die auf die Senate sich beziehenden Bestimmungen $$. 7, 9, 12 Anwendung fin- 
den. Die in das Präjudizien-Buch des Feriensenats eingetragenen Präjudizien werden in 
die Präjudizien-Bücher der ständigen Senate als Präjudizien des Feriensenats abschrift- 
lich übertragen. Angelegenheiten , welche vor das Plenum gehören, mit Ausnahme der 


im \ 8 unter Nr. 1 und 6 bezeichneten, dürfen durch den Feriensenat nicht erledigt 
werden. 
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Beurlaubung. 
$. 31. Ausser den Sommerferien darf der Präsident nicht über acht Tage, ein an- 
deres Mitglied des Gerichtshofes nicht über 24 Stunden sich vom Sitze des Gerichts ohne 
Urlaub entfernen. 
Der erforderliche Urlaub wird für den Präsidenten von dem Reichskanzler,, für die 
übrigen Mitglieder von dem Präsidenten ertheilt. Die Ertheilung eines längeren als ein- 
monatlichen Urlaubs an die übrigen Mitglieder steht gleichfalls nur dem Reichskanzler zu. 


Dienst-Alter der Räthe. 
$. 32. Das Dienst-Alter der Räthe bestimmt sich in allen Fällen, für welche dasselbe 
entscheidend ist, nach dem Tage der Ernennung. 


Präsidial-Befugnisse. 

$. 33. Dem Präsidenten liegt die Leitung und Beaufsichtigung des ganzen Geschäfts- 
gangs ob. Der Präsident öffnet die unter der Adresse des Gerichtshofes eingehenden 
Sendungen, versieht dieselben mit dem Tage des Eingangs, vertheilt die Geschäfte, er- 
nennt die Dezernenten,, Referenten und Korreferenten, zeichnet die Konzepte aller Ver- 
fügungen u. s. w., bestimmt die Sitzungstage, erlässt in Bezug auf die Führung der Ge- 
schäfts-Kontrolen die erforderlichen näheren Anordnungen, überwacht die Dienstführung 
der Subaltern- und Unterbeamten, vertheilt unter dieselben die Geschäfte, erlässt für 
diese Beamten die nöthigen Instruktionen, ertheilt ihnen Urlaub und übt über sie die 
Disziplin, vorläufig und bis zur Regelung der Disziplinar-Verhältnisse im Wege der 
Reichs-Gesetzgebung nach Massgabe der in Preussen geltenden Vorschriften ; er dekretirt 
ferner in allen das Kollegium als solches betreffenden Angelegenheiten und in allen Ver- 
waltungs-Angelegenheiten, insbesondere in denjenigen, welche das Etatswesen, die 
nöthigen Anschaffungen, die Erhaltung des Geschäftshauses, die Vervollständigung der 
Bibliothek und dergleichen betreffen; er führt in den Plenar-Versammlungen des Kolle- 
giums den Vorsitz. 

Den Vize-Präsidenten als Vorsitzenden des zweiten und dritten Senats gebührt je- 
doch für diese Senate ausser den dem Vorsitzenden 88. 18, 19, 21, 22, 24 beigelegten Zu- 
ständigkeiten und vorbehaltlich des Aufsichtsrechts des Präsidenten, die Vertheilung der 
Geschäfte unter die Mitglieder, die Ernennung der Referenten und Korreferenten, die 
Bestimmungen der ausserordentlichen Sitzungen, sowie die Zeichnung der Konzepte der 
Verfügungen. 

$- 34. Der Präsident wird in Verhinderungsfällen von dem ersten Vize-Präsidenten, 
im Falle dessen Verhinderung von dem zweiten Vize-Präsidenten, und wenn auch dieser 
verhindert ist, von dem ältesten Rath in den Präsidial-Geschäften vertreten. 

$- 35. Das Regulativ findet auch auf die in Gemässheit des Reichs-Gesetzes vom 
14. Juni 1871 (Reichs-Gesetzblatt, S. 315) aus Elsass und Lothringen an den Gerichtshof 
Eekangengen Sachen mit folgenden Massgaben Anwendung: 

1. 20 8..12 

Der Gerichtshof erlässt in den bezeichneten Sachen alle Urtheile ete. unter dem 
Namen: »Das Reichs-Oberhandels-Gericht als oberster Gerichtshof für Elsass und 
Lothringen.« 

2. Zu $$. 13 und 14. 

Für die Ausfertigungen sind in diesen Sachen die Bestimmungen des in Elsass und 
Lothringen geltenden Rechts, insbesondere der $. 8 des Gesetzes über die Abände- 
rungen der Gerichts-Verfassung vom 14. Juli 1871 (Gesetz-Blatt für Elsass-Lothrin- 
gen, S. 165) massgebend. 

3. Zu $$. 21 und 29. 

Die Schluss-Bestimmung des $. 21 und die Bestimmungen des $. 29 finden auf die 

Sachen aus Elsass-Lothringen entsprechende Anwendung. i 


7. Gesetz, betr. die Beschlagnahme des Arbeits- und Dienstiohnes. Vom 21. 
Juni 1869. (B.-G.-Bl., 8. 242 ff. — Archiv, Bd. IH, 8. 794 ff.) 
Das Gesetz ist eingeführt: 
a. In Südhessen und Baden (vom Tage der Wirksamkeit der Verf. an): 
durch Art. 80, I, Nr. 18 der Verfassung des Deutschen Bundes -Vertrags v. 15. Nov. 
1870, bezw. $. 2 des Ges. v. 16. April 1871; 
b. In Württemberg (vom 1. Januar 1872 ab) 
durch Art. 2, Nr. 6, Ziffer II des Vertrags v. 25. November 1870; 
c. In Bayern 
durch $. 2, I, Nr. 9 des Gesetzes v. 22. April 1871. 
In Elsass-Lothringen ist das Gesetz vom 21. Juni 1869 z. Z. nicht eingeführt. 
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8. Strafgesetzbuch für den Norddeutschen Bund vom 31. Mai 1870 nebst Ein- 
führungs-Gesetz vom gleichen Tage, — (B.-G.-Bl., 8. 195 ff.) — bezw. 
Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich vom 15. Mai 1871 mit Einführungs- 
Gesetz vom gleichen Tage. (B.-G.-Bl., 8. 127. Archiv, Bd. IV., 8. 68 fi.) 

Vergl. bezüglich der Ausdehnung auf Süddeutschland und Elsass-Lothrin- 
gen Archiv, Bd. IV, S. 68 fi. und 8. 505 f. 

A. Gesetze und Verordnungen über Einführung und Vollzug des Reichs- 

Strafgesetzbuchs in den grösseren Bundesstaaten. 
(Vormalige Norddeutsche Bundesstaaten.) 


a. Königreich Preussen. 
Ein besonderes Einführungs- Gesetz ist nicht erforderlich erachtet. An instruk- 
tiven Verordnungen sind ergangen: DL" 
aa. Allgemeine Verfügung des Preuss. Justiz-Ministers vom 28. Dezem- 

ber 1870, betr. die Zuständigkeit der Gerichte nach dem Bundes-Strafgesetzbuch. (J.- 

M.-Bl., S. 380.) 

Ges. v. 6. März 1854 (G.-8., S. 96). — Ges. v. 14. April 1856, Art. I, $. 1 (G.-S., 
S. 208). — Verordn.' v. 19. Dezbr. 1866, Art. VI, 88. 9—4 (G.-8., 8. 787). — Verordn. v. 
25. Juni 1867, Art. VIII bis X und Strafproz.-Ordn. $$: 11—14, 448, 487—489 (G.-8., 8. 
921). — Strafgesetzb. f. d. Nordd. Bund, $. 1, u. Einführungs-Ges. zu demselben, $. 3.) 

Das Strafgesetzb. für den Nordd. Bund v. 31. Mai 1870 ist hinsichtlich ‚der in ihm 
behandelten Materien an die Stelle des bisherigen Preuss. Strafrechts getreten. Dagegen 
sind die in den verschiedenen Rechtsgebieten der Monarchie bestehenden Vorschriften 
über das Verfahren in Strafsachen unverändert geblieben. Insoweit jedoch einzelne dieser 
Vorschriften in Beziehung zu ausser Kraft getretenen Bestimmungen des bisherigen ma- 
teriellen Strafrechts stehen, treten gemäss der in der Natur der Sache begründeten und 
im Einführungs- Gesetze $. 3 noch besonders eingeschärften Regel die entsprechenden 
Vorschriften des Bundes-Strafgesetzbuchs an die Stelle der aufgehobenen Bestimmun- 
gen. Da es im Einzelnen bei der Prüfung, ob und wie demgemäss eine Bestimmung des 
bisherigen Strafrechts in dem Bundes-Strafgesetzbuch ihren Ersatz findet, nur auf die 
Uebereinstimmung in den Grundzügen des beiderseits vorgesehenen T'hatbestandes, nicht 
aber darauf ankommen kann, ob die Abgrenzung aller einzelnen Merkmale sich voll- 
ständig decke, so darf die Zuversicht gehegt werden, dass die Anwendung der gedachten 
Regel, insbesondere auf die Vorschriften über die Zuständigkeit der Gerichte, bei 
welchen die Beziehung zu dem materiellen Strafrecht hauptsächlich in Betracht kommt, 
in der Praxis der Gerichte auf keine erhebliche Schwierigkeiten stossen wird. 

Damit jedoch den Gerichten diese Aufgabe erleichtert werde, ist es erforderlich, dass 
von der Staats-Anwaltschaft bei Stellung ihrer Anträge nach gleichmässigen Grund- 
sätzen verfahren und der Möglichkeit von Kompetenz-Streitigkeiten zwischen den ver- 
schiedenen Behörden der Staats-Anwaltschaft vorgebeugt werde. Zu diesem Behuf sieht 
sich der Justiz-Minister veranlasst, den Beamten der Staats-Anwaltschaft über den Ein- 
fluss, welchen das Bundes-Strafgesetzb. auf die bestehenden Vorschriften über die Zustän- 
digkeit der Gerichte in Strafsachen ausübt, Folgendes zu ihrer Nachachtung zu eröffnen. 

1. Soweit diesen Vorschriften die Eintheilung der jstrafbaren Handlungen in Ver- 
brechen, Vergehen und Uebertretungen zu Grunde liegt, kann darüber kein Zweifel be- 
stehen, dass der für diese Eintheilung im $. 1 des Bundes-Strafgesetzb. je nach der an- 
gedrohten Strafe gegebene Massstab auch für die Zuständigkeit entscheidend ist. Ebenso 
ist es selbstverständlich, dass bei Anwendung der Vorschrift, welche in der Strafprozess- 
Ordn. v. 25. Juni 1867, $. 11, über die Zuständigkeit in Vergehenssachen ertheilt ist, hin- 
sichtlich der in dem Bundes-Strafgesetzb. vorgesehenen strafbaren Handlungen lediglich 
. das in diesem angedrohte Strafmass in Betracht kommt, und auf die früheren Straf-Be- 
stimmungen nicht zurückzugehen ist. | 

2. Die Anwendung des gedachten Eintheilungs-Massstabes auf Strafen, welche auf 
denneben dem Bundes-Strafgesetzb. in Kraft bleibenden Straf-Gesetzen beruhen, kann 
keinen erheblichen Zweifeln unterliegen , da die Strafen der älteren Gesetze dieser Art 
bereits bei Einführung des Strafgesetzb. v. 14. April 1851 auf das Strafsystem desselben 
zurückgeführt worden sind, welches mit demjenigen des Bundes-Strafgesetzb. in der 
Hauptsache übereinstimmt. Wo die Strafe nach den bisherigen Bestimmungen in Ge- 
fängniss bis zu sechs Wochen besteht, ist anzunehmen, dass nach dem Bundes-Strafge- 
setzb. Haft an die Stelle. tritt, und somit die betreffende Handlung den Karakter einer 
Uebertretung hat. 

3. Bei Anwendung der Vorschriften, nach welchen gewisse Verbrechen gegen das 
Eigenthum der Zuständigkeit der Schwurgerichtshöfe entzogen sind, kann es nicht 
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zweifelhaft sein, dass die Begriffe des einfachen und des schweren Diebstahls nunmehr 
in dem Sinne des Bundes-Strafgesetzb. ($$. 242, 243) aufzufassen sind , dass dem Begriffe 
des wiederholten Rückfalles die Fälle des $. 244 daselbst entsprechen, und dass hinsicht- 
lich der Hehlerei die Bestimmungen des Strafgesetzb. v. 14. April 1551 durch die Vor- 
schriften des Bundes-Strafgesetzb. in nachstehender Weise ersetzt worden sind: 

$. 238 durch $. 258, Nr. 2; — $. 239 durch $. 260 ; — $. 240, Nr. 1 durch Abs. 2, $. 201. 

Die Ausnahme, welche von der Zuständigkeit der Gerichts-Abtheilung oder Straf- 
kammer für den Fall gemacht ist, dass der schwere Diebstahl, beziehungsweise die 
schwere Hehlerei, im ersten Rückfalle begangen sei, ist als gegenstandslos und dem- 
gemäss weggefallen zu betrachten, dass das Bundes-Strafgesetzb. den ersten Rückfall als 
gesetzlichen Strafschärfungsgrund nicht kennt. 

4. Die bestehenden Vorschriften, wonach von der Zuständigkeit der Schwurgerichts- 
höfe solehe Verbrechen ausgenommen sind, welche vor Erlangung des Alters der vollen 
Strafmündigkeit begangen worden, sind in Folge des $. 57 des Bundes-Strafgesetzb. nun- 
mehr dahin zu verstehen, dass die Ausnahme sich auf die Verbrechen aller solcher Per- 
sonen erstreckt, welche zur Zeit der That das achtzehnte Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben. 

5. Als Staats-Verbrecher im Sinne des Ges. v. 25. April 1853 sind, wie die Ver- 
gleichung zwischen dem Strafgesetzb. v. 14. April 1851 und dem Bundes-Strafgesetzb. 
ergiebt, die in’dem letzteren in den $$. 80—94, 96 und 102 vorgesehenen Verbrechen zu 
betrachten. ' 

6. Die Bedeutung des Art. I, $. 1 des Ges. v. 14. April 1856 beschränkt sich fortan 
auf das unberechtigte Jagen, Fischen oder Krebsen in den Fällen der $$. 292, 293 und 296 
des Bundes-Strafgesetzb. Diese Fälle, welche sich als Vergehen darstellen, unterliegen 
gemäss der Nr. 4 am ersteren Orte der Aburtheilung durch den Einzelrichter. Alle 
übrigen Fälle des angezogenen Art. I, $. 1 haben vermöge der milderen Strafen des Bun- 
des-Strafgesetzb. den Karakter von Uebertretungen angenommen, und fallen daher schon 
nach allgemein geltenden Grundsätzen unter die Zuständigkeit des Einzelrichters. 

‘. Die in den Geltungsbereichen der Verordnung v. 3. Januar 1859 und der Straf- 
proz.-Ordn. v. 25. Juni 1867 dem Verletzten eingeräumte Befugniss, Beleidigungen im 
Wege des Zivil-Prozesses, beziehungsweise der Privat-Anklage, zu verfolgen, erstreckt sich 
nach den bestehenden Vorschriften auf alle Gattungen der Beleidigung. Sie muss daher 
auch unter der Herrschaft des Bundes-Strafgesetzb. in gleichem Umfange stattfinden, 
und ist insbesondere davon auszugehen, dass sie auch im Falle des $. 189 daselbst den 
dort genannten Hinterbliebenen zusteht. Ingleichen ist anzunehmen, dass die gleich- 
artige Klagebefugniss wegen vorsätzlich zugefügter leichter Körperverletzungen und 
Misshandlungen auf alle Fälle erweitert ist, welche sich im Sinne des Bundes-Strafgesetz- 
buchs (88. 223, 232) als leichte vorsätzliche Körperverletzungen darstellen. 

Ob die Befugniss der Staats-Anwaltschaft, im Untersuchungs-Verfahren einzuschrei- 
ten, nunmehr auch die im Sinne des bisherigen Strafrechts einfachen Beleidigungen um- 
fasst, kann hier dahingestellt bleiben, da die dem Einschreiten der Staats-Anwaltschaft 
auferlegten Rücksichten von selbst dahin führen werden, dass wegen derartiger gering- 
fügiger Fälle eine Anklage von ihr auch künftig nicht erhoben werden wird. 

S. In dem Verzeichnisse von Vergehen, welches der $. 448 der Strafproz.-Ordn. v. 
25. Juli 1867 aufstellt, finden die aufgeführten Bestimmungen des Strafgesetzb. vom 14. 
April 1851 ihren Ersatz durch das Bundes-Strafgesetzb. in nachstehender Weise: 

die 88. 89 und 94 durch die $8. 113 und 120; — der $. 102 durch den &. 196, — die 

$$. 187, 190, 198, Abs. 1 durch die $$. 223, 230, Abs. 1; — die $$. 216 und 217 

durch den $. 242; — die $$. 225 und 226 durch den $. 246; — der 8. 237 durch die 

$8. 258, Nr. 1 und 259; — die $$. 241 und 243 durch die $$. 263, 150 und 274, Nr. 1 

und 2; — die $$. 251 und 282 durch die $$. 303 und 304. 

bb. Gemeinschaftliche Verfügung des Ministers des Innern und des Justiz-Ministers vom 
21. Jan. 1871, betr. Ausführung der $$. 23—26 des St.-G.-B. f. d. Nordd. Bund. ().- 
M.-Bl., S. 35 ff.) 

Dieselbe giebt in 18 Paragr. Bestimmungen über die vorläufige Entlassung von 
Strafgefangenen, sowie deren Beaufsichtigung, — Formulare zum Entlassungs- Ausweis 
und Verhaltungs-Vorschriften für vorläufig entlassene Strafgefangene. 

cc. Instruktion des Ministers des Innern zur Ausführung der $$. 38 und 39 des $t.-G.-B. f. 
d. Nordd. Bund, die Stellung unter Polizei-Aufsicht betr. Vom 12. April 1871. (J.-M.- 
Bl., 8. 126 ff.) 

Sodann ist anzuführen der 
Allerh. Erlass v. 28. Febr. 1872, betr. die unter Herrschaft des Preuss. St.-G.-B. vom 
14. April 1851 zu Zuchthausstrafe verurtheilten und dadurch der bürgerlichen Ehren- 
rechte verlustig gegangenen Personen. (Ges.-S., S. 259.) 

Dieser Gnaden-Erlass bestimmt, 
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»dass die Vorschrift des $. 32, St.-G.-B. f. d. Nordd. Bund, wonach die Dauer des Ver- 
lustes der bürgerl. Ehrenrechte höchstens 10 Jahre beträgt, auf die noch unter Herr- 
schaft des aufgehobenen Preuss. St.-G.-B. v. 14. April 1851 verurtheilten Personen An- 
wendung finden soll. el TEN N N ee 
Die wegen Meineids zu Zuchthausstrafe verurtheilten Personen bleiben jedoch von der 
Fähigkeit, als Zeuge oder Sachverständiger eidlich vernommen zu werden, ausge- 
schlossen«. 


b. Königreich Sachsen. 


aa. Verordnung, Ausführung des Strafgesetzbuchs für den Nordd. Bund vom 31. Mai 
1870 betr. ; vom 10. Dezember 1870. | 


Wir, Johann von Gottes Gnaden König von Sachsen ete. verordnen etc. wie folgt: 


I. Die Zuständigkeit der Gerichte und der Polizeibehörden in Strafsachen und Polizei- 
Strafsachen betreffend. 

$. 1. Vor den Einzelrichter gehört die Untersuchung und Aburtheilung folgender Ver- 
gehen und Uebertretungen: 

1. die der Privat-Anklage zugewiesenen Vergehen und Uebertretungen;; — 2. die ledig- 
lich mit Geldstrafe bedrohten Vergehen ($$. 145, 276, 285 des Stgb. f. d. Nordd. B.); — 
3. Widersetzlichkeiten (8. 110, 111, 112, 113, 114, 117, Abs. 1, bez. in Verbindung mit 
$. 119), in den geringeren Fällen; — 4. Auflauf, soweit er nach $. 116, Abs. 1 zu beur- 
theilen ist; — 5. Hausfriedensbruch und Beleidigung, auch soweit diese Vergehen nicht 
bereits unter 1 fallen ($. 123, Abs. 3, $. 197); — 6. Beschädigung etc. Öffentlicher ete. Be- 
kanntmachungen ete. ($. 134); — 7. böswillige Wegnahme ete. eines Autoritätszeichens 
ete. ($. 135); — 8. Erbrechung etc. eines amtlichen Siegels ete. ($. 136); — 9. Beseitigung 
ete. abgepfändeter ete. Sachen ($. 137) ; — 10. unwahre Entschuldigung eines Zeugen etc. 
($. 138), — 11. falsche Anschuldigung ($. 164) ; — 12. widernatürliche Unzucht ($. 175); 
— 13. einfache Kuppelei ($. 180) ; — 14. unzüchtige Handlungen mit öffentlichem Aerger- 
niss ete. ($. 183) ; — 15. Verkauf etc. unzüchtiger Schriften ete. ($. 184); — 16. Bedro- 
hungen ($. 241) ; — 17. Diebstahl ($$. 242, 247), Unterschlagung ($$. 246, 247), Erpressung 
($. 253), Betrug ($. 263), Untreue ($. 266), Fälschungen ($. 267), in geringeren Fällen; — 
18. Fälschungen, soweit sie nach $$. 274, 275, 276, 277, 278, 279 zu beurtheilen sind; — 
19. die im Abschnitte XXV. aufgeführten Vergehen, auch soweit sie nicht der Privatklage 
zugewiesen sind; — 20. einfache Sachbeschädigung ($. 303) ; — 21. die im $. 368 unter 9 
und 10 und im $. 370 aufgeführten Uebertretungen, auch soweit sie nicht der Privat-An- 
klage zugewiesen sind. 

$. 2. Als ein geringerer Fall ($. 1 unter 3, 17) ist es anzusehen, wenn im Falle der 
Verurtheilung nur eine Geldstrafe oder nicht eine höhere, als eine nicht im Gerichtsge- 
fängnisse zu verbüssende Gefängnissstrafe zu erwarten ist, wobei den Bestimmungen des 
Art. 44b. der Revid. Straf-Prozessordn. vom 1. Okt. 1868 nachzugehen ist. 

$. 3. Die Untersuchung aller anderen Vergehen und der Verbrechen gehört vor die 
Bezirksgerichte. Zu deren Aburtheilung sind jedoch dieselben, beziehentlich unter Mit- 
wirkung von Gerichtsschöffen (nach Massgabe des Gesetzes, die Wahl von Gerichtsschöffen 
etc. betreffend, v. 1. Okt. 1868, 8. 126, folg. Abth. II. des Ges.- u. Verordn.-Bl. v.1868), 
nur insoweit zuständig, als solche nicht den Geschworenen-Gerichten zugewiesen ist. 

$. 4. Den Bestimmungen der Revid. Straf-Prozessordn. Art. 47 a. b. über die Ver- 
weisung einer zur bezirksgerichtlichen Zuständigkeit gehörigen Strafsache ist auch fer- 
nerhin nachzugehen. 

$. 9. Zur Aburtheilung der Geschworenen-Gerichte gehören folgende Verbrechen: 

1. Hochverrath ete. ($$. 80. 81, 82, 83, 84, 85, 86) ; — 2. Landesverrath ete. ($$. 87, 88, 
89, 90, 91, 92) ; — 3. Beleidigung des Landesherrn ete. und von Bundesfürsten ete. ($. 94, 
96, 98, 100) ;, — 4. feindliche Handlungen ete. ($. 102) ; — 5. Verbrechen in Beziehung auf 
die Ausübung staatsbürgerlicher Rechte ($. 105) ; — 6. Aufruhr, dafern die Erschwerungs- 
gründe $. 115, Abs. 2 eintreten; — 7. Auflauf, dafern die Erschwerungsgründe $. 116, 
Abs. 2 eintreten; — 8. Widerstand etc. gegen einen Forstbeamten, dafern die Erschwe- 
rungsgründe $. 118, sowie $. 118 in Verbindung mit $. 119 eintreten ; — 9. Meuterei, da- 
fern die Erschwerungsgründe $. 122, Abs. 3 eintreten ; — 10. Landfriedensbruch, dafern 
die Erschwerungsgründe $. 125, Abs. 2 eintreten; — 11. Münzverbrechen ($$. 146, 147 in 
Verbindung mit $. 149) ; — 12. Meineid ($$. 153, 154 in Verbindung mit $. 155 und, soweit 
Zuchthausstrafe angedroht ist, $. 159); — 13. Kindesunterschiebung ete. ($. 169, jedoch 
nur so weit Zuchthausstrafe angedroht ist) ; — 14. mehrfache Ehe ($. 171) ; — 15. Unzucht 
etc. ($. 176), dafern der Erschwerungsgrund des $. 178 eintritt; — 16. Nothzucht ete. 
(88. 177, 178), — 17. Tödtung im Duell ($. 206) ; — 18. Mord und Todtschlag ($$. 211, 212, 
213, 214, 215) ; — 19. Kindestödtung ($. 217) ; — 20. Abtreibung der Leibesfrucht ($$. 218, 
219, 220); — 21. Aussetzung hülfloser Personen, dafern der Erschwerungsgrund im $. 221, 
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Abs. 3 eintritt; — 22. Körperverletzung, welche nach $. 224 zu beurtheilen ist, in den 
schwereren Fällen, sowie Körperverletzung in den Fällen von $$. 225, 226) ; — 23. Ver- 
giftung ($. 229); — 24. Menschenraub ($. 234); — 25. Entführung ete. (8. 235 und 236, 
soweit in diesen beiden Paragraphen Zuchthausstrafe angedroht ist) ; — 26. Freiheitsbe- 
raubung, dafern einer der Erschwerungsgründe im $. 239, Abs. 2, 3 eintritt); — 27. Dieb- 
stahl nach $. 243, in den schwereren Fällen; — 28. Raub und räuberische Erpressung 

(8%. 249, 250, 251, 252, 255) ; — 29. gewerbsmässige Hehlerei ($. 260); — 30. Brandsetzung 

etc. versicherter Sachen ($. 265); — 31. Urkundenfälschung ($. 268, Ziffer 2, $. 272, sowie 

$. 273, soweitin diesem Paragraphen die Strafe des $. 272 angedroht ist), in den schwere- 
ren Fällen ; — 32. Bankerott etc. ($$. 281, 282) in den schwereren Fällen; — 33. Brand- 
stiftung ete. ($$. 306, 307, 308, beziehentlich in Verbindung mit $. 311); — 34. Ueber- 

schwemmung und andere gemeingefährliche Handlungen ($$. 312, 313, Abs. 1, $$. 315, 321 

Abs. 2, 58.322, 323, 324); — 35. Bestechung in den Fällen des $. 334; — 36. pflichtwidrige 

Untersuchungseinleitung und Strafvollstreckung ($$. 344, 345, Abs. 1); — 37. Fälschung 

öffentlicher Urkunden ($. 349), in den schwereren Fällen ; — 38. ausgezeichnete Unter- 

schlagung ($. 351), in den schwereren Fällen. 

$. 6. Als schwererer Fall eines Verbrechens der im $. 5, Nr. 22, 27, 31, 32. 37, 38 be- 
zeichneten Art ist es zu betrachten, wenn nach der Ansicht der Anklagekammer oder der 
Staatsanwaltschaft zu erwarten ist, dass der Angeschuldigte wegen dieses Verbrechens 
für den Fall seiner Verurtheilung mit einer höheren, als vierjährigen Zuchthausstrafe zu 
belegen sein werde. 

$. 7. Die Anklagekammer hat dann, wenn ein schwererer Fall: nicht vorliegt, die 
Sache zur Fortstellung an das Bezirksgericht zurückzugeben. Die Zurückgabe erfolgt, 
ohne dass die Anklagekammer eine Prüfung der Frage vornimmt, ob die erhobenen Be- 
weise zur Verweisung des Angeschuldigten zur Hauptverhandlung ausreichen, vielmehr 
hat sie die Entschliessung über die Fortstellung lediglich dem Bezirksgerichte zu über- 
lassen. i 

Beschränkt sich der Antrag des Staatsanwalts auf eine solche Abgabe, so tritt die 
Bestimmung des $. 30 des Ges., das Verfahren in den vor die Geschworenen-Gerichte ge- 
wiesenen Untersuchungssachen betreffend, v. 1. Okt. 1868 ($. 1216, Abth. II. des Ges.- 
u. Ver.-Bl. v. 1868) nicht ein. Lehnt die Anklagekammer den Antrag ab, so hat sie die 
Sache an den Staatsanwalt zurückzugeben, und ist sodann das regelmässige Verfahren 
nach $. 31 ff. des angezogenen Gesetzes einzuleiten. 

$- 8. An den Bestimmungen es $. 34 ff. des angezogenen Gesetzes wird, wenn eine 
Verweisung nach $. 7 an das Bezirksgericht nicht erfolgt, nichts geändert. 

$- 9. Diejenigen Personen, welche sich eines der im $. 5 benannten Verbrechen schul- 
dig gemacht, jedoch zur Zeit der That zwar das zwölfte, nicht aber das achtzehnte Le- 
bensjahr zurückgelegt haben, sind von dem Bezirksgerichte abzuurtheilen, sofern nicht 
Theilnehmer des Verbrechens zur Hauptverhandlung zu verweisen sind, bezüglich deren 
das Geschworenen-Gericht zuständig ist. 

$. 10. Ohne Einfluss auf die Zuständigkeit ist es, wenn 

1. die strafbare Handlung sich nur als Versuch darstellt, 

2. mehrere strafbare Handlungen desselben Bezüchtigten in Frage sind, 

3. die Handlung im Rückfalle begangen ist (vergl. $$. 244, 261, 264). Vielmehr ist 
solchenfalls bezüglich der Zuständigkeit die Handlung so zu beurtheilen, als ob sie 
nicht im Rückfalle begangen worden. 

Insbesondere gelten die Bestimmungen unter 2 und 3 in den Fällen von $$. 4 und 6. 

$- 11. Zur Aburtheilung der Begünstigung, sowie der Hehlerei ($$. 257, 258, 259, 261) 
ist dasjenige Gericht zuständig, welches zur Aburtheilung des Verbrechens oder Ver- 
gehens zuständig ist, auf welches die Begünstigung oder Hehlerei sich bezieht, ohne Un- 
terschied, ob ein Theilnehmer dieses Verbrechens oder Vergehens mit in der Unter- 
suchung begriffen ist oder nicht. 

Ist nicht zu ermitteln, bei welchem Verbrechen oder Vergehen die Begünstigung oder 
Hehlerei begangen worden, so gehört die Untersuchung und Aburtheilung vor das Be- 
zirks-Gericht des Wohnorts, vorbehaltlich der Bestimmung im $. 4. 

$. 12. Ist nach 8. 5, Nr.29, 8.11 das Geschwornen-Gericht zur Aburtheilung der Be- 
günstigung oder Hehlerei an sich zuständig, so kann die Anklagekammer, sofern entweder 
wegen des Hauptverbrechens eine Verweisung an das Geschworenen-Gericht nicht statt- 
findet, oder die abgesonderte Aburtheilung des Begünstigers oder Hehlers ohne Nachtheil 
für die Sache geschehen kann, den Begünstiger oder Hehler unter den im $. 23, Abs. 1 
und 2 des Ges., das Verfahren in den vor die Geschworenen-Gerichte gewiesenen Unter- 
suchungssachen betreffend, v. 1. Okt. 1868 angegebenen Voraussetzungen und mit den im 
$.23, Abs. 3, $. 24 des nämlichen Gesetzes bestimmten Wirkungen an das Bezirks-Gericht 
oder, wenn die im Falle der Verurtheilung zu erwartende Strafe nur in Verweis oder in 
Geldstrafe oder in einer im Gerichts-Gefängnisse zu verbüssenden Gefängniss-Strafe be- 


Archiv des Deutschen Reichs, Bd. I. (VI.) ae 91 


1430 Einführ.- etc. Ges. z. Reichs-Strafgesetzbuch v. 31. Mai 1870, Kgr. Sachsen. 


steht, an den Einzelrichter verweisen, und, sofern wegen des Hauptverbrechens eine Ver- 

weisung an das Geschwornen- Gericht stattfindet, zugleich verfügen, dass mit der Abur- 

theilung von Seiten des Bezirks-Gerichts oder Einzelrichters bis nach erfolgter Aburthei- 
lung von Seiten des Geschwornen-Gerichts Anstand genommen werde. 

$. 13. Die Staatsanwälte bei ihren Anträgen und die Anklage-Kammern und die 
Gerichte bei ihren Entschliessungen haben nach 88. 2, 4, 6 ff., 12 der gegenwärtigen Ver- 
ordnung die etwa vorhandenen mildernden Umstände "mit in Betracht zu ziehen. Insbe- 
sondere gilt dies auch von dem im $. 213 bestimmten Milderungsgrunde bei dem Ver- 
brechen des Todtschlags. 

$.,14. Die Uebertretungen sind, soweit sie nicht im 8. 1, Nr. 1,721 an die Justiz- 
Behörden verwiesen sind, von den zur Untersuchung und Aburtheilung der Verwaltungs- 
Strafsachen zuständigen Behörden zu untersuchen und abzuurtheilen. 

Das Verfahren und der Instanzenzug richtet sich nach den Bestimmungen in diesen 
Strafsachen. Es ist jedoch der Rekurs gegen den erstinstanzlichen Strafbescheid nur 
innerhalb zehn Tagen von Bekanntmachung des Bescheids an zulässig. Gegen Versäum- 
niss an der zehntägigen Frist kann der Bezüchtete, nach Analogie der für Kriminalsachen 
bestehenden Vorschriften, um Wiedereinsetzung nachsuchen. 

Bei dem Zusammentreffen von Uebertretungen,, welche zur Ständigkeit der Verwal- 
tungsbehörden gehören, mit Verbrechen oder Vergehen sind die Bestimmungen über das 
Zusammentreffen von Justiz- und Verwaltungs-Strafsachen anzuwenden. 

$$. 15—17 enthalten inzwischen gegenstandslos gewordene Uebergangs- -Bestim- 
mungen. 

U. Die Privat-Anklage betreffend. 
$. 18. Der Privat-Anklage werden zugewiesen: 

. Hausfriedensbruch, soweit die Verfolgung nach $. 123, Abs. 1 des Strafgesetzbuchs für 
den Norddeutschen Bund auf Antrag des Verletzten eintritt, 

. Ehebruch ($. 172), 

Verführung eines unbescholtenen Mädchens etc. ($. 182), 

. Beleidigung (Abschn. XIV., $. 185 ff.), mit Ausnahme des im $. 197 aufgeführten 
Falles, 

5. leichte vorsätzliche Körperverletzungen ($. 223), und alle fahrlässigen Körperver- 

letzungen, soweit die Verfolgung nur auf Antrag eintritt ($. 232), 

6. Diebstahl und Unter schlagung, sowie Betrug, wenn eins ap Vergehen gegen An- 
gehörige, Vormünder, Erzieher oder solche Personen, in deren Lohn oder Kost der 
Thäter sich befindet, begangen ist ($. 247, Absatz 1, $. 263,4), und, soviel den Dieb- 
stahl anlangt, $. 243 (schwerer Diebstahl) nicht eintritt, 

. unbefugte Eröffnung von Briefen und Urkunden ($. 299), 

. Verletzung pflichtmässiger Verschwiegenheit ($. 300), 

. die im $. 368 unter 9 und 10 und im $. 370,4, 3,6 aufgeführten Uebertretungen. 

Die entgegenstehenden Bestimmungen im Artikel 51 der Revidirten Strafprozess-Ord- 
nung werden aufgehoben. 
II. Die nothwendige Vertheidigung betreffend. 

$. 19. Art. 38a. der Revid. Strafprozess-Ordnung wird aufgehoben. An die Stelle 
derselben treten folgende Bestimmungen: 

. 20. Der Angeschuldigte kann sich eines Rechtsbeistandes als Vertheidigers be- 
dienen. 

Die Vertheidigung ist in den, zur Aburtheilung der Bezirks-Gerichte gehörigen 
Strafsachen nothwendig {vgl. jedoch $. 21), wenn 

1. die Verweisung des Aneeschuldieten zur Hauptverhandlung wegen eines Haupt- 
Verbrechens beantragt worden ist, oder wenn 

2. der Antrag zwar auf eine solche Verweisung zur Hauptverhandlung nicht gerichtet, 
die Verweisung aber vom Bezirks-Gerichte, beziehentlich vom Ober-Appellations- 
Gerichte wegen eines Verbrechens beschlossen worden ist. 

$. 21. Ausgenommen von der Nothwendigkeit der Vertheidigung sind die. Heer 
brechen des einfachen, im Rückfalle begangenen Diebstahls ($. 244 des St.-G.-B. f. d. 
Nordd. Bund), der einfachen , im Rückfalle begangenen und nach $. 261, Abs. 2 zu ee 
urtheilenden Hehlerei, und des im Rückfalle begangenen Betrugs ($. 264). | 

22. Art. 339 der Revid. Strafprozess-Ordnung wird aufgehoben. An die Stelle 
desselben treten folgende Bestimmungen: 

$. 23. Der Angeklagte kann sich zur Einwendung und Ausführung der ihm nachge- 
lassenen Rechtsmittel eines Vertheidigers bedienen. 

$. 24. Der Verurtheilte kann von dem Gerichte die Beiordnung eines Vertheidigers 
verlangen, wenn er in dem Erkenntnisse erster Instanz zu einer mindestens vierjährigen 
Gefängniss- -Strafe oder Festungshaft oder zu einer Zuchthausstrafe verurtheilt worden ist. 

8. 25. Ist der Angeklagte zu Todesstrafe verurtheilt worden, so ist die Vertheidi- 
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gung eine nothwendige, dergestalt, dass dem Verurtheilten ein Vertheidiger von Amts- 
wegen durch den Untersuchungsrichter beizuordnen ist, wenn er nicht binnen drei Tagen 
von Bekanntmachung des Todesurtheils an einen Vertheidiger benannt hat. 


IV. Die Wiedereinführung der Todesstrafe betreffend. 

$. 26. Die Bestimmungen in $$. 34, 35 des Gesetzes, das Verfahren in den vor die 
Geschwornen-Gerichte gewiesenen Untersuchungssachen betreffend, v. 1. Okt. 1868 (8. 
1217 ff., Abth. II. des Ges.- u. Ver.-Bl. v. 1868), finden auch in dem Falle keine An- 
wendung, wenn das Verbrechen mit der Todesstrafe bedroht ist. 

$. 27. Die Annahme, dass der Angeschuldigte der Flucht verdächtig sei (Art. 151 
der Rev. St.-Pr.-O.), bedarf keiner weiteren Rechtfertigung, wenn jdas Verbrechen mit 
der Todes- oder Zuchthaus-Strafe bedroht ist. 

$. 28. Ist auf Todesstrafe erkannt, und ist hiergegen von dem Verurtheilten ein 
Rechtsmittel nicht eingewendet worden, so hat das Bezirks-Gericht, nach Bekannt- 
machung des Erkenntnisses und nach Ablauf der im Art. 86 der Revid. St.-Pr.-Ordn. ge- 
ordneten Frist, dasselbe von Amtswegen dem Ober-Appellations-Gerichte vorzulegen. 

Das Ober-Appellations-Gericht hat, nach Gehör des General-Staatsanwalts, zu prüfen, 
ob ein Nichtigkeitsgrund zu Gunsten des Verurtheilten vorliegt, und, dafern sich hierbei 
ein solcher Grund ergiebt, so zu entscheiden , als ob hierauf von dem Angeklagten selbst 
eine Nichtigkeits-Beschwerde begründet worden wäre. Es kann jedoch auch in diesem 
Falle deshalb, weil die Untersuchung und Aburtheilung durch ein anderes Bezirks-Ge- 
richt, beziehentlich Geschwornen-Gericht, als das zuständige, erfolgt ist, das Erkenntniss 
nicht aufgehoben werden. 

Ist von dem Verurtheilten selbst oder zu seinen Gunsten von der Staatsanwaltschaft 
eine Nichtigkeits-Beschwerde eingewendet worden, so hat das Ober-Appellations-Gericht 
neben der Prüfung der hierbei aufgestellten Beschwerdepunkte auch noch der vorstehend 
angeordneten Prüfung sich zu unterziehen, und demgemäss das Nöthige zu erkennen. 

$. 29. Ein Todesurtheil ist nicht eher zu vollstrecken, als bis dem Untersuchungs- 
richter amtlich eröffnet worden ist, dass der König von seinem Begnadigungsrechte keinen 
Gebrauch gemacht habe. 

V. Die mildernden Umstände betreffend. 

$. 30. Wenn das Gesetz die Anwendung eines geringeren, als des regelmässigen 
Strafsatzes von dem Vorhandensein mildernder Umstände im Allgemeinen ab- 
hängig macht, so steht die Entscheidung hierüber in den bei Geschwornen-Gerichten und 
in denjenigen bei den Bezirks-Gerichten abhängigen Sachen, deren Aburtheilung unter 
Mitwirkung von Schöffen erfolgt, dem Gerichte zu. 

Dies gilt auch von der Annahme eines minder schweren Falles in $$. 94, 96 des St.- 
G.-B. f. d. Nordd. Bund. 

$. 51. Ausgenommen von der Bestimmung im $. 30 ist der Fall des $. 213 des $t.- 
G.-B. f. d. Nordd. Bund, wenn behauptet wird, dass der Todtschläger zum Zorne gereizt 
und auf der Stelle zur That hingerissen worden sei. _ Vielmehr leidet hier die Vorschrift 
im $. 61 des Ges., das Verfahren in den vor die Geschwornen-Gerichte gewiesenen Unter- 
suchungssachen betreffend, Anwendung. 

$. 32. Steht ein Angeklagter, welcher zur Zeit der That das achtzehnte Altersjahr 
noch nicht vollendet hatte, oder ein Taubstummer vor dem Geschwornen-Gerichte, so ist 
bei Strafe der Nichtigkeit, den Geschwornen eine Frage dahin vorzulegen, ob erwiesen 
sei, dass der Angeklagte bei Begehung der That die zur Erkenntniss ihrer Strafbarkeit 
erforderliche Einsicht besass? ($$. 56, 68 d. St.-G.-B. f. d. Nordd. Bund.) 


$. 33. Im Falle des $. 20 des St.-G.-B. f. d. Nordd. Bund ist bei den Gesehwornen- 
Gerichten den Geschwornen auf Antrag des Staatsanwalts oder des Angeschuldigten, be- 
ziehentlich des Vertheidigers desselben, bei Strafe der Nichtigkeit eine Frage dahin vor- 
zulegen, ob die betreffende strafbare Handlung aus einer ehrlosen Gesinnung entsprun- 
gen sei? 

$. 54. Soweit nach $$. 32, 33 die Geschwornen zur Mitwirkung bei der Aburtheilung 
berufen sind, gilt dies auch von der Mitwirkung der Schöffen in den unter ihrer Zuziehung 
zur Verhandlung geiangenden Strafsachen. 


VI. Ausführung des $. 42 des St.-G.-B. f. d. Nordd. Bund betr. 

$. 35. Der Antrag auf Anwendung des $. 42 des St.-@.-B. f. d. Nordd. Bund wird 
von dem Staatsanwalte, beziehentlich in den zur Privat-Anklage gehörigen Fällen von 
dem Privat-Ankläger gestellt. 

$. 36. Zuständig zur Einleitung des Verfahrens und zur Aburtheilung ist, je nach- 
dem die Verfolgung der strafbaren That zur bezirksgerichtlichen oder zur gerichtsamt- 
lichen Zuständigkeit gehört, das Bezirks-Gericht oder das Gerichtsamt des Ortes der be- 
gangenen That. 

$. 37. DasGericht entscheidet, und zwar das Bezirks-Gericht in einer Versammlung 
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von drei Richtern und in nicht öffentlicher Sitzung, über den Antrag mittelst Erkennt- 
nisses. Dasselbe ist dem Staatsanwalte, beziehentlich dem Privat-Ankläger, zu eröffnen. 

$. 38. Das Gericht hat, wenn bei den Akten ein rechtliches Interesse dritter Per- 
sonen an der, den Gegenstand des Antrags auf Einziehung bildenden Sache bekannt ist, 
diese Personen von dem Antrage in Kenntniss zu setzen und sie mit ihren Einwendungen 
gegen denselben vor der Entscheidung zu hören. 

$. 39. Der Staatsanwalt, beziehentlich der Privat-Ankläger, können das Erkenntniss 
mit der Nichtigkeits-Beschwerde anfechten. i 

Die Nichtigkeits-Beschwerde wird durchgängig nach den über Nichtigkeits-Be- 
schwerden gegen gerichtsamtliche und beziehentlich gegen bezirksgerichtliche End- 
erkenntnisse bestehenden Vorschriften beurtheilt. 

$. 40. Die obigen Bestimmungen leiden auch auf den Fall Anwendung, in welchem 
die Untersuchung zwar eingeleitet, aber eingestelllt worden ist. 

Dagegen finden sie nicht Anwendung, wenn eine Aburtheilung in der Hauptsache er- 
folgt. In diesem Falle hat das Gericht in dem Erkenntnisse, auch ohne diesfallsigen An- 
trag, über die Einziehung mit zu entscheiden. 

$. 41. Art. 64b der Revidirten Strafprozess-Ordnung wird aufgehoben. 


VII. Behandlung des Antrags auf Geldbusse in den Fällen der $$. 188, 231 des St.-G.-B. f. d. 
Nordd. Bund betr. 


$. 42. Wird in den Fällen der $$. 188, 231 des St.-G.-B. f. d. Nordd. Bund von dem 
- Verletzten auf Zuerkennung einer Geldbusse angetragen, so ist auf den Antrag in Ge- 
mässheit der Bestimmungen in Art. 434 bis mit Art. 450 der Revid. Strafprozess-Ordn. 
zu verfahren. 

Verweist das Strafgericht den Verletzten mit der Geltendmachung seiner Ansprüche 
zur besonderen Ausführung im Wege des bürgerlichen Prozesses, so kann der Verletzte 
die Ansprüche auf diesem Wege nur soweit geltend machen, als sie auf Ersatzleistung 
gerichtet sind. 

VIII. UVebergangs-Bestimmungen betreffend. 

SS. 43 u. 44 sind inzwischen obsolet geworden. 

$- 45. Die Zuchthausstrafe des Revid. St.-G.-B. v. 1. Oktbr. 1868 steht der Zucht- 
hausstrafe des St.-@.-B. f. d. Nordd. Bund gleich. 

Ebenso ist die Gefängniss-Strafe in beiden Gesetzbüchern für gleich zu achten. 

Die Festungshaft ist für minder schwer, als die Zuchthausstrafe , die Arbeitshaus- 
strafe und die Gefängniss-Strafe des Revid. Str.-G.-B. zu achten. 

Haft ist für minder schwer, als Gefängniss des Revid. Str.-G.-B. zu achten. 

Die Arbeitshausstrafe des Revid. St.-G.-B. steht dem Gefängnisse des St.-G.-B. für 
den Nordd. Bund gleich und ist für minder schwer, als die Zuchthausstrafe des letzteren 
Gesetzbuchs zu achten. u: 

$. 46. Im Uebrigen ist bei Vergleichung der Strafe, welche nach dem St.-G.-B. f. 
d. Nordd. Bund und der Strafe, welehe nach den bis zum 1. Jan. 1871 gültig gewesenen' 
Gesetzen verwirkt ist, wenn verschiedene Strafarten in Frage sind, nicht die Dauer der 
Strafen , sondern nur, nach Massgabe der Vorschriften im $. 45, die Strafart in Betracht 
zu ziehen und hiernach zu bestimmen, welche Strafe die mildere ist. 

$. 47. Ist nach den obigen Vorschriften die Strafe nach dem Revid. St.-G.-B. zu 
bestimmen, und besteht dieselbe in Arbeitshaus, so ist statt auf Arbeitshausstrafe auf 
Gefängniss und zwar auf gleicher Dauer zu erkennen. 

Die Bestimmungen über das Höchstmass der Gefängniss-Strafe in 8$. 16, 74 des Str.- 
G.-B. f. d. Nordd. Bund finden hierbei keine Anwendung. 

$. 48. Wird in Folge der Vorschrift im $. 47 statt der verwirkten Arbeitshausstrafe 
auf Gefängniss-Strafe erkannt und ist die Handlung eine solche, bei welcher das St.-G.-B. 
f. d. Nordd. Bund Zuchthaus-Strafe androht oder im Falle der Verurtheilung zu einer Ge- 
fängniss-Strafe die Aberkennung der Ehrenrechte vorschreibt oder nachlässt, so kann, be- 
ziehentlich muss das Gericht mit der Gefängniss-Strafe die Aberkennung verbinden. Die 
Dauer des Verlustes der Ehrenrechte soll jedoch, soweit sie in das Ermessen des Richters 
gestellt ist, den Zeitraum von fünf Jahren nicht übersteigen. ($. 32 des St.-G.-B. f. d. 
Nordd. Bund.) 

$. 49. Die Vollendung der Verjährung einer vor dem 1. Januar 1871 begangenen 
strafbaren Handlung oder rechtskräftig erkannten Strafe wird nach den bisherigen Ge- 
setzen oder nach dem St.-G.-B. f. d. Nordd. Bund beurtheilt, je nachdem das Eine oder 
das Andere dem Thäter günstiger ist. 

$$. 50—54 sind inzwischen obsolet geworden. 

$. 55. Diese Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1871 in Wirksamkeit. 

Urkundlich u. s. w. 
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Ausserdem ergingen: 
bb. Verordnung zu Ausführung von $. 172 des St.-G.-B. f. d. Nordd. Bund, Untersuchung 
und Scheidung wegen Ehebruchs betr. ; v. 15. Dezember 1870; 
cc. Verordnung, Einfluss des Bundes-St.-G.-B. auf Polizeisachen betr. ; v. 14. Dez. 1870; 
dd. Verordnung, Bestrafung der wahrheitswidrigen Aussage vor öffentlichen Behörden 
betr. ; v. 10. Dezember 1870; 
ee. Verordnung, Bestrafung des von Nichtkaufleuten begangenen böslichen oder leicht- 
sinnigen Bankerotts betr. ; v. 10. Dezember 1870: 
ff. Verordnung, Forstdiebstähle, sowie einige damit zusammenhängende Vergehungen 
betr.; v. 10. Dezember 1870; 
gg. Verordnung zu Ausführung des St.-G.-B. f. d. Nordd. Bund, künftige Verwendung 
der jetzigen Straf-Anstalten, sowie Vollstreckung von Strafen betr. ; v. 19. Dezbr. 1870; 
hh. Verordnung, Wiedereinsetzung innenbemerkter Personen in den Genuss der bürger- 
lichen Ehrenrechte betr. ; v. 12. Dezember 1870; 
i. Verordnung, Einfluss des Bundes-Strafgesetzbuchs auf die Ausschliessung von den bür- 
gerlichen Ehrenrechten betr.; v. 29. Dezember 1870 *). 


c. Grossherzogthum Hessen. 


Gesetz, betr. den Uebergang zu dem für den Nordd. Bund erlassenen Strafgesetz- 
buche. Vom 30. Dezhr. 1870. 
(Reg.-Bl. v. 1871, Nr. 1, 8.3 £f.) 
Ludwig IlII., von Gottes Gnaden Grossherzog von Hessen und bei Rhein ete. 
I. Strafgesetzliche Bestimmungen. 
$. 1. Mit dem 1. Januar 1871 werden 
das Strafgesetzbuch des Grossherzogthums vom 17. September 1841 einschliess- 
lich des dazu gehörigen Einführungs-Gesetzes 
an die seit dem 17. September 1841 wegen Verbrechen und Vergehen ergangenen 
esetze 
ausser Wirksamkeit gesetzt, vorbehaltlich der in den $$. 4 bis 10 enthaltenen Bestim- 
mungen. 
$- 2. Die Polizei-Strafgesetzgebung des Grossherzogthums bleibt insoweit in Wirk- 
samkeit, als sie, vereinbar mit den die Uebertretungen umfassenden Bestimmungen 
des Bundes-Strafgesetzbuchs und des dazu erlassenden Einführungs-Gesetzes, neben 
diesen bundesrechtlichen Vorschriften bestehen kann. 
$. 3. In Kraft bleiben ferner die besonderen Vorschriften des Bundes- und Landes- 
Strafrechts über strafbare Verletzungen der Presspolizei-, Post-, Steuer-, Zoll-, Fischerei-, 
Jagd-, Forst- und Feldpolizei-Gesetze, über Missbrauch des Vereins- und Versammlungs- 
Rechts und über den Holz- (Forst-) Diebstahl. 
$. 4. Bis zum Erlasse eines Bundes-Gesetzes über den Konkurs bleiben diejenigen 
Strafvorschriften in Kraft, welche rücksichtlich des Konkurses in den Landes-@esetzen 
enthalten sind, insoweit dieselben sich auf Handlungen beziehen, über welche das Bun- 
des-Strafgesetzbuch nichts bestimmt. Statt auf Korrektionshaus ist jedoch auf Gefäng- 
niss zu erkennen. 
$. 5. Wenn gegen einen Beamten wegen unsittlicher, der Würde des Dienstes zu- 
widerlaufender Aufführung, wegen Unfleisses, Nachlässigkeit im Dienst, Unfolgsamkeit, 
Anmassung gegen Vorgesetzte, Verletzung des Dienst-Geheimnisses, verachtenden oder 
herabwürdigenden Spottes gegen die Staats- Regierung oder gegen Dienst-Vorgesetzte 
als solche, das höchste Mass der Disziplinarstrafe erschöpft worden und der Beamte eine 
ähnliche Verletzung seiner Dienstpflicht sich wiederholt zu Schulden kommen lässt, oder 
wenn der Fall an und für sich, oder wegen der grossen Zahl der bereits gegen den Beam- 
ten verhängten Disziplinar-Strafen so schwerer Natur ist, dass das höchste Mass der bis- 
herigen Disziplinar-Strafen gegen den Thäter nicht ausreichen würde, so ist gegen einen 
solchen Beamten auf Suspension von Dienst und Gehalt, nieht unter sieben Monaten und 
nicht über Ein Jahr, oder auf Entziehung des Dienstes zu erkennen. 
$.6. Gleichmässig ist gegen den Beamten zu erkennen, welcher ausser den im Bun- 
des-Strafgesetzbuche besonders bezeichneten Amts-Verbrechen und -Vergehen seinen 
Dienstpflichten vorsätzlich zuwider gehandelt hat, wenn dieses aus Hass oder Rachsucht, 
oder um sich oder Anderen einen unerlaubten Vortheil zuzuwenden, oder um den Staat 
oder Private in Schaden zu bringen, geschehen ist. Bei Zuerkennung dieser verschiede- 
nen Strafen ist vorzüglich auf die Wichtigkeit der verletzten Dienstpflicht, auf die Ge- 
fährlichkeit oder Niederträchtigkeit des Beweggrundes und die Absicht des Uebertreters, 


*) Der Wortlaut dieser Verordnungen ist enthalten in Bd. XVIIb. der »Jurist. 
Handbibliothek«, Dresden, C. C. Meinhold und Söhne. 
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sowie auf die Grösse und Bedeutendheit des bewirkten Schadens oder Nachtheils Rück- 

sicht zu nehmen. 

Unter obige Kategorie gehört insbesondere die Verletzung des Dienst-Geheimnisses, 
wenn sie aus eigennütziger oder sonst rechtswidriger Absicht geschehen ist. 

8.7. Die Bestimmungen des Gesetzes vom 18. Januar 1831: »das Verfahren gegen 
Kassenbeamte, welche Rezesse machen, betreffend«, bleiben in Kraft, jedoch mit fol- 
genden Modifikationen : | 
a. dass unter dem Gerichte, vor welches nach Art. 4 und 5 jenes Gesetzes der Kassen- 

beamte gestellt werden soll, das im $. 14 des gegenwärtigen Einführungs-Gesetzes be- 

zeichnete Disziplinar-Strafgericht, 

und unter der dort gedachten gerichtlichen Untersuchung die vor letzterem Ge- 
richte etwa zu führende Untersuchung zu verstehen ist, und 

b. dass die Absätze 2, 3 und 4 des Art. 6 jenes Gesetzes aufgehoben sind. 

8. 8. Rechtsanwälte und Advokaten, welche wegen Verletzung der ihnen obliegen- 
den Pflichten schon im Disziplinarwege von der Praxis suspendirt waren und sich einer 
derartigen Handlung, weshalb sie Disziplinar-Strafe erlitten haben, nochmals schuldig 
machen, sind mit zeitlicher Entziehung, und im weiteren Wiederholungsfalle mit bleiben- 
der Entziehung des Rechts zur Praxis zu bestrafen. 

$. 9. Für die Provinz Rheinhessen werden aus dem Einführungs-Gesetze zum Straf- 
gesetzb. v. 17. September 1841 die Art. 6 bis 11 und 22 mit den nachstehenden Aende- 
rungen aufrecht erhalten: ' 

1. an die Stelle der im Art. 10, Abs. 2 enthaltenen Straf-Bestimmung tritt der $. 172 des 
Bundes-Strafgesetzbuchs; 

2. das im Art. 11 erwähnte Recht zur Klage auf Ehescheidung oder Trennung von Tisch 
und Bett kann ausgeübt werden: | 

im Falle einer rechtskräftigen Verurtheilung eines der Ehegatten zur Todesstrafe, 

Zuchthausstrafe, zu einer Festungsstrafe von mehr als 5 Jahren oder zu einer Ge- 

fängniss-Strafe von mehr als 4 Jahren. 

8.10. An die Stelle der Art. 15, 17, 18 und 19 des im vorigen Paragraphen erwähn- 
ten Einführungs-Gesetzes treten folgende Bestimmungen: 

1. Die Unfähigkeit, als Zeuge oder Sachverständiger eidlich vernommen zu werden, tritt 
künftig nur noch in Folge einer nach $. 161 des Bundes-Strafgesetzb. ausgesprochenen 
Verurtheilung wegen Meineids ein. | 

Auf den Grund einer Verurtheilung wegen anderer Verbrechen oder Vergehen kann 
ein Zeuge nicht mehr verworfen werden. | 

Die Gerichte haben jedoch den Grad der Glaubwürdigkeit nach der Natur und den 
besonderen Umständen der demselben zur Last gelegten Verbrechen oder Vergehen 
zu würdigen. 

Befinden sich die Zeugen im Anklagestand, so haben die Gerichte deren Glaubwür- 
digkeit nach der Natur und den besonderen Umständen der denselben zur Last geleg- 
ten Verbrechen oder Vergehen zu ermessen. 

2. Auf die im $. 283 des Bundes-Strafgesetzb. angedrohte Strafe des einfachen Bankerotts 
kann, ausser den in diesem Artikel aufgezählten Fällen, in Rheinhessen auch noch in 
folgenden erkannt werden: 

a. wenn der Handelsmann die im Art. 440 des Code de commerce vorgeschriebene Er- 
klärung auf dem Gerichts-Sekretariate nicht abgegeben hat; 

b. wenn er, nachdem er sich entfernt hatte, sich nicht persönlich bei den Agenten und 
Syndiks in den bestimmten Zeitfristen und ohne rechtmässig verhindert zu sein ein- 
gefunden hat; \ 

c. wenn er in einer Handels-Gesellschaft steht und die Verfügungen des Art. 440 des 
Code de commerce nicht beobachtet hat; 

3. die durch Artikel 19 ermässigten Straf-Bestimmungen der Art. 292 bis 295 des Code 
p6nal bleiben bestehen, jedoch wird der Mindestbetrag der Geldstrafe auf 1 Thlr. und 
der Mindestbetrag der Gefängniss-Strafe auf 1 Tag herabgesetzt. 


II. Bestimmungen über die Kompetenz der Strafgerichte in Strafsachen. 
1. In den Provinzen Starkenburg und Oberhessen. 
$. 11. Die in der Straf-Prozessordn. vom 13. September 1865 (Titel. II von den Ge- 
richten in Strafsachen) enthaltenen 
Artikel 9, insoweit dieser Artikel unter A. mittelst Hinweisung auf das Strafgesetzb. 
die von den Land-Gerichten abzuurtheilenden Vergehen bezeichnet und 
Artikel 11, die Zuständigkeit der Bezirks-Strafgerichte betreffend, 
sind aufgehoben und letzterer wird durch folgenden Artikel ersetzt: 
Artikel 11. Die Bezirks-Strafgerichte haben alle Vergehen abzu- 
urtheilen. 
‘ Die vor dem 1. Januar 1871 bei den Land-Gerichten eingeleiteten Untersuchungen 
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wegen Vergehen, die zu deren Strafkompetenz gehören, verbleiben jedoch diesen Ge- 
richten zur Aburtheilung!, wenn das Vergehen in dem bisherigen Strafgesetze mit keiner 
schwereren Strafart als Geldbusse oder Gefängniss-Strafe bedroht ist. 
$. 12. Der Artikel 20 der Strafprozess-Ordnung im gedachten Titel II wird aufge- 
hoben und durch folgenden Artikel ersetzt: 
Artikel 20. Die Verbrechen gehören vor die Schwurgerichtshöfe. 
Die vor dem 1. Januar 1871 an die Bezirks - Strafgerichte verwiesenen strafbaren 
Handlungen verbleiben diesen Gerichten, , wenn dieselben auch nach dem neuen Strafge- 
setzbuche nicht als Vergehen, sondern als Verbrechen erscheinen. 
2. In der Provinz Rheinhessen. 
$. 13. Die Verfügungen der Artikel 4 und 5 des Kompetenz-Gesetzes vom 17. Sep- 
tember 1841, sowie des Artikel 1 des Gesetzes vom 26. April 1852 über das Verfahren in 
Assisensachen, sind aufgehoben und werden durch folgenden Artikel ersetzt: 
Die Untersuchung und Entscheidung wird 
in Ansehung der Uebertretungen durch die Friedens-Gerichte als Polizei-Ge- 
richte, 
in Ansehung der Vergehen durch die Bezirks-Gerichte, 
in Ansehung der Verbrechen durch den Assisenhof erfolgen. 
Jedoch findet auch hier der letzte Absatz des vorhergehenden Paragraphen Anwen- 
dung. 
Der zweite, die Provinz Rheinhessen betreffende Abschnitt des Kompetenz-Gesetzes 
vom 17. September 1841 wird folgendermassen abgeändert: 

1. An Stelle des Artikel 7 tritt folgende Bestimmung: 

Hat der Schuldige zur Zeit der That zwar das 12. aber noch nicht das 18. Lebens- 
Jahr zurückgelegt, so gehört die Sache auch in den Fällen des $. 57, Nr. 1, 2 und 
3 des Bundes-Strafgesetzbuches vor das Bezirks-Gericht; 

in den Provinzen Starkenburg und Oberhessen vor das Bezirks-Strafgericht. 

2. Artikel 8 des Kompetenz-Gesetzes vom 17. September 1841 ist aufgehoben. 

3. Die Bestimmungen des Artikel 9 desselben Gesetzes finden nunmehr Anwendung auf 
die im Bundes-Strafgesetzbuch als Verbrechen bezeichneten Handlungen, und die 
Bestimmungen des Artikel 10 auf die in diesem Strafgesetzbuch als Vergehen be- 
zeichneten Handlungen. 

Der durch Artikel 9 des genannten Kompetenz-Gesetzes aufrecht erhaltene Artikel 
52 des Code p£Enal ist aufgehoben. 
4. Artikel 17 wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 
Die in Artikel 421 der peinlichen Prozess-Ordnung enthaltene Verfügung ist fer- 
nerhin nur noch auf die als Verbrechen bezeichneten Fälle anwendbar. 
III. Zuständigkeit der Gerichte bei Verhandlung über gewisse Dienst- und Pflicht-Ver- 
letzungen der Beamten und der Rechtsanwälte und Advokaten. 
$. 14. Die Verhandlung und Entscheidung bezüglich der in den $$. 5, 6 und 8 des 
gegenwärtigen Gesetzes bezeichneten Dienst- und Pflicht-Verletzungen der Beamten und 
der Rechtsanwälte oder Advokaten, wie auch in Folge des obigen $. 7 bezüglich des im 
Gesetze vom 18. Januar 1831 für- strafbar erklärten Verhaltens der Kassenbeamten, er- 
folgt bei dem Plenum der Zivilgerichte als Disziplinar-Gerichte und zwar 
in = rster Instanz vor dem Hof-Gerichte, beziehungsweise dem Ober-Gerichte der 
rovinz, 
in 2 wei Mr r und letzter Instanz vor;dem Ober- Appellations- und Kassations- 
erichte 
in dem nach der einschlägigen Strafprozess-Ordnung für die Bezirks-Strafgerichte, be- 
ziehungsweise Bezirks-Gerichte und in zweiter Instanz für das Appellations-Gericht be- 
stehenden Verfahren, wobei die Staats-Anwaltschaft auch in den Provinzen Starkenburg 
und Oberhessen mitzuwirken hat. 
Urkundlich u. s. w. 


d. Grossherzogthum Sachsen-Weimar-Eisenach. 
Zum Vollzuge erging zunächt das 


Provisorische Gesetz, enth. Uebergangs-Bestimmungen bei Einführung des Nordd. 
Strafgesetzbuchs. Vom 17. Nov. 1870. (Reg.-Bl., S. 119 ff.) 

Durch Gesetz v. 27. Febr. 1872 (Reg.-Bl., S. 58) wurde die definitive Fortdauer 
des provis. Gesetzes v. 17. Nov. 1870 bestimmt, und nur der $. 9 durch einen im nachfol- 
genden Text durch gesperrte Schrift ausgezeichneten Zusatz ergänzt. 
aa. Gesetz v. 17. November 1870, bezw. 27. Februar 1872. 

Wir Karl Alexander ete., verordnen auf Grund des $. 8 des Einf.-Ges. zum 
Str.-G.-B. f. d. Nordd. Bund v. 31. Mai 1870 (B.-G.-Bl., S. 195) u. s. w., was folgt: 
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| $. 1. Die Vorschriften des neuen Strafgesetzbuchs sind auch auf die vor dem 1. Ja- 
nuar 1871 begangenen strafbaren Handlungen anzuwenden, ausgenommen, wenn diese 
Handlungen nach dem früheren Rechte gar nicht oder mit gelinderer Strafe zu ahnden 
gewesen wären. Bei Vergleichung des älteren Rechts mit dem neuen gelten folgende 
Grundsätze: 1. Es soll in zweifelhaften Fällen angenommen werden, dass die nach dem 
Str.-G.-B. eintretende Strafe nicht härter ist, als die nach dem älteren Rechte. 2. Die 
Zuchthausstrafe des älteren Rechts ist in gleicher Dauer der Zuchthausstrafe des neuen 
Rechts, die Arbeitshausstrafe des älteren Rechts der Gefängniss-Strafe des neuen Rechts 
in gleicher Dauer, die Gefängniss-Strafe des älteren Rechts den in dem Str.-G.-B. vor- 
kommenden Strafarten des Gefängnisses, der Festungshaft und der Haft in gleicher 
Dauer für gleichartig zu erachten. Die Geldstrafen, der Verlust der bürgerlichen Ehren- 
rechte und die Zulässigkeit von Polizei-Aufsicht nach dem Str.-G.-B. gelten als gleich- 
artig mit Geldstrafen, Entziehung der staatsbürgerlichen Rechte und Stellung der Polizei- 
Aufsicht des älteren Rechts. 


$. 2. Wird nach dem älteren Rechte als dem milderen erkannt, so ist nach den in 
$. 1, Nr. 2 aufgestellten Grundsätzen auf die Strafarten des neuen Rechts zu erkennen. 

$. 3. Die in 8. 1 u. 2 aufgestellten Grundsätze hat auch der in der höheren Instanz 
entscheidende Richter in dem Falle anzuwenden, wenn gegen ein vor dem 1. Jan. 1871 
gefälltes Erkenntniss ein an sich zulässiges Rechtsmittel eingewendet worden ist, über 
welches nach dem 1. Jan. 1871 entschieden wird. Handelt es sich nach dem 1. Jan. 1871 
um die Vollstreckung einer vor jenem Tage rechtskräftig erkannten Strafe wegen einer 
Handlung, die nach dem neuen Rechte nicht mehr mit Strafe bedroht ist, so hat das zur 
Aburtheilung der fraglichen Handlung in erster Instanz kompetente Gericht, in Ge- 
schwornen-Gerichtsfällen aber das Kreisgericht, bei dem die Untersuchung geführt wor- 
den ist, von Amtswegen nach Gehör der Staats-Anwaltschaft und des Verurtheilten in 
nicht Öffentlicher Sitzung zu erkennen, dass die Strafe nicht vollstreckt werden soll. 
Gegen eine solche Entscheidung, sowie auch gegen die Entscheidung, dass die strafbare 
Handlung auch nach dem neuen Rechte strafbar und daher die früher erkannte Strafe 
nicht in Wegfall zu bringen sei, können die Staats-Anwaltschaft und der Verurtheilte 
binnen zehn Tagen nach der Publikation Berufung auf den Ausspruch der nächsten rich- 
terlichen Oberbehörde einwenden, welche dann ebenfalls in nicht öffentlicher Sitzung die 
Frage endgültig entscheidet. Auch bei Wegfall der Bestrafung bewendet es aber bei 
der Verurtheilung zur Abstattung der Untersuchungskosten. 


$. 4. Wenn in bestehenden landesgesetzl. Vorschriften über Materialien, welche 
nicht Gegenstand des neuen Str.-G.-B. sind, andere, als die in $$. 5 u. 6 des Einf.-Ges. 
zum Str.-G.-B. f. d. Nordd. Bund nachgelassenen Strafarten angedroht sind, so kommt 
diese Strafdrohung in Wegfall. Ist aber in solchen Vorschriften eine Zuchthaus- oder 
Arbeitshaus- oder eine höhere, als 2jährige Gefängniss-Strafe gedroht, so geht diese Straf- 
drohung künftig auf Gefängniss-Strafe in einer der bisher gedrohten Strafe gleichen Dauer, 
aber höchstens bis zu 2 Jahren. 

$- 3. Insoweit Landes-Gesetze ausdrücklich oder durch Verweisung auf das zur Zeit 
noch gültige Str.-G.-B. v. 20. März 1850 den Richter ermächtigen, bei Personen, welche 
ihren Lebensunterhalt mit Handarbeit verdienen, an der Stelle verwirkter, die Dauer von 
3 Monaten nicht übersteigender Gefängniss-Strafe auf Handarbeit von gleicher Dauer, wie 
die Gefängniss-Strafe zuerkennen, oder eine erkannte Geldstrafe statt in Gefängniss-Strafe 
in Handarbeit zu verwandeln, behält es hierbei sein Bewenden. Wird die Handarbeit 
auf eine bestimmte Zahl von Tagen ausgesprochen, so ist die volle Zahl dieser Tage an 
Werktagen zu verbüssen. Wird sie auf Wochen erkannt, so ist die Woche zu 6 Werk- 
tagen zu rechnen. Die Handarbeit wird, und zwar nach der Wahl des Richters entweder 
als Forstarbeit oder als Gemeinde-Arbeit, an jedem Tage in der Dauer der ortsüblichen 
Tagelohn-Arbeit geleistet. — Der Verurtheilte wird dabei nicht in dem Strafgefängnisse 
festgehalten, erhält aber, falls er sich seinen Unterhalt nicht selbst verschaffen kann, die 
gewöhnliche Kost der Gefangenen. — Bei Verweigerung der Handarbeit tritt ohne Wei- 
teres Gefängniss-Strafe von gleicher oder der noch übrigen Dauer an die Stelle. 


$. 6. Bei denjenigen Geldstrafen, welche durch das neben dem Str.-G.-B. f. d. 
Nordd. Bund in Geltung bleibende Landesrecht angedroht sind, wird der Mindestbetrag 
bei Vergehen auf 1 Thaler, bei Uebertretungen auf !/; Thaler erhöht. 


$. 7. Ist vor dem 1. Jan. 1871 auf Verlust der staatsbürgerlichen Rechte oder auf 
Stellung der Polizei-Aufsicht erkannt worden, so werden diese Nebenstrafen nach dem 
1. Jan. 1871 in der Weise verbüsst, wie dies in $$. 33 u. 34, sowie $. 39 des Str.-G.-B. f. 
d. Nordd. Bund in Bezug auf die Aberkennung der bürgerl. Ehrenrechte und in Betreff 
der Polizei-Aufsicht angeordnet worden ist. 
$. 8. Diejenigen, welche nach dem älteren Rechte zu Zuchthausstrafe verurtheilt 
worden sind, treten mit dem Ablauf von zehn Jahren von dem Tage an berechnet, an 
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dem die Zuchthausstrafe verbüsst, verjährt oder erlassen ist, in ihre bürgerlichen Ehren- 
rechte wieder ein. 

8.9. Das Strafgesetzbuch v. 20..März 1850 und das Gesetz über die Ent- 
ziehung staatsbürgerlicher Rechte wegen begangener Verbrechen v. 27. April 1850 (R.- 
Bl. S. 182 und S. 487) ist aufgehoben. 

$. 10. Die Vollendung der Verjährung einer vor dem 1. Jan. 1871 begangenen straf- 
baren Handlung oder rechtskräftig erkannten Strafe wird entweder ausschliesslich nach 
dem bisherigen Rechte oder ausschliesslich nach dem neuen Strafgesetzbuche beurtheilt, 
je nachdem das eine oder das andere milder ist. 

$. 11. Bei strafbaren Handlungen, welche mit Geldstrafe entweder allein oder neben 
anderen Strafen oder wahlweise mit anderen Strafen bedroht sind, hat der auf die Geld- 
strafe erkennende Richter alsbald in dem Straferkenntnisse dem Verurtheilten eine drei 
Monate nicht übersteigende Zahlungsfrist zu bestimmen , unter der Androhung, dass im 
Falle der Nichtbefolgung sofortige exekutivische Beitreibung der Geldstrafe, für den Fall 
aber, dass die Geldstrafe nicht beizutreiben sein sollte, statt derselben die Vollstreckung 
einer in Gemässheit der Vorschriften in $$. 28 u. 29 des Str.-G.-B. f. d. Nordd. Bund 
nach Art und Zeitdauer zu bestimmenden Freiheitsstrafe oder im Falle des $. 5 statt letz- 
terer Handarbeitsstrafe von gleicher Dauer eintreten werde. 

$. 12. Gegenwärtiges Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1871 in Kraft. 


An das vorstehend mitgetheilte Gesetz schliesst sich das Gesetz, betr. die in dem Lan- 
desstrafrecht vor Einführung des Reichs - Strafgesetzbuchs angedrohten Gefängniss- und 
Geldstrafen. Vom 20. Juni 1874. (Reg.-Bl., S. 265.) 

Dasselbe bestimmt: 

»die in Vorschriften des Landes-Strafrechts, welche vor dem Inkrafttreten des St.-G.- 
B.f.d.D.R. v. 31. Mai 1870 erlassen und neben diesem St.-G.-B. in Kraft geblieben 
sind, angedrohte Gefängniss-Strafe steht in allen rechtlichen Beziehungen , wenn sie im 
Höchstbetrage die Dauer von 6 Wochen übersteigt, der durch das Reichs-St.-G.-B. ein- 
geführten Gefängniss-Strafe, dagegen, wenn sie im Höchstbetrage die Dauer von 
6 Wochen nicht übersteigt, der Haftstrafe gleich, und wird im ersteren Falle als Ge- 
fängniss-Strafe, in letzterem Falle als Haftstrafe erkannt und vollstreckt. 

Wenn wahlweise neben Gefängniss-Strafe von höchstens sechswöchiger 
Dauer Geldstrafe bis zu einem 50 Thlr. übersteigenden Betrage angedroht ist, so 
findet die Geldstrafe nur bis zu dem Betrage von 50 Thlrn. statt und die Strafandrohung 
kommt insoweit, als sie diesen Betrag übersteigt, in Wegfall.« 

Von einschlagenden Landes-Gesetzen sind ferner anzuführen: 

aa. Provisorisches Gesetz v. 7. Nov. 1870 über Aufhebung der im Neustädter Kreise gülti- 
gen Kursächsischen Reskripte v. 30. Septbr. 1785 und v. 13. Jan. 1804 in Betr. der 
Ehescheidungsklagen (Reg.-Bl., S. 103); durch Ges. v. 27. Febr. 1872 (Reg.-Bl., S. 55) 
als definitives Gesetz in Wirksamkeit getreten. 

bb. Provisorisches Gesetz v. 9. Nov. 1870, betr. Zweiten Nachtrag zu dem Gesetz über den 
Zivil-Staatsdienst v. 8. Mai 1850 (Reg.-Bl. 1870, 8. 111). Durch Ges. v. 27. Febr. 1872 
(R.-G.-Bl., S. 53) als definitiv geltend erklärt. 

Das Gesetz befindet über die Bestrafung der Zivil-Staatsdiener nach Massgabe des 
R.-St.-G.-B. v. 31. Mai 1870. 

cc. Provisorisches Nachtrags-Gesetz zur Strafprozess-Ordnung v. 16. Nov. 1870 (Reg.-Bl., 
S. 113); mittelst Gesetz v. 27. Febr. 1872 (Reg.-Bl., 8. 56) als definitives Gesetz in 
Wirksamkeit getreten. 

dd. Provisorisches Gesetz v. 27. Dezbr. 1870 zum Schutz der Holzungen, Baumpflanzun- 
gen, Wiesen, Felder und Gärten (Reg.-Bl., .S. 153) mittelst Gesetz v. 27. Febr. 1872 
(Reg.-Bl., S. 57) als definitives Gesetz in Wirksamkeit getreten. 

ee. Gesetz, die Bestrafung der von Personen, welche mit einer öffentlichen Funktion be- 
kleidet und auf dieselbe verpflichtet, jedoch nicht im Staatsdienste angestellt sind, be- 
gangenen Pflichtwidrigkeiten betr. Vom 28. Febr. 1872 (R.-G.-Bl., S. 59). 

. Verordnung v. 20. Juni 1872, Vollzug der Freiheitsstrafen betr. (Reg.-Bl., 8. 261), er- 
gänzt durch Verordnung v. 7. Jan. 1874 (Reg.-Bl., $. 25). Zu ersterer Bekanntm., 
betr. Erfordernisse für Einlieferung und Aufnahme von Gefangenen und Sträflingen. 
Vom 27. Juni u. 30. Okt. 1872 (a. a. O., S. 269 u. S. 409). 

99. une v. 13. Nov. 1872, betr. Bestrafung wegen gewerbsmässiger Unzucht. (Reg.- 

= 82421.) 


f 


aa) 
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(Nachweis der Einführungs- ete. Gesetze der übrigen vormals Nordd. 
Bundesstaaten s. unten.) - | 


Süddeutsche Staaten.) 
Königreich Bayern. | a 
Gesetz, den Vollzug der Einführung des Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich 
in Bayern betr. Vom 26. Dezember 1871. N 
GBI S. 81-179: 
Ludwigl.v. G. G., König v. Bayern, ete. 
Wir haben u. s. w. beschlossen und verordnen, was folgt: 


Erster Abschnitt. 
Einleitende Bestimmungen. ' 

Art. 1. Vom 1. Jan. 1872 an gelten im Königreiche Bayern neben den Straf-Bestim- 
mungen der Reichs-Gesetze sowie der in Bayern verkündeten Zollvereins-Gesetze von 
den noch in Kraft bestehenden Bestimmungen des Landes-Strafrechts fernerhin nur mehr 
diejenigen, welche in dem gegenwärtigen Gesetze oder in dem Polizei-Strafgesetzbuche 
für Bayern enthalten oder als fortbestehend bezeichnet sind. 

Alle übrigen Bestimmungen des Bayerischen Landes-Strafrechts, welche nicht be- 
reits durch die am 1. Jan. 1872 zur Einführung kommenden Reichs-Gesetze aufgehoben 
werden, treten von demselben Tage an kraft des gegenwärtigen Gesetzes ausser Geltung. 

Art. 2. Insbesondere treten, vorbehaltlich der in dem gegenwärtigen Gesetze ent- 
haltenen Uebergangs-Bestimmungen, ausser Kraft: 

1. das Strafgesetzbuch v. 10. Nov. 1861; — 2. das Polizei-Strafgesetzbuch v. 10. No- 
vember 1861; — 3. die Art. 1 bis 88 des Einführungs-Ges. zum Strafgesetzb. u. Polizei- 
Strafgesetzb. v. 10. Nov. 1861; — 4. das Ges. v. 10. Nov. 1861, »Vollzug der Freiheits- 
strafen in Einzelhaft« betr.; — 5. das Ges. v. 16. Mai 1868, »Abänderung einiger Bestim- 
mungen des Straf- u. Polizei-Strafgesetzb. v. 10. Nov. 1861« betr. ; — 6. das Ges. v. 14. 
Jan. 1871, »Abänderung der Bestimmungen des Art. 200 des Polizei-Strafgesetzb. v. 10. 
Nov. 1861« betr.; — 7. das Ges. v. 28. Mai 1870, »Anwendung einiger Bestimmungen des 
Strafgesetzb. v. 10. Nov. 1861 auf die Gerichtsvollzieher« betr.; — 8. die Bestimmungen 
der Art. I, 3, 46, Abs. 2 u. 3, 54, Abs. 1 bis 3 des Ges. v. 17. März 1850 zum Schutze 
gegen den Missbrauch der Presse?2); — 9. der Art. 23 des Ges. v. 30. März 1850, »Aus- 
übung der Jagd« betr.; — 10. das Ges. v. 25. Juli 1850, »Bestrafung der Jagdfrevel« betr.; 
— 11. die in den $$. 4, 6, 8 bis 24 der Pfälzischen Jagd-Verordnung v. 21. Septbr. 1815 
enthaltenen strafrechtlichen und jagdpolizeilichen Bestimmungen nebst dem Dekrete v. 
4. Mai 1812, »Bestrafung der Jagd-Ausübung ohne Erlaubnissschein« betr.; — 12. die in 
den Art. 76 bis 81 des Ges. über die Wehr-Verfassung v. 30. Jan. 1868 enthaltenen straf- 
rechtlichen Bestimmungen3; — 13. die Art. 9 bis 13 des Ges. v. 4. Mai 1851, »Ein- 
schreiten der bewaffneten Macht zur Erhaltung der gesetzlichen Ordnung« betr.; — 14. 
die in der Verordnung v. 16. Aug. 1805, »Verbesserung der öffentlichen Strassen« betr., 
enthaltenen Straf-Bestimmungen; — 15. der Beschluss des Französischen Direktoriums 
v. 6. Frim. VII, »Polizei der Fähren« betr.; — 16. die bisher noch geltenden Bestimmun- 
gen des Zoll-Strafgesetzes v. 17. Nov. 1837, — 17. die in den Art. 14 u. 16 des Ges. v. 
29. April 1869, »Mass- und Gewichts-Ordnung« betr., enthaltenen Straf-Bestimmungen; 
— 18. die Straf-Bestimmungen über Post- und Porto-Defraudation ; — 19. die Straf-Be- 
stimmungen über Winkelagentie ; — 20. die Bestimmungen in Art. 44, Abs. 2 u. 3, sowie 
Art. 23, Abs. 3, Ziff. 2 des Ges. über die öffentliche Armen- und Krankenpflege v. 29. 
April 1869; — 21. die Bestimmungen in den Art. 5, 6 u. 7 des Ges. über die Wahl der 
Landtags-Abgeordneten v.4. Juni 1848, insoweit dieselben den Ausschluss der Wahlfähig- 
keit als Folge einer Verurtheilung betreffen; — 22. die Vorschrift des Art. 107 des Ges. 
über die Feuerversicherungs-Anstalt für Gebäude in den Landestheilen rechts des Rheins 
v. 28. Mai 1852, insoweit hierin eine Bestimmung über den Ausschluss der Wählbarkeit 
als Folge einer Verurtheilung getroffen ist; — 23. die bisher geltenden gesetzlichen Be- 
Stimmungen über den Eintritt der Unfähigkeit zur Zeugschaft bei Aufnahme von Urkun- 
den als Folge einer Verurtheilung ; — 24. die Bestimmungen des $. 17 der V. Beilage zur 
Verfassungs-Urkunde, sowie'von dem $. 9 der IX. Verfassungs-Beilage die Schlussworte: 


!) Diejenigen Bestimmungen der Landes-Gesetze, welche sich beziehen auf das for- 
melle Strafverfahren, sind nicht mit abgedruckt. Eine eingehende Darstellung des Reichs- 
und Bayerischen Landes-Strafrechts enthält das Werk : »Strafges.-B. f. d. Deutsche Reich 
mit den Einf.- und Neben-Gesetzen f. d. Königr. Bayern, Von Dr. J. Staudinger. Nörd- 
lingen 1872. | 

>) Vergl. jetzt Reichs-Pressgesetz v. 7. Mai 1874. 

3) Vergl. das Gesetz v. 30. Jan. im Archiv, Bd. I., S. 879 fi. 
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»und die erste tritt noch als gesetzliche Folge der wegen eines gemeinen Verbrechens 
erkannten Kriminalstrafe ein.« 


Art. 3. Von dem bisher gesetzlich geltenden Landes-Strafrechte bleiben mit ‚den in 
dem gegenwärtigen Gesetze enthaltenen Abänderungen und Zusätzen auch vom 1. Ja- 
nuar 1872 ab in Kraft: 

1. alle Disziplinar-Strafbestimmungen, dann die die Bestimmungen über die Verhän- 
gung von Ordnungs- und Ungehorsams-Strafen, sowie alle in den Gesetzen über das 
Zivil- und Straf-Verfahren enthaltenen Straf-Bestimmungen ; — 2. die in den Gemeinde- 
Ordnungen für die Landestheile rechts des Rheins und für die Pfalz, sowie in den Ge- 
setzen über Heimath, Aufenthalt und Verehelichung enthaltenen Straf-Bestimmungen ; — 
3. die strafrechtlichen Bestimmungen des Ges., die Öffentliche Armen- und Krankenpflege 
betr., v. 29. April 1869, soweit dieselben nicht nach Art. 2, Ziff. 20 des gegenwärtigen 
Gesetzes aufgehoben sind; — 4. das Ges. v. 30. März 1850, »Ausübung der Jagd« betr., 
mit Ausnahme des Art. 23 desselben; — 5. das Forst-Gesetz v. 28. März 1852; — 6. die 
Forst-Gesetze für die Pfalz, insbesondere die Verordnungen v. 30. Juli u. 15. Dez. 1814, 
sowie die noch geltenden Bestimmungen des Ges. v. 28. Dezbr. 1831 und das Ges. v. 23. 
Mai 1846 in Verbindung mit der ordonnance des eaux et forets v. 13. Aug. 1669, soweit 
dieselbe in der Pfalz publizirt ist und gesetzliche Geltung hat, dann dem Dekrete v. 25. 
Jan. 1807: — 7. die Art. 8, 9, 37 bis 45, 46, Abs. 1, 47, 48, 52, 53, 54, Abs. 4 und 55 des 
Gesetzes zum Schutze gegen den Missbrauch der Presse v. 17. März 1850, jedoch die 
Art. 8, 9 und 53 nur vorbehaltlich der in dem $. 188 des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich 
enthaltenen Bestimmungen); — 8. das Ges. über die Verantwortlichkeit der Minister v. 
4. Juni 1848; — 9. das Ges. v. 10. Juli 1861, »Aufhebung der Straffolgen betr.; — 10. die 
strafrechtlichen Bestimmungen, welche enthalten sind in den Gesetzen über: a) die Ver- 
sammlungen und Vereine v. 26. Febr. 1850; — b) die Einrichtung des die Kunststrassen 
im Königreiche Bayern befahrenden Fuhrwerks v. 25. Juli 1850, mit dem durch Land- 
tags-Abschied v. 1. Juli 1856, Abschn. 3, $. 33 verkündeten Zusatze; — c) die Feuer- 
versicherungs-Anstalt für Gebäude in den Gebietstheilen rechts des Rheins v. 28. Mai 
1852, vorbehaltlich der Bestimmung in Art. 2, Ziff. 22 des gegenwärtigen Gesetzes; — 
d) die Benützung des Wassers v. 28. Mai 1852; — e) die Bewässerungs- und Entwässe- 
rungs-Unternehmungen zum Zwecke der Boden-Kultur v. 28. Mai 1852; — f) den Ufer- 
schutz und den Schutz gegen Ueberschwemmungen v. 28. Mai 1852 ; — g) den Schutz der 
Urheberrechte an literarischen Erzeugnissen u. Werken der Kunst v. 28. Juni 1865, so- 
weit dieses Gesetz nach dem Reichs-Ges. v. 22. April 1871, »Einführung Nordd. Bundes- 
Ges. in Bayern betr.« und dem Reichs-Ges. v. 11. Juni 1870, betr. Urheberrecht an 
Scehriftwerken , Abbildungen, musikalischen Kompositionen und dramatischen Werken, 
noch anwendbar ist; — h) die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirthschafts- 
Gesellschaften v. 29. April 1869; — dann i) die strafrechtlichen Bestimmungen in dem 
Berg-Gesetze v. 20. März 1869; — 11. der Art. 9 des Ges. v. 11. Sept. 1825, »die Grund- 
Bestimmungen über das Gewerbswesen betr.« nebst den in dem Ges. v. 30. Jan. 1868 über 
das Gewerbswesen enthaltenen Straf-Bestimmungen ; — 12. die Bestimmungen der Mili- 
tär-Strafgesetze, dann diejenigen über das Standrecht, sowie über die Bestrafung von 
Zuwiderhandlungen gegen die Reglements und Rayons-Regulative der Festungen ;?) — 
13. die noch geltenden Vorschriften über Verfehlungen in Bezug auf Zoll-, Steuer-, Auf- 
schlags-, Stempel- und ähnliche Gefälle und Abgaben, einschlüssig der Straf-Bestim- 
mungen in Bezug auf Wege-, Brücken- und Pflastergeld-Abgaben an den Staat, an Ge- 
meinden und sonstige Korporationen, Gesellschaften oder Privatpersonen, soweit diese 
Vorschriften nicht in Art. 2 des gegenwärtigen Gesetzes ausdrücklich aufgehoben sind; 
14. die in Art. 32 des Ges. iiber die Gewerbesteuer v. 1. Juli 1856, in Art. 16 des Ges. 
über die Kapitalrenten-Steuer v. 31. Mai 1856 u. im Art. 20 des Ges. über die Einkom- 
mensteuer v. 31. Mai 1856 enthaltenen Bestimmungen über die unbefugte Verweigerung 


des Eintritts in einen Steuer-Ausschuss ; — 15. die in der Pfalz geltenden Bestimmungen 
über öffentliche Versteigerungen, insbesondere das Ges. v. 22. Pluviöse VII u. die Ver- 
ordn. v. 21. Febr. 1815 u. 3. Febr. 1822; — 16. die Straf-Bestimmungen der Revid. 


Rheinschifffahrts- Akte v. 17. Okt. 1868 u. der dazu gehörigen sonstigen Vorschriften, 
dann der Donauschifffahrts-Konvention v. 7. Nov. 1857 und der auf Grund derselben er- 
lassenen Vollzugs-Vorschriften v. 31. März 1858, sowie der Vorschriften über die Erlan- 
gung der Bayerischen Legitimation zur Flussschifffahrt oder Flösserei auf der Donau v. . 
31. März 1858; — 17. die Bestimmungen der Art. 85 bis 148 des Ges. v. 10. Nov. 1861, 
die »Einführung des Strafgesetz- u. Polizei-Strafgesetzbuchs betr.«, insoweit dieselben 
nicht durch neuere Gesetze einzelne Abänderungen erlitten haben. 


Vgl. Reichs-Pressgesetz v. 7. Mai 1874. 


1) 
2) Durch die betr. neueren Reichs-Gesetze z. Th. beseitigt. 
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. Art. 4. Auf diejenigen Handlungen, welche nach besonderen neben dem St.-G.-B. 
f. d. Deutsche Reich bestehenden Landes-Gesetzen mit Strafe bedroht sind, kommen die: 
in der Einleitung und dem ersten Theile dieses Gesetzbuches enthaltenen Vorschriften 
insoweit zur Anwendung, als nicht nach dem Inhalte der einschlägigen Landes-Gesetze 
anders bestimmt ist. 

Insbesondere sind die bezeichneten Vorschriften des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich 
auch dann anzuwenden, wenn in einem Landes-Gesetze auf die allgemeinen Bestimmun- 
gen des Polizei-Strafgesetzb. verwiesen ist. 

Art. 5. Handlungen, welche durch ein neben dem St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich in 
Geltung bleibendes Landes-Ges. mit Strafe bedroht sind und bisher die Eigenschaft von 
Polizei-Uebertretungen oder Uebertretungen an sich trugen, behalten auch künftig die 
Eigenschaft von Uebertretungen,, wenngleich die hierfür in dem einschlägigen Gesetze 
angedrohte Strafe dasjenige Strafmass übersteigt, welches in $. 1, Abs. 3 und $. 18 des 
St.-G. f. d. Deutsche Reich für Uebertretungen festgesetzt ist. 

Statt derjenigen Freiheitsstrafen, welche für diese Uebertretungen angedroht sind, 
ist Haft in gleicher Dauer, jedoch keinesfalls von mehr als 3 Monaten auszusprechen. 

Bei den in Abs. 1 erwähnten höher strafbaren Uebertretungen darf die an die Stelle 
uneinbringlicher Geldstrafen tretende Haft, soweit nicht in den einschlägigen Gesetzen 
eigens eine andere Bestimmung getroffen ist, die Dauer von drei Monaten nicht über- 
steigen. 
Art. 6. Bei der Anwendung des $. 2, Abs. 2 des Str.-G.-B. f. d. Deutsche Reich ist 
die in demselben angedrohte Zuchthaus-Strafe sowie die Festungshaft von mehr als fünf 
Jahren der bisherigen Zuchthaus-Strafe, dann die Gefängniss-Strafe oder Festungshaft bis 
zu fünf Jahren der bisherigen Gefängniss-Strafe und die Haft der bisherigen Arrest-Strafe 
gleichzuachten. 

Art. 7. Inzwischen obsolet geworden. 


Zweiter Abschnitt. 
Besondere Straf-Bestimmungen. 

Art. Ss. Wer den Verordnungen zuwiderhandelt, durch welche die Königl. Staats- 
Regierung bei drohendem oder ausgebrochenem Kriege den Verkehr mit feindlichen Län- 
dern oder feindlich besetzten Theilen des Staats- oder Reichs - Gebiets verboten, be- 
schränkt oder geregelt, die Sammlung von Nachrichten, die Verbreitung oder Veröffent- 
lichung gewisser Mittheilungen , sowie die Erlassung gewisser Aufforderungen untersagt 
oder beschränkt oder ähnliche mit der Kriegsgefahr im Zusammenhange stehende Mass- 
regeln angeordnet hat, soll mit Gefängniss oder Festungshaft bis zu drei Monaten oder 
mit Geldstrafe bis zu zweihundert Thalern bestraft werden. 


Art.9. Wer ungeachtet erfolgter Warnung durch ungeziemendes Benehmen vor einer 
öffentlichen Stelle oder Behörde dieselbe in ihrer Dienstverrichtung stört oder die ihr ge- 
bührende Achtung verletzt, soll, soweit nicht eine anderweitige gesetzliche Bestimmung 
in Anwendung zu bringen ist, mit Haft bis zu drei Tagen oder an Geld bis zu fünf Tha- 
lern bestraft werden. 


Art. 10. Wer Andere durch Anwendung körperlichen Zwanges, durch Drohungen, 
durch Ehrverletzungen oder durch Verrufserklärung bestimmt oder zu bestimmen ver- 
Sucht, an Verabredungen zur Erlangung günstiger Lohn- oder Arbeits-Bedingungen, ins- 
besondere mittelst Einstellung der Arbeit oder Entlassung der Arbeiter, Theil zu nehmen 
oder ihnen Folge zu leisten, oder wer Andere durch gleiche Mittel hindert oder zu hin- 
dern sucht!), von solchen Verabredungen zurückzutreten, wird mit Gefängniss bis zu 
are! Aunuren bestraft, sofern nach dem Allgemeinen Strafgesetze nicht eine härtere Strafe 
eintritt. 

Art. 11. (Durch Einführung der Reichs-Gewerbe-Ordnung in Bayern erledigt. Vgl. 
oben, S. 962 ff.) 

Art. 12. Wer, ohne Kaufmann zu sein, seine Gläubiger dadurch benachtheiligt, dass 
er entweder Ueberschuldung vorspiegelt oder nach eingetretener Ueberschuldung wider- 
rechtlich Vermögenstheile seinen Gläubigern entzieht oder Schulden oder Rechtsgeschäfte 
anerkennt oder aufstellt, welche ganz oder theilweise erdichtet sind, oder aus eigen- 
nütziger Absicht einzelne Gläubiger vor den andern begünstigt, ist mit Gefängniss nicht 
unter einem Monat zu bestrafen. 

Der Versuch ist strafbar). 

Art. 13. Wer Telegraphen-Freimarken nach ihrer Entwerthung zur Frankirung 
einer telegraphischen Depesche benützt, wird mit dem vierfachen Betrage der defraudir- 
ten Gebühr, jedoch niemals unter einer Geldstrafe von einem Thaler, bestraft. 


!) Das gesperrte »sucht« scheint ein Redaktionsfehler statt »versucht«. 
?) Vgl. St.-G.-B. $$. 281—283 und E.-G.$. 2, A. 3, Archiv, Bd. IV., 8. 297 #. 
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Inwiefern wegen hinzugetretener Vertilgung des Entwerthungszeichens eine härtere 
Strafe verwirkt ist, wird nach den allgemeinen Straf-Gesetzen beurtheilt?). 

Art. 14. An die Stelle des Art. 23 des Ges. v. 30. März 1850, Ausübung der Jagd 
betr., treten folgende Bestimmungen : 

An Geld bis zu 15 Thlrn. ist zu bestrafen : 

. wer von der ihm zustehenden Befugniss zur Jagd-Ausübung Gebrauch macht, bevor 

er eine Jagkarte gelöst hat oder nachdem ihre Gültigkeit abgelaufen ist, 

2. wer zwar eine gültige, auf seinen Namen lautende Jagdkarte besitzt, dieselbe aber 

bei Ausübung der Jagd nicht bei sich führt, 

3. wer seine eigene Jagdkarte einem Andern zum Gebrauche überlässt, 

4. wer den polizeilichen Vollzugs-Beamten oder Dienern die Vorzeigung der Jagdkarte 
oder bei sich ergebenden Anständen deren Abgabe verweigert, 

5. wer bei Ausübung der Jagd sich gegen die im Verordnungswege zu erlassenden jagd- 
polizeilichen Vorschriften verfehlt, 

6. wer in einem fremden Jagdbezirke mit Genehmigung des Jagdberechtigten , jedoch 
ohne dessen Begleitung oder ohne eine schriftliche Erlaubniss desselben bei sich zu 
führen, jagt. 

Jeder, der auf Grund vorstehender Bestimmungen unter Ziff. 1 und 3 bestraft wird, 
soll ausser der gesetzlichen Strafe zur Zahlung einer dem Preise der Jagdkarte gleich- 
kommenden Summe verurtheilt werden. 

Diese Bestimmungen in Abs. 2 und 3 sind auch in der Pfalz anwendbar. 

Art. 15. Die wegen Forstpolizei-Uebertretungen in den Landestheilen rechts des 
Rheins erkannten Geldstrafen, welche nicht beigetrieben werden können, sind in Haft 
umzuwandeln, wobei auch eine weniger als 1/; Thaler betragende Geldstrafe einer ein- 
tägigen Haft gleich zu achten ist. 

Die an die Stelle von Geldstrafen tretende Haft darf in keinem Falle die Dauer von 
drei Monaten übersteigen. 

Art. 16. Erledigt durch das Reichs-Gesetz über die Presse v. 7. Mai 1874. 

Art. 17. Militärpflichtige, welche ohne genügenden Entschuldigungsgrund den durch 
das Gesetz über die Verpflichtung zum Kriegsdienste und durch die darin vorbehaltenen 
Vollzugs-Verordnungen bestimmten Obliegenheiten in Bezug auf die Anmeldungen zu 
den Listen oder die Stellung vor den Ersatz- oder Militär-Behörden nicht nachkommen, 
werden an Geld bis zu zehn Thalern gestraft. 

Gleicher Strafe unterliegen andere Personen, wenn sie ohne genügende Entschuldi- 
gung den durch die erwähnten Vollzugs-Verordnungen ihnen auferlegten Verpflichtungen 
bezüglich der Anmeldung Militärpflichtiger zu den Listen nicht nachkommen. 

Die Verfolgung gemäss Abs. I. u. II. tritt nur auf Antrag der zuständigen Behörde 
ein. 

Gegen einen Militärpflichtigen, welcher gleichzeitig nach Abs. I. und wegen Ent- 
ziehung von der Wehrpflicht Strafe verwirkt hat, kommt nur die wegen der letztbezeich- 
neten Handlung angedrohte Strafe zur Anwendung. 


Art. 18. An Geld bis zu einhundert Thalern oder mit Gefängniss bis zu drei Mo- 
naten werden Geistliche und andere zur Vornahme einer Trauung berechtigte Personen 
in den rechtsrheinischen Landestheilen bestraft, wenn sie eine Trauung vornehmen, ehe 
das für den Abschluss der betreffenden Ehe gesetzlich erforderliche distriktpolizeiliche 
Zeugniss beigebracht war. 

Derselben Strafe unterliegen Zivilstands-Beamte der Pfalz: 

1. wenn sie eine Ehe für geschlossen erklären, ohne dass die zu deren Gültigkeit erfor- 
derliche Einwilligung des Vaters, der Mutter, der Grosseltern oder des Familienraths 
gegeben war; 

2. wenn sie der Vorschrift des Art. 157 des Zivil- Gesetzbuches zuwider in den Fällen, 
wo ein ehrerbietiges Ansuchen an Eltern oder Grosseltern zu stellen war, um die 
Einwilligung in die Ehe zu erhalten, eine Ehe für geschlossen erklären, ohne dass 
diese Ansuchen stattgefunden haben; 

3. wenn sie vor Ablauf der im Art. 228 des Zivil-Gesetzbuches vorgeschriebenen zehn- 
monatlichen Frist die Heiraths- Urkunde einer schon verheirathet gewesenen Frau 
aufnehmen ; 

4. wenn sie eine Ehe für geschlossen erklären, bezüglich welcher die gesetzlich vorg6- 
schriebenen Ehe-Verkündigungen nicht stattgefunden haben, ohne dass eine Befreiung 
hiervon erholt worden, oder wenn die vorgeschriebenen Fristen zwischen den Ehe- 


er 


!) Vgl. das in Bayern nicht eingeführte R.-G. v. 16. Mai 1869 und St.-G.-B. $$. 275, 
276. Archiv, Bd. III., $S. 775 ff. und 292, 293. 
2) Vgl. St.-G.-B. 8. 140—143. 360,5. Archiv, Bd. IV., S. 168 ff. u. 337. 
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Verkündigungen und dem Heiraths-Abschlusse nicht eingehalten wurden, oder wenn 
sie eine Ehe trotz bestehenden Einspruchs für geschlossen erklären ; 

5. wenn sie eine Ehe für geschlossen erklären , ohne hierbei die durch den Art. 165 des 
Zivil-Gesetzbuches vorgeschriebene Oeffentlichkeit der Handlung zu beobachten ; 

6. wenn sie eine Ehe für geschlossen erklären, bezüglich welcher sie nach den Bestim- 
mungen des Art. 165 des Zivil-Gesetzbuches nicht zuständig sind; 

7. wenn sie in Fällen, wo zum Abschlusse einer Ehe die Einwilligung dritter Personen . 
durch das Gesetz gefordert ist, von der erfolgten Einwilligung in der Heiraths-Ur- 
kunde keine Erwähnung gethan haben; 

. wenn sie die Ehe eines Wehrpflichtigen oder einer Militärperson als geschlossen er- 
klären, bevor die für die Eingehung dieser Ehe vorgeschriebene Erlaubniss der Mili- 
tärbehörde beigebracht war; 

9. wenn sie eine Ehe, deren Abschluss gesetzlich nur auf Grund eines distriktspolizei- 
lichen Zeugnisses erfolgen darf, für geschlossen erklären, ehe das vorgeschriebene 
Zeugniss beigebracht war; 

10. wenn Zivilstands-Urkunden auf einzelne fliegende Blätter geschrieben wurden. 

In den Fällen des Art. 24 des Ges. v. 2. Mai 1868 über die Schliessung und Trennung 
der Ehen der keiner anerkannten Religions-Gesellschaft angehörenden Personen ist statt 
der daselbst angedrohten Strafe auf Geldstrafe bis zu einhundert Thalern oder Gefäng- 
niss bis zu drei Monaten zu erkennen. 

Die im gegenwärtigen Artikel enthaltenen Strafbestimmungen kommen auch dann 
zur Anwendung, wenn den erwähnten Handlungen nur Fahrlässigkeit zu Grunde liegt. 

Art. 19. Statt der in den Art. 68, 156, 157, 192 und 193 des in der Pfalz geltenden 
Zivil-Gesetzbuches den betreffenden Zivilstands-Beamten angedrohten Strafen ist in den 
dort vorgesehenen Fällen auf die in dem vorstehenden Artikel bestimmten Strafen zu 
erkennen, vorbehaltlich der Verbindlichkeit des schuldigen Beamten zum Ersatze des 
Schadens und Gewinn-Entganges, wo das Zivil-Gesetz eine solche Verbindlichkeit fest- 
Setzt. 

Die Strafbestimmungen , welche in einigen der oben angeführten Artikel des Zivil- 
Gesetzbuches gegen die Kontrahenten oder die Personen , unter deren Gewalt dieselben 
gehandelt haben, vorgeschrieben sind, kommen nicht zur Anwendung. 

Art.20. An Stelle der in den 8$. 148, 149, 150, 159, 161 u. 162 des Vereinszoll-Ge- 
setzes v. 26. Sept. 1869 erwähnten Landes-Gesetze sind in den dortselbst bezeichneten 
Richtungen, vorbehaltlich der Art. 31, 44 und 45 des gegenwärtigen Gesetzes, die ein- 
schlägigen Bestimmungen des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich in Anwendung zu bringen. 

Art. 21. Die Verordnung v. 24. Dezbr. 1853, die Anwendung des Zoll-Strafges. v. 
17. Nov. 1837 auf die Uebertretungen der k. k. österreichischen Zoll-Gesetze betreffend, 
wird wie folgt abgeändert: 

1. An die Stelle der in den Art. 1, 2 und 5 angedrohten Strafen treten die gleichen 
Strafen, wie sie in den entsprechenden $$. 134, 135 und 152 des Vereinszoll-Gesetzes 
v. 26. Sept. 1869 festgesetzt sind. | 

2. Statt der in den Art. 3 und 4 enthaltenen Vorschriften sind die Bestimmungen des 
$. 155 des Vereinszoll-Gesetzes v. 26. Sept. 1869 anzuwenden. 

3. Der Art. 6 enthält folgende Fassung : 

Bezüglich der Umwandlung der Geldstrafe in Freiheitsstrafe sind die Bestimmun- 
gen des Strafgesetzbuches massgebend. N 

Die an die Stelle einer Geldstrafe tretende Freiheitsstrafe darf jedoch die Dauer 
eines Jahres nicht überschreiten. . 

Art. 22. Statt der in den $$. 17 u. 18 des Ges. v. 16. Nov. 1867, die Erhebung einer 
Abgabe von Salz betreffend, erwähnten ‚Gesetzes-Bestimmungen sind bezüglich der Be- 
handlung der Theilnehmer, Begünstiger und Hehler, der subsidiären Haftung dritter Per- 
sonen, der Umwandlung von Geld- in Freiheitsstrafen, der Verjährung der Defrauda- 
tionen und der sonstigen Behandlung Letzterer, dann hinsichtlich der Anerbietungen von 
Geschenken an die mit Kontrolirung der Salz-Abgabe betrauten Beamten und deren An- 
gehörige, sowie in Bezug auf Widersetzlichkeiten gegen Erstere die entsprechenden Be- 
stimmungen des Vereinszoll-Gesetzes v. 26. Sept. 1869, Art. 44 und 45 des gegenwärtigen 
Gesetzes und, soweit hierin besondere Vorschriften nicht enthalten sind, die einschlägigen 
Vorschriften des Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich in Anwendung zu bringen. 

Nach der Bestimmung in $. 157 des Vereinszoll-Ges. v. 26. Sept. 1869 ist auch in 
Bezug auf im Inlande gefundenes Salz analog zu verfahren. 

Art. 23. Die im Art. 22, Abs. 1 als anwendbar bezeichneten Gesetzes-Bestimmungen 
sind auch massgebend bezüglich der für die Erhebung und Kontrole der Rübenzucker- 
steuer und der Uebergangs-Abgaben geltenden Vorschriften. 

" Art. 24 bis 26 betrifft Abänderungen des Ges. v. 16. Mai 1868 über den Malz-Auf- 

. schlag. 


9) 
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Dritter Abschnitt, 
Von dem Vollzuge der Strafen und den Folgen der Verurtheilung. 

Art. 27. Die Todesstrafe ist in Gegenwart einer Gerichts- Kommission und eines 
Beamten der Staatsanwaltschaft in einem geschlossenen Raume zu vollziehen. 

Ausserdem sind von dem Gemeinde-Vorstande des Ortes, an welchem die Hinrich- 
tung stattlindet, aus den Vertretern der Gemeinde oder aus anderen achtbaren Bürgern 
24 Personen zu berufen, um als Urkundspersonen der Hinrichtung beizuwohnen. 

Für die Nichterscheinenden bezeichnet die Gerichts- Kommission sofort Ersatz- 
männer. Eine Verpflichtung, der Hinrichtung beizuwohnen,, besteht übrigens weder für 
die von dem Gemeinde-Vorstande Berufenen, noch für die von der Gerichts-Kommission 
bezeichneten Ersatzmänner. Durch ihr Nichterscheinen wird die Hinrichtung nicht auf- 

ehalten. 
B= Endlich ist einem oder zwei Geistlichen von der Konfession des Verurtheilten, sowie 
dem Vertheidiger der Zutritt zu gewähren. Aus besonderen Gründen kann derselbe auch 
anderen Personen gestattet werden. 

Der Vollzug der Todesstrafe wird durch das Läuten einer Glocke angekündigt, 
welches bis zum Schlusse der Hinrichtung anzudauern hat. 

Art. 28. Die in Bayern zu vollstreckenden Gefängniss-Strafen werden, wenn der 
Verurtheilte mehr als drei Monate im Gefängnisse zu verbleiben hat, in besonders hierzu 
eingerichteten Gefangen-Anstalten, ausserdem aber vorbehaltlich der Bestimmungen des 
Art. 30 in den Bezirksgerichts-Gefängnissen vollzogen .t) 

Art. 29. Die Orte, in denen die Festungshaft zu vollziehen ist, werden durch Ver- 
ordnung bestimmt.?) 

Art. 30. Der nach 8. 57 des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich vorgeschriebene geson- 
derte Strafvollzug an jugendlichen Personen hat in besonders hierfür bestimmten Straf- 
Anstalten zu geschehen, wenn die jugendliche Person eine Gefängniss-Strafe zu erstehen 
und mehr als einen Monat im Gefängnisse zu verbleiben hat. 

Beim Vollzuge von Gefängniss-Strafen auf kürzere Dauer, dann von Festungshaft 
oder Haft sind jugendliche Personen in gesonderten Räumen zu verwahren. 

Vorstehende Bestimmungen kommen auch dann zur Anwendung, wenn eine Person, 
welche zur Zeit der That das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, auf Grund 
eines neben dem St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich in Geltung stehenden Reichs- oder Lan- 
des-Gesetzes zu einer Freiheitsstrafe verurtheilt wird. 

Art. 31. Die nach den Zoll-Gesetzen eintretenden Freiheitsstrafen sind, wenn sie 
die Dauer von drei Monaten übersteigen, in den Gefangen - Anstalten zu vollziehen, 
ausserdem aber in den Bezirksgerichts- oder Polizeigerichts-Gefängnissen , je nachdem 
die Aburtheilung im ersten Rechtszuge durch ein Bezirks-Gericht oder ein Stadt- und 
Land-Gericht erfolgte. 

Der Vollzug von Freiheitsstrafen gegen Personen, welche zur Zeit der That das acht- 
zehnte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, richtet sich auch in Zollstrafsachen 
nach den Vorschriften des Art. 30. 

Vorstehende Bestimmungen gelten auch in Bezug auf Freiheitsstrafen wegen Zu- 
widerhandlungen gegen Vorschriften über die Besteuerung des Salzes, Tabaks und Rü- 
benzuckers und über die Erhebung von Uebergangs-Abgaben. 

Art. 32. Alle Freiheitsstrafen , welche nicht in den Zuchthäusern zu erstehen sind, 
oder über welche nicht in den vorausgehenden Artikeln bestimmt ist, sind in den Polizei- 
gerichts-Gefängnissen zu vollziehen. 

Art. 33. Für den Vollzug derjenigen Freiheitsstrafen , welche vor dem 1, Jan. 1872 
ausgesprochen wurden, bleiben die bisherigen gesetzlichen Bestimmungen massgebend, 
soweit nicht in dem gegenwärtigen Gesetze etwas anderes bestimmt ist. 

Art. 34. Die Bestimmung des Art. 28 gilt auch für diejenigen vor dem 1. Jan. 1872 
ausgesprochenen , aber noch nicht in Vollzug gesetzten Gefängniss-Strafen , welehe nach 
der zur Zeit der Urtheilsfällung geltenden Strafgesetzgebung und dem Inhalte des Straf- 
urtheils iu einer Gefangen-Anstalt zu vollziehen sein würden. 


Art. 35. Dem Staatsministerium der Justiz bleibt vorbehalten, bezüglich des Ortes 
der Verwahrung derjenigen Personen, welche in Gemässheit einer noch vor dem 1. Jan. 
1572 erfolgten Verurtheilung eine Zuchthaus- oder eine Gefängniss-Strafe zu erstehen 
haben, diejenigen besonderen Anordnungen zu treffen, welche nothwendig werden, um 
die durch die Einführung des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich bedingten Aenderungen in 
der Organisation der Strafanstalten durchzuführen. - 

Hierbei sind die verschiedenen Kategorien von Sträflingen, wenn es nöthig wird, 


1) Vgl. St.-G.-B. $. 16. Archiv, Bd. IV. t8. 87. 
2) Vgl. St.-G.-B. $. 17. a.a. O., 8. 88. 


1444 Einführ.- ete. Ges. z. Reichs-Strafgesetzbuch v. 31. Mai 1870. Bayern. 


solche in ein und derselben Strafanstalt unterzubringen , stets getrennt von einander zu 
halten. Insbesondere darf auch keine Vermengung der nach dem St.-G.-B. f. d. Deutsche 
Reich zur Festungshaft Verurtheilten mit denjenigen Personen eintreten, welche auf 
Grund der bisherigen Gesetzgebung eine Zuchthausstrafe auf der Festung zu erstehen 
haben. 

Art. 36. Die Behandlung der Strafgefangenen richtet sich, soweit hierüber das St.- 
G.-B. f. d. Deutsche Reich keine massgebenden Bestimmungen enthält, nach den Vor- 
schriften der Hausordnungen für die betreffenden Strafanstalten und Gefängnisse. Diese 
Hausordnungen werden für die Zuchthäuser, Gefangen-Anstalten und zum Vollzuge der 
Festungshaft bestimmten Orte durch Königl. Verordnung, für die Bezirksgerichts- und 
Polizeigerichts-Gefängnisse aber durch das Staatsministerium der Justiz erlassen. 

Körperliche Züchtigung ist auch als Disziplinar-Mittel gegen Sträflinge in allen Straf- 
anstalten und Gefängnissen ausgeschlossen. 

Die Fesselung eines Sträflings darf nur bei besonderer Fluchtgefahr , Widersetzlich- 
keit oder aus ähnlichen Gründen von dem Vorstande einer Strafanstalt, dann von der 
vorgesetzten Behörde der letzteren oder eines Gefängnisses angeordnet werden. 

Art. 37. Was in dem St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich, sowie in dem gegenwärtigen 
Gesetze bezüglich der Behandlung der zu einer Zuchthaus-, Gefängniss- oder Haft-Strafe 
verurtheilten Personen bestimmt ist, findet v. 1. Jan. 1872 an auch auf diejenigen in den 
betreffenden Strafanstalten und Gefängnissen verwahrten Personen Anwendung, welche 
schon vor dem 1. Jan. 1872 abgeurtheilt wurden. 

Für Personen, welche in Gemässheit des Art. 19 des St.-G.-B. v. 10. Nov. 1861 eine 
Zuchthaus- oder Gefängniss-Strafe auf einer Festung zu erstehen haben, bleiben bezüg- 
lich der Behandlung im Straforte die bisherigen Bestimmungen massgebend. 

Art. 38. Die Hausordnungen für die Arbeitshäuser (St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich, 
$. 362) werden im Verordnungswege erlassen. 

Die Bestimmungen des Art. 36, Abs. 2 und 3 gelten auch für die in einem Arbeits- 
hause verwahrten Personen. 

Art. 39. Ist der zu einer Freiheitsstrafe Verurtheilte auf freiem Fusse, so beginnt 
dessen Strafzeit mit dem Augenblicke seines freiwilligen oder erzwungenen Eintrittes in 
den Strafort. 

Ist der Verurtheilte verhaftet, so beginnt die Strafzeit mit dem Tage der Rechtskraft 
des Urtheiles. 

Hat der Staatsanwalt allein gegen ein verurtheilendes Erkenntniss ein Rechtsmittel 
ergriffen und war dasselbe in Bezug‘ auf Dauer und Art der Strafe ohne Erfolg, oder 
wurde es vom Staatsanwalte wieder zurückgenommen, so wird der Beginn der Strafzeit 
von dem Tage an gerechnet, an welchem das Urtheil rechtskräftig geworden wäre, wenn 
der Staatsanwalt das Rechtsmittel nicht ergriffen hätte. 

Wird von dem verhafteten Verurtheilten oder von einer dritten Person für ihn ein 
Begnadigungsgesuch eingereicht und in Folge dessen die Ablieferung an den Strafort 
ausgesetzt, so ist die bis zur Bescheidung des Begnadigungs-Gesuches in der Haft ver- 
brachte Zeit in die Strafzeit einzurechnen. 

Verzögert sonst der verhaftete Verurtheilte selbst schuldhaft die Einlieferung in den 
Strafort, so wird die Zeit der Verzögerung in die Strafdauer nicht eingerechnet. 

Ob eine solche Verschuldung des verhafteten Verurtheilten vorliegt, entscheidet das 
mit dem Strafvollzuge befasste Gericht in geheimer Sitzung nach Anhörung des Staats- 
anwaltes. 

Art. 40. Muss der Verurtheilte nach bereits begonnener Strafzeit wegen Körper- 
oder Geistes-Krankheit in eine von der Strafanstalt oder dem Gefängnisse getrennte Heil- 
anstalt gebracht werden, so hat das Gericht nach Lage der Umstände darüber zu ent- 
scheiden, ob die Dauer des Aufenthaltes in der Heilanstalt in die Strafzeit einzurech- 
nen sei. | 

Art. 41. Die Bestimmungen der $$. 23 bis 26 des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich 
über vorläufige Entlassung sind auch auf diejenigen Sträflinge in Anwendung zu bringen, 
welche auf Grund der bisherigen, seit dem 1. Juli 1862 geltenden Strafgesetzgebung ver- 
urtheilt wurden. 

Art. 42. Die Vorschriften des St.-G.-B. v. 1813, Thl. I., Art. 12, 13, Abs. 2, 16, 
Abs. 2 u. 20, Abs. 3 bleiben für alle diejenigen Sträflinge vorbehalten, welche bisher 
Anspruch auf den Genuss dieser Wohlthat hatten. 

Art. 43. Sämmtliche Geldstrafen fliessen, soweit nicht die Gesetze etwas Anderes 
bestimmen, in die Staatskasse. 

Art. 44. Vorbehaltlich besonderer Bestimmungen sind die Geldstrafen ohne Rück- 
sicht auf die Zahlungsfähigkeit des Schuldigen auszusprechen. 

Jedoch hat das Gericht, sofern nicht gesetzlich etwas Anderes bestimmt ist, sofort 
-für den Fall der Uneinbringlichkeit der ausgesprochenen Geldstrafe auch die Dauer der 
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an ihre Stelle tretenden Freiheitsstrafe im Urtheile festzusetzen. Diese wird nach ein- 
getretener Rechtskraft des Urtheiles auf staatsanwaltschaftlichen Antrag durch das zum 
Strafvollzuge berufene Gericht vollzogen, sobald die gänzliche oder theilweise Unein- 
bringlichkeit der Geldstrafe durch ein Zeugniss des Erhebungs-Beamten festgestellt ist. 

Art. 45. In den von den Einzeln-Gerichten zu verhandelnden Strafsachen kann 
ausserdem der Richter, soweit nicht gesetzlich etwas Anderes bestimmt ist, die im Straf- 

urtheile auszusprechende Geldstrafe sogleich in die entsprechende Freiheitsstrafe um- 
wandeln, wenn es gerichtsbekannt ist, dass die Geldstrafe von dem Zahlungspflichtigen 
nicht beigetrieben werden kann. 
t. 46. Wer in Folge einer vor dem 1. Jan. 1872 auf Grund der bis dahin gelten- 
den Strafgesetze ergangenen Verurtheilung 
1. die Fähigkeit bei Landtags- und Gemeinde-Wahlen zu wählen oder gewählt zu wer- 
den oder Mitglied einer Kirchen-Verwaltung, eines Armen-Pflegschaftsraths, eines 
Distrikts- oder Landraths oder eines Brandversicherungs-Ausschusses zu sein oder 
an Kirchenverwaltungs-, Distrikts- oder Landraths-Wahlen Theil zu nehmen, oder 
2. die Fähigkeit zur Funktion eines Feldgeschworenen oder zur Zeugschaft bei Auf- 
nahme von Urkunden, oder 
3. die in Art. 28, Ziff. 5 des St.-G.-B. v. 10. Nov. 1861 bezeichnete Fähigkeit 
verloren hat, tritt, insofern er nicht früher Rehabilitation erlangte, kraft des Gesetzes in 
die verlornen Rechte wieder ein, wenn — falls die Verurtheilung wegen Verbrechens er- 
folgte — zehn Jahre und, falls sie wegen Vergehens stattfand, fünf Jahre seit der Ver- 
büssung. der Verjährung oder der Erlassung der Strafe verflossen sind. 

Auf diejenigen, welche in Folge einer vor dem obenbezeichneten Zeitpunkte stattge- 
habten Verurtheilung die Fähigkeit zur Erwerbung der unter Art. 28, Ziff. 2 des St.-G.- 
B. v. 10. Nov. 1861 bezeichneten Aemter, Dienste, Würden und Auszeichnungen oder 
- die Fähigkeit zum Geschwornen-Amte oder zum Dienste im Heere verloren haben, findet 
‚diese Vorschrift nur dann Anwendung, wenn die Verurtheilung blos wegen eines Ver- 
gehens stattgefunden hat. | 

Art. 47. Mit dem 1. Jan. 1872 erlangen alle Zuchthaussträflinge, welche nach Mass- 
gabe der bisher geltenden Strafgesetze verurtheilt wurden, die Fähigkeit wieder, ihr 
Vermögen zu verwalten und unter Lebenden darüber zu verfügen. Die für dieselben be- 
stellten Pflegschaften hören vom gleichen Tage an auf. R 

Art. 48. Für diejenigen Personen, welche in Folge einer vor dem 1. Jan. 1872 er- 
littenen Verurtheilung die Fähigkeit zur Ableistung eines Eides oder eines Handgelöb- 
nisses an Eidesstatt vor einer öffentlichen Behörde verloren haben, ist diese Fähigkeit 

mit dem 1. Jan. 1872 wieder hergestellt. 

Ausgenommen sind hiervon die wegen Meineides Verurtheilten in Bezug auf die 
Fähigkeit zur Ableistung eines Eides als Zeugen oder Sachverständige. 

Art. 49. Die vor dem 1. Jan. 1872 verhängte Polizei-Aufsicht ist v. 1. Jan. 1872 
‚an auf die von der ursprünglich festgesetzten Dauer noch übrige Zeit nach den Bestim- 
mungen des $. 39, Ziff. 1 u. 3 des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich zu handhaben. 

Die Kürzung der Dauer der Polizei- Aufsicht gemäss Art. 39 des St.-G.-B. v. 10. 
Nov. 1861 und Art. 13 des Polizei-St.-G.-B. v. 10. Nov. 1861 bleibt vorbehalten. 

Ist am 1. Jan. 1872 die Stellung unter Polizei-Aufsicht durch rechtskräftiges rich- 
terliches Urtheil bereits für zulässig erklärt, jedoch der nach Art. 37 des St.-G.-B. vom 
10. Nov. 1861 und nach Art. 11, Abs. 3 des Polizei-St.-G.-B. v. 10. Nov. 1861 weiter er- 
forderliche Ausspruch noch nicht erlassen worden, so kann derselbe nur auf die in diesen 
Artikeln bezeichnete Zeitdauer erfolgen. 

Art. 50. Personen, welche sich am 1. Jan. 1872 bereits in einer Polizei-Anstalt be- 
finden, haben in derselben die hierfür festgesetzte Zeit noch zuzubringen , vorbehaltlich 
einer Abkürzung gemäss Art. 42, Abs. 1 des St.-G.-B. v. 10. Nov. 1861 u. Art. 14, Abs. 4 
des Polizei-St.-G.-B. v. 10. Nov. 1861. 

Eine Verlängerung der Verwahrung in Gemässheit dieser Artikel findet nach dem 
1. Jan. 1872 nicht mehr statt. 

Ist am 1. Jan. 1872 die Verwahrung in einer Polizei-Anstalt durch rechtskräftiges 
Jichterliches Urtheil bereits für zulässig erklärt, jedoch der nach Art. 40, Abs. 2 des 

"8t.-G.-B. v. 10. Nov. 1861 u. Art. 14, Abs. 2 des Polizei-St.-G.-B. v. 10. Nov. 1861 wei- 
ter erforderliche Ausspruch noch nicht erlassen worden, so kann derselbe durch die be- 
treffende Distrikts-Polizeibehörde erfolgen. 

Für die Behandlung der in einer Polizei-Anstalt Verwahrten bleibt der Art. 41 des 
St.-G.-B. v. 10. Nov. 1864 und der Art. 14, Abs. 3 des Polizei-St.-G.-B. vom gleichen 

- Tage massgebend. 

Desgleichen behält die Bestimmung im Art. 40, Abs. 3 des St.-G.-B. v. 10. Nov. 1861 
für die vor dem 1. Jan. 1872 ausgesprochenen Arreststrafen ihre Anwendbarkeit. 

Art. 51. Wird eine vor dem 1. Jan. 1872 verübte strafbare Handlung erst nach Ein- 
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tritt der Geltung des $t.-@.-B. f. d. Deutsche Reich abgeurtheilt und hierbei gemäss $. 2, 
Abs. 2 dieses Gesetzbuches das ältere Strafgesetz angewendet, so bleibt letzteres auch 
bezüglich der Frage der Zulässigkeit der Polizei-Aufsicht oder der Verwahrung in einer 
Polizei-Anstalt massgebend. 

Der Vollzug dieser Massregeln richtet sich nach den Art. 49 und 50 des gegenwärti- 
gen Gesetzes. | 

Art. 52. Die Vorschriften der Art. 50 u. 51 kommen auch bezüglich der Unterbrin- 
gung in einer Erziehungs- Anstalt für verwahrloste jugendliche Personen zur Anwen- 
dung, welche gemäss Art. 78 des St.-G.-B. v. 10. Nov. 1861 an die Stelle der Verwahrung 
in einer Polizei-Anstalt zu treten hat. 

Art. 53. Jugendliche Personen, welche sich am 1. Jan. 1872 auf Grund des Art. 76 
des St.-G.-B. v. 10. Nov. 1861 und des Art. 90 des Polizei-St.-G.-B. v. 10. Nov. 1861 in 
einer Erziehungs-Anstalt für verwahrloste jugendliche Personen befinden, haben in der- 
selben bis zum Ablaufe der bereits bestimmten Zeit zu verbleiben. 

Für diejenigen Fälle, in welchen vor dem 1. Jan. 1872 in Gemässheit des Art. 76, 
Abs. 2,3u.5 des $t.-G.-B. und des Art. 90, Abs. 4 des Polizei-St.-G.-B. v. 10. Nov. 
1861 die Unterbringung einer jugendlichen Person in einer Erziehungs-Anstalt, bezie- 
hungsweise deren Ablieferung an ihre Obrigkeit zwar bereits vom Richter angeordnet, 
jedoch noch nicht in Vollzug gesetzt ist, bleiben die Vollzugs-Bestimmungen in Art. 76, 
Abs. 4—6 des St.-G.-B. und im Art. 90, Abs. 4 des Polizei-St.-G.-B. v. 10. Nov. 1861 
massgebend. 

Desgleichen behält die Bestimmung im Art. 76, Abs. 7 des $St.-G.-B. v. 10. Nov. 1861 
bezüglich aller derjenigen, welche sich auf Grund der einschlägigen bisherigen Gesetzes- 
Vorschriften in einer Erziehungs-Anstalt für verwahrloste Personen befinden, ihre An- 
wendbarkeit. 

Art. 54. Sind bei einer strafbaren Handlung mehrere Thäter oder Theilnehmer vor- 
handen, so haften sämmtliche vorbehaltlich besonderer gesetzlicher Bestimmung für den 
Schadensersatz und für die Kosten des Verfahrens unter solidarischer Verbindlichkeit.!) 


Sechster Abschnitt. 
Von der Untersuchungshaft. / 

Art. 149. Die Bestimmung des $. 60 des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich über die 
Zulässigkeit der Anrechnung der Untersuchungshaft auf die Strafe ist bei allen v. 1. Jan. 
1872 an erfolgenden Aburtheilungen auch bezüglich der vor diesem Tage erstandenen 
Untersuchungshaft in Anwendung zu bringen. Au 

Soweit jedoch nach den bisher geltenden gesetzlichen Bestimmungen eine Anrech- 
nung der Untersuchungshaft erfolgen musste, hat diese Anrechnung bezüglich der vor 
dem 1. Jan. 1872 erstandenen Untersuchungshaft auch bei einer später stattfindenden Ab- 
urtheilung mindestens nach Massgabe jener Bestimmungen einzutreten. 


Siebenter Abschnitt. 
Disziplinar-Bestimmungen. 

Art. 151. Beamte, welche glaubhafte Kenntniss von der bevorstehenden Ausführung 
eines Verbrechens oder Vergehens oder einer strafbaren Zuwiderhandlung gegen die ge- 
setzlichen Vorschriften über Erhebung und Sicherung öffentlicher Abgaben oder Gefälle 
erlangt haben und vermöge ihres Amtes oder öffentlichen Dienstes die Begehung der 
Handlung zu verhindern verpflichtet sind, sollen, wenn sie diese Verhinderung vorsätz- 
lich unterlassen und die betreffende strafbare Handlung ausgeführt oder ein strafbarer 


1) Die fehlenden Art. 45—148, 150, Abschn. 4--7 enthalten die Bestimmungen über 
das Strafverfahren in folgender Gliederung: 
IV. Abschn. Von der Zuständigkeit in Strafsachen. (Art. 55—66.) 
V. Abschn. Von dem Verfahren in Strafsachen. 
. 1. Allgem. Bestimmungen. (Art. 67— 76.) 
II. Besondere Bestimmungen. (Art. 77—132.) 
i. an ehien in Uebertretungssachen in den Landestheilen rechts des Rheins. (Art. 
—89.) 
. Strafverfolgung wegen Beleidigung. (Art. 90—98.) 
. Verfahren in Zollstrafsachen. (Art. 99—106.) 
. Verf. wegen strafb. Handlungen in Bezug auf Wehrpflicht. (Art. 107.) 
. Verf. bei Pressstrafsachen. (Art. 108, 109.) 
. Verf. bei Einziehung und Beschlagnahme. (Art. 110—116.) 
. Bestimmungen über die Zuerkennung von Bussen. (Art. 117—125.) 
Ill. ae Bestimmungen für den Strafvollzug u. d. Verfahren in der Pfalz. (Art. 
126—132. | 
VI. Abschn. Von der Untersuchungshaft. (Art. 133—150.) 


S[1Oaupwum 


Ein führ.- etc. Ges. z. Reichs-Strafgesetzbuch v. 31. Mai 1870. Bayern. 1447 


Versuch derselben begangen worden ist, mit Geld bis zu 300 Thalern disziplinär bestraft 
werden, sofern nicht nach sonstigen gesetzlichen Bestimmungen eine anderweitige Strafe 
Platz greift. 

Art. 152. Beamte, welchen die Verübung eines Verbrechens oder eines Vergehens 
oder einer strafbaren Zuwiderhandlung gegen die gesetzlichen Vorschriften in Bezug auf 
Erhebung und Sicherung öffentlicher Abgaben oder Gefälle bekannt geworden ist, sollen, 
wenn sie zur Anzeige dieser strafbaren Handlungen vermöge ihres Amtes verpflichtet 
sind und diese Anzeige vorsätzlich unterlassen , bei unterlassener Anzeige eines Ver- 
brechens mit Geld bis zu 200 Thalern und in den übrigen Fällen bis zu 100 Thalern dis- 
ziplinär bestraft werden, soweit nicht anderweitige Strafbestimmungen hierfür bestehen. 

Art. 153. Ein Beamter, welcher vorsätzlich seiner Dienstpflicht zuwiderhandelt, um 
dadurch einem Andern Schaden zuzufügen oder sich oder einem Dritten einen rechts- 
widrigen Vortheil zu verschaffen, wird, wenn die Handlung unter keine andere Strafbe- 
stimmung fällt, disziplinär mit Geld bis zu 100 Thalern gestraft. 

Art. 154. Ein Beamter, welcher mit Verletzung seiner Amtspflicht Thatsachen,, die 
ihm nur durch sein Dienst-Verhältniss bekannt geworden sind, einem Andern eröffnet 
oder Akten oder Urkunden, die ihm vermöge seines Dienst-Verhältnisses anvertraut oder 
zugänglich sind, einem Andern zur Einsicht oder zum Gebrauche überlässt oder Ab- 
schrift solcher Akten oder Urkunden einem Andern mittheilt oder zu nehmen gestattet, 
ist mit Geld bis zu 200 Thalern disziplinär zu bestrafen , soferne er nicht eine anderwei- 
tige Strafe verwirkt hat. 

Art. 155. Notare oder Gerichtsvollzieher,’welche bei den ihnen in ihrer dienstlichen 
Eigenschaft anvertrauten Angelegenheiten wissentlich zum Nachtheile ihrer Klienten 
handeln, werden mit Geld bis zu 500 Thalern disziplinär bestraft. 

Art. 156. In den Fällen der Art. 151 bis 155 kann zugleich auf disziplinäre Ent- 
ziehung des Amtes erkannt werden. 

Art. 157. Wenn ein Beamter bei Ausiibung seines Dienstes oder unter Missbrauch 
seines Dienst-Verhältnisses eine strafbare, jedoch nicht in dem 28. Abschn. des St.-G.- 
B. f. d. Deutsche Reich behandelte That verübt hat, und deshalb zu einer Gefängniss- 
Strafe von mehr als einem Jahre verurtheilt wird, so ist gegen denselben, soferne er nicht 
ohnehin zufolge der Allgemeinen Strafbestimmungen der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter verlustig wird, disziplinär auf Entziehung seines Amtes zu erkennen. 

Art. 158. Ein Beamter, welcher wegen Fahrlässigkeit, Unfleiss, Leichtsinn oder 
Unsittlichkeit bereits dreimalige Disziplinar-Bestrafung ($$. 10—15 der IX. Verfassungs- 
Beilage) erlitten hat, soll, wenn er sich neuerdings einer Pflichtverletzung solcher Art 
schuldig macht, disziplinär mit Geld bis zu 200 Thalern bestraft und zugleich seines 
Amtes verlustig erklärt werden. 

Art. 159. Wenn einBeamter wegen eines Vergehens zu einer Gefängniss-Strafe oder‘ 
Festungshaft verurtheilt,, jedoch nicht zugleich seines Amtes verlustig wird, so trifft ihn 

ür die Dauer des Strafvollzuges die Suspension vom Amte und Gehalte. 


Art. 160. Was in den vorstehenden Art. 151 bis 154, dann 156 bis 159 von Beamten 
bestimmt ist, gilt von allen Beamten und öffentlichen Dienern des Staats, sowie von den 
Beamten und Öffentlichen Dienern der Gemeinden, der öffentlichen Korporationen und 
öffentlichen Stiftungen, ferner von allen Jenen, welche mit den Verrichtungen eines 
solchen Beamten oder öffentlichen Dieners vorübergehend oder ständig betraut sind, 
ohne Unterschied, ob sie einen Diensteid geleistet haben oder nicht. 

Auf Notare und Gerichtsvollzieher finden die Art. 151 bis 157 und 159, dann auf 
Rechtsanwälte der Art. 159 Anwendung. 


Art. 161. Eine Disziplinar-Einschreitung nach Massgabe der Art. 151 bis 160 findet 
nur auf Antrag der dem Beamten nächstvorgesetzten Dienstesbehörde statt. 

Gegen Notare und Gerichtsvollzieher richtet sich jedoch die Einleitung des Diszipli- 
nar-Verfahrens nach den bezüglich dieser Beamten bestehenden Disziplinar-Vorschriften. 


Art. 162. Die Behandlung und Aburtheilung der in den Art. 151 pis 160 erwähnten 
ar Snohen erfolgt durch die Gerichte in dem für Vergehen vorgeschriebenen Ver- 
ahren. 
In erster Instanz ist dasjenige Bezirks-Gericht zuständig, in dessen Sprengel der be- 
treffende Beamte seinen Amtswohnsitz hat. 
Bei den Verhandlungen im ersten und zweiten Rechtszuge bleibt die Oeffentlichkeit 
ausgeschlossen. 
In der Richtung gegen Notare und Gerichtsvollzieher bemisst sich die Zuständigkeit 
und das Verfahren nach den für diese Beamten geltenden Disziplinar-Vorschriften. 
Art. 163. Gegen Staatsdiener in der Pfalz, auf welche die Disziplinar-Bestim- 
ı mungen der IX. Verfassungs-Beilage Anwendung finden, ist statt der.im Art. 50 des 
' Französischen Dekrets v. 20. April 1810 bezeichneten Strafen auf Verweis, auf Geld- 
92% 
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strafe von fünf bis fünfzig Gulden oder auf ein- bis achttägigen Haus- oder Zivil-Arrest 
zu erkennen. 

Art. 164. An die Stelle der Art. 109, 110 u. 111 des Notariats-Ges. v. 10. Nov. 1861 
treten folgende Bestimmungen : 

»Ein Notar, welcher nach $. 352 oder 353 des St.-G.-B. f. d. D. Reich bestraft wird, 
ist von der vorgesetzten Disziplinar-Behörde zur Rückerstattung des zu viel Erhobe- 
nen an die Betheiligten anzuhalten. Zugleich ist die Disziplinar-Behörde, wenn im 
Urtheile des Strafgerichts gegen den schuldigen Notar auf Verlust der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter nicht erkannt ist, im Falle des $. 352 des St.-G.-B. f. 
d. Deutsche Reich befugt und im Falle des $. 353 desselben Gesetzbuches verpflichtet, 
die Suspension des Notars vom Amte auf die Dauer von einem bis zu sechs Monaten 
auszusprechen. 

Hat der Notar blos aus Irrthum oder unrichtiger Auffassung der Gebühren-Ord- 
nung eine höhere als die vorschriftsmässige Notariats-Gebühr erhoben, so wird gleich- 
falls die Zurückerstattung des zuviel Erhobenen durch die vorgesetzte Disziplinar- 
Behörde verfügt.« 

Art. 165. Der Art. 122 des Notariats-Ges. v. 10. Nov. 1861 erhält folgende Fassung: 

»Wird ein Notar bereits zum zweiten Male mit einer Disziplinar-Strafe belegt oder 
ist derselbe wegen eines Vergehens bestraft worden, ohne dass gegen ihn im letzteren 
Falle auf Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter erkannt wurde, 
oder die Bestimmung des Art. 157 des Ges. v. 26. Dez. 1871, den Vollzug der Einfüh- 
rung des St.-@.-B. f. d. Deutsche Reich in Bayern betreffend, anwendbar erscheint, 
so kann die vorgesetzte Disziplinar-Behörde den Notar als im Wiederholungsfalle ver- 
setzbar erklären. Diese Erklärung wird im ersterwähnten Falle mit der zweiten Dis- 
ziplinar-Strafe verbunden, im zweiten Falle aber auf Antrag des Staatsanwalts durch 
einen im Disziplinar-Verfahren zu erlassenden Beschluss ausgesprochen und hat zur 
Folge, dass der Notar, wenn er sich abermals einer disziplinär strafbaren Handlung 
nd Vergehens schuldig macht, aus administrativen Erwägungen versetzt wer- 
den kann. 

Ist die Versetzung im Laufe eines Jahres, vom Tage der Zustellung des letzten 
Strafbeschlusses an gerechnet, nicht erfolgt, so kann sie erst dann wieder stattfinden, 
wenn über den Notar eine weitere Disziplinar- oder Vergehens-Strafe verhängt wor- 
den ist. 

Die im vorstehenden Absatze getroffene Bestimmung findet auch bezüglich aller 
weiteren nachfolgenden Disziplinar- und Vergehens-Strafen Anwendung.« 

Schlussbestimmung. 
Art. 166. Das gegenwärtige durch das Gesetzblatt und das Amtsblatt der Pfalz zu 
verkündende Gesetz tritt am 1. Januar 1872 in Kraft. 
Alle entgegenstehenden Vorschriften sind vom gleichen Tage an aufgehoben. R 


Zum Vollzuge des Reichs-Strafgesetzbuches sind ferner ergangen: 


Zu $$. 23—26. 1. Ministerial- Entschliessung v. Jan. 1872 (Just.-Min.-Bl., 8. 2 ff.) »über 


vorläufige Entlassung von Strafgefangenen und deren Beaufsichtigung.« 
2. Minist.-Entschl. v. 15. Jan. 1872 (a. a. O., S. 44), betr. Anzeige der strafgerichtl. 

Verfolgungen gegen vorläufig entlassene Gefangene. 

Zu $$. 38 u. 39. Minist.-Entschl. v. 25. Febr. 1872 (a.a. O., S. 93) »Stellung unter Poli- 
zei-Aufsicht« betr. 

Zu $. 56. Minist.-Entschl. v. 31. Dezbr. 1871 u. 4. Jan. 1872 (a. a. O., $. 16 ff.), betr. 
»Unterbringung jugendl. Personen in Erziehungs- und Besserungs-Anstalten.« 

Zu $. 362, Abs. 2. Minist.-Entschl. v. 15. u. 26. Jan. 1872 (a. a. O., 8. 46 ff.), »Vollzug des. 
$. 362, Abs. 2 des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich betr.« 


f. Grossherzogthum Baden. 


Gesetz, den Vollzug der Einführung des Deutschen Reichs-Strafgesetzbuches im 
Grossherzogthum Baden betreffend. Vom 23. Dezember 1871. 
(Gesetzbl. Nr. 51.) 
Art. 1. Mit Einführung des Deutschen Reichs-Strafgesetzbuches in dem Grossher- 
. zogthum Baden treten ausser Wirksamkeit: 

1. das Badische Strafgesetzbuch v. 6. März 1845 nebst den zur Zeit noch geltenden 
Bestimmungen ($$. 1—9 und 11) des Einführungs-Ges. zu demselben v. 5. Febr. 1851 
(Reg.-Bl., Nr. 9); 

2. die zur Ergänzung, beziehungsw. Abänderung erlassenen späteren Gesetze, nämlich: 
a.v. 20. April 1854 (Reg.-Bl., Nr. 20) über Störungen des Telegraphen-Betriebes, — 

b. v. 12, April 1856 (Reg.-Bl., Nr. 12), einige Aenderungen des Strafgesetzbuchs 
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betr., soweit sich dieses Gesetz auf die Bestrafung der Landstreicherei bezieht, und 
— c. v. 9. Oktbr. 1860 (Reg.-Bl., Nr. 51) über Missbrauch des geistlichen Amtes. 


Art. 2. 1. Von dem Badischen Zivil-Gesetzbuche (Landrechte) sind aufge- 
hoben: die Art. 375—383, 443, 468. 

il. a. Von dem Badischen Handelsrechte (Anhange zum Landrecht) treten ausser 
Wirksamkeit: die Art. 219, 238, 239, 250—270. — b. In dem Badischen Einfüh- 
rungs-Gesetze v. 2. August 1862 (Reg.-Bl., Nr. 40) zum Deutschen Han- 
dels-Gesetzbuche tritt bei den Art. 10, 11, 13 u. 15 an die Stelle der Strafe der 
leichtsinnigen Zahlungsflüchtigkeit eine Gefängniss-Strafe bis zur Dauer von drei Mo- 

‚naten. — c. Die gleiche Strafe kann gegen einen zahlungsunfähigen Kauf- 
mann erkannt werden, welcher den Vorschriften des Art. 207 des Bad. Handels- 
rechts (Anh. z. Landr.) nicht nachgekommen ist, oder bei den Gantverhandlungen 
ohne rechtmässige Verhinderung auf gehörige Vorladung hin nicht persönlich vor Ge- 
richt erschienen ist. 

.a. In $. 5 des Ges. v. 5. Juni 1860 (Reg.-Bl., Nr. 31) über die Ausstellung von 
Schuldverschreibungen auf den Inhaber wird Abs. 2 !gestrichen; die im 
Abs. 3 bezeichneten Massregeln bleiben der Verwaltungs-Behörde überlassen. — b. 
Der letzte Satz des Art. 7 des Ges. v. 16. März 1870 (Ges.-Bl., Nr. 17) über Ausgaben 
von Banknoten durch eine Badische Bank und der letzte Satz des Art. 6 des Ges. 
v. 29. Juli 1870 (Ges.-Bl., Nr. 54) über Ausgabe von Darlehns-Kassenschei- 
nen durch die Allgemeine Versorgungs-Anstalt, sind aufgehoben. 

IV. Von der Badischen Zivilprozess-Ordnung v. 18. März 1864 sind aufgehoben: 
die $$. 580 u. 766, Abs. 3 von $. 883, Abs. 2 von $. 904, u. $. 1033. 

V..Von dem Ges. v. 21. Dezember 1869 (Ges.-B., Nr. 40) über die Beurkundungen 
des bürgerlichen Standes und die Förmlichkeiten bei Schliessung der Ehen 
sind aufgehoben: der erste Abs. des 8. 98 und der $. 100, während im zweiten Abs. des 
$. 98 der Höchstbetrag der Geldstrafe auf 50 Thaler ermässigt wird. 


Art. 3. 1. Von dem Badischen Polizei-Strafgesetzbuche v. 31. Oktbr. 1863 
(Reg.-Bl., Nr. 47) treten ausser Wirksamkeit: die $$. 1—21 und 34—38, ferner die 
88. 39 u. 40, die Ziffern 1 u. 4 des $. 41, die $$. 43, 45, 46, Ziffer 2 des 8.51, die 88. 
53—55, Abs. 2 des 8. 62, die $$. 64—67, 69 u. 73, der erste Satz des $. 78, die $$. 79 
bis 82, Ziffer 2 des $. 94, der $. 101, Ziffer 1 des $. 102, Ziffer 3 des $..103, die 88. 
104, 106, Ziffer 1,3 u. 4 des $. 108, die $$. 110—112, die Ziffern 1 u. 6 des $. 114, die 
88. 117 u. 118, die Ziffern 1—3 u. 6 des $. 123, die $8. 125—128 u. 137, Ziffer 1 des 
$. 139, die 88. 146, 150 u. 159—161. In Ziffer 2 des $. 145 werden die Worte: »der 
Schliessung der Weinberge,« gestrichen. 

ll. Zu $. 29 wird als zulässiges Strafmass bestimmt: Haft bis zu 6 Wochen oder Geld- 
strafe bis zu 50 Thalern. 

In $. 32 tritt an die Stelle der Gefängniss-Strafe Haft von gleicher Dauer. 

Ill. Die bisherigen $8. 50, 83, 85, 90, 92, 96, 116, 133, 134, 136, 142, 143, 144 und 157 und 
das Ges. v. 29. Jan. 1868, den Besuch der Gewerbschulen betr. (Reg.-Bl., Nr. 17) 
werden durch folgende Bestimmungen ersetzt: Ä h 

$. 50. (Uebertretung der polizeilichen Ausweisung.) Wer dem Erkenntnisse der Poli- 
zei-Behörde zuwiderhandelt, durch welches ihm der Aufenthalt in einer Gemeinde oder 
einem Bezirke des Landes versagt worden ist, wird mit Haft bestraft. 

$. 71a. Gesellen , Gehilfen, Lehrlinge, Arbeits- und Lehrherren, welche den Vor- 
schriften eines auf Grund des $. 106 der Deutschen Gewerbe-Ordnung erlassenen Orts- 

Ba über den Besuch einer Fortbildungsschule zuwiderhandeln, werden an Geld bis zu 

5 fl. gestraft. 
$. 83. (Uebertretungen in Bezug auf die Verwendung von Giften.) An Geld bis zu 50 

Thalern oder mit Haft wird bestraft, wer den Verordnungen über die Verwendung von 

Giften oder giftartigen Stoffen, sowie über den Verkauf von Gegenständen, bei welchen 

solche Stoffe verwendet wurden, zuwiderhandelt. 

$. 85. (Uebertretungen in Bezug auf ansteckende Krankheiten.) 

1. Wer bei ansteckenden Krankheiten, insbesondere bei den Blattern, die durch Verord- 
nung vorgeschriebene Anzeige bei der Polizei-Behörde unterlässt; 

2. wer von der Polizei-Behörde zur Verhütung des Einführens oder Verbreitens solcher 
Krankheiten angeordneten Sperr- und Sicherheits-Massregeln zuwiderhandelt, 

wird in den Fällen unter Ziffer 1 an Geld bis zu 25 Gulden, in den Fällen unter Ziffer 2, 

soweit nicht die Strafbestimmungen des $. 327 des Reichs-St.-G.-B. Anwendung finden, 

an Geld bis zu 50 Gulden oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen bestraft. 
$. 90. Wer den zum Schutze gegen Eintritt, Verschlimmerung, Verbreitung oder 

Wiederkehr von Viehseuchen oder ansteckenden Viehkrankheiten ergangenen Verord- 

nungen oder von der zuständigen Polizei-Behörde erlassenen Einfuhrverboten, Absper- 
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rungs- und anderen Sicherheits-Massregeln zuwiderhandelt, wird, soweit nicht die Straf- 
bestimmungen des $. 328 des Reichs-St.-G.-B. Anwendung finden, mit Geld bis zu 50 

Thalern oder mit Haft bestraft. 

$. 92. (Uebertretungen in Bezug auf Heil- und Bade-Anstalten.) An Geld bis zu 50 Tha- 
lern wird gestraft, wer den bezüglich des Betriebs einer Heil- oder Entbindungs-Anstalt 
oder den bezüglich der Errichtung und des Betriebs einer Öffentlichen Bade-Anstalt von 
der Polizei-Behörde im Interesse der Gesundheitspflege, der Sittlichkeit oder der per- 
sönlichen Sicherheit gemachten Auflagen zuwiderhandelt. | 

$. 96. (Uebertretungen in Bezug auf Leichen und Begräbnissstätten.) Von Geldstrafen 
wird getroffen: 

1. bis zu 50 Gulden, wer den Verordnungen über den Transport von Leichen, —2. bis zu 
25 Gulden, wer den ortspolizeilichen Leichen- und Friedhof-Ordnungen zuwiderhandelt 

$- 116. (Unerlaubte Bau-Ausführungen.) An Geld bis zu 50 Thalern oder mit Haft wird 
bestraft, wer als Bauherr, Baumeister oder Bauhandwerker den Verordnungen über die 
Baulinie, die Festigkeit, die Feuersicherheit und Gesundheit, den örtliehen Bauordnun- 
gen oder den nach Massgabe dieser Polizei-Vorschriften in den einzelneu Fällen von der 
Baupolizei-Behörde getroffenen besonderen Anordnungen zuwiderhandelt. 

$. 133. (Uebertretungen in Bezug auf besondere Gewerbe und Erwerbszweige.) Wer 
ohne Erlaubniss der zuständigen Behörde das Gewerbe eines Auswanderungs-Unterneh- 
mers oder Auswanderungs-Agenten betreibt, 

wer, ohne das Recht der Anwaltschaft zu besitzen, die Vertretung fremder Personen 

in gerichtlichen Streitsachen zu seinem Gewerbe macht, | 

wird an Geld bis zu 50 Thalern bestraft. 

$. 134. Wer ausser den in dem Polizei-St.-G.-B. oder in anderen Gesetzen vorge- 
sehenen Fällen den Verordnungen zuwiderhandelt, welche hinsichtlich des Betriebs der 
einer besonderen polizeilichen Genehmigung (Konzession, Approbation, Bestellung) be- 
dürftigen Gewerbe oder Erwerbszweige erlassen worden sind, wird, insofern nicht dis- 
ziplinäre Ahndung stattfindet, an Geld bis zu 50 Thalern oder mit Haft bis zu vier Wochen 
bestraft. 

$. 134a. Wer den ortspolizeilichen Vorschriften zur Regulirung des Betriebs der in 
$. 37 der Gewerbe-Ordnung bezeichneten Gewerbe, sowie der öffentlichen Fähren, oder 
den Verordnungen über die Buchführung und die Kontrole des Geschäfts-Betriebes der 
in $. 38 der Gewerbe-Ordn. erwähnten Gewerbetreibenden zuwiderhandelt, wird an Geld 
bis zu 50 Thalern bestraft. 

$. 134b. Bäcker, Verkäufer von Backwaaren und Gastwirthe werden, 

1. wenn sie in den $$. 73, 74, 75 der Gew.-Ordn. der Ortspolizei-Behörde vorbehaltenen 
Anordnungen zuwiderhandeln, an Geld bis zu zehn Thalern, 

2. wenn sie die gemäss einer solchen Anordnung bekannt gemachten Preise überschrei- 
ten, an Geld bis zu 20 Thalern bestraft. 

$. 136. (Uebertretungen der Vermiether von Schlafstellen) Wer sich mit dem Ver- 
miethen von Schlafstellen an Dienstboten, Arbeitsgehilfen und Lehrlinge befasst und da- 
bei den zur Ueberwachung dieses Geschäfts-Betriebes erlassenen ortspolizeilichen An- 
ordnungen zuwiderhandelt, wird an Geld bis zu 25 Gulden oder mit Haft bis zu acht 
Tagen bestraft. 

$.142. (Ueberfretungen der Hausirer.) Eine Geldstrafe bis zu 50 Gulden verwirkt, wer 
mit Waaren hausirt, deren An- und Verkauf im Umherziehen verboten ist. 

$. 143. (Uebertretungen feldpolizeilicher Vorschriften.) An Geld bis zu 20 Thalern 
oder mit Haft bis zu 14 Tagen wird bestraft: 

1. wer den bezirks- oder ortspolizeilichen Vorschriften über das Einsperren der Tauben 
zur Saat- und Erntezeit, 

2. wer den Verordnungen gegen das Fangen, Tödten oder Feilhalten von Singvögeln 
oder von anderen Raupen vertilgenden Vögeln und gegen das Ausnehmen oder Zer- 
stören der Nester derselben zuwiderhandelt. 

$. 144. Einfache (nicht erschwerte) Entdeckungen von noch nicht eingebrachten 
Feld- und Garten-Früchten, deren Werth den Betrag von einem Gulden nicht übersteigt, 
werden nicht als Diebstähle,, sondern als Feldfrevel mit Geld von 15 Kreuzern bis zu 
25 Gulden oder Haft bis zu acht Tagen bestraft. 

Diese Bestimmung findet aber keine Anwendung, wenn die Entwendung von einem 
aufgestellten Feldhüter verübt wurde, oder der Thäter innerhalb der letzten zwölf Mo- 
nate bereits zweimal wegen Feldfrevels bestraft wurde, oder mehrere, in kurzen Zwischen- 
räumen von nicht über vier Wochen verübte Feldfrevel, deren Werth im Ganzen den Be- 
trag von 1 Gulden übersteigt, als Gegenstand des nämlichen Straferkenntnisses zusam- 
mentreffen. 

"© 8.157. (Vebertretungen in Bezug auf Eisenbahnen.) Wer den zum Schutz der Eisen- 
bahnen und des Eisenbahn-Betriebs erlassenen Verordnungen zuwiderhandelt, 
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wer die Verordnungen hinsichtlich der Aufrechterhaltung der Ordnung in den Bahn- 


hofgebieten oder während der Eisenbahnfahrten verletzt, verwirkt Geldstrafe bis zu zehn 
Thalern. 


IV, 
Y 


VI. 


In den $$. 114, 115, 120—124 u. 129 wird das Strafmass auf Geldstrafe bis zu 20 Tha- 
lern oder Haft bis zu 14 Tagen bestimmt. 
Im Uebrigen tritt überall, wo in dem Polizei-St.-G.-B. Gefängniss angedroht ist, Haft 
von gleicher Dauer an dessen Stelle, wobei Schärfungen nicht mehr zulässig sind. 
Ferner wird der Höchstbetrag der in dem Polizei-St.-G.-B. angedrohten Geld- 
strafen überall, mit Ausnahme des $. 135, auf 50 Thaler ermässigt. 
Die zum Vollzug des Reichs-St.-G.-B. erforderlichen polizeilichen Anordnungen wer- 
den erlassen: 
a. für Fälle der $$. 286, 360, Ziffer 2, 12 u. 14, $$. 367, Ziffer 1—9 u. 15, $. 368, Ziffer 2, 
$. 369, Ziffer2 durch Verordnungen; — b. für Fälle der $$. 365, 366, Ziffer 1 durch 
Verordnungen oder auf Grund derselben durch bezirks- oder ortspolizeiliche Vor- 
schriften ; — c. für Fälle der $$. 368, Ziffer 3, 4, 8, 369, Ziffer 3 durch Verordnungen, 
bezirks- oder ortspolizeiliche Vorschriften; — d. für Fälle der $$. 361, Ziffer 6, 367, 
Ziffer 12, 14, 368, Ziffer 1 durch ortspolizeiliche Vorschriften ; — e. für Fälle des $. 366, 
Ziffer 10, hinsichtlich der Landstrassen durch Verordnungen, im Uebrigen durch be- 
zirks- oder ortspolizeiliche Vorschriften; — f. für Fälle der $$. 327, 328 durch Ver- 
ordnungen und nach Massgabe derselben in den einzelnen Fällen durch besondere 
Verfügungen der Polizei-Behörden. 


Art. 4. 1. Das Pressgesetz v. 2. April 1868 (Reg.-Bl., Nr. 23) erleidet folgende 
Abänderungen : !) 


. Von dem Gesetze v. 21. Nov. 1867 (Reg.-Bl., Nr. 54) über das Vereins- und Ver- 


sammlungsrecht erleidet $. 13 folgende Abänderungen : 

a.Die in Abs. 1 enthaltenen Worte: »als Polizei-Uebertretungen« werden gestrichen. 
— b. die in Abs. 1u. 2 den einfachen Theilnehmern gedrohten Strafen werden auf 
Geldstrafe bis zu 50 Thalern und Haft bis zu vier Wochen bestimmt. 


Art. 5. Die strafrechtlichen Vorschriften der Forstgesetze v. 15. Nov. 1833 


(R.-Bl., 1834, Nr. 2) und v. 6. März 1845 ıR.-Bl. Nr. 6) erleiden folgende Abänderungen: 
1. Die $$. 145, 146, 151, 156, 157 und 165 werden aufgehoben, und im Eingange des 


I.2. 
3. 


p 


$. 170 das Wort vierzehn durch »zwölf« ersetzt. 

In $. 137 a. sowie in den $$. 138, 142, 143, 144 und 154a. tritt an die Stelle des Ge- 
fängnisses Haft; 

In $. 137 b. sowie in den $$. 168, 169a, 169b u. 188 tritt an die Stelle der Ausdrücke 
Amts-Gefängniss, Kreis-Gefängniss und Arbeitshaus überall»Gefängniss« mit der 
Massgabe, dass dasselbe in Fällen, welche seither nur mit Amts-Gefängniss bedroht 
waren, die Dauer von acht Wochen nicht übersteigen kann. 


. Der $. 176 lautet künftig wie folgt. 


»Die Uebertretung der Vorschriften wegen Abwendung der Feuersgefahr ($$. 60 bis 
67) wird mit Geldstrafe bis zu 20 Thalern oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen, die 
Uebertretung der Vorschriften wegen des Bauens in der Nähe von Waldungen, be- 
ziehungsweise der Errichtung von Werkstätten und Holzniederlagen in solchen Ge- 
bäuden ($$. 57 bis 59) mit Geldstrafe bis zu 50 Thalern oder mit Haft bestraft, vorbe- 
haltlich des Ersatzes wegen Schadens und der Niederreissung des unbefugt Errichteten. 

Die Uebertretung anderer forstpolizeilicher Vorschriften, hinsichtlich welcher im 
Forstgesetze oder in anderen Strafgesetzen eine besondere Strafe nicht festgesetzt ist, 
hat eine solche von 15 Kreuzern bis zu 4 Gulden zur Folge.« 


. In $. 177 und im dritten Absatze des $. 178 wird der Höchstbetrag einer Geldstrafe 


von 100 Gulden auf 50 Thaler ermässigt. 


. Endlich wird eingeschoben folgender neue: 


8.178. a. Auf Grund der 8. 176, Abs. 1, 177 u. 178, Abs. 2 u. 3 erkannte Geld- 
strafen können im Falle der Unbeibringlichkeit nicht in Arbeit verwandelt werden. 
Für die Umwandlung derselben in Haft Oder Gefängniss sind die $$. 28 und 29 des 
Deutschen St.-G.-B. massgebend. 


Art. 6. 1. Von dem Jagdges. v. 2. Dez. 1850 (Reg.-Bl., Nr. 58) treten ausser 
Wirksamkeit die &$. 22—24, während 8. 18 folgende Fassung erhält: 
»Wer anderes Wild in dieser Zeitperiode erlegt, verfällt in eine Geldstrafe von 5 
bis 20 Gulden ; wer solches zum Verkauf bringt, in eine Geldstrafe bis zu 10 Gulden. 
Die Brut von Fasanen, Wald- und Feldhühnern oder Wachteln auszunehmen, ist 
untersagt.« 


. Von dem Fischerei-Ges. v. 7. März 1870 (Ges.-Bl., Nr. 18) tritt ausser Wirksam- 


1) Erledigt durch das Reichs-Pressgesetz v. 7. Mai 1974. 


l) 
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Vi. 


keit Art. 13, während in Art. 14 der Höchstbetrag der Geldstrafe von 100 Gulden auf 


50 Thlr. ermässigt wird, und an die Stelle des Gefängnisses Haft von gleicher Dauer tritt. 


Art. 7. 1. Die Strafbestimmung in $. 5 der zum Vollzuge des $. 111 der Gemeinde- 
Ordnung ergangenen Verordnung v. 22. Jan. 1833 (Reg.-Bl., Nr. 6) über den Ver- 
kauf von Bürgerholzgaben wird mit der Beschränkung aufrecht erhalten, dass 
die Geldstrafe den Betrag von 50 Thalern nicht übersteigen darf. 


. In den $$. 8 u. 19 des Ges. v. 5. Mai 1870 (Ges.-Bl., Nr. 32) über die öffentliche Ar- 


menpflege tritt an die Stelle des Gefängnisses Haft von gleicher Dauer, wobei 
Schärfungen nicht zulässig sind. 


. In Art. 8 des Ges. v. 20. April 1854 (Reg.-Bl., Nr. 21) über die Sicherung der 


ee Gewann- und Eigenthums-Grenzen fällt der Schlusssatz 
inweg. 


. In $. 31 des Ges. v. 13. Febr. 1851 (Reg.-Bl., Nr. 15) über Bewässerungs- und 


Entwässerungs-Anlagen wird der Höchstbetrag der Geldstrafe auf 50 Thaler 
ermässigt, während $. 34 dieses Gesetzes wegfällt. 


. Von dem Ges. v. 30. Juli 1840 (Reg.-Bl., Nr..28) über die Versicherung von 


Fahrnissen gegen Feuersgefahr werden gestrichen: 

a. in $. 15, Abs. 1 der Schluss, lautend: »und es kann demselben zugleich die Agent- 
schaft entzogen werden; im ersten Rückfall muss dies geschehen«; — b. in $. 16, 
Abs. 2 die Worte: »in der Art, dass eine Summe von 1 bis 4 Gulden je für 24 Stunden 
Gefängniss-Strafe gerechnet wird.« | 

Art. 21 der Badischen Mass- und Gewichts-Ordnung v. 24. Nov. 1869 (Ges.- 
Bl., Nr. 32) ist aufgehoben. 


Art. 8. I. In dem Ges. v. 20. Febr. 1868 (Reg.-Bl., Nr. 18) über die Rechts- 


Verhältnisse der Studirenden an den beiden Landes-Universitäten erhält 
$. 4 folgende Fassung: 
»Mit Schlägern vollzogene Zweikämpfe von Studirenden werden, soweit sie nicht 
unter Th. II., Abschn. XV. des Reichs-St.-G.-B. fallen, mit Haftstrafe bestraft.« 


. Zugleich werden die Vorschriften der $$. 3 bis 5 dieses Gesetzes auch auf die Studi- 


renden der polytechnischen Schule zu Karlsruhe ausgedehnt. 


Art. 9. 1. In Art. 35 des Kapital-Steuerges. v. 7. April 1860 (Reg.-Bl., Nr. 
19) wird die Verjährungsfrist von fünf Jahren auf drei Jahre herabgesetzt. 


. Das Ges. v. 28. März 1844 (Reg. -Bl., Nr. 7) über Verwandlung unbeibring- 


licher Steuerstrafen in Freiheits-Strafen wird aufgehoben. 


„Zu $. 150 des Vereins-Zollges. v. 1869 (Bad. Ges.-Bl., Nr. 17) wird ergänzend 


bestimmt, dass als Freiheitsstrafe überall Gefängniss-Strafe zu erkennen ist. 


. An die Stelle des hiermit vollständig aufgehobenen Badischen Zoll-Stra fges. 


v. 3. August 1837 (Reg.-Bl., Nr. 30) treten überall, insbesondere auch bezüglich der 
Defraudation von Uebergangssteuern (Art. 2 des Biersteuer-Ges. v. 23. Dezbr. 1850, 
Reg.-Bl., Nr. 60, und Art. 16 des Branntweinsteuer-G@es. v. 26. März 1852 (Reg.-Bl., 
Nr. 12) die strafrechtlichen Vorschriften ($8. 134 bis 165) des Vereins-Zollges., 


mit der näheren Bestimmung, dass die Defraudation der Uebergangssteuern, vorbe- 


haltlich eines dem Angeschuldigten zustehenden Entlastungs-Nachweises nach Mass- 
gabe von $. 137, Abs. 2 des Vereins-Zollgesetzes, als (nach $. 136) vollbracht ange- 
nommen wird, wenn die abgabepflichtigen Gegenstände entweder: 

a. an den bestimmten Anmelde-, beziehungsweise Hebestellen gar nicht oder in zu ge- 
tinger Menge oder in einer Beschaffenheit, welche eine geringere Abgabe begründet 
haben würde, angemeldet, oder b. auf anderen als den. erlaubten Strassen betreten 
werden. 


Art. 10. Von dem Ges. v. 20. Febr. 1868 (Reg.-Bl., Nr. 14) über das Verfahren 


gegen ungehorsame Wehrpflichtige treten ausser Wirksamkeit die $$. 1, 2 u. 7. 


Die $$. 3 bis 6, 8 u. 9 dieses Gesetzes finden künftig bei Straffällen der $$. 140 u. 143 


des Reichs-St.-G.-B. mit der Massgabe Anwendung, dass mit dem Vollzuge der nach 
$. 140, Abs. 2 zu verfügenden Vermögens-Beschlagnahme das Amtsgericht zu beauftra- 
gen ist. 


Art. 11. I. Den Staats-Behörden bleibt, soweit nicht besondere Gesetze ander- 
weitige Bestimmungen enthalten, das Recht, gegen die ihnen untergebenen öffent- 
lichen Diener wegen dienstwidrigen Verhaltens im Wege der Dienstpolizei Diszipli - 
nar-Strafen auszusprechen. Als solche sind allgemein zulässig Geldstrafen bis 
zum Betrage von 100 Gulden, und bei ohne Staatsdiener -Eigenschaft Angestellten 
auch Arrest bis zu 8 Tagen. . 

Als Disziplinar-Vorschriften sind auch die in Art. 3 des Ges. v. 6. April 1854 (Reg.- 
Bl., Nr. 20 über die Untheilbarkeit von Liegenschaften enthaltenen Bestimmungen 
zu betrachten. 
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Il. Wird ein Staatsdiener wegen eines Verbrechens oder wegen eines Vergehens, bei 


V 


welchem das Reichs-St.-G.-B. die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte zulässt, 
überhaupt zu einer Freiheitsstrafe oder wegen eines sonstigen Vergehens zu einer 
Freiheitsstrafe von mindestens 6 Monaten verurtheilt, so kann derselbe im Disziplinar- 
wege entlassen oder auf eine geringere Stelle versetzt werden. Pensionirten Beamten 
kann in solchen Fällen der Ruhegehalt entzogen oder gemindert werden. 
In $. 24 der Gemeinde-Ordnung (neueste Fassung v. 1870) fällt die Bestimmung unter 
Ziffer 2, und unter Ziffer 3 das Wort »bürgerlichen« hinweg. 

Art. 12. 1. Die bisherigen Gesetze über die Einführung der Einzelhaftinden 
Strafanstalten, nämlich: 
a. v. 6. März 1845 bezüglich des Männer-Zuchthauses, — b. v. 12. Okt. 1863 (Reg.- 
Bl., Nr. 42) bezüglich des Männer-Arbeitshauses, und — c. v. 13. Juli 1866 (Reg.- 
Bl., Nr. 41) bezüglich der Weiber-Strafanstalt, 
treten, vorbehaltlich der Uebergangs-Bestimmung in Art. 31 dieses Gesetzes, ausser 
Wirksamkeit. 


. Zuchthausstrafen werden während der ersten drei Jahre regelmässig in Einzel- 


haft vollzogen. Dieselbe findet jedoch keine Anwendung bei Personen, welche nach 
a besonderen körperlichen oder geistigen Zustande als nicht dafür geeignet er- 
scheinen. 

Ferner können Sträflinge, welche bereits mindestens ein Jahr Einzelhaft erstanden 
haben, und deren Beisammensein mit Anderen nach ihrem Betragen und ihren Eigen- 
schaften für unnachtheilig gehalten wird, durch Anordnung der obersten Justiz-Auf- 
sichts-Behörde auf Wohlverhalten in widerruflicher Weise in Gemeinschaftshaft ver- 
setzt werden. 


. Diese Bestimmungen finden im Allgemeinen auch auf den Vollzug von Gefängniss- 


Strafen Anwendung, soweit die vorhandenen Räumlichkeiten die Durchführung der 
Einzelhaft ermöglichen. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, dass mindestens das 
erste Strafjahr in Einzelhaft vollzogen wird. 

Bei jugendlichen Sträflingen soll aber, so lange dieselben das achtzehnte Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben, die Einzelhaft in der Regel nicht länger als drei Mo- 
nate dauern. Mit Genehmigung der obersten Justiz-Behörde kann dieselbe übrigens 
bei solchen Sträflingen aus besonderen Gründen bis auf die Dauer von sechs Monaten 
erstreckt werden. 


‚ Bei allen Freiheitsstrafen wird die Strafzeit von dem Eintritt in die Strafan- 


stalt an gerechnet. 

Wird während des Vollzugs einer Freiheitsstrafe wegen körperlicher oder geistiger 
Krankheit eines Sträflings dessen Versetzung in eine öffentliche Heilanstalt nothwen- 
dig, so ist die in derselben zugebrachte Zeit in die Strafdauer einzurechnen. 

Ebendasselbe gilt von der Zeit der gerichtlichen Haft, welche ein während des 
Strafvollzugs auf gerichtliche Anordnung aus der Strafanstalt abgeführter Sträfling 
zu erstehen hat. 


. Als Disziplinar-Strafen sind in den Strafanstalten zulässig: 


a. in allen Strafanstalten: 1. Entziehung oder Beschränkung hausordnungsmässiger 
Vergünstigungen; 2. einsame Einsperrung bis zur Dauer von einem Monate; — b. in 
den Zuchthaus- und Gefängniss-Anstalten ausserdem: 3. Entziehung der Lagerstätte, 
ununterbrochen nicht länger als drei Nächte; 4. Hungerkost (Brod oder Suppe und 
Wasser), nach einander nicht länger als sieben Tage je um den andern Tag und nicht 
wiederholt vor Ablauf einer Zwischenzeit von wenigstens sieben Tagen; 5. Dunkel- 
Arrest (einsame Einsperrung in finstrer Zelle), ununterbrochen nicht länger als drei 
Tage und nicht wiederholt in einer Zwischenzeit von wenigstens drei Tagen; — c. im 
Zuchthause endlich auch noch: : 6. Anwendung des Strafstuhls, jedoch nicht über sechs 
Stunden täglich und nicht länger als drei Tage nach einander. 


. Weitere Vorschriften über den Vollzug der Freiheitsstrafen, die Hausordnung der 


Strafanstalten und das Disziplinar-Verfahren in denselben, sowie den von den Sträf- 
lingen zu leistenden Kostenersatz werden im Verordnungswege erlassen. 

Art. 13. I. Das Ges. v. 30. Juli 1840 (Reg.-Bl., Nr. 28) über die polizeiliche 
Verwahrungs-Anstalt tritt vorbehaltlich der in Art. 31 dieses Gesetzes enthal- 
tenen Uebergangs-Bestimmungen, ausser Wirksamkeit. 


. Die auf Grund von $. 362, Abs. 2 des Reichs-St.-G.-B. in ein polizeiliches Ar- 


beitshaus verbrachten Personen müssen auch vor Ablauf der von der Landespoli- 
zei-Behörde bestimmten Zeit aus ihrer Verwahrung entlassen werden, wenn ihnen ein 
ihren Unterhalt sicherndes Vermögen anfällt, oder in anderer Weise Sicherheit vor- 
liest, dass nach der Entlassung die Gründe nicht mehr eintreten werden, welche die 
frühere Verbringung in die Anstalt rechtfertigten. Ausserdem kann die Entlassung 
jeder Zeit von dem Ministerium des Innern verfügt werden. 
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Ill. Als Disziplinar-Strafen sind auch in dem polizeilichen Arbeitshause die Art. 12, Abs. V. 
dieses Ges. unter Ziff. 1—4 bezeichneten zulässig. 

IV. Die Kosten der Verpflegung in der Anstalt in dem durch Verordnung festzusetzenden 
Betrage hat zur Hälfte der zur Armen-Unterstützung verpflichtete Armenverband zu 
tragen. | 

V. ae Vorschriften über die Einrichtung des Arbeitshauses und über die Verwen- 
dung bestrafter Personen zu gemeinnützigen Arbeiten in den Fällen des $. 362, Abs. 2 
des Reichs-St.-G.-B. werden im Verordnungswege erlassen. | 

Art. 14. 1. Das Ges. v. 6. März 1845 (Reg.-Bl., Nr. 15) über die privatrecht- 
lichen Folgen der Verbrechen bleibt mit der Abänderung in Geltung, dass in 
$. 13 die Worte: »sowie der Gehilfe beim Selbstmord« gestrichen werden, und dass 
$. 19 folgende Fassung erhält: 

»Die Verurtheilung eines Ehegatten zur Todesstrafe oder zu einer mit Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrechte verbundenen Zuchthausstrafe oder zu einer fünf Jahre 
übersteigenden Freiheitsstrafe begründet für den anderen Ehegatten die Klage auf 

Scheidung (Landrechtssatz 232).« | 

Il. Die Verurtheilung eines Elterntheiles wegen Verübung einer der in den $$. 173 bis 
182 des Reichs-St.-G.-B. bezeichneten strafbaren Handlungen in Bezug auf ein eigenes 
Kind hat das Erlöschen der dem Verurtheilten durch die Art. 148—153, 371—374 und 
382 des Bad. Zivil-Gesetzb. (Landrechts) eingeräumten Rechte und Befugnisse über 
die Person und Güter des Kindes von rechtswegen zur Folge. 

I. In $. 2 der Beil. I zur Strafprozess-Ordn. wird Ziffer 4 aufgehoben. | 

IV. Die von den Folgen der Verurtheilung zu einer peinlichen Strafe, oder zu einer Ar- 
beitshausstrafe oder zur Dienstentlassung handelnden Bestimmungen : 
a. in $. 11, Ziff. 1 u. 2 der Gemeinde-Ordn. (neue Fassung v. 1870); — b. in $. 26, 
Ziff. 1 u. 2 des Armenges. v. 5. Mai 1870 (Ges.-Bl., Nr. 32); — ce. in $. 21, Abs. 3 des 
Stiftungsges. v. 5. Mai 1870 (Ges.-Bl., Nr. 33) — fallen weg. 

V. Von dem Ges. v. 5. Mai 1870 (Ges.-Bl., Nr. 32) über das Aufenthaltsrecht sind 
aufgehoben: $. 1, Abs. 1, Ziff. 2 u. 3 u. Abs. 2, ferner $. 2, Abs. 1 und $. 3, Abs. 4. 
VI. Die Wirkungen, welche in $. 12, Abs. 1, sowie in $. 21, Ziff. 3 u. 4 des Bürger- 
rechts-Ges. (neueste Fassung v. 1870) der Verurtheilung zu einer peinlichen Strafe, 
zu einer Arbeitshausstrafe von wenigstens sechs Monaten oder zur Dienstentlassung 
beigelegt sind, treten statt in diesen Fällen bei Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 

rechte für die ausgesprochene Dauer derselben ein. 

VII. Die Verurtheilung zur Zuchthausstrafe hat die dauernde Unfähigkeit zur Be- 
kleidung eines Kirchen-Amtes von rechtswegen zur Folge. 

Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter bewirkt den dauernden Verlust des bekleideten Kirchenamtes 
und die Unfähigkeit, während der im Urtheil bestimmten Zeit ein Kirchenamt zu er- 
langen. 

Die Strafe des Verlustes der bekleideten Öffentlichen Aemter erstreckt sich auch auf 
Kirchenämter und kann auch gegen Angeklagte erkannt werden, welche nur ein Kirchen- 
amt bekleiden. 

Art. 27.*) Dieses Gesetz tritt für das Grossherzogthum Baden gleichzeitig mit dem 
St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich und dem dazu gehörigen Reichs-Einf.-Ges. v. 31. Mai 1870, 
somit v. 1. Jan. 1872 an in Wirksamkeit. 

Art. 28. Wäre bei Aburtheilung einer vor dem 1. Jan. 1872 verübten strafbaren 
Handlung mit Rücksicht auf $. 2, Abs. 2 des Reichs-St.-G.-B. unter Anwendung des seit- 
herigen Bad. Strafrechts auf Arbeitshausstrafe zu erkennen, so tritt an deren Stelle 
Gefängniss-Strafe von gleicher Dauer, jedoch nicht über fünf Jahre. 

Art. 30. Vor dem 1. Jan. 1872 erkannte Strafen werden im Allgemeinen nach 
Massgabe der bisherigen Gesetze vollzogen ; jedoch fallen etwa erkannte Schärfungen von 
Freiheitsstrafen von diesem Zeitpunkte an weg. 

Ferner kann bei Zucht- und Arbeitshaus-Strafen die Einzelhaft über die Dauer von 
3 Jahren hinaus nur mit Zustimmung des Sträflings fortgesetzt werden. 

Endlich finden die Vorschriften der'$$. 23—26 des Reichs-St.-G.-B. über vorläufige 
Entlassung von Strafgefangenen auch auf früher erkannte Zucht- und Arbeitshaus-Strafen 
Anwendung. 

Art. 31. Personen, welche sich auf Grund des Ges. v. 30. Juli 1840 (Reg.-Bl., Nr. 28) 
in der polizeilichen Verwahrungs-Anstalt befinden, sind aus derselben zu ent- 
lassen, wenn die in jenem Gesetze bestimmten Voraussetzungen der Entlassung eintreten; 


*) Die fehlenden Art. 15—26 betreffen Abänderung der Bestimmungen für das Straf- 
verfahren. 
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jedenfalls aber sobald die Verwahrung mindestens 2 Jahre gedauert hat. Sie können 
aber auch bis zum Eintritt jener Voraussetzungen oder bis zur Erreichuug dieser Frist 
in das zu errichtende polizeiliche Arbeitshaus verbracht werden. 


Art. 32. Soweitessich um Folgen vor dem 1. Jan. 1872 erkannter Stra- 
fen handelt, bleiben die bisherigen Gesetzes-Vorschriften auch fernerhin massgebend. 

Jedoch erlischt bei zu Zuchthaus-Strafen verurtheilten Personen der (nach $. 17 Bad. 
St.-G.-B.) eingetretene dauernde Verlust der staats- und gemeindebürgerlichen Rechte der 
Wahl und der Wählbarkeit, sowie der Fähigkeit bei Öffentlichen Beurkundungen als 
Zeuge mitzuwirken, Vormundschaften und Pflegschaften zu führen und Ehrentitel, Wür- 
den und Orden und andere Ehrenzeichen zu erwerben, mit Ablauf von 10 Jahren von dem 
Zeitpunkte an gerechnet, da die Zuchthaus-Strafe verbüsst, verjährt oder erlassen ist. 

Auf Grund von $. 508 des Bad. St.-G.-B. erfolgte Aussprüche der Unfähigkeit zum 
Eid und zum gerichtlichen Zeugnisse haben nur noch die in $. 161 des Reichs-St.-G.-B. 
bezeichneten Wirkungen. 

Art. 33. Vor dem 1. Jan. 1872 erfolgte Verurtheilung zu Stellung unter poli- 
zeiliche Aufsicht, sowie auch gegen Angehörige eines andern Deutschen Staates 
gerichtlich ausgesprochene Landesverweisungen haben nur noch die in den $. 38 
u. 39 des Reichs-St.-G.-B. bezeichneten Wirkungen. Bei der ersteren darf übrigens die 
wirkliche Stellung unter Polizei-Aufsicht durch die Polizei-Behörde höchstens für die in 
dem Urtheile bezeichnete Zeitdauer erfolgen.« 


Zur weiteren Ausführung sind ergangen: 
aa. Landesherrliche Verordnung, den Vollzug der Freiheitsstrafen betr. Vom 23. Dezbr. 
1871. (Ges.- u. Verordn.-Bl., S. 483 ff.) 
bb. nal den Vollzug der Freiheitsstrafen betr. Vom 27. Dezbr. 1872. (a. a. O., 
. 490.) 
cc. Verordnung, die vorläufige Entlassung von Strafgefangenen betr. Vom 29. Dezbr. 1871. 
(a. a. O., S. 491 ff.) 
dd. SecEUnuus. die Stellung unter Polizei-Aufsicht betr. Vom 14. Dezbr. 1871. (a. a. O., 
. 497 fl.) 
ee. Bekanntmachung, das Badische Polizei-St.-G.-B. betr. Vom 27. Dezbr. 1871. a. a. O., 
S. 527 fl.) Mit Anlage: Amtl. Zusammenstellung der in Geltung bleibenden Bestim- 
mungen des Badischen Polizei-St.-G.-B. mit den aus Art. 3 des Ges. v. 23. Dezbr. 1871 
sich ergebenden Aenderungen. 
ff. Bekanntmachung, den Vollzug der Einführung des Deutschen Reichs-St.-G.-B. im 
Grossh. Baden betr. Vom 23. Dezbr. 1871. (a. a. O. 1872, 8. 1.) 
Bezieht sich auf Aufhebung des $. 9 Instrukt. f. Amtsger. v. 30. Aug. 1864 u. $. 31, 
Abs. 2 der Dienstvorschrift f. d. Staats-Anwaltschaften v. 17. Aug. 1864. 
gg. Verordnung, Ausübung der den Polizei-Behörden durch das Reichs-St.-G.-B. vorbe- 
haltenen Zuständigkeiten betr. Vom 29. Dezbr. 1871. (a. a. O., S. 2.) 
hh. Landesh. Verordn., strafgerichtliche Verfolgung öffentl. Beamten wegen dienstlicher 
Handlungen betr. Vom 22. Febr. 1872. (a. a. O., S. 125 ff.) 

ii. Verordnung, Vollzug des Reichs-St.-G.-B. betr. Vom 30. Dezbr. 1871. (a. a. O., S. 3.) 
Bezieht sich auf fernere Geltung verschiedener Paragr. des Bad. Pol.-St.-G.-B. und 
Verbot mehrerer dem Gebiete des Pol.-Strafrechts angehörender strafb. Handlungen. 

kk. Verordnung, Verfahren in Forststrafsachen betr. Vom 11. Jan. 1872. (a.a. O., S. 73.) 

Il. Verordnung, einige Abänderungen der Dienst-Anweisung für Gerichts-Aerzte v. 13. Juli 

1864 betr. Vom 20. Jan. 1872. (a. a. O., S. 75.) 

mm.Verordnung, Verfahren in Polizei-Strafsachen betr. Vom 16. Jan. 1872. (a. a. O., 8. 78. 
Bezieht sich auf Aufhebung der $$. 2—4. Verordn. v. 2. Mai 1867 betr. 

nn. Be dnung) das Verfahren in Finanz-Strafsachen betr. Vom 26. Jan. 1872. (a. a. O., 

. 78.) 
Bezieht sich auf Abänderung der Art. 2 u. 40 der Verordn. v. 22. Septbr. 

00. Verordnung, Verwendung von Giften betr. Vom 13. April 1872. (a. a. O., S. 226.) 

pp. Verordnung, Handhabung der Baupolizei betr. Vom 18. April 1872. (a. a. O., 8. 227.) 

qq. Verordnung, Unterbringung poliz. bestrafter Personen im Arbeitshause betr. Vom 

4. Mai 1872. (a. a. O., 8. 230 ff.) 
rr. Verordnung, Vollzug der Gefängniss-Strafen betr. Vom 8. Juli 1872. (a. a. O., 8. 298.) 
ss. Verordnung, den Vollzug der Freiheitsstrafen betr. Vom 19. Juli 1872. (a. a. O., 8. 
303 fl.) 
tt. Verordnung, Ausführung der über Entziehung von Orden und Ehrenzeichen bestehen- 
den Vorschriften betr. Vom 16. Nov. 1872. (a. a. O., 8. 362.) 
uu. Verordnung, Kosten des Verhafts in den Kreis- und Amts-Gefängnissen betr. Vom 23. 
Jan. 1873. (Ges.- und Verordn.-Bl. f. 1873, 8. 11.) 
Betrifft Aufhebung v. $. 6d. L. V. v. 23. Dezbr. 1871. 
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g. Württemberg. 
Zur Einführung erging das 


aa. Gesetz, betr. die Abänderung des Landesstrafrechts und der Strafprozess-Ord- 
nung bei Einführung des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich. Vom 26. Dezbr. 
1871. (Reg.-Bl., S. 337.))) h : 
Karl, v. G. G. König v. Württemberg. Nach u. $. w. verfügen Wir, wie folgt: 
Strafrechtliche Bestimmungen. Ka 

Art. 1. Mit dem 1. Jan. 1872 treten folgende Gesetze, auch, insoweit sie Materien 
betreffen, welche nicht Gegenstand des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich sind, 
ausser Wirksamkeit: 

das Strafgesetzb. v. 1. März 1839, einschliesslich des Einführungs-Ges. zu demsel- 
ben vom gleichen Tage ; — das Ges. v. 2. Oktbr. 1845, in Betr. der gerichtlichen Bestrafung 
derjenigen, welche den Transport auf Eisenbahnen gefährden; — das Ges. v. 13. August 
1849 , betr. Abänderung einiger Bestimmungen des Strafgesetzb. und der Strafprozess- 
Ordn.; — das Ges. v. 17. Juni 1853 über Wiedereinführung der Todesstrafe und der Strafe 
der körperlichen Züchtigung; — das Ges. v. 14. April 1855, betr. einige Aenderungen 
hinsichtlich des Masses und des Vollzugs der Freiheitsstrafen; — das Ges. v. 19. Nov. 
1858, betr. Stellung unter polizeiliche Aufsicht nach erstandener Strafe; — das Ges. v. 
12. März 1868, betr. Abschaffung der körperlichen Züchtigung. ä 

Das noch nicht in Wirksamkeit getretene Ges. v. 15. Dezbr. 1865, betr. Einführung 
nn Zellenhaft für weibliche Zuchtpolizeihaus- und Arbeitshaus-Gefangene, wird aufge- 

oben. 
_ Art2. Istv.1. Jan. 1872 ab das ältere Recht als das mildere oder eine neben dem 
8t.-G.-B. f. d. Deutsche Reich in Kraft bleibende landesgesetzliche Strafvorschrift anzu- 
wenden, oder eine vor dem 1. Jan. 1872 rechtskräftig erkannte Strafe zu verwandeln, so 
ist nach den in den folgenden Artikeln enthaltenen Grundsätzen auf die Strafarten des 
neuen Rechts zu erkennen. 
. Art. 3. Gleich zu achten sind: 
die seitherige Zuchthausstrafe ‚sowie die seitherige Arbeitshausstrafe — der Zuchthaus- 
, Strafe des neuen Rechts; ER, 
die seitherige Kreis - Gefängniss- (und Zuchtpolizeihaus-)Strafe, sowie die seitherige 
Arrest- oder polizeiliche Gefängniss-Strafe, wofern die angedrohte Strafe mehr als sechs 
Wochen beträgt — der Gefängnisshausstrafe des neuen Rechts; Ä 
die seitherige Bezirks-Gefängniss-Strafe und bei einerDauer bis zu sechs Wochen die seit- 
herige Arrest- oder polizeiliche Gefängniss-Strafe — der Haft des neuen Rechts; 
die seitherige Festungs-Arreststrafe — der Festungshaft des neuen Rechts; 
die Seitherige Festungsstrafe ist für minder schwer als die Zuchthausstrafe des neuen 
Rechts und für schwerer als die Gefängniss-Strafe desselben zu achten. 
. Als gleichstehende Strafen sind ferner zu betrachten : ; 
die seitherigen Strafarten des Verlusts und der zeitlichen Entziehung der bürgerlichen 
Ehren- und der Dienstrechte und — Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte nach dem 
„ neuen Recht; 
die seitherige Dienstentlassung und — Unfähigkeit zur ' Bekleidung öffentlicher Aemter 
„ nach dem neuen Recht; | KR, 
die Stellung unter polizeiliche Aufsicht und die Landesverweisung nach dem bisherigen 
Recht und — die Zulässigkeit der Polizei-Aufsicht nach dem neuen Recht. 

Art. 4. Statt auf Festungsstrafe ist auf@efängniss-Strafe in gleicher Dauer, und ohne 
dass die Bestimmungen über das Höchstmass der Gefängniss-Strafe hierbei Anwendung 
finden, zu erkennen. £ DL 

Würde Zuchthaus-Strafe unter einem Jahr auszusprechen sein, so tritt Gefängniss- 
Strafe in der gleichen Dauer an ihre Stelle. 

In den Fällen der Absätze 1 u. 2 kann neben der Gefängniss-Strafe auf den Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. { 2 

Ist eine Strafart angedroht,, welche künftig nicht mehr zulässig und für welche unter 
den Strafarten des neuen Rechts ein Ersatz nicht vorhanden ist, so kommt die Strafdro- 
hung in Wegfall. 

Art. 5. Verfehlungen der Strafgefangenen gegen die Ordnung der Anstalt werden 


1) Vergl. die Motive, den I. und II. Kommissions-Ber. der Kammer der Abg. u. d. 
Justiz-Gesetzg.-Komm. der Kammer der Standesherren, in »Neue Justizgebung für das 
Kgr. Württemberg«. Bd. IV, S. 253 ff. Stuttgart 1872. — Ebenda, S. 439 und 440 sind 
mehrere interpretatorische Aeusserungen des Justiz-Minist. v. Mittnacht zu den Art. 1,2, 

‘4, 13, 15 aus der Sitzung der Abg.-Kammer v. 5. Dezbr. 1871 mitgetheilt. 
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von der oberaufsehenden Behörde, in leichteren Fällen von dem Vorsteher der Anstalt 
gerügt. 

Als Ordnungsstrafen kommen zur Anwendung: 

1. einsame Haft bis zu der Dauer von zwei Monaten; 
9. Schmälerung der Kost, je um den andern Tag, jedoch nicht länger als acht Tage; 
3. Dunkelhaft, ununterbrochen nicht länger als acht Tage. 

Gegen Zuchthaus-Gefangene kommt ausserdem Anlegung von Fesseln als Ordnungs- 
strafe zur Anwendung. 

Gegen die Gefangenen, welche eine Festungshaft zu erstehen haben, kann nur ein- 
same Haft und Schmälerung der Kost, gegen die Gefangenen in den Bezirks-Gefängnissen 
nur Schmälerung der Kost angewendet werden. 

Art. 6. Ein Nichtkaufmann wird wegen Betrugs bei dem Schuldenwesen mit Ge- 
fängniss bis zu zwei Jahren bestraft, wenn er in der Absicht, seine Gläubiger zu benach- 
theiligen, bei bevorstehendem oder ausgebrochenem Gante 

1. Vermögensstücke verheimlicht oder bei geite geschafft, oder 
‘3, Schulden oder Rechtsgeschäfte anerkannt oder aufgestellt hat, welche ganz oder theil- 
weise erdichtet sind. 

Art. 7. Mit Gefängniss bis zu einem Jahr wird bestraft, wer bei bevorstehendem 
oder ausgebrochenem Gante eines Nichtkaufmanns 

1, = Interesse Vermögensstücke desselben verheimlicht oder bei Seite geschafft 
at, oder 
3. in dessen Interesse oder, um sich oder einem Anderen Vermögensvortheil zu ver- 
schaffen , erdichtete Forderungen im eigenen Namen oder durch vorgeschobene Per- 
sonen geltend gemacht hat. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geldstrafe bis zu eintausend Tha- 
lern erkannt werden. 

Art. 8. Der Nichtkaufmann, welcher in Gant gerathen ist, wird, wenn das Gant- 
erkenntniss Rechtskraft erlangt hat, wegen fahrlässigen Schuldenmachens mit Gefängniss 
bis zu sechs Monaten bestraft, wenn er durch Aufwand, Spiel oder Differenzhandel mit 
Nearen oder Börsenpapieren übermässige Summen verbraucht hat oder schuldig gewor- 

en ist. 

Straflosigkeit tritt ein, wenn das Schuldenwesen durch einen Borg- oder Nachlass- 
Vergleich erledigt wird. 

Art. 9. Entwendung an ungehauenem Waldholze wird, sofern durch Fällung oder 
Beschädigung von Waldbäumen ein Schaden von mehr als dreissig Thalern verursacht 
ist, mit Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft. 

Ist der Schaden geringer, so wird die Entwendung nach den Forst-Strafgesetzen ab- 

erügt. 
; Art. 10. Die auf Grund des bisherigen Rechts erkannten Freiheitsstrafen, welche 
am 1. Jan. 1872 noch unvollzogen sind, werden in Gemässheit der für die entsprechende 
Strafart des neuen Rechts künftig geltenden Vorschriften zum Vollzug gebracht. Doch 
können zur Arbeits- oder Zuchthaus-Strafe Verurtheilte nur mit ihrer Zustimmung zu Ar- 
beiten ausserhalb der Anstalt verwendet werden. 

Rechtskräftig erkannte Strafschärfungen, welche am 1. Jan. 1572 noch nicht voll- 
zogen sind, werden dem Verurtheilten erlassen. 

Art. 11. Die in den $. 23 bis 26 des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich enthaltenen Be- 
stimmungen über die vorläufige Entlassung von Strafgefangenen können auf die in Ge- 
mässheit des bisherigen Rechts erkannten Strafen zur Anwendung gebracht werden. 

Art. 12. Die Bestimmungen des $. 39 des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich über die 
Wirkungen der Polizei-Aufsicht finden Anwendung auch auf diejenigen Personen, gegen 
welche nach Massgabe des bisherigen Rechts auf Stellung unter polizeiliche Aufsicht er- 
kannt worden ist, oder welche zur Zeit des Eintritts der Wirksamkeit des gegenwärtigen 
Gesetzes bereits unter polizeilicher Aufsicht stehen. 

Art. 13. Denjenigen Personen, welchen die bürgerlichen Ehren- und die Dienst- 
rechte durch ein nach bisherigem Recht ergangenes Urtheil entzogen worden sind, bleibt 
der in dem Art. 18 des Ges. v. 13. Aug. 1849 begründete Anspruch auf Wiedereinsetzung 
in die Rechte erhalten. 

Demzufolge werden die entzogenen bürgerlichen Ehren- {und Dienstrechte auf die 
Bitte des Verurtheilten wieder hergestellt, wenn dieselben durch rechtskräftiges Erkennt- 
niss weder ausdrücklich oder durch die erkannte Festungsstrafe entzogen worden sind 
und der Verurtheilte sich in den letzten vier Jahren nach Erstehung der Freiheitsstrafe 
oder, falls die Entziehung für sich allein erkannt wurde, nach eingetretener Rechtskraft 
des Erkenntnisses keiner im Strafgesetzbuch oder im Polizei-Strafgesetz verpönten, vor- 
sätzlichen , nicht blos mit Bezirks-Gefängniss (Haft) oder Geldstrafe zu ahndenden straf- 
baren Handlungen schuldig gemacht hat. Trat ein solcher Verlust in Folge der Arbeits- 
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oder Zuchthaus-Strafe ein, so ist bei ersterer der Ablauf von sieben, bei letzterer von zehn 
Jahren erforderlich. 
Ueber das Gesuch entscheidet das Gericht, welches erkannt hat, wenn ein Schwur- 
gerichtshof das Urtheil erlassen hat, die verstärkte Raths- und Anklage-Kammer des 
Sprengels. 
5 Art. 21. Gegenwärtiges Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1872 in Kraft. 
Urkundlich u. s. w.« 
Gegeben etc. 


Von weiteren vollziehenden Gesetzen und Verordnungen 1) sind hervorzuheben : 

bb. Gesetz v. 27. Dezbr. 1871, betr. Aenderungen des Polizei - Strafrechts bei Einführung 
des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich. 

cc. Verfügung des K. Just.-Minist. v. 28. Dezbr. 1871, betr. Vollziehung der Freiheits- 
strafen v. 1. Jan. 1872 ab. 

dd. Bekanntmachung d. K. Just.-Min. v. 16. Jan. 1872, betr. Einfluss d. Aenderungen in 
der Strafgesetzgebung auf Disziplinarsachen. 

ee. Verfügung der Min. d. Just. u. d. Inn. v. 16. Jan. 1872, betr. Vollzug der $$. 38 u. 39 
des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich über Polizei-Aufsicht. 

fi. Verfügung der Minist. d. Just. u. d. Inn. v. 17. Jan. 1872, betr. Massregeln der Auf- 
sicht und Fürsorge in Beziehung auf unvermögl. u. auf unter Polizei-Aufsicht ge- 
stellten Strafgefangenen unmittelbar vor und nach ihrer Entlassung aus der Strafanstalt. 

gg. Verfügung des Minist. d. Inn. v. 18. Jan. 1872, betr. Vollziehung des $. 56 des St.- 
G.-B. f. d. Deutsche Reich über die Unterbringung jugendl. Verbrecher in einer Erzie- 
hungs- u. Besserungs-Anstalt. 

hh. Verfügung des Minist. d. Inn. v. 19. Jan. 1872, betr. Vollzug des $. 362, Abs. 2 des 
St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich u. des Art. 11 des Ges. v. 27. Dezbr. 1871 (Einsper- 
rung in ein Arbeitshaus). 

ii. Verfügung der Minist. der Just. u. d. Inn. v. 19. Jan. 1872, betr. vorläufige Entlas- 
sung von Strafgefangenen. 

kk. Verfügung des Just.-Minist. v. 27. Jan. 1872, betr. Vollziehung gerichtl. Urtheile auf 
Verbringung jugendl. Angeschuldigten in eine Erziehungs- oder Besserungs-Anstalt 
($. 56, Abs. 2 des St.-G.-B.), sowie der nach $. 362, Abs. 2 des Gesetzb. erkannt. 
Ueberweisung Verurtheilter an die Landes-Polizeibehörde. 

Il. Bekanntmachung des Just.-Min. v. 27. Febr. 1872, betr. die in den $8. 95 u. 97 des 
St.-G.-B. bedrohten Vergehen. 

mm. Erlass des Minist. d. Innern v. 30. März 1872, betr. das Verhältniss der Polizei-Be- 
hörden zu den Gerichten und zu der Staatsanwaltschaft. 

nn. Bekanntmachung des Strafanstalten-Kollegiums v. 26. April 1872, betr. Einlieferung 
der zu zeitiger Zuchthausstrafe von mehr als fünf Jahren verurtheilten Männer. 

00. Verfüg. d. Just.-Min. v. 25. Juni 1872, betr. Aenderungen in den Vorschrift. über die 
Bildung der Dienstlisten der Geschworenen, Schöffen und Gerichtszeugen. 

pp. Verfüg. der Min. d. Just. u. d. Inn. v. 15. Oktbr. 1872, betr. Stellung unter Polizei- 
Aufsicht und Beschlussfassung über Unterbringung eines Verurtheilten in ein Arbeits- 
haus oder Verwendung desselben zu gemeinnützigen Arbeiten. 

qq. Verfüg. der Minist. d. Just. u. des Krieges v. 17. Febr.-1873, betr. den Vollzug mili- 
tärgerichtlich erkannter Freiheitsstrafen durch die bürgerl. Behörden. 

er. Verfüg. des Just.-Minist. v. 18. April 1873, betr. Vollzug der gegen jugendl. Per- 
sonen weibl. Geschlechts erkannten Freiheitsstrafen. 

ss. Verfüg. des Just.-Min. v. 9/11. Juli, betr. Vollziehung von Strafen im Zellen-Gefäng- 
niss zu Heilbronn u. Erl. dess. Min. an die erkennenden Gerichte u. d. Staatsanwalt- 
schaften über denselben Gegenstand v. 17. Oktbr. 1873. 

tt. Verfüg. d. Just.-Min. v. 3. Septbr. 1873, betr. die Strafe der Einziehung. 


Uebersicht der in den anderen Staaten des Deutschen Reiches ergangenen 
Einführungs-Gesetze zum Strafgesetzbuch. 
1. Mecklenburg - Schwerin. Verordnung, betr. das neben dem Strafgesetzbuche in Kraft 
bleibende Landes-Strafrecht. Vom 22. Dezbr. 1870. (Reg.-Bl., S. 1051.) 
Ausserdem ergingen Verordnungen über: 
a. Missbrauch der Presse. (Reg.-Bl., Nr. 134.) 


‘) Der Worlaut der hier aufgeführten Vollzugs- etc. Bestimmungen ist ausser im Reg.- 
Bl. f. 1871, 72 u. 73 enthalten im IV. u. V. Bande der amt!. Hand-Ausgabe der »Neuen 
Justiz-Gesetzgebung f. d. Kgr. Württemberg«. Stuttgart 1872 u. 1874. 


4. 


d. 
6. 
7. 
8. 
9. 
10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 


18. 
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b. Bankerutt. (Reg.-Bl., Nr. 136.) 
c. Jagd- und Forstfrevel. (Reg.-Bl., Nr. 137.) 
d. Vollzug der Freiheitsstrafen. (Reg.-Bl. 1871, Nr. 5.) 


. Mecklenburg -Strelitz. Gleichlautend :nach hausvertragsmässiger Kommunikation mit 


Mecklenb.-Schwerin. (Offiz. Anz. v. 1871, Nr. 1, 2,4, 7 und 8.) 


. Braunschweig. Gesetz, betr. Einführung des St.-G.-B. f. d. Nordd. Bund und die da- 


durch nothwendig gewordenen Aenderungen hiesiger Landes-Gesetze. Vom 22. Dez. 
1870. (Ges.- u. Verordn.-Samml., S. 631.) 
Von einschlagenden Gesetzen sind zu erwähnen diejenigen über: 

a. Polizeiliche Massregeln gegen Kinder. (a. a. O., Nr. 117.) 

b. Bankerutte. (a. a. O., Nr. 120.) 

c. die in den Landes-Gesetzen angedrohten Freiheits- und Geldstrafen, die Umwand- 
lung dieser Geld- in Freiheits-Strafen, sowie die Vollziehung der Strafen. (a. a. O., 
Ne? 121‘) 

Te, der Kompetenz der Gerichte u. des Verfahrens in Strafsachen. (a. a. 

„Nr. 122.) 

e. Abänderung des Forst-Strafges. v. 26. Juli 1837, des Ges. v. 16. März 1861 wegen 
der von Kindern unter 14 Jahren verübten Forstfrevel und des Ges. v. 11. April 1870 
über Abänderung des Ges. v. 26. Juli 1837. (a. a. O., Nr. 123.) 

f. Abänderungen der Jagd-Strafges. v. 20. Aug. 1849 und 11. April 1870. (a. a. O., 
Nr. 124.) 

g. Bestrafung v. Polizei-Uebertretungen. (a. a. O., Nr. 125; — zu vergl. Nr. 7 und 13 
v. 1871.) 

sämmtlich vom 22. Dezember 1870. 

h. Verordnung, die Vollziehung der Freiheitsstr. betr. Vom 31. Dezbr. 1870. (Ges.- u. 
Verordn.-S. 1871, Nr. 2.) 

i. Minist.-Instr. über Ausführung der $$. 23—26 des St.-G.-B. Vom 13. Septbr. 1871. 
(a. a. O., Nr. 55.) 

k. Minist.-Instr. zu $$. 38, 39 des St.-G.-B., Stellung unter Polizei-Aufsicht betr. Vom 
22. Septbr. 1871. (a. a. O., Nr. 56.) 

Oldenburg. Verordnung, betr. Uebergangs-Bestimmungen zum St.-G.-B. etc. Vom 

17. Dezbr. 1870. (G.-S., S. 603.) 

Verordnung, betr. Erkenntnisse auf Busse u. Erziehung. Vom 27. Febr. 1871. (Ges.- 
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Sachsen-Meiningen. Gesetz, betr. Uebergangs-Bestimmungen bei Einführung des 
Nordd. St.-G.-B. Vom 22. Dezbr. 1870. (Samml. landesh. Verordn., S. 33.) 
Sachsen-Altenburg. Gesetz, betr. Uebergangs- etc. Bestimmungen bei Einführung des 
St.-G.-B. f. d. Nordd. Bund. Vom 23. Dezbr. 1870. (G.-S., Nr. 58.) 

Koburg-Gotha. Gesetz, enth. Ueberg.-Best. bei Einführung des St.-G.-B. f. d. Nordd. 
Bund. Vom 15. Nov. 1870. (Gemeinsch. G.-S., Nr. 276.) 

Anhalt. Gesetz, etc. — (wie Nr. 7) —. Vom 30. Dezbr. 1870. (G.-S., $S. 1675.) 
Schwarzburg-Rudolstadt. Gesetz, etc. — (wie Nr. 7) —. Vom 15. Nov. 1870. (G.-8., 
S. 95.) 

Waldeck. Fehlt. 

Schwarzburg-Sondershausen. Gesetz, etc. — (wie Nr. 7) —. Vom 17. Nov. 1870. (G.- 
84.8.1873 


) 
Reuss, ältere Linie. Gesetz, etc. — (wie Nr. 7) —. Vom 1. Dez. 1870. (G.-S., S. 115.) 
Reuss, jüngere Linie. Verordnung, enth. Ueberg.-Bestimmungen etc. .(G.-$., S. 271.) 
Lippe-Detmold. Verordnung zur Ausführung des St.-G.-B. etc. Vom 18. Jan. 1871. 
(G.-8., 8. 411.) | 

Schaumburg-Lippe. Verordnung, die Einführung u. Ausführung des St.-G.-B. etc. betr. 
Vom 29. Dezbr. 1870. (Landes-Verordn., 8. 39.) 

Lübeck. Gesetz, die Anwendung des St.-G.-B. etc. betr. Vom 19. Dez. 1870. (Samml. 
Lübeck. Verordn., Nr. 76.) 

Bremen. a. Gesetz, Uebergangs-Bestimmungen etc. betr. Vom 30. Dezbr. 1870. (G.-8. 
1ard.8. 7.) 

b. Gesetz über den strafbaren Bankerutt. Vom 24. April 1871. (a. a. O., S. 57.) 
Hamburg. Gesetz, betr. Abänderung Hamburg. Gesetze bei dem Inkrafttreten des St.- 
G.-B. £. d. Nordd. Bund. Vom 21. Dezbr. 1870. (G.-S., I., S. 1 ff.) 
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B. Ergänzung und Vollzug des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich 
durch die Reichs-Gesetzgebung. 


a. Gesetz, betr. die Ergänzung des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich. 
Vom 10. Dezember 1871. (R.-G.-Bl., $. 442.) | 


z Vorbemerkung. 

Das Gesetz vom 10. Dezbr. 1871 bildet den Anfang jener Reihe kirchen-po- 
litischer Gesetze!), zu deren Erlass das Deutsche Reich und Preussen gezwun- 
gen wurden durch das immer massloser werdende Auftreten des von den Jesuiten 
geleiteten Papstthums und der ultramontanen Geistlichkeit, dessen historische Ent- 
wickelung hier kurz angedeutet sei.?) 

Als die Nachricht von der Schlacht bei Königgrätz im Vatikan eintraf, rief Kardinal 
Antonelli entsetzt: »die Welt stürzt ein !« — Freilich, die Welt des Vatikans stürzte zu- 
sammen. — Die Einigung Italiens vollzog sich; Oesterreich sich selbst wiedergegeben, 
musste sich losreissen aus den Banden des Jesuitismus; am 25. Mai und 1. Juli 1868 that 
es den ersten Schritt durch Erlass der s. g. konfessionellen Gesetze, der entscheidendere, 
die Aufhebung des Konkordates mit Rom folgte am 30. Juli 1868. (Erkl. des Grafen 
Beust im Reichsr. 17. Jan. 1871.) Den Thron der allerchristlichsten Königin von Spanien 
bestieg, wenn auch nur für kurze Zeit, der Sohn des gehassten vom Vatikan in den Bann 
gethanen Königs von Italien; dem Falle der dem Papstthum ergebenen Dynastie Napo- 
leons folgte die Proklamation Roms als Hauptstadt von Italien, Alles mittelbare oder un- 
mittelbare Folgen des Wachsens Preussens an Ansehen und Macht. 

Fürst Bismarck äusserte sich im Herrenhause eingehend über die Ursachen der Feind- 
schaft Roms und die Endziele der römischen Hierarchie in der bedeutsamen Rede vom 
6. März 18723) über das Schulaufsichts-Gesetz. Nachdem er hervorgehoben, dass Preussen 
in einem von ganz Europa beneideten konfessionellen Frieden und unumwunden aner- 
kannten gutem Einvernehmen mit der römisch-katholischen Konfession gelebt habe, sagte 
er weiter: 

»Dieser Frieden aber begann minder sicher für uns zu werden von dem Augenblicke 
an, wo Preussen mit seiner evangelischen Dynastie eine stärkere politische Entwicke- 
lung nahm. So lange neben Preussen zwei kathol. Hauptmächte in Europa waren, von 
denen jede, einzeln gedacht, für die kathol. Kirche eine stärkere Basis zu sein schien, 
als Preussen , das kleinere Land, da haben wir diesen Frieden gehabt; er wurde schon 
bedenklich und angefochten nach dem österr. Kriege, nachdem die Macht, welche in 
Deutschland eigentlich den Hort des röm. Einflusses bildete, im Jahre 1866 im 
Kriege unterlag, und die Zukunft eines evangelischen ‚Kaiserthums in 
Deutschland sich deutlich am Horizont zeigte. 

»Aber man verlor die Ruhe auf der anderen Seite vollständig, als auch die zweite 
kath. Hauptmacht in Europa denselben Weg ging und Deutschland einstweilen aner- 
kannt die grösste Militärmacht und einstweilen,, und vielleicht, je nachdem es Gott 
will, auf längere Zeit, die grösste Schwerkraft in der politischen Waage wurde, ohne 
unter einer kath. Dynastie zu stehen. Ich will. den ganzen Kausalzusammenhang nicht 
entwickeln. Gleich mit dem Wachsen Preussens haben wir die Be- 
einträchtigung des konfessionellen Friedens von Hause aus ge- 
spürt, und man hat nach vielen Mitteln gegriffen, um Waffen gegen uns in die Hand 
zu bekommen.« 

Sodann verlas Fürst Bismarck einen ihm am gleichem Tage zugegangenen amtlichen 
Bericht eines der angesehensten deutschen Diplomaten, welcher den Zusammehhang 


‘) Eine ausführliche Darstellung der gesammten s. g. kirchlich -politischen Gesetzge- 
bung sowohl des Deutschen Reiches, wie der Einzelnstaaten wird in einem der nächsten 
Bände Archiv gegeben werden. ! 

2) Vergl. im Archiv, Bd. II., S. 872 die Depeschen des Fürsten Hohenlohe und des 
Grafen Beust vom April und Mai 1869 über das ökumenische Konzil. 

3) Vgl. den Wortlaut in Staat oder Geistlichkeit in der Schule, Th. 1I., S. 20—27. 
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zwischen dem von Frankreich gewünschten Revanche-Krieg und der Herbeiführung reli- 
giöser Zerwürfnisse in Deutschland erörterte. 

Die von dem Reichskanzler erwünschten Feindseligkeiten der römischen Kurie waren 
nach 1866 am offensten in Süddeutschland, in der ultramontanen Presse und den ultram. 
Parteien der südd. Kammern aufgetreten; in Preussen war es vornemlich die Provinz 
Posen, von der aus die Angriffe erfolgten. Der derzeitige Leiter des Preuss. Kultus-Mi- 
nisteriums duldete diese Angriffe und that nichts, den allmälig stärker werdenden Ueber- 
griffen des hohen Klerus Halt zu gebieten; dieser wiederum fand in der kath. Abtheil. 
des Kultus-Minist. eine willfährige Stütze. 

Die Proklamation der Beschlüsse des Vatikanischen Konzils »über die dogmatischen 
Konstitutionen über den kathol. Glauben, sowie über die Kirche Christic vom 18. Juli 
1870), — Unfehlbarkeits-Dogma — bezeichnen den offenen Beginn des Kampfes der 
Staatsgewalt mit der Hierarchie. 

Die mit dem Beginn des Deutsch-Französischen Krieges zusammenfallende Prokla- 
mation der Päpstlichen Unfehlbarkeit und die dann folgenden kriegerischen Ereignisse 
lenkten die allgemeine Aufmerksamkeit von dem ab, was Rom der Welt zu bieten wagte; 
ein Umstand, den Rom nicht ungenutzt liess. Es ist bekannt , wie ein Deutscher Bischof 
nach dem andern trotz anfänglich lauter Protestation gegen das neue Dogma, den Jesuiti- 
schen Einflüssen unterliegend, sich demselben unterwarf. Der niedere Klerus musste 
diesem Beispiel folgen. 

Um die gleiche Zeit bildete sich im Reichstage und Preuss. Landtage, anfänglich 
unter dem Namen »Verfassungs-Partei« die kathol. Zentrums-Partei. Fürst Bismarck 
Ausserte anlässlich der Verhandlungen über den Etat des Kultus-Ministeriums am 30. Jan. 
1871 darüber: 

»Ich habe es als eine der ungeheuerlichsten Erscheinungen betrachtet, dass sich eine 
konfessionelle Fraktion in einer politischen Partei bildet.« 

Der Allerh. Bescheid Sr. Majestät v. 18. Oktbr. 1871 auf die Eingabe der Deutschen 
Bischöfe v. 7. d. M. über die Stellung zu der Staats-Regierung zu der Frage über das 
Dogma von der Infallibilität in ihren praktischen Konsequenzen verkündete mit ersten 
Worten, dass »in Preussen jedem Glaubensbekenntniss das volle Mass der Freiheit, 
welches mit den Rechten Anderer und mit der Gleichheit Aller vor dem Gesetz verträg- 
lich ist, gewahrt bleibe.« 


Der vom Vatikan herabgeschürte Hass gegen das neue Deutsche Reich ward 
hineingetragen in die geheiligten Räume der Kirchen, und besonders in Bayern wur- 
den Kanzel und geistliches Amt gemissbraucht zu Hass athmenden Reden. 

Die Königl. Bayerische Regierung nahm daraus Anlass, eine Ergänzung des 
Strafgesetzbuchs dahin zu beantragen, dass der Missbrauch des geistlichen Amtes 
‚und der Kanzel unter Strafe gestellt werde. Die Reichs-Regierung erkannte die 
Nothwendigkeit solcher Ergänzung an, und legte unterm 19. Nov. 1871 den Ent- 
wurf eines bezügl. Gesetzes dem Reichstage vor. (Drucks., Nr. 103. Sten. Ber. 


ir., 3. 267.) 
Der Entwurf lautete abweichend vom Gesetz: 
»Ein Geistlicher... ...... des Staates in einer Weise, welche den 


öffentlichen Frieden zu stören geeignet erscheint, ........ 
wird mit Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft.« 
Die Motive geben folgende Erläuterungen: 

»Der vorgelegte Gesetz-Entwurf hat den Zweck, eine Lücke des St.-Gesetzb. f. d. 
Deutsche Reich zu ergänzen. Dasselbe enthält im 28. Abschn. Bestimmungen über »Ver- 
brechen und Vergehen im Amte«. In Bezug auf Geistliche und Diener der Religion finden 
Sich in $$. 337 u. 838 nur zwei Strafvorschriften bezüglich der Einsegnung einer Ehe, zu 
deren Gültigkeit ein vorangegangener Zivil-Akt nöthig ist, oder einer solchen , welcher 
das Hinderniss einer bereits vorhandenen entgegensteht. Vorschriften gegen einen staats- 
gefährlichen Missbrauch des geistlichen Amts durch Angriffe auf Staats- Gesetze und 
Staats-Einrichtungen finden sich nicht. 

Andere Gesetzgebungen enthalten derartige Strafvorschriften. Es ist in dieser Be- 
ziehung anzuführen der Code p&nal, art. 201—206, das Belgische Strafgesetzbuch 
von 1867, Art. 268, das Württemb. Strafgesetzbuch von 1839, Art. 447—449 und das 


') Vgl. den authentischen. Wortlaut dieser Dogmen sowie der Encyclica und des Sylla- 
bus in: »Für und wider die Jesuiten«, Bd. III:, S. XV ff. Berlin 1872. 


Archiv des Deutschen Reichs. Bd. I. (VL) 93 
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Badische Gesetz v. 9. Oktbr. 1860. Auch in Spanien, Portugalund Italien hat 
man ähnliche Vorschriften nicht entbehren zu können geglaubt; sie finden sich in dem 
Span. St.-G.-B. von 1848, Art. 304—306, dem Portug. von 1852, Art. 136—140, dem Sar- 
din. von 1859, Art. 268-270, und dem neuen Ital. Entwurfe von 1870, Art. 186-190. 

Der Geistliche steht vermöge seines Amtes dem Staate und der Gesellschaft gegen- 
über in einem besonderen Verhältnisse: er übt, indem er Glauben und Moral pflegt und 
lehrt, einen Einfluss auf den ganzen sittlichen Zustand, der seine weitere Wirkung nicht 
blos auf das innere Leben der Einzelnen, sondern auch auf die praktische Gestaltung der 
Lebens -Verhältnisse äussert. Begangene Ungehörigkeiten müssen daher in Folge der 
besonderen Stellung der Geistlichen als ein vom Staate besonders zu ahndendes delictum 
proprium aufgefasst und anders beurtheilt werden, als ähnliche von nicht in gleichen Ver- 
hältnissen stehenden Personen begangene. 

Welche Handlungen auf diese Weise als delicta propria ausgezeichnet werden sollen, 
ist eine Frage der Strafgesetzgebungs-Politik. Der Staat hat die Allgemeine Rechts- 
Ordnung zu schützen und präventiv oder durch Repressiv-Massregeln einzuschreiten, wo 
dieselbe gefährdet wird. Die unmittelbarste Gefährdung liegt aber in denjenigen Hand- 
lungen, welche keine Verletzung der durch Strafgesetze geschützten einzelnen Rechte, 
sondern direkte Angriffe auf Frieden, auf Achtung vor den Gesetzen und Gehorsam ge- 
gen die Gesetze allgemein enthalten, und in den Strafgesetzbüchern als Verbrechen und 
Vergehen wider die öffentliche Ordnung bezeichnet werden. 

Die vorangeführten Gesetze richten sich daher gerade gegen solche Fälle, in welchen 
die geistliche Amtsgewalt zu Angriffen auf die öffentliche Ordnung missbraucht wird. 

Die Strafsanktionen gegen die gröberen Fälle des Hoch- und Landes-Verraths und 
des Widerstandes gegen die Staatsgewalt werden weniger in Betracht kommen: es wird 
in Bezug auf diese sich regelmässig um so offenkundige und gewaltsame Exzesse handeln, 
dass die Repression durch die allgemeine Strafsanktion genügend gesichert erscheint. 

Nicht zureichend sind dagegen die Allgemeinen Strafbestimmungen gegen Aufreizung 
zu Gewaltthätigkeiten, oder Verbreitung von Thatsachen zum Zwecke, die Staats-Ein- 
richtungen verächtlich zu machen. 

Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich bestimmt in dieser Beziehung Folgendes: 

$. 130. Wer in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weise verschiedene 
Klassen der Bevölkerung zu Gewaltthätigkeiten gegen einander Öffentlich anreizt, wird 
mit Geldstrafe bis zu zweihundert Thlrn., oder mit Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft. 

$. 131. Wer erdichtete oder entstellte Thatsachen, wissend, dass sie erdichtet 
oder entstellt sind, öffentlich behauptet oder verbreitet, um dadurch Staats-Einrichtun- 
gen oder Anordnungen der Obrigkeit verächtlich zu machen, wird mit Geldstrafe bis 
zu zweihundert Thalern oder mit Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft. 

Diese Bestimmungen genügen nicht, sobald es auf Fälle ankommt, in denen die ver- 
pönte Handlung durch Missbrauch des geistlichen Amtes begangen worden, 

Dass das geistliche Amt in dieser Weise missbraucht werden könne, ist unleugbar, 
da seine Träger Menschen sind: dass es in dieser Weise wirklich missbraucht sei, lässt 
sich erfahrungsmässig nicht leugnen. Nun steht dem Geistlichen in seiner amtlichen 
Stellung dem Publikum gegenüber eine besonders gewichtige Autorität zur Seite. Er 
nimmt für seine Urtheile und Behauptungen das ganze Ansehen der Religion zu Hülfe. 
Man wird nicht die Meinung eines Einzelnen, sondern die Meinung der Kirche aus seinem 
Munde zu vernehmen glauben. Grade auf diejenigen, welche Kirche und Religion hoch- 
achten, wird er den sichersten und bestimmtesten Einfluss haben. Aufreizungen, welche 
den Frieden stören, Angriffe auf Gesetze und Staats-Einrichtungen gewinnen daher, 
wenn sie von solcher Seite ausgehen, einen besonders gefährlichen Karakter: ihr Einfluss 
wird ein weit verbreiteter und tiefer sein und gerade auf denjenigen Theil der Bevölke- 
rung wirken, auf dessen Gesinnung und Verhalten am Meisten ankommt. Es wäre ein 
die wirklichen Verhältnisse leugnender Irrthum, wenn man den Geistlichen, der das Ge- 
wicht kirchlichen Ansehens hat, hier mit jedem Andern, der öffentlich seine Meinungen 
äussert, auf eine Linie stellen wollte. Der von ihm begangene Missbrauch ist objektiv 
gefährlicher und schädlicher,, weil er das sittliche Band zwischen Regierung und Volk 
sicherer und tiefer lockert, er ist subjektiv strafwürdiger, weil dabei das Heilige und Ehr- 
würdige gemissbraucht wird. Es rechtfertigt sich vollkommen, diesen Missbrauch als ein 
delietum proprium zu qualifiziren. 

Es kommt bei dem vorgelegten Entwurfe nicht darauf an, die Strafe zu verschärfen, 
sondern die Sanktion so einzurichten, dass sie die zu verhindernden Ausschreitungen 
wirklich trifft. Der Staat bedarf zur Erfüllung seiner Aufgaben der Achtung und des 
Vertrauens seiner Angehörigen: er vermag für Ordnung und Frieden nicht zu sorgen, 
wenn seine Angelegenheiten und Einrichtungen herabgewürdigt werden. So wenig er in 
seinem Wirken eine ernste Prüfung zu scheuen hat, so wenig kann er dulden, dass jene 
Achtung und jenes Vertrauen auf eine Weise, deren Gefährlichkeit oben bezeichnet 


Ergänzungs-Ges. zum Reichs-Strafgesetzbuch ($. 130a.) 1463 


wurde, untergraben und damit die friedliche Lösung erschwert, der öffentliche Frieden 
bedroht werde. | 

Dass in dieser Beziehung die $$. 130 u. 131 des St.-G.-B. nicht genügen, ergiebt sich 

‚aus deren Inhalt von selbst. Es kommt nicht blos auf eine böswillige Verbreitung und 
Behauptung entstellter oder falscher Thatsachen an, und eben so wenig auf den Zweck, 
Staats-Einrichtungen verächtlich zu machen. Jene Gefährdung der Achtung vor Staats- 
Einrichtungen ist sehr wohl möglich ohne Erdichtung und Entstellung von Thatsachen 
und ohne dass es darauf abgesehen wäre, solche Einrichtungen verächtlich zu machen. 
Auch ohne diese erschwerenden Umstände kann der Missbrauch, den der Entwurf be- 
kämpfen soll, seinen gefährlichen Karakter äussern. 

Die verbündeten Regierungen haben sich entschlossen, die Ergänzung der in dem 
Strafgesetzbuch gelassenen Lücke vorzuschlagen, weil sie es anerkannt haben, dass dazu 
ein wirkliches und dringendes Bedürfniss vorhanden ist. 

In seiner Fassung schliesst sich der Entwurf der Ausdrucksweise des Strafgesetz- 
buches so viel als möglich an.« 


Die erste Berathung über den Entwurf, welche in der 28. Sitzung v. 23. No- 
vember 1871 (Sten. Ber. I, S. 463 ff.) stattfand, wurde eingeleitet mit einer län- 
geren Rede des Kgl. Bayer. Bundes-Bevollmächtigten,, Staats-Minister v. Lutz, 
worin derselbe die Gründe mittheilte, welche seiner Regierung Anlass, die Vorlage 
des in Rede stehenden Gesetz-Entwurfs herbeizuführen, gegeben hatten. — Die 
sehr erregten Verhandlungen bei der ersten, wie bei der zweiten und dritten Be- 
rathung (31. Sitz. v. 25. Nov., Sten. Ber., 8. 516 ff.; 33. Sitz. v. 28. Nov.,. St. 
B., 8. 569 ff.) berührten neben der Rechtsfrage vorwiegeud die politische Seite des 
Gesetzes, dessen Nothwendigkeit von der einen Seite ebenso sehr bestritten, wie 
von der anderen vertheidigt wurde. — Wir müssen uns versagen, hier näher diese 
eingehenden Verhandlungen mitzutheilen , bei denen insbesondere die von der Zen- 
trums-Partei und den ihr nahestehenden Fraktionen verfolgte Politik, sowie die 
klerikalen Agitationen klar gelegt wurde. 

Bei der zweiten Berathung wurden folgende Anträge gestellt: 

a. Von dem Abg. Dr. Windhorst(-Meppen) 

1. die Worte :: »oder in Veranlassung der Ausübung« zu streichen; 

2. statt der Worte: »Angelegenheiten des Staates« zu setzen: »Staats-Einrichtun- 
sen oder Anordnungen der Obrigkeit« 

3. statt der Worte: »in einer Weise« bis »Erörterung macht« zu setzen: »in einer den 
öffentlichen Frieden gefährdenden Weise zum Gegenstande einer 
Verkündigung oder einer Erörterung machts; 

4, dass zwischen die Worte am Schluss: »wird« und »Gefängniss-Strafe« gesetzt werde: 
»Geldstrafe bis 200 Thaler oder«; 

5. als Zusatz zu $. 130a. anzunehmen: »die Untersuchung und Entscheidung 
wegen dieses Vergehens erfolgt in denjenigen Staaten, in welchen 
Geschwornen-Gerichte bestehen, durch das Schwurgericht«. 

Bei der Abstimmung wurden die Anträge ad 1, 2,4 und 5 abgelehnt, der Antrag 
ad 3 angenommen. 
b. Von dem Abg. Kastner war hier beantragt: 
nach dem Worte: »Gefängniss« (am Schluss) einzuschalten: »oder Festungshaft«; das 


Haus trat diesem Antrage bei. 
Der so amendirte Entwurf wurde sodann in namentlicher Abstimmung mit 
197 gegen 108 Stimmen angenommen. Auch in der dritten Berathung erfolgte 
die Annahme mit grosser Stimmenmehrheit. 


Der Wortlaut des Gesetzes, welches unterm 10. Dezember 1871 von 
Sr. Majestät dem Kaiser vollzogen und am 14. Dezbr. im Reichs-Ges.-Bl. Nr. 49, 
S. 442 publizirt wurde, ist folgender : 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen ete., verordnen etc. was folgt: 
Einziger Artikel. 
Hinter $. 130 des Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich wird folgen- 


der neue $. 130a eingestellt. 
93* 
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»Ein Geistlicher oder anderer Religionsdiener, welcher in Ausübung 
oder in Veranlassung der Ausübung seines Berufes öffentlich vor einer 
Menschenmenge, oder welcher in einer Kirche, oder in einem anderen zu 
religiösen Versammlungen bestimmten Orte von mehreren Angelegenheiten 
des Staates ın einer den öffentlichen Frieden geführdenden Weise zum Ge- 
genstande einer Verkündigung oder Erörterung macht, wird mit Gefäng- 
niss oder Festungshaft bis zu zwei Jahren bestraft. 

Urkundlich ete. 
Gegeben etc. 
Die Einführung dieses Gesetzes in Elsass-Lothringen erfolgte durch das im Gesetzbl. 


f. E.-L. v. 1872, S. 531 veröffentlichte 
»Gesetz v. 15. Juli 1872 wegen Einführung des Reichs-Gesetzes v. 10. Dez. 1871 etc.« 


II. In Ausführung des $. 145 des Strafgesetzbuchs erging die | 
Verordnung zur Verhütung des Zusammentretens der Schiffe auf See. 
Vom 23. Dezember 1871. {R.-G.-Bl., 8. 475 ff.), 

deren Wortlaut oben in der Abtheilung »Konsular- und Seeschifffahrtswesen« mit- 
getheilt ist. 


II. Für die gegenseitigen Beziehungen der Deutschen Staaten zu 
einander wurde in Folge Bundesraths - Beschlusses vom 16. Juni 1872 It. 
Bekanntmachnng im Bayerischen Reg.-Bl., S. 1967 Folgendes festgestellt: 

»Die im $. 362, Abs. 2 des St.-G.-B. f. d. Deutsche Reich erwähnten Be- 
fugnisse werden in allen Fällen durch die Landes-Polizeibehörde desjenigen 
Bundesstaates ausgeübt, in welchem die Verurtheilung erfolgt ist.« 


C. Auslieferungs-Verträge. 
Internationale Verträge, welche Bezug haben auf das Strafgesetzbuch, sind zwischen 
dem Deutschen Reiche und folgenden Staaten abgeschlossen : | 
a. Auslieferungs-Vertrag mit Italien. Vom 31. Oktober 1871. (R.-G.-Bl., S. 
446.) Ergänzt durch das Uebereinkommen zur Ausführung desselben zwischen 
Deutschland und Italien einer- und der Schweiz andererseits. Vom 25. Juli 1873. 
(Zentr.-Bl. f. d. Deutsche Reich, S. 271.) | 
b. Auslieferungs-Vertrag mit Grossbritannien. Vom 14. Mai 1872. (R.-G.- 


B1.,,9, 229. : | 

c re -Vertrag mit der Schweiz. Vom 24. Januar 1874. (R.-G.- 
B1.,.8:113 m.) | Ä 

d. Durch Art. 18 der Zusatz-Konvention vom 11. Dezember 1871 zu dem 
Friedens-Vertrage mit Frankreich. [R.-G.-Bl. 1872, 8. 7. — Archiv, 


Bd. V., Thl. II.) ist festgesetzt, 
»dass die Bestimmungen des zwischen Preussen und Frankreich am 21. Juli 
1845 abgeschlossenen Auslieferungs-Vertrages bis auf Weiteres in Elsass- 
Lothringen Anwendung finden.« 


1) Früher sind Auslieferungs-Verträge abgeschlossen | 
a. mit den Vereinigten Staaten von Nord-Amerika wegen der in gewissen Fällen zu gewäh- 
renden Auslieferung der vor der Justiz flüchtigen Verbrecher, vom 16. Juli 1852. . 
Dazu erging die Instruktion des Preuss. Justiz-Ministers, betr. das bei telegraphi- 
schen Requisitionen nach Nord-Amerika zu beachtende Verfahren. Vom 15. Juni 1872. 
(3.-M.-BL, 8. 14l) 
b. mit Belgien vom 9. Febr. 1870. (Archiv, Bd. IV., S. 1092.) 
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Auslieferungs - Vertrag des Deutschen Reiches mit 
1. Italien, 2. der Schweiz. 


Vorbemerkung. 


Die nahezu wörtliche Uebereinstimmung der oben genannten Verträge, sowie der Um- 
stand, dass das erläuternde Material der bezüglichen Denkschriften und Reichstags-Ver- 
handlung gleichmässig auf die Bestimmungen beider Verträge Anwendung findet, liess es 
angemessen erscheinen, dieselben zusammen zu fassen. Demgemäss ist nur der Wortlaut 
des Vertrags mit Italien, und von demjenigen mit der Schweiz nur die Abweichungen von 
‚ersterem hier wiedergegeben. 


Der Vertrag mit Italien wurde dem Reichstage mit Schreiben vom 2. Nov. 1871 vor- 
gelegt und in den Sitzungen vom 13. und 15. Nov. ohne Verhandlungen angenommen. 
Bar: Ber. II., S. 116 ff., I., S. 262 u. 276.) Die der Vorlage beigegebene Denkschrift 
bemerkt: 

»Schon vor Gründung des Deutschen Reiches habe die Kgl. Ital. Reg. gewünscht, 
mit dem Nordd. Bunde einen, dem Auslieferungs-Vertrage zwischen letzterem und Bel- 
gien vom 9. Febr. 1870 nachgebildeten gleichartigen Vertrag abzuschliessen; diesem 
Wunsche sei man gern entgegen gekommen. Nach der inzwischen stattgehabten Grün- 
dung des Deutschen Reiches haben die Verhandlungen eine erhöhte Bedeutung erlangt, 
einerseits wegen der geogr. Lage der Südd. Staaten, andererseits, weil Baden am 30. März 
1867, Bayern am 18. Septbr. 1868 und Württemberg am 3. Oktober 1869 mit Italien Aus- 
lieferungs-Verträge abgeschlossen haben. Nach weiteren Verhandlungen sei am 31. Ok- 
tober d. J. der vorgelegte Auslieferungs-Vertrag’zu Stande gekommen, welcher eines- 
theils unter Berücksichtigung des St.-G.-B. sich an den Vertrag mit Belgien, andern- 
theils, besonders in Bezug auf eine erweiterte gegenseitige Rechtshülfe in Strafsachen, 
sich an die zwischen Italien und den Südd. Staaten abgeschlossenen Verträge anlehne.« 

Die Denkschrift verweist dann bezüglich der Erläuterungen auf die dem Ausl.-Vertr. 
mit Belgien beigegebene Denkschrift. (Vgl. diese im Archiv, Bd. IV., 8. 1092 ff.) Die 
Unterschiede zwischen den beiden Konventionen sind unter den betr. Artikeln des nach- 
folgenden Vertrages hervorgehoben. Bezügl. des Französischen Textes wird auf erwähn- 
ten Vertrag mit Belgien verwiesen. 


Der Vertrag mit der Schweiz wurde dem Reichstage am 6. Febr. 1874 zur verfassungs- 
mässigen Genehmigung vorgelegt, und gelangte am 10. Febr. zur ersten, am 13. Febr. 
zur zweiten und am 16. d.M. zur dritten Lesung und Annahme. (Sten. Ber., 8. 13, 
45, 67.) 

In der Denkschrift — Aktenst., Nr. 16, S. 9 — heisst es: 

»Nachdem zwischen Deutschland und Italien die Auslieferung flüchtiger Verbrecher 
durch Vertrag v. 31. Oktbr. 1871 geregelt worden, erschien es wünschenswerth, mit der 
Schweiz, durch deren Gebiet die Transporte der Verbrecher in der Regel zu bewirken 
waren, eine gleichartige Vereinbarung herbeizuführen. Die Schweiz zeigte sich sehr be- 
reitwillig auf Verhandlungen einzugehen und es kam der nachstehende, auf Grundlage 
des Deutsch-Italienischen Vertrages abgefasste Vertrag zu Stande. Die Abweichungen 
von letzterem finden ihre Begründung theils in der eigenthümlichen Beschaffenheit der 
Schweiz als eines Binnenlandes, theils in den nachbarlichen Verhältnissen derselben zu 
Deutschland, welche den direkten Verkehr zwischen den zuständigen Behörden beider 
Länder erleichtern.« 


Ueber den Inhalt des Vertrages und die Bedeutung seiner einzelnen Bestimmungen 
äusserte sich der Abg. Dr. Kapp bei der ersten Lesung folgendermassen : 


»Was den vorliegenden Vertrag von seinen Vorgängern besonders auszeichnet, ist 
nicht allein seine Ausdehnung auf eine grössere Zahl von Verbrechen, 
die fortan der Auslieferung unterliegen sollen und in früheren Verträgen längst hätten 
unterliegen müssen, sondern auch die Vermeidung von mehrdeutigen Wendun- 
gen und Bestimmungen, welche nur zu häufig in ähnlichen Verträgen zu Zweifeln 
Veranlassung gegeben haben und der Auslieferung hindernd in den Weg getreten sind, 
endlich aber eine Verminderung der Kosten. Während der vor zwei Jahren mit 
England abgeschlossene Auslieferungs-Vertrag der Territorial-Maxime huldigt, wonach 
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also ein Deutscher von England nur ausgeliefert zu werden braucht, wenn das Verbrechen 
auf Deutschem Gebiete begangen wurde und umgekehrt, während unser Vertrag mit den 
Vereinigten Staaten einen Schritt weiter geht und den Verbrecher ausliefert, der inner- 
halb der Jurisdiktion des Deutschen Reiches ein Verbrechen begangen hat; während also 
namentlich durch die Interpretation des Begriffs »Jurisdiktion« die verschiedensten 
Zweifel angeregt werden und oft nach langen und nutzlosen Debatten doch kein Resultat 
erlangt wird, beseitigt der vorliegende Vertrag alle diese Bedenken und erklärt von vorn- 
herein die Auslieferung aller Deutschen, respektive Schweizer, welche sich im Gebiete der. 
einen vertragsschliessenden Macht befinden, einerlei, ob sie als Urheber, Theilnehmer 
oder Thäter verfolgt werden, und einerlei, ob sie auf dem Boden und innerhalb der Juris- 
diktion des um die Auslieferung angegangenen Landes ihr Verbrechen begangen haben.« 
— Redner erläutert dann an einem Beispiel den Unterschied zwischen dem alten und dem 
neuen Verfahren. Darauf fährt er fort: »Ein anderer Vorzug, den dieser Vertrag bietet, 
ist der, dass die Zahl der Verbrechen, auf welche Auslieferung steht, 
bedeutend erweitert ist. Der Vertrag mit England weist. deren nur 18 auf, der 
mit den Vereinigten Staaten 8. Ueberhaupt war früher die Auslieferung meist nur auf 
die todeswürdigen Verbrechen beschränkt. Das ausschliesslich staatliche Interesse stand 
mehr im Vordergrunde. Jetzt nach der neueren Anschauung macht sich auch die Ahn- 
dung der an Privatpersonen, an der Gesellschaft begangenen Verbrechen mehr geltend. 
In dieser Beziehung verweise ich auf den 23. Punkt des Art. 1, wonach wegen vorsätz- 
licher und rechtswidriger, gänzlicher oder theilweiser Zerstörung von Eisenbahnen, 
Dampfmaschinen u. s. w. ein Deutscher resp. ein Schweizer von den betreffenden Behör- 
den ausgeliefert werden soll. Ich halte diese Bestimmung für einen grossen Fortschritt. 
Es werden dadurch Menschen in den Bereich unserer, respektive der Schweizer Justiz ge- 
zogen, die unter Umständen hundertfache Mörder sein werden, während die frühere Ge- 
setzgebung überhaupt nicht so entwickelt war, dass sie auf derartige Fälle Rücksicht zu 
nehmen sich gedrungen fühlte. Es scheint mir ein Triumph unserer Zeit, dass derartige 
Verbrechen von unseren Gerichten geahndet und fortan wenigstens in unserem Verhält- 
niss zur Schweiz die Verbrecher vor unsere Gerichte gestellt werden können. 

Ein anderer sehr bedeutender Fortschritt, den dieser Vertrag gemacht hat, liegt in 
der Reduktion der Kosten, die in einzelnen Fällen zwischen 10 und 20,000 Thaler 
Kosten ausmachen; wenn aber jede der vertragschliessenden Mächte ihre eigenen Kosten 
trägt, so werden sie auf die Hälfte, wenn nicht auf ein Viertel des früheren Betrags redu- 
zirt, und ist es leichter, die Verbrecher zur Verantwortung zu ziehen und das Ansehen 
des Staates zu wahren. 

Der bedeutendste Punkt aber ist der $. 9, wodurch die Behörden beider 
Kontrahenten gezwungen werden, auch das Privat-Vermögen, den Raub oder die Gegen- 
stände und Werkzeuge, mit denen der Angeschuldigte sein Verbrechen begangen hat, 
auszuantworten. Es wird also nicht blos ein Kriminal-Verfahren seitens des die Extradi- 
tion verlangenden Staates angestellt, sondern zu gleicher Zeit ist es nicht nothwendig, 
ein kostspieliges Zivil-Verfahren anzustrengen. In unserer bisherigen Praxis ist es sehr 
häufig vorgekommen, dass überhaupt ein Auslieferungs - Verfahren nicht eingeleitet 
wurde, aus dem einfachen Grunde, weil es zu theuer war und der Beschädigte nicht Lust 
hatte, noch gutes Geld hinter dem ihm zugefügten Schaden herzuwerfen ; der privatrecht- 
liche Schaden aber wurde in den seltensten Fällen ersetzt. Das stellt sich aber anders, 
wenn auf Aufforderung der Reichs-Regierung, respektive der Schweizer-Bundes-Regie- 
rung das Privat-Vermögen, der Raub oder was der Verbrecher bei sich führt, an die die 
Extradition verlangende Macht ausgeliefert wird.« 


Der Wortlaut der einzelnen Artikel ist folgender: 

Art. 1.!) Die Hohen vertragenden _ setzt, oder zur gerichtlichen Untersu- 
Theile verpflichten sich durch gegenwär- chung gezogen sind, und im Gebiete des 
tigen Vertrag, sich einander in allen nach anderen Theiles sich aufhalten, nämlich : 
den Bestimmungen desselben zulässigen 1. wegen Todtschlages, Mordes, Grft- 


Fällen diejenigen Personen auszuliefern, mordes, Elternmordes und Kinder- 
welche von den Behörden eines der bei- mordes 1); 

den vertragenden Theile, wegen einer  2.wegen vorsätzlicher Abtreibung der 
der nachstehend aufgezählten Handlun- Leibesfrucht ; 

gen, sei es als Urheber oder Theilnehmer, 3. wegen Aussetzung oder vorsätzlicher 
verurtheilt, oder in Anklagestand ver- Verlassung eines Kindes; 


!; Die kursiv gedruckten Worte bezeichnen die abweichende Fassung des Ital. Vertr. 


Art. 1. 


4. wegen Raubes, Unterdrückung, Ver- 


> Qt 


wechselung oder 


eines Kindes ; 


Unterschiebung 


. wegen Entführung eines Menschen?) ; 
. wegen vorsätzlicher und rechtswidri- 


ger Beraubung der persönlichen Frei- 
heit eines Menschen, sei es, dass sich 
eine Privatperson oder ein öffentlicher 


Beamter derselben schuldig macht ; 


D&D 00 


10. 


11. 


12. 


13. 


14. 
15. 


16. 


„wegen mehrfacher Ehe; 
.wegen Nothzucht; 
„wegen Kuppelei mit minderjährigen 


Personen des einen oder anderen 
Geschlechts, in denjenigen Fällen, 
in welchen dieselbe durch die Lan- 


des- Gesetzgebung beider?) vertra- ' 


genden Theile mit Strafe bedroht ist ; 


wegen vorsätzlicher. Misshandlung 
oder Verletzung eines Menschen, 
welche eine unheilbare oder voraus- 
sichtlich unheilbare Krankheit oder 
Entstellung oder den Verlust des.un- 
beschränkten Gebrauchs eines Or- 
gans, oder den Tod, ohne den V or- 
satz, zu tödten, zur Folge gehabt 
hat?) ; 

wegen Diebstahls, sofern er unter 
erschwerenden Umständen erfolgt 
ist (schwerer Diebstahl), oder so- 
fern der Werth des gestohlenen 
Gegenstandes 1000 Franken über- 
stergt?); wegen Raubes und Er- 
pressung ; 


wegen Unterschlagung in denjenigen’ 


Fällen, in welchen dieselben von der 
Landes-Gesetzgebung beider vertra- 
genden Theile mit Strafe bedroht ist, 
und wegen Betruges, sofern der 
Werth des Gegenstandes des Ver- 
brechens oder Vergehens 1000 
Franken übersteigt‘) ; 

wegen betrüglichen Bankerutts und 
betrüglicher Benachtheiligung einer 
Konkursmasse”); 

wegen Meineides ; 

wegen falschen Zeugnisses und we- 
gen falschen Gutachtens eines Sach- 
verständigen oder Dolmetschers; 
wegen Verleitung eines Zeugen, 
Sachverständigen oder Dolmet- 
schers zum Meineide°); 
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17. 


18. 


19. 
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wegen Fälschung von Urkunden oder 
telegraphischen Depeschen w2d wis- 
sentlichen Gebrauches falscher oder 
gefälschter Urkunden und telegra- 
phischer Depeschen °); 

wegen Falschmünzerei, insbesondere 
wegen Nachmachens und Veränderns 
von Metall- und Papiergeld, und 
wegen wissentlichen Ausgebens und 
Inumlaufsetzens von nachgemachtem 
oder verändertem Metall- und Pa- 
piergelde ; 

wegen Nachmachens und Verfäl- 
schens von Bank-Billets und anderen 
vom Staate oder unter Autorität des 
Staats von Korporationen, Gesell- 
schaften oder Privatpersonen ausge- 
gebenen Schuld-Verschreibungen, und 
sonstigen Werth - Papieren, sowie 
wegen wissentlichen Ausgebens und 
Inumlaufsetzens solcher nachgemach- 
ten oder gefälschten Bank - Billets, 
Schuld-Verschreibungen und anderer 
Werth-Papiere ; 


. wegen vorsätzlicher Brandstiftung ; 
. wegen Unterschlagung und Erpres- 


sung seitens öffentlicher Beamten; 


‚wegen Bestechung öffentlicher Be- 


amten zum Zwecke einer Verletzung 
ihrer Amtspflicht ; 


. wegen folgender strafbarer Handlun- 


gen der Schifisführer und Schiffs- 
mannschaften auf Seeschiffen : 
vorsätzliche und rechtswidrige 
Zerstörung eines Schiffes ; 
vorsätzlich bewirkte Strandung 
eines Schiffes ; 
Widerstand gegen den Schiffs- 
führer seitens mehr als eines 
Drittheils der Schiffsmannschaft 
in denjenigen Fällen, in welchen. 
derselbe von der Landes- Gesetz- 
gebung beider _vertragenden 
Theile mit Strafe bedroht ist !"); 


24. wegen günzlicher oder theilweiser 


Zerstörung von Eisenbahnen, 


‚Dampfmaschinen oder Telegra- 


phen- Anstalten; wegen Jeder vor- 
sätzlichen Handlung, durch welche 
den auf der Eisenbahn reisenden 
oder beim Betrieb derselben ange- 
stellten Personen eine Körperver- 
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letzung erwachsen ıst oder er- geführten strafbaren Handlungen statt- 

wachsen kann!!). finden, wenn der Versuch derselben nach 

Die Auslieferung kann auch wegen der Landes-Gesetzgebung der vertragen- 
Versuches einer der von 1 bis 24 1?) auf- den Theile mit Strafe bedroht ist. | 


Vertrag mit der Schweiz: 1) Die kursiv gesetzten Worte fehlen. — 
2) einer minderjährigen Person«. 


— 8) Ziffer 16 lautet: .... . zeugen zu falschem Zeugniss .und wegen Verleitung 
eines Sachverständigen oder Dolmetschers zum falschen Gutachten. — 9) »sowie« 
statt und; nach »Depeschen«: »vorausgesetzt, dass die Absicht zu betrügen oder 
zu schaden obgewaltet hat«. — 10) Ziffer 23 fehlt. — 11) Ziffer 23 (24 Vertr. mit 
Italien) lautet in präziserer Fassung: »wegen vorsätzlicher und rechtswidriger gänz- 
licher oder theilweiser Zerstörung von Eisenbahnen , Dampfmaschinen oder Tele- 
graphen-Anstalten; wegen vorsätzlicher Störung eines Eisenbahnzuges auf der 
Fahrbahn durch Aufstellen, Hinlegen oder Hinwerfen von Gegenständen, durch 
Verrückung von Schienen oder ihrer Unterlagen, durch Wegnahme von Weichen 
oder Bolzen oder durch Bereitung von Hindernissen aller Art, welche dazu geeignet 
sind, den Zug aufzuhalten oder aus den Schienen zu bringen«. — 12) »1—2% statt: 
1—24. 


I. Aus den Denkschriften ist folgendes hervorzuheben. 


A. Zum Vertrag mit Italien: | 
Dieser Art. weicht im Eingange von dem Vertr. mit Belgien insofern ab, als im 
Anschluss an die Südd. Vertr. ausdrücklich hervorgehoben ist, dass die Verurthei- 
lung, bezw. Verfolgung der reklamirten Person durch die Behörden des die Ausliefe- 
rung nachsuchenden Staates für letzteren massgebend sein sollen. 
In Betr. der einzelnen strafbaren Handlungen, welche die Auslieferung 
nach sich ziehen, bemerkt die Denkschrift: 


»Zu Nr. 3 und 4 sind die Worte »au dessous de sept ans« weggelassen, weil die 
$8. 221 u. 235 des Deutschen St.-G.-B. diese Altersgrenze nicht kennen; ferner ist 
zu Nr. 3 an Stelle des Wortes »prömedit&« zur Bezeichnung des Vorsatzes der Aus- 
druck: »volontaire« gewählt und bei Nr. 4 mit Rücksicht auf $. 236 D. H.-G.-B. 
der Zusatz »mineure« gestrichen. 

Zu Nr. 6 sind die Worte»soit par un officier public« hinzugefügt, was im Hin- 
blick auf $. 341 D. St.-G.-B. unbedenklich erscheint. 

Die Nr. 9 u. 10 des Belg. Vertr. sind gestrichen, weil ein von der Ital. Reg. geforderter 
Ansatz ven public« zu dem Deutschen Begriff des Verbrechens nicht passte, und 
die schweren Fälle bereits unter Nr. 8 gegenw. Vertr. fallen. 

In Nr. 9 (Vertr. m. Belg., Nr. 11) ist auf Wunsch der Ital. Reg. das Wort »habituelle« 
weggelassen, dagegen zur Sicherung der Reziprozität der Zusatz »dans les cas 
prevus ete.« gemacht. 

In Nr. 10 (Vertr. m. Belg., Nr.312) ist mit Rücksicht auf $. 224 D. St.-G.-B. das Merk- 
mal der dauernden Arbeitsunfähigkeit gestrichen, andererseits aber die Entstellung 
(deformation) eingeschoben. 

Bei Nr. 11 (Vertr.m. Belg., Nr. 13) ist auf Wunsch der Ital. Regierung nur derschwere 
Diebstahl als zur Auslieferung geeignet anerkannt worden, da bezügl. des leichten 
Diebstahls die Kosten der Auslieferung und der dem Reklamirten durch den Trans- 
port zugefügte Nachtheil bei der räumlichen Entfernung beider Gebiete nicht im Ver- 
hältniss zu der Bedeutung der strafbaren Handlung stehen würde. Aus demselben 
Grunde ist bei Nr. 12 (Nr. 15, Vertr. m. Belg.) der Zusatz: »en tant que la va- 
leur« etc. erfolgt. 

In Nr. 23 letzter Abs. (Nr. 26, Vertr. m. Belg.) sind auf Wunsch der Ital. Reg. die 
Worte »avec violences et voies de fait« weggelassen, dagegen am Schluss die Worte 
»dans les cas pr&vus« etc. neu aufgenommen worden. 

Nr. 24 (Nr. 27, Vertr. m. Belg.) hat eine generellere Fassung erhalten, um die hier vor- 
liegende Kasuistik des Belg. Vertr. zu vermeiden. EN 
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B. Zum Vertrag mit der Schweiz: 

»In Nr. I sind Giftmord und Elternmord, da sie unter die allgemeine Bezeichnung »Mord« 
fallen, nicht besonders erwähnt. 

‚In Nr. 5 ist an Stelle der »Entführung eines Menschen«, welche in dieser Fassung im 
Deutschen Strafgesetzbuche nicht als Vergehen oder Verbrechen aufgeführt ist, die 
»Entführung einer minderjährigen Person« — strafbar nach $. 235 des St.-G.-B. — 
aufgestellt. 

In Nr. 11 u. 12 ist die beschränkende Bestimmung des Ital. Vertr. fortgefallen, weil die 
für deren Aufstellung massgebenden Gründe bei den nachbarlichen Verhältnissen 
Deutschlands und der Schweiz nicht obwalten.« 

Die Nr. 23 des Ital. Vertr. musste fortfallen, weil die Schweiz für die bezügl. strafbaren 
Handlungen keine Reziprozität, ihrer Strafgesetzgebung zufolge, gewähren kann. 

Die anderweiten Aenderungen karakterisiren sich als redaktionelle, bezw. sind die 
einzelnen strafbaren Handlungen genauer bezeichnet, als im Vertr. mit Italien. 


Il. Aus den Verhandlungen. 


Bei der zweiten Lesung des Vertrags mit der Schweiz bemerkte der Abg. 
Freih. Schenck v. Stauffenberg: Art. 1 des Vertrages sei im Wesentlichen gleich- 
lautend mit dem, wie mit Italien abgeschlossen. Dieser sei in der vorigen Session 
ohne Diskussion angenommen. Es sei aber sehr erklärlich, den Auslieferungs-Vertrag 
mit der Schweiz, der im Grenzverkehr zur häufigen, ja täglichen Anwendung kommen 
könne, etwas näher zu betrachten, namentlich seien einige Punkte bei Art. 1 hervorzu- 
heben, die Zweifel erregen könnten. 

In Art. 1 sei in einer Reihe von Nummern die Bemerkung: »in allen denjenigen 
Fällen, in welchen diese Handlungen nach der Gesetzgebung der vertragenden Theile als 
Verbrechen oder Vergehen strafbar sind«, oder auch : »mit Strafe bedacht sind«. 

Diese Beifügung sei in der Ziff. 9, Ziff. 13 und bei dem Schlusssatz, welcher die Aus- 
lieferung wegen Versuches betrifft. Hieraus sei zu argumentiren, dass in allen denjeni- 
gen Fällen, in denen diese Zufügung nicht gemacht, die Auslieferung erfolgen müsse, 
gleichgültig, ob in dem Gebiete des requirirten Theiles das Verbrechen, wegen dessen die 
Auslieferung begehrt würde, mit Strafe bedroht sei oder nicht. Bei einem Staate, der 
ein einheitliches kodifizirtes Strafrecht hätte, wäre die Beantwortung dieser Frage ausser- 
ordentlich leicht, allein die Schweiz habe bekanntlich kein einheitliches Strafrecht, die 
einzelnen Kantone haben Separat-Gesetzbücher,, in mehreren gelte, wenn er nicht irre, 
bis zu diesem Tage noch die peinliche Halsgerichts-Ordnung Kaiser Karl V. Es werde 
sehr schwierig sein, in den einzelnen Fällen zu sagen, ob diese simmtlichen Reate in der 
beiderseitigen Gesetzgebung mit Strafe bedroht seien oder nicht. 

Bei dieser Gelegenheit sei darauf aufmerksam zu machen, dass, je mehr in diesen 
Verträgen die Anzahl der Verbrechen und Vergehen, wegen deren ausgeliefert werden 
solle, wachse, eine Ungleichheit immer mehr und schroffer hervortrete; nach Fassung 
des Art. 1, wie er eben präzisirt, könne kaum zweifelhaft sein, dass es Fälle geben 
könne, in welchen z. B. die Schweiz die Auslieferung eines Verbrechers nicht verweigern 
könne, wenn auch das betreffende Reat in der Schweiz nicht mit Strafe bedroht ist; nun 
habe aber Art. 12 die generelle Klausel, dass eine Untersuchungshandlung dann verwei- 
gert werden könne, wenn das betr. Reat, bezüglich dessen die Untersuchung geführt, 
nach den Gesetzen desjenigen Staates, an welchen das Ersuchsschreiben gerichtet, 
nicht gerichtlich strafbar sei. Es würde also das Minus, welches ganz unzweifelhaft 
die Vornahme der Untersuchungshandlung sei, unter eine restringirende Bedingung ge- 
‚stellt, welche bei dem Plus, bei der Auslieferung, fehle. 

Ueber ein paar Mängel des Art. 1 sei eine Aufklärung erwünscht. Vor Allem sei es 
eine nicht mehr gut zu machende Inkonsequenz, dass Ziff. 9 lediglich die Kuppelei mit 
minderjährigen Personen umfasse, und dass die viel gröberen und erfahrungsgemäss 
häufiger vorkommenden Fälle der Unzucht mit minderjährigen Personen, wie sie in den 
Verträgen der Süddeutschen Staaten theilweise als Auslieferungs-Reate aufgeführt, in 
dem neuen Auslieferungs-Vertrage weggefallen, so dass derartige Personen sich jetzt 
unbestraft in der Schweiz aufhalten können. Einen weiteren Zweifel erregte die Fassung 
in Ziff. 17, wo es heisse: »wegen Fälschung von Urkunden oder telegraphischen De- 
peschen, sowie wegen wissentlichen Gebrauches falscher oder gefälschter Urkunden und 
telegraphischer Depeschen, vorausgesetzt, dass die Absicht zu betrügen oder zu schaden 
obgewaltet hat«. Hier sei vor Allem darauf aufmerksam zu machen, dass der Zusatz : 
»vorausgesetzt, dass die Absicht zu betrügen oder zu schaden obgewaltet hat«, sich in 
dem Italienischen Vertrage nicht finde und also ein Novum des Schweizer Vertrages 
ist. Nun sei schon das, was damit beabsichtigt werden wolle, nicht vollständig klar. 

Das Strafgesetzbuch kenne eine Absicht zu schaden, die von der Absicht zu betrügen 
unterschieden, im Allgemeinen nicht; es sei nicht vollständig klar, ob unter der Absicht 
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zu betrügen, die Absicht gemeint sei, welche das Deutsche Strafgesetz unter dem allge- 
meinen Titel des Betruges befasst, oder ob hier etwa nach dem allgemeinen Sprachge- 
brauch auch die Absicht verstanden werden könne, welche die Erzielung eines Vermö- 
gens-Vortheils nicht zum Zwecke habe, ob mit anderen Worten die Absicht zu betrügen, 
mit der Absicht zu täuschen, des $. 267 des Deutschen Strafgesetzb. identisch sei, oder 
nicht. Das gehe aus der Fassung der Ziff. 17 nicht mit Sicherheit hervor. Ebenso gehe 
nieht mit Sicherheit hervor, was unter Fälschung von Urkunden zu verstehen sei. Nach 
dem Ital. Vertrage, welchem eine Franz. Uebersetzung beigefügt, sei die Sache ganz 
zweifellos, denn da sei die Fälschung von Urkunden mit dem technischen Namen »faux 
en 6eriture« bezeichnet; das sei hier nicht der Fall, und deshalb zu erinnern, dass das. 
Deutsche $t.-G.-B. unter dem allgemeinen Titel der Urkunden-Fälschung eine Reihe von 
Reaten begreift, welche im gewöhnlichen Leben nicht als Fälschung von Urkunden be- 
zeichnet werden. Fallen unter Ziff. 17 die Fälschung von Stempeln, Briefmarken 
und der rechtswidrige Gebrauch derselben? Der Vertrag, den Frankreich mit der Schweiz 
im Jahre 1869 abgeschlossen hat, habe ausdrücklich, wie es nach der französischen Ge- 
setzgebung übrigens nothwendig, neben den »faux en Ecriture«, die »eontrefagon ou falsi- 
fication de sceaux, timbres, poingons et marques« aufgeführt. Nach dem Deutschen St.- 
G.-B. würde eine derartige Separat- Aufführung nicht nothwendig gewesen sein, weil 
schon die Fälschung der Stempel darin unter dem generellen Titel der Urkunden-Fäl- 
schung begriffen sei. Allein ob die Terminologie des St.-G.-B. ohne Weiteres auf diesen 
Vertrag anwendbar, sei zweifelhaft und deshalb richte er die Frage an den Bundes-Kom- 
missar, ob die Fälschung von Stempeln und alle derartigen Fälschungen unter den Be- 
griff der Ziff. 17 fallen. 

Ein weiterer Punkt, der wenigstens angeregt werden dürfe, sei: Der letzte Absatz, 
der von der Auslieferung wegen Versuches handele, sage, die Auslieferung kann auch 
wegen Versuches u. s. w. stattfinden. In diesem mit dem betr. Abs. des Ital. Vertrages 
sleichlautendem Abs. sei eine ganz andere Terminologie gewählt, wie in den übrigen 
Theilen des Vertrags. Während bei den anderen Auslieferungen immer gesagt sei, die 
Auslieferung muss stattfinden, sei hier auf einmal gesagt: Die Auslieferung kann 
stattfinden. Es scheine nun selbstverständlich, dass dieses »kann« nichts anderes sagen 
wolle, als dass es im Belieben des requirirenden Theiles liege, dass aber der requirirte 
Theil, vorausgesetzt, dass die Handlung oder hier der Versuch mit Strafe in der Landes- 
Gesetzgebung bedroht sei, die Auslieferung nicht verweigern kann. 


Hierauf erwiderte der Bundes-Komm. Geh. Leg.-Rath Wilke: 


Die Punkte des Art. 1, welche eine Abweichung vom Ital. Vertrage enthalten, be- 
ruhen auf reiflicher Erwägung und seien, wie diesseits angenommen werde, durchaus 
Verbesserungen, welche schon seit längerer Zeit in der Absicht gelegen, und welche 
auch, wie vorauszusetzen, im Hause Genehmigung finden werden. — 

»Betr. den Art. 1, Nr. 9 ist zunächst bemängelt worden, dass darin nur die Kuppelei 
erwähnt wird, und dass nicht andere Fleisches-Verbrechen , besonders unzüchtige Hand- 
lungen mit minderjährigen Personen, Aufnahme gefunden haben. Man war diesseits der 
Ansicht, dass dergleichen Verbrechen so wenig zahlreich, wie möglich, in die Nomenkla- 
tur eines Auslieferungs-Vertrages aufzunehmen seien, dass es im vorliegenden Vertrage 
vielmehr darauf ankomme, besonders schwere oder gemeingefährliche Verbrechen und 
Vergehen zum Gegenstande der Auslieferung zu machen.- Wir werden in der Lage sein, 
dass wir von der Schweiz sehr viel mehr Gefälligkeiten in dieser Beziehung werden zu 
beanspruchen haben, als die Schweiz von Deutschland. 

In Nr. 13 des Art. 1 ist ferner gesagt: »Wegen Betruges, betrüglichen Bankerutts. 
und betrüglicher Benachtheiligung einer Konkursmasse findet Auslieferung nur Statt, 
vorausgesetzt, dass diese Handlungen nach der Gesetzgebung der vertragenden Theile. 
als Verbrechen oder Vergehen strafbar sind.« Dieselbe Bestimmung findet sich später 
bei dem Versuche. Daraus lässt sich mit Sicherheit argumentiren, dass in denjenigen 
Fällen des Betruges respektive des Versuches, wo eine Uebereinstimmung der Strafge- 
setzgebungen beider Reiche nicht existirt, auch eine Auslieferung nicht begründet ist. 
Es ist in der Schweiz augenblicklich noch eine grosse Mannigfaltigkeit von Strafgesetz- 
gebungen vorhanden und deswegen wünschte der Schweizerische Bevollmächtigte nicht 
eine zu genaue Detaillirung der einzelnen Betrugsfälle. Aber das ist als feststehend an- 
genommen, dass, wenn nachgewiesen wird, dass ein Betrug respektive Versuch eines 
Verbrechens oder Vergehens nicht in beiden Staaten mit Strafe bedroht ist, kein Gegen- 
stand der Auslieferung vorliegt. 

Was ferner den Ausdruck »kannc« hinsichtlich des Versuches in Art. 1 anbelangt, so 
wurde die betr. Bestimmung gerade so, wie der etc. Vorredner angegeben hat, verstan- 
‚den, dass es nämlich in dem Belieben desjenigen Staates, welcher den Verbrecher ver- 
folgt, liegt, ob er einen Auslieferungs-Antrag stellen will oder nicht.« | 
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Art. 2. 
: Auf die weitere Anfrage des Abg. Freih. Schenck v. Stauffenberg: 

er möchte wissen, ob die Fälschung von Stempeln, Briefmarken und der- 
gleichen unter die Fälle des Art. 17 gerechnet ist oder nicht, 

entgegnete der Bundes-Komm. Geh. Leg.-Rath Wilke: 

»Nach den Verabredungen, welche zwischen den beiderseitigen 'Bevollmächtigten 
stattgefunden haben, ist allerdings nicht angenommen worden, dass die Fälschung von 
Stempeln als solchen — ich setze voraus, dass die Urkunde selbst nicht Gegenstand ist, 
sondern nur der betreffende Stempel — nicht unter den Begriff der Fälschung einer Ur- 


kunde zu subsumiren ist.« (Sten. Ber., S. 55, 56.) 


Art. 2. Jedoch soll von Seiten der 
Regierungen des Deutschen Reichs kein 
Deutscher an die Italienische Regierung 
und von Seiten dieser kein Italiener an 
eine der Deutschen Regierungen ausge- 
liefert werden. 

Wenn nach den Gesetzen desjenigen 
Staats, welchem der Beschuldigte ange- 
hört, Anlass vorhanden sein sollte, ihn 
wegen der in Frage stehenden Handlung 
zu verfolgen, so soll der andere Staat 
die Erhebungen und Schriftstücke, die 
zur Feststellung des Thatbestandes die- 
nenden Gegenstände und jede andere für 
das Strafverfahren erforderliche Urkunde 
oder Aufklärung mittheilen. 

Wenn die reklamirte Person weder 
ein Deutscher noch ein Italiener ist, oder 
wenn das Verbrechen oder Vergehen 
ausserhalb des Gebietes der vertragenden 
Theile von einer Person begangen ist, 
welche demjenigen Staate nicht angehört, 
von welchem die Auslieferung begehrt 
wird, so kann dieser Staat von dem ge- 
stellten Antrage im ersteren Falle dieje- 
nige Regierung, welcher der Verfolgte 
angehört, im letzteren Falle diejenige 
Regierung, auf deren Gebiete das Ver- 
brechen oder Vergehen begangen ist, in 
Kenntniss setzen, und wenn eine dieser 
Regierungen ihrerseits die Auslieferung 
des Angeschuldigten beansprucht, um ihn 
vor ihre Gerichte zu stellen, so kann die- 
jenige Regierung, an welche der Aus- 
lieferungs-Antrag gerichtet ist, den An- 
geschuldigten nach ihrer Wahl der einen 
oder der anderen Regierung ausliefern. 

Wenn die seitens eines der vertra- 
genden Theile reklamirte Person gleich- 
zeitig seitens einer oder mehrerer anderer 
Regierungen reklamirt wird, so soll’ die- 


Aus den Denkschriften. 
A. Zum Vertrag mit Italien. 


Abs. 2ist ein den Verträgen der Südd, 


selbe derjenigen Regierung ausgeliefert 
werden, welche die Auslieferung auf 
Grund des schwereren Verbrechens oder 
Vergehens beantragt. Für den Fall, dass 
alle Verbrechen oder Vergehen gleich 
schwer sein sollten, soll die betreffende 
Person derjenigen Regierung ausgeliefert 
werden, deren Antrag von früherem Da- 
tum ist. 


(Vertrag mit der Schweiz.) 


Art. 2. Jedoch soll von Seiten der 
Regierungen des Deutschen Reichs kein 
Deutscher an die Schweizerische Regie- 
rung und von Seiten dieser kein Schwei- 
zer an eine der Deutschen Regierungen 
ausgeliefert werden. 

Wenn nach den Gesetzen desjenigen 
Staates, welchem der Beschuldigte an- 
gehört, Anlass vorhanden sein sollte, 
ihn wegen der in Frage stehenden Hand- 
lung zu verfolgen, so soll der andere 
Staat die Erhebungen und Schriftstücke, 
die zur Feststellung des Thatbestandes 
dienenden Gegenstände und jede andere 
für das Strafverfahren erforderliche Ur- 
kunde oder Aufklärung mittheilen. 

Ist die reklamirte Person weder ein 
Deutscher, noch ein Schweizer, so kann 
der Staat, an welchen der Ausliefe- 
rungs-Antrag gerichtet wird, von dem 
gestellten Antrage diejenige Regierung, 
welcher der Verfolgte angehört, inKennt- 
niss setzen, und wenn diese Regierung 
ihrerseits den Angeschuldigten bean- 
sprucht, um ihn vor ihre Gerichte zu 
stellen, so kann diejenige Regierung, 
an welche der Auslieferungs-Antrag ge- 
richtet ist, den Angeschuldigten nach 
ihrer Wahl der einen oder der anderen 
Regierung ausliefern. 


Staaten mit Italien entsprechender Zusatz; 
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Art. 3. 4. 


im Uebrigen sind die Bestimmungen des gleichen Art. des Vertr. mit Belgien in 


präziserer Fassung wiedergegeben. 
B. Zum Vertrag mit der Schweiz, 


Die Denkschrift hebt besonders hervor, 


dass »kein eigener Staats-Angehö- 


riger ausgeliefert werde, und dass ferner dem Asyl gebenden Staate die Befugniss 
gewahrt ist, einen Flüchtigen, welcher keinem der vertragenden Staaten angehört, 
seinem eigenen Heimathsstaate zur Bestrafung zu überweisen.« 


Art. 3. Die Auslieferung soll nicht 
stattfinden, wenn die seitens der Deut- 
schen Regierung” reklamirte Person in 
Italien oder die seitens der Italienischen 
Regierung reklamirte Person in einem 
der Deutschen Staaten wegen derselben 
strafbaren Handlung, wegen deren die 
Auslieferung beantragt wird, in Unter- 
suchung gewesen und ausser Verfolgung 
gesetzt worden ist, oder sich noch in Un- 
tersuchung befindet, oder bereits bestraft 
worden ist. 


Gleichlautend im Vertrage mit 


Art.4. Die Bestimmungen des ge- 
genwärtigen Vertrages finden auf po- 
tische Verbrechen oder Vergehen 
keine Anwendung. Die Person, welche 
wegen eines der im Artikel 1 aufgeführ- 
ten gemeinen Verbrechen oder Vergehen 
ausgeliefert worden ist, darf demgemäss 
in demjenigen Staate, an welchen die 
Auslieferung gewährt ist, in keinem Falle 
wegen eines von ihr vor der Auslieferung 
verübten politischen Verbrechens oder 
Vergehens, noch wegen einer Handlung, 
die mit einem solchen politischen Ver- 
brechen oder Vergehen im Zusammen- 
hange steht, zur Untersuchung gezogen 
und bestraft werden. 

Ebensowenig kann eine solche Person 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens, 
welches in dem gegenwärtigen Vertrage 
nicht vorgesehen ist, zur Untersuchung 
gezogen oder bestraft werden, es sei 
denn, dass dieselbe, nachdem sie wegen 


1. Aus den Denkschriften. 


‚oder 


Wenn die seitens der Deutschen Re- 
gierungen reklamirte Person in Italien 
oder die seitens der Italienischen Regie- 
rung reklamirte Person in einem der 
Deutschen Staaten wegen einer anderen 
strafbaren Handlung in Untersuchung 
ist, so soll die Auslieferung bis zur Be- 
endigung dieser Untersuchung und voll- 
endeter Vollstreckung der etwa gegen 
sie erkannten Strafe aufgeschoben wer- 
den. 


der Schweiz, 


des Verbrechens, welches zur Ausliefe- 
rung Anlass gegeben hat, bestraft oder 
freigesprochen worden ist, versäumt 
habe, vor Ablauf einer Frist von drei 
Monaten das Land zu verlassen, oder 
dass sie aufs Neue dorthin komme. 
Im Vertrage mit der Schweiz 

ist statt des ersten Satzes folgender Abs.1. 

»Die Auslieferung soll nicht stattfin- 
den, wenn die strafbare Handlung, we- 
gen deren die Auslieferung verlangt wird, 
einen politischen Karakter an sich trägt, 
wenn die auszuliefernde Person 
beweisen kann, dass der Antrag auf ihre 
Auslieferung in Wirklichkeit mit der 
Absicht gestellt worden, sie wegen eines. 
Verbrechens oder Vergehens politischer 
Natur zu verfolgen oder zu bestrafen.« 

Am Schluss des Abs.2 (Abs.1 Vertr. 
mit Italien) folgt hinter »bestraft« 
»oder für solche an einen dritten Staat 
ausgeliefert werden.« 


A.Nach derjenigen zum Vertrage mit Italien entspricht der,'Schluss des Art. den 


Verträgen der Südd. Staaten mit Italien. 


B. Nach derjenigen zum Vertrage mit der Schweiz beruht die dem Deutsch-Engl. 
Vertrage nachgebildete Fassung des Abs. 1, sowie der Zusatz am Schluss des Abs. 2 


aufeinem Antrage der Schweiz. 


Il. In den Verhandlungen über den Vertrag mit!:der Schweiz — erste Lesung — gab 
dieser Artikel dem Abg. Reichensperger (Krefeld) Anlass zu folgenden Bemer- 


kungen: 


»Dieser Art. scheint mir juristisch nicht recht fassbar zu sein und zwar schon um 


deswillen, weil in demselben die Terminologie drei Mal wechselt. 


Im ersten Abs. heisst 


es: »Die Auslieferung soll nicht stattfinden, wenn die strafbare Handlung, wegen deren 
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die Auslieferung verlangt wird, einen politischen Karakter an sich trägt«, 
und es ist in der kurzen Motivirung bemerkt, dass dieser Ausdruck auf den Wunsch der 
Schweizer Behörde angenommen worden sei. Nun ist aber dieser Ausdruck wie mir 
scheint, mehrdeutig; man kann annehmen, dass dabei an eine Handlung gedacht sei, 
welche der jeweiligen Politik des betreffenden Staates dient, — an eine Handlung also, 
die im Allgemeinen strafbar ist, die aber, weil im Interesse der Politik des betreffen- 
den Staates vorgenommen, die Auslieferung nicht motiviren solle. Man kann aber auch 
— und es liegt das in etwas näher, namentlich, wenn man den Artikel in seinem weiteren 
Verfolge ansieht, — annehmen, dass eine Handlung gegen die Politik oder gegen die 
Sicherheit des betreffenden Staates gemeint sei. Beides lässt sich jedenfalls aus den 
Worten herausdeduziren. Es scheint mir nun aber, dass eine schwankende Bezeichnung 
in einem Gesetze oder einem Vertrage nicht gut angebracht ist. In demselben Al. kommt 
dann der Ausdruck vor: »ein Verbrechen oder Vergehen politischer Na- 
tur«, also eine andere Bezeichnung, und endlich heisst es im folgenden Al.: »ein poli- 
tisches Verbrechen oder Vergehen«. So wird also ein Ausdruck, welcher, den 
Motiven zufolge, nach dem Wunsche der Schweizer Behörde gerade hätte vermieden wer- 
den sollen, im Al. 1 nicht gebraucht, im Al. 2 aber dennoch verwendet. Das scheint mir 
eine Unzuträglichkeit zu sein. — Weiter wäre zu wünschen, dass man, um möglichste 
Klarheit in diesen Art. zu bringen, denselben in den Motiven einigermassen exemplifizirt 
hätte. Wir haben ein Register von 23 verschiedenen, mit Strafe bedrohten Handlungen 
vor uns und ist es nicht leicht, wenigstens mir ist es recht schwer geworden, Kombina- 
tionen zu erdenken, mittels welcher diese Verbrechen oder ein Theil derselben einen poli- 
tischen Karakter in der Art annehmen, wie es Art. 4 voraussetzt oder doch voraussetzen 
muss. Man kann eigentlich nur die Probe auf die Tragweite des Art. 4 machen, wenn 
man konkrete Beispiele vor sich hat.« 


Hierauf entgegnete der Bundes-Komm. Geh. Leg.-Rath Wilke: 

»Als von der Schweiz der Antrag gestellt und diesseits genehmigt wurde, in Betreff 
der politischen Verbrechen diejenige Fassung anzunehmen, welche sich in dem Vertrage 
zwischen Deutschland und England findet, ist bei beiden Staaten die Ansicht geltend ge- 
wesen, dass damit an und für sich eine Aenderung der im Deutsch-Italienischen Vertrage 
festgesetzten Prinzipien nicht beabsichtigt würde. Die Schweiz hatte nur darauf hin- 
weisen wollen, dass möglicherweise selbst ein gemeines Verbrechen, z. B. eine Münz- 
fälschung,, aus politischen Motiven begangen werden könnte, z. B. ohne die Absicht der 
betreffenden Münzfälscher, sich selbst zu bereichern, auf Grund eines politischen Fana- 
tismus. Wenn ferner statt der Worte »Verbrechen politischen Karakters«in dem- 
selben Alinea des Art. 4 gesagt ist, das Verbrechen dürfe nicht politischer Natur 
sein, so sind die Worte »Karakter« und »Natur«, wie ich versichere, als gleichbedeutend 
angesehen worden. Weiter unten wird in demselben Artikel allerdings nur kurz erwähnt 
»politische Verbrechen oder Vergehen«, ohne besonders zu bemerken, dass es sich um die- 
jenigen Verbrechen und Vergehen handelt, welche einen politischen Karakter haben. Es ist 
diese letztere Bezeichnung aber hier nur fortgelassen, weil schon vorher im Eingange des 
Artikels genau angegeben ist, wie diejenigen Verbrechen oder Vergehen beschaffen sein 
sollen, wegen welcher die Auslieferung nicht stattfindet. Es sind dies eben diejenigen 
Verbrechen, welche auf politischen Motiven beruhten. Durch die variirenden Be- 
zeichnungen des Art. 4 ist ein Unterschied weder von Schweizeri- 
scher noch von Deutscher Seite beabsichtigt worden.« 


Der Abg. Dr. Braun hielt auch die Fassung nicht für ganz korrekt, insofern, als in 
einem Artikel für denselben Begriff dreimal verschiedene Worte gewählt wurden, dies 
sei vom Standpunkte einer korrekten juristischen Redaktion ein Fehler. Was aber da- 
mit gemeint ist, darüber scheine kein Zweifel obzuwalten. Man habe absichtlich gesagt, 
solche Verbrechen, die einen politischen Karakter an sich tragen, oder Verbrechen oder 
Vergehen politischer Natur, weil man im Laufe der Zeit die Erfahrung gemacht habe, 
dass gewisse gegen das Gesetz verstossende strafbare Handlungen einen gemischten Ka- 
rakter tragen können, indem sie möglicherweise als. ein gemeines Verbrechen bezeichnet 
werden können, dabei aber einen so starken politischen Beigeschmack haben, dass man 
nicht recht wisse, ob nicht letzterer der vorwiegende Bestandtheil sei, und sowohl Eng- 
land als die Schweiz haben sich in der Beziehung sichern wollen. Ein Beispiel seien die 
bekannten Kossuth-Noten, die im Jahre 1849 in Ungarn ausgegeben, und die man als ein 
Münzverbrechen hat karakterisiren und daraufhin die Auslieferung hat verlangen wollen; 
ferner die Auslieferung von Pariser Kommunards, die man verlangt habe, und die in ge- 
wissen Staaten grosse Bedenken erregt haben, weil man der Ansicht war, hier sei die 
politische Färbung der strafbaren Handlung eine so vorwiegende, dass man glaubte, die 
Auslieferung verweigern zu müssen: Das seien, soviel Redner wisse, die unzweifelhaft 
triftigen Gründe, warum man dieser Fassung vor der bisher in Verträgen mit Deutsch- 
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land üblichen den Vorzug gegeben habe, dass man also nicht gesagt habe, »politische Ver- 
brechen oder politische Vergehen« sondern »strafbare Handlungen, welche einen politi- 
schen Karakter an sich tragen«. 

Der Abg. Dr. Reichensperger (Krefeld) nahm noch einmal das Wort und führte 
aus, es sei keineswegs Absicht gewesen, irgendwie durch Amendements hier eingreifen 
zu wollen. Er glaube nicht, dass die geäusserten Bedenken beseitigt worden. Es komme 
noch dazu, dass eine Limitation oder eine Bestimmung in dem Abs. 1 liege, hinsichtlich 
welcher es schwer falle, ihr eine juristische, Bedeutung beizulegen. Es heisse da: »wenn 
die auszuliefernde Person beweisen kann, dass der Antrag auf ihre Auslieferung in 
Wirklichkeit in der Absicht gestellt worden ist, sie wegen eines Verbrechens oder Ver- 
gehens politischer Natur zu verfolgen oder zu bestrafen, soll eine Auslieferung nicht ge- 
schehen.« Einen Beweis einer bestimmten Absicht in einem Falle der vorliegenden Art 
zu führen, würde jedem Juristen, der auf dem Gebiete des Strafrechtes einigermassen be- 
wandert ist, als eine Aufgabe erscheinen, an deren Lösung durchweg verzweifelt werden 


müsse. 


Art. 5. Die Auslieferung soll nicht 
stattfinden, wenn seit der begangenen 
strafbaren Handlung, oder der Einlei- 
tung der strafgerichtlichen Verfolgung, 
oder der erfolgten Verurtheilung, nach 
den Gesetzen desjenigen Landes, in wel- 


chem der Verfolgte zur Zeit, wo die Aus- 
lieferung beantragt wird, sich aufhält, 
Verjährung der strafgerichtlichen Ver- 
folgung oder der erkannten Strafe einge- 
treten ist. 


Vertrag mit der Schweiz gleichlautend. 


Art.6. Die Auslieferung soll stets 
zugestanden werden, selbst wenn der 
Angeschuldigte dadurch gehindert wird, 
übernommene Verbindlichkeiten gegen 
Privatpersonen zu erfüllen. Letztere 
können indess ihre Ansprüche bei den 
zuständigen Gerichts-Behörden geltend 
machen. 


I. Aus den Denkschriften. 


(Vertrag mit der Schweiz.) 


Art.6. Eine ansich begründete Aus- 
lieferung soll auch dann zugestanden 
werden, wenn... .. zuerfüllen, und 
es bleibt dem dadurch beeinträchtigten 
Theile überlassen , seine Rechte vor der 
zuständigen Behörde geltend zu machen. 


A. Diejenige zum Vertrag mit Italien bemerkt nur, dass die Art. 6—9 den Südd. 


Verträgen nachgebildet seien. 


B. In derjenigen zum Vertrag mit der Schweiz wird ausgeführt, dass es nach 
Art. 6—8 übereinstimmend mit den meisten Auslieferungs-Verträgen der neueren 


Zeit, die diplomatische Vermittelung als Regel gelten soll. 


Dabei ist aber ausdrück- 


lich verabredet, dass erforderlichen Falles jeder Theil, selbst auf telegraphischem Wege, 


die vorläufige Festnahme eines flüchtigen Verbrechers bewirken kann. 


Hierzu bedarf 


es keiner diplomatischen Vermittelung, sondern es ist sogar jede zuständige Behörde 
berechtigt, direkt mit der kompetenten Behörde des anderen Staates zum vorgedach- 


ten Zwecke in Verbindung zu treten. 


Art.7. Die Auslieferung soll be- 
willigt werden auf den von einer der 
beiden Regierungen an die andere im 
diplomatischen Wege gestellten Antrag 
und nach Beibringung eines Strafurtheils 
oder eines Beschlusses über Versetzung 
in den Anklagestand , eines Haftbefehls 
oder eines anderen Akts, welcher die 
gleiche Wirkung hat und ebenfalls die 
Art und Schwere der verfolgten That, 
sowie die auf dieselbe anwendbare straf- 
gesetzliche Bestimmung angiebt. 

Die Aktenstücke sollen im Original 
oder in beglaubigter Ausfertigung eines 


Gerichtshofes oder einer anderen zustän- 
digen Behörde des die Auslieferung be- 
antragenden Landes mitgetheilt werden. 
Gleichzeitig sollen, sofern dies möglich 
ist, das Signalement der reklamirten 
Person und alle anderen zur Feststellung 
ihrer Identität geeigneten Angaben bei- 

gebracht werden. 


Im Vertrag mit der Schweiz 
fehlen die kursiv gedruckten Worte [s. 
Denkschrift zu Art. 6), auch ist der 
Text nicht in 2 Abs. getheilt. — 


Art. 8-10. ‚ und: I. Italien, II. der Schweiz. 1475 


Aus der Denkschrift zum Vertrag mit Italien. 

Das Abkommen bezügl. der Aktenstücke, auf die hin Auslieferung erfolgen kann, 
entspricht einerseits dem $. 28 des Reichs-Ges. über Gewährung der Rechtshülfe vom 
21. Juni 1868 (Archiv, Bd. III, S. 849 ff.), andererseits den Verträgen der Südd. Staaten 


mit Italien. 


Zu Art. 7 Vertr. mit der Schweiz vgl. das unten mitgetheilte Protokoll v. 


6. Juli 1874. 


Art. 8. In dringenden Fällen, und 
insbesondere, wenn Gefahr der Flucht 
vorhanden ist, kann Jede der beiden 
Regierungen unter Berufung auf das 
Vorhandensein eines Strafurtheils , eines 
Beschlusses auf Versetzung in den An- 
klagestand oder eines Haftbefehls, in 
kürzester Weise, selbst auf telegraphi- 
schem Wege, die Verhaftung des Verur- 
theilten oder Angeschuldigten beantragen 
und erwirken, unter der Bedingung, dass 
das Dokument, auf dessen Vorhanden- 
sein man sich berufen hat, binnen einer 


Frist von zwanzig Tagen nach der Ver- 
haftung beigebracht wird. 


Im Vertrag mit der Schweiz 
heisst es: statt jede der beiden Regie- 
rungen: 

»jeder der vertragenden Theile«. 
Als Schlusssatz ist hinzugefügt: 
»Unter der gleichen Voraussetzung und 
unter derselben Bedingung soll der Ver- 
folgte in dringenden Fällen auf direktes 
Verlangen der zuständigen Behörde einst- 
weilen in Verhaft genommen werden.« 


Nach der Denkschrift zum Vertrag mit Italien erschien es bedenklich, die Frist 
von 20 Tagen — Art. 11, Vertrag mit Bayern hatte 1 Monat — mit Rücksicht auf die im 
Winter erschwerten Verkehrs-Verhältnisse noch weiter herabzumindern. 


Art. 9. Die entwendeten oder imBe- 
sitze des Verurtheilten oder Angeschul- 
digten vorgefundenen Gegenstände, die 
Geräthschaften und Werkzeuge, deren 
er sich zur Verübung seines Verbrechens 
oder Vergehens bedient hat, so wie alle 
anderen Beweisstücke sollen gleichzeitig 
mit der Auslieferung des verhafteten In- 
dividuums ausgefolgt werden. Dies soll 
selbst dann geschehen , wenn die Aus- 
lieferung, nachdem sie zugestanden wor- 
den ist, in Folge des Todes oder der 
Flucht des Schuldigen nicht sollte statt- 


Gleichlautend im Vertrag mit der 
Vergl. über die Bedeutung dieses Paragr. 


Art. 10. Liefert eine dritte Regie- 
rung ein Individuum aus, so gestatten 
die vertragenden Theile die Durchfüh- 
rung des Auszuliefernden durch ihr Lan- 
desgebiet, oder den Transport des Aus- 
zuliefernden auf ihren Fahrzeugen und 
Dienstschiffen, sofern das betreffende 
Individuum nicht dem um die Gewährung 
der Durchführung angegangenen Staat 
angehört. In diesem Falle bedarf es nur 
eines einfachen Antrages auf diploma- 


finden können. Diese Ausfolgung wird 
sich auch auf alle Gegenstände der ge- 
dachten Art erstrecken, welche von dem 
Angeschuldigten in dem Lande, in wel- 
ches er sich geflüchtet hat, versteckt 
oder hinterlegt worden sind, und die da- 
selbst später aufgefunden werden. 

Jedoch werden die Rechte dritter Per- 
sonen an den erwähnten Gegenständen 
vorbehalten, und es sollen ihnen diesel- 
ben nach Schluss des gerichtlichen Ver- 
fahrens kostenfrei wieder ausgehändigt 
werden. 


Schweiz. 
die einleitende Rede des Abg. Dr. Kapp. 


tischem Wege seitens derjenigen Regie- 
rung, welche die Auslieferung verlangt 
hat und der Beibringung der nöthigen 
Beweisstücke dafür, dass es sich nicht 
um ein politisches oder rein militärisches 
Vergehen handelt. 

Die Durchführung findet auf dem 
kürzesten Wege unter der Begleitung von 
Agenten des requirirten Landes und auf 
Kosten der reklamirenden Regierung 
statt. 


Gleichlautend im Vertrage mit der Schweiz. 
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Art. 11. Die vertragenden Theile 
verzichten auf die Erstattung, derjenigen 
Kosten, welche ihnen aus der Festnahme 
und dem Unterhalte des Auszuliefernden 


Auslieferungs-Verträge zwischen dem Deutschen Reiche 


’ 


BO 


oder aus dessen Transporte bis zur Grenze 
des requirirten Theiles erwachsen. Sie 


‘wollen vielmehr diese Kosten gegensei- 


tig selbst tragen. 


Gleichlautend im Vertrage mitder Schweiz. 


Die Denkschrift zum Vertrag mit Italien bemerkt: 

»Art. 11 entspricht dem Art. 10 des Belg. Vertr. Wie die Denkschrift zu letzterem an- 
führt (vgl. Archiv, Bd. IV, 8. 1103) hat sich in der Praxis ein System der Kompensation 
für die Kosten der Festnahme, der Haft und des Transports des Äuszuliefernden von dem 
die Auslieferung begehrenden Staate dahin gebildet, dass von dem Anspruch auf Kosten- 
Ersatz in den weitesten Fällen abgesehen ist.« 


Vergl. auch die Eingangs mitgetheilte Rede des Abg. Kapp. 


Art. 12. Wenn im Laufe eines nicht 
politischen Strafverfahrens einer der ver- 
tragenden Staaten im Gebiete des an- 
deren vertragenden Theils die Verneh- 
mung von Zeugen oder irgend eine an- 
dere Untersuchungshandlung für noth- 
wendig erachtet, so wird zu diesem 
Zwecke ein Ersuchsschreiben auf diplo- 
matischem Wege übersandt!), und es soll 
demselben nach Massgabe der Gesetzge- 
bung des Landes, wo der Zeuge vernom- 
men oder der Akt vorgenommen werden 
soll, stattgegeben werden; die Ausfüh- 
rung des Antrags kann verweigert wer- 
den, wenn das Verfahren gegen einen 
von der requirirenden Behörde noch nicht 
verhafteten Angehörigen des requirirten 
Staats gerichtet ist, oder wenn die Un- 
tersuchung eine Handlung zum Gegen- 
stande hat, welche nach den Gesetzen 
des Staates, an welchen das Ersuchs- 
schreiben gerichtet ist, nicht gerichtlich 
strafbar ist. Die betheiligten Regierun- 


Aus den Denkschriften. 
A. Zum Vertrag mit Italien. ® 


gen entsagen jedem Anspruche auf Er- 
stattung der aus der Ausführung der Re- 
quisition entstehenden Kosten, soweit es 
sich nicht um strafgerichtliche, kommer- 
zielle oder medizinische Gutachten Sach- 
verständiger handelt. 


Der sonst übereinstimmende Art. 12 
des Vertr. mit der Schweiz lautet 
im Eingange in etwas geänderter Fas- 
sung: 

»Wenn... . vertragenden Theile 

. erachten sollte@.., ur. 

Nach den Worten: »auf diplomati- 
schem Wege« ist eingefügt: »oder di- 
rekt von der zuständigen Behörde des 
einen Landes an die zuständige Behörde 
des andern Landes« übersandt, u. s. w. 

Sodann bildet der Schlusssatz: »Die 
betheiligten Regierungen« u. s. w. im 
Vertr. mit der Schweiz einen besonderen 
Absatz. 


Dieselbe bemerkt, »dass die in Art. 12 bis 15 enthaltenen Bestimmungen über eine 
erweiterte gegenseitige Rechtshülfe, insbesondere über die Erledigung von Requisi- 
tionen und die Mittheilung von Strafurtheilen aus den Südd. Verträgen übernommen 


sind.« 
B. Zum Vertrag mit der Schweiz. 


Diese führt die in dem direkten Verkehr der zuständigen Landes-Behörden liegende 


Erweiterung zurück auf die grenznachbarlichen Verhältnisse der vertragenden Theile. 


!) Eine Verordn. des Grossh. Baden’schen Minist. d. Justiz und des Auswärtigen vom 
23. Febr. 1873 (Reg.-Bl. V, S. 35) weist die Grossh. Gerichts- Behörden an, von jeder 
ferneren direkten Zusendung amtlicher Schriftstücke an Kgl. Italienische Gerichte Ab- 
stand zu nehmen, da nach einer bezügl. Mittheilung der Kgl. Ital. Regierung zu erwarten 
sei, dass fortan solchen, den Vorschriften des Art. 12 des Vertrages zuwider ohne diplo- 
matische Vermittelung an die Ital. Gerichte gelangenden Ersuchsschreiben keine Folge ge- 
geben werde. 


u 
— 


BArt. 13—15. 


Art. 13. Wenn in einer nicht poli- 
tischen Untersuchungssache das persön- 
liche Erscheinen eines Zeugen nothwen- 
dig ist, so soll die Regierung des Landes, 
in welchem der Zeuge wohnt, denselben 
auffordern, der Vorladung, welche die 
andere Regierung an ihn gerichtet hat, 
Folge zu leisten. 

Stimmt der Zeuge zu, so werden ihm 
die Kosten der Reise und des Aufenthalts 
nach seiner Wahl entweder nach den 
Tarifsätzen und Reglements des Landes, 
wo die Vernehmung stattfinden soll, oder 
nach denjenigen des requirirten Staates 
bewilligt werden ; auch kann dem Zeugen 
auf seinen Antrag durch die Behörden 
seines Wohnorts der Gesammt-Betrag 
oder ein 'Theil der Reisekosten vorge- 
schossen werden ; diese Kosten werden 
demnächst von der dabei interessirten 
Regierung zurückerstattet. 


Die bezügliche Denkschrift bemerkt dazu: 


und: I. Italien, II. der Schweiz. 
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In keinem Falle darf ein Zeuge, 
welcher in Folge der in dem einen Lande 
an ihn ergangenen Vorladung freiwillig 
vor den Richtern des anderen Landes 
erscheint, daselbst wegen früherer straf- 
baren Handlungen oder Verurtheilungen 
oder unter dem Vorwande der Mitschuld 
an den Handlungen, welche den Gegen- 
stand der Untersuchung bilden, worin er 
als Zeuge erscheinen soll, zur Unter- 
suchung gezogen oder in Haft genommen 
werden. Hierbei kommt es auf die Staats- 
Angehörigkeit des Zeugen nicht an. 


Der Vertrag mit, der Schweiz 
hat als vorletzten Satz im Abs. 3 zwi- 
schen den Worten: »in Haft genommen« 
und »werden« den Zusatz: 

»oder für zivilrechtliche Ansprüche ir- 
gendwie belästigt«. 


»Zu Art. 13 ist von Seiten der Schweiz Werth darauf gelegt worden, dass dem 
auf Grund des Vertrages zitirten Zeugen nicht nur in Betreff etwaiger kriminalrechtlicher 


Vorfolgungen , sondern auch hinsichtlich ziv 


währen sei. 


ilrechtlicher Ansprüche voller Schutz zu ge- 
Eine solche Bestimmung erscheint gerechtfertigt, da es vor Allem darauf 


ankommen muss, das persönliche Erscheinen des Zeugen möglich zu machen und zu 
diesem Zwecke Alles fortzuräumen, was ihm dies Erscheinen vor einem fremden Gerichts- 


hofe unliebsam erscheinen lassen könnte.« 


Art. 14. Wenn es bei einer Unter- 
suchung, welche in einem der beiden 
veriragenden Staaten geführt wird, noth- 
wendig werden sollte, den Angeschuldig- 
ten mit in dem anderen Lande verhaf- 
teten Schuldigen zu konfrontiren, oder 
Beweisstücke oder gerichtliche Urkun- 
den, welche letzterem Staate gehören, 
vorzulegen, so soll ein Gesuch dieser Art 
auf diplomatischem Wege gestellt wer- 
den, und es soll demselben, sofern nicht 
etwa aussergewöhnliche Bedenken dage- 
gen obwalten, stets entsprochen werden, 
unter der Bedingung jedoch, dass so bald 
als möglich die Verhafteten zurückge- 


Art. 15. Die beiden vertragenden 
Regierungen verpflichten sich, einander 
wechselseitig die Verurtheilungen wegen 
Verbrechen und Vergehen jeder Art mit- 
zutheilen, welche von den Gerichtshöfen 
des einen Staats gegen Angehörige des 
anderen ausgesprochen werden. Diese 

Archiv des Deutschen Reichs. Bd.1. (VI.) 


liefert und die obigen Beweisstücke und 
Urkunden zurückgesandt werden. 

Die Kosten des Transports der oben 
erwähnten Individuen und Gegenstände 
von einem Staate zum anderen werden 
von derjenigen Regierung getragen, 
welcheden bezüglichen Antrag gestellthat. 


In dem sonst gleichlautenden V er- 
trage mit der Sch weiz ist zwischen 
den Worten »auf diplom. Wege« und 
»gestellt« (Abs. 1, Zeile 10) hinzugefügt: 
»oder im direkten Verkehr unter den zu- 
ständigen Behörden der vertragenden 
Theile«. 


Mittheilung wird auf diplomatischem 
Wege erfolgen durch vollständige oder 
auszugsweise Uebersendung des ergan- 
genen und rechtskräftig gewordenen Ur- 
theils an die Regierung desjenigen Lan- 
des, welchem der Verurtheilte angehört. 
Jede der vertragenden Regierungen wird 
94 
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zu diesem Zweck an die zuständigen Be- 
hörden die entsprechenden Anweisungen 
erlassen. 


Art. 16. Der gegenwärtige Vertrag 
ist auf fünf Jahre, vom 1. Januar 1872 
an gerechnet, abgeschlossen. 

Von dem Zeitpunkte seiner Geltung 
ab verlieren die früher zwischen den ein- 
zelnen Staaten des Deutschen Reichs und 
Italien abgeschlossenen Verträge über 
die Auslieferung von Verbrechern ihre 
Gültigkeit. 

Wenn von keinem der vertragenden 
Theile sechs Monate vor dem 1. Januar 
1877 die Absicht, diesen Vertrag ausser 
Kraft zu setzen, angezeigt wird, so soll 
derselbe für fünf weitere Jahre in Gel- 
tung bleiben, und so ferner von fünf zu 
fünf Jahren. 

Derselbe wird ratifizirt und die Rati- 
fikationen werden binnen einer Frist von 
vier Wochen ausgewechselt werden. 

Zu Urkund dessen u. s. w. 

Geschehen zu Berlin, den 31. Okto- 
ber 1871. 


König. Launay. 


Die Auswechselung der Ratifikations- 
Urkunden hat in Berlin stattgefunden. 


(Vertrag mit Italien.) 


Die Hohen Vertragenden Theile des 
heut abgeschlossenen Auslieferungs-Ver- 
trages haben für gut befunden , Folgen- 
des in einem Protokolle festzustellen : 

Es ist nicht nothwendig, dass die 

Korrespondenzen und Verhandlungen, 
welche die Auslieferungs-Anträge nö- 
thig machen werden, zwischen der 
Deutschen Reichs-Regierung und Ita- 
lien stattfinden ; sie können im Gegen- 
theil, je nach den Umständen jedes 
einzelnen Falles, auch direkt zwischen 
Italien und den Regierungen stattfin- 
den, welche zum Deutschen Reiche 
gehören und bei der Auslieferung in- 
teressirt sind, sei es, dass der Antrag 
von ihnen ausgehe, oder an sie ge- 
richtet sei. 


Gleichlautend im Vertrage mit der 
Schweiz, nur im Eingange: »die ver- 
tragenden« u. Ss. w. 


(Vertrag mit der Schweiz.) 


Art. 16. Der gegenwärtige Vertrag 
ist auf Zehn Jahre abgeschlossen. 


Von dem Zeitpunkte seiner Geltung 
an verlieren die früher zwischen den ein- 
zelnen Staaten des Deutschen Reichs und 
der Schweiz abgeschlossenen Verträge 
über die Auslieferung von Verbrechern 
ihre Gültigkeit. 

Wenn von keinem der vertragenden 
Theile sechs Monate vor dem Ablauf 
der zehnjährigen Frist die Absicht, die- 
sen Vertrag ausser Kraft zu setzen, an- 
gezeigt wird, so soll derselbe für zehn 
weitere Jahre in Geltung bleiben und so 
ferner von zehn zu zehn Jahren. 


Zu Urkund dessen u. Ss. w. 


Geschehen zu Berlin, den 24. Ja- 
nuar 1874. 


gez. Wilke. gez. Hammer, Oberst. 
(L. S.) (1:82) 


Protokoll. 


(Vertrag mit der Schweiz.) 

Der vorstehende Vertrag ist ratifizirt 
worden, und die Auswechselung der Rati- 
fikations-Urkunden hat zu Berlin am 6. Juli 
1874 stattgefunden. 


Zu Art. 7 desselben ist protokollarisch 
bei diesem Anlass vereinbart, 

»dass in Auslieferungs-Angelegenheiten, 
welche schleuniger Erledigung bedürfen, 
ein direkter Verkehr zwischen den Re- 
gierungen der an die Schweiz angren- 
zenden Deutschen Bundesstaaten und’ 
dem Schweizerischen Bundesrath, so- 
wie umgekehrt zwischen dem Schweize- 
rischen Bundesrath und den Regierun- 
gen der erwähnten Bundesstaaten statt- 
finden darf.< (R.-G.-Bl., S. 120.) 


Verfügungen des Preuss. Just.-Minist. zu den Verträgen. 1479 
Anlage. 
T——  — 


Durch die Allgem. Verfügung des’ Preuss. Justiz-Ministers vom 29. April'1869 — Just.- 
Min.-Bl., S. 90 — waren auf Wunsch der Kgi. Italienischen Regierung die Be- 
amten der Staats-Anwaltschaft bei den Gerichten erster Instanz angewiesen, künftig in 
allen Untersuchungssachen,, in welchen gegen Italienische Staats-Angehörige rechtskräftig 
auf Strafe erkannt wird, beglaubigte Abschrift des Erkenntnisses dem Minister der Aus- 
wärtigen Angelegenheiten einzureichen. — i 

Nachdem zwischen Italien und dem Deutschen Reiche der Auslieferungs-Ver- 
trag vom 31. Oktbr. 1871 abgeschlossen worden, ist auf Grund des Art. 15 1. ec. durch die 
Allgem. Verfügung des Preuss. Justiz-Ministers vom 17. Januar 1872 (Just.-Min.-Bl., 8. 19) 
obige Verfügung dahin abgeändert, 

»dass in den bezeichneten Fällen die dem Reichskanzler einzureichenden Urtheils-Aus- 
züge nach Massgabe eines von der Kgl. Ital. Regierung mitgetheilten Formulars ein- 
zurichten,, — s. d. unten — und dass solche nur den Tenor des Urtheils zu enthalten 
brauchen.« 

Gleichartig ist ‚sodann durch die Allgem. Verfügung vom 13, Oktbr..1874 (Just.-Min.- 
., 8. 270) angeordnet, 
»dass auch in allen Untersuchungssachen, in welchen gegen Schweizerische Staats- 
Angehörige wegen eines Verbrechens oder Vergehens rechtskräftig auf Strafe erkannt 
ist, beglaubigte Abschrift des Erkenntniss-Tenors an den Reichskanzler einzureichen 
ist. ‘Es sind auch dazu die durch Verfügung vom 17. Jan. 1872 vorgeschriebenen 
Formulare zu benutzen.« \ | 


B 


— 


Jahr 
Vor- und Zuname: RR Anno 
Cognome e Nome: ab rückfällig 


Bei se recidivo 
einame: laufende Nummer 
Soprannome: No. progressivo al me- 
desimo nome. 
Name des Vaters: Auszug aus. dem Urtheil. 


Nome del Padre: | Estratto della Decisione. 


Vor- und Zuname 
Cognome e,Nome 
der Mutter: 
della Madre: 
euer [%s: 

Giorno: 
Monat: 
Mese: | 
. |Jahr: 
jAnno: 
\Gemeinde: | 

Commune: 

Kreis: 

Circondaria : 

Provinz: 

Provincia: 

Vor- und Zuname | 

Cognome e Nome | 
des Ehegatten: 


. 


Ort der Geburt 


Data e Luogo di Nascita 


Datum u 


del Coniugo: 
Letzter Wohnort: 
Ultimo Domicilio: 
Beruf: 


Professione : 
Connotati: 

Statur: 

Statura: 

Haare: 

Capelli: 

Augen: 

Occhi: 

Nase: 

Naso: 

Gesichtsfarbe: 

Colorito:: 
Besondere Kennzeichen: 
Sequi particolari : 


1480 Uebereinkunft zur Ausführungs-Verordn. der Verträge Deutschlands mit der 


Zur Ausführung des vorstehenden Auslieferungs - Vertrages ist zwischen 
Deutschland und Italien einerseits und der Schweiz andererseits am 25. Juli 1873 
das nachstehende, im Zentral-Bl. f. d. D. Reich, S. 271 ff. veröffentlichte Abkom- 
men getroffen worden. 


Art. I. Diejenigen Individuen, welche aus dem Deutschen Reiche nach Italien 
ausgeliefert werden, sind, nach vorhergegangener Anzeige , der Schweizerischen 
Polizei in Basel, Schaffhausen, Romanshorn oder Rorschach zu übergeben. Dieselbe 
wird ihren Transport übernehmen und sie an die Italienische Präfektur in Como oder 
an die Douane auf dem Berge Splügen, oder an die Station der Kgl. Karabiniers resp. 
die Douane in Cannobio abliefern. ' 

Umgekehrt sind diejenigen Individuen, welche von Italien an das Deutsche Reich 
ausgeliefert werden, nach vorhergegangener Anzeige der Grenzpolizei des Kantons 
Tessin in Chiasso resp. Magadino oder der Grenzpolizei des Kantons Graubündten 
im Dorfe Splügen zu übergeben. Die Schweizerische Polizei wird ihren Transport 
übernehmen und sie entweder an die Deutschen Polizei-Behörden in St. Ludwig, 
Friedrichshafen resp. Lindau oder an die Gerichts-Behörden (Amtsgerichte) in Lörrey, 
Waldshut resp. Konstanz abliefern. 

Indess soll es sowohl der Regierung, welche die Auslieferung bewilligt, als der- 
jenigen, welche sie verlangt hat, freistehen, die von den Schweizerischen Beamten 
transportirten Verbrecher durch einen ihrer Beamten begleiten zu lassen. 

Art. II. Mit dem auszuliefernden Individuum haben die Deutschen resp. Italieni- 
schen Behörden der Schweizerischen Polizei zugleich einen, nach dem einen. oder an- 
deren der angeschlossenen beiden Formulare A. ausgefertigten Transportbefehl zu 
übergeben. In demselben muss genau das Signalement des Verbrechers, das Ver- 
brechen oder Vergehen, wegen dessen er verurtheilt ist oder sich in Untersuchung be- " 
findet, die Behörde, an welche er ausgeliefert werden soll, und wenn möglich die 
Grenzstation, wo die Ablieferung erfolgen soll, angegeben sein. 

Wenn die Polizei-Behörde der ausliefernden Regierung besondere Vorsichtsmass- 
regeln hinsichtlich des Verhafteten für nothwendig erachtet, so soll dies nicht blos 
mündlich den Schweizerischen Behörden mitgetheilt, sondern durch eine besondere 
Bemerkung im Transportbefehle zu inrer Kenntniss gebracht werden. 

Art. III. Alle Kosten für Transport, Unterhalt und Bewachung der auszuliefern- 
den Individuen, sowie die Kosten für das polizeiliche Geleit, für besondere Sicher- 
heitsmassregeln, Telegramme u. s. w. sind sogleich bei der Uebernahme der Verhaf- 
teten durch den übernehmenden Deutschen oder Italienischen Beamten an den ablie- 
fernden Schweizerischen Beamten zu erstatten. 

Zu diesem Zwecke hat jede Polizeistelle eine Berechnung der ihr erwachsenden 
Kosten nach dem einen oder anderen der angeschlossenen Formulare B. in dem Trans- 
en. einzutragen, welcher sodann mit dem Auszuliefernden quittirt zu überge- 

en ist. 

Die betheiligten Kantone werden auch ihrerseits sogleich bei der Uebergabe der 
Verbrecher die durch deren Transport verursachten Kosten liquidiren. 

Art. IV. Die Durchführung durch das Schweizerische Gebiet soll in keinem Falle 
gestattet sein für Angehörige der Schweiz, noch für die-wegen politischer Handlungen 
verfolgten Personen, welches auch ihr Heimathsland sei. 

Art. V. Wenn ein Transportirter an der Grenze von der Deutschen oder Italieni- 
schen Behörde aus irgend einem Grunde nicht angenommen wird, so ist derselbe an 
diejenige Grenz-Behörde zurückzuliefern, von welcher der Transportbefehl übergeben 
worden ist; und es sind alsdann die Behörden des betreffenden Staates verpflichtet, 
dieses Individuum den Schweizerischen Beamten wieder abzunehmen und denselben 
alle Kosten für Hin- und Rücktransport zu vergüten.« 


Formular B. 
—— 


Liquidation 
der.durch den Transport. des... . ca 20 mn 
den Schweizerischen Behörden erwachsenen Kosten und Auslagen. 


Zeit der Kosten- | Empfangs- 
Bestreitung. Beträge. | Bestätigung. 


| | | 


Gegenstand der Ko- 
sten und Auslagen. 


Schweiz und Italien. — Vertrag mit Grossbritannien. 1481 
Formular A. 
Deutsches Reich. 
Staat ne 
Kreis Stadt Behörde 
Transportbefehl. 

Signalement: 
Alter: Der To, 
Grösse: Eee BURN File ee 
Statur: welcher von dem Königlich Italienischen 
Gesichtsform: Er RE A een; 
Gesichtsfarbe: wegen des Verbrechens oder Vergehens 
Haare: SI Fi UI TE A EA SE 
Stirn: verurtheilt oder angeklagt ist, soll an die 
Augenbrauen : gedachte Behörde abgeliefert werden. Der- 
Augen: selbe ist der Schweizerischen Polizei in 
Nase: RE DIRT FE EIN DAID RE TA ER 
Mund: zu übergeben und von dieser der König- 
Wangen: lichsItalienischen mn... ‚1, ches: i 
Zähne: inet, abzuliefern. 
Kinn: Zu diesem Behufe werden alle bethei- 
Bart: ligte Behörden um die nothwendigen Vor- 
Besondere Kennzej- | ehrungen zur Weiterbeförderung dieses 

EReN" Individuums ersucht. 
Kleidung: Abgang von 


Hautrein und von Un-|den.. ten. . . . 187. 
geziefer frei: 


Transporteur-Unterschrift 


Effekten des Arrestan- 
ten: 


Besondere Bemerkun- 
gen, z. B. spezielle 
Vorsichtsmassregeln 
beim Transport. 


3. Auslieferungs - Vertrag zwischen dem Deutschen Reiche und Grossbritannien. 
Vom 14. Mai 1872. |R.-G.-Bl., S. 229 ff.) 


Der Vertrag wurde dem Reichstage mit folgender Denkschrift vorgelegt: 


Die Auffassung, welche in England mit dem Begriffe des Asylrechts verbunden 
wurde, hat lange Zeit hindurch die Britische Regierung verhindert, Auslieferungs-Ver- 
träge mit anderen Mächten abzuschliessen. Erst das in einem Publikations-Exemplare 
anliegende Gesetz vom 9. August 1870, betreffend die Verbesserung des Gesetzes über 
die Auslieferung von Verbrechern (The Extradition Act, 1870) hat die Möglichkeit zu 
solchen Verträgen gewährt. Gleich nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes sind Seitens 
des Reiches Verhandlungen über ein entsprechendes Abkommen angeknüpft worden. 
Das Ergebniss derselben ist der vorliegende Auslieferungs-Vertrag. Dieser Vertrag 
musste sich selbstredend innerhalb der Grenzen des Britischen Auslieferungs-Gesetzes 
halten. Dies hat nicht verhindert, die diesseitigen Interessen nach allen Richtungen hin 
zu wahren, so dass das Abkommen einem in Deutschland seit längerer Zeit empfundenen 
Bedürfnisse voll abhilft. 

Die Aufzählung der die Auslieferung rechtfertigenden strafbaren Handlungen im 
Art. 2 schliesst sich der ersten Anlage des Auslieferungs-Gesetzes an. Unter Nr. 1 ist 
»Conspiracy to murder« ausgelassen, weil das Deutsche Strafgesetzbuch ein resultatlos 
gebliebenes Komplott nicht straft, bei wirklich begangenen, oder in strafbarer Weise 
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versuchten Verbrechen aber die Komplottanten als Theilnehmer zu bestrafen sind. Das 
»bringing into circulation« ist bei Nr. 3 hinzugefügt, um eine Uebereinstimmung mit $. 147 
des Deutschen St.-G.-B. herbeizuführen. Die Zusätze bei Nr. 4 und 7 bezwecken etwaige 
Zweifel zu beseitigen, zu welcher die abweichende Terminologie des Englischen und 
Deutschen Strafrechts Anlass geben könnten. 

»Piracy by law of nations« ist'nicht als besonderes Auslieferungs-Verbrechen hinge- 
stellt, weil der Seeraub eine Gattung des Raubes bildet, und der Zusatz »by law of na- 
tions« nähere Erläuterungen erfordert haben würde, um nicht Bestimmtheit vermissen zu 
lassen. n 

Die Art. 3 bis 7 des Vertrags bezeichnen im Anschluss an das britische Ausliefe- 
rungs-Gesetz und im Einklang mit den entsprechenden Bestimmungen anderer Aus- 
lieferungs-Verträge diejenigen Fälle näher, in welchen die Auslieferung ausgeschlossen ist. 

Art. 8 und figde. regeln das Verfahren. Wichtig ist der Art. 11, welcher den Ver- 
handlungen , Urtheilen und Dekreten der Deutschen Behörden die volle Beweiskraft in 
England sichert. 


Die erste und zweite Berathung fand in der 33. Sitzung am 3., die dritte in 
der 35. Sitzung am 5. Juni 1872 statt; in beiden erfolgte die Annahme ohne eigent- 
liche Debatten. (Sten. Ber. II, S. 647 ff. u. S. 726.) 

Zur Eröffnung der Gen.-Debatte nahm der Preuss. Bundes-Bevollmächtigte 
Präsident Dr. Friedberg das Wort und hob u. A. hervor: | 


Der Abschluss eines Auslieferungs-Vertrages mit Grossbritannien sei seit Jahren 
— seit 1843 unterhandle schon die Preuss. Regierung hierüber — vergeblich erstrebt, 
und erst jetzt sei es endlich möglich gewesen, einen befriedigenden Abschluss herbei- 
zuführen. Die Schwierigkeiten seien sehr grosse und insbesondere sei daran zu er- 
innern, dass der eine der kontrahirenden Theile sein kodifizirtes Strafgesetz habe, der 
andere nicht. Es sei daher besonders schwer gewesen, die sich deckenden Begriffe 
derjenigen strafbaren Handlungen, die zu der Auslieferung führen sollen, in dem Ver- 
trage zu fixiren. 


Hierauf nahm der Abg. Schleiden das Wort und führte aus: 


»Es sei bereits auf die Schwierigkeit hingewiesen, einen Auslieferungs-Vertrag mit 
England abzuschliessen. Wenn die Denkschrift erwähne, dass erst das neue Engl: Aus- 
lieferungs- Ges. den Vertrags- Abschluss ermögliche, so sei dies nicht ganz genau: nur 
ein Englischer Jurist, Lord Cook, stelle das Prinzip auf, dass iiberhaupt kein Verbrecher 
ausgeliefert werden dürfe. Nach der gewichtigen Autorität des Ministers Sir George 
Cornwall Lewis sei es dagegen konstitutionelles Recht Englands, dass die Krone Auslie- 
ferungs-Verträge schliessen darf, aber zuderen Ausführbarkeit eine spezielle Parlaments- 
Akte erforderlich ist. So habe auch bereits in dem Vertr. v. Amiens v. 2. März 1802 
Grossbritannien mit Frankreich, Spanien und Holland Bestimmungen über die Ausliefe- 
rung wegen Mords, Mordsversuchs, Fälschung und betrügerischen Bankerotts vereinbart, 
die später in dem Vertrage Englands mit Amerika, dem sogenannten Ashburton-Vertrage 
von 1842, so wie in demjenigen mit Frankreich von 1843, theilweise fast wörtlich, wie- 
derholt worden sind; und England habe sich ebenfalls von China bei Gelegenheit des 
Friedensschlusses v. 8. Oktober 1843 die Auslieferung von Verbrechern, die aus den fünf 
offenen Häfen flüchtig werden, ausbedungen. Aber vollkommen richtig sei, dass der 
Gedanke, Engl. Gerichten die Entscheidung von Rechtsfällen nach nicht Engl. Rechte 
zuzumuthen, und Engl. Unterthanen fremden Gerichten, wenn auch nach Engl. Rechte, 
zur Aburtheilung zu überweisen, Engl. Juristen auf das Aeusserste widerstrebt, und dass 
die Besorgniss, ein solcher Auslieferungs-Vertrag könne zu politischen Zwecken miss- 
braueht werden, in England ganz allgemein verbreitet sei. 

Redner erwähnt, dass er selbst, wiewohl vergeblich, für die Hansestädte einen 
solchen Vertrag mit England habe abschliesen wollen. Damals habe man sich überzeugt, 
dass ohne ein neues Gesetz, wodurch die Verhältnisse präzisirt würden, an einen guten 
Auslieferungs-Vertrag nicht zu denken sei. Ein solcher Versuch, der jedoch wesent- 
lich auf Erleichterung des Beweis-Verfahrens sich beschränkte, sei 1866 gemacht, aber 
ungenügend gewesen. Uebrigens habe die Englische Regierung aus national comity, aus 
nationaler Höflichkeit und Artigkeit, wie man die Worte wohl übersetzen könne, auch 
solchen Staaten gegenüber, welche kein Vertragsverhältniss hatten, in ausgedehntem. 
Masse die Hand geboten zur Ergreifung flüchtiger Verbrecher. 

Das Engl. Gesetz v. 1870 habe nun dem vorhandenen dringenden Bedürfniss in vor- 
züglicher Weise abgeholfen. Es beruhe auf dem Prinzip, dass iiberhaupt jeder Auslie- 
ferungs-Vertrag nur dann gerechtfertigtist, wenn zwei Staaten gegenseitig das Vertrauen 
zu einander haben, dass in beiden Staaten eine den Bedürfnissen der heutigen Zivilisation 
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entsprechende Strafgesetzgebung existire und die Kriminaljustiz zweckmässig verwaltet 
werde. Darauf beruhe auch die Vorschrift, dass jeder Auslieferungs-Vertrag zu jeder 
Zeit kündbar sein müsse, und die Kündigungsfrist ein Jahr nicht überschreiten dürfe. 
Nach dem vorgelegten Vertrage solle demgemäss sechsmonatliche Kündigung zu jeder 
Zeit statthaft sein. 

Das Verfahren, worüber die Art. VIII bis XI des Vertrages Auskunft geben, sei 
wesentlich erleichtert und beruhe auf einem Prinzip, welches zu gleicher Zeit völlige 
Garantie für den Verfolgten darbiete. 

Dieser Vertrag sei ein wesentlicher Fortschritt, mit ganz besonderem Geschick 
entworfen und vielleicht der beste Vertrag, der dem Reichst. vorgelegt worden. Man 
habe sich nicht streng an den Wortlaut des Engl. Ges. gehalten, sondern vielfach wün- 
schenswerthe Zusätze gemacht; so z. B. zu Art. V, dass Auslieferung durch Verjährung 
des Verbrechens oder der Strafe ausgeschlossen werden soll, und in Art. XIII, dass 
ausser dem reklamirten Verbrecher auch die bei ihm mit Beschlag belegten Gegenstände 
ausgeliefert werden sollen. 

Ein fernerer Fortschritt sei, dass die Bestimmung anderer Auslieferungs -Verträge 
fehle: dass bei Auslieferung eines einem dritten Staate angehörigen Menschen erst kom- 
munizirt werden müsse mit dessen Regierung. Verhandlungen dieser Art haben zu allen 
Zeiten erfahrungsmässig vielmehr Schwierigkeiten und häufig diplomatische Verwicklun- 
gen herbeigeführt, als Nutzen gewährt. 

Den Vertrag selbst anlangend, so scheine die Hauptsache, im Art. II, diejenigen 
strafbaren Handlungen, wegen welcher Auslieferung gewährt werden soll, ganz besonders 
gut und präzise gefasst zu haben. Nicht zu vergessen sei, dass England wegen seiner 
insularischen Lage nicht dasselbe Interesse habe, wie.die kontinentalen Staaten, auch 
wegen geringfügiger Vergehen, wie sie sich z. B. in den Verträgen mit Belgien und Ita- 
lien finden, Auslieferung zu gestatten. Es seien daher nur einzelne schwere Verbrechen 
aufgeführt, deren Straflosigkeit ein öffentliches Aergerniss erregen würde. Ganz beson- 
ders glücklich sei die Fassung, dass in Nr. 4 u. 7 des Engl. Textes ausdrücklich Bezug 
genommen auf das Deutsche Strafrecht. Die zwar weitläufige, aber sehr genaue Erklä- 
rung der Englischen Worte »burglary or house-breaking« in Nr. 12, könne ebenfalls nur 
als eine sehr zweckmässige anerkannt werden. 

Zweifelhafter sei, ob sich der Englische Text und der Deutsche Text der Nr. 8 voll- 
ständig decken. 

Die einzige Bestimmung, die in Art. I und zu gleicher Zeit die einzige, welche zu 
bedauern, sei Nr. 18, worin Auslieferung ausbedungen wegen Widerstands mit Thätlich- 
keiten (revolt) gegen den Schiffsführer an Bord eines Schiffes auf hoher See u. s. w., also 
wegen Meuterei. Nun kenne das Deutsche Strafgesetz ein Verbrechen der Meuterei überall 
nicht; dieses Verbrechens wegen könne nur auf Grund der Bestimmungen wegen Thät- 
lichkeiten, Körperverletzungen und dergleichen verfolgt werden. Dennoch sei es kein 
Unglück , dass man. diese Bestimmung aufgenommen ; obgleich der Reichstag schwerlich 
auf den Vorschlag der verbündeten Regierungen eingehen werde, dieses neue Verbrechen 
der Meuterei durch veränderte Annahme der $$. 87 bis 93 des Entwurfs der Seemanns- 
Ordnung nachträglich in das Strafrecht einzuführen. Es sei nicht zu verkennen, dass für 
England, welches sehr strenge Strafen gegen Meuterei habe, die Bestimmung sehr wichtig 
sei, und Nr. 18 werde wahrscheinlich die Folge haben, dass England, welches im Uebri- 
gen viel weniger Gebrauch von dem Vertrage machen werde als Deutschland, auf Grund 
der Nr. 18 gelegentlich Auslieferung beantragen werde. 

Art. III betr., so habe England dadurch eine grosse Konzession gemacht, indem es 
zugestehe, dass die eigenen Unterthanen der beiden kontrahirenden Mächte nicht sollen 
ausgeliefert werden. Das widerspreche nämlich dem erwähnten Engl. Prinzip, dass jeder 
Auslieferungs-Antrag davon ausgehen müsse, dass in beiden kontrahirenden Staaten ein 
der heutigen Zivilisation entsprechendes Strafrecht bestehe. Danach, so folgere man in 
England, müsse der eigene Unterthan ebensogut wie der fremde, wenn er ein Verbrechen | 
begangen habe, zur Strafe gezogen werden auch in einem fremden Lande. Hiernach 
habe auch England in seinen Verträgen mit Amerika und Frankreich ausdrücklich aus- 
bedungen,, dass auch die eigenen Unterthanen ausgeliefert werden sollen, es stütze sich 
dabei zu gleicher Zeit auf das Römische Recht, welches in 1. 17 Dig. de legationibus aus- 
drücklich ausspreche,, dass auch Römische Bürger ausgeliefert werden können, wenn sie 
fremde Gesandten gewaltthätig behandelt. 

Art. VI spreche aus, dass wegen strafbarer Handlungen , die einen politischen Ka- 
rakter an sich tragen, eine Auslieferung nicht erfolgen solle. Nach den z. Z. sowohl in 
England wie in Deutschland geltenden Prinzipien Könnte man vielleicht einen solchen 
Art. für vollständig überflüssig halten, es würde auch ohne denselben niemals wegen 
politischer Verbrechen ausgeliefert werden und sich darauf berufen, dass weder England 
noch Deutschland in ihren Auslieferungs-Verträgen mit den Vereinigten Staaten eine 
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Auslieferungs-Vertrag zwischen dem 


solche Bestimmung haben. Dieser ganze Art. sei aber für England eine Nothwendigkeit, 


weil die detaillirten Bestimmungen des Auslieferungs-Ges. über die politischen Verbrecher 
wesentlich mit Rücksicht auf Frankreich erlassen, denn gegen Frankreich herrschte , und 


herrsche auch z. Z. noch ein grosses Misstrauen in dieser Beziehung. 
Durch Art. XIV werde ausgesprochen , ebenso wie in den Verträgen mit Belgien und 


Italien, dass die betr. Kosten von den Kontrahenten selbst zu tragen. 


mung sei namentlich England gegenüber , 
sehr erwünscht.« 


Diese Bestim- 


wo diese Kosten eine enorme Höhe erreichen, 


Redner bedauert den Mangei einer gleichen Bestimmung im Vertrage mit Nord- 
Amerika, dessen Revision er empfiehlt und ersucht dann um Annahme des Engl. Vertr. 


Der Vertrag wurde sodann ohne jede weitere Verhandlung angenommen. 


Derselbe lautet, wie folgt : 


Auslieferungs-Vertrag zwifchen dem 
Deutfchen Neiche und Großbritannien. 


Nachdem Seine Majeftät der Deutfche 
Katfer, und Ihre Majeftät die Königin des 
Dereinigten Königreich8 von Großbritannien 
und Irland behufs befiever Verwaltung der 
Rechtspflege und zur Verhütung von Ber: 
brehen innerhalb ver beiden Neiche und 
deren Gerichtsbarfeiten e3 für zwedmäfig 
befunden haben, daß Perfonen , welche ver 
in diefem Bertrage aufgeführten ftrafbaren 
Handlungen befchuldigt oder wegen folder 
verurtheilt und wor der Yuftiz flüchtig ge- 
worden find, unter beftimmten Umftänven 
gegenfeitig ausgeliefert werden follen; fo 
haben Ihre eben gevachten Majeftäten be- 
hufs Abjchliegung eines vesfalligen Ver- 
trage zu Ihren Bevollmächtigten ernannt : ıc. 
2c., welche, 2c. 2c., Die folgenden Artifel ver- 
einbart und abgefchlofjen haben. 


Art. I. Die Hohen Vertragenven Theile 
verpflichten fi), einander diejenigen PBerfo- 
nen auszuliefern, welche wegen einer, auf 
dem Öebiete des einen Theils begangenen 
jtrafbaren Hanvlung beichuldigt oder ver: 
urtheilt find und in dem Gebiete des an- 
peren Theiles aufgefunden werben , jofern 
die in den gegenwärtigen Bertrage angege- 
benen Fälle und Borausfegungen vorhanden 
find. 

Art. II. Die ftrafbaren Handlungen, 
megen deren die Auslieferung zu gewähren 
ift, find folgende: 

1. Mord, Mordverjudh. 
2. Todtichlag. 
3.Nahahmen oder Berfälfchen von Me- 
tallgeld, Verausgabung oder In-Ver- 
fehr-Bringen nadhgemachten over ver- 
fälfchten Metallgelves. 
- 4. Nahmachen oder Berfälfhen von Ba- 


Treaty of Extradition between the 
Empire of Germany and Great Britain. 


His Majesty the Emperor of Ger- 
many and Her Majesty the Queen of the 
United Kingdom of Great Britain and 
Ireland, having judged it expedient, with 
a view to the better administration of 
Justice, and tho the prevention of erime 
within the two Countries and their juris- 
dietions, that persons charged with or 
convieted of the crimes hereinafter enu- 
merated, and being fugitives from justice, 
should, under certain eircumstances, be 
reciprocally delivered up; their said 
Majesties have named as their Pleni- 
potentiaries to conclude a Treaty, for this 
purpose, that is to say : ete. 

Who, ete., have agreed upon and con- 
cluded the following Articles: 


Art. I. The Hig Contracting Parties 
engage to deliver up to each other those 
persons who, being accused or convieted 
of a crime committed in the territory of 
the one Party, shall be found within the 
territory of the other Party, under the 
circumstances and conditions stated in 
the present Treaty. 


Art. II. The erimes for which the 
extradition is to be granted, are the 
following : — 

1. Murder, or attempt to murder. 

2. Manslaughter. 

3. Counterfeiting or altering money, 
uttering or bringing into eireulation 
counterfeit or altered money. 


4. Forgery, or counterfeiting, or alte- 


Art LI 
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piergeld, Banknoten oder anderen Werth: 
Papieren, Fälfhung oder Berfälfchung 
anderer öffentlicher oder Privat-Urfun- 
den, ingleihen Berausgabung oder In- 
Berfehr-Bringen oder wifjentfiches Ge- 
brauchen folder nachgemachten oder ge: 
fälfehten Papiere. 


. Diebftahl und Unterfchlagung. 
. Erlangung von Geld oder anderen 


Sachen durd) falfche Vorfpiegelungen. 


. Strafbarer Banferutt, unter welchen 


Begriff alle diejenigen ftrafbaren Hand- 
lungen fallen, die nad) den bezüglichen 
Beftimmungen des Deutfchen Strafge- 
jegbuch8 gerichtlich geahnt werden. 


. Untreue feitens eines Verwalter und 


Beauftragten, Bangquiers, Agenten, 
Profiriften, Bormundes oder Kurators, 
Borftandes, Mitgliedes oder Beamten 
irgend einer Gejellihaft, foweit diefelbe 
nad) den beftehenden Gefegen mit Strafe 
bevroht ift. 


. Nothzucht. 

. Entführung. 

. Kinderraub. 

.Einbrehen und Cmpringen in ein 


Wohnhaus oder dazu gehöriges Neben- 
gebäude mit der Abficht,, ein Verbrechen 
zu begehen, zur Tages- (house-breaking) 
oder Nachtzeit (burglary). 


. Borfägliche Branpftiftung. 
. Raub mit Gewaltthätigfeiten. 
. Erpreffung. 


. Borfägliche Berfenfung oder Zerftörung 


eineg Schiffes zur See, over Verfuc 
diejes Verbrechens. 


‚Angriffe auf Perfonen an Bord eines 


Schiffes auf Hoher See in der Abficht 
zu tüdten oder eine fhwere Körperver- 
legung zu werüben. 


. Wiberjtand mit Thätlichfeiten (revolt) 


gegen den Schiffsführer an Bord eines 
Schiffes auf hoher See, wenn Diefer 
von zwei oder mehreren Perfonen verübt 
wird, over Verfhmwörung zu einen 
jolhen Wiverftande. 

Die Auslieferung findet aud) wegen 


Deutschen Reiche und Grossbritannien. 
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ring, or uttering what is forged or 
counterfeited or altered ; comprehen- 
ding the crimes designated in the 
German Penal Code as counterfeiting 
or falsification of paper-money, bank- 
notes or other securities, forgery or 
falsification of other publie or private 
documents, likewise the uttering or 
bringing into eireulation or wilfully 
using such counterfeited,, forged or 
falsified papers. 


. Embezzlement or larceny. 
. Obtaining money or goods by false 


pretences. 


.Crimes by bankrupts against ban- 


kruptey law: comprehendig the eri- 
mes designated in the German Penal 
Code as bankruptey liable to prose- 
cution. 

Fraud by a bailee, banker, agent, 
factor, trustee, or direetor, or mem- 
ber or public officer of any company 
made criminal by any law for the 
time being in force. 


. Rape. 


Abduetion. 


. Child stealing. 
. Burglary or house-breaking. 


. Arson. 
4. Robbery with violence. 
. Threats by letter or otherwise with 


intent to extort. 


.Sinking or destroying a vessel at sea, 


or attempting to do so. 


. Assaults on board a ship on the high 


seas with intent to destroy life or to 
do grievous bodily harm. 


.Revolt or conspiracy to revolt by 


two or more persons on board a ship 
on the high seas, against the autho- 
rity of the master. 

The extradition is also to take place. 
participation in any of the aforesaid 


crimes,, provided such partieipation be 
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Theilnahme an einer ver vworbezeichneten 
ftrafbaren Handlungen ftatt, fofern Diefe nach 
ver Gejetgebung beider Bertragenven Theile 
mit Strafe beproht ıft. 


Art. III. Kein Deutiher wird von 
Seiten der Regierungen des Deutjchen Reichs 
an die Negierungen des Bereinigten König: 
veih8 und von Seiten diejer. fein Englischer 
Unterthan an eine Negierung des Deutjchen 
Keich8 ausgeliefert werden. 


Art. IV. Die Auslieferung fol nicht 
ftattfinden, wenn die von einer Kegierung 
des Deutichen Keich& verfolgte Perfon im 
Bereinigten Königreid) , oder die feitens der 
Kegierung des Vereinigten Königreich8 ver- 
folgte Perfon in einem ver Staaten des 
Deutfhen Keich8 wegen verjelben ftrafbaren 
Handlung, wegen deren die Auslieferung 
beantragt wird, in Unterfuchung gewefen 
und außer Verfolgung gejeßt worden, over 
fi) no) in Unterfuchung befindet, over be- 
veit8 beftraft worden ift. 

Wenn die von einerKegierung des Deut- 
ihen Keich8 verfolgte Berfon im Vereinig- 
ten Königreich, oder wenn die feiteng der 
Negierung des Vereinigten Königreich® ver- 
folgte PBerfon in einem der Staaten Des 
Deutihen Keich8 wegen einer andern ftraf- 
baren Handlung in Unterfuchung ift, jo fol 
ihre Auslieferung bi8 zur Beendigung diefer 
Unterfuhung und vollendeter Bollftredung 
der etwa gegen fie erkannten Strafe aufge: 
Ihoben werben. 


Art. V. Die Auslieferung fol nicht 
ftattfinden, wenn feit der begangenen ftraf- 
baren Handlung, oder der Einleitung ver 
Itrafgerichtlichen Verfolgung, over der erfolg- 
ten Berurtheilung nad) den Gejeten des 
eriuchten Staats Berjährung der ftrafgericht- 
lichen Verfolgung oder ver erkannten Strafe 
eingetreten ift. 


Art. VI. Ein flüchtiger Verbrecher joll 
nicht ausgeliefert werden, wenn die ftrafbare 
Handlung, wegen deren jeine Auslieferung 
verlangt wird , einen politifchen Kavakter an 
fi) trägt, oder wenn er beweifen fan, daß 
‚ver Antrag auf feine Auslieferung in Wirt: 
. Lichfeit mit der Abficht geftellt worden ift, ihn 
wegen eined Berbrechend over DVBergehens 


Auslieferungs-Vertrag zwischen dem 


Art. IH— VE 


punishable by the laws of both the Con- 
tracting Parties. 


Art. III. No German shall be de- 
livered up by any of the Governments 
of the Empire to the Government of the 
United Kingdom ; and no subject of the 
United Kingdom shall be delivered up by 
the Government thereof tho any German 
Government. 


Art. IV. The extradition shall not 
take place if the person elaimed on the 
part of any of the Governments of the 
German Empire, or the person claimed 
on the part of the Government of the 
United Kingdom has already been tried 
and discharged or punished, or is still 
under trial im the United Kingdom or in 
one of the States of de German Empire, 
respectively, for the crime for which his 
extradition is demanded. 

If the person elaimed on the part of 
any of the Governments of the German 
Empire, or if the person claimed on the 
part of the Government of the United 
Kingdom, should be under examination 
for any other erime in the United King- 
dom or in one of the States of the Ger- 
man Empire respectively, his extradition 
shall be deferred until the conelusion of 
the trial, and the full execution of any 
punishment awarded to him. 


Art. V. The extradition shall not 
take place if, subsequently to the com- 
mission of the crime, or the institution 
of the penal prosecution, or the convic- 
tion thereon, exemption from prosecution 
or punishment has been acquired by 
lapse of time, according to the laws of 
the State applied to. 


Art. VI. A fugitive criminal shall 
not be surrendered if the offence in re- 
spect of which his surrender is demanded 
is one of a political character, or if he 
prove that the requisition for his surren- 
der has in fact been made with a view 
to try or punish him for an oftence of a 
political character. 


Art. VIF-X. 


politifcher Natur zu verfolgen over zu be> 
ftrafen. 


Art. VII. Die ausgelieferte Perfon 
darf in dem Staate, an welchen die Aus: 
fieferung erfolgt ift, Feinesfall® wegen einer 
anderen ftrafbaren Handlung oder auf Grund 
anderer Thatfachen, al derjenigen, wegen 
deren die Auslieferung erfolgt ift, in Haft 
gehalten oder zur Unterfuchung gezogen wer: 
den, 

Auf ftrafbare Handlungen, weldye nad) 
erfolgter Auslieferung verübt find, findet 
pieje Beftimmung feine Anwendung. 


Art. VIII. Die Anträge auf Ausliefe- 
rung folen durd) die diplomatischen Agenten 
ver Hohen Bertragenden Theile geftellt wer: 
den. 

Mit dem Antrage auf Austteferung 
eines Bejchuldigten müfjen ein Haft-Befehl, 
welcher von der zuftändigen Behörde des die 
Auslieferung begehrenden Staates erlafjen 
it, und joldhe Beweife beigebracht werben, 
welche nad) ven Gefegen des Ortes, wo der 
Beihuldigte aufgefunden wird, vejjen Der: 
haftung rechtfertigen würden, wenn die |traf- 
bare Handlung dort begangen wäre. 

Betrifft der Antrag eine bereits verur- 
theilte Perfon, jo muß das Straf-Urtheil 
beigebracht werden, weldhes von dem zuftän- 
digen Gericht des die Auslieferung begehren- 
den Staates gegen den Berurtheilten exlafjen 
ift. 

Auf Straf-Urtheile, welche von jUnge- 
horjams wegen (in contumaciam) erlaffen 
find, fanm der Auslieferungs-Antrag nicht 
gegründet werden. 


Art. IX. Wenn das Auslieferungs- 
Gefuch nad ven vorftehenvden Beftimmungen 
begründet ift, jo follen die zuftändigen Be- 
hörden des erjuchten Staates zur Feftnahme 
des Flüchtlings fchreiten. 

Der Ergriffene wird jodann vor denfva- 
zu gejeßlich berufenen richterlihen Beamten 
gebracht, welcher ihn ebenso zu verhören und 
ven Straffall vorläufig zu unterfuchen hat, 
al3 wenn die Ergreifung wegen einer im In- 
lande begangenen ftrafbaren Handlung er: 
folgt wäre. 


Art. X. Die Auslieferung erfolgt nicht 
vor Ablauf von 15 Tagen feit der Ergrei- 


Deutschen Reiche und Grossbritannien. 
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Art. VII. A person surrendered can 
in no case be kept in prison, or be 
brought to trial in the State to which the 
surrender has been made, for any other 
crime or on account of any other matters 
than those for which the extradition shall 
have taken place. 


This stipulation does not apply to 
crimes committed after the extradition. 


Art. VIII. The requisitions for ex- 
tradition shall be made through the 
Diplomatie Agents of the High Contrac- 
ting Parties, respectively. 

The requisition for the extradition of 
an accused person must be accompanied 
by a warrant of arrest issued by the com- 
petent anthority of the State requiring 
the extradition, and by such evidence as, 
according tho the laws of the place where 
the aceused is found, would justify his 
arrest if the crime had been committed 
there. 

If the requisition relates to a person 
already convieted, it must be accompa- 
nied by the sentence of condemnation 
passed against the convieted person by 
the competent Court of the State that 
makes the requisition for extradition. 

A requisition for extradition cannot 
be founded on sentences passed in con- 
tumaciam. 


Art. IX. If the requisition for ex- 
tradition be in accordance with the fore- 
going stipulations, the competent autho- 
rities of the State applied to shall pro- 
ceed to the arrest of the fugitive. 

The prisoner is then to be brought 
before a competent Magistrate who is to 
examine him and to conduct the prelimi- 
nary investigation of the case, just a if 
the apprehension had taken place for a 
crime committed in the same country. 


Art. X. The extradition shall not 
take place before the expiration of fifteen 
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fung und nur dann, wenn die Beweife für 
genügend befunden worden find, um nad) 
ven Öejeten des erfucdhten Staats entweder 
die Verweifung des Ergriffenen zur Haupt- 
Unterfuchung zu rechtfertigen, falls die ftraf- 
bare Handlung im Gebiet diefeg Staats be- 
gangen wäre, oder darzuthun, daß der Er- 
griffene mit der von den Gerichten des er- 
juchenven Staats verurtheilten Berfon iven- 
tifch ift. 

Art. XI. Die Behörven des erfuchten 
Staats haben bei der Prüfung, welche ihnen 
nad) den porftehenden Beftimmungen obliegt, 
den beeivigten Zeugen-Ausfagen, melde in 
dem anderen Staate zu Protokoll genommen 
find, imgleichen den Abfchriften folder DOri- 
ginal- Zeugenausfagen, und ebenfo ven 
Haft-Befehlen und Straf-Urtheilen volle 
Deweiskraft beizulegen,, vorausgefebt, vafı 
diefe Schriftftücfe durch einen Kichter , eine 
obrigfeitliche Perfon over einen anderen Be- 
anten diejed Staat8 unterzeichnet oder be- 
jheinigt und durd, einen beeidigten Zeugen 
oder durdy Beivritdung des Amtsfiegels des 
Suftiz= oder eines anderen Staats-Minifters 
beglaubigt find. 

Art. XII. Wenn die zur Auslieferung 
genügenven Beweife nicht binnen 2 Monaten 
von dem Lage der Ergreifung des Flüchtigen 
an beigebraht werden, fo ift der Erariffene 
auf freien Fuß zu feßen. 


Art. XIII. Alle in Befchlag genom- 
menen Öegenftänve, welche fich zur Zeit ver 
Ergreifung im DBefige des Auszırliefernden 
befinden, jollen, wenn die zuftändige Be- 
hörde des um die Auslieferung erfuchten 
Staats die Ausantwortung derjelben ange- 
ordnet hat, bei Bollziehung der Auslieferung 
nit übergeben werden, und e8 fol fich diefe 
Ueberlieferung nit blos auf Die entfrem- 
veten Gegenftänve, fondern auf Alles er- 
jtreden, was zum Beweife der ftrafbaren 
Handlung dienen fann. 


Art. XIV. Die Hohen Vertragenven 
Theile verzichten Darauf, die Erftattung der- 
jenigen Koften, welche ihnen aus der Feft- 
nahme und dem Unterhalt des Aurszuliefern- 
den und feinen Transport bi8 zur Einfchif- 
fung evwahfen, in Anfprud) zu nehmen, 
. willigen vielmehr gegenfeitig varin, Diefe 
Kofter felbft zu tragen. 
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Art. X--XIV. 


days from the apprehension, and then 
only if the evidence be found suffieient, 
according to the laws of the State applied 
to, either to justify the committal of the 
prisoner for trial, in case the erime had 
been committed in the territory of the 
said State, or to prove that the prisoner 
is the identical person convicted by the 
Courts of the State which makes the re- 
quisition. 

Art. XI. In the examinations which 
they have to make in accordance with 
the foregoing stipulations, the authorities 
of de State applied to shall admit as 
entirely valid evidence the sworn de- 
positions or statements of witnesses taken 
in the other State, or copies thereof, and 
likewise the warrants and sentences 
issued therein, provided such documents 
are signed or certified by a Judge, Ma- 
gistrate, or Officer of such State, and 
are authenticated by the oath of some 
witness, or by being sealed with the offi- 
cial seal of the Minister of Justice, or 
some other Minister of State. 


Art. XI. If suffieient evidence 
for the extradition be not produced within 
two months from the date of the appre- 
hension of the fugitive, he shall be set 
at liberty. 


Art. XIIL. All articles seized, 
which were in the possession of the per- 
son to be surrendered at the time of his 
apprehension, shall, if the competent 
authority of the State applied to for the 
extradition has ordered the delivery 
thereof, be given up when the extradi- 
tion takes place, and the said delivery 
shall extend not merely to the stolen ar- _ 
tieles, but to everything that may serve 
as a proof of the erime. 


Art. XTV. The High Contracting 
Parties renounce any claim for the reim- 
bursement of the expenses ineurred by 
them in the arrest and maintenance of 
the person to be surrendered, and his 
conveyance till placed on board ship: 
they reciprocally agree to bear such ex- 
penses themselves. 


Art. XV—XV1. 


Art. XV. Die Beftimmungen des ge- 
genwärtigen Vertrages follen auf die Kolo- 
nien und auswärtigen Befigungen Ihrer 
Öropbritannifhen Majeftät Anwendung 
finden. 

Der Antrag auf Auslieferung eines flüd)- 
tigen Berbrehers, welcher in einer Diefer 
Kolonien oder auswärtigen Befisungen Zu- 
flucht gefunden hat, joll an ven Statthalter 
oder Die oberite Behörde diejer Kolonie oder 
Befigung Dur) den oberften Konfular-Be- 
amten des Deutjchen Keiches in diefer Kolo- 
nie oder Befigung gerichtet werden. 

Ueber folhe Anträge fol ver gedachte 
Statthalter over Die gedachte oberfte Behörve 
joviel ald möglid) nad) den Beftimmungen 
deg gegenwärtigen Bertrags befinden, jedod) 
joll venfelben freiftehen, entwever Die Aus- 
lieferung zu bewilligen oder über ven Fall 
an ihre Negterung zu berichten. 

Ihrer Oropbritannifchen Meajeftät joll 
e8 jedoch, freiftehen, in den Britifcyen Ktolo- 
nien und auswärtigen Befigungen über die 
Auslieferung deutjcher Verbrecher, melde 
innerhalb diefer Kolonien und auswärtigen 
- Defisungen Zuflucht gefunden haben, auf 
möglihft gleiher Orunvlage mit den Be- 
fimmungen De8 gegenwärtigen Vertrages 
bejondere Anordnungen zu treffen. 

Anträge, betreffend die Auslieferung von 
DBerbrechern, welche aus einer Kolonie over 
auswärtigen Befigung Ihrer Gropbritanni- 
hen Maejtät geflüchtet find, follen nad) 
den Beltimmungen der vorstehenden Artikel 
De8 gegenwärtigen Bertrages behandelt wer- 
den. 


Art. XVI. Der gegenwärtige Vertrag 
joll zehn Tage nad) feiner in Gemäßheit der 
Durch Die Öefeßgebung der Hohen VBertragen- 
den Theile vorgefchriebenen Formen exfolg- 
ten Veröffentlihung in Kraft treten. Der 
Vertrag fann von jedem der beiven Hohen 
Bertragenden Theile aufgefündigt werden, 
bleibt jedodh nad) erfolgter Auffündigung 
nod) 6 Monate in Kraft. 

Der Bertrag wird ratifizivt und Die Nati- 
fifaitonen werden nad) vier Wochen, over 
wo möglid, früher, in Yondon ausgewechfelt 
werden. 

Zu Urkund vejjen haben vie beiverfeiti- 
gen Bevollmächtigten die gegenwärtige Heber- 


dem Deutschen Reiche und Grossbritannien. 


1489 


Art. XV. The stipulations of the 
present Treaty shall be applicable to the 
Colonies and Foreign Possessions of Her 
Britannie Majesty. 

The requisition for the surrender of 
a fugitive eriminal who has taken refuge 
in any of such Colonies or Foreign Pos- 
sessions, shall be made to the Governor 
or Chief Authority of such Colony or 
Possession by the Chief Consular Officer 
of the German Empire in such Colony or 
Possession. 

Such requisitions may be disposed of, 
subject always, as nearly as may be, to 
the provisions of this Treaty, by the said 
Governor or Chief Authority, who, how- 
ever, shall be at liberty either to grant 
the surrender,, or to refer the ınatter to 
his Government. 

Her Britannie Majesty shall, how- 
ever, be at liberty io make special ar- 
rangements in the British Colonies and 
and Foreign Possessions fo the surrender 
of German eriminals who may take re- 
fuge within such Colonies and Foreign 
Possessions on the basis, as nearly as 
may be, of the provisions of de present 
Treaty. 

The requisition for the surrender of 
a fugitive criminal from any Colony or 
Foreign Possession of Her Britannie 
Majesty, shall be governed by the rules 
laid down in the preceding Articles of 
the present Treaty. 


Art. XVI. The present Treaty shall 
come into force ten days alter its publica- 
tion in conformity with the forms pre- 
scribed by the laws of the High Contrac- 
ting Parties. It may be terminated by 
either of the High Contracting Parties, 
but shall remain in force for six months 
after notice has been given for its ter- 
mination. 


The Treaty shall be ratified, and the 
ratifications shall be exchanged at Lon- 
don in four weeks, or sooner if possible. 


In witness whereof the respective 
Plenipotentiaries have signed the same, 
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einfunft unterzeichnet und mit ihren Wappen and have affıxed thereto the seal of their 


unterjiegelt. arms. 
Sp gefchehen zu Xondon am 14. Mat Done at London, the fourteenth day 
im Jahre des Herın 1872. of May, in the year of our Lord 1872. 
’ (L8.) Bernftorff. [L. 8.) Bernstorff. 
(L.8.) ©ranpille. (L.8:) "Gramville. 
Anlage. 


—— 

Zu dem oben mitgetheilten Auslieferungs-Vertrag mit Grossbritannien 
sind nachstehende Vorschriften erlassen. (Zentral-Bl. f. d. Deutsche Reich 
1874, 8. 101 ff.) 


Vorschriften, welche von den Deutschen Behörden zu beobachten sind, 
wenn sie auf Grund des Auslieferungs-Vertrages mit Grossbritannien 
eine Auslieferung nachsuchen. 


Zeugen-Vernehmungen. 

Bei Aufnahme der Zeugen-Aussagen ist darauf Bedacht zu nehmen, dass Namen, 
Wohnort, Wohnung, Beruf oder Stand. des Zeugen aus der Aussage hervorgehen und jeder 
Zeuge seine Aussage am Schlusse derselben unterschreibe. 

Den Zeugen- Aussagen ist die folgende oder eine gleichbedeutende Ueberschrift vor- 
auszuschicken: 

»Zeugen-Vernehmung, welche am .......... 18... vor mir dem unterzeich- 
»neten?) ..... BA A in der Untersuchungssache wider den, zuletzt in. 
De €) wohnhaften...... °) stattgefunden hat, welcher angeklagt ist, am.... 


SER 5 d) das Verbrechen de: ....... e) begangen zu haben. 
Ss 


Am Schlusse hat sodann der Richter oder sonstige Beamte unter der letzten Zeugen- 
Aussage folgende Bescheinigung zu setzen und mit seinem Namen, Amts-Karakter und 
Titel zu unterzeichnen: 

»Die Zeugen A. B. C. D. u. s. w. haben vorstehende Aussagen vor mir in..... f) 
erklärt und eidlich bekräftigt. 

Demnächst ist eine genaue Abschrift der Zeugen-Aussagen herzustellen und am Ende 
der Abschrift hat der Richter oder sonstige Beamte folgende Bescheinigung zu setzen : 

»Ich bescheinige hiermit, dass das Vorstehende eine richtige Abschrift der Zeugen- 


»Aussagen des A. B. C. D. u. s. w. ist, auf.Grund deren am..... 8) ein Haftbe- 
»fehl wider den. ..... h) erlassen worden ist, welcher angeschuldigt worden ist, 
DE DZ Le ans i) das Verbrechen de“ ...... k) began- 
»gen zu haben. 
Amina ee 184.27 ‚(Unterschrift 
und amtlicher Karakter.) 
Haftbefehl. 


Der Haftbefehl des Angeklagten muss Namen und letztbekannten Aufenthaltsort des- 
selben, das Verbrechen, dessen er angeschuldigt ist, in dem Wortlaute des Auslieferungs- 
Vertrages und die Zeit und den Ort angeben, wo und wann das Verbrechen begangen 
sein soll. 

Dieser Befehl muss, wenn thunlich , von demselben Richter oder Beamten erlassen 
werden, vor welchem die Zeugen-Vernehmungen stattgefunden haben. 


) Name des Richters oder der zuständigen Behörde. 

} Ort der Zeugen -Vernehmung. 

°) Name und letzter Wohnort des Angeschuldigten. 

Tag, an welchem das Verbrechen begangen sein soll. 

) Angabe, welcher Art das Verbrechen gewesen ist, in Gemässheit der Bestimmung 
des Auslieferungs-Vertrages. 

f) Ort, wo die Zeugen-Vernehmung stattgefunden hat. 

8) Datum des Haftbefehls. 

h) Name des Angeklagten. 

i) Zeit und Ort des begangenen Verbrechens. 

k) Angabe des Verbrechens. 
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Ein Duplikat dieses Haftbefehls ist der beglaubigten Abschrift der Zeugen-Aussagen 
beizufügen. 

Beglaubigung. 

Die Abschrift der Zeugen-Aussagen und das Duplikat des Haftbefehls muss von dem 
Justiz-Minister oder einem anderen Minister desjenigen Staates, in welchem das Ver- 
brechen begangen und der Haftbefehl erlassen worden ist, unter Siegel und Unterschrift 
beglaubigt werden. 

Uebersendung nach Grossbritannien. 

Die Abschrift der Zeugen-Aussagen und das Duplikat des {Haftbefehls müssen an 
den Kaiserlich Deutschen Botschafter in London gesandt werden, welcher dieselben mit 
dem Auslieferungs-Antrage an den Englischen Staats-Sekretär für die Auswärtigen An- 
gelegenheiten gelangen lassen wird. 

Wird in den Zeugen-Aussagen auf Ueberführungsstücke, z. B. auf gefälschte Urkun- 
den, Bezug genommen, so sind Kopien derselben den beglaubigten Zeugen-Aussagen bei- 
zufügen. Die Mitsendung der Originalstücke findet nicht statt, ausser wenn dies beson- 
ders verlangt wird. 

Original des Haftbefehls. 
Das Original des Haftbefehls ist auf besonderes Verlangen nachzusenden. 


Auslieferung einer bereits rechtskräftig verurtheilten Person. 

Der Beibringung der vorbezeichneten Schriftstücke bedarf es nicht, wenn die Aus- 
lieferung auf Grund eines rechtskräftigen (nicht in contumaciam erlassenen) Strafurtheils 
nachgesucht wird. Es genügt alsdann die Vorlegung des mit der Bescheinigung der 
Rechtskraft versehenen Strafurtheils. Diese Bescheinigung muss von dem Justiz-Minister 
oder einem anderen Minister desjenigen Staates, in welchem das Verbrechen begangen 
worden ist, unter Siegel und Unterschrift beglaubigt werden. Im Uebrigen sind die vor- 
stehend in Bezug auf Haftbefehle gegebenen Vorschriften zu beachten. 


Feststellung der Identität. 

Bestreitet der Festgenommene seine Identität mit der verfolgten Person, so kann, 
falls der Beweis nicht aufandere Weise zu führen ist, es nothwendig werden, dass eigends 
Jemand , welcher im Stande ist, den Angeklagten bei eidlicher Vernehmung zu identifi- 
ziren, nach England gesendet wird. 


Anlagell. 
——— 


An Act for amending the Law relating to the Extradition of Criminals, 
(9th August 1870.) 


WHEREAS it is expedient to amend the law relating to the surrender to foreign states 
of persons accused or convicted of the commission of certain crimes within the jurisdic- 
tion of such states, and to the trial of eriminals surrendered by foreign states to this 
country: 

Be it enacted by the Queen’s most Excellent Majesty, by and with the advice and 
consent of the Lords Spiritual and Temporal, and Commons, in this present Parliament 
assembled, aud by the authority of the same, as follows: 


Preliminary. 
Short title. Where arrangement for surrender of criminals made, Order in Council to apply Act. 

1. This Act may be eited as »The Extradition Act, 1870.« 

2. Where an arrangement has been made with any foreign state with respect to the 
surrender to such state of any fugitive eriminals, Her Majesty may, by Order in Council, 
direct that this Act shall apply in the case of such foreign state. 

Her Majesty may, by the same or any subsequent order, limit the operation of the 
order, and restriet the same to fugitive eriminals who are in or suspected of being in the 
part of Her Majesty’s dominions specified in the order, and render the operation there of 
subject to such conditions, exceptions, and qualifications as may be deemed expedient. 

Every such order shall recite or embody the terms of the arrangement, and shall not 
remain in force for any longer period than the arrangement. 

Every such order shall be laid before both Houses of Parliament within six weeks 
after it is made, or, if Parliament be not then sitting, within six weeks after the then next 
meeting of Parliament, and shall also be published in the London Gazette. 

3. The following restrietions shall be observed with respect to the surrender of 
fugitive eriminals: 

Restrictions on surrender of criminals. 
(1) A fugitive eriminal shall not be surrendered if the offence in respect of which his sur- 
render is demanded is one of a political character, or if he prove to the satisfaction 
of the police magistrate or the court before whom he is brought on habeas corpus, 
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or to the Secretary of State, that the requisition for his surrender has in fact been 
made with a view to try or punish him for an offence of a political character: 

(2) A fugitive criminal shall not be surrendered to a foreign state unless provision is made 
by the law of that state, or by arrangement, that the fugitive eriminal shall not, 
until he has been restored or had an opportunity of returning to Her Majesty’s do- 
minions, be detained or tried in that foreign state for any offenee committed prior 
to his surrender other than the extradition erime proved by the facts on which the 
surrender is grounded: 

(3) A fugitive criminal who has been aceused of some offence within English jurisdietion 
not being the offence for which his surrender is asked, or is undergoing sentence 
under any eonviction in the United Kingdom, shall not be surrendered until after he 
has been discharged, whether by aquittal or on expiration of his sentenee or 
otherwise: 

(4) A fugitive eriminal shall not be surrendered until de expiration of fifteen days from 
the date of his being committed to prison to await his surrender. 


Provisions of arrangement for surrender. 

4. An order in Council for applying this Act in the case of any foreign state shall 

not be made unless the arrangement — 
{1) provides for the determination of it by either party to it after the expiration of a no- 
tice not exceeding one year; and, 
(2) is in conformity with the provisions of this Act, and in particular with the restric- 
tions on the surrender of fugitive eriminals contained in this Act. 
Publication and eflect of order. 

d. When an order applying this Act in the case of any foreign state has been 
published inthe London Gazette, this Act (after the date specified in the order, or if no 
date is specified, after the date of the publication), shall, so lang as the order remains in 
force, but subjeet to the limitations, restrietions, conditions, exceptions, and qualifica- 
tions, if any, contained in the order, apply in the ease of such foreign state. An Order 
in Couneil shall be conclusive evidence that the arrangement therein referred to complies 
with the requisitions of this Act, and that this Act applies in the case of the foreign state 
mentioned in the order, and the validity of such order shall not be questioned in any 
legal proceedings whatever. 

Liability of criminal to surrender. 

6. Where this Act applies in the case of any foreign state, every fugitive eriminal of 
that state who is in or suspected of being in any part of Her Majesty’s dominions, or that 
part which is speeified in the order applying this Act (as the case may be), shall be 
liable to be apprehended and surrendered in manner provided by this Act, whether the 
crime in respect of which the surrender is sought was committed before or after the date 
of the order, and whether there is or is not any concurrent jurisdietion in any court of 
Her Majesty’s dominions over that crime. 

Order of Secretary of State for issue of warrant in United Kingdom if crime is not ofa political 
character. 

%. A requisition for the surrender of a fugitive criminal of any foreign state, who is 
in or suspected of being in the United Kingdom, shall be made to a Secretary of State by 
some person recognised by the Secretary of State as a diplomatic representative of that 
foreign state. A Secretary of State may, by order under his hand and seal, signify to 
a police magistrate that such requisition has been made, and require him to issue his 
warrant for the apprehension of the fugitive eriminal. 

If the Secretary of State is of opinion that the offence is one of a political character, 
he may, if he think fit, refuse to send any such order, and may also at any time order 
a fugitive criminal accused or convieted of such offence to be discharged from eustody. 

Issue of warrant by police magistraie, justice, &c. 

8. A warrant for the apprehension of a fugitive criminal, whether accused or con- 

vieted of erime, who is in or suspected of being in the United Kingdom, may be issued — 
l. by a police magistrate on the receipt of the said order of the Secretary of State, and 
on such evidence as would in his opinion justify the issue of the warrant if the crime 
had been committed or the criminal convicted in England; and 

. by a police magistrate or any justice of the peace in any part ofthe United Kingdom, 
on such information or complaint and such evidence or after such proceedings as 
would in the opinion of the person issuing the warrant justify the issue ofa warrant 
if the crime had been committed or the eriminal convieted in that part of the United 
Kingdom in which he exereises jurisdietion. | 

‘Any person issuing a warrant under this seetion without an order from a Secretary of 
State shall forthwith send a report of the fact of such issue, together with the evidence 
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and information or complaint, or certified copies thereof, to a Secretary of State, who 
may if he think fit order the warrant to be cancelled, and the person who has been appre- 
hended on the warrant to be discharged. 

A fugitive criminal, when apprehended on a warrant issued without the order of a 
Secretary of State, shall be brought before some person having power to issue a warrant 
under this section, who shall by warrant order him to be brought and the prisoner shall 
accordingly be brought before a police magistrate. 

A fugitive criminal apprehended on a warrant issued without the order of Secretary 
of State shall be discharged by the police magistrate, unless the police magistrate, within 
such reasonable time as, with reference to the circumstances of the case, he may fix, re- 
ceives from a Secretary of State an order signifying that a requisition has been made for 
the surrender of such eriminal. 


| Hearing of case and evidence of political character of erime. 

9. Whena fugitive criminal is brought before the police magistrate, the police ma- 
gistrate shall hear the case in the same manner, and have the same jurisdietion and po- 
wers, as-near as may be, as if the prisoner were brought before him charged with an in- 
dietable offence committed in England. 

The police magistrate shall receive any evidence which may be tendered to show 
that the crime of which the prisoner is accused or alleged to have been convicted is an 
offence of a political character or is not an extradition crime. 


Committal or discharge of prisoner. 

10. In the case of a fugitive criminal accused of an extradition crime, if the foreign 
warrant authorizing the arrest of such eriminal is duly authenticated, and such evidence 
is produced as (subject to the provisions of this Act) would, according to the law of En- 
gland, justify the committal for trial of the prisoner if the crime of which he is aceused 
had been committed in England, the police magistrate shall commit him to prison, but 
otherwise shall order him to be discharged. 

In the case of a fugitive criminal alleged to have been convieted of an extradition 
crime, if such evidence is produced as (subject to the provisions of this Act) would, ac- 
cording to the law of England, prove that the prisoner was convieted of such crime, the 
a magistrate shall commit him to prison, but otherwise shall order him to be dis- 
charged. 

If he commits such eriminal to prison, he shall commit him to the Middlesex House 
of Detention, or to some other prison in Middlesex, there to await the warrent of a Secre- 
tary of State for his surrender, and shall forthwith send to a Secretary of State a certifi- 
cate of the committal, and such report upon the case as he may think fit. 


Surrender of fugitive to foreign state by warrant of Secretary of State, 

11. If the police magistrate commits a fugitive eriminal to prison, he shall inform 
such eriminal that he will not be surrendered until after the expiration of fifteen days, 
and that he has a right to apply for a writ of Habeas corpus. 

Upon the expiration of the said fifteen days, or, if a writ of Habeas corpus is issued, 
after the decision of the court upon the return to the writ, as the case may be, or after 
such further period as may be allowed in either case by a Secretary of State, it shall be 
lawful for a Secretary of State, by warrant under his hand and seal, to order the fugitive 
criminal (if not delivered on the decision of the court) to be surrendered to such person 
as may in his opinion be duly authorised to receive the fugitive criminal by the foreign 
state from which the requisition for the surrender proceeded, and such fugitive eriminal 
shall be surrendered accordingly. 

It shall be lawful for any person to whom such warrant is directed and for the per- 
son so authorised as aforesaid to receive, hold in custody and convey within the juris- 
dietion of such foreign state the eriminal mentioned in the warrant; and ifthe eriminal 
escapes out ofany custody to which he may be delivered on or in pursuance of such 
warrant, it shall be lawful to retake him in the same manner as any person accused of 
any crime against the laws of that part of Her Majesty’s dominions to which he escapes 
may be retaken upon an escape. 


Discharge of persons apprehended if not conveyed out of United Kingdou within two months, 

12. If the fugitive criminal who has been committed to prison is not surrendered and 
conveyed out of the United Kingdom within two months after such committal, or, if a 
writ of Habeas corpus is issued, after the decision of the court upon the return to the 
writ, it shall be lawful for any judge of one of Her Majesty’s Superior Courts at Westmin- 
ster, upon application made to him by or on behalf of the eriminal, and upon proof that 
reasonable notice of the intention to make such application has been given to a Secretary 
of State, to order the criminal to be discharged out of eustody, unless sufficient cause is 
shown to the contrary. 
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Execution of warrant of police magistrate. | 
13. The warrant of the police magistrate issued in pursuance of this Act may be 
executed in any part of the United Kingdom in the same manner as if the same had been 
originally issued or subsequently in dorsed by a justice ofthe peace having jurisdietion 
in the place where the same is executed. 


Depositions to be evidence, 6 & 7 Vict. c, 76. 

14. Depositions or statements on oath, taken in a foreign state, and copies of such 
original depositions or statements, and foreign certificates of or judieial documents sta- 
ting the fact of conviction, may, if dulyauthenticated, be received in evidence in procee- 
dings under this Act. 


Authentication of depositions and warrants. 29 & 30 Viet. c, 121. 

15. Foreign warrants and depositions or statements on oath, and copies thereof, and 
certificates of or judicial documents stating the fact of aconviction, shall be deemed duly 
authenticated for the purposes of this Act if authenticated in manner provided for the 
time being by law or authenticated as follows: 

(1) If the warrant purports to be signed by a judge, magistrate, or officer of the foreign 
state where the same was issued ; 5 

(2) If the depositions or statements or the copies thereof purport to be certified under the 
hand of a judge, magistrate, or officer ofthe foreign state where the same were taken 
to be the original depositions or statements, or to be true copies’ thereof, as the case 
may require; and 

(3) If the certificate of or judieial document stating the fact of conviction purports to be 
certified by a judge, magistrate, or officer of the foreign state where the conviction 
took place; and 

if in every case the warrants, depositions, statements, copies, certificates, and judicial 

documents (as the case may be) are authenticated by the oath ofsome witness or by 

being sealed with the of official seal of the minister of justice, or some other minister of 

state: And all courts of justice, justices, and magistrates shall take judieial notice of 

such official seal, and shall admit the documents so authenticated by it to be received in 

evidence without further proof. 


Orimes committed ad sea. 
Jurisdietion as to erimes committed at sea. 


16. Where the crime in respect of which the surrender of a fugitive ceriminal is 
sought was commited on board any vessel on the !high seas which comes into any port 
of the United Kingdom, the following provisions shall have effect: 

(1) This Act shall be construed as if any stipendiary magistrate in England or Ireland, 
and any sheriff or sheriff substitute in Scotland, were substituted for the police magi- 
strate throughout this Act, except the part relating to the execution of the warrant of 
the police magistrate: 

(2) The eriminal may be committed to any prison to which the person committing him 
has power to commit persons aceused of the like erime: 

(3) Ifthe fugitive criminal is apprehended on a warrant issued with out the order ofa 
Secretary of State, he shall be brought before the stipendiary magistrate, sheriff, or 
sheriff substitute who issued the warrant, or who has jurisdietion in the port where 
the vessel lies, or in the place nearest to that port. 


Fugitwe eriminals in British Possessions. 
Proceedings as to fugitive criminals in British pessessions. 


17. This Act, when applied by Order in Couneil, shall, unless it is otherwise pro- 
vided by such order, extend to every British possession in the same manner as if through- 
out this Act the British possession were substituted for the United Kingdom or Eng- 
land, as the case may require, but with the following modifications ; namely, 

(1) The requisition for the surrender of a fugitive eriminal who is in or suspeeted of 
being in a British possession may be made to the governor of that British possession 
by any person recognised by that governor as a consul general, consul, or vice- 
consul, or (if the fugitive criminal has escaped from a colony or dependency of the fo- 
reign state on behalf of which the requisition is made) as the governor of such colony 
or dependencey: 

(2) No warrant of a Secretary of State shall be required, and all powers vested in or acts 
authorised or required to be done under this Act by the police magistrate and the Se- 
ceretary of State, or either of them, in relation to the surrender ofa fugitive eriminal, 
may be done by the governor of the British possession alone: | 

(3) Any prison in the British possession may be substituted for a prison in Middlesex: 

(4) A judge of any court exereising in the British possession the like powers as the Court 
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of Queen’s Bench exereises in England may exereise the power of discharging a erimi- 
nal when not conveyed within two months out of such British possession. 


Saving of laws of British possessions. 

18. If by any law or ordinance, made before or after the passing of this Act by the 
Legislature of any British possession, provision is made for carrying into effect within 
such possession the surrender of fugitive criminals who are in or suspected of being in 
such British possession, Her Majesty may, by the Order in Couneil applying this Act in 
the case of any foreign state, or by any subsequent order, either 

suspend the operation within any such British possession of this Act, or of any part 
thereof, so far as it relates to such foreign state, and so long as such law or ordinance 
continues in force there, and no longer; 

or direct that such law or ordinance, or any part thereof, shall have effect in such 
British possession, with or without modifications and alterations, as if it were part of 
this Act. 

General-Provisions. 
Criminal surrendered by foreign state not triable for previous crime. 

19. Where, in pursuance of any arrangement with a foreign state, any person accu- 
sed or convicted ofany crime which, if committed in England, would be one of the crimes 
described in the first schedule to this Act is surrendered by that foreign state, such per- 
son shall not, until he has been restored or had an opportunity of returning to such fo- 
reign state, be triable or tried for any offence committed prior to the surrender in any 
part of Her Majesty’s dominions other than such of the said erimes as may be proved by 
the facts on which the surrender is grounded. 


As to use of forms in second schedule. 

20. The forms set forth in the second schedule to this Act, or forms as near thereto 
as circumstances admit, may be used in all matters to which such forms refer, and in the 
case of a British possession may be so used, mutatis mutandis, and when used shall be 
deemed to be valid and sufficient in law. 


Revocation &c. of Order in Council. 

21. Her Mayesty may, by Order in Council, revoke or alter, subject to the restric- 
tions of this Act, any Order in Council made in pursuancy of this Act, and all the provi- 
sions of this Act with respect to the original order shall (so far as applicable) apply, mu- 
tatis mutandis, to any such new order. 


Application of Act in Channel Islands an Isle of Man. 

22. This Act (except so far as relates.to the execution of warrants in the Channel 
Islands) shall extend to the Channel Islands and Isle of Man in the same manner as if 
they were part of the United Kingdom; and the royal courts of the Channel Islands are 
hereby respectively authorised and required to register this Act. 


Saving for Indian treaties. 

23. Nothing in this Act shall affeet the lawful powers of Her Majesty or of the Go- 
vernor General of India in Council to make treaties for the extradition of eriminals with 
Indian native states, or with other Asiatie states conterminous with British India, or to 
carry into exeeution the provisions of any such treaties made either before or after the 
passing of this Act. 


Power of foreign state to obtain evidence in United Kingdom, 

24. The testimony of any witness may be obtained in relation to any criminal mat- 
ter pending in any court or tribunal in a foreign state in like manner as it may be obtai- 
ned in relation to any eivil matter under the Act of the session of the nineteenth and 
twentieth years of the reign of Her present Majesty, chapter one hundred and thirteen, 
intituled »An Act to provide for taking evidence in Her Majesty’s Dominions in relation 
to eivil and commereial matters pending before foreign tribunals;« and all the provisions 
‚of that Act shall be construed as if the term eivil matter included a criminal matter, and 
the term cause included a proceeding against a eriminal: Provided that nothing in this 
section shall apply in the case of any eriminal matter of a political character. 


Foreign state includes dependencies. 
25. For the purposes of this Act, every colony, dependency, and constituent part of 
a foreign state, and every vessel of that state, shall (except where expressly mentioned 
'as distinet in this Act) be deemed to be within the jurisdietion of and to be part of such 
foreign state. 
Definition of terms. 
26. In this Act, unless the context otherwise requires, — 
»British possessions :« 
The term »British possession« means any colony, plantation, island, territory, or 
95* 
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settlement within Her Majesty’s dominions, and not within the United Kingdom, the 
Channel Islands, and Isle of Man; and all colonies, plantations, islands, territories, 
and settlements under one legislature, as herein-after defined, are deemed to be one 
British possession: 
»Legislature:« 

The term »legislature« means any person or persons who can exereise legislative 
authority in a British possession, and where there are local legislatures as well as a 
central legislature, means the central legislature only: 


» Governor:« 
The term »governor« means any person or persons administering the government of a 
British possession, and includes the governor of any part of India: 


» Extradition crime: « 

The term »extradition crime« means a crime which, if commited in England or within 
English jurisdietion, would be one of the crimes described in the first schedule to 
this Act: 

»Convietion:« 

The terms » conviction« and »convicted« do not inelude or refer to a conviction which 
under foreign law is a conviction for contumacy, but the term »accused person « in- 
cludes a person so convicted for contumacy: 


»Fugitive eriminal« — »Fugitive criminal of a foreign state: « 

The term »fugitive criminal« means any person accused or convieted of an extradition 
crime committed within the jurisdiction of any foreign state who is in or is suspected 
of being in some part of Her Majesty’s dominions; and the term »fugitive eriminal of 
a foreign state« means a fugitive criminal aceused or convicted of an extradition 
crime committed within the jurisdiction of that state: 


» Secretary of State: « 

The term »Seeretary of State« means one of Her Majesty’s Principal Secretaries of 
State: 

» Police magistrate :« 

The term »police magistrate« means a chief magistrate of the mietropolitan police 
courts, or one of the other magistrates of the metropolitan police court in Bow 
Street: 

»Justice of the peace:« | 

The term »justice of the peace« includes in Scotland any sheriff, sheriff’s substitute, 
or magistrate: 

» Warrant.« 

The term » warrant«, in the case of any foreign state, ineludes any judicial document 
authorising the arrest of a person accused or convicted of crime. 


Repeal of Acts. 
Repeal of Acts in third schedule. 

27. 'The acts specified in the third schedule to this Act are hereby repealed as to the 
whole of Her Majesty’s dominions; and this Act (with the exception of anything contai- 
ned in it which is inconsistent with the treaties referred to in the Acts so repealed) shall 
apply (as regards erimes committed either before or after the passing of this Act), in the 
case of the foreign states with which those treaties are made, in the same manner as if 
an Order in Council reffering to such treaties had been made in pursuance of this Act, 
and as if such order had direeted that every law and ordinance which is in force in any 
British possession with respect to such treaties should have effeet as part of this Act. 

Proyided that if any proceedings for or in relation to the surrender of a fugitive eri- 
minal have been commenced under the said Acts previously to the repeal thereof, such 
proceedings may be completed, and the fugitive surrendered, in the same manner as if 
this Act had not passed. 


SCHEDULES- 
FIRST SCHEDULE. 
LiST OF ORIMES. 

The following list of erimes is to be construed according to the law existing in Eng- 
land, or in a British possession, (as the case may be,) at the date of the alleged crime, 
whether by common law or by statute made before or after the passing of this Act: 

Murder, and attempt and conspiracy to murder. 
Manslaughter. 
Counterfeiting, and altering money and uttering counterfeit or altered money. 
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Fargery, WET and altering, and uttering what is forged or counterfeited 

or altered. 

Embezzlement and larceny. 

Obtaining money or goods by false pretences. 

Crimes by bankrupts against bankruptey law. 

Fraud by a bailee, banker, agent, factor, trustee, or director, or member, or public 

2 officer of any company madecriminal by any Act for the time being in force. 
ape. 

Abduction. 

Child stealing. 

Burglary and house-breaking. 

Arson. 

Robbery with violence. 

Threats by letter or otherwise with intent to extort. 

‚Piracy by law of nations. 

Sinking or destroying a vessel at sea, or attempting or conspiring to do 80. 

Assaults on board a ship on the high seas with intent to destroy life or to do grie- 
vous bodily harm. 

Revolt or conspiraey to revolt by two or more persons on board a ship on the high 
seas against the authority of the master. 


SECOND SCHEDULE. 
Form of Order of Secretary of State to the Police Magistrate. 
To the chief magistrate of the metropolitan police courts or other magistrate of the 


metropolitan police court in Bow Street [or the stipendiary magistrate at....... ]- 
_ WHEREAS, in pursuance of an arrangementh with... ........ ‚ referrerd to inan 
‘Order of Her Majesty in Council dated the ............ GAR OL Be ‚a Te- 
BR IHOTEDRNDGEN MAdO- LO Mon. an an nn aan a ae ,‚ one of Her Majesty’s 
Printspal SucretLaries 01 State, Dy ... .... 0.0.0 ‚ the diplomatie representative of... 
MEINST SIGEHHEFSUTTENGEL Ola ec sone ge P1ALE.OT. er a - MERCCHEOAL [OR 
convicted] of the commission ofthe crime of... ......... 2.222020. within the juris- 
On a ee : Now Ihereby, by this my order under my hand and 


seal, signify to you that such requisition has been made, and require you to issue your 
warrant for the apprehension of such fugitive, provided that the conditions of The Extra- 
dition Act, 1870, relating to the issue of such warrant, are in your judgment complied 
with. 
Given under the hand and seal of the undersigned, one of Her Majesty’s Principal Se- 
eretaries of State, this... .......» day.ob..ı .Hillt.R IBR%. 


Form of Warrant of Apprehension by Order of Secretary of State. 


Metropolitan police diseriet [or | To all and each of the constables of the metropolitan police 
countysor borough of... ]to wit. force [or the ecounty or borough of. ...... r 

WHEREAS the Right Honourable............ one of Her Majesty’s Prineipal Secre- 
taries of State, by order under his hand and seal, hath signified to me that requisition 
hath been duly made to him for the surrender of .... . ... 2... N... „N. n: late 
ET DDR DAR RNE accused [or convicted] of the commission of the crime of... 
natum an. within the jurisdietion of. ...............: This is therefore 
to command you in Her Majesty’s name forthwith to apprehend the said ............ 
en ie... pursuant to The Extradition Act, 1870, wherever he may be found 
in the United Kingdom or Isle of Man, and bring him before me or some other [* ma- 
gistrate sitting in this court], to show cause why he should not be surrendered in pur- 
suance of the said Extradition Act, for wich this shall be your warrant. 

Given under my hand and seal at [* Bow Street, one of the police courts of the me- 
FORSHSkihisn a er; 9 day ol rn Sch; ir 


*Note. — Alter as required. 


Form of Warrant of Apprehension without Order of Secretary of State. 
Metropolitan police distriet, [or | To all and each of the constables of the metropolitan police 
‚county or borough of... .|to wit. ( force [or of the county or borough of....... Ger 

WHEREAS it has been shown to the undersigned, one of Her Majesty’s jJustices of the 
peace in and for the metropolitan police distriet [or the said county or borough of..... 
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ERHEBEN I that ............. „late of,......0.... i8.a6cused [or eonwipled] of 
the Commission of the CrIME OR... „2. aa, within the jurisdietion of... .. 
BE Le ae : This is therefore to command you in Her Majesty’s name forthwith 
to apprehend the said........... and to bring him before me or some other ma- 
gistrate sitting at this court [or one of Her Majesty's justices of the peace in and for the 
county [or borough] Of............] to be further dealt with according to law, for 


which this shall be your warrant. 
Given under my hand and seal at Bow Street, one of the police courts or the metropo- 
lis»lor on in the county or borough of aforesaid] this... ......... Pu day 
OR a we Be ° IP. 


Form of Warrant for bringing Prisoner before the Police Magistrate. 


To... as. constable of the police force of ......... 
Le and to all other peace officers in the said county [or bo- 
zoughh-ofar, %, 

WHEERBAS. ans... late Er Bar NS accused [or alleged to be convieted of] 
the commission ofthe.erimeof............ within the jurisdietion of....... has 
been apprehended and brought before the undersigned, one of Her Majesty’s justices of 
the peace in and for the said county [or borough] of... ........ And whereas by The 
Extradition Act, 1870, he is required to be brought before the chief magistrate of the 
metropolitan police court, or one of the police magistrates-ofthe metropolis sitting at Bow 
Street, within the metropolitan police district [or the stipendiary magistrate for...... i 
EN EN, ]): This is therefory to command you the said constable in Her Majesty’s name 
forthwith to take and convey the said... .. ..:.... 2.0. to the metropolitan police 
GIStLICE Or SCHE BEI en er ] and there carıy him before the said chief ma- 
gistrate or one of the police magistrates of the metropolis sitting at Bow Street within 
the said district [or before a stipendiary magistrate sitting in the said...... } to show 
cause why he should not be surrendered in pursuance of The Extradition Act, 1870, and 
otherwise to be dealt with in accordance with law, for which this shall be your warrant. 

Given under my. Hanlrang sealatı... . Dana in the county [or borough] 

BEOERBaldsrisı Me rt, dayiofz re, 1852 J, 


Form of Warrant of Committal. 
Metropolitan police distriet [for ] TO - - + + + one of the constables of the metropolitan police 
the county or borough of..... )£ force, [or of the police force of the county or borough of.. 
to, wit. „2... ], and to the keeper ofthe...... 
Be it remembered, that on this ..... ..... .. day of. an 0 in the year of our 
Bord... Sn laterof ea eo is brought before me. ........ the 


This is therefore to command you the said constable in Her Majesty’s name forthwith 


to convey and deliver the body of thesaid.....:.....nacnene. into the eustody 
of.the Said’ keeper ofthes..., u... 2 0 u, als ‚ and you the said 
kesner to receive the.aald,. eu a Aa re ee into your custody, 


and him there safely to keep until he is thence delivered pursuant to the provisions of the 
said Extradition Act, for which this shall be your warrant. 
Given under my hand and seal at Bow Street, one of the police eourts of the metro- 
polis, jox,at the said ...-..... ib dayıpi ı. aan, IA KB: 


Form of Warrant of Secretary of State. for Surrender of Fugitive. 


20 the’kesper of... u. ....8: and. © N ne > 

WHEREUSE NN a late oh ie su u accused [or convieted] 
of the commission of the erime of... ..2....... within the jurisdiction of........ j 
was delivered to. the eustedy, ot you... an. the keeper ob... 4 u.a 
by, warrant dated 00, 00 pursuant to The Extradition Act, 1870: 


Now I do hereby, in pursuance of the said Act, order you the said keeper to deliver 
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sherbody:ofith6 said ı .,.4u unse. in into the eustody ofthe said... .......... Ya: 
and I command you thesaid............ to receive the,Balde a le into 
your custody, and to convey him within the jurisdietion ofthe said... ........... ; 


and there place him in the custody of any person or persons appointed by the said. .... 
BR: Ein it to receive him, for which this shall be your warrant. 
Given under the hand and seal of the undersigned, one of Her Majesty’s Prineipal Se- 
BIolBrIeS OL State, this’... nm... Gay op en a 


THIRD SCHEDULE. 


Year and Chapter. Lt.le. 

6& 7Viet.e. 75. -| Anact for giving effect to a convention between Her Majesty 
and the King of de French for the apprehension of certain 
offenders. 

6& 7Viet.c. 76. - | An Act for giving effect to atreaty between Her Majesty and 


the United States of America for the apprehension of cer- 
tain offenders. 


8& 9 Vict. e. 120. - | An Act for faciliating execution of the treaties with France 
and the United States of Amerika for the apprehension of 
certain offenders. 


25 & 26 Vict.c. 70. - | An Act for giving effect to a convention between Her Majesty 
and the King of Denmark for the mutual surrender of 
criminals. 

29 & 30 Viet. e. 121. - | An Act for the amendment of de law relating to treaties of 
extradition. 


9. Gesetz, betr. die Aktien-Gesellschaften und die Kommandit-Gesellschaften 
auf Aktien. Vom 11. Juni 1870. (B.-G.-Bl., 8. 375 ff. — Archiv, Bd. IV, 
8. 17 ff.) 


Das Gesetz ist eingeführt: 


a. In Südhessen und Baden (vom Geltungsbeginn der Verf. ab) 
durch Art. 80 I, N. 26 der Verfassung des Deutschen Bundes — Vertrag vom 15. Nov. 
1870 — bezw. durch $. 2, Ges. v. 16. April 1871. 

Zur Ausführung desselben erging in Baden die Verordnung »Führung der 
Handels-Register« betr., vom 31. Dezbr. 1870 (Ges. u. Verordn.-Bl., 8. 763) durch 
welche die gleichnamige Verordn. v. 3. Oktbr. 1862 (Reg.-Bl., Nr. 50) in den 88. 37, 
44, 45 erweitert, bezw. abgeändert wurde. 


b. In Württemberg (vom 1. Januar 1871 ab) 
durch Art. 1 des Vertrages vom 21/25. November 1870. 


c. In Bayern 
durch $. 10 des Ges., betr. die Einführung Nordd. Bundes-Gesetze in Bayern. Vom 
22. April 1871. Derselbe lautet: 

»Das Gesetz vom 11. Juni 1870, betreffend die Kommandit - Gesell- 
schaften auf Aktien und die Aktien-Gesellschaften, erlangt vom Tage der 
Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes an mit nachstehenden Vor- 
schriften Geltung: 

Die bis zu dem bezeichneten Tage vollzogenen Eintragungen in dem 

von den Bayerischen Bezirks-Gerichten geführten besonderen Register 

für Aktien-Gesellschaften, bei welchen der Gegenstand des Unter- 
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nehmens nicht in Handels-Geschäften besteht, gelten als Eintragungen 
im Handels-Register und bleiben in Wirksamkeit, auch wenn die Vor- 
aussetzungen nicht vorhanden sind, welche nach dem Gesetz vom 
11. Juni 1870 für die Errichtung der Gesellschaft erforderlich sein 
würden«. 


Aus den Motiven zu diesem Paragr. (Aktenst., Nr. 14) ist Folgendes hervorzuheben : 
»Nach $. 4 des Bundes-Ges. v. 11. Juni 1870 sollen alle unter das Ges. fallenden 
Aktien und Kommandit-Aktien, welche bisher in das Handels-Register nicht 
einzutragen waren, unter gewissen Modifikationen sich gedachter Eintragung unter- 
werfen. — Da nach dem Bayer. Ges. v. 29. April, betr. die Aktien-Gesellschaften, bei 
welchen der Gegenstand des Unternehmens nicht in Handels-Geschäften besteht, nur 
inein Register der Bezirks-Gerichte eingetragen waren, so würden dieselben 
genöthigt sein, sich zum zweiten Male — im Handels-Register — eintragen zu lassen. 
Gegen diese Konsequenz, welche bei der Uebereinstimmung beider Register in ihrer 
Natur und grundsätzlichen Einrichtung innerlich unbegründet ist und äusserlich zu - 
Missständen verschiedener Art führen kann, ist $. 10 gerichtet.« 
Im Reichstage gab diese Bestimmung des $. 10 zu Erörterungen keinen Anlass. 


Zum V ollzug des.Reichs-Gesetzes erliess das Staats-Ministerium der Justiz die Be- 
kanntmachung vom 10. Mai 1871 (Reg.-Bl., 8. 925 u. 926), welche unter Aufhebung 
der bezügl. Bekanntmachung über Führung der Handels-Register vom 23. Septbr. 1869 
(Reg.-Bl., S. 1739), soweit sich dieselbe auf Eintragung von Aktien-Gesellschaften bezieht, 
Be Vorschriften über die Form der Eintragungen und die zuständigen Behörden 
ertheilt. 


Die Einführung des Reichs-Gesetzes vom 11. Juni 1870 erfolgte 


d. in Elsass-Lothringen 
gleichzeitig mit der des Allg. Deutschen Handels-Gesetzbuchs durch das bezügl. Ge- 
setz vom 19. Juni 1872 (s. o. S. 1414 ff.) und die Instruktion vom 28. Sept. 1872. 


Bezüglich der Zulassung Deutscher Aktien-Gesellschaften zum Geschäfts- und 
Gewerbe-Betriebe, bezw. deren rechtliche Behandlung, sind von dem Deutschen 
Reiche 1873 mit Italien und Belgien, sowie unterm 27. März 1874 mit Grossbritannien Ver- 
träge abgeschlossen, nach welchen 

»Deutsche Aktien-Gesellschaften und andere kommerzielle, finanzielle und industrielle 
Gesellschaften, wenn sie nach den am Orte ihres Domizils geltenden Gesetzen er- 
richtet, und als zu Recht bestehend zugelassen sind , befugt sein sollen, innerhalb 
Italien, bezw. Belgien und Grossbritannien, die ihnen zustehenden Rechte, insbeson- 
dere das Recht des Auftretens vor Gericht, auszuüben. Hierbei haben sie sich den 
Landes-Gesetzen zu unterwerfen, auch werden sie zum Geschäfts- und Gewerbe-Be- 
triebe nur dann zugelassen, wenn sie die Bedingungen erfüllt haben, welche durch die 
betr. Landes-Gesetze und sonstigen Bestimmungen vorgeschrieben sind.« 

Das Uebereinkommen mit Italien ist am 1. Oktbr. 1873, dasjenige mit Belgien 


am 1. Jan. 1874 in Wirksamkeit getreten. — Vergl. Zentral-Bl. f. d.D.R. £f. 1873, S. 288, 
380 u. ff. 1874, 8. 147.) 


10. Gesetz, betr. die zu Gunsten der Militär-Personen eintretende Einstellung 
des Zivilprozess - Verfahrens. Vom 21. Juli 1870. (B.-G.-Bl., 8. 494—97. 
—— Archiv, Bd. V., 8. 32 #1.) 2 


Das Gesetz hat nur im Gebiete des Norddeutschen Bundes Geltung gehabt. 
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B. Gesetze mit Erläuterungen. 


11. Gesetz, betr. die Verbindlichkeit zum Schadenersatze für die bei dem Be- 
triebe von Eisenbahnen, Bergwerken, Fabriken etc. vorgekommenen Tödtun- 
gen und Körperverletzungen. Vom 7. Juni 1871.*) (R.-G.-Bl., 8. 207 ff.) 

(Bearbeitet vom Geh. Reg.-Rath L. Jacobi, Mitglied des Reichstages.) 


Einleitung. 


I. Entstehung des Gesetzes. 


Schwere Unfälle, welche sich in Deutschen Bergwerken ereignet hatten, 
und zu deren Linderung der erschütternde Wehruf der hinterbliebenen 
Wittwen und Waisen nur bei der Privat-Wohlthätigkeit des Deutschen 
Volkes Erhörung fand, lenkten die allgemeine Aufmerksamkeit darauf hin, 
durch gesetzliche Vorsorge für künftige Fälle die Vertretung solcher Gefahren 
eines gewerblichen Unternehmens Denen aufzuerlegen, welchen der Gewinn 
desselben zu Theil wird. 

Der öffentlichen Meinung ward Rechnung getragen durch eine von dem 
Prof. Dr. Biedermann zu Leipzig an den Reichstag des Norddeutschen Bun- 
des im Jahre 1868 gerichtete Petition, welche »gesetzliche Bestimmungen über 
Schaden-Ansprüche von Privatpersonen bei nicht von ihnen verschuldeten Un- 
glücksfällen« beantragte. | 

In dieser Petition wurde einmal darüber geklagt, dass die Deutsche Ge- 
setzgebung, soweit es sich darum handelt, den Urheber eines durch seine 
Fahrlässigkeit oder durch eine pflichtwidrige Unterlassung herbeigeführten 
Schadens zum Ersatz dieses Schadens heranzuziehen, dem wirthschaftlichen, 
wie dem rechtlichen Bedürfnisse in keiner Weise entspreche. Im höchsten 
Grade unzureichend seien die bezüglichen Gesetzes- Vorschriften für alle Die- 
jenigen, welche in Fabriken oder Bergwerken der Verletzung durch 
Maschinen oder entfesselte Naturkräfte ausgesetzt sind ; ferner für Diejenigen, 
welche sich der Eisenbahnen, Dampf- und Segelschiffe als Ver- 
kehrsmittel bedienen. Gegen Fabrikbesitzer könne der Arbeiter, den 
eine fehlerhafte Maschine seines Arbeitgebers zum Krüppel gemacht habe, 
selten Ersatz für die verlorene Arbeitskraft erstreiten. Für die Klage gegen 
Eisenbahn- und Bergwerks-Direktionen auf Schadenersatz wegen 
Tödtungen und Verletzungen, die ein Versehen im Bau oder Betrieb herbei- 
führe, gebe es in manchen Staaten gar keine gesetzliche Grundlage. Insbe- 
sondere beklagte die Petition, dass das Gesetz nur Den allein für den Schaden 
verantwortlich mache, der direkt und unmittelbar selbst ihn veranlasst hat, 
und dass der Prinzipal nicht für das zu haften habe, was der Bevollmächtigte 
innerhalb seiner Berufspflichten übersieht, oder pflichtwidrig unterlässt. 
Ferner sei der Kreis der zur Klage-Erhebung berechtigten Personen über Ge- 
bühr beschränkt. Das Sächsische Recht z. B. verweigere der Wittwe des 
fahrlässig Getödteten das Klagerecht auf Ersatz, wenn sie selbst hinreichen- 
des Vermögen zu ihrem Unterhalt besitze. Endlich sei das Mass des Ersatzes 
höchst unzureichend. Dem arbeitsunfähig gewordenen Arbeiter z. B. werde 
selten mehr als der Lohn auf die gesetzliche Kündigungsfrist, und den 


.") Die nachfolgende Bearbeitung ist ein Abdruck des bereits in 2 Aufl. bei uns erschienenen Kommentars 
gleichen Titels und Inhalts. 
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Hinterlassenen des Getödteten ausser den Kur- und Begräbniss- Kosten 
kaum etwas als Ersatz gewährt. 

Von der betreffenden Kommission des Reichstags wurde der Inhalt der 
Petition als in hohem Masse begründet anerkannt, und demnächst von dem 
Reichstage die Ueberweisung an den Bundeskanzler zur thunlichsten Be- 
rücksichtigung beschlossen. Ein gleiches geschah mit einer ferneren Petition 
von Eisenbahn-Arbeitern, welche im Jahre 1869 eine erhöhte Haftpflicht der 
Bahn -Verwaltung ihren Beamten und Arbeitern gegenüber beantragten. 
Auch die Wissenschaft bemächtigte sich dieses Gegenstandes eingehend und 
wies besonders nach, wie verkümmert in Deutschland das Schädenrecht und der 
Schädenprozess seien. Es verdienen dieserhalb namentlich mit Anerkennung 
genannt zu werden: die Abhandlungen des jetzigen Preuss. Handels- 
Ministers Dr. Achenbach über die Verbindlichkeit der Bergwerksbetreiber 
zur Entschädigung der beim Bergbau verunglückten Bergleute (Zeit- 
schrift für Bergrecht. Jahrg. 9, S. 104 ff. und 410 ff.) und die Schrift des 
Dr. G. Lehmann: Körperverletzungen und Tödtungen auf Deutschen 
Eisenbahnen und die Unzulänglichkeit des Rechtsschutzes, 1869. Diese 
parlamentarischen und wissenschaftlichen Vorgänge hatten die Vorlegung eines 
Gesetz-Entwurfes zur Folge, betr. die»Verbindlichkeit zum Schaden- 
ersatz für die beim Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken 
u.s.w. herbeigeführten Tödtungen und Körperverletzungen.« 


II. Allgemeine Grundgedanken des Gesetzes. 


Aus den Motiven dieses Gesetzes [Drucksachen des Reichstags Nr. 16, 
besondere Ausgabe bei Kortkampf) sind zunächst folgende allgemeine Be- 
merkungen hervorzuheben: 


»Die Mängel der bestehenden Gesetzgebung über die Schaden-Ansprüche von Privat- 
Personen bei nicht von ihnen verschuldeten Unglücksfällen auf Eisenbahnen, in Bergwer- 
ken, Fabriken etc. sind in prozessualer Beziehung vornehmlich in der zu grossen Be- 
schränkung desrichterlichen Ermessens bei Ermittelung des Thatbestandes und Abschätzung 
des Schadens, soweit es das materielle Recht betrifft, aber darin gefunden, dass die 
Klage auf Ersatz nur gegen den unmittelbaren, in der Regel unvermögenden Urheber ge- 
geben wird; dass der Kreis der zur Entschädigungs-Klage berechtigten Personen zu sehr 
beschränkt; sowie dass das Mass der Entschädigung in der Regel unzulänglich sei und fast 
niemals einen ausreichenden Ersatz für die Einbusse gewähre, welche dem Beschädigten 
aus seiner zeitigen oder dauernden Arbeits-Unfähigkeit, beziehungsweise den Hinterblie- 
benen durch den Verlust ihres Ernährers erwachse. 

Eine eingehende Erwägung hat zu der Ueberzeugung führen müssen, dass die Fort- 
schritte der Industrie allerdings Verhältnisse geschaffen haben, denen gegenüber die allge- 
meinen Grundsätze über die Verpflichtung zum Schadenersatze in den gedachten Fällen 
nicht mehr für ausreichend erachtet werden können. 

Das gemeine Zivilrecht und die von diesem beherrschten Deutschen Partikularrechte 
gehen im Allgemeinen von dem Prinzip aus, dass für den durch Vorsatz oder Nachlässigkeit 
verursachten Schaden nur der unmittelbare Urheber verantwortlich zu machen sei. 
Ist der Schadenstifter Vertreter einer dritten Person, so hat der Auftraggeber, sofern nicht 
seine Ersatzpflicht durch die Widerrechtlichkeit des Auftrages oder durch dessen kontrakts- 
widrige Ausführung begründet wird, nur für erweisliche Versehen bei der Auswahl seines 
Beauftragten (culpa in eligendo) zu haften. Die letztere Verbindlichkeit hat das Preussische 
Landrecht (Th. I, Tit. 6, $. 53) noch weiter dahin beschränkt, dass derselbe nur subsidiär 
für den durch einen untauglichen Bevollmächtigten verursachten Schaden einzustehen 
habe. 

Dass eine in so enge Grenzen eingeschlossene Verantwortlichkeit den bei industriellen 
Unternehmungen durch widerrechtliche Handlungen Beschädigten nur in sehr seltenen 
Fällen Aussicht auf Schadloshaltung gewährt, liegt auf der Hand. In der That haben Dok- 
trin und Praxis den durch das Römische Recht überkommenen Normen eine weitere 
Ausbildung zu geben sich bemüht, ohne dass es ihnen jedoch gelungen wäre, zu überein- 
stimmenden Ansichten in diesem Punkte zu gelangen. 
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Anders verhält es sich in dem Gebiete des Rheinischen Rechts. Dem allgemeinen 
Prinzip, dass jeder den durch seine Schuld einem Andern zugefügten Schaden zu ersetzen 
verbunden sei, ist im Art. 1384 des Französischen Zivil-Gesetzbuchs die weitere Anwen- 
dung gegeben, dass die Verantwortlichkeit für den Schaden nicht nur Dem obliegt, der den 
Schaden durch eigenes Handeln verursachte, sondern auch Dem, der für den Schadenstifter 
einzustehen hat. Verantwortlich in solchem Masse sind sowohl Diejenigen, welche ein 
Aufsichtsrecht zu üben haben, als auch jeder Prinzipal und Auftraggeber für seine Bedien- 
steten und Angestellten bei den Verrichtungen, zu welchen sie gebraucht werden!). 

Man hat wohl behauptet, dass das Rheinische Recht in der hier fraglichen Beziehung 
von dem gemeinen Deutschen Rechte nicht so sehr abweiche, der Unterschied vielmehr 
lediglich in der Anwendung .beruhe, in der dem Französischen Rechte eigenthümlichen 
Leichtigkeit des Beweises und in der freieren Bewegung des Richters, der, weniger an die 
strenge Verhandlungs-Maxime gebunden, dem Beschädigten einen wirksamen Schutz ge- 
währen könne. Ohne zu verkennen, dass ein theoretischer Rechtssatz je nach der Art seiner 
Handhabung im Prozesse sehr verschieden wirken kann, wird man doch einen tiefgreifenden 
Unterschied darin finden müssen, dass das Französische Recht dem Beauftragten während 
der Ausführung der ihm übertragenen Dienstleistung mit dem Auftraggeber vollständig 
indentifizirt und für solidarisch verbunden erklärt, während das Deutsche Recht an dem 
Dualismus beider Rechtssubjekte festhält und die Einheit nur bei einzelnen Willensakten 
und innerhalb mehr oder weniger eng gezogener Grenzen gelten lässt. 

Dieses Unterschiedes ist sich die Kommission, welche 1865/66 in Dresden mit der Aus- 
arbeitung eines den Deutschen Bundesstaaten gemeinsamen Obligationenrechtes sich be- 
schäftigte, auch vollständig bewusst gewesen. Sie hat den Versuch gemacht, sich dem Rhei- 
nischen Rechte zu nähern, ist aber in dem Artikel 216 ihres Entwurfes nicht über den Satz 
hinausgegangen, dass Derjenige, welcher rechtlich verpflichtet ist, die Aufsicht über einen 
Anderen zu führen, für wıderrechtliche Handlungen des Letzteren insoweit aufzukommen 
hat, als er jener Verpflichtung aus Verschuldung nicht nachkommt. Die für die Fälle der 
freien Stellvertretung vom Französischen Rechte angenommene Solidarität zwischen dem 
Prinzipal und Beauftragten hat jene Kommission sich bezüglich der Delikte nicht angeeig- 
net. Augenscheinlich hat sie es für bedenklich erachtet, in diesem Punkte das Prinzip des 
bei uns eingebürgerten Rechtes zu verlassen. 

Wenn es im Hinblick auf die in gleichem Verhältniss mit der Entwickelung industrieller 
Anlagen sich mehrenden Unglücksfälle die Aufgabe der Reichs-Gesetzgebung ist, der kör- 
perlichen Unverletzlichkeit einen erhöhten Rechtsschutz zu verleihen, so muss doch davon 
abgesehen werden, eine generelle Reform der Grundsätze über die Verpflichtung zum Scha- 
denersatz herbeizuführen. Ein so weit gestecktes Ziel würde nur im Zusammenhange mit 
dem ganzen System des Obligationenrechtes sich erreichen lassen. Zur Zeit wird es sich 
allein darum handeln können, im Wege eines Spezial-Gesetzes Bestimmungen zu treffen, 
um Denjenigen, welche bei mit ungewöhnlicher Gefahr verbundenen Unternehmungen an 
Leib oder Leben beschädigt werden, beziehungsweise ihren Hinterbliebenen, einen Ersatz 
des erlittenen Schadens zu sichern. ' 

Hierbei werden vorzugsweise die Eisenbahnen, Bergwerke und Fabriken in 
Betracht zu ziehen sein. 

Zwar hat die Eingangs erwähnte Petition auch die Transport-Anstalten zur 
See (Segel- und Dampfschiffe) als Unternehmungen bezeichnet, bezüglich deren 
eine strengere Haftungs-Verbindlichkeit einzuführen wäre. Es ist jedoch hierbei übersehen, 
dass das, nunmehr als Reichs-Gesetz geltende Handels-Gesetzbuch in diesem Punkte voll- 
kommen ausreichende Bestimmungen enthält. Nach Vorschrift des Artikel 451 dieses Ge- 


!) Art. 1384. »On est responsable non-seulement du dommage que l’on cause par 
son propre fait, mais encore de celui, qui est cause par le fait des personnes dont on doit 
repondre, ou des chöses que l’on a sous sa garde. Les maitres et les commettants sont 
responsables du dommage cause par leurs domestiques et pr&poses dans les fonctions 
auxquelles ils les ont employes.« 

Die Jurisprudenz ist nicht einig darüber, ob aus Art. 1384 eine Verantwortlichkeit des 
Betriebs-Unternehmers bei Verschulden auch der eigentlichen Arbeiter und zwar nicht 
blos Dritten, sondern auch dem Mitarbeiter gegenüber herzuleiten sei. (Sten. Ber., $. 449.) 

Das Reichs-Oberhandels-Gericht hat indessen diese Frage im bejahenden 
Sinne dahin entschieden: 

»In Gemässheit des Art. 1384 Code civil haftet der Dienstherr auch für gewöhnliche 
Arbeiter (ouvriers), insbesondere der Betriebs- Unternehmer eines Bergwerks für die 
Gruben-Arbeiter. — Diese Haftung besteht auch für den Schaden, welchen ein Arbeiter 
dem anderen zufügt.« 

Erk. des Reichs-Oberhandels-Ger. v. 26. Sept. 1873. (Entscheid., Bd. XI, S. 89 ff.) 
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setzbuches ist der Rheder für den Schaden verantwortlich, welchen eine Person der Schiffs- 
besatzung einem Dritten durch ihr Verschulden in Ausführung ihrer Dienst-Verrichtungen 
zufügt. Ebenso haftet der Schiffer nach Art. 478 für jeden durch sein Verschulden entstan- 
denen Schaden, und ist durch Art. 479 noch besonders ausgesprochen, dass diese Haftung 
auch den Reisenden gegenüber bestehe. Wenn also, wie Petenten behaupten, in Folge der 
auf Deutschen Auswanderer-Schiffen vorgekommenen Unfälle keine Entschädigungs-An- 
sprüche erhoben sind, so wird die Ursache dieser Erscheinung jedenfalls nicht darin zu fin- 
den sein, dass es an den rechtlichen Bestimmungen gemangelt hätte, um den Beschädigten 
den Ersatz ihres Schadens zu ermöglichen?). 


1. Was zunächst die Eisenbahnen anbelangt, so hat das?Handels-Gesetzbuch die- 
selben bezüglich der ihnen zur Beförderung übergebenen Güter für allen Schaden verant- 
wortlich gemacht, sofern sie nicht die höhere Gewalt oder die natürliche Beschaffenheit des 
Gutes als die Ursache des Verlustes oder der Beschädigung nachzuweisen vermögen (vgl. 
Art. 421, in Verbindung mit Art. 395, 400 und 401)3). Die naheliegende Anwendung dieser 
Grundsätze auf den Personen-Verkehr ist im Handels-Gesetzbuche nicht gemacht; 
sie würde auch, da der Grund der Haftungspflicht im Frachtvertrage ruht, nur zu Gunsten 


2) Aus der Mitte des Reichstages wurde hiergegen erinnert: »Die gesetzlichen Bestim- 
mungen über den Beweis der Verletzung eines auf einem Schiffe beförderten Menschen 
solltennichtungünstiger sein, als über den Beweis der Beschädigung der Güter; 
das Handels-Gesetzbuch erleichtert aber diesen Beweis hinsichtlich der Güter im Art. 607, 
indem es den Verfrachter zum Ersatz des Schadens verpflichtet, welcher durch Beschä- 
digung der Güter entsteht, sofern er nicht beweist, dass die Beschädigung durch 
höhere Gewalt (vis major) entstanden ist, — und erschwert den Beweis hinsichtlich der 
Menschen, indem diese nach Art. 451 und 452 das Verschulden einer Person der 
Schiffsbesatzung beweisen müssen, um ihren Anspruch auf Schadenersatz zu begründen. 

Die Schwierigkeit der Erbringung solchen Beweises, sowie die Langsamkeit und Kost- 
spieligkeit des gewöhnlichen Prozess-Verfahrens veranlassen erfahrungsmässig, dass die 
nach der Ankunft eines Schiffes sich nach verschiedenen Richtungen zerstreuenden Rei- 
senden lieber auf Geltendmachung ihrer Entschädigungs-Ansprüche verzichten, als dass sie 
einen Prozess anfangen, und sie gestatten somit dem Rheder fast völlige Unverantwort- 
lichkeit. Soll der Rheder zu gewissenhafter Pflichterfüllung genöthigt werden, so muss das 
Gerichtsverfahren nach Analogie der Bestimmungen des $. 5 des vorliegenden Gesetz-Ent- 
wurfs geordnet werden, so dass die verletzten Reisenden die Möglichkeit erhalten, ihre 
Ansprüche in einem entsprechenden raschen Prozessgange geltend zu machen.« 

Da regierungsseitig versichert wurde, »dass der Entwurf der Zivilprozess-Ordnung das 
befürwortete Verfahren überhaupt für alle Sorten von Schadenfällen vorschlage«, so wurde 
ein besonderer, auf den Schadens-Prozess bei der Personen- BeförderungaufSee- 
schiffen gerichteter Antrag abgelehnt. (Stenogr. Ber., S. 658.) 


3) Die angezogenen Artikel des Allgem. Deutschen Handels-Gesetzbuchs 
lauten: 

»Art. 421. Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden auch Anwendung auf Fracht- 
geschäfte von Eisenbahnen und andern öffentlichen Transport-Anstalten. 

Sie gelten jedoch für die Post-Anstalten nur insoweit, als nicht durch besondere Ge- 
setze oder Verordnungen für dieselben ein Anderes bestimmt ist. 

Für die Eisenbahnen kommen ferner die Bestimmungen des folgenden Abschnitts 
zur Anwendung. 

Art. 395. Der Frachtführer haftet für den Schaden, welcher durch Verlust oder 
Beschädigung des Frachtguts seit der Empfangnahme bis zur Ablieferung entstanden 
ist, sofern er nicht beweist, dass der Verlust oder die Beschädigung durch höhere Ge- 
walt (vis major) oder durch die natürliche Beschaffenheit des Guts, namentlich durch 
innern Verderb, Schwinden, gewöhnliche Leckage u. dgl., oder durch äusserlich nicht 
erkennbare Mängel der Verpackung entstanden ist. 

Art. 400. Der Frachtführer haftet für seine Leute und für andere Personen, deren 
er sich bei Ausführung des von ihm übernommenen Transports bedient. 

Art. 401. Wenn der Frachtführer zur gänzlichen oder theilweisen Ausführung des 
von ihm übernommenen Transports das Gut einem andern Frachtführer übergiebt, so 
haftet er für diesen und die etwa folgenden Frachtführer bis zur Ablieferung. 

Jeder Frachtführer, welcher auf einen andern Frachtführer folgt, tritt dadurch, dass 
er das Gut mit dem ursprünglichen Frachtbrief annimmt, in den Fracht- Vertrag gemäss 
dem Frachtbrief ein, übernimmt eine selbständige Verpflichtung, den Transport nach 
Inhalt des Frachtbriefes auszuführen, und hat auch in Bezug auf den von den früheren 
Frachtführern bereits ausgeführten Transport für die Verbindlichkeiten derselben ein- 
zustehen.« 
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der Reisenden sprechen, nicht aber den Angestellten der Bahn, und noch weni- 
ger dritten Personen, welche durch Schuld des Eisenbahn-Betriebes beschädigt wer- 
den, den Ersatz gewähren. Unter den Partikular-Gesetzgebungen hat dagegen die Preus- 
sische diesem Gegenstande schon früher ihre Aufmerksamkeit zugewendet. In der richtigen 
Erkenntniss, dass der Grösse der mit dem Eisenbahn-Betrieb verbundenen Gefahr und dem 
Vertrauen, mit dem das Publikum auf die Einrichtungen und Anordnungen der Eisenbahn- 
Verwaltung sich zu verlassen genöthigt ist, das höchste Mass der Verantwortlichkeit auf 
Seiten des Unternehmers entsprechen müsse, hat das Preussische Gesetz über die 
Eisenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838 im $. 25. bestimmt: 


»Die Gesellschaft ist zum Ersatz verpflichtet für allen Schaden, welcher bei der Beförde- 
rung auf der Bahn an den auf derselben beförderten Personen oder Gütern oder auch 
anderen Personen und deren Sachen entsteht, und siekann sich von dieser Verpflichtung 
nur durch den Beweis befreien, dass der Schaden entweder durch die eigene Schuld des 
Beschädigten oder durch einen unabwendbaren äusseren Zufall bewirkt worden ist. Die 
gefährliche Natur der Unternehmung selbst ist als ein solcher, von dem Schadenersatz 
befreiender Zufall nicht zu betrachten.« 

Der Schwerpunkt dieser Bestimmung, welche auch inmehreren anderen Bundesstaaten 
gesetzliche Geltung erlangt hat, liegt darin, dass im Schadensfalle ein Verschulden des Be- 
triebs präsumirt wird, die Eisenbahn mithin als ersatzpflichtig gilt, wenn sie nicht den Be- 
weis der eigenen Verschuldung des Beschädigten, oder der höheren Gewalt zu führen 
vermag. 

Diese Rechtsauffassung entspricht ebensowohl der Analogie des Artikels 395 des Han- 
dels-Gesetzbuches, als dem Sachverhältnisse selbst. Sie ist dem am 5. März 1869 in Oester- 
reich erlassenen Gesetz über die Haftung der Eisenbahn-Unternehmungen wesentlich zum 
Grunde gelegt und kann auch als Anhalt für die Reichs-Gesetzgebung benutzt werden. 


2. Die Unglücksfälleim Bergbau sind, soweit eine Verschuldung dabei in Betracht 
kommen kann, meistens durch Explosionen (schlagende Wetter), Bruch oder Zusammen- 
sturz des Gruben-Gebäudes, Wasser-Durchbrüche, Sprengarbeiten und Maschinen verur- 
sacht worden. 

Im Hinblick hierauf muss sich zunächst die Frage aufdrängen, ob es zulässig ist, den 
für die Haftungspflicht der Unternehmer von Eisenbahnen aufgestellten Grundsatz in 
gleichem Masse auf den Bergbau anzuwenden. 

Diese Frage lässt sich nicht unbedingt bejahen, weil zugegeben werden muss, dass 
zwischen dem Betrieb der Eisenbahnen und dem des Bergbaues in der hier fraglichen Be- 
ziehung sehr wesentliche faktische Verschiedenheiten bestehen. 

Man wird nicht zu weit gehen, wenn man annimmt, dass bei dem dermaligen Stande 
der Technik und der grossen Menge von Hülfsmitteln und Erfahrungen ernste Unfälle im 
Eisenbahn-Verkehr sich durch Sorgfalt im Betriebe in der Regel vermeiden lassen. Die 
Unfälle im Bergbau dagegen sind oftmals die Folge des Einwirkens von Elementen und 
Naturkräften, welche sich auch der sorgfältigsten Kontrole entziehen. Ferner hat im Berg- 
bau die selbständige Thätigkeit des Arbeiters einen viel grösseren Antheil am Betriebe, 
als bei den Eisenbahnen, wo es vornehmlich darauf ankommen wird, dass die dienstlichen 
Reglements und Anweisungen von den Angestellten pünktlich befolgt werden. Beim Berg- 
bau handelt es sich nicht um den Schutz des Publikums, sondern um den Schutz des Arbei- 
ters gegen die Verschuldungen des Unternehmers sowie der Bergwerks-Genossen, und 
namentlich gegen die der eigenen Mitarbeiter selbst. Die Verantwortlichkeit des 
Werkbesitzers kann nicht füglich weiter ausgedehnt werden, als die Möglichkeit seiner 
Kontrole bei/der Auswahl des zu verwendenden Personals reicht, und diese wird bei der 
grossen Zahl der im Bergbau beschäftigten Arbeiter über letztere kaum zu führen sein. Der 
Hauptgesichtspunkt aber, welcher einer strengeren Haftungspflicht der Werkbesitzer ent- 
gegentritt und in den oben S. 2 gedachten Abhandlungen des Dr. H. Achenbach über 
diesen Gegenstand mit Recht betont wird, ist der, dass jeder Bergmann in die Arbeit mit 
dem vollen Bewusstsein der Gefahren eintritt, welche aus der Mitarbeit zahlreicher Genossen 
ihm erwachsen können. Er weiss, dass ein einziger Mitarbeiter durch unzeitiges Oeffnen der 
Sicherheitslampe, durch Unvorsichtigkeit bei den Sprengarbeiten oder bei der Anwendung 
der Maschinen etc. die Verstümmelung oder den Tod vieler Gefährten herbeiführen kann. 
Für die daraus entspringenden Schäden kann der Werkbesitzer nach Billigkeit nicht in An- 
spruch genommen werden, seine Haftung wird sich auf das eigene Verschulden und das- 
jenige seiner Techniker und Offizianten beschränken müssen. Die Französische Praxis 
ist, trotz der weitgehenden Bestimmungen des Code, in diesem Punkte schwankend ge- 
wesen, in England dagegen haben Theorie und Praxis die Haftbarkeit des Werkbesitzers 
für die, einem Arbeiter durch die Schuld eines Mitarbeiters verursachten Schäden ent- 
schieden verneint. An diese Auffassung von der Verantwortlichkeit des Werkbesitzers wird 
sich die weitere Folgerung anknüpfen, dass im Schadensfalle nicht, wie bei den Eisen- 
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bahnen, eine Verschuldung des Unternehmens ohne Weiteres präsumirt werden kann, der 
Beweis der Verschuldung vielmehr von demjenigen zu erbringen ist, der sich auf dieselbe 
als den Grund seines Anspruches beruft. 


3. Mehrfache Bedenken werden der Gesetzgebung entgegen treten, wenn essich darum 
handelt, bezüglich der Haftung für Körper-Beschädigungen im Fabrik-Betriebe be- 
sondere, von dem allgemeinen Rechte abweichende Grundsätze aufzustellen. Schon die 
Frage, welche industrielle Anlagen als Fabriken zu bezeichnen sind und worin das Kri- 
terium zu finden ist, das sie von anderen gewerblichen Unternehmungen, insbesondere von 
dem Handwerk unterscheidet, wird Zweifel hervorrufen. Es giebt zudem Fabriken, deren 
Betrieb mit keiner oder geringer Gefahr für die körperliche Sicherheit verbunden ist, wäh- 
rend eine solche Gefahr bei anderen Unternehmungen unleugbar vorhanden ist, die nicht 
den Fabriken zugerechnet werden. 

Dieser naheliegenden Bedenken ungeachtet wird man doch in der alljährlich wachsenden 
Zahl von Unglücksfällen im Fabrik-Betriebe eine dringende Mahnung erkennen müssen, 
durch Einführung einer strengeren Haftbarkeit der Unternehmer dem Leben und der Ge- 
sundheit der Fabrik-Arbeiter einen grösseren Schutz zu verleihen. Der legislative Grund, 
welcher darauf hinführt, abweichend von dem gemeinen Rechte die Verantwortlichkeit der 
Eisenbahn- und Bergwerks-Unternehmer zu erhöhen, trifftjedenfalls bei denjenigen Fabri- 
ken zu, welche Naturkräfte in ihren Dienst nehmen, dienur zu leicht eine von dem Arbeiter 
nicht vorherzusehende‘ oder abzuwendende zerstörende Wirkung ausüben. Angesichts der 
Ausdehnung, welche die Anwendung der Dampfkraft im industriellen Betriebe erlangt hat, 
wird man nicht einwenden können, dass es in der Hand des Arbeiters liege, in minder ge- 
fährlichen Unternehmungen Beschäftigung zu suchen, noch auch wird sich im Allgemeinen 
behaupten lassen, dass schon der Arbeitslohn eine Prämie für die Uebernahme der Gefahren 
enthalte. Da der Arbeiter in Fabriken bezüglich der Sicherheit seiner Person den Einrich- 
tungen und Vorkehrungen des Unternehmers vertrauen und denselben oftmals willenlos sich 
überlassen muss, so wird die Forderung nicht abzuweisen sein, dass auch hier der Grösse 
der Gefahr die Verantwortlichkeit des Unternehmers entsprechen müsse. Eine Ersatzpflicht 
des letzteren wird jedenfalls dann anzunehmen sein, wenn die für den Fabrikbetrieb erlas- 
senen polizeilichen Vorschriften nicht eingehalten wurden, und die vorgekommene Körper- 
Verletzung damit in kausalem Zusammenhange stehen konnte. Dagegen wird die Verschär- 
fung der Haftbarkeit des Unternehmers nur so weitreichen dürfen, dasser die Verschuldung 
seiner Angestellten zu vertreten hat, nicht aber wird er für die widerrechtlichen Handlungen 
seiner Lohnarbeiter verantwortlich zu machen sein. Die Gründe, welche diese Beschränkung 
beim Bergbau rechtfertigen, treffen mehrentheils beim Fabrik-Betriebe zu. Dem entspre- 
chend wird es hinsichtlich der Beweislast im Wesentlichen bei den Regeln des gemeinen 
Rechts zu bewenden haben.« 


III. Gesetz-Entwurf des Bundesraths und dessen Begründung. 


Vorstehende allgemeine Gesichtspunkte waren für die Aufstellung des 
Gesetz-Entwurfes massgebend gewesen. Zur Erläuterung seiner einzelnen 
Bestimmungen dienen folgende Darlegungen der Motive: 


Entwurf: 
$.1. »Wenn bei dem Betriebe einer Eisenbahn ein Mensch getödtet oder körper- 
lich verletzt wird, so haftet der Betriebs-Unternehmer für den dadurch entstandenen 
Schaden, sofern er nicht beweist, dass der Unfall durch höhere Gewalt oder durch 
eigenes Verschulden des Getödteten oder Verletzten verursacht ist.« 


Motive: »Bei Redaktion dieses Paragraphen hätte es angemessen erscheinen können, 
‚die Fassung des (oben mitgetheilten) $. 25 des Preussischen Eisenbahn - Gesetzes vom 
3. November 1838 nach Möglichkeit in das neue Gesetz zu übernehmen, da einestheils die 
letztere gesetzliche Bestimmung bereits durch die Jurisprudenz eine feste Auslegung 
erhalten hat, andererseits auch mehrere andere Bundesstaaten jene Vorschrift bei sich 
eingeführt haben. Indess schon aus rein sprachlichen Gesichtspunkten war es geboten, 
eine Fassung aufzugeben, welche den Anforderungen nicht mehr genügt, die in neuerer 
Zeit an gesetzgeberische Arbeiten gestellt zu werden pflegen. 

Bei der vorgeschlagenen Formulirung ist angenommen, dass sie keine irgend erheb- 
liche Ausdehnung der Haftpflicht der Eisenbahnen über diejenigen Grenzen hinaus herbei- 
führt, welche bisher in dieser Beziehung die Preussische Rechtsprechung und namentlich 
. das Königliche Ober-Tribunal festgestellt hat, indem keineswegs zu besorgen ist, dass bei 
der Anwendung des Ausdrucks »Betrieb« die Haftpflicht aus $. 1 auf Unfälle bei Bauten, 
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bei dem Betriebe von Maschinen-Werkstätten und ähnlichen Anlagen übertragen 
werden könne. 

Der allgemeine Ausdruck Eisenbahnen soll auch die mit Pferden betriebenen 
Bahnen umfassen. Wenn letztere in Rücksicht auf die angewendete Triebkraft minder 
gefährlich erscheinen, als die mit Lokomotiven befahrenen Bahnen, so sind sie doch, wie 
die Erfahrung vielfach gelehrt hat, in dem Betracht mit grösseren Gefahren verbunden, 
dass sie die öffentlichen Strassen zu ihren Transporten benutzen. Dass die Pferdebahnen 
in der Regel von Aktien-Gesellschaften erbaut und betrieben werden, dürfte ein Grund 
mehr sein, sie in dem hier fraglichen Punkte den Lokomotiv-Bahnen gleich zu behandeln. 

Die Worte »durch einen unabwendbaren äussern Zufall« in $. 25 des Preussischen 
Eisenbahn - Gesetzes vom 3. November 1838 sind mit dem Ausdrucke »durch höhere 
Gewalt« im Anschlusse an das Deutsche Handels- Gesetzbuch (Art. 395) vertauscht, wo- 
gegen der Schlusssatz des $. 25 »die gefährliche Natur der Unternehmung selbst ist als ein 
solcher von dem Schadenersatz befreiender Zufall nicht zu betrachten« als nunmehr ent- 
behrlich weggelassen ist.« 


Entwurf: 
$. 2. »Wer ein Bergwerk, einen Steinbruch, eine Gräberei (Grube) oder eine Fabrik 
betreibt, haftet, wenn ein Bevollmächtigter oder ein Repräsentant oder eine zur Leitung 
oder Beaufsichtigung des Betriebes oder der Arbeiter angenommene Person durch ein 
Verschulden in Ausführung der Dienst-Verrichtungen den Tod oder die Körperver- 
letzung eines Menschen herbeigeführt hat, für den dadurch entstandenen Schaden.« 


Motive: »1. Die Haftbarkeit der Bergwerksbetreiber kann nicht aufsolche Berg- 
werke beschränkt werden, welche kraft des Bergregales oder des Berghoheitsrechts beliehen 
sind. Dieselbe Haftbarkeit muss vielmehr bei denjenigen Bergwerken eintreten, bei 
welchen das Recht zum Betriebe sich aus dem Grundeigenthum ableitet. Dies ist z. B. 
rücksichtlich der Stein- und Braunkohlen-Bergwerke im Königreiche Sachsen nach dem 
Königlich Sächsischen Allgemeinen Berg-Gesetze vom 16. Juni 1868 $. 4 und in den vormals 
Kursächsischen Landestheilen der Preussischen Provinzen Sachsen, Branden- 
burg und.Schlesien nach dem Preussischen Gesetze vom 22. Februar 1869 der Fall. 
Das Wort »Bergwerk« bezeichnet hiernach die Anwendbarkeit der Grundsätze des Gesetzes 
auf alle Bergwerke ohne Ausnahme 4). 


2. Neben den Bergwerken sind die Steinbrüche noch besonders aufgeführt, da die 
durchschnittliche Gefährlichkeit derselben die Anwendung des Gesetzes auf dieselben 
erheischt und andererseits es zweifelhaft sein konnte, ob ein Steinbruch unter die Bezeich- 
nung »Bergwerk« zu subsumiren sein würde. Dasselbe trifft rücksichtlich der Mergel-, 
Kies-, Sand-, Thon-, Lehm- und ähnlicher Gruben zu, welche in Uebereinstimmung mit 
der Terminologie neuerer Berg-Gesetze unter dem Ausdruck »Gräberei« zusammengefasst 
sind. Die Anwendbarkeit des Gesetzes nach Analogie des $. 154 der Gewerbe-Ordnung für 
den Norddeutschen Bund auf unterirdisch betriebeneBrücheoder Gruben zu 
beschränken, dürfte sich nicht rechtfertigen lassen. 


3. Die Frage, welche industrielle Anlagen als Fabriken zu bezeichnen sind, und 
worin das Kriterium zu finden ist, das sie von anderen gewerblichen Unternehmungen, 
insbesondere von dem Handwerk unterscheidet, kann, wie schon oben bemerkt worden, 
mannigfache Zweifel hervorrufen. Die sonst üblichen Unterscheidungen, wonach im 
Handwerk die Handarbeit, in der Fabrik das mechanische Element vorherrsche, wonach 
beim Handwerk regelmässig eine vollständige Herstellung der Erzeugnisse durch eine und 
dieselbe Hand, bei der Fabrik Theilung der Arbeit unter verschiedenen Arbeiterklassen 
stattfinde, wonach ferner der Handwerker auf Bestellung im Kleinen, die Fabrik auf Vor- 
rath im Grossen arbeite, oder wonach endlich als Ausdruck des sozialen Unterschiedes 
beim Handwerk der Meister mitarbeite, während in der Fabrik der Fabrikherrdirigire, sind 
heut zu Tage nicht mehr als massgebend und zutreffend anzusehen. Gleichwohl hat selbst 
die neueste Gesetzgebung an der Scheidung des Fabrikbetriebes von anderen gewerblichen 
Unternehmungen festgehalten, ohne dazu überzugehen, zur näheren Feststellung des 
Begriffs der Fabrik eine Definition derselben zu geben oder einzelne Unternehmungen 
‘speziell aufzuzählen, welche als Fabrikbetrieb angesehen werden sollen. So enthält die 
Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund in den $$. 127 ff. insbesondere Bestim- 
mungen über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriken. Man wird daher auch 


4) Alsoin Preussen unterliegen auch diejenigen Bergwerke, welche dem Allgemei- 
nen Berg-Gesetze vom 24. Mai 1865 nicht unterworfen sind, dessen ungeachtet dem gegen- 
wärtigen Gesetze. — Für Elsass-Lothringen ist ein besonderes Berg-Gesetz unterm 
16. Dezember 1873 (G.-Bl. f. E.-L., S. 397 ff.) ergangen. 
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bei dem vorliegenden Gesetze es in Zweifelfällen dem Richter überlassen müssen, eine Ent- 
scheidung darüber zu treffen, ob es sich um ein Fabrik-Unternehmen handelt oder nicht, 
und von dem vergeblichen Versuche abzustehen haben, im Gesetze eine Feststellung des 
Begriffs einer Fabrik vorzunehmen. Eben so wenig kann es sich empfehlen, nach dem 
Vorgange Englischer Gesetze diejenigen Anlagen speziell aufzuzählen, auf welche das vor- 
liegende Gesetz Anwendung finden soll. Denn, abgesehen von derhierdurch eintretenden 
Kasuistik, kann eine solche Aufzählung niemals vollzählig sein und wird bei der schnellen 
Entwickelung der modernen Industrie, welche in rascher Folge alljährlich neue Arten von 
Fabriken hervorruft, mit dem wirklichen Bedürfnisse nicht im Einklange stehen. 

Aus diesem Grunde verbietet es sich auch, den Umfang des Begriffs der Fabrik durch 
eine Hinweisung auf $. 16 der Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund zu begren- 
zen, zumal die daselbst aufgezählten konzessionspflichtigen Anlagen nicht unter dem 
Gesichtspunkte der Gefährlichkeit in die Gewerbe-Ordnung aufgenommen sind, da der 
Norddeutschen Gewerbe-Gesetzgebung die Scheidung der gewerblichen Anlagen in »etablis- 
sements dangereux, incommodes et insalubres« fremd ist. 

Es kann sich daher nur noch fragen, ob eine Unterscheidung der Fabriken mit Rück- 
sicht auf ihre Gefährlichkeit unter dem Gesichtspunkte, wonach die Anwendung der 
Dampfkraft in den Fabriken eine besondere Gefährlichkeit bedingt, durchführbar er- 
scheint. Auch dies war zu verneinen. Abgesehen von Wind und Wasser, bewegen gegen- 
wärtig in Fabriken auch Wärme und Gas die vorhandenen Triebwerke, und es ist kein 
Grund ersichtlich, weshalb bei den durch Gas, Wärme, Wo oder Wind bewegten 
Triebwerken oder denjenigen Fabriken, in welchen sich solche Triebwerke befinden, 
andere Prinzipien massgebend sein sollen, als bei den durch Dam pf betriebenen Werken. 
Hierzu kommt, dass in einer Anzahl der gefährlichsten Fabriken, wie z. B. in denjenigen, 
in welchen Zündwaaren oder explodirende Stoffe zubereitet werden, in vielen chemischen 
Fabriken sich überhaupt keine durch Naturkräfte bewegte Triebwerke befinden. 

Hiernach musste es sich empfehlen, das Gesetz aufalle Fabriken ohne Ausnahme für 
anwendbar zu erklären. Wenn auf diesem Wege ersteres sich auch auf eine Anzahl von 
weniger gefährlichen Unternehmungen beziehen wird, so ist dies beim Mangel der bei 
letzteren eintretenden Unglücksfälle ohne praktische Bedeutung, wogegen andererseits 
das erstrebte Ziel, alle gefährlichen Anlagen der Wirksamkeit des Gesetzes zu unter- 
werfen, mit Sicherheit erreicht ist. 

Eine Unterscheidung der Fabriken nach der Zahl der in denselben beschäftigten 
Arbeiter, wie dies z. B. in der Englischen Akte 30 und 31. Vicet. c. 103 (15. August 1867. 
An Act for the extension of the Factory Acts) 3. Nr. 7 geschehen ist, erscheint für den 
hier angestrebten Zweck nicht ausführbar. 


4. Im Uebrigen findet sich zu diesem Paragraphen noch zu bemerken, dass die Worte 
»eine zur Leitung oder Beaufsichtigung des Betriebes angenommene Person« dem $. 74 des 
Preussischen Allgemeinen Berg-Gesetzes entnommen sind. Diese Worte werden im weite- 
sten Sinne aufzufassen sein, und namentlich auch diejenigen Bergleute umfassen, welche 
mit Dienstleistungen betraut werden, die für die Sicherheit des ganzen Betriebs von Wich- 
tigkeit sind, wie z. B. die Prüfung, welche dem Einfahreh in den Schacht vorauszugehen 
pflegt, die Herrichtung und Austheilung der Sicherheitslampen u. dgl. m.« 


Entwurf: . 
$. 3. »Der Schadenersatz ($. 1 und 2) ist zu leisten: 

1) im Falle der Tödtung durch Erstattung der Kosten einer versuchten Heilung 
und der Beerdigung, durch Erstattung des gesammten Vermögens-Nachtheils, 
welchen der Getödtete während der Krankheit durch Erwerbs-Unfähigkeit oder 
Verminderung der Erwerbs-Fähigkeit erlitten hat, und, sofern der Getödtete 
zur Zeit seines Todes einem Anderen zur Gewährung des Unterhaltes vermöge 
Gesetzes verpflichtet war, durch Ersatz des gesammten Vermögens-Nachtheils, 
welchen der letztere in Folge des Todesfalls erleidet; 


2) im Fall einer Körperverletzung durch Erstattung der Heilungskosten und durch 
Ersatz des gesammten Vermögens-Nachtheils, welchen der Verletzte durch eine 
in Folge der Verletzung eingetretene zeitweise oder dauernde Erwerbs-Unfähig- 
keit oder Verminderung der Erwerbs-Fähigkeit erleidet.« 


Motive: »Bei der Formulirung dieses Paragraphen ist abweichend von dem Dresdener 
Entwurf eines Obligationenrechts Art. 1007 ff. und dem bürgerlichen Gesetzbuche für das 
- Königreich Sachsen $$. 1489 ff. jede Kasuistik um so mehr vermieden , als die im $. 5 des 
Entwurfs dem Richter zugewiesene freiere Stellung in Beurtheilung der Thatsachen und 
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Feststellung der Höhe des Schadens mit einer solchen Spezialisirung in Widerspruch stehen 
würde. 

Als berechtigt zur Erhebung eines Anspruchs auf Ersatz des gesammten Vermögens- 
verlustes sind nur diejenigen Personen bezeichnet, welchen von dem durch einen Unfall 
Getödteten kraft des Gesetzes Unterhalt zu gewähren war. In Uebereinstimmung mit 
dem Dresdener Entwurfe kann eine Veranlassung, über diese Grenzen hinauszugehen, 
nicht anerkannt werden.« 


Entwurf: 


$- 4. »Die in den $$. 1 und 2 bezeichneten Unternehmer sind nicht befugt, die 
in den $$. 1 bis 3 enthaltenen Bestimmungen zu ihrem Vortheil durch Verträge (mit- 
telst Reglements oder durch besondere Uebereinkunft) im Voraus auszuschliessen oder 
zu beschränken. 

Vertragsbestimmungen, welche dieser Vorschrift entgegenstehen, haben keine 
rechtliche Wirkung. 

Motive: »Wenn das Gesetz seinen Zweck erreichen soll, so darf den Inhabern der frag- 
lichen Anlagen nicht gestattet sein, die Anwendung der in den $$. 1—3 enthaltenen Vor- 
schriften durch Vertrag, namentlich auch nicht in den Dienstverträgen mitihren Beamten, 
Arbeitern u. s. w auszuschliessen oder zu beschränken. Im Gebiet des Rheinischen Rechts 
versagt die Rechtsprechung vertragsmässigen Einschränkungen einer derartigen gesetz- 
lichen Haftpflicht, als gegen das öffentliche Interesse und die gute Sitte verstossend, auf 
Grund des Art. 6 des Rheinischen bürgerlichen Gesetzbuchs die Geltung. Eine dem ent- 
sprechende ausdrückliche Vorschrift ist, abgesehen von dem den Transport von Gütern auf 
Eisenbahnen betreffenden Art. 423 des Handels-Gesetzb., hinsichtlich der Haftung des der 
Eisenbahnen für Beschädigungen von Personen bereits in dem Preussischen Gesetze 
vom 3. Mai 18695) und indem Oesterreichischen Gesetze vom 5. März desselben 
Jahres enthalten. Diesen Vorgängen schliesst sich die Bestimmung des $. 4 des Entwurfs 
an. Es sagt sich von selbst, dass durch diese Bestimmung dem Unternehmer nicht die Be- 
fugniss entzogen werden soll, sich seine Regress- Ansprüche gegen jeden seiner Angestell- 
ten im Vertragswege für den Fall zu sichern, dass der Unternehmer aus dem Verschulden 
des Angestellten in Anspruch genommen werden sollte.« 


Entwurf: 


$- 5. »Das Gericht hat, unter Berücksichtigung des gesammten Inhalts der Ver- 
handlungen, sowie das Ergebniss einer etwaigen Beweisaufnahme nach freier Ueber- 
zeugung über die Wahrheit oder Unwahrheit der thatsächlichen Behauptungen zu 
entscheiden und insbesondere auch über die Höhe des Schadens unter Würdigung aller 
Umstände zu erkennen. 

Die Vorschriften der Landes-Gesetze über den Beweis durch Eid, sowie über die 
Beweiskraft öffentlicher Urkunden und der gerichtlichen Geständnisse bleiben un- 
berührt. 

Ob einer oder der andern Partei über die Wahrheit oder Unwahrheit einer that- 
sSächlichen Behauptung noch ein Eid aufzulegen, sowie ob und inwieweit über die 
Höhe des Schadens eine beantragte Beweisaufnahme anzuordnen oder Sachverständige 
mit ihrem Gutachten zu hören, bleibt dem Ermessen des Gerichts überlassen. 

Auch unterliegt es dem richerlichen Ermessen, ob ein Schadenersatz in einer Rente 
oder in Kapital zuzubilligen ist. 


Motive: »In dem überwiegend grösseren Theile des. Bundesgebiets bestehen für den 
bürgerlichen Prozess noch positive Regeln über die Wirkung der Beweise. Die Anwendung 


5) Dasselbe lautet: k 

Einziger Artikel. »Die Eisenbahnen sind nicht befugt, die Anwendung der im 
$. 25 des Gesetzes über die Eisenbahn-Unternehmungen vom 3. Novbr. 1838 enthaltenen 
Bestimmungen über ihre Verpflichtungzum Ersatze des Schadens, welcher bei Beförderung 
auf der Bahn an den auf derselben beförderten Personen oder auch an anderen Personen 
entsteht, zu ihrem Vortheile durch Verträge, mittelst Reglements oder durch besondere 
Uebereinkunft im Voraus auszuschliessen oder zu beschränken. { 
, , Vertrags-Bestimmungen, welche dieser Vorschrift entgegenstehen, haben keine recht- 
liche Wirkung.« (Ges.-8. 1869, $. 665.) 
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dieser Regeln auf die hier in Rede stehenden Rechts-Streitigkeiten würde bei der Schwie- 
rigkeit eines formell ausreichenden Beweises, insbesondere hinsichtlich der Verschuldung 
($. 2 des Entwurfs) und für die Höhe des Schadens, die Wirksamkeit des Gesetzes beein- 
trächtigen und vielfach gänzlich lähmen. Die Ueberzeugung, dass auch in Zivilprozessen 
dem Richter eine freie Würdigung der Thatsache zustehen müsse, ist gegenwärtig fast 
ausnahmslos zur Herrschaft gelangt, und in den bedeutenden, in den letzten Jahren in 
Deutschland zur Umgestaltung des bürgerlichen Verfahrens unternommenen gesetzgeberi- 
schen Arbeiten überall zum Ausdruck gebracht (vergl. $. 421 Preuss. Entw. v. 1864, 
88. 306, 307 Hannov. Entw., 88. 455, 457 Norddeutschen Entw., Art. 345, 330 der Zivil- 
Proz.-Ordn. für Bayern u. a. m.). Ungeachtet der hinsichtlich des Vortrags des thatsäch- 
lichen Materials und des Beweis - Verfahrens, fast ausschliesslich schriftlichen Natur des 
Preussischen Zivilprozesses, hat diein einzelnen Preussischen Spezial-Gesetzen dem Richter 
anheimgegebene freie Würdigung der Thatsachen in der Anwendung sich ebenfalls überall 
bewährt (vergl. 88. 111, 375 ff. der Konkurs-Ordnung vom 8. Mai 1855, $. 17 des’Gesetzes 
vom 9. Mai 1855). Aus der überwiegend schriftlichen Natur des in den meisten Bundes- 
staaten wenigstens zur Zeit noch geltenden Zivilprozesses wird daher kein massgebender 
Einwand gegen den Inhalt des Entwurfes hergeleitet werden können. Die einzelnen, in 
den ersten beiden Absätzen des $. 5 des Entwurfes enthaltenen Bestimmungen fassen im 
Wesentlichen den Inhalt der $$. 455, 457 und 633 des Norddeutschen Zivil- Prozess- 
Entwurfs zusammen. Hinsichtlich des Beweises durch Eid , sowie der Beweiskraft öffent- 
licher Urkunden und gerichtlicher Geständnisse war es bei den Vorschriften der Landes- 
Gesetze zu belassen. Der letzte Absatz des $. 5 soll nur zur Vermeidung von Zweifeln 
dienen (vergl. Seuffert, Anh. Bd. 14 Nr. 235). Von der Zulassung eines besonderen 
Gerichtsstandes etwa in der Weise, wie der $. 64 des Norddeutschen Entwurfs und der 
$. 708 des bürgerlichen Gesetzbuchs für das Königreich Sachsen denselben für Forderungen 
aus unerlaubten Handlungen bestimmt, ist Abstand genommen. Als selbstverständlich 
darf vorausgesetzt werden, dass der Richter bei Abschätzung des Schadens auch darauf 
werde Rücksicht zu nehmen haben, ob etwa dem Verletzten oder den Hinterbliebenen des 
Getödteten , insbesondere auf Grund von Leistungen des Ersatzpflichtigen, Pensions- oder 
sonstige Entschädigungs-Ansprüche zur Seite stehen. Nur die Schadloshaltung, nicht die 
Bereicherung des Beschädigten kann das Gesetz im Auge haben.« 


Entwurf: 
$. 6. »Die Forderungen auf Schadenersatz ($$. 1 bis 3) verjähren in einem Jahre. 
Die Verjährung beginnt mit der Entstehung der Forderung, und läuft von diesem 
Zeitpunkte an auch gegen Minderjährige und diesen gleichgestelite Personen.« 
Motive: »Bei Unfällen der in Rede stehenden Art entzieht der thatsächliche Vorgang 
sich in der Regel nach Verlauf einiger Zeit jeder sicheren Prüfung und Feststellung. Hier- 
aus ergiebt sich das Bedürfniss zur Festsetzung einer kurzen Verjährungsfrist. Als Anfang 


dieser Frist ist in Uebereinstimmung mit den Grundsätzen des gemeinen Rechtes die Ent- 
stehung der Forderung angenommen.« 


Entwurf: 


$. 7. »Die Bestimmungen der Landes-Gesetze, nach welchen ausser den in diesem 
Gesetz vorgesehenen Fällen der Unternehmer einer in den $$. 1 und 2 bezeichneten 
Anlage oder eine andere Person, insbesondere wegen eines eigenen Verschuldens für 
den bei dem Betriebe der Anlage durch Tödtung oder Körperverletzung eines Menschen 
entstandenen Schaden haftet, bleiben unberührt. 

Die Vorschriften der $$. 3 bis 6 finden auch in diesen Fällen Anwendung, jedoch 
unbeschadet derjenigen Bestimmungen der Landes-Gesetze, welche dem Beschädigten 
einen höheren Ersatz-Anspruch gewähren. 


Motive: »Der $. 7 des Entwurfs berücksichtigt die Fälle, in welchen, seies der Inhaber 
der Anlage, ein bei derselben beschäftigter Offiziant, Arbeiter u. s.w. oder ein Dritter aus 
eigenem Verschulden wegen einer bei dem Betriebe der Anlage herbeigeführten Tödtung 
oder Körperverletzung in Anspruch genommen wird. Mit der Anwendung der $$. 3 bis 6 
auf die Ersatz-Ansprüche, welche in den Landes-Gesetzen ihr Fundament haben, bezweckt 
der Entwurf die Vermeidung sonst sich ergebender Ungleichheiten. Es kann nicht wohl 
zulässig erscheinen, den Urheber einer Körperbeschädigung, der als solcher nach dem 
Landesrecht zu haften hat, inmaterieller und formeller Beziehung günstiger zu behandeln, 
als den, der auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes aus der Schuld eines Dritten in An- 
- spruch genommen wird. Das Mass der Entschädigung, welches der Urheber zuleisten hat, 
darf nicht geringer sein, als dasjenige, welches dem auferlegt wird, der fremde Schuld 
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zu vertreten hat. Der Erstere darf auch nicht in der vortheihaften Lage bleiben, dass ihm 
gegenüber der Schade im Wege der strikten Regeln der partikularrechtlichen Beweistheorie 
erwiesen werden muss, während derjenige, dernach diesem Reichs-Gesetze für fremde Schuld 
verantwortlich gemacht wird, dem freien richterlichen Ermessen sowohl hinsichtlich der 
Ermittelung des Thatbestandes als der Höhe der Entschädigung sich zu unterwerfen hat. 
Für die Fälleseiner Anwendung stellt sich sonach der nach $. 3 des Entwurfs zuzubilligende 
Schadenersatz als das Minimum dessen dar, was dem Entschädigten zu leisten ist. 
Daneben trifft der Schlusssatz Fürsorge, dass dem Berechtigten, sofern derselbe nach dem 
Landesgesetz einen höheren Schadenersatz in Anspruch nehmen kann, als der$. 3 des 
Entwurfs gewährt, dieser Anspruch nicht entzogen wird.« 


IV. Beurtheilung des Regierungs-Entwurfs im Reichstage. 


Der vorstehend dargelegte Gesetz-Entwurf erfuhr sowohl in der Presse, 
als auch im Reichstage vielfache Anfechtung. Von der einen Seite — 
im Interesse der Unternehmer — wurde behauptet, der Umfang der den- 
selben auferlegten Haftpflicht überschreite die Grenzen der Gerechtigkeit, 
könne unter Umständen eine erdrückende Belastung herbeiführen und werde 
die Unternehmungslust zum Schaden des Landes zurückschrecken. Von 
der andern Seite war aber noch ungleich lebhafter das Verlangen nach einer 
weit durchgreifenderen Ausprägung der Verantwortlichkeit der Bergwerks- 
und Fabrik- Unternehmer, sowie nach Ausdehnung der Kategorien der 
haftpflichtigen Betriebe. Leicht war es, gegen den Mangel folgerichtiger 
Durchführung der Prinzipien, gegen die Stückhaftigkeit des Gesetz-Entwurfes 
Einwendungen zu erheben. Die Eisenbahn-Unternehmer sollen für jeden 
Unfall haften, es sei denn, dass derselbe nachweislich durch höhere Gewalt 
oder durch die eigene Schuld des Beschädigten verursacht ist; die Unter- 
nehmer von Bergwerken und Fabriken sollen aber nur für solche Unfälle 
eintreten, deren Entstehung auf ihre eigne Schuld oder auf die Schuld ihrer 
Stellvertreter (Aufseher etc.) nachweislich zurückgeführt werden kann. Und 
andere Unternehmer sind gar nicht in den Haftbereich des Gesetzes gezogen. 

Eine Denkschrift des Vereins der Privat-Eisenbahnen im 
Deutschen Reiche fragte: 

»Worin liegt es, dass eine Eisenbahn haftet, wenn ein Dampfkessel in einer 
Lokomotive platzt, ohne dassirgend ein Verschulden irgend einer Person dabei ermittelt 
werden kann, währendeine Fabrik nicht haftet, wenn ihr Dampfkessel (selbst 
durch offenbares Verschulden des Heizers) zerspringt, sofern nur keinem Bevollmächtig- 
ten, Repräsentanten oder Aufsichtsführer eine Schuld beigemessen werden kann? Oder 
weshalb ist die Eisenbahn verhaftet, wenn ein Bahnwärter seine Schuldigkeit versäumt, 
und einem Zuge nicht das richtige Signal giebt, während ein Steinbruch-Arbeiter, wel- 
cher zu früh seine Sprengmine entzündet, seinen Herrn nicht verpflichtet % 

Man kann die noch auffallendere Frage aufwerfen: weshalb ist die 
gesetzliche Haftpflicht einer Eisenbahn auch ihren Beamten und Arbeitern 
‚gegenüber so verschieden, je nachdem der Dampfkessel beim Betriebe der 
Bahn ($. 1) oder in der Maschinen-Werkstätte ($. 2) oder beim Bau, also 
letzteren Falls ausserhalb der Grenzen des vorliegenden Gesetzes, explodirt? 
Weshalb sollen die Arbeiter der landwirthschaftlichen Betriebe, auch wenn die 
Dampfkraft von dem Unternehmer in’s Joch gespannt ist, oder der höchst ge- 
fährlichen Bau-Gewerbe nichts von den Wohlthaten dieses Gesetzes geniessen ? 

Indessen so gross auch die Zahl der Amendements war, welche gegen den 
Gesetz-Entwurf eingebracht wurden, derselbe ward schliesslich, und zwar in 
seinen wesentlichsten Bestimmungen unverändert, vom Reichstage angenom- 
men. Es war hierbei die Auffassung bestimmend, dass es sich um ein Ge- 
‚legenheits-Gesetz, ein Nothstands-Gesetz handle, dasselbe greife dem allge- 
meinen Obligationen- und Zivilprozess-Rechte vor, — zwar mit der sicheren 

I6* 
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Hoffnung auf die Nachfolge der Allgemeinen Gesetzgebung, doch müsse man 
sich bei einem solchen Vorgriff, schon wegen der Gefahr der Kollision mit 
den Partikular-Gesetzgebungen, auf das dringende praktische Bedürfniss be- 
schränken. Dies weise neben den Bergwerken zunächst auf die Fabriken hin 
und verlange für beide in erster Linie die Feststellung des Grundsatzes, dass . 
ein Betriebs-Unternehmer sein Aufsichts-Personal nicht nur als gewinnbrin- 
genden Faktor zu nutzen, sondern auch bei schädlichem Verhalten zu vertre- 
ten habe. Für die ausgedehnte Haftpflicht der Eisenbahnen spreche das 
historische Recht der seit Jahrzehnten bewährten Preussischen Gesetzgebung. 
— Auch wer dem Gesetze eine grössere Tragweite zum Schutze der Arbeiter 
wünsche, müsse bei dem lebhaften Widerspruche der Regierung das zur Zeit 
Erreichbare dem noch nicht Erreichbaren vorziehen. Es fehle namentlich 
diejenige statistische Vorbereitung, welche die nöthige Sicherheit gebe, um 
die Grenzen zwischen den der Haftung unterworfenen Betrieben und den 
nicht haftverbindlichen Betrieben weiter zu ziehen, als die Regierung vor- 
schlage, indem sich nur für ein Jahr (1869) Unfall-Erhebungen Seitens des 
Preuss. Statistischen Bureaus beibringen liessen. 

Was die gegen den Gesetz-Entwurf eingebrachten Amendements betrifft, 
so zielte der weitgehendste Antrag (von Schulze und Genossen) darauf, die 
Eisenbahnen, die Bergwerke und alle Unternehmungen, in welchen der 
Dampf als Triebkraft benutzt, oder explodirende Stoffe hergestellt oder ver- 
arbeitet werden, der gleichen Haftpflicht zu unterwerfen und zwar unter 
dieselbe volle Verantwortlichkeit undSchuldvermuthung zu 
stellen, welche der Regierungs- Entwurf nur den Eisenbahnen auferlegte. 
Dieser Antrag lautete: 


»Wenn beim Betriebe gewerblicher Anlagen, welcher seiner Natur nach mit Tödtung 
und Körperverletzung verknüpft ist, ein Mensch getödtet oder körperlich verletzt wird, 
so haftet der Betriebs-Unternehmer für den Schaden, sofern er nicht beweist, dass der 
Unfall durch höhere Gewalt oder eigene Schuld des Getödteten oder Verletzten verur- 
sacht ist. Zu diesen Anlagen gehören namentlich Eisenbahnen, Berg- und Hütten- 
werke, Steinbrüche und alle Unternehmungen, in welchen der Dampf als Triebkraft 
benutzt wird, oder explodirende Stoffe hergestellt oder verarbeitet werden.« (Sten. 
Ber., S. 458.) 

Dieser Antrag ging von dem Gesichtspunkte aus: weil es sich hier eben 
um ein Gelegenheits- und Nothstands-Gesetz handle, deshalb sollte man die 
‚gefährlichen von den ungefährlichen Betrieben sondern, und auf jene den 
für..die Eisenbahnen anerkannten Grundsaiz voller Haftbarkeit der Unter- 
nehmer ausdehnen. Wer Gewerbe ergreift, um Gewinn daraus zu ziehen, 
bei denen erfahrungsmässig Unfälle für Menschenleben und Gesundheit 
auch durch einen vorsichtigen Betrieb nie ganz vermieden werden können, 
der müsse dieses Moment ebensogut in Anschlag bringen und auf das Ein- 
treten solcher Unfälle rechnen, wie er Beschädigungen an seinen Betriebs- 
Werkzeugen mit in Berechnung zieht. Dies Risiko werde in den Preisen 
der Erzeugnisse und Leistungen seine Deckung finden müssen. Denn es sei 
der Bedarf der ganzen Gesellschaft, welches durch die in Rede stehenden 
Unternehmungen befriedigt werde. 

Der Antrag Schulze scheiterte indessen an der Erwägung, dass derselbe 
eine w eitreichende Gesetzreform von ziemlich unsicheren Grenzen in sich 
begriff, während man augenblicklich nur dem dringendsten praktischen Be- 
dürfnisse Abhülfe verschaffen wollte. 

Auch nach Ablehnung dieses prinzipiellen Angriffs wurde der Kampf 
um Erweiterung der Grenzen des Gesetz-Entwurfes und zwar nach zwei ver- 
schiedenen Richtungen hin fortgeführt. Einerseits war man bemüht, den 
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Kreis der verantwortlichen Unternehmungen über »Bergwerke« und »Fabriken« 
auch auf andere, z. B. landwirthschaftliche Betriebe, auszudehnen. Andrer- 
seits wollte man den Grad der Verantwortlichkeit steigern und namentlich 
durch Auferlegung der Beweislast auf den Unternehmer dem Geschädigten 
die Erlangung des Schadenersatzes erleichtern. 


Das Erstere bezweckten u. a. folgende Zusatz-Anträge zum $. 2. 


a. »oder eine andere gewerbliche Anlage betreibt, einen Dampfkessel oder ein durch 
Wasser, Wind oder Thiere bewegtes Triebwerk anwendet«; 

b. »oder eine andere gewerbliche Anlage betreibt, bei welcher ein Dampfkessel oder Trieb- 
werk angewendet wird«; 

c. »oder ein Gewerbe unter Anwendung von Elementarkräften oder Göpelwerken be- 
treibt. « (Sten. Ber., S. 481.) 


In der anderen Richtung bewegten sich die nachstehenden Anträge: 


a. »Bei Bergwerken haftet der Betriebs-Unternehmer auch dann, wenn ernicht beweist, dass 
zur Zeit des Unfalls eine zur ordnungsmässigen Leitung und Beaufsichtigung des Be- 
triebes ausreichende Anzahl von dazu befähigten Personen vorhanden gewesen ist«. 

b. »Der Betriebs - Unternehmer haftet ferner, wenn diejenigen Vorkehrungen nicht 
getroffen waren, welche bei der Einrichtung und dem Betriebe zur Abwendung eines 
solchen Unfalles erforderlich sind; auch nicht, wenn nach den Umständen des Falles 
anzunehmen ist, dass der fragliche Unfall unabhängig von dem Mangel jener Vorkeh- 
rungen eingetreten sei«. 

€. »Der Betriebs-Unternehmer haftet ferner, wenn er nicht beweist, dass diejenigen Vor- 
kehrungen getroffen waren, welche bei der Einrichtung und dem Betriebe zur Abwen- 
dung eines solchen Unfalles erforderlich sind«. 

d. »Wenn bei dem Betriebe eines Bergwerks, eines Steinbruchs, einer Gräberei oder 
einer Fabrik ein Mensch getödtet oder körperlich verletzt wird, so haftet der Betriebs- 
Unternehmer für den Schaden, wenn er nicht beweist, entweder dass der Beschädigte 
selbst an seiner Beschädigung schuld war, oder dass von ihm (dem Unternehmer), 
seinen Beamten, Bevollmächtigten, Repräsentanten und den von ihm zur Leitung 
und Beaufsichtigung des Betriebes der Arbeiter und angenommen Personen , sowohl 
bei der Anlage als dem Betriebe des Unternehmens, zur Verhütung derartiger Unfälle 
diejenige Vorsicht aufgewendet war, welche die gesetzlichen und polizeilichen Vor- 
schriften, sowie Wissenschaft und Erfahrung ihm zur Pflicht machen«. (Sten. Ber., 
S. 481.) 


Insbesondere drängten das Mitgefühl für die so grossen Gefahren aus- 
gesetzten Bergleute und die Ueberzeugung von der gerade für sie ausser- 
ordentlichen Schwierigkeit, bei Unfällen ihr Schädenrecht auch in der That 
wirksam zu machen, zum Aufsuchen einer ihnen hülfreichen Klausel des 
Gesetzes. Diese Aufgabe hatte sich vornehmlich der Abgeordnete Ulrich 
gestellt, welcher durch seine amtliche Stellung der Frage selbst sehr nahe 
steht. Derselbe äusserte sich u. a. folgendermassen : 


»Bei jedem erheblichen Unfall findet eine sehr genaue Untersuchung durch den be- 
‚treffenden Berg-Polizeibeamten statt. — Dass es gelingt, bei diesen Untersuchungen 
einen Schuldigen nachzuweisen, ist ein ausserordentlich seltener Fall. Mir wenigstens 
ist es in meiner Praxis nie gelungen, und es ist bei Hunderten von Verhandlungen, 
welche durch meine Hände gegangen sind, mir überhaupt kaum ein Fall erinnerlich, 
wo das möglich gewesen wäre. Die Ursachen hiervon liegen einfach darin, dass in der 
Regel nach dem Unfall der Zustand der Unglücksstätte sich wesentlich verändert hat, 
— dass diejenigen Personen, die hauptsächlich über die Veranlassung Auskunft geben 
könnten, todt sind, und dass sich die Bergwerks-Arbeit der äusseren Wahrnehmung ent- 
zieht, — dass nur sehr selten dritte Personen , die nebenher den Vorfall beobachten 
können, vorhanden sind. 

Diejenigen Fälle, wo ein Beschädigter wirklich den Unfall selbst durch eigenes Ver- 
schulden herbeigeführt hat, werden mit ganz seltenen Ausnahmen fast jedes Mal zweifel- 
los festgestellt; das sind allemal diejenigen Fälle, welche bei der Untersuchung durch 
den Beamten die allergeringste Schwierigkeit machen. Die Schwierigkeiten treten erst 
da hervor, wo es sich darum handelt, nachzuweisen, ob und inwieweit ein Aufsichts- 
er es in Bezug auf die Anordnungen und Kontrolen an irgend etwas hat fehlen 

assen. 
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Der Beweissdes Verschuldensistin den meisten Fällen unmöglich ; auf Seiten 
dessen, der den Beweis zu führen hat, ist auch der Schaden; d. h. er muss zahlen, wenn 
es der Unternehmer ist, oder er erhält nichts, wenn es der Arbeiter ist.« 


Und doch bezeugte derselbe Abgeordnete: 

»In den allermeisten Fällen kommen die Unfälle daher ,‚ dass die unteren Aufsichts- 
Organe nicht ihre Schuldigkeit thun; das ist eine bei den Sachverständigen des Berg- 
werks-Betriebes vollkommen feststehende Erfahrung.« 

Er erklärte: 

»Das Gesetz in seiner jetzigen Fassung bleibe für den Bergbau ein todter Buchstabe 
und vollkommen unbrauchbar.« (Stenogr. Ber., S. 470, 583.) 

Regierungsseitig wollte man durchaus nicht zugestehen, dass das Gesetz 
in der von der Regierung vorgelegten Form für den Bergbau »nur ein Stück 
Papier« sein werde. Man wies auf die fürsorglichen Bestimmungen hin, 
welche in der Preussischen Berg-Gesetzgebung und in denjenigen Deutschen 
Gesetzgebungen, welche sich der Preussischen angeschlossen haben, getroffen 
sind, um die Sicherheit der Baue, — die Sicherheit des Lebens und der 
Gesundheit der Arbeiter, — den Schutz der Oberfläche im Interesse der 
persönlichen Sicherheit und des öffentlichen Verkehrs zu gewährleisten. 
Berücksichtige man die zu diesem Behufe, sei’s allgemein, ser’s für einzelne 
Bergwerke, erlassenen Polizei-Verordnungen, und erwäge man, dass es nicht; 
schwer fallen könne, eine wirkliche Uebertretung dieser Polizei-Verordnungen 
seitens der Bergwerks-Verwaltung festzustellen, so müsse man annehmen, dass 
wo das Gesetz überhaupt eine Verantwortlichkeit anerkenne, auch der Beweis 
einer vertretbaren Schuld zu führen sei. Dies lasse sich um so mehr er- 
warten, als die weiteren Vorschriften des Gesetzes in Bezug auf die Beweis- 
führung und die Würdigung des Beweises grosse »klaffende« Unterschiede 
gegen dasjenige hergestellt hätten, was bisher in der Gesetzgebung bei uns. 
bestanden hat. Der Bundes-Kommissar wies sodann noch darauf hin, wie 
bedenklich es sei, die in Rede stehende Verantwortlichkeit der Deutschen 
Industrie-Unternehmungen weit über die durch das Französische und Eng- 
lische Recht begründeten Haftungs-Verbindlichkeiten, auszudehnen, und. 
schloss mit den Worten: 


»Meine Herren, beobachten Sie bei der Ihnen vorliegenden Frage Mass, gehen sie 
mit Besonnenheit vorwärts, beruhigen Sie durch die Besonnenheit Ihres Vorschreitens 
nach allen Seiten hin die betheiligten Kreise; und sollte es sich in Zukunft erweisen, 
dass dasjenige, washeute hergestellt ist, nicht genügend erscheint und nicht den wahren 
Bedürfnissen entspricht, so werden Sie alsdann, wenn man sich in die veränderten Zu- 
stände gefunden und an die inzwischen eingeführte Gesetzgebung gewöhnt hat, in der 


Lage sein, auf dem gegenwärtig eingeschlagenen Wege weiter vorzugehen.« (Sten. Ber., 
S. 586.) 


V. Bemerkungen über die Zulänglichkeit des Gesetzes. 


Einige Bemerkungen unsererseits über die zu $. 2 des Gesetz-Entwurfes. 
versuchten Ausdehnungen der haftpflichtigen Betriebe und des Grades der 
Haftpflicht dürften auch innerhalb der beschränkten pragmatischen Aufgabe 
unserer Darstellung eine Stelle finden. | 


In den Verhandlungen des Reichstages wurde auch Seitens des 
Bundesrathes wiederholentlich betont, es sei ein innerer gesetzgeberischer Ge- 
danke, dass, wer um seines Erwerbes willen Naturkräfte, denen der Mensch 
nicht widerstehen kann, in seinen Dienst nimmt, auch für den Schaden ein- 
treten müsse, welchen diese unbeherrschbaren Naturkräfte anrichten ; dass dies 
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insbesondere dann gelte, wenn Menschenleben vernichtet, oder die mensch- 
liche Gesundheit zerstört werde; vornehmlich aber gegenüber Denen, die von 
ihrer Hände Arbeit leben, und deren Hinterbliebene durch den Unfall in 
das bitterste Elend gerathen; doch wurde daraus die Folgerung, dass der 
Unternehmer z..B. eines’ Dampfkessel-Betriebes die Schäden einer Explosion 
vertreten müsse, soweit er nicht das eigene Verschulden des Geschädigten 
beweist, nicht gezogen. Der Dampf ist eine Elementarkraft, deren verderb- 
liche Wirkungen nach dem jetzigen Stande unserer Kenntnisse auch bei 
aller Vorsicht und Berechnung nicht unbedingt zu vermeiden sind. Die Ursache 
einer erfolgten Explosion ist oftnicht zuverlässig festzustellen, — noch weniger 
auf ein Verschulden zurückzuführen; denn Kessel und Maschinenhaus sınd 
in einen Trümmerhaufen verwandelt. Bedarf es des Nachweises der Schuld, 
um den Unternehmer dafür verantwortlich zu machen, so ist ein Schaden- 
Anspruch in der Mehrzahl der Fälle nicht durchzuführen. Den Beweis der 
Schuld des Unternehmers, z. B. von den Hinterbliebenen des durch eine 
Dampfkessel-Explosion getödteten Arbeiters verlangen, heisst in der Regel 
den Schadenersatz versagen. 


Und ist es nicht noch schlimmer im Bergwerke, wenn die Arbeiter und 
das Aufsichts-Personal getödtet, die Maschinen vernichtet, die Bauten ver- 
schüttet sind, — wenn die Stelle, wo der Unfall stattfand, so verändert ist, 
dass sich der Hergang nicht mehr darstellen lässt? Wer Bergbau treibt, 
nimmt zwar unberechenbare Elementarmächte nicht in seinen Dienst, 
nimmt aber den Kampf mit ihnen auf und scheint mit Recht die Gefahren 
dieses Wagnisses auch für seine Arbeiter tragen zu müssen, nicht weil ihn 
eine Schuld trifft, sondern weil ihm auch die grossen Gewinne des siegreichen 
Kampfes zufallen. Die Versicherung macht in dem einen, wie in dem anderen 
Falle die Tragung dieser Gefahren dem Unternehmer möglich und leidlich, 
und die Kosten der Haftpflicht bezahlt zuletzt im Kostenpreise des Produkts 
der Konsument. Das sollen und das können wir Alle, — nicht aber soll und 
kann die Gemeinde oder die öffentliche Mildthätigkeit dem Unternehmer die 
Invaliden seiner Arbeit und die Hinterbliebenen der Opfer abnehmen. Wer 
dauernd den Hauptnutzen der Arbeit gezogen hat, muss auch die Ent- 
schädigung für den Fall des Unglücks übernehmen. Dies liegt im öffent- 
lichen Interesse der staatlichen Gesellschaft. 


Die Ausdehnung der Haftpflicht liegt auch selbst im Interesse des Be- 
triebs-Unternehmers, — einmal weil dieselbe die sorgfältigere Verhütung 
von Unfällen zur Folge hat und ebendeshalb dem Werkbesitzer die grossen 
Nachtheile erspart, welche jede Betriebsstörung mit sich führt, ferner weil 
die Arbeiter ein Verhältniss bevorzugen werden, wo ihnen eine solche Art 
von Lebensversicherung geboten ist. Gegenüber den Besorgnissen wegen 
mangelhafter Wirkung des Gesetzes gereicht es freilich zur Beruhigung, dass 
wenigstens die Frage nach Vertheilung der Beweislast ihre Wichtigkeit in 
nicht geringem Masse dadurch verliert, dass der $. 6 den Richter in die Lage 
setzt, ohne ängstliche Unterscheidung, wer dies, und wer jenes zu beweisen 
hat, die Sache ganz nach ihrer konkreten Gestaltung zu behandeln und der 
Wahrheit das volle Recht einzuräumen. Der Gesetzgeber hat dabei einen 
Richter vor Augen, welcher nach der Anleitung, die das Gesetz giebt, das 
Recht aus dem Leben herausbildet. (Stenogr. Ber., S. 440 und 498.) 

Im Uebrigen darf man erwarten, dass dieser erste Schritt der Gesetz- 
gebung. auf dem Wege des Arbeiter- Schutzes durch zivilrechtliche Ver- 
antwortlichkeit der Unternehmer nicht der letzte Schritt sein wird, son- 
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dern dass die Gesetzgebung dem hervortretenden Bedürfnisse weiter folgen 


wird®). 
Die gesundheits- und lebensgefährlichen Betriebs-Unfälle der Industrie 
sind Lasten derselben, welche entweder die Industrie selbst, — sei’s in dem 


Arbeitslohne, sei’s unmittelbar durch die Hände der Arbeitgeber, — oder aber 
die öffentliche Wohlthätigkeit tragen muss. Die Gesetzgebung wird zu ver- 
hüten haben, dass die Industrie, — wie bisher nur zu oft, — als Almosen- 
Empfängerin für die Invaliden der Arbeit auftritt. Sollte eine Industrie 
ausser Stande sein, jene Last zu tragen, so ist ihre Erhaltung kein Segen. 

Uebrigens weshalb Alles und allein von der Gesetzgebung, — nichts von 
sich selber erwarten? Hier könnten die Arbeiter von ihrem Koalitionsrechte 
einen wahrhaft gemeinheilsamen Gebrauch machen, wenn sie dasselbe dazu be- 
nutzten, die Versicherung gegen die ihrerseits unverschuldeten Unfälle für 
sich und ihre Hinterbliebenen durch die Arbeitgeber, wenigstens in allen 
irgend gefährlichen Gewerben, zu einer allgemeinen Bedingung des Arbeits- 
Verhältnisses zu erheben”). 

Der Reichstags- Abgeordnete von Swaine, selbst ein grosser Bergwerks- 
Besitzer, regte in einer besonderen Denkschrift die obligatorische Unfall- 
Versicherung aller Eisenbahn-, Bergwerks- und industriellen Arbeiten sei- 
tens der Arbeitgeber an. Er sagte u. a.: 


6) Die»Preussische Statistik« XXVIII. 1. 1874 enthält in ausführlicher Darstel- 
lung die gewaltsamen Todesfälle und Verletzungen im Preussischen Staate während der 
‚Jahre 1569 bis 1872. Hiernach sind während der 4 Jahre und zwar im Beruf 

a.tödtlich verunglücktib. nicht tödt- 


oder innerhalb lich verun- 
24 Stunden gestorben: glückt: 3 
1. bei Eisenbahnen; (Betrieb und Bau) 1037 Personen, 1189 Personen. 
2.!heim-Berabau dsl at ware Hai tra 2008 - 484 - 
3. bei der Metall-, Textil u. sonstigen Industrie 1109 - 832 - 
4. beiden Bau-Gewerben . . ... 2. ... 692 - 641 - 
5. bei Landwirthschaft und Viehzucht . . . 1950 - 346 - 
6:’bei:Borstwirthschatt/und Jagd N. tr 2 206 - 35 - 
4. bei derEischeret HE IR 156 - 1 - 
8. beim Handels-Gewerbe . .. ........ 64 - 38 - 
9. bei Schifffahrt und Flösserei . . . . . 457 - 16 - 
10. bei Spedition, Frachtverkehr, Lohnfuhr- 
wesen und Chausseebau RE WAREN 273 - 127 - 
Il. Heer, Flotte, Gensd’armerie, Schutzmann- i 
Schalt. De wor ee 320 - 106 - 
12. Handarbeiter, Tagelöhner unbestimmten - 
Berufs ; 827 - 322 - 


Diese Uebersicht ergiebt, dass bei denjenigen gewerblichen Unternehmungen, auf welche 
sich das Haftpflicht-Gesetz, wenngleich mit verschiedener Wirkung und mit Ausschluss 
‚der blos handwerksmässigen Geschäfte, erstreckt (Nr. 1—3) 4219 tödtliche und 2505 nicht 
tödtliche Verunglückungen, — dagegen bei den übrigen voraufgeführten Erwerbszweigen 
(Nr. 4—10) 3723 Unfälle der ersten und 1204 Unfälle der zweiten Art vorgekommen sind. 

Vgl. in der Zeitschrift des Kgl. Stat. Bureaus für 1874, Hit. 1, $. 130-132 den Auf- 
satz: »Die Verunglückungen im Preuss. Staate in den Jahren 1869—1872.« 

Im Uebrigen ist durch Reskript des Preussischen Handels-Ministeriums 
vom 30. Mai 1873 noch besonders die Aufstellung einer fortlaufenden Statistik derin 
dengewerblichenAnlagenvorgekommenen Unfälle, soweit dabei Tödtungen 
oder Verletzungen von Arbeitern stattgefunden, und letztere eine Arbeits-Unfähigkeit von 
mindestens8 Tagen zur Folge gehabt haben, fürjeden Regierungs-Bezirk angeordnet worden. 

7) Auch dann behält freilich das Gesetz seine grosse Bedeutung für das gesammte 
Publikum, da dasselbe keinerlei Unterschied macht, ob der Unfall einem beim Betriebe 
der Eisenbahn, des Bergwerks oder der Fabrik beschäftigten Arbeiter, oder Jemanden, 
der zu diesen Anstalten in irgend welche geschäftliche Beziehungen (als Eisenbahn-Reisen- 
der etc.) tritt, oder aber einem ganz unbetheiligten Dritten zustösst. Die Haftpflicht gilt 
ohne Rücksicht auf Person und Verhältniss des Getödteten oder Verletzten. 
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»Sollen diejenigen, die in der Ausübung ihrer Pflicht starben, — im Kampfe mit der 


Natur in ihrem plutonischen Walten, — für die Interessen ihrer Mitmenschen, gerade 
so gut auf dem Felde der Ehre, wie der Soldat bei Erstürmung einer feindlichen 
Schanze, — kein Recht daran haben, dass das Volk, dem sie angehören, sich ihrer 


Interessen annimmt und dieselben durch eine gesetzliche Vorsorge regelt % 


Sehr beachtenswerth ist in dieser Beziehung ein Vorgang zu Mül- 
hausen im Elsass. Dort besteht seit dem Jahre 1867 ein von den bedeutend 
sten der dasigen Firmen gebildeter Verein zur Verhütung von Ma- 
schinen-Unfällen (zunächst bei Spinnereien, Webereien, 


\ 


Druckereien und Maschinenbau-Anstalten, welcher zu diesem 
Behufe einen besonderen Aufsichts-Beamten hält. Die bisher verlautbarten 
Nachrichten über die Erfolge des Vereins sind sehr günstig. Sollte dieser Vor- 
gang nicht auch im alten Deutschen Reiche Nachfolge verdienen? Vielleicht 
ist mit der Aufgabe der Sachverständigen der sich mehr und mehr verbreiten- 
den Dampfkessel-Vereine die Inspektion auch der Betriebsmaschinen 
— zur Verhütung sicherheitgefährdender Zustände — nicht unvereinbar. 


VI. Erfolge des Gesetzes nach den Erfahrungen der Unfall-Versicherungs- 
Gesellschaften. 


Bevor wir in die Kommentirung des Gesetzes selbst eintreten, mögen 
von den Mittheilungen, welche uns seitens der Unfall- Versicherungs- 
Gesellschaften über den praktischen Werth und die Erfolge des Gesetzes 
zugeflossen sind, folgende Aeusserungen hier Aufnahme finden. 


»Ein grosser Mangel des $. 2 liegt darin, dass dem Verunglückten die Beweislast 
auferlegt ist. 

Dadurch wird Letzterem die Geltendmachung seines Entschädigungs-Anspruches sehr 
erschwert, weil die Beweisführung für den Arbeiter mit grossen Schwierigkeiten verknüpft 
ist und ihn in vielen Fällen von der gerichtlichen Verfolgung seiner Ansprüche abhalten 
wird. 

Die Wirksamkeit des Haftpflicht-Gesetzes würde eine entschieden weiter gehende und 
wohlthätigere werden, sobald der Arbeitgeber den Beweis für sein Nichtverschulden 
nicht zu erbringen hätte. 

Am Gerechtesten erschiene es, den Grundsatz des $. I, dass dem Unternehmer die 
Beweislast zufällt, überhaupt auf Unternehmungen jeder Art auszudehnen; jeden- 
falls aber auf die im $. 2 bezeichneten Gewerbe. Nach den Erfahrungen der Allge- 
meinen Unfall-Versicherungs-Bank in Leipzig, die ein grosses Beobach- 
tungsfeld umfassen, würde dadurch die Industrie durchaus nicht in einer drückenden 
Weise belastet werden. Da der gedachten Bank alle Unfälle, welche sich in den 
Etablissements ihrer Mitglieder ereignen, zur Anzeige gebracht werden, also auch dieje- 
nigen, welche nicht unter das Gesetz fallen, so kann dieselbe annähernd beurtheilen, wie 
gross die Opfer der Industriellen etwa sein würden, wenn der $. 1 des Haftpflicht-Gesetzes 
auf sie Anwendung fände. Es würden alsdann die Beiträge der Mitglieder, welche für das 
Jahr 1872 in den verschiedenen Gefahrenklassen durchschnittlich 20 Sgr. 33/, Pfg. und 
für das Jahr 1873 18 Sgr. 7Y/y Pfg. pro Kopf des versicherten Arbeiter- und Betriebs- Per- 
sonals betragen haben, etwa auf das Doppelte gestiegen sein. Wir glauben nicht, dass diese 
. Mehr-Ausgabe einen nachtheiligen Einfluss auf die Entwickelung der Industrie äussern 
würde, zumal in letzter Linie die Konsumenten diesen unerheblichen Preis-Aufschlag — 
der etwa 1/, 0/, der Arbeitslöhne ausmachen dürfte — zu tragen haben würden. Dagegen 
sind wir davon überzeugt, dass diejenigen Gemeinden, in denen eine mehr oder minder 
grosse Fabrikarbeiter-Bevölkerung sesshaft ist, eine wesentliche Hebung des Proletariats 
alsbald aufzuweisen haben würden. 

Es müsste jedenfalls auch darauf hingewirkt werden, die Beschränkung des $. 2 auf 
eine bestimmte Kategorie von Arbeitgebern zu beseitigen und alle Arbeitgeber ohne Aus- 
nahme unter das Haftpflicht-Gesetz zu stellen. Es ist durchaus kein Grund ersichtlich, 
warum insbesondere Landwirthe, Bauunternehmer, Ziegelei-Besitzer etc. von der Haftpflicht 
befreit bleiben sollen. Ein Gutsbesitzer, der nebenbei Brennerei und Brauerei betreibt, 
ist für die hierbei beschäftigten Personen laut $. 2 haftpflichtig, dagegen nicht für diejeni- 
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gen, welche an der Lokomobile, beim Dreschen und an der Häcksel-Maschine verun- 
lücken. 

: Und dennoch kommen gerade an den letzteren iMaschinen mehr Unfälle vor, als in 

den Fabriken. \ j : 

Der allseitig und oftbeklagte Mangel an ländlichen Arbeitern dürfte mit darauf zurück- 
zuführen sein, dass eben die ländlichen Arbeiter eines hinreichenden gesetzlichen Schutzes, 
wie die in den Diensten der Industrie stehenden Arbeiter, in Unglücksfällen entbehren. 
Die Landwirthe empfinden dies vielfach, und es hat sich bereits eine grössere: Anzahl der- 
selben zur Versicherung ihres Personals freiwillig entschlossen. 

So lange dieselben jedoch gesetzlich nicht gezwungen werden, ihre Verunglückten zu 
entschädigen, so lange wird die grosse Mehrzahl sich der Versicherung ihres Personals, aus 
Rücksicht der Kosten-Ersparniss, enthalten. 

Die Bezeichnung »Fabrik« in $. 2 giebt ebenfalls zu zahlreichen Zweifeln Anlass. 
Durch die Ausdehnung des $. 2 auf Arbeitgeber aller Art würden auch diese Zweifel 
beseitigt werden. 

Dass eine grössere Anzahl der Industriellen übrigens den Wunsch hegt, ihr Personal 
auch über ihre gesetzliche Haft-Verbindlichkeit' hinaus gegen alle Unfälle materiell sicher 
zu stellen, das beweist die Thatsache, dass die Leipziger Unfall-Versicherungs- 
Bank auf den dringenden Wunsch ihrer Mitglieder zu diesem Zwecke eine Zweig-Genos- 
senschaft, die »Deutsche Unfall- und Invaliditäts-Versicherungs-Genos- 
senschaft«, ins Leben gerufen hat9). 

Anfangs befürchteten zwar die Industriellen, das Haftpflicht-Gesetz könne ihnen sehr 
empfindliche, ja unerschwingliche Opfer auferlegen; nachdem sich jedoch herausstellte, 
dass im Wege:der Versicherung dem Einzelnen kaum nennenswerthe Lasten daraus er- 
wachsen, wurde alsbald der Wunsch rege: für die unverschuldet Verunglückten über die 
engen Grenzen des $. 2 hinaus Sorge zu tragen. Es ist auch in der That sehr misslich für 
die.Arbeitgeber, den einen Verunglückten, welcher durch Verschulden eines Aufsehers 
einen Unfall erlitten hat, Seitens der Versicherungs-Anstalt entschädigt zu sehen, einen 
anderen dagegen nicht, welcher vielleicht nur durch ein leichtes Versehen, das auch dem 
Vorsichtigsten passiren kann, oder durch einen unglücklichen Zufall, oder durch die 
Schuld eines Mitarbeiters verunglückt ist. Die Unzufriedenheit unter den Arbeitern wird 
hierdurch mehr genährt, als wenn keiner von Beiden eine Entschädigung erhielte, und das 
Haftpflicht-Gesetz überhaupt nicht existirte. 

Auf Grund der seitherigen Erfahrung glauben wir behaupten zu dürfen, dass die In- 
dustriellen sich gegen eine Verschärfung des $. 2 gegenwärtig nicht mehr sträuben würden. 
Auch die Eisenbahnen haben mittlerweile die Erfahrung gemacht, dass der $. 1 ihre‘ Exi- 
stenz durchaus nicht bedroht, obschon gerade in den letzten Jahren an Eisenbahn-Unfällen 
bekanntlich kein Mangel gewesen ist. 

Trotzdem die Leipziger Unfall-Versicherungs-Bank, den Wünschen: ihrer 
Mitglieder entsprechend, in der liberalsten Weise die Unfälle entschädigt, so war dieselbe 
dennoch gezwungen, von den bis 1. Juli 1874 zur Anmeldung gebrachten 7050 Unfällen 
3850 Unfälle als nicht haftpflichtig abweisen zu müssen. Diese Ziffern liefern allein einen 
schlagenden Beweis für die Lückenhaftigkeit des Haftpflicht- Gesetzes. Dabei hat die 
Leipziger Unfall-Versicherungs-Bank die Erfahrung gemacht, dass die Arbeit- 
geber durch die Abweisung nicht haftpflichtiger Unfälle meistens mit Bedauern, ja mit 
Unzufriedenheit erfüllt werden, trotzdem diese sehr wohl wissen, dass diese auf Gegen- 
seitigkeit beruhende Gesellschaft die Zahlungen lediglich aus den Taschen der Mitglieder 
leistet. Würde die mehrgedachte Anstalt sich streng an den Buchstaben des Gesetzes 
gehalten haben, so würde sie nach ihrer Behauptung etwa 80 — 900), aller angemeldeten 
Unfälle als »zweifelhaft« haben abweisen, beziehentlich es in allen diesen Fällen auf 
den Prozess haben ankommen lassen können.« 


Von anderer Seite wird aus Versicherungskreisen darüber geklagt, dass 
durch die Verschiedenheit der Landes-Gesetze sich die ausserhalb des Reichs- 
Gesetzes v. 7. Mai 1871 liegende Haftpflicht für Unfälle so sehr verschieden 
gestalte und zwar zum Theil über das gedachte Gesetz hinausgehend. So be- 
stimmt die Preussische Gesinde-OÖrdnung vom 8. Noy. 1810: 


$. 86. Zieht ein Dienstbote sich durch den Dienst oder bei Gelegenheit desselben eine 
Krankheit zu, so ist die Herrschaft schuldig, für seine Kur und Verpflegung zu sorgen. 


8, Dieselbe gewährt beispielsweise für Maschinen-Fabriken zum Satze von 11/,—20/,, 
- Webereien, Spinnereien, Tuchfabriken etc. zum Satze von 1 — 11/,0/,, für Brauereien zu 
20/, etc. Versicherung gegen alle Unfälle nicht haftpflichtiger Art. 
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$. 87 beschränkt diese Verbindlichkeit auf die Dauer der Dienstzeit. 

$. 94. Unter den Umständen, wo ein Machtgeber einen dem Bevollmächtigten bei 
Ausrichtung der Geschäfte durch Zufall zugestossenen Schaden vergüten muss, ist 
auch die Herrschaft schuldig, für das in ihrem Dienste oder bei Gelegenheit desselben 
zu Schaden gekommene Gesinde auch über die Dienstzeit hinaus zu sorgen. (Allgem. 
Landrecht, Theil 1, Tit. 13, $$. 80—819). 

Die Anwendung dieser Bestimmungen, namentlich in der Landwirth- 
schaft, wird durch den schwankenden Begriff des ländlichen Gesindes ebenso 
schwankend, wie willkürlich. Jedenfalls wird in denselben eine Auf- 
forderung gefunden, die Deutsche Gesetzgebung über die Haftpflicht der 
industriellen Unternehmer in der Richtung der oben Seite 1503 erwähnten 
Französischen Gesetzgebung weiter zu entwickeln. 


Von der bisherigen Wirksamkeit der Deutschen Unfall-Versicherungs- 
Gesellschaften mögen folgende Nachrichten einen Ueberblick gewähren: 


1. Bei derLeipziger Unfall-Versicherungs-Bank waren gegen 
die gesetzliche Haftpflicht am 1. Oktober 1874 versichert: 6177 Werke 
mit 378,921 Personen und an Entschädigungen bis zum 1. Juli 1874 bezahlt, 
beziehentlich zurückgestellt für 3510 Unfälle 325,059 Thlr. 5 Sgr. 2 Pf. 
Bei der Zweig-Genossenschaft derselben Bank, der Deutschen Un- 
fall- und Invaliditäts-Versicherungs-Genossenschaft, waren 
bis zum 1. Oktober 1874 gegen nicht haftpflichtige Unfälle versichert: 
1147 Werke mit 73,529 Personen und einem. Versicherungs-Kapital von 
47,774,743 Thalern; an Entschädigungen wurden für 1721 Unfälle 48,700 
Thaler bezahlt, beziehentlich zurückgestellt. 


2. Bei, der Magdeburger Allgemeinen Versicherungs- 
Aktien-Gesellschaft waren bis zum 1. Juli d. J. 9548 Versicherungen 
von Betriebs-Unternehmern theils gegen die Folgen der gesetzlichen Haft- 
pflicht, theils zu Gunsten des Arbeits-Personals gegen Unfälle aller Art, mit 
einer Versicherungs-Summe von 605,238,645 Thlr. abgeschlossen. Die Zahl 
der versicherten Arbeiter belief sich auf 189,977. 


8. Die gegenseitige Lebens-, Invaliditäts- und Unfall-Ver- 
sicherungs-Gesellschaft Prometheus zu Berlin hatte am Schluss 
des Jahres 1873 in der Unfall-Versicherung einen Bestand von 2382 Ver- 
sicherungen und 99,551 Personen, von welchen letzteren 60,138 ausschliess- 
lich auf Haftpflicht und 38,997 auf Unfall überhaupt versichert waren. Die 
Versicherungs-Summe dieser allgemeinen Versicherungen auf den Tod be- 
trug 19,680,650 Thaler. 

4. Bei der Ersten Deutschen Unfall- und Transport-Ver- 
sicherungs-Aktien-Gesellschaftin Dresden waren Ende Juni 1874 
in Kraft: 215 allgemeine Unfall-Versicherungen für 2377 Personen mit. 
1,333,673 Versicherungs-Summe; 402 Haftpflicht-Versicherungen für 26,573 
Personen mit 4,498,738 Versicherungs-Summe. 

8. Bei der Unfall-Versicherungs-GenossenschaftzuChem- 
nitz waren Ende 1873 versichert: gegen Haftpflicht 158 Werke mit 11,410 


9, Letztgedachte Vorschriften des »Allgemeinen Landrechts« lauten: 
$. 80. »Unglücksfälle, welche den Bevollmächtigten bei Ausführung des Geschäftes: 
treffen, ist der Machtgeber nur insofern zu vergüten schuldig, als er dazu auch nur‘ 
durch ein geringes Versehen Anlass gegeben hat. 
$. 81. Doch muss der blos zufällige Schaden auch alsdann vergütet werden, wenn 
der Bevollmächtigte die bestimmte Vorschrift des Machtgebers, ohne sich der Gefahr- 
einer solchen Beschädigung auszusetzen, nicht hat befolgen können.« 
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Arbeitern und 2,250,632 Lohnthalern; gegen alle Unfälle 655 Werke mit 
30,582 Arbeitern und 5,111,763 Lohnthalern. | 

6. Die Rhenania, Versicherungs-Aktien-Gesellschaft zu 
Cöln, hat erst seit dem September v. J. die Unfall-Versicherung eröffnet 
und zählte am 1. Juli d. J. 10,061 versicherte Personen in 141 gewerblichen 
Anlagen. | | 

1. Bei der Schlesischen Lebensversicherungs-Aktien- 
Gesellschaft zu Breslau befanden sich Ende Juli 1874 in Kraft: 1494 
Unfall-Versicherungen für 870 gewerbliche Anlagen und 24,439 Personen. 


Soviel bekannt geworden, sind die Versicherungen auch gegen nicht 
haftpflichtige Unfälle ganz allgemein aus den alleinigen Mitteln der Arbeit- 
geber erfolgt, — nur in seltenen Fällen unter Beitritt der Arbeiter, bezie- 
hungsweise der Kranken- und Unterstützungs- Kassen der betreffenden 
Werke. | 


Von anderen in Deutschland etwa arbeitenden Unfall-Versicherungs-Ge- 
sellschaften liegen uns keine statistischen Nachrichten vor. Wir erwähnen 
nur die Royale Belge, — eine Belgische, in Deutschland zum Geschäfts-Be- 
triebe zugelassene Gesellschaft. 

Der Schutz, welchen gegenwärtig schon viele Hunderttausende von Ar- 
beitern gegen die pekuniären Folgen der Betriebs-Unfälle in den Versiche- 
rungs-Gesellschaften finden, ist eine höchst dankenswerthe Frucht des Haft- 
pflicht-Gesetzes.. — Hinzukommt der Schutz, welchen Publikum und Ar- 
beiter gegen Eisenbahn-Unfälle geniessen. — 

Schliesslich wollen wir nicht unterlassen, Demjenigen, der in die 
Doktrin und die Kasuistik der hier in Rede stehenden Gesetzgebung näher 
eintreten will, zu empfehlen: die bezüglichen beiden Abhändlungen von Dr. 
W. Endemann: 1. in der Vierteljahrsschrift für Volkswirthschaft und 
Kulturgeschichte von J. Faucher. 1871, Band 35; und 2. in der Zeitschrift 
für Gesetzgebung und Rechtspflege von Dr. Behrend. 1871. 5. Band; — 
ferner »die Haftpflicht der Eisenbahn-, Bergbau- und Fabrik-Unternehmer«, 
dargestellt und erläutert von Dr. Adolf Frantz (Berlin. Kortkampf.) 


Gesetz. Vom 7. Juni 1871. 
(Reichs-Gesetzbl. 1871, S. 207 ff.) 


Durch Gesetz v. 1. Nov. 1872 (v. 1. Jan. 1873 an) auch in Elsass-Lothringen eingeführt. 
(Gesetzbl. für Elsass-Lothringen 1872, S. 769.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen etc., verordnen etc. : 
(Haftpflicht der Eisenbahnen.) 

$. 1. Wenn bei dem Betriebe einer Eisenbahn ein Mensch getödtet 

oder körperlich verletzt wird, so haftet der Betriebs-Unternehmer für den 

dadurch entstandenen Schaden, sofern er nicht beweist, dass der Unfall 

durch höhere Gewalt oder durch eigenes Verschulden des Getödteten oder 
Verletzten verursacht ist. 2 

(Vergl. dieMotivedesRegierungs-Entwurfszuß. fobenS. 1506. Wenn 
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‚im Uebrigen die gegebenen Erläuterungen bei diesem sowohl, wie bei den folgenden Para- 

graphen einige Wiederholungen der Eingangs-Bemerkungen enthalten, so wird dies im 
Interesse der Uebersichtlichkeit und der praktischen Anwendung zu entschuldigen sein. 
Die im Text des Gesetzes kursiv gedruckten Worte bezeichnen die Abänderungen der 
Vorlage.) 

1. Alle Eisenbahnen, welche unter das Bahnpolizei-Reglement vom 
3. Juni 1870 und das Betriebs-Reglement vom 10. Juni 1870 (Bund.-G.-Bl. 
1870, S. 461 und 419) fallen, unterliegen dem $. ı des Haftpflicht-Gesetzes. 
Der allgemeine Ausdruck: »Eisenbahnen« soll, wie die Motive ergeben, auch 
die mit Pferden betriebenen Bahnen in sich begreifen!). Dagegen findet 
$. 1 nicht Anwendung auf solche Bahn-Geleise, welche;nur zur Betriebs- 
Erleichterung eines Bergwerks, einer Fabrik oder irgend eines anderen Unter- 
nehmens dienen, es sei denn, dass sie ihrer bedeutenden Ausdehnung halber 
ebenfalls dem Bahnpolizei-Reglement unterstellt sind. Namentlich bezieht 
sich $. 1 nicht auf die unterirdischen Schienenwege des Bergbaues. 

Sind dergleichen nur als Betriebsmittel dienende Eisenbahnen Zubehör 
eines unter $. 2 fallenden Unternehmens, so fallen sie gleichfalls unter $. 2. 
(Stenogr. Ber., S. 445, 451.) ’ 

Das Handels- Gesetzbuch unterwirft seinen Vorschriften »von dem 
Frachtgeschäfte der Eisenbahnen« diejenigen Eisenbahnen, welche dem 
Publikum zur Benutzung für den Gütertransport eröffnet sind (Art. 422). 
Gleichermassen wird das vorliegende Gesetz ($. 1) nur auf die der allge- 
meinen Benutzung schon eröffneten, nicht auf die erst im Bau begriffenen 
Eisenbahnen anzuwenden sein. 

Zum Betriebe einer Eisenbahn im Sinne dieses Gesetzes sind zu rech- 
nen: alleder Eisenbahn als solcher eigenthümlichen Verrichtungen, — alle 
die Beförderung der Personen und Güter vorbereitenden, ausführenden und 
abschliessenden Geschäfte innerhalb des Bahnkörpers, — z. B. auch das 
Rangiren der Wagen, das Wassereinnehmen der Lokomotiven, das Stellen 
der Weichen, das Signalisiren etc. 

Der Betrieb von gewerblichen Anlagen (Maschinenbau-, Gas- 
Anstalten, Koaksöfen etc.) seitens einer Eisenbahn fällt dagegen nicht unter 
$. 1, sondern unter $. 2 des Haftpflicht-Gesetzes. — Gleicherweise muss 
begreiflich hinsichtlich der von Eisenbahnen benutzten Dampfkessel unter- 
schieden werden, ob sie beim Bahnbetriebe oder ausserhalb desselben — in 
besonderen Werkstätten etc. — arbeiten. 

Betriebs-Unfälle auf Güterböden der Eisenbahnen unterliegen über- 
haupt nicht diesem Gesetze, ebenso wenig, wie etwa Betriebs-Unfälle in dem 
Speicher eines Privatmannes. 

»Beidem Betriebe«, nicht durch den Betrieb; also auch wenn z. B. 
der Lokomotivkessel eines zur Abfahrt bereiten Zuges explodirt; oder wenn 
stillstehende, schlecht gekoppelte Wagen durch einen Windstoss vom Eisen- 
bahnhofe losgerissen werden und das Geleise herabrollend, einen Menschen 
verletzen (Stenogr. Ber., S. 445). Die Eisenbahn haftet für jeden Unfall, 
welcher mit den Ausführungs-Handlungen des Betriebes in unmittelbarem 
Zusammenhange steht. Wenn aber ein Unfallaufder Eisenbahn weder 
durch Einwirkung der Dampfkraft noch durch einen Zusammenstoss der 
Beförderungsmittel untereinander, sondern nur bei Gelegenheit der Entla- 


1) Im Gegensatz hiermit wird das Preussische Gesetz über die Eisenbahn-Unterneh- 
mungen v. 3. November 1838, sowie der Vorbehalt des $. 6 der Gewerbe-Ordnung nur auf 
a erben bezogen. (Minist.-Verfügung v. 14. Mai 1872. M.-B. d. i. 

#18727987172,) 
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dung eines an seinem Ziele angelangten Wagens veranlasst ist, so tritt derselbe 
aus aller Verbindung mit der bahnmässigen Beförderung so heraus, dass die 
für letztere erlassenen Ausnahme-Bestimmungen nicht auf ihn Anwendung 
finden können. 

Der Eisenbahn - Unternehmer trägt vermöge dieses Gesetzes die Ver- 
sicherung für Leben und körperliche Unversehrtheit sowohl der Reisenden, 
der Beamten und Arbeiter, als auch dritter Personen gegen alle Eisenbahn- 
Unfälle; nur höhere Gewalt und eigene Schuld des Beschädigten vorbehalten. 


2. Die Angemessenheit des Ausdrucks: »höhere Gewalt« und seine 
Bedeutung war der Gegenstand vielseitiger Erörterungen im Reichstage. Im 
Allgemeinen ward der Begriff der »höheren Gewalt «, als mit »unabwendbarem 
äusserem Zufall« wesentlich gleichbedeutend aufgefasst. Regierungsseitig 
wurde die Definition betont: 

»höhere Gewalt begreife ein von Aussen kommendes, seiner Natur nach 
oder nach Lage der Sache unabwendbares Ereigniss. « 

Ein Redner erläuterte den Begriff dahin, dass er alle diejenigen Ein- 
wirkungen von Naturkräften, Menschenkräften und Thierkräften in sich 
schliesse, welche nicht vorhergesehen und nicht abgewendet werden kön- 
nen. Dahin wurde der Fall gerechnet, dass dritte Personen (nicht Ange- 
‚hörige der Eisenbahn) die Schienen aufreissen, oder einen Tunnel in die 
Luft sprengen, — vorausgesetzt die Unmöglichkeit der Abwendung des 
Unfalls bei gehöriger Vorsicht. (Stenogr. Ber., S. 207, 441, 442, 451). 


Von einer Seite wurde ein erläuternder Zusatz: 


»Als höhere Gewalt im Sinne dieses Gesetzes ist es nicht zu betrachten, wenn die 
Beschädigung eines Menschen durch Angestellte oder Arbeiter des Betriebs - Unter- 
nehmers in Ausführung ihrer Dienst-Verrichtungen verursacht worden ist.« 

für nöthig gehalten, um die Verhaftung der Eisenbahnen auch für die von 
ihren Bediensteten bei Ausübung von Dienstverrichtungen verübten Delikte 
festzustellen. Man erwähnte z. B. die Möglichkeit, dass von einem Schaffner 
an einem Reisenden ein Raubmord verübt werde. 

Regierungsseitig, — namentlich auch von dem Preussischen Justiz- 
Minister, — wurde dieser Antrag als ganz selbstverständlichen Inhalts be- 
kämpft. Ein Redner bemerkte: »Kein Richter kann darüber in Zweifel sein, 
dass der Eisenbahn-Unternehmer für die kontraktliche und ausserkontrakt- 
liche Verschuldung seiner Beamten zu haften hat.« Einig waren alle Redner 
darin, dass einerseits ein Ereigniss elementarer Gewalt, dem Niemand mit 


menschlichen Kräften widerstehen kann, — ein seiner Natur nach unab- 
‚wendbares Ereigniss, — wie das Einschlagen des Blitzes, ein Erdbeben, ein 
nicht vorherzusehender Erdsturz, ein unvermutheter Deichbruch, — unter 


»höhere Gewalt« und nicht dem Eisenbahn-Unternehmer zur Last falle; 
andererseits der — so zu sagen — innere Zufall, welcher in dem Perso- 
nal oder Material der Eisenbahn-Verwaltung selbst seinen Grund hat, — 
also wenn ein Unfall durch Verschulden des Eisenbahn-Personals herbei- 
geführt wird, oder wenn auch ohne Nachweis eines solchen Verschuldens 
eine Wagen- Axe bricht, oder ein Dampfkessel explodirt,oder ein Eisenbahn- 
bau einstürzt, insbesondere auch jede Verunglückung, welche auf verborgene 
Fehler der Betriebs-Materialien oder auf die Schuld eines beim Betriebe 
selbst nicht unmittelbar betheiligten Arbeiters zurückzuführen ist, 
der Eisenbahn unbedingt zur Last zu stellen sei. Zwischen diesen beiden 
‚Gattungen von Unfällen liegt eine dritte, und diese bildete das eigentlich 
streitige Gebiet: nämlich äusserlich hinzutretende Ereignisse, welche zwar 
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nicht mit so überwältigender Macht auftreten, dass sie nicht durch 'mensch- 
liche Kräfte überwunden werden könnten, woaber trotz aller von der Betriebs- 
verwaltung angewendeter Sorgfalt es nicht gelungen ist, sie wirklich abzuwen- 
den. Als Beispiel einer unabwendbaren höheren Gewalt wurde in den Reichs- 
tags-Verhandlungen der Fallerwähnt, wenn auf einen laufenden Eisenbahnzug 
aus der Ferne geschossen wird. Mehrfach kam ferner der Fall zur Sprache, 
wenn ein Dritter, gleich nach der vorschriftsmässigen Begehung der Eisenbahn 
durch den Bahnwärter, ein Hinderniss auf die Bahn legt, und hierdurch ein 
Unfall veranlasst wird. Die Frage, ob auch dafür der Eisenbahn-Unternehmer 
zu haften habe, wurde von der einen Seite verneint, von der anderen bejaht. 
Es kam in Vorschlag, den Gegensatz zu dem, was sich durch Schuld des 
Personals oder durch Schuld des Materials zuträgt, den Ausdruck zu wählen: 
»ein Ereigniss, welches bei aller Sorgfalt des Betriebes nicht abzuwen- 
den stand«. Indessen überwog im Reichstage die Ueberzeugung, dass man 
wohl thue, die Auslegung des Begriffes der »höheren Gewalt« der Rechts- 
pflege und der Rechtswissenschaft zu überlassen und nicht durch Kasuistik 
Zweifel wachzurufen. (Stenogr. Ber., S. 589 ff.) 

Die weit umfassendere Haftpflicht der Eisenbahnen, gegenüber den 
Bergwerken und Fabriken, wird vornehmlich begründet durch das denselben 
thatsächlich zustehende Monopol der Beförderung, welches das ganze 
Publikum nöthigt, sich ihnen anzuvertrauen; daneben auch durch die Ent- 
schädigungsfähigkeit dieser grossen Unternehmungen, welche ihrerseits 
wiederum das ganze Publikum zu den Kosten der Haftpflicht heranziehen. 

$. 1 verlangt nur den ursächlichen Zusammenhang des Unfalls und 
des Eisenbahn-Betriebes, geht nicht von der Vermuthung der Schuld der 
Eisenbahn aus. Leitend ist hierbei die Erwägung, dass die Eisenbahn die 
Haftung dafür übernimmt, die Reisenden unversehrt an Ort und Stelle zu 
schaffen. Entspringt gleich die ausgedehnte Haftpflicht der Eisenbahnen 
zunächst dem Verhältnisse der Verkehrsanstalt zu ihren Passagieren, so kann 
man doch die Beamten und Arbeiter der Eisenbahn nicht ungünstiger be- 
handeln, als wie das reisende Publikum, und zuletzt spricht die besondere 
Gefährlichkeit der Eisenbahnen dafür, auch jedem Dritten denselben Schutz 
zu gewähren. 

Dass die Eisenbahnen auch für die Verschuldung der einfachen 
Arbeiter (nicht blos des Aufsichts-Personals, wie bei den im $. 2 gedachten 
Unternehmungen) haftbar gemacht sind, rechtfertigt sich überdies durch die 
Betrachtung, dass das Versehen der Arbeiter bei Bergwerken und Fabriken 
meistens nur die Mitarbeiter, von denen man gegenseitige Ueberwachung 
verlangen darf, bei Eisenbahnen aber vornehmlich unbetheiligte Dritte, das 
Publikum selbst, gefährdet. Ueberdies ist beim Betriebe einer Eisenbahn das 
Beamten-Element ganz vorherrschend und das Arbeiter-Element von unter- 
geordneter Bedeutung. 


3. Ueber den Begriff des „eigenen Verschuldens“ des Getödteten, 
wodurch die Ersatzpflicht der Eisenbahnen ausgeschlossen wird, vergl. Er- 
kenntniss des Reichs-Ob.-Hals.-Ger. vom 10. Septbr. 1873. (Entscheid. 
BIRD. All.) 

$. 1 des Gesetzes v. 7. Juni 1871 enthält eine auf frühere Fälle nicht 
rückwirkend anwendbare Beweisregel. Erk. d. Reichs-Ob.-Hdls.-Ger. vom 
13. Nov. 1873. (Entscheid., Bd. XI., S. 339.) 


4. Behufs gegenseitiger Uebertragung der pekuniären Folgen des Haft- 
pflicht- Gesetzes sind die Privat-Eisenbahn-Gesellschaften im 
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Deutschen Reiche zu demjenigen Vereine zusammen getreten, dessen 
Statuten in der Anlage (siehe unten am Schlusse) mitgetheilt werden. 


5. In Bezug auf andere Transport-Anstalten ist Folgendes zu 
bemerken: 

Für die Schifffahrt zur See gelten Art. 451 und 478 folg. des 
» Handels-Gesetzbuchs«, wonach 

a. Der Rheder (mit Schiff und Fracht) für den Schaden verantwortlich 

ist, welchen eine Person der Schiffs-Besatzung einem Dritten durch 
ihr Verschulden in Ausführung ihrer Dienstverrichtung zufügt; 

b. der Führer des Schiffes für jeden durch sein Verschulden entstande- 

nen Schaden auch dem Reisenden und der Schiffs-Besatzung haftbar 
ist. ; (Archivs Bd, Ill... 8,354, 359, 

Ferner kommen in Betracht $$. 48 folg. der »Seemanns-Ordnung« 
vom 17. Dezbr. 1872. R.-G.-Bl. 1872, S. 417), wonach der Rheder dieKosten 
der Verpflegung und Heilung nach Antritt des Dienstes erkrankter und ver- 
wundeter Schiffsmannschaften, ferner die Bestattungskosten zu tragen, auch 
wenn der Schiffsmann bei Vertheidigung des Schiffes getödtet wird, eine 
Belohnung zu entrichten hat. (S. 0. 8. 1325 ff. dieses Bandes.) 

Für die Binnen-Schifffahrt, auch auf Dampfschiffen, fehlen besondere 
Vorschriften in Betreff der Haftpflicht bei Unfällen von Personen. » Wir 
haben glücklicherweise nicht die Neigung, Boot- Wettfahrten anzustellen, 
wie auf dem Missisippi«e. Für Sachen haften Frachtführer zu Lande oder 
auf Flüssen und Binnengewässern gleichmässig. (Art. 390 des Handels- 
Gesetzbuchs, a. a. O. S. 345.) 

Die Postverwaltung leistet bei Reisen mit der ordentlichen Post 
Ersatz: 

»für die erforderlichen Kur- und Verpflegungs-Kosten im Falle der körperlichen Be- 
schädigung eines Reisenden, wenn dieselbe nicht erweislich durch höhere Gewalt oder 
durch eigene Fahrlässigkeit der Reisenden herbeigeführt ist«. 

($. 11 Reichs-Ges. über das Postwesen v. 28. Oktbr. 1871. R.-G.-Bl. 
1871, 8. 347.) 

Die Privat-Eisenbahnen beklagen sich, zur Zeit bestehe eine Un- 
billigkeit im Verhältniss der Post zu den Eisenbahn-Unternehmen darin, 
dass letztere in Folge der allgemeinen Fassung des Reichs-Gesetzes über die 
Haftpflicht der Eisenbahnen, für Beschädigungen der unentgeltlich beförder- 
ten Postbeamten, wie für Passagiere hafte. Die Post-Verwaltung stelle die 
Beamten lediglich zu eigenem Zweck ihrer Erwerbsthätigkeit und ohne irgend 
welchen Vortheil für die Eisenbahn-Unternehmungen in die Züge. Sie sei 
im Sinne des Gesetzes v. 7. Juni 1871 Betriebs-Unternehmer und müsse ihr 
demgemäss auch die Verpflichtung zur Entschädigung im Falle der Beschädi- 
gung oder Tödtung der zur Begleitung beorderten Postbeamten auferlegt 
werden. Ebenso sei die Lage der Sache in Bezug auf das Betriebs-Material, 
welches ausschliesslich für Postzwecke in die Züge !gestellt werde. Auch 
bezüglich dieses müsse die Post-Verwaltung als Betriebs-Unternehmer ange- 
sehen und bei Unglücksfällen für haftbar erklärt werden, soweit nicht etwa 
eine Schuld der Eisenbahn-Unternehmer erwiesen sei. 


(Haftpflicht beim Betriebe von Bergwerken, Steinbrüchen, Gräbereien, ßruben — 
oder Fabriken.) 


$.2. Wer ein Bergwerk, einen Steinbruch, eine Gräberei 
(Grube) oder eine Fabrik betreibt, haftet, wenn ein Bevollmächtigter 
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oder ein Repräsentant oder eine zur Leitung oder Beaufsichtigung des Be- 

triebes oder der Arbeiter angenommene Person durch ein Verschulden in 

Ausführung der Dienst-Verrichtungen den Tod oder die Körperverletzung 

eines Menschen herbeigeführt hat, für den dadurch entstandenen Schaden. 
(Vgl. die Motive des Regierungs-Entwurfes zu $. 2, oben S. 1510). 


1. Das Gesetz bezweckt durch den $. 2, in unser Rechtsleben eine neue 
Verantwortlichkeit einzuführen, welche aus den bisherigen Gesetzen, abge- 
sehen von dem Gebiete der Französischen Gesetzgebung, nicht herzuleiten 
war. Das Gesetz legt dem Bergwerks- und Fabrik - Unternehmer die Ver- 
antwortlichkeit für den Lebens- und Leibes-Schaden auf, welchen seine 
Vertreter bei den ihnen übertragenen Dienstverrichtungen verschulden. 
Leitend ist hierbei der Grundsatz, dass Jeder für die Handlungen seiner Un- 
tergebenen haftet, wenn er den Gewinn aus diesen Handlungen für sich in 
Anspruch nimmt. Diese Steigerung der bisherigen rechtlichen Verantwort- 
lichkeit der Bergwerks- und Fabrik-Unternehmer wurde namentlich hinsichts 
derjenigen Betriebs-Anlagen gerechtfertigt befunden, welche Naturkräfte in 
ihren Dienst nehmen, die nur zu leicht eine von dem Arbeiter nicht vorher- 
zusehende oder abzuwendende zerstörende Wirkung ausüben. Da der Ar- 
beiter in Bergwerken und Fabriken bezüglich der Sicherheit seiner Person 
den Einrichtungen und Vorkehrungen des Unternehmers vertrauen und den- 
selben oftmals willenlos sich überlassen muss, so erschien die Forderung nicht 
abzuweisen, dass die Verantwortlichkeit des Unternehmers im Verhältnisse zur 
Grösse der Gefahr stehen müsse. — Indessen kommt die Haftpflicht des $. 2, 
gleich $. 1, ebenso dritten Personen, wie den Arbeitern zu Gute. 

N »Wer ein Bergwerk u. s. w. betreibt«: darunter ist der Unter- 
nehmer des Betriebes, also z. B. die betreffende Aktien-Gesellschaft — nicht 

der Betriebs-Direktor zu verstehen. Gewerkschaften haften nur mit dem 
Gewerkschafts-Vermögen. (Stenogr. Ber., $. 478: 


2. Aufbereitungs-Anstalten (Wäschen aller Art, Poch- 
werke) für Bergwerks-Erzeugnisse — (nach dem Allgemeinen Preus- 
sischen Berg-Gesetze, $. 196, unter bergpolizeilicher Aufsicht stehend) 
— werden, wenigstens insofern sie integrirende Bestandtheile eines Berg- 
werks oder einer Fabrik bilden, im Sinne dieses Gesetzes zu den Bergwerken 
oder Fabriken zu rechnen sein. 
| Hütten (Hochöfen, Kupferschmelzen, Blei-, Zink- u. s. w. Hütten,) 
welche die »Gewerbe-Ordnung« im $. 16 mit dem Ausdrucke: » Anlagen 
_ zur Gewinnung roher Metalle« aufführt, sind unter der Bezeichnung: »Fabri- 
 ken« einbegriffen. 


| 3. Unter dem Ausdrucke: »Gräberei« werden Mergel-, Kies-, Sand-, 
 Thon-, Lehm- und ähnliche Gruben zusammengefasst. 


| 4. Das Gesetz bezieht sich auf alle Fabriken ohne Unterschied, — mö- 
, gen sie Dampfkraft oder eine andere Naturkraft anwenden oder nicht; es 
findet Anwendung auch auf die mit landwirthschaftlichem Betriebe ver- 
bundenen Fabrik-Gewerbe (Brennereien, Brauereien, Flachsaufbereitungs- 
‚ Anstalten, Stärke-, Zucker-, Cichorien-Fabriken etc.) 
Eine Begriffs-Bestimmung für »Fabriken« ist in dem Gesetze nicht ge- 
geben, wie oben schon des Näheren bemerkt ist. Nicht unterliegen dem Ge- 
setze Unfälle, welche sich ausserhalb des (Eisenbahn-, Montan- oder) Fabrik- 
‚ Betriebes, z. B. in der Land- oder Forstwirthschaft, wenngleich bei Benutzung 
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von durch Dampf, Wasser, thierische Kräfte etc. bewegten Trieb-Werken, 
zutragen. | 

Der Gegensatz der Fabrik zu dem kleinern Betriebe wird u. a. auch 
dadurch gerechtfertigt, dass bei der Handwerks-Arbeit Meister und Geselle 
gewissermassen brüderlich die Gefahren, die aus der gemeinschaftlichen 
Arbeit hervorgehen, theilen, weil sie in gleicher Weise mit angreifen ; 
während in der Gross-Industrie durch die weitgehende Arbeits-Theilung die 
leitende Kraft des Unternehmers aus der Gemeinsamkeit der Arbeit und der 
Gefahr herausgehoben wird. 


5. Der Unternelhimer haftet nur für das Versehen aller leitenden und 
aufsichtführenden Betriebs-Organe, — übrigens ohne Unterschied, ob sie 
dauernd oder vorübergehend, und unter welchem Namen (alsBeamte, Werk- 
meister etc.) sie angestellt sind, und welcher Art die Aufsichts-Funktion ist. 
Er haftet nicht für ein Verschulden der gewöhnlichen Arbeiter; eben deshalb 
vertritt er nicht den Schaden, den die Schuld des einen Mitarbeiters dem 
andern zufügt. — Jeder Arbeiter übernimmt durch das Arbeits-Verhältniss 
diejenige Gefahr, welche in der Gemeinschaft mit anderen Arbeitern liegt; 
gegenseitige Ueberwachung der Mitarbeiter ist eine nothwendige Bedingung 
der eigenen Sicherheit. 

Ein Betriebsführer, welcher an einem gefährlichen Punkte zu einer 
Arbeit, die eine Vertrautheit mit der Verrichtung voraussetzt, einen dersel- 
ben offenbar nicht gewachsenen Arbeiter verwendet, begeht ein Verschulden, 
welches den Betriebs- Unternehmer verantwortlich macht. 

Zu den betriebsleitenden Personen (für deren Verschulden der Unter- 
nehmer haftet) gehört auch der Dampfkessel-Wärter. Je grösser die 
Gefahr der Vernachlässigung gerade seiner Dienst-Obliegenheiten ist, desto 
dringender wird die Ueberwachung desselben für den Kessel - Besitzer sein. 
Maschinisten und Heizer, welche die Verrichtungen der Kesselwärter 
zu besorgen haben, stehen denselben gleich. 

Insoweit zu dem Betriebe einer Fabrik auch die Anbringung und Ein- 
richtung der Fabrik-Erzeugnisse (Maschinen, Gas- und Wasser-Leitungen 
etc.) an dem Gebrauchsorte zu gehören pflegt, werden diese Aussenarbeiten 
gleichfalls unter die Haftpflicht dieses Gesetzes fallen. | 


6. Eine Ersatzpflicht des Unternehmers wird jedenfalls dann an- 
zunehmen sein, wenn die für den Betrieb erlassenen polizeilichen Vor- 
schriften oder bei Genehmigung der Anlage festgesetzten besonderen 
Bedingungen nicht eingehalten sind, oder die »zu thunlichster Sicherung 
der Arbeiter gegen Gefahr für Leben und Gesundheit« ergangenen Anord- 
nungen der Behörde ($$. 107 und 148 der Gewerbe-Ordnung) nicht be- 
folgt werden, und die Körper-Verletzung oder Tödtung damit im ursächlichen 
Zusammenhange steht. Indessen auch das Nichtvorhandensein der zwar nicht 
angeordneten, doch erfahrungsmässig erforderlichen Sicherheits-Vorkehrun- 
gen etc. kann ein vertretbares Verschulden des Unternehmers begründen. 

Der ebengedachte $. 107 der Gewerbe-Ordnung hat den allgemeinen 
Grundsatz aufgestellt: 

»Jeder Gewerbe-Unternehmer ist verbunden , auf seine Kosten alle diejenigen Ein+ 
richtungen herzustellen und zu unterhalten, welche mit Rücksicht auf die besondere 


Beschaffenheit des Gewerbe-Betriebes und der Betriebsstätte zu thunlichster Sicherung 
der Arbeiter gegen Gefahr für Leben und Gesundheit nothwendig sind.« 


Ferner hat $. 18 der Gewerbe-Ordnung ausdrücklich vorgesehen, 
dass diejenigen Anordnungen, welche zum Schutze der Arbeiter gegen Gefahr 
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für Gesundheit und Leben nothwendig sind, unter die Bedingungen der Ge- 
nehmigung gewerblicher Anlagen aufgenommen werden. 

Zrar Durchführung dieser Bestimmungen sind in Preussen die unten 
S. 42 mitgetheilten Min.-Erl. v. 27. April 1872 u. 7. April 1874 ergangen. 
| Ganz insbesondere kommen hierbei die auf die Dampfkessel bezüg- 
lichen Vorschriften in Betracht; einerseits die reichsgesetzlichen über die 
Anlegung von Dampfkesseln (namentlich $$. 24 und 25 der Gewerbe-Ord- 
nung und die reichspolizeilichen Bestimmungen vom 29. Mai 1871, Reichs- 
Ges.-Bl. 1871, S. 122), — andererseits die landesgesetzlichen und landespoli- 
zeilichen Anordnungen, welche theils zur Ausführung jener reichsgesetzlichen 
Vorschriften ergangen sind, theils den Betrieb der Dampfkessel regeln. 
Ein besonders wirksames Mittel zur Vorbeugung gegen die Folgen des Haft- 
pflicht-Gesetzes wird für Dampfkessel-Besitzer der Beitritt zu den Dampf- 
kessel-Ueberwachungs- Vereinen sein, welche durch ihre eingehen- 
den Revisionen erfahrungsmässig fast jede Dampfkessel-Explosion verhüten. 
or Archiv. Bd, IIT., 8.54, 62, 63, 139,489 2 Bd T., 871027 18; 
Jacobi, Gewerbe-Gesetzgeb., u. Anlage etc. von Dampfkesseln, 3. Auflage, 
Berlin, Kortkampf.) 

Die nach den Landes-Gesetzen zu entscheidende Verhaftung des 
Unternehmers wegen eigenen Verschuldens wird im $. 9 noch besonders 
vorbehalten. 


4, Bei Bergwerken und Fabriken hat nicht der Unternehmer, sondern 
der Arbeiter die aus der besonderen Gefährlichkeit des Gewerbes an und für 
sich entspringenden Gefahren zu tragen. Die Eisenbahn haftet auch für die 
Gefährlichkeit des Unternehmens selbst; der Bergwerks- oder Fabriks-Be- 
sitzer ohne Schuld-Nachweis aber nicht einmal für die Folgen einer Dampf- 
kessel-Explosion. 


8. Eine Schuld-Vermuthung bezüglich des Bergwerks- und Fabrik-Be- 
triebes, ähnlich, wie in Betreff des Eisenbahn-Betriebes, hat der Gesetzgeber 
nicht aussprechen wollen. — Bezüglich der vom Reichstage abgelehnten Ver- 
besserungs-Anträge dieser Richtung ist oben S. 1512 das Nähere mitgetheilt. 


(Umfang der Ersatz-Verbindlichkeit.) 
$. 3. Der Schaden-Ersatz ($$. 1 und 2) ist zu leisten: 

1. im Falle der Tödtung durch Ersatz der Kosten einer versuchten 
Heilung ‚und der Beerdigung, sowie des Vermögens-Nachtheils, 
welchen der Getödtete während der Krankheit durch Erwerbs-Un- 
fähigkeit oder Verminderung der Erwerbs-Fähigkeit erlitten hat. War 
der Getödtete zur Zeit seines Todes vermöge Gesetzes verpflichtet, 
einem Andern Unterhalt zu gewähren, so kann dieser insoweit Er- 
satz fordern, als ihm in Folge des Todesfalles der Unterhalt entzogen 
worden ıst; 

2. im Falle einer Körperverletzung durch Ersatz der Heilungs - Kosten 
und des Vermögens-Nachtheils, welchen der Verletzte durch eine in 
Folge der Verletzung eingetretene zeitweise oder dauernde Erwerbs- 
Unfähigkeit oder Verminderung der Erwerbs-Fähigkeit erleidet. 


(Vergl. den ursprünglichen Wortlaut des Entwurfs und die Motive des Regierungs- 
Entwurfes zu $. 3, oben 8. 1508.) 
97* 


1528 Gesetz, betr. Verbindlichkeit zum Schadenersatz ete. $. 4. 


1. Ersatz für irgend welche Sachen-Beschädigung liegt ausser- 
halb der Haftpflicht dieses Gesetzes, welches nur auf Unfälle an Leib und 
Leben und deren vermögensrechtliche Folgen Bezug hat. 

Der hier gedachte Fall der Tödtung liegt auch dann vor, wenn der Tod 
erst später eintritt, jedoch als nachweisbare Folge der erlittenen Verletzung. 

Uebrigens werden auch innere Gesundheitsschädigungen, selbst Geistes- 
krankheiten durch das Strafgesetzbuch ($$. 223 und 224) unter den Begriff 
der Körper-Verletzung gebracht und werden daher auch diesem Gesetze zu 
unterstellen sein. 


Das Preussische Allgemeine Landrecht sagtim$.1, Tit. 6, Th. I: 


»Schade heisst jede Verschlimmerung des Zustandes eines Menschen, in? Absicht 
seines Körpers, seiner Freiheit, oder Ehre, oder seines Vermögens.« 

2. Auf»Ersatz der Kosten einer versuchten Heilung und 
der Beerdigung« kann auch die dafür eingetretene Kranken- oder Be- 
erdigungs- Kasse Anspruch machen, — jedoch mit der aus $. 4 folgenden 
Beschränkung, dass unter Umständen der Betriebs-Unternehmer von seiner 
aus diesem Gesetze entspringenden Haftpflicht durch die Leistung der Kasse 
selbst entlastet wird. 


3. Zu den Ersatz-Berechtigten gehören auch die unehelichen 
Kinder des Getödteten, sofern das Gesetz den unehelichen Vater zu ihrer 
Alimentirung verpflichtet. 

Geht indessen diese Verpflichtung der Alimentation auf die Erben des 
Vaters über, und diese sind leistungsfähig, so erledigt sich der Anspruch. 
(Stenogr. Ber., S. 483.) 

4. Es ist wohl zu beachten, dass der Verletzte selbst Ersatz des vollen 
Vermögens-Nachtheiles seiner Erwerbs-Unfähigkeit fordern kann, die unter- 
haltsberechtigten Angehörigen des Getödteten aber nur, insoweit ihnen der 
Unterhalt entzogen ist. — Mit Recht ist bemerkt worden, dass »unerlaubter 
Erwerbs, z. B. der Bettler, nicht im Sinne dieses Gesetzes ersatzberechtigt ist. 

Unter »allem Schaden«, welchen nach $. 25 des Preussischen 
Eisenbahn-Gesetzes vom 3. Nov. 1838 die Eisenbahn-Unternehmer zu ersetzen 
haben, ist auch entgangener Gewinn begriffen, — den der Beschädigte nach dem 
gewöhnlichen Laufe der Dinge zu erwarten hatte.« 

(Erkenntn. des Reichs-Oberhandels-Ger. vom 7. Mai 1872. — Stegemann, Recht- 

sprechung. 7. Bd., S. 76.) 
5. Abgelehnt wurden die Anträge im Absatz 1: 

a. hinter den Worten: 
»zur Zeit seines Todes« die Worte: »vermöge des Gesetzes« zu streichen, — 
also auch Denjenigen einen Ersatz-Anspruch zu bewilligen, welche nur 
kraft Vertrages, als Ausgedinger oder als Leibrenten-Empfänger, den 
Unterhalt von dem Getödteten empfingen; 

b. hinter den Worten: 
»Unterhalt zu gewähren« hinzuzusetzen: »oder trug er doch faktisch 
dauernd zu demselben bei«. (Stenogr. Ber., S. 483, 484.) 


(Anrechnung der vom Unternehmer bewirkten Versicherung auf dieEntschädigung.) 
$.4. War der Getödtete oder Verletzte unter Mitleistung von Prämien 
oder anderen Beitrügen durch den Betriebs- Unternehmer bei einer Ver- 
sicherungs- Anstalt, Knappschafts-, Unterstützungs-, Kranken- oder ähn- 
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lichen Kasse gegen den Unfall versichert, so ist die Leistung der Letzteren 
an den Ersatz-Berechtigten auf die Entschädigung einzurechnen, wenn die 
Mitleistung des Betriebs-Unternehmers nicht unter einem Drittel der Ge- 
sammtleistung beträgt?). 


1. Die wenig glückliche Fassung des auf Beschluss des Reichstags hin- 
zugefügten $. 4 will sagen: 

» War der Getödtete oder Verletzte gegen den Unfall bei einer Ver- 
sicherungs-Anstalt u. s. w. versichert, zu welcher der Betriebs-Unternehmer 
mindestens ein Drittel der Gesammt-Prämie (d. h. die Hälfte des Beitrags 
des Verunglückten) beitrug, so ist die Leistung jener Anstalt oder Kasse an 
die Ersatz-Berechtigten auf die von dem Unternehmer zu leistende Ent- 
schädigung einzurechnen«. 

Bei dieser Umschreibung des $. 4 sind wir davon ausgegangen, dass es 
der Absicht des Gesetzes entspricht, unter »Gesammtleistung« nur die 
gesammten Leistungen des Versicherten einerseits und der Betriebs-Unter- 
nehmer andererseits zu verstehen. Die Fassung des Gesetzes lässt es aber zu, 
die Gesammtleistung als Gesammt-Einnahme auszulegen. Hat eine 
Knappschafts- u. s. w. Kasse z. B. zinstragendes Vermögen, so kann der Unter- 
schied sehr erheblich sein, ob das 1/,, welches der Betriebs-Unternehmer 
mindestens zuzuschiessen hat, um auf die Einrechnung der Kassen-Leistun- 
gen Anspruch zu machen, nach der Gesammt-Einnahme (einschl. der 
Zinsen) oder aber nur von den Gesammt-Beiträgen (ausschl. der Zinsen) zu 
berechnen ist. Es giebt auch in der That Knappschafts-Vereine, bei denen 
die Werks-Eigenthümer die volle Hälfte der Mitglieder-Beiträge und doch 
lange nicht ein Drittel der Gesammt-Einnahme beisteuern. 

Der $. 4 war im Reichstage der Gegenstand der lebhaftesten Debatte 
für und wider. 

Dafür wurde geltend gemacht: »Der $. 5 verbietet, die durch dieses 
Gesetz begründete Haftpflicht des Betiebs-Unternehmers durch Verträge im 
Voraus auszuschliessen oder zu beschränken. Hiernach würde es auch unzu- 
lässig sein, dass an Stelle der Unfall-Entschädigung aus alleinigen Mitteln 
des Arbeitgebers die Entschädigung aus einer durch gemeinschaftliche 
Mittel des Arbeitgebers und Arbeitnehmers bewirkten Versicherung träte. 
Zur Abhülfe dessen ist von dem Reichstage der in der Regierungs-Vorlage 
fehlende $. 4 hinzugefügt worden. Derselbe gestattet, dass Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer sich gemeinsam gegen die gemeinsame Gefahr der Beschä- 
digung der Letzteren durch Betriebs-Unfälle versichern. « 

Der Gesetzgeber will im $. 4 einfach die Vertragsfreiheit offen 
lassen für eine gemeinschaftliche Versicherung, welche natürlich viel billiger 
zu verwalten ist, als eine getrennte Versicherung, und als ein Band des 
Friedens zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber aufgefasst wurde. $. 4 
denkt, ungeachtet seiner allgemeinen Fassung, nur an die Versicherung des 
Arbeiters, nicht dritter Personen. 

Man sprach die Hoffnung aus, dass »in $. 4 ein neuer und kräftiger 
Boden für die Knappschafts- und ähnlichen Kassen gefunden sei, dass un- 
mittelbar nach Annahme des $. 4 sämmtliche Arbeitgeber sofort Kassen gegen 


2) Bemerkenswerth ist der uns bekannt gewordene Vorgang, dass der Betriebs-Unter- 
nehmer (Fabrikbesitzer) die Versicherung der Arbeiter gegen die diesem Gesetze unter- 
liegenden aus eigenen Mitteln, dagegen die Versicherungen gegen die nicht-haftpflichtigen 
Unfälle im Einverständnisse mit den Arbeitern aus den Mitteln der durch gemeinschaftliche 
Beiträge gespeisten Unterstützungs-Kasse des betreffenden Werkes bestreitet. 
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Unfälle errichten und in den Statuten derselben bestimmen würden, dass nur 
diejenigen Arbeiter, welche dieser gemeinschaftlichen Unfall-Versicherungs- 
Kasse beitreten, in Arbeit genommen werden sollten, andere nicht«. (Stenogr. 
Ber., 8. 609.) | 

Andererseits wurde dagegen ausgeführt: »$. 4 widerspreche der Absicht 
des ganzen Gesetzes, indem er gestatte, die Haftpflicht der Arbeitgeber durch 
die (in Preussen zwangsgesetzliche) Selbstversicherung der Arbeitnehmer 
wesentlich zu erleichtern. Die ursprüngliche Regierungs-Vorlage, welcher 
der $. 4 fremd sei, entlaste die Knappschafts- und gewerblichen Hülfs- 
kassen in allen den Fällen, wo das Gesetz die Entschädigungspflicht des 
Unternehmers ausspricht, und gereiche also der billigeren oder besseren 
Erfüllung der sonstigen Zwecke der Kasse zum Vortheile. $. 4 wende aber 
ganz im Gegentheile die Leistungen der Kasse, welche gar nicht für solche, 
durch den Unternehmer oder seine Vertreter verschuldete Unfälle 
bestimmt seien, dem haftpflichtigen Unternehmer gegen einen blossen Zu-) 
schuss von !/, der erforderlichen Beiträge zu.‘ Man müsse jedenfalls erst die: 
Bedingungen des Vertrages zwischen Arbeitgeber und Arbeiter, auf denen 
die Kasse beruhe, entsprechend ändern; die Arbeiter müssten sich zuvor 
damit einverstanden erklären, dass die Kassen-Versicherung auch diejenigen 
Unfälle umfasse, welche in dem Rahmen dieses Gesetzes liegen.« (Stenogr. 
Ber., S. 605). 

Die Berechtigung des Betriebs-Unternehmers, die volle Leistung der 
Versicherungs-Anstalt oder Kasse auf die ihm obliegende Entschädigung ein-. 
zurechnen, auch wenn er nur ein Drittel der Gesammt-Beiträge (die Hälfte 
der Beiträge des Arbeiters) gezahlt hat, ist jedenfalls nur aus der Voraus- 
setzung herzuleiten, dass die Versicherung sich auf Unfälle jeder Art, auch 
auf solche erstrecken werde, für welche dem Betriebs-Unternehmer die Haft- 
pflicht nicht obliegt, — dass also bei eintretendem Unfalle der Grund der 
Schuld gar nicht untersucht, sondern die versicherte Entschädigungs-Summe 
gewährt werde, gleichviel, wer die Gefahr des Unfalls gesetzlich zu tragen hat. 

Durch die Hinzufügung des $. 4 wurde beabsichtigt, der sonst unver- 
meidlichen Nothwendigkeit vorzubeugen, dass der Arbeitgeber sich bei der 
einen Kasse versichert gegen die Unfälle, die er zu decken hat, und der 
Arbeitnehmer sich bei einer anderen Kasse versichert gegen solche Unfälle, 
die nicht der Arbeitgeber zu decken, sondern er selbst zu tragen hat, — und 
dass alsdann bei jedem einzelnen Unfall missliche Weiterungen eintreten 
durch die Frage, ob derselbe zu derjenigen Gattung von Unfällen gehört, 
die unter der Haftpflicht dieses Gesetzes stehen oder nicht. 


Anderenfalls, nämlich bei Beschränkung der Versicherung auf die diesem 
Gesetze unterliegenden Unfälle, könnte doch lediglich der Grundsatz Geltung 
haben, dass die Rate der Anrechnung nach Proportion der Einzahlung abzu- 
messen sei; mit anderen Worten, dass dem Unternehmer, wie dem Arbeiter, 
einem Jeden nach Verhältniss der vom ihm gezahlten Prämie der Vortheil der 
Versicherungs-Summe zu Gute komme, — also z. B. der Unternehmer bei 
Zahlung eines Drittels der Prämie sich auch nur ein Drittel der Leistung der 
Versicherungs - Anstalt auf seine Entschädigungsschuld anrechnen könne. 
Weniger, wenn der Beitrag des Entschädigungs-Pflichtigen geringer, — mehr, 
wenn er höher ist. Diese Anschauung drückten zwei mit einander verwandte 
Anträge aus: 

a. »War der Getödtete oder Verletzte bei einer Versicherungs- Anstalt, Knappschafts-, 


Unterstützungs- oder ähnlichen Kasse versichert, so ist die Leistung der letzteren auf 
‘ die Gesammt-Entschädigung einzurechnen, 
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wenn und insoweit die Versicherung unter Mitleistung von Prämien oder anderen 
Beiträgen durch den Haftpflichtigen erfolgt ist.« 

b. »War der Getödtete oder Verletzte gegen den Unfall versichert, so findet die Einrech- 
nung der versicherten Leistung auf die Entschädigungs-Summe nur in dem Verhältniss 
statt, in welchem der Haftpflichtige bei den Gegen-Leistungen für die Versicherung be- 
theiligt war.« 

Beide Anträge wurden indessen abgelehnt. (Stenogr. Ber., 5. 493—496.) 

Ein Zwang gegen Knappschafts- oder gewerbliche Hülfs-Kassen für 
diejenigen Unfälle, für welche nach diesem Gesetze nunmehr der Unter- 
nehmer einzutreten hat, ihrerseits in Zukunft dieselben Leistungen zu 
gewähren, wie früher, wo die Haftpflicht des Unternehmers dafür gesetzlich 
nicht bestand, ist in keiner Weise gegeben. 

Ueberhaupt: falls die bei irgend einer Kasse versicherte Leistung nicht 
ausreicht, um die volle, nach diesem Gesetze zu bemessende Entschädigung 
zu decken, so bleibt das Fehlende dem Betriebs-Unternehmer zur Last. Auch 
ist es den Kassen unbenommen, sich für die von ihnen zu leistende Unfall- 
Entschädigung gegen den eigentlichen Urheber des Schadens den schuldigen 
Beamten, Aufsichtsführer etc., nach Massgabe der allgemeinen gesetzlichen 
Bestimmungen zu erholen. 


2. Istdie Versicherung gegen den Unfall ohne jede Mitleistung 
des Betriebs- Unternehmers bewirkt, so ist ein Vermögensrecht erworben, 
welches selbständig neben dem Anspruche auf Entschädigung seitens des Be- 
triebs-Unternehmers besteht und der Letzteren nicht einzurechnen ist, — 
ebensowenig wie etwa eine Vergütung, welche von dritter Seite her freiwillig 
gewährt wird. Dies ist auch bei den Verhandlungen des Reichstages wieder- 
holentlich betont worden. 

In den Motiven zum Gesetze heisst es zwar: 

»Als selbstverständlich darf vorausgesetzt werden, dass der Richter bei Abschätzung 
des Schadens auch darauf werde Rücksicht zu nehmen haben, ob etwa dem Verletzten 
oder den Hinterbliebenen des Getödteten, insbesondere auf Grund von Leistungen des 
Ersatzpflichtigen , Pensions- und sonstige Entschädigungs-Ansprüche zur Seite stehen. 
Nur die Schadloshaltung, nicht die Bereicherung des Beschädigten kann das Gesetz im 
Auge haben.« 

Diese Voraussetzung wird jedoch nur dahin Geltung haben können, dass 
der Verletzte nicht durch den Haftpflichtigen doppelt, einmal auf Grund 
dieses Gesetzes und dann auf Grund irgend eines anderen Titels, namentlich 
der Angehörigkeit zu einer Versicherungs-Kasse, entschädigt werden soll. 
Die durch eigene Beiträge erkaufte Versicherungs-Summe kann nicht unter 
den Gesichtspunkt einer Bereicherung fallen. 

Abweichend stellt sich indessen diese Frage für die Hinterbliebenen des 
Getödteten. Da diese nämlich nach $. 3 nur insoweit Ersatz fordern können, 
als ihnen in Folge des Todesfalles der Unterhalt entzogen ist, so tritt, wenn 
sie von einer Versicherungs-Anstalt eine auf den Todesfall versicherte Lei- 
stung empfangen, die Haftpflicht dieses Gesetzes nicht ein, insofern und 
insoweit jene Leistung zur Bestreitung des Lebensunterhalts hinreicht. 


3. Das nächste praktische Resultat des $. 4 besteht darin, dass die 
Leistungen der Knappschafts-Kassen und der Fabrik-Unterstützungs-Kassen 
dem Haftpflichtigen zu Gute kommen, wenn er zu denselben mindestens die 
Hälfte des Beitrags der Arbeiter steuert. Letzteres ist in Preussen wohl 
bei allen Knappschafts-Vereinen und der grossen Regel nach auch bei den 
Fabrik-Hülfskassen der Fall. Hinsichtlich der Leistungen der Knapp- 
schafts-Kassen vergl. $. 171 des Preuss. Allgemeinen Berg-Ge- 
setzes vom 24. Mai 1865, welcher Folgendes bestimmt: 
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»Die Leistungen, welche jeder Knappschafts-Verein nach näherer Bestimmung des 
Statuts seinen vollberechtigten Mitgliedern mindestens zu gewähren hat, sind: | 
1. in Krankheitsfällen eines Knappschafts-Genossen frei Kur und Arznei für seine 

Person; 

2. ein entsprechender Krankenlohn bei einer ohnejeigenes grobes ‚Verschulden ent- 
standenen Krankheit; 

3. ein Beitrag zu den Begräbniss-Kosten der Mitglieder und Invaliden ; 

4. eine lebenslängliche Invaliden - Unterstützung bei einer ohne grobes Verschulden 
eingetretenen Arbeitsunfähigkeit; 

ö. eine Unterstützung der Wittwen auf Lebenszeit, beziehungsweise bis zur etwaigen 

Wiederverheirathung; 

6. eine Unterstützung zur Erziehung der Kinder verstorbener Mitglieder und Invaliden 
bis nach zurückgelegtem vierzehnten Lebensjahre.« 

Die Hülfskassen der Fabriken sind inihren Leistungen sehr verschieden; 
mindestens pflegen sie für einen gewissen Zeitraum freie Kur und Arznei, 
ein Krankengeld und einen Beitrag zu den Begräbniss-Kosten zu gewähren. 

Man hat mit grossem Nachdrucke behauptet, dass die Leistungen der 
Knappschafts-Vereine in der Regel genügend sein würden, die Haftpflicht 
den Arbeitern gegenüber vollständig auszugleichen, so dass keine weiteren 
Zuschüsse des ersatzverpflichteten Werk-Besitzers erforderlich seien. Wenn 
indessen z. B. das neueste Statut des Niederschlesischen Knappschafts-Vereines 
dem Arbeiter, welcher in Folge einer bei der Werkarbeit ohne irgend grobes 
Verschulden erlittenen Körper-Verletzung invalide geworden ist, eine Pension 
von 4!/, Thlr. bis 8 Thlr. 3 Sgr. monatlich (letztere bei längster Dienstzeit), 
— ferner der Wittwe eines verunglückten Arbeiters 2 Thlr. 12 Sgr. bis 
4 Thlr. 24 Sgr. monatliche Pension und den vaterlosen Waisen eine Unter- 
stützung von 26 Sgr. 3 Pf. monatlich bewilligt, so ist dies kein »Schaden- 
ersatz« im Geiste unseres Gesetzes. 

Zu den im $. 4 gedachten Versicherungs-Anstalten etc. gehören nament- 
lich auch die Pensions-Kassen der Eisenbahnen. 

Ein Amendement wollte ausdrücklich bestimmen: 

»Beziehen der Verletzte oder die Erben des Getödteten aus Veranlassung des Unfall$ 
irgend eine Pension, so ist diese von der zu leistenden Gesammt-Entschädigung abzu- 
rechnen.« 

Dasselbe wurde jedoch zurückgezogen, weil der Bundes-Kommissar 
dessen Entbehrlichkeit mit folgenden Worten befürwortete: 

»Nach $. 3 soll Jemand entschädigt werden, nur soweit er Schaden hat: Schaden hat 
er aber nicht, wenn er in Folge des Unfalls und um des Unfalls willen anderwärts Ent- 
schädigung bekommt.« (Stenogr. Ber., S. 616.) 


Indessen gegen die unbedingte Richtigkeit dieser Erklärung ist zu er- 
innern, dass in dem -— wenngleich nicht wahrscheinlichen — F alle, dass der 
Verletzte sich aus eigenen Mitteln eine Pension versichert haben sollte, diese 
nicht füglich dem Ersatz-Verpflichteten zu Gute kommen könnte. 

Ueber die praktische Bedeutung und Würdigung des $. 4 ist uns aus 
dem Kreise der Unfall-Versicherung die folgende Aeusserung zugegangen: 


»Der $. 4 des Gesetzes muss als eine gänzlich misslungene Schöpfung betrachtet werden. 
Weit entfernt, die beabsichtigte Wirkung einer gemeinschaftlichen Versiche rung 
der Arbeitgeberund Arbeitnehmer herbeizuführen, bildet dieser Paragr. lediglich einen neuen 
Zankapfel zwischen denselben. Die Kranken-Kassen, zu denen die Arbeitgeber !/ oder 
mindestens 1/3 der Beiträge entrichten, weigern sich in der Regel, irgend welche Zahlungen 
für einen Verunglückten zu leisten, der nach ihrer Ansicht von dem Arbeitgeber auf Grund 
des Haftpflicht - Gesetzes zu entschädigen ist. Der Arbeitgeber verzichtet denn auch mei- 
stens auf die Leistungen der Kranken-Kassen in Haftpflichtsfällen, um peinlichen Erörte- 
rungen aus dem Wege zu gehen, da es in der That den Arbeitern schwer begreiflich zu 
machen ist, dass der Arbeitgeber die ganze Leistung der Kranken-Kasse in Abzug zu brin- 
‚gen berechtigt sei, während er nur 1/ oder 1/; der Beiträge geleistet hat. — 
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- Eine gemeinschaftliche Versicherung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer gehört zu den 
allerseltensten Ausnahmen. Die Arbeiter glauben, seit der Emanation des Haftpflicht-Ge- 
setzes, es überhaupt nicht mehr nöthig zu haben, sich gegen Unfälle zu versichern, und die 
wenigen Werke, welche ihre Arbeiter zu Beitragsleistungen für die Versicherung gegen die 
nicht-haftpflichtigen Fälle vermocht hatten, haben dies sehr bald bereut und meistens wieder 
rückgängig gemacht, weil die Arbeiter dann erstrecht nicht die freiwilligen Beitragsleistun- 
gen ihrer Arbeitgeber anerkannten und sich die übertriebensten Vorstellungen von den 
durch ihre Zahlungen erworbenen Rechten machten. 

Der $. 4 ist aber auch ungerecht, indem er dem Arbeiter ?/a der Beiträge aufbürdetund 
dem Arbeitgeber nur !/;. Er führt überdies zu anderen Ungerechtigkeiten und Verwicke- 
lungen verschiedener Art. Eine Versicherungs-Gesellschaft, welche für die gesetzlichen 
Haft-Verbindlichkeiten ihrer Mitglieder aufkommt, kann sich nicht daran kehren, ob die 
bezügliche Kranken-Kasse, welcher der Verunglückte angehört, viel, oder wenig, oderauch 
gar nichts dazu beiträgt. Sobald eben die gesetzliche Haftpflicht für das Mitglied vorliegt, 
leistet sie diesem vollen Schadenersatz. Das Mitglied bringt jedoch, von der Leistung der 
Versicherungs-Gesellschaft, die Seitens der Kranken-Kasse gezahlten Entschädigungen in 
Abzug. Da die letzteren ausserordentlich verschieden sind, so entstehen dadurch grosse 
Ungleichheiten unter den Mitgliedern, da die Einen grösseren, die Andern geringeren Vor- 
theil von den Leistungen der Kranken-Kassen ziehen. 

Wenn an Stelle des $. 4 die Bestimmung getroffen würde: während der Dauer der Kur 
nur 2/3 des Arbeitslohnes dem Verunglückten zu entschädigen, im Uebrigen aber ihm die 
vollen Leistungen der Kranken-Kassen zufliessen zu lassen, — so würde dadurch jeder 
Streit vermieden und dem thatsächlichen Bedürfnissam besten Rechnunggetragen werden.« 

4. Als erster Absatz des $. 4 wurde bei der zweiten Les ung von 

dem Reichstage folgende Bestimmung angenommen: 

» War der Getödtete oder Verletzte gegen den Unfall ohne Mitwirkung des Haftpflich- 
tigen und unter der Bedingung versichert, dass der Versicherer gegen den Haftpflich- 
tigen sich erholen dürfe, so wird die gezahlte Versicherungs-Summe auf die Beschädi- 
gungs- Summe abgerechnet, und der Versicherer kann den Ersatz derselben bis zur 
Höhe der Entschädigung selbständig von dem Verpflichteten fordern.« 

In der dritten Lesung fiel dieser Zusatz, — namentlich deshalb, weil 

er ein seinem Inhalte entsprechendes Vertragsrecht zwischen dem Geschädig- 
' ten und der Versicherungs-Anstalt voraussetze, bei dessen Vorhandensein 


aber gar nicht erforderlich erscheine. (Sten. Ber., S. 487, 604.) 


(Nichtigkeit von Verträgen, betr. Ausschluss der Haftpflicht.) 


$-5. Die in den $$. 1 und 2 bezeichneten Unternehmer sind nicht 
befugt, die Anwendung der in den $$. 1 bis 3 enthaltenen Bestimmungen 
zu ihrem Vortheil durch Verträge (mittelst Reglements oder durch besondere 
Uebereinkunft) im Voraus auszuschliessen oder zu beschränken. 
Vertrags - Bestimmungen, welche dieser Vorschrift entgegenstehen, 
haben keine rechtliche Wirkung. 
($. 4 des Entwurfs; vergl. die Motive des Regierungs-Entwurfes zu demselben S$. 1509.) 
$. 5 hat insbesondere den Schutz der Eisenbahn-Beamten und Ar- 


beiter gegen die ihnen anzusinnende Verzichtleistung auf die Wohlthat dieses 
Gesetzes vor Augen. Vergl. auch Anm. 1 zu $. 4. 


(Gerichtliehes Verfahren für Feststellung der Ersatz-Verbindlichkeit.) 
$-6. Das Gericht hat über die Wahrheit der thatsächlichen Be- 
hauptungen unter Berücksichtigung des gesammten Inhalts der Verhand- 
lungen nach freier Ueberzeugung zu entscheiden. 
Die Vorschriften der Landes-Gesetze über den Beweis durch Eid, so- 
wie über die Beweiskraft öffentlicher Urkunden und gerichtlicher Geständ- 
nisse bleiben unberührt. 
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Ob einer Partei über die Wahrheit oder Unwahrheit einer thatsäch- 
lichen Behauptung noch ein Eid aufzulegen, sowie ob und inwieweit über 
die Höhe des Schadens eine beantragte Beweis-Aufnahme anzuordnen oder 
Sachverständige mit ihrem Gutachten zu hören, bleibt dem Ermessen des 


Gerichts überlassen. 
(Entwurf $. 5, vergl. die Motive zu denselben oben S. 1509 —10.) 


1. Die in diesem und dem folgenden Paragr. ausgesprochene Erleich- 
terung des gerichtlichen Verfahrens, der Beweisführung und der Schadens- 
würdigung — die Anerkennung der freien richterlichen Ueberzeugung und 
des freien richterlichen Ermessens in der Schuld- und Schadensfrage ist von 
besonderer Wichtigkeit. In vielen Rechtsgebieten von Deutschland machte . 
die strenge Beweistheorie bisher den Erfolg der Schadenersatz-Klagen fast 
unmöglich3). Die Reform des Schadenersatz-Prozesses gehört zu den drin- 
gendsten Bedürfnissen der Gesetzgebung. Nach dem gegenwärtigen Gesetze 
hat nun der Richter unter Berücksichtigung aller Verhältnisse des einzelnen 
Falles und unter freier Beweiswürdigung zu entscheiden, wer den Unfall 
verschuldet, — worin der Schaden besteht, — welchen Umfang derselbe ge- 
nommen hat, — und wie für denselben Ersatz zu leisten. 


2. Zu Mülhausen im Elsass war von der dortigen »industriellen 
Gesellschaft« eine besondere »Unfall-Kommission« gebildet, welche bei ein- 
getretenen Unfällen den prozessualischen Streitigkeiten, sei’s durch gütlichen 
Vergleich, sei’s durch Schiedsspruch, vorbeugen soll. Ihre Wirksamkeit 
wurde sehr gerühmt. | 


3. Hier ist der zu $. 2 gestellte Zusatz-Antrag zu erwähnen, also lau- 


tend: 

»Der Beschädigte sowie der Betriebs-Unternehmer kann sofort nach geschehenem 
Unfalle die Ursache desselben durch Einnahme des Augenscheins sowie durch Ver- 
nehmung von Zeugen und Sachverständigen feststellen lassen. — Der hierauf gerich- 
tete Antrag ist innerhalb acht Tagen nach dem Unfalle beim Richter des Ortes anzu- 
bringen. Ueber diesen Antrag wird die Gegenpartei, wenn sie am Orte anwesend ist, 
gehört.« x 


Dieser Zusatz wurde jedoch abgelehnt, weil es nicht nothwendig befun- 
den wurde, durch diese spezielle Bestimmung über die Beweis- Aufnahme zum 
ewigen Gedächtnisse der Zivilprozess-Ordnung vorzugreifen. (Stenogr. Ber., 
S. 482.) 


Folgende zu $. 6 gestellte Anträge wurden nachträglich zurückgezogen : 


»Der Reichstag wolle beschliessen, den Reichskanzler aufzufordern, darauf Bedacht 
zu nehmen, dass die Deutsche Zivilprozess-Ordnung für Streitigkeiten, welche nach 
den Prozess-Grundsätzen dieses Gesetzes zu entscheiden sind, die Mitwirkung von Laien 
(Geschworenen, Schöffen) anordne, namentlich soweit die Feststellung der Entschädi- 
gungspflicht, die Höhe und die Art des Schadenersatzes in Betracht kommen.« (Vergl. 
Sten. Ber., S. 653, 654.) 

»Die Zuziehung von Sachverständigen muss jedoch erfolgen, wenn eine der beiden 
Parteien es verlangt. In diesem Falle steht jeder Partei die Ernennung der gleichen 
Zahl von Sachverständigen, dem Gerichte die Bestellung eines Obmanns zu.« (Vergl. 
Sten. Ber., S. 499.) 


Die Zurückziehung dieser Anträge erfolgte, weil gegen dieselben geltend 


3) In den Reichstags-Verhandlungen wurde ein Fall erwähnt, wo das Gericht einem 
an seinem Vermögen Beschädigten den Beweis auferlegt hatte, dass er ein Paar vernichtete 
Hausschuhe nicht nur gebraucht, sondern auch nothwendig gehabt und 1 Gulden 30 Kreuzer 
‚dafür bezahlt habe. 


8.7: Gerichtl. Feststellung, Ermässigung, Erhöhung etc. der Entschädigung. 1535 


gemacht wurde, dass die angeregten Fragen der Zuziehung von Geschworenen, 
resp. Sachverständigen , der definitiven und allgemeinen Regelung und Ent- 
scheidung der neuen Zivilprozess-Ordnung zu überlassen seien. (Stenogr. 
Ber., S. 494, 654.) 


(Gerichtliche Feststellung, Ermässigung, Erhöhung etc. der Entschädigung.) 


$. %. Das Gericht hat unter Würdigung aller Umstände über die Höhe 
des Schadens, sowie darüber, ob, in welcher Art und in welcher Höhe Sicher- 
heit zu bestellen ist, nach freiem Ermessen zu erkennen. Als Ersatz Für 
den zukünftigen Unterhalt oder Erwerb ist, wenn nicht beide Theile über die 
Abfindung im Kapital einverstanden sind, in der Regel eine Rente zuzu- 
billigen. 

Der Verpflichtete kann jederzeit die Aufhebung oder Minderung der 
Rente fordern, wenn diejenigen Verhältnisse, welche die Zuerkennung oder 
Höhe der Rente bedingt hatten, inzwischen wesentlich verändert sind. Ebenso 
kann der Verletzte, dafern er den Anspruch auf Schadenersatz innerhalb 
der Verjährungsfrist ($. 8) geltend gemacht hat, jederzeit die Erhöhung oder 
Wiedergewährung der Rente fordern, wenn die Verhältnisse, welche für die 
Feststellung, Minderung oder Aufhebung der Rente massgebend waren, 
wesentlich verändert;sind. 

Der Beschüdigte kann auch nachträglich die Bestellung einer Sicherung 
oder Erhöhung derselben fordern, wenn die Vermögens-Verhültnisse des 
Verpflichteten inzwischen sich verschlechtert haben. 


Der $. 7 ist auf Beschluss des Reichstages neu hinzugefügt. 


1. Es verdient hier an die strafrechtlichen Bestimmungen über 
fahrlässige Tödtung oder Körper-Verletzung zu erinnern. Das »Deutsche 
Strafgesetzbuch« besagt: 


$- 222. Wer durch Fahrlässigkeit den Tod eines Menschen verursacht, wird mit 
Gefängniss bis zu drei Jahren bestraft. 

Wenn der Thäter zu der Aufmerksamkeit, welche er aus den Augen setzte, ver- 
möge seines Amtes, Berufes oder Gewerbes besonders verpflichtet war, so kann die 
Strafe bis auf fünf Jahre Gefängniss erhöht werden. 


$. 230. Wer durch Fahrlässigkeit die Körper-Verletzung eines Anderen verur- 
sacht, wird mit Geldstrafe bis zu dreihundert Thalern — 900 M. — oder mit Gefängniss 
bis zu zwei Jahren bestraft. 

War der Thäter zu der Aufmerksamkeit, welche er aus den Augen gesetzt hat, 
vermöge seines Amtes, Berufes oder Gewerbes besonders verpflichtet, so kann die 
Strafe auf drei Jahre Gefängniss erhöht werden. 


$. 231. In allen Fällen der Körper-Verletzung kann auf Verlangen des Verletzten 
neben der Strafe auf eine an denselben zu erlegende Busse bis zum Betrage von 
zweitausend Thalern — 6000 M. — erkannt werden. 

Eine erkannte Busse schliesst die Geltendmachung eines weite- 
ren Entschädigungs-Anspruches aus. 

Für diese Busse haften die zu derselben Verurtheilten als Gesammtschuldner. 

$. 232. Die Verfolgung — aller durch Fahrlässigkeit verursachten Körper -Ver- 
letzungen ($$. 222 und 230) tritt nur auf Antrag ein, insofern nicht die Verletzung mit 
der Uebertretung einer Amts-, Berufs- oder Gewerbepflicht begangen worden 
ist®). 


*) Die Bestimmung, dass es zur Verfolgung einer mit Uebertretung einer Gewerbe- 
pflicht zugefügten Körper-Verletzung keines Antrages bedarf, bezieht sich nicht blos auf 
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Der Verletzte hat also die Wahl zwischen dem Antrage auf Zuerkennung 
der im $. 231 des Strafgesetzbuches vorgesehenen Busse im Strafprozesse, 
oder aber der Verfolgung seines Ersatz- Anspruches im Wege des Gesetzes 
vom 7. Juni 1871. Das Eine schliesst das Andere aus. 

Nach 8$. 195 und 232 St.-G.-B. haben, wenn Ehefrauen oder unter vä- 
terlicher ‚Gewalt stehende Kinder verletzt sind, sowohl die Verletzten, als 
deren Ehemänner und Väter das Recht, auf Bestrafung anzutragen. 

Der zum Straf-Antrage Berechtigte muss diesen Antrag binnen drei Mo- 
naten stellen. ($. 61.) 


2. Als Ersatz des verkümmerten persönlichen Erwerbes empfiehlt sich 
am Meisten die Natur der Rente. Auch lässt sich in der ersten Zeit nach 
Eintritt des Unfalles oft noch kein sicheres Urtheil über das Mass der durch 
denselben bewirkten Verminderung der Erwerbsfähigkeit fällen, — nament- 
lich nicht, wenn es auf Würdigung des Einflusses ankommt, der eine Beschä- 
digung auf das Allgemeinbefinden ausübt. Dies lässt sich in der Regel erst 
nach Ablauf einer längeren Zeit feststellen. In den Reichstags-Verhandlungen 
wurde mehrfach auf die Erfahrung hingewiesen, dass der Verlust des einen 
Auges mit der Zeit den Verlust der Sehkraft auch des anderen Auges, selbst 
Geistesstörung nach sich ziehen kann. Auch deshalb verdient in der Mehr- 
zahl der Fälle die Entschädigung in Form einer Rente, welche erhöht oder 
gemindert werden kann, den Vorzug. Durch das Erkennen auf Rente tritt 
aber die Frage der Sicherheits-Bestellung sehr in den Vordergrund. 


3. Der Haftpflichtige kann von der Rentenzahlung z. B. durch Wieder- 
verheirathung der Wittwe, durch anderweite Versorgung der Waisen, durch 
Wiederanstellung des Verletzten befreit werden. 


4. Unter dem Ausdrucke: »der Verletzte«, sind auch seine Rechts- 
nachfolger und die zur Forderung des Unterhalts gegen ihn Berechtigten zu 
verstehen. 


5. Eine Erhöhung oder Wiedergewährung der Rente kann der 
Verletzte natürlich nur in dem Falle verlangen, dass seine Verhältnisse in 
Nachwirkung seiner Beschädigung sich verschlimmert haben, — dagegen als- 
dann namentlich nicht, wenn diese Verschlimmerung eine Folge zunehmen- 
den Alters oder gar nachweisbar eigener Verschuldung ist. 

»Eine Aufhebung oder Minderung der Rente, wenn die- 
jenigen Verhältnisse, welche die Zuerkennung oder Höhe 
der Rente bedingt hatten, inzwischen wesentlich verändert 
sind«, — wird — was den Verletzten selbst betrifft — voraussetzen, dass 
diese Veränderung in einer Behebung oder Minderung der durch den Unfall 
herbeigeführten Erwerbs-Unfähigkeit besteht. Sie wird also bei anderweiter 
Versorgung des Verletzten, nicht aber auch dann zulässig sein (wie ein Redner 
im Reichstage besorgte), »wenn die Vermögens-Verhältnisse des Arbeiters 
sich durch Fleiss und Sparsamkeit gebessert haben «. 


6. Zum $. 7 war folgender Zusatz- Antrag gestellt, der abgelehnt 
wurde, weil ein Bedürfniss dafür nicht vorzuliegen schien: 
»Während der Anhängigkeit einer Klage auf Entschädigung gegen einen dazu Ver- 


pflichteten ruht die Verjährung der Forderungen gegen andere Verpflichtete«. (Stenogr. 
Ber., S. 62i—625.) 


en 


diejenigen Gewerbe, zu deren Betrieb eine staatliche Genehmigung erforderlich ist. (Er- 
. kennt. des Preuss. Ober-Tribunals v. 5. Oktbr. 1871. Oppenhoff, Rechtsprechung, 
Bd. 12,:8,,498.) | 


88.8.9. Verjährung der Ansprüche auf Schadenersatz. Vorbehalt der Landes-Ges. 1537 


(Verjährung der Ansprüche auf Schadenersatz.) 
$. 8. Die Forderungen auf Schadenersatz ($$. 1 bis 3) verjähren in 
zwei Jahren vom Tage des Unfalls an. Gegen denjenigen, welchem der Ge- 
tödtete Unterhalt zu gewähren hatte ($. 3, Nr. 1), beginnt die Verjährung 
mit dem Todestage. Die Verjährung lüuft auch gegen Minderjährige und 
diesen gleichgestellte Personen von denselben Zeitpunkten an, mit Ausschluss 
der Wiedereinsetzung. 


(Vergl. $. 6 der Regierungs-Vorlage und Motive zu dieser, oben S. 1510.) 


1. Bei Unfällen der in Rede stehenden Art entzieht sich der thatsäch- 
liche Vorgang in der Regel nach Verlauf einiger Zeit jeder sicheren Prüfung 
und Feststellung. Hieraus folgt das Bedürfniss einer nicht zu langen Ver- 
jährungsfrist. Insbesondere werden für den Eisenbahn - Unternehmer die 
Schwierigkeiten der ihm obliegenden Beweislast zu gross. 

Mit dem Ablaufe von 2 Jahren nach dem Tage des Unfalls verjähren 
sämmtliche Ansprüche auf Schadenersatz, — vorbehaltlich der im $. 7 vor- 
gesehenen Erhöhung der Rente. Auch nachweisbar erst später eingetretene 
Schäden des Unfalls sind dann nicht weiter verfolgbar. Wenn also der Un- 
fall erst 2 Jahre nachher den Tod zur Folge hat, so würde kein Anspruch 


auf Ersatz der Beerdigungs-Kosten, — und wenn die Erwerbs-Unfähigkeit 
erst 2 Jahre nach dem Unfall als Folge desselben hervortritt, dieserhalb kein 
Entschädigungs- Anspruch stattfinden. — Eine Ausnahme macht das Ge- 


setz für die Unterhalts-Forderungen der Hinterbliebenen eines Getödteten. 
Voraussetzung für jede Geltendmachung eines Anspruchs der Hinterbliebe- 
nen ist jedoch, dass das Recht des Erblassers nicht bereits (durch Verjährung 
oder Vergleich) gänzlich erloschen war. Andernfalls werden die Erben auch 
keinen Anspruch auf Ersatz der Beerdigungs-Kosten haben. (Stenogr. Ber., 
8. 621, 622). 

2. Abgelehnt wurde folgender Antrag: 


»Für die Aburtheilung der auf dieses Gesetz sich gründenden Schaden-Ansprüche 
ist neben den Gerichten, welche nach den jedesmaligen Landes-Gesetzen zuständig 
sind, immer auch das Gericht des Ortes, an welchem der Unfall stattgefunden hat, zu- 
ständig.« 


Der Gerichtsstand für Klagen über Unfälle m Fabriken wird also der 


Regel nach der persönliche Gerichtsstand des Fabrikbesitzers sein. 


(Vorbehalt der Landes-Gesetze.) 

$. 9. Die Bestimmungen der Landes - Gesetze, nach welchen ausser 
den in diesem Gesetz vorgesehenen Fällen der Unternehmer einer in den 
$$. 1 und 2 bezeichneten Anlage oder eine andere Person, insbesondere 
wegen eines eigenen Verschuldens für den bei dem Betriebe der Anlage 
durch Tödtung oder Körperverletzung eines Menschen entstandenen Scha- 
den haftet, bleiben unberührt. 

Die Vorschriften der $$. 3, 4, 6, bis 8 finden auch in diesen Fällen An- 
wendung, jedoch unbeschadet derjenigen Bestimmung der Landes-Gesetze, 
welche dem Beschädigten einen höheren Ersatz-Anspruch gewähren. 

(Entwurf $. 7; vgl. diesen und Motive dazu S. 1510.) 
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1. Zu den anderen Personen«, welche wegen eigenen Verschuldens 
haftbar sein können, wird unter Umständen der Dampfkessel-Fabrikant ge- 
hören, wenn ihn entweder in der Wahl des Materials oder in der Konstruk- 
tion des Dampfkessels ein schuldbares Versehen trifft, das einen Unfall ver- 
ursacht. 

Für Preussen und zwar für das Gebiet des Allgemeinen Land- 
rechts bestimmt dies Gesetzbuch im Titel 6, Theil 1, $. 98—129 über den 
Schadenersatz, als Folge einer Tödtung oder Körper-Verletzung, und berührt 
dabei insbesondere auch den Ersatz-Anspruch eines Verletzten »wegen ver- 
ursachter Unfähigkeit zur Fortsetzung eines Gewerbes oder Erschwerung des 
Betriebes «. 


2. Absatz 1 ist dahin zu verstehen, 

dass die Bestimmungen der Landes-Gesetze unberührt bleiben, nach 
denen 

a. der Unternehmer ausser den in diesem Gesetze vorgesehenen Fällen, 

b. eine andere Person, sei’s in, sei’s ausser den Fällen dieses Gesetzes, 

namentlich wegen eigenen Verschuldens, | 
haftbar ist. 

Es bleibt also dem Beschädigten, welcher nicht anderweit zu seinem 
Ersatz-Anspruche kommt, oder der diesen Weg vorzieht, unbenommen, sich 
an dem eigentlichen Urheber des Schadens, namentlich an dem schuldbaren 
Betriebsführer, nach Massgabe der Allgemeinen landesgesetzlichen Vor- 
schriften zu erholen; jedoch nur innerhalb der Verjährungsfrist des $. 8. — 

Die Regressklage des Betriebs-Unternehmers, sowie einer Versicherungs- 
Anstalt gegen den schuldigen Urheber des Unfalls wird von diesem Gesetze 
gar nicht berührt, unterliegt also auch nicht der Verjährung des $. 8. 

Beispielshalber seien hier folgende Bestimmungen des Preussischen 
Allgemeinen Landrechts, Theil I, Tit. 6 erwähnt: 


$. 24. Dass Jemand durch die Schuld eines Anderen beschädigt worden, wird nicht 
vermuthet. 


$. 25. Wer aber in der Ausübung einer unerlaubten Handlung sich befunden hat, 
der hat die Vermuthung wider sich, dass ein bei solcher Gelegenheit entstandener Scha- 
den durch seine Schuld sei verursacht worden. 


$. 26. Insonderheit muss der, welcher ein auf Schadens-Verhütungen abzielendes 
Polizei-Gesetz vernachlässigt, für allen Schaden, welcher durch die Beobachtung 
des Gesetzes hätte vermieden werden können, ebenso haften, als wenn derselbe aus 
seiner Handlung unmittelbar entstanden wäre. i 


$. 59. Wer wissentlich etwas geschehen lässt, was er zu verhindern schuldig und 
vermögend gewesen, hat eben die Verantwortung, als ob er solches befohlen hätte. 


(Vgl. Erkenntn. des Preuss. Ober-Tribun. vom 17. November 1871. 
Striethorst Archiv, Bd. 83, S. 138.) 


3. Das »Allgemeine Preussische Berg-Gesetz« v. 24. Juni 
1865 schreibt über das Verfahren bei Unglücksfällen Folgendes vor: 


$. 204. Ereignet sich auf einem Bergwerke unter oder über Tage ein Unglücksfall, 
welcher den Tod oder die schwere Verletzung einer oder mehrerer Personen herbei- 
geführt hat, so ist der Betriebsführer und im Verhinderungsfalle der denselben ver- 
tretende Gruben-Beamte zur sofortigen Anzeige an den Revier-Beamten und an die 
nächste Polizei-Behörde verpflichtet. 


$« 205. Der Revier-Beamte ordnet die zur Rettung der verunglückten Personen oder 
zur Abwendung weiterer Gefahr erforderlichen Massregeln an. | 

Die zur Ausführung dieser Massregeln nothwendigen Arbeiten und Hülfsmittel hat 
der Besitzer des Bergwerks zur Verfügung zu stellen. 

Die Besitzer benachbarter Bergwerke sind zur Hülfsleistung verpflichtet. 


$. 206. Sämmtliche Kosten für die Ausführung der im $. 205° bezeichneten Mass- 
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regeln trägt der Besitzer des betreffenden Bergwerks, vorbehaltlich des Regress-An- 
spruches gegen Dritte, welche den Unglücksfall verschuldet haben. 
4. Folgender, hinter $. 9 einzuschaltender Zusatz war beantragt, wurde 
aber, als selbstverständlich und überflüssig, abgelehnt: | 
»Die in $$. 1 und 2 bezeichneten Unternehmer sind nicht befugt, einen Ersatz-Be- 


rechtigten mittelst der Einrede der Vorausklage oder der Theilung an eine andere ne- 
ben dem Unternehmer haftende Person zu verweisen.« (Stenogr. Ber., 8. 625.) 


(Bestellung des Reichs-Ober-Handels-Gerichts als letzte Instanz für Streitfälle in 
Betreff der Haftpflicht.) 


$.10. Die Bestimmungen des Gesetzes, betreffend die Errichtung 
eines obersten Gerichtshofes für, Handelssachen, vom 12. Juni 1869, sowie 
die Ergünzungen desselben werden auf diejenigen bürgerlichen Rechts- 
Streitigkeiten ausgedehnt, in welchen durch die Klage oder Widerklage 
ein Anspruch auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes oder der in $.9 er- 
wähnten landesgesetzlichen Bestimmungen geltend gemacht wurd. 


1. Die Einführung der Zuständigkeit des Reichs-Oberhandels-Gerichts 
durch $. 10 beruht auf Anträgen aus der,Mitte des Reichstags. 


2. Das Reichs-Oberhandels-Gericht hat seinen Sitz in Leipzig. Dasselbe 
ist in Handelssachen der oberste Gerichtshof für das ganze Reichsgebiet und 
zwar nach Art. 80 der Verfassung des Deutschen Bundes (Bund.-Ges.-Bl. 
1870, $. 648) für diesen, — ferner durch $. 5 des Gesetzes v. 22. April 1871 
(Reichs-Ges.-Bl., S. 89) auch für Bayern in Wirksamkeit getreten, endlich 
durch Gesetz vom 14. Juni 1871 (a. a. O., S. 315) zum obersten Gerichtshof 
für Elsass-Lothringen bestellt — mit derjenigen Zuständigkeit, welche 
nach den Landes-Gesetzen desjenigen Gebiets, innerhalb dessen die Sache 
in erster Instanz anhängig geworden ist, dem obersten Gerichtshofe gebührt. 
Vgl. Archiv, Bd. IIL, S. 741 ff. u. gegenwärtigen Bd., S. 1419 fl. 

‚Urkundlich u. s. w. 

Gegeben Berlin, den 7. Juni 1871. 


Zu dem Gesetze selbst wurden von dem Reichstage noch folgende Reso- 
lutionen angenommen: 
Den Reichskanzler aufzufordern : ' 

‘1. »jedenfalls in der nächsten Session, unter Mittheilung des bis dahin zu 
beschaffenden statistischen Materials, den Entwurf eines Gesetzes vorzu- 
legen, welches Normativ-Bedingungen für die Errichtung von Kranken-, 
Hülfs- und Sterbe-Kassen für die Gesellen, Gehülfen und Fabrik-Ar- 
beiter anordnet; 

2. Erhebungen zu veranstalten, welche die Grundlage für die Gestaltung 
gegenseitiger Versicherung der gewerblichen und landwirthschaftlichen 
Beamten und Arbeiter gegen die wirthschaftlichen Folgen der Körperver- 
letzung und Tödtung in ihrem Berufe — sowie für die Bildung von 
Allgemeinen Altersversorgungs- und Invaliden - Kassen umfassen«. 
(Stenogr. Ber., $. 654 folg.) 

Einen Erfolg haben diese Resolutionen bisher nicht gehabt. 
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Anlagen zum Gesetz vom 7. Juni 1871. 


A, Verein der Privat-Eisenbahnen im Deutschen Reiche. 


Vereinbarung in Betreff der gemeinsamen Tragung der Entschädigungen für Eisenbahn-Unfälle. 


Unter den Voraussetzungen und in dem Masse, wie in den nachfolgen- 
den Paragraphen angegeben ist, werden die Entschädigungen, welche für 
grössere, Passagieren oder andern, nicht in der Ausübung des Eisenbahn- 
Betriebsdienstes begriffenen Personen, zugestossene oder von ihr den Ge- 
setzen nach zu vertretende Unfälle (Tödtungen oder körperliche Verletzungen), 
von einer Eisenbahn-Verwaltung zu zahlen sind, von allen denjenigen Eisen- 
bahn-Verwaltungen gemeinschaftlich getragen, welche ihren Beitritt zu dieser 
Vereinbarung erklären. 


$- 1. Die gemeinschaftliche Tragung einer Entschädigung für die vorbezeichneten 
Fälle findet nur insoweit statt, als sie bei einem Unfalle im Ganzen einen Betrag von 
5000 Thlr. in Kapital übersteigt; Renten von unbestimmter Dauer werden hierbei, als zum 
12!/gfachen Betrage kapitalisirt, angerechnet. Entschädigungen, welche unter diesem Be- 
trage bleiben, und von höheren Entschädigungen dieser Betrag, fallen der Verwaltungallein 
zur Last, welche den Gesetzen nach die Schäden zu vertreten hat. 

Die über 5000 Thlr. hinausgehenden Entschädigungs-Beträge werden so repartirt, dass 
vorweg 5 Prozent von denselben der zunächst vertretungspflichtigen Eisenbahn in Rech- 
nung gestellt werden und der Rest auf alle Verwaltungen nach dem im $. 7 angegebenen 
Massstabe vertheilt wird. 

Alle gerichtlichen und aussergerichtlichen Regulirungs-Kosten werden, wenn die Ge- 
sammt-Entschädigung ohne solche Kosten mehr als 5000 Thlr. beträgt, von der Gemein- 
schaft getragen, resp. der Gesammt- Entschädigungssumme hinzugerechnet ; — wenn die 
Gesammt- Entschädigung hinter jener Summe zurückbleibt, von der zunächst haftenden 
Verwaltung. 


$- 2. Die zunächst vertretungspflichtige Eisenbahn regelt in eigenem Namen die Er- 
satzansprüche, welche gegen sie erhoben werden; sie wird hierbei mit derselben Sorgsam- 
keit verfahren, als ob es sich nur um ihr eigenes Interesse handele, sie wird namentlich 
Entschädigungs-Ansprüche nur soweit zugestehen, als sie dieselben nach sorgfältiger Prü- 
fung für gerechtfertigt erkennt. Dieregulirende Verwaltung hat die volle Befugniss, sowohl 
die Berechtigung eines Entschädigungs-Anspruches überhaupt anzuerkennen, als auch die 
Höhe der Entschädigung und die Form, in welcher sie gewährt werden soll, also nament- 
lich, ob in Kapital oder in Rente, zu vereinbaren, oder aber den Rechtsweg zu beschreiten. 
Regress-Ansprüche gegen solche Personen, welche für einen zunächst von der Eisenbahn 
zu vertretenden Unfall haftbar sind (gegen Eisenbahn-Offizianten wie gegen dritte Perso- 
nen), werden von der regulirenden Verwaltung nach ihrem Ermessen und in ihrem Namen 
verfolgt. Die durch den Regress erlangte Summe wird nach’ demselben Masstab vertheilt 
wie die Entschädigung, wobei der von der regulirenden Verwaltung vorweggetragene Be- 
trag von 5000 Thlr. erst nach Deckung der übrigen Beiträge zur Erstattung kommt. 


$- 3. Die Vertretung der Gesammtheit wird durch den Ausschuss des Vereins wahr- 
genommen. 

Jede Verwaltung, auf deren Bahn ein Unfall, für welchen die Gesammtheit nach den 
vorstehenden Prinzipien voraussichtlich zu haften hat, vorgekommen ist, wird deshalb von 
en Den, baldthunlichst der vorsitzenden Direktion des Ausschusses vorläufige Anzeige 
machen. 


$. 4. Die Zahlung der Entschädigungen, sowohl der einmaligen als auch der fortlau- 
fenden, an die Entschädigungs-Berechtigten, erfolgt durch die regulirende Verwaltung und 
in deren Namen. Die Haftung der Gesammtheit ist nur eine innere ‚ das Publikum nicht 
berührende Angelegenheit des Vereins. 


$. 5. Die Liquidation der gezahlten Entschädigungen geschieht bei der vorsitzenden 
Direktion des Ausschusses; übernommene Renten werden hierbei nach ihrem wahrschein- 
lichen Kapitalwerthe und höchstens mit dem 12!/gfachen Betrage berechnet. 
Jeder Liquidation ist eine genaue, von der obersten verwaltenden Behörde der Eisen- 
Sachdarstellung beizufügen. Diese soll enthalten eine kurze und präzise 
ngabe 
des beschädigenden Ereignisses und der Ursache desselben ; 
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der beschädigten Personen, der Art ihrer Beschädigung und des Zusammenhanges 
derselben mit dem beschädigenden Ereignisse, der zur Forderung einer Entschädigung 
berechtigten Personen und der Grundsätze, nach welchen das Mass der Entschädigung 
festgestellt und vorkommenden Falles eine dauernde Entschädigung in Kapital umge- 
wandelt ist. 

Den Sachdarstellungen sind die Akten beizufügen. 


$.6. Die vorsitzende Direktion wird die Sachdarstellungen prüfen, wenn nöthig, aus 
den Akten vervollständigen und sodann der nächsten Sitzung des Ausschusses zum Be- 
schlusse vorlegen. Dieser hat die von der Gemeinschaft zu übernehmenden Entschädigungen 
festzusetzen. 

Gegen den Beschluss des Ausschusses steht der liquidirenden Verwaltung die Berufung 
an das Plenum des Vereins zu, dessen Entscheidung sie sich, unter Ausschluss des Rechts- 
weges, zu unterwerfen hat. 

Die vorsitzende Direktion wird die liquidirenden Verwaltungen zu der Ausschuss- 
Sitzung, in welcher über ihre Liquidationen beschlossen wird, einladen. 

8. 7. Die vorsitzende Direktion wird die nach den Ausschuss-Beschlüssen von der 
Gesammtheit zu übernehmenden Beträge jährlich in einer Abrechnung zusammenstellen 
und auf sämmtliche Verwaltungen repartiren. 

Die Repartition geschieht zur Hälfte nach der Zahl der gesammten Wagen-Axmeilen, 
zur Hälfte nach der Gesammtzahl der Personen-Meilen, welche für diesen Zweck in der 
Art besonders berechnet werden, dass 

einfach die Personen-Meilen der IV. Klasse; dreifach und für Bahnen, auf welchen die 
IV. Klasse nicht besteht, zweifach, die Personen-Meilen der Ill. Klasse; 
sechsfach die Personen-Meilen der II. Klasse; 
zehnfach - - - Ze. A 
in Ansatz kommen. 

Bei jedem Unfalle werden die Daten desjenigen Kalender-Jahres zu Grunde gelegt, 
in welchem er sich ereignet hat. 

Der Abrechnung wird eine kurze Uebersicht über die zur Liquidation gebrachten Ent- 
schädigungen beigefügt. 

Die Abrechnung wird für jede Verwaltung Schuld und Guthaben, und an wen, resp. 
von wem solches zu zahlen ist, nachweisen und jeder Verwaltung zugefertigt werden. 

Auf Grund dieser Abrechnung erfolgt die Ausgleichung zwischen den Verwaltungen. 

Erinnerungen gegen die Abrechnung, welche aber die Ausgleichung nicht verzögern 
sollen, sind bei der vorsitzenden Direktion anzubringen und von derselben in einer Nach- 
trags-Abrechnung zu erledigen. 

$. 8. Die Vereinbarung tritt am 1. April 1872 in Wirksamkeit. Jede Verwaltung kann 
aus der Gemeinschaft austreten, jedoch nur am Ende eines Kalender-Jahres auf vorherge- 
gangene 6monatliche Kündigung und unbeschadet der bis zum Rücktritt eingegangenen 
Verpflichtungen. Bis zum Ende des Jahres 1875 sind indessen die zugetretenen Verwal- 
tungen an die Vereinbarung gebunden, eine Kündigung kann also zuerst auf den Schluss 
des Jahres 1875 erfolgen. 


B. Preussische Zirkular-Verfügung an sämmtliche Bezirks-Regierungen 
vom 27. April 1871. 


(Ministerial-Blatt für die innere Verwaltung, S. 227, 228.) 


»ZurSicherung der bei gewerblichen Unternehmungen be- 
schäftigten Arbeitergegen Gefahr für Lebenund Gesundheit 
sind in der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 der $. 107 und die dem- 
selben entsprechende Strafbestimmung des $. 148, Nr. 10 aufgenommen. 
Ausserdem können nach $. 18 bei denjenigen gewerblichen Anlagen, zu 
deren Errichtung nach $. 16 und 24 eine besondere Genehmigung erforder- 
lich ist, Anordnungen, welche zum Schutze der Arbeiter gegen die gedachten 
Gefahren nothwendig sind, unter die Bedingungen aufgenommen werden, 
an welche die Genehmigung geknüpft wird. Zuwiderhandlungen gegen 
solche Anordnungen unterliegen der strengeren Strafbestimmung des $. 147, 
Nr. 2, und es kann eventuell die Polizei-Behörde,, die im Schlusssatze dieses 
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Paragraphen erwähnten polizeilichen Zwangsmittel gegen die Unternehmer 


in Anwendung bringen. ER 

Die Kgl. Regierung wird es als ihre Aufgabe anzusehen haben, in jedem 
Konzessions-Verfahren ex officio auch die Frage zu prüfen, welche Anforde- 
rungen zur Vermeidung der im Gesetze erwähnten Nachtheile für die Ar- 
beiter an den Antragsteller zu erheben sind. Dabei wird von dem Grundsatze 
auszugehen sein, dass jeder Unternehmer in dieser Beziehung alles dasjenige 
zu leisten hat, was erfahrungsmässig und nach dem jeweiligen Stande der 
Technik für den fraglichen Gewerbe-Betrieb als bewährt und ausführbar an- 
zusehen ist. 

Bei denjenigen gewerblichen Betrieben und Anlagen, zu denen eine 
besondere Genehmigung nicht erforderlich, oder bei deren Genehmigung 
seiner Zeit Anordnungen, welche den gegenwärtig zu stellenden Anforde- 
rungen genügen, nicht getroffen sind, kann die Absicht des Gesetzes nur 
durch eine sorgfältige und konsequente Handhabung der in den $$. 107 und 
148, Nr. 10 gegebenen Bestimmungen erreicht werden. Die Kgl. Regierung 
wird deshalb dafür Sorge zu tragen haben, dass es in keinem Falle, wo eine 
Verletzung der Vorschrift des$. 107 konstatirt wird, an der »voraufgegangenen 
Aufforderung der Behörde« fehle, von welcher der $. 148, Nr. 10 die Straf- 
barkeit der Zuwiderhandlungen gegen jene Vorschrift abhängig macht. 

Zu dem Ende veranlasse ich die Kgl. Regierung, die in ihrem Bezirke 
vorhandenen gewerblichen Unternehmungen, deren Betrieb mit Gefahren für 
die darin beschäftigten Arbeiter verbunden ist, zu ermitteln, die zur Siche- 
rung gegen diese Gefahren nothwendigen Einrichtungen festzustellen und zu 
deren Herstellung binnen einer angemessenen Frist die betreffenden Unter- 
nehmer aufzufordern. | 

Entstehen Zweifel darüber, was in dieser Beziehung billiger Weise ge- 
fordert werden kann, so sind zuvor einzelne intelligente und wohlwollende 
Unternehmer, auch nach Umständen unbetheiligte Sachverständige zu hören. 
Für die Folgezeit sind die Polizei-Behörden anzuweisen, die Befolgung der 
Vorschrift des $. 107 fortlaufend zu überwachen und, wo sich ein Bedürfniss 
zeigt, so weit erforderlich nach Einholung vorgängiger Instruktion von der 
Kgl. Regierung, die nöthigen Aufforderungen an die Unternehmer zu richten.« 


Der Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Hieran schliesst sich die Zirkular-Verfügung desselben Ministeriums v. 
7. April 1871 mit folgenden Vorschriften: 


»Die Anforderungen, welche auf Grund des $. 107 der Reichs-Gewerbeordnung hin- 
sichtlich der gesunden und gefahrlosen Beschaffenheit zu stellen sind, können zwar 
auch für bestehende gewerbliche Anlagen durch allgemeine Verordnungen oder spezielle 
Verfügungen zur Geltung gebracht werden, die Durchführung solcher Anordnungen 
wird indessen häufig, namentlich so weit die vorhandenen Uebelstände in baulichen 
Einrichtungen ihren Grund haben, daran scheitern, dass sie mit unverhältnissmässi- 
gen Opfern für die Unternehmer verbunden ist. Es ist daher von Wichtigkeit, Vorsorge 
zu treiien, dass gleich bei der ersten Einrichtung jeder gewerblichen Anlage dem 
Schutze der Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gesundheit, namentlich in bauli- 
cher Beziehung, die erforderliche Berücksichtigung zu Theil werde. Bei denjenigen 
Anlagen, welche unter $. 16 der Reichs-Gewerbe-Ordnung fallen, bietet das Konzessions- 
verfahren hierfür eine ausreichende Handhabe; bei allen übrigen Anlagen kann der 
Zweck nur erreicht werden, wenn mit der baupolizeilichen Genehmigung für ein Ge- 
bäude, welches für eine gewerbliche Anlage bestimmt ist, dem Unternehmen zugleich 
die auf Grund $. 107 der Reichs- Gewerbeordnung zu stellenden Anforderungen zur 
Beachtung mitgetheilt werden. Um dies möglich zu machen, werden, soweit die 
bestehenden Baupolizei-Ordnungen nicht etwa schon ausreichende Vorschriften enthal- 
ten, im Wege der Bezirks- oder Ortspolizei-Verordnung Bestimmungen zu treffen sein, 
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wonach gleichzeitig mit demAntrage aufErtheilung der Bau-Erlaubniss für jedes einem 
gewerblichen Betriebe bestimmte Gebäude, Art und Umfang des Betriebes, Zahl, 
Grösse und Bestimmung der Arbeitsräume, deren Zugänglichkeit, Licht- und Luft- 
versorgung, die Maximalzahl der in jedem Raume zu beschäftigenden Arbeiter und die 
aufzustellenden Maschinen angegeben werden müssen. Die gleiche Verpflichtung 
wird in den Fällen auszuprechen sein, in welchen ein bereits vorhandenes Gebäude für 
einen gewerblichen Betrieb in Benutzung genommen werden soll. Die Kreis-Ausschüsse, 
bezw. die Ortspolizei-Behörden werden auf Grund dieser Vorlagen unter Berücksichti- 
gung der für einzelne Kategorien gewerblicher Anlagen etwa bestehenden allgemeinen 

‚ polizeilichen Vorschriften in jedem einzelnen Falle zu prüfen haben, welchen Anfor- 
derungen auf Grund des $. 107 der Gewerbe-Ordnung zu stellen und dem Unternehmer 
unter Hinweisung auf die Strafbestimmungen des $. 140 daselbst als solche zu be- 
zeichnen sind.« 


12. Gesetz, betreffend das Aufgebot und die Amortisation verlorener oder ver- 
nichteter Schuld-Urkunden des Norddeutschen Bundes und des Deutschen 
Reichs. Vom 12. Mai 1873. (R.-G.-Bl., 8. 91.) 


Vorbemerkung. 


»Das Gesetz, betr. den ausserordentlichen Geldbedarf des Norddeutschen 
Bundes zum Zwecke der Erweiterung der Bundes-Kriegsmarine und der Herstellung 
der Küstenvertheidigung,, vom 9. November 1867 (B.-G.-Bl., 8. 157 — Archiv, 
Bd. I, S. 802 ff.) hat im $. 6 angeordnet, dass in Ansehung der verlorenen oder 
vernichteten Schuldverschreibungen dernach demselben aufgenommenen Anleihe die 
auf die Preussischen Staatsschuldscheine Bezug habenden $$. 1 bis 13 der anlie- 
genden Verordnung vom 16. Juni 1819 wegen des Aufgebots und der Amortisation 
verlorener oder vernichteter Staatspapiere (Pr.-G.-8., 8. 157) mit einigen näheren 
Bestimmungen Anwendung finden sollen. Diese Vorschrift ist durch $. 3 des Ge- 
setzes vom 21. Juli 1870 (B.-G.-Bl., $. 491 — Archiv, Bd. V, Thl.1, 3:29),8: 2 
des Gesetzes vom 29. November 1870 (B.-G.-Bl., $. 619) und $. 2 des Gesetzes 
v. 26. April 1871 (R.-@G.-Bl., 8. 91 — Archiv, Bd. V, Thl. II, 8. 94) auf die 
Schuldverschreibungen der durch diese Gesetze genehmigten Anleihen ausgedehnt 
worden. 

Die Bestimmungen der $$. 1 bis 13 der Preussischen Verordnung vom 
16. Juni 1819 beziehen sich lediglich auf die mit Zinsscheinen versehenen Schuld- 
Urkunden solcher Anleihen, welche noch nicht abgelegt sind ; dieselben sind mithin 
auf diejenigen Schatzanweisungen , welche ohne Kupons ausgegeben worden, über- 
haupt nieht und, nachdem die auf Grund des Gesetzes vom 21. Juli 1870 ausgege- 
benen Schuldverschreibungen in Gemässheit des Gesetzes vom 28. Oktober 1871 
(R.-G.-Bl., 8.343 — Archiv, Bd. V, 8. 100) durch die Bekanntmachung der 
Preussischen Haupt-Verwaltung der Staatsschulden vom 25. September 1872 
(Drucksachen des Reichstages Nr. 21.) gekündigt worden, auf diese nicht mehr 
anwendbar. Ebenso fehlte es für die auf Grund des Gesetzes vom 29. November 
1870 in Gemässheit der Bekanntmachungen des Bundeskanzlers vom 13. Dezember 
1870 (B.-G.-Bl., 8. 624 — Archiv, Bd. V, Thl. IH, 8. 85, 90) und 6. Januar 
1871) R.-G.-Bl., 8. 5 — Archiv, ebend., 8. 91) mit Zinsscheinen ausgegebenen 
Schatzanweisungen an Vorschriften über das Aufgebot und die Amortisation dieser 
Schuldpapiere, nachdem deren Kündigung unter dem 22. Juni und 16. Juli 1871 er- 
folgt war. Wie in der unter dem 20. März d. J. dem Reichstage mitgetheilten Denk- 
schrift über die Ausführung des Gesetzes vom 28. Oktober 1871 — s. d. Archiv, 
Bd. V, Thl. II, S. 95 ff. bemerkt ist, war bis zum 19. April 1873 von den darin ge- 
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dachten Verschreibungen ein Betrag von 1,147,850 Thalern noch nieht zur Einlösung 
gekommen. Zum Theil ist dies deshalb nicht geschehen, weil manche von diesen 
Schuld-Urkunden verloren gegangen sind, ebenso können Verluste von Schatzanwei- 
sungen vorkommen. Esliegt daher zweifellos das Bedürfniss vor, den betheiligten 
Gläubigern die Möglichkeit zu gewähren, auf einfachem Wege in den Besitz einer 
anderweiten Verbriefung ihrer Forderungen zu gelangen. Das Gesetz bezweckt die 
Regelung des Verfahrens, welches zu diesem Behufe einzuschlagen ist.« (Motive.) 

Der Entwurf des Gesetzes nebst Motiven (Aktenstück, Nr. 68), wie solcher 
vom Bundesrathe beschlossen worden, ward dem Reichstage zur verfassungsmässi- 
gen Beschlussnahme unterm 27. April 1873 vorgelegt und ohne Verhandlungen 
angenommen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen ete., verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter 
Zustimmung des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


$. 1. Das im $. 6 des Gesetzes, betreffend den ausserordentlichen Geld- 
bedarf des Norddeutschen Bundes, vom 9. Novbr. 1867 (B.-G.-Bl., S. 157) 
vorgeschriebene Verfahren findet mit den in den nachfolgenden Paragraphen 
bestimmten Massgaben auf solche verlorne oder vernichtete Schuld-Verschrei- 
bungen und Schatz-Anweisungen des Norddeutschen Bundes und des Deut- 
schen Reichs Anwendung, welche entweder niemals mit Zinsscheinen ver- 
sehen waren oder zu einem bereits abgelegten Theile der Bundes- oder Reichs- 
schuld gehören. 


Hierzu bemerken die Motive: 


»Nachdem das Ges. vom 9. November 1867, das Aufgebot und die Amortisation der 
mit Zinsscheinen versehenen Bundes- Schuldverschreibungen im Wesentlichen nach 
Massgabe der für die Preussischen Staats-Schuldscheine gegebenen Vorschriften geord- 
net hat, empfiehlt es sich schon in Rücksicht auf die einheitliche Behandlung des Ge- 
genstandes, auch hinsichtlich der hier in Rede stehenden Schuld-Urkunden den be- 
währten Grundsätzen des Preussischen Rechts zu folgen. Das letztere hatte in den 
$$. 18 bis 21 der Verordnung vom 16. Juni 1819 einen Theil der in den 88.1 bis 13 
derselben enthaltenen Vorschriften auf die nicht mit Zinsscheinen versehenen oder über 
einen inzwischen abgelegten Betrag der Staatsschuld ausgefertigten Verschreibungen 
mit einigen Modifikationen für anwendbar erklärt. Die letzteren sind demnächst durch 
die anliegende Verordnung, das Aufgebot und die Amortisation verlorener oder ver- 
nichteter Staatspapiere betreffend, vom 3. Mai 1828 (Preuss.-G.-S., S. 61) abgeändert 
und ergänzt worden, welche noch gegenwärtig in Geltung steht. Im Anschluss hieran 
bestimmt der $. 1 des Gesetzes, dass in Ansehung der entsprechenden Arten von 
Schuld-Urkunden des Norddeutschen Bundes und des Deutschen Reichs im Falle des 
Verlustes oder der Vernichtung im Allgemeinen nach Massgabe des $. 6 des Bundes- 
Gesetzes vom 9. Nov. 1867, jedoch unter den in den folgenden Paragraphen angegebe- 
nen, mit den Bestimmungen der Verordnung vom 3. Mai 1828 übereinstimmenden Mo- 
difikationen zu verfahren ist.« 


Aus den Verhandlungen: 


Zu $. 1 erbat der Abg. Hagen eine nähere Deklaration der Bundesregierung 
über den ungewöhnlichen Ausdruck in 8.1 das bisherige Verfahren ete. ete. fin- 
det auch aufdiejenigen Schuldverschreibungen Anwendung, »welche etc. etc. zueinem 
bereits abgelegten Theile der Bundes- oder Reichsschuld gehören.« Dieser Aus- 
druck »abgelegter Theil der Bundes- oder Reichsschuld« findet sich ähnlich 
allerdings in einer alten preussischen Verordnung von 1828, ohne dass indess auch 
dort ganz präzis zu ersehen, was unter dem Ausdruck »abgelegter Theil der Schuld« 
zu verstehen sei. 

Der Bundes-Kommissar, Geh. Reg.-Rath Dr. v. Möller: erläuterte diesen Aus- 
druck dahin: 

»Ein abgelegter Theil einer Schuld ist ein solcher, welcher zur Auszahlung gekün- 

digt worden ist.« (Stenogr. Ber., 8. 491.) 
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$. 2. Das gerichtliche Aufgebot wird ohne vorgängige Bekanntmachung 
Be Reichsschulden -Verwaltung auf Grund eines Zeugnisses der letzteren 
arüber 
dass die durch die verloren gegangene Urkunde verbriefte Schuld in 
ihren Büchern oder Etats noch offen stehe, 
erlassen. 


$. 3. Der Aufgebotstermin wird mit zwölfmonatlicher Frist anberaumt. 


$. 4. Ist das Aufgebot ohne Erfolg geblieben, und wird demnächst von 
der Reichsschulden-Verwaltung unter Wiederholung des im $. 2 erwähnten 
Zeugnisses bescheinigt, dass die aufgebotene Urkunde auch bis dahin nicht 
Ar Vorsehein gekommen sei, so wird das Amortisations-Erkenntniss ab- 
gelasst. 


Zu den $$. 2, 3, 4 führen die Motive aus: 


»Nach $$. 6 bis 8 der Verordnung vom 16. Juni 1819 in Verbindung mit $. 6 des 
Bundes-Gesetzes vom 9. November 1367 muss dem gerichtlichen Aufgebot einer verlo- 
ren gegangenen, mit Zinsscheinen ausgegebenen Schuldverschreibung eine Bekannt- 
machung des Verlustes durch die Reichsschulden-Verwaltung vorangehen;; erst nachdem 
seit dieser Veröffentlichung sechs (halbjährige) Zinstermine abgelaufen sind, kann auf 
Grund eines Zeugnisses der gedachten Behörde darüber, dass die Schuld-Urkunde bisher 
nicht zum Vorschein gekommen ist, das gerichtliche Aufgebot beantragt werden, des- 
sen Frist bis zum Eintritt des achten Zinszahlungstermins zu erstrecken ist. Diese 
Zeitbestimmungen sind für Schuldverschreibungen, zu welchen je acht halbjährige Zins- 
scheine ausgegeben werden, deshalb nothwendig, weil nach $. 13 der Verordnung 
vom 16. Juni 1819 wegen verlorener oder vernichteter Zinskupons ein öffentliches Auf- 
gebot oder ein gerichtliches Amortisations-Verfahren nicht zulässig ist, und weil mit 
Rücksicht hierauf die Ausfertigung einer neuen Schuld-Verschreibung an Stelle der 
verlorenen mit der entsprechenden Serie von Zinsscheinen erst erfolgen kann, wenn 
die Kupons der früheren Serie sämmtlich fällig geworden sind. Diese Voraussetzun- 
gen treffen beiSchuld-Urkunden, welche niemals mit Zinsscheinen versehen waren, oder 
zu einem bereits abgelegten Theile der Bundes- oder Reichsschuld gehören, nicht zu; 
in Betreff ihrer kann daher die Frist des Aufgebots erheblich kürzer bemessen und das 
letztere ohne Weiteres eingeleitet werden, sobald feststeht, dass die durch die verloren 
gegangene Urkunde verbriefte Schuld nach den Büchern oder Etats der Reichs-Schul- 
denverwaltung noch nicht getilgt ist. Das Amortisations-Erkenntniss kann nach 
fruchtlosem Ablauf. der Aufgebotsfrist ergehen, sobald die gedachte Behörde beschei- 
nigt, dass inzwischen weder die Tilgung der fraglichen Forderung erfolgt, noch die 
vermisste Urkunde zum Vorschein gekommen ist. Die hierauf bezüglichen Bestim- 
er der $$. 2 bis 4 des Gesetzes entsprechen dem $. 1 der Verordnung vom 3. Mai 

28.« 


$.5. Die nach $. 6 des Gesetzes vom 9. November 1867 und nach dem 
gegenwärtigen Gesetze erforderlichen Bekanntmachungen erfolgen durch den 
Deutschen Reichs-Anzeiger und durch je eine der in Frankfurt a. M., Augs- 
burg, Leipzig und Hamburg erscheinenden Zeitungen, deren Bestimmung der 
Reichsschulden-Verwaltung überlassen ist. 

Mit Rücksicht auf die erfolgte Erweiterung des Bundesgebiets ist es für die betr. 


Publikationen angemessen erschienen, auch diese in eine zu Augsburg erscheinende 
Zeitung aufnehmen zu lassen. 


$. 6. An Stelle der amortisirten Schuld-Verschreibung oder Schatz-An- 
weisung wird eine neue nicht ausgefertigt, wenn die Verbriefung des bezüg- 
lichen Theils der Bundes- oder Reichsschuld geschlossen ist. In diesem Falle 
hat die Reichsschulden-Verwaltung einer von ihr zu beglaubigenden Ab- 
schrift der mit dem Atteste der Rechtskraft versehenen Ausfertigung des 
Amortisations-Erkenntnisses, welche letztere bei ihren Akten aufzubewahren 
ist, ein Anerkenntniss der durch die amortisirte Urkunde verbrieften Forde- 
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rung beizufügen. In dieses Anerkenntniss ist möglichst der vollständige In- 
halt der amortisirten Urkunde und die Erklärung aufzunehmen, dass die 
Zahlung des Kapitals und, soweit der Gläubiger Zinsen zu fordern berechtigt 
ist, auch dieser von Seiten der Reichsschulden-Verwaltung an den Inhaber 
des Anerkenntnisses, ohne weitere Legitimation desselben mit voller Wirkung 
geschehen werde. 

Urkundlich ete. 

Gegeben etc. 


Die Motive bemerken : 

»Gehört die amortisirte Schuld-Urkunde zu einem Theile der Bundes- oder Reichs- 
schuld, dessen Verbriefung bereits geschlossen ist, so kann dem Gläubiger statt der 
amortisirten eine neue gleichartige Urkunde nicht mehr ertheilt werden. In diesem 
Falle bleibt daher nur übrig, für ihn in anderer Form ein Anerkenntniss seiner Forde- 
rung ausfertigen zu lassen, welches den wesentlichen Inhalt der amortisirten Urkunde 
wiedergiebt und die Verpflichtung der Reichs-Schuldenverwaltung zur Zahlungsleistung 
an jeden Inhaber ausspricht. Der $. 6 trifft in dieser Beziehung die geeigneten An- 
ordnungen, welche mit dem $. 4 der Verordnung vom 3. Mai 1828 übereinstimmen .« 


Anlagen. 
Denn Vol 


1. Verordnung wegen Erläuterung, Abänderung und Ergänzung der bisher in Bezug auf 
das Aufgebot und die Amortisation verlorener oder vernichteter Staatspapiere geltend ge- 
wesenen gesetzlichen Bestimmungen. Vom 16. Juni 1819. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen ete. 

In Erwägung, dass die in neuerer Zeit beimehreren Arten inländischer Staats- 
papiere, besonders den Staatsschuldscheinen und ihren Zinskoupons, zur Erleichte- 
rung des Verkehrs mit denselben getroffenen Anordnungen, mit den bisherigen ge- 
setzlichen Vorschriften in Ansehung des Aufgebots und der Amortisation verloren 
gegangener, auf jeden Inhaber lautender Staatspapiere nicht überall zusammen 
bestehen können, so wie in Erwägung, dass wegen des diesfälligen Verfahrens bei 
den Sächsischen diesseits übernommenen Zentral-Steuer-Obligationen annoch Be- 
stimmungen nöthig sind, verordnen Wir, nach erfordertem Gutachten Unsers 
Staatsraths, hierdurch wie folgt: 

I. Von den Staatsschuldscheinen. 

$. 1. Jeder, welchem durch Zufall ein Staatsschuldschein gänzlich vernichtet 
worden, oder verloren gegangen, muss diesen Verlust nach dessen Entdeckung vor 
allen Dingen der unter dem Schatz-Ministerium stehenden Kontrole der Staats- 
Papiere anzeigen, wenn er das verlorene oder ein anderes Papier an dessen Stelle 
wieder zu erhalten wünscht. 


$. 2. Kann derselbe die gänzliche Vernichtung des Staatsschuldscheins der- 
gestalt darthun, dass darüber bei dem Schatz-Ministerium kein Zweifel mehr übrig 
bleibt, so muss ihm ein anderer Staatsschuldschein von gleichem Werthe ausgehän- 
digt werden. 


$. 3. Ob der Nachweis in dieser Art geführt worden, hängt lediglich von der 
Beurtheilung des Schatz-Ministeriums ab. Hat dasselbe daher noch Zweifel über 
die gänzliche Vernichtung des verloren gegangenen Staatsschuldscheins, oder ist 
von dem letzten Inhaber desselben überhaupt nicht eine solche Art des Verlustes 
behauptet worden, welche es unmöglich macht, dass das angeblich verlorene P apier 
wieder zum Vorschein kommen kann, so eignet sich die Sache zum öffentli chen 
Aufgebot und gerichtlichen Amortisations-Verfahren. 
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$. 4. Dabei sind die Vorschriften des $. 388 des Anhanges zur Allgemeinen 
Gerichts-Ordnung zu beobachten, jedoch was die Staatsschuldscheine betrifft, nur 
mit folgenden näheren Bestimmungen und Abänderungen. 


$.5. a) Das Aufgebot selbst muss allemal von dem Kammergericht in Berlin 
geschehen, bei welchem daher auch der Antrag von dem letzten Inhaber gemacht 
werden muss. 


$. 6. b) Dem Aufgebot durch Erlassung der Ediktal-Ladung soll jedesmal 
eine Bekanntmachung, sowohl durch die Berliner Intelligenzblätter, als auch durch 
die derjenigen Provinz, wo der Verlust sich ereignet hat, oder wenn für diese Pro- 
vinz keine Intelligenzblätter ausgegeben werden, durch die Amtsblätter derselben, 
vorangehen, mittelst welcher das Publikum von dem Vorfall, unter genauer Be- 
zeichnung des Staatsschuldscheins und Benennung des sich angebenden Eigenthü- 
mers, benachrichtigt wird. Diese Bekanntmachung muss jedesmal von der 8271 
genannten Behörde ausgehen, und zwar auf Kosten des Betheiligten. Bei der Be- 
zeichnung genügt die Angabe der Summe, der Münzsorte, des Datums, des Buch- 
stabens und der Nummer des Staatsschuldscheins; der Benennung des ersten 
Empfängers desselben bedarf es dabei nicht. 


8.7. c) Nach erfolgter Bekanntmachung wird sechs Zins - Zahlungstermine 
hindurch gewartet, ob sich Jemand mit dem angeblich verlornen oder vernichteten 
Staatsschuldschein meldet. 


$. 8. d) Ist bis nach verstrichenem sechsten Zinstermin der im $. 1 gedach- 
ten Behörde nicht bekannt geworden, dass der Staatsschuldschein bisher zum Vor- 
schein gekommen sei, so muss sie darüber den Betheiligten, auf sein Ansuchen, 
ein schriftliches Zeugniss ertheilen. Sobald derselbe solches beibringt, und zugleich 
durch Ueberreichung der Intelligenz- oder beziehungsweise der Amstblätter nach- 
'weiset, dass die im $. 6 vorgeschriebene Bekanntmachung gehörig geschehen sei, 
ist von dem Kammergericht die förmliche Ediktal-Ladung zu erlassen, und darin der 
etwanige Inhaber des genau zu bezeichnenden Staatsschuldscheins aufzufordern, 
sich spätestens im achten Zins-Zahlungstermine zu melden, oder die gänzliche Amor- 
tisation seines Schuldscheins zu gewärtigen. 


$.9. e) Die Ladung muss viermal in den Intelligenz- oder beziehungsweise 
Amtsblättern der Provinz, wo sich der Verlust ereignet hat, so wie eben so oft in 
den Berliner Intelligenzblättern, und einmal in einer auswärtigen Zeitung dergestalt 
bekannt gemacht werden, dass von dem Zeitpunkt der letzten Bekanntmachung ar, 
bis zum achten Zinstermine, ein Zwischenraum von wenigstens drei Monaten bleibt. 


$. 10. £) Meldet sich auf diese Ladung ein Inhaber des aufgebotenen Staats- 
schuldscheins, oder giebt sich auch schon früher auf die im $. 6 angeordnete Be- 
kanntmachung ein Inhaber an, oder kommt überhaupt dies Papier bei der im $. 1 
genannten Behörde, es sei auf welche Art es wolle, zum Vorschein, ohne schon 
vealisirt zu sein; so muss die Sache zwischen dem angeblichen Eigenthümer und 
demjenigen, der sich gedachtermassen gemeldet hat, oder von dem das Papier sonst 
zu irgend einem andern Zweck vorgelegt worden, nach den Gesetzen erörtert und 
entschieden werden. Sollte ein solcher Staateschuldschein etwa schon vorher bei 
einer dazu berechtigten Kasse in Zahlung angenommen sein und also als schon rea- 
lisirt zum Vorschein kommen, so bleibt dem angeblichen Eigenthümer nur die Aus- 
führung seiner Rechte gegen denjenigen, der sich desselben zur Zahlung bedient 
hat, oder dessen bekannte Vormänner, nach den Gesetzen überlassen. }, 


$. 11. g) Ist aber der Staatsschuldschein überall nicht zum Vorschein ge- 
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kommen, so kann sodann das Amortisations-Erkenntniss erfolgen, welches statt der 

Verkündung, an öffentlicher Gerichtsstelle angeschlagen werden muss. 
Es muss jedoch jedesmal 

1) zwischen der oben im $. 6 vorgeschriebenen Bekanntmachung und der Abfas- 

sung dieses Erkenntnisses derjenige Termin eingetreten sein, in welchem der 

Staatsschuldschein selbst zur Empfangnahme neuer Zinskupons hätte vorge- 

zeigt werden müssen, und Ä 

2) ein Zeugniss der im $. 8 gedachten Art auch jetzt wiederum vor Abfassung des | 

Erkenntnisses beigebracht werden. "iM 


$. 12. h) Sobald das Erkenntniss rechtskräftig geworden ist, welches ange- 
nommen werden muss, wenn sich binnen 4 Wochen, nach geschehener Anschlagung 
an der Gerichtsstelle, Niemand dagegen gemeldet hat, wird der Inhalt desselben 
von Seiten des Gerichts durch die betreffenden Provinzial- und Berliner Intelligenz- 
oder beziehungsweise Amstblätter bekannt gemacht, auch dem Eigenthümer ein 
anderer Staatsschuldschein, auf den Grund des vorliegenden Erkenntnisses, überlie- 
fert, und zwar mit den zu dem amortisirten Dokumente gehörenden, bis dahin noeh 
nicht ausgehändigten Zinskupons. 


II. Von den Zinskupons der Staatsschuldscheine, _ 

$. 13. Wegen der verlornen oder vernichteten Zinskupons von Staats- 
schuldscheinen ist ein öffentliches Aufgebot und gerichtliches Amortisations - Ver- 
fahren überall nicht zulässig, und eben so wenig eine Klage auf Zustellung anderer 
Kupons an die Stelle der verlornen oder vernichteten. Wenn jedoch das Schatz- 
Ministerium aus dem von dem letzten Inhaber nach $. 2. geführten Beweise sich 
überzeugt findet, dass der Verlust der Zinskupons auf solche Weise erfolgt sei, 
dass sie nicht wieder zum Vorschein kommen können; so werden an deren Stelle von 
der &. 1 gedachten Behörde andere Kupons den Betheiligten ausgehändigt wer- 
den. Es hängt dieses aber lediglich von der Beurtheilung des genannten Mini- 
steriums ab. 


ll. Von den Sächsischen Zentral-Steuer-Obligationen und deren Zinskupons. 
$. 14. In Betreff der Sächsischen Zentral-Steuer-Obligationen und deren 
‚Zinskupons soll alles dasjenige gleichfalls gelten, was in den vorstehenden &£. 1 
bis 13 einschliesslich verordnet ist, jedoch mit Beachtung der in den drei nächst- 
folgenden Paragraphen enthaltenen Vorschriften. 


$- 15. Das im $. 5 gedachte Aufgebot erfolgt nicht bei dem Kammergerichte, 
sondern bei dem Ober-Landesgerichte in Naumburg. 


$. 16. Statt der im $. 6, 9 und 12 angeordneten Bekanntmachung in den 
Berliner Intelligenzblättern, soll diese Bekanntmachung in den Merseburger Amts- 
blättern geschehen, und zu der im $. 9 gedachten auswärtigen Zeitung jedesmal 
die Leipziger Zeitung benutzt werden. 


$. 17. Das im $. 11 unter Nr. 1 vorgeschriebene Erforderniss wegen des 
erfolgten Eintritts eines neuen Termins zur ;Austheilung von Zinskupons, findet 
hier ebenfalls Anwendung, es genügt jedoch dabei zum Zweck der Empfangnahme 
derselben die Vorzeigung der zur Obligation gehörigen Zinsleiste (Talon), und wird 


derjenige, der eine solche Zinsleiste vorlegt, in Bezug auf die nach $. 10 eintre- 
tenden Massregeln, dem Inhaber der Obligation selbst gleich geachtet. 


IV. Von Zinsscheinen und übrigen Staatsschuldpapieren. 
| $. 18. In Ansehung der Zinsscheine sowohl , als der übrigen Staatsschulden- 
papiere bleibt es, insofern ihrer Natur und Beschaffenheit nach bisher überhaupt 
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ein Aufgebots- oder Amortisations-Verfahren ihrentwegen zulässig gewesen, auch 
zur Zeit noch bei demjenigen, was bisher dieses Verfahrens halber vorgeschrieben 
ist, jedoch mit folgenden näheren Bestimmungen: 


$. 19. a) Insofern es schlechthin auf jeden Inhaber lautende Papiere sind, 
ist wegen Bezeichnung und Beschreibung derselben ebenfalls die Bestimmung des 
$. 6 zu beobachten. 


$. 20. b) Statt des bisher üblich gewesenen Termins von drei Monaten, muss 
künftig die Ediktal-Ladung auf einen Termin von 12 Monaten gestellt werden. 


$. 21. c) Mit Erlassung dieser Ladung und demnächst mit Erlassung des 
Präklusions- und Amortisations-Erkenntnisses darf nicht anders verfahren werden, 
als bis in dem einen so wie in dem andern Falle, dem Gericht diejenigen Zeugnisse 
vorgelegt sind, deren im $. 8 und im $. 11 am Ende gedacht worden. 


Y. Allgemeine Vorschriften. 
$. 22. Zu noch grösserer Sicherung des gesetzlichen Verkehrs mit den Staats- 
schuldpapieren endlich, sind künftig von Seiten der im $. 1 gedachten Behörde 
von Jahr zu Jahr amtliche Listen der aufgerufenen und mortifizirten Staatspapiere 
zur öffentlichen Kenntniss zu bringen und diese Listen sodann zu Jedermanns Ein- 
sicht auf allen Börsen öffentlich auszuhängen. 


$. 23. Das gegenwärtige Gesetz soll durchweg in Unserer gesammten Mo- 
narchie Anwendung finden, weshalb Wir also auch für diejenigen Theile derselben, 
in denen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichts-Ordnung nicht gel- 
ten, den $$. 47 bis und mit $. 53 des Tit. 15, Th. 1 des Allgemeinen Landrechts 
hierdurch volle Gesetzeskraft beilegen und selbige zu dem Ende in Verbindung mit 
den nächstvorhergehenden $$. 42 bis 46 — diese jedoch nur um den übrigen zum 
Verständniss zu dienen — dem gegenwärtigen Gesetz haben beifügen lassen. 

Urkundlich etc. 

Gegeben Berlin,den 16. Juni 1819. 


2. Beilage als Anhang zur Verordnung wegen Erläuterung, Abänderung und Ergänzung der 
bisher, in Bezug auf das Aufgebot und die Amortisation verlorener oder vernichteter Staats- 
papiere, geltend gewesenen gesetzlichen Bestimmungen. 


Allgemeines Landrecht Theil I], Titel 15, $. 41 bis inkl. 53. 


8.42. Sachen die von dem Fisko, oder bei öffentlichen Versteigerungen erkauft 
worden, sind keiner Vindikation unterworfen. 


$. 43. Ein Gleiches gilt von Sachen, die in den Läden solcher Kaufleute, welche die 
Gilde gewonnen haben, erkauft worden. 


$. 44. Wer ausserdem eine Sache auf Messen und Märkten, oder sonst von Leuten, 
‚welche Sachen dieser Art, unter obrigkeitlicher Erlaubniss öffentlich feil haben, erkauft 
hat, dem kommen, wegen der nur gegen Ersatz zu leistenden Rückgabe die Rechte eines 
redlichen Besitzers zu. 


$. 45. Baares kursirendes Geld, kann gegen einen redlichen Besitzer nicht zurück-. 
gefordert werden, wenn selbiges auch noch unvermischt und unversehrt in dem Beutel 
oder anderem Behältnisse, in welchem es vorhin gewesen ist, gefunden werden sollte. 


$. 46. Hat jedoch der gegenwärtige Besitzer des Geldes, welches unter obigen Um- 
ständen noch von allem andern Gelde mit Gewissheit unterschieden werden kann, das- 
selbe unentgeldlich überkommen, so muss er es dem Eigenthümer herausgeben. 


$. 47. Obige Vorschriften ($. 45, 46) gelten auch von den auf jeden Inhaber lauten- 
‚den Papieren und Urkunden, so lange dieselben nicht ausser Kurs gesetzt werden. 
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8.48. Ausser Kurs sind solche Papiere gesetzt, wenn der Eigenthümer sein Recht 
daran, auf eine in die Augen fallende Art auf dem Instrumente selbst vermerkt hat. 


$. 49. Ingleichen alsdann , wenn auf den unter öffentlicher Autorität ausgefertigten 
Papieren dieser Art, durch einen den Regeln des Instituts gemässen Vermerk erklärt ist, 
dass sie nicht mehr an jeden Inhaber zahlbar sein sollen. 


wi 
$. 50. Privatvermerke ($. 48) können nicht anders, als nach vorhergegangener 
gerichtlicher Untersuchung, durch ein auf das Instrument selbst gesetztes gerichtliches 
Attest aufgehoben, und das Papier wieder in Kurs gesetzt werden. 


$. 54. Die $. 49 beschriebenen Vermerke hingegen kann nur dasjenige Institut, 
welches sie gemacht hat, wieder aufheben. 


$. 52. Die öffentliche Bekanntmachung der Entwendung oder des Verlustes eines 
solchen Instruments ist noch nicht hinreichend, denjenigen, welcher dasselbe vor oder 
nachher an sich bringt, als einen unredlichen Besitzer darzustellen. 


$.53. Nur alsdann ist der Öffentlichen Bekantmachung diese Wirkung beizulegen, 
wenn der Eigenthümer den Besitzer überführen kann, dass dieser davon, zur Zeit des 
Erwerbes, wirklich Wissenschaft gehabt habe. 


3. Verordnung, das Gebot und die Amortisätion verlorener oder vernichteter Staatspapiere 
betreffend. Vom 3. Mai 1828. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 

Zur Erläuterung, Ergänzung und anderweiten Bestimmung der in den $$. 18 bis 21 
der Verordnung vom i6ten Juni 1819 fenthaltenen Vorschriften über das Aufgebot und 
die Amortisation verlorner oder vernichteter Staatspapiere, und des Verfahrens über die 
Ausfertigung neuer Staats-Schuldenpapiere an die Stelle der amortisirten, verordnen 
Wir, auf den Antrag Unseres Staats-Ministeriums, und nach erfordertem Gutachten Unse- 
res Staatsraths, wie folgt: 


$.1. Beim Aufgebot der im $. 18 der Verordnung vom 16ten Juni 1819 erwähnten 
Staats-Schuldenpapiere, wohin auch die Papiere über Provinzial - Staatsschulden gehö- 
ren, insofern ihrer Natur und Beschaffenheit nach bisher überhaupt ein Aufgebots- und 
Amortisations-Verfahren ihrentwegen zulässig gewesen ist, bedarf es der im $. 6 dieser 
Verordnung vorgeschriebenen vorläufigen Bekanntmachung in dem Falle nicht, wenn zu 
dem auszubietenden Papier entweder niemals Zinskupons ausgegeben waren, oder 
dasselbe zu einem Theile der Staatsschuld gehört, welcher bereits abgelegt, oder bei wel- 

chem die Ausfertigung neuer Kupons eingestellt ist. 

Ein solches Papier kann vielmehr ohne Abwartung eines Zeitraums gerichtlich auf- 
seboten werden, sobald die betreffende Schulden-Verwaltungs-Behörde ein Zeugniss 
dahin ausgestellt: - | 

dass die mit dem verloren gegangenen Papiere verbriefte Schuld in den Büchern 
oder Etats noch offen stehe. ' 

Ein gleiches Zeugniss und 

dass auch das aufgebotene Papier bis dahin nicht zum Vorschein gekommen, 
muss, nachdem der in Gemässheit des $. 20 der gedachten Verordnung mit zwölfmonat- 
licher Frist anzuberaumende Ediktal-Termin eingetreten ist, vor Abfassung des Amor- 
tisations-Erkennntnisses beigebracht werden. 


$. 2. Das gerichtliche Aufgebot eines Staatspapiers erfolgt bei demjenigen Oberge- 
richt (im Grossherzogthum Posen und in den Rheinprovinzen bei demjenigen Landge- 
richt) , in dessen Gerichts-Bezirk die Schuldenverwaltungs-Behörde ihren Sitz hat, auf 
deren Etat die mit dem aufzubietenden Papiere verbriefte Schuld sich befindet. Nur 
Domänen-Pfandbriefe und andere in Hypothekenbüchern eingetragene Staatsschulden- 
Papiere werden bei demjenigen Gericht aufgeboten, unter dessen Gerichtsbarkeit das ver- 
pfändete Grundstück belegen ist. 


$. 3. DieEdiktal-Ladung, und in den dazu geeigneten Fällen die vorläufige Bekannt- 
machung,, muss sowohl auf die in der Allgemeinen Gerichts-Ordnung und deren Anhang 
vorgeschriebene Weise als auch durch die in der Kabinets-Ordre vom 22. Oktober 1825 
- bezeichneten Blätter des Inlandes und des Auslandes, wo der Verlust sich ereignet hat, 
zur öffentlichen Kenntniss gebracht werden. Bei Aufgebot verloren gegangener Ver- 
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briefungen über Provinzial-Staatsschulden treten jedoch die Amtsblätter des Regierungs- 
Bezirks, in welchem die betreffende Schulden-Verwaltung ihren Sitz hat, an die Stelle 
der in der gedachten Kabinets-Ordre genannten Berliner Intelligenzblätter. 


$. 4. Die Ausfertigung eines neuen Staatsschulden-Papieres, an die Stelle des ge- 
richtlich amortisirten,, findet nicht mehr Statt, wenn die Verbriefung desjenigen Theils 
der' Staatsschuld, zu welchem es gehört, bereits geschlossen ist. In diesem Falle hat die 
Schulden-Verwaltungsbehörde, auf deren Etat die Schuld steht, einer von ihr zu be- 
glaubigenden Abschrift der mit dem Atteste der Rechtskraft versehenen Ausfertigung 
des Amortisations-Erkenntnisses, wovon die Urschrift bei ihren Akten zu verwahren ist, 
ein Anerkenntniss beizufügen, durch welches sie eben so, wie durch das amortisirte Pa- 
pier, verpflichtet wird. In dieses Anerkenntniss ist so viel als möglich der vollständige 
Inhalt des amortisirten Papieres, und in den Fällen, wo das letztere auf jeden Inhaber 
gelautet hat, auch noch die Erklärung aufzunehmen, dass die Zahlung des Kapitals und 
der Zinsen von Seiten der Schuldenverwaltungs-Behörde an jeden Inhaber des Anerkennt- 
nisses, ohne weitere Legitimation desselben, mit voller Wirkung geschehe. 

Urkundlich ete. 

Gegeben Berlin, den 3. Mai 1828. 


13. Gesetz, betreffend die Inhaber-Papiere mit Prämien. Vom 8. Juni 1871. 
(Reichs-Gesetzbl., Nr. 25, v. 14. Juni 1871, 8. 210 ff.) 
Bearbeitet von einem Mitgliede des Reichstages. 


Vorbemerkung. 


Unmittelbare Anregung zu dem Erlasse eines »Gesetzes über die In- 
haber-Papiere mit Prämien« gaben der Reichs-Regierung die Verhand- 
lungen des Reichstags von 1870. Verhandlungen über denselben Gegenstand waren 
in dem Preussischen Abgeordnetenhaus im Winter 1869 und 1870, veranlasst durch 
das bekannte Projekt der Diskonto-Gesellschaft eine Prämien-Anleihe von 100 
Millionen Thaler zu emittiren, vorangegangen. Aus demselben Anlass hatte sich 
auch der volkswirthschaftliche Kongress (S. die Verhandlungen des 11. volkswirth- 
schaftl. Kongresses in der Vierteljahres-Schrift für Volkswirthsch. 1869, Bd. 3) 
mit der Frage der Prämien-Anleihe beschäftigt und bereits den nämlichen Wider- 
streit zwischen dem Wunsche nach prohibitivem Einschreiten und Vertheidigung 
der Verkehrsfreiheit gefunden, der später die parlamentarischen Debatten bewegte. 

In der Reichstags-Sitzung von 1870 wurde von der einen Seite (Abge- 
ordn. Braun und v. Kardorff) ein Gesetz-Entwurf, betreffend die Aus- 
gabe und den Vertrieb von Inhaber-Papieren, von der andern 
(v. Blankenburg, v. Hennig, Löwe und Genossen) ein solcher, betreffend 
die Ausgabe und den Vertrieb von Inhaber-Papieren mit Prämien 
eingebracht. (Nr. 96, 106 der Drucks. des Reichstags von 1870.) Ueber diese 
Entwürfe wurde ausführlich in drei Sitzungen debattirt. (Den 18., 20., 25. Mai 1870. 
Stenogr. Ber., 8. 992, 1082, 1193.) Als Resultat ergab sich zunächst die Ab- 
lehnung des ersteren Antrages. Dagegen wurde $. 1 des letzteren in ‚folgender 
Fassung gebilligt: 

»Inhaber-Papiere mit Prämien, das heisst , solche Papiere, in welchen allen In- 
habern oder einem Theile derselben die Rückzahlung einer Geldsumme und eine 
nach ihrem Betrage durch Verloosung oder auf andere Weise zu ermittelnde 
Prämie zugesichert werden, dürfen innerhalb des Norddeutschen Bundes fortan 
nur auf Grund eines Bundes-Gesetzes und nur zum Zweck der Anleihe eines 
"Bundesstaates oder des Bundes verausgabt oder in Umlauf gesetzt werden.« 


Von der Berathung des weiteren Inhalts des Blankenburg schen Antrags 
wurde abgestanden, dagegen die Resolution beschlossen : 
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»Den Bundeskanzler um baldmögliche Vorlage eines Gesetzes zu er- 
suchen, welches 
A. Die Bedingungen der Ausgabe und des Vertriebs verzinslicher Inhaber- 
Papiere ergiebt, sodann 
B. Die Ausgabe von Inhaber-Papieren mit Prümien (im Sinne des oben er- 
wähnten $. 1) von einem Bundes-Gesetz abhängig macht und die erforder- 
lichen Sicherheits-Massregeln wegen der im Umlaufe befindlichen der- 
artıgen Papiere trifft.« (Stenogr. Ber., S. 1203.) : 


Damit war der Regierung eine ganz bestimmte Richtung vorgezeichnet. Die- 
selbe entsprach der an sie ergangenen Aufforderung, indem sie dem Reichstag 
unter dem 13. April 1871 den Entwurf eines Gesetzes betreffend die Inhaber-Pa- 
piere mit Prämien vorlegte. (I. Session von 1871. Drucks. Nr. 33.) 


Die Motive suchten zunächst zu rechtfertigen, dass nieht eine Regelung der 
Inhaber-Papiere überhaupt, sondern nur eine Regelung der Inhaber-Papiere mit 
Prämien unternommen werde. Als Grundlage diente der Beschluss des Reichstags 
von 1570, dessen »Standpunkt als zutreffend anerkannt wurde.« Die Frage, ob 
sich die Gesetzgebung nicht damit begnügen könne, Normativ-Bedingungen für die 
Zulässigkeit solcher Papiere aufzustellen, glaubte man verneinen zu müssen, da sie 
schwerlich zu dem gewünschten Ziele führen würden. Als gewünschtes Ziel aber 
bezeichneten die Motive: Ä 

»den Geldmarkt vor unsoliden Prämien-Anleihen und deren Nachtheilen zu be- 
wahren und doch die Freiheit der Bewegung soweit zu erhalten, um diese unter 
Umständen zulässige Art des Kredit-Geschäftes in der für den einzelnen Fall 
geeignetsten Form in Anwendung bringen zu lassen«. 


Demgemäss wollte der Entwurfin $. 1 verfügen, dass allgemeinhin Inhaber- 
Papiere mit Prämien nur auf Grund eines Reichs-Gesetzes emittirt oder in Umlauf 
gesetzt werden dürften. Nach $. 2 sollte die Zuwiderhandlung Geld- oder Ge- 
fängniss-Strafe nach sich ziehen. In $. 3 wurde eine Liste von seither in Kurs 
gewesenen Prämien-Papieren von den Bestimmungen der $$. 1, 2 ausgenommen. 
Jede weitere Unterscheidung von inländischen und ausländischen Papieren wurde 
verworfen. Die Absicht ging einfach dahin, zu verfügen, dass in jedem einzelnen 
Fall die Reichs-Gesetzgebung über die Zulassung zu dem Verkehr innerhalb des 
Reiches zu entscheiden habe. 


Nach der ersten Berathung (am 24. April 1871. Stenogr. Ber., $. 351 ff.), 
in der die Mehrzahl der Redner sich zu Gunsten des prohibirenden Standpunktes 
der Vorlage aussprachen, manche aber auch den ganzen Entwurf als dem Prinzip 
der Verkehrsfreiheit widersprechend bekämpften , beschloss der Reichstag die Ver- 
weisung an eine Kommission. 


Der Bericht derselben (Drucks., Nr. 95) konstatirte, dass Uebereinstimmung 
nur darüber herrschte, der gegenwärtige Zustand sei wegen der ungleichmässigen 
Behandlung der Konzessionirung von Prämien-Anleihen in den einzelnen Bundes- 
staaten und wegen der unbeschränkten Zulassung auswärtiger Prämien-Anleihen 
zu dem Deutschen Geldmarkte unhaltbar. Dagegen gingen die Ansichten über die 
Mittel der Abhülfe, wie die Fülle verschiedenartigster Amendements bezeugte, weit 
auseinander. Indessen siegten schliesslich die »grundsätzlichen Freunde« des in 
$. 1 enthaltenen Grundgedankens. 


Zur Karakteristik des Gesetzes verdient bemerkt zu werden, dass nach 
dem Berichte, wenn auch der weiter sehende Antrag, schlechtweg für die Zu- 
‚ kunft das Ausgeben und Vertreiben von Inhaber-Papieren mit Prämien zu verbieten, 
abgelehnt wurde, doch die Begründung »im Wesentlichen« auch von demjenigen 
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Theile der Kommissions-Majorität gutgeheissen und dem $. 1 untergelegt wurde, der 
jenen Antrag ablehnte. 

Das System der Prämien-Anleihen hiess es, sei eine Ausbeutung , welche we- 
der der Staat noch die Wissenschaft dulden könne. Es lenke künstlich das Geld 
von seinem natürlichen Wege ab, es sei ein eminentes Privilegium des grossen 
Kapitals, leite von der produktiven Thätigkeit ab und führe »unaufhaltsam zum 
wilden Promessenspiel«e. Die bisherige Duldung der Prämien-Papiere sei eine Aus- 
nahme von der sonstigen Gesetzgebung über Hazard und Lotterie-Spiel, mithin 
deren Verbot kein Ausnahme- oder Polizei-Gesetz. Dabei wurde $. 1 von der 
Kommission amendirt, $. 2 und $. 3 ganz und gar umgestaltet. 


In dem Reichstag wurde noch einmal bei der zweiten Lesung die ganze 
Riehtung des Gesetzes, wie sie sich hauptsächlich in $. 1 ausprägt, lebhaft be- 
kämpft. (8. Stenogr. Ber., 8. 717, 741 ff.) Einige forderten, wenn einmal die 
Prämien - Anleihe verbotswürdig sein sollte, die völlige Aufhebung sämmtlicher 
Lotterien, Andere, weil dann alle Prämien-Anleihen wirthschaftlich verderblich 
seien, das absolute Verbot derselben. Noch Andere machten mit der Minorität der 
Kommission den Versuch, Normativ-Bestimmungen an die Stelle des Prohibitiv-Ge- 
setzes zu bringen. Alle diese Vorschläge fanden weder den Beifall der Regierung, 
noch auch eine Majorität im Hause. Der $. 1 wurde daher nach dem Vorschlage 
der Kommission angenommen. 


Nicht so günstig fiel das Schicksal der $$. 2 und 3 des Kommissions- 
Entwurfs. Zwar wurde der Antrag, als Mittel wider den Verkehr mit Prämien- 
Papieren die Untersagung der Kursnotirung an der Börse auszusprechen, abgelehnt. 
Dagegen gelang es, für ausländische Papiere das schon in der Kommission ver- 
worfene System der Abstempelung, das sich auch des Beifalls des Finanz-Ministers 
zu erfreuen hatte, in das Gesetz an Stelle jener $$. 2 und 3 einzuführen. Daraus 
- entstanden die jetzigen $$8. 3 bis 6. 

Unter solchen Umständen, indem die Diskussion sich fast ausschliesslich der 
Erwägung zuwandte, ob aus ökonomischen und sozialen Rücksichten die Prämien- 
Anleihe und der Verkehr mit Prämien-Papieren schädlich oder völlig unzulässig 
sei, sowie, ob und welches Mittel der Beschränkung zu ergreifen sei, befasste sich 
die zweite Lesung nur sehr wenig mit einem genaueren Eingehen auf die einzelnen 
Sätze und Worte. Rechtliche Bedenken und Zweifel gegen manche Ausdrücke, die 
dazu wohl Anlass gegeben hätten, erlangen in solchen Debatten schwer einen Platz, 
noch schwerer volle Berücksichtigung und Aussicht auf Erfolg. Für die Auslegung 
der Bestimmungen des Gesetzes von dem juristischen Gesichtspunkte erhalten daher 
die Stenographischen Berichte über die zweite Lesung ebenso wenig ein irgend nen- 
nenswerthes Material, wie der Bericht der Kommission. 


In der dritten Lesung (Stenogr. Ber., S. 805 ff.) wurden zwar, nachdem 
wiederholt zu den $$. 2 bis 5 — über $. 1 wurde nicht mehr geredet die Mass- 
regel der Abstempelung kritisch beleuchtet worden war, in aller Eile, fast ohne 
Diskussion einige Aenderungen bei den $$. 3 bis 6 vorgenommen; allein diese 
waren nur redaktioneller Art. Mit Ausnahme einiger Bemerkungen bei $. 2 bieten 
also auch diese Schluss -Verhandlungen der juristischen Analyse nirgends einen 
festeren Anhalt. 

Wie zweifelhaft es um das Schicksal des Gesetzes überhaupt bestellt war, er- 
giebt sich daraus, dass demselben bei der namentlichen Abstimmung wäh- 
rend zweiter Lesung nur mit 132 gegen 121, und bei der Abstimmung nach 
der dritten Lesung nur mit 133 gegen 119 Stimmen der Sieg verblieb. Dasselbe 
wurde in seiner amendirten Gestalt vom Bundesrath genehmigt, unter dem 8. Juni 
vollzogen, und am 14. Juni im Reichs-Gesetzblatt ausgegeben. 
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Bei dem prohibitiven Karakter des Gesetzes steht von vornherein fest, dass 
die engste Auslegung geboten und jede Ausdehnung der Wirksamkeit über den ge- 
gebenen Ausdruck hinaus unstatthaft erscheint. 


Das Gesetz lautet : 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen ete., verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter 
Zustimmung des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


$. 1. Auf den Inhaber lautende Schuld-Verschreibungen, in welchen 

allen Gläubigern oder einem Theil derselben ausser der Zahlung der verschrie- 
benen Geldsumme eine Prämie dergestalt zugesichert wird, dass durch Aus- 
loosung oder durch eine andere auf den Zufall gestellte Art der Ermittelung 
die zu prämiirenden Schuld-Verschreibungen und die Höhe der ihnen zu- 
fallenden Prämie bestimmt werden sollen (Inhaber-Papiere mit Prämien), 
dürfen innerhalb des Deutschen Reichs nur auf Grund eines Reichs-Gesetzes 
und nur zum Zweck der Anleihe eines Bundesstaats oder des Reichs ausge- 
geben werden. 


Zunächst enthält der Satz des . 1 eine ausführliche Definition der Inhaber-Pa- 
piere mit Prämien. Nach den gegebenen Verhältnissen hat die Gesetzgebung nur 
Inhaber-Papiere dieser Art in's Auge fassen können und wollen. Sie allein bilden den 
Gegenstand des Gesetzes. 

Die Definition schliesst sich im Wesentlichen an die des v. Blankenburg'’schen 
Entwurfes von 1870 an. Die Abweichungen betreffen, wie die Motive der Regierung 
sagten, nur die Fassung, indem das Bestreben leitend war, »die rechtlichen Begriffe mög- 
lichst zu präzisiren«. | 

Aus diesem Grunde ist absichtlich das Wort »Schuldverschreibungen« an 
Stelle des unbestimmten Ausdrucks »Papiere« gewählt worden. Nicht minder heben die 
Motive hervor‘, dass aus demselben Grunde von »allen Gläubigern« die Rede ist, 
statt, wie es früher hiess, »von allen Inhabern«. 

Uebereinstimmend mit dem Blankenburg’schen Entwurfe will $. 1 namentlich den 
Begriff des Prämien-Papiers nicht auf solche Papiere ausdehnen, in welchen den Inhabern 
der auf einmal oder in verschiedenen Terminen zur Einlösung gelangenden Papiere als 
»sogenannte Prämie« neben dem zurückzuzahlenden Kapitalbetrag noch ein weiterer, aber 
für alle gleicher Betrag versprochen wird. Als Beispiel solcher Papiere, deren Inhaber 
also unter dem Namen einer Prämie bei der Rückzahlung einen höheren Betrag erhalten, 
als denjenigen, auf welchen die Verschreibung nominell lautet, sind die sog. Polnischen 
vierprozentigen Partial-Obligationen angeführt worden. Mit Recht bemerken die Mo- 
tive, dass solche Papiere nur eine andere Form für die Begebung verzinslicher, nach 
einem Amortisationsplan rückzahlbarer Schuldverschreibungen unter Pari darstellen. 
Da sie nur einen mässigen Zuschlag zu dem heimzuzahlenden Kapital darbieten, könne 
ihnen der Vorwurf des Anreizes zur Spielsucht nicht gemacht werden. 


Das Karakteristische der Prämie wurde von Anfang an in der Ungewissheit der 


Höhe des auf den einzelnen Inhaber entfallenden Gewinnes gefunden. 
Es leuchtet ein, dass darin der Kern der ganzen Definition steckt, während die übri- 
gen Momente derselben keineswegs von entscheidendem Gewicht sind. 
.. Aus dem oben Bemerkten ergiebt sich weiter, dass nicht schon jede Zusicherung 
einer Prämie ausser der Zahlung der verschriebenen Geldsumme den 
Begriff des Prämien-Papiers in dem hier beabsichtigten Sinne begründet. Ebensowenig 


hängt der Begriff davon ab, dass durch Ausloosung oder andere auf den Zufall % 


gestellteArt der Ermittelung — der letztere Ausdruck ist um mehrerer Präzision 
willen anstatt »auf andere Weise« beliebt worden — die zu prämiirenden Schuld- 
verschreibungen bestimmt werden. Wie bekannt, kommt »Ausloosung oder Er- 
mittelung durch eine auf den Zufall gestellte Art«, eine Fassung, die übrigens schwer- 
lich strengerer Kritik Stand hält, auch sonst sehr häufig vor. Alle diese Eigenschaften 
werden erst dann erheblich, wenn zugleich durch Ausloosung oder Zufalls-Ermittelung 
die Höhe der Prämie, welche den einzelnen Schuldverschreibungen zu Theil wer 
“den soll, bestimmt wird. 
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Nach den Motiven muss die Prämie einen Gewinn darstellen, der im Wege des 
Spiels zufällt. Nur wenn die Zinsen ganz oder theilweise zur Ausspielung unter den 
Gläubigern verwendet werden, handelt es sich um eine Prämien-Anleihe im Sinne dieses 
Gesetzes. Das Element des Spiels, wie des Zufalls bei der Verloosung, sei wesentlich ; 
nur die auf den Zufall gestellte Ermittelung führe zu dem Begriff der Prämie. 


Ob übrigens die Zinsen ganz oder theilweise zur Ausstattung der Prämien ver- 
wendet werden, ist ein Moment, mit dem sich $. 1 nicht näher befasst. Bekanntlich stützt 
sich die Berechnung der Prämien-Anleihen regelmässig darauf, dass der grossen Masse 
nur ein geringer Zins oder gar keiner zu Gute gelangt und dass aus den solchergestalt 
von dem Erborgen ersparten Prozenten der Verzinsung die aussergewöhnlichen Prämien- 
Gewinne entnommen werden. Sei dem, wie ihm wolle, die Abstammung der Mittel zu 
untersuchen, mit denen die Ausstattung der Prämien erzielt wird, liegt nach dem Gesetz 
keine Veranlassung vor. Es entscheidet einzig die Thatsache, dass Prämien in Aussicht 
gestellt werden, gleichviel woher. 

Die Worte »durch Ausloosung oder durch eine andere auf den Zufall 
gestellte Art der Ermittelung« sollen sich selbstverständlich auch mit auf »die 
Höhe der ihnen zufallenden Prämie« beziehen. Indessen ist damit nicht ge- 
meint, dass der Betrag der Prämien überhaupt erst auf solche Weise zu bestimmen sei. 
Welche Prämien und in welchem Betrage sie zur Auszahlung kommen, steht nach dem 
Plane in der Regel fest. Aber welcher einzelnen Schuldverschreibung nun dieser oder 
jener Prämien-Gewinn zu Theil wird, wird durch Ausloosuug oder Zufalls-Ermittelung 
ausgemacht. Vielleicht hätte sich dies korrekter ausdrücken lassen, als in $. 1. Der 
Sinn ist nicht zweifelhaft. 

Von diesem Punkte aus sind denn auch die Worte »allen Gläubigern oder 
einem Theile derselben« im Eingang des Paragraphen zu verstehen. Möglicher- 
weise eröffnet die Anleihe allen Gläubigern, d. h. allen berechtigten Inhabern, die Chance 
des Prämien- Gewinnes, indem alle Schuldverschreibungen, sei es auf einmal, sei es 
succesiv an der Ausloosung, behufs Vertheilung der Prämien, Theil nehmen. Oder es 
partizipirt daran nur ein Theil derselben, sei es, dass von vorn herein nur einem bestimm- 
ten Theil die Aussicht auf Prämien-Gewinn eröffnet wird, sei es, dass zwar von Haus 
aus alle Schuldverschreibungen in dieser Hinsicht als gleichberechtigt erscheinen, aber 

- mit dem Vorbehalt, dass nur ein später erst zu ermittelnder Theil an der Gewinnziehung 
betheiligt sein soll. Das Gesetz will auch diejenigen Anleihen treffen, die etwa nur theil- 
weise Prämien-Anleihen sind; vorausgesetzt natürlich, dass nicht die Anleihe in Wahr- 
heit aus zwei verschiedenen getrennten Anleihen besteht, von denen die eine eine Prä- 
mien-Anleihe ist, die andere nicht. Hat aber dieselbe einheitliche Anleihe auch nur 
theilweise diese Beschaffenheit, so leidet $. 1 Anwendung auf die ganze Anleihe. Denn 

. dass »unter einem Theile derselben«, wenn dies auch die ursprüngliche Absicht der Ver- 
fasser gewesen sein sollte, blos der Fall zu verstehen sei, wo planmässig blos auf eine 
gewisse Anzahl der Schuldverschreibungen Prämien-Gewinne ausgeworfen sind, wäh- 
rend die übrigen lediglich den festen Nominalbetrag allenfalls unter Zuschlag eines festen 
Zinses erhalten, dafür bietet der Wortlaut des Gesetzes keinerlei Anhaltspunkt. 

Indessen erscheint die Angabe der Voraussetzungen im Vordersatz des $. 1 praktisch 
von untergeordnetem Belang nach der Natur des Nachsatzes, der die Dispositive 
enthält. 

Der letztere behält der Reichs-Gesetzgebung das ausschliessliche Recht vor, künftig 
Prämien-Anleihen zu gestatten. Mithin kommt es den Organen der Reichsgewalt zu, in 
jedem Fall zu prüfen, ob nach den Voraussetzungen des $. 1, wirklich eine Prämien-An- 
leihe vorliege. Ueber den Organen des Reichs steht keine höhere Macht. Würde dem- 
nächst eine Prämien-Anleihe vom Reichs-Gesetz zugelassen, so ist das legal zu Stande 
gekommene zulassende Reichs-Gesetz als solches bindend und keine Veranlassung mehr, 
auf eine Prüfung zurückzugehen, ob die Erfordernisse des $. 1 zutreffen. 

Dem Reiche ist andererseits nur die »diskretionäre« Befugniss verliehen , : zukünftige 
Prämien-Anleihen zu konzessioniren. Den möglichen Unannehmlichkeiten, welche diese 
Berechtigung mit sich bringen kann und die im Reichstag genügend erörtert worden sind, 
gegenüber wird man im Ganzen der Versicherung der Majorität trauen dürfen, dass man 
schwerlich irgend eine Prämien-Anleihe ferner noch gut heissen werde. Geschieht es 
aber dennoch, dass sich eine Prämien-Anleihe demnächst um die Billigung des Reichs 
bewirbt, so unterliegt der abweisende Beschluss der Reichs-Regierung oder des Reichs- 
tags keiner weiteren Kognition; denn die Reichs-Gesetzgebung braucht ihre Sanktion 
nur zu ertheilen, wenn sie will. 

Wie es aus dem Wesen einer, wenngleich nach Massgabe eines Gesetzes zu übenden, 
Konzessions-Ertheilung folgt, erscheinen die Erfordernisse des $. 1 eben nur als Merk- 
zeichen. die sich die Reichs-Gesetzgebung für die Ausübung ihres Konzessionsrechtes 
aufstellt. Auf der einen Seite kann eine Prämien-Anleihe, die nach der eigentlichen Ab- 
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sicht des $. 1 ausgeschlossen sein sollte, dennoch mit Erfolg versuchen, die Genehmigung 
des Reichs zu erlangen, und ist dann unanfechtbar. Auf der andern kann eine Prämien- 
Anleihe allen Voraussetzungen , unter denen eine solche an sich zulässig erscheint, ent- 
sprechen und hat doch keine Mittel, die Verweigerung der Konzession, die sie bei der 
Reichsgewalt erfährt, zu beseitigen. 

Der Satz: »dürfen — ausgegeben werden« bezieht sich nur auf die inner- 
halb des Deutschen Reiches, nach den zur Zeit des Gesetzes bestandenen Grenzen, 
ausgegebenen Anleihen. Man ist streng dem Territorial-Prinzip gefolgt. Es kommt 
lediglich auf den Ort der Ausgabe an. Liegt dieser im Reich, so findet $. 1 Anwendung, 
soweit vermöge der allgemeinen strafrechtlichen Grundsätze eine Verfolgung möglich ist, 
auch wenn der Emittent ein Ausländer ist. Dagegen wird die Emission, welche im Aus- 
lande geschieht, von $. 1 nicht getroffen; weder dann, wenn sie ein Inländer im Auslande 
vornimmt , — der $. 1 schliesst durch seine bestimmte Fassung die Bestrafung dieses 
Falls, soweit man solche nach Art. 4, Nr. 3 des Strafgesetzbuchs noch für möglich er- 
achten möchte (s. zu $. 2a. E.), zweifellos aus —, noch auch dann, wenn die Emission 
im Auslande zum Zweck der Förderung eines inländischen Unternehmens, behufs der 
Anleihe irgend einer inländischen Person, Gesellschaft, Korporation oder eines Deutschen 
Staates erfolgte. In allen diesen Fällen kommt nur die Weiterbegebung nach $. 2, nicht 
aber die Ausgabe nach $. 1 in Frage. 

Das Gesetz zieht aber der weiteren Emission von Prämien-Anleihen innerhalb des 
Reiches einmal insofern Schranken, als jede Verausgabung, welche nicht aufGrund 
eines Reichs-Gesetzes geschieht, die in $. 6, Abs. 1 angedrohte Strafe nach sich 
zieht. Demnach ist ein speziell gutheissendes Reichs-Gesetz die einzige Rechtfertigung. 

Indirekt verbietet $. 6 allen Einzelstaaten die Konzessionirung von Prämien-An- 
leihen. Dass die Reichsgewalt in geeigneter Weise vorschreiten kann, wo etwa dem $.1 
zuwider in einem einzelnen Staate eine Prämien-Anleihe geduldet oder ausdrücklich ge- 
billigt würde, bedarf kaum der Erwähnung. Wichtiger ist, dass jeder Emittent weiss 
oder wissen muss, dass die Prämien-Anleihe absolut der Genehmigung durch Reichs-Ge- 
setz bedarf. Ihre Legalität nach partikularem Recht oder nach partikularer Konzessions- 
Ertheilung macht die Emission dem vorliegenden Gesetz gegenüber keineswegs straflos. 

Sodann aber setzt die Reichsgewalt auch ihrer eigenen Konzessions-Befugniss eine 
Grenze. Sie verpflichtet sich oder verspricht, von ihrem diskretionärem Recht der Sank- 
tion durch Reichs-Gesetz höchstens Gebrauch zu machen, »zum Zweck der Anleihe 
eines Bundesstaats oder des Reiches«. 

Dieser beschränkende Zusatz ist in der Kommission des Reichstags zugefügt 
worden, denen entgegenkommend, welche am liebsten ein radikales Verbot aller Prä- 
mien-Anleihen wollten. (Kommissions-Bericht, S. 3.) Es gilt hiervon in besonderem 
Masse alles das, was über die Bedeutung der Erfordernisse des $. 1 gegenüber der dem 
Reiche vorbehaltenen Konzessionirung gesagt wurde. 

Der Reichs-Gesetzgebung steht wiederum die freie Prüfung in jedem gegebenen Fall 
zu, ob, was möglicherweise nicht ohne Weiteres klar ist, die Anleihe als Anleihe eines 
Bundesstaates oder des Reiches betrachtet werden darf. Wenn sie dies, sei es noch so 
irrig, angenommen und darauf hin das justifizirende Reichs-Gesetz erlassen hat, so ist die 
Frage der Rechtsmässigkeit der Anleihe endgültig erledigt. 

Auch die Einfügung »und nur — Reichs«, deren Korrektheit sehr zweifelhaft er- 
scheint, ist nach ihrem eigentlichen Sinne nur eine Instruktion, die sich die Reichs- 
Gesetzgebung selber ertheilt, muss also so gelesen werden, als lautete sie: »welches nur 
zum Zwecke — Reichs ertheilt werden wird«. 


Ausgegeben werden. Verpönt wird nur das Ausgeben. In dem urprünglichen 
Regierungs-Entwurf hiess es auch: »oder in Umlauf gesetzt werden«. Die Kom- 
mission des Reichstags (S. Bericht ders. Nr. 95 der Drucks., 8. 8u. B. a. E.) schlug 
vor und der Reichstag beschloss, diese Worte zu streichen; eine natürliche Folge des 
Systems der Konzessions-Ertheilung, welches zu $. 1 adoptirt wurde. 

Darnach steht fest, dass nach $. 1 in Verbindung wit $. 6 nur Derjenige gestraft 
werden kann, der solches Papier ausgiebt. Was ist»ausgeben«? Ausder Vergleichung 
des $. 2 erhellt, dass darunter etwas Anderes verstanden wird, als unter »weiter begeben«. 
Gehörte zu dem Begriff des Ausgebens nach der Meinung des Gesetzes nothwendig ein 
»Hinweggeben an Andere«, so hätte man füglich $. 1 mit $. 2 zusammenziehen können; 
zumal, wenn unter dem »weiterbegeben« des 3. 2 (s. unten) jedes van einen andern Inhaber 
bringen« gemeint ist. Da sich kaum annehmen lässt, dass etwa als Ausgeben nur die 


erste Begebung getroffen und dazu nach $. 2 die weitere Begebung in Gegensatz ge- 


stellt werden sollte, muss als möglich gedacht sein, dass das Ausgeben auch ohne Weiter- 
begeben, also schon durch jedes Hervortreten des Prämien-Anleihe-Unternehmens dem 


‚Publikum gegenüber, durch Öffentliche Bekanntmachung, Auflegung u. dgl. erfolgen 


kann. Dazu stimmt auch, dass in $. 6, Abs. 2 auf $. 1 nicht hingewiesen ist. 
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Man wird also anzunehmen haben, dass Ausgeben identisch ist mit»Vornehmen 
der Emission« Derjenige giebt die Prämien-Anleihe im Sinne des vorliegenden Ge- 
setzes aus, der als verantwortlicher Unternehmer die Emission bewirkt. Freilich ist auch 
der Begriff des Emissions-Geschäftes keineswegs überall sicher. (Vgl. Endemann,, Han- 
delsrecht $. 140.) Es bedarf daher im einzelnen Fall genauer Untersuchung, ob der An- 
geklagte wirklich als derjenige zu betrachten ist, der die Papiere ausgiebt. Ist er nicht 
der eigentliche Ausgeber, so kann er wohl nach $. 2, aber nicht nach $. 1 in Anspruch 
genommen werden. 

Da es sich nach $. 6 um direkte Strafe handelt, so entsteht die Frage, wer der Be- 
strafung unterliegt, wenn die Emission von Seiten des Staates, einer Gemeinde, 
Gesellschaft ete. gesetzwidrig bewirkt wird. Diese Frage muss nach den allgemeinen 
Grundsätzen des Strafrechts beantwortet werden. In dem vorliegenden Gesetz findet sich 
nirgends eine Andeutung, dass davon abgewichen, namentlich etwa eine strafrechtliche 
Verfolgbarkeit der juristischen Personen oder Gesellschaft als solcher über die allge- 
meinen Prinzipien des Strafrechts hinaus sanktionirt werden solle. 

Natürlich beziehtsich dasStrafverbotnuraufdasjenigeAusgeben, welchesnach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt. Nach dem dürren Wortiaute »Schuld- 
verschreibungen dürfen — nur — ausgegeben werden« erscheint selbst das Ausgeben 
einzelner Papiere strafbar. Es heisst nicht etwa: Neue Prämien-Anleihen dürfen u. s. w. 
Mithin würde es sogar strafbar sein, wenn zwar die Emission der Prämien- Anleihe vor 
diesem Gesetz geschehen, aber ein Theil der Antheilsscheine einstweilen von dem Emit- 
tenten zurückbehalten ist und nun erst unter der Herrschaft dieses Gesetzes auf den Markt 
gebracht wird. Denn dass dieses nachträgliche »auf den Markt bringen« ein »Ausgeben 
der betreffenden Papiere« darstellt, lässt sich kaum bezweifeln. Vollends müsste 
das Verbot gelten, wo der Tendenz des Gesetzes zuwider noch ganze Serien einer vor 
dessen Publikation beschlossenen, zur Zeit der letztern noch nicht ausgegeben waren und 
nun nach derselben unter das Publikum gebracht werden. 

Gleichwohl stellen sich dem Wortlaut Gründe gegenüber, welche eine andere Absicht 
anzeigen. Die praktischen Schwierigkeiten der Feststellung, ob ein Ausgeben in dem 
berührten Sinne stattgefunden hat, möge nur nebenbei betont werden, obwohl sie in 
vielen Fällen, wenn man selbst das Ausgeben einzelner Obligationen strafen wollte, so 
gross erscheinen, dass man schon darum nicht dem Gesetze die Absicht, dasselbe bei 
Strafe zu verbieten, unterlegen kann. Vor Allem aber widerspricht dem der Passus: 
»auf Grund eines Reichs-Gesetzes« in Verbindung mit der Fassung des dispositiven Satzes 
überhaupt. Die Zulassung wird an die Bedingung eines Reichs-Gesetzes geknüpft. Das 
aber ist völlig undenkbar, dass behufs der Ausgabe einzelner Partieen und selbst Serien 
die Reichs-Gesetzgebung sollte angerufen werden. Und der weitere Zusatz »nur zum 
Zwecke einer Anleihe« schliesst jeden Zweifel darüber aus, dass sich die Legislation 
des Reichs nur mit der Prüfung befassen will, ob eine neue Anleihe mit Prämien statthaft 
erscheint. Daraus muss dem offenbar inkorrekten Ausdruck »Schuldverschreibungen 
dürfen u. s. w.« gegenüber geschlossen werden, dass es nur auf ein Verbot der Emission 
neuer Prämien-Anleihen im Ganzen abgesehen ist. 

Es fragt sich also, ob dem unmittelbaren Wortlaut oder dem beabsichtigten Sinn der 
Vorzug eingeräumt wird. 


$. 2. Inhaber-Papiere mit Prämien, welche nach Verkündigung des ge- 
genwärtigen Gesetzes, der Bestimmung in $. 1 zuwider, im Inlande ausgegeben 
sein möchten, ingleichen Inhaber-Papiere mit Prämien, welche nach dem 30. 
April 1871 im Auslande ausgegeben sind, dürfen weder weiter begeben , noch 
an den Börsen, noch an anderen zum Verkehr mit Werth-Papieren bestimm- 
ten Versammlungs- Orten zum Gegenstande eines Geschäfts oder einer Ge- 
schäfts- Vermittelung gemacht werden. 


Während $. 1 die Emission künftiger Prämien-Anleihen innerhalb des Reichs von 
der Konzession der Reichs-Gesetzgebung abhängig macht, enthält $. 2 ein durchgreifen- 
des Verbot. Der Entstehung desselben, im Zusammenhang mit den Bestimmungen im 
$. 3 ff., ist bereits gedacht worden. Die jetzige Fassung wurde, abweichend von dem 
Vorschlage der Kommission, bei der zweiten Berathung des Reichstags gefun- 
den, indem man sich die Amendements der Abgeordneten Richter und v. Blan- 
kenburg aneignete. Stenogr. Berichte, S. 754. Vgl. Drucks., Nr. 27, II. und 114, II. 
Darnach wurden die Worte »noch anderweitig Öffentlich ausgeboten«, die am Schlusse 
eingefügt waren, gestrichen, dagegen die jetzt vorhandenen Worte »weder weiter bege- 
ben«, welche in der Kommission mit 10 gegen 10 Stimmen gefallen waren, eingefügt. Zur 
Motivirung lässt sich aus den Verhandlungen zweiter Lesung Nichts weiter anführen, als 
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die Aeusserung des Referenten, dass er die betreffenden Veränderungen für verbessernd 
halte. In der dritten Lesung wurde dann versucht, die letztgedachten Worte wieder ab- 
zuwerfen; allein dieselben blieben nunmehr, nachdem sie energisch vertheidigt worden 
waren, weil sonst das Gesetz seine der Ansicht der Majorität entsprechende Bedeutung 
verlieren werde, definitiv aufrecht erhalten. Stenogr. Ber., S. 808. 


Wie $. 2 jetzt lautet, trifft er, was den Gegenstand anlangt, 
1. die Prämien-Anleihen, die dem $. 1 zuwider ausgegeben werden, d. h. der Konzes- 
sionirung durch Reichs-Gesetz entbehren : 
2. die Prämien-Anleihen, die nach dem 30. April 1871 im Auslande ausgegeben sind. Er 
will, dass solche Inhaber-Papiere mit Prämien (nach der Definition des $. 1) 
a) weder weiter begeben, 
b)noch an Börsen u. s. w. zum Gegenstand eines Geschäfts gemacht werden. 


Dafür giebt es für die unter 2. bezeichneten Papiere keinen Ausweg. Die nach dem 
30. April 1571 emittirten ausländischen Prämien-Papiere sollen nach der Idee des Ge- 
setzes ein für allemal von dem Deutschen Markte ausgeschlossen sein. Man hat sich des- 
halb die Möglichkeit einer Zulassung weder in der Weise, wie nach $. 1 für das Ausgeben, 
noch in der Weise, wie nach $. 3 für den Umsatz, vorbehalten, was freilich nicht hindert, 
dass die Reichs-Gesetzgebung, wenn sie will‘, doch eine Zulassung, die Bestimmung des 
$. 2 abändernd, oder darüber hinweggehend, in gesetzlicher Form beschliessen mag. 

Zugleich erhellt hieraus, dass die Zuwiderhandlung gegen $. 2 logisch als ein selbst- 
ständiges Vergehen neben $. 1 erscheint. Dass die Emission der betreffenden inländischen 
Papiere den $. 1 verletzt, ist allerdings Voraussetzung des einen Theils des $. 2. Allein 
das »Ausgeben« und das »Weiterbegeben« sind als verschiedene Handlungen gedacht, die 
möglicherweise derselben Person, möglicherweise aber auch verschiedenen Personen zur 
Last fallen. S. daher über die Konkurrenz die Bemerkungen zu . 6. 


Die Fassung des Verbotes regt mancherlei Zweifel an. 


Verhältnissmässig am klarsten ist nur der zweite Theil desselben (zu $. 6). Prämien- 
Papiere der bezeichneten Art sollen nicht an den Börsen und andern zum Ver- 
kehr mit Werth-Papieren bestimmten Versammlungsorten gehandelt 
werden. Freilich wird der Begriff der Versammlungsorte leicht weiter oder enger ge- 
nommen werden können. Indessen findet derselbe doch darin eine im Ganzen genügende 
Begrenzung, dass der Versammlungsort, wenn auch nicht ausschliesslich, doch unver- 
kennbar zum Verkehr mit Werth-Papieren bestimmt sein muss. Obwohl die Kommission, 
welche diese Fassung beliebte, unterlassen hat, dieselbe in ihrem Bericht oder in den De- 
batten des Reichstags irgend zu erläutern, ist doch ersichtlich, dass man zuvörderst den 
Börsen- und Markt-Verkehr,, den öffentlichen Umsatz von Prämien-Papieren hat verhin- 
dern wollen. Noch deutlicher erhellte dies aus dem später gestrichenen, zuletzt zu $. 6 
benutzten Zusatz der Kommission bei $. 2 »noch anderweitig öffentlich ausgebo- 
ten«. Wie oben bemerkt, begnügte man sich nicht, die offizielle Notirung an der Börse 
zu untersagen. Dagegen wollte man Anfangs auch nicht weiter gehen, als das Geschäft 
in solchen Papieren an Börsen und anderen Mittelpunkten des Effektenhandels abzu- 
schneiden. So muss denn auch »zum Gegenstande einer Geschäfts-Vermitt- 
lung« verstanden werden. Unmöglich kann jedes Geschäft und jede Geschäfts-Vermitt- 
lung, wenn nur thatsächlich an der Börse oder einem Versammlungsort vorkommend, 
strafbar sein. Gewiss ist nur das Geschäft und die Geschäfts - Vermittlung gemeint, 
welche den öffentlichen Umsatz bezwecken: der börsenmässige oder marktmässige An- 
kauf oder Verkauf, die Vermittlung der Börsen-Mäkler u. dgl. Niemand wird zu glau- 
ben im Stande sein, dass selbst das Verschenken eines Prämien-Papiers unter Bekannten, 
jeder Auftrag, jede Vermittlung, irgend eines Geschäfts, kurz Alles, was rein zufällig 
an der Börse oder dem Versammlungsort geschieht, als Zuwiderhandlung gegen $. 2 an- 
gesehen werden soll. Man wird also mit einem Wort den Satz so verstehen müssen, als 
ob hinter »Geschäfts-Vermittlung« noch stünde : »wie diese an solchen Plätzen nach deren 
Zweck üblich sind«. Sonst würden die Konsequenzen in's Unerträgliche führen. 


Sind insoweit der Auslegung immerhin leidlich sichere Anhaltspunkte gewährt, so 
kommt nun aber die Einschiebung;hinzu, dass solche Inhaber-Papiere mit Prämien nicht 
weiter begeben werden dürfen. Dass auf das »weiter« nicht etwa besonderer Ton zu 
legen und darnach etwa anzunehmen ist, es sei davon das erste Hinausgeben von Seiten 
des ursprünglichen Emittenten ausgeschlossen, wurde bereits zu $. 1 erwähnt. Auch der 
erste Inhaber oder Schöpfer der Papiere begiebt »weiter«, wenn er sie an einen Andern 
begiebt. Der Ausdruck geht so weit, dass man sich fragt, warum dann noch der Absatz 
an Börsen und Versammlungsorten des Effektenhandels besonders hervorgehobeu wird. 
Denn dass letzeres in dem Weiterbegeben mit steckt, möchte ausgemacht erscheinen. 
Aber was meint das Gesetz unter »weiter begeben« im Näheren? Weder der Antrag, dem 
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der Zusatz zu verdanken, noch die Verhandlung über denselben giebt darüber Aufschluss. 
| »Begeben« ist ein im Verkehr in der juristischen Praxis und Theorie häufig be- 
nutzter, wenngleich in der Rechts-Gesetzgebung keineswegs fixirter Ausdruck. Ein 
Papier begeben heisst an sich soviel, als dasselbe hinweggeben, an einen Andern übertra- 
gen. Aber unmöglich kann damit in $. 2 jede Uebertragung gemeint sein. Man würde 
wieder auf Folgerungen gerathen, die an sich absurd und nach Andeutungen in den Dis- 
kussionen des Reichstags entschieden nicht beabsichtigt sind. 

So spricht die Wechsellehre von dem »Begeben des Wechsels an den Remittenten, 
oder an den Idossator«, »von dem Begebungs-Vertrag, der sich durch Geben und Nehmen 
des Wechsels vollzieht«. Im gewöhnlichen, weitestgehenden Sinne besteht das Begeben 
eines Ordre-Papiers darin, dass dasselbe an einen andern, nach der Natur des Ordre- 
Papiers formell nach aussen legitimirten Inhaber gebracht wird, gleichviel, welches die 
innere Bedeutung des Begebungs-Aktes sein mag. Denselben Begriff auf Inhaber-Papiere 
angewendet, um die es sich hier handelt, liegt eine Begebung vor, sobald ein Anderer 
durch Uebertragung der nach aussen hin durch seine Innehabung der berechtigte Inhaber 
ur N wird, ohne dass es auch hier auf die innere Absicht der Uebertragung an- 

ommt. 

Es lässt sich nicht verkennen, dass diese Auffassung der Worte »weiter begeben« 
das für sich hat, dass sie mit der gewöhnlichen Ausdrucksweise, und, was noch wich- 
tiger, mit dem Prinzip des Handels- und Wechselrechts, wonach die nach aussen wirk- 
same Begebung und die innere Natur des zu Grunde liegenden Rechtsgeschäfts auseinan- 
der gehalten wird, in Uebereinstimmung bleibt. Ist das »weiter begeben« so zu verstehen, 
so ist die Anwendung sicher und leicht. Der $. 2 und der $. 6 sind dann anzuwenden, 
wo immer durch Begebung ein Anderer legitimirter Inhaber des Papiers geworden ist, 
gleichviel in welcher Absicht die Uebertragung geschah. 

Aber zu welchen Konsequenzen führt das? Und sind diese beabsichtigt? Soll $. 2 
auch da gelten, wo die Papiere nur leihweise, prekär, zum Depositum einem Andern 
überwiesen werden? Oder soll wenigstens die Uebertragung zum Depot, zur handels- 
mässigen Deckung, oder zum Pfand darunter mit begriffen sein, da die Rechtstheorie 
lehrt, dass schon die pfandweise Hingabe eine Art von Veräusserung ist? Dem Einwand, 
dass der Ausdruck an sich nicht unterscheidet und weit genug ist, um alle solche Fälle 
mit zu umfassen, stellt sich doch der Hinweis auf $. 3 entgegen. Erschiene als möglich, 
dass der Eifer, das Publikum vor allen ferneren Prämien-Anleihen zu wahren, durch $. 2 
wirklich schlechthin allen und jeden Verkehr mit deren Obligationen unterdrücken wollte, 
so erscheint dies doch unmöglich zu $. 3, der die Prohibition auf die vorhandenen auslän- 
dischen Prämien-Papiere erstreckt, sofern sie nicht abgestempelt sind. Oder sollte in 
der That beabsichtigt sein, dem Besitzer solcher Papiere auch die Benutzung seines Eigen- 
thums zu leihe- oder pfandweiser Hingabe zu verwehren? In den Motiven des Regie- 
rungs-Entwurfs und selbst in dem Kommissions-Bericht ist wenigstens stets eine gewisse 
Schonung des vor dem Gesetze erworbenen Rechtes der Besitzer beobachtet worden. Soll 
darüber die richterliche Auslegung ganz hinweggehen ? 

Angesichts dieser Bedenken kann man sich nicht des Zweifels entschlagen , ob »be- 
geben« unterscheidungslos mit »in andere Hand gelangen lassen« identifizirt, oder ob eine 
weitere Begebung mit Recht nur da angenommen werden darf, »wo der Empfänger das 
Papier definitiv für sich behalten solle. Die Schwierigkeiten der Untersuchung im ein- 
zelnen Fall, ob dieses Moment vorhanden, dürften nicht zurückschrecken. 

Jedenfalls ist es angezeigt, das Dilemma aufzuwerfen ; und es sprechen sicher gute 
Gründe für eine beschränktere Auslegung in der Weise, dass unter »weiter begeben« nur 
die definitive Uebertragung oder Veräusserung gemeint sei. Das Gesetz ist ein Pro- 
hibitiv-Gesetz, das möglichst beschränkt zu interpretiren ist. Sein Zweck ist ausge- 
sprochenermassen, die ihm missliebigen Papiere von dem eigentlichen Verkehr, von dem 
Umsatz nach Angebot und Nachfrage, von dem Verkauf fernzuhalten. Man entschliesst 
sich schwer zu dem Glauben, dass es darauf abgesehen sei, auch jede Benutzung dersel- 
ben zu untersagen, welche sie aus anderer Absicht irgendwie in die Innehabung eines 
Andern bringt. 

‘Für die Unterscheidung lässt sich vielleicht auch das Wort »weiter«, das dem »be- 
geben« zugefügt ist, und ganz besonders die Zusammenstellung durch »weder — noch« 
mit dem Umsatz an der Börse oder auf dem Markte anführen. Wenn von Haus aus in der 
Gesetzes-Vorlage nur der letztere getroffen, und dann das Verbot auf weitere Begebung 
ausgedehnt wurde, so liegt es offenbar näher, darunter zwar jeden andern, auch den pri- 
vaten Umsatz, aber doch nur den eigentlichen Umsatz, die nach der Absicht der Kontra- 
henten definitive Uebertragung zu verstehen, als den Begriff weit über das ursprüngliche 
Ziel hinaus auszudehnen. 

Ganz ähnlich verhält es sich mit der Begrenzung des Letzteren nach anderen Rich- 
tungen hin. 
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Ein »Begeben« möchte man gern nur da annehmen, wo mit Willen des bisherigen 
Inhabers sei es nun Gewahrsam, sei es Recht an dem Papiere auf einen Andern über- 
geht. Uebergänge gegen oder ohne den Willen des seitherigen Inhabers kann man nicht 
»begeben« nennen. Mithin schliesst $. 2 zweifellos nicht aus, dass derartige Prämien-Pa- 
piere durch Erbschaft oder Legat auf einen Anderen übergehen. Ferner nicht, dass der 
betreibende Gläubiger solche Papiere als Exekutions-Objekte angreift. Aber wie steht 
es mit dem Zwangsverkauf der gepfändeten Papiere, den das Gericht oder der Gerichts- 
vollstrecker vornimmt? Soll dieser verwehrt sein? Diesen Verkauf bewirkt das Gericht 
oder der Huissier als Vertreter des Schuldners, nach dessen Willen nicht gefragt wird. 
Obwohl hier in Vollstreekung der Sentenz oder eines vollstreckbaren Titels, auf welchen 
neuere Prozess-Ordnungen das Exekutions-Verfahren ausdehnen, eine Begebung in dem 
dargestellten weitesten Sinn stattfindet, wird doch Niemand so leicht an einen solchen 
Zwangsverkauf denken, wo das Gesetz das Weiterbegeben verbietet. 

Ist das richtig, so muss dasselbe da gelten, wo es sich sonst um die Ausübung eines 
Verkaufs- und Befriedigungsrechtes handelt. So bei dem Verkaufs- und Befriedigungs- 
recht, mit dem das kaufmännische Pfand- und Retentionsrecht nach Handelsrecht aus- 
gestattet ist. (Endemann, H. 8. 76, Il.; $. 99, I. B.) Nach Partikularrecht giebt es noch 
andere Fälle. Ueberall nimmt hier der berechtigte Gläubiger, behufs seiner Befriedigung 
die Veräusserung nöthigenfalls gegen den Willen des Schuldners vor. Man kommt daher 
zu dem Resultate, dass der Gläubiger, welcher pfand- oder retentionsweise solche Prä- 
mien-Papiere in Händen hat, nicht gehindert sei, dieselben zum Verkaufe zu bringen. 
Die Art des Verkaufs aber richtet sich nach Art. 311 und 3, 43 des Handels-Gesetzbuchs. 
Es wäre darnach gestattet, die Prämien-Papiere, die an der Börse und an den Versamm- 
lungsorten der Effektenkaufleute nicht gehandelt werden sollen, doch Öffentlich oder 
durch einen Handelsmäkler oder Auktionator zum Börsen- oder Marktpreis verkaufen zu 
lassen. 

Dass darin ein arger Widerspruch 'mit der Tendenz des $. 2 zum Vorschein kommt, 
wird sich nicht leugnen lassen. Will man dem entgehen, dann bleibt Nichts übrig, als 
auch den in Folge der Exekution oder der Ausübung eines Verkaufs- und Befriedigungs- 
rechtes geschehenden Verkauf ebenso unter das Verbot zu stellen, wie jeden andern Ver- 
kauf für Rechnung des Inhabers, der mit dessen freiem Willen vor sich geht. Alsdann 
macht freilich $. 2, so wenig die Meisten sich dessen bewusst gewesen sein mögen, zu- 
gleich einen Schnitt in das Exekutions- und Befriedigungsrecht. Freilich ist es zwar 
immer noch, soweit das Prozessrecht dies zulässt, möglich, verpönte Prämien-Papiere 
als Exekutions-Objekte zu ergreifen und festzuhalten, wie es auch möglich ist, sie kraft 
Pfand- oder Retentionsrechts zurückzuhalten. Allein das Verkaufs- und Befriedigungs- 
recht an dergleichen Papieren findet ein unübersteigliches Hinderniss in $: 2. Da die Pa- 
piere von der Verwerthung durch Verkauf ausgeschlossen sind, kann deren Zurückhaltung 
nur noch den Zweck haben, eine indirekte Pression auf den Schuldner auszuüben und 
en die Geltendmachung weiterer Rechte im Falle der Ausloosung und Rückzahlung 
abzuwarten. 


Nicht minder verdient noch der Zweifel hervorgehoben zu werden, ob unter »weiter 
begeben« auch jede unentgeltliche Begebung begriffen sein soll. Der Ausdruck ist an 
sich weit genug, um selbst jede schenkweise Begebung unter das Verbot zu bringen. Auch 
die aus Liberalität hervorgehende Begebung ist eine Begebung. Wird nach dem inneren 
Grunde der Begebung überhaupt Nichts gefragt, die Begebung lediglich in dem oben er- 
wähnten äusserlich-thatsächlichen Sinne genommen, so kann nach $. 2 und $. 6 Jeder ge- 
straft werden, der sich z. B. das Vergnügen erlaubt, mit einem solehen Loos ein Geburts- 
tags- oder Pathen-Geschenk zu machen. 

Es ist jedoch oben angeführt worden, weshalb der eben so allumfassende Ausdruck 
»Geschäft« am Schlusse des $. 2 beschränkter, als er auf den ersten Blick aussieht, aufzu- 
fassen sein möchte. Im Parallele damit wird man geneigt sein, auch dem »Weiterbege- 
ben« eine solche Wendung zu geben, dass wenigstens die ärgsten Absurditäten vermieden 
werden. Man wird also darunter billigerweise nur solche Weiterbegebung verstehen, 
welche die Verwerthung. des Papiers, mag dasselbe verkauft oder an Zahlungsstatt hin- 
gegeben werden, gegen ein Aequivalent, bezweckt. Freilich ist das nur ein Nothbehelf. 
Daneben bleiben auch unter den Fällen, wo eine entgeltliche Begebung erkannt werden 
muss, unstreitig viele übrig, bei denen es zu bedauern, dass das Gesetz unklar gedachte 
Verbesserungen aufgenommen hat, welche zu so schwer begreiflichen Wirkungen führen. 

Will man diese gleichwohl nicht scheuen, dann wäre es viel besser gewesen, das un- 
bedingteste Verbot des Weitergebens, ja wo möglich des Besitzes solcher Papiere auszu- 
sprechen. Dann wusste Jeder, woran er war. 

Alle die hier berührten Bedenken sind übrigens praktisch gegenüber dem $. 3 noch 
viel bedeutender, als gegenüber dem $. 2. 
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. Es fragt sich schliesslich zu $. 2 nach der Bedeutung des Verbotes, das als »dürfen 
nicht« erlassen wird. Dasselbe lautet so generell, dass, wenn nicht das Gesetz eine 
weitere Erläuterung enthielte, damit zugleich die zivilrechtliche Prohibition, also die Un- 
gültigkeits-Erklärung aller ihm zuwider abgeschlossenen Rechtsgeschäfte gefunden wer- 
den möchte. Allein das Gegentheil erhellt aus $. 6. Das Gesetz will dem Verkehr mit den 
prohibirten Papieren nur im Wege der Androhung direkter Strafen beikommen. Um die 
zivilrechtliche Seite bekümmert es sich überhaupt nicht. Aehnlich, wie in vielen analo- 
gen Fällen, wird also die Rechtsbeständigkeit der Geschäfte, welche solche Papiere zum 
(egenstande haben, dadurch nicht alterirt, dass den einen oder beiden Kontrahenten eine 
Strafe nach $. 6 trifft. Von privatrechtlicher Ungültigkeit der betreffenden Geschäfte 
und folglich von Versagung der Rechtsmittel aus denselben ist niemals die Rede gewesen. 

. Dass die Eigenschaft, welche den von $. 2 betroffenen Prämien-Papieren beigelegt 
wird, indem das Gesetz durch Strafandrohung deren Uebertragbarkeit hindert oder er- 
schwert, in anderer Weise auch zivilrechtlich Erheblichkeit erlangen, als thatsächliche 
Unterlage einer Einwendung oder Anfechtung benutzt werden kann, ist selbstredend nicht 
ausgeschlossen. 

Die Strafandrohung aber bezieht sich ebenso selbstverständlich nur auf die in $. 2 
genannten Handlungen. Der blosse Besitz von Prämien-Papieren, deren Weiterbegebung 
und Benutzung zu einem Geschäft oder einer Geschäftsvermittlung an der Börse oder auf 
dem Effektenmarkte strafwürdig erscheint, ist straflos. Ebenso straflos ist von Seiten 
des Inhabers die Geltendmachung der aus dem Papier begründeten Rechte, insbesondere 
des Rechts auf Rückzahlung und Auszahlung des auf das Papier gefallenen Prämien-Ge- 
winns. Der letztere kann ungehindert eingezogen werden; und zwar nicht nur von dem 
berechtigten Inhaber selbst, sondern auch durch Mittelspersonen. Das Verbot der »Ge- 
schäftsvermittelung« bezieht sich, wie wir sahen, nur auf den Umsatz im Börsen- 
und Marktverkehr. So wenig es verwehrt ist, Papiere dieser Art einem Bankier zur Ver- 
wahrung und Kontrolirung der Ausloosung zu übergeben, eben so wenig ist es verwehrt, 
sich der Vermittelung eines Bankiers zur Einziehung des ausgeloosten Betrags zu bedie- 
nen. Weder das Eine, noch das Andere ist »Weiterbegebung« und.das letztere keine 
Geschäftsvermittelung im Sinne des 8. 2. 

Dass das ganze Verbot sich zunächst nur auf den territorialen Umfang des Reichs 
erstreckt, versteht sich nach dem allgemeinen Prinzip, das in Art.4 des Strafgesetzbuchs 
Ausdruck gefunden hat, von selbst. Eine im Auslande begangene Zuwiderhandlung 
gegen $. 2 könnte nur an dem Inländer, und an diesem nur unter den Voraussetzungen 
des Art. 4, Nr. 3 des Strafgesetzbuchs geahndet werden, in sofern sie als ein Vergehen 
im Sinne des Strafgesetzbuchs anzusehen ist (s. unten zu 8. 6). 


$. 3. Dasselbe gilt vom 15. Juli 1871 ab von ausländischen Inhaber-Pa- 
pieren mit Prümien, deren Ausgabe vor dem 1. Mai 1871 erfolgt ist, sofern 
dieselben nicht abgestempelt sind (88. 4, 5.). 


Die $$.3—5 haben den Zweck, dem Verkehre mit den bei Erlass des Gesetzes bereits 
in Umlauf befindlichen ausländischen Prämien-Papieren Schranken zu setzen. Die Re- 
gierungs-Vorlage wollte dies ganz freilassen, weil eine nachträgliche Ausschliessung die 
in gutem Glauben erworbenen Vermögensrechte der Inhaber empfindlich beeinträchtigen 
würde. In der Kommission wurde sowohl der Antrag auf ein durchgreifendes Verbot des 
Umlaufs nach einer gewissen Frist, als auch der Vorschlag der Abstempelung verworfen. 
Im Reichstage dagegen blieb man zwar dabei, von dem ersten Verbot abzusehen, ent- 
schloss sich aber, den auf Abstempelung gerichteten Antrag anzunehmen. Motive 8.21. 
Kommiss.-Bericht S. 10. Stenogr. Berichte 8.754. Die Einzelheiten der $$. 3 
—5 sind kaum debattirt worden. 

Eine Erörterung der Frage, ob die Massregel der Abstempelung überhaupt für ge- 
eignet zu erachten sei, kann hier übergangen werden. 


Nach $. 3 werden die bereits vor dem ersten Mai 1871 emittirten ausländi- 
schen Inhaber-Papiere mit Prämien (s. $. 1) durch den Hauptsatz geradezu unter das Ver- 
bot des $. 2 gebracht. Ganz dieselben Handlungen, die nach $. 2 verboten sind, sind auch 
hier verboten. 

Eben deshalb gilt Alles, was über die Auslegung und den Umfang des Verbotes in 
$. 2 gesagt wurde, auch zu $. 3. Daraus erhellt namentlich, dass der Besitz und die 
Geltendmachung der Rechte gegen den Schuldner dem Inhaber des ungestempelten Prä- 
mien-Papiers durchaus nicht geschmälert ist, sondern nur das Weiterbegeben, insbeson- 
dere an den Börsen und Märkten. 

Dass der besondere $. 3 gebildet wurde, hat seine Ursache indem Nachsatz: »sofern 
dieselben nicht (nach $8.4,5) abgestempelt sind«. Das unbedingte Verbot er- 
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schien denn doch gegenüber den wohlbegründeten Rechten der Besitzer zu weitgehend. 
Deshalb liess man noch den Ausweg der Abstempelung offen. An sich ist freilich »vvom 
15. Juli 1871 ab«, — diese Fassung ist in 3. Lesung beschlossen worden, s. Stenogr. 
Berichte 8. 809. — jedes Weiterbegeben, jedes Börsen- oder Marktgeschäft und jede Ge- 
schäftvermittelung auch für solche ältere Papiere mit Strafe bedroht. Aber sie können 
sich abstempeln lassen und durch den Stempel die volle Freiheit des Verkehrs erwerben. 
Von dem Verbote des Gesetzes werden nur die ungestempelt gebliebenen getroffen; die 
vor dem 1. Mai 1871 emittirten, gehörig gestempelten ausländischen Inhaber-Papiere mit 
Prämien aber ebenso wenig berührt, wie die vor der Publikation dieses Gesetzes ausgege- 
benen inländischen (nach 8.1). 


Uebrigens ist festzuhalten, dass das Gesetz weiter nichts verlangt, als dass die Pa- 
piere abgestempelt sind. Es entscheidet also reinweg die äussere Thatsache, ob 
das ausländische Papier im Verkehr nach dem 15. Juli 1871 den legalen Stempel aufzu- 
weisen hat. Die Vorschrift der Einreichung nach $.4 und den daran anschliessenden Aus- 
führungs-Bestimmungen der Bekanntmachung vom 19. Juni 1871 (s. zu $. 5) ist insofern 
bedeutungslos, als, wenn der gehörige Stempel da ist, zum Zweck der Entscheidung über 
die Strafbarkeit auf dessen Erwerb darauf zurückgegangen zu werden braucht. Nicht 
die Zuwiderhandlung gegen $. 4, das Unterlassen der Einreichung, wird in $.6 mit Strafe 
belegt, sondern lediglich der in $.3 (durch Hinweis zugleich auf $.2) bezeichnete Umsatz 
ungestempelter Papiere. Der Grund der rein objektiven Eigenschaft ist ebenso wenig bei 
ungestempelten, wie bei abgestempelten Papieren zu untersuchen. Selbst der durch ille- 
gales Verfahren erlangte Stempel, wenn er nur objektiv legal erscheint, schützt gegen 
die Strafe des . 6. 

Alles aber, was verlangt werden kann, ist eine zum Zwecke dieses Gesetzes — wenn 
auch unrichtig dem Betrage nach (s. zu $.4, Abs.2) — erfolgte, den äusseren Erforder- 
nissen entsprechende Abstempelung. In dieser Hinsicht muss allerdings $. 7 der Bekannt- 
machung vom 10. Juni 1871 massgebend erscheinen, durch welchen sich der Begriff des 
Abgestempeltseins näher präzisirt (s. auch zu 8.5). 


$.4. Die Schuldverschreibungen, deren Abstempelung erfolgen. soll, 
müssen spütestens am 15. Jult 1871 zu diesem Zwecke eingereicht werden. 

Für die Abstempelung ist eine Gebühr zu entrichten, welche für eine 
Schuldverschreibung, deren Nominal-Betrag den Werth von Einhundert Tha- 
lern nicht übersteigt . . . 2.2.2.2... Sgr. oder 171, Kr. S. W. 
Für eine Schuldverschreibung,, deren Nominal- | 
Betrag den Werth von Einhundert Thalern 
übersteigt... 2 in. a les a Deo 20 
beträgt. 

Der Ertrag dieser Abstempelung fliesst zur Reichskasse. 


Die Fassung des Eingangs wurde in dritter Berathung in Folge der Fas- 
sung des $. 3 verändert und der letzte Absatz neu hinzugefügt. Stenogr. Be- 
richte 8. 803; vgl. S. 754. 3 


In dem ersten Satz wird der Zeitpunkt, an dem spätestens die Einreichung der 
Schuldverschreibungen behufs der Abstempelung erfolgen soll, bestimmt. Um welche 
Anleihen, Schuldverschreibungen es sich dabei handelt, ergibt das Verzeichniss, welches 
der auf Grund des $. 5 erlassenen Bekanntmachung (s. unten) als Anlage B. beigegeben 
ist. BReichs-Gesetzblatt v. 1871, 8.261. Dasselbe enthält 70 Nummern. 

Der Schlusstermin ist im Allgemeinen präklusiv, jedoch mit Vorbehalt der Restitu- 
tion nach $.5. Rechtzeitige Einreichung soll die Bedingung sein für die Abstempelung. 
Den Behörden, welche die letztere vorzunehmen hatten, stand also das Recht und die 
Pflicht zu, den verspätet nach dem 1. Juli 1871 eingereichten Papieren den Stempel zu ver- 
weigern. Indessen hat für einige Fälle besondere Vorsorge getroffen werden müssen, in 
denen zur fraglichen Zeit von bereits emittirten Prämien-Anleihen nur erst Interims- 
Scheine ausgegeben waren. Nach der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 1. Juli 
sollte den Inhabern von Interims-Scheinen der Ottomanischen und der Raab-Grazer-Eisen- 
bahn-Prämien-Anleihe bei rechtzeitiger Einreichung (bis 15. Juli 1871) dieser Interims- 


E 


Scheine zur Abstempelung das Recht gewährt sein, die definitiven Stücke demnächst noch 


bis zum 31. Dezember 1871 abstempeln zu lassen. Reichs-Gesetzbl. $. 304. Gleiche Be- 
günstigung bewilligte eine Bekanntmachung vom 10. Juli 1871 den Interims-Scheinen der 
Stadt und Provinz Reggio-Prämien-Anleihe. Reichs-Gesetzbl. 8. 314. Endlich wurde 
der Schlusstermin der Abstempelung der definitiven Stücke für die Ottomanische Prämien- 
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Anleihe durch Bekanntmachung yv. 10. Dezember 1871 bis zum 31. März 1872 verschoben. 
Reichs-Gesetzbl. S. 408. 

Ausserdem erhellt auch aus dem zu $. 3 bereits Bemerkten, dass die gehörige Ein- 
reichung überhaupt nur als ein von der Stempelungs-Behörde zu beachtendes Erforder- 
niss auftritt, dagegen, wenn einmal der Stempel vorhanden ist, für den Zweck des $. 6 
nicht weiter in Betracht kommt. 


Die im zweiten Absatz festgesetzte Abstempelungs-Gebühr findet sich in dem 
erwähnten Verzeichniss für die einzelnen Anleihen ausgeworfen. Von der Richtigkeit 
des verwandten Stempels, den die betreffende Behörde ohne Einwirkung des Einrei- 
chenden anzulegen hat, hängt für die Entscheidung nach $. 6 Nichts ab. Nach 8. 3 fragt 
es sich nur, ob die Papiere gestempelt sind. Ob nach dem Tarif richtig oder unrichtig, 
macht Nichts aus. 


Der letzte Absatz überweist den Ertrag an solchen Gebühren, in deren Auf- 
legung der Finanz-Minister mit Recht eine günstige Präzedenz für den Vorschlag der Be- 
steuerung der Papiere erblickte (Stenogr. Berichte, S. 572), als direkte Einnahme, wie 
die Wechsel-Stempelsteuer, der Reichskasse. (Vgl. die in Anlage mitgetheilte Ueber- 
sicht der abgestempelten Prämien-Papiere.) 


$.5. Der Bundesrath wird die zur Ausführung dieses Gesetzes erforder- 
liche Instruktion erlassen und in derselben festsetzen, unter welchen Umstän- 
den ein gutgläubiger Inhaber, der aus entschuldbaren Gründen die Eıwn- 
reichungsfrist versäumt hat, noch nachträglich Abstempelung seiner Schuld- 
verschreibungen erlangen kann. Der Bundesrath wird ferner zur Berechnung 
der Stempelabgabe den Thalerwerth der fremden Valuten feststellen, auch die 
Behörden bestimmen, bei welchen die Einreichnng zur Abstempelung ($. $) zu 


erfolgen hat. 


Der Bundesrath hat von der ihm in $. 5 ertheilten und näher bestimmten (vgl. Reichs- 

en Art. 7, Nr. 2) Befugniss Gebrauch gemacht und im Reichs-Gesetzbl., S. 255 
ie 

Bekanntmachung vom 19. Juni 1871, betr. die Vorschriften zur Aus- 

führung des Reichs-Gesetzes vom 8. Juni 1871, über die Inhaber- 

Papiere mit Prämien 
erlassen. | 
Der Inhalt derselben hat jetzt kaum noch praktisches Interesse. Nachdem nicht nur der 
Sehluss-Termin des $. 4 (15. Juli 1871), sondern auch die in $. 9 der Bekanntmachung für 
die nachträgliche Einreichung bei Versäumniss des ersteren aus entschuldbaren Gründen 
(s. Abs. 1 des $. 5 des Gesetzes) eingeräumte Frist (mit dem 31. Dezember 1871), nicht 
minder die in den weiteren Bekanntmachungen, deren zu $. 4, Absatz 2 Erwähnung ge- 
schah, nachgelassene Frist verstrichen, findet für die zur Zeit noch ungestempelt geblie- 
benen Papiere Einreichung und Abstempelung überhaupt nicht mehr statt. Aber auch 
für diejenigen, welche den Stempel erlangt haben, ist die Frage nach der Art und Weise 
der Erlangung nur noch von beschränkter Bedeutung, wie aus dem zu $. 3 Ausgeführten 
erhellt. 

Darnach kann, indem nur die objektive Legalität der vorhandenen Abstempelung bei 
$. 6 von Interesse ist, höchstens noch geprüft werden, ob die äussere Form in Ordnung 
ist. Diese ist in $. 7 der Bekanntmachung v. 19. Juni 1871 bestimmt. 

Derselbe lautet: 


»8, 7. Die Abstempelung erfolgt durch Aufklebung einer Marke, welche den Betrag 
der nach $. 4 des Gesetzes vom 8. Juni d. J. beziehungsweise $. 5 dieser Vorschriften 
zu entrichtenden Gebühr angiebt, und durch Entwerthung derselben mittelst Auf- 
drückens des schwarzen, beziehungsweise farbigen Stempels (Dienstsiegels) der ab- 
stempelnden Behörde. 

Die Aufklebung der Marke geschieht auf der Schauseite der Schuldverschreibung 
an einer Stelle, wo sie Theile des Textes derselben, insbesondere die Bezeichnung der 
Serie und der Nummer der Schuldverschreibung nicht verdeckt. Der Stempel ist so 
aufzudrücken, dass sein Abdruck theilweise auf der Marke, theilweise auf der Schuld- 
verschreibung selbst erscheint. Nur im Fall die Schauseite hinreichenden freien Raum 
nicht bieten sollte, erfolgt die Abstempelung auf der Rückseite. 
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Der Abstempelung unterliegt jede einzelne Schuldverschreibung. Finden sich auf 
einem Bogen mehrere Apoints, die sich zur selbständigen Weiterbegebung von einan- 
der trennen lassen, so ist jedes einzelne Apoint unter Verwendung der entsprechenden 
Marke abzustempeln. 

Bei der Abstempelung sind die zu diesem Zwecke angefertigten und den Abstem- 
pelungs-Behörden überwiesenen Stempelmarken zu verwenden. Dieselben bilden ein 


längliches Viereck und enthalten im guillochirten Mittelfelde die Bezeichnung des- 


Werthbetrages und als Umschrift oben die Worte: »Reichs-Gesetz vom 8. Juni 1871«, 
unten die Worte: »Stempel für Prämien-Anleihen«. Der Druck der auf 10 Groschen 
oder 35 Kreuzer lautenden ist roth, der auf 5 Groschen oder 171/, Kreuzer lauten- 
den grün. 

Abstempelungen, bei welchen eine Stempelmarke nicht verwendet worden ist, gel- 
ten als nicht erfolgt.« 


Dass Abstempelung mit andern als den hier bezeichneten Marken die Papiere nicht 
zu gestempelten im Sinne des $. 3 machen kann, sagt der letzte Absatz ausdrücklich. 
Manche andere Bestimmungen des $. 7 sind unzweifelhaft nur instruktionell. Ob alle, lässt 
sich bezweifeln. Wenn das Gesetz, zu dessen Ausführung $. 7 dient, keine andere Ab- 
sicht hätte, als nur die Papiere einer Stempelsteuer zu unterwerfen, würde nur nach der 
Verwendung der Marke zu fragen sein. Aber man hat nicht dem Publikum die Möglich- 
keit geben wollen, sich selber die Marken zu verschaffen und zu verwenden. ‚Man hat 
den Papieren ein grösseres Hinderniss bereiten und namentlich die Garantie erlangen 
wollen, dass die Abstempelung durch Einreichung binnen der von den Behörden zu ob- 
servirenden Einreichungsfrist erlangt worden sei. Von dieser Seite her erscheint es als 
wesentliches Erforderniss, dass zu der Marke noch das Aufdrücken des Stempels (Dienst- 
siegels) der abstempelnden Behörde hinzukomme. (S. Abs. 1 des $. 27.) Liest darin die 
behördliche Sicherheit, so muss aber auch verlangt werden, dass dieses Aufdrücken als 
von einer zuständigen Behörde ausgegangen kenntlich sei. Nur eine solche hat die 
Gewalt, in dieser Form zu bescheinigen, dass die Abstempelung rite geschehen sei. 

In sofern sind also das der Bekanntmachung unter Anlage A. beigegebene Ver- 
zeichniss der Behörden, bei welchen ausländische Inhaber-Papiere mit Prämien zur Ab- 
stempelung eingereicht werden können, sowie $.9 a. E. und die zu $. 4, Abs. 1 erwähnten 
weiteren Bekanntmachungen möglicherweise noch von Erheblichkeit. 


Abs.2 des $.7 der Bekanntmachung enthält offenbar blos eine Instruktion fir die 
Behörde. Von Abs. 3 lässt sich dies nicht sagen, in sofern jede einzelne Schuldverschrei- 
bung und jedes getrennte Apoint, wenn ungestempelt geblieben, nach $. 3 und 8. 6 zu 
behandeln ist. Absatz 4 bestimmt die allein berührbaren Stempelmarken. 

Die Berechnung der Valuten findet sieh in AnlageB. der Bekanntmachung. 


$.6. Wer den Bestimmungen der 88. 1, 2 und 3 zuwiderhandelt, verfällt 
in eine Geldstrafe, welche dem fünften Theile des Nennwerthes der den Ge- 
genstand der Zuwiderhandlung bildenden Papiere gleichkommt, mindestens 
aber Einhundert Thaler betragen soll. 

Mt Geldstrafe bis zu Einhundert Thalern oder Gefängniss bis zu drei 
Monaten wird bestraft, wer ein im $. 2 oder $. 3 bezeichnetes Inhaber-Papiver 
mit Prämie öffentlich ankündigt, ausbietet oder empfiehlt, oder zur Feststel- 
lung eines Kurswerthes notirt. 


Der erste Absatz stammt, wenn auch von der Kommission des Reichstags 
redaktionell verändert, im Wesentlichen aus $. 3 der Regie rungs-Vorlage. 


Die Strafbestimmung, welche nach dem oben Bemerkten (8. zu $.2a. E.), die einzige 
Folge des Verbotes der $8. 1 bis 3 bildet, bedarf keine Erläuterung. Nur soviel ist wieder- 
holt hervorzuheben, dass dieselbe nach dem ganzen Karakter des Gesetzes als einer ausser- 
ordentlichen Prohibitiv-Massregel striktest zu nehmen ist. Es versteht sich daher von 


selbst, nur derjenige, der den $$.1,2 oder 3 zuwiderhandelt, kann bestraft 
werden, also 


1. derjenige, der nach $. 1 inländische Prämien-Inhaber-Papiere nach Publikation dieses 
Gesetzes ohne genehmigendes Reichs-Gesetz aus giebt; 
:2. derjenige, der nach $. 2 


Tr 
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‚a),inländische, nach Publikation des (Gesetzes ohne genehmigendes ‚Reichs-Gesetz 

ausgegebene, 

b) ausländische nach dem 30. April 1871 ausgegebene, :oder 

c) (nach $. 3) 
ausländische vor dem 1. Mai 1871 ‚ausgegebene und nicht abgestempelte Inhaber-Papiere 
mit Prämien weiter begiebt, an der Börse oder anderen Versammlungsorten zum Ge- 
genstand eines Geschäfts oder einer Geschäftsvermittelung macht. 

‚Damit ist der strafbare Thatbestand bestimmt bezeichnet. Nach dem’Wesen des 
Gesetzes kann die Strafe nur da zur Anwendung kommen, wo die Thatsache der Emission 
oder ‚Weiterbegebung gegen $$. 1, 2 und 3 vorliegt, gegen denjenigen, der eine .dieser 
Handlungen vollendet begangen hat. Der 'blosse Versuch ist nicht strafbar; auch nicht 
Begünstigung, Gehülfenschaft oder Anstiftung. Ebenso wenig kann auch der Nehmer 
von, Prämien-Papieren, deren Ausgabe oder Weiterbegebung verboten war, bestraft wer- 
den. Die allgemeinen Grundsätze des Strafgesetzbuchs auf die vorliegende Strafbestim- 
mung anzuwenden, letztere also nach Massgabe der angedrohten Strafe für ein Vergehen 
im Sinne des $. 1 des Strafgesetzbuchs zu erklären, erscheint unzulässig. Das Gesetz 
giebt nirgends eine dazu führende Hinweisung auf das Strafgesetzbuch ; und das Straf- 
gesetzbuch seinerseits enthält keine Bestimmung, welche es rechtfertigen könnte, jede 
Strafbestimmung , zumal eine von so eigenthümlichem Karakter, wie die des vorliegen- 
den Gesetzes, so zu behandeln, als ob sie integrirender Bestandtheil des Strafgesetzbuchs 
und damit namentlich dessen allgemeinen Grundsätzen unterworfen sei. Obgleich viel- 
fach so argumentirt zu werden pflegt, erhellt doch, dass daraus sehr oft Konsequenzen 
hervorgehen würden, die Niemand gewollt hat. 


Jede der oben unter 1, 2,.a—c bezeichneten Handlungen erfüllt den Thatbestand der 
nach $.6, Absatz 1 strafbaren Kontravention. Sind daher in Bezug auf dasselbe Papier 
mehrere strafbare Handlungen von verschiedenen Personen begangen worden, so ist die 
Bestrafung der einen unabhängig von der der andern. Die Emission dem.$. 1 zuwider 
kann nur einmal vorkommen. Das Weiterbegeben u. s. w. nach $. 2 und 3 mehrmals. 
Es kann auch in Bezug auf inländische Prämien-Papiere strafbare Ausgabe ($. 1) und 
 strafbarer Umsatz ($.2).konkurriren. Neben dem Ausgeber kann der'Weiterbegeber be- 
straft werden. Der Weiterbegeber kann bestraft werden, auch wenn die verbotswidrige 
Ausgabe desselben Papiers ungeahndet bleibt und umgekehrt. 

Wie aber, wenn nach dem zu $. 1 berührten Begriff des »Ausgebens«, in ein und der- 
selben Person Zuwiderhandlung gegen $.1 und gegen $. 2 konkurriren? Man wird doch 
wohl annehmen: müssen, dass die Strafe des $. 7, Abs. 1 in solchem Fall nur einmal zur 
Anwendung kommt, obwohl sich auch Gegen- Argumente anführen lassen. 

Die Strafe ist eine absolute. Milderungsgründe giebt es ebenso wenig, wie eine Skala 
der Strafausmessung. Sie beträgt immer mindestens 100 Thaler, selbst bei dem Weiter- 
begeben eines einzigen, dem Werthe nach-noch-so geringen Prämien-Papiers, und !/; des 
Nominalbetrags der den Gegenstand der Zuwiderhandlung bildenden Papiere, sobald 
dieses !/; den Betrag von 100 Thaler übersteigt. Ein weiterer Satz des Kommissions- 
Vorschlags ($. 3), der die Umwandlung der unbeitreiblichen Geldstrafe in »verhält- 

nissmässige Gefängniss-Strafe« aussprach, ist in dritter Lesung gestrichen worden. (Ste- 
' nograph. Berichte, S. 810.) Dies geschah anscheinend, weil man jede Abweichung von 
den allgemeinen Grundsätzen des Strafgesetzbuchs vermeiden wollte. Man meinte, dass 
dann einfach $.28 des Strafgesetzbuchs gelten werde. Allein, ob 8.28 Mangels jeder An- 
deutung in diesem Spezial-Gesetz hierher bezogen werden dürfe, erscheint nach dem Ver- 
hältniss des letzteren zu dem Strafgesetzbuch sehr fraglich. Warum hat man nicht, wie 
zu Abs. 2, alternativ Geld- oder Gefängniss-Strafe gewählt? 


Der zweite Absatz des $.6 ist nicht dem ersten kongruent. Er enthält nicht blos 
einen Strafsatz, wie jener, sondern ‚stellt zugleich den Thatbestand einer Kontra- 
vention auf, die bis dahin in dem Gesetze gar nicht berührt ist. 

Bestraft wird mit Geld- oder Gefängniss-Strafe bis zu dem Maximum von 100 Thlrn. 

‚oder 3 Monaten die öffentliche Ankündigung, Ausbietung, Empfehlung 
oder Kurs-Notirung. In dem Reichs-Gesetzblatt, man beachte die Interpunktion, 
heisst es: »öffentlich ankündigt, ausbietet oder empfiehlt, oder ‚zur Feststellung eines 
Kurswerthes notirt«. ‘Man könnte dahinter eine besondere Feinheit vermuthen, dass dem 
einen »oder« ein Komma vorangeht, dem andern nicht. Allein der von dem Reichstag 
genehmigte Text hat auch hinter »ausbietet« richtig ein Komma. Drucks. Nr. 140. Man 
hat es also mit einem jener Versehen oder Eigenwilligkeiten in der Druckerei zu thun, die 
Sich selbst die Reichs-Gesetze gefallen lassen müssen. 

Die Beschreibung des Objektes in den Worten: »ein im $. 2 oder $. 3 bezeich- 
netes Inhaber-Papier« ist nicht präzis und könnte zu Zweifeln Anlass geben. Man 
könnte daraus schliessen, dass die Strafandrohung sich überhaupt auf $. 1 gar nicht be- 
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ziehe, dass mithin die Ankündigung oder Empfehlung der Emission überhaupt nach Ab- 
satz 2 nicht strafbar sei, sondern nur die Ankündigung u. s. w. solcher Papiere, die be- 
reits ausgegeben sind. Denn nur von diesen redeten $.2 und $.3. Allein sollte denn die 


Ankündigung oder Empfehlung der dem $.1 zuwider laufenden Emission minder strafbar 


sein, als die Ankündigung, Empfehlung oder Notirung, welche den Weitervertrieb be- 


zweckt? Offenbar hat man im Absatz 2 sagen wollen: »wer ein Inhaber-Papier mit Prä- 
mie, dessen Ausgabe oder weiterer Umsatz verboten ist« (von diesen redet $.2 und $. 3), 


bei inländischen, gleichviel ob zum Zwecke der Ausgabe oder des Umsatzes, ankündigt 


u. 8. W. 
Sieht man sich die einzelnen Kategorien der in 88.2 und 3 bezeichneten (sc. als ver- 


botene) Papiere an, so ergiebt sich, dass die Ankündigung u. s. w. strafbar ist, 


wenn sie betrifft 


1. eine ganze Anleihe, oder einzelne Theile, oder selbst einzelne Stücke einer dem 8.1 


zuwider erfolgten inländischen Emission ; sodann 


2. nicht minder ganz unbedingt, wenn sie betrifft alle oder einzelne Stücke einer nach ° 


dem 30. April 1871 ausgegebenen ausländischen Anleihe; 
3. dagegen, was eine vor dem 1. Mai 1871 ausgegebene ausländische Anleihe anlangt, 
nur dann, wenn sie ungestempelte Stücke betrifft. 


Die generelle Ankündigung einer der zur Abstempelung zugelassenen Anleihen \ 
könnte nur dann straffällig erscheinen, wenn kein einziges Stück derselben zur Ab- 


stempelung gelangt wäre. 


Das Beiwort »öffentlich« ist selbstredend auf sämmtliche nachfolgende Zeitworte y 


zu beziehen. Was nicht öffentlich, ist nicht strafbar. (Vgl. zu $.2.) Ob Oeffentlichkeit 


vorliegt, ist eine Frage der konkreten thatsächlichen Feststellung. Dass darunter nicht 


ausschliesslich, wenn auch hauptsächlich Bekanntmachung durch Öffentliche Blätter, An- 
schläge u. dgl. zu verstehen, ist klar. 


In Bezug auf die Konkurrenz der strafbaren Handlungen gilt hier dasselbe, wie zu 


Absatz 1. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beige- 
drucktem Kaiserlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 8. Juni 1871. 


Wilhelm. 
Fürst von Bismarck. 


Anlage A, 
Semmmm mm 


Verzeichniss der Behörden, bei welchen ausländische Inhaber-Papiere mit 
Prämien bis zum 15. Juli d. J. zur Abstempelung eingereicht werden 


können.!) 


I. Im Gebiete der Reichs-Postverwaltung: 


bei den Ober-Postkassen zu Arnsberg, Berlin, Braunschweig, Bremen, 
Breslau, Cassel, Coblenz, Cöln,, Cöslin, Danzig, Darmstadt, Düsseldorf, 


Erfurt, Frankfurt a. M., Frankfurt a. O., Gumbinnen, Halle a. S., Ham- 


burg, Hannover, Kiel, Königsberg in Pr., Leipzig, Liegnitz, Lübeck, 


Magdeburg, Marienwerder, Münster, Oldenburg, Oppeln, Posen, Potsdam, ° 


Schwerin in Mecklenb., Stettin, Trier ; 
ausserdem : 


a Ta nr 


1) Von Abdruck der Verordnung v. 19. Juni 1871, wozu die Anlagen A. und B. ge- h 
. hören, ist aus den in der Anmerkung zu $. 5 des Gesetzes ausgeführten Gründen Abstand 


genommen. 
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II. In Preussen und zwar 


a) in Berlin: bei der Seehandlungs-Hauktkasse, bei der Kasse der Preussi- 
schen Bank, bei der Haupt-Stempelkasse und bei dem Haupt-Steueramt 
für inländische Gegenstände ; 

b) in den Provinzen: bei dem Bank-Direktorium zu Breslau; — 
bei den Komtoiren der Preussischen Bank zu Cöln, Danzig, 
Königsberg i. Pr., Magdeburg, Münster, Posen, Stettin; — bei den Kom- 
manditen der Preussischen Bank zu Aachen, Altona, Bielefeld, 
Bromberg, Cassel, Coblenz, Cöslin, Crefeld, Dortmund, Düsseldorf, Elber- 
feld, Elbing, Emden, Essen, Flensburg, Frankfurt a. O., Gleiwitz, 
Glogau, Görlitz, Graudenz, Halle a. $., Hannover, Insterburg, Lands- 
berg a. d. W., Liegnitz, Memel, Minden, Nordhausen , Osnabrück , Sie- 
gen, Osnabrück, Stolp, Stralsund, Thorn und Tilsit; — endlich bei der 
Kreiskasse in Frankfurt a.M., 


Hli’mwbayern: 


bei der Kreiskasse und dem Ober-Aufschlagamte von Ober-Bayern in 
München; — bei der Kreiskasse und dem Ober -Aufschlagamte von 
Schwaben und Neuburg in Augsburg; — bei der Königlichen Haupt- 
bank in Nürnberg und bei den Königlichen Filialbanken in 
Amberg, Ansbach, Bamberg, Bayreuth, Hof, Ludwigshafen, Passau, Re- 
gensburg, Schweinfurt, Straubing, Würzburg. 


IV. Im Königreich Sachsen: 


bei der Finanz-Hauptkasse in Dresden, der Lotterie - Darlehnskasse in 
Leipzig und dem Haupt-Steueramt in Chemnitz. 


V. In Württemberg: 


bei der Ober-Postkasse und dem Kameral-Amte in Stuttgart, den Haupt- 
zoll-Aemtern in Heilbronn und Ulm und den Kameral- und Haupt- 
steuer-Aemtern in Reutlingen, Tübingen und Heidenheim, 


VI. In Baden: 


bei der Münz-Verwaltung in Karlsruhe. 


VI. In Braunschweig: 
bei der Haupt-Finanzkasse in Braunschweig. 


VII. In Anhalt: 


bei der Landes-Hauptkasse in Dessau. 


IX. In Sehaumburg-Lippe: 
bei der Landeskasse in Bückeburg. 


X. In Hamburg: 


bei dem Stempel-Komtoir n Hamburg. 
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Verzeichniss. 

Bemerkung. Sollten Schuldverschreibungen der nachstehend verzeichneten Anleihen 
vorkommen, welene aus zwei oder mehreren kleineren, auf demselben Bogen vereinigten, 
aber von einander trennbaren Apoints bestehen, so findet die Bestimmung im $. 7, Abs. 3 
Anwendung, auch wenn das Vorhandensein solcher kleineren Apoints in dem Verzeich- 
niss nicht vermerkt steht. 


un 

© 
u 

= 


Se None N 

\ . eb etra EN =) S 

Bezeichnung der Anleihe. 3 de Sail a & 

33 Apoints se|8| 2 

= + 5 = 

I. Belgien. 
1. Kommunal-Kredit-Anleihe . . . . . 1861 100 Fr. 3 5 ı 171g 
2. - e _ SE ER ES 100 - 3 5.141715 
3. Brüssel, Städtische Anleihe. . . . . 1853 100 - 3 5 |.171/5 
RN \ a u a PL SBa 3 5.110 
9. - - - ORDER SER 3 1862 100 - 3 5.| 171/g 
6. - - - LI NEA- 5 1867 100 - 3 5 | 171% 
1. Antwerpen, - - RENNER 1859 100 - 3 5 , 171%, 
8. - Ä area. Bnlaer oe 3 5.| 1715 
g. Tüttich; ©, - a 80 2ia| 5 | 175 
10. - - - BR NER 1860 100 - 3 5 | 171/90 
11. - - - EINER NEN EHER 1868 100 - 3 5 | 171% 
12. Gent, - _ SE Eher 1868 100 - 3 5.1.171/a 
3. Ostende, - ee ee ER ale — 15 Are 
Il. Frankreich. 

14. Paris, Städtische Anleihe . . . .. 1852 | 1000 - 5 10 | 35 

15.  - - - RE mine 1855 500 - 3 10 | 35 

10, - - DE RE 1860 500 - 3 10.| 35 

11... - - NR ck 1865 500 - 4 10 | 35 

18. - - - MAN ER A 1869 400 - 3 10 | 35 
19. Bordeaux, - - RN ER 1863 100 - 3 5 | 1715 
20. Lille, - : EEE, Er Bbndl len ar 3 5 | 171% 
21... - - - N 1863 100 - 3 5.1.1798 
22. - - - REEL 1868 100 - 3 5. | 171g 
23. Roubaix und Tourcoing, Städt. Anleihe 1860 50 - — 5 | 171% 

24. Anleihe des Credit foncier de France . 1861 500 - 3 10 | 35 

29.-Suez-Ranal-Loosen 2... 02.0 1868 500 - 5 10 | 35 

Ill. Italien. 

26. Sardinische Staats-Anleihe . . . . . 1850 | - 1000 Lire 4 10° 1:38 
27. Staats-Prämien-Anleihe . . . . . . 1866 100 - 5 5 I417l/a 
28. Florenz, Städtische Anleihe. . . . . 1868 250 Fr. ee N 
29. Neapel, - - By SR gen 1868 150 - 2/3 | 5 | 171/a 
30. Mailand, - a 1861 45 Lire — 5 | 171% 
Be 2 Ra NR 11866 10,8 ##]uB Re 
32. Venedig, - 5 Is RL BR 1869 30 - — 5110 
33. Genua, - NR, 1870 150 - — 5 | 171/p 
34. Bari, - - I EAN EN. 1869 100 - — 5 |»171/g 
35. Reggio, Anleihe der Stadt und Provinz . 1871 120 Fr. 3/3 | 5°).171/a 
36. Lecce, Provinzial-Anleihe . . . . ..:] 1867 10° - — | 5 | 171% 
37. Barletta, Städtische Anleihe . . . . 1870 100 - — 5 | 171% 

IV. Niederlande. 
38. Rotterdam, Städtische Anleihe. . . . 1868 100 fl. Holl. | 3 5 | 171 
39. Prämien-Antheilscheine d. Stuhlweissen- 

burg-Raab-Gratzer Eisenbahn-Anleihe . 1871 100 Thlr. 4 5 | 171g 
40. Niederländer Kommunal-Kredit-Anleihe 1871 100 4. Holl. | 3 5.1 171g 


V. Oesterreich und Ungarn. 
‘ 41. Staats-Anleihe (1854er Loose) . . . . 1854 250A.K.-M. | 4 101.88 


stempelpflichtigen Papiere. 


Ss 


Jahr der Ver- 


Bezeichnung der Anleihe 


ausgabung 


Nominal- 
betrag 
der 
Apoints 


Prozentsatz de 
festen Zinses 


Groschen 


Kreuzer 


IUIITAINRNIO UDO OO 


67. 
. Neuf-Chätel, Städtische Anleihe 


69. 


10. 


stempelungsfrist 


. Staats- Anleihe (1860er Loose) . 


SE ze 
. Staats-Anleihe 


(1864er N 


. Ungarische Anleihe . 
. Mailand- Como-Eisenbahn- Anleihe 
. Triest, Städtische Anleihe \ 


 Anlöihe der. ersten K: Es privilegirten 


Donau-Dampfschifffahrts-Gesellschaft 


. Ofen, Städtische Anleihe 
h Stanislaw, 
- Oesterreich. ee Anal Eisenbahn- 


Anleihe 


. Kaiserl. Köniel. Hospitalfonds-Rudolph- 


Stiftungs-Anleihe 


. Clary- (Fürstliche Anleihe) a 

. St. Genois d’Aneaucout- (Gräfl.) Anleihe 
. Keglewich- (Gräfliche) Anleihe IR 
. Palffy- (Fürstliche) Anleihe. . . 

. Salm-Reifferscheidt- (Fürstl.) Anleihe 

. Waldstein-Warttemberg- (Gräfl.) Anleihe 
. Windischgrätz- (Fürstliche) Anleihe . 


Vi. Rumänien. 


. Bukarest, Städtische Anleihe 


VII: Russland. 


. Russische, erste Staats-Prämien-Anleihe 


- Zweite - - 


. Anleihe des N N es Finnland 


(Finnische Loose) 
VIll. Schweden. 


. Staats-Eisenbahn-Anleihe (Schwedische 


10 Thaler-Loose) 


IX. Schweiz. 
Kanton Freiburg, Anleihe 


X. Spanien. 
Madrid, Städtische Anleihe . 


Xl. Türkei. 
Ottomanische Prämien-Anleihe!) 


| 


1000 1.6. W 
DUO Mr 
100- - 
1095-4, 9= 


| 


250 -K.-M. 


100 -ö. W. 


0- - 
100 - - 


| 


14-K.-M. 


100- - 


50-6. W. 


100-K.-M. 
40.-6. W. 


30 
100- - 
10 - 


40 -K.-M. 


4- - 
10- - 
40-  - 
4- - 
20- - 
20- - 


20 Fr. 


100 Rub. S. 


100 - - 
10 Thlr. 


10.8: 


15 Fr. 
10 - 


100 Fr. 


400 Fr. 


OU 


a 


III 


Qu 


ua 


ao 


or 
or 


1) Nach der Bekanntmachung vom 4. Dezember 1871 (R.-G.-Bl., S. 408) war die Ab- 


für diese Papiere bis zum 31. März 1872 verlängert. 
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Anlage. 
mm mn? 


Uebersicht der Ergebnisse der Abstempelung ausländischer Inhaber- 
Papiere mit Prämien im Deutschen Reiche.!) 


Durch Reichs-Gesetz vom 8. Juni 1871, dessen Wirksamkeit unterm 27. Januar 1872 
auch auf Elsass-Lothringen ausgedehnt worden ist, wurde angeordnet, dass alle diejenigen 
ausländischen Inhaber-Papiere mit Prämien, deren Ausgabe vor dem 1. Mai 1871 erfolgt 
ist, sofern sie im Verkehr innerhalb des Reichsgebiets zulässig bleiben sollten, zur Ab- 
stempelung gelangen mussten. Wenngleich diese Papiere nur einen kleinen Bruchtheil 
des Besitzes an Börsen-Papieren und speziell an ausländischen Effekten, welehe im Reich 
kursiren, bilden, so hat doch bei der seltenen Gelegenheit, diesen Besitz wenigstens an- 
nähernd zu erfassen, schon jener Bruchtheil ein gewisses Interesse und beansprucht das- 
selbe mit um so mehr Recht wegen des besonderen auf das Glücksspiel gerichteten Ka- 
rakters dieser Verschreibungen. Auf Veranlassung des Reichskanzler- Amts hat das 
Kaiserliche statistische Amt aus den speziellen Verzeichnissen der einzelnen Abstempe- 
lungs-Behörden das Resultat der stattgefundenen Abstempelungen zusammengestellt und 
theilen wir daraus die folgenden Haupt-Ergebnisse mit. | 

Im Ganzen sind 94 verschiedene Anleihen an der Abstempelung betheiligt worden. Die 
Zahl der abgestempelten Apoints hat 3,107 ,548 Stück im Nominal-Betrage von 178,400,120 
Thlr. oder nach Abzug der darunter enthaltenen nachweislich abgestempelten Interims- 
scheine 3,039,898 Stück im Nominal-Betrage von 171,184,120 Thlr. betragen. Unter den 
94 Anleihen sind aber nur 74, welche unzweifelhaft oder mindestens mit Wahrscheinlich- 
keit unter das Gesetz fallen. Dieselben belaufen sich auf 3,037 ‚064 Stück im Nominal- 
Betrage von 171,154,085 Thlr. und vertheilen sich auf folgende 12 Staaten: 


55 Ä Nominal- 

| =3| Abge- Betrag Pro- 

z='5 | stempelte nr zente. 

| S 3 Apoe Thalern. 
Oesterreich-Ungarn 22 526,947 57,862,110 33,8 
Türkei . 1 486,050 | 51,844,933 | 30,3 
Russland 3 460,121 | 31,092,520 | 18,2 
Niederlande 3 166,011 14,756,143 8,6 
Ialien 1. 13 616,234 7,132,893 4,5 
Spanien 1 141,741 3,779,736 22 
Rumänien . 1 313,238 1,670,603 1,0 
Schweden . 1 97,476 974,760 0,6 
Schweiz 2 209,335 785,863 0,4 
Belgien . 13 ” 14,344 351,724 0,2 
Frankreich 13 5,566 302,667 0,2 
Mexiko . EN N 1 1 133 0,0 

Zusammen . . 74 | 3,037,064 | 171,154,085 | 100 
H.B. 


.. 9) Aus »Kortkampf, Parlament. Handbuch für den Deutschen Reichstag, II. Le- 
gisl.-Periode 1874/76«, Thl. 1, 8. 197, 198, (Berlin, Kortkampf.) u 


Zur » Reichs- -Verfassung Artikel 4, Ziffer 15. 


Massregeln der Medizinal- und Veterinär-Polizei. 


e Gesetz, betr. Massregeln zur Verhü ütung der Bindbrtests vom 7. une 
1869. Mit der revidirten Instruktion vom 9. Juni 1873. Bearbeitet vom 
Geheimen Medizinalrath Gerlach, Professor und der Kgl. Thier- | 


arzneischule in Berlin. a 


Bearbeitet von Dr. med. 0,J acobi, 


»% Impf- Gesetz vom 8. April 1874. 
‚prakt. Arzt in Grünberg. 


1. Massregeln zur Verhütung der Rinderpest’). 


Reichs-Gesetz vom 7. April 1869. 
(Bundes-Gesetzblatt, S. 105 ff.) 


Vorbemerkung. 
| Die Rinderpest ist eine ansteckende Seuche des Hornviehes, die in den Russi- 
schen Steppen beständig mehr oder weniger verbreitet herrscht, mit dem Steppen- 
vieh auswandert und in alle kultivirten Länder eindringt, wo Steppenvieh zugelassen 
wird, die überall festen Fuss fasst, wo nicht energische Tilgungsmassregeln syste- 
matisch in Anwendung kommen : eine Seuche, bei der eine originäre Entwicklung 
überhaupt noch nicht nachgewiesen ist, von der es aber fest steht, dass sie ausser- 
halb der Steppen nicht anders, als durch Ansteckung entsteht und dass sie durch 
zweckmässige polizeiliche Massregeln immer sicher zu tilgen ist. Der Ansteekungs- 
stoff ist auch auf Schafe, Ziegen und andere Wiederkäuer übertragbar, aber weniger 
leicht als auf Rinder; auf andere Thiere und den Menschen hat er dagegen gar keine 
Wirkung; er entwiekelt sich mit der Krankheit, ist in allen Körpertheilen, Se- 
und Exkreten vorhanden und sehr flüchtig. In der Luft wird der Ansteckungsstoff 
sehr bald unwirksam und deshalb ist die Seuche trotz der Flüchtigkeit ihres An- 
steckungsstoffes absperrbar ; Infektionen durch pestkranke Thiere oder deren Ab- 
fälle erfolgen nur innerhalb verhältnissmässig geringer Distanzen von 10—30 Meter. 


Seit vielen Jahrhunderten sind Rinderpest-Invasionen in die westlichen Euro- 
päischen Länder von Russland aus vorgekommen, regelmässig hat die Rinderpest 
namentlich alle Kriege in Europa begleitet, wenn das Steppenvieh den Armeen 
nachgetrieben worden ist, und da dieses in den meisten Fällen geschehen, so ist 
kaum ein Krieg in Europa ohne Rinderpest vorgekommen. Im 18. Jahrhundert 
hat sie ununterbrochen in den Kulturländern Europa’s geherrscht, und in diesem 
Jahrhundert lernte man die Ansteekungsfähigkeit und die Anwendung von Schutz- 
massregeln kennen. 


Die Grundlage aller bisherigen Schutzmassregeln in Deutschland und anderen 
westlichen Staaten ist das Preussische Viehseuchen -Patent vom 29. April 1803 
mit der nachträglichen Verordnung des General-Direktoriums von 1805 (die Ein- 
führung der 21tägigen Quarantäne betr.) und die Kgl. Preuss. Verordnung vom 
27. März 1836 gewesen. Inzwischen hat die Wissenschaft Fortschritte gemacht 
und namentlich festgestellt, dass die Rinderpest bei uns eine andere Ursache ausser 
der Ansteckung nicht hat. Die Verkehrs-Verhältnisse sind andere geworden und 
vor allen Dingen haben die Eisenbahnen schon allein neue Schutzmassregeln be- 
dingt. Die Nothwendigkeit zweckentsprechender Massregeln gegen die Rinderpest 
ist längst anerkannt, die letzten Invasionen von 1865 ab und die grossen Verluste 
in England und Holland haben diese Nothwendigkeit wieder lebhaft vorgeführt. 


*) Vgl. Archiv des Nordd. Bundes, Bd. III, S. 223 ff. 
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Die Natur der Rinderpest mit dem eminent flüchtigen Ansteckungsstoffe einer- 
seits und der heutige volkswirthschaftliche Verkehr andererseits erzeugen eine Ge- 
meingefahr und eine Verkehrsstörung , die weit über die nächste Nachbarschaft 
hinausgehen und gemeinsame Massregeln im westlichen Europa gegen den gemein- 
samen Feind im östlichen Europa erfordern. Je umfangreicher bestimmte Mass- 
regeln gegen die Rinderpest ergriffen werden , desto sicherer der Erfolg und desto 
weniger sind sie störend für den Verkehr. Diese Thatsache und die enormen Ver- 
luste, welche die Rinderpest gerade zur Zeit der Berathung der Verfassung des 
Norddeutschen Bundes im westlichen Theile Europa’s angerichtet hatte, dürften das 
Hauptmotiv gewesen sein, die Veterinär-Polizei unter die Gegenstände der Beauf- 
sichtigung und Gesetzgebung des Norddeutschen Bundes in die Verfassung mitauf- 
zunehmen, wodurch auch für die Massregeln gegen andere ansteckende Thierkrank- 
heiten eine Grundlage gewonnen worden ist, die sehr segensreich werden kann und 
deren weiterer Ausbau in jüngster Zeit durch die vom Kgl. Preuss. Ministerium für 
landwirthschaftliche Angelegenheiten berufene Kommission zur Vorberathung des 
Entwurfs einer Seuchen-Ordnung angebahnt ist. 


Das oben erwähnte heftige Auftreten der Rinderpest gegen Ende des vorigen 
Jahrzehnts gab dem Bundes-Präsidium Anlass, dem Nordd. ;Reichstage in der 
Session 1869 den Entwurf eines Gesetzes, betr. Massregeln zur Verhütung der Rin- 
derpest, vorzulegen. Das mit dem Reichstage vereinbarte Gesetz trat für das Ge- 
biet des ehemaligen Norddeutschen Bundes am 28. April 1869 in Kraft. Seine 
Ausdehnung auf die Süddeutschen Staaten erfolgte: 


a. in Baden und Hessen südlich des Main: durch Art. 80, Ziffer I, Nr. 12 
des Vertrages vom 15./23. Nov. 1870 (B.-G.-Bl., 8. 650 ff.) und bezw. 
Art. 2, Gesetz vom 16. April 1871 (R.-G.-Bl., S. 63 ff.) vom Geltungsbeginn 
der Verfassung an; 


b. in Bayern und Württemberg durch das Reichs- Gesetz vom 2. Nov. 1871 
(R.-G.-Bl., 8. 372) vom 1. Januar 1872 an; 


c. in Elsass-Lothringen durch das Gesetz vom 11. Dezember 1871 (R.-G.-Bl., 
S. 471) ebenfalls vom 1. Januar 1872 an. 


Bei diesem Gesetze ist prinzipiell daran festgehalten worden, dasselbe auf die 
allgemeinsten Grundsätze und auf die Bezeichnung der Grenzen zu beschränken, 
innerhalb welcher eine Beschränkung der natürlichen Freiheit der Personen und des 
Eigenthums stattfinden darf, und die Behörden wie die Einwohner des Bundesge- 
bietes zur Mitwirkung und gegenseitigen Unterstützung verpflichtet sein sollen. Die 
Details der Massregeln im Gesetz für das Deutsche Reich sind schon aus formellen 
Rücksichten nicht zweckmässig , weil die Organisation der Behörden und Sachver- 
ständigen in den einzelnen Bundesstaaten sehr verschieden ist, und aus materiellen 
Gründen sind sie geradezu unzulässig, weil die ausserordentlichen Verschieden- 
heiten der einzelnen Fälle und der lokalen Verhältnisse eine gewisse Freiheit für 
das sachverständige Individualisiren erfordert, wenn das Gesetz nicht sehr rigorös 
oder unzulänglich sein soll. Kann für den gegebenen Fall das Nothwendige ge- 
wählt und das Ueberflüssige vermieden werden, so gewinnt das Gesetz ebenso sehr 
an Sicherheit als es an Härten verliert. Nach diesen Grundsätzen ist das Gesetz 
auf wenige Paragraphen beschränkt. 


Unterm 26. Mai 1869 erging die im $. 8 des Ges. vorbehaltene »Allgemeine In- 
struktion«, welche eine möglichste Uebereinstimmung auf Grund des gegenwärtigen 
Standes der Wissenschaft und Erfahrungen mit den Vorschriften des Gesetzes her- 
beizuführen bestimmt war. Nachdem diese Instruktion mehrere Jahre in Kraft ge- 
wesen, erwies es sich nach den inzwischen gemachten Erfahrungen als nothwendig, 

100* 
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die Abschnitte I—III einer gründlichen Revision zu unterziehen. Die Ergebnisse 
dieser Revisions-Arbeiten sind in der »Revidirten Instruktion vom 8. Juni 1873« 
niedergelegt, durch welche die Abschn. I—IlI der Instruktion vom 26. Mai 1869 
ersetzt worden sind. 


Die in der vorliegenden Bearbeitung dem Gesetz beigegebenen erläuternden 
Anmerkungen nehmen sowohl auf den technischen wie auf den juridischen Theil 
des Inhalts Rücksicht, die Materialien, Motive und Verhandlungen sind neben diesen 
aufgenommen, besonders wo es sich mehr um juristische Fragen handelt. 


Die als Anlagen beigegebenen weiteren Materialien zu dem Gesetz werden 
nicht unwillkommene Beigaben sein. 


Berlin im Oktober 1874. 
Gerlach, 
Geh. Medizinalrath, 
Prof. und Direktor der Kgl. Thierarzneischule. 
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I. Gesetz, betreffend Massregeln zur Verhütung der Rinderpest. Vom 
1 7. April 1869. 
(Bundes-Gesetzbl., S. 105.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen ete., verordnen 
im Namen des Norddeutschen Bundes, nach erfolgter Zustimmung des Bun- 
desrathes und des Reichstages, was folgt: 


Die Motive bemerken zu der Frage: ob man nicht besser gethan hätte, das 
Gesetz, anstatt es auf die Rinderpest zu beschränken, auch auf andere wichtigere 
Viehkrankheiten, denen nach der Zahl der Opfer, welche sie alljährlich fordern, 
eine grosse wirthschaftliche Bedeutung nicht abzusprechen ist, — es kamen dabei 
zunächst die Lungenseuche des Rindviehes und der Rotz der Pferde in Be- 
tracht, — auszudehnen: 

»Man hat sich nach näherer Erwägung gegen eine solche Ausdehnung ent- 
schieden, weil es nicht schwer sein wird, durch besondere Gesetze dem vorliegenden 
mit den nöthigen Abänderungen eine ausgedehntere Wirksamkeit zu verleihen. Ja es 
ist auch in Frage gekommen, ob es nicht zulässig und wünschenswerth sei, gewisse 
auf den Transport des Viehes, besonders auf Eisenbahnen, bezügliche Vorschriften 


dergestalt zu verallgemeinern, dass sie einen Schutz gegen die Verbreitung aller wich- 
tigeren ansteckenden Viehkrankheiten gewähren.« 


(Pflicht der Behörden zur Anordnung von Schutzmassregeln beim Ausbruch der Rinderpest,) 

$. 1. Wenn die Rinderpest (Löserdürre) in einem Bundesstaate oder in 
einem an das Gebiet des Norddeutschen Bundes angrenzenden oder mit dem- 
selben im direkten Verkehre stehenden Lande ausbricht, so sind die zustän- 
digen Verwaltungs-Behörden der betreffenden Bundesstaaten verpflichtet und 
ermächtigt, alle Massregeln zu ergreifen, welche geeignet sind, die Ein- 
schleppung und beziehentlich die Weiterverbreitung der Seuche zu ver- 
hüten und die im Lande selbst ausgebrochene Seuche zu unterdrücken. 


I. Entstehungs-Geschichte. 


a. Der Entwurf hatte an Stelle der im Text kursiv gedruckten Worte folgende 
Fassung: 

»durch dieEisenbahn damit verbundenen Lande, oder im Gebieteiner 

der Bundesstaaten selbst ausbricht, so ist die zuständige Verwaltungs-Be- 

hörde des angrenzenden oder des der bezüglichen Eisenbahn-Ver- 

bindung zunächst betroffenen Bundesstäats oder desjenigen Staates, 

in welchem die Krankheit ausbricht, verpflichtet« ete. (wie oben). 


b. Die Motive erkennen, wie in der nachfolgenden Anmerkung hervorgeho- 
ben, an, 
»dass, hätte man sich nur an den Bund wenden und den leitenden Organen des Bundes 
die Initiative überlassen wollen, da es dem Bunde an einem über das ganze Bundes- 
gebiet verbreiteten Organismus geeigneter Beamten fehlt, man die hier vorzugsweise 
nöthige Initiative und Aufmerksamkeit der ausführenden Behörden gelähmt und dem 
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Zwecke schlecht gedient haben würde. Die Verantwortlichkeit jeder der Gefahr zu- 
nächst liegenden Behörde dafür, dass innerhalb ihrer Kompetenz die erforderlichen 
Massnahmen sofort eingeleitet werden, dürfe in keiner Weise heschränkt werden.« 

c. Die Abänderung des Textes beruht auf einem Antrage des Abg. Gumbrecht 
nebst Unter-Anträgen von Forckenbeck und v. Hennig. — Der Antragsteller 
(Abg. Gumbrecht) machte besonders darauf aufmerksam: 

der Ausdruck »oder durch Eisenbahnen damit verbundenen Lande« sei schwer verständ- 
lich. Im strengen Sinne des Wortes sei eine Verbindung durch Eisenbahnen zwischen 
Ländern nur bei angrenzenden möglich ; im weiteren Sinne des Wortes aber seien alle 
Länder des Kontinents ohne Ausnahme durch Eisenbahnen verbunden. Zu vermuthen 
sei, dass er bezeichnen soll: wo direkter Eisenbahn-Verkehr durch unmittelbare Ver- 
ladung stattfindet. Dies liege aber nicht im Wortlaute. Noch weniger richtig sei die 
Bezeichnung der Bundesstaaten, die durch Eisenbahn-Verbindungen veran- 
lasst sein sollen, einzugreifen; der Ausdruck: »der von den bezüglichen Eisenbahn- 
Verbindungen zunächst betroffenen Bundesstaaten«, empfehle sich in keiner Weise. 
Auch der Eingang des $. 1 gehe nicht weit genug; er vergesse zu berücksichtigen, 
dass als eine wesentliche Verbindung die See-Verbindung mit genannt werden müsse. 
Wenn in England oder in Schweden die Rinderpest ausbräche, so wäre nach dem vor- 
liegenden Wortlaute kein Bundesstaat zu den Schutzmassregeln berechtigt, obwohl 
mit diesen Staaten ein sehr lebhafter Verkehr zur See stattfindet. Dies gelte auch von 
den Dänischen Inseln. Es sei daher sehr wesentlich, auch diese Verbindungen mit 
zu treffen. Der allgemeine Ausdruck »direkter Verkehr« sei genommen, weil derselbe 
sich nämlich nicht spezialisiren lasse, wenn man nicht Länder auslassen wollte, die 
nothwendigerweise berücksichtigt werden müssten, oder manche Bestimmungen auf- 
nehmen wollte, welche sonst überflüssig seien. (St. B., S. 69.) 


II. Bemerkungen, 

Von 1872 ab ist das Gesetz ein Deutsches Reichs-Gesetz, deshalb tritt an die 
Stelle des »Norddeutschen Bundes« die Fassung »Deutschen Reiches«. (Gesetz v. 
16. April 1871, 8. 2.) Durch die allgemeine Verpflichtung und Berechtigung der 
Verwaltungs-Behörden der einzelnen Bundesstaaten zur Ergreifung der erforder- 
lichen Massregeln wird einmal jeder Zeitverlust vermieden, der gerade bei dem 
Ausbruche der Rinderpest von schweren Folgen ist, und ausserdem besonderes 
Interesse den einzelnen Bundesstaaten der Rinderpest gegenüber gewährt; jeder 
einzelne Bundesstaat kann am besten bemessen, wann und auf welche Weise ihm 
die Rinderpest im Auslande Gefahr bringt. Die Preussische Regierung z. B. weiss 
zunächst am besten, wann und wodurch eine Rinderpest-Invasion an den östlichen 
Grenzen zu befürchten ist. Hierdurch fällt das Bedenken , welches sich an den 


vagen Ausdruck »direkter Verkehr« knüpft, weil ihn die Behörden für ihren Staat 


cum grano salis interpretiren werden. 
Zugleich ist die einheitliche Leitung durch Kommissarien des Deutschen Reiches 
in geeigneten Fällen durch $. 12 gewahrt. 


(Massregeln zur Verhütung der Rinderpest.) 
$. 2. Die Massregeln, auf welche sich die im $. 1 ausgesprochene Ver- 
pflichtung und Ermächtigung je nach den Umständen zu erstrecken hat, sind 
folgende: | 
1. Beschränkungen und Verbote der Einfuhr, des Transports und des Han- 
dels in Bezug auf lebendes und todtes Rindvieh, Schafe und Ziegen, 
Häute, Haare und sonstige thierische Rohstoffe in frischem oder trockenem 
Zustande, Rauchfutter, Streumaterialien, Lumpen, gebrauchte Kleider, 
Geschirre und Stallgeräthe; endlich Einführung einer Rindvieh-Kontrole 
im Grenz-Bezirke ; 
2. Absperrung einzelner Gehöfte, Ortstheile, Orte, Bezirke, gegen den Ver- 
kehr mit der Umgebung; 
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3. Tödtung selbst gesunder Thiere und Vernichtung von giftfangenden 
Sachen, ingleichen wenn die Desinfektion nicht als ausreichend befunden 
wird, von Transportmitteln, Geräthschaften und dergleichen im erforder- 
lichen Umfange ; | 

4. Desinfizirung der Gebäude, Transportmittel und sonstigen Gegenstände, 
sowie der Personen, welche mit seuchekranken oder verdächtigen Thieren 
in Berührung gekommen sind ; 


5. Enteignung des Grund und Bodens für die zum Verscharren getödteter 
Thiere und giftfangender Dinge nöthigen Gruben. 


- I. Entstehungs-Geschichte. 


a. Die Motive bemerken u. A.: 


»Zu 1 hat man sich zuvörderst nicht entschliessen können, wie wohl angeregt wor- 
den und in Bezug auf Russland im neuesten Oesterreichischen Gesetze in gewissem 
Grade geschehen ist, in Bezug auf bestimmte Ursprungs-Länder und Grenzstrecken 
ein für allemal im Gesetze eine permanente Beschränkung oder Verhinderung der Ein- 
fuhr von Rindvieh auszusprechen. Mag eine solche Massregel an der Oesterreichisch- 
Russischen Grenze ausführbar und am Platze, vielleicht sogar ihre strenge Durchfüh- 
rung für alle Hinterländer erwünscht sein, für den Norddeutschen Bund ist ihre 
Ausführbarkeit und Räthlichkeit höchst problematisch. Die Entwickelung des Eisen- 
bahnnetzes erlaubt heutzutage sehr weite Umwege. Nimmt man auch an, dass als 
Herde selbstständiger Entwickelung nur die östlichen Steppenländer in Betracht kom- 
men, so müsste man doch die Sperre für Rindvieh längs der ganzen Russischen und 
Oesterreichischen Landesgrenze (eine Verständigung mit Süddeutschland voraus- 
gesetzt) permanent aufrecht erhalten, wenn man einigermassen sicher sein wollte. Und 
die neueste Erfahrung hat gezeigt, dass aus derselben Quelle die Seuche über See nach 
England, Holland, Belgien und von da zu uns gelangen kann. Dazu kommt, dass die 
Zufuhr von Schlachtvieh aus Russland und Oesterreich nicht ganz entbehrt werden 
kann und dass die Durchfuhr von Schlachtvieh nach den Seeplätzen ein Gegenstand 
von erheblicher Bedeutung für den Eisenbahn-Verkehr und den Handel geworden ist. 
Die dauernde Aufrechthaltung wirklich sichernder Sperr-Massregeln an einer sehr aus- 
sedehnten Grenzstrecke würde daher, gegenüber der Möglichkeit des Ausbruchs der 
Krankheit an einem oder dem anderen Orte, welchem mit einem Opfer von ein paar 
hundert Stücken Rindvieh wieder Grenzen zu setzen sind, das Gebot der Verhält- 
nissmässigkeit verletzen. Denn eine solche Sperre würde theils direkt, theils 
indirekt durch den dem Handel und Verkehr zugefügten Schaden erhebliche Summen 
kosten. In letzterer Beziehung ist namentlich zu bemerken, dass man dann auch die 
Durchfuhr verbieten müsste. 

Man hat es daher dabei bewenden lassen zu müssen geglaubt, die Anwendung der 
Einfuhr-Verbote nach Ausdehnung und Zeitdauer ebenfalls dem Ermessen der Behör- 

den zu überlassen. Wenn es auch unter diesem schon seither gehandhabten milderen 
Systeme nicht möglich gewesen ist, eine Einschleppung ganz zu verhindern, so zei- 
gen doch die Erfahrungen, welche man namentlich in Preussen, in den Provinzen 
Preussen, Posen und Schlesien gemacht hat, dass man immer verhältnissmässig schnell 
und ohne allzu grosse Opfer mit der Seuche fertig geworden ist. In den Jahren 1855 
bis 1864 einschliesslich betrug die Zahl der in diesen Provinzen an der Rinderpest ge- 
fallenen und polizeilich getödteten Rindviehstücke zusammen 3219 Stück. Dies giebt 
im Jahresdurchschnitt nach Gelde angeschlagen einen Verlust von höchstens 15,000 
Thalern, eine Summe, welche einer permanenten Sperre längs der ganzen Russisch- 
Oesterreichischen Grenze gegenüber nicht in Betracht kommen kann, auch wenn man 
annehmen will, dass in Folge der Vermehrung der Verbindungen sich die Einschlep- 
pungsfälle etwas vermehren und daher die angegebenen durchschnittlichen Opfer sich 
entsprechend erhöhen werden. Im Königreich Sachsen, wo man in Bezug auf Be- 
handlung der Einfuhr über die Oesterreichische Grenze nach denselben Grundsätzen 
verfahren ist, hat sich überhaupt der Fall einer Einschleppung noch gar nicht ereignet. 
Wenn die Rinderpest bei ihrem letzten Auftreten in England, Holland und Belgien 
ganz ungeheure Verluste an Vieh herbeigeführt hat, so hat dies hauptsächlich seinen 
Grund in dem Mangel eines gehörig energischen Auftretens im Anfange. Gerade diese 
Erfahrung ist ein Hauptbeweis dafür, dass unter den heutigen Verhältnissen, welche 
eine absolute Verhinderung der Einschleppung geradezu unmöglich machen, die Ein- 
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fuhr-Verbote in besonders bedrohten Grenzen und bei näher rückenden Seuchen- 
herden zwar immer noch ihre grosse Bedeutung haben (wie es denn auch damals ge- 
lungen ist, das Eindringen in die Rheinlande ganz zu verhüten), dass aber doch der 
Schwerpunkt in der höchst energischen Durchführung der Tilgungs-Massregeln liegt. 

In Punkt 1 haben die Quarantaine-Anstalten keine besondere Erwähnung gefun- 
den. Man will damit keineswegs die Aufhebung der in Schlesien bestehenden An- 
stalten dieser Art ausgesprochen haben; unter die Beschränkungen der Einfuhr 
gehören dieselben jedenfalls. Man hat aber auch durch ausdrückliche Aufnahme des 
Wortes nicht Veranlassung und gewissermassen ein Gebot allgemeiner Ausdehnung 
solcher Quarantaine-Anstalten über die ganze Grenze geben wollen. Bei der derma- 
ligen Massenhaftigkeit des Viehverkehrs und bei der nach allen Erfahrungen wahr- 
scheinlich sehr langen Dauer der Inkubationszeit des Ansteckungsstoffes der Rinder- 
pest würden diese Anstalten, wenn sie eine einigermassen sichere Wirkung äussern 
sollten, eine mit sehr grossen Kosten verknüpfte Ausdehnung erhalten müssen und die 
Wirkung der Quarantaine-Pflicht auf den Viehhandel würde der eines vollständigen 
und permanenten Einfuhr-Verbots äusserst nahe kommen. 

Zu 3 ist zu bemerken, dass für die Tödtung gesunder Viehstücke absichtlich keine, 
weder absolute noch relative, Grenze bestimmt worden ist; derartige Begrenzungen, 
wie sie in älteren Verordnungen vorkommen, haben sich als ganz unpraktisch erwie- 
sen. Sie gebieten der scheinbar harten, aber in der That einzig heilsamen Thätigkeit 
der Behörde oft gerade da Halt, wo vielleicht mit wenigen Stücken mehr der Zweck 
vollständig erreicht worden wäre. Ganz ähnlich verhält es sich mit.den älteren Be- 
stimmungen, welche z. B. die Verhängung der Ortssperre abhängig machen von einem 
bestimmten Quotal-Verhältnisse der ergriffenen Gehöfte zu der Gesammtzahl der Ge- 
höfte des Ortes. Die Instruktion wird auch hierin ganz freie Hand lassen; alles hängt 
hier von der Vertheilung der ergriffenen Gehöfte im Orte, von der Bauart des Ortes 
und ähnlichen Umständen ab.« 


b. Bei der Verhandlung wünscht Abg. Lasker nur Aufschluss über einen Aus- 
druck in dem Gesetz-Entwurf, den er in den Motiven nicht finden kann. Die 
Nummer 2 spricht nämlich davon, dass auch die 

»Absperrung einzelner Gehöfte, Ortstheile, Orte, Bezirke gegen den Verkehr 

mit der Umgebung« 
gestattet sein solle. Nach diesem allgemeinen Wortlaut könne es scheinen, als ob 
überhaupt die hier bezeichneten Orte gänzlich ausser Verkehr gesetzt werden dürf- 
ten. Gemeint werde wahrscheinlich nur sein: ausser Verkehr in Betreff des 
Viehes. Er kenne keinen Fall, der so hoch stände, dass deswegen die persönliche 
Freiheit einem ganzen Bezirk oder einer ganzen Ortschaft zu entziehen sein möchte. 


Der Bevollmächtigte zum Bundesrath, Geh. Reg.-Rath etc. Dr. Weinling, be- 
stätigte darauf, i 

»dass der Ausdruck des Gesetzes allerdings die Bedeutung habe, welche Abg. Lasker 
perhorreszirt. Es sei unbedingt nothwendig, dass die Behörde die Ermächtigung 
habe, beim Ausbruch der Seuche an einem Orte so weit zu gehen, dass der Ort von 
der Umgegend vollständig abgesperrt wird. Je vollständiger man diese Absperrungs- 
Massregel durchführe, desto sicherer werde man in kurzer Zeit der Seuche Herr wer- 
den.« (St. B., S. 70.) 


Der Bundes-Rommissar Geh. Rath v. Puttkammer bemerkte weiter : 

»Es ist nicht die Absicht der Regierung zu verpflichten, Niemanden aus dem in- 
fizirten Orte herauszulassen, sondern es soll ihr nur die Befugniss beigelegt wer- 
den, es zu verhindern, dass die Einwohner den Ort verlassen und unter besonderer 
Vorsichts-Massregel gewisse Kategorien von Personen ein- und auszulassen. Es ist 
selbstverständlich, dass dies nicht ausgeschlossen werden kann.« 

Darauf bezügliche Abänderungs-Verträge der Abg. Lasker und Forkel wurden 
abgelehnt. (Sten. Ber., S. 73.) 


II, Bemerkungen. 
1. In diesem Paragr. sind alle Massregeln bedacht, welche zur Verhinderung der 
'Einschleppung und zur Tilgung der ausgebrochenen Seuche nach dem gegenwärti- 
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gen Standpunkte der Wissenschaft und Erfahrung voraussichtlich nothwendig wer- 
den können. Zugleich ist für die Instruktion zur näheren Anleitung der Ausfüh- 
rung der einzelnen Massregeln diejenige Freiheit gegeben, die erforderlich ist, um 
unter allen Umständen den Bedürfnissen Rechnung tragen zu können. Die Be- 
schränkung der Ein- und Durchfuhr geht bis zum Verbot; die Absperrung kann 
räumlich in allen Dimensionen von der Gehöftssperre bis zur Absperrung eines 
kleinen oder grossen Landestheils und den Objekten nach von gewissen Verkehrs- 
Beschränkungen bis zur absoluten Absperrung stattfinden ; selbst der Tödtung des 
gesunden Viehes ist weder eine absolute noch relative Grenze gesetzt worden, ein 
grosser Vorzug vor den älteren Verordnungen. Deshalb wird es möglich, je nach 
Umständen mit dem Tödten weiter zu greifen, wo eine Absperrung unausführbar 
ist, wie z. B. in grossen Städten und umgekehrt, bei sicherer Absperrung ohne 
wesentliche Störung des Verkehrs, das Tödten zu beschränken. 


2. Das Kgl. Ober-Tribunal hat durch ein Erkenntniss vom 5. Mai 1874 in Bezug 
auf die Frage 
»ob die Landräthe zur Anordnung von Absperrungs- oder Auf- 
siehts-Massregeln oder Einfuhr-Verboten bei Viehseuchen im 
Sinne des $. 328 des Strafgesetzbuchs befugt sind« 
folgende prinzipiell wichtige Entscheidung getroffen : 


In der Untersuchung wider ete. auf die Nichtigkeits- Beschwerde des Kgl. Ober-Staats- 
anwalts zu N. hat das Kgl. Ober-Trib. ete. in Erwägung, dass nach $. 328 des Reichs-Straf- 
gesetzbuchs*) mit Strafe bedroht wird, wer die Absperrungs- und Aufsichtsmassregeln, 
welche von der zuständigen Behörde zur Verhütung des Einführens oder Ver- 
breitens von Viehseuchen angeordnet worden sind, wissentlich verletzt; dass die Frage, 
welche Behörde als die zuständige zur Anordnung der gedachten Massregeln anzusehen 
ist, nach den Landes- Gesetzen beurtheilt werden muss; dass in Preussen nur den 
Landes-Polizeibehörden und den denselben vorgesetzten Behörden, nicht aber, — 
wie die Nichtigkeits- Beschwerde vermeint, — dem Kreis-Landrathe und den Orts-Pohzeibe- 
hörden, jene Zuständigkeit beiwohnt, und dass sonach, — wie die Vorderrichter mit Recht 
angenommen haben, — in dem vorliegenden Falle, in welchem für den Ort Daber Freiheit**) 
wegen der daselbst unter dem Rindvieh ausgebrochenen Lungenseuche eine Ortssperre gegen 
den Verkehr mit Rindvieh, Häuten und Rauchfutter Seitens des Kgl. Landraths N. schen 
Kreises angeordnet worden ist, die Angeklagten, insofern sie die gedachten Absperrungs- 

: massregeln verletzten, nicht gegen den in $. 328 a. a. O. vorgesehenen Thatbestand ver- 
stossen haben; in Erwägung nämlich, dass die Frage, ob nach den Bestimmungen des 
Patents und der Instruktion wegen Abwendung von Viehseuchen vom 29. April1803 (vw. R., 
Ba. VII, 8.360, 415) im Falle des Ausbruches einer Viehseuche dem Kreis-Landrathe nicht 
allein die Fürsorge für die Beobachtung der in dem Patente gegebenen polizeilichen Vor- 
schriften und die Ausführung der zu diesem Behufe anzuordnenden Sicherheitsmass- 
regeln, sondern auch die massgebende Anordnung der Ortssperre selbst übertragen 
worden ist, für die hier in Rede stehende Entscheidung dahingestelit bleiben kann, weil 
die nachfolgende Preussische Gesetzgebung keinem Zweifel darüber Raum giebt, dass da- 
nach die entscheidenden Anordnungen in Betreff der vorzunehmenden Sperrungs- 
massregeln mit Rücksicht auf deren Bedeutung Für den allgemeinen Verkehr den Landes- 
Polizeibehörden haben vorbehalten werden sollen und vorbehalten worden sind; dass 
insbesondere nach $. 3 der Verordnung vom 26. Dezember 1808 wegen verbesserter Einrich- 
tung der Provinzial-Polizei und Finanzbehörden (G.-S. 1808, $. 464) den Regierungen 
als Landes-Polizeibehöürden die Fürsorge für das Gemeinwohl der Unterthanen ın 
negativer und positiver Hinsicht übertragen ist und dieselben danach berechtigt und ver- 
pflichtet erachtet sind, Allem vorzubeugen, was dem Staate und seinen Bürgern Gefahr 
oder Nachtheile bringen kann, mithin die nöthigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen 
Ruhe, Sicherheit und Ordnung zu treffen; dass nach $.2 ad3 der Instruktion vom 23. Okt. 


*) Vgl. den Wortlaut des $. 328 unter $. 7, 8. 1586. 

**) Die ganze Satzbildung des Erkenntnisses lässt an Klarheit zu wünschen übrig. — 
Welchen Sinn das Wort »Freiheit« hinter dem Ortsnamen Daber an dieser Stelle und zum 
Schluss des Urtheils haben soll, ist schwer ersichtlich; dass der Ort »Freiheit« an der 
Böhmisch-Schlesischen Grenze gemeint sei, lässt sich kaum annehmen, da der Ort »Daber« 
im Reg.-Bez. Stettin liegt. Es erübrigt daher nur die Annahme, dass an diesen beiden 
Stellen ein Druckfehler im Original vorliegt. Fr. K. 
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1817 (@.-8., 8.249) uls zu den vor die erste Abtheilung der Regierungen gehörigen Gegen- 
ständen die Vorkehrungen gegen ansteckende Krankheiten und Seuchen unter Menschen 
und Thieren bezeichnet werden; — dass nach der allgemeinen Bestimmung des $. 10 der 
Allerh. K.-O. vom 8. August 1835 (Regulativ über sanitütspolizeiliche Vorschriften — 
@.-S., 8. 240 — welche sich auch mit den ansteckenden Krankheiten unter Thieren 
beschäftigt (vergl. 88.92 f., 109 ff., 119 ff.) die Polizer- Behörde verpflichtet ist, die ersten 
Fälle ansteckender Krankheiten ärztlich untersuchen zu lassen und darüber der vorgesetz- 
ten Behörde Mütheilung zu machen, es aber dem Ermessen der betreffenden 
Regierungen überlassen ist, ob die Umstände eine Bekanntmachung durch die Amts- 
blätter gerathen machen; und dass nach $8. 2, 3, 4, 6, 7 der Verordnung wegen Abün- 
derung und näherer Bestimmung einiger Vorschriften des Patents vom 2. April 1803 wegen 
Abwendung der Viehseuchen vom 27. März 1836 (G.-S., 8.173) die Anordnung der Sperr- 
massregeln den Provinzial-. Behörden vorbehalten und nur für bestimmte Fülle den Magısträ- 
ten und Landräthen die Vornahme bestimmter Sicherheitsmassregeln überlassen, zugleich 
aber vorgeschrieben ist, dass auch in solchen Fällen die gedachten Polizer-Behörden der ihnen 
vorgesetzten Regierung und dem Ober- Präsidenten Anzeige zu machen und von ihnen wei- 
tere Verhaltungsbefehle zu erwarten haben; in Erwägung sodann, dass in Uebereinstim- 
mung mit der zur Zeit der Emanation des Preuss. Strafgesetzbuchs bestehenden Gesetz- 
gebung nach $. 307 desseiben die Uebertretung der Absperrungs- oder Aufsichtsmassregeln, 
welche von der Regierung zur Verhütung des Einführens oder Verbreitens von Vieh- 
seutchen angeordnet sind, unter Strafe gestellt ist, und dass unter dem Ausdrucke »Regie- 
rung« nicht jedes Organ der Staatsregierung im Allgemeinen, also nicht jede Obrigkeit 
oder Behörde überhaupt, sondern eine bestimmte Behörde, nämlich die zuständige Be- 
zirks- Regierung (Landes-Polizeibehörde), vergl. 88. 93, 120, 146 des Preuss. Straf- 
gesetzbuchs, ım Gegensatze zu den Orts- und Kreis-Polizeibehörden, vergl. $. 119,3 ibid., 
hat verstanden werden sollen, wie dies auch aus der Beseitigung des in den früheren Ent- 
würfen zum Strafgesetzbuch gewählten Ausdruckes »Obrigkeit«, welcher erst in dem Ent- 
wurfe zum Strafgesetzbuch von 1850 durch »Regierung« ersetzt ist, deutlich hervorgeht; 
vgl. Goltdammers Mat. IL, 8.662; Erk. des Ob.-Trib. v.13. Jan. 1854, Entsch. Bd. 27, 
S. 143; dass der Entwurf des Strafgesetzbuchs für den Norddeutschen Bund sich in 8. 325 
in wesentlicher Uebereinstimmung mit der Vorschrift des $. 307 Preuss. Strafgesetzbuchs 
bei Bezeichnung der für die fraglichen Absperrungs- und Aufsichtsmassregeln kompetenten 
Behörde des Ausdruckes »Landes-Polizeibehörde« bedient! hat, welcher in Folge eines bei 
den Verhandlungen des Reichstages gemachten Abünderungs-Vorschlages durch den allge- 
meinen Ausdruck vzuständige Behörde« ersetzt worden ist, ersichtlich in der Absicht, die 
in Betreff der Zustündigkeit der fraglichen Behörden in den Einzelstaaten bestehenden ge- 
setzlichen Bestimmungen unberührt zu lassen; dass sonach durch die für den $.328 Reichs- 
Strafgesetzbuchs beschlossene Fassung in dem Rechtszustande innerhalb der Preussischen 
Monarchie eine materielle Aenderung nicht getroffen worden ist; in Erwägung, dass die 
Ausführung der Nichtigkeits- Beschwerde, es sei, wenn man mittelst der Beseitigung der im 
Entwurfe %. 324 gewählten Bezeichnung »Landes-Polizeibehörde« und mittelst der Wahl 
des Ausdruckes »zuständige Behörde« keine wesentliche Aenderung beabsichtigt hätte, 
zweekmässiger gewesen, bei dem Ausdrucke »Landes-Polizeibehörde« stehen zu. bleiben, 
weil damit allgemein die der Preussischen Regierung »entsprechende Behörde« bezeichnet 
gewesen wäre, nicht zutreffend erscheint, weil, — wie die in %. 328 Reichs-Strafgesetzbuchs 
gewählte Fassung ergiebt, — die Absicht des Gesetzgebers nicht dahin gegangen ist, die in 
Preussen betreffs der Kompetenz der fraglichen Behörden geltenden Bestimmungen in die 
Reichs- Gesetzgebung einzuführen, sondern-vielmehr, die dieserhalb in den einzelnen Staaten 
bestehenden Bestimmungen als massgebend zu erklären ; dass sonach der Appellations- Rich- 
ter, wenn von demselben angenommen worden ist, dass die von dem Kgl. Landrathe, 
Kreis N., angeordnete Absperrung des Ortes Daber, Freiheit nicht unter den Begriff der 
von der zustündigen Behörde nach $. 328 Reichs-Strafgesetzbuchs anzuordnenden 
Absperrungsmassregeln falle, die Vorschriften des Patents vom 29. April 1803 und $. 328 
Reichs-Strafgesetzbuchs nicht verletzt hat, dass mithin, wie geschehen zu erkennen gewe- 
sen ist; für Recht erkannt: dass die Nichtigkeits- Beschwerde gegen das Erkenntniss des 
Kgl. Appell.-Ger. zu N. v. ete. zurückzuweisen und die Kosten ausser Ansatz zu lassen.« 
(Reichs- Anz., Nr.171 v. 1874.) : 


(Vergütung für getödtete Thiere und vernichtete Sachen.) 
$. 3. Für die auf Anordnung der Behörde getödteten Thiere, vernich- 
teten Sachen und enteigneten Plätze, sowie für die nach rechtzeitig erfolgter 
Anzeige des Besitzers gefallenen Thiere wird der durch unparteiische Taxa- 
‚toren festzustellende gemeine Werth aus der Bundeskasse vergütet. R 
Diese Entschädigung wird Jedoch nicht gewährt für solches Vieh, welches 
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innerhalb zehn Tage nach erfolgter Einfuhr oder nach Eintrieb über die Bun- 
desgrenze an der Seuche fällt. 
I. Entstehungs-Geschichte. 


a. Der durch die Bestimmung über die Entschädigungs-Pflicht materiell sehr 
wichtige $. 3 gab zu lebhaften Verhandlungen Anlass; der Entwurf, dessen Fas- 
sung folgende war: 


»Für die auf Anordnung der Behörde getödteten Thiere, vernichteten Sachen und 
enteigneten Pläze wird der durch unparteiische Taxatoren festzustellende gemeine 
Werth aus der Bundeskasse vergütet. Die Bestimmung darüber, ob auch 
für die nach vorschriftsmässig erstatteter Anzeige ($. 4) an der 
Rinderpest gefallenen Thiere Entschädigung zu leisten, sowie 
darüber, ob indiesem Falle voll oder nur theilweise oderausnahms- 
weise gar nicht zu entschädigen sei, und über die Art der Auf- 
bringung der Entschädigung für gefallenes Vieh, bleibt der Lan- 
des-Gesetzgebung vorbehalten. 


erfuhr die durch Kursivschrift im Text des Gesetzes bezeichneten Aenderungen. 


b. Die Motive der Regierungs-Vorlage, die bei der prinzipiellen Bedeutung dieses 
Paragr. hier wörtlich folgen, erkennen es gleichfalls als eine Nothwendigkeit an, 
dass Entschädigung geleistet werden müsse. Ueber die Entschädigungsfrage be- 
steht unter allen Sachverständigen keine Meinungs-Verschiedenheit. Grössere oder 
kleinere Verschiedenheiten der Ansicht bestehen aber über die Einzelheiten der- 
selben. Sie bemerken: 

»Zunächst ist die Frage zweifelhaft und von den Gesetzgebungen in verschiedenem 
Sinne beantwortet, ob nur für die auf Anordnung der Behörde getödteten, oder ob 
auch für die nach Erstattung der Anzeige an die Behörde gefallenen Viehstücke 
Entschädigung zu leisten sei. Da die Entschädigung für an der Seuche gefallene 
Thiere vom Rechtsstandpunkte aus keinenfalls gefordert werden kann, so ist die 
Frage mehr eine politische. Die Einen meinen, wenn man auch für gefallene Thiere 
entschädige, werde der Reiz für Viehbesitzer, die Seuche sofort anzuzeigen und sich 
bereitwillig allen Anordnungen zu fügen, geschwächt, während die Anderen sagen, 
gerade darin, dass man auch die gefallenen, aber nur die nach der erstatteten 
Anzeige gefallenen Thiere bezahle, liege das wirksamste Mittel, jeder Verheimlichung 
vorzubeugen. 

Fernere Verschiedenheiten der Ansichten walten ob in Bezug auf die Höhe der 
Entschädigung. Die Einen wollen nur für gesundes Vieh voll, für bereits er- 
kranktes nur nach einem Theile des Werthes entschädigen. Es liegt dem an sich ein 
ganz richtiger Gedanke zum Grunde; ja hier und da geht man so weit, in Seuchen- 
orten überhaupt nicht nach dem vollen Werthe zu entschädigen, weil schon in dem 
Herrschen der Seuche an sich eine Werthverminderung des Viehstandes begründet sei. 
Andererseits hat es seine Schwierigkeit, da, wo rasch mit der Tödtung ganzer Vieh- 

- stände verfahren werden muss, zu konstatiren, welche Stücke in der That noch nicht 
krank, d. h. angesteckt waren; auch ist nicht zu verkennen, dass jede Verminderung 
der Entschädigung die Bereitwilligkeit der Bevölkerung zur Unterstützung der Behör- 
den vermindert, und man hält es daher andererseits für praktischer, solche Unter- 
schiede nicht zu machen. Dass eine relativ hohe Entschädigung das Bestreben der 
Verschleppung wecken werde, um sein Vieh in einer Zeit behinderten Verkehrs mit 
Vieh noch möglichst hoch zu verwerthen, ist wenig zu befürchten, da ja sofort nach 
dem Bekanntwerden des ersten Falles die Sperrmassregeln eintreten müssen. Ferner 
werden die Ausnahmen, wie sie z. B. für Vieh, welches kurze Zeit nach der An- 
schaffung ergriffen wird u. s. w., nothwendig sind, nicht überall ganz gleich formu- 
lirt; nur darin ist man überall einig, dass Zuwiderhandlungen gegen die Anordnungen 
der Behörden den Anspruch auf Entschädigung ausschliessen müssen. Auch die Vor- 
schriften über die Ermittelung des Werthes weichen ab. ! 

Endlich sind die Bestimmungen über die Art, wie die Entschädigung 
aufgebracht wird, ganz verschieden. In dem einen Lande wird direkt und allein 
aus der Staatskasse bezahlt; in dem andern zum Theil aus der Staatskasse, zum Theil 
von der Gemeinde; in noch anderen bezahlen die Gemeinden oder Verbände von Ge- 
meinden und Bezirken; in noch anderen endlich besteht eine Art von Zwangs-Ver- 
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sicherung für alle Viehbesitzer lediglich für diesen Zweck, welche sich wiederum ab- 
stufen kann, so dass für Kleinere Verluste nur die Gesammtheit der Viehbesitzer eines 
Bezirks, für grössere die eines grösseren Bezirks, für die grössten endlich die des 
ganzen Landes aufkommen muss. Ganz gleichgültig ist es praktisch nieht, wie die 
Entschädigung aufgebracht wird, und a priori wird man wohl behaupten können, 
dass die energische Thätigkeit der Behörden am meisten durch die direkte Zahlung 
aus der Staatskasse unterstützt wird, da keinerlei Rücksichten fauf die Opfer der zu- 
nächst zur Zahlung Verpflichteten hemmend einzuwirken vermag. Auch lässt sich aus 
dem allgemeinen Karakter der wirthschaftlichen Wirkungen einer Kalamität, wie 
sie eine Rinderpest-Epidemie in der That darstellt, die Zahlung aus Staatskassen, 
eventuell selbst aus der Bundeskasse, vollständig rechtfertigen. Andererseits hat 
man es aber in allen diesen Beziehungen sehr mit bereits eingebürgerten, den Ansich- 
ten und Gewohnheiten der zunächst betheiligten Bevölkerung entsprechenden Einrich- 
tungen zu thun. Es ist nicht zu leugnen, dass die praktische Wirksamkeit derartiger 
Massregeln in hohem Grade damit zusammenhängt, dass sie möglichst wenig mit dem, 
was man gewohnt ist, in Widerspruch treten, und so mag es leicht kommen, dass in 
der einen Gegend der eine, in der andern der andere Weg in praktischer Beziehung 
der relativ beste ist. Man hat sich deshalb zwar dafür entschieden, dass man die Be- 
antwortung der Frage, ob und wie für gefallenes Vieh zu enschädigen sei, füglich 
der Landes-Gesetzgebung überlassen könne. Dagegen erschien es unerlässlich, über 
die Entschädigung für das auf Anordnung der Behörden getödtete Vieh 
allgemeine Bestimmungen in das Bundes-Gesetz aufzunehmen und sich in so weit für 
die eine oder die andere der oben dargestellten Ansichten zu entscheiden. Man glaubte 
dabei durchgängig denjenigen Bestimmungen den Vorzug geben zu sollen, welche die 
grösste Garantie für rasches und energisches Verfahren der Behörde gewähren. Man 
hat daher der vollen Gewährung des gemeinen Werthes, der Beseitigung des in der 
Praxis sehr schwer festzuhaltenden Unterschieds, ob das getödtete Viehstück schon 
erkrankt war, oder nicht, und der Zahlung der Entschädigung aus der Bundeskasse 
den Vorzug gegeben. Ueber die Art der Ermittelung des Werthes konnte hier nur der 
allgemeine Grundsatz Aufnahme finden, dass sie durch unparteiische Taxatoren statt- 
finden solle.« 


.e. Aus den Verhandlungen: Abs. 1 des Textes beruht auf einem Antrage des Abg. 
Graf v. Bethusy nebst Unter-Antrag des Abg. Friedenthal; Abs. 2 auf einem in 
dritter Berathung angenommenen Antrage des Abg. Stephani. 


In zweiter Berathung bestand der Paragr. nur aus Abs. 1 in folgender Fassung : 


»Für die auf Anordnung der Behörde getödteten, oder nach erfolgter An- 
zeige gefallenen Thiere, vernichteten Sachen und enteigneten Plätze wird 
u. 8. w. wie oben. 


Der Abg. Graf Bethusy-Huc begründete die von ihm vorgeschlagenen Ge- 
setzes-Aenderungen wie folgt: 


»Der $. 3, wie er vorgelegt ist, scheint von der Voraussetzung auszugehen, dass 
die Sicherheits-Polizei von dem Versicherungswesen zu trennen sei, und, um daraus 
die Konsequenz zu ziehen, dass die erste polizeiliche Sicherheits-Massregel mehr der 
Bundesgewalt, und der Landes-Gesetzgebung nur in Vertretung der Bundesgewalt 
zustehe, während die Assekuranz-Gesellschaften sich besonders zu bilden hätten. 

Wenn man auf einem Gebiet des Privatrechts den allgemeinen Gesetzgebungsweg 
beschreitet, muss man dies ganz, oder gar nicht, thun. Eine Zwangs-Versicherung, 
die sich im Allgemeinen in einigen Landestheilen wohlthätig bewiesen, würde diesem 
hier vorgelegten Gesetz gegenüber halb überflüssig werden und halb nothwendig blei- 
ben. Ich möchte das Bestehende nur dann ersetzt haben, wenn das Andere den vollen 
Platz voll ausfüllen kann. Wollte man beide Fragen der Sache theilen, so würde man 
dies doch nur so thun können, dass allerdings die Handhabung der Sicherheits-Polizei 
nur der Staatsgewalt übertragen werde, dass diese Staatsgewalt der Bund oder die 
einzelne Landes-Gesetzgebung seien, dass aber neben dieser Entschädigung überhaupt 
gar nicht für die gewährende sicherheitspolizeiliche Staatsgewalt eine Gesetzgebung 
einzuführen sei, welche einzelnen Bezirken eine Assoziation zur Zwangs-Versicherung 
auflegt, und nun wieder darin unterscheiden könnten, dass als beitragspflichtig zu 
diesen Zwangs-Versicherungs-Gesellschaften entweder nur die Viehbesitzer oder alle 
Staats-Angehörigen herangezogen werden. Die Interessenten sind aber nicht bloss 
die zufälligen Besitzer von Vieh, sondern sämmtliche Staats-Angehörigen. Der Nord- 
deutsche Bund als solcher und zwar in allen seinen Staatskörpern hat das gleiche Inter- 


esse und kann folgeweis eine Zwangs-Versicherungs-Gesellschaft, bestehend aus allen 
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seinen Staatsbürgern, mit Recht einführen. Wo ein Entschädigungs-Anspruch mit Er- 
folg begründet werden soll, scheint es mir vor allem nothwendig, dass der Verpflichtete 
zweifellos und für alle Eventualitäten gleichmässig bezeichnet werde. Der Unter- 
schied zwischen dem nach Anzeige gefallenen und dem nach Ordre der Polizei getödte- 
ten Vieh erscheint mir in hohem Grade willkürlich. Im Kriminalrecht ist der Grund- 
satz anerkannt, dass der Nachtheil, mit welchem die Ausübung eines Verbrechens 
bedroht wird, nicht von dem Umstande abhängt, dass das Verbrechen wirklich zur 
Ausführung gekommen sei, sondern lediglich von dem Umstande, dass alle Voraus- 
setzungen der Ausübung, welche in der Person des präsumtiven Verbrechers liegen, 
wirklich vorhanden waren. Wird dieser Grundsatz für die vom Gesetz angedrohten 
Nachtheile festgehalten, so sind die Vortheile doch mit demselben Masse zu messen, 
und zu erwägen, dass ein Stück Rindvieh, welches nach der Anzeige an der Rinder- 
pest fällt, alle diejenigen Voraussetzungen auf das schlagendste als vorhanden nach- 
weist, welche es berechtigen, todtgeschlagen zu werden. 


Der Reg.-Kommissar hat ausgeführt, dass in einem solchen Fall ein energischer 
Kommissar nicht ermangeln würde, schleunig den ganzen Stall todtschlagen zu lassen. 
Ich will in meinem Privatrecht nicht von der Willkür des einen oder andern Kommis- 
sars abhängen. 

Wenn der Kommissar nach erfolgter Anzeige es für gut befindet, das Vieh sofort 
todtzuschlagen,, so wird der Besitzer mit dem vollen Betrage entschädigt. Wenn dies 
aber nicht sofort geschieht und das Vieh unterdessen fällt, so wird der Besitzer nicht 
voll entschädigt und mit seinem Anspruche an eine andere Kasse verwiesen. Es lässt 
sich der Fall denken, dass auch die Interessen der zunächst vorgesetzten Gewalt von 
den einzelnen Kommissarien mehr wahrgenommen werden als die der Allgemeinheit. 
Ich halte es nicht für wahrscheinlich, aber für möglich, dass der Bundes-Kommissar 
sich nicht verpflichtet hält, das Vieh todtschlagen zu lassen, dass es aber inzwischen 
fällt. Ist ein Gesetz gegen die Rinderpest für den ganzen Bund erlassen, so kann 
auch der Nicht-Viehbesitzende eine Steuer zahlen und braucht sich über den Beitrag 
einer sehr kleinen Quote zur Verhütung einer solchen allgemeinen Landes-Kalamität 
nicht zu beklagen; dass diese Quote aber durch Annahme des von mir gestellten 
Amendements in der That geringer wird, scheint mir nicht zweifelhaft. Es ist von 
allen Rednern anerkannt worden, dass die politische Seite des Gesetzes darin besteht, 
die Lust zur sofortigen Anzeige bei den Besitzern zu vermehren. Wenn als Termin 
der vollen Entschädigung nicht der Moment des Todtschlages, sondern der Moment 
der Anzeige festgesetzt wird, so weiss ich keinen Grund mehr, welcher den Besitzer 
hindern könnte, diesen Moment, von welchem aber sein Privatrecht datiren soll, einen 
Augenblick zu verschieben. Falls das kranke Vieh aber fällt, noch ehe ein Erfolg der 
von ihm zu machenden Anzeige eintreten kann und er auf die volle Entschädigung 
nicht hoffen darf, wird er die Anzeige noch ein klein wenig verschieben, um vielleicht 
durch eine andere Verwerthung des gefallenen Viehes (Verkauf des Fleisches, heim- 
liche Entfernung des Kadavers aus dem Stallraume) einen Theil des Vortheils sich zu 
verschaffen, welchen das Bundes-Gesetz nicht in Aussicht stellt. Ich glaube auch, 
dass wenn die Energie der für den speziellen Fall ernannten Bundes-Kommissarien 
wirklich in dem Grade überall hervortreten sollte, diese Herren sich verpflichtet hal- 
ten müssen, nach dem vorliegenden Gesetze es zu einem Fallen des Viehes gar nicht 
kommen zu lassen, sondern immer gleich mit dem Todtschlagen des in dem Stalle oder 
in der Umgegend befindlichen Viehes vorzugehen. Dadurch würde aber diese Sicher- 
heits-Massregel, deren volle ungelähmte Energie ich mit dem Herrn Bundes-Kommissar 
wünsche, über das Bedürfniss hinausgehen und zu einer grösseren und ungerechtfer- 
tigteren Belastung der Bundeskasse führen, als durch Annahme meiner Amendements.« 
(St. B., 8. 75.) 


Ueber die Bedeutung des vom Abg. Friedenthal beantragten Zusatzes: »Recht- 
zeitige Anzeige« äusserte der Präsident des Bundeskanzler-Amtes Delbrück: 


»Das Amendement will ausdrücken, dass die Anzeige rechtzeitig erfolgen soll. 
Was ist die Rechtzeitigkeit? Diese Frage kann man nur aus dem $. 4 beantworten. 
Der $. 4 spricht die Verpflichtung für jeden Viehbesitzer aus, von jedem der Rinder- 
pest verdächtigen Krankheitsfalle in dem Rindviehstande ohne Verzug Anzeige zu 
machen. Ich übersetze also diesen Ausdruck »rechtzeitig« dahin, dass die Anzeige 
zu machen ist, sobald der Viehbesitzer zuverlässige Kunde von einem verdächtigen 
Krankheitsfalle in seinem Rindviehstand erhalten hat. Ich glaube, dass damit die 
Frage auf ein Gebiet kommt, was einer objektiven Beurtheilung gar nicht fähig ist. 
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Wenn ein Viehbesitzer zuverlässige Kunde erhalten hat, dass bei diesem oder jenem 
Hauptvieh ein verdächtiges Krankheits-Symptom aufgetreten ist, das entzieht sich in 
der That einer jeden Erörterung vor dem Richter und schliesslich würden diese Fälle 
Ja natürlich vor den Richter kommen, indem der Viehbesitzer, wenn ihm wegen nicht 
rechtzeitig gemachter Anzeige die Entschädigung versagt ist, zu klagen hat. Der 

' Begriff »rechtzeitig« ist ein unbestimmter und er hilft deshalb in der Sache gar nichts.« 
(St. B., 8. 108.) 


Der Antragsteller Abg. Friedenthal entgegnete darauf : 


»Der Herr Präsident des Bundeskanzler-Amts hat nicht erwähnt, dass ich auch als 
Voraussetzung der Entschädigung für die gefallenen Thiere die rechtzeitig erfolgte 
Anzeige des Besitzers verlange — ein ausnehmend wichtiger Punkt; denn nach der 
Fassung des Grafen Bethusy würde dieses Bencfizium auch dem Besitzer zu Gute 
kommen, welcher auf die pflichtwidrigste Weise den Ausbruch der Viehkrankheit ver- 
schwiegen hat, sobald durch die Denunziation eines Dritten die Sache zur Kenntniss 
der Behörden käme. Es sind das die beiden Punkte des Amendements, die sachlich 
von Werth sind.« (St. B., S. 108.) 


II. Bemerkungen. 


1. Rasche Tödtung der ergriffenen Viehbestände und Vernichtung der giftfangen- 
den Sachen sind die sichersten Tilgungsmittel und somit Enteignungen im Öffent- 
lichen Interesse, denen schon rechtlich die Entschädigung gegenüberstehen muss; 
zugleich ist aber die Entschädigung auch das einzige Mittel, sich der Mitwirkung 
der Bevölkerung zu versichern, wenn sie bei unterlassener rechtzeitiger Anzeige 
und bei Uebertretungen der erlassenen Verbote oder sonstigen Anordnungen weg- 
fällt. Die Entschädigung für gefallene Thiere hat keinen Rechtsgrund, sondern 
nur einen politischen. Bei der Tilgung der Rinderpest kommt es vor Allem darauf 
an, dass der Ausbruch frühzeitig zur Kenntniss der Behörde kommt: jede Ver- 
zögerung vermehrt die Verluste und steigert die Tilgungslasten und Kosten; eine 
Belohnung der rechtzeitigen Anzeige durch Entschädigung der gefallenen Thiere 
gewährt deshalb ganz unverhältnissmässige Vortheile. 

Das Gesetz bewilligt Entschädigung nach dem gemeinen Werthe und nimmt 
keine Rücksicht darauf, ob die getödteten Thiere gesund oder krank gewesen sind. 
Auch hierbei hat wieder das politische Moment vorgewaltet; abgesehen von der 
Schwierigkeit der Feststellung, wie weit die Ansteckung unter dem gesund erschei- 
nenden Vieh bereits stattgefunden hat, so wird noch durch die volle Entschädigung 
für die kranken die Bereitwilligkeit zur Unterstützung der Behörden wesentlich ge- 
fördert. 

Die Nichtentschädigung für Vieh, welches innerhalb 10 Tagen nach der Ein- 

‚fuhr oder nach Eintrieb über die Bundesgrenze an der Seuche fällt, findet ihren ge- 
nügenden Grund darin, dass in solehen Fällen eine Infektion schon vor der Einfüh- 
rung stattgefuuden hat; eine Entschädigung würde hier die Sorglosigkeit bei der 
Einführung des Viehes fördern. 

Die Entschädigung aus der Bundeskasse erscheint vollkommen gerechtfertigt; 
dieselben Gründe, welche das Deutsche Reich bestimmt haben, gemeinschaftliche 
Schutz- und Tilgungs-Massregeln gegen die Rinderpest anzuwenden , rechtfertigen 
auch die Entschädigung aus der Reichskasse ; die Rinderpest ist eine Kalamität von 
grosser Tragweite auch in volkswirthschaftlicher Beziehung und wirkt über die 
Grenzen der einzelnen Staaten hinaus. Ausserdem können die Behörden bei der 
Tilgung rücksichtsloser vorgehen, und je energischer das Einschreiten bei dem Aus- 
bruche der Rinderpest, desto schneller und billiger die Tilgung. 

2. Ueber die durch die Tilgung der Rinderpest entstehenden Kosten sind die 
unten 8. 1609 als Anlage mitgetheilten Beschlüsse vom Bundesrathe gefasst und 

‚von den verschiedenen Regierungen des Deutschen Reiches bekannt gemacht worden. 
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Das Kgl. Bayerische Staats-Ministerium des Innern hat ausserdem noch 
besondere Bestimmungen über die Entschädigung im $. 17 der Minist.-Entschliessung 
vom 8. August 1873 gegeben. S.d. unten $. 1622. 


(Meldepflicht bei Anzeichen von Rinderpest.) 

$.4. Jeder, der zuverlässige Kunde davon erlangt, dass ein Stück Vieh 
an der Rinderpest krank oder gefallen ist, oder dass auch nur der Verdacht 
einer solchen Krankheit vorliegt, hat ohne Verzug der Orts-Polizeibehörde 
Anzeige davon zu erstatten. Die Unterlassung schleunigster Anzeige hat für 
den Viehbesitzer seldst, welcher sich dieselbe zu Schulden kommen lässt, 
jedenfalls den Verlust des Anspruches auf -Entschädigung für die ihm ge- 
fallenen und getödteten Thiere zur Folge. 


I, Entstehungs-Geschichte. 
Der Entwurf lautete: 


»Jeder Viehbesitzer und überhaupt jeder, welcher zuverlässige Kunde 
davon erlangt, ist verpflichittet, von jedem der Rinderpest verdächti- 
gen Krankheitsfalle oder Todesfalle im Rindviehstande ohne Verzug 
der Orts-Polizeibehörde Anzeige zu machen. Die Unterlassung solcher Anzeige 
hat jedenfalls für den Viehbesitzer, welcher sich dieselbe zu Schulden kommen 
lässt, den Verlust des Anspruchs auf Entschädigung für die ihm getödteten oder ge- 
fallenen Thiere zur Folge.« 


Die Aenderungen im Text beruhen auf einem Antrage des Abg. Forkel. 


II. Bemerkungen. 


Die ganz allgemeine Anzeigepflicht erstreckt sich sachgemäss auch auf die Fälle, 
wo nur Verdacht auf Rinderpest vorliegt, weil die Erkennung dieser Krankheit oft 
sehr schwer ist, namentlich bei den ersten Erkrankungen. Diese Pflieht ist wie- 
derholt im $. 11 der Instruktion ausgesprochen. 


(Pflicht zur Unterstützung der Behörden.) 
$.5. Die Einwohner von der Rinderpest betroffener Orte sind ver- 
pflichtet, die Behörden bei Ausführung der polizeilichen Massregeln entwe- 
der selbst oder durch geeignete Personen zu unterstützen. 
Die Motive bemerken: 
»man glaube die Frage wegen einer etwaigen Vergütung für diese persönlichen Lei- 


stungen, welche in manchen Gesetzen ganz allgemein verneinend beantwortet ist, den 
Gemeinden überlassen zu können.« 


(Verpflichtungen der Eisenbahnen in Bezug auf Desinfektion der Viehtransportwagen.) 

$.6. Die Eisenbahn-Verwaltungen sind verpflichtet, so lange noch eine 
Gefahr der Einschleppung der Rinderpest :von irgend einer Seite her droht 
oder die Seuche im*Bundesgebiete an irgend einem Orte herrscht, diejenigen 
Eisenbahnwagen , welche zum Transport von Rindvieh oder auch, sobald die 
Wagen solehe sind, welche sich zum Rindvieh-Transporte eignen, von an- 
derem Vieh gedient haben, nach jedesmaligem Gebrauch zu desinfiziren. 
Diese Verpflichtung liegt derjenigen Verwaltung ob, auf deren Strecke das 
‚Ausladen, beziehentlich im Transit die Ueberschreitung der Bundesgebiets- 
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Grenze beim Wiederausgange stattgefunden hat. Die Eisenbahn- Verwal- 


tungen dürfen dafür von dem Versender eine Entschädigung von zehn Silber- 
groschen (eine Mark) für den Wagen erheben. 


Bemerkungen. 
Die Desinfektion der Eisenbahnwagen nach dem Viehtransport ist zwar eine 


permanente Massregel gegen Verbreitung der Thierseuchen überhaupt; sie ist auch 


schon in verschiedenen Staaten vorgeschrieben und auch von Bundeswegen ist 1867 
eine solche Anordnung erlassen worden, dennoch ist es gut, hier den Verpflichtun- 
gen der Eisenbahn-Verwaltung gegenüber eine gesetzliche Grundlage zu geben, und 


um so mehr, als gerade bei der Rinderpest die Viehwagen auf den Eisenbahnen am 


meisten geeignet sind, die Ansteckung zu vermitteln und die Seuche zu verbreiten. 
Der Vergütungssatz ist nach den Ermittelungen zur Deckung der Selbstkosten fest- 
gesetzt worden; bei einer gründlichen Desinfektion dürften aber wohl die Selbst- 
kosten kaum gedeckt sein. 


(Erlass von Ausführungs-Bestinimungen durch die Einzelstaaten.) 
$. i. Die näheren Bestimmungen über die Ausführung der vorstehenden 
Vorschriften und deren Ueberwachung durch die geeigneten Organe, über die 
Bestreitung der entstehenden Kosten und die Bestrafung der Zuwiderhand- 
lungen sind von den Einzelstaaten zu treffen. Es ist jedoch von den deshalb 
erlassenen Verfügungen dem Bundes-Präsidium Mittheilung zu machen. 


I. Entstehungs-Geschichte. 
Der Entwurf hatte einen materiell gleichen Inhalt. Die von Hause getroffene 
redaktionelle Aenderung beruht auf einem Antrage des Abg. Forkel. 


II. Bemerkungen. 

Den Bestimmungen über die, den einzelnen Staaten überlassene Ausführung der 
Vorschriften dient die revidirte Instruktion zur gemeinsamen Richtschnur. 

Die im $. 7 vorgesehenen Strafbestimmungen sind inzwischen ebenfalls durch 


das »Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich vom 31. Mai 1871« ge- ' 


regelt. Dasselbe giebt folgende Vorschriften im 


$. 328. » Wer die Absperrungs- oder Aufsichts-Massregeln oder Einfuhr- Verbote, welche 
von der zuständigen Behörde zur Verhütung des Einführens oder Verbreitens von Vieh- 
en angeordnet sind, wissentlich verletzt, wird mit Gefüngniss bis zu einem Jahre 
estraft. 
Ist in Folge dieser Verletzung Vieh von der Seuche ergriffen worden, so tritt Ge- 
‚Fängnıss-Strafe von Einem Monate bis zu zwei Jahren ein.« 

(Vergl. oben 8. 1579 das Erkenntniss vom 5. Mai 1874. S. a. Meyer-Thorn, Straf- 
gesetzb. f. d. Deutsche Reich, Archiv, Bd. IV., S. 323.) 

Soweit uns bekannt geworden, ist ausser vom Kgl. Preuss. landwirthschaftl. 
Ministerium unterm 9. Juni 1873 nur Seitens des Kgl. Bayerischen Ministeriums 
des Innern eine Bekanntmachung, den Vollzug der revidirten Instruktion 
vom 9. Juni 1873, unterm 8. August 1873 ergangen. $.d. unten $. 1618 und 


1620. 


(Erlass einer allgemeinen Instruktion Seitens des Bundes-Präsidiums.) 
$.8. Vom Bundes- Präsidium wird eine Allgemeine Instruktion erlassen, 
welche über die Anwendung der ım $. 2 unter Nr. 1 bis 4 aufgeführten Mass- 
regeln nühere Anweisung giebt und den nach $. 7 von den Einzelstaaten zu 
treffenden Bestimmungen zur Grundlage dient. 


88. 9-11. Gesetz, betr. Massregeln zur Verhütung der Rinderpest. 1587 


Entstehungs-Geschichte. 
Die weniger präzise Fassung des Entwurfs ward auf Antrag des Abg. Gum- 
brecht geändert. 


Bemerkungen. 

Erwähnte Instruktion ward unterm 26. Mai 1869 (B.-G.-Bl., $. 149 ff.) er- 
lassen und durch die »revidirte Instruktion« v. 9. Juni 1873 (B.-G.-Bl., 8. 147 ff.) 
in den Abschnitten I bis III abgeändert. Vergl. diese unter Nr. II unten S. 1591 ff. 


(Anzeigepflicht der Bundes-Regierungen betr, Erlass und Aufhebung von Einfuhr-Verboten.) 

$.9. Sobald die Regierung eines Bundesstaates in die Lage kommt, 
ein Einfuhr-Verbot zu erlassen, zu verändern oder aufzuheben, hat dieselbe 
dem Bundes-Präsidium und den Regierungen der benachbarten Bundesstaaten 
davon Mittheilung zu machen. 


(Beginn der Zulässigkeit von Einfuhr-Beschränkungen.) 
$. 10. Einfuhr-Beschränkungen zwischen den einzelnen Bundesstaaten 
sind erst dann zulässig, wenn die Rinderpest innerhalb eines Bundesstaates 
ausbricht. 


Entstehungs-Geschichte, 
Graf Bassewitz meint hervorheben zu müssen, 


»dass, weil die einzelnen Bundes-Regierungen nur dann Einfuhr-Beschränkungen ein- 
treten lassen sollen, wenn bereits in einem anderen Bundesstaat die Seuche ausgebro- 
chen sei, er annehme, dass diese Bestimmung speziell nur auf dieses Gesetz bezogen 
werde, dass damit die jetzt unzweifelhaft den einzelnen Regierungen noch zustehende 
Befugniss, wegen anderer sanitätspolizeilicher Rücksichten eine Beschränkung der 
Einfuhr eintreten zu lassen, nicht aufgehoben sein solle und könne. Anderer Krank- 
heiten wegen, bei denen nach der in einzelnen Staaten bestehenden Gesetzgebung eine 
Beschränkung des Verkehrs mit Vieh innerhalb des Landes stattfinden muss, wäre es 
offenbar unrichtig, wenn diese Beschränkung nicht eintreten sollte, wenn unmittelbar 
an der Grenze diese selbe Krankheit sei. Der $. 10 werde ein allgemeiner nicht sein, 
a ei speziell auf die Massregeln wegen der Rindviehseuche sich beziehen sollen.« 
(St. B., 8.80.) 


(Anzeige über Ausbruch und Fortgang der Seuche.) 
$. 11. Bricht die Rinderpest in einem Bundesstaate aus, so ist dem 
Bundes-Präsidium hiervon, sowie von den ergriffenen Massregeln Anzeige zu 
machen, dasselbe auch von dem weiteren Gange der Seuche in Kenntniss zu 
erhalten. 


Bemerkungen. 


t. Die Vorschrift im $. 11 konnte natürlich nur für die Bundesstaaten gegeben 
werden. Nicht minder wichtig ist die Sicherung der Nachrichten über Ausbruch 
und Verbreitung der Rinderpest in den Nachbarländern des !Bundes; diese kann 
aber nur durch Verständigung mit den bezüglichen Regierungen erreicht werden. 
Solche Verständigungen sind einzuleiten, soweit sie noch nicht bestehen. Sie be- 
stehen thatsächlich bereits mit Oesterreich und sind mit Russland eingeleitet. 


2. Ueber die Mittheilungen vom Ausbruch der Rinderpest zwischen dem Kanzler 
des Deutschen Reiches und auswärtigen Regierungen, insbesondere der Oester- 
reichisch-Ungarischen, vergleiche unten 8. 1617: das „Abkommen vom 12. Sep- 
tember 1873 mit Oesterreich-Ungarn«, und 8. 1612 ff.: das »Internationale Regu- 
lativ zur Tilgung der Rinderpest vom Jahre 1873«. 
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(Veberwachung der Anordnungen; Ernennung von Bundes-Kommissarien.) 


$.12. Dem Bundeskanzler liegt ob, die Ausführung dieses Gesetzes und 


der auf Grund desselben erlassenen Anordnungen zu überwachen. Erforder- 
lichen Falls wird der Bundeskanzler selbständig Anordnungen treffen, oder 


einen Bundes - Kommissar bestellen, welcher die Behörden des betheiligten 3: 


Einzelstaates unmittelbar mit Anweisung zu versehen hat. Tritt die Seuche 
in einer solehen Gegend des Bundesgebietes oder in soleher Ausdehnung auf, 


dass von den zu ergreifenden Massregeln nothwendig die Gebiete mehrerer 


Bundesstaaten betroffen werden müssen, so hat der Bundes-Kommissar für 


Herstellung und Erhaltung der Einheit in den Seitens der Landes-Behörden : 
zu treffenden oder getroffenen Massregeln zu sorgen und deshalb das Erfor- 


derliche anzuordnen. 


I. Entstehungs-Geschichte. 


a. Die Wichtigkeit dieses Paragraphen gab zu eingehenden Verhandlungen An- 
lass tiber verschiedene Abänderungs- Anträge des ursprünglich folgendermassen lau- 


tenden Entwurfs: 


„Tritt die Seuche in einer solehen Gegend des Bundesgebietes oder in solcher Aus- 


dehnung auf, dass von den zu ergreifenden Massregeln notwendig die Gebiete meh- 
rerer Bundesstaaten betroffen werden müssen, so wird der Bundeskanzler 
einen Bundes-Kommissar bestellen, welcher für Herstellung und Erhal- 
tung der Einheit in den Seitens der Landes-Behörden zu treffenden oder getroffenen 


Massregeln zu sorgen hat und deshalb das Erforderliche anzuordnen befugt 181. 


Auch in solchen Fällen, wo zur Bestellung eines Bundes-Kom- 
missars noch keine Veranlassung ist, hat der Bundeskanzler auf 
Anregung eines Bundesstaates die zu gleichförmiger Durchfüh- 
rung gewisser Massregeln, namentlich der Einfuhr-Verbote, erfor- 


derlichen Anordnungen zu treffen.« 


b. Die Motive heben im Allgemeinen die Bedeutung des Paragr. hervor, und be- 


merken besonders, 


»dass mit den zwei Abstufungen der Exekutive der Bundesgewalt derjenige Spielraum 


gelassen wird, dessen sie bedarf, und womit, soweit man die Verhältnisse zur Zeit 
beurtheilen kann, überall auszukommen sein wird.« 


c. Aus den Verhandlungen ist Nachstehendes von allgemeiner Wichtigkeit: 


Der Text beruht auf einem Antrage des Abg. v. Hagemeister, der die von 


ihm beantragte Gesetzes-Aenderung wie folgt begründete: 


»Es sei ebenso sehr durch die rechtliche Konsequenz wie durch das praktische Be- 
dürfniss geboten, eine Bundes-Behörde zu etabliren, welche die für die Ausführung 
dieses Gesetzes erforderlichen Massnahmen kontrolirt und dafür die Verantwortung 
trägt, dies sei in der Vorlage nicht ausgesprochen. Der Gegenstand sei durch die 
Bundes-Verfassung nicht blos der Gesetzgebung, sondern auch dem Aufsichtsrechte E 
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des Bundes unterstellt. Solle dies Aufsichtsrecht ausgeübt werden, so ergebe sich 
von selbst die Forderung, dass auch eine ständige Behörde dafür installirt werde, die 


Bundes-Verfassung thue dies für den vorliegenden Gegenstand nicht. Es scheine also 
der organischen Gesetzgebung überlassen zu sein, eintretenden Falls eine solche Be- 
hörde zu schaffen. Darnach wäre es Aufgabe des Gesetz-Entwurfs gewesen, diese 
Einrichtung vorzuschlagen. Einen Ansatz dazu mache auch die Vorlage in den $$. 11, 
12, komme aber nicht damit zum Ziele. Er beantrage klar auszusprechen, dass die” 
Ober-Aufsicht über die Ausführung dieses Gesetzes und die Verantwortlichkeit dafür 
einer Behörde des Bundes obliege, weil es eine offenbare Angelegenheit des Bundes 
sei. Der Bund müsse auch die Ermächtignng haben, die Handlungen der Landes-Be- 


hörden zu leiten und nöthigenfalls zu rektifiziren. 


. 


Ein geeignetes Mittel, diese Kontrole auszuüben, sei die Bestellung eines Bundes- 
Kommissars. Dieser Kommissar sei der alter ego des Bundeskanzlers, dessen Stell- 


vertreter ad hoc, und es könne deshalb kein Bedenken haben, ihm auch die Befugniss 
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einzuräumen, den Landes-Behörden direkte Anweisungen zu ertheilen; denn auf 
die Intervention des Bundes-Präsidii auf dem diplomatischen Wege der Verhandlung 
könne, wo es sich um Gefahr im Verzuge handele, nicht verwiesen werden.« (St. B., 


S. 81.) 


Der Bundes-Kommissar erklärte hierauf, 


»dass in Beziehung auf den ersten Statz des Amendements des Abg. v. Hagemeister: 
»Dem Bundeskanzler liegt ob die Ausführung dieses Gesetzes und der auf Grund 
desselben erlassenen Anordnungen zu üiberwachen«, 

doch eigentlich nichts weiter ausgesprochen sei, als das, was im Art. 17. der Verfas- 

sung bereits stehe. Diese Einleitung werde also wohl überflüssig sein. 

In Beziehung auf das Letzte, was der Abg. v. H. andeutete, aber im $. 12 des Reg.- 
Entw. bereits implieite enthalten ist, dass nämlich der von dem Bundeskanzler ent- 
sendete Kommissarius selbständige Anordnungen zu treffen befugt sein soll, also un- 
mittelbar mit den Landes-Behörden zu kommuniziren hat, bedarf es zur Ausübung 
dieser Befugniss keineswegs der Vermittlung der einzelnen Bundes-Regierungen.« 


Der Abg. v. Hagemeister entgegnete: 


»Er bekenne zunächst, dass er den ersten Satz seines Amendements nicht für un- 
bedingt nothwendig gehalten hätte, wenn nicht der Vorschlag der Art gemacht worden 
wäre, wie er eben gemacht ist. Wäre nicht durch die Vorlage die Aktion des Bundes- 
kanzlers eingeschränkt worden, so hätte er sich nicht veranlasst gesehen, das in der 
Verfassung aufgestellte Prinzip auch in dem vorliegenden Spezial-Gesetz ausdrücklich 
zu wahren. Die Entgegnung des Bundes-Kommissarius dürfe wohl um so weniger 
zutreffen, als in der Vorlage die Kompetenz des Bundeskanzlers entschieden an ein- 
schränkende Bedingungen geknüpft worden, die nach der Bundes-Verfassung und ins- 
besondere nach Artikel 17. nicht gerechtfertigt sind.« (St. B., 8.81.) 


Die Worte: »selbständige Anordnung treffen« 


hat der Abg. v. Hagemeister in dritter Lesung beantragt und diese Aenderung 
wie folgt begründet: 


»Die ursprüngliche Vorlage beruhte auf dem Prinzip, dass die Kompetenz des Bun- 
deskanzlers nur ausnahmsweise, nur in ganz bestimmt präzisirten Fällen, Platz greifen 
solle. Abs. 2 des $. 12, wie er jetzt vorliegt, bestimmt eine Kategorie solcher Aus- 
nahmefälle, wo diese Kompetenz eintreten solle. Diese Bestimmungen sind überflüs- 
sig geworden durch die Annahme meines Amendements zu Abs. 1. Deshalb ist es 
überflüssig und darum auch schädlich, wenn in dem Abs. 2 eine Reihe von Fällen her- 
vorgehoben wird, in welchen der Bundeskanzler zu selbständigen Anordnungen be- 
fugt sei. Man würde daraus folgern können, die Kompetenz des Bundeskanzlers solle 
nicht eintreten, wenn die thatsächlichen Voraussetzungen des Abs.2 nicht vorliegen. 
Damit würde man aber in Widerspruch treten mit dem an die Spitze dieses Paragra- 
phen gestellten Grundsatze. ; 

Um aber jeder Irrung vorzubeugen, habe ich vorgeschlagen, im Abs.1 hinter den 
Worten »Erforderlichen Falls wird der Bundeskanzler« noch einzuschalten: »selbstän- 
dige Anordnungen treffen«; es folgt dann: »oder einen Bundes-Kommissar bestellen.« 
Ich habe ursprünglich angenommen, dass die Befugniss, »selbständig Anordnungen zu 
treffen«, durch die verbesserte Fassung des Abs. 1 schon ausgesprochen sei. Es war 
gesagt: »Dem Bundeskanzler liegt ob, die Ausführung des Gesetzes zu überwachen«; 
darin, meine ich, lag auch ausgedrückt, dass er dasjenige zu thun habe, was zur 
Handhabung des Gesetzes erforderlich erscheint, nöthigenfalls also auch selbständige 
Anordnungen zu treffen habe. Ich habe dies um so mehr angenommen, weil dem 
Kommissar des Bundeskanzlers diese Befugniss in dem zweiten Satze des Abs. 1 aus- 


_ drücklich beigelegt worden ist, dem Bundeskanzler selbst aber unmöglich eine ınin- 


dere Kompetenz beigemessen werden kann, als seinem Kommissar. Jedem immerhin 
möglichen Zweifel wird aber begegnet, wenn mein Jetzt vorgeschlagener Zusatz zum 
Abs. 1 angenommen, und dagegen Abs. 2 abgelehnt wird.« (St. B., S. 113.) 


I. Bemerkungen. 


Ein bedeutungsvoller Paragraph, der die einheitliche Durchführung sichert, 


ohne dass die ganze Ausführung des Gesetzes unmittelbar in die Hände des Bundes 
gelegt ist. 
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Die Fälle, welche ein Eingreifen der Bundesgewalt in die Exekutive als noth- 
wendig sich darstellt, sind bezeichnet, und damit ist der Bundesgewalt der erforder- 
liche Einfluss gesichert. 


(Verpflichtung der einzelnstaatlichen Behörden zur gegenseitigen Unterstützung.) 
$. 13. Die Behörden der verschiedenen Bundesstaaten sind verpflichtet, 
sich bei Ausführung der Massregeln gegen die Rinderpest auf Ansuchen ge- 
genseitig zu unterstützen. 


(Inanspruchnahme militärischer Hülfe für die Absperrung.) 


$. 14. Zur Durchführung der Absperrungsmassregeln ist militärische 


Hülfe zu requiriren. Die Kommando-Behörden haben den desfallsigen 
Requisitionen der kompetenten Verwaltungs-Behörden im erforderlichen Um- 
fange zu entsprechen. 

Sämmtliche Mehrkosten, welche durch die geleistete militärische Hülfe 
gegen die reglementsmässigen Kosten des Unterhalts der requirirten Truppen 
in der Garnison entstehen, fallen der Bundeskasse zur Last. 

I. Entstehungs-Geschichte. 


Die Motive bemerken hierzu u. A.: 
»Wenn man im $. 4 die Kosten militärischer Bewachung der Bundeskasse auferlegt 
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hat, so geschah dies deshalb, weil es im einzelnen Fall, wo mehrere Bundesstaaten 


von den militärischen Kordons betroffen, an jedem ausreichenden Massstabe für die 
Kosten-Vertheilung gebricht, da der unmittelbare Nutzen, welchen ein Bundesland 
davon hat, gar nicht im Verhältniss der zufällig innerhalb seiner speziellen Grenzen 


stationir ten Mannschaften stehen muss, auch weder Volkszahl noch Viehstand ein zu- 


treffiendes Mass abgeben würden, da von jedem betheiligten grösseren Staate meist 
nur ein kleinerer Theil als zunächst interessirt in Frage kommen könnte.« 
Gleichzeitig'nahm der Reichstag folgende Resolution an: 


Den Bundeskanzler zu ersuchen: 
»mit Bayern, Württemberg, Baden und Hessen Verhandlungen einleiten zu lassen 
über gemeinsam zu erlassende Gesetze und Massregeln zur Abhaltung und Unter- 
drückung der Rinderpest.« 
Dieselbe hat durch die inzwischen erfolgte Ausdehnung des Gesetzes als 
Reichs-Gesetz auf ganz Deutschland die beste Er!edigung gefunden. 


ll. Bemerkungen. 
In $. 7 ist die Bestreitung der entstandenen Kosten (natürlich unter Ausschluss 
der Entschädigungen für Enteignung) den einzelnen Staaten überwiesen. Die Mehr- 


kosten, welche durch militärische Hülfeleistung entstehen, sind dagegen durch 


diesen Paragraphen (14) auf die Bundeskasse verwiesen. Dies rechtfertigt sich 
namentlich dadurch, dass in den Fällen, wo eine militärische Absperrung eintritt, 


das ganze hinterliegende Bundesland in hohem Grade bei dieser Absperrung in- 
teressirt ist. Die militärische Absperrung ist eine ganz besondere Ausnahme- 


Massregel bei grosser Gefahr für das Deutsche Reich. 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beige- h 


drucktem Bundes-Insiegel. 
Gegeben Berlin, den 7. April 1869. 
ILS.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhausen. 
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II. Revidirte Instruktion zum Gesetze vom 7. April 1869, Massregeln 
gegen die Rinderpest betreffend. Vom 9. Juni 1873.') 
(R.-G.-Bl., S. 147 fi.) 


Nachstehende Instruktion zur Ausführung von $. 8 des Gesetzes vom 
7. April 1869, Massregeln gegen die Rinderpest betreffend, tritt an die Stelle 
der Abschnitte I., II. und III. der bisherigen Instruktion vom 26. Mai 1869 
(B.-G.-Bl., S. 149). Ihre Bestimmung ist, den Behörden eine allgemeine 
Anleitung zu geben, ohne die Nothwendigkeit der besonderen Ent- 
schliessung über Einzelheiten und über die Ausdehnung der Massregeln in 
jedem einzelnen Falle auszuschliessen. Leitender Grundsatz soll sein: den 
Zweck ohne unverhältnissmässige anderweite wirthschaftliche Opfer für die 
Bevölkerung zu erreichen. In der Regel wird dies am besten durch ener- 
sische Massregeln erfolgen, welche die Seuche in kurzer Zeit tilgen, wenn 
auch die direkten Opfer scheinbar gross sind 2). 


1) Eine Abänderung, beziehungsweise Ergänzung einzelner Bestimmungen der 
Instruktion vom 26. Mai 1869 hat sich besonders dadurch als dringlich heraus- 
gestellt, dass manche Vorschriften unter Umständen sehr schwer ausführbar waren 
und den Verkehr in sehr empfindlicher Weise hemmten, wo mildere Massregeln 
vollkommen ausreichend waren. Am auffälligsten stellte sich dies gerade auf dem 
Berliner Viehofe heraus, und hierdurch hat sich der Reichskanzler veranlasst ge- 
sehen, eine Revision der Instruktion eintreten zu lassen. 

Einzelne Aenderungen in der revidirten Instruktion sind theils nur redak- 
tioneller Natur, theils auch kleine Verbesserungen; von höherer Wichtigkeit 
sind aber die verschiedenen Zusätze, welche die Beamten in den Stand setzen, 
den gegebenen Verhältnissen mehr Rechnung tragen und unter Umständen Erleich- 
terungen eintreten lassen zu können. So haben namentlich die Residenz- und Han- 
delsstädte, die Schlachthöfe und Schlachtviehmärkte eine entsprechende Berück- 
sichtigung in den $$. 15, 17, 25 und 36 gefunden. 


2) Nach dieser einleitenden’Bemerkung sind bei der Entwerfuug der Instruktion 

folgende Grundsätze festgehalten worden: 
1. den Behörden nur eine allgemeine Anleitung zu geben, sonst aber freie Hand 
zu lassen für die Einzelheiten in konkreten Fällen ; 
2. unverhältnissmässige Opfer für die Bevölkerung zu vermeiden, 
und | 
3. die energischsten Massregeln zur schnellen Tilgung anzuwenden. 

Diese Grundsätze kann man nur anerkennen. Der Erste ist der wichtigste; 
ebensowohl, wie das Gesetz der Instruktion freien Spielraum gelassen hat, ebenso 
muss auch die Instruktion den ausführenden Behörden freie Hand lassen, wenn den 
verschiedenen lokalen und volkswirthschaftlichen Verhältnissen in den konkreten 
Fällen überall Rechnung getragen und die Massregeln nicht unnützer Weise erschwert 
werden sollen. Dieser Grundsatz ist in der revidirten Instruktion viel mehr zur Geltung 
gekommen, als in der ursprünglichen, und darin liegt eine wesentliche Verbesserung. 
Den beiden übrigen Grundprinzipien liegt die Absicht zu Grunde, mehr Gewicht auf 
Tilgung (Tödtung der Thiere), als auf Absperrung zu legen, und dies ist auch voll- 
kommen richtig, sobald die Rinderpest im Bereiche des Bundes ausgebrochen ist; 
anders verhält sich aber die Sache, wenn die Rinderpest ausserhalb des Deutschen 
Reiches herrscht; wie will man hier die unverhältnissmässigen Opfer berechnen, 
welche die Völker für die Abhaltung der Rinderpest bringen? Man kann wohl be- 
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rechnen, welche Störungen und Kosten die Schutzmassregeln verursachen, aber 
nicht den Schaden, den die Rinderpest bringen wird, wenn sie in das Deutsche Reich 
eindringt. :Wir sind ja allerdings jetzt im Stande, die Rinderpest zu tilgen und 
unter Umständen auch sehr schnell; wenn man aber die verhältnissmässig geringen 
Kosten bei den schnellen Tilgungen der einzelnen Seuchen-Ausbrüche als Mass- 
stab anlegt, so wird man die Opfer durch die Schutzmassregeln unverhältnissmässig 
gross finden. Sollen dann aber die Massregeln an der Grenze ganz wegfallen, 
die mit so grossen Opfern verbunden sind, auf die Gefahr hin, dass, wenn die 
Rinderpest einbrechen sollte, man mit sofortigen energischen Tilgungsmitteln bei ° 
der Hand sein werde? Dies ist ein gefährliches Kalkül, bei dem man nieht mit 
allen Faktoren rechnet. Einmal handelt es sich um eine unbestimmbare Anzahl 
der Ausbrüche und dann ist wohl zu bedenken, dass die Rinderpest auch in grossen 
Entfernungen auftaucht und hier nicht sofort erkannt wird, dass sie auch unter Um- 
ständen auftritt, wo selbst bei der sofortigen Erkennung doch sehon der Grund zu 
einer grossen Anzahl von Pestausbrüchen gelegt ist, z. B. wenn die Erkrankung auf 
dem Markte erfolgt oder die Kranken zu Markte gebracht worden sind. Ich er- 
innere an die Rinderpest in England, wo die Pest in wenigen Wochen von dem Lon- 
doner Markte aus in ganz Grossbritannien verbreitet wurde, und in Holland, wo in 
wenigen Wochen ganz Süd-Holland verseucht war. Ausserdem ist auch der Scha- 
den nicht nach den direkten Entschädigungs- und Tilgungskosten zu berechnen, 
sondern nach den viel gewichtigeren indirekten Schädigungen an der Viehzucht und 
im Betriebe der Landwirthschaft. Bei hänfigen Rinderpest-Ausbrüchen, die ohne 
strenge Massregeln an der östlichen Grenze unvermeidlich sind, tritt Deutschland in 
die Reihe der pestverdächtigen Länder, und dann sitzt das Deutsche Reich 
fest mit der Viehausfuhr. Die schlimmen, Folgen hiervon würden namentlich für 
die viehreichen Marschgegenden Deutschlands unberechenbar sein. Nein, für den 
Schutz an den Grenzen muss ein anderes und zwar das Prinzip festgehalten werden, 
dass die Rinderpest mit allen Mitteln vom Lande abgehalten wer- 
den muss, diesichalsnothwendig herausgestellthaben ohneRück- 
sicht auf Opfer und Kosten. Dieses Prinzip hatte in den Reichstags-Bera- 
thungen und in der Instruktion keine Geltung gefunden, weil die Kalamitäten, 
welche die Ausbrüche der Rinderpest unter Umständen mit sich bringen, unter- 
schätzt worden sind. (Vgl. Motive $. 2, Nr. 1 des Gesetzes.) 
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EINEN 


Erster Abschnitt. 
Massregeln gegen die Einschleppung der Rinderpest in das Bundesgebiet. 


a. Beidem Ausbruche in entfernten Gegenden. 


(Bedingungen für Erlass von Einfuhr-Verboten.) 
$. 1. Tritt die Rinderpest in entfernten Gegenden des Auslandes auf, 
welche durch Eisenbahnen oder durch Schifffahrt in solcher Verbindung mit ° 
dem Inlande stehen, dass Viehtransporte in verhältnissmässig kurzer Zeit?) 
in das Inland gelangen können, so ist die Einfuhr von Rindvieh, Schafen und 
Ziegen‘) und anderen Wiederkäuern aus den verseuchten Gegenden ganz 
zu verbieten. 


3) Unter »verhältnissmässig kurzer Zeit« ist vom thierärztlich-wissenschaftlichen ° 
Standpunkte der Zeitraum zu verstehen, in welchem das angesteckte Vieh aus der 
verseuchten Gegend gesund bis zur Grenze gelangen kann; es ist dies die Zeit, die 
zwischen Ansteekung und Erkrankung liegt, die sogenannte Inkubationszeit, die der 
. Regel nach 7—8 Tage umfasst. Soweit das Vieh innerhalb 7—8 Tagen trans- 
portirt werden kann, soweit erstreckt sich die Gefahr der direkten Einschleppung 


a 
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der Rinderpest. In den Fällen , wo die Rinderpest auch in leichten Graden auftritt 
und unbemerkt bleibt, wo erst die Erkrankung in zweiter Linie, nach einer dop- 
pelten Inkubationszeit sichtbar wird, wie dies namentlich bei dem Steppenvieh sehr 
häufig der Fall ist, muss die Zeit, binnen welcher die Rinderpest durch das Rind- 
vieh verschleppt werden kann, auf das Doppelte, auf 15 Tage angenommen wer- 
den. In Ländern, wo-es kein Steppenvieh giebt, würde also eine Stägige, in 
Ländern aber, wo es Steppenvieh giebt, mindestens eine l5tägige Transportzeit die 
»verhältnissmässige Zeit« darstellen. 


4) Die Mitabsperrung der Schafe und Ziegen beruht auf den neueren Erfah- 
rungen, wonach auch diese Thiergattungen an der Rinderpest erkranken können. 


(Ausdehnung des Einfuhr-Verbots auf thierische Theile.) 

$.2. Das Einfuhr -Verbot hat sich ferner zu erstrecken auf alle von 

Wiederkäuern stammenden thierischen Theile in frischem Zustande (mit Aus- 
nahme von Butter, Milch und Käse). 

‚Dagegen ist der Verkehr mit vollkommen trockenen oder gesalzenen 
Häuten und Därmen, mit Wolle, Haaren und Borsten, mit geschmolzenem 
Talg in Fässern und Wannen, sowie auch mit vollkommen lufttrockenen, von 
thierischen Weichtheilen befreiten Knochen, Hörnern, Klauen nicht zu be- 
schränken.) 


5) $. 2 hat ganz seine Berechtigung; wenn das Rindvieh abgesperrt wird, dann 
müssen auch die einzelnen Körpertheile und Abfälle vom Rinde im frischen Zu- 
stande, wie auch die sogenannten giftfangenden Sachen — d. h. solche, welche 
das Pest-Kontagium in sich aufnehmen und längere Zeit konversiren — mit abge- 
sperrt werden, wenn sie aus der verseuchten oder verdächtigen Gegend kommen. 
Auf die Absperrung dieser Gegenstände in dem im Abs. 2 angegebenen Zustande 
ist aber technisch kein grosses Gewicht zu legen ; es sind noch keine sicheren That- 
sachen bekannt, wo durch diese Gegenstände die Rinderpest aus grossen Entfer- 
nungen eingeschleppt worden ist. Aus diesem Grunde erscheint denn auch die, 
in der revidirten Instruktion hinzugefügte Nichtbeschränkung des Verkehrs mit 
den vollkommen getrockneten und gesalzenen Gegenständen ganz gerechtfertigt. 
Durch Trockenen oder Einsalzen wird das Pest-Kontagium zerstört. 


(Erleichterung des Einfuhr-Verbots.) 
$.3. Die Einfuhr von Wiederkäuern aus nieht verseuchten Gegenden 
des betreffenden Landes kann auf bestimmte Stationen beschränkt und davon 
abhängig gemacht werden, dass 
a) durch amtliches Zeugniss nachgewiesen ist, dass die betreffenden 'Thiere 
unmittelbar vor ihrem Abgange mindestens 30 Tage an einem seuchen- 
freien Orte gestanden haben, und dass 20 Kilometer um denselben die 
Seuche nicht herrscht, 

b) der Transport durch seuchenfreie Gegenden erfolgte, 

e) die betreffenden Thiere beim Uebergange über die Grenze von einem amt- 
lichen Thierarzte untersucht und gesund befunden worden sind. 

Dabei können indessen erleichternde Bestimmungen für die Einfuhr von 
Schlachtvieh nach solchen Städten getroffen werden, in welchen öffentliche 
Sehlachtstätten vorhanden sind, die durch Schienenstränge mit der Eisen- 
bahn, auf welcher die Einfuhr stattfindet, in Verbindung stehen. Die Ein- 
fuhr muss für jeden besonderen Fall von der Behörde genehmigt werden und 
hat unter Beobachtung der für jeden Fall zu erlassenden polizeilichen Vor- 

schriften zu erfolgen.®) 
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6) Dieser Paragr. enthält eine in der frühern Instruktion vermisste wesent- 
liche Erleichterung, die unverfänglich ist und und es möglich macht, den $. 2 in 
der strengsten Auffassung nach unserer in der Anmerkung ausgesprochenen Ansicht 
durchzuführen. 


(Zulässigkeit weitergehender Ein- und Durchfuhr-Beschränkungen von Thieren und thierischen 
Produkten etc.) 
$. 4.7) Weitergehende Beschränkungen ($$.1—3) der Einfuhr von Thieren, 
thierischen Produkten und giftfangenden Sachen können gegenüber solchen 
Ländern®) angeordnet werden, von welchen wegen zeitiger umfangreicher oder 
ständiger’) Verseuchung die Einschleppung der Rinderpest in hervorragender 
Weise droht. 


7) Dieser Paragr. ist neu und giebt den Behörden freie Hand, den Aus- 
nahme-Verhältnissen an der östlichen Landesgrenze gebührende Rechnung zu 
tragen. 


8) Es ist Thatsache, dass die Rinderpest in den Russischen Steppen beständig 
herrscht, dass bei dem Mangel an geordneten veterinär-polizeilichen Verhältnissen 
Russland und die Donaufürstenthümer fortwährend als verseucht zu betrachten sind, 
eine T'hatsache, die Oesterreich bestimmt hat, in dem Gesetze vom 29. Juni 1868. 
(die Hintanhaltung der Rinderpest betreffend) beständige Massregeln gegenüber 
Russland und den Donaufürstenthümern in den $$. 10—13, anzuordnen. Wir 
müssen noch einen Schritt weiter gehen und selbst Ungarn und Galizien als solche 
Länder bezeichnen, in denen die Rinderpest bis jetzt zu herrschen selten aufgehört 
hat. Galizien ist in der Zeit von 1861 bis inkl. 1871 nur 3mal auf kurze Zeit be- 
freit gewesen, und in diesem Zeitraum hat die Rinderpest in 1,532 Ortschaften ge- 
herrscht. Eine fernere Thatsache ist, dass wir in Deutschland nur ausnahmsweise 
und gewöhnlich nur dann direkte Kunde von dem Herrschen der Rindviehpest in 
diesen Ländern bekommen, wenn sie eine ungewöhnliche Ausbreitung erlangt hat 
und unseren Grenzen näher gerückt ist. Seit Jahrhunderten steht endlich der Er- 
fahrungssatz fest, dass die Rinderpest dem Steppenvieh folgt; wenn auch nicht mit 
Jedem Transporte, so wandert sie doch sicher früher oder später mit dem Steppen- 
vieh ein. Die Gefahr der Einschleppung ist permanent an das Steppenvieh ge- 
bunden, gleichviel, welchen Unterabtheilungen es angehört und ob es diesseits oder 
Jenseits der Karpathen geboren ist. Diese permanente Gefahr bedingt unerbittlich 
permanente Schutz-Massregeln dem Steppenvieh gegenüber, wenn wir gegen 
häufige Rinderpest-Invasionen geschützt sein wollen. Preussen hat 
seit 1805 kein Russisches Steppenvieh (Podolisches Vieh) anders als nach einer 
2ltägigen Quarantäne über die östliche Grenze eingelassen. Obwohl diese Mass- 
regel insofern nicht ganz vollständig war, als nicht alles Steppenvieh zu dieser 
Quarantäne kondemnirt war, so hat sie doch Russisches und Türkisches Steppen- 
vieh zurückgehalten, dadurch einen Impuls zur Hebung der Viehzucht in den öst- 
lichen Provinzen gegeben, uns unabhängig von dem Steppenvieh gemacht, um die 
Rinderpest von Deutschland und seinen Hinterländern abzuhalten. So lange diese 
Quarantäne wirksam war, haben wir keine Rinderpest gehabt, ausser den verein- 
zelten Ausbrüchen in den östlichen Regierungs-Bezirken, Ausbrüche, die durch den 
kleinen Grenzverkehr bedingt worden sind zu Zeiten, wo die Rinderpest im Aus- 
lande besonders in die Nähe der Grenze herangerückt war. Diese Massregel ist 
segensreich gewesen, ihr haben Preussen, Deutschland und die Europäischen Hinter- 
länder den langen Frieden mit der Rinderpest wesentlich zu verdanken. 


Im Gesetze ist eine permanente Massregel an der östlichen Grenze nicht er- 
wähnt, die Fassung der $$. 1 und 2 lassen aber eine solche Massregel zu. In den 
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Motiven zu $. 2 Nr. 1 ist geradezu ausgesprochen worden, dass man sich nicht habe 
entschliessen können, in Bezug auf gewisse Ursprungsländer der Rinderpest ein für 
allemal eine permanente Beschränkung oder Verhinderung der Einfuhr von Rindvieh 
auszusprechen}, dass man sich vielmehr veranlasst gesehen habe, die Anwendung 
der Einfuhr-Verbote nach Ausdehnung und Zeiträumen, sowie auf die Beschränkung 
der Einfuhr durch Anwendung der Quarantäne-Anstalten dem Ermessen der Be- 
hörden zu überlassen. Bei der Berathung des Gesetzes ist die Schwierigkeit der 
permanenten Schutz -Massregeln überschätzt und die Gefahr der Einschleppung 
unterschätzt worden, deshalb kam man zu dem entscheidenden Schlusse, dass diese 
Grenzmassregel die Verhältnissmässigkeit zwischen Schaden und Gewinn verletze. 
Gleichwohl fühlte sich die Kommission unsicher in ihrer Ansicht und überliess es 
der speziellen Ausführung des Gesetzes, ob und in wie weit dem Steppenvieh gegen- 
über besondere Massregeln zu ergreifen seien. Die erste Instruktion vom 26. Mai 
1869 berührt aber die permanenten Massregeln an der östlichen Grenze gar nicht. 


9) »Nach$. 4 der revidirten Instruktion können dem Steppenvieh gegenüber die 
nöthig erscheinenden Massregeln ergriffen werden; und da die Gefahr der Ein- 
schleppung durch Steppenvieh, leider durch Russisches, erfahrungsgemäss perma- 
nent ist, so wird auch die zu ergreifende Massregel eine permanente werden müssen. 
Es ist nun die Frage, will man eine unbedingte Absperrung, wie sie jetzt faktisch 
besteht (Vergl. Ministerial-Verordnung vom 9. Juli 1873) für immer 
beibehalten, oder wieder zur Quarantäne zurückgreifen. Erstere ist die radi- 
kalste Massregel, die sich deshalb als permanente mehr empfiehlt. Die Qua- 
rantänezeit kann man bei dem auf Eisenbahnen transportirten Vieh von 21 auf 15 
Tage abkürzen, weil die Thiere von dem Transporte nicht angegriffen sind und den 
Gesundheitsstand besser beurtheilen lassen. Man kann bei der Quarantäne sogar 
noch eine Milderung dadurch eintreten lassen, dass das Viel olıne Quarantäne 
zugelassen wird, wenn der zuverlässige Beweis beigebracht werden kann, 
dass es aus seuchenfreien Orten und Gegenden stammt und nicht durch verdäch- 
tige Länder transportirt worden ist. Nothwendig aber ist, dass diese Grenz- 
massregeln auf alles Steppenvieh ohne Ausnahme, auf Russisches, 
Türkisches, Galizisches, Ungarisches etc. ausgedehnt wird. 

Als Ersatz für die Quarantäne sind auch Sehlachthäuser an der östlichen 
Grenze empfohlen worden, ähnlich wie in verschiedenen Häfen Englands, wo 
sämmtliches Rindvieh aus rinderpestverdächtigen Ländern binnen 10 Tagen ge- 
schlachtet werden muss. Ich halte diese Massregel an unsern östlichen Grenzen 
für unpraktisch. Oesterreich hat durch ein Gesetz vom 21. Mai 1873 — be- 
treffend die Verwerthung des Fleisches und der Häute von bei Rinderpest - Gefahr 
geschlachteten gesunden Thieren — die Einrichtung von Schlachthäusern längs der 
Grenze gegen Russland und gegen die Moldau genehmigt. Solche Schlachthäuser 
an der Grenze sind in Oesterreich mehr als an unsern östlichen Grenzen dadurch 
gerechtfertigt, dass Oesterreich das Steppenvieh respektive deren Fleisch nicht ent- 
behren kann. 

Vgl. auch das unten mitgetheilte »Internationale Regulative. 


$.5. Was von der Einfuhr gesagt ist, gilt auch von der Durchfuhr. 


b. Bei dem Auftreten in der Nähe. 
(Ausdehnung des Einfuhr-Verbotes beim Auftreten in Grenzländern auf andere Vieharten etc. ; sonstige 
Schutzvorkehrungen.) 
$.6. Tritt die Seuche in Gegenden des Nachbarlandes auf, welche 
nicht über 40 bis 80 Kilometer von der Grenze entfernt sind, dann ist für die 
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nach Umständen zu bestimmende Grenzstrecke das Einfuhr-Verbot unbedingt 
' auf alle Arten von Vieh mit Ausnahme der Pferde, Maulthiere und Esel, 
auf alle von Wiederkäuern stammenden thierischen Theile in frischem 
oder trockenem Zustande (mit Ausnahme von Butter, Milch und Käse), 
auf Dünger, Rauchfutter, Stroh und andere Streumaterialien ‚ gebrauchte 
Stallgeräthe, Geschirre und Lederzeuge, 
auf unbearbeitete (beziehungsweise keiner Fabrikwäsche unterworfene) 
Wolle, Haare und Borsten, auf gebrauchte Kleidungsstücke für den 

Handel und Lumpen 

zu erstrecken. 

Personen, deren Beschäftigung eine Berührung mit,Vieh mit sich bringt, 
z. B. Fleischer, Viehhändler und deren Personal, dürfen die Grenze nur an 
bestimmten Orten überschreiten und müssen sich dort einer Desinfektion un- 
terwerfen. 

Ausnahmen können unter besonderer Genehmigung der Behörde und 
unter Anordnung der nach den besonderen Umständen erforderlichen Sicher-. 
heits-Massregeln eintreten bezüglich der Einfuhr der im $. 2, Abs. 2 aufge- 
führten thierischen Produkte, sowie bezüglich in Säcken verpackter Lumpen,. 
sofern die Einfuhr in geschlossenen Eisenbahnwagen erfolgt und dureh amt- 
liche Begleitscheine nachgewiesen ist, dass die betreffenden Gegenstände aus 
völlig seuchenfreien Gegenden stammen. 

Heu und Stroh, sofern es lediglich als Verpackungsmittel verwendet 
ist, 1%) unterliegt dem Einfuhr-Verbote nicht, ist jedoch am Bestimmungs-Orte 
zu vernichten. 


10) Das Verbot der Einfuhr von Heu und Stroh hat bei der konsequenten Arn- 
wendung zur Folge gehabt, dass alle Gegenstände zurückgewiesen wurden, wenn 
Heu oder Stroh zur Verpackung verwendet worden war. Diese Auslegung hatte: 
ihre Berechtigung, sie ging aber offenbar zu weit, deshalb ist der Zusatz am Schlusse 
des Paragr. zweckmässig. Der ganze Paragr. hat eine hohe Bedeutung und 
verlangt die strengste Durchführung, die aber nur möglich ist mittelst militäri- 
scher Besetzung der Grenze, wenigstens sind Militär-Patrouillen nothwendig. 
Gleichzeitig hat sich bereits die Nothwendigkeit herausgestellt, die benachbarten 
Behörden an der Grenze von diesen Massregeln in Kenntniss zu setzen, damit die 
abgesperrte Grenzstrecke nicht umgangen wird. Handelsleute scheuen keine Um- 
wege, wenn sie dabei ihre Rechnung finden. 

Vergl. das Abkommen mit Oesterreich v. 12. Sept. 1873, sowie das »Inter- 
nationale Regulativ« unten 8. 1617 u. 1612 ff. 


(Vollständige Verkehrssperren bei den Vorrücken der Seuche.) 

$.%. Rückt die Seuche bis in die Grenzgegenden vor, oder gewinnt sie 
längs der Grenze in einer noch vom kleinen Grenzverkehr berührten Entfer- 
nung an Ausdehnung, dann hat für die betreffenden Grenzstrecken die voll- 
ständige Verkehrssperre unter Bildung eines Kordons mit militärischen 
Kräften einzutreten, im benachbarten Inland treten aber die Vorschriften des 
Il. Abschnitts in Kraft. 

Der Durchgang von Eisenbahnzügen und Posten u. s. w. ist auch wäh- 
rend der Verkehrssperre unter den nach Lage der Umstände erforderlichen 
Beschränkungen und Vorsichtsmassregeln zu gestatten. 


(Massregeln beim Durchbrechen der Sperre.) 


$. 8. Wird in den vorstehend ($$. 6 und 7) behandelten Fällen die an- 
geordnete Sperre durchbrochen, so sind die der Sperre unterworfenen Thiere 
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sofort zu tödten und zu verscharren,, giftfangende Sachen aber zu vernichten 
oder zu desinfiziren. 

Sonstige Gegenstände, sowie Menschen müssen im Falle eines Durch- 
bruchs der nach $. 7 bestehenden Verkehrssperre, sofern eine Desinfektion 
nicht thunlich erscheint, auf kürzestem Wege wieder über die Grenze zurück- 
gebracht werden, womöglich ohne Ortschaften zu passiren. 


(Kontrolmassregeln; Ernennung von Vieh-Revisoren, Beaufsichtigung des Viehbestandes.) 

$. 9. In den bedrohten Grenzkreisen sind für sämmtliche Ortschaften, 
welche innerhalb 15 Kilometer von der Grenze entfernt liegen, folgende 
Kontrolmassregeln einzuführen. 

Es ist in jedem Orte ein Vieh-Revisor zu bestellen, der ein genaues Re- 
gister über den vorhandenen Rindvieh-Bestand aufnehmen und täglich den 
Ab- und Zugang, sowie jede Veränderung in dem Viehbestande speziell ver- 
zeichnen muss. 

Die Vieh-Register sind mindestens einmal wöchentlich von den vorge- 
setzten Organen zu revidiren. 

Bei vorkommenden Krankheits- oder Todesfällen im Rindviehstande ist 
sofort Anzeige zu machen. 


c. Gemeinschaftliche Bestimmung. 
(Massregeln bei Gefahr der Seuchen-Einschleppung zu Wasser.) 
$. 10. Die im gegenwärtigen Abschnitte enthaltenen Vorschriften sind 
unter den durch die Umstände gebotenen Abänderungen auch dann in An- 
wendung zu bringen, wenn die Gefahr einer Einschleppung zu Wasser 
droht. 


Zweiter Abschnitt. 
Massregeln beim Ausbruche der Rinderpest im Inlande, 


(Verpflichtung zur Anzeige bei verdächtigen Todes- oder Krankheitsfällen,) 

.-$& 11. Sobald in einem Orte des Inlandes ein der Rinderpest verdäch- 
tiger Krankheits- oder Todesfall an Rindvieh vorkommt, oder in einem Orte 
innerhalb 8 Tagen zwei Erkrankungs- oder Todesfälle unter verdächtigen 
Erscheinungen sich in einem Viehbestande ereignen, tritt die in $. 4 des Ge- 
setzes vom 7. April 1869 ausgesprochene Anzeigepflicht ein. 


(Verbot des Schlachtens, Tödtens oder Verscharrens kranker oder gefallener Thiere.) 
$. 12. DerBesitzer darf dann die kranken Thiere nicht schlachten oder 
tödten, etwa gefallene Thiere aber nicht verscharren oder sonst beseitigen, 
ehe die Natur der Krankheit festgestellt ist. Bis dahin sind todte Thiere so 
aufzubewahren, dass das Hinzukommen von Thieren und Menschen abge- 
halten wird. 


(Konstatirung der Krankheit.) 
$. 13. Auf die erhaltene Anzeige ist von den Orts-Polizeibehörden so- 
fort der kompetente Thierarzt herbeizuholen, um an Ort und Stelle die Krank- 
heit zu konstatiren. Behufs der hierzu erforderlichen Sektion ist, in Er- 
mangelung eines Kadavers, ein Thier zu tödten 1). 
Das Ergebniss der Untersuchung ist protokollarisch aufzunehmen. 


11) Die Bayer. Bekanntmachung vom 8. Aug. 1873 bestimmt im $. 3 aus- 
drücklich, dass der Werth eines Behufs Konstatirung der Rinderpest zu tödtenden 
Thieres vorher ordnungsmässig abzuschätzen sei. 


2 
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(Verfahren nach der Feststellung der Rinderpest.) 

$. 14. Wird die Krankheit als Rinderpest erkannt, so ist die Unter- 
suchung auch auf die Ermittelung der Art der Einschleppung zu erstrecken. 

Im Uebrigen ist dann sofort zur weiteren Anzeige an die vorgesetzten 
Behörden und zu öffentlicher Bekanntmachung zu schreiten, in welcher auf 
die Anzeigepflicht nach $. 4 des Gesetzes vom 7. April 1869 für die zunächst 
liegenden Bezirke noch besonders hinzuweisen ist. 

Vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung an treten die in $$. 17 bis 19 
angegebenen Verbote und Verpflichtungen ein. 


(Massregeln bei Verdachtsfällen.) 

$. 15. Ist nur ein dringender Verdacht der Rinderpest zu konstatiren, 
so ist eine vorläufige Sperre des Gehöfts (vergl. $. 20) auf so lange anzu- 
ordnen, bis die Krankheit durch weitere Erkrankungen und beziehentlich 
Sektionen unzweifelhaft festgestellt oder der Verdacht als unbegründet er- 
wiesen ist. In zweifelhaften Fällen ist ein höherer Thierarzt zuzuziehen. 

Ergiebt sich der Verdacht auf grösseren, unter regelmässiger veteri- 
när-polizeilicher Kontrole stehenden Schlachtviehhöfen !2), so kann die vor- 
läufige Sperre unter Anwendung der nothwendigen Vorsichtsmassregeln auf 
einen einzelnen Theil des betreffenden Viehhofes beschränkt werden. 

Besteht der Verdacht der Rinderpest in Bezug auf Heerden, welche sich 
auf dem Transporte befinden, so sind die nach den Umständen erforderlichen 
Vorsichtsmassregeln zu treffen'3). 


12) Auf grossen Schlachtviehhöfen ereignet es sich nicht selten, dass nur unter 
einer kleinen Viehabtheilung in einem Stalle Verdacht auf Rinderpest hervortritt, 
und eine sofortige Absperrung dieses einen Stalles vollkommene Sicherheit gewährt, 
Nach der alten Instruktion musste aber stets der ganze Viehof und so das Horn- 
und Schafvieh zu Tausenden abgesperrt werden. Ebenso kann das auf dem Trans- 
port betroffene verdächtige Vieh schnell und sicher unschädlich gemacht werden 
durch Schlachten , Tödten und Desinfektiren ohne den Ort resp. das Gehöft ete. 
abzusperren. Wie kann man z. B. einen Bahnhof absperren, bloss deshalb weil 
auf demselben einige abgesperrte Rinder verdächtig befunden werden? 


13) Die beiden letzten Absätze sind neu und durch die Erfahrung geboten 
worden. 


(Verkauf und Anwendung von Heilmitteln verboten.) 
$. 16. Anwendung, Verkauf und Anempfehlung von Vorbauungs- und 
Heilmitteln bei der Rinderpest sind bei Strafe zu verbieten!%). Zu den Vor- 
bauungsmitteln sind Desinfektionsmittel nicht zu rechnen. 


14) Das Verbot im $. 16 findet seine volle Berechtigung in den Erfahrungen, 
dass wir bis jetzt kein spezifisches Heilmittel gegen die Rinderpest besitzen und 
dass es ausser Verhinderung der Ansteckung kein Schutzmittel giebt, dass bei dem 
Herrschen der Rinderpest mit allen möglichen Mitteln als angebliche Heil- und 
Schutzmittel spekulirt wird, und eine Pfuscherpraxis Platz greift, wodurch die Ver- 
breitung der Seuche sehr gefördert wird. | 


(Absperrungsmassregeln nach dem Ausbruch der Rinderpest.) 
$- 17. Nach Ausbruch der Rinderpest ist in einem nach Massgabe der 
Umstände besonders zu bestimmenden Umkreise, welcher in der Regel nicht 
unter zwanzig Kilometer Entfernung vom Seuchen-Orte bemessen werden soll, 
die Abhaltung von Viehmärkten, nach Befinden auch von anderen Märkten 
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und sonstigen grösseren Ansammlungen von Menschen und Thieren zu unter- 
sagen, auch der Handel mit Vieh und der Transport des letzteren, sowie von 
Dünger, Rauchfutter, Stroh und anderen Streumaterialien ohne besondere 
Erlaubniss-Scheine. Das nöthige Vieh zum Fleischkonsum darf nur unter 
Aufsicht der mit der Veterinär-Polizei betrauten Behörden gekauft werden. 

In den bedrohten Gemeinden sind ferner die in $. 9, Abs. 2—4 erwähn- 
ten Kontrolemassregeln einzuführen. 

Für Residenz- und Handelsstädte, sowie für sonstige Städte mit leb- 
haftem Verkehr und für die Umgebung solcher Städte können besondere, von 
den Bestimmungen dieses Paragraphen abweichende Anordnungen getroffen 
werden ). 

15) Der letzte Absatz ist ein neuer Zusatz, der seine volle Berechtigung darin 
findet, dass die Vorschriften des $. 17 für das platte Land durchaus nothwendig, 
in den grossen Städten aber nicht durchführbar und in der Regel auch durch andere 
Massnahmen zu ersetzen sind. Der Viehmarkt kann z. B. in Berlin und in an- 
dern grossen Städten unter keiner Bedingung aufgehoben werden. Die verschie- 
denen Verhältnisse, welche bei der Rinderpest in Berücksichtigung kommen können, 
sind aber in grossen Städten unberechenbar, und deshalb ist es eine wesentliche 
Verbesserung, dass die Behörden ermächtigt worden sind, abweichende Anord- 
nung zu treffen. Bei freier Hand lässt sich auch unter den schwierigsten Ver- 
hältnissen eine Sicherheit gewinnen. 


(Beaufsichtigung des Schlachtens in Seuchen-Orten.) 
$. 18. Im Seuchen-Orte hat das Schlachten nur nach Anordnung der 
Polizei-Behörde und unter Aufsicht von Sachverständigen nach Massgabe des 
Bedarfes stattzufinden. 


(Besondere Verpflichtung zur Anzeige in Seuchen-Orten.) 
$. 19. Im Seuchen-Orte erstreckt sich die Anzeigepflicht auf jeden Er- 
krankungsfall von Rindvieh und anderen Wiederkäuern, mit Ausschluss der 
Fälle nur äusserer Verletzungen. 


(Gehöftsperre.) 
$. 20. Das Gehöft, in welchem die Rinderpest ausgebrochen ist, wird 
zunächst durch Wächter abgesperrt, welche weder das Gehöft betreten und 
mit dessen Einwohnern verkehren, noch den Ein- und Austritt von Personen 
(ausser den besonders dazu legitimirten), lebenden und todten Thieren oder 
Sachen aller Art dulden dürfen. 
Zu Wächtern sind nur erwachsene, männliche Personen zu benutzen, 
und müssen dieselben mit einem leicht erkennbaren Abzeichen versehen sein. 
Die Ermächtigung zum Eintritte in das Gehöft kann nur den mit der 
Tilgung der Seuche selbst beschäftigten Personen, sowie Geistlichen, Ge- 
richts-Personen, Aerzten oder Hebe-Ammen behufs Ausübung ihrer Berufsge- 
schäfte ertheilt werden, und ist für deren formelle Legitimation zu sorgen. 
Beim Wiederaustritt hat eine Desinfektion derselben stattzufinden. Am Ein- 
gange und rund um das Gehöft sind Tafeln mit der Inschrift »Rinderpest« an- 
zubringen. 
(Relative Ortssperre.) 
$. 21. Für den ganzen Ort, welchem das infizirte Gehöft angehört, tritt 
eine relative Ortssperre ein, welche in Folgendem besteht: 
Die Einwohner dürfen unter einander verkehren, aber den Ort ohne 
besondere Genehmigung — welche in der Regel nur solchen Personen 


Ka ? 
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ertheilt werden soll, die keinen Verkehr mit Rindvieh haben — nicht ver- 
lassen. | 

Alle Hausthiere, mit Ausnahme der Pferde, Maulthiere und Esel, 
müssen im Stalle behalten beziehungsweise eingesperrt werden. Wer- 
den sie frei umherlaufend betroffen, so sind sie /einzufangen und zu 


schlachten; Hunde und Katzen aber zu tödten und zu verscharren. Fuhren - 


dürfen nur mit Pferden, Maulthieren oder Eseln gemacht werden. 

Für alles Vieh, Heu, Stroh und andere giftfangende Sachen ist die 
Ein-, Aus- und Durehfuhr zu verbieten. 

An allen Ein- und Ausgängen des Ortes sind Tafeln mit der Auf- 
schrift »Rinderpest« aufzustellen und Wächter, welche die Beobachtung 
vorstehender Verbote zu überwachen haben. | 


(Ernennung eines Orts-Kommissars; Aufgabe desselben.) 

$. 22. Für jeden grösseren Ort beziehungsweise für mehrere benach- 
barte kleinere Orte gemeinsam ist für die Dauer der Seuche ein Orts-Kom- 
missar (welchem nach Befinden noch besondere Aufseher beizugeben sind) 
zu bestellen, an welchen die im $. 19 vorgeschriebenen Anzeigen zu richten 
sind, und welcher die Ausführung der nöthigen Massregeln zu überwachen hat. 

Wenn der Ausbruch der Seuche an einem Orte konstatirt ist, so hat der 
bestellte Orts- Kommissar die Konstatirung etwaiger neuer Krankheitsfälle 
($: 13) herbeizuführen. 


(Absolute Ortssperre.) 
$. 23. Ergreift die Krankheit einen grösseren Theil der Gehöfte des 
Ortes, dann kann durch die höheren Behörden die absolute Ortssperre 
verfügt werden. | 

Der Ort wird dann vollständig durch Wachen (in diesem Falle mili- 
tärische) zernirt und gegen jede Art des Verkehrs — mit Ausnahme legiti- 
mirter Personen und unumgänglicher Bedürfnisse für die Orts-Einwohner un- 
ter besonders anzuordnenden Vorsichtsmassregeln — gesperrt. | 

Der Verkehr der Bewohner unter einander ist ebenfalls auf das Unver- 
meidliche zu beschränken. Gottesdienst, Schule und andere Versammlungen 
(vergl. $. 17) können nicht abgehalten werden, die Schänken und Gasthöfe 
werden geschlossen. 

Die durch den Ort führenden Strassen sind einstweilen zu verlegen. 
Liegt der Ort an einer Eisenbahn, so darf kein Eisenbahnzug daselbst halten, 
selbst wenn der Ort ein Stations-Ort wäre; es sei denn, dass der Bahnhof so 
gelegen ist, dass er vom Orte vollständig abgesperrt und der Verkehr der 
Eisenbahn-Station mit anderen Orten ohne Berührung des Seuchen-Ortes un- 
terhalten werden kann. 


(Beschränkung bez. Ausdehnung der absoluten oder relativen Ortssperre.) 
$. 24. Je nach der Grösse und Bauart des von der Seuche betroffenen 
Ortes kann die relative und die absolute Ortssperre auch auf einzelne Orts- 
‚ theile beschränkt werden, sowie andererseits einzelne Häuser und Gehöfte 
benachbarter Orte nöthigenfalls mit in die Sperre einzuschliessen sind. 


(Sofortige Tödtung des erkrankten oder seuchenverdächtigen und bezw. des gesunden Viehs; Ver- 
werthung des Fleisches ete.) 


$- 25. Alles an der Rinderpest erkrankte oder derselben verdächtige 
Vieh ist sofort zu tödten !9). 


Rinder gelten stets für verdächtig, sobald sie mit erkrankten Stücken in 
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‚demselben Stalle gestanden , die Wärter, die Futter-Geräthschaften oder die 
‚Tränke gemeinschaftlich gehabt haben, oder sonst mit erkrankten Stücken 
in eine mittelbare oder unmittelbare Berührung gekommen sind. 

Unter welchen Voraussetzungen andere Wiederkäuer als verdächtig 
anzusehen sind, ist in jedem Falle nach den besonderen Umständen zu er- 
messen. 

Wird durch die Tödtung der verdächtigen Thiere der Viehbestand eines 
Gehöftes bis auf einen verhältnissmässigikleinen Rest absorbirt, so ist auch 
‚letzterer zu tödten. 

Auf Ermächtigung der jhöheren Behörde kann auch zu schnellerer Til- 
‚gung der Seuche gesundes Vieh, ohne dass die obige Voraussetzung einge- 
treten ist, getödtet und diese Massregel auf nachweislich noch nicht infizirte 
Gehöfte ausgedehnt werden (vergl. namentlich $. 36, Abs. 1). 

In grösseren Städten und auf den unter regelmässiger veterinär-polizei- 
licher Kontrole stehenden Schlachtviehhöfen kann die Verwerthung der Häute 
und des Fleisches von Thieren, welche bei der Untersuchung im lebenden 
‚und geschlachteten Zustande gesund befunden worden sind, gestattet wer- 
den. Das Schlachten der betreffenden Thiere muss jedoch unter veterinär- 
polizeilicher Aufsicht in geeigneten Räumen stattfinden, auch dürfen das 
Fleisch und die inneren Theile erst nach dem Erkalten abgefahren und die 
Häute nur dann ausgeführt werden, wenn sie entweder vollkommen getrocknet 
‚sind oder drei Tage in Kalkmilch (1 : 60) gelegen haben. 


16) $. 25 enthält die gewichtigsten Vorschriften zur schnellen Tilgung ; die so- 
fortige, unbeschränkte Tödtung des kranken und verdächtigen Viehes ist das all- 
gemein bewährte Mittel zur schnellen Tilgung der Seuche, und je schneller die Unter- 

-drückung, destoweniger kostspielig ist sie. Verdächtig ist alles infizirbare Vieh, 
welches unter gegebenen Verhältnissen der Infektion ausgesetzt gewesen ist, also 
alle Rinder, Schafe und Ziegen, die sich in dem Stalle befinden, in welchem die 
Pest aufgetreten ist oder in welchem'das Pest-Kontagium eingedrungen sein kann, 
und die mit Pestkrankheiten in unmittelbare oder auch mittelbare Berührung ge- 
‚kommen sind. Die Schafe und Ziegen sind zwar infizirbar, aber die Empfänglich- 
keit ist bei ihnen doch viel geringer als beim Rinde, deshalb dürfte der Verdacht 
bei den Schafen vorläufig auf die Heerde zu beschränken sein, die sich in dem Pest- 
stalle selbst befunden hat, oder unter der sich schon Erkrankungen gezeigt haben. 
Wenn nach diesem Verfahren noch ein verhältnissmässig kleiner Rest von dem 
Viehbestande auf dem Seuchen-Gehöfte übrig geblieben ist, so ist auch die Tödtung 
dieses unverdächtigen Restes ganz gerechtfertigt, weil auf dem verseuchten Gehöfte 
nur zu leicht Gelegenheit zur nachträglichen Infektion gegeben ist, und so ein noch- 
maliger Pest-Ausbruch auf demselben erfolgen kann. Eine noch weiter gehende 
Tödtung des unverdächtigen Viehes auf einem noch nicht infizirten Gehöfte, dürfte 
nur unter besonderen Umständen und namentlich dann gerechtfertist sein, wenn 
eine Absperrung nach $. 36 nicht eintreten kann. 


Bei diesem Tilgungs -Verfahren ist eine zulässige Oekonomie, die Ausnutzung 
der getödteten gesunden Thiere — das Schlachten — in grossen Städten und auf 
Schlachthöfen gestattet, was in der früheren Instruktion nicht der Fall war. Die 
Erfahrung hat gelehrt, dass der Genuss des Fleisches von pestkranken Rindern 
durchaus unschädlich ist. Tausende von pestkranken Rindern sind schon ge- 
schlachtet und verzehrt worden, ohne dass irgend welche Folgen eingetreten sind; 
in Schidam habe ich 1865 selbst schwerkranke Rinder schlachten und verspeisen 
gesehen, und wenn man damals im Gasthofe zu Schidam nicht täglich mit dem 
Fleische von pestkranken Rindern regalirt werden wollte, so musste man auf Rind- 
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fleisch verzichten. Die Ausnutzung pestkranker Rinder darf deshalb noch nicht 
gestattet werden, weil dadurch die Verbreitung der Pest gefördert werden würde; 
es kann aber das noch gesunde Vieh ebensogut durch Schlachten, als durch Tödten 
und Verscharren unschädlich gemacht und so die schnelle Tilgung der Seuche ebenso 
schnell und viel billiger erreicht werden. Das Fleisch von gesunden Rindern, selbst 
wenn diese wirklich angesteckt sein und sich im Stadio der Inkubation befinden 
sollten, ist nicht im Stande, die Pest zu verbreiten. Bei der Absperrung des Ortes 
und um nicht geradezu den Verkehr der Seuchen-Gehöfte mit anderen Ortschaften 
zu fördern, muss natürlich die Konsumtion des Fleisches auf den Seuchen-Ort be- 
schränkt werden. Bedingung hierbei ist nur, dass das Töödten durch die Aus- 
nutzung keinen Aufschub erleidet und die Häute durch Einsalzen oder Einlegen in 
Kalkmilch (auf 60 Gewichtstheile Wasser 1 Gewichtstheil Kalk) desinfizirt werden. 
In andern Staaten ist die Ausnutzung der getödteten gesunden Rinder gestattet. 


(Verscharrung des getödteten Viehs; Massregeln dafür; Wahl der Plätze.) 

$.26. Die getödteten Thiere, bezüglich deren nicht die Bestimmung im 
letzten Absatze des $. 25 Anwendung findet, sind zu verscharren!”). Zu diesem 
Behufe sind geeignete Plätze, möglichst entfernt von Wegen und Gehöften, 
an solchen Stellen zu benutzen, wohin kein Rindvieh zu kommen pflegt. So- 
weit möglich, sind wüste und gar nicht oder wenig angebaute Stellen zu 
wählen. Die Verscharrungsplätze sind ferner in der Regel zu umzäunen und 
mit solchen Pflanzen zu besetzen , welche schnell wachsen und tiefe Wurzeln 
treiben. | 

Die Gruben müssen so tief gemacht werden, dass die Erde mindestens 
2 Meter hoch die Kadaver bedeckt. | | 


17) Beim Verscharren muss darauf geachtet werden, dass die Kadaver mög- 
lichst trocken liegen, dass sich keine Vertiefungen bilden, die das Regenwasser aus 
der Umgebung aufnehmen und nach unten abgeben, wodurch die trockene Ver- 
wesung der Kadaver gestört und statt dessen eine faulige Zersetzung eingeleitet 
wird. Die trockene Verwesung ist ein Oxidations-Prozess (Verbrennungs- Prozess) 
der Kohlensäure, der keine spezifisch schädlichen Produkte liefert; die Fäulniss, 
stinkende Zersetzung, liefert dagegen mehr oder weniger schädliche Wasserstoff-Ver- 
bindungen, die in das Grundwasser eindringen, sich weiter verbreiten, in die be- 
nachbarten Brunnen gelangen und selbst die Luft verpesten können. Wo das 
Grundwasser mit Faulwasser geschwängert ist, da giebt es auch faulige Ausdün- 
stung. : 

Ein Fall ist vorgekommen, wo durch Eindringen in die nicht ganz gefüllten 
Gruben Regenwasser eine faule Zersetzung der Kadaver oder Verunreinigung der 
Brunnen in der Nachbarschaft verursacht hatte, in Folge dessen bedeutende Ent- 
schädigungen gezahlt werden mussten. 


(Personen, durch welche das Tödten und Verscharren der Thiere bezw. der Kadaver erfolgen darf.) 
$. 27. Tödten und Verscharren erfolgt, soweit möglich, durch die Ein- 
wohner des infizirten Gehöftes oder durch solche Personen aus dem Orte, 
welche selbst kein Vieh haben und nicht mit Vieh in Berührung kommen 
Personen aus anderen Orten, insbesondere auch ausserhalb des Ortes 
wohnende Abdecker dürfen nur dann, wenn keine geeigneten Orts-Einwohner 
vorhanden sind, verwendet werden. Zur Verhütung der Verschleppung der 
Rinderpest durch solche Personen sind die geeigneten Massregeln zu er- 
greifen ($. 24). | 
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(Bestimmung der zur Tödtung etc. bestimmten Plätze ; Vorschriften für den Transport nach denselben.) 
$. 28. Die Stelle, an der die Viehstücke getödtet werden sollen, hat 
der Orts-Kommissar unter Zuziehung des bestellten Thierarztes, unter Be- 
rücksichtigung der Vermeidung jeder Verschleppungs-Gefahr, zu bestimmen. 
Auswurfstoffe, welche das Thier während des Transportes entleert, 
sind zu beseitigen und zu vergraben. 

Kadaver dürfen nur durch Pferde!®) oder Menschen auf Wagen, Schleifen 
oder Schlitten, ohne dass einzelne Theile die Erde berühren, nach der Grube 
transportirt werden. Die Transportmittel sind, so lange noch weitere Trans- 
porte in Aussicht stehen, sorgfältig separirt aufzubewahren, dann aber zu 
vernichten. 

18) Bayern (vgl. unten $. 13 der Verordn. v. 8. Aug. 1873) verordnet ganz 
zweckmässig, den betreffenden Pferden die Hufe zu reinigen und mit einer Desin- 
fektions-Flüssigkeit zu bestreichen. An der Hufsohle und unter den Hufeisen kön- 
nen sich infektive Abfälle festgesetzt haben. 


(Verbot des Ablederns der Kadaver. Ausfüllung und Bewachung der Grube.) 

$. 29. Das Abledern der Kadaver, bezüglich deren nicht die Bestim- 
mung im letzten Absatze des $. 25 Anwendung findet, ist streng zu unter- 
sagen. Vor dem Verscharren muss von den dazu bestellten Personen die 
Haut an mehreren Stellen zerschnitten und unbrauchbar gemacht werden. 
Alle etwaige Abfälle, Blut und mit Blut getränkte Erde sind mit in die Grube 
zu werfen. Soweit möglich, sind die Kadaver vor dem Zuwerfen der Grube 
mit Kalk zu beschütten. 

Beim Ausfüllen der Grube sind Zwischenschichten von Steinen oder 
Reisig, wenn möglich, anzubringen. Die Grube ist bis zur Aufhebung der 
Sperre, mindestens aber drei Wochen hindurch mit Wachen zu besetzen. 


(Vorläufige Desinfektion der Stallungen.) 

$. 30. Ist ein Stall, in welchem krankes oder verdächtiges Vieh gestan- 
den hat, durch Tödtung des Viehbestandes entleert, so ist, sofern die eigent- 
liche Desinfektion ($$. 40 ff.) nicht sofort nach Entfernung des Viehbestandes 
vorgenommen werden kann, der etwa zurückbleibende Dünger zu verbrennen 
oder mit Desinfektions-Füssigkeit zu übergiessen, der Stall nach luftdichtem 
Verschluss aller Oeffnungen stark mit Chlor zu räuchern und hierauf die 
Stallthür bis zum Beginn der Ausführung der eigentlichen Desinfektion zu 
schliessen und zu versiegeln. Alle Stall-Utensilien und was sonst bei den 
Thieren gebraucht worden ist, verbleiben im Stalle und sind beziehentlich 
vor dessen Verschluss wieder hineinzubringen. 


(Bedingungen für Modifikation der Orts- und Gehöftsperre) 
$. 51. Vorstehende Vorschriften über die Gehöfts- und Ortssperre er- 
leiden dann die im Interesse der Wirthschaft unbedingt nöthigen Modifika- 
tionen, wenn die Seuche zu einer Zeit auftritt, wo Feldarbeiten und Weide- 
gang im Gange sind. Diese Modifikationen sind von der vorgesetzten Be- 
hörde besonders festzustellen. Es sind dabei folgende Gesichtspunkte ($$. 32 
und 33) zu beachten. 


(Herbeiführung rascher Reinerklärung des Gehöfts.) 
$. 32. Die Gehöftsperre ($$. 15 und 20) kann auch dann nicht um- 
gangen oder gemildert werden. Es ist aber dann dahin zu streben, dass 
sobald als möglich zu völliger Reinerklärung des Gehöftes gelangt werde 
(vergl. $. 25). 
Unaufschiebbare Feldarbeiten sind entweder durch fremde Hülfe, oder 
Archiv des Deutschen Reichs. Bd. 1. (VI.) 102 


1604 Abschn. II. Massregeln beim Ausbruch im Inlande. 88. 33 —36. 


durch die eigenen Leute des Gehöftes unter den nöthigen Vorsichtsmass- 
regeln zu beschaffen. 


(Verlegung der Ortssperre an die Grenze der Feldnark.) 
.33. Sind die Voraussetzungen der Ortssperre gegeben, so tritt dann 
an deren Stelle die Sperre der ganzen Feldmark, d.h. die in $$. 21 
und 23 ff. angeordneten Sperrmassregeln werden an die Grenze der Feld- 
mark verlegt. Die durch die Feldmark führenden Wege werden abgegraben. 
Für längs der Grenze hinführende Wege wird das Betreten und der Trans- 
port von Vieh, Rauchfutter u. 8. w. verboten. 

Alle Orts-Einwohner,, welche noch krankheitsfreie ungesperrte Gehöfte 
haben, können ihre Feldarbeiten mit eigenen Leuten und Gespannen ver- 
richten. 

Rindvieh-Gespanne sind dabei von der nachbarlichen Flurgrenze und 
von bezw. verbotenen Wegen soweit irgend thunlich fern zu halten. 


(Event. Untersagung des Weideganges; Beschränkung des Personen-Verkehrs.) 
$. 34. Für die Umgebung des Seuchen-Ortes ($. 17) ist nöthigenfalls der 
Weidegang ebenfalls zu untersagen und für die unmittelbar angrenzenden 
Fluren sind die nöthigen Beschränkungen des freien Verkehrs und Vorsichts- 
massregeln für die Feldbestellung anzuordnen. 


(Beschaffung nothwendiger Bedürfnisse für die Orts-Bewohner.) 
$. 35. Bei der absoluten Sperre ist für Herbeischaffung der nothwen- 
digsten Bedürfnisse der Bewohner: Lebensmittel, Brennmaterialien, Futter 
ete. unter den nöthigen Vorsichtsmassregeln Sorge zu tragen. 


(Nichtabsperrung der Residenz- und Handelsstädte; Sicherungs-Massregeln in diesen, in öffentlichen 
Schlachthäusern und für Viehtransporte,) 

$. 36.19) In Residenz- und Handelsstädten, sowie in anderen Städten mit 
lebhaftem Verkehr kommen die relative und absolute Sperre des Ortes nicht 
in Anwendung; auch sind sonstige durch die Verhältnisse gebotene Aus- 
nahmen von den Bestimmungen der $$. 18 ff. zulässig. Es ist jedoch stets 
auf möglichst rasche Tilgung der Seuche durch schnelle Tödtung des ge- 
sammten Viehbestandes der ergriffenen Gehöfte, sowie durch geeignete Ab- 
sperrung der infizirten Lokalitäten und 'schleunige Desinfektion Bedacht zu 
nehmen?®). \ 

Ist die Rinderpest in einem öffentlichen Schlachthause oder auf einem 
als besondere Anstalt bestehenden Schlachtviehmarkte einer grösseren Stadt 
konstatirt, so ist die betreffende Lokalität sofort gegen den Abtrieb der auf 
derselben befindlichen Wiederkäuer und Schweine abzusperren. Hierbei 
kann, sofern die Krankheit noch keine solche Verbreitung gefunden hat, 
dass die sofortige Tödtung und Vernichtung des gesammten Bestandes an 
Wiederkäuern nothwendig ist, das Abschlachten der noch nicht erkrankten 
Thiere zum Zwecke der Verwerthung gestattet werden. Die Schlachtung, 
welcher auch die Schweine zu unterwerfen sind, hat jedoch in der betreffen- 
den Lokalität und unter Aufsicht und Leitung von Thierärzten innerhalb 
längstens dreier Tage zu geschehen. Bezüglich der Abfuhr des Fleisches 
und der inneren Theile, sowie der Häute der geschlachteten Thiere ist nach 
$. 25, Abs. 6 zu verfahren. 

Bei dem Ausbruche der Rinderpest unter Thieren, welche sich auf dem 
Transporte oder Marsche befinden, sind die zu ergreifenden Vorkehrungen 
nach der Lage der besonderen Verhältnisse zu treffen. 
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19) Dieser Paragr. ist neu und ganz entsprechend den Zusätzen zu den $$. 15 
und 17. 

20) Dass das Tilgungs-Verfahren geschärft werden muss, wenn eine Absperrung 
nicht ausführbar ist, versteht sich von selbst. 


Dritter Abschnitt. 
Massregeln nach dem Erlöschen der Seuche. 
(Bedingungen, unter denen die Seuche als erloschen gilt.) 
. 83%. Die Seuche gilt in einem Gehöfte oder Orte für erloschen, wenn 
entweder alles Rindvieh gefallen oder getödtet ist, oder seit dem letzten 
Krankheits- oder Todesfalle drei Wochen verstrichen sind ?!), und wenn die 
Desinfektion nach Massgabe der folgenden Bestimmungen stattgefunden hat. 


21) Etwaige Infektionen in den ersten Tagen vor Beendigung allgemeiner Des- 
infektion führen innerhalb 3 Wochen zum Ausbruche der Pest, deshalb ist dieser 
Zeitraum als entscheidend über die Endschaft der Seuche zu betrachten. 


(Beginn der ordentlichen Desinfektion.) 
$. 38. Mit der Desinfektion ist nach Massgabe der Umstände sofort zu 
beginnen, sobald in einem Gehöfte ein Stall vom Vieh entleert ist. 
Dieselbe hat auch dann einzutreten, wenn die Tödtung eines Viehstandes 
stattgefunden hat, ohne dass der Ausbruch der Rinderpest unter demselben 
konstatirt war ($. 25, Abs. 5). 


(Amtliche Anordnung und Beaufsichtigung der Desinfektion.) 
$.39. Die Desinfektion darf nur auf amtliche Anordnung und nur unter 
sachverständiger Aufsicht geschehen. 


(Desinfektions-Verfahren.) 

8.40. Die Desinfektion beginnt, sofern ein Verschluss des Stalles ($. 31) 
stattgefunden hat, mit der Wiedereröffnung desselben, welche womöglich in- 
nerhalb vierundzwanzig Stunden erfolgen soll; für ausreichende Lüftung 
während der Desinfektions-Arbeiten ist Sorge zu tragen. 

Der Dünger wird herausgeschafft und verbrannt, oder an Orten, in welche 
innerhalb der nächsten drei Monate kein Vieh hinkommen kann, tief vergra- 
ben. Die in Jauchengruben angesammelte Jauche ist unter Anwendung von 
Schwefelsäure und Chlorkalk entsprechend zu desinfiziren und in hinlänglich 
tiefe Gruben zu bringen. 

Alles Mauerwerk wird abgekratzt (die Fugen gereinigt) und dann frisch 
mit Kalk beworfen und abgeputzt. Holzwerk wird ebenfalls abgefegt, mit 
heisser scharfer Lauge gewaschen, nach einigen Tagen mit Chlorkalklösung 
überpinselt 2). 

Erd-, Sand- und Tennen- (Lehmschlag-) Fussböden werden aufgerissen, 
die Erde einen Fuss tief ausgegraben und Alles gleich dem Dünger behan- 
delt. Pflaster-Fussböden gewöhnlicher Art, d. h. deren Steine in Sand oder 
Erde gesetzt sind, werden ebenfalls aufgerissen, die Erde einen Fuss tief 
ausgegraben und wie der Dünger behandelt. Die Steine können gereinigt, 
mit Chlorkalklösung behandelt und, wenn sie vier Wochen lang an der Luft 
gelegen haben, wieder benutzt werden. Fussböden von Holz werden nach 
Massgabe ihrer Beschaffenheit entweder verbrannt oder in entsprechender 
Weise desinfizirt. Müssen die Fussböden aufgerissen werden, so ist die Erde 
ebenfalls wie vorstehend auszugraben und zu behandeln. Feste undurch- 
lässige Pflaster von Asphalt, Cement oder in Cement gesetztem Pflaster wer- 
den gereinigt und desinfizirt. 

102* 


1606 Abschn. III. Massregeln nach dem Erlöschen der Seuche. 58.4044. ® 


Statt des Chlorkalks können auch andere, erfahrungsmässig als wirk- 
sam bekannte Desinfektionsmittel, wie siedendes Wasser, Karbolsäure u. s. w. 
benutzt werden. 

Alles bewegliche Holzwerk (Krippen, Raufen ' Gefässe und sonstige 
Utensilien, womöglich auch die Scheidewände) wird verbrannt, Eisenzeug 
wird ausgeglüht. 

Jauchebehälter und Stallschleusen werden analog [behandelt wie Stall- 
fussböden, oder wenn sie gemauert worden, wie das Mauerwerk. 

Nach Beendigung der Desinfektion wird der Stall 14 Tage lang durchlüftet. 


22) Das Holz im Stalle wird am besten mit Karbolsäure — rohe flüssige Karbol- 
säure für sich allein oder mit gleichen Theilen Oel; reine krystallinische mit 4 bis. 
5 Theilen Oel — behandelt. 


(Weitere Vorschriften für Ausführung der Desinfektion.) 

$. 41. Bei der Desinfektion dürfen nur Leute aus dem eigenen oder aus: 
anderen infizirten Gehöften, oder solche Personen verwendet werden, welche 
selbst kein Vieh haben; diese Personen müssen bis zur Beendigung der Reini- 
gung im Gehöfte bleiben. Zu den Fuhren sind nur Pferde-Gespanne anzu- 
wenden. 

Bei dem Transporte von Dünger und Erde ist wie nach $$. 28 und 29 
zu verfahren. Die Transport-Geräthe können statt des Verbrennens auch einer 
sorgfältigen Desinfektion, wie sie für Holzwerk vorgeschrieben ist, unter- 
worfen werden. 


(Desinfizirung der Kleidungsstücke, des Schuhwerks und Lederzeugs.) 

$. 42. Die Kleidungsstücke?) der mit den kranken und todten Thieren 
und der Reinigung und Desinfektion beschäftigt gewesenen Leute sind ent- 
weder zu verbrennen, oder, soweit sie waschbar sind, mit heisser Lauge 12 
bis 24 Stunden stehen zu lassen, dann mit Seife gründlich zu waschen und 
an der Luft zu trocknen, soweit sie nicht waschbar sind, 12 bis 24 Stunden 
lang mit Chlor zu räuchern oder trockner Hitze auszusetzen und dann 14 Tage 
zu lüften. 

Schuhwerk und Lederzeug muss sorgfältig gereinigt, mit Lauge oder 
schwacher Chlorkalklösung gewaschen und frisch gefettet, nochmals mit Chlor 
geräuchert und 14 Tage gelüftet werden. 

Die Personen selbst haben die Kleider zu wechseln und den Körper 
gründlich zu reinigen. 3 

23) Kleidungsstücke werden am besten in trockener Hitze desinfizirt: wenige 
Stunden im Backofen bei einer Hitze, welche die Stoffe nicht schädigt, genügen zur 
gründlichen Desinfeetion. Es giebt nach meinen eigenen Versuchen kein besseres 
 Zerstörungsmittel des Pest-Kontagiums, als die trockene Hitze, und selbst das Aus- 
trocknen ohne hohe Hitzegrade. Die angegebenen Chlor-Räucherungen passen für 
die Desinfektion der hier in Betracht kommenden Gegenstände weniger. 


(Vernichtung von Rauchfutter.) 
$. 43. Alles Rauchfutter, welches nach der Art seiner Lagerung der 
Aufnahme von Ansteckungsstoff verdächtig erscheint, ist sogleich bei begin- 
nender Desinfektion durch Verbrennung zu vernichten. | 


(Verfahren mit dem Dünger auf Düngerstätten.) 
$. 44. Dünger auf den Düngerstätten , welcher während des Auftretens 
der Seuche oder innerhalb 10 Tagen vor Konstatirung derselben auf die Dung- 
stätte gebracht wurde, ist wie der Stalldünger zu behandeln (8. 40). 
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Der übrige Mist auf den Düngerstätten ist mit Pferdegeschirr auf das 
Feld zu schaffen und wo möglich nach drei bis vier Wochen unterzupflügen?®). 

So lange letzteres nicht geschehen ist und vier Wochen nachher darf 
kein Rindvieh dieses Feld betreten. 

Ist die sofortige Wegschaffung des gesammten Düngers nicht thunlich, 
so ist die oberste Schicht mit einer Desinfektions-Flüssigkeit zu übergiessen. 
Die Fortschaffung nach Massgabe der vorstehenden Bestimmungen hat in- 


dessen möglichst bald zu erfolgen. 

24) Nach der früheren Instruktion sollte der Dünger gleich untergepflügt werden, 
wodurch der Ansteckungsstoff künstlich konservirt wurde. Die Luft ist das sicherste 
Desinfektionsmittel, deshalb muss der Dünger auf den Acker sofort ausgebreitet und 


erst nach 3 bis A Wochen untergepflügt werden. 


(Ankauf von Vieh; Wiederbenutzung der Weide- und Verscharrungs-Plätze.) 

$. 45. Selbst nach vollständiger Desinfektion eines Gehöftes oder Ortes 
und Beseitigung der Sperre darf neuer Ankauf oder Verkauf von Vieh erst 
nach einer von der Behörde zu bestimmenden Frist erfolgen, welche nicht 
unter drei Wochen, von dem Zeitpunkte, an dem der Ort für seuchenfrei er- 
klärt wurde, an gerechnet, betragen darf. 

Weideplätze, welche von pestkrankem oder pestverdächtigem Vieh be- 
nutzt worden sind, dürfen nicht vor Ablauf von mindestens zwei Monaten 
wieder benutzt werden. 

Die Zeit, in welcher die Verscharrungsplätze wieder benutzt werden 
dürfen, wird nach Massgabe der lokalen Verhältnisse in jedem Falle von der 
höheren Behörde bestimmt. 


(Wiedereröffnung der Viehmärkte,) 

$.46. Die Abhaltung von Viehmärkten ist nicht vor Ablauf von drei 
Wochen, nachdem der letzte Ort im Seuchen-Bezirke für seuchenfrei erklärt 
ist, zu gestatten. 

War die Rinderpest in Residenz- und Handelsstädten?5), oder in sonstigen 
Städten mit lebhaftem Verkehre oder in der Nähe derselben ausgebrochen, 
so können besondere, von den Bestimmungen des $. 45, Abs. 1 und $. 46, 
Abs. 1 abweichende Anordnungen getroffen werden. 

25) Auch in diesem Paragr. haben die Residenz- und Handelsstädte die noth- 
wendige Berücksichtigung gefunden, die in der alten Instruktion sehr vermisst wurde. 


Schlussbestimmung. 
Bezüglich der Desinfektion der Eisenbahnwagen bleiben die Bestimmun- 
gen der Instruktion vom 26. Mai 1869 einstweilen unverändert in Geltung. 


(Instruktion vom 26. Mai 1869.) 


Vierter Abschnitt. 
Desinfektion der Eisenbahnwagen. 
(Haftpflicht der Bisenbahn-Verwaltungen in Bezug auf Desinfektion der Viehtransport-Wagen.) 
8.47. Der in $. 6 des Gesetzes vom 7. April 1869 ausgesprochenen 
Verpflichtung der Eisenbahn-Verwaltungen zu Desinfektion der Viehtrans- 
port-Wagen kann auch, unbeschadet der Verantwortlichkeit der zunächst 
gesetzlich verpflichteten Verwaltung, durch Verständigung mehrerer Verwal- 
tungen unter einander über bestimmte Stationen, an denen die Desinfektion 
vorzunehmen ist, genügt werden. Jedenfalls sind die Verwaltungen dafür 
haftbar, dass der Transport der entleerten Wagen bis zu dieser Station unter 
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Aufsicht und strenger Vermeidung der Berührung mit Vieh erfolge und vor 
‚erfolgter Desinfektion keine Wiederbenutzung der Wagen stattfinde. 


(Zulässigkeit der Rücksendung ohne vorherige Desinfektion.) 

$.48. Wo die Auslade-Station nicht zu fern von der Einfuhrgrenze 

liegt, ist es zulässig, die Wagen unter Aufsicht leer ohne vorgängige Des- 
infektion, wieder über die Grenze zurückgehen zu lassen. 


(Desinfizirung durch die Versender.) j 
$.49. Die Wagen können auch, wenn der Versender dies ausdrücklich 
wünscht, demselben an geeigneten Stationen zu eigener Besorgung der Des- 
infektion, deren richtige Ausführung aber dann die Eisenbahn-Verwaltung 
zu überwachen hat, zur Verfügung gestellt werden. 


(Aeusserlich erkennbare Bezeichnung der desinfizirten und der noch nicht desinfizirten Wagen.) 

$. 50. Die Eisenbahn -Verwaltungen haben die nöthigen Anordnungen 
zu treffen, dass jeder zum Viehtransport benutzte Wagen, welcher noch 
nicht desinfizirt worden ist, und ebenso jeder desinfizirte Wagen, 
als beziehentlich noch nicht desinfizirt und desinfizirt äusserlich erkennbar 
bezeichnet werde. 

(Vorschriften zur Desinfektion der Wagen.) 

$. 5l. Die Desinfektion der Wagen hat stets nach Beseitigung des 
Strohes und Düngers mit einer gründlichen Reinigung von Fussboden und 
Wänden mittels Wasser und stumpfer Besen zu beginnen. 

Wo die Einrichtungen dazu vorhanden sind, kann die weitere Desinfek- 
tion durch heisse Wasserdämpfe oder heisses Wasser und heisse alkalische 
Lauge (!/, Pfd. Soda auf 100 Pfd. Wasser) erfolgen 26], 

Wo dies nicht der Fall ist, empfiehlt sich Ausspülen und Ausspritzen 
mit kaltem, im Winter mit warmem Wasser, und sodann sorgfältiges Aus- 
pinseln entweder mit Chlorkalklösung, oder mit einem Gemisch von Karbol- 
säure und Eisenvitriol. Letzteres ist so lange fortzusetzen, als noch der 
Dung- und Thierdunst-Geruch am Wagen bemerkbar ist. 

26) Zur Desinfektion der Eisenbahnwagen ist nach der Reinigung die Behand- 
lung mit heissen Wasserdämpfen oder siedendem Wasser oder mit Karbolsäure, wie _ 
im $. 40 angegeben, das praktischste Verfahren. Lauge und Chlorkalk greifen das 
Eisenwerk der Wagen an. 


$. 52. Die Rampen sind ebenso zu reinigen, wie die Wagen. 


(Desinfizirung von Dünger und Streumaterial.) 
$. 53. Der entleerte Dünger sammt Streumaterial ist zu sammeln und 
sofort mittelst Chlorkalk oder Eisenvitriol2?) zu desinfiziren. 
27) Ob Eisenvitriol den Dünger infiziren wird, ist noch fraglich. Am besten 
wird der Dünger verbrannt oder mit Kalkwasser behandelt. 


(Personen, durch welche die Desinfektion auszuführen ist.) 
$. 34. Alle diese Arbeiten sind durch Personen auszuführen, welche 
nicht mit dem Rindvieh zu thun haben. 


(Beaufsichtigung und Kontrole durch die Behörden.) 
$. 55. Darüber, dass die Desinfektion der Eisenbahnwagen gehörig 
ausgeführt werde, ist durch die Behörde eine Aufsicht und Kontrole zu tiben. 
Berlin, den 26. Mai 1869. 
Der Kanzler des Norddeutschen Bundes. 
Gr. v. Bismarck-Scehönhausen. 
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Anlagen. 


Anlagel zu $. 3 des Gesetzes. 


Beschluss des Bundesrathes, betr. Liquidation der Kosten für die durch die 
Massregeln gegen Rinderpest zu vergütenden Schäden. 


Für Preussen bekannt gemacht durch 
Verfügung des Ministers der geistlichen und Medizinal-Angelegenheiten. Vom 
19. Januar 1872.1) 

»Nachdem das Reichskanzler-Amt sich durch verschiedene bei der Rechnungs-Revi- 
sion erhobene Monita des Rechnungshofes des Norddeutschen Bundes veranlasst gesehen 
hat, die Beschlussnahme des Bundesraths darüber zu erwirken, in welcher Ausdehnung 
die durch die Massregeln gegen die Rinderpest entstehenden Kosten im Sinne des $. 3 des 
Gesetzes v. 7. April 1869 (Bundesgesetzbl., S. 105) auf Reichsfonds zu übernehmen sind, 
hat der Bundesrath in Uebereinstimmung mit der von dem Reichskanzler-Amte bisher 
befolgten Praxis sich damit einverstanden erklärt, dass neben dem durch den Wortlaut 
des Gesetzes unmittelbar bezeichneten Aufwande fürjdie Vergütung des gemeinen Werths 
der auf Anordnung der Behörde getödteten Thiere, vernichteten Sachen und enteigneten 
Plätze, sowie der nach rechtzeitig erfolgter Anzeige des Besitzers gefallenen Thiere zu 
jenen Kosten zu rechnen sind: 

1. die Kosten der Abschätzung des getödteten und gefallenen Viehes, der vernichteten 
Sachen und der enteigneten Plätze, 

2. die Kosten der Tödtung und ordnungsmässigen Verscharrung der Thiere, sowie der 
Vernichtung der Sachen, 

3. die Kosten der Desinfizirung der Gebäude, Transportmittel und sonstigen Gegenstände, 
sowie der Personen, welche mit seuchekranken oder verdächtigen Thieren in Berüh- 
rung gekommen sind, soweit diese Kosten nicht durch äussere Einrichtungen und 
Neben-Dienstleistungen verursacht werden, also ausschliesslich des Aufwandes für die 
Herstellung von Desinfektions-Hütten, für Botendienste, Aufsichts-Personal etec. 

Diese vom Bundesrath angenommene Auslegung des Gesetzes ist bis zu einer etwai- 
gen davon abweichenden Beschlussnahme durch den Reichstag zur Richtschnur zu neh- 
men. Ich veranlasse daher die Königliche Regierung?) ete. nach diesen Grundsätzen bei 
Aufstellung und Prüfung der Liquidationen über die auf Reichsfonds zu üibernehmenden 
derartigen Kosten zu verfahren, für die Liquidationen selbst das hier beigefügte Schema 
zum Grunde zu legen und die auf demselben enthaltenen Erläuterungen zu beachten. 

Im Interesse der Vereinfachung der Sache hat das Reichskanzler-Amt sich damit ein- 
verstanden erklärt, die Prüfung und Feststellung der Liquidationen im Allgemeinen ferner- 
hin der Königlichen Regierung?) ete. zu überlassen, wogegen derselben dann auch die Ver- 
tretung Ihrer Feststellungen gegen die vom Rechnungshofe etwa zu erhebenden Monita 
obliegen wird. 

Um die Gleichmässigkeit des Verfahrens bei den gedachten Feststellungen möglichst 
zu fördern, hat das Reichskanzler-Amt noch einige Kategorien von Kosten hervorgeho- 
ben, welche zwar vielfach zur Erstattung liquidirt, laut der vorstehend bezeichneten 
Grundsätze aber als nach den Bestimmungen des Gesetzes vom 7. April 1869 erstattungs- 
fähig nicht zu betrachten sind. Dahin gehören namentlich: 


I) Die Verfügung vom 19. Januar 1872 beruht, wie im Eingang und sonst her- 
vorgehoben, auf einem Beschluss des Bundesraths; der wesentliche In- 
halt derselben findet daher auch auf die ausserpreussischen Bundes- 
staaten gleichmässig Anwendung. 

2) In den anderen Einzelnstaaten sind die bezügl. Behörden: die den Provinzial-Re- 
gierungen etc, in Preussen gleichstehenden Verwaltungs-Behörden. 


1610 Anlagen. Beschluss des Bundesraths, betr. Liquidation der Kosten 


a. Die Kosten der polizeilichen Beaufsichtigung der gegen die Rinderpest ergriffenen 
Massregeln. 

b. Diäten und Reisekosten der für die Leitung solcher Massregeln von den Bundes-Re- 
gierungen bestellten Kommissarien, sowie Diäten und Reisekosten des den letzteren 
beigegebenen thierärztlichen und sonstigen Personals, 

c. die Vergütung des Werths von Thieren, welche für rinderpestkrank gehalten werden 
und demnächst gefallen sind, hinsichtlich deren aber die spätere Untersuchung erge- 
ben hat, dass sie nicht von der Rinderpest, sondern von ‚einer anderen Krankheit be- 
fallen worden sind. 

d. Kosten für Desinfektions-Massregeln, soweit dieselben nicht vorstehend unter Ziffer 3 
für erstattungsfähig erklärt sind; so namentlich für die Ausstattug und den Betrieb 
von Desinfektions-Anstalten, welche zur Verhütung einer Einschleppung der Rinder- 
pest bei Grenz-Absperrungen ete. errichtet werden. 

e. Die Kosten der in Folge von Desinfektions-Massregeln nöthig werdenden Neuherstel- 
lung des Putzes, der Fussböden und sonstigen Einrichtungen von Stallungen etc., so- 
weit diese Kosten den Werth, welchen die fraglichen Einrichtungen zur Zeit ihrer 
Zerstörung hatten, übersteigen. 

In die dem Reichskanzler-Amt zur Anweisung auf Reichsfonds vorzulegenden Liqui- 
dationen sind daher Kosten der unter Littr. a bis e bezeichneten Art nicht aufzunehmen 
und in gleicher Weise die von dem Reichskanzler-Amt oder von mir, der Königl. Regie- 
rung event. zurückzugebenden derartigen Liquidationen anderweit zu prüfen und festzu- 
stellen. 

In Betreff der aus Reichsfonds nicht erstatteten Kosten, welche durch die Massregeln 
gegen die Rinderpest entstanden sind, ist bis nach erfolgter gesetzlicher Regelung dieser 
Angelegenheit nach den bisher im Bereich der Königl. Regierung etc. geltenden Grund- 
sätzen zu verfahren und in zweifelhaften Fällen meine Entscheidung einzuholen.« 


Bei Aufstellung der nach umstehend mitgetheiltem Schema einzureichenden 
Kostenrechnungen ist Folgendes zu beachten: 


a. Die Liquidationen sind nach Ortschaften getrennt aufzustellen. Bei Einsendung meh- 
rerer Liquidationen an das Reichskanzler-Amt ist die Beifügung einer Zusammenstel- 
lung der für die einzelnen Ortschaften sich ergebenden Kosten erwünscht. 

b. Kosten aus verschiedenen Jahren dürfen nicht in eine Liquidation zusammengefasst 
werden; die Bezeichnung des Jahrganges richtet sich nicht nach der Zeit der Zahlung, 
sondern nach der Zeit der Entstehung der Kosten. 

eEs sind amtlich zu bescheinigen die Beläge: 

1. über die Vergütungen für gefallene und getödtete Thiere hinsichtlich der rechtzeitig 
erfolgten Anzeige ($. 4 des Gesetzes vom 7. April 1569, $. 11 der zur Ausführung 
dieses Gesetzes unterm 26. Mai 1869 3) erlassenen Instruktion), sowie darüber, dass 
sich unter den gefallenen Stücken keine befunden haben, welche innerhalb 10 Tagen 
nach erfolgter Einfuhr oder nach Eintrieb über die Reichsgrenze gefallen sind ($. 8, 
Abs. 2.d. Ges.). 

2. über die durch Taxatoren festgestellten Entschädigungs-Beträge hinsichtlich der er- 
folgten Verpflichtung der Taxatoren, 

3. über Arbeitsleistungen hinsichtlich der erfolgten Leistungen und der Angemessen- 
heit der Arbeitslöhne, 

4, über Anschaffungen hinsichtlich der Angemessenheit der Preise, der Nothwendig- 
keit der Anschaffung und der erfolgten Verwendung. 

d. Ueber die Kosten militärischer Hülfe ($. 14 d. Gesetzes) sind besondere Liquidationen 
aufzustellen. 


3) Jetzt $. 11 der vevidirten Instruktion. 
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Schema. 
Staat: 
Verwaltungs-Bezirk: 
Ortschaft: 
Liquidation 
über 


Kosten, welche im Jahre 18 durch Massregeln gegen die Rinderpest entstanden und 
nach den Bestimmungen des Gesetzes vom 7. April 1869 auf Reichsfonds zu übernehmen 
sind. 


Nach den Belägen, sowie in Kalkulo geprüft und 
auf ( Thlr. Sgr. Pf.) M. Pf. festgestellt. 
N.N 


(Amts-Karakter des mit Prüfung der Liquidation beauf- 
tragten Kalkulatur-Beamten.) 


a 


Bezeichnung : Be- 

Nr. y ee Betrag. a 
Empfängers und des Gegenstandes. 

M. Pf Nr. 


| 
I. Entschädigung für gefallene und getödtete 


Thiere. 
1 Dem Bauerguts-Besitzer N. N. für (hier ist die 
Stückzahl der gefallenen und getödteten 
Thiere nach den verschiedenen Gattungen 
— Rindvieh, Schafe, Ziegen ete. — anzu- 
R geben.) 
2 etc. 


‘Summa 1. 


II. Entschädigung für vernichtete Sachen. 
Dem N. N. für vernichtetes Stroh 
etc. 


DD — 


Summa II. 
III. Entschädigung für enteignete Plätze. 
1 DemmNaNnssfur DIE Dalaran sh 
etc. 
Summa Ill. 
IV. Taxgebühren. 
1 Dem N.N. für 


etc. 
Summa VI. 
V. Kosten für Tödtung, Verscharrung, Sachen- 
Vernichtung. 
1 Dem N.N. für 
etc. 
Summa V. 
VI. Kosten der Desinfizirung: 
1 Dem N.N. für \ 
etc 
Summa VI. 
Hierzu: - V. 
- LVR 
- II. 
- II. 
. al er 
Zusammen 


Dass in die vorstehende Liquidation nur solche Kosten aufgenommen worden sind, 
welche gesetzlich dem Reiche zur Last fallen, wird hierdurch bescheinigt. 
Ort und Datum. 
(Unterschrift der Regierung.) 
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Anlage 2. 
Grundsätze für ein internationales Regulativ zur Tilgung der Rinderpest.') 
»Die im Jahre 1872 in Wien zur Berathung gemeinsamer Massregeln gegen die 
Ausbreitung der Rinderpest stattgehabte internationale Konferenz hat die nach- 
stehend abgedruckten »Grundsätze für ein internationales Regulativ 
zur Tilgung der Rinderpest« vorgeschlagen. 


»I. Jeder Staat hat den Regierungen der benachbarten und jener Staaten, 
welche den Wunsch darnach aussprechen, von jedem Ausbruche der Rinderpest 
eventuell deren Weiterverbreitung so schleunig als möglich (per Telegraph) direkt 
Meldung zu machen. 

Die Behörden in den Grenz-Distrikten sind anzuweisen, von jedem Ausbruche 
der Rinderpest, der nicht über 75 Kilometer von der Grenze entfernt ist, den zu- 
ständigen Behörden des Nachbarstaates (per Telegramm) Kenntniss zu geben. - 

Die Wege der Einschleppung der Rinderpest und der möglichen Weiterver- 
breitung derselben sind sorgfältig zu erforschen und die Behörden der betreffenden 
Gegenden, wohin die Spuren führen, davon immer sofort in Kenntniss zu setzen. 

Jedes Reich, resp. jeder Staat veröffentlicht wöchentlich in seinen amtlichen 
Organen ein Bulletin über den Stand der Rinderpest und die zur Abwehr derselben 
erlassenen Einfuhr-Verbote und deren Abänderung und Aufhebung. 

Das Bulletin wird der Redaktion der amtlichen Blätter der Staaten, welche 
dieses wünschen, direkt zugesendet. 


II. Jeder Staat führt eine solehe Ordnung des Veterinärwesens ein, dass auf 
Grundlage derselben eine rasche Tilgung der Rinderpest ermöglicht wird. 


III. Für die auf Anordnung der Behörden behufs Unterdrückung der Rinder- 
pest getödteten Thiere und vernichteten Sachen ist dem Eigenthümer:der Werth zu 
vergüten; an Tragung der Rinderpest-Tilgungskosten sind Gemeinde und Eigen- 
thümer zu betheiligen. 


IV. Die Staaten vereinigen sich dahin, dass alle Gegenstände, welche für den 
Transport von Wiederkäuern,, Pferden und Schweinen gedient haben, unter allen 
Verhältnissen vor ihrer Wiederbenutzung desinfizirt werden ; in gleicher Weise sind 
alle jene Gegenstände zu desinfiziren, welche zum Transporte solcher Produkte ge- 
dient haben, die von rinderpest-verdächtigen Thieren stammen. 


V. Bezüglich des internationalen Verkehrs werden folgende Grundsätze auf- 
gestellt: 

a) Wenn in einem Lande nur in einem oder einzelnen Orten und zwar entweder 
in einem und demselben Bezirke oder in mehreren aneinander stossenden Be- 
zirken die Rinderpest ausgebrochen ist und daselbst die Tilgungs- und Sperr- 
Massregeln nach denselben Prinzipien und mit derselben Strenge wie im Nach- 
barlande durchgeführt werden, so soll die Ausfuhr der Rinder aus dem übrigen 
nicht verseuchten Gebiete des Landes nicht verboten werden. 

b) Auch bei nur vereinzelten Rinderpest-Ausbrüchen und bei einer entsprechenden 
Seuchentilgung in einem Lande sind Beschränkungen des Grenzverkehrs derart 
nothwendig, dass 


1) Der Wortlaut des »Regulativ« ist in dem »Zentralblatt für das Deutsche Reich« nicht 
‚enthalten; derselbe ist den Verhandlungen der »Internationalen Konferenz« (1872, 8. 
87 ff.) entnommen. 
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1. die Einfuhr von Vieh nur an bestimmten Stationen gestattet ist, und 

2. an der Grenze eine Revision dieses Viehes vorgenommen werden muss; 

3. die Thiere müssen mit Ursprungs-Zeugnissen (Provenienz-Zertifikaten) ver- 
sehen sein. 

Die einzelnen Länder machen sich untereinander die Mittheilung, von wem 
und in welcher Weise die Gesundheits- und Provenienz-Zertifikate für das Rind- 
vieh ausgestellt werden. Diese Zertifikate müssen jedenfalls die Angabe enthal- 
ten, dassam Abgangs-Orte und 20 Kilometer im Umkreise keine Seuche herrsche ; 
auch sollen diese Zeugnisse die Dauer ihrer Gültigkeit enthalten. 

c) Dieselben Massregeln, welche für den Verkehr mit den Rindern an der Grenze 

massgebend sind, haben auch für den Verkehr mit den übrigen Wiederkäuern 

zu gelten. 

Der Verkehr mit vollkommen trockenen Häuten und Knochen, eben solehen Hör- 

nern, Hornspitzen und Klauen, gesalzenen und getrockneten Rinderdärmen, 

Saitlingen, geschmolzenem Talg in Fässern und Wannen, Kuhhaaren, 

Schweinsborsten , Schafwolle, Ziegenhaaren, insofern letztere Gegenstände in 

Säcken oder Ballen verpackt sind, sowie mit Stroh, Heu, Grummet und anderen 

Gegenständen zwischen einem seuchenfreien und verseuchten Lande ist unter 

den sub. a. angeführten Bedingungen freizugeben. 

e) Heu und Stroh als Verpackungsmittel können unter den angeführten Bedingun- 
gen ohne Beschränkung zugelassen werden; treffen aber diese Bestimmungen 
nicht zu, so darf aus dem Seuchen-Bezirke Heu und Stroh als Verpackungs- 
mittel gar nicht, aus anderen Orten eines solchen Landes nur unter der Vorsicht 
über die Grenze gelangen, dass dasselbe an dem Bestimmungsorte der Waare 
gleich zerstört wird. 

f) Für die Durchfuhr von Vieh und thierischen Rohprodukten gelten dieselben 
Massregeln, wie bezüglich der Einfuhr derlei Thiere und Produkte. Diese 
Durchfuhr kann nur dann verlangt werden, wenn die Abladung im Lande der 
Bestimmung im voraus gesichert ist. 

g) Die Feststellung jener Entfernung von der Grenze, bei weleher in Folge des 
Ausbruches der Rinderpest in dem Grenz-Distrikte die Grenzsperre einzu- 
treten hat, hängt von den Massregeln, welche zur Unterdrückung der Seuche 
ergriffen worden sind, sowie von den Verhältnissen des Verkehrs, der geo- 
graphischen Lage und der politischen Einrichtung ab. 

h) Ein Staat ist nieht schuldig, Entschädigung zu leisten für Vieh, welches an der 
Rinderpest erkrankt ist und gekeult wird, wenn es noch nicht zehn Tage inner- 
halb der Landesgrenzen sich befindet ; vorausgesetzt, dass nicht der Beweis ge- 
liefert werden kann, dass die Ansteckung schon im Lande geschehen ist. 

i) Auf Export-Viehmärkten erscheint nothwendig: 


l. Ueberwachung der betreffenden Exportmärkte durch Thierärzte, welehe vom 
Staate angestellt sind. 

2. Trennung und separate Aufstellung des Viehes von nicht vollkommen sicherer 
Provenienz, von demjenigen, welches zu keiner Befürchtung Anlass giebt. 
Vieh von unsicherer Provenienz darf nur im Orte des Marktes selbst ge- 
schlachtet werden. 

3. Trennung und separate Aufstellung des Weide- und des Mastviehes. 

4. Trennung und separate Aufstellung des Nutz- und des Schlachtviehes. 


E 


VI. Bezüglich der Tilgung der in einem Lande zum Ausbruche gelangten 
Rinderpest erscheinen folgende Massnahmen als die unumgänglich nothwendigen: 
1. Alle kranken und verdächtigen Rinder werden getödtet. Als verdächtig wer- 

den jene Thiere betrachtet, welche mit den kranken Rindern in demselben 


8,5 i 
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Stalle standen, die Wärter, die Futter-Geräthschaften oder die Tränken gemein- 
schaftlich hatten, und mit einem Worte mit jenen in eine unmittelbare oder 
mittelbare Berührung gekommen waren. 


. Alle als krank getödteten Thiere sind mit der Haut hinreiehend tief zu ver- 


scharren oder sonst zu vernichten. 


. Die Verscharrungsplätze , welche erforderlichen Falles durch Expropriation zu 


erwerben sind, sollen umzäunt und mit solchen Pflanzen besetzt werden, welche 
schnell wachsen und tiefe Wurzeln treiben. 


. Die Häute gesunder, aber als verdächtig getödteter Thiere können nach un- 


mittelbar vorgenommener Desinfektion mit Kalkwasser unter Aufsicht in 
Gerbereien abgegeben werden. 


. Die Verwerthung des Fleisches solcher verdächtiger Rinder, welche bei der Un- 


tersuchung im lebenden und geschlachteten Zustande gesund befunden worden 

sind, kann in nachfolgender Weise stattfinden: 

a) Im Seuchen-Hofe und im Seuchen-Orte unter Beobachtung solcher Massregeln, 

dass hierdurch jede Weiterverbreitung der Seuche verhindert wird. 

Das Fleisch kann aus dem Seuchen-Orte ausgeführt werden in grössere Lo- 

kalitäten mit bedeutender Fleischkonsumtion unter folgenden Bedingungen : 

a) Das Fleisch muss erkaltet sein. 

3) Die Entfernung des Ortes darf nicht mehr als 12 Kilometer betragen, 
wenn das Fleisch auf Wagen verführt werden soll. 

+) Auf weitere Entfernungen als 12 Kilometer kann das Fleisch auf Eisen- 
bahnen oder auf Flüssen transportirt werden. 


b 


Sau 


ö) Auf den Eisenbahnen müssen die Wagen plombirt sein, auf den Flüssen _ 


muss der Transport direkt, ohne anzuhalten, geschehen. 
In beiden Fällen ist eine polizeiliche Begleitung nothwendig. 

e) Ausser dem Fleische dürfen andere Theile der verdächtigen Thiere nicht 
verschickt werden ; die letzteren sind zu vergraben oder zu vernichten. 

©) Die Behörde des Ortes, wohin das Fleisch gebracht wird, muss hierzu 
ihre Einwilligung gegeben haben. 

1) Die Waggons und die Schiffe sind nach Abladung des Fleisches vor- 
schriftsmässig zu reinigen und zu desinfiziren. | 

d) Die Verpackungsmittel (Emballage) sind zu verbrennen oder zu desinfi- 
ziren. 

ı) Der Transport auf Wagen in grosse Konsumtionsstädte in einer Entfer- 
nung von 12 Kilometern darf nur mit Pferden auf möglichst abgelegenen 
Wegen direkt, ohne anzuhalten, und unter polizeilicher Begleitung statt- 
finden; die Wagen sind zu desinfiziren, ebenso die Verpackungsmittel, 
oder es sind letztere zu verbrennen. 

Wenn in einer Viehheerde die Rinderpest auf einem Eisenbahn-Transporte oder 
auf dem Marsche zum Ausbruche kommt, so sind alle Thiere dieses Transportes, 
die kranken sowohl als die gesunden, so schleunig als möglich zu tödten; in 


Betreff der getödteten Thiere des Transportes ist zu verfahren wie oben ange- 


geben. 


. Die Orte, an welchen sich rinderpestkranke Thiere aufgehalten haben, sind so- 


bald als möglich zu reinigen und zu desinfiziren. 


. Der Dünger aus den Stallungen kranker Thiere muss mit Kalk überdeckt und 


dann ausgeführt werden; er ist zu verbrennen oder sonstwie zu zerstören oder 
zu vergraben. 
Der Dünger in dem verseuchten Gehöfte ist dann, wenn er in geringer 
Menge vorhanden ist, wie der Dünger aus infizirten Ställen zu behandeln. 
Wenn der Dünger in grösserer Menge vorhanden ist, so muss jener Dünger, 


10. 


I 


12. 
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welcher drei Wochen vor dem Ausbruche der Rinderpest in dem Gehöfte auf 
die allgemeine Düngerstätte gebracht worden ist, als verdächtig angesehen und 
vergraben oder vernichtet werden; ein gleiches geschieht mit dem Dünger, 
welcher nach dem Ausbruche der Rinderpest mit der Jauche des Stalles ver- 
mischt worden ist. 

Der übrige Dünger soll desinfizirt, sobald als möglich mit Pferden ausge- 
führt,'und sogleich untergepflügt werden; ist letzeres nicht möglich, so muss 
der ausgeführte Dünger auf dem Felde so lange in Haufen zusammengehalten 
werden, bis ein Unterpflügen desselben möglich ist. 


. Heu und Stroh, welches von den Ausdünstungen kranker Thiere in irgend 


welcher Weise getroffen worden ist, muss, wenn es in geringerer Menge vor- 
handen ist, wie Dünger zerstört oder vergraben werden. 

Von grösseren Vorräthen an Heu und Stroh sollen die äusseren Schichten 
so weit die Ausdünstungen der kranken Thiere eingedrungen sein dürften, ent- 
fernt und zerstört oder vergraben werden. Der übrige Rest kann an Pferde 
verfüttert werden. 

Nicht ausgedroschenes Getreide ist wie das Stroh zu behandeln, kleinere 
Partien sind, ohne ausgedroschen zu werden, zu zerstören. 

Wenn in verseuchten Rinderstallungen Schafe in geringerer Zahl sich befinden 
und sämmtliche Rinder zum Zwecke der Seuchentilgung der Keule unterzogen 
werden, so sind auch die anscheinend noch gesunden Schafe zu tödten. 

Bei grossen Schafheerden aber, welche in separirten Ställen untergebracht 
waren, wobei jedoch eine Kommunikation mit dem verseuchten Rinderstalle 
vorhanden ist, kann die Parzellirung und Kontumazirung stattfinden ; die Des- 
infektion einer solchen Heerde soll durch Waschen mit Wasser oder, wo dieses 
nicht möglich ist, durch das Treiben der Thiere durch Kalkmilch , wie bei bös- 
artiger Klauenseuche, und durch den mehrtägigen Aufenthalt derselben in freier 
Luft auf einer abgeschlossenen Weide geschehen; die Kontumazirung solcher 
Schafe hat durch 21 Tage zu dauern. 

In gleicher Weise sind die übrigen Wiederkäuer mit Ausnahme des Rindes 

zu behandeln. 
Ist in einem Orte die Rinderpest ausgebrochen, so wird die Stall- und Orts-Sperre 
angeordnet; die Personen, welche diesen Ort verlassen, werden einem die Des- 
infektion ihrer Beschuhung hauptsächlich zum Zwecke habenden Desinfektions- 
Verfahren unterzogen. Vieh darf nur insofern in einen Seuchen-Ort eingelassen 
werden, als es zur Verproviantirung nothwendig ist. 

Um den verseuchten Ort ist in einem nach den lokalen Verhältnissen zu 
bestimmenden Umkreise ein Seuchen-Bezirk festzustellen, in diesen Bezirk ist 
die Einfuhr und der Transport von Wiederkäuern und allen Gegenständen, 
welche Träger des Kontagiums sein können, nur mit besonderer Genehmigung 
der Behörde zu gestatten. Viehmärkte dürfen in dieser Zone nur in grösseren 
Städten abgehalten werden unter der Bedingung, dass alle auf den Markt ge- 
brachten Wiederkäuer diesen nur verlassen können, um unmittelbar zur Schlacht- 
bank desselben Ortes geführt zu werden. 

Der Viehstand an Wiederkäuern wird sowohl im Seuchen-Orte als auch im 
Seuchen-Bezirke aufgenommen und in steter Kontrole erhalten. 

Die Ausfuhr aller giftfangenden Substanzen, als: rohe Wolle, ungeschmol- 
zener Talg, Hörner, Klauen, Heu, Stroh und Dünger aus dem Seuchen-Orte und 
aus dem Seuchen-Bezirke, ist untersagt ; in Betreff der Häute und des frischen 
Fleisches gelten die Bestimmungen VI, 4 und 5. 

Es besteht die Verpflichtung zur Anzeige einer jeden Erkrankung bei einem 
Wiederkäuer in dem Seuchen-Orte und in dem Seuchen-Bezirke. 
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13. Auch nach der Desinfektion des verseuchten Stalles hat die Ortssperre und der 


Seuchen-Bezirk noch durch einige Zeit zu bestehen. 

Selbst nach vollständiger Desinfektion eines Gehöftes oder Ortes und nach 
Beseitigung der Sperre darf die Wiederbesetzung der verseucht gewesenen Ställe 
erst nach der von der Behörde zu bestimmenden Frist erfolgen. 

Weideplätze, welche von pestkrankem oder pestverdächtigem Vieh benutzt 
worden sind, dürfen erst nach einer weiteren, von der Behörde zu bestimmenden 
Frist wieder benutzt werden.« 


»Gegen diese Grundsätze wurde von keiner Seite in der Konferenz ein Ein- 
spruch erhoben; nur bemerkten die Vertreter Deutschlands, dass sie im Prinzipe 
gegen jede Verwerthung der Häute und des frischen Fleisches der als verdächtig 
getödteten Thiere seien, jedoch anerkennen müssten, dass die beschlossenen Mass- 
nahmen die Gefahr der Weiterverbreitung der Pest durch Gestattung des Ge- 
brauches fast ausschliessen. « 


Anlage 3. 


Anordnungen der Oester.-Ungar. Regierung, Mittheilung über den Stand der 
Rinderpest an die ausländischen Grenz-Behörden betr. 


Die Oesterreichisch-Ungarische Regierung hat inzwischen nicht nur die nöthi- 
gen Anordnungen getroffen, um die Vorschläge unter Nr. I jener Grundsätze zur 
Durchführung zu bringen , sondern auch Verhandlungen mit den bei der Konferenz 
betheiligt gewesenen Regierungen eingeleitet, um eine allgemeine Durchführung 
jener Grundsätze zu erreichen. i 

Die von der genannten Regierung getroffenen Anordnungen sind folgende: 


a) »Die politische Bezirks-Behörde eines gegen das Ausland grenzenden Bezirkes, 
in welchem die Rinderpest ausgebrochen ist, theilt die ihr obliegenden Verlaut- 
barungen über den Ausbruch und das Erlöschen der Rinderpest, so wie über’ 
die Anordnung und Aufhebung der Verkehrs-Beschränkungen aus Anlass der 
Rinderpest jedesmal sofort, den Ausbruch der Rinderpest insbesondere, nöthigen- 
falls telegraphisch, auch der politischen Behörde des angrenzenden Bezirkes des 
Nachbarlandes mit; 

die politische Bezirks-Behörde, beziehungsweise die Seuchen-Kommission, setzt, 
im Falle aus den Erhebungen die Wahrscheinlichkeit oder gar ein sicherer An- 
haltspunkt hervorgeht, dass durch eine und dieselbe Veranlassung oder von dem 
Seuchenhofe selbst eine Verschleppung des Ansteckungsstoffes nach anderen 
Richtungen hin schon stattgefunden hat, hievon die betrefienden politischen 
Bezirks-Behörden ohne Unterschied des Verwaltungsgebietes (der Oesterreichisch- 
Ungarischen Monarchie oder des Auslandes) unverweilt in Kenntniss ; 

) die politischen Landes-Behörden veröffentlichen die gegen die Einschleppung, 
beziehungsweise Weiterverbreitung der Rinderpest getroffenen Verfügungen in 
der amtlichen Landes-Zeitung und setzen, wenn ihr Verwaltungsgebiet im Grenz- 
gebiet ist, hievon unter Einem auch die Regierung des angrenzenden Landes 
in Kenntniss; 

in den ersten Tagen jeder Woche wird ein Ausweis über den Stand der Rinder- 
pest in der Oesterreichisch-Ungarischen Monarchie in den amtlichen Zeitungen 
veröffentlicht und unter Einem durch das Kaiserliche und Königliche Ministerium 
des Aeussern den in Wien weilenden Vertretungen fremder Regierungen, welche 
dies ausdrücklich gewünscht haben oder in Zukunft wünschen werden, direkt 
mitgetheilt«. 
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Anlage 4. 
Abkommen mit Oesterreich-Ungarn. 

In Uebereinstimmung mit vorstehenden Anordnungen und entsprechend den be- 
sonderen Verhältnissen, welche bei Regelung der Angelegenheit für das Deutsche 
Reich in Betracht kommen, wird auf Grund der von sämmtlichen Bundes-Regierungen 
erklärten Zustimmung, für Deutschland von jetzt an das in nachfolgenden Zirkular- 
Schreiben des Kgl. Preuss. Ministers für landwirthschaftl. Angelegenheiten vom 
12. und Erlass des Kgl. Bayerischen Ministers des Innern v. 2. Septbr. 1873 vor- 
geschriebene Verfahren beobachtet werden.« 


a. Zirkular-Schreiben des Kgl. Preuss. Ministers für landwirthschaftliche Ange- 
legenheiten, Abkommen zwischen dem Kanzler des Deutschen Reiches und der K. 
K. Oesterr.-Ungarischen Regierung vom 12. Septbr. 1873, Verfahren für die auf die 
Rinderpest bezüglichen Mittheilungen für das Deutsche Reich betr. 
(Abschriftlich mitgetheilt.) 


»Der Herr Reichskanzler hat mit der Kaiserlichen und Königlichen Oester- 
reichisch-Ungarischen Regierung ein Abkommen getroffen, wonach in Betreff der 
auf die Rinderpest bezüglichen Mittheilungen für das Deutsche Reich künftig 
folgendes Verfahren beobachtet werden soll. 


1. Das Reichskanzler-Amt wird im Falle des Ausbruchs der Rinderpest innerhalb 
des Deutschen Reiches über den erfolgten Ausbruch sofort, sowie über den 
Stand der Seuchen bis zu deren Er löschen allwöchentlich im Zentralblatte für 
das Deutsche Reich Bekanntmachungen erlassen. 

Diese Bekanntmachungen werden gleichzeitig mit der Anordnung ihrer Ver- 
öffentlichung den Vertretern derjenigen fremden Regierungen mitgetheilt wer- 
den, welche einen hierauf gerichteten Wunsch äussern. 

2. Die Regierungen der an das Ausland angrenzenden Staaten werden daneben 
Fürsorge treffen, dass beim etwaigen Ausbruche der Rinderpest in ihren Ge- 
bieten sofort und nöthigenfalls telegraphisch Mittheilnng an die politischen Be- 
hörden der angrenzenden Bezirke des Auslandes ergehen. 

Ist Grund zu der Vermuthung vorhanden, dass eine Verschleppung des An- 
steckungsstoffes in andere Bezirke — gleichviel ob des Inlandes oder des Aus- 
landes — stattgefunden habe, so werden die politischen Behörden dieser Bezirke 
unverweilt hiervon und von den näheren Umständen, welche die Vermuthung 
begründen, in Kenntniss gesetzt werden. 

3. Von denjenigen Beschränkungen des Verkehrs, welche für die Grenzen Deutsch- 
lands zur Verhütung einer Einschleppung der Rinderpest aus dem Auslande an- 
geordnet werden, wird durch die anordnende Landes-Regierung in jedem Falle 
eine sofortige Mittheilung an die betheiligte ausländische Regierung ergehen. 

Erfolgt die Anordnung durch die Bezirks-Behörde eines an das Ausland an- 
srenzenden Deutschen Staates, so wird die Mittheilung durch diese unmittelbar 
an die politischen Behörden der angrenzenden Bezirke des Auslandes erfolgen. 

Gleiche Mittheilungen werden eintreten, falls angeordnet gewesene Be- 
schränkungen des Verkehrs abgeändert oder wieder aufgehoben werden !). 


Die Königliche Regierung etc. wird hiervon mit dem Veranlassen in Kenntniss 
gesetzt, im Falle eines Ausbruchs der Rinderpest im dortigen Verwaltungs-Bezirke 


!) Vergl. unten die in der Bekanntmachung des Kgl. Bayer. Minist. vom 2. Sept. 1973 
die Nr. 4 vorgesehene Bestimmung, betr. Mittheilung auch an die General-Inspektionen 
der Oesterreichischen und bezw. Ungar. Eisenbahnen. 
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stets sofort auf telegraphischem Wege dem Herrn Reichskanzler Anzeige zu machen 
und demselben alsdann über den Stand der Seuche allwöchentlich bis zum Erlöschen 
derselben in der Weise zu berichten, dass die betreffenden Berichte immer spä- 
testens bis zum Mittage des Mittwochs jeder Woche beim Reichskanzler-Amte ein- 
ehen. 

; Die bezüglichen Berichte sind »an das Reichskanzler-Amt« zu adressiren, da- 
mit nicht dadurch , wie wiederholt vorgekommen, eine Verzögerung eintritt, dass 
die bezüglichen Mittheilungen zunächst an das Auswärtige Amt gelangen. 

Auch die.ad 2 und 3 gedachten Mittheilungen sind vorkommenden Falles von 
der Königlichen Regierung ete. stets ungesäumt zu bewirken. Ich bemerke übrigens 
ancdrieklich‘ dass dabei für jetzt nur die Oesterreichisch-Ungarischen Grenz - Be- 
hörden in Frage kommen. Sollten andere an das Deutsche Reich grenzende Staa- 
ten dem Abkommen beitreten, so wird darüber eine besondere Benachrichtigung 
erfolgen.« 


Der Minister für die landwirthschaftlichen Angelegenheiten. 
gez. Graf von Königsmarck. 


b. Erlass des Staats-Ministerium für die Jandwirthschaftlichen Angelegenheiten 
vom 9. Juli 1873. 

Auf Grund und zur Ausführung der Revidirten Instruktion zu dem Gesetze 
vom 7. April 1869, Massregeln gegen die Rinderpest betreffend, vom 9. Juni d. J. 
(R.-G.-Bl., 8. 147) bestimme ich hierdurch unter entspr echender Aenderung meiner 
früheren Erlasse das Nachfolgende. 


1. Die $$. 1—10 der Instruktion umfassen Hiejanieen Massregeln, welche zur Ab- 
wehr einer Einschleppung der Rinderpest aus dem ausserdeutschen Auslande zu 
ergreifen sind, je nachdem der Ausbruch der Rinderpest in entfernten Gegen- 
den des Auslandes ($$. 1—4) oder in einer Gegend des Nachbarlandes, welche 
nicht über 40—80 Kilometer von der Grenze des Reichsgebiets entfernt ist ($. 6) 
oder endlich in den Grenzgegenden erfolgt ist. 

Nach diesen Vorschriften ist vorbehaltlich der Bestimmungen unter Ziffer 4 
und 5 dieses Erlasses auch rücksichtlich des Verkehrs mit Oesterreich- -Ungarn 
und Russland zu verfahren. 

Die Königliche Regierung (Landdrostei) wird demnach bei jedem Ausbruche 
der Rinderpest im ausserdeutschen Auslande die nach Belegenheit des Falls 
einschlagenden Vorschriften der $$. 1—10 der revidirten Instruktion für ihren 
Verwaltungs-Bezirk in Kraft zu setzen haben. Zu den im $. 4 der revidirten 
Instruktion erwähnten weitergehenden Verkehrs-Beschränkungen ist, sofern die- 
selben von der Königl. Regierung (Landdrostei) für erforderlich erachtet: wer- 
den, zuvor meine Genehmigung einzuholen. 

Auf den Fall eines Rinderpest-Ausbruches in Deutschen Bundesstaaten fin- 
den die Vorschriften der $$. 1—10 keine Anwendung. 


2. Von jeder auf Grund der $$. 1—10 verfügten Verkehrs-Beschränkung und von 
etwaigen Aenderungen oder der Wieder-Aufhebung der bezüglichen Beschrän- 
kungen hat die Regierung sofort sowohl dem Kaiserl. Reichskanzler-Amte, als 
auch dem unterzeichneten Minister die vorschriftsmässige Anzeige zu machen. 


(08) 


Bei Zulassung der im $. 2, Absatz 2 der revidirten Instruktion bezeichneten 
thierischen Produkte muss eine strenge Kontrole darüber eintreten, dass die 
Voraussetzungen, von welchen die Zulassung abhängig gemacht ist, in jedem 
einzelnen Falle vollständig zutreffen. Wo letzteres nicht der Fall ist, muss die 
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sofortige Beschlagnahme und Vernichtung der verbotswidrig eingeführten Ge- 
genstände eintreten. 

Der Kgl. Regierung (Landdrostei) liegt es ob, für ihren Bezirk eintreten- 
den Falls solehe Anordnungen zu treffen, welche die strenge Durchführung einer 
solehen Kontrole sicher stellen. Nur dadurch wird die Aussicht gewährt, dass 
es möglich sein wird, die wesentlichen Erleichterungen, welche den $. 2 für die 
Interessen des Handels und der Industrie einschliesst, dauernd beizubehalten. 


. Die Ein- und Durchfuhr von Rindvieh aus Russland bleibt auf Grund des $.4 


der revidirten Instruktion bis auf Weiteres allgemein verboten. Der $. 3 der 
revidirten Instruktion findet demnach in Beziehung auf die Einfuhr von Rind- 
vieh aus Russland für jetzt keine Anwendung. 


. In Beziehung auf die Einfuhr von Rindvieh aus Oesterreich-Ungarn wird auf 


Grund des $. 4 eit. Folgendes bestimmt : 


I. Die Ein- und Durchfuhr von Vieh der grossen grauen Race (Steppenvieh) 
aus Oesterreich-Ungarn bleibt bis auf Weiteres allgemein verboten. 


II. Die Ein- und Durchfuhr von sonstigem aus Oesterreich-Ungarn kommen- 
den Rindvieh ist, sofern nicht nach den Vorschriften der revidirten In- 
struktion weitergehende Beschränkungen erforderlich werden, bis auf Wei- 
teres von dem durch ein ortspolizeiliches Zeugniss zu liefernden Nachweise 
abhängig: 

a) dass das betreffende Vieh von einem ausserhalb Galiziens ‚ der Buko- 
wina und der Länder der Ungarischen Krone befindlichen Orte minde- 
stens 30 Tage unmittelbar vor dem Abgange nach Deutschland ver- 
weilte; 

b) dass am Abgangs-Orte und in einem Umkreise von 35 Kilometern um 
denselben die Rinderpest nicht herrscht und dass der Transport durch 
seuchenfreie Gegenden erfolgte ; 


c) dass das Vieh bei seinem Eingange über die Grenze von einem amtlichen 
Thierarzt untersucht und gesund befunden ist. 


III. Die an Oesterreich-Ungaın grenzenden Regierungen sind ermächtigt, hin- 
sichtlich des Verkehrs mit einzelnen Viehstücken, welche aus notorisch 
seuchefreien Grenz-Bezirken der Oesterreichisch - Ungarischen Monarchie 
stammen und nicht für den weiteren Handel, sondern lediglich zu sofortiger 
Konsumtion, oder zur Weide oder Einstellung in einem inländischen Grenz- 
Bezirke bestimmt sind, eine Erleichterung der vorstehend unter Ziffer IF, 
lit. a, b und e erwähnten Bedingungen im einzelnen Falle eintreten zu 
lassen. 


Bei dem augenblicklichen Stande der Rinderpest in Russland ist es erforderlich, 
in denjenigen Regierungs-Bezirken, welche gegen Russland grenzen oder welche 
mit diesem Nachbarstaate in direktem Schifffahrts-Verkehr stehen ‚ neben dem 
Allgemeinen Einfuhr-Verbote für Rindvieh (Ziffer 4) mindestens die 8. 1 
und 2 der revidirten Instruktion in Kraft zu erhalten. Daneben können in Be- 
ziehung auf alle Wiederkäuer mit Ausnahme von Rindvieh die im |. 3 vorge- 
sehenen Erleichterungen zugestanden werden, sofern ein Bündniss daftir vor- 
liegt. 

Die Königl. Regierungen und Landdrosteien, für deren Bezirke auf Grund 
der früheren, nunmehr aufgehobenen Instruktion zum Rinderpest-Gesetze vom 
26. Mai 1869 Beschränkungen in Beziehung auf den Verkehr mit Russland in 
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Kraft sind, haben die bezüglichen Verordnungen schleunigst den vorstehen- 
den Bestimmungen gemäss abzuändern. 


7. Die gegen Oesterreich-Ungarn grenzenden Regierungen haben in Beziehung auf 
den Verkehr mit Rindvieh sofort der Ziffer 5 dieses Erlasses entsprechend das 
Erforderliche anzuordnen und den Vorschriften der revidirten Instruktion ge- 
mäss die etwa weiter erforderlichen Verkehrs - Beschränkungen in Kraft zu 
setzen. 


Der Minister für die landwirthschaftlichen Angelegenheiten. 


Im Auftrage: 
gez. Schellwitz. 


An sämmtliche Königl. Regierungen und Landdrosteien. 


c. Der Erlass des Kgl. Bayerischen Staats-Ministeriums des Innern an die K. Re- 
gierungen, Kammern des Innern, und die Distrikts -Polizeibehörden vom 2. Sep- 
tember 1873, 
über das Verfahren, betr. Bekanntmachungen über den Stand 
der Rinderpest, welches Seitens der K.K. Oesterreichisch-Un- 
garischen Regierung einer- und des Deutschen Reichskanzler- 
Amtes andererseits zu beobachten ist, ist im» Amtsblatt desKgl. Baye- 
rischen Staats-Ministeriums des Innern« Nr. 39 vom 10. Septem- 
ber 1873 enthalten und stimmt in seinen Nr. 1—3 überein mit dem oben mitge- 
theilten Preuss. Zirkular-Schreiben vom 12. desselben Monats. — Am Schluss ist 

dem Bayerischen Erlass als Nr. 4 hinzugefügt: 


4. »Die unter Nr. 3 bezeichneten Mittheilungen werden in den an Oesterreich-Un- 
garn angrenzenden Deutschen Staaten, dem von der Kaiserlich - Königlichen 
Regierung desfalls ausgesprochenen Wunsche entsprechend, vorkommenden 
Falles auch der Oesterreichischen beziehungsweise der Ungarischen General- 
Inspektion der Eisenbahnen unmittelbar gemacht werden. « | 

»Die K. Kreis-Regierungen , K. d. I., und die Distrikts-Polizeibehörden wer- 
den hiervon mit dem Auftrage in Kenntniss gesetzt, zur Ausführung der vorstehen- 
den Bestimmungen innerhalb der Grenzen ihrer Zuständigkeit eintretenden Falles 
geeignet mitzuwirken, insbesondere werden die bezeichneten Verwaltungs-Behörden 
angewiesen, sobald der Ausbruch der Rinderpest in einer Ortschaft ihres Amts- 

Bezirkes konstatirt ist, hierüber telegraphisch Anzeige anher zu erstatten und über 

den Stand der Seuche bis zu deren Erlöschen allwöchentlich eine Uebersicht unter 

Umschlag anher einzusenden, damit von hier aus dem Reichskanzler-Amte die er- 

forderlichen Mittheilungen gemacht werden können.« / 

München, den 2. September 1873. 


Auf Seiner Königlichen Majestät Allerhöchsten Befehl. 
v. Pfeufer. 
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Anlage5. 


Bekanntmachung des Kgl. Bayerischen Staats - Ministeriums des Innern, 
vom 8. August 1873, Massregeln gegen die Rinderpest, hier den Vollzug der 
revidirten Instruktion vom 9. Juni 1873 betr. 

(Reg.-Bl., S. 1257 ff.) 


Nachdem die zum Gesetze vom 7. April 1869, Massregeln gegen die Rinderpest 
betr., erlassene Instruktion vom 26. Mai 1869 durch die unterm 9. Juni l. J. er- 
gangene (im Anhange abgedruckte), revidirte Instruktion in den Abschnitten I, II 
und III aufgehoben worden ist, wurde die zum Vollzuge der ersterwähnten Instruk- 
tion erlassene Bekanntmachung vom 6. Jan. v. J. (Reg.-Bl. von 1872, 8. 83 u. 
figd.) einer Revision unterzogen und wird nunmehr unter Bezugnahme auf $. 328 
des Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich und auf Grund des Art. 2, Ziffer 1 


des Polizei-Strafgesetzbuches für Bayern vom 26. Dezember 1871 verfügt, was 
folgt: 
I. Massregeln gegen die Verschleppung der Rinderpest nach Bayern. 

$. 1. a) Die Anordnung der in dem errten Abschnitte der revidirten Instruk- 
tion vom 9. Juni l. J. behandelten Massregeln , insbesondere der Einfuhr-Verbote 
und sonstigen Verkehrs-Beschränkungen, sowie die Verfügung der vollständigen 
Grenzsperre unter Bildung eines militärischen Kordons wird veranlassten Falls von 
dem Staats-Ministerium des Innern ausgehen. 

b) Die nach $. 7, Abs. 2, 1. c. bezüglich des Durchganges von Eisenbahn- 
zügen und Posten u. s. w. erforderlichen Verfügungen sind von der betreffenden 
Kreis-Regierung, Kammer des Innern, zu erlassen. 

c) Die in $. 8 1. c. bezeichneten Massregeln sind von den Distrikts-Polizei- 
behörden zur Ausführung zu bringen. 

d) Die Vieh-Revisoren ($. 9, Abs. 2)sind von der Distrikts-Polizeibehörde auf- 
zustellen und zu verpflichten ; derselben liegt auch ‘die Revision der Vieh-Register 
ob ($. 9, Abs. 3). 

e) Die nach $. 9, Abs. 4 zu machende Anzeige der im Rindviehstande vor- 
kommenden Krankheits- oder Todesfälle ist bei der Orts-Polizeibehörde zu erstatten, 
welche diese Anzeigen ohne Verzug an die Distrikts-Polizeibehörde einzusenden hat. 


Il. Massregeln beim Ausbruche der Rinderpest in Bayern. 

$. 2. Im Falle des Ausbruches der Rinderpest in Bayern ist im Allgemeinen 
nach den hierauf bezüglichen Bestimmungen der revidirten Instruktion zu verfahren. 

Nebstdem wird folgendes verfügt: 

Sobald in einem Orte des Königreichs ein der Rinderpest verdächtiger Krank- 
heits- oder Todesfall an Rindvieh vorkommt oder in einem Orte innerhalb acht Ta- 
gen zwei Erkrankungs- oder Todesfälle unter verdächtigen Erscheinungen sich in 
Einem Viehbestande ereignen, hat die Orts-Polizeibehörde in ortsüblicher Weise 
bekannt zu machen: 

1. dass Jeder, der zuverlässige Kunde davon erlangt, dass ein Stück Vieh an der 
Rinderpest krank oder gefallen ist, oder dass auch nur der Verdacht einer 
solehen Krankheit vorliegt, ohne Verzug der Orts-Polizeibehörde Anzeige da- 
von zu erstatten habe ; 

2. dass der Besitzer die kranken Thiere nicht schlachten oder tödten und etwa ge- 
fallene Thiere nicht verscharren oder sonst beseitigen darf, ehe die Natur der 
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Krankheit festgestellt ist und dass bis dahin todte Thiere so aufzubewahren 
sind, dass das Hinzukommen von Menschen und Thieren abgehalten wird ; 

3. dass im Unterlassungsfalle Strafe nach $. 328 des Strafgesetzbuches für das 
Deutsche Reich und überdiess für den Viehbesitzer der Verlust des Anspruches 
auf Entschädigung für die ihm gefallenen oder getödteten Thiere zu erwarten ist. 

Ausserdem hat die Orts-Polizeibehörde schleunigst die Anzeige hievon an die 
Distrikts-Polizeibehörde zu erstatten und zugleich vorläufig 

a) die Sperre des betreffenden Gehöftes oder Stand-Ortes zu verfügen und nament- 
lich dafür zu sorgen, dass die gefallenen, kranken oder verdächtigen Thiere 
nicht mit anderen T'hieren und unberufenen Personen in Berührung kommen ; 

b) den Weidebetrieb und die gemeinschaftliche Viehtränke einzustellen ; 

c) das Wegbringen von Rindvieh und anderen Wiederkäuern aus dem Orte zu 
verbieten. 


$. 3. Die Distrikts-Polizeibehörde hat sofort unter Zuziehung des amtlichen 
Thierarztes den Fall an Ort und Stelle zu untersuchen ; das Ergebniss dieser Unter- 
suchung ist protokollarisch aufzunehmen. 

Kann die sichere Feststellung der Krankheit nur mittels Zerlegung eines 
Thieres geschehen, so ist in Ermangelung eines Kadavers die sofortige Tödtung eines 
der Krankheit verdächtigen Thieres, nachdem dessen Werth vorher ordnungsmässig 
abgeschätzt worden ist, von der Distrikts-Polizeibehörde auf Antrag des amtlichen 
Thierarztes zu verfügen. 


$. 4. Wird durch diese Untersuchung der Verdacht nicht vollständig gehoben, 
so hat die Distrikts-Polizeibehörde eine vorläufige Sperre des Gehöftes oder Stand- 
ortes auf so lange anzuordnen, bis die Krankheit unzweifelhaft festgestellt oder der 

Verdacht als unbegründet erwiesen ist. ($. 15 der revidirten Instruktion.) 

$. 5. Wird die Krankheit als Rinderpest konstatirt, so hat die Distrikts-Poli- 
zeibehörde: 

1. die Art der Einschleppung durch sorgfältige Untersuchung zu ermitteln ; 

2. sofort den Ausbruch der Seuche der vorgesetzten Kreis-Regierung, Kammer des 
Innern, sowie den benachbarten Distrikts- Polizeibehörden mitzutheilen und 
öffentlich bekannt zu machen : 

3. für den Seuchen-Ort die in den $$. 18 und 19 der revidirten Instruktion vorge- 
sehenen Anordnungen zu treffen ; 

4. endlich zur Unterdrückung, sowie zur Verhinderung der Weiterverbreitung der 
Seuche folgende Massregeln zu ergreifen : 

a) Absperrung des Stand- Ortes oder Gehöftes oder 

b) Sperre des Ortes oder der Markung, 

c) Anordnung, beziehungsweise Veranlassung von Sicherheitsmassregeln in 
den dem Seuche-Orte benachbarten, unmittelbar bedrohten Gemeinden ; 

d) Tödtung und Beseitigung aller an der Rinderpest erkrankten oder derselben 
verdächtigen Thiere ; 

e) Reinigung und Desinfizirung der die Seuche möglicherweise verschleppenden 
Personen und Sachen, sowie des von der Seuche heimgesucht gewesenen 
Stalles oder Stand-Ortes. 


$. 6. Die Absperrung des Gehöftes,, in welchem die Seuche ausgebrochen ist, 
richtet sich nach $. 20 der revidirten Instruktion. 

Die Ermächtigung zum Eintritte in das abgesperrte Gehöft wird von der 
Distrikts-Polizeibehörde oder von dem Orts-Kommissär und wo ein solcher nicht 
aufgestellt ist, von der Orts-Polizeibehörde ertheilt. 

In gleicher Weise ist mit der Absperrung der Stand-Orte zu verfahren, wenn 
Rindvieh oder andere Wiederkäuer auf der Weide, im Pferche oder in anderen ein- 
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gehegten Räumen, auf der Wanderung, bei Eisenbahn-Transporten, in vereinzelten 
Viehhütten, Schafhäusern oder unter anderen ähnlichen Umständen von der Rinder- 
pest befallen sind. 


$. 7. Die Ortssperre ist unter Beobachtung der Bestimmungen in den $$. 21, 
23 und 24 der revidirten Instruktion als beschränkte (relative) oder als unbe- 
schränkte (absolute) anzuordnen, je nachdem nur einige wenige oder mehrere Stand- 
Orte oder Gehöfte von der Seuche ergriffen sind. 


$. 8. Die Aufstellung und Verpflichtung der Orts-Kommissäre ($. 22 der 
revidirten Instruktion) erfolgt durch die Distrikts-Polizeibehörde; wo ein soleher 
Kommissär nicht aufgestellt ist, können die ihm zukommenden np und Ob- 
liegenheiten der Or ts-Polizeibehörde übertragen werden. 


$. 9. Die beschränkte Ortssperre wird nach Massgabe der $. 21 En 24 der 
revidirten Instruktion vollzogen. 
. Die Genehmigung zur Entfernung aus dem abgesperrten Orte ist bei dem Orts- 
Kommissär beziehungsweise bei der Orts-Polizeibehörde zu erholen. 


$. 10. Die unbeschränkte Ortssperre kann nur mit Genehmigung der vorge- 
setzten Kreis-Regierung, Kammer des Innern, verfügt werden. 
Sie wirdnach Vorschrift der $$. 23, 24 u. 35 der revidirten Instruktion vollzogen. 


. 11. Die Markungssperre wird unter den Voraussetzungen des $. 31 der 
revidirten Instruktion angeordnet und nach den $$. 32 und 33 1. ce. vollzogen. 


$. 12. Für die in der Umgebung des Seuchen-Ortes anzuordnenden Sicherheits- 
massregeln wird der Seuchen-Grenzbezirk in einem Umkreise von mindestens zwanzig 
Kilometer vom Seuchen-Orte durch die Kreis-Regierung, Kammer des Innern, nöthi- 
genfalls im Benehmen mit den übrigen hierbei betheiligten Verwaltungsstellen fest- 
gesetzt. 

In diesem Bezirke haben die Distrikts-Polizeibehörden durch öffentliche Be- 
kanntmachung sogleich auf die Anzeigepflicht ($. 2 gegenwärtiger Bekanntmachung) 
hinzuweisen. 

$. 13. Die Tödtung oder Beseitigung des erkrankten oder verdächtigen Viehes 
richtet sich nach den $$. 25— 30 der revidirten Instruktion. 

Die Tödtung wird von der Distrikts-Polizeibehörde angeordnet und nach ord- 
nungsmässiger Schätzung des Werthes der zu tödtenden Thiere unter thierärztlicher 
Leitung ausgeführt. 

An dem Vergrabungsplatze ist eine Desinfektionsbude zu errichten, um die er- 
forderliche Desinfektion nach Massgabe des folgenden $. 14 vornehmen zu können. 

Pferde, welche, zum Transporte von Kadavern benutzt wurden, sind zu reini- 
gen, insbesondere ihre Hufe mit einer Desinfektions-Flüssigkeit zu bestreichen. 


$. 14. Personen werden desinfizirt, wenn sie einen abgesperrten Hof oder 
Stand-Ort oder eine abgesperrte Feldmark verlassen, oder wenn sie bei dem Ver- 
scharren’des getödteten oder gefallenen Viehes beschäftigt waren. 

Die näheren Vorschriften über die Vornahme der Desinfektion der Personen 
sind von den Kreis-Regierungen, Kammern des Innern, zu erlassen. 


$. 15. Die Desinfektion der Gehöfte erfolgt auf Anordnung der Distrikts- 
Polizeibehörde nach Massgabe der $$. 33—44 der revidirten Instruktion. 


Ill. Massregeln nach dem Erlöschen der Seuche. 
$. 16. Die zur Unterdrückung der aufgetretenen Rinderpest getroffenen Mass- 
regeln sind, vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen in den $$. 45 und 46 der 
revidirten Instruktion , ausser Wirksamkeit zu setzen, wenn die Seuche amtlich als 
erloschen erklärt ist. ($. 37 1. e.) 
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Die in den $$. 45 und 46 der revidirten Instruktion vorbehaltene Erlaubniss 
wird von der Distrikts-Polizeibehörde ertheilt. 

Verseucht gewesene und desinfizirte Ställe sind vor der Wiederbesetzung einer 
wiederholten Räucherung zu unterwerfen. Der Wasenplatz ist nach Aufhebung 
der Sperre vermittelst Dornen, Steinen und Einfriedung möglichst sicher abzu- 
schliessen, mit solchen Pflanzen zu besetzen, welche schnell wachsen und tiefe 
Wurzeln treiben, und darf ohne Erlaubniss der Distrikts-Polizeibehörde nicht wie- 
der aufgedeckt werden. 

Das Erlöschen der Seuche ist sofort der vorgesetzten Kreis-Regierung, Kam- 
mer des Innern, anzuzeigen und öffentlich bekannt zu machen. 


IV. Bestimmungen über die Entschädigung. 

$. 17. Die Entschädigung für die getödteten und die gefallenen Thiere, so- 
wie für die vernichteten Sachen und enteigneten Plätze wird nach Massgabe der 
$$. 3 und 4 des Reichs-Gesetzes vom 7. April 1869 geleistet. 

Die Schätzung hat durch ein unbetheiligtes Gemeindeglied, einen approbirten 
Thierarzt und einen weiteren Sachverständigen zu erfolgen. 

Die Distrikts-Polizeibehörde hat diese Schätzer zu bestellen und zu verpflichten. 

Bei der Abschätzung der Thiere haben die Schätzer der Abgabe ihres Gut- 
achtens den gemeinen Werth der Thiere, d. h. den Werth, welchen dieselben ohne 
Rücksicht auf die ausgebrochene Seuche vor der Tödtung nach den in der Gegend 
bestandenen Preisen mit Rücksicht auf den Gebrauchszweck, das Alter und den 
Ernährungsstand gehabt haben würden, zu Grund zu legen. 

Was die Enteignung von Plätzen betrifft, so ist, im Fall eine Zwangsabtretung 
von Grundeigenthum nothwendig werden sollte, nach Massgabe des Gesetzes vom 
17. November 1837 (Gesetzblatt Nr. 4) zu verfahren. 

Hinsichtlich der Geltendmachung der Ersatz-Ansprüche an die Reichskasse 
sind die hierüber jeweils geltenden besonderen Vorschriften massgebend. 


V. Desinfektion der Eisenbahnwagen. 

$. 18. Bezüglich der Desinfektion der Eisenbahnwagen sind die Bestimmun- 
gen im vierten Abschnitt der Instruktion vom 26. Mai 1869 bis auf Weiteres in 
Anwendung zu bringen. 

VI. Schlussbestimmungen. 

$. 19. Die Kreis-Regierungen, Kammern des Innern, haben im Falle des 
Ausbruches der Rinderpest in Bayern die weiter erforderlichen oberpolizeilichen 
Vorschriften und sonstigen Anordnungen nach Massgabe der revidirten Instruktion 
vom 9. Juni l. J. zu erlassen. ‘ 

Im Falle die Rinderpest in einem Regierungs-Bezirke zu grösserer Verbreitung 
gelangen sollte, hat die Kreis-Regierung, Kammer des Innern, die obere Leitung 
der zur Unterdrückung, sowie zur Verhütung einer Weiterverbreitung der Seuche 
nöthigen Massregeln einem Regierungs-Kommissär zu übertragen, welchem ein 
Sachverständiger beizugeben ist. 

Sobald die Rinderpest in einem Orte des Königreichs auftritt, hat die betref- 
fende Kreis-Regierung, Kammer des Innern, hievon sofort an das K. Staats-Mini- 
sterium des Innern Anzeige zu erstatten; letzteres wird, wenn die Seuche gleich- 
zeitig über mehrere Regierungs-Bezirke sich verbreitet, erforderlichen Falles be- 
behufs einer einheitlichen Leitung der durchzuführenden Massregeln einen Mini- 
sterial-Kommissär aufstellen. | 
München, den 8. August 1873. 

Auf Seiner Majestät des Königs Allerhöchsten Befehl. 
v. Pfeufer. 
Durch den Minister: der General-Sekretär. 
An dessen Statt 
Regierungsrath Zenetti. 


2. Impf-Gesetz vom 8. April 1874. 


(Reichs-Gesetzblatt 1874, S. 31 flg.) 
Bearbeitet von Dr. med. C. Jacobi in Grünberg. 


— 


1. Einleitung. 


Der Entwurf eines Gesetzes über den Impfzwang*) wurde dem 
Reichstage mittelst Schreibens des Reichskanzlers vom 5. Februar 1874 vor- 
gelegt. Der Gesetz-Entwurf war von eingehenden Motiven begleitet, aus 
denen zunächst hier der allgemeine Theil, — die Erläuterungen zu 
den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs aber in der Reihenfolge der Para- 
sraphen mitgetheilt werden sollen. 


»Das seit längerer Zeit in Deutschland bemerklich gewordene Umsichgreifen 
der Blattern-Krankheit hatin den Blattern-Epidemien der letzten Jahre 
eine beunruhigende Höhe erreicht und das Bedürfniss nach einer wirksamen Be- 
kämpfung der gefährlichen Seuche allgemein fühlbar gemacht. Aus Anlass der Er- 
örterungen, welchen in Folge dessen die Anwendung der Kuhpocken-Impfung 
in ärztlichen, wie in nicht-ärztlichen Kreisen unterzogen wurde, sind seit dem Jahre 
1870 wiederholte Petitionen theils für, theils gegen die Anwendung dieses Schutz- 
mittels an den ‚Reichstag gelangt. 

Nachdem der Reichstag anfänglich sich darauf beschränkt hatte, die Samm- 
lung statistischer Erhebungen 

über den Einfluss der Einimpfung der Schutzpocken auf die Verbreitung und Ge- 
fährlichkeit der Menschenblattern, sowie auf die Gesundheit der Geimpften 
zu empfehlen , fasste er, in Erledigung erneuter und dringlicher Anträge, in der 
Sitzung vom 23. April 1873 den Beschluss, den Reichskanzler zu ersuchen : 
für die baldige einheitliche gesetzliche Regelung des Impfwesens für das Deutsche 
Reich auf Grundlage des Vaccinations- und Revaccinations- 
Zwanges Sorge zu tragen. (Sten. Ber., S. 281 ff.) 

Aus den auf Grund dieses Beschlusses von Seiten des Bundesraths veranlassten 
Vorarbeiten ist der gegenwärtige Gesetz-Entwurf hervorgegangen. 

Schon bisher ist das Impfwesen in den meisten Bundesstaaten Gegenstand 
gesetzlicher Regelung gewesen. Die Gesetzgebung hat sich überwiegend im Sinne 
eines auf die ersten Lebensjahre beschränkten Impfzwanges aus- 
gesprochen. So bildet namentlich in Bayern, Baden, Hessen, im Grossher- 
zogthum Sachsen, in Oldenburg, Braunschweig, Sachsen-Meiningen, Anhalt, 


*) Der Regierungs-Entwurf lautete: »Gesetz über den Impfzwang«. Die Bezeich- 
nung: »Impf-Gesetz« wurde vorgezogen, weil dasselbe das ganze Impfwesen, nicht 
bloss den Impfzwang regelt. (Sten. Ber., S. 268.) 
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Schwarzburg-Rudolstadt, Hamburg, Elsass-Lothringen — zum Theil schon 
seit dem Anfang dieses Jahrhunderts — die einmalige Impfung der Kinder eine, 
der amtlichen Ueberwachung unterstellte Verpflichtung. Neuerdings haben einige 
der genannten Staaten — Sachsen-Meiningen und Anhalt — für ein gewisses 
späteres Lebensalter der Kinder auch die Revaecination zur Vorschrift gemacht. 

Einen abweichenden Standpunkt hat die Gesetzgebung bis jetzt im König- 
reich Sachsen und in Preussen behauptet. In dem ersteren Staate ist der Impf- 
zwang der Gesetzgebung fremd; in Preussen gilt Gleiches wenigstens für den 
Umfang des vor dem Jahre 1866 vorhandenen Staatsgebietes, während in den seit- 
dem hinzugetretenen Landestheilen,, so namentlich in Hannover, Schleswig-Hol- 
stein, Hessen-Nassau, ein gesetzlicher Impfzwang, in Nassau selbst ein beschränk- 
ter Revaccinations-Zwang, für die Kinder besteht. Doch ist im Königreich 
Sachsen, wie in den älteren Theilen des Preussischen Staates, die 
Verwaltung seit längerer Zeit nicht ohne Erfolg bemüht gewesen, der regelmässigen 
Anwendung der Impfung in der Bevölkerung Eingang zu verschaffen. 

Durch diese Ungleichartigkeit des Rechtszustandes, verbunden mit der geringen 
Aufmerksamkeit, welche die Statistik dem Impfwesen bisher gewidmet hat, sind die 
Ergebnisse der von dem Reichstage zunächst angeregten, thatsächlichen Erhebun- 
gen wesentlich beeinträchtigt worden. Soweit dieselben vorliegen, haben sie in 
dem Zentralblatt für das Deutsche Reich für 1873, Nr. 21 und 30 Veröffentlichung 
gefunden. Bei näherer Prüfung werden darin so viele Lücken und so er. 
hebliche Ungleichheiten wahrgenommen, dass man auf die Ziehung be- 
stinnmter Schlussfolgerungen verzichten muss. 

Trotz dieses Mangels an statistischen Beobachtungen haben Praxis und Wis- 
senschaft bereits seit langer Zeit eine durchaus bestimmte Stellung zu der Frage 
des Impfzwanges eingenommen. Die Regierungen der Bundesstaaten sind einig im 
der Anerkennung des heilsamen Einflusses der Impfung auf die allgemeine Gesund- 
heitspflege. Die Vertreter der ärztlichen Wissenschaft und ärztlichen Praxis neh- 
men, von vereinzelten Gegnern der Sache abgesehen, keinen Anstand, die Im- 
pfung für das werthvollste Schutzmittel gegen die Blattern- 
Krankheit zu erklären. Von der Königlich Preussischen wissenschaftlichen 
Deputation für das Medizinalwesen sind die durch Wissenschaft und Praxis ge- 
wonnenen Resultate in zwei Gutachten aus den Jahren 1872 und 1873 zu folgen- 
den Sätzen zusammengefasst worden : 

1. die Sterblichkeit hat bei der Blattern-Krankheit seit Einführung der Impfung 
bedeutend abgenommen; 

2. die Impfung gewährt für eine gewisse Reihe von Jahren einen mög- 
lichst grossen Schutz gegen diese Krankheit; 

3. die wiederholte Impfung tilgt ebenso sicher für eine längere Zeit die 
wiederkehrende Empfänglichkeit für die Krankheit und gewährt einen immer 
grösseren Schutz gegen deren tödtlichen Ausgang; 

4. es liegt keine verbürgte Thatsache vor, welche für einen nachtheiligen Einfluss 
der Impfung auf die Gesundheit der Menschen spricht. \ 

Der im September d. J. zu Wien abgehaltene internationale medizinische Kon- 
gress hat die Frage ebenfalls erörtert und mit einer an Einstimmigkeit grenzenden 
Majorität seine Stimme dahin abgegeben : 

dass die Impfung nothwendig und ihre allgemeine Durchführung den Regierun- 
gen zu empfehlen sei. 

Bei dieser Lage der Sache konnte der vorliegende Gesetz-Entwurf sich der von 
dem Reichstage vertretenen Auffassung nur anschliessen. 

Durch den Entwurf soll für die gesammte Jugendliche Bevölkerung die Ver- 
pflichtung zu einer ersten und, nach Ablauf einer gewissen Reihe von Jahren, auch 
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zu einer zweiten Impfung begründet werden. In Ansehung der Erwachsenen ist 
auf einen gleichen Zwang verzichtet worden. Wenn die Gesetzgebung in der 
Impfung ein nothwendiges Mittel der allgemeinen Gesundheitspflege einmal aner- 
kennt, so wird sie allerdings an und für sich bedacht sein müssen, ihr auch in den 
höheren Altersklassen der Bevölkerung Eingang zu verschaffen. Alle hierauf zu 
richtenden Massnahmen finden indess ihre Grenze bei dem Punkte, wo die Möglich- 
keit ihrer Durchführung zweifelhaft, und der Umfang der für die Bevölkerung daraus 
erwachsenden Belästigungen unverhältnissmässig gross wird. Von diesem Gesichts- 
punkte aus musste es aufgegeben werden, auch nur einzelne Altersstufen der er- 
wachsenen Bevölkerung in den Bereich des Impfzwanges hineinzuziehen. Die Ge- 
‚setzgebung hat sich mit der Sicherung zu begnügen, welche aus dem Schutz der 
Jüngeren Generation erwächst. Gerade in den jugendlichen Kreisen hat die Seuche 
stets den günstigsten Boden und von hier aus auch den Weg zur Uebertragung des 
Gifistoffes auf die älteren Klassen gefunden. Gegen diese Gefahr wird die Durch- 
führung des in dem Gesetz-Entwurfe angenommenen Grundsatzes einen wirksamen 
Schutz bieten. Es versteht sich von selbst, dass durch das Gesetz diejenigen Ein- 
richtungen nicht berührt werden sollen, vermöge deren auf Grund der von den zu- 
ständigen Behörden ausgegangenen disziplinaren Vorschriften gewisse Personen 
einer Impfung sich zu unterziehen haben. Derartige Einrichtungen bestehen. für 
das Heer, insofern die regelmässige Impfung der neu eintretenden Dienstpflich- 
tigen von der Militär-Behörde angeordnet und überwacht wird. Ebenso ist viel- 
fach in den Straf-Anstalten die Impfung als eine nothwendige sanitäre Massregel 
eingeführt. Der Rechtsgrund solcher auf einzelne, einer disziplinaren Behandlung 
unterworfenen, Klassen der Bevölkerung beschränkten Einrichtungen ruht auf 
anderem Gebiete, als dem der polizeilichen Gesetzgebung, und wird demgemäss 
durch die Akte der letzteren nicht beseitigt. 

Die Bestimmungen des Entwurfs haben Rücksicht genommen auf das Alter, 
von der Geburt bis zum etwa 22. Lebensjahre, wo der Einzelne durchschnittlich, 
wenn noch nicht in völlig selbständige, so doch in unabhängigere Verhältnisse 
einzutreten pflegt. Da die Beobachtungen darauf hinweisen, dass die Schutzkraft 
der Impfung nach dem Verlaufe von etwa zehn Jahren eine bemerkliche Abnahme 
erfährt, so war die Nothwendigkeit einer wiederholten Impfung innerhalb der ge- 
dachten Zeit gegeben. Der Entwurf hat die erste Impfung in den Beginn des 
ersten, die zweite in den Beginn des zweiten Jahrzehnts gelegt, aus praktischen Er- 
wägungen indess die Impfungsfristen weit gefasst, und auf diesem Wege eine ge- 
wisse Verschiebung der Impfung auf ein etwas späteres Jahr ermöglicht.« 


Vor dem Eintritt in die weitere Darstellung des Verlaufs dieser legisla- 
tiven Vorlage sei bemerkt, dass sich zur Berathung des Gesetz-Entwurfes 
auf Veranlassung des Abg. Dr. Löwe eine s. g. freie Kommission unter 
Vorsitz des Abg. v. Winter (Danzig) gebildet hatte. 

Von den Verhandlungen des Reichstags erscheinen die nachstehenden Aus- 
züge*) aus einzelnen Reden der verschiedenen Lesungen, als einleitende 
Erläuterungen der allgemeinen Gesetzes-Materie. an dieser 
Stelle der Aufnahme werth. 


*) Für den ganzen Verlauf unseres Kommentars gilt die Bemerkung, dass die Reden 
nicht in ihrem vollständigen Wortlaute, sondern nur ihrem wesentlichen Sach-Inhalte nach 
wiedergegeben sind. Die — hier und da sehr naheliegende — Kritik mancher Aeusse- 
rungen glauben wir unseren sachkundigen Lesern überlassen zu dürfen. 
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A. Aus der ersten Lesung. Sitzung vom 18. Februar 1874. (Sten. 
Ber., $. 1024.) 


Bevollmächtigter zum Bundesrath f. d. Königr. Bayern, 
Ministerialrath v. Riedel: 


»Es ist einerseits die einheitliche gesetzliche Regelung des Impfwesens für das 
Deutsche Reich in Aussicht genommen, und andererseits die Einführung des Impf- 
zwanges und des Revaceinations-Zwanges vorgeschlagen. Die einheitliche Regelung 
entspricht im Allgemeinen dem Gedanken der Verfassung, welche die Pflege der. Wohl- 
fahrt des Deutschen Volkes als Aufgabe des Reiches hinstellt, und im Besonderen dem 
Art. A der Verfassung, welcher Massregeln der Medizinal-Polizei zu denjenigen Gegen- 
ständen zählt, die der Beaufsichtigung und Gesetzgebung des Reiches unterliegen. Sie 
entspricht aber auch der Natur der Sache. Durch den nunmehr ungehemmten, regen 
Verkehr der Angehörigen der einzelnen Bundesstaaten wird die Gefahr der Verschlep- 
pung der Blattern-Krankheit wesentlich vergrössert und die Nothwendigkeit herbeige- 
führt, sie durch gemeinsame Massregeln zu bekämpfen. 

Was sodann den zweiten Theil des Beschlusses betrifft, den der Reichstag im 
vorigen Jahre gefasst hat — die Einführung des Impfzwanges —, so waren die verbün- 
deten Regierungen sich der Bedenken wohl bewusst, welche gegen diesen Zwang von 
einigen Seiten erhoben wurden; es ist jedoch im Moment kaum eine Veranlassung ge- 
geben, diese Bedenken näher zu widerlegen. Ich glaube mich vielmehr auf die Be- 
merkung beschränken zu dürfen, dass die verbündeten Regierungen sich denjenigen 
Gründen nicht verschliessen konnten, welche im Sommer vorigen Jahres für den Be- 
schluss des Reichstages in diesem Hause angeführt worden sind. 

Hierzu kommt noch, dass der Impfzwang bereits fast in allen Deutschen Staaten be- 
steht, und dass man allseitig hinreichende Gelegenheit gehabt hat, Erfahrungen darüber 
zu sammeln. Die sämmtlichen Regierungen sind auf Grund ihrer Erfahrungen in Ueber- 
einstimmung mit der überwiegenden Mehrzahl der Aerzte der Anschauung, das erstens 
die Sterblichkeit an der Blattern-Krankheit seit Einführung der Impfung bedeutend ab- 
genommen hat, dass zweitens die Impfung eine gewisse Reihe von Jahren einen Schutz 
gegen die Krankheit gewährt, und dass drittens nachtheilige Folgen der Impfung für 
die Gesundheit nicht konstatirt sind. 

Mit Rücksicht hierauf konnten die verbündeten Regierungen nur dem gedachten 
Beschlusse des Reichstages entgegenkommen. Cr 

Dieselben Gründe, welche für die erstmalige Impfung sprechen, bestehen im Wesent- 
lichen auch für die Einführung des Revaceinations-Zwanges, nachdem sich gezeigt hat, 
dass die Wirkungen der ersten Impfung nach einer bestimmten Reihe von Jahren nicht 
mehr so lebendig sind, um einen genügenden Schutz zu gewähren. Es wird Ihnen daher 
gleichzeitig der Revaceinationszwang vorgeschlagen. 

Indem sich der Entwurf hiernach in allen seinen wesentlichen Grundlagen mit den- 
jenigen Anschauungen, welche die Majorität dieses Hauses im vorigen Jahre geleitet 
hat, in Uebereinstimmung befindet, geht das Bestreben der verbündeten Regierungen 
noch dahin, die Durchführung der beabsichtigten Massregel einerseits möglichst zu er- 
leichtern, andererseits möglichst zu sichern. Man hat durch Statuirung längerer Fristen, 
innerhalb deren die Impfung erfolgen kann, jedem Impfpflichtigen, respektive dessen 
Eltern die Möglichkeit gewährt, sich die für die Vornahme der Impfung passendste Zeit 
zu wählen. Der Gesetz-Entwurf trifft ferner Vorsorge dafür, dass Öffentliche Impfungs- 
stellen eingerichtet werden, und dass die Impfung unentgeltlich geschieht. Sodann sind 
Bestimmungen gegeben, dass nicht durch leichtsinnige Vornahme von Impfungen Ge- 
fahren für das Leben und die Gesundheit der Impfpflichtigen herbeigeführt werden. 
Wenn endlich im Gesetz-Entw. auch bestimmte Strafen vorgesehen sind, so war das 
erforderlich, um den einmal als richtig und nothwendig anerkannten Zwang auch durch- 
zuführen. Ich glaube aus den Erfahrungen, die meine Regierung in Bayern gemacht 
hat, wo seit Jahrzehnten derartige Vorschriften bestehen, konstatiren zu dürfen , dass 
Zwangsvorschriften, sobald nur einmal das Impfwesen im Gange ist, wohl in den sel- 
tensten Fällen zur Anwendung gebracht werden müssen.« 


Abgeordneter Dr. Löwe: 

»M. H., der H. Vertreter der Bundes-Regierungen hat Ihnen soeben schon die Prin- 
zipien des Gesetz-Entw. entwickelt, und ich stimme ihm zu, diese Prinzipien sind in 
der That ganz entsprechend den Beschlüssen, die das Haus in seiner früheren Zusam- 
mensetzung in der letzten Session gefasst hat. Die Prinzipien, die das Haus damals 
bekannt hat, gehen dahin, dass der Staat die Pflicht hat, seine Einwohner zu schützen 
gegen eine schwere Seuche, welche in früheren Zeiten im höchsten Grade verheerend 
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gewirkt hat, und welche aus dem Mangel der Revaceination auch in den letzten Jahren 
noch wieder grosse Verheerungen angerichtet hat. Der Staat hat sich zur Erfüllung 
dieser Pflicht entschlossen, nachdem er das Mittel, sie zu erfüllen, erkannt hat. Er ist 
also mit diesem Gesetz im Stande, viele Leben zu erhalten, die auf diesem Wege er- 
halten werden können, und, was eben so nöthig ist, eine Masse von dauerndem Siech- 
thum, eine Masse von Verlusten der Sinnes-Organe zu verhüten, die dieser Krankheit 
folgen und die die Arbeitsfähigkeit derjenigen, die derselben unterworfen sind, auf.das 
Schwerste beeinträchtigen. Es handelt sich also um die Erhaltung vieler Menschen- 
leben und um die Erhaltung einer unabsehbaren Reihe von Arbeitskräften und Arbeits- 
tagen, welche den Einzelnen zum erhöhten Lebensgenuss helfen und der Gesellschaft 
wie dem Staate zu ihrer weiteren Entwickelung von höchstem Werth sind. Das ist der 
Rechtsstandpunkt, und diesem gegenüber, glaube ich, sind die Einwendungen, die 
gegen das Gesetz vom Standpunkt der persönlichen Freiheit gemacht werden, hinfällig. 
denn der Staat hat die Pflicht, die Freiheit des Einzelnen soweit einzuschränken, als 
es das wohlerkannte Interesse der Gesammtheit verlangt, und er vollzieht diese Pflicht 
gerade auf diesem Gebiet in den verschiedensten Formen bei den verschiedensten Ge- 
legenheiten. Bei der Entwickelung der Öffentlichen Gesundheitspflege werden wir noch 
öfter diesem Punkte gegenüberstehen. ...... 

Wenn wir die grossen Grundzüge dieses Gesetzes ansehen, so können wir die Be- 
ruhigung haben, dass wir eigentlich nur das, was durch die Meinung, durch die Ueber- 
zeugung, durch das Handeln der grossen Masse unserer Bevölkerung schon längst zur 
Sitte geworden ist, in einem Gesetze fixiren. Wir sind dazu genöthigt, es nicht blos 
der Sitte und somit der Einsicht des Einzelnen zu überlassen, weil wir geräde in Folge 
der schweren Epidemien, die während des letzten Krieges über uns hereingebrochen 
sind, die Erfahrung gemacht haben, dass wir wenigstens die Revaceination — und die 
hat hier den Anstoss gegeben — nicht mehr den Einzelnen überlassen können, weil die 
Masse der Fälle, die in einer Epidemie sich häufen, immer in einer Verschärfung sowohl 
in der Ausdehnung, die die Ansteckung über den ganzen Bevölkerungskreis gewinnt, 
als auch in einer Verschärfung der einzelnen Fälle sich bemerkbar macht. Derjenige, 
der in einem Kreise angesteckt wird, in dem hundert schwere Pockenkranke liegen, 
wird, wenn er auch nur einen geringen Grad der Ansteckungsfähigkeit besitzt, da- 
von angesteckt werden und, einmal angesteckt, viel schwerer davon ergriffen werden, 
— die Ansteckung wird also viel virulenter wirken, als bei demjenigen, der bei einem 
zufälligen Besuche, den er empfängt oder giebt, mit einem einzelnen Pockenkranken in 
Berührung kommt. Die Ausdehnung der Epidemie nicht sowohl, als die Heftigkeit der 
Krankheit kann durch die Revaccination verhütet werden. 

Ich bin also der Meinung, dass man nothwendig zur zwangsweisen Revaceination 
schreiten muss, und glaube auch, dass diese zwangsweise Revaceination gar keine 
Schwierigkeit findet, wenn wir der Idee, wie sie dem Gesetz-Entwurf zu Grunde liegt, 
folgen, wenn nämlich diese zwangsweise Revaccination in dem schulpflichtigen Alter 
vorgenommen wird, bevor die Kinder die Schule verlassen. Es wäre ja vielleicht wün- 
schenswerth, noch ein Jahr oder etwas länger zu warten, weil die Ansteckung verhält- 
nissmässig bis zum zwölften Jahre noch selten ist, und weil wir mit der späteren Re- 
vaccination die Aussicht hätten, sie schon wieder bei Ansteckungsfähigkeit vorzu- 
nehmen, wo die Pocken also angehen, und so der beabsichtigte Schutz sicherer erzielt 
wird. Aber wir haben das Interesse, die Kinder in dem Alter zu impfen, wo sie noch 
vollkommen schulpflichtig sind, wo nicht irgend ein renitenter Vater oder Vormund 
sagen kann: »Ich will mein Kind lieber ganz aus der Schule nehmen, es ist ohnehin bald 
fertig, es wird konfirmirt werden; dann ist die Sache vorbei.« Um dem zu entgehen, 
ist es das Beste, wir nehmen das im Gesetz-Entwurfe vorgeschlagene zwölfte Lebens- 
jahr. Diese Impfung in der Schule wird sich meiner Ueberzeugung nach sehr gut und 
vollständig, sogar noch besser und einfacher kontroliren lassen, als die erste Vacci- 
nation, und es ist im höchsten Grade wichtig, dass diese neue Vaccination vollkommen 
kontrolirt werde. 

Ich komme noch zu dem Punkte über die Kosten, die daraus erwachsen. Der Ent- 
wurf schweigt darüber; ich glaube aber doch, dass wir uns gleichwohl den Punkt klar 
machen sollen: wer zahlt denn die Sache? Bezahler sind in erster Linie, glaube ich, 
hier wieder die Gemeinden und Kreise. Aber gewisse Institute müssen die Staats- 
Regierungen übernehmen und bezahlen. Zentral-Impfstellen z. B. müssen auf Staats- 
kosteneingerichtet werden. Die Sorge für gute Lymphe müssen die Staats-Regierungen 
selbst übernehmen, und wenn die Regierungen das thun, so handeln sie nicht bloss dem 
Gesetze der Billigkeit nach, sondern sie geben damit diesem gesetzlichen Zwang erst 
die richtige Grundlage und werden die Durchführung derselben wesentlich erleichtern. 

Was die formelle Behandlung des Gesetzes betrifft, so bin ich der Meinung, dass 
wir das Gesetz nicht einer Kommission zu überweisen brauchen. Ich möchte vielmehr 
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diejenigen, welche sich für das Gesetz lebhafter interessiren, bitten, zu einer freien 
Kommission zusammenzutreten, die Ihnen dann die Abänderungen, welche sie für noth- 
wendig erachtet, vorschlagen wird. \ 


Erlauben Sie mir jetzt noch ein Wort über den Widerstand, auf den das Gesetz 
trifft. Dieser Widerstand klammert sich an zwei Momente an. Das eine ist in der 
That eigentlich nicht diskussionsfähig. Die Gegner sagen nämlich: »Ihr kommt uns 
mit der Statistik, dass die Zahl der Pocken-Epidemien, die Zahl der Erkrankungen, die 
Zahl der Sterbefälle seitdem die Impfung eingeführt ist, sehr abgenommen habe, dass 
sie auf eine Reihe von Jahren ganz verschwunden ist und nie wieder so schlimm ge- 
worden, als sie vor Einführung der Impfung gewesen ist. Aber beweist uns erst ein- 
mal, dass das wirklich durch die Impfung geschehen ist.« Ich glaube wirklich, das ent- 
zieht sich der Diskussion. Die Zahl derer, die mit diesem Einwand kommen, ist auch 
nur klein. Die Meisten drängen einen anderen Einwand in den Vordergrund, nämlich 
den, dass Krankheitsstoffe mit der Impfung übertragen werden können. Da ist nun 
die Meinung der ungeheuren Mehrzahl aller Sachverständigen, die Meinung aller ad hoc 
zusammengesetzten Kommissionen aller Länder, aller Staaten, aller Nationen die ge- 
wesen und ist es noch heute, dass diese Gefahr nur in den seltensten Fällen existirt, 
und dass sie da, wo sie existirt, durch ein sachverständiges Auge verhütet werden kann. 
Diese Gefahr hat sich nach allen Untersuchungen darauf beschränkt, dass die Syphilis 
übertragen werden kann. Die Syphilis, um die es sich dabei handelt, ist in den meisten 
Fällen die angeborene Syphilis; die Kinder sind meist so elende Würmer, dass die 
wenigsten auch nur bis zum impfpflichtigen Alter leben, die meisten sterben früh. 
Durch leichtsinnige Wartung u. s. w. kann ja die Syphilis auch sonst noch auf die Kin- 
der übertragen werden. Aber die Erfahrung und sehr sorgfältige Versuche, die be- 
sonders der ausgezeichnete französische Arzt Delzenne gemacht hat mit der Impfung 
mit Pockenlymphe von an Syphilis erkrankten Personen, wenn sie regelmässige Kuh- 
pocken haben — Versuche, die der rechtschaffene Mann zuerst an sich selbst gemacht, 
indem er sich von einer Pockenpustel eines Syphiliskranken geimpft hat — haben ge- 
zeigt, dass, wenn die Impfung vorsichtig geschieht, d. h. wenn nicht Blut desjenigen, 
von dem die Lymphe genommen wird, mit der Lymphe gemischt war, sie an ihm und 
an all den Personen, die er nachher zur Feststellung der mit diesem Experiment ge- 
machten Erfahrungen geimpft hat, regelmässige Pocken erzeugt hat, ohne dass irgend 
eine Syphilis hinterher sich zeigte. Das ist eine Thatsache, die er in seinem Hospital 
vor aller Augen nicht Ein Mal, sondern wiederholt gemacht hat. Es hat sich die eng- 
lischeKommission, die mit der Prüfung des Verdachts, ob Krankheitsstoffe und 
besonders Syphilis mit der Pocken-Impfung übertragen werden können, besonders be- 
auftragt war, nach einer Reihe von ausgedehnten und sorfältigen Untersuchungen in 
dem Sinne ausgesprochen. 


Nun, m. H., haben Sie in diesem Gesetze noch eine gerade in dieser Beziehung wich- 
tige Vorschrift. Die Vorschrift ist die, dass dieser Akt nur von sachkundiger Hand 
gemacht werden soll. Wie diese Vorschrift zur Ausführung gebracht wird, ob sie 
durch bestimmte Strafbestimmungen geschützt werden wird, das ist eine andere Frage 
und muss einer späteren sorgfältigen Ueberlegung überlassen werden. Ich bin aber 
der Meinung, dass, selbst wenn dieser Verdacht, dass in_einzelnen, $elbst von den An- 
klägern als selten bezeichneten Fällen, Syphilis übertragen wurde, so begründet wäre, 
wie diejenigen, die ihn am lebhaftesten und mit grösster Leidenschaft aussprechen, ihn 
darstellen, doch unser Endurtheil über den Werth der Impfung immer dasselbe bleiben 
müsste. Wir würden immer zu dem Schlusse kommen müssen, dass wir in der Impfung 
ein unendlich heilsames und zwar in der ungeheuren Mehrzahl der Fälle heilsames Mittel 
haben, das lebensrettend in sehr vielen Fällen wirkt, während nur durch ungeschickten 
und unvorsichtigen Gebrauch dieses ausgezeichneten Heilmittels Verderben gebracht 
werden kann. M.H., wollen Sie Chloroform verbieten, weil ein leichtsinniger Zahn- 
arzt Jemanden mit Chloroform vergiften kann und sogar notorisch schon Todesfälle 
durch das Chloroform bewirkt sind? und doch wendet er Chloroform nur an, um einem 
Menschen einen ganz untergeordneten Schmerz zu ersparen, der besser erlitten würde, 
weil sein Ertragen für die Gesundheit und die Konstitution viel weniger nachtheilig ist, 
als der Rausch, die Betäubung, in die der Chloroformirte bis zur Bewusstlosigkeit ver- 
setzt wird. Aber wollen Sie darum das Chloroform verwerfen, wie es die Fanatiker 
mit dem Impfen machen, weil einzeine schlimme Fälle vorgekommen sind, und etwa 
dem Zahnarzt verbieten, um einem Menschen leichter einen Zahn ausziehen zu können, 
Chloroform zu geben? Meine Herren, nach den Tabellen, die in Württemberg geführt 
worden sind — und Württemberg hat Impfzwang —, ist unter zwei Millionen von 
Fällen nicht eine Uebertragung von Syphilis vorgekommen, und leider kommt die Sy- 
philis an sich in Württemberg doch eben so häufig vor, wie in anderen Ländern. Dar- 
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aus mögen Sie den Grad der Gefahr ermessen, der im schlimmsten Falle daraus ent- 
stehen kann. 

Meine Herren, ich bitte Sie nun noch, nicht zu erschrecken vor der Lebhaftigkeit, 
Heftigkeit und anscheinend grossen Zahl derjenigen, die gegen das Gesetz protestiren. 
Ich erinnere Sie an einen Vorgang, der erst im vorigen Jahr auf dem Wiener medizi- 
nischen Kongress stattgefunden hat. Es kam die Impffrage zur Diskussion; es mel- 
dete sich eines der Mitglieder und sprach mit der grössten Heftigkeit gegen die Im- 
pfung. Er bekam seine ruhige Antwort von einem andern Mitglied. Dann meldete 
sich ein Zweiter gegen die Impfung, dem auch mit einer Widerlegung geantwortet 
wurde — und so ein Dritter, dann ein Vierter, immer lebhafter und heftiger, so dass 
man glauben musste, es sei eine grosse Partei gegen die Impfung in der Versammlung. 
Die Diskussion wird dann geschlossen; die Impftrage kommt zur Abstimmung und die 
ganze Versammlung von Aerzten aller Länder erklärt sich für die Impfung und den 
Zwang zur Impfung gegen diese Vier, von denen jeder Einzelne das Wort genommen 
hat. Fürchten Sie sich also nicht vor der Masse des Widerspruchs: es sind einzelne 
Stimmen, die mit grossem Eifer ihre Thesis vertheidigten, die aber durchaus nicht als 
Durchschnittsleute zu betrachten sind, welche eine grosse Masse von Menschen hinter 
sich hätten. 

Ich wiederhole Ihnen meine Ueberzeugung:: dieses Gesetz entspricht unseren Sitten, 
entspricht unseren Bedürfnissen, und so vollziehen Sie nur einen Akt der Gerechtigkeit 
zum Schutz des wahren Wohles des Volkes, wenn Sie ein solches Gesetz annehmen.« 


Abgeordneter Reimer: 

REINER M.H., aber wie wird man es in jenen grossen Impfsälen machen ! Wie schon 
hier richtig angedeutet worden ist, es werden nicht immer geschickte Aerzte anwesend 
sein; dort werden dieImpfungen fabrikmässig vorgenommen werden und, was höchstens 
geschieht, man wird das Kind des Arbeiters, das Kind des Volkes vielleicht zu Expe- 
rimenten gebrauchen, um zu sehen, wie weit man bei dem Kinde eines Günstlings vor- 
zugehen riskiren kann, um in Amt und Würden zu steigen. Es giebt tüchtige Aerzte, 
aber auch viele handwerksmässige Pfuscher und auch viele hartherzige, die da speku- 
liren, wie jeder andere Geschäftsmann, die sich aber nicht auf den Standpunkt stellen, 
dass sie die Priester der Menschheit sind. Ich glaube, zum grössten Theil werden Sie 
davon überzeugt sein, dass es durchaus noch nicht bewiesen ist, dass die Impfung gegen 
die Blattern oder Pocken-Krankheit schützt, dahingegen davon, dasses möglich ist, durch 
die Ueberführung fremden Giftes Tausende und Abertausende zu schädigen. Deshalb 
muss hier sehr vorsichtig vorgegangen werden; denn würden wir ein derartiges Gesetz, 
wie das vorliegende, annehmen, wer steht uns dann dafür, dass zu einer Zeit, wo viel- 
leicht eine Cholera-Epidemie herrscht, man uns vorschreibt, es muss ein Jeder täglich 
ein gewisses Quantum verdünntes Scheidewasser oder Spiritus zu sich nehmen, um die 
Zirkulation des Blutes aufrecht zu erhalten. Es giebt aber, glaube ich, — und die Ge- 
setzgebung ist verpflichtet, sich darnach umzusehen, — noch andere Mittel, um den 
Pocken-Krankheiten wie anderen Epidemien vorzubeugen und Wissenschaft und Erfah- 
rung haben auch bereits ein Grosses darin geleistet. Es ist bekannt, dass dort, wo eine 
grosse Menge schlecht ernährter, schlecht gekleideter Leute in eine schlechte Wohnung 
zusammen gedrängt sind, dort gerade Pocken und sonstige Epidemien den fruchtbarsten 
Boden finden. Also hier ist jedenfalls die Stelle, wo Sie helfen können. Es ist be- 
wiesen worden, namentlich durch die französischen Gefangenen hat es sich thatsäch- 
lich gezeigt, dass dem so sei. Ferner zeigt uns die Statistik sämmtlicher grössern 
Städte Englands, Frankreichs und Deutschlands, dass überall da, wo die Arbeiter-Be- 
völkerung zusammengedrängt ist, die Sterblichkeit, sobald eine Epidemie eintritt, eine 
bedeutend grössere ist, als in den weniger bewohnten Gegenden, wo Reinlichkeit, Ord- 
nung u. s. w. besser herrschen können, kurz mit einem Wort, wo die Bewohner besser 
situirt sind. Nur ein einziges Beispiel, das wahrscheinlich Ihnen allen bekannt ist, und 
das auch in der betreffenden Broschüre angeführt ist, aus Chemnitz, erlaube ich mir 
anzuführen. Da, wo in einem Hause beispielsweise 160 Einwohner zu finden waren, 
da war die Sterblichkeit eine enorm grosse. Ich möchte noch aus eigener Erfahrung 
anführen, dass ebenfalls in einer der reichsten Städte Deutschlands, in Hamburg, die 
Cholera fort und fort existirt, und wodurch? Nur dadurch, weil es:nirgends erbärm- 
lichere Arbeiter-Wohnungen — als Spelunken kann man sie bezeichnen — giebt, als 
gerade dort. Dort giebt es die meisten Keller-Wohnungen, die noch dazu einen Theil 
des Jahres unter Wasser gesetzt sind. In jener Gegend hört auch niemals die Cholera 
auf, dort grassiren die Blattern am allertollsten. 

Also darum ist es nothwendig, dass die Gesetzgebung darauf ihr Augenmerk lenke 
und dass sie nicht auf den Impfzwang, der sich durchaus noch nicht als wirklich gut er- 
wiesen hat, ihr Hauptaugenmerk richte; denn wenn in diesen grossen Städten unge- 
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impfte Kinder in Masse sterben, dann ist es nicht gesagt, dass sie darum gestorben, 
weil sie nicht geimpft worden sind, sondern man kann den Grund nur darin suchen, 
‚dass die schlechte Ernährung und die angestrengte Fabrik-Arbeit der Mutter es nicht 
dazu kommen liess, ein gesundes Kind zu gebären und noch viel weniger zu ernähren. 
Daher also datirt die grosse Sterblichkeit der Kinder in den grossen Städten, und es 
müsste in erster Linie dafür gesorgt werden, dass diesen Uebelständen abgeholfen 
werde. Wenn beispielsweise die grossen Geldkosten, welche bewilligt werden sollen 
für die Einführung des Impfzwanges, verwendet würden dazu, dass man überall Öffent- 
liche Wasch- und Bade-Anstalten errichtete, wo die Frau des Volkes Raum, Licht 
und Feuerung gratis erhielte, um ihre Wäsche reinigen zu können, und wenn man die 
Eltern zwänge, mindestens einmal in der Woche ihr Kind zu baden und den Er- 
wachsenen dies unentgeltlich freistellte, dann würden Sie gegen die Epidemien den 
ersten tüchtigenDamm gezogen haben; diesen Damm zu befestigen, würde eine weitere 
Arbeit der Gesetzgebung fsein, wodurch es dem fleissigen Arbeiter ermöglicht wird, 
dass er sich ordentlich kleiden, ordentlich ernähren , sein Kind mit einem Butterbrode 
zur Schule, und nicht in die Fabrik schicken kann.« 


Abgeordneter Dr. Zinn: 

»Die öffentliche Gesundheitspflege ist im Deutschen Reiche noch weit hinter dem 
Stande zurück, den sie in anderen Staaten, namentlich in England, in den Niederlanden 
und in einigen Kantonen der Schweiz eingenommen hat. Die Vorlage, hervorgegangen 
aus der Initiative diesesHauses, beweist mir, dass die Reichs-Regierung die Bedeutung 
der öffentlichen Gesundheitspflege für das Volk wohl zu würdigen weiss, und dass sie 

. ernstlich bemüht ist, endlich den gestellten berechtigten Forderungen der Medizin im 
Interesse der öffentlichen Gesundheit gerecht zu werden, und in der That entspricht die. 
Vorlage im Grossen und Ganzen allen den Anforderungen der durch Wissenschaft und 
Erfahrung festgestellten und durch strenge Kritik gesicherten Thatsachen. .... 

.... Während im vorigen Jahrhundert ein Zehntel der Menschen an den Pocken 
starben, und ein anderes Zehntel entstellt wurde, hat die Mortalität im ganzen seit Ein- 
führung der Kuhpocken-Impfung bedeutend abgenommen, und die Mortalität an Pocken 
ist auf ein Minimum reduzirt. Gegenüber diesen auf statistischem Wege festgestellten 
Thatsachen fallen die Bedenken, die man gegen die möglichen Nachtheile geltend macht, 
auch wenn sie begründet wären, nicht in die Wagschale. Ich erlaube mir nur wenige 
Zahlen anzuführen:: in Kopenhagen starben von 1751 —1800 vor Einführung der Im- 
pfung 3128, nach der Einführung von 1807—1850, 286 an Blattern. Ich will Sie damit 
nicht ermüden und sage nur, es liegt ein vollkommenes wissenschaftliches Material vor; 
die Frage ist längst spruchreif, und wir müssen froh sein, dass wir endlich einen Schritt 
weiter gehen dürfen. Die Gegner theilen sich zunächst in solche, die überhaupt die 
Impfung als schädlich betrachten. Für diese Ansicht ist auch nicht eine einzige That- 
sache angeführt. Es ist richtig und nicht zu leugnen und wird auch am allerwenigsten 
von den ÄAerzten geleugnet, dass die Möglichkeit vorliegt, gewisse Krankheitstoffe bei 
der Impfung zu übertragen. Der H. Abg. Löwe hat Ihnen bereits vorgeführt, dass seit 
Einführung der Impfung in Württemberg seit 1818 trotz aller Rührigkeit der Gegner 
auch nicht ein einziger Fall von Uebertragung von Syphilis durch die Impfung konsta- 
tirt ist, und in Bayern sind unter etwa 8 Millionen Impfungen bisher etwa 2 bis 3 soleher 
Fälle vorgekommen. M.H., es ist aber ganz wohl möglich, durch Vorsicht und Sorg- 
falt derartige Schäden zu vermeiden, und dafür soll eben der Gesetz-Entwurf sorgen. 
Es ist bemerkt worden, man könne sich wohl den Impfzwang gefallen lassen, aber nicht 
den Wider-Impfungszwang. Die ausserordentliche Wohlthat der Impfung ist erst dann 
segensreich geworden, als man die Beobachtung machte, dass sie nur für eine gewisse 
Lebensdauer schütze, dass also, wenn sie wirksam sein solle, sie wiederholt werden 
müsse, — und das ist der Hauptvorzug der 'Gesetzes-Vorlage, dass sie diesen Zwang 
‚auch für die Revaceination einführen will. 

M. H., es liegen Ihnen zahllose Petitionen vor, in denen dringend und warm gegen 
die Impfung gesprochen wird. Erlauben Sie mir, dass ich Ihnen nur eine ganz kleine 
Blumenlese gebe. In einer der vorliegenden Petitionen — eines Vorstandes einer appro- 
birten schwedisch-gymnastischen Heil-Anstalt heisst es z. B.: 

»»Der Kinder und Frauen liebliche Rosenfarbe verwandelt sich häufig in die 
schmutzig grüngelbe graue Farbe des Kuheiters, woher es kommt, dass die Schönheit 
der Deutschen Frauen und Mädchen untergraben und ihre Hautfarbe verändert ist. 
Der Todtenhof in Wichmannshausen erzählte mir vor einigen Jahren, dass er in 
einem Zeitraum von kaum vier Monaten 27 solcher Blumen in seinen kühlen Schooss 
aufgenommen habe, und dass die Geister dieser Unschuldigen umherirrten, um ihre 
zurückgebliebenen Schwestern und Brüder vor ihrem gemeinsamen Feinde und ihren 
Peinigern zu warnen.«« 
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Das ist nicht die Sprache der nüchternen, objektiven Beobachtung, das sind Ge- 
fühls-Erregungen, diesehr wohleinem ganz guten und festen Glauben, aber nimmermehr 
einer wissenschaftlichen Prüfung entsprungen sein können, und sehen Sie näher zu, so 
finden Sie diese Gefühls-Erregungen, ja, ich kann wohl sagen Halluzinationen, in einem 
Theile dieser Petitionen in Zahlen umgesetzt, als Material für eine Statistik benutzt, 
die Ihnen beweisen soll, dass die Impfung nicht nur schädlich und unnütz, nein, dass 
sie auch ein förmliches Verbrechen am Volkswohle sei. Vergleichen Sie dieses Ma- 
terial z. B. mit dem Gutachten der Kgl. Preussischen wissenschaftlichen Deputation für 
das Medizinalwesen oder des ärztlichen Vereines für wissenschaftliche Heilkunde in 
Königsberg, so glaube ich, dass die noch Zweifelhaften unter Ihnen und wohl auch 
manche Gegner der Vorlage zu Freunden derselben werden. 

M.H., ausser diesen Gegnern, die überhaupt keine Impfung wollen, giebt es nun 
noch sehr hoch achtbare Stimmen, die zwar die Impfung als eine nothwendige und 
wohlthätige Massregel anerkennen, aber den Impfzwang verwerfen, die durch Belehrung 
auf die Bevölkerung wirken wollen, damit diese sich freiwillig dieser Maasregel unter- 
ziehe. Meine Herren, ich gestehe, dass ich diesen Weg ebenfalls für nothwendig und 
bis zu einem gewissen Grade für wirksam halte, ich gebe zu, dass das Mass von Ver- 
ständniss, welches eine Bevölkerung für ärztliche und naturwissenschaftliche Dinge 
hat, ein nicht zu unterschätzender Werthmesser für deren Kulturzustand ist. Aber 
ich glaube nicht, dass wir Grund haben, in dieser Beziehung zur Zeit sehr stolz zu sein.« 


B. Aus der zweiten Lesung. Sitzung vom 6. und 9. März 1874. Sten. 
Ber., S. 226 ff. 


Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lenz bespricht zunächst drei für 
das Gesetz eingegangene Petitionen von nicht bemerkenswerthem Inhalte 
und fährt dann fort: 

»Sechsundzwanzig Petitionen gehen gegen das Gesetz. Sie werden mir gestatten, 

die Petitionen zu sondern nach Kategorien und nicht jede einzeln anzuführen. 

Von einem Arzte geht nur eine Petition aus, welche sich gegen das Gesetz aus- 
spricht und ein untrügliches Vorbeugungsmittel gegen die Krankheit vorschlägt, die 
Petition des Arztes Deventer in Berlin. Vier Petitionen gehen aus von Vereinen: eine 
vom hydro-diätetischen Verein in Magdeburg, eine vom Direktor der schwedischen 
Heilgymnastik Becker in Berlin, drei Petitionen von dem Verein für Naturheilkunde 
in Chemnitz, Waldheim und Altenburg, eine Petition des Vereins für naturgemässe 
Lebensweise in Frankfurt am Main und ebenso auch von Berlin. M. H., diese Vereine 
sehen in der von ihnen eingehaltenen und empfohlenen Lebensweise, in den Heilmitteln 
und in dem Heilverfahren , welches sie beim Ausbruch der Krankheit anwenden, das 
richtige und einzige Vorbeugungsmittelgegen die Blattern-Krankheit, das richtige Mittel, 
um, wenn die Krankheit ausgebrochen ist, sie möglichst unschädlich zu machen. Sie 
kommen also auch auf die Verwerfung des Impfzwanges. Gegen das Impfwesen führen 
sie weiter allgemeine Momente an. Sie sagen, dass in der Anordnung hygienische Mass- 
regeln, in der Verbesserung der Bedingungen, unter denen das Volk den Krankheits- 
Einflüssen widerstehen kann, in der Verbesserung der Wohnungs-Verhältnisse, der 
Wasch-Anstalten Mittel gegeben seien, solchen Epidemien entgegen zu treten. Diese 
Petitionen sind noch weiter mit einer anderen Kategorie, auf die ich noch kommen 
muss, in Uebereinstimmung, indem sie eine allgemeine Polemik gegen das Gesetz 
führen. In dieser Polemik stimmen sie überein mit den zahlreichen Petitionen, die aus 
verschiedenen Städten des Reichs an den Reichstag eingelaufen sind, und zwar aus 
Kreisen, die nicht Sachverständige, nicht Mediziner genannt werden können, die sich 
eben aus allen möglichen Ständen rekrutiren. Es liegen uns da Petitionen vor von 
Berlin, Hamburg, und zwar diese mit 10,800 Unterschriften, aus Hannover mit 
1000 Unterschriften,ausLangensalza, Mannheim,FreiburginBaden, Elber- 
feld, Hirschfeld, Trebniz. Der Inhalt aller Petitionen, welche zum Theil ge- 
druckt, zum Theil nur schriftlich eingelaufen sind, besteht im Allgemeinen in einer 
Polemik gegen das Gesetz, insbesondere gegen das nach den Motiven dem Gesetz-Ent- 
wurfe zu Grunde gelegte Gutachten der medizinischen Deputation. Ich werde mir ge- 
statten müssen , nur in kurzem den Ideengang dieser Petitionen, ihren polemischen In- 
halt Ihnen objektiv vorzulegen. 

Die Petenten sagen, es sei wissenschaftlich der Nutzen des Impfzwanges gar 
nicht erwiesen, es fehle an einem, von der medizinischen Wissenschaft gelieferten phi- 
losophischen Nachweise dafür, dass und nach welchen Natur-Gesetzen dem Umstande, 
wenn ein Eiterprodukt, eine thierische Krankheit, in den menschlichen Körper gebracht 
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werde, dann eine Heilkraft zugeschrieben werden könne, es sei einfach nur die natür- 
liche Folge, dass. eben das thierische Gift auch in den Organismus des Menschen über- 
tragen werden könnte. Die Petenten sagen, eine solche wissenschaftliche Begründung 
des Nutzens der Impfung sei nicht gegeben, sie sei überhaupt zu geben unmöglich, und 
deshalb können nur die Lehren der Erfahrung hierüber Aufschluss geben. Bei solchen 
Lehren, bei dem, was aus der Statistik zu entnehmen sei, müsse auch dem Laien, auch 
dem Nicht-Mediziner das Wort gestattet sein, wobei die Petenten übrigens darauf hin- 
weisen, dass auch aus Mitten der Aerzte nachgerade eine bedeutende Opposition gegen 
das Impfen entstanden sei, was sie durch Hinweis auf zahlreiche, auch innerhalb der 
Kreise des Reichstags zur Verbreitung gebrachte Schriften, die in neuerer Zeit ge- 
schrieben worden sind, belegen wollen. 

Was nun die Erfahrungs-Thatsachen, die geltend gemacht werden, betrifft, so ist die 
erste in dem Gutachten der Medizinal-Deputation diejenige, dass seit Einführung der 
Impfung die Sterblichkeit bei der Blattern-Krankheit bedeutend abgenommen hat. Die 
Petenten bestreiten die Richtigkeit dieser Thatsache, indem sie sagen, dass der grosse 
Durchschnitt, insbesondere auch mit Hinzurechnung der letzten Epidemien, etwas an- 
deres erweise. Wenn am Ende aber auch als richtig zuzugeben sei, dass mit Einfüh- 
rung der Impfung im Beginn unseres Jahrhunderts die Blattern-Krankheit nachgelassen 
habe, so könne dies zum Theil dem Umstande zugeschrieben werden, dass mit der Ein- 
führung der Impfung die Inokulation, die Binimpfung der natürlichen Blattern, welche 
nur eine Verewigung der Krankheit zur Folge gehabt habe, aufgehört habe; der Im- 
pfung könne der Nachlass der Sterblichkeit deshalb nicht zugeschrieben werden, weil 
in den ersten Jahren unseres Jahrhunderts überhaupt nur die wenigsten Prozente der 
Bevölkerung geimpft gewesen und doch die Sterblichkeitan den Blattern erheblich nach- 
gelassen habe. Es sei aber mit dieser Seuche, wie mit jeder anderen derartigen Geissel 
der Menschheit: es trete ein Weclisei ein, sie komme, sie gehe und sie komme wieder. 
Gerade daraus, dass sie wiederkomme, sei der Schluss zu ziehen, dass der Schutz 
des Impfwesens ein trügerischer sei. Ursprünglich sei das Impfdogma dahin ge- 
sangen, dass die Impfung Schutz gebe für das ganze Leben. Als die Epidemien 
wiedergekommen seien, da sei das Dogma der Wieder-Impfung aufgestellt worden, und 
wenn diese Wieder-Impfung eigentlich erst recht schützen sollte bei Ausbruch der Epi- 
demien, da sage und rathe man sich wieder impfen zu lassen , und beweise eben, dass 
auch die Wieder-Impfung nichts nütze. 

Wenn nun noch eine Vergleichung angestellt werde zwischen der Sterblichkeit der 
Geimpften und der Sterblichkeit der Ungeimpften, von denen Ja beide Sorten von den 
Blattern betroffen werden können, so sei hierbei ganz ausser Acht und bei Seite zu 
lassen die Sterblichkeit der ungeimpften Kinder: die ungeimpften Kinder müssten, 
wenn man hieraus Schlüsse ziehen wolle, ganz bei Seite gelassen werden; es seien das 
eben überhaupt solche, die, weil sie kränklich seien, weil sie noch im zarten Alter be- 
findlich seien, überhaupt allen Krankheiten und so auch der Pocken-Krankheit mehr 
ausgesetzt seien. Aus dem Umstande, dass bei dem Militär von der Wieder-Impfung 
namentlich günstige Resultate wahrgenommen werden, wollen die Impf-Gegner, die Pe- 
tenten, wieder keinen Schluss für die Impfung zulassen , weil‘ sie sagen, ja Soldaten, 
die seien überhaupt die gesundesten Leute der Bevölkerung, welche insbesondere durch 
die häufige Bewegung in freier Luft, durch geregelte Lebensweise überhaupt mehr 
Widerstandsfähigkeit gegen Krankheit und also auch gegen Pocken haben. Kurzum, die 
Petenten sagen, es sei bei Vergleichung der Sterblichkeits-Verhältnisse, der Intensitäts- 
Verhältnisse der Krankheit bei Geimpften und bei Ungeimpften auf alles Mögliche, auf 
verschiedene Momente, Rücksicht zu nehmen. Es dürfen nicht bloss die absoluten 
Zahlen zusammengestellt werden, es seien vielmehr die Lebensbedingungen der Be- 
troffenen und vieles Aehnliche bei der Aufstellung einer Statistik zu berücksichtigen. 
Die Statistik habe insbesondere auch grosse Schwierigkeit, zu erheben, ob ein von den 
Blattern Betroffener wirklich geimpft, und ob er mit Erfolg geimpft sei oder nicht. 
Hier nun komme sehr viel darauf an, wer diese Impf-Statistik entwerfe. Es komme in 
Betracht, dass meistens nur Freunde der Impfung, solche, die sich mit der Impfung be- 
schäftigen, diese Statistik entwerfen, und deshalb werden zweifelhafte Fälle, solche 
Fälle, wo es zweifelhaft sei, ob der Betroffene geimpft worden sei oder nicht, wenn die 
Krankheit einen guten Ausgang nehme, den Geimpften, dagegen, wenn die Krankheit 
einen schlimmen Ausgang nehme, den Ungeimpften zugewiesen ; kurzum die Petenten 
greifen die Statistik, so wie sie für das Gesetz geltend gemacht werden soll, nach allen 
Seiten an. Sie sagen auch, dass sie sich hierin in Uebereinstimmung befinden mit dem 
Kgl. Preuss. H. Med.-Rath Dr. Eulenburg, indem dieser auf dem medizinischen 

. Kongress in Berlin gesagt hat: 
»»Ich habe nicht nöthig, auszuführen, auf welch’ unsieherem Boden die Statistik 
im Allgemeinen steht. Betrachten Sie die Pocken-Statistik, so kann man behaupten, 
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dass derselben jeder haltbare Boden fehlt, ja ich halte eine Pocken-Statistik in Be- 
zug auf die Beurtheilung der Impfung gegenwärtig noch für ganz unmöglich. «« 

Die Petenten sagen aber, es sei nicht bloss eine Nützlichkeits-Statistik der Pocken 
aufzustellen, sondern auch eine Schädlichkeits-Statistik, das heisst, es wäre auch zu er- 
heben, ob und in welchen und in wie viel Fällen sich nachtheilige Folgen an die Impfung 
geknüpft haben. In dieser Richtung bekämpfen sie den Satz der Medizinal-Deputation : 
dass keine verbürgte Thatsache dafür vorliege, dass die Impfung eine Gefahr für die 
Gesundheit der Menschen in sich enthält. Die Petenten führen verschiedene Fälle da- 
für an, dass eben nur lediglich in Folge der Impfung ein Impf-Fieber, ein Impf-Rothlauf 
entstanden sei, und sich bis zu tödtlichem Ausgange unter Umständen entwickele. Sie 
machen aber weiter geltend, dass jetzt, während früher die Wissenschaft dies noch be- 
stritten habe, zugegeben werde, dass in einzelnen Fällen durch Impfung ansteckende 
Krankheiten, als Syphilis, übertragen worden seien, und gerade dieser Umstand, die 
Befürchtung, dass durch das Impfen solche Krankheiten, solche Gefahren, solche Nach- 
theile im einzelnen Falle entstehen können, gerade dieser Umstand ist es, welchen die 
Petenten hauptsächlich betonen. Sie sehen gerade mit Rücksicht hierauf in dem Ge- 
setz-Entwurfe vorgeschlagenen Impfzwang, wie sie sagen, einen Eingriff in die persön- 
liche Freiheit, welche durch die Verfassung garantirt sei; sie sagen, es sei das eine 
Missachtung der Elternrechte und eine fürchterliche Gewissens-Bedrückung der Eltern, 
welche schon traurige Erfahrung durch die Impfung gemacht haben. Es treten auch 
in mehreren Petitionen die Petenten mit der bestimmten Behauptung auf, dass Mit- 
glieder ihrer Familie eben vom Augenblick an erkrankt seien, ein und das andere sogar 
darauf, und wie sie sagen, auch in Folge dessen gestorben. 

Das Schluss-Petitum der Petenten geht hauptsächlich dahin, dass nicht ein Impf- 
zwang eingeführt werde. Die Petenten von Nordhausen, denen sich die meisten 
der übrigen Petenten angeschlossen haben, bitten den Reichstag den allgemeinen Impf- 
zwang, wie er durch die Vorlage eingeführt werden soll, abzulehnen und den bereits 
bestehenden Impfzwang aufzuheben. Einige Petitionen gehen sogar so weit, dass sie 
dem Reichstage vorschlagen wollen, es solle das Impfen überhaupt bei Strafe verboten 
werden; die meisten Petitionen wollen aber, dass die Sache Jedem Einzelnen freige- 
geben werde.« ” 
Abgeordneter Reimer: 

— —»Es wäre möglich, dass trotz allem Widerspruch, trotz aller Petitionen, die dem 
Hohen Hause unterbreitet worden sind, Sie dennoch vielleicht beschliessen, es solle der 
Impfzwang eingeführt werden. Nun ich habe Ihnen bereits gesagt, dass diejenigen 
Leute, welche sich gegen den Impfzwang ausprechen, keine Stellenjäger sind, dass sie 
sich gegen die herrschende medizinische Richtung auflehnen, dass diese Leute auch 
eine Agitation ins Leben rufen werden, und dass kein Fall vorübergehen wird, wo durch 
die Impfung das Leben und die Gesundheit des Einzelnen gefährdet ist, der nicht auf- 
gezeichnet wird. Ich hoffe, in wenigen Jahren wird alsdann das, was Jetzt zum Zwang 
erhoben, Wohlthat der Menschheit genannt ist, wieder aufgehoben und nicht mehr Ge- 
setz sein. Wir wollen ja Niemand zwingen, sich nicht impfen lassen, — mögen Die- 
Jenigen, welche die Impfung hoch und heilig halten, sich impfen lassen, — es soll nur 
nicht der Impfzwang Gesetz werden. Wollen Sie ihn aber zum Gesetz erheben, dann 
wäre es auch als ein Akt der Gerechtigkeit anzusehen, wenn von Sr. Majestät dem 
Kaiser und den verbindeten Fürsten an bis zu den Herren vom Bundesrath und den 
Herren hier im Hause sich alle zunächst freiwillig der Impfung unterwerfen, um das 
Volk zu überzeugen, dass Sie die Impfung wirklich für gut halten. « 


Abgeordneter Dr. Elben: 

»Sie haben aus der Mittheilung der Petitionen gehört, dass es hauptsächlich Vereine 
waren, welche die Petitionen gegen das Impfen eingereicht haben, dass man den Zehn- 
tausenden nach Unterschriften dafür gesammelt hat. Sie haben gehört, dass H. Vor- 
redner, welcher eine bestimmte politische Richtung hier vertritt, vielfach in agitato- 
rischer Weise in seinem Vortrage zuWerke gegangen ist, und dass er Ihnen am Schlusse 
mit einer grossartigen Agitation gegen das Gesetz gedroht hat. Ich glaube, das ist 
nicht der richtige Weg bei einer Materie, welche so durch und durch auf der Erfahrung 
beruht, bei welcher lediglich die Resultate der Wissenschaft entscheidend sein können. 
Hierzu etwas beizutragen, erlauben Sie mir die Erfahrungen aus meiner engeren Heimat, 
aus Württemberg, Ihnen vorzuführen. Ich thue das um so mehr, als gerade Württem- 
berg, wie ich glaube, ein sehr lehrreiches Beispiel darbietet. Württemberg hat näm- 
lich die verschiedenen Stadien des Impfwesens vollständig durchgemacht, in alter 
Zeit, wie überall, die schweren Folgen der Blattern-Krankheit, dann nach Einfiüh- 
rung der gesetzlichen Impf-Pflicht eine Reihe von Jahrzehnten. glücklichen Jahr- 
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zehnten, in welchen die Blattern-Krankheit beinahe verschollen war; endlich aber seit 
den sechziger Jahren ist Württemberg und vor Allem seine Hauptstadt der Agitation 
gegen das Impfen geworden, und wir haben deshalb auch die Folgen dieser Agitation 
vollständig durchgemacht. Es bietet somit unser Land, ein sehr lehrreiches Beispiel. 
Ich habe vorauszuschicken, dass in Württemberg der gesetzliche Impfzwang besteht, 
und zwar indirekt durch Androhung von Geldstrafen, es besteht aber kein Revacei- 
nations-Zwang. 

Wie waren nun die Verhältnisse in Württemberg? Aus den alten Zeiten vor Ein- 
führung der Impfung hat man ja keine genauen Aufzeichnungen, es hat aber die Würt- 
temb. Regierung wenigstens das Ihrige gethan, um die Statistik zu vervollständigen, 
soweit irgend möglich war. Da diese Statistik vollständiger ist, als nach den Motiven 
der verbündeten Regierungen die bei Ausarbeitung des Entwurfs vorliegenden Zahlen, 
so werden Sie gern diese Württembergischen Zahlen, die ich aber nur in aller Kürze 
vortragen werde, mit anhören. Weil man aus der alten Zeit eine Statistik nicht hatte, 
so hat man wenigstens für die Todesfälle an Blattern die Kirchenbücher nachgeschla- 
gen. Es ist ja natürlich, dass hierin durchaus nicht eine, vollständige Statistik liegt, 
denn in vielen Gemeinden war ja dieses Hilfsmittel ein sehr unvollkommenes, oder es 
fehlten die Angaben gänzlich. Wenn die Zahlen nun dennoch grosse sind, so ist hier 
ja keine Parteilichkeit, sondern im Gegentheil, die Wirklichkeit ist jedenfalls noch viel 
grösser. Es sind in den Jahren 1780—1789: 13,000 Todesfälle an Blattern aus den 
Kirehenbiüchern konstatirt, in den Jahren 1790—1800: 37,000 Todesfälle, in den Jahren 
1800—1810: 17,000 Todesfälle. Diesen grossen Zahlen allein der Todesfälle stehen aus 
den Jahrzehnten, in welchen die Impfung unangefochten im ganzen Lande geübt wurde, 
unendlich kleine Zahlen gegenüber, nämlich in den meisten Jahren an Krankheitsfällen 
nur 100 oder 200 oder weniger jährlich im ganzen Lande, und Todesfälle sehr häufig 
kein einziger, sehr häufig nur wenige, 20 oder 30 u. 8. f. Nun trat in den sechziger 
Jahren sehr lebhaft hauptsächlich in Stuttgart eine Anti-Impfagitation ins Werk und 
hatte ausserordentlich grossen äusseren Erfolg, es waren Impf-Restanten im ganzen 
Lande in grosser Menge vorhanden, man hat sie wohl mit Geldstrafe bestraft, aber es 
sind selbst die Behörden lässig geworden und haben es wohl unterlassen, die Geldstrafe 
einzufordern, und so war nach und nach eine grosse Zahl nicht Geimpfter im ganzen 
Lande. Die Zahlen der Erkrankungen stiegen denn auch rasch in den sechziger Jahren 
auf zweitausend, dreitausend und mehr, die Zahl der Todesfälle auf eben so viele Hun- 
derte und mehr. Aber trotzdem, dass in die sechziger Jahre die drei grössten neueren 
Pocken-Epidemien fallen, gewährt doch die Gesammtzahl im Verhältniss zu den Zah- 
len aus älterer Zeit, in welcher überhaupt nicht geimpft wurde, einen ganz lehrreichen 
Vergleich. In den zehn Jahren von 1858 bis 1868, in welche, wie gesagt, die drei 
stärksten neueren Pocken-Epidemien fielen, sind in Württemberg überhaupt nur 899 
Personen an den Pocken gestorben. Es kommt in diesem Zeitraume jährlich im Durch- 
schnitt ein Todesfall an Blattern auf 19,294 Einwohner. Ich will Ihnen einige Ver- 
gleichungen geben, zunächst aus zwei Ländern, welche Württemberg in dieser 
Beziehung ganz gleich stehen, nämlich ebenfalls die Impf-Pflicht haben: Ba- 
den und Bayern. In Baden kam im Durchschnitt von fünf Jahren, aus 
welchen ich die Zahlen habe, ein Todesfall an Pocken auf 15,691 Einwoh- 
ner, inBayern im Durchschnitt von 12 Jahren durehschnittlich auf 
ein Jahr ein Todesfall an Pocken auf 12,771 Einwohner, in Preussen, 
wo kein Impfzwang besteht, in einem 45jährigen Durchschnitt auf 
das Jahr ein Todesfallan Pocken schon auf 5600 Menschen. 

Ich denke, solche Zahlen sind doch in der That durchschlagend, und so hat denn, 
als in Württemberg in Folge der Anti-Impfagitation die Sachverständigen sich über 
die Frage beriethen, eine an Einstimmigkeit grenzende Majorität aller Aerzte es aus- 
gesprochen, dass der gesetzliche Impfzwang im Interesse der Menschheit nicht zu ent- 
behren sei. Eben diese Aerzte haben auch konstatirt, dass im Widerspruch mit dem, 
was der H. Vorredner gesagt hat, ein Bedenken aus dem Uebertragen anderer Krank- 
heiten durch die Pocken vermöge ihrer Wissenschaft durchaus nicht anzunehmen sei. 
Der H. Vorredner hat besonders in seiner ersten Rede bei der allgemeinen Debatte so 
wiederholt betont, dass namentlich Syphilis übertragen werde; in Württemberg ist 
konstatirt, dass in der ganzen langen Zeit, seit geimpft wird, auch nicht ein einziger 
Fall der Uebertragung von Syphilis durch Impfung zur Veröffentlichung oder amtlichen 
Anzeige gekommen ist. 

Nun handelt unser $. 1 auch‘von der Revaceination, und ich möchte Ihnen einige 
lehrreiche Beispiele von Württemberg auch in dieser Beziehung geben. Unser Land 
ist in vier Kreise getheilt, die annähernd gleich gross sind und ungefähr auch die 

gleichen Verhältnisse aufweisen. Nun war in den dreissiger Jahren in einem dieser 
Kreise ein Kreis-Medizinalrath — ich nenne zu seiner Ehre den Namen — Fröhlich, 
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der aus grossem Interesse für die Sache der Revaceination auf gütlichem Wege in dem 
ihm untergebenen Kreise beinahe überall durchgeführt hat. Er hat sie durchgeführt 
in der Schule; es wurde allgemeiner Schulgebrauch in diesem Jaxt-Kreise, dass die 
Kinder überall vor der Konfirmation, vor dem Austritt aus der Schule in der Schule 
revaceinirt wurden. Der Jaxt-Kreis allein weist von den Reyaccinationen, abgesehen 
vom Militär, 530), auf, während er der vierte Theil des Landes ist. Und welches sind 
die Folgen in Bezug auf die Krankheits- und Todesfälle? Der Jaxt-Kreis hat 22 0/, der 
Bevölkerung von Württemberg, und in einer langen Reihe von Jahren hatte er nur 
ER der Pocken-Erkrankungen und nur 90), der Pocken- Todesfälle des ganzen 
Landes. 

Ganz ähnliche Resultate weisen die Verhältnisse beim Militär auf und diese sind 
ebenfalls im höchsten Grade lehrreich. In Württemberg besteht seit 1833 die Revac- 
cination beim Militär. Es waren im Durchschnitt bis zum Jahre 1870 etwa 7—3000 
Mann jährlich präsent. Diese wurden sofort beim Eintritte revaceinirt, und in der 
langen Zeit von 1833 an sind im Ganzen nur 51 Mann beim Militär von jährlich durch- 
schnittlich 7—9000 präsenten Soldaten an Pocken erkrankt. Wenn aber der H. Vor- 
redner meint, das Militär, dass seien die Männer in den jungen, kräftigsten Jahren , so 
will ich ebenfalls vom Militär ein Gegenbeispiel vorbringen. Im Jahre 1870 hat man 
die Ersatz-Bataillone eingezogen, und es waren in Stuttgart acht Monate lang etwa 
2000 Mann in den Ersatz-Bataillonen. Damals kam man nicht dazu, zu revacciniren, 
und in diesen acht Monaten sind allein 54 Pockenfälle bei den Ersatz-Bataillonen vor- 
gekommen, also mehr, als beim ganzen Württembergischen revaceinirten Militär seit 
1833 bis 1870. 

Angesichts solcher Erfahrungen, angesichts des einstimmigen Ausspruches der 
unendlichen Mehrheit der Sachverständigen, glaube ich, ist man nicht berechtigt, das 
Schicksal der Jugend in ihren jüngsten Jahren, wie es der H. Vorredner und sein Mit- 
Antragsteller wollen, der Agitation, mit welcher er gedroht hat, und welche leider 
dieser Frage sich bemächtigt hat, zu überlassen. Es ist eine Pflicht des Staates, hier 
für das Wohl seiner nachwachsenden Jugend einzutreten, und deshalb bitte ich Sie, 
nehmen Sie den Artikel 1 an.« 


Abgeordneter Dr. Reichensperger (Krefeld): 


. »So stehen sich also dokumentirte wie behauptete Thatsachen einander gegen- 
über, machen sich den Krieg oder schliessen sich wechselseitig aus. Jedenfalls fehlt 
uns aber — und das ist in fast allen uns mitgetheilten Broschüren vorzugsweise betont 
worden — eine Schädigungs-Statistik, eine auch nur annähernd genaue Nachweisung 
darüber, welche schädlichen Wirkungen die Impfung hervorgebracht hat, sei es als 
Impfung ihrer Natur nach, oder wegen fahrlässiger, nachlässiger Behandlung des Ge- 
impften. M.H., in dieser Hinsicht hat uns der verehrte H. Vorredner gesagt, dass in 
Württemberg kein Fall zur öffentlichen Kenntniss gekommen sei, in welchem durch 
Pocken-Einimpfung Syphilis übertragen worden sei. Das beweist natürlich immer noch 
nicht, dass es in der That nicht geschehen ist; denn Niemand hängt es gern an die 
grosse Glocke, wenn er mit einer solchen Krankheit behaftet ist. Indessen, ich will 
einmal annehmen, es sei in Württemberg thatsächlich nie eine solche Ansteckung vor- 
gekommen, dann beweist dieser Fall gerade wieder, wie wenig man berechtigt ist, aus 
solchen isolirten thatsächlichen Vorkommnissen oder Nichtvorkommnissen konkludente 
Schlüsse zu ziehen, denn an anderen Orten ist es wirklich vorgekommen. Ich habe 
schon das vorige Mal aus meiner Heimath, insbesondere aus Köln und Bonn, Fälle 
vorgeführt, in welchen Verurtheilungen stattgefunden haben, weil durch amtlich statt- 
gehabte Einimpfungen die genannte Krankheit übertragen worden ist; ich habe seit 
der Zeit — das kann ich versichern — noch von den verschiedensten Seiten Mitthei- 
lungen bekommen, welche ebenwohl jene Thatsachen konstatiren. Die Herren haben 
zweifelsohne — was zuvor auch von dem ersten H. Redner erwähnt worden ist — aus 
Hamburger Blättern ersehen, wie ein Hamburger Arzt, Lafaurie, der sich vor aller Welt 
nennt, konstatirt, dass durch Impfung die gedachte abscheuliche Krankheit übertragen 
worden ist. Er hat uns ferner mitgetheilt, dass er die Impfbücher habe nachsehen 
wollen, um zu ermitteln, ob nicht noch in weitere Kreise der giftige Impfstoff gekom- 
men sei, und dass ihm diejenige Person, welche den Impf-Registern vorgesetzt ist — 
eine amtliche Person — die Einsicht in die Register verweigert habe. Es ist leicht, 
vortheilhafte statistische Notizen für seine Meinung zu gewinnen, wenn man dasjenige, 
was die Sache gegen die vorgefasste Meinung aufklären könnte, nicht zu allgemeiner 
Kenntniss gelangen lässt, wenn man es sogar positiv verhindert. Ich kann noch an- 
führen (und das weiss ich auch aus zuverlässiger Quelie), dass in einem Posenschen 
Orte, Gostzin, eine grosse Anzahl von Kindern — es ist mir, wie gesagt, aus guter 
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Quelle versichert worden — zwischen 25 und 30 Kinder in Folge einer amtlich vor- 
genommenen Impfung gestorben sein sollen. 
(Abg. Dr. Löwe: sollen!) 

Wie gesagt, m. H., ich führe diese Thatsachen nur an, um Ihnen zu zeigen, wie 

wenig dasjenige, was der geehrte H. Vorredner uns über Württemberg vorgeführt hat, 
‘ für das Allgemeine und für die Sache selbst beweisfähig ist. 

Es kommt aber, was die Statistik betrifft, noch ein anderes Moment in Betracht. 
Soviel ich weiss, ist es bis jetzt noch nicht angeführt worden, obgleich es in den ver- 
schiedenen Broschüren und Denkschriften eine ziemlich bedeutende Rolle spielt. Wie 
Jetzt ein grosser Theil der Aerzte für den Impfzwang bei Menschen eingenommen ist, 
so war man auch lange Zeit hindurch für das Impfen der Thiere, namentlich der Schafe, 
eingenommen. Nach den Mittheilungen, die mir geworden sind, scheint es, dass die 
Thierärzte, und es werden namhafte amtlich angestellte Thierärzte bezeichnet , jetzt so 
entschieden gegen das Impfen der Thiere sind, dass man sogar mit dem Gedanken um- 
geht, ein Verbot solchen Impfens bei den Regierungen zu erwirken; also auch wieder 
ein Beweis, wie mir scheint, dass die Schlüsse, die man für die zwangsweise Menschen- 
Impfung uns vorgetragen hat, nicht auf einer soliden Basis beruhen. Aber wenn man 
auch annehmen könnte, dass im Grossen und Ganzen das Impfen weit mehr Vortheil 
als Nachtheil bringt, dann ist doch dadurch nicht im Entferntesten ein Zwang ge- 
rechtfertigt. Wohin würde es führen, wenn man von dem Satze ausginge, dass, so- 
bald das, was man Wissenschaft nennt, sich überzeugt hat, es sei Etwas wohlthätig für 
die Menschheit oder es halte Nachtheil von ihr ab, der Menschheit oder den Einwohnern 
ee bestimmten Staates dasselbe aufgezwungen werden müsse. Wohin würde das 
führen. 

.. »Aus der Literatur, wie ich schon mehrfach erwähnt habe, will ich nur ein- 
zelne Namen zitiren, die gewiss einen guten Klang in der ärztlichen Welt haben, deren 
Träger sogar amtlich autorisirt sind, über das leibliche Wohl und Wehe ihrer Mit- 
menschen die Hand zu halten, wie z. B. die H. Lorenzer aus Wien, Reiz aus 
Petersburg, Dr. Kellerin Wien, Eulenburgin Berlin. Es sind dies Männer 
in amtlichen Stellungen: die und Andere aber haben es öffentlich ausgesprochen, dass 
sie den Impfzwang perhorresziren. M. H., man kann nicht vorsichtig genug sein in 
Bezug auf die Würdigung der Thatsachen , welche hier in Betracht zu kommen haben. 
Man führt z.B. an, dass im Jahre 1871 in Frankreich eine grosse Blattern-Epidemie 
geherrscht hat; man vergisst aber beizufügen , dass gerade vor dem Ausbruche dieser 
Blattern-Epidemie eine massenweise Impfung in Frankreich stattgefunden hatte, so 
dass nicht Wenige demzufolge auf die Ansicht gekommen sind, dass der Ausbruch 
dieser Epidemie durch die Impfung veranlasst worden sein könne; man hat aus dieser 
Erscheinung ebensowohl Schlüsse gegen die Impfung, wie andererseits Schlüsse für 
die Nothwendigkeit derselben gezogen. Wenn aber etwas auf mich einen besonderen 
Eindruck noch zu machen geeignet war, so waren es fast weniger die Schriften gegen 
den Impfzwang als solche, welche für den Impfzwang sich ausgesprochen haben. Es 
liegt hier eine kleine Broschüre vor mir, überschrieben »Impf-Methode«, welche mir auch 
zugeschickt worden ist; dieses Broschürchen rührt von einem entschiedenen Freunde 
der Zwangs-Impfung her, und er hat es auch im Interesse dieses Institutes publizirt. 
Mir scheint nun kaum etwas anderes mehr gegen die Zwangs-Impfung zu sprechen 
als das, was dieses Schriftchen enthält. Der Verfasser hat unter vier Paragr. diejeni- 
gen Kautelen aufgeführt, welche nach seiner Ansicht für nothwendig erachtet werden 
müssen, wenn man gefahrlos impfen will. Wenn Sie diese verschiedenen Vorsichts- 
massregeln ins Auge fassen, so werden Sie sehen, dass es bei den Massen-Impfungen, 
die unser Gesetz-Entwurf vorschreibt, kaum möglich ist, alle diese Kautelen zu be- 
folgen. Aber noch weniger ist es möglich, die Impfung zu überwachen, d. h. wieder 
dafür zu sorgen, dass der mit der Impfung Betraute auch wirklich alle nöthigen Vor- 
sichtsmassregeln ergreift. Ich will Ihnen aus der bezeichneten kleinen Schrift nur 
Einiges mittheilen; dann, glaube ich, werden Sie meine Ansicht theilen müssen. Es 
heisst da unter Anderem: 

»Mittelst eines nicht zu spitzen, nadelförmigen Instrumentes werden die dazu be- 
stimmten schönsten Pusteln durch häufige horizontale Finstiche vorsichtig eröffnet, 
die hervordringende klare Lymphe, ohne Druck auf die Pusteln auszuüben, an 
Haarröhrchen aufgefangen, und nachdem dieselbe unter dem Mikroskop genau un- 
tersucht und gefunden worden ist, dass sich keine Bluttheilchen darin finden, so —« 

werden sie so und so behandelt u. s. w. Nun aber habe ich wieder in einer anderen 
ärztlichen Broschüre gelesen, dass es auch ungefärbte Bluttheilchen geben kann, 
welche gefährliche Krankheiten übertragen können. Nun muthet man zunächst den- 
jJenigen, die die Lymphe bereiten, zu, sie sollen die gedachten Vorsichtsmassregeln er- 
greifen. Wer aber überwacht, wer kontrolirt das? Im letzten Paragr. — ich darf nicht 
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alles vorlesen, obgleich alles mir meine Ansicht zu bestätigen scheint — da heisst es, 
nachdem zuvor gesagt wird, wie die Mutter oder die Wärterin ihr Kind tragen muss, 
damit beim Tragen nichts Ungehöriges passirt, die sich bildenden Pusteln in Ordnung 
bleiben, endlich am Schluss : 

»Derjenige, welcher die Operation vornimmt, reinige die Nadel oder die Lanzette 
mittelst eines feuchten Schwämmchens oder Leinwandläppchens. DerImpf-Arzt kann 
nicht wissen, ob das soeben geimpfte Kind, welches er vielleicht ebenso wenig wie 
dessen Eltern kennt, nicht etwa syphilitisch ete. sein könne, liefe mithin Gefahr, 
durch das an der Nadel etwa Haftende seine vorher gute und reine Lymphe zu ver- 
giften, würde mithin die noch zu impfenden Kinder der Gefahr einer Ansteckung 
aussetzen.« 

Wie gesagt, Sie sehen aus dieser Gebrauchs-Anweisung, wie ausserordentlich 
delikat und prekär die Operation selbst ist, und mit wie viel Gefahr sie verbunden ist. 
Wenn Sie sich aber nun erst denken, dass dies an einer öffentlichen Impfstelle ge- 
schieht, wo alles sich zudrängt, wo man nicht einmal weiss, ob die Mutter es ist, die 
das Kind bringt, ob der Vater oder ein Fremder, der vielleicht noch drei, vier oder 
mehr Kinder mitbringt, wie kann man da alles Erforderliche vorkehren und kon- 
troliren? Man kennt die Eltern, jedenfalls den Vater nicht; die Mutter wird meistens 
mitkommen , wenn noch eine da ist; ob aber der Vater eine Krankheit in sich trägt, 
oder ob er ein gesunder Mann ist, das, m. H., kann durchweg keiner kontroliren. — 
So in der That häufen sich nach allen Richtungen die Bedenken gegen den Impfzwang, 
und nun aber gar gegen den doppelten Impfzwang! Dazu kommen noch die Opfer 
an Geld, Arbeit und Zeit, die doch auch in Betracht gezogen werden müssen. Es wer- 
den Gefängniss-Strafen angedroht! Ich meine, wir hätten im Deutschen Reiche schon 
mehr als hinreichende Gelegenheit , eingesperrt zu werden; eine Mutter aber, welche 
von der Ueberzeugung ausgeht, wie Tausende von Petenten, die vor sie getreten sind, 
dass das Impfen schädlich ist, und ihr Kind schlechterdings der Operation nicht unter- 
werfen will, deshalb ins Gefängniss zu schicken, — eine solche Massregel in einem Kul- 
turstaate, worin wir uns doch vorzugsweise zu befinden glauben, Eltern zu strafen, 
weil sie ihre Kinder einer, nach ihrer Ueberzeugung schädlichen Operation nicht unter- 
werfen wollen, dass, m. H., entspricht in der That nicht demjenigen, was ich meines- 
theils mit dem Begriffe eines Kulturstaates verbinde.« 


Abgeordneter Dr. Zinn: 

»M. H., wollen Sie die Agitationen, die gegen das Impfen ins Werk gesetzt wur- 
den, wollen Sie die begreifen, dann müssen Sie einen Augenblick die Geschichte der 
Impf-Literatur durchsehen. Zu Anfang dieses Jahrhunderts, noch unter dem unmittel- 
baren Eindruck der grossen Blatternnoth, haben die Geistlichen aller Konfessionen mit 
einer ausserordentlichen Rührigkeit das Impfen unterstützt. Die Folge davon war, 
dass das Impfen sehr rasch sich verbreitet hat; in Italien allein, zum Beispiel, wurden 
in acht Jahren 1!/ Million Menschen geimpft. Seit etwa fünf Jahrzehnten indess hatte 
man diese Blatternnoth vergessen, und, ich lasse unerörtert, aus welchem Grunde, aber 
Thatsache ist, dass von da ab man die Impf-Frage, eine rein medizinische Frage, mit 
religiösen und später mit sozialistischen Elementen vermischt hat. Man hat natürlich 
dadurch ganz entschieden der Erkenntniss der Wahrheit geschadet. In einer uns vor- 
liegenden Broschüre von einem Doktor der Theologie, Hansjacob in Baden, wenn ich 
nicht irre, wird die Impfung ein medizinischer Glaubens-Artikel genannt. M.H., in 
der Medizin giebt es keine Glaubens-Artikel, sie rechnet nur mit Thatsachen und nimmt 
diese Thatsachen nur dann als erwiesen an, wenn sie, nicht durch den Ausspruch dieses 
oder jenes kanonisirten Arztes, sei er ein Impf- oder Anti-Impfapostel, sondern nur 
dann, wenn dieselben durch zahlreiche redliche Männer, die die schwere Kunst der 
Beobachtung im strengen Dienst der Wissenschaft gelernt haben, geprüft und bestä- 
tigt worden sind. 

Die Frage über den Werth oder den Unwerth der Impfung, über 
den Nutzen oder den Schaden derselben, ist, wie ich bereits anführte, 
eine rein ärztliche Frage; sie kann allein vor dem Gerichtshofe der 
ärztlichen Wissenschaft entschieden werden. 

Anders steht es mit der Frage nach dem Impfzwang. Diese Frage 
allerdings ist rechtlicher und politischer Art, und ich glaube, dass die Aerzte bei Ent- 
scheidung dieser Frage nicht unmittelbar eingreifen sollten. Sie haben nach meiner 
Meinung die Aufgabe, denen, die zur Entscheidung berufen sind, — dem Staate, seinen 
Rechtsgelehrten und Gesetzgebern — die medizinische Grundlage zu bieten, damit sie 
sich ein Urtheil bilden können über die politische Zweckmässigkeit und über die recht- 
liche Erlaubtheit des Impfzwangs. Ich will versuchen, Ihnen in ganz groben Zügen 
die Thatsachen vorzuführen, auf welche gestützt die medizinische Wissenschaft diese 
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Frage als eine ganz entschiedene, unzweifelhafte auffasst. Wir verdanken es der un- 
ermüdlichen Arbeit der Aerzte, dass wir heute den Rath Goethes: »man solle den ein- 
zelnen Verkehrtheiten des Tages nur mit grossen weltgeschichtlichen Massen entgegen- 
treten«, befolgen können. Um die Frage zu entscheiden, ob wirklich die Impfung von 
Nutzen, so hat man zunächst, wie das Prof. Kussmaulin seinen vorzüglichen »Zwan- 
zig Briefen« ausführt, die Sterblichkeits-Ziffer vor Einführung der Impfung mit der zu 
vergleichen nach der Einführung der Impfung; dann hat man zu vergleichen die Zahl 
der Erkrankungs- und die Zahl der Todesfälle an Blattern bei Geimpften und Unge- 
impften in diesem Jahrhundert. Eine der bedeutendsten Arbeiten, die in dieser Be- 
ziehung vorliegen, wurde von einer Englischen Kommission im Jahre 1857 und 
1858 dem Parlamente vorgelegt. Es ist eine Tabelle über die jährlichen Sterblichkeits- 
fälle an Blattern bei einer Bevölkerung von einer Million vor und nach Einführung der 


Impfung. 
In Nieder-Oesterreich starben 
vor Einführung der Impfung von 1777--1806 : 2484 Menschen an Blattern,, 
nach Einführung der Vaceination - 1807—1850: 340; 
inOber-Oesterreich mit Salzburg im gleichen Zeitraum 
vor Einführung 1421, nach Einführung 501; 
in Illyrien vor Einführung 1518, - - | | 244 ; 
inTriest ur x 14,046, . e 182; 
inBöhmen - - 2174, - - 21. 
In Ostpreussen starben von 1776—1780 vor Einführung der Impfung 3321; 
- 1810-1850 556; 
in Berlin - 1781—1805 3422; 
nach Einführung der Impfung - 1810—1850 i 176. 


Ganz ähnlich sind die Resultate aus Württemberg, Bayern, Baden und anderen 
Ländern. 

Vergleichen wir nun die Blattern-Sterblichkeit in diesem Jahrhundert bei Geimpften 
und Ungeimpften, so starben in 

Kopenhagen 1825 von den Ungeimpften 2290, von den Geimpften 0,8%; 

1832—1837 starben - - - 23%), - > - 1,10/9. 
Sehr belehrend ist die Geschichte einer Seuche in (Marseille im Jahre 1828: in den 
ersten 6 Monaten erkrankten 6000 an Blattern ; etwa 40,000 standen im Alter von 0-30 
Jahren, Personen über 30 Jahre wurden höchst selten davon ergriffen. Von diesen 
40,000 Menschen hatten etwa 2000 schon früher die Blattern überstanden und etwa 
30,000 waren geimpft, so dass noch etwa 8000 Ungeimpfte übrig blieben. Von diesen 
erkrankten 4000, von den Geimpften 2000, und von den bereits Geblatterten 20. Ge- 
storben ist hier ein Mensch auf etwa 1500 Geimpfte, 1 auf 500 Geblatterte und 1 auf 8 
Ungeimpfte. Nur an zwei Orten der Stadt fanden die Blattern keinen Eingang: in 
einem Kloster, dessen Bewohner sich vollkommen abgeschlossen hatten, und in einer 
Erziehungs-Anstalt, in der nur Zöglinge aufgenommen wurden, die bereits vacci- 
nirt waren. — Im Wiener allgemeinen Krankenhaus starben in den zwanzig 
Jahren von 1837 bis 1856 von den Ungeimpften 300),, von den Geimpften 60/,; in einer 
anderen Epidemie starb im gleichen Krankenhaus das fünfte ungeimpfte Weib, der 
sechste ungeimpfte Mann, das neunzehnte geimpfte Weib und der zweiundvierzigste 
geimpfte Mann. 5 

Ich erlaube mir, Ihnen noch die Sterblichkeits-Verhältnisse in der 
Preussischen Armee kurz anzuführen, in der bekanntlich die Revaccination 
zwangsweise eingeführt ist und mit grosser Regelmässigkeit durchgeführt wird. Es 
starben von 1825 bis 1834, also innerhalb von 9 Jahren, vor Einführung des Re- 
vaccinations-Zwanges 496, von 1835 bis 1867, also innerhalb 31 Jahre, nach Einfüh- 
rung der Revaceination starben 73. In der unvollkommen geimpften Zivil-Bevöl- 
kerung Preussens starben von 1835 bis 1854 an den Pocken ein Mensch auf 2300 bis 
2500, in der gut revaccinirten Armee desselben Landes dagegen ein Mann auf 45 bis 
124,000 Menschen. 

Ein ganz gleiches Resultat bieten die Armeen von Bayern, Baden, 
Württemberg, vonDänemark und Schweden. Zum Schluss will ich noch das 
Resultat aus dem Pocken-Spital zu Hannover anführen. Es betrug während eines Zeit- 
raums von 1865 bis 1871 das Sterblichkeits-Verhältniss bei den Geimpften 4,90/,, bei 
den Ungeimpften 31,4%). In ganz gleicher Weise finden Sie immer und immer wieder 
im Grossen und Ganzen dasselbe Resultat, wie ich es mitgetheilt habe. Wenn Sie sich 
nun noch erinnern, wie die Deutsche Armee ja wie gefeit durch die von der Seuche 
infizirten feindlichen Quartiere dahinschritt, während die Französische und unsere 
Deutsche Zivil-Bevölkerung, in der die Kinder-Impfung nicht streng und die Revacei- 
nation nicht durchgeführt ist, ausserordentlich davon heimgesucht wurde, dann werden 
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Sie doch wohl kaum noch einen Zweifel an der ausserordentlichen Schutzkraft der 
Vaccination und Revaceination haben. In der That, es giebt in der Medizin wohl 
keinen Lehrsatz, der so streng wissenschaftlich begründet und erwiesen ist, wie der 
von dem Nutzen der Vaceination und Revaceination. Ausserdem liegen auch noch 
ganz direkte Versuche von dem Italienischen Arzte Sacco vor, die ebenso be- 
stimmt diese Schutzkraft konstatiren. Es ist wirklich mit Händen zu greifen, dass 
überall, in London wie in Paris, in München und Stuttgart wie in Dresden, die Seuche 
ganz genau sich an die Grenzen gehalten hat, die ihr die Impfung und Wieder-Impfung 
gezogen haben. 

M. H., welche Einreden werden nun den von mir mitgetheilten Thatsachen, die, ich 
darf wohl sagen, von allen medizinischen Autoritäten getheilt werden, entgegenge- 
stellt? Zunächst sagt man, und namentlich ist das auch in mehreren Petitionen ausge- 
führt : »ja, es ist richtig, die Sterblichkeit hat abgenommen nach Einführung der Vacci- 
nation«; aber — wir haben aus dem Munde des Abg. für Krefeld es gehört — »die 
Seuchen kommen und gehen, wir haben das schon öfter erlebt.« M.H., als aber dann 
unter dem Grabgeleute von Tausenden an den Blattern Gestorbener in. den letzten 
Jahren dieser Ruf verstummen musste, da kamen allerdings die Gegner der Vorlage 
für einen Moment in Verlegenheit; aber karakteristisch, die Verlegenheit dauerte nicht 
lange, sie kehrten einfach den Spiess um und sagten: da seht ihr, dass eure Impfung 
absolut nichts hilft. Nun sehen Sie ganz ab von Thatsachen, die ich vorhin angeführt 
habe, bedenken Sie nur, wie ausserordentlich sorglos in vielen Deutschen Ländern die 
Impfung vollzogen wurde, bedenken Sie namentlich, dass die Revaccination, mit Aus- 
nahme bei dem Militär, nicht eingeführt war, und denken Sie dann an die glänzenden 
Resultate der Vaceination und Revaccination gerade bei dem Militärstande, so fällt 
doch auch dieser Einwand rein in sein Nichts dahin. 

Dann wird uns namentlich in den Petitionen entgegengehalten: ja, es ist die Sterb- 
lichkeit an den Blattern eine geringere, dafür aber ist sie an anderen Krankheiten, 
namentlich an Masern, Scharlach und anderen Feinden der Kinderwelt, eine viel grössere 

eworden. 
: M. H., zunächst ist hier zu bedenken, dass die Blattern seit Einführung der Impfung 
ein viel grösseres Material für diese anderen Krankheiten in der Kinderwelt zurück- 
gelassen haben, dann zweitens, dass die Sterblichkeits-Ziffer an diesen anderen Krank- 
heiten eine unendlich geringere, gar nicht mit der Grösse der früher durch die Blattern 
verursachten Sterblichkeit zu vergleichen ist. | 

Man hat sich nun auch berufen auf die Statistik, wie sie in den vorliegenden Pe- 
titionen und Broschüren und, wie man anführte, von einzelnen in Amt und Würden 
stehenden Autoritäten dargestellt wird, von Autoritäten, die von dem Abg. Reimer zu 
den Stellenjägern, zu denen wir, die Freunde des Impf-Gesetzes, ohne Weiteres von ihm 
gerechnet werden, wohl nur deshalb nicht gehören, weil sie in seinem Sinne schreiben. 
Es liegt vondem Chef-Arzt der Oesterreichischen Staats-Eisenbahnen Dr. Keller, auf den 
sich der Abg. für Krefeld berufen, eine Broschüre vor, die sich über eine kleine Zahl 
von Fällen verbreitet und auf Grund dieser Zahl beweisen will, dass die Impfung 
nichts nütze, vielleicht auch nichts schade. Diese Statistik bekümmert sich nur um 
die Familien der Beamten der Oesterreichischen Staats -Eisenbahnen, nimmt aber gar 
keine Notiz von der dazu gehörigen Bevölkerung. Aber, und das ist vielleicht dem 
H. Abe. für Krefeld nicht bekannt, es gehört der Verfasser dieser Broschüre zu denen, 
die auch die Existenz der Hundswuth und der Syphilis leugnen. Er unterscheidet sich 
dadurch wesentlich von seinen anderen Freunden, welche die Syphilis als Folge der 
Impfung betrachten. Die Syphilis ist nach demselben weiter nichts als ein Merkuria- 
lismus, eine Quecksilber-Krankheit. Und welches Vertrauen diese Angaben verdienen, 
werden Sie aus folgender Thatsache erfahren, die ich ungern hier anführe, die ich aber 
anführen muss, nachdem man sich einmal hier auf diese Autorität berufen hat. Ich 
sagte, dieser Chef-Arzt derÖesterreichischen Staats-Eisenbahnen leugnet die Existenz der 
Syphilis, er erklärt, sie ist eine Folge von Quecksilber-Gebrauch. Er hat vor einigen 
Jahren eine Broschüre veröffentlicht, in der er angiebt, er habe verschiedene Spiegel- 
fabriken in Böhmen besucht, und er berichtet nun bis in’s Einzelne hinein über die ver- 
schiedenen Symptome, die er bei der dortigen Bevölkerung gefunden hat, Symptome, 
die in der That vollkommen identisch mit den in Folge der Syphilis anftretenden sind. 
Nun die Medizin ist nicht so leichtgläubig, sie nimmt keine Angabe unkontrolirt hin, 
und so fand sich ein äusserst gewissenhafter Beobachter und Forscher, Prof. Bäumler 
in Erlangen. Dieser reiste in jene entlegenen, dem Verkehre entzogenen Gegenden 
hin, um die Angaben des ersten Forschers zu kontroliren, und fand, dass diese Angaben 
beinahe ohne Ausnahme in unverantwortlicher Weise theils oberflächlich, theils un- 
richtig waren; er fand, dass nicht einmal die Ortsnamen und die Entfernungen der Orte, 
von denen der Chef-Arzt angiebt, dass er sie besucht habe, richtig angegeben sind. 
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Aehnlich, wie die Statistik, auf die man sich gegen die Vorlage berufen, beschaffen 
ist, ganz ähnlich steht es mit allen anderen Angaben, die man Ihnen gegen die Impfung 
vorgeführt hat. 

M. H., dann hat manjangeführt: es ist doch der Schaden, der durch die Impfung 
entsteht, ein zugegebener und wahrscheinlich ein viel grösserer, als heute nachgewiesen 
werden kann. Man hat sich dagegen gesträubt, dass man ein Gift dem menschlichen 
Körper einimpfe. Wir haben ganz das Gleiche mit dem Chinin erlebt, auch ein Gift, 
welches aber die Sumpf-Giftkrankheiten und das Wechselfieber heilt. Das Chinin ist 
seit dem Jahre 1640 in Europa eingeführt, und bis in die ersten Jahrzehnte dieses Jahr- 
hunderts hat der Streit gedauert, ob man nicht durch dieses Gift die Menschen dezi- 
MIrer.us, 

. . . In welcher Weise nun die Nachtheile des Impfens von unsern Gegnern geschil- 
dert werden, davon erlauben Sie mir, Ihnen eine kleine Probe zugeben. In Württem- 
berg selbst ist der Hauptheerd der Agitation gegen die Impfung, von dort aus wird 
von Stuttgart das eigentliche Material nach allen Himmelsgegenden versendet. Da 
finden Sie nun die Folgen der Impfung folgendermassen geschildert: 

»»Das Volk ‘in Württemberg ist durch die Impfung ganz verderbt an Leib und 
Seele und dem Untergang verfallen. Kopf, Gesicht und Hals der Geimpften sind zum 
Oelkopf geworden, als Malzeichen Kains der allgemeinen Vergiftung. Die Schmutz- 
ölfarbe bezeichnet die moderne Verwüstung des Antlitzes der Deutschen, die mit 
a Finger sich nicht wegdrücken, mit Arznei oder Kosmetik nicht wegkuriren 
ässt. « 

Und so weiter! M. H., Sie werden mir nicht zumuthen, dass ich näher auf solche 
Geistesblüthen eingehe. Nun glaube ich mit dem hochverdienten Dr. Kless in Stutt- 
gart, dass es allerdings zu den schwarzen Punkten Württembergs gehört, dass dort 
dieser Heerd der Agitation gegen das Impfen sich gebildet hat, und dass von dort mit 
einem unglaublichen Mass von Verdrehung, Entstellung, Lüge und Bosheit gegen eine 
der segensreichsten Errungenschaften der Erfahrung und Wissenschaft agitirt wird... . 

M. H., es wird dann angeführt, dass die Syphilis übertragen werde. Es ist das 
leider richtig, aber es kann vermieden werden, und wie ausserordentlich gering die 
Zahl der Fälle ist, in denen sie übertragen wurde, haben Sie bereits aus früheren Reden 
entnommen. Ich erinnere auch da nur an die Geschichte der Syphilis. M. H., denken 
Sie doch zurück an die Zeiten Huttens, denken Sie zurück an seine Schriften, die er 
über die Heilwirkung des Guaiakholzes gegen diese geschrieben und seinem Kurfürsten 
dedizirt hat; denken Sie zurück an die ausserordentliche Ausbreitung dieser Seuche, 
damals lange vor der Impfung. Wie können Sie heute die Existenz der Syphilis in 
unserer Bevölkerung, ihre angebliche Vermehrung mit dem Impfen in Zusammenhang 
bringen ! — Dann soll auch die Skrophulose und Tuberkulose übertragbar sein. Nun, 
es ist das noch nicht nachgewiesen; ich persönlich gebe aber die Möglichkeit zu, dass 
es geschehen kann. Nun sehen Sie z. B. in der Schweiz in den Hospitälern von Davos, 
in denen Fälle von Skrophulose oder Tuberkulose unter der einheimischen Bevölkerung 
beinahe nicht vorkommen, seit Jahrzehnten den Impf-Arzt von Chur aus dem Thale, wo 
Skrophulose, Tuberkulose und Syphylis durchaus nicht selten sind, in dieses Hochthal 
hinaufwandern und die Bevölkerungimpfen;; auch heute sehen Sie dort von Skrophulose, 
Tuberkulose und Syphilis kaum eine Spur. 

Es erübrigt mir nur noch, Ihnen die medizinischen Thatsachen anzuführen, die nach 
meiner Meinung für den Impfzwang sprechen. Es sind nicht, wie der H. Abg. Reimer 
erklärt hat, die Blattern eine Folge der Luft, des Bodens, kurz sie sind keine klima- 
tische Krankheit, sie sind iiberhaupt für uns kein nothwendiges Uebel. Wir kennen 
Sie in Europa seit etwa 1300 Jahren und in Deutschland seit etwa 400 Jahren. Mögen 
Sie nun in ihrer ursprünglichen Heimath entstanden sein ,‚ wie sie wollen, bei uns wird 
kein Mensch blatternkrank,, der nicht das Gift von einem andern Blatternkranken in 
sich aufnimmt, ebenso wie bei uns kein Mensch cholerakrank wird, der nicht das Cho- 
lera-Kontagium in sich aufnimmt, trage er nun eine Magenbinde oder keine. Nun 
wenn die Blattern eine so eminent ansteckende Krankheit sind, so ist der Ungeimpfte 
für seine Umgebung eine Gefahr. Wir wissen, dass die Revaceination nicht für das 
ganze Leben schützt; nach einer gewissen Reihe von Jahren müssen wir die Revacei- 
nation wieder vornehmen; der Ungeimpfte, der nicht Revaceinirte ist der Gefahr, 
blatternkrank zu werden, in hohem Grade ausgesetzt und deshalb auch eine Quelle der 
Gefahr für seine Umgebung. Aus den Gründen ist vom medizinischen Standpunkt aus 
der Vaceinations- und Revaccinations-Zwang erlaubt und geboten... . 

Die Blatternnoth zur Zeit Jenners hat unsere Generation vergessen : unsere Zeit weiss 
nichts mehr von den vielen Fehlern und Krankheiten, die auch nach überstandenen 
Blattern zurückgeblieben sind ; unsere Zeit weiss nichts mehr von den hässlichen An- 
denken, die die Blattern in Gestalt von Taubheit, Blindheit, Lähmung, Knochenfrass, 
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Engbrüstigkeit und Schwindsucht bei der Bevölkerung zurückgelassen haben. In 
Ihren Händen liegt es, heute durch Annahme dieser Gesetzes-Voriage dafür zu sorgen, 
dass auch künftige Generationen in unserem Deutschen Reiche nichts mehr davon 
erfahren! M. H., wenn Sie heute Bedenken tragen, der Vorlage zuzustimmen, dann 
weiss ich nicht, woher Sie je den Muth nehmen wollen, irgend einer nicht minder drin- 
genden Forderung der öffentlichen Gesundheitspfiege je zu genügen.« 


Bevollmächtigter zum Bundesrath f. d. Königr. Bayern, 
Ministerialrath v. Riedel: 


»In Bayern, wo der Impfzwang seit dem Jahre 1807 gesetzlich durchgeführt ist, 
werden alleJahre genaue Erhebungen gepflogen, nicht nur über die Zahl der Geimpften, 
sondern auch über die Wirkungen der Impfung. Es wurden ferner bei jeder Epidemie 
statistische Erhebungen, und zwar nach den verschiedensten Richtungen hin, ange- 
stellt. Ich fürchte das Hohe Haus zu belästigen, wenn ich abermals mit Zahlen komme, 
allein ich kann es mir nicht versagen, wenigstens zu bemerken, dass die Statistik über 
die Epidemie, welche in Bayern vor 6 resp. 3 Jahren herrschte, sich damit beschäftigt 
hat, insbesondere zu konstatiren : i 

1. wie viel Erkrankungen vorgekommen sind, und welchen Altersklassen die ein- 

zelnen Erkrankten angehört haben, 

2. wie sich dieZahl der Erkrankten zur Zahl der Lebenden nach den einzelnen Alters- 

klassen verhielt, und endlich 

3. wie sich die Mortalität nach verschiedenen Richtungen hin darstellte. 

Ich erlaube mir in letzterer Hinsicht nur hervorzuheben, dass von den geimpften 
Personen während jener Epidemie etwas über 85 %/, der Erkrankten genesen und nur 
13 0/, gestorben, von den ungeimpften aber etwas über 39 0/, genesen und 60 0), ge- 
storben sind. Das ist eine genaue amtliche Statistik, die zweifellos bezüglich der 
Frage, ob überhaupt der Impfzwang auf sämmtliche Staaten auszudehnen sei, Einfluss 
haben dürfte. 

Ich bin aber auch im Besitze von statistischen Nachweisen über einige andere 
Fragen, die der H. Abg. für Krefeld vorhin berührt hat. Er behauptete, es sei die Ge- 
neigtheit der Bevölkerung, sich dem Impfzwange zu unterwerfen, in keiner Weise 
nachgewiesen. In Bayern sind bis 1872 seit Einführung des Impfzwangs 8,250,000 
Impfungen vorgenommen worden. Es liegen aus einer Reihe von Jahren, insbeson- 
dere aus den Jahren 1861 bis 1871, Ermittelungen darüber vor, wie sich die Bevölkerung 
hierbei verhielt, und es ist nachgewiesen, dass während einer Zeit, während welcher 
über eine Million Impfungen vorgenommen wurden, überhaupt von einem Tausend 
Pfliehtiger nur sechs sich nicht im ersten Termin gestellt haben. Ich glaube, es ist 
damit hinreichend nachgewiesen, dass in der Bevölkerung der Gehorsam gegen das Ge- 
setz wirklich zur Sitte geworden ist. 

Der H. Abg. für Krefeld hat Ihnen dann mit lebhaften Farben die Gefahren vorge- 
führt, die aus der Impfung mindestens entstehen können. Einige der H. Vorredner 
haben bereits die Thatsache angeführt, dass die Revaccination bei dem Militär regel- 
mässig stattfindet. Wenn nun solche Gefahren mit der Impfung verbunden wären, so 
müssten sie doch zunächst bei der ganz regelmässig und generell vorgenommenen Im- 
pfung der Militär-Personen zu Tage treten; sie müssten aber noch mehr zu Tage treten, 
wenn fast 70 Jahre lang ununterbrochene Impfungen in einem Gebiete wie in Bayern 
vorgenommen werden. Es sind in den amtlichen Berichten, die, wie ich vorhin be- 
merkte, alle Jahre erstattet werden, auf eine Reihe von 40 Jahren zurück nur zwei 
Fälle angeführt, in denen überhaupt eine Uebertragung der Syphilis durch Impfung 
behauptet wurde, der eine Fall im Jahre 1821, der andere im Jahre 1652. Ferner sind 
ausserdem ganz wenige Fälle zur amtlichen Kenntniss gekommen, in denen in Folge 
der Impfung Rothlauf sich zeigte. Ich glaube, dass, auch ohne spezielle Statistik der 
Gefährdungen, welche bei der Impfung eintreten, doch mit aller Bestimmtheit nach 
den bisherigen Erfahrungen anzunehmen ist, dass diese Gefahren sehr geringe sind. 

Es ist ferner von dem H. Abg. für Krefeld behauptet worden, in Bayern sei die Re- 
vaceination verworfen worden. Gestatten Sie mir, dass ich auch diese Behauptung be- 
richtige. Die Bayerische Regierung ist gesetzlich ermächtigt, die Revaccination jeder- 
zeit anzuordnen, sobald sie es zur Fernhaltung von Epidemien für nothwendig findet. 
Diese Ermächtigung ist ihr vor drei Jahren bei der Revision des Bayerischen Polizei- 
Strafgesetzbuches direkt ertheilt worden. Wenn die Bayerische Regierung ferner nicht 
sofort die Einführung der regelmässigen Revaccination in den Schulen in Angriff ge- 
nommen hat, so lag der Grund hauptsächlich darin, weil eben die einheitliche Regelung 
des Impfwesens durch das Reich bereits. in Aussicht stand, und weil man in Folge 
dessen nicht einseitig hat vorgelhien wollen. 
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Was nun die Nothwendigkeit des Revaccinations-Zwangs betrifft, so möchte ich noch 
anführen, dass die Bayerische Regierung seit ungefähr 30 Jahren dieser Frage eine be- 
sondere Aufmerksamkeit gewidmet hat, und dass die vernommenen Sachverständigen 
sich stets für die Nützlichkeit der Revaccination ausgesprochen haben. 

In gleicher Weise sprechen die statistischen Ergebnisse dafür, wenn man die Mortali- 
tät nach den einzelnen Altersklassen vergleicht. Bei der vorhin von mir erwähnten Epi- 
demie stellte sich die Mortalität in der Altersklasse des ersten Lebensjahres auf 65 0, 
in der Altersklasse von 1 bis 20 Jahren — in der Zeit also, welche der Vornahme der Im- 
pfungen am nächsten liegt — auf 6 %/,, bezüglich derjenigen von 20 bis 50 Jahren auf 
11 0/, und bei der über 50 Jahre auf 26 %/,; es ergiebt sich sohin, dass die Wirkungen 
der Vaeeination mit der Zeit abnehmen, und dass die Revaceination wünschenswerth 
ist. Ich erwähne ferner, dass von den Revaceinirten bei jener Epidemie 92 %, Procent 
genesen, 8 0/, gestorben sind, also abermals ein sehr günstiges Mortalitäts-Verhältniss. 

Ich glaube, dass durch diese statistischen Erhebungen, die sich auf eine grosse 
Reihe von Jahren hinaus erstreeken und immerhin ein ziemlich grosses Beobachtungs- 
feld haben, zur Genüge erwiesen ist, einerseits, wie nützlich der Impfzwang sein dürfte, 
und andererseits, wie wenig Gefahr bei einiger Aufmerksamkeit von den Impfungen 
droht.« 


C. Aus der dritten Lesung. Sitzung vom 14. März 1874. (Stenogr. 
Ber., S.ı92/.f.) 


Abgeordneter Dr. Merkle: 

»M.H.! Wir sollen endgültig über einen Gesetz-Entwurf entscheiden, der uns als ein 
Zwangs-Gesetz vorgelegt worden. Allerdings ist in der zweiten Lesung beschlossen 
worden, statt »Impfzwangs-Gesetz« zu setzen: »Impf-Gesetz«; allein der Zwang 
durchzieht dieses Gesetz wie ein rother Faden von Anfang bis zu Ende und spricht sich 
derselbe bereits im ersten Paragr. deutlich genug aus. Ein Zwangs-Gesetz hat sein Be- 
denkliches gegenüber der persönlichen Freiheit und der Familienfreiheit; es ist einem 
solchen Gesetze wohl nur dann beizustimmen, wenn wir dafür dringende, entschiedene, 
starke Gründe haben. Ich frage nun, liegen soiche zwingenden Gründe vor? — und 
glaube diese Frage verneinen zu müssen. Wohl ist uns gesagt worden, dass die Im- 
pfung für die Gesundheitspflege nützlich und nothwendig sei; aber man hat das nicht 
genügend bewiesen. Die Gründe, die man uns hierfür angeführt hat, stützen sich 
zum Theil auf die Autorität, zum Theil auf die Erfahrung; aber m. H., die Autoritäts- 
Gründe ! — Es ist wahr, eine bedeutende Zahl von Aerzten hat sich für den Impf-Zwang 
entschieden, allein andere Autoritäten, die denn doch auch Beachtung verdienen, sind 
einer gegentheiligen Ueberzeugung. Was die Erfahrung betrifft, so hat man sich auf 
die Statistik berufen, man musste aber von vornherein zugeben, dass diese Statistik 
auch noch manches habe, was Bedenklichkeiten erzeugt. Gewiss ist es, dass Wider- 
spruch existirt, und berufen sich gerade jene Aerzte, welche widersprechen, auf die 
Statistik, nur dass sie einen anderen Massstab bei Beurtheilung derselben anlegen. Ich 
mag nun die Sache betrachten, wie ich will, so muss ich sagen: adhue sub judicelis est, 
noch ist die Sache eine Streitfrage, und: in dubiis libertas ( — das ist meine Ueberzeu- 
gung). Wenn Jemand überzeugt ist, dass das Impfen der Gesundheit nachtheilig sei, 
mit welchem Rechte kann ich den durch ein Zwangs-Gesetz angehen, dass er sich den- 
noch solle impfen lassen! Erlauben Sie mir, noch ein anderes Moment anzuführen. 
Ich meine den Grad des Zwanges, den das vorliegende Gesetz geltend macht. Man 
will einen Zwang in dem Sinne, dass unfehlbar entschieden werden soll, ob in dem und 
dem zweifelhaften Falle die Impfung räthlich oder nachtheilig sei, und das soll end- 
gültig und ausschliesslich von dem zuständigen Impf-Arzte im Namen des Staates ge- 
schehen, wenn auch Eltern und Haus-Arzt noch so bedenklich sind. Welch’ eine Bürg- 
schaft aber giebt den Eltern des impfpflichtigen Kindes dieser Einzeine, dass er nicht 
fehit, dass nicht zuletzt die Impfung das Leben und die Gesundheit des Kindes benach- 
theiligt? M.H., der Leib gehört nicht dem Staate, das ist meine Ueberzeugung! — 
Und, dass ich die Hauptsache noch betone, so weit geht der Zwang, dass er sogar in 
das Unglaubliche sich verliert. Es ist bemerkt worden, dass einer aus unserer Mitte sich 
schon zehmal habe impfen lassen. Ich habe keine solche Vorliebe für die Impfung, dass 
ich mich zehnmal in meinem Leben möchte impfen lassen: aber möglich ist es nach 
diesem Gesetze, dass einer zehnmal ineinem Jahre geimpft werden muss, denn wenn 
er auch schon wiederholt geimpft ist und es bricht in dem Orte, wo er sich gerade aufhält, 
eine Blattern-Krankheit aus, so steht es nur bei der zuständigen Behörde, dass er sich 
ohne Rücksicht auf frühere Impfungen abermais muss impfen lassen, und nach einem 
Vierteljahr, wenn er anderswo hinkommt und dort eine Blattern-Krankheit ausbricht, 


Aus der dritten Lesung. m 1645 


kann es geschehen, dass er zum zweiten Male, und nach einigen Monaten, wenn er 
anderswo sich aufhält und eine Blattern-Krankheit kommt, dass er zum dritten Male und 
zuletzt zu Tode geimpft wird, weil die »zuständige Behörde« so befohlen hat. 

Eine wahrhaft liberale Gesinnung urtheilt hier für die Freiheit, die persönliche 
Freiheit und die Familienfreiheit! Ich bin ein abgesagter Gegner der Staats-Allmäch- 
tigkeit, und diese tritt in dem vorliegenden Gesetze unverkennbar hervor, da es ja ohne 
Rücksicht auf die gegentheilige Ueberzeugung Jeden nöthigen will, so oft es eben die 
zuständige Behörde für räthlich hält. immer wieder und wieder sich impfen zu lassen. 
Ich bitte sie im Namen einer wahrhaft liberalen Gesinnung, im Interesse der persön- 
lichen Freiheit und der Freiheit der Familien, verwerfen Sie dieses Gesetz !« 


Abgeordneter Dr. Löwe: 

» Sie erlauben mir wohl als einem derjenigen, die von Anfang an den lebhaftesten 
Antheil an dem Zustandekommen dieses Gesetzes, genommen haben, noch einmal einen 
kurzen Rückblick zu werfen aufdie Gründe, die gegen das Gesetz angeführt 
sind. 

Die Grüude richten sich einmai dagegen, dass die Statistik , mit der bewaffnet man 
die Wohlthat des Impfens nachweise,, keine Bedeutung habe, entweder weil sie über- 
haupt bestritten wird, oder weil andere Gründe als das Impfen dahin gewirkt haben, 
die wohlthätigen Erscheinungen hervorzurufen, welche wir dem Impfen zuschreiben ; 
der Bade Grund ist der, dass die Krankheiten mittelst des Impfens übertragen 
werden. 

Was die grosse Frage betrifft, ob nun wirklich das Impfen die Folge gehabt hat, dass 
die Sterbliehkeit an dieser Krankheit so bedeutend abgenommen hat, so muss ich ge- 
stehen, dass ich auch heute noch bei dem Worte bleiben muss, das mir der H. Koll. 
Reichensperger übel gedeutet hat; sie entzieht sich nach meiner Auffassung der Dis- 
kussion. Denn ich kann dieser grossen Thatsache, d. h. dieser ausserordentlichen Ab- 
nahme der Sterbliehkeit an dieser Krankheit iiberhaupt und der üblen Folgen, die diese 
Krankheit hinterlässt, keine andere Bedeutung geben, als dass sie eine Folge des Im- 
pfens ist, weil die Regelmässigkeit, mit der diese Folgen sich gezeigt, wie die lange 
Zeit, welche diese Statistik umfasst, dafür spricht. Dazu kommt, dass diese Krankheit 
nicht erloschen ist, wie die Gegner annehmen, sondern dass, wo sie in solchen Kreisen 
auftritt, in denen sie viele Ungeimpfte findet, sie mit derselben Heftigkeit, mit der- 
selben Tödtlichkeit und Verderblichkeit in ihren Folgen aueh heute noch wieder auf- 
getreten ist, die sie im vorigen Jahrhundert gezeigt hat. Das gerade, ist der Grund 
gewesen, dass in vielen Kreisen sich die Meinungen geändert haben. Natürlich wird 
ja die Meinung der Sachverständigen bei dieser Frage zuerst eingeholt, und ich ge- 
stehe Ihnen zu, dass die Sachverständigen obgleich sie in ihrer grossen Mehrheit die 
wohlthätigen Folgen des Impfens immer anerkannt haben, doch bis vor vier, fünf 
Jahren immer zweifelhaft waren, ob sie einen Zwang zum Impfen direkt oder indirekt 
befürworten sollten. Das Ober-Medizinal-Kollegium inSachsen hat vor 11 
Jahren, wenn ich nichtirre, als diese Frage in Sachsen zuerst lebhaft zur Diskussion 
kam, erklärt: dass das Impfen eine Wohlthat ist, dass es schützt, ist über jeden Zweifel 
erhaben : aber wir sind nicht geneigt, den Zwang zu befürworten, weil wir der Ueber- 
zeugung sind, dass man mit der blossen Belehrung die $ bis 9 %/,, die sich der Impfung 
bis jetzt noch entziehen, auch noch für die Impfung gewinnen werde. Diese Meinung 
ist von einem Sachverständigen-Kollegium ganz natürlich, denn es liegt eben der 
Wissenschaft und der Kunst, die der Wissenschait zu ihrer Handhabung bedarf, nichts 
ferner, als an Zwangsmassregeln überhaupt zu denken. Aber die Sachverständigen 
geben doch erst nur eine sachverständige Meinung von ihrem Standpunkte aus, und es 
ist an dem Staatsmann, sich zu fragen: weiche Bedeutung hat dieses Urtheil, und was 
hast du demnach zu thun? In der That haben die Staatsregierungen der verschiedenen 
Länder die Frage wiederholt sich vorgelegt und nach den Erfahrungen, die wir gerade 
in der letzten Kriegszeit gemacht haben, sind sie dazu gekommen, sich wiederum an 
die Sachverständigen zu wenden, um zu hören, was sie jetzt zu der Sache sagen. 0 
auch in Sachsen. Da ist denn dasselbe Ober-Medizinal-Kollegium in Sachsen, das sich 
früher gegen jede Art von Zwang erklärt hatte und es der freien Belehrung überlassen 
wollte, durch die Erfahrungen, die es inzwischen gemacht hat, zu der Ueberzeugung 
gekommen, dass das Nichteingeimpftsein einer grössern Anzahl von Individuen eine 
Gemeingefährlichkeit für die Gesellschaft bildet und zwar aus’ einem Grunde, den das 
Ober-Medizinal-Kollegium ganz ausführlich in wissenschaftlicher Weise an der Hand der 
Erfahrung dargelegt hat. Es hat nachgewiesen, dass die Ansteckungsfähigkeit der 
Pocken um so grösser ist, je grösser der Heerd der Krankheit ist, der sich in einem be- 
grenzten Bezirke gebildet hat. Wenn also ein Pockenkranker — um den Gedanken 
in Zahlen auszudrücken — ziemlich ungefährlich ist in Bezug auf die Ansteckung, so 
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sind drei Pockenkranke in demselben Hause, 20 Pockenkranke in ein und derselben 
Strasse in Bezug auf die Ansteckung viel gefährlicher, d. h. der Ansteckungsstoff ist 
in seiner Verdichtung giftiger und wird stärker wirken, und zwar vermittelst dieser in- 
tensiven Wirkung auf Individuen stärker wirken, die ihr sonst entgangen wären. Um 
der Epidemie, wenn sie eintritt, den verderblichen Karakter zu nehmen und sie in 
ihrer Ausbreitung zu beschränken, müssen wir die Zahl der Nichtgeimpften soviel als 
möglich vermindern. Sie wissen ja, es giebt keinen absoluten Schutz gegen diese 
Krankheit; weder das Impfen noch die Krankheit selbst schützt absolut; aber der relative 
Schutz ist gross, dass Individuen, wenn sie auch eine gewisse Disposition zur Krankheit 
haben, doch nicht angesteckt werden können, wenn sie auch mit einem Pockenkranken 
in Berührung kommen ; sie werden aber angesteckt trotz ihrer geringen Disposition, wenn 
sie mit einer grossen Zahl von Pockenkranken, die an einem Orte zusammengehäuft 
sind, in Berührung kommen. Also man weiss z. B. aus Erfahrung, dass man den Wärter, 
den man für seinen Dienst in einem Pocken-Spital gegen Ansteckung schützen will, — 
und ich fordere die Gegner auf, hier einen Beweis von anderen ansteckenden Krank- 
heiten zu geben, dass man sich gegen sie in irgend sicherer Weise schützen kann, — 
annähernd mit voller Sicherheit durch Wieder-Impfen sichern kann, sofern es in ange- 
messener Zeit vorher geschehen ist. Wenn aber ein Mensch, der schon vor längerer 
Zeit geimpft ist, oder der, wenn es auch nicht so lange her ist, doch ohne Erfolg ge- 
impft worden ist, der sich schon mit Pockenkranken, aber mit einzelnen, beschäftigt. 
hat, ohne angesteckt zu sein, in ein Pocken-Hospital kommt, ohne vorher sorgfältig 
wieder geimpft zu werden, so erlebt man nicht selten, dass dieser Mensch die Pocken 
im Hospital bekommt. Er wird also, nachdem er der Ansteckung in einer mit An- 
steckungsstoff nur wenig gefüllten Atmosphäre entgangen ist, in dieser mit konzen- 
trirtem Ansteckungsstoff gefüllten Atmosphäre angesteckt. Daraus können Sie den 
Beweis entnehmen, wie gross das Interesse für die Gesellschaft ist, die Zahl der Indi- 
viduen, die noch Ansteckungsfähigkeit für diese Krankheit haben, so viel als möglich 
zu verringern. Wir werden ja immer noch viele Individuen in der Gesellschaft zurück- 
behalten, die, weil die Schutzkraft der Vaceination oder Revaceination erloschen ist, 
bevor sie sich wieder impfen lassen, von der Ansteckung ergriffen werden können. 
Denn dass die Bäume nicht in den Himmel mit diesem Gesetz wachsen, das zeigt Ihnen 
dieses Gesetz selbst. Von einem absoluten Zwang der Impfung ist schon gar nicht 
mehr die Rede, denn der Zwang, wie er nach den Veränderungen der zweiten Lesung 
erscheint, ist, wenn Sie so wollen, nichts weiter als eine Steuer, die auf das Nichtimpfen 
gelegt ist; es sind bloss Geldstrafen, die dem Richter je nach den Verhältnissen be- 
messen werden können; also der absolute Zwang existirt nicht. Aber selbst, wenn 
alles im Gesetz Vorgesehene vollständig zur Ausführung kommt, so sind wir doch nur 
in der Lage, die eine Hälfte der Gesellschaft vorläufig sicher zu stellen. Nur für den 
Fall, dass die Epidemie ausbricht,, trifft das Gesetz dann Vorsorge auch für die andere 
Hälfte. Die eine Hälfte ist die unter 20 Jahren; diese stellen wir durch die erste Im- 
pfung und durch die Revaceination am Schlusse des schulpflichtigen Alters sicher. Ein 
Theil der männlichen Bevölkerung wird dann noch durch die wiederholte Revaceination 
in der Armee für eine Reihe von Jahren gegen die Krankheit sichergestellt. Was 
später kommt, das überlassen wir, wie gesagt, der Handhabung dieses Gesetzes 
bei einem Ausbruch der Epidemie, obgleich gerade in dem späteren Lebensalter und 
besonders beim weiblichen Geschlecht, das nicht im zwanzigsten Jahre, wie die Männer 
im Militär, revaceinirt wird, die Krankheit häuig vorkommt. 

Ein anderer Einwand der Gegner geht dahin, dass die Beweise aus der Statistik der 
Sterblichkeit in dieser Krankheit, besonders dass die Vaceinirten, wenn sie später auch 
bei Versäumniss der Revaceination von der Krankheit ergriffen werden, eine geringere 
Sterblichkeit zeigen, hinfällig seien, weil sie nur auf einem unklaren Schlusse aus der 
Statistik beruhen, sie sagen nämlich, die Haupt-Sterblichkeit bei den Nichtgeimpften 
liegt darin, dass die meisten Nichtgeimpften, die von dieser Krankheit ergriffen wer- 
den, eben den ersten Jahren angehören. Ja, die Thatsache ist richtig, aber die Folge- 
rung gegen das Impfen ist doch falsch. Die Haupt-Sterblichkeit liegt in dem ersten 
Jahre, in welchem bei der zarten Konstitution alle Krankheiten leichter einen verderb- 
lichen Ausgang nehmen. Deshalb wollen wir eben die ersten Lebensjahre gegen diese 
Krankheit schützen, um so eine grosse Gefahr von den armen Kleinen abzuwenden, da 
wir das in diesem Falle vermögen. Wenn wir viele Leben erhalten können dadurch, 
dass wir verhindern, dass die zarten Kinder dieses Lebensalters von der Krankheit er-. 
griffen werden, so leisten wir der Gesellschaft einen grossen Dienst. 

Die Erfahrung zeigt aber auch, dass auch die Vorwürfe über die Sterblichkeit der 
Revaceinirten im späteren Lebensalter nicht ganz so begründet sind, als sie erscheinen. 
Gerade die Erfahrungen in München und in Dresden haben es bewiesen mittelst sorg- 
fältiger Beobachtung der verschiedenen Fälle, dass, wenn bei einem Revaccinirten der 
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Tod eintritt, er meistens erst bei einer Folgekrankheit eintritt. Er tritt nicht sofort 
in der Höhe der Krankheit, bei dem Ausbruch oder in dem sogenannten Eiterungsfieber 
ein, sondern er erfolgt, weil der Pockenkranke zugleich Anlage zur Tuberkulose oder 
Senn ls gehabt hat, eine Anlage, die sich nach dieser Krankheit dann schnell ent- 
wickelt. 

‚ Nun, m. H., kommen wir zur Uebertragung von anderen Krankheitsstoffen. Wenn 
Sie die ganze Diskussion unbefangen übersehen, so müssen auch Sie den Eindruck ge- 
habt haben, dass auf der einen Seite die guten Erfolge mit Zahlen von Millionen 
erwiesen werden und auf der anderen Seite die Verdächtigungen, dass irgend etwas 
Uebles geschehen kann, nur mit sehr vereinzelten Fällen, die noch dazu meistens sehr 
bestritten sind. Also, dass Krankheiten so ganz im Allgemeinen genommen übertragen 

' werden, davon ist kaum noch die Rede. Eigentlich handelt es sich nur noch um he- 
reditäre Syphilis. Ich erinnere Sie nun zuvörderst an das, worauf ich mir schon früher 
erlaubt habe Sie aufmerksam zu machen, ohne in wissenschaftliche Streitereien einzu- 
gehen, nämlich, dass selbst, wenn man alle Fälle dieser angeblichen Uebertragung der 
Syphilis durch das Impfen zugesteht, die angeführt werden, und zwar von den 
schlimmsten Gegnern angeführt werden, doch noch nicht auf die Millionen der bestimmt 
und unzweifelhaft gut verlaufenen Impffälle ein einziger solcher Fall kommt. Wir 
haben in Württemberg, wo die Agitation gegen das Impfen am stärksten ist, in einer 
Reihe von Jahren bei mehreren Millionen von Impfungen auch nicht einen einzigen Fall 
anführen hören, der eine solche Uebertragung der Syphilis auch nur behauptete, ge- 
schweige nachwiese, und Württemberg ist in dieser Beziehung besonders wichtig, denn 
dort hat ein Mann, der gerade in diesen Tagen gestorben ist, gelebt und agitirt, so dass 
man ihn wohl als den Vater der ganzen Anti-Impfbewegung bezeichnen kann, und hat 
dabei einen solchen Eifer, eine solche Rührigkeit entwickelt in der Ermittelung von 
angeblich schlimmen Folgen des Impfens, dass ich von meinem Standpunkte aus nur 
sagen kann, einen Eifer, »einer bessern Sache würdig«. Dieser Mann, Dr. Rittinger, hat 
trotz alledem doch nicht einen einzigen Fall von Uebertragung der Syphilis in Württem- 
berg, in Stuttgart, wo er praktizirt hat, in der ganzen Reihe von Jahren, in welcher er 
diese Agitation betrieben hat, nachweisen können. Dann halten selbst diese einzelnen 
Fälle, die angeführt werden, auch eine sachliche kritische Untersuchung so wenig aus, 
dass sie häufig gar nicht aufrecht zu erhalten sind. Wir haben hier in Berlin vor meh- 
reren Jahren den einzigen Fall, der, soviel ich weiss, überhaupt zur Sprache gekommen 
ist, näher untersuchen lassen von Aerzten, unter denen auch viele waren, die sehr ge- 
neigt waren, die Uebertragung dieser Krankheit anzunehmen. Als nun der Fall näher 
untersucht wurde, ergab er sich schliesslich als ein diagnostischer Irrthum. Wir haben 
in Dresden vor einigen Jahren einen Fall, der von einem Arzte bekannt gemacht wurde, 
gehabt. Er behauptete, das Kind hätte unmittelbar nach der Impfung eine syphili- 

tische Augen-Entzündung bekommen. Der Fall wurde untersucht und es wurde fest- 
gestellt, dass die Augen-Entzündung des Kindes durchaus nicht syphilitischen Karak- 
ters sei, sondern eine Entzündung durch äussern Reiz. Es wurde als sehr wahrschein- 
lich festgestellt, dass das Kind unmittelbar nach dem Impfen Impf-Lymphe mit dem Blute 
ab- und in das Auge gewischt hatte wegen der schlechten Wartung, die das Kind ge- 
habt hatte. Das war das Resultat der Untersuchung. Jetzt macht ein Fall in Hamburg 
Aufsehen, der von Dr. Lafaurie mitgetheilt wird. M. H., ich sage Ihnen als Kriterium 
nur das Eine, die Gelehrten sind darüber uneinig, ob es Syphilis ist oder nicht; aber 
Dr. Lafaurie, der den Fall zuerst gesehen hat, hat ihn doch auch erst sechs Monate 
nach der Impfung zu sehen bekommen. Wenn die Gegner des Impfens, nachdem sie 
den Kausalnexus zwischen dem Aufhören der Epidemien und dem Impfen so in Frage 
gestellt haben, der durch Millionen und Millionen Erfahrungen in allen Ländern der 
Welt erwiesen ist, dann doch so wenig heikel sind und in der Anerkennung des Kausal- 
nexus in einem solchen einzelnen Falle, dann, m. H., kann man ihnen nur sagen: da 
gilt das alte Wort des Evangeliums »Mücken seigen und Kamele verschlucken.« 


Nach diesen einleitenden Bemerkungen wenden wir uns zu den Bestim- 
mungen des Gesetzes selbst. 
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II. Gesetz vom 8. April 1874. 
 (Reichs-Gesetzblatt, 8. 31 ff. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 


Preussen ete., verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter 
Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


1, 


(Impfzwang.) 
$. 1. Der Impfung mit Schutzpocken soll unterzogen werden: 
jedes Kind vor dem Ablauf des auf sein Geburtsjahr folgenden Kalender- 
jahres, sofern es nicht nach ärztlichem Zeugniss ($. 10) die natürlichen 
Blattern überstanden hat; 


. jeder Zögling einer öffentlichen Lehr-Anstalt oder einer Privatschule, mit 


Ausnahme der Sonntags- und Abend-Schulen, innerhalb des Jahres, in 
welchem der Zögling das zwölfte Lebensjahr zurücklegt, soforn er nicht 
nach ürztlichem Zeugniss in den letzten fünf Jahren die natürlichen Blat- 
tern überstanden hat oder mit Erfolg geimpft worden ist. 


Der Entwurf des Gesetzes lautete übereinstimmend mit Ausnahme der kursiv 


gedruckten Schlussworte. 


Die Motive zum $. 1 besagen: 

»Die Frist für die Vornahme der Impfung ist nicht unmittelbar an das Le- 
bensjahr des einzelnen impfpflichtigen Kindes, sondern an das Kalenderjahr ge- 
knüpft. Die formelle Ordnung des Impfgeschäfts und die amtliche Ueberwachung 
der Ausführung des Gesetzes wird auf diese Weise erheblich erleichtert. Eine 
Folge davon ist allerdings, dass die Impfungs-Fristen nicht für alle Kinder die 
gleichen werden. Was die erste Impfung anbelangt, so endet die Frist, je 
nach der Zeit der Geburt, frühestens mit dem Beginn des zweiten Lebens- 
jahres — nämlich für diejenigen Kinder, welche zu Ende eines Jahres geboren 
werden, und spätestens mit dem Ende des zweiten Lebensjahres — für die- 
jenigen, deren Geburt in den Anfang eines Jahres fällt. Die zweite Impfung 
wird je nach dem Tage der Geburt im Laufe des zwölften oder dreizehnten Le- 
bensjahres erfolgen. Bedenken knüpfen sich indess an diese Ungleichheiten 
weder im gesundheitspolizeilichen Interesse, noch auch insbesondere im Interesse 
der Eltern und Vormünder, denen unter allen Umständen in der Wahl der Zeit. 
für die Impfung ein genügender Spielraum bleibt. 

Im Durchschnitte sind die gesetzlichen Fristen für die erste und zweite 
Impfung von gleicher Dauer; für die letztere begreift die Frist stets ein Jahr, 
für die erstere schwankt sie zwischen einem Jahr und zwei Jahren. Hier eine 
engere Grenze zu ziehen, empfiehlt sich aus mehrfachen Erwägungen nicht. 
Die Verwaltung würde dadurch in der Anordnung der Zeiten, während deren 
die öffentlichen Imptstellen zu funktioniren haben, beengt werden, was unter 
Umständen — bei dem Mangel an Aerzten, an geeigneten Räumen u. dgl. — 


- Schwierigkeiten nach sich ziehen könnte. Den Eltern und Vormündern gegen- 


über ist eine gewisse Rücksicht auf die mannigfachen Verhältnisse geboten, 
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welche in dem zarten Alter der Kinder nicht selten ein Hinausschieben der 
Impfung wünschenswerth erscheinen lassen werden. 


Die zweite Impfung ist nicht allein an die Erreichung eines bestimmten 
Alters, sondern auch an den Eintritt in eine Schule gebunden. Nach den in 
Deutschland allgemein bestehenden Verhältnissen bietet sich in den Schulen die 
beste Gelegenheit, über die in das impfpflichtige Alter eintretenden Kinder eine 
Uebersicht zu erhalten, auf Grund deren die Ausführung der Impfung zu über- 
wachen ist. Zwar werden auf diesem Wege solche Kinder, welche, sei es wegen 
häuslichen Unterrichts, sei es wegen Krankheit oder aus anderen Gründen einer 
Schule überhaupt fern bleiben, der zweiten Impfung entzogen, Die verhältniss- 
mässig seltenen Fällen dieser Art sind indessen vom gesundheitspolizeilichen 
Standpunkte aus ohne Bedeutung. Auch sie zu kontroliren, würde mit kaum 
zu überwindenden Schwierigkeiten verbunden sein. 


Was die Schulen anbetrifft, durch deren Besuch der Impfzwang bedingt 
wird, so hat der Entwurf einen Unterschied zwischen öffentlichen und Privat- 
schulen oder zwischen Elementar- und höheren Schulen nicht gemacht. 

Die Ausschliessung umfangreicher Kategorien von Lehr-Anstalten würde 
gleichbedeutend sein mit der Befreiung eines Theiles der Jugend von der durch 
den Entwurf bezweckten Verpflichtung. Eine derartige Einschränkung der be- 
absichtigten Massnahmen ist durch Rücksichten der Schul-Verwaltung nicht 
bedingt und vom Gesichtspunkte der gesundheits-polizeilichen Interessen aus ge- 
radezu unstatthaft. 


Es gilt dies zunächst in Ansehung der Privatschulen, zu welchen naturge- 
mäss auch diejenigen Erziehungs-Anstalten zu rechnen sind, welche neben der 
körperlichen Pflege und der Erziehung im engeren Sinne auch die geistige Aus- 
bildung ihrer Zöglinge zum Zweck haben. Diese Schulen verfolgen vielfach die 
Ziele der öffentlichen Lehr-Anstalten und sind zum Theil in mehrfachen Be- 
ziehungen als mit jenen gleichberechtigt anerkannt. Ihre Zöglinge bleiben in 
Folge dessen den öffentlichen Anstalten leicht entzogen. 


Nicht minder gilt dies von den Mittelschulen und höheren Lehr-Anstalten, 
— Gymnasien, Real-Schulen, Gewerbe-Schulen u. s. w., — zu deren Besuch 
nicht wie zu dem Besuch der Elementar-Schulen das Gesetz verpflichtet. Ihr 
Unterrichtsfeld reicht meistens in das der Elementar-Schulen hinein. Die Ju- 
gend kann demzufolge in ihren Unterricht eintreten, ohne den Lehrgang der 
Elementar-Schulen durchlaufen zu haben. Ihre Zöglinge finden ausserdem nicht 
selten auf Grund häuslicher Vorbildung, ohne jede Vermittelung der Elementar- 
Schule, die Aufnahme. 


Nur eine Kategorie von Unterrichts-Anstalten rechtfertigt eine Ausnahme. 

Es giebt Schulen, welche sich auf eine gelegentliche, den allgemeinen 
Schulunterricht ergänzende Unterweisung vornehmlich in den, durch den Unter- 
richt vollständig ausgebildeter Anstalten nicht besetzten Stunden beschränken. 
Ihre Besucher werden fast ausnahmslos einer Anstalt der letztgedachten Art als 
Schüler angehören und dadurch dem Impfzwange und dessen gesetzlicher Kon- 
trole unterstellt sein. Nach der Fassung des Entwurfs fallen unter diese Kate- 
gorie nur diejenigen Schulen, welche ihren Unterricht ausschliesslich auf Sonn- 
tage und auf die Abende der Wochentage beschränken. Diese Begrenzung war 
geboten, einerseits durch die Nothwendigkeit einer unzweideutigen Bezeichnung 
der von dem Impfzwange nicht berührten Anstalten, andererseits durch die Un- 
möglichkeit, unter den sonstigen , so mannigfaltig abgestuften und organisirten 
Schulen eine den Absichten des Entwurfs entsprechende, gleichzeitig aber völlig 
bestimmte Grenze zu finden.« 
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Die Diskussion des $. 1 ist in die allgemeine Debatte verflochten, und deshalb 
wird auf diese hier zurückgewiesen (s. o. $S. 1628 fl.). 
Abgelehnt wurde der Antrag Hasenclever und Reimer, dem. 


folgende Fassung zu geben: 
»Der Impfung mit Schutzpocken dürfen nur unterzogen werden : 
1. Kinder, welche das fünfte Lebensjahr überschritten haben , mit Erlaubniss ihrer El- 
tern oder Vormünder; 
2. Erwachsene mit ihrer Einwilligung.« 
$. 1 wurde in namentlicher Abstimmung mit 183 gegen 119 Stimmen 
angenommen. 


(Nachholung der Krankheitshalber unterbliebenen Impfung.) 
$.2. Ein Impf-Pflichtiger ($. 1), welcher nach ärztlichem Zeugniss ohne 
Gefahr für sein Leben oder für seine Gesundheit nicht geimpft werden kann, 
ist binnen Jahresfrist nach Aufhören des diese Gefahr begründenden Zu- 
standes der Impfung zu unterziehen. 
Ob diese Gefahr noch forbesteht, hat in zweifelhaften Fällen der zustän- 
dige Impf-Arzt ($. 6) entgültig zu entscheiden. 


In der sonst gleichlautenden Reg.-Vorlage fehlte der zweite Absatz, welcher 
auf Antrag der freien Kommission hinzugefügt ist. 


Die Motive zu $$. 2 und 3 bemerken nur: 

»Die Frist, welche für die Nachholung einer, gerechtfertigter Weise unter- 
bliebenen, Impfung gesetzt ist, ermöglicht den Betheiligten, dafür nicht nur einen 
angemessenen Zeitpunkt zu wählen, sondern auch die nur in der wärmeren 
Jahreszeit geöffneten Impfstellen zu benutzen.« 


In den Reichstags -Verhandlungen begründete der Abg. Dr. Löwe den, 
auf Vorschlag der freien Kommission beruhenden Abs. 2, Zusatz zu $. 2 
wie folgt: 

»Ich wollte Sie auf die Gründe aufmerksam machen, die uns veranlasst haben, einen 
Zusatz zu $. 2 vorzuschlagen und in ähnlichem Sinne zu $. 3, wie ich sogleich hinzu- 
fügen will. 

Nachdem Sie beschlossen haben, dass das Impfen eine öffentliche Angelegenheit 
werden soll, und, wie Sie in Konsequenz Ihres eben gefassten Beschlusses doch wahr- 
scheinlich beschliessen werden, dass ein Öffentlicher Impf-Arzt angestellt werde, der die 
Sache auszuüben und zu kontroliren hat, hat die freie Kommission es für nothwen- 
dig gefunden , diese Bestimmung hinzuzufügen, damit die Kontrole über das Impfen 
nun auch wirksam ausgeübt werden kann. Wenn wir die Sache so stehen lassen, wie 
sie in der Regierungs-Vorlage steht, ohne diesen Zusatz , so werden die Impf- Aerzte 
wie alle amtlich an dem Geschäfte Betheiligten immer mit vielem Hin- und Herziehen 
bei den Behörden zu thun haben, weil Niemand da ist, der die letzte Entscheidung im 
streitigen Falle giebt. Die soll der Impf-Arzt geben. Es ist also keine Art von Zwangs- 
mittel, sondern nur die Vervollständigung der Kontrole, die für die Ordnung des Ganzen, 
besonders für die Aufstellung der Listen nothwendig ist.« 


(Wiederholung der erfolglos gebliebenen Impfung.) 
$- 3. Ist eine Impfung nach dem Urtheile des Arztes ($. 5) erfolglos 
geblieben, so muss sie spätestens im nächsten Jahre und, falls sie auch dann 
erfolglos bleibt, im dritten Jahre wiederholt werden. 
Die zustündige Behörde kann anordnen, dass die letzte Wiederholung der 
Impfung durch den Impf- Arzt ($. 6) vorgenommen werde. 


Die Reg.-Vorlage war gleichlautend: mit Ausnahme des fehlenden zweiten 
Absatzes, welcher im Interesse der Kontrole hinzugefügt ist. ($. oben zu $. 2.) 
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(Nachholung gesetzwidrig unterbliebener Impfung.) 
$.4. Ist die Impfung ohne gesetzlichen Grund ($$. 1, 2) unterblieben, 
so ist sie binnen einer von der zuständigen Behörde zu setzenden Frist nach- 
zuholen. 


(Vom Reichstage unverändert angenommen.) 


Die Motive zu $. 4 führen aus: 

»Für den Fall, wo eine Impfung ohne hinlänglichen Grund unterlassen ist, 
war die Bestimmung der Frist zu deren Nachholung dem Ermessen der Be- 
hörde vorzubehalten, welche in der Lage sein muss, einer etwaigen absichtlichen 
Uebertretung der gesetzlichen Vorschrift mit Entschiedenheit zu begegnen.« 


(Revision der Impflinge.) 
$.5. Jeder Impfling muss frühestens am sechsten, spätestens am ach- 
ten Tage nach der Impfung dem impfenden Arzte vorgestellt werden. 


(Vom Reichstage unverändert angenommen.) 


Die Motive begründen diese Vorschrift in folgender Weise: 


»Die Vorstellung hat den Zweck, durch eine ärztliche Besichtigung zu er- 
mitteln, ob der Verlauf der Impfung ein regelmässiger gewesen ist und den 
Zweck erfüllt. Von dem Ausfall hängt die Nothwendigkeit der in dem Ent- 
wurfe vorgesehenen Wiederholung der Impfung ab. Die Bedingungen dieser 
Prüfung lassen sich gesetzlich nicht präzisiren, ihre Abwägung muss und kann 
dem sachverständigen Ermessen des Arztes anheim gegeben bleiben.« 


(Impf-Bezirke und Impf-Aerzte.) 
$.6. In jedem Bundesstaate werden Impf-Bezirke gebildet , deren jeder 
einem Impf-Arzte unterstellt wird. 
Der Impf-Arzt nimmt in der Zeit vom Anfang Mai bis Ende September 
jeden Jahres an den vorher bekannt zu machenden Orten und Tagen für die 
Bewohner des Impf-Bezirks Impfungen unentgeltlich vor. Die Orte für die 
Vornahme der Impfungen, sowie für die Vorstellung der Impflinge ($. 5) wer- 
den so gewählt, dass kein Ort des Bezirks von dem nüchst belegenen Impf-Orte 
mehr als 5 Kilometer entfernt ist. 


Der Regierungs-Entwurf des $. 6 lautete: 
»Es sind öffentliche Impfstellen einzurichten, an welchen für sämmtliche Ein- 
wohner der ihnen zugewiesenen Bezirke Impfungen unentgeltlich bewirkt werden. 
Die Impfstellen müssen alljährlich in der Zeit von Anfang Mai bis Ende Septem- 
ber mindestens drei Monate lang an bestimmten Tagen und Stunden geöffnet sein. 
Die Zeit, in welcher sie offen sind, ist alljährlich dreimal und zwar einmal vor und 
zweimal nach der Eröffnung bekannt zu machen.« 


Die Motive zu der Reg.-Vorlage lauten: 

»Indem die Gesetzgebung der Bevölkerung eine so weit reichende Verpflich- 
tung, wie der Impfzwang sie bildet, auferlegt, übernimmt sie gleichzeitig die 
Aufgabe, für Anstalten zu sorgen, durch deren Vermittelung dieser Verpflichtung 
in sicherer und bequemer Weise genügt werden kann. Der Entw. hat deshalb 
die Errichtung öffentlicher Impfstellen vorgesehen. Entsprechende Einrichtun- 
gen bestehen bereits in fast allen Staaten, in welchen die Impfung gesetzlich zur 
Pflicht gemacht oder doch eindringlich angerathen ist. 
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Die Impfstellen sollen Jedermann zugänglich sein ; sie sollen die Sicherheit 
bieten, dass die Impfungen von sachverständiger Hand und mit gutem Impf- 
stoff vollzogen werden, sowie endlich durch die Unentgeltlichkeit ihrer Leistun- 
gen verhindern, dass aus dem Impfzwange für di Bevölkerung eine pekuniäre 
Belastung erwächst. Nach dem Vorgange anderer Gesetzgebungen und im 
Interesse möglichster Förderung der Impfung erscheint es angemessen, die Un- 
entgeltlichkeit derselben nicht nur den Kindern,: welche zur Impfung verpflichtet 
sind, sondern auch anderen Personen, die sich ihr aus freien Stücken unter- 
ziehen, zu gute kommen zu lassen. 

Die Thätigkeit der Impfstellen soll sich ferner auf die wärmere Jahreszeit 
beschränken. Nur in dieser Zeit können vom Lande und den kleineren Orten 
her die Kinder ohne erhebliche Belästigungen und Nachtheile zur Impfstelle ge- 
bracht werden. Die Verkürzung der gesetzlichen Impfungszeit, welche mittel- 
bar daraus für die Fälle der Impfung an den Impfstellen erwächst, fällt den ge- 
sundheits-polizeilichen Rücksichten gegenüber nicht in das Gewicht. 

Den Interessen der pflichtigen Bevölkerung wird dadurch genügend Rech- 
nung getragen, dass die Impfstellen innerhalb der wärmeren Monate für eine 
möglichst lange Dauer und zu angemessenen Zeiten geöffnet bleiben. Der Ent- 
wuri hat hierfür, an die Vorschriften der Landes-Gesetzgebungen anlehnend, 
eine Minimalfrist bestimmt und von der Erwägung der örtlichen Verhältnisse 
abhängig gemacht, mit welchem Zeitpunkte diese Frist im einzelnen Falle be- 
ginnen oder enden soli.« 


Die Abänderungen des $. 6 der Reg.-Vorlage beruhen auf einem Antrag 
des Abg. Dr. Buhl, welchem die »freie Kommission« beigetreten war. 


Aus den Reichstags-Verhandlungen über diese Aenderungen sind die Aeusse- 
rungen folgender Redner hervorzuheben. (Sten. Ber., S. 242 ff.) 


Abgeordneter Dr. Löwe (Namens der freien Kommission) : 


»M.H., die Amendements, die Ihnen hier vorgeschlagen sind, stimmen in derMehr- 
zahl mit der Regierungs-Vorlage dem Geiste und der Tendenz nach vollständig überein; 
sie stimmen auch in dem Punkte, in welchem sie von der Regierungs-Vorlage ab- 
weichen, unter einander alle überein, nämlich darin, dass sie statt des abstrakten Be- 
griffes »Impfstellen« einen »Impf-Arzt«, d. h. also eine amtliche Person einführen. Die 
Absicht ist dabei gewesen, die Verantwortlichkeit für alles das, was bei dem Impf- 
Geschäft vorgenommen wird, bei einer bestimmten Person zu lassen, also nur zu dem 
Zweck, um den abstrakten Begriff von einer Behörde, wie sie die Impfstelle ist, zu er- 
Setzen, ist der Impf-Arzt hier in das Gesetz eingeführt. .. .... 

Die Veränderungen bestehen also darin, dass einmal der Impf-Arzt eingeführt 
wird, zweitens, dassImpf-Bezirke gebildet werden, in denen dieser Impf-Arzt fungirt, 
und dass drittens dem Missverständniss, das bei der Regierungs-Vorlage hätte vor- 
kommen können, als ob während des ganzen Zeitraumes vom Mai bis September jeden 
Tag oder aber doch an bestimmten Tagen während der ganzen Zeit die Impfstellen zum 
Impfen offen sein sollten, vorgebeugt werde. Wir erlangen damit zugleich den Vor- 

‚theil, dass das Gesetz sich an die bestehende Praxis in den meisten Bundesstaaten 
vollkommen anschliesst, nämlich dass in den einzelnen Ortschaften die Impfung wo- 
möglich vorgenommen werde, dass die Wege zu den Impfstellen nur kurze sind, und 
dass Anzeigen ergehen , wann die Impfung stattfinden soll. Der Impf-Arzt wird also 
seinen Impt-Bezirk bereisen, und in jeder Ortschaft, in der die Liste aufgestellt und ihm 
überreicht ist, wird nach seiner Anordnung das Impfen für eine bestimmte Zeit ange- 
setzt und bekannt gemacht, ebenso der Revisions-Termin. In dieser Weise kommt man 
leichter zur Revision, als wenn grosse Impfstellen errichtet werden, zu welchen die 
Leute weite Wege haben. Es liegt aber im Interesse der Statistik ganz besonders, . 
dass man die Revision so vollkommen als möglich erhält. Wir haben ja die Ueber- 
zeugung, dass die grosse Mehrzahl unseres Volkes ohne irgend einen besonderen Trieb, 
der von aussen wirkt, zur Impfung kommen wird; nicht so sicher sind wir aber mit der 

. Stellung zur Revision. Deshalb glauben wir die Sache der Bevölkerung und zwar in 
schon gewohnter Weise so bequem als möglich machen zu müssen. 
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Was das Amendement der H. Hasenclever u. Reimer betrifft, welche 
Bäder neben der Impfung einrichten wollen, so hätte ich an sich gewiss nichts dagegen, 
dass den Leuten Gelegenheit gegeben wird, Bäder zu erhalten. Ich vermag nur nicht 
einzusehen, wie wir in dieses Gesetz die Bestimmung über die Bäder aufnehmen 
können. So lange der Reichstag besteht, hat er immer seine Aufmerksamkeit auf die 
öffentliche Gesundheitspflege gerichtet. Wie Sie aus unseren Vorschlägen sehen, wird 
nachher noch eine Gelegenheit sich bieten, bei der ich um die Erlaubniss bitten werde, 
Ihnen in Betreff dieser Angelegenheit noch einen besonderen Vorschlag zu machen. 
Ich bin auch mit dem H. Antragsteller soweit einverstanden, dass ich überzeugt bin, 
dass eine gute Pflege der Haut, Reinlichkeit u. s. w., wenn sie auch die Ansteckung 
nicht verhüten kann, die Bösartigkeit der Epidemie zu mildern im Stande ist. Aber, 
wie ich Ihnen schon gesagt habe, ich sehe keine Möglichkeit, es hier in dieses Gesetz 
als Verpflichtung für Staat oder Gemeinde aufzunehmen. 


Abgeordneter Hasenclever: 

»M. H., es handelt sich hier um keine sozialistischen Forderungen; ich will mich 
deshalb auch sehr kurz fassen. Unsere Forderung kann sehr gut von der heutigen Ge- 
sellschaft angenommen werden, und zwar deshalb, weil sie nutzbringend ist für die 
heutige Gesellschaft selbst. Sie sowohl sind den Epidemien ausgesetzt, als das ar- 
beitende Volk, und Sie wissen so gut, wie ich es Ihnen sagen kann, dass ebenso, wie 
Verbrechen, auch Epidemien durch allzu grossen Reichthum und durch allzu grosse 
Armuth erzeugt werden. M. H., wenn Sie diesen Grundsatz als richtig annehmen, 
dann müssen Sie uns die Hand reichen, und müssen gerade eine Gleichstellung, oder 
vielmehr, besser ausgedrückt, Sie müssen eine Ausgleichung derheutigenge- 
sellschaftlichen Zustände inlhrem eigenen Interesse herbeiführen, 
und hier haben Sie wirklich Gelegenheit, dafür einzutreten. Das Volk hat schon oft 
erwartet von der Gesetzgebung, dass dieselbe Etwas für die Armuth, für die Noth, für 
das Elend thue, dass Paragraphen in Gesetz-Entwürfe hineingebracht würden, welche 
dazu dienen, dass das Volk auch berücksichtigt werde, und hier haben Sie einen solchen 
Paragraphen. 

M. H., ich will noch eine Bemerkung mir erlauben. Die Wohlhabenden besitzen 
Wohnhäuser, die an und für sich geräumig und luftig sind; in ihren Wohnungen ist 
nicht eine solche Atmosphäre, die den Krankheitsstoff leicht verbreitet; sie besitzen 
vermöge ihres Wohlstandes auch eigeneBade-Anstalten, und ich gönne ihnen das herz- 
lich gern. Aber es wäre nun doch gut, wenn auch dem nothleidenden Volke Gelegen- 
heit geboten würde, solchen Epidemien wirksam entgegenzutreten, und das werden 
Sie mit bezwecken, wenn auch nur zu einem kleinen Theile, wenn Sie solche öffentliche 
unentgeltliche Bade-Anstalten einrichten, und zwar neben den Impfstellen.« 


Bundes-Kommissarius, Kaiserl. Reg.-Rath Nieberding: 

»Was den Inhalt des Amendements des H. Dr. Buhl betrifft, so ist bereits von dem 

H. Abg. Löwe hervorgehoben worden, dass es in der Tendenz mit dem entsprechen- 
den Paragr. der Reg.-Vorlage übereinstimmt. Wesentliche Abweichungen liegen nur 
in einem Punkte vor. Im Allgemeinen habe ich daher auch von hier aus gegen dieses 
Amendement nichts zu bemerken und meinen Einspruch auf einen Punkt zu beschrän- 
ken. Dies ist der Schlusssatz dieses Amendements. Es wird darin bestimmt, dass 
die Orte für die Vornahme der Impfungen, sowie für die Revision der Impflinge so ge- 
wählt werden sollen, dass kein Ort des Bezirks von dem nächstbelegenen Impf-Orte 
mehr als 5 Kilometer entfernt sein darf. Die entsprechende Bestimmung der Reg.- 
Vorlage hatte hier eine Entfernung von 10 Kilometern, also das Doppelte, vorgeschrie- 
ben, und ich möchte Sie bitten, die Vorlage der Regierung aufrecht zu erhalten. Der 
Zweck der Vorschrift ist der, auf der einen Seite die Verpflichtungen, die durch das 
Gesetz der Bevölkerung auferlegt werden sollen, derselben möglichst zu erleichtern, 
auf der anderen Seite die Einrichtungen so zu treffen, dass für die Verwaltnng die 
Ausführung des Gesetzes überhaupt möglich sei. Bei der Bemessung der Grenze hat 
man sich im Wesentlichen an die gesetzlichen und administrativen Bestimmungen ge- 
halten, die in dieser Beziehung bereits jetzt in Deutschland bestehen, und ich habe in 
dieser Beziehung besonders Bezug zu nehmen einmal auf die Bayerische Gesetz- 
gebung, nach welcher die Impflinge aus einer Entfernung von höchstens zwei Stun- 
den zum Impf-Orte gebracht werden sollen, und auf die Praxis in Preussen, nach 
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welcher der Impf-Ort nicht weiter als eine Stunde von der Wohnung der Impflinge ge- 
legen sein darf. Sie werden bemerken, dass durch die Aufnahme der Entfernung von 
fünf Kilometern, wie das Amendement Dr. Buhl will, die bestehenden Einrichtungen 
in einer sehr empfindlichen Weise verschärft werden, in einer Weise, die allerdings für 
die Bevölkerung, wie nicht zu verkennen ist, eine erhebliche Erleichterung darbietet, 
die aber für die Regierungen, für die Ausführung des Gesetzes, namentlich in den Ge- 
genden, wo die Orte weit auseinander liegen und die Zahl der Aerzte eine verhältniss- 
mässig geringe ist, grosse Schwierigkeiten darbietet. Wenn wir der Bevölkerung die 
Verpflichtung auferlegen, den Impf-Ort aufzusuchen, so kann es sich doch nur darum 
handeln , eine Entfernung, die im gewöhnlichen Leben ohne grosse Mühe zurückgelegt 
werden kann und auch zurückgelegt zu werden pflegt, abzustecken; das ist die Ent- 
fernung, welche der Entwurf angenommen hat, etwas mehr als eine Meile. Dann er- 
iaube ich mir darauf aufmerksam zu machen, dass das, was der Entwurf vorschreibt, 
ja nicht die unbedingt nothwendige Entfernung ist, sondern dass der Entwurf eine 
Maximalgrenze einführen will, die in keiner Weise von den Regierungen bei der Ein- 
richtung von Impt-Bezirken überschritten werden darf. Die Regel wird sein, dass die 
Orte, an denen geimpft wird, von den übrigen Orten, von denen die Impflinge zur Impf- 
stelle geschafft werden müssen, viel näher, 5 bis 8 Kilometer, liegen. Ist aber auf diese 
Weise dem praktischen Bedürfniss durch die Vorlage genügt, so möchte ich doch bitten, 
nicht durch eine Bestimmung darin zu ändern, welche dahin führen kann, dass die Ver- 
waltung, wenn sie das Gesetz überhaupt zur Ausführung bringen soll, in diesem Punkte 
über seine Vorschrift hinweggehen muss. Denn es ist keinem Zweifel unterworfen, 
dass wir viele Gegenden in Deutschland haben, in denen die Regierungen genöthigt 
sein werden, die Entfernung eine grössere sein zu lassen, als sie hier normirt werden 
soll. Ich brauche nur an die östlichen Provinzen des Preussischen Staates zu erinnern, 
wo die Zahl der Aerzte keineswegs derartig ist, dass man in dieser Weise über sie ver- 
fügen kann. Wir haben dort eine grosse Zahl nicht unbedeutender Städte, die jetzt 
schon genöthigt sind. durch Öffentliche Blätter auf das Bedürfniss weiteren ärztlichen 
Personals aufmerksam zu machen. Es würde in diesen Gegenden absolut an der nöthi- 
gen Zahl geeigneter Kräfte fehlen, wenn Sie das Amendement Buhl mit der Entfer- 
nungs-Bestimmung aufnehmen, die es gegenwärtig enthält. 

Ich ersuche Sie also, es bei dem Entwurf der Regierung zu belassen, wonach die 
Entfernung vom Orte höchstens 10 Kilometer betragen darf.« 


Abgeordneter Dr. Reichensperger (Krefeld): 

»Was den in Frage stehenden Paragr. der Vorlage und die betreffenden Amende- 
ments anbelangt, so scheint mir, dass die Reg.-Vorlage nach einer Seite hin den Vorzug 
verdient, andererseits das Amendement von Winter oder jetzt Dr. Buhl, letzteres weil 
die Entfernung von 10 Kilometern ungeachtet der Erklärung, welche wir von Seiten 
des Regierungstisches gehört haben, mir etwas zu weit gegriffen scheint, so dass ich 
der Entfernung von 5 Kilometern den Vorzug geben möchte. Dahingegen scheint es 
mir nicht empfehlenswerth zu sein, dass man, wie der Abg. Dr. Buhl vorschlägt, das 
Vornehmen von General-Impfungen auf gewisse Tage fixirt. Thun Sie das, m. H., so 
setzen Sie möglicherweise gerade den zartesten Theil der Bevölkerung, für dessen 
Wohl ja eben gesorgt werden soll, möglicherweise den Einflüssen der schlechtesten 
Witterung aus. Es ist wahrscheinlich keine Kleinigkeit, massenweise — denn das wird 
hier der Fall sein — mit Kindern 5 Kilometer, wenn es dabei bleiben sollte, Reisen zu 
machen. Jedenfalls wäre zu wünschen, dass man auch noch von Reichswegen Fuhren 
stellte, bedeckte Fuhren natürlich, welche die Kinder zur Impfstelle führen. Denn 
sonst könnte die Reise bei schlechtem Wetter, was ja auch im Sommer oder im Herbst 
mitunter eintritt, leicht noch weit schlimmere Folgen nach sich ziehen, als das Impfen 
ferne halten soll. Ich gestehe. dass es mir eine erhebliche Lücke zu sein scheint, wenn 
man nicht dafür gesorgt hat, die Kinder gefahrlos an die Impfstelle zu bringen. Ein 
grosser Aufwand von Zeit bleibt jedenfalls den Impfenden und ihren Angehörigen zu- 
gemuthet. Im $. 5 ist schon festgestellt worden, dass die zu Impfenden demnächst zur 
Revision wieder vorgestellt werden müssen. Nach 8. 6 müssen sie sich an bestimmten 
"Tagen massenweise an bestimmten Orten einfinden. Ich weiss aus eigener Erfahrung, 
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was es z. B. heisst, wenn massenweise Zeugen 1!/, bis 2 Stunden durch das schlechteste 
Wetter zu Gerichts-Verhandlungen reisen müssen, und da handelt es sich doch in der 
Regel um erwachsene Personen. Hier müssen Kinder so weit transportirt werden. 
Ob sie immer noch Mütter haben, die für sie sorgen können! Davon ist in gar vielen 
Fällen das Gegentheil anzunehmen. Wie gesagt, mir scheint der Paragr., mag man 
ihn nun in dieser oder jener Fassung annehmen, erhebliche Bedenklichkeiten darzu- 
bieten. Man wird mich übrigens auch hier wieder auf die Praxis verweisen, und ver- 
zichte ich darauf, die Majorität zu erschüttern.« 


Abgeordneter v. Winter bemerkte Namens der freien Kommission: 


»Wir sind der Meinung, dass man als Maximal-Entfernung bei den 5 Kilometern 
stehen bleiben muss, und legen Werth darauf, dass eine grössere Entfernung nicht an- 
genommen wird. Ich möchte dem, was der H. Reg.-Komm. ausgeführt hat, entgegen- 
stellen, dass in Preussen meines Wissens allgemein die Praxis herrscht, möglichst 
kleine Impf-Bezirke zu bilden, und dass namentlich in dem mittleren Theile Preussens, 
der wohl auch den Massstab abgiebt für die Durchschnitts-Verhältnisse, die in dieser 
Beziehung obwalten, wohl kaum ein Impf-Bezirk gefunden werden möchte, in dem eine 
grössere Entfernung als fünf Kilometer von dem Impf-Ort angetroffen wird. Ist es nicht 
möglich, einzelne, namentlich grössere Ortschaften so nahe mit anderen zu einem Impf- 
Bezirk dergestalt zu vereinigen, dass die Entfernung auf das Mass von fünf Kilometern 
herabgedrückt wird, dann scheint es uns sehr viel besser, der Impf-Arzt geht dorthin 
und impft die Kinder an Ort und Stelle, als dass die Kinder eine Entfernung von zehn 
Kilometern zurückzulegen haben. 

Ich erlaube mir übrigens H. Abg. Reichensperger mitzutheilen, dass die Nothwen- 
digkeit und Zweckmässigkeit der Impfung, obwohl wir in Preussen keinen Impfzwang 
haben, doch schon so tief in alle Schichten der Bevölkerung eingedrungen ist, dass es 
keineswegs zu den Seltenheiten gehört, dass die Impflinge und ihre Mütter zur Impfung 
und ebenso zur Revision von der Gemeinde freiwillig nach der Impfstelle hingefahren 
werden, und ich hoffe, dass dieser Brauch da, wo er nothwendig wird, ein ganz allge- 
meiner werden wird.« 


Abgelehnt wurde folgender Zusatz-Antrag (Hasenclever) zu $. 6: 
»Ausserdem sind in den Impf-Orten Bade- Anstalten einzurichten, deren unentgeü- 
liche Benutzung jedem Einwohner wöchentlich zweimal freisteht.« 
Aus der Reg.-Vorlage fiel $. 7 fort. Dieser lautete: 


»Gehören einem Impf-Bezirke ($. 6) Ortschaften an, deren Entfernung von der Impf- 
stelle iiber zehn Kilometer beträgt, so hat die Impfstelle den Einwohnern derselben im 
Laufe der gesetzlichen Impfzeit in diesen Ortschaften selbst oder an anderen, den letz- 
teren näher belegenen Orten eine hinreichende Gelegenheit zum Impfen zu bieten.« 


Die Motive hatten hierzu bemerkt: 


»Damit die Impfstellen von den ihnen zugetheilten Ortschaften aus ohne grössere 
Unbequemlichkeit erreicht werden können, muss ihr Bezirk auf einen mässigen Umfang 
beschränkt sein. Wo die Verhältnisse eine solche Begrenzung ausnahmsweise nicht 
gestatten, kann durch Ansetzung lokaler Impfungstage an den entfernteren Orten ge- 
holfen werden. Der Entwurf bestimmt, um die hierin bestehenden Interessen der Be- 
völkerung zu wahren, ein Maximum für die Entfernung der einzelnen Ortschaften von 


der Impfstelle, durch welches die zulässige grösste Ausdehnung der Bezirke gegeben 
18t.« 


(Impf-Listen.) 

$. 7. Für jeden Impf-Bezirk wird vor Beginn der Impfzeit eine Liste 
der nach $. 1, Ziffer 1 der Impfung unterliegenden Kinder von der zuständi- 
sen Behörde aufgestellt. Ueber die auf Grund des $. 1, Ziffer 2 zur Impfung 
selangenden Kinder haben die Vorsteher der betreffenden Lehr - Anstalten 
eine Liste anzufertigen. 

Die Impf-Aerzte vermerken in den Listen, ob die Impfung mit oder ohne 
' Erfolg vollzogen, oder ob und weshalb sie ganz oder vorläufig unterblieben ıst. 
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Nach dem Schlusse des Kalenderjahres sind die Listen der Behörde ein- 
zureichen. 
Die Einrichtung der Listen wird durch den Bundesrath festgestellt*). 


Der Gesetz-Entwurf lautete in dem durch vorstehenden $. 7 ersetzten $. 8: 

»Jeder Impfstelle wird vor Beginn der Impfzeit eine Liste der nach $.1, Ziffer 1 
der Impfung unterliegenden Kinder ihres Bezirkes von der zuständigen Behörde mit- 
getheilt. Die Impfstelle vermerkt in der Liste, ob die Impfung 
mit oder ohne Erfolg bezogen oder ob und weshalb sie ganz oder 
vorläufig unterblieben ist. Ueber die auf Grund des $. 1, Ziffer 2 zur Impfung 
gelangenden Kinder haben dieImpfstelleneine Liste anzulegen und in gleich- 
artiger Weise auszufüllen. Nach dem Schlusse der Impfzeit sind die Listen 
der Behörde einzusenden. 

(Abs. 2 wie Ges. Abs. 5.)« 


Die Motive zu diesem $. 8 besagten: 


»Für die Kontrole der Impf-Pflichtigen ist in dem Entwurfe auf 
zwei Wegen gesorgt, einmal mittelst einer Liste, welche für jeden Impf- 
Bezirk die Impflinge nachweisen soll, sodann mittelst der Bes cheinigun- 
gen, die über jede Impfung auszustellen sind. 

Für die Impfung im ersten Kindesalter wird die Kontrole wesentlich auf 
jenem, für die spätere Impfung auf diesem Wege erstrebt. 

Die Liste derjenigen Kinder, welche zur ersten Impfung gebracht werden 
müssen , soll vor Beginn der Impfungszeit durch die Verwaltungs-Behörde an- 
gelegt werden. Die an der Impfstelle vollzogenen Impfungen sollen an dieser 
Stelle selbst, die Privat-Impfungen auf Grund der von den Aerzten zu führen- 
den Verzeichnisse nachträglich von der Verwaltungs-Behörde in die Listen ein- 
getragen werden. Daraufhin ist die Behörde in der Lage, die Versäumnissfälle 
festzustellen und zu verfolgen. 

In Ansehung der für das spätere Alter vorgeschriebenen Impfung würde 
ein gleiches Verfahren sich nicht empfehlen. Der dieser Impfung unterworfene 
Bevölkerungstheil ist bereits zu sehr fluktuirender Natur. Wo der Impf-Pflich- 
tige ortsangehörig ist, wird er häufig nicht anwesend sein; nicht selten wird er 
seinen Aufenthaltsort wechseln gerade während des Jahres, in welchem die 
Impfung zu erfolgen hat. Veränderungen soleher Art in den Listen nachzu- 
gehen, wäre mit unverhältnissmässigem Arbeitsaufwand verbunden und doch 
erforderlich, wenn anders die Listen ein Mittel der Kontrole bilden sollten. Der 
Entwurf hat deshalb vorgezogen, hier die Ueberwachung der Impf-Pflichtigen 
wesentlich durch Prüfung der Impfscheine zu bewerkstelligen; vergl. die Be- 
merkungen zu $$. 12, 13. 

Die von den impfenden Aerzten zu führende Liste über die zum zweiten 
Male Geimpften soll wesentlich statistischen Zwecken und nur nebenbei zur 
Kontrole dienen. 

Im Interesse der statistischen Erhebungen empfiehlt es sich, allen Impf- 
Listen eine gleiche Form zu geben. Ihre Einrichtung ist aus diesem Grunde der 
Beschlussnahme des Bundesraths vorbehalten..« 


Aus den Reichstags-Verhandlungen. 


Die Abänderungen beruhen auf Anträgen der »freien Kommission«, zu 
deren Begründung der Abgeordnete Dr. Löwe ausführte : 


*) Die Bestimmungen des Bundesraths in Betreff der Einrichtung dieser Listen vergl. 
in der Anlage. 
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»M. H., die Abänderungen sind im ersten Theile rein redaktionell. Nachdem wir 
eben den Impf-Bezirk in die Sprachweise des Gesetzes eingeführt haben, haben wir 
eben auch hier den Impf-Bezirk genommen und nur die Fassung des Paragr. so ver- 
ändert, dass er einfacher und kürzer wurde. Denn wenn die Behörden die Listen auf- 
gestellt haben für den Impf-Bezirk, so scheint es uns selbstverständlich, dass sie die- 
selbe auch mittheilen. 

Im zweiten Theil des Abs. 1 verlangen wir, dass die Listen für die Revaceina- 
tion von den betreffenden Vorständen der Lehr-Anstalten aufgestellt werden. 

In dem Folgenden stimmen wir mit der Reg.-Vorlage überein und kommen nur in 


Abs. 4 dazu, statt 
»nach dem Schlusse der Impfzeit« 


zu sagen: 
‚nach dem Schlusse des Kalenderjahres sind die Listen der Behörde einzureichen.« 
Wir glauben auch damit das Gesetz bestimmter gefasst zu haben und eine genauere 
Kontrole zu ermöglichen.« 


(Ausschliessliche Impf-Befugniss der Aerzte.) 
8.8. Ausser den Impf-Aerzten sind ausschliesslich Aerzte befugt, Im- 


pfungen vorzunehmen. 
Sie haben über die ausgeführten Impfungen in der im $. 8 vorgeschrie- 
benen Form Listen zu führen und dieselben am Jahresschluss der zuständigen 


Behörde vorzulegen*). 


Dagegen lautete die Reg.-Vorlage in $. 9 (jetzt $. 8): 

»Ausserhalb der Impfstellen Impfungen vorzunehmen, sind Aerzte 
ausschliesslich befugt. 

Sie haben über die ausgeführten Impfungen in der für dielmpfstellen vorge- 
schriebenen Form ($. 8) Listen zu führen und dieselben am Jahresschluss der zustän- 
digen Behörde vorzulegen. 

Die Impfstellen sind verpflichtet, auf Verlangen Impfstoff, so- 
weitihr entbehrlicher Vorrath reicht, an Aerzte unentgeltlich ab- 


zugeben.« 


Die Motive zu $. 9 der Reg.-Vorlage lauteten: 

»Kommen die durch den Entwurf beabsichtigten Einrichtungen zur Aus- 
führung, so gestaltet sich die Impfung zu einem wichtigen Akte der öffentlichen 
Gesundheitspflege. Die Vollziehung eines solchen Aktes ohne Rücksicht auf 
Vorbildung und Sachkunde jedwedem zu gestatten, erscheint unzulässig. Im 
Sinne des Entwurfes sollen nur diejenigen Personen, welche gesetzlich sich als 
Arzt bezeichnen dürfen, dazu befugt sein, weil bei ihnen allein die für die Vor- 
nahme des Aktes erforderliche Befähigung von vornherein sichergestellt ist. 

Die Listen , welche über die vollzogenen Privat-Impfungen geführt werden 
sollen, werden den Verwaltungs-Behörden zur Vervollständigung der allgemeinen 
Impfungslisten dienen ; vergl. die Bemerkungen zu $. 8.« 


Zur Begründung der auf Vorschlag der »freien Kommission« beruhenden 
Aenderung bemerkte der Abg. Dr. Löwe (St. B., S. 248): 
»Es ist hier wesentlich nur eine Redaktions- Aenderung, die wir vorschlagen. 
Die Regierung würde nicht beabsichtigt haben, die Impf-Aerzte zu verhindern, ausser 
den Stellen, wo die öffentliche Impfung vorgenommen wird', Impfungen vorzunehmen. 
Aber wir haben geglaubt, dass es, um Irrungen zu vermeiden, doch besser sei, den 
Sinn klarzustellen.« 


*) Die Bestimmungen des Bundesraths in Betreff der Einrichtung dieser Listen vergl. 
bei $. 11. 
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(Iinpf-Institute.) 

$. 9. Die Landes- Regierungen haben nach näherer Anordnung des Bun- 
desraths dafür zu sorgen, dass eine angemessene Anzahl von Impf-Instituten 
zur Beschaffung und Erzeugung von Schutzpocken-Lymphe eingerichtet werde.*) 

Die Impf-Institute geben die Schutzpocken-Lymphe an die öffentlichen 
Impf-Aerzte unentgeltlich ab und haben über Herkunft und Abgabe derselben 
Listen zu führen. Ä 

Die öffentlichen Impf-Aerzte sind verpflichtet, auf Verlangen Schutz- 
pocken-Lymphe, soweit ihr entbehrlicher Vorrath reicht, an andere Aerzte un- 
entgeltlich abzugeben. 


In der Reg.-Vorlage ist (abgesehen von Abs. 3, $. 9) eine entsprechende Be- 
stimmung nicht vorhanden. Der neue Paragr. ist auf Antrag der »„freien Kom- 
mission« und bezw. des Abg. Miquel hinzugefügt. ‚ 

Ueber die für die Einfügung massgebenden Gründe ist aus den Reichstags- 
Verhandlungen Folgendes hervorzuheben (St. B., 8. 249 ff.): 


Abgeordneter Dr. Löwe: 

»Der Zusatz ist die wichtigste Veränderung, die wir Ihnen für dieses Gesetz vor- 
geschlagen haben. Durch diesen Zusatz soll bestimmt werden, dass der Staat, wenn 
die Impfung eine Öffentliche Angelegenheit wird, auch dafür zu sorgen hat, dass gute, 
für den Schutz wohlberechnete Lymphe immer an bestimmten Stellen vorhanden ist 
und von diesen ausgegeben wird. Der Gedanke ist nicht neu, und auch die Ausfüh- 
rung nicht. Er ist vielmehr schon realisirt in allen Bundesstaaten, mehr oder weniger 
gut — bei uns, muss ich sagen, am wenigsten ausreichend. Wir haben ja eine Zentral- 
Impfstelle, und um neue Lymphe zu beschaffen, um auch Lymphe von Kühen wieder 
zu gewinnen, sind Prämien für die Landleute, die pockenkranke Kühe haben, ausge- 
setzt, damit sie dieselben zu einer Impfstelle führen, so dass Lymphe von ihnen ab- 
genommen werden kann. 

Die Erfahrung hat gezeigt, dass es nützlich ist für das gute Wirken der Schutz- 
pocken-Lymphe, dass sie ab und zu durch unmittelbare Kuhpocken-Lymphe erneuert 
werde. Es hat sich aber nicht als günstig herausgestellt, unmittelbar von der Kuh, 
wenn sie an den Pocken erkrankt ist, weiter zu impfen. Es hat sich vielmehr am vor- 
theilhaftesten gezeigt, dass man die Kühe impft von den Menschenpocken selbst, d.h. 
von den Kuhpocken eines Menschen, so dass man also auf diese Weise die Pocken auch 
bei den Kühen willkürlich hervorrufen und von dieser so hervorgerufenen Pocke dann 
den Impfstoff abnehmen kann. Diese Methode bietet mehrere grosse Vortheile. Zuerst 
hat man den grossen Vortheil, dass man mit äusseren Einrichtungen eine angemessene 
Quantität von sicherem, gutem, durchaus unverdächtigem Impfstoff erzeugen kann, der 
den weiteren Vortheil darbietet, dass man bei der Weiter-Impfung nicht ausschliesslich 
auf das Abimpfen vom Arm angewiesen ist, weil man in grösseren Quantitäten den 
Impfstoff haben kann, und hat drittens den Vortheil, dass diese Retroyaceine, wie sie 
genannt wird, den Schutz sehr gut bewirkt und dass die Reizungen, welche an der 
Impfstelle zuweilen entstehen, wenn unmittelbar mit der Kuhlymphe geimpft wird, nicht 
erzeugt werden, weil dieser neue Stoff dem menschlichen Körper augenscheinlich da- 
durch verwandter geworden ist, dass er vom Menschen genommen und auf die Kuh 
übertragen wurde. 

Wir sind nun der Meinung, dass die Landes-Regierungen solche und ähnliche An- 
stalten neben den eigentlichen grossen Impfstellen entweder allein oder in Verbindung 
mit ihnen einrichten sollen, und glauben, dass, wenn das Reich ein solches Gesetz 
giebt, das Reich auch wenigstens die Bestimmung zu treffen hat, in welcher Anzahl 
solche Anstalten da sein müssen. Wir haben absichtlich nicht verlangt, dass gerade 
Jeder Staat eine solche Anstalt errichtet, es vielmehr der allgemeinen Anordnung über- 
lassen, ob er sich nicht besser mit irgend einer Anstalt eines benachbarten Landes ver- 
bindet. Wir haben noch so kleine Bundesstaaten, dass es ganz unzweckmässig wäre, 
von jedem die Erfüllung einer solchen Staatspflicht zu verlangen; sie sind eben zu 
klein, um vollständig ihre Staatspflicht erfüllen zu können. Aber in gewissen Kreisen 
muss dieses Institut vorhanden sein. Wir glauben also, dass diese Impf-Institute, die 


.»)Der Erlass der im $.85 dem Bundesrathe übertragenen Anordnungen wegen Ein- 
richtung der Impf-Institute ist zur Zeit nochinder Vorbereitung begriffen. 
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entweder selbstständig bestehen, wie zum Beispiel in St. Florian in Steyermark ein 
solches Institut besteht, oder wie es bei München unter der Leitung des ausgezeich- 
neten Impf-Arztes Reiter in Verbindung mit einem Zentral-Impf-Institute seit einer 
Reihe von Jahren besteht, sich entweder darauf beschränken, diese Kuhpocken-Lymphe 
in der bezeichneten Weise zu erzeugen, oder dass sie, wie zum Beispiel in Amster- 
dam, neben einem Waisen- oder Findelhause bestehen, wo nur von der Kuhlymphe die 
Vaceine für die Kinder gewonnen wird und sodann wieder weitere Schutzpocken- 
Lymphe zum Weiterimpfen von den Kindern gewonnen wird. Das überlassen wir den 
Anordnungen des Bundesraths und den sachverständigen Einrichtungen der Landes- 
Regierungen, die die zweckmässige Form dafür sicherlich finden werden. Dass aber 
diese Institute in hinreichender Anzahl vorhanden sind, dafür glauben wir durch ‚das 
Gesetz, welches die Impfung obligatorisch macht, Vorsorge treffen zu müssen. Diese 
Impf-Institute sollen dann an die amtlichen Impf-Aerzte unentgeltlich den Impfstoff ab- 
geben und müssen so viel liefern, als diese brauchen, und werden im Stande sein, im 
Falle der Noth, bei dem Ausbruche einer Pocken-Epidemie in einer Gegend, sich ge- 
genseitig mit guter Schutzpocken-Lymphe auszuhelfen, dass niemals Mangel daran 
entstehen kann und man nirgend gezwungen wird, zu Nothbehelfen zu greifen. Die 
Impf-Aerzte sind wieder verpflichtet, ebenfalls abzugeben unentgeltlichan andere Aerzte. 
Da sie aber nicht über einen angemessenen Vorrath verfügen können, so legt ihnen 
das Gesetz nur auf, abzugeben, soweit sie solche verfügbar haben. Wir glauben, m. 
H., eine wirkliche Verbesserung des Gesetzes mit diesem Zusatze bewirkt zu haben.« 


Bundes-Komm. Kais. Reg.-Rath Nieberding: 

»M. H.! Dass die Einrichtung von Impf-Instituten zur Beschaffung von Lymphe 
erforderlich ist, wenn die Impfung in dem vom Entwurfe gewollten Umfange zur all- 
gemeinen Verpflichtung gemacht wird, bedarf wohl keiner Darlegung, und ich kann es 
als eine fast selbstverständliche Voraussetzung bezeichnen, welche die Regierungen 
hatten, als sie dem Entwurfe ihre Zustimmung ertheilten, dass in den einzelnen Staaten 
derartige Institute würden errichtet werden müssen, sobald das Gesetz ins Leben ge- 
treten sein würde. Insofern habe ich also gegen den Gedanken, der den Anträgen von 
Winter und Gen. und Gumbrecht zu Grunde liegt, von’diesem Tische aus keine Einwen- 
dung zu erheben. Was die Fassung des Amendements von Winter und Gen. betrifft, 
so möchte ich indessen zwei Bedenken erwähnen. 

Das eine bezieht sich auf Abs. 1 des $. 9a. Es wird darin gesagt, der Bundes- 
rath habe dafür zu sorgen, dass eine angemessene Anzahl von Impf-Instituten zur Be- 
schaffung der Lymphe von den einzelnen Regierungen eingerichtet werde. Das Be- 
denken richtet sich gegen die Stellung, die hierin dem Bundesrathe gegeben wird. Ich 
wili auf die Frage nicht weiter eingehen, ob es angemessen ist, den Bundesrath in das 
Gesetz hineinzubringen und ihm etwas als Verpflichtung ausdrücklich aufzuerlegen, was 
ihm nach der Verfassung zweifellos als eine Befugniss gebührt, eine Befugniss, der er, 
als er dem vorliegenden Gesetz-Entwurfe seine Zustimmuug gab, Gebrauch machen zu 
wollen bereits kundgegeben hat. Ich möchte darauf aber aufmerksam machen, dass 
die Fassung der Bestimmung Zweifel darüber erwecken kann, ob nicht dem Bundes- 
rathe dadurch Funktionen zugemuthet werden, die ihm verfassungsmässig in der That 
nicht beiwohnen; denn der vorgeschlagene Paragraph verpflichtet ihn, von vornherein 
dafür zu sorgen, dass die erforderlichen Impf-Institute eingerichtet werden, weist ihm 
also in diesem Punkte die Initiative zu, die nicht ihm, sondern den einzelnen Regie- 
rungen zukommt. Die Aufgabe des Reichs kraft der ihm zustehenden Aufsicht wird 
Ja sein, falls den Verpflichtungen nicht genügt werden sollte, die durch diesen Paragr. 
den Landes-Regierungen auferlegt werden, auf geeigneten Wegen die Regierungen zur 
Beachtung der Bestimmung zu veranlassen. Die unmittelbare Durchführung derselben 
liegt aber nicht in der Aufgabe des Reiches und des Bundesraths selbst. 

Ein zweites Bedenken wendet sich gegen die Fassung des Abs. 2 oder vielmehr 
gegen die Bestimmung, die in zweiter Reihe in das Alinea aufgenommen worden ist. 
Es wird darin gesagt, dass die Impf-Institute über die Herkunft der Lymphe Listen 
führen sollen. Die Absicht, die die Antragsteller dabei verfolgen, ist gewiss eine rich- 
tige , zweifelhaft ist es aber,!ob jdurch Aufnahme einer derartigen Bestimmung in das 
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Gesetz auch der Absicht Reehnung getragen wird. Es dürfte sich empfehlen, die Er- 
wägung darüber, ob derartige Listen geführt werden sollen und in welcher Art dies ge- 
schehen soll, dem Bundesrath zu überlassen, diese Erwägung als Sache der Exekutive 
anzusehen, die event. eine entsprechende Bestimmung in die erforderlich werdenden 
Instruktionen aufzunehmen haben wird, hier im Gesetz aber vorläufig darüber hinweg- 
zugehen. Es giebt eine Menge instruktioneller Bestimmungen, die mit demselben 
Rechte wie dieser Passus in dem Gesetze Aufnahme finden können, die aber nicht er- 
wähnt worden sind, weil sie eben nicht grundsätzlicher Natur sind, sondern in die Aus- 
führung der Grundsätze, die das Gesetz enthält, gehören. 

Beide Bedenken, die ich gegen die Fassung des Amendements von Winter und Gen. 
entwickelt habe, treffen nicht zu gegenüber dem Amendement Gumbrecht. Von Seiten 
der verbündeten Regierungen würde also, wenn Sie einem der beiden Vorschläge die 
Zustimmung ertheilen wollten, die Annahme des Vorschlages des H. Abg. Gumbrecht 
keinem Anstand begegnen.« 


Abgeordneter Miquel: 


»M. H., die Verfassungs-Bedenken des H. Vertreters des Bundesraths kann ich 
nicht theilen. Wenn das Gesetz dem Bundesrath die Befugniss beilegt, eine solche 
Verfügung zu treffen, so ist das nicht verfassungswidrig, sondern innerhalb des Rah- 
mens der Verfassung möglich, und der Bundesrath leitet dann gegenüber den Einzel- 
staaten seine Befugniss eben aus dieser gesetzlichen Bestimmung her. Dagegen bin 
ich soweit einverstanden — wenn ich recht verstanden habe —, wenn Bedenken gegen 
die Fassung erhoben sind, wie die freie Kommission sie vorgeschlagen hat. Wenn 
es hier lediglich heisst: 

»Der Bundesrath hat dafür zu sorgen, dass eine angemessene Anzahl von Impf- 

Instituten von den Bundes-Regierungen eingerichtet werde, —« 
so fehlt das Wichtigste, nämlich die Beilegung des gesetzlichen Rechts an den Bundes- 
rath, von den Bundes-Regierungen die Einrichtung solcher Institute zu fordern, be- 
ziehungsweise die ausdrückliche Erklärung, dass die Landes-Regierungen verpflichtet 
sind, solche Impf-Institute auf Anfordern des Bundesraths einzurichten. 

Nun, glaube ich, kann und muss man die Frage, ob alle einzelnen Landes-BRegie- 
rungen für ihr Land solche Institute einzurichten haben, wo sie einzurichten sind, wie 
sie einzurichten sind, wie die Kosten zu vertheilen sind, — in der gegenwärtigen Lage 
der Anordnung des Bundesraths überlassen; man muss nur positiv aussprechen, dass 
solche Impf-Institute von den Landes-Regierungen eingerichtet werden sollen, — Alles 
nach näherer Anordnung des Bundesraths. 

Ich beantrage daher, indem ich im Uebrigen den $. 9a so annehme, wie er hier vor- 
geschlagen ist, statt der Worte: »Der Bundesrath hat« — zu sagen: 

Die Landes-Regierungen haben, nach näherer Anordnung des 
Bundesraths —. 

Dass wir dazu verfassungsmässig kompetent sind, den Landes - Regierungen der- 
artige sanitätspolizeiliche Verpflichtungen aufzuerlegen, ebenso wohl, wie wir berech- 
tigt sind, diese Verpflichtung direkt den einzelnen Gemeinden der einzelnen Bundes- 
länder aufzulegen,, scheint mir völlig zweifellos zu sein. Wenn wir das Recht haben, 
den Individuen, den Korporationen, den Gemeinden in dem Rahmen der Verfassung 
Verpflichtungen aufzuerlegen, so haben wir dasselbe Recht gegenüber den einzelnen 
Bundesländern, und ich halte es nicht für zweckmässig, die Vorschriften in Beziehung 
auf die Ausführung in die Hand des Bundesraths zu legen; es liegt ja von selbst die 
Oberaufsicht in Bezug auf die Aufrechterhaltung der Vorschriften in der Hand des 
Bundesraths. Ich glaube, dadurch würden die Verfassungs-Bedenken beseitigt sein. 

Was nun die Sache selbst betrifft, so gestehe ich offen, dass ich persönlich für die 
in diesem Gesetz enthaltene Ausdehnung des Impfzwangs zu stimmen mich kaum würde 
entschliessen können ohne einen solchen Paragr. Nach meiner Meinung ist das Vor- 
handensein vollständig guter und sicherer, unter öffentlicher Aufsicht erzeugter Lymphe 
ein unbedingtes Korrelat des Impfzwangs. Nach meinen Erfahrungen, die ich früher 
als Verwaltungs-Beamter gemacht habe, habe ich gefunden, dass es noch in Deutsch- 
land zur Zeit, namentlich in denjenigen Ländern, wo der Impfzwang besteht und gut 
geordnet ist, so vielfach an guter Lymphe fehlt, dass daran ein sehr grosser Mangel 
besteht; und hat der Staat, wenn er den Bürgern die Verpflichtung auferlegt, sich 
impfen zu lassen, seinerseits auch die Verpflichtung, die Möglichkeit, dass das in voll- 
kommen sicherer und genügender Weise geschehe, zu gewähren.« 
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Abgeordneter Dr. Zinn: 

»Gegenüber den Ausführungen desH. Bundes-Komm. möchte ich Sie bitten, an dieser 
Bestimmung: — »und haben über Herkunft und Abgabe derselben Listen zu führen«, 
festzuhalten. Mir scheint das Gesetz am besten, das keiner Instruktion bedarf. Sehr 
wichtig ist nun auch für die Statistik, dass Listen ‚über die Herkunft und Abgabe der 
Lymphe geführt werden. Es können Fälle vorkommen, in denen mit oder ohne Grund 
behauptet wird, es sei zum Beispiel Syphilis übertragen worden. Da ist es sehr wichtig, 
zu wissen, woher stammt eigentlich diese Lymphe. Dann kann es auch vorkommen, 
dass ein Kind — nicht selten treten die Symptome der angeborenen Syphilis erst 5 bis 
6 Monate nach der Geburt auf — wird nun da ein solches mit hereditärer Syphilis be- 
haftetes Kind vorher geimpft, und es treten dann endlich nach der Impfung die Symp- 
tome auf, so schiebt man ohne Weiteres die Syphilis der Impfung zur Last — durchaus 
ohne Grund! Ich glaube, es liegt im Interesse einer sicheren Kontrole, wie im Interesse 
einer gewissenhaften Ausübung des Impfgeschäfts, dass diese Bestimmung hier im 
Gesetze Platz greift.« 


Abgelehnt wurde der Antrag Gumbrecht, den ersten Absatz des 
$. 9 folgendermassen zu fassen: 

»Die Landes-Regierungen haben für die Errichtung einer genügenden Anzahl von 
Impf-Instituten zu sorgen, welche den erforderlichen Impfstoff an die Impfstellen abzu- 
geben haben.« 

(Impf-Scheine.) 


$. 10. Ueber jede Impfung wird nach Feststellung ihrer Wirkung ($. 5) 
von dem Arzte ein Impfschein ausgestellt. In dem Impfschein wird, unter 
Angabe des Vor- und Zunamens des Impflings, sowie des Jahres und Tages 
seiner Geburt, bescheinigt, entweder, 

dass durch die Impfung der gesetzlichen Pflicht genügt ist, 

‚oder, 

dass die Impfung im nächsten Jahre wiederholt werden muss. 

In den ärztlichen Zeugnissen, durch welche die gänzliche oder vorläufige 
Befreiung von der Impfung ($$. 1, 2) nachgewiesen werden soll, wird, unter 
der für den Impfschein vorgeschriebenen Bezeichnung der Person, beschei- 
nigt, aus welchem Grunde und auf wie lange die Impfung unterbleiben darf. 


$. 10 wurde vom Reichstage unverändert angenommen. 


Die Motive zu demselben besagen:: 

»Die Ausstellung der auf die Impfungen bezüglichen Bescheinigungen ist 
durch die bestehenden, das Impfwesen regelnden Landes- Gesetze bald den 
impfenden Aerzten, bald den Leitern der öffentlichen Impfstellen, bald endlich 
den Verwaltungs-Behörden übertragen, an welche die Impflisten abzugeben sind. 
Die Ueberweisung dieser Funktion an die Impfstellen oder an die Verwaltungs- 
Behörden muss die Erlangung der Bescheinigungen verzögern und erschweren. 
Der Entwurf hat deshalb den ersten Weg gewählt. Es kann nicht bedenklich 
sein, denjenigen Sachverständigen, welchen das Gesetz die Impfungen selbst 
anvertraut, auch die Ausstellungen der Bescheinigungen über deren Vollziehung 
zu überlassen. 

(Formular für Impf-Scheine.) 
$. 11. Der Bundesrath bestimmt das für die vorgedachten Bescheini- 
gungen ($. 10) anzuwendende Formular. 
Die erste Ausstellung der Bescheinigungen erfolgt stempel- und ge- 


bührenfrei. 


1662 ‚Impf-Gesetz. | 88. 11—13. 


Dagegen lautete $. 11 in der Reg.-Vorlage: 

»Die Landes-Regierlungen bestimmen das für die vorgedachten Bescheini- 
gungen ($. 10) anzuwendende Formular. 

Die Ausstellung der Bescheinigungen erfolgt stempel- und gebührenfrei.« 


(Verpflichtung der Eltern und Vormünder.) j 
$. 12. Eltern, Pflege-Eltern und Vormünder sind gehalten, auf amtliches 


Erfordern mittelst der vorgeschriebenen Bescheinigungen ($. 10) den Nach- 
weis zu führen, dass die Impfung ihrer Kinder und Pflegebefohlenen erfolgt 
oder aus einem gesetzlichen Grunde unterblieben ist. 


(Unverändert nach der Reg.-Vorlage angenommen.) 


Aus den Motiven ist zu $$. 12, 13 Folgendes zu erwähnen : 


»Es ist bereits in den Bemerkungen zu $. 8 hervorgehoben, dass in den 
Impfscheinen ein Mittel der Kontrole über die Ausführungen der gesetzlichen 
Bestimmungen gegeben ist, und dass dieses Mittel eine besondere Wichtigkeit 
für die späteren Impfungen besitzt. Hier bieten die Impfscheine die Grundlage 
der regelmäsigen, im Uebrigen nur die Möglichkeit einer ergänzenden Kontrole. 
Aus dieser verschiedenen Bedeutung erklärt sich die verschiedene Tragweite, 
welche $. 13 gegenüber dem $. 12 besitzt.« 


(Verpflichtung der Schul-Vorsteher.) 
$. 13. Die Vorsteher derjenigen Schul-Anstalten, deren Zöglinge dem 


Impfzwange unterliegen $. 1, Ziffer 2), haben bei der Aufnahme von Schü- 
lern durch Einfordern der vorgeschriebenen Bescheinigungen festzustellen, 
ob die gesetzliche Impfung erfolgt ist. 

Sie haben dafür zu sorgen, dass Zöglinge, welche während des Besuches 
der Anstalt nach $. 1, Ziffer 2 impfpflichtig werden, dieser Verpflichtung ge- 
nügen. 

Ist eine Impfung ohne gesetzlichen Grund unterblieben, so haben sie 
auf deren Nachholung zu dringen. 

Sie sind verpflichtet, vier Wochen vor Schluss des Schuljahres der zu- 
ständigen Behörde ein Verzeichniss derjenigen Schüler vorzulegen, für welche 
der Nachweis der Impfung nicht erbracht ist. 


Der gleichlautende $. 13 des Gesetz-Entwurfes enthielt noch am Schlusse 
folgende Bestimmung: 
»Zöglingen, welche der gesetzlichenfImpfung entzogen geblie- 
ben sind, darf, so lange die nachträgliche Vornahme nicht darge- 
than wird, ein Abgangs-Zeugniss nicht ertheilt werden. 


Dieser Satz wurde gestrichen, »weil darin ein willkürlich gegriffenes Diszipli- 
nar-Mittel, das mit dem Geiste des Gesetzes nicht in Uebereinstimmung, noch im 
Zusammenhange stehe, gefunden wurde.« 


(Allgemeiner Impfzwang beim Ausbruch der Blattern-Krankheit.) 
Hier folgten in der Reg.-Vorlage die nachstehenden Paragraphen : 

»$. 14. Bei einem Ausbruche der Blattern-Krankheit kann die zuständige Behörde 
anordnen, dass die Einwohnerschaft jedes von der Krankheit befallenen Ortes oder 
ein Theil derselben, ohne Rücksicht auf frühere Impfungen , binnen bestimmter Frist 
der Impfung sich zu unterziehen habe.« 


Zu 88. 14, 15 des Entw. Impf-Gesetz. 1663 


Die Motive erläuterten den $. 14 folgendermassen : 


»Die Blattern - Epidemien der letzten Jahre haben mehrfache Beispiele davon ge- 
liefert, mit welcher Heftigkeit die Krankheit selbst an Orten auftreten kann, wo regel- 
mässige Impf-Einrichtungen bestehen. Die Wiederkehr solcher Erscheinungen ist nicht 
abzustreiten ; sie werden, wenn sie eintreten, das Bedürfniss nach ausserordentlichen 
Schutzmassregeln wachrufen, und diese Schutzmassregeln werden häufig in einer vermehr- 
ten Anwenduug der Impfung bestehen müssen. Es war zu verhüten, dass für solche Fälle 
aus den Bestimmungen des Entwurfs den Landes-Behörden Beschränkungen in der Frei- 
heit des Handelns erwachsen.« 


(Durchführung des Impfzwanges.) 
»$. 15. Wenn ein Impf-Pflichtiger ohne gesetzlichen Grund der Impfung entzogen 
geblieben ist, und eine amtliche Aufforderung zu deren Nachholung sich fruchtlos er- 
weist, so kann die Impfung mittelst Zuführung zur Impfstelle erzwungen werden.« 


Die freie Kommission schlug vor, dem $. 14 als Absatz 2 hinzuzu- 

fügen: 

»Wird diese Frist ohne gesetzlichen Grund versäumt und eine 
amtliche Aufforderung zur Nachholung der Impfung nicht befolgt, 
so kann die letztere mittelst Vorführung vor den öffentlichen Impf- 
Arzt erzwungen werden.« — 


$. 15 aber zu streichen. 


Hierüber entspann sich in den Reichstags-Verhandlungen der zweiten 
Lesung eine sehr ausführliche Debatte, von welcher wir das Wichtigste nachstehend 
wiedergeben. (St. B., 8. 256 ff.) 


Abgeordneter Dr. Lasker: 

»Ich bitte Sie, bei den $$. 14 und 15 eine Veränderung vorzunehmen, sowohl gegen 
die Intention der Regierung, wie auch gegen die Intention der freien Kommission. Ich 
bin nicht unzweifelhaft, ob überhaupt ein solches Verordnungsrecht aufrecht erhalten 
werden soll für die Zeit der Epidemien ; in diesem Punkte aber füge ich mich dem Gut- 
achten der Sachverständigen und beachte hierbei das Wort des H. Abg. Zinn, dass die 
medizinische Wissenschaft vom medizinischen Standpunkte aus den Zustand zu schil- 
dern hat, und wir haben den entsprechenden Rechtszustand zu schaffen. Wir können 
aber niemals einen solchen Rechtszustand aufrecht erhalten, dass in einem Kreise die 
erwachsenen Personen zwangsweise zum Arzt gebracht und zur Impfung gestellt werden. 
Wenn wir die Vorführung gestatten bei minderjährigen Personen, so ist dies eben bloss 
deswegen gerechtfertigt, weil wir annehmen, dass diejenigen, denen sie zur Pflege em- 
pfohlen sind, nicht ihrer Pflieht genügen, und der Staat tritt an die Stelle der Väter 
und Pfleger, und wir setzen voraus, dass die Unmündigen freiwillig die Impfung an sich 
vornehmenlassen. Aber erwachsene Personen, die nicht freiwillig zur Impfung erscheinen 
wollen, etwa gebunden vor den Arzt zu bringen, um dann an ihnen die Operationen 
vorzunehmen, das liegt gewiss nicht im Geiste unserer Gesetzgebung ; eine Bestimmung 
zu erlassen, von der wir alle im voraus wissen, dass sie nicht durchführbar sei, scheint 
mir nicht angemessen zu sein. Das einzige Mittel, um Erwachsene zu veranlassen, dass 
sie den Vorschriften, die von den Sachverständigen für nothwendig erachtet werden, 
Folge geben werden, besteht in der Strafe, und ich habe mir deswegen erlaubt, Ihnen 
auch eine solche Strafe vorzuschlagen.« 


Abgeordneter Dr. Löwe: 

»Ich bin mit dem Gedanken voliständig einverstanden, den der H. Abg. Lasker hier 
soeben entwickelt hat. Wir sind uns auch ganz klar darüber geworden, dass von einer 
eigentlichen Zwangs-Impfung nicht dieRede sein könne; ich muss ihn noch dahin selbst 
ergänzen, dass, soweit Aerzte in der freien Kommission betheiligt waren, die überein- 
stimmende Meinung unter ihnen dahin ging, dass diese zwangsweise Impfung in dieses 
(esetz gesetzt werden könnte, dass, soweit unsere Personenkenntniss in der ärztlichen 
Welt aber reichte, sich unter den Aerzten Niemand finden würde, der zwangsweise die 
Impfung etwa an einem Gefesselten vollziehen würde. Wenn wir Ihnen nichtsdesto- 
weniger den Paragr. vorgeschlagen haben, so haben uns verschiedene Gründe dazu ver- 
leitet. Wir haben eben aus der praktischen Kenntniss der Verhältnisse und der Men- 
schen uns gesast, es giebt unter denen, die sich der Impfung überhaupt,entzogen haben, 

/ 
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noch eine ganze Zahl, mit denen sich reden lässt über die Impfung; es sind die Leicht- 
sinnigen, die Zerstreuten, die Nachlässigen, denen zehn Bestellungen, noch so gut aus- 
gerichtet, doch nicht den Gedanken eingeben, dieser Bestellung schliesslich nachzu- 
kommen; die sich selbst mit Geldstrafen belegen lassen und es doch verbummeln. Dann 
aber giebt es gerade in der jetzigen Zeit der Agitation eine ganze Zahl von — wie soll 
“ich sie nennen? — Prinzipienreitern vielleicht, oder, was noch viel häufiger zutrifft, Re- 
nommisten , die mit einer absonderlichen Meinung auftreten und diese absonderliche 
Meinung nun so weit durchführen, bis ihnen die Sache schlimm vorkommt. Wir haben 
deshalb den Zeitpunkt für die Durehführung der von diesem Gesetze vorgeschriebenen 
Impfungen gewählt, den auch der H. Abg. Lasker ins Auge gefasst hat, den Zeitpunkt 
nämlich, wenn die Epidemie ausgebrochen ist. Wir haben diesen Zeitpunkt gewählt, 
einmal weil dann die Gesellschaft ein besonderes Recht hat, diese Sicherheitsmassregel 
durchzuführen, zweitens aber auch, weil, wenn das Feuer auf den Nägeln brennt, viele 
Leute ganz anders über die Sache empfinden, als sie sonst empfunden haben. Ich habe 
erst in diesen Tagen einen Brief von einem Kollegen, von einem amtlichen Arzt, von 
einem Physikus erhalten, der mir mittheilt, dass in seinem Kreise — der Kreis ist hier 
ganz in der Nähe — ein Arzt sich der Neigung hingegeben hatte, mit dieser in ärzt- 
lichen Kreisen sehr ausserordentlichen Meinung sich im Publikum zu bewegen und gegen 
das Impfen zu agitiren. Als aber im letzten Jahre die Krankheit in seinem Heimathsorte 
selbst ausbrach, hat er sich denn doch entschlossen — oder vielleicht auch nur seine 
Frau —, sämmtliche Kinder vaceiniren und revaceiniren zu lassen, der grösseren 
Sicherheit wegen. M. H., diese Erfahrung war für uns immerhin bestimmend genug, 
um zu wünschen, dass die betreffenden Individuen dem Impf-Arzt vorgeführt werden, 
und selbst zu wünschen, dass bei diesen Vorführungen, wenn es nothwendig erscheint, 
auch ein Zwang angewandt werden kann, wie bei anderen Gelegenheiten, bei Zeugen- 
aussagen u. 8. w. Wir waren der Meinung, dass bei sehr vielen von denjenigen, die 
renitent gewesen sind, die freundliche und ernste Zusprache des Impf-Arztes, bei dem 
ja an sich nicht vorauszusetzen ist, dass er ein Geschäft machen will, genügen wird, 
um diesen Widerstand zu brechen. Dass von einer zwangsweisen Impfung nach 
unserer Meinung nicht die Rede war, habe ich schon erklärt. Nun gestehe ich zu, dass 
unser Amendement hier nicht ganz glücklich gefasst ist, weil immerhin darin noch der 
Gedanke gefunden werden könnte, dass eine zwangsweise Impfung stattfinden solle. 
Wir haben uns deshalb entschlossen, noch einen Schritt weiter zurückzugehen und uns 
mit dem Amendement des H. Abg. Lasker zu vereinigen, in der Voraussetzung, dass 
es natürlich der Verwaltungs-Behörde immer überlassen bleibt, alle die in ihrer Befug- 
niss liegenden Mittel anzuwenden, um die Leute zu bewegen, zu dem Impf-Arzt zu 
gehen. Ich erinnere daran, dass in Preussen das allgemeine Reglement von 1835 in 
Fällen des Ausbrüchs der Krankheit, also gerade zu dem von uns in das Auge gefassten 
Zeitpunkt, die von uns verlangte Befugniss in weitgehendem Sinne den Verwaltungs- 
Behörden übertragen hat.«, 


Abgeordneter Abeken: 

»Ich bin im Allgemeinen kein Gegner des Impfens; ich habe mich besonders gerade 
auch aus den über diese Frage stattgefundenen Debatten überzeugt, dass allerdings die 
Statistik sehr dafür spricht, dass der in einzelnen Staaten bereits geübte Impfzwang sehr 
viel Gutes gehabt und die Krankheit sehr vermindert hat. Aber es ist ein grosser Un- 
terschied dazwischen, ob man auf Minderjährige, insbesondere Kinder und Leute von 
12 Jahren, oder auf solehe Leute, welche während der Erfüllung ihrer militärischen 
Dienstpflicht in Kasernen undLägern massenhaft zusammenwohnen, und die sich über- 
haupt einer strengen Disziplin in Bezug auf ihre ganzen Lebens-Verhältnisse unterwerfen 
müssen, — wenn man auf solche Personen eine derartige Vormundschaft von Staats- 
wegen ausübt, oder auf selbständige Erwachsene; und es erscheint mir allerdings als, 
ein höchst bedenklicher Eingriff in das Recht der Persönlichkeit und der Freiheit des 
erwachsenen Mannes, wenn man von ihm verlangt, dass er an seinem Körper in reiferem 
Älter eine Operation vornehmen lassen soll, die mindestens unter den Sachverständigen 
noch Zweifeln unterliegt. Einer der H. Vorredner sprach mit einer gewissen Gering- 
schätzung über alle diejenigen Personen, welche nicht unbedingt zur Fahne des Impfens. 
schwören. Ich denke, die Wissenschaft sollte vor Allem das Beispiel der Toleranz geben. 
Ich muss sagen, meinem Gefühle widerstrebt es ebenso sehr, einen Arbeiter, der die 
(Geldstrafe nicht zahlen kann, ins Gefängniss zu stecken, weil er sich einer solchen 
Operation, die er für gefährlich hält, nicht unterwerfen will, als es verletzend für mein 
Gefühl ist, wenn man einen Menschen vor den Impf-Arzt führt, ihn aufden Stuhl bindet 
und die Lanzette in seine Schultern sticht. 

Ich finde überhaupt, dass die Unterwerfung unter eine solche ärztliche Operation 
bei Erwachsenen nicht erzwungen werden sollte. 


Zu $$. 14, 15 des Entw. Impf-Gesetz. 1665 


Ich weiss ferner, dass viele Personen ein rein praktisches Bedenken gerade gegen 
den $. 14 haben. Es kommt ja häufig auch jetzt schon vor, dass, wenn Pocken-Epide- 
mien ausbrechen, die Leute aus natürlicher Angst sich impfen lassen. Da ist nun, wie 
ich gehört und zum Theil selbst erlebt habe, häufig der Fall vorgekommen, dass solche 
Personen unmittelbar, nachdem sie geimpft waren, oder rasch nachher, die Pocken im 
heftigsten Grade bekamen unter ganz bedenklichen Erscheinungen und auch häufig 
daran starben. Diese Erscheinung wurde damals von vielen Seiten so erklärt, dass 
gesagt wurde: ja, diese Leute sind schon angesteckt gewesen, als sie geimpft wurden. 
Wenn ein bereits Angesteckter — und das kann er selbst nicht wissen — im Anfange 
geimpft wird, so wird die Krankheit viel gefährlicher und kann leicht tödtlich werden. 
Wenn aber eine Epidemie bereits ausgebrochen ist, dann ist Jeder, der sich impfen 
lässt, dieser Gefahr ausgesetzt, und es scheint mir sehr bedenklich, einen Menschen zu 
dergleichen zwingen zu wollen. Wenn man die Epidemien vorhersehen und einen 
solchen Impfzwang vor dem Ausbruch derselben anordnen könnte, so könnte man sich 
vielleicht eher von dem Gesichtspunkte der Gefährlichkeit aus mit einer solchen Mass- 
regel versöhnen; aber hier soll ja erst eine solche Anordnung überhaupt gestattet sein, 
wenn die Epidemie bereits in vollem Gange ist, und dann weiss Keiner, wenn er zum 
Impf-Arzt geht, ob er nicht schon angesteckt ist. Ich halte das also auch für eine sehr 
bedenkliche und missliche Massregel an und für sich, und ich kenne viele Personen, 
die aus diesem Grunde bei der in meiner Vaterstadt vor einiger Zeit herrschenden 
Epidemie sich nicht impfen lassen wollten. Ich habe auch aus anderen Städten, z. B. 
aus Erfurt, gehört, dass die Behörden dort während einer Epidemie die Impfung ver- 
boten, weil sich die Todesfälle nach derselben häuften. 

Wenn dieser Gesichtspunkt von sachverständiger Seite hier vielleicht widerlegt 
werden sollte, so muss ich doch daran festhalten, dass ein solcher Zwang gegen Er- 
wachsene nicht durch die Gefahren, welche bisher in neuerer Zeit die Pocken in Deutsch- 
land herbeigeführt haben, gerechtfertigt ist. Ja, wenn die Pocken so wütheten, wie im 
Mittelalter der schwarze Tod, wenn die Bevölkerung davon dezimirt würde, dann 
könnte man allerdings sagen: wir müssen, wenn auch nur im Wege des Experiments, 
versuchen, durch jedes Zwangsmittel die Seuche zu bekämpfen. 8o liegt aber die 
Sache keineswegs. Im Ganzen erliegen doch nur wenige Menschen den Pocken, und 
wenn die ersten Paragr. des Gesetzes angenommen werden, wenn die Minderjährigen 
zweimal und die Militärpflichtigen unter denselben dreimal zwangsweise geimpft 
werden, so wird ja nach Ansicht der Aerzte selbst sehr zur Verminderung der Pocken 
dadurch bei uns beigetragen werden. Soll man nun auf die Gefahr hin, dass hier und 
da bei einzelnen Erwachsenen, die sich nicht impfen lassen wollen, die Vorurtheile da- 
gegen haben, einer angesteckt wird und vielleicht auch stirbt, eine Gesetzes-Bestim- 
mung einführen, welche für viele Menschen etwas äusserst Verletzendes hat und die 
Missstimmung, welche schon in vielen Kreisen gegen manche Einrichtung des Reiches 
herrscht, noch vermehren würde? Soll man zu den feindlichen Parteien, die wir leider 
schon gegen unsere Institutionen im Reiche haben, zu der klerikalen, zu der sozialen 
Partei, uns noch eine Pocken-Opposition schaffen? Das scheint mir doch zu weit zu 
gehen. 

Sodann scheint mir auch darin eine Härte zu liegen, dass bei dem in $. 14 vorge- 
sehenen Falle ohne Unterschied Jeder geimpft werden soll. Wenn nun vorsorgliche 
Leute drei oder sechs Monate vor Ausbruch einer Epidemie sich haben impfen lassen, 
weil vielleicht an anderen Orten die Pocken aufgetreten waren, so sollen nun diese 
Leute sich nochmals impfen lassen, wenn auch an ihrem Wohnorte eine Epidemie aus- 
bricht !« 


Abgeordneter Dr. Zinn: 

»Der Zweck dieses Gesetzes ist, zu verhüten, dass die Blattern nieht wieder 
eine Ausbreitung gewinnen, wie sie dieselbe in den Jahren 1866 und 1871—72 und 
ganz besonders zu Anfang dieses Jahrhunderts gehabt haben. Wir wollen also nicht 
mit unseren Massregeln warten, bis wieder eine grosse Blattern-Epidemie über unsere 
Bevölkerung gekommen ist. Denn es ist unrichtig, was einer der H. Vorredner ange- 
führt hat, dass, wenn ein frisch Geimpfter von den Blattern befallen werde, dann die 
Blattern einen schlimmeren und gefährlicheren Verlauf nehmen. Das ist durchaus nicht 
richtig. Dann gebe ich Folgendes zu bedenken. Es brieht in irgend einer Stadt, an 
irgend einem Orte eine Blattern-Epidemie aus; — in dem Moment des Ausbruchs haben 
gewiss nur ausserordentlich wenig Menschen bereits das Blattern-Kontagium in sich 
aufgenommen; also die grosse Mehrzahl kann durch das Impfen gleich beim Beginn 
der Epidemie vollkommen geschützt werden. Dann wollen wir ja durch unser gegen- 
wärtiges Gesetz dafür sorgen, dass die Massen-Impfungen während einer Epidemie 
nicht mehr in der bisherigen unvollständigen und sorglosen Weise vorgenommen wer- 
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den. Faktisch besteht in manchen Ländern dieser Zwang während des Herrschens von 
Blattern-Epidemien, und die Zahl derjenigen, die sich weigern, sich wieder impfen zu 
lassen während einer Epidemie, ist sehr klein. Ich kann Ihnen anführen, dass z. B. in 
Stuttgart zur Zeit der Blattern-Epidemie gerade die Impf-Gegner sich massenweise bei 
dem Impf-Arzt gestellt haben, um sich revaceiniren zu lassen.« 


Abgeordneter Dr. Reichensperger |Krefeld): 

»Der gegenwärtige Paragr. scheint mir so recht zu zeigen, dass die Herren Medi- 
ziner, welche für den Impfzwang eingenommen sind, einen sehr schwankenden Boden 
unter den Füssen haben, — ja, dass sie es selbst zugestehen müssen, was die Haupt- 
sache ist. Der Paragr. setzt voraus, dass Vaceination und Revaceination stattgefun- 
den hat ; nichtsdestoweniger aber kommt er zu der weiteren Annahme, dass trotz alles 
Wieder-Impfens doch die Blattern-Krankheit eintreten kann, weshalb denn neuerdings 
geimpft und zwangsweise geimpft werden muss. Wenn darin nicht ein Zugeständniss 
liegt, dass das Vaceiniren und Revaceiniren in seinem Erfolge etwas höchst Proble- 
matisches ist, dann weiss ich nicht, wie es mit meiner und anderer Leute Logik be- 
schaffen ist. Es wird hier also vorgeschlagen, dass, nachdem alle Vorsichtsmassregeln 
ergriffen und die Herren Aerzte der Ansicht gewesen sind, dass für alle Zukunft Sicher- 
stellung erfolgt ist, — ich sehe mich veranlasst, den $. 14 vorzulesen: 

»Bei einem Ausbruche der Blattern-Krankheit kann die zuständige Behörde an- 
ordnen, dass die Einwohnerschaft jedes von der Krankheit befallenen Ortes oder ein 
Theil derselben, ohne Rücksicht auf frühere Impfungen, binnen bestimmter Frist der 
Impfung sich zu unterziehen habe.« 

Wenn ich deutsch verstehe, so steht doch ganz einfach hier, dass, sobald eine 
Biattern-Krankheit sich offenbart, alle früheren Impfungen unbeachtet gelassen wer- 
den können, dass die Behörde berechtigt ist, abermals impfen zu lassen, und zwar 
zwangsweise. Das kann doch keinem Zweifel unterliegen. Ebensowenig kann es 
meines Erachtens einem Zweifel unterliegen, dass die Herren, welche diesen Satz be- 
fürworten, ihrerseits von der Ansicht ausgehen, dass alles Impfen und Wieder-Impfen 
am Ende doch nur einen sehr problematischen Erfolg hat. 

Ich frage dann aber weiter, was soll hier der Satz heissen: »ein Theil derselben 
kann zur Revaceination verurtheilt werden«? Welcher Theil derselben? Bleibt es der 
Behörde überlassen, zu sagen, blos die Dienstmädchen, blos die Arbeiter, blos die 
Leute in den niedrigsten Klassen der Einkommensteuer, blos die Verheiratheten oder 
die Unverheiratheten sollen geimpft werden? Man muss doch, wie mir scheint, etwas 
Bestimmtes dabei denken können, wenn ein Gesetzes-Paragraph einen Ausdruck ge- 
braucht; ich meinestheils bin aber vollkommen ausser Stande, mit dem Ausdrucke: 
»ein Theil derselben« eine bestimmte Vorstellung zu verbinden. Welcher Willkür, m. 
H., eröffnen Sie durch solche Sätze Thür und Thor ! 

Die Kaiserl. Impf-Behörde kann also, sobald an einem Orte die Blattern-Krankheit 
ausgebrochen ist, — in welchem Umfange und mit weicher Intensität, ist nicht be- 
stimmt, — verordnen: dieser Stadttheil, die Bewohner jener Strasse oder auch andere 
Kategorien sollen alle wieder geimpft werden, und wenn sie sich das nicht gefallen 
lassen, dann sollen sie, auch wenn sie bereits drei bis viermal geimpft worden wären, 
dazu gezwungen werden. Der H. Abg. Dr. Löwe ist so freundlich nachzugeben, dass 
die zu Operirenden nicht mit bewaffneter Macht, durch Gendarmen oder Polizeidiener, 
vorgeführt werden, aber er befürwortet doch immer noch mit dem H. Abg. Lasker eine 
erhebliche Strafe, eventuell Gefängniss-Strafe. 

Es ist also ganz in das Belieben der betreffenden Behörde gesetzt, einer ganzen 
Kategorie von Bewohnern eine Gefängniss-Strafe von nicht ganz geringer Dauer in 
Aussicht zu stellen, andere dagegen verschont bleiben zu lassen, alles nach Gutdünken, 
ohne dass hier irgend eine Grenzlinie gezogen wäre. Der H. Abg. Dr. Löwe hat vor- 
hin von Briefen gesprochen, die ihn neuerdings in seinem Systeme bestärkt hätten. M. 
H., wenn er nicht mit diesem Beispiele vorausgegangen wäre, so würde ich meinerseits 
es unerwähnt lassen, dass auch ich seit der vorigen Debatte wieder eine ganze Reihe 
von Briefen bekommen habe, die förmlich Zeter schreien über das, was hier beschlossen 
worden ist, und zwar von Personen — die Briefe stehen zu Diensten —, die an nament- 
lichen Beispielen darthun, wie bei solchen Epidemien revaceinirte Mitglieder ihrer Fa- 
milie starben, während diejenigen, die sich nicht hatten impfen lassen, beim Leben ge- 
blieben sind. Solche Beispiele wurden mir mitgetheilt, wer sich dafür näher interessirt, 
kann die Briefe von mir entgegen nehmen. 

Sodann ist wieder auf Württemberg exemplifizirt worden. Nun liegt mir hier ge- 
rade über Württemberg eine Broschüre vor, welche den H. Gegnern wohl bekannt sein 

‚wird, die sie aber wohiweislich unerwähnt gelassen haben. Der Titel derselben lautet: 
»Versuch einer Kritik der Schutzpocken-Impfung« Es sind da statis- 
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stische Zahlen über die Sterblichkeit der Kinder in verschiedenen Staaten mitgetheilt, 
und auffallender Weise ist gerade in Württemberg, wo die Einimpfung am konse- 
quentesten durchgeführt worden ist — wir haben das in der vorigen Sitzung gehört —, 
die Sterblichkeit der Kinder am allergrössten gewesen; es sind hier etwa 15 Staaten 
aufgeführt, unter denselben zeigt Norwegen 10,4 im ersten Lebensjahr Gestorbene, 
Württemberg dagegen 35,4. Es scheint danach doch, dass in Württemberg das Impfen 
der Kinder sich im Grossen und Ganzen im Verhältniss zum Sterben der Kinder nicht 
bewährt hat, dass vielmehr das entgegengesetzte Resultat sich eingestellt hat. 

Nun noch ein Wort über den Zwang, der geübt werden soll, und zwar eventuell 
durch die Gefängniss-Strafe. Die Gefängniss-Strafe wird in den meisten Fällen ein- 
treten, weil diejenigen, welche sich weigern werden, durchschnittlich der arbeitenden, 
der unbemittelten Klasse angehören werden. Die Bemittelten ergeben sich leichter in 
ihr Schicksal ; sie können sich auch leichter in angemessener Art von einem Arzte, der 
ihr Vertrauen besitzt, impfen lassen. In der Mehrzahl der Fälle wird daher zweifels- 
ohne die Gefängniss-Strafe eintreten.« 


Abgeordneter Dr. Löwe: 

»Wir Sachverständige haben niemals die Frechheit gehabt, zu sagen, dass wir etwas 
Absolutes hätten. Wir kennen auch hier keinen absoluten Schutz; wir halten es für 
möglich, dass wer heute geimpft ist, morgen infizirt wird; aber wir sagen: unter 
Millionen Fällen kommt dies nur einmal vor. Die Vaceine schützt ebensogut wie die 
Blattern-Krankheit selbst; wenn Sie heute die Blattern-Krankheit überstanden haben, 
sind Sie nicht absolut sicher, dass Sie sie nicht im nächsten Jahre wieder bekommen. 
Alsovon»absolut« ist bei uns gar keine Rede; wir rechnen nach Wahrscheinlichkeits- 
Gesetzen, und das Wahrscheinlichkeits-Gesetz spricht in eminentem Grade für uns. 

Da es nun heisst: »ein Theil der Bevölkerung« — ja, wollen Sie, dass ganz Berlin 
wiedergeimpft werden soll, wenn in Moabit die Krankheit ausgebrochen ist? Natürlich 
lassen wir erst nur Moabit und die benachbarten Strassen oder vielmehr ganz zuerst die 
Bewohner der Häuser, wo die Krankheit ausgebrochen ist, impfen und warten das 
Weitere ab. Es ist dies so einfach, dass ich erstaunt gewesen bin, wie der H. Vor- 
redner darin eine logische Schwierigkeit hat finden können. Es soll dort geimpft wer- 
den, wo eine Epidemie ausgebrochen ist, und zwar an den Stellen zuerst, wo die Gefahr 
der Weiterverbreitung am grössten ist. Die Epidemien haben ihre regelmässige geo- 
graphische Verbreitung; also muss man mit den Vorkehrungen gegen Weiterverbrei- 
tungen an dem Punkt beginnen, wo die Epidemie ausgebrochen ist.« 


Abgeordneter Dr. Zinn: 

Die Gründe, welche der H. Abg. für Krefeld heute angeführt, sind kaum stich- 
haltiger als der Umstand, auf den man sich gegen den Werth der Impfung neulich hier 
berufen hat, indem man sagte, die Prämie von so und so viel tausend Thalern, welche 
fir den sicheren Beweis der Schutzkraft der Vaceination schon längst ausgesetzt sei, 
sei bis heute noch nicht gewonnen worden. Nun, die Prämie von 100,000 Franken, die 
der gewinnen kann, der nachweist, dass der Gletscher-Aether nicht sicher gegen Kahl- 
köpfigkeit hilft, ist auch noch zu haben. Indess kann man wirklich ernstlich damit 
etwas beweisen wollen ? 

Die Worte »die ganze Bevölkerung oder ein Theil« u. s. w. haben doch nur den 
Sinn, dass es den Impf-Aerzten, den Sachverständigen, anheimgestellt ist, zu erwägen: 

1. ob die Impfnarben vorhanden sind; 

2. wie lange es her ist, dass der Betreffende revaccinirt worden und 

3. wie gross die Gefahr der Ansteckung für die betreffende Häusergruppe zur Zeit 

einer Blattern-Epidemie ist. 

Ich bitte Sie, m. H., sich auch durch die heutige Schilderung nicht abhalten zu 
lassen, den Paragr. anzunehmen. Wie sehr ich von dem Nutzen der Revaccination 
überzeugt bin, mögen Sie daraus entnehmen, dass ich mich selbst zehnmal revaccinirt 
habe. Ich glaube, dass diejenigen, von denen in der vorigen Sitzung durch den H. Abg. 
Reimer verlangt wurde, sie müssten sich nach Erlass dieses Gesetzes dann zuerst selbst 
impfen respektive revacciniren lassen, schon heute in der Lage wären, den Impf- und 
Revaccinations-Schein vorzulegen. 

Die Schilderung, die der H. Abg. von Krefeld gemacht hat in Bezug auf die 
Schwierigkeit der Technik des Impfens, kann eigentlich doch nur bei denen, die noch 
nie gesehen haben, wie überhaupt geimpft wird, ein kleines Gruseln hervorrufen ; die- 
Jenigen aber, die das Verfahren kennen, werden seine Ausfihrungen nur als eine un- 
motivirte Uebertreibung betrachten.« 


Es wurde darauf in zweiter Lesung der erste Absatz des $. 14 nach dem 
Archiv des Deutschen Reichs. Bd. I. (VI.) 106 
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die. Regierungs-Vorlage adoptirenden Kommissions-Vorschlage mit 151 
gegen 138 Stimmen, und der zweite Absatz in folgender Fassung angenommen : 


»Wer diese Frist ohne gesetzlichen Grund versäumt und eine amtliche Auffor- 
derung zur Nachholung der Impfung nicht befolgt, wird mit Gefängniss-Strafe 
bis 150 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft.« 


In der dritten Lesung wendete sich nochmals eine sehr lebhafte Debatte dem 
$. 14 zu, und es wurde beantragt, falls überhaupt der allgemeinelmpfzwang 
beim Ausbruche einer Blattern-Epidemie beizubehalten, denselben doch nur 

»bis zum Alter von 30 Jahren« 
oder, wie ein anderer Antrag lautete: 

»bis zum Alter von 20 Jahren« 
zu erstrecken. | 


Aus den diesfälligen Reichstags-Verhandlungen verdienen die nachfolgenden 
Reden hervorgehoben zu werden. (Sten. Ber., $. 341 ff.) 


Abgordneter von Unruh (Magdeburg): 

»Eine Bestimmung des $. 14 erregt wirklich nicht nur unter den Gegnern des Impf- 
zwanges, sondern auch unter den Freunden der Impfung entschiedenen Missmuth, und 
ich halte diesen Missmuth für gerechtfertigt. Es ist die Bestimmung: dassim Falle 
dieBlattern-KrankheitaneinemÖrteausbricht, dieganzeEinwohner- 
schaft nöthigenfalls zwangsweise geimpft werden kann, — die Ein- 
wohnerschaft ohne Unterschied des Alters! Nun wird es sich in den Provinzen 
und namentlich auf dem Lande zunächst fragen : wer stellt fest, ob eine Blattern-Epi- 
demie ausgebrochen ist? Das ist der Kreis-Physikus — vielleicht der Mann, zu dem 
ich gerade wenig Vertrauen habe. Während andere Aerzte vielleicht sagen würden: 
hier sind nur einzelne Fälle, hier herrscht die Blattern-Krankheit nur sporadisch, erklärt 
der Kreis-Physikus für die eine ausgebrochene Epidemie, und es wird nun ohne Rück- 
sicht des Alters zwangsweise geimpft. Das scheint mir doch zu viel zu sein. Ich 
glaube, man kann hier ganz gut eine gewisse Grenze ziehen, und kann es bei einem ge- 
ie a den einzelnen Individuen überlassen, ob sie sich impfen lassen wollen 
oder nicht.« 


Präsident des Reichskanzler-Amts Staats-Minister Dr. 
Delbrück : 

»M. H.! Was die beiden zu dem vorliegenden Paragr. gestellten Amendements 
betrifft, so bin ich nur in der Lage, Sie zu bitten, sie abzulehnen. 

Ob ich in dieser Lage sein würde, wenn es den H. Antragstellern beliebt hätte, 
ihre Amendements entweder schon bei der zweiten Berathung einzubringen oder 
für die dritte Lesung so zu stellen, dass es faktisch möglich wär, die wichtigen, 
darin berührten Fragen auch nur zu erwägen, — das weiss ich nicht. Sie haben es 
vorgezogen, diese Amendements in der zwölften Stunde zu stellen, eine jede tech- 
nische Erwägung von Seiten der verbündeten Regierungen auszuschliessen, und 
lediglich schon aus diesem formellen Grunde muss ich Sie bitten, die Amendements 


abzulehnen. 
Ich muss aber zugleich dabei darauf aufmerksam machen — und das bezieht 
sich mit auf die Ausführungen des letzten H. Redners —, dass doch für einen Theil 


des Bundesgebiets und insbesondere für denjenigen Theil, in welchem der H. Abg. 
für Krefeld wohnt, die Vorschrift, um die es sich hier handelt, etwas Neues nicht ist. 
Im Jahre 1835, also vor beinahe 40 Jahren, ist in Preussen eine Medizinal- 
Polizei-Verordnung ergangen, welche durch eine Kgl. Kabinets-Ordre v. 
8. August 1836 genehmigt ist und zwar, wie es in der Kabinets-Ordre heisst, 
»mit dem Befehl, dass dieses Regulativ von Jedermann im gan- 
zen Umfange Meiner Monarchie« — also auch in der Rhein-Provinz — 
»bei Vermeidung der angedrohten Freiheits- und Geldstrafen 
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befolgt und von sämmtlichen dabei betheiligten Behörden da- 

nach verfahren werde.« 

Diese Königl. Ordre und das Regulativ stehen in der Preussi- 
schen Gesetz-Sammlung. In diesem Regulativ, welches sich auch des 
Breiteren mit der Schutzpocken-Impfung beschäftigt, befindet sich ein $. 5, welcher 
lautet: 

»Brechen in einem Hause die Pocken aus, so ist genau zu untersuchen, ob in 
demselben noch ansteckungsfähige Individuen vorhanden sind, deren Vaceination 
alsdann in der kürzesten Zeit vorgenommen werden muss. 

Bei weiterer Verbreitung der Krankheit sind zugleich sämmtliche übrige Ein- 
wohner auf die drohende Gefahr aufmerksam zu machen und aufzufordern, ihre 
noch ansteckungsfähigen Angehörigen schleunigst vacciniren zu lassen ; zu welchem 
Ende von Seiten der Medizinal-Polizei die nöthigen Veranstaltungen getroffen und 
erforderlichen Falls Zwangs-Impfungen bewirkt werden müssen.«« 

Diese Vorschrift deckt sich nicht vollständig mit dem $. 14. Im $. 14 ist für den 
Fall, dass die Epidemie in einem Hause nur ausbricht, nichts gesagt, der Fall ist 
nicht vorgesehen. Soweit es sich wirklich um eine Epidemie handelt, unterscheidet 
sich der $. 14 von der in Preussen bestehenden Vorschrift dadurch, dass die in 
Preussen bestehende Vorschrift sich auf alle Einwohner des Orts erstreckt, wäh- 
rend hier der Behörde überlassen bleibt, das was’ sie anzuordnen für gut findet, auf 
einen Theil der Einwohner zu beschränken. Die Bestimmung unterscheidet sich 
ferner dadurch, dass sie in dem Preussischen Regulativ beschränkt ist auf an- 
steekungsfähige Angehörige, während der $. 14 eine Unterscheidung zwischen an- 
steckungsfähigen und nicht ansteckungsfähigen Personen nicht trifft. Ob dieser Un- 
terschied der beiden Bestimmungen zum Nachtheil des vorliegenden Gesetz-Ent- 
wurfs gereicht, möchte ich bezweifeln. Der Gesetz-Entwurf spricht ganz allgemein, 
das Preussische Regulativ stellt einen Begriff auf, der nirgends definirt ist, auch 
nicht zu definiren ist, der also mit anderen Worten sagt: der Medizinal-Beamte hat 
nach seinem Gutdünken zu befinden, wer nöthigenfalls zwangsweise geimpft werden 
soll und wer nicht. Ich glaube, dass die Vorschrift, wie sie Ihnen hier vorgeschlagen 
ist, den Vorzug verdient. Die zwangsweise Impfung, die in dem .$. 55 des Preussi- 
schen Regulativs steht, haben Sie ersetzt durch eine Polizei-Strafe. 

Ich habe auf eine Diskussion der Materie eigentlich nicht eingehen wollen, in- 
dessen habe ich mich doch für verpflichtet gehalten, darauf aufmerksam zu machen, 
dass ein recht erheblicher Theil der Herren, die in diesem Hause sitzen, seit dem 
Jahre 1835 unter der Herrschaft wenigstens ganz ähnlicher Bestimmungen leben, wie 
diejenigen, welche hier ins Leben treten sollen.« 


Abgeordneter von Puttkammer (Lyck]): 

— — — »Es ist nach unwiderleglicher und unwiderlegter Erfahrung festgestellt, 
dass ebenso wie die erste Impfung gegen das Befallenwerden von der Krankheit aller- 
dings nur relativ schützt, ebenso bestimmt die Revaccination im Falle des Ausbrechens 
der Blattern-Krankheit gegen die Wiederkehr der Empfänglichkeit für die Krankheit 
sicherstellt und auch vor tödtlichem Ausgange. Die Argumente für und wider sind 
ja vollkommen erschöpft, ich will mir nur erlauben, ein statistisches Material, welches 
mir zu Gebote steht, Ihnen vorzuführen, das, wie ich glaube, zu Gunsten der Zwangs- 
Revaceination viel stärker spricht als alle Argumente dagegen. Es liegt mir eine amt- 
liche Nachweisung vor, für deren objektive Richtigkeit ich die Bürgschaft übernehmen 
kann, wenngleich ich nicht ermächtigt bin, die Quelle zu nennen, wonach in einer An- 
zahl von Pocken-Lazarethen — Lazarethen also, in welchen nur Kranke behandelt 
wurden, die von den Pocken bereits befallen waren — die Mortalität sich folgender- 
massen gestaltet hat. 

In Münster sind von den aufgenommenen Kranken, welche ungeimpft waren, 
800/, gestorben, von den Vaceinirten 13%/,, von den Revaceinirten 00%6; 

in Posen von den Ungeimpften 700/,, von den Vaceinirten 12%, von den Re- 
vaccinirten 20/9; 
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in BerlinindemLazarethinderPallisaden-Strasse von den Ungeimpften 
540/,, von den Vaeccinirten 130/,, von den Revaceinirten 00)o; | 

inderEisenbahn-Strasse von den Ungeimpften 70%, von den Vaceinirten 140/,, 
von den Revacecinirten 4P/o; 


im Zellen-Gefängniss von den Ungeimpften 660), von den Vaccinirten 150/,, - 


von den Revaceinirten 5%); 

undam Tempelhofer Ufer von den Ungeimpften 810/,, von den Vaceinirten 
140/,, von den Revaceinirten 90%). 

Der Durchsehnitt ergiebt folgendes Gesammt-Resultat: es 

starben 

von den ungeimpften in diesen Lazarethen aufgenommenen Kranken 70%), 

von den geimpften 140),, 

von den revaccinirten 3,5 %/9. 

Ich enthalte mich jedes weiteren Kommentars, schon diese Zahlen sind vernich- 
tend für die Gegner der zwangsweisen Revaceination im Falle des Ausbruchs der 
Pocken-Krankbheit.« Ä 


Abgeordneter Dr. Löwe: 

»Ich muss dringend bitten, aus materiellen Gründen das Amendement Unruh und 
noch mehr das Amendement Bamberger abzulehnen. Gerade unsere Militär-Statistik 
ist sehr beweisend dafür, wie nachtheilig es wirken würde. Die Fälle, die von Pocken 
während des Feldzugs in der Armee vorgekommen sind, sind weniger aus den ersten 
Jahrgängen gewesen, sondern sind bei ältern Leuten vorgekommen, die versäumt 
hatten, sich revaceiniren zu lassen. Die Pocken kommen überhaupt gerade in ältern 
Jahrgängen häufiger vor, es sind gerade die Jahre von 20 bis 36 diejenigen, die ver- 
hältnissmässig geringer von der Krankheit betroffen werden, während in den darauf 
folgenden Jahrgängen bis in das höhere Alter hinein die Fälle wieder häufiger vor- 
kommen. Es handelt sich also darum, dass man gerade diejenigen, die der Ansteckung 
wieder mehr verdächtig sind, ausnimmt. Der H. Präs. des Reichskanzler-Amtes hat 
nun schon darauf aufmerksam gemacht, dass die gesetzlichen Bestimmungen in Preussen, 
unter denen Sie alle in Preussen gross geworden sind, die Impfung ohne Rücksicht auf 
das Lebensalter vorschreiben. Ich kann hinzufügen, dass ähnliche Bestimmungen 
auch in Bayern, Sachsen und in der grössern Zahl der Deutschen Staaten gelten, 
dass also die Bestimmungen dieser Gesetz-Vorlage, was diesen Punkt betrifft — 
die jetzt so exorbitant sein sollen, als ob nie eine solehe Gewaltzumuthung vorge- 
kommen wäre — für die grosse Mehrheit von uns für die ganze Lebenszeit schon 
in Geltung und in Gebrauch gewesen sind. Die Sache hat also schon existirt. Wenn 
nun H. Abg. v. Unruh (Magdeburg) sagt, das sei eine Gewalt, deren Ausübung von dem 
Urtheil von Sachverständigen abhängig sei, und deshalb remonstrire er dagegen, so 
muss ich gestehen, dass ich nicht begreife, wie die Ausführung respektive letzte An- 
ordnung für die Ausführung solcher Gesetze ohne Sachverständige gemacht werden 
soll. Ich bin bereit, die Sachverständigen in die bescheidenste Stelle zurückzuweisen, 
und bin der letzte, der die Legislatur von Sachverständigen abhängig machen will. 
Wenn aber die Ausführung selbst geschehen, respektive das letzte Urtheil gefällt wer- 
den soll, ob die gesetzliche Bestimmung in einem besondern Falle auszuführen ist, ob 
der Mann oder die Frau zu revaceiniren ist, weil durch ihr Nichtimpfen Gefahr der 
Weiterverbreitung der Epidemie ist, da glaube ich, ist es der Sachverständige, 
der das letzte Urtheil zu fällen hat, und wenn Sie sagen, der Sachverständige soll dabei 
nichts zu sagen haben, dann bringen Sie an die Stelle der sachverständigen Erwägung 
Anarchie und Willkür bei der Ausführung des Gesetzes.« 


Schliesslich wurde $. 14 mit 141 gegen 140 'Stimmen abgelehnt. $. 15 
war schon in zweiter Lesung gefallen. 


(Strafbestimmungen gegen Eltern und Vormünder.) 
$. 14. Eltern, Pflege-Eltern und Vormünder, welche den nach $. 12 
ihnen obliegenden Nachweis zu führen unterlassen, werden mit einer Geld- 
strafe bis zu zwanzig Mark bestraft. 
Eltern, Pflege-Eltern und Vormünder, deren Kinder und Pflegebefohlene 
ohne gesetzlichen Grund und trotz erfolgter amtlicher Aufforderung der 
Impfung oder der ihr folgenden Gestellung ($. 5) entzogen geblieben sind, 


2a En 


8. 14—17. Impf-Gesetz. 1671 


werden mit Geldstrafe bis zu fünfzig Mark oder mit Haft bis zu drei Tagen 
bestraft. 


Die Abweichung von der Regierungs-Vorlage besteht nur in dem vom 
Abg. Prinz Radziwill beantragten Zusatze 
»und trotz erfolgter amtlicher Aufforderung« ; 
dieselbe wird durch nachstehende Auszüge aus den Plenar-Verhandlungen (S. 264) 
gerechtfertigt: 


Abgeordneter Dr. Löwe: 

»Ich halte den Zusatz des H. Abg. Prinz Radziwill »und trotzerfolgter amt- 
licher Aufforderung« für selbstverständlich, und er könnte deshalb überflüssig 
erscheinen. Ich habe aber durchaus nichts dagegen, denselben der grösseren Sicher- 
heit wegen anzunehmen.« 


Abgeordneter Prinz Radziwill (Beuthen): 


»Ich glaube nicht zu weit zu gehen, wenn ich das vorliegende Gesetz zunächst als 
eine lex odiosa bezeichne, nicht insofern, als das Gesetz irgend etwas bezweckt, was 
an und für sich oder seinem Inhalte nach zu verwerfen wäre, — es wird aber jedenfalls 
für diejenigen, welche gegen die Impfung sind, einen unangenehmen Karakter an sich 
tragen, vor Allem aber für diejenigen, welche gezwungen sein werden, einen weiten 
Weg zu machen, um zur Impfstelle zu gelangen. 

Im Grossherzogthum Posen sind grosse Strecken, welche weniger bewohnt sind, als 
esin Deutschland der Fall ist. Im Allgemeinen kann man sagen, dass die ländliche 
Bevölkerung sehr weit von den Zentralpunkten der Kreise abliegt. Um die Stadt, die 
ich bewohne, giebt es Gemeinden, giebt es einzelne Bauernhäuser, die bis zu zwei Mei- 
len von der Kreisstadt entfernt sind. Es wird nicht immer möglich sein, die Impf- 
stellen so einzurichten, dass die Bevölkerung nur 5 Kilometer zu gehen hat. Es kommt 
aber auch in Betracht, dass dieser Gang zu jeder Zeit, theils bei schlechtem Wetter, 
theils bei unergründlichem Wege gemacht werden muss, wie diese Wege leider auf dem 
Lande der Mehrzahl nach sind. Es ist auch noch zu verweisen auf die Gebirgsgegen- 
den im südlichen Bayern, wo es mit ungemeinen Schwierigkeiten verbunden sein wird, 
zu den Impfstellen mit Weib und Kindern, namentlich wenn letztere im zarten Alter 
sind, zu kommen.« 


Abgelehnt wurde ein Antrag, das Strafmass auf 15 Mark und 1 Tag 
Haft herabzusetzen. 


(Strafbestimmungen für Aerzte und Schulvorsteher.) 
$. 15. Aerzte und Schulvorsteher, welche den durch $. 8, Absatz 2 und 
dureh $. 13 ihnen auferlegten Verpflichtungen nicht nachkommen, werden 
mit Geldstrafe bis zu einhundert Mark bestraft. 


(Gleich $. 17 der Regierungs-Vorlage.) 


(Strafbestimmung wegen unbefugter Impfung.) 
$. 16. Wer unbefugter Weise ($. 8) Impfungen vornimmt, wird mit 
Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 
bestraft. 


(Gleich $. 18 der Regierungs-Vorlage.) 


(Strafen für fahrlässige Ausführung der Impfung.) 
$.17. Wer bei der Ausführung einer Impfung fahrlässig handelt, wird 
mit Geldstrafe bis zu fünfhundert Mark oder mit Gefängniss-Strafe bis zu 
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drei Monaten bestraft, sofern nicht nach dem Strafgesetzbuche eine härtere 
Strafe eintritt”). 


Die Regierungs-Vorlage ($. 19) lautete: 

»Aerzte, welche bei Ausführung einer Impfung gegen die Regeln ihrer 
Kunst handeln, werden mit Geldstrafe bis zu fünfhundert Mark oder mit Ge- 
fängniss-Strafe bis zu drei Monaten bestraft:« 


Die Motive bemerkten dazu: 


»Vermöge der Leichtigkeit, mit welcher Krankheitsstöffe, wie namentlich 
das venerische Gift, in der Lymphe auf die Geimpften übertragen werden und von 
hier aus zu weiteren Infektionen führen können, knüpfen sich an eine unacht- 
same Vollziehung der Impfung besondere Gefahren. Das allgemeine Strai-Ge- 
setz bietet hiergegen keinen hinreichenden Schutz. Es würde eine strafrecht- 
liche Verantwortlichkeit des Arztes erst dann begründen, wenn durch Fahr- 
lässigkeit bei der Impfung nachweisbar eine Körper-Verletzung verursacht ist. 
Dieser Nachweis würde selbst dort, wo eine fahrlässige Vollziehung des Impt- 
aktes, z. B. durch Abnahme der Lymphe von venerisch infizirten Menschen, 
thatsächlich feststeht, nur selten zu erbringen sein. Die Gesetzgebung hat, in- 
dem sie die Impfungen ausschliesslich an bestimmte Sachverständige verweist, 
Anlass, den Impf-Pflichtigen jede Gewähr für eine gewissenhafte Vollziehung 
der Impfung zu geben. Andererseits werden die Aerzte, wenn das Gesetz ihnen 
das Vorrecht giebt, diesen Akt der Heilkunde ausschliesslich zu vollziehen, auch 
eine besondere Verantwortlichkeit für die gewissenhafte Vollziehung nicht ab- 
lehnen können. Solche Erwägungen rechtfertigen die getroffene Strafbestim- 
mung.« 


Für die Fassung des $. 17 in seiner jetzigen Gestalt sind folgende Erwägun- 
gen massgebend gewesen. 
Aus der zweiten Lesung (Sten. Ber., S. 266.) 


Abgeordneter Dr. Löwe: Ä 

»Ich glaube, wir haben auch überhaupt den Paragr. präziser dahin gefasst, dass 
wir nicht sagen: schlecht vollzogen — darüber könnte immer noch ein Mal Streit 
sein —, sondern, dass wir auch gegen die Regierungs-Vorlage sagen: »fahrlässig«. 
»Fahrlässig« ist der im Strafgesetzbuch bestimmte Ausdruck. Die »Regeln der 
Kunst«— darüber könnte sich auch noch ein Mal eine Diskussion entspinnen, aber 
» fahrlässig« — sowohl in Bezug auf das Individuum, das geimpft wird, ‘ob es auch 
gesund ist, als in Bezug auf die Stelle, von der die Lymphe genommen wird, ob die 
Lymphe auch als gut zu betrachten ist, als in Beziehung darauf, wie das Impfen voll- 
zogen wird. Das Wort »Fahrlässigkeit« deckt mit aller Bestimmtheit die Punkte, die 
Sie dabei im Auge haben müssen.« 


Aus der dritten Lesung (Sten. Ber., S. 350), welche im Eingange des 
Paragr. für —: »Aerzte, welche —« »Wer« — setzte: 


*, Die hier Bezug habenden Paragr. des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich 
autene: ii.5: 
8.230. Wer durch Fahrlässigkeit die Körperverletzung eines andern verursacht, 
wird mit Geldstrafe bis zu 300 T’halern oder mit Gefängniss bis zu 2 Jahren bestraft. 
War der Thäter zu der Aufmerksamkeit, welche er aus den Augen setzte, vermöge 
seines Amtes, Berufes oder Gewerbes besonders verpflichtet, so kann die Strafe auf 3 Jahre 
Gefängniss erhöht werden. 


$. 222.. Wer durch Fahrlässigkeit den Tod eines Menschen verursacht, wird mit 
Gefängniss bis zu 3 Jahren bestraft. | 

Wenn der Thäter zu der Aufmerksamkeit, "welche er aus den Augen setzte, vermöge 
‚seines Amtes, Berufes oder Gewerbes besonders verpflichtet war, so kann die Strafe bis auf 
5 Jahre Gefängniss erhöht werden. 
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Abgeordneter Gumbrecht: 

»Ich habe dem $. 17 — früher $. 19 in der gedruckten Zusammenstellung — eine 
Fassung gegeben, welche allerdings einen Mangel beseitigt, den das Gesetz hat. Es 
könnte nämlich vorkommen, dass ein Arzt oder Jemand, der widerrechtlich geimpft 
hat, geringer gestraft wird, weil er unbefugterweise geimpft hat, wenn er daneben 
nachlässig verfahren wäre, und daher empfiehlt es sich, in dem $. 17 auch eine Strafbe- 
stimmung für diejenigen aufzunehmen , welche unbefugterweise eine Impfung vorge- 
nommen und dabei nachlässig gehandelt haben.« 


Präsident des Reichskanzler-Amts Staats-Minister Dr. Delbrück: 

»Der Gedanke, der im Amendement des H. Abg. für Chemnitz angeregt ist, ist 

von dem H. Abg. für Harburg in eine Form gebracht, die, wie ich glaube, den Ge- 

danken klarer, richtiger und legislativ korrekter ausdrückt, als er von dem ursprüng- 

lichen H. Antragsteller ausgedrückt war, und in der Sache selbst füllt das Amende- 

ment eine Lücke aus, welche bei den Beschlüssen der zweiten Lesung eingetreten 

ist. Die verbündeten Regierungen werden mit diesem Amendement, wie ich vor- 
aussetzen darf, unzweifelhaft einverstanden sein.« 


y 


Ferner verdient die nachstehende Bemerkung des Abg. Dr. Bähr (Kassel) 
zum $. 17 hervorgehoben zu werden (Sten. Ber., S. 350): 

»In der grossen Mehrzahl der Fälle wird es sich bei diesem Paragr. um die Frage 
handeln, ob ein Arzt Lymphe verwendet hat, die einem gesunden Körper entnommen 
ist. Diese Frage führt aber zu einer weiteren Frage: mit welchem Masse von Genauig- 
keit ist denn nun der Arzt bei der ihm obliegenden Sachuntersuchung zu Werke zu 
gehen verpflichtet? Denken wir uns den Fall, es wird einem Arzt ein Kind gebracht, 
der äusseren Erscheinung nach gesund ; er kennt aber die Eltern nicht. Er impft dieses 
Kind. Acht Tage später wird ihm dieses Kind wiedergebracht, wiederum äusserlich 
gesund; er entnimmt dem Kinde Lymphe und impft damit weiter. Später findet sich, 
dass dieEltern an Syphilis leiden, und dass das Kind diese Krarkheit von seinen Eltern 
geerbt hat. Hat nun der Arzt fahrlässig gehandelt oder nicht? War er bereehtigt, 
lediglich auf die äussere Erscheinung des Kindes hin es für gesund anzunehmen? Oder 
musste er das Kind’einer weiteren Untersuchung unterwerfen? Musste erauch die Eltern 
kennen, um sich zu überzeugen, dass das Kind nicht etwa an einem Erbübel leidet? 
M. H., diese Fragen beantworten sich keineswegs von selbst. Man kann in den An- 
forderungen, die man in dieser Beziehung an die Aerzte macht, sehr weit gehen, man 
kann aber auch nur sehr gelinde Anforderungen an dieselben stellen. Wenn also diese 
Fragen lediglich den Gerichten nach Massgabe des $. 17 überlassen würden, so wird 
die Entscheidung wahrscheinlich rein nach den subjektiven Anschauungen des Richters 
ausfallen, und das würde eine völlig verworrene Art und Weise der Handhabung des 
$. 17 herbeiführen. Ich glaube, dass eine festere Grundlage nur herbeigeführt werden 
kann, wenn $. 17 durch eine sachgemässe Instruktion erläutert wird, welche 
die Pflichten des Arztes, wie weit er in der Nachuntersuchung zu ge- 
hen hat, wenigstens annähernd feststellt. Dann wird die Frage, ob der 
Arzt fahrlässig gehandelt hat oder nicht, zusammenfallen mit der Frage, ob er dieser 
Instruktion genügt hat, und dann wird für die Frage der Fahrlässigkeit eine festere 
Grundlage gewonnen sein. Darauf habe ich nur aufmerksam machen wollen, um diesen 
Gedanken der Bundes-Regierung zur Erwägung anheim zu geben.« 


| (Termin für das Inkrafttreten des Gesetzes.) 
$. 18. Die Vorschriften dieses Gesetzes treten mit dem 1. April 1875 
in Kraft. 
Die einzelnen Bundesstaaten werden die zur Ausführung erforderlichen 
Bestimmungen treffen *). 
Die in den einzelnen Bundesstaaten bestehenden Bestimmungen über 
*) Diese landesgesetzlichen Impf-Verordnungen, welche u. W. gegenwärtig — Ende 
1874 — noch nicht erschienen sind, gedenken wir nachträglich zusammenzustellen. — 
Was Preussen insbesondere anlangt, so steht noch nicht fest, ob die erforderlichen Bestim- 
mungen im Wege der Verwaltungs-Anordnung getroffen werden können, oder ob und wie 


weit es dazu eines besonderen Gesetzes bedarf. Als Beispiel.einer Provinzial-Verord- 
nungistim Anhange die für den Regierungs-Bezirk Liegnitz ergangene mitgetheilt. 
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Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch einer Pocken-Epidemie werden durch 
dieses Gesetz nicht berührt *). 


Der dem $. 18 des Gesetzes entsprechende $. 20 der Regierungs -Vorlage 
lautet: a 


»Die Vorschriften dieses Gesetzes treten mit dem 1. Juli 1875 in Kraft. 
Die einzelnen Bundesstaaten werden die zur Ausführung erforderlichen Bestim- 
mungen treffen.« 


/ 


Die Motive bemerkten dazu: 

»Die Durchführung des Impfzwanges in dem von dem Entwurf bezeich- 
neten Umfange macht in Ansehung einer grösseren Zahl von Verhältnissen noch 
Detail-Bestimmungen nothwendig. Zu diesen Verhältnissen gehören unter an- 
deren die Zuständigkeit der mit der Ueberwachung des Impfwesens betrauten 
Behörden, die Art dieser Ueberwachung, die Führung der Kontrole der Impt- 
listen, die Einrichtung und Verwaltung der Impfstellen, die Aufbringung der 
damit verbundenen Kosten. 

Es ist weder möglich noch nothwendig, in diesen Beziehungen gleich- 
mässige Anordnungen zu treffen. Ihre Regelung wird daher durch den Ent- 
wurf den einzelnen Bundesstaaten überlassen.« 


Die Abweichungen des $. 18 von der Regierungs-Vorlage wurden durch 
den Abgeordneten Löwe folgendermassen begründet (Sten. Ber., S. 351): 


»So ominös auch das Datum des 1. April ist, das ich Ihnen vorschlage in 
dieses Gesetz einzuführen, so muss ich Sie doch bitten, wenn wir das ganze Gesetz 
annehmen, diesen Termin in dieser Weise zu verändern. 

Wenn wir in der freien Kommission nicht schon früher Ihnen diesen Vor- 
schlag gemacht haben, so lag es darin, dass wir damals nicht sicher waren, ob nicht die 
einzelnen Bundesstaaten in ihren Vorbereitungen bei der Ausführung des Gesetzes 
so weit behindert sein würden, dass sie mit demselben bis zum Frühling des nächsten 
Jahres nicht fertig sein möchten. Wie wir jetzt gehört haben, ist keinZweifel darüber, 
dass die einzelnen Bundesstaaten in der Lage sein werden, bis zum nächsten Früh- 
jahr die Vorbereitungen respektive Anordnungen zu beenden, die für die Ausführung 
des Gesetzes nothwendig sind. Da wir nun aber wünschen, dass, wenn das Gesetz 
überhaupt zu Stande kommt, es so früh als möglich wirksam wird, so wünschen wir 
nicht, dass die Möglichkeit, zu einer zweckmässigen Zeit im Frühling die Impfungen 
bewirken zu können, für das nächste Jahr noch ausgeschlossen wird. Es handelt sich 
also nur um eine Veränderung, die eine Bedeutung hat für zwei Monate des nächsten 
Jahres. 

Begreiflicherweise ist der Vorschlag, den ich als Zusatz gemacht habe, von viel 
grösserer Tragweite. Es handelt sich einfach darum, ob wir mit diesem Gesetze, wenn 
es angenommen wird, einen Rückschritt in der öffentlichen Gesundheitspflege und in 
medizinal-polizeilicher Beziehung in den Staaten des Deutschen Reiches machen oder 
in dieser Angelegenheit bei dem Ausbruch einer Epidemie in Bezüg auf den Schutz 
gegen Weiterverbreitung wenigstens auf dem Punkte bleiben, auf dem wir uns jetzt 
befinden und mit diesem Gesetz dann noch gewisse weitere Vortheile, wie die regel- 
mässige Ordnung des Impfwesens, die Revaceination am Schlusse der Schulpflichtig- 
keit und die Einrichtung von allgemeinen Impf-Anstalten dazu kommen. Wenn Sie 
diesen Zusatz nicht annehmen, so machen Sie mit der Annahme des ganzen Gesetzes 
nach meiner Ueberzeugung einen grossen Rückschritt in medizinal-polizeilicher Bezie- 
hung in den meisten und zwar allen grösseren Staaten Deutschlands.« 


Im Gegensatze zu der Schlussbestimmung des $. 18 hatte der Abg. Wind- 
horst (Meppen) folgenden Zusatz beantragt : 


»Die in den einzelnen Staaten in Bezug auf das Impfwesen bestehenden Bestimmungen 
treten gleichzeitig ausser Kraft.« 


.....*) Vergleiche die unten in Anlage I. enthaltene Zusammenstellung der betr., in den 
einzelnen Bundesstaaten bestehenden gesetzlichen Bestimmungen. 
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Der Präsident des Reichskanzler-Amtes Staats-Minister Dr. 
Deibrück gab hierauf folgende Erklärung ab (Sten. Ber., S. 352): 

»Was die zu diesem Paragr. gestellten Amendements anbelangt, so darf ich an- 
nehmen, dass das Amendement, welches sich auf den Einführungs-Termin des Ge- 
setzes bezieht, bei den verbündeten Regierungen kein Bedenken finden wird. Ueber 
das Amendement des H. Abg. für Boehum,, der auf Aufrechterhaltung der bestehen- 

- den Vorschriften sich bezieht, welche die Schutzmassregeln bei Ausbruch von Pocken- 
Epidemien betreffen, bin ich nicht in der Lage, mich im Namen der verbündeten Re- 
gierungen aussprechen zu können. Dagegen glaube ich ganz bestimmt mich gegen 
das Amendement des H. Abg. für Meppen aussprechen zu müssen; nicht weil ich 
den darin ausgedrückten Gedanken für unrichtig hielte — der Gedanke ist vollstän- 
dig richtig — aber weil ich es für unrichtig halte, einen sich von selbst verstehenden 
Gedanken auszusprechen. Ich habe darüber meinerseits gar keinen Zweifel, dass, 
wenn das Gesetz, wie es aus der heutigen Berathung hervorgegangen ist, demnächst 
emanirt, die gesammte auf das Pocken-Impfwesen sich beziehende Gesetzgebung der 
einzelnen Bundesstaaten ipso jure beseitigt ist. 

Ein Gesetz, welches die Ueberschrift hat »Impf-Gesetz«, welches seinem 
ganzen Inhalte nach die bestimmte Aufgabe hat, die ganze Materie, um die es sich 
handelt, zu regeln, ein solches Gesetz hebt nach Massgabe der Reichs- 
Verfassung alle, dieselbe Materie regelnden Landes-Gesetze von 
selbst auf. Ich würde es für durchaus unrichtig halten, diesem Gesetz einen 
solchen Zusatz anzuhängen, den wir bei einer grossen Reihe anderer, ganz analoger 
Gesetze nicht für nöthig gehalten haben.« 


Endlich suchten die Abgg. Lasker und Löwe den Schlusssatz des $. 18 ge- 
genüber der erfolgten Streichung des den allgemeinen Impfzwang bei Pocken- 
Epidemien bezweckenden $. 14 des Gesetz - Entwurfs in folgender Weise zu recht- 
fertigen (Sten. Ber., 8. 352 u. 354): 


Abgeordneter Dr. Lasker führte aus: 

»Wäre der $. 14 bestehen geblieben, dann würde im ganzen Deutschen Reiche, auch 
wo gegenwärtig die gesetzliche Ermächtigung nicht besteht, diese den Orts-Behörden 
gegeben worden sein, in Zeiten einer Epidemie die Wieder-Impfung zwangsweise an- 
zuordnen. Wenn Sie aber den Antrag Löwe annehmen, dann bleibt blos der alte 
Rechtszustand, und diejenigen Staaten, welche zur Zeit von Epidemien keinen Impf- 
zwang haben, werden ihn fortan auch nicht haben.« 


Abgeordneter Dr. Löwe bemerkte: 

»Ich muss mich noch dagegen verwahren, als ob ich gerade nur den Paragr., der 
an einer Stelle verworfen ist, an der andern Stelle durch die Hinterthür wieder einge- 
führt habe. Der H. Abg. Lasker hat schon gesagt, welche Unterschiede zwischen den 
beiden Bestimmungen bestehen ; aber ausserdem besteht auch noch ein grosser Unter- 
schied darin, dass die Massregeln,, mit denen in dem gegebenen Fall zur Impfung ge- 
schritten werden soll, in den verschiedenen Ländern verschieden sind, dass also die 
Gesetzes-Vollstrecker wie die Bevölkerung sich schon an eine gewisse Praxis gewöhnt 
haben, dass wir ihnen also mit diesem Gesetze dann gar nichts Neues zumuthen, und 
gerade das eintritt, was ich mir als den Wunsch von diesem Gesetze bei den ersten ein- 
leitenden Worten auszusprechen erlaubt habe, nämlich die bestehende Sitte, die be- 
stehende Praxis als Gesetz zu fixiren.« 


Der Schlusssatz des $. 18 wurde in namentlicher Abstimmung mit 160 
gegen 122 Stimmen angenommen. ÜÖhne diesen Schlusssatz wäre wohl die Zu- 
stimmung des Bundesraths zu dem ganzen Gesetze in Frage gestellt gewesen. 


Es war ferner der Zusatz vorgeschlagen : 
»Die Ober-Aufsicht über das Impfwesen steht dem Reiche zu.« 


Derselbe wurde jedoch in Folge der nachstehenden Erklärung des Präsi- 
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denten des Reichskanzler-Amtes Staats-Minister Dr. Delbrück 
zurückgezogen : 

»Ich möchte Sie bitten, den Zusatz, den die freie Kommission zu dem $. 20 
der Reg.-Vorlage gemacht hatı, abzulehnen. Ich bitte Sie darum nicht deshalb, weil 
ich gegen den Gedanken wäre, der durch den Zusatz ausgedrückt werden soll, sondern 
weil ich glaube, dass der Gedanke, der hier ausgedrückt werden soll, sich von selbst 
versteht, und weilich es für einen grossen legislativen Fehler halte, Dinge, die sich 
von selbst verstehen, ausdrücklich zu sagen, für einen Fehler deshalb, weil die aus- 
drückliche Hervorhebung eines solchen Gedankens in einem Gesetze ganz natürlich 
zu der Frage führt: wie steht es denn mit den anderen Gesetzen, die rechtlich genau 
ebenso liegen wie dieses, und wo man es nicht für nöthig gehalten hat, den Gedanken 
positiv auszudrücken? Dass die Ober-Aufsicht über die Ausführung des Gesetzes dem 
Reiche, und zwar in dessen verschiedenen Organen, zusteht, folgt aus der Reichs-Ver- 
fassung nach meiner Ansicht ganz von selbst. Der Art. 17 stellt die Ueberwachung 
der Ausführung der Reichs-Gesetze unter den Kaiser. Der Art. 7 überweist dem 
Bundesrath die Beschlussnahme über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichs- 
Gesetze hervortreten; er legt ferner dem Bundesrathe die Befugniss bei, die zur Aus- 
führung der Reichs-Gesetze erforderlichen Allgem. Verwaltungs-Vorschriften und Ein- 
richtungen zu beschliessen. Alles, was nach meiner Ansicht durch den Zusatz hat aus- 
gedrückt werden sollen, ist in diesen klaren verfassungsmässigen Bestimmungen be- 
reits klar ausgedrückt. Der H. Vorredner hat speziell hervorgehoben das Interesse, 
welches sich für die Medizinal-Statistik an die Ausführung dieses Gesetzes knüpft; ich 
erkenne dieses Interesse vollkommen an, ich finde aber, dass in der vorher von mir 
zitirten Vorschrift des Art. 7 der Verf. diesem Interesse vollkommen Genüge geleistet 
wird, indem der Bundesrath ermächtigt ist, allgemeine Anordnungen, die sich an das 
Gesetz knüpfen, zu treffen. Ein Mehreres wird dem Reiche und dessen Organen durch 
den vorgeschlagenen Zusatz nicht beigelegt; er ist deshalb überflüssig, und weil er über- 
flüssig ist, bitte ich, ihn abzulehnen.« (St. B., S. 267.) 


Die letzten Abstimmungen über verschiedene Abänderungs-Anträge und über 
den gesammten Entwurf des Impf-Gesetzes erfolgten in der Reichstags-Sitzung vom 
16. März 1874. 

Der Schluss-Passus des Gesetzes lautet: 

Urkundlich unter Unserer höchsteigenhändigen Untersehrift und beige- 
drucktem Kaiserlichen Insiegel. 


Gegeben Berlin, den 8. April 1874. 


1.8.) Wilhelm. 
Fürst v. Bismarek. 
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III. Resolution des Reichstages, betreffend die Errichtung eines 
Reichs-&esundheits-Amtes. 


An die Berathung des Gesetzes selbst im Reichstage schloss sich sodann noch 
folgende 


Resolution: 
»Der Reichstag wolle beschliessen : 
den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, im Verfolg des Beschlusses des 
Deutschen Reichstages vom 27. November 1871 und mit Rücksicht auf 
die durch das Impf-Gesetz begründete Nothwendigkeit, die Ober-Aufsicht 
über das Impfwesen wirksam und einheitlich zu handhaben, die Errich - 


tung eines Reichs-Gesundheits- Amtes thunlichst zu beschleu- 
nigen«. 


Gegen diese Resolution sagte der Abg. v. Mällinkrodt u A.: 

»Wo liegt nur in aller Welt die Nothwendigkeit, sofort behufs Ausführung dieses 
Gesetzes über den Impfzwang eine Ober-Aufsicht führende Reichs - Behörde zu 
schaffen? Denn es ist kinderleicht, das Gesetz zur Ausführung zu bringen mit den 
Organen, die jeder der einzelnen Reichs-Staaten schon hat, und auch eine Gewähr da- 
für zu gewinnen, dass diese einfachen Bestimmungen des Gesetzes auch in den betr. 
Staaten zur Ausführung kommen. Das ist doch in Wahrheit sehr leicht. Wir kommen 
ja auf dem Wege, der uns vorgeschlagen ist, bald dahin, dass wir für jedes Gesetz, 
was wir berathen, gleich eine Reichs-Behörde schaffen müssen, um das Gesetz auszu- 
führen, und wenn das geschieht, was haben wir% (St. B. 8. 271.) 


Dafür hob der Abg. Dr. Löwe u. A. hervor: 

»Der H. Vorredner fragt, was denn dieses Gesetz gerade für eine Veranlassung 
bietet, um einen solchen Antrag zu stellen. Wenn er sich das Gesetz, besonders wie 
es jetzt amendirt ist, näher angesehen hätte, so hätte er sich sagen müssen, dass in der 
That ganz besondere Veranlassung dazu da ist, auf Grund dieses Gesetzes ein solches 
Amt, eine solche Behörde — wie man es nun nennen will — zu schaffen. Wir haben 
in dem Gesetz den Bundesrath mit verschiedenen Aufgaben belastet. Er solluns z. B. 
die Formulare für die Listen herstellen. Das sieht vielleicht als etwas sehr Gleich- 
gültiges aus, als etwas, wo er eben nur einige Linien zu ziehen und das Blatt in die 
Druckerei zu schaffen hat, wo dann diese Listen in gewünschter Menge vervielfältigt 
werden. Wenn diese Listen aber so ausgeführt werden, wie sie im Geiste dieses Ge- 
setzes gedacht sind, dann sind sie das Resultat einer sehr sorgfältigen und wahrlich 
nicht leichten Arbeit, die doch irgendwo vorgenommen werden muss. Wenn nun aber 
der Bundesrath verpflichtet ist, diese Listen auszugeben, dann muss der Bundesrath 
doch auch dafür sorgen, dass die Arbeit so gut als möglich besorgt wird. Er könnte 
sich ja wieder an den Preuss. H. Kultus-Minister wenden, und dieser könnte sich dann 
wieder von der wissenschaftlichen Deputation ein Gutachten geben lassen, wie diese 
Listen am besten eingerichtet werden sollen, d.h. dass sie Auskunft geben, wie viel 
Pocken geimpft sind, wo die Lymphe hergekommen ist, wie die Narbe beschaffen ist, 
die sich bei der Inspektion zeigt u. s. w., um mittelst dieser Listen die Lücken aus- 
zufüllen, die gerade in der Statistik, diesen speziellen Gegenstand betreffend, noch 
vorhanden sind. 

Das ist ein Beispiel, aus dem Sie sehen, dass der Bundesrath durch dieses Gesetz 
einen besonderen und zwar einen sehr wichtigen Auftrag 'bekommen hat, für dessen 
Ausführung er ein Organ haben muss.« (St. B., 8. 272.) 


Der Präsident des Reichskanzler-Amtes erklärte sich hierüber 
mit folgenden Worten: 
»Ich habe meinerseits nur einige Worte darüber zu sagen, wie vom Reichs- 
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kanzler-Amte und bei vorläufigen Besprechungen, die im Bundesrathe stattgefunden 
haben, die Aufgabe eines solchen Reichs-Gesundheits-Amtes aufgefasst ist. 

Es ist von vornherein meines Wissens gar kein Zweifel gewesen, dass einem 
solchen Organe irgend welche verwaltende Befugnisse gar nicht beizulegen sind; es 
würde also auch sich nicht in der Lage befinden, ein Netz von verwaltenden Beamten 
über das Reich auszubreiten und dadurch die Aktion der berufenen Behörden der 
einzelnen Staaten zu durchkreuzen. Das, was als ein Bedürfniss betont ist, welches 
zum Theil schon hervorgetreten ist und dessen dringendes Hervortreten für die Zu- 
kunft erwartet werden konnte, war das, dass sowohl für das Reichskanzler-Amt, 
als für den Bundesrath ein ständiges berathendes Organ geschaffen würde, 
welches einmal das Reichskanzler-Amt in der ihm zugewiesenen Aufgabe der Be- 
aufsichtigung der Ausführung der in den Kreis der Medizinal- und Veterinär-Polizei 
fallenden Massregeln zu unterstützen habe, welches ferner das Reichskanzler- Amt 
und den Bundesrath zu unterstützen habe bei der Vorberathung legislativer Mass- 
regeln, welches endlich als Zentralstelle zu dienen habe für die medizinische Sta- 
tistik. Für die Statistik ist bereits eine Zentralstelle vorhanden in dem statistischen 
Amte; indessen ist die Medizinal-Statistik vermöge ihrer Eigenthümlichkeit der 
Aktion eines statistischen Amtes, wie es das Reichs-Amt ist und die statistischen 
Aemter der meisten Einzelstaaten sind, dadurch entzogen, dass zu einer wirksamen 
Bearbeitung einer Medizinal-Statistik Techniker gehören, welche diesen Organen in 
der Regel nicht zu Gebote stehen. Nun ist ja jetzt schon wiederholt — ich erinnere 
nur an die Massregeln wegen Ausführung des Gesetzes über die Rinderpest — das 
Bedürfniss fühlbar geworden, in einzelnen Fällen sich eines sachverständigen medi- 
zinischen Gutachtens bedienen zu können. Hat es keine Eile, handelt es sich um 
allgemeine Verwaltungs-Einrichtungen, so hat das Reichskanzler-Amt sich zu wen- 
den gehabt an die Zentralstellen der Bundesstaaten, namentlich der grösseren Bun- 
desstaaten,, und es ist dann, trotz der ganz in der Natur der Sache liegenden Ver- 
schiedenheit der Ansichten, die hervorgetreten sind, doch immer möglich gewesen, 
zu einer Verständigung zu kommen. War die Sache etwas eiliger — und wir haben 
solche Fälle bei Ausführung des Rinderpest-Gesetzes wiederholt gehabt, — dann 
war für das Reichskanzler-Amt, welches selbst von der technischen Seite der Sache 
nichts versteht, nichts anders übrig geblieben, als die Güte des Kgl. Preuss. H. Kul- 
tus-Ministers in Anspruch zu nehmen, der seinerseits wieder auf die Preuss. Deputa- 
tion des Medizinalwesens oder auf das Lehrer-Kollegium der Thierarznei-Schule 
rekurrirte, und auf diese Weise hat sich das Reichskanzler-Amt schliesslich seine 
technischen Autoritäten verschafft. 

Es wird an sich möglich sein, auf diesem Wege auch fernerhin weiter zu gehen; 
indessen wenn sich der Kreis der Reichs-Gesetzgebung für die Medizinal- und Veteri- 
när-Polizei erweitert, so tritt, wie ich glaube, doch auch mehr das Bedürfniss hervor, 
dass die technische Berathung des Reichskanzler- Amtes in diesen Dingen von einem 
Reichs-Organe ausgeht, in welchem auch die praktischen Erfahrungen nicht bloss 
des Preuss. Staates und der Preuss. Medizinal-Behörden vertreten sind. In diesem 
Sinn, wie gesagt, ist bei den bisherigen vorbereitenden Schritten für die Sache die 
Aufgabe eines Reichs-Gesundheits- Amtes aufgefasst worden. Wenn bisher ein 
eigentlich entscheidender Beschluss darüber noch nicht gefasst ist, so lag dies in der 
That darin, dass ein ganz besonders eminenter Grund des Bedürfnisses noch nicht 
hervorgetreten ist, und man sich deshalb im Bundesrathe zunächst darauf be- 
schränkte, die Medizinal-Statistik vorbereitend in die Hand zu nehmen und von dem 
Ergebnisse dieser Vorbereitung die weitere Beschlussnahme über die Einrichtung des 
hier in Rede stehenden Organs abhängig zu machen.« (Sten. Ber., $. 270.) 
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Anlagen. 


I. Erläuterungen zu $. 18 des Impf-Gesetzes. 


Vorbemerkung. 

Mit Rücksicht auf $. 18 des Impf-Gesetzes vom 8. April 1874 (Reichs-Ge- 
setzbl., S. 31), wonach die in den einzelnen Bundesstaaten bestehenden Bestim- 
mungen über Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch "einer Pocken-Epidemie durch 
dieses Gesetz nicht berührt werden, sind die Bundes-Regierungen durch den Be- 
schluss des Bundesraths vom 29. März 1874 aufgefordert worden, dem Reichs- 
kanzler-Amte über die in den betr. Einzelstaaten bestehenden Bestimmungen über: 
Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch einer Pocken-Epidemie, behufs Anfertigung 
einer Zusammenstellung über den in dieser Beziehung bestehenden Zustand , Mit- 
theilung zu machen. 

Die auf Grund dieser Mittheilungen angefertigte Zusammenstellung ist in Nach-. 
stehendem wiedergegeben. 


Zusammenstellung der in den einzelnen Bundesstaaten bestehenden 
Bestimmungen über Zwangs - Impfungen bei dem Ausbruch einer 
Pocken-Epidemie. 


1. Preussen. 
A. Aeltere Landestheile. 
Das Regulativ vom 8. August 1835 (Ges.-Samml., S. 240) bestimmt im $. 5: 


» Brechen in einem Hause die Pocken aus, so ist genau zu untersuchen, ob 
in demselben noch ansteckungsfähige Individuen vorhanden sind, deren Vacci- 
nation alsdann in der kürzesten Zeit vorgenommen werden muss. 

Bei weiterer Verbreitung der Krankheit sind zugleich sämmtliche übrigen. 
Einwohner auf die drohende Gefahr aufmerksam zu machen , und aufzufordern, 
ihre noch ansteckungsfähigen Angehörigen schleunigst vaceiniren zu lassen, zu 
welchem Ende von Seiten der Medizinal-Polizei die nöthigen Veranstaltungen 
getroffen und erforderlichenfalls Zwangs-Impfungen bewirkt werden müssen.« 


Ueber die Art der Ausführung dieser Gesetzes-Vorschrift enthält das Re- 
skript des Ministers der geistl. etc. Angelegenheiten und des Innern vom 15. 
November 1838 Folgendes: 

»Es unterliegt gesetzlich keinem Bedenken, dass unter gewissen Voraus-. 
setzungen Zwangs-Impfungen.stattfinden können, und in den geeigneten Fällen 
bei Weigerung der betreffenden Individuen zu diesem Zweck auch Verhaftung 
der Renitenten und Impfung der Kinder selbst wider den Willen der Eltern 
stattfinden darf. Jedoch... .. Kann. ® nur stufenweise verfahren wer- 
den, und muss die vorhandene und steigende Gefahr die Anwendung der mil- 
deren oder strengeren Massregeln und der langsameren oder schnelleren Steige-— 
rung derselben bestimmen.« 
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B. Neuere Landestheile. 
a. Provinz Hannover. 
Verordnung vom 24. April 1824, die allgemein einzuführende Vac- 
cination und die sonstigen Sicherheitsmittel gegen die Ver- 
breitung der natürlichen Blattern betr.: 

$. 22. »Wird Jemand von den natürlichen Blattern befallen, so ist der 
Eigenthümer des Hauses, in welchem der Kranke sich befindet, und ausserdem 
jeder Unterthan, welcher es erfährt, verpflichtet, solches der betreffenden Obrig- 
keit anzuzeigen. 

Sobald diese Krankheit sich zeigt, ist sofort die Einimpfung der Schutz- 
blattern bei allen denen vorzunehmen, welche an diesem Orte und in dem Um- 
kreise einer Stunde von demselben jenes Schutzmitteis noch bedürfen. 

Die betreffende Provinzial-Regierung sendet den Distrikts-Impfarzt zu der 
Besorgung der allgemeinen Kuhpöcken-Impfung ab. 

Von dieser Vaccination befreit nur eine dieselbe hindernde Krankheit auf 
deren Dauer, oder die bei Strafe von zehn Thalern binnen den nächsten drei 
Tagen dem Distrikts-Impfarzt vorzulegende Bescheinigung einer vorgenommenen 
Privat-Vaccination.« _ 


.Verordnung vom 6. Juni 1833, die polizeilichen Massregeln beim 


Ausbruch der natürlichen Menschen-Blattern betr.: 


»Wird Jemand von den natürlichen oder modifizirten Blattern (Varioliden) 
befallen, so ist das Familienhaupt, sowie der Hauseigenthümer, wenn der Er- 
krankte bei ihm zur Miethe wohnt, und besonders der etwa schon zugezogene 
Arzt verpflichtet, solches der Orts-Obrigkeit sofort anzuzeigen. 

Ist die Gewissheit einer vorhandenen solchen Blattern-Krankheit aus der 
eben gedachten ärztlichen Anzeige, oder sonst durch das eingeholte Gutachten 
des Landphysikus, oder eines andern von der Obrigkeit beauftragten Arztes er- 
sichtlich, so sendet die betreffende Orts-Obrigkeit den Distriks-Impfarzt behufs 
sofortiger Einimpfung der Schutzblattern allen denen, welche an dem Orte der 
ausgebrochenen Blattern und in dem Umkreise einer Stunde von demselben 
dieses Schutzmittels noch bedürfen. 

Von dieser Vaccination befreit nur eine dieselbe hindernde Krankheit, oder 
die bei Strafe von 10 Thlrn. binnen den nächsten drei Tagen dem Impf-Arzte 
vorzulegende Bescheinigung einer bereits vorgenommenen Privat-Vaccination.« 


‚Verordnung vom 15. August 1839, verschiedene Aenderungen bei 


dem Verfahren in Öffentlichen Kuhpocken-Impfungs-Ange- 
legenheiten betr.: 


»Nachdem für zweckmässig erachtet worden, verschiedene Abänderungen 
der Verordnung vom 24. April 1821, die allgemein einzuführende Vaceination 
und die sonstigen Sicherheitsmittel gegen die Verbreitung der natürlichen Blattern 
betreffend, eintreten zu lassen ; so verordnen Wir Folgendes: 

l. etc. 

2. Zur Zeit der öffentlichen Impfung sind alle Kinder, welchein dem 
derselben vorhergehenden Kalenderjahre geboren sind, zu vacci- 
niren, und müssen von ihren Eltern oder Pflege-Eltern zur öffentlichen Kuh- 
pocken-Impfung (welche künftig in den Monaten Mai und Junius jedes Jahres 
vorzunehmen) gestellt werden, wenn nicht bescheinigt wird, dass sie schon 
die Kuhpocken erhalten oder die natürlichen Blattern gehabt haben , oder durch 
Krankheit verhindert sind, oder wenn nicht das Versprechen schriftlich einge- 
reicht wird, sie innerhalb der nächsten 8 Wochen vaceciniren zu lassen. 
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Ein solches schriftliches Versprechen soll aber weder angenommen werden, 
noch von der Stellung zur öffentlichen Kuhpocken-Impfung befreien, wenn zu 
derselben Zeit an dem Orte oder in dessen Nähe die natürlichen Blattern ver- 
breitet sind. 

Ein Kind, das 3 Mal vergeblich vaccinirt ist, braucht zu keiner weiteren 
öffentlichen Impfung gezogen zu werden. 

Kinder, die in dem Zeitraum vom 1. Januar bis zum Eintritt der nächsten 
öffentlichen Impfung geboren sind, werden zu derselben zugelassen, wenn es 
die Eltern oder Pflege-Eltern derselben wünschen ; und diese sind selbst dazu 
verpflichtet, wenn in ihrer Gegend natürliche Blattern herrschen. 

6. Wenn der Ausbruch oder die Annäherung natürlicher Blattern den ge- 
gebenen Vorschriften gemäss nöthig macht, Veranstaltungen gegen ihre weitere 
Verbreitung zu treffen und die nicht vacceinirten Kinder durch alsbaldige Kuh- 
pocken-Impfung zu schützen, so haben die Obrigkeiten schleunigst so zu ver- 
fahren, wie bei der gewöhnlichen öffentlichen Kuhpocken -Impfung vorge- 
schrieben ist; namentlich sind, wenn Witterung und Jahreszeit nicht entgegen- 
stehen, die Kinder mehrerer Ortschaften auf einem gemeinschaftlichen pass- 
lichen Punkte zu vereinigen, sowohl um sie daselbst vacciniren, als auch später 
den Erfolg allda untersuchen zu lassen.« 


In der 
b. Provinz Hessen-Nassau und 
ec. Proyinz Schleswig-Holstein 
bestehen Vorschriften über Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch einer Pocken- 
Epidemie nicht. 


2. Bayern. 

Allgemeine, in das Einzelne gehende Vorschriften über Zwangs- 
Impfungen bei dem Ausbruche einer Pocken-Epidemie bestehen in Bayern 
nicht; dagegen gewährt der Artikel 67, Abs. 2 des Polizei-Strafgesetzbuchs 
vom 26. Dezember 1871 die Möglichkeit, die Revaccination,, so oft sich Veran- 
lassung hierzu ergiebt, in mehr oder minder grosser Ausdehnung anzuordnen. 

Die erwähnte Gesetzes-Bestimmung lautet folgendermassen : 

»Der gleichen Strafe (d. h. einer Geldstrafe bis zu 30 Thlrn. oder einer 
Haftstrafe bis zu 4 Wochen) unterliegt, wer ausser den Fällen der $$. 327 und 
328 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich den von der zuständigen Be- 
hörde zum Schutz gegen den Eintritt oder die Verbreitung einer ansteckenden 
oder epidemisch auftretenden Krankheit oder Viehseuche angeordneten Sicher- 
heitsmassregeln zuwiderhandelt.« 


Zur Erlassung der hier vorgesehenen Anordnungen sind — nach $. 21, Abs. 2 
der Allerhöchsten Verordnung vom 4. Januar 1872, die Zuständigkeit der 
Verwaltungs-Behörden in Sachen des Strafgesetzbuchs für das 
Deutsche Reich und des Polizei-Strafgesetzbuchs betr. ([Reg.-Bl. 
1872, S. 33) — das Kgl. Staats-Ministerium des Innern, die Kreis-Regierungen, 
Kammern des Innern und die Distrikts-Polizeibehörden zuständig; in München 
sind die Polizei-Direktion und der Magistrat nach Massgabe der über den Wirkungs- 
kreis dieser Behörden in Bezug auf die Gesundheits-Polizei bestehenden Bestim- 
mungen zum Erlasse solcher Anordnungen kompetent. 

In der Regel wird die Revaccination von der betreffenden Distrikts-Polizei- 
behörde vorgeschrieben werden, welche dann auch in jedem einzelnen Falle die 
näheren Bestimmungen über die Ausführung dieser Massregel zu treffen hat. 


1682 Anlage I. — Erläuterung zu $. 18 des Impf-Gesetzes. 


3. Königreich Sachsen. 

Ein Impfzwang besteht bei ausgebrochenen Pocken-Epidemien gesetzlich nicht. 

In solehen Epidemiefällen ist zwar nach $. 14 des Mandats vom 22. März 
1826, die allgemeine Verbreitung der Blattern-Impfung betr., auf 
Anordnung der Bezirks-Aerzte durch die Distrikts-Impfärzte an den betreffenden 
Orten eine ausserordentliche öffentliche Impfung zu veranstalten, an welcher sich 
mit den Ihrigen zu betheiligen die Orts-Einwohner von den Obrigkeiten in der ge- 
eigneten Weise und unter Hinweis auf die drohende Gefahr und die RAR N 
resp. wiederholter Impfungen aufzufordern sind. 

Ein Zwang zur Theilnahme an solchen ausserordentlichen öffentlichen kur 
gen besteht jedoch ebenfalls nicht. 


4. Württemberg. 

Die mit Königlicher Genehmigung erlassene Verfügung des Ministeriums 
des Innern vom 18. Oktober 1872, betr. die polizeilichen Massregeln 
zum Schutze gegen die Menschen-Pocken {Reg.-Bl. f. Württemb., Nr. 
38) ordnet im $. 14 an: | 

»Ausserordentliche öffentliche Impfungen sind vorzunehmen, so oft*in 
einem Orte die Menschen-Pocken (Variolen oder Varioliden) ausbrechen. 

In diesem Falle sind alle Kinder, somit auch die im Laufe des Jahres selbst 
Geborenen *) impfpflichtig, sofern denselben weder eine gänzliche, noch eine 
zeitliche Befreiung nach den Bestimmungen des $. 4 zukommt.« 

Im Uebrigen ist den Ober-Amtsärzten durch $. 24, Ziff. 5 der gedachten Ver- 
fügung aufgegeben, bei der nach dem Ausbruch der Pocken-Epidemie zu veranstal- 
tenden ausserordentlichen Impfung diejenigen Orts-Einwohner, deren Ansteckungs- 
fähigkeit nicht durch eine in den letztvorangegangenen 10 Jahren geschehene 
Impfung als getilgt erscheint, zu »veranlassen«, sich der Wieder-Impfung zu unter- 
ziehen. Insbesondere sollen hierzu diejenigen Personen, welche mit dem Kranken 
in gleichem Hause wohnen, nachdrücklich vermahnt« werden. 


9. Baden. 
Die Verordnung des Grossherzoglichen Ministeriums des Innern vom 


27. Juni1872, die Massregeln gegen die Blattern betr., enthält folgende Be- 
stimmungen über die Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch einer Pocken- Epidemie: 
$. 3. Alle mit dem Kranken in gleichem Hause wohnenden Personen sind 
verbunden, sich unverzüglich einer Wieder-Impfung zu unterziehen. 
$. 6. Mit Genehmigung des Ministeriums des Innern kann in den von den 
Blattern gefährdeten Landestheilen die Wieder-Impfung aller noch nicht zweimal 
geimpften Schüler der öffentlichen Lehr-Anstalten angeordnet werden. 


6. Hessen. 
Nach Art. 354 des Polizei-Strafgesetzbuchs 
verfallen Eltern, welche der Aufforderung der Sanitäts-Polizeibehörde, ihre 
Kinder impfen zu lassen, nicht entsprechen, einer Geldbusse von 1 bis 10 Fl., 
bei erschwerenden Umständen in Haftstrafe bis zu 8 Tagen, 


wobei die Anberaumung des Impf-Termins und die Bestimmung der Altersgrenze, 


*) $. 1 der obengedachten Verfügung lautet nämlich: 
»Mit dem 1. April des auf das Geburtsjahr folgenden Kinderjahres werden alle 
Kinder impfpflichtig. 
Beim Ausbruch der Menschen-Pocken (Variolen oder Varioliden) kann der Voll- 
zug der Impfung auch schon früher angeordnet werden.« 
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bis zu welcher Zeit die Impfung erfolgt sein muss, Mangels einer gesetzlichen Be- 
stimmung dem Ermessen der Verwaltungs-Behörde überlassen bleibt. 

Nach Vorschrift der unterm 1. September 1865 an die Grossherzoglichen 
Kreis-Medizinal-Aemter erlassenen Verfügung der Grossherzoglichen Ober-Medi- 
zinal-Direktion muss — ohne Rücksicht auf die regelmässigen Frühjahrs- und 
Herbst-Gesammt-Impfungen — 


in dem Falle, dass in einem Orte Blattern ausgebrochen sind, alsbald eine 
ausserordentliche Gesammt-Impfung in demselben eintreten. 

Bei der regelmässigen Gesammt-Impfung müssen alle Kinder, welche 
gesund sind und bis zum 30. April, beziehungsweise 31. August drei Monate alt 
werden, bis dahin aber noch nicht geimpft sind, geimpft werden. 

Im Falle einer durch den Ausbruch von Blattern veranlassten Gesammt- 
Impfung müssen alle in dem Orte befindlichen ungeimpften Kinder ohne Rück- 
sicht auf das Alter geimpft werden, sofern nicht der individuelle Zustand des 
einen oder andern Kindes dessen Zurückstellung auf einige Zeit nöthig macht. 


Eine Zwangs-Impfung von Erwachsenen , wie eine zwangsweise Revaceination 
überhaupt besteht gesetzlich nicht. 


7. Mecklenburg-Schwerin. 

Generelle Bestimmungen über etwaige beim Ausbruch von Blattern-Epidemien 
vorzunehmende Zwangs-Impfungen bestehen nicht. Dagegen hat das Grossherzogl. 
Ministerium, Abthlg. für Medizinal-Angelegenheiten, als oberste Medizinal-Polizei- 
behörde in einzelnen Fällen für die Dauer einer ausgebrochenen Blattern-Epidemie 
den betreffenden Obrigkeiten im Verwaltungswege die Ermächtigung ertheilt, die 
Impfung der noch ungeimpften über vier Wochen alten Kinder, sofern nach ärzt- 
lichem Ermessen keine Bedenken entgegenstehen, nöthigenfalls mit Zwangs-Mass- 
regeln durchzuführen. 


8. Grossherzogthum Sachsen. 


$. 13 des Gesetzes über die Schutzpocken-Impfung vom 26. Mai 1826 
schreibt vor: 


»Sollte Jemand von den Menschen-Blattern befallen werden, so sind dessen 
Eltern, Pflege-Eltern und Hausgenossen bei 5 Thlr. Geldbusse oder gleich- 
mässiger Gefängniss-Strafe verpflichtet, dem Orts-Vorstande ungesäumt davon An- 
zeige zu machen. Der Orts-Vorstand hat unverzüglich und bei gleicher Ahndung 
den Physikus davon in Kenntniss zu setzen und nach dessen Anordnung die 
nöthigen Massregeln zur Verhütung weiterer Verbreitung der Blatternseuche 
zu treffen. Der Physikus muss dann in einem solchen Orte sogleich genaue Er- 
kundigung nach den etwa noch nicht, oder doch nicht mit genügendem Erfolge 
geimpften Personen anstellen, die Impfscheine einsehen, in zweifelhaften Fällen 
die Blatternnarben sich vorzeigen lassen und ohne Verzug diejenigen impfen, 
welche gehörige Impfscheine nicht besitzen, oder bei welchen aus der unvoll- 
ständigen fehlerhaften Narbe der Verdacht hervorgeht, dass die frühere Impfung 
einen regelmässigen Verlauf nicht gehabt habe«. 


Unter Bezugnahme auf diese Gesetzes-Vorschrift ist durch die Bekannt- 
machung des Grossherzogl. Staats-Ministeriums, Departement des Innern, v. 
28. November 1865, betr. diejenigen Massregeln, welche bei dem 
Ausbruche von Pocken und Varioliden im ganzen Grossherzog- 
thum zur Anwendung kommen sollen, Folgendes angeordnet worden : 


»Sobald der Ausbruch der Pocken oder Varioliden an einem Orte durch erlangte 
eigene Ueberzeugung des betreffenden Physikus konstatirt ist, hat derselbe dar- 
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auf zu achten, dass alle nicht oder noch nicht mit genügendem Erfolge ge- 
impften Kinder des Ortes, vorausgesetzt, dass ein ärztliches Bedenken nicht ent- 
gegensteht, binnen kürzester Frist geimpft werden. Gleichzeitig ist auch die 
Wiederholung der Impfung allen denen dringend anzuempfehlen, welche vor 
länger als 10 bis zu 15 Jahren dieKuhpocken bestanden haben«. (Vgl. Minist.- 
Bekanntmachung v. .10. Juli 1856, die Anempfehlung der Revaccination be- 
treffend.) 


9, Mecklenburg-Strelitz. 


‚Verordnung vom 16. Dezember 1871, betr. die gegen die Blattern- 


Epidemie in der Residenzstadt Neustrelitz zu treffenden 
Massregeln (Grossherz. mecklenb.-strel. offiz. Anz. f. Gesetzg. u. Staatsverw. 
v. 1871, Nr. 58, 8. 335). 


»8. 1. Jeder Erkrankungsfall von wirklichen oder modifizirten Pocken ist 
von den Angehörigen oder der Umgebung des Kranken dem Polizei-Kollegio 
sofort zur Anzeige zu bringen. 

Die Unterlassung der Anzeige wird mit Geldstrafe von 1 bis 5 Thlrn. 
bestraft. | 

$.4. Es wird nicht nur die Impfung aller noch nicht Geimpften und die 
Revaccination aller Personen über 10 Jahre alt, wenn sie nicht vor Kurzem mit 
Erfolg geschehen ist, den Bewohnern Unserer Residenzstadt hiermit auf das Ein- 
dringlichste empfohlen, sondern auch dem Polizei-Kollegio und dem Physikus 
zur Pflicht gemacht, solche in jeder Weise zu befördern. . Insbesondere sind 
sofort sämmtliche Bewohner desjenigen Hauses, in welchem ein Erkrankungs- 
fall vorgekommen ist, zu impfen, beziehentlich zu revacciniren, und ist durch 
Ansetzung öffentlicher Termine für unentgeltliche Impfung den Einwohnern die 
Impfung zu erleichtern.« 


Bekanntmachung vom .12. Februar 1872, betr. die Erstreckung vor- 
stehender Verordnung auf sämmtliche übrige Städte (Offizieller 
Anz. v. 1872, Nr. 8, 8. 83), folgenden Inhalts: 


»In Anlass des bedauerlichen weiteren Umsichgreifens der Blattern-Epi- 
demie im hiesigen Lande werden die Magistrate der Landstädte hierdurch 
dringend aufgefordert und ermächtigt, in ihren Städten gleiche Massregeln gegen 
die Verbreitung der gedachten Krankheit zu treffen, wie sie laut Bekannt- 
machung vom 16. Dezember 1871, Nr. 58, S. 335 für die hiesige Residenz- 
stadt mit Erfolg getroffen worden sind.« i 


„Verordnung vom 19. März 1872, betr. die Massregeln gegen die Blat- 


tern-Epidemie auf dem platten Lande im Domanio (Offliz. Anz. v. 
1872, Nr. 10, 8. 89), deren $. 5 wie folgt, lautet: 


»Es wird, sobald an einem Orte die Pocken zum Ausbruch kommen, die 
Impfung aller noch nicht Geimpften und die Wieder-Impfung aller Personen 
über 10 Jahre alt, wenn sie nicht vor Kurzem mit Erfolg geschehen ist, dring- 
lichst empfohlen. Das Grossherzogliche Amt und der Distrikts-Physikus wer- 
den dieselbe in jeder Weise fördern. Insbesondere sind sofort sämmtliche Be- 
wohner des Hauses, in welchem ein Erkrankungsfall vorgekommen ist, zu 
impfen, beziehungsweise wieder zu impfen, und ist durch Ansetzung öffentlicher 
Impfungs-Termine den Einwohnern die Impfung zu erleichtern.« 


10. Oldenburg. 


Bestimmungen über Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch einer Pocken-Epi- 


 demie bestehen nicht. 
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11. Braunschweig. 


Gesetzliche Bestimmungen über Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch einer 
Pocken-Epidemie bestehen nicht; vielmehr ist nur die Revaceination in solchen 
Epidemiefällen durch erleichterte Impf-Einriehtungen begünstigt. 


12. Sachsen-Meiningen. 


Gesetzliche Bestimmungen der Art, um beim Ausbruch von Pocken-Epidemien 


die zwangsweise Revacceination von Erwachsenen in Ausführung bringen zu können, 
bestehen nicht. 


13. Sachsen-Altenburg. 


Bestimmungen über Zwangs-Impfung beim Ausbruch einer Pocken-Epidemie 
sind weder durch die Verordnung, die Schutzpocken-Impfung betreffend, vom 
14. Juni 1847, noch sonst landesgesetzlich angeordnet. 

Immerhin erachtet die Landes-Regierung sich für ermächtigt, auf Grund des 
$.56 des Edikts v. 18. April 1831, nach welchem unter Anderem der vormali- 
gen Herzoglichen Landes-Regierung, jetzigem Ministerium des Innern, die Ergrei- 
fung von Massregeln zur Erhaltung des Gesundheits-Zustandes der Menschen, na- 
mentlich auch von Vorkehrungen gegen Seuchen, insbesondere aber zur Verbreitung 
der Impfungen zusteht, Bestimmungen der hier in Rede stehenden Art zu erlassen, 
oder darauf abzielende Massregeln zu treffen. 


14. Sachsen-Koburg-Gotha. 


Nach $. 17 der Verordnung vom 18, März 1829 wegen Impfung der 
Schutzblattern | 


hat die betreffende Obrigkeit, in deren Gebiete die natürlichen Blattern sich 
zeigen, überhaupt mit Zuziehung des Physikus dahin zu wirken, dass alle 
Gelegenheit zur Verbreitung der Blattern verhütet werde. 


Hiernach, sowie nach den Bestimmungen des Gesetzes Nr. 570 vom 11. Juni 
1858 und der Verordnung Nr. 572 vom 14. Juni 1858 haben die landräthlichen 
Behörden auch die Befugniss, nach Ermessen bei ausgebrochenen Blattern Zwangs- 
Revaceination und Vaccination vornehmen zu lassen. 

Hiervon ist unter Anderem bei der Epidemie des Jahres 1871/72, welche die 
Stadt Gotha betraf, durch Erlass der Polizei-Verordnung des Stadtraths zu Gotha 
vom 15. November 1871 Gebrauch gemacht worden, welche auf Grund der $$. 28 
und 31 des Gesetzes vom 11. Juni 1858 und des $. 4 der Verordnung vom 14. Juni 
1858 eine allgemeine Impfung unter den Einwohnern der Stadt Gotha anordnete 
und Zuwiderhandelnde mit Geldbusse event. Freiheitsstrafe bedrohte. 


15. Anhalt. 


Das Gesetz vom 24. Dezember 1872, die Schutzmassregeln gegen 
die Menschen-Pocken betr. (Gesetz-Samml. von 1872, Nr. 301, 8. 119), 
verordnet: 


»8.6. Brechen in einem Hause die Menschen-Pocken aus, so müssen die in 
demselben wohnenden Personen binnen kürzester Frist mit Schutzpocken ge- 
impft werden, insofern sie nach dem Ermessen eines approbirten Arztes für die 
Ansteckung noch empfänglich sind. 


$.7. Gewinnen die Menschen-Pocken in einer Ortschaft weitere Verbrei- 
tung, so sind sämmtliche ungeimpfte und die über 11 Jahre alten noch nicht 
revaccinirten schulpflichtigen Kinder. in derselben ebenfalls einer ausserordent- 
lichen Impfung zu unterwerfen. 
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$. 8. Von diesen ausserordentlichen Impfungen ($$. 6 und 7) sind unter 
den gedachten Personen nur diejenigen auszunehmen, deren körperlicher Zu- 
stand ärztlichem Zeugnisse zufolge die Impfung zur Zeit nicht gestattet, oder 
welche bereits an den Menschen-Pocken erkrankt sind oder an denselben bereits 
gelitten haben. 

$. 10. Die Anordnung der nothwendigen ausserordentlichen Impfungen 
($$. 6 und 7) liegt in den Städten den Ortspolizei-Verwaltungen und auf dem 
Lande den Kreis-Direktionen ob. 

$. 11. In dem in $. 7 gedachten Falle ist ausserdem kreispolizeilich den 
Bewohnern des Orts und der Umgegend die Revaccination zu empfehlen, und 
hat die betreffende Kreis-Direktion ausserordentliche öffentliche Revaccinations- 
Termine anzusetzen, in welchen Jeder unentgeltlich revaccinirt werden kann.« 


16. Schwarzburg-Sondershausen. 

Bestimmungen über Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch einer Pocken-Epi- 
demie bestehen nicht. 

Dagegen ist in solchem Falle sowohl die etwa ausgesetzt gebliebene Vaccina- 
tion als die Revaceination Erwachsener zumeist freiwillig in Anspruch genommen, 
und wo sie ärztlicherseits für nothwendig gehalten, unweigerlich geduldet worden. 

Als besonders wirksam gegen Weiterverbreitung haben sich die mit Strenge 
durchgeführten Isolirungen Pockenkranker in den Fällen gezeigt, wo die Krankheit 
nur erst sporadisch aufgetreten war. 


17. Schwarzburg-Rudolstadt. 

Bestimmungen über Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch einer Pocken-Epi- 
demie bestehen nicht. In solchen Fällen sind die Vorschriften des Ge- 
setzes vom 13. April 1818 über den Impfzwang in Erinnerung gebracht und die 
Revaccination empfohlen worden. 


18. Waldeck. N 
Es bestehen keine Vorschriften über Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch 
einer Pocken-Epidemie. 


19. Reuss ältere Linie. 
Gesetzliche Bestimmungen über Zwangs - re beim Ausbruch einer 


Pocken-Epidemie bestehen nicht. 


20. Reuss jüngere Linie. 
Die Impf-Ordnung vom 20. Januar 1857 schreibt vor: 

»$. 16. .... DerImpf-Arzt des Distrikts ist verpflichtet, in dem Orte, wo 
die Blatternseuche ausgebrochen ist, sogleich genaue Erkundigungen nach den 
etwa gar nicht oder doch nicht mit genügendem Erfolge geimpften Personen an- 
zustellen, die Impfscheine einzusehen, in zweifelhaften Fällen die Blattern- 
narben sich vorzeigen zu lassen, und ohne Verzug diejenigen zu impfen, welche 
gehörige Impfscheine nicht besitzen, oder bei welchen aus der unvollständigen 
Narbe die Vermuthung hervorgeht, dass die frühere Impfung einen regelmässigen 
Verlauf nicht gehabt habe. 

Wie übrigens unter ungünstigen Umständen auch bereits geimpfte Indi- 
viduen, wenn seit ihrer Impfung eine längere Zeit vergangen ist, gegen die An- 
steckung von den natürlichen Blattern nicht vollständig geschützt sind, so ist in 
Ortschaften, wo die Menschen-Blattern herrschen, auf eine nochmalige Impfung 
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sowohl von Erwachsenen als Kindern (Revaccination) in grösstmöglichem Um- 
fange von Seiten der Behörden und Aerzte hinzuarbeiten; es bleibt auch für 
ganz ausserordentliche Fälle das Recht, eine solche nochmalige Impfung als all- 
gemeine Massregel zwangsweise Platz greifen zu lassen, der Fürstlichen Regie- 
rung ausdrücklich vorbehalten. 


$. 17. Die im vorigen Paragr. angedeuteten Massnahmen sind gleichmässig 
auch bei dem Ausbruch der Varioliden oder modifizirten Menschen-Blattern in 
‚Anwendung zu bringen... .. « 


21. Schaumburg-Lippe. 


Rücksichtlich der Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch einer Pocken-Epi- 
demie besteht nur die Bestimmung, 


dass die unteren Verwaltungs-Behörden (Aemter und Magistrate) die Pflicht 
haben, dafür zu sorgen, dass alle Kinder, welche noch nicht vacecinirt sind, so- 


fort geimpft werden, auch wenn dieselben erst acht bis vierzehn Tage alt sein 
sollten. 


22. Lippe. 
Die Verordnung vom 22. Februar 1822 wegen Anwendung der 
Schutzpocken-Impfung bestimmt: 


»$. 17. Ausserdem haben die Obrigkeiten, sobald die Menschen-Blattern 
sich an einem Orte zeigen, dafür zu sorgen, dass die Einimpfung der Schutz- 
blattern bei allen denen vorgenommen werde, welche an diesem Orte, oder in 
der Entfernung einer Stunde von demselben, die Kuhpocken noch nicht gehabt, 
noch die Menschen-Blattern überstanden haben, sowie auch daneben zu verhüten, 
dass ein von den Menschen-Pocken befallener Kranker nicht von dem Orte, wo 
solche bei ihm ausgebrochen sind, weg- und nach einem anderen Orte gebracht 
werde. 

Endlich werden noch die Obrigkeiten angewiesen, alle gegen diese Ver- 
ordnung vorkommenden Kontraventionen, sofern sie nicht oben ausdrücklich 
den Hofgerichten vorbehalten sind, citra consequentiam auch in Ansehung der 
Eximirten, sofort zu untersuchen, und, salvo tamen recursu, zu bestrafen.« 


23. Lübeck. 
Bestimmungen über Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch einer Pocken- 
Epidemie bestehen allgemein nicht. 


Dagegen enthält die Bekanntmachung des Polizei- Amts zu Lübeck vom 
13. Februar 1860, das Verfahren beim Ausbruche der natürlichen 
Blattern auf dem Lande betr., unter 4. folgende Vorschrift: 


»Würden in dem Orte, in welchem die natürlichen Blattern ausgebrochen sind, 
sich noch ungeimpfte Personen befinden, so müssen diese, auch wenn sie bereits 
erwachsen sein sollten, sofort geimpft werden. Sollten solche Personen sich 
einer Impfung nicht unterziehen wollen, so haben sie obrigkeitliche Zwangs- 
massregeln zu gewärtigen.« 


24. Bremen. 
Eine Bestimmung über Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch einer Pocken- 
Epidemie besteht nicht. 


25. Hamburg. 
Das Gesetz vom 31. Januar 1872, betr. die Kuhpocken-Impfung, 
verordnet: 
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»$. 7. Ist von der Behörde der Ausbruch von Menschen-Blattern konstatirt, 
so ist die Medizinal-Behörde berechtigt, in den Häusern, in denen an Menschen- 
Blattern ‘erkrankte Personen sich aufhalten, durch den Bezirks-Physikus eine 
Untersuchung anstellen zu lassen, der die erforderlichen Massregeln alsdann an- 
zuordnen hat. 

$. 8. Jeder Einwohner des Hamburgischen Staats ist, wenn besondere Um- 
stände dazu Veranlassung geben, gehalten, auf Verlangen den Behörden einen 
Impfschein nach den gesetzlichen Formen oder ein Zeugniss der bestandenen 
Menschen-Blattern, ferner bei vorhandener Epidemie in dem Falle, dass die Im- 
pfung vor länger als fünfzehn Jahren stattgefunden hat, eine von einem hier- 
selbst zur Praxis zugelassenen Arzte ausgestellte Bescheinigung, dass dieser die 
betreffende Person wieder geimpft habe, vorzulegen.« 


26. Lauenburg. 

Für die Vaceinationspflicht bei dem Ausbruch einer Pocken-Epidemie ist $. 22 
der Vaccinations-Ordnung v. 5. Januar 1826 massgebend, welcher vorschreibt: 
dass, sobald an einem Orte die natürlichen Blattern sich zeigen, auf dem Lande 
sämmtliche Bewohner des Dorfs, welche nicht erweislich schon die natürlichen 
oder die Kuhpocken gehabt haben, vaccinirt werden sollen; dass aber in der 
Stadt diese Verbindlichkeit, sich vacciniren zu lassen, nach dem von dem Land- 
raths-Amt zu genehmigenden Ermessen der Polizei-Behörde auf die Strassen 

beschränkt sein soll, in welchen das infizirte Haus liegt. 


27. Elsass-Lothringen. 
Durch eine Verordnung des General-Gouverneurs im Elsass vom 20. Ja- 
nuar 1871 ist bestimmt, 

dass, wenn in einer Gemeinde ein Blattern-Erkrankungsfall eintritt, alle Kinder 
in derselben bis zum 14. Lebensjahre einschliesslich an den von dem Kantonal- 
Arzte zu bestimmenden Tagen und Orten zur Impfung, und nach weiteren acht 
Tagen zur Revision über den Erfolg der Impfung zu bringen sind, falls nicht 
demselben der Nachweis der bereits durch einen andern Arzt geschehenen Im- 
pfung geliefert wird. Die Nichtbeachtung dieser Vorschrift ist mit Geldbusse 
bis 50 Thlr. oder Gefängniss-Strafe bis 6 Wochen bedroht. 
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II. Petition des Königsberger Vereins für Allgemeine Heil- 
kunde, Erlass eines Impf-Gesetzes für das Deutsche Reich betr. 


Der erste wohldurchdachte Vorschlag zum Erlass eines Allgemeinen 
Deutschen Impf-Gesetzes ging von dem Königsberger Verein für Allgemeine Heil- 
kunde aus. Derselbe verdient, auch durch unsere Schrift in weiteren Kreisen zu 
dankbarer Erinnerung verbreitet zu werden. 


Hoher Reichstag! 

Angesichts der schweren Kalamitäten, welche die letzte Pocken-.Epidemie über einen 
grossen Theil von Deutschland gebracht hat, und zugleich in Erwägung der grossen Ungleich- 
heit, welche in den einzelnen Deutschen Staaten hinsichtlich der auf die Pocken bezüglichen 
sanitätspolizeilichen Vorschriften besteht, fühlen sich die unterzeichneten Aerzte und ärztlichen 
Körperschaften zu der Bitte veranlasst : 

Ein Hoher Reichstag wolle noch in der bevorstehenden Session die Initiative zum Er- 
lass eines Allgemeinen Deutschen Impf-Gesetzes ergreifen, welches die allgemeine Ver- 
pflichtung zur Schutzpocken-Impfung der Kinder, so wie zur Revaccination der Er- 
wachsenen ausspricht. Um der etwaigen Berathung eine feste Unterlage zu geben, 
erlauben wir uns, in der Anlage einen Entwurf zu einem solchen Gesetze nebst Motiven 
zu überreichen. 


Königsberg, den 15. März 1872. 


Im Namen und Auftrage des Vereins für wissenschaftliche Heilkunde zu Königsberg ı. P. 
Prof. Dr. Bohn. Dr. J. Möller (Referent). Medizinalrath Dr. Pincus. 


Entwurf eines Impf-Gesetzes für das Deutsche Reich. 
Wir Wilhelm ete. ete. verordnen für das Deutsche Reich nach erfolgter Zustim- 
mung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


$.1. Jedes Kind wird mit Ablauf des dritten Lebensmonats impfpflichtig und soll 
vor Ende des ersten Lebensjahres der Schutzpocken-Impfung unterzogen werden. 

Die freiwillige Anmeldung von Kindern unter 3 Monaten zur Impfung ist hierdurch 
nicht ausgeschlossen. 

Beim Ausbruche der natürlichen Pocken oder Varioloiden treten die besonderen Vor- 
schriften des $. 12 in Kraft. 


8.2. Eltern, Pflege-Eltern und Vormünder impfpflichtiger Kinder sind gehalten, für 
deren Impfung in der gesetzlichen Frist zu sorgen oder der Polizei-Behörde ein Zeugniss 
eines approbirten Arztes vorzulegen, welches wegen einer namentlich zu bezeichnenden 
Krankheit die zeitliche Befreiung von der Impf-Pflicht begründet. Mit der Genesung 
von dieser Krankheit hört die zeitliche Befreiung auf. 

Die definitive Befreiung von der Impf-Pflicht tritt ein: 

1. wenn das Kind mit Erfolg geimpft worden ist, oder 
2. wenn die Impfung an demselben dreimal erfolglos vollzogen worden ist, endlich 
3. wenn es die natürlichen Pocke überstanden hat. 


8.3. Versäumen es die Eltern, Pflege-Eltern oder Vormünder der impfpflichtigen 
Kinder, obiger Pflicht rechtzeitig zu genügen, so verfallen sie in eine durch polizeiliches 
Mandat festzusetzende Geldstrafe von 1 bis 5 Thalern, welche im nächsten Jahre bei aber- 
maliger Versäumniss verdoppelt wird. 
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$. 4. Am achten Tage nach vollzogener Impfung ist jedes Kind zur Kontrole über 
den Erfolg derselben an dem dazu bestimmten Orte dem Impf-Arzte vorzustellen, welcher 
hierauf einen Impfschein zu verabfolgen hat. 

Nur gegen Vorweisung eines Impfscheins darf später ein Kind in eine öffentliche oder 
Privatschule aufgenommen werden. 


$.5. Um die Erfüllung der aus der Impf-Pflicht hervorgehenden Verbindlichkeiten 
Jedermann möglich zu machen, findet alljährlich nach dem 1. Mai die ordentliche öffent- 
liche Impfung statt. Neben derselben sind Privat-Impfungen nach wie vor gestattet. 


$- 6. Die öffentliche Impfung soll in der Regel dem Gerichts-Arzte (Kreis-Physikus, 
Öberamts-Arzt) und dem Stellvertreter desselben (Kreis-Wundarzt, Oberamts-Wundarzt) 
anvertraut werden. Machen jedoch die Ausdehnung oder Bevölkerungszahl eines Kreises 
(Amts-Bezirks) Behufs leichterer und schnellerer Durchführung der Impfung seine Ein- 
theilung in mehrere Impf-Bezirke wünschenswerth, so ist für jeden überzähligen Impf- 
Bezirk ein approbirter Arzt als Impf-Arzt besonders zu verpflichten. 


$. 7. Für die Vornahme der öffentlichen Impfung ist dem ärztlichen resp. gerichts- 
ärztlichen Personale eine angemessene, kontraktlich festzusetzende Entschädigung zu 
gewähren, deren Aufbringung den Kreisen (Amts-Bezirken) und Gemeinden anheimfällt. 
Ebenso ist die Gestellung der zur Beförderung der Impf-Aerzte nach den ausserhalb ihres 
Wohnorts belegenen Impf-Stationen erforderlichen Fuhrwerke Sache der Kreise (Amts- 
Bezirke) und Gemeinden, falls nicht kontraktlich ein Anderes bestimmt ist. 


$. 8. Die ordentliche öffentliche Impfung wird auf Grund der Jährlich herzustellen- 
den Verzeichnisse aller Impf-Pflichtigen vollzogen. Solche Verzeichnisse sind für jeden 
Impf-Bezirk bis zum 1. April jedes Jahres von den mit der Führung der Zivilstands-Re- 
gister beauftragten Personen anzulegen und von den Polizei-Behörden zu vervollstän- 
digen. Die Impf-Aerzte haben in den betreffenden Kolumnen derselben neben den Na- 
men der Impflinge den Tag und den Erfolg der Impfung, die Herkunft der Schutzpocken- 
Lymphe, den Tag der Kontrole und die Aushändigung des Impfscheins zu vermerken. 


$.9. Mit dem vollendeten 12. Lebensjahre tritt für Jedermann die Verpflichtung 
zur Revaccination ein, und ist derselben vor Ablauf des schulpflichtigen Alters zu ge- 
nügen. 


$. 10. Die Vornahme der Revaceination gehört zu den Pflichten der Impf-Aerzte und 
soll daher von ihnen unentgeltlich entweder in Verbindung mit der ordentlichen Kinder- 
Impfung oder in besonders anzuberaumenden Terminen verrichtet werden. Im letzteren 
Falle sind die erforderlichen Fuhren wie nach $. 7 zu gestellen. Den Revaeceinirten 
ist von den Impf-Aerzten ebenfalls ein Revaceinations-Schein auszufertigen. 
Fi 11. Ein solcher Revaccinations-Schein muss vom 1. Oktober 18** ab vorgewiesen 
werden: 
a. von.Jedem der Brautleute bei Bestellung des kirchlichen Aufgebots oder des für die 
Eheschliessung vorgeschriebenen Zivil-Akts ; 
b. von jedem männlichen oder weiblichen Dienstboten vor Ausfertigung eines Gesinde- 
Dienstbuchs; 
c. bei jeder Meldung zu einem Staats- oder Gemeinde-Amte; 
d. bei jedem Wechsel des Wohnorts. 


Vorzeigung eines Militär-Passes befreit von der Verpflichtung, einen Revaceinations- 
Schein beizubringen. 


$. 12. Sobald an einem Orte die natürlichen Pocken oder Varioloiden ausbrechen, 
soll eine ausserordentliche öffentliche Impfung vorgenommen werden. Impfpflichtig 
sind in diesem Falle alle Kinder, denen nicht nach $. 2 eine zeitliche oder definitive Be- 
freiung von der Impf-Pflicht zukommt, und alle Erwachsene, welche keinen Revaceina- 
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tions-Schein vorweisen können. Es soll aber Jedermann ohne Unterschied gestattet sein, 
sich freiwillig einer nochmaligen Revaccination zu unterziehen. 


$. 13. Auch die ausserordentlichen öffentlichen Impfungen gehören zu den unent- 
geltlich zu übernehmenden Pflichten der Impf-Aerzte. Nur auf Gestellung der nöthigen 
Fuhren haben letztere auch in diesem Falle Anspruch. 


$. 14. Um die zur Durchführung obiger Massregeln nothwendige Menge von Schutz- 
pocken-Lymphe jederzeit und in tadelloser Qualität vorräthig zu halten, sollen in noch 
näher zu bestimmenden grösseren Städten Impf-Institute errichtet werden. 


Motive zu vorstehendem Gesetz-Entwurfe. 


Zu $.1. Die in den letzten beiden Jahrzehnten häufiger und bösartiger auftretenden 
Pocken-Epidemien gegenüber der fast gänzlichen Immunität, deren sich Deutschland in 
den ersten 20—30 Jahren nach der allgemeineren Einführung der Schutzpocken-Impfung 
zu erfreuen hatte, beweisen zur Genüge, dass der durch letztere gewährte Schutz mit der 
Zeit unzureichend geworden ist. Dies rührt besonders von zwei Ursachen her: Einmal 
davon, dass die Schutzkraft der Impfung nicht für's ganze Leben vorhält, sondern allmälig 
abnimmt und zuletzt ganz oder doch grösstentheils erlischt; dann aber auch von der man- 
gelhaften nachlässigen Ausübung der Impfung. Auf die erstere Ursache wird bei $. 9 zu- 
rückzukommen sein. Die Handhabung der Impfung war in den ersten Zeiten nach ihrer 
Einführung eine sorgfältige und gewissenhafte, weil damals die Verwüstungen der Pocken- 
Epidemien noch in Aller Erinnerung und die Grösse der in der Vaccination dargebotenen 
Wohlthat in Aller Erkenntniss war. Je mehr in 2 Generationen diese Erinnerung und 
Erkenntniss geschwunden sind, um so mehr hat Nachlässigkeit bei den Behörden, Sorg- 
losigkeit oder Zweifelsucht beim Publikum um sich gegriffen. Das Publikum namentlich 
fehlt nicht nur, indem es bei Kindern, die wegen Krankheit die erste Aufforderung zur 
Impfung unbenutzt lassen mussten, diese oft ganz unterlässt, sondern noch viel öfter durch 
Versäumniss der Kontrole, die ja freilich, zumal in ländlichen Bezirken, mit nicht geringen 
Unbequemlichkeiten verbunden ist. So ist es gekommen, dass in den Listen eine Menge 
von Kindern als geimpft figurirt, welche zwar der Prozedur der Vaccination unterzogen 
worden, bei denen aber die Impf-Pusteln entweder gar nicht aufgegangen oder vor vollen- 
deter Entwickelung zerstört worden sind. 

Die allgemeine Vaccination lässt also bei uns sehr viel zu wünschen übrig. Wenn 
dies nicht in noch höherem Grade der Fall ist, so haben wir uns bei der glücklichen Täu- 
schung des Publikums zu bedanken, welches an das Bestehen eines Impfzwanges auch für 
normale Verhältnisse glaubt, während doch ein solcher, im Preussischen Staate wenigstens, 
bisher grundsätzlich vermieden worden ist. Gegenüber der oben gerügten Nachlässigkeit, 
so wie der neuerdings in auf Bildung Anspruch machenden Kreisen auftauchenden, durch 
irrthümliche Behauptungen einzelner Aerzte genährten Zweifelsucht bedarf es aber offen- 
bar eines wirklichen gesetzlich feststehenden Impfzwanges, wie ihn $. 1 des obigen Ent- 
wurfs ausspricht. Denn wenn irgendwo, so gefährdet bei einer so eminent ansteckenden 
Krankheit, wie die Pocken, der Widerstand des Einzelnen gegen sanitätspolizeiliche Mass- 
regeln das Interesse der Gesammtheit. 

Die Gründe, welche man Seitens der Staats-Behörden gegen Einführung eines gesetz- 
lichen Impfzwanges geltend gemacht hat, lassen sich auf zwei zurückführen. 

1. Es sei dies ein nicht zu rechtfertigender Eingriff in die persönliche Freiheit ; 
2. die Durchführung des Impfzwanges sei praktisch unmöglich. 

Ad. 1 ist es eine sonderbare Erscheinung, dass die Polizei gerade im Preussischen 
Staate, wo sie sich — nach allgemeiner Annahme wenigstens — in mancher andern Bezie- 
hung nicht eben grosse Bedenken zu machen pflegt, sich bei Durchführung von Gesundheits- 
Massregeln oft ausserordentlich rücksichtsvoll und zartfühlend zeigt. 

In England ist es umgekehrt: wenn irgend ein Volk, so ist gewiss das englische eifer- 
süchtig auf die persönliche Freiheit seiner Bürger, aber zur gesetzlichen Einführung des 
Impfzwangs hat sich sein Parlament nach sehr gründlichen Vorarbeiten schon vor 5 Jahren 
entschlossen und noch hat man von keiner Seite Klagen über denselben vernommen. Zudem 
wollen wir die Worte eines Deutschen Autors anführen, den Niemand im Verdachte haben 
wird, die persönliche Freiheit zu gering zu achten, Robert v. Mohl (in s. Polizei-Wis- 
sensch. nach den Gründen des Rechtsstaats I., p. 195): 

»Jede Regierung würde sich schwere Vorwürfe zuziehen, welche es unterliesse, die 
möglichst allgemeine Verbreitung der Schutzpocken-Impfung anzuordnen und die wirk- 
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same Handhabung der Einrichtung durch alle zweckdienlichen Mittel, namentlich durch 

Belehrung, Anstellung von Impf-Aerzten, unentgeltliche Behandlung der Armen, Beloh- 

nungen für die Anzeige pockenkranker Kühe, zu fördern.« »Die einzige schwere Frage 

ist: ob der Staat zurImpfung nöthigen dürfe? Wäre eine irgend in Anschlag 

zu bringende Gefahr damit verbunden, so würde sich ein solcher Zwang schwerlich recht- 

fertigen lassen, wie namentlich die früher übliche Impfung der ächten Blattern ganz dem 

Ermessen der Betheiligten überlassen bleiben musste. Ebenso wäre ein Zwang schwer- 
lich zu rechtfertigen, wenn nur urtheilsfähige Erwachsene geimpft werden könnten und 

für Niemand, als für den Nichtgeimpften, ein Nachtheil aus der Unterlassung entstünde. 

Allein, da Blattern-Epidemien so lange nicht aufhören werden, so lange sich noch Un- 
geimpfte im Volke befinden, jede Epidemie aber theils dem Gemeinwesen bedeutende 
Kosten macht, theils auch Kinder ergreift, von deren Willen oder Weigerungen die 

Impfung noch nichtabhing, so erscheintein Zwang allerdings gerechtfertigt. 

Und namentlich darf derselbe auch dann eintreten, wenn bei der Gefahr einer Epidemie 
eine allgemeine Revaccination der schon vor längerer Zeit Geimpften für zweckmässig 
erachtet wird.« 

Ad. 2. Die angebliche Unmöglichkeit, den Impfzwang in Ausführung zu bringen, 
findet ihre einfache Widerlegung in der Thatsache, dass nicht nur England, wie bereits 
bemerkt, seit 1867, sondern die Süddeutschen Staaten sämmtlich seit viel längerer Zeit Ge- 
setze mit Impfzwang haben. Württemberg hat ein solches seit 1808, umgearbeitet und mit 
sehr ausführlichen und zwekmässigen Bestimmungen versehen im Jahre 1852; mehrere der 
letzteren sind in diesen Entwurf herübergenommen worden. 


Zu $. 3. Als einzige Strafbestimmung gegen Versäumniss der Impf-Pflicht von Seiten 
der Eltern oder Pfleger ist eine ihren Vermögens-Verhältnissen angemessen zu normirende 
Geldstrafe angenommen worden, wie sie in verschiedener Höhe auch die Süddeutschen Ge- 
setze und das Englische (letzteres bis zu 20 Schilling) kennen. Eine solche Strafbestimmung 
hat sich überall als ausreichend erwiesen, zumal wenn sie durch ein summarisches Ver- 
fahren eingezogen und bei wiederholter Versäumniss verdoppelt werden kann. 


Zu $. 4 Um die gegenwärtig notorisch mangelhafte Kontrole zu verschärfen und da- 
durch den Erfolg der Impfung sicherer zu stellen, soll die früher lange Zeit bestandene, 
jetzt leider ausser Anwendung gekommene Bestimmung wieder in Kraft treten, wonach 
die Aufnahme eines Kindes in eine Schul-Anstalt nur gegen Vorzeigung eines Impfscheins 
erfolgen darf. 


Die $$. 5—8 sind mehr reglementarischer Natur, entsprechen der heutigen Praxis und 
bedürfen daher keiner besonderen Motivirung. Um so mehr wird dies bei den folgenden 
der Fall sein. 


Zu $.9—11. $. 9 hat den Zweck, auch für die Revaccination eine Verpflichtung 
einzuführen. Er geht damit einen Schritt über die Bestimmungen der bis jetzt in den oben 
genannten Staaten geltenden Impf-Gesetze hinaus. Aber wir halten gerade diesen Schritt 
füreinen ganz besonders wichtigen, ja für einen von der neueren wissenschaft- 
lichen Erkenntniss und praktischen Erfahrung als unabweislich geforderten 
Fortschritt in der Gesetzgebung. Ist es notorisch, dass der durch die erste 
Impfung gewährte Schutz gegen die Pocken nur etwa für ein Jahrzehnt völlig ausreicht und 
dann allmälig immer mehr an Wirksamkeit verliert; muss es ebenso anerkannt werden, 
— wir berufen uns hier nur auf die seit Jahren bei den Deutschen Armeen gemachten und 
noch im letzten Feldzuge unter den bedrohlichsten Verhältnissen bestätigten Erfahrungen 
— dass dieser Schutz durch eine mit Erfolg wiederholte Impfung derart wiederhergestellt 
werden kann, dass gutrevaccinirte Personen nur selten und dann verhältnissmässig äusserst 
gelinde an den Pocken erkranken; ist es endlich noch durch die bis zur Gegenwart 
herabreichenden Thatsachen erwiesen, dass dieser Schutz vom grösseren Publikum ent- 
weder gar nicht gewürdigt, oder doch nicht rechtzeitig gesucht wird, so dass ältere nicht 
revaceinirte Individuen einen grossen Theil der Krankheitsfälle bei einer Pocken-Epidemie 
ausmachen und dieser neue Nahrung geben: so muss aus allen diesen Thatsachen gefolgert 
werden, dass dieEinführung einesZwangesfürdie Revaccination ebenso 
unerlässlich ist, wie für die Kinder-Impfung, und dass ohne eine solche 
Massregel das ganze Impfwesen an dem Fehler der Halbheit kranken, seinen Zweck nur 
höchst unvollständig erreichen wird. Hält man aber einen so unerheblichen Eingriff in 
die persönliche Freiheit prinzipiell für ungerechtfertigt, so wollen wir daran erinnern, dass 
die Staatsgewalt auf andern Gebieten, wo es sich um viel weniger wichtige Interessen der 
Bevölkerung, als um Bewahrung ihrer Gesundheit handelte, unbedenklich zu viel lästi- 
geren Einschränkungen gegriffen hat. Man denke z. B. an die Reise-Pässe und Wander- 
Bücher, die man erst neuerdings weniger aus prinzipiellen Gründen, als aus solchen der 
Zweckmässigkeit abgeschafft hat. Man könnte vielleicht aus der oben zitirten Aeusserung 
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Mohl’s schliessen, dass dieser Autor den Impfzwang bei urtheilsfähigen Erwachsenen für 
nicht gerechtfertigt halte. Allein — abgesehen davon, dass wirklich urtheilsfähige d. h. 
gebildete Erwachsene es gar nicht erst auf einen Zwang ankommen lassen werden — macht 
jener Autor seine Einschränkungen von der zweiten Bedingung abhängig, dass »für Nie- 
mand, als für den Nichtgeimpften ein Nachtheil entstünde.« Auch erkennt Mohl ausdrück- 
lich den Revaccinations-Zwang für Erwachsene als zulässig und gerechtfertigt an »bei der 
Gefahr einer Epidemie.« Es ist aber doch gewiss zweckmässiger, eine Epidemie gar nicht 
erst entstehen zu lassen, als sie nach ihrem Ausbruche mit einer Massregel zu bekämpfen, 
die für die bereits Ergriffenen zu spät kommt, bei der grossen Masse der noch Gefährdeten 
aber auf einmal unmöglich prompt und gewissenhaft durchgeführt werden kann. Endlich 
ist darauf hinzuweisen, dass ja die Deutschen Staaten beim Militär schon seit Jahren 
die zwangsweise Revaccination eingeführt haben und dass nicht einzusehen ist, warum 
hinsichtlich des Schutzes der Gesundheit die Zivil-Bevölkerung nicht ebenso fürsorglich 
behandelt werden sollte, wie der Soldatenstand, bei dem sich die Massregel so bewährt hat. 

In der That dürfte unter ärztlichen Sachverständigen kaum mehr ein Streit darüber 
bestehen, dass der allgemeine Revaccinationszwang nothwendig, dass er ganz unentbehr- 
lich ist, wenn man die Wohltat des Impfwesens vervollständigen will. Desto zweifelhafter 
kann man über die Ausführbarkeit desselben und über das für die etwaige Ausführung 
am passendsten zu wählende Lebensalter sein. Beide Fragen hängen mit einander 
enge zusammen. 

Die Statistik über die Häufigkeit und Tödtlichkeit der Pockenfälle in den einzelnen 
Lebens-Abschnitten ergiebt zwar für die verschiedenen Länder und Orte im Allgemeinen 
sehr abweichende Resultate, da dieselben durch die sehr verschiedene Handhabung der 
Impfung sichtlich beeinflusst werden. Aber in dem einen Punkte stimmen alle statistischen 
Erhebungen überein, dass in dem Zeitraume von der ersten Kindheit bis zum 15. Lebens- 
jahre die wenigsten tödtlich ablaufenden Pockenfälle vorkommen, während ihre Zahl in der 
Periode vom l5ten—20sten und noch mehr vom 20sten—2östen Lebensjahre in rascher 
Steigerung begriffen ist. 

Hieraus erhellt, dass die Schutzkraft der ersten Impfung bis gegen das I15te Jahr vor- 
hält, dann aber stetig abnimmt. Demnach würde das Quinquennium zwischen 15 
und 20 Jahren theoretisch als der geeignetste Lebens-Abschnitt für die allgemeine 
Revaccination erscheinen. Nähme man sie später vor, so würden die nicht revaccinirten 
Individuen bis dahin schon in nicht unerheblichem Grade der Gefahr der Ansteckung aus- 
gesetzt sein. Eine frühere Revaccination aber liefert erfahrungsgemäss einen grösseren 
Prozentsatz nur modifizirter oder ganz negativer Erfolge und damit eine geringere Garantie 
für die wirksame Erneuerung des Schutzes. Die Statistik liefert zwar auch hier wieder 
nur einen schwankenden Anhalt, da bei Revaceinirten zwischen der völlig normalen Vacecine- 
Pustel und der einfach entzündlichen Pustel und Papel so stufenweise Uebergänge 
liegen, dass die Grenze zwischen mit und ohne Erfolg Revaceinirten eine ganz willkürliche 
wird und in der That von den verschiedenen Statistikern auch in ganz verschiedenem Sinne 
festgestellt worden ist. Vergleicht man jedoch im Allgemeinen die Resultate der Revacci- 
nation bei Rekruten mit den bei Schulkindern erlangten, so wird man obigen Satz 
bestätigt finden. 

Allein unserer wissenschaftlichen Ueberzeugung, dass die Jahre zwischen 15 und 20 
die für die Revaccination passendsten sein würden, stehen schwerwiegende Bedenken über 
die Durchführbarkeit einer solchen allgemeinen Massregel in diesem Lebensalter 
gegenüber. Vor allen Dingen ist die Beweglichkeit der Bevölkerung alsdann bereits eine 
sehr grosse geworden, ja vielleicht die allergrösste, da später schon wieder so Manche sess- 
haft werden. Gerade jene jungen Leute aber sind einerseits schon grossentheils in irgend 
einen Lebensberuf eingetreten, andererseits aber noch nicht so durch denselben gebunden 
und fixirt, dass sie nicht innerhalb der nothwendig zu gönnenden jahrelangen Frist ihren 
Wohnort verlassen, ja selbst mehrfach wechseln sollten. Es erscheint uns demnach unge- 
mein schwierig, der Bevölkerung Behufs allgemeiner und sicherer Durchführung der Re- 
vaccination gerade in diesem Lebensalter, so zu sagen, habhaft zu werden. 

Dazu kommt noch, dass besonders bei dem roheren Theile der Bevölkerung eine 
Trennung der Geschlechter bei den Impf-Terminen unerlässlich sein würde, wenn man 
nicht zu allerlei Unfug Veranlassung bieten will. Man müsste also für Jünglinge und 
Mädchen besondere Impf-Termine ansetzen oder mindestens zwei getrennte Lokale zur 
Verfügung haben. Es leuchtet ein, wie sehr auch dies Erforderniss die Schwierigkeiten 
der allgemeinen Revaccination vermehren würde. 

Diesen Bedenken gegenüber haben wir es für zweckmässig erachtet, lieber die letzten 
Jahre des vorhergehenden Quinquenniums für die Reyaccination in Vorschlag zu bringen, 
weil sie das Ende des schulpflichtigen Alters bilden, man also die Jugend in dieser 
Zeit noch beisammen und unter leichterer Kontrole und Disziplin hat. Büsst man dabei 
auch an Intensität der Wirkung etwas ein, so glauben wir auf der andern Seite durch die 
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bequemere und vollständigere Durchführung der gesammten Massregel doppelt zu gewin- 
nen; der $.10 will die Revaccination befördern, indem er sie möglichst bequem und kosten- 
frei macht. 


$. 11 führt zur Sicherung und Kontrole eine Reihe staatsbürgerlicher Handlungen 
auf, deren eine oder andere fast Niemand unterlassen kann und bei denen die Beibringung 
eines Revaccinations-Scheins als Bedingung gefordert werden soll, so dass noch ein indirekter 
Zwang hinzukommt, der im Gesetze allgemein ausgesprochenen Verpflichtung zu genügen. 

Ein solcher indirekter Zwang ist nicht ohne Präzedenz. Das Württembergische 
Gesetz vom 25. Juni 1818 enthält im $. 2 folgenden Satz: 


»Ausserdem soll künftig Niemand in ein Waisen-Haus, Seminar oder ein anderes 
Konvikt aufgenommen, Niemandem die Besuchung der Gymnasien, Lyzeen und der Uni- 
versität gestattet, Niemand bei einer Handwerks-Zunft eingeschrieben, zu einer auf ein 
öffentliches Amt sich beziehenden Prüfung zugelassen werden, ein Wanderbuch erhalten 
oder heirathen dürfen, er habe denn die Tilgung seiner Ansteckungsfähigkeit gehörig 
dokumentirt, oder unterwerfe sich der Schutzpocken-Impfung.« 


Dass man damals zur »Tilgung der Ansteckungsfähigkeit« noch die einmalige Impfung 
für ausreichend hielt, ändert in der Sache nichts. 

Hat das betreffende Individuum die Revaccination versäumt, so wird es das zwar läs- 
tige, aber immerhin nicht unerschwingliche Opfer zu bringen haben, dieselbe mit einigem 
Zeitverluste und auf seine Kosten von dem nächsten Impf-Arzte nachholen zu lassen. 
Derartige Vorfälle werden dann den Alters- und Standes-Genossen des Betroffenen zur 
Lehre dienen, und gerade solche empfindliche Berührungen der Privat-Interessen halten 
wir für nothwendig, um der Reyaccination bei der ungebildeten Menge Eingang zu ver- 
schaffen, die weder einsichtsvoll genug ist, um bei Zeiten für die eigene Gesundheit Vor- 
sorge zu treffen, noch gemeinnützig genug, um freiwillig um des allgemeinen Wohls willen 
eine kleine Unbequemlichkeit auf sich zu nehmen. 


$$. 12—14 bedürfen keiner besonderen Motivirung.« 
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III. Zirkular, die Formulare zum Impf-Gesetz betreffend, 
vom 30. Oktober 1874. 
(Ministerialblatt für die innere Verwaltung, $. 255 ff.) 


Der Bundesrath hat unterm 16. Oktbr. 1874 beschlossen : 


1. Bei Ausstellung der im $. 10, Ads. 1 des Impf-Gesetzes erwähnten Impfscheine 
seien die der Drucksache 118 beiliegenden Formulare I oder II anzuwenden, und 
zwar in der Weise, dass die Impfscheine für erste Impfungen ($. 1, Ziffer 1 des 
Impf-Gesetzes) auf Papier von röthlicher Farbe, und die Impfscheine für spätere 
Impfungen (Wieder-Impfung, $. 1, Ziffer 2 des Impf-Gesetzes) auf Papier von 
grüner Farbe gedruckt werden ; bei den Impfscheinen für die Wieder-Impfung ist 
neben dem Worte »Impfschein« das Wort » Wieder - Impfung« in Klammern zu 
setzen. 

2. für die nach $. 10, Abs. 2 des Impf-Geesetzes auszustellenden Zeugnisse über günz- 
liche oder vorläufige Befreiung von der Impfung haben die der Drucksache 118 
anliegenden Formulare III oder IV zur Anwendung zu kommen und seien dieselben 
durchgängig auf weisses Papier zu drucken ; 

3. die in 68. 7 und 8 des Impf-Gesetzes vorgeschriebenen Impflisten seien nach Formu- 
lar V zu führen; 

4. für die Uebersicht über das Ergebniss der Impfung empfehle sich das der Druck- 

sache 118 anliegende Formular VI. 


Formular I. 
N — 


Impfschein. 
BERE Bez a N. Impfliste Nr... . 
le 2. geboren den SASU AND. tonrderami a dr. 
N Mac Na: Erfolg geimpft. 
Durch die Impfung ıst der nn Pflicht genügt. 
DIN ame Sn... 18% 
Arzt (Impf-Arzt). 
Rückseite. 


In jedem Impf-Bezirk wird jährlich an Orten und zu Zeiten, welche vorher be- 
kannt gemacht werden, unentgeltlich geimpft. Die erste Impfung der Kinder muss 
vor Ablauf des auf das Geburtsjahr folgenden Kalenderjahres, die spätere Impfung 
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(Wieder-Impfung) bei den Zöglingen einer öffentlichen Lehranstalt oder einer Pri- 
vatschule, mit Ausnahme der Sonntags- und Abend-Schulen, innerhalb desjenigen Kalen- 
derjahres erfolgen, in welchem die Kinder das zwölfte Lebensjahr zurücklegen. Ist die 
Impfung nach dem Urtheile des Arztes erfolglos geblieben, so muss sie spätestens im 
nächsten Jahre wiederholt werden. Der Impfling muss frühestens am 6. und spätestens 
am 8. Tage nach der Impfung dem Arzte zur Besichtigung vorgestellt werden. Eltern, 
Pflege-Eltern und Vormünder, deren Kinder oder Pflegebefohlene ohme gesetzlichen Grund 
und trotz erfolgter amtlicher Aufforderung der Impfung oder der ıhr folgenden Ge- 
stellung entzogen geblieben sind, haben Geldstrafen oder Haft verwirkt. 


Bemerkung. 


Das Formular I kommt für alle Impfungen zur Anwendung, durch welche der gesetz- 
lichen Pflicht genügt ist, und zwar sowohl bei der ersten Impfung ($.1, Ziff. 1 des Impf- 
Ges.), als bei der späteren Impfung (Wieder-Impfung, $. 1, Ziff. 2 des Impf-Gesetzes). 

Im Uebrigen ist zu unterscheiden: 

1. war die Impfung bei dem ersten oder zweiten Male erfolgreich, so ist zwischen den 
Worten »zum...... Male« das Wort »ersten« oder »zweiten« und zwischen dem Worte 
»Male..... Erfolg« das Wort »mit« einzuschalten ; 

2. ist die Impfung zum dritten Male ($. 3 des Impf-Gesetzes) wiederholt worden, so ist 
zwischen den Worten »vzum..... Male« das Wort »dritten«, und zwischen den Worten 
»Male .,..... Erfolg«, je nachdem die Impfung erfolgreich oder erfolglos war, das Wort 
»mit« oder das Wort »ohne« einzuschalten. 


Formular II. 
m | 


Impfschein. 
aD Bern sn Impfliste Nr... . 
RE LE EHRE: ‚ geboren den : .. 2.18. ., wurde an 
ZUM Male .... Erfolg geimpft. 
Die Impfung muss im nächsten Jahre wiederholt werden. 
a Be er Se 
N... 
Arzt (Impf-Arzü) . 
Rückseite 


(wie bei Formular I.) 


Bemerkung. 


Das Formular II kommt für alle diejenigen Fälle zur Anwendung, in denen die 
Impfung wegen Erfolglosigkeit wiederholt werden muss ($. 3 des Impf-Gesetzes), und zwar 
sowohl bei der ersten Impfung (%. 1, Ziffer 1 des Impf-Gesetzes), als bei der späteren 
Impfung (Wieder-Impfung, $. 1, Ziffer 2 des Impf-Gesetzes). 

Je nachdem die Impfung zum ersten oder zweiten Male vorgenommen war, ist zwischen 
den Worten »zum ..... Male« das Wort »ersten« oder »zweiten« einzuschalten. 
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FormularlIIl. 
N seen 
Zeugniss. 


BRDBNEE UN RN Impfliste Nr. . 


RE ein » geharen. den. =... un. Lö... kann wegen. . w; 
ER, . ohne Gefahr meht geimpft werden. 


Demgemäss darf die gesetzliche Impfung bis... ...:.- - unterbleiben. 


N, pe uud. Sa rArRRTN Braune orange or 
N.N. 
Arzt (Impf- Arzt) . 
Rückseite 
(wie bei Formular I.) 


Bemerkung. 


Das Formular III kommt — und zwar sowohl bei ersten Impfungen, als bei spä- 
terer (Wieder-Impfung) — zur Anwendung, wenn eine vorläufige Befreiung von der 
Impfung wegen Krankheit etc. ($. 2 des Impf-Gesetzes) nachgewiesen werden soll. Der 
Befreiungsgrund ist zwischen den Worten »wegen ........ ohne etc.«, die Frist der Be- 
freiung zwischen den Worten »bis........ unterbleiben« anzugeben. Der Name des 
Impf-Bezirks und die Nummer der Impfliste ist von demjenigen Impf-Arzte, beziehungs- 
weise derjenigen Behörde, in deren Impfliste das betreffende Kind eingetragen ist, auszu- 
füllen, sobald ihnen das Zeugniss zur Führung des Befreiungs-Nachweises vorgelegt wird. 


FormularIV, 

Zeugniss. 
InDIEBeZuh N nr - 4» Impfliste Nr... . 
Daiapiaa In ‚gebornden.......18.., hatimJahre.... die 


natürlichen Blattern überstanden; ist im Jahre. . . . mit Erfolg geimpft 
worden und ist demgemäss von der Impfung befreit. 


nn en a ELSE 
INN: 
Arzt (Impf-Arzt). 
Rückseite 
(wie bei Formular 7.) 


Bemerkung. 


Das Formular IV. ist für diejenigen Fälle bestimmt, in denen — sowohl bei ersten 
Impfungen, als bei späterer (Wieder-Impfung) — eine gänzliche Befreiung von der 
Impfung stattfindet. Besteht der Befreiungsgrund darin, dass das Kind die natürlichen 
Blattern überstanden hat, so sind die Worte »ıst im Jahre etc.« bis »worden« auszustreichen ; 
ist dagegen das Kind von der Impfung befreit, weil es bereits mit Erfolg geimpft worden 
ist, so sind die Worte »hat im Jahre etc.« bis »überstanden« auszustreichen. 

‘ Der Name des Impf-Bezirks und die Nummer der Impfliste ist von demjenigen Impf- 
Arzte, beziehungsweise derjenigen Behörde, in deren Impfliste das betreffende Kind ein- 
getragen ist, auszufüllen, sobald ihnen das Zeugniss zur Führung des Befreiungs-Nach- 
weises vorgelegt wird. 


Formular V. 
nn mn 


Impfliste. 


| 


5 De: blos Art der Impfun 5 .lele I4 
es Vaters, So5| IS E) p!ung. ae] 8le & Ursache, wes- 
: Des Impflings Pflegevaters seal2|lys s2e8|l2 Eu] 8 halb von der 
3 oder Vormundes. |S#5 | &|=5| 3 genır | aa Eqo Impfung Abstand 
A > E: 5 E31 518 a er © CE: 82 genommen ist Bemer- 
7 = o (pe! em) 
a, ; 5285 |se gs 25 3el2äls [else kungen. 
=I Vor- |Jahr un Stand und 55'713 |22 |<Z|ss| 2ER. 1387 |8188[85 
&| und Tag der | Name. | Woh- |< 28 en| g“ ic 38 27 8 ol=F1l-2] vor- gänz- 
3 Zuname. | Geburt. nung. |S 52 |& ahee 2 | = z € SE a = läufig. lich. 
er 2 3. 5. KEEP R 1 137 14.1 15. | 16. 17. 18. 
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Bemerkung. Der Impf-Arzt empfängt die Liste, nachdem sie in den ersten sechs Kolonnen von der Behörde oder — bei der späteren 
Impfung (Wieder-Impfung) — von den Schul-Vorstehern ausgefüllt ist. Er füllt seinerseits die übrigen Kolonnen aus. In der Kolonne 19 
muss stets, und zwar durch Anwendung der Buchstaben S. R. Sk. ein Vermerk gemacht werden, wenn ein Impfling an Syphilis, Rachitis oder 
Skrophulosis leidet. Ist der Impf-Pflichtige gestorben oder weggezogen, so ist dies in der Kolonne 19 zu vermerken. 

Die Privat-Aerzte haben für die von ihnen Geimpften entsprechende Listen aufzustellen und vollständig auszufüllen. 
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FormularVI. 
Uebersicht 
über 
das Ergebniss der Impfung. 
NER Zahl der Fälle, Zahl der 

Zahl der Geimpften Fr ran u DEZE der Impfung 
der ann Dre vorschriftswidrig 

Impflinge. mit ohne vorläufig | gänzlich entzogenen 

Erfolg. Erfolg. | Abstand genommen. Pflichtigen. 


2 i 6 

. .), . Jo . 
| 
! { 


Bemerkung. Die Liste ist gesondert für die nach $. 1, Ziffer 1 und $. 1, Ziffer 2 des 
Impf-Gesetzes Impf-Pflichtigen aufzustellen. Ihre Angaben sollen das 
Ergebniss der Impfung für grössere Bezirke enthalten und zur Her- 
stellung einer Uebersicht über die Wirkungen des Impf-Gesetzes für 
den Gesammt-Umfang des Reichs dienen. 
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mn 


Indem wir den Druck des vorliegenden Kommentars schliessen wollen, geht 
uns das neue Impf-Reglement für den Regierungs-Bezirk Liegnitz zu, welches 
wir als einen bemerkenswerthen Beitrag zur Ausführung des Impf-Gesetzes unseren 
Lesern nicht vorenthalten wollen. 


IV. Impf-Reglement für den Regierungs-Bezirk Liegnitz.”) 


In Folge des Reichs-Impfgesetzes vom 8. April 1874 sind mehrfache Abän- 
derungen des von uns unter dem 3. März 1868 entlassenen Regulativs über die 
Ausführung der öffentlichen Schutzpocken-Impfung sowie neue Bestimmungen noth- 
wendig geworden. 

Das genannte Regulativ setzen wir hierdurch auf Grund des Gesetzes vom 
11. März 1850 mit dem 31. März 1875 ausser Kraft, und bestimmen zugleich, 
dass vom 1. April 1875 ab, die öffentlichen Impfungen nach folgenden Vorschriften 
zur Ausführung zu kommen haben. Wir bemerken dabei, dass die Befugniss der 
Militair-Behörde, Anstalts-Verwaltungen u. s. w. für die ihrer Disziplinar - Gewalt 
untergebenen Personen Impfungen anzuordnen durch das Reichs-Impfgesetz und 
unser gegenwärtiges Reglement nicht berührt wird. 


I. Von der Verpflichtung zur Impfung. 
$. 1. Nach. 1 des Reichs-Impfgesetzes vom 8. April d. J. soll der Impfung 
mit Schutzpocken unterzogen werden: 
1. jedes Kind vor dem Ablauf des auf sein Geburtsjahr folgenden Kalenderjahres, 
se fern es nicht nach ärztlichem Zeugniss die natürlichen Blattern überstanden 
hat. 

. Jeder Zögling einer Öffentlichen Lehranstalt oder einer Privatschule, mit Aus- 
nahme der Sonntags- und Abend-Schulen, innerhalb des Jahres, in welchem der 
Zögling des zwölfte Lebensjahr zurückgelegt, so fern er nicht nach ärztlichem 
Zeugniss in den letzten fünf Jahren die natürlichen Blattern überstanden hat 
oder mit Erfolg geimpft worden ist. 


DD 


II, Von der Gestellung an den öffentlichen Impf- und Revaccinations-Terminen. 
$. 2. Alljährlich werden in jedem Kreise in Gemässheit des Reichs-Impfge- 
setzes $. 6 Öffentliche Gesammt -Impfungen und Wieder - Impfungen unentgeltlich 
abgehalten, welche unter Aufsicht und Kontrole der Polizeibehörde stehen und durch 
von uns hierzu bestimmte Medizinal-Personen zur Ausführung gebracht werden. 


$. 3. Eltern, Pflege-Eltern und Vormünder sind bei Vermeidung der im $. 14 
Alinea 2 des Impf-Gesetzes angedrohten Strafe verpflichtet, den ihnen bezeichneten 
eh Angehörigen zur Impfung und Revision pünktlich zur Stelle zu 

ringen. | 


*) Die diesem Reglement beigefügten Formulare I bis VI sind dieselben, welche oben 
S. 1695 ff. mitgetheilt worden, und werden daher hier fortgelassen. 
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$. 4. Die Gestellung der betreffenden impfpflichtigen Schulkinder am Stations- 
orte erfolgt unter persönlicher Leitung der Lehrer derjenigen Ortschaften , welche 
zu dem Impfstations-Orte gehören. 


$. 9. Kann ein Impfling wegen Krankheit nicht geimpft werden, so muss diese 
und zwar sowohl bei ersten Impfungen, wie bei Wieder-Impfungen, durch ein nach 
Schema III unter Berücksichtigung der Bemerkungen auf der Rückseite, auf 
weissem Papier ausgestelltes ärztliches Attest voroder im Impf-Termine nachgewiesen 
werden. 

Der Name des Impf-Bezirks und die Nummer der Impfliste ist, wie in allen 
andern, unten näher bezeichneten Scheinen und Zeugnissen, von demjenigen Impf- 
Arzte, beziehungsweise derjenigen Behörde, in deren Impfliste das betreffende Kind 
eingetragen ist, auszufüllen, sobald ihnen das Zeugniss zur Führung der Befreiung 
vorgelegt wird. 


$. 6. Sind impfpflichtige Kinder im ersten oder zweiten Lebensjahr von der 
Impfung befreit, weil sie bereits privatim geimpft worden sind, oder die natürlichen 
Blattern überstanden haben, so ist dieses durch ein ärztliches, nach Schema IV. 
(unter Berücksichtigung der Bemerkungen auf der Rückseite) auf weissem Papier 
ausgestelltes Attest vor oder während des Impf-Termines nachzuweisen. 


$. 7. Ein gleicher Nachweis ist zu führen, wenn 12jährige Kinder von der 
Impfung befreit sind, weil sie in den letzten fünf Jahren die natürlichen Blattern 
überstanden haben oder mit Erfolg geimpft worden sind. 


$. 8. Die in den öffentlichen Terminen geimpften und wiedergeimpften Indi- 
viduen sind am 8. Tage nach geschener Impfung bezw. Wieder - Impfung zu einer 
von dem Bezirks-Impfarzt festgesetzten Stunde an den bezeichneten Ort zu bringen, 
damit der Erfolg der Impfung oder Wieder-Impfung konstatirt werden kann. 


$. 9. Ist eine Impfung nach dem Urtheile des Arztes erfolglos geblieben , so 
ist.der Impfling spätestes im nächsten Jahre und, falls sie auch dann erfolglos bleibt 
im dritten Jahre zur Wiederholung der Impfung zu gestellen. 

Der Landrath, resp. in Görlitz und Liegnitz die städtische Polizei-Verwaltung 
kann anordnen, dass die letzte Wiederholung der Impfung durch den Impfarzt vor- 
genommen wird. 

$. 10. Sind Impflinge in den bestimmten Terminen nicht gestellt worden, so 
hat der Impfarzt sogleich nach Beendigung des Termins dem Amts- oder Guts- 
Vorsteher resp. der Polizei-Verwaltung in Städten hiervon Anzeige zu machen. 


8. 11. Für diejenigen, welche ohne gesetzlichen Grund gefehlt haben, hat 
der Impfarzt die nächste Impf-Station, sowie die Zeit des dort angesetzten Ter- 
mins zur nachträglichen Vornahme der Impfung, bezw. Wieder-Impfung, zu be- 
stimmen. 

$. 12. Diejenigen, welche aus gesetzlichen Behinderungs-Gründen zur Im- 
pfung nicht erschienen sind, müssen nach Ablauf der von dem Arzte auf dem Be- 
hinderungsschein angegebenen Zeit, jedenfalls binnen Jahresfrist nach Aufhören 
des diese Behinderung begründenden Zustandes, der Impfung unterzogen werden. 

Ob diese Gefahr noch fortbesteht, hat in zweifelhaften Fällen der zuständige 
Impfarzt zu entscheiden. 


‘8. 13. Der Amts-Vorsteher, resp. Polizei -Verwaltung in den Städten hat den 
betreffenden Angehörigen die nochmalige Gestellung der Impflinge aufzugeben, bezw. 
die Bestrafung derselben auf Grund des $. 14 Alinea 2 des Reichs-Impf-Gesetzes zu 
veranlassen. 

$. 14. Ist der Revisions-Termin zum zweiten Male verabsäumt worden, so ist 
108* 
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die Impfung bezw. Wieder-Impfung, als nicht geschehen anzusehen und im nächsten 
Jahre zu wiederholen. 

Dagegen sind diejenigen, welche den Impf-Termin verabsäumen, so oft wieder 
vorzuladen und nach dem Gesetze zu bestrafen, bis die Impfung ausgeführt ist. 


III. Von der Leitung und Beaufsichtigung des Impf-Geschäfts. 
$. 15. Die Gesammtleitung des öffentlichen Impf-Geschäfts im ganzen Kreise 
liegt den Landräthen, in den Städten Görlitz und Liegnitz den Polizei-Verwaltungen 
und dem Kreis-Physikus ob, so dass diese das Technisch -Wissenschaftliche des 
Geschäfts, jene das Polizeiliche besorgen. 


$. 16. In den einzelnen Impf-Bezirken haben auf dem Lande die Amts -Vor- 
steher, in den Städten die Polizei-Verwaltung unter Mitwirkung der Impf-Aerzte für 
die vorschriftsmässige Ausführung des Impf-Geschäfts zu sorgen. 


IV. Von der Ernennung der Impf-Aerzte. 

$. 17. Die Bezirks-Impfärzte werden von den Landräthen, in den Städten 
Görlitz und Liegnitz von den Polizei-Verwaltungen unter Zuziehung der Kreis- 
Physiker aus der Zahl der approbirten Aerzte des Kreises ernannt. 

Hierbei sollen im Interesse des Impfwesens, sowie der Sanitäts-Polizei über- 
haupt, die Kreis-Medizinal-Beamten vorzugsweise und in grösserem Umfange be- 
rücksichtigt werden. 

Kein Kreis-Medizinal-Beamter darf die Ernennung zum Bezirks-Impfarzte ohne 
genügenden Grund ablehnen. 


| V. Von der Bildung und Abgrenzung der Impf-Bezirke und Impf-Stationen. 
$. 18. Die landräthlichen Kreise werden von den Landräthen, die Städte 
Görlitz und Liegnitz von den betreffenden Polizei-Verwaltungen, unter Zuziehung 
des Kreis-Physikus in eine angemessene Zahl von Impf-Bezirken getheilt. 


$. 19. In jedem Impf-Bezirke werden von den Bezirks-Impfärzten alljähr- 
lich zwei, wo möglich abwechselnde, Impf-Stationen bezeichnet, an welchen die 
öffentlichen Gesammt-Impfungen zur Ausführung gebracht werden sollen und wo- 
selbst die Impflinge sich zu versammeln haben. 


$. 20. Bei Aufstellung und Abgrenzung der Impf-Stationen sind im Allge- 
meinen folgende Gesichtspunkte festzuhalten: 
a) einer Impf-Station darf weder eine übermässig grosse, noch eine zu geringe 
Anzahl von Impflingen zufallen ; - R\ 
b) die zu einer Station zusammen gelegten Orte dürfen nicht über 5 Kilometer von 
derselben entfernt sein. 


$. 21. Die Impf-Stationen in den landräthlichen Kreisen sind vor Beginn des 
Impfgeschäfts von den Bezirks-Impfärzten alljährlich dem Landrath anzuzeigen, 
von letzterem nach Anhören des Kreis-Physikus zu bestätigen und durch das Kreis- 
blatt oder auf sonst geeignete Weise den Betheiligten bekannt zu machen. 


VI. Von dem Impf-Lokal. | 

$. 22. Ueber die Beschaffung des Impf-Lokales ist von dem Guts- und Ge- 
meinde-Vorstande eine Vereinbarung zu treffen. Dasselbe muss dem Impfarzt ge- 
nügendes Licht zur sicheren Ausführung der Impfung, den zum Impf-Termin Be- 
stellten auskömmlichen Raum zu Sitzplätzen und den Impflingen vollkommenen 
Schutz vor nachtheiligen Witterungs-Einflüssen, namentlich der Zugluft, gewähren. 

In der Regel werden sich hierzu die Schulstuben am Besten eignen. 

In gleicher Weise haben die Polizei-Verwaltungen von Görlitz und Liegnitz die 
nöthigen Anordnungen zu treffen, 
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VII. Von der Ausführung der Impfung und -Wieder-Impfung. 


$. 23. Die öffentlichen Impfungen sind von Anfang Mai bis Ende September 
jeden Jahres zur Ausführung zu bringen. 


8. 24. Die Bezirks-Impfärzte haben die Impf- und Revisions-Termine, letz- 
tere stets auf den korrespondirenden achten Tag nach der Impfung, anzusetzen und 
acht Tage vorher dem betreffenden Guts- und resp. Gemeinde -Vorstand durch den 
Amts-Vorsteher bezw. der Polizei-Verwaltung in den Städten anzuzeigen. 


$. 25. Diese haben 3 Tage vor dem Termine den Angehörigen, sowie den 
betreffenden Lehrern die Gestellung der Impflinge, resp. der Schulkinder, an dem 
bezeichneten Orte und zur bestimmten Zeit aufzugeben. 


$. 26. Die Guts- und Gemeinde-Vorsteher und Lehrer haben dem Impf- 
Termine beizuwohnen und für Ruhe und Ordnung während desselben zu sorgen. 


8. 27. Der Impfstoff zur Einleitung des Impf-Geschäfts ist von den Kreis- 
Physikern alljährlich frisch im Monat April aus dem Königlichen Impf-Institut zu 
Glogau zu beziehen. 

Es sollen jedoch andere Bezusgquellen, welche genügende Garantie für die 
Güte des Impfstoffs geben, nicht ausgeschlossen sein. 


8. 28. Das Impf-Geschäft beginnt in jedem Bezirk damit, dass eine ent- 
sprechende Anzahl von Impflingen vorgeimpft wird. 

Der betreffende Gemeinde- oder Guts-Vorsteher, resp. Polizei-Verwalter in 
den Städten hat den dieserhalb an ihn ergehenden Requisitionen der Impf-Aerzte 
"nachzukommen und die bestellten Impflinge an den bezeichneten Ort zur festge- 
setzten Zeit zu entsenden. 


8.29. Die Zahl der Vorimpfungen richtet sich nach der Zahl der zu dem 
8 Tage darauf stattfindenden Termine vorgeladenen Impf- und Revaceinations- 
Pflichtigen. 


$. 30. Auf Verlangen ist zur Beförderung der Vorimpflinge ein Fuhrwerk zu 
stellen. 


$. 31. Von diesen vorgeimpften Kindern werden alsdann nach 8 Tagen am 
ersten Stations-Orte des Impf-Bezirks die übrigen Impflinge des Bezirks geimpft, 
resp. wiedergeimpft. | 

Bei der Revision dieser Geimpften nach 8 Tagen an dem zweiten Stations-Orte 
des Impf-Bezirks findet die Vorimpfung der Kinder des nächstfolgenden Impf-Be- 
zirks statt. 

Es ist mithin zur vollständigen Ausführung des öffentlichen Impf-Geschäfts in 
einem Impf-Bezirk eine Reise des Impf-Arztes nach jeder Impf-Station erforderlich. 


$. 32. Die Impfung wird am Sichersten von Arm zu Arm bewirkt. Es ist 
jedoch auch der Gebrauch der Glyzerin-Lymphe gestattet. 

Nur wasserhelle, nicht eiterige und nicht blutige Lymphe aus normalen, kräftig 
entwiekelten, unverletzten Pusteln ganz gesunder Impflinge darf zur Weiter-Impfung 
benutzt werden. 

Revaceinations-Pusteln sind zur Weiter-Impfung niemals zu verwenden. 


8.33. Es sollen niemals mehr als 10, jedoch auch nicht weniger als 5 Impf- 
Pusteln hervorgerufen werden. 


$. 34. Der Bezirks-Impfarzt hat darüber zu bestimmen, zu wieviel Weiter- 
Impfungen ein vorgeimpftes Kind verwendet werden kann. 


VI, Von der Ausstellung der Impfscheine. 
8. 35. Ueber jede Impfung wird nach Feststellung ihrer Wirkung von dem 


1704 Anlage IV. — Impf-Reglement für den Regierungs-Bezirk Liegnitz. 88. 36—44. 


Arzte ein Impf-Schein stempel- und gebührenfrei ausgestellt und im Revisions-Termin 
eingehändigt. 

$. 36. Ist die Impfung mit Erfolg geschehen oder hat sie zum dritten Mal 
keinen Erfolg gehabt, ist mithin der gesetzlichen Pflicht genügt worden, so ist der 
Impf-Schein nach Schema I und zwar bei den Erst-Impflingen auf rothem, bei den 
Wieder-Impflingen auf grünem Papier unter Berücksichtigung der Bemerkungen 
auf der Rückseite auszustellen. | 

$. 37. Hat die Impfung zum ersten oder zweitefi Male keinen Erfolg gehabt, 
muss sie mithin im nächsten Jahre wiederholt werden, so ist zum Impf-Schein das 
Schema II bei Erstlingen auf rothem, bei Wieder-Impfungen auf grünem Papier 
unter Berücksichtigung der Bemerkungen auf der Rückseite zu benutzen. 


$. 38. Bei den Impf-Scheinen für die Wieder-Impfungen ist neben dem Worte 
»Impf-Schein« das Wort »Wieder-Impfung « in Klammer zu setzen. 

$. 39. Die Impf-Scheine resp. Befreiungs-Zeugnisse sind sorgfältig zu ver- 
wahren, weil Eltern, Pflege-Eltern und Vormünder unter Vermeidung der im $. 14 
Alinea 1 des Impf-Gesetzes angedrohten Strafe gehalten sind, auf amtliches Er- 
fordern durch sie den Nachweis zu führen, dass die Impfung ihrer Kinder und 
Pfleglinge erfolgt oder aus einem gesetzlichen Grunde unterblieben ist. 


IX. Von der Aufstellung der Impf-Listen. 

$. 40. Zu Anfang Januar eines jeden Jahres wird durch den Amts-Vorsteher 
jedem Gemeinde- und Guts-Vorsteher, sowie dem Polizei-Verwalter in den zu einem 
Landkreise gehörigen Städten, von dem Landrath ein Exemplar des Schemas V der 
Anlage erforderlichen Falls mit den nöthigen Anlagen, zur Aufstellung der für das 
laufende Jahr anzufertigenden Impf-Liste zugestellt. | 

In den Städten Görlitz und Liegnitz hat die Polizei-Verwaltung diese Listen 
sich selbst zu beschaffen. | | 


$. 41. Die bezeichnete Behörde fertigt alsdann ungesäumt nach diesem Schema 
eine Liste der in dem Guts- resp. Gemeinde-Bezirke vorhandenen, noch nicht ge- 
impften Individuen an, indem sie die Rubriken 1 bis 5 des Schemas ausfüllt; und 
zwar sind aufzuführen : 
a) die sämmtlichen im verflossenen Jahre geborenen ; 
b) die aus früheren Jahren ungeschützt und ungeimpft gebliebenen ; 
c) die in dem Orte seit Aufnahme der letzten Impf-Liste neu angesiedelten, noch 

nicht geimpften Individuen. } © 


$. 12. Die angefertigte Liste muss mit folgendem Atteste versehen sein: 

Sämmtliche vom 1. Januar bis ultimo Dezember 18... geborenen, ferner die 
in dem erwähnten Zeitraume neu zugezogenen ungeimpften, sowie die aus früheren 
Jahren ungeimpft verbliebenen Individuen sind in vorstehender Liste richtig auf- 
geführt, welches bescheinigt der Guts- (Gemeinde-) Vorsteher, Guts- resp. Polizei- 
Verwalter. ; 

N..N. 

von den Amts-Vorstehern, resp. den Polizei-Verwaltungen der zu einem Landkreise 
gehörigen Städte bis zum 15. Februar dem Landrath des Kreises eingereicht werden. 

$. 43. Der Landrath hat demnächst unter Zuziehung des Kreis- Physikus 
diese Listen zu prüfen, insbesondere nachzusehen, ob die in der Liste vom letzt- 
verflossenen Jahre in der Rubrik 17 aufgeführten Individuen vollständig übertragen 
sind, und sodann die Listen wenn sie richtig befunden oder nachdem sie be- 
richtigt worden sind, spätestens zu Ende März den Bezirks-Impfärzten zuzustellen. 


$. 44. Die Bezirks-Impfärzte haben die Rubriken 6 bis 19 an den Impf- resp. 
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Revisions-Terminen auszufüllen und ist demnächst die Impf-Liste mit nachstehendem 
 Atteste zu versehen: 

Dass nach vorstehenden Angaben das Impf-Geschäft vollzogen und dass die in 
der Rubrik 17 aufgeführten Individuen in die Liste für das nächstfolgende Jahr 
übertragen sind, solches bescheinigen : 

Der Bezirks-Impfarzt. Der Gemeinde-Vorsteher vesp. (der Guts-Vorsteher 
NEN, der Polizei-Verwalter) 
N..N. 

$. 45. Die Bezirks-Impfärzte haben ausserdem auch noch diejenigen Indivi- 
duen in die Liste als Nachtrag aufzunehmen, welche im Laufe des Jahres, also nach 
dem letzten Dezember des verflossenen Jahres, geboren sind, sofern für dieselben 
die Impfung nachgesucht wird und diese hierzu geeignet sind. 

Diese im Nachtrage aufgeführten Individuen sind zwar in die Impf-Liste des 
nächstfolgenden Jahres wieder vorzutragen, in Betreff derselben sind aber alsdann 
nur die Rubriken 2, 3, 4 und 5 auszufüllen und in der Rubrik »Bemerkungen « ist 
von den Gemeinde- und Guts-Vorstehern, bezw. Polizei-Verwaltern in den Städten 
und dem Bezirks-Impfarzte zu bescheinigen, dass diese Individuen mit Erfolg bereits 
geimpft worden sind. 


$. 46. Gleichzeitig, zu Anfang Januars, wird dem Vorsteher resp. jeder Vor- 
steherin einer öffentlichen Lehranstalt oder einer Privatschule ein Exemplar des 
Schemas V vom Landrath, in den Städten Görlitz und Liegnitz von den Polizei- 
Verwaltungen, aus dem Auftrage zugefertigt, die Namen derjenigen die Schule be- 
suchenden Kinder, welche im laufenden Jahr das 12. Lebensjahr vollenden, in die 
Rubriken 1 bis 5 der Liste einzutragen. Auch haben die Vorsteher derjenigen 
Schulanstalten, deren Zöglinge dem öffentlichen Impfzwange unterliegen, der be- 
treffenden Behörde ein Verzeichniss derjenigen Schüler mit vorzulegen, für welche 
bei ihrer Aufnahme der Nachweis der Impfung nicht erbracht ist. 


$. 4%. Bis zum 15. Februar jeden Jahres werden diese Revaceinations-Listen 
von den Guts- und Gemeinde-Vorstehern, resp. der Polizei-Verwaltungen der zu 
einem Landkreise gehörigen Städte an das Königliche Landrath-Amt eingereicht. 


$. 48. Von hier gelangen obige Listen, und zwar alphabetisch geordnet, nach 
den Impf-Stationen des Kreises zu Ende März zugleich mit den Vaceinations-Listen 
an die Bezirks-Impfärzte. 

$. 49. DieBezirks-Impfärzte haben an denVaceinations- bezw. Revaceinations- 
Terminen die Rubriken 6 bis 19 auszufüllen und diese Listen sodann bis Ende Ok- 
tober mit einem Bericht über den Verlauf des Impf-Geschäfts im Bezirke unter Be- 
rücksichtigung des für den General-Impf-Bericht des Kreises aufgestellten Gesichts- 
punkte ($. 50) dem Landrath resp. den Polizei-Verwaltungen von Görlitz und Lieg- 
nitz einzureichen. 


$. 50. Der Landrath, resp. Polizei-Verwaltung von Görlitz und Liegnitz, hat 

die von den Bezirks-Impfärzten eingereichten Impf- und Revaceinations-Listen unter 

Zuziehung des Kreis-Physikus zu prüfen und eine summarische Uebersicht über 

das Ergebniss der Erst-Impfungen und Wieder-Impfungen, jede gesondert, nach 

Schema VI aufzustellen. 

$. 51. Demnächst hat der Landrath, bezw. Polizei-Verwaltung von Görlitz und 

Liegnitz, gemeinschaftlich mit dem Kreis-Physikus den Haupt-Impf-Bericht anzu- 
fertigen. Derselbe muss enthalten : 

t. eine Balance der Zahlen, der im laufenden Jahr Geimpften und Wieder - Ge- 

impften mit den entsprechenden Zahlen des vorigen Jahres; | 

%. eine kurze historische Darstellung des Impf-Geschäfts im verflossenen Jahre, 
Angabe über Bezugsquelle des Vaceinations-Stoffes u. dergl. ; 
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3, einen Bericht über den Verlauf der Impf-Pusteln, die erzielten Impf- und Re- 
vaceinations-Erfolge, über etwa vorgekommene Störungen des Impf-Geschäfts, 
Einfluss von epidemischen Krankheiten u. dergl. ; i 

4. eine summarische Nachweisung der im laufenden Jahr etwa vorgekommenen 
Pocken-Erkrankungen ; 

5. wissenschaftliche Beobachtungen und anderweitige zur Sache gehörige Bemer- 
kungen. 

$. 52. Den Haupt- TpfZBericht nebst der Uebersicht über das Ergebniss der 
Impfung im Kreise, resp. der Städte Görlitz und Liegnitz haben der Landrath, resp. 
die betreffenden Polizei- Verwaltungen und der Kreis-Physikus mit den Spezial- 
Impf-Listen der einzelnen Impf-Bezirke bis spätestens ultimo Dezember des be- 
treffenden Jahres an uns einzureichen. 


X. Von den Privat-Impfungen, 

8. 53. Ausser den Bezirks-Impfärzten sind auch andere praktische Aerzte, 
jedoch nur diese unter Beobachtung der erlassenen Vorschriften, befugt, Impfungen 
vorzunehmen. 

$. 54. Sie haben über die ausgeführten Impfungen die vorschriftsmässigen 
Impf-Scheine auszustellen und diese den Angehörigen des Impflings Behufs des 
Nachweises über die geschehene Impfung bei der Revision einzuhändigen. 

$. 55. Ueber die von ihnen vorgenommenen Impfungen haben sie Listen nach 
dem vorgeschriebenen Schema zu führen und dieselben am Jahresschluss dem Land- 
rath, bezw. der Polizei-Verwaltung von Görlitz und Liegnitz einzureichen. 


Xl. Schluss - Bestimmungen. 

$. 56. Bei den öffentlichen Impfungen soll Jedermann, gleichviel von welchem 
Alter, Gelegenheit geboten sein, an sich oder an den Seinigen Revaceinationen 
ausführ en zu lassen. 

Wer sich daher an diesen Terminen zu solchen Zweck meldet, das ohne hin- 
reichende Gründe niemals zurückgewiesen werden. 

Ueber die Remunerirungen der Bezirks-Impf-Aerzte werden in einem Nach- 
trage zu diesem Reglement Bestimmungen ergehen. 

Liegnitz, den 16. Novembr 1874. 


Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Druck von Breitkopf und Härtel in Leipzig. 


Bar 


Ausführungs-Öesehe der Einzelnianten zum Reics- Impf-Wesche 


vom d. Apri 


l. Preussen. 


Gesetz, betreffend die Ausführung des Reichs-Impf-Gesetzes. 
Vom 12, April 1875. 


(Gesetz-Sammlung 1875. S. 191.) 
I. Uebersicht der Motive und der Geschichte des Gesetzes, 


Der $. 18 des Reichs-Impfgesetzes vom 8. April 1874 bestimmt: 


„Die Vorschriften dieses Gesetzes treten mit dem 1. April 1875 
in Kraft. Die einzelnen Bundesstaaten werden die zur Ausführung 
erforderlichen Bestimmungen treffen.“ 


In Folge dieser Vorschrift war vor Allem festzusetzen, wie die 
Kosten des Impfgeschäftes zu tragen seien, und da die bisherigen 
Modalitäten durch die betreffenden Verfügungen des Reichs- Gesetzes 
wesentlich ‚ alterirt waren, so hielt die Preussische Staatsregierung 
eine landesgesetzliche Regulirung der Kostenfrage für nöthig, wäh- 
rend die anderen Bundesstaaten meistens durch landesherrliche Ver- 
ordnungen die erforderlichen Bestimmungen getroffen haben. 

Wie das ganze bisherige Impfwesen in Preussen den Karakter 
thatsächlicher Entwickelung an sich trug, so bot auch der Modus der 
Aufbringung der Kosten ein Bild der buntesten Mannigfaltigkeit dar. 
Diese Kosten setzten sich zusammen aus dem Honorar der Impf-Aerzte, 
dem Aufwande für ihre Beförderung zur Impfstation, den Kosten für 
den Druck der nöthigen Formulare und den sächlichen Kosten an Porto, 
Botenlohn u. s. w. Während die Aerzte für ihre, den öffentlichen 
Impfungen gewidmete Thätigkeit, bald durch eine feste Remuneration, 
bald durch ein nach der Durchschnittszahl der Geimpften berechnetes 
Pauschquantum, hier durch Gewährung von Tagegeldern, dort durch 
eine Abgabe von jeder gelungenen Impfung honorirt, die Fuhren nach 
den Impfstationen aber theils gestellt, theils in Gelde vergütet wurden, 
zeigte sich eine ähnliche Mannigfaltigkeit in Ansehung des Aufbringungs- 
modus. In vielen Kreisen, ja in ganzen Regierungs-Bezirken war eine 
Bezahlung der Impfung seitens der Eltern der Impflinge und ein sub- 
sidiares Eintreten der Orts-Armenkasse üblich. In der Provinz Posen 
wurde ein Zuschlag zu der bei Taufen und Trauungen erhobenen Heb- 
ammensteuer zur Bildung eines Vaccinationsfonds verwendet; im Regie- 
rungs-Bezirk Stralsund traten die Kirchspiele hinzu, um die Impfkosten 
antheilig bereit zu stellen. In der Hauptsache aber wurden die Impf- 
kosten von den Gemeinden und den Kreisen getragen, und zwar in den 
westlichen Provinzen des Staates überwiegend von den Gemeinden, in 
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den östlichen überwiegend von den Kreisen. Eine Betheiligung des 
Staates fand fast nur in einigen, seit 1866 und 1870 mit der Monarchie 
vereinigten Landestheilen, und auch hier nur in Ansehung der Druck- 
kosten für die Formulare statt. a 

Die Gründe nun, aus denen die Kostenfrage einer neuen landes- 
gesetzlichen Regelung bedarf, liegen in den Aenderungen, welche auf 
diesem Gebiete das Reichs-Impfgesetz vom 8. April 1873 gebracht hat. 
Schon die Einführung des direkten Impfzwanges, noch mehr aber die 
angeordnete Wiederimpfung der zwölfjährigen Schulkinder stellt eine 
erhebliche Steigerung der bisherigen Impfkosten in Aussicht. Ob die- 
jenigen, welche in anerkennenswerthem Verständniss der Heilsamkeit 
der Impfung bisher die Kosten des Impfgeschäftes ohne strenge gesetz- 
liche Nöthigung getragen haben, bereit sein würden, auch diesen Mehr- 
aufwand aufzubringen, mag dahingestellt bleiben. Der Gedanke, die 
Impfkosten in bisheriger Weise herbeizuschaffen, erweist sich schon des- 
halb als unausführbar, weil eine einheitliche Regelung des Kosten- 


punktes — um die Vorschriften des Gesetzes zu voller Ausführung zu 
bringen — durchaus nothwendig ist. Das Reichs - Gesetz bestimmt 
nämlich: 


1. dass die Impfungen unentgeldlich sind, 

2. dass Impf-Bezirke, welche Behufs der Impfung und Vor- 
stellung der Geimpften je einem Impf-Aerzte zu unter- 
stellen sind, gebildet, innerhalb dieser Bezirke Impf- 
orte bestimmt, und Kontrol-Listen geführt werden. 


Damit der Bestand der Impf-Bezirke gesichert werde, muss auch 
die Aufbringung der Kosten gesetzlich geordnet sein. — Die Staatsregie- 
rung überreichte deshalb den Entwurf eines Gesetzes, betreffend die 
Ausführung des Reichs-Impfgesetzes, am 10. Februar 1875 zunächst dem 
Herrenhause. Der Entwurf beschränkte sich darauf, dass erdie Kosten, 
welche durch Ausführung des Reichs-Impfgesetzes entstehen, den Krei- 
sen, bezüglich den Städten und den hohenzollerschen Amtsver- 
bänden auferlegte, während die Einrichtung der Impf-Bezirke, die An- 
stellung der Impf-Aerzte der Regierung vorbehalten war, und die 
Impf-Aerzte nach den den Kreis-Physikern zustehenden Sätzen ent- 
schädigt werden sollten. Gegen die Wünsche der Regierung erhob aber 
das Herrenhaus auf Antrag seiner Kommission, nach eingehender Be- 
rathung in der Sitzung am 12. März 1875 die Ansicht zum Beschluss, 
dass wenn den Kommunal-Verbänden neue Lasten auferlegt würden, 
wie dies die Ausführung des Reichs-Gesetzes in erheblichem Masse zur 
Folge habe, ihnen auch die entsprechenden Rechte hinsichtlich 
dieser Geschäfte gegeben werden müssten. Gegenüber den erweiterten 
Pflichten der Kreise sind denselben auch die Rechte zur selbstän- 
digen Bildung der Impf-Bezirke, Anstellung der Impf-Aerzte und Be- 
messung der Entschädigung zu gewähren, und die Staatsregierung ist 
auf das ihr zustehende und auch ausreichende Aufsichtsrecht zu be- 
schränken. In Folge dessen wurde gegen den Regierungs-Entwurf auch 
von einer bestimmten Fixirung der ärztlichen Gebühren für das 
Impfgeschäft Abstand genommen. Das Abgeordnetenhaus brachte 
in der ersten und zweiten Lesung — (36. Sitzung vom 5. April 1875) — 
eine kleine Aenderung in das Gesetz, nahm aber schliesslich bei der 
dritten Lesung am 7. April den Gesetz-Entwurf in der ihm vom Herren- 
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hause gegebenen Fassung an. Derselbe fand die Zustimmung der Regie- 
rung und wurde am 12. April 1875 publizirt. 


Nach dieser kurzen geschichtlichen Uebersicht werden wir 
als einleitende Erläuterungen der Gesetzes-Materie die allgemeinen 
Gesichtspunkte darlegen, welche sich aus der Kommissions-Vorlage 
und aus der General-Diskussion im Herrenhause und Abgeord- 
netenhause ergeben. 


2. Darstellung der Berathung des Gesetzes und ihrer Resultate. 


Sowohl in der Kommissions-Berathung des Herrenhauses, wie bei 
der Diskussion in diesem Hause und im Abgeordnetenhause trat man 
der Regierungs-Vorlage in dem Punkte bei, dass nach den Prinzipien 
der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen die Gemeinden und Kreise 
zu verpflichten sind, die Kosten für das Impfwesen zu tragen. In 
der Kommission kam es zwar wiederholt zur Sprache, ob nicht die 
Kosten des Impfwesens, namentlich in Anbetracht der durch das Reichs- 
Impfgesetz veranlassten Erhöhung derselben, dem Staate überwiesen 
werden sollten, auch wurde erwähnt, dass mehrere Provinzial-Behörden 
darauf angetragen haben. Indessen obwohl im Herrenhause von ‚den 
Vertretern der Städte, wie des Landes lebhafte Klage gegen die vielen 
Lastaufbürdungen auf die Gemeinden geführt wurden, anerkannte man 
doch aus Zweckmässigkeitsgründen und nach Lage der Gesetzgebung 
die Haftbarkeit der Kreise als geboten. Während die Impf-Bezirke, 
wie sie die $. 6 des Reichs-Gesetzes im Auge hat, vielfach über den 
Umfang der Einzel-Gemeinde hinausgreifen, bildet der Kreis die natür- 
liche Unterlage für die Organisation des Impfwesens, weil er zugleich 
die amtliche Thätigkeit der zur Beaufsichtigung des Impfwesens an erster 
Stelle berufenen Organe, nämlich des Landraths und des Kreis-Physikus, 
geographisch begrenzt. Was aber die Kostentragung anlangt, so würde 
die Uebernahme derselben Seitens des Staates, gegenüber den jetzt 
bestehenden Verhältnissen, wonach das Impfwesen den Gemeinden oder 
Kreisen obliegt, ein zentralisirender Rückschritt sein. 

Das sanitätspolizeiliche Regulativ vom 18. August 1835 bestimmt nämlich 
bereits unzweideutig, dass die Sanitäts-Kommissionen und die von ihnen 
zu beschaffenden Einrichtungen und die hierfür aufzubringenden Kosten 
Sache der Kommunen sind. Im $. 51 desselben Regulativs ist das 
Schutzpocken-Impfwesen ausdrücklich der Kontrole und Aufsicht der 
betreffenden Polizei-Behörde — das ist natürlich die Ortspolizei-Behörde 
— unterstellt. Ebenso besagt das Gesetz vom 11. März 1850 in S. 6 
sub f., dass die Sorge für Gesundheit und Leben Sache der Orts- 
polizei sei, und nach $. 3 desselben Gesetzes müssen die Kosten hier- 
für, wie für die ganze örtliche Polizei-Verwaltung überhaupt, von den 
Gemeinden getragen werden. Endlich bestimmt die Kreis-Ordnung in 
$. 59, dass zu den Obliegenheiten des Amts-Vorstehers auch die Gesund- 
heits-Polizei gehöre, und in $. 135 No. XI. ist dem Kreis- Ausschuss 
wenigstens für die Land-Gemeinden und selbständigen Guts-Bezirke bei- 
gelegt: 

1a Entscheidung über die zwangsweise Einführung von sanitäts- 
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polizeilichen Einrichtungen, soweit nicht der Gegenstand durch 
Gesetz geregelt ist; 
2. die Entscheidung über die Verpflichtung zur Tragung der Kosten 
und über deren Vertheilung unter die Verpflichteten. 
(S. stenogr. Bericht des Herrenhauses S. 61, Mitglied Brecht, und 
stenogr. Bericht des Hauses der Abgeordneten, S. 957, Abg. Schmidt.) 
In der Rede des Letzteren kamen auch die Bedenken zur Sprache, 
dass die Kosten nach direkten Steuern berechnet würden, statt nach 
der Seelenzahl. Der Abg. Schmidt führte in dieser Beziehung aus: 


„Nach der Regierungs - Vorlage würden die vom Kreise zu be- 
schaffenden Kosten eine Staatsprästation sein, und dann hätte der, Kreis 
nach $. 116 No.2 der Kreis-Ordnung die Befugniss, die Untervertheilung 
dieser Kosten nach seinem besten Wissen und Gewissen der Billigkeit 
gemäss einzurichten, und wir selbst könnten in diesem Falle den passendsten 
Masstab der Untervertheilung gesetzlich feststellen. Nach der Herren- 
haus-Vorlage ist aber die ganze Angelegenheit eine reine Sache der Selbst- 
verwaltung des Kreises geworden, und da ist es unzweifelhaft, dass nun 
die Untervertheilung nothwendig nach $. 10 ff. der Kreis-Ordnung ge- 
schehen muss, nämlich nach den direkten Staatssteuern. Das ist aber 
gerade in dem vorliegenden Fall entschieden der ungerechteste und un- 
geschickteste Masstab, den man finden kann. Der einzig richtige und 
gerechte Masstab ist der der Untervertheilung nach der Seelenzahl; 
denn gerade von dieser Massregel haben sämmtliche Menschen, einer wie 
der andere, Vortheil und alle werden gleichmässig davon betroffen. Es 
ist also diese Untervertheilung nach dem Masstabe der Seelenzahl ent- 
schieden die allein gerechte; dagegen involvirt die Untervertheilung nach 
den direkten Staatssteuern eine besondere Benachtheiligung namentlich 
für die Gutsbezirke, welche durchschnittlich nur höchstens '/, der Seelen- 
zahl im Verhältniss zu den Gemeinden haben, aber durchschnittlich unge- 
fähr ebenso viel wie diese beitragen müssen. 

Ausserdem sind benachtheiligt die Forensen, die juristischen Personen, 
die Aktien-Gesellschaften u. s. w., die gar kein Interesse zur Sache haben 
und doch dafür mitsteuern müssen. Ausserdem ist der faktische Zustand 
bisher derjenige gewesen, dass im Ganzen eigentlich jeder Einzelne, der 
durch die Massregeln Vortheile gehabt hat, d. h. Jeder, der impfen liess, 
entweder selbst oder durch seine Angehörigen mitsteuert. 

Es haben auch die Regierungen — wenigstens die Regierung zu Lieg- 
nitz bestimmt — an die Kreise geschrieben und sie aufgefordert, schleu- 
nigst Kreistage abzuhalten und sich darüber auszusprechen, ob sie für 
dieses Jahr die Kosten des Impfwesens auf die Kreise übernehmen wollen 
oder nicht, weil das Reichs-Impfgesetz schon mit dem 1. April d. J. in 
Kraft getreten ist. Die Königliche Regierung in Liegnitz hat gleich Vor- 
sorge getroffen in der Ahnung, dass manche oder vielleicht viele Kreise 
die Kosten nicht auf die Kreise übernehmen würden, und hat hinzugefügt: 
wenn das nicht der Fall sei, würde auf das Gesetz von 1835 zurückge- 
gangen werden müssen.“ 


Während man so darüber allseitig einig ward, dass die Kreise, 
bezw. die Gemeinden, die Kosten für das Impfwesen tragen sollten, 
hatte man schon in der Kommission des Herrenhauses den Regierungs- 
Entwurf im Sinne der Selbstverwaltung dahin umgestaltet, dass den 
Kommunal-Verbänden das Recht ertheilt werde, selbst die Impf- 
Bezirke zu bilden und die Impf-Aerzte anzustellen. Der Be- 
richt der Kommission (Berichterstatter Dr. Sulzer) sagt darüber; 
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„Jenes rechtfertige sich dadurch, dass die Bildung der Impf-Bezirke 
von Lokal-Verhältnissen abhängig ist, dass über solche die Kommunal- 
Verbände am besten urtheilen können, und dass auch kein Grund obwalte, 
in dieser Beziehung, etwa im Interesse der allgemeinen Laandes-Verwal- 
tung, den Verbänden im Gesetz Beschränkungen aufzuerlegen, indem, wie 
dies allseitig anerkannt wurde, das Aufsichtsrecht der Staats-Behörden 
dabei selbstverständlich vorbehalten bleibe. Die Berechtigung der Ver- 
bände zur Anstellung der Impf-Aerzte ferner müsse den Verbänden des- 
halb übertragen werden, weil auch bei deren Auswahl und der territorialen 
Regelung ihrer Geschäfte Lokal-Verhältnisse massgebend seien, auch die 
Remuneration der Impf-Aerzte von solchen abhängig sei, und weil gerade 
diese die Kosten der Verbände bei Ausführung des Impf-Gesetzes sehr 
erheblich vermehren wird. Ausserdem sieht es die Kommission als zweifel- 
los an, dass die Verbände stets und ohne Schwierigkeit Aerzte zur Ueber- 
nahme der impfärztlichen Geschäfte finden und sich mit ihnen über die 
Remuneration ebenso leicht einigen werden und zwar in einer Weise, dass 
dadurch die Kosten in angemessenen Grenzen verbleiben werden.“ 


In der Debatte des Herrenhauses wurde der Kommissions-Antrag 
lebhaft unterstützt. Es wäre ein arger Widerspruch mit unserer ganzen 
staatlichen Organisation, namentlich aber mit den Grundsätzen der Selbst- 
verwaltung, wenn man einfach den Kommunen und Kreisen die Kosten 
auferlege; die Abgrenzung der Impf-Bezirke aber und die Bezeichnung 
der Personen der Impf-Aerzte dem Staate überlassen wolle. Auch sei 
bereits in den grösseren Städten, so in der Stadt Barmen,*) nach dem 
von der Kommission aufgestellten Grundsatze verfahren. (Siehe stenogr. 
Ber. d. Herrenh., S. 61.) 


Die Staatsregierung bekämpfte das Bestreben, dem Gesetz-Entwurfe 
einen Beisatz der Selbstverwaltung zu geben. Ihr Vertreter machte 
geltend, dass die Bildung der Impf-Bezirke eine Sache der allgemeinen 
Landes- Verwaltung und ein Attribut der Staats-Aufsicht über das 
Medizinalwesen sei und suchte zu begründen, dass die Tragung der 
Kosten und die Berechtigung dafür, Impf-Bezirke zu bilden und die 
Impf-Aerzte anzustellen, nicht im nothwendigen Zusammenhange ständen. 


Der Regierungs-Kommissar führte wörtlich aus: 


„Denn die Kommunal-Verbände haben auch anderweitig mannigfache 
Staatsprästationen zu tragen, welche kreisweise aufzubringen sind. Viel 
entscheidender als die Kostenlast ist für die Frage, wer jene Berechtigung 
ausüben soll, die Natur der Geschäfte, um deren Besorgung es sich handelt. 
Zweifellos ist die Ausführung des Impf-Gesetzes eine Aufgabe der allge- 
meinen Landes-Verwaltung. Das würde an und für sich nicht hindern, 
die Angegelegenheit den Organen der Selbst-Verwaltung zu übertragen, 
die ja auch anderweit neben den speziellen Geschäften der Kreis-Kom- 


*) Der letztjahrige Verwaltungs-Bericht dieser Stadt weist nach, dass dort im Jahre 
1874 nach der Impf-Liste 4634 Kinder zu impfen waren. Von diesen sind in den öffent- 
lichen, kostenfreien Terminen 2053 Kinder geimpft worden, und überhaupt nur 936 Kinder 
ungeimpft geblieben. Dieses günstige Resultat ist ohne Zwang, lediglich durch die 'Thatig- 
keit der Gemeinde- und Polizei-Verwaltung erzielt worden. Niemand anders stellt in Barmen, 
in Elberfeld, in Krefeld, und in allen grösseren Städten am Rhein die Impf-Bezirke fest, 
als die Gemeinden selbst. Niemand ernennt die Impf-Aerzte anders, als die Gemeinde- 
Behörde, ohne Dazwischenkunft der Regierung, welcher im Uebrigen natürlich das Recht 
der Ober-Aufsicht zusteht. 
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munal-Verwaltung mit Geschäften der allgemeinen Landes-Verwaltung be- 
fasst sind. Die Staats-Regierung ist bei ihrer Vorlage davon ausgegangen, 
dass eine Uebertragung des Impfwesens an die Organe der Selbst-Ver- 
waltung jetzt nicht an der Zeit sei, theils, weil es an einer einheitlichen 
Kreis-Verfassung noch fehlt, theils aber, weil selbst in denjenigen Provinzen, 
wo die Kreis-Ordnung vom 13. Dezember 1872 gilt, die Betheiligung der 
Kreise an den Angelegenheiten der öffentlichen Gesundheitspflege nur eine 
sehr eingeschränkte ist und insbesondere auch den Kreisen keinen Anlass 
bieten kann, sich für diesen Zweig der Verwaltung eigene technische 
Organe zu halten. Auch die Kommission gehe nicht so weit, die Ueber- 
weisnng des ganzen Impfwesens an die Kreise vorzuschlagen, aber gerade 
hier zeigt sich die schwache Seite der Kommissions-Vorschläge. Die Abgren- 
zung der Impf-Bezirke und die Anstellung der Impf-Aerzte ist ein Attribut 
der Aufsicht über das Impfwesen. Die Kommission will diese Funktion, 
Abgrenzung der Impf-Bezirke und Anstellung der Impf-Aerzte, den Kreisen 
überweisen, die sonstige Aufsicht über das Impfwesen aber den Regiminal- 
Behörden überlassen. Damit ist eine Theilung der Aufsicht und folge- 
weise eine Theilung der Verantwortlichkeit gesetzt. Eine solche Organi- 
sation hat aber ihre sehr bedenklichen Seiten. Zunächst bringt sie es mit 
sich, dass, wenn irgendwo Versäumnisse oder Missgriffe vorkommen, jeder 
Theil bemüht ist, die Verantwortlichkeit für dieselben von sich ab- und 
dem andern Theile zuzuschieben. Sodann aber bringt sie eine Unklarheit 
in die Verhältnisse der Impf-Aerzte. Werden die Impf-Aerzte von den 
Kreisen angestellt, so liegt das Missverständniss ausserordentlich nahe, 
als wären die Impf-Aerzte Kreis-Beamte. Die Meinung der Kommission 
ist das nicht gewesen, denn der Bericht erklärt auf Seite 3 für selbst- 
verständlich, dass das Aufsichtsrecht der Staats-Behörde vorbehalten bleibt. 
Aber in der Praxis wird es an Versuchen nicht fehlen, die von den Kreisen 
angestellten Impf-Aerzte als Kreis-Beamte zu qualifiziren, deren Geschäfts- 
führung nach $. 134 der Kreis-Ordnung lediglich der Leitung und Auf- 
sicht des Kreis- Ausschusses unterliegen. Das wäre aber unvereinbar mit 
der den Staats-Behörden obliegenden Verantwortlichkeit für die prompte 
Ausführung des Reichs-Gesetzes. Bisher ist das Impfwesen von dem Land- 
rath und dem Kreis-Physikus geleitet, von der Regierung beaufsichtigt 
worden. Obgleich wir im grössten Theile der Monarchie einen direkten 
Impfzwang bisher nicht hatten, sind dennoch die reellen Resultate 
auf diesem Gebiete sehr erfreuliche gewesen. Nur beispielsweise an- 
geführt, dass nach einem kürzlich eingegangenen Berichte im Regierungs- 
Bezirke Posen während des Jahres 1874 die Zahl der Impfpflichtigen 
40,498 betragen hat, und hiervon sind mit Erfolg geimpft worden 38,358. 
Aehnlich liegen die Verhältnisse in den übrigen Verwaltungs-Bezirken. 
Solche Erfolge berechtigen die Staats-Regierung zu dem Vertrauen, dass 
die Beibehaltungen der bisherigen Einrichtungen auch die Ausführung des 
Reichs-Impf-Gesetzes vollständig sichern. Ob aber ein Gleiches der Fall 
sein werde, wenn eine Theilung der Aufsicht und der Verantwortlichkeit 
eintritt, das ist mindestens sehr zweifelhaft. Aus diesen Gründen kann 
die Staats-Regierung nur wünschen, dass das zu erlassende Gesetz sich 
auf die Bereitstellung der Kosten beschränke. Dagegen die Frage, in- 
wieweit die Organe der Selbst-Verwaltung an dem Impfwesen zu betheili- 
gen seien, der weiteren Entwickelung des Prinzips der Selbst-Verwaltung 
vorbehalten werde.“ 


Gegen diese Auffassung, dass die Impf-Angelegenheit als allge- 
meine Landes-Angelegenheit von der Staats-Regierung nicht aus der 
Hand gegeben werden könne, erwiderte ein Redner des Herrenhauses, 
‚dass schon in der Kreis-Ordnung dem Kreis-Ausschuss eine grosse An- 
zahl solcher Landes - Angelegenheiten übertraren sei. Endlich wieder- 
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holte am Schluss der allgemeinen Diskussion der Berichterstatter 
(Dr. Sulzer): 


„dass das Gesetz vom 11. März 1850, das Regulativ von 1835 und zum 
grossen Theile auch die Kreis-Ordnung ganz bestimmt aussprechen und 
keinen Zweifel darüber lassen, dass das Impfwesen Gegenstand der Lokal- 
Polizei-Verwaltung ist, also nicht der Landes-Verwaltung.“ Auch die 
weiteren Einwendungen des Regierungs - Kommissars: „„es Se 
nicht an der Zeit, den Lokal - Verbänden eine Betheiligung an der 
Ausführung des Gesetzes zu geben, und zwar deshalb nicht, weil die 
Organisation nicht feststände, und weil die Kreise jetzt noch nicht nach 
der Kreis-Ordnung die Befugniss hätten, das Impfwesen zu organisiren 
und zu verwalten,““ seien nicht richtig. Kreise und Städte existiren in der 
ganzen Monarchie mit eigener Verwaltung, also wird das Gesetz in dieser 
Beziehung vollkommen ausführbar sein, und sie werden die Berechtigung 
ausüben können, die ihnen die Vorlage der Kommission zuertheilt. An 
den Orten, wo die Kreis-Ordnung gilt, sind auch die Organe vorhanden, 
die zur Ausführung des Gesetzes nothwendig sind, und dies folgt auch 
aus der Kreis-Ordnung, weil sie die Gesundheits-Polizei mit zur Thätig- 
keit der Ausschüsse rechnet und die Wahrnehmung der Orts-Polizei und 
auch der Gesundheits-Polizei den Amts-Vorstehern für die Amts-Bezirke 
überträgt. Es sind auch hier die Organe vollständig vorhanden. Tritt 
eine Aenderung in diesen Organen ein, so wird es Gegenstand der Ge- 
setzgebung sein, auch auf diesen Zweig der Selbst-Verwaltung sich zu er- 
strecken. Ich glaube also, dass dieses Moment des Herrn Regierungs- 
Kommissars von keiner Bedeutung ist. Er sagt ferner, dass das Impf- 
wesen ein Attribut der Staats-Aufsicht wäre. Auch das ist unrichtig, denn 
es ist vorhin ausgeführt, dass es zur Lokal-Polizei gehört. Wenn derselbe 
endlich einen Mangel darin erblickt, dass die Verantwortlichkeit getheilt 
wäre zwischen den Kreisen und der Aufsichts-Behörde, so ist das, 
glaube ich, eine ganz ungegründete Besorgniss. Die Sache ist bisher 
schon zur Zufriedenheit der Regierung ausgeführt, und sie wird in Zukunft 
noch besser ausgeführt werden können, wenn den Kommunal-Verbänden 
die Berechtigung ertheilt wird, welche die Kommission für sie in An- 
spruch nimmt.“ 


Von Seiten der Regierung hätte man gern wenigstens das Recht zu 
erreichen gesucht, die Impf- Aerzte und die Abgrenzung der Impf- 
Bezirke zu bestätigen. Dem Vorbehalt einer solchen Bestätigung 
wurde jedoch in der Kommission fast allseitig widersprochen, weil er die 
Kommunen in Wahrnehmung ihrer Interessen ohne erheblichen Gewinn 
für die allgemeine Landes-Verwaltung beschränken, auch ein solches Be- 
stätigungsrecht den Prinzipien der Selbst-Verwaltung zuwiderlaufen, über- 
dies zu Differenzen, Beschwerden und Schreibereien führen würde; 
andererseits aber die Interessen des Staats hinsichtlich der Anstellung 
der Impf-Aerzte durch das Aufsichtsrecht der Staats-Behörden aus- 
reichend gesichert wären. 

Auch wurde bei der Debatte im Herrenhause mit Recht betont, 
dass das Impfen eine so äusserst einfache Operation sei, die jeder vom 
Staat approbirte Arzt gleich gut verstände. Die höhere Regierungs- 
Bestätigung wäre also durchaus nicht erforderlich, um zu dokumentiren, 
dass der betreffende Arzt befähigt sei, das Impfgeschäft vorzunehmen. 

Ebenso wurde darauf hingewiesen, dass sachlich der Unterschied 
nicht gross sei, ob die Regierung die Impf-Bezirke und Aerzte zu be- 
stimmen habe, oder ob sie vom Kreise bestimmt. werden. Hat die Re- 
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gierung dies zu thun, so wird sie den Landrath und den Kreis-Physikus 
mit der Abgrenzung der Kreise und Ernennung der Impf-Aerzte beauf- 
tragen; hat der Kreis es zu thun, so werden die Kreis-Ausschüsse 
wiederum den Landrath mit der Ausführung betrauen. Daneben ver- 
bleibt der Regierung ungeschmälert das Ober-Aufsichtsrecht, für welches 
durch die Art und Weise, wie die Impflisten geführt werden, ferner 
durch den immer zu Gebote stehenden Vergleich der zu impfenden und 
und der wirklich mit Erfolg geimpften Kinder eine wirksame Kontrole 
gegeben ist. (Dr. Löwe; s. stenogr. Bericht des Abgeordnetenhauses 
vom 5. April 1875.) 

In der Kommissions-Berathung des Herrenhauses wurde die 
Regierungs-Vorlage auch redaktionell dahin geändert, dass die näheren 
Bestimmungen über das, was die Kreise, bezw. Gemeinden ‚ als Kosten 
tragen sollen, in einem Paragraphen zusammengefasst wurde. Dass zu 
diesen Kosten nicht auch die der Impf-Institute*) gerechnet werden 
können, folgt aus der Natur dieser Anstalten als Staats-Anstalten. Als 
von der einzelnen Gemeinde zu tragende Lasten wurden mit der Re- 
gierungs-Vorlage übereinstimmend die Bereitstellung geeigneter Lokale 
für die Impf- Termine, sowie die Gewährung der bei diesen erforder- 
lichen Schreibhülfe für den Impf-Arzt anerkannt. Dagegen erachtete 
die Kommission es nicht für rathsam, wie der Regierungs- Entwurf 
verlangt, spezielle Bestimmuugen über die Remuneration der Impf-Aerzte 
zu treffen. Sie hielt dafür, dass durch solche Bestimmungen, namentlich 
durch die betreffende Spezialisirung des Entwurfs, einerseits vielfache 
Differenzen und Schreibereien hervorgerufen, andererseits aber die Lasten 
der Kreise erheblich gesteigert werden würden, während die Remunera- 
tion der Impf-Aerzte bei deren Anstellung ohne Schwierigkeiten zu 
beiderseitiger Befriedigung leicht würde geregelt werden können: sollte 
wider Verhoffen dies nicht zu erlangen sein, so würde eine gerechte 
Ausgleichung durch die Regierung sich erreichen lassen. 

In der Debatte wurden diese Gründe damit unterstützt, dass die 
Kosten für die Kreise so gering als möglich sein sollten, und das könne 
man nur dadurch erreichen, dass die Kreise mit den Aerzten über die 


*) In der General-Debatte äusserte sich Abg. Löwe über die Impf-Institute: 


„Dieselben haben in gewöhnlichen Zeiten, wie in -den Zeiten einer ausbrechenden 
Epidemie, für hinreichenden Impfstoff zu sorgen, und zwar nicht blos für den Impf- 
stoff an sich, sondern für einen guten Impfstoff, und dass dieser gute Impfstoff nur 
dadurch erlangt werden kann, wenn man ihn zeitweise erneuert, d, h, wenn man zeit- 
weise wieder auf die eigentlichen Kuhpocken zurückkehrt. Das hat auch die Re- 
gierung früher bei uns hier im Auge gehabt und hat Prämien ausgesetzt, um an den 
Pocken erkrankte Kühe heranzuziehen und von ihnen den Stoff zu entnehmen, Nun 
hat aber die Erfahrung gelehrt, dass der beste Weg der ist, gesunde Kühe zu impfen 
und von diesen geimpften Kühen die Kuhpocken-Lympfe abzunehmen, um sie dann 
zum Weiterimpfen zu verbreiten. Wenn man das aber ausführen will, muss man 
wenigstens bei einigen Impf-Instituten Ställe haben, muss man Wärter haben und 
Kühe kaufen, die man ja wieder verkauft, wo aber dann kleine Verluste vorkommen 
werden. Wie die Regierung diese Zentral-Impf-Institute für die verschiedenen Pro- 
vinzen mit der kleinen Summe von nicht ganz 10,000 Mark, die sie in dem Budget 
gefordert hat, einrichten will, ist mir unverständlich, Ich will Ja nicht Kritisiren, so 
lange ich nicht sehe, was geleistet wird, aber ich mache heute schon darauf aufmerk- 
sam, dass ich nicht begreife, wie die Regierung mit diesem Gelde auskommen will, 
und dass sie eine schwere Verantwortlichkeit auf sich ladet, wenn sie den Theil des 
Gesetzes, dessen Ausführung ihr ganz allein überlassen bleibt, nicht zur Ausführung 
bringt im Geiste des Gesetzes,“ 
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Remuneration für das Impfgeschäft unterhandeln und dasselbe dem 
Wenigstfordernden übertragen könnten. Die Kreise werden die Impf- 
Bezirke nach den Grundsätzen der Zweckmässigkeit und Sparsamkeit 
begrenzen; sie werden diejenigen zu Impf-Aerzten machen, die noch 
nicht sehr ausgedehnte Praxis haben, — die noch gern für ein Billiges 
dies an und für sich so leichte Geschäft besorgen. Möglich, dass die 
Kreise je nach Umständen einmal viel werden bezahlen müssen, weil 
Niemand zur Hand ist; aber umgekehrt, können sie wieder bei vielen 
Konkurrenten eine niedrigere Zahlung ausmachen. (Siehe stenogr. Ber. 
des Abgeordnetenhaus. 8. 959: Dr. Virchow.) Anerkannt wurde auch, dass 
wenn ein Kreis über die zu leistende Remuneration sich mit einem Arzte 
nicht einigen sollte, die Aufsichts-Behörde die zuzubilligende Entschädi- 
gung abzumessen haben werde. (Stenogr. Ber. des Herrenhauses, S. 65.) 

Auch dieser Gesichtspunkt der Kommission fand bei den Berathun- 
sen Annahme. Auf die Bemerkungen des Kommissions-Berichts über 
die weiteren Paragraphen der Regierungs-Vorlage, insbesondere dass 
die bevorstehenden Bestimmungen auch Anwendung auf die bei dem 
Ausbruch ’einer Pocken-Epidemie angeordneten Zwangs-Impfungen 
finden sollen, sowie über den Schluss-Paragraph, betreffend die Ausführung 
des Gesetzes, kommen wir bei der Erläuterung der einzelnen Paragraphen 
zurück. Wir erwähnen nur noch aus der General-Debatte des Abg.- 
Hauses des vereinzelten Bedenkensdagegen, dass obige Zwangs-Impfun- 
gennunmehr den von den Kreisen anzustellenden Impf-Aerzten übertragen 
werden. Gerade diese Art Impfung sei eine eminent staatliche Sache, 
und es würde sich empfohlen haben, dieselbe in der Hand des Staates 
zu behalten. (Stenogr. Ber. Haus der Abg. S. 960: Virchow.) 

Uebrigens regte der Regierungs-Kommissar in der Herren- 
haus-Kommission noch die Frage an, ob nicht den Standes-Beamten 
die Verpflichtung aufzuerlegen sei, bei der Durchführung des Gesetzes 
mitzuwirken. Die Kommission erachtete aber die Aufnahme einer solchen 
Bestimmung in den Entwurf für nicht angemessen, auch nicht für noth- 
wendig, da sich Auszüge aus den Geburts-Listen auch ohne eine aus- 
drückliche Verpflichtung zu deren Ertheilung erlangen lassen würden. 
Es wird hierbei wohl daran gedacht sein, dass bereits in den bestehen- 
den Gesetzen über die Beurkundung des Personenstandes ($. 12 des 
Preussischen Gesetzes vom 9. März 1874 und $.16 des Reichs-Gesetzes 
vom 6. Februar 1875) die Ertheilung von Register- Auszügen vorge- 
sehen ist. 
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3. Gesetz, betreffend die Ausführung des Reichs-Impf-Gesetzes, 
vom 12. April 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. ver- 
ordnen zur Ausführung des Reichs-Impf- Gesetzes vom 8. April 1874 
(Reichs-Gesetz-Blatt S. 31) für den gesammten Umfang der Monarchie, 
mit Zustimmung beider Häuser des Landtages, was folgt: 


(Bildung der Impf-Bezirke; Aufbringung der Kosten.) 


.2. Die Kreise, in den Hohenzollernschen Landen die Amts- 
Verbände haben die Impf-Bezirke zu bilden, die Impf-Aerzte anzustellen 
und die Kosten zu tragen, welche durch die Ausführung des Impf- 
Gesetzes vom 8. April 1874 entst&hen, mit Ausnahme jedoch der Kosten 
für die Herstellung und Unterhaltung der Impf-Institute (8. 9 u Ge- 
setzes vom 8. April 1874). 


Die Regierungs-Vorlage lautete: 


$. 4. „Die Kosten, welche durch die Ausführung des Impf-Gesetzes vom 8. April 
1874 entstehen, sind, mit Ausnahme der Kosten für die Herstellung und Unterhaltung 
der Impf- Institute & 9, des Gesetzes vom 8. April 1874), von den Kreisen, in 
Städten, welche einen selbständigen Kreis bilden, von den Gemeinden, in den Hohen- 
zollern’schen Landen von den Amts-Verbänden zu beschaffen. 

Zu diesen Kosten gehören insonderheit die Tagegelder und Reisekosten der Impf- 
Aerzte, sowie die Kosten für den Druck der erforderlichen Listen, Scheine und 
Zeugnisse, “ 


In Betreff der Weglassung der im $. 1 der Regierungs-Vorlage ent- 
haltenen Worte „in Städten, welche einen selbständigen Kreis 
bilden, von den Gemeinden“ ist zu bemerken, dass diese Aenderung 
im Herrenhause lediglich als eine redaktionelle Aenderung behandelt 
und auch von der Staats-Regierung so angesehen worden ist, indem es 
sich von selbst versteht, dass die Stadtkreise diejenigen Befugnisse er- 
halten, welche den ländlichen Kreisen beigelegt sind, — und ebenso die 
die Stadt Berlin, welche keinen eigentlichen Stadtkreis bildet. — Als 
diejenige Instanz, welcher die Bildung der Impf-Bezirke, die Anstellung 
der Aerzte, zufallen werde, wurden ohne Widerspruch für die östlichen 
Provinzen die Kreis - Ausschüsse und für die übrigen Pro- 
vinzen die Kreistage genannt. (Stenogr. Bericht des Abgeordneten- 
hauses S. 959.) 

Der Inhalt des zweiten Absatzes der Regierungs-Vorlage ist 
nach den Beschlüssen der beiden Häuser in den folgenden $. 2 hinein- 
gezogen. 

Die Diskussion. über $. 1 wurde in die allgemeine Debatte ver- 
flochten, und es wird auf diese diesfälligen Mittheilungen im Abschnitt 2 
hingewiesen. 

Die im S. 9 des Reichs-Gesetzes erwähnten Impf-Institute zur Be- 
schaffung und Erzeugung von Schutzpocken-Lymphe sind in Preussen mit 
geringen Ausnahmen bisher vom Staate unterhalten worden. Es ist nicht 
die Absicht, an diesem Verhältniss, welches sich durch den allgemeinen 
Zweck der "Impf-Institute, dem öffentlichen Wohl zu dienen, rechtfertigt, 
etwas Wesentliches zu ändern. Mit Hülfe einer durch den Entwurf zum 
diesjährigen Staatshaushalts- Etat vorgesehenen geringen Erhöhung der 
etatsmässigen Mittel (glaubt die Regierung) wird es möglich werden, die 
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Preussischen Impf-Institute zur Erfüllung ihrer reichsgesetzlichen Aufgaben 
in den Stand zu setzen, ohne dass es in dieser Beziehung einer anderen, 
als der im $. 1 zum Ausdruck gebrachten gesetzlichen Bestimmung be- 
darf, wonach die Kosten der Impf-Institute von den übrigen Kosten 
der Ausführung des Impf-Gesetzes gesondert werden. ; 


(Von den Seitens der Kreise und Amts-Verbände aufzubringenden Kosten.) 


$. 2. Zu den von den Kreisen und Amts-Verbänden zu tragenden 
Kosten gehören die Remunerationen der Impf-Aerzte, die Kosten der 
erforderlichen Büreau-Arbeiten, sowie die Kosten für den Druck der 
nöthigen Listen, Scheine und Zeugnisse. 

Dafür fallen den Kreisen und Amts-Verbänden aber auch die Ge- 
bühren für die in den Impf-Terminen ertheilten Bescheinigungen zu, s0- 
weit dieselben nach $. 11 des Reichs-Impf-Gesetzes nicht gebührenfrei 
sind. Alle Impf-Scheine sind übrigens stempelfrei. 

Ausserdem ist von den Gemeinden, in deren Bezirk öffentliche Impf- 
j'ermine (8. 6 des Gesetzes vom 8. April 1874) abgehalten werden, 
hierfür ein geeignetes Lokal bereit zu stellen und dem Impf-Arzte die 
dabei erforderliche Schreibhülfe zu gewähren. 


Der $. 2 des Gesetzes enthält den zweiten Absatz des $. 1 und den 
8.3 der Regierungs-Vorlage, während $. 2 derselben gestrichen 
wurde. 

Die Regierungs-Vorlage lautete: | 

S. 2. „Die Impf-Aerzte erhalten für die ihnen obliegenden Geschäfte, in Ermange- 
Inng einer Vereinbarung über eine andere Art der Vergütung, Tagegelder und Reise- 
kosten nach den den Kreis-Physikern zustehenden Sätzen. Sie haben Anspruch auf 
Tagegelder auch für die an ihrem Wohnort abzuhaltenden Impf-Termine. 

$. 3. Die Gemeinden, in deren Bezirk öffentliche Impf-Teımine abgehalten werden 


(8. 6. des Reichs-Gesetzes vom 8. April 1874) haben hierfür ein geeignetes Lokal 
bereit zu stellen und dem Impf-Arzte die nöthige Schreibhülfe zu gewähren,“ 


Die Motive zu $. 5 besagen: 


„Die Bereitstellung des Impf-Lokals ist naturgemäss Sache der Gemeinde, in deren 
Bezirk der Termin abgehalten wird, In Ermangelung anderer Räume dienen dazu die 
Sehul-Lokale. Einer Schreibhülfe bedürfen die Impf- Aerzte nothwendig, weil sie nicht 
gleichzeitig impfen, revidiren und Listen ausfüllen können. Die nothwendige Genauig- 
keit aller dieser Thätigkeiten erfordert ihre Trennung, und kann es den Gemeinden 
nicht schwer fallen, die erforderliche Schreibhülfe durch die ihnen zu Gebote stehen- 
den Organe zu leisten,‘ 


Die Regierung hatte in der Herrenhaus-Berathung ihren Vorschlag, 
die Impf-Aerzte nach den den Kreis-Physikern zustehenden Sätzen zu 
remuneriren, damit begründet, dass dieselben bei Ausübung ihrer Thätig- 
keit kein Privat-Geschäft besorgen, sondern eine Öffentliche Dienstver- 
richtung. Aus Gründen der Kosten Ersparniss aber und um dem Grund- 
satze des 8. 1 konsequent zu werden, hat man die Frage der Remunerirung 
der freien Vereinigung überlassen, und werden die Lokal-Verhältnisse 
bei derselben massgebend sein. 

Der zweite Absatz des Paragraphen fehlte in der sonst gleich- 
lautenden Kommissions-Vorlage und wurde auf Antrag des Abg. Becker 
vom Herrenhause angenommen. 


1718 Impf-Gesetz. Ausführungs-Gesetze. Zu 8.2.8.8. 


„Die Gemeinde zahle die Kosten; deshalb habe sie auch ein Recht auf etwaige Er- 
trägnisse aus dem Impfgeschäft, denn nach $. 11. des Reichs-Gesetzes*) seien nur die 
ersten Impfscheine,,unentgeldlich (s, Stenogr. Ber. des Herrenhauses 12, März 1875 
S. 65.) 


Der Zusatz zu demselben Paragraphen: „Alle Impf-Scheine sind 
übrigens stempelfrei“, wurde aus Vorsicht angenommen, damit nie- 
mals die Impf-Scheine mit Stempel-Gebühren belastet würden. 

Bei der ersten Berathung im Abgeordnetenhause wurde statt der 
Worte: „ia den Impf-Terminen ertheilten Bescheinigungen“ 
nach einem Amendement des Abg. Schmidt „Impf-Bescheinigungen“ 

Ef gesetzt; denn es sind (so urtheilte man) bei jenem Wortlaute gerade die- 
jenigen Impf-Scheine genannt, die in den Impf-Terminen ausgestellt, also 
nach dem Reichs-Gesetz regelmässig gebührenfrei, während die ausser- 
[halb der Impf-Termine ertheilten Scheine, für welche Gebühren ge- 
fordert werden können, also Duplikate resp. Triplikate der ersten Be- 
scheinigungen gar nicht bezeichnet sind. Doch wurde In der dritten 
Lesung die vom Herrenhause überkommene Fassung, trotz der anerkannten 
Inkorrektheit, angenommen, um keine Verzögerung in der Publizirung des 
Gesetzes eintreten zu lassen. Gemeint ist, dass die Aerzte für die 
im Termine selbst ausgestellten ersten Bescheinigungen nicht 
direkt vom Empfänger bezahlt werden. Alle übrigen Bescheini- 
gungen würden‘, als nicht durch das Reichs-Gesetz betroffen, mit einer 
von den Kreisen zu normirenden Gebühr belastet werden können. Uebri- 
gens sind die Kreise ebenso berechtigt, diese Gebühren von vornherein 
den Aerzten als Theil ihrer Emolumente zu überlassen, wie auf dieselben 
‚ gänzlich zu verzichten. 


(Anwendbarkeit der Bestimmungen des $, 2 auf Zwangs-Impfungen bei Pocken- 
Epidemien,) 


$. 3. Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 
die bei dem Ausbruch einer Pocken-Epidemie angeordneten Zwangs- 
Impfungen, — $. 18, Abs. 5 des Gesetzes vom 8. April 1874. 


Die Motive zu diesem Paragraphen (8.4 der Regierungs-Vorlage) 
bemerken: 


„Der $. 18. Absatz 3. des Reichs-Gesetzes lässt die bundesstaatlichen Bestimmungen 
über Zwangs-Impfungen bei dem Ausbruch einer Pocken-Epidemie bestehen. 

Es liegt kein Bedürfniss vor, hieran zur Zeit etwas zu ändern. Doch erscheint es 
erwünscht, die Kosten solcher Zwangs-Impfungen nach denselben Gesichtspunkten zu 
behandeln, welche vorstehend für das regelmässige Impfgeschäft in Vorschlag gebracht 
worden sind,“ 


Gegen diesen Paragraphen wurden in der Kommission des Herren- 
hauses keine Bedenken erhoben, vielmehr ward als selbstverständlich an- 
erkannt, dass was das gegenwärtige Gesetz über die Ausführung der im 
Reichs-Gesetz vorgeschriebenen Impfungen bestimmt, auch auf die bei 
dem Ausbruch einer Pocken-Epidemie auf Grund unserer Landes-Gesetze 
angeordneten Zwangs-Impfungen Anwendung finden müsse. Es ward 
Jedoch darauf hingewiesen, dass das Reichs-Gesetz zwar die Unentgeld- 
lichkeit der Impfungen in den öffentlichen Impf-Terminen vorschreibe, 
diese Vorschrift aber auf die vorgedachten Zwangs-Impfungen nicht schon 
von selbst angewandt werden könne, weil die Laandes-Gesetzgebungen 
*) $. 11 des Impf-Gesetzes vom 8, April 1874 besagt: 


„Die erste Ausstellung der Bescheinigungen (namentlich des Impfscheines) erfolgt 
stempel- und gebührenfrei,“ 
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über diese Zwangs-Impfungen von dem Reichs-Gesetz nicht berührt würden, 
die „vorstehenden Bestimmungen“ aber eben nur für die im Reichs-Gesetz 
angeordneten Impfungen gegeben würden. Aus diesem Grunde wurde 
beantragt, dem $. 4 (jetzt 3) hinzuzufügen: 
„für welche, soweit sie in öffentlichen Impf- Terminen vorgenommen werden, Kosten 
nicht zu erlegen sind,*: 

Das Amendement wurde jedoch mit 6 gegen 3 Stimmen abgelehnt. 
Gründe der Ablehnung sind nicht angegeben. Wahrscheinlich wurde die 
ai auch der Zwangs - Impfungen für selbstverständlich 
erachtet. 


(Vollzug des Gesetzes.) 


$. 4, Die Minister der Medizinal-Angelegenheiten und des Innern 
sind mit der Ausführung des Gesetzes vom 8. April 1874 im Bereiche 
der Monarchie und mit der Ausführung des gegenwärtigen Gesetzes 
beauftragt. 


In der Regierungs-Vorlage fehlten die Wortel,und des Innern“. 
Um die Interessen der Kommunal-Verwaltung bei den Zentral-Behörden 
in der Ausführung des Gesetzes zu vertreten, wurde für nöthig gehalten, 
auch dem Minister des Innern mit der Ausführung des Gesetzes zu 
betrauen. 

Die Ausführungs-Anweisung ist mittelst der in Abschnitt 5 nach- 
folgenden Ministerial-Verfügung vom 19. April 1875 ergangen. , 

Erwähnung verdient noch, dass nach Mittheilung in den Motiven der Regierungs- 

Vorlage von einigen Provinzial-Behörden eine Strafbestimmung für Verweigerung 
der Lymph-Abnahme Behufs der Impfung von Arm zu Arm befürwortet worden war 
Der Entwurf hat eine solche Bestimmung nicht aufgenommen, weil es bisher, wo 
nöthig, dureh Bewilligung von geringfügigen Prämien, noch stets gelungen ist, die 
Angehörigen zur Hergabe ihrer Kinder zum Abimpfen bereitwillig zu machen, Solche 
Prämien sind theils von Denjenigen, welche die Kosten des Impfgeschäfts tragen 
theils aus dem Impf-Prämienfonds (Kap. 128 Titel 11 des Staatshaushalts - Etats) be- 
willigt worden. Hierbei wird es auch ierner bewenden können, — Uebrigens erschieu 
es fraglich, ob eine solche Bestimmung nicht durch das Reichs-Gesetz selbst zu treffen 
gewesen sein würde, 


Die Schlussworte des Gesetzes lauten: 


Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. April 1875. 
(1. S.) Wilhelm. 


Fürst v. Bismarck. Camphausen. Graf zu Eulenburg. 
Leonhardt. Falk. Achenbach. Friedenthal. 
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4. Einige Bemerkungen zur Kritik des Gesetzes. 


Die Freunde der Selbst-Verwaltung hatten es gegen den Willen der Regie- 
rung durchgesetzt, dass auch die Ausführung des Impf-Gesetzes im Sinne 
der Selbstverwaltung den Kreisen übertragen werde. Dabei war auch der 
Grund massgebend, dass da die Kreise einmal die Kosten zu bestreiten 
hätten, diese geringer ausfallen dürften, als wenn der Staat die Geschäfte nach 
einem bestimmten Satze den Kreis-Physikern übertragen hätte. Die Kreise 
haben aber noch keine Organe der öffentlichen Gesundheitspflege; dieselbe 
lag bisher nur in den Händen der Kreis-Physiker, und um sie möglichst ein- 
heitlich zu gestalten, wäre es erwünscht gewesen, diesen auch das Impf- 
Geschäft zu übertragen, wenn dies nach Lage unserer Verhältnisse möglich 
gewesen wäre. Würde man die ganze öffentliche Gesundheitspflege vom Staate 
auf die Kommunal-Verbände übergehen lassen, so müsste man natürlich auch 
bei dem Impfwesen, als einem wesentlichen Gebiete der öffentlichen Gesund- 
heitspflege, so verfahren. Aber nach massgebender Ansicht ist dies weder 
zweckmässig, noch voraussichtlich. Ebenso liegt darin ein Nachtheil, dass die 
Kreis-Physiker, die bis jetzt wesentlich Impf-Aerzte gewesen sind, die Emolu- 
mente für das Impfgeschäft, die ihnen bis jetzt allein zukamen, mit anderen 
Aerzten theilen müssen; denn die Kreis-Physiker sind so schlecht bezahlt, dass 
jede Verminderung ihres Einkommens zu bedauern ist. Doch werden in der 
That die Kreis-Physiker gewiss immer bei der Uebertragung des Impfgeschäfts 
begünstigt werden. Uebrigens ist wohl nicht zu befürchten, dass das Impf- 
geschäft in schlechte Hände kommen könnte, selbst wenn es dem wenigst- 
fordernden Arzte übertragen würde. Jeder Arzt wird die Impfung, eine der 
einfachsten Operationen gleich gut ausführen, und der Arzt, der aus äusseren 
Gründen bei einer etwaigen Ausschreibung des Impfgeschäftes die niedrigsten 
Gebühren fordert, ist zu demselben ebenso gut im Stande, wie der Mehrfor- 
dernde. Auch die Berichte über das Impfwesen, deren Schwerpunkt ja nur 
in der Führung der Listen liegt, dürfte jeder Arzt gleich pflichtgemäss er- 
statten. In anderen Bundesstaaten sind allerdings die amtlichen Aerzte zu- 
gleich zu Impf-Aerzten gemacht, und in Karlsruhe hat der ärztliche Verein 
beschlossen, dass die durch das Gesetz vorgeschriebenen Impfungen ausschliesslich 
den vom Staat dazu bestellten Aerzten zu überlassen seien. In Preussen sind 
aber bei ihrer jetzigen Stellung die staatlichen Aerzte noch viel zu sehr auf 
ihre Privat-Praxis angewiesen, um sich ausschliesslich den Impfgeschäften zu 
widmen, und diese würden bei der oft grossen Ausdehnung der Kreise ihre 
ganze Zeit in Anspruch nehmen. * 

Doch kamen alle Bedenken um desshalb weniger zur massgebenden Gel- 
tung, weil das Gesetz allseitig als ein nur für kurze Zeit berechnetes ange- 
sehen wird. Sobald eine umfassende Organisation der öffentlichen Gesund- 
heitspflege vorgenommen wird, dürfte man auch auf einen der wichtigsten 
Zweige derselben, „das Impfwesen“, zurückkommen, und dann alle Ver- 


besserungen einführen, die bis dahin sich durch die Erfahrungen als noth- 
wendig herausgestellt haben. 
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5. Vollzugs-Verordnung zum Preussischen Gesetz vom 12. April 1875, betr. 
die Ausführung des Reichs-Impf-Gesetzes, vom 8. April 1874. 


Der Gesetz-Entwurf wegen Ausführung des Reich-Impf-Gesetzes, welchen 
ich, der Minister der geistlichen ete. Angelegenheiten, der Königlichen Regie- 
rung mittels Erlasses vom 18. Februar d. J. — No. 663 — mitgetheilt habe, 
um im Anschluss an denselben ein Impf-Regulativ und eine Instruktion für 
die im 8. 1 No. 1 des Reichs-Impf-Gesetzes bezeichneten Schulen, soweit sie 
der Königlichen Regierung unterstellt sind, zu erlassen, hat, wie der Text des 
inzwischen publizirten Gesetzes vom 12. d. Mts. — G.-8. 8. 191 ergiebt, in 
Folge der Verhandlungen im Landtage mehrere erhebliche Aenderungen erT- 
fahren. Insonderheit haben darnach die Verbände, welchen die Kosten der 
Ausführung des Reich-Impf-Gesetzes zur Last fallen, hinfort die Impf-Bezirke 
zu bilden und die Impf-Aerzte anzustellen. 

In Folge dieser wesentlichen Aenderungen wird eine Umarbeitung bezw. 
eine Abänderung der erlassenen Impf-Regulative nicht zu vermeiden sein. In- 
dem wir dies der Königlichen Regierung überlassen, bemerken wir zur Sache 
Folgendes: 


1. das Gesetz vom 12. d. Mts. enthält keine Bestimmung darüber, welche 
Organe die den Kreisen ete. beigelegten Befugnisse auszuüben haben. 
Aus der Natur der Sache aber ergiebt sich, dass, soweit es sich um Be- 
willigung von Mitteln für Zwecke des. Impf-Geschäfts handelt, überall 
der Kreistag resp. die Amtsvertretung, in Stadtkreisen der Gemeinde- 
Vorstand und die Gemeinde-Vertretung in Wirksamkeit zu treten haben. 
Dies gilt insonderheit auch von der Bildung der Impf-Bezirke, weil die- 
‘selbe eine unmittelbare Beziehung zu der Höhe der Kosten hat, und von 
der Bemessung der den Impf-Aerzten zu bewilligenden Remuneration. 


2, Die Bestimmung der Impf-Aerzte ist im Geltungsbereiche der Kreis- 
Ordnung vom 13. Dezember 1872 gemäss $. 1341. c. Aufgabe des Kreis- 
Ausschusses. In den übrigen Theilen der Monarchie fällt sie denjenigen 
Organen zu, welche nach Massgabe der bestehenden Kreis- oder Ge- 
meinde-Verfassungsgesetze die zur Wahrnehmung der Geschäfte des be- 


treffenden Verbandes berufenen Beamten anzustellen haben. 


3. Die Listen der der Impfung unterliegenden Kinder haben gemäss SE 
des Reichs-Impf-Gesetzes die Standes-Beamten zu liefern. Sofern hier- 
für Kosten entstehen, fallen dieselben den im $. 1 des Gesetzes vom 


12. d. Mts. bezeichneten Verbänden zur Last. 


Mehrere Regierungen haben in das Impf-Regulativ zugleich die Instruk- 
tion für die Vorstände der ihnen unterstellten Schulen aufgenommen. 
Dieses Verfahren erscheint nicht zweckmässig, es empfiehlt sich vielmehr, 
gesonderte Instruktionen für die im $.1 No. 2 des Reichs-Impf-Gesetzes 
bezeichneten Schul-Anstalten zu erlassen. 


4 


5. Der $. 13 Absatz 1 des Reichs-Impf-Gesetzes ist nicht, wie in einigen 
Impf-Regulativen geschehen, bloss auf die Kontrole der Revaccination 
beschränken, sondern bezieht sich auf die Fesstellung der gesetzlichen 


Impfung überhaupt, also auch auf die Kontrolle der ersten Impfung. 
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Bei der Nähe des Termins, mit welchem die öffentlichen diesjährigen 
Impfungen beginnen, sollen, empfehlen wir der Königlichen Regierung, Ihre 
Anordnungen zur Ausführung der Impf-Gesetze auf alle Weise zu beschleunigen. 


Der Minister des Innern. Der Minister der geistlichen, Unterrichts- 
Im Auftrage: und Medizinal-Angelegenheiten. 
gez. Ribbeck. In Vertretung: 
‚ gez. Sydow. 


An sämmtliche Königliche Regierungen. 


Abschrift erhält das Königliche Provinzial-Schul-Kollegium zur Kenntniss- 
nahme und Beachtung. 


Der Minister des Innern. Der Minister der geistlichen, Unterrichts- 
Im Auftrage. und Medizinal-Angelegenheiten. 


In Vertretung. 


IC 
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6. Weitere Verfügungen der Minister des Innern und für geistliche etc. 
Angelegenheiten; betr. 


a. Abänderung der von den Königl. Regierungen erlassenen Impf-Regulative, 
Vom 19. April 1875.*) 
(Berl. Klinische Wochenschrift Nr. 18, S, 244). 


(Den Königl. Provinzial-Regierungen war s. Z, der Entwurf des Gesetzes wegen 
Ausführung des Reichs-Impfgesetzes mitgetheit, um auf Grund dessen Impf-Regulative 
zu erlassen. Diese ergingen vor Publikation des Gesetzes. Da der Entwurf des Ge- 
setzes vom Landtage wesentlich in mehreren Bestimmungen abgeändert wurde, so 
mussten die bezügl. Regulative demnächst mit dem Wortlaut des Gesetzes in Einklang 
gebracht werden und erging zu diesem Zwecke folgende Verfügung): 


i) Das Gesetz vom 12. d. Mts. enthält keine Bestimmung darüber, welche Organe 
die den Kreisen etc. beigelegten Befugnisse auszuüben haben. Aus der Natur 
der Sache aber ergiebt sich, dass, soweit es sich um Bewilligung von Mitteln für 
Zwecke des Impf-Gesetzes handelt, überall der Kreistag, resp. die Amts-Vertretung, 
in Stadtkreisen der Gemeinde-Vorstand und die Gemeinde-Vertretung in Wirk- 
samkeit zu treten haben. Dies gilt insonderheit auch von der Bildung der Impf- 
bezirke, weil dieselbe eine unmittelbare Beziehung zu der Höhe der Kosten hat, 
und von der Bemessung der den Impf-Aerzten zu bewilligenden Remuneration. 

2) Die Bestellung der Impf-Aerzte ist im Geltungsbereiche der Kreis-Ordnung vom 
13. Dezember 1872 gemäss $. 134. 1. c Aufgabe des Kreis-Ausschusses, resp, in 
den Hohenzollernschen Landen des Amts- Ausschusses, in den übrigen Theilen der 

_ Monarchie fällt sie denjenigen Organen zu, welche nach Massgabe der bestehenden 
Kreis- oder Gemeinde-Verfassungsgesetze die zur Wahrnehmung der Geschäfte 
des betreffenden Verbandes berufenen Beamten anzustellen haben. 

3) Die Listen der der Impfung unterliegenden Kinder haben gemäss $.7 des Reichs- 
Impfgesetzes die Standes-Beamten zu liefern. Sofern hierfür Kosten entstehen, 
fallen dieselben den im 8. 1. des Gesetzes vom 12. d. Mts. bezeichneten Ver- 
bänden zur Last. 

4) Mehrere Regierungen haben in das Impf-Regulativ zugleich die Instruktion für die 
Vorstände der ihnen unterstellten Schulen aufgenommen. Dieses Verfahren 
erscheint nicht zweckmässig, es empfiehlt sich vielmehr, gesonderte Instruktionen 
für die im $. 1. No. 2 des Reichs-Impfgesetzes bezeichneten Schulanstalten zu 
erlassen. 

5) Der $. 13. Alinea 1. des Reichs-Impfgesetzes ist nicht, wie in einigen Impf-Regula- 
tiven geschehen, blos auf die Kontrole der Revaccination zu beschränken, sondern 
bezieht sich auf die Feststellung der gesetzlichen Impfung überhaupt, also auch 
auf die Kontrole der ersten Impfung. 

Bei der Nähe des Termins, mit welchem die öffentlichen diesjährigen Impfungen 
beginnen sollen, empfehlen wir der Königlichen Regierung, ihre Anordnungen zur Aus- 
führung der Impfgesetze auf alle Weise zu beschleunigen. 

Berlin, den 19. April 1875. 


*) Vgl. die bezüglich von der Kgl. Regierung zu Münster erlassene Anweisung vom 
23. April 1875, unten S. 1730. 
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b. Nichtverpflichtung der Kreise, sich des Beiraths der Kreis-Physiker zu 
bedienen. | 


Vom 8. Juni 1875. 
(Berl. Klin. Wochenschr, No. 26. S. 368.) 


„So wünschenswerth es im Interesse der Sache erscheint, wenn die Kreise bei der 
ihnen durch das Gesetz vom 12. April d. J. zugewiesenen Betheiligung an dem Impf- 
Geschäft sich des Beiraths der Kreis-Physiker bedienen, ihnen doch eine Verpflich- 
tung hierzu nicht auferlegt werden Kann. 

"Im Uebrigen ist daran festzuhalten, dass — abgesehen von der Abgrenzung der 
Impf-Bezirke und der Anstellung der Impf- Aerzte — die Gesetze über das Impfwesen 
von den Regiminal-Behörden auszuführen sind, welche sich hierbei der Laandräthe und 
der Kreis-Physiker als ihrer Organe zu bedienen haben.“ 


Verfügung des Ministers der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- 
Angelegenheiten, Unzulässigkeit der Uebertragung des Impf - Geschäfts 
auf Wund - Aerzte zweiter Klasse. | 


Vom 24. April 1875. 
(Berl, Klinische Wochenschr. No. 19. S. 261). 


„Wundärzten 2. Klasse darf das Impf-Geschäft, nach Massgabe des Reichs-Impf- 
Gesetzes vom 8. April 1874 nicht übertragen werden. Denn das Impf-Geschäft ist 
eine amtliche Funktion, zu deren Uebernahme nach $. 29 Alinea 1 der Gewerbe-Ord- 
nung vom 21. Juni 1869 der Besitz der Approbation als, Arzt erforderlich ist. Eine 
Abweichung hiervon hätte in dem Reichs-Impfgesetze ausdrücklich ausgesprochen 
werden müssen. Das ist nicht nur nicht geschehen, sondern im $. S ausdrücklich vor- 
geschrieben, dass ausser den Impf-Aerzten ausschliesslich Aerzte befugt sind, Impfungen 
vorzunehmen. Dass das Reichs-Impfgesetz an die Qualifikation der öffentlichen Impf- 
Aerzte geringere Anforderungen gestellt habe, als an Privat-Impfärzte, ist um so 
weniger vorauszusetzen, als hierin eine Abweichung von den Grundsätzen der Gewerbe- 
Ordnung liegen würde.“ 
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t. Die Provinzial-Verordnungen. 


Vorbemerkung. 


Nach der oben mitgetheilten abändernden Ministerial-Verfügung 
vom 18. April 1875 sind von den einzelnen Provinzial-Regierungen, bezw. 
Landdrosteien besondere Impf-Regulative zum weiteren Vollzuge der in 
dem Reichs-Gesetz vom 8. April 1874 und dem Preussischen Gesetz 
vom 12. April 1875 getroffenen allgemeinen Anordnungen zu erlassen. 

Wenn auch die wörtliche Wiedergabe dieser provinziellen Verord- 
nungen nach einigen Richtungen hin erwünscht erscheinen mag, so ward 
es doch für rathsam gehalten, Abstand davon zu nehmen, da der materielle 
Inhalt der z. Z. vorliegenden Regulative im wesentlichen ein gleicher 
ist. Wir haben daher, um Wiederholungen zu vermeiden, nur ein Regu- 
lativ mittheilt, und zu diesem Zwecke dasjenige der Kgl. Regierung zu 
Münster gewählt, da in diesem die eingehendsten Vollzugs-Bestimmungen 
getroffen sind. 


RER EE PER SEE ERBE 


a) Impf-Regulativ für den Regierungs-Bezirk Münster. 
Vom 23. April 1875. 
(Regierungs-Amtsblatt S. 115 ff.) 


Unter Aufhebung der bisher für den hiesigen Bezirk über das Impfwesen 
von uns erlassenen Vorschriften wird auf Grund des Reichs-Impfgesetzes vom 
8. April 1874 (R.-G.-Bl. v. 1874 S. 31), sowie des zur Ausführung des letzteren 
ergangenen Gesetzes vom 12. April 1875 (Ges.-Samm|]. S. 191), Folgendes ver- 


ordnet: 
Abfehnitt 1. 
Von der Anfertigung der Impf-Verzeichnisse. 


$: 1. Die Zivil-Standesbeamten haben alljährlich zum 15. Januar dem 
Bürgermeister des Ortes, beziehentlich dem Amtmann des Bezirks ein Ver- 
zeichniss der im verflossenen Jahre geborenen und bis zur Zeit der Aufstellung 
des Verzeichnisses nicht gestorbenen Kinder der Gemeinde als „Verzeichniss 
der neugeborenen Impflinge in der Gemeinde .. .“ einzureichen. Dies Ver- 
zeichniss muss folgende Rubriken ausgefüllt enthalten: 
1. Laufende Nummer. 
2. Vor- und Zuname des Impflings, 
3. Jahr und Tag der Geburt, 
4. Name des Vaters, Pflegevaters oder Vormundes, 
5. Stand und Wohnung des letzteren. 
‚Für jede Gemeinde ist ein besonderes Verzeichniss anzufertigen. 


$.- 2. Die Bürgermeister (Amtmänner) tragen die in den ihnen einge- 
reichten Verzeichnissen aufgeführten Kinder in die nach Formular V. der vom 
Bundesrath erlassenen Schemata eingerichtete Impf-Liste der betreffenden G@e- 
meinde ein, machen bei denjenigen, welche inzwischen gestorben oder ver- 
zogen sind, den entsprechenden Vermerk in Rubrik 19 und fügen, unter gleich- 
zeitiger Ausfüllung der anderen Rubriken, auch die Namen derjenigen Kinder 
hinzu, welche im verflossenen Jahre 

a) ohne Erfolg, 

b) überhaupt nicht geimpft, oder | 

c) bei welchen der Erfolg der Impfung nicht festgestellt worden. 
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Kinder, welche dreimal ohne Erfolg geimpft worden, sind in die Impf- 
Liste nicht aufzunehmen. 

Ferner sind in diese Liste die nach $. 1 Nr. 1 des Reichs-Impf-Gesetzes 
impfpflichtigen Kinder in die Gemeinde eingewanderter Eltern einzutragen. 

Bei Kindern, welche bereits früher erfolglos geimpft worden, ist auch die Ru- 
brik 6 der Impf-Liste von dem Bürgermeister (Amtmann) entsprechend auszufüllen. 


$. 3. Diese Impf-Listen (8.2) sind bis spätestens zum 1. März desselben 
Jahres fertig zu stellen, mit der Bescheinigung zu versehen, dass dieselben 
mit den zu ihrer Aufstellung erforderlich gewesenen und wirklich verwendeten 
Materialien übereinstimmen, und sofort dem betreffenden Landrathe einzu- 
reichen. 

Alle diese Listen sind mit der Aufschrift: „Impf-Liste A. der Ge- 
meinde.. .“ zu versehen. 


$. 4. Die Direktoren der Gymnasien, Progymnasien, Realschulen, Ge- 
werbeschulen und Lehrer-Seminare, sowie die Rektoren der höheren Bürger- 
schulen haben zum 15. Januar eines jeden Jahres ein Verzeichniss derjenigen 
Zöglinge ihrer Anstalt, welche in dem Kalenderjahre das zwölfte Lebensjahr 
zurücklegen, bei dem betreffenden Bürgermeister (Amtmann) einzureichen. 
Dieses Verzeichniss muss folgende Rubriken ausgefüllt enthalten: 

1. Laufende Nummer, 

2. Vor- und Zuname des Zöglings, 

3. Jahr und Tag der Geburt, 

4. Name des Vaters, Pflegevaters oder Vormundes, 
5. Stand und Wohnung des letzteren, 

6. Zahl der vorangegangenen erfolglosen Impfungen. 

Wenn ein Zögling nach ärztlichem Zeugnisse in den letzten 5 Jahren die 
natürlichen Blattern überstanden hat, oder in dieser Zeit mit Erfolg geimpft 
worden ist, so ist dies in einer besonderen Rubrik anzugeben. Das Verzeich- 
niss ist als „Liste der impfpflichtigen Zöglinge des Gymnasiums oder der Real- 
schule u. s. w. zu...“ zu bezeichnen und mit Datum und Unterschrift zu versehen. 

Vom 1. Januar 1876 ab sind in dies Verzeichniss auch diejenigen Zög- 
linge aufzunehmen, welche im vorigen Jahre krankheitswegen nicht geimpft 
werden konnten. 


$. 5. Die Schulvorstände aller andern, im Vorstehenden nicht aufge- 
führten öffentlichen Lehr-Anstalten und die Vorsteher oder Vorsteherinnen von 
Privatschulen mit Ausnahme der Sonntags- und Abend-Schulen, haben für 
die Zöglinge der ihnen unterstellten Schulen die in der vorstehenden Bestim- 
mung ($. 4) geforderten Verzeichnisse in gleicher Weise aufzustellen und dem 
betreffenden Bürgermeister (Amtmann) einzureichen. 


$. 6. Die Bürgermeister (Amtmänner) stellen aus den hier in den $$. 4 
und 5 geforderten Verzeichnissen für die einzelnen Gemeinden nach dem vom 
Bundesrathe angeordneten Formular V. eine besondere Liste mit der Aufschrift 
„Impf-Liste B. der Gemeinde... .“ zusammen, versehen sie mit der oben 
in $. 3 geforderten Bescheinigung und reichen sie gleichzeitig mit den Impf- 
Listen A. dem betreffenden Landrathe ein. 


$. 7. Die Landräthe prüfen die ihnen eingereichten Impf-Listen, sorgen 
event. für deren Vervollständigung und übergeben dieselben, nachdem sie mit 
einem Umschlage, welcher die Bezeichnung „Liste des Impf-Bezirks .. .“ 
trägt, versehen worden, zum 1. April eines jeden Jahres dem betreffenden 


Impt-Arzte. 
Abfhniff IL. 
Von den Impf-Bezirken und den Impf-Stationen und von der An- 
nahme der Iınpf-Aerzte. 
. .,8. 8. Den Vertretungen der Kreise resp. der Stadt Münster liegt die 
Bildung der Impf-Bezirke ob. Die Kreise resp. die Stadt Münster haben die 
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Kosten zu tragen, welche durch die Ausführung des Impf-Gesetzes vom 
8. April 1874 entstehen, mit Ausnahme jedoch der Kosten für die Unterhal- 
tung des Impf-Instituts ($. 9 des Gesetzes vom 8. April 1874). 


$. 9. Zu den von den Kreisen, resp. der Stadt Münster zu tragenden 
Kosten gehören die Remuneration der Impf-Aerzte, die Kosten der erforder- 
liehen Bureau-Arbeiten, wozu auch die etwaigen Kosten für Anfertigung der 
von den Standes-Beamten aufzustellenden Verzeichnisse ($. 1) zu rechnen sind, 
sowie die Kosten für den Druck der nöthigen Listen, Scheine und Zeugnisse. 

Dafür fallen den Kreisen resp. der Stadt Münster die Gebühren für die 
in den Impf-Terminen ertheilten Bescheinigungen zu, soweit dieselben nach 
$. 11 des Reichs-Impf-Gesetzes nicht gebührenfrei sind. Alle Impf-Scheine 
sind stempelfrei. 

Ausserdem ist von denjenigen Gemeinden, in deren Bezirk öffentliche 
Impf-Termine ($. 6 des Gesetzes vom 8. April 1874) abgehalten werden, hier- 
für ein: geeignetes Lokal bereit zu stellen und dem Impf-Arzte die dabei er- 
forderliche Schreibhülfe zu gewähren. 

Soll in Ermangelung eines sonst geeigneten Lokals das Schul-Lokal be 
hufs Vornahme der öffentliehen Impfungen und Revisionen benutzt werden 
so hat ein vorgängiges Benehmen mit dem betreffenden Schulvorstande einzu- 
treten. 


8. 10. Die vorstehenden Bestimmungen ($. 9) finden auch Anwendung 
auf die bei dem Ausbruch einer Pocken-Epidemie angeordneten Zwangs- 
Impfungen — $. 18 Abs. 3 des Ges. v. 8. April 1874. 


. 11. Für jeden von den Kreisen zu bildenden Impf-Bezirk ist von dem 
betreffenden Landrathe und in der Stadt Münster von dem Ober-Bürgermeister 
auf Grund kontraktlicher Verpflichtungen und unter Vorbehalt einer ange- 
messenen Kündigungsfrist ein Impf-Arzt zu bestellen, jedoch dürfen auch einem 
und demselben Arzte mehrere Bezirke übertragen werden. 


8. 12. Die Impf-Aerzte erhalten für die ihnen obliegenden Geschäfte in 
Ermangelung einer sonstigen Vereinbarung, Tagegelder und Reisekosten nach 
den den Königlichen Kreisphysikern zustehenden Sätzen. Sie haben Anspruch 
auf Tagegelder auch für die an ihrem Wohnort abzuhaltenden Impf-Termine. 


$. 13. Innerhalb eines jeden Impf-Bezirkes sind, wo es sich um länd- 
liche Ortschaften handelt, die zur Austührung der Impfungen und Revisio- 
nen zu wählenden Orte (Impf-Stationen) gemäss der Entfernungs-Bestimmung 
im $. 6 des Reichs-Impf- Gesetzes festzustellen, zu veröffentlichen und den 
Impt-Aerzten besonders zu bezeichnen. 


Abfnitt II. 
Von der Ausführung des Impfgeschäfts. 


$. 14. Die Impf-Aerzte haben sich sofort nach Empfang der Impf-Ver- 
zeichnisse ihrer resp. Bezirke einen den Bestimmungen des Gesetzes ent- 
sprechenden Impf- und Revisionsplan für den Impf-Bezirk zu machen, sich mit 
der erforderlichen Menge Lymphe, welche aus dem hiesigen Impf-Institut zu 
beziehen ist, zu versehen, die Impf- und Revisions-Termine nach Massgabe 
der folgenden Bestimmung anzusetzen und der betreffenden Orts-Polizeibehörde 
unter Angabe der Ortschaften, deren Impflinge an diesen Tagen zur Revision 
zu kommen haben, bis spätestens zum 20. April mitzutheilen. 

Bei der Ansetzung der Revisions-Termine ist $. 5 des Reichs-Impf-Gesetzes 
nicht ausser Acht zu lassen. 

$. 15. Die im vorstehenden Paragraphen bezeichneten Termine sind 


dureh die Orts-Behörde dem Publikum, beziehentlich den Vorstehern der 
Schulen mindestens eine Woche vorher bekannt zu machen. | 
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$S. 16. Impf- und Revisions-Termine für 12jährige Impflinge dürfen nicht 
in die Zeit der Ferien der betreffenden Schule gelegt und müssen für die 
schulfreien Nachmittage angesetzt werden. 


$. 17. Im Impf-Termine selbst hat der Impf-Arzt, beziehentlich der von 
der betreffenden Gemeinde ihm gestellte Schreibgehülfe die Rubriken 7 und 8, 
sowie die zutreffende von den Rubriken 9—12, ferner Rubrik 13 und event, 
die Rubriken 17 und 18 mit Tinteschrift deutlich auszufüllen. Der Impf-Arzt 
hat den Impflingen, beziehentlich deren Angehörigen beim Beginn des Impf- 
Termins laut und bestimmt Ort, Tag und Stunde der Feststellung des Impf- 
erfolges (der Revision) bekannt zu machen und dabei auf 8. 5 und die Straf- 
bestimmung im zweiten Alinea des $. 14 des Reichs-Impf-Gesetzes hinzuweisen. 


$. 18. Bei der Ausführung der Impfung und Revision der kleinen Kin- 
der muss zur Aufrechterhaltung der Ordnung der Vorsteher des betreffenden 
. Orts oder ein geeigneter Stellvertreter zugegen sein. Ebenso hat bei den 
Impfungen und Revisionen der Schulkinder der Schulvorsteher oder ein ge- 
eigneter Stellvertreter die Ordnung im Lokale zu überwachen. 


$. 19. Werden im Impf-Termine Impflinge zur Impfung vorgestellt, welche 
nicht in der Liste verzeichnet sind, so ist die Impfung derselben, wenn Krank- 
heit dieselbe nicht ausschliesst, vorzunehmen und der Impfling unter Ausfüllung 
aller entsprechenden Rubriken der Liste in diese einzutragen. 


$- 20. Ueber den Erfolg der Impfung hat der Arzt, je nach der Art 
des ersteren, einen Impfschein nach dem vom Bundesrathe vorgeschriebenen 
Formulare No. I. resp. II. auszufertigen. Bei Revaccinationen ist neben das 
Wort „Impf-Schein“ das Wort („Wieder-Impfung“) in Klammern zu setzen. 

Die Impf-Scheine sind auf Grund der Impf-Listen binnen 14 Tagen nach 
erfolgter Revision auszufertigen und dem Bürgermeister (Amtmann) zur Aus- 
händigung an die Angehörigen der Impflinge, beziehentlich an die Schulvor- 
steher, zuzustellen. 


$. 21. Kann die Impfung oder Revaccination eines Impflings wegen Ge- 
fahr für sein Leben oder seine Gesundheit nicht stattfinden ($. 2 des Impf- 
Gesetzes), so ist für ihn ein Schein nach dem vom Bundesrathe gegebenen 
Formulare No. III. entsprechend auszufüllen, 


$. 22. Ergiebt sich, dass ein Impfliing — auch ein zu Revaccinirender — 
die natürlichen Blattern überstanden hat, der bereits mit Erfolg geimpft, be- 
ziehentlich revaceinirt ist ($. 1 des Impf-Gesetzes), so ist ein Schein nach dem 
vom Bundesrathe gegebenen Formular No. IV. auszustellen. 

Auch die hier erwähnten, wie die im $. 21 gedachten Scheine sind inner- 
halb der im 2, Alinea des $.20 festgestellten Frist den Bürgermeistern (Amt- 
männern) zuzustellen. 


$- 23. Bei der Revision der Geimpften sind die Rubriken 14, 15 und 
16 der Impf-Liste deutlich mit Tinteschrift auszufüllen und ist die Impf-Liste 
dann mit der Unterschrift des betreffenden Arztes versehen binnen 14 Tagen 
nach dem Revisions-Termine der Orts-Behörde zuzustellen. 


Abfehnitf IV. 
Von dem Verfahren nach dem Schlusse des öffentl. Iınpf-Geschäfts. 


$. 24. Die Vorsteher derjenigen Schulanstalten, deren Zöglinge dem 
Impfzwange unterliegen (8. 1 Ziffer 2 des Impf- Gesetzes), haben Anfangs 
September eines jeden Jahres dem Bürgermeister (Amtmann) ein Verzeichniss 
derjenigen impfpflichtigen Schüler einzureichen, für welche der Nachweis der 
Impfung nicht erbracht ist. 


$. 25. Die Bürgermeister (Amtmänner) fordern auf Grund des S. 12 des 
Impf-Gesetzes diejenigen Eltern ete., deren Kinder ete, nach den Impf-Listen 
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noch nicht geimpft sind und bei welchen die Impfung nicht aus einem gesebz- 
lichen Grunde unterblieben ist, auf, einen dem Gesetze genügenden Nachweis 
nach dem entsprechenden Formulare binnen kurzer Frist beizubringen, ver- 
merken auf Grund der beigebrachten Bescheinigung das Entsprechende in der 
Impf-Liste mit ibrer Unterschrift, oder denunziren event. die Eltern etc. bei 
dem zuständigen Polizei-Anwalte, in welchem Falle in die Rubrik „Bemerkun- 
gen‘ der Liste auch ein entsprechender Vermerk zu machen ist. Die Frist 
zur Nachholung der Impfung ($. 4 des Impf-Gesetzes) ist von dem Bürger- 
meister (Amtmann) nach Einholung der Aeusserung des Impf-Arztes zu be- 
stimmen. 

Ebenso ist mit denjenigen Schülern zu verfahren, welche nach den Nach- 
weisungen der Schulvorsteher noch nicht geimpft sind ($. 13 des Impf Gesetzes). 

Diejenigen Impflinge, welche nach den Angaben der Liste überhaupt nicht, 
oder ohne Erfolg geimpft worden, oder bei welehen der Impferfolg nicht 
festgestellt ist, werden in die Liste des kommenden Jahres übertragen (ciE. 
oben 8. 2), und ist dann unter der Liste zu bescheinigen, dass alle in die Liste 
des kommenden Jahres zu übertragenden Impflinge in diese übertragen wWor- 
den sind. 


. 26. Binnen vier Wochen nach Ablieferung der Impf-Liste hat der 
Impf-Arzt dem Bürgermeister (Amtmann) einen eingehenden impf-Berieht über 
seine Impfungen einzureichen. 


$. 27. Diejenigen Aerzte, welche Privat-Impfungen ausgeführt haben, 
haben die gemäss des vom Bundesrathe angeordneten Formulars Nr. V aus- 
sefüllte Liste derselben bis zum 15. Dezember eines jeden Jahres dem be- 
treffenden Bürgermeister (Amtmann) einzureichen. 


8. 28. Alle Impf-Listen und Impf-Berichte sind mit dem Sehlusse des 
Jahres von den Orts-Behörden dem Landrathe einzureichen. ‚Dieser sendet, 
nach vorheriger Prüfung seinerseits, die Listen dem Kreis-Physikus zur Prüfung 
und Zusammenstellung des Hauptergebnisses nach Formular VI. Die Ueber- 
sicht ist gesondert für die nach $.1 Ziffer 1 und $. 2 Ziffer 2 des Impf-Gesetzes 
- Impfpflichtigen aufzustellen und mit den Listen sowie einem Kreis-Impf- 
berichte dem Landrathe bis zum 1. Februar wieder zuzusenden, welcher die 
Listen, den Kreis-Impfberieht und die Uebersicht — letztere nach Vollziehung 
auch seinerseits — bis zum 1. März bei uns einzureichen hat. In der Stadt 
Münster hat die Orts-Behörde die Listen in gleicher Weise dem Stadt-Physikus 
zuzustellen. Dieser sendet die Listen mit der Uebersicht und einem beson- 
deren Impf-Berichte der Orts-Behörde bis zum 1. Februar wieder zurück. Die 
Orts-Behörde reicht diese Listen, den Impf-Bericht und die Uebersicht — die 
letztere nach Vollziehung auch ihrerseits — bis zum 1. März bei uns ein. 


Adfehnitt V. 
Allgemeine Bestimmungen. 


8. 29. Zur näheren Information der betreffenden Behörden, der Schul- 
Vorsteher und Impf-Aerzte und zur besonderen Beachtung sind die zu ver- 
wendenden Listen, Impf-Schein-, Zeugniss- und Uebersichts-Formulare nebst 
einer Gebrauchs- Anweisung unter dem Rubrum „Bemerkung‘ angeschlossen. 

Das unter dem Rubrum „Rückseite“ auf den Impf-Schein- und Zeugniss- 
Formularen (Form. L—IV.) Vermerkte ist auf der Rückseite der auszugeben- 
den Impf-Scheine resp. Zeugnisse abzudrucken. 

Münster, den 23. April 1875. 
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b) Anweisung für die Schul-Vorsteher, betreffend die Impfung der 
zwölfjährigen Zöglinge. Vom 23. April 1875. 
(Regierungs - Amtsblatt S. 117.) 


Die aus dem Reichs-Impf-Gesetze vom 8. April 1874 und unserer Impf- 
Ordnung sich ergebenden Aufgaben für die Schul-Versteher sind folgende: 


1. Die Schul- Vorsteher oder Vorsteherinnen haben alljährlich zum 
15. Januar dem betreffenden Bürgermeister (Amtmann) ein Verzeichniss der- 
Jenigen Zöglinge ihrer Anstalt, welche in diesem Jahre das zwölfte Lebens- 
jahr zurücklegen, einzureichen. Dies Verzeichniss muss folgende Rubriken 
ausgefüllt enthalten: 1. Laufende Nummer, 2. Vor- und Zuname des Zöglings, 
3. Jahr und Tag der Geburt, 4. Name des Vaters, Pflegevaters oder Vormundes, 
9. Stand und Wohnung des Letzteren, 6. Zahl der vorangegangenen erfolg- 
losen Impfungen. 

Wenn ein Zögling nach ärztlichem Zeugnisse in den letzten fünf Jahren 
die natürlichen Blattern überstanden hat, oder in dieser Zeit mit Erfolg ge- 
impft worden ist, so ist dies in einer besonderen Rubrik anzugeben. Das 
Verzeichniss ist als „Liste der impfpflichtigen Zöglinge des Gymnasii ... . (der 
Schul... .,zu...“) zu bezeichnen und mit Datum und Unterschrift zu 
versehen. 

Vom 1. Januar 1876 ab sind in dieses Verzeichniss auch diejenigen Zög- 
linge aufzunehmen, welche im vorigen Jahre krankheitswegen nicht geimpft 
werden konnten. 

Auch sind in dies Verzeichniss alle Zöglinge der Anstalt aufzunehmen, 
welche bis dahin überhaupt nicht geimpft sind, sowie diejenigen, welche das 
zwölfte Lebensjahr zurückgelegt haben und noch nicht revaceinirt sind, 


2. Die impfpflichtigen Zöglinge sind anzuhalten, sich vollzählig zu den 
Impf-Terminen, welche den Schul-Vorstehern rechtzeitig bekannt gemacht werden, 
einzufinden und die Impfung an sich vollziehen zu lassen. Sowohl bei diesem 
Termine als bei der späteren Feststellung des Erfolges der Impfung muss der 
Schul-Vorsteher oder ein geeigneter Stellvertreter zur Aufrechthaltung der 
Ordnung zugegen sein. 

&. Die Vorsteher derjenigen Schul-Anstalten, deren Zöglinge dem Impt- 
zwange unterliegen ($. 1., Ziffer 2 des Impf-Gesetzes) haben bei der Aufnahme 
von Schülern durch Einfordern der vorgeschriebenen Bescheinigungen festzu- 
stellen, ob die gesetzliche Impfung erfolgt ist. 

Ist eine Impfung ohne gesetzlichen Grund unterblieben, so haben sie auf 
deren Nachholung zu dringen. 

Sie sind verpflichtet, Anfangs September eines jeden Jahres dem Bürger- 
meister (Amtmann) ein Verzeichniss derjenigen Zöglinge einzureichen, für 
welche der Nachweis der Impfung nicht erbracht ist. 


A. Die vom Bürgermeister (Amtmann) dem Schul-Vorsteher zugesende- 
ten Bescheinigungen über erfolgte Impfung sind den Zöglingen mit der Wei- 
sung zu übergeben, für die sorgsame Aufbewahrung derselben Sorge zu 
tragen. 

Der $. 1 des Impf-Gesetzes vom 8. April 1874 lautet in dem die Schul- 
Vorsteher angehenden Theile: Ä 

„Der Impfung mit Schutzpocken sollen unterzogen werden: 

2. Jeder Zögling einer öffentlichen Lehr-Anstalt oder einer Privat- 
Schule, mit Ausnahme der Sonntags- und Abend-Schulen, innerhalb 
des Jahres, in welchem der Zöglin« das zwölfte Lebensjahr zurück- 
legt, sofern er nicht nach ärztlichem Zeugniss in den letzten fünf 
Jahren die natürlichen Blattern überstanden hat oder mit Erfolg 
geimpft worden ist.“ 
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if. Königreich Sachsen. 


a) Verordnung, die Ausführung des Reichs-Impf- Gesetzes 
vom 8. April 1874 betreffend; 


vom 20. März 1875. 
(Gesetz- und Verordnungs-Blatt für das Königreich Sachsen S. 167 ff.) 


Zu Ausführung des Reichs-Impf-Gesetzes vom 8. April 1874 (S. 31 fe. 
des R.-Ges.-Bl. v. J. 1874) wird hiermit Folgendes verordnet: 


Impf-Bezirke. ($. 6. des Gesetzes.) 


a) $S. 1. Städte, in welchen die Revidirte Städte-Ordnung vom 24. April 1873 
gilt, sowie 

b) die besondere Medizinal-Bezirke bildenden Landes-Anstalten bilden selb- 
ständige Impf-Bezirke. 

c) Aus den Städten, welche die Städte-Ordnung für mittlere und kleine 
Städte vom 24. April 1873 angenommen haben, und aus den Ortschaften, 
in welchen die Revidirte Landgemeinde-Ordnung vom 24. April 1873 
gilt, sind innerhalb jedes einzelnen amtshauptmannschaftlichen Verwal- 
tungs-Bezirks und in den Schönburgschen Rezessherrschaften Impf-Bezirke 
von angemessenem Umfange zu bilden. Die Bildung der unter lit. e ge- 
dachten Impf-Bezirke hat durch die Bezirks-Aerzte, unter Genehmigung 
der betreffenden amtshauptmannschaftlichen Behörden, zu erfolgen. 

d) Die vom Gemeinde-Verbande ausgenommenen selbständigen Güter sind, 
wenn nicht besondere Verhältnisse eine andere Einrichtung empfehlen, 
in der Regel mit dem Impf-Bezirke derjenigen Stadt- oder Land-Gemeinde 
zu vereinigen, in welcher sich die Schule befindet, zu welcher sie gehören. 
Für jeden aus mehr als einem Orte bestehenden Impf-Bezirk ist ein 
Impf-Ort zu bestimmen. 


Impf-Aerzte. ($. 6. des Gesetzes.) 


$. 2. Für jeden Impf-Bezirk ist ein Impf-Arzt anzustellen. 

In den Impf-Bezirken unter $. 1, a sind die Impf-Aerzte von den Stadt- 
räthen im Einvernehmen mit den Bezirks-Aerzten zu bestellen. 

In den von Landes-Anstalten gebildeten Impf-Bezirken ($. 1. b) hat ein 
Anstalts-Arzt als Impf-Arzt zu fungiren. 

Für die Impf-Bezirke unter $. 1, ce hat die Bestellung der Impf-Aerzte 
dureh die Amtshauptmannschaften und die Verwaltungs-Kommission zu Glauchau 
auf Vorschlag der Bezirks-Aerzte zu erfolgen, Die Letzteren haben sich über 
die von ihnen vorzuschlagenden Persönlichkeiten mit den betreffenden Bürger- 
meistern und Gemeinde-Vorständen, beziehentlich Gutsvorstehern zu verstän- 
digen. Ist zu einer solchen Verständigung nicht zu gelangen, so hat die 
amtshauptmannschaftliche Verwaltungs-Behörde die Persönlichkeit des Impf- 
Arztes zu bestimmen. Bei dieser Bestimmung hat es zu bewenden, so lange 
nicht von dem betreffenden Impf-Bezirke eine Aenderung beantragt wird, 
worüber dann im geordneten Wege weitere Entscheidung zu treffen ist. 

Ein und derselbe Arzt oder Wundarzt kann für mehrere Impf-Bezirke als 
Impf-Arzt bestellt werden. 

Bezirks-Aerzte sind an der Uebernahme der Funktion eines Impf-Arztes 
nicht behindert. 

Die Impf-Aerzte sind mittelst Handschlags an Eidesstatt auf die beige- 
druckte Instruktion zu verpflichten. 

Die Verpflichtung derselben hat in Städten mit Revidirter Städte-Ordnung 
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durch die Stadträthe, inuerkalb der Landes-Anstalten durch die Vorstände 
der letzteren, in den übrigen Impf-Bezirken: ($. 1, ec) durch die Amtshaupt- 
mannschaften, beziehentlich die Verwaltungs-Kommission zu Glauchau zu 
erfolgen. 

© grösseren, besondere Impf-Bezirke bildenden Städten können, nach 
dem Ermessen der betreffenden Stadträthe und Bezirks-Aerzte, den bestellten 
Impf-Aerzten Assistenten in der Person von approbirten Aerzten, beziehent- 
lich legitimirten Aerzten und Wund-Aerzten beigegeben werden. 

Dergleichen Assistenten sind ebenso wie die Impf-Aerzte selbst zu ver- 
pflichten. 


$. & Die Amtshauptmannschaften, beziehentlich die Verwaltungs-Kom- 
mission zu Glauchau und die betreffenden Stadträthe haben die Impf-Bezirke 
mit den für dieselben bestimmten Impf-Orten und die für die Bezirke in Pflicht 
genommenen Impf-Aerzte, beziehentlich die Assistenten der Letzteren in den 
Amtsblättern bekannt zu machen. 


Impf-Lokale. 


S. A. In jedem Impf-Orte ist von der Orts-Behörde ein zur Vornahme 
der Impfungen und zur Vorstellung der Impflinge geeignetes und gehörig 
ausgestattetes Lokal, nach Befinden auf Kosten des Impf-Bezirks, zur Ver- 
fügung zu stellen. 

In grösseren Städten können auch mehrere Impf-Lokale in verschiedenen 
Stadttheilen eingerichtet werden. 

In Impf-Bezirken, welche aus mehr als einer Gemeinde, beziehentlich aus 
Gemeinden und selbständigen Gütern bestehen, hat die Orts-Behörde der zum 
Iimpf-Orte bestimmten Stadt- oder Land-Gemeinde den Orts-Behörden der 
einbezirkten Gemeinden und beziehentlich selbständigen Gutsbezirke über die 
zum Impf-Lokale bestimmten Lokalität rechtzeitig Mittheilung zu machen. 


Impflisten. ($. 7. des Gesetzes.) 


$. 8. Die Aufstellung der in $. 7, Absatz 1. des Gesetzes erwähnten 
Impf-Liisten hat nach dem beigedruckten Formulare V. zu erfolgen und liegt ob: 
a) in Städten mit Revidirter Städte-Ordnung den Stadträthen, 
b) in Städten mit der Städte-Ordnung für mittlere und kleine Städte den 
Bürgermeistern, 
c) in denjenigen Ortschaften, in welchen die Revidirte Land-Gemeinde- 
Ordnung gilt, den Gemeinde-Vorständen, 
d) innerhalb der, besondere Impf-Bezirke bildenden Landes-Anstalten den 
Vorständen der Letzteren. Fi 
Die behördlichen Impf-Listen haben zugleich die, in die betreffende Stadt- 
oder Land-Gemeinde eingeschulten selbständigen Güter zu umfassen. 
In diesen Impf-Listen sind die Impfpflichtigen in alphabetischer Reihenfolge 
ihrer Familiennamen aufzuführen. 


$. 6. Die behördlichen Impf-Listen haben zu umfassen: diejenigen am 
Orte, beziehentlich innerhalb der eingeschulten selbständigen Gutsbezirke sich 
aufhaltenden Kinder, 
a) welche im Orte, beziehentlich in dem selbständigen Gutsbezirke im vor- 
hergehenden Jahre geboren worden nnd noch am Leben sind, 
b) welche nach Ausweis der vorjährigen Impf-Listen im vorhergehenden Jahre 
der Impfpflicht noch nicht gehörig genügt haben, 
c) diejenigen Kinder, welche im vorhergehenden Jahre in den betreffenden 
oe zugezogen sind und der Impfpflicht noch nicht Genüge geleistet 
aben. 
Die von den Schulvorstehern nach $. 11. einzureichenden Listen und Ver- 
. zeichnisse sind als Theile der behördlichen Impf-Listen anzusehen und den 
Letzteren anzuschliessen (zu vergleichen $. 11). 
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Verzeichnisse der Geborenen. ($. 1, Ziffer 1. des Gesetzes). 


$. 7. Die Verzeichnung der in $. 6. sub a gedachten Kinder hat, soweit 
sie nicht in den Jahren 1874 und 1875 auf Grund der in 88. 8. und 9. ge- 
dachten Verzeichnisse vorzunehmen ist, im Jahre 1875 auf Grund derjenigen 
Verzeichnisse der Neugeborenen zu erfolgen, welche nach Massgabe der Ver- 
ordnung des unterzeichneten Ministeriums des Kultus und öffentliehen Unter- 
richts vom 30. April 1872 (Seite 176 Ges.- u. Verordn.-Bl. v. J. 1872) die 
Pfarrer in den Monaten April und September 1874 an die Bezirks-Arzte abzu- 
liefern gehabt haben und die von denselben im Monat April 1875 auf die Zeit 
vom 1. September 1874 bis 1. April 1875 weiter abzuliefern sind. 

Die zuletzt gedachten Verzeichnisse haben, insoweit sie auch die in der 
Zeit vom 1. Januar 1875 bis zum 1. April 1875 Geborenen zu umfassen haben, 
als Unterlagen für die im Jahre 1876 aufzustellenden behördlichen Impf-Listen 
zu gelten. 

Im Monat September 1875 sind von den Pfarrern Verzeichnisse der Ge- 
borenen nicht abzuliefern. 

Dagegen haben die Pfarrer Verzeichnisse der in der Zeit vom 1. April 
bis zum 31. Dezember 1875 Geborenen aufzustellen und dieselben im Monat 
Januar 1876 an die betreffenden Behörden einzureichen. 

Auf Grund der nurgedachten Verzeichnisse auf die Zeit vom 1. April bis 
31. Dezember 1875 und derjenigen Theile der von den Pfarrern im Monat 
April 1875 einzureichenden Verzeichnisse, welche die in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar bis 1. April 1875 Geborenen enthalten, sind in den behördlichen Impf- 
Listen auf das Jahr 1876 die in $. 6, a gedachten Impfpflichtigen zu ver- 
zeichnen. 

Vom 1. Januar 1876 an werden die Pfarrer von der in der schon ange- 
zogenen Verordnung vom 30. April 1872 angeordneten Aufstellung von Ver- 
zeichnissen der Geborenen entbunden. 

Die von den Pfarrern im Monat April 1875 abzuliefernden Verzeichnisse 
der in der Zeit vom }. September 1874 bis 1. April 1875 Geborenen sind 
noch in der bisherigen Weise und unter Verwendung der bisherigen Formu- 
lare aufzustellen und, wie bisher an die Bezirks-Aerzte abzuliefern, welche 
Letztere dieselben sodann unverweilt den betreffenden Stadträthen, Bürger- 
meistern und Gemeinde-Vorständen, heziehentlich Anstalts-Vorständen zuzu- 
stellen haben. | 

Dagegen sind die von den Pfarrern, dem Obigen nach, auf die Zeit vom 
1. April bis mit 31. Dezember 1875 weiter noch aufzustellenden Verzeichnisse 
der Geborenen nicht blos für jeden einzelnen Ort der betreffenden Parochie 
(Städte und ländliche Ortschaften), sondern, dafern zu der Parochie selbstän- 
dige Guts-Bezirke und besondere Impf-Bezirke bildende Landes-Anstalten ge- 
hören, auch für die betreffenden Guts-Bezirke und Landes-Anstalten gesondert 
aufzustellen. Sie sind von den Pfarrern im Monat Januar 1876 den betreffen- 
den Stadträthen, den Bürgermeistern in mittleren und kleinen Städten, den 
Gemeinde-Vorständen und den Anstalts-Direktionen und zwar, was die Ver- 
zeichnisse der innerhalb selbständiger Guts-Bezirke Geborenen anlangt, den 
Stadträthen, Bürgermeistern und Gemeinde-Vorständen derjenigen Orte, in 
welchen die betreffenden Guts-Bezirke eingeschult sind, zuzustellen. 

Auch zu den auf die Zeit vom 1. April bis 31. Dezember 1875 aufzu- 
stellenden pfarramtlichen Verzeichnissen der Geborenen sind die bisher üblich 
gewesenen Formulare zu verwenden. 


$. S. In Betreff der in den Jahren 1874 und 1875 geborenen Kinder, 
welche unter die Vorschriften in $$. 1 und 3 des Gesetzes vom 20. Juni 1870, 
die Einführung der Zivilstands-Register für Personen, welche keiner, im König- 
reiche Sachsen anerkannten Religions-Gesellschaft angehören etc. betreffend 
(S. 215 fg. Ges.- u. Verord.-Bl. v. J. 1870), fallen, sind die Unterlagen für 
die Impflisten ($. 6, a) von den Gerichts-Aemtern zu beschaffen, 
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Zu dem Ende haben die Gerichts-Aemter, ortschaftenweise und unter be- 
sonderer Berücksichtigung der, nach $. 1, b selbständige Impf-Bezirke bilden- 
den Landes-Anstalten, Auszüge aus den, nach $. 1. des Gesetzes vom 
20. Juni 1870 von ihnen zu führenden Geburts-Registern anzufertigen und, 
unterschriftlich vollzogen, an die in $. 5 bezeichneten Behörden abzuliefern. 

Dabei sind diejenigen Kinder, die innerhalb selbständiger Gutsbezirke 
seboren worden sind, in denjenigen Geburts-Register-Auszügen aufzuführen, 
welche auf den Ort lauten, in welchem die Schule sich befindet, zu der das 
betreffende selbständige Gut gehört. 

Zu den Auszügen sind die, in $ 1 der Ausführungs-Verordnung zu dem 
Gesetze vom 20. Juni 1870 vorgeschriebenen Geburts-Register-Formulare, 
jedoch ohne Ausfüllung der beiden letzten Kolonnen, zu verwenden. 

Die Gerichts-Aemter haben, soviel die im Jahre 1874 geborenen Kinder 
anlangt, dafür Sorge zu tragen, dass die Auszüge noch im Laufe des Monats 
April des laufenden Jahres an die betreffenden Behörden ($. 5) gelangen. 

Die Auszüge aus den, das Jahr 1875 umfassenden Geburts-Registern sind 
von den Gerichts-Aemtern im Laufe des Monats Januar 1876 an die in $.5 
bezeichneten Behörden abzugeben. 


x 


$. ®9. Die Verzeichnisse der in den Jahren 1874 und 1875 geborenen 
Kinder von Personen israelitischer Religion werden in jedem der genannten 
beiden Jahre ortschaftenweise bei dem Ministerium des Kultus und öÖffent- 
lichen Unterrichts aufgestellt und den betreffenden Behörden ($. 5) zu dem 
in SS. 6 und 7 gedachten Zwecke zugefertigt werden. 


$. 10. Vom Jahre 1876 an haben die künftigen Standes-Beamten (Reichs- 
Ges. v. 6. Febr. 1875, 8S. 17. fg. — 8. 27 R.-Ges.-Bl. v. J. 1875) die vom 
1. Januar 1876 an Geborenen kalenderjahrweise zu verzeichnen und diese 
Verzeichnisse im Monat Januar jeden folgendeu Jahres an die zu Aufstellung 
der Impflisten verpflichteten Behörden ($. 5) zur Aufnahme der in S. 6, a 
gedachten Kinder in die Impflisten abzuliefern. 


Schul-Listen. ($$. 7 und 18, jet. $. 1, Ziffer 2 des Gesetzes.) 


S. IE. Die Vorsteher von öffentlichen Lehr-Anstalten und Privatschulen 

haben die von ihnen anzufertigenden 

a) Verzeichnisse der Schüler, für welehe der Nachweis der Impfung nicht 

erbracht worden ist, und 

b) die Listen derjenigen ihrer Zöglinge, welche im Laufe des betreffenden 
Jahres ihr zwölftes Lebensjahr zurücklegen, 

nach dem Formulare V, und zwar unter Ausfüllung der Kolonnen 1 bis mit 6, 
aufzustellen und im laufenden Jahre 1875 bis zum Schlusse des Monats April, 
vom Jahre 1876 an aber vier Wochen vor dem Schlusse des Schuljahres an 
diejenigen, nach $ 5 mit der Aufstellung der Impf-Listen beauftragten Behör- 
den, innerhalb deren Verwaltungs-Bezirke die betreffenden Schulen sich befin- 
den, abzuliefern. 

In den vorgedachten Verzeichnissen und Listen sind die darin aufzu- 
führenden Zöglinge in der alphabetischen Reihenfolge ihrer Familiennamen 
zu verzeichnen. 

Dafern sich unter den im Verzeichnisse unter b aufzuführenden Zöglingen 
solche befinden, welche nach 8. 1, Ziffer 2 des Gesetzes ihre Befreiung von 
der Impfpflicht durch ärztliches Zeugniss nachweisen, so ist dies, unter Bei- 
a der betreffenden Zeugnisse, in Kolonne 19 des Formulars V zu 

emerken. 


Vom laufenden Jahre ab kommen die bisherigen Impf-Kontrol-Tabellen 
in Wegfall. 


$. 12. Sobald von den in $. 5 genannten Behörden die Impf-Listen auf- 
gestellt worden sind, haben sich diese Behörden mit dem Impf-Arzte über die 
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von demselben abzuhaltenden Impf- und Revisions-Termine, unter Angabe der 
Zahl der in der Impfliste verzeichneten Impfpflichtigen und unter genauer 
Bezeichnung der Impf-Lokalitäten, zu vernehmen. 

In zusammengesetzten Impf-Bezirken hat die nurgedachte Vernehmung 
mit dem Impf-Arzte durch die Vermittelung der Behörde des Impf-Orts ($. 1 
anı Schlusse) zu erfolgen, der zu diesem Zwecke von den Behörden der 
übrigen Impf-Bezirks-Gemeinden die nöthigen Mittheilungen zu machen sind. 

Der Impf-Arzt hat hierauf die gedachten Termine zu bestimmen und 
solche den betreffenden Behörden und zwar bei zusammengesetzten Bezirken 
der Behörde des Impf-Orts, die ihrerseits unverzüglich den übrigen Behörden 
weitere Mittheilung zu machen hat, bekannt zu geben. 

Die Behörden haben sodann im Amtsblatte oder in etwa sonst ortsüb- 
licher Weise bekannt zu machen, an welchen Orten und an welchen Tagen 
die öffentlichen Impfungen und die Impf-Revisionen vorgenommen werden 
sollen, und die Eltern, Pflege-Eltern und Vormünder der nach 8. 1, Ziffer 1 
des Gesetzes impfpflichtigen Kinder, unter ausdrücklicher Verwarnung vor 
den in $. 14, Absatz 2 des Gesetzes angedrohten Strafen, aufzufordern, mit 
ihren Kindern in den anberaumten Impf- und Revisions-Terminen hehufs der 
Impfung und ihrer Kontrole zu erscheinen oder die Befreiung von der Impfung 
durch ärztliche Zeugnisse nachzuweisen. 

Die nurgedachten Zeugnisse sind im Impf-Termine aufzuweisen. 

In derselben Bekanntmachung sind gleichzeitig auch die Vorsteher der 
im betreffenden Impf-Bezirke vorhandenen Schul-Anstalten aufzufordern, mit 
denjenigen Schul-Zöglingen, die von ihnen in den $. 11. gedachten Verzeich- 
nissen und Listen aufzuführen gewesen sind, in den anberaumten Impf- und 
Revisions-Terminen zu erscheinen. 

Die Schul-Vorsteher können sich in den beregten Terminen durch beson- 
dere Beauftragte vertreten lassen. 

Die Impf-Aerzte haben, sobald von ihnen die Impf- und Revisions-Termine 
bestimmt worden sind, von diesen Terminen und von den Impf-Lokalitäten 
den Bezirks-Arzt in Kenntniss zu setzen. 


$. 13. In den Impf- und Revisions-Terminen hat ein Mitglied einer jeden 
von den betreffenden Orts-Behörden oder ein von derselben Beauftragter zu 
erscheinen, die Impf-Listen mit den nach Befinden dazu gehörigen Befreiungs- 
Nachweisen (vergl. $. 11) zur Stelle zu bringen und dem Impf-Arzte die er- 
forderliche Assistenz, insbesondere auch bei Führung der Listen zu gewähren. 
Die Impf-Listen verbleiben in den Händen der Orts-Behörden. 


Zu $. 9 des Gesetzes. 


$. 14. Den erstmaligen Bedarf an Lymphe im Beginne der jährlichen 
Impt-Periode erhalten die Impf-Aerzte aus einer Lymph-Regenerations- 
Anstalt, etwaigen späteren Bedarf auf Verlangen aus einer Lymph-Versen- 
dungs-Anstalt. 

Welche Bezirke zu diesem Zwecke jeder Lymph-Regeneratious- uud jeder 
Lymph-Versendungs-Anstalt zugewiesen sind, darüber wird besondere Bekannt- 
machung erfolgen.!) 


Zu $. 10 des Gesetzes. 


$. 15. In den Revisi»n--Terminen hat die Ausstellung der Impf-Scheine 
zu erfolgen, zu welcheu sich die Impf-Aerzte, je nach Verschiedenheit der 
Fälle, der beigedruckten Formulare I oder TI zu bedienen haben. 
| Aerztliche Zeugnisse, durch welche die vorläufige oder gänzliche Befreiung 
von der Impfung nachgewiesen werden soll, sind nach den beigedruckten For- 
mularen Ill oder IV auszustellen. 


I) Vergl. die Uebersicht unten in Anlage B, 
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$. 16. Nach Beendigung der ordentlichen öffentlichen Impfungen haben 
die Orts-Behörden, nach $S$. 4 und 13 des Reichs-Gesetzes, die Eltern, Pflege- 
Eltern oder Vormünder derjenigen Impfpflichtigen, bei welchen ohne gesetz- 
lichen Grund die Impfung unterblieben ist, beziehentlich die Vorsteher der- 
jenigen Schul-Anstalten, deren Zöglinge nach $. 1, Ziffer 2 des Gesetzes dem 
Impfzwange unterliegen, dieser Verpflichtung aber ohne gesetzlichen Grund 
nicht genügt haben, in geeigneter Weise aufzufordern, dafür zu sorgen, dass 
die unterbliebene Impfung binnen einer angemessenen Frist nachgeholt werde. 
Auch haben die gedachten Behörden innerhalb ihrer gesetzlichen Strafver- 
fügungs-Kompetenz die straffällig Gewordenen zur Verantwortung zu ziehen. 

Die den Behörden zugekommenen Befreiungs-Nachweise sind von den- 
selben, sobald sie ihnen entbehrlich geworden, an die Betreffenden insoweit 
zurückzugeben, als die Nachweise als genügende anzuerkennen sind. 


$S. 17. Bei drohendem oder erfolgtem Ausbruche der Menschenblattern 
hat die Orts-Behörde auf Antrag des Bezirks-Arztes ausserordentliche Impfungen 
in einem, auf ihre Kosten zu beschaffenden Lokale anzuordnen, dies und die 
im Einvernehmen mit dem Impf-Arzte festzustellenden Impf- und Revisions- 
Termine bekannt zu machen und sowohl Eltern, Pflege-Eltern und Vormünder 
aufzufordern, dass sie ihre noch ungeimpften Kinder dem Impf-Arzte behufs 
Vornahme der Impfung zuführen, als auch an alle erwachsenen Einwohner 
des Ortes die Aufforderung zu richten, sich, beziehentlich nochmals, impfen zu 
lassen. 

$. 1S. Die Impf-Aerzte sind für ihre Mühwaltungen angemessen zu ent- 
schädigen. 

Insoweit nicht mit dem Impf-Arzte wegen seiner Entschädigung von Seiten 
des betreffenden Impf-Bezirks ein Fixations-Abkommen getroffen worden ist, 
gebührt demselben für die Impfung jeder einzelnen Person, einschliesslich der 
Revision, sowie für die Einträge in den Impf-Listen und die erstmalige Aus- 
stellung des Impf-Scheins (8. 10 des Reichs-Gesetzes), beziehentlich mit Ein- 
schluss des Fortkommens, eine Gebühr von 

1 Mark am Wohnorte des Arztes, 
und 
1; Mark ausserhalb des Wohnorts desselben. | 

Die Zustandebringung eines Fixations-Abkommens haben, auf Wunsch des 
Impf-Bezirks, die Bezirks-Aerzte und, in Ansehung der in $. 1 unter c ge- 
dachten Impf-Bezirke, auch die Amtshauptleute durch thätige Mitwirkung mög- 
lichst zu befördern. 

In Bezug auf die Uebertragung des Aufwands für das Impfwesen hat Fol- 
gendes zu gelten: 


a. Regelmässige, auf Grund des Reichs-Gesetzes vorgenommene Impfungen. 


Die Entschädigung des Impf-Arztes, beziehentlich das mit demselben ver- 
einbarte Fixum, und der etwaige sonstige Aufwand wegen der Impfung sind, 
da die Impfungen nach $. 6 des Reichs-Impfgesetzes unentgeltlich vorzunehmen 
sind, beziehentlich mit Rücksicht auf die Vorschriften in $. 103 der Revidirten 
Städte-Ordnung, Art. IV, $. 13 der Städte-Ordnung für mittlere und kleine 
Städte und $$. 75 und 84 der Revidirten Landgemeinde-Ordnung, als Polizei- 
Aufwand von den betroffenen Gemeinden und selbständigen Gütern zu über- 
tragen. 

Nach Beendigung der Impfung hat der Impf-Arzt, wenn ein Fixations- 
Abkommen nicht mit ihm besteht, eine Berechnung der ihm für die Impfungen 
zukommenden Entschädigung auf Grund der Impf-Listen aufzustellen und in 
einfachen, d. h. nur aus einem Orte bestehenden Impf-Bezirken bei der Orts- 
Behörde ($. 5), in zusammengesetzten Im pf-Bezirken bei der Orts-Behörde des 
-Impf-Orts einzureichen. Die betreffenden Behörden haben sodann diese Liqui- 
dationen unverzüglich zu prüfen und zu bezahlen. 
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Den Behörden der Impf-Orte in zusammengesetzten Bezirken ist derjenige 
Betrag der von ihnen bezahlten Liquidation des Impf-Arztes, beziehentlich 
des von ihnen sonst bestrittenen Impfaufwands, der antheilig auf die zu dem 
Impf-Bezirke sonst noch gehörigen Gemeinden und selbständigen Güter zu 
rechnen ist, von den betreffenden Gemeinden, beziehentlich Gutsvorstehern, 
an die sich die gedachten Behörden deshalb zu wenden haben, unverzüglich 
zu erstatten, 

Insoweit wegen der Vertheilung des Betrags der impfärztlichen Liquida- 
tionen und des sonstigen Impfaufwands auf die einzelnen selbständigen Be- 
standtheile eines zusammengesetzten Impf-Bezirks eine besondere Ueberein- 
kunft zwischen diesen Bezirks-Bestandtheilen nicht besteht, hat die Verthei- 
lung nach dem Verhältnisse der Zahl der jedem einzelnen Bestandtheile des 
Bezirks angehörigen Geimpften zu erfolgen. 


b. Ausserordentliche, nach $. 17 erfolgende Impfungen. 


Besteht mit dem Impf-Arzte ein, auch ausserordentliche Impfungen um- 
fassendes Fixations-Abkommen, so ist der auf die betreffenden ausserordent- 
lichen Impfungen zu rechnende Theil des Fixums als Polizei-Aufwand von der 
betreffenden Gemeinde zu übertragen. Dasselbe gilt in allen Fällen von dem 
etwaigen Aufwande für das nach $. 17 von der Orts-Behörde zu beschaffende 
Impf-Lokal. 

Ist der Impf-Arzt für die einzelnen Impfungen zu entschädigen, so ist 
die im zweiten Absatze des gegenwärtigen Paragraphen geordnete Gebühr 
für jede einzelne Impfung von dem Impflinge, beziehentlich dessen Eltern, 
Pflege-Eltern oder Versorgern zu übertragen. 

Die Gebühr ist im Impf-Termine sofort nach der Impfung an den Impf- 
Arzt zu entrichten. 

Insoweit dies nicht geschieht, hat die Orts-Behörde alsbald nach dem 
Impf-Termine die Gebühr von den Restanten einzuziehen und an den Impf- 
Arzt abzuliefern. 

Für Unvermögende ist die Gebühr aus der Orts-Armenkasse zu übertragen. 

Alsbald nach dem Revisions-Termine hat die Orts-Behörde ein Verzeich- 
niss Derjenigen, welche die Gebühr unberichtigt gelassen haben, insoweit nicht 
für dieselben die Zahlung aus der Orts-Armenkasse zu erfolgen hat, nach 
dem unter ® beigedruckten Schema aufzustellen.!) Das Verzeichniss ist von 
dem betreffenden Impf-Arzte mit dem Antrage auf gerichtliche Beitreibung 
der darin aufgeführten Beträge zu versehen und nach dessen Erfolg von der 
Orts-Behörde bei der Gerichts-Behörde einzureichen. 

Die gerichtliche Beitreibung der rückständigen Gebühren erfolgt nach 
Massgabe der Bestimmung im Schluss-Satze des $. 10 des Mandats vom 
22. März 1826, die allgemeine Verbreitung der Schutzblattern-Impfung be- 
treffend (S. 33 Ges.-Samml. v. J. 1826). 


1) @ Verzeichniss Derjenigen, welche Impfgebühren schulden. 


Name und Stand 
Impftermin, Impfarzt, der Geimpfte, 
Restanten. 


3. Juni 1875. | med. prakt. Johann Müller | Christian Schneider, Schuh- 
Rs zu N.N. macher. 


9 Kinder. 


FürchtegottSchuster, Häusler.| Schuster selbst. 


Gottlieb Richter, Schneider. | Richters Ehefrau, 


„9 *) 
29 ” 


N. N., am 12. Juni 1875. 
(L. S.) Johann Gottlieb Berger. 
Gemeinde-Vorstand. 
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Zu $. 8 des Gesetzes. 


$. 19. Aerzte, welche nicht als öffentliche Impf-Aerzte Impfungen vor- 
nehmen, haben sich bei den darüber zu führenden Listen des Formulars V 
zu bedienen. Sie haben für jeden Ort, in welchem sie solche Impfungen vor- 
nehmen, eine besondere Liste aufzustellen. > 

Diese Listen haben sie am Schlusse des Kalenderjahrs in Dresden, Leipzig 
und Chemnitz bei den dortigen Stadträthen, anderwärts bei der Bezirks- 
Amtshauptmannschaft, beziehentlich der Verwaltungs-Kommission in Glauchau 
einzureichen. 

Zu den Impf-Scheinen ($. 10 des Gesetzes) haben sich die Eingangs ge- 
dachten Aerzte der beigedruckten Formulare I oder II zu bedienen. 


$. 20. Am Schlusse des Kalenderjahrs haben die Orts-Behörden und 
beziehentlich die in $. 19 genannten Behörden die Impf-Listen an den betreffen- 
den Bezirks- Arzt abzugeben. 

Die Bezirks-Aerzte haben sodann eine Uebersicht der Ergebnisse der 
Impfungen und Wieder-Impfungen, und zwar mit Unterscheidung dieser beiden 
Kategorien, nach dem beigedruckten Formulare VI in 3 Exemplaren aufzu- 
stellen, von welchen eines an die Kreishauptmannschaft, das zweite an das 
stastistische Bureau des Ministeriums des Innern einzusenden und das dritte 
zu den Akten des Bezirks-Arztes zu nehmen ist. 

Die Bezirks-Aerzte haben die Impf-Listen spätestens bis Ende März an 
diejenigen Behörden, von welchen sie ihnen zugestellt worden sind, zur Auf- 
bewahrung und beziehentlich Benutzung derselben bei Aufstellung der nächst- 
jährigen Impf-Liste (vergl. $. 6, b) zurückzugeben. 

Die Kreishauptmannschaften haben aus den von den Bezirks-Aerzten auf- 
gestellten Uebersichten eine nach den beiden Kategorien des Impfpflichtigen 
in $. 1, Ziffer 1 und 2 des Gesetzes unterscheidende Gesammt-Uebersicht über 
den ganzen Regierungs-Bezirk aufzustellen und dieselbe, unter Beischluss der 
nurgedachten Unterlagen, an das Ministerium des Innern einzusenden. 


$. 21. Die Bezirks-Aerzte haben die ihnen nach $. 7 ihrer Instruktion 
(vergl. die Verordnung vom 21. Oktober 1869, 8. 317 Ges.- u. Verordn.-Bl. 
v. J. 1869) obliegende Aufsicht über die öffentlichen Impf-Aerzte durch gele- 
gentliche Anwesenheit in den Impf- und Revisions-Terminen, durch Einsicht 
der Listen und der Impfscheine und sonst in geeigneter Weise zu führen, 
ebenso aber auch die Impf-Aerzte in der ordnungsmässigen und gedeihlichen 
Durchführung des Impfgeschäfts zu unterstützen, Ä 

Ueber ibre hierbei gemachten Wahrnehmungen und erforderlich gewordene 
Thätigkeit haben sie in den bezirksärztlichen Jahresberichten Mittheilung zu 
machen. 


8. 22. Die Formulare I, I, IH, IV und V sollen auf Staatskosten ge- 
liefert werden. Sie sind von den Stadträthen in Städten mit Revidirter Städte- 
Ordnung und von den Amtshauptmannschaften, beziehentlich der Verwaltungs- 
Kommission zu Glauchau, in der durch die Verordnung des Ministeriums des 
Innern vom 27. Januar 1871, den Vertrieb von Druckformularen für die Polizei- 
und Verwaltungs-Behörden betreffend (8. 32 fg. Ges.- u. Verordn.-Bl. v. J. 
1871), geordneten Weise zu beziehen. Durch die genannten Behörden sind 
sodann und zwar durch die Stadträthe, die Schul-Vorsteher und Impf-Aerzte, 
durch die Amtshauptmannschaften und die Verwaltungs-Kommission zu Glauchau 
aber die in $. 5 unter b, c und d genannten Behörden, sowie die Schul-Vor- 
steher und, unter Vermittelung der Bezirks-Aerzte, die Impf-Aerzte mit den 
erforderlichen Formularen zu versehen. 

Die Aerzte, welche nicht Impf-Aerzte sind ($. 8 des Gesetzes), haben sich 
. wegen Erlangung des Formulars V an die Orts-Behörden, wegen der For- 
mulare ] und II an die Bezirks-Aerzte zu wenden. 
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$- 23. Das Mandat vom 22. März 1826, die allgemeine Verbreitung der 
Schutzblattern-Impfung betreffend, ist bis auf die, die Beitreibung rückstän- 
diger Impfgebühren betreffende Bestimmung in $. 10 desselben durch das 
Reichs-Impfgesetz vom 8. April 1874 für erledigt zu erachten. 

Die Verordnung des Ministeriums des Innern vom 26. März 1872, das 
Impfwesen betreffend (S. 168 fg. Ges.- u. Verordn.-Bl. v. J. 1872), und die 
Verordnung des Ministeriums des Kultus und öffentlichen Unterrichts vom 
30. April 1872, die von den Pfarrern den Bezirks-Aerzten mitzutheilenden 
Verzeichnisse der Neugebornen betreffend (S. 176 Ges.- u. Verordn.-Bl. v. J. 
1872), treten ausser Giltigkeit. 


Dresden, am 20. März 1875. 


Die Ministerien des Innern, des Kultus und öffentlichen 
Unterrichts und der Justiz. 


u, Hofik-Mallmih. Dr. u, Gerber, Ahbeken, 
Körner. 


b) Instruktion für die Impf-Aerzte. 
(Gesetz- und Verordnungs-Blatt v. 1875 S. 188 ff.) 


Se 1. Bei Beginn der jährlichen öffentlichen Impfungen haben die Impf- 
Aerzte sich derjenigen Kuhpocken-Lymphe zu bedienen, welche ihnen zu die- 
sem Zwecke von den betreffenden Lymph-Regenerations-Instituten zugesendet 
worden ist. 


$. 2. In dem weiteren Fortgange der öffentlichen Impfungen haben die 
Impf-Aerzte durch fortgesetztes Abimpfen von den von ihnen geimpfteu Per- 
sonen für Beschaffung von Kuhpocken-Lymphe thunlichst Sorge zu tragen, um 
dadurch theils den eigenen Lymph-Bedarf zu decken, theils der nach $. 9, 
al. 3 des Reichs - Impfgesetzes ihnen auf Verlangen obliegenden Abgabe von 
Lymphe an andere Aerzte genügen zu können. 


S. 8. Falls die Impf-Aerzte nicht über die zur Durchführung der ordent- 
lichen sowohl, als auch der ausserordentlichen Impfungen erforderlichen 
Lymphmengen verfügen, so haben sie sich behufs Beschaffung von Lymphe 
an die betrefienden Lymph-Versendungs-Anstalten zu wenden. 


S. 4. Die behufs erstmaliger Einimpfung der Kuhpocken und behufs 
Wiederimpfung zur Verwendung kommende Vaccine-Lymphe darf nur solchen 
Mutter-Impflingen entnommen werden, welche nicht unter sechs Monaten alt 
sind, ausgenommen in Fällen, in welchen sicher in Erfahrung hat gebracht 
werden können, dass keines der Eltern des betreffenden Mutter-Impflings je- 
mals an allgemeiner Lues gelitten hat. 


$. 5. Der Mutter-Impfling muss vollkommen gesund sein. Er ist daher 
vor Entnahme der zur Weiterimpfung zu verwendenden Lymphe auf seinen 
Gesundheitszustand sorgfältig zu untersuchen, wobei hauptsächlich auf den 
Stand der Ernährung überhaupt und insbesondere darauf zu sehen ist, ob 
irgend welche Krankheiten der Haut, der sichtbaren Schleimhäute und des 
Lymphdrüsen -Systems vorhanden sind. Zeigen sich in der gedachten Bezie- 
hung irgendwelche krankhafte Zustände, so ist von Entnahme von Lymphe in 
solchem Falle abzusehen. 


$. 6. Man entnehme die zur Impfung bestimmte Vaccine-Lymphe nur 
gut ausgebildeten Kuhpocken. Man öffne dieselben zu diesem Zwecke vor- 
sichtig mittelst eines parallel mit der Hautfläche geführten Einstiches und 
Archiv_des Deutschen Reiches, Bd. I. (Vl.) 111 
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sorge namentlich dafür, dass mit der Lymphe kein Blut hervordringe. " Nie- 
mals drücke oder quetsche man die geöffneten Kuhpocken, um eine möglichst 
grosse Menge Lymphe zu gewinnen. Impflinge, bei welchen sich in Folge 
der vollzogenen Impfung von den Impfstellen aus der sogenannte Impfrothlauf 
entwickelt hat, sind zur Abnahme von Lymphe in keinem Falle zu benutzen. 


8.7. Die zur Impfung zu benutzende Lymphe muss vollkommen klar 
und durchsichtig und frei von Gerinnseln oder Blut seln. 


8. S. Behufs Aufbewahrung, beziehentlich zur Abgabe oder Versendung 
der Vaceine-Lymphe im flüssigen Zustande bediene man sich der Kapillar- 
Röhren ohne Ausbuchtung, welche nach Aufnahme der Lymphe sofort luftdicht 
zu verschliessen sind. Zur Aufbewahrung, zur Abgabe und Versendung der 
Lymphe im trockenen Zustande bediene man sich der Elfenbein-, Horn-, oder 
Fischbein-Spatel. 

Aufbewahrte Lymphe schütze man vor grosser Hitze und Kälte; die im 
trockenen Zustande aufbewahrte Lymphe ausserdem auch vor Feuchtigkeit. 


. ©. Niemals verabsäume der Impf-Arzt, bei aufzubewahrender Lymphe 
sich über ihre Abstammung und über den Tag ihrer Abnahme genaue schrift- 
liche Angaben zu machen. Desgleichen hat der Impf-Arzt bei Abgabe von 
Lymphe an andere Aerzte sich genaue Aufzeichnungen sowohl über den be- 
treffenden Empfänger, als auch über die Bezugsquelle und den Tag der Ab- 
nahme der abgegebenen Lymphe zu machen. 


$. 10. Bei Benutzung von Revaceine-Lymphe behufs Vornahme der 
Revaccination ist der Gesundheitszustand derjenigen Personen, von welchen 
diese Lymphe abgenommen wird, ebenfalls sorgfältig zu untersuchen und sie 
ist nur von solchen Individuen abzunehmen, welche vollkommen gesund sind. 
Die Kuhpocken der Revaceinirten, deren Lymphe zur Weiterimpfung benutzt 
werden soll, müssen gut entwickelt sein. Auch die Revaccine-Lymphe ;darf 
in keinem Falle solchen Personen entnommen werden, bei welchen sich der 
Impfrothlauf entwickelt hat. 

Bezüglich der Beschaffenheit der zur Revacecination als verwendbar anzu- 
sehenden Revaceine-Lymphe gilt dasselbe, was für die Vaccine-Lymphe als 
Bedingung ihrer Brauchbarkeit bezeichnet worden ist ($. 7). 


8. 11. Bei Impfung mit animaler Lymphe ist behufs Gewinnung der- 
selben darauf zu sehen, dass die zur Impfung des betreffenden Thieres be- 
nutzte Vaceine-Lymphe die oben aufgeführten Merkmale bezüglich ihrer Ab- 
stammung (8$. 4, 5 und 6) und Beschaffenheit (8. 7) habe und dass das zu 
impfende Thier ein vollkommen gesundes sei, daher es vor der Impfung von 
einem geprüften Thierarzte auf seinen Gesundheitszustand zu untersuchen ist. 


S. 12. In der Regel sind Kinder vor Ablauf des dritten Lebensmonats 
nicht zu impfen. Desgleichen ist bei solchen Kindern, welche entwöhnt werden 
oder solchen, welche an akuten fieberhaften Krankheiten, an Krankheiten 
während des Zahndurchbruchs, an grosser Schwäche, an langwierigen Haut- 
krankheiten, an Lues, an skrofulösen und tuberkulösen Erkrankungen und an 
Krankheiten der Säftemasse und der Ernährung leiden, auf die Dauer dieser 
Zustände in der Regel von der erstmaligen Impfung abzusehen. Dagegen 
bewirken das einfache Zahngeschäft, die Rhachitis und der skrofulöse Habitus 
on ausgesprochenes Lokalleiden die zeitliche Befreiung von der Vaccination 
nicht. 

Auch die Vornahme der Revaceination setzt voraus, dass die zu 
revaccinirenden Impflinge sich in gutem Gesundheitszustande befinden. 

Etwaige Ausnahmen von diesen Regeln sind nur durch die beim Auf- 
treten der natürlichen Blattern bedingte Gefahr der Ansteckung zulässig. 

Findet der Impfarzt, dass der Impfling an Syphilis, Rhachitis oder Skro- 
. fulosis leidet, so hat er diesen Befund in das Formular V, Kolumne 19 mit 
den Buchstaben S, oder R, oder Sk zu vermerken. 
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$- 138. Bei erstmaliger Impfung der Kuhpocken wird dieselbe an beiden 
Oberarmen und zwar an ihrem oberen Dritttheile ihrer äusseren Fläche aus- 
geführt entweder, mittelst des Stiches oder des Schnittes. 

Die Zahl der Stiche oder Schnitte betrage auf jedem Arme nicht unter 
drei und nicht über sechs. a 

Bei Ausführung der Revaceination impfe man nur an einem Arme, in der 
Regel am linken. 


$. 84. Die zur Impfung benutzten Instrumente dürfen zu keiner anderen 
Operation verwendet werden und sind stets rein zu halten. Bei Ausführung 
einer Mehrzahl von Impfungen habe man ein reines Leinentuch und ein Gefäss 
reinen lauen Wassers zur Hand und mache es sich zur Vorschrift, vor jeder 
Impfung das Instrument sorgfältig zu reinigen. 


$S. 15. Nach Ausführung der Impfung ertheile der Impf-Arzt den Ange- 
hörigen des Impflings, beziehentlich diesem selbst die erforderlichen .Be- 
lehrungen bezüglich der während des Verlaufs der Kuhpocken zu beobach- 
tenden Massregeln. 


$. 16. Die erstmalige Impfung hat dann als erfolgreich zu gelten, so- 
bald von den geimpften Kuhpocken mindestens eine den regelmässigen Ver- 
lauf und die vollkommen ausgebildete Form der Vaccinen zeigt; dagegen ist 
bei der Revacecination dieselbe als erfolgreich auch schon dann zu betrachten, 
sobald an den Impistellen sich nur Knötchen oder Bläschen entwickelt haben.“ 
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Ill. Zusammenstellung der in den übrigen Deutschen Einzeln-Staaten 
geltenden Bestimmungen über den Vollzug des Impf-Gesetzes 
und die Ausübung der Impfung. 


Von allgemeinem Interesse erscheint es, festzustellen, in welcher 
Weise die wichtigsten Punkte des Impf-Gesetzes auch in den übrigen 
Bundesstaaten ihre Erledigung gefunden haben. Dazu rechnen wir: 


I. die Bezahlung der Impf-Aerzte; 
I. die Errichtung der Impf-Institute zur Beschaffung und 
Erzeugung der Schutzpocken-Lymphe; 
II. die Bestimmungen über die Abimpfung; 
IV. die Technik bei der Impfung. 


I. Bezahlung der Impf-Äerzte. 


1. In Preussen (vgl. Seite 1717) ist die Bezahlung der Vereinbarung 
zwischen Kreis-Ausschuss und Aerzten anheimgegeben; in einzelnen Kreisen 
findet daher eine Bezahlung pro Impfung statt, in andern ist eine bestimmte 
Summe pro Jahr festgesetzt. 

Die Taxe vom 21. Juni 1815 setzt unter Ils. fest: 
„Für das Impfen der Schutzblattern werden blos die Besuche, für die Operation 
des Impfens aber nichts bezahlt‘. 


Dazu gehört die Ministerial-Verfügung vom 1. Februar 1821: 
„Für die Impfung eines Kindes können bei vermögenden Familien sowohl der 
Arzt als der Wundarzt den niedrigsten Satz für 2 Besuche in Rechnung bringen, 
den ersten für die verrichtete Impfung und den zweiten für die Revision des Ge- 
impften, Für das Impf-Attest ist der Impf-Arzt etwas zu fordern nicht berechtigt.‘ 


Am 23. Juni 1875 ist folgende Verfügung von den Ministern des Innern 
und der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten erlassen: 
„Mit der in dem Bericht der Kgl. Reg. vom — vertretenen Auffassung, dass 
die Pos. 20*) der Taxe 1 vom 21. Juni 1815 auf wiederholte Bescheinigungen über 
bewirkte Impfung, soweit diese Bescheinigungen von Behörden auf Grund der bei 
ihnen verwahrten Impf-Listen ertheilt werden, keine Anwendung findet, erklären 
wir uns einverstanden. Dagegen ermächtigen wir die Kgl. Reg,, für derartige 
wiederholte Bescheinigungen Kopialien zum Satz von 25 Pf. erheben zu lassen. 
Uebrigens wird die durch die wiederholte Ausstellung der fraglichen Bescheini- 
gungen entstehende Belästigung durch Anwendung eines zweckmässigen Formulars 
sich vermindern lassen“, 


2. Für Baiern ist die Kgl. Allerhöchste Verordnung vom 28. April 
1875 massgebend, welche lautet: 


„Ludwig II. von Gottes Gnaden König von Baiern etc. 
Wir finden Uns bewogen, unter Bezugnahme auf $. 16, Abs. 1, Unserer Verord- 
nung vom 26. Februar d. J. und auf Grund des Gesetzes vom 15. April d. J. (Ges.- 


*) Pos. 20: Für die Ausfertigung eines Gesundheits- oder Krankheits-Scheines: 
1—3 Mark, | 
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u. Verordn.-Bl. No. 11 u. 23*) hinsichtlich der Bestreitung der Impfkosten zu ver- 
ordnen, was folgt: 

$. 4. Die Impf- Aerzte oder deren Stellvertreter dürfen für jede mit Er- 
folg vorgenommene öffentliche Impfung oder Wieder-Impfung, wenn dieselbe 
am Wohnorte des Impf-Arztes vorgenommen wird, den Betrag von 50 Reichs- 
pfennigen, wenn sie auswärts vorgenommen wird, den Betrag von 80 Reichs- 
pfennigen als nicht zu überschreitendes Maximum beanspruchen. Weitere An- 
sätze für den etwa zur Impfung beigezogenen Gehülfen, für Tagegelder oder 
Reisekosten, dann für die den Mutter-Impflingen ertheilten Geschenke finden 
nicht statt. 

$. 2, Nach Beendigung des Impfgeschäfts hat der Impf-Arzt ein Verzeich- 
niss der ihm zukommenden Gebühren nach Gemeinden ausgeschieden der Distrikts- 
Polizeibehörde zuzustellen. 

Letztere hat, für jeden Impf-Bezirk gesondert, eine nach Gemeinden ausge- 
schiedene unter Zugrurdelegung der Zahl der Impfpflichtigen herzustellende 
Uebersicht der auf die Anschaffung der Formulare erwachsenen Kosten anzu- 
fertigen und diese Uebersicht nebst dem vom Impf-Arzte ihr mitgetheilten Ver- 
zeichnisse der Impf-Gebühren der vorgesetzten Kreis-Regierung, Kammer des 
Innern, vorzulegen, von welcher die Legitimation zu prüfen, im Betrage festzu- 
stellen und hierauf an die genannte Behörde behufs der Erhebung von den Ge- 
meinden zurückzugeben sind. Den Gemeinden ist untersagt, die Impfkosten 
auf die Impfpflichtigen auszuschlagen. 

$. 3. Obige Vorschriften finden nicht nur auf die ordentlichen, sondern 
auch auf die auserordentlichen Impfungen und Wieder- Impfungen Anwendung. 

$. 4. Gegenwärtige Verordnung tritt, vom 1. April 1. J. angefangen, für den 
ganzen Umfang des Königreichs in Wirksamkeit“, 


&. Die Bestimmungen für das Königreich Sachsen s. S. 1731. ff. 


M. Für das Königreich Württemberg bestimmt die Verfügung des 

ER ir des Innern vom 25. Pelruar 1875 (Reg.-Bl. No. 6) im 

„Die allgemeinen Kosten für die Beschaffung des Impfstoffs (8. 22) werden auch 

in Zukunft von der Kgl. Staatskasse getragen, wogegen die Kosten der Hilfe- 

leistungen bei den öffentlichen Impfungen (8. 8, Abs, 4) und der Aufwand für die 

Anschaffung der Formulare zu den allgemeinen Impf-Listen und den Impf-Scheinen 
und Zeugnissen der Impf-Aerzte von den Gemeindekassen zu bestreiten sind. 

Die Impf-Aerzte haben für jede gelungene oder als solche zu erachtende öffent- 
liche Impfung oder Wieder-Impfung, wenn solche in ihrem Wohnorte vorgenommen 
wurde, 50 Reichspfennige und, wenn zolche ausserhalb des Wohnorts geschah, 
80 Reichspfennige aus denjenigen öffentlichen Kassen zu beziehen, welche später 
als mit der Tragung dieses Aufwandes belastet bezeichnet werden. 

Unter dieser Gebühr ist die Entschädigung für Reise-Aufwand inbegriffen, auch 
darf für die Ausfertigung der Impf-Scheine und Zeugnisse eine Berechnung nicht 
gemacht werden. Dagegen darf der Impf-Arzt für die wiederholte Ausfertigung 
eines Impf-Scheins oder Zeugnisses 80 Reichspfennige von Demjenigen erheben, der 
diese wiederholte Ausfertigung veranlasste.“ 


5. Im Grossherzogthum Baden ist die Bezahlung bisher von Privaten 
geleistet worden, nunmehr hat sie der Staat übernommen nach einer bestimm- 
ten Taxe, welche er für Impfung, Nachschau und Impfschein auf 75 Pfennige 
festgestellt hat. Dafür hat aber auch der Impf-Arzt bei auswärtigen Impfungen 


*) Stellt für das dies- und jenseitige Baiern die Verhältnisse gleich. 
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die Reisekosten zu bestreiten. No. III. Ges.- u. Verordn.-Bl. vom 18. Januar 
1875 $. 17 bestimmt: 

„Bis 15. Dezember hat der Bezirks- Arzt das Ergebniss der ualifahe im laufenden 
Jahre gemäss Formular VI. gemeindeweise aufzuzeichnen und dem Ministerium des 
Innern mit den Impf-Akten und den dazu gehörigen Verzeichnissen der Geborenen 
einzureichen. Den Akten ist eine Uebersicht über die von dem Bezirks-Arzt und 
‚seinem Stellvertreter vorgenommenen Impfungen behufs Anweisung der Gebühren 
beizulegen. (Zahl der Impfungen in jeder Gemeinde bei der Frühjahr- und Spät- 
jahr-Impfung).“ 


:: Nach einer Verfügung des Ministers des Innern vom 18. März 
1875 ist es gestattet, nach Schluss der Frühjahrs-Impfung oder im Verlauf 
der Impfung die Zahl der bis dorthin vollzogenen Impfungen summarisch 
vorzulegen, um den Betrag derselben vor geschlossener Impfung anweisen zu 
können. 


6. Für das Grossherzogthum Hessen ist am 18. Juni 1875 durch die Be- 
kanntmachung, betr. Gebühren der Impf- Aerzte, (Regierungsblatt 
No. 33 vom 29. Juni 1875) Folgendes bestimmt; 


$. 4. Insoweit nicht Seitens einer Gemeinde oder sämmtlicher Gemeinden des 
betreffenden Impf-Bezirks mit dem Impf-Arzte eine Vereinbarung über Aversional- 
Vergütung getroffen werden wird, gebührt demselben für die indem öffentlichen 
Impf-Termine vorgenommene Impfung einer jeden Person eine Vergütung von 

.. 80 Pf. aus der Gemeinde-Kasse, einerlei ob der Impf-Termin am Wohnort des 
_ Impf-Arztes oder ausserhalb abgehalten wird. Diäten und Transportkosten hat 
der Impf-Arzt nicht in Anspruch zu nehmen. 

Mit jener Gebühr ist auch die Nachschau (Revision) und das erstmalige Aus- 
stellen des Impf-Scheines honorirt. 

Wenn eine Impfung, für welche die obige Gebühr entrichtet wurde, ohne Erfolg 
geblieben ist und deshalb in dem folgenden, beziehungsweise aus gleichem Grunde 
im dritten Jahr in dem öffentlichen Impf-T'ermin wiederholt vorgenommen wird, so 
ist für diese Wiederholungen sammt Nachschau und Ausstellung des Impf-Scheins 
keine Gebühr mehr in Anrechnung zu bringen. 


$. 2, Ueber die ihm hiernach gut kommenden Gebühren hat der Impf-Arzt am 
Schlusse eines jeden Impf-Termins ein Kosten-Verzeichniss aufzustellen, solches 
von dem Vertreter des Gemeinde-Vorstandes beziehungsweise von dem Lehrer 

oder der Lehrerin, welche dem Termin amtlich beigewohnt haben (8. 4 der Instr. 
vom 30. April 1875) als richtig bescheinigen zu lassen und dasselbe der Gross- 
herzoglichen Bürgermeisterei zur Zahlungs Anweisung auf die Gemeinde-Kasse ein- 
zureichen. 

Gleichzeitig hat der Impf-Arzt über die Impf-Termine und Impf-Gebühren ein 
Tagebuch zu führen. In demselben ist in tabellarischer Form Tag und Ort, sowie 
die Dauer der abgehaltenen Impf-Termine, ferner die Zahl der geimpften Personen 
mit Ausscheidung der nach $. 2 — Schlusssatz — nicht zahlbaren Impflinge und der 
Betrag der Gebühren einzutragen, Dieses Tagebuch ist am Schlusse des Impf- 
Termins nach erfolgten Einträgen dem anwesenden Vertreter des Gemeinde-Vor- 
standes bezw. dem Lehrer oder der Lehrerin, welche dem Revaccinations-Termin 
beiwohnen, vorzulegen, damit dieselben in einer hierfür vorzusehenden Rubrik die 
Richtigkeit der eingetragenen Ziffern mitbescheinigen. 

Im Monat Januar eines jeden Jahres sind diese Tagebücher summirt und abge- 
schlossen der Grossherzoglichen Ober-Medizinal- Direktion zur Kenntnissnahme 
einzusenden. 
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$, 3. Für Impfungen, welche ausserhalb der öffentlichen Impf-T'ermine vorge- 
nommen werden (Privat-Impfungen), wozu auch die in dem $. 17 der Instruktion 
vom 30. April 1875 erwähnte Nach-Impfung von im Termin ausgebliebenen Impf- 
pflichtigen gehört, haben Impf-Aerzte, wie praktische Aerzte die in der Medizinal- 
Taxordnung vom 14. Novbr. 1865 unter B. IIIb. festgesetzten Gebühren anzu- 
sprechen. 

8, 4, Für die wiederholte Ausfertigung eines Impf-Scheins gebührt dem Impf- 
Arzt oder praktischen Arzt eine Vergütung von 25 Pf. 


$, 5. Das Zustandekommen einer Aversional-Vereinbarung der im $. 1 bezeich- 
neten Art zwischen den Gemeinden und den Impf-Aerzten haben auf Wunsch von 
der einen oder der anderen Seite die Grossherzoglichen Kreisämter zu vermitteln 
und thunlichst zu befördern.“ 


7. Im Grossherzogthum Sachsen erhält der Impf-Arzt bis 50 Impfungen 
in der Stadt 75 Pf., auf dem Land 1 Mk., über 50 Impfungen in der Stadt, 
wie auf dem Lande 75 Pf. für die Impfung ohne Reisekosten-Entschädigung 
und inkl. aller Gebühren. 


S. Im Grossherzogthum Oldenburg verfügt das Staatsministerium (Gesetz- 
blatt vom 17. Februar 1875, 44. Stück No. 81): 
„$S: 2. (Alinea 3.) Die Impf-Aerzte erhalten eine Vergütung aus der Lan- 
des-Kasse. 
8, 5. Für eine zweite und fernere Ausstellung der Bescheinigungen erhält der 
Impf-Arzt eine Gebühr von 0,50 Mk.“ 


©. Das Staats-Ministerium des Herzogthums Sachsen -Meiningen (Regbl. 
No. 69 vom 24. März 1875) setzt fest No. 12: 

„8%, Absatz (2, 3 u. 4): Die durch die unentgeltlichen Impfungen und die durch 
Besichtigung der impfpflichtigen Impflinge erwachsenden Kosten werden aus der 
Staatskasse bestritten. 

Die zum Geschäft erforderlichen Räume hat indessen die Gemeinde dem Impf- 
Arzt unentgeltlich zur Verfügung zu stellen; über die Wahl dieser Räume werden 
die Orts-Vorstände sich mit dem Impf-Arzt benehmen. Die Staatskasse zahlt pro 
Impfung 40 Pf. und bei Reisen Diäten von 5 Mk. Auf unentgeltliche Impfung 
ausser den allgemeinen Impftagen hat Niemand Anspruch.‘ 


10. Für das Herzogthum Sachsen-Altenburg bestimmt die Höchste Ver- 
ordnung vom 13. März 1875: 
„8 42. (Abs. 3): Für wiederholte Auferlegung dieser Bescheinigungen ist dem be- 
betreffenden Arzt eine Mark zu entrichten “ 


11. Das Impf-Regulativ der Fürstlich Waldeck’schen Regierung 
vom 20. April 1875 enthält in $. A. Folgendes: 
„Für jeden Impf-Bezirk wird ein besonderer Impf-Arzt angestellt. Die Anstellung 
der Impf-Aerzte erfolgt auf Widerruf. Die Remuneration derselben ist nicht pen- 
sionsfähig.“ 


12. Für das Fürstenthum Reuss jüngere Linie enthält die Ministe- 
rial-Bekanntmachung vom 12. April 1875, Gesetzsammlung No. 383 
folgende Bestimmung: 

„S. 1%. Die Impf-Aerzte sind für ihre Mühewaltungen angemessen zu ent- 

schädigen. | 

Insoweit nicht mit dem Impf-Arzt wegen seiner,}Eintschädigung von Seiten des 

betreffenden Impf-Bezirks ein Fixations-Abkonımen getroffen worden ist, 'gebübrt 
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demselben für die Impfung jeder einzelnen Person, einschliesslich der Revision, der 
Einträge in die Impf-Listen und der erstmaligen Ausstellung des Impf- Scheins 
($. 10 des Impf-Ges.) beziehentlich mit Einschluss des Fortkommens eine Gebühr 
von 1 Mark am Wohnort des Arztes und 14 Mark ausserhalb des Wohnorts 
desselben. 

Diese Gebühr, ebenso wie das etwa vereinbarte Fixum und der sonstige durch 
die Impfung entstehende Aufwand sind, da die Impfungen nach $. 6 des Impf-Ge- 
setzes unentgeltlich vorzunehmen sind, nach Art. 13 u. 16 der revidirten Gemeinde- 
Ordnung als Polizei-Aufwand von den betreffenden Gemeinden zu berichtigen, 

Nach Beendigung des Impfgeschäfts hat der Impf-Arzt, wenn ein Fixations-Ab- 
kommen nicht mit ihm besteht, eine Berechnung der ihm für die Impfungen zukom- 
menden Entschädigung auf Grund der Impf-Listen aufzustellen und bei dem Ge- 
meinde-Vorstand des Wohnorts des Impflings einzureichen. Diese Behörde hat 
die Liquidation unverzüglich zu prüfen und zu bezahlen. 


8. 418. Erhält ein Arzt aus Gemeinde- und Staats-Mitteln eine laufende Remune- 
ration oder Besoldung unter der Bedingung, dass er für dieselbe zugleich einen 
Impf-Bezirk zu besorgen hat, so kommt die in $.17 geordnete Gebühr in Wegfall. 


$. 19. Bei ausserordentlichen Impfungen, auf welche die Bestimmungen 
des Impf-Gesetzes nach $. 18 desselben keine Anwendung leiden, sondern für welche 
$. 16 u. 17 der Impf-Ordnung vom 20. Januar 1857 massgebend bleiben, ist die im 
vorhergehenden Paragraphen geordnete Gebühr für jede einzelne Impfung von dem 
Impflinge, beziehentlich dessen Eltern, Pflege-Eltern oder Versorgern zu entrichten, 

Die Gebühr ist im Impf-Termin sofort nach der Impfung an den Impf-Arzt zu 
zahlen. i 

Insoweit dies nicht geschieht, hat der Gemeinde-Vorstand alsbald nach dem 
Impf-Termine die Gebühr von den Restanten einzuziehen und an den Impf-Arzt 
abzuliefern. 

Für Unvermögende ist die Gebühr aus der Gemeinde-Kasse des Wohnortes zu 
bezahlen. 


:8&, 80. Ausser den in den $$. 17 und 19 erwähnten Gebühren, beziehentlich 
der ihm nach $. 18 bewilligten Remuneration oder Besoldung hat der Impf-Arzt 
für die ihm durch das Impf-Geschäft erwachsenden Bemühungen unter keinem 
Titel etwas zu beziehen, 


$. 31. Die Formulare werden auf Staatskosten geliefert. Dieselben sind von 
den Gemeinde-Vorständen, Schulvorstelrern und Impf-Aerzten ebenso wie von den- 
jenigen Aerzten, welche nicht Impf-Aerzte sind, auf Ansuchen von den Fürstlichen 
Landraths-Aemtern zu erlangen, 

Die Formulare unter VI. werden den Physikats- Aerzten von hier aus unmittelbar 
zugefertigt.‘“ 


13. Die Schaumburg-Lippe’sche Landes-Verordnung vom 24. Fe- 
bruar 1875 setzt in $. is fest: 

„Die Taxe für jede ausserhalb des Impf-Termins vorgenommene Impfung ohne 
Unterschied einschliesslich der Nachuntersuchung und der Ausstellung der Beschei- 
nigung beträgt 1 Mark. Für die in den Öffentlichen Terminen vorgenommenen 
Revaceinationen und Nachuntersuchungen der Revaccinirten haben die Impf- Aerzte 
keine Remuneration zu beanspruchen.“ 


14. Für das Fürstenthum Lippe enthält die Gesetzsammlung No. 8 vom 
21. April 1875 in der Verordnung No. 15, $. 14, Abs. 2 Folgendes: 


„Zugleich mit den Impf-Listen haben die Impf- Aerzte eine Rechnung über ihre 
Gebühren einzureichen, welche die Behörden zu prüfen und mit Zahlungs- Anwei- 
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sungen zu versehen haben. Es ist den Impf-Aerzten, vorbehaltlich einer Verein- 
barung, für jede vollzogene Impfung 1 Reichsmark zu vergüten. Den Unter- 
bedienten, welche die Bestellungen ausführen, “sind für jede Bestellung 3—10 Pfen- 
nige, oder eine angemessene Pauschsumme zu gewähren.“ 


15. In Lübeck werden die Impf-Aerzte (No. I. u. II. der Lübecker Ver- 
ordnungen und Bekanntmachungen vom 15. März 1875) aus Öffentlichen Mit- 
teln besoldet. 


„VI. Während nach $. 11 des Impf-Gesetzes die erste abseiten der Impf-Aerzte 
zu erfolgende Ausstellung der durch 8, 13 angeordneten Impf-Scheine und ärztlichen 
Zeugnisse stempel- und gebührenfrei geschieht, ist für jede nochmalige Ausstellung 
solcher Bescheinigungen, wenn dieselbe vom Medizinal- Amte begehrt wird, ein 
Stempel von 30 Pfg. und ausserdem eine Gebühr von 70 Pfg. zu erheben.“ 


16. Hamburg hat für die Ausstellung eines Duplikats der Bescheinigungen 
eine Gebühr von 50 Pfg. festgesetzt. (Hamburg. Gesetzsammlung No. 11, 
vom 31. März 1875). 


17. In Bremen sind in Betreff des Honorars für die Impf-Aerzte nur für 
dieses Jahr geltende Bestimmungen getroffen. 


IS. Das Impf-Regulativ für das Herzogthum Lauenburg (Offizielles 
Wochenblatt No. 19 vom 28. April 1875, 16, Abs. 4) bestimmt: 


„Dem Bericht der Impf-Aerzte am Jahresschluss über die Ausführung des Impf- 
geschäfts ist die Liquidation über Diäten und Reisekosten beizufügen,“ 


19. In Eisass-Lothringen sind die Kantonal-Aerzte zugleich Impf-Aerzte. 
Sie bezogen für ihre Funktionen einschliesslich des unentgeltlichen Impfens 
der Kinder im 1. Lebensjahre bisher ein festes Gehalt. Da aber durch das 
Reichs-Impfgesetz die Wieder-Impfung der Kinder im 12. Jahre angeordnet 
ist, so wird das Gehalt mit Rücksicht auf die dadurch vermehrten Pflichten 
entsprechend erhöht werden. Die Kosten für Ausführung des Impf- Gesetzes 
sind den 3 Bezirken Ober-Elsass, Unter-Elsass und Lothringen auferlegt. 

Im Unter-Elsass werden 50 Pfg. für jedes im 12. Lebensjahr wieder- 
geimpfte Kind gezahlt inkl. Reisekosten. 


1. Impf-Institute zur Beschaffung und Erzeugung der Schutzpocken-Lyınphe. 
($. 9 des Impf-Gesetzes.) 

1. In Preussen. 
1. In Königsberg: Impf-Arzt und Dirigent Dr. Pinceus, Medizinal-Rath 
und Stadt-Physikus. 

. In Berlin: Direktor Professor Skrzeezka, Reg.- und Geh. Medizi- 
nal-Rath; Impf-Arzt Dr. Feiler, Sanitäts-Rath. 

. In Stettin: Dirigent Dr. Göden, Medizinal-Rath, Kreis-Physikus. 

. In Breslau: Erster Impf-Arzt und Dirigent Dr. Wolff, Regierungs- 
Medizinal-Rath. 

‚ In Glogau: Impf-Arzt Dr. Hoffmann, Kreis-Physikus, Geh. Sani- 
täts-Bath. 

. In Posen: Impf-Arzt und Dirigent Dr. Gemmel, Reg.-Medizinal-Rath. 

. In Halle a./S.: Impf-Arzt Prof. Koehler, Kreis-Wundarzt. 

. In Hannover: Vorstand Dr. Gerber, Sanitäts-Rath. 

. In Kiel: Impf-Arzt Dr. Joens, Physikus, Sanitäts-Rath. 

. In Arnsberg: Impf-Arzt Dr. Liese, Kreis-Physikus, Sanitäts-Rath. 

. In Köln: Erster Impf-Arzt Dr. Bernay Reg.-Medizinal-Rath,; zweiter 
Impf- Arzt Dr. Philipps. 


2. In Baiern. 
In München: Zentral-Impf-Anstalt, Dr. Kranz, Bezirks-Arzt I Klasse. 
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3. In Sachsen (Königreich). 


A. Es bestehen 6 Lymph-Regenerations-Anstalten und zwar: 
1.im Kammergut Pillnitz uuter Bezirks- Arzt Dr. Lehmann in 
Dresden, 


2. im Rittergut Pommeritz bei Bautzen unter Bezirks- Arzt Dr. 
Wengler in Bautzen, 

3. im Rittergut Imnitz bei Zwickau unter Bezirks-Arzt Dr. Siegel 
in Leipzig, | 

4. im Rittergut Gepülzig bei Rochlitz unter Bezirks-Arzt Dr. Leon- 
hard in Mittweida, 

5. im Kammergut Sachsenburg bei Frankenberg unter Bezirks-Arzt 
Dr. Fickert in Frankenburg, 

6. im Rittergut Planitz bei Zwickau unter Medizinal-Rath Dr. 


Rascher in Zwickau. 


B. 6 Lymph-Versendungs-Anstalten mit städtischen Impf-Instituten 
verbunden; die betreffenden Impf-Aerzte sind zugleich Vorstände der 
Anstalten: 

1. Dr. Chalybaeus in Dresden, 

2. Medizinal-Rath Dr. Sonnenkalb in Leipzig, 
3. Bezirks-Arzt Dr. Wengler in Bautzen, 

4. Dr. Schilling in Chemnitz, 

5. Dr. Geipel in Zwickau, 

6. Dr. Wagner in Plauen. 


4. In Württemberg. 


In Stuttgart: Zentral-Impf- Anstalt, Impf-Arzt Dr. Wiedermann. 


». In Baden 


a) In Mannheim: Impf-Arzt Dr. Stephani, Bezirks-Arzt. 
b) In Freiburg i. B.: Impf-Arzt Dr. Merz, Assistenz-Arzt. 
c) In Markdorf am Bodensee: Impf-Arzt Dr. Luschka, Medizinal-Rath. 


@ In Hessen. 


In Darmstadt: Vorstand des Impf-Instituts Dr. Pfeiffer, Ober-Medi- 
zinal-Rath, 


7 u. 8. Im Grossherzogthum Sachsen: | 


Impf-Institut in Weimar auch für Gotha: Impf-Arzt Dr. L. Pfeiffer. 
Assistent Ober-Wundarzt Schwalbe. 


(Es wird meist nur Kuhpocken-Lymphe [durch Rück-Impfung auf Kühe 
allwöchentlich 1--2mal frisch erzeugt] zum Animpfen an die Impf-Aerzte 
verschickt, pro Portion 75 Pfg. Bei Fehlimpfungen unentgeltlicher Ersatz, 
Das Institut bekommt vom Staat Weimar 75 Mark, vom Staat Getha 
75 Mark pro Jahr). 


®. Im Herzogthum Braunschweig, 


Impf-Institut in Braunschweig: Dirigent: Der Stadt-Physikus. 


10. Im Herzogthum Anhalt sind die Bezirks-Impf-Aerzte verbunden, unent- 
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geltlich Schutzpocken-Lymphe an die öffentlichen Impf-Aerzte des Kreises 
auf Verlangen abzugeben. Eine Erstattung von Kosten für gelieferte 
Lymphe Seitens der Aerzte oder Gemeinden findet nicht mehr statt und 
sind die hiermit in Widerspruch stehenden Bestimmungen im $. 12 des 
Anhaltischen Gesetzes vom 24. Dezember 1872 und in $. 26 der Minister.- 
Verordnung vom 24. März 1873 aufgehoben. 

Die in Rede stehenden Kosten werden auf die Staatskasse über- 
nommen und sind von den Bezirks-Impf-Aerzten alljährlich zu liquidiren. 


12. April 1875, Gesetz-Sammlung No. 383. 
„In Bezug auf die Einrichtung von Impf-Instituten zur Beschaffung 
und Erzeugung von Schutzpocken-Lymphe bleibt die Anordnung des 
Bundesrathes (8. 9 des Impf- Gesetzes) zu erwarten. Bis dies geschehen 


Fürstenthum Reuss jüngerer Linie. Minist.-Bekanntmachung vom 
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und zur öffentlichen Kenntniss der Betheiligten gebracht sein wird, haben 
die Impf- Aerzte und Privat- Aerzte die zur Einleitung des Impf-Geschäfts 
und zur Aushülfe in besonderen Fällen erforderliche Schutzpocken-Lymphe 
selbst zu beziehen. Der dabei unvermeidlich gewesene baare Aufwand 
wird aus der Staatskasse vergütet werden.“ 


412. Auch das Fürstenthum Schwarzburg-Sondershausen wartet auf eine be- 
zügliche Anordnung des Bundesraths ($. 16 der dortigen Verordnung 
vom 15. März 1875). 


13. Die Impf-Aerzte des Fürstenthums Schaumburg -Lippe haben den ersten 
Impfstoff aus dem Königl. Lymphe-Versendungs-Institut zu Hannover 
zu entnehmen. 


14%. In Bremen steht das Impf-Institut unter Aufsicht einer Kommission des 
Gesundheits-Raths, gebildet dureh Dr. G. W. Focke und Dr. Pauli; 
ein Mitglied des Gesundheits-Raths, Apotheker Willich besorgt die Ver- 
theilung und Abgabe der Lymphe an die Aerzte. 


15. Hamburg hat ein Impf-Institut, dessen zuständige Behörde das Medizinal- 
Kollegium ist, als dessen Organ Medizinal-Inspektor Dr. Kraus fungirt. 


16. Elsass-Lothringen besitzt ein Landes-Impf-Institut in Strassburg unter 
Aufsicht des Reg.-Medizinal-Rath Dr. Wasserfuhr. Impf-Arzt ist der 
provisorische Kreis-Arzt des Stadtkreises Strassburg Dr. Krieger. 


ll. Bestimmungen über ‚„Abimpfung“. 


Königreich Württemberg, Verfügung vom 25. Februar 1875, $. 22 
Absatz 4: 
„Die Vertreter der bei der öffentlichen Impfung geimpften Kinder sind ver- 
bunden, von letzteren den zur Weiterimpfung erforderlichen Impfstoff abnehmen 
zu lassen“. 


Baden, Verordnung vom 18. Januar 1875, $. 8 Absatz 2: 
„Bei Mangel an Impfstoff sind die Impf- Aerzte ermächtigt, um von seimpften 
Kindern Impfstoff zu erlangen, eine Vergütigung bis zu 3 M. gegen Ersatz aus 
der Amtskasse auszuzahlen“. 


Sachsen, Grossherzogthum, Verordnung vom 17. Februar 1875, 8. 18 

„Die Impf- Aerzte sind berechtigt, von den in öffentlichen Impf-Terminen ge- 

impften und zur Revision gestellten Kindern, insoweit sie sich hierzu eignen, 

Lymphe zur Weiterimpfung zu entnehmen. Angehörige, welche dem Impf- 
Arzte dies verweigern, verfallen in eine Strafe von 5 bis 10 My 


Braunschweig, Verordnung vom 22. April 1875, 8. 15: 
„Die Impf-Aerzte sind berechtigt, von den in öffentlichen Impf-Terminen ge- 
impften und zur Revision gestellten Kindern, insoweit sie sich hierzu ;jeignen, 
Lymphe zur Weiterimpfung zu entnehmen“. 


Sachsen-Altenburg, Verordnung vom 13. März 1875, $. 5: 
„Eltern, Pflege-Eltern oder Vormünder der Impflinge sind verpflichtet, dem 
Impf- Arzt die Abimpfung von ihren Kindern zu gestatten. 
Die Abimpfung von Reyaccinirten ist verboten“. 


Schwarzburg-Sondershausen, Verordnung vom 15. März, $. 18, gleich- 
lautend mit Grossherzogthum Sachsen. 
Waldeck, Verordnung vom 20. April 1875, $. I2e: 

„... Sofern die Eltern, Pflege-Eltern ete. sich zur Abimpfung nicht unentgelt- 
lich bereit finden lassen, wird denselben dafür eine Vergütigung, die jedoch für 
jedes zur Vorimpfung gebrachte Kind den Betrag von 1,; M. nicht übersteigen 
soll, aus denselben Fonds, wie die Remunerirung des Impf-Arztes, gewährt“, 

Reuss älterer Linie, Verordnung vom 19. April 1875, $. 6 
Absatz 3: 


„Angehörige, welche dem Impf-Arzt die Abimpfung verweigern, verfallen in 
eine Strafe von 3 bis 9 M.“ 
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Reuss jüngerer Linie, Verordnung vom 12. April 1875, 8. 15: 
gleichlautend wie Grossherzogthum Sachsen. 


Schaumburg-Lippe, Verordnung vom 24. Februar 1875, 8.7 Absch. 4: 

„Zur Vornahme der Vorimpfung kann sich der Impf-Arzt geeignete Kinder 

durch Vermittlung des Gemeinde-Vorstandes in seiner Wohnung zu einem mit 

Letzterem zu verabredenden Termine vorführen lassen. Der Impf-Arzt ist 

bei der Auswahl der Vorimpflinge auf diejenigen Kinder, welche im Öffentlichen 
Termin geimpft werden sollen, beschränkt, im Uebrigen aber unbeschränkt. 

Die Kosten der Sistirung der Vorimpflinge hat der betreffende Impf-Bezirk, 
resp. die zu demselben gehörenden Gemeinden, zu tragen“, 

Lippe, Verordnung vom 21. April 1875, &. 6: 

„Zum Zweck der Vorimpfung steht es dem Impf-Arzt frei, aus den impfpflich- 
tigen Kindern einige nach Auswahl in einem Vor-Termine zu impfen und von 
ihnen die Lymphe für die übrigen zu entnehmen. Der Abnahme der Lymphe, 
bis u 2 uneröffnet zu lassenden Pusteln, darf sich Niemand widersetzen oder 
entziehen“, 


Elsass-Lothringen, Verordnung vom 6. April 1875, &. 8 Absch. 2: 
„Bei Mangel an Impfstoff sind die Impf-Aerzte ermächtigt, um von geimpften 
Kindern Impfstoff zu erlangen, eine Vergütung von 3 M. gegen Ersatz aus Lan- 
desmitteln auszuzahlen“, 


IV. Die Technik der Impfung. 
(Vgl. Seite 1739 Sachsen: Instruktion für die Impf-Aerzte,) 


1. Der Orts-Vorstand ete. des zum Impfen bestimmten Ortes hat für ein 
geräumiges, helles und in der rauhen Jahreszeit gehörig erwärmtes Lokal zur 
Vornahme der Impfungen und Vorstellung der Impflinge zu sorgen und das 
ausgewählte Lokal dem Impf-Arzte, sowie‘ den Vorständen der übrigen Ge- 
meinden, welche nach jenem Orte impfpfliehtig sind, vor dem 1. Mai jedes 
Jahres anzugeben. (Koburg-Gotha, Verord. $ 2.) 

2. Die Impf- und Revisions-Termine für die erste Impfung werden in 
einem von der Gemeinde zu stellenden geeigneten Lokale in Gegenwart eines 
Vertreters des G@emeinde-Vorstandes abgehalten. Die Wiederimpfung und die 
ihr nachfolgende Revision findet wnter Sonderung der Geschlechter 
und in Anwesenheit eines Lehrers oder einer Lehrerin statt und kann in einer 
geeigneten Räumlichkeit der betreffenden Schule vorgenommen werden. (Gross- 
herzogthum Hessen, Verord. $ 4.) 


8. Die öffentliche Impfung ist an dem hiefür festgesetzten Tage von 
dem Impf-Arzt vorzunehmen und zwar von Arm zu Arm. Die Impf-Lymphe 
soll womöglich von Blattern zum ersten Male Geimpfter und darf nur aus- 
nahmsweise von Blattern wiederholt Geimpfter genommen werden, und zwar 
in letzterem Falle nur von vollkommen entwickelten Blattern. (Baiern, Verord.$ 9.) 

Zur erstmaligen Impfung (Vaceination) darf eine von Wiedergeimpften 
(Revaccinirten) stammende Impf-Lymphe niemals, zur zweiten Impfung (Re- 
vaccination) ausnahmsweise und in dem Fall verwendet werden, wenn sie von 
vollständig entwickelten Revaceine-Pusteln gesunder Individuen entnommen 
und ohne jegliche Vermischung und Veränderung von Arm zu Arm übertragen 
werden kann. (Württemberg, Verord. $. 10.) 

Die Abimpfung von Revacceinirten ist verboten im Grossherzogthum Sachsen- 
Meiningen, Verord. $. 17, Sachsen-Altenburg, Verord. $. 5, Schwarzburg- 
Sonderhausen, Verord. $. 17, in Reuss älterer und jüngerer Linie, ın 
Schaumburg-Lippe, Verord. $. 7. In Waldeck lautet die bezügliche Bestim- 
mung (Verord. 8. 12 f.): 

„Es muss als Regel gelten, dass; von 'Wiedergeimpften, sowie von ge- 
impften Erwachsenen und von geimpften Kindern vor dem 4. Lebens- 
monate kein Impfstoff zu entnehmen ist“. 


4. Die Verwendung von konservirter oder von Glyzerin-Lymphe 
ist nur in Ausnahmsfällen zulässig. (Baiern, Verord. $. 9.) Die Verwendung 
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von Glyzerin-Lymphe ist gestattet, jedoch in keiner schwächeren Mischung als 
der von gleichen Theilen frischer unblutiger Lymphe und chemisch reinen 
Glyzerins. (Württemberg, Verord. $. 10.) 

Waldeck, Verord. $. 12 h. ‚In Haarröhrchen aufbewahrte reine oder mit 
Glyzerin bereitete Lymphe, sowie getrockneter Impfstoff ist bei bisher unge- 
impft gewesenen Kindern nur dann anzuwenden, wenn die Impfung von Arm 
zu Arm nicht ermöglicht werden konnte. 

Zur Wiederimpfung der zwölfjährigen Zöglinge, sowie Erwachsener kann 
die Glyzerin-Lymphe gebraucht werden und ist für diese Fälle die Lymphe, 
die, wenn sie einen guten Erfolg haben soll, nach der vorschriftsmässigen 
Technik bereitet sein muss, von dem öffentlichen Impf-Arzt stets in grösseren, 
dem Bedürfniss entsprechenden Quantitäten mitzubringen. 


5. Die Abnahme von Lymphe zum Zweck der Weiterimpfung darf nur 
von solchen Kindern (Vaceinirten) geschehen, welche mindestens 4*) Monate 
alt und bei genügender Untersuchung unzweifelhaft gesund erfunden worden 
sind, insbesondere keine Rhagaden, kein Wundsein unter den Armen oder 
zwischen den Beinen, keine Kondylome an den Mundwinkeln und an dem 
After, keine Ozaena, keinen der Syphilis oder Krätze verdächtigen Hautaus- 
schlag und keine eingesunkenen Nasenrücken haben. 

Die Abimpfung darf ausserdem nur von solchen Pocken geschehen, 
welche einen normalen Verlauf genommen haben und nicht mit Rothlauf 
komplizirt sind. (Württemberg, Verord. $. 10.) 


6. Die Impfung hat stets mit einem reinen Instrument und mittelst 
leichter, kurzer Schnittehen zu geschehen, welche in der Gesammtzahl von 
nicht weniger als 5 und nicht mehr als 10 auf beide Oberarme zu vertheilen 
sind. Bei der Revaccination sind die Impfwunden besser auf den linken 
Oberarm allein anzubringen. 

Mit der Lymphe darf niemals Blut mit übergeimpft werden. (Württem- 
berg, Verord. $. 10.) 

Die blankgeschliffene Lanzette, welche zu keiner andern Operation ver- 
wendet werden darf, ist nach jeder Impfung in warmem Wasser zu reinigen. 
(Reuss, Verord. $. 16.) 

Die Anwendung von Impf-Lanzetten, die mit einem Magazin für die 
Lymphe versehen sind, ist untersagt. (Anhalt, Verord. $ 9.) 

Lanzetten oder Nadeln zu Massen-Impfungen, bei denen eine jedesmalige 
Reinigung nicht ausführbar ist, dürfen nicht benutzt werden. (Grossherzog- 
thum Sachsen, — Schwarzburg-Sondershausen; Verord. $. 17.) 


7. Die Nachschau ist nach der Vorschrift des $. 5 des Impf-Gesetzes 
einzuleiten. Bei derselben sind die durch die Rubriken 14—16 der Impf-Liste 
verlangten Notizen sorgfältig einzutragen, insbesondere auch die Rubriken 
17—19 zum endlichen Abschluss zu bringen. 

Die Impfung ist bei deren erstmaliger Vornahme (Vaceination) dann als 
erfolglos zu bezeichnen, wenn sich nicht wenigstens Eine vollkommene mit 
einem deutlichen Entzündungshof umgebene Pustel entwickelt hat. Zwei oder 
mehr abortive oder rudimentäre Pusteln können nicht als Ersatz für Eine 
vollkommene Pustel gelten. 

Die zweite Impfung (Revaccination) gilt jedoch nur in dem Falle als er- 
folglos, wenn zur Zeit der Nachschau an der Impfstelle gar keine verlässigen 
Spuren einer stattgehabten entzündlichen Reaktion oder eines bestandenen 
Bläschens oder Stippchens mehr vorhanden sind. 

Als entschuldigt ist das Ausbleiben bei der Nachschau zu erachten, wenn 
bei dieser ein auf Grund persönlichen Augenscheins ausgestelltes Zeugniss 
eines approbirten Arztes oder einer mit Bezug auf die Ausübung einer Ööffent- 
lichen Funktion beeidigten Person darüber beigebracht wird, dass der Imfling 
erkrankt sei. 
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*) Die Bestimmungen über das Alter der Kinder, von denen abgeimpft werden 
soll, schwanken von 3 bis 6 Monaten in den übrigen Bundes-Staaten, 
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Wenn der Geimpfte auch an der letzten Impftagfahrt des betreffenden 
Impfbezirks nicht vorgestellt oder nicht längstens bis zum 30. September dem 
Impf-Arzt das Zeugniss eines approbirten Arztes über den Erfolg der Impfung 
vorgelegt ist, so ist er als ohne Erfolg geimpft zu behandeln und zur nächsten 
Jahres-Impfung zu verweisen. (Württemberg, Verord. $. 11.) 


8. Die folgenden Bestimmungen sind dem Impf-Regulativ für 


Waldeck entlehnt: 


„Werden Kinder, welche dem Impfzwange unterliegen, in der Impf-Liste 


aber nicht verzeichnet sind, im Termine gestellt, so sind sie zu impfen und 
in der Impf-Liste an der gehörigen Stelle nachzutragen. 

Das Gleiche gilt, falls die Impfung von Kindern verlangt wird, welche 
nach dem Anfange des betreffenden Kalenderjahres geboren sind, sofern nach 
dem Urtheile des Impf-Arztes keine Bedenken dagegen obwalten. Die Ein- 
tragung in die Imf-Liste erfolgt unter einer besonderen mit ©. zu bezeichnen- 
den Abtheilung. ($. 10.) 

Unmittelbar nach stattgehabter Impfung füllt der öffentliche Impf-Arzt 
unter Benutzung der ihm gewährten Schreibhülfe die für den betreffenden 
Impfpflichtigen bestimmten Kolonnen 7 bis einschliesslich 13 aus und notirt 
auf Grund der vorgelegten Zeugnisse in Kolonne 17 bezw. 18 die Ursachen, 
weshalb von der Impfung „vorläufig“ oder „gänzlich“ Abstand genommen ist, 
unter Angabe des Namens des Ausstellers sowie des Datums des Attestes. 

Die Zeugnisse sind als Anlagen der betreffenden Listen geheftet sorg- 


fältig aufzubewahren. ($. 11.) 


9. Bei den Fällen der Erfolglosigkeit bleibt es dem Ermessen des 
öffentlichen Impf-Arztes überlassen, ob er die nochmalige Impfung Sofort im 
Revisions-Termine vollzieht, was bei drohenden Pocken-Epidemien wohl zu 
beachten ist, oder ob er die Impfung auf das nächste Jahr verschiebt. Hat 
die zweite Impfung in dem allgemeinen Revisions-Termine stattgefunden, so ist 
der betreffende Impfliing am sechsten bis achten Tage dem Impf- Arzt an 
einem von demselben festzusetzenden Orte vorzustellen. 

Falls auch die zweite Impfung erfolglos bleibt, ist sie zum dritten Male 
zu wiederholen, womit, sie sei mit oder ohne Erfolg, der gesetzlichen Impf- 
pflicht genügt ist. Wenn der geimpfte Impfpflichtige wegen Krankheit oder 
aus anderen erheblichen Gründen im Revisions-Termine nicht gestellt werden 
konnte, so ist im ersteren Falle ein ärztliches Krankheits- Attest oder eine ärzt- 
liche Bescheinigung über den Erfolg der Impfung (Impfschein) beizubringen, 
im letztern Falle hingegen die Unmöglichkeit der Gestellung des Impflings 
von dessen Angehörigen durch eine amtliche Bescheinigung nachzuweisen. 

Alle geimpften Impfpflichtigen, welche bei der Revision mit oder ohne 
Entschuldigung ausgeblieben waren und bei welchen die Wirkung der Impfung 
durch den öffentlichen Impf-Arzt bezw. Privat-Arzt nicht festgestellt worden 
ist, werden in die Listen für das nächstfolgende Jahr übertragen und der 
wiederholten Impfung unterzogen. 

Die Ausstellung des Impfscheines auf Grund der Besichtigung der vor- 
handenen Impfnarben ist unzulässig (?), da nicht mit voller Sicherheit beschei- 
nigt werden kann, dass der gesetzlichen Impfpflicht genügt ist. 


Schliesslich liegt dem Impf-Arzte ob, nach vorausgegangener sorgfältiger | 


Untersuchung des Impfpflichtigen in der Kolonne 19 stets und zwar durch 
Anwendung der Buchstaben S8., R., Sk. einen Vermerk zu machen, wenn ein 
Impfing an Syphilis, Rachitis oder Skrophulosis leidet. (8. 13.) 


10. Bei den öffentlichen Impfungen soll auch ausser den Fällen des 
$. 11 Jedermann, gleichviel von welchem Alter, Gelegenheit geboten sein, an 
sich oder den Seinigen unentgeltliche Revaccinationen ausführen zu lassen. 
Wer sich daher in einem Impftermine zu diesem Zwecke meldet, darf ohne 
hinreichenden Grund nicht zurückgewiesen werden. ($. 15.) 


31. Impfpflichtige aus Häusern, in denen eine ansteckende Krankheit 
herrscht, dürfen weder im allgemeinen Impf- noch Revaceinations - Termine 


L 


Technik der Impfung. 1753 


erscheinen, sind vielmehr nach dem Schluss des Termins in ihrer Wohnung 
zu impfen resp. zu revidiren. 


Es tritt in diesen Fällen an die Stelle der Aufforderung und der Pflicht 
zur Stellung in dem Termine die Aufforderung und die Pflicht zur Stellung 
in der eigenen Wohnung. 

Beim Ausbruch einer Pockenkrankhe it sind die in demselben Hause be- 
findlichen Impfpflichtigen, wenn es irgend angeht, vondem Kreis-Physikus gleich 
bei seiner ersten Anwesenheit am Orte zu impfen, dieselben sind selbstredend 
nicht zur Weiterimpfung im allgemeinen Impf-Termine zu wählen. ($ 16.) 


12. In Betreff der Revaccination hat in Baden das Ministerium des 
Innern am 18. März 1875 folgende Verordnung erlassen: 
‚An sämmtliche Grossherzogliche Impf-Aerzte u. Impf-Institute.“ 
| Da die Schutzpocken-Impfung im Grossherzogthum seit 1808 und als 
Zwangsverbindlichkeit seit 1815 eingeführt ist, so ist die Impfung, welche 
das Reichs-Impfgesetz in $. 1. 2 für Schüler in ihrem 12. Jahre vor- 
schreibt, durchgängig als Wiederimpfung, Revaceination aufzufassen. 

Die Wirkung der Revaceination bei mit Erfolg vaccinirten Personen 
ist aber eine sehr verschiedene, indem je nach dem Grade der Empfäng- 
lichkeit sich bald nur Stippchen mit Erythem, bald Knötchen, bald 
Bläschen, bald aber vollkommene Vaceineblattern ausbilden, und der 
Verlauf ein um so rascherer ist, je niederer die Entwicklungsform der 
Revaccine ist. Da aber der Impfstoff immer die möglichst entwickelte 
Form, die ächte Vaccinablatter hervorbringt, wenn Anlage hierzu vor- 
handen ist, so müssen die niederen Formen als bedingt durch die fort- 
dauernde Schutzkraft der Vaccine und dadurch geminderte Empfäng- 
lichkeit betrachtet werden, eine Wiederholung der Impfung würde also 
meist keinen andern Erfolg erzielen, demnach zwecklos und eine un- 
nöthige Belästigung sein. Und wenn auch der Verlauf dieser unvoll- 
kommenen Formen ein rascherer ist, so werden dieselben doch am 
Tage der gesetzlichen Nachschau noch erkannt und beurtheilt werden 
können. 

Die Impf-Aerzte werden deshalb ermächtigt, bei Revaccinationen auch 
die niedern Formen der Entwicklung für solche zu erklären, wodurch 
der gesetzlichen Pflicht der Wiederimpfung genügt ist, dagegen nur, 
wenn gar keine Reaktion entstanden, die Impfung zu wiederholen. 

Sodann genügt es bei Revaceinationen, nur auf einem Arme, am 
besten, dem linken zu impfen, doch empfiehlt es sich, in die Impf- 
schnittchen reichlich Impfsteff einzufügen, und die Revaceinationen mit 
der Vornahme der Vaceination zu verbinden.“ 


13. „Jeder Zögling einer öffentlichen Lehranstalt oder einer Privatschule 
innerhalb des Jahres, in welchem der Zögling das 12. Lebensjahr zurücklegt, 
soll der Impfung mit Schutzpocken unterzogen werden, sofern er nicht nach 
ärztlichem Zeugniss in den letzten 5 Jahren die natürlichen Blattern über- 
standen hat oder mit Erfolg geimpft worden ist.“ Dies bedeutet, führt Dr. 
Reiter, k. b. Impfarzt, (ärztliches Intelligenz-Blatt VI. Serie Nr. 1) aus, in 
allen Gebieten des Deutschen Reiches mit Ausnahme der acht älteren preus- 
sischen Provinzen und des Königreichs Sachsen die zwangsweise Einführung 
der Revaceination, obgleich im ganzen Impf-Gesetz der Ausdruck Revaceination 
oder Wiederimpfung nicht gebraucht ist. Bisher bestand in Deutschland die 
Zwangs-Revaccination nur in den Herzogthümern Anhalt und Sachsen-Mei- 
ningen. In den übrigen deutschen Gebieten wurden bisher alle Kinder zwangs- 
weise geimpft, ehe sie ein Alter von 11 Jahren erreichten und ist fur die- 
selben deshalb die zwangsweise Impfung im Laufe ihres 12. Lebensjahres 
Zwangsvaceination, weil sie schon früher vaceinirt worden sind. Aus den 
auszustellenden Impfscheinen geht nun keineswegs hervor, ob ein Kind im 
Alter von 12 Jahren geimpft oder revaceinirt ist; es wird eben nur bescheinigt, 
dass der gesetzlichen Pflicht durch die Impfung genügt sei. Demnach werden 
beide Prozeduren, die Impfung wie die Revaceinatioa, gleich geschätzt. Für 
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den Impfarzt stellt sich diese Angelegenheit aber anders, da bei 12jährigen 

Kindern, die mit Erfolg im ersten Lebensjahre geimpft sind, die Revaceination 
höchst selten vollkommene DBlattern hervorbringen wird. Wann kann der 
Impf-Arzt sagen, dass durch die Revaceination der gesetzlichen Pflicht genügt 
sei? Zur Beantwortung dieser Frage mögen folgende Sätze Beiter’s dienen: 


1) Da wir mit aller Bestimmtheit wissen, dass der Impfstoff immer die möglichst 


entwickelte Form, nemlich die Blatter hervorbringt, wenn Anlage hierzu vor- 


handen ist, so müssen alle niederen Formen, als das Stippchen mit Erythem, 
das Knötchen ete. als solche angesehen werden, welche der gesetzlichen Pflicht 
der Revaccination genügen. Wenn der Impf-Arzt deshalb am Kontrolltage auch 
nur eine verblassende Röthe oder ein sich zurückbildendes Knötchen sieht, so 
ist er berechtigt, den Impfschein in dieser Richtung auszustellen. 


2) Da bei den zu Revaccinirenden gewöhnlich theils wegen der vorhergegangenen. 
Vaccination, theils wegen spröderer Haut eine geringere Empfänglichkeit für die 
Wirkung des Impfstofis stattfindet, so soll die Revaccination mit lebendigem 
Stoffe von Arm zu Arm vorgenommen werden und wo möglich von Vaceiner; 
von Revaccinen, wenn sie schön entwickelt sind, kann er auch verwendet werden 


3) Da todter Stoff von Vaceinen immer unsicher wirkt, so soll jede mit selbem 
ohne Erfolg ausgeführte Revaccination mit Stoff von Arm zu A:m wiederholt 
werden, weil sonst mit todtem Stoff ohne Erfolg Revaceinirte von den Blattern, 
gegen die sie sich geschützt glauben, ergriffen werden können, 


4) Da der todte originäre Kuhpockenstoff und der mit Glyzerin verdünnte noch 
viel unsicherer wirken als todter Vaccinestoff, so soll er nur im äussersten 
Nothfall unter der Vorsicht der Nachimpfung im Misserfolge verwendet werden. 


5) Da bei Revaccinationen mit Erfolg beständig Achselschmerz sich einstellt, so 
soll man nur auf einem Arme, dem linken, revacciniren, da der rechte dann zur 
gewöhnlichen Beschäftigung frei bleibt. 


6) Da mehrere Kuhpocken einen sicheren Schutz gegen die Gefahr der Menschen- 
blattern gewähren als wenigere, und überdies bei der Revaceination öfters einige 
Revaccinen ausbleiben oder sich schwächer entwickeln, so sollen 8 Schnittchen am 
Oberarm gemacht und bei allenfalsiger Stoffabnahme 3 Blattern unberührt bleiben. 


7) Da sich zu den entwickelten Revacceinen Fieber gesellt, so müssen von der 
Zeit an, als sich Achselschmerz zeigt, alle aufregenden Geschäfte vermieden und 
Ruhe empfohlen werden. Bei bestehendem Fieber soll nicht revaceinirt werden. 


8) Deshalb dürfen auch sensible Mädcheu, wenn sie schon menstruirt sind, nur 
8 Tage nach der Periode oder 14 Tage vor derselben revaceinirt werden, damit 
das Revaccinations-Fieber nicht störend auf den Monatsfluss wirke. 


9) Da überdies wie bei jeder exarthematischen Krankheit das Hautsystem besonders 
angesprochen wird, so müssen die Schulkinder, wenn wegen Blattern Ausbruchs 
eine ausserordentliche Revaceination zur Winterszeit oder bei heftigen kalten 
Winden vorgenommen wird, vom Schulbesuch dispensirt werden, wenn sie von 
der Schule weit entfernt wohnen. 


10) Da der Impfrothlauf nicht nur verimpfbar, sondern auch sehr bösartig ist, so 
muss die Revaceination gleich unterbrochen werden, wenn er sich zeigt. 


11) Da die Revaccination von dem Augenblick an, wo sie gemacht wird, nicht 
schon einen Ausbruch der Menschenblattern unmöglich macht, was aber viele 
Revaccinirte glauben, so müssen diese belehrt werden, dass, wenn sie bereits 
schon angesteckt sein sollten, die Blattern jedenfalls noch ausbrechen würden 
und dass sie auch innerhalb 9 Tagen, vom Zeitpunkt der Revaccination an 
gerechnet, noch jede Ansteckungsgefahr vermeiden müssten, weil sie innerhalb 
dieser Zeit noch angesteckt werden könnten. Ist die Ansteckung schon vor 
der Revaccination oder zu gleicher Zeit geschehen, so können die Blattern so 
bösartig werden, als wäre nicht revaccinirt worden, und kommt dann der eigen- 
thümliche Fall vor, dass die geimpften Kuhblattern, die dann den Menschen- 
blattern ganz ähnlich sehen, sich mit einem rothen Hof nicht mehr umgeben. 
Entsteht die Ansteckung so spät nach der itevaccination, dass sich der rothe 
Hof der R:vacceinen voll entwickeln kann, so werden die Menschenblattern in 
der Regel sehr modifizirt. Vor einen Ausbruch. solcher modifizirten Blattern 
ist man aber erst 2 mal 24 Stunden nach der Revaceination gesichert, weil 
die Ansteckung am neunten Tage nach der Impfung noch möglich ist und die 
Blattern ein Incubations-Stadium haben, das bis zu 12 Tagen dauern kann. 
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